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Vorwort zur 8. und 9. Auflage. 


Die vorliegende Neubearbeitung des Sachenrechtes jtellt ſich 
das Ziel: unter eingehender Berüdiichtigung aller Bartifularrechte 
eine dogmatiſche Darftellung des heute in Deutichland geltenden 
bürgerlichen Rechtes zu bieteıt. 

Mehr al3 auf anderen Gebieten weicht das Neichsrecht in 
den Einzelmaterien des Sachenrechtes vor den Yandesgelegen zurüd. 
Auf Grund der zahlreichen in dem EG. zum B. GB. enthaltenen 
Vorbehalte werden teils ganze Necht3gebiete aus der reichsgeje- 
lichen Ordnung ausgejchaltet; teil$ begnügt fi) das B. GB. mit 
der Aufitellung allgemeiner Grundzüge, fo daß die bloß um- 
ichriebene Rechtsmaterie Leben und Geitalt erſt aus den er- 
gänzenden Landesgejegen empfängt. Damit muß für jeden Ein- 
fichtigen das Bedürfnis nach einer, das Reichsrecht ergänzenden 
und mit den verjchiedengeitalteten Yandesrechten zu einem Ge— 
famtbilde vereinigenden Daritellung hervortreten. Der rechte 
Einblif in das geltende Grundbuchrecht ift exit dann zu gewinnen, 
wern über die durch Tandesherrliche Borjchriften geordnete Führung 
und Einrichtung der Grundbücher Auskunft geboten wird; die uns 
zulänglide Drdnung des B. GB. über die Grunddienjtbarfeiten, 
Reallajten und andere Materien des Agrarrechtes jchreit nach Er- 
ganzung durch die Landesgeſetze; das Bild des geltenden Rechtes 
bleibt unvollftändig, wenn der Begriff und die Arten der Sachen 
oder wenn das Nachbarrecht oder die Gejtaltung des Bejiges nur 
nad) den privatrechtlichen Normen des B.GB. ohne Berüdjichtigung 
der tief eingreifenden Grundſätze des öffentlichen Yandesrechtes 
gezeichnet werden. Was in allen diefen Beziehungen vom Reichs— 
tete verfäumt worden ilt, haben die Bartifularrechte in reicher 
Fülle nachgeholt. Der deutjche Juriſt wird es mit Genugtuung 
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beobachten, daß die innere Kraft der vom B. GB. ausitrahlenden 
Rechtseinheit Jelbit entlegene Gebiete des in den Rahmen der 
landesgejeglichen Vorbehalte fallenden Agrarrechtes in jeinen Bann 
gezogen hat, und daß fich, wie z.B. für das Leibgeding, troß 
aller äußerlich verjchiedenen Satungen doc ein inhaltlich für alle 
Einzeljtaaten gleiches Necht zu bilden beginnt. 

Der geihichtlihe Zufammenhang verfnüpft das Sachenrecht 
des B. GB. auf das innigite mit der nationalen und deutſchtüm— 
lichen Rechtsentwicklung. Für das materielle und formelle Grund- 
buchrecht als den wichtigiten Beltandteil des jachenrechtlichen 
Normengebietes hatte inSbejondere das preußiiche Recht die Führung 
übernommen: auch für die Auslegung und Ammwendung des neu— 
geichaffenen Reichsrechtes muß der von der preußilchen Praxis 
in Grundbuchlachen geichaffenen XIradition volle Beachtung ge- 
widmet werden. Es jchien mir darum der VBerantivortlichkeit, Die 
der Verfaſſer eines Lehrbuchs übernimmt, zu entiprechen, erſt dann 
zu der vorliegenden Neubearbeitung des Sachenrechtes zu jchreiten, 
nachdem ich mich eingehend mit der praftischen Handhabung ver- 
traut gemacht hatte, die das B.GB. und die GBO. heute auf 
Grund der alterprobten preußischen Erfahrungen finden. Ich habe 
dabei an den verjchiedeniten Grundbuchämtern bereitwillige Auf- 
nahme zu praftiicher Arbeit gefunden; insbejondere möchte ich 
dem Danfe Ausdrud verleihen, den ich Herrn Amtsgerichtsrat 
Liebegott in Halle a. ©. dafür fchulde, daß er als einer der 
bemährteiten Kenner des preußifchen Grundbuchwejens mir hierbei 
mit Unterweiſung und Nat zur Seite geitanden hat. 

Daß ich die neuere Nechtiprechung mit möglichiter Vollſtändig— 
feit herangezogen und den zum Teil jehr wertvollen Bearbeitungen 
des Sachenrechtes vollite Beachtung zugewandt habe, dürfte mein 
Buch auch ohne bejondere Berficherung belegen. 

Wenn ich ſomit hoffen darf, nunmehr eine Daritellung zu 
bieten, die ein zupderläfliges Bild der Praxis und Theorie des 
deutſchen Sachenrechtes gibt, jo ſcheint mir der gegenwärtige Zu— 
ſtand der Rechtsentwicklung es zu erfordern, zwei wiljenjchaftliche 
Fragen mit bejonderem Nachdruck hervorzuheben. 

Stärfer als auf anderen Rechtsgebieten macht ſich für das 
Sachenrecht die Gefahr eines übertriebenen Kormalismus geltend, 
Das iſt begreiflich; denn die Form und äußere Geſtaltung der 
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Sadhherrichaft hat die Bedeutung, das Recht an den Sachgütern 
zu verlautbaren; die Berjinnlichung ift das Erfordernis und darum 
wiederum das Zeichen für das dingliche Recht. Hierzu tritt, daß 
nad) Grundbuchrecht jedes Recht mur fo gilt, wie es verlautbart 
it; Amtspflicht und eigene Berantwortlichfeit weifen den Grund: 
buchbeamten auf die peinlichite Beachtung aller für die Buchführung 
nach Reichs- und Yandesrecht geltenden Borfchriften Hin. Der fich 
vielfach; hervordrängenden UÜberſchätzung der Formen und Formeln 
muß aber nachdrüdlid) entgegengetreten werden. Die Form tit 
niemals Selbitzwed. Sie jteht durchaus im Dienite des mate- 
riellen Rechtes. Mit Unrecht werden die in den landesgejeglichen 
Muiterformularen enthaltenen PBrobeeintragungen als jafrojanfte 
sormeln ausgegeben, die für alle Grundbucheintragungen maß— 
gebend ſeien; mit Unrecht wird der Sat, daß nur rechtserheb- 
liche Eintragungen buchungfähig find, in der Sorge darum, das 
Buch vor überflüffigen oder nicht ausdrüdlic) durch das Gejek 
beitätigten Eintragungen frei zu halten, jo weit ausgedehnt, dat 
um der formalen Ziwede der Grundbuchführung willen auch den 
materiellrechtlich bedeutjamen und für die Nechtiicherheit der Be— 
teiligten umentbehrlichen Eintragungen der Zugang zum Grund: 
buch verjagt wird (vergl. befonders $ 59). Dem übertriebenen 
Formalismus in der Faſſung des dinglichen Vertrages, bejonders 
dem Begehren, daß außer der Auflajjung auch noch eine grund— 
buchmäßige Einigung erflärt werden müſſe, ift jeßt auch das 
Reichsgeriht entgegengetreten. Dies iſt feitzuhalten und weiter 
auszubauen. Der Richter joll nicht Diener des Gejetesiwort- 
lautes, jondern jein Meifter jein. 

Es dürfte an der Zeit fein, fich deſſen zu erinnern, daß die 
Zufammenjtellung der auf Grund der geltenden Normen und An— 
weilungen gewonnenen praktischen Erfahrungen das letzte Ziel 
einer willenjchaftlihen Behandlung des Sachenrechtes nicht bilden 
darf. Der Dogmatik des heutigen bürgerlichen Rechtes find hier 
ernste und gewichtige Aufgaben geitellt. Nur eine auf den geichicht- 
(hen Werdegang der einzelnen Rechtsinjtitute fich gründende und 
den Gejamtbeitand der geltenden Rechtsnormen umfajjende Dog: 
matif vermag die verivirrende Fülle der in zahlreiche ſich durch— 
freuzende Ordnungen verjtreuten Ginzelvorjchriften auf höhere 
einheitliche Grundgedanken zurüdzuführen und von hier aus den 
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in dem Rechtsleben twirfenden NRechtsgedanfen Feitigung und Zu- 
ſammenhang zu bieten, auf daß mit jicherem Grundjage erfannt 
werde, wie das gejekte Recht zur Wohlfahrt der Gejamtheit ent- 
widelt werden und wie es im Leben nicht bloß wirft, jondern 
wirken ſoll. Es gibt ein Recht, das unausgeiprochen in dem 
Geſetze lebt; das unabhängig don dem Willen und Wort des 
Gejeßgebers in jeinem Werfe und im Leben wirft. Die hier in 
unabläffiger Entwidelung begriffenen Rechtsideen zu erkennen und 
fie zu jelbitändigen Nechtswerten auszubilden, muß die Nechts- 
wiſſenſchaft als ihr höchites Ziel feithalten, wenn anders ſie ihre 
rechtſchöpferiſche Aufgabe erfüllen jol. Für das Verſtändnis des 
Sachenrechtes kommt dem Begriffe des werdenden Rechtes oder 
genauer des dinglihen Wartrechtes eine hohe, bisher nicht ge— 
nügend erfannte Bedeutung zu; erſt von ihm aus, jo jcheint mir, 
fann die Eigenart der gejeglichen Ordnung über die Bormerfung, 
die Eigentünierhypothef und vieles andere richtig gewürdigt und 
ausgebildet werden. Nicht minder wichtig ericheint die Feititellung 
des Begriffes und des Anmwendungsgebietes, das der dinglichen 
Surrogation und den fiduziarifchen Nechtsübertragungen zufommt. 
Hier wie in anderen Fällen gilt e8, teil$ die im Geſetz jchlum- 
mernden Gedanken zu eriveden, teil$ darzulegen, daß die enge 
Gebundenheit an die im Geſetze zugelajjenen Typen der dinglichen 
echte den rechtsbildenden Kräften des Volfslebens feine abjolute 
Schranke aufzuziwingen vermag und jedenfall der freien Aus- 
legung feinen Bann auferlegen darf. 

Der Drud des Sachenrechtes hat fich über die Friſt eines 
Jahres hiniveggezogen; jeine Fortführung wurde insbejonder durch) 
meine Überjiedelung nach Heidelberg und die mir hier geitellten 
neuen Aufgaben unterbrochen. Bei den mit möglichiter Sorgfalt 
vorgenommenen Korrekturen bat mich, wie ich danfend herbor- 
heben möchte, Herr Privatdozent Dr. Krahmer in Halle durd) 
unermüdliche Mitarbeit unterjtüßt; das Werk verdankt ihm viele 
wertvolle Zufäße. 


Heidelberg, im Mai 1905. 


F. Endenann. 
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Grünhut: Zeitſchrift für das Privat— und öffentliche Recht der Gegenwart. 

HGB: Handelsgeſetzbuch 
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386: Neichsgeieg über die Amangsveriteigerung und Zwangs— 
verwaltung. 


Drittes Bud. 
Sakhenredt. 


81. Rechtsquellen des Sachenrechts. 


1. Das Sachenrecht des BGB ift auf dem Grundgedanken des 
Sondereigentums an den zur Befriedigung der menſchlichen Bedürf— 
nifje dienenden Sachgütern aufgebaut. Mit feiner Anerkennung beginnt alle 
menſchliche Kultur; in ihm prägt fich der Gedanke der perſönlichen Freiheit 
und die Anpafjung der Güter an die Bedürfniffe und die jelbftbeftimmende 
Arbeittätigkeit des einzelnen Rechtſubjektes aus. 

Das Sondereigentum als die die Sache in der Gejamtheit aller Rechts: 
beziehungen umfafjende Einzelherrichaft bildet nicht die einzige Rechtsform, in 
der die Sachgüter den menſchlichen Bedürfnifjen dienftbar gemacht werden. 
Den vorhandenen Intereſſen genügt es vielfach, wenn eine fremde Sache uns 
nur in einzelnen Beziehungen unterworfen wird. Nach dem Grundfage der 
Ofonomie des Rechtes find daher einzelne, den verjchiedenartigen Zweden 
angepaßte begrenzte Rechte an fremder Sache ausgebildet worden. 
Im Gegenjage zu dem im Gebiete der Schuldverhältniffe geltenden Rechtsſatze 
der Topenfreiheit ? ftellt das BGB hier das Prinzip der gejeglichen Ge— 
bundenheit auf: die Aufzählung der einzelnen Arten der Sachenrechte bedeutet 
die abjchliegende Normierung der rechtlich zuläffigen Sachenrechte;? allen 
außerhalb diejer gejchloffenen Zahl duch Privatbeitimmung beftellten be— 
grenzten Rechten verjagt das Geſetz jhlehthin die Anerkennung.’ 


1) über den Grundfaß der — Vertragfreiheit und die auch für 
ihn gebotene Einſchränkung: Bd.1 810 

2) Außer dem Eigentume en nad) Reichsrecht nur anerkannt: 
Erbbaurecht, Dienjtbarkeiten, Vorkaufrecht, Reallajten, Grundpfandrechte (Hypo— 
the, Grundfchuld, Rentenſchuld), Yabrnispfandrecht. Hierzu treten beitimmte 
eigenartige Sadjenrechte, die nad Landes recht auf Grund der Vorbehalte 
in Geltung bleiben. 

3) Der Schwerpuntt diefer Rechtöregel liegt auf dem Gebiete der Liegen- 
haftrechte; das Grundbuh foll nur die zuläſſigen und rechtlich erheblichen Be- 


Endbemann, Lehrbuch. Il. Band. 8.1.9. Aufl. 1 
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2. Sachenrecht im objektiven Sinne ift der Inbegriff der für die 
bürgerlichen Rechtsverhältniffe an * den Sachgütern geltenden Normen. Das 
dritte Buch des BGB dedt fi dem Inhalt und Umfang nach hiermit nicht 
volllommen. 


a) Inhaltlich greift das BGB über den ftrengen Sadhbegriff hinaus 
und jtellt in mehrfachen Beziehungen den Rechten an körperlihen Saden Die 
Rechte an Rechten gleich. Auch die Rechte gelten inſoweit als ſachenrechtlich 
beherrſchbare Güter. 

Neben die Sachenrechte im ftrengen Sinne tritt der Befig als eigen: 
artiges dinglihes Recht. Seine Drönung erfolgt in dem leitenden, ins: 
bejondere für das Recht an der Fahrnis grundlegenden Abjchnitt. 


b) Das BEB ordnet ausichlieglih das materielle Recht an den 
Saden. 1. Der Ausbau des formellen, das ganze Gebäude des Liegen: 
Ihaftsrechtes jtügenden Grundbuchrechts gejhieht in der Grundbuchordnung 
für das Deutſche Reid.” 2. Ein zweites, auch den Vollzug des materiellen 
Sachennrechts fiherndes Normengebiet enthält die formellen Vorſchriften 
über die Zwangsvollitredung.® 


laftungen verlautbaren. Als Mittel, um die beengenden gejeßlichen Schranken 
auszudehnen, bedient ſich der Verkehr insbejondere der Vormerkung. Außer— 
dem fann jede perfünliche auf einen Geldbetrag über 300 M. gerichtete Forderung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung nah CPO 8 566 f. zu einem dinglidden Rechte 
führen. Für das Fahrnisrecht bietet auch ohne ausdrüdliche gejegliche Anerkennung 
die Beitellung eines fiduziarifch gebundenen Eigentums ein Mittel, da3 eine 
dingliche Sicherung außerhalb der jtrengen Vorausſetzungen de3 Pfandrechts zu 
bieten vermag. — Eine bejonders wichtige Folgerung iſt dieſe, daß ein Miet- 
— Sun Vertrag nicht mit dinglicher Natur begabt werden fann; Bd. 1 
816 ; 

4) Nach underbrüchlich feitgehaltenem Sprachgebrauch bezeichnet das Recht 
an einer Sache (3. B. $ 873) das dingliche Necht, Dagegen dad Recht auf 
Zeiftung, Einräumung ufw. (3.8.8883) das obligatorifche Recht. Die Gegen- 
überjtellung tritt befonders klar 3.8. in $ 1821 Nr. 1,3 hervor: die Ver- 
fügung über ein Grundjtüd (als dinglicder Vertrag) und die Eingehung einer 
Berpflidhtung zu diefer Verfügung (als obligatorifcher Grundbertrag). 

5) Die GBO iſt erlafien am 24. März 1897. Sie enthält feine ab— 
fchließende Regelung, fondern bejchräntt ſich auf die zur Sicherung eines ein— 
heitlichen materiellen Liegenfchaftrecht3 unentbehrlidyen formellen Vorſchriften 
und überläßt alles Weitere den Landesgejeßen. 

6) Diefe find: a) für bewegliche Saden, foweit es ji) um Zwangs— 
bollitredung twegen Geldforderungen handelt, durch die Reichs-Civilprozeßordnung 

$ 803—863 abfchließend gegeben. Bmangsvollitredung zur Erwirkung der 
erausgabe einer beweglichen Sadıe, 88 883, 884. — b) Für Liegen— 
Ihaften, im Sciffsregiiter eingetragene Sciffe, Berechtigungen und Klein: 
bahnen feßt die Reichs - Eivilprogegordnung 88 704 f., 864—871 feit, welche 
Gegenjtände für Die Zwangsévollſtreckung zum unbeweglichen Vermögen gerechnet 
werden, unter welchen prozefiualen Vorausſetzungen die Vollitredung jtattfindet 
und in welcher Weife die hierbei auftretenden Streitigkeiten zu erledigen find. 
Das Verfahren felbit aber, die Unordnung und Durchführung der Bes uſw., 
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3. Das materielle Sachenrecht ift nur zum Teil als Neichsrecht 
fodifiziert. Alle Sondergebiete, deren Ordnung durch örtliche, landwirtichaft: 
liche, öffentlichrechtliche Interefien bejtimmt wird, find dur das EG zum 
BGB der landesgefeglihen Normierung vorbehalten.’ 

Das Sachenrecht erweift fi in feinen Grundzügen als die Materie, in 
der das BGB fih am ftärkften den deutfchen und preußifchen Recht: 
grundjägen anſchließt und dadurch für weite Gebiete des Deutjchen Reiches 
neue und verheißungsvolle Bahnen einjhlägt. 


4. Die Rechte an Sachen unterftehen grundjäglih den Normen des 
Gebietes, in dem die Sachen fich gegenwärtig befinden.” Hieran ift für 
Liegenſchaften wie für Fahrnis feitzuhalten. Das Gebietftatut gilt ins- 
bejondere für die Form aller Rechtsgeſchäfte, durch die ein Recht an der 
Sade begründet oder über ein ſolches Recht verfügt wird.” Cs behauptet 
einen Vorrang auch bezüglich einzelner zu einer Wermögensfreiheit '° ge: 
börender Sachen: obgleih das Vermögen als Ganzes dem Perjonaljtatut 
unterjteht, werden die einzelnen Sachen doch den Gejegen des Staates, in 
deſſen Gebiete fie fich befinden, unterworfen, jofern dort hierfür bejondere 
das Perjonalftatut ausfchließende Vorfchriften gelten." Someit nad den 
vorbehaltenen Landesgejegen der Erwerb dingliher Rechte von ftaatlicher 
Genehmigung '? abhängt, ift derjenige Staat zuftändig, in defjen Gebiet ſich 
die zu erwerbende Sache befindet. 


5. Die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beftehenden, auf Grund 
des — Rechts wirkſam begründeten dinglichen Rechte bleiben grund— 





ſind durch das Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
vom 24. 3. 1897 geordnet. 

7) Ebenſo wird z. B. für die Form des Eigentumerwerbes an Grund— 
ſtücken, "Ba Hypothekenbeſtellung uſw. den Landeögefegen anheimgeftellt, von den 
Normen des BGB abweichende Beitimmungen zu treffen; die Ordnung des BGB 
über die Grumddienitbarfeiten, Reallajten uf. hat nad) EG 115 den Landes: 
Ben — im weſentlichen ſogar nur eine ſubſidiäre Geltung. 

8) Bd. 1822 Nr. 4; die Litteratur daſelbſt A 20; ROHG 11, * 17,167. 

9) E8 111; Niedner 83,80. 

10) Nadı ICH 15, 19, 24, 25 fommen in Betracht: das Ehegut, Kindergut, 
der eg ß. 

11) EG 28; das deutſche Recht weicht inſofern zurück vor der beſonderen lex 
rei sitae de3 ausländifchen Rechts. Daher wird 3.2. das in England belegene 
Grundftüd eines Deutfchen von den Erben nicht gemäk EG 24 nad) den Normen 
des BGB, fondern nad) den Sondervorfchriften des englifhen Rechts zu Eigentum 
ertvorben. — Bezüglich der Fahrnis entſcheidet zwar grundſätzlich das Recht 
der belegenen Sache (RG 8,113); fie wird aber, ſoweit die Zugehörigkeit zu 
einem Nachlaß ujw. in Frage Kent auch von den ausländiſchen Rechten regel- 
mäßig dem für die Vermögenseinbeit geltenden Statut (alfo EG 24) unter- 
worfen; Gierfe 1,228, Nieder 81. 

12) Der Erwerb feitens Mitglieder religiöfer Orden EG 87 I; der Er- 
werb von Grundftüden durch Ausländer EG 88. 


1* 
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jäglich in Geltung. Das gilt auch für ihren Inhalt und Rang.” Dagegen 
wird das Befigverhältnis und das Eigentum jofort der Einwirkung des neuen 
Rechtes unterworfen.** 


$ 2. Ergänzung des Sachenrechts aus anderen Normen des BOB, 


1. Die auf Begründung, Aufhebung oder Anderung dinglicher Rechte 
gerichteten Rechtsgeſchäfte werden grundjägli den bejonderen, im 
dritten Buche enthaltenen Rechtsvorichriften unterftellt. Dies Sachenrecht 
im technifchen Sinne bedarf aber bei jeiner fnappen Fafjung * durchweg der 
Ergänzung. 

Hierzu dient nach feiner Beſtimmung zunächſt der Allgemeine Teil. 
In ihn find wiederholt Normen, die nah den Entwürfen nur für jachen- 
rechtliche Beziehungen gelten follten, nachmals hineinverwieſen,“ um ihnen 
damit eine auf das ganze Gebiet des bürgerlichen Nechtes ausgedehnte 
Geltung zu verleihen. Dem Bedürfnis nach Ergänzung wird damit nicht voll 
Genüge getan. Es ermweift ſich als notwendig, auch auf das Recht der 
Schuldverhältniffe zurüdzugreifen.? 

2. Zur Ausübung des dinglichen Rechts genügt bereits das Borhanden= 
jein des feinem Inhalte entjprechenden befriedeten Herrihaftszuftandes. Ein 
dinglicher Anfpruch * löſt fi) aus ihm erſt ab, wenn ein beftimmter Gegner der 
Ausübung der ſachenrechtlichen Befugniffe entgegentritt. Hieraus entjteht ein 


13) Ferner für das Miteigentum und das Eigentum an ftehenden Erzeug= 
niſſen EG 181 II, das Stodwerfeigentum EG 182, 

14) EG 180, 1811; ferner 184, 192—195. — Die Einzelfragen find unten 
für jedes dingliche Recht "gefondert zu betradten. Im allgemeinen vergl. Bd. 1 
$ 16; Habicht $ 37, Niedner 357. — Befonders hervorzuheben ijt, daß für Das 
Inkrafttreten des Liegenſchaftrechts noch ein zweiter Zeitpunkt: wann das Grund- 
buch a angelegt gilt, in Betracht fommt; darüber unten 849. 

Das „Sachenrecht“ beiteht aus 443 Baragrapben, das bedeutet etwa ein 
Siebentef der fachenrechtlichen Normen des preußiſchen Landrechts. 

2) Beſonders charakteriſtiſch iſt das Schifaneverbot in $ 226, das zunächit 
den Mißbrauch des Eigentumrechtes verhüten jollte, vom Reichstage aber ver— 
allgemeinert wurde; Bd.1 $884a AU4. Werner $ 137, im erjten Entwurf $ 796; 
$ 142, im eriten Entwurf 88 837 IL, 877. Insbeſondere auch $ 185. — Der 
ganze Abjchnitt über den Begriff und die Arten der Sachen ijt erjt in zweiter 
Leſung in den allgemeinen Teil verwiesen. 

3) Genauere Prüfung zeigt, dab gewiſſe Gruppen von Nechtsnormen, die 
zunächit für obligatorifhe Verträge aufgejtellt find, auch für die dinglichen 
Geltung beanfpruchen müflen; 3.8. die Normen über die Unmöglichleit ($ 306), 
die Höhe der geſetzlichen Zinfen, Darüber hinaus werden gewiſſe aus einer 
dinglichen Rechtslage entitehende gefetliche Verpflichtungen nach Art einer aus 
Schuldverhältnifien erwachſenen Verbindlichkeit behandelt. So die gefeßlichen 
Verpflichtungen des Nießbraucders $ 1036 f., da3 Schuldverhältnis zwiſchen dem 
Verpfänder und dem Pfandgläubiger $ 1215 f.,; ferner $ 2259. 

4) Der Ausdruck dinglicher Anſpruch findet ſich in 5221. Anſprüche aus 
dem Eigentum 9— 985 f., 1011; Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe $ 931; 
Anspruch des itzers * 861 IT; Unfprüche des Nießbrauchers $ 1065 und des 
Pfandgläubiger3 $ 1227. — {ber den Begriff des Anſpruchs Bd. 1 8 86. 
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durch Klage gegen dieje Perſon verfolgbarer, inhaltlich auf die Herftellung des 
dem Sachenrechte entjprechenden tatſächlichen Zuftandes gerichteter Anſpruch.“ 
Seine Ausübung wird im wejentlichen der des Forderungsrechtes angepaßt.® 

Dieje Gleichftellung findet ſcharfe Ausprägung, indem das Rechtsverhält: 
nis zwijchen dem Eigentümer und dem Befiger zu einem kraft Geſetzes— 
vorjchrift entjtehenden eigenartigen Schuldverhältnisgeftempelt wird und hier- 
auf dann die allgemeinen obligatorischen Haftungsgrundfäge zur Anwendung 
gebracht werden.” a) Hiernach wird jeder * Befiger mit Eintritt der Nechtö- 
bängigfeit, als jog. Prozeßbefiter, obligatorifch zur Herausgabe aller von jet 
ab gezogenen Nugungen verpflichtet. Zugleich entfteht für ihn die Verpflichtung 
zur Ziehung aller einer ordnungsmäßigen Bewirtihaftung entjprechenden 
Früchte; wird dies jchuldhaft verfäumt, jo haftet er für vollen Schaden: 
erſatz.“ b) Iſt der Befig unentgeltlich erlangt, jo haftet jeder Befiger auch 


5) Er kann in Konkurrenz treten mit einer obligatorifchen Forderung, 
die denfelben Zuſtand als Folge einer konkreten Schuldverpflichtung herbeiführen 
will. Dies findet 3. B. dann ftatt, wenn der Eigentümer feine Sache ver— 
lieben, zur Verwahrung gegeben, vermietet, verpachtet bat: er kann die 
Herausgabe mit dem dinglichen oder dem obligatorifhen Anfpruch verfolgen. 
Dem Berechtigten fteht grundfäßlich die freie Wahl zu, von welchem der zu dem— 
jelben Ziele führenden Anſprüche er Gebrauch machen will. Die erfolgreiche 
Durchführung des einen hebt den anderen infoweit auf, ald der Richter aufs neue 
über die Rechtöfolge des unveränderten Tatbeitandes entjcheiden würde. Die 
Gleichheit des Gegenftandes des Klagbegehrens ift dafür nicht fchlechthin ent- 
ſcheidend; wer mit dem Eigentumanfpruche aus $ 985 abgewieſen ijt, fann nun 
erit recht wegen ungerechtfertigter Bereicherung die Herausgabe derfelben Sache 
nad) 8 812 begebren. Vergl.Bd.1 8895 Nr. 1. 

6) Inſofern wird auch die Haftung des mit dem dinglichen Anfpruch Be: 
langten im weſentlichen der eines obligatorisch Verpflichteten nachgebildet. — 
Dies alles darf jedoch nicht über den durchgreifenden inhaltlichen Gegenfab beider 
Anjprüche binmwegtäufchen. Grundlage des Forderungsrecht3 bildet die fonfrete 
Verpflichtung eines durch das Schuldverhältnis von vornherein beitimmten Geg— 
ners; e3 erjchöpft fich in diefem Leiſtungsbegehren. Der dingliche Anfpruch da— 
gegen leitet ſich erft infolge eines zufälligen äußeren Eingriff3 aus dem bejtehenden 
dinglichen Rechte ab; erit hieraus entfpringt ein aktives NRechtichubbegehren und 
erit hierdurch wird ein ihm unterworfener Gegner bejtimmt. Allgemein kann 
mit dem dinglichen Hhpothefenanfpruch der perjönliche Forderungsanfpruch ver— 
bunden werben. 

T) Nah Mot. 3,400 ging die Abficht dahin, den Eigentümer nach jeder 
Richtung zu ſchützen und dementjprechend den bösgläubigen wie den redlichen Be- 
figer nach den Grundſätzen des Nechtes der Schuldverhältnifie haften zu laſſen. 
Die zweite Lefung bat hierin allerdings weſentliche Milderungen eintreten laſſen; 
der Grundgedante iſt aber im BGB beibehalten worden. Die Abweichung bon 
den Regeln de3 Obligationenrechts beruht befonders auf $ 993, wodurch die An— 
wendung der $$ 812, 823 f. eingejchränft wird. 

8) Das BGB unterfcheidet hierfür nicht, ob der Beſitzer in gutem oder in 
böfem Glauben tar. 

9) 8987. Diefe Schadenerfabpflicht wird dahin verallgemeinert, daß der 
Brozekbefißer auch für jede Verfchlechterung, Untergang oder fonftige, z. B. durch 
Veräußerung, eintretende Unmöglichkeit der Herausgabe der Sache im Falle eines 
Verſchuldens haftet; $ 989. 
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für die vor Eintritt der Nechtshängigkeit gezogenen Nutzungen nad) den 
Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung.’ Eine Haftung wegen 
unerlaubter Handlungen tritt dagegen nur ein, wenn der Befig durch 
verbotene Eigenmacht oder eine ftrafbare Handlung erlangt worden ift.'" 
ce) Endli haftet der bösgläubige Befiter '? bereits vom Befigerwerbe 
ab auf vollen Schadenerjag. Insbeſondere finden auf ihn die Normen über 
den Verzug * Anwendung, jo daß er auch für Zufall einftehen muß, 
jobald er dur Mahnung des Eigentümers in Verzug geraten iſt.“ 


3. Dur die beiprochenen Einzelanwendungen wird zu der Frage 
Anlaß gegeben, ob ſich nicht der allgemeine Grundſatz aufftellen läßt, daß die 
ſachenrechtlichen Normen überall, wo nicht die Bejonderheiten der dDinglichen 
Rechte entgegenstehen, ihre Ergänzung aus dem Allgemeinen Teile und dem 
Rechte der Schuldverhältnifje zu finden haben." 

Das BGB gibt hierfür, jomohl durch die Heranziehung der Normen 
über den Verzug, als auch dadurd einen Anhalt, daß es den Anſpruch auf 
Herausgabe der Sache und allgemein die Übertragung dinglicher Rechte den 
Grundjägen über die Abtretung unterjtellt.'® 


10) 8988 unter Aufnahme des in $ 816 enthaltenen allgemeinen Grund- 
jaßes, wonach der gutgläubige Erwerber zwar Eigentum erlangt, dem früheren 
Eigentümer aber bis zum Betrage feiner Bereicherung haftet. 

11) $ 992. Die Haftung befchränft ſich auf den Fall der unerlaubten 
Ergreifung, Erjchleihung uſw. des Befißes. Wegen der als Beſitzer begangenen 
Schädigungen gilt die Delikthaftung nicht; bier foll A genügen. 

12) 89901 jagt: wer „nicht in gutem Glauben“ iſt. Aus 88 932, 937 IL, 
955 1,2 ergibt fich, da dies derjenige iſt, der weiß oder infolge grober Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht weiß, daß er kein Recht zum Beſitz hat. 

13) dee II. Dazu 88236 f. und Bd. 1 8138. Für den guigläubigen 
— gilt dies gemäß 8 993 nicht. 

14) „m Geſetze wird ſchlechthin auf „die Haftung wegen Verzugs“ ver— 
iwiefen. Daraus darf nicht etwa geichloflen iverden: mala fides interpellat pro 
homine; andererjeits fett die Klagerhebung zwar in Verzug, fie bewirkt aber 
noch nicht, daß der Befißer in böfen Glauben verfeßt werde; zur Anwendung bon 

990 II müſſen beide Vorausfegungen gefondert fejtgeitellt werden. — Die 

Normen des Verzugs gelten fo, wie fie im Rechte der Schuldverhältnifie feſt— 
gejtellt find. Die wichtigſte Folge dieſes Rechtszuſtandes it, daß der Eigentümer 
zwei befondere und verjchiedenartige Ansprüche bat: den dinglichen auf Herjtellung 
des feinem Rechte entſprechenden tatfächlichen Zuſtandes und einen obligatorischen 
auf Scadenerjaß. Beide fan er nach- und nebeneinander geltend maden; auch 
einer Kombination in derfelben Klage ſteht progefjualiih nichts im Wege. 
Während aber der dingliche Anspruch jedem gegenwärtigen Eigentümer gegen den 
gegenwärtigen Beſitzer zuſteht, kann die obligatorifche Forderung nur don dem= 
jenigen Eigentümer erhoben werden, der berechtigt war, als die Verpflichtung 
entftand, und nur gegen denjenigen, der damals Beſitzer mar. 

15) Mot. 3,398 f., 408 f. bejahen dies in vollem Umfange. Ebenfo auch 
Bland 2,4; RG 54, 366. 

16) Die 88 398 f. gelten in den Fällen der 88 870, 931, 986 II. Außer— 
dem finden gemaß 8413 alle Normen über die Übtretung auch auf dingliche 
Rechte Anwendung; fo kann 3. B. — bei Grundſchulden zur Bedeutung ge— 
langen. Hierzu treten ferner die Verweiſungen im Obligationenrecht auf das 
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Entjcheidende Bedeutung hat die aufgeworfene Frage für die Behand: 
lung der dinglichen Rechtsgeſchäfte. Sowohl die einjeitige Verfügung 
als aud der als Einigung bezeichnete dinglihe Vertrag unterftehen den 
allgemeinen Borausjegungen bezüglih der Geſchäftsfähigkeit, der Abgabe 
und Wirkſamkeit der Willenserflärungen und der Schließung des Vertrages.!" 


Erſtes Kapitel. 
Grundbegriffe. 


$3. 1. Begriff des Sachenrechts. 


1. Die Abjonderung des Sachenrechts als eines jelbjtändigen Rechts: 
gebietes beruht auf der Anerkennung der jelbftändigen Bedeutung, die der 
tatjählich vollzogenen, befriedeten Herrſchaft über eine Sache nad all: 
gemeiner Rechtsanſchauung gebührt. Der hiermit gekennzeichnete Beſitz— 
tatbeftand, dem jpäter die Bucheintragung gleihgemwertet wurde, ift die 
Form, in der das dingliche Recht entfteht. Er wirkt als Rechtözeichen 
und bejtätigt den kundbaren Rechtftand für jeden hierauf vertrauenden 
Dritten. 

Im Gegenſatz zu dem erjt einer höheren Stufe der Rechtsentwidelung 
angehörenden, nur als rechtliches Band zwifchen zwei Perſonen vorgeftellten 
und erjt kraft Rechtsnorm beftehenden Schuldverhältnis: fußt das Sachen: 
recht auf der natürlichen Herrihaft des Menjchen über die Sache. Den ver: 
ihiedenartigen Intereſſen, die durch die Sachnutzung ihre Befriedigung finden, 
entfprehen die verfchiedenen Formen der Sachherrſchaft. Ihre rechtliche 


Sachenrecht 3. ®. $ 292 und im Sachenrecht auf das Obligationenrecht 3. B. 
88 947, 1008 f. auf 88 741—758; 8 1010 auf 88 755, 756; 8 1011 auf 
$ 432; 8 1226 auf — II und III. — Einen gewiſſen Wert bat auch 
der Rüdichluß aus 8 993 I, wo eine über die in $$ 987—992 gegebene Haftung 
binausgebende Haftung des Beſitzers wegen ungerechtfertigter Bereicherung oder 
unerlaubter Handlungen abgefchnitten wird. Wenn e3, fo Täßt Sich ſchließen, 
nötig war, Dies befonders abzulehnen, jo muß da3 BGB die Zuläffigfeit diejer 
obligatorifhen Ansprüche als fchlechthin gegeben unterjtellen. Indeſſen läßt fich 
bier einwenden: wenn fich eine derartige Ergänzung von ſelbſt veriteht, warum 
verordnet dann 8 988 die Komdiktionshaftung noch befonderd. Der 8 9931 hat 
ebenfjo wie 8 992 nur die Bedeutung einer Hlarjtellenden Normierung; weitere 
Schlüffe dürfen daraus nicht gezogen werden. 

17) Dies iſt im ganzen heute unbeitritten. Obne die Anwendung der 
Grundfäße über die Gejchäftsfähigkeit, Nichtigkeit, Anfechtbarfeit ufiv. würde eine 
unerträgliche Lücke entitehen. Dagegen beſtehen Zweifel über die rechtliche Natur 
der Einigung; follte ihr die Natur eines Vertrages mit Grund abgeitritten 
werden, fo würden damit die Vertraggrundfäbe entfallen; um die Frage der Ans 
twendbarfeit der allgemeinen Vertragnormen dreht fich im mwefentlichen der Streit. 
Darüber unten $ 17. 
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Geſtaltung kennzeichnet ſich in dreifacher Richtung. 1. Erkennbarkeit der 
Herrſchaft iſt im Sinne eines gemeinverſtändlichen Rechtzeichens zu ver— 
ſtehen. Beſtimmte, ſcharfgeſchiedene Typen ſind zu fordern. Sie können 
nicht durch Parteiwillkür erweitert werden, ſondern ſind durch die praktiſche 
Rechtsübung gegeben. 2. Für jeden Tatbeſtand muß die durch ihn verlaut— 
barte Rechtsfolge durch eine klare und abſchließende Rechtsnorm feſtgeſtellt 
werden. Der Natur des Sachenrechtes entſprechen ſtrikte Rechtsvorſchriften, 
die den Rechtsinhalt endgültig klarſtellen und nicht auf ſeine Ermittelung nach 
Treu und Glauben oder richterlichem Ermeſſen verweiſen.“ 3. Im Einklang 
hiermit wird jede dingliche Rechtsänderung an die Herſtellung des der er— 
worbenen Rechtsmacht entſprechenden Rechtzeichens gebunden. Die ding— 
lichen Rechtsgeſchäfte müſſen in rechter Form verlautbart werden, und da 
durch die Formhandlung für ſich die verordnete Rechtsfolge ausgelöſt wird, 
ſind ſie durchaus abſtrakter Natur. 


2. Dem Sachenrecht im objektiven Sinne? als der Geſamtheit der 
ſachenrechtlichen Normen tritt gegenüber das Sachenrecht im ſubjektiven 
Sinne als das auf Grund dieſer Normen dem einzelnen Rechtsſubjekte zu— 
ſtehende dingliche Recht.“ 

Die Anerkennung der ſubjektiven Sachenrechte nimmt den Ausgang von 
der tatſächlich vollzogenen unmittelbaren und befriedeten Macht des 
einzelnen Rechtsſubjektes über die Sache. Durch ihren Vollzug wird ein 
Intereſſengebiet abgegrenzt, das nach allen Seiten hin, ſoweit der Sach— 
gebrauch es ausgibt und ſoweit die Einzelintereſſen daran als ſchutzwürdig 
erſcheinen, ausſtrahlt. Die rechtliche Anerkennung bezieht ſich auf das hier— 
mit objektiv feſtgeſtellte Gebiet der an die beſtimmte Sache gebundenen, daher 
dinglichen Herrſchaftsbeziehungen.“ 


1) Daher wird im Grundbuchverkehr auf der Einreichung einer in ſich ab— 
geſchloſſenen und eindeutigen Eintragungsbewilligung beſtanden; dem Grundbuch— 
beamten iſt nicht zuzumuten, daß er erſt durch Auslegung ermittele und nach 
freiem Ermeſſen feſtſtelle, welches Recht und mit welchem Inhalte es eingetragen 
werden ſoll. Anders ſteht es 3.8, im Falle des $ 989 (oben $2 A 9) ; aber dann 
handelt es fich um eine aus dem Ddinglichen Medte abgeleitete obligatorifche Haf⸗ 
tung. Wo der Ausübung des Eigentumrechtes Schranken geſetzt werden, hat das 
Geſetz im weſentlichen die Grenzen feſtbeſtimmt; durch $ 226 wird allerdings eine 
der freieren Auslegung unterjtehende rechtliche Schrante gejeßt. — Val. über diefe 
ie Huber, Erläuterungen zum Vorenttwurf eines jchiweizerifchen Civilgeſetz— 

uches 461. 

2) Sachenrecht findet fich nur in der Überfchrift zum 8. Buche des BGB. 

3) Dinglich wird nur auf Anspruch und Arreit angewandt, $$ 221, 230 II. 
Im 3. Buche bedeutet Recht ausſchließlich das dingliche Recht. 

4) Sie werden um des vollgogenen Tatbeitandes millen geſchützt: denn 
auf ihrem Schuße beruht die Erhaltung des öffentlichen Rechtsfriedens. Hierauf 
ift insbefondere der Grund des Beſitzſchutzes zurüdzuführen; unten $ 25. 
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Das Verhältnis erhält feinen volkstümlichen ° Ausdrud durch die Aus: 
jage: diefe Sache gehört mir, fie ift die meine.® 

3. Die Natur des dinglichen Rechtes tritt in fchärferer Ausprägung 
hervor durch feine Gegenüberftellung mit dem Forderungsredte. 

Zum Weſen eines jeden Schuldverhältnifies gehört die konkrete Be— 
ftimmung des verpflichteten Schuldners:“ in feiner perfönlihen Ber: 
baftung beruhen Eigenart und Inhalt der Obligation; nur gegen ihn ® kann 
die Forderung und nur auf den fejtbeftimmten Leiftungsinhalt gerichtet werden. 
Beftand wie Anerkennung des dinglihen Rechtes find dagegen unabhängig 
von jedweder konkreten Rechtsbeziehung zu beftimmten anderen Perjonen ; 
die Verpflichtung eines beftimmten Gegners gehört zum Tatbeftande des 
Sachenrechtes nit. Zu feiner begrifflihen Ausgeftaltung genügen das 
Rechtſubjekt und das beherrichte Rechtsgut; und nur dann löſt das dingliche 
Recht einen Anjprucd gegen andere Perfonen aus, wenn durch fie die mit 
der Sachherrſchaft verbundenen Rechtsinterefjen verlegt werden. 

Soweit fih daher die objektiv begründete Rechtslage erſtreckt und fo 
oft ein Gegner in fie eingreift, löſen fi) aus dem Sachenrechte ftets aufs 
neue Die entfprechenden Anjprüche ab. Während das Forderungsrecht ſich in 
jeiner Geltendmahung aufzehrt,? bietet das Sachenrecht die unbefchräntte 


5) Der juriftiiche Sprachgebrauch hat fich mit gutem Grunde dem an— 
geſchloſſen. Im römiſchen Rechte war hierauf die Formel ſowohl bei dem Er— 
werbe wie bei der gerichtlichen Verfolgung des Eigentumes abgeſtellt. So z. B. 
hunc ego hominem ex jure Quiritium meum esse aio; bergl. Gaius, Instit. 
II 24, IV 16. — über „eigen“ im deutſchen Rechte unten 8 67 W1. 

6) Dem entfpricht ſowohl die bisherige gemeinrechtliche Lehre (Dernburg, 
Band. 1 822 W5; Belfer, Band. 1 $ 20), als auch die Normgebung des BGB 
(Mot.3, 2 umd 393). Das Sachenrecht beſteht in der unmittel- 
baren Herrſchaft des Redtfubjettes über das Sadgut. 
Naturgemäß muß bier, wie bei jedem fubjeltiven Nechte, die Anerkennung 
der NRecht3ordnung binzufommen, und indem 3. B. das Privateigentum an 
einem Grundjtüde rechtlich in den Schuß der Gefamtheit aufgenommen tird, 
beitebt allerdings für alle die Pflicht, dies Necht anzuerkennen. Indeſſen diefe 
allgemeine Verpflichtung, die Rechtsordnung zu wahren, ift ein Beftandteil des 
objektiven Rechtes: aus ihr wird der abitrafte Rechtichuß hergeleitet, wie er aleich- 
mäßig für alle Rechte gilt; für den jurijtifchen Bau des einzelnen fubjettiven 
Rechtes kommt er nicht in Betracht. Das Recht des einzelmen ſtützt ſich auf die 
objektive Sanktion der Rechtsordnung: es befteht nicht in der ſubjeltiven Bindung 

aller anderen, jo wenig, twie es bon deren Anerkennung abhängt. Vgl. unten A 13. 

7) Die Feititellung des Schuldners bildet einen unentbehrlichen Beitand- 
teil des TQTatbeitandes jedes Schuldverhältnifies. Seine Verhaftung jchafft 
das obligatorifche Recht; Forderungsrecht und Verpflichtung müſſen fich genau 
miteinander deden. — Eine derartige Haftung entfteht nur auf Grumd eines be- 
fonderen, da3 Individuum ergreifenden Verpflichtungsaktes, der als causa obli- 
gationis das perſönliche Recht ſchafft. — Dies alles fehlt bei dem dinglichen 
Rechte. Vergl. Bd. 1 88 95, 96. 

8) Die Fälle, wo ausnahmsateife die obligatorische eftung auch auf 
einen Dritten erſtreckt wird, ſind Bd.1 895 A13f. behandelt. 

9) Vergl. 28.1 8141. Das Schuldverhältnis ift nur Mittel zum Zwecke; 
ein bejtimmter wirtfchaftliher Erfolg joll erzielt werden; mit der Erfüllung des 
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Möglichkeit wiederholter Anjprucherhebung ; und während dort der Inhalt 
durch die feftbeftimmte Leiftung abgeſchloſſen wird, ift hier die freie An- 
pajjung !° an die jeweilige Art der Rechtsftörung gemährleiftet. 

Die aus der dinglihen Grundlage objektiv *' ſich ergebende, allfeitige 
Ausdehnung des Rechtſchutzes findet ihren Ausdrud in der dem Sachenrechte 
jugewiejenen Natur als eines abjoluten!? Rechtes.'? 


hierauf gerichteten Leiſtungbverſprechens löſt fich das perſönliche Verpflichtung 
verhältnis auf. — Das Sachenrecht begründet dagegen dauernde Rechtsmacht, die 
Zweck und Befriedigung in fich ſelbſt einſchließt. 

10) So ſcheidet 3. B. das Eigentumrecht die verſchiedenartigſten dinglichen 
Anſprüche aus: nach $ 985 den Anſpruch auf Herausgabe, nach 8 1004 die (nega= 
toriſchen) Verbietungsanfprüche, nach 8 987 f. befondere Schadenerfaßansprüche, 
nad) $ 894 den Berichtigunganfpruch J Andere Beiſpiele enthalten ss 1017, 
1027, 1065, 1090 II, 1098 II, 1107, 1134, 1192, 1199, 1227. — Bei dem 
Schuldverhältniffe deden fi Necht und Anſpruch; mit der Durchführung und 
Verwirflidung des Leijtungbegehrens dur Klage und Vollitredung iſt es er— 
lofjden. Das dingliche Necht dagegen kann fortgefegt neue Anfprücde aus jich 
auslöjen: jeder durch den Eingriff desfelben oder eines anderen Gegner ber- 
geitellte neue Tatbeitand erzeugt den Grund zu erneuter Klage und neuem Urteil 
ſpruch; die Nechtöfraft des früheren Urteils fteht dem in feiner Weife entgegen, 
denn e3 hatte über die Nechtsfolge aus einem anderen Tatbeitande entfchieden. 

11) Dies zeigt feine Bedeutung in der Art der Alagformulierung. Die 
intentio mußte nach römischen Rechte bei dem obligatorifchen Anſpruche den 
fonfreten Schuldner benennen (si paret Numerium Negidium Aulo Agerio X 
dare oportere), bei dem dinglichen Anfpruche dagegen war fie lediglich auf da? 
Necht des Klägers abgejtellt (si paret hominem ex iure Quiritium Auli Agerii 
esse) und erſt bei dem Kondemnationanfpruche wurde der Beflagte benannt. — 
Dies ift auch heute noch für die Faſſung des Klagantrages und die Sub: 
ftantiierung des Anſpruchs von Wichtigkeit. Der dinglide Anſpruch be— 
jteht regelmäßig aus zwei Teilen: a) der pronuntiatio, d.h. dem An- 
trage auf Eigentumanerfennung uſw. als der Grundlage de3 verfolgten Rechtes, 
deſſen Prüfung fich lediglich auf die Perſon und Aftivlegitimation des Klägers als 
des angeblichen Eigentümers und nie auf die Verpflichtung anderer Berfonen er— 
ftredt; und b) der condemnatio, in telder ber fonfrete, aus ber be— 
haupteten Verlebung des dinglichen Rechtes abgeleitete Leiſtungsanſpruch erhoben 
wird. Die pronuntiatio enthält feineswegs eine Feititelungsflage im Sinne 
der CPO 8256. Wenn die Enticheidung über das in der pronuntiatio ent— 
baltene, dem Urteilfpruche zugrunde gelegte Rechtsverhältnis an der Rechtskraft 
teilnehmen foll, jo muß der Kläger es in feinen Antrag von vornherein auf- 
nehmen oder diefen durch die fogenannte Anzidentfeftjtellungsflage ergänzen ( CPO 
$ 280; Bd.1 889a W114). 

12) Der Begriff des abfoluten Rechts ift nicht gleichbedeutend mit 
dem des Sachenrechts. Ein abfoluter Rechtichuß, der jeden bon außen fommenden 
unbefugten Eingriff abwehrt, fommt neben den dinglidhen auch den familien= 
rechtlichen (vergl. 8 1632: Anſpruch auf Herausgabe des Kindes), erbrechtlichen 
Ansprüchen, dem Namenrechte uſw. zu. Selbit obligatorifche Nechte, die man fonjt 
als relative den abfoluten gegenüberjtellt, fönnen, wie fie ald Gegenftand ding— 
licher Nechte aufgeführt werden, einen gewiſſen abfoluten Rechtſchutz genießen; 
fo hat nach $ 571 der Mieter gegen den Erwerber des Grundſtücks, nach $ 604 IV 
der Zerleiher gegen den Unterleiber, nach $ 822 der Kondiftionberechtigte gegen 
den Beſchenkten einen unmittelbaren obligatorifchen Anſpruch; ebenfo 
beim Anfechtungsrechte und nach $ 2329 der Pflichtteilberechtigte. Vergl. RG 
4,111; 12, 379; ®8d.1 895 Mi3F. und $200 Nr. 1 (über die Frage, ob der 
Eingriff in obligatorifche Rechte den Tatbeitand des $ 823 erfüllt). 

13) Die Aufitellung des Begriffs der abjoluten Rechte dient: a) der Theorie 
als Stübe, welche bei allen jubjeltiven NRechtsbeziehungen ein beherrſchtes 
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4. Die praktifche Bedeutung des Sachenrechtes beruht auf der in ihm 


Objekt verlangt und als ſolches nur die Perfonen oder den freien menſch— 
lien Willen anerfennt (vergl. Bruns in Holtendorff3 Enghkl. 5. Aufl. 446: 
das Sachenrecht ift ein Recht nur durch die entjprechende Pflicht, es be— 
ſteht als foldhes nur in der —— von Perſon zu Perſon; zwiſchen Perſon 
und Sache iſt überhaupt fein Recht, re nur ein Faktum möglid. Ferner 
Thon, Rechtsnorm u. fubj. R. 218; Windjcheid 1 $ 38; Gierfe 1 $ 29). Von 
diefem Standpunkte aus ift es durchaus folgerichtig, wenn jeder Wefensunterjchied 
zwiſchen obligatorifchen und dinglichen Rechten geleugnet wird. Denn wenn das 
fubjettive Recht die Macht des Berechtigten einem anderen gegenüber iſt, jo unter: 
fcheidet fich das Forderungsrecht als relatives von dem dinglichen Rechte ald dem 
oluten nur durch den Umfang feines Anivendungsgebietes bezüglich der klag— 
baren Verfolgung. Und da ferner das Weſen des Sachenrechtes in dem „Ans 
fpruch gegen jedermann“, in der „Verpflichtung aller“ berubt, jo fommt es auf 
die Sachherrſchaft jurijtifch überhaupt nicht an: das Sachenrecht ift ein gedachter 
Kompler der obligatorifchen Verpflichtungen aller, Dinglichkeit ift Abfolutheit. So 
die intereflante Arbeit von Fuchs, Wefen der Dinglichkeit, 1889 ; auch Dertmann, Iher. 
. 31,415: Dinglichkeit beruht in der Abfolutheit des Klagichußes. — b) Diefer 
arallelismus hat etwas Einfchmeichelndes an fich. Dennoch entfremdet er uns 
der Einficht in das reale Nechtäleben. Die Theorie fteht und fällt mit dem Axiom, 
dat alle privatrechtlichen Beziehungen nur zwiichen den Menschen beiteben und 
daß mir uns, da beim dingliden Rechte ein Rechtfubjeft als benannter Gegner 
fehlt, alle Menfchen als folche denten müſſen. „Das Necht kümmert fich um das 
Verhalten der Sachen zu unjeren Intereſſen an fich nicht“ (Merkel) ; und jelbit- 
berjtändlich bat der Eigentümer feine Klage gegen den entlaufenen Hund oder 
den unfruchtbaren Ader. Indeſſen, was wird damit beiwiefen? — Daß jeder 
Anfpruch ſich gegen einen Menfchen als Bellagten richten muß; keineswegs, 
aber, daß zum inneren Bau des dinglichen Nechtes ein Verpflichteter ge- 
böre. Es heißt die Dinge biftorifch und logifch auf den Kopf jtellen, wenn man 
behauptet: du berrfcheit und bift Eigentümer nur aus dem Grunde, weil andere 
dDiefe Macht achten müflen. Das erfte und die Hauptjache ift überall, daß ich 
Herr des Gutes geworden bin, und nichts jtebt im Wege, dab die Nechtsordnung 
diefes nur in meiner Perſon verwirktlichte Machtverhältnis als ſchutzwürdiges 
Intereſſe anerfennt, zum dinglichen Rechte ftempelt. Soweit wir es ber- 
folgen fönnen, iſt jo der rechtöbildende Menfchengeift verfahren; er bat 
das Sinnfällige unddie Rubederpollzgogenen Sachgewalt 
als die Grundlage der Ordnung des Gemeinlebend, als 
das Fundamentalreht amerfannt. — c) Für dad Verftändnis des pofitiven 
Rechtes iſt darum folgendes feitzuitellen: «) Sowohl nad der geichicht- 
lihen Entiwidelung mie nach der heutigen Rechtsauffaſſung beiteht Weſen und 
Anhalt des Sachenrechtes in der Herrfchaft des Menjchen über die Sadıe. Alle 
dinglihen Rechte Haben ſich nad ihrer pofitiven Geite bin enttwidelt: 
Genuß und Gebrauch der Sachen find bejtimmend gewejen für die Entitehung 
und Unterfcheidung der Arten der Sachenrechte. Alle diefe Tebenspollen 
Gebilde der Sachnußungen find unerflärlich und dverfchtwinden, wenn wir (tie 
Thon will) nur die Abwehr anderer und nur die Anwartſchaft auf den Schuß 
allen gegenüber als da3 Weſen des dinglichen Rechtes hinitellen wollten. — 
Bi die rechtliche Gebundenheit aller Menſchen jedem Privateigentume 
gegenüber nur eine Filtion fein fönnte, iſt oft hervorgehoben. Vergl. Dern: 
burg, Band. 1 hr AU 9; Kohler, Iher. X. 10, 392; Staub, Arch. BR 5, 12. 
Diefe jchemenhafte Vorftellung wird daher von Gierfe 258 dahin forrigiert: das 
verpflichtete Subjeft ift unbejtimmt, jeder „wird verpflichtet, jobald er 
in den für den Berechtigten abgegrenzten Machtbereih gerät“. Dem ift 
durchaus zuzuftimmen; denn e3 wird daraus flar, daß vorher die anderen 
eben noch nicht dem dinglich Berechtigten verpflichtet find und daß dieſe Vor- 
jtellung zum Begriffe des Sacenrechtes nicht erforderlich ift. — 7) Dies trifft 
mit der praftifchen Handhabung der dinglichen Anfpriüche zufammen. Bei jeder 
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volljogenen unmittelbaren ** Rechtsmacht an einer bejtimmten Einzeljache.”° 
Das bejagt, daß der dinglich Berechtigte kraft eigenen Rechtes !° die Herr: 
ihaft ausübt und feine Sache verfolgen kann, wohin immer fie gelangt.'” 
Hierin liegt der Grund der größeren Sicherheit und des höheren Wertes 
der dinglichen Rechte. Sie find in ihrer Verfolgung unabhängig von ber 
Zahlungsfähigkeit oder Verfehrtreue des Gegners, mit ihnen fondert der 
Berechtigte fein Gut aus der Konkursmaffe aus’ und deckt feine Forde- 
rungen durch die Sicherung, die ihm das Pfandrecht gewährleiftet.'? 

Nah alledem muß das begrifflidhe Merkmal eines Sachenrechts 
gefunden werden: in der von der Rechtsordnung anerkannten, die körper: 
lihen Rechtsgüter unmittelbar ergreifenden Gemalt. Inhaltlich umfaßt 
das dingliche Recht die als ſchutzwürdig anerkannten Intereſſen des einzelnen 
an der von ihm ausgeübten Sachherrichaft.?° 


Klage aus dem Sachenrechte bedarf es dem Bellagten gegenüber des Beweiſes 
feiner Paſſivlegitimation: daß und mie er jich in Gegenjaß_zu dem dinglichen 
Rechte gejtellt hat, bildet eine weſentliche Vorausjegung zur Subjtantiierung der 
Kla * F Hinzudenken einer abſoluten Verpflichtung aller iſt überflüſſig und 
irreführend. 

14) Unmittelbar bezieht ſich auf das rechtliche Ergreifen der Sache, auf 
das Haften der Rechtägewalt an der Sache ſelbſt. Daher find auch ſolche Rechte 
dingliche, welche wie die Hhpothef, Grundſchuld, Reallaft den Sachförper nicht der 
——— des Berechtigten unterwerfen. 

15) Das Sachenrecht haftet ſtets an den konkret feſtgeſtellten Sachgütern. 
Daher gehört zur Verfolgung des Eigentumes die genaue Bezeichnung des Grund— 
ſtücks (das ſelbſt erſt durch die Feſtſtellung ſeiner Grenzen zum Rechtsobjekt wird, 
unten $ 52) oder der einzelnen Sabrnisftüde. Ein Mittel, um dies vorzubereiten, 
ud der obligatorifche Anfpruch auf Vorlegung at ferner der Beſitzanſpruch 

ch $ 867 (veral. $$ 1632, 2259; 292). — Sattungfachen fönnen geſchuldet 
erden, fie fönnen als folche aber nicht Gegenitand Dinglicher Rechte fein. 

16) Das Forderungsrecdht gibt an der gejchuldeten Sache niemals ein un— 
mittelbares, fondern ftet3 nur ein vom Schuldner abgeleitetes, erſt durch feine 
Verpflichtung vermitteltes Recht. Gelangt 3. B. da3 gefaufte Pferd vor 
der Übergabe in die Gewalt eines Dritten, fo bat der Käufer gegen dieſen 
feinen Anfpruch; er fann fich nur an feinen Schuldner halten oder deſſen Rechte 
fich abtreten lafjen. Hatte der Schuldner bereits fein Necht an dem Pferde auf- 
gegeben, fo iſt es auch für den Gläubiger verloren; ihm jteht dann mur ein 
et rg een gegen feinen Schuldner zu. 

17) Das dingliche Recht haftet dagegen an der Sadıe jelbit. Das Necht 
der dinglichen Verfolgung der Sade iſt das Kennzeichen des Sachen— 
rechtes und verleiht ihm den praftifhen Wert. — Der Sab: ubi rem meam 
invenio, ibi vindico bedeutet, daß e3 auf den Nachweis eines befonderen Ber: 
pflichtungsgrundes gegen den Befißer nicht anfommt. Die Tatfache, daß er mein 
Eigentum mir vorenthält, genügt zur Begründung feiner Bafjivlegitimation. — 
Der Rechtsgrund bei dem Eigentumanfpruch Tautet: gib meine Sache heraus, 
weil du fie haft; beim Forderungsrechte dagegen: leifte mir die Sache, weil du 
fie mir verſprochen baft. 

18) RO 8843 F. Ebenfo bei der Xollitredungsinterbdention nah CPO 
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19) Die perfünliche Haftung des Schuldners wird bier durch die dingliche 
Haftung beitimmter Vermögenftüde verjtärft. Der nicht durch Pfandrecht ge: 
jiherte Gläubiger wird als bloßer Chirographargläubiger bezeichnet. 

20) Buftimmend KGJ 21,311. Vergl. Dernburg, Band. 1 88 22, 192: 
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5. Als Gebot der Rechtfiherheit und der Beftimmtheit der fachenrecdht- 
lichen Herrſchaft gilt es, daß nur Sachenrechte mit abjolutem Inhalte an- 
erfannt werden. Daher lehnt das BGB grundjäglich die Anerkennung 
relativ Ddinglicher Rechte,“ die eine dinglihe Wirkung nur unter be- 
ftimmten Perfonen äußern, alfo ein jubjektiv begrenztes Geltungsgebiet *? 
haben, ab. 

Dies tritt am deutlichiten hervor durch die Stellungnahme des Gejeges 
gegenüber den rechtsgejchäftlichen Veräußerungsverboten. Da ein Recht oder 
eine Sache durch Rechtsgeſchäft nicht derart dinglich gebunden werden darf, 
daß ihre Veräußerung Dritten gegenüber nichtig wäre, jo können die Be- 
teiligten auch nicht untereinander vertragmäßig die dingliche Verfügungs- 
macht ausichliegen.”” Denn damit würde das Recht zu einem objektiv ver: 
äußerlichen und jubjektiv unter den Parteien unveräußerlichen geftenpelt. 
Um diejen inneren Widerſpruch auszufchließen, wird der rechtsgeſchäftlich 
vereinbarten Verfügungsbefhräntung nur die Wirkung einer rein obli- 
gatorifchen Bindung beigelegt.”* 

Eine andere Bedeutung haben die relativen Veräußerungsverbote und 
Verfügungsbeihränkungen. Hier wird nicht dem Rechte inhaltlich eine bloß 





dinglich find die Rechte, welche uns eine lörperliche Sache unmittelbar unter- 
werfen (zuteilen) ; Staub 13: das Recht, dad Schidjal einer Sache zu bejtimmen; 
Bland, CivA 75,388; Wendt, her. 3. 29,79 f. — Als Beleg diene $ 903: der 
Eigentiimer einer Sache fann mit der Sache nach Belieben verfahren (pofitive 
Seite des Nechts) und andere von jeder Einwirkung ausjchliegen (negative Seite). 
ferner 88 1018, 1113, 1191, 1199, 1204. 

21) Die bisher geltenden Bartifularrechte liegen ſolche Rechte zum Teil 
zu. Roth 3 8236 A37f. 

22) Ein derartiges Zwiſchengebilde würde der ftrengen Durchführung des 
Brinzips der fachenrechtlichen Herrichaft widerfprechen: es ift undenkbar, daß man 
die Herrichaft einigen Perſonen gegenüber ausübt, anderen gegenüber dagegen 
nicht. Wo eine derartige bloß fubjektive Haftung feitgelegt werden foll, iſt das 
geeignete Mittel das Schuldverhältni3: und damit e3 diefe Erfabfunttion voll: 
fommen ausüben fann, wird ihm vereinzelt Wirkung gegen Dritte zugefprochen 
(oben 4 12). 

23) $137 ©.1. Dazu unten $22. — Ein anderes Beifpiel bietet $ 876. 
Der legislatorifche Gedanke ijt, daß ein mit dem Rechte eines Dritten belajtetes 
Recht nicht zugleich als folches dinglich aufgehoben werden und doch zuguniten 
des Dritten dinglich fortbeitehen darf. Daher wird es entweder mit Zuſtimmung 
des Dritten völlig aufgehoben, oder e3 bleibt als volles Recht beſtehen. 

24) 8137 ©.2. — Ausnahmsweife tritt ein teilweijes Erlöſchen 

eingetragener Rechte ein, fo dat das dingliche Recht al3 ſolches zwar unter 
geht, aber bejtimmten Dritten gegenüber mit dinglicher Wirkung bejtehen bleibt. 
Dies gilt vor allem gemäß $ 880 IV bei der Vorrechteinräumung; wenn 3.8. 
eıne Hypothek gelöfcht wird, jo bleibt fie dennoch, fomweit ihr Rang auf eine 
andere Hypothek dinglich übertragen ift, in ihrer auf das Offenbalten der Rang: 
ftelle begrenzten Wirkung beſtehen und hindert die nachſtehenden Gläubiger am 
Yufrüden. — Eigenartige, unvollkommene Recht3beziehungen entjtehen auch, wenn 
der Eigentumanfprucdh auf eine bewegliche Sache verjährt iſt, ohne daß gleid)- 
zeitig der Befiger Eigentum durch Erjigung erworben bat; unten $ 82. 
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auf bejtimmte Perſonen bejchräntte dinglihe Wirkung beigelegt, ſondern 
die Verfügungsmadt jol in dem Umfange gebunden fein, daß nur beftimmte 
Berechtigte gefhügt werden und nur zu ihren Gunften die Unwirkſamkeit der 
verbotenen Verfügung eingreift.?° 


2. Gegenftand der Sacheurechte. 
$4 Sachbegriff. Die der Privatherrſchaft unfähigen Saden. 

1. Der Sadhbegriff wird für das Gefamtgebiet des BGB einheitlich 
feſtgeſtellt. Als Sachen gelten ausjchließlih törperliche Gegenftände.! 
Nah verjhiedenen Richtungen erhalten die rechtlichen Unterfcheidungen der 
Saden aber eine eigenartige Bedeutung duch ihre Anwendung auf die ding: 
lichen Rechte. Das iſt an diefer Stelle? Elarzulegen. 

Für die juriftiihe Beftimmung des Sachbegriffs entjcheidet die An— 
wendbarfeit der jachenrechtlichen Grundfäge. Befig wie jede ſonſtige tat- 
ſächliche und ausſchließliche Herrihaft, die uns als Grundlagen der dinglichen 
Rechtsmacht gelten, find nur an der Materie denkbar, die nach der allgemeinen 
Verfehrauffaffung als wirklich beftehender, körperlicher Stoff aufgefaßt wird.* 
Hieraus folgt zugleich, daß als Gegenftand des Sachenrechts nur die körperlich 
begrenzte, abgejchlofjene Einzelſache in Betradht fommt.* Soll eine 





25) 88 185, 136; das Genauere unten $ 22, 

1) dan Dazu Bd. 1 850. Zu den dort angeführten Litteraturangaben 
ift hinzuzufügen: Sokolowski, Sachbegriff und Körper in der klaſſiſchen Juris 
prudenz und der modernen Gejeßgebung 1902; Fuchs in Gruchot 46, 549. 

2) Es ijt von jeher eine bejtrittene Frage, an welddem Orte ſyſtematiſch 
über den Sacdhbegriff zu handeln fei. Am nächſten liegt e8, die Sachen und 
Sachenrechte zufammenzuftellen. — Im erjten Entwurf war diefe Verbindung 
beibehalten, jeit der zweiten Leſung ijt die jebige Trennung eingeführt; über 
Begriff und Arten der Saden handeln 88 90 bis 108 im Mllgemeinen Teil. 
Dies mußte gejchehen, um auch für das Obligationenrecht einen feiten Sacıbegriff 
bereit zu jtellen. Dazu Küngel in Gruchot 41, 432. — Die nachträgliche Feſt— 
ftellung der jachenrechtlichen Bedeutung des Sachbegriffs läßt fich nicht umgehen, 
wenn auch die Ordnung des BGB im allgemeinen beibehalten werden joll. 

3) Hiermit wird die Selbjtändigfeit der juriftifchen Auffaflung gegenüber 
der philofophifchen und naturwiflenfchaftlicden Lehre, die die Wirklichkeit des 
Stoffes leugnet und nur feine Energiewirtungen anerkennen will, feſtgeſtellt. Für 
die praftiihe Einrichtung unferer Lebensführung rechnen wir damit, daß Die 
„körperlichen Sachen“ nach der äußeren Anſchauung als jelbftändige, außerhalb 
des Subjelt3 liegende Gegenjtände der Erfahrung eriftieren und damit die reale 
Grundlage für den Frieden des Befittumes, für die Grenzen der Eigentummadht, 
für die Nußung durch Dienftbarfeiten ufw. bieten. Befondere Bedeutung hat dies 
für die Frage erlangt, ob die Elektrizität als Sache aufzufafien fei. Dies iſt zu 
verneinen (Bd. 1 $50 A 7,10; vergl. ferner: Pfleghart, Elektrizität ald Rechts— 
objeft I 1901, II 1902; &. Budde, Energie und Recht 1902; Schlecht in Seuffert 
Bl. f. Ranw. 66,9). — Sadıen im Rechtſinne find ſowohl die feiten, als auch die 
flüffigen und gasförmigen Körper; nicht dagegen Rechte, nicht Wärme, Licht und 
andere Energieiwirfungen (oder Phänomene; Budde 50). 

4) Dieje Feititellung hängt mit dem Begriff des VBeitandteiles zuſammen, 
daher unten 8 6. — Gewiſſe Quantitäten, 3.3. ein Haufen Sand, ein Faß Wein, 
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Mehrheit von Einzeljadhen einer gemeinjamen rechtlichen Behandlung unter: 
worfen werden, jo ſpricht das Gefeg von Sahinbegriff’ 

2. Die rechtliche Herrihaft über die Sachen nimmt ihren Ausgang von 
der tatſächlichen Gewalt. Nur diejenigen Gegenftände, die nad ihrem 
Naturzuftande der Menjchenmacht unterworfen und damit dem abgegrenzten 
Intereſſengebiete eines einzelnen dienftbar gemacht werden können, find im 
Rechtsſinne Sachgüter. 


Daher ſcheiden als der ſachenrechtlichen Herrſchaft unfähig‘ aus: das 
Meer,? die Luft, unerreichbare Tiefen des Erdinnern, die Eisregionen der 


ein mehrbändiges Werk uſw. ftellen fich im Verkehrſinne als Einheiten dar; fie 
find auch rechtlich jo zu behandeln. Dagegen bejitehen das Vermögen und die 
Sadıjgefamtheiten aus verfchiedenen, fachenrechtlich gejondert zu behandelnden 
Einzelgegenjtänden; Bd.1 850 A18f. 

5) 8.1 850 A17. Damit entjteht aber feine jachenrechtliche ‚Einheit; 
die einzelnen Sachen können dinglich fich in durchaus verjchiedener Rechtslage 
befinden; der Eigentumanfpruch darf daher nicht auf Herausgabe des Inbegriffs, 
fordern nur auf die der einzelnen Sache gerichtet werden. Eigenartig ijt aber, 
dat die vom Pächter oder Nießbraucher angejchafften Inventarftüde nach $$ 588 
u 2, 1048 I 1 durch ihre bloße Einverleibung in das Eigentum des nbentar- 
berren fallen. Damit wird der Sadinbegriff aber nicht allgemein gu einer 
Einzelfadhe gejtempelt. — Die rechtliche Bedeutung des Sacinbegriffs äußert ich: 
in der Einheit des Verwaltungrechtes z. B. des Ehemannes; in dem Begriffe der 
Verivendungen auf das Vermögen (nicht auf die Einzelfache) ; in dem Grundjaße 
der dinglichen Surrogation (unten N 16 A54f.). Dazu Kohler, Arch. BR 22,1. 

6) Sie dienen zwar dem allgemeinen oder öffentlichen Nutzen, find aber 
feineötvegö res publicae (WA 14), denn hinter dem Gemeingebraudhe fteht weder 
ein öffentliches noch ein privates Eigentum. — Die römifchen Juriſten ſprachen 
bon res communes omnium J. 2. 1. 2; D. 1. 8. 2; D. 8. 4. 13 pr. Wenn 
Neuere von allgemeinen (jo Regelsberger $ 108) oder freien Sachen (jo Gold— 
ichmidt, Handb. des HR 860 Ada) fprechen, jo wird damit verdedt, daß es ſich 
um Sachen im Rechtöjinne überhaupt nicht handelt, mweil fie der menjchlichen 
Herrſchaft nicht unterftehen. Vergl. F. Kaufmann, Stellung des Privatſubjekts 
zu den res extra comm. Diff. Bonn 1887. Die Auffafiung, daß im Anfange 
eine allgemeine Gütergemeinjchaft der Menfchen (communio primaeva) at 
allen Gütern bejtanden hätte und daß danad) die Erde aufgeteilt, dagegen Meer, 
Waſſer und Luft umverteilt geblieben wären und auch der Offupation durch die 
einzelnen Völker mwiderftänden, wurde durch die Naturrechtlehre des 17. und 
18. Jahrhunderts ausgeprägt (PBernice, Berliner Feitgabe für Dernburg 1900). 
Der Einfluß diefer Anſchauungen auf die gemeinrechtliche Lehre ift unverkennbar 
(Windfcheid 1 8 146). Für das heutige Necht entjcheidet zumächit der durch BGB 
$ 90 fejtgelegte Begriff der Sache; foweit öffentlichrechtliche Grundfäße eingreifen, 
iſt das Landesrecht maßgebend. 

T) Die Benugung des Meeres wird heute von dem ftaatlichen Hoheit: 
rechte beeinflußt: die offene See gehört aber nicht zum Staatägebiete, es gilt der 
Grundfaß der Freiheit des Meeres. Vergl. Stoerd in Holtendorff3 Handb. des 
Völkerr. 2, 407; Zorn, Reichs-Staatsrecht 2. Aufl. 2, 822; dv. Lifzt, Völkerrecht 
3. Aufl. 205; Gareis, Völkerrecht; Perels, Internationales öffentliche Seerecht 
2. Aufl, 19038. — Küſtengewäſſer unterjtehen einer befchränftten Gebiets 
bobeit des Uferjtaates (Schüding, Küſtenmeer im internat. R. 1897; v. Liſgt 80). 
Die Grenze der Küſtengewäſſer wird nach deutſchen Gefeßen meiſt auf 3 Seemeilen 
beitimmt; innerhalb dieſes Gebietes haben die Filcher des Uferitaates das aus- 
ſchließliche Recht zum Betriebe der Fifcherei; Haager Vertrag betr. polizeil. Regelung 
der Sochleefifcherei in der Nordfee zwiſchen Deutfchland, Belgien, Dänemark, Frank⸗ 
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Polarländer uſw. Ebenſo entzieht fich das fließende Wafler* als Geſamt— 
beit durch feine natürliche Flüchtigkeit der Menfchengewalt. Damit ift nicht 
ausgejchlofjen, daß einzelne Teile durch Ausjcheidung ° zu Sahen gemacht 
werden oder daß eine bejtimmte Benugungsweife *° der Privatgewalt als 
dingliches Recht angegliedert wird. Die Auffaffung aber, daß jene Gegen: 
ftände der Gejamtheit aller Menjchen gehören, hat Feine juriftiihe Be— 
rechtigung. 

3. Die der jachenrechtlihen Herrſchaft fähigen Gegenftände, aljo 
Saden im ftrengen Rechtsfinne, fönnen dem Privateigentum aber aus rechtlichen 
Gründen entzogen fein. Rehtsunfähige Saden in diefem Sinne ' 


reich, Großbritannien und den Niederlanden vom 6.5.1882 Art. 21; deutjches 
AUG dom 30.4.1884 und Erflärung vom 1.2.1889. Haffe und Watten unter- 
jtehen der Gebiethoheit des Uferjtaates; für VBinnenfeen, Baien und Buchten gilt 
dies nur, foweit fie von dem Uferfjtaate vollftändig beherrfcht werden. — Am 
Meresufer wurde nad römifchem Rechte durch occupatio PBrivateigentum er— 
worben, folange die 3.8. duch Bauten hergejtellie Herrſchaft dauerte; J. 2.1.5; 
D.41.1.14 pr. Nach heutigem Recht, insbefondere ALR II 15.80, ftehen jie im 
Eigentume des Staates (jo auch bereits Celſus in D. 48.8.3). Diefer fann an 
einzelnen Teilen dem Privaten Eigentum verleihen; NG in IW 29, 511. Nad) 
Küftenrecht fteht dem Staate auch das Eigentum an dem Meeresjande zu; das ijt 
3.8. von Bedeutung geworden für den brafilianifchen Monagitſand, aus dem das 
für die Herftellung der Gasglüblichtitrümpfe erforderliche Thorium getvonnen wird. 

In welchem Sinne von Eigentum an einem Flufje gefprochen werden 
fann, bejtimmt das Iandesgefetliche Waflerreht. Unten $ 79. 

9) Das ausgeſchöpfte oder in Röhren geleitete Waijer, ebenfo dad Meer— 
waſſer, das 3.8. zur Speifung eines Aquariums ins Binnenland verſandt tft, 
wird zum Rechtöobjeft und gehört dem Aneigner ald Eigentum. Auch das aus— 
gebrochene Flußeis. Ferner das aufgefangene Waffer oder die gebundenen Gafe 
einer Seilquelle, Petroleumquelle ufw. Flüffige Luft wird nad) $950 zu 
Privateigentum erworben. 

10) So 3.2. die Triebfraft eines Waflerfalles. Hier wird weder der 
Fluß als Ganzes, noch die Subitang der einzelnen Wellen, fondern die wirt— 
Ichaftlihe Ausnußung der Wafjerenergie unter Zulaffung beitimmter Anlagen 
am Ufer und im Fluſſe eingeräumt. Ferner Mühlgräben an öffentlichen Flüffen. 
Es handelt ſich beim Wafjerrecht nicht um Rechte am Flußbett, fondern nur um 
die Benußung der Waſſerwelle. 

11) Das BGB bezeichnet mit Nechtsfähigkeit die Eigenfchaft einer Perſon, 
jelbftändiges Subjelt von bürgerlichen NRechtöbeziehungen zu jein (Bd. 1 824). 
Es jcheint mir dem zu entfprechen, wenn ich unter Rechtfähigfeit einer Sache ihre 
Eigenfchaft, jelbitändiges Objekt von privaten Rechtbeziehungen zu fein, verjtebe. 
Ein Mißverſtändnis iſt daraus nicht zu befürdhten. Die Bezeichnung ijt fachlich 
bedeutfam, um den Gegenſatz hervorzuheben: a) rechtsunfähig ilt die dem 
PBrivateigentum jchlehthin verfagte Sache; b) verfebrunfäbhig tft die der 
Brivatberrfchaft zugängliche, aber dem freien Verkehre 1. entiweder ganz entzogene 
(3.8. Familienfideikommiß), 2. oder nur unter erfchiwerenden Vorausjeßungen 
zugängliche (3.8. Dynamit, Gifte; unten 822) Sache; 3. oder Sachen, die ala 
geitohlene ujw. an den Wirfungen des qutgläubigen Erwerbes nicht teilnehmen 
(unten $ 15 A 12). c) Beiden jtehen gegenüber die durchaus rechts- und verfehr- 
fähigen, aber gegenwärtig —— Sachen. Sie ſind herrenlos, weil 
bisher fein Menſch ſich ihrer bemächtigt hat (3. B. das in dem Zuſtande der natür- 
lihen Freiheit befindliche Tier, Mineralien, Bernftein; unten $ 86), oder weil das 
bisherige Eigentum an ihnen durch willentliche Aufgabe (Dereliktion) oder durch 
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find die öffentlichen Sahen. Sie werden heute kraft Rechtsvorſchrift dem 
Privateigentum nicht deshalb verjagt, weil eine der Sache jelbft inne: 
wohnende Eigenſchaft fie zur Privatherrihaft untauglich machte,“ fondern 
wegen ihrer pofitiven Beftimmung zum öffentlichen Gebrauche. Nur jolange 
dieje Zwedjegung dauert und erfüllbar ift, und nur joweit die öffentlichen 
Zwede reichen, muß jede entgegenwirtende oder hemmende Privatherricaft 
zurüdtreten. Wird die Beftimmung aufgehoben, jo tritt die Sache in den 
freien Verkehr zurüd. 

Das BGB enthält hierüber weder bejondere Normen, noch einen 
allgemeinen *? Vorbehalt zugunften der Landesgejege. Daraus folgt, daf 
nach den Normen des bürgerlihen Rechts alle Sachen als rechtöfähig gelten 
müſſen; auch ſoweit ein ausjchließliches Eigentumrecht des Staates anzu: 
erfennen it, hat es feine andere Rechtsnatur als dasjenige eines Privat: 
mannes. Wohl aber gelten für die Art der Benutzung und die Sicherung 
öffentlicher Sachen bejondere, im öffentlichen Intereſſe erlafjene Normen. 
Dieje werden vom BGB nicht berührt.'* Aus den Einzelnormen laffen fich 


zufällige Ereigniffe (3.8. Verluft ſeit unvordenflicher Zeit, 8 984 Schatz) abfolut 
aufgeboben worden ift. 

12) Das römische Recht ſetzte hierfür den Begriff der res extra commercium 
ein. Dies waren bejondere Arten von Sachen, die fich von allen anderen durd) 
eine befondere rechtliche Beichaffenbeit unterfchieden und nicht bloß dadurch, daß fie 
zurzeit dem Staate uſw. gehörten oder öffentlichen Ziveden dienten. — a) Voran 
ſtanden die res divini iuris (J. 2.1.7). Cine res sacra entiteht, indem Staats— 
aut oder Privatgut durch einen öffentlichrechtlichen Akt der Gottheit geweiht und 
an fie zu Eigentum übertviefen wird. Der jtaatliche Weiheakt heit consecratio, 
die Veräußerung an die Gottheit dedicatio (Pauly-Wiſſowa, Realenzyhklopädie 
4, 896). Dedizieren fann auch der PBrivatmann, die bloß private Übereignung hat 
aber nicht die Wirkung, die Sache dauernd dem bürgerlichen Nechtverfehr zu ent— 
sieben; e3 entiteht dann vielmehr nur eine res religiosa, die Sache jteht zivar 
unter göttlidem Schuße, der Eingriff in fie wird aber nicht als sacrilegium be— 
bandelt (Wiſſowa, Religion und Kultus der Römer 323). Unter loca religiosa 
verftehen die römischen Juriſten fchlechthin die Grabjtätten (Gaius II 4; D.1.8.6.4). 
Sie werden zunächſt bloß tatfächlih als res extra commercium behandelt; 
Unbeil droht dem, der eine Grabjtätte entweiht oder au weltlichen Zwecken be— 
nußt; der Prätor hat jie dann aber unter rechtlichen Schuß geitellt (D. 47. 12, 
3 pr.) und daraufhin gelten fie als von dem Bejib und den Verfügungen des 
Privatverfehrs ausgeſchloſſen (D. 41.2.30.1; Pernice, Sitzungsber. der Berl. 
Atad. 1885 ©. 1152, Wiſſowa 409). — b) Eine befondere Gruppe bildeten die 
res publicae (3.2. Straßen, Häfen). Sie gehören dem populus romanus, aber 
nicht nach privatrechtlichen Grundfäßen, nicht als Privateigentum, fondern nad 
ſtaatsrechtlichen Normen al3 res publico usui destinatae. Davon haben fich 
jpäter die res fiscales, dad Staatöprivateigentum, gefchieden. Czyhlarz, In— 
ittutionen 8 38. 

13) Befondere Vorbehalte finden jih im EG 65,113 für das Necht der 
öffentlichen Flüffe und Wege. Ferner EG 106, 109, 111, 123. 

14) Nach dem allgemein feitgehaltenen Grundfaße bleiben die Landes— 
aefeße mahgebend für das öffentliche Recht, auch ſoweit es ſich auf die res 
publicae bezieht; Mot. 3,27. Aber den im BGB ausgefprochenen Grundfägen 
über den Begriff der Sache und des Eigentums find jie infoweit untertvorfen, 


Endemann, L2ehrbud. II.Band. 8.u.9. Aufl. 2 
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folgende allgemeine Grundjäge ablöſen.“ Sie beruhen auf der Unter: 
Iheidung des Staatsvermögens in Verwaltungsvermögen und Finanzver: 
mögen. 

a) Die zur Erfüllung ftaatliher Zwecke wejentlihen und unmittelbar 
dienenden Sachen, wie Gerichtsgebäude, Kajernen, Feitungswerfe ujw., 
unterliegen den im Intereſſe der Staatswohlfahrt ausgebildeten Ber: 
waltungsgrundjägen; daher VBerwaltungsvermögen Gie ftehen 
im vollen Eigentum des Reichs,““ der Einzeljtaaten oder öffentliher Ver: 
bände,“ das Eigentumrecht an ihnen wird aber gebunden durch die Zweck— 
beftimmung und Ziele des öffentlichen Intereſſes.“ Someit diejes reicht, 
geht es den Privatanjprüchen vor; die Erfüllung der zur allgemeinen Wohl: 
fahrt oder Staatsficherheit dienenden Zwecke darf weder vereitelt noch) 
erſchwert werden durch die Verfolgung zivilrechtlicher obligatorifcher oder 


al3 die res publicae nicht mehr als rechtsunfähig im Sinne des bürgerlichen 
Rechtes behandelt werden dürfen. Sg auch Mot. 3. EG 196. Damit entfallen 
3. B. die eigenartigen Rechtichußbehelfe des bisherigen Rechtes, wie die actiones 
populares, die jedem Bürger durch zivilrechtliche Stlage die Verfolgung der Ein— 
griffe und Hemmungen des Gemeingebraucdes an öffentlichen Sachen gejtatteten. 
Wenn der römifche Bürger im fozialen Intereſſe und ohne daß er in ſeinen 
perſönlichen Rechten gekränkt worden wäre, 3.8. Die actio de posito vel 
suspenso erheben fonnte (Keller: Rad, Röm. Bipiipcosck $ 92; auch moderne 
Rechte wie das englifche fennen noch actiones populares), derweiſit das heutige 
deutſche Recht, ſoweit nicht in der Perſon des Klägers ein poſitives und der Ver— 
folgung im Rechtswege fähiges Rechtſchutzintereſſe nachzuweiſen iſt, auf die Be— 
ſchwerde bei der Polizeibehörde uſw. 

15) Wappäus, Zur Lehre von den dem Rechtöverfehr entzogenen Sachen; 
Burdbard in Grünhut 15, 611; use 1 $ 146; Regelsberger, Band. $ 112; 
Laband, Deutjches Staatsrecht 4 . Aufl. 4 8 115; D. Mader, D. Vermwaltungs3= 
recht 2 835; G. Meyer, D. Verwaltungsrecht 2 . Aufl. 28 9210: Preuß. ALRI. 
4.15; Code civil Art. 538. Abweichend: Arndt, D. Slaaisrecht 436. 

16) Nach dem Reichsgeſetz vom 25.5.1873 8 1 werden alle Mobilien und 
Immobilien der Bartifularitaaten in dem Augenblid Eigentum des Neichs, wo 
jie dem dienstlichen Gebrauche einer verfaſſungsmäßig aus NReichsmitteln zu 
unterbaltenden Verwaltung übertragen werden. Zorn 8 45; Laband 358. Dies 
gilt für die Fahrzeuge, Werften ufw. der Marine, für die Konſulargebäude, 
Poſt und Telegrapheninventar (mit Ausnahme von Bayern und Württemberg), 
für das Inventar der Heeresverwaltung, Kaſernen, Feſtungen ufw. (mit Aus— 
nahme von Bayern). Wird ein Grundſtück für die Verwaltung des Reiches 
entbehrlich, jo iit es an den Bundesitaat, bon dem es an das Reich gelangt iit, 
zurücdaugeben. Dies Heimfallvecht wird befonders bedeutfam, wenn eine Fejtung 
eingezogen wird; Yaband 364. — Durch das angeführte Gefeß wird anerkannt: 
1. daß an dem Verwaltungsvermögen ein pribatrechtliches Eigentum und „Tonftige 
Dingliche Rechte“ beiteben, und 2. dat dies durch die Beitimmung und libernahme 
zu Verwaltungsziveden entſteht. 

17) Sie können auch im Privateigentum ſtehen; RS 7, 137 und JW 30, 170. 

15) Diefer Grundſatz findet 3.82. feinen Ausdrud in dem Reichsgefet bom 
3.5.1886 über die Unpfändbarfeit der Eifenbahnfabrbetriebmittel. Das Geſetz 
bezeugt zugleich, da es auch den Betrieb der Privateiſenbahnen ſchützt, daß nicht 
die Eigenschaft als Staatseigentum oder eine befondere Pejchaffenbeit der Sadıe 
felbit, fondern nur die Sicherung der Erfüllung öffentlicher Zivede den Grund der 
Ausnahmevorſchriften abgeben. 
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dingliher Rechte." Beginn ?° und Ende der Yndienftftellung der Sachen 
für die öffentlihen Zwede werden durd rechtsgültigen Beſchluß der zu: 
ſtändigen Behörde feitgeftellt. Sobald die Zweckbeſtimmung gelöft ift, werden 
die Sahen freies Eigentum des Staates oder der Korporation, zu deren 
Gebraud fie bisher gedient haben.” 

b) Das Finanzvermögen* des Staates oder der öffentlichen 
Körperſchaften ift das werbende oder wirtichaftliche Vermögen, das auf Grund 
der geihichtlihen Entwidelung, aus finanzpolitiihen Gründen oder im 
Intereſſe der allgemeinen Mohlfahrtpflege vom Fiskus erworben if. Es 
umfaßt die Domänen und Staatsforften, die Bergwerke, Salinen, Eifen: 
bahnen ?® und jonftige gewerbliche Anlagen,* Geld und Wertpapiere uſw.“ 
Diejes Vermögen unterfteht durchweg zivilrechtlihen Grundjägen; es kann 
veräußert und belaftet werden mie jedes andere Privateigentum und ift 
in jeinem mittelbaren Zufammenhange mit der Staatsverwaltung, nämlich 
als Einnahmequelle, nur dadurch gejchüst, daß die Verfügungsmacht mit 


19) Werden diefe Zwecke nicht gefährdet, fo können Privatperfonen obli⸗ 
gatoriſche Nutzungsrechte (3. B. durch re an Teilen eines Militärſchieß— 
plaßes) oder dingliche Gerechtigfeiten (3.8. zur Anlage eines Schienengeleifes 
duch einen Feitungswall) auch an dem Vertvaltungsvermögen erwerben. — 
Soweit es jich um die Ausübung von Staatshoheitrechten handelt, iſt der Rechts— 
iveg — es gibt feinen Anſpruch aus dem Nachbarrechte gegen den 
Staat auf Unterlafiung militärifcher Übungen oder des hierdurch berurfachten 
Lärmes; jo RG in Gruchot 39, 1078, RG 24, 36. Ebenſowenig iſt ein Beſitz— 
törunganfpruch wegen der Abjperrung eines Grundſtückes zuläffig, die aus militär- 
polizeilihen Gründen erfolgt iſt. Dagegen können auch gegen ftaatliche Grund- 
ftüde der Anspruch auf Grenzabmarfung nad $ 919, das Recht des Notangriffes 
aus $ 904, die Nachbarrechte aus 88 905, 906 geltend gemacht werden. Insbe— 
Tondere jteht dem durch überfliegende Kugeln u. dgl. gefährdeten Nachbar der Be— 
ſitzſchutzanſpruch aus $ 862 zu, infofern diefe Störung unbeabjichtigt und eine un— 
vermeidliche Folge der Ausübung des jtaatlidien Ho eitaftes iſt; jo jebt NG 55, 
56; Droop, Rechtsweg in Preußen 18; A. Stölzel, Ripr. des Gerichtshofs zur 
Entfch. bon — — (1897) 62. 

20) So 3.2. bei Ankauf eines Terrains zur Vergrößerung eines Militär- 
Schießblatzes. — Es iſt nicht ausgefchlofien, dat öffentliche Zwecke auch durch obli- 
gatortiche Verträge (3.8. Miete eines Haufes zur Einquartierung eines Truppen 
teild) oder Durch Dienitbarfeiten an Privatgrumditüden (Seuff. U 23,11; RG 8, 
152: öffentlicher Aanal über Brivatgrunditüde) erfüllt werden. Hier find Privat: 
rechte begründet, die aber durch ihre Zweckbeſtimmung abgewandelt werden fünnen. 

21) Die öffentlichen Sachen jtehen nicht in einem ſog. publigiftifchen Eigen» 
tum» oder Soheitrechte des Staates, fo daß ein Privatrecht an ihnen ausgeſchloſſen 
wäre. Daher fällt 3.8. das frei werdende Feitungsterrain nicht fchlechthin dem 
Olfupationrechte anheim (vergl. A 16) ; Negelöberger $ 113 9 17 

22) Auch Hämmereivermögen genannt; res quae in in populi 
vel fisci sunt. 

23) Neichseifenbahnen in Elfaß-Lothringen; Landeseifenbahnen der ver: 
ſchiedenen Staaten. 

24) Dabin gebört 3.8. die Seehandlung (preuß. Gef. vom 17.1.1820), 
die — Königliche Porzellanmanufaktur; die Reichsdruckerei uſw. 

25) Kriegsſchatz gemäß Reichsgeſ. vom 11.11.1871; Reichs-Invbaliden— 
fonds gemäß Reichsgef. vom 23. 5. 1873. 


2* 
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Rückſicht auf die finanzielle Ordnung des Gemeinmwejens durch beftimmte 
Vermwaltungsgrundfäge gebunden wird. Klage und Zwangsvollitredung gegen 
den Fiskus umnterftehen grundfäglid den allgemeinen Regeln des Civil: 
prozefjes.?® 


4. Das Kirchenvermögen fteht regelmäßig " im Eigentum einer 
Kirchengemeinde oder politifchen Gemeinde ;?* dies gilt von den gottesdienit- 
lihen Gebäuden wie von den zum kirchlichen Kultus beftimmten Geräten. 
Das Kirchengut ſteht nicht außerhalb des bürgerlichen Rechtverfehrs: in— 
defien find alle Verfügungen ausgejchloffen, die an einer noch zum Gottes: 
dienfte benugten Sache einen bejtimmungsmwidrigen oder entweihenden Ge— 
brauch einräumen würden. Danach ift aud anzuerkennen, daß diefe Sachen 
der Pfändung nicht unterliegen.” Sonderrehte können an Kirchen: 
ftühlen und Kirchenfigen beftellt werden. Die Gebraudhausübung ift an 
die kirchlichen Zwede gebunden. Als belaftet gilt die Kirchengemeinde ; Daher 
erlifcht das Kirchenftuhlrecht nicht mit der Zerftörung des Kirchengebäudes, 
es jest ſich fort an der neuerrichteten Kirche.’ 

Die Kirchhöfe können im Eigentum der Eirchlichen oder politischen 
Gemeinde oder aud im Privateigentum ſtehen.“ Beerdigung außerhalb 


26) Vergl. — * 3. CPO 815 Nr.3 und über die Rechtſtellung des 
Fiskus Bd.1 849 N 

27) Es gibt a — Kirchen, die im Privateigentum ſtehen; z. B. eine 
Schloßkapelle. — Im übrigen gilt, ſoweit nicht öffentlichrechtliche Normen ein⸗ 
greifen, das BGB. Ein allgemeiner Vorbehalt iſt für das Recht am Kirchengut 
nicht gemacht. 

28) Vergl. preuß. ALR II. 11.160 f. — Meurer, Begriff und Eigentümer 
der heiligen Sachen, 1885; Negelsberger $ 109; Friedberg, Lehrbuch des Fathol. 
und ebangel. Kirchenrechts 4, Aufl. 1% 175. — Beſchränkungen des unent: 
geltlihen Ermwerbes nad EG 87 (Bd.1 824 A14). 

29) RG 31,217 enticheidet, dab der Eigentümer einer dem öffentlichen 
Sottesdienfte getwidmeten Kirche nicht das Necht hat, die Kirchenfchlüfiel einzu— 
behalten und damit die Gemeinde von der Benutzung der Kirche zum Zwecke des 
Gottesdienstes auszufchliegen. Die privaten Cigentumbefugniife müffen der 
öffentlichrechtlichen Beitimmung des Kirdhengebäudes weichen. 

30) RG 16,163; 24,176, Für den Erwerb gilt dasfelbe wie bei den 
Sachen im Gemeingebraud; unten $5 Nr. 2. — Tas Landesrecht bleibt hierfür 
in Geltung nah EG 133. Das Kirchenftublrecht fann einem einzelnen auf 
Lebenszeit oder einer Familie als erbliches Necht verliehen werden, es fann auch 
mit einem Amte verbunden werden. Es wird als eigenartiges, begrenztes ding: 
liches Recht aufgefaßt; Stobbe 1,598; Seuff. W. 26, 103; 37, 132; Lindelmann, 
bannod. Privatrecht 447; Hampe, braunfchweig. Privatr. 2. Aufl. 102. 

31) Soteit ihre Zmwedbeitimmung reicht, tritt das Privatrecht zurüd; NG 
15,152. Der Eigentumeriwerb unterjteht den allgemeinen Grundjäßen; Joſef 
im Recht 7, 91 über Begräbnisrecht. Durch die Widmung eines Grundſtüds zum 
Begräbnisplatz durch die zuſtändige öffentliche Behörde wird die Geltendmachung 
aller Privatrechte (Eigentum, Wegegeredhtigfeit uf.) infoweit gebunden, ala 
deren Ausübung die Benutzung des Grunditüds als VBegräbnisitätte vereiteln 
oder gefährten würde; vergl. RG 31, 217. Göße, prenß. Verw. Bl. 22 Nr. 3f. 
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der öffentlichen Begräbnisplätze iſt regelmäßig von polizeilicher Erlaubnis 
abhängig. Auch an öffentlichen Friedhöfen können private Sonderrechte, 
insbejondere als Erbbegräbnifje *? erworben werden. 


5. Allen anderen körperlichen Saden jteht gegenüber der menjchlihe 
Körper.* Unter Anerkennung der hier beftehenden Verbindung von Seele 
und Körper zum lebenden Organismus umfaßt der Rechtſchutz nicht bloß die 
Abwehr der widerrechtlichen Eingriffe in die körperliche Integrität, jondern 
auch die Sicherung der gefamten perjönlihen Rechtſtellung.““ Daraus darf 
jedoch feine Folgerung gezogen werden auf die Rechtsnatur der angeborenen 
Herrihaft über die dem eigenen Körper innewohnenden geiftigen und phyfi: 
hen Kräfte. Nach dem uns geltenden Rechte ift der Körper des lebenden 
Menſchen keine Sache. Die guten Sitten verbieten jede dingliche Verfügung, 
wodurd einem Anderen Rechte an unjerem Körper eingeräumt würden,’ 
und rechtlich ift eine Verfügung über die eigene Perſon ausgejchloffen, weil 
der Handelnde ſich nicht die Eigenjchaft als Rechtsſubjekt entziehen darf, 
indem er fich ſelbſt zum Rechtsobjekt ftempelt.?* 


32) Hieraus entjteht eine zivilrechtliche Berechtigung; ob Eigentum oder 
ein anderes dingliches Recht, hängt von den Landesgejeben und den befonderen 
Kichhofordnnungen ab. Sie bleiben nah EG Art. 133 unberührt. NG 8,200; 
27,256; Hampe 105. Soll heute ein dingliches Necht an dem Erbbegräbnis er- 
worben werden, jo fann dies nach 8 1090 gefchehen; das Eigentum an dem 
Grabdentmal uſw. fteht dann nach $95 I 2 dem Berechtigten der Dienjtbarkeit 
zu. Aber auch dann, wenn das Erbbegräbni3 ohne Eintragung in das Grundbuch 
nur als obligatorifches Gebrauchrecht erworben murde, werden die Grabjfteine, 
Umfriedigungen ufw. des Grabes, gemäß $95 I 1 nicht zu Beitandteilen des 
Grunditüds; dab fie in das Eigentum der Kirchengemeinde uſw. übergingen (fo 
Joſef 95), miderfpricht durchaus der allgemeinen Rechtsanſchauung und dem 

med wie Anhalt des 8 93. Vergl. Grützmann, Krit. VBierteljahrfchr. 41, 502. 
Auf die Benutzung der öffentlichen Begräbnisitätten gibt das preuß. ALR II. 11. 
188 f. ein allgemeines Anredt. RG 12,250, 

33) Bekker, Ztichr. der Savignyſtiftung rom. Abt. 23, 3; A. Kramer, Recht 
in bezug auf den menfchl. Körper, Diff. Berlin 1887; Gareis, R. am menſchl. 
K. in der Feitichr. für Schirmer (1900) 61; Hellmann, Vorträge zum BGB 33. 

34) Als Berfönlichkeitsrechte werden geſchützt: Namen, Leben, Gefundheit, 
Freiheit uſwp., $$ 12, 823, S44f., 847; Bo. 1 8200 A24f. 8128 A24f. 

35) ®d.1 8 103a Nr.3. Auch die obligatorische Gebundenheit ergreift 
nicht den Körper des Schuldners; es wäre durchaus abivegig, wenn man heute 
noch 3.8. die Verpflichtung zur Arbeitleiftung als Sachmiete betrachten wollte. 
8.1 896 A17, 8172, 

36) Vangerow, Band. 1 $34 und Latini Juniani 77 lehrte, daß der 
Menſch an feinem lebenden Körper Eigentum habe. Dagegen aber die allgemeine 
Lehre. Die Stelle D. 9.2.13 pr.: quoniam dominus membrorum suorum nemo 
videtur, bezieht jich zunächſt nur auf die aquilifche Haftung; diefe wird nach Civil— 
tet berneint, aber gleichwohl amalog ausgedehnt auf Beſchädigungen des 
Körpers de3 freien Mannes. Die Verfuche, an die Stelle des Eigentumrechtes 
ein Verfügungsrecht zu feßen (Kramer 17, Gareis 63), find m. E. nicht gelungen. 
Daß der menfchliche Körper zu den geſchützten Nechtsgütern gehört, beweiſt noch 
nichts für feine Fähigkeit, Gegenitand von Nechtögeichäften zu fein; und felbit 
wenn dies bejaht mwürde, fehlt es an einem Verfügungsberechtigten. 
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Dieje Grundjäge find zwingenden Rechtes. Sie bedürfen noch der ge— 
naueren Abgrenzung. a) Der Berkehrfähige darf gewiſſe rechtlich bedeutjame 
Beftimmungen über fich ſelbſt treffen. Insbeſondere fommt die familienrecht- 
liche Bindung der Perjon in Betracht. Die Schranken werden hier durch Die 
fittlihen Zwede der Familiengemeinſchaft gezogen.” b) Über einzelne Teile 
des lebenden Körpers ** ift jede Verfügung und jede Verpflichtung zu jolcher 
Verfügung ausgefchloffen.” Die Unterwerfung zum Zwecke einer Heil— 
behandlung erzeugt weder eine rechtlihe Gebundenheit, noch gibt fie dem 
Arzt irgendwelde Rechte an dem Körper des Kranken oder auf dejjen Be: 
handlung ; rechtlich hat die von einem Verkehrfähigen erteilte Gejtattung 
eines ärztlichen Heileingriffes nur die Bedeutung, daß damit der Eingriff 
von dem Vormwurfe der MWiderrechtlichkeit befreit wird.” c) Der Leichnam 
ift eine Sade. Er unterliegt aber der öffentlichrechtlihen Beerdigungs= 


37) Unten 8147. Das mwidtigite Beiſpiel bieten die aus der ehelichen 
Verbindung fich ergebenden perfönlichen Pflichten zur Lebensgemeinicaft, Die 
Bindung der Ehefrau an den Wohnort ihres Mannes uſw., 55 1353 f. — Aus 
familienrechtlichen Gründen bejtebt ein Anſpruch auf Herausgabe des Kindes oder 
Mündels uſw. (88 1632, 1634, 1684, 1500, 1597). Er gilt als Ausfluß Des 
Rechtes zur Sorge für die Perſon und wird darum durch die Fürſorgezwecke 
begrenzt. Der Anſpruch iſt im Prozeßwege zu verfolgen. Seine Vollſtreckung 
erfolgt aber nicht nad CPO $ 553; denn dieje | Norm bezieht jich nur auf beweg— 
liche Sachen; das Kind iſt aber feine Sache im Sinn des mahgebenden $ 90 BGB. 
So aud) Kohler, Eid. A. 50,245; Schulgenftein, Ztichr. für Eid. Br. 16,173; 
Seuff. A. 38, 195 und 259; die abweichende Meinung von 2. Seuffert, Gaupp- 
Stein u.a. gründet fich im wefentlichen auf die Behauptung der Komm, PBrot., 
wonach Kinder hier den Sachen gleichjtehen follen. Das preuß. AG 3. FGG Art. 17 
betrifft nicht die Vollitredung von Urteilen, fondern von Anordnungen des Richters, 

3.82. $ 1666 Herausgabe des Kindes zum Zivede der Zmwangserziehung (vergl. 
— bayer. AG Art. 130, Baden AV 11.11.1599 8 46; Elſaß-Lothr. AG, 
FGG 810). Für die Anwendbarkeit der CPO 8553 auf die Herausgabe des 
Kindes: OLG 7, 325; nach meiner Anficht ijt richtiger CPO 8 855 beranauzieben. 

35) Haare, Zähne, Hautitüde zum Zwecke der Transplantation; ebenjo 
mit dem Körper fejtverbundene Sachen wie goldene Zahnplomben. Dagegen jind 
fünftliche Glieder, Zahngebijje, Perücken uf, felbjtändige Sachen, die der freien 
Verfügung unterjteben. Aus fozialpolitiichen Gründen, um den Schuldner gegen 
unbilligen Eingriff zu Schüßen, find die fünitlichen Gliedmaßen, Brillen und andere 
wegen körperlicher Gebrechen notivendige Hilfsmittel dem publiziitifchen Voll: 
ftredungsanfpruc entzogen; CPO 8511 Nr. 12. 

39) Der Kaufvertrag über angewacjene Haare iſt nichtig. Er darf aud) 
nicht etwa als proleptifcher Vertrag unter der Vorausjegung der künftigen 
Trennung der Haare aufredt erhalten werden, denn er widerjpricht den guten 
Sitten; 8 308 ijt bier unanivendbar. Wenn aber Haare oder Glieder uſw. ab- 
getrennt find, gelten ſie als Sacden und unterjtehen dem allgemeinen Rechts 
verfehr. Das gilt auch 3.2. für einen durch Operation entfernten Gallenitein. 
Auf dieſe abgetrennten Seile iſt 8953 analog anzuwenden. Gareis 91 will 
dem Körperherrn das vorzugweiſe Aneignungrecht zuſprechen, weil dieſer die recht— 
liche Verfügung über ſeinen Körper habe; aber ein derartiges Verfügungrecht 
mir dinglicher Wirkung iſt nach BGB nicht anzuerkennen (A36). 


40) Dazu Bd. 1 8131 A 14 und die dort angef. Litt. 
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pflicht und dem religiöjen Frieden.“ Someit hiergegen nicht verftoßen wird, 
ift die Verfügung über die Art der Bejtattung und die Veräußerung der 
eigenen Leiche an eine Anatomie uſw. rechtlich zuläffig.** 


$5. Saden im Gemeingebraud. 


1. Eine bejfondere Stellung muß den Saden im Gemeingebraud) ! 
zugewiejen werden. Dies find öffentliche Sachen, an denen jedem Inter: 
efjenten ein jelbjtändiges,’) durch die Zwede und Ordnung der Allgemeinheit 
begrenztes Nugungsrecht zufteht. Beiſpiele geben die öffentlichen Straßen, 
Plätze, Mufeen; aud die Flüffe, Häfen, Brücden uſw. 

Dieje Liegenjchaften ftehen im Cigentum des Staates oder einer 
öffentlichen Körperihaft,* nicht in dem einer ideellen Voltsgefamtheit oder 
eines nterefjentenverbandes. Das Genußrecht ijt ein individuelles Recht 
jedes daran ntereffierten; der einzelne kann es nur für fich jelbjt geltend 


41) StrGB 88 168, 367 I. Auch oben A 12a. 

42) Aud) bier mit der Schranke, daß nicht gegen die guten Sitten verjtoßen 
werden darf. Was dem Erblaffer zuſteht, iſt noch nicht Necht des Erben; dieſe 
dürfen fich ihrer Beerdigungspflicht ($ 1968, dasjelbe gilt für die fubjidiär nach 
ss 1615 II, 1713 II Saftenden) nicht durch den Verkauf der Leiche des Erb- 
aſſers entziehen. — Ebenſowenig gehört die Leiche zum Nachlaß oder zur 
Konkursmaſſe des Erblafjers. Dernburg, BR 3 $g1 Aid; abw. Siramer 48. — 
Daß Sfelette, Mumien uf. rechtsfähige Sachen find, iſt unbejtritten. — Der 
Sarg und andere zur unmittelbaren Verwendung für die Beitattung bejtimmte 
Gegenjtände (alfo auch die Ajchenurnen) find der Pfändung durh CPO $ 811 
Nr. 13 entzogen. Die einer Leiche ins Grab mitgegebenen Schmudjacdhen uf. 
iind berrenlos, aber durch den Frieden des Grabes geſchützt. Den Gläubigern jteht 
fein Recht der Pfändung ar den mitbeerdigten Sachen zu (obgleich Schmuck— 
gegenjtände nicht unter CPO $ 811 Nr. 13 fallen), weil der Zugriff nur durch 
Zerlegung des Grabes möglich wäre; ſie können aber gegen die übermäßige oder 
fraudulöfe Mitbeerdigung von Schmudfachen Einfpruch erheben. 

1) Regelöberger, Band. 88 113 f.; Belfer, Band. 1 78; Dapvidfon, 
Rechtichuß des Gemeingebrauchs an den öffentlichen Sachen, Diſſ. Gött. 1889. 

2) Damit wird die notivendige Einfchränfung vollzogen gegenüber dem 
Gebrauche, den 3.8. ein Privatmann an feinem Parke oder der Berichönerungs- 
verein an den aufgeitellten Bänten dem „Bublitum“ gewährt. Dies ijt feine 
öffentlichrechtliche Verfügung, fondern eine pribatrechtliche, die jederzeit wider— 
rufen werden fann, Auch Gafthäufer uſw. find nicht Sachen im Gemeingebraud). 
— Die berrfchende Lehre verlangt ein öffentliches Intereſſe oder einen größeren 
Krei3 don Genußfubjeften. Damit wird der Kernpunkt nicht getroffen. 

3) Anders jteht es, wenn eine befondere Erlaubnis für den Einzelfall 
eingeholt werden muß, wie 3.8. bei der Benutzung von Aſhlen, öffentlichen 
ſtrankenhäuſern, Schulen uſw. 

4) Das im Eigentume einer Gemeinde ſtehende Vermögen iſt: a) ent— 
weder Gemeinde- oder Kämmereivermögen, an ihm ſtehen die Nutzungen der 
Gemeinde als Körperſchaft zu; oder es iſt b) Gemeindegliedervermögen, an dem 
allen oder nur beftimmten Gemeindeangebhörigen (4. ®. nur den Hausbejigern) die 
Nußung zuſteht (3.8. der Waflerleitung, des Waldes, der Gänſewieſe ufm.). 
Daneben können: c) einzelne Gemeindeangehörige Nußungsrechte auf Grund 
—*— ze Tıtel3 erlangt haben (3. ®. die Mühlengerechtigfeit, 
ie R 
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machen.“ Sehr beftritten ijt, welche Rechtsmittel zu Gebote jtehen, wenn 
der Berechtigte in dem Genuffe der zum Gemeingebraud bejtimmten 
Saden behindert wird. Die Lehre des gemeinen Rechts neigte überwiegend 
dahin, hier einen privatrechtlihen Klagſchutz zu gewähren, der fih auf 
Bejeitigung der Hinderungen oder auf Zeitung von Schadenerjaß richtete.” 
Die pofitiven Rechtsnormen, auf welche ein joldher Anſpruch des einzelnen 
gegen den Staat fich gründen könnte, find durch das BGB befeitigt ; zur jelb- 
ftändigen gewohnheitsrechtlihen Ausbildung eines allgemeinen pofitiven 
Schutzrechtes fehlt es bisher an der erforderlichen zwingenden Rechtsüber- 
zeugung.* 

2. Als geltendes Recht find folgende Sätze aufzuftellen. 

a) Der Gemeingebrauh an öffentlihen Sachen unterfteht den An: 
ordnungen der Verwaltungsbehörden. Wer fi) in ihm behindert fühlt, kann 
bei der Polizei oder den zuftändigen Behörden Beſchwerde einlegen.” 

b) Sonderrechte an derartigen öffentlihen Sachen können nur durch 
einen Akt der Staatsgewalt erworben !° werden, nicht durch Erfißung oder 
Aneignung ufw. Für die bisher '' erworbenen Rechte kann die unvordenf: 
lihe Verjährung den Beweis des Verleihungsaktes erjegen.'? 


— — — — 


5) Der ſoziale Gedanke, der in der actio popularis lag, iſt uns fremd. 
Oben $4 A14. 

6) Die Schiffahrt wird ihm 3.8. verfperrt oder der Zutritt zum öffent» 
lihen Mufeum vermweigert. Praktiſch überaus wichtig ijt der Fall, da ein 
öffentlicher Weg höher oder tiefer gelegt worden ijt und dadurch die Benußung 
der anliegenden Häufer erfchtvert wird oder foftfpielige Neubauten jich als not— 
wendig ermweifen. Vergl. A 13. 

7) Vergl. Windicheid 2 8467 U 2; Regelsberger Bari A 6; Dernburg, 
Band. 1 $73 A 10. — Die Praxis gab den Interdiktenſchutz dem in der Be- 
nußung eines öffentlihen Weges Behinderten gegen den Störer (Seuff. A. 36, 
299) und gegen das forjtamtliche Verbot (RG 21,193) ; ferner zur Bejeitigung 
bon Einrichtungen, welche die Benubung eines öffentlichen Fluſſes zum Treiben 
bon Mühlen verhindern oder welche den Fluß in einer für die unteren Anu— 
lieger nachteiligen Weiſe mit Abfallwäflern infizieren (RG 15,183; 16,145). 

3) Der Vorfchlag, die popularen Interdikte durch eine allgemeine actio 
iniuriarum (weil die Verhinderung am Gemeingebrauch einen Rechtshohn ent= 
halte) zu erjegen, den Ihering in feinen Jahrb. 23, 270 in geiftvoller Weife 
begründet bat, ijt nicht rezipiert worden. — Der Rechtsweg iſt ausgeichlofien wegen 
Schädigungen, die durch Abjperrungsmahregeln entjtanden jind, jofern diefe bon 
der Polizei uſw. im öffentlichen Intereſſe angeordnet worden find. 

9) Der Rechtsweg ift ausgefchlofien, wenn 3. B. die öffentliche Berechtigung 
zur Teilnahme an den Nußungen der Gemeindeangebörigen in Frage ſteht. Er 
tft dagegen zuläfiig, wenn der Nußungsanfpruch fich auf einen privatrechtlichen 
Titel gründet (oben A 4). 

10) So RG 8,136; 23, 152 für Sonderredte an öffentlichen Gemwäflern. — 
Ein wichtiger Fall iſt das "Legen von Pferdebahngeleiſen auf öffentlichen Straßen. 
E3 kann ſich dabei um Bacıt, Erbbaurecht, Grunddienjtbarfeiten handeln. 

11) Nach dem allgemeinen Grundjaße, dab erworbene Rechte unberührt 
beitehen bleiben. Wergl.8d.1 $16 411. 

12) Bd. 1 859 U 8; z3. B. RG 23, 147. 
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c) Die Verwaltungsbehörde entjheidet über Art und Dauer des 
Gemeingebraudjes. Daher bejteht fein civilrechtliher Anſpruch auf fort- 
dauernde Benutzung eines bisher bejtehenden Weges, noch ein Schadenerjag: 
anſpruch wegen Einziehung, Verlegung, Niveauänderung ujw. einer öffent: 
lihen Straße.'? | 

3. Wird die Störung im Gemeingebraud durd eine Privatperjon 
verurjacht, jo kann der Geſchädigte Schadenerjag nach den Vorausjegungen 
der unerlaubten Handlungen begehren.'* 


4. Kollidieren mehrere jtaatlich genehmigte Sonderrechte miteinander, 
jo fteht im Streitfall der Rechtsweg offen. Es enticheidet bei dinglichen 
Rechten der Inhalt der Verleihung und vor allem der Rang des NRechtes.'’ 


5. Der Gemeingebraud an den öffentlichen Verkehranſtalten ift viel: 
jah dur den Kontrahierungszmwang '* gefichert. 


86. Bejtandteil und Zubehör. 


Der Sachbegriff des BGB ijt abgejtellt auf die körperliche Einzelſache. 
Auch dieje jest fich aus einer Menge einzelner Stoffteile zufammen. Die 
stage ift: a) Durch welche Merkmale die Einheit der Sache rechtlich beſtimmt 
wird. Zu dem aus mehreren felbjtändigen Einzelfachen beftehenden Sad: 
inbegriff, deſſen Teilftücde nur in einzelnen Beziehungen als Ganzes behandelt 


13) RG 6, 162; 21,194; 37,252; in 3.8. 29,167. Das entjpricht dem 
allgemeinen Grundjaß, daß die im öffentlichen Interejje erfolgenden Anordnungen 
vom einzelnen auch dann ertragen werden müjlen, wenn fie durch Entziehung bis- 
beriger Vorteile ihm Vermögensnadteil verurjachen. Denn es fehlt bier ſowohl 
an einem geichüßten Privatrecht (zmwifchen dem Anlieger und der Ehaufjee beiteht 
fein jervitutartiges Verhältnis o. dgl.), ald auch an einem jchuldhaften Eingriff in 
De Brivatrechtipbäre, wie an den Vorausfeßungen der Enteignung. Wenn 3.8. 
duch den Damm einer auf öffentlicher Straße oder in dem öffentlichen Fluſſe er- 
richteten Stadtbahn einzelnen Häufern die Ausficht verbaut und ihr Wert dadurd) 
verringert wird, fo ijt den Hausbeſitzern damit doch fein Recht genommen; ein 
allgemeines Ausfichtrecht auf öffentliche Wege, Plätze uſw. gibt es nicht. Wenn 
dagegen eine Neuanlage im Intereſſe eines einzelnen Grundbejiger3 beranitaltet 
it und Dadurch wefentliche Intereſſen der Nachbarn verlegt werden, dann darf der 
aus dem Nachbarrecht herzuleitende Anfpruch (unten $ 72) dem Gejchädigten nicht 
verjagt werden. Vergl. Rebbein, Entfch. des Ob. Trib. 2. Aufl. 1, 777; Xoebell in 
Gruchot 41, 1; Anfchüß, Verwaltungsardriv 5, 1; Köhne, Arc. f. öffentl. R. 13, 
545; Germersbaufen, Wegerecht 2. Aufl.1 87. 

14) 8823; 88.1 8200. Daher muß ein Verfchulden vorliegen. So bereits 
das RG 30, 129; 31, 182 gegen 21, 192. 

. 15) Danach gebt regelmäßig das ältere vor; vergl. unten $ 12. Es tft gegen 
Veeinträhhtigung durch Neuanlagen zu ſchützen. Ein allgemeines Vorrangsrecht 
auguniten von Mühlen eriftiert dagegen nicht; RG 18,259, 

16) So für die Eijenbahn der Transportziwang zur Güterbeförderung; SGB 
$$ 453, 473 II; für den Perfonentransport uſw. die Eifenbabnverfebrordnung vom 
15.11.1892 8 6; dazu HGB $ 472. Biermann, Jher. 3. 32, 267;8d.1869 A 1. 
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und einheitlicher Rechtsbehandlung unterworfen find,! treten in Gegenſatz: 
1. die der Rechtseinheit zwingend unterworfenen Bejtandteile der Einzel: 
ſache und 2. die Zubehörftüde, die zwar körperlich jelbftändig bleiben, grund: 
jäglih aber an das rechtlihe Schicjal der Hauptjache gebunden mwerden.? 
b) Damit verknüpft fich die zweite Frage, wie weit es juriftiih von Wert 
und Intereſſe ift, in eine Unterjcheidung der einzelnen Beftandteile noch ein= 
zutreten; nicht jedes Atom kann rechtliche Beachtung ala Bejtandteil bean- 
Ipruchen.* Dies ift auch bedeutjam für den Fortbeftand der Sadeinbeit. 
Nur das Unorganifche bleibt ftofflid dauernd erhalten, es kann nah Form 
und Geftalt aber wechjeln.* Der als Typus der Einheit ſich darjtellende 
Organismus dagegen unterliegt ftofflich einer fortdauernden Umgeftaltung, 
bei ihm ift die Ericheinungsform das Weſentliche.“ 


1. Beitandteile® find Sadteile, die einem Sahganzen gegenwärtig 
derart körperlich einverleibt und wirtſchaftlich untergeordnet find, daß fie im 
Verkehr nur als diefem zugehörige Glieder erjcheinen, nur in und mit dem 


1) Die Eingeljtüde des Sacdinbegriffs (Herde, Warenlager, Gutsinventar, 
Bibliothek uf.) bleiben rechtlich jelbitandig; VBefiß, Eigentum, Pfandrecht uſw. 
find nur an den einzelnen Sachen möglich. Der Eigentumanfpruch ijt auf die be— 
ftimmt bezeichneten Eingelftüde zu richten, und nur für den Eigentumbemeis tritt 
tatfächlich eine Erleichterung infofern ein, als der Beweis des Eigentumermwerbes 
3.8. an der gefamten Herde regelmäßig auch für die als zugehörig fejtgeitellten 
Einzelitüde ausreichen wird. Bei einer als Geſamtſache gelauften Herde wird der 
dingliche Vertrag und die Beſitzübergabe fich auf jedes Einzeljtüd erjtreden müſſen; 
praftifch wird dazu eine Gejamtübergabe in Verbindung mit der Einigung ins— 
gefamt ausreichen. Die Einzelfachen des Inbegriffs gelten nach $ 90 II als ver: 
brauchbar; der Eigentumerwerb vollzieht fich nach 88 555 IL 2, 1048 11 durch Ein- 
verleibung einzelner Stüde in das Inventar. Vergl. im übrigen Bd. 1 850 U 17. 

2) Diefe Einteilung des Geſetzes ijt feine abjchließende. Infolge der Un— 
beitimmtheit des Beitandteilbegriffes machen fich vielfache Zweifel geltend. 

3) Gegen die Atomenlehre: Bd.1 852 A 1. Entfcheidend iſt für die Rechts: 
folge des $ 93 nur der gegenwärtige —— dagegen bezieht ſich $ 947 auf die 
Entjtehung einer einheitlichen Sache aus bisher jelbitändigen Teilen; er bejagt 
nicht, daß die Tropfen eines aus zwei Fäſſern zufammengemilchten Weines recht: 
lich als Bejtandteile angejehen werden follten. Dies gegen die unbegründeten Ein— 
wendungen bon Tobias, Eid. A. 94, 383. 


4) Schwefel bleibt Schtwefel, er mag friftallinifch, amorph oder geſchmolgen 
fein, Entſteht durch Umbildung des Stoffes eine neue (d.h. im Rechtsſinne) 
Sache, jo greift $ 950 ein. 

5) Das Tier bleibt für die juriitifche Behandlung diefelbe Sache, auch wenn- 
im Laufe der Jahre eine völlige Umbildung der jtofflichen Teile des Organismus 
ftattgefunden bat. Gleichwohl bleibt das Organtiche das feinem Weſen nad un» 
teilbare Ganze, fein Teil fann für fich als jelbitändig eriitierend gedacht werden. 

6) Über die Lehre von den Beitandteilen ift in Bd. 1 852 abgehandelt. 
Hier werden nur die für das Sachenrecht befonders bedeutfamen Grundfäße ber- 
borgehoben. Der dort verzeichneten Literatur iſt hinzuzufügen: Sokolowski (oben 

4 U 1); Tobias, Civ. U. 94, 371; R. Frowein, Beitandteile und Zubehör, Diii. 
eipzig 1901; F. Kunze, Bejtandteile und Zubehör, Diff. Jena 1902; Paech, Be— 
Itandteil und Zubehör; Wolff, Bau auf fremdem Boden. 
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Ganzen wirtjchaftlicher Nugung fähig find.” Dieje jachliche Einheit zieht als 
zwingende Rechtsfolge die Einheit des dinglihen Rechtes * nad fich: ding: 
lihe Sonderrechte können an diejen Bejtandteilen nicht beftehen, weil die 
unjelbjtändigen Teile zum Gegenftand einer jelbjtändigen Sachherrſchaft nicht 
taugen.? 

a) Die rechtlihe Einheit, wonad Eigentum, Pfandrecht und fonftige 
begrenzte Rechte notwendig alle Bejtandteile ergreifen, beginnt und dauert, 
jolange der die Bejtandteileigenfchaft begründende Tatbeitand hergeftellt ift 
und bejteht. 1. Das Geſetz hebt bejonders hervor die mit einem Grundftüd 


7) Daß ſie zur Vollendung des Ganzen notwendig find, bildet feine alle 
gemeine VBorausfegung. Die Begriffbeitimmung ift, wie $ 93 bezeugt, nicht dom 
Ganzen, jondern von den Vejtandteilen aus zu nehmen; es entjcheidet, ob fie Durch 
die Trennung zerjtört oder in ihrem Weſen verändert werden. Praktiſch indefien 
wird diefe Wejensveränderung auc auf das Ganze bezogen; OLG 2, 340; RG in 
3.8.29, 890: das berrjchaftlihe Wohnhaus (in Berlin) würde durch die Ent- 
fernung der Badeeinrichtung in feinem Weſen verändert werden, folglich ift die 
Badeeinrichtung mwefentlicher Beitandteil (U ). Daraus ergibt fich zugleich, da 
die Rechtiprechung den vieldeutigen Begriff der Wefensveränderung (anders als vom 
pbilofophiichen Standpunfte, Sofolowsti 121) im praftifchen und wirtjchaftlichen 
Sinne nimmt; es entjcheiden die für den Verkehr mahgebenden Rechtsanfchauungen, 
die der Richter zu ermitteln und auszulegen hat (unrichtig Tobias 375). Jeden— 
falls entjcheidet nur der objektive Tatbejtand und nicht der Wille des die Ver— 
bindung Herftellenden; Neumann, Feitgabe für Wilfe 218. 

8) 8 93 verordnet dies nur für die wefentlichen Beitandteile. Es fragt jich, 
ob es daneben noch unmejentliche gibt, die, obgleich fie Beſtandteile find, doch 
Gegenitand dinglicher Sonderrechte fein können. Darüber Bd.1 852 US, 14. 
Die Frage ift im allgemeinen zu bverneinen (vergl. unten A 17). Die zum Be- 
weile von den Gegnern beigebrachten Beifpiele find wenig überzeugend; denn der 
angebliche unmejentliche Bejtandteil ift entweder durchaus weſentlich (mie der Eins 
band bei dem Buche, die Tapeten bei dem Zimmer) oder er ift nur Zubehör, Em— 
ballage, Beigabe o.dgl. (wie das Bild in dem zum Auswechſeln eingerichteten 
Rahmen, die Kette im Verhältnis zur Tafchenuhr). ES gebt zu weit, wenn man 
unter Bejtandteil jede förperlid mit einer anderen (al3 der Sauptjache) ver— 
bundene Nebenjache betrachten wollte. Zu weit ift auch die Definition von Tobias 
378: weſentlicher Beitandteil ijt jeder Teil, den der Benutzer oder Verbraucer 
nicht anders als zufammen mit der Hauptfache zu befommen pflegt; denn das gilt 
3.8. auch für die einzelnen Teile jedes bejonders ausgeitatteten Services. Der 
Hauptfache nach werden die ſog. unweſentlichen Bejtandteile in der Litteratur für 
die Fälle der I 95, 953 f. benußt; da es dabei nur darauf anfommt, fie als 
Gegenstände jelbitändiger Rechte hinzuſtellen, jo kann es dahingeftellt bleiben, ob 
nn Bi um univejentliche Beitandteile oder, wie ich meine, um Nichtbeitandteile 

elt. 

9) Dies gilt für alle (Ausnahmen: 1. CPO $ 810 Pfändung jtehender 
Früchte und 2. das Wegnahmerecht der Bejtandteile, die der Mieter ufw. in Aus- 
übung feines Nechts eingefügt bat, A 14) und nur für dingliche Nechte. Für die 
Vegründung obligatorifcher Wr bildet die Beitandteileigenfchaft fein Hindernis 
Verkauf hängender Früchte, Miete eines Zimmers) ; auch Beſitz ift an Beſtand— 
teilen zuläfjig nach $ 865. — Die in $ 93 verordnete Verneinung dinglicher 
Sonderredhte hat nur da einen Sinn, wo ein folches möglich wäre, mithin eine 
Verlautbarung der Sachherrſchaft durch gefonderte Beſitzgewalt uſw. ftattfinden 
finnte. Vergl.A 3. Praktiſch Handelt es fich nur um ſolche Sacıen, die troß der 
—— noch eine gewiſſe förperliche Selbſtändigkeit aufweiſen, wie eingebaute 
Feniter, Mafchinen, Röhren. 
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fejt '° und zu Dauerndem Zwecke ’' verbundenen Sahen. Die Fahrnis nimmt 
durch dieſe Verbindung die Natur einer unbeweglichen Sache an, fie unterjteht 
nunmehr dem Grundbuchrechte.” Die damit hergeftellte Einheit des Rechtes 
ift zwingend"? und endgültig. Wird der Bejtandteil getrennt, jo fällt er 


10) Feit verbunden in 89411 bedeutet im mejentlichen dasjelbe wie ein- 
gefügt in $ 94 II; zum Einfügen gehört das Einpafjen in ein Ganzes, jo dab eine 
auf die Dauer berechnete, feite Verbindung mit den umjchliegenden anderen Sachen 
bergejtellt ijt; Webſtühle find daher feine Bejtandteile, auch wenn fie mit dem 
Fußboden durch Schrauben verbunden ſind, bleiben jie felbjtändige, bloß angefügte 
und nicht eingefügte Yahrnisjrüde. Vergl.Bd.1 852 A17f. RO in 3.8.33, 
89. — Verbinden und Einfügen find feine Nechtshbandlungen; die Rechtsfolge 
hieraus tritt ein ohne Willen und ohne Rüdjicht auf die Verkehrsfähigkeit des 
Handelnden lediglih auf Grund des objektiven Tatbejtandes. — Der praftifch 
wichtigite Fall betrifft die Mafchinen; find fie Beitandteile, fo ijt der Eigentum- 
vorbehalt an ihnen unwirkſam, fie unterjtehen zwingend und dauernd den an der 
einheitlichen Sache begründeten Grundpfandrechten uſp. Den Gegenjaß bildet 
das Zubehör (unten AU 27f.). Nach dem Gefeke find Mafchinen ($ 95 Nr. 1) 
nur dann Zubehör, wenn fie nicht Beitandteile find (897 11); es fpricht alſo feine 
Vermutung für Die Zubehöreigenjchaft; die Entfcheidung tjt jelbitändig nach $ 93 
zu treffen. Selbſt die eingebaute Mafchine wird weder zerjtört noch in ihrem 
Weſen verändert durch ihre Trennung. Die Bejahung ihrer Beitandteileigenjchaft 
fann darum nur von dem Grunde getragen werden, daß das Grundjtüd oder Ge— 
bäude durch die Trennung der Majchine in feinem Wejen verändert wird. Dies 
wird der Fall fein, wenn der wirtichaftliche Betrieb eines Grunditüds derart bon 
bejtimmten Mafchinen abhängt, dal e3 ohne diefe Mafchinen nicht mehr bleibt, 
was es in feiner individuellen Eigenart durch die Mafchinen war. Darum iſt für 
ein großes Warenhaus die Kabrituhlanlage, für eine Holgbereitungsfabrif die 
Kreisjäge, für ein herrſchaftliches Mietbaus die Badeeinrichtung als Bejtandteil 
anzuerfennen. Ob die Erhaltung der Eigenart von einer bejtimmten Mafchine 
abhängt, iſt nach den gegenwärtigen Berhältniiien zu beurteilen; ein Gasmotor 
fann 3.8. durch die Einführung des eleftrifchen Betriebes in einer Druderei die 
bisherige Eigenichaft eines Beitandteils einbüßen. Über einzelne Anwendungfälle: 
RG 26,347; 50,241 und in IW 29, 359; 30,362 u. 381; 31 Beil. 189, 219. 

11) Den Gegenfaß bildet die zu borübergehendem Zwecke oder nur in 
Ausübung eines Rechtes an einem fremden Grunditüd vollzogene Verbindung, 
$95. Die fo verbundene Fahrnis wird nicht Vejtandteil, fie wird auch nicht zur 
unbeweglichen Sache, jondern bleibt Fahrnis; jo Bd. 1 F 50 A 25, zuitimmend RG 
55,284. Ob der Zweck ein vorübergehender ijt, muß aus den tatjächlichen Ver— 
hältniſſen ermittelt werden, der Wille des Bauenden uſw. ift dafür nicht ſchlechthin 
maßgebend; OLG 5, 76; Wolff 73. — Für den Beitandteilbegriff ift die Einfügung 
innerhalb der Grenzen des Grundſtücks nicht wejentlich; das unter Straßen und in 
fremden Grund gelegte Gasrohrnetz oder Leitungsneß einer eleftrifchen Anlage ijt 
ge des Grundjtüds, auf dem jich die Hauptanlage befindet; NG 39, 207; 

8, 267. 

12) Der eingepflanzte Baum, der eingebaute Balken ufw. unterjtehen dem 
Eigentum am Grundjtüd; $ 946. So tjt auch der fundus im Sinne des römischen 
Rechts das durch die Einheit des Betriebes gebildete landivirtichaftliche Individuum ; 
D. 50, 16. 60 und 211. Die vom Pächter errichtete Schußbhütte, Strandballe uſw. 
darf dagegen nicht in das Grumdbuch eingetragen werden, weil jie al Fahrnis 
gilt (OLG 5, 408) ; jie unterliegt der Pfändung uſw. 

13) Ein Eigentumvorbehalt an den Türen, Jaloufien, eingepflanzten Obſt— 


bäumen ujw. bat feine dingliche Wirkung, böchitens obligatorifche Bedeutung. 
OLG 6,211 und 215. 
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feineswegs an den vormaligen Eigentümer zurück;“ denn deſſen dingliches 
Recht ift untergegangen.”” 2. Werden bewegliche Sachen zu einer einheit- 
lihen Sache als Beftandteile zufammengefügt, jo daß aus beiden ein neues 
Verkehrobjekt entfteht, jo werden die bisherigen Eigentümer nad) dem Ber: 
hältnifje des Wertes ihrer Sache Miteigentümer.'® 

b) Das Grundftüd bildet eine Einheit mit den zu dauerndem Zwecke 
ihm eingefügten Sachen; nicht aber in dem räumlichen Sinne, daß alle 
Stüde des von den Flurgrenzen umjpannten Flächenabjchnittes wejentliche 
Veftandteile des Ganzen wären; die einzelnen Parzellen find jelbjtändige 
Sachen. Im Intereffe des Immobiliarkredits bildet indeſſen das einzelne 
Grundftüd für alle Belaftungen eine rechtliche Einheit. Soll nur ein Grund: 
ftücteil 3.8. mit einer Hypothek belaftet werden, jo muß diefer Teil ab: 
gejhrieben und als fjelbjtändiges Grundftüct gebucht werden.” Umgekehrt 
kann aus mehreren Grundftücden durch Zufchreiben ein einheitliches Gejamt- 
grundſtück entjtehen.'* 

c) Als Beftandteile folen die mit dem Eigentum an einem Grundftüd 
verbundenen Rechte gelten. Dieſe gejegliche Fiktion gibt nur dem Wirkungs- 
ſatze Ausdrud, daß die jubjektiv dinglichen Rechte von jeder das Grundftüd 
betreffenden Verfügung mit erfaßt werden.” Die Rechtswirkung folder 


14) $$ 953, 1212; aber auch 997: Abtrennungs> umd Yneignungsrecht des 
mit dem Eigentumanfpruch belangten Befißers, dazu $ 547 II, 951 I. Wird ein 
Beitandteil veräußert, fo erlangt der Erwerber Eigentum erſt mit der Abtrennung 
und Bejitübergabe; Sicherung des Erwerbes nach $ 956. Fortwirfung des Hypo— 
tbefen= und Pfandrechts an den getrennten Beitandteilen nach $$ 1120 f., 1212; 
ITS 8820, 21, 90. 

15) Dasjelbe gilt, wenn von zwei verbundenen beweglichen Sachen eine als 
die Hauptfache erjcheint. Wird 3.2. in einen Schrank ein neues Schloß eingefekt, 
jo wird der Schranfeigentümer endgültig zum Alleineigentümer der ganzen Sadıe. 
Dazu $ 94711. Es iſt dem richterlichen Ermefjen anheimgejtellt, auf Grund der 
beute geltenden Verkehranſchauungen zu entfcheiden, ob eine Sache, und melche 
die Hauptſache fei. 

16) 89471. Pfandrechte und Niebrauchrechte ſetzen jih an dem Anteile 
fort, der an die Stelle der belaiteten, bisherigen Einzelfache tritt, 8 949, 2. 

17) GBO $ 6, mit der Ausnahme für Dienjtbarfeiten und Reallaſten: ſo— 
fern nach Ermeſſen des Grundbuchrichters Verwirrung nicht zu beforgen ift, fann 
die Abjchreibung unterbleiben. Durch $ 6 wird die Zuläffigfeit der Sonderbelaftung 
eines Grundftüdteiles, obgleich diefer nicht twefentlicher Beitandteil des Geſamt— 
17. ist, für den praftifch geltenden Grundbuchverfehr befeitigt. Dazu unten 

14, 

18) 8890 II und danach GBO 85 fprechen davon, daß die zugejchriebene 
Barzelle, obgleich fie Beitandteil des Stammgrunditüds wird, dennoch in bezug 
auf die an ihm bereits bejtehenden Belaftungen als jelbitändiges Nechtsobjeft fort- 
gelten fol (unten 8 53 920 f.). Der Beitandteilbegriff wird hier in nicht» 
tehnifhem Sinne gebraucht; e3 handelt ſich bei Grundftüden untereinander nur 
um eine getvillfürte, rechtlich feiter oder Ioderer zu bindende Einheit; aus 8 890 II 
darf daher keineswegs ein allgemeingültiger Begriff der unweſentlichen Beſtand— 
teile abgeleitet werden. 

19) 896 Iegt auf diefe rechtliche Verbindung das entjcheidende Gewicht. 
Dementfprechend iſt die Eigenjchaft eines fog. wefentlichen (Bd. 1 $52 A 12) Be- 


30 Drittes Buch. Sachenrecht. 


Verbindung ift, daß Grundſtück und Recht eine Einheit bilden, eine Trennung 
des Rechts ausgejchlofjen ift und jede Veräußerung und Verfügung über das 
Grundſtück das Bejtandteilrecht mit ergreift. 

d) Wird eine Sade in Natur geteilt,?° jo jegen fi die an der bis— 
herigen Gejamtjache bejtehenden Berechtigungen und Belaftungen grund: 
jäglich an jedem Teilftüc fort.” Bei der Teilung einer Sache nad) Bruch» 
teilen fann der einzelne Anteil eines Miteigentümers *? den Gegenjtand be- 
jonderer dinglicher Rechte bilden.?® 


3. Die Bedeutung der Zubehöreigenfchaft ** liegt auf dem Gebiete 
des Sachenrechts. Zwiſchen Bejtandteil und jelbftändiger Einzelfache ein— 
geordnet entnimmt das Zubehör von jeder der beiden Sacharten gewiſſe 
Grundzüge für feine rechtlihe Behandlung: 1. als Nebenjache wird es dem 
rechtlichen Schicjal feiner Hauptſache und den für dieſe geltenden Formen 
der dinglichen Rechtsänderung, auch dem Grundbuchrechte, unterworfen ; 
2, als jelbftändige Einzelfache dagegen unterjteht das Zubehör den Regeln 
des Fahrnisrechtes. Es fragt fih, wie die rechtliche Einordnung jeweils 
zu vollziehen ift.?° 


ftandteils außer den Grunddienitbarfeiten nad $ 1018 auch dem dinglichen Vor— 
— nach F8 1094 IL, 1103 und der Reallaſt nach 88 1105 II, 1110 zuerkannt 
worden. 

20) Dies iſt im gewöhnlichen Sinne nur möglich, wenn ſich in jedem Teile 
das Ganze erhält und fortſetzt; Bd.1 853 A 4. ES handelt ſich hierbei um 
die Abtrennung von Beſtandteilen ($ 953), das Abpflücken der hängenden Apfel 
ist feine Teilung des Baumes oder des Grundjtüde. 

21) Den tichtigiten Anwendungsfall bildet die Teilung eines Grundſtücks; 
dazu $$ 1025, 1026, 1109. — Wird ein verpfändetes Faß Wein abgezogen, fo er: 
ftredt jich das Pfandrecht nunmehr auf den Inhalt der einzelnen FFlafchen. 

22) 88 1008 F.; unten 870, 

23) 88 1010; 1095 Vorfaufrecht; 1106 Reallaft; 1114 Hypothek; 1255 
Pfandrecht. — Die Auffaſſung iſt die, dab der Bruchteil als Quote, nicht als real 
begrenzter Sacteil den Gegenitand des Eigentums und fonftiger dinglicher Rechte 
bildet. Eine Teilung der gemeinfchaftliben Sache in der Weiſe, daß an den ein— 
zelnen Beitandteilen den Teilbabern fürperlich abgegrenzte Sonderrechte zugewieſen 
würden, wird daher nicht zugelaflen; insbefondere it das Stockwerkeigentum als 
horizontale Teilung eines Haufes ausgefchlofien. Denn das Haus ift nach $ 94 
Beitandteil des Bodens, es fann nur mit diefem, alfo vertifal geteilt werden. 
Eine Ausbilfe gewährt 8 1010 durch die Zulaſſung der dinglichen Regelung der 
Benußung uſw. der im Miteigentum ftebenden Nechte. Beltellung eines Erbbau— 
recht3 an Stodwerfen iſt ausgeichlofien, F 1014. Das nach Zandesrecht bereits 
begründete Stodiverfeigentum bleibt beiteben; E® 182, 131. — Der Beſitz an 
Stodwerfen uſw. twird in 8865 anerfannt und in vollem Umfange gefchügt. 

24) Über den Begriff des Zubehörs und die Regel des $ 314, wonach 
die — Leiſtungverpflichtung im Zweifel das Zubehör mitumſpannt: 
B.1 884. 

25) 897 ſucht die Abgrenzung nach dem wirtſchaftlichen Zweck und der Ver— 
lautbarung der Zubehöreigenichaft durch eine räumliche Verbindung zu gewinnen; 
maßgebend follten jtets die Verfehranfchauungen fein. Die Anwendungsfälle find 
in Bd. 1 854 Nr. 2 behandelt. Hier iſt nur als für das Sachenrecht Tennzeichnend 
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a) Das Zubehör unterfteht nicht wie der Beftandteil dem zwingenden 
Gebote der Rechtseinheit mit der Hauptſache; es gilt als möglicher Gegen: 
jtand einer bejonderen rechtlichen Herrſchaft. Der Veräußerer eines Grund: 
jtüds darf fich das Eigentum am Zubehör trog der Übereignung des Grund: 
ftüds bis zur Zahlung des Kaufpreifes vorbehalten ** und dadurch z.B. die 
mitverfaufte Machine dem Zugriffe der Hypothekengläubiger des Käufers 
vorenthalten. ?? 

b) Wenn aber das Eigentum an der Hauptſache und dem Zubehör 
in derfelben Hand vereinigt ift, jo tritt grundjäglich die Unterwerfung 
des Zubehörs unter die rechtlichen Scidjale der Hauptjache ein. 
Insbejondere gelangt hier die überwiegende Bedeutung und Schutz— 
würdigfeit des Grundeigentums zur Anerkennung. 1. Dient das Zu: 
bebör zur Erhaltung und Erhöhung der wirtfchaftlichen Nugung der Haupt: 
jahe und ift es demgemäß für den Wert eines Grundſtücks von wejent: 
lichem Einfluffe, jo entjpricht feine Mitverhaftung den Zweden des Grund: 


hervorzuheben: die Zubehöreigenfchaft hängt von der fachlichen Einrichtung und 
Beitimmung der Hauptjache ab, e3 gibt fein gewwillfürtes Zubehör (RG 55, 288), 
und ebenſowenig endigt die tatfächlich veriwirklichte Unterwerfung einer Sache als 
Zubehör mit der bloßen, auf Aufhebung diefer Unterordnung gerichteten Willens: 
beitimmung (RG 34, 168). Einem Keffel wird durch den Verlauf allein ebenfo- 
wenig die Zubeböreigenjchaft entzogen, wie der ald Erſatz angejchaffte neue Keſſel 
diefe bereits durch die Ablieferung im Fabrifbofe erlangt (NG 51, 272, wo aber 
auf Grund der befonderen Tatumjtände die Erlangung der Zubeböreigenjchaft be— 
jabt wird; für bloß bereitgejtellte Brennmaterialien wird dies zutreffend verneint 
226 4, 21; 5,79 und Sächſ. OLG 24, 224). — Unentbehrlichkeit für die Haupt: 
ſache bildet feine VBorausfeßung für das Zubehör (OLG 6, 270). — Belonders 
wichtig ijt die Frage, wieweit die zu einem Gewerbebetrieb beitimmten Hilffachen 
al Zubehör des Grunditüds anzuſehen find. Die bisherige Praris ging bierin 
ſeht weit (Bd.1 854 W10F.); auch für das BGB wird angenommen, dat es 
genügt, wenn die Sache dem gewerblichen Zmede nur mittelbar dient und daß, 
ſoweit Die Ziwederfüllung möglich bleibt, auch eine räumliche Trennung nichts 
ihadet; fo RG 47, 197 für Gondeln auf einem zum Gafttwirtfchaftbetriebe ge— 
börigen und gepachteten, aber durch einen öffentlihen Weg vom Hauptgrundjtüd 
getrennten Seegrunditüd; ferner RG 48,207, OLG 5,78, 

26) Das muß fundbar vereinbart werden, um die Vermutung des $ 314 
auszufchliegen, wonach die Verpflichtung zur Veräußerung uſw. im Zweifel das 
Zubehör mitumfpannt, 

27) Ein folder Vorbehalt iſt unnötig, wenn die bewegliche Sache nicht Zu: 
behör geworden, er iſt unwirkſam, jofern jie Beitandteil geworden. Daraus ergibt 
ich die große praftiiche Bedeutung der Begrenzung des Zubehörbegriffes. Ent— 
ſcheidend ift Die dauernde dingliche Beitimmung zum Gebrauch der Hauptſache. 
Balten, Ziegeliteine uſw. gelten als Bejtandteile, weil fie zur Herjtellung eines 
Gebäudes eingefügt find. Wenn daber ein Gebäude nad) feiner ganzen Anlage, 
wie 3.8. eine Gasanſtalt, nur mit Hilfe beitimmter Mafchinen, Keſſel uſw. feine 
ſpezifiſchen Zwecke erfüllen fann, erit aus der Verbindung mit diefen das wirt— 
Ihaftlich brauchbare Ganze entjteht: fo handelt es jich um weſentliche Bejtandteile. 
Benn aber die Entfernung einer Mafchine oder von Gerätichaften zwar den Be— 
trieb erfchtveren, aber doch nicht feiner Eigenart berauben würde, wie 3.2. ein 
elektrifcher Motor zur Erleuchtung eines Neftaurants, fo find jie Zubehör. Vergl. 
RG 2,251; 20, 2083; 36,261. Oben W10. 
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fredites. Darum erjtredt jich das Grundpfand ?* auf alle Zubehörftüde, Die 
in das Eigentum des Eigentümers des belafteten Grundftücds gelangt find *® 
und fi) darin noch befinden.” 2. Der Eigentumerwerb an einem Grund: 
ſtück umfaßt inhaltlich auch das dem Veräußerer gehörige Zubehör. Es gilt 
die gejegliche Vermutung °' der einheitlihen Verfügung über die wirtichaft: 
lih zujammengehörigen Sadhen. Der dingliche Vertrag über die Zubehör: 
übereignung ift in der Auflaffung enthalten; einer Übergabe der Zubehör: 
ftücfe bedarf es hier ausnahmsmeife nicht.” Diejelbe Vermutung wie für 
den Eigentumermwerb ift aufgejtellt für den Wirkungsbereich des Nießbrauchs, 
der perjönlichen Dienjtbarfeiten, des dinglichen Vorkaufrechts.“ 

c) Die Beihlagnahme und Verfteigerung ** im Wege der Zwangs— 
verfteigerung erſtreckt fich Eraft dinglicher Wirkung auf die Zubehörftücke 
auch dann, wenn fie nicht im Eigentum deſſen ftehen, gegen den das Ver: 
fahren ftattfindet. Der dritte Eigentümer fann fein Eigentum am Zubehör 
nur erhalten, wenn er rechtzeitig bis zur Erteilung des Zuſchlags die Auf: 
hebung oder einftweilige Einftellung des Verfahrens herbeiführt.”” Dieſe 


28) Hypothek, Grundſchuld, Nentenfchuld 88 1120 f. dasfelbe gilt für die 
Reallajt 1107 und beim Schiffpfandrecht 1265, 1272. Für bloß gemwillfürtes Zu— 
bebör gilt dies nicht; das nach bisherigem Nechte mitverhaftete gewillfürte oder 
gefeßliche Zubehör icheidet aus der Haftung aus, fobald dad Grundbuch für an: 
gelegt erflärt und das BGB damit in Kraft getreten iſt; RG 55, 289. 

29) Diefe Vorausfeßung gehört nicht al3 Grundnorm zur Behauptungslaft 
des Hnpothefengläubigers, vielmehr trägt die Beweislaſt der Dritte, der Grund: 
ſtückzubehör als fein Eigentum in Anspruch nimmt; das ergibt die Faflung von 
$ 1120 a. E. Diefer Gegenbemweis ijt insbefondere nad) dem oben zu A26 ge= 
gebenen Grundfabe zu führen; der gute Glauben des Hypothekengläubigers, daß 
die Zubehörftüde dem Grundſtückeigentümer gehören, bat feine felbitändige recht- 
erzeugende Kraft, dem weder 8932 noch 8 S92 findet hier Anwendung; fo auch 
NS in J. W. 30,382. 

30) Das Zubehör des belafteten Grunditüds wird frei Durch Veräußerung 
und Entfernung von dem Grundftüd; aber $ 1135. Die genauere Schranfe zieben 

$ 1121, 1122 II mit Nüdficht auf die Beſchlagnahme. Außerdem erflärt ERO 
8 865 II alle der Hypothek unterworfenen Zubebörftüde für unpfändbar. Dem 
Hypothekengläubiger ſtehen die Nechtöbehelfe aus ERO 88 766, 771 au; RG 55, 207. 

31) $ 92611 formuliert dies nicht glüdflich. Die Hauptnorm fteht im Saß 2. 
Keineswegs muß der Eriverber den Beweis führen, daß die Parteien den Über- 
gang des Zubehörs gewollt haben; vielmehr wird nur dem Veräußerer der Gegen- 
betveis offengebalten, das nach dem Inhalte des dinglichen Vertrags die Mitver- 
außerung des Zubehörs ausgeichlofien fein follte. Das entipridt den Beratungen 
zu dem erit in zweiter Leſung aufgenommenen 8 926, Brot. 3, 178 und der zu— 
———— Faſſung der in Zuſammenhang ſtehenden F8 1031, 1062, 1096, 2164 
und 31 

32) Inſofern bedeutet 8 926 eine Ausnahme von 8929. Der Eigentums 
eriverb ſteht aber in Vorausfeßung von dem Eigentum des Grumditüdveräußerers 
an dem Zubehör; denn $ 892 greift bier nicht ein. Der felbftändig wirkende 
gutgläubige Erwerb an den Zubehörſtücken unteriteht den Normen de3 Fahrni3- 
rechtes; für ihn entfcheidet die Beliterlangung nach 88 932 f., 926 II. 

33) 88 1031, 1062, 1093, 1096. 

34) ZUG $8 21, 55 II. 

35) 3BG 837 Nr. 5. Andernfalls kann er fich nur an den Verfteigerung- 
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objektive Feitftellung des Umfanges des zur Verfteigerung gebrachten Gegen- 
ftandes entjpricht der öffentlichen Natur des Verfahrens und den Intereſſen 
der Verfehrficherheit. 

d) Zubehör im Sinne des BGB bezieht fich auf Fahrnis im Ver: 
bältnis zu einer anderen Sade. 1. Zubehör an Rechten iſt denkbar in bezug 
auf das Erbbaurecht und auf die durch das Landesrecht aufrecht erhaltenen 
Gerechtigkeiten.“ Nur im uneigentlihen Sinne könnte als Zubehör einer 
Öypothef der Hypothekenbrief injofern aufgefaßt werden, ala die Pfändung 
der Oppothefenforderung den Brief mitergreift.” 2. Nah Landesrecht 
fann in den vorbehaltenen, Rechtsgebieten unbewegliches Zubehör vor: 
fommen.?* 


87. Liegenihaften und Fahrnis. 


1. Das Sachenrecht geht von der rechtlichen Herrſchaft über die 
förperlihen Sachen aus. Zum Sachbegriff gehört die bejtimmte Individuali— 
fierung des beherrſchten Gegenjtandes. Dieſe ijt bei belebten Organismen 
durch ihre natürliche Einheit gegeben; bei anderen beweglichen Sachen wird 
jie regelmäßig durch äußere Ereignifje oder durch die Arbeit der Menfchen 
bergeitellt, denn beweglich ift eine Sache nur, weil fie durch ihren gegen: 
wärtigen Zuftand als jelbftändiger und von anderen Saden und insbejondere 
von dem Grund und Boden abgetrennter Körper auftritt.‘ Das Grund: 
tüd im Sinne des materiellen Rechts entjteht als jelbftändiger Rechtsgegen— 
hand nur durch die beurkundende Tätigkeit der Menſchen; unter Grundſtück 


— — der an die Stelle des verſteigerten Zubehörs tritt. KG in Gruchot 

36) 8 1017; Zubehör von Bergwerfen uſw. (A 37). Oſtpreuß. Landichafts- 
ordnung bom 7. 12. 1891 $ 178 Abſ. 12: das Guthaben des Gutbefigers am 
Tlgungsfonds ift untrennbares Zubehör des Gutes. 

37) Dies behauptet RG in AW 33,93. Das Eigentum an dem über eine 
Forderung auögeftellten Schuldfchein iteht nach $ 952 allerdings dem Gläubiger 
zu; dies entipricht der unfelbitändigen Natur des Schuldſcheines; er gilt aber 
weder als Zubehör noch als Beſtandteil. 

38) So faßt RG vom 15.3.1902 (preuß. Verw.Bl. 24, 426) für die 
Anwendung des preuß. Berggeſetzes $ 148 die Waſchinen als unbetvegliches Zu: 
bebör de3 Bergmwerfes auf. Bedeutfam iſt die Frage auch für den Umfang der 
Schullaftpflicht. Trägt der Gutöherr nach preuß. ALR II. 12.36 die Pflicht zur 
Lieferung von Materialien zu dem unbeweglichen Zubehör des Schulgebäudes, fo 
wird diefe Verpflichtung nicht deshalb aufgehoben, weil das BGB unter Zubehör 
nur beivegliche Sachen verſteht; das preuß. AG 4. BGB fteht dem nicht entgegen, 
meil e8 in die Grundſätze des öffentlichen Rechts nicht eingreift. Wenn preuß. 
086 39, 151 die Forigeltung des ALR in diefer Hinficht verneint, weil defjen 
Vorihriften über die PBertinenzen uſw. privatrechtlicder Natur geweſen feien, jo 
4 dem entgegenzuhalten, daß die öffentlichrechtlichen Normen nach EG 55 mit 

dem Inhalte erhalten bleiben, den ſie nach dem bisherigen Rechte hatten, und 
das gilt auch dann, wenn die Auslegung ſich auf einen im übrigen aufgehobenen 
Keira bes Privatrechts ſtützt. 

1) Darüber und über den Wechſel der Anſchauungen Bd. 1 851. 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.1.9. Aufl, 8 
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ift der abgemarfte und hierdurch rechtlich individualifierte Teil der Erdober— 
fläche zu verftehen.? 

2. Die rechtliche Scheidung der Sachen in Grundftüde und Fahrnis 
beherrſcht das gejamte Sadjenrecht des BGB. Sie gründet fih zunächſt auf 
den natürlichen Unterjchied in der Herrihaftausübung und in dem die 
Herrichaft verlautbarenden Rechtzeihen. Darüber hinaus aber gelangt in 
der gegebenen materiellen Ordnung das gejteigerte Interefje des Staates an 
der Feitjtellung der Grundeigentumverhältniffe und an der Erhaltung eines 
geficherten Liegenjchaftkredites zum Ausdrud. Dem entipricht der feit- 
geprägte Grundjag, daß die Wirkſamkeit dingliher Rechtsänderungen an 
Liegenjchaften abhängig ift von ihrer Eintragung in das Grundbud.? Dem 
‚ amtlid geführten Grundbuche fommt öffentliher Glauben zu; es bildet die 

Grundlage, um die an einem Grundjtüc bejtehenden dinglichen Rechte zur 
vollen Berfehrficherheit fejtzuitellen. 

Gejegestechnijch tritt die Bedeutung des Liegenjchaftrechtes dadurch 
hervor, daß das Sonderreht an Grundjtüden den Hauptbejtandteil des 
Sachenrechtes bildet. Es enthält die Normen über den Erwerb und Verluſt 
des Eigentumes,* ſowie über den Inhalt, die Beftellung und Anderung der 
begrenzten Rechte.° Der Abjchnitt über den Inhalt des Eigentums beziebt 
fih faſt ausjchließlid auf die im allgemeinen jozialen oder im bejonderen 
nahbarlichen Intereſſe angeordneten Beſchränkungen des Eigentums an 
SPURDHRGER. . 





2) Im Sinne der Grundbuchordnung iſt dagegen Grundſtück: jede ſelb— 
ſtändige, unter einer beſonderen Nummer oder unter eigenem Buchitaben gemäß 
dem amtlichen Verzeichnis aufgeführte Parzelle. Dazu unten 853 A4. — 
Den YWusgang bildet das einfache, in fich geichloffene Grundftüd. Durch Ver 
einigung und Zufchreibung Tann ein zufammengefeßtes Grundjtüd entjtehen, 
SN ———— — das geſchieht nach grundbuchrechtlichen Normen; daher unten 
853 Nr. 

3) zz 873 f. Das Nähere folgt unten in 88 19, 47 f. Das BEL 
führt dies in den $$ 873—902 genauer durch und bildet einen befonderen Ab- 
jchnitt der „allgemeinen PVorfchriften über Rechte an Grundftüden“, der eine 
Neuerung den bisherigen Gefeßesordnungen gegenüber bedeutet. Ahnen entjpricht 
ein gleicher Abfchnitt fir die beiveglicden Sachen nicht. 

4) 88 925928. 

) 88 1012—1017 Erbbauredht; 1018—1029 Grumddienjtbarfeiten und 
1090-1088 beſchränkte perfönliche Dienftbarkeiten; 1094—1104 Vorkaufrecht; 
1105—1112 Reallaſten; 1113—1190 Hypothek; 1191—1198 Grundfchuld; 
1198— 1203 Rentenichuld. — Undere Sondernormen über Grundftüde jind ent- 
halten in den 88 313 (Form des obligatorifchen Veräußerungvertrages) ; 94—98 
(Beitandteile und Zubehör, oben $6); 446 II, 449, 468 (befondere Normen 
beim Kaufe); 1643, 1821 (Verfügungen über Grundftüde des Kindes oder 
Wündels) ; 2166—2168 (Vermächtnis an Grunditüden). Ferner EG 53, 88, 
106, 107, 109, 110, 117, 119, 124, 127, 142f., 181—184, 189, 190. 

6) Die $$ 905—924 haben nur für Grunditüde Geltung; die $$ 908, 
904 find auch auf beivegliche Sachen anwendbar. 


$8. Sachenrechte an Rechten. 35 


Die Sondernormen für die Fahrnis betreffen den Erwerb und Verluft 
des Eigentums und das Pfandredht.” 

Gemeinſchaftliche Regeln gelten für die Anſprüche aus dem Eigentum, 
das Miteigentum und den Nießbrauch.“ 


3. Durch diefe Scheidung des Normenbejtandes ftellt das BGB den 
engen Zuſammenhang mit den Rechtgrundjägen des deutſchen Rechts her. Ger: 
maniicher Auffafjung entſprach von jeher die ſcharfe Sonderung der Sachen 
nah ihrer natürlihen Beſchafſenheit. Die Liegenſchaften durften weder 
duch Verfügung unter Lebenden noch von Todeswegen beliebig den nächſten 
Erben entzogen werden; diefe mußten zuftimmen, gegen willfürliche Ver: 
äußerung ftand ihnen das Beifpruchreht zu. Das Grundeigentum wurde 
nur durch förmliche Akte erworben." Lehen und Leihe, Grund: und Real: 
laften jpalteten die Rechte am Boden, und von Anfang an gab es an ihm ein 
eigenartiges Pfandrecht. Die Fahrnis dagegen folgte im Erbgang, bei der 
Ehe, bei Erwerb und Verpfändung ihren befonderen Normen." 


88. Sadenredte an Redten. 


1. In bejonderem Sinne überträgt das BGB die für die rechtliche 
Herrſchaft am körperlihen Sachen geltenden Normen auch auf Sachenrechte ' 


7 34 9298—984 und 12041272. 

985—1007 (die Eigentumanfprüche) ; 1008—1011 (Miteigentum) ; 
1020-10 (Nießbrauch). 

9) Die Unterſcheidung zwiſchen Immobilien und Mobilien tritt auch in 
einzelnen Satzungen des römiſchen Rechts hervor. Der fundus italicus hatte 
feine Sonderitellung infofern bewahrt, alö die feierliche Form des Eigentum- 
erwerbes für ihn zwingendes Erfordernis blieb; für die Ehefrau galt der 
fundus dotalis als unveräußerlicher Bejtandteil ihres Heiratgutes; die jpätere 
Kaiferzeit bat ſich in Verſuchen erjchöpft, den Immobiliartredit zu beben. 
Im übrigen aber wird das römiſche Necht von der dee der Einheit des Ver- 
mögens beberrjcht; für die Schuldenhaftung wie für die Erbfolge find die Grund— 
ftüde nicht anders behandelt worden als die Mobilien. Der Niedergang der 
Sandwirtichaft und das Emporblühen des Handelsverkehrs haben die wirtichaft- 
lichen Intereſſen und damit auch die forgfältige Ausgeſtaltung der Recht: 
beziefungen im mwefentlichen auf Waren und Geld hingelenft. Für die Regeptions— 
fäbigfeit Des römischen Rechts mar bon bejonderer Bedeutung, daß auch in 
Deutihland mit dem Ausgang des Mittelalter® an die Stelle der bisherigen 
Naturalwirtichaft die RR getreten war. 

10) Darüber unten $ 48 

11) Brumner, Grundzüge "der > Rechtgeſch. 2. Aufl. 8$ 24, 59; Stobbe 2 

79; Heusler 2,3. Ferner Bd. 1851 U 4. — Durch die Rezeption des römischen 
echts wurde diefe cheidung tei a verwiſcht; das findet feinen Ausdrud 
auh im Code civil. Durch das preußifche Recht wurde indeflen eine Reform 
im deutfchrechtlichen Sinne angebahnt, deren Früchte das BGB genießt. 

1) Ob es dingliche Rechte an Rechten gäbe, war in der gemeinrecdtlichen 
Lehre beftritten. Dagegen 3.8. Exner, Kritik des Pfandrechtbegriffes 11; 

ch, Nießbraud) an Forderungen; Strohal in Grünhut 9,77; dafür 3. v. 
Reumer, Weſen und Art der Privatrechtverhältnifie 52; Hartmann, R. an eigener 
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an Rechten.” Das beziehb fich keineswegs auf alle dinglihen Rechte, ins: 
bejondere nicht auf das Eigentum: dag Anwendungsgebiet der an Rechten 
zuläffigen Sachenrechte wird auf den Nießbrauch und auf das Pfandrecht 
beſchränkt. 

Gegenſtand dieſer eigenartigen Sachenrechte können ſowohl dingliche 
als auch obligatoriſche Rechte ſein. Aber keineswegs alle dieſe Rechte. 
Die Grenzbeſtimmung muß nach dem Inhalt und Zweck der Sachenrechte 
vollzogen werden. Tauglich zu einer dinglich gearteten Herrſchaft ſind nur 
übertragbare * Rechte und nur ſolche, die ſich inhaltlich auf ein vermögens— 
wertiges und veräußerliches Verkehrsgut beziehen“ Denn als Endpunkt muß 
ſich ſtets eine Sache ergeben, die entweder der unmittelbaren dinglichen Herr— 
ſchaft des Berechtigten bereits unterſteht oder ihr durch das beſtehende 
Forderungsrecht zugeführt werden ſoll, ſo daß der Nießbrauch oder das 
Pfandrecht durch die unmittelbare dingliche Gewalt an dem belaſteten Rechte 
die von dieſem beherrſchte oder gebundene Sache mittelbar mitergreifen. 

2. Zur Klarftellung find die Gruppen der belafteten Rechte gejondert 
zu betrachten. 

a) Wird ein Nießbrauch oder Pfandreht an einem Sachenrechte, 3.8. 
an einem Erbbaurechte,° beftellt, jo überwiegt die rechtliche Vorftellung, daß 
der Nießbrauch uſw. unmittelbar diejes Recht, mittelbar aber die Sache jelbit 


Sadje 23; Windjcheid er einfchränfend Bekker, Band. 1, 64. — Die Quellen 
des römiſchen Rechts — — bon ususfructus nomınis, nomen usus- 
fructus pignori est (D. 7. 5, 8; D. 13. 7. 18. 1). Daß damit die Zus 
läfjigfeit dinglicher Rechte an Nechten allgemein anerfannt worden ſei, läßt fich 
—— behaupten. Die Litteratur zum BGB wird unten $$ 105, 143 an— 
gegeben. 

2) Damit ift keineswegs gejagt, daß die Nechte in allen Beziehungen den 
— gleichgeſtellt würden. Schon die natürlichen Verhältniſſe ſchließen dies 
aus. Nur für einzelne praktiſche Wirkungen und nur für beſtimmt geartete 
dingliche Rechte läßt jich eine gewiſſe N durchführen. 

3) Vergl. 88 1068 f., 1085 f., 1278. 

ik Daher die Ausichliegung > nich übertragbaren Rechte in 88 1069 
Il, 12 

6) Das BGB nennt ala folche —— die Leibrente, den Auszug und 
et Rechte ($ 1073) ; die Forderung ($ 1074 f.), Grundſchuld, Rentenſchuld 

($ 1080) ; auch das Anhaberpapier und das mit Blanfoindofjament verfehene 
Orderpapier ( ($ 1081) ; ferner $$ 1279 f., 1291, 1292 f. — Bei den Forderungs— 
rechten wird allfeitig ala — Bene aufgeitellt, dab der dinglich Berechtigte an 
dem vom Schuldner geleijteteten Gegenjtande ein unmittelbares dingliches Recht 
erwirbt; 59 1976, 1287. Nur dasjenige Forderungsredht kann mithin Gegenjtand 
dinglicher ! echte fein, das auf eine in Sachgütern bejtehende Leiftung gebt. Da— 
ber vermag an dem Forderungsrechte auf Dienftleiftung ufw. fein dingliches Recht 
begründet zu werden. — Die Vereinsmitgliedichaft kann wegen $ 38, das Namen: 
recht, weil es von der Perſon des Verechtigten nicht ablösbar iſt, Gegenftand von 
Sachenredten nicht fein. Andere unübertragbare Rechte: 88 514, 717 (anders 
2033 f.), 847, 1300 II, 1408, 1623, 1658; vergl. ®d.1 8151 U 6. 

6) $ 10171; 81080 nennt als Gegenitand des Nießbrauchs die Grund— 
ſchuld und die Rentenfchuld, 
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ergreift. Das belaftete dingliche Recht verbindet fich derart innig mit dem 
Gegenftande jeiner Herrichaft, daß es in der Sprade und volkstümlichen 
Denkweije dieſem gleichgejtellt wird; dem Sachkörper vergleichbar erjcheint 
es als ein beſtimmt abgegrenztes, auf die Dauer feftgelegtes Vermögensgut.’ 


b) Bilden obligatorische * Rechte den Gegenftand eines Sachenrechtes, 
jo erſtreckt ſich dieſes keineswegs unmittelbar auf den Leiftungsgegenftand 
jelbit.” Es ergreift vielmehr Lediglich den Leiſtungsanſpruch, den der Be: 
tehtigte aber kraft feines dinglihen Rechtes jelbftändig ausüben darf: er 
erwirbt, wenngleich durch die Zweckbeſtimmung des Pfandrechts oder Nieß- 
brauchrechts fiduziarifch 1? gebunden, das Forderungsredht nad) Art der Ab: 
tretung. 


3. Um alle Sadenrechte ald Rechte an Sachen hinftellen zu können, 
wurde in der bisherigen Rechtslehre für die hier beiprochenen dinglichen 
Rechtsbeziehungen * öfters die Bezeichnung „Rechte an unkörperlichen 


7) Dem entipricht es, daß die Beſtellung des dinglichen Rechtes hier dem 
Beredtigten die Sache jelbit unterwirft und ihn wie einen Nachfolger in der Sach— 
berridaft erfcheinen läßt; vergl. 88 1069 I, 12741. 

8) Niekbrauch an einer Leibrente $ 1073 oder an einer Forderung $ 1074; 
ferner nach $$ 1279 f. Pfandrecht an einer Forderung. 

9) Dies fchon deshalb nicht, weil das vermittelnde Forderungsrecht jelbit 
nicht Die zus leiſtende Sache unmittelbar ergreift; denn erſt mit der Erfüllung der 
Schuldverpflichtung fcheidet die Leiftung aus dem Vermögen des Schuldners aus. 
Dann aber erwirbt der Nießbraucher der Forderung den Niekbraud an dem 
Leiſtungsgegenſtande jelbit, 8 107511. Dasjelbe gilt nach $ 1287 für das Pfandrecht. 

10) Vergl. Bd. 1 862 U 25 und unten , 105. Daber auch die Abhängigkeit 
= —— bon der Übertragbarkeit des ſeinen Gegenſtand bildenden Rechtes, 
en A4. 


11) Wie an einem nur in der rechtlichen Vorſtellung exiſtierenden For— 
derungsrechte ein dingliches Herrſchaftverhältnis beſtehen kann (vergl. $ 1076: die 
Forderung iſt Gegenſtand des Nießbrauches, 8 1289: das Pfandrecht an einer For— 
derung erſtreckt ſich auch auf deren Zinſen), iſt nicht leicht klarzuſtellen. Es tritt 
bier die eigentümliche Auffaffungsweife hervor, auf Grund deren das BGB all- 
gemeinhin die jubjektiven Rechte wie Objekte binguftellen, fie zu „vergegenſtänd— 
lichen“ fucht. Daher die ungewöhnliche Sprachweiſe: Früchte der Rechte, daher 
die Zulaffung der Pacht an einem Rechte, daher gelten Rechte als Beitandteile 
eined Grundſtücks ($ 96) ; daher wird das Erbbaurecht wie ein Grundftüd, alfo 
wie eine Sache behandelt ( S 1017 und die Ausdehnung im EG 63, 68). fiber die 
Annäherung des obligatoriichen an das dingliche Necht ®d.1 895 A12f. Da es 
an einem jinnlich greifbaren Herrfchaftobjefte fehlt und überdies auch von einem 
abjoluten Rechtſchutze feine Nede ift, weil das dinglich gebundene Forderungsrecht 
nur vom Gläubiger begehrt und nur gegen den Schuldner ausgeübt werden kann: 
jo darf von dem Beſtehen eines dinglichen Nechtes höchitens in dem Sinne ge— 
Iprochen werden, daß allgemeinhin ein Vermögensgut als taugliches Subftrat einer 
Herrihaftausübung gilt, die ſonſt nur an förperlihen Sachen als möglich erfcheint. 
Das Gejet ift nicht jo zu verftehen, daß eine Forderung als Sache fingiert werde, 
jondern beftimmte Formen der fachenrechtlichen Herrichaft follen, ſoweit es geht, 
analoge Anwendung auf Nichtfachen finden. Daraus darf fein Anlaß genommen 
werden, ben Begriff der Sachenrechte felbit umgudeuten. 
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Saden” '? gebraudt. Das BGB nimmt dagegen offenfichtlih die Lehre 
von den Rechten an Rechten auf.'? 

Zu einer vollen Klarjtellung diejes Begriffs ift das Geſetz aller— 
dings nicht vorgedrungen. Zweifelhaft bleibt insbejondere, ob Die 
Rechtsgebilde, an die dabei zu denken ift, wie 3.8. der Nießbrauch an einem 
Forderungsrechte, Dadurch juriftifch zutreffend zum Ausdrud und Verſtändnis 
gebracht werden, daß man ſich das Recht an der Sache und nicht vielmehr 
dieſe jelbjt als den Gegenftand des eigenartigen, begrenzten dinglihen Rechtes 
vorftellt. Sicherlich ift es nicht empfehlenswert, von hier aus weiterzugehen 
und von einem Eigentum an einer Forderung zu jprechen. Durd die Ab- 
tretung erlangt der Erwerber nicht das Eigentumreht an der Forderung, 
jondern er erhält das Forderungsrecht jelbit als Gläubiger. Auch eine 
Dienftbarkeit ift nicht als dingliches Recht an dem Eigentumrechte aufzu= 
faſſen; fie ift vielmehr ein unmittelbares Recht an der dienenden Sade. 

Was die „Rechte an Rechten” im BGB kennzeichnet, ift der Mangel 
einer unmittelbaren Herrichaft über das Rechtsgut. Diefe wird vielmehr 
vermittelt, abgeleitet durch ein Zwiſchenrecht. Einer unbefangenen Auf— 
faffung würde es näher liegen, daß diefes Recht jelbit in begrenztem Um— 
fange, mithin unter fiduziarifcher Bindung, abgetreten ift, als daß man nach 
dem MWortlaute des BGB fih das Zwiſchenrecht als Objekt ausdenft und an 
ihm ein dingliches Recht zweiten Grades entwickelt.‘ 


89 Sadenredte an der eigenen Sade. 


1. An derjelben Sache können gleichzeitig zwei Arten von Sachenrechten 
beftehen: 1. das Eigentumrecht als die die Sache in der Gejamtheit aller 


12) So beſonders Gierke, D. Privatr. 1, 270: „unförperliche Sache iſt ein 
ideell begrenzter Ausſchnitt aus den zu rechtlicher Beberrfchung geeigneten Be— 
ziehungen der äußeren Güterrechte.“ Er rechnet dahin jedes begrenzte Recht an 
einer förperlichen Sache; ferner die Rechte an der eigenen Perfon, die ſich ge— 
ſondert vorſtellen laſſen und darum ein außeres Gut bilden, wie 3.8. den Tätig— 
feitbereich des Jagdrechtes, das Geiſteswerk beim Urbeberrechte (nicht dagegen die 
Ehre, den Namen uſw.). — An ganz anderem Sinne gebrauden die römifchen 
Juriſten Die Gegenüberitellung® bon res corporales und res incorporales. Dieſe 
werden definiert als: res, quae tangi non possunt; qualia sunt ea quae in 
iure consistunt, sicut hereditas, ususfructus, obligationesquoquo modo con- 
tractae. Inst. 2.2.2. Dies offenbar nach philofophifchen Vorbildern; Cicero 
top.5. Zu einer fiheren Scheidung und Verwertung dieſes Begriffes iſt das 
römiſche Recht nicht fortgefchritten. — Keinesfalls darf durch die Bezeichnung 
„unkörperliche Sachen“ die Tatjache verdecdt werden, daß es fich bierbei nur um 
gedachte, der förperlichen Realität entbehrende Rechtobjefte handelt. 

13) Vergl. Windfcheid $ 48a; Bekker, Band. 1 $ 20; Negelöberger 1 $ 94 IV; 
Stammler, Niegbraud an Forderungen; Mansbach, nie branch an Forderungen: 
Strobal in Grünbut 7, 40; 9, 77; Dernburg, Pand.1 8249 As. 

14) über den befonbeten Einfluß, den die ans bei Rechten an 
Rechten Bat, unten $9 Nr, 
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rechtlihen und tatfählihen Beziehungen umfafjende Herrichaft und 2. die 
begrenzten Rechte, die an der Sache zwar aud eine unmittelbare, dinglich 
wirkende, aber auf einzelne Beziehungen beſchränkte Rechtsmacht verleihen.! 

a) Für das Verhältnis beider Arten zueinander ift entjcheidend, daf 
das Eigentum ſich nicht als die Summe ſämtlicher an einer Sache möglichen 
Ginzelbefugnifje, jondern als die zur Einheit verbundene Gejamtheit der 
rechtlichen Machtbefugnifje darftellt. Daraus folgt die Möglichkeit der Ab— 
trennung einzelner begrenzter Rechte ohne Vernichtung des Eigentumtat- 
beftandes und andererjeits die Ausdehnungstendenz des Eigentumes, wonad) 
es mit innerer Notwendigkeit ſich auf feinen vollen Umfang ergänzt, jobald 
die es bejchränfenden Rechte Dritter wegfallen. Bei diefem Rechtsvorgang 
erwirbt der Eigentümer nicht das als jolches bejtehen bleibende begrenzte 
Recht für ſich; dies geht vielmehr durch Konfolidation in dem Eigentume auf: 
der Eigentümer übt die in dem bisherigen begrenzten Rechte enthaltene 
Rechtsmacht nicht als Sonderrecht, jondern als Eigentumrecht aus. 

b) Das Ergebnis, daß ein begrenztes Recht begrifflih nur an einer 
fremden Sade beftehen kann,“ bedarf indefien genauerer Nachprüfung und 


j 1) Das bier behandelte Rechtsproblem hängt eng zuſammen mit der Auf— 
tafung des Eigentumbegriff3 (unten 8 68). Wie für deſſen Feitftellung ift das 
her aufzujuchende wiſſenſchaftliche Ergebnis zugleich bedeutfam: für den Begriff 
der begrenzten Rechte ($ 94), für den Begriff der Eigentümerhypothek N; 116) 
und für die Eintragungsfäbigfeit der gefeßlichen Eigentumbeichränfungen (8 59). 
Tie Löfung des Problemes iſt daher grundlegend für die Behandlung der wich— 
tigſten Fragen des Sadjenrechtes und bat entfcheidende Bedeutung für die praf- 
nie Ausgeſtaltung der genannten Rechtsinftitute. Die Behauptung von Pland 
3, 128 Nr. 2 und 171 Nr. 3, daß die Frage der juriftifchen Konftruftion faum 
mebr als theoretische Bedeutung babe, ift daher ebenfo unbegründet twie die weitere, 
dak der Einwurf, die Befugniſſe, die das Recht hier gewähren fünne, jeien bereits 
im Eigentum enthalten, als abgetan behandelt werden könne. — Die Litteratur 
uber die vorliegende Frage iſt höchſt zerfplittert; eine abichließende Unterfuchung 
für das heutige Necht fehlt noch. Ihering in feinen Jahrb. 10, 450 und Zweck im 
Recht 1,506; Hartmann in Iher. 3. 17, 69; Bekker, Ztfchr. für vergl. Riff. 2, 11; 
Vernburg, Band. 1 8 292; Windicheid 1 8200; Sacubezfn 212; Fuchs 1, 140; 
Prud, Eigentümerhypothek 1903; Huber, Eigentiimerdienitbarfeit 1902; Kindel, 
kigentümerhypothek in der Feitgabe für Koch (1908) 75; Oberned, Eigentümer: 
bopothef in Gruchot 47,306; PBredari 133; Schloßmann in Iher. 3. 45, 352. 
2) Auf diefem Standpunkte verharrte das römische Recht. a) Niemand 
Iann an feiner eigenen Sache eine Dienjtbarfeit oder ein Pfandredht haben (D. 
8.2.26: nulli res sua servit; D. 50. 17.45: neque pignus rei suae consistere 
potest), und alle begrenzten Rechte geben unter, wenn der Berechtigte das Eigen: 
tum an der belajteten Sadje erwirbt. Dies nach dem Grundſatze der confusio 
(vergl. über die Vereinigung von Recht und Schuld Bd.1 8149 A17f.). Auf 
die Dienitbarkeiten wendet ihn an D.8.6.1: servitutes praediorum confun- 
duntur, si idem utriusque praedii dominus esse coeperit (und J. 2.4.3 für 
den Niekbrauch) ; auf das Pfandrecht D. 44.2.30. 1: neque enim potest pienus 
perseverare domino constituto cereditore. Windjcheid 8216 A 9, 8 248 Nr. 4. 
— b) Indeſſen bat bereit3 da3 römijche Recht einem Schuße folder Jutereſſen fich 
jugeneigt, die zur Verſtärkung des Eigentums die Anerkennung einer dinglichen 
Berehtigung an der eigenen Sache erheifchten. Nicht derart, daß allgemein ein 
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Beihränfung. Das Eigentum ftellt fich nicht als ein abjolutes, notwendia 
die Sache in allen Beziehungen ergreifendes Herrichaftreht dar. Es trägt 
die allgemeinen natürlihen Schranken in fich, es ift eine ſozial gebundene 
und gejeglich begrenzte Nechtsmacht ; dieje Rechtichranten find dem Eigentum: 
begriff immanent und bedürfen darum bei Grundftücden nicht der Ein: 
tragung.° Demgemäß lafjen fich bejtimmte rechtlich anerkannte Intereſſen 
an einer Sache nachweiſen, die zur Verftärkung des Eigentumrechtes dienen. 
Wie diefe für Dritte entweder durch die für die ganze Gattung, insbejondere 
der Grundftüde, aufgeftellten gejeglihen Eigentumbejhräntungen oder durch 
Die den Sonderzweden eines einzelnen dienenden begrenzten Belaftungen zur 
Anerkennung gelangen: fo kann auch für den Eigentümer felbft ein rechtlich 
anerfennungswürdiges Intereſſe beftehen, durch Erlangung eines bejonderen 
Ausihliegungsrechtes die allgemeinen oder die Sonderbeſchränkungen in be: 
ftimmter Weife abzumandeln oder abzuwehren. Er genießt damit eine Rechts: 
befugnis, die ihm das Eigentum jelbjt nicht zu gewähren vermag. Im Um: 
fange dieſes Rechtſchutzintereſſes kann daher ein Recht an der eigenen Sadıe 
rechtlich anerkannt werden. 

c) Wie jedes dingliche Recht muß auch diejes als kundbare Sachherrſchaft 
verlautbart werden. Das begegnet Schwierigkeiten, weil das Recht an der 
eigenen Sache nichts anderes ift als das für einen beftimmten Rechtszwed 
ausgeprägte und gegen Dritte verjtärkte Eigentumredt. Erſt das moderne 
Recht hat hierfür das geeignete WVerlautbarungsmittel durch die Grund: 
bucheintragung bereitgeftellt.* Das für einen Dritten bejtellte begrenzt: 


Sonderrecht neben dem Eigentum als zuläſſig anerfannt wäre, wohl aber jo, dab 
aus bejonderen Billigfeiterwägungen, utilitatis causa, der Eigentümer gegen 
Dritte geltend machen durfte, daß bisher zugunsten anderer bejtehende begrenzte 
Nechte mit den in ihnen enthaltenen befonderen Vorzügen auf ihn übergegangen 
jfeien. Dies iſt anerfannt vor allem bei Hypotheken: D.44.2.30.1; der erſte 
Hypotbefengläubiger bat, ohne es zu wiſſen, die ihm verpfändete Sache erworben, 
er darf die actio pigneraticia gegen den die Sache bejikenden zweiten Hypo— 
tbefengläubiger nach wie vor anitellen. Auf diefelbe rechtliche Anerkennung geben 
binaus: D. 20. 4. 17; Cod. 8. 18. 3 nebit D. 20.5.3.1; Cod. 8. 19. 1. 1. — Ferner 
Dauert eine Serbitut fort, wenn die confusio nur für einen Teil des dienenden 
oder des berrjchenden Grundjtüds eintritt (D.S.2.30.1: pro parte servitus 
retinetur) oder wenn ein Nießbrauch an zwei Berfonen vermadht ijt und nur bei 
einem die Konfolidation ftattfindet (D.7.2.3.2). Xergl. Windfcheid $ 215 A 9; 
Ihering 450; aber auch Dernburg, Pfandrecht 2 8273 U 3. 

3) Das BGB. fennt feine Legalfervituten, ſondern nur Eigentumbejchrän: 
fungen. Das gebuchte Eigentum trägt dieſe Schranfen bereits in ſich; unten $ 59. 

4) Die führende Rolle bat bier das preußifche Recht übernommen. Sobald 
die Überzeugung fich befeitigt hatte, da Wert und Verfehrbedeutung einer Hypo— 
thek tmwejentlich durch ihren Rang beitimmt werden, mußte e3 als das Richtige er: 
fcheinen, dat jede Hypothek dauernd an ihren Platz gefeflelt blieb (ſog. Lokus— 
theorie). Wenn daber der Eigentümer auf irgend eine Weife (Zahlung, Erb: 
schaft ufw.) eine vorstehende Hypothek erwarb, jo würde es als eine unbegründete 
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Reht an einem Grundftüd bleibt, auch wenn es materiell erlofchen ift, 
vermöge der Eintragung noch formell bejtehen bis zur Löſchung; es behält 
feine durch den öffentlichen Glauben des Buches beftätigte Wirkung. Inſofern 
wird jein Rückfall in das Eigentum aufgehalten,’ es wird mit voller Kund— 
barkeit erhalten: es fanın darum vom Eigentümer jelbit, ſoweit feine Inter: 
eſſenlage insbejondere den naceingetragenen Hypothekengläubigern gegen- 
über eö erfordert, geltend gemacht werden, und es erftarkt zu einem voll: 
wirffamen begrenzten Rechte, jobald dur Veräußerung des Eigentums oder 
durch Abtretung der Belaftung eine Spaltung der Rechtslage hergeſtellt ift. 


2. Dieje Grundgedanken gelangen im BGB zu erweiterter An- 
erfennung ® durch die Aufitellung der allgemeingültigen Norm: begrenzte 
Rechte an Grundftüden bleiben im Falle ihrer Vereinigung mit dem Eigen: 
tumrechte nicht bloß buchmäßig bis zur Löſchung in Wirkung, ſondern fie 
erlöihen infolge der Rechtsvereiniqung auch nicht materiellrehtlih.” Das 
gilt bloß für Grundftücde, weil nur hier eine Kundbarkeit des Rechtes durd) 
Eintragung ° möglich ift, und es gilt allgemein bloß für das zum Eigentunt 


Begünftigung der nachfolgenden Hypothekengläubiger erfcheinen, wenn fie, wie 
nad römifchem Rechte, in die damit erledigte Stelle einrüdten. Um fie an ihrem 
Plage zu halten und dem Eigentümer die Vorteile aus jeiner Zahlung uſw. zu 
fihern, wurde ihm das Recht der Sufzejjion in die an feinem eigenen Grundftüde 
beitebende Shpothef zugejtanden. So $ 52 des Anhangs zum ALR I. 16. 484 nad) 
einem Gutachten der Geſetzeskommiſſion, das durch fönigliches Reſkript vom 11.8. 
1802 beitätigt worden tft; ihm fchloß ich eine Deflaration des $ 52 vom 3. 4. 1824 
an. Dazu preuß. Geſeß über den Eigentumerwerb vom 5.5.1872 88 63—66. 
Eine eingehende Daritellung über die Gejchichte der Eigentümerhhpothef und damit 
auch über die bier interefjierenden Fragen gibt Brud. Ferner v. d. Hagen, Sup. 
des Eigentümers 1836; Eccius 3 8200; Dernburg, pr. Br. 1 $ 315; Schollmener, 
Hhp. des Eigentümers; Rehbein, Entich. des Ob. Trib. 3, 685, 692; RG 7, 218. 

5) Den Gedanken der Erhaltung des zurüdfehrenden Rechtes verwerten 
inzbejondere: Kindel 79, Brud 133. Vergl.D.7.1.3.2: placuit certis modis 
extingui usum fructum et ad proprietatem reverti. 

6) Das Gefeß gebt über das bisherige Recht hinaus; Prot. 3, 599. 

7) $ 889; gleichviel, ob der Eigentümer das begrenzte Recht oder der Be— 
rechtigte das Eigentum erwirbt. Das begrenzte Recht hat einen durch die Buch— 
eintragung geficherten dinglichen (d. h. gegen Alle wirkenden) Fortbeſtand bis zu 
feiner Löſchung. Auch für diefes Recht gilt die Vermutung des $ 891 und der 
öffentliche Glauben nad) $ 892. Würde das begrenzte Recht infolge der materiell: 
rechtlichen Bereinigung erlöfchen, fo wäre das Buch unrichtig; diefe Rechtsfolge 
auszuſchließen und das buchmäßige Recht als auch materiell richtig hinguſtellen, iſt 
der Hauptzweck des $ 889 (Mot. 3,202; Predari 134). Auch im Falle der Ver: 
einigqung tritt Die dingliche Rechtsänderung erit durch die, auf Grund der Be: 
willigung des Eigentümers einzutragende, Löſchung im Grundbuche ein. — Das 
jomit fortbeitebende Recht bildet einen WVermögensbeitandteil des Eigentümers, 
und diefer unterjteht daher auch (3.8. als — — dem Zugriffe 
ſeiner Gläubiger; vergl. auch 88 1178, 1192, 1200, 3.8. Pfandrecht an der 
Eigentümerhnpotßet. 

889 gilt allerdings nicht Bloß für eingetragene Rechte; für die prak— 
tiſche Dr führung fommen aber andere Rechte faum in Betradt. 
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zurüdfehrende Recht, weil zur Beſtellung eines begrenzten Rechtes der ding- 
lihe Vertrag mit einem Anderen gehört.? 

a) Den wichtigſten Anmendungsfall für diefen neugeprägten Rechts- 
grundfag ftellt die Eigentümerhypothef.” Jede Hypothek hat ihren durch 
die Eintragung feftbeftimmten, für ihre wirtichaftlihe Bewertung maß: 
gebenden Rang. Befriedigt der Eigentümer einen voranftehenden Hypo— 
thefengläubiger, jo erwächſt daraus für den Nachberechtigten Eeinerlei Recht 
zum Aufrüden. Dem Eigentümer ift vielmehr die Verfügung über die in- 
folge der Rechtsvereinigung freigewordene Stelle und damit das Aus— 
ichliegungrecht gegenüber anderen Rechten von jchlechterem Range zuzu= 
geſtehen.“ Dies Rechtsverhältnis empfängt die juriftiihe Prägung durch 
den Sat: die Hypothek geht auf den Eigentümer über.” Der widtigjfte 
praftifche Erfolg ift, daß der Eigentümer dur Abtretung diefer Hypothek 
fih neue Barmittel verfchaffen fann und daß er auf Grund des fundbar 
gemachten bejonderen Inhaltes feines Eigentumes ein Necht mit beftimmtem 
Rang und Inhalt an dem durch Zwangvollitredung erzielten Erlöje geltend 
maden kann.“ 

b) Die Anwendung des vorangeftellten Grundfages auf das Miteigen: 
tum bietet feine Schwierigkeiten. Das begrenzte Recht bleibt troß der in 
der Perſon des einen Miteigentümers eintretenden Rechtsvereinigung be: 
ftehen ; ein Miteigentümer, der 3. B. das Nießbrauchrecht an dem Grundjtüd 
erworben hat, fann dies begrenzte Recht in eigenem Intereſſe an den An: 
teilen feiner Eigentumgenofjen ausüben." Das BGB geht hierüber hinaus 


9) Beitellung eines begrenzten Rechtes durch den Eigentümer für fich ſelbſt 

rn nur nach 95 1196, 1199 (Grundfcehuld und Rentenſchuld) zugelaſſen. RG 

‚202. Vergl. aber auch unten A 15, 16. — Diefe Unterfcheidung zwischen der 

Eehaltung des zurüdfehrenden Nechtes gegenüber der Neubegründung eines be= 

grenzten Nechtes findet fich bereits D. 8.1.8.1: per partes servitus retinetur, 
licet ab initio per partes acquiri non poterit. 

in Vergl. 1163—1178; CPO 8868. 

11) Dies entipricht der Billigkeit. er Eigentümer fol nicht gezwungen 
jein, jein Kreditbedürfnis unter erſchwerten Umſtänden zu befriedigen. Das träte 
aber ein, wenn die Hypothek durch Vereinigung erlöfchen würde; denn dann müßte 
er eine neue Hypothek an leßter Stelle unter ungünitigen Zinsbedingungen uſw. 
aufnehmen, während umgekehrt die unter hohen Zinſen aufgenommene zweite 
Hypothek in die erſte Stelle aufrückte und damit einen doppelten ungerechtfertigten 
Vorteil erlangte. Vergl. Mot. 3, 203; Prot. 3, 601. — Durch Vertrag kann für 
einen nachitehenden Hhpothefengläubiger das Recht zum Aufrüden beftellt werden. 

12) Ob ala Hypothek oder als Grundichuld (8 1179; RG 51, 44 umd 116; 
RG 52, 9 und 339) wird unten $ 116 unterfucht. 

13) Der Eigentümer bat ein Recht auf Vefriedigung aus dem Grundſtück 
nad ZUG 8 10 Nr.4. Er kann jedoch nicht ala Gläubiger die Zwangsvollſtreckung 
betreiben, 88 1177, 11971 (ZUG 8 15 f.). Hierin gelangt der oben aufgeitellte 
Grundjaß zur Anerkennung,‘ dab das Recht an der’eigenen Sache nicht als Sonder- 
recht, fondern als Teil des Eigentumrechtes anzufeben ift. 

14) Erwirbt der eine Miteigentiüimer durch Erbfolge eine an dem gemein: 
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und beftimmt, daß durch Rechtsgeſchäft unter den Miteigentümern ein be- 
grenztes Recht zum Vorteile eines der Miteigentümer auch neu begründet 
werden kann. 

ec) Bon den anderen Liegenjchaftrechten, die der erlöfchenden Wirkung der 
Rechtsvereinigung entzogen werden, find die Grundihuld und Rentenſchuld, 
die Dienjtbarfeiten,’* das Vorkaufrecht, die Reallaft hervorzuheben." Da: 
gegen erliiht die Vormerkung, jobald der durch fie zu fichernde Anſpruch 
durch Rechtsvereinigung untergegangen iſt.“ 

3. Anders ijt Die Rechtslage bei den begrenzten Rechten an der Fahrnis. 
Abgejehen von dem Falle des Miteigentumes,!? gilt hier die Norm, daß das 
begrenzte Recht bei Vereinigung mit dem Eigentumredte in dem Eigentum 


ſamen Grundſtück bejtellte gopothef, fo wird diefe an feinem Anteil ($ 1114) 
Eigentümerbupotbef, während fie an den Anteilen der anderen Miteigentiimer als 
gewöhnliche Hypothek fortbeiteht. 

15) Einem bon ihnen darf an der gemeinfchaftlichen Sache eine Hypothek uſw. 
oder ein Nießbrauchrecht beitellt werden; ebenfo eine Grunddienſtbarkeit zwiſchen 
dem gemeinfchaftlihen Grunditüde und dem de3 einen Miteigentümerd. So 
$1009. Dat ein Vertrag erforderlich ift, ergibt g 873 (dazu unten $ 19); Aus» 
nahme $ 1196 für die Grundfchuld. — Der Rechtsvorgang jtellt ſich danach als 
ein, wenngleich beſchränktes, Kontrahieren mit fich felbjt dar. Mot.3, 439 ftellen 
dies in Abrede, weil der Miteigentümer einerfeits als Einzelner, andererjeit3 als 
Genofie der Gemeinschaft handele. Aber damit wird doch anerkannt, daß diefelbe 
Berfon an einem Bertrage zugleich al3 Veräußerer und ald Erwerber beteiligt ijt. 
Sole durch die materielle Sachlage gerechtfertigten Ausnahmen von dem Ber: 
bote des Selbitlontrahierens ſieht $ 181 vor. send: TurnausFörfter 1, 
334; Biermann $ 1009. 

16) über diefe insbefondere Huber (oben A 1); er tritt energifch für die all- 
gemeine Zulaffung einer Eigentümerdienftbarfeit ein. Als Beleg für ihre Un— 
entbebrlichfeit wird der Fall hervorgehoben: ein Unternehmer bat feinen Grund: 
beſitz zum Zwecke der Bebauung parzelliert, alle Einzelgrunditüde follen beftimmten 
kinſchränkungen bezüglich des Umfangs und der Höhe der Häufer unterliegen. 
Diefer im allgemeinen Antereffe aller Barzelleneriverber liegende Erfolg läßt fich 
nad) dem BGB nicht erreichen, denn e3 verwehrt dem Unternehmer die Neubeftellung 
bon Grumdbdienftbarkeiten, die die in feinem Eigentum jtehenden Grundftüde 
wechſelſeitig belaiten und berechtigen (für die Unzuläffigfeit auch NG 47, 202). 
Rird die erfte Barzelle veräußert, fo fann ſie zugunften aller üibrigbleibenden be— 
laftet werden; jede fpäter veräußerte Barzelle trägt nur die Belaftung zuguniten 
der noch im Eigentum des Unternehmers zurüdgebliebenen Barzellen, die früber 
beräußerten find belaftet, erlangen aber nicht das entjprechende mechfelfeitige Necht 
gegen die anderen. Es ift zu erwägen, ob dies unermwünfchte (nur durch Erlaf 
einer öffentlihen Bebauungsordnung zu bermeidende) Ergebnis nicht auf eine 
Erweiterung des $ 889 Hindrängen ſoll. Dies um jo mehr als das Landesrecht 
bereitö weiter geht; vergl. preuß. AG 3. BGB Art. 38 $ 3 über die Beitellung einer 
Koblenabbaugerechtigfeit am eigenen Grunditüd. 

17) 8889. Daß mande diejer begrenzten Rechte, wie 3.8. das dingliche 
vorkaufrecht, in folhem Falle dem Eigentümer faum noch ein befonderes Intereſſe 
bieten, wurde bei den Beratungen nicht verfannt. Es übertvog aber der Gedante, 
dab durch die Einheit der Rechtsnorm die Nechtögeitaltung der begrenzten Rechte 
wejentlich vereinfacht würde. Mot. 3, 205. 

18) OLG 5, 390; Oberned in Gruchot 47, 323; Turnau⸗-Förſter 1, 159; 
Reichel, Iher. J. 46, 104. 

19) 81009 I geitattet die Belastung zuguniten eines der Miteigentiimer bei 
allen gemeinfchaftliden Sachen. Damit wird (durch argumentum a potiori) 
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aufgeht.?° Wie bei den Forderungrechten *! hat die Rechtsvereinigung jedoch 
volle zerjtörende Wirkung auch hier nur injoweit, als ein felbjtändiges 
Intereſſe an dem Fortbeitande des bisherigen begrenzten Rechtes nicht an- 
erkannt werden fann. Soweit ein rechtliches Intereſſe des Eigentümers nad): 
weisbar iſt,“ bleibt troß der Rechtsvereinigung zu feinen Gunften Die 
dinglihe Ausjchlußmwirkung *? des in das Eigentum zurüdfallenden Pfand: 
rechtes ?* und Niekbraudrechtes?? an der beweglichen Sache bejtehen. Außer: 
dem ſoll jedes Pfandrecht jchlehthin der zerftörenden Wirkung der Rechts— 
vereinigung entzogen fein, wenn ein Dritter an feiner Erhaltung ein Intereſſe 
hat, weil ihm an der geficherten Forderung ein dingliches Recht zufteht.?* 

4. Bei dinglihen Rechten an Rechten ?” kann die Rechtsvereinigung in 
zwiefacher Richtung ftattfinden. 

a) Der Berechtigte kann das ihm begrenzt unterworfene Recht als 
eigenes Recht erwerben; 3.3. der Nießbraucher einer Leibrente oder eines 
Auszugrechtes beerbt den Gläubiger. In diefem Falle gelten diejelben 
Normen, welde für die begrenzten Rechte an beweglichen Sachen gegeben find; 
und zwar auch dann, wenn das belaftete Recht ein Liegenjchaftrecht iſt.“ 
Die Vereinigung der Rechte in einer Hand hebt grundfäglich das begrenzte 


aud der Fortbeitand aller begrenzten Rechte an der im Miteigentum ftehenden 
— beſtätigt, gleichviel aus welchem Grunde die Vereinigung eintritt. 

20) Vergl. $ 1063 I und $ 1256 11. Denn das Eigentum erſtarkt zu vollem 
Umfange, ohne daß bier das bisherige begrenzte Necht erfennbar bliebe. 

21) Darüber Bd.1 8149 Nr. 2, insbefondere A19f. Vor allem erliicht 
die Forderung nicht, fondern rubt bloß, wenn die Vereinigung von Schuld und 
— lediglich eine vorübergehende iſt. 

38 1063 II, 1072, 1256 II, 1273. 

3 handelt fich troß des im Gejeße gebrauchten Ausdrudes „gilt“ nicht 
um er en (88.1 88 A117). Der Eigentümer bat, wie oben Nr. 1 be— 
gründet ift, das zurüdfallende Recht nicht al3 dingliches Sonderredit. 

24) Wenn der ältere ($ 1209) Pfandberedtigte da3 Eigentum an der 
Pfandſache erwirbt, jo märe es ungerecht, ihm deshalb die Rechte und Vorteile zu 
entziehen, die ihm gegenüber den im Range nachſtehenden Pfandgläubigern bisher 
zuftanden. „Anfomweit“ gilt alſo da3 Pfandrecht als fortwirkend. 

25) Daß der Eigentümer im Falle der Vereinigung ein Antereffe an dem 
Fortbeitande des Fahrnisnießbrauchs haben könnte, wurde in erſter Lefung (Mot. 
3, 531) verneint. Nur danı, wenn der Niehbrauch mit dem Rechte eines Dritten 
belajtet wäre, jollte er troß der Vereinigung fortbeitehen. Nachdem indeſſen in 
8 1059 de8 BGB im Gegenfaße zum Entwurf eriter Leſung die Übertragbarkeit 
des Nießbrauchs ausgeichloffen worden ijt, war jener Vorbehalt hinfällig geworden. 

Der 8 1063 II wurde ſpäter dem $ 1256 II nachgebildet, ohne daß erfichtlich wäre, 
woher die Meinungsänderung jtammt. Praktiſche Bedeutung kann $ 1063 II 
gegenüber nachſtehenden Pfandrechten haben. 

26) 8125612. Der Nachweis eines befonderen Intereſſes des Dritten wird 
nicht erfordert, weil Dies durch die Sachlage bereit genügend belegt ift. — Diefer 
Sat war urfprünglich eine Nachbildung der für den Nießbrauch gegebenen Bor: 
fchrift; er ift geblieben, obwohl das Vorbild (A 25) weggefallen iſt. 

27) Vergl. dazu Schwedler, Erlöfchen der Schuldrechte durch Vereinigung 
a? wi 51f. 

8 1072 mit der Vertweifung auf 8 1063 für den Nießbraud an Rechten 
und 8197 II nebjt $ 1256 für das Pfandredt. 


810. Syſtem und Arten der Sachenrechte. 45 


Recht auf, es jei denn, daß der Berechtigte ein vechtliches Intereſſe an deſſen 
Fortbeftand nachweift.?® 

b) Die Recdhtsvereinigung kann auch ftattfinden zwifchen den beiden an 
dem belajteten Rechte beteiligten Perſonen.“ Es befteht ein Pfandrecht an 
einem Nießbrauche“ und der Niekbrauder wird Eigentümer der ihm 
dienenden Sache; oder ein Nießbrauch it an einem Forderungrechte begründet 
und der Gläubiger beerbt jeinen Schuldner. In ſolchen Fällen wird im 
Umfange des bejtehenden dinglichen Rechtes und vermöge der Selbftändigkeit 
der hiermit begründeten Rechtsherrichaft die Wirkung der Rechtsvereinigung 
aufgehalten.”? Denn neben dem Erfjtberechtigten jteht ein kraft eigener 
Rehtöftellung zweiter, wenngleich begrenzt, Berechtigter; wenn jener infolge 
der Bereinigung das Recht gegen fich jelbjt nicht geltend machen kann, jo 
hindert das dieſen nicht, da in ihm der erforderliche Intereſſengegenſatz 
fortdauert.*® 


3. Arten der Sachenrechte. - 
$ 10. Syſtem und Arten. 

Die Sahgüter dienen den menschlichen Bedürfniffen durch ihren Ge— 
brauhwert und Taufchwert. Die Arten und Zwede der wirtichaftlichen 
Nugungen nehmen hierfür die verfchiedenartigfte Geftalt an, und dement- 
Iprehend find die Imtereffen an der Ausübung und an der Abftufung der 
Sahherrihaft äußerft mannigfaltig. Es ift die Aufgabe der Rechtsordnung, 


29) E3 gelten die oben unter Nr. 3 dargeftellten Normen. Als praftifcher 
Beleg für ein derartiges Interefje diene der Fall: der Schuldner beerbt den Nieß— 
braucher der verzinslichen Forderung; dann gewinnt der Schuldner die während 
der Dauer des Nießbrauches verfallenden Zinjen. Stammler 107; Schwedler 33. 

30) Diefer Fall gehört ftreng genommen nicht hierher; denn die Vereinigung 
tritt nicht ein zwischen dem Rechte und der Belajtung, fondern zwifchen den beiden 
on demjelben Rechtsobjekte beteiligten Berfonen. Seine rechtlihe Behandlung 
ee ug: — die ihn in Zuſammenhang mit den bisher behandelten 
Ftagen jtellen. 

31) Durch ERO $ 857 III wird der Nießbrauch, obgleich er nicht übertragbar 
it, infowweit der Pfändung untertvorfen, als feine Ausübung einem anderen über- 
lafien werden kann; dazu BGB $ 1059. 

32) Der Entwurf erfter Lejung hatte dies in den $$ 1032, 1223 für den 
Fießbrauch und das Pfandrecht an einer Forderung ausdrüdlich ausgeſprochen. 
In zweiter Leſung wurden beide Sätze geitrichen, weil fich aus der dinglichen 
Ratur jener Rechte von felbit ergäbe, daß eine Vereinigung mit der dem Nieh- 
brauche uftv. untertworfenen Forderung dem Nechte des Nießbrauchers feinen Ab— 
bruh tum könne; Brot. 3, 422, 536. 

33) Daß ein Recht, obgleich es im übrigen untergebt, dennoch in begrenztem 
Umfange fortbejtehen könne, lehrte für da3 gemeine Necht mit Beziehung auf 
Keßbrauch und Pfandrecht bereit3 Windfcheid 1 $250 A4; 8248 All. Für 
ven Fall, daß mehrere ald Mitberechtigte vorhanden jind, wird jener Sab durd) 
D.7.2.3.2 belegt; eine Norm, die ihre Analogie im BGB $ 432 II findet. Vergl. 
femer Schwedler 38. — Entjcheidend für Die oben beriretene Auffaſſung ift, daß 
dr Pfandgläubiger fiduziarifher Gläubiger der Forderung iſt; darüber oben 
$8 ımd unten $ 143. Wergl. $ 1275 und für den Nießbrauch $ 1070. 
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fie nad) ihren charakteriftiichen Merkmalen zu ordnen und den Gruppen der 
einzelnen Sachenrechte die gebührende rechtliche Ausbildung und Feftigung 
zu verleihen. Die Ordnung, die das BGB dementiprechend gibt, wird nad) 
zwei Richtpunkten abgeftedt. 

1. Das Sachenrecht ſoll als jelbjtändige Rechtsmaterie weſentlich den 
eigenen Grundſätzen unterftehen. Während in den bisher geltenden 
Bartikularrechten häufig der Erwerb der dinglihen Rechte in Abhängigkeit 
geftellt wurde von den die Güterbewegung verurjachenden Schuldverhält- 
nifjen,! jo daß aus diefen entweder die dinglichen Rechte unmittelbar hervor: 
gingen oder das Forderungrecht ein unmittelbares Recht zur Sache erzeugte: 
ſchließt das BGB beides aus und läßt die Sachenrechte unabhängig von den 
Schuldverhältnifien aus dem abſtrakten und jelbjtändigen dinglichen Ver— 
trage ? erwachſen. 

Das Syftem ? des bürgerlihen Rechtes gewinnt hierdurch eine einfache 
und Hare Geftalt; der Begriff der Sachenrechte tritt in aller Schärfe hervor. 
Eine andere Wirkung des damit betonten Gegenjages ift die Bejeitigung aller 
halbdinglihen und halbobligatoriihen Zwijchenbildungen wie der actio in 
rem scripta * und des Rechtes zur Sade.? 





1) Dies gefchab zumal im Code civil, der im dritten Buche unter der 
allgemeinen überjchrift: des differentes manitres dont on acquiert la 
propri6te, ſowohl den erbrectlichen Erwerb, Schenkungen und letztwillige Ver— 
fügungen als auch ſämtliche obligatoriſche Verträge und den Ehevertrag uſw. 
unter dem rechtlichen Geſichtspunkte als Erwerbgründe für das Eigentum be— 
handelte. Ahnlich war die Syſtematik des preußiſchen Allgemeinen Landrechts, 
das auch die Verträge unter Lebenden und die Verfügungen von Todes wegen 
als Titel zur Erwerbung des Eigentums (ALR I. 11 und 12) behandelte. — 
Dies Verfahren wird der Eigenart vieler obligatorifcher Verträge nicht gerecht. 
Es ift geradezu mwiderfinnig, z. B. den Dienftvertrag und den Auftrag als Eigen- 
tumerwerbgründe re A wie die im Code civil geſchehen tit. 

) ®d. 1 895 und unten $17f. 

3) Dies nach dem Vorbilde der gemeinrechtlihen Wiſſenſchaft und im An— 
fchluffe an die Einteilung des römischen Rechtes, das das Sachenrecht unabhängig 
bon den Obligationen und diefe ohne Beziehung auf Te. dinglichen Erfolg 
und Zweck behandelte. — Vergl. Savigny 1 8 56; Unger 1 

4) Die Eigentümlichkeit diefer Klage beftand darin, daß die Paſſiv— 
legitimation ſchlechthin durch den Beſitz einer beſtimmten Sache begründet wurde. 
Jeder, der z. B. eine unter dem Einfluſſe von Drohungen veräußerte Sache in 
Händen hatte, haftete dem Gefchädigten auf Herausgabe der Sache, einerlei ob 
er jelbjt an der Erpreſſung teilgenommen oder ob er die Sache in qutem Glauben 
bon einem Dritten erworben hatte. Vergl. D. 4.2.14.8. Die Klage ging nicht 
aus dem Eigentum hervor; denn der Kläger hatte dies veräußert. Sie var biel- 
mehr eine Forderungsflage, die analog der Klage aus ungeredtfertigter Bes 
reiherung das erlangte lucrum zurüdforderte. Aber fie wandte fich mit ding— 
licher Folge gegen jeden Beſitzer der Sache. — Das BGB gibt im Falle des 
Zwangs andere Hilfe; vergl. ®d.1 873. Es kennt aber in einzelnen Fällen 
obligatorijche Anfprüche, die nicht nur gegen den Schuldner und feine Rechts— 
nachfolger, fondern auch nad) der Art der dinglichen erg ung fich gegen 
jeden es einer bejtimmten Sache wenden. ®d.1 $ 95 3% 

5) Das Recht zur Sache (im Gegenfabe zu dem — Bingfithen Rechte 
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2. Die Zahl der dinglihen Rechte iſt eine geſetzlich gefchloffene. 
Während für das Gebiet der Schuldverhältniffe der Grundfag der freien 
Ausgeftaltung des Vertraginhaltes gilt,* ſollen als Sachenrechte nur bie 
anerfannt werden, welche das BGB aufzählt.” Anderen Rechten können die 
Beteiligten weder durch ausdrüdlihe Abrede, noch durch Eintragung in das 
Grundbuch dDinglichen Charakter verleihen.‘ Dieſer Grundfag ift zwingenden 
Rechtes. 

Bei der Auswahl der ‚zuzulaffenden Sachenrechte“ hat fi das BGB 


auf die Sache) follte dem Gläubiger einer bejtimmten Einzelfadhe einen über 
das gewöhnliche Maß des obligatorifhen hinausgehenden, verjtärkten Anſpruch 
verleiden. a) In der mittelalterlihen Doltrin des gemeinen Rechts machte fich 
die Tendenz geltend, dem Käufer mit der Perfektion des Kaufvertrages zum 
Ausgleich für die jetzt auf ihn übergegangene Gefahrtragung ein jtärker gejichertes 
Recht an der Kaufſache einzuräumen. Wenn aud, jo argumentierten viele 
Scriftiteller, der Käufer iure civili nur ein Forderungsredht erwirbt, jo ijt der 
Kaufvertrag über eine res determinata dod) geeignet, gleichjam nad) ius gentium 
das Eigentum zu übertragen. Vergl. 3.3. Leſſius, de iustitia et iure lib, 2 
cap. 21 dub. 12 Nr. 96 und mit ihm mehrere Kanoniſten; ferner Huber, prae- 
lectiones iuris romani pars II tit.6 no.3; Cocceji, ius controversum lib. 12 
tit. 4 qu. 2. Die Einteilung der Rechte 'in: ius in re und ius ad rem 
findet jich bereit3 vor Huber. Das franzöjiiche Recht bat hieraus die volle 
Folgerung gezogen; bereit? au3 dem formlofen Kaufvertrage wird das Eigentum 
(ohne Übergabe der Sade) erworben. — b) Im preußifchen ALR I. 10.25 und 
1.19.5 wurde dagegen das Recht zur Sache al3 obligatorische Recht mit der 
Birfung anerkannt, daß der Gläubiger die ihm gebührende Einzelſache gegen 
jeden Dritten verfolgen konnte, der ın Kenntnis jenes Gläubigeranſpruchs die 
Sache erworben hatte. Das Erfordernis des doloſen Erwerbes ſtand in engem 
Zuſammenhange mit den für die Ausbildung der actio Pauliana und des heutigen 
Anfechtungrechtes maßgebenden Rechtögedanten. Der Anſpruch aus dem Rechte 
zur Sache wird aber nicht zu einem dinglichen umgewandelt; er gewährt daher 
im Konfurje fein Vorzugredt. Vergl. iebart, Realeretution und Obligation 
1565; Eccius 3 $ 156; Dernburg, Preuß. Pr. 1 $ 184. — Die Bedeutung des 
Rechts zur Sade mar für die Grundftüde im weſentlichen bereit durch das 
preuß. Eigentumerwerbgejeg vom 5. 5. 1872 bejeitigt. Das durch die Buch— 
eintragung erivorbene dingliche Recht follte jeder Anfechtung aus obligatorijchen 
Anſprüchen Dritter entzogen fein. Dieſer Grundjaß ift aud) für dad BGB maß— 
gebend; und für bewegliche Sachen greifen die $$ 241, 932 f. ein. Damit verliert 
das auch im übrigen nicht unanfechtbare Zwiſ yengebilde des Rechts zur Sache 
für das Gebiet des BGB feine Anwendbarkeit. 

6) Bd.1 8 101. 

7) In den Beratungen zu den Entwürfen wurde dies als feſte Regel 
bervorgehoben. Sie iſt im BGB nicht ausdrüdlich ausgefprochen, ergibt ſich 
aber aus dem Gefamtinhalte und dem Verhältniiie der Normen zueinander. Das 
it allgemein anerfannt; vergl. RIA 1,25. Vergl. ud 3.8.88 1149, 120111. 

8) Anders war es nad) preußiſchem ALR J. 2. 135: ein perjönliches Recht 
zu einer Sache wird durch die Beſitzeinräumung ober durch die Eintragung ins 
Grundbuch (preuß. Gef. vom 5.5.1872 812) in ein dingliches Recht auf Die 
Sadıe umgewandelt. Diejer Srundfat entfprach ſowohl dem älteren deutichen 
Rechte wie den Forderungen der praftifchen Handhabung, wonad dem Grund- 
buchrichter nicht zugumuten märe, jede Eintragung daraufhin verantwortlich zu 
prüfen, ob fie einem der gejeßlich anerfannten typiſchen Sacenrechte entſpräche. 
Vergl. Dernburg $ 188. 

9) Unter den im BGB anerkannten fieben Arten der Sachenrechte ſteht 
boran: a) das Eigentum (88 903—1011) als das umfafjendite Herrfchaftrecht an 
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im weſentlichen dem bisher geltenden Rechte angeſchloſſen. Man nahm dabei 
an, daß die Bedenken, die gegen jede Feſtlegung enger gejegliher Schranken 
fi erheben müſſen,““ durch die weite Spannung gemildert werden, die für 
den Inhalt der Grunddienſtbarkeiten und Reallajten gejeglich belajjen wird.“ 
Außerdem find für das Landesrecht zahlreiche Vorbehalte gemadt worden, 
fraft deren der Fortbeitand der verjchiedenartigften partitularen Abarten der 
Sachenrechte gefichert wird. 


$ 11. Diefneben dem BGB geltenden Sadenredte. 


1. Mehr noch als auf anderen Gebieten legt fi) das BGB für das 
Sachenrecht die größte Beſchränkung bezüglich des Umfanges der zu regelnden 
Rechtsmaterien auf. 

a) Die Rechtverhältniffe am Grund und Boden werden vielfach durch 
örtliche Bedürfniffe und die eigenartigen wirtjchaftlichen Zuftände eines ab- 
geichloffenen Bezirks beftimmt ; nirgends pflegen ſich Herkommen und Brauch jo 
feft mit der Rechtüberzeugung breiter Volksſchichten zu verbinden, wie bei 
den Nechtbeziehungen an der Flur, dem Walde, dem Waffe. Die altüber- 
fommenen Sagungen hier zu fehonen, ſchien ein Gebot der Gejeggebungs= 
politif. Sie duch Aufnahme in das BGB zum gemeinen Rechte für ganz 
Deutfchland zu ftempeln, war durch ihre partikulare Färbung ausgeſchloſſen. 








Sachen. Nad einem allgemeinen Titel über den Inhalt des Eigentumrechtes wird 
der Erwerb und Verlujt des Eigentums zunächſt an Grundftüden und dann an 
beweglichen Sachen geordnet. Es ſchließen fich an die Anſprüche aus dem Eigen— 
tum und das Miteigentum. b) Es folgen die vier Formen der dinglichen Be— 
lajtungen einer fremden Sache: das Erbbaurecht ($$ 1012—1017), die Dienit- 
barfeiten ($$ 1018—1093), das Vorfaufrecht (58 1094— 1104) und die Real— 
lajten (88 1105— 1112). c) Den Abſchluß bilden die dem Realkredit dienenden 
Formen des Pfandredt3: die Hypothek, Grundſchuld und Rentenfchuld (88 1113 
bis 1190 bis 1198 bis 1203) an Grundjtüden und das Pfandredit an beweglichen 
Saden und an Rechten ($$ 1204—1296). 

10) Gegen die enge Begrenzung, die das BGB im Anſchluſſe an das römische 
Recht (vergl. aud) das bayriſche Recht nach Negelöberger, bayrifches Hypothekenr. 1 
$12 A 9) einnimmt, ift von mehreren Seiten Widerfpruch erhoben worden. So 
3. B. von Gierfe in den Beiträgen Heft 18 ©. 70; vom preußifchen Landes— 
Ofonomiefollegium, Verhandl. 1889 ©. 752 f. — Die Bedenken find nicht al3 aus— 
Ichlaggebend anerfannt worden. Die Praris ringt jeßt nah Mitteln, um den be— 
rechtigten Interejien, die außerhalb der im BGB anerfannten Typen im Verfehre 
auftreten, Anerkennung zu berichaffen. Dem Verfuche, die Vormerfung als all» 
gemeinen Notbebelf einzujchieben, tritt NG 55, 273 entgegen. Die möglichſt enge 
Beichränfung Der eintragungsfäbigen Belaitungen wird insbefondere durch Die 
preußiiche Rechtiprehung in Grundbuchſachen angeftrebt (unten $58). Einen 
gewifjen allgemeinen Behelf bietet die Eintragung einer Sicherungs= oder Höchit- 
betragbhppothef (unten $ 18 U6; RG 55,274); der im Wege der Zwangsvoll— 
itredung einzutragenden Sicherungshypothet feßt aber die CPO $ 866 III 2 
Schranfen. 

11) Vergl. $$ 1018 f., 1090, 1105, 
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b) Darüber hinaus ift aber das BGB auch in den zahlreihen Fällen 
jurüdgewichen, wo eine einheitlihe Drdnung dringendes Bedürfnis wäre, 
die erforderlichen Normen aber fih mit Fragen des öffentlichen Rechtes 
berührt hätten.* 

2. Die wichtigſten Gebiete, die zur Ergänzung des Sachenrechtes des 
BGB aus den Landesgejegen herangezogen werden müfjen, find durch das 
Einführunggejeg bervorgehoben.? 

3. Durch reichsgejegliche Normen wird insbejondere das Liegenihaftrecht 
in den deutſchen Schußgebieten geregelt.? 


4. Rang der Sadenredte. 


$12. Kollifion und Rang im allgemeinen. 


1. Am Anfang der Entwidelung des dinglihen Rechts ſteht geſchichtlich 
das Vollrecht an der Sache. 

Almählich ! erſt find, nad dem Grundſatze der Rechtsökonomie, wonach 
Mittel und Zwed in gleihem Verhältniffe zueinander ftehen jollen, für die 


1) Daher find jelbjt privatrechtliche Beziehungen, wie 3.2. das Wafler- 
recht, der Semeingebraud an öffentlichen Straßen, da3 Recht des Anliegers eines 
Fluſſes, das Recht an Kirchenſtühlen und Begräbnisſtätten uſp. im BGB über— 
gangen. — Die Rechtfertigung (Mot. 3, 4), daß die „Regelung ſolcher geſchloſſener 
Gebiete über den Zweck des BGB hinausgegangen“ wäre, enthält eine petitio 
principii. Warum mußte denn der Zweck fo eng gefaht werden? 

2) Allgemein gilt EG 55. Befondere Vorbehalte finden fich für: a) das 
bergrecht, EG 67, 68; b) das Enteignungredt, 109; c) das Necht der Gemein- 
beitteilung, Zufammenlegung von Grunditüden, Ablöfung von Grunddienjtbar- 
keiten ufto., 113, 114; d) das Waſſerrecht, Mühlen-, Deich», Sielrecht, 65, 66; 
) das Jagdrecht und Fifchereirecht, Recht der Waldgenofienichaften, 69—72, 83: 

) da3 Recht der Stammgüter, der Familienfideikommiſſe, die bäuerlichen 
band ori das Anerbenredt, 59, 64, 197; 8) das Lehnrecht, Emphyteuſe 
md Erbpachtrecht, 59, 63. — Hierzu fommen die umfangreichen Tandesgefeßlichen 
Ergänzungen zu der Reichsgrundbuchordnung; unten a 

3) Schußgebietgefeß vom 25.7.1900; es verweiſt in 82 auf die im Gef. 
über die Konfulargerichtäbarfeit vom 7. 4. 1900 $ 19 angeführten Vorjchriften der 
Keihögejete und preußifchen Gejeke. Das Konful.Gef. ordnet in 821 (dazu BO 
vom 25. 10. 1900 8 2) die Rechte an Grundjtüden und die Anlegung von Grund» 
bübern in den deutichen Niederlaffungen von Tientfin und Hanfau. In den 
Scußgebieten gilt hierfür Schußgebietgef. $ 3, kaiſerl. VO vom 21. 11. 1902 betr. 
Rechte an Grumditüden und Verf. des Reichskanzlers vom 30. 11. 1902. über die 
Verträge bezüglich der Grundjtüde und die Bejißnahme von herrenlofem Lande 
iind zahlreiche Verordnungen ergangen; 3. B. für Oſtafrika vom 26. 11.1895; für 
Kamerun vom 15. 6.1896; für Samoa vom 1.3.1900; für die Karolineninfeln 
vom 2.7.1901; für Südweitafrifa bom 23.5.1903, 

1) Als Aushilfe diente zunächit die gebundene oder fiduziarifche Eigentum: 
übertragung, die im römifchen Rechte den verſchiedenſten Rechtszwecken, 3 = der 
Brendbeitellung, Freilaflung uf. dienjtbar gemacht worden ift. Vergl. U. Per— 
nice, Qabeo 3, 120; Karlowa, röm. Rechtög.2, 371. Sie findet auch nad) nel» 
tendem Rechte da Anwendung, wo im Verkehr das Bedürfnis beiteht, dem be— 
engenden Formzwang (Befitübergabe) beim Pfandrechte auszumeicen. 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.u.9. Aufl. 4 
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eine Sache nur in einzelnen Beziehungen ergreifenden wirtfchaftlichen Inter— 
eſſen begrenzte dingliche Hechte anerkannt worden.” Es bedarf 3. B. nicht 
überall des Ermwerbes des ganzen fremden Grundjtüds, wenn der Nachbar 
jeinen Weg hierüber anlegen muß; es wird ihm die rechtlihe Möglichkeit 
gemwährleiftet, ein dieſen Zweck befriedigendes begrenztes Recht an der im 
übrigen dem Eigentümer verbleibenden Sache zu erwerben. Damit wird 
anerkannt, daß an derjelben Sade eine Mehrheit dingliher Rechte gleich: 
zeitig beftehen fan. Die Rechtsordnung muß ihre wechjelfeitigen Wirkungen 
begrenzen, fie nach bejtimmten Grundjägen einander anpafjen. 

Die Normen, die eine Kollifion ? der dinglihen Rechte löſen oder ihr 
vorbeugen jollen, find folgende. 

2. Materiell bedeutet jede Beftellung eines begrenzten Rechtes eine 
Einſchränkung des Eigentumrechtes. Daher geht jedes begrenzte Recht dem 
Eigentum vor. 

Da es fich um eine dingliche Belaftung, mithin um eine Minderung des 
Vollrechtes des Eigentümers handelt, jo kann diefer ſelbſt nur noch ſoweit 
über die Sache verfügen, als feine eigene Rechtmacht reicht, aljo nur unter 
voller Achtung der bereits bejtellten begrenzten Rechte. Aus diejer Ge— 
bundenheit ergibt fich der zweite grundlegende Rechtſatz: daß das ältere 
begrenzte Recht dem jüngeren vorgeht. 

Eine Kollifion von Eigentumrechten ift ausgeſchloſſen; eine Sache kann 
nicht zugleich zu vollem, ungeteiltem Rechte mehreren gehören.* Dagegen 
find mehrere kollidierende Befigrehhte möglih; das BGB gibt hier zur 
Löſung einen Anſpruch aus früherem Befige gegen den Schlechterberedhtigten.” 

3. Das Verhältnis mehrerer bearenzter Rechte zueinander wird als 
Rang bezeichnet. Der Rang entjcheidet über den Wert und die Verfolgbarfeit 
des einzelnen Rechtes; er ift ein Teil des Rechtinhaltes, alfo ein materielles 
Element des begrenzten Rechtes. 

2) Nicht nach Belieben der Parteien, fondern nur in den rechtlich an— 
erfannten thpifchen Geftaltungen. Anders das preußifche Recht, das geitattete, 
jedes Recht durch Eintragung zu einem dinglichen zu machen. 

3) Aber die Rollifion der Ansprüche Bd. 1 8 84 Nr. 4. 

4) Diefe Rechtswäahrheit fpricht aus D. 18. 6.5.15: duorum in solidum 
dominium vel possessionem esse non posse. Ein doppeltes Eigentum war 
allerdings durch den Gegenfab des civilen und prätorifchen Nechts geichaffen, der 
aber feinen hiftorifchen Ausgleich durch das Abfterben des civilen Rechts (nudum ius 
Quiritium) gefunden hat. Im Mittelalter fuchte man dies zu deriverten, um ein 
Ober: und Untereigentum, dominium directum und dominium utile in ber 
fchiedenen Anwendungen (3. B. beim Lehenrecht) gu fonftruieren. Dagegen: Wind- 
fcheid $ 169a A 9; ferner unten $ 95. — Keine rechtliche Kollifion, ſondern ein 


Streit um das Eigentumrecht beſteht heute, wenn das eingetragene dem wirflichen 
Eigentum widerspricht; der Ausgleich erfolgt durch Berichtigung des Buches; 


unten ‚N 
) 81007. Dazu unten $ 46. 
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Der Rang eines Rechtes ift abhängig von den ihm vorangehenden 
Rechten. Die Rehtsausübung wird aber nur infomweit und nur folange be— 
ſchränkt, ala diefe Rechte wirkſam an der Sache beitehen. Fällt eines der 
vorftehenden Rechte fort, jo. wird damit die in ihm liegende Beſchränkung 
aufgehoben: die nachfolgenden Rechte können eine ihrem Inhalte ent: 
iprechende, erweiterte Wirkung entfalten, fie rüden nad. Dies Recht des 
Aufrüdens wird indefjen zugunſten des Eigentümers weſentlich eingeſchränkt.“ 


4. Die Rangordnung bat bei der Fahrnis eine geringere praktiſche 
Bedeutung, weil die begrenzten Rechte, ſoweit die felbjtändige Wirkung 
des qutgläubigen Ermerbes reiht, untergehen.” Treffen mehrere Niep: 
brauch: oder fonftige Nutzungsrechte zufammen, ohne daß fie fich miteinander 
vereinigen laffen, fo joll die Ausübungsmweije nach billigem Ermeſſen geregelt 
werden.* 

Der Rang eines Pfandrechtes wird durch die Zeit feiner Beitellung 
beftimmt ;® entjcheidend ift alfo regelmäßig der Augenblid der Übergabe der 
Pfandſache auf Grund der Einigung über die Begründung des Pfandrechtes.'" 
Dos gefegliche Pfandrecht des Vermieters '! beginnt mit dem Einbringen der 
Sahen des Mieters in die Wohnung, das Pfändungpfandredht "?* mit dem 
Akt der Pfändung. Endlich kommen noch gewiffe im Konkurs. den Pfand: 
rechten gleichgeftellte Rechte in Betracht.“ Bei einer Konkurrenz der ver: 
ihiedenen Pfandrechte miteinander entjcheidet arundjäglid der Zeitpunkt 
der Entftehung, das ältere geht dem jüngeren vor. Gleichzeitig greift aber 
das Prinzip der Erfennbarkeit Plag: wer in gutem Glauben das Pfandrecht 
an einer Sache auf Grund der als Rechtzeihen wirkenden Befigübergabe 
erwirbt, erlangt damit rechtlich die Priorität, er geht mit jeinem jpäter ent: 
ftandenen Pfandrecht dem früheren vor.'* 


9) Darüber bereit3 oben $9 Nr. 2a. 

7) $8 932, 936, 1032, 1207 und noch mweitergebend 1242 11, HGB $ 366 IT. 
ft der Erwerber jedoh in Anfehung des begrenzten Rechtes nicht in gutem 
lauben, jo muß er dieſes gegen fich gelten Iaffen. 

)\ $$ 1060, 1024, 1090 II. Dies gilt auch für Liegenfchaften. 

) $ 1209. Nach $ 1208 gebt aber das in gutem Glauben erworbene 
hiandre he allen anderen begrenzten Rechten vor. Ferner 81290 über Pfand— 
echte an einer Forderung. 

10) 88 1205, 1206, 
11) 88 559 f.; ferner ss 581 II, 585, 590, 647, 704. Andere aefeßliche 
— — 238, 647, 704; 60B 88 397, 410, 421, 440 f., 623, 627 uſw. 
12) € 04, 


13) RO 849. — Nach öffentlichem Rechte gibt es gewiſſe Pfandprivilegien; 
jo 3.8. Reichsgeſ. 6.1.1903 Art.2 $ 311: „der Zuder haftet für den Betrag 
der Steuer obne Rüdficht auf die Nechte Dritter,” 

14) $ 1208, welcher nicht fchlechthin den 8 936 aufnimmt; denn die be- 
ſtehenden unerfennbaren Pfandrechte werden nur zurückgedrängt, nicht aufgehoben. 
Duch die Verweifungen in $ 1208 ©.2 wird die Bedeutung der Befiübergabe 


4* 
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$13. Rangordnung der Redte an Grunditüden. 


1. Die dingliden Rechte an Grundftücen müfjen durch die Eintragung 
in das Grundbuch verlautbart werden.! Ihrer Natur nach erjcheint die Ein— 
tragung als öffentlicher Beurkfundungakt, der in Verbindung mit der Einigung 
die Entjtehung und Anderung dinglicher Rechte bewirkt ; fie bildet regelmäßig 
den Vollzugakt für den dinglichen Vertrag und nur ein Glied im Tatbejtande 
der rechtsgeſchäftlichen Rechtsänderung. Ganz anders bei der Feitftellung Des 
Ranges der gebuchten Rechte. Während nach allgemeinem Grundſatze Der 
Rang fi nad dem Zeitpunkte der rechtsgefhäftlihen Beftellung richtet, 
gilt hier als ausschließlich entjcheidend der Zeitpunkt des öffentlichen Verlaut— 
barungaktes : das dingliche Recht hat den Rang, den das Grundbud aufweift. 
Der Eintragung wird für die Rangbeftimmung mithin eine durchaus jelb- 
ftändige Bedeutung beigelegt: durd fie wird der Rang abjolut und ohne 
Rüdfiht auf den Zeitpunkt der Entjtehung des Rechtes feftgeftellt.? 

2. Dieſer entjcheidenden Bedeutung der Eintragung muß eine Ein: 
richtung des Grundbuchs entiprechen, die das Rangverhältnis der Belaftungen 
des Grundftüds fundbar hervortreten läßt. Der Grundbuchhbeamte hat Die 
Eintragungen in der Reihenfolge zu bewirken, die durch die Zeitfolge, in der 
die Eintragunganträge eingeben, bejtimmt wird ;? eine jpäter beantragte, das— 


feitgeitellt; wird das Pfandrecht nach 8 1205 12 erworben, fo jchließt 8 93212, 
wird es nach $ 1205 II erworben, fo jchließt $ 936 III die Erlangung der Priorität 
aus. — Die rechtliche Bedeutung der Priorität ergibt ſich aus $$ 1232, 1290. 


1) Zum vollen Verftändnis der folgenden Ausführungen bildet die Kennt— 
nis des Grundbuchrechts die Vorausfeßung; es ift darum zunächit auf die $$ 47 f. 
zu bermweifen. Andererſeits handelt es jich aber beim Rang der Rechte um allge 
meine Vorfragen, die an diefer Stelle abzuhandeln find. 

2) 887911. Der Eigentümer bat 3.8. eine Hypothek von 10 000 M. zus 
quniten des U. am 1. März eintragen laſſen (bierzu genügt feine einfeitige Bes 
willigung, GBO 8 19); am 10. März werden 10 000 A. zugunften de3 Gläu— 
bigerd B. auf Grund eines bereits geichloffenen Hypothekenbeſtellungvertrags ge— 
bucht; erſt am 20. März fommt die Einigung mit W. zuitande: dann gebt die 
Hypothek des U. auf Grund ihrer früheren Eintragung der des B. vor. — Dies 
findet auch auf bedingte und befrijtete Rechte entiprechend $ 159, 163 Anwendung. 
Oberned 196; TurnausFörfter 1, 131; PBland 3, 100 A 3; Biermann 55 W1. — 
Am Zwangsverſteigerungsverfahren werden dementfprechend bedingte Nechte wie 
unbedingte berüdfichtigt, ein betagter Anspruch gilt als fällig; ZUG 8848, 111, 
vergl. auch 88 5011, 119. Der Berfteigerungerlös wird nach dem Range des 
einzelnen Rechtes auf Befriedigung aus dem Grundſtück verteilt; dDementfprechend 
bejtimmt jich bei einem zur Befriedigung aller nicht ausreichenden Erlöfe, wer bei 
der Verteilung ausfällt. 

Die bier angeführten Grundfäbe gelten auch für Pfandrechte an den im 
Sciffregifter eingetragenen Schiffen; $ 1261. 

Nechte, mit denen ein Grunditüd bei Antrafttreten des BGB belaftet ift, 
bebalten ihren fich aus den bisherigen Gejeßen ergebenden Rang; EG 184. 
Habicht 429. 

3) GBO 8461; der Zeitpunkt des Eingehen iſt genau auf dem Antrage 
zu vermerfen, 81312. 
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jelbe Recht betreffende Eintragung darf nicht vor der Erledigung des früher ge: 
ttellten Antrags erfolgen.* Da nun auf dem Grundbuchblatte jede neue Ein- 
tragung fih ohne Lücke an die bereits vorhandenen anjchließen muß, jo 
ergibt fich die Folgerung : die räumliche Reihenfolge der Eintragungen nad): 
einander verlautbart maßgebend die Rangfolge der eingetragenen Be: 
laftungen.” a) Diejer Grundjag läßt ſich volllommen nur durch— 
führen, joweit die in Trage kommenden Rechte auf dem Grundbuchblatte 
räumlih zuſammenſtehen, aljo in ein und Derjelben Abteilung ein— 
getragen find.” b) Soweit dagegen, und das fieht die GBO allgemein 
vor, die verjchiedenartigen Rechte in verjchiedenen Abteilungen gebucht 
werden,’ ift auf ein anderes Mittel der Kundbarmahung zurüdzugreifen ; 
die Eintragung muß dann ihren Rang für fich ſelbſt feititellen, und 
das gejchieht durch die Beurkundung des Tages ihrer Einjchreibung. Das 
KRangverhältnig wird hier aus dem Inhalte der Eintragung, aus ihrer An: 
gabe über den Zeitpunkt ihres Vollzuges bejtimmt.“ 


4) EBO $ 17. 

5) &3 fonnte für die Gejeßestechnif zweifelhaft fein, ob die räumliche 
Stellung im Grundbuce oder die Zeitfolge der Eintragungen enticheiden follte. 
Tie Antwort war danach zu richten, welche Einrichtung bei etwaigen Verſehen 
des eintragenden Beamten die Nechte der Intereſſenten am beiten zu ſchützen ver— 
mag. Das BGB hat jih im Anflug an die Mehrzahl der bisher geltenden 
Sanbeögejeße für die erjtgenannte Regelung entfchieden. Prot. 3, 88 gegen Mot. 

6) 8879 11. Auf die Datierung fommt e3 nach dem hiermit angenommenen 
fon. Lokusprinzipe nicht an; auch undatierte Rechte haben den Rang ihres Platzes. 
Zuftimmend Oberned 195; Fuchs 87; Pland 3, 100; abweichend Dernburg 3 

216 A383 (aufeinanderfolgende, aber unter derjelben Ziffer eingetragene Rechte 
tollen nacı ihm gleichen Rang haben. Diejer Fall kann aber nur vortommen, 
wenn Rechte für diejelbe PBerjon, 3.8. Altenterl und Nießbrauh an einzelnen 
Grunditüden für den Beräußerer, oder aus derfelben Urfunde für verichiedene 
Berfonen, 3.8. Erbgelder für Gefchwijter des iübernehmenden Sohnes, ein— 
getragen werden follen. Dann aber wird durch Bezugnahme auf die Betvilligung 
die Eintragung inhaltlich zu einer einheitlichen geprägt; im übrigen aber bejteht 
lein Grund dafür, dab der Zifferangabe die Bedeutung zukommt, die angeführten 
Roften zu einer Einheit zufammenzufafien). — Sind die Anträge gleichzeitig 
geſtellt, z. B. mit derfelben Poſt eingegangen und infolgedejlen zu derjelben Zeit 
einem der Grumdbuchbeamten vorgelegt, fo jollen die Eintragungen auch gleichen 
Rang haben; erfolgt die Eintragung in derfelben Abteilung, jo muß aljo die 
Bedeutung in der örtlichen Nacheinanderfolge durch einen befonderen, bei allen 
beteiligten Rechten einzutragenden Vermerk über die Nanggleichheit aufgehoben 
werden; GBO 846 1,. 

7) Das Nähere beitinunt fich nach Landesrecht; unten $53. Der Regel 
entipricht es insbejondere, daß für Hhpothefen uftv. eine befondere Abteilung (eine 
andere Seite des Grundbuchblattes) eingerichtet wird, damit diefe für den Ver— 
leht befonders wichtigen Belaftungen überfichtlich beieinanderiteben. 

3) 887912; GBO 845. Die Eintragung verzeichnet nur den ganzen Tag der 
Einfhreibung. Werden mehrere Nechte unter demjelben Datum gebucht, fo haben 
fie gleihen Rang (8 879122). Nun ijt es möglich, daß unter den Anträgen, die 
an demjelben Tage Erledigung finden, einer dem anderen borausgegangen tit; 
diefe Prävention ſoll den befjeren Rang verſchaffen (A 4), und darum ijt der 
Rangvorzug unter den gleihdatierten Rechten durch befonderen Vermerf zu ſichern; 
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3. Die hiermit gejeglih ausgeprägte Sicherftellung der Rangordnung 
genießt den öffentlichen Glauben des Grundbuchs. Der qutgläubige Dritte, 
zu defjen Gunften z. B. eine Hypothek beftellt wird, ift gefichert, daß andere 
als die im Grundbuch eingetragenen Belaftungen feinem Rechte nicht vor: 
gehen. Für den, der ein bereits eingetragenes Recht im Vertrauen auf das 
Grundbuch erwirbt, gilt auch der aus der Reihenfolge oder Zeitangabe der 
Eintragungen ſich ergebende Rang diejes Rechtes als richtig.” 

Hat der Grundbuchrichter die Rangordnung falſch beurfundet, indem er 
3.3. das Datum zweier in verſchiedenen Abteilungen eingetragener Rechte 
verwechjelte, jo befteht wegen des Ranges kein Anſpruch auf Berichtigung 
gegen den Begünftigten, denn zu feinen Gunften fteht, da er fih auf den 
Glauben des Grundbuchs ftügen darf und weil der Antrag für ſich noch Feine 
dinglich geficherte Rangftellung verjchafft, der durch die Eintragung erworbene 
Rang mit der wirklichen Rechtslage im Einklang.'® 

4. Die angeführten Grundjäge gelten nur für eingetragene Be— 
laftungen."" Der Rang der nicht eintragungsbedürftigen Rechte richtet ſich 
nad dem Zeitpuntte ihrer Entftehung ;'? einzelne dieſer Rechte genießen jedoch 
einen Rangvorzug vor allen, au den älteren eingetragenen Belaftungen.’” 
Das dur Eintragung eines Widerſpruchs geſchützte Necht erlangt mit jeiner 


BO g46 11. — Sit die Datierung verfebentlich unterblieben, fo entjcheidet unter 
den Rechten derfelben Abteilung die räumliche Reihenfolge. Die undatierte Ein: 
tragung erhält damit den Rechten anderer Abteilungen gegenüber mindejtens den 
durch das Datum der ihr unmittelbar räumli nachfolgenden Eintragung ge= 
wieſenen Rang. In demjelben Sinne entjcheidet Biermann 55, 1; ober 66, 2; 
Bland 100,2; Cherned 196 u. A.; abweichend Streder, Grundbucht. 78, Turnau— 
Förſter 1, 137. 

9) 8592; unten $ 62. Für die den quten Glauben ausſchließende Kennt— 
ms der Unrichtigfeit des Buches iſt der Zeitpunkt, in dem der Eintragungantrag 
gejtellt wird, enticheidend. Folgt aber die Einigung der Eintragung nad, jo tit 
für die Kenntnis des Eriverbers der Zeitpunft des Abjchlufies des dinglichen Ver— 
trags maßgebend; 8 892 11. 

10) 8894. Zuftimmend Oberned 197; Fuchs 1, 89; Turnau-Förſter 1, 
138; PBredari 258; Biermann 55, 2; Kober 66; abi, Bland 101, 4a; : rebichmar 

CB. f. FG2, 718. — Der durch unrichtige Rangbeurfundung Benachteiligte fann 
einen Erfaßanfpruch nah GBO $ 12 gegen den Staat ufiv. geltend maden. Ob 
er gegen den Begünſtigten einen Bereicherunganfprud nad $$ 812, 822 bat, iſt 
beitritten; dafür Oberned 197, Fuchs 1, 89; dagegen mit bejjeren Gründen 
TZurnaus Förfter 1, 138. 

11) 8 879 bezieht fich nicht auf Rechte an Nechten. Er tit aber auf fie 
analog anzumenden, fo dab auch für ihren Rang die Reihenfolge der Eintragungen 
maßgebend ijt; vergl. Biermann 56, 6; abw. Fuchs 1, 91; TurnausFöriter 1, 130. 
Eine bisher nicht beachtete Sondervorfchrift enthält bierfür $ 1124123. 

12) Beifpiele in 88 1075, 1287 ©. 2 (unten $ 60). übereinitimmend Ober- 
ned 197; Bland 101,6; —— 56,5; et. aber auch Turnau-Förſter 1, 224; 
Fuchs 1, 'S90, 

13) So die Überbau= und Ark 1, 914, 916. — Bejondere Vor» 
Schriften über den Nangvorzug eingetragener Rechte finden jich in 88 112412, 
1131, 1152. ®ergl. auch oben $ 12 413. 
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Feititellung den Rangvorzug vor allen in der Zwiſchenzeit eingetragenen 
Rechten;“ der Rang eines vorgemerkten Rechtes richtet fich nach der Ein- 
tragung der Vormerkung.⸗ 

5. Eine von der gejeglichen abweichende Beitimmung der Rangordnung 
ift zuläſſig.“ Sie tritt in Wirkung mit der Eintragung der Rangänderung 
und bedarf als rechtsgejchäftlicher Grundlage der dinglichen Einigung.‘ 


$14. VBorrangeinräumung und Rangpborbebalt. 


Das BGB kennt zwei Formen der Rangänderung eingetragener Rechte: 
1. die Vorrangeinräumung durch Zurüctreten eines bereits eingetragenen 
Rechtes und 2. den Vorrangvorbehalt zugunften eines erft künftig zur Ent- 
ftehung gelangenden Rechtes. 

1. Eine Rangänderung kann in der Weife gefchehen, daß ein bereits 
eingetragenes Recht zugunften eines anderen eingetragenen oder eines neu 
zu bejtellenden Rechts zurüctritt.! Dies ift die VB orrangeinräumung 
oder Prioritätzeffion. 

a) Es handelt fich hierbei nicht um die Übertragung eines eingetragenen 
Rechtes feinem ganzen Inhalte nach, wie bei der Abtretung. ALS eigen: 
artiger Gegenjtand der Verfügung erjcheint vielmehr der als jelbitändiges 
Rechtsgut objektivierte Hang des zurüctretenden Rechts. Daher wird dies 


14) 5 899, 902 11; Pland 100,8. 
15) $ 883 II. 
16) 8 879 III; GBO 8 46 IIL2. x 
17) Allgemein gemäß $ 873; erforderlich ift die Zuftimmung der Dritt- 
betechtigten nad) ss 876, 880 IH. Nach Grundbuchrecht genügt zur Eintragung 
= ET ale e3 Baffivbeteiligten, alfo deilen, der im Range zurüdtritt; 

1) 88801. Beiſpiele: a) Für den Eigentümer des Grundftüds U. ijt ein 
Wegerecht an dem Grundftüd des B. eingetragen; B. will auf fein Grundjtüd eine 
Öhpothef aufnehmen, der Darlehengeber E. aber verlangt für fich die erjte Stelle 
unter allen Belaftungen. Darauf räumt W. der für E. zu beitellenden Hypothek 
das Vorrecht vor jeinem Wegerecht ein. b) Auf einem Grundftüd find zwei Hypo— 
thelen eingetragen; eine dritte Hypothek foll für Baugelder aufgenommen werden, 
fie foll bi8 zum Betrage von 6000 A. den bereit3 eingetragenen Hypotheken vor— 
gehen. Einen anderen Fall behandelt OLG 3,229. Ein weiterer praftifch wich⸗ 
tiger Fall ift der, dat eine neue Hhpothef aufgenommen werden muß, die Hypo— 
tbefenbanf aber fagungsgemäß nur Beleihungen an erjter Stelle vergeben darf. 
ec) Die jeweilige Reftforderung aus einer amortifierbaren Hypothek joll den Vor— 
tang haben vor den Beträgen einer ebenfalld bereit3 eingetragenen anderen 
amortifierbaren Hhpothef. KGJ 26, 140. 

2) Mithin jteht nicht eine Verfügung über das Grundftüd jelbit in Frage, 
fondern nur über die Änderung des Anhaltes eines einzelnen begrenzten Rechtes. 
der Eigentümer, der in allgemeiner Gütergemeinfchaft lebt, bedarf darum zur Be- 
wiligung der Rangänderung nicht der Einwilligung feiner Ehefrau nad) $$ 1443, 
1445; RJA 2, 99. — Die Rechtänatur der Vorrefigeinräumung kennzeichnet fich als 
Belajtung des zurüdtretenden Rechts zugunſten des vorrüdenden (Bland 103) ; aber 
der Inhalt dieſer Belastung ift eigenartig; es handelt fich nicht um die Beitellung 
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Recht nicht aufgehoben, e8 wird nur feines Ranges entkleidet. Andererjeits 
wird der Rangerwerb für das vortretende Recht dinglich ? geſichert. Der 
Berechtigte kann für den erlangten Rangvorzug fi auf den öffentlichen, 
jowohl den Beftand als auch den Rang des zurüdtretenden Rechtes be= 
ftätigenden Glauben des Grundbuchs jtügen;* daß eine Aufhebung diejes 
Rechtes durch Rechtsgejchäft den Rangerwerb nicht beeinträchtigt, hebt das 
Gejeg ausdrüdlich hervor.” Damit die Selbjtändigfeit diefer Rechtwirkungen 
nach beiden Seiten hin gemwährleiftet jei, muß die Eintragung ſowohl bei 
dem zurüctretenden als auch bei dem vorrücdenden Rechte ftattfinden.® 

b) Die Vorrangeinräumung ift eine dinglihe Rechtsänderung; ihre 
Eintragung muß ſich daher materiellrechtlich auf den entjprechenden dinglichen 
Vertrag gründen. Bertraggenofjen find der zurüdtretende und der vor— 
rüdende Berechtigte” Wenn es fih um eine Hypothek, Grundſchuld oder 
Rentenſchuld handelt, bedarf die Rechtsänderung außerdem noch der Zu— 
ftimmung des Eigentümers.’ 

c) Durch die Vorrangeinräumung werden die eingetragenen Zwiſchen— 
rechte nicht ie Sie werden aber auch nicht begünftigt, denn ihnen 


eines Vorrechtes an einem. Rechte, fondern um die endgültige Einräumung der 
mit dem Rang verbundenen rechtlichen und wirtfchaftlichen Vorteile. Dieſe jelbjt 
erjcheinen bier zu einem befonderen Vermögensgute verdichtet und dies wird im 
Verkehr als reales Wertobjeft behandelt. Man wird dieſem Vorgange juriſtiſch 
am beſten gerecht, wenn man ihn als Abtretung eines eigenartigen, in dem Rang— 
borzug enthaltenen Rechtes behandelt. Abw. Fuchs 1, 99; Biermann 59, 3; nach 
ihnen fol ein un bedingter Ne Rangaustaufc vorliegen. — 
Vergl. auch D. 20. 4. 12. 4; D.16.1.17.1; Windſcheid $ 48 8f. 

3) Nach preußifchem Rechte Katie die —— „a obligatorische 
Wirkung; dem Zefftonar wurde nur die Berechtigung erworben, aus dem Gelbe, 
da® auf die Hypothek des Zedenten fiel, bevorrechtigt Befriedigung zu verlangen. 
RG 19, 341 nad) fejtitehender Praxis. Infolgedeſſen fonnte der Yedent noch frei 
über feine Hypothek verfügen und deren Löſchung vernichtete zugleich die ein- 
geräumte Priorität, fo daß die Wiege alatt nachrüdten. NG 16, 244; 
Schwark, preuß. Grundbuchr. 1,446 f.; aber auch Dernburg, preuß. Pr. 1 $ 334. 
— Das BGB $ 880 Tegt der Vorrangabtretung dagegen volle dingliche Wirkung 
bei. Bei der Zwangsverſteigerung muß daher die borjtehende Hypothek ufw. in das 
geringite Gebot aufgenommen werden; ZUG 845. So bereits das preuf. Gef. 
bom * * 1898. 

1.898, 893; oben $13 9. 

5 


6) 380 n. Zuftimmend Oberned 200, Biermann 58 = A. Aufnahme 
des Vorrangrecht3 in beide Hhpothefenbriefe $ 1140, GBO 

7) 8880 111. Zur Eintragung genügt grundbuchrecht I > Bewilligung 
des Paſſiv Bee (GBO $ 19) ; das ift hier der zurüdtretende Berechtigte. 

8) $880 112,3. Denn a Eigentümer wird wegen feines Rechts auf Er— 
mwerb einer Eigentümerbhpothet uſw. durch die NRangänderung mitbetroffen. Die 
Zuftimmung fann dem Grundbuchamt oder einem der Beteiligten gegenüber er— 
Härt werden (über die Form vergl. GVO $ 29); fie ift Dann unwiderruflich. — 
Eine ſolche Zuftimmung iſt in det A 14 angeführten Falle nicht erforderlich, weil 
dort nicht die — ſondern die Dienſtbarkeit zurücktritt. 


9) 888 
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gegenüber hat der VBorberechtigte auf jeinen Vorrang nicht verzichtet; Fällt 
das vorgetretene Recht fort, jo rüct der Zurückretende wieder ein und nicht 
rüden die Zwilchenberechtigten nach.“ 

2. Der Eigentümer darf ein auf jeinem Grundſtück beftelltes be- 
grenztes Recht bei der Eintragung mit dem Vorbehalte belaften, daß ein 
anderes, dem Umfange nach bejtinmtes, jpäter zu beftellendes Recht mit Bor: 
rang vor jenem Rechte eingetragen werden ſoll.““ Dabei wird der Fall ins 
Auge gefaßt, daß der Erwerber einer Bauftelle an erjter Stelle eine Kauf: 
geldrefthypothef zugunften des Verkäufers beftellt, ſich aber vorbehält, ent: 
ſprechend dem Fortichreiten des zu erbanenden Haufes, 5.8. für die Bau: 
bandwerfer eine Hypothek bis zu beftimmter Höhe mit Vorrang vor der 
Kaufgeldreſthypothek eintragen zu laſſen.“ 

Die Eintragung des Vorbehaltes muß ſowohl bei dem belafteten als 
auch bei dem mit dem Vorrang verjehenen Rechte eingetragen werden."? 
Die vorbehaltene Befugnis geht als dingliche auf jeden Erwerber über.'* 

Aus der Geltendmachung eines Rangvorbehaltes entftehen eigenartige 
Berwidelungen, wenn in der Zwifchenzeit anderweitige Belaftungen, 3.8. 
eine Hypothek für einen Darlehngläubiger eingetragen ift und dann durch den 
in der Zwangsverfteigerung erzielten Erlös nicht jämtliche Hypotheken uſw. 


10) Soll dies gejchehen, jo muß ein neuer dinglicher Vertrag nach $ 880 II 
geſchloſſen und eingetragen werden. 

11) 8881. Für das preuß. Redt: NG 19, 59 und in Grucdhot 31, 404; 
Dernburg, Hypothekenr. 274. — Wejentlich iſt, daß der Vorbehalt von vornherein 
bereitö „bei“ der Eintragung der Belajtung Hinzugefügt wird; bei einem vor— 
bebaltlos eingetragenen Rechte fann dies nachträglich nicht mehr erfolgen, viel- 
mehr ijt dann nach $ 880 zu verfahren. OLG 3, 229. 

12) Nach Mot. 3,233 liegt es im Intereſſe der Voltswohlfahrt, durch Ge- 
währung dieſes im mwejentlichen neuen dinglichen Vorrangrechtes der Errichtung 
von Wohnſtätten durd; Bauunternehmer freiere Bahn zu Ichaffen. — Der innere 
gejeßgeberifhe Grund zur Zulaffung eines derartigen Vorbehaltes liegt darin, 
dab das belaftete Grundftüd durch den Bau des Haufes uſw. einen höheren Wert 
erlangt, auf den der Verfäufer von vornherein feinen Anspruch zu feiner Sicherung 
hätte. Betont man dies, jo tritt deutlich hervor, daß $ 881 den Gedanken auf— 
nimmt, daß die für Aufwendungen zur Erhaltung, Verbefferung ufiw. einer Sache 
beitellte Hypothek vor allen anderen bevorrechtigt iſt; das jog. Privileg wegen in 
rem versio des römiſchen Rechts. D. 20. 4. 5; Nov. 97 cap, 3. Dernburg, 
Pfandr. 2,433; Windicheid 8 246 A6. Wer den Mehrwert produziert, hat das 
erite Anrecht auf den Erlös des Ganzen. — Einen anderen Anivendungfall bietet 
das preuß. Mufterformular zum Grundbuch Abt. II Nr. 2: bei Eintragung eines 
lebenslänglichen er gen wird der Vorrang vorbehalten für eine fpäter 
einzutragende Hypothek von 1000 A. 

13) Jenes nad) $ 881 II; diefes nach $ 881 I „mit dem Range“ und 
5879 III. Der erjte Entwurf $ 8421 hatte beides ausgefprochen; die Beratungen 
m zweiter Leſung geben feinen Anhalt, daß daran ettvas geändert werden follte. 
Zuftimmend die allgemeine Unficht; 3.8. Oberned 202; Turnau-Förſter 1, 144; 
Fuchs 102; Biermann 60; Kober 68. 

14) 8 881 III. 
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gededt werden.’ ine Löfung des hier entjtehenden, anjcheinend unentwirr- 
baren Gegenjages iſt unter der Frageftellung zu verjuchen: went joll, der 
Billigkeit entjprechend, die Gefahr der eingetretenen Doppeltonkurrenz auf: 
erlegt werden? Die Wage jenkt ſich zu ungunjten defjen, der, um einen 
außergewöhnlichen Vorteil zu erlangen, die gejeglihe Rangordnung ändern 
will. Das BGB ſucht diefen Gedanken in die Norm einzufleiden: der 
Vorrang hat injofern feine Wirkung, als das mit ihm belajtete Recht in- 
folge der inzwijchen eingetretenen Belaftung eine über den Vorbehalt hinaus: 
gehende Beeinträchtigung erleiden würde. Mit anderen Worten: Die 
Vorbehalteinräumung ift im Zweifel zu ungunften des Vorbehaltberedhtigten 
auszulegen, er trägt die aus der Konkurrenz der Zmwijcheneintragungen ent= 
jtehende Einbuße. Die praktifhe Verwirklichung diejes Rechtsgedankens 
führt zu folgendem Ergebniffe. 


a) Die über den Inhalt des Vorbehaltes hinausgehende Mehrbelaftung 
bejteht darin, daß der belaftete A.“ nicht jofort nach dem Vorberechtigten ©. 
feine ganze Hypothek geltend machen darf, jondern die Konkurrenz des B. 
dulden muß, jo daß N. erſt nach Befriedigung des B. mit feinem Reftanjpruche 
an die Reihe kommt.“ Die Urſache diefer Schädigung liegt in dem Vortreten 
des C. Da nun E. nad dem Geſetze den drohenden Nachteil auf fich nehmen 
muß, jo ergibt fich die Löſung, daß E. auf die erjte Stelle nur jeinen Vor— 


15) Seben wir A. als die Kaufpreisreſthypothek, ®. als die Darlehnhypothet 
und E. als die mit Vorrecht für die Baumaterialienfchuld verfehene Hypothek, fo 
jtellt fich die Rechtslage im Falle der Zivangsverfteigerung in der Weife: 1. E. tritt 
nicht fraft eines abjoluten Privilegs vor alle, fondern nur nach abgeleitetem Rechte 
in die Nangitelle des A., daher fommt B. unmittelbar beran, jobald der für W. 
eingetragene Betrag gededt ift; der Rangvorbehalt wirkt nur relativ unter A. und 
E.; 2. würde dementiprechend ald Rangordnung ohne Rüdficht auf die Höhe der 
einzelnen Forderungen die Folge E., B., U. aufgeitellt, jo fcheint A. unbillig 
benachteiligt, denn nach) dem Sinn der Vorrechteinräumung will er nur gegen E., 
feineöwegs aber, wie es der Erfolg jener Rangordnung wäre, auch gegen B. 
zurüdtreten. 

16) 8881 IV. Diejer Rechtſatz enthält zunächſt einen Hinweis darauf, dat 
die Vorbehaltwirkung nicht über den Anhalt des Vertrags und die Abſicht der 
Parteien ausgedehnt werden foll. Er hat aber lediglich die dispofitive Kraft einer 
Yuslegungsnorm: die Parteien fünnen auch ausmachen, daß ein voller Rang= 
tausch zwischen W. und C. jtattfinden fol, natürlich unbejchadet der Stellung von 
B. — Die Norm des $ 881 IV findet ımten $ 63 U 4 eine wichtige weitere Ver- 
wendung. 

17) ®ergl. dazu das in A 15 gegebene Beifpiel. — Über andere Behand: 
lungen des vorliegenden PBroblemes vergl. Bland 106; Brettner im Recht 4, 298; 
Biermann 61; Kober 70. 

18) Beifpiel: Hypothek A. 15 000 (mit Vorbehalt zuguniten des E. be— 
lajtet) ; Zwiſchenhypothek B. 8000; E, mit Vorrang 10 000. Veriteigerungerlös 
25 000. — Bei voller Wirfung des Vorbehaltes käme zuerjt C. mit 10 000 und 
A. mit 5000, dann B. mit 8000; W. an dritter Stelle mit 2000. Des U. Ausfall 
würde mithin 8000 betragen, während er nad) dem Sinne des Vorbehaltvertrages 
nur um 10 000 A. zurüdtreten will und danach volle Befriedigung erhalten hätte. 
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bebalt, vermindert durch das Zwilchenreht des B. (aljo bloß: E.—®2.) 
geltend machen darf :'* nur dieſer Aktivüberfchuß ift bevorzugt. 

b) Wenn dagegen die Zwiſchenhypothek B. größer ift als die mit dem 
Torbehalte verjehene E., jo zwingt die Konfequenz der Gejegesnorm zu 
dem Schluffe, daß C. überhaupt auf der Benugung des Vorbehaltes nicht 
beftehen darf.?° Zur inneren Rechtfertigung diefes Ergebnifjes dient, daß C., 
wenn er den Kredit gewährt, aus dem Grumbuche die Eintragung des B. 
und die damit feinem Vorbehalt drohende Gefährdung erkennen kann. Will 
C. dem Riſiko entgehen, jo genügt nicht der Vorbehalt, fondern volle 
Sicherung gibt ihm nur die Rangabtretung,“ die A. zu feinen Gunften 
vollzieht. 

3. Die Landesgejege, wonad dem vom Staate oder einer öffentlichen 
Anftalt zur Verbefjerung eines Grundftüds gegebenen Darlehen, jogenannten 
Meliorationsdarlehen, ein Vorrang eingeräumt wird, bleiben in Geltung.?? 

4. Ein bejonders wichtiger, allerdings nicht unter die Vorrangein— 
räumung fallender, aber denjelben Erfolg herbeiführender Fall ift diejer: der 
Eigentümer räumt einem nachjtehenden Öypothefengläubiger das Recht zum 
Aufrüden ein, indem er mit ihm vereinbart, die vorjtehende Hypothek jolle 
gelöjht werden, wenn fie fi) mit dem Eigentum vereinigen würde.“ 


19) Der borgenannte Fall ift mithin fo zu löfen: C. erhält von der eriten 
Stelle 4. nur C. — B. 2000, die übrigbleibenden 13 000 erhält A.; dann folgt 
an 8000 und endlich U. mit dem Reſte von 2000, fo daß er feine 15 000 voll 
erhalt. 

20) Daß man nicht willfürlih dann die Paſſivdifferenz B. — E. nehmen 
darf, iſt klar; fie würde zu ganz unannehmbaren Ergebnijien führen. Man hat 
den Gedanken angeregt: der dem A. drohende Verluſt beiteht in dem, was B. real 
erhalt, was mithin nach Befriedigung der erften Stelle vom Erlö3 übrig bleibt; 
und diefer Betrag ijt von E. abzuziehen. Aljo: A. 200 000, 8. 6300, E. 2500, 
Erlös 201 500; dann fällt auf B. 1500 und um diefen Betrag iſt U. geichädigt, 
mithin Darf E. gegen ihn nur geltend machen 2500 — 1500. Indeſſen jobald wir 
annehmen, dat der Erlös 204 500 beträgt, zeigt fich das mwiderfinnige Ergebnis: 
x größer der Erlös ift und je mehr B. bekommt, dejto fchlechter ſteht ſich C. 

Dan muß m. E. jo verfahren: Den Abzug des Betrages, den der Vorbehalt 
zuguntten des C. ausmadt, muß ſich A. ſtets gefallen laſſen; er braucht aber 
den E. nicht joweit vorzulafien, daß er, A. auch noch durch B. beeinträchtigt 
würde. — Mithin wird B. zunächjt befriedigt aus dem Überfchuß, der vom Ge— 
jamterlös unter Abzug bon A. übrig bleibt; ®. erhält von E., d.h. dem Erlöfe: 
e&.— A. (im Umfange feines Anſpruchs) und niemals mehr. Dann tritt Die 
frage beran: mie ftehen U. und E. zueinander? CE. fagt, auf Grund des Vor: 
behaltes fomme zuerst ich und erjt dann der U. Dem fegt U. aber entgegen: ich 
wollte dich E. zwar vorgehen laſſen, aber E. — C. follte mir zufallen. Danadı 
würde dem 4. gebühren: E. — E. im Umfange feines Anfpruchs; dann käme B. 
und endlich ©. 

21) Nah $880; oben W1. 

22) EG 118. In Betracht fommen befonders das preuß. Gef. vom 13.5. 
1379 (dazu AG 3. BGB Art. 21); das bayer. Gef. vom 21.4.1884, nad) der 
®efanntmadung vom 30.5.1900; ſächſ. AG 3. BGB Art. 30; heſſ. Gef. vom 
20.3.1880 und 6. 8. 1902, 

23) Das Recht zum Aufrüden ift fein dingliches Necht; zur Sicherung bes 
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815. Abſoluter Schuß der dingliden NRedte. 


1. Die dinglihen Rechte geniegen abjoluten Rechtſchutz. Denn die 
Verfolgung des an dem Körper der Sache! begründeten Rechts heftet ſich 
dent Gegenftande der Derrihaft an, wohin immer die Sache gelangt 
jein mag.? 

a) Nach jtrengem Grundjage verleiht daher nur der vom Eigentümer 
jelbjt abgeleitete Erwerb volles Recht und Sicherung. Der wirkfjame Ab: 
ihluß des obligatoriſchen Grundgejchäftes und des dinglichen Vertrags reicht 
nit aus, um den Erwerber der Sache zum dinglich Berechtigten zu machen 
und ihn vor dem Anjpruc des Eigentümers ficher zu ftellen, wenn dem Ver: 
äußerer die entjprechende dingliche Verfügungsmadht fehlte? Durch ein 
Schuldverhältnis kann, da es nur den Schuldner perfönlich ergreift, die Ver: 
pflihtung zur Zeitung einer bejtimmten fremden Sache wirkjam begründet 
werden. Für die Begründung dinglicher Rechte dagegen bildet die Ver: 
fügungsgewalt des Veräußerers über die Sache eine zwingende Vorausjegung.* 

b) Der Grundjag der abjoluten Verfolgbarkeit des dinglihen Rechts 
erleidet gewifje Einſchränkungen. 1. Die Geltendmahung des hierfür ge: 
gebenen dinglihen Anſpruchs kann durch eine zerftörende Einrede® aus: 


Anspruchs auf Löſchung kann eine Vormerfung eingetragen werden; $ 1179. Die 
Zuläfjigfeit des Verzichte: des Eigentümers auf Erwerb der Eigentümerhypothet 
begegnet feinem Bedenken; der Verzicht kann formlos vereinbart werden. Bergl. 
OLG 6,269; RIA 3,127. Der regelmäßige Fall ift der, dat der Verzicht und 
damit das Recht zum Aufrüden zugunften einer fpäteren Hypothek den ihr voran— 
gehenden gegenüber vereinbart wird. Nah NG 52, 8 iſt aber eine Vereinbarung 
des Inhaltes wirffam, daß der Eigentümer jich dem eriten Hhpotbefengläubiger 
gegenüber verpflichtet, die Hypothek löjchen zu laffen, ſoweit und fobald ſie jich 
(al3 Eigentümergrundfchuld) mit dem Eigentum vereinigt. Dazu meine Be— 
merfungen DIZ 8, 160. 

1) Das ijt die entfcheidende Grundtatfache (oben $3). Daraus löjt jich 
die Verfolgbarfeit des dinglichen Nechtes gegen jeden Befiter ab; nicht gegen 
jedermann, denn zur Paſſivlegitimation gehört das reale Verhältnis des Be— 
flagten zu der beanspruchten Sache. 

2) Ubi rem meam invenio, ibi vindico; oben $3 A 17. Dies ijt von be= 
fonderer Bedeutung auch bei der Verfolgung und Abfonderung der Pfandjache 
aus dem Vermögen jedes Beſitzers. 

3) Die unwirffame Verfügung fann aber nadıträglich dur Genehmigung 
des Berechtigten uſw. erjtarten. Über die einzelnen Fälle $ 185; unten $ 22. 

4) Hier gilt nad D. 50.17.54; D. 41.1.20 pr. der Satz: nemo plus 
iuris ad alium transferre potest, quam ipse haberet. — Dieje zunächſt für 
den Eigentumerwerb entiwidelten Normen finden entjprechende Anwendung auf 
die Beltellung begrenzter dinglicher Nechte. Vor allem bleiben die dinglichen 
Laſten auch beim Wechfel des Eigentums beſtehen; der Erwerber erlangt die 
Sadje mitjamt den auf ihr rubenden begrenzten Rechten. 

5) Insbeſondere $ 956: wenn die Rechtsverfolgung gegen ein dingliches 
oder obligatorifches Necht verjtößt, das den Beklagten dem Eigentümer gegenüber 
aum Bejige der Sache berechtigt. Dahin gehört nicht bloß die Einrede aus einem 
Mietvertrage uſw., fondern auch der all, da der Eigentümer nad) Treu und 
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geihloffen werden. Hier bleibt das dingliche Recht jelbft zwar beftehen, aber 
jeine Verfolgung durch gerichtlihe Klage kann durch die Einrede zurüd- 
geihlagen werden.“ 2. Mit der Erfißung des Eigentums an der Fahrnis 
erlöjhen das Recht des bisherigen Eigentümers und die begrenzten Rechte 
Dritter, die vor Erlangung des Eigenbefiges jeitens des Erfigenden an der 
Fahrnis begründet waren.’ 

2. Die Ausbildung des abfoluten Schuges der dinglichen Rechte be: 
ruhte im römischen Rechte auf der ftrengen Durchführung des Sachenrecht— 
begriffes. Die hieraus abgeleiteten Normen haben aber durch deutſche 
Rechtsgedanten eine wefentliche Umbildung erfahren. Das BGB geht im 
Anſchluſſe an die gejchichtlich mit unferem Volke aufgewachſene Rechts: 
bildung von dem Grundjage aus: höher als die unbeſchränkte Verfolgung des 
dinglichen Rechtes muß bei Liegenfchaften die durch den öffentlihen Glauben 
des Grundbuchs beftätigte Nechtficherheit und bei Fahrnis das Vertrauen 
des Erwerbers auf die Befigherrichaft des Weräußerers gewertet werden. 

a) Dem liegt der Gedanke zugrunde, daß bei den Liegenfchaften die Buch— 
eintragung und bei der Fahrnis der Beſitz ald Rechtszeichen anerkannt 
werden. Und zwar in doppeltem Sinne. 1. Eintragung und Befig verlaut- 
baren nach) außen den Tatbejtand der Rechtsherrſchaft. Dieſer muß um feiner 
ielbft willen im Intereſſe des allgemeinen Nechtfrievens von jedermann an— 
erfannt werden: wer im Befige jteht, wohnt im Rechte. Darum verknüpft 
die Rechtsordnung mit jenen Zeichen der Sachherrſchaft die gejegliche Ver: 
mutung des Rechtes.” 2. Der qutgläubige, auf die NHechtszeichen gejtügte 
tehtsgefehäftlihe Erwerb ſchafft volles Recht.” Der dingliche Vertrag in 


Glauben verpflichtet ift, die materielle Berechtigung des gegenwärtigen Befibers 
der Sache anzuerfennen und vor diefer fein formelles Eigentumrecht zurüdtreten 
zu laſſen (exceptio rei venditae et traditae). Beſonders hervorzuheben ift die 
Einrede der Verjährung des Anſpruchs nad 8222; Bd. 1 $93b. 

6) Hierüber ift genauer gehandelt Bd. 1 — A33f. Dort wird auch 
berborgehoben, daß die zerſtörende Einrede bei aklzeſſoriſchen dinglichen Rechten 
Sybothek, Pfandrecht, Vormerkung) eine ſtärkere Wirkung hat; wird durch die 
Einrede die Geltendmachung des zu ſichernden Forderungrechtes endgültig aus— 
geſchloſſen, ſo hat das dingliche Recht den praktiſchen Zweck eingebüßt; der Be— 
laſtete kann daher deſſen Aufhebung verlangen; 8F8 1169, 1254, 886. 

7) 8945. über die ſog. Tabulareriißung an Grundftückrechten unten 866. 

8) Windfheid 8171; Dernburg, Band. 1 $212. — Das frangöfifche 
Recht bat diefem Gedanken noch erweiterte Anwendung verliehen; es läßt An— 
Iprüche mit dinglicher Kraft wirken, die nach römischen Rechte nur ein Forderung— 
recht auslöften; vergl. Zacharige, Franzöf. Eivilr. 1 8181 Mi. 

9) 88 891, 1006. Die Vermutung kann durch jeden Gegenbemweis wider: 
legt werden. Der öffentliche Glauben des Grundbuchs fommt auch dem Dritten 
zu ftatten, der an den Eingetragenen eine Leiitung bewirkt, 8 893; unten $ 61. 
Ebenjo beftätigt der Bejik der Fahrnis das Necht zum Empfange einer auf dieſe 
fih besiehenden Leiftung; 3. ®. des Schadenerfabes wegen Beſchädigung der Sache 
sch 8851; Hierüber genauer unten $41 A 16. 

10) $$ 392, 932, 1032, 1207, 


62 Drittes Buch. Sachenrecht. 


Verbindung mit der Eintragung des Liegenjchaftrechtes und dem Befigerwerbe 
der Fahrnis hat eine jelbjtändige dingliche Wirkung, er erzeugt aus fi 
heraus das von dem Erwerber begehrte Recht, weil deſſen Vertrauen auf den 
Erwerb durch den öffentlichen Glauben des Buches oder durch den unmittel: 
baren Fahrnisbeſitz des Veräußerers abjolut beftätigt wird. 

b) Die jelbjtändige Wirkung der Verfügung eines Nichtberechtigten hat 
den Erfolg, daß der wirklich Berechtigte fie als auch ihm gegenüber wirfjam 
anerkennen muß. Er büßt im Umfange des dinglichen Erwerbes des aut: 
gläubigen Dritten fein eigenes Recht ein. 1. Die Gefahr und Unbilligkeit 
eines ſolchen unfreimilligen Rechtsverluftes wird dadurd gemindert, daß als 
Gegenftand des jelbjtändigen Rechterwerbes nur ſolche Fahrnisfachen gelten, 
die der Berechtigte mit feinem Willen aus der Hand gegeben hat ; er muß wiſſen, 
daß er dem anderen mit dem Befige auch die rechtliche Verfügungsmadt ein: 
räumt und er mag fich, wenn er in feinem Vertrauen getäufcht wurde, an 
feinen Gegner halten.” 2. Die Gewähr für die Richtigkeit und Vollftändig- 
feit des Grundbuches liegt in defjen Führung durch öffentliche Beamte.'? 
3. Endlih fteht dem Berechtigten ein allgemeiner obligatorijher Be: 
reicherungsanfprucd gegen den verfügenden Nichtberechtigten ** und zum Teil 
auch gegen den dritten Erwerber zu.'° 


6. Erwerb und Verlnſt der dinglihen Rechte. 
816. Allgemeine Grundfäße und VBorbegriffe. 


1. Subjette der dinglihen Rechte können natürliche wie juriftijche 
Perjonen fein. a) Das no nicht geborene Kind ermangelt der Rechts- 
fähigkeit. Es kann als Rechtfubjekt nur in Betracht fommen in den gejeglich 
anerkannten Fällen, und dieſe bezweden nur eine Sicherung und Beltätigung 


11) &3 handelt fich weder um eine Rechtsnachfolge (Bd.1 8150), denn 
fiir diefe gilt der oben A 4 gegebene Grundfaß, noch um eine Fiktion des Rechts— 
erwerbes; fondern um die Prägung einer eigenartigen NRechtsfolge auf Grund 
de3 im Texte angegebenen, den Gejeßesbefehl innerlich rechtfertigenden Tat: 
beitandes. 

12) Dies bedeutet der deutfchrechtliche Sab: Hand wahre Hand. Die wider 
Willen abhanden gefommene (gejtoblene uf.) Fahrnis iſt dementiprechend 
„verfehruntauglich“, an ihr hat auch der autgläubige Erwerb feine jelbftändige, 
rechterzeugende Wirfung. Vergl. 8935f. und unten 881. 

13) Dazu treten die befonderen Garantieen der Buchführung (unten $ 55) 
und die Haftung des Staates uſw. (unten $ 51). 

14) 8816 (8b.1 8198 A 41) enthält diefe wichtige, für das Gebiet des 
ganzen Sachenrecht3 bedeutfame Norm. Vergl. ss 951, 977 und unten 8 18 Nr. 5. 

15) $816 I 2, 822; ®b.1 $ 195 142 
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der Anwartſchaft auf den künftigen Erwerb." Darum dürfen z. B. bie 
künftigen Abkömmlinge weder als Eigentümer noch als Hypothetengläubiger 
uſw. in das Grundbuch eingetragen werden; wohl aber ift das Recht der 
fünftigen Nacherben durch Eintragung zu fihern.? b) In der einer Verband: 
perjon zuerfannten Rechtsfähigkeit ijt das Recht enthalten, Subjett aller 
dinglihen Rechte zu fein.” Sie erwerben diefe Rechte unter ihrem eigenen 
Namen und werden unter ihm auch in das Grundbuch eingetragen.‘ Bei 
einem nicht rechtsfähigen Vereine und bei der Gejellichaft find berechtigt nur 
die Genofjen ; Jämtliche gegenwärtige Mitglieder find Eigentümer als Gemeiner 
jur gefamten Hand,’ und werden unter Darlegung diejes Verhältnifjes in das 
Grundbuch eingetragen.* Die juriftiihen Perfonen unterliegen gewiſſen Be: 
ſchtänkungen in ihrer Ermwerbfähigfeit.” Das Publikum als joldhes ift fein 
Rechtſubjekt; es wird jedoch anerkannt, daß z.B. eine Stadtgemeinde als die 
Berechtigte eine Dienftbarkeit erwerben kann, die der Gefamtheit der Be: 


1) Bd. 1 826 Nr. 4. — Natürliche Berfonen find unter ihrem bürgerlichen 
Kamen (nicdyt unter ihrer faufmännifchen Firma, Staub 1, 107) in das Grund- 
buch einzutragen. 

2) Diefe Frage wird unten 822 A unter dem Gefichtspunfte der Ver: 
fügungäbefchränfung des Vorerben behandelt. — Wenn dagegen 4. feine Hypothek 
bon 30 000 ‚A. an die aus der Ehe feiner Tochter B. mit E. abftammenden vor: 
bandenen und künftigen Enkel abgetreten bat, fo muß der Grundbucdhbeamte die 
Eintragung verweigern, da die künftigen Abkömmlinge feine Rechtſubjekte find. 

3) Auch 3.8. des Niekbrauchs, 8 1061, 2. Über den Begriff und die Arten 
der juriftifchen Perfonen des bürgerlihen und des öffentlichen Nechts vergl. Bd. 1 
39 f., 49; über fie als Beteiligte an dem Grundbuchverfehre: Predari 134 bis 

0; Oberned, Grundbuchrecht 761—828. 

4) Handelsgeſellſchaften mithin unter ihrer Firma. Ob eine Hhpothef uf. 
lediglich auf die befonder3 firmierende Ztweigniederlafiung oder Filiale eingetragen 
werden darf, hängt dabon ab, ob dieje als ein rechtlich jelbitändiges Subjekt gegen- 
über der Hauptniederlafiung anguerfennen ift. Dies wird zu verneinen fein (fo 
auch KG 12.9.1903, aber dagegen AG 7.4.1903, beide Beichlüffe in Holdheim, 
Nonatſchrift für Handelsrecht 13, 22). 

5) Bd. 1 8846 (Vereine ohne Rechtsfähigkeit), 181 (Gejellichaft). 

6) GBO 848: unter Angabe des Gemeinfchaftverbältnifies; da dies bei 
dem Vereine ohne Nechtöfähigkeit einen engeren forporativen Zufammenbang auf: 
mweiit, ift genaue Bezeichnung anzuraten. Eintragung des nichtrechtsfäbigen Ver: 
eines als des Berechtigten macht das Grundbuch unrichtig, denn die ihm durch 
ERO 8 50 II gewährte pafjive Parteifähigfeit gilt nicht für das Grundbuchredt. 
Da3 Grundbuch muß außerdem in fortlaufender ilbereinftimmung mit dem gegen: 
wärtigen Beftande der Genofien gehalten werden: die ausgeſchiedenen find auf 
Grund ihres nah GBO 829 zu beurfundenden Verzichtes uſw. zu löfchen, Die 
neneingetretenen find auf Grumd der beurfundeten Aufnahme einzutragen; die 
Kontinuität des Vereines ſelbſt wird durch diefen Wechſel der Mitglieder aber 
nicht berührt. Gierfe, Vereine ohne Rechtsfähigkeit (2. Aufl.) 24; Predari 154. 
— Um die bieraus entjtehenden Schtwierigfeiten und erheblichen Koften zu ver— 
meiden, wird praftifch da zum Vereinsvermögen gehörende Grunditüd von einem 
der — als fiduziariſchem Eigentümer oder Treuhänder erworben und 

en. 

7) Bd. 1 839 A11, 12 (Schenkungen uſw., Grumdftüdermwerb). Ferner 
db, Brünned in Gruchot 45, 198 (Stlloftergelübde). 
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mwohner und der am örtlichen Verkehr mit teilnehmenden Perfonen zugute 
fommt.® 

2. Der gemeinfame Ausdrud für alle den Beſtand der dinglichen echte 
beeinflufjenden Vorgänge ift Rehtsänderung.? Derjenige, deffen Ding: 
liches Recht aufgehoben, belaftet oder verändert werden fol, heißt im Gebiete 
des Sachenrechtes Schlehthin der Berechtigte? ober der durch die Rechts: 
änderung in feinem Rechte Betroffene *! oder Paffivbeteiligter.” Ihm fteht 
gegenüber der andere Teil.” Bei den rechtsgefchäftlichen Rechtsänderungen 
jpricht das Geſetz auch von Veräußerer '* und Erwerber. Als umfaffende 
Bezeichnung ſowohl für die Vertragichließenden ald auch für Dritte, Deren 
Recht durch die Rechtsänderung betroffen wird, dient: die Beteiligten." 


8) Für das bisherige Recht wurde angenommen, dat auf diefer Grundlage 
eine Gemeindeferbitut erfejfen werden fonnte; RG 14, 214; 44, 146 und in Seuff. 
41, 173, 59,6. Sie iſt jebt als eine befchränft perfönliche Dienftbarfeit, nicht 
als eine Grunddienjtbarfeit aufzufaflen; jo RG in Ztichr. für Rechtspflege im 
vn Braunſchweig 50,49. 

8 873 (durch Rechisgeſchäft), 951, 977 (kraft Geſetzes); EG 1201. 

0 jo 3.8. der Eigentümer, deſſen Grundjtüd veräußert oder belajtet 
werden foll; der, zu deſſen Gunften eine Grunddienjtbarfeit, Hypothek, Rentenfchuld 
uf. beitellt tit. Diefer Ausdrud wird im Sachenrechte nur in bezug auf die Liegen— 
fchaftrechte angetvandt ; dabei tft zu unterfcheiden: der wirflich, nach materiellem 
Rechte Berechtigte und der durch das Grundbuch als folder ausgewieſene Bud = 
beredtigte, der auf Grund der Vermutung des $ 891 bis zum Beweiſe des 
Gegenteils als Berechtigter angejeben wird (oder nach 88 1141, 1148 fchlechthin und 
untiderleglich gilt). An diefem Sinne find zu veriteben: 88 873, 875, 878, 888, 
882, 889, 892, 901, 916, 1019 f., 1091 f., 1100 f., 1112, 1119, 1186, 1198. 
1203, 1264 (Schiffpfandreit) ; ach 95. Den Segenfat atoifchen dem bloß 
Buchberechtigten und dem toirflich Berechtigten hebt 8 894 (Berichtigung) bervor; 
vergl. unten 863 und dazu die analogen Beftimmungen in ss 1263 (Schiff- 
regiſter), 2362 (Erbichein). — Dagegen bedeutet Verechtigter im Sachenrechte 
nicht den, der bloß einen Anfpruch auf den Erwerb eines dinglichen Recht erlangt 
bat; im Gegenfabe damit veriteht das Geſetz außerhalb des Sachenrechtes unter 
dem Berechtigten auch den obligatorifch Berechtigten; 88 199, 200, 223, 259, 260, 
350 f. (Rüdtritt), 502 (Wiederfauf), 806; 1580 f. (Ünterhaltanfprud), 1613 f.: 
1961, 2369 II. — Für den Grundbuchberkehr iſt — (nad GBo 8401; 
Ausnahmen 88 40 II, 41; unten 855 Nr. 2) als Berechtigter nur der ein- 
getragene Berechtigte anzuſehen, denn nur er bat die volle dingliche Ver: 
fügungsmadt und erjt mit der Eintragung iſt der Rechtserwerb vollendet. 

11) So &BO $$ 13, 19, 40, 55 im Sinne von Beredhtigter. Aber auch das 
BGB 88 885 I, 886, 894, 899: der, deſſen Recht von der Vormerfung oder durch 
die Berichtigung betroffen wird. 

12) Der Ausdrud ift nicht gefeblich; er wird in der Litteratur im Anſchluß 
an das bisherige Par Recht noch angewandt. 

er Co 3.8. 8 873; GBO 820. 

14) 88 416, 925 —— 926, 933, 9834, 936 (bei Fahrnis), 1244, 


— 854 II (Beſitz), 881, 888, 892, 925, 926, 929—937, 1015, 1032, 
1070, 1121, 1242, 1262, 1268, 1275: 408, 416. Erwerber ſteht ausſchließlich 
bei — Erwerbe. 

16) 88873 II, 880 II, 919 III, 1246 I. Wer beteiligt iſt und ins- 
bejfondere als Dritter um feine Zuftimmung zu der Rechtsänderung angegangen 
werden muß, ijt eine für jeden Fall befonders zu prüfende materielle Frage. 


PT 
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Noch weiter reiht der Kreis der Perſonen, die ein berechtigtes Intereſſe 
haben.*' 

3. Das auf die unmittelbare Bewirkung der Rechtsänderung gerichtete, 
den Rechtsgegenſtand dinglich ergreifende Rechtsgeihäft heißt Berfügung.'* 
Die gewollte Rechtswirkung joll durch die Erklärung in Verbindung mit der 
Übergabe oder der Eintragung '* volljogen werden; im Verhältnis zu dem 
bloß eine perjönliche Verpflichtung des Schuldners zur Zeiftung enthaltenden 
obligatoriſchen Grundgeihäft bewirkt die Verfügung den Leiftungsvollzug, 
fie führt unmittelbar und als abjtraftes Gejchäft jelbjtändig aus eigener 
Kraft die gewollte Rechtsänderung herbei.” Die Verfügung kann durd) 
einfeitige Willenserklärung *" gejchehen, oder fie gründet fi) auf di: Einigung 
des Berechtigten mit dem Erwerber, auf den dinglichen Vertrag beider.?* 

a) Inhaltlich kann die Verfügung auf jede Rechtsänderung gerichtet 
fein. 1. Veräußerung oder Übertragung *? ift die zweifeitige rechtsgeſchäftliche 
Verfügung, durch die das Eigentum oder das begrenzte Recht an einem 
Begenftande jeinem ganzen Inhalte nach auf einen Anderen, den Erwerber, 


Bergl. über die Eintragungbemwilligung und Zujtimmung bei Grundbucheins 
tragungen unten 854; über die Beteiligten al3 zur Erhebung der Beſchwerde 
ee unten $51 931. Eine gejeßliche Definition enthält für feine Zwecke 

89. 

17) Insbeſondere an der Einficht des Grundbuchs; unten 850 A183. — 
Intereſſe des perfönlichen Schuldners $ 1267 ©. 2. 

18) Abgeſehen von dem erbredhtlichen Sprachgebrauche (Verfügung bon 
Todes wegen, lestwillige ®. F8 1937 ufw.) jteht Verfügung nur im Sinne eines 
dinglich und unmittelbar wirkenden Nechtögejchäftes. So im Sachenrechte 88 878, 
883, 885, 892, 393, 899, 1074, 1124, 1126, 1165, 1189, 12832. Ebenfo $$ 135, 
184—156, 332, 335 ufw. Dazu RG 49,415. Much die Aufrechnung, Mahnung, 
Kündigung (NG 50, 212, 53, 274; Bd. 1 $ 136 Nr. 2) find Verfügungen. Vergl. 
femer A23 f. Über Verfügungsmacht und Verfügungsbefchränfung unten $ 22. 

19) Beides wird erfordert, weil das dingliche Necht als Herrſchaft über die 
Sache nah außen, Dritten gegenüber, fundbar verlautbart werden muß. über 
dieſe Vollaugakte unten $ 19. — Dagegen wird der Abtretung eines Rechtes 
als obligatorifchem Vertrage eine unmittelbare dinglihe Wirkung, die Übertragung 
des Rechtes, ohne weiteren Vollzugaft beigelegt; Bd.1 8150 Ai1f.; Ausnahme 
aber $ 1280. 

20) über die jcharfe Unterfcheidung zwiſchen Leiſtunggeſchäft und oblis 
gatoriſchem SKaufalgeichäft unten $$ 17, 18. Der bisweilen (Eofad 2 8 177) 
gebrauchte Ausdrud „Zumwendunggeichäft“ entipricht dem gefeßlichen Sprach— 
gebrauche nicht; Zuivendung jteht im BGB ausfchlieglih in Verbindung mit uns 
entgeltlich, der Begriff tit weiter als der der Verfügung; Bd.1 8164 W 16. 

21) So 3.2. die Aneignung $$ 958, 928 II; der Verzicht. Unten 8 24. 

22) 3.8. 88 873, 929; unten 8 19. 

23) Beide Ausdrüde beziehen fich auf denjelben Tatbeitand. Weräußerung 
bebt den NRechtöverlujt des bisher Berechtigten hervor; 88 881, 918 II, 926 
932—936, 986, 1056, 1087, 1109, 1111, 1121, 1122, 1136, 1149, 1242 bis 
1245, 1249, 1262, 1263; vergl. auch 445, 493, 571,753. — Übertragung be 
zeichnet denfelben Nechtsvorgang nad) der Seite des Erwerbers bin; Übertragung 
des Eigentumes oder eines begrenzten Rechts $$ 873, 915, 925, 929, 1069, 
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übergeleitet wird. Damit wird der Fall der echten Sondernadhfolge ** in 
das dingliche Recht bezeichnet. Dagegen bezieht ſich Übergabe jachenrechtlid) 
nur auf die vertragmäßige Übertragung des unmittelbaren Befiges als des 
neben der Einigung zur Necdtsänderung erforderlihen VBollzugakt es. 
2. Belajtung ** bezieht ſich auf die Beitellung *" eines begrenzten Rechtes. 
Die Rehtsänderung ijt hier inhaltlich bejchräntt, indem aus dem Inhalte 
des Eigentumrechtes oder eines begrenzten Rechtes ein neues begrenztes 
Recht abgeleitet oder begründet °° wird. Auch einige diefer Rechte können 


1070, 1098, 1124, 1149, 1153 (einer Hypothek), 1155-1159, 1190, 1250, 
1274, 1275, 1280, 1287. Übertragung durh Abtretung eines Rechtes $$ 395, 
792 111 2, 870 (mittelbarer Bejit), 931, 934 (Abtretung des Herausgabe- 
anfpruchs), 986 II, 1154 (Hppothet), 1280. — Daß unter Übertragung nur Die 
rechtsgejchäftliche Veräußerung und nicht die Fälle verjtanden werden, wo Eigen 
tum fraft Gefeßes übergeht, hat wichtige Bedeutung 3.8. für die Auslegung von 
EG 97, 126, 127, 135, 147, 189; vergl. preuß. AG 3. BGB Art. 27 und dazu 
Erujen-Müller, AG 278. 

Dagegen hat überlajjungimPBGB keine bejtimmt ausgeprägte Bedeutung. 
Meiitens handelt es fich dabei um die Einräumung des Beſitzes einer Sache zum 
Zwecke der Ausübung eines Rechtes; Überlaſſung des Bejiges F8 561 IL, 956, 
957, 986, der Benußung 346, 732, 733, 738; des Gebraudy und Fruchtgenufles 
101 Nr. 2, oder an den Mieter oder Leiher zum Gebrauche 536 f., 549, 552 f., 
603 f.; an den Niehbrauder 1046 IL; ferner 1059, 1092. Eine jtärfere, Der 
Veräußerung genäherte Wirfung bat die Überlaſſung von Mitteln an den Minder: 
jährigen, das Kind, den Mündel, den Erben zur freien Verfügung, $$ 110, 1644, 
1824, 2217; oder jeiten3 der Ehefrau an den Mann zur Beitreitung des ehe— 
lihen Aufiwandes $ 1429 (1618 jeitens des volljährigen Kindes), ohne dat Erjaß 
zu leiften wäre $ 1430 (1619). — Demgemäß ijt es eine Auslegungsfrage, in 
welchem Sinne jener Ausdrud im einzelnen Falle gemeint iſt. Überlajjung eines 
Grunditüds in Verbindung mit einem Leibgedingvertrage (fog. Gutüberlaſſungs— 
vertrag) bedeutet in EG 96 die Eigentumübertragung; vergl. preuß. AG 3. BGB 
Art.15 pr. (Erufen: Müller 204). Dagegen bedeutete Überlajjung einer be= 
reitö beitehenden und eingetragenen Koblenabbauberedtigung auf Grund 
des preuß. Gef. 22.2.1869 nur einen nicht eintragungsfähigen Pachtvertrag 
(Arndt, Berggeſetz 2. Aufl. 134; RG 7.3.1901 in Ztjchr. für VBergredht 43,49) ; 
dazu jest preuß. AG Art. 38. 

24) So $ 1010; Rectsnachfolger 88 943, 999, 1100—1102; Rechtsvor⸗ 
gänger $$ 943, 1164, 1173, 1174, 1152. Nachfolge im Bejige unten $ 37. 
Ferner uber Sondernadifolge allgemein Bd.1 $ 150 U 9. 

25) 88 929, 930, 931, 933, 1032, 1081, 1117, 1154, 1163, 1205, 1206, 
1213, 1262, 1274, 1278, 1292, 1296, Dazu unten $ 19. Ablieferung bedeutet 
die Übergabe einer Sache in den Befit des Empfängers zum Zwecke der Bewirfung 
einer Leiſtungspflicht (88 1217, 1231, 1281; ferner 432, 477, 492, 634) ; aud) 
dies ijt ein zweiſeitiges Rechtsgeſchäft (Bd.1 8141 A 7; RG 52,399 und IW 
33,46) ; anders $$ 967, 975 f. Ablieferung an die Polizei als einfeitige Ent— 
äußerung des Belißes zum Zwecke der polizeilichen Obhut. 

26) 88 873, 874, 876, 880, 881, 894, 1009 f., 1019, 1090, 1105, 1113 f., 
1204, 1208 und zahlreiche andere Stellen. Belaſtung ſteht bei fämtlichen im BGB 
augelafienen begrenzten Rechten; damit wird die paſſive Seite des an der fremden 
Sache begründeten Rechtes hervorgehoben. 

27) Beitellung bedeutet die rechtögefchäftliche Begründung eines begrenzten 
Nechtes; 3.2. 8$ 1015 (Erbbaurecht), 1032 (Nießbrauch), 1105 II (Reallaft), 
1113 II, 1139 (Shpothet), 1196 (Grundfchuld), 1205 (Pfandrecht). 

28) Begründung eines Rechtes an einem Grumdftüd bedeutet in 88 945, 
1551 II, 1821 Nr. 2: die rechtsgefchäftliche Beitelung (A 27) eines begrenzten 
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übertragen oder abgetreten werden.” 3. Die Verfügung kann die Änderung, 
d.h. die nachträgliche Umgeftaltung des Rechtes jeinem Inhalte oder jeinem 
Range nach enthalten.” Die verichiedenen Arten der Grundpfandredhte 
dürfen miteinander ausgetaufcht oder umgewandelt ®! werden. 4. Zur Auf: 
bebung eines Rechtes genügt regelmäßig die einjeitige Willenserklärung des 
Berechtigten: bei Fahrnis das Aufgeben des Befiges in der Abfiht auf das 
Recht zu verzichten,?? bei Grundftücden die Aufgabeerflärung gegenüber dem 
Grundbuhamte oder dem begünftigten Gegner in Verbindung mit der 
Löſchung des Rechtes.?? Aufhebung bewirkt das Erlöjchen des Rechtes ſelbſt; 
darum bedarf die Aufhebungserklärung der Zuftimmung aller Beteiligten, 
deren Intereſſe durch den Rechtsuntergang betroffen wird.““ Dagegen erlifcht 
durch den Verzicht als einjeitige Verfügung nur die Berechtigung des Ver- 
jihtenden ; das Recht ſelbſt kann in diefem Falle beftehen bleiben und auf 
einen Anderen übergehen.®° 

b) Die rechtsgejchäftliche Erklärung des zur Herbeiführung einer 
Rechtsänderung obligatoriih Werpflichteten kann durch ein gerichtliches 
Urteil erjegt werden. Dann tritt der Urteilſpruch an die Stelle der zur 
Übertragung oder Bejtellung eines Rechtes erforderlichen Verfügung des Be: 


Rechtes. Dieje Bedeutung bat Begründung aud in EG 113, 114, 128, 189, 197; 
— —— begieht ſich nicht auf Erwerb durch Erbgang oder Geſetz (abw. Habicht 
437). Rechte an einem begrenzten Rechte jind: Nießbrauch und Pfandredt an 
einer Reallaft oder Hypothek uſw. 

29) So das Erbbauredt, die Hypothek ufw.; nicht dagegen der Nießbrauch 
und die bejchränft perfünliche Dienjtbarkeit, ss 1059, 1092. 

30) Allgemein $$ 883, 1071, 127611, EG 113. Anderung de3 —— 
877, 1088, 1119 II, 1180; des Ranges 880, 1151 (Einſchränkung EG 113). 
Geändert werden kann nicht das Eigentum, fondern nur ein begrenztes Recht. 
Bredari 131. 

31) Gemöhnliche Hypothek und rettet — und Grund⸗ 
N rer und Rentenfchuld: 88 1186, 1198, 

8 959, 960 II, 961 (Eigentum). Nach ss 1064. "07a (Nießbrauch), 
1255, 3 (Pfandrecht) genügt Erflärung des Aufgebens gegenüber dem Ver— 
pfänder oder dem Eigentümer. Das gilt auch dann, wenn dieje Nechte an einer 
SHhpotbef oder Reallaſt durch Eintragung beitellt find. Aufgeben des Befites 
$856 1. Dagegen berubt die Aufhebung eines Rechtes — — — 
und Quittung auf einer zweiſeitigen Verfügung. Bd.1 81 

33) 8875. Darüber unten $ 66. — Ablöfung einer Shentenfchuld $$ 1199, 
1201. Befreiung bezieht fich nur auf die Löſung der obligatorischen Haftung 
$8 969, 1001, 1123 II. Vergl. Bd.1 858 A 29. 

34) Dazu $$ 1071, 1183 (denn wenn die Hyhpothek aufgehoben wird, er- 
liſcht ſie ſchlechthin und fann nicht, twie nach $ 1168 beim Verzicht, Eigentümers 
Wpothet werden), 125511. über °% unten $ 54. 

35) Diefer Übergang vollzieht fich kraft Gejeßes: $$ 923 TI 3 (Alleins 
eigentum am Grenzbaum), 928, 976, 1137 II (Einrede bleibt erhalten), 1165, 
1168 (Eigentiimerbupotbet) , 1175. Sit er gewollt und vereinbart, fo liegt fein 
Verzicht, jondern eine Veräußerung vor (A 23). Über den Berzicht genauer 
unten $ 24 A19. Auch beim Verzichte it die Zuftimmung Dritter erforderlich: 
81178112. — Über die in der Aneignung verlautbarte einjeitige Verfügung 
oben A21. — Erlöfchen jtebt für UIntergang des Rechtes fraft Gejeßes; unten A4Sf. 
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tedhtigten ;?* mit ihm vereinigt fich die entſprechende Annahmeerkflärung des 
Ermwerbers zum dinglihen Vertrage; der Erwerb jelbjt hat die jelbjtändige 
Wirkung, die jonjt dem qutgläubigen rechtsgejchäftlichen Erwerbe beigeleat 
wird.” In anderem Sinne heißt es, daß die im Wege der Zwangsvoll: 
ſtreckung uſw. erfolgten Verfügungen den rechtsgejhäftlichen gleichitehen 
jollen.°° Sie werden damit nicht zu rechtsgeſchäftlichen gejtempelt, jondern 
nur denjelben Beihränkungen der Verfügungsmacht unterworfen, denen der 
freiwillig Verfügende unterfteht,’” denn fie werden aus feinem Rechte ab- 
geleitet und find an deffen Grenzen gebunden. 


c) Für den rechtsgeſchäftlichen Erwerb gilt der allgemeine Grundjaß, 
daß der Nachfolger durch abgeleiteten Erwerb nicht mehr Rechte erwerben 
fann, als jein Rechtsvorgänger hatte.” Demgegemüber aber tritt der Sag 
von der jelbjtändigen Wirkung des qutgläubigen auf den Beſitz als Rechts— 
zeichen an der Fahrnis oder auf den öffentlichen Glauben des Buches ge: 
itzten Erwerbes.“ 


4. Aller Rechtserwerb beruht grundſätzlich auf dem Erwerbwillen des 
Erwerbers: dingliche Rechte können ebenſowenig wie der Beſitz einem Rechts— 
ſubjekt wider ſeinen Willen aufgedrungen werden.” Nur in beſtimmten 
Fällen tritt der Erwerb oder Berluft eines Nechtes kraft Gejeges ein. 

a) So allgemein nad den Grundjägen der Erbfolge und der ehelihen 
Gütergemeinſchaft.“ Dazu treten bei der Fahrnis die Fälle der Verbindung, 


36) CPO 8$ 894, 895, 897. Der Urteilfpruch gilt als die wirkliche 
Willenserklärung des Verurteilten. Insbefondere wird die Eintragungbetwilligung 
(unten 854 A. 34) durch den Urteilſpruch und Die zur Cigentumübertragung 
erforderliche Übergabe der Fahrnis, oder die zur Beitellung ufiv. einer Hypothek 
erforderliche Übergabe des Hupothetenbriefes uſp. durch die Wegnabme der Sadıe 
feitens des Gerichtsvollgiebers (unten 8 80) erfekt. 

37) CPO 8 595; oben $ 15. Die fo erziwungene Auflafiung und Eins 
tragung bat auch die beſtätigende Kraft des 8313 ©.2 BSP. 

38) 88 135, 161, 184, 353, 499, 853, 2115; auch 1224. 

39) Unten $ 22. 

40) nemo plus iuris in alium transferre potest. quam ipse habet. 
Vergl. D.41.1.20 pr. Daher fann 3.2. aus einer nichtigen Hypothek Feine 
Eigentümerhypothek entitehen. 

41) Unten $$ 62, 81. Ferner greift bier der Grundfaß ein, daß in be— 
fimmten Fällen die Verfügung eines Nichtberechtigten erjtarkt; unten 822 Nr. 1. 

42) Das ergibt fich daraus, daß regelrecht die Einigung als Grundlage 
des Dinglichen Erwerbes gefordert wird. Selbſt die einfeitine unentgeltlide Zu: 
wendung genügt nicht, um einen Erwerb zu vollziehen; auch fie bedarf noch der 
bejtätigenden Annahme; $516 II, 88.1 8164 A 4,0 f. — Mit Unrecht wird Die 
Anmwendung diefes Sates auf den Beſitzerwerb beitritten und bebauptet, daß jeder 
uns zum Beſitzer wider Willen machen fönne; darüber unten $$ 34, 35. 

43) 88 1922, 1942 uſw.; 1438, 1519; auch der Beſitz nach $ 857. Nicht 
beim Erwerbe von Vermächtniſſen, beim Erbfchaftlaufe, beim Neuermwerbe eine3 
Grunditüds feitens der gütergemeinfchaftlichen Ehegatten ufw. ; bier areifen überall 
88 873, 925 uſw. Plab. 
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Vermiihung, Bearbeitung, Erfigung und des Fundes.“ An Liegenichaften 
entjteht kraft Gejeges das Recht auf die Überbau: und Notwegrente ;*° mehr: 
fa verordnet das Geſetz auch, daß ein Recht auf einen anderen über 
achen ſoll.“ 

b) Dem entjipricht, daß andererjeits einzelne Rechte kraft Geſetzes er- 
löjhen, d.h. von jegt ab untergegangen find." Erlöſchen kann eintreten: 
durch Vereinigung eines begrenzten Rechtes mit dem Eigentum ;*° die Rechte 
an der Kahrnis erlöjchen Durch den Erwerb jeitens des qutgläubigen Dritten 
oder in den Källen der Verbindung, Verarbeitung uſw.,“ die Pfandredte 
und Hypotheken uſw. durch Befriedigung des Gläubigers aus der belajteten 
Sache,““ der Nießbrauch uſw. durch den Tod des Berechtigten,’ gewiſſe 
Rechte durch Erlaß eines Ausihlußurteils °? oder durch Verjährung des auf 
ihre Herftellung gerichteten Anjpruchs.’? 

e) Eine bejondere Bedeutung hat die dinglide Surrogation.* 


44) 88 947 f., 963, 964 (Bienenſchwarm), 973, 976 (Fund), 954 (Schaß), 
357 (Erfigung). Ferner Eigentumerwerb des Niebrauchers eines Rechtes nad) 
$1075 II. — Berbindung mit einem Grundſtück $ 946. 

i 45) 88 912—914, 917. Erwerb einer Sicherungshypothel fraft Gejeßes 
1287 ©.2. 

46) So insbefondere, dab die Hypothek auf den Eigentümer oder den 
perjönlihen Schuldner übergeht: 88 1143, 1164, 1173 11, 1174, 1182 (analog 
beim Pfandrechte $ 1225) ; Übergeben auf den Erwerber der Forderung $ 1153; 
Erwerb bei Verzicht $$ 1163, 1168. 

47) Sie jind feinesweg3 don Anfang an nichtig. Nur Rechte erlöfchen, 
—— verjähren (anders 88864, 1002). Über dieſe Frage: Bd.1 888 
Nrt. 1a. 

45) So bei der Fahrnis für Nießbrauch und Pfandrecht, 88 1063, 1256. 
Tagegen gilt für Grundjtüde der umgefehrte Grundjaß, daß das begrenzte Recht 
durch Vereinigung nicht erlifcht, $ 889; bier entiteht ein Recht an der eigenen 
Sache (oben 89): die Eigentümerhypothek, Dienitbarfeit, Nießbrauch. 

49) Infolge des qutgläubigen Erwerbes des Dritten erlöfchen das Eigentum 
des Berechtigten und die Belajtungen, FF 932, 936. Ebenſo erlöſchen alle Rechte 
duch Verbindung und Vermiſchung (946—949), Verarbeitung (950 II), am 
Bienenſchwarm (964) ; infolge der Erjißkung (945), des Eigentumerwerbes de3 
Finder (973, 974). 

50) Hyvbothek 1181, Pfandrecht 1242, 1245. Das Pfandrecht erlifcht auch 
mit der gelicherten Forderung und durch Zurücdgabe der Pfandjache 1252, 1253, 
1278. Dagegen erwirbt der Eigentiimer die Hypothek, wenn die Forderung er= 
liſct 1163; für die Geſamthypothek vergl. 1173, 1174, 1178. — Im Falle 
der Zwangsverſteigerung erlöjchen alle Rechte, die nicht in das geringite Gebot auf— 
genommen find und nicht durch das Bargebot gededt werden, ZUG $ 52. 

51) 88 1061, 1090 II (beichränft perjünliche Dienitbarfeit). 

‚ 52) Vormerfung 837, das dingliche Vorfaufrecht 1104, Pfandrecht 1269; 
ferner 1171 III. Dagegen gebt die Hypothek auf den Eigentümer über 117011. 

53) u Unrecht gelöfchte oder kraft Geſetzes entitandene, aber nicht einge— 
ttagene, begrenzte Rechte erlöfchen mit Verjährung des Anspruchs des Berechtigten 
gegen den Eigentümer 901; die Dienjtbarfeit mit Verjährung des Beſeitigung— 
ampruchs 1028. — Vergl. ferner: Erlöfchen der Überbaurente mit Bejeitigung de3 
überbaues 914 ; dagegen nicht des Erbbaurecht3 mit Untergang des Bauwerkes 1016. 

54) Am Anſchluß an D.5.3.22 bat die gemeinrectliche Lehre dafür den 
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Ihre Rechtsfolge zeigt fich darin, daß ein Gegenjtand kraft Geſetzes in Die Rechts— 
lage einrüct, die vordem ein anderer einnahm. Als nächſter Zwed tritt der 
hervor, den Gejamtbejtand eines Vermögens zu erhalten und dadurch zu 
fihern, daß die mit den Mitteln des Vermögens erworbenen Gegenftände 
unmittelbar und ohne befondere Rechtsübertragung in dieſes übergehen.’® 
Diefer Grundfak der Erhaltung oder Fortjegung des dinglihen Rechtes 
greift auch bei Einzelgegenftänden ein: der Erlös tritt an die Stelle der 
Sade, die an fi für den Berechtigten erhalten werden joll, aber wegen 
drohenden Verderbens oder aus anderen Gründen in Natur nicht mehr auf: 
bewahrt zu werden braucdht.°° Hier tritt deutlich hervor, daß die Surrogation 
zum Schuge Dritter, die an dem VBeräußerungsgefchäft nicht beteiligt find, 
dient; dieſe jollen nicht bloß auf einen obligatorifhen Erſatzanſpruch ver: 
wiejen werden,“ jondern das eingetaufchte Gut wird unmittelbar und dinglich 


Cat gebildet: res succedit in locum pretii et pretium in locum rei oder surro- 
gatum sapit naturam eius, cui surrogatur. ®lüd 2,493; Windſcheid 1 $ 42 
16; E. Windmüller, Bedeutung und Anwendungsfälle des Saßes pretium suc- 
cedit uſw. 1902; a N Regreß des Bürgen und Pfandeigentümers 1904; 
Riezler, D. IZ 8,5 

55) ©o zur — des ungeſchmälerten Beſtandes des Geſellſchaftver— 
mögens 718 II, des eingebrachten Gutes der Ehefrau 1381, 1352 (hier ſchlechthin 
für alle Erfaßitüde der Haushaltungsgegenjtände, die der Ehemann anſchafft, 
während fonjt der Gegenwille des Mannes, wonach er nicht für Rechnung des ein— 
gebraditen Gutes erwerben will, die Surrogation ausjchließt), 1524, 1554; beim 
Gefamtgut 1473; Vorbehaltgut 1370; Kindesvermögen 1646; Erbichaft 2019, 
2041, 2111, 2374. Die Fälle 1351, 1382, 1646 beziehen jich ur auf Fahrnis, 
die übrigen auch auf Liegenfchaften. Der Eigentumerwverb tritt fraft Gejeßes ein; 
dazu aber unten A 59 f. Der erivorbene Gegenſtand tritt in Die Rechtslage des bis⸗ 
herigen ein: das bedeutet, daß die rechtliche Zugehörigkeit zu dem Vermögen des 
Berechtigten erhalten bleibt; es bedeutet nicht, daß der erworbene Gegenſtand dem 
bisherigen völlig gleichſteht. Wird z. B. auf Grund eines zum Geſamtgute ge— 
hörenden Rechtes (1473) ein Grundſtück erworben oder wird ein foldjes Grund— 
ftüd enteignet, jo ändert ſich entſprechend dem jeßigen Zuitande des Rechtsgutes 
(ob Eu oder Erſatzanſpruch auf Geld) die Verfügungmadt des 
Ehemannes (1443, 1445). 


56) Bei der Fundfache 966 II, 979, 983, der Pfandſache 1219 (Verfteigerung 
bor Fälligkeit) und 1247 (bezüglich des Überfchufies). Einen eigenartigen Fall 
bietet daS preuß. Gef. 28.7.1902 betr. Umlegung von Grundftüden in Frans 
furt a. M. $ 42: die bisherigen Eigentumrechte an den eingeworfenen Grunditüden 
erlöfchen, an ihre Stelle treten die fejtgefeßten Geldentfchädigungen und in An— 
fehung des Eigentums uſw. da3 durch Landzuweiſung zugemwiefene Grumdftüd 
(88 10 f.). Dies zugewwiefene Grundſtück haftet für die an dem urfprünglichen 
Eigentum beitellten Hypotheken uſw., dieſe gehen mit über (88 1211, 42112); 
ſoweit Geldentfchädigungen feftgejtellt find, treten diefe in die Haftung für die 
Hypotheken uſw. ein. Vielfache Verivendung findet die Dingliche Surrogation bei 
den Verloppelungen und Gemeinbeitteilungen; EG 113; preuß. Gemeinbheitteilungs= 
— 7. 6. 1821 und Verfaben nach Geſ. 18. 2. 1880 (fog. Separation— 
rezeſſe). 

57) Dies iſt beſonders bedeutſam für den Fall des Konkurſes. Vergl. auch 
ZUG 8 92, wonach an die Stelle des durch den Zuſchlag erlöſchenden Rechtes der 
Anſpruch aus dem Verjteigerungerlöje tritt; alfo die bisher an dem Grundſtück 
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in dieſelbe Rechtslage eingerückt, in der das bisherige ſtand. Es handelt 
ſich daabei nicht um eine Vermögensmehrung, der Eigentumermerb erfüllt 
vielmehr Tediglich einen Erjagzwed zugunften des Dritten: jein Eigentum 
wird inhaltlich erhalten trog des Wechſels der äußeren Gejtalt des Eigentum: 
gegenitandes. Die innere Kraft zu folder Erhaltung des dinglichen Rechtes 
tommt einem Tatbejtande nur auf Grund gejeglicher Anerkennung zu: der 
die Surrogation begründende objektive ZJujammenhang des Ermwerbgejchäftes 
mit dem zu fichernden Vermögensgute muß durch das Gejeg bejtätigt ſein.“ 

Damit ift zugleich der Gegenjag zu den Fällen gekennzeichnet, in denen 
ih kraft Rechtsvotfchrift der Übergang eines Rechtes auf den vollzieht, 
der eine materiell fremde Schuld getilgt hat. Er wird in das abgelöfte Recht, 
ohne dab es eines NAbtretungsvertrages bedürfte, unmittelbar eingejegt, 
damit ihm volle Sicherung für jeinen Erſatzanſpruch gegen den wahren 
Schuldner gewährt werde.” Bei diefem Rechtsvorgange handelt es ſich 
mithin nicht wie bei der dinglihen Surrogation um die Fortjegung des 
Eigentumrechtes an dem für den bisherigen eingetaufchten neuen Eigentum: 
gegenjtande und nicht um die Sicherung der Rechte eines Dritten; vielmehr 
bleibt hier das bisherige Recht nah Inhalt und Gegenjtand erhalten, und 
nur ein Gläubigerwechjel tritt auf Grund der Abfindung oder Ablöſung des 
bisherigen Berechtigten durch Rechtsnachfolge ein.°° 

Für das Grundbuchreht haben die kraft Gefeges, mithin außerhalb 
des Grundbuches ftattfindenden Rechtsänderungen die Folge, daß das Bud 
unrihtig wird. Der Erwerb eines ſolchen Rechtes ift durch Berichtigung °' 
einzutragen, das Erlöfchen durch Eintragung der Löſchung *? zu verlautbaren. 





baftenden Rechte jegen ich fort als Ansprüche auf Befriedigung aus dem Ver— 
teigerungerlöje. 

58) Durch einen Vertrag, den 3.98. zwei Eigentiimer auf Austauſch ihrer 
Grunditüde richten, fann eine dingliche Surrogation nicht bewirkt werden. Da- 
gegen dürfte eine analoge Anwendung der Normen des BGB auf gleichgeitaltete 
Zatbeitände zuläffig fein. So fehlt 3.8. eine dem $ 1646 entiprechende Vorfchrift 
für den Fall, dat der Vormund oder Pfleger mit Mitteln des Mündels eine Fahr— 
nis erwirbt (vergl. $ 1812). Vergl. ferner HGB $$ 373 II, 379 II. 

59) 88 268 III ufw., im Sacenrechte 1143 und 1225 (die durch Hypothek 
oder Biandrecht geficherte Forderung gebt auf den Eigentümer, der al3 nicht per- 
ſönlicher Schuldner den Gläubiger befriedigt, über), 1164 (Übergang auf den 
zablenden perfönlichen Schuldner, ſoweit er von dem Eigentümer Erjaß verlangen 
lann), 1173 II, 1174 und 1182 (Geſamthypothek). 
60) Darauf mweifen auch die übrigen Fälle bin, two der Ülbergang fraft Ge- 
ſehes angeordnet wird: 88 426 II, 571, 774 uſw., und befonders 857, 881 III, 
976, 1153, 1250; 88.1 857 A 14. Wenn Koban 102 einige der in W59 auf: 
geführten Fälle als bejondere Gruppe der Surrogationfälle anführt, jo wird damit 
der Begriff der Surrogation weiter ausgedehnt, ald es dem Anbalte des BGB 
entipriht. Vergl. unten $ 141. Auch 8 951 enthält feinen Surrogationfall, e3 
entitebt Iediglich ein Anſpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung. 

61) Inn: unten 8 63. 
62) EBO $ 47; unten 856. Berichtigung durch Eintragung oder Löfchung 
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$17. Grundlagen der rehtsgeichäftlihden Rehtsänderungen. Die 
Entwidlung des dingliden Vertrags. 

Die Syjtematik der Rechtsgeſchäfte des Sachenrechtes iſt aufgebaut auf 
dem dinglihen Vertrag. Er bildet den Mittelpuntt. Für Liegenjchaften 
und Fahrnis wird damit ein einheitlicher Unterbau errichtet: das BGB 
bejteht darauf, die Gleichheit des rechtsgejchäftlichen Ermwerbes für alle Arten 
der Sachenrechte im Prinzip durchzuführen. Aber vor und hinter Dem 
dinglihen Vertrage ftehen zwei ergänzende Rechtsakte. Worauögeht das 
obligatorifhe Grundgeſchäft; es begründet den Anſpruch auf die Rechts: 
änderung, bildet aber feine unentbehrlihe Vorausjegung für den dinglichen 
Erfolg. Der Vollzug der Rechtsänderung muß durch die äußere Verlaut: 
barung fundbar werden ; auch der dDingliche Vertrag genügt für ſich dazu nicht: 
für den Erwerber muß die Verlautbarung jeines Rechtes in dem Rechtzeichen 
des Befiges oder der Eintragung in das Grundbuch, jenes bei Fahrnis und dieſes 
bei Liegenſchaften, hinzutreten. 

Damit entfteht das Problem, wie dieje drei Erfordernifje fich zueinander 
und wie fie fi zu der begehrten Rechtsfolge verhalten. Das Ergebnis, 
wonach kraft Geſetzes die dinglihe Nechtsänderung lediglich auf dem Zu: 
jammenwirken des dinglichen Vertrags und des Berlautbarungsgejchäftes 
beruht, bedarf der Begründung und der genaueren Feitftellung. 

1. Jede auf einem Rechtsgeſchäft! beruhende Anderung dinglicher 
Rechte muß ihren Grund aus einer obligatoriihen Schuldverbindlichkeit 
nehmen. In dieſem Rechtsgrunde, der causa, fieht die volkstümliche Auf: 
faſſung Urſprung und Rechtfertigung des Erwerbes: mir gehört diefe Sache 
zu eigen, weil ich fie gekauft habe, weil fie mir gejchentt ift. 

Der pofitiv gejegten Drdnung mwiderjpricht dies durchaus. Sie geht 
davon aus, daß die jachenrechtliche Herrichaft in verfehrsverftändlichen Hand: 
lungen nad außen hin verlautbart werden muß: bei der Fahrnis geſchieht 
dies durch die Übergabe des Befites (ſogenanntes Traditionsprinzip);? bei 
Liegenihaften dient ftatt der Übergabe die Eintragung in das öffentliche 
Grundbuch (jogenanntes Eintragungsprinzip). Durch beide gelangt der 
Grundſatz der Kundbarkeit der dinglihen Nechtsverhältnifje zur Durd: 
führung. 





ift insbeſondere erforderlich, um den qutgläubigen Eriverb Dritter nad) $ 892 aus: 
aufchliegen. — Nach Erlöſchen de3 Pfandrechts iit aus demfelben Grunde ($ 932) 
die Pfandſache herauszugeben, $ 1223. 

1) Wie ein Erwerb oder Verluit des dinglichen Rechts ohne Rechtsgeſchäft 
jtattfindet, wird unten in $ 24 Ddargeitellt. 

2) So bereit3 da3 römiſche Recht. C.2.3.20: traditionibus et usu- 
capionibus dominia rerum, non nudis pactis transferuntur. 
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Tritt auf diefe Weife dem obligatorifchen Grundgejchäfte als ausjchlag: 
gebend ein Verlautbarungsatt gegenüber, jo entiteht die Frage, welche 
juriftiiche Natur ihm zufommt. Darüber bejtanden in dem bisherigen Rechte 
verijhiedene Auffafjungen. Nach der einen Anficht * erjchien er, wie es 
unbefangener Verkehrauffaſſung entjpricht, lediglich als eine bloß tatjächliche 
Vollzughandlung des Beräußerers, die den Erwerber in die Lage jest, jein 
Eigentum uſw. auszuüben. Andere * dagegen erkannten in ihm die not= 
wendige Rechtsform zur Realifierung des Eigentumübertragungvertrages. 
In der Lehre des gemeinen Rechts hatte die zweite Anficht fich dahin befeitigt, 
daß die Tradition ein wahrer Vertrag jei, der zum Unterjchiede von dem 
obligatorijchen als der dingliche Vertrag ® bezeichnet wurde. 

2. Die Tradition als Form oder rechtsgeſchäftliche Vollzughandlung kann 
den verſchiedenſten Rechtzweden dienen ; die gewollte Wirkung wird feitgeftellt 
aus der causa traditionis, d.h. dem obligatorifhen Berpflichtungsgrunde.® 
Das bejagt noch nicht, daß von der Gültigkeit des Kaufalgefchäfts auch der 
dingliche Erwerb abhängen muß. Ob dies der Fall jei, war von jeher ftreitig. 

a) Wird betont, daß der Austaufch der Nechtsgüter fi) auf der Grund: 
lage der obligatorifhen Verträge vollzieht, jo kann der dinglichen Über: 
eignung lediglich eine afzefjorifche Bedeutung zufommen. Der dinglide Ver: 
trag entnimmt dann feinen Zwed und auch feine Wirkſamkeit aus dem Grund: 
geſchäft: Dies muß objektiv rechtsbeftändig ? fein, andernfalls wird ein ding: 





3) So 4.2. Karlowa 2,416; .Bernice, Ztichr. für HR 25,109; Bekker, R. 
des Beſitzes S6; Schlogmann, Vertrag 94: der einjeitige Wille des Tradenten ift 
maßgebend. Vergl. J. 2.1.40. 

+) Windicheid 1 8171; Erner, Lehre vom Rechtserwerb durch Tradition 
1867) 8 1; Dernburg, Band. 1 88 211,213 U 2. Vergl. D. 44.7.55;D. 41.1. 36, 

5) Savigny, Shitem 3,312 gibt diefen Ausdrud, der feitdem allgemein 
üblich geworden iſt. — Er faht die Tradition aber nicht wie Windfcheid uſw. als 
die Form des Übereignungvertrages auf. Der dingliche Vertrag ift ihm vielmehr 
die auf den fachenrechtlichen Erwerb gerichtete Einigung. Zu ihr tritt bloß „die 
wirkliche Ermwerbung des Beſitzes ald äußere Handlung hinzu“ (fo beim Eigen— 
tum und meijt bei den Serbituten) ; bei der Hypothek entiteht nach Savigny das 
dingliche Recht aus dem PBertrage allein. 

6) Dies nad D. 41. 1.31, pr.: nunquam nuda traditio transfert domi- 
nium, sed ita si venditio aut aliqua iusta causa praecesserit, propter quam 
traditio sequeretur. Damit wird auf den jurijtiich anerfannten Zweck, der jeder 
Güterübertragung zugrunde liegen muß, hingewieſen. (Vergl. Bo.1 8108.) Die 
Birfung des Eigentumübergangs war zunächſt an beitimmte Verpflichtungsverhält= 
niffe gebunden: die causa emptionis, daneben Zahlung, Schenfung, Beitellung 
einer dos. Im fpäteren Rechte ift, wie im BGB, jedem als rechtswirkſam und 
ſchutzwürdig anerfannten Grunde die Fähigkeit zuerkannt worden, den Traditions 
vertrag materiell zu jtüßen. Vergl. Karlowa 417 f.; Windfcheid 8171 Ad. — 
Seitdem iſt die causa im weſentlichen nur Erfennumgsmittel dafür, ob die als folche 
überall gleichförmige Tradition zum Zwecke der Gigentumübertragung erfolat, 
oder ob fie zur Begründung eines Pfandrechts, eines Mietverbältnifies, einer 
Leibe, einer Verwahrung uſw. dienen foll. 

7) Dies mit Berufung auf D. 21.1.18: A. will dem B. 1000 ſchenken, B. 
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liches Recht nicht erworben. Auf diefem Standpunkte verharrten zum Teil 
das gemeine und preußiſche Recht. ine befondere Ausprägung fand dieje 
Lehre dur den Sag, daß zu jeder Nechtsübertragung ein rechtsgültiger 
Titel® erforderlich jei. 

Je jtärferer Nachdruck auf das obligatorijche Grundgeſchäft gelegt wird, 
um jo mehr tritt die Vertragnatur der Tradition zurüd. Als eine Fort: 
bildung dieſes Gedantens erſcheint es, daß zwar aus der Tradition erft 
die volle Rechtsgewalt erworben wird, im übrigen aber der obligatorijche 
Vertrag bereits Eigentum überträgt,’ oder wenigjtens ein Recht zur Sache '" 
verleiht. 

b) Im Gegenjaß hierzu wurde von den Verteidigern der Bertragnatur 
der Tradition die Selbftändigfeit des dinglichen Ermwerbes hervorgehoben. 


nimmt das Geld ala Darlehen an: eine Schenfung ijt nicht zujtande gelommen. 
Vergl. Gneijt, formelle Verträge 115 und die weiteren Zitate bei Hofmann, Lehre 
bom titulus und modus acquirendi (1873) 46; Goldſchmidt, Handb. des HR 2 
879 A 24; Strohal in her. 3. 27, 334. 

8) Im die zur Eigentumübertragung erforderlichen Rechtsvorgänge juriitifch 
genauer zu bejchreiben, unterfchied eine weitverbreitete Xehre: a) den titulus, das 
den Erwerb begründende Rechtsgefchäft, und b) den modus acquirendi, den for= 
malen Vollziehungsakt, die Übergabe der Sache (deren Funktion bei Grumdjtüden 
durch Die Bucheintragung erfeßt wurde). — Das preußifche ALR madıte die Wirk— 
famfeit jeder freiwilligen Veräußerung von der Gültigkeit des Titels abhängig 
(I. 2. 133 f.; J. O. 2). Der Titel konnte ſich aus Rechtsgeſchäft, rechtskräftigen Er— 
kenntniſſen und Geſetz herleiten. Dernburg, pr. Pr. 1 8186; Eccius 3 $ 178. — 
Über das gemeine Recht: Windicheid $ 165. 

9) Diefen Grundfaß hat das frangzöfifche Necht ſowohl für beivegliche wie 
für unbewegliche Sachen aufgeitellt. Daher wird vor allem durch den bloßen form- 
fojen Kaufvertrag Eigentum an der gelauften Speziesfadhe (bei Gattungjachen 
bedarf es zuvörderſt der Ausicheidung; Bd.1 8119) übertragen und erworben, 
ohne daß es der Übergabe bedürfte. Wergl. Code civil Art.7, 11, 1138, 1583; 
Zacharige-Crome, frangzöf. Civilr. 1 $ 180. 

10) Das dem preußiichen Rechtſyſteme eingefügte ius ad rem, Recht zur 
Sache ijt dem bereits im Mittelalter bervortretenden Beitreben entiprungen, dem 
Gläubiger ein über den bloßen obligatorifchen Anspruch binauswirtendes, un— 
mittelbare Recht auf die gejchuldete Sade einzuräumen. Zur Durdbildung 
eines aus dem bloßen Bertrage entitehenden dinglichen Rechtes ijt es dabei aber 
nicht gefommen. Das aus dem obligatoriihen Wertrage begründete Recht zur 
Cache verleiht gegen den Veräußerer zunädit nur ein Forderungsrecht; erit die 
bom Verpflichteten bewirkte Übergabe der Sache an den Berechtigten bringt den 
Erwerb des dinglichen Rechtes zur Entitehung; bis dahin iſt der Verpflichtete 
Eigentümer geblieben, gerät er in Konkurs, jo gibt das Necht zur Sache dem Be— 
rechtigten fein Ausſonderungrecht. Das Recht zur Sache wird aber infofern ding— 
lich geichüßt, ald es gegen den Dritten, der bei jeinem Erwerbe jenes ihm ent- 
gegenjtebende Necht zu derjelben Sache gefannt bat, auch dann einen Herausgabe- 
anjpruch begründet, wenn der Dritte durch Übergabe das dingliche Recht auf die 
Sache erlangt hatte. Die bejchräntte Verfolgung der Sache jtüßt ſich alfo auf die 
Bösgläubigfeit des Dritten, nicht auf eine dingliche VBerechtigumg des eriten Gläu— 
bigerd. ALR 1.10.25; 1.19.5; Biebarth, Realerefution und Obligation (1865) ; 
v. Brünned, über den Urfprung. des ius ad rem (1869); Eccius 8 156; Dern— 
burg $ 154; Fuchs, Wefen der Dinglichfeit, 1859. — Für Immobilien hatte das 
Recht zur Sache bereits durch das preuß. Geſetz vom 5.5.1872 84 feine Be— 
deutung eingebüßt. Vergl. aber unten $18 46. 
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Es genügt, daß die Parteien bei Abſchluß des TÜÜbereignungvertrages den 
Villen zur Veräußerung und zum Erwerbe haben, daß jener Vertrag mithin 
jubjektiv kauſal jei." Ob die unterftellte obligatorische Werbindlichkeit gültig 
war, ob der Beräußerer und der Erwerber über das Kaufalgeihäft einig 
waren oder nicht, gilt Für die dingliche Wirkung des Traditionvertrages als 
gleihgültig. Das ift der Sinn, in dem die abftrafte Natur des dinglichen 
Vertrags '? behauptet wurde. 

3. Diejer Entwidelung bat fi aud das BGB angejchlofjfen :'* Die 
Rehtsänderung wird aus der eigenen Kraft des dinglihen Vertrages 
in Verbindung mit der Befigübertragung oder Eintragung erzeugt. Ob 
das Grundgeichäft gültig ift oder nicht, hat für die dingliche Wirkung feine 
entiheidende Bedeutung." 


11) Hierfür ift befonders Savigny, Obligationenr. 2,256 eingetreten; die 
Iradition überträgt das Eigentum durch den übereinftimmenden Willen beider 
bandelnden Berjonen; die iusta causa dient nur al3 Erfenntnismittel der hierauf 
gerichteten Abjicht, da diefe durch befondere ausdrüdliche Erflärungen nicht aus» 
geiprohen zu werden pflegt. — Ihm bat fich die gemeinrechtliche Lehre über: 
wiegend angejchlojien: Windfcheid 8 172 A 16a; Seuff. W. 41, 86. 

12) Eine mittlere Meinung verfuchte die allgu formaliftifche Faſſung diefes 
Grundiates einzufchränfen: die Tradition ift regelmäßig abitraft, jie fann aber 
au faufal fein. Letzteres zumal da, wo fie in engen Zuſammenhang tritt mit 
einem erſt abzufchliegenden obligatorischen Gefchäfte, das dann eine jtillfchtweigende 
Bedingung für den Eigentumübergang bildet. So: Dernburg, Band. 1 $ 213 Nr. 3. 
ergl. dazu unten A 14. — Beachtensiwert bleibt, daß auch die Praris fich gegen 
die Übertreibung der abitraften Natur des dinglichen Vertrags gewendet hatte. 
Ceuff. A. 36, 99; 45, 76 (Simulation der causa traditionis vernichtet die Eigen= 
hmübertragung) . 

13) Diejer Standpunft ift bereits in Mot. 3,9 eingenommen und ungeachtet 
mehrfacher Anfechtungen feitgehalten worden. Gegen die Aufnahme des abitraften 
dinglihen Vertrages haben jich 3. B. erklärt, indeſſen mit verfchtedener Begründung: 
Kindel, Rechtsgeſchäft und fein Rechtsgrund (1892) und Arch. BR 7,236, wo auch 
über den vielfeitigen Widerfpruch berichtet wird, den Kindels Lehre erfahren bat; 
Bendt, Iher. 3.29, 35. 

14) Darüber genauer ımten $ 19. — Xe enger das BGB durch die abitrafte 
Natur des dinglichen Vertrags den Rechtsverkehr bindet, um fo jtrenger iſt an dem 
Erforderniffe der vollen Willenseinigung feitzubalten. Hierfür kann allerdings das 
Saufalgefhäft einen wertvollen Anhalt bieten (unten 8 18): niemals aber genügt 
der Difiens über die causa allein, um die dinglihe Wirkung aufzuheben, fondern 
nur dann iſt er von rechtlicher Bedeutung, wenn durch ihn die Einigung (d. h. der 
dinglihe Vertrag) jelbft vereitelt wurde. 

15) Als Beifpiele mögen dienen: a) A. iiberfendet dem 3. 2 Kühe, die er ala 
Vermächtnis zu ſchulden vermeint, während B. fie als eine vom Erblafjer ge— 
duldete Kaufleiftung annimmt. Troß des Diſſenſes über den Schuldgrund iſt 
die Eigentumübertragung wirkſam. Für diefen Fall ftellte bereits Julian D. 41. 
1.36 die Meinung feſt: cum in corpus quidem quod traditur consentiamus, 
in causis vero dissentiamus, non animadverto cur inefficax sit traditio. — 
b) 9. Teiftet in der irrigen Annahme einer Schuld an B. fein Pferd; B. wird 
durch Einigung und Annahme Eigentümer, gleichviel ob er fich für den berechtigten 
Gläubiger hielt oder ob er wußte, daß er nichts zu fordern hatte. Auf den guten 
Glauben fommt e3 nicht an, wenn der Eigentümer ſelbſt feine Sache veräußert 
(anders nach & 932, wenn ein Richteigentümer veräußert). Wenn der bös- 
Haubige, d.h. das Nichteigentum des A. fennende B. das Pferd an dent gut- 


76 Drittes Bud. Sachenrecht. 


Die Selbftändigkeit des Leiftung: oder Bewirkunggejchäftes gegen: 
über dem Kaufalgeihäft wird dur den Grundjag zum Ausprud gebracht: 
der dingliche Vertrag hat eine abftrafte Natur. Dieje erhält eine weitere 
Stüge durch zwei Unterfäge: 1. zum dinglichen Erwerbe ift ftets der Wille 
zum Erwerbe des Rechtes erforderlich; niemand joll ohne oder gegen jeinen 
Willen Eigentum uſw. erlangen;'* und 2. die Sicherheit Des Verkehrs 
verlangt, daß die Berilligung des Veräußerers oder Paffivbeteiligten in 
Verbindung mit der Annahme des Erwerbers durd einen nad außen kund— 
baren Rechtsvorgang verlautbart werde, der die Rechtsänderung aus eigener 
Kraft herbeiführt und defien Wirkung nicht durch das vielfach unerfennbare 
obligatorifhe Kaufalverhältnis in Frage gejtellt werden darf.“ 

Das Erfordernis diefer Einigung wird vielfach als materielles Konfens- 
prinzip ?° bezeichnet. Zur Vollendung der gewollten Rechtsänderung muß ein 
Verlautbarungsaft hinzutreten: bei der Fahrnis grundjäglid die Beſitz— 
übertragung und bei Grundftüden die Eintragung in das Grundbudh. Durch 
beide wird die Vermutung und das Nechtzeichen für den Vollzug des dinglichen 
Rechterwerbes hergeftellt.” Und hieraus wiederum entwidelt fich Die 
jelbftändige Wirkung der verlautbarten Rechtsherrſchaft: der gutgläubige 


gläubigen E. veräußert, fo wird diefer vollberechtigt; das ijt der Sinn und Zweck 
der abjtraften Natur des Gigentumübertragungvertrags. Dagegen fann A. ſich 
dann nad) NE 812 f. an 2. halten. — c) Wenn dagegen U. dem B. einen Schnud 
zur Verwahrung überfendet und ®. erflärt, er nehme den Schmud als Erfüllung 
eines längſt gemachten Schenkungverſprechens an, fo tft Har, daf eine Einigung 
über den Eigentumübergang in feiner Weife ftattgefunden bat. Denn A. will 
nicht Eigentum übertragen und B. kann bier wie überall einen Vertragantrag nur 
in dem Sinne ımd zu dem Rechtzived annehmen, zu dem er ihm gejtellt tft. 

16) Mot. 3,160. Daher darf die einfeitige Erklärung des Veräußerers 
nicht für ausreichend erachtet iverden; der Erwerber muß zujtimmend fie ans 
nehmen. Vergl. oben $ 16 442. 

17) Denn es ift ſtets zu beachten, daß das dingliche Recht nicht bloß unter 
den als Veräußerer und Erwerber Beteiligten, fondern als jadyenrechtliche Herr— 
Ichaft auch gegen alle Dritte feine Wirkung äußert. Das Vertrauen des Dritten 
muß im Intereſſe der Sicherheit der Verfehrguftände bejtätigt tverden; dazu umten 
A20. — Die Gefahr, daß auf ein nichtiges Kaufgefchäft hin die Eigentum— 
übertragung bollaogen worden tft, hat der VBeräußerer zu tragen, der als befonnener 
und vorfichtiger Mann die VBorausfeßungen zur Eingehung der dinglichen Einigung 
prüfen fonnte und mußte. Das gilt auch), wenn entichuldbarer Irrtum, argliitige 
Täuſchung uſw. ihn zum Abjchluffe des Grundgeichäftes beitimmt hatten. 

18) Das Konfensprinzip (der Ausdrud ftammt aus dem preußifchen Nechte) 
bat eine doppelte Bedeutung: a) als materielles verlangt e3 die Einigung beider 
Barteien über den dinglichen Nechtserfolg, womit jich zugleich die Vorſtellung bon 
der abitraften Natur des dinglichen Vertrags verbindet; und b) als formelles ijt 
e3 auf die zur Bewirtung der Eintragungen ind Grundbuch erforderlihen Er: 
flärungen gerichtet, die entweder vertragmäßig von beiden Beteiligten oder nur 
einfeitig vom Veräußerer abzugeben find. — Das materielle Konſenspringip wird 
im BGB geordnet; unter melden Vorausſetzungen die formelle Eintragung zu 
geſchehen hat, jchreibt die Grundbuchordnung bor. 


19) Darüber unten $19 Nr. 3. 
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Dritte darf hierauf vertrauen, jein rechtsgefchäftliher Erwerb wird durch den 
Fahrnisbefig oder den Grundbuchinhalt mit abjoluter Kraft bejtätigt.”® 


$18. Verhältnis des obligatorijhen Grundgeihäfts zum 
dinglidhen Vertrag. 


1. Die abjtrafte Natur des dinglihen Vertrages gelangt joweit zur 
Anerkennung, als die Zwede der Sicherung der jachenrechtlihen Herrſchaft 
die Loslöjung von dem Kauſalgeſchäfte erheifhen. Die damit hervor- 
gehobene Selbjtändigkeit des dinglichen Bewirkunggeſchäftes darf nicht über- 
trieben werden und nicht zu einer vollen Spaltung zwifchen ihm und dem Grund: 
vertrage führen.: Nicht bloß im VBerhältnifje der Beteiligten untereinander 
übt das obligatorijhe Kaufalgefhäft die mafßgebende Wirkung aus, die 
ihm als der Grundlage des ganzen Güteraustaufches zukommt: jondern 
auch die dinglihe Wirkung des Bewirkunggeſchäftes jelbit jteht in einer 
tarfen, zunächjt allerdings auf die an ihm beteiligten Perfonen begrenzten, 
Gebundenheit an das obligatoriihe Kaujalgeichäft. 


2. Kauſalgeſchäft oder Zweckgeſchäft, befier Grundgejhäft,: ift das 
Rehtögeichäft, durch das die Verpflichtung zu einer Rechtsänderung begründet 


20) $$ 892, 932 uſw.; oben $ 15. 

1) Dies richtet jich: a) gegen die Auffafiung, wonach zwifchen dem obli- 
gatoriihen und dem dinglichen Vertrage überhaupt gar fein rechtliher Zufammen: 
bang beiteben jol. Dies mwiderjtreitet durchaus der Verkehrauffaſſung, Aig, ins— 
beiondere bei den Gejchäften des täglichen Lebens, dem Barfaufe, dem yrand-» 
geihenf uftv. einer Spaltung beider Rechtsafte mit gutem Grunde mwiderjtre . Vor 
allem wird dadurch die richtige Beobachtung und Durchführung der unten Nr. 3,4 
angeführten Sätze gefährdet. — b) Bon anderer Seite wird umgelebrt die Selb- 
tandigfeit des Dinglichen Vertrags geleugnet. Er ſoll in Wahrheit Fein echter 
Xertrag fein (darüber unten 8 19 A 7,10) oder in dem Kaufalvertrage aufgeben. 
Insbeſondere wird für das Liegenfchaftrecht folgende Lehre aufgeitellt.e Das 
PB verlange außer der Eintragung nur die Einigung, diefe jet in dem jog. 
Stanjalgefchäfte bereit3 enthalten und darum erlange der obligatorifche, Die 
Einigung im Sinne des $ 8731 daritellende, Vertrag bindende Kraft nur, wenn 
er in der durch 8 873 II vorgeſehenen Form abgejchlofien ſei. Dasjelbe Ergebnis 
würde ſich einstellen, wenn der obligatoriiche Vertrag nur als Vorvertrag zu dem 
dinglihen aufgefaßt würde; denn ein Vorvertrag iſt nur rechtswirffam, wenn er 
den für feinen Hauptvertrag gejeßlich erforderten Formvorſchriften genügt (Bd. 1 
$106 A 10). Beide Auffafiungen (für jene Wolff in Gruchot 47, 27; für dieſe 
Kühendahl in IW 1901 ©. 701) werden der jelbitändigen Bedeutung des Kauſal— 
geihäftes nicht gerecht; daß der formlofe obligatorische Vertrag bindend, die form— 
leſe dingliche Einigung dagegen beliebig widerruflich iſt, berubt auf der Ver- 
ihiedenheit des bier und dort eritrebten Rechtöerfolges und vor allem auf dem 
zur Verlautbarung unentbehrliden Formgebote des Sachenrechtes; die Trennung 
beider Verträge materiell und der Form nad) gelangt durch $ 313 gegenüber 
$8 873, 925 zum ungweifelbaften Ausdrud. So auh RG 48,133; 50,82; 52, 
114; ferner Molitor im Recht 7, 58. 

2) Darüber Bd. 1 > und oben 8 17 A 13 f. Strobal, her. 3. 27,341; 
Planck 3, 18; Krückmann, Arc. BR 13, 10; Romeid, Jahrb. der württemb. Rechts— 
pflege 12,104; Neubeder, Arch. BR 22,34; Stampe, das Causa-Problem 1904. 





78 Drittes Bud. Sachenrecht. 


und der Inhalt der gewollten Rechtsänderung fejtgejtellt wird. Das Ver: 
pflihtungverhältnis fann aus einem Schuldvertrage, Vermächtnis, einer ein: 
jeitigen rechtsgefchäftlihen oder einer gejeglihen Schuldverpflichtung ent: 
ftehen.® 

a) Für das Gebiet des Sachenrechtes fommen nur joldhe Leiftungver: 
pflihtungen in Betracht, die inhaltlich auf die Anderung eines nad dem BGB 
zuläjfigen dinglichen Rechts * gerichtet find. Das z.B. auf Beitellung eines 
dinglihen Mietrechtes gerichtete Verſprechen ift nichtig, weil es auf eine 
rechtlich unmögliche Zeiftung abgejtellt ift.° Damit wird jedoch keineswegs 
die Möglichkeit verneint, daß begrenzte Rechte, die nach ihrem Inhalte vom 
BGB als dingliche nicht anerkannt werden, wenigjtens mit obligatorijcher 
Wirkung unter den Parteien bindend begründet werden dürfen.“ 


3) Über die Einteilung der Schuldverhäftniffe: Bd.1 897. Genau ijt der 
Unterfchted zu beachten: die kraft Gejebes entjtehenden Verpflichtungen ericheinen 
als gewöhnliche Kaufalverhältnifje, zu denen der dingliche Übereignungsvertrag 
3-8. bezüglich der gefchuldeten Geldjumme in gewöhnlicher Weije binzutreten 
muß. Wo dagegen ein dingliches Recht kraft Geſetzes entiteht, z. B. fraft des die 
ebeliche Gütergemeinfchaft begründenden Ehevertrages oder durch Erbfolge (die 
Fälle jind oben $ 16 Nr. 4 beſprochen), da bedarf es feines dinglichen Vertrages, 
denn die Rechtsänderung tritt ein als unmittelbare Rechtöfolge aus dem geſetzlich 
beſtimmten Tatbeſtande. An diefen Fällen jteht die NRechtsfolge in Abhängigfeit 
bon der Wahrheit und Richtigkeit der behaupteten gejeßlichen Vorausſetzungen; 
war 3.8. die Ehe nichtig, fo tft auch das Eigentum nicht nach 88 1438, 1519, 1549 
übergegangen. — Dem Grundgeichäft fann ein Vorvertrag borausgehen, der den 
ne veinen Grundjäßen, auch dem Formzwange des Hauptvertrages, unteritebt; 

—J 106. über die Parzellierungsverträge und das Anſtellen unten A 11. 
4) Über den Begriff und die Arten der Recht3änderung: oben $ 16 Nr. 2. 

5) Insbeſondere iſt die itrenge Begrenzung der eintragungfäbigen Rechte 
zu beachten. Auch auf die rechtliche Unmöglichkeit bezieht jich $ 306 (Bd.1 8 124 
AT). Darum jind auch foldhe Verpflichtungen, die auf Beitellung einer nach bis— 
herigem Rechte zuläfjigen Belaftung unter der Herrichaft dieſes Rechtes wirkſam 
begründet jind, mit dem Anfrafttreten des BGB nicht mehr durch Eintragung zu 
vollziehen, wenn fie den Sabungen des neuen Rechtes nicht entfpreden. Und 
ſelbſt eine zur Sicherung eines derartigen Rechtes bereit3 eingetragene Vormerfung 
iſt jet wirfungslos und löfchungsreif; denn Vormerfungen dürfen fih nur auf 
eintragungfäbige Rechte eritreden. So auch RG 48, 61; 55, 273. 

6) So kann, wenn e3 richtig ift, daß eine Grunddienſtbarkeit nicht zu einer 
Leiſtung verpflichten darf, die Verbindlichkeit, z. B. die Fenſter in der Grenzmauer 
auf eigene Koſten zumauern zu laſſen, jedenfalls mit dem Nachbar als obligatoriſche 
Verpflichtung wirkſam vereinbart werden. Die obligatorifche Vertragfreiheit wird 
nur inſoweit gebunden, als die Beitellung uſw. eines unguläffigen Rechts nicht den 
Gegenstand einer Verpflichtung bilden fann. Eine als folche einheitlich begründete 
a zur laftenfreien Übertragung eines Grunditüds ift rechtlich zu teilen: 

1. in die Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums; fie ift auf Auflaffung 
gerichtet und der Anfpruch hierauf fann gemäß $ 883 durch Vormerfung dinglich 
gejichert werden; und 2. in die Entlaftungsverpflichtung;; dieſe enthält einen rein 
perjönlichen Anspruch, der den Inhalt einer dinglichen Belaftung nicht bilden kann 
und darum auch nicht der dinglichen Sicherung durch eine Vormerfung fähig ift. 
Eine weitgehende Aushilfe, wie rein obligatorische Verpflichtungen dingliche Siche— 
rung erhalten fönnen, bietet die Vereinbarung einer Vertragitrafe für den Fall 
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b) Der die Verpflihtung zu einer dinglichen Rechtsänderung be— 
— obligatoriſche Vertrag unterſteht nach allgemeinem Grundſatze 
feinem Formzwange.“ Dabei iſt aber wohl zu beachten, daß die für 
Schenkungen und abjtrafte Schuldverpflihtungen angeordneten Form: 
erforderniffe keineswegs deshalb wegfallen, weil die Leiftungspflicht auf die 
Bewirkung einer dinglichen Rechtsänderung gerichtet ift,; denn die Form 
muß dort den Verpflihtungswillen bejtätigen und hier den verdedten Ver: 
pflihtungsgrund erſetzen.“ Allgemeinhin werden unter Formzwang gejtellt 
alle auf Übertragung des Eigentumes an einem Grundjtüde gerichteten 
Schulvverträge, gleichviel auf welchem obligatorijchen Rechtsgrunde fie be: 
ruhen.” Die wichtigjten Anwendungsfälle ?° betreffen die Kauf: und Tauſch— 
verträge, die auf Einbringung eines Grundjtüdes in das Gejellihaftvermögen 
oder auf Übertragung in das Vereinsvermögen gerichteten Verpflichtungen ; 
jener die Parzellierungverträge "" und das Anſtellen eines Grund: 





der Nichterfüllung und die Beitellung einer Höchſtbetraghypothek für die Vertrag: 
itrafe nach $ 1190. 

7) Bergl. RG 48,133; 50,77; IW 31 Beil. 191. Daher iſt 3.8. der 
formlos geichlofjene Vertrag auf Beitellung einer Hypothek wirkſam, er erzeugt 
einen durch Klage dverfolgbaren Anſpruch. Abw. Küchendahl, Recht 6, 200. 

3) Darum muß, wenn anders eine wirkſame Schuldverpflichtung vorliegen 
joll, den Formerfordernifien der $$ 518, 780 genügt fein. So RG in JW 30, 382 
(8.1 8108 48) ; dagegen, aber nicht überzeugend: Oberned, DNot. 83 1,276; 
Neumann in Gruchot 45, 508; Kretzſchmar, Einf. in das Grundbuchrecht 1, 146. 
— Die Frage darf nicht bloß auf den Grundbuchverfehr zugefpigt werden. Auch 
das Veriprechen, eine Fahrnis insbefondere Geld jchenten d. b. zu Eigentum über: 
tragen zu wollen, unterjtehbt dem Formzwange. Dasjelbe gilt bei dem abitraften 
Sculdveriprechen: gebt e3 3.2. auf Leiitung eines bejtimmten Pferdes, jo muß 
es jchriftlich gegeben jein, um rechtliche Anerfennung zu finden. 

9) $313 ©. 1: gerichtliche oder notarielle Beurkundung. Über den Grund 
diefer Formvorſchrift vergl. Bd.1 8 104 A5F.; und über die Heilung des Form— 
mangels unten A 29. — Es genügt, dat zunächit der Antrag und dann erſt die 
Annahme beurfundet wird; mit Beurkundung der Annahme iſt der Vertragichluß 
vollendet, auch wenn diefe Erflärung dem Antragenden nicht zugegangen it; 
ss $ 128, 152 (88.1 865 A 17). — EG 142 geitattet den Landesgejegen, andere 

börden oder bejondere Urfundbeamten für zuitändig zu erflären. Davon haben 
——— Heſſen uſw. Gebrauch gemacht; nähere Nachweiſe darüber Bd. 1 
$157a ; 
10) Darüber Thiele, DNot. VZ 2, 317. 
11) Diefer eigenartige Vertrag findet hauptfächlich feine Anwendung, wenn 
ein Grundjtüdipefulant B. (oder eine Terraingejellichaft) das Landgut des A. 
erwirbt, um e3 in einzelnen Teilen (Baujtellen) an Dritte weiterguberäußern. 
Bird jeder Vertrag gemäß 8 313 geſchloſſen und wird daraufhin durch Auflaffung 
und Eintragung das Eigentum übertragen, jo entjtehen die doppelten Koſten. Um die 
Koften zu verringern, haben jich im Verfehre drei Arten der Barzellierungs 
dberträge entwidelt. a) B. fauft das Gut des N. für 180 000 M.;e8 findet zunächit 
feine Auflaſſung ftatt. A. verpflichtet jich, das Gut ganz ı oder zu bejtimmten Teilen an 
die ihm von B. bezeichneten Dritten aufzulafien. Dann müffen in jedem Falle 
mei VBeräußerungdverträge in der form des 10 (zwiſchen WU. und 9. und 
wiſchen B. und dem jeweiligen Dritten) abgeſchloſſen und verſtempelt werden; aber 
nur eine Auflaſſung und Eintragung iſt erforderlich. — b) A. ermächtigt den B. das 
Landgut (de3 U.) ganz oder in Teilen derart zu verfaufen und aufzulafien, daß 
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ftüds.'? Dagegen unterfjteht dem Formzwange nicht der jelbitändige, ein 
Vorfaufrecht begründende Vertrag,“ nicht die Abtretung der Rechte auf 
Übertragung des Eigentumes,'* nicht der dieſe Nechte bejeitigende Auf- 
hebungsvertrag.'’ 





ein Gejamtpreis von 180 000 M. erzielt wird. Daß der Kaufvertrag zwiſchen 
B. und dem Dritten dem Formzivange des 1 unterliegt, jtebt feit. Aber auch 
der Vertrag zwijchen U. und B. gebt inhaltlich auf die Verpflichtung, Eigentum 
an einem Grundftüd zu übertragen, er fällt unter 8313; ob der Gegner als 
Erwerber eintreten ſoll oder ein Dritter, bleibt jich im Erfolge glei, das Geſetz 
macht dafür feinen Unterjhied. So RG 50,165 (mo auch das Beijpiel eines 
folden Vertrages gegeben wird). Der weitere vom RG 168 angegebene Grund, 
da die Vollmacht der Form des $ 313 bedürfe, weil jie alö Teil des einheitlichen 
Nechtögejchäftes erfcheine, bezieht ſich auf die Stempelpflicht; materiell entjcheidend 
ist, daß in der ummwiderruflichen Vollmacht eine Veräußerungverpflictung ent— 
halten ift. Wergl. ferner dazu Stampe 13, der bier genauer zwiſchen Ermäch— 
tigung und Vollmacht unterfchieden wiſſen will. Andere Fälle in OLG 2, 463; 
3,188; Seuff. U. 57,95. Die Vollmaht muß zum Zwecke der Auflajiung und 
Eintragung nur im Falle der GBO 830 durch öffentliche Urkunde nachgewiefen 
werden, und ijt nach $ 31 jtempelfrei. Dagegen ift nur eine Auflafiung erforder: 
lich. — c) 9. verfauft das Landgut für 180 000 ‚A. an B.; diefer tritt an den 
jeweiligen Dritten feinen Anfpruch auf Auflajiung gegen W. ab. Ein derartiger 
Abtretungsvertrag unterliegt dem Kaufitempel; jo RG 42,239; Düffe, preuß. 
Stempeljteuergefeß (1904) 2,418. 

12) Der im Gefchäftsverfehre fo benannte Vertrag auf Anitellen eines 
Grundſtücks jteht in nahem Zufammenbange mit den Barzellierungverträgen. 
Der typifche Anhalt iſt der: der Grunditücdeigentümer verpflichtet fich, fein Grund— 
ftüd für den Preis von 16 000 «A. für den Morgen auf das innerhalb eines Zeit- 
raumes von 3 Jahren gejtellte Anfordern an den Vertragögegner oder an einen 
bon diefem benannten Dritten zu verfaufen. Solche Verträge haben den Zived, 
3.8. der Preistreiberei vorzubeugen, wenn zur Anlegung eines größeren Ge- 
jchäftshaufes mehrere Grunmditüde angelauft werden müffen, dabei aber jede 
Parzelle nur erworben werden foll, wenn der Ankauf aller gelingt; der weitere 
Zweck ijt, die doppelten Kojten der Beiteuerung zu erfparen, wenn das Grund— 
ftüd nicht endgültig von dem Gegner (Häuferagenten ufiv.), fondern von dem 
dritten Muftraggeber erworben werden fol. (Daß darin feine verbotene Ge- 
feßesumgehung liegt, bat das pr. OVG am 27.3.1908, pr. Verw. Bl. 25, 217, 
treffend ausgeführt.) Die Nechtsnatur diefes Anjtellungvertrages wird durch 
die übliche Bezeichnung als Offertvertrag nicht genügend gekennzeichnet. Er 
enthält auch feine dingliche Verfügungsbeſchränkung; eine Sicherung durch Vor— 
merfung ijt m. ©. durch $ 137 ©. 1 ausgeſchloſſen. Nur eine obligatorische 
Bindung liegt vor und diefe gebt darauf hinaus, dat der Eigentümer verpflichtet 
it, auf Anfordern des Gegners einen Kaufvertrag mit dem genau beitimmten 
Inhalte abzufchliegen. Erjt bierdurch entjtebt die Verpflichtung, auf Grund deren 
die Auflaffung und Eintragung begebrt werden fann (vergl. KGNF 17,281). Der 
Anitelluimgvertrag bat mithin die rechtliche Natur eines Vorvertrages. Da 
er aber eine Verbindlichkeit begründet, die mindeftens mittelbar die Verpflichtung 
zur Eigentumübertragung an einem Grunditüde auslöjt, fo unterftehbt er dem 
Formzwange des $ 313. So aud RG 53,236. — Statt eines Vertrages auf 
Anjtellen fann auch ein bedingter Kaufvertrag geſchloſſen werden. Über Die 
Zuläffigfeit der Abtretung des Anfpruchs des Verkäufers an einen Dritten vergl. 
Bd.1 8151 A 3,4. 

13) ©o bereits Bd. 1 8 162 A 28; Thiele 318; abw. für Antvendung des 
8313: OLG 1,293; 2,73. 

14) So RG 53,268. Der Abtretungvertrag enthält allerdings eine Ver— 
Außerung, aber nicht des Eigentums, fondern nur des aus dem Kaufvertrage uſw. 
erworbenen Rechtes. Dem Zivede des $ 313 genügt e3, daß bei dem dieſes Necht 
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c) Die wirkſam begründete obligatoriſche Verpflichtung erzeugt den 
Anſpruch auf Bewirkung der Leiſtung. Zum Vollzuge der Rechtsänderung 
gehört grundſätzlich die Abgabe der zum Abſchluſſe des dinglichen Vertrages 
erforderlihen Erklärung, insbeſondere bei Liegenſchaftrechten die Bewilligung 
des Berechtigten als des durch die Rechtsänderung in jeinem Rechte Be: 
troffenen. Wermweigert der hierzu Verpflichtete die Abgabe der Willens: 
erflärung in der erforderlichen Form und mit dem rechten Inhalte, jo kann 
der Släubiger jeinen Anspruch hierauf im Klagewege verfolgen: das rechts- 
kräftige Urteil erjegt dann die Willenserklärung des VBerpflichteten." Zu 
der Willenserklärung muß der entjprechende Verlautbarungsatt hinzukommen. 
Die Eintragung in das Grundbuch erfolgt auf die durch das Urteil erjegte 
Bewilligung hin." Bei der Fahrnis muß die Übergabe der Sache vollzogen 
werden; fie gilt als erfolgt, wenn der Gerichtsvollzieher die Fahrnis zum 
Zwede der Ablieferung an den Gläubiger dem Schuldner weggenommen 
hat." Das Urteil erjegt kraft der ihm beigelegten Volljtredungsmwirkung !? 


begründenden Vertrage die zur Überlegung zwingende Form angewandt wird. 
Ihiele 327. — Wenn dagegen durch bejonderen Vertrag die Verpflichtung zur 
Abtretung von Grundeigentum (3.8. gegenüber einer Gemeinde verpflichtet jich 
A. ihr die durch die feitgeitellte Fluchtlinie für die Straßen beftimmte Boden» 
fläche zu einem feſtem Preife abzutreten, jobald die Verbreiterung der Straße 
in Angriff genommen wird) begründet wird, jo unteritebt ein jolcher auf die 
Begründung der Veräußerungsverpflichtung abgeitellter Vertrag dem Form: 
gebote des $ 313. 

15) Bd.1 865 A 37; Thiele 329. — Dagegen iſt formbedürftig der die 
begründete Verpflichtung abändernde oder ergänzende Vertrag, RG 51,179. 

16) CPO 8894: fie gilt al3 abgegeben; CPO $ 596: das Urteil erſetzt 
die Erklärung. ofern eine einfeitige Erklärung, insbetondere die Eintragungs= 
bewilligung, in Frage jtebt, ijt fie damit abgegeben und beurfundet; der Gläubiger 
lann jich ihrer zu dem Zwecke, der dem Erflärungsinhalte entipricht, bedienen 
und in3befondere auf fie hin die Eintragung der begehrten Rechtsänderung mit 
Erfolg beantragen. Muß dagegen ein dinglicher Vertrag, insbefondere eine Auf: 
laffung, nachgewieſen werden (GBO 820), jo iſt die Erflärung des Paſſib— 
beteiligten durch Einreihung des Urteil? zu belegen und der Gläubiger hat 
daraufhin feine entiprechende eigene Erklärung vor dem Grundbuchamte abzu— 
geben, Damit den Erfordernifjen des 8 925 genügt werde. Fuchs 1, 67; SBredari 117. 
Auf Grund eines vorläufig vollitredbaren Urteils kann nur die Eintragung eines 
Viderfpruchd oder einer Vormerfung beantragt werden; CPO 8595. Das 
Hauptanwendungsgebiet diefer Vollitrefungsnormen iſt das Grundbuchrecht; vergl. 
darüber unten 8 54 U 33. — Da nad BGB $ 433 II der Käufer verpflichtet iſt, die ges 
laufte Sache abzunehmen, fo fann vom Verkäufer ein Urteil erwirft werden, wo— 
nah der Käufer zur Entgegennahme der Auflaffungserflärung verurteilt wird 
(vergl. RG 53, 70). In diefem Falle hat der Verkäufer die Eintragungsbemilligung 
zu erflären, die Annahmeerflärung wird durch Vorlegung des Urteils erjeßt; den 
Antrag auf Eintragung des Erwerber ftellt daraufhin der Verkäufer. 

17) Es empfiehlt jich, den Klagantrag auf Verurteilung zur Abgabe der 
Auflafiungserflärung abzuſtellen. Das Urteil muß allen Erforderniffen der GBO 
$8 19, 20, 28 genügen. 

18) CPO 88971. Das bezieht fich nur auf den Erjat der Übergabe, bie 
zur Einigung (nad BGB 88 929, 1032, 1205) erforderliche Willenserflärung 
muß nach $ 894 (U 16) erjegt werden. Darum ijt der Klagantrag (und das 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.1.9. Aufl. 6 


82 Drittes Buch. Sacdenredt. 


die Einigung, ihre zwangweiſe Durchführung hat diejelbe rechtliche Be— 
deutung wie ihre rechtögejchäftliche Vornahme; darum hat der hierdurd 
vollzogene Erwerb die jelbjtändige Wirkung eines qutgläubigen rechtsgejchäft: 
lichen Ermwerbes.® 

St ein Anſpruch auf Bewirkung einer dinglichen Rechtsänderung noch 
nicht fällig und darum noch nicht eintragungsreif, jo kann er. durch eine Vor: 
merfung dinglich gejichert werden.?' 

Gegen den obligatoriihen Anſpruch können alle Gegenrechte und alle 
Gründe, aus denen feine Wirkſamkeit bejtritten wird, geltend gemacht 
werden.?? 

3. Die innere Verbindung des dinglichen Vertrages mit dem obli- 
gatoriihen Grundgejchäfte prägt fich deutlich bei dem Kahrniserwerbe aus. 
Bei allen Realaustaufchgejhäften tritt nach außen nur der dingliche Eigen: 
tumübertragungsvertrag hervor; eine obligatoriijhe Werpflichtung zum 
Reiftungsgeichäfte fehlt.” Umgekehrt nimmt bei den auf Yahrniserwerb 
gerichteten und jofort durch Leiſtung gegen Barzahlung volljogenen Verkehr— 
geichäften des täglichen Lebens der obligatoriihe Vertrag regelmäßig Die 


Urteil) auf beides abauitellen: den Beklagten zur Abgabe Der Erklärung, daB er 
m Die Übertragung des Eigentumes an feiner Fuchsſtute auf den Kläger ein— 
twillige, und zur Herausgabe dieſer Fuchsſtute an den Kläger zu verurteilen. 
Es iſt ungulänglich, wenn der Antrag und das Urteil ſich nur auf die Herausgabe 
allein beziehen. Gaupp- Stein $ 597. Erfolgt die Herausgabe auf Grund eines 
vorläufig vollitredbaren Urteils, jo gebt dus Eigentum erjt über, wenn das Urteil 
rechtskräftig geworden tit; L. Seuffert $ 597 42. — Hat der Gläubiger bereits 
die Fahrnis in Beliß, fo genitgt Die Verurteilung. zur Einigung; $ 929 ©.2. — 
Der für die Herausgabe der Fahrnis allgemein angeordnete Erjaß der Übergabe 
wird durch CPO 8807 II auf die Übergabe des Hppotbefenbriefes uf. aus- 
gedehnt, denn auch nach $$ 1117, 1154, 1192, 1199, 1274 wird Übergabe und 
Einigung nad dem Vorbilde von $ 929 verlangt. 

19) Gaupp- Stein 2,234, 709, 

20) EBO 8595 und BGB $$ 592, 932 ufw. Der enijcheidende Zeitpunkt 
für die Kenninis der den guten Glauben ausſchlieſenden Tatſachen iſt nicht ſchlecht— 
bin der Zeitpunkt der Rechtskraft des Urteils; vielmehr nach & 592 11 erit 
der Augenblid, mo auf Grund des Urteils der Eintragungsantrag geitellt oder 
die Einigung (befonders nah GBO 820; oben A 16) erflärt iſt; nadı $ 932 
der Zeitpunkt, wo der Gerichtsvollzieber auf Grund der in A 18 angegebenen 
doppelfeitigen Verurteilung Die Fahrnis weggenommen bat. Cs iſt ſtets zu be— 
achten, daß das Urteil zwar die Erklärung erſetzt, es dem Gläubiger aber über— 
laſſen bleibt, ob und wann er dieſe Erklärung benutzen und in Wirkung ſetzen will. 

21) Nadı $ 553; vergl. Aß und unten 865. 

22) Vergl. im allgemeinen ®d. 1 8 88; 3. B. Leugnen, weil der Kaufvertrag 
wegen Irrtums angefochten oder durch Wandelung aufgeboben iſt; Einrede der 
Verjäbrung uſp. Von einem formungültigen Kauſalgeſchäft fann ieder Teil ein: 
feitig zurüdtreten; RO 54,108, 

23) So bei dem Realfaufe, Automatenfaufe, Handgeſchenk uf. (keineswegs 
bei jedem Barfaufe); Bd.1 8163 Nr.2 und bef. A 14, 15 über die Auffaſſung, 
daß bier die obligatorifche Haftung fir Mängel der Ware uſw. unmittelbar aus 
dem dinglichen Übereignimgsgefchäfte entiteben. Hierauf iſt unten $21 Nr.3 bei 
der Frage nadı den Wirkungen des dinglichen Bertrages aurüdgufommen. 
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Einigung über den Eigentumübergang in fih auf, ohne daß dieje als jelb- 
ftändiger Vertrag irgendwie hervorträte.** ine äußere Verbindung kann 
au im Liegenjchaftrechte vorkommen; wenn nah Landesrecht *° ein 
Notar ujw. zur Beurkundung jowohl des Kaufvertrages als auch der Auf: 
lafjung zuitändig ift, fan er den Kaufvertrag und den dinglichen Vertrag 
in derfelben Urkunde zufammenfafjen.?* 

a) Wenn als Grund zur Unterjcheidung des dinglihen Vertrages das 
Bedürfnis nach einer äußeren Verlautbarung der dinglichen Rechtsänderung 
anzuerkennen ift, jo dient die Einigung zugleich vielfach zur genaueren Feſt— 
ftellung des Leiſtungsgegenſtandes,“ oder zur Beftätigung der Leiftungs- 
bewirkung.?* Insbeſondere wird der formungültige Vertrag über die Eigen 
tumübertragung an einem Grundftüde durch die nachfolgende Auflafjung 
und Eintragung jeinem ganzen Inhalte nach wirkjam.?® 


24) Buftimmend PBland 3,18; Dernburg, BR 3 863. Aus dem verein- 
barten Rechtsgrunde wird der beiderjeitige Wille zur Übereignung fund, und 
damit wird die Bejitübergabe als eine zum Zmwede der Eigentumübertragung 
bollzogene beitimmt. 

25) Gemäß EG 143; jo 3.2. preuß. AG 3. BGB Art.26 $1 für Die 
Rheinlande ; badiſches AG 3. GBO 88 6f. Das Genauere unten $ 77. 

26) Einen jolden Fall behandelt und bejtätigt NG 54,378. Hier wird 
jedod der Kaufvertrag uf. fich deutlich von der Auflafiung abheben müſſen. 

27) Wenn dem Gläubiger (Vermächtnisnehmer) die Auswahl umter den 
in einem Saale befindlichen Gemälden zugeitanden ift, enthält das Nehmen und 
überlajien eines Gemäldes mit der Eigentumübertragung zugleich die Beitimmung 
des konkreten Letjtungsgegenitandes. Hält 3.8. U. dem B. ſechs Füllfederhalter 
bin: wähle dir einen ald Geburtätaggeichent, jo enthält diefe Erflärung nur 
eine Aufforderung (fein bindendes Schenkungsverjprechen, $ 518) zur Vornahme 
eines Sandgefchentes (A 23); jtimmt A. der von B. getroffenen Wahl nicht zu: 
nein, dieſen möchte ich felbit behalten (oder babe ich fchon dem C. zugefagt), fo 
it fein Ddinglicher Vertrag zuftande gefommen und Eigentum nicht erworben, 
wenngleich B. den Beſitz ergriffen bat und zurückhält. — Vergl. ferner die 
Konfretifierung beim Gattung» und Spezifikationskaufe. 

28) Die Abnahme des Werkes nad) $ 640 enthält ſowohl defien Beſtätigung 
als vertragmäßige Erfüllung als auch den dinglichen Eigentumübertragungs— 
vertt 


ag. 
29) 8313 ©. 2; dazu und über GBO H 98 vergl. Bd.1 8104 A 7. Diefe 
Heilung tritt praftiih 3.8. in Preußen fehr bäufig in Geltung, da bier der 
Grundbuchrichter nicht auf Vorlegung eines nach $ 313 ©. 1 beurfundeten Kauf: 
bertrages uſw. beitehen darf. — Die Heilung tritt nicht bloß bei freiwillig voll» 
zogener Auflaffung und Eintragung ein, fondern auch bei der durch Urteilfpruch 
erzwungenen (A 16). So auch RG 54,108. Wenn dort aber die Frage offen- 
gelafien wird, ob die Auflaffung bereit3 zur Betätigung des formungültigen 
obligatorifchen Vertrags genügt, fo iſt ſchwerlich ein Zweifel gerechtfertigt; die 
Frage muß verneint werden. — Gehbeilt wird nur der Formmangel, nicht die 
fonftigen Mängel des Grumdgeichäftes. Worausgefeßt wird dabei, daß die Auf: 
lofiung in fundbarer Weife auf den obligatorifhen Vertrag Bezug nimmt, tie 
dies FGG 8 176 II befonders hervorhebt. Es kann nicht der Sinn fein, dat 
irgend ein Grundgeſchäft vollinhaltlich beftätigt wird, fondern eine feite Beziehung 
zu einem beftimmten Grundgeichäfte muß bergejtellt werden. Solche Bezugnahme 
darf aber nicht nebenher erfolgen, fie muß im rechtögefchäftlichen Teile der Auf- 
lafiung verlautbart werden. Alles dies wird meijt nicht genügend hervorgehoben. 
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b) Wie das Grundgejhäft Gegenjtand und Inhalt der Einigung näher 
zu bejtimmen hat,’ jo kann aus ihm auch durd Auslegung die Richtig: 
jtellung einer ungenauen Bezeichnung des Grundftüds in dem Auflafjungs- 
protofolle erwirkt werden.” Befondere Bedeutung hat die fiduziariſche 
Bindung, wonad dem Gegner dem äußeren Erfolge nad) das volle Eigentum: 
recht ujw. übertragen wird, während er im Verhältnis zu dem Veräußerer 
nur ein begrenztes oder zeitlich befriftetes Necht erhalten ſoll.“ Cine volle 
Bindung des dinglichen Rechtes tritt auf Grund der akzeſſoriſchen Natur der 
Hypothek ein.®® 

4. Die Selbjtändigfeit der Einigung zeigt fih in ihrer Wirkung, 
wonach fie die dingliche Rechtsänderung aus eigener Kraft erzeugt. Damit 
iſt aber wohl vereinbar, daß die über die Wirkſamkeit des obligatorijchen 
Grundgeſchäftes entjcheidenden Umſtände auch auf den Beſtand des dinglichen 
Vertrags einwirken. 

a) Zunächſt unterftehen beide Verträge denjelben Grundjägen hin— 
fichtli der Genehmigung, jofern der Veräußernde ohne Vertretungsmacht 
gehandel at + Regelmäßig wird in der dem Vormund oder Pfleger erteilten 


— Das RS in ZW 33, 169 hat jich dahin entfchieden: wenn bei einem formlojen 
Vertrage auf Taufch von Grumdjtüden die Auflafjung und Eintragung nur für 
den einen Teil erfolgt ijt, jo wird der Vertrag auch nur für dieſen, nicht für den 
Gegner bindend. Wenn zur Begründung angeführt wird, daß bei einem Verfaufe 
mehrerer Grunditüde zu einem einheitlidden Kaufpreife die Erftarfung des form: 
loſen Kaufvertrages nur für die aufgelafienen und umgefchriebenen Grundjtücde 
eintrete, jo beweijt die m. E. nichtS für den vorliegenden Fall. Das BGB kennt 
feine binfenden Verträge mehr; der gegenfeitige Vertrag läßt ſich nicht teilen. 
Er ijt entweder für beide in mechjelfeitiger Gebundenheit jtehende Leiſtungs⸗ 
pflichten unwirkſam, oder er iſt „ſeinem ganzen Inhalte nach gültig“ begründet. 
Wie aus der Auflaſſung und Eintragung des Käufers ſeine Pflicht zur Zahlung 
des Kaufpreiſes wirkſam begründet wird, ſo iſt dasſelbe auch für die Verpfligtung 
zur Leiſtung eines Grundſtücks als Austauſchgegenſtand anzunehmen. Der Grund 
des Formzwanges nach $ 313 ©. 1, auf die Überlegung einzuwirken, hat jedenfalls 
durch die erite Auflaffung feine Befriedigung gefunden. Es wäre auch zu erwägen, 
daß bei Annahme der Anficht des RG die erite Eintragung unrichtig fein würde, 
weil nicht ihre innere Gebundenbeit an eine andere Eintragung beachtet iſt; dazu 
unten g 56° A 18. 

30) Die Urkunde über das Grundgeichäft kann nah GBO SSH IL, 94f. 
zu ven Grundalten übergeben werden, anderenfalla wird Abjchrift zu den Grund— 
aften genommen. 

31) RG in AW 33,58; nicht, wie die notarielle Auflafiung angab, Die 
ganze Barzelle 123 5, fondern nur ein bejtimmter Teil diefer follte den Gegen— 
jtand des Haufpertrages bilden. Dies wurde durch Auslegung des Grund» 
geichäftes feitgeitellt. 

32) Vergl. 88.1 862 U25. Der Anspruch auf Rüdübertragung des 
Nechtes hat lediglich obligatoriiche Natur; unter den Vertragdgenofien aber fann 
er zur Aufhebung des eingeräumten dinglichen Rechtes durchgeführt werden. 

33) So am deutlichiten bei der Sicherungshypothek 8 1184. Nm übrigen 
unten 8 115. 

34) 8177; dazu Pland A2. Der Widerfprucd von Eccius in Gruchot 
47,61, 65 grindet jich auf feine Eelonböre Auffaſſung von der Natur des ding— 
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Genehmigung des Vormundjchaftgerichtes zum Abjchlufie des obligatorifchen, 
auf Übertragung des Eigentumes an dem Mündelgrundſtück gerichteten 
Grundgejchäftes auch die Genehmigung zur Vornahme der Auflafjung ent: 
halten ſein.* Kaufverträge über Grundjtücde enthalten jehr häufig bereits 
die dinglihe Einigung über die Beftellung einer Kaufpreisrejthypothet oder 
einer Grundvienftbarkeit, die auf dem veräußerten Teilgrundftüd zuguniten 
des nicht veräußerten Reftgrundftüces laften joll; derartige proleptiiche Ver: 
fügungen erjtarfen, jobald die Rechtsänderung durch Auflaſſung und Ein: 
tragung vollzogen ift.” 

b) Wird eine Fahrnis unter einer Bedingung oder auf Probe ver: 
fauft uſw., jo erjtrect fich diefe Gebundenheit im Sinne der getroffenen 
Vereinbarung regelrecht auch auf die durch Einigung und Übergabe voll: 
zogene Eigentumübertragung.“ Vielfach wird der Tatbejtand, der Die 
Anfehtung des obligatorifhen Grundgejchäftes wegen argliftiger Täujchung 
oder widerrechtlicher Drohung begründet, ſich auch auf den dinglichen Vertrag 
eritreden ; trifft dies zu, jo fann die Auslegung dahin führen, daß eine ohne 
genauere Angabe ihrer Richtung abgegebene Anfechtungserflärung auf beide 
Verträge fich bezieht.* Der Vollzug des Leiftunggefchäftes trog Kenntnis 
von der Anfechtbarfeit des Grundgeichäftes kann umgekehrt als eine Be— 
fätigung des Grundgejchäftes erfannt werden.’ 


lichen Vertrages; darüber unten $ 19 A 10. Daß die Genehmigung fich nicht bloß 
auf den obligatorifchen (jo Eccius), fondern auch auf den dinglichen Vertrag be— 
zieben fann, ergeben m. E. deutlich die $$ 1396 (hat die Ehefrau eine Auflafjung 
ujtw. ohne Genehmigung des Ehemannes vorgenommen, fo tritt ein genehmigungs— 
fähiger rechtlicher Schwebezuſtand ein, und diefe Auflafiung hat auch, bevor Die 
Eintragung erfolgt iſt, die fachenrechtliche Wirfung, den Eigentumübergang nad 
* —— Seite hin feſtzulegen), 1445 f., 1822 Nr. 1 gegenüber 
Lt. 3. 


35) So KGJ 24,239 bezüglich des Vergleiches, den ein Pfleger ($ 1822 
Kr. 12, 1915) über ein Grunditüd abgefchlofien hatte. Diefe Eritredung der Ge— 
nehmigung liegt in der Natur der Sache; nur aus befonderen Gründen wird jie 
zu berneinen jein. 

36) Nah 8 18511. 13. Vergl. ferner KGJ 23,136; OLG 5,418; 7,8; 
RIA 2,250. Unten $23 a i6f. 

37) Daber ift beim Kauf auf Probe nach $ 495 auch der Eigentumübergang 
aufichiebend bedingt. Wird das Riürdtrittrecht vorbehalten, jo bat der Vorbehalt 
zunächit bloß obligatorifche Wirkung; wenn aber darin eine auflöfende Bedingung 
im Sinne des $ 158 II enthalten it, fo jtellt der Nücdtrittvorbehalt auch den ding— 
lichen Vertrag unter diefe Bedingung (vergl. NG 54,341); durch Auslegung 
de Grundgejchäftes kann diefe Überleitung der Bedingung als vereinbart feſt— 
geitellt werden. — Bei der Auflaffung ijt dies wegen $ 925 II unanwendbar. 

38) Dies deshalb, weil dem Verkehrsleben die genaue Unterjcheidung beider 
Bertragarten meijt fremd tit. Die Vorausfeßungen bierfür bedürfen jedoch ge— 
nauer Feititelung. Keineswegs begründet die Anfechtbarfeit des Kaufvertrags 
ftet3 auch die des dinglichen Vertrages, und ebenfowenig ift der umgefehrte Schluß 
berechtigt. Darüber genauer Bd. 1 8 160a A25. — Wird das Forderungsrecht 
kirffam angefochten, jo entfällt damit auch die dafür bejtellte Sicherungshypothek. 

39) Nach $ 144. Es liegt dann eine Beitätigung durch ſchlüſſige Hand— 
lungen vor. Auch eine Beitätigung nach $ 781 tft bier möglich. 
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5. Die dinglihe Rechtsänderung tritt vermöge der jelbjtändigen 
Wirkung des dinglichen Vertrags und feiner Verlautbarungsatte auch dann 
ein, wenn das obligatorische Grundgejhäft unwirkjam if. Damit aber wird 
der Tatbejtand der ungerechtfertigten Bereicherung erfüllt. Es entjteht Daraus 
kraft Gejeges ein obligatorifher Anjprubh auf Herausgabe; durch ihn 
wird der des rechtfertigenden Grundes entbehrende Rechtserwerb zurüd- 
gefordert. Gegenüber dem Gegner, jeinem Erben und dem bösgläubigen 
Sondernahfolger überwindet der Herausgabeaniprucd das dinglihe Recht.*' 
Er verjagt dagegen, wenn ein gutgläubiger Dritter gegen Entgelt Dies 
Recht erworben hat; an die Stelle des auf das Recht jelbit gerichteten 
Herausgabeanjpruds tritt dann der Anjpruh auf Werterjaß.*? 


s 19. Dinglide Einigung und VBollzugalft. 


1. Als feiter Grundjag galt im bisherigen Rechte, daß die tatjächliche 
Einräumung der Sahherrihaft und die dingliche Einigung der Beteiligten 
fih zu einem einheitlichen Geſamtakt zufammenjchließen. Hieran hatten 
die neueren Partikularrechte auch feitgehalten, als für Grundjtüde an Die 
Stelle der Übergabe die Bucjeintragung gejegt wurde. Als dinglicher 
Vertrag erſchien hier die Auflafjung. Sie beftand * in der vor dem Grund: 
buchamte gleichzeitig und mündlich abgegebenen Erklärung des eingetragenen 
Eigentümers, daß er die Eintragung des Ermwerbers bemillige, und des 


40) 8812. Dazu Bd. 18 198. Bejondere Anwendungsfälle in $$ 951, 977. 

41) Der Anspruch geht auf Rückgewähr der veräußerten Sache }elbit, mithin 
auf Übergabe der Fahrnis und auf Rüdauflafiung des Grundſtücks (nicht auf 
Berichtigung des Grundbuchs, denn die Eintragung war al3 eine der wirffamen 
Auflaſſung entjprechende richtig). Er wird durchgeſetzt durch die Leiſtungsklage; 
16. Hit ein begrenztes Recht, 3.8. eine Hypothek, durch Eintragung beitellt, 
jo richtet jich der Anjpruch auf deſſen Löfchung. Iſt es ohne Rechtsgrund gelöfcht, 
fo geht der Anfpruch auf Neubejtellung; nicht ſchlechthin auf Wiederheritellung, 
denn dieſe iſt davon abhängig, daß der frühere Rechtszuſtand noch fortbeitebt, 
gegen die inzwijchen erworbenen Nechte eines qgutgläubigen Dritten fann der 
obligatorifche Anjpruch nicht durchdringen. Vergl. dazu Bd.1 8198 Add. 

42) $816 I 1. Der Dritte, der das Necht auf Grund einer unentgelt- 
lichen Verfügung erlangt bat, wird als gutgläubiger Erwerber nad) $$ 392, 932 
uſw. in feinem dinglichen Erwerbe geſchützt; er haftet aber gleichtvohl obligatorifch 
auf die durch die Verfügung erlangte Bereicherung; $ 816 I. 2 (Bd.1 8198 
443). — Dies findet auch Anwendung, wenn 3.8. ein Slaufvertrag über ein 
Grundftüd gemäß $ 178 vom Verkäufer widerrufen wird, weil er durch gefälichte 
Vollmacht erfchlichen war. Mit ihm entfallen alle Nebenabreden über Hypotheken— 
beitellungen oder Übernahme der auf dem Grundjtüd eingetragenen Hypotheken. 
Iſt inzwiſchen aber das Grundjtüd bereit auf Grund einer Zwangsverſteigerung 
einem Dritten zugefchlagen, fo fann der Herausgabeanfprud auf Rückgewähr ufw. 
nicht mehr durchdringen; es bleibt dann nur noch der Anspruch auf Gelderjag 
gegen den Vertragsgegner übrig. 

1) Preuß. Gef. vom 5.5.1872 über den Eigentumerwerb $2. Dernburg, 
pr. Pr. 1 $ 240; Stobbe 2 $$ 1057. 
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Erwerbers, daß er dieje Eintragung beantrage. An die Auflafjung mußte 
fi die Eintragung ins Grundbuch? unmittelbar anjchließen, beide zu— 
jammen bildeten den „Modus“ des Eigentumerwerbes. 

Nah der im BGB aejegten Ordnung ftehen dagegen beide Rechtsakte 
jelbjtändig nebeneinander. Sie können auch zeitlich auseinanderfallen. Erft 
in ihrer Vereinigung jedoch löſen fie die dingliche Rechtsänderung aus. 

Das BGB vermeidet den Ausdrud dinglicher Vertrag.” Es fordert 
außer dem die Sachherrſchaft nach außen verlautbarenden Akte der Über: 
gabe oder Bucheintragung no die Einigung* des Veräußerers und Er: 
werbers. Damit wird als Grundlage ein Tatbejtand vorausgejegt, der ſich 
nur duch zwei Willenserklärungen verwirklichen läßt, die den Tatbejtand 
der dinglichen Rechtsänderung als einen rechtlih normierten herjtellen: 
beide enthalten das bewußte Zuſammenwirken zur Herftellung eines Redts- 
erfolges, der fie als einander gegenüberftehende Parteien verbindet.° Dem: 
gemäß ftellt fich die Einigung des Berechtigten und feines Gegners über den 
Eintritt der gewollten Rechtsänderung als Vertrag im Sinne des bürgerlichen 








2) Preuß. Grundbuchordnung vom 5.5.1872 8-48 III. — Wenn die Eins 
tragung jich verzögerte, wurde der Eigentumübergang rechtlich nach Vorausſetzung 
und Wirfung auf den Zeitpunkt der Vornahme der Auflaſſung verlegt; denn die 
Eintragung diente nur zur Beurkundung, jie war ein accessorium des Haupt: 
bertrages, der Auflaffung. Dernburg $240 A 10; Eccius 3 $ 178 449. 

3) Der Ausdrud dinglicher „Vertrag“ (über feine Anwendung im ges 
meinen Rechte: oben $ 17 A 5) fand jich in dem Entwurfe erjter Leſung $ 528 I. 
In der zweiten Leſung wurden Bedenken laut, ob damit die abjtrafte und ſelb— 
ſtändige Natur des Leiitungsgejchäftes zu richtigem Ausdrude gebradt ſei. Man 
entjchted ich nach langen Verhandlungen (Brot. 3, 56-59) dahin: „dem Sprach— 
aebrauche und den Anſchauungen des Volkes entipreche es jedenfalls nicht, Das 
bier in Rede jtehende Rechtöverhältnis als Vertrag zu bezeichnen“; es handele 
fich dabei vielmehr um eine juriftifche Konjtruftion, deren Löſung durch das Gejeß 
nicht zu erfolgen habe. Die Partei, deren Gründe hiernach den Ausjchlag gegeben 
baben, hatte betont: die Vewwilligung zur Eintragung in das Grundbuch (die 
frage wurde bei Beratung des jeßigen $ 873 I BGB zum Austrage gebradıt) 
jei nur ein einzelner Bejtandteil des ganzen Übereignungvorganges, es zieme 
fich nicht, gerade ihn al3 Vertrag herauszubeben. 

+) Einigung jteht nur im Sachenrecht: F8 554 II, 873, 879, 880, 892, 
925, 929, 1015, 1116, 1180, 1205, 1246, 1260, 1292; EG 143. Daneben 
findet jich: einig fein: 926 (dab die Veräußerung ſich auf das Zubehör eritreden 
fol), 929 (da Eigentum übergeben fol), 1032 (dat Nießbrauch zuitehen fol), 
1205 (da dem Gläubiger das Pfandrecht zuſtehen foll). Auch damit wird Die 
Einigung über eine dingliche Nechtsänderung bezeichnet. Derſelbe Ausdrud 
„einig fein“ wird aber auch in $516 I auf die Umentgeltlichteit der Zumendung 
angetvandt, und „sich einigen“ fennzeichnet in 88 154, 155 (über alle Bunte 
eines Vertrages) jchlechthin den rechtlichen Vorgang des Vertragichlufies. Somit 
itcht der Sprachgebrauch des BGB der Annahme eines Vertrages nicht entgegen. 
— In einem anderen Sinne fpricht die Rechtstheorie von Einigung und Geſamt— 
alt; darüber Bd.1 862 AA. 

5) Dies gründet fich auf die Daritellung Bd. 1 860 (Rechtsgeſchäft) und 
$65 (Bertran‘. 
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Rechtes dar.“ Auf ihn finden grundjäglich die allgemeinen Vorſchriften des 
BOB über Rechtögejchäfte und Verträge Anwendung.’ 

Die materielle Bedeutung des jo zunächſt nur nach feiner äußeren 
Rechtsgeſtaltung nachgewieſenen dinglihen Vertrages wird dadurch in 
Frage gejtellt, daß die dingliche NRechtsänderung nicht bereits durch Die 
Einigung, jondern nur durch fie in Verbindung mit der Übergabe oder Ein- 
tragung herbeigeführt wird. Dieje eigenartige Verkoppelung der Wirkung: 
vorausjegungen bedarf genauerer Unterfheidung. Immerhin bildet die Eini— 
gung den genannten Vollzugakten gegenüber die wejentliche rechtsgeichäftliche 
Grundlage ® der Rechtsänderung : aus ihr jchöpfen die Übergabe und die Ein- 
tragung Inhalt und Rechtswirkſamkeit, durch fie kann die dinglihe Wirkung 
der volljogenen Rechtsübertragung, abgejehen von der Auflafjung, unter eine 
Bedingung oder Befriftung geftellt werden. Bor allem entjteht aus der Eini- 
gung als joldher eine bejtimmte rechtliche Gebundenheit, die als dinglide 
Anwartſchaft oder -Wartrecht bezeichnet werden kann. Die Beteiligten 
müſſen bei der vereinbarten Rehtsänderung verharren ;? fie find gegenwärtig 
gebunden und verpflichtet, die zur Vollendung der dinglihen Wirkung er- 
forderlihen Vollzughandlungen und Erklärungen vorzunehmen.!® 








6) So ausdrüdlich $ 1396. 

T) RG 54,366; RITA 2,56; KON 23,137 und die allgemeine Lehre 
(PBland 1,259, 307, 324; 2,17). So ohne Zweifel für die Gejchäftsfähigfeit. 
Wieweit dies für die inhaltliche Ausgeſtaltung gilt, bedarf befonderer Prüfung, 
unten $21. Über die Gegner diejer Auffaflung unten AIF. — Jede Rechts— 
bedeutung wird der Einigung abgejprochen von Schlogmann in ber. J. 45, 124 
(der dingliche Vertrag ſei eine überflüffige Fiktion). 

8) Am deutlichiten tritt dies da berbor, wo die Einigung der Übergabe 
($ 929 ©. 2) oder der Eintragung ($ 879 II) nachfolgt. Im zweiten Falle ent— 
fcheidet die Zeit der Einigung über die Serie des Erwerber bon der Unrichtig— 
feit des Grundbuchinhaltes, 8 892 II. Vergl. auch Lr über die jelbjtändige 
Wirkung der Einigung bezüglich des Umfanges der Nechtsübertragung. 

9) Die in 873 II gegebenen Bindungsporausfegungen find nur Folgerungen 
aus dem für den Grumdbuchverfehr unentbehrlichen Beurfundungszwange und 
aus der Tatjache, dab in allen dort angeführten Fällen der andere Teil die Ein— 
tragung felbjtändig und ohne Mitwirkung des Berechtigten herbeiführen fann. Dar 
bis zum formgültigen (unten 8 20 A 21) Abfchlufie jeder Teil widerrufen kann, bildet 
nicht, wie Eccius in Gruchot 47, 54 behauptet, einen Gegengrund gegen die Vertrag— 
natur der Einigung, fondern nur eine naturgemäße Folgerung aus dem noch un— 
vollendeten VBertragtatbeitande. Auch das kann nicht bezweifelt werden, daß die hier— 
mit geichaffene Anwartichaft auf die Erben als Recht übergebt. — Sobald zu der 
Einigung der Antrag auf Eintragung hinzukommt (und er kann den Inhalt der 
Unnahmeerflärung jelbit ausmachen, A 29), iſt die Anwartſchaft derart befeitigt, 
daß eine jebt eintretende Berfügungsbefchränfung die Wirkung der Erflärung des 
Berechtigten nicht beeinträchtigt, $ 878. Das Wartrecht gibt den durch Die 
Einigung Gebundenen auch die Stellung von Beteiligten im Sinne der GBO 
8 12; unten $51 W1S. 

10) Dies ift der Hauptgrund; darüber unten 821 A 19 f. Wer dies leugnet, 
wird daher zur Ableugnung der Vertragnatur der Einigung bingedrängt werden; 
infofern verfährt Eccius 54 folgerichtig; während die von Pland 260 gegebenen 
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2. Für die Beurteilung des Wejens des dDinglichen Vertrages muß, nad): 
dem bereits oben die Abgrenzung gegen das obligatorijche Grundgejchäft voll: 
zogen worden ijt, enticheidend jein, daß das Gejeg das Zuſammenwirken der 
Einigung mit ihrem Vollzugsakte als einheitliche gejchlofjene Tatbejtand: 
vorausfegung für den Eintritt der dinglichen Rechtsänderung aufftellt. 

Bei der Fahrnis wird zur Erwirkung der dinglihen Rechtsänderung 
erfordert: die Übergabe der Sache und die Einigung beider Beteiligten. 

a) Die Einigung muß fi ald Vertrag auf den Übergang eines beſtimmt 
getennzeichneten dinglichen Rechts und auf den Vollzug der Übergabe und An: 
nahme beziehen. Jeder Diffens !? über einen hiernach wejentlihen Punkt 
der dinglichen Einigung macht den Vertrag nichtig.“ Wie bei jedem Ver: 
trage iſt es den Beteiligten offengehalten, Antrag und Annahme von der 
Einigung über jeden nad) dem Willen auch nur eines Beteiligten wejentlichen 
VPunkt abhängig zu machen :* fie können dabei auch ausdrüdlich einzelne Be: 
fiimmungen aus dem Grundgejchäfte zur Worausfegung der Einigung machen.“* 


Gründe, da er die verpflichtende Kraft der Einigung in Mbrede jtellt, dürftig er- 
deinen; es fommt dann in der Tat praftifch wenig darauf an, daß die Einigung 
ein Vertrag ijt, man nennt jie dann bloß jo. Auch die Behauptung von Pland 
260, Förfter im Recht 7,55 (gegen Eccius 54), dab dem Vertragbegriffe die 
Zuläſſigkeit des NRüdtrittes nicht widerfpreche, da bier nur durch Geſetz vor— 
behalten werde, was ſonſt nach $ 346 durch Vertrag gejcheben könne: entbehrt 
der überzeugenden Kraft. Denn es ijt ein weſentlicher Unterfchied, ob bloß einer 
der Bertraggenoffen oder, wie bier, jeder nach Belieben zurüdtreten darf, und nadı 
S 346 liegt ein bereits vollendeter Vertragichlu vor, während die formloje ding— 
ice Einigung gerade noch nicht zu einem bindenden Bertrage eritarft ijt. Diefe 
Verſchiedenheit des Tatbejtandes macht den Rückſchluß unzuläſſig. 

11) Allerdings werden die Beteiligten bei der Ubergabe beweglicher Sachen 
fait nie beſondere, die dingliche Ubermittelung verlautbarende Erklärungen ab— 
geben. Das iſt aber auch nicht erforderlich (Bd.1 864 A15f. 869): in den 
wechielieitigen WVollgiehungshandlungen gelangt die Willenseinigung zu einem, 
jedem Verkehrfähigen verjtändlichen, objektiven Ausdrud. Es iſt Daher unzu— 
treffend, wenn man bier von einer Fiktion des Vertragichlufies fprechen will. — 
In Betracht fommt vor allem nach $ 929 das Eigentum; hierbei muß der Eigen 
tümer die Sache übergeben und die Einigung muß fich auf den Übergang des 
Eigentums beziehen. Entfprechende Normen enthalten die $$ 1032, 1205 für den 
Niekbrauch und das Pfandrecht. Vergl. auch 88 1069, 1274. 

12) Dies vor allem bei Diffens über die Sache, die ertvorben werden fol, 
oder über die Berfon des Erwerbers, 3.8. des Beſchenlten, oder über die Art des 
zu beitellenden Rechts, 3.8. ob Nießbrauch oder Pfandrecht beitellt werden joll. 

13) Denn die Übergabe ohne die Einigung ijt ebenfo wirfungslos tie dieſe 
ohne jene. Die dingliche Wirkung dieſer Nichtigkeit wird Dritten gegenüber aber 
erheblich abgeſchwächt. Vergl. U 17. 

14) $ 154; dazu ®d.1 869 Al4f. 

15) Nur der offene Difjens hat nach $ 154 diefe Wirkung. Die Parteien 
müfen fundbar machen, daß und inwieweit fie die obligatoriiche causa in Die 
dingliche Einigung aufgenommen haben. it dies nicht beim Vertragichlufie ge: 
iheben, fo vermag eine nachträgliche Anfechtung wegen Nertums uſw. über Die 
eausa die dingliche Wirkung nicht zu beeinträchtigen. 


90 Drittes Bud. Sadenredt. 


b) Die Übergabe '* vollzieht fich durch Übertragung des unmittelbaren 
Beliges, durch ein die Einigung als Vertragtatbeitand verlautbarendes Geben 
und Nehmen der Fahrnis.“ Sie hat injofern jelbjtändige Rechtsbedeutung 
als: 1. erjt durch ihren Vollzug die dingliche Nechtsänderung vollendet ’* 
wird und 2, der Erwerber dur Erlangung der Befigherrichaft als Rechts— 
jeihen eine von dem Inhalte der Einigung unabhängige, zugunften des 
qutgläubigen Dritten unbefchräntt wirkende Verfügungsgewalt '° erlangt. 
Daher darf die Übergabe nicht bloß als Form der Einigung angejehen 
werden. Vielmehr wirken beide NRectshandlungen jelbjtändig zum End— 
erfolg zufammen. 

Bei der Fahrnis beruht mithin die dingliche Rechtsänderung im wejent- 
lihen auf der Herftellung einer die erworbene Rechtsmacht verlautbarenden, 
jelbftändig als Nechtszeichen wirkenden Beſitzherrſchaft. Dur die Hin— 
gabe und Annahme des Befiges wird der übereinjtimmende Wille zur 
Übertragung oder Bejtellung eines dinglihen Rechts verlautbart, hierin und 
in der näheren Beftimmung des Inhaltes der Rechtsänderung gelangt die 
Bedeutung der Einigung als der rechtsgejchäftlichen Grundlage des Vollzug 
geichäftes zum Ausdrud.?° 


16) Darunter ijt jtet3 die förperliche Übertragung der unmittelbaren Be— 
ſitzgewalt zu verjtehen. So $$ 929, 930, 931, 933, 1032, 1081, 1117, 1154, 
1163, 1205, 1206, 1213, 1262, 1274, 1278, 1292, 1296; über $ 446 insb. Bd. 1 
$159a A36 und 8141 A 7ay. 

17) Inſofern enthält mithin Die Übergabe, wie die traditio (oben & 17 
Nr.2), den dinglichen Zertrag in fih. Die Einigung foll der nach außen bin 
vieldeutigen Sadjübergabe den dinglichen Zweck, die Art der gewollten Rechts— 
änderung aufprägen. Dazu genügte indeilen bereits das obligatoriſche Grund— 
geichäft; die 3.8. in 8929 ©. 1 angejtrebte Häufung der Tatbejtandvoraus= 
jegungen, wonach zwijchen das Grundgejchäft und die (vertragmäßige) Übergabe 
noch die dingliche Einigung eingefchoben wird, hat fchwerlich eine praftiiche Be— 
Deutung. Anders jteht es mit den Fällen, wo die förperliche Übergabe erjeßt 
werden kann ($$ 930, 931, 1117 11, 1205 11) oder am ihrer Stelle die Ein— 
raumung des Mitbejißes genügt (1206) ; hier jchafft die Einigung einen ſelb— 
jtändigen Tatbeitand, der zur Öerbeiführung der Rechtsänderung ausreiht. Das— 
jelbe gilt in den Fällen der Übergabe furzer Hand, wo ein Beſitzhalter oder Be— 
ſitzmittler durch die Einigung zum Eigenbejißer wird. Dazu ımten $37 U 29 f. 

18) Sonad) dem regelmäßigen Verlaufe, twie ihn $ 929 fundgibt. Daß die 
Einigung auch nachfolgen kann, ergeben $$ 929 ©.2, 516 II. Bergl. unten 
30, 45. 

19) So insbejondere nach $$ 932, 1006. Darüber unten $41 und 
Dies gilt jogar dann, wenn der dingliche Vertrag nichtig iſt: denn in jolchem * 
kann der Veräußerer zwar die Sache dinglich zurückbegehren, aber gegen den gut— 
gläubigen Dritten dringt er nicht durch. 

20) Es iſt bereits darauf hingewieſen, daß nach der Regel des Lebens dieſe 
Einigung meiſt in dem obligatoriſchen Grundgeſchäfte enthalten ſein wird, daher 
auch von deſſen Unwirkſamkeit, Bedingungen uſw. mitergriffen wird, ſo daß für 
die theoretiſche Unterſcheidung zwiſchen dem ungültigen Grundgeſchäfte und dem 
abſtrakten, ſelbſtändig wirkenden dinglichen Vertrage die tatſächliche Grundlage 
fehlt. Daß dennoch in einzelnen Fällen dieſe Unterſcheidung auch praftiiche Be— 
deutung haben fann, ijt oben 818 A27 f. dargelegt worden. 
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3. Der Unterbau für die auf Rechtsgejchäft beruhende dingliche Rechts: 
änderung bei Grundftüden wird materiell von dem BGB errichtet; zu 
jeinem Verjtändnis müſſen aber die ergänzenden Normen der GBO heran: 
gezogen werden. Da beide Normengebiete verjchiedenen Zweden dienen, 
fehlt viel daran, daß eine einheitlihe und verkehrverſtändliche Drdnung 
erreicht wäre. Soll ein Einblid gewonnen werden, jo find zuerjt die für 
die Übertragung des Eigentums" an Grundſtücken gegebenen Vor: 
ihriften zu behandeln. Die äußere Betrachtung des Normenbejtandes ergibt, 
daß zu diefem Rechtserfolge vier verjchiedene, durch öffentliche Urkunde feit: 
zuftellende Rechtsakte zuſammenwirken jollen. 

a) Das obligatoriihe Grundgeſchäft.“ 

b) Die Auflaffung als die vom Veräußerer und Erwerber bei gleich: 
jeitiger Anwejenheit vor dem Grundbuchamt erklärte Einigung über den Ein- 
tritt der Rechtsänderung.”” Damit wird unter den VBertragägenofjen end— 
gültig ** der Wille zur Eigentumübertragung fejtgeitellt und die Bindung zur 
jofortigen Vollziehung der Rechtsänderung begründet.” Die jelbjtändige 
Bedeutung des dinglihen Vertrages tritt bei der Auflafjung kundbar hervor. 

c) Nach der GBO gelten als Vorausfegungen der Rechtsänderung die 
Bewilligung der Eintragung feitens des Pajfivbeteiligten und der Antrag 
auf Eintragung feitens eines der Beteiligten ;** bei der Auflafjung genügt 
jedody nicht die formgültige einjeitige Eintragungsbemwilligung, vielmehr muß 
bier die Einigung jelbjt nachgewiejen werden.” Der dinglihe Vertrag 
bildet mithin bei der Eigentumübertragung nicht bloß ein materielles, jondern 
au ein formelles Erfordernis der Rechtsänderung. Damit wird jedod) 
weder ein zwiefacher Abſchluß der Einigung gefordert, noch werden die 
Bewilligung und der Antrag inhaltli in Gegenjag zu der Einigung geftellt. 
Der Nachweis der Einigung wird gefordert; daher genügt, daß der Wille des 
Berechtigten zur Übertragung des Cigentumes und die entjprechende An— 





21) In bezug auf die Vorausfeßungen des dinglichen Erwerbes uſw. gelten 
die folgenden Grundfäbe auch für das Erbbaureht ($$ 1015, 101711); und 
ferner nad EG 68 für die dort bezeichneten Abbaurechte. Dagegen gilt $ 313 
nur für die Verpflichtung zur Übertragung des Eigentumes. 

22) Form nad) $ 313. Seine Wirffamteit bildet allerdings feine ziwingende 
Torausjeßung des dinglichen NRechtserfolges; deshalb entbehrt es aber keineswegs 
der Bedeutung hierfür; nach GBO $ 98 kann außerdem durch Landesgeſetz die 
Vorlegung einer dem 8 313 entiprechenden Urkunde zur Vorausſetzung für die 
Entgegennahme der Auflafiung gemacht werden; Bd.1 8104 UT. 

23) 88 9251, 8731. Über die Einzelfragen unten $ 77. Bffentliche Bes 
urundung wird nad GBO 829 vollaogen oder vorausgejekt. 

24) Bedingung und Befriſtung jind bier ausgeichlojien, 8 925 II. 

25) Die Gebundenheit beider Teile wird durch die Erfüllung der Auf 
lafiungsform (nicht nach $ 373 II) gejchaffen. 

26) GBO 8819, 13 f. 

27) GBO 820. 


92 Drittes Buch. Sacenredt. 


nahmeerflärung des Erwerber formgültig beurkundet worden find; einer 
ausdrücklichen Erklärung der Bewilligung und des Antrages auf Eintragung 
bedarf es daneben nicht.°° Und umgekehrt enthält die Beurkundung der Ein- 
tragungsbewilligung des Berechtigten in Verbindung mit der Erklärung, daß 
der Gegner dieje annehme und daraufhin jeine Eintragung ald Eigentümer 
beantrage, die are und unzweideutige dingliche Einigung im Sinne des 
materiellen Rechtes.’ 

d) Die Eintragung in das Grundbuch bildet als öffentlider Be- 
urfundungsaft die zwingende Vorausjegung der dinglihen Rechtsänderung, 
durch fie wird die Auflaffung verlautbart und der Eigentumübergang 
materiellrechtlich vollendet. 1. Im Verhältnis zwijchen dem Veräußerer und 
dem Erwerber hängt ihre Wirkung von dem gültigen Bejtande der Auflafjung 
ab. Die Unwirkſamkeit des dinglichen Vertrags wird feineswegs durch den 
Vollzug ber Eintragung geheilt; vielmehr entfteht daraus der dingliche An- 





28) Sie iſt überflüfjig, weil GBO $ 19 durch die gejteigerte Anforderung 
des $20 überholt wird; an die Stelle der Bewilligung, die jonjt den Nachweis 
der materiellrechtlichen Einigung zur Erleichterung der Grundbuchführung er: 
übrigt, tritt hier der volle Nachweis der Einigung felbft. Iſt in diefer unter Eini- 
gung mit dem Erwerber erflärt, daß das Eigentum übertragen wird, fo liegt darin 
unzweifelhaft auch die Bewilligung der Eintragung als des zur Bewirkung der 
Rechtsänderung unentbehrlichen Vollgugakftes: und damit löft die dingliche Einigung 
auch die Verpflichtung zur Erfüllung aller nah Grundbuchrecht für den Ein- 
tragungsvollzug geforderten Förmlichkeiten aus. - Wenn 3.8. das in Preußen ein: 
geführte Auflafiungsformular (Weizfäder u. Lorenz, Formularbuch für die FG 117) 
beides, die Einigung und die Bewilligung nebſt Antrag, als Erflärungsinhalt auf: 
nimmt, fo tit dies eine aus Worjicht übernommene Häufung, die durchaus nicht 
notwendig ericheint und bei den Beteiligten jtetS Werwunderung erregt, weil 
fie mit Recht zweimalige Erflärungen desjelben Inhaltes für überjlüffig erachten. 
Auch in Brot. 3,55 wurde abjichtlich davon Abjtand genommen, die Auflaſſung 
an den Gebrauch bejtimmter Formeln und insbefondere an die Erflärung der Be— 
mwilligung und des Antrags zu binden. So nun aud treffend KON 24,231. 

29) Dieje Anficht, Die der Übertreibung formaliſtiſcher Spaltung in den 
Vorausjeßungen der Eigentumübertragung entgegentritt, erhält eine wirkungs— 
bolle Stüge. durch RG 54, 375; ferner Fuchs 2, 216 und eingehender unten $ 54. 

30) Daß die Auflaffung der Eintragung nachfolge, wird durh GBO S 20 
jchledhthin ausgeſchloſſen; „darf nur“ fennzeichnet eine zwingende Norm; abw. 
Predari 121. Eine andere Frage tit, ob die unwirkſame Auflafiung nadı $ 185 
erjtarfen fann; das ift zu bejaben; unten $ 20. Erjt mit der Eintragung des Er— 
werber3 als Eigentümers werden der bisher Berechtigte von der anderweitigen 
Verfügung und feine perfönlichen Gläubiger von dem Zugriff ausgeichlofien. 
Jedoch bewirkt ein auf Grund der Auflafjung geitellter Eintragungantrag bereits 
eine Sperre zuguniten des Erwerber, weil diefer Antrag gemäß GBO 17 
früber erledigt werden muß als ein jpäterer, den 3.8. der Gläubiger des Ver: 
äußerers auf Eintragung einer Sicherungsbhpotbef jtellt; it der Erwerber dann 
eingetragen, jo muß der zweite Antrag abgelehnt werden GBO 88 19,40). — 
Solange der Gemeinfchuldner noch eingetragen iſt, gehört das für ihn beurfundete 
Recht troß der Veräußerung durch den dinglichen Vertrag noch zur Konkursmaſſe, 
und der aus dem dinglichen VBertrage Berechtigte fann im Konkurs nicht mebr 
Nechte geltend machen al3 den perjönlichen, aus dem Grundgeichäfte abgeleiteten 
Anfpruch eines gewöhnlichen Konfursgläubigers. Die Eintragung beitimmt zu— 
gleich den Zeitpunft des Erwerbes; das iſt bedeutfam nach $ 92611. 
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iprud auf Berichtigung des Grundbuches.“ 2. Die jelbjtändige Rechtsfolge 
ver Eintragung beruht in ihrer Bedeutung als Rechtszeichen. Sie ſchafft 
für den Eingetragenen die Vermutung des Rechtes ®? und begründet für den 
Tritten, der jeinen rechtögejchäftlichen Erwerb auf den Inhalt des Grund- 
buches jtügt, den öffentlihen Glauben für die Richtigkeit und Vollſtändigkeit 
der Eintragungen. ?? 

Das Ergebnis ift, daß ungeachtet des ſtarken Hervortretens der jelb- 
ftändigen Wirkung der Eintragung die Auflafjung gleichwohl als gleichwertige 
Vorausjegung der dinglichen NRechtsänderung erjcheint. Ihre Bedeutung 
als dinglicher Vertrag tritt in der Gebumdenheit der Auflaffungsgenofjen und 
in dem hieraus entjtehenden mit einem begrenzten Bewirkunganſpruch aus: 
gejtatteten Anmwartichaftsrecht des Erwerbers hervor.** Auflaffung und Ein: 
tragung jtehen nicht notwendig in engem zeitlihen Zuſammenhange;“* fie 
werden aber nicht durch die Eintragungsbemwilligung und den Antrag als 
weitere materiellrechtlihe Vorausſetzungen getrennt, da der materielle Inhalt 
diejer beiden bereits in der Auflaſſung enthalten ift.’* 

4. Auch für die Recdhtsänderung, die durch die Beftellung, Übertragung, 
Belajtung oder Aufhebung begrenzter Rechte an Grundſtücken“ er: 
iolgt, jtellt das Gejeg als Vorausfegung das Zuſammenwirken der Einigung 
und der Eintragung auf. Aber der NRechtsvorgang vollzieht ſich hier anders 
alö bei der Übertragung des Eigentums. 


31) $ 894 RL: ; dazu unten $ 63. 
32) 8 891; eine widerlegbare Nechtspermutung, 

38) $ 892. Der öffentliche Glauben bejtätigt den Erwerb mit abjoluter 
Rirfung. Daher verichlägt die Berufung darauf, da die Auflafjung nichtig ge— 
weien iſt, dem Dritten „gegenüber nicht. 

34) Oben A9. Dies gibt die Grundlage zur Sicherung durch Vormerkung 
nad) $ 888. Über die dingliche Bewirkungspflicht und ihren Umfang vergl. 
unten 8 21. 

RN ) Ansbejondere fann da, Ivo nad Sonderrecht die Auflaſſung nicht vor 
dem Grundbuchamte, fondern vor einem Notar uſw. (EG 143) jtattgefumden hat, 
längere Zeit bis zum Vollzuge der Eintragung beritreichen. Dabin gehört auch 
die Friftfeßung zur Hebung eines Hindernifjes der Eintragung, GBO $ 18. 
Die Landesgeſetze dürfen die Vornahme der Eintragung aud) von der Bei— 
bringung der Urkunde über das Grundgeihäft (GBO $ 98) oder dem Nach— 
weife der Entrichtung der Umfagjteuer uftv. abhängig machen; RG in ZW 31 
Beil. 126. In der Zwiſchenzeit fann der noch eingetragene Veräußerer durch 
Auflaſſung des Grundſtücks an einen gutgläubigen Dritten die erſte Auflaſſuns 
vereiteln, ſofern der zweite Erwerber zuerſt die Eintragung erwirkt. Der erſte 
lann ſich hiergegen nach U 30, 34 ſchützen. 

36) Vergl. dazu Eccius in Gruchot 47, 59 A 2, deſſen frühere Anſicht, 
wonach die Auflaffung des BGB mie die des preußiichen Rechts als dinglicher 
Vertrag aufzufaflen ijt, mir die richtige zu fein fcheint. Sie wird durch die oben 
128, = angegebenen Gründe bejtätigt. 

) Als ſolche fommen bier nur in Betracht: die Dienjtbarfeiten einjchließ- 
lich * ——— das Vorkaufrecht, die Reallaſt, die Grundpfandrechte (Hypo⸗ 
thel, Grundſchuld, Rentenſchuld). Uber das Erbbaurecht oben A 21. 
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a) Die dingliche Einigung unterjteht nach materiellem Rechte feinem 
Formzmwange. Indeſſen die formlofe Einigung hat bier nur geringe Be— 
deutung, da jede Partei beliebig ihre Erklärung widerrufen kann. Die Ver: 
tragbindung hat nur Bedeutung, injoweit die alöbaldige Eintragung und mit 
ihr die Bewirfung der Rechtsänderung gemwährleiftet wird. Die Eintragung 
aber wiederum joll nur erfolgen, wenn ihre Vorausfegungen durch öffentliche, 
den Anforderungen des Grundbuchrechtes entſprechende, Urkunden nach— 
gewiejen werden. Dieje Formerfordernifje des Grundbuchrechts ftimmen im 
wejentlichen überein mit den Kormvorausfegungen, an die das materielle 
Recht die Entjtehung einer bindenden Einigung knüpft.” Das Ergebnis 
ift, daß die formlofe Einigung nur unverbindlihe Zufagen, die formgültige 
aber einen wirkſamen Vertrag enthält, wonach die Eintragung unmittelbar 
erfolgen joll. Iſt die Eintragung vollzogen, jo ift damit die Rechtsänderung 
eingetreten, auch wenn die Einigung bloß formlos abgejchlofien war. Dieje 
wechjeljeitige enge Verbindung zeigt die rechtswirkfam gewordene Einigung 
als unmittelbaren Vorläufer der Eintragung, ihr Inhalt und Zwed gehen in 
der Erreihung diejes Erfolges auf: die Beteiligten find gebunden, damit Die 
Eintragung erfolge oder weil die Eintragung erfolgt ift. 

b) Dies Verhältnis und die Abſchwächung der inhaltlihen und 
materiellen Bedeutung ®° der Einigung tritt noch ftärfer durch die ent— 
ſcheidende Stellung hervor, die der Eintragungsbemwilligung zugemwiejen iſt. 
Im Gegenjag zu dem Falle der Auflaffung genügt bei der auf begrenzte 
Rechte fich beziehenden Rechtsänderung zur Erwirkung der Eintragung Die 
formgerecht erklärte einfeitige Bewilligung des Pajfivbeteiligten.” Sie 
erübrigt nicht bloß den Nachweis des grundbuchrechtlichen ſog. formellen 
Konjenjes, jondern auch den des materiellen Konjenjes, indem durch fie Der 
Inhalt der Einigung feitgelegt * und die Eintragung dur Bezugnahme auf 
fie genügend beftimmt wird.“ Durch ihre formgeredhte Erteilung und Aus— 


38) Diele Kongruenz von 8873 II mit GBO 829 ijt umten $ 20 genauer 
zu — 

39) a dazu Eccius 55 und unten 820 921. 

N GBO 88 19, 20; unten $ 54. 

41) GBO 828 und die materiellen Vejtimmungen im BGB $$ 532, 925, 
1012, 1018 f., 1115, 1191 uſw. 

42) Es iſt bedeutfam, daß gerade das BGB nicht die Einigung, fondern die 
einfeitige Eintragungsbewilligung ala mahgebend für den Anhalt der Rechts— 
änderung binjtellt. So 88 874, SS5 IL, 1115, 1260 II. Nach den früheren Be— 
ſchlüſſen ſollte daher die Eintragungsbetvilligung einen Bejtandteil des ding— 
lichen Vertrages bilden; erit nach Prot. 3,55 wurde dies geſtrichen (A 45). 
Verſtändlicher und praftifcher wäre eine Rechtsordnung, die diefe Verbindung 
ausdrüdlich anordnnete und jtatt der Einigung fich auch materiellrechtlich mit der 
Eintragungäbewilligung und dem Antrag auf Eintragung beanügte (anders bei 
der Auflafiung, oben U 27 f.). 
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bändigung an den Gegner tritt zugleich die Bindung an die formlojfe Einigung 
ein.‘ Die Eintragungsbewilligung hat mithin hier eine jtärker ausgeprägte 
rehtsgeihäftliche Bedeutung als bei der Auflafjung. Sie tritt zwar nicht als 
ein jelbitändiges materielles Erfordernis zwijchen die Einigung und die Ein: 
tragung :** aber fie vermag jtatt der Einigung die Eintragung zu begründen, 
fie erjegt oder ergänzt den Inhalt der Einigung und bringt vermöge ihrer 
grundbuhmäßigen Form und Bedeutung die formloje Einigung zur Er: 
ſiarkung. 

e) Damit ergibt und erklärt ſich die Möglichkeit, daß die Einigung 
nachfolgen kann.“ Erſt mit dem Eintritt der Einigung find dann zwar die 
materiellen Erfordernifje der Rechtsänderung erfüllt ; fie braucht jedoch weder 
förmlich noch ausdrücklich verlautbart zu werden, und über den Rang des 
Rechtes entjcheidet lediglich der Vollzug der Eintragung.** Dritten gegen: 
über hat diefe Umgeftaltung des bloßen Buchrechtes in ein durch Hinzutritt 
der Einigung entftehendes materielles Recht keinen Einfluß, weil für fie bereits 
der öffentliche Glaube des Buches den Mangel der Einigung dedt. Die er: 
jorderliche Garantie für die wirkſame Bejtellung des begrenzten Rechtes liegt 
durhaus in der Eintragungsbemwilligung des Berechtigten ; und injofern bleibt 
— Ki die praktiſche Geftaltung der Dinge auch hier der Satz be— 





43) &8731U8®. . 

4) So audy Bredari 115 A20. 

45) Diefer durch 88 879 IL, 892 11 bejtätigten Umfehrung der in $S731 
— Reihenfolge wird vielfach eine übertriebene Bedeutung beigelegt. 
Hierauf wurde auch z. B. in Brot. 3, 55 der Beſchluß gegründet, die Eintragungs— 
bavtlligung aus dem Inhalte der Einigung zu itreichen, weil die Bewilligung der 
Eintragung doch nicht. nacfolgen fünne. Das ijt natürlich richtig. Aber num 
fragt e3 jich, welche Bedeutung und welchen Zweck die nachfolgende Einigung 
baben fann? Den michtigiten Anwendungsfall bildet die Hypothekenbeſtellung. 
der thpifche Verlauf ijt etwa der: A. erfcheint vor dem Grundbuchbeamten und 
erflärt, daß er auf fein Grundftüd die Eintragung einer Hypothek für B. im Be: 
trage von 10 000 AM. bewillige und beantrage; daraufhin erfolgt die Eintragung und 
die Erteilung eines Hhpothelenbriefes. Dann erjt geht A. zu B. und fucht um ein 
Tarlehen nach; wird es ihm bewilligt, jo erfolgt die Auszahlung ficher nur nad) 
— ———— des Hypothekenbriefes und damit erwirbt B. gemäß 811171 die 
Snpothet. In der Übergabe und Annahme des Hhpothefenbriefes fann man 
ihlüffige, den Abſchluß des dinglicen Vertrages enthaltende Handlungen er- 
bliden; aber dem Verkehrsleben Tiegt dies ganz fern und einen Grund, weshalb 
noch ein dinglicher Vertrag erforderlich fer, iit um fo weniger anzugeben, als 
dieſe Einigung inhaltlich gänzlich bedeutungslos iſt. Auch formellrechtlich iſt ſie 
inweſentlich, denn insbeſondere für den Rang iſt die Hypothek mit ihrer Ein— 
tagung auf Grund der Bewilligung entſtanden und die Rechtsänderung vollendet. 
%ei der Beitellung einer Grundſchuld fommt die Einigung überhaupt gar nicht 
in Betradht. — Wo dagegen eine bertragmäßige Einigung jtattzufinden pflegt, 
mebefondere bei der Beitellung einer Grumddienjtbarkeit, eines Nießbrauchs, 
eines Altenteil3 uſw., da gebt die Einigung jtet3 der Eintragung voraus und 
fie nimmt dann auch regelrecht die Bewilligung und den Antrag in fich auf oder 
erihöpft fich in deren inhaltlicher Feititellung. 

46) 8879 IT; anders $ 892114 bezüglich des guten Glaubens. 
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jtehen, daß die Bucheintragung den dinglihen Erwerb vollendet. Sind Die 
für die Eintragung geltenden zwingenden Formvorſchriften verletzt,“ jo ift 
fie rechtlich nicht vorhanden; ift der Inhalt der Eintragung unzuläffig, jo 
muß fie von Amts wegen gelöjcht werden.*° * 


820. Schließung des dingliden Vertrags; bindende Kraft 
des Antrags und der Einigung. 


1. Die Schließung des dinglihen Vertrags unterfteht den allgemeinen 
Rechtsnormen, die für alle Verträge gegeben find. Insbeſondere kann auch 
hier der Mangel der Vertretungsmacht dur die Genehmigung des Be— 
rechtigten ergänzt und geheilt werden; und zwar mit der Wirkung, daß Der 
dingliche Vertrag unmittelbar für und gegen den Bertretenen Geltung bat, 
wie wenn er damals felbit ihn abgejchlofjen hätte.” Es handelt ſich Dabei 


47) Ferner fommen in Betracht 3.8. die inhaltlichen Vorausſetzungen des 
Hypothekenbriefes, GBO 856 ©. 2. 

48) GBO 854 I. 

49) Als zuſammenfaſſendes Beiſpiel diene dieſes. A. will von B. ein 
Haus käuflich erwerben. Hierzu iſt erforderlich: a) nad) $ 313 die gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung des Kaufvertrags; der Formmangel wird geheilt, 
wenn Auflaſſung und Eintragung erfolgt find; b) die Auflafiung vor dem 
Grundbuhamt nad) $ 925; c) der Nachweis der Einigung dem Grundbucdamte 
gegenüber nach GBO $ 20 und der Eintragungsantrag; diefer wird aber inhaltlich 
mit den Auflafiungserflärungen zu verbinden fein; d) die Eintragung duch 
den Richter. — Dies iſt da3 Verfahren nach Reichsrecht. Dazu treten die er— 
gänzenden Beitimmungen des Landesrechtes. 

Braftifch wird meist der fürmliche Kaufvertrag vor dem Notar geichloffen; 
die Barteien bevollmächtigen zuweilen diefen (und zwar können beide, indem Die 
Vorausjeßungen des $ 181 beachtet werden, denjelben Notar zum beiderjeitigen 
Vertreter bejtellen) zur Abgabe der Auflafjungserflärungen und damit zur Ein— 
tragungsbewilligung. — Iſt nach Landesrecht der Notar auch zur Beurfundung 
der Muflafiungserflärungen zuftändig, jo wird der Abſchluß des obligatorischen 
und des dinglichen Vertrags fich regelmäßig zu einem Rechtsgeſchäft verichmelzen, 
und der Notar wird zugleich zur Erklärung des Eintragungantrages ermädtigt; 
feine Ermädtigung zur Stellung des Antrags wird bier fraft Geſetzes unterjtellt, 
GBO 815. Solche Vereinfachung, die mit einer wefentlichen Kojtenerfparnis ver— 
bunden iſt, ijt zumal bei Meinen Parzellen ein dringendes Bedürfnis; ihr follte 
durch da8 EG Art. 142, 143 Raum geichaffen werden. Bedenken ergeben fich aber 
daraus, daß der Notar die Grundaften und die Tabelle nicht zur Hand hat, fo dat 
re in der Bezeichnung der Grundſtücke fich nicht immer vermeiden 
alien. 

1) 88 145—157; dazu ®d.1 869 und 105. Da es fich ohne Zweifel um 
ein Rechtsgeſchäft handelt (Bd. 1 $ 62), fommen auch die Grundfäße über die 
Geichäftsfähigkeit zur Anwendung. 

2) 88 164, 177; Bd. 1 8880, 83. Diefelben Grundfäße finden auch 
Anwendung auf die Genehmigung des Ehemannes, 3.8. $ 1396; feine Zus 
ftimmung 3.8. zur Veräußerung eines eingebraditen Grundſtücks der Frau er— 
fcheint praftifch ſtets als Genehmigung; ſoll ihre Erteilung ficher herbortreten, 
jo läßt der Grundbuchbeamte die Auflaffung zuerft von der Ehefrau und dann 
bom Ehemann unterfchreiben. Es handelt fich hierbei allerdings um. eine Ver— 
fügungsbejchränfung der Ehefrau (U 7, 8); aber der Grundfab, dab ein ding— 


820. Schließung des dinglihen Vertrags. 97 


um die Vollendung des, die dinglihe Rechtsänderung begründenden, rechts— 
geihäftlichen Tatbeſtandes; jomweit die Rechtsbedeutung der dinglichen Eini- 
gung reicht, hat auch die Genehmigung jelbjtändige Bedeutung.* Die ge: 
nehmigte Vertragſchließung ift mithin geeignet, die Übergabe oder Ein: 
tragung zu begründen oder zu beftätigen.* Die der Genehmigung beigelegte 
rüdwirtende Kraft jcheitert aber an dem inzwijchen bereits zugunften eines 
Dritten volljogenen Rechtserwerbe.° Inſofern als der dingliche Vertrag eine 
Verfügung enthält, kann dieje, wenn fie von einem Nichtberechtigten getroffen 
worden ift,° durch Genehmigung des Berechtigten” erftarken; dieſe Genehmi=- 
gung bezieht fich nur auf den dinglichen Vertrag, ihre Wirkung ift davon ab- 
bängig, daß dem Genehmigenden zur Zeit der Erflärungsabgabe die volle 
Verfügungsmadht als Berechtigter zufteht.® 





liher Vertrag durd; Genehmigung eritarfen fann und ohne diefe allen gegenüber 
unwirkſam ijt, tritt auch bier hervor; ebenfo RG 54, 47. 


3) Sie bejtätigt 3.8. die Perſon des Ermwerbers, den der Vertreter, ohne 
dab jeine Vollmacht ſich auf diefen gerade erjtredt hatte, etwa als Erjakmann 
für den urfprünglich gewollten, aber dann ausgejchiedenen Käufer und Erwerber 
eines Pferdes eigenmäctig ald Einigungsgegner herangezogen hatte. Bejonders 
wichtig ijt dies auch in dem Falle, mo der Gegner des Veräußerers feinen Willen, 
für einen Dritten zu erwerben, nicht fundgegeben hat: die Genehmigung des 
Veräuberers beitätigt dann, daß der Erwerb unmittelbar auf den Dritten über- 
gegangen ijt; vergl. Bd.1 $160a A331. Ferner it auf 81821 Nr.1 und 3 
binzuweifen, wo die Genehmigung des VBormundjchaftgericht3 denjelben Grund» 
jagen untertvorfen wird, es mag ſich um einen Ddinglichen oder obligatorischen 
Vertrag handeln. Hiernach dürfte die von Eccius in Gruchot 47, 65 aufgeitellte 
Anficht, der Dingliche Vertrag des unberectigten Vertreters ſei gleichbedeutend 
mit der Verfügung eines Nichtberechtigten, jich al3 zu eng eriweifen. Gegen ibn: 
Förſter im Recht 6, 141; Pland 1,307; ferner Küchendahl JW 30, 702, 

4) Ne nadjidem fie dem Vollzugakte vorangebt oder nachfolgt. Denn erſt 
beide in ihrem Zuſammenwirken löfen die dingliche Nechtsänderung aus. Das 
bat naturgemäh nur injoweit praftifche Bedeutung, al3 der Einigung die oben 
in $19 zugewieſene jelbjtändige Wirkung zukommt. 

5) $ 18411. 

6) Er ſchließt den Vertrag in eigenem Namen und nicht al3 Vertreter 
des Berechtigten. So 3.2. meil er eine fremde Geige für feine eigene hält, oder 
weil er jhon im voraus über eine Sache verfügt, deren Erwerb für ihn in 
fiherer Erwartung jtebt. 

T) Rah 8 185 II treten noch meitere wichtige Fälle der Konvaleszeng 
hinzu; über diefe unten $23 A16f. 

$) Dies alles beruht auf dem Grundgedanken, dab die Einigung ohne 
Übergabe oder Eintragung bereits eine Verfügung im Sinne des BGB enthält. 
(Da Eccius 66 und DIZ 7,95 dies leugnet und der nadten Einigung die 
jelbitändige Rechtswirkung abfpricht, muß er auch ihre Genehmigung für rechtlich 
bedeutungslos erflären. Ebenſo Dronke, DXZ 6,233.) Die wichtigite Folgerung 
hieraus ift, daß auch die von einem Nichtberechtigten vorgenommene Auflaffung 
durch nachfolgende Genehmigung des Berechtigten eritarkt; iſt die Eintragung 
bereit erfolgt, jo bedarf e8 feiner Wiederholung der Auflafiung. So KGX 22, 
146; 23,136; Förfter im Recht 6,115; Planck 1,324. Beſonders wichtig ift 
der Fall, daß regelmäkig eine Kaufpreisreſthypothek, eine Grunddienftbarkeit, 
ein Altenteil uf. vom fünftigen Erwerber bereits in dem Naufvertrage und der 
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Die Bindung beider Parteien tritt ein, jobald dur Annahme des Ver: 
tragantrags der Vertrag gejchloffen: die des Antragenden bereits, jobald der 
Antrag dem bejtimmten Gegner zugegangen® ift. 

2. Dieſe allgemeinen Grundjäße finden volle Anwendung bei dem Er- 
werbe von Rechten an der Fahrnis. Hier genügt die formloje Einigung, 
um die dinglihe Bindung beider Beteiligten zu endgültigem Abjchluffe zu 
bringen. Das wörtlihe Angebot zur Eigentumübertragung oder Pfand- 
beftellung ujw. gewährt dem Erklärungsempfänger die gefiherte dingliche 
Anwartihaft, dur die Annahme das dingliche Recht zu erlangen.'® 


Ein derartig fonjenfualer dinglicher Vertrag hat bindende Wirkſamkeit 
nur unter den Parteien; er vollendet noch keineswegs die dinglihe Rechts— 
änderung und bietet feinen Schuß gegenüber einem dritten qutgläubigen 
Erwerber." Daher wird der Antrag zum Abjchlufje des dinglichen Vertrags 
regelmäßig !? mit der Übergabe oder dem Realangebot der Sache jelbit ver: 
bunden werden (jog. Traditionsofferte). Vermöge der bindenden Kraft eines 


Auflafiung beitellt werden: ie eritarfen gemäß $ 155 II durch Die nachfolgende 
Eintragung des Beitellers. Für den Verkehr iſt dies unentbehrlich. Vergl. aud 
oben $ 18 Aiif. 

9) 88 130, 153; Bd. 1 865 Nr. 3. 

10) Dazu oben r 19 Nr. 2. — Gegen die oben vertretene Auffaflung 
wendet Eccius 52 ein: das Geſetz tenne feine Gebundenheit an eine vorangehende 
Abrede; das Einigfein müſſe zur Zeit der Übergabe beiteben und fich auf diefe 
begiehen; eine Verfügung fomme nur durch den die Einigung und Übergabe in 

fchliegenden Vertrag zuitande. Richtig iit, daß bei regelmäßigem Verlaufe, 
wie ihn auch 88929 ©.1, 1032, 1205 angeben, die Fahrnis übergeben wird 
unter Einigfein beider Teile über die dadurch bewirkte Rechtsänderung. Aber 
deshalb entbehrt die Einigung noch nicht der ſelbſtändigen Wirkung. Sie begieht 
fich keineswegs bloß auf die Übergabe, ſondern beſtimmt, welche der verſchiedenen 
möglichen Rechtsfolgen die Übergabe haben fol. Mit aller Deutlichkeit tritt die 
unwiderrufliche Bindung in den Fällen hervor, two der dingliche Vertrag zugleich 
die fürperlihe Übergabe erjeßt. it 3.8. vereinbart, daß der Gläubiger be— 
rechtigt fein fol, fich den Hypothekenbrief nach $ 1117 II aushändigen zu lafjen, 
fo iſt diefe Anwartſchaft auch dann unwiderruflich und dinglich begründet, wenn 
die Hypothet noch nicht erworben ſein ſollte, weil ein Hypothekenbrief noch nicht 
ausgeſtellt iſt Seuff. X. 57,138). Andere Fälle in $$ 930, 931, 1205 II und 
unten AU 13. Das Angebot muß nicht ſtets auf einen bejtimmten Gegner ab» 
gejtellt jein, es kann ji auch an unbejtimmt wen (8d.1 $160a A31) oder 
an jedermann richten. Als eine Marmortarenfabrit in 9. geräumt werden 
mußte, ließ der Eigentümer den Xagerfchuppen für jedermann offenſtehen; 
Hunderte von Perſonen eilten berbei und fchleppten die Marmortafeln uſw. fort; 
der Eigentumermwerb vollzog fich bier durch die VBejttergreifung, die die Annahme: 
erflärung auf dad an jedermann geitellte Angebot zum Befiteriwerbe und zur 
Eigentumübertragung verlautbarte. Vergl. unten 880. 

11) 88 932 f. 

12) Dies jchon aus dem Grunde, um eine fennbare Unterfcheidung dahin 
feitzuftellen, daß nicht bloß der obligatorische, jondern auch der dingliche Vertrag 
abgeſchloſſen werden joll. Beifpiele jind: das Staufangebot unter gleichzeitiger 
Zufendung der Ware; das Aufitellen eines in Funktion gefeßten Automaten. 


, 
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derartigen Angebots '* bewirkt die Annahme gleichzeitig den Abſchluß des 
dinglihen Vertrags und den Vollzug des dinglichen Erwerbs.“ 

3. Die Rechte an Liegenſchaften find grundjäglicdh durch öffentliche 
Beurkundung ficherzuftellen. Es muß daher bedenklich erjcheinen, den form: 
lojen Antrag als bindend und die nadte Einigung ald verpflichtenden ding: 
lihen Vertrag wirken zu lafjen. Auch mit der Befigübertragung des Grund: 
ftüds werden jelbftändige dinglihe Wirkungen nicht verbunden ;"° fie ift infolge 
des Grundbuchprinzipes fein taugliches Zeichen für das Liegenſchaftrecht und 
vermag daher die dingliche Rechtsänderung nicht zu verlautbaren. Umgekehrt 
mürde die jelbitändige Bedeutung des dinglichen Vertrags vernichtet, wenn 
ihm bindende Kraft erft mit dem Vollzuge der Eintragung verliehen würde. 

a) Daher wird der Eintritt der bindenden Kraft des dinglichen Vertrags 
an die Erfüllung jolcher Beurkundungen gebunden, von deren Nachweis Die 
Bewirfung der urkundlichen Eintragung in das Grundbuch abhängt: Die 
materielle Gebundenheit wird in Abhängigkeit geftellt von den Formerforder: 
niffen, deren Erfüllung nad) formellem Grundbuchrechte die VWorausjegung der 
Eintragung bildet. Das tritt klar hervor, wo das BGB zur Rechtsänderung 
die Auflaffung erfordert ; diefe unterfteht einem ftrengen Formzwange und der 
Nachweis der förmlich vollzogenen Einigung muß dem Grundbuchhbeamten 
erbracht werden, bevor er zur Eintragung jchreiten darf."* 


— 


13) Dieſe dingliche Bindung gelangt zu beſonderem Ausdruck im 87001: 
vertretbare Sachen find hinterlegt mit der Geſtattung, daß der Verwahrer fie 
verbrauchen darf; mit der Aneignung entjteht eine Darlehnverpflichtung. Ferner 

956 I: der Eigentümer gejtattet dem Bejißer die Aneignung der Früchte ufiv.; 
ier wird ausdrüdlich betont, daß die Gejtattung unwiderruflich ift, jo lange 
fih der Andere im Befite der überlafienen Sache befindet und der Eigentümer 
zur Gejtattung verpflichtet iſt. 

14) Nur die Annahme als Erfüllung, wodurch der Wille die Sache ala 
techte Leiſtung bebalten zu wollen fundgegeben wird, hat die Wirfung des Eigen- 
tumüberganges. Bei der bloßen Abnahme oder Entgegennahme zum Zwecke der 
Prüfung der zugejandten Ware ufiv. wird zunächſt nur der Beſitz erworben. 
Damit ift zugunften des Empfängers ein bindender Antrag zum dinglichen 
Bertrage nad $929 ©.1 gejtellt; er nimmt diefen an durch Beſtätigung Der 
Leiſtung al3 einer vertragmäßig bewirften oder durch Weiterverfügung und 
Veräußerung der Ware an einen Dritten uſw.; er lehnt den dinglichen Antrag 
und Damit den Eigentumeriverb ab, indem er die Ware als unbejitellte oder nicht 
dertragmäßige, mangelhafte uſw. zurüdmweiit (jog. Stellen zur Dispofition). 
Dies gilt ebenfo bei Einzelfachen wie bei Gattungfachen; Staub 1406 U 56, 57. 

15) Die Belikeinräaumung an dem Grundjtüde wird im Sachenrecht des 
BGB überhaupt nicht erwähnt. Die Verpflichtung Hierzu ergibt fich in erfter 
Linie aus dem obligatorifchen Grundgeichäft. Daher gilt 84331; ferner darf 
der Schuldner nach $ 303 bei Annahmeverzug des Gläubigers den Beſitz (nicht 
dad Eigentum) an dem Grundjtüd aufgeben. Vergl. auch $ 4461. 

16) 8925 und GBO 820; darüber oben 819 A23f. Hier wird im 
Umfange des — auch die Formaliſierung des obligatoriſchen Grundgeſchäftes 
derordnet, fo daß die obligatoriſche wie die dingliche Bindung gleichmäßig von 
der öffentlichen Beurfundung des Vertrages abhängen. 


7* 
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b) Eine andere Stellung nimmt das Gejeg im Falle der Beitellung over 
Änderung begrenzter Rechte ein. Eine bejondere Form wird für den hierzu 
erforderlichen dinglihen Vertrag nicht vorgeſchrieben. Aber die rechtliche 
Wirkung der formlojen Einigung ift unvolllommen. Denn die Grundbuch 
eintragung jegt den Nachweis ihrer gejeglihen Grundlagen durch öffentliche 
Urkunden voraus.” Diejer Nachweis erftredt ſich hier zwar nicht, wie im 
Falle der Auflafjung, auf den Vollzug der Einigung, vielmehr genügt die 
Eintragungsbewilligung des Paſſivbeteiligten.“ Wird diefe von ihm in 
rechter Form erteilt, jo erfolgt die Eintragung der Rechtsänderung; die nod) 
fehlende Einigung mag dann in beliebiger Weije nachgeholt werden. Ver: 
weigert aber der Paffivbeteiligte die Bewilligungserklärung, jo kann der auf 
den fornlofen dinglichen Vertrag gejtügte Antrag des Gegners dem Grund: 
buchbeamten feine ausreihende Grundlage bieten: angefichts des öffentlichen 
Glaubens der Eintragung und feiner eigenen Pflicht und Verantwortlichkeit hat 
der Beamte auf der Beibringung der erforderlichen urkundlichen Belege zu 
beitehen; daß er jelbjt die Wahrheit und Wirkſamkeit der Einigung ermittele 
und feftitelle, darf ihm nicht zugemutet werden und fteht auch nicht in jeiner 
Mad.” Somit ergibt ſich aus den grundbuchrechtlihen Normen der Sag: 


17) GBO $29 verordnet dies zwar nicht zwingend, die ohnedem erfolgte 
Eintragung iſt feineswegs nichtig. Aber der Grumdbuchbeamte hat bei eigener 
Verantmwortlichteit auf der Erfüllung diefer die Nichtigkeit des Buchinhaltes ge: 
mwäbrletitenden Vorausfeßungen zu beſtehen. Obne die erforderlichen öffentlichen 
Urkunden bejtebt feine Gewähr für die Erwirfung der Eintragung; und darum 
allein handelt es fich bier. 

18) GBO $ 19 begnügt jich mit dem Nachweife diejer einfeitigen Erklärung 
(im Gegenjage zu $20), um den Grundbuchverfehr zu erleichtern und Die 
Buchführung zu vereinfachen. Das ijt materiell begründet, weil der Paſſiv— 
beteiligte feine ihn beeinträchtigende Rechtsänderung bewilligen wird, ohne dazu 
rechtlich verbunden zu fein. Und um fo mehr muß folde Bewilligung durch 
öffentliche Urkunde unzweifelhaft feitgeitellt fein. 

19) Es iſt bereit3 oben $ 19 A45 hervorgehoben, dat insbejondere bei 
der Beitellung einer Hypothek regelmäßig die Verwilligung und Eintragung auf 
Antrag des Grundjtüdeigentümers erfolgt. Die Einigung ergibt ji dann als 
Folgerung aus dem Geben und Nehmen des Hnpothefenbriefes ($ 1117). Mit 
Unrecht wird aus dem, allerdings ungenau gefaßten, $873 11 der Rückſchluß 
gezogen, dab durch die Eintragung eine Gebundenbeit entitehe; davon tit auch 
für den Bewilligenden feine Nede; er kann, obgleich die Hypothek auf den Namen 
des Gegners eingetragen tit, die Löſchung erwirfen (durch Berichtigung nad) 
— GBO 822), weil das dingliche Recht in Ermangelung der (durch ihn 
elbſt vereitelten) Einigung nicht entſtanden iſt. Den Nachweis hierfür muß er 
allerdings nad) GBO 829 führen und dafür iſt die Erklärung des (unrichtig) 
eingetragenen Gläubigers beizubringen, der feinerjeits die Zuftimmung aber nicht 
beriveigern darf; vergl. $$ 594, 896. 

20) Er hat feinen Bemweis zu erheben über die Wahrheit der ihm vor— 
getragenen Behauptungen; die eidliche VWernehmung 3.2. von Zeugen wäre jelbit 
da auögefchloffen, wo der Grundbuchbeamte ein Nichteramt befleidet. Auf 
Rüdichlüffe und Ermittelungen braucht er jich überhaupt nicht einzulaflen; er 
kann flare, ungzweideutige Erklärungen verlangen. Wird aber die Ermittelung 
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auf Grund der formlojen Einigung vermag der Erwerber die Eintragung 
jeines begrenzten Rechtes nicht durchzufegen. Das materielle Recht zieht 
hieraus die Folgerung: erjt die Herftellung einer Rechtslage, aus der heraus 
jeder Beteiligte durch einfeitigen Antrag die Eintragung erwirken kann, 
macht den dinglichen Vertrag unwiderruflih. Eine Bindung an die Einigung 
ohne Gewähr der alöbaldigen Vollendung der Rechtsänderung durch Ein: 
tragung erjcheint wertlos; die Sicherung der Eintragung durch Erfüllung 
der grundbuchrechtlihen Vorausjegungen wirkt danach als Bekräftigung der 
Einigung: fie bejtätigt, daß der Vertrag geſchloſſen ift, und bindet den 
Bewilligenden an feine Erklärung.?' 


und Feititellung durch den Prozeßrichter vollzogen und durch Urteil feitgelegt, 
jo genügt dies bollauf den grundbuchrechtlichen Anforderungen. Dies führt zu 
dem wichtigen Schlufie, der unten A 23 gezogen wird. 

21) Die Veweisführung gebt darauf hinaus, daß $ 873 II nur aus dem 
Zufammenhange mit und nur als Folgerung aus GBO $29 zu verjtehen ift. 
Einen Anhalt dafür geben Mot. 3, 177 umd Brot. 8,55; vergl. indbefondere die 
treffende Darjtellung bei Predari 113. — Den praftifch wichtigſten Fall enthält 
$S73 11 d; danach genügt zur Heritellung der Bindung Die einfeitige form— 
gültige Bewilligung des Paſſivbeteiligten in Verbindung mit der Aushändigung 
der Bewilligungsurfunde an den Gegner (jo Eccius 56). Die Behauptung 
(von Bland $ 873 A 2d), dat durch die Annahme der Bewilligung die bindende 
Einigung zuſtande komme, trifft nicht zu; denn die bloße Befigübertragung 
kann für jich nicht die Einigung über das dingliche Recht inhaltlich erfegen. 
Richtig ift mur, daß nach dem Geſetzeswortlaute die Beteiligten an die Einigung 
gebumden find, weil jeßt der Vertrag formell in Ordnung iſt (fo borfichtiger 
Föriter, Necht 7,56). Auffallend ift dabei, daß nicht bloß, worauf ed doch an— 
tommt, der Bajfivbeteiligte, fondern auch der eriverbende Gegner gebunden fein 
jol, Eccius nimmt daher bloß eine einfeitige Gebundenheit an und benußt dies 
ad Grund, um die Vertragnatur der Einigung zu leugnen. Tatſächlich wird 
De Rechtslage allerdings darauf hinaus fommen, daß der Gegner die Ein- 
tragumgbewilligung in die Hand befommt, um nach jeinem Willen den Antrag 
auf Eintragung wirkſam ftellen zu fönnen. Weshalb er felbjt gebunden fein 
joll, bleibt unflar. Man darf auch nicht. den Ausweg wählen, daß ja in dem 
Stellen des eg die Annahme der Bewilligung liege; denn das 
Gejeh läht die Bindung bereit$ mit der Aushändigung der Berwilligung eintreten. 
— Die Löfung kann m. E. nur fo gefunden werden. Das Geſetz geht davon aus, 
daß eine als ſolche wirffame Einigung formlos begründet werden kann und hier 
bereitö vorliegt („an die — d.h. vorausgegangene — Einigung gebunden“). 
&3 foll beſtimmt werden, wodurch hier die Unmiderruflichfeit eintritt. Wber die 
tormloje Beredung bietet feine Grundlage für die Eintragung und darum auch 
kine Gewähr für die alsbaldige Erwirkung der dinglichen Rechtsänderung. Das 
geihieht erft, wenn die Einigung in eine vorgefchrittenere Rechtslage übergeführt 
worden tit, in der die unmittelbare Erwirfung der Eintragung jedem Peteiligten 
emöglicht, ihr Vollzug mithin bereits eingeleitet iit. Erft die Erfüllung der 
undbuchrechtlicden Formerforderniffe bezeugt den ernitlichen Willen zu der 
Kchtsänderung und bietet damit die Gewißheit ihrer alsbaldigen Vollendung. 
Im mehr als diefe formelle grumdbuchmäßige Gebundenheit handelt es fich auch 
n$ 873 II nicht; keineswegs foll aus der Aushändigung der Eintragung 
bewilligung erft die dingliche Einigung entjtehen und keineswegs verordnet das 
Rich eine Bindung im Sinne einer materiellrechtlichen gegenfeitigen Verhaftung. 
zer Sinn ift vielmehr: die in der Einigung enthaltene Gebundenheit wird un: 
mderruflih. So verordnen $$ 876, 880 II, 107111, 1178 TI, 1183, daß durch 
de Erfüllung beftimmter Formen die Zuftimmung unwiderruflich wird. Etwas 
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c) Nur bei diefer Auffafjung des Zufammenhanges der Rechtönormen 
findet die geltende gejegliche Ordnung ihre ausreichende Erklärung. 1. Der 
Mangel der Form hebt nicht die Wirkfamkeit der Einigung unter den Be: 
teiligten auf. Nur das fteht in Frage, wie fie durch öffentliche Beurkundung 
unmiderruflicd werden kann. Neben die im BGB aufgezählten Formen tritt 
vermöge feiner allgemeinen Erſatzfunktion das gerichtliche Urteil. Auf dieje 
Weiſe löft fich der anfcheinende Widerſpruch, daß die Rechtöfolge, die der 
formlojen Einigung verjagt wird, auf Grund des formlojen obligatorijhen 
Grundvertrages erreicht werden kann. Iſt in ihm die Verpflichtung zur Beitellung 
uſw. eines begrenzten Rechtes wirkſam begründet,?? jo kann die jachenrechtlidhe 
Bewirkung diefer Bindungspflicht durch Klage auf Erfüllung geltend gemacht 
und damit der Abſchluß des dinglihen Vertrags erzwungen werden; das 
rechtökräftige Urteil dient dann ald Grundlage für die Grundbucheintragung.“ 


anderes kann auch der in 8 873 II gewählte ungenaue Ausdrud „gebunden“ nicht 
bedeuten; daß die formell beiderfeitige Wertragbindung ($ 154) materiell nur 
einen der Beteiligten verpflichten kann, ergeben $$ 145, 87511, 1258 11 2 (jonit 
ipricht das BGB überhaupt nicht von gebunden) ; da die Wortfaffung in S 873 11 
(an die Einigung gebunden, ſtatt an ihre Erklärungen) nur das Mißverſtändnis 
ausſchließen ſollte, als ob der Bewilligende bereits durch ſeine einſeitige Erklärung 
vor dem Grundbuchamte gebunden ſei, beſtätigt ausdrücklich Küntzel in Gruchot 
42,98. Alſo ſelbſt in den Fällen, wo beide Beteiligte nach $ 873 IT«a— yihre Er— 
flärungen förmlich abgegeben haben, hat man nur an die materielle Gebundenbeit 
des Berwilligenden gedacht. (Pland 3, 87 bezieht die Worte Küntzels auf $ 873 IId 
und folgert daraus, dab die Annahme einer einfeitigen Bindung ausgejchlofien 
jei; beides erfcheint ungenau.) Im Ergebnis iſt $ 873 II dahin auszulegen: die 
Einigung iſt unwiderruflich, fobald durd Erfüllung der grundbuchrecdhtlichen Vor— 
ausfegungen die Erwirfung der Eintragung für jeden Beteiligten gejichert it; 
wer hierdurch materiell verhaftet wird, ergibt jich aus dem Inhalte der Einigung 
und Diefer weiſt eine Bindung nur für den bemwilligenden Bafjivbeteiligten nad). 
Darum fpricht 8 878 auch lediglich von der Gebundenheit des Pajjivbeteiligten. 

Da das Geſetz die Widerruflichkeit der formlofen Einigung ausdrüdlid feit- 
itellt, fanın aus dem Gebrauche des Widerrufrechtes feine Pflicht zum Erſatz des 
negativen Vertraginterejies entitehen. Zuitimmend Kober 8 873 III WA. 

22) Das entfpricht der allgemeinen Regel. Eine Form wird für den obli- 
gatorifchen Vertrag nur nach $$ 311, 313, 518, 761, 780, 781, 1017 erbeijcht. 

23) CPO $$ 894, 896; oben $1S A16Ff. Damit wird die Eintragungbe: 
willigung erſetzt und zugleich eine der GBO 88 19, 29 entjprechende Beurkundung 
der Bewilligung geſchaffen. Im NRechtsjtreite iit die Wahrheit der behaupteten 
Bindung zu prüfen, nur dort finden alle Einwendungen Gehör und damit kann 
ein Rechtöverluft vermieden werden, der fonjt aus der voreiligen Eintragung nad 
$ 892 droht (A 20). Am Ergebnis ebenfo: RG 50,77 und JW 30, 382; 31, 194 
und Beilage 233; Fuchs 1, 66; Turnau-Förſter 1, 88; Oberned, DNot.VZ 1, 274; 
ferner IW 30, 747, 792 (Fuchs, Cohen) ; Recht 7, 58, 58 (Föriter, Molitor) ; 
land 3, 85. — Daß 8 87311 fih nur auf den dinglichen Vertrag bezieht und 
Daher der getroffenen Entjcheidung formell nicht im Wege ftebt, dürfte unzweifel— 
haft fein. Aber damit wird der innere jcheinbare Widerfpruch nicht gebannt, da 
die Bindung, die wegen des Formmangels bei der Einigung verneint wird, bei 
dem obligatorischen Vertrage troß feiner Formlofigfeit beiteht und ſogar den 
Zwang zur Einigung und Eintragung auslöjt. Der Widerfprud iſt unlösbar, 
wenn angenommen wird, daß durch 8873 II die Einigung jelbit formalifiert 
werden foll; denn wenn der Formzwang auf die Überlegung einwirken foll, fo 
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2, Die Beitellung eines begrenzten Liegenjchaftrechtes erfolgt regelmäßig 
auf Grund der Eintragungbewilligung des Pajfivbeteiligten. Durch Aus— 
händigung der formgerechten Bewilligungertlärung an den Erwerber wird 
defien Rechtsmacht, die Eintragung durchzuſetzen, unwiderruflich begründet.?* 
Er jelbjt verlautbart jeine Annahme und die dingliche Einigung, indem er 
auf Grund der Urkunde den Eintragungantrag ftellt.” 3. Das Geſetz ver: 
bindet damit die Fälle, wo die Erklärungen beider Beteiligten gerichtlich oder 
notariell beurfundet oder vor dem Grundbuchamte abgegeben oder bei diejem 
eingereicht jind.”* Daß dieje Erklärungen inhaltlich fih auf die Einigung 
über die Rechtsänderung beziehen müfjen, erjcheint unzweifelhaft. Ebenſo 
Har ift aber nad) dem Zwed und Zuſammenhang der ganzen Drdmung, daß 
ein Rechtzuſtand dadurch herbeigeführt jein muß, der die Gewähr für Die 
alebaldige Eintragung der Rechtsänderung bietet. Denn das ijt der Sinn 
der verordneten Gebundenheit. Dem aber wird nur genügt, wenn die Er: 
färungen inhaltlih die Eintragungsbewilligung des Pajfivbeteiligten ent— 
halten” umd in ihrer Form den grundbuchredtlichen Eintragungvoraus: 
jegungen genügen.” 


muB auch, wie $ 313 zu $ 925 bemwetit, das vorausgehende Grundgejhäft den» 
felben Formen genügen, die für das Erfüllunggeichäft gelten. Die Löſung ergibt 
ich mur aus der Auffaffung, daß $ 873 II Iediglich auf die Vorausfegungen der 
Eintragungen hinweiſt und hervorhebt: eine formloje Einigung bietet feine Grund» 
lage, um die Eintragung der NRechtsänderung von dem Paſſivbeteiligten zu er— 
zwingen. — Damit wird auch der Gegenmeinung die Grundlage entzogen; denn 
fie gebt davon aus, daß die Einigung ſich mit dem verfügenden Teile des oblis 
gatoriichen Grundgeichäftes dede und daß daher $ 573 II fich auf dieſes mitbeziebe; 
jo Wolft in Gruchot 47, 26. Ferner Kücendahl, IW 30, 701 und Recht 6, 200. 

24) 8873 11d. Aushändigung bedeutet die Übergabe zu unmittelbarem 
Pejige, denn nur dieſer gemwährleijtet die alöbaldige Vorlegung der Urkunde bei 
dem Grundbuchbeamten; Erfaß durch Beſitzkonſtitut iſt unwirkſam. Vergl. die 
dieſe Auslegung beſtätigenden $$ 172, 236, 410, 411, 572, 783, 784, 785, 792, 
797, 798, 805, 808, 875, 1117, 1144, 1145, 1267. — Form und Inhalt der Be— 
willigungsurfunde müſſen der GBO 88 25, 29 entſprechen. 

25) Nadı GBO $ 13. Hier tritt deutlich hervor, dat Bewilligung und Ans 
trag auch den Anhalt des dinglichen Vertrages erjchöpfen ; darüber oben $ 19 U 28 f. 

26) $873 1Ia,d,y. Im Gegenjat zu der jtrengeren Form des $ 925, mo 
die Abgabe der Erflärungen bei gleichzeitiger Anwesenheit beider Teile gefordert 
wird, genügt bier die jufzejjive Abgabe und Beurkundung der Erklärungen (Küntzel 
99). Der Beredtigte fann 3.2. die Bewilligung zur Beitellung einer Grund» 
dienitbarfeit zumächit einfeitig vor dem Grundbuchamte erflären und nach längerer 
Zeit erſt braucht die Beurkundung der Annahmeerflärung nachzufolgen. 

27) Es ijt immer fejtzubalten: der Nachweis der Einigung nad GBO $ 19 
iit weder erforderlich noch auch für jich allein genügend. Erſt die Bemwilligung ers 
zeugt die Eintragungsgrundlage. 

28) Ebenfo Predari 114; Kretzſchmar, Sächſ. Arch. 11, 164; Brettner, Recht 
4, 394; Biermann $ 873 A 2d; TurnausFöriter 1, 95; Eccius in Gruchot 44, 765; 
Brud, Einigung im Sachenrecht 37. Dagegen wollen für den Fall der Abgabe 
der Erflärungen vor dem Grundbuchamte auch bloß mündliche nichtprotofollierte 
Erflärungen zur Herbeiführung der Bindung genügen lafien: Bland $ 873 U 4b; 
Cberned 725; Fuchs 1,63; Kober $ 873 III A 1b. Dies widerfpricht indefien dem 
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4. Wenngleich die vorausgehende Einigung bindende Kraft erlangt hat, 
tritt der volle Rechtserfolg doch erjt mit dem Vollzuge der Eintragung ein. 
Da dieſe fi hinausziehen kann und von Amtshandlungen abhängt,? die der 
Parteibeeinfluffung entzogen find, jo entjteht das Bedürfnis, den dinglichen 
Vertrag in jeiner Wirkung unabhängig zu jtellen von zwijchenzeitlihen zu: 
fälligen Ereigniffen. Das BGB trägt dem nicht in der Weiſe Rechnung, daß 
der Eintragung rüdwirkende Kraft beigelegt würde; eine jolche Fiktion muß 
möglichjt vermieden werden, fie könnte auch gegen den auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs geftügten Erwerb eines Dritten nicht durchdringen. 
Auch der Eingang des Antrags auf Eintragung beftimmt nicht den Zeit: 
punkt der Vollendung des Rechtserwerbs.““ 


Über die materiellrechtliche Wirkung der Verfügung entjcheidet dagegen 
der Abſchluß der rechtsgeihäftlihen Handlungen der Beteiligten. Diejer 
ift erreicht, jobald der Berechtigte an feine Erklärung gebunden ®!' und der 
Eintragungsantrag beim Grundbuchamte eingegangen ®: ift. Mit diejem 
feftbeftimmten Zeitpuntte find alle erforderlichen Parteihandlungen erledigt; 


engen Zuſammenhange zwifchen $ 873 II und GBO $ 29, wie er oben (bef. U 21) 
dargelegt ijt. Der Streit hat wenig praftifche Bedeutung, da unprotofollierte Er— 
Härungen dem Grundbuchrichter als nicht vorhanden gelten; Eccius, Gruchot 47, 
710; Xofef, Eiv. U. 95, 149; Gentralbl. f. FG 2, 699; 3, 309, 477. Das Protokoll 
iit nah FGG 8175 f. aufzunehmen, foweit nicht die Landesgeſetze abweichende 
Beitimmungen getroffen haben. 

29) So wenig wie bei der Wuflafjung bildet die Einigung im Falle der 
Beitellung oder Änderung begrenzter Rechte einen fontinuierliden Rechtsaft mit 
der Eintragung. 

30) Der wirkſam gejtellte Antrag gibt nur die durch GBO $$ 17, 46 be- 
ſtätigte Zuderficht, daß er vor dem dasjelbe Necht betreffenden, aber erſt jpäter 
geitellten Antrag durch Eintragung erledigt werde. Ein materielles Recht iſt 
Daraus noch nicht begründet. Wird daher die fpäter beantragte Eintragung 
feblerbaft vor der früher beantragten bewirkt, fo ift der Buchinhalt nicht umrichtig, 
eine Berichtigung nad) $ 894 kann nicht jtattfinden. Predari 122, 

31) $ 878 hebt ausdrüdlich hervor, daß nur die Bindung des Berechtigten 
entjcheidet. Natürlich; denn nur feine Verfügungsmacht jtebt in Frage, nicht etwa 
die des eriverbenden Gegners. Wie die Bindung entjteht, ergeben 88 373 IL, 875, 
877, 925: bei der Muflaffung durch die bei gleichzeitiger Anweſenheit von beiden 
Beteiligten erklärte Einigung; bei der Beitellung begrenzter Rechte genügt die 
formgültige Abgabe (Aushändigung) der Eintragungsberwilligung (A 21), zu der 
bier aber außerdem der Antrag noch binzugetreten fein muß; KGEJ 23, 242. 

32) GBO 81312: der Eingangvermerf ift auf den Antrag zu * Er 
entſcheidet, wenn die Einigung bereits vorher bindend geworden iſt; folgt die 
Einigung nad), jo iſt der aus A 21 fich ergebende Zeitpunkt maßgebend. Nur ein 
den Formerfordernifien der GBO genügender Antrag bat die in $ 878 angeordnete 
Wirkung; wird der Antrag endgültig zurüdgetviefen (GBO $ 18; unten $ 55 U 38) 
oder zurüdgenommen, jo iſt der Rechtsvorgang noch nicht in das lebte Vollzug: 
ftadtum eingetreten, die Verfügung kann mithin durch eine jet erit eintretende 
Verfügungsbefchränfung des Berechtigten binfällig werden; fo Predari 125; Tur- 
nau-Föriter 1, 130; Planck U 3; Fuchs 1, 85. Der fpäter wiederholte und nun 
erfolgreiche Antrag ijt ein neuer Rechtsakt, rückwirkende Kraft fommt ihm nicht zu. 
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was jegt noch fehlt zur Vollendung der Rechtsänderung tft der behördliche Akt der 
Eintragung, der ſich jelbjtändig nach den Vorſchriften über das Verfahren 
in Grundbuchſachen und unabhängig von dem Willen der Beteiligten voll: 
zieht. Wenngleih auch erjt der Eintragungsvollzug die volle dingliche 
Wirkung auslöft, jo werden doc) die materiellen rechtsgeihäftlihen Voraus: 
jegungen und insbejondere die Fähigkeit zur Vornahme einer Verfügung 
nach dem zur Zeit ihres Abjchluffes vorhandenen Rechtzuſtande beurteilt. 
Darum vermag eine nach dem oben bezeichneten Zeitpunfte eintretende Bes 
ihränkung der Gejchäftsfähigfeit ** oder der Verfügungsmadt * die Wirk: 
jamkeit des dinglichen Vertrages und des Antrags nicht zu beeinträchtigen.?* 
Der angegebene Zeitpunkt ift auch maßgebend für den guten Glauben des 
Ermwerbers.?’ 


‚33) Eine der beantragten Eintragung widerfpreddende Verfügung des Pro— 
zeßrichters kann in das durch die GBO $$ 17, 46 vorgejchriebene Verfahren nicht 
bemmend eingreifen. Annalen des OLG Dresden 22, 135. 


34) Dies bereit3 nach $ 130. Der Antrag iſt allerdings eine Handlung im 
Verfahren der FG; aber er enthält zugleich eine materiellrechtlich erhebliche 
Billenserflärung, die demgemäß (Bd. 1 861 Nr. 2) die entjprechende Verkehrs— 
fähigkeit de3 Antragftellers vorausfeßt; abw. Predari 123 U 47. 


35) Dies befonders auszufprechen, iſt der Zweck des 8 878. In der Zwiſchen— 
zeit bi3 zum amtlichen Vollguge der Eintragung (eine Friit, die ſich durd die er— 
forderliche Prüfung der Anträge oder durch das VBeichwerdeverfahren wegen Ber: 
weigerung der Eintragung auf einen längeren Zeitraum ausdehnen fann) fünnen 
Zatiachen eintreten, die der getroffenen Verfügung miderjtreben. Sie find ohne 
Virfung, weil über die Verfügungsmacht der Zeitpunkt bejtimmt, in der die Ver- 
fügung rechtsgefchäftlich abgefchloffen iſt. — Praftifch bedeutfam iſt insbejondere 
die Konfurseröffnung über das Vermögen des Berechtigten. Nah KO 815 ©.2 
lann 3.8. eine Hypothek mit voller Wirfung auch den Konfursgläubigern gegen 
über erworben werden, wenn die Eintragung und Aushändigung des Hypotheken— 
briefes erjt nach der Eröffnung des Konfursverfahrens erfolgt find, fofern nur 
Bindung und Antrag nad $ 878 vor diefem Zeitpunfte eingetreten waren. Ob 
die jo erworbene Hhpothef dem Anfechtungsrehte nah KO 829 f. unterliegt, iſt 
eine andere Frage; fie wird im Falle des NG 51, 287 bejaht. Feitzubalten ift 
auch, dat das Grundbuch infolge der Konfurseröffnung überhaupt nicht gefperrt 
wird, da der Gemeinjchuldner feineswegs verfügungsumfähig iit, vielmehr KO 87 
feinen Verfügungen und deren Eintragung ins Grundbuch nur die Wirkung den 
Konkursgläubigern gegenüber entzieht; jo RIA 2, 139 (der Grumndbuchrichter tit 
mit der Brüfung der Tragtveite der Verfügungsbeichränfung nicht befaßt und darf 
daber die vom Gemeinfchuldner bemwilligte Eintragung nicht ablehnen) ; Cherned 
221, 806; TurnausFörfter 1, 131; Fuchs 1, 167. Unrichtig ift die Behauptung, 
daß KO S 6 dem Gemeinfchuldner fchlechtbin die Verfügung über die zur Konkurs: 
mafle gehörenden Grundjtüde entzieht; abw. Schöller, DYZ 7,165. Vergl. ferner 
KEY 23, 242; die Eintragung ift unguläffig, wenn der Grundjtüdeigentümer 
war die Löfchungsbemwilligung wirffam erteilt bat, er aber vor dem Eingehen des 
Söihungsantrags in Konkurs geraten iſt. i 

36) 8 878 wird ferner für anwendbar erflärt in $$ S80 II, 1109, 1116, 
1132, 1154, 1168, 1180, 1196, 1260. 


37) 8 892 II; er wird auch durch die Kenntnis von einem Veräußerungsver- 
bote ausgeſchloſſen. Vergl. RG 53, 88. 
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$ 21. Inhalt des dinglichen Vertrags. Bedingungen. 
Dinglide Bewirfungspflidt. 

1. Der dinglide Vertrag darf ſich inhaltlich nur auf die im BGB aus: 
gebildeten Typen der Sachenrechte erftreden. Dieſe Begrenzung bezieht ſich 
nicht bloß auf die Art und Natur des zu übertragenden Rechtes jelbit, jondern 
gilt auch für die innere Ausgejtaltung der dinglihen Rechtsbeziehungen. 
Auch hierfür befteht feine WVertragfreiheit. Als allgemeine Rechtzwede 
des dinglichen Vertrags nennt das BGB: die Übertragung dinglicher Rechte, 
die Belaftung eines Grundftüds oder eines begrenzten Rechtes, die Auf: 
hebung eines Rechtes, die Änderung und Ummandlung dingliher Rechte. 

Die zur Herftellung des Tatbejtandes der Einigung erforderlichen 
Willenserflärungen find nicht in dem Sinne formalifiert, daß beſtimmte 
Worte gebraucht werden müßten.” Bei der Beitellung und Änderung von 
Rechten an der Fahrnis genügen insbejondere aud jchlüffige, durch Die 
Befigübergabe verlautbarte Erklärungen. Anders im Grundbudvertehr. 
Die öffentlihe Beurkundung dur die Eintragung muß ſich nicht bloß auf 
öffentliche Urkunden ftügen, fondern aud auf Erklärungen, die ausdrüdlid 
und fjelbjtändig den Willen zur Rechtsänderung und den gewollten Inhalt 
feſtſtellen. Es genügt nicht, daß durch Verweifung auf andere Erflärungen 
oder durch Auslegung zweideutiger Urkunden der Wille zu einer beſtimmten 
Rechtsänderung ermittelt oder auf ihn gejchloffen werden kann, jondern die 
Erklärung des erforderlichen Inhaltes der Einigung jelbft muß dem Grund: 
buchamte vorliegen.? 

2. Der Inhalt des Grundbuhs muß für das Eigentum Klare und 
fihere Recdtzuftände verlautbaren; der Zweifel, ob der Tatbejtand einer 
Bedingung erfüllt oder eine Frift abgelaufen fei, darf die Eigentunfrage 
nicht verdunteln. Das Geſetz geht darüber hinaus und erheiſcht diejelbe 
Beitimmtheit auch für den dinglihen Vertrag: daher wird die Auflafjung 
unter einer Bedingung oder Zeitbeftimmung für unwirkſam erflärt.* Nach 


1) 88 873, 875, 877, 880, 1198. Die Bedeutung dieſer grundbuchrechtlich 
unter der allgemeinen Bezeichnung „Rechtsänderung“ zufammengefakten rechts: 
geſchäftlichen Verfügungen iſt oben 816 Nr. 2 dargeſtellt. 

2) Das iſt insbeſondere für die Auflaſſung hervorzuheben (unten $ 77). 
Feſtzuhalten iſt, daß der materielle Konjens auch durch die in fich verbundenen 
Erflärungen über die Eintragungsbemwilligung des Veräußererd und den ihr ent= 
—— Antrag des Erwerbers hergeſtellt werden kann (oben $19 A28 F.). 

3) NG 54, 382. Ein wichtiger Beweisgrund hierfür liegt in der durch 
88 878 II, 878 geſetzten Ordnung; die Frage, ob und warum eine dingliche Ge— 
ůndenheit eintritt (oben 820 A 21) wird lediglich nach der Erfüllung beitimmter 
Formen und’ nicht danach beurteilt, dat die Beteiligten ihrem Worte die Treue zu 
halten haben. Vergl. auch A 14. 

4) $ 92511. Im eriten Entwurf ($$ 870, 871) waren nur die auf: 
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ihrem Zwecke ijt die Rechtsnorm auf die Fälle zu bejchränten, wo der Eintritt 
der Eigentumübertragung durch den Parteiwillen an eine willfürlich be- 
itimmte QTatbejtandvorausjegung gebunden wird.” Das Geſetz jteht der 
WVirkſamkeit einer Auflaffung nicht entgegen, deren materielle Wirkung noch 
von der Erlangung der Verfügungsmadht * des NAuflaffenden oder deren 
formeller Vollzug noch von der vorgängigen Eintragung ? des Auflaffenden 
abhängt: die Auflafjung kann als dinglicher Vertrag hier wirkſam erklärt 
werden, die Eintragung des Erwerbers als Eigentümers allerdings darf erft 
erfolgen, wenn alle VBorausfegungen der Eigentumübertragung erfüllt 
worden find.“ Soweit das Bedürfnis befteht, einen fünftigen oder bedingten, 
wenngleich nur obligatorifchen Anjprudh auf Erlangung des Eigentums an 
einer Ziegenjchaft zu fichern, wird ihm durch Eintragung einer dinglich 
wirkenden Vormerkung“ Genüge gewährt. 


ichtebenden Bedingungen und Befriitungen ausgejchlofien, die auflöjenden waren 
ausdrüdlich zugelafien. Dies iit in zweiter Lejung (Brot. 3, 168) abgeändert. 
Rab 892511 find alle Arten von Bedingungen und Befriitungen verboten. — 
Für das Erbbaurecht gilt $ 925 11 nicht. Der 8 1015 zieht nur $ 9251 beran; 
unten 859 A5; Fuchs 1,268. 

5) Hierin tit der begriffliche Gegenfaß der echten Bedingung zu der Rechts— 
bedingung Zu finden, die fich auf eine rechtänotwendige Tatbejtandvorausjeßung 
bezieht; Bd. 1 876 A6. Mit diefem Begriff werden häufig recht unflare Vor— 
telungen verfmüpft. 

6) A. fann das Eigentum an einem Grimditüd an B. auflajien, bevor er 
die nach $ 1445 erforderliche Einwilligung feiner Ehefrau oder die Genehmigung 
des Vormundſchaftgerichts nad $ 1521 Nr. 1 erlangt und beigebradht hat. So 
auch OLG 2, 1;3 5, 418. Darum iſt auch möglich, daß die Auflaſſung ſeitens eines 
Nichtberechtigten durch Genehmigung des Berechtigten uſw. nach $ 185 nachträglich 
entartt; KGJ 22, 146; OLG 4, 33; abw. Eccius, DIZ 7, 61, gegen ihn wiederum 
Iberned, DNot. BZ 2, 168. 

7) Das in GBO $ 40 I aufgejtellte Erfordernis der Eintragung des Paſſiv⸗ 
beteiligten bezieht ſich auf den Zeitpunkt der Eintragung der Rechtsänderung, nicht 
auf den des Abſchluſſes der Einigung. Hat A. durch Zuſchlag in der Zwangsver— 
ſteigerung das Eigentum an einem Grundſtück erworben, jo darf er dies wirkſam 
an B. durch Auflaffung übertragen, auch bevor er noch (was bier auf Erfuchen 
des Ziwangsveriteigerungrichters erfolgt) im Grundbuche als Eigentümer eins 
getragen iſt. — Auch die Beitimmung nah GBO $ 16 IL, dat die Eintragung der 
Auflaffung nicht ohne andere Eintragung erfolgen fol, enthält feine Bedingung; 
Kregichmar, ſächſ. Arch. 11, 22, 

8) Dies um der Unrichtigfeit des Buches vorzubeugen und wegen der wich— 
tigen jelbjtändigen Wirfungen der Eintragung. — Die praftiiche Bedeutung der 
Zulafiung einer bvorgängigen Auflaffung beruht darin, daß fie nach Eintritt der 
noh fehlenden XTatbeitandvorausfegungen nicht wiederholt zu mwerden braucht. 
Und die Zuläffigkeit des eigenartigen Zwiſchenzuſtandes der dinglichen, aber noch 
nicht eintragungsreifen Gebundenbeit bat zuleßt ihren Grund darin, daß nicht 
wie nach bisherigem preuß. R.; daher die in der preuß. Praris auftretenden Bes 
denten) Auflaffung und Eintragung einen einheitlichen, auch zeitlich verbundenen 
Rehtävorgang bilden. 

9) $883 I. Die praftifche Bedeutung der Vormerfung reicht fo weit, daß 
der vorbeugende Zweck des 8 925 II im mefentlichen vereitelt werden fann. Die 
Trüder A. und B. haben aus dem Nachlafie ihres Vaters ein Grumditüd ererbt; 
bei der Erbauseinanderjeßung jind beide darüber einig, daß der Anteil des A., 
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a) Bei allen anderen dinglichen Verträgen über Liegenjhaftrechte find 
beſchränkende Nebenbejtimmungen joweit zuläſſig,“ als fie nicht dem Inhalte 
des begründeten dinglichen Rechts widerjprehen. Daher kann 3. B. eine 
Hypothek?! ſowohl unter einer aufjchiebenden und auflöjenden Bedingung 
als auch unter einer Befriftung beftellt werden; Rang und Wirkung der 
Hypothek rechnen von der Eintragung ab ;'? mit Eintritt der auflöjenden Be: 
dingung oder des Endtermins erlijcht ?? fie.'* 

b) Die bedingte Übertragung des Eigentums an einer Fahrnis '° hält 
bei der aufichiebenden Bedingung den Eigentumermwerb auf und bewirkt mit 
Eintritt der auflöfenden Bedingung den Rücdfall des übertragenen Eigentum: 


wenn er ohne Kinder jtirbt, an 2. fallen fol. Die Parteien wollen dies Recht des 
B. dinglich fihern (wozu Zeitament oder Erbbertrag nicht ausreichen würden, 
$ 2286). Dazu jtehen zwei Wege offen. Entweder wird A. als Miteigentiimer 
eingetragen und jeine Verpflichtung zur fpäteren Auflafjung an B. durch Ein- 
tragung einer Vormerkung dinglich geſichert. Oder B. wird als Alleineigentiimer 
eingetragen und feine Verpflichtung zur Rüdübertragung des Eigentumanteils an 
A., wenn diefem ein ind geboren wird, durch Vormerkung gejichert. Dort ijt im 
Erfolge eine aufſchiebend, hier eine auflöjend bedingte dingliche Anwartſchaft auf 
das Eigentumrecht begründet worden. Für die ettvaigen Anſprüche auf Schaden- 
erjaß uf. fann außerdem eine Sicherungshhpothef beitellt werden. — Sobald die 
Bedingung eingetreten it, kann der Berechtigte auf Grund des bedingten Ver— 
trag3 die Vornahme der endgültigen Auflafjung durchſetzen. Dieſer Anfpruch iſt 
injofern dinglich gejichert, al3 er jedem nach der Vormerfung eingetragenen Rechte 
vorgeht und gegen jeden Eriverber des Grundjtüds geltend gemacht werden fann; 

883 Il und III. Zum Schuße eines beanjtandeten Eintragungsantrags wird eine 

ormerfung nad) GBO 8 18 II eingetragen; Anwendung auf die Auflajjung in 
NG, IW 32 Beil. 126. 

10) Dies ergibt ſich durch Gegenſchluß aus $ 925 II. 

11) Es iſt genau zu unterjcheiden: a) die Bejtellung einer Hypothek für eine 
bedingte oder künftige Forderung nach $ 1113 II; die Nebenbeftimmung berührt 
den dinglichen Beſtand des Rechtes nicht, fondern bindet dies nur inhaltlich ver— 
möge ſeiner acceſſoriſchen Natur; fällt z. B. die Bedingung aus, ſo entſteht eine 
Eigentümerhypothek, $ 1163; b) die Beſtellung eines bedingten oder befriſteten 
dDinglichen Hypothekenrechts; tritt hier 3. B. die auffchiebende Bedingung nicht ein, 
fo ijt die dingliche Belaſtung felbit nicht entitanden, das Buch iſt unrichtig, e3 
findet Berichtigung nach $ 894 jtatt, 8 1163 findet feine Anwendung. Beifpiel 
einer auflöjend bedingten Hypothek: die Mutter tritt eine ihr zuſtehende Hypothek 
an ihren Sohn ab, wenn diefer aber vor feiner Verbeiratung jtirbt, fol die Hypo— 
thef an die Mutter zurüdfallen. — Eine Grundſchuld kann nur als bedingte uſw. 
dDingliche Belajtung beitellt werden. Ein bebingter Verzicht auf da3 Eigentum 
nad) $ 928 iſt für zuläffig zu erachten, weil $ 925 II fich nur auf aweifeitige ding— 
liche nn bezieht. 

) $ 161 jchüßt gegen F Benachteiligung durch ſpätere oder zwiſchenzeit⸗ 
liche en Bd. 1 F A18f. Unter dieſem Vorbehalt iſt aber eine 
Weiterveräußerung und Verfügung über die dinglich belaſtete Sache unbehindert. 

13) $ 158, 163. 

14) Eine ganz andere Bedeutung hat es, daß der Eintragungantrag nicht 
an einen Vorbehalt gefnüpft werden joll nad GBO 816. Dem Grundbudhamte 
darf die Prüfung nicht zugemutet werden, ob der Vorbehalt, die Bedingung ufiv. 
ſich erfüllt hat: es braucht nur auf prägife, endgültig geitellte Anträge einzugeben. 

15) Eigentumübertragung unter Vorbehalt ift bejonders üblich beim Fahr- 
nisfaufe. Das BGB läßt in 8455 beim Kauf beweglicher Sachen den ausdrüd= 
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rechtes." Damit ift die allgemeine Zuläffigkeit des bedingten Tradition: 
vertrages bei beweglihen Sachen anerkannt. Auch die fiduziariſche Eigen: 
tumäbertragung ift geftattet und kann als Erſatz des Pfandrechts dienen. 
Dem gutgläubigen Dritten gegenüber find derartige Beſchränkungen indeſſen 
ohne Wirkung; für ihn gilt jeder Befiger, jofern der Dritte ihn für den 
Eigentümer hält, ſchlechthin als unbejchräntt verfügungsberechtigt.“ 

3. Aus der wirkſam und formgültig abgejchloffenen Einigung entſteht 
eine fejtbegründete dingliche Rechtslage, eine Gebundenheit der Vertrags: 
genofien, die inhaltlih für den Erwerber die dinglihe Anmwartichaft "* auf 
Erlangung des Rechtes und für den Paifivbeteiligten die dinglihe Be— 
wirkungspflicht bezüglich der Rechtsänderung auslöft. Mit Unrecht wird 
beftritten, daß aus der Einigung jelbftändige Verpflichtungen entjtehen. Der 
Regel nach iſt die Pflicht zur Leiſtungbewirkung allerdings aus dem obli= 
gatoriihen Grundgeichäft abzuleiten; die Verweiſung hierauf verjagt aber, 
wenn dies wegen eines Formmangels unwirkjam ift, und fie reicht nicht aus für 
die Fälle, mo andere, nicht im Grundgejchäft enthaltene Bewirkungspflichten in 
stage jtehen. Auf Grund des Normenbeftandes des BGB muß die Regel auf: 
geftellt werden: aus der durd die Einigung erzeugten dinglihen Gebunden: 
beit der Beteiligten entjteht die Verpflichtung, die zur Bewirkung der ding: 
lihen Rechtsänderungen erforderlichen Handlungen vorzunehmen und ins: 





lihen Vorbehalt des Eigentums bis zur Zahlung des Saufpreifes zu und gibt ihm 
die Auslegung einer auffchiebenden Bedingung. Vergl. Bd. 1 sh A10 und 
$160a A 22. — Bei dem Kauf auf Probe iit nicht bloß der obligatorifche Ver— 
trag, jondern auch der Eigentumübergang auffchiebend bedingt; Bd.1 8162 US. 

16) 88.1 873 A9. Daß der Eintritt der auflöfenden Bedingung fraft 
Geſetzesvorſchrift mit dinglicher Wirfung erfolgt, ift in $ 158 II ausdrüdlich an» 
geordnet. Der Beräußerer ijt wieder Eigentümer geworden (ohne neuen ding» 
lihen Vertrag und Übergabe, durch die dem bedingten Veräußerungvertrage bei: 
gelegte Wirfung) ; vertweigert der Gegner die Zurüdgabe der Sadıe, jo muß gegen 
ihn der Eigentumanfpruch nach $ 985 (nicht der Bejiganfpruch, denn er hatte den 
Beitt ohne verbotene Eigenmadt erlangt) erhoben werden. — Ein vertragmäßig 
vorbehaltenes Rüdtrittrecht bat diefe Wirkungen nicht, denn e3 begründet nur 
einen obligatorischen Anfpruch auf Rüdgewähr (Bd. 1 8 148 A 26) ; es fann ding» 
liche Wirkung nur durch die ausdrüdliche Vereinbarung einer auffchiebenden Be— 
Iingung erlangen. So auch RG 54, 341. 

17) 8932. 8161111 betont diefen Schuß des guten Glaubens noch be> 
ſonders. Vergl. dazu unten $ 81. — Da nad) $ 158 II bei auflöfender Bedingun 
das beräußerte Recht mit dinglicher Wirkung wieder anfällt, ijt diefer Anſpru 
ein dinglicher. Er geht daher grundfäglich (nicht bloß als Ausfluß eines Rechtes 
zur Sache wie nach preußiihem Recht) auch gegen jeden Dritten. Aber gegen 
den gutgläubigen Erwerb de3 Dritten dringt der Kläger gemäß $ 932 nicht durch. 
Ber z.B. ein Pferd unter auflöfender Bedingung übertragen bat, kann bei Ein» 
tritt der Bedingung fich nur an feinen Gegner halten; gegen den, der gutgläubig, 
d.b. in Unkenntnis von jener Bedingung, inzwiſchen das Pferd erworben und 
zum Befiß erhalten hat, verjagt jein Anſpruch. 

15) Darüber oben $19 A 9 und unten $51 A 18. 
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bejondere die zur Eintragung oder Löjhung im Grundbuche erforderliche 
Bewilligung abzugeben.” Das ift im einzelnen nachzuweiſen. 

a) Auszugehen ijt von der Tatſache, daß nad) den geltenden Satzungen 
Sachenrecht und Obligationenrecht durchaus nicht in einem fich ausjchließenden 
Gegenjag zueinander jtehen. Daß aus dinglichen Rechtsverhältniffen 
mannigfahe Schuldverpflichtungen entftehen, ijt bereits wiederholt hervor: 
gehoben.” Cs befteht daher durchaus fein innerer Grund, weshalb Die 
Einigung, die ein ſolches mit obligatoriihen Wirkungen ausgejtattetes 
Sachenrecht herzustellen beftimmt ift, nicht auch ihrerjeits gewifje perjönliche 
Verpflihtungen in fih aufnehmen könnte. Die Behauptung, daß dies der 
Natur des dinglichen Vertrags widerftreite, ift unbemwiejen ;”' fie jteht mit 
der gejchichtlichen Entwicelung *? und der pofitiven Ordnung des geltenden 
Rechtes in Widerſpruch. 


19) Der Streit wird meiſt um die Frage geführt, ob ein klagbarer Anſpruch 
auf Erteilung der Bewilligung zur Eintragung oder Löſchung eines Liegenſchaft— 
rechtes aus dem dinglichen Vertrage entitebt. Der bier verteidigten Bejahung 
ftimmen ganz oder inſoweit, als e3 jich um die Mitivirfung des Veräußerers zur 
Erfüllung von Formborfchriften handelt, zu: E. Förſter im Necht 5, 580 und 7, 55; 
Kober 57; Streder 36; Oberned 183; Fuchs 1, 64; Turnau-Förſter 1,91: „Durch 
Auslegung der Einigung ift zu der Feititellung zu gelangen, nach Abjicht der 
Kontrahenten jolle jeder von ihnen vornehmen, was bon feiner Seite noch ge— 
ſchehen müſſe, um die NRechtsänderung, welche nach der bindend gewordenen 
Einigung von ihnen übereinjtimmend gewollt wird, durch die Eintragung zu voll— 
enden; dies wird der Praxis, mo es notwendig ijt, nicht jchiver fallen.“ — Nadı 
der Gegenmeinung fann eine derartige Pflicht ausfchlieglich aus dem obligatorischen 
Grundvertrage abgeleitet werden. So, da er die jelbitändige Bedeutung des ding- 
lichen Vertrags überhaupt leugnet: Eccius, Gruchot 44, 764 (oben $ 19 U9, 36). 
Ebenjo aber auch von denen, die die Vertragnatur der Einigung anerfennen: 
Küntzel, Gruchot 42, 98; Predari 110; Brud, Einigung im Sacdentedt 10; 
Kretzſchmar, Grundbuchr. 1, 170; Biermann 48; PBland 3, 88 (er behauptet an 
dieſer Stelle: „für jich allein, ohne das Hingutreten der Eintragung, bat ſelbſt Die 
bindende Einigung feine Wirkungen, jedody 88 878, 892 II"; während er 3, 18 
und insbefondere 1, 260 gerade diejen von Eccius und Brud aufgeitellten Sat 
treffend widerlegt). 

20) Oben $2. In diefem Zufammenbange jind bejonders folgende Fälle 
hervorzuheben: die Reallaft, die als dingliche Belajtung des Grundſtücks zugleich 
den Eigentümer perjönlich verhaftet, F8 1105, 1107, 1108; die Pflicht, Vor— 
fehrungen zum Schube des Nachbars gegen jchädigende Einwirkungen zu treffen, 
907; die Pilicht zur Abmarkung, zur Beſeitigung des Baumes auf der Grenze, 
919, 923; Rechte und Bflichten beim Überbau und Notweg, 912, 917; der Ans 
fpruch des Finders wegen Verwendungen und auf Finderlohn, 970 f.; die Ver— 
mwahrungpflicht des Pfandgläubigers, 1215 f.; die Berechtigung aus dem ding— 
lichen Vorfaufrechte, 1094. 

21) Es wird damit lediglich das als Beweisgrund bingeitellt, was erit noch 
beiviefen werden follte. Gleichwohl bildet jener Sat meift den einzigen Stütz— 
punft der Gegenmeinung. Bergl. AU 27, 31. 

22) Nah römischen Nechte begegnete es feinem Bedenken, daß aus der 
mancipatio (dem Vorbilde unferes dinglichen Vertrags) kraft Geſetzes die Ver: 
pflichtungen entitanden, für die Übertragung des Eigentums und des richtigen 
Adermaßes einzutreten. Die hiernach gegebene actio auctoritatis und die actio 
de modo agri gründete jich nicht auf eine befondere Zulage, jondern war Ausfluß 


$21. Dingliche Bewirkungspflicht. 111 


b) Aus demjelben Grunde, aus dem ein Ausjprud über die rechtliche 
Natur der Einigung im Gejege unterblieben ift, wurde auch eine allgemeine 
Anordnung über den Inhalt und die Wirkungen der Einigung im BGB 
vermieden. Bei den einzelnen Rechtsinftituten ift dies zum Teil nachgeholt 
worden. 1. So ift klar, daß aus dem dinglichen Vertrage und nur aus 
ihm Art und Umfang der Berechtigung für die Ausübung einer Grund- 
dienjtbarfeit und die Pflicht zur Unterhaltung einer Anlage abzuleiten find ;*® 
dad Gejeg verweilt ausdrüdlih auf die Zuläffigfeit der Abänderung der 
gejeglihen Unterhaltungspflict durch die Einigung, die jomit Leiftungsver- 
bindlichkeiten zu begründen oder abzumandeln vermag.’* 2. Einen Beleg für 
die Entjtehung gewiſſer Bewirkungspflichten aus einer dinglichen Rechtlage 
bietet die Verpflichtung des Berechtigten, jein Recht eintragen zu laſſen, ſoweit 
dies zur Durchführung des Berihtigunganfpruchs erforderlich ift.”° Unrichtig 
kann das Grundbuch dadurch geworden jein, daß der die volljogene Eintragung 
begründende dingliche Vertrag dur Anfechtung wirkungslos geworden ift;*® 
die Beteiligten find dann auf Grund der bisher durch die Einigung ber: 
geitellten Rechtslage verbunden, die zur Löſchung des unrichtigen Rechtes 
erforderlihen Handlungen vorzunehmen.” 3. Bon hier aus läßt fich die 
pofitive Bedeutung der aus einer formgültigen Einigung hervorgehenden 
Gebundenheit näher beftimmen. Sie reicht jedenfalls über das obligatorijche 
Verpflihtungverhältnis hinaus; fie vollendet den rechtsgeſchäftlichen Teil 
des Tatbeitandes der Rechtsänderung ;?* durch die dingliche Einigung können 
wichtige ergamende Beſtimmungen über die Größe des Grundſtücks, den 


der in der UÜUbereignungerklärung enthaltenen Haftung für die Wahrheit der ding— 
hen Übertragung. Bernice, Labeo 3, 116. 

23) 88 1018, 1021. 
24) ‚or; 8 1023 II beftätigt dies durch eine Ausnahmenorm. 
25) Bergl. $ 595. Die Eintragung des Pajjibbeteiligten bildet nah GBO 
I die Vorausfegung, wenn eine Eintragung erfolgen foll, durch die fein Necht 
etroffen wird. 

26) Nach 8 142. Da fich bier die NRecht3änderung außerhalb des Grund— 
buchs vollgogen bat, ift $ 895 anivendbar. 

27) 8 896, wegen GBO 8$ 42, 43, 62. Eine Hypothek ift z. B. nad) $ 1173 
erloihen; dann iſt der Beſitzer des Hypothekenbriefes verpflichtet, ihn dem Grund— 
buchamte vorzulegen. — Lediglich aus der dinglichen Gebundenheit der Recht3- 
lage erflärt jich auch der Anfpruch aus 8 888. Der Anſpruch des Käufers eines 
Grundſtücks ift durch eine Vormerkung dinglich gelichert; daramf- bat €. das 
Eigentum an dem Grumditüd erworben und bat für D. eine Hypothek beitellt. 
Sobald der Anfpruch des Käufers endgültig feitgeitellt iſt, lann er die Zuſtimmung 
des C. zu ſeiner Eintragung als Eigentümer und die des D. zur Löſchung der 
Snpothef begehren. Hier handelt es ſich um Anſprüche, die jedenfalls nicht auf 
einer obligatorifchen Grundlage beruhen, denn der Käufer fteht mit E. und D 
in feinerlei Vertragberhältnis. Es ijt mithin unrichtig, wenn für jede Seiftungs- 
lit der Nachweis eines Schuldverhältnifies verlangt wird. — Einen ebenso 
gelagerten Fall bietet $ 1267. 

23) Darüber oben s20 A2f. 31f. 
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Inhalt des begrenzten Rechtes ufw. getroffen werden, die jelbjtändige Grund: 
lagen der Haftung erzeugen.” 4. Da hieraus für den Erwerber eine 
dingliche Anwartjchaft? entjteht, jo jpricht der dingliche Vertrag nicht lediglich 
aus: das Grundſtück ift dir zu Eigentum erworben, jondern es wird in ihm der 
bindende Wille zur Eigentumübertragung, zu der die Eintragung noch hinzu: 
fommen muß, verlautbart.”” Wenn hieran nun das Gejeß die Vertragsgenofjen 
unverbrüchlich bindet, jo kann dies nur den Sinn haben, daß auch der 
Raifivbeteiligte zur Bewirkung aller für die Vollendung der Rechtsänderung 
noch erforderlihen Handlungen verbunden if. Die Gebundenheit anzu: 
ordnen, um dann bei Weigerung des Paifivbeteiligten zu weiterer Mit: 
wirkung die Vertragſchließenden auf einem toten Punkte feitzuhalten, wäre 
zwecdwidrig.* 5. Der dingliche Vertrag enthält außerdem bereits in ſich 


29) In dem Kaufvertrage ijt der zu einem Hausgrumdftüd gehörende Ge— 
müfegarten des Verkäufers angeführt ; dem Grundbuchamte muß dann der Ratajter- 
auszug vorgelegt werden, das Grundjtüd ijt genau zu bezeichnen uſw.; dabei twird 
al3 Inhalt der Auflaffung die Erflärung des Auflafienden beurfundet, daß der 
Garten 27 a groß fei. Später jtellt fich heraus, dab Die Größe nur 26 a beträgt. 
Die Haftung aus $ 468 fann dann jehr wohl auf die in der Auflafjung enthaltene 
Zuficherung über die Größe geſtützt werden. 

30) Oben A 19. Anders bei den Parzellierungsverträgen; oben 818 U 11. 

31) Selbit für die Formeltvorte der Manzipation: rem meam esse aio, 
bertritt Bechmann, Kauf 1,101 die Auffaffung, daß der Eigentumübergang nicht 
fofort erfolgt, fondern als Wirkung und Zweck gedacht wird; abw. Bernice 116 
A3. Nach heutigem Rechte erflärt der Veräußerer nicht: ich übertrage dir bier- 
mit das Eigentum (dies behauptet Förfter, Necht 7,53); das fann er gar nicht, 
weil erjt die Eintragung den Eigentumübergang vollendet. Anbaltlich bewilligt 
vielmehr der Beräußerer, daß der Erwerber al3 Eigentümer eingetragen werde; 
feine Erklärung bezieht jich auf einen zukünftigen Rechtsübergang und darum fann 
dieſes Spannungverhältnis auch gewiſſe Bewirkungspflichten in ſich aufnehmen. 

32) Im weſentlichen find mit $ 925 und GBO $20 die Vorausſetzungen 
der Eintragung erfüllt. Die Landesgefetze aber haben vielfach noch beſondere Nach— 
weiſe hinzugefügt; z. B. wird nach preuß. Verf. 20. 11. 1899 8 30 ein beglaubigter 
Auszug aus dem Steuerbuche, oder der Nachweis über die Erlegung der Um— 
ſatzſteuer (ſo in Sachſen; RG in IW 32, Beil. 126) verlangt. Kann ein ſolcher 
Nachweis nur von dem Paſſibbeteiligten erbracht werden, jo iſt die Bewirkungs— 
pflicht, wenn der obligatorifche Vertrag wegen Verlegung des $ 313 ©. 1 nichtig 
tt, aus der durch die Auflafjung bergeitellten dinglichen Bindung zur Eigentums 
übertragung abzuleiten. Förſter, Recht 5, 580. Dasfelbe gilt, wenn 3. B. die Auf- 
laffung von einem noch nicht legitimierten Erben erflärt ift. — Daß die Ableitung 
folder Bewirfungspflichten aus dem Inhalte des dinglichen Vertrages durchaus 
naturgemäß iſt, ergibt der Vergleich mit $ 1231. Wenn ausnahmsweife ein Pfand- 
recht ohne Übergabe der Fahrnis nach $$ 1205 II, 1206 bejtellt werden fann und die 
Dingliche Rechtsänderung mithin nur auf der Einigung berubt: fo wird doch hieraus 
allein, jobald e8 zum PBfandverfaufe fommt, die Verpflichtung zur körperlichen 
Herausgabe der Pfandſache abgeleitet, d.h. der dingliche Vertrag erzeugt aus 
fich die Pflicht zur Bewirkung der Handlungen, die zur Vollendung oder Voll— 
ftredung des begründeten dinglichen Nechts erforderlich find. (Ebenfo bei der 
Löſchung des Nechts, 8 1267.) Daber iſt auch dem Hhpothelengläubiger auf 
Grund feines dinglichen Rechts auf Vefriedigung aus dem belafteten Grundftüd 
der Anjpruch gegen dejien Eigentümer zuzuſprechen, Berichtigung des Grundbuchs 
durch Eintragung de3 Schuldners zu verlangen, da dies die Vorausfegung für 
die Anordnung der Zmwangsvollitredung bildet; ZUG $ 17 und dazu Wolff A3. 
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die Bewilligung der Eintragung, mithin die Erklärung, die zur Eintragung 
des Erwerbers noch erforderliche Eintragung gejtatten zu wollen.” Er 
nimmt aud injofern den obligatoriihen Vertrag in ſich auf, als er deſſen 
Formmangel behebt * und jeine Wirkſamkeit betätigt.” 6. Die Pflicht 
zur Rechtverihaffung als Ausfluß des dinglichen Vertrages empfängt be: 
jondere Prägung durd den Satz, daß die Erklärung des Veräußerers im 
Zweifel zugleich die zur Erfüllung jener Pflicht dienende Abtretung des ding- 
lihen Anſpruchs auf Berichtigung *° als auch die obligatoriihen Anjprüche 
auf Gemwährleiftung *" umfaßt. Ferner enthält die uneingeſchränkte Ab- 
tretung eines dinglichen eintragungsbedürftigen Rechtes in Verbindung mit 
der Erklärung der Eintragungsbemwilligung zugleih die Einwilligung in die 
freie Verfügung über das abgetretene Recht, jo daß der Gegner, wenngleich 
er jelbjt nicht eingetragen und daher nicht Berechtigter geworden ift, das 
Reht mit voller Wirkung an einen Dritten weiterabtreten und deſſen Ein— 
tragung als Beredhtigter bewirken kann.“ 


$22. VBerfügungsmadt und Berfügungsbejhränfungen. 

1. Verfügungsmacht ift die Befugnis zur Bewirkung einer dinglichen 
Rehtsänderung. Es kann fi) dabei um die Übertragung, Abtretung, Auf: 
hebung oder Belaftung einer Sache oder eines Rechtes handeln. 

a) Die Verfügungsmadt ift eine in dem Inhalte des dinglichen Rechtes 
enthaltene Befugnis; fie jteht darum grundſätzlich dem Berechtigten zu. 
Daher ift feine Bewilligung zur Eintragung der Rechtsänderung erforderlich) 
wie andererjeits auch ausreichend.“ Über fremde Gegenjtände kam ein 
Nichtberechtigter wirkſam verfügen: 1. im Umfange der ihm eingeräumten 


33) GBO $ 19; oben $19 A 28. 

34) Nur fo fann e3 erflärt werden, dat die Auflaffung, wenn die Ein- 
tragung hinzugetreten tit, den formungültigen obligatorifjhen Vertrag feinem 
ganzen Inhalte nach beitätigt, $ 313 ©. 2 

35) Dieje Bedeutung bat der dingliche Vertrag nach $ 144 gegenüber dem 
anfechtbaren obligatorifhen Grundgeſchäfte. Er fann auch ein Schuldanerkenntnis 
gemäh 8 781 enthalten. 

u. 36) So bei der Auflaflung NG 46, 225 und in Gruchot 45, 942. Oben 

a. E. 

37) Der Beauftragte hat in eigenem Namen das Pferd gekauft; er hat dies 
dann ſeinem Auftraggeber übereignet und Erſatz für ſeine Auslagen erhalten. An 
dem dinglichen Vertrage bat er zugleich feine Gemähranfprüche wegen Mängel an 
den Auftraggeber mitabgetreten (inest traditioni). 

38) NG 54, 369. Der Fall betraf eine Buchhhpotbef, die U. an B. (dad 
RG jagt „zu freiem Eigentum”) und B. ohne dat er eingetragen var, an 
abgetreten batte, worauf E. eingetragen war. Dad RG — daß €. gemäß 
$185 I die Hypothek erworben hat. Vergl. auch unten 823 A1 

1) über den Begriff des Berechtigten oben $ 16 WA 10. Weber der Vollgug 
der Auflaffung, noch der daraufhin geitellte Antrag auf Eintragung des Erwerbers 
bewirkt trotz $ 873 II eine Verfügungsbeſchränkung des Eigentiimers; RG 55, 342. 


Endemann, Lehrbuch. I. Band. 8.u.9. Aufl. 8 
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Vertretungsmadt ;? 2. wenn feine Verfügung dur) Genehmigung des Be: 
rechtigten oder auf andere Weiſe erjtarkt;? endlich 3. wenn der Nicht: 
berechtigte eine Verfügung vornimmt, die auf Grund des qutaläubigen Er- 
werbes eines Dritten jelbjtändige Wirkung auch gegen den Berechtigten hat.* 

b) Gegenjtand der Verfügung kann nur ein übertragbares Recht jein. 
1. Abjolute Veräußerungsverbote find bejonders im öffentlichen Intereſſe 
ergangen; die gegen jolche verjtoßende Verfügung ift nichtig? 2. Die Un: 
veräußerlichfeit eines Rechtes kann fi aus feinem Inhalte ergeben, dann 
iſt es kraft Geſetzes der Verfügungsmacht des Berechtigten entzogen. Aber 
auch durch Rechtsgeſchäft kann ein Recht derart mit einer beſtimmten Perſon 
verknüpft werden, daß es nach ſeinem Inhalte und ſeiner Zweckbeſtimmung 
nur in dieſer Perſon ſeine Erfüllung zu finden vermag; es wird damit zu 
einem unübertragbaren geſtempelt.“ In dieſer Weiſe kann aber ein ding: 
liches Recht ſelbſt nicht gebunden werden;“ die Vereinbarung, daß eine Sache 
dem Erwerber zu Eigentum übertragen werde, von ihm aber nicht veräußert 
werden dürfe, bewirkt feine rechtlich anerkannte dingliche Bindung.? 





2) 88.1 880, 82, 83 Nr.3. Die 3.8. dem Vormund kraft Gefeßes durch 
$ 1821. gezogenen Schranfen binden feine Verfügungsmadt abjolut, jo daß er 
auch nicht imjtande iſt, jeinerfeit3 den Mündel nach $ 110 zur jelbitändigen Ab- 
tretung einer dem Mündel zujtebenden Dienjtbarfeit zu ermächtigen. Hier gilt 
vielmehr der Grundjaß: niemand fann einem Anderen eine größere Verfügungs— 
macht einräumen, als er jelbit bat. Vergl. auch Riezler, DYZ 8, 565. 

3) 8185; unten $23 416. 

4) Die Grundlage dafür bildet die Bedeutung, die der Eintragung und 
dem Beſitz als Rechtzeichen zufommt; oben $ 15 Nr.2. 

5) $ 134. Beiſpiele: Reichsgeſ. 7.4.1869 betr. die Rinderpeſt $ 2; 
Reichsgeſ. 3.6.1900 (und preuß. Gef. 28.6.1900), in Kraft getreten am 1.4. 
1903 (Naiferl. BO. 7.7.1902) $9: Verbot, Fleifch, das zum Genuß für 
Menſchen untauglich ijt, in Verfehr zu bringen; Neichegef. 10.5.1903: Verbot 
de3 Feilhaltens, Verfaufens oder jonjtigen in Verfehrbringens von Zündmwaren, 
die unter Verwendung von weißem oder gelbem Phosphor bergeitellt jind; Str&B 

93; StrPrO ss 332 f., 480. Fernere Verbote für Gifte, Dynamit uf. Außer: 
em die rechtsunfähigen Saden, oben $4 A 11. 

6) Niekbrauch, beſchränkt perfünliche Dienitbarfeiten, jubjeltiv perfönliche 
Reallaften, $$ 1059, 1092, 1111. 

7) 883995, 400. Dazu Bd.1 8151 Adf. 

8) 8137 ©.1. Der Grund ijt, weil man bon derartigen relativ-ding: 
lichen Rechten Verwirrung und Unficherheit befürchtet; oben $3 Nr.5. — Dies 
war im tejentlichen auch der Standpımft des gemeinen Rechts: D. 2. 14. 61: 
nemo paciscendo efficere potest, ne sibi locum suum dedicare liceat — 
aut ne vicino invito praedium alienet. Schwierigfeiten veruriadte dagegen 
D. 20. 5. 7. 2, wo nach der überlieferten Lesart das Gegenteil gejagt wird. 
Windjcheid 1 8172 A 8. — Nach preuß. ALR war e3 zugelafien, dab für Grunde 
jtüce ein vertragmäßiges Veräußerungverbot eingetragen und dadurdh mit dinge 
licher Wirkung verjehen wurde. Dernburg, pr. Br. 1 880 A 4; Eccius 1 $ 194 
Y 24; ferner Roth 3 8 236 A 37; Mot. 1, 77. — Über Hypotheken veral. 
Bredari 191. 

9) Es entjteht nur eine obligatorische Verpflichtung unter den Vertrags— 
genofjen; FF 137 ©.2, 399. Wird 3.8. eine Reichsanleihe in „Sperritüden“ 
audgegeben, jo entſteht die Verpflichtung der Inhaber der Stüde, dieſe eine be= 
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2. Die Unveräußerlichkeit erjcheint als die rechtliche Eigenjchaft einer Sache 
oder eines Rechtes, wonach fie dem allgemeinen rechtsgejchäftlichen Verkehre 
entzogen find, weder übertragen noch belajtet werden können.’ Hiervon muß 
genau die Bejchränfung der Verfügungsfähigkeit unterjchieden werden. Sie 
betrifft die Seite der jubjektiven Berechtigung. Verfügungsbeſchränkung 
bedeutet die Minderung der Rechtsmacht, wonach dem aejhäftsfähigen !! 
Berechtigten die Befugnis entzogen wird, über jein veräußerliches Recht 
mit dingliher Wirkung zu verfügen; ein bejtinnmtes Vermögensgut wird 
objektiv derart an die Intereſſen Dritter gebunden, daß der Berechtigte feine 
Veräußerung oder dinglihe Rechtsänderung vornehmen darf, die jenen Inter— 
eſſen widerjtreiten würde. 

a) Während die im öffentlichen Interefje ergangenen Veräußerungs: 
verbote eine abjolute Wirkung haben, daher von Allen und gegen Alle geltend 
gemacht werden fönnen und auch den gutgläubigen Erwerb Dritter aus: 
ihliegen: wird den Verfügungsbeichränfungen regelmäßig eine bloß relative 
Wirkung beigelegt, jo daß fie nur zum Schuße beſtimmter Perjonen dienen.'? 


ſtimmte Zeit lang nicht in Umlauf zu jeßen; die Wirkung eines dinglichen Vers 
argerungverbotes iſt damit nicht verbunden. Dasjelbe gilt, wenn ein Kaufmann 
nd) verpflichtet, bejitimmte Waren nicht nad dem Auslande abzufegen. Der 
obligatoriiche Vertrag darf jedes ſchutzwürdige Intereſſe umfajlen; alfo auch 3.2. 
die Verpflichtung, das erworbene Grunditüf nur an einen Erwerber deuticher 
Rationalität zu veräußern; die Haftung kann durch Vereinbarung einer Vertrag: 
itrafe dverftärft werden; jo RG 55,78. Eine dinglihe Sicherung durch Vor— 
merkung iſt ausgejchlofien, weil der Anfpruch nicht auf Erlangung eines dinglichen 
Rechts abzielt. Es iſt aber möglich, mittelbar eine dingliche Wirkung herbei— 
wuführen, indem 3.2. dem VBeräußerer der Anfpruch auf Riüdauflafiung einge: 
räumt wird für den Fall der Veräußerung an einen Nichtdeutichen; diefer Ans 
jpruch gebt im Enderfolge auf den Erwerb eines dinglichen Rechtes, er kann nad) 
$583 durch Eintragung einer Vormerkung dinglich gefichert werden. Bei Fahrnis 
führt die auflöfend bedingte Übertragung de3 Eigentumes zu demjelben Erfolge. 

10) Der Ausdrud „Weräußerungsverbot“ (jo $$ 135, 136, 888) it zu 
eng. &3 fehlt ein auch die Belaftung mitumfpannender Ausdrud, der die paſſive 
Unfäbigfeit, Gegenjtand einer Verfügung zu fein, in einem Worte ausprägte. 
11) €3 bandelt ſich dabei keineswegs um eine Einfchränfung der perjöns 
hen Fähigkeit zur Vornahme einer Verfügung; die Gejchäftsfähigkeit wird auch 
nicht für gewiſſe Gütergruppen aufgehoben. Denn jede Aufhebung oder Bes 
ihränfung der Gefchäftsfähigfeit gegenüber einem Volljährigen beruht auf einem 
Rangel der geiftigen Fähigkeiten; da dieje bei der Einheit des Seelenlebens fich 
auf die Vornahme jämtliher Nechtögeichäfte bezieht, fo miderfpricht dem Sinn 
und Grundgedanken der 88 104 f. durchaus die Annahme einer nur auf einzelne 
Güter eingefchräntten Geichäftsfähigfeit. Die Frage hat befondere Bedeutung 
für den Fall des Konkurſes; je nachdem man annimmt, daß der Gemeinfchuldner 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ift oder nicht, muß die Stellung des Konkurs— 
bervalterö verjchiedenartig beurteilt werden. 

12) Hiervon geht das Gejek in ‚s 135, 89212, 894 uſw. ausdrüdlich 
aus. Solche Verfügungsbeichränfungen bejtehen zuguniten des bedingt uſw. Be— 
tehtigten 161, 163; des durch eine Vormerfung Beficherten 883; der Hypotheken— 
gläubiger 1124, 1126; des Vorerben 2112; der Nachlakgläubiger 1954 12; der 
Kontursgläubiger KO 871. — Es muß indefien beachtet werden, dab das Geſetz 


8* 
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Auf ihr nterefjengebiet wird die Geltendmahung der Verbotwidrigfeit be: 
grenzt; nur im Verhältnis zu ihnen ift die dingliche Verfügung unwirkſam,“ 
anderen Perſonen gegenüber nimmt dagegen der Erwerber die volle dingliche 
Rechtſtellung als Eigentümer, Oypothefengläubiger ujw. ein. 

b) Zugunften des gutgläubigen Dritten wirkt hier der öffentliche Glauben 
des Grundbuchs in vollem Umfange. Eine eintragungsfähige ** Verfügungs: 
beihräntung, die ein eingetragenes Recht betrifft, ift dem Erwerber gegenüber 
nur wirfjam, wenn fie im Grundbuch erfichtlic oder ihm jonft bekannt ift."° 
Das gilt auch für die kraft Gejeges eintretenden !° und für die durch richter: 
lihe Anordnung bewirkten Verfügungsbeichränfungen."' 

Bei beweglihen Sachen erwirbt der gutgläubige Erwerber durd Eini— 
gung und Befigübertragung das volle dingliche Recht, auch wenn der Ver: 
äußerer nicht verfügungsberechtigt war.“ 


bon Verfügungsbefchränfung auch da fpricht, wo es ſich um eine objeftive Be— 
ſchränkung auf gewiffe Arten der Verfügungen handelt; jo 1252: der Pfand— 
gläubiger einer Forderung darf diefe einziehen, zu anderen Verfügungen tjt er 
aber nicht berechtigt; ebenfo 1074. Hierher ijt auch die Beichränfung des Erben 
durch den Tejtamentvollitreder zu rechnen, 2211; ferner die zahlreichen Fälle 
der Verfügungsbefchränfungen infolge eines Gemeinjchaftverhältnijies, 719, 1442, 
1483, 2033 uf. 

13) E3 handelt fih um eine relative Unwirkſamkeit und nicht um eine 
relative Nichtigkeit; Bd. 1 8 74 U 22. 

14) Und darum eintragungsbedürftige Verfügungsbeichränfung. Be— 
fchräntungen, die ſich aus dem gejeßlichen Güterjtande der Ehegatten ergeben, 
find nicht eintragungsfähig (RI 3,161); darum wirken die Bejchränfungen, 
denen die Ehefrau unterliegt, gegen den gutgläubigen Dritten jelbjt dann, wenn 
er nicht wußte, daß jein Gegner eine Ehefrau war; $ 1404. Hier iſt befonders 
berborgubeben, dat die der Genehmigung des Ehemannes darbende Verfügung 
der Ehefrau nicht bloß dem Ehemann, fondern jedem Dritten gegenüber unwirk— 
fam iſt; die 88 1395—1398 enthalten nicht eine Nachbildung des $ 135, fondern 
eine Anwendung der 88 182 f., die Ehefrau verfügt über eine ihrem Machtbereich 
entzogene, aljo fremde Sache. So auch RG 54,45 (wo aber irreführend die 
Analogie von ss 108 f. angezogen wird). 

15) 88 89212, 893. ferner 2113 III, 2211 II (Vorerbe, Teitament= 
bollitreder, 12). 

16) Soll die gejeßliche Verfügungsbeichränfung, die den Gemeinjchuldner ine 
folge der Eröffnung des Konkurſes trifft, auch gegen den guigläubigen dritten Er— 
mwerber Wirkung ausüben, jo mu die Eröffnung und ebenjo das vorher erlaiiene, 
allgemeine gerichtliche Veräußerungsperbot in das Grundbuch eingetragen werden; 
KO SH 113—116. Das Konkfursgericht hat von Amtswegen das Grundbuchamt 
um Eintragung zu erſuchen; GBO $39; auch der Konfursverwalter fanıı den 
entiprechenden Antrag jtellen. Die Eintragung muß bei allen Rechten erfolgen, 
die auf den Gemeinichuldner als den Berechtigten gebucht jind. 

17) So beim Arrejtbefebl, der einjtweiligen Verfügung nah CPO $$ 932, 
936 (Eintragung einer Sicherungsbhpothef, dazu $ 567), 941, 9421. Daß 
das Pfändungspfandrecht an dem Anteil eines Miterben am Nacjlafie die ges 
jegliche Folge einer Verfügungsbejchränfung des Schuldners einfhlieit, bejaht 
das KG, Urteil vom 11.7.1902; dazu Hamburger in Gruchot 48, 58. 

13) Das BGB jagt dies ausdrüdlich nicht. Der Schluß ftüßt ſich auf 

932, 1032, 1207, 1244, wonach der Mangel des Rechtes beim Veräußerer 
ein Hindernis bietet für den Erwerb. Wenn der Eigentümer bier feinen Schuß 
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ce) Die dinglihe Wirkung einer Berfügungsbeichräntung beginnt, jobald 
fie dur) Eintragung verlautbart oder das Ereignis eingetreten ift, an das fich 
kraft Geſetzes die Beſchränkung anknüpft. Nicht bloß der vorher bereits 
vollendete Erwerb, jondern auch die durch eine formgültige Einigung her: 
geftellte dingliche Gebundenheit, wird durch eine jpäter eintretende Ber: 
fügungsbejchränfung nicht berührt.'” 

d) Zur Sicherung gegen beeinträchtigende Verfügungen jteht dem, defjen 
eingetragenes Liegenjchaftreht durch die Verfügungsbeſchränkung geſchützt 
werden joll, der Anipruc auf Berichtigung des Grundbuchs zu. Zugunſten 
des Nacherben greifen bejonders wirkſame Schugnormen ein. Er erlangt 
bereits mit dem Erbfall ein Wartrecht auf die Nachlaßgrundſtücke, das durd) 
eigenmächtige Verfügungen des Worerben nicht vereitelt oder gejchmälert 
werden darf.“ Da hier aber der qutgläubige Dritte den vollen Glauben des 
Grundbuchs genießt,“ jo würde der Nacherbe in jolhem Falle auf die bloß 
obligatorifhen Erjaganiprüce gegen den Vorerben verwiejen fein. Um dies 
zu verhüten, ijt die Vorjchrift erlaffen, daß bei der Eintragung des Vorerben 
im Grundbuche zugleich das Hecht des Nacherben miteingetragen werden 
muß.” Praftifch viel wichtiger ift allerdings der Fall, daß der Vorerbe über 
das Nachlaßgrundſtück verfügt, obgleich er ſelbſt und infolgedefjen auch 
der Nacherbe nicht eingetragen ift;** dann aber muß der Vorerbe jeine 
Legitimation dur Vorlegung eines Erbſcheins, Erbvertrags oder öffent= 
lihen Tejtamentes nachweifen und daraus ergibt fi die Einjegung des 
Naherben. Für den Grundbuchbeamten folgt daraus die Pflicht, bei der 
Auflaffung oder Eintragung die Bewilligung jowohl des Vorerben als auch 
des Nacherben zu verlangen, da beide die unmittelbaren Erben des Erb» 
laſſers und infofern die zur Verfügung nur gemeinfhaftlih Berechtigten 
find. Dem Zmwede und Inhalt diefer Ordnung entjpricht es, Die amtliche 





genießt für den dinglichen Anfpruch auf Herausgabe, dann kann auch dem dings 
lich duch Die Veräußerungsbeſchränkung geſchützten Gläubiger, Erben uſw. ein 
färferer ra: nicht zuſtehen. 

19) $ 878; dazu oben F20 A 31Ff. Hatte ferner 3. B. jemand das nad) StrBO 
$480 bef lagnahmte verbotene Buch bereit3 vorher erworben, jo wirft die Ein- 
Ziehung gegen ihn nicht. Geſchützt iſt jeder Erwerber; um guten Glauben handelt 
es jih dabei nicht. — Vergl. ferner KO $15 

20) 8894. Der Gegner muß die Eintragung bemilligen, damit der Tat— 
beitand des 8 892 (U 15) hergeitellt werde. Über die Durchführung unten $ 68. 

22) 1181. 

22) 2118 I. Das gilt au für Fahrnis; bei diefen aber kann das 
eich, a Nacherben feinen Schub bieten. 
GBO 852. Damit wird der dritte Erwerber nach $ 892 dur die 
jetzt —— erfügungsbeſchränkung gebunden. 
24) So nad) GBO $ 41; unten $55 A1df. 

25) Der Nacherbe wird bier alfo ausreichend durch die allgemeinen Voraus: 

fekungen des BGB über die materielle Verfügungsmacht und der GBO $$ 19, 
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Pflicht zur Zuziehung oder Eintragung des Nacherben aud auf den Fall aus— 
zudehnen, wo der Nacherbe bloß auf den Überreft eingefegt iſt.““ 

Someit die Verfügungsbeſchränkung gegen den dritten Erwerber wirk— 
ſam ift, kann der Berechtigte, zu deſſen Gunſten die Bejchränkung eingreifen 
jo, die Herausgabe der veräußerten Sade oder die Zuftimmung zu der 
Eintragung oder Löſchung verlangen, die zur Verwirklichung des gefiherten 
Rechtes erforderlich ift.?" 


$23. Unwirkſamkeit des dinglidhen Vertrags. Einreden. 


1. Die Unwirkjamfeit eines dinglichen Erwerbs tritt ein nad) den all- 
gemeinen Grundfägen.! Für das Sachenrecht fommen bejonders in Betracht: 
die gejegliche Verneinung der dinglihen Natur eines bejtellten Rechtes,? Die 
Verlegung der ſachenrechtlichen Formvorſchriften. Anzumenden find ferner 


20, 36 gejichert; ob daneben noch 852 (A 23) erforderlich war, kann bezweifelt 
werden; er hat immerhin die Bedeutung, daß die Eintragung des Nacherben feine 
Zuziehung und Bewilligung entbehrlich macht, weil dann jein Necht gegen den 
dritten Erwerber durch dad Grundbuch dinglich gejichert wird. Vergl. Schwarz, 
im Recht 7, 226; und insbef. RAIN 3, 251; 4, 56 u. 69; OLG 6, 182 u. 320, 324, 
327; KON 26, 264. 

26) 82137; denn auch diefe, nad) dem fog. Berliner Tejtament bei der 
Nacerbfolge allgemein übliche Beitimmung vermag den Vorerben nicht von jeder 
Beichränfung zu befreien. Der Vorerbe foll den Nacherben bei jeder Verfügung 
über ein Nadlakgrunditüd auziehen, oder das Recht des Nacherben muß durch 
feine Eintragung in das Grundbuch gefichert werden. Allerdings muß der auf den 
überreit eingefeßte Nacherbe feine Zuſtimmung bierzu erteilen; verweigert er fie, 
fo fann der Vorerbe die Erteilung nad CPO $ 894 erzwingen. Aber immerhin 
liegt doch in der die Einholung der Zuſtimmung fichernden Eintragung für den 
Nacherben eine gewiſſe Rechtägarantie, die ihm nicht verfagt werden darf. Zus 
ftimmend: RIA 3, 253; Goldmann in Grucot 48, 75. — Im Falle des $ 2269 I 
(auch dies bezieht fich auf das fog. Berliner Teftament) fegen die Ehegatten den 
Dritten nicht zum Nacdjerben ein; eine analoge Anwendung von GBO $ 52 fcheint 
mir aber, da die Rechtslage materiell die gleiche tit wie im Falle des $ 2137, 
angemefjen zu jein. 

27) Dies bebt 8 SSS II für die Vormerfung noch bejonders hervor. Im 
übrigen greifen die Rechtsfolgen ein, die fich aus der Unwirkſamkeit des Rechts— 
erwerbes des Dritten ergeben. Die Unwirkſamkeit tritt fraft Gefekes ein; e8 be= 
darf nicht noch einer Anfechtung u. dergl. 

1) 88 134 f.; Bd. 1 88 74f. Ansbefondere wegen Verfehrunfäbigfeit 
der Sache; Geichäftsunfähigfeit der Vertragichliegenden; Vertrag über eine bes 
reit3 untergegangene Sache; auf Grund eines Veräußerungsverbotes oder einer 
Verfügungsbeichränfung. 

2) Dies wegen der gejchloffenen Zahl der dinglichen Rechte; oben $1. 
Sit 3.8. eine unzuläſſige Grunddienftbarfeit eingetragen, oder ein Pachtrecht 
als dingliches beitellt ufw.: fo fommen dieje Eintragungen nad dem Redite des 
BGB zu feiner fachenrechtlichen Anerfennung. Das fchließt weder aus, dab ges 
wiſſe Anfprüce wegen Verlegung des negativen Vertragsinterefies (Bd. 1 8 69 
Nr. 5) entjtehen können, noch daß 3.8. ein derartiger Pachtvertrag als obli— 
gatorifch verpflichtend anerkannt werden kann. — Eintragung eines Widerfprucs 
von Amts wegen nad) GBO $ 54. 
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die Normen, wonah bei Willensmängeln ® Unwirkjamfeit eines Rechts: 
aeihäfts eintritt. Daß ein dinglicher Vertrag gegen die guten Sitten ver: 
jtoßen oder eine wucheriſche Ausbeutung enthalten könne, wird troß der 
abitraften Natur diejes Gejchäftes zu bejahen jein; es wird hier vor allem 
auf das obligatorifhe Grundgeſchäft zurüdgegriffen werden,* die Nichtigkeit 
fann ſich aber auch darauf gründen, daß der Vollzug des Bewirkungs— 
geihäftes jelbjt unter dem Einfluffe wucheriſcher Ausbeutung fteht.” Die 
abitrafte Natur des Wechſels bietet daher nad feititehender Praris kein 
Hindernis gegen die Geltendmahung des Grundes, daß jeine Ausftellung 
gegen die quten Sitten verjtoße. Die Hypothek ijt als afzefjoriiches Hecht 
von der Gültigkeit der Forderung abhängig; die für eine Schuld aus einem 
reinen Differenzgeichäft beftellte Sypothef wird darum materiell als unwirk: 
ſam behandelt.* 

Nichtigkeit kann auch eintreten durch die Anfechtung des dDinglichen Ver: 
trage.” Es ift möglich, daß bei der als Verfügung wirkenden Annahme der 
Löſchung oder bei der Übergabe einer Fahrnis zum Zwede der Pfand- 
beitellung eine argliftige Täuſchung oder ein wejentlicher Jrrtum beftimmend 
auf die Einigung einwirkt, die demnach auf einer fehlerhaften zur Anfechtung 
berechtigenden Willensbejtimmung beruht, ohne daß deshalb das obligatorijche 
Grundgejchäft fehlerhaft zu fein brauchte.‘ 


3) Dazu Bd. 1 ss 71f. 3.2. ein Mihverjtändnis über die zum Pfande 
beitellte Sache, weil U. die Uhr verpfänden und das Pferd leihen wollte, während 
B. beide Sachen annahm mit der entgegengejesten rechtlichen Beſtimmung. Vergl. 
D.41.1.35: quia nemo errans rem suam amittit; es handelte ſich um den 
Fall der Verwechälung der Sachen. Vergl. auch unten A 14. 

4) Bergl. darüber Bd. 1 $$ 103a Nr. 6; RG 29, 106. — Dagegen darf 
man einen unfittliden „Bodenwucher“ nicht ſchon in dem Falle annehmen, mo 
jemand fein einem Anderen zur Durchführung beitimmter Baugwecke unentbehr- 
lies Haus nicht oder nur zu übertriebenem Preiſe abtreten mwill oder wo er die 
Ablöjung einer den Verlauf an den Fiskus vereitelnden Grundgerechtigkeit ver— 
weigert. — Das Anwendungsgebiet des $ 226 aber liegt gerade bei den Sachen— 
teten; Bd. 1 $ 84a A16 und unten $72. — Ob der gegen ein Verbotgeſetz 
beritoßende dingliche Vertrag nichtig jet, ift nach den Bd.1 8 11 aufgeitellten 
Grundſätzen zu beurteilen; danach wird der Verſtoß gegen eine Bolizeiverordnnung 
regelmäßig feine Nichtigkeit herbeiführen. So ijt es 3.28. nach preuß. Recht ver 
boten, am Sonntag Bohrungen nach Mineralien vorzunehmen; gleichwohl hat das 
am Sonntag bvollgogene Finden die volle Wirfung nach preuß. Berggeſetz $ 24, 
d.h. der Finder hat das Vorredht auf den bergmäßigen Abbau des entdedten 
Ninerald. Vergl. ferner RG 49,281. 

5) So jeßt au RG in ZW 33,168. 

6) RG 47,48; 23,138; 37,416; 38,251; Bd. 1 8187 W185. 

7) 8142. 

8) Auf die jelbitändige Anfechtbarfeit des dinglichen Vertrags iſt bereits 
®.1 8 160a A25 hingewiefen worden; der Anfechtungsgrund kann natürlich 
auch vom obligatorischen Grundgeichäft aus fich auf die dingliche Einigung’ er— 
reden; vergl. oben $ 18 A 38. Über die Anfechtung der Einigung nad) $ 119 II 
bergl. jetzt Lenel, Iher. 3. 44,28. 
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2. Die Nichtigkeit des dDinglihen Vertrags hebt jede Bindung unter den 
Parteien auf. Er bietet weder für die Übergabe und Eintragung eine Grund: 
lage, noch fann er durch dieje erjtarfen. 

a) Wenn troß der Nichtigkeit der Einigung die Eintragung ins Grund: 
buch ftattgefunden hat, jo ift damit die Rechtsänderung keineswegs zu einer 
vollwirkſamen erjtarft, denn der Eintragung wird feine formale Rechtskraft 
beigelegt. Daher jteht dem Veräußerer der dinglihe Anſpruch auf Rüd: 
übertragung zu. Er fann die bereits übergebene Sache herausbegehren ® 
Die Eintragung im Grundbuch unterliegt überdies dem Anjprud auf Be: 
rihtigung.'” Zur Sicherung diejes Anſpruchs kann jofort ein Widerſpruch“ 
gegen den Inhalt des Grundbuchs eingetragen werden. Eine nichtige Hypo— 
thek kann daher auch nicht in eine Eigentümergrundichuld übergehen; für 
jolhe Rechtsnachfolge fehlt hier die Grundlage. 

b) Die Wirkung der Nichtigkeit reicht nicht bis zu dem gutgläubigen 
dritten Erwerber.’ Dagegen darf ſich wohl ein Dritter in feinem Intereſſe 
auf die Nichtigkeit eines dinglihen Vertrages berufen,'? den die Vertrag: 
ihließenden bloß zum Schein oder gegen ein abjolut wirkendes Verbot ab: 
geichlofien haben oder bei defien Vornahme der eine Beteiligte der Gejchäfts: 
fähigkeit ermangelte.'? 

ec) Die hervorgehobene Unterjcheidung hat nicht die Bedeutung, daß eine 
relative Nichtigkeit einträte, jo daß der dinglihe Vertrag nad innen nichtig, 
nad außen aber gültig wäre. Die Nichtigkeit nimmt vielmehr bier wie 


9) Nach 8985; denn er ift nichtbejißender Eigentümer und fein Gegner 
bejißender Nichteigentiimer. 

10) $894. Der wirklich Berechtigte dringt durch gegen den bloß formal 
aus der Eintragung Berechtigten. Der Eingetragene ijt verpflichtet, pofitib Die 
‘ur Berichtigung des Buches erforderliche Zuitimmung zu erflären. Diefer Ans 
ipruch iſt unverjährbar; $ 898. 

11) Lei: 

12) Yu feinen Gunjten greifen $$ 392, 932, 1032, 1207 ein, da er feinen 
Erwerb auf den Beiit der Fahrnis oder auf die Eintragung des Nichtberechtigten 
ſtützt. A. wollte dem B. ein bejtimmtes Buch ſchenkungsweiſe übereignen; er 
hat aber die Bafete verivechjelt und dem B. ein filbernes Beſteck überfandt, das 
B. al3 fein Eigentum angenommen bat: dann fann A. das Beited wegen der Nichtig> 
feit des dinglichen Vertrags zurüdbegehren. Wenn aber B. das Beited inzwischen 
an E. verfauft und übergeben hatte, dringt A. gegen diefen mit dem Anſpruch 
aus $ 985 nicht durch. Much bier muB aber immer wieder auf die obligatorifchen 
Bereicherunganſprüche hingewieſen werden, die A. nach $ 816 gegen ®. bat und 
nah $ 822 auch gegen C. haben fann. 

13) Der Fall ift jo zu denfen. A. bat von B. ein Grundftüd erworben; 
der dingliche Vertrag ijt nichtig, weil B. als Verſchwender entmimdigt war; 
A. wird gleichwohl im Grundbuch als Eigentümer eingetragen. Als Wirkung 
ergibt jich, daß A. ich auf die Vermutung des $8911 jtüßen Tann, daß aber 
3.2. der vor jener Veräußerung eingetragene Hhpothefengläubiger C. gegen 
A. und B. wirkſam geltend machen darf, das Eigentum fei noch bei ®. geblieben. 
Wenn dagegen U. da3 Eigentum bereit3 an den qutgläubigen 3. übertragen bat, 
fo bat diefer nach $ 892 ein unantaitbares Recht ertvorben. 
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überall dem Rechtsgeſchäfte jede ** Wirkung.’ Darum wird von ihr jeder 
betroffen, der jeinen Rechtserwerb auf diejen Vertrag jtügen müßte. 
Daß der dritte gutgläubige Erwerber nicht einbezogen wird, hat feinen Grund 
darin, daß er nicht als Nachfolger in das bejtehende Rechtsverhältnis ein— 
tritt, jondern daß in jeiner Perſon fich der Erwerb auf Grund jelbjtändiger 
Vorausjegungen vollzieht. 

d) Der Mangel, daß ein Nichtberechtigter über eine Sache verfügt 
hat, kann geheilt ** werden. Solche Konvaleszenz oder Beftätigung tritt ein, 
wenn nachträglich der Berechtigte die Verfügung genehmigt, oder wenn der 
Verfügende durch Rechtsgejchäft *" oder als Erbe uſw. des Berechtigten die 
Sache erwirbt. Wenn aber der Berechtigte den Verfügenden beerbt, jo hat 
dies mır unter der Vorausjegung beftätigende Wirkung, daß er unbejchränf: 
bar für die Nachlafverbindlichkeiten haftet; denn nur in diefem alle tritt 
jeme vollftändige und dauernde Vereinigung zwijchen dem Erbenvermögen 





14) Die Nichtigkeit wirft auch auf Dritte ein; jie reicht alſo „nach außen“. 
— Nach $ 832 eriter Lefung jollte die Nichtigkeit des Scheingefchäfts nur unter 
den Barteien beitehen, im übrigen wurde das Geſchäft für gültig erachtet; auch 
RG 2,228. Dies ijt in der zweiten Leſung befeitigt; das Prinzip des $ 117I 
jol auch bier glatt durchgreifen: die Nichtigkeit des Scheingeichäfts wirft mit 
dingliher Kraft, auch der Scheinberechtigte ſelbſt darf jie geltend machen. — 
Zuguniten des Hhpothelengläubigers ufmw. aber machen $$ 1141, 1148, 1107, 
1192, 1200 die wichtige Ausnahme, daß für die Kündigung und Verfolgung des 
Hupothefenrechts3 der als Eigentiimer Eingetragene (aljo auch der Scheineigen- 
tümer) ſchlechthin die NRechtitellung eines Eigentümers einnimmt. Predari 
119 A 33. — Vergl. Bd.1 873 A 14. 

15) Kann auch ein Eintragungsantrag durch die Behauptung vernichtet 
werden, er fei nicht ermitlich gemeint geweſen? Ich beitreite dies. Denn die 
Erflärung einer Behörde gegenüber iſt ftreng verpflichtender Natur; außerdem 
it die Behörde nicht Empfänger der Erflärung (Bd. 1 867 A12); der Antrag 
geht nah GBO 813 bei dem Grundbuchamte ein, aber ihm nicht zu, jo daß 
die Borausfegung $ 117 I nicht erfüllt iſt. 

16) 8 185; dazu Bd. 1 883 Nr.3. Gibt der Berechtigte von vornherein 
jeine Einwilligung, jo verfügt der Andere mit Rechtömacht, nicht wie $ 185 I 
angibt, ala „Nichtberechtigter“. — Befondere Hervorhebung verdient es, daß 
danach derjenige, der durch Auflafiung oder Zuſchlag Eigentum erlangt bat, 
bereit3 vor der den Ermwerb vollendenden Eintragung über das Eigentum durch 
weitere Auflafiung an einen Dritten verfügen fann; diefe zweite Verfügung 
wird allerdings nicht eingetragen, bevor nicht der Veräußerer jelbit eingetragen 
üt; dann aber ijt die zweite Auflaſſung fraft Geſetzes eritarkt, jie braucht fpäter 
nicht wiederholt zu werden (oben 820 AT, 8). Ferner fann der Eriverber 
eined Grundſtücks bereit vor feiner Eintragung für den Veräußerer eine aufs 
preisreithupothef oder einem Dritten eine Grunddienſtbarkeit bejtellen; auch 
diefe Verfügungen werden bollwirffam, jobald der Erwerber eingetragen ift. 
RA 3,263; Predari 111; ferner RG 54, 362. 

17) $ 185 II 1. — Diefer Fall wurde im römiſchen Rechte durch die 
exceptio rei venditae et traditae gededt: der Erwerber hatte dieſe Einrebe 
gegen jeinen Gegner, der als Nichteigentümer veräußert hatte und jebt, nachdem 
er Eigentümer geworden, die Sache bindizierte. Es maltete dabei der Gedanfe 
od, dat folches Klagbegehren gegen Treu und Glauben veritoße. — Das BGB 
geht weiter; es gibt nicht bloß eine Einrede, jondern läßt ein pofitives dingliches 
Recht entitehen. 
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und dem Nachlaß ein, die den inneren Grund bilden für die Bindung des 
Erben an die Verfügungen, die der Erblafjer jeinerzeit unberechtigt über 
Rechte des Erben getroffen hat. Unter mehreren, ſich widerjprechenden 
Verfügungen erftarkt nur die zuerjt volljogene.!® 

3. Die Unwirkjamkeit eines dinglichen Erwerbs fann auch dur Ein: 
wendungen geltend gemacht werden. 

a) Soweit die rechtliche Bedeutung des obligatoriihen Grundgejchäfts 
reiht, können unter den Parteien hieraus Einreden gegen das Leijtungbegehren? 
und gegen die Hanbare Verfolgung ?! des dinglihen Anſpruchs abgeleitet 
werden. Ihrer Wirkung nad find ſolche Einreden entweder aufſchiebende, 
wie 3.8. die Geltendmahung des Zurüdbehaltungrechtes wegen Aufwen: 
dungen,“ oder zerftörende, wie z. B. die Einrede der Verjährung.?* 

Dinglihe Wirkung erlangt ein zur Einrede taugliher Anſpruch durd 
die Eintragung einer Vormerkung.?* 

b) Gegen eine Hypothek ftehen dem Eigentümer Einwendungen zu: 
1. auf Grund eines dem dinglihen Rechte anhaftenden Mangels; z. B. wegen 
Nichterfüllung der Eintragungvorichriften ;° 2. kann der Eigentümer wegen 





18) In allen anderen Fällen, two durch Nachlaßberwaltung, Nachlaßkonkurs 
oder nad) $ 1990 die Beſchränkung der Haftung auf den Nachlaßbeſtand durch— 
geführt wird, bleibt der Nachlaß als abgefondertes Vermögen bejtehen. Die 
NRechtövereinigung, die zunächſt eingetreten war, wird wieder bejeitigt ($$ 1976, 
1991 II), und damit tritt die Nechtslage in volle Wirkung, daß der Erblajjer 
als Nichtberechtigter über Rechte des Erben verfügt hat. Vergl. Bd.3 $ St. 

19) 8185112; das gilt nicht für den Fal der Genehmigung. 

20) Oben 818 922. 

21) 8986 Teit dies als allgemeinhin feſt. Dabei gilt auch die exceptio 
rei venditae et traditae, die nad) preuß. Gefeß vom 5. 5. 1872 8 7 ausgejchlofjen 
war: der Befißer fann die Herausgabe der Sadje veriveigern, wenn der Eigen- 
tiimer ihm gegenüber zur Überlafjung der Sache rechtlich verpflichtet iſt. 

22) 81000: der Beſitzer kann die Herausgabe der Sache vertveigern, bis 
er für feine Verwendungen befriedigt ift. 

23) 8222. Vergl. Bd. 1 $ 88 über den Begriff und die Arten der Einreden. 
— Die Einrede auf Grund eines obligatorifhen Verpflichtungsverhältnifies kann 
in einzelnen Fällen auch gegen den Sondernachfolger des Haftungpflichtigen 
geltend gemacht werden. Dies gilt fraft Gefeßesvorfchrift zumal bei Miete und 
Pacht, die, obwohl fie weder dingliche noch eintragumgfähige Rechte find, Dennoch 
bon jedem Erwerber anerfannt und erfüllt werden müſſen. Vergl. 88 571, 579. 
Vorausfeßung bildet, das die Sache bereits überlajien war. Außerdem kann 
jeder Bejiter einer beweglichen Sache jeine Einreden gegen den bisherigen Eigen— 
tümer auch gegen deflen NRechtsnachfolger unbeſchränkt durchſetzen; $ 986 II. 
Vergl. Bd.1 8169 A25f. 

24) $$ 883, 888. Gegen diefe ijt wiederum eine Einrede des Einge— 
tragenen möglich, die, wenn ſie eine zeritörende ijt, den Anſpruch auf Be— 
feitigung der Vormerkung begründet; $ 836. — Vergl. ferner 8 1098 II: das 
eingetragene Vorkaufrecht wirft gegen Dritte als Vormerkung; umd g 1971. — 
Der Verkäufer haftet dem Käufer dafür, daß die Vormerfung befeitigt werde, 
auch wenn der Käufer diefe gefannt bat; 8 439 II. 

25) GBO —* Dies wird von Bedeutung ſein, wenn der Eigentümer 
nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt. 
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der inneren Abhängigkeit der Hypothek von der zu fihernden Forderung alle 
Einreden aus dem Schuldverhältnifje geltend machen.?® 
c) Diejelben Grundjäge geltend im wejentlichen auch beim Pfandrecht.“ 
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Der allgemeine Grundjag, daß die dingliche Rechtsänderung fi auf 
die Einigung und die Verlautbarung durch Eintragung oder Befigübergabe 
fügen muß, begegnet verjhiedenen Ausnahmen. Cs gibt: a) Rechts— 
änderungen, die unabhängig von einer rechtögejhäftlichen Verfügung, ine: 
bejondere kraft Gejeges oder durch richterliche Verfügung, eintreten, und 
b) andererjeits auf Rechtsgeſchäft beruhende Rechtsänderungen, bei denen 
aber 1. entweder feine Einigung oder 2. feine Eintragung oder Beſitz— 
übergabe erforderlich if. Die Auswahl der Fälle und ihre rechtliche Ge— 
faltung läßt fich auf einen allgemeinen Grundgedanken nicht zurüdführen. 

1. Beider Fahrnis wird das dingliche Recht durch die Befigherrichaft 
verlautbart. Damit entjteht die Möglichkeit, den Eintritt einer Rechts- 
änderung an nackte Befigvorgänge anzulnüpfen, ohne daß der Nachweis einer 
chtögejhäftlihen Erklärung gefordert werden müßte. 

a) Voranjtehen die Fälle, in denen das Eigentum originär, d.h. ſelb— 
ſiändig und ohne Ableitung von einem NRechtsvorgänger erworben wird. So 
die Aneignung * durch Befigerwerb an herrenlojen Sachen und der Erwerb 
des Finders.“ Eigentum erlangt der Befiger durch die Erfigung.? Bei dem 
Erwerb durch Verbindung und Vermijchung * entjcheidet die körperliche Ver: 
einigung fremder Sachen mit den eigenen Sachen des die Verbindung 
Volljiehenden; bei der Verarbeitung ift wejentlich die Herſtellung einer 
neuen Sache durch menschliche Arbeitleiftungen. Als neu entjtandene Sachen 
werden die Erzeugnifle Durch die Abtrennung erworben.® 


26) 8 1137 ftellt diefen Grundfaß auf, den 8 1157 auf die Einreden aus> 
dehnt, die auf Grund eines perfünlichen Rechtsverhältnifies zwifchen dem Eigen— 
tümer und dem Gläubiger beiteben; diefe follen auch gegen einen neu eintretenden 
Gläubiger Wirkung haben. Über diefe Frage genauer unten $ 128. 

27) $$ 1211, 1254. 


1} 8958. 
m 2) —* 8973, wenn binnen Jahresfriſt kein Empfangberechtigter ſich 
meldet. 
3) 88937 ff. Der Beſitzerwerb wird ſich bier regelrecht auf einen ding— 
es jftügen: der Eigentumerwerb dagegen tritt durch den bloßen Zeit» 
auf ein. 
4) 88 946 Alleineigentum; 947, 948 Miteigentum. 
5) & 950. 
6) Dem Eigentümer und dem Eigenbeſitzer fallen fie zu mit der tatjäch- 
hen Trennung der Bejtandteile und zumal der Früchte von der Mutterjache 
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In allen diefen Fällen wird eine rechtsgejhäftlihe Willenserklärung 
nicht gefordert. Das Eigentum folgt kraft Rechtsnorm einer bejtimmten 
menſchlichen Handlung ' oder einem rein äußerlichen tatfählihen Vorgang. 
An ſolche Vorgänge ſchließt das Gejeg auch im übrigen den Eigentumerwerb 
an; jo insbejondere bei der Erbfolge.’ 

Endlich gibt es auch Fälle, in denen das Eigentum zwar auf Grund 
eines rechtsgejchäftlichen Tatbeitandes, aber ohne daß es der Übergabe der 
Fahrnis bedürfte, übergeht.” Bejonders hervorzuheben ift, daß das Eigen 
tum an dem Schuldjchein nach zwingender Gejegesvorjchrift dem Gläubiger: 
rechte folgt.*® 

b) Bei den begrenzten dinglihen Rechten an der Fahrnis ijt ein Erwerb 
ohne Rechtsgeihäft und zwar dur Erfigung nur für den Nießbrauch zu: 
gelafjen. Kraft Geſetzes entjtehen bejtinmte Pfandrechte.'? 


c) Zur Aufhebung des Rechtes genügt bei allen dinglichen Rechten an 
der Fahrnis eine einfeitige Verfügung. Die Sache wird herrenlos durch 
Befigaufgabe mit der Abficht, auf das Eigentum zu verzichten.“ Zur Auf: 
hebung des Nießbrauchs und des Pfandredts iſt eine einjeitige Erklärung 
dem Eigentümer oder Bejteller gegenüber erforderlich; der zuftimmenden Anz 
nahme des Gegners und mithin einer Einigung bedarf es auch hier nicht.‘* 


2. Rehtsänderungen an Liegenſchaften bedürfen, joweit fie auf 


($$ 953, 955, jedoch auch 956, 957). Soll dagegen ein Anderer jie eriwerben, 
jo bedarf es für ihn nach 8954 der rechtlichen Befugnis zur Aneignung, nad) 
8 956 der rechtsgeſchäftlichen Gejtattung des Eigentümers. 

7) Es handelt fich aber nicht um eine rechtögefchäftliche Erflärung. Das 
iit für die ee Fälle unten genauer zu unterfuchen. 

& 1942 

9) Auch die Einigung braucht nicht befonders für die einzelne Fahrnis 
ftattzufinden; der dingliche Vertrag liegt vielmehr bezüglich des Zubehörs des 
Grunditüds in der Auflafiung 8 926; bezüglich aller Fahrnis in dem die Güter: 
gemeinſchaft begründenden Ehevertrag 88 1438, 1519 (Fahrnisgemeinſchaft). 
Ferner Erwerb durch Einverleibung in dad Inventar 588 II, 1048; auf Grund 
des Niekbrauchrechtes ” — — Sachen 1067. Über die Fälle der 
Surrogation oben $16 A 

10) 8 952; RG in Gruft 45, 1166. Cine Abänderung diejes Ba a 
Verbindungverbältnifies durch Vertrag ijt ausgeſchloſſen; abm. RG 51,85. 

11) 8 1033; Erſitzung ijt beim Pfandrecht ausgeichloffen. 

12) $ 1257; Antvendimgsfälle 88 559 f., 581, 585, 590, 647, 704. Das 
Piändungpfandrecht iit fein gejeßliches Prandredit; unten 8146. — Ein ge— 
ſetzliches Nießbrauchrecht kennt das BGB. nicht. Dem Ehemann und den Eltern 
ſteht ein eigenartiges Nutznießungsrecht zu, das kraft Geſetzes und ohne Ein— 
tragung und Beſitzübergabe entſteht; $$ 1363 f., 1649 f. In einzelnen Be— 
aichungen wird dort aber gleichwohl auf die Ordnung des Nießbrauchrechtes ver— 
wieſen, F8 1383 f., 1652. 

13) 8959. Sog. TDereliftion. Über den Verzicht unten 9 19. 

14) 88 1064, 1255: die einfeitige Erflärung „genügt“. Außerdem er— 
liſcht das dingliche Pfandrecht nach $ 1253 durch Qurüdgabe des Pfandes. 
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Rechtsgeſchäft beruhen, grundjäglich der Eintragung.“ In weiten Umfange 
aber wird von dem Einigungsprinzip Abjtand genommen.!® 

a) Ein einjeitiger Erwerb des Eigentumrechtes findet ftatt, indem der 
Fiskus fih in das Grundbuch eintragen läßt," er erwirbt damit durch An 
eignung das Eigentum an dem aufgegebenen Grundftüd. Der Eigentümer 
fann an jeinem Grundftüd ohne dinglihen Vertrag eine Hypothek für eine 
Schuldverjchreibung auf den Inhaber und eine Grundfchuld für fich jelbjt 
oder für einen andern bejtellen.'‘ 

b) Vor allem vollzieht fi die Aufhebung *” dinglicher Rechte 
regelmäßig durch einjeitige Verfügung. Formelle Verausjegung zur vollen 
Wirkung ift die Löſchung im Grundbuch.” Materiell gilt der Grundjag der 
freien Verfügungsmadt über alle dingliche Rechte. Demgemäß kann der 
Eigentümer und jeder Berechtigte das auf jeinen Namen eingetragene Recht 
einjeitig aufheben,?! indem er dem Grundbuchamt oder dem dadurch be— 


15) Obne Eintragung fann eine auf Rechtögeichäft berubende (im Gegen 
ſatz zu der fraft Gejeßes eintretenden) Rechtsänderung jtattfinden nach $$ 1154 1, 
1192, 1067, 1274. Vergl. unten $ 58. 

16) Bei Grunditüden genügt zur Bewirkung grundbuchmäßiger Eins 
tragungen regelmäßig die einfeitige Bewilligung des Baffivbeteiligten; GBO 8 19; 
unten $54. Damit wird dem eingetragenen Berechtigten eine weitgehende Ver— 
fügungsmacht eingeräumt. Wietveit aber jolche einfeitige Erklärung materielle 
Rirfung bat, bejtimmt ſich nach dem BGB. 

17) 8 928 112. 

18) $$ 1188, 1192, 1195, 1196. Die urjprüngliche Beitellung einer ge— 
—— Hypothek für ſich ſelbſt iſt dagegen dem Eigentümer grundſätzlich 
bderwehrt. 

19) Folgende Unterſcheidungen find zu beachten. a) Aufhebung iſt der 
allgemeine Ausdrud für die abjolute Vernichtung (im Gegenfaß zu der Über— 
tragung) eines Rechts; 3.8. 88 875, 876, 883, 1010, 1062, 1183. Aufhebung 
reicht weiter als Aufgeben, dies iſt nur eine der verjchiedenen Formen der Auf 
bebung, jo 875, 1064; Wufgeben des Beſitzes 856, 959, 1007 III; des Eigentums 
928; des Nießbrauchs 1064, des Pfandrechts 1255. Durch die Aufhebung er- 
liſcht das Recht jelbit derart, daß eine Nachfolge ſchlechthin ausgeſchloſſen iſt; 
daher entſteht für den Fiskus an dem aufgegebenen Grundſtück ein neues Eigen— 
tumrecht (A 17) ; daher kann eine aufgehobene Hypothek nicht auf den Eigentümer 
übergeben, die Folge davon iſt, daß die Aufhebung durch den Gläubiger nur mit 
Zuftimmung des hierdurch beeinträchtigten Eigentümers erfolgen darf, $ 1183 
(anders beim Pfandrecht 8 1255, weil bier fein Eigentümerpfandredht entitehen 
lann). —b) Der Verzicht ijt eine einfeitige Verfügung ($ 1165), durch die 
ein dingliches Recht abgeitoßen, aus dem eigenen Vermögen ausgefchieden wird. 
Das Recht ift objektiv damit nicht erlofchen; es kann daher auf einen Anderen 
übergehen, jo nach $$ 923 113, 976, 1168, 1175, vergl. auch 1137 II, 1211 II 
(Kortbeitand der Einrede troß des Verzichtes), 1165. Ein einfeitiger Verzicht 
it nur bei dinglichen Rechten möglich; auf Forderungsrechte kann nicht verzichtet, 
ſie können nur durch Erlaßvertrag aufgehoben werden, Bd.1 $149 43. 

20) Sie gefchieht duch Eintragung eines Löfchungvermerkes; GBO 8471. 
As gelöfcht gilt auch das Recht, das bei Umſchreibung des Grundſtücks auf ein 
anderes Blatt, abjichtlich oder verjehentlich, nicht mitübertragen worden iſt; 
EBD 8471. 

21) 89281 für das Eigentum; 88751 für alle Rechte als Regel. 
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günftigten Gegner gegenüber die entjprechende Aufhebungerklärung abgibt 
und damit die Löſchung herbeiführt.?” 

Dagegen bedarf es zur Aufhebung einer Hypothek,“ Grund: und 
Kentenjchuld ** der Zuftimmung des Eigentümers. Sit das aufzuhebende 
Recht mit dem Rechte eines Dritten belaſtet,“ jo muß die freie Verfügung 
des Berechtigten ſich dem Rechte des Dritten beugen; denn niemand kann 
mehr Rechte aufheben, als ihm in Wirklichkeit zujtehen. in relatives 
Erlöjchen, wonach das untergegangene Recht im Umfange des Unterrechts des 
Dritten fortbejtehen würde, jchließt das BGB nad allgemeinem Grundjag 
aus.?° Daher wird die Wirkung der Aufhebung, joweit fie in das Recht des 
Dritten eingreift, an deſſen Zuftimmung gebunden.?’ 


e) Bejondere Fälle des Erwerbs find: die jog. Tabularerfigung des 


22) Eine Bindung an diefe einjeitige Erflärung tritt ein mit dem Löſchung— 
bollguge; vorher ijt das Aufhebungsangebot nur bindend, wenn e3 dem Grund» 
buchamt gegenüber abgegeben oder dem Gegner die formelle (GBO $ 29) 
Zöjchungbewilligung eingehändigt iſt; F875 II. Der Buclöfchung fommt Die 
jelbjtändige Bedeutung zu: nad BOB $ 891 II die Vermutung des Nichtbeitebens 
(ferner nah GBO 847 II) und für den qutgläubigen Erwerber die Nichtwirfung 
des gelöjchten Rechts nach 8 892 zu begründen. Predari 128 A11. Iſt das 
Recht mit Unrecht gelöfcht, jo fann der noch beitehende dingliche Anfpruch gegen 
den Eigentümer des Grundjtüds zum Zwecke der Berichtigung geltend gemacht 
werden. Sobald der Anfpruch aber verjährt iſt, erlifcht auch das gelöſchte Recht 
endgültig, $ 901 ©. 1; dann greift der Berichtigungsanfpruch nad) $ 894 ein. 

23) $1183. Ein Verzicht zuguniten des Eigentümers aber kann durd 
einfeitige Erflärung nad) $ 1168 jtattfinden. Xergl. U 19. 

24) Nach 88 1192, 1199. 

25) An dem Nießbrauchrecht oder der Hhpothef des U. hat 2. ein Pfand— 
recht. Ferner fommen auch jolche Fälle in Betradht, two die mit einem Grund- 
ſtück verbundenen ſubjektiv dinglichen Rechte den Belajtungen des Grundſtücks 
nach 896 mitunterworfen ſind; alſo der Hypothekengläubiger iſt z. B. um ſeine 
Zuſtimmung anzugehen, wenn die mit dem belaſteten Grundſtück verbundene 
Grunddienſtbarkeit an einem anderen Grundſtück aufgehoben werden ſoll. Die 
Zuſtimmung iſt dem Grundbuchbeamten nah GBO $ 21 nur dann nachzuweiſen, 
wenn die Eintragung auf dem Blatte des berechtigten Grundſtücks erfolgt iſt. Aus— 
nahme, wenn das Necht des Dritten durch die Aufhebung nidjt berührt wird, 
8 876 ©. 2; jo 3.2. iſt für den Nießbraucher das mit dem belafteten Grundjtüd 
Derbundene dingliche Worfaufrecht bezüglich einer anjchliegenden Parzelle 
($ 1096 II) fein folches, deſſen Aufhebung in feine Intereſſen eingreift. Vergl. 
Fuchs 1,81; Predari 130. 

26) E3 twill relativ dingliche Nechte nicht anerkennen; oben $3 Nr.5. Es 
läßt auch eine Beitellung 3.8. einer Grunddienftbarfeit nur zuguniten eine3 
Hhpothefengläubigers des herrfchenden Grunditüds nicht zu. 

27) 8876. Das wird für Die Aufhebung eines berpfändeten Rechtes durch 
1276 noch bejonder3 hervorgehoben. Die Zuitimmung tft eine einfeitige Ver— 
ügung, die als felbjtändiges Erforderni3 zu der Aufhebungerflärung des Be- 

rechtigten hinzufommen muß; beide Erflärungen ſtehen als einfeitige für fich, 
fie verbinden jich nicht ettva zu einer dinglichen Einigung; man fann bier bon 
einem Gefamtaft (8d.1 862 A 4) fprechen, zu dem fich Die mehreren einfeitigen 
Verfügungen zuſammenſchließen. Die dem Grundbuchamte oder dem Begünſtigten 
gegenüber abgegebene Zuſtimmung iſt untiderruflich, $ 876 ©.3. Vergl. im 
übrigen Predart 129. 
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Eigentums* und der Zuſchlag des Grundſtücks bei der Zwangsverſteige— 
rung.” Andererjeits kann der Eigentümer durch Aufgebotverfahren aus: 
geihloffen werden, wenn das Grundftücd ſeit dreißig Jahren im Eigenbefik 
eines Anderen fteht.?° 

d) Lediglich kraft Gejegesvorjchrift, mithin ohne Einigung und ohne 
Eintragung vollzieht fich der dingliche Erwerb des Erben ®! und des Ehe: 
gatten an dem Geſamtgut durch Eintritt der eherechtlihen Gütergemein- 
ſchaft.? In dieſen und einigen anderen Fällen ®° ift die Rechtsänderung 
außerhalb des Grundbuchs eingetreten; da das Buch mithin unrichtig ge: 
worden ift, greift der Berichtigungsanſpruch Plag.’* 


Zweites Rapitel. 
Beſitz. 
825. 1. Sachbeſitz als Rechtsverhältnis. 

1. Die Betrachtung des Beſitzes hat von der tatſächlichen Gewalt über 
eine Sache auszugehen. Er wird zum NRechtsverhältnis, indem die mit der 
Sahherrichaft verbundenen LZebensbeziehungen als eigenartiger Tatbejtand 
anerkannt werden und die Stellung desjenigen, in defien Perſon fich diejer 


28) 8900. 

29) ZUG $$9 90, 130, 

30) 8927. Für Hypotheken gilt 8 1170. 

31) Weil der EINEN nad) $$ 1922, 1942 fraft Geſetzesvorſchrift 
eintritt. GBO 88 36,41. — Für die Nacerbfolge $ 2139. Das gilt nicht für 
den Erwerb eines Vermächtniſſes uſw. 

32) 88 1438 II, 1519 II; GBO g8 34, 35, 48. Fortgeſetzte Gütergemein— 
ihaft $ 1485. 

33) Anwachſung eines Anteil3 an dem Gejellichaftvermögen bei Aus— 
iheiden eines Geſellſchafters 735 (RNIA 2,146; 8,99: nur der Anteil am 
Gejelihaftvermögen, nicht ein Anteil an deilen einzelnen Gegenjtänden wird 
durch Anwachſung erworben); Entſtehung eines Nießbrauchs oder einer Sicherungs⸗ 
hypothek kraft Geſetzes nad) F 1075 I, 1287; Entſtehung einer Eigentümergrund— 
ſchuld nach 88 1143, 1163 uſw.; Anfall" des Vermögens einer aufgelöjten 
juriftiichen Perſon $$ 45, 88. — Nicht fraft Gejetes, fondern vermöge der einer 
auflöfenden Bedingung oder einem Endtermin beigelegten rechtsgeſchäftlichen 
Virlung können begrenzte Rechte erlöſchen (veral. ss 158, 163, 1061); wie in 
vr — —— Fällen tritt dieſe Rechtsänderung aber auch außerhalb 

2 

34) — GBo 822f. Dagegen iſt die kraft Geſetzes entſtehende 

ruhe überbaurente er Eintragung weder bedürftig noch fähig, $$ 914, 


1) 8854. — €. X. Beller, Iher. 3. 34,1; Strobal, her. 3. 29, 336; 
31,1; 38,1; Bartels in Grucot 42,645; ®. Stinking, Beſitz; Knieb, Befik 
hi BGB 1900; Bendir, Recht 4,45, 69; 8, Goldſchmidt, vermijchte Schriften 

1,23—349 ( 1901; dazu Dertmann, Acc. BR. 20, 220) ; Rotering, ur. Viertels 
jörfcift 33,11; Dernburg, BR -3 510; Schmann $19; Cofad 2 8185. — 
Ifterr. BGB 8 309; Stubenraud 1,877 
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Tatbejtand verwirklicht hat, von der Rechtsordnung unter bejonderen Schuß 
geftellt wird. ALS Gegenjtand des Beſitzes gelten grundjäglih nur Die 
Sachen.“ 

Beſitz als die nach außen kundbar hervortretende Sachherrſchaft ver: 
lautbart der Regel nach das Recht an der Sache, ſo daß in der Auffaſſung und 
Sprache des Volkes Eigentümer und Beſitzer als gleichbedeutend gelten;⸗ 
die Rechtsordnung macht daher vielfach den Erwerb des dinglihen Rechts 
abhängig von dem Befigerwerbe. Dieje Verbindung ift für die Rechts- 
ordnung feine zwingende.* Trennung des Befiges vom Eigentum kann durch 
Rechtsgeſchäft und Gejeß? oder durch äußere tatſächliche Creignijje * ein: 
treten. Insbeſondere wird der Befig keineswegs nur deshalb und nur 
dann gejhüst, wenn der Beweis oder die Vermutung des Nechtes an der 
Sade für den Befiter beftehen; und ebenfowenig braucht der Befiger überall 
ihlehthin dem Eigentümer zu weichen. 

Der Beſitz findet vielmehr um feiner jelbjt willen rechtliche Anerkennung. 
Es gilt, diejer jelbftändigen Bedeutung der Befisherrihaft gerecht zu werden 
und fie inhaltlich zu begründen. 

2. Auf der Sicherung der Befiszuftände ruht die Ordnung des menſch— 
lihen Gemeinlebens. Den Frieden des Haufes und in ihm den Frieden des 
Volkes zu ſchützen, galt von Anbeginn als eine der höchſten, im Intereſſe 
des Gemeinlebens zu erfüllenden Pflichten. Darum murde jeit alters Die 





2) Weil nur an ihnen eine tatfächliche, förperliche Herrichaft ausgeübt 
werden fann. Das Geſetz jtellt den Erwerb des Befibes an Grundjtüden und an 
Fahrnis unter diefelben Regeln; anders 3.2. für den Erwerb des Eigentums 
5 925 f. (873 f.) gegenüber 88 929—984. Beſitz an Teilen einer Sache $ 965, 

itbejig an einer Sache $ 966; über beides unten $39. über die Frage, ob 
ein jog. Rechtöbejiß anzuerfennen jei, unten $28. Wo das Geſetz fchledhthin von 
Beſitz fpricht, veriteht es darunter nur den Sacbefit. Wenn in 8 239 davon 
gejprocdhen wird, daß der Bürge ein „Vermögen beſitzt“, jo fann dies nicht im 
juriftifchen Sinne gemeint fein. 

3) Gutsbeſitzer; der bäuerliche Beſitz; Beſitztum deral. 

4) Nur bei Fahrnis greift die Eigentumdermutung ($ 1006) und die 
Wirkung des jelbitändigen gutgläubigen Eigentumermwerbes (8 932) ein. Wo 
das Gele vom Befiter eines Grunditüds handelt, wird gerade der Gegenfak 
zum Eigentümer hervorgehoben ; ss 836, 867, 9101, 998, 1029; anders EG 164 
„Srundbefiß“. Enticheidende Bedeutung hat der Befititand an Grundſtücken im 
Falle der Grengvermwirrung, —*— I. 

5) Ein Recht zum Beſitze (A 19) erlangt 3.8. der Mieter und der Nieß— 
braucher uſw. auf Grund des obligatorifchen oder dinglichen Vertrags (bier er- 
hält das BGB den mittelbaren Beſitz auch dem Vermieter, Gigentümer uſw.). 
Kraft Geſetzes hat 3.3. der Ehemann an dem eingebrachten Gute der Frau, der 
Teitamentvollitreder an dem Nachlaß ein Necht zum Befibe. 

6) Der Eigentümer verliert 3. B. feine Uhr im Walde oder fie wird 
ihm geftoblen. Der Nachbar pflügt heimlich einen Streifen fremden Landes zu 
feinem Ader hinzu. Dem wahren Erben werden Nachlahfachen durch einen un— 
berechtigten Erbichaftbefißer vorenthalten. Anfpruch des nichtbejikenden Eigen: 
tümers gegen den befißenden Nichteigentümer nach $ 985. 
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„Friedenwahrung“ als Angelegenheit des Gemeinwohles von Staats- und 
Polizeiwegen durch öffentliches Schutzgebot gehegt.” 

Dieſer Grundgedanke iſt beſtimmend geblieben, nachdem ſich die An— 
erfenmung des privaten Rechtſchutzes des vorhandenen Güterſtandes entwickelt 
hatte. Sicherung erhielt, was im gemeinen Intereſſe die Ruhe gewähr— 
feiftete: mithin die tatſächlich hergeſtellte, nach außen hin kundbare Ordnung 
der menſchlichen Herrſchaft über die Sachgüter, denn ſie enthält die Voraus— 
ſetzung eines rechtlich geordneten Gemeinlebens.“ Der Tatbeſtand, der dieſe 
Anerkennung erfährt, gilt als Befig. 

Im Gegenfag hierzu nimmt die Allgemeinheit ein derartiges unmittel: 
bares und eigenes Intereſſe an der Erhaltung und Verfolgung das Rechtes 
zum Haben der Güter nicht.” Die Verfolgung des Eigentumes und Über: 
windung des Beſitzes auf Grund des befieren Rechtes ift ftets nur als Auf: 
gabe der rein privatrechtlichen Ordnung angeſehen worden. 


3. Bei Ausbau des Befigihuges hat der Gedanke der Friedemvahrung 
dauernd fortgewirtt. Was einft aus öffentlihem Intereſſe gefordert wurde, 
findet heute für das enger begrenzte Privatrecht feine Ausgeftaltung unter 
dem Gedanken der fozialen Norm. Aus dem Gemeinbewußtjein '° der 
Rechtsgenoſſen ift zu entſcheiden: 

a) ob die zunächſt bloß natürliche Gewalt über eine Sade die joziale 
— in dem Sinne beſteht, daß die Geſamtheit vor dem hergeſtellten 





7) Dieſen Gedanlen führt zunächſt für das römiſche Recht, dann aber 
als allgemeingültige Grundlage des Beſitzſchutzes aus: A. Pernice, Zeitſchr. für 
Rgeſch. 17,167 (1896). Vergl. Kant, Rechtslehre 61,70; U. Heß, Beſitzen 
heißt geſichert ſein, 1895. — Bon hier aus ergibt ſich auch der innere Zuſammen⸗ 
bang mit den ftrafrechtlichen Normen; unten $35 Nr. 3 

8) Daraus ergibt ſich, daß die frage nad) * Grund des Beſitz⸗ 
ſchutzes“ nicht durch den Hinweis darauf erledigt werden fann, pi; die Tatfache 
des Beſitzes meiſt den Rückſchluß auf das Recht zum Befißen rechtfertigt. — In 
der gemeinrechtlicdhen Lehre waren ſowohl relative Theorien, die den Grund in 
einem Delift oder in dem vermuteten Eigentum uſw. fuchten, als auch abfolute 
Theorien aufgestellt, unter denen die Willenstheorie (nach Savigny, Bruns u. A.; 
mten 826 A9) die Hauptrolle fpielte. 

9) Bei Goethe wird diefer Gedanke wiederholt und in verfchiedener Fafjung 
ausgeſprochen. Bon der Praxis des Reichöfammergerichts heißt es in „Wahrheit 
und Dichtung“ Buch 12: „Friſch arbeiteten fie weg, was kurz abgetan werden 
lann und muß, was über den Mugenblid entfcheidet oder was ſonſt leicht be— 
urteilt werden fann. Die Saden von jchtvererem Gehalt, die eigentlichen Nechts- 
handel, blieben im Rückſtand, und es war Fein Unglüd. Dem Staate liegt nur 
daran, daß der Veſitz gewiß und ſicher ſei, ob man mit Recht beſitze, kann ihn 
wenig kümmern.“ — Die ſoziale Natur des Beſitzbegriffs tritt beſonders in den 

—— Buch 3 Kapitel 11 hervor. 

10) Dazu die grundlegende Darftellung von Goldſchmidt, in der Feſtgabe 

für Gneift (Berlin 1888) 64 umd eingehender: vermifchte Schriften (oben A1). 


Gndemann, Lehrbuch. IT. Band. 8.1.9. Aufl. 9 
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Machtkreife fich jelbit Halt gebietet, ihn als ſchutzwürdigen Befisftand 
anerfennt.!? 

b) Außerdem iſt der Begriff der tatjächlichen Gewalt jelbft in jozialem 
Sinne zu verftehen. Er ift nicht gleichbedeutend mit körperlicher Jnhabung. 
1. Befiger ift nicht jeder, der die Sache in feiner Gewalt hält (einjchräntende 
Funktion des jozialen Gewaltbegriffes). 2. Befiger ift nicht bloß der, unter 
defjen unmittelbarer körperlicher Obhut die Sache dauernd jteht (ausdehnende 
Funktion des jozialen Gemwaltbegriffes).'* 

4. Auf diefem Ergebnis ruht die rechtliche Ordnung des Beſitzſtandes.“* 
Sie faßt: 1. den Befigtatbeitand als tatjählihe Gewalt nad) den vom 
Gemeinbewußtjein gejegten objektiven Merkmalen, mithin als das jozial aus: 
geprägte, befriedete Gewaltverhältnis eines Menjchen über eine Sadıe. 
2. Dieſer Tatbejtand wird durch die gejegliche Anerkennung und die An: 
gliederung bejtimmter Schugnormen zu einem Rechtsverhältnis eigener Art 
erhoben. Die Rechtsordnung nimmt dabei den Ausgang von der tatſächlichen 


12) In diefem Sinne iſt der Bejiß ein foziales Phänomen. Den ges 
forderten objektiven Maßſtab geben die im Voltsleben gemwachjenen und praftifch 
erprobten Erfahrungfäße. Der juriftifchen Konjtruftion fommt nur eine eng 
begrenzte Bedeutung zu. Darum vermeidet e8 das BGB mit Nedht, die felb- 
ftändige Entwidelung der Tatbeitandmertmale des Bejißbegriffs durch Rechts— 
normen zu fejleln. 

13) Die foziale Anerkennung wird nur der gefeitigten Sadjunterwerfung 
(darüber unten 8 36) und nur der durch den Willen eines entiprechend Verfehr: 
fähigen ausgeprägten Herrichaft (unten $ 34) zu teil. Auch die Einſchränkung 
des 8 855 beruht zulegt auf dem Gemeinbewußtſein der Verkehrgenoſſen. 

14) Auf der Grundlage des Gemeinbewußtfeins erweitert fich die An— 
erfennung des Beſitzverhältniſſes. Beſitzer iſt auch, wer nach den geltenden 
ſozialen Anſchauungen in einem Herrſchaftverhältnis zur Sache ſteht, dem jeder 
Volksgenoſſe Achtung erweiſen muß, weil ſeine Störung als ungebührlicher Ein— 
griff angeſehen wird. Damit wird die Möglichkeit eines fortdauernden Beſitzes 
geboten, ohne daß ein unaufhörliches Ausüben und Erneuern der Sachherrſchaft 
erforderlich wäre. Nur in dieſem ſozialen Sinne kann ein Beſitz an offenen Grund» 
jtüden bejtehen, und nur jo vermag der Einzelne gleichzeitig eine Menge ver: 
jchiedenartiger Sachen in Beſitz zu balten. 

15) So $$ 564 II, 9201; Befigverhältnis i in EG 180, — Für die folgenden 
Ausführungen iſt diejes zu beachten. Das BGB enthält feine Begriffbeitimmung 
des Beſitzes; es beginnt mit den Grundfäßen über den Erwerb und fügt die 
Normen über den Nechtichuß des Bejites an, dann fommt der mittelbare und 
der Eigenbefig. Nur eine Außerliche Betradtung kann in 88541 eine maß- 
gebende Begriffbeitimmung erbliden. Die dort bervorgehobene tatjächliche Ge— 
malt iſt bloß ein wichtiges Kennzeichen, fie gibt für eine Gruppe der Beſitzarten 
das enticheidende Tatbeitandmerfmal. Diejem Bejite im Sinne einer rechts— 
wirkſamen Tatjache iteht gegenüber der Befit als Inbegriff der an diefe Tatjache 
gefnüpften Rechtsfolgen, mithin als NRechtsverhältnis. Diefe Doppelbedeutung 
muß genau beachtet werden; fie tritt deutlich 3.8. in 88 2025 ©.2, 2027 II 
berbor, wo von dem Beſitz, den der Erbe kraft $ 857 als Recht erworben bat, 
unterfchieden wird, ob er auch bereits die Sadıe tatfächlich ergriffen bat, woran 
ſich dann beſondere Rechtsfolgen knüpfen. er Doppelſinn des Wortes Beſitz hat 
eine wichtige Rolle bei dem Aufbau des BER geipielt (unten $29); er ber: 
urjacht auch die Verwirrung in der Auslegung des geltenden Rechts (unten Nr.5). 
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Sachherrſchaft, bindet ſich aber nicht ausjchlieglich daran. Bejondere Recht: 
zwede haben zu einer Ausweitung des Befisbegriffes auf ſolche Fälle geführt, 
wo eine Sachgewalt weder im natürlichen noch im jozialen Sinne bejteht.'* 

Die Eigenart des Befigrechtsverhältnifies tritt am jchärfiten durch den 
Gegenjag zum Eigentum hervor. m Vergleiche mit diefem Vollrecht an 
der Sache erfcheint der Beſitz als Herrihaftverhältnis minderen Rechtes: als 
eine um ihrer jelbjt willen geſchützte Sachherrſchaft, der aber ein ftärferes, 
fie überwindendes Recht entgegentreten kann.“ 

5. Der Beweis für die Natur des Befiges als eines jachenredhtlichen 
Herrichaftverhältniffes ift aus dem Gejamtbejtande der geltenden Rechts— 
normen zu führen.“ Der Befig ift ein Recht, weil dem Inhaber des jozial 


16) Hierhin gehört der mittelbare Beſitz $ 868; der Erwerb durch Beſitz— 
tonititut, Durch bloße Erbfolge; der Beſitz an Rechten. 

17) Der Herrichaft des Eigentümers fann ein höheres Necht nicht gegen= 
übertreten: die Beiißherrichaft aber ift durch das Eigentum überwindbar nach 
$ 955. Nah Eojad 2,78; Lehmann 12; Stammler, richtiges Recht 332; 
Eltzbacher, Handlungsfähigfeit 1, 322 wird als entjcheidend hervorgehoben :- Befit 
it der vorläufige Schug im Genuß einer Sache. Abgeſehen davon, daß ein 
Genuß der Sache für den Beſitz weder notwendig, noch ihm eigenartig iſt, fcheint 
mir die Hervorhebung der VBorläufigfeit des Schußes bedenflihd. Betont wird 
der gegenwärtige Schuß, der übrigens beim Pächter, Ehemann, Tejtamentvoll- 
itreder jehr lange Zeit andauern kann und der überhaupt nicht aus der Natur 
de& Bejigrechtes heraus ein Ende finden muB; für die Abſtellung des Schußes 
auf immer jprecdhen 88 1006, 937. SKennzeichnend für den Inhalt des Beſitzes 
itt vielmehr, daß der 82 vorausſetzungslos um der beſtehenden Herrſchaft willen 
gewährt wird und daß nur dann, wenn dieſer als ſolcher geſchützte Tatbeſtand 
ſich als materiell unbegründet erweiſt, der Beſitzer dem beſſer Berechtigten weichen 
muß. Dies Ergebnis aber enthält, da der Beſitz das Recht an der Fahrnis ver— 
lautbart, fein dem Beſitzbegriffe eigenartiges oder notwendiges Merkmal. — 
beſonders hervorzuheben iſt, daß die aus dem Beſitze ſich ergebenden Rechtsvorteile 
zuweilen ſtärker find als die mit dem Eigentum verbundenen. Der Beſitzer bat 
die Rorteile der Stellung eines Bellagten im Prozeſſe, er braucht insbefondere 
die Sache erjt herauszugeben, wenn der Gegner den Beweis des beſſeren Rechtes 
zum Beſitz bewieſen hat (Bd. 1 $ 874 A 19). Der Befisichuß greift nach $$ 861, 
s62 auch gegen den Eigentümer durch; Ausnahme erit nach $ 564 II. ann, wie 
insbefondere bei Grengvertwirrung, der Umfang des Eigentums nicht nachgemwiefen 
werden, jo enticheidet der Beſitzſtand, $ 920 1. 

18) Dies wird mit der Behauptung bejtritten, daß der Beſitz nur eine 
Zatfache jei. Dies ergebe fih aus $ 8541. So inäbefondere Rland 3,29; teil- 
weile auch Strobal, Iher. 3. 38, 64; Dernburg, BR 3,43. Zunächſt iſt feſt— 
zuhalten, dat die Entjcheidung durchaus davon unabhängig ift, ob zum Beſitz— 
erwerb Die Herftellung eines lediglich räumlichen Verhältnifies zur Sache genügt 
oder ob dafür auch der Wille zur Herrſchaft erforderlich ift; denn auch vom Stand- 
punkte der eriten (m. E. unrichtigen; unten $ 34) Auffafiung aus muß die zweite 
frage aufgetworfen werden, ob aus der erlangten tatfächlichen Gewalt nicht für den 
Erwerber ein Rechtöverhältnis entſteht. Beides wird vermengt, wenn man mit 
land ausfchließlich die eine in der 2. Kommiffion urfprünglich herborgetretene, 
aber jpäter nicht allein beibehaltene Ansicht gelten läßt, die den Beſitz Lediglich 
als eine äußere Tatfache betrachten will. Die Beweisführung für diefe Behauptung 
it um jo weniger überzeugend, als Bland dem Gejamtnormenbeitande abgeſehen 
von $ 857 feine ausreichende Würdigung zuwendet. Die Berufung auf $ 854 I aber 
beiwerit gerade da3 Gegenteil; wäre Beſitz mit tatjächlicher Gewalt gleichauitellen, 
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und rechtlich ausgeprägten Befisftandes gegen den Eingriff Dritter abjoluter 
Schuß ' zuerkannt wird und weil die mit ihm verknüpften Rechtsfolgen den 
Beitand eines dinglichen Rechtes zur notwendigen Vorausjegung haben. 
a) Kraft Geſetzesvorſchrift geht der Befit auf den Erben über. Da die 
tatſächliche Gewalt in der perjönlich erworbenen und als ſolchen nicht über: 
tragbaren Sachherrſchaft befteht, kann es fich hierbei nur um den Übergang 
des beim Erblafjer als Befit begründeten Rechtsverhältniffes handeln.” 
In diefem Sinne gibt es auch eine Sonderrehtsnadhfolge in den Befig.?' 
b) Der Beſitz wird ald NRechtsverhältnis anerkannt, injofern er den 
Gegenjtand einer nur auf Rechtsverhältnifje zu richtenden Feſtſtellungsklage 
bilden fann.?? Derjelbe Gedante liegt der Ausbildung des Herausgabe: 


fo würde das Geſetz zu der „bodenlofen Trivialität“ führen: die tatfächliche 
Gewalt wird durch Erlangung der tatfächliden Gewalt erworben. So über: 
zeugend: Bekker in Bernhöft u. Binder Beiträge zur Ausl. des BGB 1,16; 
Schlogmann, Lehre dv. d. Stellvertretung 1,30. Vergl. aud) unten 833 U 10. 
Beſitz als Tatbejtand und Bejiß als Rechtsverhältnis müſſen genau unterjchieden 
werden; das Geſetz gibt dafür jiheren Anhalt (3.8. AU 20). — Die oben ver- 
tretene "Ansicht findet überwiegende Anertennung; Belfer 16; Hipp in Wind— 
jcheid 1, 697; 2,887; Cofad 2,78; Erome 2,1020; Lehmann 12; Eltzbacher 
322; Jäger, KO 844 A 16; vergl. auch Bunfen, Arch. BR 23, 69. 

19) Ein Sachenrecht im engeren Sinne des BGB iſt der Beſitz nicht. Das 
zeigt jich 3.98. darin, daß Bejiß an dem Grundjtüd ohne Eintragung in das 
Grundbuch erworben wird. Seine dingliche Natur tritt aber dadurch hervor, dag 
der Beſitzſtand Allen gegenüber geichüßt wird und feine Verletzung auch gegen 
den Nachfolger im Beſitze und nicht bloß nach Art eines obligatorifhen Anſpruchs 
gegen den Befißverleßer felbjt verfolgt werden fann ($ 858 II2). — Entjcheidend 
für die Rechtsnatur iſt die Erhebung des Bejtktatbeitandes zur geichüßten Herr— 
ſchaftſtellung. Daß die Herftellung der tatfächlichen Gewalt Rechtsfolgen nach 
fich zieht, genügt dazu noch nicht, denn das tuen Geburt und Tod, das Abbrennen 
eines verficherten Haufes ujw. auch, ohne daß fie deshalb zu NRechtöverhältnifien 
würden. — Vom Beſitz als Necht ift zu unterfcheiden das Recht zum Beſitze, 
das einen Anspruch auf Einräumung, Übertragung, Bebalten der Sadıgewalt 
verleiht. Dies Necht jteht 3. B. zu: dem Mieter, Pächter, Nießbrauder, Ehemann, 
Teitamentvollitreder nad BR 1036, 1081, 1373, 1443, 2205; dem Qermieter 
nach $ 561. Es wird anerfannt in 88 433, 440, 441, 451, 364 II, 900 II, 941, 
986, 991. Über 8 2024 unten 834 A118. Wolff, R. zum Beſitze (Feſtgabe für 
Koch, 1903). 

20) Das wird im Gefeß ſelbſt ausgedrüdt, indem e3 von dem fraft $ 557 
ertvorbenen Bejib (als Recht) den durch das tatfächliche Ergreifen der Nachlaß— 
fache geichaffenen Rechtzuſtand unterfcheidet, sg 2025 ©.2, 20271. 

21) Das Geſetz fpricht in bezug auf den Befiß von Rechtsvorgänger 
(88 861 II, 862 II, 221, 943) und von Nechtsnachfolger (88 221, 943, 999); 
nur bon Vorgänger und Nachfolger in $ 858 112. Der Rechtönachfolger tritt 
in die bei feinem Vorgänger begründete Rechtslage ein bezüglich der Erſitzung 
und Verjährung, 88 943, 221. — Auch die nach 8 861 unteritellte Fortdauer 
des Belites troß Verluſtes der tatfächlichen Gewalt (dazu $ 940 II) führt auf 
die Annahme eines fortdauernden Nechtes zurüd. 

22) Dies hebt treffend hervor: Belfer 16. Vergl. CPO ‘, 256 und dazu 
Gaupp-Stein A 16; Seuffert A2c; RG 5,174. Ferner umfaſſen $$ 1380, 
1440 II auch den Veiik, wenn jie dem Ehemanne die Befugnis zuerfennen, ein 
zum eingebrachten Gut gebörendes Recht im eigenen Namen geltend zu machen; 
dazu unten $44 U15. 
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anſpruchs aus früherem Befige ** und der Zulafjung der Verbindung des 
Beſitzanſpruchs mit dem Eigentumanjpruche ** zugrunde. 

c) Die mit dem Befige verfnüpften rechtlichen Vorteile *° prägen ihn 
zu einem Rechtsverhältnis, dejjen ſchuldhafte widerredhtliche Verlegung einen 
Schadenerſatzanſpruch?* und deſſen grundloje Erlangung einen Herausgabe— 
anjpruch wegen ungerechtfertigter Bereicherung ?? erzeugt. Für die Aus- 
übung des Nblöfungrechtes wird der, Befis einem Sachenrechte gleich: 
gewertet.?® 

d) Der Befi begründet für den Befiger die Vermutung des Eigentums 
an der Kahrnis.” Durch diefen Beſitzſtand als Nechtzeichen wird eine 
objeftiv wirkende Legitimation gejchaffen, die als Grundlage dient für die 
jelbitändige Wirkung des gutgläubigen Erwerbers des Fahrniseigentumes 
und Pfandrechtes *° und die andererjeits den Befiger der gejchädigten Sade 
mit der Wirkung zum Berechtigten ftempelt, daß die von dem gutgläubigen 
Schuldner an ihm bewirkte Schadenerfagleiftung befreiende Wirkung auch 
dem wahren Gläubiger gegenüber hat.” Zu gunften der Gläubiger des 


23) So nad) feiner Stellung und feinem Inhalte $ 1007; die tatjächliche 
Gewalt war verloren, nur das Beſitzrecht dauert fort. Unten $ 46. Auch dies 
it zu beachten: Beſitzſchutz wird dem fehlerhaften Beſitze verfagt; es enticheidet 
mithin nicht ſchlechthin die tatfächliche Gewalt, fondern nur die rechtlich ans 
erlannte Herrſchaft 

24) CPO 8260; ımten $42 A. 

25) So $2169 UI. Zu diefen rechtlichen Vorteilen gehören außer den Schuß 
mitteln und der bevorzugten Stellung im Prozeſſe (A 17): das Wegnahmerecht 
$$ 951 112, 997; die Anfprüche wegen Verwendungen 88 850, 972, 994, 999, 
1600 f., 2023, 2185; die mit dem Fahrnisbefiß verfnüpften Vermutungen uſw. 
unten Nr.d). Beſitzerwerb dient al Grundlage für die Erlangung des Eigen: 
tum3 an der Fahrnis (929 f., 932) und des Pfandrechtes (1205), dazu AU 30; 
auch oben A 21. Der Befiber des Pfandes ijt bevorzugt bezüglich der Betreibung 
des Pfandverkaufs, 8 1232. Bedeutung des Beſitzes für Die fog. Tabulareriigung 
des Eigentums uſw. an Grunditüden nad) $ 900. Das Abjonderungredt im 
Konfurs (KO gsg 48 f.) ift für beivegliche Sachen im mejentlichen vom Beſitz ab— 
bängig; ferner werden die wichtige Frage, ob ein Rechtsgeſchäft bereits erfüllt jet 
(KO SE 17F.), und die hiervon abhängigen Nechtöfolgen mwejentlich dadurch be— 
kimmt, daß der Gläubiger bereits im Beſitze der Leitung it. 

26) Es ift anerfannt, daß der Beſitz unter den Begriff des jonitigen Rechtes 
nach 8 823 I fällt. Auch ein Schußgefeß nach $ 823 II befteht zu feinen Guniten. 

27) Nach 881211. 

28) Das ergibt $ 26812. 

29) 81006. Kerner die Vermutung des rechtlichen Ermerbes an dem 
Sppothefenbriefe, $ 1117 III; fowie die Vermutung, dab das Pfand zurüdgegeben 
und daher das Pfandrecht erlofchen iit, 81253 11. Vergl. auch Vermutung für 
die Zwiſchenzeit nach $ 938. 

30) $$ 932, 1207. Noch weiter geht $ 1155 für den Befiger des Hypo— 
thefenbriefes. 

31) $ 851; dazu Bd. 1 895 W 17. Ferner befreiende Wirkung der Leitung 
an den Inhaber (unten 8833 A 25) der Schuldverfchreibung auf den Inhaber, 

793 12; die tatfächlichde Inhabung legitimiert bier (über $ 1006 hinaus) zur 
eltendmachung des verbrieften Forderungsrechtes. 
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Ehemannes begründet der Befig die Vermutung der Zugehörigkeit zu deſſen 
Vermögen.” Auf der durch dem Beſitz gejchaffenen Rectsjtellung beruht 
auch der Übergang der Gefahr der Sade beim Kaufe.’® 

e) Die aus dem Befite kraft Gejeges entjtehende Haftung des Beſitzers 
führt zurüd auf feinen Eintritt in eine beftimmte Rechtjtellung.®* 

f) Der Beſitz einer juriftifchen Perjon ift nur als Innehabung und 
Ausübung eines Rechtes zu erklären.’ °° 


32) Das Genauere in $ 1362, unten $ 169 U 29. Vergl. aud KO $ 45. — 
Darüber hinaus begründet der Gewahrfam des Schuldners allgemein den Zugriff 
des pfändenden Gläubiger (unten 835 A 34). Daher haftet audy der Erbe mit 
allen im Nachlaß befindlichen und in feinen Bejiß und Getwahrjam übergegangenen 
Sachen; jtellt fih dann heraus, daß 3.8. das Pferd dem B. vom Erblafjer ge- 
jtohlen war, jo wird der Erbe e3 herausgeben oder der B. daraufhin gegen ihn 
Klage erheben; bis dahin aber unterjteht auch dies Pferd vermöge der durch den 
Gewahrjam geichaffenen förmlichen Paſſivlegitimation nad EPO $ 808 der Pfän— 
dung der Nachlakgläubiger, vergl. EPO 88 775 f.; B. mag dann nach EBO $ 771 
jeine Rechte wahren. 

33) ®d.1 8 159a A 36. 

34) Das Gejeß Spricht hier von Werbindlichfeiten, die infolge des Beſitzes 
einer Sache entjtehen; $$ 1414, 1462, 1533, 1537 II. Dahin gehört die Ver— 
pflichtung jedes, der Nachlaßſachen in Bejig nimmt, zur Ausfunft (8 2027 II), zur 
Vorlegung (809) oder Ablieferung (2259) ; zum Schadenerjaß bei Einjturg eines 
Gebäudes (836 f.) und bei Wildichaden (EG 71 Nr. 2 der Befiter eines Gchege3) ; 
zur Herausgabe (985, 2362 I) ; zur Erjtattung von Nußungen uſw. (987 f., 2185). 
Ferner die Haftung des Tierhalters nad ei Die Pflicht zur Vorlegung des 
Hypothekenbriefs 8896. — In allen diejen Fällen kann nicht die nadte tat- 
fächliche Gewalt den entfcheidenden Grund für die Haftung abgeben; dieſe wird 
vielmehr verordnet, weil der Beſitz bejtimmte rechtliche Verpflichtungen aus- 
fcheidet, die nach der in ihm enthaltenen NRechtsmacht abgemejlen werden. 

35) Denn die tatfächliche Gewalt ſetzt ſtets eine phyſiſche Perſon vormus, 
weil zum Begriff der Gewalt ein menjchlicher Wille gehört. 

36) um üÜberblid für die folgende Daritellung ijt zu bemerken: 

a) Arten des Bejißes: 1. unmittelbaren B. (mit tatj. Gewalt) haben der 
Eigenbejiger ($ 872) und der Bejigmittler (Fremdbefiger, der einem Anderen 
gegenüber zum B. auf Seit verpflichtet oder nur berechtigt iſt, $ 868) ; 2. mittel- 
baren B. bat, wer dem Bejißmittler als Auchbefißer gegenüber beredhtigt iſt; 
3. feinen Bejiß bat der Bejißhalter (oder Bejisdiener, $ 855) troß der tatjäch- 
lihen Innehabung der Sadıe. — Ferner: Teilbejiß, Mitbejiß, Nechtsbejig. — 
Vorbejiter $ 999 1; Alleinbejiger $$ 1213 1, 1231; Erbjchaftbejiger $ 2018. 

b) Erwerb und Verlujt des Befites. Als entjcheidendes Merkmal für den 
Erwerb jtellt $ 8541 die Erlangung der tatjächlichen Gemalt hin. Damit wird 
weder das räumliche Verhältnis zur Sadıe jtets zum Bejiß erhoben (über den 
Gewahrfam im Gegenfaß zum Bejiß unten $ 35), noch die rechtliche Bedeutung 
des Beſitzwillens verneint (unten $ 34). 

c) Schuß des Belites gegen Entziehung und Störung, die auf verbotener 
Eigenmadit beruhen, durch: 1. Selbſthilferecht ($ 860); 2. gerichtlichen Schuß 
(88 861 f., 1007). 

Yuf ein am 1.1.1900 bejtehendes (ob dies der Fall iit, muß nach dem 
bisherigen Necht beurteilt werden) Bejißverbältnis finden fofort die Vorjchriften 
des BGB Anwendung; EG 180 (aber auch unten 828 A128). Vergl. RG 50,8; 
OLG 4,336. Darüber im einzelnen unten $41 Al, 844 930, 845 122. 


$26. Sachbeſitz nach römiſchem und gemeinem Rechte. 135 


2. Geihichtlihe Entwicklung ded Begriffs und der Arten des Beſitzes. 
86. Sachbeſitz nah römiihem und gemeinem Rechte. 

Die Ordnung, die das BGB dem Beſitz gibt, ift aus einer römifchrechtlichen 
umd einer deutfchrechtlihen Wurzel entiprofien. Sie fpiegelt damit das echte Bild 
des unter dem Einfluffe verfchiedenartiger Verkehranſchauungen entitandenen 
deutihen Volfs- und Rechtstumes wieder, erhebt fich aber zu felbitändiger Be- 
deutung, indem jie vereint, was aus jeglichem Rechtſyſtem als wohlerprobt her— 
vorgegangen iſt, und abjtreift, was gejchichtliche Zufälligfeit und dogmatiſche Will- 
für gegen die praftifchen Bedürfniffe am Bau der Rechtsordnung angefebt hatten. 

Nur aus diefer geichichtlichen Entwidelung heraus ijt das Verjtändnis für 
das Bejigrecht des BGB zu erringen. 

1. Der Beſitz bat im römischen Recht ' die Nusgeftaltung zu einem bejfonders 
gearteten Nechtöverhältnifie * in der Form des Interdiktenverfahrens erlangt. 
Der Prätor erlieg auf einfeitigen Antrag den zur Sicherung der tatjächlichen 
Ruhe geeigneten Befehl: aus den Tatbejtänden, die er als Vorausjeßung feines 
Einihreitens aufitellte, haben fich die Grundgedanfen und Arten des Beſitzſchutzes 
enttvidelt. 

Der allen Interdikten gemeinfame Rechtzwed ging auf Erhaltung des 
öffentlichen Friedens. Hieraus folgt, daß der Beiikichuß nicht im Dienjte des 
Eigentums’ jtand; die Interdifte verfolgten jelbjtändige Zwede; Eigentum und 


1) Savigny, Beſitz 7. Aufl. 1865; Jhering, Grund des Beſitzſchutzes 2. Aufl. 
1569, Beſitzwille 1889, ber. I 82, 41: Ubbelohde in Glüd, Pandektenkomm. 
Buch 43, 44 Teil 2; Karlowa 2, 313; Bruns, Beſitzklagen 1874; Pflüger, die 1og. 
Beiigflagen des römifchen Rechts 1890; Windfcheid 1 $ 148; Dernburg, Band. 1 
$ 169. — tit. de acquirenda vel amittenda possessione 41, 2. 

2) Feitzubalten ift, daß urſprünglich der Beſitz im öffentlichrechtlichen Ver: 
fahren durch Vertvaltungsbefehl des (Königs und) Konfuls gefchüt wurde. In 
der unjerer Kenntnis zugänglichen Zeit bat der Prätor Die Sicherung über- 
nommen: feine Mittel jind privatrechtliche, die Interdikte bilden einen Beitandteil 
des im Edift proponierten civilprozefiualen Schußes. UÜbbelohde 327; Bernice, 
Jeitichr. für Rechtsgeſch. r. A. 17, 196, 

3) Es iſt ein unausgetragener Streit, ob die Entjtehung des interdietum 
uti possidetis auf den Zweck zurückzuführen jei, die Einleitung und Ordnung des 
kigentumſtreites zu bejorgen; jo die herrjchende gemeinrechtliche Auffaflung ; 
Nering, Grund des Beſitzſchutzes; Better, R. des Beſitzes 99. Danach würde der 
beſitz geſchützt, weil die Vermutung des Eigentums hinter ihm jteht, und der 
Eigenbejig wäre Die urfprüngliche und normale VBejißesart. ber das vindicias 
dicere im alten Legisaktionenprozeſſe diente lediglich zur proviforifchen Ordnung 
des Bejibitandes, es handelte ſich dabei nicht um einen eigentlichen Beſitzprozeß. 
Shwerlich tft der Befiß von Anfang an zum Schuße des Rechtes bejtimmt worden: 
viel näher liegt, dat allgemein und ohne Rüdjicht auf das Recht aus Gründen des 
fantlichen Intereſſes gerichtlicher Schuß geboten wurde, um Gewalt und Tätlich— 
kiten in einem außerordentlichen, jederzeit bereititehbenden Verfahren abzuwehren. 
Nah Dernbucg, Entwidelung und Begriff des juriitifchen Beſitzes 1583 und 
Band. 1 5 171 diente die ältejte Form der Interdikte zum Schuße der Poſſeſſionen 
am gemeinen Lande, an dem ager publicus; diefem wichtigen Teile des Bürger— 
vermögen fehlte der Eigentumfchuß, da e3 nur anvertrautes Gut war; dennoc 
mukte eine Sicherung En fie wurde durch das prätoriſche Interditt geboten. 
— dieſe Auffafiung würde mit der öffentlichrechtlichen Ywecbeitimmung des Be- 
ſizſchutzes durchaus in Einklang Stehen; dazu M. Weber, römifche Agrargejchichte 
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Befiß waren tm römischen Nechte ſtets nadı Begriff und prozejjualer Geltend- 
machung gefchieden. Aber im Eigentumjtreite wurde der Bejit als Betätigung 
und Folge der rechtlichen Herrichaft eritrebt, und für die Verteilung der Partei: 
rollen im Eigentumjtreite war maßgebend, daß dem Bejiter die Vorteile der Be— 
fagtenjtellung * zulommen jollten. 

a) Als älteite Form erſchien der zur ungejtörten Erhaltung des gegen> 
wärtigen Beſitzſtandes“ dienende Befehl: vim fleri veto.. Vorausſetzung der 
Schuggewährung war feblerfreier' Befiß dem Anderen gegenüber. 

b) Die zweite Art des Befißichußes diente zur Wiedererlangung des ge— 
waltfam entzogenen Beſitzes;“ jeder, der durch Menjchengetvalt vertrieben wurde, 
fonnte Heritellung des früheren Zujtandes und Schadenerfaß verlangen. 

ce) Endlich dienten einzelne Interdikte auch dem Zwecke, Bejiß dem zu ver— 
Ichaffen,’ dem er als dem Nächitberechtigten anfallen jollte. 

(1891) 87. Die gejchichtliche Begründung wird ihr allerdings lebhaft beitritten; 
vergl. Bekker, Zeitichr. für Rechtögejch. 5, 143; Karlowa 314; Jhering, Beſitzwille 
124; libbelohde, Teil 5 ©. 617. 

4) Wer im Bejiße tft, hat halb gewonnen. Die Erlangung diefes pro— 
zejjualen, über die Beweislaſt (Bd. 1 lebe A 19) entfcheidenden Vorteil galt 
in jpäterer Zeit als Hauptzweck der probibitorifchen Interdikte. Gaius IV $ 148: 
retinendae possessionis causa solet interdictum reddi, cum ab utraque parte de 
proprietate alicuius rei controversia est et ante quaeritur uter ex litigatoribus 
possidere et uter petere debeat: cuius rei gratia comparata sunt uti possidetis 
et utrubi. #erner J. 4. 15.4, 

5) Dies find die prohibitorifchen Interdikte. Hierzu gebört: das inter- 
dietum uti possidetis, das auf die Aufrechterhaltung des zur Zeit der Befehl— 
erteilung bejtehenden Zujtandes gerichtet war, und das interdictum utrubi, 
wonach fiegte, wer die beivegliche Sache im Laufe des legten Jahres die längjte 
Zeit in Beſitz gehabt hatte. Vergl.D 43. 17.1. Dernburg $ 186; Windfcheid $ 159. 

6) An Gemalttätigfeiten oder berbrecherifchen Eingriff wird dabei nicht 
gedacht. Wie im ältejten Legisaktionenprogeß der Befehl erging: mittite ambo, 
ſo verbietet der Brätor Getvalt, um damit die formale Grundlage für die Prozeß— 
Iponfionen der Parteien zu fchaffen. Das auf bloß einjeitigen Antrag ergangene 
Interdikt enthielt feine endgültige vollitredbare Entfheidung; die Frage, ob Der 
wegner widerrechtlich in den Beſitz des Antragjtellers eingegriffen batte, blieb 
zunächſt offen; mit Erteilung des Interdiktes endigte Dies „ertraordinäre” Ver— 
fahren. Zum Austrag fam der Belibjtreit erjt, indem im ordentlichen Brozeß= 
verfahren materiell über die Berechtigung zur Sacherrichaft, formell über Die 
Sponfionen abgeurteilt wurde. Vergl. auch Karlowa 325 über die „vis ex con- 
ventu‘, die fich in der auf Verabredung vor Zeugen jtattfindenden Wegweiſung 
von dem Grundjtüde manifeitierte; dieſe „deductio“ bildete den Anla zum 
Progeſſe. 

7) Fehlerfrei beſitzt, wer: nec vi nec clam nec precario die Sachgewalt 
vom Gegner erhalten bat. Wem 3.2. die Sache nur „bittweiſe“ überlaſſen war, 
muß fie dem Anderen jederzeit ohne weiteres herausgeben und darf fich feines 
Beſitzes nicht berühmen. 

3) Die refuperatorifchen Anterdifte. Das interdietum unde vi feßte Die 
Verübung einer vis atrox boraus; D. 43.16.1.3. In der Kaiferzeit wurde 
der Gegenſatz der beiden genannten Arten der Interdifte im weſentlichen aus: 
geglihen; da3 interdietum utrubi mirfte jtet3, das interdietum uti possidetis 
vereinzelt auch refuperatoriich: bis zuletzt auch diefe Unterarten einander gleich- 
geitellt wurden; D. 43. 31.1.1. 

9) Der prägnanteite Fall eines derartigen interdictum adipiscendae 
possessionis war das interdictum quorum bonorum, durch das der prätorifche 
Erbe geltend machte, daß die Erbichaftgüter ihm und nicht dem heres de3 Civil— 
recht3 oder einem Dritten angefallen waren. In der Erteilung der bonorum 
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2. Aus den Bedürfniſſen des praftifchen Lebens und nicht zulegt unter dem 
Drude politiicher Ereigniffe” find die Interdifte zu eigenartigen Schußbefehlen 
entwidelt. Es enijprach der Art der recht3fchöpferiichen Tätigkeit des Prätors, 
die Schutzwirkung mit beitimmten Tatbeitänden zu verbinden.” So fam es, daß 
possidere jomohl den erzeugenden Tatbeitand, als auch die hieraus als Folge 
entitehenden Rechtswirkungen bezeichnete, und dab andererjeit3 die verjchieden- 
artigen Formen des Rechtichußes nicht ebenfoviele Abarten des Beſitzes bedeuteten, 
fondern nur den berichiedenen Berteidigungjtellungen des in ſich gejchloffenen ein— 
heitlichen“ Beſitztatbeſtandes entiprachen. 

Durch dieſen Zuſammenhang wird klar, daß der „durch Interdikte geſchützte 
beſitz“ von Anbeginn eine bevorzugte Stellung innehatte. Possessio in dieſem 
Sinne iſt nur das rechtlich anerkannte tatfächliche Haben der Sache. Alle anderen 
Formen des Innehabens jtehen ihr als jchußloje detentio"” gegenüber. 

3. Worin der innere Grumd des Gegenſatzes zwiſchen Beſitz und Detention 
zu erfennen fei, iſt eine der umijtrittenften Fragen. 

a) Kür die Rechtsentwickelung gaben die mwirtichaftlidden und politifchen 
Zuitände zur Zeit der Republik den Ausſchlag. Wer als Herr im eigenen Haus 
(domus) und Gute ſaß, fand vollen Beſitzſchutz. Der fozial Abhängige, der als 
Pächter, Mieter, Entleibher uſw. eine fremde Sache innebielt, follte jich dem Begehren 
de3 Herrn auf Herausgabe der Sache nicht Durch Berufung auf den Gemahrs 
jam der Sache widerſetzen dürfen. Ansbefondere wollte der Vermieter fich den 
in einer Mietfaferne (insula) untergebrachten Mietern gegenüber für den Fall 
unpünktlicher Zahlung u. dal. das unbedingte Bertreibungrecht fihern. Zu dieſem 
Bivede wurde die Sachgewalt diefer Fremdbeſitzer zu einer des poſſeſſoriſchen 
Schußes darbenden Innehabung herabgedrüdt; nur der obligatorifche Anfprud 
aus dem — — verblieb ihnen. Wo dagegen die Intereſſen der herr— 





possessio durch den Prätor lag eine Vergabung des Nachlaſſes. Verhinderung 
der Beſitzergreifung ſtand der Vertreibung gleich. 


10) Dieſer Zuſammenhang tritt beſonders klar bei dem interdietum unde 
vi hervor, das in den Zeiten der Bürgerkriege eine Verſchärfung durch das inter- 
dictum de vi armata erbielt. Damit wurde zugleich der neue Rechtsgedanke 
eingeführt, dat Jeder, nicht bloß der fehlerfreie Vefiger, gegen Gewalt gefichert 
jein muß: dem Friedenbrecher wurde nicht die Verufung darauf geitattet, daß 
Im die Sache vom Gegner 3.2. ig abgenommen morden wäre, jog. exceptio 
vitiosae possessionis. D. 48.1 


11) Bekker, Recht des — 98 f.: Strohal, Succeffion in den Beſitz 36. 
Aber auch Karlowa 350. 


12) Somohl die refuperatorifchen als auch die prohibitorifchen Interdikte 
iehen den gleichgearteten, jog. jurijtifchen Beſitz voraus, was ſich insbefondere 
aus dem in alle Formeln Umseläcken Bufaß: cum ille possideret zu erfennen 
Pr Vergl. D.43.16.1.9 ımd 23; Lenel, edictum perpetuum 372; Kar— 
owa 328, 


13) tenere, detinere wird in den römiſchen Quellen auch gleichbedeutend 
mit naturalis possessio gebraucht. Leßterer Ausdrud hat aber einen Doppel» 
ſinn: a) naturalis possessio fann die Verneinung jedes Rechtſchutzes ausdrüden, 
als eivilis possessio (D. 41.2.1) erfcheint dann jeder duch Interdikte geſchützte 
Beſitz; b) naturalis possessio fteht aber auch im Gegenſatz zu dem durch guten 
Glauben und Titel zur Erfigung befähigenden Uſukapionbeſitz und bezeichnet 
dann den geichüßten, aber jchlichten jurtitiichen Beſitz. 
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ichenden Klaſſe jich geltend machten, wurde der Bejigichuß auch dem Fremdbeſitzer 
zugewieſen; jo insbejondere zuguniten des Faujtpfandgläubigers.'* 

b) Nach der Auffafjung der römischen Juriſten wird die Bejahung oder 
Verneinung des Beſitzſchutzes dadurch beitimmt, ob in der Sachgewalt jich der 
Wille verwirklicht, die Sache für jich oder für einen Anderen auszuüben. Der 
jurijtifche Bejiß wird gefennzeichnet durcy den animus domini.” Das bedeutet 
nicht, daß jeder Inhaber einer Sache fich nach Belieben zum jurijtifchen Befiter 
machen fonnte,' indem er folden „Herrenivillen“ fahte: fondern dat der Prätor 
da3 Anterditt nur dem erteilte, deſſen Erwerb jich unter Umjtänden vollzogen 
hatte, die nach der Rechtsauffaſſung der Gejamtheit den Willen, die Sade für 
ſich zu haben, rechtfertigten."” 

4. Das römische Befitrecht hat eine wejentliche Umbildung unter dem Ein- 
flufje des fanonifchen Rechts erfahren. Das Bedürfnis, dem Beſitzſchutz einfachere 
Gejtalt und erweiterte Anwendung zu geben, twurde von den Kanoniſten treffend 


14) Ferner des Sequejters, Prefarijten. Nach Savigny wurden diefe Aus: 
nabhmefälle als abgeleiteter Bejiß bezeichnet. Windfcheid 8 154. 

15) Oder animus rem sibi habendi. Statt des fubjeftiven animus mird 
verjchiedentlich causa, der objektive Ermwerbgrund, gebraudt. 

16) Dem jtand der Rechtsjat entgegen: nemo sibi ipse causam possessionis 
mutare potest. Der Erwerbgrund bejtimmt die Natur des Beſitzes. D. 41.3. 
33.1. Schirmer in Lindes Zeitjchrift n. F. 11,433; aber auch Pernice, Labeo 
2, Aufl. 2, 426. 

17) Die juriftifchen Theorien laſſen jich in zwei Gruppen zerlegen; inner 
balb jeder Gruppe jteht allerdings jeder Autor wieder für jich; feine Lehre zeigt 
eine derartige Zerfplitterung der Meinungen. Sehr begreiflid). Denn die Beſitz 
lehre ijt ein juriftifches Glaubensbefenntnis. Die bejte Überjicht gibt Kipp im 
Windfcheid 8 148 Ata. 

a) Die fubjeftive Willenstheorie wurde durch das epochemachende Werk von 
Sadigny, Recht des Befißes, 1303, gemeinrechtlich zu voller Herrjchaft gebradıt. 
Nach ihm ſchafft der Wille, für fich zu beſitzen, jurijtifchen Befiß; wer für einen 
Anderen bejiten mwill, ijt detentor. Innerer Grund iſt, daß das Recht feine Ur 
ſache hat, den zu jchüßen, der die Sachgewalt nicht für jich haben will. Beleg: 
ftellen find: D.41.2.1.20: der Stellvertreter bejigt nicht, quia non habet 
animum possidentis; D. 13.7. 37: der Pächter bejißt nit, cum — con- 
ducenti non sit animus possessionem apiscendi. 

b) Die Objektivitätstheorie, die Ihering (Beſitzwille 1889 und ber. J. 
32,41) in geiſtvoller Weife begründet bat, jtellt als Grundjaß bin, daß Wiſſen 
und Wollen des Einzelnen gänzlich machtlos und indifferent find; die Entſcheidung, 
ob Bejit oder Detention vorliegt, jteht nur der objektiven Rechtsregel zu. Nadı 
dieſer gibt es nur eine Art des Beſitzwillens, trifft dieſer mit der körperlichen 
Inhabung zufammen, jo entſteht grundfäßlich Beſitz; adipiscimur possessionem 
animo et corpore (a+c=possessio). Erſt durch eine den Beſitz negierende 
Rechtsnorm (n) wird bloße Detention geichaffen (a+c—n= detentio), nicht 
aber deshalb, weil der Detentor einen anderen Willen babe. Den Hauptarund zu 
foldem Eingreifen der Rechtsordnung gibt Das Intereſſe des Befißherrn ab, Daher 
werden die Hausunterworfenen uſw. ihm gegenüber jchußlos geitelt. — Für 
Shering find 3.2. eingetreten: Baron, ber. %. 29, 192; 30, 197; Pflüger, Betit- 
Hagen 299. — Gegen Ihering: Narlowa 2,332; Randa, Beſitz Aufl.; Hirſch, 
Prinzipien des Sachbeſitzerwerbes (1592) 683. — Einen vermittelnden Stand: 
punft nehmen ein: unge, Beſitzlehre 1890; Bekker, her. 3. 30,235; 34,1; 
Strohal ebenda 29, 336; 31, 66; Dernburg, Pand. $ 172; Pferſche, „öfterr. 
Sadenreht Bd. I, 1893; Stubenraud,, Komm. 3. ölterr. GB 8. "Aufl. 1,87 

In dieſem zumeift in großem Stil geführten Kampfe der nen iſt 
jedenfalis das bleibende Ergebnis errungen, daß der Überſchätzung der Macht des 
ſubjektiven Willens Einhalt geboten wurde. 
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gewürdigt. Zum Stützpunkt der neuen Lehre erjahen fie jich ein Gefeb," das dem 
vertriebenen (jpoliterten) Biſchof das Recht gab, fich jeglicher gegen ihn er» 
bobenen Klage zu verjagen, bis er in den vollen Bejiß des entzogenen Gutes 
wieder eingejeßt worden war. Zu der hieraus enttwidelten Spolieneinrede wurde 
nachmals die Spolienflage” als Ergänzung hinzugefügt. 

Materiell bedeutete die Spolienflage die Ausdehnung des Beſitzſchutzes auf 
den geſamten tatjächlichen Getwabrjam, der insbejondere durch Haus und Wohnung 
nah außen fundbar abgegrenzt wird, jo daß niemand ohne Einwilligung des In— 
babers etwas daraus entfernen darf.” Der Schuß gebt gegen jegliche Eigenmadt. 
Ta ſie als folche verboten wird, jteht die Abwehr des Eingriffs nicht bloß dem zu, 
der für fich ein beſonderes Befigrecht zu bemweifen vermag. Daher fommt aud) 
dem Pächter, Mieter, Finder uſw. der Sab zugute: spoliatus ante omnia 
restituendus.” 

Für die redhibitorifchen Interdikte fand eine Umprägung gemeinrecdhtlich in 
dad possessorium ordinarium jtatt, das der Erhaltung des gegenwärtigen ” 
fehlerfreien Bejißitandes diente und künftigen Störungen wehrte. Zur probis 
ſoriſchen Ordnung der Bejißesverhältniffe, ſei es um Tätlichleiten zu vermeiden, 
fei es um für einen Nechtitreit Sicherungsmaßregeln zu treffen, diente das 
possessorium summariissimum. Maßgebend für die richterliche Anordnung 
war hierbei die leßte ruhige Beſitzhandlung.* 

5. Das römifche Recht wies jede progefiuale Verbindung zwifchen Eigen— 
tumftreit und Befißjtreit zurüd. Zuerſt“ mußte der öffentliche Frieden her— 
geitellt werden; dann mochte das jubjeftive Intereſſe des Eigentümers zur Gel: 
tung fommen.” Daher durfte der im Beſitzprozeß Veflagte nicht mit der Einrede 


18) Die Norm jtammt aus der pjeudoifidorifchen Fälſchung und ift nach— 
mal3 von Gratian al3 c.3 C.3 qu.1 in fein Decretum aufgenommen worden. 
Nach den Anfangsworten wird fie bezeichnet ald: canon redintegranda. Gejtüßt 
wird hierauf die exceptio spolii. 

19) Die Klage hieß urfprünglich condictio ex canone redintegranda. In 
Teutichland erhielt fie mit dem 17. Jahrhundert den Namen Spolienflage. — 
Bruns, Recht des Beſitzes im Mittelalter 179 und Bejißflagen des römifchen und 
beutigen Rechts 212; Dernburg, Band. $ 189. 

20) Bähr, Urteile des RG 24; RO 5, 164; 14,358; 30,138. 

21) Die Spolienflage war in ihrem Umfange nicht genau begrenzt. Wäh- 
vend ihr im 18. Jahrhundert eine ungemefiene Ausdehnung gegeben wurde, Juchten 
Sabigny und feine Anhänger fie möglichit auf das Geltungsgebiet des inter- 
dietum unde vi eingufchränfen. Dies ijt nicht völlig gelungen; aber ebenjowenig 
wurde Sicherheit und Klarheit aefchaffen. Dieje gibt erit das BGB $ 861. 

22) Der Beſitz mußte bisher beftanden und bis zur Klagerhebung fort: 
gedauert haben. Windfcheid F8 159, 1624. 

23) Bruns, Necht des Beſitzes 256, 401. — Heute gibt CPO $$ 935 F. 
diefem Rechtögedanten ausgedehnte Anwendung und bietet zur Durchfeßung aller 
proviforiihen Maßregeln die einstweilige Verfügung. 

24) Diefe Zeitfolge wird 3.8. in D.41.2.35; C.8.1.10 hervorgehoben. 

25) D. 41.2. 12.1: nihil commune habet proprietas cum possessione, et ideo 
non denegatur ei interdietum uti possidetis, qui coepit rem vindicare; non enim 
videtur possessioni renuntiasse, qui rem vindicavit. — Dies bedeutet nicht, daß in 
demfelben Verfahren beide Ansprüche vereinigt werden dürfen, fondern nur, daß 
der Hläger den Anfpruch ändern fann und ihm, wenn er die vindicatio fallen 
läßt und das interdictum uti possidetis anjtellt, eine exceptio rei iudicatae 
s. in judicium deductae nicht entgegenitebt. — Dagegen fonnte allerdings pen- 
dente iudicio da3 interdictum unde vi angeitellt werden; D. 43.16. 18.1. 


— 
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gehört werden, daß er Eigentümer der Sache wäre. Hatte er 3.2. die Sadıe dem 
Kläger heimlich oder gewaltjam entzogen, fo mußte er jie ihm ohne Zögern zurück— 
geben und mochte dann mit jeiner Eigentumflage vorgeben. Dies galt vor allem 
auch bei der Spolienklage.” 


6. Als Mangel des römischen und gemeinen Necht3 erwies fich die rein 
poſſeſſoriſche Natur der Befißflagen; jie richteten jich im mejentlichen nur gegen 
den Bejißjtörer jelbit und waren nur tauglich zur Erhaltung oder Wiederber- 
ftellung des gegenwärtigen Beſitzes. Das praftifche Bedürfnis erforderte dagegen, 
dab der Beſitzer, teil der Bejit die Vermutung des Rechtes einjchliegt, wie ein 
dinglich Berechtigter, d.h. petitorifch gegen jedermann und auch auf Grund jeines 
früheren Befißes gejichert würde.” 

Eine gewiſſe Aushilfe bot hierfür die Publiciana in rem actio. Sie feste 
voraus, daß Erfißungbejiß, d. h. gutgläubiger und titulierter Bejiß an er— 
figungsfähigen Sachen rechtsgefchäftlich erworben war; ald normale Sadylage 
murde unterjtellt, daß nur deshalb fein volles Eigentum durch Kauf und 
Tradition erworben worden iſt, weil der Veräußerer Nichteigentiimer * mar. 
Der frühere Erfißungbejiger fonnte die ihm entzogene Sache von jedem fchlechter 
Berechtigten einfordern; fein Anspruch war petitorifch, der Eigentumflage nach» 
gebildet.” 


Die publizianifche Klage verjagte mithin: 1. gegen den Eigentümer jelbit, 


Klage und Interdikt verfolgten hierbei verfchiedene Zivede; führte dieſes fchneller 
zum Biel, fo durfte die früher erhobene Klage nicht im Wege ſtehen. Auch bier 
wurden aber zivei verjchiedene PBrozejje vorausgejekt. 

Die Verbindung der Eigentums und Beſitzklage in einem Verfahren hatte 
auch das fanonifche Recht zugelafien. Innerhalb diefes kombinierten Prozeſſes 
jollte aber dennocd) dem possessorium ein gewiſſer Vorrang vor dem petitorium 
gejichert bleiben. Wetell, Syitem des Civilprozefjes $ 64 U 33. 

26) Bähr, Urteile des RG 46: dagegen Bruns, Befigflagen 234. — Nad) 
fanonifhem Prozekrecht war die exceptio dominii der actio spolii gegenüber 
nur mit ausdrüdlicher Genehmigung des Beſitzklägers zuläfjig; c.1X2.13. — 
Über den abweichenden heutigen Rechtszuſtand unten $42 21. 

27) Nach der Lehre und PBraris des gemeinen Rechts wurde mit der Beſitz— 
entziehung der rechtlide Schuß derart gemindert, daß der Verlierer jich nur 
an den Belißjtörer (und deſſen Mitwiſſer; c. 15 X 2.13) halten fonnte und aud 
dies nur deshalb, weil einem fehlerhaften Bejißer aus feiner Gemalttat fein 
dauernder Vorteil bleiben follte..e Darum mußte der Kläger bemweifen, daß Der 
Beklagte ihn des Bejißes beraubt habe. Die Berufung darauf, daß er früher die 
Sache beſeſſen habe, wurde dagegen abgelehnt; denn diefe Tatjache könnte nur 
von Wichtigfeit jein, wenn es jich beim Bejiße um ein Recht handelte. So RG 
30, 110; abw. Bähr 47. 

28) Das iſt die zweite Anwendung der publizianiichen Klage, die allein in 
das Juſtinianiſche Necht aufgenommen iſt. Die andere Anwendung fand ftatt, 
wenn eine res mancipi zwar vom Eigentümer, aber nicht in der erforderlichen 
civilrechtlicden Form übertragen war. 

29) Publiciana actio ad instar proprietatis, non ad instar possessionis respiecit; 
D. 6.2.7.6. Windfcheid $ 199. — Vorausfeßung der Aftivlegitimation war ftet3, 
daß der Kläger vordem den Bejiß der Sache erlangt hatte; Dernburg 8 225 U 8; 
Wendt, Eid. W. 76, 407. — Die publizianifche durfte jtet3 mit der Eigentumflage 
in demfelben Verfahren verbunden werden; die Vermutung galt fogar, dat jede 
Eigentumflage al3 publizianifche Klage und nur eventuell, wenn jene nicht aus- 
reichte, ala Vindifation gemeint wäre. Gemeinrechtlich wurde daher geflagt auf 
Anerfennung des: ius dominii vel quasi. 
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der jie mit der exceptio dominii abwehrte“ und 2. gegen den, der ebenfalls Er—⸗ 
fitungbefig und zwar entweder von einem anderen" Auftor oder bon demfelben, 
aber früher als der Kläger erworben hat. 


827. Sachbeſitz nah deutihem Rechte. 


1. Das deutjche Recht gebrauchte zur Bezeichnung der Befigverhältniffe 
dad Wort Geivere." Darunter verjtand man urjprünglich die körperliche Ein— 
weifung oder Belleidung * mit dem Beſitze einer Sache, danach den durch diefen 
Rechtsakt geichaffenen Zujtand. Ein einheitlicher Begriff läßt fich zurzeit für 
die Gewere nicht aufjtellen. Drei Arten find zu unterfcheiden. 

a) Die leiblihe oder hebbende Gewere bedeutete die tatſächliche Herrfchaft 
über ein Grundjtüd oder eine Fahrnis oder an einem Rechte, das eine dauernde 
Ausübung zuläßt. In ihre prägte fich als Zwedbeitimmung die Ausübung eines 
behaupteten dinglichen Rechts aus. Sie wurde nicht ſelbſt als ein Recht auf- 
gefaßt; darum genügte die Beanſpruchung eines dinglichen Rechts ohne ftrengen 
Beweis desjelben, und bei fahrender Habe fand auch die raubliche und diebliche 
Gewere Anerfennung. Andererjeit3 mußte eine objektive Berechtigung behauptet 
und nach Rage der Sache möglich fein; denn die Gewere follte nicht bloß als 
borläufiges Schußmittel dienen, fondern das Recht zum Haben verfinnlichen: fie 





30) Wenn der jeßige Eigentümer jelbit aber die Sache verfauft und 
tradiert hatte zu einer Zeit, wo er noch nicht deren Eigentümer war (3.8. Der 
Sohn bat feines Vaters NReitpferd verfauft und darauf den Vater beerbt): 
fo wird feine exceptio dominii durch die replicatio rei venditae et traditae 
zurüdgeichlagen. 

31) Denn dann bat er diejelbe Rechtslage — und es gilt: in pari 
causa possessor potior haberi debet; D. 50. 17.128 


1) Das grundlegende Werk war W. CE. Albrecht, die Gewere als Grund— 
lage des Älteren deutjchen Sachenrechtes 1828; feine Lehre, daß die Gewere 
das Recht zur Vertretung der Sache und daß auf ihr das deutſche Sachenrecht 
aufgebaut ei läßt fich den neueren Forjchungen gegenüber nicht eg balten. 
Bergl. jest insbejondere: Laband, vermögensrechtliche Klagen 1869 ©. 158 f.; 
deusler, die Gewere 1872 und Inſtit. des deutjchen Privater. 2 88 81 f.; Huber, 
Ne Bedeutung der Gewere im deutfchen Sachenrecht 1894 (Gemere tit die. Geitalt, 
—. welcher das dingliche Recht verteidigt, erobert und übertragen wird, ©. 22; 

fie tft der tatſächliche Ausdrudf der Herrfchaft und des in Anfpruch genommenen 
materiellen Rechts, ©. 48) ; Hubers Anficht verteidigt insbejondere H. Mever, 
Entiwerung und Eigentum im D. Fahrnisrecht 1902 $2 (der Rechtsgrund des 
kr G. gewährten Richußes iſt die Offenfundigfeit der Anbabung) ; Stobbe- 
Lehmann 2 8 85 f.; Gierfe, die Bedeutung des Fahrnisbefiges für ſtreitiges Recht 
nach) dem BGB, 1897 (Gewere ijt der Ausdrud eines in ihr behaupteten Rechts, 
nd jedes dingliche R. bat den Anspruch auf Darftellimg in einer &. Bei Wider- 
ſpruch zwiſchen dem dinglichen R. als dem inneren Verhältnis und der ©. als 
kr äußeren Hülle hat jenes die Macht, diefe zu brechen; bis dahin aber hat die 
6. den Schein des Rechtes für ſich. Sie hat die Funktion eines fachenrechtlichen, 
formellen LZegitimationmittels. S. 9); Schröder 279, 714; Brummer, Grund— 
züge der D. Rgeſch. 2. Aufl. 

2) Daher wurden anfangs Gemwere und vestitura als gleichbedeutend 
raucht. Der urjprünglicdhe Sinn iſt: Einführen in den, Befleiden mit dem Beſitz. 
chweiſe bei Kraut, Grundrik 6. Aufl. 8 68. — Gewere drüdt die förmliche Ein— 

Heidung in den Beſitz des Grundjtüds aus, der Abtretende wird exutus, der Ans 
ttetende indutus, vestitus. Damit wird die G. als Ermwerbform gefennzeichnet. 
Grimm, D. R.altertümer 4. Aufl. 2, 86. 
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war das Kleid oder Gewand des Sachenrechtes. Sie begründet die Vermutung 
des dinglichen Rechts.“ 

Gewere an der Fahrnis hat, wer die tatfächliche Gewalt ausübt. Bei. 
Liegenſchaften prägt fih nad) den Grundſätzen der Naturalwirtichaft die Rechts 
ausübung in der Fruchtnugung aus; an ihnen bat darum Gewere, wer Den 
Nuten daraus zieht, fie in „Nuß und Gelde“ hält. Darum bejteht für den 
Grundherrn die Gewere auch dann, wenn er die Nußung durch jeine Hinterjajlen 
ausübt. Er verliert jie dagegen, wenn er das Gut 3.2. einem Anderen zur Xeib- 
zucht übergibt, denn dann taugt die Nubung nicht mehr dem Eigentümer; Der 
Beſitzer bat daran die Leibzuchtgewere. Die Gewere beitebt, jo lange die tat= 
fählide Macht zur Nutzung des Gutes andauert. Wer durch Naturereignifie 
oder durch fremde Gewalt der Möglichkeit hierzu beraubt ijt, der „darbt“ Der 
Gewere. 

b) Die ideelle oder unförperliche * Gewere wird an Grunditüden durch 
Yuflaffung, Erbgang oder gerichtliches Urteil erworben. Die tatſächliche Aus: 
übung der Sachherrſchaft wird bier erjeßt durch die rechtlich bejtätigte Befugnis, 
fic) des Beſitzes zu bemächtigen oder fich durch den Richter einweilen zu laſſen. 
Yuflafjung bedeutet den dinglichen Vertrag und die Beſitzeinweiſung zum Zwecke 
der Übereignung von Liegenschaften: fie gibt die Gemwere nur dann, wenn der 
Erwerber felbjtändig jich der Nubung bemächtigen fonnte und ihn weder der 
Beräußerer noch ein Dritter? daran verhinderte. In gleicher Weife verleiht der 
Erbgang dem Erben, obwohl er von Rechtsivegen in die Erbichaft eintritt, Die 
Geivere nur dann, wenn die Befißergreifung ihm „tatfächlih und in Rechten“ 
möglich iſt. Auch die ideelle Gewere begründet die Vermutung des Redtes; fie 
wirft aber nur gegen den Auflafier, den Erbjchaftbeiißer oder den Urteilgegner.? 

ce) Die redhte Gewere erlangt, wer eine Liegenſchaft auf Grund gericht 
licher Auflafjung und richterlihen Friedenbannes unangefochten dur Jahr und 
Tag in tatſächlichem Beſitz gehalten hat. Wer in diefer Weile Jahr und Tag 
in rechter Gewere eines Grundſtücks ijt, erlangt das Eigentum; durch den 
Friedenbann werden die Anfechtungsrechte der Gläubiger, die Beifpruchrechte 


3) Im Rechtſtreite hatte der Bejißer die günitige Stellung eines Be— 
Hagten, der fich gegen die jchlichte Klage mit feinem Eide wehrt. Die ©. ver: 
leihbt ferner das Recht zur Selbithilfe. Brunner 176; Laband 336; Stobbe 
57 A 13. — Jede Eigenmacht gegen die G. ijt verboten. — Aus der früheren 

. faun die jeßige fehlerhafte ©. des Anderen gebrochen werden; Huber 45; 
Heusler $ 84; Gierke 9. 

+) Vergl. über die verſchiedenen Auffaſſungen Gierte 3 AU 2; Brunner 
177; Huber 39; Meyer 7. Die Benennung ideelle G. ftammt von Gaupp, Ztichr. 
f. D.Redyt 1,103. Diefe Gewere darf nicht mit dem Maße der römischen 
possessio gemejlen werden. Ihre Eigenart prägt ich darin aus daß die tatjäch- 
liche Möglichkeit zur Nußung des dinglichen Rechts genügt, dieje felbjt wird an 
der objektiv vorhandenen Rechtslage gemejlen. 

5) Gegen diejen aber hatte der Erwerber aus der Auflafiung auf Grund 
des erworbenen, „angefallenen” Rechts die Klage und fonnte damit deſſen Gewere 
bredden. Der Berechtigte hat eine jog. relative Gemere. 

6) Je nach der Urt der Auflaffung-, Erben, Urteilgewere. Sie wirlt 
nicht gegen Dritte. Brunner 177, 

7) Brunner 1850; Gierfe 13 A 30; abw. Heusler $ 97. — Jahr und Tag 
bedeutet einen Zeitablauf von einem Jahre und der Gerichtsfrift von ſechs Mond- 
wochen, d. b. fechs Wochen und drei Tagen. 
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der Erben ujw., die auf das aufgelafiene Grunditüd geltend gemacht werden 
önmten, verſchwiegen.“ 

2. Durch die Rezeption des römischen Rechts in Deutichland wurde die 
deutſchtechtliche Gewere zwar nicht völlig außer Geltung gejeßt, ihr Anwendungs 
gebiet war aber jeitdem eng begrenzt. Beide Nechtöquellen find an der Aus— 
bildung der gemeinrechtliden Beſitzklagen beteiligt. Insbeſondere hat das 
possessorium ordinariumn des gemeinen Rechts den Grundfaß der Gemwere in 
fih aufgenommen, daß der ältere rechtmäßige Beſitz einen dinglich verfolgbaren 
Anfpruch gegen den gegenmwärfigen minderberedhtigten Beſitzer gibt.” 

Zu ftärferem Einfluß ift das deutiche Recht im preußifchen Landrecht ge— 
langt. Dies gilt zumal nach zwei Richtungen. 

a) Gemwere bat, wer die Nutzung für fich zieht; e3 genügt der animus rem 
sibi habendi. Dementfprechend erkennt das preußiiche Landrecht den Beil” 
jedem zu, der in eigenem Intereſſe die Sachherrſchaft ausüben will, jo dab an 
dem Beitsihuge auch teilnehmen der Pächter, Mieter, Pfandgläubiger, Nieß— 
braucher.“ Dagegen begründet die gewaltfame, betrügliche, heimliche Aneignung 
der Sache nicht, wie nach römischen Rechte, Beiib." 

Gewahrfam oder Inhabung werden Nedem zuerkannt, der das phyſiſche 
Vermögen bat, über eine Sache mit Ausjchlug Anderer zu verfügen. Hierfür 
it weder Willen noch Wiſſen erforderlih; ald „Inhaber“ wird anerfannt, wer 
die reale Gewalt beritellen fann, weil die Sache ſich räumlich in feiner Be: 
baufung, Stube, in feiner Tajche ujw. befindet. Auch er wird gegen Gemalt 
schhügt wie der Beſitzer.“ 

b) Der Beſitzſchutz wird durch die Klage aus dem früheren redlichen Beſitz 
erweitert, Die gegen jeden Schlechterberechtigten durchgreift. Als folder gilt, 
wer unredlichermweije den Befiß erlangt hat." Damit ijt ein petitorifches Rechts— 
mittel zur Geltendmachung des Rechtes zum Befiß gejchaifen, das ſowohl dem 





3) Immerwahr, Verſchweigung 18395; Meyer $$ 21, 22, 

9) Dat hiermit das possessorium ordinarium in ein petitorijches 
Rechtsmittel aus dem beſſeren Bejiß umgewandelt ſei, jucht Delbrüd, dingliche 
Klage des deutfchen NRecht3 128 nachzuweiſen. Gegen ihn betont Bruns, Necht 
des Beſitzes 260 und Beſitzklagen 222, daß im wejentlichen die Praris bei den 
Örundiägen des römischen und fanonifchen Nechts jtchengedlieben ſei. Werner: 
Stobbe-Lehmann $91 A 16; Gierke 46. 

— Preuß. ALR J. 7. 1f.; Eccius 3 88 157 f.; Dernburg, preuß. Br. 1 
3148. 
11) Es werden unterſchieden: der vollſtändige Beſitzer, der die Sache als 
ſeine eigene hält, und der unvollitändige, der ſie für ſich zur Ausübung eines be— 
timmten Rechtes (Pfandrecht, Mietrecht uf.) beſitzt. 

12) Preuß. ALR 1.7.1 u. 43.138. Vergl. v. Jecklin in Gruchot 32, 252. 

13) Preuß. ALR 1.7.137—141. Allerdings in undolllommenerer Weiſe 
88144. 145. 

14) Preuß. ALR J. 7. 161. Eccius $$ 163 f.; Dernburg $ 249; Rehbein, 
Entih. d. Ober-Trib. 2. Aufl. 1,756. 

Der Aläger muß bemweifen: entweder dab der Bellagte umredlich befitt 
deh. jein Nichtrecht fennt oder e3 aus grobem oder mähigem Verſehen nicht 
ennt); oder daß er, da beide Parteien ihren Erwerb von demſelben Vormann 
leiten, früher in den Beſitz gekommen ſei; oder daß die Sache ihm gegen feinen 
Billen abhanden, gefommen jei. In Tebterem Falle fteht aber dem Beflagten 
die Berufung auf einen gültigen Erwerbtitel offen. us 
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Befiber wie dem Inhaber zugute fommt. Als einzige Befißflage im engeren 
Sinne gewährt das preußifche Recht nur das possessorium summariissimum.” 


8 28. Begrenzte Beſitzrechte GRechtsbeſitz). 

Sachbeſitz iſt Herrſchaftverwirklichung über den Sachkörper in der Ge— 
ſamtheit aller ſeiner Beziehungen. Ihm als Abbild des Eigentums ſteht, 
vergleichbar den begrenzten dinglichen Rechten, gegenüber die tatſächliche 
Ausübung einer Herrſchaft, die ſich ſelbſt ſachlich auf beſtimmte Nugung oder 
Gebrauch beſchränkt. Läßt ſich ein ſolcher Tatbeſtand genau abgrenzen und 
entſpricht ihm ein Zuſtand, der nach außen kennbar hervortritt und ſich 
durch die gleichmäßige und andauernde Ausübung eines Gebrauches als reale 
Herrichaft bewährt: jo wird entjprechend von einem begrenzten Be: 
ſitzrecht oder NRechtsbefit * geſprochen. 

Die praktiihe Bedeutung der Fälle, wo der Befig an einem begrenzten 
Rechte Anwendung und Anerkennung findet, wird für das heutige Recht 
fowohl aus dem BGB, als auch insbejondere aus den durch entjprechende Vor: 
behalte in Geltung verbleibenden Landesgeſetzen? kund. Damit behält das 
bisher geltende Recht zum Teil unmittelbare Anwendbarkeit. 

1. Das römische Recht * hatte einen Nechtsbefiß überall anerfannt, wo mit 
der Redhtsausübung die Inhabung der Sache felbjt verbunden war. So bei dem 
Nießbrauch, der Superfigies und bei den Servitutenrechten, die wie 3.2. ein über 
die Grenze ragender Erfer eine dingliche Belaftung des Nachbars durch bauliche, 
an der im &igenbejiß gehaltenen Sache beitehende Einrichtungen begründen. 
Sierfür wurde der allgemeine Interdiktenſchutz gewährt.‘ 





15) Preuß. ALR 1.7.146f. Eccius $ 162; Dernburg $ 158; Rehbein 
722. — Bei jeder Art von Störung oder Verlegung wird die tatfädhliche Herr: 
fhaft um ihrer felbjt willen gefchüßt. Die Frage nad) dem Recht zum Beſitze 
wird hierbei ausgeſchloſſen. 

1) Ublich iſt die zweite Benennung. Sie trifft aber die Sadye nicht; To 
auch Windfcheid 1, $ 163; Eltzbacher, Handlungsfähigfeit 1,322. Denn auch der 
Sachbeſitz ermweijt jich als Rechtsverhältnis. Gemeint wird der Bejig an einem, 
auf einen bejtimmten begrenzten Sachgebrauch gerichteten, Rechte alö dem Gegen: 
ftande der Herrſchaft. Damit rechtfertigt fich der von mir vorgejchlagene erite Aus: 
drud; über den Begriff der begrenzten Rechte oben $8. — Bland zu $ 1029 
fpricht überall von Quajfibejiß; die Anwendung dieſes Verlegenheitausdruds 
älterer Juriſten iſt gewiß nicht beifallmwürdig. 

2) Die Fortgeltung der landrechtlichen Normen über den Rechtöbefig wurde 
in den Beratungen alljeitig hervorgehoben; Komm.:Ber. des NReichdtags Nr. 440a 
©. 20. 


3) Windfcheid 1 $ 163: Dernburg, Band. 1 8190. Randa, Bejig nad) 
öſterr. Recht 4. Aufl. 1595 88 24 F.; PBagenjtecher, Vorausſ. ufw. des poſſeſſ. 
Schutzes an Serbituten, Diff. Erl. 1897. 

4) Das interdietum uti possidetis für den Nießbrauder: D. 43.17. 4; 
da3 interdietum unde vi für ibn: D.43.16.3.13f.; D.7.1.60 pr. ferner 
das interdictum de superficiebus D. 43.18. Dazu: Degenkolb, Blagredt und 
Miete 55. 2 
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Im übrigen fanden begrenzte Beſitzrechte ausfchlieglih an Serbituten und 
auch bier nur für einzelne Fälle Anerkennung. 

2. Unter dem Einflufje des kanoniſchen Rechtes wurde die Möglichkeit eines 
Beſitzes nicht bloß bei Servituten, fondern bei allen Rechten anerlannt, deren 
Inhalt eine dauernde Ausübung gewährte Der Rechtſchutz wurde Durch die 
Spolienklage gewährt. 

Die Hiermit gegebene Erweiterung ift im gemeinen Rechte anerkannt 
worden," wenngleich Theorie und Praxis fich bemüht haben, der allzu großen 
Ausdehnung des Bejitbegriff3 gewiſſe Grenzen zu ziehen.* 

3. Das deutiche Recht hatte das Unmendungsgebiet der Gewere, die fich 
zunächſt nur als Form des Rechtes an der förperlicden Sache ſelbſt daritellte, auf 
eine große Anzahl von „Rechtſamen“ an Liegenjchaften” ausgedehnt. Dieſe 
beitehen in dem Rechte, eine gewiſſe Gewalt auszuüben oder bejtimmte Nußungen 
zu ziehen. Die Gewere bezog jich aber nicht auf die Sache, an der dad Recht 
zur Gewaltausübung beſteht, jondern ergriff Iediglich das Recht jelbit, das in— 
jofern als unförperliches Gut erſchien. Antwendungsfälle waren: die Rechtſame 
aus berrichaftlicher Gewalt, mie die Gerichtsbarkeit und das Vogteirecht, Regalien, 
Ratronat, Bannrechte uſw., ferner die Neallaften, Grunddienjtbarkeiten, Zinfe, 
Fronden, Renten. Auch das Recht zur Führung von Zeichen, Marien, Siegeln 
wurde hierher gerechnet.” 

4. Die deutichen Partikularrechte hatten im mejentlichen die deutjch- 
rechtlichen Grundſätze mit dem ermweiterten Beſitzſchutze des kanoniſchen Rechtes 
verfnüpft und danach dem Nechtöbefite eine ausgedehnte Anwendung zugeſtanden.“ 

Für das preußifche Landrecht galt der Grundjaß: Beſitzer eines Rechtes 
ift, wer das Recht für fich jelbit ausübt.” Die Praxis hatte dieſes unbeftimmte 
Prinzip entjprechend der rechtlichen Natur des Befites mejentlich eingejchränft; 
fie erfannte einen Rechtäbefiß nur da an, wo das Recht inhaltlich ein auf die 
Dauer Dauer berechnetes Haben in fich ſchloß: alfo bei dinglichen Rechten in weiteſtem 


5) Wer eine Wegegereditigfeit an 30 Tagen im leßten Jahre ungeftört aus— 
geübt hat, erhielt daS interdictum de itinere actuque privato; D. 43. 19. 
Der Beſitz an einer Wafjerleitung- oder Waſſerſchöpfgerechtigkeit wurde bereits 
bei einmaliger ungejtörter Ausübung im — Jahre zugeſtanden; interdictum 
de aqua quotidiana et aestiva D. 43. 20. 

6) Dies ift nachgewiefen von Bruns, Recht des Befibes 129, 185. Gr 
zählt auf: Firchlicde und meltlicde Hoheitrechte über Kirchen, Klöſter, Gemeinden, 
an Benefizien und Amtern, Batronaten, Zehnten, Reallajten, an dem alö Che 
begründeten Verhältniſſe der Gatten zueinander uſw. 

— 02. — Beſitz 630; Windſcheid $ 164 418. Seuff. A. 24, 213; 
8) So 3.2. ger] Befißfchußes in feiner Anwendung auf das ehe— 

liche — — RG8 
eusler 1 ss det Nach ihm ſind die Rechtſamen weder dingliche noch 
figatarif e Rechte. Jedoch berrjcht hierüber viel Unficherheit. Am bejtrittenften 
iſt die Natur der Reallafjten. Ferner: zen Lehmann 1 $$ 63, 66; 2 8 85 Nr. 8. 

10) Gierfe, D. Privatrecht 1 8 84 

11) Dies galt zumal für das baherifche Necht nach dem Cod. Maxim. II, 
5,2. Hier wurde auch ein Beſitz an dauernden Forderungsrechten anerfannt; 
ebenfo Beſitz an dem Rechte der Pächter und Mieter. Rotb 3 8226 WU 66, 67. 

12) Preuß. ALR. 1.7.5. — Das öiterr. GB 8 312 handelt von Bejig an 
unlörperliden Sachen oder Rechten; er wird durch Gebrauch im eigenen Namen 
erlangt 


Endemann, Lehrbud. U. Band. 8.u.9. Aufl. 10 
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Umfang und bei öffentlichen und firchlichen Rechten. Die wichtigite Folgerung 
hieraus war, daß nur an diefen Rechten eine Erjißung zugelajjen wurde. Ta: 
gegen beitand Fein Rechtsbeiig an Korderungsrechten und nach der herrjchenden 
Anficht auch nicht an Familienrechten.“ 

Das franzöfifche Recht erfannte Rechtsbejig nur bei Servituten an.’ 

5. Das BGB enthält keine allgemeine Norm über die begrenzten Beſitz— 
rechte. Es ſchließt ihre Anerkennung für das Gebiet des Reichsrechtes grund— 
jäglih aus.” Nach dem Vorbilde des Sahbefigihuges wird die Rechts— 
ausübung gleihwohl in folgenden Fällen poſſeſſoriſch geichüßt.*" 

a) Vollen Beſitzſchutz genießt das Necht zur Ausübung der eingetragenen 
Grunddienjtbarkeit und beſchränkten perjönlichen Dienſtbarkeit.“ 1. Voraus: 
jegung diefer Anerkennung bildet, daß die Dienftbarfeit für den Eigentümer 
des herrſchenden Grundftücds ins Grundbuch eingetragen iſt.“ Yerner, daß der 
Beſitzer diejes Grundftücds fich in der Ausübung des Rechtes befindet ;'” die 


13) Im einzelnen bejteht viel Streit. Anerkannt ijt der Nechtsbeits an 
Servituten, Reallaſten, Bergiverfeigentum, Negalien, dem Recht der Gerichts 
barteit und der Steuerfreibeit, an Ntirchenftühlen, am Patronatredit. Eccius 3 

8157, 159. Dernburg, preuß. Pr. 1 $$ 160 f. (für größere Ausdehnung des 
echtsbejiges) ; Noth 8 226; Stobbe-Lehmann $ 90; Rehbein, Entjch. des Ober 
trib. 2. Aufl. 1, 675 f. 

14) Zachariae, franz. Civilrecht 7. Aufl. 2 $187b. — Wenn im Code 
civil rt. 320 von possession d’etat und in Art. 1240 von possession de 
la creance die Rede iſt, fo bedeutet beides nur das tatfächliche, nad außen in 
Erfcheinung tretende Verhältnis; an Vefig und Beſitzſchutz wird nach dem Inhalt 
jener Normen nicht gedadyt. Unrichtig daher: Stobbe-Lehmann 8. Vergl. 
Zacharige 1 $185a A 2a. 

15) Mot. 3,477, 489; Brot. 3,319. Gntfcheidend war für diefen Stand 
punkt, daß die bloße Ausübung eines Nechtes den zum Befitbegriff erforderlichen, 
ficher erfennbaren tatfächlichen Zuſtand nicht herzustellen imjtande jet, und dat 
insbeſondere das für alle Nechte an Grunditüden geltende Eintragumgsprinzip Durd 
die Anerkennung eines Beitkfchußes für nicht eingetragene Rechte und dement 
fprechend durch Zulafiung der Erjigung an Immobiliarrechten nicht durchbrochen 
werden Diürfe. 

16) Meiner Ausnahme bedarf es für den Niekbrauder und Erbbau— 
berechtigten; denn fie find Sacıbefißer. 

17) 88 1029, 1090. — Tiefe Normen gelten nicht, wenn ein Wegerecht 
bloß obligatorisch durch Miete dergl. begründet tit; der Mieter bat dann auf 
Grund des Vertrags und der Einräumung des Weges den Schuß eines Sad 
beſitzers; der Rechtsbeſitz beziebt fi; nach dem BGB nur auf den Bejitichuß ding— 
licher Rechte. 

15) Vor allem follie der Eintragungzwang für Dienftbarfeiten erhalten 
werden. Die Eintragung erjeßt das Nechtzeichen, das an der Fahrnis durch den 
Beiib begründet wird. Wirkſamer Beitand des eingetragenen Rechtes bilder 
feine Worausfeßung. Da nur der Bırchbejiß geſchützt wird, endigt der Schuß mit 
der, wenngleich unrichtig erfolgten, Löſchung der Eintragung. 

19) Die Ausübung beitimmt den Umfang des Bejites und des Schubes; 
und zwar ſowohl räumlich als auch dem Inhalte nah (3.2. in welder Aus 
Dehnung ein Weg und ob er zum Gehen oder Fahren benußt worden iſt. In 
der Wusübung befindet fich der Beſitzer auch, wenn er die Dienitbarfeit durch 
feine Ramilienangebörigen, Angeitellten, Dienftboten uſw. benuben läßt, oder 
— Dritte in ſeinem Intereſſe (der Briefbote, die Gäſte) eine Brücke als Zugang 
enutzen. 
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hiermit verlautbarte Herrihaft muß fich durch mindejtens einmalige Recht3- 
ausübung innerhalb des legten Jahres vor der Störung ?° befunden, mit 
Ablauf diejer Zeitſpanne erliſcht ſonſt das Beſitzrecht.“ Die Art der 
Dienjtbarkeit begründet Eeinerlei Unterjchied.”? 2. Gefichert wird der Be: 
fiter ° des herrichenden Grundftüds, weil er tatjächli das Recht aus- 
übt; die Eintragung bildet nur das Erfordernis für den Gegenjtand 
des Rechtsbeſitzes, nicht für die Perjon des Berechtigten. Hieraus ergibt 
fih, daß in Wahrheit der Befig an dem begrenzten Rechte und nicht das 
Dienitbarkeitrecht ſelbſt unter Rechtſchutz geſtellt wird.“ 3. Der recht: 


20) Den Beweis für die Ausübung muB der Beliger erbringen; er er— 
übrigt bei der auf ein Verbietungsrecht abgeitellten Dienjtbarfeit (3.8. nicht höher 
als 3 Meter zu bauen), jölange der Zuitand des Nahbargrunditüds dieſem Rechte 
entipridht. Der Gegenbeweis des belaiteten Eigentümers, daß der Beſitz an 
dem Rechte bereit3 vor Ablauf eines Jahres untergegangen jet, kann fich höchitens 
auf einen Verzicht des Bejibers gründen; im übrigen wird das Recht durch die 
Eintragung beftätigt; abw. Mot. 3,491; Pland $ 1029 A 3b; dagegen wie bier 
Kipp in Windicheid 748 Nr. 2. 

21) Diefer Schluß gründet jich auf $ 1029; jpäter jtirbt der Bejigichuß 
ab. Es handelt jich nicht bloß um eine Verjährung (Bd. 1 $ 88 Nr. 1a). Das 
Beitgrecht erliicht auch dann, wenn 3.2. die Wafjernugung ein Jahr hindurch 
nicht ausgeübt werden fonnte, weil der infolge andauernder Dürre eingetretene 
Ziefittand des Baches die Zuleitung des Waflers unmöglich gemacht bat. 

22) Der Beſitzſchutz wird gewährt, mag die Grunddienjtbarleit mit einer 
dauernden Anlage, 3.2. einer Anlage von Waflerröbren, verbunden fein (joy. 
Handige Serbitut), oder eine unitändige fein, wie bei Ausübung des Wegerechtes; 
mag jr fih in einer äußeren Anlage verförpern (jog. apparente Serbitut) 

er nicht. 

23) Nidt bloß der eingetragene Eigentümer. In Betracht fommen: 
Eigenbeiiger, 3.8. der Käufer eines Grumditüds nach der Übergabe, aber vor 
der Auflaffung, der Erbichaftbefißer; oder Fremdbefiter, 3.2. der Niekbraucher, 
Pächter, Teitamentvollitreder, Ehemann an dem eingebrachten Grunditüd der 
Frau. Die Störung fann fich nur gegen den unmittelbaren Beſitzer des herrichen- 
den Srunditüds richten (anders für die Ausübung der hieraus erwachlenen An- 
ſprüche, U 25). Im alle des 8 1090 kann der Schuß nur dem zufommen, der 
als Berechtigter eingetragen tft; das entipricht dem Begriff der perfönlichen Dienit* 
barfeit, die Berfon vertritt die Stelle, die in 8 1029 dem herrichenden Grundſtück 
äzugewiejen wird; abw. Biermann 8 1090. 

24) Dies wird bejtritten, weil $ 1029 auf der Vermutung des $ 891 be- 
tube und bier nur eine Rechtsvermutung aufgeitellt jei. Dieſer Grund ijt nicht 
überzeugend. Der 8 891 gilt nur für den, der als Berechtigter eingetragen iſt, 
während F 1029 den Beſitzſchutz durchaus nicht bon der Eintragung des das Recht 
Ausübenden abhängig macht, vielmehr nur wegen $ 1018 die objeftive Woraus- 
ſetzung aufitellt, daß die ausgeübte Dienſtbarkeit im Grundbuch verlautbart fein 
mus. Wie bier: Gierfe, Fahrnisbefiß 18 A 47; Stobler, Eiv. A. 87,157; Dern: 
burg, BR 3 8 29; ‚dagegen Mot. 3, 489; Pland 3,30 Nr. 4; Oberned, Grundbuch. 

36 Nr.2. — Die rechtliche Bedeutung jener Unterfcheidung zeigt ſich ins— 
ſondere in der beſonderen Art der Beſitzſchutzbehelfe, der Anwendbarkeit des 
en und darin, dab bei Streit über den Umfang der, vielleicht nur ungenau 
zeichneten, Dienitbarfeit der durch die Ausübung befundete Beſitzſtand entjcheidet ; 
3.8. eingetragen ijt ein Wegerecdht, nadı Anjicht des Belajteten joll dies nur für 
Kutiben uſw. gelten, der Gegner aber hat im letten Jahre wiederholt den Weg 
zum Abfahren der Rüben benußt: dann fann der Belaitete die dem Beſitzſtande 
entiprehende Weiterbenußung nicht verivehren, er muß, um feinen Widerfpruch 

durchzuſetzen, aus dem Rechte Klage erheben. 
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lihden Wirkung nad wird dieſer Ausübungzuftand dem Sachbefig gleich: 
gejtellt ; gegen jtörende Eingriffe finden alle Befigjchugbehelfe Anwendung. 
Damit werden aber auch die allgemeinen Vorausſetzungen des Beſitzſchutzes 
aufgenommen; als fehlerhafter, nicht ſchutzwürdiger Befiger ift anzufehen, 
wer die Grundbdienjtbarfeit nur heimlich oder gegen den Widerjpruch des 
Eigentümers des belajteten Grundſtücks ausübt.?® 


b) Die bei Inkrafttreten des BGB beftehenden begrenzten Befigrechte 
werden, joweit fie dem Gebiete des BGB angehören, nur?" noch anerkannt 
an Grunddienftbarkeiten und bejchränktten perjönlihen Dienjtbarfeiten. 
1. Für beide Arten bleibt ſchlechthin das bisherige Recht in Geltung, folange 
das Grundbuch für das belaftete Grundftüd noch nicht als angelegt anzujchen 
ift.°° 2. Nach diefem Zeitpuntte finden die nach bisherigem Rechte wirkſam 
begründeten Grunddienftbarfeiten,?° obgleich fie nicht eingetragen find, vollen 
Beſitzſchutz: a) bei jtändigen, mit dem Halten einer dauernden Anlage ver: 
bundenen Grunddienftbarfeiten, jofern fie nicht eintragungpflidhtig find; 
P) bei anderen nicht ftändigen Grunddienjtbarkeiten, jofern fie in jedem der 
legten drei Jahre vor der Störung mindejtens einmal ausgeübt worden find.’ 





25) Soweit der dem Sachbejiß entjprechende Ausübungzuſtand reicht. 
Praktiſch bedeutfam iſt insbefondere das Recht der GSelbithilfe ($ 359), monad 
der Gefchüßte fich des ihm durch verbotene Eigenmacht entzogenen Beſitzes am 
Grundſtück infoweit wieder bemächtigen darf, ald e3 zur Ausübung der Dienit- 
barkeit erforderlich ift. Dementfprechend mwird ihm auch die felbjtändige Be— 
feitigung don Hindernifjen, 3.3. das Aufbrechen eines widerrechtlich errichteten 
Zaunes zur Ausübung des Wegerecht3, nicht verfagt werden dürfen. Wergl. 
unten 845 Nr.2. Sit der in Ausübung der Grunddienftbarfeit befindliche Be— 
iger zugleich Bejtigmittler für einen Anderen, fo fann der mittelbare Better 
nad) 8 869 borgehen. 

26) Vergl. 88 858, 86111, 862 11. 

27) Im übrigen verlieren fie nach dem in EG 180 aufgeſtellten Grundſatz 
ihre Wirkung. 

28) EG 1911; diefe Ausnahme war notiwendig, weil 88 1029, 1090 ein— 
getragene Dienjtbarfeiten vorausjegen. Verſchiedene Landesgeſetze haben indeſſen 
angeordnet, daß auch bis zu dem Zeitpunfte, wo dad Grundbuch ala angelegt an: 
zufeben ift (unten $ 49), nicht EG 191 1, jondern nur Abf. II gelten foll. So das 
preuß. AG Art. 28 (Erujfen- Müller 402) ; bayer. Ub. Geſ. Art. 45 und Liegenſch.G 
Art. 22; heſſ. AG Art. 140; medlend.- Schw. AG $ 185 umd Str. $& 183 
(Zangfeld 169) ; weimar. AG 8129; jchw.-rudolit. AG Art. 82; elfaß-lothr. 
AG 886 (Molitor 207). 

29) Nur auf diefe, nicht auf die befchränften perjönlichen Dienjtbarfeiten 
bezieht ſich EG 19111; für lebtere gilt fchlechtbin der Eintragungzivang. 

30) E& 191 II1. Hierzu ift zu bemerfen, daß beftehende Grunddienſt— 
barfeiten nah EG 1871 grundfägßlich buchungsfrei bleiben und daß damit die 
Anmwendbarfeit des 8 1029, foweit er eine Eintragung vorausſetzt, auf fie allge- 
mein ausgefchloffen wird, wenn es ſich um eine jtändige Grunddienjtbarteit 
handelt; dieje findet fchlechthin vollen Beſitzſchutz. Habicht 363, Niedner 401. — 
Kit die Beſitzverletzung vor dem 1.1. 1900 begangen, fo findet das bisherige Recht 
Anwendung; $ 864 II darf nicht herangezogen werden; RG 50,8. 

81) EG 191112. 
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e) In den der Landesgejeggebung vorbehaltenen Gebieten bleibt der den 
begrenzten Befigrechten gewidmete Schuß in Geltung.*® 


3. Arten des Sachbeſitzes. 
820. Grundlagen, Ülberblid. 


1. Dem Befige gebührt Anerkennung im nterefje der Allgemein 
heit, weil in jeiner Unantajtbarfeit der Rechtöfrieden gewahrt wird, und 
im Intereſſe des einzelnen, weil der Befisftand den Rückſchluß auf das 
Recht zum Haben der Sache begründet. Nach beiden Richtungen hin bedarf 
es der Herftellung eines fiher begrenzten und äußerlich fundbaren Tat: 
beftandes: des in der Erjcheinung der tatjächlihen Gewalt verlautbarten 
Beigftandes. 

Die objektiv erfennbare Sachgewalt muß darum die Grundlage für Die 
Ordnung des Sachenrechtes bilden. Die Funktion, die dem Grundbuch zur 
Kennbarmahung der Liegenjchaftrechte zugemwiejen wird, kommt dem Beſitz 
old Form und Ausdrud des Rechtes an der Fahrnis zu.' 


Dementjprehend wurde bei Abfafjung des BGB die unmittelbare in 
der tatjächlihen Gemwaltausübung hervortretende Sachherrſchaft als die 
Grundform des Befigverhältnifjes anerkannt. Hierauf in erfter Linie find 
ale Schugbebelfe abgeſtellt? und die Erlangung der tatjählichen Gewalt 
dient ala Form des Befigerwerbes ? und jchafft die Wirkung eines Recht: 
zeichens.“ Die Einfachheit und Klarheit des nur auf die unmittelbare Sad: 


32) Bergl. oben A2. In Betracht fommt der Beiigichuß für Gebraud- 
echte an öffentlichen Sachen, Flüſſen, Wegen; für Regalien, Erbbegräbnifie, 
Baflerleitung, Ableitung von Abfallwäſſern in Flüfie oder Bäche; Beſitzſchutz für 
Reallaiten, insbefondere Altenteil und Leibgeding. 

1) Die einbeitlide Wurzel für diefe doppelfeitige PBublizitätfunftion it 
duch die deutichrechtliche Gewere gegeben; Gierke, Fahrnisbeſitz 4 A 2 und oben 
$27 Rr.1. Zur flaren Durchführung gelangt Dieler Gedanke in den Erläute- 
tungen (bon uber) zum Worentwurf des Schtweizerifchen Civilgefeßbuchs 1902 
2.463, 795. — Auf die Geitaltung des Bejigrechtes im BGB mar die neuere 
gememrechtliche Litteratur, insbefondere die oben $26 beiprochenen Schriften 
von Ihering, Bähr, Bekker, Dernburg und die mit großem Nachdruck gefchriebenen 
Auffabe von Strohal von entjcheidendem Einfluß; den Ausſchlag in den Be: 
ratungen der 2. Kommijfion haben zumeist die Anträge von Nacubezty gegeben. 

2) Der Schuß richtet jih auf Abwehr der verbotenen Eigenmacht ($ 858) ; 
deje aber kann nur gegen den unmittelbaren Beſitzer ald den Inhaber der tat- 
lählihen Gewalt verübt werden. Ausdehnung der Selbitverteidigung nad) $ 860 
und des gerichtlichen Schußes durch $ 369, 

3) 88541; unten Wr. 2. 

4) Vermutung des Eigentumes (aber $ 1006 III); auf dieſe ſtützt fich 
de jelbitändige Wirkung des gutgläubigen Erwerbes des Eigentumes ufw. nad 
68932, 1082, 1207. 
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zewalt abgeſtellten Beſitzbegriffes wirkte beſtechend.“ ine befriedigende 
Löſung war damit gleichwohl nicht gewonnen; die tatſächliche Gewalt enthält 
weder eine ausreichende Umjchreibung des unmittelbaren Befiges, noch deckt 
diejer alle Erjcheinungsformen der rechtlich anertennungswürdigen Beſitz— 
verhältnifje. In den Aufbau des Befisrechtes macht fich daher eine Gegen: 
richtung geltend, die aber im Gejege weder zu Harer Durchführung gelangt, 
noch in einheitlichen Zufammenhang mit dem urfprünglien Grundgedanken 
gebracht ift.* Dies ift jetzt genauer zu verfolgen. 

2. Bei der Drdnung des Befigredhtes geht das Gejeß aus von dem 
Ermwerbe des Befiges. Als Form und äußere Kundmachung für den Eintritt 
in die Befigitellung fordert e8 die Erlangung der tatjächlichen Gewalt. 
Dadurch entjteht der jog. unmittelbare " oder körperliche Beſitz. Nur bei 





5) Die Beratungen der 2. Kommiſſion waren auf das Ziel gerichtet: den 
Beſitz zunächit nur inſoweit gu behandeln, als er die Vorausfeßung für Gewährung 
des Beſitzſchutzes biete; der Belißfchuß aber fei an das äußere Herrichaftverhältnis 
der Berfon zur Sache zu knüpfen. Diefer Grundgedanfe wird wiederholt hervor— 
gehoben. In fpäteren Beratungen bildet die Begriffbeitimmung: Beſitz iſt das 
vpoſſeſſoriſch gefchüßte unmittelbare Herrichaftverhältnis über die Sache den Prüf— 
jtein, wieweit in der Ausdehnung des Bejttbegriffes und des Schußes (Beſitz— 
ray — Beſitz, Nechtöbejig) zu geben ſei. Vergl. z. B. Brot. 3, 28, 32, 

6) Wenn irgendwo, ſo zeigt ſich gerade beim Beſitze, daß der Geſetzgeber 
den überaus mannigfaltigen Geſtaltungen des Lebens durch eine Formel nicht 
gerecht werden fann. Die Unteritrömung, die den leitenden Grundjag durchbricht, 
zeigt ſich an zahlreichen Stellen. Der Vermieter wird als mittelbarer Befißer ans 
erfannt, obgleich er die tatjächliche Gewalt nicht innehat; er "überträgt (Brot. 3, 
227) jeinen mittelbaren Bejiß durch bloße Abtretung feines Anſpruchs und Der 
Erwerber wird damit Bejißer, ohne irgend eine äußere erfennbare Stellung zur 
Sache einzunehmen. Für die Vererblichkeit des Vejibes wurde geltend gemacht 
(Brot. 5,650 f.), daß der Bejit feineswegs in 88541 als tatſächliche Gewalt 
definiert werde, die „Rechtspofition“ des Beſitzes fer nicht von der Fortdauer diefer 
Gewalt abhängig ımd darum als folche vererblihd. Mit diefem vielgebraudten 
unflaren Ausdrud Rechtspofition wird der Beſitz [halb] als Recht anerfannt. 
Auch das wird befonders hervorgehoben (Brot. 3,166 f.), daß aus der Abitand- 
nahme bon dem Erfordernis des Beſitzwillens nicht geſchloſſen werden dürfe, für 
den Beſitzerwerb fei lediglich das räumliche Verhältnis zur Sache entjcheidend. 
Brot. 3, 320 wird als wefentliches Erfordernis des Beſitzes die nach außen hervor— 
tretende Kennbarfeit der Sachgewalt hervorgehoben; 3,197 dagegen mwird dies 
für den Eigentumerwerb in Abrede geftellt. Vergl. im übrigen die folgenden Aus— 
führungen. — Der hiermit befundete Zwieſpalt bat feinen Widerhall in der Litteratur 
zum BGB gefunden. Die Aufgabe muß dahin geftellt werden, im Gegenfaß zu 
der einfeitigen Übertreibung der Auffafiung, die mit Brot. 3,28 (A5) und Pland 
in dem Befiß nur das Raumperbältnis fieht, die Verfchiedenartigfeit der Tat— 
beitände anguerfennen und aus ihnen im Zufammenbange mit den gejeßlichen 
Beitimmungen die Grundgedanken und Vorausjeßungen für den Begriff, Erwerb 
und Schuß des Beſitzes zu entmwideln. 

7) Das Geſetz hat dafür feine befondere Benennung; unmittelbar wird nur 
gebraucht für den Erwerb eines Rechtes, Vorteil oder für das Zuſtehen einer 
Einwendung; $$ 123 II, 143, 164, 328 f., 816, 784, 796, 2080 f., 2161, 2194, 
2196. Die Antvendung auf den Beſitz rechtfertigt fich durch den Gegenfab zum 
mittelbaren Bejiß; U 15. — Ausschließlich in der Bedeutung von körperlicher oder 
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oberflähliher Betrachtung kann hieraus geichlojjen werden, daß das Geſetz 
damit eine Begriffbeitiuinmung des Befiges aufjtellen wollte und daß danach 
der Befig in dem Tatbejtande des räumlichen Verhältnifjes der Sache zu 
einer Perjon aufgehe ohne Rückſicht darauf, wie dieſer äußere Erfolg zu: 
jtande gekommen jei. a) Der unmittelbare Befig ift zunächit eine Tatjache, 
die Eörperlihe Gewalt über die Sache; durch die rechtlihe Anerkermung 
und Austattung mit jelbjtändigen Schugwirfungen wird diejer Tatbejtand 
ju einem Nectsverhältnis* erhoben. b) Der Eintritt in dieſe Rechts: 
ttellung erfolgt nicht als nadter äußerer Vorgang durch jediwede räumliche 
Zagerung der Sache bei einer Perjon. 1. Erlangen des geihügten Beſitz— 
jtandes jegt den Willen zur Herrichaft und eine entjprechende Verkehrfähigkeit 
voraus.” 2. Indem das Geſetz den Befigwillen nicht bejonders hervorhebt, 
überläßt es die Abgrenzung des Befigtatbejtandes der wiſſenſchaftlichen Seit: 
ttellung. Demgemäß entfteht das Bedürfnis, gegenüber dem Befis im 
engeren Sinne die Bedeutung und Wirkung des objektiven Gewahrſam— 
verhältniffes '° oder der bloßen Inhabung Harzulegen. ec) Die Erlangung 
der tatjächlichen Gewalt ijt keineswegs die einzige Form des Befigerwerbes. 
Auch die formloje Einigung kann hierfür genügen.'' 

3. Die tatjächliche körperliche Sachherrſchaft erfüllt grundjäglich den 
Tatbeftand für den als Rechtsfolge eintretenden Beſitzſchutz.“ a) Unzus 
länglich wäre auch hier die Verweifung auf das nadte Raumverhältnis der 
Sahe zur Perſon. Die Befiggewalt kann richtig nur im Sinne eines 
jozialen Gewaltverhältnifjes verjtanden werden.” b) Bejonders wichtig iſt 





eur, Beligübertragung jteht das Wort Übergabe; FF 446 (Bd.1 81594 
4136 nn g 141 A 7), 688, 701, 708, 929, 1205, 1274, 1292, 2238 uſw. 
Das iſt oben $25 näher begründet. 
s) Darüber genauer unten $ 34. 
10) Unten $ 35. 

11) Zur Erlangung des unmittelbaren Bejißes genügt die Einigung, wenn 
zugleich die tatfächliche Möglichkeit zur Gemwaltausübung beſteht, $ 554 II. Zur Er— 
langung des mittelbaren Beſitzes genügt die Abtretung des Herausgabeanipruchs, 
$S70. Noch weitere Ausnahmen macht das Gejeß für den Bejigeriwerb, inſofern 
* die Vorausſetzung für die Erlangung des Eigentumes an der Fahrnis bildet: 
die lörberliche Übergabe kann hier durch die nach außen nicht fundbare Verein: 
barung eines den mittelbaren Beſitz begründenden Rechtsverhältniſſes erſetzt wer— 
den, $ 930, ferner $$ 929 ©. 2, 931, 111712, 126211. Das Anwendungs» 
gebiet dieſer Erfasmittel muß für die einzelnen Fälle befonders geprüft werden; 
unten $37. Das Geſetz bandelt hiervon nicht beim Befiß, da bei den Beratungen 
die Abricht beitand, den Beſitz nur infoweit zu behandeln, als fein Rechtſchutz in 
Stage stehe; von diefem Plane wurde bei 8870 abgewichen unter Bezugnahme - 
auf $ 931 (Brot. 3, 227), man bätte dann auch zu 8 930 Stellung nehmen jollen. 

127 88 858—864. fiber die Übergangbeitimmungen oben $25 A36 und 
unten g41! 41; 844 A 30, 31; 45 U 2 

13) Denn der unmittelbare Beſitz bleibt beitehben, wenngleich der Beſitzer 
jahrelang abtvejend oder durch Krankheit an der Betretung jeines dor der Stadt 
belegenen Gartens verhindert ift. An offenen Grundjtüden ijt eine ausſchließ— 
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der Fall, wo ein Anderer in das tatfächlihe Gemwaltverhältnis eintritt. 
Dann entjteht die Frage, ob der jegige Gewaltinhaber als der alleinige 
Beſitzer anzufehen ift, oder ob neben ihm auch der bisherige Befiger Den 
Beſitz beibehält, oder ob feine Inhabung überhaupt nicht als Befig zu werten 
if. Das Geſetz enthält hierfür nur!* zwei Unterfcheidungen. 1. Auf 
Grund bejtimmter Rechtöverhältniffe entjteht ein Doppelbefis, indem Der 
Vermieter 5.8. den mittelbaren Befig '° behält, obgleich er an den Mieter 
den unmittelbaren Befig abgegeben hat. 2. Umgekehrt gilt der bloße Beſitz— 
halter nicht als Befiger, obgleih er die Sahe in unmittelbarer In— 
habung hält.*® 

4. Mit der ſoeben bejprochenen Einteilung des Befißes in einen un: 
mittelbaren und mittelbaren kreuzt fich eine zweite, die insbejondere für Die 
Art der Rechtſchutzgewährung und für die Wertung des Befiges ald Recht— 
zeihen von Bedeutung ijt. a) Eigenbefiter ift, wer eine Sade als ihm 
gehörend beſitzt.“ Er fann unmittelbarer oder mittelbarer Befiger ein, 
fteht aber nie in Abhängigkeit von einem Oberbefiger. b) Befigmittler oder 
Fremdbefiger ijt, wer die Sache in eigener Gewalt als Befiger innehält, 
aber einen Anderen als mittelbaren Befiser über fich anerkennt. c) Teil: 
befig ?° wird anerkannt, infofern fich die tatfächlihe Gewalt nur auf einen 
real begrenzten und einer Sonderherrihaft fähigen Sadteil erjtredt. 
d) Mitbefit ?° bezieht fich auf den Anteil, der jedem der mehreren Genofjen 
an der in gemeinjchaftlihem Befige befindlichen Sache zufteht. Die Grund— 


he — im körperlichen Sinne ſchlechthin ausgeſchloſſen. Darüber unten 


14) Die wichtigen Fälle des Beſitzerwerbes durch Mittelsperſonen werden 
bier beiſeite gelaſſen. Darüber unten $ 38. — Das bier auftauchende Problem 
iſt ſchlechthin unlösbar, wenn an der Begriffbejtimmung des Beſitzes als tatſäch— 
Iihe Gewalt oder Raumpverbältnis gehaftet wird. Die Frage, foll 3.8. mur der 
Vermieter oder nur der Mieter oder jollen beide als Beſitzer anerfannt werden, 
und foll ferner die für dad Mietverhältnis getroffene Enticheidung audı für das 
Verhältnis der Herrfchaft zum Dienftboten gelten: kann nur aus der jozialen und 
juriſtiſchen Wertung des zwiſchen den Beteiligten beitehbenden Rechtöverhältniijes 
beantwortet werden. Hat der Beſitzherr die Sachgewalt zugunsten des Anderen 
aufgegeben oder hat er diefem eine abgeleitete, aber felbitändige Beſitzgewalt ein- 
geräumt oder bat er alle Beſitzgewalt bei ſich behalten? Die Löfung, die das 
BGB hierfür gefunden hat, befriedigt nicht nach allen Richtungen. Vergl. aud) 
Huber 802. 

15) $ 868; unten $ 32. 

16) 8 855; unten 8 33. 

17) 8872. Nur für ihn gilt die Eigentumbermutung nad $ 1006. 

18) Nach u bed, 2 $ 871 fann unter ihm wieder ein entfernterer Beſitz— 
mittler Ar nten $ 31. 

) 8865. Er Inn — — oder Beſitzmittler, nicht aber mittelbarer 
venbe fein. Unten 83 
20) 88 866, 1081 1 1206. Er fann Eigenbefißer, mittelbarer Beſitzer oder 
Beſitzmittler fein. Unten 839 Nr. 2. 
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lage hierfür bildet ſtets das verbindende rechtlihe Gemeinjchaftverhältnis. 
Im Gegenjage hierzu fteht der Alleinbefig.” 


880. Eigenbejfik. 


1. Eigenbefiger ift, wer eine Sache als ihm gehörend befigt." Im 
dem, normalerweije als unmittelbar aufgefaßten, Eigenbefig prägt fid 
am deutlichiten der Tatbeftand aus, der die Grundlage für die Gewährung 
des Beſitzſchutzes? Darbietet. Der in der Sachgewalt verlautbarte Herrichaft: 
wille begründet ferner die nur dem Eigenbefig eigentümliche Rechtsfolge, 
wonac er als Form und Zeichen des Rechtes an der Fahrnis gewertet wird. 

Die mit dem Eigenbefit als Rechtzeichen verknüpften Wirkungen zeigen 
fih in folgenden Grundfägen. a) Eigenbefig an der Fahrnis führt zum 
Eigentumerwerbe durch Erfigung ? und Aneignung.* Der jelbftändige Eigen- 
tumerwerb auf Grund des guten Glaubens jest auf jeiten des Ermwerbers 
den Willen, die Fahrnis als ihm gehörend zu befigen, voraus.” b) Der 
Eigenbefiger erwirbt das Eigentum an den Erzeugniffen und jonjtigen 
Früchten der Fahrnis oder des Grunditüds mit deren Trennung. c) Auch 
an Grundftüden kann der Eigenbefig zur Tabularerfigung des Eigentums 
oder eines begrenzten dinglihen Rechtes führen.” Die Hypothek erftredt 
fh auf die Verfiherungfumme auch dann, wenn der dinglid verhaftete 
Gegenftand für den Eigenbefiger des Grundftüds unter Verfiherung gebracht 


21) So nur in $$ 1213 II, 1231 als Gegenjaß zu $ 1206 in bezug auf den 
Prandgläubiger, der nad) $ 868 als Bejigmittler den unmittelbaren Beſitz oder 
nach $ 1205 II bloß den mittelbaren Beſitz bat. 

1) 8 872. Derndurg BR 3 8 12; Eojad 2 8 185. — Für die Hervorhebung 
des Eigenbejißes gegenüber den anderen Arten des Befites war vor allem Strobal, 
er. 3.29, 366 eingetreten. Daraufhin bat fich die zweite Kommiffion, Brot. 
3,227, von der Unentbehrlichkeit diefes Begriffes überzeugt und eine Definition 
en den Schluß des Abjchnitts über den Beſitz geitellt. 

2) Denn in dem Befite wird der Wille zur Ausübung und Behauptung der 
eigenen Sachgewalt unter Ausschluß Anderer gefichert (U 14). Allerdings jtellt das 
BGB die Gewährung des Schubes nad) ss 858 f. auf jeden Beſitz ab; praftijch 
md nach der verfehrmäßigen Auffafiung fommt hierfür in eriter Linie aber der 
Eigenbefiger in Betracht. Eigenbefiß ift die urfprüngliche und volltommene Be— 
ftart, von der die anderen erit als Abarten abgezweigt wurden; auch der mittel- 
bare Eigenbefiß (unten A 19) beruht auf einer fpäteren juriſtiſchen Konjtruftion. 

3) 8 937, fofern der Eigenbefit zehn Jahre lang beitanden bat. Ferner 
—— 2 Eigenbefibes des Necdhtsvorgängers nad) $ 943. 

9581. 

5) Das ergibt fich aus $$ 932, 933 im Verhältnis zu $$ 929, 930. Vergl. 
auch 88 936, 945. 

6) SS 955, 988; die Hypothek erjtredt fich auf diefe Früchte nicht, $ 1120. 
In allen dieſen Fällen wird dem Eigenbefißer gleichgeitellt, wer auf Grund eines 
Iinglihen Nußungrechtes die Fruchttrennung vollzieht, denn auch er will infofern 
die Früchte für fich als ihm gebörend erwerben. 

7) 8900. Ferner Eigentumerwerb des nicht eingetragenen Eigenbeſitzers 
nat 8 927. 
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iſt.“ Der Eigenbefiger haftet für den durd) den Einfturz eines Gebäudes ujw. 
verurſachten Schaden.? 

2. Die mit dem Eigenbefig verbundenen geiteigerten Wirkungen finden 
ihre Begründung darin, daß die tatjächliche Gewalt von dem Willen '° ge: 
tragen wird, die Sache jelbjtändig und unter Ausſchluß Anderer nur für jich 
zu befigen. Der Eigenbefiger erkennt keinen höheren Befigberechtigten über 
ih an: er will wie ein Eigentümer oder als eigener Herr unter Aus— 
ihließung des Eigentümers befigen. Damit wird nicht gefordert, daß er Die 
Überzeugung oder den guten Glauben habe, Eigentümer zu fein. Eigen— 
befiger ijt nicht, wer eine eigene Sache zu befigen meint, jondern jeder, 
der die tatjächliche Stellung eines dinglich Vollberehtigten an der Sache 
einnehmen will; mithin auch, wer ſich eine irrig als herrenlos angejehene 
Sache aneignet, und ſogar wer wifjentlich eine fremde Fahrnis als Dieb jich 
aneignet oder ein fremdes Grundftüc fich zueignet.'? 

a) Befigergreifung als Eigenbefiger ift eine Rechtshandlung, durch die 
der Nneignungswillen verlautbart wird. Die hiermit verknüpften ein= 
ichneidenden Rechtsfolgen betätigen, daß dieſer Wille rechtliche Anerkennung 
nur dann findet, wenn er von einem Verkehrfähigen '° ausgeht. 


s) $ 1197 jtellt den Eigenbejiger injofern neben den Eigentümer. 

9) 8836. Dieje Haftung berubt darauf, daß er und nicht der Eigentümer 
die unmittelbare Obhut ausübt und demgemäh den Bau überwaden kann und 
fol. Aber nicht jeder Beſitzer hat dieſe Pflicht, ſondern nur der Eigenbejiger, 
weil er die Sade als feine eigene innehält und darum wie ein Eigentümer im— 
ſtande balten joll. Über die Haftung als Tierhalter unten $ 33 A 23. 

10) Die bier bervorgebobene Bedeutung des Beſitzwillens als zweites Er— 
fordernis der Beſitzerlangung neben der — Gewalt wird jetzt über— 
wiegend anerkannt. Vergl. unten 834 Nr. 

11)EI $797 verlangte zum Üefikermerbe allgemein: „den Willen des In— 
habers, die Sache als die feinige zu haben“. Diejes Erfordernis twurde in ziveiter 
Leſung geſtrichen; es kehrt jetzt in $ 872 in beſchränktem Umfange wieder. — 
Die Faſſung des 8872 iſt undeutlich; der Ton darf nicht auf „als ihm ge— 
hörend“ gelegt werden. Keineswegs wird die opinio dominii verlangt, denn 
Eigenbefißer ift auch, wer weiß, dat er nicht Eigentümer iſt (A 12). Vielmehr 
genügt der animus rem sibi habendi oder animus domini, der Wille, „mie 
ihn der Eigentümer bat“ ; Savignh, Beſitz 8 9; Kuntze, für und wider Ihering 34; 
Hrugza in Grünhut 24, 333, — Strobal 31,10 hatte den „Eigentümermwillen“ 
beifeite gelafjen und die Norm darauf abgeitellt: wer eine Sache unmittelbar oder 
mittelbar zu eigenem Vorteil inne hat, heißt Beſitzer und zwar je nach dem Zweck 
der ——— Eigenbeſitzer oder Nusteſitzer. 

12) Strohal 38,13. Auch der bösgläubige Erbſchaftbeſitzer iſt Eigen— 
beſitzer. Der Mangel des guten Glaubens zerſtört nicht den Eigenbeſitz, er nimmt 
aber die Vorteile der Erſitzung und des Fruchterwerbs, 88 937 II, 95512, oder 
er nr die Veritärkung der Haftung $ 2024. 

13) Darum fann 3.8. ein Kind unter 7 Jahren oder ein wegen Geiſtes— 
frankheit Entmiündigter jelbitändig den Eigenbefiß in feiner Perſon nicht bers 
itellen. Unten $ 34 U 27. Zujtimmend Bland und Biermann zu $ 872; Turnaus 
Förſter 1,55; Manigf, Anwendungsgebiet der Vorſchr. über Rgeſch. 913: Ditten- 
berger, Schub de3 Kindes 103; dagegen: Dernburg 817; Kniep, vefißz 104. 
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b) Der auf die Eigenherrſchaft gerichtete Wille muß als bejonderes, 
die Eigenart dieſes Befiges ausmachendes Tatbejtanderfordernis von dem 
behauptet und bewiejen werden, der die Rechtjtellung eines Eigenbefigers 
für ſich in Anſpruch nimmt.“ Der Rüdihluß auf den unmittelbar nicht zu 
beweijenden ° Willen wird regelmäßig durch die fejtgejtellte Art der Er— 
greifung und Behauptung der Befisgewalt ausreichend begründet; bei dem 
abgeleiteten Erwerbe wird auf den Rechtsgrund * der Befigübergabe zurück— 
gegangen, dieſer bleibt für das Verhältnis unter den Beteiligten jolange 
maßgebend, bis dur eine nah außen kundbare, wenngleich willfürliche, 
Handlung der Befigitand geändert worden tft." 

3. Zum Eigenbefig gehört der Wille, die Sachherrſchaft zeitlih und 
inhaltlich unbeſchränkt und nur im eigenen nterefje auszuüben. Der Eigen: 
befiger bildet darum ftets den Endpunkt in der Reihe der Befiger, über ihm 
fanrn fein Befiger ſtehen.“ 

Der normalen Sadhlage entjpricht es, daß der Eigenbefiger die un: 
mittelbare körperliche Gewalt ausübt. Da der Eigenbefig ſich indefjen auf 
die kraft des Befiswillens eingenommene Rechtſtellung gründet, jo reicht für 


14) Umgekehrt trägt die Beweislajt, wer die Haftung aus $836 (A 9) 
geltend macht. Neder Beſitz gibt allerdings die Vorteile der Bellagtenrolle (Bd. 1 
887d Nr.2a) und enthält auch für den Fahrnisbefiger die Vermutung des 
Eigentumes. Damit wird praftifch der den Better angreifende Kläger regel» 
mäßig auch zu dem Beweiſe bingedrängt, dab der Vellagte feinen Bejig vom 
Kläger abgeleitet habe und darum bloßer Bejißmittler und nicht Eigenbefiger jet. 
Es geht aber zu weit, wenn Dernburg A 2 mit Jbering, Beſitzwille 144 allgemein 
eine Vermutung für den Eigenbejiß aufitellen will. Nur das Geſetz kann Vers 
mutungen i.e.©. ſchaffen (Bd.1 $ 87a A 36); es tut dies bier nicht, jondern 
itellt den Eigenbefiß als befonders gearteten Fall dem gewöhnlichen Bejit gegen— 
über. Insbeſondere wird nach 88 937, 958, 955, 900 uſw. die Tatjache, daß Die 
Sade gerade als eigene in Bejiß genommen oder gehalten wurde, zur befonderen 
Normvorausſetzung geprägt. 

15) Die font bierfür dienende Eideszufchiebung fommt bier nicht zur Ans 
wendung, weil nur der Bewweispflichtige jelbit die innere Tatſache des Eigen— 
bejigerwillens bejchwören könnte, nicht aber der Gegner, dem der Eid zuzuſchieben 
wäre; ERO $ 445. 

16) Iſt eine Fahrnis unter Vorbehalt des Eigentumes verfauft ($ 455), 
jo muß der Käufer nach dem Vertrage einen Beſitzſtand anerfennen, wonach er 
dem Verkäufer gegenüber nur die Stellung eines mittelbaren Beſitzers einnimmt. 
* = ——— des Erwerbgrundes oder Titels beim Beſitzerwerbe unten 

rt. 8. 

17) AInfofern gilt auch für unfer Recht D.41.2.3.19: neminem sibi 
ipsum causam possessionis mutare posse; Ihering 358. Die Rechtitellung 
des Beſitzers wird objektiv gebimden durch die Nechtsgrundlage des Griverbes. 
Ein abiweichender Wille 3.8. im Falle der A 16 oder des Mieters, Aufbewahrers 
uſw., wonach er nicht mittelbarer, fondern Gigenbejiger fein wollte, wäre nad) 

116 ohne rechtliche Bedeutung. Der mittelbare Beſitz kann aber jederzeit durch 
inigung nach $ 854 II oder einfeitig durch Unterfchlagung, Übergabe der Sache 
an einen Dritten geändert und in einen Eigenbeiiß umgewandelt werden. 

18) So Belter, her. 3. 34,47. Einen Ausnahmefall enihält $ 1052 112; 
dazu unten $ 32 U 16. 
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jeine Anerkennung auch der mittelbare” Befig aus, wobei die tatjächliche 
Gewalt bei einem anderen ruht. Hieraus ergibt fich die rechtliche Möglichkeit, 
daß Eigenbefig und damit Eigentum und die jonftigen materiellrechtlichen 
Wirkungen des Eigenbefiges auf einen Dritten übertragen werden können 
durch Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe,” der dem mittelbaren 
Eigenbefiger gegen den Befigmittler zuſteht. 
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1. Unter der Bezeihnung Nut: und Verwaltungbefig ijt die wichtige, 
vom Geſetz ſchlechthin als Beſitz bezeichnete Mittelgruppe von Tatbejtänden 
zujammenzufafien, deren Begriffbeitimmung fi aus der Abgrenzung nad 
drei Richtungen hin gewinnen läßt. 

a) Der regelmäßigen Geftaltung der Dinge entjprechend übt der Be: 
figer hier die unmittelbare tatfächlihe Gewalt an der Sache aus. Dieſe 
Vorausfegung tritt durch den gerade für unjere Fälle jharf ausgeprägten 
Gegenſatz zu dem mittelbaren Befiter hervor." Inſofern dient zur Kenn: 
zeichnung die Benennung Befigmittler.* 


b) Es handelt fih um einen Befiger, der vermöge feiner unmittelbaren 
Sachgewalt den vollen Befigihug genießt. Denn er behauptet die Sad: 
herrſchaft zu felbftändigem Rechte. Das Geſetz hat ihm nicht durch pofitive 
Beitimmung diefe Rechtöftellung entzogen, jo daß er zu einem bloßen Beſitz— 
halter geftempelt wäre.“ 

ce) Gleichwohl ift er nicht Eigenbefiger. Denn er hält zwar die Sadıe 
als eine ihm zu Beſitz gebührende, nicht aber als eine ihm gehörende. Diejer 
entſcheidende Gegenjag bedarf näherer Betrachtung. 1. Die Befigherrichaft 
wird für einen Anderen, jei es bloß im fremden Intereſſe oder aud im 


— — — — 


19) Unter ihm können beliebig viele untergeordnete Beſitzmittler ſtehen; 
8871, unten $ 32 U 16. 
20) 8870, der feinerfeits als Stüße für $ 931 dient. 

1) Die Grundlage für das Folgende bietet $ 868. Das Geſetz gibt eine 
befondere Benennung für die bier behandelten Fälle nicht. Es zahlt bloß einige 
Hauptfälle auf und feßt dabei al3 gegeben voraus, wie es der Regel des Lebens 
entjpricht, daß der Nießbraucher, Pächter ufiv. ſelbſt den unmittelbaren Beſitz 
innebält. Dies gilt aber nicht ausnahmslos; der Niekbrauder kann 3.8. die 
Sache feinerjeit3 vermieten, jo daß er wiederum im Verhältnis zu dem Mieter 
bloß den mittelbaren Beſitz bat; vergl. 8 871. 

2) Diefer bier zuerit geprägte Name bat inzwiſchen allgemeinere Ver— 
breitung gefunden, 

3) Durch $ 855, unten 833. Hier tritt der Gegenfaß zu dem römifchen 
Necht hervor, das 3.8. dem Mieter und Entleiber den Beſitzſchutz verjagte, 
während das BGB dieſe Berfonen als vollberechtigte Befiger anerkennt. 
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eigenen ausgeübt. Wird jenes hervorgehoben, jo kann man von Fremdbefit 
iprehen. Richtiger aber wird die pofitive Seite, die Jnhabung im eigenen 
jelbitändigen Intereſſe hervorgehoben; danach will der Befiger die Sade 
kraft eigener Verwaltungbefugnis oder zu eigenem Gebrauh und Nugen 
innehalten. Diejer Tatbejtand wird dur die Benennung Nutz- und Ber: 
mwaltungbefig * kundgegeben. 2. Da der Befiger die Sachgewalt nicht wie 
ein Eigentümer für fih ausübt, jo erkennt er jeine Unterordnung unter 
einen Anderen an. Dieje Abhängigkeit beruht ftets auf einem bejtimmten 
Rechtsverhältnis, wobei jedoch genügt, daß dies bloß vermeintlich als be- 
tebend angenommen wird.” Daraus ergibt ſich zugleich die inhaltliche Be: 
grenzung, daß der Beſitz nur auf Zeit in Anjpruch genommen wird. 3. Das 
schtlihe Abhängigkeitverhältnis beruht regelmäßig darauf, daß der Beſitz 
von dem Oberbefiger abgeleitet oder überlafjen ’ if. Das bildet aber feine 
wingende Vorausjegung. Der Nutz- und VBermwaltungbefig kann auch 
originär * entjtehen. Und damit wird zugleich die Möglichkeit begründet, 
daß keine beftimmte Perjon als mittelbarer Befiger vorhanden ift, vielmehr 
die Befigherrichaft für den, den es angeht, ausgeübt wird. 4. Der Befig 
bat hier nicht die Wirkung eines Rechtzeichens ;° wohl aber darf aud hier 
der qutgläubige Dritte den jelbjtändigen Erwerb eines dinglichen Rechts 
auf die durch die Sachgewalt verlautbarte Herrihaft und Verfügungs- 
befugnis gründen." 5. Der Nut: und Verwaltungbefig endigt nicht bereits 


4) Jener Ausdrud jtammt von Ed (Bähr, Arch. BR 2,118); diefer von 
Etrobal, her. 3. 29, 360; 38, 14. 

5) Denn für die Stellung als Befißer entfcheidet fein Wille, die Sache 
nicht als ihm gehörend zu bejiken. &3 genügt, daß er al3 Nießbraucher, Vers 
mahrer uſw. bejißen will, auch wenn das angenommene Verhältnis wirkſam nicht 
begründet war. Vergl. auch U 13. 

6) Entweder bloß zur Ausübung eines Rechtes oder aud zur Erfüllung 
einer Verbindlichkeit. Mit Recht rügt Bekler, Beiträge (oben $25 A185) 1,19 
de mangelhafte Faſſung des 8 368; wer zum Beſitz verpflichtet ift, muß aud) 
zum Beſitz berechtigt fein; das Gejeg müßte alfo lauten: einem Anderen gegenüber 
auf Zeit zum Befiß verpflichtet oder auch nur berechtigt ift. — Ohne zeitliche Bes 
grenzung bejigt nur der Eigenbeſitzer. 

7) Das Geſetz fpricht hier befonders von flberlaffung in dem Sinne, daß 
der Befig übertragen oder in anderer Weife 3.8. zur eigenen Ergreifung ein» 
geräumt wird. Überlaſſen des Beſitzes 88 561 II, 956, 957, 986; der Benutzung 
1316, 732 f., 738; des Gebrauchs und Fruchtgenufies $ 101 Nr.2; zum Ge— 

aude 88 536 f., 549, 552 f., 571, 577, 608 f.; der Vertvaltung 8$ 1430, 1619. 
Verl. auch oben 8 16 U 23. 

8) Bergl. unten A185, 27—29. 

297 a So 3.2. der gutgläubige Finder für den ihm unbefannten Zerlierer; 
‚28, 29. 
10082) Die Eigentumdermutung gilt nur zu gunjten des mittelbaren Beſitzers, 

6 III. 

11) Dies bildet den Hauptanwendungsfall für den $ 932, 
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mit dem Ablaufe der Zeit, die das ihn begründende Rechtsverhältnis begrenzt, 
ſondern erjt mit der Derausgabe der Sache an den mittelbaren Befiger 
oder durch die Einräumung des Mitbefiges an ihn.” Auch nah Ablauf 
jener Zeit dauert der Befig in jeiner bisherigen Eigenart fort,” er mir 
zum Eigenbefig nur durch eine nah außen kundbar hervortretende Anderuna 
des Sad: und Beſitzſtandes.“ 

2. Die wichtigſten Anmwendungsfälle des Nut: und Verwaltungbeſitzes 
find folgende.’ 

a) Befigmittler find Eraft des ihnen zuftehenden dinglichen Rechts der 
Niepbrauder und Pfandgläubiger,!s kraft ihrer obligatorifhen Berechtigung 
der Mieter, Pächter, Entleiher " und wer ein Zurüdbehaltungsreht an 
einer fremden Sade * ausübt. 

b) Auch zur Erfüllung einer obligatorischen Verpflichtung baben den 
Befig der Verwahrer, der Beauftragte,’ der Frachtführer.” 


12) ©o 3.2. im Falle des $ 894: Mitbeiig an dem Schatz. 

13) Wird die Herausgabe 3.2. vom Mieter verweigert, jo muß der Ver 
mieter aus dem Eigentum Herausgabe begebren oder aus dem Vertragperbälmis 
den Leiſtunganſpruch erheben. Der Belig bleibt ein Mietbefiß, obgleich das Miet: 
verhältnis erlofchen it. Vergl. über diefe Frage ferner unten 832 30. 

14) Darüber bereit3 oben $30 A 17. — Natürlich endigt der Nubbeits 
und Verwaltungbeiig auch durch Veräußerung der Sache an einen Dritten, 
durch Zeritörung der Sache u. deral. 

15) Strobal, ber. I. 35, 14 umd die Kommentare. Eine Anleitung gibt 
$ 868, aber nur unter dem Gejichtspunfte, wie Durch einen Beſitzmittler der 
mittelbare Beſitz begründet wird. 

16) Beide auch dann, wenn ſie ihr Recht von einem Nichteigentiimer nad 

892, 1032, 1207 ableiten. Denn ſie wollen nicht die Sache als eigene, ſondern 
ür den Beiteller bejiten. Der Erbbauberecdtigte it dagegen als Eigenbeſitzer 
anzuſehen, 88 1012, 1017 11; daß fein Recht endigen fann, kommt für die Beitk- 
gewalt nach der Verkehranſchauung nicht in Betracht; Wendt, mittelb. Bejiß 61: 
abw. Gierfe, Fabrnisbef. 7; Plant 8565 AU2 er. 

17) Oder ein ähnliches Verhältnis, wie & 868 ſich ausdrüdt (unten $ 32 
A 8,13). Hier muß enticheiden, ob nach Zwed und Anbalt des Vertrages 3.%. 
einem mit dem Bau eines Hauſes betrauten Unternehmer für die Dauer der 
Bauausführung der Bejiß an dem Grundſtück oder den Baumaterialien über: 
lafien (oben A 7) it. Wenn der Eigentiimer eines zur Zeit unbewohnten Garten: 
hauſes dem Malermeiiter B. die Hausſchlüſſel übergibt, damit B. Dort Die er 
forderlichen Musbejlerungen bornebme, und ihm geitattet, für die Dauer Der 
Arbeiten dort auch die Nacht zugubringen, fo wird damit der Bejit an dem Hauſe 
dem B. nicht eingeräumt, er iſt bloßer Bejißbalter im Sinne des 8855. Dieſe 
Enticheidung wird wichtig, wenn B. das Gartenhaus nicht räumen will und bor 
Beendigung der Arbeiten vom Eigentümer mit Gewalt vertrieben wird; B. bat 
dann nicht den Belibichußanfpruch aus FS8611. Anders, wenn dem Unternehmer 
bewegliche Sachen zur Ausbeflerung oder Bearbeitung uſw. übergeben find; dann 
iſt er Beſitzer; SS 645, 647. 

18) Nach 8273 IT 3.8. an einer fremden Kuh, die unfer Feld beſchädigt 
bat, Ein Fall der originären Entitebung des Fremdbeſitzes. 

19) Sofern er den Beſitz im Namen und für den Beauftragten und nicht 
als mittelbarer Vertreter zunächſt im eigenen Namen und für ſich erworben hat; 
unten $32 A15b. Much der Gejchäftführer ohne Muftrag gebört bierher. 

20 HSV 8 440; Ferner nach $397 der Kommiſſionär; $ 421 der Yagerbalter. 
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c) Verwaltungbeſitz im engeren Sinne haben der geſchäftführende 
Geſellſchafter,“ der gerichtlich beftellte Verwalter,“ der Tejtamentvoll: 
ſtrecker.“ 

d) Im Gebiete der familienrechtlichen Beziehungen find Nusbeſitzer 
wegen der ihnen eingeräumten Nugniepung der Ehemann ** und der In— 
baber der elterlihen Gewalt.” WVerwaltungbefiger find der Bormund * 
und der Pfleger.’ 

e) Der redliche Finder erlangt originär den Verwaltungbeſitz für den, 


21) Soweit er das Gefellihaftvermögen als Beauftragter ($ 713) für die 
Gejellihafter als die Gemeinjchaft der Gejamthänder ($ 718), die infofern als 
die m. B. ericheinen, in Beſitz hält. — Zweifelhaft fann fein, ob der Vorſtand 
eines rechtsfähigen Vereins als Bejigmittler aufzufafien fer; dafür Pland $ 554 
A5. Dagegen fpricht m. &., dat der Vorjtand lediglich Organ iſt; die juriſtiſche 
Rerion hält jelbit durch ihn die Sachen in unmittelbarem und alleinigem Eigen- 
beit; e3 fehlt hier an der Vorausſetzung des m. B., dat zwei Nechtöfubjelte ein 
ander gegenüberitehben. So auch Cojad 2,66; KG in OLG 5,148 und unten 
> 412, — Für den Verein ohne Rectsfähigfeit gelten bier die Grundfäße 

3 Geſellſchaftrechts; ®d.1 846. * 

22) Nach $$ 1052, 1054, 1070 IL; oder der gerichtlich beſtellte Verwahrer 
nad $$ 43212, 1217, 1281; auch die öffentliche Hinterlegungitelle hat den Beſitz 
für einen Anderen, obgleich fie nicht Vertvabrer im Sinne des bürgerlichen Rechtes 
iſt Bod.1 8143 A4S). Ferner bei Anordnung der Zwangsverwaltung von 
u $$ 150 11, 165. Der Konkursverwalter nah KO 81171. 

2 5. 


24) Das bedarf genauerer Unterfcheidung. Zunächſt gilt die allgemeine 
tattächliche Vermutung, daß der Ehemann Beſitzer aller in der häuslichen Gemein— 
haft vorhandenen Sadıen iſt; NG in Seuff. U. 45, 125; der $ 1362 verftärft 
dies zu einer Eigentumvermutung für den Mann zugunſten ſeiner Gläubiger 
und erſtreckt dies auch auf die im Beſitz der Ehefrau befindlichen Sachen. Mithin 
muß die Frage, wer Beſitzer ſei, nach den tatſächlichen Verhältniſſen entſchieden 
werden. Hat der Ehemann an dem eingebrachten Gute der Frau auf Grund 
des $ 1373 den Beſitz erlangt, jo iſt er Befimittler und die Ehefrau mittelbare 
Beligerin; aber ihre Bejitanfprüche aus F 869 und das Abtretungsrecht aus 
$ 570 werden durch die Verwaltungsrechte de3 Ehemannes nach 88 1350, 1395 
wejentlich eingejchränftt. Vergl. unten N 176; Lertmann, her. 3. 44, 214; 
Ullmann, Ach. BR 22,106. Dasfelbe gilt im Falle des 8 1430. Ahr Vorbebalt- 
gut hält die Ehefrau regelmäßig im Eigenbejit. Das Gefamtgut ſteht im Eigen— 
befig des Mannes, $ 1443. 

25) 881649, 1686. Das freie Vermögen des Kindes ($$ 1650 F.) ſteht 
dagegen in deſſen unmittelbarem Eigenbeſitz. 

26) Die Ordnung der vormundichaftlichen Fürforge berubt auf der Voraus— 
ſetzung, daß der Vormund das Vermögen unter feine Verwaltung und ſoweit es 
erforderlich ift, auch in Beftb nimmt. Er verfügt darüber in den Grenzen feiner 
Vertretungsmacht (3.8. 88 1798, 1804), er legt die Gelder an (88 1806 f.), 
er nibt das verwaltete Vermögen bei Beendigung der Vormundſchaft heraus 
(81890). Dagegen jheint es mir mit der jelbjtändigen Stellung des Vormundes 
mt vereinbar zu fein, daß er (wie Strobal 38, 16 annimmt) in einzelnen Fällen 
auch bloßer Beſitzhalter für den Mündel fein fönnte. 

27) 88 1911 f., 1915. In den Fällen der Pflegſchaft fir eine Leibesfrucht 
md für das durch öffentlihe Sammlung zufammengebradte Vermögen fehlt ein 
Rechtsſubjekt, das mittelbarer Befiter fein fünnte, es handelt ſich um einen 
abfoluten Wertvaltungsbeiit. Am Falle des 8 1918 befteht eine Pflegſchaft fiir 
unbefannt wen. Alle diefe Fälle beziehen ſich auf originären Beſitzerwerb. 
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den ed als Verlierer angeht ;?* der redliche Entdeder des Schages für den 
Eigentümer der Sade, in der der Schat verborgen war.?® 


s32. Mittelbarer Bejip. 

1. Die Eigenart des mittelbaren * Befiges prägt fi nach außen im der 
Tatjache aus, daß ein Beſitz ohne tatjächlihe Gewalt anerkannt wird. Er 
darbt der äußeren Kundbarkeit. Damit entfällt der oberjte Grund des 
Befigihuges: die Sicherung des NRechtsfriedeng im Gemeininterefje. Aus- 
ſchließlich eine privatrechtliche Beziehung zwiſchen zwei Perjonen liegt vor. 
Die Frage muß mithin erhoben werden, in welchem Sinne hier noch von 
einem Befige zu jprechen jei.? 

Zur Beantwortung begegnen fich zwei Gedanken. 

a) Der Befig als jozialer Gemwaltbegriff ift nicht zwingend an das 
räumliche Verhältnis zur Sache und an die tatſächliche Sachbeherrſchung 
gebunden. Wie der Befig an dem unbenugten und offen daliegenden Grund: 
ſtück fortbefteht, bleibt er auch erhalten, wern das Grundftüd dem Pächter 
oder Vermwahrer überlaffen wird. Der bisherige Befiger erjcheint hier für 
die Rechtsauffaffung als N o dh befiger.? 

b) Beſſer wird das Weſen des mittelbaren Befiges vom Standpunkte des 


28) 8966; der unredliche Finder ift dagegen Eigenbejiter. Keinen Gegen: 
grumd gegen den Vervahrungsbejiß des redlichen Finders bildet es, daß er den 
Beſitz originär erwirbt (A 8, 27), fein Necht oder jeine Pflicht zur Ablieferung 
der gefundenen Sache nach $ 967 hebi die Tatſache nicht auf, daß er bis dahin 
Beſitzer im angegebenen Sinne war. Das Genauere unten A 15. 

29) Jap Der Entdeder muß kraft —— dem Eigentümer 
die Hälfte des Schatzes herausgeben oder ihm an dem Schatz Mitbeſitz einräumen. 
Indem der redliche Entdecker dies anerkennt, will er dieſe Hälfte nicht als Eigen— 
beſitzer beſitzen, ſondern für den Anderen; er wird inſofern wie der redliche Finder 
nur Fremdbeſitzer. 

1) Die Grundlage hierfür ſchafft $ 868. Mittelbar ſteht im Geſetz aus— 
fchlieglih in Verbindung mit et — 68—871, 930, 934—936, 941, 986, 
991, 1006 III, 1205; ander? nur & 

2) Vergl. dazu Brot. 3, 221; Beier. her. 3. 34,1; Wendt, Ei. A. ST, 
40; Strobal, ber. $ J. 38, J Bendt und ®ierfe in den Verhandl. des 24. D. Nur. 
Tags 3,1; Fifcher, 8383 3 — S. Klein, mitt. B. Diff. Bonn 1899; 
DB. Weidemann, mitt. B. Si Berlin 1902. — Dernburg, BR 3 $ 17; 
Cofat 2 8 185 IV. 

3) Er bat den Befiß nicht ganz aufgegeben. So Brot. 3, 224 (die .. 
eines Teiles der Kommiffion), Denkichrift 114. Der entfcheidende Grund wird 
damit aber nicht getroffen. Der Wille, den Beſitz zu behalten, iſt den tatjächlichen 
Verhältniſſen gegenüber machtlos; fo 3.8. beim Xerlieren einer Sade. Die 
Berufung (jo Dernburg) auf den römifchrechtliden Saß: animo retinebo 
possessionem, D.41.2.3.8 und 44.2, paßt für den durch dad BGB 8 866 
(vergl. $ 940 II) eingenommenen Standpunkt nicht mehr. Kein Zweifel, daß 
der Ausgang heute von dem Mieter uſw. als dem unmittelbaren Befiger ge: 
nommen werden muß; und nur aus feiner Gebundenheit fann fich ein Verhältnis 
ableiten, das den Rermieter uſw. noch als Bejiter in befchränftem Sinne er: 
ſcheinen läßt 
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unmittelbaren Inhabers aus beſtimmt: er will nicht als Eigenbefiger, jondern 
als Befigmittler für den Anderen die Befiggewalt ausüben. Diejer Wille 
empfängt die rechtliche Feſtigung und Wirkung durch das zwischen den Beteiligten 
begründete Abhängigkeitverhältnis, wonach der unmittelbare Befiger dem 
Anderen als dem mittelbaren Befiger gegenüber nur auf Zeit zum Beſitz 
verpflichtet oder bloß beredhtigt ijt.* Inſofern trägt der mittelbare Beſitz 
ttets die Tendenz und die rechtlich begründete Anwartſchaft in fi, nad 
Ablauf gewiſſer Zeit zum unmittelbaren Vollbefig zu erftarten. Dieje An: 
martihaft begründet einen auf Sicherung des Eintritts in den Vollbeſitz 
gerihteten Schuganjpruch, der das eigene Intereſſe an dem Befigitande des 
Befigmittlers gegen die Eingriffe Dritter verteidigt. In diefem Sinne ® darf 
der Andere bereits gegenwärtig als Auch befiger anerkannt werden. 

2. Den Anlaß zur Schaffung diejes eigenartigen Befisbegriffes bot die 
erweiterte Anerkennung des Nutz- oder Verwaltungbefiges. Nach römischen 
Rechte blieb der Vermieter Alleinbefiger, da der Mieter in die Stellung eines 
bloßen Detentors ohne poflefioriihen Schuß herabgedrüdt wurde. Das 
BGB erkennt dagegen dem Mieter vollen Beſitzſchutz zu; weiſt aber zugleich 
die Kolgerung ab, daß deshalb der Vermieter aus allen Befigrechten aus— 
geichieden jei.* Zur Löſung dieſes wechjeljeitigen Verhältniffes unterjtellt 
das Gejeh einen Doppelbefig: der Mieter als Befisgmittler und der Vermieter 
als mittelbarer Befiger halten diejelbe Sache gleichzeitig in ungeteiltem Be— 
ige.” Was fo für den Vermieter anerfannt wurde, fand entſprechende Aus: 
dehnung auf alle ähnlichen Verhältniffe.* 


4) Über diefe Faflung oben $31 46. 

5) Die Bedeutung diefer Unwartfchaft wird bisher nicht genügend be= 
acıtet. Nur aus ihr läßt fich der Grund und Umfang des dem m. B. geiwährten 
Beitsichußes begründen. — Darum ijt nicht mitt. B., wer die Sache auf Grund 
einer Veräußerung dem Erwerber übergeben hat; dies auch dann nicht, wenn er 
fich das Eigentumrecht vorbehalten hat, denn die Veräußerung hebt die Beitimmung 
der Sadıe, zu dem bisherigen Beſitzer zurüdzufehren, auf. So auch Thiejing, 
Ach. BR 20,249, 

6) Allerdings ſtehen dem Cigentümer die dinglichen Ansprüche, ferner 
dem Vermieter uſw. die obligatorifchen Forderungsrechte gegen den Beſitzer zu 
Gebote. Nach verichiedenen Richtungen reichen dieje aber nicht aus; 3.8. kann 
der Vermieter obligatorifch nicht gegen Dritte vorgehen, die fich der Sache be— 
mädtigt haben. Auch zur Fortdauer des Erfikimgbefißes darf dem mittelbaren 
Beltber billigerweife die Anerkennung als Beſitzer nicht verfagt werden, Ferner 
mürde es durchaus der gemeinen Recht3auffaflung tiderfprechen, wenn an dem 
J.B. zu kurzer Eifenbahnfahrt aufgegebenen Gepäd der Beſitz unterginge und 
dann aufs neue erworben werden müßte. 

7) Der Sab, dab eine possessio plurium in solidum recdhtäbearifflich 
ausgeſchloſſen ſei (D. 41.2.3.5), hat nach dem BGB feine Geltung mehr; abw. 
Wendt 41, der daher den m. B. nicht als echten B. anerfennen will. Das Gefeß 
unterjtellt auch weder einen Mitbefiß beider, denn diefer beruht auf der gleich— 
zeittgen und gleichartigen unmittelbaren Bejitgemwalt; noch einen Teilbefit, denn 
diefer jet eine Teilung dem Rechte nad) voraus; unten 839. Der Doppel- 
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a) Auf dieſen gejeglih umſchriebenen Berhältnifien beruht es, daß 
einerjeits der Befigmittler zum echten Bollbefiger gejtempelt wird, und 
andererjeits der hiernach übergeordnete Anwartberechtigte aud) als Befiger 
erſcheint. Den Ausgang für die Entjtehung des mittelbaren Befiges bildet 
die Überlafiung des hierdurch abgeleiteten Befiges an den Befigmittler auf 
Grund eines rechtsgejchäftlich begründeten Berhältnifjes.!‘ 


b) Hierzu treten die Fälle, wo ein Nut: oder Verwaltungbefig unmittel- 
bar kraft Gefeges und ohne Ableitung von dem übergeordneten Anderen ein: 
tritt: aus dieſem Tatbeſtande entiteht der mittelbare Befig originär !! und 
in einigen Fällen jogar ohne daß zur Zeit ein Rechtjubjett als mittelbarer 
Befiger vorhanden wäre.” Wird dementſprechend das entjcheidende Gemwidt 


befiß beruht vielmehr auf der Annahme, daß zwei Perſonen diefelbe Sade un: 
geteilt und gleichzeitig auf verjchiedene Art bejigen können, wie dies oben Nr. 1b 
näher ausgeführt ijt. — Vorbild in gewiſſem Sinne war für den m. B. Die ideelle 
oder unförperliche Geiwere (oben 827 A4) und der unvollitändige B. des preuf. 
ALR I 7. 124, doch war bier umgekehrt der Mieter ufw. unvollitändiger B. 
neben dem Eigentümer al3 dem vollitändigen B. Ebenfo bezeichnet der Entw. e. 
ſchweig. Eivilgefegbuchs Art. 962 den Eigenbejiger und mittelbaren B. als jelb- 
ftändigen, den Beſitzmittler al3 unfelbjtändigen Befiter. Einen Anklang gibt auch 
D.41.3. 16: qui pignori dedit, ad usucapionem tantum possidet; quod ad reliquas 
omnes causas pertinet, qui »cerpit, possidet. Denia der m. B. fteht nicht in 
allen Beziehungen dem unmittelbaren B. gleich. 

8) Der an fich undeutliche Begriff „ähnliches Verhältnis“ empfängt in $ 568 
die unentbehrliche Beſtimmung durch den Relativſatz: vermöge defien er einem Anderen 
gegenüber auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder verpflichtet ift. Ebenjo tie in 
8 855 wird damit auf eine weitere Gruppe von Fällen verwieſen, die nicht be— 
grifflich in — Begiehung den vorausgenannten Einzelverhältniſſen gleichartig 
find. Wo das Geſetz will, daß die Begriffbeſtimmung der Ahnlichkeit aus den 
auerit angeführten Beifpielen abgelöft werden foll, begnügt es fich mit der ein- 
fachen Verweifung auf ähnliche Graeugniffe, Urkunden, Einwirkungen, Be: 
arbeitungen, Nechte ohne nähere Charafterifierung; 8898 Nr.2, 5931, 807, 
827, 906, 95012, 1073. Die Tendenz, einer ausdehnenden Auslegung den Weg 
offen zu halten, ergibt fich ferner deutlich daraus, dat auf ähnliche Verhältnifie 
vertiefen toird, mährend die Cinzelbeifpiele nur rechtögefchäftlich begründete 
NRechtsverhältniffe anführen. Dazu A13 und unten 833 A14. 

9) Auch diefe Seite muß betont werden, damit der Gegenſatz zu 8 855 
herbortrete. 

10) So ſämtliche in $ 865 mit Namen angeführten Fälle. Auch andere 
fonfrete Rechtöverbältnifie rechnen bierber; 3.8. die Einräumung eines Nutzungs— 
rechtes an einem Grunditüd, das ala obligatorische den Zwecken des jeßt unzu— 
läffigen antichretiichen Vertrags dient; ferner RG im Recht 6, 125. 

11) Der gejeßlihe Vertreter wird fundbar zum Beſitzmittler geſtempelt; 
er erwirbt den Bejit aber Eraft eigenen Rechtes ohne Ableitung von dem Ver— 
tretenen. Dies zeigt jich deutlich in dem Kalle, mo dem Kinde jpäter Sachgüter 
aufallen (3.8. 8 1640 I) : der gefeßliche Vertreter nimmt diefe von dem Dritten uns 
mittelbar in Beſitz, und daraus entiteht originär der mittelbare Beſitz für das 
Kind. Dasjelbe gilt bon dem Teitamentbollitreder (8 2205) und bon dem 
Pfleger (A 12). Ferner entjteht fiir den pfändenden Gläubiger mittelbarer Be— 
fit, wenn der Gerichtövollgieher die gebfändete Sache im Gemwahrfam des 
Schuldners beläßt; ROLG 2, 267. 


12) über die Fälle des abjoluten mittelbaren Bejtites oben 881 A 27. 
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darauf gelegt, daß überall ein mittelbarer Befig ergänzt werden muß, wo 
jemand die tatjächliche Gewalt nicht als Eigenbefiger, jondern vermöge feiner 
objeftivrechtlihen Gebundenheit für einen anderen ausübt: jo läßt fich die 
Folgerung nicht abweiſen,“ daß zur Herbeiführung diejer Rechtsfolge und zur 
Begründung des fie auslöfenden Abhängigkeitverhältniffes auch ein blof; 
vermeintliches '* Rechtsverhältnis und der eimjeitig hergeftellte Tatbejtand ’° 
der Bejigvermittelung ausreichen kann. 





13) Dies ijt jtreitig. a) Die in $ 868 einzeln aufgezählten Fälle und ebenfo 
en jegen abgeleiteten Befißerwerb auf Grund eines konkret bejtimmten 
Rechts verhältniſſes voraus. (Vergl. RG 48, 173; das Urteil bezieht jich aber auf 
A nur injoweit, al3 er die Grimdlage für $ 930 gibt; weitere Schlüffe auf die 

uslegung des $ 868 follten daraus nicht gezogen werden.) Es fcheint danadı 
nabe zu liegen, daß an diefen Erfordernijien auch für alle anderen Anwendungs— 
fälle feitgehalten werden follte. So babe ich mich bisher entjchieden, indem ich an— 
nahm, ein mittelbarer Bejiß fönne überhaupt nicht originär entitehen; zwar fei 
3.8. der Finder zur Verwahrung der Sache verpflichtet, es fehle aber die nad 
Ing außerdem erforderte rechtliche Verbindung, wonach der Verlierer jeinen 
fig jich erhalten hat durch da3 von ihm mit dem unmittelbaren Befißer ver: 
einbarte rechtliche Verpflichtungverhältnis. Diefe Anficht teilen: Strohal 22, 
Planck $868 A2D);, F. Leonhard, Vertretung beim Fahrniserwerb 71, Bier- 
mann 35, Kober 36. — b) Bei wiederholter eindringenderer Prüfung läßt fich 
diefe Anficht aber nicht halten. «) Die Berufung auf Brot. 3, 225 iſt unguläng: 
ih. Dort war, wie die Verweifung auf Antrag 7 belegt, die Faſſung des jeßigen 
868 auf „ſonſtige Rechtsverhältniſſe“ abgeitellt; dies tit aber von der Redaktion: 
m. (Brot. 4, 584) in „ähnliche Verhältniſſe“ abgeändert. Ausschließlich dieſe 
Geſetzesfaſſung darf entfcheiden; was man urjprünglich beabjichtigt hatte, ift dem— 
gegenüber gleichgültig. Vergl. dazu A 8. >) Pland unterftellt, daß ein ähnliches 
Verhältnis nur für den bejtehe, der wie der Niekbraucher uſw. fein Recht oder 
feine Verpflichtung zum Beſitze von einem Anderen ableitet; „diefe Ausdruckweiſe 
wird auch an anderen Stellen des BGB gebraudt.“ Das iſt fchon deshalb nicht 
überzeugend, tweil $ 868 gerade diefe entjcheidenden Worte vermeidet. Wenn in 
$$ 941, 986, 991 umd nur an diejen Stellen im BGB von „ableiten“ die Rede 
üt, jo hat dies eine der befonderen Lage der Fälle angepafte engere Bedeutung; 
denn $986 11 würde 3.8. auf den geſetzlichen Vertreter nicht pajien, er kann 
gegen den Eigentumansjpruch des Dritten jein Recht zum Beſitz nicht einredemweife 
geltend machen. Dasjelbe gilt für die in A 14, 15 genannten Fälle. E3 ergibt 
ſich mithin, daß ein bewußter Gegenſatz zwiſchen $ 868 und den Fällen des ab- 
geleiteten Beſitzes beſteht. Außerdem fennzeichnet das Geſetz die Entjtehung des 
m. B. feineswegs überall durch „ableiten“; e3 fpricht vielmehr in 88 105211, 
1581, 1646 davon, daß der Erwerb für Rechnung eines Anderen erfolgt und dabei 
handelt es fich weder um abgeleiteten Befiß, noch um ein beitimmtes rechtögefchäft- 
liches Verhältnis. „) Der Hauptgrund iſt, dat die engbegrenzte Auslegung des 
868 weder den Bedürfniijen des Verfehrs noch den ſonſtigen Beſtimmungen de3 
GB geredht würde. Die Vertreter der Gegenmeinung geraten wiederholt mit 
hich jelbit in Widerfprud. Die in A11, 12 angeführten ungweifelhaften Fälle 
der origtnären Entitehung des m. ®. erztvingen die ausdehnende Auslegung. Für 
diefe: Wendt 62, Dernburg 8 20 III, tipp in Windfcheid 1,698, Bekker 19. 

14) Es läßt fich hier der allgemeine Grundjaß verwerten, dab das Befib- 
verhältnis als dingliches Machtverhältnis durch den es begründenden Tatbeitand 
ſelbſtändig erzeugt und durch die Unwirkſamkeit des Staufalgeichäftes nicht berührt 
wird. Vergl. D.41.2.30.6, wonach der Irrtum des Entleihers über die Perſon 
des Verleihers diefem feineswegs die Stellumg eines Befiters entzieht. Wenn 4. 
fein Grunditüd dem B. übergibt und ihm blog mündlich und ohne Grundbuch: 
eintragung daran den Nießbrauch einräumt, jo iſt diefe Niehbrauchbeitellung 
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c) Der mittelbare Befiger wird regelmäßig Eigenbefiger fein. Not: 
wendig iſt dies aber nit; auch ein Nugbefiger kann mittelbarer Befiger 
werden, wenn er 3.8. die in Nießbrauc gehaltene Sache an einen Dritten 
vermietet. In dieſem Falle jteht der Nießbraucher als der nähere mittelbare 
Befiger jeinerjeits wiederum in einem Abhängigkeitverhältnis zu dem Eigen: 
tümer, das diefen jomohl ihm als auch dem Mieter gegenüber zum mittelbaren 
Befiger ftempelt. Dann bejteht ein mittelbarer Beſitz zweiten oder ent: 
fernteren Grades.““ 


nichtig; aber niemand kann bezweifeln, dab A. dennoch den mittelbaren Bejiß bat. 
Anders D. 41.3.21; Windfcheid 647. 

15) Das wird von Strohal 25 beitritten, weil nach $ 150 bei einem ein— 
jeitigen NRechtsgejchäft (bier der Begründung eines dem $ 365 entiprechenden Ver: 
bältniffes) eine Vertretung ohne Vertretungsmact unzuläffig ſei. Dieſe Be- 
weisführung überzeugt keineswegs; es handelt ſich bier nicht um eine Vertretung, 
Die ihrer Natur nach die Wirkung eines NRechtögeichäfts auf einen Dritten über: 
leitet, fondern um das innere Verhältnis zwifchen zwei Beteiligten. Dies aber 
wird bier durch den Tatbeitand begründet, daß der Beſitzerwerber unbejtreitbar 
nicht als Eigenbeftger, fondern, da ein drittes nicht übrig bleibt und auch $ 855 
nicht zutrifft, als Beligmittler eintritt. Daß eine beſtimmte Perſon als mittel» 
barer B. dabei fehlen kann, it oben $31 A 28 erwogen. Ob der VBegünjtigte von 
der für ihn gefchaffenen Rechtslage Gebrauch machen will, ſteht bei ihm; auch bier 
(unten 8 34 Nr. 2) wird der m. B. nicht gegen den Willen aufgedrängt; die Ver: 
bältniffe liegen aber in den folgenden Fällen fo, daß fein Wille als Beſitzer einzutreten, 
allgemein vorausgefeßt werden darf. — a) Voran jteht der Fall des redlichen 
Finders. Er jtellt die verlorene tatjächliche Gewalt wieder her und hält Die ge— 
fundene Sache blos in Verwahrung ($ 966) bis zur Herausgabe an den Be- 
rechtigten oder zur Ablieferung an die Bolizeibehörde (88 969, 967). Während dieſer 
Zeit iſt er Beſitzmittler und jchafft für den Verechtigten damit mittelbaren Befiß. 
Dies tit praftifch bedeutfam, weil nur unter diejer Annahme die Eriigung des 
Verlierers neben $ 940 fortdauert. So auch Wendt 62, Dernburg 64, Hipp 698, 
Bekker 20, Buhl, R. der bemwegl. Sachen 29; abw. die oben A 13a Angeführten. 
Der unredliche Finder erwirbt unzweifelhaft Eigenbejit. — b) Der Beauftragte 
ichafft für den Auftraggeber mittelbaren Befiß, wenn er in deſſen Namen Die tat= 
fächlibe Gemalt von dem Dritten erwirbt oder mit dem Willen eines Bejitmittlers 
3.2. die Früchte ergriffen oder das jagdbare Tier erlegt bat. Hat er die Sache 
in eigenem Namen und mit dem Willen, fie zunächit als ihm gebörend zu bejigen, 
erlangt, fo iſt er Eigenbefißer. Er fann endlich auch bloßer Bejißhalter jein; jo 
3.2. ein Belannter, der meine Sache abholt oder an einen Dritten überbringen 
joll. — ce) Der Gefchäftführer ohne Auftrag begründet für den Gejchäftsherrn 
mittelbaren B., fofern er deflen Sachen 3.2. zur Sicherung gegen Gefahren in 
Beſitz nimmt und dem Willen, fie für dieſen zu beiten und jie ihm demnächſt 
herauszugeben, durch den fundbar eingenommenen Befißitand als bloßer Beſitz— 
mittler Ausdrud gibt. So insbefondere Bekker 21; Begründung 3. Gef. betr. 
Ainder. der CPO zu 873. 

16) $ 871. Beſſer iſt die Betrachtung vom unmittelbaren Beſitzer (dem 
Mieter) aus: er iſt Vejißmittler forwohl dem Nießbraucher ald auch dem Eigen— 
tümer (oder Beiteller des Nießbrauchs) gegenüber. Anwendungsfälle in $8 968 I1, 
9911, 1205 11 (A 20), 12068 (ein mittelbarer Mitbeſitz), 1231. Gigenartig iſt 
der Fall des 8 1052 IT 2; der Eigentümer A. kann danach verlangen, daß die Aus— 
übung des Nießbrauchs für Rechnung des Nießbrauchers B. einem gerichtlich be— 
itellten Verwalter C. übertragen wird, dann iſt B. der nähere und A. der ent= 
ferntere mittelbare Beſitzer; nun kann aber auch U. ſelbſt zum Verwalter beitellt 
werden, fo dab er zugleich an derfelben Sache Eigenbejiger und Bejigmittler des 
B. iſt. Vergl. Strobal 27. 
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3. Die Rechtsbedeutung des mittelbaren Befiges zeigt fi) zunächſt darin, 
daß fih an den mittelbaren Eigenbejig die Eigentumvermutung !? und die 
Erfigungsmöglichkeit '* anfchließt. Dagegen genügt die Erlangung des mittel- 
baren Befiges nicht als Grundlage für den jelbjtändigen Erwerb des Eigen: 
tums '° oder eines begrenzten Rechts an der Sache.““ Der mittelbare Befig 
lann dur; Abtretung des Anjpruchs auf Herausgabe auf einen Dritten über: 
tragen werden.?: | 

Der dem mittelbaren Befiger gewährte pofjefjoriihe Rechtſchutz wird 
beſchränkt auf die feinen Intereſſen entiprechenden Anſprüche. Dieje gehen 
darauf, daß der zu feinen Gunften beftehende Befigitand des Befigmittlers 
nicht durch Dritte verändert und damit feine Anmwartichaft auf den jpäteren 
Eintritt in den Vollbefit gefährdet werde. 

a) Dem Befigmittler gegenüber hat der mittelbare Befiger nur die 
Anſprüche aus dem dinglichen oder obligatoriihen Rechte; im Verhältnis 
zu ihm kann weder die Ausübung des Selbithilferechts noch der gerichtlichen 
Beſitzſchutzanſprüche in Frage kommen.? 


17) &1006 111. Anders $ 13621; die Ehefrau bat zwar den m. B. an 
ihrem eingebrachten Gute im Verhältnis zum Ehemanne (oben 831 W 24), dejien 
Gläubigern gegenüber aber gilt alle im Beſitz der Ehegatten befindliche Fahrnis als 
dem Manne gehörend. Für die Gerade fpricht $ 1362 II eine allgemeine Eigen: 
tumbermutung zuguniten der Frau aus, die über $ 1006 III binausreichend auch 
die im Befiß des Mannes befindlichen Geradeſachen ergreift. 

18) 88 937, 941. 

19) Eigentumerwerb an der Fahrnis auf Grund des quten Glaubens jebt 
die Erlangung der tatjächlichen Gewalt voraus, $ 933. 

20) Für den Nießbrauch gilt nadı $ 1032 der 8933 (A 19). Ein Pfand- 
recht lann nicht dadurch entitehen, daß der Verpfänder im unmittelbaren Bejit 
bleibt und auf den Gläubiger den mittelbaren Beſitz überträgt; aber A 21. 

21) 8870. Damit wird auch die Möglichkeit der dinglich wirffamen Be— 
ftellung eines Pfandrechts ohne körperliche Übergabe der Fahrnis gegeben: es ge- 
nügt die Übertragung des m. B. auf den PBfandgläubiger in Verbindung mit der 
Anzeige der Verpfändung an den Befigmittler, $ 1205 11. Soldye Übertragung 
fann auch bier wie in anderen Fällen durdy Abtretung des den mittelbaren Beſitz 
begründenden Rechts, 3. B. des Vermieterrechts, bewirft werden; in ihr iſt dann zu— 
gleich die Abtretung des Herausgabeanspruchs, auf den allein $ 870 vermeiit, ent- 
halten. — Eine befonders wichtige Anwendung findet dies bei der Übertragung 
durch Konnoffement, Ladeſchein und LYagerfchein im Handelsrechte; HGB 88 424, 
450, 647. Wer mittels diefer Urkunden über die Sachen verfügen fann, tft im 
deren Bejiß; HGB $ 3691. Die Übertragung gefchiebt, wenn jene Urkunden an 
Order lauten, durch Indoſſament; HGB $ 363. Diele Art des mittelbaren Be- 
fies hat aber die volle rechtliche Wirkung, die ſonſt nur mit der Erlangung des 
immittelbaren Bejiges verbunden ijt; daher unten 836 Nr. 5. 

22) Daher fann er 3.8. als Vermieter nicht wegen Befigitörung klagen, 
wenn der Mieter die Mietfache mißbraucht oder nach Beendigung der Mietzeit 
wicht herausgibt: zum Schutze der obligatoriihen Forderungen jind die Bejik- 
anfprüche nicht gegeben. Dasſelbe gilt, wenn der Bejitmittler den Beſitz aufgibt 
oder durch eigenmächtige Handlungen, zumal durch Unterfchlagung ufw., das ihn ver— 
pilichtende Verhältnis zerjtört. Denn hiermit endigt der mittelbare Bejib (N 31); 
es bleiben nur die Klagen aus dem Nechte übrig. — Greift umgekehrt der ın, B 
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b) Die Verteidigung des Befites, insbejondere die Ausübung des 
Rechtes der Selbithilfe gegen Dritte fteht in erfter Linie dem Befigmittler 
zu.“ Entjprechend feinem eigenen Intereſſe an der unverfjehrten Erhaltung 
des Befigftandes fann der mittelbare Befiger aber jelbjtändig ſowohl die An- 
jprühe wegen Befisftörungen,?* als auch wegen Befigentziehung gegen den 
Dritten verfolgen. Wird danach der Anſpruch auf die Herjtellung des bis: 
herigen Befisftandes gerichtet, jo bedeutet dies inhaltlih die Wiederein- 
räumung des Befiges an den Befigmittler.° Nur wenn diefer den Beſitz nicht 
wieder übernehmen fann oder will, darf der mittelbare Befiter die Ein: 
räumung des Befiges an fich jelbjt verlangen.” Dasſelbe gilt für den 
Anſpruch auf Auffuhung und MWegnahme der auf ein fremdes Grunditüd 
gelangten Sadje.?” 

ce) Die dinglihen Anjprüche, die ein Dritter zumal als Eigentümer 
geltend macht, verfolgen die Sache dahin, wo fie fich befindet. Daher ift für 
den auf Herausgabe der Sache gerichteten Anſpruch des Eigentümers ?* der 
Befigmittler der nächte und rechte Beklagte. Es ift rechtlich aber nicht aus: 
gejchlofjen, daß der Eigentümer jofort und ausjchlieplih aud gegen den 
mittelbaren Beſitzer vorgehe.?? 


in den Beſitz widerrechtlich ein, ſo macht er ſich der verbotenen Eigenmacht ſchuldig. 
Der Mieter uſw. hat in ſolchem Falle alle Rechtsbehelfe eines Beſitzers; $ 8581. 
Ob die Entziehung oder Störung widerrechtlich ift, emtjcheidet ſich aus dem zu— 
grunde liegenden Rechtöverhältnis. 

23) Der mittelbare Beier hat weder das Recht der Selbithilfe nach $ 859, 
noch fann er aus $ 861 f. Flagend neben dem unmittelbaren Beſitzer auftreten; 
Wendt 52. E3 genügen für ihn die Ansprüche aus feinem Rechte. Dieje, wie der 
Schadenerſatzanſpruch wegen unerlaubter Handlungen oder der Anfpruch wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung uſw., bleiben ihm ungefchmälert. Wie jeder Dritte 
ann “ w a: $ 227 f. dem bedrohten Beſitzmittler auch Nothilfe leiſten. 

69 ©. 1, 862; denn hierbei wird die Subitang der Sache beein- 
äh, ss daß Die Rechtslage de3 mittelbaren Beſibers ſelbſt als gefährdet 
erſcheint 

25) $$ 869 ©. 1, 861. Würde dem mittelbaren — ſtets der Anſpruch 
auf Einräumung des Beſitzes an ſich ſelbſt gewährt, ſo würde er mehr Rechte er— 
halten, als ihm zukommen. Seinen Intereſſen genügt die Herſtellung des früheren 
Zuſtandes. 

26) 8869 S. 2. 

) 88 869 ©. 3, 867. übt der m. B. dieſen Anſpruch aus, fo haftet er für 
den Durch die Auffuchung uſw. entitehenden Schaden, und gegen ihn iſt der An— 
ſpruch auf — — zu richten. 

29) ae dieſe ſchwierige, ſehr umſtrittene Frage iſt erſt unten in $ 90 im 
Zuſammenhang mit dem Anſpruch aus dem Eigentum zu handeln. — Dasjelbe 
muß auch für den Anfpruch auf Wiedereinräumung des Beſitzes gelten: wer einem 
Anderen durch verbotene Eigenmacdt den Befiß entzogen hat, bleibt poſſeſſoriſch 
verhaftet, folange er Beſitzer iſt, folglich auch als mittelbarer Bejißer. Im Er: 
gebnis zuftimmend Strohal 126. Das entjpricht durchaus der natürlichen Auf: 
fafjung. Hat A. dem B. ein Buch entwendet und dies bei E. hinterlegt: fo gebt 
der Anſpruch aus der Bejitentziehung zunächit gegen A. und gegen E. nur, wenn 
er von der Entwendung Kenntnis hatte. Vergl. $ 861. Auch zu feinem Nachteile 
gilt der mittelbare Beſitzer als Befiter. 
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4. Der mittelbare Befit beruht tatfächlich auf der körperlichen Gewalt 
des Befigmittlers und rechtlich auf dem Abhängigkeitverhältnis, das für 
diejen begründet iſt. Fällt eine dieſer Vorausjegungen fort, jo endigt der 
mittelbare Befig. Dies gilt vor allem dann, wenn dem Befigmittler die 
Sache von einem Dritten ®° entzogen oder abgepfändet wird, und ebenjo 
wenn der Befigmittler eigenmächtig das ihn bindende Verpflichtungverhält- 
nis aufhebt.” Der mittelbare Befiger kann ferner aus eigener Willen: 
entihließung jeinen Befig durch Übertragung oder Verzicht aufheben.?® 


$33. Bejißhalter (Bejißdiener). 

Die Gerätfchaften, die der Dienftbote für den Haushalt zu benugen hat, 
den Gejhäftswagen, in dem der Gejchäftsdiener die Waren an die Kunden 
befördert, befigt nicht er, jondern der Herr. So fiher dies im gemeinen 
Urteil des Volkes jteht, jo Schwierig fällt die juriftiiche Begründung und die 
rechtliche Begrenzung der Fälle.‘ 

1. Die Fälle, in denen ſich der Befiger eines Befishelfers bedient, in 
defien Händen fich tatſächlich die Sache befindet, ohne daß doch darum jener 
den Beſitz verliert, jollen gemäß dem B.G.B. nad) zwei Gruppen abgetrennt 
werden.? 


30) Die Sache wird ihm 3. B. von einem Diebe enttvendet oder durch Brand— 
itiftung zeritört. Oder der Dritte dringt mit feiner Klage und Vollitredung durch; 
auf die Berechtigung des Dritten fommt e3 überall nicht an. — Dagegen geht der 
m. B. nicht bereits dadurch verloren, daß der Bejibmittler die Sache liegen läßt 
oder aus der gemieteten Wohnung heimlich auszieht uftv. Vergl. D. 41.2.44.2: 
non aliter amitti possessionem, quam si eam alius ingressus fuisset. Man 
darf bier $ 856 II entiprechend anwenden; daher endigt der m. B., wenn der Bes 
fiömittler einen tatfächlichen Zuſtand hergeitellt hat, der die Erlangung der Sach— 
gewalt für den m. B. dauernd ausichließt; vergl. 3.8. $$ 946 f. 950. Daß es 
für die Feititellung, ob der Beſitz ohne Willen verloren gegangen iſt, nur auf den 
Billen des Bejigmittlerd und nicht auf den des m. B. anfommt, betätigt $ 93512. 

31) Der Verwahrer unterfchlägt das ihm amvertraute Geld; der Pfand» 
oläubiger verfauft in unberechtigter Weile die Pfandfadhe. — Damit der m. B. 
untergebe, bedarf es aber einer tatfächlichen Verwirklichung der das verbindende 
Rechtsverhältnis zerftörenden Abſicht. Die bloße innere Anderung de3 Willens 
feitens des Beſitzmittlers fommt nicht in Betracht, weil fie verborgen bleibt. 

32) Dazu unten 840. 

1) Daber iſt dies die Stelle, wo die Beitrebungen der neueren Litteratur 
eingefeßt haben, um das Befibrecht praftifcher und moderner zu geitalten. Den 
Anſtoß bat das gedanfenreiche Werk Iherings, der Beſitzwille 1889 gegeben; vergl. 
oben $26 A 17b. Für das Verftändnis des BGB find bejonders wichtig die Auf— 
läge von Beller, Aber. 3. 34, 9,42; Strobal, ebenda 29, 336; 31,1; 38,1; Baron, 
ebenda 29, 236; 38, 218. — Dernburg, BR 3 8 14; Cofad 2 $ 185; B. Oppen- 
beim, Begriff uf. des B.dieners, Diii. Nena 1900. 

2) Das römifche und gemeine R. kannte als Gegenſatz zum Beſitz mur den 
einheitlichen Begriff der Detention. Nachdem hiervon die eine Gruppe der echten 
Befigmittlerfälle abgetrennt war, entitand für dad BGB das Bedürfnis, die übrig: 
bleibenden nadten Detentionfälle genauer zu beichreiben. Damit wurde zugleich 
dad Unterfheidungsmerfmal anders eingeitellt. Nach röm. R. waltete der Ge: 
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a) Der Helfer kann die tatſächliche Gewalt derart ausüben, daß er dem 
Beliger gegenüber auf Zeit zur Sachherrſchaſt berechtigt ift. Durch dieſe 
Rechtsbefugnis, die ihm der Regel nad) der bisherige Alleinbefiger fich jelbit 
bejchränfend eingeräumt hat, erlangt der Helfer die Stellung eines voll: 
geſchützten Befigers: für jenen aber bleibt der Befis erhalten in der Geſtalt 
des ideellen oder mittelbaren Befiges.? 

b) Bei der zweiten Art der Befisgeftaltungen dagegen behält der Beſitz— 
herr nicht nur den abgejhwächten mittelbaren Beſitz; er bleibt vielmehr im 
unmittelbaren Alleinbefig. Dem Helfer wird bier die Sache bloß im die 
Hand gegeben, jo daß er fie zur jofortigen körperlichen Verfügung des Beſitz— 
herrn hält: ein Recht zum Befige ijt ihm nicht eingeräumt. Es handelt ſich 
mithin um die Erweiterung des Begriffs des unmittelbaren 
Beſitzes als einer jozialen Sachherrſchaft,“ die ſich körperlich erſtreckt und 
unbejchränft durchſetzt auf die von dem Helfer bereitgehaltenen Saden; 
dieje find im unmittelbaren Machtbereich des Befisherrn geblieben, weil 
er dem Halter oder Hüter der Sachen fein Recht ſich gegenüber eingeräumt 
hat,’ der wer vielmehr jederzeit in der Lage ift, durch Abfordern und 


Dante ob, u gewiſſen Berfonen, obgleich fie die tatfächliche Gewalt ausüben, 
durch pojitive Rechtsvorſchrift die Anerkennung und der Schutz als Beſitzer ent— 
zogen werden ſoll. So in erſter Linie den Gewaltunterworfenen; D. 41. 2. 48. 1: 
qui in aliena potestate sunt, rem peculiarem tenere possunt, habere possidere 
non possunt. Insbeſondere behält der Gewaltinhaber den Befiß, wenngleich der 
Gewaltunterwworfene jich die Sache aneignen will: nach ihrer abhängigen Rechts 
jtelung können dieſe überhaupt nicht in Gegenfaß zu dem Herrn auftreten. So 
D. 41. 2.15: rem, quae nobis subrepta est, perinde intellegimur desinere possidere 
atque eam, quae vi nobis erepta est. sed si is, quiin potestate nostra est, 
subripuerit, quamdiu apud ipsum sit res, tamdiu non amittimus possessionem 
quia per huius modi personas adquiritur nobis possessio. Dieje Abhängigkeit 
wurde dann auf den Mieter, Bächter, Entleiber ufjw. übertragen. Nach heutigen 
Rechtsanſchauungen beiteht eine derartige, den felbitändigen Bejiß ausſchließende, 
perjfönliche Gebundenbeit weder für die Eon ul: noch für die Dienitboten, Ge: 
twerbegebilfen uſw. Gleichtvohl gibt $ S55 durch feine Faſſung dem Mißverſtänd— 
nis Raum, dab feine Anwendung von dem Unterordnungsverbältnis beitimmmt 
werde, in dem der Halter der Sadıe jtebt. Taraus find vielfache Zweifel ent: 
itanden. Über die richtige Auffaſſung unten Wr. : er Vorentiwurf zu dem 
ſchweizeriſchen Civilgeſetzbuch (Erläuterungen von Suber 802) lehnt im Hinblid 
auf die Schwierigkeit, eine zutreffende Faſſung zu finden, jede bejondere Vorſchrift 
ab; die erforderliche Unterfcheidung ergebe jich aus einer jorgfältigen Prüfung des 
jeweiligen Tatbejtandes. 

3) Die genaueren Ausführungen finden jich oben $ 32. 

4) Daß dies unter Umjtänden auf eine Fiktion hinauslaufe, itt Biermann 
8 855 A1 feineswegs zuzugeben. Gerade in Diefer erweiterten Auffaſſung des 
$ 554 rubt die Erklärung; die Vefißgewalt des Herrn iſt bier ebenjo tatjächlich 
wie an den im Walde aufgejchichteten Bauhölzern oder an der oben im Hochgebirge 
ſtehenden Schutzhütte; unten 836. Faßt man den Helfer als Beſitzer auf (dazu 
A 10), fo fehlt jede Ertlärung, warum er nicht Belißichuß geniegt und weshalb 
nur der Herr als Beſitzer anerfannt wird. 

5) Wer feine Sachen dem Dienitboten zur Benußung im eigenen Haus: 
halte überläßt, bebält nach allgemeiner Rechtsüberzeugung die tatfächliche Gewalt 
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Wegnahme, der fein berechtigter Widerjpruch entgegengejegt werden kann, 
jeine tatſächliche und alleinige Sachherrſchaft zu verwirklichen. 

Zur Kennzeichnung der Abhängigkeit feiner Rechtsjtellung kann der 
Helfer als Befigdiener * oder pafjender als Befighalter " bezeichnet werden. 

2. Das Problem befteht darin, die Kennzeichen feitzuftellen: wann die 
tatjählihe Gewalt als unmittelbare Alleinherrihaft an den dem Halter in 
die Hände gegebenen Sachen fortbeiteht. Die Antwort kann nicht durch 
allgemein gefaßte juriftiihe Regeln gegeben werden. Entſcheidend ift, ob 
im einzelnen Tatbejtande nad allgemeingültigen Verkehranſchauungen eine 
der körperlichen ebenbürtige ſoziale Sachgewalt vorhanden ift. 

a) Das Gejeg verſucht eine Anleitung zu geben,’ indem es auf das 


bei ih. Von einem Rechtsverhältnijie, das dem Dienitboten Nußung oder Ver: 
waltung an diejen Sachen gewährte, iſt feine Nede; eine Klage auf Herausgabe 
it nicht denfbar, weil er die Sachen nur hält oder hütet, und jie in feiner Weife 
in feiner Gewalt bat. Der alleinige Bejiger auch im phyſiſchen Sinne iſt der Herr 
geblieben, denn nach anerfanntem Brauch und feiter Übung iſt er jederzeit in der 
Sage, die Gewalt über die Sache zu verwirklichen, indem er fie dem Dienjtboten 
— abnimmt; das Recht hierzu hebt den Vorwurf verbotener Eigenmacht 
auf; 

6) Dieſer neuerdings vielfach angewandte Ausdruck iſt von Bekker 42 vor— 
geſchlagen. Er gibt die Abhängigkeit treffend wieder, deckt aber nicht die Fälle, 
in denen z. B. ein Gaſt an der Hoteltafel Meſſer und Löffel innehat, wie Strohal, 
Iher. J. 38, 13 mit Recht bemerkt. „Diener“ erweckt die Vorſtellung, daß ein 
perſönliches Abhängigkeitverhältnis vorliegen müſſe; das iſt aber keineswegs der 
Fall: die Dienſtherrſchaft iſt m. E. Beſitzhalter dem Dienſtboten gegenüber in bezug 
auf die Quittungskarte, weil nach dem R.-Invalidenverſicherungsgeſ. F 139 111 
dem Arbeitgeber die Zurückbehaltung der Karte wider den Willen des Inhabers 
unterſagt iſt. — Aus denſelben Gründen lehne ich auch die ſonſt nicht unzutreffende 
Benennung Handlanger ab. 

7) Es fommt mir bei diefer Bezeichnung darauf an, zum Ausdrud zu 
bringen, dab die in Betracht fommenden Perſonen in einem Nechtsverhältnis zu 
der Sache überhaupt nicht ftehen. Sie haben diefe nicht, fie halten die Sache nur 
zur Verfügung und im Nußen des Beſitzherrn. — Die Ausdrüde Beſitzhüter, Be: 
fisbelfer oder Bejißdiener wehren dem Mißverſtändniſſe nicht, daß eines der im 
$365 genannten Verhältniffe vorläge. Auch unter „unfelbjtändiger Inhabung“ 
werden die beiden Fälle der z5 555, 868 veritanden. Zur fprachlichen Recht— 
fertigung diene der Vergleich mit: Statthalter, Haushalter, Buchhalter. „Viech— 
balter* im Sinne von Hirt, Hüter; Grimm, D. Wörterbud 4, 2. 

85) Der $ 855 verdantt feine Entitehung einem Vorfchlag aus dem preuß. 
Nuftizminifterium; Prot.3,31. Er foll „zur Ergänzung und Erklärung” des 
$854 dienen. Aus dieſer Tendenz beraus ijt die Norm des $ 855 auszulegen; 
vor allem entipricht es durchaus dem Zweck und Sinn, die bei dem „Finden“ diejes 
Rechtſatzes obwalteten, daß durch freie Auslegung die bier angeregten Rechts— 
gedanken Ausgeitaltung und Fortbildung erfahren. Nur aus der Erfenntnis der 
praftiichen Lebensgeſtaltungen fann die Weiterentwidelung erreicht werden. Wird 
die Enticheidung davon abhängig gemadıt, daß der Beſitzherr die tatjächliche Ge— 
walt behält, weil er dem Halter der Sache fein Recht zum Beſitzen jich gegenüber 
einräumt (jo A5, 15f.): fo muß überall auf das Rechtsverhältnis zwiſchen den 
Beteiligten gurüdgegangen werden. Der Beſitzer fann nicht im Widerfpruch mit dem 
zwingenden Inhalte des begründeten Rechtsverhältniſſes ſich den Alleinbejiß vor- 
behalten. Daher wäre die Vereinbarung, dat der Mieter bloß Beſitzhalter jein 
folle, nichtig; ®d.1 8168 AH. Anfofern iſt das Anwendungsgebiet des $ 555 
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objektiv fundbare Herrſchaftgebiet verweiſt. Was zum Haushalt? oder Er- 
werbgeſchäft dient, wird der für dieſe begründeten Rechtslage ſchlechthin 
unterworfen.” Borausfegung ift, daß es fih um eine Sache handelt, die 
duch Verfügung des Herrn zum Gebraudhe im Haus oder Geſchäft be— 
jtimmt wurde. Ob fie in feinem Eigentum fteht, ob er Eigenbefiger oder 
Nusbefiger ift, macht dafür feinen Unterjchied.* 

b) Der Befig des Herrn ftügt fich nicht auf das rechtliche Abhängigfeit- 
verhältnis? in dem der Befishalter ſteht. Gerade durch deſſen Fehlen 
wird der Gegenjat zu dem bloß mittelbaren Befite fund. 1. Das Dienft: 
verhältnis entjcheidet nicht, weil es keineswegs eine perjönlihe Abhängigkeit 
begründet, die den Diener dem Herrn gegenüber als unfähig zum Eigen- oder 
Nugbefig jtempelte. 2. Für zahlreihe Befighalter fehlt es überhaupt an 
jeglihen rechtlichen Verhältniffe dem Befisheren gegenüber. Der zu Beſuch 
aufgenommene Gaft hält zahlreiche Sachen in Händen, ohne Befit daran zu 
erwerben; der Befig wird ihm aber nicht erjt auf Grund eines rechtlichen 
Abhängigkeitverhältniffes entzogen. Die Eigenſchaft als Befishalter wird 
dem Fremden, dem wir 3.B. das Reiſehandbuch oder das Fernglas auf einen 
Augenblid hinreihen, gerade dadurch aufgeprägt, daß wir feinen Zeihvertrag 





einer willtürliden Ausdehnung durch Vertrag nicht fähig. Und umgekehrt ver— 
mag der Bejißhalter jich nicht einfeitig von dem durch die Sachlage beitimmten 
Abhängigfeitverhältnifje zu löſen, indem er den Willen zum Eigenbeſitze faßt. 
9) Nicht bloß, was „im“ Haufe ſich befindet. Auch was im umgrenzten 
Hofe oder im Stall, Süterhof, Schuppen, Speicher ufiv. lagert, gehört hierher. 

10) Das gilt für Gerätfchaften jeder Art, für Lebensmittel, Waren, Wageır 
und Pferde uſw. Der Befißhalter übt an ihnen einen Bejtib in feiner Weije aus. 
Die Faflung des $ 855 iſt nicht glücklich. Die Eingangsworte: „übt Jemand die 
tatſächliche Gewalt aus“ dürfen nicht als Umſchreibung für „Veit“ genommen 
werden, obgleicy $ 854 I dies nabelegt; denn jonjt würde $ 855 jagen: wer Be- 
jißer im Haushalte uf. ift, ijt nicht Veſiber. Da der Nachdruck ohne Zweifel auf 
dem Schlußworte liegt, ſo ergibt ſich als Norminhalt: der bloße Beſitzhalter iſt 
rechtlich nicht Beſitzer. 

11) Im Gegenſatz dazu ſtehen die eigenen, mitgebrachten oder dem Diener uftv. 
zu Eigentum oder felbjtändigem Rechte, 3.8. als zu berdienende Livree, über— 
gebenen Sachen: an ihnen hält auch der Diener den Befiß inne; zuftimmend KG 
in OLG 2,149. Daber darf als Sinn der Norm des $ 855 "nicht ausgegeben 
werden: was im Baus und Gefchäft jich befindet, ijt im Bejite de3 Herrn; Das 
würde die Nechtsfäbigfeit der Bedieniteten zum Befiß aufheben. Im Sinne einer 
Territorialgewalt (vergl. unten $ 35) wird der Herrenbeſitz nicht verſtanden. 

12) Prot. 3, 32 bemerfen allerdings: der $ 855 „itelle auf das Rechtsber— 
hältnis ab, in dem jich der Anbaber zum Belißherrn befinde. “ Died paßt indeſſen 
zu der neuen Faſſung Prot. 6,219 nicht mehr. Auch von einem „profuratorifchen 
Beſitzer“ ift bier nicht mehr zu reden. 

13) So entichied das römische Recht für die Gemwaltunterworfenen; U 2. 
Heute iſt unzweifelhaft, daß der Dienitbote uſw. Eigenbefißer und im Verhältnis 
zum Herrn auch Bejtißmittler fein fann. Andererfeit3 fommt nidht3 darauf an, 
ob ein dauerndes Dienjtverhältnis beiteht oder ob der Helfer al3 Tagelöbner —— 
bloß auf Stunden und Minuten zur Aushilfe mit dem Halten unſerer Sachen be— 
traut worden iſt. Der Gutsberwalter und die Haushälterin können in bezug auf 
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oder ein anderes Rechtsverhältnis mit ihm vereinbaren, vermöge defien er 
uns gegenüber zum Befig berechtigt wäre.“ 3. Die Verfchiedenheit, die 
ih in der Stellung des Befighalters jomit herausjtellt, beweift, daß von ihr 
aus die Entjcheidung nicht getroffen werden kann. Es muß auf die Stellung 
des Beſitzherrn zur Sache zurückgegangen werden, und das ift der Inhalt der 
Gejegesnorm : der Begriff der tatjächlichen Gewalt joll im Rechtfinne verftanden 
werden, fie kommt nicht entiprechend der äußeren Lagerung der Sachen dem 
Befighalter, jondern nach dem jozialen Gewaltbeariffe dem Befigherrn zu.'° 
Ihm allein wird die Sachgewalt zugerechnet, weil er dem Halter fein Recht 
ih gegenüber eingeräumt hat, dieſer vielmehr vermöge feiner objektiv hervor: 
tretenden Gebundenheit nicht die eigene, fondern nur die tatfächliche Gewalt 
des Herrn über die Sache unterjtügt und erhält. 

ce) Die tatjächliche Gewalt im jozialen Sinne erftredt fi) auch auf 
Sahen, die fih außerhalb des Haufes und der umfriedeten Liegenſchaften 
befinden. Sie wirkt fort durch die fennbar gemachte Zugehörigkeit des Ge— 
ihäftwagens, des Gejchäft: und Dienjtanzuges, der landwirtjchaftlichen Ge— 
tätihaften bei Benutzung auf den zum Gute gehörenden Feldern ujw. Ebenjo 
müfen auch der Dienftmann, der Gepäcträger, der Junge, der das Reitpferd 
dem ins Gajthaus einkehrenden Reiter hält uſw., lediglich als Befighalter 


einzelne Sachen des Herrn Bejtißmittler, in bezug auf andere Bejighalter jein. 
Aus alledem ergibt jich, da ihr Anjtellungverhältnis die Entjcheidung über die 
vorliegende Frage nicht trägt. 

14) Nur hierdurch wird der enticheidende Gegenjaß zu dem Bejikmittler des 
$ 568 Hargeitellt. Sehr häufig werden ſich Leihe und bloße Gebrauchüberlaffung 
ohne Einräumung eines Rechtes zum Gebrauch eng berühren. Welcher Tatbeitand 
vorliegt, muß in jedem falle befonders geprüft werden. Allgemeine Regeln lafjen 
ich nicht aufitellen. Nicht entjcheidend iſt, ob der Helfer die Sadıe im eigenen 
Interefie oder im alleinigen Intereſſe des Beſitzherrn innehält, jo dat er dort 
Bejigmittler und hier Beſitzhalter wäre; diefe Unterjcheidung verfagt 3. ®. bei der 
Übernahme der Bewachung einer Sache, denn ſie kann den Tatbeitand beider Fälle 
erfüllen. Auch die Unterjcheidung: find die Sachen auf Zeit überlafien, jo tritt 
Nugbeiig ein, können fie jofort wieder abgenommen werden, jo wird fein Beſitz 
übertragen (Belfer 45, Wendt 65), führt ſchwerlich zu einem Ergebnis. — Das 
Gejeg verdunfelt die Frageftellung, indem e3 in $ 855 ebenfo wie in $ 868 auf 
ein „ähnliches Verhältnis“ verweiſt (oben $ 32 AS). Ahnlich paßt keineswegs 
auf den Soldaten; er iit Befißhalter an der Dienftuniform und der Ausrüftung, 
obgleich jein Verhältnis weder dem im Haushalte, noch dem im Ermwerbgeichäft 
Angeitellten gleicht. Ebenſowenig braucht ein Unterordnungsverhältnis borzu- 
legen. Zu beachten iſt ferner, daß vielfach in Erfüllung anderer rechtlicher Ver— 
vlihtungen dem Gegner Sachen zum Gebrauch überlafjen werden, ohne dat diefer 
um Bejiger würde; jo dem Gajt im Gaſthauſe an den Tellern, Meſſern, Gläfern, 
Jatungen uſw., dem Reitichüler an dem Lernpferde. 

15) Iſt es doch auch möglich, daß der Wirt einem Gajte bejtimmte Sachen 
zu feſtem dauerndem Gebraucde, 3. B. ein beitimmtes Spiel Karten, übermweift mit 
der Abrede, daß nach dreimaliger Benutzung und Zahlung des Startengeldes die 
Sahen in das Eigentum des Gajtes übergeben jollen. Hier ift von Anfang an 
Sefis übertragen. 

16) Vergl. auch Kober 8 355 AII 3a; F. Leonhard, Fahrnisbeſitzerwerb 63. 
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gelten. Die Erfennbarkeit für die Fortdauer der tatjählihen Gewalt mu 
fi) hierbei aus den äußeren Umftänden kundtun;“ fällt die Möglichkeit der 
unmittelbaren tatfächlichen Einwirkung auf die Sache durch zufällige Ereig: 
nifje oder infolge eines Eingriffs des Befighalters fort oder wird ihr Bejtand 
jozial nicht mehr als allgemeingültig anerkannt, jo geht der Befig des Derrn 
unter,'* oder der Herr wird zu einem bloß mittelbaren Befiger.'” 

ad) Endlich kann der Befighalter auch als Bote den Erwerb des Befiges 
für den Herrn vermitteln. Der Dienjtbote, der für die Herrſchaft Sachen ein: 
fauft, erwirbt daran ebenjowenig Befit wie ein beauftragter Dritter, der nur 
zum Abholen beftellt ijt.”° 

3. Die wichtigste praftifche Folge ift, daß die vom Beſitzhalter inne: 


17) So Strohal 12, der als zutreffendes Kennzeichen angibt, daß die Gewalt 
unter den Augen, unter der Aufficht des Beſitzherrn ausgeübt wird. Ferner zu: 
jtimmend Better 34, 46; abweichend Wendt 67. — Mit Recht madıt Strobal gel: 
tend, daß fein Einwand daraus hergeleitet werden darf, daß der augenblidliche 
— die Sachen für ſich (3.8. die Kegelgeſellſchaft die Kegel, der Gaſt das 

eſſer ufw.) innehält. — Ich gebe nur inſofern weiter, als ich darauf, ob der 
Beſitzhalter für jich oder den Beſitzherrn die Sache hält, überhaupt kein Gewicht 
lege. Die Ausdruckweiſe des $ 855 „für einen Anderen“ iſt, wie bei Beratung 
des jeßigen $ 865 anerfannt wurde, „unklar“, ſie wurde hier in „einem Anderen 
gegenüber“ abgeändert und kann auch für $ 355 nicht bedeuten, dat es auf den 
Willen des Bejißhalters anfäme. Der Sinn iſt: hält Jemand im Haushalt ujw. 
eines Anderen deſſen Sachen inne. 

18) Wird die tatfächliche Gewalt zeritört, jo endigt der Beſitz; jo 3.8. wenn 
der Befißhalter mit dem Pferde durchgebt, die Köchin die jilbernen Löffel der 
Herrſchaft verfauft. Der Beſitzhalter jteht auch bier wie ein Dritter zum Beſitze 
des Herrn. Daher begeht der Diener, wenn er die ihm zum Reinigen übergebenen 
Sachen fich aneignet, einen Diebitabl, nicht bloß eine Unterjchlagung. Zujtimmend 
Finger, frit. Vierteljabhrichr. 44, 583; abw. will Binding, Lehrb. des D. Strafr. 
Bel. Teil 2. Aufl. 1, 245 dem $ 855 feine jtrafrechtliche Bedeutung beimejien. 
Allerdings fann man einwenden, dab der Belithalter die Sache derart im Ge: 
wahrjam bält, daß er fie nicht aus fremdem Gewahrſam berausholt und dem: 
gemäß nur den geringeren Grad verbrecherifcher Gejinnung, wie ihn die Unter: 
fchlagung vorausjeßt, betätigt. Nach der durch das BGB gegebenen und im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit beftätigten Auffaſſung aber iſt die Sache in 
der unmittelbaren tatfächlichen Gewalt des Beſitzherrn geblieben; in diefe greift 
der Beſitzhalter wie jeder Dritte ein; nach der allgemeinen Vollsauffaftung bejtebt 
fein Zweifel, dat der Gaſt, der den jilbernen Löffel von der Tafel des Gajtgebers 
wegnimmt und daß der Dienjtmann, der mit der ihm übergebenen Reiſetaſche 
entläuft, einen Diebjtahl begeht. 

19) Dies gefchieht z. B. dann, wenn dem ausfcheidenden Diener die noch 
nicht „verdiente“ Livree leihiveife überlafien wird, bis er einen anderen Anzug 
fich eriworben hat. 

20) Das römische Necht knüpfte hieran die Zuläffigfeit der unmittelbaren 
Stellvertretung beim Befiterwerbe an. Dieje Faltung iſt fir das Recht des BOB 
zu vermeiden. Denn die „Vertretung“ wird in $ 164 beſchränkt auf die Abgabe 
von Willenserflärungen. Das it, abgeſehen bon anderen Gründen, bier nidıt 
das Entfcheidende, es gilt nur für die causa des Beſitzerwerbes und feine Rechts— 
folgen. Für die tatjächliche Gewalt fommt nur in Betradyt, daß der Herr fie 
durch den Beſitzhalter ausübt; der Vertretungswille iit weder aftives noch pafjives 
Erfordernis. — Daß der Beauftragte auch Beſitzmittler oder Eigenbeſitzer fein 
fann, iſt oben $ 32 U 15b ausgeführt. Vergl. auch Fled, Arch. UN 15,365. 
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aehaltene Sache in allen Beziehungen zum Vermögenskreije des Herrn gehört. 
Er kann darüber bejtimmen und verfügen, wie er will: dem Befighalter ſteht 
fein Recht zur Abwehr, feine Einrede, vor allem auch fein Zurückbehaltungs— 
recht ** zu. Auch Dritten gegenüber befinden fich diefe Sachen im Befite des 
Herrn. Gegen ihn allein kann der Eigentumanfprud gerichtet werden; er 
baftet für den Schaden, der durch dieſe Sachen Dritten entjteht ;** fie unter: 
liegen dem unmittelbaren Zugriff der Gläubiger des Herrn.” Die Beweis: 
laft, daß der Inhaber der Sache bloß Befighalter ift, trifft jeinen Gegner, 
denn er muß die mit der körperlichen Herrſchaft grundſätzlich verbundene 
Wirkung des Befigichuges entkräften.“ 

Nur in einer Beziehung wird der Stellung des Befighalters eine be: 
ihräntte poſſeſſoriſche Wirkung beigelegt: er iſt jelbitändig 2% berechtigt zur 


21) Der Befißherr begeht feine verbotene Eigenmadt, wenn er die Sache 
rm widerſtrebenden Beiißhalter wegnimmt. A. hat dem Tifchler B. die Schlüfiel 
zu feinem Getreidefpeicher ausgehändigt, damit B. dort neue Dielen legen jollte; 
da B. dort Unfug anitiftete, drang A. in den Speicher ein und vertrieb den B.; 
diejer fann mit dem Anspruch aus $ 861 nicht durchdringen, weil A. ihm nicht 
ein Recht zum Bejite eingeräumt hatte. — Umgekehrt begeht der Befißhalter, der 
de Herausgabe der Sache verweigert, verbotene Eigenmacht und feßt ſich der 
Selbithilfe des Beſitzers nach $$ 859, 227 aus. 

22) Die Köchin kann nicht die filbernen Löffel der Herrichaft zurüd- 
behalten, um ihren Anfpruch auf Lohnzahlung durchzuſetzen. Auch der Kutſcher, 
ver unterwegs das Pferd beichlagen lieg und die Koſten auslegte, bat zur 
Siherung feines Verwendunganjpruches nicht das Recht aus $ 27311. Der 
Befishalter darf fich nicht in Widerfpruch fegen mit der ihm vom Beſitzherrn zu— 
— Rechtslage; tut er dies doch, ſo begeht er eine unerlaubte Handlung 
118). 


23) Denn im Sinne des 8833 hält der Herr und nicht ſein Kutſcher, der 
mer feiner Zeitung fährt, das Pferd. Vergl. RG 52, 118, wo aber die Begriff: 
beitimmung des Tierhalters ungutreffend durch die Vorausſetzung der Beſitzaus— 
ubung auf gewiſſe Zeit beengt wird. 

24) Die Pfändung nah CPO $$ 508, 886 ergreift auch die dom Beſitz— 
balter innegehaltenen Sachen des Schuldners. Entſteht indeifen Streit und ver- 
meigert der Diener 3.3. die Herausgabe der Reititiefel und Putzbürſten, jo darf 
der Gerichtspollgieher troßdem die Pfändung durchfeßen, fofern er mit aus- 
sihender Sicherheit feitzuitellen vermag, dat der Schuldner gemäh BGB $ 855 
der alleinige Beſitzer iſt. (Das trifft 3.8. nicht zu auf die Tafchenubr, Die 
der Diener trägt.) Der Befißbalter ijt nicht ein Dritter im Sinne der CPO 
$809; er wird es aber, indem er fich die Sache, wenngleich im Intereſſe feines 
deren, als Eigenbejiger aneignet oder wenn er von Anbeginn Bejitmittler 
des Seren iſt; in diefen Fällen fann der Gläubiger den Herausgabeanſpruch 
ar Ya der Schuldner gegen feinen Diener bat. Vergl. auch unten 

35 A34f. 

25) Inſofern bildet vom Standpunkte des Gegners aus 8855 eine Aus— 
nahme von 8 854. Aber der Beweis ſelbſt wird fich regelmäßig bereits aus der 
imdbaren Sachlage ergeben, jo daß prattifch der Diener ufw. den Gegenbeweis 
führen muß, dab die Sache des Herrn ihm geliehen, geſchenkt uf. fei. Anders 
"ht es im Falle des 8 793; da jeder, der die Inhaberſchuldverſchreibung vor— 
weiien kann, als legitinrierter Forderungsberechtigter gilt, jo kann auch der 
beſitzhalter dieſer Urkunde die verbriefte Leiftung verlangen; der Ausiteller mag 
dann bemweifen, dat der Inhaber nicht verfügungsberechtigt ei. 

26) 8 860.— Als Gebilfe kann ihn der Beſitzherr jelbitveritändlich von ſich 
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Ausübung des Selbfthilferehts gegen die verbotene Eigenmadht Dritter. 
Damit wird er indefjen nicht zum Befiger ?" geftempelt; denn ob verbotene 
Eigenmadt vorliegt, wird nur aus der Perjon des Herrn beurteilt und nur 
aus dem Rechte des Herrn darf die Selbjthilfe ausgeübt mwerden.?* 


4. Erwerb und Berluft deö Beſitzes. 
834. Grundlagen des Beſitzerwerbes. Beſitzwille. 


1. Wejentliches Erfordernis zum Erwerbe des Befites ijt die Er— 
langung der tatjächlihen Gewalt.” Das Geſetz löſt damit nicht den Begriff 
des Befiges in den äußeren Tatbejtand der Sachgewalt? auf: es verordnet 
ebenjomwenig, daß bereits die objektive Lagerung einer Sade, ihre bloß räum: 
liche Verbindung mit anderen von uns innegehaltenen Sahgütern den Tat: 
beftand des Beſitzerwerbes erfüllen fol. 

a) Erlangung bat eine zwiefache Beziehung. Das Geſetz zielt Damit 
einerfeits auf die Verwirklihung der Gewalt über die Sache als des die 
Befigherrichaft begründenden Tatbeftandes.? Andererjeits, und das muß an 
erfter Stelle hervorgehoben werden, bedeutet Erlangung den zum Ermwerbe 
des Beſitzes geforderten Rechtsvorgang, nämlich den Eintritt in das als 
Beſitz geſchützte Nechtsverhältnis, Eraft defjen die bloß äußere Beziehung 


aus bereit? nach & 859 heranziehen. Ebenſo vermag der Beſitzhalter wie jeder 
Dritte Nothilfe zu leiten nach $$ 227, 229. — Der $ 860 geht darüber hinaus 
und gibt ihm jelbitändig, 3.8. bei Abweſenheit des Herrn, das Recht zur Ver— 
teidigung des Beſitzes. 

27) Dies lehren die Prot. 8,41: „in Beziehung auf die Ausübung der in 
$ 859 bezeichneten Rechte würden ihm Bejitrechte beigelegt.” — Dies würde 
1. der feiten Stellung, die dem Beſitzhalter zugemwiefen tft, widerfpredhen und zu 
einem überall al3 unzuläſſig erachteten relativen Befißrecht führen; 2. die praftifche 
Ausübung des Selbitbilferechts erjchweren, denn an melden Sachen bat denn 
3. B. der Dienjtbote diefen ſog. Beſitz? Man mühte fich dies fo vorſtellen, dat er 
an Haus und Hof und allem, was darinnen tit, Befiger wäre. Eine gefünitelte, 
theoretifierende Auffafiung. 3. Als Befiber fönnte er auch gegen den Herrn felbit 
Gelbithilfe ausüben, was ohne Zweifel ausgeſchloſſen tit. 

28) Dem praftiichen Bedürfnis wird genügt, wenn dem Beſitzhalter aus 
feinem äußeren Verhältnis zum Haus oder zu der von ihm außerhalb des Haufes 
gehaltenen Sache die förmliche Legitimation zur Abwehr fremder Eingriffe bei- 
gelegt wird. Sit der Herr mit dem Eingriff des Dritten einberjtanden, jo begebt 
diefer überhaupt feine verbotene Eigenmadt; die VBorausfekung zur Anwendung 
des $ 859 und darum des $ 860 fehlt dann. 

1) So 88541 (über die Frage, wie die tatjächliche Gewalt verwirklicht 
wird, unten 8 36). — Damit wird feine abjchliegende Norm aufgejtellt. Es fol 
nur der als der regelmäßige gedachte Fall hervorgehoben werden. Befit wird 
ohne Verwirklichung der tatſächlichen Gewalt erworben nad) $$ 854 II, 857, 868 
(unten $ 37), und teilmeife auch nach $ 855. In diefen Fällen wird die äußere 
re durch die rechtliche Bindung erjeßt, in der der Inhaber der Sache zu 
mir jteht. 

2) über diefe Frage oben $25 1b. 

3) Darüber wird unten 8 36 genauer gehandelt. 
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zu einer Sache zur rechtlichen Herrſchaft eines bejtimmten Subjektes er: 
hoben wird. Herrichaftergreifung heißt Berwirklichung gewollter 
Gewalt. Erlangen jest als Erwerbvorgang die aktive Beteiligung des 
Gewaltergreifers voraus.* 

b) Die Rechtsordnung begnügt fich allerdings im Intereſſe einer faß— 
liheren Ordnung mit der Hervorhebung der tatfächlihen Gewalt: der äußere 
Tatbeitand wird um feiner jelbjt willen geſchützt. Sie fann dies, weil der die 
jojiale Anerkennung eines Befistatbeftandes begründende Wille fi in der 
Heritellung der Gewalt über eine Sache mit ausreichender Beftimmtheit 
verlautbart. Inſofern bildet der Befigwille heute zwar kein jelbjtändiges 


4) Die Prüfung des gefamten Normenbeitandes ergibt, dat a) das BGB 
bei jedem Beſitzerwerbe das mwillentliche Handeln des Erwerbers vorausſetzt (Aus—⸗ 
nahme bei Erwerb fraft Gefeßes unten A 12). Das beweiſen die Ausdrüde: in 
®. nehmen oder an jich nehmen 5611, 958, 984; 965, 978; B. ergreifen 956, 
%8 II; tatfächlich ergreifen 2025, 2027; fich verfchaffen 992; den B. übertragen 
1205 I, überlaſſen 956, 957, die Überlaffung verlangen 561 II; insbeſondere er- 
greifen und eriverben in gutem Glauben 957, 934, 990, 991 II, 1007. — b) In 
gleihem Sinne wird überall auch Erlangen gebraucht: in ihm muß ſich das Be— 
oehren der Beſitzgewalt oder der tillentliche Eintritt in die Sachherrſchaft be— 
tätigen. Daher: Erlangen von dem Veräußerer oder einem Dritten 93212, 
93612, 934; auf Grund der Veräußerung 93618, vom Eigentümer 1253 II; 
quter Glaube im Zeitpunfte der Erlangung 926 II; unentgeltlih als Eigen- 
befiber uſp. 988; durch verbotene Eigenmadit 858 II, 861, 862. Es gibt feine 
Stelle, in der Erlangen des Beſitzes al3 rein objeftiver Vorgang oder ald Erwerb 
obne Wiſſen und Wollen vorfäme. Wie in 854 I jteht Erlangen des Bejites ohne 
meiteren Zufaß in 1266 bezüglich eines Schiffes, da3 ficher nicht ohne unſeren 
Villen in unferen Befit gelangen fann, und in 258 ©. 2: der Berechtigte, der die 
Herausgabe der Sache verlangen fann, hat den Bejit erlangt und wird dadurd) 
zur Gejtattung der Wegnahme einer Einrichtung verpflichtet; hier ift gleichgültig, 
me der Berechtigte den Bejit erlangt hat, aber die Vorausſetzung beſteht, dab er 
durch willentliches Eingreifen der Sache fein Recht zum Beſitze verwirklicht hat. 
Yus alledem muß das Ergebnis gezogen werden, daß Erlangen in 8541 nicht 
einen dem einheitlichen Sprachgebraucdhe und Begriffe tmwiderfprechenden Sinn 
baben kann, fondern bier wie überall auf die gewollte Herrſchaft abzielt. — 
ec) Auch ſonſt wird Erlangen ausnahmlos auf den Erwerb von Nechten, Vorteilen, 
Erjag, Beiträgen uf. bezogen. So indbejondere Erlangen von Eigentum 900 I, 
926, 927, 1086, 1100, 1262; von Nießbrauch 1031, Nubnießung 1685, Rechten 
1124, 1242, Vormerkung 1990, 2016, Erbichein 2361; Erfaß uſw. 281, 323 II, 
776 uſw.; Beitrag 426, 735; Vorteil 552; aus oder durch Gejchäftführung 667, 
654; aus Erbichaft 2144; auf Grumd eines Erbrechts 2018, als erlangt gilt der 
Erwerb duch Rechtsgeſchäft 2019; infolge einer Verfügung 816, 353; ohne recht— 
lichen Grund 812; Bezahlung 1615, 1713. Daneben: Erlangen der rechtlichen 
Stellung eines ehelichen Stindes 1719, 1736, 1757, 2053; der NRechtsfähigfeit 
21; und an bielen Orten Erlangen der Kenntnis 318, 532, 561 uf. 

5) Nach römischen Rechte bildete der animus neben dem corpus eine jelb- 
kandige, zweite Vorausjeßung zum Beſitzerwerbe; D. 41. 2. 3. 1: apiscimur 
possessionemm corpore et animo. So auch noh E. 1 8797. Dazu Pininzfi, 
Zatbeitand des Sachbeſitzerwerbes 2, 148, 367 (1888) ; Goldfchmidt, vermifchte 
Schriften (1901) 1, 93, 115; Windicheid $ 154. — Diefe dualiitifche Auffafiung 
it im BGB mit Necht aufgegeben; einer befonderen Feitjtellung des animus 
possidendi bedarf es nicht. Enticheidenden Einfluß bat nach diefer Richtung 
ausgeübt: Ihering, Beſitzwille (1889) 22, 36, 167; ferner Kuntze, zur Belib- 
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und gejondert zu beweiſendes Tatbejtanderfordernis: wer die Rechtitellung 
und den Schuß eines Befigers beanſprucht, braucht bloß die Verwirklichung 
feiner Sahherrichaft in ihrem äußeren Tatbeftande zu beweifen. Das ent— 
ſpricht dem allgemeinen Grundjage, wonach jeder volljogene und befriedete 
tatfächlihe Zuftand im Intereſſe der Ruhe und Ordnung unferer Lebens: 
beziehungen jolange geſchützt wird, bis der Angreifende jein befieres Recht 
beweift und durcdhjegt.* Damit wird aber der auf dem Geſetz und der all: 
gemeingültigen Rechtsanſchauung beruhende Sag nicht ausgefchaltet, daß erit 
der Wille die bloße räumliche Anlagerung einer Sade zur Erlangung Der 
tatjählihen Gewalt ftempelt und daß der Grund der jozialen Anerkennung 
und des rechtlichen Schuges eines Befigverhältniffes darin liegt, daß fih in 
der äußeren Gewalt das Wollen der Sachherrſchaft ausprägt.” 

ce) Die rechtlihen Folgerungen diejer Auslegung der Gewalterlangung 
zeigen fih: I. in der Ablehnung eines ungewollten, aufgedrängten Beſitz— 
erwerbes; 2. in der richtigen Einſchätzung des bei jedem Befigerwerbe vor: 
handenen Rechtsgrundes; 3. in der Beantwortung der Frage nach dem Er: 
fordernifje der Verkehrfähigkeit des Ermwerbers. 


lehre (1890) 92; Bekker, NR. des Beſitzes (1880) 160. Während die herrichende 
Lehre des gemeinen Rechts die tatjfächliche Herrichaft in den Vordergrund rüdie, 
jucht Biermann, traditio ficta (1891) den Beweis zu erbringen, daß die neuere 
Entwidelung dahin gebe, die Erlangung der körperlichen Gewalt bei der Nadı- 
folge in den Bejiß geringer zu werten und Befißübergang durch bloße afzeptierte 
Traditionerflärung zuzulafien. — Zur Stellungnahme it: a) zu beadıten, dat 
für das römifche Recht der Beſitzwille wejentlich dazu diente, den jurijtifchen Beſitz, 
wozu animus rem sibi habendi gefordert wurde, von der bloßen Annehabung 
oder Detention, wo animus alieno nomine detinendi unteritellt wurde, ab» 
zugrenzen. Dieſe Unterfcheidung hat für das BGB feine enticheidende Bedeutung 
mehr; oben $ 29 Nr. 2. — b) Der Beſitzwille bat nadı dem BGB eine jelbjtändige 
Bedeutung in der Geitalt, daß vielfach der Beſitz und Bejiterwerb ſich auf ein 
beitimmtes, die fehlende tatfächliche Gewalt erfeßendes Rechtsverhältnis gründen; 
88854 IL, 868, 870 ufw. und bei dem Erwerb durch einen Vertreter. 

6) Dazu Bd. 1 887d Nr.2. Vergl. ferner unten U 23. 

7) Daß dieſe Auffafiung die des BGB ift, ergibt die Daritellung oben 
AA4. — Bergl. ferner Windfcheid $ 148 Ada: tatfächliche Verwirklichung des 
Willens, fich die Sache angueignen; Kohler, Eid. A. 69, 151; Bekker 182: Be- 
tätigung, nicht Erflärung des Willens; Dertmann, Arch. VAR 20, 226: Ob- 
jeftivation des Beſitzwillens. Goldfchmidt, vermijchte Schriften 1,92, 112: Der 
juriftifche Beſitz iſt nicht realifierter Wille, fondern gemwollte tatfächliche Gewalt, 
und ©.116: zur wahren Gemalterlangung iſt Wille und Bewußtſein er— 
forderlihd. — Nah Pininsfi 2, 539 iſt dagegen der Beſitzwille die äußere 
Willenserflärung; ebenfo dv. Hollander, Feitfchrift der jur. Faf. Halle für Fitting 
(1903) 510. Diefe Auffaffung läßt fich jedenfall mit der Ordnung des BGB 
nicht dereinigen. 

Die Bedeutung des Willens zeigt fich negativ darin, dab fein Beſitzerwerb 
vorliegt, wenn ein Bemwuhtlofer (3.8. im epileptifchen Traumzuſtande Befind- 
licher) eine Sache ergreift oder ein Anderer ihm eine Sade in die Hand jtedt; 
die mechanischen Neflere der Musfelbewegungen können nicht als rechtlich wir— 
funasfähige Betätimungen eines Rechtfubjeftes Anerkennung finden. Dasfelbe muß 
auch für ein Kind im Alter von etiva ſechs Monaten gelten. Dazu unten W 32. 
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2. Die praktifche Bedeutung des Willenmomentes beim Befigerwerbe 
prägt jih in dem Sate aus: Befigihug genießt nur, wer die tatjächliche 
Gewalt ald Rechtöverhältnis zu behaupten beanjprudht. Als richtiger Grund: 
gedanfe der gejeglihen Ordnung wird anerkannt, daß in dem äußeren Ge- 
walttatbeftande der Rechtsfrieden gefichert werden fol. Dieſer Grundjag 
wird jedoch übertrieben, wenn unter ausjchließlicher Betonung des äußeren 
Gewalttatbejtandes behauptet wird,’ zur Befigerlangung genüge, daß eine 
Sache, wenngleich ohne mein Wifjen und Wollen, irgendwie in räumliche Be: 
jiehung zu meinen Sachgütern gebraht worden oder geraten it.” Das 


8) Als Stübe gelten Prot. 3, 30; da diefe aber hier nur die einfeitige 
Strömung zeigen, die den Beſitz nach $ 8541 lediglich al3 Gemalttatbeftand gelten 
laffen will, jo find fie nicht, wie Pland 32 behauptet, fchlechthin maßgebend: es 
fommt bielmebr auf die Gefamtauffaffung des Geſetzes an. Nach diefer erjcheint 
der Beſitz als Nechtsverhältnis (oben $ 25 Nr.5) und fein Erwerb als gewollter 
Eintritt in ein fubjektives Necht. — Den Standpunkt der Brot. teilen: Biermann 
6; Bland 32; Neumann $ 854 A2d; Strohal, Sachbeſitz 67; Gaertner, Schuß 
gegen Bej.verluft 1901 ©. 130; 2. Raape, B.ertverb ohne B.mwillen, Diff. Bonn 
1901. — Dagegen für die hier vertretene Anficht: Dernburg $ 17; C. Frank, Be- 
ſitzwille, Diff. Bonn 1898; Lehmann $ 20; Coſack $ 186 (in einer nicht geringen 
Anzahl von Fällen wird der Beſitzwille „als jelbjtverjtändlich unterftellt”) ; Bar— 
tela in Gruchot 42, 655 (vermittelnd, aber mit dem Zufab: Haben der tatjäch- 
lihen Gewalt ift nur bei Menfchen möglich, die fich diefer Gewalt bewußt find) ; 
Nhering, Beſitzwille 25 (rechtliche Bedeutung gewinnt das räumliche Verhältnis 
erit, wenn die Berjon eine äußerlich erfennbare Beziehung zur Sache heritellt und 
damit das bloße Raumverhältnis zu einem Befitverhältnis erhebt) ; Rotering, 
Juriit. Vierteljahrjchrift (Wien 1901) 33, 5. 

Eine bedeutfame Beitätigung findet die hier vertretene Anſchauung durch den 
Torentivurf zum Schweizerifchen Civilgeſetzbuch. Nach 8 96T iſt Befiber, wer die 
tatfächliche Gewalt über eine Sache hat. Damit wird die tatfächliche Beziehung 
in den Vordergrund gerüdt und die gemeinrechtliche Lehre vom Beſitzwillen ab- 
gelehnt. Dennoch erflären die Erläuterungen ©. 796 treffend, dab die Ablehnung 
nur gelten fönne für einen Willen, der über den Willen zur Betätigung der Ges 
walt über die Sache hinausgehe. — Diejer dem Befiß als gemollter Gemalt 
immanente Wille fann eben m. &. nicht verleugnet werden. 

9) Die Beifpiele, die „offenfichtlich” dies belegen jollen, beziehen fich nur 
auf Fahrhabe, auf Grumditüde ift die Lehre jedenfall3 unanmwendbar. Hervor— 
zubeben ift: Niederlegung unbeftellter Waren in meiner Wohnung; berjehentlich 
iind fremde Bücher unter die meinigen geraten und in mein VBüchergeitell ein 
geräumt; der Onkel ftedt heimlich in Schenfungsabficht in die Brieftafche des 
Neffen eine Banknote. — Damit wird fein Beweis erbracht. Die Erwägung, da 
bier, um Beſitzſchutz zu gewähren, Bejibertverb angenommen werden müſſe, läßt 
ſich mit den Brot. als gefeßgeberifche Überlegung rechtfertigen; für die Auslegung 
des geltenden Rechtes enthält fie dagegen einen Trugichluß. Daß nad) den praf: 
tiſchen Anfchauumgen des Verkehrs bier Beſitz als jozial anerfanntes Rechtsver— 
hältnis angenommen würde, ift durchaus nicht der Kal. Der Schuß, der be- 
aebrt wird, ift auf andere Weife gewährt; dazu A 19 und unten 8 35. — 
Unbeftreitbar iſt, daß ich nicht Befit erlange an den dur Hochwaſſer in meinen 
Garten verfchleppten Bauhölzern, nicht an dem Ringe, den ein Dritter in meinem 
Brerdeitall oder Warenlager liegen gelaffen bat. So auch Strohbal 67, 73, indem 
er treffend herborhebt, daß man nicht nach mechanifcher Negel Beſitzerwerb bei 
jeder in mein SHerrfchaftgebiet bineingelangten Sache annehmen dürfte. Aber 
wo iſt dann die Grenze zu ziehen? Die von den Gegnern angeführten Beifpiele 
find jo gewählt, dat der Wille zum Beſitz mindeftens vermutet werden fann. Man 
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Geſetz verjteht unter dem Befig nicht ein bloßes objektives Raumwverhältnis :" 
es faßt ihn als Rechtsverhältnis und fordert zu feiner Heritellung die aktive 
Beteiligung des Erwerbers; denn hier wie überall ijt das willkürliche Auf: 
drängen eines mit Vorteilen und Verpflichtungen *! behafteten jubjettiven 
Rechtes ausgeſchloſſen.“ 


verfucht die Wohnung als Brieffajten im Großen auszugeben (jo E. Frank 23), 
oder Jich gegen ungewollte Sachen anders zu wehren (dazu Ainiep 97, Raape 72). 
Aber alle dieje Verfuche befriedigen nicht. Als ein Kaifer ein Bauernpaar antraf, 
das angab, eifrig in der Bibel zu lefen, legte er heimlich zwiſchen die Blätter der 
Pjalmen eine Hundertguldennote ; nah Jahresfriit fam der Kaifer wieder und fand 
die Note unberührt an derjelben Stelle; ergrimmt über die Heuchler nahm er die 
Note zurüd. Ich glaube nicht, daß er dem Bauer den Befiß entzogen hat. — Die 
Fälle, wo der Wille zum Beſitz deutlich Fundgegeben wird und Die, mo fein Beſitz— 
eriverb mehr anzunehmen ift, find nicht durch eine abjtrafte Formel zu jcheiden; 
dazwischen liegen feine Übergänge, die nach dem jeweils vorhandenen Tatbeitande 
abzujondern jind. Unterjcheidungsmittel ift das Beanſpruchen der Sachherrſchaft; 
die Grenze wird verfchoben und unklar, wenn in gewiſſen Fällen, Deren jeder 
unter den Vertretern diefer Anficht wieder beitritten ijt, Erwerb ohne Wollen 
unterjtellt werden joll. Die Behauptung, dat Beſitz ohne Willen erlangt werde, 
weil er ohne Willen auch verloren gebe, bedarf feiner Widerlegung; man müßte 
font denfelben Schluß auch für das Eigentum uſw. ziehen. — Endlich bleibt es 
eine ungelöfte Frage, welcher Art denn diefer ungemwollte Beſitz fein könnte. Es 
käme nur Eigenbejit in Frage oder Fundbeſitz; aber beide Fälle jegen nach $$ 872, 
965 I den Willen zur Gewalt voraus. 

10) Der Gegenfaß wird in $ 867 mit aller Schärfe hervorgehoben. Weder 
im Sinne des Verkehrs noch nad) der Nechtsauffafiung eines redliden Mannes 
erlange ich Bejiß dadurch, dab in meinen Garten ein Hut verweht wird oder der 
Ball des fpielenden Kindes durch eine Luke in meinen Seller fällt. Unten $ 35 4 22. 

11) über dieſe oben $25 A 34. 

12) Die Verfennung diejes ungmweifelhaften Sabes läßt ſich nur durch die 
Mißachtung der Rechtsnatur des Beſitzverhältniſſes erklären. Nirgends läßt ſich 
der Sab belegen, wonach ein Dritter einfeitig mir eine Sache aufdrängen könnte, 
fo daß ich als Befiger der von ihm gejtohlenen oder der ihm unbequemen Saden 
erfcheinen würde. Wenn in einem Lande, in dem das Tragen und Beſitzen von 
Waffen verboten iſt, A. feinen Dolch heimlich in die NReifetafche des B. jtedt, jo 
wird B. niemals als Beſitzer diefer Waffe angefprochen werden dürfen, fobald der 
Tatbejtand aufgellärt wird. Denn B. beanfprucht weder das Behalten noch das 
Behaupten des Beſitzes. Die Vermweifung darauf, daß B. ja den Beſitz jederzeit 
wieder aufgeben fünnte, tit verfehlt. Zunäcit mühte doch feititehen, daß er den 
Beiit erworben habe; außerdem käme das Aufgeben, wenn der Dolch bei ihm ent: 
dedt worden iſt, zu ſpät und ganz unerträglich wäre e3, daß U. eigenmäcdhtig den 
B. mit den zur Bejitaufgabe erforderlichen Handlungen beſchweren könnte. — 
Nur das Geſetz fann den ungetvollten Bejißeriverb verordnen. Das gefchieht nadı 
$ 857; während in den Fällen der SS 911, 946, 964 zunächit nur der Eigentum: 
erwerb fraft Gefeßes angeordnet, die Frage des Beſitzerwerbes aber offengelafien 
wird. Vergl. Naape 81. — Nicht ohne Intereſſe iſt die Beobachtung, daß neuer: 
dings das Mufdrängen einer Rechtöitellung auch für die Erteilung der Vollmacht 
behauptet wird. So lehrt Hupfa, Vollmacht 109, daß U. durch die Zuſendung 
einer VBollmacbturfunde jeiten3 des B. ohne Willen und Wollen deſſen Bevoll- 
mächtigter werde, denn die Vollmadhterteilung ſei ein einfeitiger Akt ($ 167). 
Hupfa 390 fchließt hier fogar das Kündigungsrecht für den Bevollmächtigten wider 
Willen aus. Das; diefe Anficht zu unerträglichen Ergebnifien führt, hat Schloß— 
mann, Lehre vd. d. Vertretung 2, 428 überzeugend nachgewieſen. Der Trügſchluß 
rührt daber, daß bier (mie für den Beſitzerwerb) der Verfehrgenofje al3 millen: 
loſes Objeft (Brieffaften oder Automat beim Bejtteriverbe; vergl. auch Bd. 1 $ 66 
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3. Befigerlangung kennzeichnet ſich als abſtrakter Rechtsvorgang ; Wirkung 
und Art des Befiges werden erft Durch die Grundlage und den Zweck des Erwerbes 
ertennbar.*? Danach ift zu unterfheiden: a) der originäre oder felbjtändige 
Erwerb, wobei in der Ergreifung der tatfächlihen Gewalt ſich der Wille zur 
Herrſchaft ohne Rücficht auf Befigrechte eines anderen verwirklicht ;'* und 
b) der abgeleitete Erwerb, bei dem eine Rechtsnachfolge *° in den Befig ftatt- 
findet. Dieſe Überleitung meines Befigrechtsverhältniffes!° auf einen 
anderen kann fich gründen: 1. auf die Übergabe, wobei durch Geben und 
Nehmen der Sache der Tatbeftand eines dinglihen Vertrags!” verwirklicht 
wird, oder 2. auf die Geftattung der Befigergreifung, die der Erwerber mit 
Zuftimmung des Befigers vollzieht ;"* oder 3. auf die einjeitige Zuführung 
der Sache, die ein reales Angebot zum Befigerwerbe enthält, das der Gegner 
duch Zuftimmung ergreifen kann ;'” nur in diefem Sinne läßt ſich jagen, daß 


120) behandelt wird, während doch auch für die einfeitige Willenserflärung als 
Empfänger jtet3 ein Beteiligter, d. 5. durch ein bejtimmtes Nechtöverhältnis zur 
Entgegennahme der Erklärung Verpflichteter vorausgejegt wird. Das Aufzwingen 
bon Rechten oder einer Rechtsſtellung wider Willen tjt als nat e die Perſön⸗ 
re ohne Wirkung. Dies bejtätigt $ 516 11; 88.1562 U 

13) über die causa possessionis in diefer Bedeutung: — 51,63; 
Regelöberger, ber. 3. 44, 402 (der Beſitz folgt dem Kaufalgeihäft). 

14) So der Zugriff an berrenlofen oder verlorenen Sadıen; die eigens 
mächtige Wegnahme der in fremdem Beſitz befindlichen Sachen; auch das ſelb— 
tändige Ergreifen der Sachen, auf deren Beſitz ich 3.8. als Erbe ein Recht habe 
(882025 ©.2, 2027 II). Der Ermwerbzwed wird den Beſitz bier regelmäßig 
zum Eigenbefiß jtempeln; jo $$ 958 (bei der Aneignung), 965 (der bösgläubige 
Ainder), 984 (Schab), '867. Der dur fann aber auch als Befigmittler 
für einen Anderen auftreten. 

15) Gefamt- oder Sondernadifolge, 88 857, 858112, 943, 999. über 
die ar Wirkung des abgeleiteten Beſitzes vergl. 3.8. $ 93212; unten $ 37. 

16) Nur in diejes fann eine Nachfolge im echten Sinne stattfinden: die 
—— Gewalt entſteht immer aufs neue, originär, in der Perſon des Er— 
werbers. 

17) Dieſe Einigung verbindet ſich regelmäßig und für die allgemeine Ver— 
"brauffafiung ununterſcheidbar mit dem Kauſalgeſchäft, jo daß deſſen Bedeutung 
bier beſonders deutlich zum Ausdruck gelangt. Auch durch einen Vertreter kann 
Leſitz er werden; unten $ 38. 


) Geftattung 3. 2. feitens de3 Eigentümers oder bes unberechtigten Be» 
ie, —* 957. Geſtatten enthält Dur a Gegenſatz zu $$ 858 I, 867 ufiw.) 
= re Degeichäftfiiie Erklärung; ®d.1 896 A 23. Diefe fann als Genehmigung 

184 auch der Befitergreifung (3.8. eines Gejchäftsfreundes, der in Ab— 
Ben eit des Grumditüdeigentümers, aber in Erwartung feiner Genehmigung 
Früchte abgetrennt und ergriffen hat) nachfolgen. Dadurch gelangt der Beſitz⸗ 
Wertragungbertrag zum Abjchluß, er jtempelt den Erwerb zu einem abgeleiteten, 
was insbefondere für die Antvendung des 8 957 von Bedeutung ift. 

19) Als folches reales Angebot zum Abſchluß des Befibübertragungvertrags 
it die Zufendung und das Abgeben unbejtellter Waren, das heimliche Einjteden 
der zum Gefchen? beitimmten Banknote in unfere Brieftafche uf. (oben A 9) 
aufzufafien. Die Zuführung macht uns noch nicht zum Beſitzer, begründet aber 
für uns die tatfächliche Grundlage und rechtliche Anwartfchaft zum Beſitzerwerb. 
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mein Befigerwerb auf der Beitimmung beruhen kann, die der bisherige Be: 
figer zu meinen Gunften der Sade gibt. Wird der angebotene Befigerwerb 
nicht angenommen, jo bleibt der bisherige Befiger im Befig und Rechtſchutz, 
jolange nicht die Sache verloren gegangen ift. 

Bei den Anjprühen aus dem befjeren Rechte zum Befige ift es von 
Bedeutung, ob der Befiter beim Erwerbe des Befiges in gutem Glauben 
war.?° Der gute Glauben fehlt, wenn dem Befiger beim Erwerbe befannt 
oder infolge grober Fahrläjfigkeit nicht bekannt war,“ daß er zur jelbjtändigen 
Ergreifung des Befiges oder daß fein Vormann zur Übertragung des Beliges 
an ihn nicht berechtigt war.” Zur Beurteilung des guten oder böfen 
Glaubens muß auf den Grund des Befigerwerbes zurüdgegangen werden; 
das Geſetz geht durch die Aufftellung dieſer allgemeingültigen Unterjcheidung 
davon aus, daß nur ein folder Befiger für jene Anſprüche paſſiv legitimiert 
ift, der mit Willen und in Kenntnis des Ermwerbgrundes den Belig er: 
langt hat.?® 


Darum muß das Angebot in einer verfehrüblichen und verftändlichen Weife erfolgen. 
Diefe Auffaffung bietet dem Dejtinatär den angemefjenen Rechtsſchutz und bält 
doch das unguläfjige einfeitige Aufdrängen des Beige fern. Durch An: 
nahme vollzieht jich die nad) 8 184 mit rückwirkender Kraft ausgeitattete Ge: 
nehmigung (Mffolter, Arch. BR 17,3; D. 41. 2. 42. 1; abmw. Kniep 101, 
Raap 78). Allerdings jet diefe die Fortdauer des realen Angebotes boraus; 
bat inzwifchen ein Dritter ſich der Sache bemädhtigt, jo findet die Genehmigung 
nicht mehr den die Worausfeßung ihrer Wirkung bildenden Tatbejtand vor (Bd. 1 
$ 178 416). Gegen ihn kann aus $ 861 der anbietende Abſender uſw. vorgeben 
oder er kann uns feinen Anjpruch abtreten; ferner läßt jich die durch den Tat- 
beitand begründete Anwartſchaft auf den Beſitzerwerb als ein fonjtiges Necht im 
Sinne des 88231 auffaflen. Vergl. darüber unten $85 Nr. 1b. 

20) Die Fälle betreffen: den Anſpruch auf Herausgabe der Fahrnis an den 
früheren Bejiger $ 1007; die Haftung des mit dem Eigentums oder Erbichaft- 
anfpruche belangten Bejiger3 88 990, 991, 2024. — Dagegen bildet der gute 
Glaube in $$ 926 II, 934, 937 IL, 957 Iediglich ein Tatbejtanderfordernis des 
Eigentumertverbed, nicht des Bejiberwerbes; die Bezugnahme auf den Beſitz— 
erwerb dient bier ferner zur Beitimmung des Zeitpunktes, in dem guter Glauben 
vorhanden fein muß. — Vergl. dv. Schey, redlicher und unredlicher Bejißer nad 
dem öſterr. B&, 1898. 

21) So im Anjchluß an $ 932 II, der fich allerdings nur auf den Eigen: 
tumerwerb und nur auf Fahrnis bezieht, aber doch erfennen läßt, dat das Geiles 
überall, mo es von gutem Glauben fpricht, auch das auf grober (nicht auch auf 
leichter) Fahrläfjigkeit berubende Nichtlennen als Vorausſetzung einjtelt. Ent- 
icheidend it der Zeitpunkt des Eriverbes; nachfolgender böfer Glauben jchadet 
nicht. Für die Haftung des Sondernadfolgers im Beſitze entjcheidet im Falle 
de3 8 858 II2 dagegen nur das Kennen der Fehlerhaftigkeit des Vorbeſitzes. 

22) über das Recht zum Befite oben 825 A 19. Es handelt ſich bier mie 
überall beim Befißfchuße mur um das Nechtsverhältnis des Beflagten dem Kläger 
gegenüber (unten 842 A 13f.). In böfem Glauben iſt mithin 3.8. der Mieter 
dem Eigentümer gegenüber, wenn er wußte, daß dem ald Vermieter auftretenden 
Dritten fein Recht zur Vermietung und Überlaffung des Grunditüds zuftand. 
Gierfe, Fahrnisbeſitz 52. 

23) Das ergibt unzweifelhaft der Tatbeitand der 88 1007, 990, 991, 2024; 
wem ohne Willen und Wollen eine Sache etwa zugejtedt wurde, ijt 3.8. als 
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4. Bejtritten ift, ob ein Gejhäftsunfähiger jelbitändig Befig zu er: 
werben vermag.?* 

a) Die Frage ift unzweifelhaft zu verneinen, ſoweit der Befigerwerb auf 
dem Abſchluſſe eines dinglihen Vertrags?’ oder auf der Herjtellung eines 
Rehtsverhältniffes ?° beruht. Auch zum Ermwerbe des Eigenbefiges muß, da 
hierzu der Wille des Erwerbers, die Sache als ihm gehörend zu befigen, ge: 
fordert wird, eine der Rechtsbedeutung des hergeftellten Tatbejtandes ent- 
iprehende Verkehrfähigkeit vorhanden fein.” Dieje fehlt dem Geſchäfts— 
unfähigen. Er kann jelbjtändig fich weder eine Sache aneignen, noch daran 
Eigentum erfigen.°° In allen diefen Fällen ift zum Befigerwerb das Ein: 
treten und Handeln des gejeglichen Vertreters zwingendes Erfordernis.” 


Seflagter aus dem Eigentumanſpruch fachlich nicht legitimiert. Dasjelbe gilt 
aub für die allgemeinen Beſitzſchutzmittel aus $$ 859 f., da fie die Vollziehung 
verbotener Eigenmacht vorausfegen und diefe nur twillentlich verübt werden fann. 

In allen diejen — ſpricht das Geſetz ſchlechthin von Beſitzer; es verbindet 
mit dieſem Begriffe mithin das Wollen der Herrſchaft. — Auch die Verpflichtung 
des Beſitzers zur Auskunft nach $ 2027 ſetzt Kenntnis und willentliches Ergreifen 
kr Rachlaßſachen voraus. 

24) Gegen Mot. 3,83 bejahen Prot. 3,31, 33 und Dentfchrift 106 die 
Köglichteit ſolchen Beſitzerwerbes. Ebenſo Strohal 75; Gierte 4; Siniep 49; 
Lıermann 7; Bland 32; Lehmann 68; Dittenberger 102. Nur eingejchräntt: 
Cojad 69; Dernburg, BR 3 $17 US (der Gejchäftsunfähige fann nur „unbolls 
Iommenen Beſitz“ erlangen). In der Reichsſtagkommiſſion (unten U 32) warten 
de Anfichten geteilt; ein auf die Bejahung diefer Frage gerichteter Antrag wurde 
mit Stimmengleichbeit abgelehnt. — Wer die Behauptung der Materialien, wie hier 
land verfährt, ſchlechthin als Dogma anfieht, wird jede Nachprüfung für über- 
Tiiig erachten. Für die wiffenfchaftliche Unterfuchung aber erhebt jich die Auf- 
gabe, die einzelnen Erwerbarten auf ihre Erforderniife zu prüfen und Danadı 
feitzuftellen, ob auch die Handlung eines Gejchäftsunfähigen im Sinne de3 BGB 
den Tatbeitand eines rechtlich anerfannten Bejigrechtverhältnifjes herzustellen 
ermag. Praktiſch fommt die Frage darauf hinaus, ob ein Kind unter ſieben 
dehren für den felbitändigen Erwerb einiger minderwertiger Saden (A 35) 
Leisihug genießen foll; dies wird als Verfehrsbedürfnis behauptet, und um 
Sierfür eine Rechtsgrundlage zu erlangen, fucht man die Bedeutung des $ 1051 
wzuſchwächen (A 32). Dies Verfahren verliert die innere Berechtigung, fobald 
ih herausstellt, daß dem angeblichen Schußbedürfnis auf andere Weije genügt 
kerden kann. 

25) Einigung nad $ 854 II, insbefondere Befigfonjtitut und jede rechts— 
schaftliche Betitübertragung. 
26) Nah 8 868; der Geſchäftsunfähige fann jelbitändig weder mittelbaren 

Sets erwerben noch als Bejigmittler eintreten. 

27) Das kann nach $ 872 nicht beitritten werden; jo 3.8. auch Pland 

13a; Manigk 213; Dittenberger 103. Ferner oben $ 30 U 13. 

25) 88 958, 937. Vergl. auch oben U 20. 

29) Er kann ſich natürlich der phyſiſchen Hilfe des Kindes uſw. ebenjo 
mie der eines Werkzeuges oder Tieres bedienen und das hiernach geichaffene 
wrnähliche Verhältnis benutzen: aber zur anerkannten Beſitzherrſchaft wird das 
Aamberhältnis erſt durch den Willen des PVertreterd, er muß die tatfächliche 
"ewalt erlangt haben; die $$ 182. fommen bier nicht in Frage. — Eine 
nurtitiihe Perſon handelt durch ihren Voritand; aus feinen Handlungen erivirbt 
ne unmittelbar und allein den Beſitz. 
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b) Danach bleibt nur der Fall übrig, wo der Befigerwerb ſchlechthin auf 
die Erlangung der tatjächlichen Gewalt abgejtellt wird. Da es fich hierbei 
nit um eine rechtögejchäftliche Willenserklärung handelt, findet das Cr: 
fordernis der Gejhäftsfähigkeit Feine unmittelbare Anwendung. Aber eine 
analoge Ausdehnung dieſes Erfordernifjes im Sinne der Verfehrfähigkeit * 
wird damit nicht ausgeſchloſſen. Gerade um diefer Folgerung auszuweichen, 
wird behauptet, daß zur Befiserlangung jedes irgendwie hergeitellte Raum: 
verhältnis ausreihe. Da indefjen nicht theoretiihe Wünſche, jondern nur 
die Erforderniffe des gejeglichen Tatbeftandes die Entſcheidung tragen müfjen 
und danach der Befigwille nicht völlig ausgejchaltet werden darf, muß auf 
die Bedeutung der Befigerlangung als Rechtshandlung eingegangen werden. 
Hier jet nun die neue Behauptung ein, es genüge ein bloßer natürlide: 
Wille, d. h. ein Wollen ohne Erkenntnis der Rechtsfolgen, und zum 
Wollen eines tatfählihen Erfolges jei auch in gewiſſem Umfange der Ge: 
Ihäftsunfähige imftande.: Diefer Sat verftößt aber gegen die zwingende 
gejeglihe Grundnorm, wonah Willen und Erwerbhandlung eines Gejchäfts: 
unfähigen abjolut jeder rechtlichen Bedeutung darbt.”? Es ift zweifellos, daß 





30) Dazu Bd.1 827; Manigf, Anwendungsgebiet der Vorſchriften über 
Rgeſch. (1901) ©.24; Eltzbacher, Handlungsfäbigfeit 1,216 (1903). 

31) E. Frank 42; Raape 62; Kober 8; Dittenberger 96. 

32) Der Begriff des fog. natürlichen Willens entbehrt der Klarheit; Wollen 
fann auch ein Tier; rechtlich maßgebend ijt die geijtige Reife des Wollenden. 
a) Das Gefeß gibt hiernach fejtbeitimmte Abjtufungen. Die Theorie vom natür: 
lichen Willen fucht diefe zu fprengen und jtellt die Abgrenzung in das willkürliche 
fubjeftive Ermefjen. Daß ein Kind von 2 Monaten jelbjtändig nicht Beſitz er- 
werben fann, ijt Harz; man fagt, weil der Säugling völlig willensunfäbig jet. 
Wann beginnt aber die Willensfähigfeit? Das Gefek antwortet: mit dem 
vollendeten 7. Zebenzjahre. Ob diefe Zahl richtig abgemeflen ſei und ob nidıt 
die völlige Verfehrunfähigfeit des Kindes nach $ 105 I zu meit gebe, war eine legis— 
Iatorifhe Frage. In der Reihstaglommiffion (Bericht Nr. 440 ©. 35) war daher in 
richtiger Erkenntnis des Zufammenbhanges der Fragen beantragt: auch der Gejchäfts- 
unfähige könne Rechtsgeſchäfte vornehmen, die ihm lediglich einen rechtlichen Vor— 
teil bringen, fofern er die erforderliche Einficht hatte; man dachte hier insbefondere 
an den Erwerb eines Gefchenfes und des Beſitzes. Der Antrag fiel indefjen mit 9 
gegen 9 Stimmen; gegen ihn war inäbefondere hervorgehoben, daß die Einzel: 
prüfung, ob die erforderliche Einficht vorlag, zu großen Zmeifeln führen müſſe. 
Die Frage, die Strohal 75 an mich richtet, warum die Nichte über 7 Jahre 
befjer behandelt werden ſoll als die „ettwas unter 7 Jahren“, findet danach ihre 
Antwort durch 88 104 Nr. 1, 1051; fie bezeugt, daß in Wahrheit für den Beſitz— 
eriverb eine Korrektur (fo Dittenberger 102) der angeblich ungulänglichen Recht3- 
normen über den Schub des Kindes geſucht wird. — b) Einer derartigen 
bejjernden Gejetesauslegung wäre zuzustimmen, wenn jich ein dringendes Be- 
dürfnis belegen und eine Grundlage aus den allgemeinen Rechtsgrundſätzen dafür 
gewinnen ließe. Jenes ift nicht nachgetwiefen (vergl. zu A34, 38) und dieſe 
jprechen dagegen. Die bisherige Praxis de3 gemeinen und preußifchen Rechts 
bat daran feitgebalten, daß der Handlungsunfähige durch eigene Handlungen den 
Beſitz meder heritellen, noch erwerben fann. D. 41. 2. 1. 5; Windfcheid 1 $ 155 
A 13; Hölder, Band. 8 39; Eccius 3 $ 157; Dernburg, pr. Pr. R. 1 8151 95; 
Rehbein, Entjch. Ob. Trib. 2. Aufl. 1,654. Das BGB nimmt durch die zwingende 
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ver Geihäftsunfähige nicht imftande ift, einen auch nur verfehrmäßig an- 
erfennungswürdigen Befigtatbejtand herzujtellen an einem Grundjtüd, einer 
Wohnung, einer umfangreicheren oder wertvolleren Fahrnis.“ Er fann im 
Sinne des Gejeges mit Rechtsfolgen auch nicht jelbjtändig eine Sache 
finden.“ Wenn demnad die Gegner fich lediglich auf ſolche Fälle berufen, 
mo geringfügige Sachen vom Kinde erlangt werden,? jo entziehen fie jelbit 
ihrer Theorie das praktiſche Intereſſe und überdies bleibt es eine ungelöfte 
Ftage, welcher Art denn der jo von dem Gejhäftsunfähigen erlangte Befig 
jein fönnte.?® 





Norm des 8 1051 denjelben Standpunft ein. Sucht man davon abzuweichen, 
io tritt völlige Nechtsunficherheit ein. Die Vertreter der Gegenmeinung jind 
unter ſich daher jofort in Streit geraten; mit gutem Grunde bezeichnet Manigf 
204 eö al3 ein widerjinniges Ergebnis, dat dem Stinde der jelbitändige originäre 
Erwerb des Beſitzes gejtattet, der abgeleitete Erwerb aber verjagt fein joll. 
Im Gegenfaß zu ihm aber meine ich, dat beides ausgefchlofien wird, weil das Geſetz 
zum Tatbejtande jedes Bejiterwerbes einen recht3erheblichen Willensaft fordert, der 
Wille des Kindes aber rechtlich al3 nicht vorhanden angejehen wird. — c)An jeden 
Beſitzerwerb jchliegen ich beitimmte Rechtsfolgen und fönnen fih Haftungen an— 
ihließen (oben 825 434). So, wenn das Kind ein Tier ergreift und hält, die 
Haftung aus 8 833. Man darf dieſe nicht ableugnen, da das Beſitzverhältnis als 
einheitliche aufzufaſſen iſt; zur jelbitändigen Heritellung eines derartig ber: 
baftenden Tatbeitandes iſt der Verkehrunfähige aber außer Stande. Der deutlich 
al3 Ausnahme gefennzeichnete $ 829 fann hierfür ebenfowenig einen Gegengrund 
abgeben, wie etwa die Kaufalität des Tieres nad) $ 833. 

33) Für Grundftüde kann dies ſchon deshalb nicht beftritten werden, meil 
da3 Find daran die tatfächliche Gewalt nicht berzuitellen vermag. Hat ein völlig 
von Größenmwahn beberrichter Geiſteskranker (8 104 Nr.2) fich einer fremden 
Hütte bemäcdhtigt, die er für jein Jagdſchloß anfieht, fo wird er nad) der Verfehrs- 
anihauung nicht als Befißer angeſehen und genieht feinen Bejitesihuß; der 
Eigentümer, der Arzt, die Vertvandten, die Polizei uſw. dürfen ihn herausholen. 
Der Grund ijt, weil der Herrſchaftwille eines Verfehrunfähigen feine rechtliche 
Rertung findet. — Diejelben Erwägungen treffen zu, wenn e3 jih um ein 
Pferd, einen Wagen, eine Bildfäule, ein wiſſenſchaftliches Buch uſw. handelt: die 
ſoziale Anerkennung einer Befißberrichaft iteht in Wbhängigfeit davon, ob dem 
Ergreifer der Sade ein der Bedeutung jeiner Handlung entiprechendes Ver: 
tändni3 zuguerfennen ift. 

34) Haftung des Finder nad 88965 F. Über den Erwerb am Schage 
unten 8 88. 

se) Die Fälle, in denen an Beſitzerwerb gedacht werden fünnte, betreffen 
die Übergabe eines Apfels, eines Balles ufto., das Fangen eines Singbogel3 oder 
Käfer ufm. Aus guten Gründen bütet man fich, dem Kind Beſitz an einer 
goldenen Uhr oder einem Taujendmarfichein einzuräumen. Da3 Anwendungs— 
gebiet wird noch mehr eingeichräntt, weil auch der „natürliche Wille“ ein Alter nabe 
an 7 Jahren vorausjeßt. Lohnt es fich wirklich, um folder Fälle willen ein 
beſonderes Rechtichußbedürfnis aufzurufen umd gegen $ 1051 einen Vorjtoß zu 
ma 2 


36) Da feine einzige der vom Gejeb angeführten Bejitarten bier paßt, 
müßte man eine bejfondere Bejißherrichaft, ohne Eigenbeiiß oder Beſitzvermittelung, 
mterftelen.. Wie iſt das zu denken? — TDie von den Gegnern angeführten 
Beifpiele Iaufen regelmäßig auf ſchenkungsweiſe Bejitübertragung hinaus. Wei 
dem Handgeſchenk (Bd.1 8164 AUT) ſchafft aber das Kauſalgeſchäft den Beſitz— 
übergang; dat das Kind jelbitändig feinen Schenfungsvertrag abichliegen kann, 
ſteht unbeitreitbar feit. 
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c) Das Ergebnis ijt, daß der Gejhäftsunfähige durch eigene Handlung 
Befig weder originär noch Durch Übergabe erwerben kann; wieweit der in der 
Geſchäftsfähigkeit Beſchränkte hierzu imftande ift, bedarf der Prüfung nad 
den mit der Befigerlangung verbundenen Rechtsfolgen.” Die Ablehnung des 
Befigerwerbes bedeutet aber nicht völlige Schuglofigfeit. Denn der Rechts— 
ſchutz fihert auch ein objektives Gewahrjamverhältnis.’* 


835. Das objeftive Gewahrjamperhältnis. 


Zur Wahrung des Rechtsfriedens ift jeder eigenmächtige Eingriff in 
fremdes Gehege und Gut unterjagt. Die gegen verbotene Eigenmadt ge: 
richtete Schutznorm greift weiter als der Tatbejtand des Beſitzes. Während 
das Geſetz zur Feftftellung des Befigbegriffes davon ausgeht, wie die Er: 
langung gewollter Gewalt ſich vollzieht oder wie diefe durch Herftellung eines 
beftimmten Rechtsverhältnifjes erjegt wird: entjcheidet hier Lediglich Die 
jeweils vorhandene Ordnung oder räumliche Lagerung der Sachgüter. Für 
den Gewahrjam in diefem Sinne bleibt es gleich, ob er mit oder ohne Willen 
bergejtellt wurde; er findet Schuß und Anerkennung aud da, wo fein Beſitz 
vorliegt; andererjeits beruht er ſtets auf der räumlich vollzjogenen Unter: 
werfung einer Sade, einen Erfag dafür durch die rechtliche Gebundenheit 
eines anderen, der für uns die Sache innehält, gibt es hier nicht." 

Hieraus begründet ſich das Bedürfnis, neben den Befig als Unterart der 
rechtlich geſchützten Sachgewalt das objeftive Gewahrjamper: 


37) So 3.8. entitehen Bedenken für die Antvendung des $ 968; unten $ 37. 
38) Tatſächlich wird nach allgemeinem Verkehrsgebrauch in dem Halter 
der Sache die Befißherrichaft des Herrn refpektiert, der als der eigentliche juriſtiſche 
Befiger erjcheint; den abgeleiteten Erwerb vollzieht der gejegliche Vertreter (A 29) ; 
bis dahin bleibt Befiter der Übertragende (A 9). Im übrigen vergl. unten $ 35. 


1) Das Geſetz bietet einen unvertennbaren Anwendungsfall dur $ 860. 
Der Beſitzhalter, der weder Beſitzer ijt, noch Befigrechte genießen fol (Brot. 3, 41 
fprechen allerdings von „beichräntten Beſitzrechten“, auch Jay, Gejhäftsführung 
292; dagegen Pland zu $ 860), bat Fraft eigenen Rechtes die Befugnis zur 
Ausübung der Selbitichußrechte aus 8 859. Dagegen jtehen dem mittelbaren 
Bejißer und dem Erben vor der tatjächlichen Ergreifung der Nachlaßſachen, ob— 
gleich beide als Beſitzer gelten ($$ 868, 857), jene Selbitichugrechte nicht zu; 
jener ijt auch in der Ausübung der gerichtlichen Beſitzanſprüche beſchränkt ($ 869, 
oben $ 32 A 25). Ebenfo ift der Befißhalter auch befugt, die Aufſuchung und 
Wegſchaffung der Sache nach $ 867 auszuüben; fo Kublenbed und Biermann zu 
; 867 72. 
s Andere Anwendungsfälle bietet das Geſetz, indem e3 jeden Inhaber der 
Schuldverfchreibung nach $ 793 als berechtigt zur Geltendmachung der berbrieften 
Forderung binftellt; Inhaber ijt nicht bloß der Eigentümer und Befiger, ſondern 
auch jeder Halter der Urkunde, auch der Vejigbalter (8 855). Bloßer Gewahrſam 
wird borausgefeßt im Gegenſatz zu Bejig für die Ablieferungpflicht bezüglich 
eine3 Tejtamentes, das fich bei einer Behörde befindet; 8 2259 II. 
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bältnis zu jtelen.? Sein Anmendungsgebiet ift jegt genauer zu um: 
ihreiben. 

1. Die Herrſchaft über mein Haus jchafft mir Obhut und Gewahrjam 
über alle darin befindlichen Sachen. Die Unverleglichkeit des umfriedeten 
Befigtumes wehrt jedem Eingriffe.? In der auf das Ganze fich erftredenden 
Gebietherrihaft * hege ich alle darin befindlihen Sachen, gleichviel wie fie 


2) Der Aufbau des BGB wird allerdings von dem Gedanken beherricht, 
nur einen umfafjenden Bejißbegriff anzuerkennen; auch das bloße Detention— 
verhältni® (oben a. A5) foll zum Beſitz geitempelt werden; Erlangung des 
Gewahrfams im Sinne der tatjächlichen Gewalt foll die regelmäßige Grundlage 
für den Erwerb des unmittelbaren Bejiges bilden. Damit fann aber den außer: 
balb diefes Befißverhältnifies ftehenden bloßen Gewahrſamzuſtänden nicht jeglicher 
Rechtſchutz verſagt werden: die Anforderungen des Nechtslebens find jtärfer als 
die Theorie des Gefebgebers, fie erzwingen ſich ſowohl im BGB al3 aud im 
Rrozeh und Strafrecht ihre Anerfennung. Zwei Löfungen find denkbar. a) Die 
erite weitet dern Befibbegriff derart aus, daß er auch die Fälle des objektiven 
Gewahrfams umfpannt. Bon hier aus wird das Erlangen der tatfächlichen Ge— 
walt nicht mehr als Befigerwerbbandlung, fondern ala Außeres Geſchehen auf 
oefaht, jo daß es einen Beſitzerwerb ohne und gegen Willen und demgemäß auch 
einen felbitändigen Erwerb des Geſchäftsunfähigen geben fol. Daß diefe Auf: 
jaſſung dem Geſetz nicht entfpricht und die richtige Auffaffung des Beſitzbegriffes 
zerftört, ift oben 8 34 dargelegt. b) Somit bleibt nur die andere Löfung übrig, 
die neben dem Befitverhältnis eine zweite Art der geſchützten Sachgewalt an— 
erfennt. Bei Diefer fcheidet die Frage, wie der Erwerb fich vollaogen hat, aus; 
dien Ausgang bildet vielmehr das tatjächlich vorhandene Gewahrfamberbältnis. 
Tie Aufgabe ift, die verfchiedenen Abitufungen des Gewahrjams feitzuftellen und 
gegen das nadte, rechtlich bedeutungsloje Raumberhältnis, in dem eine Sache zu 
inſeren Gütern ftebt, abzugrenzen. Daß diefe Auffafiung am beiten dem BGB 
gerecht wird, ergibt der Al genannte Fall und die folgende Darjtellung. Die 
Gegner geben zu, daß keineswegs überall bereitö die räumliche Lagerung einer 
Sade die Bejitsherrichaft begründe; fie geben aber feine pofitive Antwort, wo die 
Grenze zu ziehen ſei und welcher Schuß den nicht in Beſitz gehaltenen Sachen 
zutommen kann. Feitzubalten ift, daß das BGB unter Beſitz nur die gefenn- 
#idnete eigenartige Sachgewalt verjtebt; mit dem Gewahrſam wird weder die 
Lermutung des Gigentumes, noch die Wirkung der Erfisungslage verfnüpft; 
feine Wirkungen werden vielmehr von dem Grundgedanfen aus beitimmt, 
daß jedem vollgogenen Tatbeitande zunächſt der Frieden 
gefihert fein muß. 

3) Hier iſt an den öffentlichrechtlihen Schuß gegen Hausfriedensbruch 
duch StrGB 8 123 anzufnüpfen. Über den dort gebrauchten Begriff des be— 
friedeten Befißtumes: die Komm. von Olshauſen A5; Frank AI3; Goehr3, der 
Rehtöfrieden 1900. — Für das bürgerliche Recht iit der Begriff in weiterem 
inne zu faſſen; Beſitztum umfaßt hier auch bewegliche Sachen, A10 und Bd. 1 
$H Abf. Ferner Rotering 24. 

. + Der Grumd bierfür wird durch den abfoluten Schuß des befriedeten 
deftgtumes gegeben, durch die formale Grundlage der Beſitzverteidigung als 
Kittel zur Erhaltung des öffentlichen Rechtsfriedens. Diefer Grundgedanke 
it bereits durch die Spolienflage (oben 826) anerfannt worden. Dazu Bähr, 
Irteile des RG 42,46; er jtellt die Frage dahin: wann ftehe ich zu einer Sache 
in einem folchen Verhältnis, daß ich jeden ſie Angreifenden mit der Kauft zurück— 
zweiſen berechtigt bin. Für die Wohnung lautet die Antwort, daß niemand 
ſch das Wegholen von Sachen gefallen zu laften braucht; erit gib die Sache zurüd, 
dann beweife dein Eigentum, iſt dem fich auf fein Recht VBerufenden entgegen- 
zuhalten. — Für das preußifche Recht hat v. Nedlin in Gruchot 32, 252 die 
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hineingelangt find und gleichviel ob ich die einzelne für mich innehalten will 
oder nicht. Vorausſetzung dieſes Rechtes zur Verteidigung ijt nicht, daß ic 
an jeder Innenſache Beſitz erlangt hätte.’ 

Die nähere Betrachtung fordert folgende Unterjcheidungen : 

a) Befig wird erworben an den Sachen, die in einem zu dieſem Zwede 
aufgejtellten Behälter gebracht werden: an dem Vogel, der fi in dem Netze 
fängt ;° an dem Briefe, der in meinen Brieflaften geworfen ift; an dem 
Geldftüde, Das in den Automaten hineingeftekt wurde.” Der Grund liegt 
darin, daß durch die dem aufgejtellten Behälter gegebene Zwedbejtimmung 
die Annahmeerflärung in einer verfehrverftändlihen und anerfennungs: 
würdigen Weife verlautbart und zugleich ein befeftigtes Gemwaltverhältnis 
bergeftellt wird.* Die Sachlage iſt diefelbe, wie wenn auf meine Bejtellung 
oder mein Geheiß Waren in meiner Wohnung abgegeben werden.? 

b) Der Aneignungsmwillen fehlt, wenn in den Behälter andere Saden 
als die, zu deren Aufnahme er beftimmt ift, eingelegt werden, und überall, wo 
dem befriedeten Raume oder Behälter keine Zweckbeſtimmung zur Aufnahme 
der von Arderen zugebrachten Sachen aufgeprägt iſt.“ Hier entſteht bloß ein 





Geltung Diefer — treffend nachgewieſen. Ihm tritt bei: Dernburg, 
un 1 8149 A1. Xergl. ferner E. Frank 23,56; Raape 58 (Litt. oben 
8 


5) Aus dem Beſitzſchutze, der für die Gebietherrſchaft über das ganze Be— 
fißtum begründet tjt, wird ein Nechtsjchuß zur Verteidigung und auf Zurüd- 
bringen der einzelnen darin befindlihen Sachen abgeleitet, Der nicht bon dem 
Nachweiſe abhängt, dat ich diefe Sache in Beſitz gehabt habe und für den nidt 
Ne * — —— des BGB in Geltung treten. 

6) D. 41. 1. 55: wer den in meinem Netz gefangenen Eber löſt oder ſich 
ROTE, bricht meinen Beſitz (und mein Eigentum). 

7) über da3 Automatengejchäft Bd.1 869 Nr. 4, 8 163 Nr. 2. — Ferneres 
Beifpiel: Einwurf eines Geldſtücks in die öffentlich ausgehängten Sammelbüdien 
des FFlottenvereind, des Vereins für Begründung von Lungenheilſtätten uſw. 
oder für die Dienerjchaft eines Hofpizes. 

8) Darum fommt auch die Tauglichfeit und Haltbarkeit des Fangnetzes, 
des a drgl. in Betracht. 

9) Sie find in meinen Beſitz gelangt: quamquam id nemo dum attigerit; 
D. 41. 2. 18.2, Goldſchmidt 1,118. — Die Beitellung enthält den Antrag zum 
lbertragumgövertrag; das Zugehen der durch die Abgabe der Ware verwirklichten 
Annahmeerklärung it gemäß 8151 Bier entbehrlih. Über wumbejtellte Zu: 
fendungen A 14. 

10) Dies wendet fich gegen die Behauptung (oben $ 34 A 9), dab ich Beſitz 
an den ohne mein Willen und Wollen mir zugeitedten Saden erwerbe. Dad 
Haus, die Wohnung oder der Überzieher, Koffer, Bücherfchranf uſw. ift Fein 
Brieffajten für alles; und auch eine Zigarrentafche oder Geldbörje trägt midi 
die Beitimmung, die Zigarren oder das Geld Anderer in fih aufzunehmen. — 
Wenn ich nicht weiß, woher die in meine Wohnung oder in meine Tajche geratene 
Sache herrübrt, fo kann ich als redlich Denkender dieſe nur als eine verlorent 
anſehen; Beſitz erwerbe ich daran erſt, wenn ich ſie nach $ 965 mwillentlich au 
mic nehme. Bei den von den Gegnern angeführten Fallen wird ſtillſchweigent 
unteritellt, daß ich den Schenker fenne und feine Zumendungabficdht errate. Dam 
aber iſt Far, daß mir damit nur ein Antrag auf Annahme der Befigübertragung 


$35. Das objeltive Gewahrjamverhältnis. 187 


objettives Gewahrjampverhältnis. Solange die damit geichaffene tat: 
jählihe Obhut andauert, kann ich Durch Betätigung des Aneignungswillens 
Befig ergreifen und damit in die volle Rechtitellung eines Befigers eintreten. 
Aber auch abgejehen davon wird die durch den Gewahrjam gefchaffene An - 
wartjhaft auf den Befigerwerb um ihrer jelbft willen ald Rechtspoſition 
geihügt. Der eigenmächtige Eingriff eines Dritten im den von mir inne: 
gehaltenen Gewahrjam erſcheint als widerrechtlih. Gegen den Bruch des 
Gewahrjams bietet Rechtſchutz: die Notwehr und Selbfthilfe,'? der Schaden: 
erfaganjpruch wegen unerlaubter Handlung,” die aus dem Rechte des Die 
Befigübertragung uns Antragenden abgeleiteten Anfprüche.'* - 

c) Nach alledem erjcheint der Gewahrſam als ein eigenartiges rechtlich 
geihügtes Gemaltverhältnis über eine Sache. Der Rechtsgrund jeines 
Schutzes ift: Sicherung des vollzogenen Tatbejtandes gegen Eingriffe, deren 
Berechtigung noch nicht dargetan iſt. Zu jeiner Herjtellung genügt, im 
Gegenſatz zur Erlangung der Befigherrihaft, die objektive Lagerung einer 
Sache, wonach diefe unter die Obhut eines befriedeten Raumes oder Beſitz— 
tumes geftellt if. Da es auf den Ermwerbmillen nicht antommt, kann aud) 
ein Verfehrunfähiger jelbitändig für fih den Gemwahrjam begründen.“ 


und Schenkung gejtellt wird, der erit durch meine Annahme eine Rechtswirkung 
erlangt. — Mit Unrecht wird bier vielfach die Feititellung eingemifcht, daß ic) 
Beiiger bleibe, auch wenn ich die im Haufe befindliche Sache vergeſſen oder ber- 
legt habe: die Fortdauer des Beſitzverhältniſſes ruht aber nicht wie jeine Be— 
gründung auf dem aktiv betätigten Uneignungsmwillen; unten ie 

11) Das BGB gibt diefem Begriffe ein weites, auch ſolche Anwartſchaft 
umjpannendes Anwendungsgebiet; ®d.1 $84b Nr. 1. 

12) Nach $$ 227, 2295. Mit Rückſicht auf $860 (A1) wird eine auss 
dehnende Anwendung des Selbitichugrechtes aus $ S59 auch auf die Fälle des 
bloßen Gewahrſams geitattet fein. 

13) Entweder weil der Gemwahrfam als Anwartſchaft nad 88231 als 
ſonſtiges Recht erfcheint, oder weil der Eingriff gegen ein Schußgejeg im Sinne 
de3 8823 II (3.8. U3) verſtößt. 

14) Denn der Andere, der 3.2. ein Buch heimlich in unferen in ber 
Garderobe hängenden Rod geitedt hat, ijt vorab noch Bejiter des Buches geblieben. 
Ich habe gegen den Dritten jelbitändig das Recht zur Verteidigung meines Ge- 
wahrjams (A 12). Hat der Dritte fich aber bereit das Buch angeeignet, jo kann 
ih mir den Bejikanfpruch des Anderen aus $ 861 abtreten lafien. — Über die 
Annahme des in dem Einbringen unbeftellter Waren liegenden Antrags: oben 
$34 A 19. Habe ich die unbeitellte Sache zur Befichtigung oder Prüfung uſw. 
abgenommen, jo wird damit regelmäßig ein Verwahrungs- oder fonjtiges Rechts— 
verhältnis begründet werden, bermöge defien ich als Beſitzmittler für den Abjender 
als den mittelbaren Beſitzer erjcheine. Iſt dagegen die unbeitellte Sache ohne 
mein Wiffen oder ohne meinen Abnahmetillen abgegeben, fo werde ich weder zur 
Aufbewahrung noch ſonſtwie rechtlich dem Abjender gebunden, er hat nur einen 
Abholungsanſpruch (auf den etwaigen Bereicherungsanfpruch fommt es bier nicht 
an); demgemäß fehlt jede Grundlage für meinen Beſitzerwerb, jolange ich nicht 
den Aneignungsmillen fajje und betätige; über die bloß daliegende Sache halte 
ih aber den Gemwahrfam gegen Dritte. 

15) Er nimmt dadurch an dem Schuß des Gewahrſams (U 12F.) teil. Da— 
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Kein Gewahrjam befteht: 1. wo die tatjächlihe Gewalt fehlt, weil die Sache 
noch unentdedt in unjerem Grundjtüc fich befindet, 2, wo die befeitigte 
Obhut fehlt, weil die Sache dem Zugriffe jedes Dritten noch ausgefegt iſt,“ 
3. wo die Sache von einem in meinem Befigtum Anwejenden nur abgelegt ift, 
fih aljo noch unter jeiner Befigherrichaft befindet.!* 

2. Der ſoeben entwidelte Begriff des objektiven Gewahrjams findet 
bejondere gejegliche Beſtätigung in folgenden Fällen. 

a) Eine Fahrnis ift auf ein fremdes, offenes oder eingehegtes, Grund- 
jtäd gelangt.” Daraus ergibt ſich eine dreifache rechtlihe Situation. 
1. Die Fahrnis ift damit zwar augenblidlih dem unmittelbaren Zugriff 
entzogen, der Befig an ihr aber ging nicht verloren. Die Ausübung der 


mit wird die fünftliche Konjtruftion eines Beſitzerwerbes des Kindes unter An— 
nahme eines fog. natürlichen Willens (oben $ 34 A 32) vermieden. Und ebenjo 
bleibt die dem Geſetze mwiderfprechende Aufdrängung des Beſitzes ausgeſchloſſen. 
Allerdings tritt auch da8 Gemwahrjamberhältnis durch äußeres Geſchehen ohne 
Willen ein: aber daraus entiteht niemal3 eine Verhaftung wie beim Beſitze, 
fondern bloß eine Anwartſchaft, deren Ergreifung und Benutzung in den Willen 
de3 damit Begünftigten oder feines geſetzlichen Vertreters geftellt wird. Auf dieje 
Weiſe wird insbefondere einer Vertvirrung des Befitbegriffes und der Annahme 
bon Beligarten vorgebeugt, die feine Einpaffung in die Ordnung des BGB finden 
fönnen (oben $34 412,86). 

16) So insbefondere am Schab oder an Mineralien, deren Aufſuchung und 
Gewinnung nach den Grundfäßen des Bergrechtes jedermann freifteht. Rotering 18. 

17) Die auf einem offenen Grunditüd, im Walde uſw. verlorene Sace. 
Man fann den Sab aufitellen: two jeder Dritte eine Sache finden fann, da fehlt 
der Gewahrjam. Vergl. unten W 31. 

18) Der Gaft bejitt die im Reſtaurant aufgebängten Kleidungsſtücke, den 
mitgebraditen Koffer; der Dienftbote befitt feine eigenen Kleidungsftüde wie feine 
Uhr. Wenn aber ein Befucher feinen Schirm in meiner Wohnung jtehen gelaflen bat, 
ift der Gewahrfam daran auf mich übergegangen; fo insbefondere, wenn die ver— 
gejlene Sache nicht abgeholt wird und der Eigentümer unbefannt bleibt. Es 
würde bier durchaus der Verfehrsanihauung widerfprechen, twern mit der Gegen- 
meinung angenommen würde, daß ich damit Befiß erlangt hätte. 

19) 8867. Beifpiele find: Wäſcheſtücke jind in den Nachbarhof binüber- 
geflogen, der Hund oder die Kuh haben fich in einen fremden Garten verlaufen, 
ein Ball iſt beim Spielen in da3 Kornfeld oder durch das Fenjter in ein Zimmer 
gefallen. — Für Bienenſchwärme gelten $$ 961 f. — Die Beſchränkung des An— 
mendungsgebtetes auf Grumdftüde iſt unbegründet; auch ein Wagen dergl. kommt 
in Betracht. Ob die Fahrnis durch Zufall oder ungeichidtes Handeln ihres Be- 
ſitzers auf das fremde Grundſtück gelangt ift, bleibt fich gleich. Anders ftände es 
aber, wenn fie abjichtlich dort 3.8. durch einen Dieb verftedt worden ift. 

20) So die allgemeine Anficht; Hipp in Windfcheid 1,738; Dernburg BR 
3,65; Lehmann 19; Strobal, Iher. %. 38,54. Das Gefet jagt in $ 867 ©. 1 
„aus der Gewalt“ und deutlicher in dem denfelben Tatbeitand vorausſetzenden 
$ 1005 „befindet fich eine Sache auf dem Grundſtück eines Anderen“. Abw. Bar- 
eld, Gruchot 42, 679; Biermann Ai1b: Befitverluft ift die Vorausfekung des 

867; gelangt 3.8. mein Hut auf ein fremdes offenes Grunditüd, jo bleibe ich 

ejißer und kann mir (fo fcheint die Folgerung zu lauten) eigenmächtig den Hut 
wieder holen ohne auf den Abholungsanſpruch veriviefen zu fein. Das Geſetz gibt 
m. ©. zu dieſer Unterſcheidung feinen Anlaß; die von den Gegnern berborgehobenen 
eretzen erledigen ſich durch die richtige Auffaſſung der Geſtattungs— 
prlicht, 24, 
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Befiggewalt wird durch die geficherte Zagerung der Fahrnis *" und durch den 
rechtlich bejtätigten Abholunganſpruch erhalten. 2. Der Grundftücbefiger 
erlangt dadurd allein, daß die Fahrnis auf fein Grundftüd geraten ift, an 
ihr noch feinen Beſitz. Das Gejet bejtätigt damit, daß die bloß objektive 
Herftellung eines räumlichen Verhältniffes, jelbft werm die fremde Fahrnis 
ih im Machtkreife der Grundftücbefiger befindet, nicht den Beſitzerwerb 
begründet.” Wohl aber fteht die Fahrnis in feinem Gemwahrjam, da der 
Frieden feines Befigtumes das eigenmächtige Betreten, Nachfuchen und Weg: 
ihaffen abwehrt.** Nach jozialer Abwägung überwiegt indeffen hier das 
Intereſſe an der Erhaltung des Fahrnisbefiges. Um das bloße Gewahrjam: 
verhältnis zu brechen, genügt, da der Befig und Eigentumanfpruc ſich nur 
gegen einen als Befiger auftretenden Gegner richtet, die Auferlegung einer 
dem Abholunganſpruch entjprechenden gejeglihen Duldungspflicht zur Auf: 
juhung und Wegſchaffung der entgangenen Fahrnis. Dieje Pflicht ftellt ſich 
als gejegliche Beſchränkung der Eigentum= und Befisherrihaft an Grund: 
ftüden dar.* Ihr entfpricht nad allgemeinem Grundja die volle Ent: 


21) Die Fahrnis ift nicht „verloren“ gegangen; vergl. \ 854 II. Sie jteht 
einer Frl verlegten gleich; die Obhut des fremden Grundjtüds fichert meine 


Herrſchaft. 

22) Dies ergibt unzweifelhaft die Gegenüberſtellung des unter Nr. 3(A 27) 
behandelten Tatbeitandes. So auch Brot. 3, 166, 167; Strohal, Sachbeſitz 66; 
€. Franf 15; Raape 50. 

23) Da die berrfchende Anficht dies verfennt, fehlt ihr jede rechtliche Be— 
grimdung und das rechte Verftändnis für den Anhalt des $ 867. Man jagt nad 
Prot. 3, 166, dat der Grundſtückbeſitzer nicht paſſiv Tegitimtert ift für den Eigen- 
tumanfpruch. Das tft richtig. Uber woher rechtfertigt fich feine Paſſivlegitimation 
für den Abholunganſpruch und weshalb mußte diefer befonders geſetzlich geſchaffen 
werden? Darauf fehlt jede ausreichende Antwort, wenn die Bedeutung des Ge— 
wahrjamverhältnifjes verfannt wird. Nur diejes fann die Pflicht zur Einlaffung 
auf den Abholunganſpruch begründen. 

24) 8867 ©.1 — infofern zur Gruppe der Selbſthilfe und Notrechte 
(88229, 904). Da aber der Grumdftüdbefißer nur Gewahrfam an der Fahrnis 
bat, gelten mindere Vorausſetzungen, insbefondere wird ein übertwiegendes In— 
terefie des Eingreifenden bier nicht vorausgefekt. Man fünnte auch 8 226 heran» 
ziehen: der Grundftüdbefiter darf feinen Gewahrſam, an dem er bier fein weiteres 
Intereſſe hat, nicht ausnubken, um dem Anderen die Bejikausübung an der ent- 
gangenen Fahrnis zu wehren. — Zweifelhaft tft, wie fich Die Ausübung des Ab- 
bolungsrechtes geftalten fol. Sebt das Geitatten ein Erfuchen und Einverſtändnis 
des Grundftüdbejigers boraus8? So Pland U 6, Biermann U 2, TurnausFörfter 
1,67 A1 (aber einfchränfend A 4); dagegen Kniep 477, Dernburg, BR3 828, 
Kober A4. — a) Das Geſetz verleiht hier dem Fahrnisbeſitzer nicht ausdrüdlich 
ein jelbitändiges Necht zum Eingriffe wie in 8 962 (vergl. 895612), fondern 
geht von der Gejtattungspflicht des Grumdftücbefißers aus, mie in $$ 904, 258 
&.2, 1044. Danach würde ein Vorgehen im Wege der Selbithilfe zunächſt nur 
berechtigt fein, wenn der Tatbeitand der ss 229, 904 erfüllt iſt; 3.8. beim Her- 
ausziehen des Tafchentuches iſt der Hausjchlüffel in einen fremden Garten ges 
iäleudert, ohne ihn müßte A. die Winternacht im Freien zubringen. In anderen 
Fallen müßte gegen den fich weigernden Grundftüdbefiter im Wege der Klage 
borgegangen werben. — b) Diefe fteife Auslegung entfpricht weder den Verkehr— 
anfhauumgen (niemand wird es einfallen, wenn der Hut vom Winde auf eine 
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ſchädigungspflicht des Eingreifenden.“ 3. Hat der Grundſtückbeſitzer oder ein 
Dritter vor der Geltendmahung des Abholunganjpruchs *° an der Yahrnis 
Befig erworben,?? jo iſt damit eine vollwirkſame Sachherrſchaft entitanden, 
die dem Abholunganjprud nicht zu weichen braucht.” Da hierdurch dem 
Fahrnisbefiger der Befig ohne jeinen Willen entzogen wird, begeht der 
Grundjtücdbefiger oder der Dritte verbotene Eigenmadt.?® 


Wiefe vertrieben iſt, exit in das entfernte Dorf zu eilen, dort den Wiefenbeiiger 
zu ermitteln und um Erlaubnis anzugehen), noch dem Zweck des $ 867. Man 
hat bisher nicht beachtet, daß die gejegliche Gejtattung dem Eingriff nad) $ 8581 
den Charakter der Widerrechtlichkfeit nimmt, und dab die Wegnahme nur ver: 
weigert werden darf im alle des $ 867 ©. 3. Gegen unberechtigte Verweigerung 
greift die Selbithilfe nad) $ 229 durch (jo auch Pland A 6) ; außerdem macht die 
widerrechtliche Verlegung einer gejeglichen Duldungspflicht nad $ S23 1 haftbar 
(85.1896 A 23, $ 131 A 13; Wendt, Civ. U. 92,16). Daraus 1jt zu ſchließen, 
daß eine befondere Erlaubnis nicht erbeten werden muß. Denn was der Gegner ge: 
jtatten muß oder nicht verbieten darf ($ 904), brauche ich von ihm nicht zu erbitten; 
nur zur Aufklärung des Zweckes des Eindringens wird die Verfehrfitte eine Anzeige 
oder Verjtändigung an den Grundjtüdbefiger, wenn er anweſend iſt, erforder. 
Anders jteht e8, wenn zur Ergreifung der Fahrnis ein Eindringen in Haus oder 
Wohnung, etwa unter Zertrümmerung eines Fenſters, erforderlich iſt; das iſt nur im 
Falle des 8 904 gejtattet.— c) Dieje Ordnung iſt praftifch nicht unbedenklich (ebenjo 
twie die des 8 904; Bd.18 85a 37). Eine Gefährdung des Grundjtüdeigentümers 
kann troß feines Erſatzanſpruchs (A 25) eintreten. Durch EG 89 wird daher den 
Landesgeſetzen geitattet, zum Schuße der Grundjtüde und deren Erzeugnifie be- 
fondere Vorfchriften zu erlaſſen umd insbefondere ein Privatpfändungsredht zu 
gewähren; darüber Bd. 1 $85b A 23. Danach kann insbejondere übergetretenes 
Vieh gepfändet werden (3.8. preuß. Feld- und Forftpolizeigef. 1.4. 1830 8 77). 
— d) Dem Grundftücdbejißer jteht e3 frei, felbit die Sache aufzufuchen und durch 
ihre Herausgabe an den Fahrnisbefiter die Vorausfegung des Abholunganfpruds 
aufzubeben. 

25) 8867 ©.2. Ferner ©. 3: Vertveigerung (anfpruchhenmende Ein: 
rede; Bd.1 $88 A 45) der Geitattung, bis Sicherheit für den zu befürchtenden 
Schaden geleiitet wird; auch dies gilt nicht, wenn mit dem Auffchube Gefahr 
verbunden ijt; die Ergreifung 3. B. des entflohenen Stanarienbogel3 würde ver- 
eitelt, wenn deſſen Beſitzer erit Geld zur Sicherbeititellung berbeiholen müßte. 
— Kann wegen eines bereit3 entitandenen Schadens die Fahrnis zurüdbehalten 
werden? 3.2. die tweggelaufene Kub bat ein Spargelbeet zertreten. Allerdings 
fehlt die Vorausſetzung des $ 273 II; wer die Sadıye nicht beſitzt, kann nicht zur 
„Herausgabe“ verpflichtet fein. Man wird aber die Frage bejahen dürfen, weil das, 
was für den bloß befürchteten Schaden rechtens ijt, um fo mehr für den bereits ent- 
jtandenen gelten muß. Ferner A 24c. Vergl. aber aud) Bekker, her. 3. 34, 19. 

26) 8867 ©. 1% „inzwifchen“. Diefe Ausnahmenorm trifft mithin nicht 
zu, wenn der Grundjtüdbejißer erit infolge des Vorgehens des Berechtigten Die 
Fahrnis entdedt und fie jest erſt in Beſitz nehmen will. 

27) „In Bei nehmen“ hat bier wie in $$ 561 I, 958, 954 die Bedeutung 
bon toillentlihem Bejißerwerben. Durch die Einfügung diefer Gegennorm mird 
Hargeitellt, dat der Tatbeitand der vorausgehenden Grundnorm auf ein objeftives 
Gewahrſamverhältnis abgeftellt it, das den Beſitzerwerb nicht einjchließt. 

28) Das eigenmädtige Eindringen und Wegnehmen ſeitens des bisherigen 
Fahrnisbeſitzers iſt jeßt ein twiderrechtlicher Eingriff, gegen den dem Grundjtüd- 
befißer da3 Necht der Notwehr aus 8227 und der Schadenerfaßanipruch aus 
$ 823 I zuiteht. 

29) Nach 88581; daher Haftung nach 8861 oder aus 88985, 1007. 
Planck A1; Strobal 55; Turnau-Förſter 68 W 5; teilweiſe abw. Biermann A 3; 
Bartels 679. 
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b) An Saden, die in den Gejhäftsräumen oder in den Beförderungs- 
mitteln einer öffentlihen Behörde oder dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Berkehranftalt verloren oder jonftwie unbeabfichtigt liegen geblieben find, 
erlangt die Behörde oder Anjtalt den Befig nicht. Die Beitimmung diejer 
Räume zum Aufenthalte und Zutritt einer nicht begrenzten Menge von 
Perjonen ” läßt die Gleichftellung mit den in ausſchließlichem Privatbefit 
befindlihen Wohnräumen nicht zu.” Im allgemeinen Intereſſe der öffent: 
lihen Sicherheit und im perjönlichen des Verlierers wird Dem Finder aber die 
Verpflichtung auferlegt, die Sache unverzüglich an die Behörde oder die Ver: 
tehranftalt abzuliefern. Indem das Geje dem Finder zugleich alle Finder: 
rehte abjpricht,”? geht es von der Auffafjung aus, daß die Verkehranitalt 
an den Sachen, die in ihren dem allgemeinen Verkehr eröffneten Räumen 
verloren gegangen find, den Gewahrſam“ innehält. 

3. Das objektive Gewahrjamverhältnis findet wegen des, der tatfächlich 
und räumlich gebundenen Unterwerfung einer Sache zukommenden, Rechts: 
friedens befondere Anerkennung auch im öffentlichen Rechte. 

a) Der fundbare Gewahrjam unterjtellt die Fahrnis derart dem Macht: 
reife des Inhabers, daß fie, wenn fie nicht offenfichtlich als fremde erjcheint, 
dem Vermögen des Inhabers zugerechnet wird und daher aus einem gegen 
ihn als Schuldner gerichteten Vollitredungstitel gepfändet werden darf.“ 


30) Mit Unrecht will Pland den $978 auch dann antvenden, wenn bie 
Geihäftsräume uſw. dem Publikum nicht zugänglich find. Sole Räume find 
m. E. wie Privaträume zu behandeln, in ihnen fann ein Dritter eine Sache nicht 
finden, weil dieſe unter dem Gemwahrfam des Raumbefiters ſteht. — Gegen 
Pland auch Biermann 8 978 A. 

31) Daher fönnen in einem Mufeum, Eiſenbahnwarteſaal, Eifenbahn= 
abteil, Konzertſaal, Pferdebahnmwagen und auch in einer Drofchte uſw. Sachen 
„verloren“ und von Dritten dort „gefunden“ werden. Nach dem bisherigen 
Rechte beanjpruchte die Eifenbahnbehörde „Beſitz“ an allen in ihren Räumen ver— 
gefienen Sachen; vergl. preuß. Minijterialblatt für die innere Verwaltung 1881 
6.183. Jedlin 270 A 18 und nach Zeitungsberichten das Kammergericht (auf 
Grund des Berliner Bolizeireglements vom 29.1.1873) wieſen es ab, daß in 
einer Droſchke etwas verloren oder gefunden werden könne, weil der Kutjcher an 
den dort vergefienen Saden Auffiht und Gemwahrfam (im Sinne des preuß. 
ALR) habe. Dagegen D.-Trib. Stuttgart in Seuff. W. 33, 307. 

32) 8978 ©.2. Der — hat die Stellung eines Geſchäftsführers 
ohne Auftrag, insbeſondere gelten 88 679, 683, 680. 

33) Ohne diefe Annahme würden die $$ 978 f. jeder rechtlichen Grundlage 
entbehren. Das BGB kehrt infofern zu der in A 31 angegebenen Auffaffung 
des preuß. R. zurüd. 

34) CPO 88081. Die Bemerkung in Brot. 6, 717 (ebenjo 2. Seuffert 
ERO 2,469), daß Gewahrſam hier im Sinne von Beſitz zu verjtehen fei, trifft 
nicht zu. Gewahrjam hat weder der mittelbare Bejiter (8 868), noch der Erbe 
nad) 8 857, noch wer durch Beſitzkonſtitut Beſitz erlangt bat. Daß der Beſitzhalter 
(8855), obgleich er Gewahrfam haben fann, bier ausfcheidet, hat feinen Grund 
darin, daß er (ebenfo wie der Frachtführer an den in Beſitz gehaltenen Fracht— 
gutern) offenkundig fremde Sachen innebält; da die Pfändung nur die Güter des 
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Andererjeits jchüßt bereits der Gewahrjam der Fahrnis den Inhaber, der 
nicht Vollſtreckungsſchuldner ift, gegen den Pfändungszugriff.” Mit Er: 
langung des Gemwahrjams jeitens des Gemeinjchuldners wird der Aus: 
jonderunganipruc) des Verkäufers im Konkurs ausgejchlofjen.?* 

b) Der dur das Strafrecht gegen die Verlegung und Gefährdung des 
Vermögens zu bietende Schug nimmt zum Ausgang den befriedetern gegen: 
wärtigen Befigftand. Dieſer Schugzwed erheifcht eine eigenartige Beſtim— 
mung des Tatbejtandes des Diebftahls nach der Richtung hin: wann hat 
jemand eine Fahrnis derart inne, daß fie ihm weggenommen werden kann.“ 
Die Antwort muß zwei Tatbeftände unterſcheiden. 1. Geſchützt wird der 
Beſitz, injofern nad) bürgerlihem Rechte die tatjächlichde Gewalt im Sinne 
eines jozial anerkannten und verwirklichten Gemwaltverhältnifies über die 
Sade bejteht.” Dagegen jcheiden alle Fälle aus, wo ein Befigverhältnis 


Schuldners ergreifen joll, fo iit au3 dem Zived der Norm der Gewahrjambegriif 
auf jolde Fahrnis zu bejchränfen, für die nad) dem fundbaren Tatbeftande die 
Zugehörigkeit zum Vermögen des Schuldners unterjtellt werden darf. Im übrigen: 
Gaupp:Stein 2, 585; 2. Seuffert 2, 469. 

35) Selbſt wenn die Fahrnis dem Vollitrefungsjchuldner gehört oder der 
Inhaber zur Duldung der Zwangsbollſtreckung materiellrechtlich verpflichtet iſt, 
darf der Gemwahrfam nicht dur Pfändung gebrochen merden. Anders nur, 
wenn der Inhaber zur Herausgabe bereit iſt (EPO $ 809); die Erfordernis 
belegt die felbitändige Bedeutung des objektiven Gewahrſamverhältniſſes. 

36) Das Genauere in KO 844. Denn durch den Gewahrſam iſt die ver: 
jendete Ware dem Machtbereich de3 Gemeinfchuldners untergeordnet. Much bier 
ſteht Gewahrfam im Gegenjaß zum Bejiß; U 34; Jäger, KO 844 A 16; abw. 
L. Seuffert, Konkursprozeß 96. 

37) StrGB $ 242: wer eine fremde bewegliche Sache einem Anderen — 
„wegnimmt“. 

38) Der Befigbegriff des BGB ijt für das Strafrecht nicht ſchlechthin maß— 
gebend; nach ihrer Ziwedbeitimmung bat jede diefer Nechtsordnungen den Tat— 
bejtand der ſchutzwürdigen Sachgetvalt befonders abgegrenzt. So dv. Bülow, 
Arch. für Strafrecht 45, 321; Xobe, Einfluß des BGB auf das Str (1898) 16; 
Rotering 43; R. Schmidt, D. Y3 5, 149; Frank, StrGB 316; Binding, Lehrb. des 
D. Strafr. Bei. Teil 2. Aufl. 1,243, 245. Wenn einzelne Vertreter diefer Anjicht 
aber die im BGB getroffene Feititellung des Beſitzbegriffes gang ausjchalten und 
nur bom Gewahrjam ausgehen wollen, jo wird dies der Bedeutung des neuen 
einheitlichen Zivilrecht nicht gereht (A 39). Umgefehrt geht Finger, krit. 
Vierteljahrichr. 44, 579, 582 zu meit, wenn er grundjäßlich den zivilrechtlichen 
Beſitz al3 für den jtrafrechtlihen maßgebend erflärt. Erit eine Vereinigung der 
beiden für jich einjeitigen Auffaflungen gibt das richtige Bild. Dabei ſcheint mir 
von Bedeutung, dat in StrGB 8246 Beſitz oder Gewahrſam al zivei fich er: 
gänzende Tatbeitände nebeneinander aufgeführt werden. 

39) Dies entjpricht der afzefloriihen Natur des Strafrechts; insbefondere 
bat e3 anguerfennen, daß der Begriff der tatfächlichen Gewalt nicht in der un- 
mittelbaren körperlichen Inhabung der Sache aufgeht, fondern im Sinne eines 
ſogialen Gemwaltverhältnifjes (unten $ 36) verjtanden werden muß. Darum iit 
Diebitahl auch an folden Sachen möglich, die nicht im Gewahrſam jtehen, au 
denen bermöge ihrer Unterordnung unter ein fozial anerkanntes Herrfchaft: 
verhältnis (wie der Pflug, der auf dem zu beadernden Felde liegen gelafien 
wird oder die Steire, die zu Pflafterarbeiten am Wege aufgefchüttet find) aber 
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bloß im Rechtfinne, ohne räumliche Unterordnung der Sache, unterftellt 
wird. 2. Gejhügt wird außerdem der Gewahrjam. Auch die dem un: 
mittelbaren Machtkreife einer Perjon bloß objektiv unterworfene Sache unter- 


fteht derart der befriedeten Herrichaft eines anderen, daß fie ihm weg: 
genommen werden kann.“ 


eine tatjächliche Bejisberrichaft anerfannt wird. Finger 580. Auch Frank 816 
unter Ausdehnung des Gemwahrjambegriffes auf diefe Beſitzfälle; injofern ſcheint 
es fih nur um eine Meinungsverfchiedenbeit über die Terminologie zu handeln. 
Serborgubeben iſt, da für dieſe Befißfälle an dem Erfordernis des Beſitzwillens 
und der Verkehrfähigkeit (oben $ 34) feitzubalten ijt. — Das BGB iſt aud) für 
die Enticheidung mahgebend, ob die tatfächliche Befißherrfchaft verloren if. Wo 
da3 BGB den Befit verneint, entiteht dagegen die mweitere Frage, ob nicht ein 
trafrechtlich anerkanntes Gewahrſamberhältnis vorliegt. Vergl. RG in EStrafi. 
16.5.1902 (Recht 6,328): die natürliche Auffaffung des Lebens entjcheidet, 
wer bei Verübung des Diebitahls ald Inhaber der tatfächlichen Gewalt anzufehen 
it; jomweit BGB $ 856 eine abweichende Norm enthält, ift jie auf jtrafrechtlichem 
Gebiete nicht verwendbar. 

40) Dat der mittelbare Beſitz ($ 868) nicht durch Diebitahl entzogen 
werden kann, ift unbeftritten. Ebenfowenig fann der durch Befitfonftitut oder 
ſonſt nach $ 854 II erlangte, aber noch nicht realifierte Beſitz ausreichen zur Be— 
gründung des jtrafrechtlichen Schußes. eſtohlen wird die Sache dem Befik- 
mittler; eignet er ſelbſt fie jich an, fo begeht er als Befiter Unterfchlagung gegen den 
mittelbaren Befißer ald den Eigentümer. — Zmeifelhaft ift die Entfcheidung über 
$857. Der Erbe tritt in den Beſitz nur infofern ein, al3 er diefen ald Rechts— 
verhältnis fortfeßt; unten $ 37 Nr. 2. Davon iſt das Ergreifen der tatfächlichen 
Gewalt genau zu unterfcheiden ($$ 2025, 2027) ; jofern diefe als Tatbeſtandvoraus⸗ 
jeßung des Wegnehmens gilt, ware ein Diebitahl gegen den Erben zunächſt aus— 
aeihloiien. Das trifft aber praftifch nur gu für die Sachen, die ein Erblaffer, der 3. B. 
in der Wüſte erfchlagen wird, mit fich führt. Unter geordnneten Verhältniffen im 
Inlande wird jeder zunächit verwaiſte Nachlaß unter Obhut geftellt oder genommen 
($ 1960 Nachlaßpfleger oder Tejtamentvollitreder, Verwandte, Dienerſchaft ufm.) ; 
dann ſtehen die Nachlaßſachen umter Beſitz oder wenigitens im Gewahrſam; durch den 
Bruch diefer Sachherrfchaft werden die dem Erben gehörigen ($$ 1942 I, 1953 II) 
Sahen gejtohlen. Ob dem Erben? hängt davon ab, ob wir mit dem BGB jagen 
tollen, daß die Nachlaßſachen durch den Tod des Erblafjers nicht zu unbeſeſſenen 
werden, vielmehr im jozialen Sinne auch als tatfächlich beherrſchte, unter Ge- 
wahrſam und Rechtöfrieden ftehende anerfannt werden follen (fo auch Finger 
591); mobei natürlich Worausfegung ift, daß der Nachlaß als behütetes Gut fich 
unter dem Schuße geordnneter Verhältniffe befindet. Dieſe Auffafiung ftüßt fich 
auf die Auslegung des $ 854 I. Sie wird nicht durch die VWerneinung der jtraf- 
rechtlichen Bedeutung des 8 857 (fo Binding 245; Frank 316) betroffen. Unten 
$37 4 22. 

41) Damit wird Hargeftellt, daß auch folche räumliche Beziehungen einer 
Sache geſchützt werden, die ohne Beſitzwillen hergeitellt find; oben Nr.1. Die 
Uhr, die A. heimlich in die NReifetafche feines volljährigen Neffen B. geftedt bat, 
befindet fich derart unter defien befriedetem Machtkreis, dab E., der die Uhr 
nimmt, bevor ®. von ihr Kenntnis erlangt hatte, ald Dieb und zwar dem B. 
gegenüber angejehen werden muß. Diefer Gewahrſam gelangt auch darin zur 
Anerfenmung: C., der die aus Verſehen bei ihm ftatt bei B. abgegebenen Bigarren 
ſich rechtswidrig zueignet, begeht Unterſchlagung und nicht Diebftahl. Dasfelbe 
müßte auch für den Beſitzhalter gelten, denn auch er hält den Gewahrſam inne. 

möchte ich dem $ 855 auch für das Strafrecht die Bedeutung beilegen: 
duch pofitive Nechtsnormen wird der Gewahrſam des Beſitzhalters dem Befik- 
berrn gegenüber der jelbjtändigen Wirkung entfleidet, die fortbeitehende tatſäch⸗ 
liche Getvalt des Beſitzherrn überwiegt derart, daß er die Sache dem Beſitzhalter 
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836. Erlangung der tatjählihen Gemalt. 


Die Erlangung der tatjächlichen Gewalt über die Sache wird als Das 
wejentliche Erfordernis zum Erwerbe des Befiges aufgeftellt.” Daß hierin 
das einzige Erfordernis beftände, jagt das Geſetz ebenfowenig, wie daß der 
Begriff des Beſitzes fich in der tatſächlichen Gewalt erjchöpfe.? 

Erlangung der tatfädhlichen Gewalt bedeutet: Verwirklichung gewollter 
Sachgewalt.“ Wie fich dieſe vollzieht, beftimmen nicht gefegliche Normen, 
jondern die Rechtsanjchauungen der Volksgejamtheit. Die Frage muß 
dahin geftellt werden: was gehört zur Verwirklihung des Befibes als eines 
gewollten jozialen * Gewaltverhältnifjes ? 

1. Der Ausgang ift ohne Zweifel von der finnfälligen Ergreifung und 
Beherrihung der Sache zu nehmen. 

a) Sie prägt ſich am deutlichften bei beweglichen Sachen aus: Das Zu: 
greifen und Fefthalten mit der Hand bildet hier die typifche Form. Bei 
Tieren fommt außer dem Zangen und Fefjeln noch die Zähmung in Betracht, 


jederzeit abzunehmen berechtigt ijt (oben $ 33). Demgemäß jtiehlt, wie aud 
die Lebensauffaſſung e3 bejtätigt, der Diener das Geld, das er aus dem ihm 
zum Reinigen abgegebenen Rod wegnimmt; der Gaſt jtiehlt den jilbernen Löffel 
der Hausfrau, bei der er zum Mittageſſen eingeladen ijt. So treffend Finger 
583; Frank 316; RG in Straff. 30, 88; R. Schmidt 150; dagegen unterjchlägt 
die Köchin das ihr von der Herrichaft geliehene Kochbuch oder ihr zur Bezahlung 
einer Rechnung übergebene Geld; denn in diefer Beziehung erſcheint fie als 
Befigmittlerin im Sinne des $ 868 und nicht al3 Beſitzhalterin. — Iſt eine 
Sache felbitändig von einem Verfehrunfähigen ergriffen worden, fo fann daraus 
Gewahrſam entitanden fein (A 15); die einem dreijährigen Kinde ald Gefchent 
übergebene Brojche bleibt dagegen bi8 zum Eintritt des gejeblichen Vertreters 
des Kindes derart bei dem Schenker, daß er der Bejtohlene ift, wenn ein Dritter 
die Brofche dem Kinde wegnimmt. 

1) 88541 bat dabei nur die urfprüngliche und natürliche Art des un— 
— — Beſitzes im Auge und auch für dieſen nur die regelmäßige Erwerb— 
g age. 

2) Darüber oben F 25 Nr. 5, wo die Natur des Beſitzes als Rechts— 
verhältnis nachgewieſen ift. 

3) Erlangt it, wonach man tillentlich und mit Erfolg gelangt bat. Über 
die Bedeutung von Erlangen im BGB: oben $ 34 A 4b; dort auch über die Be- 
deutung des Beſitzwillens. 

4) Oben F> Nr. 8. Sache der rechtöwiffenfchaftlicden Behandlung bleibt 
e3, aus den Volksanſchauungen und der praftifhen Erfahrung die maßgebenden 
Gedanken auszulöfen und zu prüfen. Für die Sichtung des Materiales und das 
Verſtändnis des elaftifhen Bejikbegriffes find die erprobten und audgereiften 
Entfcheidumgen in den Quellen des römischen Rechts von dauerndem Werte: mas 
praftifche Lebensanſchauung erfordert und mie fie fonfret fich bewähren muß, 
haben die Meifter des römischen Rechts auch bier zur Erkenntnis gebradht. Aus 
der bisherigen Litteratur fommen hierfür befonders in Betracht: Sabigny, Beſitz 
8 14; Pininski, Tatbeitand des Sachbeſitzerwerbs I 1885, II 1888; Klein, 
befit u. Erfitung 1891; Hirfch, Prinzipien des Sachbeſitzerwerbs nach röm. R. 
1892; Hruza in Grünhut 24, 217; Windicheid 1 8 153; Dernburg, Band. 1 8 173. 

5) Ein Tier gehört uns: donec nostra custodia coerceatur: Gaius, Instit. 
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fie erjegt für die Gemaltausübung wie für die Kennbarmachung gegen Dritte 
die äußeren Bande. Weſentlich bleibt aber ftets die Realifierung und Be— 
feitigung der Gewalt ;* der bloße Verſuch der Befigergreifung dur Ver: 
wundung eines verfolgten Tieres? oder durch Verankerung der vom Hoch— 
waſſer vorbeigetriebenen Balken, die fich aber mit dem Anter losreißen, 
ihafft feinen Befig und hindert nicht, daß andere Perjonen jofort mit 
befjerem Erfolge den Beſitz ergreifen.” Dagegen entjteht Beſitz, jobald fich 
ein Tier in dem zu jeinem Fange aufgeftellten Nege verwidelt; das Net 
hält ebenjo die Gewalt für den Herrn, wie der Käfig oder ein apportierender 
Hund:* daß der Herr eigenhändig zugegriffen habe, darf nicht erheifcht 


6) „Auf die Dauer“ in dem Sinne, dad eine für alle Zukunft fortbejtehende 
ohhſiſche Gewalt bergejtellt fei (jo Czyhlarz in Glüd 41,173; Dernburg, BR 
3$11 A3), fommt es nit an. Es genügt die phyſiſche Ülberwältigung, die 
Vollendung der Ergreifung in dem entjicheidenden Augenblid; denn einen Befiß, 
der gegen Entziehung völlig gefichert wäre, gibt es überhaupt nicht. A. hat Befit 
an dem unter die Volksmenge ausgeworfenen Gelditüd erlangt, jobald er es mit 
der Hand ergriffen hat, wenngleich B. ſich fofort auf ihn jtürzt und ihm das 
Geldſtück entreißt. — D. 41. 2. 22: non videtur possessionem adeptus is, 
qui ita nactus est, ut eam retinere non possit: bezieht ſich auf den Fall, wo 
die Überwältigung bloß verjucht, aber nicht durchgeführt worden ift; 3.8. meil 
der Fiſch zu Fräftig ift und fich mit der Angeljchnur losreißt. 

7) Die römiſchen Juriſten jtritten, ob nicht bereit3 die Vertwwundung de3 
Tieres die Aneignung durch andere Perſonen jo lange ausſchlöſſe, al3 der erite 
Nager die Verfolgung des Tieres betreibt. Dies wurde aber von der Mehrzahl 
verworfen mit der treffenden Begründung: non aliter putaverunt (feram bestiam) 
nostram esse, quam si eam ceperimus, quia multa accidere possunt, ut eam non 
eapamus. D.41.1.5.1; J.2.1. 13. 

8) Ob die jpäter hinzulommenden Berfonen von dem erfolglojfen Ver— 
iuche der Bejißergreifung Kenntnis hatten oder nicht, iſt gleichgültig. Auch die 
Benadrichtigung durch Zuruf oder durch ein aufgejtedtes Zeichen, daß A. dieſe 
Sache in Bejig genommen babe und nur noch Hilfe hole zur Realijierung (3. ®. 
die Balfen treiben jebt auf einem rubigeren Nebenarm des Stromes oder jie find 
an das gegenüberliegende Ufer angetrieben) hindern den B. weder rechtlich, noch 
nad) den guten Sitten, fich jelbjt diefer Sachen zu bemäcdhtigen, wenn U. bislang 
nicht imjtande gemejen ift, fich der Saden real zu bemächtigen. Abſicht und 
Bille zum Befißergreifen genügen in feiner Weiſe. Das Geſetz bejtätigt Dies, 
indem es 3.8. zu dem Finden und Entdeden als ziveites Erfordernis das In— 
befignehmen hinzufügt, ss 9651, 984; der Wille muß ſich in der Heritellung 
des Gewaltverhältniſſes betätigen. — Andererjeit3 darf B. nicht hindernd oder 
jelbftfüchtig eingreifen, fo lange A. die Sache gefaßt hält und jich müht, fie zu 
bewältigen: denn diefe Handlungen des U. enthalten eine Betätigung der freien 
Berfönlichkeitärechte, gumal des Aneignungsrechtes. B. haftet zwar nicht wegen 
Beiißftörung, da U. ım Erfolge Beſitz noch nicht erlangt hatte, wohl aber aus 
$823 1; Bd.1 8200 A 24. 

9) Vorausſetzung it die Tauglichkeit des Werfzeuges. Bricht die Stange, 
mit der ich da3 Fifchneß heranziehen will, jo erlange ich ebenſowenig den Bejit 
der Fiſche, wie wenn der Hund jchlecht dreifiert iſt umd die abportierte Bekaſſine 
im Sumpfe fallen läßt oder fie einem Dritten bringt. Dasfelbe gilt, wenn ein 
fremder Hund das Wild meinem Hund abjagt und feinem Herrn zuträgt. Wo- 
tauf ed anlommt, ſpricht auch für unfere Rechtsanfchauung zutreffend aus D. 41. 
1,55: summam tamen hanc puto esse, ut, si in meam potestatem pervenit, 
meus factus sit. 
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werden; dieſe Werkzeuge und Mittler dienen zur Herjtellung feiner tatjäch- 
lihen Gewalt, fie treten nicht zwijchen ihn und die Sadıe. 

Die Herjtellung der erkennbaren Sachherrſchaft erheiicht eine genaue 
Beitimmung ihrer Grenzen. Daher müfjen, wenn der Befig an mehreren 
Stüden einer Sahgejamtheit erlangt werden foll, die einzelnen Saden in- 
dividuell bejtimmt jein und tatſächlich abgejondert werden.!® 


b) An Liegenichaften wird die Gewalt des Einzelnen durch das Ab: 
Ichließen und Einzäunen von Haus, Hof, Garten uſw. verwirklidt. Dieje 
Befeftigung der Herrihaftausübung wird an offenen Grundftüden durch Be— 
arbeitung und Anlagen fundbar,! die ald Ausdrud der vollzogenen Befig: 
ergreifung nach allgemeiner Verkehranſchauung anerkannt werden, weil hierin 
fih der Zwed ihrer wirtjchaftlihen Verwendung verlautbart.”? 

2. Die finnfällige Herftellung der Gewalt über die Sache muß ſich in 
der Perjon des die Befisherrichaft Ergreifenden vollziehen. Daran ift jtreng 
feftzuhalten bei jeder jelbftändigen oder originären Erwerbung des Befites, 
wobei eine befigloje *? Sache der Einzelgewalt unterworfen wird. 


10) Dies wird befonders bedeutfam für die Pfandbeitellung; vergl. RG 
52,390. — Soll der Bejiß an einer Herde oder Sachgeſamtheit im ganzen er- 
langt werden, jo muß jich die Ergreifung auf fämtliche einzelne Sachen eritreden. 

11) Hier vor allem wird deutlich, daß der Gemwaltbegriff im fozialen Sinne 
zu beritehen ift. Denn an eine unmittelbare und andauernde Macdtausübung, Die 
etwa fortgejekt jeden fremden Eingriff abiwehrte, fann bei offenen Grimdjtüden 
nicht gedacht werden. Bearbeitung und Anlagen (wie dad Umgraben, Umziehen 
mit Gräben, oder Einfaffen mit Gattern an den vier Eden uſw.) find nicht bloß 
Symbole oder Zeichen des Herrfchafttvillens, fondern der reale Vollaug der Herr: 
ſchaft jelbft in der Art der Ausübung, die an offenen Adern uſw. allein möglich tit. 

12) Befißergreifung an einer Anlandung durch Abpfählung des Vorlandes 
zwiſchen den Buhnen; preuß. Gef. vom 20.8.1883 85 II; OVG 14. 11. 1901 im 
preuß. WVerw.:BIl. 23, 520. — Un der Außenwand eines fremden Haufes kann 
Befib ergriffen werden durch Anbringung eines Firmenfchildes (KG in OLG 
3,26); an einem zwifchen zwei öffentlihen Gebäuden belegenen u durd) 
Errichtung von Tafeln, die eine die Benußung ordnende und bebördlich unter= 
zeichnete Auffchrift tragen. — Bei der Elchjagd in Norwegen nimmt der Jäger 
zwei Hunde mit; fobald eine Elchſpur gefunden ijt, wird fie dadurch belegt, dat 
der eine Hund auf ihr feitgelegt wird und dort liegen bleibt, bis der Jäger, 
der die Spur mit dem anderen Hunde eiterverfolgt, zurüdfebrt. Gelangt ein 
anderer Jäger, der die Spur bon meiterher verfolgt hat, an die Stelle, mo der 
Hund lagert, fo muß er nad) allgemein anerfanntem Jagdgebrauch die Verfolgung 
aufgeben, denn die Spur ijt in Befit genommen und in ihr dad Aneignungdrecht 
an diefem verfolgten Tiere. — Darüber, dat das bloße Raumperhältnis nicht 
genügt, Beſitz mithin z.B. nicht bereitS dadurch erworben wird, dat fremde Bau— 
bölger an unſer Grundftüd angetrieben worden find: vergl. oben $ 35. 

13) Üblicher ift die Bezeichnung berrenlofe Sache; in der Tat aber kann 
eine Sade noch im Eigentume ftehen, wenngleich fie in Niemandes Beſitz fich 
befindet; B. hat 3.8. die Uhr des A. geitoblen und fie dann, al3 er verfolgt 
wurde, unbemerft in ein Kornfeld geworfen. — Befitlos fann eine Sache fein, 
die noch nie in eines Menſchen Beſitz geitanden hat, wie 3.8. Tiere im Zuftande 
ihrer natürlichen Freiheit oder der Boden einer neuentdedten unbewohnten 
Inſel oder eine Sache, die zurzeit ohne Bejiter ift, weil der bisherige Beſitzer 
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Wenn dagegen der Erwerber in den von einem anderen bisher inne- 
aehaltenen Befig als Nachfolger eintritt,“ dürfen die von dieſem hergeftellten 
Herrihaftzeichen aud für ihn Geltung beanſpruchen.““ Solche Erleichterung 
macht die perfönliche Gewaltergreifung nicht überflüffig : der Veräußerer übt 
bei Erlangung der tatſächlichen Gewalt zwar die Funktion eines Helfers oder 
Befighalters aus; der Erwerb gilt aber erjt als volljogen, wenn das ent: 
iprehende äußere Verhältnis der Sache zu dem neuen Befiger hergeftellt 
worden iſt.““ Auch hierin find die Beteiligten jozial gebunden; die nadte 
Abgabe von Willenserflärungen genügt ebenjo wenig wie die Vornahme 
von Handlungen, die nach dem Willen der Beteiligten eine Befigergreifung 
enthalten jollen, objektiv dazu aber nicht tauglich find." 


jie weggeworfen bat oder vertrieben worden iſt oder weil das gefangen gehaltene 
Tier entflohen iit uſw. 

14) Dieſe Nachfolge in den Beſitz wurde nad) gemeinem Rechte mejentlich 
anders und leichter geitaltet ala der originäre Eriverb. Das BGB macht zwiichen 
beiden Eriverbarten feinen grundjäßlichen Unterjchied. 

15) Daher braucht der Erwerber nicht jelbjt wieder die Herrichaft fennbar 
aufs neue zu errichten, indem er Tür und Schloß anbringt, Gräben um, die 
Baldparzelle zieht ufw. Soll ein öffentlicher Platz aus. dem Beige der einen 
Behörde in den Bejiß einer anderen übergeben (Beiſpiel W12), jo genügt 
die entiprechende Anderung der Unterjchrift an den aufgeitellten Tafeln. — All— 
gemeine Vorausſetzung ift aber, dat die bisherige Gewwaltbegründung fich für den 
Erwerber al3 tauglich erweiit; bat A. einen Bären an jich gewöhnt, jo wirft dies 
nicht bereitö für den Erwerber B 

16) Der Veräußerer bringt die Sachen in die Wohnung des Erwerbers, 
ladet die Bauhölzer auf deſſen Hof ab; er führt den Erwerber in dad Haus 
ein, er übergibt ihm jämtlihe Schlüffel zu dem Gemölbe, in dem fich die ver— 
fauften Waren befinden uf. ®ergl. D. 41. 2. 18. 2. Vielfach üblich ift das 
Umgeben der Fläche und Anfchlagen der Grenzen mit dem Sammer. Die 
Übergabe eines verpachteten, in einem Walde neu anzulegenden Weges ge- 
ſchieht durch Feititellung und Beichreiten der Wegſpur unter Kennzeichnung 
an dem Boden und den Bäumen in Gegenwart der Vertragdgenoiien. 

17) Schiwierigfeiten bereitet auch bier der Beſitzerwerb an offenen Grund— 
ttüden. — Es iſt begreiflich, dat das ältere Recht eine finnfällige Verdeutlichung 
durch Wiederholung oder Nachahmung der erjten Beſitzergreifungshandlungen 
erheiichte. Nachdem indeflen der Privatbejit an Grumd und Boden fich allgemein 
befeitigt hatte, genügte die Erklärung der Übergabe in Anweſenheit beider 
Parteien auf dem Grundftüd jelbit; D.41.2.3.1. An diefem Befchreiten des 
Beiistumes, dem Antreten der Herrichaft im © Sinne bat die Bee 
uechtliche Praris feitgehalten; Windſcheid $ 153 U 5; Geuff. U. 35,183. 
Tem ſtand e3 in der Wirkung gleich, wenn dem Erwerber das Grundftüd 
gezeigt (3.8. bon einem Qurme aus, QTurmtradition, D. 41.2.18.2) oder ihm 
die Bejißergreifung vertragmähig geitattet wurde (Bininsfi 1,317; Brunner, 
zur — — der römiſchen und germaniſchen Urkunden 119; Dernburg. 

8 178 15). In diefem Falle wird er aber erit Befiber mit dem 
—E der asien jelbjt. it das Grundjtüd 3. B. gegenwärtig über- 
ſchwemmt oder zn unzugänglich, jo fann die Beſitzergreifung vorab nicht verwirklicht 
werden. — Nach heutiger Rechtsanichauung, der ſich auch das BEB 885411 
anschließt, darf eine Übergabe in körperlicher Nähe oder auf dem Grundftüd 
jelbit nicht als unentbehrlihe Vollzugart gefordert werden. Bähr, ber. 3. 
26,319; RG 26, 181. Der Beweis der tatjächlichen Befigergreifung muß aber 
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3. Demgemäß genügt zur Grlangung des abgeleiteten Beſitzes Die 
Einigung des bisherigen Befigers mit dem Erwerber, jofern diejer zu— 
gleih unmittelbar in die Lage verjegt ift, die tatjächliche Gewalt über Die 
Sache auszuüben." Das Gejeg nimmt dabei Abftand von dem unmittel- 
baren Ergreifen der körperlichen Herrſchaft: auf Grund des dinglichen Ver— 
trages wird die Sachgewalt des Übertragenden auf den Erwerber übergeleitet. 
Aber dies genügt für fich nicht, weil daraus zunächſt bloß mittelbarer Befis 
entitehen würde. Soll der Erwerber als unmittelbarer Befiger anerkannt 
werden, jo muß er: a) die jelbjtändige Macht zum unmittelbaren Ergreifen 
der Sache und freien Zutritt zu ihr erlangt haben ;?? b) er muß jederzeit in der 
Lage jein, feine Sachgewalt in einer dem gemeingewöhnlichen Gebraudhe und 
der wirtjchaftlihen Beftimmung entfprechenden Weiſe herzuftellen ;?° c) es 


bom Erwerber dur die Darlegung pofitiver, die Aneignung fundgebender 
Handlungen erbracht werden. , 

18 854 II. Die bloße Ausjicht, den gr. zu erlangen, genügt nicht; 
nur die mit Sicherheit realifierbare Sachgewalt enticheidet. Gehorcht der Haus: 
beriwalter dem Befehle des Beſitzers, dad Grundftüd zur ausſchließlichen Ver— 
fügung des Erwerbers zu halten, fo bat diefer den Beftß erworben, anderenfall3 
nicht. — Über die weitere Vertvendung der Einigung zur Vermittelung der Beſitz— 
nachfolge unten $ 37 Nr. 3a. 

19) So wird in dem praftifch befonders wichtigen Falle der fibergabe der 
Schlüſſel zu einem Schranf, Warenlager uſw. der Bejiß an den darin befind- 
lihen Sachen nur dann erlangt, wenn tatfächlich dem Erwerber die felbftändige 
Öffnung der Behälter und der freie Zutritt zu dem Lager uſw. eingeräumt tft. 
Er ijt nicht unmittelbarer Befißer getvorden, wenn er, um zu dem Warenlager 
zu gelangen, erjt die Öffnung der Haustüre oder eines WVorlegefchloffes von dem 
Anderen begehrten muß. Daß die verfauften Hölzer abgefondert und Dem 
Käufer angemwiefen find, genügt nicht zum Befiteriwerbe, wenn fie noch auf dem 
bon dem Verkäufer unter Verfchlug gehaltenen Holzplaße lagern, fo daß dem 
Käufer der Zutritt nur innerhalb der Gejchäftitunden und am Tage zujteht; KG 
in OLG 5,150. Anders jtände es, wenn diefe Hölzer auf einer freien Wald- 
parzelle aufgeftapelt wären. 

20) Die berrfchende Lehre des gemeinen Rechts definierte nad Sabignys 
Vorgang die tatjächliche Gewalt: als die unmittelbare und gegenwärtige Möglich: 
feit beliebiger und ausſchließlicher Eintwirfung auf die Sache. Vergl. Wind: 
fcheid $ 153 A 8. Ihering, Grund des Beſitzſchutzes 136, 168, legt dagegen den 
Nahdrud auf die „Konftatierung des Eigentumwillens“; Pininski 1,55 betont 
die mirtfchaftlihe Verbindung, in die eine Sache förperlich zu einer Perſon 
gejeßt ijt; Dernburg 8 178 As Iehrt, daß die Sache dauernd in die Gewalt ge> 
bracht jein muß, d.5. daß man nach dem gewöhnlichen Verlauf auf die tat- 
ſächliche Verfügung über fie rechnen darf. 

Das BGB 8 354 II legt jedenfall den Nachdruck hier auf die Ausübung der 
tatfächlichen Sachgewalt. Daher entjcheiden die fonfreten Umstände und die ihnen 
zulommende foziale Bewertung. Daß man beliebig und jederzeit in der Lage 
fein muß, die Gewalt über die Sache berzuftellen, ift als regelmäßiges Er: 
fordernis feitzubalten. Stehen tatfächlihe Hinderniffe der Gemwaltausübung 
entgegen, jo wird der Beſitz erjt erlangt, wenn fie vorübergegangen oder über- 
wunden find; 3.8. das Haus iſt zurzeit polizeilich wegen Ausbruchs der Cholera 
abgefverrt oder das Grundſtück ift infolge von Schneeverwehungen ungugäng- 
lich; daß der einmal eriworbene Bejit durch vorübergehende Verhinderungen nad) 
$ 856 II nicht beendigt wird, entjcheidet nicht über die Frage des eriten Ermwerbes. 
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muß ein jozial anerkannter Befigitand hergeftellt fein, der ihn ſowohl dem 
übertragenden als auch Dritten gegenüber zum ausſchließlichen Herrn über 
die Sache prägt.?! 

4. Die nur fombolifche Übergabe, etwa durch Zeichnung von Baum: 
ftämmen, genügt zur Erlangung der tatjählihen Gewalt nicht.” Das 
Signieren hat zunächſt nur die Bedeutung, einzelne Sahen zur Sicherung 
des obligatorifhen Forderungsrechtes aus einer Gejamtheit individuell aus: 
zuſcheiden; joll Beſitz z. B. an den durch Anjchlag mit dem Forſthammer be: 
zeichneten Bäumen oder an der Wolle beftimmter, gezeichneter Schafe über: 
tragen werden, jo bedarf es hierzu der Einräumung einer unmittelbaren, für 


So Coſach $ 187, Biermann $ 854 A 8. Andererfeitö aber genügt die tatjächliche 

und bereite Vollziehungsmöglichkeit („in der Lage iſt“); die Vollendung der 

DES UreHONG darf nicht begehrt werden, ſonſt verfchwindet der Gegenſatz zu 
541, 


21) Denn zum Befiten gehört das Herrſchen unter Ausſchluß anderer. 
a) Zum Bejtgerwerbe genügt regelmäßig auch die Einräumung des Mitbefites, 
insbejondere Durch Heritellung des Mitverfchlufies (vergl. aud) $ 1206). Hier 
it zu unterjcheiden, ob beide gemeinfam den unmittelbaren B. innehalten oder 
ob der Erwerber nur den mittelbaren ®. erlangt bat. — b) Die außjchließliche 
Serrichaft als Alleinbefiger ſetzt das volle Ausfcheiden des bisherigen Beſitzers voraus. 
Solange der Veräußerer noch beliebigen Zutritt und freie Einwirkung auf die 
Sache bat, 3. B meil er ſelbſt noch den einen Schlüffel zu dem übergebenen Waren= 
lager behalten bat, ift der in 8 854 II vorgefehene Recht3erfolg nicht eingetreten. 
Vergl. RG 5,339. — c) Daß der Erwerber in der Lage jet, jede Einwirkung 
Dritter auszuschließen (fo Savigny; dagegen Windfcheid A4), darf nicht als 
Forderung in dem Ginne einer abfolut unantajtbaren Herrſchaft aufgeftellt 
werden. Einen foldhen Befit gibt es überhaupt nicht. Dem Tatbeſtande des 
$854 II entfpricht es, dat der bisherige Bejiger die bei ihm vorhandene Belit- 
gewalt nur zur Verfügung des Erwerbers hält, den „gusct Dritter dem Er— 
werber gegenüber ebenjo abwehrt wie fich jelbit gegenüber. Daß Dritte Zutritt 
zu dem Holzplatze haben und die dort aufgeitapelten Hölzer ergreifen können, 
bebt die Beſitzgewalt des Bauplaßherrn an den Holzitapeln nicht auf und darum 
auch nicht den Befiterwerb des Käufers, fofern ihm die jelbftändige unmittelbare 
Gewaltausübung eingeräumt ift. Das KG (A 19) ftellt zu hohe Anforderungen, 
wenn es verlangt, da der Erwerber jeden Dritten von der Einwirkung auf die 
Hölzer auszufchliegen vermag. Dem Erwerber fommt hier der vom Verkäufer 
ausgeübte Gewahrſam zugute, der durch die Obhut über den Bauplab befeitigte 
Befikitand (vergl. oben 8 35) dedt feinen Erwerb; das ijt die auß der Einigung 
jidh ergebende Abſchwächung der Erforderniffe gegenüber $ 8541. 

22) Für das gemeine Recht: D.18.6.1.2 gegen 14.1. Kohler in Grüne 
but 12,1; Biermann, traditio ficta 1891. Lebterer Schriftiteller weiſt treffend 
nad, wie fich feit den Poſtgloſſatoren das Beitreben geltend gemacht hat, da3 
Erfordernis der körperlichen Übergabe in gewiſſen Fällen zurüdtreten zu laſſen. 
Die gemeine Lehre ließ Tradition zu durch Übergabe der Eriwerburfunde oder 
Austellung einer neuen das Eigentum des Erwerbers feftitellenden Urkunde, durch 
Einhändigung der Schlüfjel zu einem Gebäude, duch Abſchluß eines formlojen 
Traditionvertrags (constitutum possessorium ohne causa detentionis; unten 
u — Eeit Savigny, Beſitz $ 18, ift das gemeine Recht indefjen zu dem Er— 
 forderniffe der realen Tradition zurüdgefehrt; auch das BGB fennt Feine fingierte 
fbergabe. — Die ſymboliſche Übergabe de3 Preußiſchen ALR I. 7. 62f. war 
eine uneigentliche, fondern jeßte die unmittelbare Fähigkeit der körperlichen Be— 
ſiznehmung voraus. Eccius 3 $ 160; Dernburg, preuß. Privatr. 1 $ 152. 
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ben Verkehr kennbar gemachten realen Macht an diejen Sachen,“ die regel: 
mäßig durch die Überlafjung der Mutterjache jelbit zum Zmede der Ab: 
trennung bergeftellt wird.** 

5. Die Übergabe des Rechtsausweispapieres oder der auf Herausgabe 
einer Sache lautenden Urkunde erjegt den körperlichen Erwerb der Sache nur 
dann, wenn der Erwerber zugleich tatjächlich in die geficherte Lage eingetreten 
ift, nach eigenem Belieben über die Sache zu verfügen. Im Handelöverfehre 
wird der formgerechten Übergabe der Waren:, Tradition- oder Dispofition- 
papiere ?° eine verftärkte Wirkung beigelegt; denn wer als Inhaber einer 
Urkunde berechtigt ift, allein über die Auslieferung und Behandlung der 
darin bezeichneten Ware zu verfügen, befindet ſich in dem praftijch gleid: 
wertigen Zuftande, wie wenn er dieje jelbjt in Händen hielte. Der Cr: 
werber des Dispofitionpapieres erlangt zwar nur den mittelbaren Beſitz; für 
den Erwerb von Rechten an der Ware aber hat die Übergabe des Papieres 
diejelben Wirkungen ?° wie die körperliche Übergabe der Ware.“ 





23) Daher genügt zur Verpfändung auf dem Halm jtehender Früchte nict 
das Vorzeigen und die Abgabe mündlicher Erklärung auf dem Ader u. dergl. 
(Vergl. Rehbein, Entſch. des Ober-Tribunals 2. Aufl. 1,660.) Soll der volle 
Erfolg erreicht werden, jo muß Befiß an dem Grundjtüd felbjt und damit die 
unmittelbare Möglichleit des AUberntens auf den Erwerber (PBfandgläubiger) oder 
feinen Vertreter übertragen werden. Dat der bisherige Beſitzer verſpricht, die 
Früchte für den Pfandgläubiger abzuernten, gibt diefem fein Dingliches Recht 
daran und bindert nicht den Zugriff dritter Gläubiger. 

24) Dazu 8 956. Entſcheidend ijt mithin, daß die Früchte oder Erzeugnifie 
bereit3 als Beftandteile vorhanden find, jo daß an ihnen als reifenden und zur 
Abtrennung beftimmten Sachen eine durch die Herrſchaft an der Haupt- oder 
Mutterfache vermittelte Befißherrfchaft Schon gegenwärtig eingeräumt werden Fann. 
Dies ift wichtig für alle Falle, wo der Erwerb von Rechten an einer Fahrnis bon 
der Bejitübertragung abhängt; eine wirkſame Verfügung diefer Art ift am die 
Möglichkeit der Heritellung einer entjprechenden tatfächlihen Gewalt gebunden. 
Keineswegs läßt das Necht fchlechthin eine dingliche Verfügung über fünftig ent: 
jtehende Sadıen zu. Sowenig $ 956 auf die Früchte des übernädjten Jahres an: 
wendbar ijt, ebenſowenig fann eine dinglich wirkende Verfügung über erit künftig 
entitehende Sachen anerfannt werden. Eine Ktonvaleszenz tit bezüglich der redıt: 
Iihen Vorausfeßung der Verfügungsmacht ($ 185 II) möglich: mo aber das 
Rechtöobjeft fehlt, fann von einer rüdwirfenden Erjtarfung der, wegen des Mangels 
eine3 bon ihr ergriffenen Gegenjtandes nichtigen, Verfügung feine Rede ein. 
Dies gegen dv. Tuhr, DAZ 9, 427, der für eine Ausdehnung der Entf. des RG 
55, 334 (mo mit anfechtbaren Gründen die Abtretbarfeit fünftiger Forderungen 
bejaht wird) auf die Verfügung über künftige Nechte eintritt. Unten $ 39 A 97. 

25) Goldfehmidt, Handb. des HN 2 869; W. Endemann, Handb. des HR 
2 88 169, 170; Exner, Tradition 186; Staub 1155 A 31, 1193 U 23; Lehmann 
Ring 2,303 A11; Cofad, HR 6. Aufl. 428, 481. . 

26) Dies Spricht das HGB S 647 aus für das Konnofjement, das der Schiffer 
dem Ablader über die verladenen Güter auszujtellen hat: die Übergabe des Konnofie: 
ments an den nach Anhalt der Urkunde zum Empfang Legitimierten bat „für 
den Erwerb von Rechten an den Gütern diefelbe Wirfung wie die Übergabe der 
Güter“. Dasfelbe gilt für den Ladefchein der Frachtführer und den Lagerſchein 
der ftaatlich zu einer Ausſtellung ermäctigten Anftalten. HGB 88 363 II, 424, 
450; Binnenjchiffahrtgef. 15. 6. 1895 8 72, dazu EG 3. HGB Art. 12 Nr. VII. 

27) Dies ift bedeutfam für den Erwerb von Eigentum und Pfandredten, 
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1. Beim Befigerwerbe tritt die zwiejpältige Natur des Befigbegriffs ! 
mit befonderer Deutlichkeit hervor. 


a) Inſofern der Beſitz in dem rein körperlichen Gewaltverhältnifje über 
eine Sache befteht, fommt für ihn die Ableitung von einem Vorgänger über: 
haupt nicht in Betracht. Er entjteht nicht aus dem Rechte des Vorbeſitzers; 
bier gilt der Sat nicht, daß der Erwerber nur jo viel Rechte erlangen kann, 
ala der Beräußerer jelbjt hat.” Jeder muß in feiner Perjon den Befigitand 
jelbitändig und aufs neue verwirklichen; es mag ſich um eine befigloje oder um 
eine im Befig eines andern jtehende Sache handeln. Auf die Berechtigung 
und den quten Glauben fommt es dabei nicht an.® 


b) Der rechtlichen Bedeutung des Beſitzes wird die Vorftellung eines 
blog räumlichen Verhältnifjes zur Sache nicht gerecht. Als Inbegriff der an 
die Tatſache der Sachherrſchaft geknüpften Rechtsfolgen erjcheint der Befik 
als Rechtsverhältnis und kann als ſolches kraft Gejeges oder durch Rechts— 
geihäft auf einen anderen übertragen werden. Das BGB erkennt dem= 
entiprehend eine Rechtsnachfolge * in den Befit allgemein an: dieje be: 
deutet Den Tbergang des Befiges als jubjektiven Rechtes auf einen anderen.’ 


Hm. 1205; RG 5,79; 12,80; XW 29,255. Vor allem tritt damit auch die 

itlung des jelbitändigen gutgläubigen Erwerbes nad es 932, 1207 ein (nicht 
gilt bier $ 934). — Die Urkunden müſſen konkrete Einzeljachen bezeichnen; geben 
hie bloß eine Forderung auf Geld oder andere vertretbare Sachen, jo fann nur das 
obligatorifche Recht abgetreten werden. Ferner hängt ihre — — zur Gewalt⸗ 
übertragung davon ab, daß der Herausgabeanſpruch rechtlich unmittelbar geſichert 
und tatjächlich in der verfehrüblichen Weije vollitredbar ſei. Daß eine unmittel- 
bare Ergreifung jederzeit möglich fei, iſt nicht erforderlich; man denfe an die auf 
bober See ſchwimmenden Güter. — Dagegen wird fein Befit erworben, wenn der 
Traditionanfpruch nicht realifierbar ift, weil die Waren untergegangen, gejtohlen, 
das Schiff von feindlichen Kapern aufgebracht wurde ufw. Goldjchmidt 681. 

1) Darüber oben $29, und bei. A11 über die befondere Ordnung beim 
Eigentumerwerb. 

2) Oben $16. Daß deshalb jeder Beſitzerwerb originär wäre, wie 3.8. 
Zavignh, er 14 lehrte, läßt jich für das BGB nicht aufrechthalten. Da- 
gegen bereit3 für das gemeine Recht: Strobal, Sukzeſſion in den Beſitz 1885, 
Biermann, traditio ficta (1891) 395. — Auch der Dieb und der Räuber er— 
werben die Beſitzherrſchaft. 

3) Darum iſt es für dieſen Rechtserfolg — ob die etwa zugrunde 
gelegte Einigung oder Übertragung wirkſam war oder nicht. Die Rechtsfolge 
des Beſitzſchutzes knüpft ſich Fraft Gefebesporjchrift an die Erlangung der tat=- 
lählihen Gewalt. Manigf, Anwendungsgebiet 201, 261; Dittenberger, Schuß 
des 100. 

4) 88 221, 943, 999; Rechtsvorgänger im Beſitz 88 221, 861 1II, 
862 11, * 

Entſcheidend iſt dafür die oben $ 25 begründete Auffaſſung über die 
Restänatur des Beſitzes. NRechtönachfolge bedeutet ſowohl die Geſamt-, al3 auch 
de Sondernachfolge. Beide find gefondert zu behandeln. 
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2. Der Befit geht kraft Gejeges* durch Geſamtnachfolge auf den 
Erben über.” Es ijt ein Gebot gerechter Fürjorge, daß verwaiftes Gut 
gegen den Zugriff Dritter geſchützt werde. 

a) Die objektiv gebundene Befiggewalt geht als Recht mitjamt den 
anderen Rechten der Erbſchaft von Gejetes wegen, mithin ohne körperliches 
Ergreifen auf den Erben über.® Der Gedanke waltet dabei ob, daß der 
Tod des bisherigen Befigers ohne Einfluß auf den Fortbeftand der Beſitz— 
herrſchaft ift und der Erbe unmittelbar als Beſitzſubjekt den Erblaſſer erjegt.’ 
Dagegen kann die körperliche Herrſchaft und Sachgemalt nicht kraft Geſetzes 
übergehen; der Befig in diefem Sinne muß vom Erben perjönlich und tat: 
ſächlich ergriffen werden.!® 

b) Übergehen kann nur der Befig, der dem Erblafjer zur Zeit des Erb: 
falles zujtand ;"' die objektiv den Befistatbeitand aufhebenden Ereignijje ver: 





6) 8857. Belfer (oben $25 A1S) 17; Graf Wartensleben, B.ver— 
erbung, Dit. Grfsw. 1899; Kniep $ 19; Strohal, Erbrecht $ 63; Binder, R.itellung 
des Erben (1901) 45; Breijer, Vererblichkeit des B., Diſſ. Breslau 1902. 

7) Das römifche Recht mußte dies verneinen, da e3 die Rechtsnatur des 
Beſitzes ablehnte und die Befitfortdauer an den andauernden Willen zur Herr— 
Ichaft knüpfte; D.41.2.23 pr. cum heredes instituti sumus, adita hereditate 
omnia quidem iura ad nos transeunt, possessio tamen niri naturaliter com- 
prehensa ad nos non pertinet. Köppen, Erbrecht 1,32; Strohal, Sufzefjion 
ın den Beſ. 1885; Windfcheid 1 8156 A 12. Ebenfo entjchied die Praris für 
das preußifche Landrecht in Ermangelung einer pofitiven Geſetzesnorm; O.-Trib. 
18,3; Eccius 3 $ 162 A565; Dernburg, Br. Br. 1 8 155 A13. — Unders und 
für die Vererblichfeit des Beſitzes die deutjchrechtlihe (dazu oben 827 Nr. 1b 
Erbengewere; mortuus revestit vivum) Muffafiung, die au im frangöfifchen 
Recht zur Anerkennung gelangt ijt; Zacdhariae, franzöſ. Eivilr. 7. Aufl. 1 $ 185b; 
Coſack, Bejit des Erben 1877; Stobbe-Lehmann 2 $ 86; Huber 4, 669. 

8) $ 1942. Danach gelten für die Beſitznachfolge auch die Weiteren 
Vorausjeßungen der Erbfolge. 38.3 8 77. 

9) Anfchaulich vergleicht Strobal, Aber. 3. 38, 63 den Befißerwerb des 
Erben mit dem Kalle, das Jemand auf Reifen gebt und bei feiner Rückkehr den 
Bejikitand wieder aufnimmt. Normalerweife vollzieht fich die ohne Hindernis. 
Hat aber inzwijchen ein Fremder ſich in Haus und Hof eingenijtet, fo ift nad 
$ 856 I der Beſitz verloren. 

... 10) Obgleich der Erbe Fraft Sa unmittelbaren Befiß erlangt, jo bat er 
diefen doch nur dem Rechte, nicht dem Tatbeſtande nach förperlid. Allerdings 
tit der gegenwärtig auf einer Reife in Indien befindliche Erbe ohne Wiſſen und 
Wollen Bejiter der Nachlahfachen geworden, die der Erblafier in Berlin hinter— 
laflen hat: aber doch nur folange, als nicht ein Dritter den Beſitztatbeſtand auf: 
gehoben bat (A 12), und die Selbitverteidigung kann der Erbe nur ausüben, 
wenn er auch die förperliche Herrichaft erworben hat. Die angegebene Unter: 
ſcheidung tit inhaltlich bedeutfam nach 88 2025 ©. 2, 2027 II. Diefe widerlegen 
zugleich die Anjicht von Planck 8857 A 2, daß $ 857 nicht mwörtlid genommen 
werden dürfe und nur eine entjprechende Anwendung der Beſitzſchutzvorſchriften 
auf den durch den Erbfall eintretenden tatfädhlichen Zuſtand jtattfinden folle; 
Pland jucht damit feine Auffaffung, daß der B. fein Necht fei, zu retten. Vergl. 
oben $25 418. 

11) War der 2. fehlerhaft, jo muß auch der Erbe dies entgelten; 8858 II. 
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nichten wie beim Erblafjer, jo auch beim Erben das Befigrechtsverhältnis.'? 
Der Befig vererbt ſich grundjäglich in derjelben Rechtslage, wie er beim Erb: 
lafjer beftand, es mag ſich um unmittelbaren oder mittelbaren Befig handeln."® 
Damit wird nicht ausgejchloffen, daß infolge des Erbganges eine Um: 
pandlung in der Rechtjtellung des Befigers ftattfindet.** nsbejondere muß 
dies beachtet werden: der Erbe erlangt zwar an allen im Nachlaß befindlichen 
Sachen die Stellung eines rechtlich geſchützten unmittelbaren Befigers, er tritt 
aber in das bejonders geartete Befisrechtsverhältnis des Erblafjers injomweit 
nit ein, als diejes lediglich auf einem Rechte zum Befite beruht, das mit 
dem Tode des Befigers erlifcht."° 


12) Kein Befiß wird vererbt, wenn der Erblafier vor oder mit dem Tode die 
Sache verloren hatte oder dieje körperlich unerreichbar geworden ijt; der Erblafjer 
it 3.8. von einem milden Völferftamme ermordet und beraubt worden, er iſt 
in jeinen Kleidern uſw. auf hoher See ertrunfen. Hat ein Dritter den jterbenden 
oder geitorbenen Erblaſſer beitohlen, jo bat der Erbe den vererbten oder in eigener 
Lerſon entjtandenen Anſpruch aus $ 861 (U 20). Vergl. Strobal, her. I. 
33,97; Biermann WU 2; Binder 51. 

13) Die Stellung des Bejißhalters iſt nad) $ 855 eine rein tatjächliche; 
fein Erbe fann hierin nicht nachfolgen, fondern fie höchſtens felbitändig in jeiner 
Lerſon neu begründen. 

14) Dies wird nicht genügend beachtet. Aus dem Alleinbefit des Erblaſſers 
wird Mitbeſitz der Erbengemeinderichaft; oder fein unmittelbarer Bett wird beim 
Erben zum mittelbaren, mweil fofort mit dem Erbfall ein Nachlaßpfleger beſtellt iſt, 
oder weil der Erbe nach $ 1969 die Familienangehörigen des Erblafjers in der 
Benugung der Haushaltungsgegenitände beläßt, oder mweil der unmittelbare Beſitz 
laut Verfügung des Erblafjers nicht auf den Erben, fondern auf den Tejtamentvoll= 
ftreder nach $ 2209 übergeben und der Erbe nur bejtimmte Nußungen erhalten joll. 

15) Zu weit geht die Behauptung, daß eine Vererbung des Beſitzes über— 
haudt nicht ftattfinde, wenn das Recht zum Beſitze nicht vererblich ift. Aber ebenfo 
unrihtig iſt es, wenn auf dieſes Recht zum B. fein Gewicht gelegt wird. Der 
kinzelbehandlung der verjchiedenen „Ausnahmefälle“ fehlt dann die einheitliche 
Grundlage und ihrer Entſcheidung die überzeugende Kraft. Im Ergebnis, nicht 
in der Begründung, ſtimmt die hier gegebene Ausführung im ganzen überein mit 
Strobal, Erbrecht $ 63 III; Biermann A 2, 3; Kober AIV; Binder 51. — a) Der 
Erblafier hatte an der Wohnungdausitattung Nießbrauch; dann gebt der unmittel: 
bare Beiiß als geichübte Sachgewalt auf den Erben über und dauert bis zur 
Herausgabe an den mittelbaren Bejiter fort, die Rechtitellung al3 Nießbraucer 
it aber gemäß $ 1061 erloſchen und damit die dem Beſitz als Rechtsperhältnis 
aufgeprägte Eigenart des Niehbraucherbefißes; der Erbe iſt Beſitzmittler auf 
Grund des F 1055, nicht des 8 868. Vergl. OLG 4, 289; U. hat dem Erben des 
Nießbraucher3 den Befiß der Nachlaßfahrnis mit der Begründung entzogen, da 
ihm ein Recht an diefen zum Nachlafie feines Vaters gehörenden Sachen zuſtehe; 
diefer Einwand iſt nach $ 863 unzuläffig ; U. ift auf Grund des $ 861 zur Wieder: 
einräumung des Befißes (nicht des Niehbrauchbeiißes) an den Erben zu ver— 
urteilen. — b) Die Bedeutung des Rechtes zum Beſitze kann fo tief eingreifen, 
daß mit ihm der Beſitzſtand in jeder Hinficht erliicht. Dies ift dann der Fall, 
wenn ein Bejiß ohne unmittelbare Sachherrſchaft nur vermöge des Rechtes als 
Nitbejiker ann dem Gefellihaftvermögen, dem Gefamtgute uſw., oder bermöge des 
Lerwaltungsrechtes eine3 Teitamentvollitrederd, Nachlakpflegers, Konkursver— 
walters ufw. als mittelbarer Bejit beftebt: mit dem GErlöjchen des Rechtes zum 
Beiig endigt wie für den Berechtigten, jo auch für feinen Erben der allein durch 
dieſes Recht getragene Beſitz. Vergl. $ 738 11. Unter der Vorausjeßung, daß das 
Geiellihaftvermögen fich in den Händen der übrigen Gefellichafter oder eines von 
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c) Die Vererbung des Befiges wirkt für jeden Erben ;'* dies gilt in- 
deſſen nicht zugunjten des Nacherben, ſoweit der Vorerbe an den Nachlaß— 
ſachen den Befig ergriffen und behalten hat." Hat der zunächit berufene 
Erbe die Erbſchaft ausgejchlagen, jo iſt der Befig an den Nachlaßſachen mit 
‚dem Erbfall dem, der endgültig Erbe wird, angefallen.!® 

d) Die rechtliche Bedeutung der Vererbung des Befiges beruht in der 
lüdenlojen Fortjegung des Befiges durch den Erben. Demgemäß wird die 
vom Erblafjer begonnene Erfigung nicht unterbrochen.” Der Erbe fann aus 
eigenem Rechte die Befiganjprüche wegen Entziehung und Störung gegen 
den Dritten, der fich den Befig der Nachlaßſachen angemaßt hat, verfolgen.” 
Hat diejer die Sache weiterveräußert, jo kann der Erbe die Herausgabe der 
dadurd ihm abhanden gefommenen Sahe auch von dem gutgläubigen Er: 
werber verlangen. Wer eine Sade aus dem Nachlaſſe fich wider: 
rechtlih aneignet, begeht Diebjtahl gegen den Erben.” Andererjeits 


ihnen bejtellten Dritten befindet, endigt der Beſitz des ausfcheidenden Gejellichafters, 
nicht bloß der feines Erben; nah Pland A3 foll jich der Erwerb der übrigen 
Gejellichafter auf Grumd der durch den Tod aufjchtebend bedingten Einigung nad) 
854 II vollziehen; das iſt unrichtig, denn nad) $ 738 tritt die Anwachſung Fraft 
ejeßesvorfchrift ein; der Befiß aber endigt mit dem Tode des Gejellichafters 
(8 736), weil er nur auf dem Mitgliederrecht in der gefamten Hand beruht, das 
für den Erben nicht beſteht. 

16) Much für den Fiskus, 88 1936, 46, 88. 

17) Zwei Gründe entjcheiden. a) Der Nacherbe beerbt nicht den Vorerben; 
er fann auf Grund der $$ 857, 2139 in den Beſitz der Nachlaßſachen nur dann 
eintreten, wenn er unmittelbarer Nachfolger des Erblaſſers wird, 3.8. weil der 
Vorerbe ausfällt (8 2102). b) Vor allem aber bat der Vorerbe den Beſitz an den 
Nachlaßſachen rechtmäßig erlangt; gegen ihn findet daher $ 861 feine Anwendung, 
und der Nacdherbe tritt mithin ihm gegenüber nicht in die Nechtslage eines durch 
verbotene Eigenmacht verdrängten Beſitzers; $ 2180 bejtätigt dies, indem er dem 
Nacherben einen Herausgabeanfpruch gibt. — Ebenfo mit anderer Begründung: 
Strobal 331, Pland 5, 315; etwas weiter gehen Biermann A4, TurnausFöriter 
1,57; gang ablehnend Binder 60. 

18) Gemäß $ 1953 II; fo insbefondere in dem Regelfall, daß der Berufene 
ausichlägt, ohne jich mit dem Nachlaß zu befaffen. Hat er dagegen Nachlaßſachen 
in Beſitz genommen, jo hat er, wie die Ausfchlagung feititellt, fi Fremden Gutes 
bemächtigt; er wiirde dann dem Erben nach $ 861 haften, foweit er nicht nad) 

1959 I als Beſitzmittler gu behandeln wäre. Abw. will Biermann 6 bier den 
Beſitzerwerb des Nachberufenen ausjchliegen. 

19) 88 943, 944. 

20) Dies ift die wwichtigfte Wirkung; $$ 861, 862; der Erbe braucht nicht mit 
dem Erbichaftanfpruch vorzugehen und umgelehrt hemmt ihn fein Einwand aus 
dem Nechte des Gegners zum Beſitze; für diefen Gegenanſpruch genießt der Erbe 
vielmehr die Vorteile der Bellagtenrolle; $ 868, OLG 4, 239 (N 15a). — 
Zum Beweife für die Bejibanfprüche genügt der Beſitz des Erblaſſers zur Zeit de3 
Grbfalles und der Anfall der Erbichaft (nicht auch der tatjächlichen Beſitz— 
ergreifung). War verbotene Eigenmacht bereit3 gegen den Erblafier verübt, jo 
itebt der daraus ihm erwachſene Anfpruch als vererbter dem Erben zu. 

21) Gemäß $ 935. Kober AILib. 

22) Denn die Nachlahiachen verbleiben ebenſo im Beſitz des Berechtigten, 
wie die eines Abweſenden ufw. Der Gewahrjam (oben 835) endigt keineswegs 
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tritt der Erbe unmittelbar in die aus dem Beſitzſtande fi ergebende 
Haftung ein.* 

3. Der Befig fann durch Sondernahfolge auf einen anderen der: 
gejtalt übertragen werden, Daß der Erwerber jeine Rechtftellung als Befiger aus 
dem Rechte des veräußernden Vorbefigers ableitet, deſſen Befigrechte mithin 
für den Umfang und die Art des erworbenen Befites maßgebend find.”* 
Solcher abgeleitete Erwerb muß fih auf eine wirkſame Einigung zwiſchen 
dem bisherigen Befiger und dem Erwerber gründen. Nah Zwed und 
Inhalt dient die Befigübertragung : 1. entweder zur Verſchaffung eines ding: 
lihen Rechts, insbefondere des Eigentums; fie bildet dann einen Teil des 
hierfür geforderten Gejamttatbeftandes.”* 2. Oder die Befigübertragung 
trägt ihren jelbftändigen Zwed in fih und ift lediglich auf Verſchaffung der 
Rechtſtellung als Befiger gerichtet; die Einigung hat dann die Natur eines 
abftraften B Befisübertragungvertrags.?’ 


mit dem Tode des Inhabers; das fozial anerkannte und rechtlich geficherte Ge- 
waltverhältnis bleibt hier beitehen, weil der Erbe nach $ 857 unmittelbar als 
Beiigfubjekt eintritt. Finger, frit. Viertelj. 44, 592, Kober 8 857 A6 VIII. Das 
gegen nehmen bloß Unterfchlagung an: Franf, StrGB 316, Lobe, Einfluß des 
PEB auf das Strafr. 16, 33; Biermann A 7; aber die Begründung, dab fein Ge- 
wahrſam beſtehe, faßt diefen Begriff zu eng und, it dem 8857 gegenüber 
wirkungslos. Nach Binding, Lehrb. des Strafr. bef. T. 2. Aufl. 1,245 foll ent= 
ſcheiden, ob der Erbe von dem Anfall weiß und ihn will; dann fei fein Herrſchafts⸗ 
wille zu reſpektieren und Diebſtahl möglich; allein nad dem BGB fommt e3 bier 
auf den Willen nicht an, weil die Erbſchaft und der Beſitz Fraft Geſetzes anfallen. 

23) So 3.3. nad $ 836. Auch ald Tierhalter nach Ä 833? ja, wenn man 
der Anficht des RG 52,118 folgt. Dagegen nicht ftrafrechtlich, 3.8. wegen des 
Beſitzes von Sprengitoffen aus Dynamitgeſetz 9.6.1884 $$ 8, 9, weil Die rechts⸗ 
widrige Abſicht fehlt, ſolange der Erbe nicht jene Stoffe ilentlie in Beſitz ge— 
nommen bat; Finger 593 41. 

24) Die gejeßlihe Grundlage hierfür bietet: die Anrechnung des Vorbeſitzes 
zugunjten des Erwerbers für die Verjährung: und Erſitzungzeit (88 221, 943) 
und fir den Anspruch wegen Verwendungen und auf Erſatz ($$ 999, 852). Vor 
allem muß der bösgläubige Erwerber die Feblerbaftigfeit des Veſibes ſeines Vor⸗ 
gängers und die hieraus ſich ergebenden Rechtsfolgen gegen ſich gelten laſſen; 
In II2, 859 IV, 861 II, 86211. ®ergl. auch $ 836 II; und ferner die Er— 

edung der Rechtskraft des Urteil gegen den Nachfolger im Befib nah CPO 
N 3251, 727. Die Fehlerhaftigkeit de3 Befitverhältnifies beruht auf der beim 
techtövorgänger vorhandenen Beſitzlage; da3 Kennen de3 Erwerbers bildet nur 
eine weitere Tatbeſtandvorausſetzung für die Überleitung, es enthält nicht den 
Grund der Fehlerhaftigkeit. Anfofern iſt es begründet und zweckdienlich, bon 
einem durch Sondernachfolge abgeleiteten Beſitz zu ſprechen. So auch Coſack 2 
187; ober $ 854 A114; Hellwig, ſubj. Begrenzung der R.kraft $ 36; 

. Leffing, Begriff der R.nachfolge, Diſſ. Tüb. 1902 ©. 64. Dagegen mit der 
Behauptung, daß Befiß abgefehen von $ 857 nur jelbjtändig und — er⸗ 
worben werden könne: Lehmann $21 Nr.4; Kohler, Arch. BR 80. 

25) Fehlt dieſe, weil z. B. der Veräußerer geichäftsunfähig Pa fo fann 
der Erwerber zwar die tatfächliche Gewalt an der ihm übergebenen Sade er- 
—— er hat dann aber urſprünglichen, nicht abgeleiteten Beſitz erlangt. Die 

iſt ein Rechtsgeſchäft; deſſen Vorausſetzungen müſſen alſo erfüllt ſein. 

— Sie vollzieht den Rechtsübernang, wirkt als Nechtzeichen. Oben $ 19. 

27) Hölder 8221 A 3; Hellwig 247; Hipp in Windjcheid 1, 697; Zeifing 
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Vollzug und Rechtsform der rechtsgejchäftlichen Befigübertragung wer: 
den durch die Natur des Beſitzes als befriedeten Herrjchaftverhältnifjes be: 
ſtimmt. Zum Eintritt: in die geſchützte Rechtſtellung eines Befigers genügt 
darum nicht Die bloße formelle Einigung der Beteiligten: die Sondernadjfolge 
ift nur bewirkt, wenn die Anderung der Befigverhältniffe nach außen zu fund: 
barem Ausdrud gelangt ift. 

a) Die Sondernadhfolge in den Befit vollzieht ſich regelmäßig durch die 
förperliche Übergabe ?® der Sadhe. Dann wird die Kennbarkeit des Beſitz— 
erwerbes durch die Erlangung der tatſächlichen Gewalt verlautbart ; der Nad): 
folger genießt vollen Beſitzſchutz um diejes Tatbejtandes willen. Die Eini— 
gung hat daneben folgende Bedeutung: 1. Sie erſetzt die befondere Über: 
tragung der Sache und bewirkt den Befigübergang, wenn der Erwerber bereits 
tatjählih in der Lage ift, die unmittelbare Gewalt über die Sade aus: 
zuüben.?° 2. Sie dient zur Anderung der Redtitellung defjen, der die Sache 
bereits in Händen hält. Der Befishalter oder der Befigmittler kann durd 
bloßen Vertrag oder Übergabe kurzer Hand ®° zum Eigenbefiger geitempelt 
werden, jofern ein dementiprechendes Herrichaftverhältnis für den Erwerber 
hergeſtellt ijt.®! 


66; abw. Pland $ 221. — Antwendungsfälle: Übergabe eines verfauften Grund: 
ftüd3 vor der Auflaffung mit dem Erfolge der Gefahrübertragung; Zurüdgabe 
des auf Grumd einer nichtigen Auflafiung übergebenen Grunditüds; Einräumung 
des vermachten Bejiges nach $ 2169 II. — Die Einräumung des Bejiges an den 
Mieter uſw. enthält dagegen feine Sondernadfolge i.e. ©., weil der Vermieter 
den Beſitz nicht aufgibt, jondern mittelbarer Bejiger bleibt. Daher die Faſſung 
in WEN $ 325; abw. Hellwig 251. 

28) Die echte oder longa manu traditio. Über den Spradigebrauch des 
BGB vergl. oben 819 A 16. 

29) Nach $ 54 II, der im Anſchluß an Mbf. I handhaften Beſitz fordert; 
die Sadıe muß fich bereit3 im Machtbereiche des Ermwerbers befinden und nur Die 
Einführung in das Grundſtück oder die Aushändigung der Fahrnis uſw. wird 
erübrigt, weil und wenn dies zur Serjtellung der unmittelbaren Sachgewalt nicht 
erforderlich ericheint. Daher genügt bier nicht die Abtretung de3 mittelbaren 
Beſitzes; $ 854 II betrifft auch feinesmwegs den Fall des Beſitzkonſtitutes. — Die 
Einigung fann als Rechtsgejchäft unter eine Bedingung gejtellt werden; der 
Bejitübertragung3antrag tit wie jeder Vertragantrag bindend. Strobal 81; 
Coſack 74; Biermann $ 854 AT; abtv. Pland 8854 A3; Maenner, R. der 
Grunditüde 97. Eine Einigung zugunften eine3 Dritten bat für fich nicht Die 
Wirkung der Befitübertragung; jie kann böchitens die von dem Dritten bereits 
vollaogene tatjächliche Getwaltergreifung bejtätigen; Hellwig, Verträge auf Leitung 
an Dritte 53; Kober $ 854 AII2e; meiter geht Strohal 86. — Anhaltlih muß 
die Einigung "auf Beftbübertragung gerichtet fein, ein bloßer Schenfungsvertrag 
genügt hierzu nidt. OLG 4,295. 

30) Das BGB behandelt diefe fog. brevi manu traditio nur in $$ 929 
S.2, 1032, 120512. Die Übertramıng auf den Befiß begegnet feinem Be- 
denfen: A 27. 

31) Dies tritt ar hervor, wenn ein Bejißmittler, 3.8. der Aufbewahrer, 
die Sache zu Eigenbejiß erhalten fol. Ferner wenn der Gejchäftsherr feinem 
Haußdiener den für Geſchäftzwecke überlafienen Anzug zu Eigenbefiß überläßt. 
Die erforderliche Erkennbarkeit liegt aber nicht vor, wenn die Herrſchaft Der 
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b) Obgleich die Anerkennung einer bloß konjenjualen Befigübertragung 
ohne Kundbarkeit und Einräumung der tatjädhlihen Gewalt den Grundjägen 
des Befigrechtes widerjpricht und die Verkehrficherheit gefährdet :’? erjcheint 
diefe Übertragungsform für gewifje Verkehrbedürfnifje gleihwohl unentbehr: 
ih. Im Anſchluß an das römiſche Recht * hat das BGB daher das 


Köchin den Fupfernen Kochkeſſel übertragen will, der Keſſel aber im Haushalte 
noch weiter benußt wird; bier fehlt dem $ 855 gegenüber die fundbare Eigen: 
berrichaft der Köchin. Demgemäß genügt die Einigung nicht, wenn der Erwerber 
bloß mittelbarer Beſitzer iſt und bleibt; denn bier fehlt die Kundbarfeit, er iſt 
nicht im Befige in dem nad) $ 854 II unterjtellien Sinn. Vergl. unten $ 80. 

32) Der Widerjpruch gegen den Grundſatz, daß der Beſitz das Zeichen für 
das Recht bildet, ijt ein doppelter. Behält der Veräußerer die Sache in Händen, 
io entjteht Dritten gegenüber der trügerifche Anjchein, dat er noch verfügungs- 
berechtigt und freditwürdig fei. Der Erwerber andererfeit3 tritt als jolcher nicht 
tundbar hervor; für jeine Gläubiger bleibt der Erwerb verftedt. Die bloß kon— 
ſenſuale Bejigübertragung dient daher als bereites Mittel zur Verfchleierung der 
Rechtsverhältnifie; fie war befonders gefährlich, wenn dadurch ein Pfandredht be— 
ftellt wurde. Hiergegen richtete fich insbejondere EG z. KO 8 14 und die gemein= 
rechtliche Praxis. Vergl. Mot. 3,801 und unten $ 136. 

33) Der Bankier A. erwirbt im Auftrage des B. beitimmte Papiere; 2. 
joll Eigentümer diefer werden, U. aber fie in Verwahrung behalten: bier würde 
es zwedlos und verfehräwidrig jein, wenn A. die Papiere zunädit dem B. zum 
3wede der Eigentumübertragung förperlich übergeben müßte, um fie jofort zur 
Verwahrung zurüdguerhalten. — Die Brauerei E. verfauft ihr Anweſen mit 
jämtlihen bei den Kunden im Umlaufe befindlichen Bierflafchen. Die körperliche 
übergabe aller einzelnen Flajchen an den Käufer zur Eigentumübertragung wäre 
bier undurchführbar. Der Käufer hatte im gegebenen Falle durch die Zeitungen 
die Eigentumübertragung fundgegeben; das war nicht erforderlich, erjcheint aber 
den Kunden gegenüber praktiſch. 

34) Das constitutum possessorium beitand darin, daß der biöherige Be- 
jiger den Befit ohne körperliche Übergabe auf einen Anderen übertrug, indem er 
den Willen faßte, von jet ab bloßer Detentor für den Anderen zu fein, und der 
Andere den entfprechenden Ermwerbiillen erflärte.e So D. 41.2.18pr.: quod 
meo nomine possideo, possum alieno nomine possidere; nec enim muto mihi 
causam possessionis, sed desino possidere et alium possessorem ministerio 
meo facio. Windicheid 1 $ 155 U 8; Dernburg, Band. 1 $ 181; die Dijiert. von 
Harburger, Miinchen 1881; Biermann, Berlin 1885; Hirzel, Zürich 1893; ferner 
Erner, Recht3ermwerb dur Tradition 142; Biermann, traditio ficta 51. Der 
biermit verbundenen Gefahr einer Verdunfelung der Befißverhältnifie trat: a) der 
Rechtsgrundſatz entgegen: das constitutum überträgt nur dann den Beſitz, wenn 
es auf einer causa detentionis beruht, die rechtlich feititellt, daß und warum 
der Veräußerer dem jebigen Befiter gegenüber zur Detention berechtigt iſt. Hat 
3.8. der Verfäufer das verfaufte Haus von dem Käufer auf zwei Jahre ge— 
mietet, dann ftellt der Mietvertrag Har, daß der Käufer Befiter des Haufes jei; 
da3 constitutum dient al Erſatz der Übergabe an den Käufer und der Rüdgabe 
an den mietenden Verkäufer. So bejonders Exner, Verhandl. des 15. D. Juriſten— 
tages 1880 1,3; 2,84. Dagegen traten für das jog. abſtrakte Konititutum ein, 
wobei die nadte VBefitübertragungserflärung genügen jollte, Bähr in her. J. 
%,327; Biermann, traditio ficta 371; Dernburg, Band. AU5. — Allerdings 
bietet die causa detentionis feine abfolute Sicherheit gegen fimulierte Ver— 
äukerungen; wer 3.2. feine Güter dem Zugriff der Gläubiger entziehen toll, 
wird leicht mit dem fingierten Käufer auch einen erlogenen Mietvertrag ab- 
ihließen können. Da aber die causa rechtlich begründet werden muß, fo dient fie 
immerhin zum Schuße gegen Simulationen. Daher hat das Reichögericht mit 


208 Drittes Buch. Sachenrecht. 


Beſitzkonſtitut wenigitens in beſchränktem Umfange anerkannt: *° Die 
körperliche Übergabe der Sache kann danach durch Vereinbarung eines Rechts 
verhältnifjes erjegt werden. Die Grundlage hierfür wird dur die An— 
erfennung des mittelbaren Bejiges geboten. Die Frage hat mithin dahin 
zu lauten: genügt die Einräumung des bloß mittelbaren Befiges, mo Befiß- 
übertragung die Vorausjegung des Ermwerbes eines dinglihen Rechts bildet ? 
1. Dies wird bejaht für den Erwerb des Eigentums und des Nießbrauchs an 
der Fahrnis. Die Einigung muß aber hier als Erjag für die mangelnde 
körperliche Übergabe ein den mittelbaren Befig begründendes Kaufalgejchäft 
mitumfaflen: es muß ein beftimmtes und wirffames Necdtöverhältnis *" ver: 
einbart werden, das den bisherigen Befiger °° in Abhängigkeit jegt von dem 
Erwerber als dem mittelbaren Befiger, ihn zum bloßen Befigmittler ftempelt. 
2. Bei dem Pfandrechte überwiegt dagegen das Erfordernis der äußeren Kenn: 
barmachung derart, daß zu jeder Verpfändung die Entfernung der Pfandjache 
aus dem unmittelbaren Befite des Pfandichuldners notwendig if. Durch 
Erwerb des mittelbaren Befiges erlangt der Gläubiger ein Pfandrecht nicht.*® 


gutem Grunde in 5, 181 für das gemeine Recht und in 35, 249 für das preußiſche 
Recht fich für das Erfordernis der causa detentionis entſchieden. Vergl. Reh— 
bein, Entjch. des O.Trib. 2. Aufl. 1, 672. — b) Wo der Nachdruck auf der er: 
fennbaren Abfonderung einer Sache aus dem Vermögen des Schuldners lag, wie 
bor allem bei der Beitellung eines Pfandrechtes, da genügte das constitutum 
überhaupt nicht. 

35) Brot. 3, 197, wo das Erkennbarkeitprinzip aber nicht volle Würdigung 
gefunden hat. 
520 nn. s$ 930, 1032; aber auch $ 933, unten 881. Vergl. ferner oben 

37) Dies kann ein Dingliches Rechtsverhältnis, wie Nießbrauch, oder ein 
obligatorifches, wie Pacht, Miete, Verwahrung ufw. fein. Vergl. 8868. Das 
Rechtsverhältnis bildet ald causa detentionis die Grundlage für die Einräumung 
des mittelbaren Bejiges. Der Vertragichluß hierüber muß jelbitändig beurteilt 
werden und muß den geforderten inhaltlihen und fürmlichen Vorausſetzungen 
entſprechen. Nur die gültige Vereinbarung kann den Beftitübergang vermitteln. — 
Es gibt mithin auch nad) dem BGB (N 34) fein abitrattes Beſitzkonſtitut; Die 
Ernitlichteit und der Vollzug des Belitübertragungtvillens muß fich durch Die 
Begründung eines den mittelbaren Beſitz verlautbarenden Rechtöverhältnijies 
fundgeben. So Brot. 3,198; RG 49, 172; 52,131 und Jur. ®. 1903 ©. 129, 
wo erflärt wird, daß der Wille des Anfchaffenden, die Ware für den Erwerber in 
Gewahrfam zu halten genüge, wenngleich ein Rechtäverhältnis mit feſtem wiſſen— 
ſchaftlichen Namen nicht begründet fei. (Vergl. $ 868 „ähnliches Verhältnis"). 
— Das Beitbfonititut kann fi) ala Vertrag mit dem Eigentumübertragung3= 
—— verbinden; für die juriſtiſche Beurteilung aber müſſen beide geſondert hervor— 


n. 

38) Ein durch Rechtsgeſchäft abgeleiteter Beſitz kann nur von dem be— 
gründet werden, der felbjt im Beſitze fteht, daher nicht, wie RG 19,240, 26, 181 
irrig für da3 gemeine Recht behauptete, jelbitändig und eigenmädtig durch den 
Befibbalter (oben $ 33). Von diefem kann allerdings die Sache körperlich auf- 
gegeben werden, jo daß ein Dritter originär die unmittelbare tatſächliche Gewalt 
erwirbt, er kann aber niemal3 den Dritten durch Rechtsgeſchäft zum mittelbaren 
Beſitzer machen. 

39) 8 12051, aber auch $ 1205 II; ferner 8 1206 Einräumung des Mit- 
befiged®. Darüber genauer unten $ 136. 
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Bejondere Normen über den Befigerwerb durch Vertreter! enthält das 
BGB nicht.“ Die Vertretung gilt nur für das Gebiet der Willenserflärun- 
gen; durch fie joll die Rechtsfolge eines unter den Handelnden vollzogenen 
rechtsgeſchäftlichen Tatbeitandes auf einen Dritten, den Vertretenen, über: 
geleitet werden.” Die Anwendung auf den Befigerwerb jegt mithin voraus, 
daß diejer ſich als rechtsgeſchäftlicher Vorgang darftellt.* Außerdem muß 
beahtet werden, daß die Vorausfegungen des Beſitzſchutzes nad objektiven 
Merkmalen zwingend feftgeftellt find: die ſozial beftätigte und nad außen 
tundbare Sachherrſchaft entjcheidet ; keineswegs kann nad) dem Grundjage der 
Vertragfreiheit ein Dritter beliebig zum Befiger geftenipelt werden. Darum 
darf die Zuläffigkeit und Wirkung der Vertretung hier nur aus den Normen 
über die Erlangung des Befiges beurteilt werden. 


Das Bedürfnis, ſich zum Erwerbe des Befiges einer Mittelöperfon zu 


1) über das römische Recht: Windicheid 1 8 155; Dernburg, Band. 1 
$180; Mitteis, Stellvertretung 51; Lenel, Iher. X. 36, 42; Schlogmann, Befit- 
erwerb durch Dritte, 1881. Erſt in der jpäteren Kaiſerzeit wurde der Sab ans 
ertannt, dat nicht bloß durch Sklaven und Profuratoren, fondern auch durch freie 
Berjonen unmittelbar Befiß erworben werden fann: D. 41. 1. 53: quod 
naturaliter adquiritur, sicuti est poasessio. per quemlibet volentibus nobis possidere 
adquirimus (dazu aber Lenel, Balingen. 2, 69: die Worte per quemlibet fünnen 
nicht bereit3 von Pomponius herrühren). Entjcheidend find: J.2.9. 5; D.41. 
1.20.2; D.41.2.53. Vergl. ferner C. 7.32. 1: per liberaı personam ignoranti 
uoque adquiri possessionem et postquam scientia intervenerit, usucapionis con- 

nem inchoari posse tam ratione utilitatis quam iuris pridem receptum est. — 
Für das preuß. Landrecht: ALR 1.7.43 f.; Eccius 3 88 157 f.; Rehbein, Entſch. 
Ober-Trib. 2. Aufl. 1,698, 706. Die freie Stellvertretung wurde zugelaſſen, 
dagegen galt nicht, daß dem Herrn Beſitz zukam, bevor er von der für ihn voll— 
zogenen Ergreifungshandlung Kenntnis erlangt hatte. 

2) Nah EI 8801 wurden die Normen für die Vertretung bei Rechts: 
geſchäften auf den Belipertverb übertragen. Dies iſt in zweiter Leſung geitrichen ; 
nach Brot. 3, 33 kann eine analoge Anwendung der 88 164 f. ftattfinden, foweit 
zur Erlangung der tatjächlichen Gewalt der Wille erforderlih und demgemäß 
eine Vertretung im Willen möglich ift. — F. Leonhard, Vertretung beim Fahrnis— 
eriverb 1899; R. Heinrichs, Bef.erwerb durch Stellvertreter, Diff. Roſtock 1900; 
®. Munſcheid, Stellvertr. im Bef.erwerb, Diſſ. Leipzig 1901; Regelöberger, her. 
N. 44,393; Dernburg, BR 3 820; Coſack 8198; Fled, Ard. BR 15,377; 
N. Rümelin, EivA 93,131, 229, 259; ferner R. Leonhard, allgem. Teil des 
BEL 251; Manigk, Anwendungsgebiet der Vorfchriften für die Rgeſch. 356. 

3) 8164. Bd. 1 880. 

4) Oben $37 Nr.3. Hierzu gehört ferner, daß der Beſitz als dingliches 
Recht aufgefaßt und ferner dad die Bedeutung des Beſitzwillens (oben $ 34) an 
erfannt wird. Wer den Befiß nur als Tatjache veriteht, muß folgerichtig jede 
Vertretung beim Eriverbe leugnen. Über die Abgrenzung der Begriffe Willens- 
erflärung und Rechtshandlung: Bd. 1 61 A 17f.; Wendt, EivA 92, 235; 
Nanigt 22,190; NRümelin 162; Eltzbacher, Handlung: fähigkeit Bd. 1 (1908) : 
uber die Beziehung zum Befiteriverbe oben $ 34 A307. 


Endemann, Lehrbuch. II Baud. 8.u.9. Aufl. 14 
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bedienen, wird im Verkehr allgemein anerfannt. Nach dem Befigrechte des 
BGB kann fich dies in zweierlei Weije vollziehen.® 

1. Die Mittelsperjon kann zur Herftellung der tatfächlichen Gewalt 
dienen. Bier joll der Herr allein den unmittelbaren Befit erwerben. Um 
dies rechtlich zu erreichen, muß die Zwiſchenperſon als bloßer Befighalter 
erſcheinen: denn nur in dieſem Falle wird die Sachherrſchaft des Helfers‘ 
dem Befighern als unmittelbare joziale Befisgewalt zugerechnet, jo daß 
diejer als unmittelbarer Alleinbefiger erjcheint. Der Befigerwerb wird hier 
vermittelt auf Grund des objektiv fundbaren Abhängigkeitverhältnifjes, in 
dem der Halter zu dem Befigherrn fteht.” Der Erwerb ift vollzogen, jobal 
der Halter die tatſächliche Gewalt erlangt hat, gleichviel ob der Herr davon 
bereits Kenntnis genommen hatte oder nit. Vorausſetzung bildet aber, daf 
der Befishalter den Befig innerhalb des objektiv begrenzten Gejchäftkreijes 
oder der ihm bejonders erteilten Anweifungen ergriffen hat.? 


5) Die Bedeutung der bier behandelten Frage zeigt ſich insbeſondere bei 
dem Eigentumertwerbe, 88 929 f. Sie greift aber auch beim Pfandrecht, Nieh- 
brauch uſw. und für den abjtraften Beſitzerwerb ein. Die allen diefen Sonder: 
gebieten gemeinfamen Grundfäbe find daher an diefer Stelle darzulegen. 

6) Der Fall, wo Jemand felbit handelt, aber fich dabei der Gehilfen 
bedient, der Filcher läßt 3.2. jich von zwei Knaben beim Heraufholen des Netzes 
unterjtüßen: verdient hier feine Erwähnung. 

7) Darüber oben $33. Es muß für den Einzelfall fejtgejtellt werden, 
ob die dort näher bezeichneten objektiven WBorausfeßungen des Beſitzhalter— 
berhältnijjes erfüllt find. Um eine Vertretung im Sinne de3 $ 164 handelt es 
fi bier nit. Darum fann auch ein Gefchäftsunfähiger als Beſitzhalter ein- 
treten, 3.8. das Sind von 5 Jahren, das zum Abholen von Brot abgefchidi 
worden ijt. Auf das Kaufalverhältnis fommt es nicht an und ebenfowenig darauf, 
ob der Bejißhalter fich dem Anderen gegenüber als folder fundgegeben bat oder 
nicht. Es muß ftet3 daran fejtgehalten werden, daß nur in Frage fteht, ob der 
et für den Beſitzherrn eine tatfächliche Herrichaft im Sinne des 8 8541 be- 
gründet. 

8) Diefe Zeitbeitimmung fommt in Betracht für den Beginn der Er: 
figung, für den Augenblid des Eigentumermwerbes und der Übergabe der Sade, 
der zumal bei einer Konfkurseröffnung über das Vermögen des Herrn genau feit- 
geitellt werden muß und über die Nechtslage entjcheidet. Kerner für den Über: 
gang der Gefahr beim Kaufe ufw. Bd.1 $159a Nr.5. 

9) Auch bier gibt es fein Aufdrängen des Befites wider Willen; abw. 
Dernburg 8 20, Biermann 8 855 A4. Der Beſitzwille de3 Herrn tritt allgemein 
durch die Begründung des Abhängigfeitverhältnijjies oder im einzelnen durch die 
Anweiſung (von Auftrag wird bier wegen de3 Gegenjfaßes zu den in Nr. 2a be- 
bandelten Fällen befjer nicht geiprodhen) zutage. Der Rahmen des 8 855 iſt bier 
enger zu ziehen; denn dort wird davon ausgegangen, daß ich Alleinbefiter bleibe, 
wenngleich ich meine Sache einem Halter in die Hand gebe. Dahin gehört auch 
der Fall, wo ich einem Gajte oder Dritten vorübergehend und, ohne ihm ein Recht 
zum Belißen einzuräumen, meine Sache überlaffe.. Durch die Hilfe diefer beliebig 
ausgewählten fremden ®Berfonen werde ich unmittelbarer Bejiter erft damn, 
wenn jie mir die Sache ausgehändigt haben. Entfcheidet ſomit da3 objeftive Ab- 
bängigfeitverhältnis, in dem 3.8. auch das Hauskind den Eltern gegenüberftebt, 
fo iſt feitzubalten, daß der Herr nicht Beſitz erwirbt, wenn der Helfer außerhalb 
diejes Verhältniſſes eine Sache für fich oder eine nicht zu feinem Geſchäftskreiſe 
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Dieſe Grundjäge gelten jowohl für den abgeleiteten,!? als auch für den 
urſprünglichen Beſitzerwerb. Hierzu tritt als eigenartiger Fall des Er: 
werbes unmittelbaren Alleinbefiges durch Handlungen anderer, ohne daß eine 
Vertretung ftattfände: der Befigerwerb der juriftiihen Perjon.!? 

2. Die Mittelsperfon kann jelbft unmittelbar den Befig erwerben, dies 
aber nur unter einem derartigen konkreten Verpflihtungsverhältnifie, daß hier: 
aus für den anderen der mittelbare Befit entfteht."” Dies bietet die Grund- 
lage dafür, wie durch freie Vermittelung der Befig übertragen, insbejondere 
die Eörperliche Übergabe an den Deftinatär durch Übergabe der Sache an defjen 
Vertreter erjegt '* werden fann. Der Veräußerer A. übergibt dem Mittler 
B. die Sache, um dieſe damit in den Befig des Ermwerbers C. zu bringen. 
Man kann verſucht jein, hier Befigerwerb durch Vertretung anzunehmen, weil 
der mittelbare Befit des E. durch die rechtsgejhäftliche Handlung zwiſchen N. 


gehörende Sadıe (die Köchin 4.8. in Abweſenheit der Herrfchaft das von dieſer 
gelaufte Gartengrunditüd) in Befis nimmt. Soweit dagegen dieje objeltive Ge— 
bumdenheit reicht, fommt ein abweichender Wille (3.3. des Dieners, der die 
feinem Herrn zugeſandten Zigarren für fich erwerben will) gr in Betracht; 
womit nicht ausgeſchloſſen wird, daf der Diener durch Diebitahl, Wegichaffen uſw. 
den Beſitzerwerb des Herrn aufheben oder vereiteln kann. Bergl. F. Leonhard 
66,115; Kniep, Beſitz 211, 232. 

10) Der Diener wird zum Abholen der vom Herrn gelauften Waren ab» 
gejandt; der Geichäftsgehilfe nimmt die für den Geſchäftsherrn bejtimmte Geld: 
jendung oder Sendung unbeitellter Mufter in Empfang. Der Herr wird bier ſo— 
fort unmittelbarer Alleinbejiger. Dies gilt auch bei Grumdftüden und bat bier 
3.2. die Wirfung des Gefahrüberganges gemäß 844611. 

11) So iſt bei der Aneignung von Wild der Jagdgehilfe und Jagdgaſt bloß 
Beitghalter; ebenfo der Arbeiter, der zur Gewinnung von Mineralien oder zum 
Einernten der Feldfrüchte angeftellt ift. Auch bier (A 9) entjcheidet die objektive 
Sahlage, wonach die äußere Gewalt des Helfers in fozialem und rechtlidem Sinne 
als ausſchließliche tatfächliche VBefibgewalt dem Herrn zugerechnet wird. Anders 
fteht es mithin, wenn U. feinem Freunde B. verſprochen hat, gewiſſe Mineralien 
auf jeiner Reife zu ſuchen und mitzubringen; dann iſt U. zunächit Alleinbeſitzer 
oder, jofern der Tatbeitand des $ 868 erfüllt wird (oben $32 A15b), Beſitz— 
mittler für B. So auch F. Leonhard 113, Rümelin 270. 

12) Denn der Vorſtand hält als Organ der jur. P. deren Beſitz inne; er ift 
fein „Anderer“, der diefer gegenüber zum Beſitz berechtigt oder bloß verpflichtet 
wäre; was er als Vorſtand in Beſitz nimmt, 3 im unmittelbaren Alleinbeſitz 
der jur. Perſon. So KG in OLG 5,148; Coſack 2, 66; Förtſch in Gruchot 43, 
545. Gegen die Organtheorie Schloßmann, her. J. 44, 239; dafür aber über- 
zeugend mit Gierke: Preuß ebenda 429. Als Beſitzmittler betrachtet den Vor— 
tand: Planck $ 854 U 5; als Beſitzdiener: Dernburg 8, 50. — In den Fällen der 
dinglifen Surrogation 3.®.$ 1381 geht nur Eigentum, nicht Veit über. 

13) So nad) der jeßt oben $32 A 13b, 15 vertretenen Anficht, wonach der 
mittelbare B. zwar regelmäßig auf Ableitung von dem bisherigen Alleinbeſitzer 
beruht, jedoch auch urſprünglich durch Beergreifung des B.mittlers entſtehen kann. 

14) Der Rechtsfolge nach ſteht dies dem Beſitzkonſtitut gleich, das aber ohne 
Vermittler vollzogen wird. Für beide Fälle erhebt ſich die Frage, ob die Er— 
longung des mittelbaren B. zum Ermwerbe des gemwollten dinglichen Rechtes aus» 
reiht. Darüber oben $37 Nr. 3b. Bezüglich des Beſitzerwerbes gelten diefelben 
—— für Fahrnis wie für Grundſtücke; anders z. B. bei dem Eigentum— 
eriverbe. 
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und B. hergeftellt werde. Eine echte Vertretung liegt gleichwohl nicht vor. 
Denn der Beſitzerwerb des Gejchäftsherrn E. iſt nicht die unmittelbare Rechts: 
folge des zwijchen A. und B. gejchlofjenen Übergabevertrags: C. wird Be: 
figer auf Grund des zwijchen ihm und dem Mittler B. bejtehenden Rechts: 
verhältnifjes. Liber den Befigerwerb entjcheidet nicht der Wille anderer, 
jondern nur die Stellung, die der Erwerber jelbjt zur Sache einnimmt: der 
Erwerb folgt hier nad) zwingendem Rechte der objektiv fundbaren, durch das 
Befigmittlerverhältnis gejchaffenen Rechtslage." 

a) Der Gejhäftsherr erwirbt den Befik, weil der Empfänger für die 
beftimmte Sache ihm gegenüber ald Befigmittler gebunden if. Maßgebend 
ift dafür der objektive Tatbeftand: ob im entfcheidenden Zeitpunfte der Sad): 
übergabe ein Rechtöverhältnis beftand, wonad der Empfänger den ©. als 
mittelbaren Befiger anerkennen mußte. Das ſolche Gebundenheit und 
damit die Befigmittelung beftätigende Rechtsverhältnis wird hier regelmäßig 
durch Anftellung, Auftrag, Verwahrungpfliht uſw. begründet. in ab: 
weihhender Wille des Empfängers hat demgegenüber feine Wirkung: der 
durch das beftehende Rechtsverhältnis objektiv beftimmte Befigherr hat dem 
Empfänger und defjen Gläubigern gegenüber Befig und Eigentum erlangt, 
jobald die Sache dem als Befigmittler gebundenen Empfänger übergeben 
worden ift. 

b) Vom Standpuntte des Übertragenden oder Veräußerers aus geftaltet 
fich die Rechtslage alfo: 1. Er wird vielfach, insbefondere als Schuldner, ein 
wejentliches Intereſſe daran haben, daß ein beftimmter Dritter unmittelbar 
den Befig und damit das Eigentum ufw. an der Sache erwerbe." Er muß 


15) Nur auf diefer Grundlage kann der im Verkehr erbeifchte Beſitzerwerb 
durch Mittelsperjonen ftattfinden; F 868 entfcheidet, nicht $ 164. Wergl. Dern- 
burg $20; Jung, tier. f. HN 47, 183; F. Leonhard 66; Rimelin 182, 190; 
Regelöberger 423. — Zur Klarstellung ift es notwendig, den Befiberwerb ge- 
fondert zu behandeln. Die hierfür aufgeitellten Säbe haben felbitändige Be: 
deutung für die Beurteilung des Befißfchußes und überall, wo der Beſitz abitraft 
übertragen wird. Sie gelten ferner foweit die Beſitzerlangung die Vorausfeßung 
für den Erwerb des Eigentumes uſw. bildet; bier aber (befonder8 nach $ 929) 
tritt als zweites Erfordernis die dingliche Einigung über den Eigentumübergang 
hinzu; für Diele gelten bejondere Regeln; unten 8 80. 

16) Das Nähere hierüber: oben $ 39, Nur durch die feſte Beitimmung, für 
den Anderen den Beſitz auszuüben, wird dejien mittelbarer Bejiß begründet. 
Dann aber iſt e8 auch möglich, dat der Vermieter durch die Mieter und eine 
Gemeinde durch die einzelnen Gemeindemitglieder eine Sache bejigt oder den 
Rechtsbeiiß ausübt (oben S 28) und damit eine Erſitzung vornehmen fann. Vergl. 
für da3 bisherige Recht: Nehbein 699, 702. — Der zum Befiterwerbe erforderliche 
Wille des Erwerber iſt durch das mit dem Befißmittler vereinbarte Rechtsver— 
hältnis genügend re auch eine Generalvollmadht an den Mittler genügt 
bierfür; jo Seuff. ? 106; 8,231. 

17) So als Vefäufe: gemäß $433 11, oder weil er al3 Verwahrer die 
Sade dem Hinterleger zurüdgeben oder eine Geldfumme zur Begründung einer 
Darlehnſchuld übermitteln will. 
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fi dann klar machen, daß die Übergabe an eine Mittelperfon diefe Rechts- 
folge nur dann unmittelbar auslöft, wenn der Empfänger tatjächlich in der: 
artiger rechtlicher Gebundenheit zu dem gewollten Erwerber jteht, daß dieſer 
hierdurch den mittelbaren Befig erlangt. 2. Der Veräußerer kann Die 
Sache auch dergeftalt übergeben, daß es ihm gleich gilt, ob der Empfänger 
Eigenbefig oder Fremdbefig erwirbt; jo insbejondere bei einem Verkaufe 
gegen bar. Solche Übergabe an unbeftimmt wen oder wen e& angeht, 
empfängt ihre inhaltliche Beftimmtheit durch die Rechtftellung, die der 
Empfänger objektiv einnimmt.’ 3. Dementſprechend braucht der Empfänger 
dem DVeräußerer gegenüber jeine Mittlerftellung nicht kundzugeben. Für 
den Befigermwerb ift es gleichgültig, ob der Veräußerer wußte, daß ein Dritter 
mittelbarer Befiger werden jollte oder nicht.”° 

3. Kinder und Bevormundete ujw. können eigenes Vermögen und 
darum auch eigenen Befig haben. Soweit fie verkehrunfähig find, muß 
der Erwerb für fie von dem gefeglichen Vertreter vollzogen werden. Die 
in der Gejchäftsfähigkeit beſchränkten Perfonen können dagegen auch jelb: 
ſtändig Befit erwerben. 


18) Das die Einigung über den Beſitzübergang enthaltende Grundverhältnis 
wilden dem Veräußerer A. umd dem Empfänger B. hat folgende Bedeutung. 
a) War die Einigung unwirkſam (3.8. wegen Gefchäftsunfähigfeit des A. oder 
auf Grund der Anfechtung wegen Irrtums über die übergebene Sache), jo hat 
®. gleichwohl nach $ 854 I den Beſitz erworben und auf der Grundlage von $ 868 
bat der Deftinatär E. den mittelbaren Bejiß erlangt. A. kann aber die Heraus— 
gabe der Sache nach 8 812 (und wenn feine Einigung vorlag, gegebenenfall3 nad 
$861) von B. begebren; damit wird auch der mitt. B. des E. aufgehoben. b) Er- 
gibt ſich, daß B. feine Stellung als Befigmittler des C. hatte, dieje vielmehr 3.2. 
dem A. argliftig vorgetäufcht bat (etwa als entlaffener Profurift), um in den 
Beiig der Waren zu gelangen: fo iſt B. Eigenbefißer geworden. Er haftet aber 
dem A. auf Herauögabe der Sache nad) $ 861 oder $ 812. Wenn B. die Sache im 
Auftrage des A. empfangen bat, um fie dem €. zu übertragen, fo haftet er dem A. 
auch aus diefem Vertragverhältnifie. c) Wenn die Befitübermittelung an E. vers 
eitelt ift, weil 3.B. der dem Empfänger ®. erteilte Auftrag nichtig oder weil B. 
als Geichäftsführer ohne Auftrag aufgetreten war: fo erwirbt C. den mittelbaren 
Beiig, jobald nachträglich ziwifchen ihm und E. ein dem $ 868 entfprechendes Ver— 
bältnis hergeitellt worden ift. — Der Gefahr, die jeder Übergabe der Sache an 
einen Bejigmittler anbaftet, kann der Veräußerer nur durch forgfältige Prüfung 
der Rechtitellung des Empfängers begegnen. Er gebt am ficherften, wenn der 
Deitinatär C. erflärt hat, daß die Übergabe der Sade an 2. die Wirkung einer 
imnmittelbaren Übergabe an ibn jelbit haben foll; infoweit fünnen die für die Voll» 
macht aufgeitellten NRechtfäbe entiprechender Anwendung fähig jein. 

19) So fann e3 dem Berfäufer gleich fein, ob die gegen bar faufende Frau 
den Kamm für fich oder für ihren Ehemann als Bejismittlerin oder für ihre 
derrſchaft als Beſitzhalterin erwirbt. 

20) So bereits RG 11, 128; 30, 142: der Tradent entäußert ſich des Be— 
ſtzes und überläßt es dem Empfänger, für wen dieſer den Beſitz ergreifen will. — 
Auch es 88 im Gegenfat zu $ 164 II, der eine offene Vertretung erheifcht. 

e 5. 

21) Oben $31 A25f.: diefer erwirbt die Sache als Beſitzmittler. über 

den Borftand der juriftiichen Perſon oben U 12. 
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839. Bejiß an Teilen. Mitbeſitz. 


1. Der einheitliche körperliche Zuſammenhang einer Sache geftattet 

nur ein einheitliches Eigentumreht am Ganzen, feine Sonderrechte an den 
Beitandteilen.” Für den Befit gilt diefer Grundfag nicht. 
a) Soweit die reale Möglichkeit befteht, daß neben der unmittelbaren 
Gewalt an der ganzen Sache noch eine jelbjtändige tatfächliche Herridaft 
an einem begrenzten Teile ausgeübt werden fann,? darf neben dem Gejant: 
befig ein bejonderer Teilbefig * anerfannt werden. Vorausſetzung bildet, 
daß der individuell bejtimmte Sadteil injomweit als jelbftändiges Rechtsgut 
ericheint, als er für fich einem eigenen wirtjchaftlihen Bedürfniffe zu dienen 
vermag.* Der Tatbeftand einer fozial anerkannten unmittelbaren Befit: 
gewalt verwirklicht ſich am ſchärfſten bei bebauten oder offenen Liegenſchaften, 
indem 3.8. der Mieter an einem Stockwerke* oder an der Hauswand,® der 
Pächter an einem Keller, Wege oder einer Nöhrenleitung” die erkennbar ab: 
getrennte Herrichaft neben der gleichfalls unmittelbaren Herrſchaft des Grund: 
ftücbefigers innehält. Wereinzelt kann ein Teilbefig auch an Fahrnis * be- 
ſtehen. 

b) Wo ein gleichzeitiger, räumlich geteilter Beſitz an derſelben Sache 
nicht möglich iſt, muß der Verkehr ſich auf andere Weiſe behelfen. Beſonders 
wichtige Bedeutung hat dies für die Ubergabe ſtehender Früchte oder ſonſtiger 
noch ungetrennter Erzeugniffe. Dieje kann nad) dem BGB unmittelbar nidt 
ftattfinden.* Wohl aber kann dem Erwerber eine dinglihe Sicherung dadurd) 
gewährt werden, daß ihm der Befig an der ganzen fruchttragenden Sache 


1) 893; oben 86. 

2) Es handelt —* um das Nebeneinanderbeſtehen einer univerjellen mit 
einer partifularen oder mehrerer partifularer unmittelbarer Beſitzherrſchaften. 
Kein Teilbefiß, fondern ein Doppelbefit liegt vor, wenn 3.3. der Eigentümer das 
ganze Haus vermietet bat; er felbit ift dann mittelbarer und der Mieter unmittel- 
barer Befißer, und hier gelten $$ 868 f., nicht 8 865. 

3) 8865 im Gegenfaß zum röm.R., das Beſitz nur anerfannte, ſoweit 
Eigentum möglich war. 

4) Dies gegen die Atomenlehre (Bd.1 852 A1). Es bat feinen Zweck, 
Beitandteile eined Geldjtüd3 oder Stuhles zu unterfcheiden, und jedenfalls iſt ein 
Teilbejit an einem ungetrennten Stublbein auögejchlojien. 

5) Es gibt einen Stodimwerfbefit, während das BGB das Stockwerkeigentum 
(Vorbehalt für das beitehende nah EG 182) ausfchließt. Diefer Beſitz ift be— 
deutjam nach 8 1093. 

6) Ausübung der tatlächlihen Gewalt durch Anmalen von Geſchäfts— 
anzeigen, Anbringen von Schildern, Fahnenjtangen ufm. Oben 836 412. 

7) Ein Tunnel, den die Hochbahn durch ein Haus gelegt hat. Eine Tropf: 
fteinhöhle, die A. im Berge der Gemeinde B. gepachtet bat und benutzt. 

8) So an der Kajüte eines Flußſchiffes; an einem beftimmten Plate in 
einem Eijenbahnwagen; an dem Gefache in einem Schranfe. B®d.1 853 A6; 
Strohal, Iher. J. 88,833. 

9) So jedenfall3 nicht an dem noch ungeborenen Tierjungen; nicht an den 
noch hängenden Apfeln oder den noch nicht abgebauten Kohlen, Erzen, Sand. 


$39. Beſitz an Teilen. Mitbefik. 215 


überlafjen wird. Er erlangt damit die unwiderrufliche tatfächlihe Gewalt zur 
Aberntung oder Trennung der Beitandteile und wird damit in die geſicherte 
Lage verjegt, jelbftändig den Befigerwerb an den Früchten ujw. zu voll- 
enden.!® 

e) Zum Schutze des Befites an Teilen der Sache dienen alle für den 
Sahbefig gegebenen Rechtsbehelfe. Hierdurch erlangt auch der obli- 
gatoriſch Berechtigte den vollen poffefjoriihen Schu und zwar 5.8. als 
Mieter eines Stockwerks ſowohl gegenüber dem Vermieter und jeinem Rechts— 
nahfolger wie gegenüber den anderen Mietern desfelben Hauſes.“ Soweit 
begrenzte dingliche Rechte in Betracht kommen,“ wie 3.8. der Nießbrauch 
an einem Weinkeller, jo der Befisihug in entſprechender Weiſe gewährt 
werden.“ 


2. Mitbeſitz“ beſteht, wenn mehrere gleichzeitig an der ganzen Sache 


10) Dies insbefondere nach $ 956 zum Zwecke der Eigentumübertragung; 
unten $85. Ein unmittelbarer Teilbejig fann 3.8. an den auf Abbruch vers 
lauften Fenſtern eines Hauſes oder an den im Forſt ftehenden, wenngleich bereits 
durch Anjchlag gezeichneten Bäumen jelbitändig (d.h. ohne Einmweifung in den 
Beiit des Grunditüds, wodurch der Tatbeitand des 8 854 II verwirklicht werden 
lann) nicht begründet werden. So auch Strohal 32. Die Gegenmeinung von 
Dernburg $ 15 AU 5, Biermann $ 865 u. A. wird durch feine zwingenden Gründe 
gejtügt; fie muß anerfennen, daß dieſe angebliche VBejigübertragung weder den 
Eigentumerwerb (wegen $ 93 und ss 873, 925), noch die Erfißungslage be= 
gründet, dat der Teilbeſitzer fich nicht gegen den gutgläubigen Erwerber des 
Grunditüds behaupten fann ufiv. Die Behauptung, dat der Grundjtüdeigentümer 
durch die Überweifung der Bäume fich des Beſitzes daran entichlagen und dieſen 
daber nicht mehr auf einen Dritten übertragen fönne, ſteht in Widerſpruch mit 
$ 956 und enthält eine petitio principii. In Wahrheit hat der Eigentümer nur 
einen Antrag auf Befigübertragung gejtellt und auch diefen nur nad) $ 929 pro— 
leptifch für die erft durch die Abtrennung als Fabrnis herzuſtellenden Erzeugniile. 
Damit entiteht zwar eine fejte obligatorifche und dingliche Bindung (Bd. 1 8 51 
111); für den Befitftand enticheidet dagegen nur der gegenwärtige wirkliche Tat» 
beitand. — Ausnahmsweiſe können nad CPO Ag itehende Früchte gepfändet 
werden innerhalb eines Monats vor ihrer Reife. Ferner erfaßt die Beſchlag— 
nahme im Wege der Zwangsbvollſtreckung alle jtehenden Früchte und entzieht fie 
diefer Pfändung; ZUG $$ 21, 148. ber die Bedeutung der hier behandelten 
uns die Zuläſſigkeit einer Verfügung über künftige Sachen vergl. oben 

11) 8865. Vergl. auch StrGB 8 123 (Hausfriedensbrud). 

12) Der Mieter W. hat in dem Edhaufe des 3. den Laden auf der Nordjeite 
gemietet und auch auf der Oſtſeite des Haufes fein Reflameichild angebradt. 
Darauf mietet ®. den Laden auf der Dftfeite und begehrt von A. die Bejeitigung 
des Schilded. Mit Unrecht. Weder der Mietvertrag, noch jein Befibrecht an den 
gemieteten Räumen begründet folchen Anſpruch. Much nicht die Tatjache, dab U. 
da3 Schild ohne Willen des Haudeigentümers angebracht hatte; denn die hieraus 
entſtandene Fehlerhaftigkeit des Beſitzes des U. ($ 858) wirft nur gegenüber V., 
der B. kann fich darauf nicht berufen. So KG in OLG 3, 26. Gegen Eingriffe 
des B. bat A. gemäß $ 865 vollen Beſitzſchutz. 

13) Alfo nicht dad Erbbaurecht $ 1014. 

14) 88 1029, 1090 II für Grunddienftbarfeiten und beſchränkte perjönliche 
Dienitbarfeiten. Für diefe gilt außerdem $ 865 noch unmittelbar. 

15) 8 866 fpricht don gemeinjchaftlihem Beſitzen. Mitbeſitz fteht in 
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gemeinschaftlich die real ungeteilte Befiggewalt ausüben." Ob ſolche ge: 
meinſchaftliche unmittelbare Sachherrſchaft möglih ift und vorliegt, ent: 
jcheidet fich nad) den Verkehranſchauungen; erforderlich ift, daß jeder Einzelne 
jelbjtändig eine unmittelbare körperliche Gewalt über die Sache ausübt, die 
nad fozialen Anſchauungen als Befibgewalt anerkannt wird." Wird der 


— — — — 


1081 II, 1206 für die Berechtigung des einzelnen Mitbeſitzers. Strohal, Iher. 
.38, 113; Wolff ebenda 44, 143. 

16) Mithin ijt zu unterfcheiden: a) die reale Teilung der Sache, wobei jeder 
Einzelne einen abgefonderten Teil des Ganzen (partes pro diviso) in Befit hält; 
fo 3.8. an dem einzelnen Stodwerf oder Xaden des Haufes, an einem Garten: 
teile. In K. fam es vor, daß ein Kellerraum an vier Familien als Wohnung ver: 
mietet war, indem der Raum durch Kreidejtriche geviertelt wurde. Dies Vers: 
hältnis ift fein Mitbejiß im Sinne des $ 866. b) Der gemeinfchaftliche Beſitz 
an der förperlich ungeteilten Sache ijt: «) nicht aufzufajien ald compossessio 
plurium in solidum, d.h. unbefchränfte Bejißgewalt jedes Teilnehmers an der 
ganzen Sade; denn dies iſt logisch ausgeſchloſſen (D. 41.2.3.5; Windfcheid 1 
— Nr. 3); 4) auch nicht als Gemeinſchaft des mittelbaren Beſitzers mit ſeinem 

eſitzmittler, weil es ſich hierbei (oben 8 32 Nr. 2) um mehrere ungleichartige 
Beſitzverhältniſſe handelt; ;) ſondern die Mehreren ſind deshalb Mitbeſitzer, weil 
ſie zu gemeinſamem Zwecke oder aus einem Rechtsverhältniſſe, dem Alle unter— 
geordnet ſind, die Beſitzvorteile an der ungeteilten Sache ausüben. Der unmittel— 
bare Beſitz kann auch hier nicht nur als ein bloß körperliches Verhältnis zur Sache 
aufgefaßt werden; Mitbeſitz ſetzt begrifflich voraus, daß der Beſitz ein Rechtsver— 
hältnis iſt. d) Auch der mittelbare Beſitz kann, wie $ 1206 belegt, Mehreren ge— 
meinjchaftlich zuitehen; das ijt aber fein Mitbejig im Sinne des $ 866; vergl. 
8 869. — Momentaner Mitbefiß: zwei Perſonen mieten und fahren gemeinjam 
ein Tandemrad. 

17) Dazu oben $25. — a) Damit die Sachgewalt den Inhalt einer Teil: 
berrfchaft erhalte, muß auf den entfprechenden Beſitzwillen gurüdgegangen werden 
(oben $ 34): jedem jteht die tatfächliche Gewalt an der ganzen Sache als eine 
dem Beſitzrechte nach geteilte zu, er muß bei Ausübung feiner Sachherrſchaft die 
Mitherrichaft des Anderen anerfennen. Maß und Grundlage dafür gibt das 
innere Rechtsverhältnis (A 165 y). Nur wer den Bejib als Recht anerkennt, 
darf den Mitbefit als Teilung dem Rechte nach erflären; Bland 8 866 A1 „Ans 
teil am Beſitz“ jteht daher in Widerfpruch mit 3, 30 und $ 420 A 2. Vergl. Wolff 
163 (fein Einwand gegen mich 156 A 32 erfcheint danach gegenitandlos). Der 
Ausübung nach fann die Sachgewalt von jedem Einzelnen oder von Allen ins— 
gefamt (3. B. an einer Tafel, die auf beiden Seiten die Gejchäftsanzeige Mebrerer 
trägt) innegebalten werden. — b) Kein Mitbefiß Tiegt dagegen vor, wenn nur 
Einer die Sache in alleiniger Gewalt hält, während den Anderen bloß ein Mit- 
benußungsrecht aufteht (A. bat in feinem Zimmer ein Mifroftop, das B. täglich 
zwei Stunden benußen darf). Das Miteigentum uſw. begründet feinen zwin— 
genden Schluß auf Mitbefit; die mehreren Miterben zur gefamten Hand gehörende 
Sache kann einem von ihnen als dem Tejtamentvollitreder zum Alleinbeſitz über- 
tragen fein. Darum ift auch nicht mit Strobal 113 der Mitbeji nach verſchie— 
denen Arten je nach dem zugrunde liegenden Nechtöverhältnis einzuteilen, jo daB 
ſich für die Geſellſchafter ufw. ein eigenartiger Geſamthandbeſitz ergäbe, mobei Die 
Befibanteile unübertragbar wären. Dagegen 3. B. 8 710; ferner Pland W1, 
Wolff 154. — c) Eine Sade kann unter Mitverfchluß Mehrerer ftehen; wichtigſter 
Fall die in den Stahlkammerfächern (Safes) eines Bankiers aufbeiwahrten Wert: 
fachen. Mitverſchluß begründet nicht bereits Mitbefiß, jeder kann ohne den 
anderen beftehen; zur Verpfändung müfjen beide Tatbejtände erfüllt fein, $ 1206. 
Ob Mitbefit vorliegt, ift eine Tatfrage des einzelnen Falles. Jedenfalls hat der 
Banfier volle Obbut und tatfächliche Gewalt; der Verſuch, ihn nur zum mittels 
baren Beſitzer zu jtempeln (fo Heinrici in Gruchot 44, 832 und Wilutzky, D. SB- 
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Tatbeitand des Mitbefiges in diefem Sinne bejaht, jo findet er rechtliche An— 
erfennung, gleichviel auf welchem inneren Recdtöverhältnifje die Gemeinſchaft 
berubt.° Für die Ausdehnung des Befigichuges find aber bejondere Regeln 
erforderlich. 

a) Vollen Befigihug genießt der Mitbefig gegen die verbotene Eigen: 
maht Dritter. Zur Geltendmahung ift jeder einzelne Mitbefiger befugt.“ 

b) Der einzelne Mitbefiger hat Befisichug grundſätzlich auch gegen die 
verbotene Eigenmacht jeiner Mitbefiger. Nur inſoweit ſoll dies nicht gelten, 
als es fi um die Grenzen des dem Einzelnen zuftehenden Gebrauds handelt. 
Die Auslegung dieſer gefeglihen Beſchränkung ift aus ihrer allgemeinen Zwed: 
beftimmung 2° zu ſchöpfen. 1. Vielfach verwifchen fich in dem Gemeinjchaft: 
verhältnis die Grenzen der Gebrauchbefugniſſe, jo daß ein fidherer, den Rechts: 
frieden gewährleiftender, tatfähliher Befisftand der Genofjen untereinander 


5,295), ijt verfehlt. Aber als Alleinbefißer erfcheint er nicht, weil nur Beide durch 
gemeinfamen Gebrauch der verfchiedenen Schlüfjel zu den hinterlegten Sachen ge— 
langen fönnen; wird betont, daß jomit die Ausübung der Gewalt zu dem Zwecke ge- 
meinfamer Berwahrung und Verwaltung verbunden tft, jo gelangt man zur Annahme 
eines Mitbefites. So Wolff 151 A 15 (aber 159 Geſamthandbeſitz; dieſer paßt 
bier jedenfalls nicht, da don einer Verbindung der Mitbeſitzer zu „perjönlicher” 
Einheit feine Rede ift) ; Dernburg 2 8 351 A 8; Biermann $ 866 A1. Dagegen 
muß aber ertwogen werden, daß der Stunde keineswegs jederzeit beliebigen Zutritt 
bat, vielmehr an die Gefchäftitunden gebunden ijt: ein Umitand, der fonjt die 
Rerneinung der tatfächlihen Gewalt im Sinne des $ 854 II (oben $ 36 419) be— 
gründet. Ein völlig reines Ergebnis läßt fich daher m. &. nicht gewinnen; nad) 
der Auffafiung des Verkehrs iſt m. E. mindejtens Mitbejiß des Bankier, ſonſt 
fein unmittelbarer Alleinbeſitz als Bejigmittler des Kunden anzunehmen. Dem 
Tatbeſtande des $ 1206 ift bei einer Verpfändung der hinterlegten Wertſachen an 
den Bankier jedenfall genügt; fonjt bereit3 dem $ 120512. 

18) Die rechtliche Grundlage fann fein das Miteigentum nah Bruchteilen 
(81008) oder zur gefamten Hand (3.8. zwei Studenten jchaffen fich zur gemeine 
famen Benußung eine Spiritusglühlampe an) ; anders wenn durch Vertrag (3.2. 
$ 710) oder Gejeß (nad) $ 1443 dem Ehemann) nur Einem der Belt des Geſamt— 
gutes zugemwiefen ift. Mit dem Eigentum an dem ganzen Gebäudegrundftüd fann 
ſich nach Landesrecht das Necht des Einzelnen auf ausfchliegliche Benubung eines 
Gebäudeteil3 (Dach, Boden, Keller uf.) verbinden (EG 131) ; dann iſt aud) der 
Nübejib entfprechend begrenzt. — Befonder3 wichtig ijt der Mitbejig auf Grund 
des für jeden Einzelnen begründeten obligatorifhen Nutzungrechtes; 3.8. Die 
Nitbenugung der verfchiedenen Mieter in demjelben Haufe an dem Hofe, Troden- 
beden, Brunnen, Garten, Hausflur. 

19) Da fein Befißrecht die ganze Sache ergreift; RG 13, 179; v. Seeler, 
Lehre vom Miteigentum nad) dem BGB (1899) 38; Wolff 182. 

20) Daß Be nur eine Schranfe feßt und damit mittelbar den Mitbefibern 
auch gegeneinander Beſitzſchutz zufpricht, ift unbeitritten. Nach EI 8 817 galt als 
verbotene Eigenmacht die Ülberfchreitung der eigenen Gebrauchbefugni3 und die 
ömbderung der anderen Teilhaber in ihrer Gebrauchbefugni3. Damit wäre im 
Veftgprogefie auch die Frage nad der Grenze des Gebrauchrechts entjchteden 
worden; zuſtimmend Strobal, her. %. 31,25. Dagegen Wendt, Eiv. U. 74, 167; 
b.Seeler 12. Auch Brot. 3,42 geben al3 Hauptgrund für die jeßige Faſſung des 
5366 an, daß fonft ein petitorifches Element in die Beſitzklagen hineingetragen 
würde. Das Gewicht diefes Grundes wird aber vermindert, weil die CPO jebt 
nad Streichung des bisherigen $ 232 II (unten $ 42 W 21) eine weſentlich andere 
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gar nicht feſtzuſtellen iſt. Dann fehlt die reale Grundlage zur Anwendung 
der Beſitzſchutzbehelfe, vor allem würde das Recht zur Ausübung des Selbft: 
ihuges die Gemwalttätigfeiten geradezu herausfordern. Die Frage, ob ver: 
botene Eigenmacht vorliegt, läßt fich dann nur aus dem inneren dinglichen 
oder obligatorifchen Rechtsverhältnis beantworten, und darum ift aus ihm 
der Anſpruch zu begründen und durchzuführen. 2. Dagegen genießen die 
Mitbefiger auch im Verhältnis untereinander vollen Befitihus, ſoweit dem 
Gebrauchrechte des Einzelnen ein fundbarer und ala befriedeter feititellbarer 
Tatbeitand entjpricht, jo daß der eigenmäcdhtige Eingriff eines Genoffen fid 
als Verlegung eines beftehenden Befisftandes darftellt. 4) Dies trifft ftets 
zu, wenn ein Mitbefiger von einem anderen ganz aus dem Mitbefit ver: 
drängt ?? worden ift. 4) Es fann aber auch zutreffen bei bloßen Störungen 
im Gebrauche, jofern der davon betroffene Mitbefiger einen felbjtändigen 
Befisftand einnimmt, deſſen tatfächlihe räumliche oder zeitliche Grenzen * 
zur Fejtjtellung gebracht werden können.** 


Stellung einnimmt; zuftimmend Biermann A2. Da wir eine befondere pro- 
zeſſuale Befigflage nicht mehr haben, fann es ſich nur um den Rechtögrund handeln, 
auf den der Anjpruch gejtügt wird; viel wichtiger ift aber die Frage nad) der Zu: 
läjjigfeit des Selbſtſchutzes des Beſitzers. 

21) Die Mieter des 1. und 2. Stodwerts haben gemeinfame Nußung und 
Mitbefiß des Hausgartens; jahrelang haben die Familien friedlich jich dabei ver: 
tragen; jeßt tritt ein Wechjel ein, der neue Mieter will, um fich freiere Ausjicht 
zu jchaffen, den Apfelbaum abfchneiden, der andere hindert ihn daran; oder ber 
neue Mieter will im Garten nur Ertvachfene, nicht die Kinder des anderen dulden 
und vertreibt dieje; oder er erfchiwert den Zugang durch Anbringen eines Schlofjes, 
zu dem der Schlüfjel erft bei einem entfernt mwohnenden Verwahrer abgeholt werden 
muß. Hier fann die Rechtsordnung nicht das Necht zur Selbitverteidigung aus 

859 anerfennen; und für 8 862 fehlt der Tatbeitand. Dasfelbe gilt, wenn ein 
es. jih der etwa nach $ 745 getroffenen Mebrheitenticheidung wider: 
een will. 

22) Das wird allgemein anerfannt; 3.8. v. Seeler 17; Wolff 176. &s it 
aber zu eng, wenn Kipp in Windfcheid 1, 696 nur in diefem Falle den Beſitzſchutz 
für Mitbefiter untereinander zuläßt. — Vergl. bereits Rehbein, Entfch. Ob.Trib. 
2. Aufl. 1,733, 739. Sperrt der eine Mitbefißer den gemeinfamen Weg völlig 
ab, nimmt er den ganzen Rain (dazu auch $ 921) für fich in Anfpruch uſw., jo 
verdrängt er den anderen Mitbejiger aus dem fundbaren Befibitand; $ 861 findet 
wie $ 859 Anwendung. 

23) Räumliche Grenzen z. B. wenn in dem gemeinfamen Garten jeder 
Mieter jeine bejtimmte Laube, Sitzplatz, Spielede ufw. einnimmt; hier liegt ein 
wenngleich alljährlich oder öfter wechſelnder, fo doch förperlich vollgogener Beſitz— 
ftand vor, gegen dejien Störung Selbitfhuß und Klage zuſteht. Oder einer der 
Miterben hat längere Zeit eines der Grundjtüde des ungeteilten Nachlafies be— 
ftellt und genußt; gegen eigenmäcdtige Anpflanzungen eine® anderen Miterben 
wurde jenem der Beſitzſchutz zuerfannt (fo Ob.Trib. bei Rehbein 732) ; mit Recht, 
denn zunächit iſt ſtets der Bejibfrieden zu erhalten. — Zeitliche Grenzen, wonach 
ein Mitbefiger in bejtimmter Zeit und Folgeordnung nach dem anderen die ge: 
meinfame Sache (3. B. das Waſchhaus; ferner unten $ 44 A 13) benußt. Voraus: 
feßung iſt dabei natürlich, dat real ein unmittelbarer Mitbeſitz bejteht, in deſſen 
Tatbeitand der eine Mitbefiter eingreift. Zuftimmend Biermann A 2; abw. Wolff 
175 ohne Hare Gegengründe. Beifpiel: ein Bäder- und ein Fleifchergefelle er— 
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$40. Fortdauer, Verluſt des Befikes. 


Der Befig endigt durch Aufhören der tatjähhlihen Gewalt * über Die 
Sahe. Dem Befigwillen wird damit keineswegs die entfprechende Bedeutung 
verfagt. Es muß zugeftanden werden, daß der Wille,? die Gewalt über die 
Sache nicht mehr auszuüben, den Befig da beendigt, wo die Beſitzherrſchaft 
nur auf diefem Willen beruht. 

1. Die erjte Folgerung hieraus ift, daß der einmal begründete Befik 
fortdauert, bis eine pofitive Aufhebungstatjahe eintritt. Darum genügt 
bei Geltendmachung der Befiganjprüde der Beweis des früheren Erwerbs; 
der Gegner mag dann beweijen, durch welche Tatjachen der Beſitz inzwijchen 
untergegangen fei.® 

a) Das einmal erworbene Grundftüd bleibt in unferem Befige, aud) 
wenn wir es brach liegen lafjen oder das darauf befindliche Haus jahrelang 
niht betreten.* Dasjelbe gilt für die in unſerem umfriedeten Befigtum 


werben gemeinjam ein Bett, das jener am Tage, diefer in der Nacht benußt; am 
Sonntag Vormittag will der Fleifcher feinem Genoſſen nicht das Bett räumen: 
m. E. darf der Bäder zur Selbithilfe fchreiten, was wegen der civilrechtlichen 
und jtrafrechtlichen Kolgen von Bedeutung fein wird. — Mehrfach wird hervor: 
gehoben, dat ein Beſitzſchutz der Mitbejiger untereinander nur zuläſſig jei, wenn 
die Grenzen des Gebrauchs unficher jeien (Dernburg 2 $ 369) oder darüber Streit 
beitehe (Wolff 173, bejier 179). Das ift richtig, injofern ser die allgemeine 
Vorausjegung jedes Rechtitreites und der verbotenen Eigenmadht inäbejondere, ohne 
de der Bejigichug nicht zur Anwendung fommt, hervorgehoben werden joll; das 
für die Auslegung des 8 866 entjcheidende Kennzeichen wird damit aber nicht ges 
troffen. Vergl. auch Biermann A2. Nach v. Seeler, her. 3.44, 364 joll der 
beſitzanſpruch begründet jein, wenn ein Mitbefiger gegen den Willen (verlautbartes 
oder zu eriwartendes Verbot) des anderen eine Gebraucdhhandlung vornimmt; ein 
Verbot gegen feine Beſitzhandlungen, d.h. ſolche, die zur Aufrechterhaltung feines 
aukeren Herrichaftverhältnifjes erforderlich jeien und darin jich erjchöpfen, habe 
indeffen feine Wirkung und begründe nicht den Tatbeftand verbotener Eigenmadt. 
Auch demgegenüber möchte ich das enticheidende Gewicht darauf legen, daß der 
Veisihug ſtets einen ficheren Bejigitand vorausjegt; it ein äußeres Herrſchaft— 
verhältnis begründet, jo findet es poſſeſſoriſchen Schutz auch gegen den Mitbeſitzer; 
aber das bloße Verbot des anderen kann für ſich nicht genügen, um gerade den 
beſitzſchutz im Gegenſatz zum Anſpruch aus dem Rechte zu begründen. 

24) Die Beweislaſt trägt der Kläger; feine Sache iſt es, den Beweis für 
den fiher begründeten Beſitzſtand zu erbringen. Wolff 172 will den Beſitzſchutz 
tet3 ausichliegen, wenn unter den Mitbefißern Streit über die Grenzen der Ges 
braudhbefugnis befteht; damit würde jedoch die Anwendung der Bejiganfprüche 
bier überhaupt berneint werden, denn ohne Streit feine Klage. Die Behauptung 
wird richtig, wenn „unjtreitige”* Grenzen nicht jubjeftiv, fondern objektiv al3 be= 
friedeter Bejigitand verjtanden wird. 

1) 88561. 

2) Dies ergibt ſich aus den allgemeinen Grundjäben (oben 8 34), tie 
als Folgerung aus $854 II. Die Brot. 3, 34 beitätigen dies ausdrüdlich. Über 
die Anwendung genauer unten U 18. 

3) Dazu im allgemeinen Bd. 1 887d A 32. Ferner die Vermutung für 
den Zwiichenbefi bei der Erfigung, $ 938. 

4) Es fei denn, daß infolge dauernder EN die tatfächliche 
Gewalt ſelbſt untergegangen ift; Coſack 77, Kublenbed 2,4 
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befindliche Fahrnis; aud daß fie vergefjen oder verlegt? wurde, ftört die 
Beſitzesherrſchaft nit. Gezähmte Tiere bleiben folange im Befite, als fie 
durch den Heimattrieb° an Hof, Stall, Taubenihlag uſw. gefefjelt werden. 

b) Als allgemeiner Grundgedanke ergibt fi, daß eine tatjächlihe 
Gewalt, die jederzeit realifierbar ift oder fich nach dem natürlichen Laufe der 
Dinge wiederherftellt, ald fortwirfende und ſomit als gegenwärtige angejehen 
werden muß. Daher wird der Befig weder aufgehoben noch unterbrochen 
durch Ereigniffe, die ihrer Natur nah” nur vorübergehend die Gemaltaus: 
übung hindern.® 

ec) Hinzuzufügen ift, daß der Beſitz als joziales Gemwaltverhältnis jo 
lange fortdauert, als die Sache in einer vom Gemeinbemwußtjein allgemein 
anerkannten und erkennbaren Beziehung zu dem Beſitzherrn fteht.? 

2. Der Beſitz geht als tatfächliche Gewalt unfreiwillig verloren durd 
den Untergang oder die dauernde Unzugänglichkeit oder Unerreichbarfeit '’ 








5) Bedeutfam ift D. 41.2,44 pr.: die vergrabene Sache bleibt im Befik, 
felbjt wenn man jich des Ortes nicht mehr genau entfinnt; denn ich bleibe aud 
Beſitzer der von meinem Sklaven gehaltenen Sachen, ſelbſt wenn ich diefen nicht 
ſehe, noch feinen gegenwärtigen NAufentbaltort fenne. Ferner ein Buch, das in 
unferer Bibliothef verjtellt tft; ein Schmuditüd, das in unferem Schreibtifch Tiegt, 
ohne daß mir uns dejien noch erinnern. Vergl. aud) oben $35 A 21. 

6) Die Nömer fpracdhen bier von dem animus oder der consuetudo 
revertendi; Gaius II, 68; D. 41.1.5.5; D. 41.2.3. 13; Windſcheid 1 $ 156 
U 4. — Nach 8 960 III entjcheidet der Heimattrieb über die Fortdauer de3 Eigen: 
tum3. Er erjcheint aber zugleich auch al3 eine der Tatjfachen, durch die fich die 
Fortdauer der tatfächlichen Getvalt fundgibt. Bei Haustieren (tim Gegenjaß zu 
gezähmten wilden Tieren) gebt das Eigentum nicht unter, wenn fie fich verlaufen 
haben, obgleich fie de3 Heimatjinnes entbehren; der Beſitz fann in diefem Falle 
aber verloren jein. 

7) Hierauf Tiegt nach 8 856 II der Nachdruck. E3 muß aus der Art der 
Bejighinderung fich als ficher ergeben, daß die volle Ausübung der Gewalt als: 
bald wieder möglich fein wird. Ein Freund bat 3.8. ohne mein Wiſſen, da 
plößlich Regen eingetreten ift, meinen Schirm mit fich genommen; oder ich habe 
meinen Hut in einem Raume der Bibliothek niedergelegt, der inzwiſchen ver— 
fchlofjen worden iſt, der Diener, der den Schlüffel hat, ift bereit3 weggegangen. — 
Den Gegenjaß bildet eine Beſitzentziehung, die an fich, wie 3.8. beim Diebftabl, 
auf die Dauer berechnet ijt und erjt durch befondere Handlungen wieder bejeitigt 
werden muß. — Bei dauernder Verhinderung, 3. B. Durch Iangjährige Abweſenheit 
oder Anternierung wegen Geiftesfrankheit, beſteht der Bejit fort, wenn ein Pfleger, 
Verwandter uf. als Befikmittler oder ein Diener als Beſitzhalter die tatjächliche 
Herrſchaft für den Herrn ausübt und erhält. 

8) So wenn der Haushund draußen herumftreift, oder wenn ein Grund: 
ftüd augenblidlich überfchtvemmt ijt oder der Zugang durch polizeilihe Ab— 
fperrung der Brüde verwehrt wird. 

9) Dies trifft zu auf die an der Straße zum Wegebau aufgefchichteten 
Materialien; auf den Pflug und die Cage, die auf dem Ader liegen; auf die 
Baumjtämme, die in den Fluß geworfen find, um zu dem Bauplaß hinabzutreiben 
uſw. Hier tritt überall die mwirtfchaftliche Gebundenbeit fennbar hervor. Gie 
fehlt, wenn auf dem Ader ein Buch oder eine Geldbörje Tiegen geblieben ift. 
Dazu oben $35 A10; Frank, StrGB 3. Aufl. 316. 

10) Ein Grundftüd wird dauernd vom Wafler überfchivemmt. Ein ge 
fangenes wildes Tier erlangt die Freiheit wieder oder ein Haustier verirrt fich fo, 
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der Sache. An dem neuerbauten Haufe jegt fich der Befiß, der an dem ab: 
gebrannten beftand, nicht fort; wohl aber an dem bloß ausgebefjerten Haufe, 
wenn es der Subſtanz nach dasfelbe geblieben ift. Auch dann geht der Beſitz 
unter, wenn der Befiter jelbjt die beweglihe Sache „verloren“ hat, d.h. 
diefe derart aus jeiner Gewalt gefommen ift, daß fie fich außerhalb der 
Wohn: und Gefhäftsräume an unbekannter, beftimmungswidriger Stelle 
befindet.“ 

Dem fteht die Entziehung des Befiges durch einen Dritten !? gleich. 
Entſcheidend ift, daß diefer fich jelbit unter Entjegung des bisherigen Befigers 
der tatſächlichen Gewalt bemächtigt hat. Dieſem Tatbeftande gegenüber 
bleibt es ohne Bedeutung, ob der Befiger von der Entziehung Kenntnis 
erlangt hat oder nicht ; auch die heimliche und widerrechtlihe Aneignung der 
Sachgewalt hebt den Befigtatbeftand auf.!* 

Der durch verbotene Eigenmacht entzogene Beſitz kann durch Selbithilfe 
und dur Ausübung der Befitanjprüche wiedererlangt werden. Geſchieht 
dies binnen Jahresfriſt, jo gilt für die Erfigung der Befig als nicht unter— 
broden."® 


daß ed nicht wiedergefunden werden kann, A 6. Ferner geht der Befig unter, wenn 
Baren uſw. aus einem fahrenden Eifenbahnzug berausgefallen oder in dad Meer 
geworfen find. — Dagegen wird der Tatbeitand der Beſitzgewalt nicht bereits 
dadurch aufgehoben, dat das Recht zum Befite erlofchen ift. Der Vermieter, der 
den Mieter nach Beendigung der Mietzeit wider defien Willen vertreibt, begebt 
daher verbotene Eigenmadit. 

11) Genauer ift hierüber unten in 897 im Zufammenhang mit dem 
Finden verlorener Sachen zu handeln. 

12) Dritter in diefem Sinne ift auch der Beſitzhalter; darüber oben 8 33 
118. Über die Beendigung des mittelbaren Beſitzes durch die Aufhebung der 
tetfächlichen Gewalt des Beſitzmittlers oben $ 32 Nr. 4. 

13) Alfo der vollen Herrſchaft über die Sache. Das ift nicht geichehen 
bei dem bloßen Gebrauchen der fremden Sache, dem Gehen und Fahren über 
da3 Grunditüd, dem Baden im fremden Teiche, der Benubkung des Pferdes de3 
Nachbarn zum Einfahren der Ernte u. dergl. 

14) Bor allem wird der Befit zerftört durch den Dieb. — Bei Grumdftüden 
ging, da fie „unverbringlich“ find, nach römiſchem Recht der Beſitz erit unter, wenn 
der Beiiter von der Aneignunghandlung des Dritten Kenntnis erlangt hatte und 
dann die jofortige Wiedererlangung unterließ; D. 41.2.3.7 und 8; D. 41.2. 46, 
Bindicheid 1 . A8. Auch der Gedanke trat dabei hervor, daß das Weg: 
bringen uftv. durch den bloßen Detentor nicht bereit3 den Befigverluft bewirkt: 
quod si servus vel colonus, per quos corpore possidebam, decesserint disces- 
serintve, animo retinebo possessionem (D. 41. 2,3.8.). — Das BGB. $ 856 
eriennt dies nicht an, der Beſitz an Grundjtüden gebt verloren, wenn ein Anderer 
fi defien bemächtigt hat. Ebenſo Strohal, Iher. 3. 38, 106. 

15) Diefe Fiktion ftellt 8 940 II auf. Das römische Recht bedurfte folder 
rüde nicht, da nad) ihm (A 14) der Beſitz nicht bereit3 mit der bloßen Ent» 
jiehung unterging. In ähnlicher Weiſe wird für das Pfandrecht des Vermieters, 
dad auch durch heimliche uftw. Entfernung der Sachen gemäß $ 560 ©. 1 erlijcht, 
Aushilfe gefchaften durch den Anſpruch auf Zurüdichaffung oder Überlaffung des 
Befites nach) 8 56111. 
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3. Das Aufgeben der tatjächlihen Gewalt enthält eine rechtsgeſchäft— 
liche Erklärung, die den Willen, aus der Rechtſtellung als Befiger auszu: 
icheiden, dur) die Aufhebung der tatſächlichen Gewalt über die Sache ver: 
lautbart.* Die bloße Erklärung, man wolle nit mehr Befiger fein, hat 
diefen Rechtserfolg nicht, ſolange die Befigherrichaft noch andauert; fie allein 
fann dieſen Tatbejtand nicht vernichten.‘ Anders fteht es da, wo ein Beſit 
ohne förperliche Herrſchaft vorliegt; ſoweit ſich die Befiggemwalt hier nur 
auf die gejeglich gewieſene Rechtitellung des Erben oder auf das über: 
geordnete Rechtöverhältnis zu dem Befismittler gründet, kann der Beſitz aud 


durch die willentliche Aufhebung der begründenden Rechtftellung allein auf: 
gegeben werden.“ 


a) Die Entäußerung des Befites kann eine abjolute jein. Sie ftellt jid 


16) In dieſem Sinne ſteht Aufgeben des Beſitzes in 88 303, 959, 
1007 III 1; e3 bedeutet, wie der Gegenjag zu „in anderer Weiſe verlieren“ in 
** beftätigt, die Willenserklärung, aus * Rechtsſtellung als Beſitzer aus- 
cheiden zu wollen. Demgemäß iſt feſtzuhalten, daß ein Geſchäftsunfähiger oder in 
der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkter durch eigene Willenserklärung die Aufhebung 
nicht bewirken kann So auch a Sei 21; QTurnausFörjter 1,55 und felbit 
Planck g 8: S56A1. Dagegen Kipp in Windicheid 1, 709; Eojad $ 188 II; Biermann 
856 A 2; Dittenberger, Schuß des Kindes (1903) 108. Die allgemeinen 
rundjäße über die Bedeutung des Beſitzwillens (oben $ 34) jind aud) hier maß— 
gebend. Der Widerfpruch gegen die hier vertretene Anficht beruht zum Teil auf 
der unrichtigen Auffaſſung des Begriffes Aufgeben. Selbitverjtändlich kann auch 
ein Kind bon 6 Jahren den Bejig zerjtören, indem e3 den Apfel verzehrt oder 
feine Schiefertafel wegwirft oder einem unbefannten Dritten gibt ufw. Solche 
Vorgänge find aber rein tatfächlider Natur; fie gehören unter die oben Nr.2 
behandelten Fälle. Den Gegenſatz bildet das twillentliche —— mit der Rechts— 
wirkung des Beſitzverluſtes; Aufgeben enthält eine Veräußerung (mie 88 776, 8751, 
928, 959, 1064, 1255 in bezug auf Vorzugredhte, Eigentum, Nießbrauch, Pfand: 
recht bejtätigen), und zwar eine rechtögejchäftliche, weil der Wille, den Beſitz auf: 
zubeben, durch die Weggabe uſw. der Sache verlautbart werden joll. Vergl. aber 
auch Eltzbacher, Handlungsfäbigkeit 1, 215 (1903) ; Pland A 1 will das Aufgeben 
nur tie ein Rechtsgeſchäft behandeln. 

17) Auch nach römiſchem Nechte wurde beides erfordert; D. 41. 2. 8: 
quemadmodum nulla possessio adquiri nisi animo et corpore potest, ita nulla 
amittitur, nisi in qua utrumque in contrarium actum est. Dagegen heißt es in 
D. 41. 2. 8. 6, dat der Bejiß auch solo animo berloren geben kann. Über die 
Erflärung diefes Widerſpruchs: Karlowa, röm. Rechtsgeſch. 2,340; Dernburg, 
Band. 1 8182 A10. — Wer feinen Hund mwegjagt, bleibt dennoch Beſitzer und 
Halter (8 833) des Tieres, wenn der Hund zum Haus und Hof immer wieder 
zurückkehrt. 

18) Der nach 8 857 erworbene Beſitz des Erben geht durch Ausſchlagung der 
Erbichaft unter, wenn der Erbe die Nachlaßſachen noch nicht tatfächlich ergriffen bat. 
Die Preisgabe eines einzelnen ererbten, aber noch nicht ergriffenen Grundftüds 
ettva durch öffentliche Erklärung (fo Strohal 108) kann das Aufgeben des Be- 
fies enthalten; da der Erbe aber troßdem Eigentümer bleibt, wird praftifch nur 
nad $ 928 zu verfahren fein. — Aufgeben des mittelbaren Befißes durch Ab— 
tretung nach 8 870 oder Auflöfung des ihn begründenden Rechtsberhältniſſes und 
zwar durch Verzicht auf das dingliche Recht oder durch Aufbebungdvertrag be= 
züglich des obligatorischen Rechtes; endlich durch Übertragung des Eigenbefites 
furzer Hand auf den Bejigmittler gemäß $ S54 II. 
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dar als ein einjeitiger Verzicht auf den Befit als Nechtsverhältnis. Das kann 
zugunften eines bejtimmten Anderen oder jchlehthin der Allgemeinheit gegen: 
über gejchehen.!? 

b) Das Aufgeben des Befiges durch Veräußerung trägt die Beſtim— 
mung eines konkreten Empfängers in fih. Der Befigverluft unterfteht dann 
der Bedingung, daß der bejtimmte Gegner den Befig erlangt. Greift ein 
Dritter zu oder wird die Sache 3.8. durch Verwechſelung der Adreſſe an 
einen Anderen ald den gewollten Empfänger gebracht, jo ift damit zwar 
die tatjächliche Gewalt entgangen: die Sade gilt aber im Rechtſinne als 
abhanden gelommen,?° der Beräußerer kann fie von dem Befiger heraus: 


begehren.?" 


5. Rechtswirlkungen und Schub des Beſitzes. 
$41. a) Eigentumvermutung für den Kahrnisbejiger. 

1. Der Beſitz wirkt als NRechtzeihen für das Recht an der Fahrnis 
wie die Eintragung in das Grundbuch für das Recht an Grundftüden. Beide 
geben eine formale Legitimation, die fih auf die Erfahrung jtügt, daß 
Befig und Eintragung regelmäßig den Rückſchluß auf das Recht zur Herr: 
Ihaft begründen. Dies findet gejeglihen! Ausdrud durh den Saß: zu: 
qunften des Fahrnisbefigers wird vermutet, daß er Eigentümer der Sache fei.? 


19) Die jog. Dereliktion des VBejites, die durch Wegmwerfen oder Auswerfen 
bon Geldjtüden unter die Menge uſw. verlautbart wird. Sie enthält regelmäßig 
auh das Aufgeben des Eigentums. 

20) Dies jchließt den Eigentumerwerb aus nad 0% Unten $ 81. 

21) Mit dem Anſpruch auf Wiedereinräaumung des Beſitzes nad) $ 862, 
wenn der Ertverber durch verbotene Eigenmacdt den ah entzogen batte; er bat 
3.8. den Boten des Veräußerers durch gefälichte Ausweiſe getäufcht und dadurch 
den Bejig an fich gebracht. — Sonſt mit dem Eigentumanfprud, $ 985. 

1) 8100611. Weiter reicht die Vermutung des $ 891 für die im Grund» 
buche eingetragenen Rechte; fie hat volle Wirkung auch Dritten gegenüber (A 6). 
— Der S 1006 gilt nad EG 180, 181 mit Inkrafttreten des BGB fofort für den 
Fabrnisbefiger; für feine Anwendung iſt es gleichgültig, ob das Bejitverhältnis 
vor oder nach jenem Zeitpunfte entjtanden iſt. Darum wirft die gejeßliche Ver— 
mutung zugunjten des Beſitzers auch in einem damals bereit3 anhängigen Recht» 
freite über das Eigentum. So RG 55, 52. 

2) Die geſetzliche Vermutung der Rechtmäßigkeit (und Redlichkeit) des 
Beitges gründet fich auf die Rechtöbedeutung der Gemwere, die ald äußere Form 
des Rechtes jo lange Schuß gewährte, bis die Nichtberechtigung vom Gegner nach» 
geviefen mar. Oben 827 Nr. 1. Neuere Gejeße haben dies aufgenommen: 
3.8. das preuß. ALR 1.7.179f.; Code civil Art. 2279: en fait de meubles 
la possession vaut titre. Bergl. Roth 3 $ 225; Stobbe-lehmann 2 $ 92; Dern- 
burg, preuß. Pr. 1 8 156; Gierke, Fahrnisbejig (1897) 22. 

Dem römischen Recht war folhe Vermutung fremd. Daß der Bejit nicht 
um feiner felbft, fondern um de3 hinter ihm jtehenden — alfo jtet3 vermuteten — 
Eigentums willen geſchützt worden fei, wie Ihering, Grund des Befitesjchußes 
25, 45 lehrte, ift die Anjchauung der römischen Juriſten nicht. Vergl. Savigny, 
Beiih 36. Wohl aber hatte jeder Beſitzer die Vorteile der Beflagtenrolle. 
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Dieje Vermutung kann fich ihrem Inhalte nach nur auf den Eigenbefiger ? 
beziehen. Ein Befigmittler oder Befishalter kann die Vermutung einer dem 
Eigentümer zukommenden Rectitellung nicht beanjpruchen. Den Beweis, daf 
er die Sache als ihm gehörend befige, braucht der Beſitzer regelmäßig nicht 
zu erbringen; dies belegt bis zum Gegenbeweife feine tatjächliche Herrſchaft.“ 
Darum nimmt Dritten gegenüber jeder unmittelbare Befiger, felbjt wenn 
er in Wahrheit bloß Befigmittler ift, die Stellung eines Sachberechtigten ein. 

Die Vermutung wirkt nur zugunften des Befigers jelbit; ein Dritter 
kann fich darauf nicht berufen, daß fein Schuldner Eigentümer und darum 
verfügungsberedhtigt über eine bejtimmte Yahrnis fei, weil diejer die Sache 
in Befig hält.“ Wohl aber wirkt der Beſitz als Rechtzeichen derart, daß der 
darauf vertrauende Schadenerjagpflichtige mit befreiender Wirkung gegenüber 
dem wahren Eigentümer den Schadenerja an den Befiger leiften kann.’ 

2. Die praktiſch wichtigfte Rechtsfolge aus der Geſetzesvermutung wird 
durch) den Sa gezogen: Hand wahre Hand.® Der gutgläubige Erwerber 
erlangt an der ihm übergebenen Fahrnis Eigentum, wenngleih der Ver: 
äußerer nicht Eigentümer war.? Darin zeigt fi die Doppelwirkung des 
Befiges: er jchafft die Rechtsmacht zur Verfügung über die Fahrnis und 
befeitigt t zugleich für den Befigerwerber die Rechtitellung als Eigentümer. 





3) @ Gleichbiel ob er unmittelbarer oder mittelbarer ($ 1006 III) Eigen— 
bejiger ift. — Wo fein Eigentum möglich ift (3.8. an dem Stodwerf, der uns 
— Frucht), ſpricht für den Beſitz (an Teilen, oben $ 39 Nr. 1) auch feine 

igentumbermufung. 

4) Dazu oben $30 A2. Der Taibeftand der Beſitzgewalt muß im Be- 
ftreitungsfalle ftet3 bewiefen werden. Ergibt fich aus ihm eine Stellung des In— 
baber3 zur Sache, die ihn zum Bejtithalter prägt, fo muß er, wenn er Eigenbefik 
(3.8. der Dienjtbote an der Kaffeetaſſe) behauptet, diefen Tatbeſtand bemeifen 
und nicht hat der Herr den Gegenbemweis des Nichtbefitens zu führen, wie Gierfe 
24 anzunehmen jcheint. — Beiteht Streit, ob ein unmittelbarer Beſitzer Eigens 
befißer ſei oder nur Befitmittler, jo ift zunächit feitzuftellen, ob ein entjprechendes 
rechtliches Abhängigkeit3verhältnis (3.3. daß er nur als Pächter befite) beftebt; 
erst wenn dies bejaht iſt, kann die Vermutung zugunften des mittelbaren Beſitzers 
Platz greifen. 

5) Dies gibt den Grund für die eigenartige Behandlung des Abhanden- 
gas. A1R. Das Weggeben der Sache an den Bejtigmittler fällt nicht unter 

8935 11 

6) Für den pfändenden Gläubiger wird in anderer Weife geforgt; oben 
$35 U 34. Vergl. auch die —— zugunſten der Gläubiger des Ehemannes 
nach $ 1362; ferner KO $ 

H Nach al: ee — $25 U31. Ferner unten A16. 

) Sierüber unten $ 81. ergl. für den Erwerb des Eigentums $$ 932 f., 
des — und Pfandrechts 88 1032, 1207; ferner $$ 1155, 79312 
(oben * Al) 

) —— wird die ſonſt geltende Kontinuität des Rechtes aufgehoben: 
mit jedem Beſitzerwerb beginnt ein ſelbſtändiges, bon dem der Vormänner unab⸗ 
bängiges Eigentum, an dad der Beweis eines bordem für einen Anderen be- 
gründeten Eigentumrechtes nicht heranreicht. Das gilt nicht, wo der Befit nicht 
freitvillig au8 der Hand gegeben, jondern wider Willen verloren ift. 


841. Eigentumbermutung für den Fahrnisbefiger. 225 


Unter der Einwirkung der Eigentumvermutung ift die Behauptungs- 
lajt° bei dem Eigentumanſpruch in folgender Weiſe zu ordnen. 

a) Die Vermutung, daß der gegenwärtige Befiger Eigentümer jei, 
greift zugunften des Beklagten ein, wenn gegen ihn der Eigentum: 
anfpruch erhoben wird. Daher muß der Kläger nicht bloß fein Eigentum 
beweiſen,“ ſondern aud die für den Beklagten jprechende Eigentumver: 
mutung widerlegen. Hierfür kann er: 1. entweder fich darauf berufen, daß 
die Fahrnis ihm geftohlen worden, verloren gegangen oder jonftwie abhanden 
gekommen ift;'? denn gegen ſolchen unfreiwilligen Befigverluft muß die 
Rechtsordnung abjoluten Schug gewähren; die Fahrnis wird infolgedefjen 
derart verftrict, daß der Befigerwerb an ihr die Wirkung eines Rechtzeicheng 
nicht zu verſchaffen vermag.“ Oder 2. der Kläger erbringt den Nachweis 
dafür, daß der Beklagte den Befig unter ſolchen Umftänden erworben hat, 
die jeinen Eigentumerwerb an der Fahrnis ausſchließen und daher ergeben, 
dab das Eigentum beim Kläger verblieben iſt.“ 


10) Darüber im allgemeinen Bd. 1 8 87b. Eine Vermutung fann fich nad) 
ERO $ 292 nur auf Tatjachen beziehen; $ 1006 enthält dagegen eine Recht3- 
vermutung; über ihre Bedeutung Bd. 1 $ 87a A 41. Die Behauptung bei Bland 
A1, daß fih $ 1006 nur auf eine den Eigentumerwerb begründende Tatjache 
beziehe, wird der Bedeutung des bier aufgeitellten Rechtſatzes nicht gerecht. 

11) Nach * (unten 890). 

12) Das iſt zwingende Vorausſetzung für feine Aktivlegitimation. Hierzu 
würde bereits die Berufung auf den früheren Beſitz ausreichen (U 16); aber dann 
würden zwei Vermutungen fich gegenübertreten. In ſolchem Falle gebührt dem 
tatfächlich vorhandenen Bejititande das Übergewicht, entiprechend dem allgemeinen 
Grundfaß, dat der befriedete Befiß nur dem erwieſenen befjeren Rechte zu weichen 
braucht. Der Kläger muß daher weitergehen, wie dies oben näher ausgeführt 
wird; keineswegs hat nun der Beflagte (wie Lehmann $ 67 Nr. 4a, Be binjtellt) 
den Gegenbemweis für fein Eigentum zu führen. So auch OLG 4, 66. 

13) 8100612 (Ausnahme bei Geld und Anbaberpapieren A14). Hat 
der Beklagte jelbjit die Fahrnis dem Kläger entzogen oder trifft $858 112 zu, 
jo bat der Kläger auch den Beſitzanſpruch aus $ 861. Über den Begriff des Ub- 
bandenfommens unten Kan nicht abhandengelommen iſt die Sache dem Kläger, 
wenn er fie einem Bejißmittler übergeben bat; fein Eigentumanſpruch dringt 
mithin gegen den nicht duch, der die Sache gutgläubig vom Befigmittler erworben 
bat; Gierfe 25 U 13. 

14) Infofern trifft $ 1006 12 mit $ 985 überein, two der Rechtſatz „Hand 
wahre Hand” für unfreiwillig verloren gegangene Fahrnis ausgeſchloſſen wird. 
Dasjelbe gilt bezüglich der für Geld und Anhaberpapiere verordneten Ausnahme, 
d. h. auch für den gutgläubigen Eriverber eines 3.8. gejtohlenen ern 
gilt die Eigentumvermutung und der felbjtändige Eigentumerwerb nad) $$ 932, 
93511. Auf die in öffentlicher Verfteigerung erworbenen Sachen aber wird nur 
die zweite Nechtöfolge, nicht die Vermutung ausgedehnt. 

15) Es ift irreführend, wenn vielfach behauptet wird, der Kläger habe das 
Nichteigentum des VBellagten zu beweijen; die Hauptſache ift, daß der Kläger 
den Fortbeftand feines Eigentums darlegt, ohne diefen Beweis Hilft es ihm nicht, 
dak der Beklagte nicht Eigentum erlangt bat. — Die Tatfachen, auf die der 
Kläger feinen Beweis ſtützen fann, jind: a) Unwirkſamkeit des mit dem Bes 
Hagten abgejchlofjenen dinglichen Vertrags ($$ 929 f.); b) böjer Glauben des 
Beflagten oder c) eigener unfreiwilliger Verluft der Sache (A 14). 
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b) Die Vermutung gilt auch für den früheren Befiger. Wer bemeiit, 
daß er in einem beftimmten Zeitpunfte Befiger geweſen ijt, hat damit 
zunächit die Behauptung begründet, daß er damals Eigentümer war. Inſo— 
fern fommt die Vermutung dem gegenwärtig nicht befigenden Kläger zugute." 
Hat er außerdem noch durch den Nachweis feines unfreimilligen Befigverluftes 
die für den Beklagten als Befiger eingreifende Eigentumvermutung wider: 
legt,“ fo ann dieſer feine Verteidigung auf den Beweis der Umſtände ftügen, 
die feinen Gigentumerwerb auch an der abhanden gekommenen Sade be: 
gründen * oder die Vermutung des Eigentumes für den Kläger als früheren 
Befiger widerlegen.!® 

3. Die für das Eigentum aufgejtellte Vermutung gilt auch für das 
Nießbrauch- und Pfandrecht *° und zwar mit doppelter Wirkung: das be: 
hauptete dinglihe Recht wird durch den Nießbrauch- oder Pfandbefiß be: 
ftätigt,?! und der Erwerb des Rechtes tritt mit felbjtändiger Wirkung ein, 
weil er fih auf den die Verfügungsmadht beftätigenden Befig Des ver: 
äußernden Beitellers gründet.” 

4. Der Beſitz der beweglihen Sade wirkt als Verteidigungsmittel aud 
zur Geltendmachung obligatoriſcher Rechte.”® 


16) $10061. Dieſe Vermutung bat außerdem die Wirkung, daß die 
während feiner Beſitzzeit infolge des Gingriffes eines Dritten entftandenen Erſatz— 
anfprüche unter Berufung auf den damaligen Beſitz jest noch don ihm geltend 
gemacht werden können; Mot. 3,134, Prot. 3,45. Dazu aud) 8851 (A 7). 

is Wie dies oben A12F. dargeftellt iſt. 

) Hauptfall: Berufung auf zwifchenzeitlide Erſitzung, $ 937. 

"I Diefe befonderen Umſtände hat der Beklagte zu bemweiten, weil Die für 
ihn sprechende Eigentumvermutung miderlegt ift. Er kann fich dabei auf die 
in A13f. erwähnten Tatfachen jtüßen; 3.8. der Hund des B. iſt am 1. Juli 
entlaufen; 8. bat ihn bon einem Dritten erworben und vom 15.—80. Juli be: 
ſeſſen; dann iſt der Hund geſtohlen und der Dieb hat ihn als gefunden dem B. 
zurüdgebracht. K. dringt dann gemäß $$ 985, 935, 1006 II gegen B. durch; 
diefer aber kann auf feinen urfprünglicen Beſitz und unfreimilligen Verluſt zu— 
rüdgreifen und damit feine Verurteilung abwenden. 

Für den Eigentümer iſt vielfach der Anfprucd aus $ 1007 (unten $ 46) 
günjtiger, da er hiermit auch, ohne daß er den Beweis feines Eigentumes zu er— 
bringen brauchte, durchdringt. Er wird gut tun, zunächſt hierauf feinen Anfprud 
zu — und nur, wenn dies nicht ausreicht, mit dem Eigentumanſpruch vor— 
zugehen. 

20) ss, 1065, 1227. Ferner $ 1117 III Vermutung für die Übergabe des 
Hhpotbetenbrief3 und damit | ür den Erwerb der ——— Umgekehrt Ver— 
— für das Erlöſchen des Pfandrechts nach 8 1253 II. 

21) Es fann als dingliches Necht gegen jeden Dritten geltend gemacht 
werden, diefer mag fein Eigentum vom Beiteller ableiten oder e8 nad $ 932 
erworben haben. So $ 936 III. 

22) 88 1032, 1207. 

23) 8986 II. Dazu Crome, her. %. 37,66; Gierke 41. Ferner Bd. 1 
8167 U 17. — Die Pächter, Mieter, Leiber, Verwahrer uſw. fünnen, fo lange 
ihr Forderungsrecht beſteht, die Herausgabe der Sache ſowohl gegen den 
Gläubiger wie gegen denjenigen verweigern, der durch Abtretung des Anſpruchs 
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b) Abwehr verbotener Eigenmadt. 
$42. Begriff und Wirfung der Eigenmadt. 


1. Berbotene Eigenmacht * ift jede Entziehung oder Störung des 
Befiges ohne Willen des Befigers.? Solcher Eingriff in den befriedeten 
Beigftand ift widerrechtlich. Da in dem Befige der allgemeine Rechtöfrieden 
geihügt wird, bedarf es feines Beweiſes für die Widerrechtlichkeit feiner 
Verlegung ; nur der Gegenbeweis des gejeglichen Rechtes zum Eingriff wider 
Willen des Befigers kann in Frage kommen.’ Ob ein Eingriff widerrechtlich 


auf Herausgabe das Eigentum an der Sache ertvorben hat. Gegen einen Dritten, 
der jein Eigentum nicht von dem Gläubiger ableitet, fondern es nad) $ 932 
abjolut erworben bat, wirft diefe Einrede dagegen nicht. 

1) $8581. — Strohal, Iher. J. 38, 116; W. Krahé, Bei.ihuß nad) BGB, 
Far —— 1899; Gaertner, gerichtl. Schuß gegen Beſ.verluſt (1901) 163; RG 
53, 50. 

2) Diefe Vorausfeßung ift rein tatfählih: Geftatten des Eingriffs hebt 
die Eigenmacht auf. Jedoch muß dies Geftatten al3 rechtlich verfügende Willens: 
erflärung von einem Berfehrfähigen und Verfügungberechtigten ausgehen: wenn 
ein Kind die Wegnahme der Fahrnis oder der Mieter einem Dritten das Fahren 
durch den gemieteten Garten „gejtattet“, jo hat dies feine fühnende Wirkung. — 
a) Entjcheidend iſt, daß die Geitattung im Augenblid des Eingriffd vorlag. 
Nachträgliche Erteilung fann nur den Verzicht auf Geltendmachung der Anfprüche 
wegen bverbotener Eigenmacht enthalten. Nachträglider Widerruf ift ohne Be— 
deutung; hat A. dem 2. eine Sache geliehen, jo hat B. auch dann feine verbotene 
Eigenmacht begangen, wenn U. fich vergriffen und ihm eine andere al3 die ge— 
wollte Sache übergeben hat Dies wird dadurch bejtätigt und erweitert, daß ein 
bittweife (precario) überlafiener Vefib nach dem BGB, im Gegenjaß zum 
römischen und preuß. Necht, nicht mehr als fehlerhaft gilt, wenn der Empfänger 
die Herausgabe verweigert. — b) Hieraus ergibt jich ferner der wichtige Satz, 
da der die ihm geliehene Sache unterfchlagende Beſitzmittler feine verbotene 
Eigenmacht gegen jeinen mittelbaren Beier begeht; er entzieht damit allerdings 
diefem den mittelbaren Beſitz; aber als Gegenjtand der Eigenmacht erjcheint hier 
die unmittelbare Gewalt ımd dieſe hatte der Bejigmittler mit Willen des Ober- 
bejiger8 erlangt. Wenn dagegen ein Dritter dem Bejigmittler die Sache weg— 
nimmt, 3. ®. den verwahrten Ring jtiehlt, jo begeht er damit verbotene Eigenmacht 
ſowohl gegen den Bejigmittler als auch gegen den mittelbaren Befiger. Auf die 
einzelnen nn ift bei Beſprechung der Beſitzſchutzmittel genauer einzugeben. 

3) Dies tritt in $ 858 I deutlich hervor (der mit „fofern nicht“ eingeleitete 
Sab tritt ald Gegennorm auf; Bd.1 $ 87c A 10) und entipricht der allgemeinen 
Anwendung des Begriffs der Widerrechtlichkeit (Vd.1 8 84b Nr. 1). Über die 
in Betracht fommenden gejeßlichen Rechte zum Eingriffe unten A23f. Ver— 
botene Eigenmacht iſt gegen den Beſitzhalter nicht möglich, da er feine gejchüßte 
Befiserftellung einnimmt. Wird ihm die Sache von feinem Herrn weggenommen, 
fo handelt diefer berechtigt; wird fie ihm von einem Dritten entzogen, fo tjt Die 
verbotene Eigenmacht gegen den Herrn begangen. Wenn aber der Bejibbalter, 
4.8. der Dienjtmann, unferen Koffer verjehentlich bei einem Dritten abgibt, jo 
it die Entfcheidung zweifelhaft. Man kann jagen, daß der Dritte, indem er 
mwifientlih an einer ihm nicht zufommenden Sache Bejit ergreift, den Beſitz 
dem bisherigen Beſitzer wider deifen Willen entziebt; dann wäre 8 861 an— 
wendbar; ich wiirde mich diefer Anficht zuneigen. Wird dagegen angenommen, 
daß Beſitz bereit3 durch das Abgeben der Sache auch ohne Wiſſen und Willen 
erlangt wird (dagegen oben $ 34 A 12), dann ijt der bisherige Befiger auf den 
Anſpruch aus $ 1007 zu verweiſen. 


15* 
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jei, entjcheidet fi) demgemäß nach dem objektiven Tatbejtande. Auf das 
Verſchulden oder die bösliche Abficht des Verlegenden wird fein Gewicht gelegt. 
Der Eigentümer, der irrig annimmt, er dürfe jeine Sache dem Leiher weg: 
nehmen; der Briefichreiber, der den übereilt gejchriebenen und in den Brief: 
faften im Haufe des Empfängers eingeftedten Brief fich ſelbſt wieder heraus: 
holt: fie begehen ebenfo verbotene Eigenmacht wie der Dieb und der Frevler 
gegen den Flurbann. Der Tatbeftand enthält in fi) den Bruch des Rechts: 
friedens, darum genügt er zur Auslöfung der Befigichugrechte: die knappe 
und objektive Faſſung der Vorausfegungen verbürgt den erforderlichen 
wirkungsvollen Beſitzſchutz.“ 

Die Sicherung des Beſitzes um des volljogenen Tatbejtandes willen 
wehrt im Interefje des öffentlichen Friedens grundfäglich jeder eigenmächtigen 
Rechtsverwirklichung. Wer fi in feinem Rechte durch den Beſitz eines 
Anderen verlegt glaubt, fol den Richter anrufen ;? ein allgemeines Selbit: 
bilfereht für alle in gutem Glauben unterjtellten Anſprüche würde Die 
Ordnung des Gemeinlebens untergraben. Darum erfcheint andererjeits Der 
im Wege der gerichtlihen Zwangsvollſtreckung ausgeübte Rechtszwang nie: 
mals als verbotene Eigenmadht.® 

Hiervon macht das BGB einjchneidende Ausnahmen: zur Verteidigung 
des Befigftandes wird allgemein und zur Vollftrefung von Rechten wird in 
einzelnen Fällen die Selbithilfe erlaubt,? das Recht zum Angriff und Eingriff 
gegeben. 


4) So jekt au RG 55, 57. — Daher fannn auch der Eingriff eines Ge— 
Ichäftsunfähigen fich objeftiv als verbotene Eigenmadht darftellen; e3 beitebt Fein 
Grund, weshalb wir das Buch, das ein wegen Geiftesfranfheit Entmündigter uns 
heimlich weggenommen bat, nicht nach 8 861 zurüdbegehren fünnten. So aud) 
die allgemeine Anficht. Dagegen für die fubjektive Auffaffung, wonach verbotene 
Eigenmacht nur die Fälle bewußter Eingriffe trifft: Gaertner 164; fein Grund, 
daß dem Befiter genügende andere Anfprüche gegen den zuftehen, der 4.8. irr— 
tümlich die Befißverlegung begangen bat, entbehrt indefien der überzeugenden 
Kraft; warum foll der Befiter unter den erjchiwerenden Vorausſetzungen des 
8 1007 vorgehen müſſen? 

5) Jede Geltendmachung des Rechtsanſpruchs unter Umgehung des Richters 
galt nach römiſchem Rechte als vis: vis est et tunc, quotiens quis id, quod 
deberi sibi putat, non per iudicem reposcit. Dem Inhalte nad ijt da3 Verbot 
folder Eigenmadht auch in das BGB aufgenommen; die im römifchen Rechte an— 
gedrohten Brivatitrafen, wonach eigenmächtige Vollitredung das Recht ſelbſt zer— 
ftörte uftv. (vergl. D. 48. 7.7; C.8.4.7), waren bereit im gemeinen Rechte durch 
das StrGB befeitigt. Mandry-Geib 269; Dernburg, Band. 1 8125 49. 

6) Der Schuldner fann daher, wenn er die Wegnahme einer Sache Durch 
den Gerichtspollgieber im Wege der Ziwangspollitredung für ungerechtfertigt er— 
achtet, tweder von diefem noch vom Vollitredungsgläubiger die Wiedereinräumung 
des Beſitzes nad) 8 861 begehren; denn es fehlt die Vorausfeßung des $ 858. 
Er kann nur feine Rechte gemäß CPO 88 766, 767 geltend maden. So au RE 
in IJW 1902 Beilage ©. 193. 

g 88 A $$ 859, 860; unten 843. Über das Necht der Selbitbilfe vergl. Bd. 1 
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2. Gegen die verbotene Eigenmacht wird, abgejehen von dem Recht 
der Selbfthilfe, der Rechtſchutz durch die Anſprüche auf Wiedereinräumung 
des Befiges und auf Befeitigung der Störung gewährt. Das hiermit ver: 
folgte Rechtsinterefje beſchränkt ſich inhaltlih auf die Ordnung des Beſitz— 
ftandes. Ein aus der Befigverlegung entftandener Anſpruch auf Schaden: 
erſatz“ ift nach den für die unerlaubten Handlungen feftgeftellten Normen 
zu verfolgen ;° für ihn muß das Verſchulden des Angreifers erwiefen werden.!° 

3. Der durch verbotene Eigenmacht erlangte Beſitz ift fehlerhaft. 
Der Befigerwerb wird damit teineswegs rechtlich ausgeſchloſſen; zunächft und 
insbejondere Dritten gegenüber genießt auch der fehlerhafte Befiger den 
feiner tatjächlichen Beſitzmacht entfprechenden vollen Befigihug. Nechtsfolge 
ver Fehlerhaftigkeit ift die Minderung der inneren Widerftandsfraft des 
Befiges, er muß dem Anſpruch auf Wiedereinräumung mweichen.!? 

a) Die Fehlerhaftigkeit begründet nur einen relativ wirkenden dinglichen 
Rehtsmangel: fie kann nur zwifchen den an ihr Beteiligten felbft ** geltend 
gemacht werden. 1. Berechtigt hierzu ift nur, wer durch die verbotene Eigen 


8) 88 861, 862; unten 44 45. Außerdem: Feſtſtellungsklage auf An— 
—— des Veſibes nach O 8256; der Anſpruch aus früherem Beſitz 
na 

9) Nach römiſchem Rechte wre er er einen Beſtand⸗ 
teil des Reſtitutionsanſpruchs; D. 43, 3. 11 und D. 16.2 pr.; auch bier 
wurde aber Verjchulden vorausgefeßt. — — dem BGB ss 861, 862 haben die 
dort genannten Ansprüche nur einen poffefjorifchen Anhalt. Es ift zu beachten, 
daß auch bei Erhebung des Eigentumanſpruchs die Beſitzentziehung durch ver— 
botene Eigenmadt nur — den — — der 88 823 f. zum S hadenerfak 
verhaftet; 8 992, Bd.1 8200 A 2 

10) Die — * der — und die Verſchiedenheit ihrer Rechts— 
grundlage Hindert indefjen progeflualifch nicht, dat beide Anfprücde in einer 
Klage verbunden werden. Dasſelbe gilt, wenn der Kläger bvorforglich mit dem 
Beſitzanſpruch, der ihm nicht ganz ficheren Erfolg verfpricht, zugleich den Eigen= 
tumanfpruch erhebt: für die materielle Beurteilung liegen zwei getrennte An— 
ſprüche wor, ihre gemeinfame Verhandlung und Aburteilung wird damit aber 
nicht nn Dies ergibt die Neufafi jung des 8 260 der CPO; dazu unten U 21. 

11) $858 II 1. Im gemeinen Rechte ſprach man von vitium possessionis. 
„Erlangt“ bezieht ſich ſowohl auf die Entziehung al3 auch auf die Störung 
($ 862 II) des Befikes. 

12) Auch gegen den Störer im Beſitz iſt dies im Sinne der Wiederberftellung 
des Befibfriehenee *— Die geringe Wirkung der „Fehlerhaftigkeit“ iſt nur 
iheinbar, weil gejeßestedmifch diefer Ausdrud eng definiert wird. Sachlich wird 

Entziehung durch verbotene Eigenmacht meist gleichbedeutend jein mit Abhanden- 
lommen wider Willen und in diefem Falle bat die Fehlerhaftigkeit die einfchneidende 
Wirkung, den Beſitz feiner Bedeutung als Rechtzeichen zu entfleiden, denn nun 
gelten $$ 935, 1006 12. Eigenartig aber bleibt demgegenüber $ 858 II2(A 16 f). 

18) Dies entfpricht der Faflung der römischen nterdikte, die nur Uns 
wendung fanden, wo der Beflagte dem Kläger gegenüber, alter ab altero, bitiös 
beſaß. Recht und Pflicht zur Wiederberitellung des verlegten Beſitzſtandes nähern 
fi) damit dem obligatorijchen Verpflichtungverhältnis und der diefem ——— 
perſönlichen Gebundenheit. Weiter gebt 8 1007; unten 846 A12,1 
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macht in jeinem Befig verlegt !* worden ift. 2. Durch die Fehlerhaftigkeit 
verftrickt ° wird zunächſt, wer felbjt die verbotene Eigenmacht verübt hat. 
Außerdem fein Erbe, denn er tritt volllommen in die Rechtftellung des Erb: 
lafjers ein, und jeder Sondernachfolger,“ fofern er beim Erwerbe mußte, 
daß fein Vorgänger den Befit durch verbotene Eigenmacht erlangt hatte. 
Dies gilt auch den weiteren Sondernadhfolgern gegenüber unter der Voraus: 
jegung, daß von dem Kläger bis auf ihn eine ununterbrochene Reihe fehler: 
hafter Befiger hinführt.* 3. Die Beweislaft für die Fehlerhaftigkeit trifft 
den, der hierauf jeinen Beſitzanſpruch gründet. 

b) Wenn der durch verbotene Eigenmacht hergeitellte Beſitzſtand ein 
Jahr lang unangefochten bejtanden hat, jo ijt er durch die Zeitdauer derart 
eritarkt, daß er wegen Fehlerhaftigfeit nicht mehr bejeitigt werden kann. 
Die Anfprüche wegen Störung oder Entziehung des Befiges werden durch 
den Ablauf diefer Frift ausgejchloffen.!? 

4. Zwed der Beſitzanſprüche ift, ven fehlerhaften Befig jeiner Wirkung 
als Rechtzeichen zu entkleiven. Er joll dem in feinem Beſitz Gefränften 
gegenüber feinerlei Verteidigungs- oder Zegitimationsmwirkung haben. Darum 
muß der Anspruch abjolut durchgreifen: der Befisfrieden ift unter allen Um: 
ftänden zunächſt wiederherzuftellen.”” Der Einwand, daß der gegenwärtige 
Befigftand der zwifchen den Beteiligten begründeten Rechtslage entjpreche, 


14) Dieje en Fig REN in der Fafjung zum Ausdrud: wer ihm 
gegenüber fehlerhaft bejitt, F 86 

15) Das Geſetz jagt: wer Wierhaft beſitzt, oder: wer die Fehlerhaftigkeit 
gegen ſich gelten laſſen muß. 

16) 8858 112. Nicht der Erbe fchlechthin, jondern nur, wenn er auf Grund 
des $ 857 den Beſitz ertvorben hat; nicht 3. B. der Erbe, der die Sadıe dur Kauf 
bom Erblafjer in Unfenntni® bon der ehlerhaftigfeit erlangt hatte. 

17) Daß den Sondernachfolger (über diefen Begriff oben $ 37) der Nachteil 
der Fehlerhaftigfeit trifft, ift unentbehrlich, da ſonſt jede Beſitzverfolgung durch 
Schenkung, Verkauf uſw. an einen Dritten vereitelt werden könnte. Daß bierin 
bereits eine „Umgehung“ de3 Störungsverbotes liegen würde, behaupten Mot. 3, 
123 mit Unrecht. Aber nur der bösgläubige Sondernadfolger wird berftridt: 
das Vertrauen auf den tatfächlichen Beſitzſtand feines Vorgängers joll dem gut— 
gläubigen Erwerber gemwährleijtet bleiben. Das wirft allerdings nur gegen die 
Beſitzanſprüche; ift die Sache abhanden gefommen, fo haftet auch der gutgläubige 
Bejigerwerber aus $$ 1007; 935, 985. 

18) Denn zur eltendmachung des Befibanfpruchs genügt nicht der Beweis 
des eigenen Bejitrechtes; zur Paſſivlegitimation wird erfordert, daß die verbotene 
Eigenmadt durch den bösgläubigen Erwerb aller Zmifchenbefiter fortgeleitet iſt. 
Daher wird die Fehlerhaftigfeit gefühnt und die Befißverfolgung gegen jeden 
teiteren Sondernachfolger abgejchnitten, ſobald einer von ihnen den Beſitz in 
gutem Glauben erlangt hat, auch wenn fein Nachfolger wieder in böfem Glauben 
war. Diefer Anfticht wird jett allgemein zugeitimmt. 

19) $ 8641 gibt e eine Ausſchluß-, feine Verjährungfrijt. Das Geſetz ſpricht 
nur in —— Sinne bier von „Erlöſchen“ eines Anſpruchs; darüber Bd. 1 

6f. — Nah Ablauf der Frift fann der frühere Beſitzer aber den Anſpruch 
aus 8 1007 oder den Eigentumanfpruch geltend machen. 

20) 8 863; entiprechend dem Sabe: spoliatus ante omnia restituendus,. 


842. Wirkung der verbotenen Eigenmadt. 231 


darf nicht gehört werden. Denn wenn auch dem Beklagten etwa als Käufer 
ein Recht auf den Beſitz der gekauften Fahrnis oder als Nießbrauder ein 
Recht zum Betreten eines Grundjtüds zufteht, jo hat er doch keineswegs 
die Befugnis, dies Recht eigenmächtig gegen den Willen des bisherigen Be: 
ſitzers durchzuſetzen. Sein Einwand aus jolhem Rechte trifft daher gar nicht 
das auf Erhaltung oder Wiederheritellung des Befigfriedens gerichtete 
Schugbegehren, die Abmweijung der Klage kann folglich hierdurch nicht be— 
gründet werden.?! 

Eine wirkungsvolle Verteidigung gegen den pofjefjoriihen Anſpruch 
fann nur auf jolde Tatumftände gejtügt werden, die die begangene Eigen- 
macht entfühnen, fie als erlaubte erjcheinen lafjen.? Dies trifft in folgenden 
Fällen zu. 

a) Keine verbotene Eigenmadht liegt vor, wo das Geſetz die Selbithilfe 
geitattet.°° Gegenüber dem gejeglichen Zwange zur Duldung hat der wider: 


21) Der fehlerhafte Beſitzer muß die Sache zunächſt zurüdgeben oder die 
Störung befeitigen und mag dann fein Recht zum Beſitze durch befondere Klage 
verfolgen. Materiell gilt mithin nach $ 863, wie nach gemeinem und kanoniſchem 
Rechte, das Verbot der exceptio dominii oder die Unwirkſamkeit petitorifcher 
Einreden gegen die poijejloriiche Klage. — Prozekrechtlich bejtand nach Code de 
proc&dure (Art. 25: le possessoire et le petitoire ne seront jamais cumul6s) 
und der CPO von 1877 $ 232 II das Verbot der Verbindung der Beſitzklage mit 
der Stlage aus dem Rechte. Dies Verbot ijt in die geltende CPO $ 260 nicht auf 
genommen; denn prozejiuale Gründe liegen dafür nicht vor, feitdem für den Beſitz— 
prozeß feine bejonderen Verfahrensporfchriften mehr gelten. Für den Kläger bat 
die jetzt zuläffige Verbindung des Anſpruchs aus dem Rechte (petitorium) mit 
dem aus dem Bejite (possessorium) den Vorteil, dat er in demjelben Verfahren 
alle anfpruchbegründenden Tatſachen vorbringen und für den Fall, dat er mit 
dem Beſitzanſpruche nicht durchdringt, zum Anſpruch aus dem Rechte übergehen 
fan, ohne den Einwand der Klagänderung befürchten zu müffen. So darf der 
Kläger prozeſſual verbinden: a) bei Entziehung des Befißes die Anſprüche aus 
$$ 861 mit 1007 oder 985; b) bei Störung die Anfprüche aus 88 862 mit 1004; 
ce) den Anfpruch aus $ 867 mit dem aus $ 1005. Die Aufzählung gibt zugleich 
eine Reihenfolge für den Umfang der Anfpruchborausfeßungen: genügt der mindere 
Anjpruch zur Herbeiführung der begehrten Rechtöfolge, fo tft die richterliche Prü— 
fung und das Bemweisverfahren auf feine Vorausjeßungen zu bejchränfen. Cine 
itrige Benennung des Anſpruchs oder fehlerhafte Angabe von Gefeßesbeitimmungen 
Ihadet nicht: fiir den Richter ift maßgebend der Ktlagantrag und der für dieſen be— 
bauptete und feitgeitellte Tatbeitand; Bd. 1 8 86b A 8. — Für den Bellagten hat 
die Aufhebung des Verbotes die Bedeutung, dab er feine Einwendungen auf 
$864 II (A 26) jtüßen kann. Im übrigen aber greift da3 materielle Verbot des 
8863 durch. Vergl. Wach, DIZ 1, 288; 2. Seuffert 1, 375; Gaupp-Gtein 1, 553. 

22) 8 863 führt irre; das Recht zum Bejige uſw. kann als ſolches die Eigen— 
macht nicht entfühnen, jondern nur das daneben beitehende Sonderrecht zur 
Selbithilfe. 

23) Solche Gejeßesnormen enthalten $$ 227—230, 561, 859, 904; EG 89. 
— Ein bloß vertragmäßig eingeräumtes Recht, 3. B. zur VBenußung eines fremden 
Grundſtücks, bat diefe Wirkung nicht, wenn der Gegner Dies bejtreitet und ſich 
feiner Ausübung widerjeßt. Der Berechtigte joll bier im Wege des Nechtes vor— 
gehen; eigenmächtige Durchführung feines Anfpruchs enthält verbotene Eigen: 
mat; er unterliegt aljo dem Anfpruch aus $ 362. 
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ſprechende Wille des Befigers feine Geltung. Die Behauptung eines der: 
artigen Rechtes feitens des Beklagten enthält die Verneinung des Tat: 
beftandes der verbotenen Eigenmacht; ob es beftand, muß daher in dem 
Befigftreite feitgeftellt werden.** Nach der Faſſung des Gejeges trägt Die 
Beweislaft, wer ein jolches Recht zu erlaubter Selbithilfe für fi in Anſpruch 
nimmt.?® 

b) Wechſelſeitig begangene Eigenmacht hebt fi auf. Wer jelbjt dem 
Gegner oder deſſen Rechtsvorgänger den Befit durch verbotene Eigenmacht 
entzogen oder geftört hat, darf nicht zu feinen Gunften geltend maden, daß 
diefer innerhalb eines Jahres feit jenem Eingriff den jegigen Beſitzſtand ihm 
gegenüber fehlerhaft hergeftellt hat.?° 

ce) Der Beſitzanſpruch erlifcht, wenn der Verüber der verbotenen Eigen: 
macht nachträglich ein rechtskräftiges Urteil erftritten hat, das den von ihm 
bergeftellten Befisftand als jeinem Rechte zum Befite entipredend an: 
erfennt.?” Damit wird der gegenwärtige Befigftand *° endgültig bejtätigt, 


24) Von der Behauptung des materiellen Rechtes zum Beſitze it darum die 
Behauptung des Nechtes zur Selbitbilfe genau zu unterjcheiden. — a) Der Ver- 
mieter bat nach Beendigung des Mietverhältniffes das Necht zum Befite der Miet- 
fache. Vertreibt er den Mieter, jo begeht er troßdem verbotene Eigenmacht und 
haftet dem Mieter aus $ 861 ſchlechthin; feinen Einwand aus dem Rechte jchließt 
$ 863 aus. Er muß nach $ 556 oder $ 985 Flagend vorgehen. — b) Der Mieter 
tit, ohne die Miete zu zahlen, heimlich ausgezogen; der Vermieter ift ihm nachgeeilt 
und hat wider Willen des Mieters dejien Möbel in VBeiiß genommen. Gegen den 
Unjpruch des Mieters aus $ 861 fann dann der Vermieter geltend machen (nicht, 
dab er vermöge des gejeßlihen Pfandrechts ein Recht zum Beſitze habe, diefer Fall 
fallt unter a), fondern), da ihm ein gejetliches Necht zur Selbithilfe nad 
8 56112 auiteht, woraus folgt, dat jeine Eigenmacdht erlaubt war. 

25) Das ergibt 8 858 17 durch die Faſſung als Gegennorm. 

26) 88 86111, 862 II; unten 844 A 27. Als Vergleich diene $ 817 ©. 2. 

27) 8 864 II fchließt an den gemeinrechtlichen Sat an: petitorium absorbet 
possessorium; 3.8. Seuff. U. 6, 90. Hier würde die Vollitredung des Beſitzan— 
fpruch3 fofort durch die des Eigentumanspruch® wieder rüdgängig gemacht werden; 
überflüffige, von vornherein mwirfungsloje Urteiliprüche find zu vermeiden. Aber 
erit das rechtöfräftige Urteil fchafft die erforderliche Rechtsgewißheit (alfo nicht die 
einstweil. Verfügung nach 8 1361, CPO $ 627; abw. OLG Dresden, DIZ 6, 487). 
Solange 3. B. der Eigentumftreit noch anbängig tit, kann der Beſitzanſpruch durch» 
geführt werden, ohne daß ihm ein Einwand aus dem Eigentumrecdhte entgegen= 
gejeßt werden könnte. — Beifpiel: A. fommt zu dem Erben B. und fordert die 
im Nachlaß befindliche Uhr als fein Eigentum heraus; da B. die Herausgabe ver— 
weigert, nimmt W. die Uhr heimlich am 1. Mai weg und erhebt zugleich Klage 
gegen B. auf Feititellung feines Eigentums an der Uhr. 2. erbebt darauf den 
Anſpruch aus $ 861; er wird damit durchdringen; wenn aber das Urteil im Eigen— 
tumjtreit zuguniten des W. rechtäfräftig ergangen ift, bevor der Beſitzſtreit erledigt 
wird, fo fann 9. in diefem, auf jenes Urteil gejtüßt, die Abmweifung begehren, meil 
der Anspruch aus $ 861 erlofchen (A 19) ift. 

28) Hierauf wird in $ 864 II der Nachdrud gelegt. Der entſcheidende Ge— 
danke iſt, daß der einmal bergeitellte Befibitand troß der begangenen Eigenmadt 
unanfechtbar fein fol, jobald recht3fräftig feititeht, dat er der materiellen Rechts— 
lage unter den Barteien entjpricht. Ein innerer Grund, dies auf einen nur dem 
Dinglichen Recht entiprechenden Beſitzſtand zu bejchränfen, liegt nicht vor; der in 
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die Eigenmacht des fiegreihen Klägers erfcheint ald vorweggenommene Voll: 
ttrefung, die wegen ihrer Fehlerhaftigkeit jegt nicht mehr rüdgängig gemacht 
werden Darf.2? 


$43. GSelbitihuß des Beſitzers. 


1. Als tatfächlihe Herrichaft bleibt der Befig ftets der offenen Gemalt 
wie der heimlichen Entziehung ausgejegt. Solchem Eingriff in den Tat- 
beitand gegenüber fann die Rechtsordnung den Standpunkt einnehmen, daß 
der Befig im Rechtfinne folange fortbefteht, als er durch die poſſeſſoriſchen 
Anjprüche zurücderlangt werden fann.: Nach dem BGB gilt dies jedoch nicht ; 
nah ihm hebt jede tatjächliche Entziehung den Befigftand auf.? Je ftärker 
dur diefe Stellungnahme das Beſitzrecht gefährdet wird, um fo größer ift 
das Bedürfnis nach ausgiebigem Selbſtſchutze des Befigers. Was Gemalt 
zerſtört, muß Gewalt wieder aufrichten dürfen; wer den Rechtsfrieden bricht, 
kann ihn für fich nicht beanspruchen: * das ift eine Forderung des gerechten 
Ausgleiches der beiderfeitigen Rechtslage.“ 


$864 II Zundgegebene gejeßgeberifche Zived und Befehl gilt ebenjo wie für den 
Eigentümer uſw. auch für den Mieter uſw.; hat diefer fich eigenmädtig in den 
Bejig der gemieteten Sache gefeßt und dann ein rechtsfräftiges Urteil gegen den 
Vermieter auf Überlafiung diefer Sache eritritten, fo würde es ficher als über- 
flüſſiger Umweg erachtet werden, wenn er zur Wiedereinräumung des Beſitzes 
verurteilt würde, während er fofort auf Grund des eriten Urteils die Zurüdgabe 
wieder erzivingen fünnte. Kommt es ſomit auf die Natur des Nechtes, vermöge 
defien die Heritellung des eigenmäcdtig eingenommenen Beſitzſtandes verlangt 
werden fann, nicht an, jo tit der Schluß berechtigt, dat die ſonſt nur auf ding- 
lihe Rechte deutende Faſſung „Recht an der Sache“ in $ 864 II auf einem Ber» 
ieben berubt. Dafür fpricht auch die Beſchlußfaſſung ın Brot. 3, 45, wo bon 
ſolcher Beichränfung feine Rede iſt, und ferner die gleiche Ungenauigfeit in 
$$ 772 II, 773 IL, wo offenbar unrichtig von einem Zurüdbehaltungsrecht an einer 
Sade geiprocdhen wird. Für die Ausdehnung auf obligatorifche Rechte: Strohal 
119; Turnau-Förſter 2, 66; Biermann A 3a; zweifelnd Neumann AII2b; das 
gegen lediglich unter Berufung auf die Wortfaffung Pland A2a, Kober U2c, 
Kipp in Windicheid 1, 721, Gaeriner 190. 

29) Hieraus ergibt fich, dat der Beklagte fich erit recht auf ein bor der Ver— 
übung der Eigenmadt ergangenes rechtsfräftiges Urteil berufen darf. An diefem, 
in $864 II nicht behandelten, Fall erlifcht der Beſitzanſpruch nicht nachträglich, er 
war von vornherein unbegründet. Kipp 737; Hellwig, Lehrbuch des Civilpr. 1, 
208 459. — Übrigens enthält auch die eigenmäcdtige private Vollitredung eines 
rechtskräftigen Urteild den Tatbeitand der verbotenen Eigenmadt. Denn dies 
Urteil gibt nur einen publizijtiichen Anfpruch gegen den Staat auf Rechtſchutz 
duch Vollſtreckung; Gaupp-Stein 2, 333; Binding, Normen 2. Aufl. 1,484, 

1) So das römifche Recht: D. 41, 2, 17 pr.: si quis vi de possessione 
deiectus sit, perinde haberi debet ac si possideret, cum interdicto de vi recipe- 
randae possessionis facultatem habeat. — Wenn mein Stellvertreter den Beſitz 
verliert oder aufgibt, bleibe ich Beſitzer, wenn ich nach erlangter Stenntnis den 
Beiig verfolge und herſtelle; D.41.2.40.1; Cod.7. 32.12. 

2) 88561; oben $36 A 20. 

3) Wenn der Vermieter eigenmädtig dem Mieter einen Teil der gemieteten 
Bohnung oder die Waflerleitung uſw. abjperrt, fo darf diefer mit Gewalt den 
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Daher gibt das BGB im Einklang mit germanifcher Rechtsüberzeugung 
zum Schuge der unmittelbaren Befisherrihaft ein ausgedehntes Hecht der 
Selbjtverteidigung und der Selbithilfe.° Nach feinem Zwede, zur Herftellung 
und Erhaltung des widerrechtlich verlegten Befites zu dienen, wird die Aus— 
übung diejes Rechtes: 1. abhängig gemacht von einer verbotenen Eigen- 
macht des Gegners und 2. gebunden an die unmittelbare Verfolgung der 
entzogenen Beſitzgewalt, bevor eine jozial anerkannte Befejtigung des Beſitz— 
itandes beim Gegner eingetreten ift.® 

2. Die Ausübung diejes Rechtes kann eine dreifache Gejtalt annehmen. 

a) Gegen den eigenmäctigen und rechtswidrigen Angriff bejteht Das 
Recht der Selbjtverteidigung.” Es ift ein Ausflug des allgemeinen Rechts 
der Notwehr und muß nach defjen Normen behandelt werden.“ 

b) Bei Entziehung bewegliher Sachen befteht das Recht der Spurfolge 
oder Nacheile. Dem auf friiher Tat betroffenen *° oder verfolgten Täter 


bisherigen Beſitzſtand twieder heritellen. Wenn A. fortdauernd einen bejtimmten 
Weg an der Grenze als feinen Privatweg benußt hat, und der Nachbar B. diefen, 
weil er auf feinem Gebiete liege, mit einem Bretterzaune verlegt, fo darf U. 
dieſen Zaun eigenmäcdtig niederreißen. 

4) Die nadte Verweiſung auf den Rechtsweg würde den bisherigen Beſitzer 
unbillig mit den Nachteilen der Klägerrolle belaſten und dem fehlerhaften Beſitzer 
auch dem Verletzten ? gegenüber wenigiten3 vorläufig rechtliche Anerfennung bieten. 

5) $ 859. R. Künkler, Selbithilfeihug des Bei., Diſſ. Marb. 1899; 
Kniep, Befiß 308. — Die in H 859 gewährten Selbjtichußbehelfe dienen ausichliek- 
lich zur Verteidigung der bejtehenden unmittelbaren Sachgewalt; daher kann der 
Mieter al3 unmittelbarer Beſitzer Selbjtverteidigung gegen den Eingriff des Ver— 
mieters als des mittelbaren Beſitzers ausüben; keineswegs aber hat umgefebrt 
der Vermieter dasjelbe Recht gegen den etiva die Wohnung nidit rechtzeitig 
räumenden Mieter. Der Vermieter fann in folhem Falle aus $ 985 oder aus dem 

Mietverhältnis flagen; denn auch der unberechtigt wohnen bleibende Mieter begeht 
feine berbotene Eigenmadtt, weil er ja das Grumdjtüd uf. mit Willen de3 Ver— 
mieter3 zu Bejiß erhalten hat. Ebenſowenig wie biernady $ 859 II Anwendung 
findet, macht ſich der Mieter de3 — — gegen den Vermieter 
ſchuldig; ſo auch RG in Strafſ. JW 32, 351 

6) Denn e3 Handelt jih um den Selbſtſchutz der tatſächlichen Gemalt. 

Diefe aber fann nad) dem dom BGB eingenommenen Standpunkte (vergl. auch 

856 II) nur jo lange al3 fortwirfend anerfannt werden, als nicht ein längerer, 
außerlich zum Befibfrieden führender Zeitraum zwischen der Entziehbung und der 
Miederbemäcdtigung liegt. Sonſt ijt der Bejiß verloren; und dann find nur noch 
die gerichtlichen Beſitzanſprüche zuläffig. Diefer Gedante tritt in $859 IL, III 
(A 10,15) deutlich hervor. 

7) $ 8591. 

8) $ 227; dazu Bd. 1 8 85. Wuch bier gilt die in $ 227 II gezogene 
Grenze: Verteidigung nur, ſoweit fie zur Abtweht erforderlih ijt; ſchuldhafte 
überfchreitung der Notwehr oder irrige Annahme ihrer Vorausfetzungen verhaftet 
nach 8823. Abwehr iſt möglich, ſolange die verbotene Eigenmacht als gegen— 
wärtiger Angriff andauert (Bd.1 885 A9). Das iſt z. B. der Fall, wenn der 
Nachbar fortgeſetzt ſeine Abwäſſer auf unſer Grundſtück überleitet. Gegen die 
bereits vollzogene Eigenmacht richten ſich $ 859 II und III; dazu A 9,12. 

9) 2. II. über die allgemeine Gejtaltung des Selbſthilferechts vergl. 
88 229 f.; 1 $85b. 

10) ur Vorbild diente StrprO $ 127 über das Gelbitbilferecht zur Feft- 


$ 33. Selbſtſchutz des Beſitzers. 235 


darf der Befiger die entzogene Sache mit Gewalt wieder abnehmen." Hat 
der Täter Die weggenommene Sache weggeworfen, jo richtet fich die Nacheile 
nit mehr gegen jeine Pecjon. it die Spur verloren gegangen und ein 
Juftand der Befigruhe eingetreten, jo hört das Selbithilferecht auf. 

e) Sit der Befig an einem Grundftüf dur verbotene Eigenmadt 
entzogen worden, jo darf fich der Befiger durch Entjegung des Täters des 
Grundſtücks wieder bemächtigen.“ Es macht feinen Unterjchied, ob die Ent- 
jiehung gewaltſam oder, etwa bei Abmwejenheit des Befigers, durch heimliches 
Einjpleichen gejchehen ift. Ferner darf die Bedeutung des Schußes nicht 
dadurch eingeengt werden, daß Entziehung des ganzen Grundjtüds verlangt 
würde; auch bei der Aneignung einzelner Wohnräume oder der Ausübung 
einer Grunddienftbarkeit muß die Selbithilfe zuftehen. Inſofern wirft das 
bier gewährte Selbjthilfereht auch gegen die Störung des Beſitzes.“ 

Die MWiederbemähtigung muß fi fjofort an die Entziehung an: 


nahme des Täterd. Friſche oder handhafte Tat ift die unmittelbar nach ihrer 
Vornahme entdedte Tat. Vorausfeßung iſt dabei, daß auch die Perſon des Ver— 
überö jofort fejtgeitellt wird, jo dah feine Verfolgung unmittelbar aufgenommen 
und durchgeführt werden fann. Voitus, Kontroverfen betr. die StrPrö 2,277; 
bditkmehyer, StrPrRecht (1898) 578; v. Holgendorff, Nechtälerifon 2, 620; Die 
Komment. zur StrPrO $ 127 von Löwe und von Koliſch. 

11) Gejtattet find alle Handlungen, die erforderlich find, um den Beſitz der 
sahrnis twiederguerlangen; auch Verfolgung des Täters in feine Wohnung uſw. 
Tie Gewalt richtet jich gegen die Perſon des Täters; ſoweit es erforderlich ift, darf 
er auch) körperlich verleit, fejtgenommen werden; auf den Fliehenden darf ich 
ſhießen. Die ihm bierbei zugefügte Verlegung iſt weder itrafbar, noch ver— 
plichtet fie zum Schadenerfat nach $ 823; denn die Selbithilfe ijt gefeßlich er- 
laubt. Widerfeßt fich der verfolgte Täter, fo findet gegen ihn das Recht der Not— 
wehr Anwendung. — Someit e3 nötig ift, darf der Verfolger auch die Tür ein— 
ihlagen, den Schrank, in dem die Sache veritedt wurde, erbrechen uſp. — Dazu 
zeten $$ 229 f. (N 9). Bekker, ber. 3.34, 11; Kober $ 859 AII1. Ferner RG 
in Str.S. 34, 249. 

12) 8 859 I. 

13) Zuſtimmend Biermann WU 3b. 

14) Diefe Ausdehnung des eng gefaßten Geſetzes entjpricht dem Geſamt— 
inhalt des $ 859; ſie ift für die praftiiche Nechtsanwendung unentbehrlid. U. hat 
in feiner Grengmaner Luft- und Kichtöffnungen, die auf den Plab, wo B. feine 
Lierwirtſchaft betreibt, hinausgehen; dort wird eine mit Leinwand beipannte 
Band aufgerichtet, auf der Geichäftsreflamen angebradt find; U. hat m. E. das 
Recht der Selbjtverteidigung und darf die Leinwand (tie es tatfächlich auch ges 
jüeben und unangefochten geblieben ijt) ſoweit durchitechen, als es zur Herftellung 
eines Lichtrechtes erforderlich ift. — Hierher und nicht unter $ 859 I möchte ich 
au den Fall von Cojad $ 193 V ftellen: Zurüdjchaffen der eigenmächtig vom 
Radbarn auf mein Grundftud geworfenen Abfälle. Die Störung nimmt bier zum 
Inhalte die Anmaßung meines Grunditüds zu eigenem Gebraucde des Eins 
geifenden; jie enthält infofern eine teilweije Entfeßung aus dem vorhandenen 
Befigitande. Dazu unten $45 Nr. 2b. 

. 15) „Sofort“ bedeutet den tatfächlichen, unmittelbaren Anfchluß ; im Gegen= 
'ap zu „unberzüglich“, wobei nach $ 121 ohne jchuldhaftes Zögern vorausgeſetzt 
wird. Bei dem Befiß gilt die objettive Sachlage; nur die ſofort anjchliegende Ver— 
tolgung erhält ihn (A 6). Strobal, Iher. 3. 31,53; OLG 4,292. 
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ſchließen. Dies darf nicht engherzig ausgelegt werden. Die Anwendung jteht 
unter dem Gedanken, daß die Kontinuität des Befiges erhalten bleiben muß. 
Darum ift allerdings nicht entjcheidend, ob und wann der Befiger Kenntnis 
von der Entſetzung erlangt hat, jondern wann die Entjegung objektiv nach außen 
in die Erjcheinung tritt.'* Der Befiter muß dann unmittelbar und fennbar 
die Wiederbemächtigung einleiten ;'" läßt er den Befit fich befejtigen, jo darf 
er in den nunmehr als unangefochten erſcheinenden Zuftand nicht mehr eigen: 
mädtig eingreifen. 

3. Der Selbftihug wird ausgeübt als ein dem Befigftörer gegenüber 
gewährleiftetes Recht. Was dem Zwecke dient, ijt erlaubt. Daher darf die 
Selbfthilfe fich gegen die Verjon, wie gegen die Vermögensgüter des Gegners 
richten. Für Beichädigungen tritt eine Haftung nicht ein, weil der Be: 
troffene durch fein eigenmächtiges unerlaubtes Vorgehen die Abwehrhand: 
lungen hervorgerufen hat.“ 

Zur Wiederbemädhtigung darf der Befiger ſich aud der Hilfe Dritter 
als Nothelfer bedienen. In diejer Eigenjchaft kann zumal die Polizei für 
ihn eingreifen. 

Das Selbithilferecht wird ausgedehnt: a) paffiv gegen jeden Nachfolger 
des Täters, der die Fehlerhaftigfeit des Befites gegen fich gelten laffen muß ;'* 
und b) aftiv auf den Befishalter,?° der hier felbjtändig die Verteidigung 
des Herrn übernehmen darf. 


84. Anſpruch auf Wiedereinräumung des Beſitzes. 


1. Neben den nur zur Erhaltung der unmittelbaren Sachherrſchaft 
dienenden Selbitiehugmitteln bietet die Rechtsordnung jedem Befiger gericht: 
lihen Schuß durch die Befiganfprüche. Hierfür muß allgemein folgende 
Unterfcheidung feftgehalten werden, die auf dem Grundfage beruht: der 
befriedete Befigftand kann nur durch den Nachweis des befieren materiellen 


16) Wenn eine Diebeöbande fich während des Winters in ein Landhaus ein- 
geniitet bat, das der Befiter nur im Sommer zum Badeaufentbalt an der See 
benußt, und die eigenmächtige Entziehung daber erjt im Frühling offenfundig 
wird, jo tritt erft jet die Entjebung aus dem Beſitze fundbar hervor und jest 
ift noch Beit, um fofort einzufchreiten. 

17) Es genügt, daß fofort mit den fennbar auf die Wiederbemädtigung 
gerichteten Vorbereitungen eingejebt wird. Denn ein eigenmädtig aufgeworfener 
Erdwall uſw. kann nicht augenblidlih auch befeitigt fein. — Der Zweckgedanke 
muß bier die Auslegung der fofortigen Ausübung der Selbithilfe beftimmen, wie 
ihr Erfolg enticheidet, ob die Bejikesfontinuität gewahrt ift. 

18) Bd. 1 885b A20; und oben A11; Biermann WU 3a. 

19) $859 IV; dazu oben $42 A18f. 

20) 8 860; oben 833 U 26. Dagegen nicht zuguniten de3 mittelbaren Bes 
fißerd, denn 8 869 ©. 1 jchließt den $ 859 aus; für ihn genügen die $$ 227 f.; 
Brot. 3,226; oben WB. 
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Rechts überwunden werden ; dem reinen Beſitzanſpruch braucht nur der fehler: 
hafte Bejiger zu weichen. 

a) Der Anſpruch auf Schuß des Befigjtandes und insbejondere auf 
Herausgabe oder Übergabe einer Sade kann auf ein dingliches oder obli: 
gatoriihes Recht zum Befige gegründet werden. Dahin rechnen auch die 
Fäle, wo kraft Gejeges oder durch Rechtsgeihäft das Recht befteht, eine 
Sache in Befig zu nehmen.? Hier handelt es ſich nicht um einen Beſitzanſpruch 
im eigentlichen Sinne. Als Rechtsgrund dient vielmehr, daß der gegenwärtige 
Befisftand dem Rechte nicht entjpricht, nicht rechtmäßig ift. In dem Recht: 
ftreite hierüber dürfen daher auch alle Einwendungen aus dem Rechte geltend 
gemacht werden.? 

b) Die rein pofjefjoriihen Anſprüche dagegen find auf den Schuß der 
vorhandenen, wirkenden Beſitzherrſchaft gerichtet. Sie nehmen ihren Rechts: 
grund nicht aus dem Rechte zum Befige, ſondern ausjhlieglih aus dem im 
Gemeininterefje zu fihernden Tatbejtand des Befigfriedend. Darum wird: 
1. ihr Anwendungsgebiet enger begrenzt; zur Überwindung des Gegners 
taugt nur der Nachweis, daß jein Befisftand dem Kläger gegenüber der An: 
erfennung unmert erjcheint, weil er wider defien Willen durch verbotene 
Eigenmacht erlangt war. 2. Da andererjeits die Sicherung des Befisfriedens 
einem abjoluten Gebote entſpricht und lediglid die Herftellung des ent- 
Iprehenden Tatbeftandes ohne Präjudiz für den endgültigen Rechtszuftand 
begehrt wird, fünnen nur ſolche Einwendungen gehört werben, die die Wider: 
rehtlichkeit des Eingriffes leugnen.* 


1) Schuß gegen Störung 3.8. nach $$ 903, 906, 1004. Unfpruch auf 
dgabe auf Grund des Eigentums oder wegen ungerechtfertigter Bereicherung. 
rüdgabeanfpruch des Verleihers $ 604; Anjpruch des Käufers auf Übergabe 
De Über da3 Recht zum Befiße allgemein vergl. oben $25 A 19. Über die 
wdehnung des Schußes durch $ 1007 unten 846 Nr. 1. 

2) Kraft Gefeßes z. B. der Ehemann ML 1878, 144312. Kraft Rechts— 
geichäftes z. B. auf Grumd des bejtellten Nießbrauchs (8 1086) oder des Rechtes 
zum Einernten der gefauften hängenden Früchte. — Das römiſche Recht fannte 
für beftimmte Fälle ein interdictum adipiscendae possessionis. Als reiner 
boſſeſſoriſcher Anfpruch befteht dies heute nicht mehr; 88 861 f. beziehen ſich auf 
diefen Fall nicht. Wird 4.8. dem Ehemanne der Belt an dem eingebrachten 
Gute der Ehefrau vorenthalten, jo bat er feinen Anfpruch auf jein Recht zur 
Beiißergreifung zu ftüßen; die Vorenthaltung begründet nicht den Tatbeitand ver- 
botener Eigenmadt; eigenmächtiges Anbefißnehmen ift ihm ebenfo vermehrt mie 
der Anfpruch aus 8 861. Anders aber ſteht es bei dem Erben; da auf ihn der 
Befib Fraft Geſetzes übergegangen iſt, fann er die tatfächliche Herftellung feiner 
Befigherrfchaft mit dem Anfpruch aus $ 861 durchſetzen; oben $37 U 20. 

3) So 3.8. nad $ 986; ferner das Zurüdbehaltungsredht; Verweigerung 
der Heraudgabe, weil die Mietzeit noch nicht abgelaufen jei. 

4) In diefem Sinne jchließt $ 863 den Einwand aus dem Rechte aus. 
Hierüber wie über die Verbindung des Beſitzanſpruchs mit dem Anfpruch aus dem 
Rechte vergl. oben 8 42 U 20 f. — Als Veifpiel diene: der Mieter hat einen Boden- 
taum inne, auf dem er dauernd die Wäfche trodnet und aufbewahrt; der Käufer 
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Das Rechtsſchutzbegehren kann fich bei den poſſeſſoriſchen Anſprüchen 
rihten: entweder angriffweile auf Wiedereinräumung des Befiges, oder 
verteidigungmweije auf Befeitigung der Störung. Dieje Fälle find nunmehr 
gejondert zu behandeln. 


2. Der Anfprud auf MWiedereinräumung ® des entzogenen Beſitzes 
erjtrebt die Aufhebung des gegenwärtigen Befigitandes des Beklagten zur 
Herftellung der als fortwirkend geltenden Befisherrichaft des Klägers. Durch 
die Entjegung des Gegners aus der tatfählichen Gewalt der Sache verknüpft 
der Kläger insbejondere die mit dem Befit verbundene Wirkung als Redt- 
zeichen wiederum mit feiner Perfon® und erlangt die Vorteile der Be: 
Elagtenrolle.? 


a) Die Aktivlegitimation des Klägers * wird durch den Nachweis, daß er 
zur Zeit der eigenmächtigen Entziehung Befiger war, begründet. Zur Sub: 
ftantiierung des Anfpruchs gehört: 1. daß er oder fein Rechtsvorgänger * im 


de3 Haufes verlangt von ihm die Räumung, weil diefer Raum nicht mitvermietet, 
fondern ihm vom Vermieter nur aus Gefälligkeit überlaffen worden jei. Dann kann 
der Anjpruch hierauf nur aus dem Eigentumrechte hergeleitet werden, das der 
Käufer an dem Haufe erivorben bat. Hat der Käufer fich eigenmächtig des 
Bodens bemächtigt, jo muß er ihn auf den Beſitzanſpruch des Mieterd räumen 
und hat feinen Einwand aus der Nichtberechtigung des Mieters. 

5) $ 861 1; Volljtredung nad) CPO $$ 883, 885, 886. — Hierin zeigt ſich 
Die refuperatorifche Wirkung, die gemeinrechtlich dem interdictum unde vi und 
der Spolienflage zufam, oben $26. Wiedereinräumung fann auch in der Her- 
jtellung des eigenmächtig befeitigten Überbaues dergl. beſtehen. Es Handelt ſich 
um einen auf Rechtsverwirklichung gerichteten Anfpruch. — Gaertner, gerict!. 
Schuß gegen Bejibverluft 1901; Ainiep, Beſitz 421; Hellwig, Lehrbuch des Civil: 
prozeßrecht3 1,207; Bunfen, Acc. BR 23,78. 

6) Dem Bellagten wird damit die durch den Beſitz gejchaffene formelle Ver— 
fügungsmadt, die Rechtsvermutung uſw. entzogen. 

7) Die Bedeutung des Beſitzanſpruchs als Vorläufer des Eigentuman- 
fpruchs ufiv. wird in der Praxis nicht immer genügend gewürdigt. Bei Grenz 
jtreitigfeiten fiegt regelmäßig, wer jich als Bejiter ausweiſt (vergl. $ 920 I); zur 
Herſtellung des Beſitzſtandes aber dient $ 861 (dazu A10). — Aber auch Tonit 
entjcheidet der Beſitzſtand über die Beweislaſt (Bd. 1 $ 874 12 21f.). Zum Be 
meife einer eingeklagten Forderung genügt die Vorlegung des vom Schuldner dem 
Gläubiger auögeftellten Schuldanerfenntnifies. Wendet der Schuldner ein, dak 
der Gläubiger ihm diefe Urkunde ohne Auszahlung der Darlehbenfumme gewalt— 
fam oder heimlich entzogen babe, fo muß er troßdem beweisen, daß die Schuld nicht 
entitanden fei. Der Schuldner entgebt diefer Beweislait, wenn er auf Grund 
des 8 861 die Wiedereinräumumg des Beſitzes an der Schuldurfunde durchſetzt: 
dann fehlt dem Gläubiger die Legitimation durch die Urkunde, und er muß be- 
— daß die Schuld begründet war. 

8) Daß zur Geltendmachung der Beſitzanſprüche Prozeßfähigkeit erforder— 
lich iſt, kann nicht beſtritten werden; denn wenngleich CPO $ 521 dieſe von ber 
Geſchäftsfähigkeit abhängig macht, bezieht fie ſich doch auch auf ſolche Klagen, die 
fich nicht auf Rechtsgeſchäfte ſtützen; Wach, Handbuch 1, 537; Gaupp-Stein 1, 147. 
Vergl. aber auch unten U 20. 

9) Das gilt har augunften des Erben, als auch eines Sondernacdhfolgers; 
88 857, 413. Oben 8 37 
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Beſitz der Sache geweſen ift;° 2. daß der Bellagte ihm gegenüber fehlerhaft 
die Sache befigt, weil er dem Kläger oder jeinem Rechtsvorgänger ohne defien 
Willen den Befig entzogen hat,** denn die Fehlerhaftigfeit hat nur eine relative 
Wirkung zwiſchen den an der verbotenen Eigenmadt aktiv und paſſiv wechſel— 
jeitig Beteiligten.? 

b) Jeder Befiger genießt diefen Rehtihug. 1. In erfter Linie fteht 
der unmittelbare Befiger, er mag Eigenbefiber oder Fremdbeſitzer,“ er mag 
Aleinbefiger oder Mitbefiger "* fein. 2. Der mittelbare Befiger kann den 
Befisanjpruch gegen jeden Dritten durchführen, ſoweit feine Intereſſen an 
der Beſitzherrſchaft reichen und ohne Beeinträchtigung der Rechte des Befit- 
mittlerö geltend gemacht werden dürfen.” Dagegen ſtützt fich fein Anſpruch 








10) Darum ijt es für jeden von der größten Bedeutung, für die Heritellung 
eines jeinem Rechte entiprechenden Befißitandes zu forgen und da, wo Zweifel 
entitehen könnten, nach Möglichkeit eine fundbare Herrichaft herzurichten: Durch 
tennbare Grenzbezeichnungen die Eigentumherrſchaft oder durch dauernde Aus— 
übung das Wegerecht, die Wafjernugung, die Herrichaft an einer Anlandung zu 
beitimmen. Entiteht dann Streit, jo befindet der angreifende Gegner fich im Un— 
recht und er muß den Beweis des beſſeren Rechtes, das den Befititand überwindet, 
führen. — Eine Vermutung dafür, dab ein früher begründeter Befititand fort- 
gedauert habe, bejteht nicht. Die Behauptung, daß mir der Beſitz ohne Willen 
entzogen iſt, jeßt voraus, daß ich nachweislich im Augenblide des Eingriff3 noch 
Beſitzer war. 

11) über den Begriff und die Vorausfeßungen der vom Kläger zu be= 
weifenden verbotenen Eigenmacht: oben $ 42 Nr. 1 und befonders A 6: Wegnahme 
durch den Gerichtsvollzieher im Wege der Zwangsvollſtreckung enthält diefen Tate 
beftand nicht. Fehlt der Tatbeftand der verbotenen Eigenmadt, jo fommt nicht 
8861, fondern $ 1007 in Frage; oben 842 U 3. 

12) Dariber oben $ 42 A 12. — M. hat dem B. ein Buch geliehen; diefem 
bat E. es heimlich weggenommen: dann ſteht der Anfpruch aus $ 861 gegen E. 
nur dem B. zu. MW. kann gegen E. nur aus feinem dinglichen Rechte vorgehen, 
nicht mit dem Beſitzanſpruch und auch nicht aus 8 604 IV, obgleich dies zweck— 
entiprechend märe. 

13) Er hat den Beſitzſchutz auch gegen feinen mittelbaren Beſitzer. Hat der 
Pächter den PBachtbefit angetreten, jo muß er darin gefichert fein ſowohl gegen 
einen ziveiten Pächter wie gegen den Verpächter, die ihn 3.8. unter Berufung 
auf die Nichtigkeit des erften PBachtvertrages vertrieben haben. Ebenjo muß eine 
Kirchengemeinde poſſeſſoriſch geichüüßt werden, wenn fie bisher nach zeitlicher Ein= 
teilung mit einer anderen Gemeinde eine Kirche bemubt bat und dieſe ihr Die 
Beiterbenußung entzieht. Rehbein, Entfch. des O.Trib. 2. Aufl. 1, 727, 

14) Das gilt unbefchräntt gegen Dritte. Aber auch dem Mitbejiter gegen- 
über, troß $ 866, fofern Diefer fich 3.8. den Alleinbefig angemaßt bat. Oben 
839 A 22 F.; Gaertner 172. 

15) Nach 8 869; oben $ 32 Nr. 3b. Anfofern greift $ 861 meiter aus als 
8858. Hat der Kläger während des Nechtitreites den unmittelbaren Beſitz auf 
einen Dritten übertragen, fo daß er jelbit aber mittelbarer Befißer geblieben tit: 
dann wirft das Urteil much für und gegen diefen; CPO 8 325 I. — Vorausfegung 
des Befibanfpruchs bleibt, daß der Dritte den Beſitz durch verbotene Eigenmacht 
erlangt hat; wenn der Pfandbefiter das Pfand umterfchlagen und an den Dritten 
veräußert hat, fann der Pfandgläubiger gegen den Dritten einen Befitanfpruch 
nicht geltend machen; oben $ 42 A 2. — Die gerichtliche Geltendmachung des Beſitz— 
anfpruches feitens der Ehefrau als mittelbaren Befiberin wird indeſſen durch 
88 1380, 1400 II gebunden: grumdfätlich fann die Frau die Klage nur mit Zus 
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gegen den eigenen Befigmittler, 3.B. gegen den Pfandgläubiger auf NRüd: 
gabe der Pfandſache, nicht auf die tatjächliche Gemwaltausübung ; der Beſitz— 
mittler kann vom mittelbaren Befiger nur aus dem zwijchen beiden Be: 
teiligten beftehenden Rechtsverhältnifie verfolgt werden.”* 3. Dem Beſitz— 
halter jteht die Geltendmachung der Befiganfprüche nicht zu.“ 

3. Beklagter ift, wer die Sache dem Kläger gegenüber fehlerhaft befikt. 
Zur Paifivlegitimation gehört, daß er die Sache gegenwärtig noch in jeiner 
Befigherrihaft hält ;'* denn nur dann kann gegen ihn die Wiedereinräumung 
des Befiges beanjprucht und durchgeſetzt werden. 

a) Hatte er die Sache bereits vernichtet, veräußert, beifeite geſchafft ujw., 
jo kann er nur auf Schadenerjag wegen unerlaubter Handlungen oder mit 
dem Bereicherunganfpruche belangt werden.” Wenn der Beklagte aber die 
Sache bloß vermietet oder verpfändet hat ufw. und fomit mittelbarer Befiger 
geblieben ift, muß er im Umfang diefer Befitgewalt auch poſſeſſoriſch ver: 
haftet bleiben.?® 


ftimmung des Ehemannes erheben, da dem Dritten gegenüber die Necht3lage mur 
mit einbeitlider Wirfung beiden Ehegatten gegenüber feftgejtellt werden joll. 
Vergl. Ullmann, Ach. BR 22,111. 

16) Dies in Übereinftimmung mit 8 859; dazu oben $42 A 2,5 und ie 
Nr. 3a; Strohal, Iher. X. 38, 122; Baron, ebenda 30, 224; Cofad $ 190 III2b; 
abweichend Ainiep 123, Gaertner 167. 

17) Im Gegenfat zu $ 860, mweil er nicht „Beſitzer“ ift. Dies gilt abfolut 
im Verhältnis zum Beſitzherrn. Wenn aber der Vertriebene behauptet, daß er 
Beſitzmittler und nicht bloßer Halter fei, jo muß der Herr feinen Alleinbeſit 
und jein Recht zur eigenmächtigen Wegnahme der Sache beweifen. Dritten gegen: 
über genügt gur Erhebung des Anspruchs aus $ 861 zunächſt, daß er eigenmädtig 
in die, auch von dem bloßen Halter ausgeübte, Sachherrſchaft eingegriffen bat; 
die Behauptung, dab der Angegriffene fein Beſitzer jei, enthält die Berufung auf 
die vom VBeflagten zu beieifende Ausnahmenorm des $ 855. Vergl. aber audı 
oben $33 U 25. 

18) Die Bemweislaft hierfür trägt der Kläger. Entfcheidender Zeitpunkt iſt 
der Augenblick der Klagerhebung. 

19) Unter den Qorausfegungen der $$ 818, 823 f. Daß dem Befiter als 
foldem ein Schadenerfatanfpruch zuitehe, wird unter Berufung auf $ 851 be» 
ftritten, weil danach nur der dinglich Berechtigte erfaßberechtigt fei; jo Hellwig 
209 4A 62. Richtig ift, daß der Beiiker das Intereſſe an dem Beſitze und damit 
den Rechtögrund feines Befißes nachweifen muß. Im übrigen aber bejtätigt gerade 
$ 851 feine formelle Legitimation zur Geltendmachung des Schadenerfaßes und 
nimmt dem Bellagten das Intereſſe an der Feititellung des endgültig Erſatz— 
berechtigten. 

20) Das Weggeben uſw. der Sade nad) der Klagerhebung bindert die 
Durchführung des NRechtitreites nicht; die Wirkung des Urteils und der Vollzug 
der Ztvangdvollitredung gegen den Dritten als unmittelbaren Befißer hängen 
dabon ab, daß der Beflagte den mittelbaren Beſitz behalten hatte; CPO $$ 3251, 
727. Ferner fann der mittelbare Befißer auf Grund der Streitverfündung nad) 
CPO 876 als Bellagter eintreten. Man wird demgemäß dem Kläger e3 nicht 
berfagen dürfen, auch fofort und nur gegen den mittelbaren Befiter den Befit- 
anfpruch zu erheben. Allerding3 erlangt er damit einen vollitredbaren Titel mır 
3.8. gegen den verflagten Vermieter, nicht gegen den Mieter; und auf Grumd 
des Beſitzanſpruchs kann auch nicht die Abtretung des Kündigungsrechtes uſw. 
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b) Zur Baffivlegitimation genügt die Innehabung der tatſächlichen 
Gewalt auch im Sinne des bloßen objektiven Gewahrjams.” Der als Be: 
Hagter belangte Befigmittler darf aber jeinem mittelbaren Befiger den Streit 
verfünden und dem Klagantrage genügen, wenn diejer jeine Rechtjtellung 
alö mittelbarer Befiger beſtreitet.“ Behauptet der Beklagte, daß er bloßer 
Befighalter jei, jo muß er diefen Einwand beweiſen;“* der Anſpruch ift dann 
abzuweiſen; der Kläger mag ſich an den Befigherrn halten. 

ec) Gegen einen Nachfolger im Befige kann die Klage inſoweit angejtellt 
werden, als diejer die Fehlerhaftigkeit gegen fich gelten lafjen muß.** 

4. Wer jelbft dem Gegner eigenmäcdtig den Befig entzogen hat, kann 
gerichtlichen Schuß nicht begehrten, wenn ihm Gleiches mit Gleichem vergolten 
wird. Damit wird allerdings die Anwendung verbotener Eigenmadt über 
das ſonſt geltende Selbſtſchutzrecht hinaus legalifiert.” Um jo wichtigere 
Bedeutung hat die ſolcher Wiedervergeltung gejegte zeitlihe Schrante. 
Binnen Jahresfrift erſtarkt auch der fehlerhafte Befigitand zu einem un- 
angreifbaren, befriedeten ;* die Eigenmacht des Beklagten iſt nur dann ent: 
jühnt, wenn fie innerhalb eines Jahres, gerechnet von der eigenmächtigen 


gegen den Mieter begehrt werden. E83 wird fich aljo regelmäßig empfehlen, den 
Beſitzanſpruch unmittelbar gegen den Mieter anguftrengen. Xergl. über Dieje 
Ftage unten $ 90 Nr. 2. Daß die Sache durch Erhebung des Beſitzanſpruchs zu 
einer im Streite befangenen wird, ergibt jich aus der dinglidden Natur des Beſitz— 
rechte und wird dadurch nicht befeitigt, daß die Geltendmachung des Beſitz— 
anſpruchs an die Fehlerhaftigkeit des Befites des Gegners gebunden wird (oben 
$42 Nr.3). Das fehlerfreier Erwerb den Beſitzſtand unangreifbar macht, tft 
eine Folge der jelbjtändigen Wirkung des Beſitzfriedens; damit wird die dingliche 
Ratur des Bejikanfpruchs ebenfotvenig ausgejchlojjen, wie etwa die des Eigentum— 
anfpruchs durch 8 932, Im Ergebnis ebenfo: L. Seuffert $265 A 2b; Gaupp= 
Stein 8265 A9; Biermann 8861 A2b; Kober $ 861 WIIL2; dagegen Mot. 
3,124; Planck $ 861 U2c; Neumann A83. 

21) ®ergl. oben 825 A 32; 835 434. 

22) CPO $ 761, II. Der Mieter befreit jich damit von der Haftung 
ſeinem Vermieter gegenüber. übernimmt diefer den Prozeß, jo fann der Mieter 
Entbindung von der Klage beantragen; $ 76 IV. 

23) Bergl. oben A 17. 

24) 8 85811; dazu oben $42 U 17, 18. 

25) 8 861 II« fchließt jedoch den $ 859 nicht aus; der erjte Angreifer bat, 
jobald er den Beſitzſtand erlangt hat und die Abtwehrmittel aus 8 859 IL, III gegen 
ihn verfallen find, jeinerfeit3 gegen den Vertriebenen, der fich der Sache wieder: 
bemächtigen will, das Gelbitverteidigungsreht aus $ 8591. Der Vertriebene 
it auf ben Anfpruch aus $ 861 I angewiefen. — Auch bier iſt hervorzuheben, dat 
die Berufung auf das Eigentum oder ein fonjtiges zum Beſitz berechtigendes ding— 
liches oder obligatorifches Recht feinen Verteidigungsgrund zur Erhaltung des 
eigenmäctig angemaßten Befißes gibt. 

26) Dies entipricht dem Grumndgedanten des 8 864 I, wonach der Anſpruch 
ivegen verbotener Eigenmacht durch Ablauf einer Jahresfriſt ausgefchloffen wird. 
Tazu oben $42 A 19. Außerdem kommt Erlöjchen des Anſpruchs nad $ 864 II 
in Betracht: Betätigung des Beſitzſtandes durch ein rechtäfräftiges Urteil, das 
ihn ala dem Rechte entiprechend anerfennt; dazu oben $42 U 27—29. 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.u.9. Aufl. 16 
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Entziehung des Klägers ihm gegenüber, verübt worden iſt.“ Dasjelbe gilt, 
wenn die Parteien untereinander ſich wiederholt den Befig durch verbotene 
Eigenmacht wechleljeitig entzogen haben: keine Partei kann die Fehlerhaftig: 
keit des Befibes des Gegners geltend machen, wenn fie innerhalb Yahresfrift 
vor der gegen fie begangenen Eigenmacht jelbjt dem Gegner den Befig eigen: 
mächtig entzogen hatte. Dem Beklagten kommt auch) die gegen feinen Rechts— 
vorgänger vom Kläger begangene Eigenmacht zugute.?® 


Der Anſpruch auf Wiedereinräumung des Befiges, der an fi durd 
die vom Beklagten verübte Eigenmacht begründet wäre, wird dann kraft Ge: 
jeges ausgejchloffen.” Dem Rechtſchutzbegehren fehlt der innere Grund; 
Befigfrieden kann nicht begehren, wer ihn dem Gegner gegenüber jelbjt ge: 
brochen hat, und durch die Eigenmacht des Beklagten ift der Beſitzſtand her: 
geftellt, den er ſelbſt pofjefforiih mit Gewalt gegen den jegigen Kläger 
verteidigen durfte. 

5. Für die ÜÜbergangzeit entjcheidet, ob die Befigentziehung vor oder 
nah dem Inkrafttreten des BGB begangen und vollendet worden iſt. In 
jenem Falle ift die Frage, ob ein eigenmächtiger Eingriff vorlag, melde 
Anjprüche hieraus entjtanden und welche Einwendungen aus dem Rechte ujw. 
zuläffig find, ausfchlieglich nach den bisherigen Normen zu beurteilen.?° Da— 





27) $861 112; Strohal 130; Gaertner 184. Das Gefeh dreht das Ver— 
hältnis um: der Kläger kann die Fehlerhaftigfeit des Beſitzes des Beflagten diejem 
gegenüber nicht geltend machen, wenn ex felbit in dem legten Jahre, von dem 
Eingriffe des Bellagten ab geredynet, diefem den Beſitz durch verbotene Eigenmadit 
entzogen hatte. Der innere Grund für die Ausfchliegung des Beſitzanſpruchs iſt 
jedenfalls der, dat Eigenmacdht durch Eigenmacht nur erwidert werden Darf, bevor 
der fehlerhafte Befigitand des erjten Angreifers fih durch Jahresablauf befeftigt 
hat; jpäterer Gegenangriff vermag den urfprünglichen Befiß nicht wiederher— 
zujtellen, jondern enthält einen vom erjten unabhängigen Eingriff. 

28) Mithin jedenfalls die gegen den Erblafjer begangene Befißentziehung. 
Für die Sondernachfolge aber fehlt die Anwendung, da A. den ihm von B. ent- 
zogenen Befit nicht mehr auf E. übertragen fann; A. könnte höchſtens den Beſitz— 
anfpruch aus 8861 an E. abtreten, damit erlangt diefer aber Fein ihn zur 
Eriwiderung der Eigenmadt befähigendes Recht. Die innere Geftaltung des Aus: 
gleichs wechjelfeitiger Eigenmadt in $ 861 jet wie $ 859 unmittelbare Beſitz— 
berrfchaft bei beiden Gegnern voraus; daher kann der Erwerber eines Haufe: 
nicht (wie Biermann A 5b annimmt) die vom Mieter gegen den beräußernden 
Vermieter begangene Eigenmad)t wieder durch Eigenmadt entgelten, denn er ber- 
teidigt damit nicht den von ihm erworbenen Befiß, fondern will eigenmächtig den 
feinem Rechte entjprechenden Beſitzſtand erjt herſtellen; und das erfennt auch & 861 11 
in feiner Weife an. Kipp 720 erflärt treffend, dat Rechtsvorgänger bier nur 
bedeuten kann: den Vorgänger im Beſitz. Ebenfo Pland A 4a, Kniep 319. 

29) Es handelt fich nicht um eine Einrede im civilrechtlichen Sinne; jo 
bereits 88.1 888 U 14, 33 (im Gegenfaß zu der bisherigen Behauptung an 
Aal Stelle) ; ferner Strohal 129, Bland A 4, Biermann X 5; abw. Prot. 3, 43; 

tober 1113. 


30) RG 50,8. 
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gegen kommen die Grundfäge des BEB zur Anwendung, wenn die Ent: 
ziehung erjt unter feiner Geltung den Abjchluß gefunden hat. 


$4. Anſpruch wegen Störung des Bejikes. 


1. Auf derjelben Grundlage wie der Befiganfpruch wegen Entziehung 
beruht der wegen Störung des gegenwärtigen Befisftandes.! Beide An: 
fprüche können auch miteinander verbunden werden.? 

Störung bedeutet den eigenmächtigen Eingriff in den Befigitand eines 
Anderen, jo daß für ihn eine tatfächliche Unficherheit in dem Befigfrieden 
und für die ungejchmälerte Ausübung der Sahherrichaft entfteht. Diejer 
Tatbeſtand kann ſowohl durch körperliche Einwirkungen ald auch durch ernit: 
bafte Bedrohung des Befigers erfüllt werden; und danach braucht nicht ftets 
ein bereits vollzogener Eingriff in den Befisftand vorzuliegen, auch eine un— 
mittelbar bevorftehende drohende Einwirkung kann den Befigfrieden ver: 
legen. Borausjegung bleibt aber, daß die Störung fich nicht zur vollen Ent: 
jiehung des Befiges erweitert hat? und daß fie andererjeits nicht bloß einen 
einmaligen vorübergehenden Eingriff enthält, jondern als andauernde Be: 
einträhtigung oder Bedrohung der körperlichen Beſitzherrſchaft auftritt, die 
der Bejeitigung für die Zukunft fähig ift.* 


31) E& 180. — Die Anerkennung de3 heutigen Befititandes hängt davon 
ab, ob aus der Zeit des bisherigen Rechtes ein Tatbejtand übergegangen tjt, der 
den Vorausſetzungen des BGB entjpricht. Das ift 3.8. nicht der Fall, wenn der 
Erblafjer im Jahre 1899 gejtorben ijt, für die VBeerbung das gemeine Recht gilt 
und der Erbe tatjächlich den Beſitz nicht ergriffen hatte; der Erbe kann ſich dann 
nicht auf $ 857 berufen. Habicht 344. Dagegen wird der Mieter, der nach bis- 
berigem gemeinen Rechte bloß detentor war, jebt ohne weiteres als Beſitzer 
geihüßt. — Der Einwand des Beklagten aus $ 861 II, dab der Kläger den Beſitz 
itm gegenüber und — vor Inkrafttreten des BGB fehlerhaft erlangt habe, iſt 
nur zuläſſig, wenn das damals geltende Recht in dieſem Tatbeſtande einen den 
Beſitzſchutz ausſchließenden Fehler erkannte; eine damals berechtigte Selbſthilfe 
dergl. darf nicht aus dem ſpäter in Kraft tretenden Rechte zu einer unberechtigten 
geitempelt werden. Abw. Bland EG 180 U 2a. 

1) 8862. Der gemeinrechtlihe Gegenfaß zwiſchen den befißerhaltenden 
und den refuperatorifchen Klagen bat feine praftiihe Bedeutung mehr für die 
Unterfcheidung des Weſens und des Grundes diefer Klagen. — K. Schrader, Bej.- 
Hy! als Vorausf. des gerichtl. Beſ.ſchutzes, Diff. Leipzig 1902; Kniep, Be— 

2) Hier wie allgemein gilt außerdem der Grundfab, dat eine fehlerhafte 
techtliche Bezeichnung des Klaggrundes den materiell begründeten Rechtsanſpruch 
nicht beeinträchtigt. Mot. 8, 126. 

8) Die Grenze kann bisweilen zweifelhaft fein: die dauernde Benutzung 
eines fremden Grundftüds ala Abladeplaß für Schutt oder ald Weideplab enthält 
zunächſt eine Störung des Beſitzes, jie kann fich aber zur vollen Beſitzentziehung 
fteigern.. Ob dann 8 861 oder 8 862 anzuwenden ijt, würde ich danach ent— 
iheiden, auf welche Weife der Bejibfrieden am beiten hergejtellt und gefichert 
werden fann. 

4) Der Befibkitörungsanfpruch eignet jich micht gegen den Nachbar, der 
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Die allgemeinen VBorausfegungen der verbotenen Eigenmadt und der 
Aktiv und Paffivlegitimation find diefelben wie bei dem Anſpruche wegen 
Befigentziehung.® 

2. Die Beſitzſtörung kann in zwiefaher Weile auftreten und dem: 
entjprechend wird der gebotene Rechtſchutz verſchieden ausgeftaltet.* Die 
hierfür gegebenen Vorſchriften werden auf den Schug im Befige einer ein: 
getragenen Grundvienftbarkeit übertragen.’ 

a) Die Störung wird zumeift durch eine dauernde Anlage, wie 5. B 
ein Baumerf, eine Weganlage, Waflerleitung, oder durdy die Bejeitigung der 
den Befigftand fichernden Grenzzeichen oder durch die Errichtung eines Die 
Ausübung unferer Grunddienftbarfeiten hemmenden Zauns oder Grabens 
verurfaht. Dem fteht der Fall nahe, wo ein Anderer unfer Grundftüd als 
Abladeplag oder durch Zuleitung feiner Fabrikwäſſer dauernd in Benugung 
nimmt.* Hier wie in allen Fällen muß aber feitgehalten werden, daß es ſich 
nur um den Schuß des realen Befistatbeftandes handelt ; nur ſolche Eingriffe 
fommen rechtlich in Betracht, die ihrer Wirkung nad) die körperliche Sad 
herrſchaft verlegen.? 


unfere Apfel gejtoblen bat. Anders wenn er ein Recht zur dauernden Frucht: 
ziehung beanfprucht oder fortgefeßt mit feinem Milchfuhriwerf über unjeren 
Privatweg fährt. Vergl. dazu bejonders Strohal, her. 3.38, 134. 

5) Vergl. daher oben $ 44. Da verbotene Eigenmacht auch durdy Störung 
de3 Bejißes begangen werden fann, hebt 8 858 befonders hervor; auch 88 863, 
864 gelten bier. Aktiv legitimiert ift, wer durch die Störung im Beſitzfrieden be— 
eınträchtigt wird; alfo jeder dadurch bedrohte gegenwärtige Beſitzer, nid: bloß der, 
gegen den die Störungen bisher begangen worden find. Paſſiv legitimiert iſt der 
Störer; das ift, wer gegenwärtig die jtörende Anlage auf feinem Beſitztum bält 
oder benußt und ebenfo der, von dem der jtörende Eingriff felbjt oder durch Ge- 
hilfen verurfacht wird, fo daß nur durch Urteil und Vollitredung gegen ihn die 
Störung befeitigt werden fann. Danach bejtimmt jich 3. B., ob der Anfpruch gegen 
die juriftifche Berfon oder gegen ihren Vertreter zu richten tft. Seuff. X. 35, 181; 
Biermann $ 862 A3 (mit ihm von einem „Beauftragten“ auszugeben, fcheint 
mir aber ungutreffend zu fein; es fommt nicht auf das Auftragverhältnis, fondern 
auf die Tatfrage an, wer als der wahre Urheber der Störung auftritt ımd al? 
jolcher abgewehrt werden joll). 

6) Außer $ 862 fommt zum Schube des Beſitzers gegen Störungen in Be- 
tracht: der Schadenerfatanipruch wegen unerlaubter Handlungen; audy die Feit- 
ttellungsflage nach CPO $ 256. Ferner für den Eigentümer der negatorifche An- 
jpruch aus $ 1004; hierauf ijt vor allem dann zurüdzugreifen, wenn gegen den 
Störer der Tatbejtand der verbotenen Eigenmacht nicht nachzuweiſen oder die Friit 
des 8 864 I verftrichen ift. 

* 81029; EG 191. Über den Schuß der begrenzten Beſitzrechte oben 
2 tr... 
s 8) Siniep 434, 444; Seuff. U. 34, 273. 

9) Unverfennbar ftehbt $ 862 in Zufammenbang mit dem Recht auf Ab- 
wehr von ımerlaubten Immiſſionen nach $$ 1004, 906 f. Jede Beſitzſtörung ent- 
bält eine Immiſſion; nicht aber umgefehrt. Das unterfcheidende Merkmal möchte 
ich nicht in der Art erbliden, wie die Einwirkung verurſacht wird; aud og. 
unförperliche Immiſſionen wie die Zuführung von Kälte, elektriſchen Strömen uf. 
fünnen eine Befißitörung enthalten. Nicht aber 3.8. Verbauen der Ausſicht, da 
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Beſitzſtörung kann nicht bloß durch einen Dritten dem Alleinbefiger 
gegenüber begangen werden, fondern ift auch zwiſchen Mitbefigern ° und 
von jeiten des mittelbaren Befigers gegen feinen Befigmittler "' möglich. 

Das Rechtſchutzbegehren geht in allen diefen Fällen auf Befeitigung der 
Störung durch Herftellung des bisherigen Beſitzſtandes.“ Dagegen kann der 
Erjag eines durch die eigenmächtigen Handlungen verurfadhten Schadens nicht 
mit dem Beſitzanſpruch, jondern nur durch einen befonderen Forderunganſpruch 
verfolgt werden.” Der Befiger darf fih der Störung aud im Wege der 
Selbfthilfe erwehren.* 

b) Eine Störung kann außerdem in der unmittelbaren Bedrohung des 
Befigfriedens erfannt werden. Und zwar entweder fo, daß aus dem bis- 
berigen, wenngleih nur einmaligen, Eingriffe der Wille zur Vornahme 
wiederholter Eingriffe, wie 5.8. bei der Ausübung eines Fahrrechtes oder 
der Viehtrift, fundbar hervortritt, oder fo, daß aus einer beftimmten Ein: 
rihtung fich die Gefährdung der Befigherrihaft unmittelbar '° ergibt, wie 


hierdurch nur auf die Benußungsart oder auf die Perſon des Nachbars eingewirkt 
und nicht der Frieden der förperlichen Beſitzgewalt geftört wird. Diefe engere 
Begrenzung gründet fich auf $$ 858, 862, „im Beſitz geitört“, gegenüber „Be— 
einträchtigung des Eigentums“ in 1004. 

10) So wenn der eine Mitbefißer bisher einen abgegrenzten Teil aus— 
ihlieglich für fich, 3.8. ald Gemüfegarten, benußt hat und der andere jebt damit 
beginnt, dort Bäume zu pflanzen. Soweit aber der Widerfpruch gegen die 
Störung fich nicht auf die Innehaltung der bisher behaupteten tatfächlichen Ge— 
walt, jondern auf die Frage der Berechtigung aus dem Miteigentum ftüßen 
muß, lann der Bejiganfpruch nicht erhoben werden. Oben 8 39 A 20 f. 

11) Nach preußiſchem Rechte kam hierfür nur die volle Aufhebung des 
Beſitzes des Mieters uſw. in Betracht; Rehbein, Entſch. Ob.-Trib. 2. Aufl. 1, 733. 
— Das BGB gibt erweiterten Schub. Auch die bloße Störung des Miet- oder 
Rechtbefibes kann poflefforifch verfolgt werden; der Vermieter bat 3.2. den 
Ausbängefaften des Mieters eigenmächtig entfernt oder Dejien in der Hauswand 
angebrachtes Firmenſchild mit Ölfarbe überjtrichen, oder er jtellt täglich feinen 
beihäftstvagen fo auf, daß dem Mieter der Zugang zu einer zweiten, bon ihm 
bisher als bequemeren mitbenußten Gartentür verfperrt wird. 

12) Vollitredung auf Koften des Störer3 nah CPO $ 887. 

13) Nach 8 823; oben 844 A 19. Durch die Störung infolge des Über- 
fiegens der Geſchoſſe von einem Militärfchiehftande ber (vergl. auh A16) it 
die rechtzeitige Aberntung der Früchte vereitelt oder die Vermietung des Grund- 
ſtüls erſchwert worden. So RG 11.5.1901 (pr. VBl. 22, 457), wo zugleich aus: 
aeiprohen wurde: der Feititellung eines bejonderen Verfchuldens des beflagten 
Reihsmilitärfisfus bedürfe es nicht, da die Verpflichtung zum Scadenerfab 
hich bereit3 dadurch begründe, dab der Kläger nicht in der Lage tit, die Einstellung 
oder Einfchränfung der ihn fchädigenden Eingriffe zu erzwingen, 

14) Das ift oben 843 A 14 näber begründet. 

15) Dies muß mit volliter Gewißheit dargetan werden. An fich bezieht 
ich z8621 2 nur auf die erſtgenannten Fälle: „ſind weitere Störungen zu be— 
ſorgen“. Die freie Entwickelung des Inhaltes des wegen Beſitzſtörung gewährten 
Anfpruchs darf indeflen nicht engherzig durch dieſe Wortfaſſung gefeflelt werden. Ein 
Bedürfnis der Anwendung liegt vor allem vor in den Fällen der eigenmächtigen Ver: 
anderung des tatfächlichen Verhältniffes zweier Grundſtücke zu einander: durch Baus: 


ID 
© 
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3. B. bei dem Bau einer Wafferftauung auf einem höher belegenen Grundftüd, 
defjen Mauern fi als zu ſchwach erweijen und das Waſſer auf die niederen 
Gelände durchſickern laſſen.“ Solche Störung kann auch durch mörtlide 
Drohung bewirkt mwerden.!? 

Der Rechtsanſpruch geht in diefem Falle ſowohl auf Befeitigung der 
vorhandenen als auch auf Unterlaffung *® weiterer Störung, ſoweit es zum 
Schutze des bisherigen Befisfriedens erforderlid) ift. 

3. Die Beweislaft trifft den Kläger dahin: er muß darlegen, in welcher 
Weiſe der ruhige Befigftand vor der Störung beftanden hat.” Vermag er 
dies nicht genau zu belegen, jo ift der Beſitzanſpruch ausgejchloffen. Ferner 


mwerfe, welche in Die Rechtiphäre des Gegners einzugreifen oder deſſen Dingliche Ver: 
bietungsrechte (3. B. des Bauens über eine gewiſſe Höhe) zu verlegen drohen uſw. 
Der Befiber braucht nicht abzuwarten, bis die Störung vollendet und ihm ein 
vielleicht nicht wieder zu bejeitigender Schaden (3.3. durch Abhaden eines fchönen, 
das Parkbild abjchliegenden Baumes) zugefügt worden iſt. — Das gemeine 
Recht bot Hierfür als befondere NRechtöbehelfe das interdietum quod vi aut 
clam und die operis novi nuntiatio, D. 43.24 und D. 39.1; Windſcheid 2 
$$ 465, 466, Dernburg, Band. 1 $$ 233, 234. Auch das preuß. ALK 1. 9. 332, 
342; 1. 20. 43 erfannte ein Widerfpruchrecht gegen ein neu unternommenes 
Wert an. — Alles dies hat im BGB eine befondere Anerfennung nicht gefunden. 
Vergl. aber unten * 

16) Auch Gefährdung durch Geſchoſſe, die aus den Militärſchießſtänden 
auf ein PBrivatgrundftüd binüberfliegen, enthält eine Befißftörung und löſt den 
gegen den NReich3militärfisfus im ordentlichen Rechtsweg berfolgbaren Anjprud 
auf Unterlafjung der Störung aus. So RG 55,56. 

17) Wörtliche Drohung genügt, wenn fie 4.8. von der unmittelbaren Be: 
reitfchaft zur Verwirflidung der angedrohten Wegnahme der Gerätjchaften be: 
gleitet wird, Die zum Betriebe der Fiſcherei bislang verwendet find. So unter 
Berufung hierauf: OXG 4, 291 für den Fall, dat die Befeitigung einer Mauer 
begehrt wurde unter der Androhung, man werde ſonſt die Mauer durch den bereit 
beitellten Arbeiter ſelbſt entfernen laſſen. Ferner Aniep 449; Eofad $ 214 Nr. 2; 
Biermann A2. — Vorausſetzung ijt natürlich eine rechtlich beachnu e Drohung, 
die nach Lage der Umftände bon dem Bedrohten al3 ernithaft gemeint und un: 
mittelbar bevorjtehend aufgefaßt werden durfte; dazu Bd.1 872 A 18. Die 
Beweislast trifft den Kläger; er wird den Richter bon dem Vorliegen einer den 
Beſitzfrieden jtörenden Drohung nur überzeugen fönnen, wenn die Vorbereitungen 
nad) Lage der Sache in einem verfehrfähigen Menfchen den Eindrud der Un: 
jicherheit feines Befißitandes zu erregen vermögen. — Die Gegner der bier auf- 
geitellten Anficht (Planck $ 1004; Dernburg, BR 3,79, 359; ——— Anſpruch 
28 A 11) berufen ſich beſonders darauf, daß eine turbatio verbis nicht „befeitigt“ 
werden fönne. Dies widerlegt bereit3 die provocatio ex lege diffamari; ®b. 1 
8864A 24. Die bier begehrte Sicherung des Befißfriedens wird durch das Verbot 
der beabfichtigten (menngleich erftmaligen, A 15) Störung erreicht und damit 
wird dieſe ſelbſt befeitigt. — Derjelbe Grundgedanke wird vom RG 48,118 aus 
$ 523 entwidelt: Anfpruch auf Unterlaffung fünftig drohender Schädigungen. 
Denn die Abwehr ijt die wirffamite Art der Necht3verfolgung; fo Bd.1 8201 44. 

18) 886212. Vollitredung nad) ERO $ 890. Es handelt fich hier um 
eine allgemeine Rechtöpflicht zur Unterlaffung, die durch das richterliche Verbot des 
törenden Eingriffs in Vollzug gejett wird. Vergl. dazu Bd.1 8131 9 13. 

19) Alfo 3.8. wo der Weg entlang ging, deflen Beſitz er beansprucht, mie 
der Abflug der Gewäſſer einer Wiefe vor der behaupteten eigenmächtigen Ab- 
leitung durch den Gegner ftattfand,. 
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muß der Kläger beweijen, daß der Beklagte die Störung durch verbotene 
Eigenmacht ihm gegenüber verurſacht hat.?° 

Der Anſpruch wegen Befisftörung ift ausgejchloffen, wenn der Befiger 
den vom Gegner jegt geftörten Befisftand ſelbſt erſt durch eine diefem oder 
defien Rechtsvorgänger gegenüber verübte, verbotene Eigenmacht hergeftellt 
bat und der Eingriff des jegigen Störers innerhalb Jahresfriſt jeit der 
vom Beſitzer begangenen Störung erfolgt ift.?! 

4. Iſt die Befisftörung vor Inkrafttreten des BGB begangen worden, 
fo entjcheidet über ihre Vorausfegungen und Rechtsfolgen das damals 
geltende Recht. Dauert die Störung aber über jenen Zeitpunkt hinaus fort, 
jo gelangt für die von da ab begangenen Eingriffe da8 BGB zur An: 
mwendung.?? 


846. Herausdgabeaniprud auf Grund des früheren Bejißes 
der Fahrnis9 


1. Der rein pofjefforiihe Anſpruch wegen Befigentziehung bezwedt 
den Schuß des beftehenden Beſitzſtandes: diefer wird um jeines Tatbeftandes 
willen gejchügt, weil in ihm der allgemeine Rechtsfrieden gewahrt werden 
fol, und er gilt als fortbeftehend, weil der durch verbotene Eigenmadht 
entzogene Beſitz binnen Jahresfriſt dem Wiedereinräumungsanſpruche 
unterliegt. 


20) Bergl. oben 842 Nr.1. Daß der Bellagte die Handlung animo 
turbandi vorgenommen habe, braucht nicht behauptet zu werden; es genügt die 
Tiderrechtlichfeit der Störung als objektive Tatbeitandvorausfegung. 

21) Der Fabrikbefißer WU. hat im Herbit heimlich einen Abzugfanal, der 
in den Brivatfluß des B. mündet, angelegt. Im nächſten Frühjahr entdedt 2. 
die Kanalmündung und läßt fie gumauern. Der Anspruch des A. wegen Bejib- 
törung iſt dann ausgefchloffen. Im übrigen entjpricht 8 862 II dem $ 86111; 
vergl. daher oben $ 44 Nr. 4. 

22) E& 180; oben 844 A 30, 31. Habicht 347, Pland EG 180 UA 3; 
Niedner 360. Bedenklich erfcheint die Behauptung, daß der Beſitzer auch wegen 
der vor Anfrafttreten des BGB begangenen Störungen aus $ 862 vorgeben 
fönne, fofern die Störungen über den 1.1.1900 binausgegangen find. Aus 
EG 180 läßt fich das nicht begründen ; fortgefebte Störungen jtellen nad) dem BGB 
feinen einheitlichen Tatbejtand her, vielmehr liegen verfchiedene einzelne Eingriffe 
bor, deren jeder den Beſitzſchutzanſpruch nach dem zur Zeit der Begehung des Eingriffs 
geltenden Rechte jelbitändig erzeugt. Das RG 50, 11 läßt die Frage dabingellt; 
aus feiner ganzen Nuffafiung von EG 180 würde ich meinen, dat das RG nicht mit 
Habicht und Pland annehmen würde, daß der Hläger die Antvendung des BGB 
auf die vor dem 1. 1. 1900 begangenen Störungen verlangen fünnte, wenn es ihm 
nünftiger wäre. Diefe Anficht ift auch deshalb unhaltbar, weil die Partei über- 
baupt nicht dem Richter vorfchreiben kann, ob er altes oder neues Recht an: 
wenden joll. 

1) 81007. Gierke, Fahrnisbefiß (1897) 46—72; Miethfe, Welen und 
Umfang der Klage aus 8 1007; E. Feuſtel, Anfpruch aus $ 1007, Diſſ. Nena 
1900; Buhl, R. der bewegl. Sache $ 17; Coſack 8 191; Dernburg, BR 3 8 124; 
Lehmann $ 214; Hellwig, jubjeltive Begrenzung der Rechtöfraft $50 (1901). 
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Fehlen diefe Vorausfegungen, fo wäre der bisherige Befiger nur auf 
den materiellen Anſpruch aus dem Rechte zum Befige zu verweilen. Das 
erjcheint zu eng. Das Bedürfnis nach einer Erweiterung des Beſitzſchutzes? 
ift gejeglich anzuerkennen. 

Zur Erklärung der hierfür erlaffenen Gejegesnormen ift von dem 
Sage auszugehen: Cigenbefig der Fahrnis wirkt als Rechtzeichen.“ Damit 
wird die Vermutung des Rechtes zum Befige begründet, das den Verluft der 
tatfächlihen Gewalt überdauert und den Anſpruch auf Wiedereinräumung 
des Befites erhält. Die Ausübung diejes eigenartigen * Anſpruchs des 
Vorbefißers’ aus feinem früheren Fahrnisbeſitze ftößt jedoch auf die felb- 
ftändige Stellung des gegenwärtigen Befigers: die mit dem Beige ver: 
fnüpfte Vermutung des Rechtes ſchafft zugleich eine poſſeſſoriſch unangreif: 
bare Befisftellung für den, der hierauf vertrauend den Befit erworben hat.‘ 


2) Eines derartigen ergänzenden Anſpruchs hat die Nechtstechnif fich von 
jeher bedient. Im römifchen Rechte half die actio Publiciana aus. Sie mar 
der Eigentumflage nachgebildet (ad instar proprietatis) und gab dem Befiker, 
fofern er in qutem Glauben war und feinen Erwerb auf einen iustus titulus 
ſtützen Zonnte, einen relativ dinglichen Anſpruch: er fiegte gegen jeden amderen 
Beſitzer, der nicht ebenfall3 titulierter Befiter oder Eigentümer war. Dem Kläger 
wurde damit der Verweis feined Eigentums und insbefondere de3 Eigentum? 
feines Recht3vorgängers erfpart. Der Brätor hatte diefe actio durch Antvendung 
einer Fiktion begründet; die Rechtslage follte beurteilt werden, wie wenn die Er- 
fißungzeit für den titulierten Kläger bereit3 abgelaufen wäre. Vergl. Gaius, 
Inst. IV. 36; D. 6. 2; Dernburg, Band. 1 8228. — Zum Erſatz diefer publiaianiſchen 
Klage dient der 8 1007: veral. Mot. 3,429. Das BGB hat aber keineswegs 
Die römifchrechtlichen Vorausfeungen aufgenommen: es berlanat feinen Titel, 
fingiert nicht die Erſitzung und gibt dem nicht als petitorifch aufgefaßten Anfprud 
inhaltlich wefentlih neue Grundlagen. 

3) 81006; oben 841. Diefe auch durch die Verbindung der Normen im 
Geſetz nahenerüdte Begründung wird meiftens nicht deutlich genug berborgeboben. 
Ohne fie bleibt 8 1007 unverständlich. Nur hieraus bearündet fih die Brarenaung 
auf Fahrnis. Für Liegenichaften aibt e3 nur die poſſeſoriſchen Anfprüche wegen 
berbotener Eigenmacht und die materiellen aus dem dinalichen Rechte; ein Anſpruch 
aus früberem Befibe hat daneben feine Stätte, da durch das Grundbuch der Recht: 
—— klargelegt wird und dementſhrechend geordnet werden muß. 

4) Die älteren Grundlagen dieſer Klage hat Gierke 70 in der deutſch— 
rechtlichen Fahrnisklage aus unfreiwillig verlorener Gewere belegt. Veral. 
Stohbe-Lehmann 2,254 f.; Pflüger, Iher. X. 35,458. — Much das vreußiſche 
ALR I. 7. 161 f., 1845; 1. 15. 34: Eccius 3 8 163 f. und Code civil Art. 2279 II, 
dem wiederum die Coutumes d’Orl&eans auarımde Tagen, haben als Vorbild ge— 
dient. Brot. 3.380, Denkfichrift 134. Kerner oben 827 AB. 

Indeſſen ftimmt 8 1007 mit feinem diefer Nechte vollfommen überein; er 
muß feine Muglenma aus fich erhalten. 

5) So 89991. 

6) Zwei Rechtsgrundſätze wirfen aufammen: der Beſitz beitätint auaunften 
des autaläunbiaen Erwerbers die Verfügungsmacht des Veräukerer3 über die 
Fahrnis, und der erworbene Beſitz bearündet für den neaenwärtiaen Beſiker nad 
8 1006 die Vermutima des Nechtes. Wenn nun awei an sich aleichtvertiae Beſitzrechte 
miteinander in Holliſion treten, fo hat derieniae Beſitzer den Voraua, der aegen: 
märtia die tatfächliche Getwalt innebält. Gegen ihn drinat nur der Anfpruch aus 
dem materiellen Nechte durch; hieran ändert auch 8 1007 nicht2. 
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Nur die innere Fehlerhaftigkeit vermag darum die Aufhebung des gegen: 
mwärtigen Befiges zu rechtfertigen; fie nimmt ihren Grund entweder jubjettiv 
aus dem böfen Glauben des Befiterwerbers oder objektiv aus der Verkehr: 
unfähigfeit der Sache.“ Beide Fehler haben eine abjolute Wirkung: fie 
begründen für den gutgläubigen Vorbefiger einen Herausgabeanjpruch, aud) 
wenn der unfreimillige Verluft feines Befiges bereits vor Yahresfrift ein: 
getreten umd nicht durch verbotene Eigenmacht verurjacht ift, Die der gegen: 
mwärtige Befiger gegen fich gelten lafjen müßte.* 





7) Beide Fälle find unten Ar. 3 und 4 getrennt zu betrachten. Es handelt 
fih dabei nicht um zwei verjchiedenartige Ansprüche, fondern um zwei gefonderte 
Gründe der Paſſivlegitimation. Vielfah wird die Einteilung darauf abgeftellt 
14.8. Eofad 8191): 1. der petitorifche Beſitzanſpruch gegen den unredlichen 
und 2. der gegen den redlichen Befiker. Dann fehlt für den zweiten Fall das 
enticheidende Merkmal; daß der Befiger redlich tft, begründet den Anspruch gegen 
ihn nicht; er haftet, obgleich er redlich ijt (oder beſſer: ohne Rüdficht darauf, ob 
er redlich oder unredlich tft), weil fein Erwerb fich auf eine verfehruntaugliche 
Sache bezogen bat. Außerdem handelt es fich um einen poflefiorifchen, nicht um 
einen petitoriſchen Anfpruch (unten Nr.5). Hieraus begründet jich aud die dem 
Anſpruch bier gegebene — im Syſtem der dinglichen Rechte; zuſtimmend 
beſonders Hellwig 346 Ai 


8) Zur —“ der Eigenart des Anſpruchs aus $ 1007 muß auf 
den Vergleich mit dem ai aus 8 861 näher eingegangen werden. Bet Be: 
heftörung gilt nur 8 86 


Der Anſpruch aus — aus 81007: 

ſteht zu: dem fehlerfreien Beſitzer dem gutgläubigen Beſitzer 

J auf: Wiedereinräumung des Be- Herausgabe der Sache 
itzes 

auf Grund: des Beſitztatbeſtandes des Rechtes zum Beſitze 

bei: Fahrnis und Grundſtücken nur bei Fahrnis 

wegen: verbotener Eigenmadt, die der unfreiwilligen Werlujtes, meil der 
Gegner gegen fich gelten laſſen muß Gegner bösgläubig oder die Sadıe 

verfehruntauglich iſt 
fein Einwand aus Recht zum ®.($ 863) jeder Einwand aus Recht zum Beſitze 
Verjährung binnen 1 Jahr (864 1.). Verjährung 30 Jahre; Erjißung 8937. 


Entjcheidend für den inneren Aufbau der Ansprüche iſt die Behandlung der 
seblerhaftigfeit der wechjelfeitigen Beſitzverhältniſſe. Für den rein poſſeſſoriſchen 
Riedereinräaumungsanfpruch ift maßgebend der äußere Tatbeitand; es fiegt, wer 
dem Anderen gegenüber fehlerfrei, d.h. ohne daß er ihm oder deſſen Rechts— 
borgänger den Beſitz durch verbotene Eigenmacdt entzogen hätte, die Sache bejikt; 
nur biernach wird der Beſitzſtand wiederhergeſtellt. Dies reicht für die Zwecke 
des $ 1007 nicht aus; hier wird vorausgeſetzt, daß der Beſitz poſſeſſoriſch nicht mehr 
wiederbergeitellt werden fann, weil verbotene Eigenmacht entweder nicht begangen 
war oder nicht mehr wirft. Darum wird auf dad Recht zum Beſitze zurück⸗ 
gegriffen und der Begriff der über den Obſieg entſcheidenden Fehlerhaftigkeit wird auf 
die inneren Fehler des Rechtes zum Beſitz ausgedehnt. Bei dieſen greift die 
Rechtsordnung auf die $$ 932 (böſer Glaube des Erwerbers, 1007 I) und 985f. 
(1007 II Verkehrunfähigkeit ve Sache) zurück und führt jomit zu dem Sabe: 
wo Eigentumerwerb an der Fahrnis ausgeſchloſſen, da 
auchlkein Recht zum Beſitzder Fahrnis. Dieſelben Vorausfeßungen, 
unter denen der Beſitzer dem Eigentumanipruch weichen muß, berechtigen den gut— 
alaubigen Vorbejiger zum Herausgabeanfpruch unter Erfparung des Beweiſes feines 
Eigentums; daher verweiſt $ 1007 III 2 auf 8$ 86f. (unten A 17). Inſofern wird 
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2. Die Aktivlegitimation des Klägers wird durch feinen früheren 
Befig ? begründet. Es genügt der Beweis, daß er in irgend einem beftimmten 
Zeitpunfte ° Vorbefiger des Beklagten geweſen ift. 

Eriftenz und Beweis des Nechtes, insbejondere des Eigentumes, werden 
nicht vorausgejegt. Immerhin aber werden an den Beſitz hier ftärkere An- 
forderungen gejtellt, da es fich nicht bloß um den Schuß des Befigtatbejtandes 
gegen verbotene Eigenmacht, fondern um den eines Rechtes zum Beſitze 
handelt. a) Als ſchutzwürdig erjcheint nur der gutgläubige Worbefiger ;' 
der gute Glaube fehlt, wenn er beim Ermwerbe wußte oder infolge grober 
Fahrläffigkeit nicht wußte, daß er fein Recht zum Beſitze erlangt hatte.” 
b) Hat der Vorbefiger den Befig millentlich aufgegeben, alſo durch Verzicht 
aufgehoben oder durch Vertrag übertragen,!® fo ift Damit die Vorausjegung 


ber Eigentumanfpruch bei Fahrnis praftifch eingeengt, aber A 26; er ift meiſt aus: 
geichloffen, wenn der Anspruch aus 8 1007 verfagt. Andem fo das Geſetz allen 
Nachdruck auf den Beſitzſchutz legt, ift zu beachten, daß 8 1007 II als die meitere 
Norm auch den Tatbejitand der verbotenen Eigenmacht im Sinne des $ 861 um: 
faßt. Danach erhebt fich die Frage, ob nad) 88 861, 1007 eine echte Anſpruch— 
fonfurrenz (Normierung verfchiedener Tatbejtande, Bd.1 884 Nr.5) oder nur 
eine Gejebesfonfurrenz vorliege. Für jene die allgemeine Lehre, für dieſe Hell: 
wig 346. Vergl. darüber H. Krahmer, Gegenfeitige Verträge 83. Soweit die 
Tatbeftände jich deden, liegt m. E. bloße Geſetzeskonkurrenz vor; es fommt daher 
nicht auf die Auswahl und Beziehung an, die die Parteien ihrem Anspruch gegeben 
haben; vielmehr hat der Richter von amtswegen die Rechtsnorm anzuwenden, die 
im Sinne des Geſetzes dem feitgeftellten Tatbeitande entfpricht. 

9) Eigenbefit, mittelbarer Beſitz (Gierfe 53), Teilbeſitz, Mitbefit (dazu 
Wolff, Iher. 3. 44, 186) genügt bier wie nach $ 861; oben $ 44 AU 13f. Für 
den mittelbaren Befiter ift 8869 S2 (Herausgabe an den früheren Beſitz— 
mittler) entſprechend anzuwenden; Cofad 8 191 A 13. Nach dem Geſetzeswort— 
laut iſt auch der Fremdbeſitzer (troß 8 1006 III) anfpruchberechtigt, und zwar 
ſowohl gegen Dritte, als auch gegen den eigenen mittelbaren Befißer; fo jelbit 
diejenigen Schriftfteller, die hier einen, „petitorifchen” Anfpruch annehmen. — 
Der Beſitzhalter jcheidet natürlich aus. 

10) Die zeitliche Schranfe wird nur durch die Verjährung von 30 Jahren 
(8 195; Einrede nach $ 222) und die Erfigung von 10 Jahren (8 937) gezogen. 
Die Hauptfache ift, daß bier nicht nach Ablauf eines Yahres (8 864 I) der An- 
ſpruch erlifcht. 

11) 81007 III 1a mit Bezug auf 893211 (oben 824 U22 und unten 
$ 81; für den Sandelöverfehr iſt HGB 8 366 entfprechend angumenden. 

12) Regelmäßig wird dies darauf beruhen, daß er die Nichtberechtigung 
feines Vorgängers zur Übertragung des Beſitzes fannte; er mußte 3. B. daß 
der Veräufßerer die Sache bloß geliehen hatte oder er hat ſich als Beſitzhalter die 
Sache des Herrn angeeignet (geftohlen). Daneben fommt urfprünglicher Er: 
werb 3.38. an der gefundenen Sadıe in Betracht. Beſonders hervorzuheben tft, 
dab im Gegenfaß zu $ 858, 861 e3 bier nicht darauf anfommt, daß ein bös— 
aläubiger Erwerb gerade dem jeßigen Beſitzer gegenüber borliege, der Vorbeſitzer 
beim Erwerbe alfo deſſen befieres Necht gefannt haben müffe (oben 8 42 A 13 f.).— 
Nachfolgender böfer Glauben fchadet nicht. 

13) Aufgeben im Sinne des 8 1007 11112 ift ein rechtsgefchäftlicher Akt, 
deſſen Wirfung von der Verfehrfähigfeit des Aufgebenden abhängt; oben $ 40 
A 16. Der Nahdrud liegt auf der millentlihen Veräußerung auf feiten des 
Vorbeſitzers im Gegenſatz zu $ 858, wo die ungemwollte Entziehung durch die ver- 
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für die Verfolgung des VBorbefiges entfallen; denn er hat hierdurch den 
Empfänger in die Zage gejegt, über Die Sache zu verfügen, und darf den 
Erwerb des hierauf vertrauenden gegenwärtigen Befigers nicht ſchelten.“ 
Die beiden Tatjachen bilden feine bejonders zu behauptenden Vorausjegungen 
des Klaganſpruchs; wenn aber aus dem feftgeftellten Tatbeftande fich der 
böfe Glaube des Klägers oder das Aufgeben des Beſitzes ergibt, jo ift der 
Herausgabeanfprud kraft Geſetzes ausgeſchloſſen; der Richter hat ihn als 
unbegründet abzumweijen, auch wenn der Beklagte diefe Gründe nicht für ſich 
geltend gemacht hat.!® 

Da der Herausgabeaniprud auf das Recht des Vorbefigers zum Beſitz 
gegründet wird, ftehen ihm alle Einwendungen entgegen, die das Recht des 
beflagten Befigers zur Entziehung des Befiges !* oder fein befferes Recht zum 
Befige '" begründen. 

3. Der erfte Grund zur Haftung des gegenwärtigen Befigerd auf 
Herausgabe ift, daß er beim Ermwerbe der Sache niht in gutem 
Slauben war. Der Beweis hierfür liegt dem Gläubiger ob. Er hat 
zu diefem Zwed ſolche Umftände Elarzuftellen, die zu dem Schlufje berechtigen, 
dat damals dem Beklagten befannt oder infolge grober Fahrläffigkeit un: 
befannt war, daß er zum Beſitze nicht berechtigt gemejen jei.'* 


botene Eigenmadht des Gegners vorausgefebt wird. Dem Gefchäftsunfähigen fann 
der Befiß entzogen werden, er fann ihn aber nicht aufgeben. 

14) Diefer für Bar) III 1 entfcheidende Gedanke des Schubes des (gui— 
gläubigen) Befißertverbers (A 6, 8) führt dahin, daß auch die Einräumung des 
vermittelnden Beſitzes bier ia Aufgeben des Beſitzes aufzufafien ift: mie der 
Tritte durch Eriverb von dem Entleiber, Pfandgläubiger uſw. nach $ 932 Eigen: 
tum, fo erlangt er von diefem auch das Recht zum Befige, dad dem Herausgabe: 
anfpruch des mittelbaren Beſitzers entzogen ift. Das wird durch $ 1007 IT 1 be: 
ftätigt, der in wörtlicher Übereinjtimmung mit 8 935 11 die ſelbſtändige Wirfung 
des quigläubigen Ermwerbes nur bei verfehruntauglichen Sachen ausſchließt; daß 
bierbei die Einräumung des vermittelnden Beſitzes als Aufgeben des Beſitzes auf: 
zufaſſen ift, beitätigt > 12. Die Behauptung, daß für 8 1007 das Gegen- 
teil gelte (fo dv. Tuhr, DIZ 4, 350; Buhl 89; Feujtel 23; Biermann $ 1007 
A2b), fcheint mir nicht begründet. Wie bier: Planck Abe; Gierfe 60; 
Kober A IV3c. Anders beim bösgläubigen Befiker, A 20. 

15) Es handelt fich bier fomwenig wie in $ 861 II um eine Einrede (oben 
$44 429), wenngleich natürlich der Beklagte das —— an dem Vor— 
bringen und der Feititellung der Ausichließungsgründe bat 

16) So daß fein Eingriff die Natur einer erlaubten Eigenmacht bat, 3.82. 
auf Grund des Rechtes zur Selbjthilfe oder bei Anwendung der Ziwangsvollitredung; 
oben & 42 Bi 23 f. 

17) So gemäß 88 986, 1007 III 2 insbefondere auf Grund eines perfön- 
lihen zmwifchen ihm und dem Vorbefißer begründeten oder wirkenden Rechtsver⸗ 
bältnifies (Miete, Verwahrung uſw.); vergl. unten 8 90 Nr.3. Das alles im 
Gegenſatz au $ 863; oben 8 42 A 22 f. — Außer diefen allgemeinen Einwendungen 
ſtehen dem beflagten Befißer noch befondere Einwendungen u, bie je nach dem 
Grunde feiner Haftung dverfchieden ausgeitaltet werben; vergl. A 22. 

18) 8 1007 I gemäß $ 932 II; zur Faſſung im Terte vergl. 899012. Auch 
bier (A 12) fommt es nicht darauf an, dat der böje Glaube dem Hlagenden Vor: 
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Der Mangel des guten Glaubens entzieht dem Beklagten die rechtliche 
Sicherung der Beſitzſtellung nicht ſchlechthin. Der Anfprucd des Vorbefigers 
ift vielmehr bedingt durch fein befferes Recht zum Befite. Darum mir: 
a) der Anjpruch ausgefchloffen, wenn die mit dem Befige verfnüpfte Ver: 
mutung der Rechtmäßigkeit für den Kläger nicht zutrifft, weil er jelbit bei 
Erwerb feines früheren Befibes nicht in gutem Glauben war." b) Der 
Anſpruch ift ferner ausgefchloffen, wenn der Vorbeſitzer fich des Befiges durch 
Dereliktion oder Verzicht auf Zurüdgabe 3.8. der verliehenen oder ent: 
wendeten Sache begeben hat. Das gilt indeffen nicht für den all des 
Befigaufgebens durch Übertragung der Sache an einen Befigmittler: der 
Vorbefiger fann die Herausgabe von dem Dritten beanfpruchen, der in 
Kenntnis oder grobfahrläffiger Unkenntnis der vom Befigmittler begangenen 
Unterfhlagung den Befit erworben hat. c) Eine Einwendung aus dem 
Recht zum Beſitze fteht dem bösgläubigen Bellagten nicht wegen feine: 
Eigentumes,?" fondern nur deshalb zu, weil das Recht des Vorbefigers in: 
zwifchen erlofchen ift.”® 


befiter gegenüber durch Kenntnis feines Nechtes beitanden hat. Es genügt die 
abfolute Kenntnis uf. der Nichtberedhtigung: jeder Dieb, unredliche Finder, 
Hebler, Erpreffer uf. wird durch den Anfpruch aus & 1007 I verftridt; und ebenio 
iſt bösgläubig, wer 3.3. mwiffentlich eine verliehene oder vermietete Sache bom ®e 
fißmittler erwirbt (vergl. A 20). 

19) 8 1007 III 1«; A 12. — Wer 3.8. felbit geſtohlen bat, darf nicht gegen 
den klagen, der ihm als Hebler die Sache unterfchlagen hat und borenthält. Dies 
nad) dem Satße: in pari causa melior est condicio possidentis. Der Grund 
ift: wer fich in Widerfpruch mit der Recht3ordnnung ſetzt, darf dabei nicht den Schub 
der Rechtsordnung anrufen, — Oder U. bat einen Stod gefunden und ihn zur 
Ausbefferung des goldenen Knopfes dem Goldarbeiter B. gegeben; dort entdedi 
ibn E., der ihn wegnimmt, um ihn dem Verlierer D., den er angeblich al3 den Eigen: 
tümer fennt, zuzuſtellen; dann Tann W. nicht gegen E. Hagen, obtvohl dieſer un- 
berechtigter Befißer ift; wohl aber kann B. gegen E. durchdringen. 

20) Nach allgemeinem Grundfabe kann, wer die Sache aus der Hand aibt, 
ih nur an den erften Empfänger halten, nicht wegen des verlorenen Beſitzes genen 
Dritte vorgehen. Inſofern tritt $ 1007 III 1? in Gegenfaß zu I (A181: ber 
mwiflentlihe uf. Erwerb einer 4. B. dom Wertvabrer oder Vormund unter: 
fchlagenen Sade iſt bösglaubig und verbaftet aur Herausgabe; wenn aber die 
Sache unterſchlagen werden fonnte, fo bat der Beſitzer an ihr den Beſitz aufgegeben 
(U 14): denn es fommt dabei auf das Aufgeben des Gewahrfams an (oben 835 
441), das Fortbeitehen eines mittelbaren Befibes hebt die Tatfache nicht auf, daß 
der Beſitzmittler ald unmittelbarer Befiter nach außen die volle Legitimation ae 
nießt. Die unklare Faſſung des 8 1007 läßt die Enticheidung zweifelhaft er- 
fcheinen. Aus inneren Gründen, inöbefondere weil die Leattimation des unmittel 
baren Beſitzes nur zugunſten deſſen wirkt, der hierauf vertrauend feinen Eriverb 
ftüßt, entfcheide ich mich für das Übergewicht des 8 10071; darauf beruht die 
Faſſung im Terte. Veral. die Litteratur oben in A 14; Eofad A 9; Bierfe 59. 
Diefem Eraebni3 entipricht es auch, daß der Eiaentumanspruch gegen den bös— 
alaubigen Eriverber ftet3 durchareift: die Negel des 8932, Hand wahre Sand, 
alt für ihn nicht. Dageaen tft der Anfpruch aus 8 861 ausgeſchloſſen, weil im 
Kalle der Unterſchlagung feine Entziehung des Befibes durch berbotene Eigen- 
macht vorliegt (oben 844 915). 

21) Gegenſchluß aus "61007 11. Er fann bies auch nicht inzwiſchen er: 
feffen haben, $ 937 11. 
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4. Ein umfafjenderes Anwendungsgebiet wird dem Befigrechtaniprud) 
unter der Borausjegung gegeben, daß es fih um eine verfehruntaug: 
liche Sache handelt. Der Anjpruc greift hier auch gegen den beim Erwerbe 
gutgläubigen Befiger durch.“ Der Vorbefiger darf ſich darauf berufen, daß er 
für die Dauer jeines früheren Befiges die Vermutung des Rechtes für ſich 
hatte ** und daß dies Recht nicht untergegangen ift, weil die Sade ihm ge: 
tohlen worden, verloren gegangen oder jonjtwie gegen feinen Willen ab: 
banden gelommen und darum verfehruntauglich?® geworden ijt. Statt hierauf 
einen Eigentum: oder jonjtigen dinglichen Anſpruch zu gründen, fann er unter 
denjelben tatjächlihen Vorausjegungen ohne Eigentumbeweis den Anſpruch 
aus dem Befigrechte durchführen." Das gilt nicht bei Geld und Inhaber— 


22) U. hat an feiner Uhr dem B. ein Pfandrecht beftellt; die Uhr ift von C. 

geſtohlen, U. hat jie ihm für geringen Preis in Kenntnis des Pfandrecht3 ab- 
gefauft. Dann fann B. als Vorbefiger, indem er jich den Beweis der wirkſamen 
Beſtellung des Pfandrechts nad) $$ 1227, 1204 f. erfpart, und um die Vermutung 
des $ 1253 zu brechen, den Anſpruch aus $ 1007 I gegen U. erheben. Der Ein- 
wand jeines Eigentums hilft dem U. nicht; wohl aber der Einwand, daß inzwiſchen 
das Pfandrecht infolge der Tilgung der Schuld erlofchen jei und er daher gemäß 
$1223 jelbjit nun das befjere Recht zum Befige habe. Auch $ 864 II fommt in 
Vetracht. Vergl. Neumann $ 1007 15 d; mit ihm bier von einer „Aufrechnung“ der 
beiderfeitigen Anfprüche zu handeln, entjpricht aber weder der Sadjlage, noch dem 
Spracdhgebraud) des BGB. 
23) 8 1007 111. Der Kläger erſpart ſich in dieſem zweiten Falle den oft 
ihwierigen Beweis des böjen Glaubens des VBellagten. Denn diejer braucht ji) 
über die Herleitung jeines Bejiges nicht zu außern und die Vermutung, daß, wer 
ihmeigt, jeinen böjen Glauben zugibt, hat nad dem BGB jedenfalls feine Gel- 
tung. Andererſeits part der Kläger den Beweis des Ubhandenftommens (U 25), 
wenn er den böjfen Glauben des Bellagten nachzuweiſen vermag. Je nad) Lage 
der Dinge mag alfo der Kläger überlegen, wie er am beiten den Herausgabe- 
anſpruch begründen fann; gelingt ihm der zuerſt unternommene Beweis nicht, jo 
tet dem Übergehen auf den zweiten Stlaggrund nichts im Wege; eine Klag— 
anderung (EBO $ 264) iſt darin nicht zu erbliden. Benennung des Urhebers 
ſeitens de3 belangten Beſitzmittlers nad) gr $ 76 ijt nur im Falle des $ 1007 II 
auläffig; 2. Seuffert 876 A2a; Gaupp-Stein 876 A 2. 

24) 8 1006 II. 

25) Die durch Abhandenlommen bewirkte Verfehruntauglichkeit der Sache 
ſchließt die felbitändige Wirkung auch des gutgläubigen Erwerbes des Eigentums, 
Nießbrauchs, Pfandrechts an der Fahrnis aus; $$ 935, 1032, 1207. Über den 
Begriff der Verlehruntauglichkeit und ihre Anwendungsfälle, insbeſondere das Ab— 
bandenfommen, vergl. unten $ 81. — Der Kläger muß bemeijen, auf welche 
Reife ihm die Sache wider feinen Willen abhanden gefommen ijt; es genügt nicht, 
dab er fie nicht mehr hat oder dat fie eines Tages vermißt worden ijt; er muß 
die Tatfachen nachweisen, die 3.8. den Diebitahl des Hutes, dad Entlaufen des 
Hundes belegen. Die Fahrnis wird durch den Diebjtahl objektiv untauglich für 
den Rechtseriwerb Dritter; keineswegs ift Vorausſetzung, daß der Bellagte fie ge- 
tohlen uſw. hat, noch daß er beim Erwerbe die VBerfehruntauglichkeit gefannt hatte. 
Jeder mag jich den, von dem er feinen Befißerwerb ableitet, darauf anſehen, ob 
er Vertrauen verdient und freditfähig ift für den Regrekanjprud, den der nadı 
$ 1007 II übermwundene Befißer gegen ihn erheben würde. 

26) Hierzu bat der Kläger überall Veranlaſſung, wo er den Beweis feines 
Eigentums nicht führen fann oder fich erjparen will. Die „Beſitzverfolgung“ ge- 
lingt aber nur, wenn er au bemweifen vermag, daß er vordem die tatfädhliche Ge— 


254 Drittes Bud. Sachenrecht. 


papieren; im Intereſſe der Verkehrficherheit bleiben dieſe auch dann verkehr: 
tauglid, wenn fie abhanden gelommen find.?” 


a) Der Anſpruch ift nach den allgemeinen Vorſchriften ausgeſchloſſen: 
1. wenn der Vorbefiger beim Ermwerbe nicht in gutem Glauben war, 
und 2. wenn er den Befig freiwillig aufgegeben hat. Der zweite Aus: 
Ihließungsgrund verneint die pofitive Worausjegung des Anſpruchs, daß 
die Sache abhanden gefommen ift.” Iſt die Fahrnis dem Befigmittler 
3. B. geitohlen, fo ift neben ihm aud der mittelbare Befiger anſpruch— 
berechtigt; denn die hiermit eingetretene Verkehruntauglichkeit der Sadı 
überwiegt gegenüber der Tatſache, daß der mittelbare Befiger den unmittel— 
baren Befig aufgegeben hat.®° 


b) Daneben jtehen dem gutgläubigen Beklagten folgende Einwen: 
dungen zu: 1. Er fann die Herausgabe verweigern, weil er Eigentümer der 
Fahrnis iſt;“ denn dies Vollreht an der Sache überwindet den Heraus: 
gabeanjprudh auf Grund des bloß zum Beſitze befugenden Rechtes. Diejer 
Sag kann indeffen nicht gelten, ſoweit die Herausgabe des Befiges zur 
Ausübung eines wirkfamen begrenzten dinglichen oder eines obligatorijhen 


walt innehatte. Werfehlt er dies, jo muß er zu dem Eigentumanfpruch greifen. 
Die Bedeutung, die danad) der Vindikation beweglicher Saden nad) $ 985 troß 
i 1007 II zukommt, betont mit Recht Gierte 68. Bei unfreiwilligem Beſitzverluſt 
tügt $ 935 1 in Verbindung mit $ 1006 II den Eigentumanfprud in einfachiter 
Weile. Außerdem ijt er allein und nicht der Beſitzanſpruch anmendbar in den 
Fällen der 88 911, 926, 931, 947 f., 953 f., 984 uſw., wo Eigentum ohne un» 
mittelbaren Bejiß ertvorben ijt. Wichtige Bedeutung fann der Anſpruch aus 
8 1007 auch in dem Falle der Intervention bei der Zmangsvollitredung nad CPO 
$ 771 haben. Vergl. RG 34, 422. ‚In der Praxis der Gerichte wird dies meiſt 
nicht genügend beachtet. Faſt jtets wird vielmehr der Beweis des Eigentums ber- 
langt; diefer fommt aber regelrecht nur in Frage, wenn die Ehefrau gegen die 
Vermutung des $ 1362 I die Freigabe der ihr gehörenden Fahrnis erwirken till. 

27) 81007 112; dazu 8 935 II, wo aber noch die Sadyen, die in öffentlicher 
Verfteigerung veräußert jind, hinzugefügt werden. 

28) Vergl. A 11, 12. Der Hebler fann die Herftellung feines Beſitzſtandes 
nicht begehren, wenn ihm die Sache durch Diebjtahl abhanden gefommen ift. 

29) Bergl. A 13, 15. Am Prozeß wird etwa der Bellagte, wenn die Art 
des Abhandentommens nicht völlig aufgeflärt ift, Gegengründe anführen, aus 
denen fich ergibt, daß 3. ®. der Hund nicht entlaufen, jondern vom Vorbejiger weg— 
gejagt worden ift. Daß e3 fich im wejentlichen nur um eine Beftreitung des Klag 
grundes handelt, nehmen auch an: Gierke 59; Biermann A 8e. 

30) So ijt im Einklang mit der A 20 gegebenen Regel zu entjcheiden. So 
auch Eojad zu AS; Biermann W3. 

31) 8100711123 (im Gegenfaß zu $ 863): der Bellagte ſelbſt oder fein 
mittelbarer Bejißer, denn der Bejitmittler verteidigt in feinem Beſitze zugleich den 
feines Oberbefiterd. Daß die Sade einem unbeteiligten Dritten gehört, be- 
gründet feinen Einwand. Über Einwendungen aus dem Rechte Dritter im all: 
gemeinen vergl. Bd. 1 8 88 Nr. 4. — Der Eigentumbemweis jtößt allerdings, wenn 
die Sache dem Vorbefißer abhanden gelommen ift, auf Schwierigkeiten (9A 25) ; 
der gutgläubige Erwerber fann 3.8. Erfißung oder Erwerb der Sache in öffent 
licher Verjteigerung (A 27) geltend machen. 
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Rechtes beanjprucht wird; wenn diefes allgemein den Herausgabeaniprud) 
des Eigentümers abmwehrt, muß es auch tauglich fein, um als Replik den 
Einwand des Eigentums aufzuheben.” 2. Der Beklagte kann den Einwand 
erheben, daß er ſelbſt gutgläubiger Vorbefiger des Klägers gemwejen und ihm 
damals die Sache abhanden gelommen if. Denn dann war die Fahrnis 
bereits verfehruntauglich, als der Kläger fie erwarb, und diefer konnte an 
ihr fein wirfjames Recht zum Befige erlangen.” 3. Hierzu treten die Ein- 
reden, die dem Beklagten auch gegen den Eigentumanſpruch zuftehen.** 


5. Seinem Inhalte nad) geht der Anſpruch auf Herausgabe der Sache. 
Damit verbinden fich diefelben Nebenanjprühe wie bei dem Eigentum— 
anſpruch; insbejondere kann der Vorbefiger von dem Beklagten die Heraus: 
gabe der Nutzungen und Schadenerjag begehrten, während diejer jeinerjeits 
Erjag für die von ihm gemachten Verwendungen fordern darf.’ 

Die Erlangung der Sache erfolgt auf Grund des Rechtes zum Befige. Sie 


32) Nad) $$ 986, 1007 1112. Ebenſo Gierfe 62; Lehmann 873 Nr. 3; 
Biermann A 3c; abw. Pland A 357 und Neumann AIL3b, nad) ihnen hat der 
Kläger dann unter Anderung des Klaggrundes den Anjprucd aus dem dinglichen 
oder obligatorijchen Rechte zu erheben. Praktiſch wird dies m. E. auf dasjelbe 
binaustommen, da der Kläger zum Beweije des früheren Beſitzes auf ein folches 
Recht Bezug nehmen wird. — Beifpiel: A. hatte bisher einen Familienſchmuck in 
Nießbrauchbejig, den B. jich heimlich von der Kammerfrau ausliefern läßt; wenn 
nun A. nach $ 1007 II Hagt und B. das Eigentum geltend macht, jo kann U. 
diefen Einwand durch Berufung auf $ 986 zurüdfchlagen, oder noch bejjer, mas 
ihm ja freijteht, rein pofjejlorifch nad) 85 858, 861 vorgehen. 

33) 810071117. Damit wird klärgeſtellt, daß der Bellagte jeinerjeits die 
Sade überallhin verfolgen fann: fein älteres Recht zum Beſitze ijt nicht unter- 
gegangen und als folches ſtärker al3 das des Klägers. Wuch hier wieder fann die 
Keplif des Klägers zerjtörend eingreifen, daß er zu einer noch früheren Zeit Be- 
iger der Sache gemwejen jei und der Bellagte jie ihm damals geftohlen habe 
oder daß der Bellagte beim Erwerbe nicht in gutem Glauben gewejen jei oder 
dab dem Kläger Eigentum zuitehe. Vergl. Biermann A3d. Diefer Einwand 
bat feine Wirkung, jomweit der Verlujt das Recht an der Sache zerjtört: alfo nicht 
bei Geld und Inhaberpapieren gemäß $ 1007 112. 

34) 88 1007 III2, 986. Oben 4 17. 

35) Nah 88 987—1004; unten 91, 93. Der Schadenerſatzanſpruch 
wegen Beichädigung der Sache jteht dem Vorbefiger vermöge der ihm durch $ 851 
verliehenen Legitimation zu, wonach der gutgläubige Schuldner durch Leiſtung des 
Erſatzes an den Beſitzer dem materiell Erfaßberedhtigten gegenüber befreit wird. 
Durch den Beweis jeined Eigentums wehrt der Bellagte wie den Herausgabe- 
anfpruch jo auch den Schadenerjatanfprudh ab. Man wird ihm aber hier auch den 
Einwand aus dem Rechte eines Dritten (A 31) infoweit nicht verjagen dürfen, 
al3 er durch Leiftung an den Vorbefiter nicht von der Erjaßpflicht befreit würde, 
weil er den wahren materiell Erjaßberechtigten kennt. Wer dies ijt, ergibt 
ih aus dem an der Sache bejtehenden Rechtsverhältnis; nicht bloß der Eigen- 
tümer, fondern auch der Bfandgläubiger, Nießbraucher, Pächter (3.8. wegen der 
entzogenen Früchte oder einer die Sachnutzung mindernden Beichädigung des 
Grundjtüds), Mieter (Kipp in Windjcheid 2, 895) kommen als materiell Be- 
techtigte in Betracht. Die Beweislaſt dafür, daß ein Anderer als der Elagende 
Vorbejiter der wahre Erſatzberechtigte ijt, trifft den Bellagten. Hellwig 344 U 9; 
Biermannn 46. 
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überwindet daher auch das rechtskräftig feftgeftellte rein poffefjoriihe Sad- 
verhältnis. Dagegen wird durch die Feititellung des Rechtes aus dem 
früheren Befige über das Eigentumrecht und andere dingliche Rechte nichts 
entſchieden;“ der abgewiejene Kläger wie der verurteilte Beklagte können 
mit dem „Petitorium” ungehindert aufs neue vorgehen. Das Urteil, das 
den Herausgabeanfprucd des Vorbefigers anerkennt, hat nur proviforijche 
Wirkung. Aus alledem ergibt fich, daß es fich nur um einen pofjefforijchen 
und nicht um einen petitorifchen Anſpruch handelt. 


Drittes Bapitel. 
Grundbudredt. 


1. Allgemeine Grundlehren. 
847. Zweck und Aufgabe bes Grundbudredt2. 


1. Das Bedürfnis der Ausbildung eines befonderen Grumdbuchrecht3 Teitet 
fih von der Bedeutung ber, die dem Grundbefiß für die politifche wie wirtichaft- 
liche Geftaltung de3 Staat» und Berfehrlebens zulommt. 

Der Landbefig bat von alters her die Stellung des Einzelnen in dem Or— 
ganismus des ftaatlichen Lebens bejtimmt. Wie in Rom der Grund und Boden 
des Stabdtgebietes nur dem römischen Vollbürger zuitand und nad den Bauern: 
ſitzen fich die politifche Gliederung des Voltes, die Zugebörigfeit gu der Geſchlechts— 
genofienjchaft, der örtlichen Tribus und den Centurialverbänden abteilte: jo iſt die 
deutfche Staatöverfafjung im Mittelalter auf den Rechten am Grundbefiß auf: 
gebaut, die durch die Zehenverfaflung ihre Prägung erhielten. Bis an die Neuzeit 


36) Wer nad) $ 861 zur Wiedereinräumung des Beſitzes verurteilt ift, kann 
durch Anspruch aus 8 1007 den Befiß zurüdverlangen. Beifpiel: der Hund bes 
A. hat fich verlaufen, B. fängt ihn und verfauft ihn an den gutgläubigen C.; als 
der Diener des E. eines Tages den Hund an der Leine fpazieren führt, trifft er 
auf A., der nach einigem Wortftreit die Leine zerſchneidet und den Hund mit: 
nimmt. &. Hagt und fiegt nach 8 861; WU. hat dagegen feinen Einwand aus 
feinem Rechte ($ 863), aber er lann dann nach $ 1007 II vorgehen und fiegen. 
— Iſt umgekehrt der Anfpruch aus $ 1007 abgewieſen, fo kann aus demfelben 
Tatbejtande fpäter nicht pofjejlorifch aus 8 861 geflagt werden, weil jenes als das 
weitere Recht diefes mitumfaßt. Vergl. ebenjo für das preuß. Recht Entjcheid. des 
O.Trib. 41,59; 43,359; Hellwig, Rechtskraft 347 U 18. 

37) Vergl. CPO $ 3221. — In vielen Fällen erfolgt die Abweifung nur 
auf Grund eines gegenwärtigen, zeitlicd) begrenzten Bejigrechtes, 3. B. des Pächters, 
Pfandgläubigers, oder auf Grund aufjchiebender Einreden nad) $ 936. Hellwig 
345; Dernburg BR 3 $ 124 Nr. 7; Biermann A7. Dagegen will Gierfe 65 aus 
der Verurteilung des Bellagten ein Präjudiz gegen deſſen jpäteren Eigentum: 
anſpruch herleiten. 

38) Um überflüffige Häufung der Progefje zu vermeiden, empfiehlt es ſich 
daber, beide Anfprüche zu verbinden oder eine Widerflage aus dem dinglichen 
Rechte zu erheben; CPO 8260. Über die Zuläffigkeit der Anfpruchverbindung 
oben 842 921. 
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heran reicht der Grundfaß, dab in der Stadt nur der Bürger und auf dem Lande 
nur der einbeimifche Adel grundberechtigt fein dürfe. 

2, Der hoben Wertung des Grundeigentums entſprach es, dab die Befib- 
berhältniffe unter öffentlicher Kontrolle ftanden und die Verfügung über das 
eigene Land rechtlich gebunden wurde. Beides findet feinen YAusdrud in der Aus— 
bildung befonderer civilrechtliher Grundfäße, die fich zu einem eigenartigen 
Grumdbuchrechte zuſammenſchließen. 

Die erforderliche Sicherung der dinglichen Rechte kann nur durch ftrenge 
Formgebimdenbeit erreicht werden. Als Form oder Nechtzeichen reicht bei 
Grundftüden der tatfächliche Bejikitand nicht aus. Er vermag bei der Mannig- 
faltigleit der Nubungen an berfelben Liegenfchaft, bei der Undurchführbarkeit 
dauernder körperlicher Herrichaft an offenen Grundſtücken und bei den verfchieden- 
artigen Belaftungen, die 3.8. als Hypotheken die Sache ſelbſt tatfächlich nicht 
ergreifen, die beitehenden dinglichen Nechte nicht zu verlautbaren. Die Rechts 
ordnung hat darum auf andere Art ein Rechtzeichen au jchaffen gefucht und hat 
dies in der Eintragung in das amtlich geführte Grundbuch gefunden. Die Ges 
famtheit der Grundfäße über die Errichtung und Führung der Bücher ftellen das 
formelle Grundbuchrecht dar. 

3. Die Bucheintragung ift regelmäßig die zwingende Vorausſetzung zur 
Entitehung der Rechte an einem Grunditüd. Diefe Form ſchafft das Recht; fie 
berlautbart die beftehende Rechtslage und begründet das Vertrauen des Dritten 
auf einen dem Buchinhalte entfprechenden Erwerb. Die amtliche Führung der 
Bücher bietet zugleich eine gewiffe Gewähr für die Zuläffigfeit und Wirffamteit der 
Eintragungen und damit für den Einklang des Buchinhaltes mit der wirklichen 
Rechtslage. Diefe jelbit wird durch die Grundſätze des materiellen Liegenſchaft— 
rechtes beitimmt, aus denen fich die Wirffamkeit einer Verfügung, der Inhalt 
bes dinglichen Rechtes, die Zuläffigfeit der beftellten Belaftung, dad Erlöfchen 
eined begrenzten Rechtes uſw. ergibt. 

Beide Ordnungen, die des formellen Grundbuchrechts und des materiellen 
Liegenichaftrechts, find gejeßgeberifch nicht zu einer Einheit verfchmolzen. Das 
erſchwert den Einblid in den inneren Zuſammenhang der Normen. Hierzu 
tommt, daß wichtige und weite Gebiete der Ordnung der Landesgefehgebung 
überlafjen find. Auf Grund diefer Vorbehalte ift insbefondere die Einrichtung 
der Grimdbücher und das Anfrafttreten des gefamten Grundbuchrechts nad) den 
einzelnen deutfchen Staatögebieten fehr verfchieden geordnet. Danach bleibt auch 
für da3 deutſche Inland der Sab be3 internationalen Privatrehts in praftifcher 
Anwendung, dat das Liegenfchaftrecht fich nach dem Nechte desjenigen Gebietes 
richtet, in dem das betreffende Grundſtück belegen ift. 


848. Geſchichtliche Entwidlung des GrundbudredtS. 


1. Die mwirtfchaftlihen Zuitände im älteren Rom wurden durch die zwie— 
fahe Einteilung des von der Gemeinde in Gewalt genommenen Grumd und 
Bodens dharakterijiert* Ein erheblicher Teil wurde als Gemeindeland, ager 


1) Bergl. zum folgenden: Scriptores rei rusticae: Varro, Columella, 
Cato. — Lachmann, Schriften der römischen Feldmeſſer. — Max Weber, römifche 
Agrargeſchichte 1891. 


Endemann, Lebrbud. II. Band. 8.1.9. Aufl. 17 
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publicus, der gemeinjchaftliden Benutzung der Vollbürger vorbehalten. Erit 
nad langen politifchen Kämpfen fand eine Aufteilung der Gemeinbdeflur unter 
Beteiligung der gefamten Bürgerſchaft ftatt. Ein anderer Teil de3 Stadt: 
gebietes wurde von Anbeginn durch ftaatlihe Affignation den einzelnen Bürgern 
zu Privateigentum zugeteilt. Jeder erhielt, wa3 zum Hausbau und zur Haus: 
haltung an Land ihm zukam, als heredium, d.h. ald unveräußerlichen Familien: 
befiß.? 

Durd die öffentliche Affignation in Verbindung mit der hierbei erfolgenden 
genauen Ausmeſſung' des ganzen Aderloje3 wurde die volle Sicherheit für den 
Beitand des Rechtes am Boden gewährleiſtet. Als jpäter die freie Veräußerlichkeit 
der Grunditüde anerkannt wurde, hielt man daran feit, daß in der Form des 
Erwerbgeſchäfts die Publizität des erſten Zumeifungattes auf3 neue zum Aus 
drud gelangte.* 

Mit der Enttvidelung eine3 freieren Verkehrrechtes (des ius gentium) 
und dem Übergange Roms zu einem Handelsſtaate verblaßte die Bedeutung 
diefer Formen. Auch die formlofe Abrede, wenn fie nur in der Beſitzübertragung 
de3 Grundjtüds ihren Ausdrud gefunden hatte, fand den Schuß des Prätors. 
Als in der jpäteren Kaiferzeit die Einteilung des Bodens in ben des vollen 
Eigentums fähigen, jteuerfreien fundus italicus und den nur zu minderem 
Recht überlaffenen, fteuerpflichtigen fundus provincialis ihre Bedeutung ein- 
gebüßt Hatte, wurde der Eigentumeriwerb jeder weiteren form entkleidet. Nur 
die Tradition blieb als Ausdruck des dinglichen Erwerbs erforderlich; bei der 
Vieldeutigfeit ihres Anhaltes und Zweckes verhüllte jie aber die dinglichen Rechts— 
verhältnifie bis zur Unfenntlichkeit.* 


2) Im einzelnen iſt manches nod) ftreitig. Hier genügt der Hinweis auf 
Bruns = Bernice in Holkendorff3 Enzyklopädie 5. Aufl. 1,111; Mommfen, röm. 
Staatsr. 31, 23; Karlowa, röm. Rechtsgeſch. 2,346 f. 

3) Der ager divisus et assignatus wurde von befonderen Beamten, den 
agrimensores, im einzelnen vermeſſen und in feinen Grenzen kunſtgerecht be— 
ftimmt. Im Gegenjak jteht der ager arcifinius, der nad) natürlichen Merkmalen, 
3.2. einem Flußlauf, abgegrenzt wird. 

4) Grunditüde innerhalb der Bannmeile Roms und was an Sflaven, Zug: 
vieh uſw. zur Bewirtichaftung des Bauernhofes gehörte, galten als res mancipi. 
An ihnen fonnte Eigentum nur in der feierlichen form der mancipatio vor fünf 
Zeugen unter Zuziehung des libripens oder durch die in iure cessio bor dem 
Brätor erworben werden. 

5) Befonders durch die exceptio rei venditae et traditae, die dem gut— 
gläubigen Käufer und Beſitzerwerber gegen den quiritiihen Eigentümer zuftand, 
und ebenfo durch die der Eigentumflage nachgebildete actio Publiciana. — Es 
eritand dadurch neben und im Gegenfab zu dem civilen ein bonitarifches Eigentum, 
das allmählich jenes übertwand und damit den Grundſatz der Yormlofigfeit auch 
auf das Gebiet des Sachenrechte übertrug. — Vergl. D. tit. 21.3 und 6.2. 
Dernburg, Band. 1 88 193, 216, 228. 

6) Befonders nachteilig wirkte diefe Entwidelung auf den Realkredit. Wie 
das Eigentum fonnten auch Hypotheken an Grunditüden durch forntlofen Vertrag 
begründet werden, und da bier auch die Beſitzübergabe fortfiel, mar jede Mög: 
Iichfeit, fich über die Höhe der Belaftungen zu vergewiſſern, ausgefchlofien. Diele 
Mängel fuchte die Geſetzgebung der Kaiferzeit durch Einführung zahlreicher geſetz— 
licher Hypotheken und pridilegierter Pfandrechte zu beheben: da diefe aber eben- 
falls jeder Kennbarleit nach außen entbehrten und fich zumeiſt ala General» 
hypotheken auf alle Vermögenſtücke erjtredten, fo ſchädigten fie die mohl- 


548. Geſchichtliche Entwidlung des Grundbuchrechts. 259 


Dem Altertume war indefien der Gedanke der PBublizität des Grund: 
befiges und der dinglichen Rechte leineswegs völlig fremd. In Griechenland’ 
waren Aufzeichnungen über das Grundeigentum zum Zwecke der feititellung der poli- 
tiſchen Rechte und der öffentlichrechtlichen Leiftungen an den Staat vorgejchrieben; 
bierin wurde der Eigentumtvechjel und die Belaftung mit Hypotheken verlautbart. 
Grundbücher bejtanden allerdings nur in wenigen Städten; im übrigen behalf 
man ſich mit der Zuziehung der Nachbarn zu den Veräußerungen, mit öffent: 
Iiher Kundgebung und dem Aufruf durch die Behörden. Auch für das ägyptiſche 
Landesrecht läßt fich nachweisen,’ daß der zum Zwecke der Grund» und Gebäudes 
teuer angefertigte Grundſtückkataſter zur Verzeichnung der Eigentümer und der 
Belaitungen des Grunditüds benußt wurde. Er hatte zwar nicht öffentlichen 
Glauben, aber VBerfauf und Übereignung wurden regelrecht auf der Grundlage 
de3 gegenwärtigen Buchinhaltes vollzogen. Die Berichtigung des Buches durch 
Eintragung des Erwerbers war an die Entricdhtung der Kauf- und Urkundfteuer 
und die darauf folgende Legalifierung der Übertragung gebunden. Bis dies boll- 
zogen war, fonnte die Anmeldung der Übertragung erfolgen, fie wirkte als 
Tormerfung in dem Sinne, daß fie den gutgläubigen buchmäßigen Erwerb eines 
anderen Käufers ausſchloß.“ 

2. Das deutfche Recht ” zeigt denfelben Ausgang wie da3 römifche, indem 
es gleich Diefem die Sicherung des Familienbefiges ſowie die politiihe Wertung 
de3 Einzelnen bei dem Grundeigentum ſuchte. E3 bat auch in feiner weiteren 
Entwidelung daran fejtgebalten, dat der foziale Gedanke des Eigentumes in der 
Art der Gemeinnußung und der Pflicht gegen Nachbarn und Volksgeſamtheit 
lebendig erhalten wurde. 

Entiprechend der öffentlichrechtlichen Bedeutung des Eigentums an Grunde 
ftüden mußten Erwerb und Wechfel in der Eigentumberrjchaft fich in fundbaren 
Formen vollziehen. Als ältejte germaniſche Erwerbform diente die Veräußerung 
(sala) in Verbindung mit der Übergabe (investitura). Beides mußte jich 


erworbenen Rechte der gewöhnlichen Hypothefengläubiger auf das empfindlichite. 
Erft Haifer Leo erfannte den Wert und die Notwendigkeit der PBublizität der 
Hr eine volle Reform gelang indeſſen aud ihm nicht. Wergl. unten 

113 Rr. 1. 
7) Dazu Hermann =» Thalheim, griech. Recht3altertümer 4. Aufl. (1895) 


8) Das folgende beruht auf den Forſchungen von: Wilken, Ojtrafa 2, 456, 
478; Mitteis, Hermes 30, 592; 34, 91 umd insbeſondere im Archiv für Papyrus: 
forſchung 1, 183, 189, 195 im Anfchluß an die Urkunde: fog. petition of Dionysia 
bom Sabre 186 n. Eher. — Vergl. ferner Gradenwitz, Einführung in Die 
Paphruskunde. 

9) Ein Zuſammenhang zwiſchen dieſen Grundſtückbüchern und den Grund— 
büchern, die ſeit dem Mittelalter in Deutſchland auftauchen, iſt bisher nicht nach» 
getvriefen. Wohl aber war für deren Entwidelung von beitimmendem Einfluß 
die römtifchrechtliche Bemweißurfunde, notitia oder carta, die vom Veräußerer aus— 
geftellte und dem Erwerber übergebene dispoſitive Veräußerungsurkunde; unten 
14. Aubert, Grundboegernes historie (1892) 5. 

10) Brunner, Grundzüge der D. Rgeſch. 2. Aufl. (1903) 177; Heusler 
2,5, 11; StobbesLehmann 2 879; Aubert $2; Huber $ 151; Rehme, Lübeder 
Oberftadtbuch 1895 und Ztfchr. für Rgeſch. germ. Abt. 18, 195; 20, 292; Schröder 
202, 422, 795; Nehme, Feitgabe für Fitting, Halle 1903 ©.57 (Geſch. de3 
Münchener Grundbuchs). 


56, 84 
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urjprünglih auf dem Grundjtüd felbjit abjpielen als reale Inveſtitur; jedoch 
trat jchon frühe an die Stelle der förperlichden Übergabe der Beſitzübertragung— 
vertrag, der fpäter al Auflafjung bezeichnet wurde. Aus dem römischen Rechte 
trat im fräntifchen Reiche daneben die Übereignung per cartam: die Übergabe 
der Veräußerungsurfunde, in Verbindung mit ſymboliſchen Handlungen und 
fpäter auch ohne ſolche, wirkte als unförperliche Inveſtitur.“ Die Grundjäße 
de3 germanifchen und des römischen Vulgarrechts haben zur Entmwidelung des 
Rechtes über den Eigentumerwerb an Grundjtüden zufammengemwirft. 

Die Auflafjung” erfolgte vor Gericht auf Grund eines im Nechtftreite oder 
Scheinprozeſſe (nad) Art der in iure cessio) ergangenen Urteild. Damit ver: 
band ji ein Aufgebotverfahren, mit deſſen Abſchluß die Rechte Dritter aus: 
geichlofjen wurden (VBerfchweigung) ; die Auflaffung erlangte damit die Wirfung 
eines rechtäfräftigen Urteil. In der Zeit der Rechtsbücher gelangte der Sat 
zu allgemeinerer Verbreitung: Eigentum an Liegenfchaften kann nur unter ge: 
richtliher Mitwirkung erworben werden. Darin lag eine Anerkennung der Ober- 
getvalt de3 Zandesherrn; dem Erwerber aber, an den die Auflafjung erfolgt war, 
trat der richterliche Friedensbefehl oder die Fronung zur Seite, die ihm die rechte 
Gewere verlieh." 

Die vor Gericht vollgogenen Auflaffungen wurden in den Gerichtäbüchern 
und in den Städten, two der Stadtrat dad Beurkundungsrecht hierfür erlangt 
hatte, in den Stadtbüchern verlautbart.* Dieſe Bucheintragung lieferte recht3- 
förmlichen Beweis: in ihr erfannte alsbald die gemeine Rechtsauffaſſung Sicherung 
und Grundlage des Eigentumermwerbes. Sie erjeßte die Tradition des Grundjtüds, 
fo daß nicht mehr die gerichtliche Auflaffung, fondern die Eintragung in das 
öffentliche Buch über die Eigentumverbältnifie entjchied." 

3. Mit der Rezeption des römischen Rechtes traten für die Rechtsverhältniſſe 
an Liegenichaften große Schwankungen ein. 

a) Zum Teil drang der römifchrechtlide Grundſatz des formlofen Er: 
werbes des Grundeigentum durch. Um der hieraus entitehenden Rechtsunſicher— 
beit und vor allem der ſchweren Benadteiligung des Realfredit3 einigermaßen zu 
begegnen, wurden für die Hhpothefen befondere öffentliche Bücher eingerichtet und 


11) Heusler 73; Stobbe-Lehmann $ 105; Brunner 178. 

12) Auflafjung oder exitio ift der feierliche Verzicht auf die Rechte am 
Grundjtüd; investitura ijt die mit dem Erwerb der Befibgewalt verbundene 
Übertragung der Gewere. 

13) Heusler 895; Stobbe-Lehmann 8105 ©. 374. 

14) Die älteften befannten Grundbücder find die Kölner Schreindurfunden 
aus dem 12. Kahrhundert; R. Hoeniger, Kölner Schreindurfunden (1884); 
Yubert 85. Die älteren Eintragungen beginnen mit: notum sit; fie fenn- 
zeichnen ſich mithin als notitia oder Bemweisurfunde. — E3 folgten Andernad), 
Meb; dann Magdeburg, Lübeck (vom Jahre 1227 an; Nehme 110). 

15) Homeyer, Stadtbücher de3 Mittelalters 1860; Huber 711; Stobbe— 
Lehmann 376; €. Schwartz, das preuß. Grundbuch. (1892) J — Die 
Urbarien oder Salbucher dienten vornehmlich Steuerzwecken, ſie ſind als Hebe— 
rollen Vorläufer der Kataſter, nicht aber der Grundbücher. Als Vorſtufen der 
Grundbücher können angeſprochen werden die Tradition- und Kopialbücher der 
großen (geiſtlichen) Grundherrn; jene enthalten die Originalprotofolle über die 
Grundjtüderwerbgefchäfte, in diefen wurden die Abjchriften der für die Grund: 
berrn auögeftellten Urkunden gefammelt (der Ausſteller fammelte dagegen die 
bon ihm ausgegangenen Urkunden in Regifterbüchern). Schröder 257, 690. 
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damit häufig der Grundfaß verbunden, dab Hypotheken nur beitellen kann, wer 
aus dem öffentlich geführten Grundbuch fi al3 Eigentümer legitimiert.“ 

b) In anderen Gebieten erhielten fich die deutfchrechtlihen Formen der 
Auflafiung und der Eintragung in das Grundbuch.” In mannigfaltigen Land» 
md Stadtrechten wurden aber Änderungen eingeführt, die dem Mangel der 
Eintragung bald eine größere, bald eine geringere Bedeutung beilegten;”* zum 
Zeil wurde auch nur die gerichtliche Beurkundung (Inſinuation) des Kauf- oder 
Schenkungbertrages uf. verlangt, auf Grumd deſſen dann die formlofe Tradition 
zum Eigentumermwerb genügte. 

4. Aus diefer NRechtögerfplitterung befreite erjt die große bon Preußen 
ausgehende Betvegung.” 

Die für die Folgezeit mafgebende Regelung wurde durch die von Sparez 
verfaßte allgemeine Hhpothelenordnung vom 20. Dezember 1783 und materiell- 
rechtlich durch das Allgemeine Landrecht vom 5. Februar 1794 gefchaffen. In 
ihnen treten als legislatorifche Schöpfungen entgegen: 1. das Legalitätpringzip,” 
wonach die Hhpothefenbehörde die Übereinftimmung der Eintragungen mit dem 
wirflichen Rechtitande und dem Inhalte der zur Eintragung borgelegten Urs 
hinden bei eigener Verantivortlichfeit zu unterfuchen hatte, und 2. das Prinzip 
des öffentlichen Glaubens * des Hhpothefenbuchs, wonach der eingetragene Beſitzer 





16) StobbesLehmann 379. — Das frangöfifche Recht kannte neben den 
geſetzlichen Privilegien und Hhpothefen die vertragmähige Beftellung einer Hypo—⸗ 
thef durch öffentliche Urkunde, ohne daß es eines befonderen Eigentumbemweifes des 
Beiteller8 bedurfte; C.c. Art. 2124 f. Die hieraus entjtandenen Mängel fuchte 
für die Rheinproping das preuß. Gef. vom 20. 5. 1885 zu beheben, indem es gleich- 
zeitig den Übergang zum Grundbuchſyſtem vorbereitete. Dazu das Gef. 12. 4. 1888. 

17) Stobbe-Lehmann 877; Schwartz 26. 

18) Der formlofe Vertrag ift nach einigen Nechten nichtig, nach anderen 
erzeugt er einen Anfpruch auf Vornahme der Eintragung. Die formlofe Ülber- 
gabe verlieh titulierten Befig, der zum Teil zur Erfigung führte und als 
dominium naturale angeſehen wurde. 

19) Dernburg und Hinrich, preußifches Hypothefenrecht 1, 6; Roth 3 8 220; 
Stobbe-Lehmann 94; Schwark 30. — Bereits durch die Edifte vom 28.9. 1693 
wurde für die NRefidenzftädte und vom 20.9.1704 für das ganze Staatögebiet 
die Führung von Erb» und Lagerbüchern angeordnet, in die der Beſitzer und die 
Shpothefengläubiger und ebenfo jede Beſitzänderung bei Wermeidung der Nichtig- 
feit der dinglichden Wirkung des NRechtserwerbes eingetragen werden mußten. Der 
Tag der Eintragung beitimmte den Rang der dinglichen Rechte. Die Durch» 
führung diefer Grundfäße ſtieß indeſſen, da fie mit einer ftarfen Beſteuerung aller 
Eintragungen verbunden war, auf fo erheblihen Wideritand, daß jene Edifte 
bereit am 22.11.1704 wieder aufgehoben werden mußten. 

Die reformatorifchen Ideen behielten aber ihre Kraft. Der Grundſatz der 
Eintragung in die vom Gericht geführten Grund» und Hhpothefenbücher gelangte 
für da8 Herzogtum Preußen im Jahre 1721 und für das übrige Staatsgebiet 
durch die Hypotheken- und Konkursordnung vom 4.2.1722 aufs neue zur 
Geltung. Das Formular beit Schwark 32. Jedes Grundftüd mußte in dem ges 
richtlich geführten Buche fpeziell aufgezeichnet fein; bei ihm mußten der Eigen- 
tümer, die Ermwerbtitel, die Hypotheken uſw. verzeichnet werden. In neuerer 
Bearbeitung wurde dieſes Geſetz als fchlefifche Hhpothefenordnung vom 4.8.1750 
publiziert. Damit verbanden fich aufs neue Strafandrohungen für die ganze 
Monarchie gegen den, der die Eintragungpflicht verfäumte. Ohne Eintragung 
follte jeder Befibtitel nichtig, jede Hhpothef ohne NRangvorzug fein. 

20) Hypothekenordnung I 88 76 f.; II SS 12 F., 428 f. 

21) ALR 1.10.7f. Allerdings Tiefen hierbei vielerlei Unklarheiten mit 
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allen gutgläubigen Dritten gegenüber „für den wahren und alleinigen Eigentümer 
anzuſehen“ mar. 

Die nad) dem Jahre 1866 erforderliche einheitliche, auf das ganze preußiſche 
Staatögebiet berechnete Neuordnung des Immobiliargüterrechtes” gelangte zum 
Abſchluß in zwei Geſetzen vom 5. Mai 1872: dem Gefe über „den Eigentum: 
erwerb und die dingliche Belajtung der Grundſtücke, Bergwerke und jelbjtändigen 
Gerechtigfeiten“ und der „Grundbuchordnung” .* 

Die Eintragung in das Grundbuch bildete die zwingende Vorausfeßung jo- 
wohl für den Erwerb des Eigentums bei freiwilliger Veräußerung,“ als aud) 
zur Geltendmadung begrenzter dinglicher Rechte gegen Dritte, wie endlich zur 
Legitimation für Veräußerungen und Belaftungen.” 

Die Eintragungen galten zugunfien Dritter als richtig; das fog. Prinzip 
de3 öffentlichen Glaubens des Grundbuchs war voll durchgeführt. Dagegen murde 
den Eintragungen eine formale Rechtskraft nad) dem fog. Legalitätprinzipe 
nicht zuerfannt; ſoweit nicht der Schuß gutgläubiger Dritter in Betracht kam, 
mußte die formelle Eintragung weichen, wenn jie der materiellen Rechtslage nicht 
entſprach. 

5. Die preußiſche Geſetzgebung iſt nach und nach auch auf die nicht land— 





unter, die vor allem mit der Lehre vom modus acquirendi und dem Rechte zur 
Sache zuſammenhingen. Vergl. Schwartz 44. — Einige formelle Mängel be— 
ſeitigte, indem fie gleichzeitig Der ————— einfacher geſtaltete, die ſo— 
genannte Hypothekennovelle vom 24. 

22) Dernburg, pr. Privatr.1 * * f.; Roth 14; Stobbe-Lehmann 94; 
Schwartz 48; Turnau, Grundbuchgeſetze 4. Aufl. 1888. — Die Neuordnung galt 
nicht im Geltungbereiche des frangöfifchen Rechts und in den ehemals nafjautichen, 
großherzoglich oder Iandgräflich heſſiſchen, frankfurtifchen und lauenburgijchen 
Gebieten. Dagegen wurde fie durch Gejeß vom 25.1.1881 in Walded und 
Pyrmont eingeführt. 

23) Nach diefer mußte für jedes felbitändige Grundftüd ein befonderes 
Grundbuchblatt angelegt werden und zwar entweder ald Real- oder als Perſonal— 
folium. IJmRealfolium war das Grundftüd auf dem Titelblatt aufzunehmen. 
Sn feine erjte Abteilung waren der Eigentümer, Zeit und Grund feines Erwerbes 
und auf Verlangen auch der Erwerbpreis; in die zweite die dauernden Laſten 
und Befchränftungen uſw.; in die dritte die Hypotheken und Grundfchulden ein- 
zutragen. Das nad Ermeſſen des Grundbuchrichters angelegte Perſonal— 
folium enthielt auf dem Titelblatte den Namen de3 Eigentümerd und in der 
eriten Abteilung die Aufzählung der einzelnen ibm gehörigen Grunditüde; im 
übrigen war e3 dem Realfolium nachgebildet. — In der Praxis geläufig blieben 
allerdings die bisher üblichen fog. ftombinierten Folien, bei denen das 
Titelblatt A (Bauerngut) und B malzende Grunditüde (oder Wandeläder), 
Abteilung I den Eigentümer nachtvies. In den Provinzen, mo e3 feine fogen. 
gefchloffenen VBauerngüter gab, wurden in der Folge auf dem Titelblatt A in 
weiterer Nummerfolge auch neue Parzellen eingetragen. Aus diefen heute nod 
geltenden Übungen dürfte jich die durch die Neih3-GBO geichaffene Ordnung er- 
Hären. 

24) Der Erwerb dur Erbgang, Heirat, Ziwangsvollftredung, Enteignung 
war bon der Eintragung nicht abhängig. 

25) Ferner fonnten Hhpotheten und Grundfchulden nur durch die Ein- 
tragung entitehen, während bei anderen Rechten, 3.8. Miete und Pacht, Ab» 
tretung eingetragener Hypotheken und namentlich Serbituten die Eintragung 
fafultativ war, ihr Vollzug aber dingliche Sicherung gegen Dritte verlieh. 
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rechtlichen Provinzen Preußens ausgedehnt * und bon den meiften nord- und 
mitteldeutichen Staaten " angenommen morden. 

In Süddeutichland * dagegen erhielt jich das fog. Hypothekenbuchſyſtem, 
wonach die Eintragung in das Hypothekenbuch nur zur Entjtehung der Hypotheken, 
nicht aber für den Eigentumerwerb gefordert wird. 


$49. Quellen und Geltungsögebiet des Reih3-Grundbudhredts. 


Das BGB bat das Liegenfchaftreht auf dem Grundbuchſyſtem unter Ans 
lehnung an die bewährten Grundfäße und Einrichtungen des preußiſchen Rechts 
aufgebaut.” Die hierfür gegebene Ordnung gilt grundfäßlich für alle im Gebiete 
des Deutfchen Reichs * belegenen Grundſtücke; ferner im Umfange der Konfular- 
nericht3barfeit und in den deutjchen Schußgebieten. 

1. Das materielle Liegenfchaftrecht bat, ſoweit das Grundbuchſyſtem gilt, 
zur zwingenden Vorausſetzung die Verlautbarung de3 Rechtſtandes an jedem 
einzelnen Grundftüd durch die Bucheintragung. Inſoweit ift alfo die Anwendung 
und Ausführung der Normen ded BGB gebunden an die Anlegung von Grund» 
bühern. Dieje Anlegung mußte mit Nüdficht darauf, daß verfchiedene Landes: 


26) Dies durch ae na a bon 1873 bis 1888; fie find 
zufammengeitellt bei Schw 

27) So in an zn A — Oldenburg, Koburg-Gotha, Schaumburg- 
Lippe, Sonderdhaufen, Walded. Ferner ijt eng verwandt dad Grundbuchrecht des 
Königreichs Sachſen; nahe ftehen Medlenburg, Hamburg, Lübeck. — Vergl. die 
forgfältig bearbeitete überficht bei Stobbe-Lehmann 140—167 

28) ©o in der preußifchen Rheinprobing (oben U 16); in Bahern nad) dem 
Hbpothelengejeg vom 1. 6. 1822 (dazu Roth, bayer. Civilr. J 8 183; Regelsberger, 
baver. Hypothetent. 3. Aufl. 1 88 12 ff.) ; ferner in Württemberg, Baden, Sachſen⸗ 
Weimar und Meiningen, Frankfurt a. M. uf. — Vergl. Roth 24; Stobbe⸗-Leh⸗ 
mann 99; ferner über die legislatorifhen Erwägungen v. Jatubegth, Bemerkungen 
zum Entwurf 203. 

1) Beit, Grundbuch» und Hhpothefenrehht de neuen BGB 1896 (im 
meientlihen eine Wiedergabe der Gefeßgebungsmaterialien unter felbftändiger 
Verarbeitung der Normen des heſſiſchen Nechtes) ; Simeon, die Reichdgrundbuch- 
ordnung 1897; Streder, Rechte an Grundftüden 1898; Böhm, das materielle und 
formelle Reichsgrundbuchrecht 1898; Brachvogel und Frhdchchototcz, Handbuch des 
Grundbuchr. 1901; Alumpp, Grundbuch. 2. Aufl. 1901; Maenner, R. der Grund» 
ftüde, Oberned, Reichsgrundbuchrecht 1900; Turnau— Förfter, Liegenſchaftsrecht 
2. Aufl. 1902, Bd. 1 Sacdenredt; Bd. 2 GBD: E. Fuchs, Grundbuchrecht 1902 f., 
2b. 1 materielled G., Bd. 2 GBO: Bredari, GBO 1900 f. (noch undollendet) ; 
Adhilles-Streder, GBO 1901; Willenbücher, Liegenfchaftrecht 1903. Ferner die 
Berichte über die Rechtiprehung in Grundbuchfachen, die Oberned fortlaufend in 
der Zeitichr. des D. Notariatvereins erjtattet. Unter den Tertausgaben mit Ans 
mertungen find die von Krech (2. Aufl. 1900), ©. Fiſcher (3. Aufl. 1908), 
G. — (Corpus iuris civilis III 2) hervorzuheben. 

) Nach der allgemein anerfannten Regel des internationalen Privatrecht 
eutideihet das Gebietitatut (lex rei sitae) über Begründung und Erwerb uſw., 
Arten und Zuläſſigkeit der Rechte an Grumditüden. Das betätigt EG 11 II, 28. 
Dagegen richtet jich die perjönliche Fähigkeit über ein Liegenfchaftrecht zu ver— 
fügen nach dem Rechte der Staatdangehörigfeit; die Fäbigfeit juriftiicher Per— 
fonen zum Grundſtückerwerb wird durch die Landesgefebe geordnet; darüber Bd. 1 
$22 920; Sherned 761; Predari 134. 

3) Gefeb über die Konfulargerichtöbarfeit vom 7. 4. 1900 88 19—21; 
Kaiferliche Verordnung betreffend die Rechte an Grunditüden in den deutfchen 
Schußgebieten vom 21.11.1902. Pergl. oben $ 11 A 3 und ferner GBO 8 85. 
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teile feine oder feine dem neuen Rechte entjprechende Bucheinrichtungen haben, den 
Einzeljtaaten überlafjen werden. In vielen Gebieten find ſolche Einrichtungen noch 
nicht getroffen. Es blieb mithin nichts übrig, ala eine Suspenfion der materiellen, 
die Eintragung in das Grundbuch bvorausjegenden Normen des BEB eintreten 
zu lafjen. Das Reichsrecht tritt für jeden einzelnen Bezirk erjt mit dem Zeit: 
punkte in Geltung, in dem fraft Iandesherrlicher Verordnung das Grundbud als 
angelegt anzufehen iſt.“ Der biernad) fejtgejtellte Zeitpunkt entjcheidet zugleich 
über das Inkrafttreten der Reichs-Grundbuchordnung.“ 

Die Erklärung, dat das Grundbuch als angelegt anzufeben iſt, hat dispofitive 
Kraft. Sie wird zwar nur ergeben, wenn nad) Anficht der Landesregierung für 
alle Grundjtüde des bezeichneten Bezirks die Rechtslage jo gebucht worden tt, 
daß die Liegenfchaftnormen de3 BGB zur Durchführung gelangen fünnen: iſt 
fie aber erlajjen, jo find da3 BGB und die GBO für ſämtliche Grundftüde des 
Bezirkes in Kraft getreten und zwar auch für folche, die noch fein Blatt im 
Grundbuch erhalten haben;* es ſei denn, daß in der Bekanntmachung einzelne 
Grundſtücke ausdrüdlich ausgenommen worden find. 


4) EG 1861, 189. Zwingende Vorausfeßung ijt dabei, daß ein den Er- 
fordernijjen der GBO $2 entiprechendes Grundbuch eingerichtet ift (unten 8 52 
Nr. 1). — Zur Erleichterung jchreibt GBO $ 87 vor, daß die landesherrliche Ver: 
ordnung (unten A 32) auch bejtimmen darf, ein bisher geführtes Buch uf. folle 
als Grundbuch gelten. Dies ijt vielfach 3. B. in Preußen gejcheben; die Folge it, 
daß der preußiſche Grundbucdhrichter in einzelnen älteren Zandesteilen mit drei 
berfchiedenen Formularen zu arbeiten bat; die Umfchreibung der älteren in die 
heute vorgefchriebenen wird fich erit jehr allmählich vollgiehen. — a) Nach den 
erlafjenen Verordnungen ijt das Grundbuch als angelegt angufehen: jeit Inkraft— 
treten des BGB ın Preußen (BO 13. 11. 1899 Art. 3 f.; die Ausnahmen ergeben 
ſich aus der Anlage zu Art. 3, die jedoch durch die fortlaufenden Belanntmachungen 
des Aujtigminifters über die Neuanlegungen zu ergänzen ift; diefe Ausnahmen 
beziehen jih auf einzelne Grundbuchbezirke der OLG Kaſſel, Celle, Köln, Frant- 
furt, Kiel) ; Sachen, Württemberg, Oldenburg, Braunfchiveig, Meiningen, Alten: 
burg, Gotha, Anhalt, Walded, beiden Reuß, Schaumburg-Lippe, Lippe. Seit 
1.2. 1900 in Hamburg, feit 1.7.1900 in Lübeck. In Baden ift das Grundbud 
für den größten Teil des Landes als angelegt angufeben feit dem 1.6 oder 1.8. 
1901; vergl. IntraftfeßungsVO vom 4.5.1901 und Ergänzungen in der Amtl. 
Ausgabe der Vorjchr. über die Grundbuchführung 123. — b) Das Grundbuch iit 
zurzeit noch nicht als angelegt angufehen in: Bayern, Heſſen, beiden Medlenburg, 
Weimar, Schwarzburg-Sondershaufen und Rubdoljtadt, Bremen, Elſaß-Lothringen. 
Auch hier befindet fich die Anlegung zumeist bereits in Vorbereitung; der Abſchluß 
und damit die Herjtellung der Nechtseinheit in Grundbuchſachen wird allerdings 
noch geraume Zeit in Anfpruch nehmen. Vergl. für Bayern: Gefeß 18. 6. 1898 
betr. Anlegung des Grundbuchs in den LZandesteilen rechts des Rheins (Musgabe 
mit Erläut. von Henle) und Gefeb 1.7.1898 nebit VO 28.8.1898 betr. An- 
legung de3 Grundbuchs in der Pfalz (Erläut. von Schneider). Das Landesgeſetz 
darf auch bejtimmen, dat das Liegenjchaftrecht des BGB und das ZUG gleichzeitig 
mit dem BGB in Kraft treten foll, obgleich da8 Grundbuch noch nicht al3 angelegt 
gilt; dies ift 3.8. geſchehen durch Elſaß-Lothr. AG 4. ZBG 8827, 47. Damit 
find jene Gefebe als Reichsgefete in Kraft getreten, nicht als landesrechtliche, den 
Anhalt der Reichögefeße aufnehmende Normen. Die Entfcheidungen in diefer Recht3- 
materie unterliegen mithin der Reviſion des NReichögerichtes. So RG 55, 248. 

5) GBO 8 821: für jeden Grumdbuchbezirt. Die Abgrenzung der Bezirke 
fann beliebig erfolgen. 

6) EG 186 II; 3.8. weil ein Grundftüd überfehen worden ift oder teil 
Hinderniffe bei einem Grundftüd vorlagen, wegen deren man die Einbeziehung 
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a) In der Zwiſchenzeit bis zur Anlegung des Grundbuchs bleiben troß des 
Infrafttretend des BGB für den Erwerb, die Veränderung und den Verluft 
der Liegenfchaftrechte die bisherigen Landesgejebe in Geltung.” Die Anwendung 
dieſes Sabes beſchränkt ſich entjprechend dem Grunde des Vorbehaltes auf die 
jachenrechtlichen, nach BGB unter Eintragungzwang geitellten Rechtsänderungen ;' 
Eigentum und begrenzte dingliche Rechte fünnen mithin nach Landesrecht durch 
bloßen Vertrag, Erfiung oder fraft Gefeßes entitehen, geändert oder aufgehoben 
werden.” Der Vorbehalt gilt dagegen nicht in den Fällen, wo der Erwerb ding» 
liher Rechte nah dem BGB unabhängig von der Grumdbucheintragung ins— 
bejondere nach Erbrecht oder ehelichem Güterrecht eintritt.” Ebenſo bejteht für 
die Erfüllung der im BGB für das obligatorische Kaufalgejchäft gegebenen Vor— 
ichrift bier fein Hindernis. Dies muß nad Form und Inhalt dem neuen Reichs— 
recht entiprechen ;" und damit rechtfertigt jich der weitere Satz, daß auch jachen- 


des im übrigen fertiggeftellten Bezirks nicht hinausfchieben wollte. Vergl. U 23. 
Für diefe ausgefallenen Grundjtüde find dann Grundbuchblätter nachträglich an 
zulegen; GBO $ 91. Inzwiſchen gelten für fie die Normen des BGB, denn das 
Grundbuch gilt ald angelegt, gleichviel ob das einzelne Grundjtüd ein Blatt er» 
balten bat oder nicht. Die rechtögefchäftliche Verfügung durch Auflaflung, Bes 
ſtellung einer Grunddienjtbarfeit oder Hypothek uſw. unterjteht demgemäh dem 
Eintragungawange nad) $$ 873, 925 uſw. und darum muß der Veräußerer zu— 
nächſt die Anlegung eines Grumdbuchblattes für das ausgefallene Grundftüd 
nn. = Hiervon iſt der Fall der Buchungfreiheit genau zu unterfcheiden; 
unten A 

7) EG 189 11, 2; das gilt auch für die nach EG 186 I14 ausgenommenen 
einzelnen Grundftüde. Vergl. ferner 1911 (oben 828 A28). Habicht 433. 
Beionders lehrreich tft die Ordnung, die in Landeögejeken für die Übergangzeit 
getroffen wird; vergl. vor allem 9. Schneider, Liegenichaftsrecht in der Pfalz, 
1899. — Ferner Heinsheimer, BGB und badifches R. 1, 369. 

8) Denn für andere Rechtsänderungen bewirkt der Mangel eines Grund» 
buchs lein Hindernis. Der angegebene Grundfat gelangt in EG 189 nicht zu 
Harem Ausdrud; er wird auch in der Kitteratur nicht genügend beachtet, obgleich 
damit erſt die Grundlage und innere Verbindung der Einzelbeftimmungen ge— 
wonnen werden. Zum Beweis mag dienen, daß EG 1891 nur foldhe Rechts— 
änderungen aufzählt, die nach $$ 873—902, 905—928, 1015, 1017 uſw. unter 
kintragungzwang geitellt find. 

9) Habicht 437; Pland EG 189 A2. Baher. Ob. L. G. 3,205. Zmeifel- 
daft lann fein, ob 3.8. Dienjtbarfeiten durch Erjikung, Hypotheken und Privi— 
legien fraft Gefetes oder Richterfpruch noch entitehen fünnen, weil EG 18911 
den Vorbehalt nur auf die „Begründung“ begrenzter Nechte abitellt. Begründung 
bedeutet (mas Habicht überfieht) auch im Sachenrecht und für dingliche Rechte 
nur den Erwerb durch Rechtögefchäft ; ss 945, 1551 11, 449, 1821 Nr.2 uf, 
Die enge Faſſung bedarf jedocdh gemäß des in A 8 aufgeitellten —————— und 
weil ſonſt eine unerträgliche Lücke im Rechte entſtehen würde, der ausdehnenden 
rn Diefe findet auch Ausdrud in den Landesgefeten; 3.8. Schneider 
zu Art. 3, 7. 

10) Daher EG 200, 2183. Das ift eine Folgerung, feine (wie Pland U 3 
gr Durchbrechung des Grundfaßes von EG 189 I1. Vergl. Bayer. Ob. LG 


11) Das gilt insbefondere für die Formdorfchrift des 8313; Seuff. A. 
56,124. Eine Heilung des Formmangel3 kann entfpredhend $ 8313 ©.2 nur 
eintreten, wenn eine die Verfügung beitätigende Eintragung des Eigentumüber- 
ganges in ein öffentliches Grund» oder Hypothekenbuch erfolgt ijt; Habicht 435; 
Kiedner 396; Oberned 18; Pland U 10a; J.W. 1900 ©. 619. — Wo dagegen 
die Rechtöfolge eines okligatorifchen Vertrages auf der Worausfeßung berubt, 
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rechtlich die Begründung folder Rechte ausgeſchloſſen iit, die nach dem BGB un: 
zuläffig fein würden.” 


b) Nachdem fraft Landesgeſetzes für einen beftimmten Bezirk dad Grundbud 
al3 angelegt gilt, treten für alle in ihm belegenen Grundftüde grundfätzlich die 
Normen des BGB in Wirkung. Nunmehr gelten die Erforderniffe des dinglichen 
Vertrag und der Eintragungzwang;“ andererfeit3 aber nehmen alle einge: 
tragenen Rechte, fie mögen vor oder nach dem bezeichneten Anlegungzeitpuntte 
eingetragen fein, an der mit der Grimdbudeintragung verbundenen Rechts— 
bermutung und dem öffentliden Glauben de3 Grundbuchs teil. 


Zur Durdführung des Grundbuchpringzips, wonach nur die durch Eintragung 
verlautbarten Rechte Anerfennung und Wirkung gegen den gutgläubigen Erwerber 
finden,” gehört der Rechtjak, daß alle bei Anlegung des Grundbuchs bejtehenden 
Rechte dem Eintragungzivange unterliegen. Hiervon gelten jedoch einfchneidende 
Ausnahmen, die auf lange Zeit hinaus große Redjtsunficherheit hervorrufen 
müjlen. Zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben de3 Grundbuchs 
bedürfen nicht der Eintragung: 1. gewiſſe dem Staate uſw. zuſtehende Ab- 
löfungsrenten;" 2. kraft Reichörechtes die bei Anlegung beftehenden Grunddienit: 
barkeiten;” 3. kraft Landesrechtes die bejtehenden gefeßlichen Pfandrechte, die 
dinglichen Miet: und Pachtrechte.“ 


da ein Beteiligter in das Grundbuch eingetragen tft, wie nad) $ 416 die dingliche 
Wirkung des Schuldübernahmevertrags von der Auflaffung und Eintragung des 
Übernehmers abhängt: bleibt das Landesrecht in Geltung, nach ihm enticheidet 
fih die Wirkung der Übernahme einer Hypothek. Dasjelbe gilt im Falle des 
81010. Niedner 396; Habicht 229; Pland A 100. Dagegen haben $$ 5711. 
uneingefchränkte Geltung erlangt, weil der Eintritt des Grundftüdermerbers in 
die Stellung de3 Vermieters lediglich an die Veräußerung gelnüpft wird und 
e3 dafür gleichgültig ift, ob Eigentum nad) Grundbuchrecht oder auf andere Weile 
übertragen worden tft. 

12) EG 189 13; Ausnahme davon nad EG 197. Unzuläſſig find alle 
Rechte, die ich dem geichloffenen Streife der nad) dem BGB anerkannten Sacdhenrechte 
nicht einfügen oder dem BGB inhaltlich widerfprecdhen, wie 3.8. ein Dingliches 
Mietrecht. Sie dürfen nad) Infrafttreten de3 BGB nicht mehr neu begründet 
werden, um den Übergang zur Necht3einheit nicht allgaulange aufzubalten. Die 
damals bereit3 begründeten Belaftungen bleiben jedoch beitehen, auch wenn fie 
nah BGB unzuläſſig wären, EG 184, 183811; RG in J.W. 1901 ©. 590; 
OLG 3, 26; unten $ 94. 

13) Vollendung der laufenden Erfißung nah EG 189 II. 

14) Das ergibt für das Eigentum EG 1811. Die Eintragung in ein 
den Vorfchriften des BGB entiprechendes Grundbuch hat für alle gebuchten Rechte 
die Wirkungen der $$ 391, 892; das entipricht der Einheit und dem öffentlichen 
Glauben de3 Buches. Wenn NG 55, 53 fir den Beſitz als NRechtzeichen fofort 
den 8 1006 eingreifen läßt, fo iſt diefelbe Folgerung auch für 8891 (Grumd- 
bucheintragung als NRechtzeichen) zu ziehen. Ebenſo Habicht 455, Pland EG 
181 A5c; abw. bezüglich $ 891 Niedner 362; Dernburg 3, 142. 

15) Gemäß 8 892; unten $ 62. 

16) Nah EG 114; baber. Gef. 29.5.1856 822 Nr.5. 

17) EG 187; Turnausförjter 2, 427; unten $ 99. 

18) E& 188. — Übergangvorfchriften für bejtehende Pfandredite und 
Srundfchulden enthalten EG 192—195. Für fie gilt al3 Uusnahme von EG 
184, daß jie mit Anlegung des Grundbuchs inhaltlich dem BGB unterworfen, 
in Hypotheken uſw. übergeleitet werden. Für ihren Nang bleibt dagegen gemäß 
EG 184 das alte Recht maßgebend; Habicht 410, 468. 
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Die Aufhebung nicht eingetragener Rechte erfolgt auch nad) Anlegung des 
Grundbuchs noch auf Grund des bisherigen Landesrechtes.” 

c) Bon den Grundftüden, die noch fein Grundbuchblatt erhalten haben, 
obgleih da8 Grundbuch für ihren Bezirk ald angelegt angufehen ijt, find die 
Grundftüde zu unterjcheiden, die dauernd von der Eintragungpflicht befreit find. 
Kraft Iandesherrlider Verordnung können für buchungfrei erflärt werden: die 
Grundſtücke des Reichs- und Landesfisfus, öffentliche Wege und Gemäjler, die 
dem öffentlichen Verfehr dienenden Bahngrunditüde, die dem Landesherrn uſw. 
gebörenden Grundjtüde.” Sie erhalten ein Grundbudhblatt nur auf Antrag,” 
und umgelehrt können jene Rechtjubjelte, wenn fie als Eigentümer eingetragen 
find oder da8 Eigentum an einem gebuchten Grundjtüd erwerben, deſſen Aus- 
fdeidung aus dem Grundbuche beantragen.” 

Die Übertragung de3 Eigentums an diefen nicht eingetragenen und fraft 
der angegebenen Vorſchriften der GBO buchungfreien und auch nad) der Über- 
tragung buchungfrei bleibenden * Grunditüden wird durch das Landesrecht ger 


19) EG 189 III. E3 foll nicht erforderlich fein, dad Recht lediglich zum 
Zwede der Löfchung noch eintragen zu laſſen; Habicht 465. 

20) GBO 8 901. ar Grundjtüde werden wegen ihrer Beſtimmung für 
öffentliche Ziwede nur ausnahmsweiſe am privatredhtlichen Verfehre teilnehmen; 
die Mühe und die Koften für die Buchung 3.2. einer öffentlichen Straße oder 
eines See3 würden in feinem Verhältnis zu dem damit erreichten Erfolge jtehen. 
Tie Iandesherrlihen VO geben eine genauere Abgrenzung der buchungfreien 
Grumditüde. So preußifche VO 13.11.1899 Art. 1: Grunditüde des Reichs, 
Tomänen und fonjtige Grunditüde des Staates, Gr. der Gemeinden ufw., Kirchen, 
Klöſter, Schulen, öffentliche Wege und Gewäſſer, öffentliche Bahngrumditüde; das 
Recht der Domänen gehörte dem öffentlichen Rechte an; ihre Veräußerung gegen 
Entgelt iſt allgemein geitattet (ALR II 14. 16—20; VO 9.3.1819), bedarf 
jedoch, mas der Grumdbuchrichter nachguprüfen hat (RG 21,57), der Ge— 
nebmigung des Landivirtichaftsminiiterd. Die Veräußerung anderer jtaatlicher 
Örunditüde bedarf der Genehmigung des Königs; zumeilen auch der beiden 
Säufer des Landtages (3.8. Gef. 20.12.1879; 9.5.1890 810). Dazu 
Turnau-Förſter 2, 383. Dagegen find in Preußen die Güter eines Landesherrn, 
da bier von GBO 8 90 12 fein Gebrauch gemacht worden tjt, buchungpflichtig. 
Der zit. Art. 1 gilt auch für Helgoland, VO 10.4.1900 Art. 2; dagegen nicht 
für da3 bormalige Herzogtum Naffau, dort find fämtliche Grunditüde buchung— 
pflichtig; WO 13.11.1899 Art. 35 und VO 11.12.1899. — Bayer. VO 1.7. 
1898 für ſämtliche in GBO 890 | aufgeführten Grunditüde. — Sächſ. VO 26.7. 
1899 8 5; württemberg. VO 30.7.1899 8 4; bad. VO 22. 10.1897 und bon der 
Anlegung des Grundbuchs an die Grundbuhausführungs: VO $ 71f. (Heins— 
deimer 1, 371) ; medl.-fchtv. VO 9.4.1899 8 34; old. VO 15.5.1899 88 3,43 f.; 
elj.-Iothr. WO 11.12.1899. 

An dem Vorbehalte der GBO 89012 zugunften der bormaligen Landes— 
bern nehmen fraft Reichögef. vom 25.3.1904 auch teil die Mitglieder des 
Serzoglih Holfteinifchen Füritenhaufes. 

21) Auf Antrag des Eigentümers oder des Berechtigten. 

22) GBO 89011; fog. Ausbuchung; 3. B. der zur Anlegung einer Chauſſee 
ertvorbenen Grundftüde. Eine ſolche Anlegung verurfacht durch die Abfchreibung 
der zahlreichen, veräußerten Teilgrunditüde dem Grundbuchbeamten eine müb- 
felige Arbeit. Daher empfiehlt es fich, wenigftens die Zufammenbucdhung der 
angelegten Ehaufjee entbehrlich zu machen, da3 daraus entjtehende Grundbuch— 
blatt würde ein ganz ungefüges, unüberjichtliches Bild abgeben. — Unter 8 90 II 
fallt auch der Erwerb des Fiskus als gefeklicher Erbe nach $ 19386. 

23) Das wird meift nicht genügend beachtet. Zwei Vorausfeßungen müfjen 
nah GBO 890 und der Bezugnahme bierauf in EG 127 zufammentreffen. 
a) Ein buchungfreie3 ungebuchtes Grundſtück (alfo nicht, wenn da3 buchung— 
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ordnet; danach genügt faſt überall die dingliche Einigung über die Übertragung 
und ihre öffentliche Beurkundung." Der gleiche Vorbehalt gilt für die Begründung 
und Aufhebung einer Dienjtbarfeit an einem ſolchen Grundjtüd.* 

2. Die formelle Grundlage zur Ausführung und Sicherung des materiellen 
Liegenichaftrechtes de3 BGB wird durch die NReichd-Grundbuchordnung * nur 
infoweit geichaffen, als e3 zur einheitlichen Durchführung des Eintragungpringzipes 
unentbehrlich iſt. Sie enthält feine Kodififation des formellen Grundbuchrechts, 
fondern begnügt fich mit Anordnungen über die Vorausfeßungen und den Voll 
zug der Eintragungen, über die für die Grundpfandrecdhte zu bildenden Briefe 
und über da3 Necht3mittel der Befchiwerde. 

Dem Landesrecht und damit dauernder NRechtszerfplitterung bleibt aud für 
die im Sinne des Neichsrechte angelegten Grundbücher überlafien: 

a) das Verfahren über die Anlegung der Grundbücher ;" 





freie Gr. Hy ift, umd nicht, wenn das buchungpflichtige Gr. nicht eins 
getragen it, ;s und b) ein Erwerber, der zu den in GBO 8 90I auf: 
geführten, mit  Budhungfreikeit begabten Rechtjubjelten gehört. Wenn aljo eine 
PBrivatperjon 3.8. eine Domänentviefe zu Eigentum erwerben will, fo muß dies 
nad) $$ 873, 925 gejchehen. So auch KG 16.2.1903 (preuß. J. Min. Bl 
©. 126) für die Übertragung des Eigentums an einem Teile eines bucdungfreien 
öffentlichen Gewäjlers einer Gemeinde; da der Erwerber als Privatperfon nidt 
bom Buchungzwange befreit ift, muß die Auflaffung und Eintragung nach dem 
BGB erfolgen und dafür bildet die vorherige Anlegung eines Grundbuchblattes 
für jenes Gewäſſer zwingende Vorausſetzung. 

24) So auf Grund von EG 127 übereinjtimmend die Tandesrechtlichen 
AG 3. BGB, 3.8. Preußen Art. 27, Babern Art. 83; Württ. Art. 212; Sadjien 
(VO 3. GBO 26.7.1899 85); Baden AG 3. BGB Art. 25; Elſaß-Lothringen 
874. Dagegen ijt nach hamb. AG 3. BOB $ 29 von dem Vorbehalte EG 127 kein 
Gebrauch gemacht; die Eigentumübertragung auch an buchungfreien und dies 
bleibenden Gr. beftimmt ſich nach den Vorſchriften des BGB. — Zu beachten bleibt, 
daß der Vorbehalt nur die Übertragung, d. h. den Eigentumübergang durch Rechts— 
geichäft betrifft; oben $ 16; Erufen » Müller 278; Streder, R. an Grundit. 42; 
Dorner, badiiches AG 3. BGB 215. 

25) EG 128; das gilt für Grunddienjtbarfeiten, Nießbrauch uſw., nicht 
aber 3.8. für un Beſitzſchutz der nicht eintragungbedürftigen Grund: 
dienitbarfeiten nah EG 191 II. — Von diefem Vorbehalte haben feinen Gebraud) 
gemacht: Preußen, Baden, Walded, Bremen, Elfaß-Lotbr.; vergl. Niedner 246, 
Hier ift zur Begründimg der Dienjtbarfeiten an einem buchungfreien Grund⸗ 
ſtück genäß BGB 88 873, 1018, 1090 die Eintragung erforderlich; zur Auf 
bebung dagegen bedarf es nad E& 189 III (M4 19) der Eintragung nicht. Dazu 
Turnau-Förſter 1, 427. 

26) GBO vom 24.3.1897; Durch die am 20.5.1898 vollgogene Belannt- 
machung des Reichskanzlers find die Verweiſungen auf die CPO der neuen 
Faſſung diefes Gefeßes angepakt worden. Hierzu fommen die im folgenden an— 
gegebenen Ausführungsgefeße, Verordnungen, Verfügungen ufm., die in ſämt— 
lihen Einzeljtaaten in faum überjehbarer Fülle erlaſſen find. 

27) Gemäß EG 186 14 durch Iandesberrlide VO. Diefe find in allen 
Einzelitaaten ergangen. Vergl. preußifche VO 13.11.1899 Art. 5—35; VO 
11.12.1899 (Naflau) ; BO 10.4.1900 (Helgoland). Die Anlegung erfolgt 
nach beitimmten Grundbuchbezirfen, it fie abgeſchloſſen, ſo wird das Grundbuch 
als angelegt angeſehen (oben A 4). Dies iſt der Fall im urſprünglichen 
Geltungsbereiche der preuß. GBO vom 5. 5. 1872; über die Anlegung des Grund— 
buchs für eintragungpflichtige, aber noch ungebuchte Grundftüde (U 6) bejtimmt 
VO Art. 15, 1683 (Bernehmung des im Steuerbucdh eingetragenen Befiberd 
oder Eigentümers, Vetveiserhebung über fein Recht, Eintragung des Eigenbeſitzers 
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b) die Einrichtung und Zuftändigkeit der Grundbuchämter ;”* 

c) die Einrichtung der Grundbücher, Form der Eintragungen uſw.;* 

ad) alle im BGB zuguniten der Landesgeſetze gemachten Vorbehalte haben 
auch für dad Grundbuchtvefen unbefchränfte Geltung.” 


Das Reichsrecht bejtimmt bier überall nicht bloß das Kompetenzgebiet des 
Landesrechtes, jondern auch die Art der Rechtjekung. Die GBO umterjcheidet 
bierfür, ob die von ihr gelaffenen Lücken durch Geſetz oder landesredhtliche Ver— 
ordnung oder Anordnung der Juftigverwaltung ergänzt werden jollen.” Die Ver— 
weijung inöbejondere auf die landeöherrliche Verordnung bedeutet, daß der Landtag 
für die bezeichneten Anordnungen fein Zuſtimmungsrecht hat und daß die Tandes- 
berrliche Entjchliegung über fpätere Abänderungen durch Erlaß eines Gefehes nicht 
gebunden werden darf.” Ihrer Wirkung nach gilt eine ſolche Iandesherrliche Ver- 


nah Art.20 jofort oder nah Erwirkung eines Ausjchlugurteil im Aufgebot— 
verfahren). Für die übrigen Bezirke, wo dad Grumdbuch noch nicht als angelegt 
anzuſehen ift, gelten die in AG 3. GBO Art. 33 aufgeführten Gefeke und VO 
Art. 5—14. — Bahern Gef. 18.6. 1898 (rechtöchein.) ; BO 28.8.1898 88 1—25, 
27—85 (Pfalz), oben A4. Sachſen VO 26.7.1899 $1; Württemberg VO 
80.7.1899 und Juſt. M. 4.8.1899 (Mandry, württ. Privatr. 2, 134) ; Baden 
BO 1.8.1899; 4.5. und 9. 11.1900 und namentlich 18.2. 1901; Seflen Geſ. 
16.3.1899 und XD 13.1.1900; Oldenburg Ausf. VO 3. GBO 15.5.1899 
(Rubitrat, old. Landesprivatr. 8 31); Medlenburg BO 9.4.1899 (Langfeld, 
medl. AU 301); Elfaß-Lothr. WO 18.4.1900. — Kaiſ. VO 5.10.1898 betr. 
Rehtöverh. an unbeivegl. Sachen in Deutſch-Südweſtafrika $8 50 f. 

28) GBO $11; ımten 851. 

29) GBO 8111; dafür gelten allerdings 88 2—7, 45—53; aber durd) 
88 85—92 find wieder ee Ausnahmen zugelafien, jo 3.8. nad 
I85 Spezialgrundbücher, die nicht wie * es vorſieht, nach örtlichen Bezirken 
eingerichtet ſind. Vergl. unten 852 A1b. 

30) GBO 883; auch 4. Die allgemeinen Vorbehalte finden ſich in 
EBD 1 II, 211; die befonderen ganze Rechtömaterien auch nad) ihrer mate— 
riellen Ordnung umfaflenden Vorbehalte in E& 59, 60, 62—68, 78, 74, 80, 
86-88, 109— 121, 127, 128 (3.8. Familienfideilommiffe, NRentengüter, Ans 
erbenrecht, Wafjerrecht, Bergrecht, Enteignung uſw.), für diefe hat die GBO 
alſo feine Geltung, die Landesgeſetze können, wie Died auch geichehen ift, die 
Grundbuchverhältnifie beliebig ordnen. Vergl. Krech 89; QTurnausföriter 2, 
370. So verordnet 3.3. preuß. AG z. GBO Xrt.15 auf Grumd von GBO 
883 und EG 59. für die Eintragung des fog. geteilten Eigentums, daß Lehn— 
und andere Güter, an denen ein Obereigentum beſteht, Erbpacht und Fidei— 
Iommißgüter ufto. auf den Namen des jeweilig zu Beſitz und Nutzung Berechtigten 
(des jog. Untereigentümer3) einzutragen find und dab GBO 8411 aud für 
eine zum Familien-FH. gehörende Hhpothef uſw. gelten fol, d. h. Ülbertragung 
und Löſchung der Hypothek find bon der Eintragung des gegenwärtigen FK-Be— 
ſihers nicht abhängig. 

31) Landesgeſetz nah GBO 88 83, 98—102; Iandesherrliche WO 88 2, 85, 
86, 87; Anordnung der Landesjuſtizverwaltung 9 1, 93, 94, 95. Landesherr⸗ 
liche VO ift in weiterem Sinne zu verjtehen; in Eljaß-Lothringen ift der Kaiſer, 
inden freien Städten der Senat zuftändig. 

32) Man darf dem nicht den Satz entgegenhalten, dab das Geſetz als der 
machtvollere Befehl die Vorausfekung des Reichsgeſetzes übertreffe und daher 
jedenfall3 den geringeren Anforderungen einer bloßen Verordnung genüge. Viel— 
medr bat e8 einen guten Grund, wenn 3. B. nad) der GBO 82112 die Einrichtung 
des Verzeichniffes durch Iandesherrlihe VO beitimmt werden foll; e8 darf er- 
wartet werben, daß allmählich jich das Bedürfnis nach einer gleichmäßigen Ein- 
fihtung fämtlicher Grundbücher geltend machen wird; will dann der Landesherr 
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ordnung als Reichöverordnung; vermöge der ihr fraft Reichsgeſetzes beigelegten 
Wirkungskraft bricht fie auch die Landesgeſetze. Inhaltlich beziehen fich alle 
Iandesredtlihen Ergängungnormen nur auf Ordnungsvorfchriften; fie können 
feine zwingenden Borausfeßungen für die Wirkſamkeit der Bucheintragungen auf: 
ftellen.” Wohl aber begründen fie für den Grundbuchbeamten Pflichten, Die er bei 
der Führung des Grundbuch beachten muß und deren Verlegung die Haftung 
gegenüber dem verletten Beteiligten nad jich ziehen kann.“ 

3. Das Ergebnis tft, daß in allen durch die Reichs-Grundbuchordnung nicht 
befonder3 geregelten Fragen das Landesrecht freie Hand behält. Die Redits- 
zerfplitterung währt: 1. in vollem Umfange und dauernd ſowohl für das materielle 
Liegenſchaftrecht als auch für das formelle Grundbuchrecht in den zahlreichen 
den Landesgeſetzen vorbehaltenen Materien. 2. Sie dauert materiell und formell 
für jeden einzelnen örtlichen Bezirk fort, bi$ das Grundbuch dort als angelegt 
anzuſehen iſt. 3. Sie erftredt fich dauernd auf die Einrichtung der Grundbud- 
ämter und Grundbücher und auf das Eintragungsverfahren. 


850. Die allgemeinen Grundfäße des Reichsgrundbuchrechts. 


Die formale Natur des Reichsgrundbuchrechts bringt e& mit fi, daf 
hier in höherem Maße als auf anderen Gebieten des bürgerlichen Redis 
die Aufftellung und ftrenge Durchführung beftimmter Grundprinzipien für 
unentbehrlich erachtet worden ift. 

1. Als oberjter Grundjag gilt, daß dingliche Rechte an Grundftüden 
im rechtsgefchäftlihen Verkehr nur auf Grund eines dinglichen Vertrags! 
erworben werden; ſog. (materielles) Konfensprinzip. Das BGB hält 
daran feft, daß die Eintragung ins Grundbuch nur ein Vollziehungsatt iſt, 
deſſen materielle Wirkung von der Wirkſamkeit des dinglihen Vertrags ab: 
hängt. Sie hat die Bedeutung eines Nechtzeichens, dient als Stüge für die 
jelbjtändige Wirkung des NRechterwerbes eines gutgläubigen Dritten und 
beftimmt den Rang des eingetragenen Rechtes.” Darüber hinaus kommt 
der Eintragung eine das verlautbarte Recht jelbjtändig erzeugende Wirkung 
nicht zu; die ſog. formale Rechtskraft ® ift ihr nicht beigelegt worden. 
3.8. die erprobten preußifchen Einrichtungen annehmen, fo foll er fich darin frei 
und ohne Bindung an die Zuftimmung der Volfsvertretung entjchliegen dürfen. 
Es erjcheint daher unzuläffig, wenn in einigen Staaten (unten $ 52 Nr.4h) die 
Einrichtung des Verzeichnifies durch Geſetz bejtimmt worden ilt. 

33) Darum berührt die Verlegung 3.8. der Beſtimmung der Landesjuſtig- 
verwaltung über die Art und den Plab der Eintragungen weder die Wirkſamleit, 
noch den Sicherungserfolg der Eintragung. Ob die Verlegung einer reich2gejeb: 
lihen Norm materielle Nachteile nach fich zieht, hängt davon ab, ob fie eine 
zwingende Vorausſetzung ftellt oder nicht; feine zwingende Vorausſetzung bildet 
3.3. die richtige Benennung der Eintragung als Widerfpruch oder al3 Vormerkung. 
Dazu RG 55,343 und unten $& 65. 

34) GBO 8 12; ımten 851 A13. 

1) 88731. Darüber oben 88 17, 19. 


2) 88 891 (umten 8 61), 892, 879 II. 
3) Für diefe fpricht die abfolute, unanfechtbare Zuverläſſigkeit des Grund- 
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2. Das Eintragungprinzip bedeutet, daß grundſätzlich jede rechts: 
geihäftliche Anderung im Beftande der Liegenjchaftrechte in dem Grund: 
buhe verlautbart werden muß. Inſofern find alle Liegenfchaftrechte ein: 
tragungbedürftig.* Daraus Löft fich die wichtige Folgerung ab, daß Eigen: 
tum und begrenzte Rechte an Grundftüden, wie insbejondere Grundvienit: 
barkeiten, nur dur Eintragung, nicht durch Erfigung des uneingetragenen 
Rechtes entjtehen können. Das gilt nicht ausnahmslos; gewiſſe Rechte 
find buchungfrei oder nicht eintragungbedürftig.’ 

Die Frage, welche Rechte eintragungfähig find, hängt dagegen von 
dem materiellen Ausbau des Liegenjchaftrechtes ab; insbejondere greift hier 
der Grundjag von der geſchloſſenen Zahl der zuläffigen Sachenrechte ein.“ 

3. Bei ftrenger Durchführung des Übergewichtes des dinglichen Ver: 
trage über die Eintragung würde das Grundbuh den Zweck, dem 
redlihen Rechtsverkehr eine geficherte Grundlage zu bieten, nicht erfüllen. 
Daher muß der Eintragung eine gewiſſe jelbftändige Bedeutung beigelegt 
werden. Dies führt zu dem Grundſatz des öffentlichen Glaubens des Buches 
oder zu dem Publizitätprinzip: die Grundbucheintragungen gelten für den 
rechtögefchäftlichen Erwerb des gutgläubigen Dritten als richtig. Ein un: 
erfennbarer Mangel des der Eintragung zugrunde liegenden dinglichen Ver— 
trages kann gegen den auf die Verläflichkeit des Buchinhaltes vertrauenden 
Dritten nicht geltend gemacht werden.” 

Außerdem dient zur Einſchränkung, daß der dingliche Vertrag zum 
abftratten ® Rechtögejchäfte geftempelt worden ift, fo daß nur die ihm ſelbſt 
innewohnenden Mängel, nicht die des Grundgeſchäftes zur Aufhebung der 
Wirfung der Eintragung dienen können. 

4. Ale Eintragungen über die Rechtsverhältnifie eines Grundftüds 
müſſen an einer Stelle vereinigt werden. Daher erhält jedes Grundftüd 


buchs: was eingetragen wurde, ift Nechtens, mie wenn es duch rechtäfräftiges 
Urteil feitgeitellt wäre. Diefer Grundfaß galt bisher in Sachſen, Medlenburg, 
Samburg, Lübed. — Das BGB hat indeflen das größere Gewicht der materiellen 
Gerechtigkeit zuerteilt: das formelle Recht joll nicht über der inhaltlihen Bes 
rehtigung ftehen. — flber die Stellung des gutgläubigen Dritten unten Nr. 3. 

4) Damit wird nur die formale Seite des Grundbuchrechtes betont. Die 
Eintragung dient als ımentbehrliche Verlautbarung zur Kenntlichmachung des 
Rechtsborganges: ihre innere Kraft und Begründung entnimmt fie aber dem 
dinglichen Vertrage. Unten 8$ 58, 59. 

5) Unten 8 66, 

6) Oben $ 10; unten $ 59. 

7) Damit wird die dinglihe Wirkung der Nichtigfeit des dinglichen Ver— 
trage auf die Fälle befchränft, wo der Dritte diefen Mangel fannte, oder ie 
ſich aus dem Buche ergibt; 8 892, unten $ 62. 

8) Oben sg 15, 17. Da3 für den materiell Berechtigten verloren ge— 
gangene dingliche Recht findet aber einen Ausgleich durch den obligatorischen Be— 
teicherunganſpruch. J 
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jein eigenes Grundbuchblatt,? auf dem jämtliche jenes betreffende eintragung: 
fähigen Rechte verzeichnet werden. Hieraus ift der Grundjag der Speziali: 
fierung abzuleiten. 

5. Die Eintragungen werden regelmäßig nur auf Antrag '° und aus: 
Ihlieglih auf Grund der Eintragungbemwilligung desjenigen, defien Recht 
von der Eintragung betroffen wird, des Paffivbeteiligten, bewirkt;n joa. 
formelle Konjensprinzip. 

Damit ift nicht ausgefprochen, daß der Grundbuchbeamte ſchlechthin 
auf jede Bewilligung hin die Eintragung verfügen müßte oder dürfte. Er 
hat an dem, wenngleich im Gejege nicht befonders ausgejprochenen, Grund: 
ſatze feitzuhalten, daß der Buchinhalt mit der wirklihen Rechtslage überein: 
ftimmen fol. Demgemäß darf er die Eintragung nur vollziehen, wenn er 
ihre gejeglihen Vorausjegungen geprüft und feftgeftellt hat.ı? Diele 
Prüfungspflicht erſtreckt fih: 1. auf die Eintragungfähigkeit '* des Rechtes, 
deſſen Eintragung beantragt wird; 2. auf die Wirkſamkeit des dinglichen 
Vertrags,“ wobei jedoch regelmäßig die Bewilligung des Paffivbeteiligten 
genügt; auf dem Nachweis der dinglihen Einigung ift nur im Falle der 
Auflaffung zu beftehen.” Zur Wirkjamkeit der dinglihen Verfügung gehört 
und ijt zu prüfen: die Rechtsfähigkeit und Verfügungbefugnis des Paſſiv— 


9) GBO 83; das fog. reine Nealfolium, das für jede Katajterparzelle 
oder eine verbundene Mehrheit folder Parzellen angelegt wird. Ausnahme nad 
$4: gemeinfchaftliches Nealfoltum (das beſſer nicht als Berfonalfolium be 
REIHE: wird). Unten 853. 

10) GBO 813; eines jeden Aftiv- oder Paffivbeteiligten. Unten 854 
Nr. * — auch über die Er der Eintragung bon amtswegen. 

) GBO 8 19; unten 8564 N 

18) Wird dies als Inhalt des Regalitätprinzips aufgefaßt, fo Tiegt e3 un: 
zweifelhaft der GBO und dem BGB zugrunde. Oberned 113; Förfter-Turnau 
1,7; 2,180. Verſteht man darunter aber die Pflicht, die materielle und formelle 
Rirffamteit der Eintragung nad allen Richtungen bin zu erörtern und feit: 
auftellen, alfo auch die Wirkſamkeit des Grumdgejchäftes uſw.: jo trifft dies für 
unjer Recht nicht zu. — Die Richtung der preußiſchen Praxis gebt heute mie 
bisher dahin, im Intereſſe der Beteiligten nah Möglichkeit auf die materielle 
Nichtigkeit der VBuceintragungen bingutirfen; es erfcheint fachentiprechend, daß 
der Richter auch hier von feinem Frageredht (ERO 8 139) angemejjenen Gebraud) 
macht. Vergl. über alle diefe Fragen unten $ 55. 

13) Denn davon ift die rechtliche Zuläffigfeit der Eintragung abhängig. 
Dur Eintragung eines dazu unfähigen Rechtes würde dad Grundbuch unrichtig. 
—* ee GBO 854 I. Die unguläffige Eintragung erzeugt fein ding— 
iches Re 

14) Nicht des obligatorifchen Grundgefchäftes. Someit jedoch BEB 8 313 
in Anwendung fommt oder befondere Bedenken etwa wegen mwucheriiher Aus— 
beutung obmwalten, wird der Grundbuchbeamte darauf eingehen; er darf jedod 
twegen des Formmangels allein die Eintragung nicht ablehnen; anders fomeit 
* — nastehe bon GBO $98 (wegen BEB $ 313) Gebrauch gemacht haben 

unten 8 77). 

16 Nur GBO 820 entjpricht dem jog. Legalitätprinzipe; während bie 
Regel des $ 19 an dem formellen Konfensprinzip feithält. 
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beteiligten; die jachlihe Übereinftimmung feiner Verfügung mit dem für ihn 
eingetragenen Rechte; die Identität und Gejchäftfähigkeit der Beteiligten, die 
Erwerbfähigfeit der juriftiichen Perſonen; die Vertretungsmacht des Ver: 
treters, Echtheit und Umfang der Vollmacht, Genehmigung des VBormundichaft- 
gerichts uſw.!“ 3. Hierzu tritt die Prüfung der befonderen formellen Vor— 
ausjegungen der Eintragungen!” 

6. Soweit das Grundbuch den Zwecken der Verkehrfiherheit zu dienen 
beftimmt ift, muß der Buchinhalt allgemeiner Kenntnisnahme unterftehen. 
Darum hat jeder, der ein berechtigtes Antereffe *? daran darlegt, das Recht 
der Einfiht in die Eintragungen; Grundfag der öffentlichen Kundbar— 
mahung des Grundbuhs. Der Landesgejeggebung fteht es frei, Dieje 
Publizität noch weiter auszudehnen.!? 





16) Damit fol feine abjchließende Aufzählung gegeben fein. Nach Lage 
des einzelnen Falles hat der Beamte zu ermeſſen, wieweit er jeine Prüfung aus— 
dehnen fol. Auch als Berater wird der erfahrene Grundbuchrichter den Bes 
teiligten zur Seite ftehen und fie auf ſachgemäße Faflung, Ausdehnung oder Eins 
ihränfung de3 Antrags hinweiſen. — Vergl. unten $ 51 Nr.2 über die Pflichten 
de3 Grundbuchbeamten. 

17) ©o 3.3. allgemein $ 29; beim Nachweis der Erbfolge, Vorlegung des 
Hppoihelenbriefs, GBO 883612, 42; der Einigung nad) $ 20. 

18) GBO $11. m Gegenjaß zur Reichdtagdvorlage und zur preuß. 
GBO 819, die von „redhtlichem” Intereſſe fprachen, beißt es im Geſetz offen- 
bar zur Erweiterung der Anwendbarkeit „berechtigtes” Intereſſe. — Daneben 
beiteht daS den Behörden nach öffentlichrechtlihen Normen zuftehende Recht der 
Einfiht; 3.8. nach preuß. Einfommeniteuergejeß 24.6.1891 des Vorſitzenden 
der Beranlagungstommiffion; Turnau-Förſter 2,70; RG 23,213, 217. Auf 
das öffentliche Intereſſe zur Einficht beziehen fich die A 19 angef. Normen nicht; 
Oberned 67, Fuchs 150; abw. Predari 95. — Außerdem find alle Beteiligten 
nad) GBO 8 55 von jeder jie betreffenden Eintragung amtlich zu benachrichtigen. 

19) GBO $$ 93, 94. Dementfpredend fteht in Preußen (Allgem. Verf. 
20.11.1899 88 32, 33, 36) die Einficht des Grundbuchs den öffentlichen preu— 
Biihen Behörden und den von ihnen beauftragten Beamten auch ohne Darlegung 
eines berechtigten Intereſſes zu; beauftragte Notare brauchen ihre Vollmacht nicht 
nachzuweiſen. Das Recht auf Einficht und Abfchrifterteilung eritredt jich auch auf 
die Grundaften. Über das Recht zur Einficht feitens nichtpreußiicher Behörden find 
feine befonderen Beitimmungen getroffen. Über die Ausführung der Einficht- 
nahme: Gejchäftsordnung für Gerichtichreiber 26. 11. 1899 88 2—5. — Sachſen, 
TO 3. Ausf. der GBO 26.7.1899 } 27. Im mwefentlichen wie Preußen. Aus— 
ländifhe Behörden bedürfen, abgejeben von GBO 8 11, der Genehmigung des 
Yuftigminifteriums. Mit Bervilligung des eingetr. Eigentümers fteht Jedem die 
Einfiht frei. — Württemberg, AG Art. 8; Verf. des Juſt. M. 2.9.1899 $$ 59 
bis 64. Einfiht in Grundbuch und Grundakten. Stet3 Geitattung an Reichs: 
behörden; an andere Bundesitaaten, wenn Gegenfeitigfeit verbürgt tft. — Baden, 
AG 3. GBO 821 und Vollzug VO 18.2.1901. Einficht allen deutſchen öffent» 
Iihen Behörden im amtlichen Interefje; ausländischen nach Weifung des Juftigmin. 
Einficht des Grundbuchs ufto. jedem, der fie verlangt; bei berechtigtem Intereſſe 
auch Zufertigung von Auszügen. — Elfaß-Lothringen, AG 4. GBO 819: Recht 
dr Beamten der Verwaltung der Verfehrfteuern zur Einficht im amtlichen 
Intereſſe. — Oldenburg, VO 15.5.1899 810. Altenburg, VO 5.9.1899 
882126; Reuß ü. 2., VO 6. 12.1899 88 20—26; Reuß j. 2. WO 18. 11. 1899 
8 18—26. 
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Ein beredtigtes Intereſſe ijt anzuerkennen, wo es fih für den Nach: 
fuchenden um den Erwerb, die Änderung oder Löſchung eines Liegenſchaft- 
rechtes handelt; auch für den gegenwärtigen oder künftigen Gläubiger, wenn 
über die Gewährung eines Darlehns verhandelt wird, für das eine 
Hypothek bejtellt werden joll, oder wenn der Bauunternehmer fi über den 
Realwert des ihm geſetzlich“ gewährten Anſpruchs auf Einräumung einer 
Siherungshypothef vergewiffern will. Die in der Verleihung des öffent: 
lichen Glaubens ausgeprägte Zwecbeitimmung des Grundbuchs darf nicht 
durch eine enge Auslegung des Rechtes zur Einficht verfümmert werden.** 
Die Einfiht kann auch durch einen Bevollmächtigten ?? vorgenommen werden. 

Es genügt die Darlegung des berechtigten Intereſſes. Ein voller 
Beweis wird ebenjowenig wie die Glaubhaftmachung ** erfordert. 

Das Recht zur Einfiht umfaßt die geſamten auf ein bejtimmtes Grund: 
ſtück bezüglichen Eintragungen, joweit ſich das nachgewieſene berechtigte 
Intereſſe erſtreckt. >> Das Recht wird ausgeübt ſowohl durch unmittelbare 


20) ) Ebenfo bei Einräumung des PBerfonalfredits: KGJ 20, 173; RJA 1, 74. 
Ferner des Verficherers nad) $ 1128. Hier zeigt fich, daß auch ein bloß wirtfcaft- 
liches oder tatjächliches Intereſſe al3 berechtigt anerfannt und dab ein folches 
auch auf ein erjt zu begründendes Necht gejtügt werden darf. Den Gegenjaß 
bildet mühige Neugier oder ein unlauterer Zweck. Das Begehren eines Heirat= 
bermittlerd oder Heiratlandidaten, der die Ausfichten einer Dame als Fünftige 
Erbin eines Grundftüds ermitteln will, wird man nicht als berechtigt anerkennen 
dürfen. Ein berechtigtes Intereſſe haben jedenfall alle Perſonen, die nad) GBT 
$ 55 von der Eintragung zu benachrichtigen find. Daß zu den ber. Intereſſen 
nicht bloß die Vermögensinterefjen gehören, hebt BGB $ 343 12 hervor; vergl. 
ferner 88 82411 (an Mitteilung), 2264 (an der Einficht in ein eröffnetes 
Zeitament). — PBredari 92; Turnau-Förſter 2, 68; Fuchs 2, 146. Vergl. auch 
HGB $9 II über das berechtigte Interefje zur Einfcht der — — 

21) VEB 8 648. 

22) Das freie richterliche Ermeſſen hat auch bier das rechte Maß zu finden. 
Bei jchuldhafter Verleßung der Amtspflicht gilt GBO $ 12. Außerdem iſt Das 
Rechtsmittel der Beſchwerde nad GBO sg? 1, 78 zulafiig. Anders allerdings 
für das bisherige preußifche Necht das Kammergericht (Johow und Künkel, 
Entſch. 3, 89), weil es jich bei der Frage, ob ein rechtliche Intereſſe vorliege, 
um Feititellungen tatfächlicder Natur handele. Indeſſen die Handhabung des 
freien richterlichen Ermeſſens iſt nach der Grundauffaffung des BGB jedenfalls 
eine Frage der Rechtsanwendung, die der Nachprüfung der höheren Gerichte, auch 
im Sinne einer „rebifibeln“ Frage, unterjtebt. 

23) Es handelt jich dabei um eine Gejchäftbeforgung nad $ 675, nicht um 
eine Vertretung nad) $ 164. Es entjpricht dem BGB, daß, wo nicht befondere 
rechtliche Hindernifje entgegenstehen, jeder Berechtigte die Ausübung feiner Be— 
fugnifje auch durch einen Beauftragten vornehmen darf. Ebenjo für das preußijche 
Recht (pr. GBO $ 19) Die bisherige Praxis. Schwark, preuß. Grundbucdr. 1, 
610; für das Fun .. KG 22, 122, 290; OLG 3, 302. 

24) CRD 920 

25) Auch die Hetenden find vorzulegen, auf die im Grundbuche zur Er: 
gänzung Bezug genommen iſt, und ebenso die noch nicht erledigten Eintragung: 
anträge; GBO Hg 1112. Die Ergänzung dieſer enggefahten Vorfchrift wird 
den Landesgeſetzen vorbehalten; A 19. — Indeſſen wird man dem Grundbuch- 
beamten eine Befchränfung zugejtehen müſſen, foweit etwa ein Mißbrauch zu 
bejorgen tft. 
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Einfiht der Akten wie dur das Einfordern einer einfachen oder einer 
beglaubigten Abjchrift.?* 


2. Formelles Grundbuchredt. 
$51. Grundbudhbeamter Haftung. Beichwerde. 


1. Die Führung der Grundbüdher fteht dem Grundbuchamt! zu. 
Die Einrihtung einer folden, zur Durhführung des Grundbuchſyſtems 
mentbehrlihen, Behörde wird reichsgejeglih fichergejtellt. Bildung, 
Organifation und Zuftändigfeit der Grundbuchämter bleibt dagegen der 
Ordnung durch die Zandesgejege überlajjen.? 

a) Sachlich zuftändig find, da es fih um eine Ausübung der frei: 
willigen Gerichtsbarfeit handelt, in den meiften Landesteilen die Amts- 
gerihte.*° Grundbuchbeamte find der Amtsrichter und der Gerichtichreiber.* 





26) GBO 811I1II. — Die Koſten trägt der Antragiteller nad den Vor— 
Iäriften der Landesgeſetze; 3.9. preuß. Gerichtsfojtengel. $ 66. Die Einficht 
jelbjt iit gebührenfrei. — Ein Recht auf Auskunfterteilung bejteht nicht; gibt 
te der Grundbucrichter, fo bandelt er in freier Ausdehnung jeiner Amts: 
befugnifle; KG 21, 273; 23, 213; RIA 1, 210. — Ebenjowenig hat eine Behörde 

3 Recht, die Überfendung von Grundatten zur Einfichtnahme zu begehren. 
nn ſie zuläflig tft, fann zweifelhaft erjcheinen, da GBO 89 ihre Aufbewahrung 
anordnet und zwar offenbar deshalb, mweil jie einen Teil des Grundbuch bilden 
und zur Feitjtellung der gebuchten Rechtsverhältnijje unentbehrlich find, alfo ſtets 
zur Hand fein müffen. Die Zuläfligfeit fann aber auf öffentlichrechtlihe Normen 
gegründet werden; 3.8. preuß. VO 2.1.1849 $ 38, wonach die Gerichte und 
Verwaltungsbehörden zur Erledigung ihrer Gejchafte jich gegenfeitig unterjtügen 
jollen; da3 Recht zur Verjendung iſt daraufhin anerfannt in der Allg. Verf. des 
J -Min. 26.6.1847; ferner für Stempelfisfale zur ungejtörten Vornahme der 
Stempelrevifionen durch Juſt. Min. Verf. 3.2.1874. Vergl. Fuchs 151. Für 
das jetzige Necht tvird in Baden (A 19) 8 56 die Verjendung des Lagerbuchs uſw. 
gtundſätzlich ausgeſchloſſen; Württemben $ 64 III läßt Verjendung der Grund» 
alten an Behörden zu. In Preußen dürfen Grundbücher überhaupt nicht, Grund- 
aften nur ausnahmaweile berjandt werden; Turnau-Förſter 2, 72. 


1) GBO 811. Auch das BGB fpricht nur bon Grundbuchämtern, nicht 
bon Grundbuchgerichten oder Richtern u. dergl.; 3.8. $ 873, 1015. 

2) Das ergibt fich mittelbar aus GBO 88 100, 101. Die Folge diejes 
Vorbehaltes ift, daß die Grundbuchfachen nicht durch Neichsgefeß den Gerichten 
übertragen jind und daß daher da3 Reichs-FGG nicht unmittelbare Geltung bat. 
Seine Anwendung auf die Amtögerichte als Grundbuchämter hängt bon den 
Sandesgejeßen ab; mährend das Beſchwerdeverfahren in Grundbuchjachen eins 
keit | durch Reichsrecht geordnet wird, GBO 88 71—81 (U 23). Die meitere 
Folge ift, daß die Gerichte nicht — ſind, ſich in Grundbuchſachen Rechts— 
hilfe zu leiten; fo auch jekt RG 275. 

3) ©o in Preußen (AG 3. RD Art. 1), Sachſen (WO 24.7.1899 $ 19), 
Elia » Lothringen (AG 3. GBO RN ‚ Heilen (AG 3. GBO Art. 1), Oldenburg, 
Anhalt, Braunfchtweig, Meiningen, Y Itenburg, Gotba, Schwarzburg-Sondershaufen, 
Balded, beiden Reuß, Schaumburg-Lippe, Lübeck, Bremen, Hamburg. — a) Neben 
den grundfäßlich zuftändigen Amtögerichten fehen ausnabmsmweifeandere 
Lebörden vor: Bayern (AG 3. GVO Art. 1, 2; durch da3 Juſtizminiſterium fann 
ein zum Richteramte befähigter Rechtstundiger mit den Obliegenbeiten de3 Grund: 
buhbeamten betraut werden) ; beide Medlenburg (AUG 3.BGB 88 63 f.; Lang: 
ield, AG 82, 760; außer den. Amtsgerichten: Grundbuchamt für ritterfchaftliche 
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Die jahliche Zuftändigkeit ift zwingende Vorausfegung für die Wirkfamteit 
der dem Grundbuchamte gegenüber abzugebenden Erklärungen und der Ein- 
tragungen. Dagegen wird durch die nach landesrechtlichen Vorſchriften ge- 
ordnete innere Gejchäftverteilung eine ausſchließliche ſachliche Zuſtändigkeit 
nur injoweit begründet, als dies beſonders vorgejchrieben ift.° 


Da der Landesgeſetzgebung die Einrichtung der Grundbuchämter umd 
die Art ihrer Bejegung völlig überlaffen wird, fo beftimmt fie auch, wann 
ein Grundbuchhbeamter kraft Geſetzes von feiner Amtstätigkeit ausgeſchloſſen 


Zandgüter, jtädtiiche Grundbuchämter, Hlofteramtsgerichte). — b) Grundſätzlich 
nihtridhterliche Beamte haben das Grundbuchamt zu führen in: Württemberg 
(AG 3. BGB Art. 1f.: Bezirksnotare, im Bedürfnisfalle auch andere, und jelbit 
ungeprüfte, aber im Güterbuch- und Pfandweſen erprobte Geſchäftsmänner; in 
den Städten, wo ein Amtögericht feinen Sib bat, fann ausnahmsweise diejem 
dad Grundbuchamt vom Juſtizminiſter mit Zuftimmung der bürgerlichen Kollegien 
übertragen werden; Nieder, AG 1, 16, 19, 31 f.; diefe Ordnung hängt damit zu: 
fammen, daß nad) württ. R. die freitwillige Gericht&barfeit iiberhaupt nicht durch 
die Amtsgerichte ausgeübt werden foll) ; Baden (AG 3. GBO 88 2, 3, 8: die 
Notare, wobei jedodh der Umfang der Grundbuchämter nicht mit den Notariat: 
bezirfen zufammenfällt; vielmehr bildet regelmäßig jede Gemeinde für fich nicht 
bloß einen Grundbuchbezirf, fondern auch ein eigenes Grundbuchamt, das bon 
dem für diefe Gemeinde zuftändigen, aber im Hauptorte des Notariatbezirks 
mwohnenden Notar als Grundbuchbeamten und von dem in der Gemeinde jelbit 
wohnenden Ratjchreiber al3 Grundbuchhilfsbeamten verjehen wird. In Städten 
mit einem Amtsgericht darf ausnahmsweiſe durch Anordnung des Juſtizminiſters 
ein Amtsrichter zum Grundbuchbeamten beftellt werden. In Gemeinden mit 
mehr al3 10 000 Einwohnern fann durch Gemeindebeſchluß unter Genehmigung 
der Minifter der Justiz und des Innern das Grundbudamt als Gemeindeamt 
eingerichtet werden. Vergl. Heinsheimer 1, 364). — Sind die Amt‘ 
gerichte nicht Grundbuchämter, fo kann ihnen wenigſtens die obere Entfcheidung in 
Grundbuchſachen übertragen werden; GBO 8100. Und ferner kann dem Amts: 
gericht die Befugnis erteilt werden, dad Grundbuchamt anzubalten, gemäß $ 54 
einen Widerfpruch gegen eine unrichtige oder die Löfchung einer unguläffigen Ein: 
tragung einzutragen; $ 101. Ron beiden Vorbehalten hat das mürttemb. AG 
Art. 12,13 Gebrauch gemacht; nicht dagegen das badiſche Recht, GBAG 8 14. 

4) Diefer wird in der preuß. Juft.M.Verf. 9.12.1901 (26. 11. 1899) 
8 51 als Grumdbuchführer bezeichnet. 


5) Nah preuß. AG 3. GVG 823 II kann jeder Richter des zuftändigen 
Amtsgerichts, nicht bloß der, dem die Grundbuchſachen übertragen find, einen Ein— 
tragungsantrag aufnehmen. Dagegen iſt nad) preuß. AG 3. GBO Art. 4 zu der 
Entgegennahme eines foldden Antrags und Erfuchens und zur Beurfundung des 
Zeitpımftes feines Eingehens (wichtig wegen GBO 88 13, 17, 46) ausſchließlich 
der mit der Führung des Grundbuchs über das betreffende Grundftüd beauftragte 
Richter oder Serichtfchreiber auftändig. Vornahme durch einen anderen Amtsrichter 
ift mithin ohne rechtliche Wirkung; unten $ 56 U 7. — Medlenburg-Schwerin $ 71, 
Gtreliß $ 69 (A 3a): die von einem unzuftändigen Grundbucdamte vorgenommene 
Eintragung tft unmwirffam. Gerade umgefehrt Württemberg AG 3. BGB Art. 18: 
Unguftändigfeit bewirkt feine Unwirffamkeit. — Die Grundbudabteilung bildet 
auch dann einen befonderen Amtöbezirf, wenn demfelben Richter noch andere 
amtsgerichtlihe Obliegenheiten übertragen find; daraus folgt, daß er 3.2. die 
Eröffnung eines Konkurſes oder die Anordnung einer Zwangsverſteigerung, die 
er befchlofien bat, an fich ſelbſt als Grundbuchrichter mitzuteilen und in Diejer 
Eigenfchaft mit dem Vermerk des Eingehen zu verfehen bat. 
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iit oder abgelehnt werden kann.“ Die grundbuchrechtliche Wirkung einer 
Eintragung joll aber unter einem derartigen Mangel nicht Leiden.” 

b) Einheitlihe Worausjegung des gejamten Grundbuchrechts ift, daß 
von der Führung des Grundbuchs nicht befondere Hypothekenbücher uſw. 
abgetrennt und etwa anderen Beamten überwiejen werden. Das „Grund: 
buch“ umfaßt vielmehr für jedes einzelne Grundſtück jämtliche eintragung- 
bedürftigen Rechtsverhältnifje. Die Grundbücher und dementjprechend die 
örtlihe Zuftändigfeit des Grundbuchamtes werden daher nur nad) Bezirken ® 
abgeteilt. 

Db die Bejtimmungen über die örtlihe Zuftändigkeit der Grundbuch— 
ämter zwingende Recht oder bloß Ordnungsvorſchriften enthalten, be= 
ſtimmt ſich nach Landesrecht. Wo die Buchführung den Amtsgerichten über: 
tragen ift, wird regelmäßig verordnet, daß gerichtlihe Handlungen nicht 
aus dem Grunde unwirkſam fein jollen, weil fie von einem örtlich unzu= 
fändigen Gerichte vorgenommen find. 

2. Auf Grund des dem Grundbuche verliehenen öffentlichen Glaubens 
erwirbt der gutgläubige Dritte ein dingliches Liegenſchaftrecht entiprechend 
dem durch das Buch verlautbarten Rechtitande. Damit entjteht die Gefahr, 
dab wohlbegründete Rechte infolge unzulänglicher Buchung verloren gehen. 
Sie muß ihren Ausgleich finden in der gejteigerten Gemährleiftung für die 
Zuverläffigkeit der Buchführung ; denn durch diefe allein rechtfertigt fich der 
öffentlihe Glauben des Buches und die Unterwerfung jedes Beteiligten 
unter die amtliche, dem unmittelbaren Einfluß des Privaten entzogene 
Buchführung. Die Haftung für Schadenerfag wird hier kraft Reichsgeſetzes 
an Stelle des Grundbuchbeamten dem Staate auferlegt,’ ſoweit ein dinglich 





6) ©o gilt (vergl. A 2) gemäß preuß. AG z. FGG Art. 1 das ReichsFGG 
$6; in der Beſchwerdeinſtanz dagegen fraft Reichsrecht3 GBO $ S1 IL. Die An— 
wendung bon FGG $ 6 verordnen ferner: Bayern AG 3. GBO Art. 8; Sachſen 
(43) 884, 19, 25; Baden, Heſſen, Medlenburg uſw., inhaltlich auch Württem- 
berg. Vergl. Fuchs 2, 143; Oberned 72; Schulte-Görlik, FGG $ 6; Predari 90; 
Zurnau=Förjter 2, 67. — Die Übereinftimmung der Landesgeſetze belegt, daß fein 
Grund für diefen Vorbehalt beitand. 

7) GBO 810; eine wichtige Ergänzung de3 Reichdtages. — Dies gilt nur 
für Eintragungen, nicht für die Beurkundung von NRechtsgejhäften. Ob für 
dieſe, ſoweit nach Landesrecht die Gerichte zujtändig find, die FGG SS 167 f. 
nadı EG 4. BGB 141, 142, GBO 898 gelten, bedarf genauerer Prüfung; dazu 
unten 855 UT; Fuchs 2,137; Schulge-Görlig $ 170 A1. 

4 5) EBO 821; Ausdehnung durch Vereinigung und Zufchreibung nad) 
84, 5. 

9) Diefe in FGG 87 enthaltene Norm gilt auf Grund (U 2) befonderer 
Landesgeſetze 3.8. in: Preußen AG z. FGG Art. 1; Bayern AG 3. GBO Art. 8; 
Rürttemberg AG 3. BGB Art. 18 (ohne Bezugnahme auf 87); Vaden AG 3. 
GBO 8 18; Heflen AG 3. GBO Art. 3; Elfaß-Lothringen AG 3.366 81 und 
3. GBO * Dagegen wird z 7 ausgelaſſen in Sad. AG 3. BGB $ 25. Ortliche 
Unzuitändigfeit bewirkt Unwirkſamkeit in beiden Medlenburg (4 5). 

10) GBO 812 ©.1. So überall, wo das Amtsgericht zuftändig ift; wo 
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Berechtigter durch ſchuldhafte Verlegung der Buchführungspflichten einen 
Vermögenſchaden erlitten bat. 


a) Die Haftung des Staates entnimmt ihre Grundlage aus Dem 
Handeln des Grundbuchbeamten ;'* Vorausfegung bildet mithin, daß diejer 
ihuldhaft feine Amtspflicht verlegt? hat. Der Umkreis der Pflichten 
ergibt fi aus der GBO und den ergänzenden landesrechtlihen Vorjchriften ; 
fämtliche dem Grundbuchrichter, wenn auch nur durch Ordnungs- oder Dienſt— 
vorjchriften, auferlegten und auf die Grundbuchführung fich beziehenden Amts- 
pflihten beftehen im Intereſſe der an dem Grundbuchinhalte beteiligten 
Dritten, jo daß ihre Verlegung den Schadenerfaganfpruch auslöft. In 


ausnahmsweife (A 3) andere, im Dienfte einer Gemeinde uſw. jtehende, Beamte 
da3 Grundbuch führen, haftet dDiefe. — Oberned 94 und in Gruchot 43, 466; Derns 
burg, BR 3 835. 

11) Eines jeden, der als Richter oder Gerichtfchreiber (W4) mit ber felb- 
ftändigen Erledigung der Eintragungen betraut ift oder Verfügungen über Grund— 
buchſachen zu treffen bat. Dies gilt auch für das im Befchwerdeverfabren ent— 
fcheidende Land», Oberlandes-, Reichsgericht; denn es handelt fich dabei nicht um 
endgültige Entfcheidungen in ftreitigen Rechtfachen, 8 839 IT 1 findet feine An— 
wendung; jo Predari 97 Nr. 8, Nöldede in Gruchot 42, 925; auch K. Schmeider, 
Eid. A. 91,248, Oberned 101. Dagegen Turnau-Förſter 2, 74 Nr.2: die Mit- 
glieder des Beſchwerdegerichts find feine Grumdbuchbeamte, fie haften nad) $ 839 I, 
insbefondere findet GBO 8 12 auf das Neich feine Anwendung. Gegen dieſe be— 
achtenswerten Einwendungen ift jedoch darauf binzumeifen, daß dad RG 54,205 
die Anwendung der zu 8 839 ergangenen Landes-AG auf den Neichäfisfus für 
zuläſſig erflärt bat, jo daß m. E. auch die Regreßanſprüche des Landesfisfus 
(U 26) gegen das Reichsgericht Fraft Landesrecht gerechtfertigt werden fünnen. 

12) Durch GBO $ 12 wird BGB g 839 I herangezogen. Bd. 1 8202 Nr. 1. 
Daber haftet der Staat 3.8. nicht, wenn ein infolge geiitiger Erfranfung ge— 
fchäftsunfähiger Grundbuchbeamter die Amtspflicht verlekt bat. Anders das 
baheriihe AG 3. BGB Art. 61I und mürttemb. AG 3. BGB Art. 202 II: Der 
Etaat haftet auch, wenn der Beamte deswegen nicht verantwortlich ift, weil er 
fi) im Zuftande der Bemwußtlofigfeit oder in einem die freie Willensbeitimmung 
ausſchließenden Zuftande franfhafter Störung der Geijtestätigfeit befunden bat. 
Es erjcheint m. &. durchaus richtig, daß der durch den latenten Wahnjinn, Die 
nerböfe Störung infolge von Überarbeitung uſw. entjtehende Schaden nicht dem 
Privaten, fondern dem aufiichtpflichtigen Staate auferlegt wird oder als allge- 
meine Gefahr aus der amtlichen Bucheinrichtung von der Allgemeinheit getragen 
werden jol. Die Zuläffigkeit der Iandesgejeßlihen Anordnung einer objektiven 
Haftung des Staates als Erweiterung der GBO $ 12 rechtfertigt ſich durch GBO 
8 83, wonach EG Art. 77 auch in Grundbuchjachen ailt. Vergl. Henle-Schneider, 
bayer. A& 104; Böhm⸗Klein, bayer. AG 106 (abi. ?) ; Nieder, württ. AG 1, 468, 
— Danach fünnen die Landesgeſetze auch die Haftung für die bei Anlequng der 
Grundbücher begangenen Verſehen felbitändig ordnen; vergl. 3.8. Hamb. AG 3. 
GBO FIg 13, 14 IV (objektive Haftung ohne Verſchulden des Grumdbuchbeamten) . 

Die Haftung des Grundbuchbeamten reicht nur ſoweit, al3 feine Pflicht und 
fein Necht zu jelbitändiger Prüfung beitehen. Bei Eintragung auf Erfuchen einer 
Behörde (GBO 839; 3.8. des Zwangsvollſtreckungsrichters) hat er nur deren 
Zuständigkeit zu prüfen, nicht die materielle Begründung des Eintragungerfuchen ; 
für rn — der Erſuchende die Verantwortung. Vergl. dazu unten $ 55 
13) Es bedarf mithin bier feiner befonderen Prüfung, ob eine dem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht (fo 8 83911), oder ob eine bloß dem Staate 
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Betracht kann fommen ein Tun, z. B. unrichtige Löſchung, oder ein Unter: 
laſſen, 3. B. pflichtwidrige Verweigerung oder Verzögerung der beantragten 
Eintragung, Bergeflen des Eintragungvollzugs oder einer Benachrichtigung.'* 
Die Schuldfrage ift nach dem öffentlichrechtlihen Maßftabe der von einem 
mihtgetreuen Beamten zu beachtenden Sorgfalt abzuſchätzen;“ unrichtige 
Auslegung eines zweifelhaften Rechtſatzes wird regelmäßig einen jolchen 
Vorwurf nicht begründen."* Eigenes Verſchulden des Verlegten kann auch 
bier zur Ausjchliegung oder Minderung des Schadenerjaganipruds führen.’ 

b) Zweite Borausfegung bildet, daß durch die pflihtwidrige Handlung 
einem Beteiligten ein Vermögenſchaden verurſacht ift. Beteiligt ift jeder, 
zu deſſen Schuß die Vorjchriften über die Grundbuchführung bejtimmt find, 


gegenüber obliegende Dienftpflicht verlekt ij. Alle grundbuchrecdhtlichen Vor— 
ichriften gehören zur erjten Gruppe. 

14) Über die einzelnen Verpflichtungen unten 88 55, 56. Es ift feftzu- 
balten, daß der Grundbuchbeamte auch in zweifelhaften Rechtsfragen über die 
Zuläffigfeit ujm. der beantragten Eintragungen felbit zu entjcheiden bat und nicht, 
dem er jede bedenklich jcheinende Entjcheidung und Eintragung ablehnt, die Bes 
teiligten fchlechthin auf den Beſchwerdeweg veriweien darf. Vergl. KAG bei Johow 
5, 149; Striethorit, Arch. 91,276. Bei begründeten Bedenten bietet GBO 8 18 
die Aushilfe einer Friftbeftimmung zur Behebung der obwaltenden Hindernifie. 

15) Daber gilt nicht BGB 8 276; der Beamte hat keineswegs bloß die „im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt“ zu vertreten. Anmwendungsfälle find 3.8. ungenaue 
Eintragumg einer Belaſtung, Fehler in der Bezeichnung des aufgelafienen Grundjtüds 
duch Auslaffen oder Hinzufügen einzelner Parzellen (A 22), Schreibfehler bei 
Eintragung der Höhe einer Rente oder der Hhpothelenzinfen, ungenügende Prü— 
fung der Identität des Paffivbeteiligten, iberfehen der Eintragung bei einem bon 
der Geſamthypothek mitergriffenen Grunditüd. Vergl. RG 4, 324; 37, 311; 
39, 234; ferner A188. Turnau-Förſter 2,76. 

16) RG 42, 326 und in Gruchot 32,729. Hier wird hervorgehoben, daß 
den Grundbuchrichter fein Vorwurf trifft, wenn er in ftreitigen Rechtsfragen einer 
m Lehre und Rechtſprechung überwiegend vertretenen Anficht folgt, wenngleich 
dieſe nachmals aufgegeben worden ift. Damit darf aber feine abfolute Bindung 
auferlegt werden; auch der Grundbuchrichter wird nicht durch Präjudizien ge— 
feſſelt; daß er einer durch wohlerwogene Gründe geſtützten abweichenden Meinung 
gefolgt ift, fanın ihm nicht zum Vorwurf angerechnet werden. — Vergl. Fuchs 
2,157, PBredari 99, Oberned 102, Turnau-Förſter 75 Nr. 4; diejfe Schriftiteller 
find geneigt, dem Grundbuchrichter engere Schranken zu feßen; für die weitere 
Auffafiung OLG 5, 214, 

17) Gemäß 8254; dazu Bd.1 8 132. Diefe Anficht bat allgemeine Zus 
ſtimmung gefunden; Predari 101; Fuchs 160; Cohn in Gruchot 43, 107, 399; 
vergl. bereit3 RG in Gruchot 27, 894. Dies darf nicht dahin ausgedehnt werden, 
dak dem Beteiligten zur Pflicht gemacht wird, jede Eintragung uſw. auf ihren 
techtzeitigen Vollzug und ihre fachliche Richtigkeit nachzuprüfen. Er darf grund» 
fäslih darauf vertrauen, daß der Grundbuchbeamte feine Buchungpflicht ſorg— 
faltig erfüllt. Eigenes Verfchulden wird mithin der Regel nad nur dann anzu— 
nehmen jein, wenn der Beteiligte nach feiner Erfahrung in Grundbuchſachen und 
feiner Kenntni3 der Sad: und Rechtslage die Unrichtigfeit 3.8. der Angaben 
über die Größe des aufgelafienen Grundſtücks oder die Höhe der Belaftungen er» 
lannt hatte oder erfennen mußte. — Hierzu tritt ferner gemäß $ 839 III: fchuld> 
baftes3 Uinterlafien in der Abwendung des Schadens durch Gebrauch der jach- 
dienlihen Rechtsmittel; darüber Bd. 1 8202 A 6. Diefe Pflicht konkurriert jedoch 
mit der Berichtigungspflicht von amtswegen nadı GBO $ 54. 


280 Drittes Bud. Sachenrecht. 


weil er.an der richtigen Eintragung ein bereits begründetes materiellrechtliches 
Intereſſe hat, und der infolge der pflichtwidrigen Verlegung dieſer Vorjchriften 
in feinen Rechten gejchädigt worden iſt.“ Der Schadenerjaganipruch richtet 
ſich lediglich auf Erjag in Geld, nicht auf Herftellung.!° Er wird bei bloß fahr: 
läffiger Pflichtverlegung an die weitere Vorausjegung geknüpft, daß der Be- 
Ihädigte nicht auf andere Weiſe Erjag zu erlangen vermag.’ In erjter Linie 
haftet mithin der Gegner, der infolge der pflichtwidrigen Buchführung ein Recht 
erworben hat, auf das ihm fein Anſpruch zuftand ; gegen ihm ift 3.8. Die Be: 
rihtigung * des Grundbuchs durchzuſetzen oder wegen ungerecdhtfertigter 
Bereicherung ?? vorzugehen. Der Nechtserwerb des ſich auf den öffent: 


18) Die Worte des $ 839 11 „einem Dritten gegenüber obliegende Amts» 
pflicht“ werden in GBO $ 12 durch „den Beteiligten gegenüber“ genauer be- 
ftimmt. Nicht erforderlich 1jt, dat der „Schaden unmittelbar” durch die Pflicht» 
verlegung verurſacht ift (jo ungenau Denkfchrift 155); diefer wird vielmehr 
regelmäßig erſt durch den gutgläubigen Erwerb eines Dritten eintreten. Es muß 
von dem Inhalte und der Zweckbeſtimmung der Buchungpflichten als Schuß: 
gejegen auögegangen werden: wer durch ihre Nichterfüllung unmittelbar, d.h. in 
feinen bereit3 begründeten Nechten, betroffen wird, iſt beteiligt. Daher 3. B. der 
äweite Hhpothefengläubiger, zu deſſen Gunften das Necht des Aufrüdens beitellt 
war, da die erite Hypothek im Falle der Vereinigung mit dem Eigentum gelöfcht 
werden ſollte (der Grundbuchrichter hatte die beantragte Löſchung überfehen und 
dadurd) die wirfjame Abtretung der erften Hypothek an einen Dritten ermöglicht; 
Oberned 98 und in Gruchot 43, 469) ; dagegen nicht, wer erſt, nachdem das Ber: 
fehen begangen war und jeine Wirfung geäußert hatte, ein Recht an dem Grund» 
ftüd erwirbt; Predari 102, TurnausFöriter 74, Fuchs 159 Nr.7. So lange da3 
Verjehen dagegen fortwirkt, 3.8. die Unterlaffung der Abfchreibung einer ver— 
äußerten Parzelle, dauert auch die Haftung fort. ALS begründete Rechte find 
m. E. nicht bloß die bereits dinglich erworbenen zu berftehen; auch die durch die 
dingliche Einigung Gebundenen ($ 873 II) find beteiligt; vergl. auch 88 880 IL, 
919 II, FGG 86 Nr. 1. 

19) Herftellung würde regelmäßig unmöglich fein; außerdem mürde damit 
ein civilrechtlicher Anfpruch und Zwang auf Vornahme einer Amtshandlung ge- 
geben, der nad) unferer Rechtsordnung ausgeſchloſſen ift und auf den der Voll— 
ftredungawang der CPO nicht paßt. Darüber, dat 8249 S. 1 feine allgemein» 

ültige Beſtimmung enthält: Bd. 1 $ 128 U 34; abw. Nöldede 809; Turnau— 
Förfter 80: der Staat fünne verurteilt werben, 3.2. die Wiedereintragung der 
zu Unrecht gelöfchten Hypothek mit ihrem früheren Nang herbeizuführen. Aber 
dafür fehlt die rechtliche Grundlage, und folange die Herjtellung möglich ift, wird 
fein Schaden eingetreten fein. 

20) 883912 bejtimmt dieſe fubfidiäre Haftung. Vergl. NG 4, 324. 

21) Nah $ 894. Bor allem foll der Grumdbbuchbeamte nah GBO $ 541 
auch von amtswegen eingreifen, um den begangenen Fehler zu beheben; unten $ 55. 

22) 8816. Durch Verſehen des Grundbuchrichters ift bei der Auflaſſung 
eine nicht mitverfaufte Parzelle einbegriffen und der Käufer U. auch hierauf als 
Eigentümer eingetragen tvorden. Der Veräußerer fann dann den dinglichen Ver— 
trag 3.8. wegen Irrtums anfechten und die Rüdauflaffung dem A. gegenüber 
durchſetzen. Das iſt ausgefchlojien, wenn U. inzwiſchen die erworbenen Grund 
ftüde an den gutgläubigen B. meiterveräußert bat. Un die Stelle des dadurch 
verloren gegangenen dinglichen Anfpruchs gegen A. tritt jebt der obligatorifche Be- 
reicherunganfpruch aus $ 816 (Bd.1 $ 198 A 12); denn A. hat über ein fremdes 
Gut (die verjehentlich mitaufgelafjene, aber nicht mitverfaufte Parzelle) verfügt; 
er mußte feine Verfügungsmacht prüfen, zu feinen Gunften wirkt $ 892 nidt. 
So auch RG 11.7.1908 in SAW 32 Beil. ©. 115. 
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lichen Glauben des Grundbuchs ftügenden gutgläubigen Dritten ift dagegen 
grundjäglih unerſchütterlich; hier tritt, joweit nicht der Weräußerer mit 
dem Bereicherunganjpruch belangt werden kann, die alleinige Haftung des 
Staates in Geltung. 

c) Den Beweis dafür, welcher Schaden ihm erwachſen und daß diefer 
durch eine ſchuldhafte Handlung des Grundbuchbeamten verurjacht worden 
ift, hat der Verlegte zu erbringen. Daß den Berlegten eigenes Verſchulden 
trifft, ift ald Einwand vom Beklagten zu beweifen. Im Falle der jubfidiären 
Haftung des Staates muß zunächſt fejtftehen, daß eine bloß fahrläffige 
Plihtverlegung des Beamten vorliegt, und dafür ift der Beklagte beweis- 
pflihtig; dann aber hat der Geſchädigte zu beweiſen, daß ein erjagpflichtiger 
Dritter nicht vorhanden ift, oder daß der begründete Erſatzanſpruch ohne 
Erfolg geltend gemacht ift oder erfolglos bleiben würde.“ 

d) Der Anjpruh auf Schadenerjag kann nicht gegen den Beamten, 
ſondern ausjchlieglih gegen den Staat oder die Gemeinde, in deren 
Dienfte er fteht, geltend gemacht werden.** Das Neichögejeh dehnt damit 
die nad BGB nur für privatrechtliche Verrichtungen der Beamten an— 
geordnete objektive Vertretungspflicht des Staates aus auf die in Ausübung 
der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt von dem Beamten begangenen 
Ihädigenden Handlungen.” Praktiſch bietet dieſe Ordnung den bedeutungs- 


23) Bei der Auslegung des $ 839 12, III it ſtets feſtzuhalten, da die jub- 
idläre Haftung des Staates ald Ausnahme eintritt und davon abhängig tft, da 
auf andere Weiſe der Erſatz auch wirklich nicht zu erlangen ift. Der Dritte, der als 
eriagpflichtig in Betracht fommt, ift hier durch die Sachlage gelennzeichnet (daher 
bedarf es nach diejer Richtung feines Beweiſes; vergl. Bd. 1 8202 A 7). Ob er 
baftbar gemacht werden kann, ijt zuerſt eine Nechtsfrage, feine bemeispflichtige 
Zatfahe. Der Gejchädigte braucht nicht gegen den Haftenden alle Nechtöbehelfe 
durchzuführen, wenn z. B. feititeht, daß die Nechtöverfolgung ausfichtlos ift, weil 
der Haftende zahlungsunfähig iſt (EBO $ 9151, KO 8 107II fogen. jchwarze 
Lifte). Vergl. RG 82, 222, 325. — Daß die fubfidiäare Haftung für fich allein 
noch nicht die Beweislaſt des Anfpruchberechtigten begründet, ergibt die Beweis— 
pflicht des jubjidiär haftenden Bürgen nad $ 771. — Vergl. Predari 102 Nr. 10; 
Zurnausfförjter 78; Fuchs 161. 

24) GBO 812 ©. 1 bejtimmt dies kraft Reichsgeſetzes. Für andere Beamte 
wird gemäß EG 77 die ausjchließliche Haftung des Staates uſw. durch mehrere 
Landesgejeße vorgejchrieben ; darüber Bd. 1 8 49 A 23. — Die Klage ift in Preußen 
gegen den Oberftaatsantwvalt zu richten; All. Verf. des Juſtigmin. 23.8. 1885. 

25) Darum ijt an BGB 8 89 I angufnüpfen; Bdb.1 849 A 20. Daß eine 
geieglihe Schuldüberweifung auf den Staat jtattfinde, vertreten v. Bechmann (bei 
Böhm-Stlein 105), Oberned in Gruchot 43, 477. Dem entfpricht, dat die Haftung 
des Staates aus dem fchuldbaften Handeln des Beamten ihre Vorausjegung 
nimmt. Die beitimmte Prägung der ausjchließlichen Haftung des Staates und 
die landesgeſetzlichen Ordnungen, wonach der Staat ftärfer haftet al3 der Beamte 
(412, 26), legen es indeſſen näher, auf die Entftehung der Schadenerjahpflicht 
beim Staate das Hauptgewicht zu legen und dabei die im BGB $$ 831, 31, 89 
ausgedrüdte jelbitändige Haftungsvertretimg des Staates zu betonen. — ers 
führung des Erfaßanfpruchs in 3 Jahren von der erlangten Kenntnis des Schadens 
an und ohne dieje in 30 Jahren; $ 852. 
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vollen Vorteil, den Gejchädigten in jeder Weije ficherzuftellen, ohne den Be: 
amten mit unbilliger Härte zu belajten. Wieweit der Staat bei dieſem Regref 
nehmen ann, bejtimmt das Landesrecht.?“ 

3. Die Auffiht über die Amtsführung der Grundbuchbeamten jtebt 
den Einzeljtaaten zu. Nach landesrechtlihen Normen richtet fich daher, wie: 
weit eine Bejchwerde oder jonjtige Rechtsbehelfe gewährt find hinfichtlich der 
Verwaltungführung, der Art des Gejchäftbetriebes uſw. jeitens des Grund: 
buchbeamten. Auch die Vorfchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten in Grundbuchſachen nur joweit, 
als dies durch Landesgeſetz vorgeſchrieben ift.?? 

Dagegen wird das Beichwerdeverfahren in Grundbuchſachen durd 
Reichsgeſetz einheitlih geordnet.** 

a) Das Rechtsmittel der Bejchwerde ift grundjäglich gegen alle Ent: 
jheidungen 2° des Grundbuchamtes zuläffig, insbejondere wenn ein Antrag 
auf Eintragung zurüdgemwiefen wird oder das Grundbuchamt fich weigert, 


26) GBO 812 ©.2. Im Falle der Vertretung durd) einen bierzu be 
fähigten Beamten haftet nur der Vertreter. — Nad) dem preuß. AG 3. GBO Art. 8 
haftet der Grundbuchrichter dem Staate nur, wenn ihm Vorſatz oder grobe Fahr: 
läffigfeit zur Laſt fällt, er alfo eine ihm obliegende Amtspflicht in befonders 
ftarfem Grade verlegt bat, obgleich diejfe auch bei geringiter Aufmerkſamkeit nad 
Beſtand und Umfang ihm fundbar fein mußte (Bd. 1 8 114 Nr.2). Die Tendenz 
des Gefeßes geht auf erhebliche Erleichterung der Haftung. Andererjeit3 wird 
der Regreßanſpruch nicht nach den öffentlichrechtlichen Grundſätzen des Staats— 
dienjtverhältnifjes, jondern nach BGB $ 839 beurteilt. Die Verjährung des An- 
ſpruchs beginnt erſt — und darum ift auch anzunehmen, daß er felbit erjt ent- 
ſteht —, wenn der Staat feine Erjaßpflicht dem Verletzten gegenüber anerfannt 
bat oder diefe dem Staate gegenüber rechtsfräftig feitgeftellt it. Das rechts— 
fräftige Urteil zmwifchen dem Staate und dem Verletzten wirft aber nah CPO * 
nicht gegen den Grundbuchrichter; Bd. 1 $89b A 16; Predari 104 Nr. 1 
Nach anderen Landesrechten hat der Srundbuchbeamte vollen Erfaß zu leiften 
für allen dem Staate entjtandenen Schaden. So baher. AG 3.BGB Art. 60 IV; 
mürttemb. AG z. BGB Art. 203; bad. AG 3. BGB Art. 5IV (mit der ungenauen 
Faflung, daß der Anfpruch des Verletten auf den Staat übergehe; Dorner, bad. 
AG 67) ; heſſ. AG 3. GBO Art. 21; medl.-jchiv. AG 3. BGB 879 (nad Beamten: 
recht ; dies begründet die volle Haftung; Zangfeldt, AG — meining. AG Art. 10; 
altenb. AG _ 516; anbalt. 16 Art. 9; weimar. AG Art. 8; elf.elothr. AG $8. 

27) Dazu oben A2 2,7, 3668 1. Die Anwendung wird teiltweife bejaht im 
preuß. AG}. FGG Art. 1: dazu den Komm. bon — Görlitz und Oberned; 
Joſef, Lehrbuch des Verf. der freiw. Ger. 27,2 

28) GBO 88 71—81; Vorbehalt nach s 108: pr. AG z. FGG Art. 7, 3. 
Ausdehnung des eſchwerdeberfahrens da, wo nach Landesgeſetz gegen die Ent— 
ſcheidung des nicht amtsgerichtlichen Grundbuchamtes die Entſcheidung des Amts— 
gerichts nachgeſucht werden kann, nach GBO 8 100; dies findet Anwendung in 
Württemberg, AS 3. BGB Art. 12 und 13 (zu GBO 8 101), oben A3b. 

29) Das bedeutet hier nur Beſchlüſſe und Verfügungen. Zur Feſtſtellung 
von Rechten ſind nur die Gerichte im Streitverfahren nach Maßgabe der cpo 
zuſtändig. Beſchwerde nach GBO $ 71 (und nicht nach CPO 8793) iſt einzu⸗ 
legen, wenn die Eintragung einer Zwangshypothek nah CPO Fg 866, 867 be 
antragt, aber abgelehnt iſt; denn $ 867 verweiſt den Gläubiger unmittelbar an 
das Grundbudhamt und aibt damit fund, daß es fich um eine Amt3handlung der 
Grundbuchbehörde handelt; jo NG 48, 243. 
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von amtsmwegen gegen eine unrichtige Eintragung einen Widerjpruch ein: 
jutragen oder eine unzuläffige Eintragung zu löſchen.““ Berechtigt zur 
Erhebung der Beſchwerde ift jeder Beteiligte, wenn das Grundbuchamt die 
jur Begründung oder Anderung eines Rechtes erforderliche Tätigkeit verjagt 
oder jeine Tätigkeit jo ausübt, daß ein folches Recht verlegt wird.“ 
Die Beſchwerde geht an das Landgericht, in defien Bezirk das Grundbud) 
amt jeinen Sit hat; fie wird hier oder beim Grundbuhamt durch Einreichen 
einer Beſchwerdeſchrift oder Erklärung zu Protokoll des Gerichtichreibers 
des zuftändigen Gerichts eingelegt.” Das Grundbuhamt hat einer als 
begründet erkannten Bejchwerde jelbft abzuhelfen.”” Das Landgericht ent: 


30) GBO 871. In den beiden lettgenannten Fällen wird durch Be— 
ſchwerde verlangt, daß das Grundbuchamt zur Vornahme diefer Handlungen ans 
geiviefen werde. Dagegen darf eine vollzogene Eintragung (dazu gehört aud) ein 
eingetragener Widerſpruch; KG 20, 217, 21, 147, 23, 133) nicht durch Beſchwerde 
angegriffen werden; die auf den öffentlihen Glauben des Buches gegründeten 
Rechte Dritter genießen auch gegen das Beichwerdeverfahren vollen Schuß; foweit 
diefer Schuß nicht eingreift, muß im Berichtigungberfahren vorgegangen werden. 
Eine unguläfjige Umgehung des $ 71111 würde es enthalten, wenn in dem 
Falle, wo um Berichtigung oder Een einer Eintragung (3.2. weil fie nach 
den ihr zugrumde liegenden Urkunden unrichtig fei) gebeten worden ijt, gegen den 
hierauf ergangenen ablehnenden Beſcheid eine Beſchwerde zugelafien würde. So 
gegen OLG Frankfurt das RG 55, 404. Und umgefebrt darf ein Anspruch 
auf Berichtigung nicht darauf gegründet werden, daß die der Eintragung 
zugrunde liegende Urkunde faljch ausgelegt worden fei; denn auch hiermit würde 
das Verbot des ST71II umgangen; RIA 3,258. 

31) Die GBO läht diefe Frage offen. Es ift dafür zunächit auf $$ 13,39 
zurüdzugreifen: beichiwerdeberedhtigt ift, wer zur Stellung eines Antrags oder 
eine3 Erjuchens berechtigt tft. Darüber hinaus aber auch „jeder, in deſſen Recht» 
ſphäre die anzufechtende Entjcheidung eingegriffen hat“ (OLG 2,490); oder 
wie allgemein zu jagen ijt: jeder, der durch die Verfagung oder durch die Art der 
Lollziehung der Eintragung in dem Ermwerbe, der Anderung oder in dem Beitande 
eines eingetragenen oder eintragungfähigen Nechtes betroffen wird. Vergl. KG 
21,98; OLG 1,345. Befchwerdeberechtigt ift auch die Bartei, in deren Intereſſe 
dad Gericht z. B. nah CPO $ 941 ein Eintragumgserfuchen gejtellt hat, das ab— 
gelehnt wurde; OLG 2,221. In diefem Falle ijt auch dem Prozeßgericht jelbit 
da3 Recht der Beichiverde zuzugeſtehen, wenn der Grundbuchbeamte das Erfuchen 
um Eintragung der einjtweiligen Verfügung ablehnt; denn anderenfalls würde der 
dem Prozeßrichter nah CPO 8 941 erteilten Befugnis Bedeutung und Kraft ver- 
jagt; Gaupp-Stein 8 941; Dronke, Ztjchr. für Civ. Pr. 27,353; OLG 2,221. — 
Nicht bloß die vollaogene Ablehnung oder Löfchung kränkt das Recht des Betroffenen 
und begründet ein Beſchwerderecht. Auch gegen die angedrobte Befeitigung der 
al3 unguläffig bezeichneten Eintragung eines Vorfaufredts ijt mit AG in OLG 
3,341 die Beſchwerde zugulafien, weil im Falle der vollgogenen Löſchung nur ein 
Widerſpruch nah 871 II 2 noch zuläfjig, das eingetragene Recht alfo erheblich 
gefährdet iſt. Der praftifch mwichtigite Fall ijt der, daß nad GBO & 18 I 
angedrobt wird, die Zurückweiſung werde erfolgen, wenn nicht innerhalb der ge— 
ſtellten Friſt das gerügte Hindernis befeitigt werde; foldhe Androhung bietet einen 
binreihenden Beſchwerdegrund. Vergl. auch KG 21,274. 

32) GBO 88 72, 73; Eivillammer $ 81. Dies gilt auch dann, wenn da 
Erundbuchamt ik das Amtsgericht ift. Der Anwaltzwang beiteht für diefe Be— 
ſchwerde nicht. ferner 8 100. 

33) GBO 875 (Musnahme bei meiterer Beſchwerde $80II). Das iſt 
wichtig, weil der Grundbuchbeamte fofort nach $ 54 eine zuläffige Eintragung 
lichen kann uſw. 
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ſcheidet unter voller Prüfung des gefamten Tatbeftandes, zu dem auch neue 
Tatjachen beigebracht werden können, durch einen mit Gründen verjehenen 
Beſchluß.“ Es kann auch vorher bereits einftweilig die Eintragung einer 
Vormerkung oder eines Widerſpruchs anordnen.” Erachtet es die Be: 
fchwerde für begründet, jo hat es genau und endgültig zu entjcheiden, in 
welcher Weiſe Abhilfe zu jchaffen ift;?° der Grundbuchbeamte ift an dieſe 
Anordnungen gebunden.?” Dagegen fommt den Entjeheidungen in Grund: 
buchſachen den Beteiligten gegenüber eine materielle Rechtskraft überhaupt 
nicht zu; der abgelehnte Antrag kann ftets aufs neue wiederholt werden.” 


b) Soweit die Entſcheidung des Landgerichts auf einer Verlegung des 
Geſetzes beruht, kann fie durch weitere Beſchwerde angefochten werden, die 
im wejentlihen den Grundfägen über die civilprozefjualen Reviſionen 
unterftellt wird. Zuftändig ift das vorgeordnete Dberlandesgeridt ;* 
Iandesgefeglih kann für das Staatsgebiet ein beftimmtes Oberlandesgeridt 
für allein zuftändig erflärt werden. Zur Wahrung einer einheitlichen 
Rechtſprechung in Grundbuchſachen und einer gleihmäßigen Auslegung der 


34) GBO 8874, 77. Die Entfcheidung muß dem Beſchwerdeführer mit- 
geteilt werden. — Statt auf Grund neuer Tatfachen uſw. Beſchwerde zu erheben, 
fann der Berechtigte auch einen neuen Antrag beim Grundbuchamte ftellen: da 
dies fchneller geſchehen kann, als die Entſcheidung des Landgericht3 erfolgt, jo 
fann der Antragiteller damit gemäß $ 71 fein Recht bejjer wahren. 

35) GBO 876. 

36) Nur fo wird eine der Verfehrficherheit genügende fehnelle Erledigung 
gewährleijtet. Der Vollzug der Anordnung ſteht allerdings unter der Voraus 
feßung, dab die Eintragung nach dem gegenwärtigen Stande des Grundbuchs 
noch möglich und nicht 3. B. durch zwifchenzeitlich erworbene Rechte ausgeſchloſſen 
tft. Denn die Einlegung der Bejchiverde bat feine aufjchiebende Wirkung, fie 
fperrt das Grundbuch nicht; ebenfowenig hat die Entſcheidung rüdmwirfende Kraft. 
Darum iſt e3 bedeutfam, dab rechtzeitig eine Vormerkung oder ein Widerfjprud 
nad) $ 76 eingetragen wird. Wird dies ungeachtet de3 daraufhin gejtellten An: 
trags ſchuldhaft verfäumt, jo fann 8 12 (A 12) in Kraft treten. Vergl. Turnau— 
Förfter $ 77 Nr.2. Praktiſche Bedeutung wird diefe Frage nur jelten Haben; 
denn der Grundbuchbeamte wird regelrecht von der Zwiſchenverfügung des $ 18 
(U 31) Gebrauch machen und damit dem vorläufig zurüdgemwiefenen Antrag den 
Vorrang vor fpäteren Anträgen erhalten. 

37) Die Frage, ob der Grundbuchbeamte ein Beſchwerderecht dann bat, 
wenn ihm nad feiner Anficht eine Verlegung der Amtöpflichten zugemutet wird 
(da3 wird in einem anderen Falle offengelafien: OLG 4, 2; 5, 287), tft zu 
berneinen. Er ijt nicht beteiligt (31), und die Verantwortung für die Ein- 
tragung uſw. trägt das fie anordnende obere Gericht. 

38) Kofef 252 (im Gegenſatz zu der formellen Rechtskraft im Sinne ber 
Unabänderlichfeit einer Entfcheidung nad FGG 831); OLG 2,468; 4,198. 

39) GBO sg, 80, 81. Die weitere Beſchwerde kann alfo nicht durd) 
Vorbringen neuer Tatfachen begründet werden; auch nicht durch die Behauptung, 
dab das Vefchwerdegericht die Tatfachen ımrichtig gewürdigt habe. Wohl aber 
darauf, daß eine gejebliche Auslegungsregel unbeachtet geblieben, jo daß ein An- 
trag mit Unrecht als ungzuläffig abgewiejen jei. OLG 4,348. 

40) GBO 8791. 

41) GBO 8102; preuß. AG 3. FGG Art.7, 8: Kammergeridt. 
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reihögejeglichen Normen wird aber vorgejehen, daß das Oberlandesgericht, 
wenn es von einer bereit$ ergangenen Gefegesauslegung eines anderen 
Oberlandesgerichtes oder des Reichsgerichtes abweichen will, die Sache unter 
Begründung jeiner Rechtsauffaſſung dem Reichsgerichte zur Entſcheidung 
vorzulegen bat.+2 
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Die erfte Borausjegung dafür, daß das Grundbuch feiner Zweck— 
beftimmung, den Beftand der Liegenjchaftrechte zu verlautbaren, genügen 
fnne, bildet jeine enge und zuverläffige Verbindung mit den tatfächlichen 
Bodenverhältnifjen. Jedes Grundftük muß ald Gegenjtand der gebuchten 
Rechte derart im Buche bezeichnet fein, daß es leicht und fiher nach Beftand 
und Umfang nachgewiejen werden kann. Dieje Grundftücbezeihnung reicht 
über die Zwede des formellen Grundbuchrechtes hinaus; denn erft die genaue 
Ausfonderung eines Flächenteils aus dem in feiner Gejamtheit des Privat: 
eigentumes fähigen Reichögebiete ſchafft das Grundftüd als Gegen: 
ftand des Privatrechtes. Die Buchbezeihnung fol zugleich die äußere Kund— 
barkeit der Herrſchaft erjegen, die ſonſt durch den Befibftand körperlich ver: 
lautbart wird. Am vollfommenften würde allen Bedürfnifjen eine bejondere, 
den Zwecken des Grundbuchs angepaßte Vermeffung und Bezeichnung aller 
Sandflächen entſprechen. Die hierfür erforderlichen unerſchwinglichen Koften 
haben indeſſen auf die Aushilfe durch andere Feititellungsmittel verwiejen. 
Die fie den Bedürfniffen der Grundbuchordnung anzupafjen find, bleibt im 
weſentlichen den Landesgejegen anheimgeftellt. 

1. Nah Reihereht wird die Einteilung aller Grundfläden in be: 
fimmte räumlich abgegrenzte Bezirke vorausgefegt. Für ſolche Grundbuch: 
bezirfe find die Grundbücher anzulegen.“ Jedes einzelne buchungpflichtige 


42) EBO $H791; dies gilt nicht für landesgeſetzliche ger ern 
ihriften; bayer. ob. LG im Net 6,47; KG in OLG 3,15. Hat das OLG ein- 
mal entfehieden, wenngleich unter Nichtbenchtung der abweichenden Entfcheidung eines 
anderen OLG oder des RG, jo kann das RG nicht mehr — werden; RG 
48,15. Zur Durchführung des $ 79 II und des entſprechenden * GG dient 
insbeſondere die vom Reichs⸗Juſtigamt herausgegebene Sammlung der „Ents 
ſcheidungen in Angel. der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts“. 
— Das Reichdgericht hat gemäß Ah 79 III über die ganze Sache, nicht bloß über die 
freitige Rechtsfrage, zu entfchei 

1) GBO 821. Die örtliche Abgrenzung bietet den Vorteil, daß alle 
Grundſtücke eines Bezirks in demjelben Grundbuch und bei demfelben Grundbuch» 
amte bereinigt find; das erleichtert die Auffindung des einzelnen Grundſtücks, 
—* Belaftung 3. v. eingeſehen werden ſoll, und ſichert die einheitliche Behand— 
lung durch denſelben Grundbuchbeamten. Die Grundbücher dürfen mithin nicht ſo 
angelegt werden, daß etwa in dem einen alle Ackerländer, in dem anderen alle 
Wieſen oder Waldungen uſw. gebucht würden. — a) Die Abgrenzung der Grund— 
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Grundftüd des Anlegungbezirkes ift im Grundbuche derart genau zu be: 
zeichnen, daß eine fichere Feititellung der entjprechenden Bodenflähe gewähr— 
leiftet wird. Hierzu joll die Verbindung des Grundbuchs mit einem amtlichen 
Verzeichniſſe, dem Flurbuche oder Lagerbuche uſw., dienen, in dem jämtliche 
budhungpflidtige Grundftüde unter Nummern oder Buchjtaben aufgeführt 
find.” Die hier angewandten Merkmale find für die Bezeichnung der Grund: 


buchbezirfe erfolgt regelmäßig nach Gemeinde- oder felbjtändigen Gut3bezirfen 
(fo preuß. Allg. Verf. 20. 11. 1899 $1) oder nad Steuergemeinden (bayer. 
Allerh. Verf. 28. 8. 1898 $ 1 für die Pfalz) oder nad) Ortſchaften und Ortsteilen 
(ſächſ. VO 26.7.1899 83). Die näheren Bejtimmungen hierüber unterstehen 
dem Landesrecht. Vergl. noch württ. Verf. 2.9. 1899 $ 17; bad. AG 3. GBO $ 1; 
heſſ. AG Art. 2; elſaß-lothr. WO 18.4.1899 $1. Gehört ein Grundftüd zu 
mehreren Bundesjtaaten, jo muß über feine Buchung durch Staatövertrag ent: 
jchieden werden. Nach der örtlichen Lage des Grundjtüds entfcheidet fich dem— 
gemäß auch, welches Grundbuchamt örtlich zujtändig tjt. Jedes Grundbuchamt 
bat feinen bejtimmten örtlichen Amtsbezirk, der meiſtens mit dem Bezirk des 
dafür fachlich zuftändigen Amtsgerichtes (oben $51 A3) zufammenfällt; da 
diefer mehrere Gemeinden ujw. zu umfaſſen pflegt, fo find demjelben Grundbud): 
beamten regelmäßig mehrere Grundbuchbezirfe unterjtellt. Vergl. $ 4, unten $ 53 
U 32. — b) Ausnahmsweiſe fünnen nad GBO $ 85 durch Iandesherr!. VO ſog. 
Spezialgrundbücder eingeführt werden, die nicht nach örtlichen Bezirken 
eingerichtet find, jondern gewiffe Gattungen von Grunditüden, wenngleich fie im 
berichiedenen Bezirken belegen find, zufammenfafjen; wie Domänen, ritterfchaft- 
liche Güter, Fideilommißgüter ufw. So insbefondere Medlenburg, AB 3. GLO 
88 22, 23 (Langfeldt AG 318) für die ritterfchaftlichen Landgüter; Baden, GBAG 
10 befonderes Grundbuch für Stammgüter ohne Rüdjicht auf die Grenzen ber 
Srundbuchbezirke; Schwarzburg-Sond. AG 3. GBO 85 für das fürftl. Kammer: 
gut, Rittergüter uſp. Die meiſten Staaten haben von diefem Vorbehalte feinen 
Gebrauch gemacht. Wohl aber bejtehen befondere Arten von Grundbüchern für 
die durch die Vorbehalte des EG 3. BGB gededten Gebiete. Insbeſondere für 
Bergiverfe (preuß. Allg. Verf. 20. 11.1899 8 23: ein befonderes Grundbuch ijt für 
die im Bezirk eines Grundbuchamtes belegenen Bergmwerfe einzurichten; bayer. AG 
3. GBO Art. 7; badifches GBAG $ 9) ; für die Bahbneinheit als Vermögens: 
inbegriff fann ein Bahngrundbuch eingerichtet werden; die Bahneinheit erhält ein 
Grundbuchblatt, das im Titel die Vefchreibung des Bahnumternehmens, die Länge 
der Streden, die Fonds uſw. angibt; die zu ihr gehörenden Grunditüde bebalten 
ihre Grundbuchblätter in dem Grundbuche ihres jeweiligen Bezirkes, fie werden 
aber auch in dem Bahngrundbuch aufgeführt und durch die Eintragungen in diefem 
betroffen (preuß. Gef. 19. 8.1895, Neufaffung 11. 6. 1902 und Allg. Verf. 11. 11. 
1902; Turnau-Förſter 2, 372, 434; badifches GBAG $ 11 über Bahngrundftüde). 
Gemeinfchaftliches nicht nach Bezirken angelegtes Grundbuchblatt für die Hau: 
berge im Dillfreife und Oberwefterwald nad preuß. Verf. 7. 5. 1900 betr. Grund: 
buchtvefen im Gebiete des vorm. Herz. Naſſau $29 (preuß. Minifterialverfüg., 
Dederz Berlag, Nachtrag ©. 1). 
2) GBO $2111. Der Zweck des Verzeichniffes ift, das Grundftüd nad 
Lage und Umfang genau und auf die Dauer feitzuftellen. Als Grundlage bier- 
für taugen nur folde Abmarfungsmittel, die den natürlichen Veränderungen 
troßen und auch nach vollgogener Aufteilung oder Zufammenlegung noch kundbar 
bleiben; alſo 3.8. Grenziteine (Schuß durch das Strafgeſetzbuch 8274 Nr. 2), 
Lochſteine (preuß. Berggeſetz 24.6.1865 839), Grenzbügel (preuß. ALR TI. 
17.368), Malbäume (lex Baiuvariorum tit. XI ce. 15). Heute gefchtebt die 
Landesvermeffung regelrecht durch trigonometrifhe Aufnahme und eine danadı 
angefertigte Flurfarte. Cine derartige Vermeſſung wurde nach dem Entmurf I 
zur GBO vorausgefebt; der durch Karte und Flurbuch bezeichnete Flächenabfchnitt 
follte al3 Grundjtüd gelten. Won diefem Erfordernifie jab EIN ab, meil ind 
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ftüde im Grundbuche maßgebend. Darum bildet die Fertigjtellung des amt: 
lichen Berzeichnifjes die Vorausfegung dafür, daß das Grundbud für einen 
Bezirk als angelegt gelten kann.“ 

2. Den landesherrlihen Verordnungen bleibt es überlafjen, die dürftigen 
Vorausjegungen des Reichsrechtes zu ergänzen * und das amtliche Verzeichnis 
fo zu geftalten, daß ein ficherer Nachweis der gebuchten Grundftücde mit der 
Bodenfläche als dem realen Gegenftande der dinglihen Rechtsmacht gewähr— 
leiftet wird. Dazu gehört auch eine möglichft deutliche und allgemeinverftänd- 
lihe Art der Flächenbezeihnung. Anderenfalls muß die Gefahr entjtehen, 
daß durch Die einjeitige Uberſchätzung der Bucheintragung, die doch nur Mittel 
zum Zwecke jein fol, die praftiihe Bedeutung der Befig: und Nutzungs— 
ausübung mißachtet und das Grundftüc jelbft im Gegenjage zu den im reellen 
Verkehr geltenden Anjchauungen zu einer Handelsware herabgedrüdt wird. 

In den meiften Bundesftaaten wird in Ermangelung einer bejonderen, 
für die Grundbuchzwede vorgenommenen Vermeſſung das allgemeine Flur: 
buh und das Steuerfatafter zu Hilfe genommen. Es ergeben fi) daraus 
vielfach große Schwierigkeiten. Die Katafterkarte, die als Schlüffel des durch 
die mannigfaltige Teilung der Grundftücde hervorgerufenen Zahlengewirres 
dienen könnte, fehlt beim Grundbuchamte ; bei Abjchreibungen und bei ver: 
ihiedenartiger Belaftung der Teilſtücke zeigt das Grundbuchblatt ein Bild, 
das fih dem Verftändniffe auch des eingemweihten Kenners nur jchwer er: 
ſchließt. Die Zurücdführung des Grundbuchs auf das Kataſterbuch und Die 
Sorge für Die dauernde Übereinjtimmung beider belajtet das Grundbuch mit 
vielen für die dinglihen Rechtsbeziehungen ganz überflüffigen Angaben. 
AndererjeitS wird durch die doppelfeitige fortlaufende Kontrolle das Zutrauen 
in die Richtigkeit der tatfächlichen Angaben erhöht. 
befondere für eine Vermeſſung der jtädtifchen Bezirke fein zwingendes Bedürfnis 
beſtehe; das Flurbuch, von dem GL M handelte, follte nur ein amtliche 
Verzeichnis fein, das einer trigonometriihen Vermeſſung und Kartierung ent— 
taten konnte. Hieraus iſt die jeßige Norm des 82111 entitanden. Der in der 
Reichstagskommiſſion geitellte Antrag, dak bei Neuanlegung des Grumdbuchs das 
amtliche Verzeichnis auf eine Flurfarte zu ftüßen fei, wurde auf Widerfpruch 
des Staatsſekretärs des Neichsjuftizgamtes abgelehnt und nur als Rejolution 
aufrechterhalten. Predari 11,30; Fuchs 2,47. — Zwingendes Erfordernis 
bleibt ein amtliches, jedes einzelne Grundftüd durch Nummern oder durch Buch— 
Haben individualijierendes Verzeichnis. Wird ein Grundjtüd geteilt, jo muß 
jeder jelbjtändige Grundjtücteil unter Berichtigung des Verzeichniſſes feine eigene 
Nummer oder eigenen Buchitaben erhalten; nur unter diefer Vorausſetzung iſt 
er buchungfähig. : 

3) Über diefen Zeitpunft umd die Anlegung felbft entfcheidet allerdings 
dad Landesrecht (oben 849 A 4); es darf fich aber mit den zwingenden Voraus— 
fegungen des Neichörechtes nicht in Widerfpruch ſetzen. 

4) GBO 82112. Das hat nicht durch Gefeß zu gejchehen, vielmehr 


fol die frei abänderbare Verordnung die Anpaflung an andere Landesrechte er- 
leichtern. Oben 849 A 32. 
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3. Die preußiſche Grundbucheinrichtung, die für viele andere Staaten 
maßgebend war, beruht auf folgenden Grundlagen. Dazu Predari 23; Turmaus: 
Förſter 2, 25; Fuchs 2, 48; R. Förfter, Handb. des form. Grundbuchr.; insbes 
fondere die lehrreiche Darftelung von A. Neumann, Verbindung des Grundbuchs 
mit dem Steuerbuch 1893. 

a) Das Grundbuch) beginnt, abgefehen von der Auffchrift, mit dem Beſtand— 
berzeichnis, da3 die auf dem einzelnen Grundbuchblatt behandelten Grumdftüde 
angibt (und zwar fo, daß regelmäßig die demfelben Eigentiimer gehörenden 
Grundjtüde einheitlich auf dem „gemeinfchaftlichen” Blatte vereinigt find; unten 
853 U 33 F.); A.Verf. 20.11.1899 88 3,7,8. Die Bezeichnung der Grundftüde 
erfolgt nad) dem Inhalte der Steuerbücher ($3I). Dies beruht darauf, daß die 
Vermeflung der einzelnen Landflächen von Anbeginn zum Zivede der Grumbditeuer: 
erhebung vorgenommen wurde; durch Aufnahme eines Slatafter$ (capitastrum, 
Kopfiteuerlifte; bereits in Aghpten, oben $ 48 U 8; dann befonders im 18. Jahr: 
Hundert, am berühmteften war der censimento milanese 1719—1760; Selß, 
Grundfäße zur Aufnahme und Erhaltung von Grundfataftern 1840; dv. Windler, 
Handbuch für Beamte der NKatafterverwaltung 1886; v. Sabignyh, bermifchte 
Schriften 2 Nr. 16) fol zum Zwecke der Steuerveranlagung der Flächeninhalt 
und Reinertrag der Grunditüde ermittelt werden. So die ältefte Inſtr. des 
Finanzmin. für die rheinifch-weitfälifchen Provinzen vom 11.2.1822. Die 
Verbindung zwiſchen Steuerbuch und Hypothekenbuch wurde zuerjt für Weitfalen 
uſw. angeordnet durch VO 31.3.1834; die Vermeſſung hatte den Flächeninhalt 
und die Grenzen jedes einzelnen Grundftüds (Parzelle), das nach feiner Lage, 
Benubungsart oder Berfon de3 Eigentümer3 abgejondert war, fejtzuftellen 
(Soppers in Gruchot 36, 321). Diefe ftrenge Spezialijierung wurde fpäter für 
das Grundbuch nicht mehr gefordert; denn für den Erwerber und Gläubiger ge: 
nügt die Angabe der Gejamtflädhe und des Gefamtreinertrages (Werner, Grund— 
buchordnung 2,163). Das Gefeß über die Regelung der Grunditeuer vom 21.5. 
1861, für den ganzen Umfang der Monardie erlaffen, ermöglichte die allgemeine 
Verbindung des Katafters mit dem Grundbuche. Durch Gefeb vom 14. 7.1893 
it die Grund= und Gebäudeiteuer als Staatdfteuer aufgehoben und den Kommunen 
überwiefen; die Veranlagung und Verwaltung diefer Steuer und die Führung 
de3 Satafterd wird aber gleichwohl vom Staate fortgefekt; maßgebend find die 
Anweiſungen des Finanzmin. vom 21.2.1896; ferner Verf. des Juſtigmin. vom 
7.3.1892, vom 29.83.1895, vom 11.9.1897. Dieſe jind durch die Allg. V. 
bom 20.11.1899 8 29 für da3 Verfahren behufs Erhaltung der INbereinftimmung 
zwiſchen den Grundbüchern und den Steuerbüdhern aufrecht erhalten. 

b) Zum Verſtändnis der Grundbuhführung find folgende Katafterbegeid- 
nungen zu erläutern. 1. Die Gemarfung tird gebildet durch fämtliche zu 
einer Gemeinde oder einem felbitändigen Gutsbezirk (ausnahmsweiſe fönnen die 
durcheinander liegenden Grunditüde mehrerer Gemeinden zu einem einheitlichen 
Grumdjteuererhebungsbegirfe und damit zu einer Gemarfung verbunden werden) 
gehörenden Grunditüde. Ihre Angabe ift zur Ermittelung der Lage des gebuchten 
Grundſtücks unentbehrlid. — 2. Für jede Gemarkung ift eine Gemarkungslarte 
anzulegen, die die Grenzen fämtlicher Barzellen und ferner alle Wege, Flüffe uſw. 
angibt. Da bei großen Gemarfungen diefe Karte für den praftifchen Gebraud) zu 
unhandlich wäre, darf fie in einzelne Kartenblätter zerlegt werben. — 3. Zur Er: 
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mittelung des Reinertrags werden die Liegenſchaften in fieben Aulturarten 
(Aderland, Gärten, Wiejen, Weiden, Holzungen, Waflerjtüde, Odland) und 
jede Aulturart in acht Bonitätsflaffen eingeteilt. — 4. Parzelle ift ein in 
der Slurfarte bejonder3 dargeftellter Flächenabſchnitt, der «) demfelben Eigen 
fümer gehört, im Grundbuch einen befonderen NRechtsgegenftand bildet und auf 
demjelben Artilel der Grundjteuermutterrolle (unten «14) nachweisbar ift; 
3) der nämlichen fYeldlage und Gemeindebezirk angehört und 7) bon der näms 
Iihen Aulturart iſt. — 5. Jede Barzelle bat auf der urjprünglichen Gemarkungs— 
farte als Stammparzelle ihre Nummer erhalten; jedes Kartenblatt beginnt mit 
Pr. 1 und zäblt fämtliche Parzellen in fortlaufender Reihenfolge auf. Wirb eine 
Barzelle geteilt, jo erhält jede Hälfte eine neue Nummer, die fortlaufend an die 
Nummer der zulegt gezählten Parzelle des Kartenblattes anfchlieft; zum Nach» 
weis des Urjprunges wird die Stammnummer als Nenner hinzugefügt. In dem 
heute geltenden preußiichen Mufterformular war im Bejtandteilverzeichnis zunächit 
unter [fd. Nr. 4 die Parzelle 90 von einem anderen Blatte hierher übertragen; 
diefe wurde dann geteilt und da das Kartenblatt mit Nr. 418 bisher abſchloß, jo 
erhielten die beiden Barzellenteile die Nummern 419 und 420, bei denen die alte 
419 


Nr. 90 als Nenner eingejeßt wird; daher — — (im Formular unter fd. Nr. 6 
ald Reit von 4 neu eingetragen) und z (nach Spalte 14 abgejchrieben und auf 


en anderes Blatt übertragen). Später tit T mit der Barzelle 17 vereinigt 


worden (Iaufende Nummer 8 des Formulars) ; in diefem Falle wird feine neue 
Rumerierung vorgenommen, die Nummern der Teiljtüde werden nebeneinander 
angegeben. 

c) Die befprochene Feititellung der Liegenichaften diente dem Zwecke der 
Beiteuerung; als Hauptaufgabe galt die Ermittelung des Reinertrages der Grund» 
tüde und des Nutzungswertes der Gebäude, um damit die Grundlage für eine 
gerechte Steuerverteilung zu gewinnen. Wie das Grundbuch diefe Ermittelungen 
jenen Sonderzwecken dienftbar macht, ift zunäcit für die Grundfteuer zu 
entwickeln. — 1. Neben der rein lofalen Gemarfungsfarte wird geführt: «) ein 
Flurbuch, das alle in jener Starte eingezeichneten Parzellen der Reihe nad 
aufführt, den Eigentümer und den Flächeninhalt nebit Reinertrag angibt (Verf. 
12.12, 1864; Gef. 8.2.1867; vergl. Spalte 4 des beute geltenden Grundbuch— 
tormular3 ; Kartenblatt oben b 2 und Flur find gleichbedeutend; über die Parzelle— 
nummer oben b4; A) die Grundjteuermutterrolle, die als Verzeichnis 
der grundfteuerpflichtigen Berfonen alle demjelben Eigentümer gehörigen Grundftüde 
zufjammenftellt; jeder Eigentümer erhält bier feinen eigenen Artifel. — 2. Im 
Grundbuche und zwar im Beitandverzeichnis (nicht im Titel) find die Grundjtüde 
nach dem Flurbuch und der Grundfteuermutterrolle anzugeben (AG 3. GBO Art. 2; 
Allg. Verf. 20.11.1899 $3I). Dabei ergibt fich als Folge des Gegenjaßes der 
Zwede: «) dab die Eigentumgrenzen, die für das Grundbuch als die twichtigite 
Angabe erjheinen müflen, nur aus dem SKartenblatt und auch da, weil für den 
Beiteuerungzived nebenfädhlich, oft unvolllommen erfichtlich find. Zur Aufflärung 
muß dann bis auf die alten Wirtfchaftätarten des 18. Jahrhunderts zurückgegriffen 
werden. Charafteriitiich und aus dem Steuerziwed zu erflären tft, dag innerhalb 
der Gemarkung zwar jede einzelne Parzelle nad) ihrer Größe genau vermeſſen 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.0.9. Aufl, 19 
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ift, der Katajterbeamte aber Schiwierigfeit findet, die Lage der Gemarkung als 
Ganzes auf der Erdbodenflächhe anzugeben. 4) Insbeſondere aber wirkt nad 
teilig und berivirrend die übergroße Zerfplitterung der Liegenſchaften in Einzel- 
parzellen und deren Zahlenfülle. Wenn die einzelnen Teile deöfelben Aders 
desjelben Eigentümers zu verfchiedenen Kulturarten gehören, fo muß für die 
Steuerzwede aus jedem Teil und Grundjtüdfplitter eine befondere Parzelle ge- 
bildet werden. Für die Nechtöverhältnifie ijt diefe Unterfcheidung überflüffig und 
ftörend. Die Allg. Verf. 20. 11.1899 $ 3 II unterjtellt eö demnach dem Ermefien 
des Grundbuchamtes, die Angabe der Kartanblatt- und Parzellennummer wey: 
zulaffen, wenn das Grundbuch infolge der Bahlenfülle unüberjichtlich werden 
würde und wenn die mehreren Katafterparzellen desjelben Grundjtüds auf einem 
oder mehreren Artifeln der Grimdjteuermutterrolle nachgewieſen find; diefe Ein: 
tragung auf einen Artifel fann da3 Grundbuchamt von amtöwegen bei ber 
Katajterbebörde nachſuchen. Dies Verfahren fann Anwendung finden, wenn die 
berichiedenen Barzellen tatfächlich ein einheitliches Grunditüd bilden (3.3. einen 
aus mehreren Barzellen entjtandenen Garten), insbefondere alfo bei einem Guts: 
fompleg (Rittergut, VBauerngut, Landgut; Gejtüt, Fabrikanlage, botaniſchem 
Garten ufw.; U. Neumanı 87). Dies find die ſog. Gefamtareale, die in den 
heutigen Grundbüchern mit großer Negelmäßigleit auftreten. 7) Den Gegenias 
zu jenen gejchlojienen Grundjtüden bilden die walzgenden Grunditüde 
oder Wandeläder. Das find Grundjtüde, Die weder zu einem Gutsfompler nod 
au einem Hausgrundſtück gehören, vielmehr felbjtändig bleiben ald Einzelader, 
Holziwieje, Weide, Garten uſw. Sie werden alfo nicht mit den übrigen Grund: 
ftüden desfelben Eigentümers zu einer wirtfchaftlicden und rechtlichen Einheit ver: 
bunden. Ihre Abfonderung ſoll ihre Veräußerung erleichtern; da fie feine Trenn- 
ftüde darjtellen, braudt ein SKatafterauszug mit Zeichnung nicht vorgelegt zu 
werden. Die auf dem Gute ruhenden Hypothefen und Renten uf. belaften die 
walzenden Grundjtüde nur, wenn dieje ausdrüdlich in die Haftung einbezogen 
find; das walzende Grundjtüd kann für fich felbjtändig belaftet werden. Da aud 
jie im Grundbuch dem Eigentümer auf dasjelbe Blatt gugefchrieben werden (und 
nicht für jedes ein befonderes Blatt angelegt wird), fo entiteht vielfach Unficher: 
beit und Unüberfichtlichleit. — 3. Die Größe des Grundftüds ift nach Dem Steuer: 
buche und zwar bei geichlofienen Grunditüden nach dem Gefamtbetrage anzugeben. 
Ebenfo tft der Grumdfteuerreinertrag zu berzeichnen und zwar entjprechend den 
Gef. 21. 5.1861 in Talern und deren Hundertteilen (Spalte 9 de3 Yormulars); 
die Umrechnung in Reichswährung wird durch Verf. des Juſtigmin. vom 29.1. 
1882 für unſtatthaft erklärt. 

d) Die Gebäudefteuer ijt eingeführt durch Gef. vom 21.5. 1861. 
Das felbjtändige Gebäudegrunditüd (defien Wert vorzugsweiſe in der Benußung 
des Gebäudes, nicht in der des Bodens liegt; alſo das Miethaus, Landhaus mit 
Bart, Krankenhaus mit Garten uſw. im Gegenfaß zu einem Weinberg mit einer 
Holzlaube) umfaßt das Gebäude, den Hof und den Hausgarten unter 1 Morgen. 
Die Steuer wird nach dem Nutzungswerte der Gebäude bemeffen; diefer iſt nad 
Mark berechnet (im Gegenfag zur Grumditeuer, denn diefe ift jeit 1861 under: 
ändert geblieben, während die Gebäudejteuer alle 15 Jahre neu eingefchäßt mird 
und alfo der Marfrechnung angepaßt werden fonnte) in da3 Grundbuch einzu: 
tragen (Spalte 10 des Formulars). Die Gebäudejtenerrolle, in die alle Gebäude 
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unter fortlaufender Nummer aufgenommen werden, weiſt außerdem für jedes 
Gebäude nach: die örtliche Lage (Bezirk, Straße, Plaß, Hausnummer uſw.), den 
Eigentümer, den Artikel der Grundfteuermutterrolle, die fataftermäßige Bezeich- 
nung und Größe der Grundfläche, die einzelnen Gebäude unter Buchſtaben. In 
dad Grundbuch find nicht die einzelnen Gebäubdeteile aufzunehmen; e3 genügt die 
Sejamtbezeichnung und Angabe des Gefamtreinertrages ſowie der Nr. der Ge— 
baudejteuerrolle. — In den ſechs öjtlihen Provinzen find die Gebäudegrundftüde 
vielfach nicht vermeflen; für die Berechnung des Nutzungswertes ift die Feititellung 
der Grundfläche überflüffig, weil dafür nur die Gebäude unter Berüdfichtigung 
der größeren oder geringeren Ausdehnung des Hofraumes und Haudgartens in 
Frage lommen; Erwerber und Gläubiger können fich jelbft von der Größe der 
Baulichkeiten uſw. Teicht unterrichten. Hier ift mithin nur die Gefamtfläche der 
Dorflage oder Stadtlage bejtimmt und unter einem befonderen Artifel in dem 
Flurbuche und der Mutterrolle als „ungetrennte Hofräume“ oder „unbermeflene 
Dorflage* aufgenommen; an diefer Dorflage bat jeder Beſitzer eines Gebäudes 
feinen Anteil, nämlich die zu feinen Gebäudegrundftüden gehörige oder von ihm 
befegte Fläche. In ſolchem Falle führen 3. B. alle Gebäude nebit Garten, Hof uſw. 
des Dorfes N. den Art. 65 der Grunditeuermutterrolle; das Gehöft des einzelnen 
Eigentümer wird dann im Grundbuch ald „Anteil an Art. 65 der ungetrennten 
Torflage*“ oder als Anteil an den undermeflenen Hofräumen (Gef. 8.2.1367 8 10; 
Berf. 2.9. 1872 Art. 11; U. Neumann 8 8) bezeichnet und unter diefer Benennung 
aufgelafien ufw. Dasfelbe gilt auch) in Städten (wie 3.2. in einem großen Teil 
von Halle a. S., von Berlin) für die „unvermeſſene Stadtlage*. Eine Vermeſſung 
wird aber notiwendig, wenn bloß ein Teil des Haufes, Gartens oder Hofes oder 
3. B. das Backhaus, Waſchhaus, der Stall veräußert werden foll. 

e) Die Grundlage für die Zurüdführung des Grundbuch auf das Kataſter 
bilden die vom Katajteramte dem Grundbuchamte mitzuteilenden Abjchriften des 
Flurbuchs und der Gebäudeiteuerrolle; dagegen wird eine Abfchrift der Grund— 
teuermutterrolle nicht mitgeteilt; preuß. GBO 84; Ausf. Vf. 2.9.1872, Dieſe 
Zurüdführung iſt zwar fajt überall erfolgt; die Arbeit ift aber wegen der da= 
maligen Überbürdung der Grundbuchrichter oder infolge einer mißverftändlichen 
Anwendung der Vollgugborfchriften zuweilen derart mangelhaft ausgeführt, da 
eine Enträtjelung der Titelblätter faum möglich ift. Gleichwohl jollen die alten 
Grundbücer fortgeführt werden; erft die neu anzulegenden Bände und neuen 
Grundbuchblätter der noch nicht gebundenen Bücher find nach den neuen Vor— 
Ichriften einzurichten (Allg. Verf. 20.11.1899 9827, 28). — Die Überein- 
ſtimmung zwischen Grundbuch und Katafter ift dadurch dauernd auf dem Laufen: 
den zu halten, daß jedes Amt dem anderen die Veränderungen mitteilt, die für 
diefes von Wichtigkeit find; daraus ergibt fich eine wechſelſeitige Kontrollierung 
der Eintragungen, eine doppelte Buchung, die große Sicherheit bietet, zugleich aber 
dem Grundbuchrichter dauernde und höchſt verantwortliche Mühewaltung auf 
erlegt. — 1. Alle für die Steuer erheblichen Veränderungen (Eigentumderände- 
rungen, Neubauten oder Umbauten) find in den Steuerbüchern durch die Steuer: 
bebörden nachzgutragen, die Karten find durch Ergänzungsfarten zu berichtigen 
(Anweifungen des Finangmin. vom 21.2.1896; vom 25.10.1881 und 20.2. 
1888). a) Das Grundbuhamt bat von jeder Eigentumberänderung fofort den 
Katafterfontrolleur zu benachrichtigen (Allg. Verf. des Juſtigmin. 5. 6. 1877). 

19* 
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Auf Grund diefer Gigentumdberänderungöliften werden die Grund: 
und Gebäubdefteuerbücher berichtigt; ſoweit die Artikel der Grundfteuermutterrolle 
oder die Nummern der Gebäudefteuerrolle zu ergänzen oder zu berichtigen find, 
tft die Lijte dem Grundbuchamte zur Kenntnisnahme (und Eintragung in das 
Grundbuch) vorzulegen und dann zurüdzugeben. #) Das Katafteramt bat dem 
Grundbuchamte eine WVeränderungsanmeldung mitzuteilen, die diefe8 zu den 
Grundakten nimmt: über Eigentumänderungen, die ohne vorgängige Eintragung 
im Grundbuch fortgefchrieben werden, 3.8. bei Grengberichtigungen, oder wenn 
mehrere Mutterrollenartifel desjelben Eigentümers zu einem Artifel bereinigt 
werden uſw. — 2. Alljährlich find über die im lebten Nechnungsjahre borges 
fommenen Forms und Bejtandveränderungen (jene find Veränderungen duch 
Teilung, Grengzberichtigungen uſw., diefe Veränderungen in der Steuerpflicht in- 
folge der Verringerung oder Erhöhung des Neinertrages dur Anderung ber 
Kulturart, weil ein Ader bebaut iſt, oder infolge der Änderung des Nubkungs- 
merted, weil ein Haus abgebrochen tft) oder Veränderungen der Nummern uſw. 
bom Katajteramte gefondert für jeden Gemeindebezirk durch Flurbuch- und Ge: 
bäudejteuerrollenanhänge mitzuteilen (Allg. Verf. des Juſtizmin. 5. 6. 1877 VI, 
VII). Das Grundbudamt hat danach das Grundbuch, ſoweit es zuläffig und er- 
forderlich iit, zu berichtigen. Über Unklarheiten insbefondere in der Bezeichnung 
der Parzellen foll der Grundbuchrichter mit dem Katafteramte in Verhandlung 
treten; zur Ermittelung der Barzelle ift auf die alten Bücher und früheren Bes 
zeichnungen einzugehen; nötigenfalls hat das Katafteramt unter Zugiehung ber 
Beteiligten an Ort und Stelle eine Vermeffung vorzunehmen. Eine alljährliche 
mübfame Arbeit für den Grundbuchrichter und eine Quelle ärgerlicher Prozeſſe. 

f) Die vom Katafteramte dem Grundbuchamte mitgeteilten Weränderungs- 
anmeldungen und Auszüge aus dem Fortfchreibungsprotofoll enthalten vielfach 
Berichtigungen irrtümliher Angaben. Beruhen diefe Tediglih auf einer un: 
genauen geometrifchen Darftellung der Grundftüdgrenzen in der Kataſterkarte, fo 
find foldhe bloß techniſche Irrungen, wenn fie dem Grundbuchamt durch Erläute- 
rungen und eine Sandzeichnung aus der Katafterfarte nachgewwiefen werden, obne 
weiteres im Grundbuch zu vermerfen (Verf. Juſtizmin. 5. 6. 1877 V). Anders ftebt 
eö, wenn materielle Irrtümer, insbefondere in der Angabe über den 
Flächeninhalt der Grundftüde oder über die Eigentumderhältnifje, behoben werden 
jollen. Hier muß beachtet werden, dab durch eine einfeitige amtliche Berichtigung 
und Anderung ein Eingriff in die begründeten materiellen Rechtsverhältniffe nicht 
ftattfinden darf. Wie meit dies möglich ijt, hängt davon ab, ob die aus dem 
Satajter übernommenen Angaben an dem öffentlihen Glauben de3 Grundbuchs 
teilnehmen (darüber unten Nr. 5) ; obgleich die Antwort darauf verneinend lautet, 
fol der Grumdbuchrichter doch allgemein dafür einftehen, daß da3 Vertrauen 
auf die Stetigfeit und Verlählichkeit der Grundbucheintragungen nicht gefährdet 
werde. Darum ift folgendes zu beachten. 1. Weicht die Darftellung der Eigen» 
tumgrenzen auf der Kataſterkarte von den wirflicden Grenzen ab und beruht dies 
auf einem in der Hatafterfarte enthaltenen Irrtum, jo darf der Katafterbeamte 
felbjtändig die Grenzberichtigung vornehmen, wenn die beteiligten Grumndeigen: 
tümer ihre Zuftimmung erteilen (Sat. Anm. 21.2.1896 II 812). Der Grund» 
Guchrichter kann die ihm daraufhin mitgeteilte Berichtigung unbedenklich eintragen, 
foweit nur die Rechte der zuftimmenden Eigentümer in Frage ftehen. Wenn 
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aber an dem abaujchreibenden Parzellenteil begrenzte Rechte Dritter beftehen, 
die beeinträchtigt werden können, darf er die Mbjchreibung nur vornehmen, wenn 
dieje auftimmen oder ihren Verzicht erflären; andernfalls iſt das begrenzte Recht 
mitzuübertragen (Predari 30 Nr. 14). — 2. In allen anderen Fällen ijt eine 
Beridhtigung des Katafters erſt zuläfiig, wenn die entjprechende Eintragung im 
Örundbuche vollzogen ift. Hier gibt die richterliche Vorprüfung den Ausfchlag. 
Co in3bejondere bei Grengveränderungen oder wenn ein Grundftüd in den Steuer 
büchern irrtümlich einem Nichteigentümer zugefchrieben ift oder wenn ein Dritter 
behauptet, daß die einem Anderen zugefchriebene Barzelle ibm ald Eigentümer zus 
geichrieben werden müfje oder wenn eine Barzellenverwechfelung borgelommen ift. 
Soldem Tatbeitande gegenüber muß der Grundbuchrichter, auch wenn Jrrtum und 
Berwechfelung fachlich feitgeftellt find, mit der Möglichkeit eines gutgläubigen Er- 
werbes Dritter rechnen. Er darf die Berichtigung nur vollgiehen mit Eintoilligung 
ſämtlicher Beteiligter und nachdem die 3.3. zur Anderung bed Eigentums und 
feiner Grenzen erforderliche Auflafiung vorgenommen iſt. Andernfall3 hat er das 
Ergebnid des unter den Beteiligten auszufechtenden Rechtſtreites abzuwarten und 
mag inztwifchen nach GBO 8 54 einen amtlichen Vermerk über den Irrtumtatbeſtand 
eintragen. — 3. Die Berichtigung der Größe einer Parzelle, die irrtümlich mit 
18 ar jtatt mit dem wirklichen Beitande von 22 ar angegeben ift, kann jederzeit 
fattfinden, Da bier die felbftändige Wirkung des qutgläubigen Erwerbes nit in 
Frage fonımt (Fuchs 59; U. Neumann $ 18). — Vergl. Hierzu unten $ 63 U 67. 

£) Zu den materiellen Irrtümern zählt die Kat. Uno. I $ 1 auch) die irrigen 
Angaben über die Zugehörigkeit der Liegenfchaft zu einer Gemeinde oder einem 
felbjtändigen Gutöbezirf. Sind 3.2. zwei angrenzende Gutsbeſitzer A. und B. 
darüber einig, daß der zwifchen beiden Gütern fließende Bach nicht, wie im 
Katafter ftebt, jedem von ihnen zur Hälfte, fondern nur dem U. als Eigentum 
zuiteht: jo vermag foldhe privatrechtliche Verfügung die Grenzen der Gutsbegirke 
zicht zu ändern. Die Grenze wird nad öffentlichem Nechte weder durch das 
Katafter noch durch da3 Grundbuch maßgebend beitimmt, jondern durch den fort- 
dauernden Tatbeitand der fommunalen Zugehörigkeit (duch den Beſitzſtand); 
bergl. v. Brauchitſch, Verwaltungsgefebe (1903) 3,156; 1,298. Das Kataſter 
gibt auch Feine Vermutung. Soll eine Anderung gegenüber der biöherigen Zu- 
gehörigfeit bewirkt werden, fo muß der Kreisausſchuß einen UImgemeindungs= 
beihluß faſſen; Zuſtändigkeitsgeſ. vom 1.8.1883 $ 25. 

4. Bon den anderen Landesrechten find folgende hervorzuheben. 

a) Bahern. 1. In den Landesteilen recht des Rheines foll beitimmt 
werden, daß die biöherigen Hypothekenbücher als Grundbücher im Sinne des 
DEB gelten jollen. Als amtliche Verzeichnis gelten dann die Sacdhregifter zu 
den Hypothekenbüchern. Diefe find Auszüge aus den Grunditeuerfataftern; fie 
bezeichnen die Grundftüde nah Plannummer, Flächeninhalt, Kulturart und 
werden auf die Satafterfarte geſtützt. Negelöberger:Henle, bayer. Hyp. R. 
8. Aufl. $ 18; Henle, Anlegung des Grundbuchs 10, 12, 16, 42. — 2. In der 
Pfalz erfolgt die Bezeichnung der Grunditüde nach den PBlannummern, unter 
denen fie im Grunbdjteuerfataiter und im Flurbuch eingetragen find. Die Ein- 
tragungen in das Grunditeuerfataiter bilden die Grundlage für da3 Anlegung— 
verfahren; dort wird die Plannummer, Lage, Bebauungsart, Flächengröße und 
der Befiger angegeben. Das Flurbuch tit das hiernach gebildete Verzeichnis ſämt— 
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licher in einer Steuergemeinde vorhandener Grundftüde. Kgl. WO vom 28.8. 
1898 882, 6, 13; 9. Schneider, Liegenſchaftsrecht in der Pfalz Nr. 354, 362, 
376. Über das Recht zur Einficht des Grumdfteuerkatajterd AG z. BGB Art. 134; 
Böhm-KHlein AG 218. 

b) Sachſen, BO 3. GBO vom 26.7.1899 84: amtliche Verzeichniffe find 
die Flurbücher; $ 13: bei jedem Grundbuche fol fich ein Auszug aus dem Flur— 
buche befinden, der die Nummern der Flurjtüde (z. B. Flurbud) Nr. 64, Flurſtücke 
Nr. 17, 18, 32, 79; oder Grundftüd Nr. 124 ift in Nr. 124a und 124b zergliedert; 
bei Gebäuden wird die Brandfatafternummer angegeben, 844 Nr.2), Namen 
der Eigentümer, Gegenjtände, Aulturart, den Flächeninhalt in fummarifcher An: 
gabe, die Reinerträge und Steuereinheiten enthält. Breit, ſächſ. AG 168. 

c) Württemberg; Kgl. BO vom 30.7.1899 8 3, Min.Verf. vom 1.9. 1899 
(Nieder, AG 1,119; 2,499; Mandry, württ. Privatrecht 1,26). Als amtliches 
Verzeichnis gilt das Primärfatafter. Als felbitändiges Grumdftüd im Sinne 
der GBO gilt jede Parzelle mit felbjtändiger Haupt: oder Unternummer (Min.- 
Verf. vom 2.9.1899 819; Nieder 2,418). 

d) Baden, Vermefjungsgefeß 26.83.1852 und nunmehr Grumdbuch » Aus: 
führung VO 13.12.1900 88 1—60: als amtliches Verzeichnis dient das Lager: 
buch, da3 auf Grund eine? genauen Planes (des Gemarkungsatlas) für jede 
einzelne Gemeinde aufgejtellt ijt, die Grundftüde nah Nummern (Lager: 
buchnummer) verzeichnet, fie nacy Gattung, Umfang, Lage, Gebäudebeitand und 
Kulturart befchreibt und regelmäßig fortgeführt wird. Das Lagerbucdh wird mit 
dem Vermeſſungswerk beim Grundbudamt aufbewahrt. Vergl. die amtlichen 
Mufter zur Grundbucdh-Dienitanweifung vom 1. 5.1901. 

e) Heflen, BO vom 13.1.1900 84: ald amtliche Verzeichnis dient das 
Grundfteuerfatafter; das Amtögericht enthält daraus einen Auszug, der die Flur, 
Nummer, Kulturart, Gemwannbezeihnung und den Flächeninhalt der einzelnen 
Grundfteuerfatafter; das Amtsgericht erhält daraus einen Auszug, der die Flur, 
führung der Grundbuchkarten. 

f) Medlenburg- Schwerin und Strelik, WO vom 9. 4. 1899 und AG 4. 
BGB SH 50Ff. Amtliches Verzeichnis ift das Flurbuch. Dies ijt im mefentlichen 
neu anzulegen. Grunbfäßlich bildet jede Ortichaft mit ihrer Feldmark einen 
Flurbuchbezirk und jeder Flurbuchbezirf einen Grundbuchbezirt (88 52, 66). Das 
Flurbuch ſoll die Feititelung der Identität des Grundftüds ermöglichen; hierzu 
gibt es an die Nummer, Bezeichnung, Flächeninhalt, Bonität des Grunditüde 
(dagegen nicht den Namen de3 jetveiligen Eigentümers). Die Zurüdführung des 
Flurbuchs auf eine Flurbuchlarte wird empfohlen, nicht aber als zwingende 
Erfordernis aufgeitellt; mit Anlegung der Karte ift die geometrifche Ver— 
mefjung der Grundftüde verbunden. Langfeld, medl. AG 70, 299, 842, 

g) Eljaß-Lothringen, WO vom 18.4.1900 82: Bezeichnung der Grund: 
ftüde erfolgt auf Grundlage ihrer Vezeichnung in der Kataftermutterrolle und in 
dem ®ebäuderegiiter. Dazu Ausf.-Beft. vom 19. 12.1899 über die Führung 
der Eigentumbücher und vorläufigen Grundbücer. 

h) Oldenburg, VO vom 15.5.1899; Braunfchtweig, VO 12.6.1899 $2 
(Braunfchw. AG, amtl. Ausgabe 40, 171, 179); Altenburg, Verf. 5.9. 1899 
83; S.Gotha, WO 1.12.1899 83; Meiningen, BO 16.12.1899 Art. 6; 
Hamburg, AG 3. GBO 816 und Belanntm. vom 11.12.1899 (Bitter, hamb. 
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AG 128, 143); Bremen, VO 19.12.1899; Lübed, AG 3. GBO 89; Anhalt, 
BO 10.12.1899 Art.2; Reuß ä. L., VO 6.12.1899 84; Schaumburg-Kippe, 
LO 2.12.1899 82; Schw.-Sondersh., WO 29.7.1899 87; Walded, WO 
20.12.1899 Art. 2. 


5. Die Bedeutung des amtlichen Verzeichnifjes für die Berichtigung 
des Grundbuchs ® bezieht fich auf die Fälle, wo Grundbuch und Katafter unter: 
einander unftimmig find oder wo die tatjächlichen Angaben beider mit der 
wirklihen Rechtslage in Widerjpruch ftehen. Sind insbefondere unter den 
Nahbarn die Grenzen der Grumdftüce ftreitig, jo müſſen fie nach den tat- 
fählihen Verhältniffen an Drt und Stelle feftgeftellt werden. Die Beweis— 
führung mag fi auf die Flurfarte und Vermeſſungsbücher ftügen, aber eine 
rehtlihe Vermutung der Richtigkeit ift weder ihnen nody den Katafterangaben 
uſw. beigelegt ;* in legter Linie entjcheidet auch hier der befriedete Befit- 
ftand," er ift anzuerkennen, bis der angreifende Gegner fein Eigentum an dem 
freitigen Parzellenftreifen bewieſen hat.“ 

Das Hauptproblem betrifft die Frage, ob der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs auch die tatfächlichen aus dem amtlichen Verzeichnis oder Katafter 
ujm. in Das Grundbuch übernommenen Angaben über das Grundftüd ge= 
währleiftet.® 


5) Berichtigung findet ftatt, wenn etwas objektiv Unrichtiged eingetragen 
it oder wenn der Anhalt des Grundbuchs mit der wirfliden Rechtslage in Wider: 
fpruch ſteht. Darüber unten 863. Dort auch über die Frage, wer die Bes 
rihtigung zu bewilligen bat. Hier fommt inäbefondere in Betracht: wann die 
Vorausjegung von GBO 8 221, daf die Unrichtigfeit nachgewiefen ift, erfüllt ift, 
und ob die Unrichtigfeit der tatfächlihen Angaben im amtlichen Verzeichnis und 
im Grundbuch aud) dem gutgläubigen Erwerber gegenüber berichtigt werden darf. 

6) Denn BEB 5891 enthält mur eine Rechtsvermutung, die die tat» 
fählihen Angaben des Grundbuchs nicht einfchließt. So RG in Gruchot 46, 1157. 

7) Der Beweis, dab die Flurfarte mit dem befriedeten Beſitzſtande 
nicht übereinftimme, muß um jo mehr offen gehalten werden, als die amtlichen 
Vermefiungen und ihre Übertragung in das Grundbuch der Stontrolle oder Zus 
ftimmung der beteiligten Parteien nicht unterftehen. Dies gilt jedenfall im 
Civilprozgeß dem Gegner gegenüber, folange nicht der gutgläubige Erwerb eines 
Dritten in Iae⸗ fommt; durch einfeitige Anderung der Karte kann Eigentum 
weder erworben twerden, roch verloren gehen. Vergl. Wolff in Gruchot 45, 777. 
— Ob dem Betroffenen ein im Vermwaltungsverfahren verfolgbarer Anſpruch auf 
Berichtigung des „Verzeichniſſes“ zuiteht, hat das Landesrecht zu beitimmen. 
Bergl. die preuß. Gef. vom 29.5.1873 838 und 26.6.1875 und oben Nr. 31. 

8) So auch RG in Grucdhot 46, 1156 in einem Falle, wo die Grenzen im 
Ratafter als ftreitig bezeichnet waren (und der gutgläubige Erwerb eines Dritten 
nit in Frage fam). Als Beweismittel konnten hier die Katafter- und Grund— 
budeintragungen nicht herangezogen werden; der Kläger mußte vielmehr gegen 
den Beflagten als Befiber des beanfpruchten Landitreifens bemweifen, daß er das 
aufgelafiene Grundftüd — der Streitfläche zu Eigentum erworben hatte. 
— Vergl. auch Bo..1 887d Nr. 

9) Für das bisherige — Recht wurde der Sab aufgeſtellt, daß der 
Erwerber auf Grumbd der Auflafiung Eigentum an allen Beftandteilen des Grunditüds 
exwerbe, die fich aus dem im Titelblatt des Grundbuchs bezogenen Kataſter ergeben. 
Grumdlegend dafür war die Entjch. des Ober-Tribunals 76, 69; das Reichsgericht 
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a) Die Antwort hängt davon ab, ob jene Angaben zum Inhalte des 
Grundbuchs '° gehören. Dies ift zu bejahen injomweit, als es fi) um Tat: 
ſachen handelt, deren Beurkundung zur Erfüllung des Buchungzwedes unent: 
behrlich ift. Zur inhaltliden Beftimmung des Eigentums !? gehört bie 


hatte diefe Anficht aufgenommen und Hinzugefügt, daß materielle3 Eigentum an 
allen Katafterparzellen erworben wird, fie mögen im Grundbudhe einzeln auf: 
gezählt oder bloß ſummariſch angezogen fein; RG in Gruchot 36, 376 und be 
ſonders Entſch. vom 22.12.1886 im AJuftiz-Min.-Bl. 1887 ©.119. Dazu 
Kopper3 in Gruchot 36, 319, 356; dagegen indbef. U. Neumann $ 21; Dernburg, 
pr. Br. R. 1 8202 U 8. — Es wird verfucht, die Fortgeltung dieſer Sätze auch 
für das heutige Recht nachzuweisen. Der 84 der preuß. GBO, der den Stütz— 
punkt für die bisherige Praris bildete, beitehe inhaltlich fort in der Kgl. VO vom 
13. 11. 1899 Art. 2: al3 amtliche Verzeichniffe der Grundftüde dienten die Grund» 
und Gebäudeiteuerbücher; damit feien die Katafterangaben fraft der dem Landes 
recht durch GBO 82112 vorbehaltenen Befugnis zum Inhalte des Grundbuchs 
gemacht worden, jo daß jie an defjen öffentlihem Glauben teilnähmen. So 
Oberned, Grundbuchredht 219 und in Gruchot 43, 171; Fuchs 1,155, 2, 59; ein- 
fchränfend Predari 36 (über den Grundjtüdumfang entfcheidet nicht die irrig 
fartierte, fondern die wirkliche Grenze), Wolff in Gruchot 45, 767 (nur die 
Grundjtüdgrenzen jtehen unter dem Glauben des Grundbuch), Biermann 79. 
— Nach den Materialien und befonders der Denktichrift zur GBO ©. 17 erden 
die im amtlichen Verzeichni3 enthaltenen Angaben über Lage und Größe eines 
Grundftüds, auch wenn das Grundbud fie wiedergibt oder auf fie Bezug nimmt, 
bon dem öffentlichen Glauben des Buches nicht gededt; diefe Angaben find Iediglid 
tatfächliher Natur, $ 892 foll aber nur beftätigen, daß die eingetragenen Rechts— 
berhältnifie mit der wirfliden Rechtslage in Einklang ftehen. Dem ftimmen zu: 
Coſack $ 179, TurnausFörfter 1,207, Dernburg, BR 3 $ 47 U 6, Pland $ 89211, 
©treder 86, dv. Racubezfy 214, Kober 94. — Damit ijt die Frage allerdings noch 
nicht erledigt; denn die in den Materialien ausgejprochene Anficht hat im Geſetz 
feinen ungztweifelbaften Ausdrud gefunden. Die einzelnen Fälle find gejondert 
zu unterfuchen. Aber jo viel iſt allgemeinhin fejtzubalten. Das Geltungsgebiet 
des öffentlichen Glaubens de3 Grundbuch ift als materiellrechtlihe Frage mur 
aus 8 892 zu bejtimmen; die GBO wollte und fonnte in dieſe nicht eingreifen und 
feinesweg3 bat fie in $2 II den landesherrlichen Verordnungen die Macht ber: 
lieben, den Umfang de3 $ 892 nach Belieben auszudehnen und damit auf diefem 
mwichtigiten Gebiete de3 materiellen Liegenfchaftredhtes eine volle Rechtzer— 
fplitterung berbeizuführen. Dementjprechend jtehen auch alle Iandesrechtlichen 
Verordnungen auf dem Standpunfte, daß die Art der Geftaltung de3 amtlichen 
Verzeichnifies auf die Frage nach dem Umfange des öffentliden Glaubens ohne 
Einfluß jei; vergl. oben Nr. 4. Für Bahern: Henle 17; Medlenburg: Langfeld 74; 
Baden: Armbrufter AG 65 (AG 3. GBO $ 20 und VO vom 13.12.1900 88 44, 
20; 75). — Die Praxis fcheint geneigt, den bisher für da3 preuß. R. einge 
nommenen Standpunft aufzugeben; vergl. die Bemerfungen de3 RG in 2 1901 
©. 42, 341; OLG Karlsruhe, bad. Rechtspraxis 1904 ©. 123. Das er: 
gericht in ORG 6, 14 läßt die Entſcheidung vorab dahingeftellt. Vergl. unten U 13. 

10) BGB 8 892; auch unten 8 62. 

11) Allerdings ift 8 892 auf die Sicherung des Rechtsbeſtandes abgeitellt. 
Es gebt aber zu meit, wenn deshalb mit den Materialien fchledthin alle „bloß 
tatfächlihden Angaben“ al3 nicht zum Buchinhalt gehörend abgemiejen erden. 

Da die Worte „Anhalt de3 Grundbuch“ eine meitere Bedeutung baben, 
ergibt 8 894; wenn dort als bejonderer all der hervorgehoben wird, daß der 
Anhalt „in Anfehbung eines Rechtes an dem Grundſtück“ unrichtig tft, To folgt 
daraus, daß der Anhalt fich auch noch auf andere Angaben bezieht. Die engere 
Begrenzung des Berichtigunganfpruch® auf die Angaben über die Necht3lage be- 
gründet feinen Rückſchluß auf die Auslegung des 8 892; der öffentliche Glauben 
dect auch ſolche Angaben, die dem Berichtigunganfprucdh nicht unterliegen. 
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Angabe jeines Gegenftandes; es gibt fein abjtraftes Eigentum, das dingliche 
Recht ift Herrichaft an der feftumfchriebenen Sache. Was fonft hierfür durch 
die kundbare Befiggewalt geleiftet wird, muß Erſatz finden durch die Bud: 
angabe. Das Grundftüd ift Rechtsgegenftand als der durch die beurkundende 
Tätigkeit der Menſchen abgegrenzte Teil der Erdfläche; Kennzeichen für 
dieje das Rechtsobjekt ſchaffende Ausjonderung als Einzeljache ift die dem 
Grundſtück beigelegte amtliche Bezeichnung. Indem die Grundbuchordnung 
mn die Übernahme der Grundftücbezeichnung nad) dem amtlichen Verzeichnis 
zwingend erheifcht, macht fie feine Jndividualifierung des Grundftücds zum 
Inhalte des Buches jelbit: das Grundbuch joll ausmweifen, daß diejer konkrete, 
nah Nummer oder Buchftaben gekennzeichnete Teil der Erdoberfläche der 
Gegenftand der gebuchten Rechte if. Soweit diefe IJndividualifierung des 
Rechtsgegenſtandes reicht, bekundet das Buch in Wahrheit die Rechtslage 
und beftätigt fie durch den ihm beigelegten öffentlichen Glauben.!® 

b) Über dieſe Jdentitätbeftimmung hinaus reicht der öffentliche Glaube 
deö Buches nicht. Da der Inhalt des Buches injoweit nur auf die Bekundung 
gerichtet ift, welcher Flächenabſchnitt für die eingetragenen Rechte als be: 


N — Die folgenden Ausführungen gelten auch für die begrenzten dinglichen 
echte. 

13) Wenn A. im Grundbucdhe ald Eigentümer der Parzellen 1, 2 und 8 
eingetragen iſt und B. durch NRechtsgeichäft daraufhin diefen Barzellenfompler 
erwirbt, jo beftätigt der öffentliche Glaube des Buches feinen Eigentumerwerb an 
fämtlihen Grundſtücken, auch wenn Nr. 3 irrtümlich für U. gebucht war, während 
fie in Wahrheit im Eigentume des &. jtand. Anfofern nimmt aljo die „rein tat- 
fähliche Angabe”, dab das Gut de U. aus den Parzellen 1, 2, 3 beftehe, ſoweit 
damit der Rechtsgegenſtand individualifiert wird, allerdings an dem Glauben des 
Grundbuchs teil. — Hierher gehört auch der Fall der fog. Parzellenver— 
wehjelung; eine Waldparzelle ift infolge unrichtiger Angaben der Steuerbücher 
in die Gejamtflächhe des Gutes A. und daher in das Beitandverzeichnis des für 
I. angelegten Grundbuchs aufgenommen, während die Parzelle in Wirklichkeit 
zum Gute B. gehörte. Diefem Tatbeitande gegenüber dringt B. mit feinem Be— 
tihtigunganfpruch gegen A. dur (oben Nr.3f). Wenn aber ingwijchen das 
Gut des U. an den &. aufgelafien it, jo kann B. gegen diefen gutgläubigen Er— 
mwerber nicht durchdringen; KG in OLG 6,13, Predari 35, Oberned in Gruchot 
43,171 und DNOVZ 3,303; Pland 8 89211. ntfcheidend ijt hierfür nicht, 
dak der Umfang des Gutes durch Verivechjelung der Parzellen irrig angegeben 
wurde, fondern daß beitimmt bezeichnete und individualifierte Parzellen im 
Grumdbuche auf den Namen eines Nichtberechtigten eingetragen waren; gerade 
diefen Mangel der Berechtigung, die irrige Angabe der Rechtslage, auszugleichen, 
it die eigenartige Folge des öffentlichen Glaubens des Buches. Ebenfo ift zu 
entiheiden, wenn durch Verſehen des Grundbuchrichter3 die Grumdftüde ver— 
taufcht worden find, das dem A. vermachte Grundftüd wurde dem B. zugejchrieben 
und umgefehrt; wenn dann 3.8. &. ald Gläubiger de3 A. an dem diefem (irrig) 
zugefehriebenen Grundftüd eine Hypothek erworben bat, jo fann B. zwar fein 
Eigentum an dem belafteten Grumdjtüde gegen W. zur Anerkennung bringen und 
die Berichtigung des Grundbuchs ermwirfen, die auf $ 892 gegründete mwirffame 
Hhpothek des X. aber bleibt beitehen, ihre Löfchung ift nur mit Einwilligung des 
&. zuläffig. — Das alles gilt, ſoweit da3 Vertrauen auf die Grundbucdhangaben 
für den Inhalt der Einigung maßgebend ijt. Der Gegenbemweis bleibt daher 
zuläffig, dab 3.8. im erftgenannten Falle A. und &. die Parzelle nicht nach der 
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zogenes Objekt gelten joll, jo gelangen die Eintragungen zu voller Wirkung 
nur unter der Vorausjegung, daß die Buchangaben hierüber mit der Wirk: 
lichkeit übereinftimmen. Soweit zwijchen beiden ein Widerſpruch befteht, 
vermag das Bud; weder ein fehlendes Rechtsobjekt zu erzeugen, noch den 
vorhandenen Tatbeitand umzugeftalten: es entjcheidet dann die materielle 
Rechtslage, und der öffentliche Glaube des Buches hat weder die Macht noch die 
Beftimmung, eine fehlerhafte Katafterangabe als unanfechtbar zu beftätigen. 
1. Daher ijt die jelbftändige Wirkung des gutgläubigen Ermwerbes jchlechthin 
zu verneinen, wo die Ungenauigfeit der Buchung den Identitätnachweis aus: 
ſchließt. Dahin gehört insbejondere der Fall der doppelten Buchung desjelben 
Grundftücds, weil fich dabei von feinem Grundbuchblatte jagen läßt, daß das 
Grundftüd in ihm feine maßgebende und alleinige Stelle als Rechtsobjekt 
gefunden habe.'* 2. Das Grundbuch beftätigt nicht die Eriftenz des ge: 
buchten Grundſtücks; ift diefe nicht mehr nachzuweiſen, jo find die ein- 
getragenen Rechte hinfällig.”” 3. Ebenfomwenig werden durch den öffentlichen 


Buchbezeichnung, fondern im Umfange der ihnen befannten wirklichen Be: 
rechtigung des U. übertragen und erwerben wollten. 

14) Man fann unter Umfehrung des von dem Grundbuch ausgehenden 
Sabes, wonach diefes den Rechtögegenitand individualifieren muß, jagen: jedes 
Grundſtück muß als gebuchtes Rechtsobjekt feinen Identitätnachweis im Grund» 
buch finden. it daher 3.8. eine Wiefe: a) als felbitändiges Grundftüd auf 
Blatt 12 eingetragen und b) außerdem dem auf Blatt 73 gebuchten Grunditüd 
al3 Bejtandteil zugefchrieben, jo iſt fie überhaupt nicht unter einer bejtimmten 
Nummer eingetragen und ijt daher als ungebuchte zu behandeln; über ihre 
Rechtslage kann nicht der Buchinhalt, fondern nur da davon unabhängige 
materielle Recht entfcheiden. Das gilt auch gegenüber dem dritten Ermerber, 
da jein Glauben bier durch das Buch nicht gejtüßt wird. So bereit3 D.-Trib. 
Entſch. 83,270; RG 15,249; 39, 241 und ebenfo für das geltende Recht RG 
SW 33,62; TurnausFörfter 1, 410; Neumann in Grucdhot 48,836; Fuchs 2,59; 
Rrebichmar im Recht 7,328; Biermann 8892 A4; Pland 889214; abw. 
v. Sacubeziy 217; Ramdohr in Gruchot 44, 344; Kober 92, nad) ihnen gibt es 
rechtlich nur ein einheitliches Grundbuch; wer im Vertrauen auf ein beftimmtes 
Grundbuchblatt ein Grundſtück ertverbe, müfje den vollen Schuß des öffentlichen 
Glaubens finden, die an fich gleichwertigen Eintragungen auf dem anderen 
Grundbuchblatte würden damit hinfällig. Danach würde alfo dasjenige Grund» 
buchblatt unanfechtbar bejtätigt, auf deſſen Grundlage der erfte gutgläubige Er- 
werb eines Dritten fich vollgogen hätte. Diefe Ansicht läßt fich mit 8 892 nur 
bereinigen, wenn den Grundbucdangaben eine abfolute, von der Nichtigkeit der 
Andividualifierung des Grundſtücks Tosgelöfte Bedeutung zugeſprochen würde. 
Das widerſpräche aber den Grundſätzen des BGB. 

Allgemein iſt zu beachten, daß ſowohl im Falle der Doppelbudung als aud 
bei Barzellenvertvechfelung (A 13) die Pflicht des Grumdbuchbeamten zur Ein- 
tragung eines Widerfprudß von amtöwegen in Geltung tritt; GBO $ 54. 

15) Der Hauptfall ift der, daß das Grundftüd, auf das eine Eintragung 
erfolgt ift, nicht mehr befteht, weil 3.8. ein zur undermefjfenen Dorflage (oben 
Nr.3d) gehöriges Haus abgeriffen und der Boden mit dem Grundftüd eines oder 
mehrerer Nachbarn unentwirrbar vereinigt ift. Der Grumd folder Verwirrung 
ilt neben dem Mangel einer Vermeffung und Flurfarte, daß die Veränderungen 
in den Gebäubdejteuerrollenanhängen nicht richtig mitgeteilt oder vom Grumdbud)- 
beamten nicht richtig entiprechend den Fortfchreibungen eingetragen worden find. 
Solder „Verluſt“ von Grundftüden ift erft anzımehmen, wenn alle Verfuche, da3 
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Glauben die Angaben über die Art des Grundftüds oder über den Gebäube- 
beitand gefihert. Denn die Individualifierung wird durch die dem amtlichen 
Verzeichnis entnommenen Merkmale und nicht durch die Beichreibung nad) 
fonftigen Eigenſchaften gejchaffen.° Da die Benutzungsweiſe eines Grund: 
ftüds fortdauernd dem Wechjel unterworfen ift, kann der Erwerber auf 
die Buchangaben hierüber nicht vertrauen, er mag den tatjächlichen 
Zuftand ſelbſt unterjuhen. 4. Dasjelbe gilt für die Angaben über 
die Lage,“ die Größe oder den Flächeninhalt ** und endlich auch über die 
Grenzen der Grundftüde. Allerdings jest das Grundftüd als Rechtsobjekt 
begrifflich einen begrenzten Teil der Erdoberflähe voraus; aber die maß— 
gebende Angabe über den Lauf der Grenzen enthält das Grundbuch nicht, weil 
eö der Karte und Vermeffungsgrundlagen entbehrt, und ihrer bedarf es nicht 
zur Spentitätbeftimmung, weil z. B. der Gutshof A. als genügend bejtimmtes 
Rechtsobjekt erjcheint, auch wenn die Grenzen des Gebietes teilweiſe unfidher 
find. Die fcharfe Bezeichnung der Grenzen bildet fein zwingendes Erfordernis 


Grundſtück aus früheren Büchern oder 3.8. den über eine Separation geführten 
Akten der Generalfommiffion nachzuweiſen, vergeblich waren. Dann aber iſt das 
vermißte Grundſtück abaufchreiben, die Belaſtungen find zu löfchen. 

16) Auf dem Grundftüd 4. ih irrtümlich eingetragen, daß auf ihm ein 
beitimmter Gafthof errichtet ſei; diefer befindet fich in Wahrheit aber auf dem 
Nahbargrundftüd B. Um den Gajthof zu erwerben, kauft und erwirbt &. da3 
Grundſtück U. Der öffentliche Glaube des Buches beftätigt feinen Erwerb an dem 
Bajthofe nicht; denn der Buchinhalt lann die Wirklichkeit nicht derart überwinden, 
dab das Grundftüd A. zum Gaftbofgrunditüde wirrde.. So RG in Geuff.W. 
55,67. Entjcheidend ift er m. E., dab die ungutreffende Angabe ded Grund» 
buchs einen Irrtum über die Eigenfchaft des zu eriwerbenden Grundftüd3 hervor— 
gerufen bat; es handelt fich nicht um eine Barzellenvermechjelung, denn die 
Identität des Grundjtüds wird durch die, im vorliegenden Falle richtige, Be— 
zeihnung der Grundfläche umd nicht durch jeine Bejchreibung bergeftellt. Das 
Eigentum des B. am Gaſthofe kann dadurdh in feiner MWeife berührt werden, 
dat die Zugehörigkeit des Gebäudes als Beitandteil einem anderen Grundftüde 
zugejchrieben wurde. &. fann aber den Kaufvertrag ımd die Auflafiung wegen 
Itrtums anfechten oder etwa auch Wandelung begehren (Bd.1 $160a 425, 
$161 A 28 f.). — In gleicher Weiſe ift zu enticheiden, wenn im Grundbuch 
irrig eingetragen war, ein Stall jtehe in ganzem Umfange auf dem Grundſtück 
Rr.1, während in Wirklichkeit ein Teil des Stalles auf Nr.2 fteht. Der Ans 
fteigerer erwirbt durch das im Ztmangverfteigerungsverfahren ergangene Zujchlag: 
urteil nur das im Urteil bezeichnete Grundftüd Nr. 1 und nicht auf Grund des 
en Glaubens des Grundbuchs das ganze Stallgebäude. NG in Seuff. 

. 55, 66. 

17) Lage bedeutet im Grumdbuche nicht die fartenmäßige Beitimmung, 
fondern die ortsübliche Bezeichnung (Acker im Mittelfelde, Holzung in den 
Fichten) oder Zugehörigkeit zu einem Bauernhofe ufm. Wolff 768. Sie foll wie 
die damit verbundene Bezeichnung der Wirtjchaftsart das Grundftüd nur alls 
gemeinhin charakterijieren und feine Auffindung erleichtern. 

18) Hit die Größe verfehentlich mit 3ar angegeben, während fie in Wirf- 
lichkeit nur 2 ar beträgt, fo tft ein der Grundbuchangabe entfprechender Erwerb 
ihon aus natürlichen Gründen ausgeichlofien; die fehlende Fläche kann Doch 
nicht dadurch berbeigefchafft werden, daß den unbeteiligten Nachbarn die ent— 
ſprechenden Barzellen entzogen würden. Eine Berichtigung auf Grund der Neus 
bermefiung fann jedoch jederzeit vorgenommen werden. 
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des Grundftücdbegriffes im Sinne der GBD; das ergeben die Tatjacdhen, 
daß die Grundflähen der Hausgrundftüde in der ungeteilten Stadtlage 
zunächft nicht vermefjen find; ferner daß das Grundbuch feinen Glauben 
behält, wenngleich Grenzverwirrung bejteht und dieje jogar im Grundbuce 
vermerkt worden iſt; endlich daß Verkauf und Auflafjung eines Grundftüds 
wirffam find, wenngleih im Vertrage auf die Unficherheit des Laufes der 
Grenzen hingewiejen wird.” Es genügt nad Reichsrecht die Individuali— 
fierung durch Nummer oder Buchjtaben, gegen die Gefahr des Mindermaßes 
ſchützt der öffentliche Glauben nid. 

ce) Soweit hiernad der öffentliche Glaube des Buches verjagt, ent: 
ſcheidet die wirkliche, materielle Rechtslage. Der Beweis diefer muß auf 
den früheren feftftehenden Tatbeftand zurüdgreifen und die materiell wirt: 
jamen, für den jegigen Rechtzuftand maßgebenden Rechtsgeichäfte darlegen.?® 
ALS wichtigstes Mittel für den Nachweis der richtigen Grenzen, des Umfanges, 
der Zugehörigkeit ufw. einer Parzelle dienen die amtlichen Vermeſſungen, 
Katafter und Flurkarte. Aber ihr Inhalt gilt nicht nach geſetzlicher Fiktion 
oder Vermutung als richtig ** und das Grundbuch ift nicht beftimmt, unrichtige 
oder unzulängliche Katafterangaben durch das Mittel des öffentlichen Glaubens 
unanfechtbar zu machen. Ob Satafter und Flurfarte einen ausreichenden 
Beweis bieten, mag durch Nachmeffungen erprobt werden und unterfteht im 
übrigen der freien richterlihen Bemweiswürdigung. Bei voller Unentwirr- 
barkeit 3.8. der unvermeffenen Dorflage entfcheidet in letter Hinficht der 
Befibftand.?? 


19) Dagegen insbe. Wolff 768, 773. — Diefe, allerding3 unerwünfchte, 
Unficherheit wird nur dort befeitigt, wo eine völlig zuverläſſige Grenzvermeſſung 
für Die Zivede des Grundbuch ftattgefunden hat. Im übrigen muß jeder Er— 
mwerber damit rechnen, dab die Katajterangaben und die Flurfarte volle Sicherheit 
nicht fchaffen. Er wird daher regelredht das Grunditüd felbjt und feine Grenz— 
bejtimmungen nacdhprüfen. Das BGB beftätigt durch $ 468, daß der gutgläubige 
Ermwerb feine Gewähr bietet für die Erlangung der (offenbar auch auf Grumd der 
Grundbudangaben) zugeficherten Größe des berfauften Grunditüd3; mit der 
Beitätigung der angegebenen Grenzen wäre aber auch die Größe des Grundſtücks 
gemwährletitet. 

20) Diefe hiſtoriſche Ermittelung des Nechtftandes wird nach vielen Landes— 
gejegen zum Zwecke der Anlegung des Grundbuchs angewandt. Damit wird ein 
Aufgebot zur Anmeldung beſſerer Rechte verknüpft, dad mit einem Ausſchluß 
nichtangemeldeter Rechte endigt. Der jo beurfundete Rechtſtand iſt vermöge der 
Anerfennung oder des Ausichluffes der Beteiligten befejtigt; mit dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs bat das nichts zu tun. 

21) Auch wenn das Flurbuch und die hierauf gegründeten tatfächlichen An— 
gaben im Grundbuche ala öffentliche Urkunde im Sinne der CPO 8418 I ans 
zuſehen find, fo gilt dies doch nicht von der erit den Grengbeitand Flarjtellenden 
Flurkarte, denn jie ift feine „fchriftliche* Urkunde. Außerdem fteht nach $ 418 II 
jedenfalls der Gegenbetveis der m * — Tatſachen offen. Vergl. 
RE Förſter 1,208; RG in Seuff. U. 

22) Oben U 7; vergl. BOB $ 920; Wolff 777. 
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853. Einridtung des Grundbuds. 


1. Die innere Einrichtung des Grundbuchs beruht auf dem Syitem 
der Realfolien. Entſprechend dem Grundjage der Spezialität erhält jedes 
jelbjtändige buchungpflichtige Grundftüd fein bejonderes Grundbuchblatt, 
das den Sammelpunft jämtlicher e& betreffenden Eintragungen bildet.“ Dieje 
Vereinigung der Eintragungen an einer Stelle wird zwingend erfordert; 
denn nur jo kann gejeglich das Vertrauen beftätigt werden, daß das Grund: 
buch einen abſchließenden Einblid in die Rechtslage des gebuchten Grundſtücks 
bietet.” Gintragungen, die fi auf einem anderen als auf dem für das 
Grundftüd beftimmten Grundbuchblatte vorfinden, find wirkungslos. 

a) Die grundbuhmäßige Einheit und damit die notwendige Sammel: 
telle der Eintragungen bildet das Grundftüd. Darunter ift im Sinne des 
Grundbuchrechts jede jelbjtändige unter einer befonderen Nummer oder einem 
eigenen Buchjtaben gemäß dem amtlihen Verzeichnis aufgeführte Parzelle 
zu verftehen.* Neben den Landflächen kommen auch die Privatgewäfler in 
Betracht; ein Binnenfee kann z. B. als felbftändiges Grundftüd gebucht 
erden.” Außer den Grundftüden kann nad Reichsrecht auch das Erb: 


1) GBO 83. Nach dem Spracdhgebrauche des Geſetzes ijt feitzubalten, daß 
Grundbuch eine doppelte Bedeutung hat: a) im Sinne der GBO ift G. die Samm— 
lung aller für einen Anlegungsbegirk angelegten Grundbuchblätter; b) Grundbuch im 
Sinne des BGB foll nach $ 3 ©. 2 dagegen gleichbedeutend fein mit dem einzelnen 
Grumdbuchblatte, da grundfäßlich nur ein einziges Grundſtück betrifft; dies fog. 
Blatt beſteht aber jtet3 aus verfchiedenen Geiten und Bapierblättern und kann 
durch Einlagebogen vergrößert werden (das preuß. Formular enthält für jedes 
Dlatt > una — über die Abbeugung des oben aufgejtellten Grundjabßes 
unten Nr. 4. 

2) Dies ift wichtig auch für die Feitftellung des Ranges der Rechte; oben $ 13. 

31 Damit wird die fachliche Grundlage geboten für die in $ 892 aufgeitellte 
Fiktion der Volljtändigkeit der Eintragungen, daß andere eintragungpflichtige 
Redite als die an diefer Stelle gebuchten nicht vorhanden find. — Der Sab im 
Zerte bezieht fich auf einzelne Rechte an dem gebuchten Grundjtüd. Iſt dieſes 
telbit irrtiimlich an verfchiedenen Stellen gebucht, fo heben die Doppeleintragungen 
id auf; oben 8 52 414. 

4) Oberned in Gruchot 43,170; Fuchs 1,11; Predari 11. Entjcheidend 
ft die Buchung unter einer einheitlichen Nummer oder einem Buchitaben im 
Grimdbuche gemäß GBO 82; diefe Einheit Tann aus mehreren Barzellenftüden, 
deren Katafterbezeichnungen uſw. anzugeben find, entitanden fein; oben $ 52 Nr. 3b. 
Das Reichsrecht gibt, nachdem $ 787 I des erften Entwurfs („jedes Grundftüd, 
das in dem Flurbuch eine befondere Nummer führt, ift al3 ein einheitliches Grunds 
ſtüd anzufehen”) gejtrichen ift, feine Begriffbeitimmung. Grundftüd im Sinne 
dei materiellen Recht? (oben 87) ift jeder durch die beurfundende Tätigfeit der 

Nenſchen abgemarkte, rechtlich felbitändige Teil der Erdoberfläche. Für den 
Grundbuchverfehr muß aber dieſe rechtliche Selbitändigfeit durch Anerkennung als 
beiondere Barzelle im Grundbuch Beitätigung gefunden haben; darüber unten 
Xt. 2. Grundfätzlich gilt ald Grundſtück jede Fläche, die ein eigenes Grundbuch- 
blatt erhalten hat; die Anlegung eines befonderen Blattes bildet aber feine 
zwingende Vorausſetzung, unten Nr. 4. 

5) Wiemweit das geichehen joll, entfcheidet gemäh EG 65 da3 Landesrecht. 
— Gebäude können ala folche, abgetrennt vom Grund und Boden feine Grund» 
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baurecht ein beſonderes Grundbuchblatt erhalten. Dies Recht erſcheint 
zunächſt als dingliche Belaſtung und muß als ſolche auf dem belaſteten Grund— 
ſtück gebucht werden.“ Außerdem wird es aber auch als ſelbſtändiges „Grund: 
ſtück“ behandelt," darf als folches veräußert und belaftet werden. Damit dies 


durchgeführt werden fönne,? ift für das Erbbaurecht ein eigenes Grundbud: 
blatt anzulegen.? 


b) Die für das Erbbaurecht gegebenen reichögejeglihen Vorſchriften 
finden Anwendung auf die nad) Landesrecht aufrecht erhaltenen Erbpadt:, 
Büdner- und Häuslerrehte,° ſowie auf die Abbaurechte. Außerdem 
kann das Landesrecht innerhalb der ihm zugeftandenen Vorbehaltgebiete andere 
Rechte mit der Eigenfchaft eines Grundſtücks begaben und die Anlegung eines 
bejonderen Grundbuchblattes für das einzelne Recht geftatten.!? 


c) Der Grundfag, daß jedes Grundftüc fein befonderes Grundbuchblatt 
erhalten fol, wird infofern durchbrochen, als die Grundftüde des Fiskus, der 


Landesherrn ufw. durch Iandesherrliche Verordnung für buchungfrei erflätt 
werden bürfen.*? 


buchblätter erhalten; Ausnahme nad) EG 182 für dad Stodiwerfeigentum des 
bisherigen Rechts. 

5) BEB H 1012; die Eintragung nad) —— bildet zwingendes Erforder— 
nis für die Entſtehung des Erbbaurechtes. Vergl. auch unten $59 Wr. 2. 

7) BGB 8 1017. 

8) Nadı BGB 88 8731, 925. 

9) GBO $7I. Dies erfolgt nur dann von amtswegen, wenn das Erb- 
baurecht veräußert oder belastet werden foll. Außerdem kann der Eigentümer des 
belafteten Grumdjtüds oder der eingetragene Erbbauberedtigte allgemeinhin die 
Unlegung eines bejfonderen Grundbuchblattes beantragen; der Grundbuchbeamte 
muß dem Folge geben. Die Wirfung ift, dab dies auf das Erbbaurecht Tautende 
Grundbuchblatt al3 „Grundbuch“ im Sinne des BGB gilt. — Die Anlegung des 
Grundbuchblattes wird auf dem Blatte, wo das Erbbauredt al3 Belaftung ein: 
getragen ift, vermerkt; GBO 87 II. Dort ift auch die Aufhebung des Erbbau: 
rechtes durch Löſchung der Belaftung einzutragen. Im übrigen aber gilt für 
Auflafiung und Belaftungen uſw. als Grundbuchblatt des Erbbauredht3 nur das 
dafür angeleate befondere Blatt. 

10) GVO 884 und EG 63. Vergl. Medlend.-Schw. AG z. BGB $$5, 
164 f.: Erbpachtrecht, dingliches bäuerliches Nubungsrecht, bäuerliche Leibe, 
ftädtifche Erbpacdtverhältnifie (Zangfeld 152). 

11) GBO $ 84 und EG 68. Es handelt ſich nur um foldhe Rechte auf Ges 
twinnung bon Steinen, Ton, Borzellanerde uſw., die der Verfügungsmacht dei 
Eigentümers nicht entzogen werden können und den Normen des Bergrechts nicht 
— Fuchs 2,69 A 11. Vergl. Sachſen VO vom 9.1.1865 88 114 Nr. 5, 

r. 8, 

12) GBO 883. In Betracht kommt insbefondere das Bergrecht nad EG 
67; preuß. A® 3. GBO Art. 22—28: die Normen der GBO über Grundftüde 
finden Anwendung auf Bergwerke, felbjtändige Kohlenabbaugeredtigfeiten und 
andere felbjtändige Gerechtigfeiten; dazu Allg. Verf. 20. 11. 1899 88 22—26 über 
die Anlage uftv. des Grundbuch. Bayer. VO 23.7.1898 8 28; ſächſ. AG 3. BGB 
Re f. und VO 24.7.1899 8 19; württ. AG z. BGB Art. 207 und Verf. Juſt. 

in.2.9,1899 850. — Ferner die Bahneinheit, Nentengüter, Anerbenredt, 
Fifchereigerechtigfeiten (3.8. ſächſ. Gef. 15. 6.1900 829) ufm. Oben 852 A 1b. 
13) GBO 890. Darüber bereit3 oben 849 U20f.; Fuchs 2, 69, 89. 
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2. Die Abgrenzung und Beitimmung des einheitlichen jelbjtändigen 
Grundftüds bedeutet keinen, von Natur gegebenen oder rechtlich verordneten, 
unabänderlihen Tatbeſtand. 

Daher ift die Zerlegung eines bisher gejchlofjenen Grundftüds und 
die Veräußerung eines jo abgetrennten Teiles, joweit nicht landesgeſetz— 
lihe Teilungsverbote beſtehen,“ beliebig geftattet. Für jedes abgefonderte 
und durch Abſchreibung jelbitändig gewordene Grundftüd muß ein be= 
jonderes Blatt angelegt werden.” Dasjelbe hat zu gejchehen, wenn das 
Grundftüd zwar in derjelben Hand vereinigt bleibt, ein räumlich abgegrenzter 
Teil * aber gejondert mit einem Rechte, 3. B. einer Hypothek, belaftet werden 
fol. Der materielle Grundſatz der Einheit des Rechtes ift allerdings für das 
Grundftüd injofern nicht zwingend, als die einzelnen Flächenteile nicht im 
Verhältnis wejentlicher Beftandteile zueinander ftehen; grundbuhmäßig aber 
bildet die als Einheit gebucdhte Grundfläche dody einen derartig in ſich ge: 
ihlofjenen Rechtsgegenftand, daß Sonderredhte, die in ihrer Wirkung die ein: 
zelnen Grundftüdteile verjchiedenartigem Rechtichicdjal unterwerfen würden, 
unzuläffig erſcheinen. Darum muß, bevor eine ſolche Belaftung eingetragen 
werden darf, der davon betroffene Grundftücteil abgeſchrieben“ und als 
jelbftändiges Grundftüd, auf demfelben oder auf einem neuen Blatt,“ ein: 


14) EG 119 Nr. 2. 

15) Nach dem allgemeinen Grundjab in GBO 83 ©.1. Diefe jog. Bar: 
zellierung ſetzt nach den meijten Landesrechten (GBO 896) eine genaue Ver- 

und Abgrenzung (die ſowohl für das Teiljtüd eines bereit3 vermeſſenen 

Grunditüds als auch dann, wenn e3 fi um ein Stüd de3 zur unvermeſſenen 
Dorflage gehörenden Gartens handelt, neu borgenommen erden muß), die 
Aufzeichnung in der Flurkarte und eine Bezeichnung durch eine befondere Nummer 
uf. in dem amtlichen Verzeichnis voraus. Oben F 50 Nr. 8; preuß. Allg. ®. 
20.11.1899 $ 3; jächl. VO 26.7.1899 $ 11; mürtt. Verf. Juſt. Min. 2.9.1899 
887. — Auf jedes Trennftüd find die Belaftungen (e8 jei denn, dab darauf 
zehtstwirffam verzichtet worden ift oder daß die laftenfreie Abfchreibung nad) 
Landesrecht, insbefondere unter Erteilung eines Unfchädlichleitzeugnifies, ftatt- 
finden darf, GBO 847, EG 120) von amtswegen mitzuübertragen. Da die 
Teilung an den Rechten der Nealberechtigten nicht? ändert, bedarf es ihrer Zus 
ftimmung nicht; vergl. $$ 1025, 1090 IL, 1108 II. — Vergl. auch A 23 

16) Ein (nicht realer) Bruchteil kann nur ala Anteil eines Miteigentiimers 
belaftet werben; $$ 1008 f., 1095, 1106, 1114, 1192. Auf diefen bezieht fich das 
Folgende u denn befondere Grundbuchblätter für Anteile fennt unfer Recht nicht. 

17) G a ©.1. Dies gilt entfprechend dem oben angeführten Grunde 
für 42 uſw., das Erbbaurecht, Vorfaufrecht. Nicht dagegen für bloß vor— 
bereitende oder jichernde Eintragungen, wie die Vormerfung einer Belajtung oder 
die amtliche Vormerkung nach 8 18 IL; erft die endgültige Begründung der Sonder: 
belaftung macht die Abjchreibung erforderlich, Die überflüffig ericheinen würde, 
wenn das borgemerfte Necht nicht entjtände. Zweifelnd Fuchs 2, 103. — Soll ein 
Teil eines Grumditüds aus der auf dem ganzen laftenden Pfandhaftung gelöjt 
oder entpfändet werden, jo iſt er ebenfalld zunächit felbjtändig einzutragen; RIU 
1,208. — Grundftüde, bei denen folche Sonderbelaftungen üblich oder voraus: 
aufeben en. laßt man dauernd al3 walzende Einzelparzellen beiteben (oben 
8 52 Nr.3c 

18) Vergl. preuß. Allg. Verf. 20.11.1899 81I1I14 und VIA. 
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getragen werden. Handelt es fich bloß um eine Dienftbarkeit und Reallaſt, 
jo darf? die Abjchreibung unterbleiben. Sind jämtliche auf einem Blatte ein: 
getragene Grundſtücke abgejchrieben, jo ift das Grundbuchblatt zu ſchließen.“ 

3. Umgekehrt kann ein Grundftük duch Zufhreibung ermeitert 
werden. 

a) Die rechtliche Zuläffigkeit wird für zwei gefonderte Fälle beftätigt. 
1. Mehrere bisher felbjtändige, demjelben Eigentümer gehörende Grund: 
ftüde fönnen duch Vereinigung zu einem Grundftüd verſchmolzen werden. 
Die dies bewirkende Zufammenfhreibung im Grundbuche erfolgt auf Antrag 
des Eigentümers ?? jo, daß eine neue ſelbſtändige Einheit entfteht, die im der 
Buchung als ein einziges Grundftüd ihren Ausdrucd findet.” Die einzelnen 
Grundftüde gehen in die Vereinigung über mit ihren Belaftungen, die aljo 
an jedem realen Teile fortbeftehen ;?* nad) Eintragung der Vereinigung kann 
die neue Grundftüdeinheit nur noch als Ganzes belaftet werden. 2. Ein 
Grundftüd kann einem anderen als Beftandteil zugeſchrieben werden.” Es 


19) GBO $6 S 2; maßgebend ift, was der Ülberfichtlichkeit des Grundbuchs 
am beiten frommt. Gingzelne Belaftungen, wie 3.3. die des Nebengebäudes mit 
einem Wltenteile, find fo vorübergehend oder greifen fo zeritüdelnd in das ge 
fchloffene Grundftüd hinein, daß eine ihnen angepaßte grundbuchmäßige Zerlegung 
des Grundjtüdes eher verwirrend als aufflärend wirken würde. Das nach $ 1093 
an dem zu einem Landgute gehörenden Hausgrunditüd bejtellte Wohnungsredit 
wird auch ohne befondere Buchung ausreichend bereit3 durch feinen Anhalt beftimmt. 

20) So nad Landesrecht; 3.8. preuß. Mllgen.®. 20.11.1599 8 17. 

21) BEB 8 8901. Mehrere Grundftüde werden 3.8. zu einem neu— 

ebildeten Gutshofe oder zur Bauftelle für ein liniverjitätsgebäude, Waren: 
* uſw. vereinigt. — Nach EG 119 Nr. 3 kann das Landesgeſetz die Vereinigung 
unterſagen oder beſchränken. Demgemäß iſt z. T. die Vereinigung davon abhängig 
gemacht, daß die zu vereinigenden Grundſtücke überhaupt nicht oder nur mit den— 
ſelben Rechten belaſtet ſind (Meckl. AG 3.BGB 8 110; Elſaß-Lothr. AG z. GBO 
8 16; Bremen AG $ 21, Lübeck AG $ 69) oder daß die verſchiedenen Belaſtungen 
zu einheitlichen mit gleihem Range umgejftaltet werden können (Hefien AG 3. 
BGB Art. 81; Altenburg AG 854 f.; Gotha AUG Art. 23). Der Grund diejer 
Beichränfungen ijt, daß aus den verfchiedenartigen Belajtungen Verwidelungen 
entfteben fönnen. — Bauſtellen mit verfchiedenen Nummern dürfen nad preuf. 
_. 13.76 (A® Art. 89 Nr. 1b) nur mit obrigfeitlicher Genehmigung bereinigt 
merden. 

22) E83 genügt ein privatichriftlicder Antrag, weil durch ihn feine rechts— 
geſchäftliche Erflärung erfegt werden fol (GVO $ 30) ; diefe Art der Vereinigung 
bewirkt feine Nechtsänderung. Auch die Bewilligung der NRealgläubiger ift nicht 
erforderlich. 

23) Entweder durch Zufchreiben und Vereinigung auf dem bereit3 vor: 
bandenen Blatte eine3 der Grundjtüde oder durch Errichtung eines neuen Blattes. 
Die zuerst genannte Form ift anzuwenden nad) preuß. Allg. V. 20.11. 1899 

8 III, IV. Das preuß. Mufterformular gibt ein Bild, wie durch Zur und Ab— 
chreibungen fehlieglich ein Bauernhof (Nr. 3 aus 1 und 2) und ein Ader (Rr.5 
aus 7 und 6 alö Reit von 4 entiteht. 

24) Predari 63; Langfeld, medlendb. AG 118. 

25) Vergl. $ 1114; unten 8 70. 

26) Ri; 890 II; auch bier gilt der in A21 erwähnte Vorbehalt. Der Antrag 
hierauf hat (im Gegenfat zu A22) die in A283 bezeichneten recht3ändernden 
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handelt fich dann zumeijt um die Einverleibung einer das Hauptgrundftüd er: 
gänzenden oder vergrößernden Nebenparzelle, die in jenem aufgeht.” Dem: 
entiprechend tritt eine engere rechtliche Unterordnung ein, wonach die an dem 
Hauptgrundftüd bejtehenden Hypotheken ujw. ſich kraft Gejeges auf den 
zugejhriebenen Bejtandteil erjtreden.?® 

b) Die Durchführung dieſer materiellrehtlihen Vorſchriften wird 
durch das Grundbuchrecht wejentlich eingejchräntt. Der vom Eigentümer auf 
Vereinigung und Zufchreibung gerichtete Antrag joll nur dann vom Grund: 
buhamte befolgt werden, wenn nad) Lage der Verhältniffe und insbejondere 
durh die nad Umfang und Rang verjchiedenartigen Belaftungen hiervon 
Verwirrung nicht zu bejorgen ift.?° 

e) Keine Vereinigung in dem hier behandelten Sinne liegt vor, wenn 
der eine Miteigentümer den Anteil feines Genofjen erwirbt; denn damit 
vollzieht fich nicht eine Verbindung mehrerer bisher jelbjtändiger Grundftüde, 
fondern eine Änderung der Eigentumverhältniffe. Wird an einem Grundftüd 
Miteigentum begründet, jo ift das Miteigentum unter Angabe der Bruchteile 
oder des für die Gemeinſchaft maßgebenden Rechtsverhältniſſes auf dem für 
dies Grundſtück angelegten Blatte einzutragen.” Der in dem Anteil eines 


Rirfungen; er erſetzt eine rechtögejchäftliche Erflärung und foll darum nad GBO 
$30 in der durch $ 29 vorgefchriebenen Form eingereicht werden. Der Eigen- 
tümer jtellt nicht bloß einen „nadten“ Antrag auf Zufchreibung, fondern einen 
materiellen auf Zufchreibung al3 Bejtandteil. 

27) Ein Streifen Gartenlandes wird einem Hausgrundſtück zugejchrieben. 
Daß die Grundſtücke räumlich aneinanderjtoßen, bildet fein ziwingendes Erforder- 
nid; daher fann einer Gartenwirtfchaft der jenfeit3 des fie begrenzenden öffent- 
lichen Weges Iiegende Garten, Anlandungsplaß, Teich uſw. zugefchrieben werden. 

28) $$ 1131, 1192, 1199, 1107. Es entjteht damit feine Gefamthhpothet, 
fondern eine Belaftung des vereinheitlichten Gefamtgrundftüds. — Diefer Einheit 
des Grunditüds entfpricht e8, daß ein weiterer Beitandteil nur dem Ganzen, nicht 
dem eriten Beitandteil zugejchrieben werden darf; OLG 2, 407. Die an dem Be- 
ſtandteil vor feiner Zufchreibung begründeten Hypotheken uſw. bleiben an ihm als 
teal abgegrenztem Grundftüdteil beftehen; fie verhaften nicht das Hauptgrund» 
ſtück; Predari 64; abw. Hachenburg, Vorträge 329, 332. Nach der Zufchreibung 
it die Sonderbelaftung de3 Beitandteile3 aber ausgeichlofien. 

29) GBO —*— der Gedanke iſt derſelbe, der zu dem Vorbehalte in EG 119 
Nr.3 (U 21) geführt hat. Nur entſcheidet bier das praktiſche Ermeſſen des 
Grundbuchbeamten. Nicht jede verjchiedenartige Belastung bildet bereit3 ein 
Hindernis der Vereinigung ufiv. (Sächſ. A. 10, 378, OLG 6,259) ; ald Grundjaß 
fteht vielmehr voran, daß das BGB die rechtliche Vereinigung des wirtſchaftlich 
Zufammengehörigen begünjtigen will; Bredari 64. — Liegen die zu bereinigenden 
Grundſtücke in den Bezirken mehrerer Grundbuchämter, fo ift nad) preuß. AUG 3. 
GBO Art.2 und AG 3.366 Art. 130 III da3 zuftändige Grundbuchamt durch 
da3 gemeinfchaftliche obere Gericht zu bejtimmen. Für die Entjcheidung über die 
Zuläffigfeit einer Zufchreibung als Beitandteil ist nach Art. 3 dagegen da3 Grund— 
buhamt des Hauptgrumditüdes ausschließlich zuftändig. 

30) GBO 848; unten $70. Führt 3.2. der Grundjtüdeigentümer mit 
feiner Ehefrau durch Ehevertrag die allgemeine Gütergemeinichaft ein, jo wird die 
Ehefrau auf dem Grundbuchblatt als Miteigentümerin zur gefamten Hand Fraft 
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Miteigentümers beftehende Bruchteil des Grundftüds kann jelbitändig be: 
laftet werden.*: 


4. Der Grundjag, daß jedes Grundftüd fein bejonderes Blatt erhält 
— volle Durchführung des Grundfages der Spezialität durch Einrichtung von 
Realfolien — gilt nicht als zwingendes Reht. Seine Anwendung würde 
in Gegenden mit zerjplittertem Grundbeſitz, 3.8. bei den in zahlreiche und 
zerftreut belegene Parzellen eingeteilten Weinbergen, Umfang und Kojten 
der Buchführung übermäßig fteigern und die Überfichtlichkeit der Eigentum: 
verhältnifje gefährden. Darum wird die Einrichtung eines gemein: 
Ihaftliden Grundbudblattes, das eine Mehrzahl der demjelben 
Eigentümer gehörenden Grundjtücde nachweiſt, geftattet.”” Das geichieht in 
der Weije, daß die ſonſt einzeln und jedes auf einem bejonderen Blatte ein: 
zutragenden Grundftüde auf ein und dasfelbe Grundbuchblatt zujanmen: 
gejchrieben werden. Damit entfteht jedoch bloß eine zufammenfafjende Auf: 
zählung der einzelnen, rechtlich völlig felbftändig bleibenden Grundftüde im 


ebeliher Gütergemeinſchaft (auf Grund des Zeugniſſes des das Güterregifter 
führenden Richters, GBO 8 34) eingetragen, — Wird ein Baugrund derart auf: 
geteilt, daß der Boden an A. und B. zu Sondereigentum verteilt, außerdem aber 
an einer Rejtparzelle ald Hofraum für Beide Miteigentum begründet wird: io 
fönnen die Bruchteile diefes Miteigentumes ($ 1008) nicht lediglich jedem der 
beiden Baugrundftüde als Bejtandteile nach $ 890 II ——— werden, dem 
der Bruchteil iſt kein ſelbſtändig buchungfähiges Grundſtück. Vielmehr erhält der 
Hof als beſonderes Grundſtück ſein eigenes Blatt und auf dieſes werden A. und 
B. als Eigentümer unter Angabe ihrer Anteile eingetragen. Predari 50, Fuchs 
2,97, Maenner 69; dagegen für Zuſchreibung der Anteile als Bruchteile: Reichs— 
tag Komm.Ber. 208; Turnau-Förſter 2,52, Achilles-Streder 158. — Vergl. 
auch unten A 34. 

31) 88 1114, 1095, 1106, 1192; nicht aber der Anteil zur gefamten Hand. 
— Sobald der Anteil nach Bruchteilen aber rechtlich vereinigt ift mit einem oder 
allen anderen Anteilen, endigt die gefonderte Belaftungsfäbigfeitt. OLG 4, 482, 
RJA 4, 41,55; unten 8 70. 

32) GBO $ 4. Es handelt ſich um ein gemeinfchaftliches Realfolium; Predari 
7,24, 31, 60. Bisweilen wird hierauf die Bezeichnung Berfonalfoliuman 
gewandt; jo württ. Juſt. M.Verf. 2. 9. 1899 821: das als „Grumdbuchheft“ be- 
zeichnete gemeinfchaftliche Grundbuchblatt foll nach dem Rerfonalformular geführt 
werden (Nieder 2, 415; Mandry, württ. Privatr. 1, 31); ebenfo heſſiſche TO 
14.1. 1900 8 6 Berfonalblatt. Bei dem Berjonalfolium erhält aber jeder Eigentümer 
feinen eigenen Artikel, nur er und nicht das Grundſtück ſteht im Titel des Grund: 
buchblattes; diefe Einrichtung entfpricht dem heutigen Grundbucdhe nicht; auch 84 
gebt davon aus, dab das Grundbuch nad Grunditücden angelegt wird und geitattet 
nur die Verbindung mehrerer auf demfelben Blatte. — In Sachſen wird durd 
VO 26.7.1899 86 die Führung eines gemeinfchaftlicden Grumbdbuchblattes aus— 
geſchloſſen; eine weitgehende Zerjplitterung des Grundbefißes beftehe nicht und 
damit entfalle der Grund, von den den Vorzug berdienenden Realfolien abzu— 
geben. An Baden find umgefehrt die „Grundbuchhefte“ (d.h. Grundbücher) als 
„Semeinfchaftöbefte“* (d.h. gemeinfchaftlicde Grundbuchblätter) zu führen; nur 
ausnahmsweise follen aus Zmwedmäßigfeitögründen, insbefondere in den größeren 
Städten, und um Verwirrung zu berbüten fog. „Einzelhefte“ (d.h. Realfolien) 
je für ein Grumdftüd angelegt werden; GrundbuchvollzugVO 88 27, 28, 30f. 
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Grundbuche, es handelt fi nicht um ihre Vereinigung zu einem einheit- 
lichen Grundftüd.*® 

Vorausjegung für die Anlegung eines gemeinjchaftlihen Grundbuch: 
blattes bildet, daß alle zufammenzufchreibenden Grundſtücke demjelben Eigen: 
tümer gehören ** und im Bezirke desfelben Grundbuchamtes belegen find. 
Die Anlegung jelbft unterfteht ausfhließlich dem freien Ermefjen des Grund: 
buchbeamten; er joll jedoch dieſe Buchführungsart nur einrichten und nur 
folange beibehalten, als daraus nach Lage des einzelnen Falles feine Ver: 
wirrung zu bejorgen iſt.“ 

Die bisher geführten Bücher dürfen auf Grund Iandesherrlicher Ver: 
ordnung auch dann fortgeführt werden, wenn zugleich beftimmt ift, daß fie 
ald Grundbücher im Sinne des Reichsgeſetzes gelten jollen.” Wenn ein 


33) Daher bleibt jedes einzelne Grundftüd für fich belaftungsfähig. Sollen 
ſämtliche mit derfelben Hypothek belaftet werden, fo muß — al3 unermwünfchte 
Folge des zerfplitterten Grundeigentums — eine Geſamthypothek bejtellt werden. 
über die auch Hierher gehörenden mwalzenden Grumdftüde oben $ 52. — Der 
Unterfchied der Einrichtung der Grundbuchblätter tritt befonders im Falle der 
Beräußerung eines Grundjtüds berbor. Beim Realfolium bleibt das Grundftüd 
auf feinem Blatt und der Erwerber wird dort ald Eigentümer eingetragen. Bei 
dem gemeinjchaftlihen Blatt dagegen wandert das Grundftüd von feiner bis- 
berigen Stelle auf das für den Erwerber bereit3 angelegte oder für ihn neu anzu— 
legende Blatt. 

34) Nah GBO 887 S2 kann durch Iandesh. BO ein gemeinfchaftliches 
Grumdbuchblatt für mehrere verfchiedene Eigentümer, fofern e3 biöher bereits 3.2. 
für Ehegatten oder Eltern und Kinder zufammen geführt worden war, beibehalten 
werden. Vergl. württ. V. (A 32) 821 V. — Die Eintragung mehrerer Miteigens 
tümer von berfchiedenen Grundftüden auf demfelben Blatte ift nur zuläfjig, wenn 
fämtlihe Grundſtücke im Miteigentum derfelben Perſonen jtehen. 

35) Durch Iandesh. VO kann beftimmt mwerden, daß das gemeinfchaftliche 
Blatt auch die in verfchiedenen Grundbuchbezirken liegenden Grundftüde umfafien 
darf; GBO 8 86. Dies erfchien da als unentbehrlich, mo durch Landesgeſetz nad) 
EG 119 Nr. 2 die Dismembration von Grundjtüden verboten worden ijt. — So 
ferner für mehrere zu einem Familienfideilommiß gehörende Grundftüde die 
preuß. BO 13. 11.1899 Art. 37. — Über die Zuftändigkeit in diefen Fällen U 29. 

36) Der Antrag des Eigentümers ift weder erforderlich, noch maßgebend. 
Bei Ablehnung feiner Anregung bat der Eigentümer daher fein Bejchwerderecht. 
Der Grundbuchbeamte pflegt jedoch den Erwerber zu fragen, ob er ſchon ein 
Grundbuchblatt hat und ob er wünjcht, daß das erworbene Grundftüd dort oder 
auf einem neuen Blatte eingetragen werde. 

37) Außerdem find für den Grundbuchbeamten die Iandesrecdhtlichen An—⸗ 
ordnungen iiber die Einrichtung der Grundbücher maßgebend; danach darf die 
Anwendung des 8 4 der GBO eingefchränkt oder ausgeſchloſſen werden. Beſonders 
berborzubeben iſt, dab das preußifche Mufterformular als gemeinfchaftliches 
Grundbuchblatt eingerichtet ift und im mefentlichen das Formular II der preuß. 
GBO vom 5.5.1872 ir zum Vorbilde nimmt. 

38) EBO 887 S1. Dabei wird vorausgefekt, daß allgemach eine An- 
paſſung an das neue Necht vollgogen wird. Bis dahin allerdings werden noch 
lange Zeit die verfchiedenartigften Grumdbücher nebeneinander geführt werden. 
Vergl. preuß. BO 13. 11. 1899 Art. 3 und All. V. 20. 11. 1899 s$ 27, 28. Baher. 
VO 23.7.1898 — 24; ſächſ. VO 24.7.1899 $2; meckl. VO 4.4.1899 ir — 
Bei Führung mehrerer Bücher gilt GBO 8 88; dazu württ. BO 30.7.1899 88 1, 
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Grundbuchblatt unüberfichtlich geworden ift, kann feine Umfchreibung vor: 
genommen werden, für die naturgemäß das neue Hecht maßgebend ift.* 

5. Die formularmäßige Einrichtung der Grundbuchblätter bleibt der 
Anordnung der Landesjuftizverwaltung anheimgeftellt.** Dieje ift gebunden, 
dad Buch derartig einzurichten, daß jedes nah dem BEB eintragung: 
bedürftige und eintragungfähige Recht jeine ordnungsmäßige Stelle findet. 
Iſt danach, wie es der allgemeinen Regel entſpricht, das Grundbuchblatt in 


2, 11. — Daß bei ſämtlichen mitübernommenen Büchern die dem $ 2II ent- 
fprehende Bezeichnung der Grundftüde nad) einem amtlichen Verzeichnis von 
amtswegen zu bewirken ijt, ſieht GBO $ 89 vor. 

39) Vergl. preuß. Ullg. V. 20. 11.1899 820. 


40) GBO S 1II. Danad) werden in allen Staaten, two das Grundbud) ans 
gelegt ift oder wird, Verfügungen erlafjen, die mit Mujterformularen für die 
Grundbuchblätter verjehen find. — In Preußen gilt die Allg. V. 20. 11. 1899, die 
ein einheitliches Formular (A 37) vorfchreibt. Es beiteht aus der Aufichrift 
(Amtsgericht, Bezirk ufiv., Nummer des Bandes und Blattes; $ 6) ; dem Beitand- 
berzeichnijje (Verzeichnis der Grundjtüde und die Stelle, wo jie früher eingetragen 
oder wohin fie übertragen find $ 8 und der mit dem Eigentum verbundenen Rede $ 9 
und GBO 8 8, 3. B. Grunddienftbarkeiten des herrfchenden Grundftüd3) ; drei Ab— 
teilungen, von denen die I. den Eigentümer (Miteigentümer), die laufende Nr. des 
Grunditüds, den Tag der Auflafiung uſw. und der Eintragung; die II. die das 
Grundjtüd belajtenden Dienjtbarfeiten, Erbbaurechte, Reallaften, Vorkaufrechte uſw., 
Verfügungbefchräntungen, Überbaurente uſw.; die III. die Hypotheken, Grund: 
und Rentenſchulden angibt (88 10—13). Bergl. Fuchs 2, 30, Predari 51. über 
Einrichtung der Formulare für Bergwerke uſw. ebenda $ 22 (grundfäßlidh gilt 
da3 allgemeine Formular; für Bergwerke mit unbeweglichen Anteilen — Kuren — 
bleibt das in der preuß. GBO 3° III vorgefchriebene alte IH. Formular in Gel- 
tung nach $ 25); für Hütten $ 26; für Anerbengüter $$ 21, 43; für Babngrıumd- 
bücher gilt die auf Grund des Geſetzes über die Bahneinheiten vom 8. 7. 1902 er 
gangene Allg. ®. 11.11.1902. Lehengüter uftv. und Familienfideifommihgüter 
find auf den Namen des jeweilig zu Befiß und Nukung Berechtigten einzutragen; 
AS Art. 15. Diefe Formulare find abgedrudt bei Stammler, Übungen im 
bürger!l. R. 2,193. 

Sn Preußen ift die tabellarifche Führung des Grundbuch® angeordnet, 
wonach die auf denfelben Poſten fich beziehenden Eintragungen nebeneinander 
gebucht werden. An anderen Staaten wird 3.T. die hronologifche Buchführung 
bevorzugt, wonach alle Rechtsänderungen in derfelben Spalte, in der das Redt 
eingetragen ijt, hintereinander unter eigener Nummer aufgeführt werden; das 
Grundbuchblatt enthält bei diefer Anordnung nur wenige (3—4) Spalten (gegen 
14, 11 des preußifchen) ; fo 3.8. in Bayern, Sadjjen, Heilen, Medlenburg. 

Bayern (rechtörheinifch), Juſtizmin. Bek. 12. 11. 1898 (Henle 104, 288): 
das Shpothefenbuchblatt bejteht aus dem Titel (Befchreibung des Grunditüds uſw. 
und 3 Abteilungen (I. Eigentümer und Ermerbtitel, II. Laften ufto., III. Hypo— 
thefen). Für die Pfalz: Grundbuchanlegungsordnung 14.9.1898. — Sachſen, 
VO 26.7.1899 $ 35 f. 3 Abteilungen; I. Blattnummer, Bezeichnung des Grund» 
ſtücks ufmw., II. Eigentümer und Ermwerbgrund, III. Laſten: Erbbaurechte, Dienit- 
barteiten, NReallaften, Hypotheken. — Württemberg, Juſt. M.V. 2.9. 1899: Titel 
mit Angabe des Eigentümers und 3 Abteilungen: I. Grundftüde und Ermerb- 
grund, II. Laſten uſw., III. Hypotheken ufm. So das als da3 regelmäßige geltende 
og. Berfonalfoltum (A 32). Das NRealfolium tft im weſentlichen nach preußifchen 
Mufter eingerichtet. — Baden, Grundbuchvollzugsordnung 18.2.1901: Beſtand— 
berzeichnifie (I. der Grunditüde, II. der mit dem Eigentum verbundenen Rechte) 
und 3 Abteilungen (1. Eigentümer; 2. Laften und Befchränfungen; 3. „Pfand: 
rechte“. Vergl. U 32). — Heffen, Anordn. 14. 1. 1900 $ 10f.: Titel umd 
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mehrere Abteilungen nad dem materiellen Inhalte der Eintragungen ein- 
geteilt, jo muß beachtet werden, daß fich das Rangverhältnis der in derjelben 
Abteilung gebuchten Rechte nad) der Reihenfolge der Eintragungen richtet.“ 

Bejonders vorgejehen wird, daß die jubjektiv-dinglichen Rechte, wonach 
der jeweilige Eigentümer eines Grundjtüds beftimmte Dienjtbarkeiten oder 
Reallaften uſw. ausüben darf, nicht bloß bei dem belafteten Grundftüd ein— 
getragen werden müfjen, jondern auf Antrag auch auf dem Blatte des 
berrihenden Grundftüds zu vermerken find.* 

6b. Das Verfahren zur MWiederherftellung eines zerftörten oder ab: 
banden gefommenen Grundbuchs ſowie die zwijchenzeitlich anzumendenden 
Crjagmittel für die Eintragung von Redtsänderungen werden durch landes— 
berrlihe Verordnung bejtimmt.*® 

7. Die Eintragungen, die der Grundbuchbeamte anordnet, bedürfen einer 
befonderen, urkundlihen Grundlage. Dieje Urkunden dienen entweder zur 
Begründung der Eintragung, indem fie die formgeredhte Eintragungbemwilli: 
gung und die jonftigen hierzu erforderlichen Erklärungen enthalten,** oder fie 
bieten eine in der Eintragungbewilligung enthaltene Ergänzung der Bud: 
eintragung, die vereinfacht und erleichtert wird durch die Bezugnahme auf 


3 Abteilungen, Perjonalblatt wie in Württemberg. — Medlenburg:- Schwerin, 
Juſt. M. anordn. 9. 4. 1899 Nr. 43—70 (Langfeld 371): Titel; Bejchreibung 
des Grumdftüds und 3 Abteilungen (wie in Preußen). — Braunfchtveig, 
Nin.Berf. 7. 7. 1899 (AG, amtlihe Ausgabe ©. 180: mit geringen Ab— 
weichungen wie Breußen). — Oldenburg, BO 15.5.1899; Altenburg, BO 5.9. 
1599; Gotha, VO 1.12.1899; Meiningen, BO 16. 12. 1899. — Elſaß-Lothr., 
Ausf.Beft. 19. 12. 1899 81f. 64f.: Titel mit Angabe des Eigentümers und 
3 Abteilungen (I. Grunditud und Erwerbgrund, II. Laſten, III. Hypotheken). 

Für die Rechte an Grundjtüden in den deutfchen Schubgebieten gilt gemäß 
Kaif. VO 21.11.1902 $2 die preuß. VO 13.11. 1899 nicht; vielmehr hat gemäß 

26 der Reichskanzler durch Verf. 30. 11. 1902 die Einrichtung und Führung der 
rundbücher ſelbſtändig angeordnet. 

41) BGB 88791 und EBO 846. Oben 813 47. 

42) GBO 8 3; dazu BGB $$ 1018, 1094 II, 1105 II, 1110. — Dies bat 
praftiihe Bedeutung vor allem deshalb, meil ſolche Rechte nah BGB 896 als 
Beitandteile des Grundjtüd3 gelten, daher nach $ 1120 von der Hypothek mit» 
ergriffen werden, wodurch wiederum $ 876 in Kraft tritt. Vergl. preuß. A. V. 
20.11.1899 Br 

43) GBO 8 92. Dieje kann allgemein ergehen; fo 3. ®. badifche Grundbuch» 
ausführung VO 13. 12. 1900 ss 95—117. Oder fie wird für den einzelnen Fall 
erlafien; 3. B. preuß. VO 28.12.1898 für Saalfeld. 

44) Eintragungbemilligung und Einigung, GBO $$ 19, 20 umd deren Er» 
fab durch Zeugnis des Nachlaßgerichts, durch Erfuchen einer Behörde uſw. $$ 37 
bis 39; Zuftimmung Dritter $ 27, BOB ss 876, 877, 880 III uſw. Auch der 
Eintragungsverfügung trägt; Fuchs 2, 130 U 5, abw. Predari 86. — Da die Eins 
tragung bildet, für deren Reihenfolge und Rang bedeutiam iſt (GBO $ 46; ferner 
unten $54 A 40), den Präfentationsvermerf (s 1312) und regelmäßig auch die 
Eintragungsverfügung trägt; Fuchs 2, 130 A 5 abw. Predari 86. — Da die Ein» 
tragung jelbit eine amtliche Beurkundung darftellt, fo fol fie fich wiederum nur 
auf die vor dem Grundbuchamte zu Protokoll abgegebenen Erflärungen oder auf 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden ſtützen, 8 29. 
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ſolche Nebenbeurkundungen.“ Nach beiden Richtungen hin find dieje Ur: 
kunden unentbehrlich zur Rechtfertigung und Ergänzung der Eintragungen; 
fie bilden mit diejen zujammen die grundbuchmäßige VBerlautbarung der 
Buchrechte. Dementiprehend muß Sorge getragen werden, daß dieſe Ur: 
funden fi) beim Grundbuchamt befinden; fie find von amtsmwegen auf: 
zubewahren und dürfen nur herausgegeben werden, wenn als Erjak dafür 
eine beglaubigte Abjchrift zurücbehalten wird.* Zur Aufbewahrung der 
Urkunden werden regelmäßig befondere Grundaften angelegt.” 


Den Beteiligten wird geftattet, auch die Urkunde über das der Ein: 
tragungsbemwilligung zugrunde liegende Rechtsgejchäft ** zu den Aften des 


45) ©o allgemein für Belaftungen $ 874; ferner $$ 885, 1115, 1192, 1199 
und GBO 850 (bei LXeibgedingen bedarf es nicht einmal der Bezeichnung der 
einzelnen Rechte). Someit das Gefeb die Bezugnahme geftattet (Ausnahmen 
inöbefondere bei Hypotheken, wo nach $$ 1115 f., 1184 IL, 1189, CPO $ 800 die 
Verlautbarung im Grundbuche felbjt gefordert wird; ferner ss 1192, 1195, 
1199), hat die nähere Bezeichnung des Anhaltes des Nechtes durch die in Bezug 
genommene Eintragungbewilligungurfunde diefelbe materielle Wirkung, mie 
wenn der Rechtsinhalt in das Grundbuch eingetragen wäre. Würde 3.8. der 
volle Wortlaut einer einftweiligen gerichtlichen Verfügung oder eines Altenteil- 
vertrag in das Grundbuchblatt eingefchrieben, fo würde es überfüllt und unüber— 
fichtlich werden. — In dem über die Berwilligung aufgenommenen Protofolle kann 
auf die in Anlage genommenen Urkunden weiterberiviejen werden; FGG $ 176 II; 
Predari 87. 

46) GBO 891; 3.8. der bei der Auflafjung überreichte Kaufvertrag, in 
dem häufig die Bewilligung zur Eintragung einer Reſtkaufgeldhypothek enthalten 
iit. Gemäß $ 95 kann nad) Landesrecht die Verweiſung auf andere Alten (3.2. 
Tejtamentaften), die bei der da3 Grundbuch führenden Behörde gehalten werden, 
die beglaubigte Abjchrift erfeßen. Sächſ. VO 26.7.1899 8 10 f.; württ. Min.®. 
2.9.1899 856; preuß. All. V. 20. 11. 1899 83511. Die Aufbewahrung dient 
auch zur Sicherung des Beweiſes und infofern zur Beftätigung der Eintragungen. 
Die Formerfordernifje des 8 29 der GBO find allerdings nicht zivingender Natur, 
bon ihrer Erfüllung hängt die Gültigkeit einer Eintragung nicht ab. Wohl aber 
iſt 3.8. die Abgabe der Eintragungbewilligung jelbjt ein weſentliches Erfordernis 
der Gültigkeit, und der Vollzug diefer Willenserflärung wird im Bejtreitungsfalle 
durch die genannten Urkunden beiiejen. 

47) Nah GBO 894 dur VO der Landesjuftigbermaltung. So in fait 
fämtlichen Landesgebieten; 3.8. preuß. AT.®.20. 11.1899 834f. (für jedes 
Grundbuchblatt werden bejondere Grundaften gehalten, deren Tabelle mit dem 
Blatte wörtlich übereinftimmen muß; die nah GBO 89 aufzubewwahrenden Ur: 
funden und Abjchriften iverden zu den Grundaften genommen; Einficht und Ab- 
fchrift ift jedem geitattet, der ein berechtigtes Intereſſe darlegt) ; ſächſ. VO 26.7. 
1899 $ 16 f.; württ. Verf. 2.9.1899 8 55; badifche GrundbuchV. V. 18.2. 1901 

51f (Grundbuchaften zu jedem Grundbuchheft) ; medlenb. Anordn. 9. 4. 1899 
tr. 90. — Fud 2,136. 

48) GBO 89 II. Der Wert einer foldhen Übergabe beruht in der Sicherung 
des Beweifes bezüglich des Grundgeſchäfts und damit in dem Schuße gegen An- 
fprüche wegen ungerechtfertigter Bereicherung. — Die Kundbarmadhung des die Auf- 
laſſung begründenden Vertrages fann noch eine weitere Bedeutung haben. Nach preuß. 
GStempelgefeß vom 31.7.1895 unterliegen Muflaffungen von Grumdftüden uf. 
einem Stempel von 1°/, des Grundftüdivertes. Diefer Wertitempel entfällt, wenn 
die in ftempelpflichtiger Form ausgeſtellte Urkunde über das Grundgefchäft bor- 
gelegt wird; diefer Urfundenftempel aber ijt in vielen Fällen (3.2. bei Tauſch— 
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Grundbuchamtes zu übergeben und damit deſſen Aufbewahrungpflicht zu 
unterftellen. Das Landesrecht * kann die Übergabe infofern erzwingen, als 
es für die Entgegennahme der Auflafjungerklärung die Worlegung der 
gerichtlichen oder notariellen Urkunde °° über das obligatorifhe Grundgeichäft 
verlangt. 


854. Eintragungbemilligung und Antrag. 


1. Das Grundbud; ift eine öffentliche Urkunde. Alle Bucheintragungen 
find öffentliche, mit bejonderer materieller Beweiswirkung ausgeftattete Be- 
urfundungen über die an dem gebuchten Grundftüd beftehenden Rechts: 
verhältniffe." Ihrem Inhalte nach find die Eintragungen bejtimmt, eine 
Rehtsänderung zu begründen, vorzubereiten oder zu fihern. Dabei ift zu 
unteriheiden, ob die Rechtsänderung fonjtitutiv dur die Eintragung 
jum Zwede der Entjtehung, Anderung, Übertragung oder Aufhebung eines 
Rechtes volljogen wird,” oder ob fie bloß deklaratoriſch erfolgt, um das 
Grundbuch durch Berichtigung in Einklang mit der Rechtslage zu bringen, 
wie fie wirklich befteht oder durch Vorgänge außerhalb des Buches geändert 
worden ift.” Die Eintragungen können endgültige oder vorläufige jein.* 

Die Eintragung vollendet 5 in Verbindung mit der Einigung die Rechts- 


berträgen, Teilungsvertrag zwiſchen Erben, Überlafiung eines Grundftüd3 bon 
den Vorfahren an die Ablümmlinge, Schenkung zwiſchen Ehegatten) niedriger ala 
der Auflaftungftempel. Der Grundbuchrichter ift angemwiefen, die Beteiligten hier— 
— rs Fuchs 2,133; Alg.®.13.6. und 17.7.1900 (Juſt. Min. Bl. 
>. ‚505). 

49) GBO 898. Davon haben Gebrauch gemadt: bayer. AG 3. GBO 
It. 12; württemb. AG 3. BGB Art. 22; bad. AG z. GBO 823; Reuß ä. L. AG 
$9; Bremen AG 89; Elſaß-Lothr. AG 814. Vergl. ferner Bd.1 8104 U 7. 

50) Nah BGB 8313. Die Auflaſſung felbit wird nach GBO 8820, 29 
—— die Urkunde darüber gemäß $9I von Amts wegen aufbewahrt. 
nten j 


2 58 873, 891, 892. über tatfächhlihe Angaben im Grundbuche oben 


2) Eigentumübertragung, Belaftung des Eigentum3 mit begrenzten 
Rechten; Übertragung und Aufhebung dinglicher Rechte, 88 873, 875. Auch 
Löihungen gehören hierher; GBO 847. 

3) Es handelt fich dabei in3befondere um die Grundbuchberichtigungen 

nad $$ 894—897; 3.8. Eintragung des Erben als Eigentümers des ererbten 
Grunditüds, Eintragung einer Verfügungbeichränfung nach 8 2113; GBO $ 22. 
Ter urkundliche Nachweis der Unrichtigkeit ift dem Grundbuchamte nad) GBO 
$82IF. zu erbringen. Unten 8 63. 
4) Endgültig find regelmäßig alle Rechtsänderungen und VBerichtigungen, 
inebefondere duldet die Auflaffung weder Bedingung noch Zeitbeitimmung 
(8925 II). Rorläufige Eintragungen find: Vormerkungen ($ 883, 885, 1179; 
GBO 818), Widerfprüche (88 899 f., 927, 1139, GBO gg 18, 23 ufw.), Ver: 
— — Veräußerungsverbote. 

5) Denn nad) der Regel des Geſetzes und der praktiſchen Führung des 
Grumdbuch® folgt die Eintragung dem dinglichen Vertrage nach und fchließt damit 
den Eintritt der Recht3änderung ab. Dies FFolgeverhältnis fordert mit aller 
Zeutlichleit GBO 819. Demgegenüber kann die durch $ 879 IL fundgegebene 


852 
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änderung; fie Schafft für den Eingetragenen die Vermutung des verlautbarten 
Rechtes und gibt die Grundlage für den auf den öffentlichen Glauben des 
Buches geftügten Erwerb Dritter.* Über die Borausjegungen der Eintragung 
und ihr wechjeljeitiges Verhältnis zu einander befteht Streit. Werden die 
Erfordernifje lediglih nad) dem äußeren Normenbeftande aufgezählt, jo 
ergibt fich diefe Reihe: a) das obligatoriſche Grundgeſchäft, b) die dingliche 
Einigung, e) die Eintragungbewilligung nebft dem Antrag. Dem Inhalte der 
Gejamtordnung unjeres Liegenjchaftrechtes entjpricht es jedod nicht, hiernach 
drei gejonderte rechtliche Worausfegungen der Eintragung aufzuftellen. Das 
obligatorifhe Grundgeſchäft jcheidet für die Herbeiführung der dinglichen 
Rehtsänderung grundfäglid aus. Als Grundlage der Eintragung bleibt 
hiernach nur der eine einheitliche Rechtsakt, der materiellrechtlich als Einigung 
und nah Grundbuchrecht als Eintragungbemilligung, in Ver: 
bindung mit dem fie ergreifenden Antrage, bezeichnet wird.! 

2. Dieſe der praftifchen Führung des Grundbuches entjprechende und 
die Klarjtellung des geltenden Rechtzuftandes fördernde Auffaffung gründet 
fih auf folgende Erwägungen. a) Die für die dinglihen Verfügungen ent: 
Iheidenden Normen enthält das BGB. Nach ihm wird gefordert die Eini: 
gung über den Eintritt der Rechtsänderung und die Eintragung diejer in das 
Grundbuch.“ Beide Erfordernifje müflen kraft zwingenden Rechts zufammen: 


Möglichkeit, da die Eintragung nadifolgt, nur als vereinzelte Ausnahme an- 
gejehen werden: dieje darf nicht für die Konitruftion des Rechtsvorganges bei dem 
Erwerbe uſw. der Liegenjchaftrechte al3 mahgebend oder bedeutfam herangezogen 
werden. Oben 819 A45. 

6) 88 891, 892. 

7) Gegen die Anficht, daß die Einigung identifch fet mit dem obligatorischen 
Grundgeſchäft oder dat die Einigung mit irgendwelchen felbjtändigen Wirkungen 
nicht ausgejtattet und fein Vertrag jei: oben $ 19 Nr.1. Die bisher herrfchende 
Meinung, die ich bereits in der 3. Aufl. vertreten hatte (und fo jeßt noch Pland 
86, Predari 112, Streder, Zeitjchr. f. Civ. Br. 31, 161, 542), erfennt in der 
Eintragungbetilligung ein neben der Einigung aufgejtelltes felbjtändiges Er: 
forderni3 der Eintragung und zwar jelbjtändig jomohl vom formell grundbud> 
rechtlichen Standpımfte aus als auch inhaltlih dem materiellen Rechte nad). 
Diefe Anficht wird vor allem auf die Entftehungsgeichichte gejtüßt, weil in Brot. 
8, 55 die Eintragungbemwilligung als Beitandteil des dinglichen Vertrags befeitigt 
worden ift. Dieje Anderung hatte indeffen nur den Zweck, den Ausnahmefall, 
mo die Eintragung der Einigung boraudgegangen ift, nicht auszufchließen; jo 
wie das Geſetz jetzt vorliegt, hindert e8 in feiner Weife, für den normalen Ber- 
lauf beide Erklärungen zufammenzufaffen. Die pofitiven Gründe für Diefe 
Auffaflung folgen im Terte. Für diefe: Fuchs 1,214; 2,216; Turnau-Förſter 
2,121; Biermann 125; Kresfchmar, Einführung in das Grundbucdhr. (1902) 
168; Schweiber, Begriff der Eintragungbemilligung (1903) 6; Lenel, DZ 
5,286; Förfter, Recht 7, 55; Kober 163 und insbejondere RG 54,385. Damit 
wird dem fich im Grundbuchmwefen ohnedem betätigenden übertriebenen Formalis— 
mus entgegengetreten: es fommt auf den Anhalt der Erflärungen und nicht auf 
den Gebrauch beitimmter Wortformeln an. 

8) Dem Sinne nad) beziehen fich die Worte „Einigung über“ in $ 8731 
nur auf Rechtsänderung, nicht auch auf Eintragung; RIU 3,145. 
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treffen. Sie genügen aber auch in ihrer Vereinigung ; damit ift der Tat- 
bejtand abſchließend feftgeftellt. b) Die Grundbuchordnung kann und fol dazu 
nicht eine dritte jelbftändige materielle VBorausfegung hinzufügen: fie ordnet 
lediglih, worauf fih die für die Bucheintragung erforderlihe urkund— 
liche Feitftellung der Einigung erftreden jol. Dementſprechend ift für die 
Auflaffung ufmw. der urkundliche Nachweis der dinglihen Einigung zu er— 
bringen, während in den übrigen Fällen die beurkundete Bewilligung des 
in jeinem Rechte von der Eintragung Betroffenen ausreicht.” Diefer Unter: 
ihied bedeutet nicht einen inhaltlichen Gegenjag der beiden auf dem fog. 
formellen Konfensprinzip beruhenden grundbuhmäßigen VBorausfegungen, und 
beide werden feineswegs materiell von der Einigung abgejondert. c) Bei 
der Auflaffung ?° bezwecden die materielle Einigung und die formelle Feſt— 
ftellung diefer Einigung inhaltlich die Herftellung desjelben Tatbeftandes. 
1. Einigung enthält die Bewilligung. Die auf die Rechtsänderung gerichtete 
Auflafung muß als dinglicher Übertragungsvertrag die Herbeiführung der 
zur Rechtsänderung unentbehrlihen Eintragung mitumfaflen; in ihr ift 
darum notwendig die Bewilligung zur Eintragung auf Seiten des Ver— 
äußerers und das Mollen diefer Rechtsfolge auf Seiten des Ermerbers 
enthalten; beide ordnungsmäßig beurkundeten Erklärungen in ihrer vertrag: 
mäßigen Vereinigung genügen daher den grundbuchmäßigen Anforderungen.!! 
2. Bewilligung enthält die Einigungerflärung des Paffivbeteiligten. Durch 
die Beurkundung der vom Veräußerer abgegebenen Eintragungbewilligung im 
Iufammenhange mit dem vom Erwerber erklärten Eintragungsantrage wird dev 
Tatbeitand des dinglihen Vertrags ausdrüdlich und deutlich verlautbart.'? 


9) Die 88 19, 20 der GBO haben durch ihre ungulängliche Faſſung den 
Hauptanlaß zu der bier behandelten Streitfrage gegeben. Als Hauptnorm ge> 
börte $20 voran; er mußte deutlich ausſprechen, dat die nach $ 925 geforderte 
materielle Einigung zum Zwecke der Eintragung, urkundlich nachgewiefen werden 
muß, alfo zugleich ein formelles Erfordernis bildet. In 819 mußte fundbar 
berbortreten, daß nur die urkundliche Feititellung der Erflärung des einen Bes 
teiligten in der Form des 8 29 gefordert wird; jtatt deſſen wird die Kormborfchrift 
ausgelafjen und nur die Berfon des Erflärenden hervorgehoben. 

10) Und bei der Bejtellung oder Übertragung eines Erbbaurechtes, 88 1015, 
1017; GBO 820. Ausdehnung des 820 gemäß $ 84 durch Landesrecht auf 
Bergwwerfe uſw. 

11) Denn GBO $20 ift keineswegs aus $ 19 zu ergänzen, und den Ge— 
ae Formeln bat unfer Recht nicht borgefchrieben. Vergl. auch 

12) RG 54, 383. Über die Faſſung der Auflaffung bereit3 oben $ 19 U 28. 
Bo nad) Landesrecht (3.2. preuß. AG z. BGB Art. 26) ein Notar zufjtändig ift 
zur Beurfundung ſowohl des auf Eigentumübertragung gerichteten obligatorischen 
Vertrags ($ 313) als auch der Auflaffung, oder wenn der Grumdbuchbeamte, mas 
bei Heineren Amt3ögerichten vielfach und beim Fehlen eines Notar am Site des 
Gerichts allgemein üblich ift, um die Aufnahme de3 Kaufvertrag angegangen 
wird: können beide Verträge in ein und derfelben Urkunde vereinigt werden: U. 
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d) Die in allen anderen Fällen ausreichende Eintragungbemwilligung des fog. 
Paffivbeteiligten muß ebenfalls einen wejentlichen inhaltlichen Beftandteil des 
dinglihen Vertrags bilden; wer 5.8. an jeinem Grundftüd rechtsgeſchäftlich 
einem Anderen eine Hypothek beftellt, erflärt damit zugleich die Bewilligung 
zur Eintragung diefer Belaftung.? Mithin wird keineswegs gefordert, daß 
der dingliche Vertrag zum Zwecke der Eintragung durch eine Telbjtändige 
einfeitige Eintragungbewilligung ergänzt werde: dieje enthält fein zweites, 
inhaltli anders geftaltetes Erfordernis, fondern nur eine Begrenzung der 
für die Eintragung geforderten urkundlichen Feftitellung; Fein neues Er- 
fordernis wird hinzugefügt, fondern umgekehrt der urkundliche Nachweis ein- 
geſchränkt auf den Teil des dinglichen Vertrags, der in der Erflärung des 
Berechtigten, er wolle die Anderung feines Rechtes, zugleich Die Bemilligung 
zur Eintragung enthält. 

3. Die jelbftändige Bedeutung der Eintragungbemilligung beruht in 
ihrer Eigenichaft als grundbuchmäßiger Formalakt.“ Abgejehen von der unter 
ftrengem Formzwang ſtehenden Auflafjung können die dinglichen Berträge 
nah BGB formlos abgejchloffen werden. Die formloje Einigung bietet 
jedoch feine ausreichende und fichere Grundlage für den amtlichen Akt der Bud: 
eintragung als Herſtellung einer öffentlichen Urkunde. Darum erheifcht die GBO 
den Nachweis der Rechtsänderung durch eine den Grundbuchzweden angepaßte 
Urkunde, die inhaltlich "jedoch fi nur auf die Eintragungbewilligung, nit 
auf den ganzen dinglihen Vertrag zu erftreden braucht. Und im Einflange 
damit läßt das materielle Recht zwar nicht die Wirkſamkeit, wohl aber Die 
unmiderrufliche Bindung der Vertragsgenofjen an den dinglichen Vertrag vor 
der Eintragung '° erſt entftehen mit einer den grundbuchmäßigen Erforder— 


verfauft an ®. fein Grundſtück und bewilligt, dab B. ald Eigentümer darauf ein: 
getragen werde und B. erflärt, dab er entiprechend diefer Bervilligung feine Ein— 
tragung beantrage. Damit ift zugleich den Erfordernifien des 820 GBO gemügt. 

13) Daß duch GBO 819 der Gebrauch des Worte „beivilligen“ nicht 
gefordert wird, ergibt $ 30, twonad) der in der Form des $ 29 gejtellte Antrag des 
Bafjivbeteiligten die Bewilligung erſetzt. Umgekehrt „bejtellt“ eine Hypothek, mer 
dem Gegner gegenüber deren Eintragung bewilligt, weil dann alle Erfordernifie 
der Eintragung erfüllt find und nun nad) 8 30 ein formlofer Antrag (AU 38) zur 
Erwirfung der Eintragung genügt. 

14) Gemäß GBO 829. Die Beurkundung gibt dabei der bisher form- 
Iofen Einigung die beftimmte Faſſung; insbefondere ift da3 Grumdftüd nach 8 23 
genau zu bezeichnen. Ein neues inhaltliches Erfordernis wird damit der Einigung 
gegenüber nicht aufgeitellt. Es handelt fich um eine den Vorfchriften über den 
Anhalt der Eintragungen entfprechende Ordnungsvorfchrift (OLG 1, 454; 5, 298), 
die auf die ausdrüdliche ungweifelbafte Feititelung der einzgutragenden Rechts— 
änderung hinwirkt. 

15) Iſt die Eintragung vollzogen, fo ift Dadurch der formlofe dingliche Ver: 
trag zu voller Wirkung und Bindung beider Teile erftarkt; die Nechtsänderung tft 
dann gemäh $ 873 I eingetreten. Indem die Eintragung fo den Yormmangel der 
Einigung (nicht dieſe felbit, fie bildet jtets eine zwingende Vorausfeßung) erſetzt, 
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nifien der Eintragung entjprechenden Beurkundung. Wie Einigung und 
Eintragung einen einheitlihen materiellen Inhalt aufweifen: jo gilt für 
beide auch die einheitlihe Korm der grundbuhmäßigen Beurfugdung, Die 
zwar nicht eine zwingende Vorausjegung der Vertragwirkſamkeit und der 
volljogenen Eintragung bildet, wohl aber mit der Vertragbindung zugleich) 
die Grundlage für den amtlichen Eintragungvollzug jchafft. 

4. Die Eintragungbemwilligung enthält auf Grund ihres inhaltlichen 
Aufammenhanges mit der Einigung eine abjtrafte rechtsgejchäftlihe Ver: 
fügung,“ die in Verbindung mit der Eintragung die Rechtsänderung Ichafft. 
Hr Anwendungsgebiet umfaßt ſowohl die rehtsbegründenden Eintragungen 
als auch die Berichtigungen.“ 

a) Berechtigt zur Erteilung der Eintragungbemwilligung ift, wer in feinem 
Rechte hierdurch betroffen wird, der jog. Baffivbeteiligte.”” Darunter wird der 
verstanden, dem nach materiellem Rechte die Befugnis zur Verfügung über 
das durch die Eintragung zu ändernde Recht zufteht; jedoch genügt nad) all- 
gemeinem Grundjag die durh Vermutung beftätigte buchmäßige Beredti: 


erübrigt fie zugleich die nad GVO $ 29 erheifchte Beurkundung der Bewilligung. 
Einigung und Bewilligung werden mithin gleich behandelt und damit geſetzlich 
met als inhaltlich verſchiedene Rechtshandlungen betrachtet. 

16) Die Gleichung zwischen 8 873 II und GBO 829 (darüber bereit3 oben 

20 A 21) gibt den Schlüffel für das Verftändni3 der rechtlichen Bedeutung der 
intragungbetilligung. Ebenso für die Löfchungbemilligung $ 875 I. 

17) Bergl. KGJ 21,150; Predari 255. — Als Teil der Einigung und 
dem formellen Vorgange nach würde die Bewilligung den Vertragantrag dar— 
ftellen, der dom Erwerber durch den Eintragungsantrag angenommen wird; 
Fuchs 2,216, RG 54,385. Daß der Antrag audnahmmeife der Annahme— 
erflärung nachfolgen kann, iſt eine allen Verträgen gemeinfame Erjcheinung. — 
Die Eintragungbemilligung enthält eine Verfügung, infofern als durd fie 
unmittelbar eine Anderung de3 dinglichen Rechtitandes herbeigeführt wird (oben 
g16 A183). Dies aber beruht auf der Vorausſetzung, daß fie inhaltlich auf das 

chmãßige Dafein eines dinglichen Nechtes einwirkt. Das trifft nicht zu bei der 
bewilligung einer Vormerfung; denn dieſe fichert bloß einen obligatorifchen 
Anfpruch, fie erzeugt fein dingliches Recht. Bewilligung ijt darum in $ 885 (mie 
aud in $$ 1322, 1745, 1836, 1303 II uſw.) nicht als Eintragungbemilligung 
im echten Sinne zu berjtehen, fondern als nadte grundbuchmäßige Erflärung, 
dab ein obligatorifcher Anſpruch zum Ziwede der Sicherftellung im Grundbuch 
berlautbart werden joll. Vergl. dazu unten 8 65 Nr. 2. 

18) GBO 88 22, 26; Streder (AT) 61; Fuchs 217. Auch die Zuſtim— 
mung, 22. Keiner Betvilligung bedarf es zur Berichtigung, wenn die Un— 
tichtigkeit des Buchinhaltes durch öffentliche Urkunden nachgewiefen ift (88 22, 
Bf), und ebenjowenig zur Löjchung der Vormerfung oder des Widerjpruchs, 
wenn fie auf Grund einer einstweiligen Verfügung eingetragen find und Diele 
duch eine bollftredbare Entjcheidung aufgehoben iſt (88 883, 885, 899 IL, 
GBO 825). Die Bewilligung erübrigt fich ferner: bei Eintragung eines Wider- 
ſoruchs gegen die Buchhypothek wegen Nichtzahlung der Valuta $ 1139; bei An- 
eignung durch den Fisfus 8 928. Vergl. auh GBO 821 (U 23). 

19) Die GBO 88 19, 13, 40 fpricht bon dem, deſſen Recht betroffen wird; 
da? BGB fpricht regelmäßig $8 873, 875, 878, 880 uſw. von dem Berechtigten, 
beral. jedoch „betroffen“ in 88 885, 886, 894, 899 (dom Aufgebot betroffen 1971, 
2060 Nr. 2, 2262). — Oben 816 A10. 
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gung.?° Unmittelbar betroffen wird von jeder Eintragung der Eigentümer 
und jeder, deſſen begrenztes Recht aufgehoben oder in jeinem Inhalt oder 
Rang geändert werden ſoll.“ Hierzu treten die Fälle, in denen Das materielle 
Recht den an einer Rechtsänderung nicht als Verfügenden, wohl aber als 
mittelbar beteiligten Dritten gegen Beeinträchtigung feiner Rechtſtellung 
fihern will und darum noch jeine Zuftimmung zu der Rechtsänderung fordert. 
Hierin ift inhaltlich eine Mehrung oder Ergänzung der Verfügungsmacht ent: 
halten, deren der „Berechtigte“ materiell bedarf, weil feine Verfügung zugleid 
in das Necht des Dritten eingreift ;”? für das Grundbuchrecht bedeutet die 
Zuftimmung eine formgerecht abzugebende Neben-Eintragungbemwilligung.” 
Werden mehrere Verfügungberecdhtigte in ihrem Rechte betroffen, jo müſſen 
fie jämtlich die Zuftimmung erklären. Die Zuftimmung darf auch durd 
einen Vertreter erklärt werden; ob der Erflärende zur Erteilung der Zu: 
ftimmung an Stelle des Berechtigten die erforderliche Vollmacht oder Ber: 
fügungmacht hat, oder ob er noch der Genehmigung Dritter oder einer Behörde 








20) Daß der Berechtigte im Grundbuche eingetragen fei, wird durch die 
Ordnungsvorſchrift GBO 840 zum Zwecke der Erleichterung der Legitimation- 
prüfung (BGB $ 891) und nur für den Zeitpunft der Eintragung der betilligten 
Nechtsänderung gefordert. Die Eintragung des Betroffenen braucht nicht bereits 
im Zeitpunfte der Bemwilligungserflärung vollzogen zu fein; der Mangel. der 
Eintragung berührt nicht die Wirkſamkeit der Bewilligung; OLG 2,1. Daher 
iſt die Verfügung und Bemilligung des Erben wirkſam, auch wenn fie vor feiner 
Eintragung erfolgt. Wenn A. durch Zufchlag im Zwangsverſteigerungsverfahren 
das Eigentum an einem Grundjtüd erworben hat und vor feiner Eintragung die 
Auflafiung des Grundftüds an B. vornimmt und die Eintragungbemwilligung 
erklärt: fo bat der Grundbuchbeamte diefe Verfügung zuzulafien, aber den Be— 
teiligten zu eröffnen, dat die Eintragung des Eigentumüberganges erjt dann er- 
folgt, wenn zuvor A. al3 Eigentümer eingetragen worden iſt. Ebenfo kann A. 
der ein Grundjtüd erſt erwerben will, jogar ſchon vor Abſchluß des Kaufvertrags 
daran eine Hypothek für C. beitellen und bemwilligen; die Hypothek erftarkt gemäß 
BGB 8185, fobald A. dur Auflaffung und Eintragung Eigentümer getvorden 
iſt. Vergl. auch Predari 111. — Über die Prüfung der Legitimation des Bes 
willigenden: unten $55 WAi4f. 

21) 88 873, 875. 

22) Zuftimmung ift auch bier im Sinne von BGB $ 182 zu berftehen; 
8.1 883. Eine derartige Ergänzung der Verfügungsmadjt bedarf 3.8. der 
Eigentimer, wenn er das zuguniten feines Grundſtücks beftellte Wegerecht auf: 
beben will, jeitens des an dem Grundjtüd Nießbrauchberechtigten ($ 876 ©. 2; 
die gilt nach Grundbuchrehht nur dann, wenn das Nießbraudredit auf dem 
Blatte des herrichenden Grunditüds eingetragen ift, GBO $ 21); ebenfo bedarf 
der Hhpothefengläubiger, wenn er die Hypothek durch Rechtsgeſchäft aufheben 
will, der Zuftimmung de3 Eigentümer (da diefer da3 Recht bat, die Hyp. ala 
Eigentümerbup. zu erwerben, 8 1183; dies dehnt aus auf jede Löſchung der 
Hypothek GBO 8 27 I; Fuchs 2,219). Ferner $$ 877,880, 1180, 1183, 1192 uſw. 
Der eingetragene PBfandgläubiger einer Hypothek muß zuftimmen, wenn die 
Hyvpothek 3.3. durch Entlaffung einer Teilparzelle geändert werden foll. 

23) Die Gleichftellung der Zuftimmung mit der Bewilligung bejtätigt GBO 
$ 21; Streder (A 7) 543. Form nad) $ 29. 

24) ©o 3.2. die Miteigentümer im Falle des $ 1183 (A 22) ; OLG® 1, 292. 


$ 54. Eintragungbemwilligung und Zuftimmung. 817 


bedarf, ift eine Frage des materiellen Rechts.“ Zur Sicherung des Rechts— 
nahfolgers darf ein Nießbrauch oder ein jonjtiges auf Die Lebenszeit des Be— 
rehtigten abgeftelltes Necht, bei dem Rückſtände mögli find, vor Ablauf 
eines Jahres nach defien Tod nur mit Zuftimmung des Rechtsnachfolgers 
gelöjcht werden.?® 

b) Die Eintragungbewilligung wird erjegt: 1. durch das Erjuchen einer 
Behörde.” Der Grundbuchbeamte hat hier nur zu prüfen, ob die erfuchende Be— 
hörde nach den maßgebenden deutjchen ?* Rechtsnormen zuftändig ift, das die Be— 
willigung und den Antrag erjegende Erjuchen zu ſtellen,“ und ob das Erjuchen 
inhaltlid den grundbuchrechtlichen Worausjegungen der Eintragung ent— 
ipricht °° und den durch das Landesgeſetz vorgejchriebenen Formerfordernifjen 
genügt. Auf die Nachprüfung der materiellen Vorausfegungen und der Be: 
gründung des Erſuchens hat dagegen der Grundbuchbeamte nicht einzugehen; 
hierfür ift allein die erſuchende Behörde zuftändig ; fie trägt die Verant- 
mortung und hat die Haftung für den durch ſchuldhafte Verlegung ihrer Amts- 


25) uber die Prüfungspflicht de8 Grundbuchbeamten unten $ 55. Danad) 
iit 3.8. die Vertretungsmacht des Vorjtandes eines Vereines, des Tejtament- 
bollftreders, Vormundes uſw. und ebenjo die eines Notard uſw. zu unterfuchen. 
Somweit bei allg. Gütergemeinfchaft der Ehemann nach 8 1448 zur ſelbſtändigen 
Rerfügung berechtigt ift, wie 3.0. zur Rangänderung der Hhpothelen (auch zur 
Beitellung einer Kaufgeldhypothek bei Erwerb eines Grundſtücks? ja OLG 2,359, 
nein 2,361; 6, 161), bedarf es der Zuftimmung der Ehefrau nicht, obgleich fie 
Gefamthänderin ift; daher ift auch ihre vorgängige Eintragung (A 20) nicht 
erforderlih; OLG 4, 344, 

26) Das Nähere ergibt GBO 823. Widerſpruch des NRechtsnachfolgers 
lann auch noch nach Jahresfriſt erhoben werden; er erhält dann das Recht zur 
Buftimmungserteilung. Ausdehnung diefes Falles in $ 24. 

27) GBO 839. Anmwendungsfälle 3.8.: Erſuchen des Vollſtreckungs— 
gerihte® um Eintragung des Vermerkes über die Anordnung der Zwangsvoll— 
fredung ufm., ZUG ss 19, 34, 130 f.; des Vormundichaftgerichtes wegen der 
bom Bormunde zu ftellenden Sicherheit nah FGG $ 54; des Konkursgerichtes 
nah KO g8 113 f.; oder nach Landesrecht Erfuchen der Enteignungsbehörde, der 
Vervaltungsbehörde, Auseinanderfegungsbehörde (preuß. Generalfommifjton, OLG. 
3, 227). Vergl. ferner unten 864 A4f., 15f. (Widerfprud). 

28) Oberned 768; die Kommentare zum FGG 82 von Fuchs, Schulke- 
Görlitz. Staatöverträge mit ausländifhen Staaten hat da3 D. Neich über Die 
Gewährung von Rechtshilfe in Grundbuchſachen nicht gefchlofien. An Betracht 
läme das Abkommen zur Regelung von Fragen des internationalen Privatrecht 
bom 14. 11. 1896 und 22.5.1897 Art.5, 6. Eine Bilicht, fi in Grundbuch- 
lachen Rechtshülfe zu Ieiften, bejteht auch nicht für die deutfchen Gerichte unter- 
einander; oben 851 42. 

29) So 3.8. ob die erforderliche Genehmigung der Auffichtsbehörde ein— 
geholt if. Ferner KON 22, 157; OLG 6, 103. 

30) Nach GBO 88 16, 28, 40-44, 48 uſw. 

31) Preuß. AGz. GBO NArt.9 Unterfchrift und Giegel oder Stempel 
(diefer Formvorfchrift ift auch dann zu genügen, wenn der erfuchende Vormund— 
Ihaftsrichter und der erfuchte Grundbuchrichter diefelbe Perſon find), Art. 12—14, 
breuß. Enteignungögef. 11. 6. 1874 8 33 (Sehdel, Enteignungägel. 3. Aufl. 216), 
preuß. Umlegungsgefeß für Frankfurt a. M. 28.7.1902 843. Bad. AG 4. GBO 
825; weim. AG Art.9; ſächſ. VO 24.7.1899 827; elfahelothr. AUG $ 17. 
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pflit einem Dritten zugefügten Schaden zu übernehmen.” 2. VBerweigert 
der hierzu Berpflichtete *° die formgerehte Erklärung der Eintragung: 
bewilligung, jo kann der Berechtigte feinen Klagantrag auf Abgabe diejer 
Bewilligungserklärung richten. Das rechtskräftige Urteil erjegt dann die 
Bewilligung: fie gilt als erflärt.’* 

ec) Keiner Eintragungbewilligung bedarf es in den Fällen, wo die 
Unrichtigfeit des Buches nachgewieſen ift oder wo aus anderen Gründen ein 
fofortiger Rehtihug gewährt werden joll, ohne daß die Zuftimmung des 
Betroffenen zuvor durch Urteilſpruch erjegt werden müßte.’ 


32) Das Erſuchen 3.2. des Zimangsvollitredungsgericht3 um Löſchung be: 
ftimmter Hypothelen iſt auf ſeine materielle Richtigkeit nicht nachzuprüfen (vergl. 
auch OLG 7, 332). Inſoweit entfällt die Haftung des Grundbuchbeamten aus 
GBO $ 12 (oben $51 412); die erfuchende Behörde haftet nad BGB $ 839. 
Wenn aber 3.8. beantragt wird, daß die auf dem verfteigerten Grundjtüd ein- 
getragene Hypothet. die im geringſten Gebote ſteht und daher nicht gelöſcht wird, 
ſtatt mit 5 nur mit 4 Prozent verginſt werden ſoll: dann bat der Grundbuch— 
beamte die Prüfung und Entjcheidung und demgemäß die Haftung zu übernehmen. 

33) Die Grundlage hierfür gibt der (formwirkſame, $ 313) obligatoriſche 
Grundvertrag. In dem formgerecht abgeſchloſſenen und bindenden dinglichen 
Vertrage (88 873 II, 925) iſt bereits die Bewilligungserklärung entbalten, denn 
der Veräußerer erflärt darin, dab er dem Gegner das bezeichnete Recht — 
oder beſtellt uſp., mithin in die dazu erforderliche Eintragung einwilligt (A7f.). 
ad Ey ge auf Erteilung der Zuitimmung bejteht fraft Gejeßes nach 88 888, 
89 

34) CPO $ 894 11; das Urteil muß auf Abgabe (Leiftung) der Be- 
twilligung lauten und diefe. inhaltlich jo feititellen, daß fie den Vorausjegungen 
der Grundbuchordnung entfpricht; es erſetzt zugleich die ſonſt erforderliche Be: 
urfundungsform. Der Grundbuchbeamte bat daraufhin zu prüfen, ob da3 Urteil 
nach den ihm vorgelegten Urfunden (ob dazu auch die bollitredbare Ausfertigung 
erforderlich fei, iit bejtritten; dafür Gaupp-Stein 2,712; dagegen Fuchs 2, 227 
und die herrſchende Anjicht) rechtsträftig ist und wieweit Die Bemilligung materiell 
reicht (ob 3.8. das gegen die Ehefrau erjtrittene Urteil Wirkung gegenüber dem 
Ehemann bat). Der UÜrteilfpruch tritt an die Stelle der Bewilligung3erflärung 
des Beklagten; wenn GBO 820 in Frage fommt, muß mithin der Erwerber 
feine entfprechende eigene Erflärung in rechter Form borlegen, damit die Einigung 
dem Grundbuchrichter nachgewiesen jei. Über die Prüfung der materiellen Ridhtig- 
feit des Urteils feitens des Grundbuchbeamten vergl. unten 855 A48. Auf 
Grund eines bloß vorläufig vollitredbaren Urteil kann nur die Sicherjtellung 
durch Vormerkung oder Widerfpruch, feine endgültige Eintragung beantragt 
werden; CPO $ 395 drüdt dies jo aus, daß nur jene vorläufigen Eintragungen 
als bewilligt gelten. Vorläufige Eintragungen auf Grund einjtmweiliger Xer- 
fügungen nach $$ 885, 899 und CPO 8935. — Eintragung einer Zwangs— 
hypothek CPO ss 88 867, auf Grund einer Pfändung und am 88 830, 
837, auf Grund eines Arreitbefehls 8932. Vergl. unten $55 A114. 

35) So wird die Berichtigung nach GBO ‚Age eingetragen, wenn die Un- 
richtigfeit des Buches nachgewieſen ijt, ohne daß es der Bewilligung des Be: 
troffenen bedürfte in den Fällen BGB 88 894—897. Zum Nachweis genügt 
hier regelmäßig die formelle Erflärung des umrichtig eingetragenen Berechtigten. 
Die Löfchungbemwilligung erübrigt fich in den fällen der 88 1144, 1145, 1163: bei 
Vereinigung von Eigentum und Hypothek infolge der Befriedigung de3 öhpothefen- 
aläubiger erfolgt die Löfchung oder Umschreibung auf Grund der formellen 
(GBO 829) Quittung. — Über diejfe Frage unten 8 63. 
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d) Eine Eintragung von amtswegen findet ftatt, um das Grundbuch 
in Übereinftimmung mit den Buchführungsvorjchriften zu erhalten und um 
den Berechtigten gegen den aus unridhtiger Buchung drohenden Rechtöverluft 
zu ſchützen.“ Zum Erſatz der Bewilligung dient fie nicht; fie enthält eine 
im öffentlichen Interefle vorzunehmende Verwaltungsmaßregel. 


5. Zu den bisher behandelten Erfordernijfen der Eintragung tritt als 
legtes der Antrag hinzu. Zwei Arten find zu unterjcheiden: der nadte 
formfreie Antrag und der materielle, eine rechtsgejchäftlihe Erklärung er: 
jegende, formgebundene Antrag. 


a) Der nadte Antrag erjcheint als rein formaler Berfahrens: 
akt, als das an das Grundbuhamt gerichtete Geſuch, eine beftimmte Ein: 
tragung zu vollziehen.” Das Grundbuhamt joll feine Tätigkeit nicht von 
amtswegen entfalten; das Verfahren fteht vielmehr unter dem Grundjaße 
des Barteibetriebes, da die Verwirklichung des Dinglichen Rechtes durch Ein: 
tragung als privatrechtliches Intereſſe den Beteiligten anheimzuftellen, von 
amtswegen ihnen nicht aufzuzwingen ift. Diejer nadte Antrag bedarf feiner 
bejonderen Form.” Seine jhriftliche Einreichung oder Erklärung zu Protofoll 
wird aber vorausgejegt, da auf dem Antrage der Zeitpunkt jeines Eingehens 
genau vermerkt werden joll. Da hiermit die auf Erwirkung der Rechts: 
änderung gerichtete Parteitätigfeit abjchließt, jo genügt es, daß der Ber: 
äußerer oder Bejteller des Rechtes in dieſem Zeitpunkt verfügungsberedtigt 
war und ebenjo ijt der gute Glaube des Ermwerbers nach dieſem Zeitpunkt zu 
beurteilen.*° Die Anträge find, wenn fie dasjelbe Recht betreffen, nad) der 
duch den Eingangvermerk feftgeftellten Reihenfolge durch Eintragung zu 


36) Beſonders wichtig bei Eintragungen, die gejeßliche Vorfchriften vers 
legen, GBO 854; ferner 88 7, 8, 1811, 23, 49, 52, 76. Über Eintragung 
des Widerſpruchs von amtswegen unten $ 64 Nr.2 und befonders A 20. 

37) BO 81311. Der Antrag bringt zum Wusdrud, daß die Eins 
tragung gerade jebt verlangt wird. Das Erfordernis des Antrags bildet feine 
tvingende Vorausſetzung; Eintragungen ohne Antrag find keineswegs unwirkſam. 
Ausnahmen bilden die Eintragungen auf Erfuchen einer Behörde (A 27) und bon 
amtswegen (U 36) ; in beiden Fällen bedarf es feines Antrags des Beteiligten. 
Venn aber eine Behörde felbjt als Veräußerer oder Erwerber beteiligt ift, jo 
bat fie wie jedes Rechtsſubjekt die Einwilligung oder den Antrag zu erbringen. 

38) Das ergibt fih) aus GBO 830, wonad die Form des 829 nur er— 
forderlich ijt, wenn der Antrag insbefondere die Eintragungbetvilligung oder Ab— 
tretungserflärung (8 26) erfeßen fol. Dazu unten AU 51. KON 22,154. Ans 
wendungsfall des nadten Antrags oben 853 422. Ferner OLG7, 193. 

39) GBO 81312. Eingehen (BGB 8 878 ſpricht von Stellen des 
Antrags) bedeutet, daß der Antrag dem zuftändigen Grundbuchbeamten vorgelegt 
worden ift. Diefer bat ihn mit dem Bräfentationsvermerf zu verfehen. Entgegen= 
nahme durch einen fachlich unguftändigen Beamten iſt wirkungslos; erjt wenn 
et den Antrag dem zujtändigen Beamten vorgelegt bat, iſt dieſer eingegangen. 
Vie näheren Musführungsvorfchriften gibt das Landesredt; unten 856 A7. 

40) 88 878, 89211. Unten 856 As. 
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erledigen ;*! dadurch wird insbejondere dem früher beantragten Rechte Der 
von dem Eintragungvollzuge abhängige Rangvorzug *? gewährleijtet und zus 
gleich für die Entſcheidung über Anträge, die inhaltlich ſich ausſchließen oder 
ſich bedingen, eine feſte Reihenfolge geſchaffen.“ 

b) Berechtigt zur Stellung des Antrags ift nur der, deſſen rechtliche 
Intereſſen durch die Eintragung unmittelbar betroffen werden; mithin außer 
dem, zu defien Gunften die Eintragung erfolgen joll, der Baifivbeteiligte, 
auf defien Bewilligung ſich die Eintragung gründet, und der Berichtigung: 
berechtigte.* Sind auf einer Seite mehrere beteiligt, jo genügt der Antrag 


41) GBO ss 17, 46; dazu unten $56 A10f. 

42) Nach $879, oben $13. — GBO 817 gibt eine für den Beamten 
bindende Norm. Als Vorfchrift über da3 Verfahren aber fann jie für Die 
materielle Wirffamfeit der Eintragung feine zwingende Vorausſetzung bilden. 
(Der Gebrauch der doppeldeutigen — Bd 1 812 A9 — Worte „darf nicht“ 
bildet feinen Gegengrund; abw. Predari 283, Fuchd 2,198). Über den Rang 
der eingetragenen Rechte entjcheidet der in ah angegebene Tatbeitand; Das 
Grundbuch ift nicht unrichtig, weil ein Recht in derfelben Abteilung entgegen 
8 17 vor einem anderen eingetragen ijt; OLG 3,305, Predari 283. 

43) Dem Grundbuchbeamten liegen 3.2. vor: der Antrag des B. auf Sin— 
tragung der ihm vom Eigentümer 4. bejitellten Hypothek und eine Auflafjung 
des Grundſtücks feitens des A. an E. Die Eintragung des ziweitgenannten 
Antrags jchließt den Antrag des B. aus; darum iſt es bedeutfam, dat deſſen 
Antrag, wenn er vor dem des A. eingegangen ijt, zuerjt erledigt werden muB; 
Fuchs 195; Predari 284. — Erfcheint danach ein Antrag als unguläffig, fo tit 
er zurüdgumeifen. Wenn aber feiner fofortigen Erledigung bloß ein anjcheinend 
behebbares Hindernis entgegenfteht, fo fann dem Antragjteller eine Frift zu deſſen 
Behebung gejeßt werden; diefe Aufichtebung der Erledigung de3 Antrags foll ihm 
die Priorität erhalten, fie tft, fobald fpätere follidierende Anträge eingehen, durch 
Vormerkung oder Widerjpruc zu fichern; GBO $ 18 (unten $55 U 39). Dieſe 
bon amtömwegen zu bewirfende Sicherungseintragung ift zu löjchen und der An— 
trag iſt endgültig zurüdgzumeifen, wenn das Sindernis nicht rechtzeitig behoben 
wird. — Ein Antrag kann auch ftet3 von dem Antragsteller zurüdgenommen 
werden (Form nad) GBO 88 32, 29). Vollmacht zum Antrag unten 856 U 4. 

44) GBO 8131. Eriweiterung der Antragberedtigung durch SS SI, 14. 
Da der Antrag die dingliche Vollgiehbung einer Rechtsänderung herbeiführen 
fol, tft er nur den an dem Rechtsvorgange al3 Verfügenden oder Eriwerbenden 
materiell Beteiligten zugubilligen; alfo denen, die rechtsgejchäftlich die Rechts— 
änderung dur Einigung und Bewilligung begründet baben und dem Dritten, 
in defien Intereſſe kundbar die NRechtsänderung vorgenommen worden tft. 
Wird 3.2. für das Grundftüd A., um die Ausübung des dem &. daran zus 
ftehenden Nießbrauchrechts zu erleichtern, eine Wegegerectigfeit an dem Grund- 
ftüd 8. beitellt, fo ift €. antragberedtigt. Dagegen iſt der erite Hypotheken— 
gläubiger, der einer neu zu bejtellenden Hypothek den Vorrang eingeräumt bat, 
nicht berechtigt, die Eintragung diefer Hypothek zu beantragen; denn er ijt nicht 
Bajfivbeteiligter im Sinne eines die Eintragung Betvilligenden, er bat die Be— 
wirkung der Eintragung nad) dem bier berrfchenden Grundjate des Parteibetriebes 
denen zu überlaſſen, die die Hyp. bejtellen oder erwerben wollen. — Die Faflung 
des 8 13 II iſt infofern undeutlich, als unter dem Betroffenen nicht bloß der Be— 
mwilligende, fondern auch der, deſſen Zuftimmung erforderlich ift, verftanden werden 
fönnte; feinestweg3 aber darf aus dem Nechte zur Zuftimmung auf das Antrag 
recht geichloffen werden. Für die engere Auslegung: Turnau-Förſter 2, 91, 
Predari 261, Fuchs 2,172 (vergl. auch OLG 4,73; KGN 22,136) ; 3. T. abi. 
Dberned 132 und in Gruchot 48,869; Streder, R. an Grundftüden 196. — 
Nur der Eigentümer iſt antragberechtigt im Falle des 8 1139; auch $ 928. 
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jedes einzelnen, wenngleich die Rechtsänderung materiell fih auf die Be: 
wiligung oder Zuftimmung Aller gründen muß.“ Das Antragredt kann 
auch durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden ;* der Notar, der Die 
jur Eintragung erforderliche Auflaffung, Bewilligung oder Zuftimmung ufw. 
beurfundet oder beglaubigt hat, gilt kraft Gejeges ohne weiteren Nachweis 
als bevollmächtigt zur Stellung eines nadten Antrags." 

c) Der Antrag beruht inhaltlih auf der Eintragungbewilligung ; er 
muß ſich mit dieſer decken.“ Indem der Antrag fi als Parteierflärung 
auf die unmittelbare Verwirklichung der dinglihen Rechtsänderung als der 
aewollten Rechtsfolge richtet, enthält er eine rechtsgejchäftliche Verfügung. 
Dies tritt am jchärfiten hervor, wenn der Paffivbeteiligte, ohme daß eine 
bejondere Bewilligung vorliegt, den Antrag ftellt: dann ift der Antrag die 
deutlihite Werlautbarung der Eintragungbewilligung,* er erjegt dieje und 
bedarf darum der grundbuchmäßigen Form, die für die materiellen Eintragung: 
vorausjegungen gilt.°° Hiermit tritt dem nackten der materielle, eine rechts— 


. .. 45) Denn der Antrag bringt nur die materiell bereit3 begründete Rechts⸗ 
anderung zur Ausführung. Das gilt auch zum Zwecke der Eintragung aller 
Miterben auf das ererbte, ihnen al Gefamthänder erworbene Grunditüd; jeder 
Erbe iſt für fich antragberedtigt. Ebenfo bei dem Antrage auf Löſchung 3.2. 
Te KGJ 20,209 und dazu treffend Fuchs 2,171 A 17; Predari 
26 13. 

46) Die Vollmacht bedarf bier feiner befonderen Form; Ausnahme nad GBO 
830, 32 (bei Widerruf der Vollmacht). Sie erlifcht im Zweifel nicht mit dem 
ode des Vollmachtgebers (DNBZ 2,257); ob Subjtitution geftattet ift, ergibt 

da3 Grumdverhältnis (Auftrag, Anftellungsvertrag; vergl. $ 664; HGB 88 52, 
58) ; dazu Bd.1 $ 81. — fiber die Stempelfreihett der in einer notariellen Ur— 
Kunde über da3 Kaufalgeichäft zur Auflaffung uſw. erteilten Vollmacht: GBO $ 31. 

47) GBO $ 15; MNotVZ 2, 84,258; Schiffer im Necht, 586 und in Gruchot 
46,345; Bredart 274; Fuchs 2,157. Das Geſetz ftellt zunäcdit eine Vermutung 
auf, es ergänzt aber zugleich die Vollmacht, da dieje im Sinne der Beteiligten dem 
beurfundenden Notar bermöge feines Amtes und feiner recht3belfenden Tätigkeit 
als erteilt gilt. (Daß „gilt“ keineswegs ftets eine Fiktion bedeutet: Bd.1 $8 
417.) Demgemäk genügt der Nachweis der von ihm aufgenommenen Auf- 
laſſung ufw.; den Antrag felbit muß er nicht bealaubigt haben; er ftellt ihn als 
Vertreter des nad 5 13, 14 Berechtigten. — Die Vertretungsmacht wird be- 
grenzt durch den Anbalt der beurfundeten Erklärungen; nur diefe felbit darf der 
Notar Durch Antrag zur Verwirklichung bringen; daher vermag er die Aus— 
bandigung des Hypothekenbriefes an den Gläubiger wirkſam nur zu beantragen, 
wenn diefer nach $ 60 darauf ein Recht erlangt bat. Er darf die Anträge der 
Beteiligten weder einfchränfen, noch abandern (3.8. bezgl. des Ranges der 
Rechte); OLE 7,189, 334. — Gegen die Ablehnung de3 Antrags jteht dem 
Rotar das Necht zu, im Wege der Beichwerde die Eintragung durchzuſetzen; RIA 
1,158; OL® 2,244. 

48) Bezeichnung des Grundftüds wie in der Bewilligung GBO 8 283. Be- 
kimmter, borbebaltlofer Antrag $ 16 (unten 855 W23); daher muß aud) die 
Bemilligung vorbehaltlos jein, wenn der Begünitigte den Antrag jtellt. 

49) So Predari 255 und nah ibm RG 54,335. Auch Fuchs 2,169 
47. Der Eigentümer, der eine Grundichuld beitellen will, erflärt: ich beantrage 
(nit ich bemillige) die Eintragung folgender Grundichuld. 

50) GBO 8 30. Anmwendungsfälle $$ 1139 (Tberned 678; abw. Bier: 

Erdemann, Lehrbud. 1. Band. 8.1.9. Aufl. > 


> 
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geſchäftliche Erklärung enthaltende Antrag gegenüber; der Grundbuchbeamte 
muß in jedem einzelnen Falle nachprüfen, welche Art des Antrags vorliegt 
und ob danach eine formfreie Urkunde genügt oder eine öffentliche zu ver: 
langen ift.” Bei Abſchluß des dinglichen Vertrages und insbejondere bei 
der Auflaffung kann die Erklärung des Eintragungantrages die der Ein- 
tragungbemwilligung des Veräußerers als dem Vertragantrage entiprechende 
Annahmeerflärung enthalten; denn damit wird die Willenseinigung zu der 
durch die Eintragung zu bewirkenden und mit ihr notwendig verbundenen 
Rechtsänderung erklärt.’? 


855. VBorausjegungen und Garantien der Eintragung. 


1. Das Bedürfnis, die Eintragungen unter bejondere Rechtsgarantien 
zu ftellen, ergibt fich aus dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs und Der 
hierdurch hervorgerufenen Gefahr des Verluftes der unridhtig oder unzu— 
länglich eingetragenen Rechte infolge des gutgläubigen Ermwerbes eines 
Dritten. Die Sorge dafür, daß die Bucheintragungen in Einklang mit Dem 
wirklichen Rechtſtande zu bringen find, wird zunächſt dem Parteibetriebe der 
Beteiligten anheimgeftellt.” Someit aber Entgegennahme und Vollzug Der 
Eintragungen der jelbjtändigen Entjcheidung und Anordnung des Grundbuch: 





——. 


mann 94d), 1183, 1192, 1199; GBO $ 60. — Der Rechtsnatur des Antrags 
al3 Verfügung entjpricht die in N 18 verordnete Prüfung feines Inhaltes. 

51) Eine zur Eintragung erforderliche Erklärung erſetzt der Antrag 3-2. 
auch da, wo auf Grund einer vorgelegten formellen Löjchungsbemwilligung Die 
Löſchung einer Hhpothef beantragt wird, denn diefer Antrag enthält zugleich Die 
nad) $ 1181 und GBO $ 27 erforderliche Zuftimmung und unterjteht darum dem 
Formgwange des 829. Der Eigentümer kann auf Grund der Vorrechtein— 
räumung die Eintragung der Rangänderung der Hypotheken nicht formlo3 be— 
antragen, denn fein Antrag muß zugleich feine Zujtimmung nad) $ 880 II 2 
erjegen. Der Antrag auf Berichtigung im Falle der GBO g 22 1II iſt in Der 
durch $ 29 vorgejchriebenen Form zu ftellen, obgleich die Zuftimmung nur nad 
Grundbuchrecht, nicht nach materiellem Rechte gefordert wird; vergl. —— 
Begriff und Nachweis der Cintragungberoilligung 1908; Streder, Ztfchr. 
Eiv.Br. 31, 543. — Vergl. ferner oben $53 U 

52) RG 54,383, 385; oben A7f. Daß * Antrag als formaler Ver— 
fahrensalt und Geſuch an den Grumdbuchrichter noch hingutreten muß, hindert nicht, 
daß er außerdem jenen rechtögefchäftlicden Anhalt haben fann. Dies wird um fo 
deutlicher, wenn erwogen twird, dat der Notar auf Grund der von ihm beur— 
fundeten Auflafiung ohne weiteres zur Antragjtellung ermächtigt iſt (A 47): denn 
dann hat in Wahrheit der Erwerber bereit3 in dem dinglichen Vertrage den 
Antrag erflärt und zwar al3 rechtögefchäftlihe Willenserflärung, während der 
Notar nur die Kundgebung als Verfabrensvorausfeßung an das Grundbuchamt 
bewirkt. Wenn A., dem der Grundjtüdeigentümer B. die formgülti > Bewilligung 
zur Beftellung einer Dienitbarfeit oder Hypothek uſw. ausgehä igt bat, dieſe 
Urkunde dem Grundbuchamte übergibt zur Eintragung der Belaftung: jo enthält 
diefer Vorgang nicht bloß einen Verfahrensakt, fondern materiell zugleich die 
Annahme und Einigung zum Ermwerbe des angebotenen Rechtes. 

1) Das eigene Anterefje an der Vollendung des Rechtsertwerbes — die 
Eintragung mie an der Sicherung gegen die Wirkungen des 8802 uſw. bietet 


855. PVorausjeßungen und Garantien der Eintragung. 323 


beamten unterftehen, wird feiner öffentlichrechtlichen Pflicht die Fürſorge an— 
vertraut, daß der Inhalt des Grundbuches den gejeglichen Anforderungen 
entipreche und das wirkliche Recht verlautbare. Als legtes Ziel ergibt ſich, 
dat nicht bloß alle Buchungen materiell richtig und gejegmäßig jeien, jondern 
da der Buchinhalt auch allen Rehtsänderungen nachfolge und ein getreues 
Bid der gegenwärtigen Rechtslage ? gebe. 

Die Gewähr für die inhaltlihe Richtigkeit des Grundbuchs ſucht die 
GBD. zu bieten, indem fie die Eintragungen unter beſtimmte ſtrenge Voraus: 
jegungen ® jtellt. 

a) Dahin gehört zunächſt die allgemeingültige Regel, daß die Ein: 
tragung als öffentliher Beurkundungsakt nur erfolgen ſoll, wenn die Ein- 
tragungbemwilligung oder die fonftigen zur Eintragung erforderlihen Er: 
Härungen und Tatjachen * durch öffentliche Urkunden nachgewieſen werden.’ 


den ſtärkſten Antrieb, um dort die Eintragung zu beantragen und bier die Be— 
rihtigung durchzuſetzen. Über den Begriff des Beteiligten oben $ 16 16. 

2) Es iſt bier die Rede von der Nichtigkeit des materiellen Rechtſtandes. 
Außerdem fommt in Betracht die Erhaltung der Übereinjtimmung de3 Grund» 
bus mit dem amtlichen Verzeichnis (Katajter, Flurbuch, Steuerbüchern uſw.) 
duch die alljährlichen Fortjchreibungen; darüber oben $52 Nr.31f. 

3) Einen Zwang zur Berichtigung der Befistitel anzuordnen (fo die preuß. 
Öhpothefenordnung bon 1783 und preuß. GBO $ 50, 56: Zwangstitel⸗ 
berihtigung; oben 848), hat da3 NReichsgrundbuchrecht als geeignete Maßregel 
nicht erachtet. Ebenjowenig wird der Eintragung formale Rechtskraft beigelegt, 
jo daß fie unanfechtbares Eigentum uf. für den Eingetragenen und damit 
abjoluten Verluſt fir den wirklich Berechtigten, aber Nichteingetragenen erzeugte. 

4) Wie 3.8. Verzicht, Zuitimmung, Abtretung, Aufhebung; Genehmigung 
de3 VBormundichaftsgerichts, Nachweis des Erbrechtes uſw., ſoweit dies nicht offen» 
hındig (®d.1 8 87a A2) iſt. 

5) GBO — unterſcheidet genauer: a) die Eintragungbewilligung und 
die ſonſtigen rechtsgeſchäftlichen Erklärungen, die zur Eintragung erforderlich 
find, wie Zuſtimmung, Vollmacht (pr. Juſt. M. Bl. 1901 ©. 232), Verzicht, Ab— 
tretungserflärung. Für diefe dient als Form: Erflärung zu Protokoll vor dem 
Grundbuchamte (darüber unten A7) oder öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urfunde (über diefe genauer Bd.1 $65 A112). Zuſtändig jind Gerichte oder 
Notare, jedoch fann nach EG 141 das Landesgefeß die ausschließliche Zuſtändig— 
feit nur der Gerichte oder nur der Notare verordnen. Infolgedeſſen ijt ein bunter 
Rechtszuſtand entjtanden: 1. Gerichte und Notare find zujtändig in Preußen 
AG z. FGG Art. 31), Sachſen, beiden Medlenburg, Heilen, Oldenburg, Braun: 
ſchweig, Anhalt, Weimar, Gotha, Meiningen, Schwarzburg-Sond., beiden Neuß, 
Lübed; 2. nur die Gerichte in Schwarzburg-Rud., Lippe, Schaumburg-Lippe, 
Talded; 3. nur die Notare in Bayern (AG z. BGB Urt. 167), Württemberg, 
vaden (AG z. FOG $34), Hamburg, Bremen, Elſaß-Lothr. (AG. 3. FGG 
844); vergl. Niedner 265. In allen Landesgeſetzen find beſondere, das FGG 
gemäß dem dort in $ 200 gemachten Vorbehalte ergänzende und ausführende 
Torfchriften ergangen, deren Nichtbeachtung jedoch auf die Gültigkeit der Urkunde 
obne Einfluß iſt. — b) Die anderen Vorausfegungen der Eintragung, alfo 3.2. 
die Genehmigung des Vormundſchaftgerichts, Nachtveis der Erbfolge (GBO $ 36) 
oder des Todes (8 23), der Volljährigkeit, der Legitimation als Vorjtand eines 
rechtsfähigen Vereines, al3 Wormund oder Beiltand find nur durch öffentliche 
Urkunden nachzumeifen. Wenn daher auch die Erbfolge durch ein eigenhändiges 
Zeitament nach $ 2231 Nr. 2 materiell wirkſam geordnet werden darf, jo genügt 


21* 
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Hiermit wird der Grundſatz des materiellen Rechtes, wonach mit Ausnahme 
der Auflafjung die dinglihen Rechtsgeſchäfte an Feine Form gebunden 
find, für den Grundbuchverfehr praftifch beſeitigt.“ Die öffentliche Beur: 
fundung beftätigt die Echtheit der Erklärungen und fichert ihren Beweis.’ 

b) Hierzu tritt die Sorge für die materielle Richtigkeit und für die geſetz— 
lihe Zuläjfigfeit der Eintragungen. Das ift die Frage, über die an diejer 
Stelle genauer gehandelt werden muß. 

Über die Art der hier zur Anwendung gelangenden Normen ift all: 
gemeinhin folgendes zu beadten. Die EBD ftellt für die Eintragungen 
bald zwingende Gebote bald Ordnungsvorſchriften auf.‘ Aber diejer Unter: 


diefes Doch niemal3 dem Grundbuchamte, es hat auf der Vorlegung eines Erb: 
fheins zu bejtehen, $ 2353, GBO $ 36. 

6) Denn die Ordnungsvorſchrift des 230 bindet den Grundbuchbeamten 
als Amtspflicht; A 8. Wenngleich daher die Einigung nach $ 873 (im Gegenſatz 
zur Auflafiung, R 925), Verzicht und Einwilligung nach 88 875, 876, 1110, 
1168 uftv., die Beſtellung einer Grundjchuld uſw. nach materiellem Rechte aud 
duch formlofe Erklärung wirkſam find, jo find jie für den Grundbuchbeamten 
rechtlich erit vorhanden, wenn die entfpredhenden Erflärungen in öffentlichen 
Urkunden niedergelegt find. Dementfprechend tritt auch die Bindung nad 
$ 875 II erſt mit der Beurkundung der Erklärung ein; oben $ 20 U 21. Die 
unter Verlegung des $ 29 vollzogene Eintragung iſt aber wirkſam, wenn dem 
$ 873 genügt tit. 

7) Das öffentliche Beurkundungweſen gehört dem Gebiete der freitilligen 
Gerichtöbarfeit an. Schriftliche Urkunden enthalten die Verkörperung eines Ge- 
dankens durch vereinbarte Zautzeichen; Bähr, Iher. 3. 14, 36; Wendt, Eid. U. 63, 
810; Gaupp-Stein und 2. Seuffert zu CPO 8 415; Weihler und Schulge-Görlik 
zu FGG 8 167; Kofef, Lehrbuch des Verfahrens der FG (1902) 382. Bei der 
Beurkundung handelt es ſich um die Feititellung von Tatſachen, insbeſondere von 
Erklärungen, wobei der Beamte Nat und Hilfe zu gewähren bat. Durch die 
Öffentliche Buchung dagegen follen bejtimmte Rechtswirkungen erzeugt werden, jie 
berubt auf einer Prüfung der Nechtmäßigfeit der Anträge und erfordert eine 
hierüber zu treffende Entjcheidung, eine die Eintragung anordnende Verfügung 
(Weibler 5: uur bei ihr findet causae cognitio jtatt). — Eine allgemeine reiche: 
geießliche Ordnung über die Zufjtändigfeit und das Verfahren bei öffentlichen Be: 
urfundungen fehlt. FGG S$ 167F. gelten nur in den Fällen, wo die Aufnahme 
öffentlicher Urkunden durch Neichsgejeß den Gerichten übertragen worden tft 
(Weihler 203; Dorner, FGG 551; abw. Schulte - Görlik 8, 324). Die zur 
Bindung erforderlihe Beurkundung in Grundbuchſachen (3.8. BGB g8 87511, 
876) ijt aber den Grumdbuchbeamten übertragen; ob ala ſolche die Amisrichter 
zuftändig find, bejtimmt jich nach Landesrecht. Daher enthalten die LandesA& 
z. FGOG hierüber die näheren Beitimmungen; 3.2. preuß. AG Art. 1. Die 
preußifche Landesgejetgebung geht davon aus, daß auf die Beurkundung der 
bor dem Grumdbuchrichter abaugebenden Erflärungen das FGG 88 168f. um- 
mittelbare Anwendung kraft Reichsrechtes findet; ebenfo für die nah GBO 829 
bor dem Grundbuch zu Protokoll abzugebenden Erklärungen (vergl. auch oben 
820 A238) das NG 54,195. Hierbei ift befonders zu beachten, daß das FEG 
$$ 175 f. zwingende Formvorſchriften ſetzt, die aber für den Grundbuchverfebr 
nicht zwingende Wirkung haben, meil GBO $ 29 nur eine Ordnungsporfcrift 
enthält. Dazu Eccius, Gruchot 47,710; Sofef, Eiv.A. 95,154 (hier aud 
darüber, daß die württemb. Landesgeſetzgebung davon ausgeht, dag dad FGG 
auf die Beurkundungen des Grumdbuchamtes feine Anwendung findet). 

8) Der Unterfchied prägt fich durch die Faſſung der Normen aus: muB, 
darf nicht bedeutet eine zwingende, fol eine Ordnungsvorſchrift. ®b.1 812 99. 
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ihied hat hier eine bejondere Bedeutung. Der Grundbuchbeamte muß aud) die 
gejeglihen Ordnungsvorſchriften als rechtöverbindliche Amtspflichten beachten. 
Andererjeits hat jede, auch die verbotwidrige Eintragung bereits durch ihren 
Volzug eine jelbjtändige Wirkung; fie nimmt an dem öffentlihen Glauben 
des Buches teil, jelbjt wenn durch die Verlegung gejeglicher Vorjchriften das 
Grundbuch unrichtig geworden ift.? Die Unwirkſamkeit einer Eintragung 
betrifft nicht ihren buchmäßigen, jondern nur ihren materiellen Beſtand: 
demgemäß kann der Grund der Unwirkſamkeit nur aus der Verlegung 
materiellrechtlicher Normen entnommen werden. Nur joweit dieje von der 
GBD als Vorausjegungen aufgenommen worden find, darf gejagt werden, daß 
die Verlegung grundbuchredhtliher Normen Unwirkſamkeit herbeiführe."° Die 
Rechtsfolge ift dann, daß dem Betroffenen der Berichtigunganipruch zufteht. 
2. Die innere materielle Abhängigkeit der Eintragungen voneinander 
jol duch ihren äußeren buhmäßigen Zuſammenhang gewährleiſtet werden. 
Das Grundbud fol in Harem Bilde zur Darftellung bringen, wie jede Ein— 
tragung rechtlich entftanden ift; durch die lücenloje Kette der Eintragungen 
weift es inöbejondere nad, wie in der Rechtsnachfolge ein Erwerber fih an 
den anderen anſchließt.“ Jede Rechtsänderung ift materiell abhängig von 
der grundbuhmäßig als Eintragungbewilligung auftretenden Verfügung 
deifen, der durch die Eintragung in jeinem Rechte betroffen wird.” Nach ge: 
jegliher Vermutung fteht das Recht dem zu, für den es eingetragen ift. Die 
GBO benugt diefen materiellrehtlihen Sat zur Sicherung einer richtigen 
Buchführung: die Eintragung des Betroffenen bildet die grundbuchrechtliche 
Vorausfegung für den Vollzug "? der von ihm bemwilligten Eintragung."* 


9) Das Bud irrt fich nicht. Das entfpricht dem gefeßlihen Grunde, auf 
dem GBO 8 54 beruht. Beifpiel: die von der Betvilligung oder dem Antrage abs 
weihende Eintragung gilt fo, wie fie im Buche ſteht. Ebenſo, wenn der Rang 
unrichtig oder eine Hypothek durch Verwechfelung auf ein anderes Grunditüd eins 
getragen iſt. 

10) &3 führt gu Verwirrung, wenn behauptet wird, dab die Verlekung von 
GBO 8 19 Unwirkſamkeit herbeiführe, die von 8 40 I dagegen nicht. Die richtige 
Auffafiung fann nur die fein: in $ 19 wird auf die materielle Norm Bezug ges 
nommen, daß die Wirffamkeit einer Verfügung abhängt von der Verfügungsmacht 
des Verfügenden (oben 822); und nur aus diefem materiellen Grundjabe ift die 
Rehtsfolge der Verfügung eines Nichtberechtigten zu beurteilen. 

11) ®ebt man davon aus, daß das Grundbuch jedes eintragungbedürftige 
ſelbſtändige Grumdftüd aufweiſt, jo bietet es zugleich den fachlichen Nachweis, 
wohin jede Parzelle durch Abfchreiben und Zufchreiben gelangt ijt: es enthält den 
uchmdlichen Beleg für die Gejchichte des Privateigentums am Grund und Boden. 

12) GBO $ 19, oben $54 419. 

13) Es gemügt, daß 3.8. der Auflafiende in dem Augenblide eingetragen 
it, wo der Ertwerber eingetragen werden foll. Seine Eintragung im Mugenblide, 
wo die Auflafiung vorgenommen wird oder two er die Eintragungbemilligung er— 
HMärt, ift nicht erforderli; der Grundbuchrichter darf die Entgegennahme der 
Auflaffungerflärungen uſw. nicht abmweifen, mweil der Auflafiende noch nicht ein» 
getragen iit, denn jeine Eintragung bildet fein materielles Erfordernis der Rechts 
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Der Grund diefer Vorfchrift begrenzt zugleich ihr Anwendungsgebiet: 
zwedloje Zmwifcheneintragungen will das Gejeg nicht erzwingen, denn fie 
erleichtern nicht die Zegitimationprüfung, jondern machen das Buch un: 
überſichtlich und verurſachen unnütze Koften. 

a) Das Geſetz erklärt daher die Eintragung eines Erben für überflüſſig, 
wenn die Übertragung oder Aufhebung eines vererbten, auf den Erblaſſer 
eingetragenen Rechtes eingetragen werden ſoll;“ dasſelbe gilt, wenn der 
Eintragungsantrag ſich auf eine bereits vom Erblaſſer ſelbſt oder vom Nach— 
laßpfleger erteilte Bewilligung oder auf einen gegen dieſe Perſonen erlangten 
vollſtreckbaren Titel ſtützt.“ Der Grund dieſer Ausnahmen iſt, daß der 
Erbe kraft Geſetzes in die aus der Eintragung des Erblaſſers und aus ſeinen 
Verfügungen ſich ergebende Rechtslage eintritt; wie er durch dieſe außerhalb 
des Buches vollzogene Rechtsänderung zum Berechtigten geworden iſt, ſo 
genügt auch die Eintragung des Erblaſſers, um den Erben zu weiteren Ver— 
fügungen zu legitimieren und zu verpflichten.” Die Ausnahme erſtreckt ſich 


änderung. Vergl. oben 23 A 16 über die Konvbaleszenz der Verfügungen. 
Ferner AG in MotVZ 1,308. 

14) GBO 8401. Dafür kann —— der Berechtigte ſelbſt ſorgen, indem 
er zugleich mit Erklärung der Eintragungbewilligung feine eigene Eintragung 
beantragt. — Handelt e3 fich um eine Berichtigung des Grundbuch, fo ift der 
Paſſibbeteiligte verpflichtet, fich eintragen zu laſſen, $ 895. Dasſelbe gilt, wenn 
feine Eintragung zum Vollgug der Eintragung einer Nechtsänderung erforderlid 
iſt. Verweigert der Berechtigte die Berwilligung zu feiner Eintragung, fo muß 
der Gegner auf deren Erteilung lage erheben; das rechtöfräftige Urteil erjegt 
dann die Bewilligung, CPO $ 894; Vollſtreckung nach CPO $ 887; dazu Schatzlh, 
Grumdbuchberichtigung zum Zivede der Immobiliarbollftredung, 1902. Zur Be- 
richtigung genügt jeglicher vollitredbare Titel, GBO $ 14. — Eintragung des 
Schuldners als Eigentümers bildet die Vorausfekung für die Anordnung der 
Ziwangsverfteigerung, ZUG $ 17. — Vergl. oben 8 54 U 34 und unten $ 65 A 76f. 

Im Falle der GBO $ 76 kann die Eintragung einer fihernden Vormerkung 
oder eines Widerſpruchs angeordnet werden, auch wenn der ee nicht ein 
getragen iſt. — Der Eigentümer, der die ihm nad) $ 1163 angefallene Eigen- 
tümerhypothek an einen Dritten abtreten will, braucht diefe nicht zuvor auf 
feinen Namen umfchreiben zu lafien. Vergl. TurnausFörfter 2, 266. 

15) GBO 8 4114. Alſo 3.8. Eigentumübertragung an einem Nadjlaf- 
grundftüd, Übertragung einer Hypothek, denn hier tritt der dritte Erwerber völlig 
in die Rechtitellung des Erben ein; bei der Aufhebung einer Reallaft uſw. hätte 
die vorherige Eintragung des Erben überhaupt feinen Zweck. — Anders fteht e3, 
wenn der Erbe das ererbte Grundftüd belajten will; bier muß zur Vollftändigfeit 
und Klarſtellung der Rechtslage der Erbe felbjt zuerſt al3 Eigentümer eingetragen 
werden. Ebenjo tritt $40I in Kraft, wenn der Erbe 3.2. die ererbte Hypotbel 
verpfänden will. — War der Erblafier felbjt noch nicht eingetragen, fo muß der 
dur Auflafiung uſw. für ihn begründete dingliche Erwerb durch Eintragung 
des Erben vollendet werden. Bergl. KGEJ 25,160; 26, 151. 

16) GBO 841; 3 dazu BGB g8 1975, 130 II. Dap der Erbe unbe: 
ſchränkbar bafte, wird nicht verlangt, denn der Dritte hat in den genannten 
Fällen bereits eine dinglihe Anwartichaft erlangt. — Sofern ein Teitament- 
bollitreder dagegen 3. B. die Bewilligung erteilt Hat, fo bindet diefe den 
Erben nur dann, wenn jener innerhalb der Grenzen feiner Verfügungsmacht ge: 
handelt hatte, GBO $ 41 II, BGB 88 2205 f., 2213. 

17) Er braucht nur feine Rechtsnachfolge gemäß GBO 8 36 zu belegen. 
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entiprehend ihrem gejeglichen Grundgedanken auf alle Fälle der Geſamtnach— 
folge, aber auch nur auf dieje."* 

b) Bei einer Briefhypothek hat der Beſitz des Briefes in Verbindung 
mit einer zujammenhängenden, auf den eingetragenen Gläubiger zurüd- 
führenden Reihe von öffentlich beglaubigten Abtretungserflärungen diejelben 
materiellen Wirkungen, wie wenn der Befiger ald Gläubiger im Grundbuche 
eingetragen wäre.” Darum ericheint die Eintragung des gegenwärtigen 
Gläubigers zmwedlos, wenn er die Hypothek auf einen Anderen übertragen 
mwill.?° 

c) Dieje beiden gejeglich anerkannten Ausnahmen geben fund, daß das 
Erfordernis der Eintragung des Berechtigten allgemein nad) dem Geſetzes— 
jwed einſchränkend auszulegen if. Als Beifpiel diene diefes. Sit durch 
Verjehen des Grundbuchhbeamten ein nichtberechtigter Dritter ald Erwerber 
eines Grundftüds eingetragen, jo kann dieſe Eintragung nur mit Einwilligung 
des Eingetragenen gelöſcht oder berichtigt mwerden.?: Erteilt er dieſe oder 
wird fie durch ein rechtökräftiges Urteil erzwungen, fo darf nun der wirklich 
Berechtigte unmittelbar eingetragen werden, eine vorgängige Wiederein- 
tragung des bisherigen Eigentümers wäre zmedlos.?? 


18) Die Ausnahme gilt wie für den Einzelerben und die Miterben, jo aud) 
für die Erbeserben; fo NG 53, 298; KON 26,96 (gegen 21, 283), abw. Turnaus 
Förfter 2, 268. — Sie gilt nicht für den Wermächtnisnehmer, $ 2174. Auch nicht 
im Falle der fortgefegten Gütergemeinfchaft, denn die Erbfolge in den Anteil des 
beritorbenen Ehegatten am Gefamtgute wird hier ausgeſchloſſen (8 1483 12), die 
Ablömmlinge treten nicht durch Erbfolge, fondern fraft familienrechtlicher Ge— 
bımdenheit des Geſamtgutes als Gejamthänder ein (unten $ 187). Ebenſo 
ZumausFörfter 2, 268 (vergl. auch preuß. AG 3. BGB Art. 48); OLG 5, 300; 
6,11. Daß bei Verfügungen des Vorerben auch der Nacherbe eingetragen werden 
muß, iſt oben 822 A 23F. dargelegt; RJA 3,250; 4, 56. 

19 1155. Dazu Schweißer in Gruchot 45, 558; Oberned, DNot BZ 
3,154. Die Reihe wird nicht dadurch unterbrochen, daß eine fpätere Abtretung 
bom Erben des Voreingetragenen berrührt. 

20) GBO $40IL, Vorlegung des Briefes nah 842. Dasfelbe gilt für 
Grund» und Rentenfchulden, über die ein Brief erteilt it. Denn zur Eintragung 
der Übertragung genügt, daß an Gtelle der Eintragungbemilligung die Ab: 
tretungerflärung de3 bisherigen Gläubiger® (oder aller Rechtsvorgänger, A 19) 
in öffentlich beglaubigter Form ($29) vorgelegt wird ($ 26) ; außerdem Vor— 
Iegung des Briefed. Für VBuchhypothefen gilt $4O II nicht; bier ift ftet3 Die 
Eintragung des Berechtigten erforderlih. — Wenn dagegen eine Hypothek erjt 
eingetragen werben foll, fo ift die borgängige Eintragung des Beſtellers er— 
forderlih; ebenfo wenn fie bei der Erbteilung einem der Miterben überwieſen 
wird, ONE 3, 8307. 

21) So RJA 3, 295; OLG 5, 295; KON 26, 296 gegen 26, 245 (mo die 
Befeitigung im Beſchwerdewege für zuläfjig erflärt wird). 

22) Beifpiel: der Eigentümer A. verkauft fein Grunditüd an ®., der feinerjeit3 
feinen Anfpruch auf Eigentumübertragung an €. abtritt; infolge einer Perſonenver— 
wechſelung hat der Grundbuchbeamte inzwiſchen nicht, wie beantragt war, den B., 
fondern den £. eingetragen. Wie gelangt E. zum Erwerbe feines materiell be— 
gründeten Eigentumrecdhtes durch Eintragung? Nah KGJ 26, 245 müßte zuerjt 
wieder A. (mozu e3 zwar der Zuftimmung des A. nicht aber ber des X. bebürfe), 


328 Drittes Bud. Sachenrecht. 


3. Der Antrag auf Eintragung joll peremptorifch lauten. Cs ift nicht 
Sache des Grundbuchbeamten nadhzuprüfen, ob etwa eine Bedingung ein- 
getreten jei und demnach jest die Eintragung wirklich begehrt werde. Daher 
find die unter Vorbehalt geftellten Anträge abzulehnen.” Wohl aber dürfen 
mehrere Anträge derart miteinander verbunden werden, daß die eine Ein: 
tragung nur erfolgen joll, wenn auch die anderen volljogen werden.” 

4. Der Grundbuchbeamte hat bei eigener Berantwortlichkeit die recht— 
lihe Zuläffigfeit und die allgemeinen grundbuchmäßigen wie rechtögejdäft: 
lihen VBorausfegungen der beantragten Eintragung zu prüfen.” Diejer 


darauf B. und endlich E. eingetragen werden. Gegen dieſes umjtändliche und 
zwedwidrige Verfahren: K. Förjter im Necht 8, 91. Die Löfchung der Eintragung 
de3 X. kann mit dem Berichtigunganfpruch erzmungen werden (A 21). Dieier 
Anſpruch ftand dem U. zu, er ift durch die Abtretung auf E. übergegangen (RG. 
in Gruchot 45, 942); mithin fann €. die Berichtigung ummittelbar dahin ver: 
langen, daß er an Stelle des &£. eingetragen werde. — ſind 
auch zwecklos, wenn ein noch nicht eingetragener Erwerber das Recht an einen 
Dritten überträgt und dieſe Ubertragung durch Genehmigung des Berechtigten 
oder ſonſt nach $ 185 erſtarkt. Vergl. RG 54, 369; oben $23 U 16 und über die 
Barzellierungsverträge oben 8 18 A 11. 

23) GBO 8161. Die Dennoch vollgogene Eintragung ijt gültig, ſoweit ihre 
materiellen Vorausfeßungen erfüllt find. — Der Nangvorbehalt des BGB $ 831 
gehört nicht Hierher. Denn bei ihm mwird nicht der Antrag auf Eintragung, jondern 
die Wirkung des eingetragenen Rechtes felbit inhaltlich an eine Vorausjegung ge 
bunden. — Über die Erledigung der Anträge und die hiervon abhängige Rang 
folge der Rechte vergl. oben $ 13 Nr. 2. 

24) GVO 8161. Dies ift erforderlich, um die mwechjelfeitige Abhängigteit 
der Zug um Zug mit einer Löſchung oder einer Rangabtretung uſw. zu be 
wirkenden Eintragung zum Ausdrud zu bringen. Dazu unten 856 A1Tf. 

25) Vergl. KON 21,16: zu den Amtöpflichten des Grundbuchrichters gehört 
ed, die buchmäßigen Rechte zu hüten und dad Grundbuch dor Eintragungen zu 
betvahren, deren Unterlage unrichtig ift. Das Reichsrecht enthält eine derartige 
ausdrüdliche Vorfchrift nicht. Daher bejteht über die Ausdehnung des jogen. 
Legalitätprinzipes Streit. Der Natur des Grundbuchweſens als eines Teiles 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit würde die Anwendung der Inquifitionsmarime 
entiprechen, wonach der Grundbuchbeamte von fi aus die Nichtigfeit aller bor- 
gebrachten und fonft ihm erforderlich fcheinenden Tatbeſtandvorausſetzungen zu 
erforſchen hat; im Gegenjaß zur Verhandlungmarime des Eivilprozefjes, nach der 
die Parteien dem Nichter bei eigener Verantwortlichkeit die tatfächlichen Be 
hauptungen und Beweismittel abfchliegend unterbreiten und durch Zugeftändnis 
über die Richtigkeit der Behauptungen verfügen dürfen. Dementfprechend fchreibt 
366 812 vor: „das Gericht hat von amtswegen die zur Feititellung der Tat: 
ſachen erforderlihen Grmittelungen zu veranitalten und die geeignet erjcheinenden 
Beweiſe aufzunehmen.“ Diefer Grundfaß paßt 3.8. für dad Vormundſchaft— 
mwejen; feine Anwendung auf das Grumdbuchwefen begegnet dagegen erheblichen 
Bedenken (vergl. Kofef, Lehrbuch der FG 89). Zunächſt gilt das FGG nicht in 
Grundbuchſachen (oben 851 A2); auch das preuß. AGz. FGG Art. 1 umd 3. 
GBO Art. 1 nimmt jenen $ 12 nicht ald Landesrecht auf. Für das Verfahren 
ift entfcheidend, daf der Grundbuchbeamte, abgejehen von vereinzelten Ausnahme— 
fällen, nicht von amtswegen, fondern nur auf Antrag tätig wird und daß die 
Grundlagen für das Gintragungbegehren von den Beteiligten beizubringen find. 
Andererfeit3 fommt bier dem Zugeftändnis und der Ülbereinftimmung fämtlicher Be: 
teiligten feine bindende Kraft zu, denn eine Verfügungsmacht über die Grundbud- 
führung hat der Berechtigte nicht: die Entſcheidung über die Zuläffigfeit und ſogar über 
die Faſſung der Eintragungen (unten $ 56 A183) fteht beim Grundbuchbeamten. 
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Grundjag folgt daraus, daß im allgemeinen Verkehrinterefje dem Grundbuch— 
beamten die Sorge für die richtige Führung des Grundbuches anvertraut ift 
und da mit jeiner öffentlihrechtlihen Haftung hierfür auch das Recht und 
die Pflicht verbunden jein müffen, die Anträge auf ihre rechtliche Schlüffigkeit 
nachzuprüfen.? 

a) Schlüſſigkeit des Antrags bedeutet, daß die vorgebrachten Tatſachen 
unter der Vorausſetzung ihrer Richtigkeit die begehrte Amtshandlung recht— 
fertigen. Dieſe Folgerung kann nicht gezogen werden, wenn die Eintragung 
ſich nach ihrem Inhalte als unzuläſſig erweiſen würde. Hierauf muß der 
Grundbuchbeamte mithin in erſter Linie ſeine Prüfung erſtrecken: er hat 
jeden Antrag abzulehnen, der auf eine inhaltlich unzuläſſige Eintragung ge— 
richtet ijt.?? 

b) Die Prüfungspflicht reicht aber weiter; es muß allgemein verhütet 
werden, Daß das Grundbuch durch eine Eintragung, die gegen die gejeglichen 
Vorſchriften verftößt, unrichtig werde. Das bezieht fich zunächſt auf die 


Ferner bezieht jich feine Tätigkeit nicht auf die Feititellung von Rechtsverhältniſſen, 
jondern auf die Rechtögeftaltung der dem Grundbuch unterftellten Liegenfchaftrechte, 
wobei die Ausführung der Eintragungen fogar eine felbjtändige materielle Rechts— 
wirkung, 3.8. auf den Rangermwerb, ausübt. Das Ergebnis tft: der Grundbuch» 
beamte fieht auf Die Shlüffigfeitdesihbm unterbreiteten Tat> 
beitandes; in Zweifelfällen inquiriert er nidt, ſondern 
weift ab (unten Nr.5a). Die Pflicht zur Nachprüfung der Nechtsgültigfeit 
der Eintragungen wird bon der heutigen Praxis allaumweit ausgedehnt; jo be— 
ionders durch die Einengung der rechtlich zuläffigen Belaftungen; unten $ 59 Nr. 5 
Auch dies ift nicht zu überjehen, daß die GBO jelbit, indem fie bejtimmte Garantie— 
borjehriftenn gibt, auf eine Begrenzung der Nachprüfungspflicht hinweiſt. 

26) Die Kommentare zur GBO behandeln diefe Fragen zu 3* 18, 54. 
Vergl. befonders Fuchs 2, 200; Turnau-Förſter 2, 110 und 180; Oberned 116, 
761; DNotLWZ 1, 488; 2, 196; Predari 235; Krebfchmar, Grumdbuchr. 101, 127 
und Gentralbl.f.F& 4,14. Die Braris fchließt fich der preußifchen GBO 8 46 
an: „der Grundbuchrichter ift verpflichtet, die Nechtsgültigfeit der vollaogenen Auf— 
laffung, Eintragung oder Löfchungbemwilligung nah Form und Anhalt zu 
prüfen.“ Bergl. dazu Schwark, preuß. Grundbucr. 1,690. 

27) Das beitätigt GBO 8 5412, wonach jede derartige unter Verlegung 
de3 Geſetzes vollzogene Eintragung dom amtswegen zu löfchen ift. — Beifpiele: 
e2 iit die Eintragung eines Mietrechtes, Wiederfaufrechtes oder einer Notiwegrente 
oder einer öffentliden Wegebaulaft beantragt. Zugelafien wird die Eintragung 
der Goldklauſel bei einer Hhpothef, wonach die Zahlungen auf Verlangen de3 
Gläubiger in Gold deutfcher Währung zu leijten find; KGEJ 20, 1985 OLG 5, 
317. — Als geſetzliches Verbot ift 4.2. zu beachten, daß der Miterbe vor der 
Erbfhaftteilung über feinen Gefamthänderanteil an einem einzelnen Nachlaß 
grundſtück nicht verfügen kann, 82033 II. Daher darf auf diefen Anteil auch 
nicht eine Zwangshypothek eingetragen werden; vergl. baher. Ob.2G 8, 604. 

28) Sit dies Doch gefchehen, jo muß bon amtäwegen ein Widerfpruch eins 
getragen werden; GBO 85411, aud 8101. Es ift zu beachten, daß Died nur 
bei Verletzung — orſchriften geſchieht; es ſoll der Haftung aus $ 12 vor— 
gebeugt werden. enn dagegen ohne Geſetzesverletzung eine ſachlich unrichtige 
Eintragung, 3. B. durch Verwechfelung der Grunditüde oder unrichtige Datierung 
der Eintragungen, vorgenommen ijt, bleibt die Herbeiführung der Berichtigung 
nah 8 894 den Beteiligten überlaffen. Ebenfo iſt e8 Sache der Beteiligten, dafür 
zu forgen, daß bei Beitehen der allgemeinen Gütergemeinjchaft dad vom Ehe— 
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materiellrechtlihen Worausjegungen. Hier fommt in Betradht: 1. ob die 
Einigung als materielle Rechtsgrundlage der Eintragung, jomweit e& grund: 
buchrechtlich erforderlich iſt,“ nachgewieſen ift; 2. ob die rechtsgejchäftlichen 
Grundlagen der Rechtsänderung, nämlich die Rechtsfähigfeit ?° und die Ge- 


mann erworbene Grundftüd auch auf den Namen der Ehefrau eingetragen werde; 
der Grumdbuchbeamte darf den auf Eintragung nur des Ehemannes geitellten 
Untrag nicht deshalb zurüdmweifen, weil dadurd eine Gefährdung des Rechtes 
der Ehefrau entjitehen würde; jo RJA 4,108. Vergl. ferner unten W48. 

29) Der Nachweis der Einigung wird nad GBO $ 20 nur bei der Auflafjung 
und der Beitellung oder Übertragung eines Erbbaurecht3 gefordert. In allen . 
anderen Fällen gilt $ 19; diejer hat den Sinn, dat der Grundbuchbeamte fich mit 
der einjeitigen Bewilligung des Bafjivbeteiligten begnügen fol. Er bat daber 
auch dann eine Hypothek, die der Eigentümer WU. für den Gläubiger B. beitellt, 
einzutragen, wenn er weiß, daß U. erit nach der Eintragung da3 Darlehen bei 2. 
nachſuchen und mit B. jich über die Hhpothefenbeitellung einigen will; denn die 
Einigung darf nach $ 879 II der Eintragung auch nachfolgen. Daß der Grund— 
buchbeamte bier nicht in die Nachprüfung de3 dinglichen Vertrages einzutreten 
hat, enihebt ihn aber nicht der Pflicht, die Nechtöbeftändigfeit der Eintragung: 
beiwilligung auf Grund der vorgelegten Urkunden (alfo ohne meitere eigene Nach— 
forfhung oder Beweiserhebung) zu prüfen. Vergl. A 31. — Zur Prüfung der 
Rechtsbeſtändigkeit der rechtögefchäftlihen Grundlagen gehört: 1. die 
Frage, ob die allgemeinen Grenzen der rechtsgejchäftlichen Verfügungsmacht be— 
wahrt find; ergibt fih 3.82. aus den Umitänden oder dem Grundgeicäft, daß 
der Abſchluß des dinglichen Vertrags auf mucherifcher Ausbeutung berubte, 
fo ift die Eintragung der begehrten Nechtsänderung von amtswegen abaulehnen 
(oben $ 23 U 4, 5), denn ein derartig unfittliches Gejchäft darf niemals als Grund» 
lage für eine jeine Vollendung bezwedende Amtshandlung dienen. 2. Anders 
liegt der Fall, wenn Bewilligung und Antrag ergeben, daß der Eigentümer 3.8. 
eine Hypothek für fich felbjt oder daß er eine Grunddienjtbarfeit zuguniten jeines 
einen Grunditüd3 an einem anderen ebenfall3 ihm gehörenden Grundjtüd be— 
ftelen will; der Mangel liegt bier materiell zwar auch in der Unwirkſamkeit des 
Kontrabierens mit jich felbit ($ 181), nicht diefer Grund aber bereditigt den 
Grundbuchbeamten zur Ablehnung der Eintragung (jo gleihmohl RJA 1, 169; 
Fuchs 2, 224), jondern die rechtliche Unguläfligfeit der beantragten Eintragung 
ihrem Inhalte nach (weil Rechte an eigener Sache nur in begrenztem Umfange 
anerlannt werden; oben $9). 

30) Bei natürlichen Perſonen iſt zu beachten, daß Rechte für noch Uns 
geborene nur infoweit anerfannt werden und eintragungfäbig find, ald das Geſetz 
dies, insbefondere bei der Nacherbfolge, zuläßt (oben $ 16 U 2). Bei den Ber: 
bandperfonen ijt die Rechtsfähigkeit nach bürgerlihem oder öffentlichem Rechte ftet3 
nachzuprüfen; oben 816 A3f. Ein praftifch wichtiges Beifpiel bietet für dieje 
Frage die Nechtitellung der öffentliden Sparftaffen. Nah EG 99 unterjtehen 
jte dem Landesrecht; vergl. AG 3.BGB in Preußen Art. 7,75; Bayern Art. 109 
bis 121; Baden Art. 33; Heilen Art. 71 (Gef. vom 8. 8.1902) ; Altenburg $ 126; 
Gotha Art. 50; Elſaß-Lothringen Gef. vom 14.7.1895. Für Preußen ergibt ſich 
danach folgender Rechtszuſtand. Die Sparkaſſe einer Gemeinde (oder eines 
anderen Sommunalverbandes) ericheint al3 eine eigene, bon anderen getrennt 
bermwaltete Kaſſe mit befonderen Fonds. Sie bildet feine von der Gemeinde ber: 
fchiedene juriſtiſche Perſon (e8 fer denn, daß ihr die Nechtsfähigfeit durch Allerb. 
Erlaß nad öffentlihem Rechte, denn BGB 1 findet mur auf j. P. des bürgerl. 
N. Anwendung, beigelegt wäre; v. Brauchitſch, preuß. Verwaltungsgeſ. 16. Aufl. 
3,737). Dafür iſt maßgebend, daß der Kommunalverband den Sparern mit 
feinem gefamten Vermögen Garantie leiitet, daß ihm gewiſſe Überfchüfle zugute 
fommen, er die Statuten unter Genehmigung der Auffichtbehörde beſchließt und 
abändert; vergl. Regl. vom 12.12.1838 (vd. Brauchitſch 736). Die Auffaflung, 
dat die Sparkaſſe nur einen befonderen Fonds des Kommunalverbandes bildet, 
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ihäftfähigkeit * der Beteiligten, vorliegen; 3. ob der Berechtigte die ent— 
iprehende Verfügungsmacht ®2 befigt und ob dieſe durch die erforderliche Ge— 


wird bejtätigt vom RG 34, 5; KGJY 2,7; 11,145; 18,66; Ob.Trib.Entjch. 49, 
160 (wegen de3 engen Zufammenbanges mit dem Kommunalhaushalte). Dem 
widerfpricht nicht, dat die Kommunalverbände aus ihren Sparkaſſen „Darlehen“ 
entnehmen fönnen; der Ausdrud ijt allerding3 ungenau, da bloß eine Kaſſen— 
operation zwiſchen ſelbſtändig verwalteten Fonds vorliegt. Ebenſowenig entfcheibet, 
dat dem Vorjtande der Sparfafjen die Eigenfchaft öffentlicher Behörden — 
wird, ſo daß die von ihm ausgeſtellten Urkunden als öffentliche im Sinne der 
GBO $ 29 gelten (KGJ 11, 136; OLG 7, 365), denn damit wird nur die Eigen— 
haft der Sparfafie als fog. Anſtalt des öffentlichen Rechts (im Sinne bon statio 
fisci) befundet. Wenn dennod häufig Sparkaſſen ald Eigentümer eines Grund— 
tüd3 oder al3 Hhpotbefengläubiger in dem Grundbuch eingetragen find (KGJ 
18, 66), jo tft dies eine rechtlich ungutreffende Bezeichnung. Die richtige, zur 
Serborhebung des unter befonderer Verwaltung ftehenden Sparfafjenfonds aus- 
reihende Eintragung bat zu lauten: KRommunalverband &. (Sparfaffe). * 
gleicher Weiſe lauten die Eintragungen: Preußiſcher Staat (Eiſenbahnfiskus); 
Preußiſcher Staat (Univerſitätsverwaltung). 

31) Nicht iſt nachzuforſchen, ob die Beteiligten bei Abſchluß des dinglichen 
Vertrags gejchäftsfähig waren. Wohl aber ijt die Gejchäftsfähigfeit bei Abgabe 
der Erflärungen dor dem Grundbuchamte zu beachten. Nach OLG 1,382 iſt die 
Abmweifung einer Abtretungserflärung zuläffig, weil der Erflärende fich zur Zeit 
der Erflärungsabgabe al3 Kranker in einer Irrenanſtalt befunden hatte; zu— 
gleich wird verneint, dab der Grundbuchbeamte auf die Beweisanträge über die 
geiftige Gejundbeit des Erflärenden einzugehen hatte. Diefe Entſcheidung ift 
m.E, nur dann begründet, wenn aus der vorgelegten Abtretungurfunde ich 
gegründete Zweifel über die Gejchäftfähigfeit des Erflärenden ergeben; bat der 
Grundbuchbeamte die Prüfung der Behauptung über die Gejchäftfähigfeit ab- 
zulehnen, jo darf er andererjeit3 weder das einfeitige Beſtreiten der Geſchäft— 
fähigkeit al3 maßgebend anerkennen noch feinerfeit3 prüfen, ob die Aufnahme 
in eine Irrenanſtalt bereit3 zum Beweiſe einer geiftigen Erkrankung im Sinne 
von $104 Mr.2 oder S105 II ausreihe. Wenn der Erflärende wirklich ge— 
ihaftunfähig war oder Bedenken nach diefer Richtung obwalteten, jo mußte der 
die Erflärung in der Irrenanſtalt aufnehmende Richter oder Notar dies prüfen 
und in der Urfunde zum Ausdrud bringen; gibt fie feinen mweiteren Anhalt, fo 
bat der beurfundende Beamte die Gejchäftfähigkeit pflichtgemäß bejaht und das 
bat dem Grumdbuchbeamten zu genügen (U 47). 

32) Diefe Frage ift von ganz befonderer Bedeutung; vergl. allgemein oben 
$22. Es fommt in Betracht: a) die materielle Befugnis über das eigene Ver- 
mögen zu verfügen. Sie wird durch die Eröffnung des Konkurſes feinesmwegs 
abfolut aufgehoben, RIA 2,139 (oben $ 20 U 35) ; die beantragte Umjchreibung 
einer für den Gemeinfchuldner eingetragenen Eigentümergrundihuld auf den 
Erwerber ift einzutragen, mit der Prüfung der Tragweite der Verfügungs— 
beſchränkung des Gemeinſchuldners iſt das Grundbuchamt nicht befaßt, die Rechte 
der fhußberechtigten Dritten werben ausreichend durch den Eintrag des Ver— 
merfe3 über die Konkurseröffnung gefichert. Nach dem Inhalte einer Eintragu 
batte der Ehemann nur folange die freie Verfügungsmacdt, ald er nicht Hi 
wiederverheiratet hatte; der Grundbuchbeamte fann den Nachweis dieſes Tat» 
beitandes verlangen; OLG 6,102. Prüfung der Befugnis zur Verfügung über 
das zu einem Familienfideifommih gehörende Grunditüd, RIA 4,110. Wegen 
der Verfügungsmacht des Vorerben: U 18 und oben $ 22 A22f. b) ferner muß 
die Vertretungsmacht des Vorftandes eines rechtsfähigen Vereines, des Tejtament- 
bollitreders, des Vaters (ob 3.3. nicht die Befugnis zur Bewilligung der Löſchung 
einer Hyhpothek des Kindes nach $$ 1630 II, 1795 I ausgeichlofien tft; Consbruch 
im Recht 5, 551), des Vormundes, Pfleger3 oder de3 gemwillfürten Vertreters a. 
prüft werden. Vergl. DNAYBZ 3, 310. Über die Prüfung der Vollmacht des Ans 
tragitellerd unten $ 56 A4. 
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nehmigung ®° oder Zuftimmung ®* ergänzt worden iſt. 4. Endlid müſſen 
Eintragungbemwilligungen miteinander und mit dem Antrage übereinitim- 
men 3° und die vollftändigen Grundlagen für die begehrte Eintragung bieten.” 

5. Alle dieſe Säte erfahren eine weſentliche Einſchränkung dur den 
oberjten Grundfaß der Grundbuchführung : alle Eintragungen find auf öffent: 
liche Urkunden ®" und grundfäglicd auch nur auf die vorgelegten Urkunden zu 
gründen. Daraus ergeben ſich zwei Folgejäße. 

a) Der Grundjag der Vollftändigfeit und der Ausſchließlichkeit des Nad- 
weiſes durch öffentliche Urkunden. Vollſtändigkeit ift in dem Sinne zu ver: 
langen, daß fämtliche zur Schlüffigkeit des Eintragungantrags erforderlichen 
Vorausjegungen durch Vorlegung der entfprechenden Urkunden nachgemiejen 
werden follen. Daraus folgt, daß für den Grundbuchbeamten regeltedt 
nur die ihm vorgelegten Urkunden maßgebend jein follen: die fehlen: 
den Vorausjegungen hat er nicht durch eigene Nachforſchung oder Br: 
mweiserhebung zu ergänzen, fondern er hat den mangelhaft jubftantiierten 
Antrag zurüdzumweifen. Und zwar entweder endgültig, jo daß der ein: 
gebrachte Antrag jede Wirkung verliert,‘ oder bloß vorläufig, jo daß 


33) Des Ehemannes feitens der Ehefrau, wenn allgem. Gütergemeinfcaft 
beiteht; ob diefe vereinbart ijt, hat der Grundbuchbeamte aber, wenn ein Ehemann 
al3 Alletneigentümer eingetragen iſt, nicht von fich aus zu ermitteln; A 28. Wenn 
eine Ghefrau über ihr eingebracdhtes Grunditüd verfügen mill, bedarf fie nad 

1395 (RG 54,44) der Einwilligung ihres Ehemannes; der Grundbuchbeamte 
at zu prüfen, ob eine ihm vorgelegte notarielle Urkunde, laut deren der Ehemann 
auf die Nußniegung und Verwaltung an dem eingebrachten Gute der Ehefrau 
verzichtet, einen rechtlich zuläfjigen Verzicht (unten $ 176) und aud die Ein 
mwilligung zur Verfügung über das in dem Eintragungsantrage bezeichnete Recht 
enthält. Wird nachträglich die Genehmigung erteilt, jo ift zu prüfen, ob fie den 
Erfordernifien der $$ 1396 II, 182 genügt. KGJ 24, 235 und in RYA 2, 250; 
OLG 5, 415 verlangt mit der berrfchenden Lehre (Bd. 1 ig U 3), daß die Ge- 
nehmigung einem der Vertragsgenofien gegenüber erflärt it. Das OLG Münden 
in RJA 4, 132 hält dagegen für genügend, daß der Ehemann nachträglich die Ge: 
nehmigung einfeitig nur dem Notar gegenüber erflärt, der die Auflafjung feitens 
der Ehefrau an ihre Eltern beurfundet bat; ich trete diefer Anficht bei, weil aud 
auf jene Weife dem Grundbuchbeamten die ungmweideutige Erflärung der Zur 
ftimmung nachgewieſen ijt. — Ferner muß der Vormund die erforderliche Ge: 
nehmigung des Vormundichaftsgerichts, die juriftifche Perſon die ihrer Auffichts- 
behörde beibringen. 

34) Oben 854 4 22. 

35) Oben Nr. 2 und unten 856 A17f. 

36) Alfo iſt 3.8. bei der Hypothek ein bejtimmtes Schuldverhältnts, mozu 
natürlich auch die Angabe eines Gläubiger gehört, anzugeben; ob e3 wirklich 
ſchon oder noch beiteht, fan dem Grundbuchbeamten gleichgültig fein; KOT 
21,139; 22,308; 23, 237 (bei der Höchſtbetraghypothek ift genügend deutlich an» 
zugeben, aus welchen Anfprüchen eine Haftung entitehen kann und mie body fie 
jich belaufen fol). Dagegen tft die Angabe der Zindtermine bei einer Grund: 
Schuld nicht mejentlihe Vorausfegung, OLG 7,195. 

37) Vergl. oben U5 und 7. 

38) GBO 18 Ile. So dann, wenn die Befeitigung des Hindernifles aus 
geſchloſſen erjcheint unter Angabe des Grundes. Gegen die Zurüdmeifung fteht 
die Beſchwerde zu; oben 8 51. — E3 iſt zu beachten, daß auch die endgültige Zur 
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der Antrag feine grundbuhmäßige Wirkung behält, wenn der Antrag: 
fteller innerhalb der ihm geftellten Frijt die Hebung des Hindernifjes nad 
weiſt.“ ine Ausnahme von der Volljtändigkeit des Urkundennachweiſes 
gejtattet das Geſetz für andere * als rechtsgejchäftliche Vorausſetzungen in: 
jofern, ald fie bei dem Grundbuchamte offenkundig find." Das Geſetz be- 


rüdweiſung nur den fonfreten vorliegenden Antrag betrifft; der Antragjteller darf 
jtet3 feinen Antrag aufs neue wiederholen, denn die Entfcheidung bat feine Rechts— 
kraft in dem Sinne, dat damit die Berechtigung zu einem bejtimmten Eintragung: 
begebren abgefprochen würde. 

39) Die Zulaſſung diefer auffhiebenden Zwiſchenverfügung 
joll die Barteien gegen die Nachteile ſchützen, die ihnen aus einer unbegründeten 
Ablehnung des Grundbuchbeamten drohen. Ihr praftifcher Wert beruht vor allem 
darin, daß auch ein mangelhafter Antrag das Vorrecht auf Eintragung wahrt 
(GBO $ 46 I), wenn er nur nachmals zur Eintragung führt. — Kollidieren zwei 
Anträge bezüglich desfelben Rechtes miteinander, indem 3.8. U. als gefeblicher 
Erbe (woraufhin ihm eine Frijt zur Beibringung des Erbfcheines geitellt wird) 
feine Eintragung ald Eigentiimer eines Nachlaßgrundſtücks beantragt und darauf 
2. unter Vorlegung eines ıhn zum Erben einjeßenden öffentlichen Tejtamentes 
dasjelbe Grumditüd an E. auflaflen ımd eintragen lafien mill: fo iſt, wenn E. ein— 
getragen wird, zugunften des zuerst gejtellten Antrags von amtswegen eine Vor— 
merfung (die dann, wenn der beanitandete Antrag auf Eintragung eines Ans 
ſpruches nach $ 883 gebt; RG in JW 32 Beil. 126) oder ein Widerfpruch (dies in 
den Fällen der $$ 894, 899) einzutragen (GBO 81811). 

Die Friit fann nachträglich verlängert werden; vergl. OLG 2, 513. Eine 
ſolche Verlängerung tritt ftet3 ein bis zur Löfchung der Vormerkung oder des 
Viderſpruchs, denn folange wirkt die in beiden Eintragungen entbaltene Sicherung 
de3 Antragitellerd. Hat der Grundbuchbeamte die Eintragung einer Vormerkung für 
die beanitandete Zwangshypothek verabfäumt, fo kann dieſe, wenn inzwiſchen 3. B. das 
Grundſtück am einen Dritten aufgelafien und dieſer eingetragen ift, nad) Be— 
jeitigung des Hinderniſſes nicht mehr eingetragen werden; OXY® 7, 376. Der 
Grund ift derfelbe wie bei der unrichtigen Beurkundung des Ranges; auch GBO 

18 II gibt nur eine Antwartichaft, die erit mit der Eintragung zum dinglichen 
echte eritarkt, bis dahin aber weder den (jelbit bösgläubigen) Dritten bindet, 
noh das Grundbuch unrichtig macht; vergl. oben 813 A10. 

40) Dazu oben Wöhb. 

41) GBO $29 ©.2. Offenkundig bedeutet bier gerichtäfundig, d.h. dem 
entiheidenden Grumdbuchbeamten durch eigene Handlungen oder Wahrnehmung 
belannt; 98.1 8 87a A 5. Der Gedanke ijt, daß der Beamte feine periönliche 
Kenntnis, entiprechend feiner Hilfepfliht in Saden der %.&., zur Ergänzung 
der von dem Antragſteller beigebrachten Urkunden veriverten fol, ſoweit es fich 
um nichtrechtögeichäftliche Erflärungen handelt. Das kann nur in Ausnahme— 
füllen gefcheben und iſt vom Beamten, der für die Sicherheit feiner Angabe die 
Terantwortung trägt, in den Alten zu vermerlen. — Das Antvendungsgebiet 
diefer Vorfchrift muß dvorfichtig abgeſteckt werden; es bezieht fich nicht bloß auf 
rechtliche Vorgänge. Einer Ehefrau iſt die Hypothek, die auf ihrem zum ein= 
gebradhten Gute gehörenden Grundſtück laſtet, gefündigt worden; fie mill, um 
den Gläubiger befriedigen zu fönnen, die Hypothek an die Sparkaſſe abtreten; 
dazu bedarf fie der Einwilligung ihre Ehemannes nach 8 1395. Dieje Tann fie 
aber nicht beibringen, weil ihr Ehemann fih als Säufer herumtreibt, fein Auf— 
enthalt ift nicht zu ermitteln; die Eheſcheidung iſt eingeleitet. Damit mären die 
Vorausfeßungen de3 $ 1401 erfüllt: der Mann ijt an der Abgabe der Erflärung 
verhindert und mit dem Auffchube iit Gefahr verbunden. Wie aber foll die Ehefrau 
durch öffentliche Urkumde jene Verhinderung nachweiſen? Es wäre möglich, daß dem 
Ehemanne ein Pfleger beitellt wird, der deſſen Einwilligung erfeßt; aber ehe dies 
durchgeführt märe, würde bereit3 die Zwangsvollſtreckung einen unwiderbring— 
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grenzt damit deutlich das Anwendungsgebiet diefer Ausnahme: die ihm be- 
fannten öffentlichen Urkunden und anderweitigen Tatjachen darf der Grund: 
buchbeamte heranziehen ohne Rüdficht darauf, ob die Beteiligten fich auf fie 
berufen haben oder nicht,*? dagegen wird ihm feine Pflicht zur Nachforſchung 
auferlegt, ob fich etwa aus irgendwelchen zurüdgelegten Urkunden oder aus 
den jonftigen Akten des Gerichtes oder der Behörde, der er angehört, Be: 
denfen gegen den Antrag ergeben könnten.“ 

b) Indem das Gejeg bejtimmte öffentliche Urkunden als die notwendige 
Vorausfegung der Eintragungen binftellt, erflärt es zugleich, daß Damit für 
den Grundbuchhbeamten die rechte und ausreichende Grundlage gejchaffen ift. 
Zu prüfen iſt die Echtheit * der Urkunde und die Zuftändigkeit des beur: 
fundenden Beamten.” Steht beides feit, jo jchafft die öffentliche Urkunde 
vollen Beweis für die in ihr bekundeten Erklärungen und Tatjachen.* 
Hierfür trägt der beurkundende Beamte die volle Verantwortlichkeit ; es fteht 


lichen Verluſt verurfacht haben. Der Grundbuchbeamte darf hier fich mit ber 
Borlegung der Urkunde über die öffentliche Zuftellung der Klage im Ehefcheidungs- 
prozejje begnügen, da da3 Landgericht hiermit ———— at, daß der Aufent—⸗ 
halt = Ehemannes unbefannt iſt (ERO $ 20 
42) Hat der Antragiteller fich 3.8. auf * bei demſelben Amtsgerichte, an 

dem der Grundbuchrichter tätig iſt, geführte Güterrechtregiſter berufen, jo bat er 
damit genügenden Nachweis erbracht für den dort beurfundeten Güteritand. Vergl. 
OLG 5, 427; Turnausföriter 2, 180. Ferner Einficht des Handelöregifters von 
amtswegen. 

43) Zuſtimmend Predari 286; im weſentlichen auch Fuchs 206, Turnau— 
Förſter 147. An RJA 1, 163 wird zutreffend hervorgehoben, daß der Grund— 
buchbeamte nicht an die bon den Beteiligten jelbjt ihm entgegengebradhten Be- 
denfen gebunden ijt, er darf den Anhalt der Grumdalten jelbitändig heranziehen; 
die Frage aber, ob er dazu auch verpflichtet iſt, bleibt dort dabingeitellt. Eine 
ſolche allgemeine Pflicht ift aber zu verneinen; fie würde dem Grundbuchbeamten 
eine ganz andere Stellung zuweiſen, als GBO 88 29, 18 fie fundgibt, und durd 
Übertreibung feiner Verantmwortlichkeit den Staat nach $ 12 mit einer ungemefjenen 
Haftung belajten. Es gebt zu weit, wenn (Gentralbl. f. FG 3, 24) die Alten 
einer anderen Abteilung destelben Amtsgerichte, an dem der Grundbuchrichter 
tätig ift, als dieſem offenkundig gelten follen; damit wird irrig dad, was durch 
Nahforihung ermittelt werden Tann, al3 befannt vorausgejekt und gleichzeitig 
eine Nachforjhungspflicht unterftellt, von der das Geſetz nichts weiß. Bedenklich 
tit es, mit RG 35, 214 auch für das heutige Recht die Pflicht aufzuſtellen, daß der 
Grundbuchbeamte alle ihm zu Gebote jtehenden Akten durchforfchen müßte, um aus 
etivaigen früheren Unterjchriften die Echtheit der ihm vorgelegten Urfunde und 
die Indentität des Antragitellers fejtzuitellen. Andererjeit3 darf .der Grundbud- 
beamte jeine Bedenken nicht bloß aus dem Grundbuch, jondern auch aus den, 
Grundakten ſchöpfen; KGJ 25,117; RYU 4,110 (Ablehnung der Eintragung 
auch dann noch, wenn er nad) Entgegennahme der Auflaſſung eine Verfügung: 
beſchränkung aus den Grundakten auf Grund der Fideifommikurfunde entdedt). 

44) RYA 2,101; TurnausFörfter 2, 147, 

45) Oben U 37a. Ebenfo die ar der nah GBO 839 um eine 
Eintragung erjuchenden Behörde; oben $ 54 7. Auch die zur Prüfung der 
Formgültigfeit der von einem ausländifchen oa auögeitellten Urkunde erforder- 
liche Kenntnis des ausländifchen Rechts bat der Grundbuchbeamte ſich felbit zu 
berhaten mr u entjpricht den Grundjäßen der FG; KGJ 21,6; NYA 4, 128. 

oO $41 
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dem Grundbuchbeamten nicht zu, den kraft Gejeges der Amtshandlung des 
beurfundenden Beamten beigelegten öffentlihen Glauben in Zweifel zu 
ziehen. * 

ec) Durch die öffentliche Urkunde wird nur fejtgeitellt, daß eine Er: 
Härung dieſes Inhaltes abgegeben ijt; die Prüfung der materiellrechtlichen 
Bedeutung der Erklärung wird damit dem Grundbuchhbeamten nicht erjpart. 
Das gilt auch gegenüber einem rechtsfräftigen, die Eintragungbemilligung 
des Berechtigten erjegenden Urteil. Der Urteilſpruch ſchafft die Bewilligung, 
er entjcheidet aber nicht über die rechtlihe Zuläffigkeit der bewilligten Ein: 
tragung und enthält feine bindende Vorjchrift für den Grundbuchbeamten 
über die Ausübung feiner Amtspflihten. Geht daher z. B. die Bewilligung 
auf Eintragung einer rechtlich unzuläffigen Dienftbarkeit, jo hat der Grund: 
buhbeamte die beantragte Eintragung zurüdzumeifen, wenngleich der Antrag: 
tteller ein die Bewilligung erjegendes rechtsfräftiges Urteil vorlegt.** 


47) Someit ein Gegenbeweis, daß der Vorgang unrichtig beurfundet fei, 
zuläffig ift, hat ihn der Beteiligte zu führen; bis dahin gilt der Anhalt der Ur— 
finde als richtig. Das tft der Grund, weshalb durch GBO 829 die Führung des 
Grumdbuchs gefichert und erleichtert werden foll, indem für alle VBorausjegungen 
öffentliche Urkunden verlangt werden. — Auch hier gebt die Praxis 3.T. meiter. 
Es fehlt auch nicht an Mikderjtändnifien. a) Feſt jteht der Anhalt der Urkunde, 
insbejondere daß die Erflärung jo abgegeben wurde, mie jie beurfundet ift. Ob 
der Inhalt zur Eintragung genügt, ift eine Frage der Auslegung. Hat der Notar 
B. beitimmt ausgefprochen, daß ihm der Erklärende von Perſon befannt ift, jo 
tt Damit die Jdentität auch für den Grundbuchbeamten feitgeitellt. Anders, wenn 
der Notar nur befundet, daß der 3.8. im Hotel frank daniederliegende Fremde 
feine Berfönlichkeit durch Vorlegung von Briefen u. dergl. nachgewieſen babe; hier 
muß der Grundbuchbeamte felbit prüfen, ob diefer Identitätnachweis genügt. 
Vergl. KGJ 23,5; 20, 177; 21,103 u. 105 u. 281; OLG 2, 412, aber au KON 
21,121; 22,142. — b) Zum Nachweis der Erbfolge genügt der Erbidein, GBO 
$36. Der Grundbuchrichter wird damit der eigenen Nachprüfung der erbredt: 
lichen Verhältniſſe überhoben; denn ihre Feſtſtellung erfolgt nach $ 2359 durch 
da3 Nachlaßgericht und mit dem Erbfchein iſt die Vermutung der Richtigfeit und 
der öffentliche Glauben verbunden, $$ 2365, 2366; den unrichtigen Erbjchein eine 
zuziehen, iſt Sache des Nachlakgerıchts, 8 2361. Nah KG in OLG 6,75 fteht 
dem Grundbuchbeamten ein Nachprüfungsrecht zu, wenn ihm 3.8. ein im Wider— 
fpruh mit der im Erbichein bezeugten gefeßlichen Erbfolge ſtehendes Teſtament 
befannt getvorden ift. Das läßt jich rechtfertigen, wenn eine jicher begründete 
Kenntnis beiteht, die die Vermutung des Erbicheins aufhebt; anders wenn es ſich 
mm um Zweifel an der Richtigkeit des Erbicheines handelt, über diefe bat der 
Nahlakrichter zu enticheiden und nicht 3.8. ein nach Landesrecht das Grundbuch 
führender Gemeindebeamter. 

48) Allerdings fchafft das rechtäfräftige Urteil Rechtsgewißheit über das 
treitige Privatrechtsverhältnis (Bd. 1 $ 89 a) ; injofern hat der Grundbucdhbeamte 
in eine Brüfung darüber, ob das Urteil materiellrechtlich richtig fei, nicht einzu— 
treten; jo baher. Ob.2& in OLG 3, 306. Das ſchließt jedoch nicht aus, daß dem 
Urteile des Prozeßgerichtes, das auf eine rechtlich unzuläffige Eintragung gerichtet 
#t, vom Grundbuchbeamten nad feiner jelbitändigen Amtspflicht, wonach er das 
Buch von geſetzwidrigen Eintragungen frei zu halten bat, der Erfolg verfagt wird. 
Umgelehrt bat der Prozebrichter zwar nicht nachauprüfen, ob eine in Ungelegen- 
keiten der FG ergangene Verfügung fachlich begründet oder angemefien ſei; er 
darf aber die von einem fachlich unguftändigen Gerichte erlafiene (FGG $ 32) 
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856. Vollzug der Eintragung. 


Die Eintragung ift eine Amtshandlung. Auf ihre Bewirkung fteht den 
Parteien ein unmittelbarer Einfluß nicht zu. Um jo mehr beiteht das 
Bedürfnis, Vollzug und Zeitpunkt der Eintragung durch bejtimmte Bor: 
Ihriften über das grundbuhhmäßige Verfahren zu binden, als fih an die 
Eintragung die wichtigsten materiellen Rechtsfolgen anjchließen.! 

1. Der Zeitpunkt des Eingehens des Antrages joll derart aktenkundig 
vermerkt ? werden, daß das zeitliche Verhältnis zu anderen Anträgen? genau 
feftgejtellt wird. Tag, Stunde und nötigenfalls die Minute find auf dem 
Antrage jelbit zu beurfunden.* Der Antrag ift bei dem Grundbuchamt ein: 
gegangen,’ wenn er einem der mit der Führung der Grundbücher betrauten 
Beamten im orbnungsmäßigen Geihäftgang vorgelegt worden ijt.* ' 


oder gegen zwingende Gejegesvorfchriften veritogende Verfügung als nichtig be- 
handeln. Vergl. Joſef, Lehrbuch der FG 149, 155; diefe Fragen bedürfen nod 
durchweg einer genaueren Unterfuhung. — Eine Sirchengemeinde hatte ein redjt3: 
fräftige3 Urteil erſtritten, wonach unter der Annahme, die jtreitige Parzelle jei 
infolge ihrer Widmung zum Begräbnisplate kraft Gefekes in das Eigentum der 
Klägerin übergegangen, der als Eigentümer eingetragene Beklagte zur Ein: 
mwilligung in die Berichtigung des Grundbuch durch Eintragung der Klägerin ver- 
urteilt worden war. Das KG in RYAN 2,48 erklärt, dat im gegebenen Falle das 
Eigentum nur durch Muflaffung erworben werden fonnte; der Antrag auf Be: 
richtigung mar daher gejeblich —— und trotz des Urteils zurückzuweiſen. 
Entſcheidend für die Abweiſung iſt m. E., daß die durch das Urteil erſetzte Be— 
mwilligung nur eine der — — des $ 894 bildet; die weitere mejentlice 
Vorausfebung, daß das Grundbuch unrichtig geworden ift, fehlt; die Beteiligten 
können diefe Unrichtigfeit nicht Durch Vereinbarung oder Urteil berftellen und auf 
diefe Weife das Erfordernis der Auflaffung ausfchalten. 


1) Die felbjtändige materielle Wirfung der Eintragung beruht auf ihrer 
Bedeutung als NRechtzeihen; $$ 891, 892. Hierüber und über das Verhältnis 
der Eintragung zum dinglichen Vertrage vergl. oben 819 Asof. 

2) GBO 81312; der fogenannte Präjentationdermerf. Das gilt auch, 
wenn der Antrag bom Grundbuchbeamten zu Brotofoll genommen wird, und für 
das Erſuchen einer Behörde um Eintragung nach $ 39. 

3) So 3.8. wenn mehrere Hypotheken angemeldet find, oder wenn es ſich 
darum handelt, ob der Antrag vor der Konkurseröffnung oder vor der Zuftellung 
eine Entmündigungbefchluffes geitellt fei. 

4) Das Geſetz fett mithin einen fehriftlihen Antrag voraus. Auf dem 
Eintragungantrag felbjt und nicht auf dem Überfendungfchreiben der erjuchenden 
Behörde iſt der Präfentationbermerf zu beurfunden. über die Form de3 Antrags 
oben 8 54 Nr.5. — Die Prüfung der Vollmacht deſſen, der für den Antrag- 
berechtigten ($ 13 II) den Antrag ftellt (im Gegenſatze zu dem Boten, der nur die 
Antragurfunde überbringt), liegt dem Grundbuchbeamten ob; er bat daher den 
Antrag zurüdgumeifen, wern die Vollmacht nicht genügt oder aus ibm offen- 
fundigen Tatjadhen erhellt (GVO 8 32), dat der Berechtigte die Vertreiungdmadt 
widerrufen bat. Bergl. KON 23,118; Turnau-Förſter 2, 86; Predari 262, 16; 
Fuchs 2, 174 A 24; zu weit geht es aber, wenn dieſe Schriftſteller auch das Wollen 
und Wiſſen des Berechtigten in Betracht ziehen wollen, diefe materiellen Voraus: 
feßungen des Antrags bat der Grundbuchbeamte nicht nachzuprüfen; oben $ 55 Nr. 4. 

5) BGB 8 878 fpricht von dem Stellen, $ 892 II von der Stellung de3 
Antrags; ebenjo RD $461. Genauer auf den Zeitpunkt bezieht ſich Eingehen 
des Antrags in 81312; : nicht Zugeben, denn es handelt fich nicht um eine rechts— 
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Nah dem Zeitpunkt des Einganges des Antrages wird beurteilt: 1. die 
Verfügungsfähigfeit des Erklärenden,‘ denn ihre jpäter eintretende Be— 
ſchränkung beeinträchtigt die Wirkung des Antrages nicht; 2. die Kenntnis ® 
des Erwerbers von der Unrichtigkeit des Buchinhaltes, mithin die Wirkung 
des öffentlichen Glaubens des Buches; 3. die Reihenfolge der Eintragungen, 
denn der Grundbuchbeamte muß bei den Eintragungen die Zeitfolge des Ein- 
gehens der Anträge genau einhalten, durch die Aufeinanderfolge der in 
derjelben Abteilung ftehenden Eintragimgen wird aber wiederum der Rang 
der Rechte beftimmt.* 

2. Die Eintragung wird vollzogen '? auf Grund einer Verfügung des 
Grundbuchbeamten. 


seihäftliche Erflärung, die dem Grundbuchamte gegenüber ald dem Empfänger 
abgegeben würde, BGB $ 130; Bd.1 866 Nr.3. Wergl. oben $54 A 39, 

6) Diejer Zeitpuntt iſt mithin zu beurfunden, nicht etwa der fpätere, an 
dein der Beamte die Präſentation unterjchreibt. Unten 9 21. 

7) Die Ordnung des amtlichen Geſchäftverkehrs muß eingehalten werden. 
danach iſt zu prüfen, ob nur die Bräfentation im Amtslofal Wirkung bat, oder 
© eine Präfentation außerhalb diejes gemügt, wenn 3.8. der Beamte die An- 
weiſung erteilt bat, ihm fchleunige Saden in feine Wohnung zu bringen. Die 
Übergabe eines Antrags auf der Straße iſt jedenfall ebenfowenig ein Eingehen 
ime etwa das Einiteden de3 Briefes zur Nachtzeit in den Brieflaiten an der 
Trivatmohnung des Beamten. Die maßgebenden Ausführungsporfchriften geben 
die Randesgejege. Nach dem preuß. AG 3. GBO Art. 4 find zur Entgegennahme 
des Antrags und zur Vollgiehung des PBräfentationvermerl3 nur die mit der 
Führung des Grundbuch® über das betreffende Grundftüd beauftragten Beamten 
(Richter oder Gerichtjchreiber) zujtändig; der Antrag ift mithin erit eingegangen, 
wenn er einem Diejer Beamten vorgelegt wird. Baher. AG 3. GBO Art. 3: auch 
der Gerichtichreiber ded Amtsgerichts ijt zuftändig. Württemb. WO 2.9. 1899 $ 69: 
der Grundbuchbeamte oder der ihn vertretende Ratäfchreiber; bat der Beamte 
den Antrag außerhalb der Kanzleiräume zu Protofoll aufgenommen, fo hat er 
Um unverzüglich an das Grundbuhamt zu überfenden, dort wird der Zeitpumft 
des Eingehen bei dem Grundbuchamte beurfundet (Nieder, AG 2,439). Saächſen, 
IG z. GBO $33. Baden, AG 3. GBO 8 18 II: Unträge, die bei dem Grund: 
suhbeamten außerhalb der Dienjträume angebracht werden, gelten erſt mit dem 
Zeiwunkte des Eingangs in diefe Dieniträume als gejtellt. Elfah-Lothr. AG 3. 
GBO 86 (im weſentl. wie Preußen). Medlenb.-Scm. Verf. 3. GBO 9.4. 1899 
$93 11 (Zangfeld 394). — Predari 256; Fuchs 2,171. 

8) BOB g 878; dazu oben 822 U 19. 

9) BGB $ 892 II; dazu unten $ 62 U 38. 

10) GBO 817. Dies gilt auch dann, wenn ein Wntrag borläufig be— 
anitandet iſt, — ſoll dann durch eine Vormerkung oder einen Widerſpruch 
nad) $ 18 II gefichdert werden, und erſt nach dieſen darf ein ſpäter eingelaufener, 
dasjelbe Hecht betreffender Antrag erledigt werden. Oben 854 A 38 f. — Wird 
aber der geitellte Antrag endgültig zurüdgemiefen, fo verliert er jede Priorität- 
wirkung auch dann, wenn das durch Beichtverde angerufene Gericht die Ein» 
kagung anordnnet. Die ztvifchenzeitlich erfolgten Gintragungen gehen vor. Um 
dieſe umbillige Rechtsfolge möglichit au vermeiden, darf das Beſchwerdegericht 
nach 876 durch einftweilige Anordnung die fofortige Eintragung einer Vor— 
merkung oder eines Widerſpruchs veranlajien. 

11) 8 879, GBO $ 461. Darüber genauer oben $ 13 Nr. 2. 

123) Daß die Eintragung fich zeitlich möglichit eng an das Eingehen des An— 
ttags anidhließt, darf erwartet werden. Tem Grundbuchbeamten muß aber aud 


Endemann, Lehrbuch. 11. Band. 8.1.9. Auf. 2) 
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a) Für die Eintragungen gilt der Grundjag des Parteibetriebes nicht 
bloß in dem Sinne, daß es den Berechtigten anheimgejtellt bleibt, ob fie eine 
grundbuchmäßige Anderung ihrer privaten Rechtsbeziehungen herbeiführen 
wollen: jondern auch injomweit, daß der von ihnen dem Antrag gegebene 
Inhalt maßgebend den Inhalt der Eintragungsverfügung beftimmt und be- 
grenzt. Dagegen entjcheidet der Grundbuchbeamte felbftändig über die 
Faffung des in das Grundbuch einzutragenden Vermerfed.t Dies Recht 
enthält eine verantwortlihe Pflicht des Beamten; mit der Prägung des 
Eintragungvermerfes entjcheidet er infofern über die materielle Rechtslage der 
Beteiligten, ald am dem öffentlichen Glauben des Grundbuches jegliches 
Recht nur jo teilnimmt, wie es durch die Eintragung verlautbart worden 
iſt.“ 1. Danach ift zunächft Sorge zu tragen, daß der Rechtsinhalt zu klarem 
und richtigem Ausdrude fommt.” Was der Beteiligte in rechtlich zuläffiger 
Weiſe begehrt, ſoll auch Erledigung durch die Eintragung finden; daher darf 


bei der Auflafjung eine entfprechende Frift zur Nachprüfung aller Vorausſetzungen 
(vergl. RJA 4, 110) zugeftanden werden. 

13) Das ergibt fich aus der Natur der Buchführung als eines Gebietes 
der freitwilligen Gerichtöbarfeit, bei dem im Gegenfabe zum bloßen Beurfundung?- 
weſen dem Grundbuchbeamten die Prüfung und Entfheidung zufteht. Die Vor- 
fchriften über das Verfahren enthalten die Landesgeſetze. Vergl. 3.8. preuß. 
AG zZ. GBO Art. 6: die Eintragungen follen von dem Richter mit Angabe des 
Mortlautes verfügt, von dem Gerichtsfchreiber ausgeführt und von beiden unter: 
fohrieben werden. Der Grundbuchbeamte muß und darf nur über den geftellten 
Antrag entfcheiden; er darf niemals etwas anderes eintragen, al3 beantragt iſt; 
RJA 1,24 Wohl aber hat der Grumdbbuchbeamte die Beteiligten zu belehren und 
zur Stellung aweddienlicher Anträge zu veranlaſſen. 

— — Das gilt ſchlechthin z. B. für den Rang ber Rechte. Vergl. aber 
au 10. 

15) Die durch die Beengung des Raumes in den Formularen und im 
Intereſſe der Überjichtlichleit gebotene Kürze darf nicht zu undeutlichen oder 
mißverftändlichen Eintragungen verleiten. Zur richtigen Fafjung gehört ins— 
bejondere die Beachtung des gejeblihen Sprachgebraudyes. Hat fich der Eigen- 
tiümer nad CPO $ 800 der fofortigen Zwangsvollſtreckung „unterworfen“, jo 
darf nicht eingetragen werden, daß dieſe „auläffig“ fein fol (Beifpiel von 
Predari 260), denn dies bedeutet etwas anderes. Es genügt nicht, daß A. und 
feine Ehefrau B. als Miteigentümer eingetragen werden, denn dies Rechts— 
verhältnis ift mehrdeutig; e8 muß binzugefügt werden, ob fie Miteigentinmer 
nach Bruchteilen find und mie groß der Bruchteil jedes einzelnen ift, oder ob fie 
Miteigentümer zur gefamten Hand kraft eheliher Gütergemeinfchaft oder als 
Miterben oder Gejellichafter und zu welchem Anteil in den beiden leßtgenannten 
Fällen find; vergl. GBO 88 34, 48. — Über die Prägung der Formel im 
einzelnen Falle entjcheidet der Grundbuchbeamte nach freiem (richterlichen) Er- 
mefien; da der Wortlaut der in dem Mufterformular zur preuß. Allg. Verf. 
bom 20. 11. 1899 gegebenen PBrobeeintragungen für den preußifchen Richter 
bindend ſei, ift dem KG 21, 142 u. 173 nicht zugugeben; GBO $1II erteilt der 
Landesjuſtizverwaltung nicht die Macht zu fo weitgehender Bindung des Grund- 
buchbeamten. Die Durchführung einer derartigen Bindung wäre auch unmöglid), 
weil die Probeeintragungen auch nicht annähernd eine erfchöpfende Darftellung 
der eintragungfäbigen Rechte geben. 
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der Beamte nicht willfürlich von dem Eintragungsantrage abweichen und folche 
Beſtimmungen, Die der Antragfteller aus beachtlichen Interefjen dem öffent- 
lihen Glauben des Buches unterjtellt wiſſen will, lediglich deshalb von der 
Eintragung zurüdweijen, weil er jelbft fie für überflüffig erachtet.” 2. Der 
Antrag muß vollftändige Erledigung finden. Dahin gehört aud die Rüd- 
fihtnahme auf die Übereinftimmung des Antrags mit der Eintragung: 
bewilligung oder der Auflafjung. Bejonders wichtig ift die Beachtung des 
Zufammenhanges mehrerer Anträge. Dem Antragjteller fteht es frei durch 
gewilltürten Vorbehalt, die Erledigung der einen Eintragung an die gleich: 
zeitige Bewirkung einer anderen zu binden.” Auch ohne joldhe ausdrückliche 
Beitimmung muß von amtswegen der innere Zufammenhang beachtet werben, 
in dem mehrere Anträge zueinander ftehen; aus der Auflafjung z. B. wird ſich 
häufig ergeben, daß die Eintragung des Erwerbers ald Eigentümers nur 
unter gleichzeitiger Eintragung einer Reftkaufpreishypothet für den Ver— 
äußerer erfolgen joll: find jo mehrere Anträge inhaltlich zu einer Einheit ver— 
bunden, jo müfjen fie auch eine unteilbare Einheit für den Vollzug der Ein- 
tragung bilden.!® 

b) Zur Erleichterung der Buchführung darf bei der Eintragung von 
Dienjtbarkeiten, gewiſſen Reallaften und anderen Belaftungen auf die in der 
Eintragungbemwilligung enthaltene nähere Bezeichnung Bezug genommen 
werden ;t® der hiermit durch den Eintragungvermerf herangezogene Inhalt 


16) ©o treffend KON 23, 148; Predari 259. Dies ift um jo mehr hervor» 
zubeben, al3 fonjt der Eintragungfäbigteit duch das Erfordernis, daß Eins 
udn Ko rechtöerheblih jein müßten, fehr enge Grenzen gezogen werden. 

en ; 

17) GBO $161M. Diefe Beitimmung ift für den Grumdbuchbeamten 
ſchlechthin maßgebend. Auf den inneren Zufammenbang beider Eintragungen 

t e3 dabei nicht an. Beachtet der Beamte die Vorfchrift nicht, jo iſt das 
Grundbuch zwar nicht unrichtig geworden, er haftet aber nach $ 12. 
s18 ee 1,203; 2,489; Predari 279; Fuchs 2,192. Vergl. auch oben 

19) Allgemein $ 374; ferner $ 877 (Anderung des Nechtsinhaltes), 885 II 
(Vormerfung). Nur in befchränttem Umfange gilt dies bei der Eintragung einer 
Hhpothek und anderen Grundpfandrecten; das Geſetz verlangt bier, daß ge— 
wiſſe wichtige Angaben „im Grundbuche“ felbit verlautbart werden; vergl. 88 1115, 
1191, 1192, 1199, 1260 II. Ferner GBO $ 50. — Der Grundbuchbeamte macht 
hiervon regelmäßig den meitejten Gebrauch; die Vorfchrift erweiſt fich als eine 
braftiiche Neuerung; an Stelle einer bisher die ganze Seite füllenden uns 
überfichtlichen Beurkundung genügt jebt ein furzer Vermerk; 3.8. ein Vorkauf— 
recht fiir A. unter Bezugnahme auf die Bewilligung vom 3. März 1906. Vergl. 
aber unten 8 57 A 22. übelitände entjtehen allerdings, wenn dem Eigentümer 
auf fein Verlangen oder dem Subbaftationrichter zum Zmede der Zwangsver— 
fteigerung eine Abfchrift des Grundbuchblattes zu erteilen iſt; wenn dann ber 
Grundbuchbeamte nicht die in Bezug genommenen Stellen befonders kenntlich 
macht, werden regelmäßig die Eintragungbetilligungen in ganzem Umfange ab: 
geichrieben, fo daß umfangreiche, unüberfichtliche und foftfpielige Akten entitehen. 
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wird der Wirkung der Eintragung unterworfen und nimmt an dem öffent: 
lihen Glauben des Buches teil.?° 


3. Die Eintragung joll den Tag, an dem fie erfolgt iſt,“ angeben und 
vom Grundbuhbeamten unterfchrieben werden.” 


4. Die für die Eintragungen von Rechten aufgeftellten Grundjäge 
finden entjprechende Anwendung auf die Löſchung eines Rechtes durch Ein- 
tragung eines Löſchungvermerkes.?⸗ 


857. Form und Erteilung des Hypothekenbriefes und 
Grundidhuldbriefes. 


1. Der Regel nah wird über jede Hypothek ein Hypothefenbrief 
erteilt.” Seine Übergabe ? an den Gläubiger bildet die VWorausjegung für den 
Erwerb der Hypothek durch Beitellung wie durch Übertragung ;? der Geltend: 
machung der Hypothek kann widerſprochen werden, wenn der Gläubiger nicht 
den Brief vorlegt.* Die Erteilung eines Hypothekenbriefs darf von vom: 


20) Die Bewilligung ift deshalb zu den Grundaften zu nehmen; GBO 
$9, oben 853 A46f. 

21) Sie ijt erfolgt bereit3 mit der Einjchreibung in da3 Grundbud, 
denn GBO $ 45 trennt hiervon al3 zweiten Akt das Unterjchreiben de3 Beamten; 
mithin iſt jener Tag al3 der der Eintragung anzuſehen und nicht der Tag, 
mo der oder die Grundbuchbeamten die Beurkundung durch ihre Unterfchrift voll- 
ziehen; abiv. Turnau-Förſter 2, 277. Wie bier aber R. Förfter, Zeitfchr. f. Eiv. 
Pr. 32, 316. Die Einichreibung der vom NRichter verfügten Eintragungformel 
erfolgt meiſt durch den Gerichtichreiber, nach Wornahme der Kollationierung 
unterfchreibt dann der Richter im Grundbude. 

22) GBO $45. Die Ausführungsporfcriften find von den Landesjuitiz 
berivaltungen zu geben. Unterfchrift nur de3 Grundbuchrichters genügt in 
Sachſen, Altenburg, Meiningen. Die Unterjchriften des Grundbuchbeamten und 
de3 Gerichtichreiber3 (ald Grumdbuchführers) verlangen: Preußen, Medlenburg, 
Heflen, Braunfchtweig, Oldenburg, Anhalt, Gotha, Schaumburg-Lippe, Schwarz: 
burg=-Rudolftadt und Sond., beide Reuß, Hamburg, Bremen, Lübeck. In Baden 
(Grundb. BO 18.2.1901 $52F.) wird die Eintragumg zuerſt in dem Hilfäheft 
entworfen; dann erft erfolgt die mahgebende Einrüdung in dad Grundbuchbeft. 

23) GBO 8471. — Da nur die Rechte an dem öffentlichen Glauben des 
Buches teilnehmen, die noch eingetragen find, jo gilt auch als gelöfcht, was bei 
übertragung eine Grunditüds auf ein anderes Blatt abfichtlich oder verſehentlich 
nicht mitübertragen ift; $47 I. Um die Löſchung deutlich herbortreten zu 
laffen, wird meiſt vorgefchrieben, dah die durch Eintragung des Löfchungbermerkö 
gelöſchten Rechte rot zu unterſtreichen jind. 

1) 81116. Fifcher, Arch. BR 14,233; Dennler, Seuffert BI. f. Rante. 
68, 158 u. 177. 
2) $1117. Der Brief wird als Fahrnis in den Beſitz des Gläubigers 
übertragen auf Grund der Einigung über die Übergabe. Aushändigung nad 
GBO 860. — Bis dahin fteht die Hypothek dem Eigentümer zu, $ 116311. 

3) — Hierüber und über die ſonſtigen materiellen Vorausſetzungen 
des Erwerbes und der Abtretung der Briefhypothek: unten 88 118, 121. 

4) 1160, 1161. Auch bei jeder Eintragung, die bei einer Hhpotbel 
erfolgen foll, ift der Brief vorzulegen, GBO 84211. 
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herein oder auch nachträglich ausgejchloffen werden; es bedarf hierzu der 
Einigung des Gläubigers mit dem Eigentümer und der Eintragung des 
Ausihliegungvermerkes im Grundbuch.“ Die hier dargeftellten Grundſätze 
gelten in gleicher Weife für den Grundſchuldbrief.“ 

Der Hypothekenbrief fteht in enger Abhängigkeit von der verbrieften 
Forderung. Obgleich er weder Beitandteil noch Zubehör? der Forderung ift, 
wird er doch derart an dieſe gebunden, daß dem Gläubiger kraft Geſetzes das 
Eigentum an dem Hypothefenbriefe zufteht.° Als jelbjtändiges Wertpapier 
ift er nicht aufzufaſſen; denn die Geltendmachung des Forderungrechtes jol 
nicht bloß von der Inhabung des Briefes abhängig fein, vielmehr entnimmt 
der Befriedigunganfpruch aus dem Grundftüd feine wejentlihe Grundlage 
aus der Bejtellung und Eintragung der Hypothek in das Grundbud.? Der 
Zwed der Ausftellung eines Sypothefenbriefes, die Abtretung und damit Die 
Verkehrfähigfeit der Hypothek zu erleichtern, verleiht dem Briefe aber trog 
der zwifchen Brief und Buch beftehenden Einheit eine befondere Bedeutung. 
Wieweit diefe im Grundbuchrechte hervortritt, ſoll hier dargeftellt werden. 

2. Zuftändig zur Erteilung eines Hypothekenbriefes ift ausſchließlich 
dad Grundbuchamt.° Ein Teilhypothetenbrief kann jedoch aud von einem 
Gericht oder deutjchen Notar erteilt werden ;'* diefe Erleichterung der Be: 
urfundung liegt im Intereſſe des Hypothekenverkehrs; fie ift unbedenklich, 
weil der Teilhypothekenbrief im weſentlichen eine beglaubigte Abjchrift des 
Stammbriefes unter Bezeichnung des Teilbetrages enthält."? 

Dies führt auf die Unterfheidung der Arten der Hypothekenbriefe. 

a) Als Grundfag gilt: über die einheitliche Forderung ift ein einheit- 
{iher Brief zu erteilen. ft die Forderung von Anfang an geteilt, jo wird 

5) 811161. Die re er. kann nadträgli auch mieder aufs 
gehoben werben. Dies gefchieht regelrecht durch Ummandlung der Briefhypothek 
in eine Buchhypothek; auch Hierzu ift Einigung und Eintragung fowie Burüd- 
gabe und Unbraudbarmadhung des Briefes (GBO 869) erforberlid. Kraft 
Geſetzes iſt die Erteilung eines Briefes ausgefchlofien bei der Sicherung» 
bupothef, 8 11851. 

6) LE und für den Rentengrundfchuldbrief $ 1199; GBO $ 70. Bei 
einer Grundfchuld auf den Inhaber kann die Austellung eine Grundfchuldbriefes 
nicht ausgeſchloſſen werden, & 1195. 

7) Die Zubehöreigenfhaft bejaht das RG; oben $6 U 37. 

8) 8952 II. Durh die Pfändung der Hhpothelenforderung wird der 
Shpothefenbrief mitergriffen. 

9) Darüber unten $ 118. 

10) GBO 856 ©.1; daher BGB Kg 11171. Ortlich zuftändig tft das 
Grundbuchamt des Grundſtücks, auf dem die Hypothek eingetragen werben fol 
oder eingetragen ift. 

11) GBO 8511. Dazu daher. AG z. GBO Art. 21 (zuftändig find bie 
—— Gerichte nur als Grundbuchämter); württ. AG 3. BGB Art. 28 (Notare 

alle Gerichte); bad. Grundb. AG 8 16 (auch die Notare und Amtsgerichte); 
elſaß⸗lothr. AUG 3. GBO 8 11 (aufer dem Grundbuchamte nur die Notare). 

12) EBO S61 II (dazu A20) und III (Vermerk auf dem Stammbriefe). 
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für jede ZTeilforderung ein bejonderer Stammbrief erteilt.” Ein Teil: 
hypothefenbrief fommt nur dann in Frage, wenn bereits eine Briefhypothef 
beftellt war und nunmehr die Forderung, ſei e& durch Abtretung eines Teiles 
der Forderung '* oder fei es durch teilweifen Übergang an den den Gläubiger 
befriedigenden Eigentümer, in Teilforderungen zerfällt; in diejen Fällen 
wird auf Grund des Stammbriefes ein Teilhypothefenbrief erteilt. Feſie 
Vorausfegung bildet dabei, daß die dinglihe Grundlage für alle Teilhypo: 
thefenbriefe diefelbe ift: nur wenn als Gegenftand der Haftung dasjelbe oder 
diefelben mehreren Grundftüde dienen, kann begrifflih von Teilen der 
materiellrechtlich eine Einheit bildenden Hypothek gejprochen werden; ift die 
Haftungsgrundlage eine verſchiedene, jo liegen mehrere jelbftändige Einzel: 
bypothefen vor und es darf dann für jede nur ein eigener Brief gebildet werben. 
Der Teilhypothetenbrief tritt entfprechend der Selbftändigfeit der durch ihn 
gefiherten Teilforderung für den Teil, auf den er fich bezieht, an die Stelle 
des bisherigen Briefes.!® 

b) Auch die Einheit der dinglichen Belaftung mehrerer Grundſtücke 
durch eine Geſamthypothek muß ihren Ausdrud in der Erteilung eines ein- 
heitlihen Hypothefenbriefes finden.” Wird fpäter die Geſamthypothek auf 


13) Dasfelbe gilt, wenn von einer Buchhypothek ein Teil getrennt und 
diefer in eine Briefhhpothek umgewandelt wird oder wenn bloß über einen Teil 
der geteilten Hypothek ein Briet erteilt wird (Turnau-Förſter 2, 329) ; endlid 
auch wenn eine auf den Inhaber des Briefes eingetragene Grund» oder Renten 
ſchuld in Teile zerlegt wird (GBO —* II). Dieſe Unterſcheidung iſt wichtig, 
weil bier nur das Grundbuchamt zuſtändig iſt (A10). 

14) 81152 S. 1; dies iſt der Hauptfall. Daneben ſteht die teilweiſe 
Pfändung oder Verpfändung einer Hypothek ($ 1274); Dazu KGJ 24,132; 
OLG 4,486. Die Bildung eines Teilhypothelenbriefes ijt überall zuläffig, wo die 
Forderung kraft Geſetzes (Erbfolge) oder durch rechtögejchäftliche Verfügung in 
Teile zerlegt wird, die ſich untereinander in irgend einer rechtlichen Beziehung 
(den Berfonen der Gläubiger, dem Rang, dem Zinsjat, der Fälligkeit) unter: 
fcheiden und daher gejonderte felbjtändige, wenngleich auf der einheitlichen ding: 
lichen Grundlage beruhende Korderungsrechte daritellen. 

15) 88 1145 nebjt 1143, 1168; oder Übergang ug den ben Gläubiger 
befriedigenden Schuldner 1164, 1167. Wenn jich dagegen die Hhpothef mit dem 
Eigentum vereinigt, ohne daß dem Eigentümer auch die Forderung zufteht, jo 
verwandelt fich die Hypothek in eine Grundfchuld; in diefem Falle wie in dem 
der rechtögefchäftlihen Umwandlung in eine Grundfchuld oder der Auswechſelung 
der Forderungen foll die Rechtsänderung durch Vermerk auf dem bisherigen 
Hhpothefenbriefe und durch Abtrennung der Schuldurfunde verlautbart werden; 
nur auf befonderen Antrag wird dann ein neuer Brief erteilt; GBO $ 65. 

16) 81152 S2. Er iſt mithin ſowohl von dem Stammbriefe als auch 
bon den anderen Teilbypothefenbriefen unabhängig. Die Erteilung de3 Briefed 
fann für ihn allein auch wieder ausgefchlofien werden, während die Ausfchliegung 
fonit fich auf die ganze Hypothek beziehen muß. 

17) GBO 8591. Das gilt fchlehthin, wenn alle Grundftüde in dem— 
felben Grundbuchbezirke Liegen; anderenfall3 bat nach $ 59 II jedes Amt einen 
bejonderen Brief zu erteilen, diefe jind aber zu einer Urkunde zu verbinden (A 22). 
— Der 859 bezieht fich auf den Fall, dat eine Geſamthypothek bereits zur Zeit 
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die einzelnen Grundftüde verteilt, jo ijt für jedes Grundftüd von amtswegen 
ein neuer und jelbjtändiger Brief zu erteilen. Endlich können mehrere 
öppothefen, die gleichen Rang haben oder im Range unmittelbar aufeinander 
folgen, äußerlich dur Erteilung eines fie insgejamt umfajjenden gemein- 
ihaftlihen Briefes verbunden werden.'® 


3. Der Hypothefenbrief ift inhaltlih jo auszugeftalten, daß er alle 
mwejentlihen Nachrichten über den Beftand und die Sicherheit der Hypothek 
darbietet und jomit die Einfihtnahme in das Grundbuch erübrigt. Zwingendes 
Erfordernis ift die Angabe des Geldbetrages der Hypothek und des belafteten 
Grundftüds; ferner Unterfchrift und Siegel.” Hierzu joll ein Auszug ** 
aus dem Grundbuch hinzufommen, der außer der grundbuchmäßigen Be: 
zeihnung des belafteten Grundftüds und der Angabe des Eigentümers ins- 
beiondere den Inhalt der Urkunde wiedergibt, auf die im Grundbuche zur 


der Brieferteilung bejtand. Wird nachträglich ein weiteres Grundftüd in die 
Haftung für diefelbe Briefhypothek einbezogen, fo wird entweder auf bejonderen 
Antrag ein neuer Brief über die Gefamthnpothef erteilt, oder die Mitbelaftung 
wird auf dem bisherigen Briefe vermerkt; $ 63. 

18) GBO 864, auch 55 68, 69. Vergl. BGB 88 1132 II, 1172, 1175. 
Dies ift analog auf den Fall anzumenden, wo ein belajtetes Grundftüd geteilt 
und die Hypothek derart verteilt wird, dat jeder Grundftüdteil nur für den ihm 
zugeiviefenen XTeilbetrag der Forderung haften fol; RJA 4, 170. 

19) GBO 866. Dies erfolgt auf Antrag des Gläubiger3 unter der in 
der Form de3 9 zu erteilenden Zujtimmung des Eigentümerd. Fähig einer 
derartigen Verbindung find nur Briefhypotheken. — Schwierigkeiten bezüglich 
der Form de3 gemeinfchaftliden Briefes ergeben fich, wenn unter den zu ber» 
einigenden Hhpothefen ſich eine Teilhypothek befindet; denn der Brief hierüber 
muß die beglaubigte Abfchrift des Stammbriefes in fich aufnehmen (A 12) und 
al3 Teilbypothefenbrief bezeichnet werden. In der Befürchtung, der gemeinfchafts 
liche Brief würde damit höchſt unüberfichtlich werden, meil er teils al3 Stamm; 
brief, teil3 al3 Teilhypothefenbrief erfchiene, hatte daher da3 KG in RIU 1,15 
in jenem Falle die Anwendung des $ 66 ausgeſchloſſen; in RJA 3, 260 dagegen 
läßt e8 die Erteilung eines gemeinfchaftlichen Briefes zu, wenn die Teilhypotheken— 
briefe fämtlih in der Hand des Antragjteller3 (wieder) bereinigt find. Dieje 
Unterfheidung erfcheint unbegründet. In dem gemeinfchaftlichen Briefe läßt fich, 
ohne daß eine Umüberfichtlichteit gu befürchten wäre, ſehr wohl anbringen, daß er 
binfihtlich der Teilpojt den Teilbypothefenbrief erſetzen ſoll; in der Überſchrift 
braucht dies nicht angegeben zu werden. 

20) GBO 856 ©.2. Die genaueren Vorfchriften über die Form des 
Sppothefenbriefes jind dem Landesrecht überlafien. Vergl. preuß. Allg. Verf. 
20.11.1899 8 37 f.; ſächf. WO 26.7.1899 $ 136 f.; mürttemb. Verf. Juft.-Min. 
2.9.1899 8 91 f.; bad. Grundb. Vollgugverf. 18.2.1901 88 67—78; med. Ans 
ordnung 9. 4. 1899 Nr. 77 f.; braunjchtv. Verf. 12.6. 1899 842 f. — Was unter 
einem Siegel zu berftehen fei, ift bejtritten; da das Geſetz nicht unterfcheidet, be> 
tebt fein Grund, tweshalb neben dem Aufdrud in Siegellad nicht auch ein folder 
in Wachs, Oblate und weshalb nicht auch ein Trocken- oder Karbitempel genügen 
jollte; jo au RG in XW 29,439. Dagegen aber KGJ 20, 14 und Verf. de3 
preuß. Juſtizmin. Min. Bl. 1900 ©. 45, 297: ein Troden: oder Schwargdruds 
ftempel follen nicht genügen. Vergl. Meyerhoff, corpus iuris civilis III 2, 120 
zu FGG 8 182. 

21) Die Einzelheiten gibt GBO 857. OLG 7,195; RIJAU 4, 177. 
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Ergänzung der Eintragung Bezug genommen ift,?? und ferner den Inhalt der 
Eintragungen bezeichnet, die die Hypothek jelbjt und die ihr im ange vor: 
gehenden oder gleichitehenden Rechte betreffen. Der Einklang zwiſchen 
Brief und Buch ift dadurch zu erhalten, daß die im Grundbuche erfolgten 
Eintragungen im Hypothefenbriefe durch Vermerke nachgetragen werden. 

Das hiermit verfolgte Ziel ift, daß der Hypothefenbrief die gejamte 
Rechtslage für die Hypothek getreu und nad) dem gegenwärtigen Stande 
fundgebe. Die Grundlage für die Entftehung und die Wirkſamkeit der 
‚Hypothek liegt in der Bucheintragung; durch fie wird auch der Inhalt der 
Hypothek maßgebend bejtimmt. Andererjeits dient der Hypothefenbrief aber 
zum Erja oder zur Ergänzung der Bucheintragung: zur Übertragung der 
Hypothek genügt ftatt der Eintragung die Übergabe des Briefes in Ver: 


22) GBO 857113. Wenn jedoch eine Urkunde über die Forderung aus: 
gejtellt ift, fol fie mit dem Hhpothefenbriefe (dur Schnur und Siegel, preuß. 
Allg. Verf. 20. 11.1899 $ 41) verbunden werden; $ 58 I. Hierdurch joll ver: 
mieden werden, daß entgegen dem in 8 1153 ausgefprochenen Grundjaße über 
die Hypothek und über die Forderung getrennt verfügt werden fünne. Cine Ab— 
fchrift der Schuldurkunde tft in diefem Falle zu den Grundalten zu nehmen. Gtebt 
feit, daß die Erflärung des Eigentümers, eine Schuldurfunde fei nicht außgeftellt, 
unrichtig ijt, fo kann die Erteilung des Hypothekenbriefs abgelehnt werden, bis 
jene Urkunde beigebradt iſt; RZA 2,196. — Unter einer Urkunde über die 
Forderung tit nur die Die — begründende Schuldurkunde und nicht die 
Abtretungurkunde zu verſtehen; das ergibt die geſonderte Behandlung der Ab— 
tretung in den 88 62, 65, 69; RJA 3,207. Die Folge dieſer Einſchränkung 
ift, daß die Abtretungerflärung ihrem vollen Inhalte nach zunächſt in das 
Grundbuch eingetragen werden muß; e3 darf bier nicht eine Verweiſung auf die 
zu den Grundbucdhatten genommene Abtretungurfunde jtattfinden. Solche Be 
zugnahme (oben $56 A 19) ijt hier ausgeſchloſſen, weil die Rechtslage ſich aus 
dem Hhpothefenbriefe vollitändig ergeben muß; da in ihm aber mur vermerkt wird, 
was im Grumdbuche felbit jtebt, jo muß dad Grundbuch die ganze Abtretung- 
urfunde al3 Vorlage für die in den Brief aufzunehmende Abjchrift enthalten. 
Denn die Abtretungurfunde wird nicht wie die urfprünglicde Schuldurfunde mit 
a —— verbunden. — Spätere Abtrennung der verbundenen Ur— 
unde: 5. 

23) GBO 857114. Wolff in Gruchot 46,575. Es muß auch erſichtlich 
gemacht werden, ob die vorgehende oder gleichſtehende Hypothek das ganze Grund— 
ſtück oder bloß einen Anteil ergreift und auf dem Anteile welches Eigentümers 
die Teilhhpothek ruht; RJA 4, 36. 

24) GBO * J. Iſt wegen Verletzung geſetzlicher Vorſchriften von amts— 
wegen ein Widerſpruch einzutragen oder iſt die Eintragung der Hypothek inhalt: 
lich unzuläffig und daher zu löſchen, fo hat das Grundbuchamt den Beſitzer des 
Priefes zur Vorlegung anzuhbalten; $62 111 (meitere Falle in ©.2). über 
da3 aus der vollgogenen Vorlegung entjtehende NRechtsverhältnis und die Zur 
läfjigfeit der Befchwerde, wenn die begehrte Zurüdgabe des Briefes abgelehnt 
wird: OLG 5,286. — Die Pflicht zur Vorlegung de3 Briefes, ſoweit es zur 
Berichtigung des Buches erforderlich ift, verordnet allgemein 8 896. Jeder Be 
— — iſt hierzu verbunden; RG in IWe36, 31; 33, 92 (dazu ERO 
$ 336 III). 

25) $ 1154; dazu befonders noch 8 1155 über den öffentlichen Glauben 
der Abtretungurfunden. 
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Inhalt des Briefes bildet eine derartige Einheit mit dem Inhalte des Buches, 
daß er die Berufung auf den öffentlichen Glauben des Buches ausſchließt.““ 


4. Iſt ein Hypothetenbrief, weil er abhanden gekommen oder vernichtet 
oder weil der Gläubiger unbekannt ift, durch Ausjchlußurteil für Eraftlos 
erflärt worden,““ jo hat das Grundbuchamt auf Antrag des Hypotheken— 
gläubigers einen neuen auszuftellen.* Der neue Brief tritt, was in ihm 
anzugeben ift, an die Stelle des bisherigen; er nimmt aber nicht defien vollen 
Inhalt auf, jondern hat den gegenwärtigen Rechtitand zu beurfunden.?® 

Bei der Löſchung der Hypothek, bei nachträglicher Ausſchließung der 
Grteilung eines Briefes oder bei Erteilung eines neuen oder anderen Briefes 
iſt der bisherige Brief unbrauchbar zu m 


3. Materielles Grundbuchrecht. 
868. Eintragungprinzip. Anwendung auf das Eigentumrecht. 

1. Das Eintragungprinzip bedeutet, daß regelrecht jede rechtsgeihäft- 
lie Änderung eines Rechtes an einem Grundjtüde der Buceintragung bedarf, 
um dinglihe Wirkung zu erlangen. Daneben greift der zweite ergänzende 
Grundjag Platz: jede außerhalb des Buches eingetretene Rechtsänderung, die 
in Widerjpruch mit dem Inhalte des Grundbuchs tritt, erzeugt den auf Aus: 
gleihung des Zwieipaltes zwijchen dem materiellen Rechtftande und jeiner 
urtundlihen Darftellung im Buche gerichteten Anſpruch auf Berichtigung 
oder die Pflicht des Grundbuchbeamten, von amtswegen den Buchinhalt richtig: 
zuftellen.” Die hieraus abzuleitende Regel lautet, daß alle durch Rechts: 
geihäft? bewirkten dinglichen Rechtsänderungen eintragungbedürftig 
find. Dies FIR. Reh Denen der genaueren Feititellung nad verſchiedenen Richtungen. 


— 1140. Keineswegs aber kann der Inhalt des Buches durch Berufung 

3.2. ein bier gebuchter Widerſpruch in dem Briefe nicht vermerkt 

* bereite gedrüdt werden. Wer völlig ficher gehen will, muß Brief und Buch 
einfehen. Vergl. unten $64 A14 und allgemein unten $ 118. 

27) BGB sy 1102, 1170, 1171. Ferner dann, wenn ber biöherige Brief 
borgelegt wird u weil er verunftaltet oder — geworden iſt, die 
—— — eines — (formlos) beantragt wird. 

29) 88 868. An Abſ. II wird auf beſondere, in den neuen Brief zu 
übertragende, Wermerfe hingewiefen. Es handelt jich insbefondere um Wider: 
iprüche gegen die Richtigkeit des Grundbuch, um Teilquittungen und Einreden 
des Eigentümers gegen den bisherigen Hhpotbefengläubiger: diefe Wermerfe im 
— age die — auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs aus. 

30) GBO 869. Die Schuldurkunde wird abgetrennt und entweder mit 
dem neuen Briefe verbunden oder dem Berechtigten zurüdgegeben. Ob der uns 
brauchbar gemachte Brief zurüdbehalten oder dem Berechtigten — wird, 
beſtimmt das Landesrecht; vergl. z. B. preuß. Allg. V. 20. 9. 1899 8 42 


über die Fälle der Berichtigung unten 863. 
2) Diefe Begrenzung ergibt fich deutlich bereit# aus $ 8731. 
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a) Eintragungbedürftig können auch ſolche Rechtsänderungen jein, die 
nicht durch Rechtsgejchäft eingetreten find.? 

b) Daß eine Rechtsänderung ohne Eintragung entjtehen kann, ift eine 
durch befondere gejegliche Vorjchrift zu belegende Ausnahme.* Eintragungftei 
können ſowohl die auf Rechtsgejchäft,’ als auch die nicht auf Rechtögejhäft 
beruhenden Rechtsänderungen jein. 

c) Ob eine eintragungfreie NRechtsänderung eintragungfähig jei und 
wieweit fich die Eintragungfähigfeit überhaupt erftredt, ijt eine gejondert zu 
behandelnde Frage.” 

2. Die Eigentumverhältniffe am Grund und Boden müfjen in öffentlid 
geficherten Formen fennbar gemacht werden. Darum bildet die Eintragung 
der Rechtsänderung eine zwingende Vorausfegung für jede auf einer Auf: 
laffung beruhende Übertragung des Eigentums. Ausnahmen hiervon be: 
jtehen nur auf Grund der für die Zandesgejege gemachten Vorbehalte. 

a) Nach diefen find regelmäßig die Grundftüde des Reichs- und Landes: 
fisfus oder beftimmter juriftiicher Perfonen und die, einem dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Bahnunternehmen gewidmeten, Grundftüde vom Buchung: 
zwange befreit? Wenn ein derartiges Grundftüd kein Grundbuchblatt er: 


3) Vergl. 3.8. $$ 900, 927, 928 II, 1844, 1915. GBO 8 39; FGG $ 54. 

4) $ 8731 ftellt da3 Eintragungerfordernis zwar unter die allgemeine Aus: 
nahme: „ſoweit nicht das Gefeß ein Anderes vorjchreibt*“. Für die Auslegung 
aber bleibt wichtig, daß der Grundfak auf die prinzipielle Anforderung der Ein 
tragung gerichtet wird. Daher läßt fich der Sab begründen, daß da3 Eintragung: 
prinzip im Zweifel für alle dinglichen Rechte an Grundftüden zur Anwendung ge 
langt. Als Anmendung dieſes Sabes ergibt fich, dat die Sicherunghypothek ſowohl 
im alle des $ 648 wie nach CPO 88 866—868, 932 der Gintragung bedarf, ob- 
wohl in diejen Fällen der Titel zur Eintragung fraft Geſetzes entitebt. 

5) Diefe Ausnahme gründet fich auf die Bedeutung des Hypothekenbriefes 
und Grundichuldbriefes für die Beurfundung der NRecht3abtretung; 88 11541, 
1192, auch 1069, 1274. Übertragung einer Inhabergrundſchuld 1195; der for: 
derung auf Rüdjtände von Zinfen und anderen Nebenleiftungen 1159, 1192, 1200; 
Verfügung des Miterben über feinen Anteil am Nachlaſſe einfchlieklich der dazu 
gehörenden Nachlaßgrundſtücke 2033, 2040. Ferner EG 127. 

6) ©o bei der Erbfolge und den anderen unten 8 60 behandelten Fällen. 

7) Darüber unten $ 59. 

8) 8925. Das Anmwendungsgebiet der Auflaffung wird unten 877 ge: 
nauer umjchrieben. Hier jei hervorgehoben, daß Auflafiung und Eintragung er: 
forderlich find bei jedem Ermwerbe, der fich auf ein Umtaufchgefhäft (Kauf, Tauſch) 
oder eine Schenkung gründet; daher auch bei dem Ermwerbe, den eine jurtftiice 
Berfon oder eine Gefellichaft fei e3 von Dritten, fei e8 von den Mitgliedern und 
Geſellſchaftern ſelbſt macht. Ob eine freiwillige oder nicht freitwillige Veräußerung 
ftattfindet, bleibt dafür gleihgültig. Auflaffung und Eintragung find ferner er: 
forderlich zum Erwerbe eines Vermächtniffes ( $ 2174: denn nur das Forderung: 
recht auf das vermachte Grundftüd, nicht das Eigentum wird Fraft Rechtsvorſchrift 
bon dem QVermächtnisnehmer erworben) und der Grundftüde, die zu einer durd) 
Kauf erivorbenen Erbichaft gehören (88 2371 f.). 

9) Auf Grund des Vorbehaltes in GBO 8901 Tann beftimmt erden, 
daß dieſe Grundjtüde nur auf Antrag ein Grumdbuchblatt erhalten. Hierüber 
und über die ergangenen Iandesherrlichen Verordnungen oben $49 A 20. 
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halten hat und auch nad) der Übertragung !° des Eigentumes nicht eingetragen 
zu werden braucht, weil auch der Erwerber von dem Eintragungzwang befreit 
it," fo jteht e& in der Macht der Landesgeſetze, wie fie die Vorausjegungen der 
Cigentumübertragungen anordnen wollen.” Hiernach gilt allgemein,!? daß 
zur Eigentumübertragung die Einigung des Veräußerers und des Erwerbers 
über den Eintritt der Eigentumübertragung und deren öffentliche Beurkundung 
genügt.* Ferner fann der Übergang des Eigentumes an einem Grundjtüd 
von jeiten des Staates an einen Kommunalverband oder des dieſem zu— 
ttehenden Eigentumes an einen anderen Kommunalverband oder an den Staat 
auh unmittelbar kraft eines für den befonderen Fall erlaflenen Geſetzes 
eintreten.'® 

b) Auch auf den Gebieten der allgemeinen Vorbehalte find grundſätzlich 
die Zandesgejege ermächtigt, abweichende Vorſchriften nicht bloß von den 
Örundjägen des bürgerlichen Rechts, jondern auch von denen über das Grund: 
buchwejen zu geben." Danad) tritt der Übergang des Eigentumes z. B. im 
sale der Enteignung oder der Gemeinheitteilung nad einzelnen Landese 
tehten ein, ohne daß eine Eintragung in das Grundbuch erforderlich wäre." 


s 816 en bezieht fich nur auf den Eigentumübergang durch Rechtsgeſchäft; 
oben 

11) Dies iſt der Hauptgrund des Vorbehalte. Wenn 3.8. der Staat an 
eine Gemeinde ein nicht eingetragenes Grundſtück beräußert, % foll e3 nicht er= 
torderlich fein, da zunächſt für dies Grundftüd ein Blatt angelegt, darauf die 
Auflaffung vollgogen und die Gemeinde alö Erwerberin de3 Eigentums eingetra ER 
wird, um dann wiederum die Ausbuchung der Gemeinde nah GBO $ 90 II (o 

49 A 22) vorzunehmen. — Wenn dagegen der Fiskus 3. B. ein bisheriges 
Feitungsterrain an Privatperjonen veräußert, muß zunächſt ein Grundbuchblatt 
für jede Parzelle angelegt werden und darauf treten die Vorſchriften des BGB 
$$ 373, 925 in Kraft. Die Erwerbvorſchriften des BGB gelten auch dann, wenn 
3. B. der Fiskus zur Errichtung eines Gerichtgebäudes ein Privatgrundſtück er— 
werben will; er iſt dann als Erwerber einzutragen (z. B. preußiſcher Staat, Juſtigz— 
fskus) und fann dann feine Ausbuchung beantragen. 

12) EG 127. Niedner 245; Pland 6, 216. 

13) Mit Ausnahme von Hamburg, AG 3. BGB 829, mo von dem Vor— 
behalte des EG 127 kein Gebrauch gemacht wird, vielmehr jchlechthin die Vor— 
ihriften des BGB gelten. 

14) So die AG 3. BGB in Preußen Art. 27 (gerichtliche oder notarielle Be— 
urfundung; Erufen-Müller, AG 277); Bayern Art. 83; Württemberg Urt. 212; 
Baden Art.25; Medlenburg - + Schwerin 8103, Strelik 8101; Oldenburg g 12; 
Braunſchweig g48: Anhalt Art. 47; Weimar $ 122; : Schtwarzburg-Sonderähaufen 
Art. 23 und Rudolitadt Art. 75; Reuß ä. L. 870, i. 2. $ 52; Lippe $ 30; Lübeck 
$ 65; Elfaß-Lothringen 8 74. Dagegen Bremen $ 16: Umfchreibung im Flurbuc). 

15) EG 126. So 3.8. preuß. Gef. 8.7.1875 8 18 II: zugleich mit der 
—— der bereits ausgebauten Staatschauſſeen geht das Eigentum an 
ihnen auf die Kommunalverbände über; ebenſo Gef. 18. 1. 1881 $2 für die Pro— 
binz Pommern. Bee Reichögef. 25. 5.1873 (oben $4 416). 

16) GBO 7 

17) © 3. fächt. AG 3. BGB 818 (auf Grund von EG 109): wird im 
öffentlichen Intereſſe dad Eigentum an einem Grundſtück entzogen, fo ift zu der 
Rehtsänderung die Eintragung in dad Grundbuch nicht erforderlich; BGB F8 892, 
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3. Das Eigentumreht wird in der Regel aufgehoben durch jeine 
Übertragung auf einen Andern; mit der Eintragung des Erwerbers als 
Eigentümers erlifcht das Eigentum des bisherigen Berechtigten. 

Zum abjoluten Aufgeben des Eigentums wird die Eintragung des ein: 
jeitigen Verzichts in das Grundbuch gefordert. Durch auflöfende Bedingung 
oder Befriftung kann dag eingetragene Eigentum nicht erlöfchen, da das BGB. 
nur eine jchlihte Auflaffung !° zuläßt. Nur im Falle der Erbfolge kann 
durch die Einjegung eines Nacherben ** auch dem Grumdeigentume eine 
zeitliche Schranke gefegt werden; hier aber ift weder der Erwerb nod das 
Erlöſchen des Eigentums eintragungbedürftig.” 


859. Gintragungbedürftige und eintragungfäbige begrenzte 
Rechte. 

1. Das Eintragungprinzip gilt nad) Reichsrecht für alle rechtsgeſchäft— 
lichen Rechtsänderungen, die in der Belaftung ? eines Grunditüds mit einem 
begrenzten Rechte oder in Verfügungen über ein ſolches Recht bejtehen. Dat 
die hiernach für eintragungbedürftig erklärten Rechte auch eintragungfähig 
find, verfteht ſich von felbft: es ift aber keineswegs damit ſchon etwas darüber 
ausgejagt, wie weit fic) allgemein die Eintragungfähigteit begrenzter Rechte 
eritredt. Die Problemftellung erfolgt von zwei verjchiedenen Standpunften 
aus. a) Der Umkreis der dinglihen Rechte ift allerdings gejeglich abae: 
ichlofien; aber die Grenze läßt fi) bei der Mannigfaltigkeit insbejondere des 
Tatbeitandes der Grumddienftbarkeiten nur nad allgemeinen begrifflichen 
Merkmalen beſtimmen,“ jo daß im Ginzelfalle erhebliche Zweifel obwalten 





898 finden feine Anwendung. Ferner fommen in Betracht E& 62, 113. — O6 
eine Auflaffung erforderlich fei, fteht Hier nicht in Frage; denn auch da, mo nad) 
Landesrecht dieje überflüffig iſt, kann doch das Eintragungprinzip in Geltung 
bleiben. So wird 3.8. nad) dem preuß. Gef. 3. 6. 1874 umd 7.10.1865 $ 5 ber 
Erwerb an einem trigonometrifhen Markſteine ohne Auflaffung durch Einigung 
des Landrat3 mit dem Eigentümer und Eintragung des Ermwerbes des Staates ın 
das Grundbuch vollzogen; die Abfchreibung erfolgt, wie bei der Enteignung, 
laftenfrei. 

18) 8 9281. 

19) 892511. Vergl. aber auch oben $ 21 U 9. 

20) 88 2103, 2139. 

21) Unten 8 60 Nr. 1. 


1) Streder, R. an Grundit. 46; Oberned, Grundbuch. 382. 

2) Unter Belaftung wird ausſchließlich die rechtögefchäftliche Begründung 
eines begrenzten Rechtes verftanden; $$ 577, 579, 877, 879, 914, 1012, 1013, 
1113, 1175, 1181; GBO $ 6. Die Eigentumbefchräntung dagegen entfpringt aus 
dem Gefebe, fie iſt feine Belajtung; die Bezeichnung als Zegaljerbitut ift darum 
als irreführend zu vermeiden. Darüber, ob die Eigentumbeſchränkung eintragung- 
fähig jet: unten Nr. 4. 
| 3) 8 1018, 


859. Eintragungbedürftige und eintragungfähige begrenzte Rechte. 349 


fünnen, ob die begehrte Eintragung ſich auf eine materiellrechtlich zuläffige 
Belajtung erftredt oder nit. db) Nicht alle zuläffigen begrenzten Rechte 
und nicht alle Eigentumbeſchränkungen unterftehen dem Eintragungzwange. 
Vielfach macht fich jedoch das Intereſſe geltend, ſolche Beſchränkungen genauer 
feitzuftellen, abzuändern oder aufzuheben und die hiernad getroffenen Ber- 
einbarungen oder Verfügungen durh Eintragung unter den öffentlichen 
Glauben des Buches zu ftellen. Es fragt fih, wie weit der Grundbuchbeamte 
einem derartigen Eintragungbegehren nachgeben darf und jol.* Als Norm 
des grundbuchrechtlihen Verfahrens läßt fich hier der Grundjag der Kargheit 
des Grundbuches aufftellen: nur rechtserhebliche Eintragungen find 
buhungfähig. Rechtserheblich aber find nur ſolche Eintragungen, die be: 
ftimmte vechtlihe Wirkungen für die gebuchte Belaftung oder Eigentum: 
beihränfung haben, jo daß ein beftehendes rechtliches Intereſſe nur durch 
feine Unterftellung unter den öffentlihen Glauben des Buches volle Be— 
fridigung und Sicherung findet.° Die Abwehr überflüffiger Eintragungen 
im Intereſſe der Kargheit und Überfichtlichkeit der Buchführung muß jedoch 
das rehte Maß einhalten. Wenn anders das Grundbuch dem Zwecke unter: 
geordniet tft, den redlichen Verkehr zu fihern, fo darf diefer Schuß da nicht 
verjagt werden, wo objektiv begründete Zweifel über die dinglihe Rechtslage 
beitehen oder Fünftige Verwirrung der Nechtöverhältnifje droht und dieſe 
Gefährdungen nur durch entjprechende Bucheintragungen vermieden werden 
finnen.® 

2. Eine bejondere Stellung nimmt das Erbbaureht ein. Es wird 
durch dinglihen Vertrag in den Formen einer Auflafjung beftellt und 
auf dem belafteten Grundftüd eingetragen.” Das erworbene Erbbaurecht 
wird zugleich als felbftändiges Grundſtück behandelt und erhält ein bejonderes 


4) Das Gefet enthält feinen allgemeinen Grundfaß, der die Entſcheidun 
darüber enthielte, welche Rechte eintragungfähig find und welche nicht. Vergl. 
beſonders KG in RJA 3,162: die Zuläffigfeit einer Eintragung muß immer be- 
fonder3 beftimmt (d. h. wohl nachgeprüft, nicht etwa im Geſetz ausdrüdlidh an— 
geordnet) werden; Eintragungen, an die fich eine beſtimmte rechtliche Wirkung 
nicht Fmüipft, find überhaupt unzuläffig. 

5) Darum find weder eintragimgfähig Beichränfungen der Geſchäftsfähig— 
feit, noch die der Verfügungsmacht der Ehefrau, joweit dieſe bereits nad) $ 1404 
gegen jeden Dritten wirken (RIA 8, 161), noch bloße Bejtätigungen des gejeßlich 
bereit3 geordneten Rangverhältniſſes (KGN 21,165). Die Eintragung eines 
Terftorbenen wäre fchon deshalb unguläffig, weil dadurch das Buch unrichtig 
würde; KGJ 24, 88 u. 86; NIA 3, 200. Ebenſowenig kann dad Recht auf Er— 
werb des Schabes bei Veräußerung eine Grundftüds vorbehalten werden; RJA 
3,136. — Über die NRecht3erheblichteit der Eintragungen insbeſondere ©. Gut— 
jahr (U 23). 

6) Vergl. dazu die Fälle unten WU 31. 

7) 81015; GBO 820. Die Eintragung auf dem belafteten Grundftüd 
bildet eine zwingende Vorausfeßung. 
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Grundbuchblatt.“ Auf diefem find die Übertragungen, Belajtungen und 
fonjtige Verfügungen nad den für das Eigentumrecht? gegebenen Formen 
zu buchen. Dagegen wird die abjolute Aufhebung des Erbbaurechts, die 
ohne Übertragung auf einen Anderen jtattfindet, in den für die begrenzten 
Rechte bejtimmten Formen vollzogen: durch die Erklärung des Berechtigten, 
daß er jein Recht aufgebe, und die Löjchung des Rechts im Grundbuch.“ 
Die Eintragung der Löſchung erfolgt auf dem Blatte des belafteten Grund: 
ſtücks; das für das Erbbaurecht angelegte Blatt ift damit gegenftandlos ge: 
worden und deshalb zu jchließen. 

3. Grunddientbarkeiten und der Nießbrauch an Grundftücen werden 
begründet durch den dinglihen Vertrag und die Eintragung auf dem Blatte 
des belafteten Grundftüds." in fubjektiv dingliches Recht ift auf Antrag 
außerdem noch auf dem Blatte des herrjchenden Grundſtücks zu vermerken. 

a) Die Eintragung bildet hier ohne Ausnahme !? Erfordernis der Ent: 


8) 810171; GBO 87; dazu oben $53 AT, 9. Dingliche Rechte, die 
auf dem mit dem Grbbaurechte belafteten Grundftüd bereit3 eingetragen waren, 
12), wenn nicht formgültige Freigabeerflärungen beigebracht erden, mitzu- 
übertragen. 

9) $ 1017 II: entiprechende Anwendung finden die für den Erwerb bes 
Eigentums gegebenen Vorſchriften. Daß dasfelbe auch für die Veräußerung und 
Belaftung gilt, ergibt die GBO $7I2, wonach gerade für diefen Zweck, um dem 
BGB gg 925, 873 zu genügen, bon amtswegen ein befonderes Blatt für das Erb: 
baurecht angelegt werden foll, da nunmehr als dad „Grundbuch“ im techniſchen 
Ginne gilt. — Danach iſt e3 unbegründet, wenn Streder 47, Bredari 80, Pland 
8 1017 U 3, Turnau-Förſter 1, 438 Bedingung und Befriftung für die Beftellung 
eines Erbbaurechtes zulafien, für die Übertragung aber ablehnen. Zu einer der: 
artigen Unterfcheidung Tiegt ein Grund nicht vor. In beiden Fällen iſt Bedingung 
und Befriitung möglich, denn die bloß ergänzende Norm de3 8 1017 II tritt hinter 
die grundlegende Sondernorm de3 $ 1015 zurüd; bier ift aber nicht gejagt, dat 
eine Auflafiung im technifcehen Sinne erforderlich jei, nur ihre Formen werden 
herangezogen, und daher gelten auch nicht die inhaltlichen Beſchränkungen des 
8 925 II. Zuftimmend Fuchs 1,268; Kretzſchmar, Eentralbl. f. FG 3,443. 

10) 8 8751; GBO 847. Über die nach $ 876 erforderte Zuftimmung eines 
Dritten, der 3.2. eine Hhpothef an dem Erbbaurecdhte hat, vergl. oben $ 54 422. 

11) a GBO $ 50. 

12) GBO 8 8. Dies gilt für alle Grunddienftbarfeiten, das Vorfaufredit 
und die Neallajten. Die Eintragung erfolgt in Preußen nad der Allg. Verf. 
20.11.1899 89 im zweiten Abſchnitte des Beſtandverzeichniſſes und bei den 
noch benußten älteren Formularen auf dem Titelblatte. 

13) Streder 49; Pland und Biermann zu 8 1075; Fuchs 1, 327; Turnau— 
Förster 1,499 nehmen an, daß im Falle des 8 10751 das Niekbrauchrecht ohne 
Eintragung entiteht, wenn die dem Nießbrauch untermworfene Forderung auf 
Leiftung eine Grundſtücks gerichtet ift und der Gläubiger das Grundftüd auf 
Grund der Leiftung des Schuldners erworben bat. Das Geſetz gibt zu einer 
folhen Ausnahme feinen Grund; das Nießbrauchrecht begründet zwar eine ges 
fiherte Anwartſchaft und darum ijt eine befondere Einigung entbehrlich; das Ein- 
tragungprinzip des $ 873 aber bleibt in voller Geltung. Darum muß der Gläu- 
biger, wenn er das Eigentum auf Grund der Auflaffung erwirbt, zugleich die Ein- 
tragung des Niehbrauchrecht3 bemwilligen und die Eintragung hat auch diefes Recht 
mitzuumfaſſen. Zuſtimmend Dernburg BR 3 8193 U4; vergl. Prot. 3,419. 
Ungmweifelhaft ift jedenfalls, dab duch 8 10751 der Grundfag des öffentlichen 
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ſtehung. Auch durch Vermächtnis '* entjteht nur ein Anjpruh auf den 
Erwerb der zugewandten Dienftbarkeit ; die Beftellung des dinglichen Rechtes 
erfolgt erjt Durch Einigung und Eintragung. Die Erfigung einer nicht ein: 
getragenen Dienjtbarkeit wird ſchlechthin ausgeſchloſſen. Gejeglihe Dienit: 
barfeiten erfennt das BGB nit an. Das kraft Rechtsvorjchrift entjtehende 
Recht des Chemanns oder der Eltern zur Nutznießung des Frauen: oder 
Kindesgutes ° wird nicht als dingliches Nießbrauchrecht behandelt und ift 
daher nicht einzutragen.'* Cine felbftändige Übertragung von Grunddienft- 
barkeiten ift ausgejchlofien; fie folgen dem herrſchenden Grundjtüd. Die 
perjönlihen Dienjtbarkeiten find jchlehthin unübertragbar.’" 

b) Die Aufhebung einer Dienftbarkeit wird durch die Erklärung des 
Berechtigten gegenüber dem Grundbuhamt oder dem Belajteten in Ber: 
bindung mit der Löſchung! des Nechtes im Grundbuch bewirtt. Durch 


Glaubens nach $ 892 nicht außer Anwendung gejeßt wird. Die behandelte 
Streitfrage führt im praftifchen Ergebnis alfo dahin, daß nach der Gegen: 
meinung das Grundbuch, wenn das Niebrauchrecht nicht eingetragen iſt, unrichtig 
geworden tit, während nach der hier vertretenen Anficht der Niegbrauchberechtigte 
bloß einen Anſpruch auf Erwerb des Nießbrauches durch Eintragung erlangt bat 
und der Buchinhalt nicht unrichtig geworden iſt, weil jede Ausnahme von dem 
Eintragungprinzipe einer ausdrüdlichen Anordnung im Geſetze bedarf. Der 
Nießbraucher wird binlänglich dadurch geſchützt, daß $ 1074 ihm ein felbitändiges 
und ausjchließliches Einziehungsrecht zuipricht; er läßt fich für den Forderung: 
bereditigten die Auflafiung erteilen und vermag damit defien Eintragung als 
Eigentümer unter gleichzeitiger — des Nießbrauchrechtes zu erwirken. 

Dagegen dürfen die Landesgeſetze Ausnahmen von der Eintragung— 
bedürftigfeit der Belajtungen zulafjien. — a) Einen allgemeinen Vorbehalt für 
DVienjtbarfeiten an einem buchungfreien Grunditüd enthält EG 128. Bon diefem 
Vorbehalte haben feinen Gebrauch gemacht: Preußen, Baden, Walded, Bremen, 
Elfaß-Lothringen. Die anderen oben 858 A 14 angeführten AG laſſen zur Be— 
gründung der Dienjtbarfeiten den fürmlichen dinglichen Vertrag umd zur Auf— 
bebung die förmliche Erflärung des Verzichtes genügen; Niedner 246. — b) In 
den durch allgemeine Vorbehalte den Landesgeſetzen überlaff enen Gebieten finden 
die Vorfchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs in den Fällen EG 
61,118 kraft Reichörecht Anwendung. Im übrigen bat bier das Landesrecht freie 
Sand. So bedürfen 3.8. nach preuß. AG 3. PGB nicht der Eintragung und er— 
halten troßdem Wirkung gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuch: 
da3 in den Fällen der Enteignung oder der Grundabtretung zu Zwecken des Berg— 
baubetriebes bejtehende gejeßliche Vorkaufrecht; Gebrauch- und Nubungrechte, die 
nad) dem Berggeieß vom 24.6.1865 88 8, 142 im Wege des Zwanaverfahrens ers 
worben werden fönnen; die den Rentenbanfen übermwiejfenen Renten und Domänen= 
Amortifationrenten. vergl. ferner die Vorbehaltgebiete nach EG 113, 114, 187, 
188. — 83; Cruſen— Feer preuß. AG 253; Predari 168. 

) 82174; oben 858 As 
15 ss 8 1363, 1378, 1383 f., 1649, 1652 f., 1686. 
16) &3 ijt auch nicht eintragungfähig i im Wege der Berichtigung nad) $ 894. 
Zuftimmend PBredari 167 A 15; Heinsheimer, R. de3 Mannes am Vermögen 
der Frau 80. 

17) 88 1059, 1092. 

18) 88751; GBO 847. Statt der Einigung genügt bier die einfeitige Er- 
Närung des Berechtigten, daß er das Necht aufaebe. Iſt die Löſchung mit Unrecht 
geihehen, fo ſteht dem Berechtigten der Berichtigunganfpruch zu; wenn der Ans 
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Vereinigung *? der Rechte des Eigentums und der Dienjtbarfeit in einer 
Perſon geht das begrenzte Recht regelmäßig nicht unter. Ebenſowenig kann 
eine eingetragene Grunddienſtbarkeit verjähren;?° der Anjpruch auf Be: 
jeitigung einer ihre Ausübung beeinträchtigenden Anlage unterliegt jedoch 
der Verjährung und injomweit tritt dann allerdings ein Erlöjchen der Be: 
laftung ein. Wird das Grundſtück des Berechtigten geteilt, jo beiteht die 
Dienftbarkeit für jeden einzelnen Teil fort; wenn fie aber nur einem der 
Teile zum Vorteil gereicht, erlijcht fie für die übrigen kraft Rechtsvorſchrift.“ 
4. Im Anſchluß hieran ift auf die Eintragungfähigkeit der gejegliden 
Eigentumbejchräntungen einzugehen.” Unter diefen find die allgemein: 
gültigen Schranken zu verjtehen, denen jedes Eigentum fraft Gejeßes unter: 
worfen ift: in ihmen gelangen die Grenzen zum Ausdrud, die dem Eigentum: 
begriffe immanent find.** Cs handelt fi nicht um echte Belaftungen oder 
Legalfervituten. Denn während für die Grundvienftbarfeit mwejentlid it 
die rechtsgejchäftliche Bejtellung eines den individuellen Zwecken angepaßten 
begrenzten Rechtes an dem belajteten Grundftüd, dem außerdem eine Be: 
rehtigung auf jeiten des herrjchenden Grundjtüds entipricht: bejteht die 
gejegliche Eigentumbejhräntung in der durch die nachbarlichen Intereſſen 
gebotenen allgemeinen wechjeljeitigen Begrenzung der Eigentumberricaft, 
und auf der Aftivfeite wird hier nicht ein jelbftändiges dingliches Sonderredt 
kraft Geſetzes erſt geichaffen, fondern die Berechtigung ergibt fich bereits aus 
dem Inhalte des Eigentumes als des alle Intereſſen der Sachherridaft 
umfjpannenden VBollrechtes.° Die Folgerung ift, daß jolde Eigentum: 
beihräntungen der Eintragung im Grundbuch weder bedürfen, noch ihrer 
fähig find;?* denn fie bejtehen kraft Geſetzes, und jeder Erwerber des 
Grundſtücks muß fie fermen und mit ihnen rechnen. 
ſpruch auf Herjtellung des dem Rechte entiprechenden Zuſtandes verjährt tft, er- 
lifcht das Necht felbit, $ 901. 


19) 8839; oben $9 416. 
20) E SI. 








21) 81028. 

22) 8 1025. u 

23) Bergl. dazu befonderd Predari 169; G. Gutjahr, Eintragungfäbigfeit 
der gejebl. Eigentumbefchräntungen, Diff. Heidelb. 1904. j 

24) Unten 868. Wer dies leugnet und bon dem Eigentume als einem ab- 
foluten Rechte ausgeht, wird die oben im weiteren gezogenen Folgerungen nicht 
anerkennen dürfen; er gerät aber dann mit den pofitiven Beitimmungen des gel- 
tenden Rechtes in unlösbaren Widerfprud. 

25) Sowenig die Pflicht zur Duldung eines Notwegs ($ 917) ala Belaftung 
mit einer Grumddienftbarfeit, ebenfowenig wird der Anſpruch auf die Grenz 
abmarfung (8 919) als begrenztes Recht an dem Nachbargundſtück im Geſetze auf: 
aefaßt. Beide Beziehungen find Ausfluß der in dem Eigentum enthaltenen 
Grenzen der Rechtsmacht. Vergl. Schloßmann, Iher. 3.45, 322 u. 369. Kenn» 
zeichnend fpricht daher EG 124 nicht von Belastungen, fondern von Beſchränkungen 
des Eigentumes zuguniten des Nachbarn. 

26) Zuftimmend: Fuchs 1, 203; Predari 167; Biermann 112; abw. Ober- 
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Hieraus ergibt fich zugleich ein Anhalt für die Beantwortung der Frage, 
wieweit gleichwohl eine ſich auf die gejegliche Eigentumbejchränfung be- 
jiehende Rechtsänderung““ als eintragungfähig anzuerkennen ijt. Der 
Grundjag, dat das Grundbuch aus formellrechtlihen Rüdjichten von über: 
flüffigen Eintragungen frei zu halten jei, darf nicht übertrieben werden: 
das Grundbuch fteht im Dienjte des materiellen Rechtes. Soweit die begehrte 
Eintragung nach bürgerlihem Rechte als zuläffig erjcheint und fie ein an— 
erfennungswürdiges Intereſſe betrifft, das nur durch) die Teilnahme an dem 
öffentlihen Glauben des Buches befriedigt oder nur durch die Eintragung 
eines entjprechenden Rechtes gegen eine objektiv begründete Unficherheit der 
Rechtslage geihügt werden kann, darf ficd der Grundbuchbeamte dem Ein: 
tragungbegehren nicht verjagen.”* Dahin gehören folgende Fälle. 

a) Eintragungfähig ijt die durch dinglichen Vertrag bewirkte Anderung 
oder Umwandlung einer gejeglihen Eigentumbejchränfung, jofern damit der 
Tatbejtand einer zuläffigen Belaftung erfüllt mwird.?® 


ned, Grundbuchrecht 355; Erujen-Müller, preuß. AG 261. — Wenn eine gejeß- 
liche Eigentumbefchränfung, 3. B. ein Notweg, verwirklicht wird, fo iſt das Grundbuch 
feineöwegs unrichtig geworden, denn auch das gebuchte Eigentum trägt die ihm 
gezogenen materiellen Schranten fraft Gejeßes in fich; fteht daher dem zum Not— 
weg Berechtigten fein Anfpruch auf Berichtigung des Buches zu, jo fehlt ihm jeder 
Titel, um die Eintragung diefes Nechtes durchaufegen. Eine Eintragung bon 
amtsiwegen findet nicht jtatt, da GBO $ 54 hierfür nicht paßt. Dementiprechend 
erliſcht — Notwegrecht kraft Geſetzes und nicht durch Eintragung eines Löſchung— 
bermerkes. 

27) Es handelt ſich dabei regelrecht um die Beſtellung einer Grunddienſtbar— 
keit oder bejchräntt perſönlichen Dienitbarfeit; insbefondere um den dritten Fall 
des 81018: Ausfchliegung eines Nechtes, das jich aus dem Eigentum an dem be— 
lajteten Grundftüd dem anderen Grundjtüd gegenüber ergibt. Anfofern berührt 
ih die hier behandelte Frage mit der anderen nad) dem Umfange der materiell 
zuläffigen Belaftungen. 

28) Dies wendet jich gegen die Richtung, die einjeitig von dem, wie ich ihn 
nennen möchte, Grundſatz der Kargbeit oder Sprödigfeit des Grund— 
buch ausgeht. Gegen die Gefahr der liberlaitung des Buches jchüßt regelmäßig 
bereit3 die Tatfache, dat die Einigung mit dem Paſſivbeteiligten erforderlich it 
umd daß dieſer unnüße Eintragungen nicht bewilligen wird, da er deren Nachteile 
fennt und weiß, wie ſchwer ihre Löſchung fpäter durchzuſetzen tft. 

29) Eintragungen von Rechten, die lediglich den Anhalt einer bereits fraft 
Gejeßes bejtehenden, in ihrem Tatbeſtand ungmweifelhaften Beſchränkung oder Bes 
rechtigung betreffen, find überflüffig und darum abzulehnen. Vergl. OLG 1,380. 
Anders fteht es, wenn eine Abweichung vereinbart ijt, für deren Keititellung ein 
anerfennungstwürdiges Intereſſe beitebt (dazu NG 52, 8; DYZ 8,160). Darum 
it 3.8, eintragungfäbig: dab gegen den Überbauenden Widerfpruch erhoben ift 
nad) $ 912; da im Gegenfaß zu der Vermutung des $ 921 nur der eine Eigen= 
tümer zur Benutzung der Grengmauer berechtigt iſt. — Wenn es zweifelhaft iſt, 
ob jich eine bejtimmte Laſt als eine öffentliche und darum nicht eintragungbedürf- 
tige daritellt, fo dürfen die Beteiligten vereinbaren, dab die Belaſtung al3 eine 
pribatrechtliche gelten und erfüllt werden foll; jo 3.2. für die in ihrer Rechtsnatur 
beitrittenen Verpflichtungen der Straßenanlieger zueinander. Die Eintragung 
einer daraufhin beftellten Belaftung iſt zuaulafien und nicht mit RG in OLG 1, 
203 deshalb abzuweiſen, weil die vereinbarten Leiftungen im mefentlichen mit 
einer öffentlichen Laſt identisch feien. 


Endemann, Lehrbudh. II. Band. 8.1.9. Aufl. 93 





354 Drittes Buch. Sachenrecht. 


b) Der auf die Aufhebung einer gejeglichen Eigentumbefchräntung ae- 
richtete Verzichtvertrag kann eine eintragungfähige Grunddienftbarkeit ent: 
halten, die 3.8. die Pflicht zur Unterlaffung einer kraft Geſetzes zuläffigen 
Einwirkung oder das Recht zur Vornahme einer das gejeglich zugelafiene 
Map der Einwirkung überjteigenden Einwirkung dem Nachbar gegenüber 
begründet.°° 

ce) Die Rechtsnatur der nad) Landesrecht zugelafjenen befonderen Eigen: 
tumbejchränfungen und insbejondere die Frage, ob auf Grund der gejeglicen 
Duldungspflicht die Erfigung einer Belaftung ftattfinden Fönne, ift vielfach 
ſehr beſtritten. Wo hiernach objektiv begründete Zweifel über die Rechis— 
lage bejtehen oder ein künftiger Rechtsverluft droht, erjcheint es als Gebot 
der rechtlichen Ausgleichung, daß dem durch den Gejetesbefehl Gebundenen 
die Möglichkeit der Sicherung feiner Rechte durch Eintragung einer Dienſi— 
barkeit ®: oder Rechtsverwahrung ?? zugebilligt werde. 


30) Predari 169; Fuchs 1, 288; Dernburg, BR 3, 217. Eintragungfähig 
iſt 3.2. die Belaſtung, eine nad) 8 906 unzuläſſige Einwirkung durch Fabrifdünite 
zu dulden, oder umgefehrt Feine, auch nicht die nad $ 909 zuläffigen, Vertiefungen 
af dem eigenen Grundſtück vorzunehmen. — Die freie Benutzung des eigenen 
Grundſtücks kann dinglich infoweit beſchränkt werden, daß die Errichtung eines Ge: 
mwerbetriebe3 überhaupt oder eines bejtimmten Gemwerbetriebes (3.8. feine Fabrik: 
anlage oder nur eine Bierwirtjchaft, aber feinen Branntweinausſchank) ausge⸗ 
ſchloſſen wird. Dagegen würde die Verpflichtung, nur Bier aus einer beſtimmten 
Brauerei zum Ausſchank zu bringen, keinen beſtimmenden Einfluß auf die Be— 
nutzungsart des Grundſtücks ſelbſt ausüben; ſie enthält alſo keine Tg > 
zuläſſige Velajtung und ijt darum nicht eintragungfäbig. RJA 3,150. — Der 
Verzicht z. B. deſſen, der einen Teil feines Grundjtüds veräußert, gegenüber dem 
Erwerber auf Einräumung eines Notiveges bat dingliche Wirkung und iſt als 
Unterfall des $ 1018 c eintragungfähig; — tritt $ 918 in Anwendung. 
Vergl. aber Brot. 3, 153; Kretzſchmar, Sad. W. 12, 426. Eintragungfähig tit 
ferner der Berzicht auf die Überbaurente (RJA 1, 28) und auf die Notwegrente; 
er enthält entweder die Ausjchliegung der Entjtehung oder die Aufhebung de3 
Fortbeitandes der Rente; vergl. $ 917 II2. Der Verzicht auf den Abmarkung— 
anſpruch aus $ 919 it aber ausgeichlofien, weil er im öffentlichen Intereſſe ge: 
geben tjt und nicht der Barteiverfügung unteriteht. Ebenſo aber mit unrichtiger 
Begründung Prot. 3, 125; Turnau-Förſter 1, 301; vergl. Mot. 3,270; Hoeniger, 
Grenzitreitigfeiten 68. — Um zweifelhafte Anfprüche von vornherein auszufchlieien 
oder fünftige Anfprüche in ihrer Höhe feitzuftellen, werden vielfach von Gemeinden 
oder öffentlichen Anitalten dergl. Verträge über die Abfindungfummen gejchlojien, 
die für Schädigungen aus der Anlegung von Eifenbahnen, Brüden, Uferbauten 
oder die al3 Erfaß für die zur Anlequng einer öffentlichen Straße abzutretenden 
Grundſtücke gezahlt werden ſollen. Handelt es jich um twiederfehrende Leitungen, 
fo iſt die Begründung einer Reallaſt möglich. Bet einmaliger Abfindung dagegen 
fteht nur ein obligatorifcher, nicht eintragungfäbiger Vertrag in Frage. ROF 21, 
310; 25, 147; Oberned, DNoBZ 3, 292; preuß. V. Bl. 23, 365 

31) Als Beifpiel diene das Fenſterrecht. In Preußen bleibt gemäß EG 124, 
preuß. AUG z. BGB Art. 89 Nr. 1b das preuf. ALR IS. 138, 142 f. in Geltung; 
und nach diefem wiederum fann 3.82. durch die örtliche Baupolizeiordnung be— 
ſtimmt werden, daß der Eigentümer A. in ſeiner Grenzmauer Lichtöffnungen von 
gewiſſer Art und Größe anbringen darf und zwar auch ohne Einwilligung des da— 
durch betroffenen Nachbars B. Mit Ablauf von 10 Jahren kann dieſes Lichtrecht 
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5. Das dinglide Vorkaufrecht ** bedarf als bejonders einjchneidende 
Belaftung des Rechts am Grundftüd zu feiner Begründung außer dem 
dinglihen Vertrage der Berlautbarung durch die Eintragung. Im einzelnen 
gelten die für die Dienftbarkeit dargejtellten Grundſätze.“  Diejelben 
Nehtsnormen finden au auf die Reallaften Anwendung.’ 


6. Der Grundjag, daß dinglide Rechte an Grundftüden nur durch 
Eintragung vollwirkſam erworben werden, ijt am frühejten für die Hypo— 
thefen zu allgemeiner Anerkennung gebracht. Auf jeiner Durchführung beruht 
die Sicherung des Nealkredites. Daher hält das BGB an dem Erfordernifie 
der Eintragung zur Begründung einer Hypothek durchweg fejt.°* 

Die Übertragung einer Hypothek erfolgt vermöge der ihr beigelegten 
atzeſſoriſchen Natur mit der Abtretung der Forderung. Sit ein Hypotheken— 
brief ausgeftellt, jo muß zur Abtretung der Forderung der Brief dem Er: 
werber übergeben und die Abtretungerflärung in jchriftliher Form erteilt 


nach einer vielfach vertretenen Anficht durch Erfigung zu einem unentziehbaren 
Rechte eritarfen, und damit würde der B. der Möglichkeit beraubt, einen die Grenz— 
mauer dedenden Bau zu errichten. Vergl. RG 35, 181. Zur Sicherung hiergegen 
it die Eintragung einer Belaftung des Grumdftüds des U. gemäß $ 1018c für 
zuläffig zu erachten, wonach das Necht zum Verbauen der Lichtöffnungen zugunften 
des A. dinglich gefichert wird. Dazu NG 46,269 und in KW 29, 572; Eccius 3 
I U 37; Turnau⸗-Förſter 1, 294. — Vielfach wird dem Nachbarn aud) gejtattet, 

er Fenfterbretter oder Gefimsteile anbringen darf, die in den Quftraum de3 
anderen Grundjtüds hinüberragen. Er übernimmt dann die Verpflichtung, auf 
jeine Koſten die überragenden Bauteile zu befeitigen, fobald der andere Nachbar 
es verlangt oder jeinerfeit3 an die Grenzmauer anbauen will. Dieſe Pflicht kann 
dinglih nur durch Eintragung einer entjprechenden Belaftung gejichert werden. 
Tas KG in RIA 1,28 Hat eine ſolche Belaftung für unjtatthaft erflärt, weil ein 
Tuen zugunſten des Berechtigten den wefentlichen Inhalt einer Grunddienftbarfeit 
nicht bilden fünne. Diefe enge Auslegung des $ 1018 widerspricht den Verfehr- 
bedürfniffen, fie ergibt jich feinestvegs zwingend aus dem BGB. Die Befeitigung- 
pflicht ijt in Wahrheit eine Folge aus dem Erlöfchen der Grumdgerechtigfeit; e3 
liegt dem bisher Berechtigten ob, den gejeßlichen, durch das ihm_eingeräumte 
Recht bloß zeitweilig abgeänderten, Zuſtand wiederherzuſtellen. Die genauere 
Beitinmmung der aus der Belaftung fich ergebenden Pflichten gehört zum Anbalte 
des begrenzten dinglichen Nechtes und ift als folche eintragungfähig. In der 
Rraris der Grundbuchämter werden mit Necht ſolche Eintragungen für zuläffig 
eraditet und vollzogen. Vergl. unten $ 72 422. 

32) Dernburg, BR 3 $86 A 17. 

33) 88 1094 f.; pr. AG 3. BGB Art. 22 Nr. 1. 

e6\ $ 1098, 5614, 1103; EG 57f., 67, 109. 

35) 88 1105. 
36) 8877. Das Eintragumgpringip wird auch nicht im Falle des $ 1287 
5 2 durchbrochen, wonach der Pfandgläubiger einer Forderung an dem bom 
Schuldner geleifteten Grundjtüd eine „Sicherunghypothelk erwirbt”. Diefer Er- 
werb muß bier wie in dem alle der 88 648, 10751 (oben A 13) durch Ein- 
tragung bollgogen werden. Das entipricht der Gefamtordnung des Hhpothelen- 
rechtes, der Sicherheit des Verkehrs, der Zuperläfiigfeit de Grundbuchs. Über— 
einftimmend: Hachenburg, Vorträge 227; dagegen Brot. 3, 532 (die dafelbit aus— 
geiprochene Abjicht Hat m. E. im Geſetze feinen Ausdrud gefunden), Streder 53, 
Biermann 501; Turnausförfter 1,499. Vergl. CPO $ 848 II3. 
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werden ;?" dieje Schriftform kann durch Eintragung der Abtretungerklärung 
in das Grundbuch erjegt werden.” Handelt es fih um eine Buchhypothek, 
jo genügt dagegen die Abtretung der Forderung in feiner Weife; vielmehr 
muß die Übertragung nad) den allgemeinen Grundfägen durh Einigung und 
Eintragung vollzogen mwerden.°® 

Die rechtsgejchäftlihe Aufhebung einer Hypothek muß durch Löſchung 
im Grundbuch verlautbart werden. Außer der NAufgabeerflärung des 
Gläubigers ift die Zuftimmung des Eigentümers erforderlich.“ Durd ein: 
feitigen Verzicht auf die Forderung und Hypothek geht nur die Forderung 
unter, die Hypothek fällt dann dem Eigentümer zu.“ 

Für die Grundſchuld und Rentenſchuld gelten im allgemeinen diejelben 
Regeln, die für die Hypothek aufgeftellt find.*° 

Die Änderungen des Inhaltes ** der dinglichen Rechte, insbejondere die 
Ummandlung #5 einer Hypothek in eine Grundſchuld und umgekehrt, jomie 





37) 811541; ferner 8 1187 für die Sicherunghypothel. 

38) $ 1154 ii. Das Geſetz ſtellt damit zwei Formen zur Wahl neben— 
einander; „erjeßt“ kennzeichnet hier wie in 88 930 f. eine vollwirkſame Nebenarı 
des Bewirfunggeichäftes. Es handelt jich daher nicht, wie RG 54, 146 angibt, 
um eine dem alle des 8 313 © 2 vergleichbare Heilung des Kormmangels. Eine 
obligatorifche Verpflichtung zur Abtretung fteht nicht in Frage; fie wäre auch 
formfrei. Der dingliche Abtretungvertrag aber iſt infolge feiner Eintragung in 
das Grundbuch felbitändig verlautbart; die etiva vorausgehende mündliche Ab- 
tretungerflärung wäre ein dingliches und fein obligatorifches Grundgeſchäft, die 
„Heilung“ der Kormnichtigfeit würde bier alſo feinen Zweck haben. — Die 
Buläffigfeit der — im Falle der Übertragung einer Briefhypothek be— 
ſtätigt GBO > 

39) $ 1154 I. Ausnahme 8 1187 © 3. Hier geht auch die Forderung erit 
mit der Eintragung über. Vergl. RG in IW 32 Beil. 76. — Allgemein ift zu 
bemerfen, daß bei der Abtretung einer Shpothet zum Zivede der Erbauseinander- 
jeßung unter den Erben zum Nachweis der Erbfolge wie der Eintragungbemilligung 
der Erben ein Zeugnis des enge Var — Ebenſo bei der Auseinander— 
ſetzung einer Gütergemeinſchaft. GBO 88 37, 38. An den Vorausſetzungen der 
Nachweiſe über die Erbfolge und die Abtretung der Hypothek wird damit nichts 
geändert; aber die Prüfung der Nachweife ift nicht dom Grundbuchbeamten, 
fondern vom Nacdlafrichter vorzunehmen, der bei eigener Verantwortung das 
entfprechende Atteſt auszuitellen bat. — Tritt der Erbe A. an den Mit- 
erben ®. feinen Anteil an der auf beide übergegangenen Nachlaßhypothek ab, 
fo genügt die Bewilligung des A.; denn er allein ift bier der Paffivbeteiligte, B 
braucht als der gewinnende Teil feine Bewilligung zu erteilen; jo RG} 23,115; 
der entjcheidende Grund für diefe Auffaflung iſt m. €. darin enthalten, dab e: 
fih bier um eine Gemeinfchaft zur gefamten Hand handelt, fo daß B. lediglich zu 
feinem Anteil an der Hypothek den des A. hinzuerwirbt und nicht wie bei der Auf- 
löfung einer juriftifchen Berfon die ganze Hypothek von diejer erwirbt. 

nr $ 875; aber gs 1174, 1178, 1181. 

) 8 1183; GBO 8271, RG 52, 257 umd 416. Wird die Buftimmung, 
ie u . Regel entipricht, durch den Löſchungantrag ausgedrückt, ſo bedarf auch 
dieſer, ebenſo wie die Zuſtimmung, der Form des 829 GBO. 

42) 81168 1. Für den Verzicht ſelbſt gilt das Eintragungprinzip nad 
88 875, 1168 II. — A snahme 8 117512. 

43) 88 1192, 1199. 

4) 8 377. 

45) 81198; ferner 88 1186, 1203 und 8 1116; GBO 8 65. 
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ferner jede Rangänderung ** im Verhältnis diefer Nechte zueinander bedürfen 
ohne Ausnahme der Eintragung. 

7. Mit den aufgezählten Rechtsänderungen ift im mwejentlichen zugleich 
der Umkreis der eintragungfähigen Rechte umjchrieben. Es treten hinzu die 
Eintragungen: zur Beftimmung des Höchjtbetrages für den Erjag eines durch 
die Awangsverfteigerung erlöjchenden Rechtes ;*" zur Vornahme einer gegen 
den Sondernachfolger wirkenden Regelung der Verwaltung und Benugung 
des gemeinjamen Grundſtücks ſowie zur Ausſchließung des Rechtes der Auf: 
bebung der Gemeinjhaft an einem Grundftüd unter den Miteigentümern 
oder den Miterben ;*? zur Beftellung eines Treuhänders ;°° zur Erhaltung der 
dem Eigentümer aus dem dinglichen Rechte gegenüber dem Hypothefen- 
gläubiger zuftehenden Einreden gegenüber dem neuen Hypothefengläubiger, 
der als Sondernachfolger eingetreten iſt;“ zur Bewirkung der Übertragung 
oder Belaftung einer Forderung, für die ein eingetragenes Recht als Pfand 
haftet.* 

Eine beſonders wichtige Bedeutung kommt den Verfügungbeſchränkungen 
zu. Eintragungfähig ſind nur ſolche, die die Verfügung über ein im Grund— 
buch eingetragenes Recht zugunſten einer beſtimmten Perſon beſchränken.“ 


46) 8880; dazu oben 814. Vergl. auch $ 1151; KON 24, 132. 

47) 8852, 3.2. des Wertes eines Nießbrauchs; ZUG $$ 92,121. 

45) 81010; au $ 10661. Tazu unten $TO A 43f. 

49) 8204412. 

50) Nach $ 1189; er erlangt damit die im Grumdbuch verlautbarte Ver— 
tretungsmacht. Nah Ramdohr in Gruchot 44,348 Tann auch die Vertretungs— 
macht eines anderen Vertreters eingetragen und damit der Wirkung des $ 592 
unterjtellt werden; dagegen aber OLG 2,196. 

51) SL um die NRechtöwirfungen der SS 891 f. auszufchliegen. 

52) GBO 82611 beftätigt die Zuläffigfeit einer derartigen Eintragung, 
die fih au3 dem BGB allein nicht ergeben würde. A. bat die für ihn eingetragene 
Briefhhpothek für eine Darlehnſchuld an B. verpfändet; diefe Verpfändung erfolgt 
nad den für die Übertragung der Briefhypothek geltenden Vorfchriften außerhalb 
des Grundbuches durch Erflärung über die Beitellung des Pfandrechts in fchrift> 
liher Form und Übergabe des Hypothekenbriefes (88 1154, 1274; oben U 37). 
B. kann aber fein Pfandrecht im Grundbuch eintragen laſſen; hierzu genügt die 
beglaubigte Beitellungserflärung des A. Wenn nun B. feine Darlehnforderung 
an E. abtritt (oder verpfändet oder dem C. daran ein Niekbrauchrecht beitellt), 
jo geht mit der Forderung gemäß $401I auch das Pfandrecht an der für jie 
beitellten Hhpothef über. Dem Intereſſe, das E. daran bat, daß dieſer Übergang 
im Grundbuch verlautbart werde, entipricht die GBO $ 26 II; C. kann unter Vor— 
legung der beglaubigten Abtretungerflärung des B. und des Hypothekenbriefes be— 
antragen, dat Pfandrecht an der Hypothek auf feinen Namen umgefchrieben werden 
foll, Diefe Eintragung hat jedoch nicht die Wirkung, dat der öffentliche Glauben 
de Grundbuchs ſich auf das Beitehen der Forderung und auf die Perſon de3 
Aorderumgberechtigten miterftredte. Auf Buchhhwotheken findet GBO $ 26 
feine Anwendung, mweil hier die Abtretung oder Belaftung jtet3 der Eintragung 
und der Bemilligung de3 eingetragenen Gläubiger bedarf; $ 1154 III. 

53) 889212. Xergl. oben $22 A 12F.; dort auch gegen die Eintragung- 
fähigkeit der im öffentlichen Intereſſe erlaffenen abfoluten Veräußerungverbote 
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Dur dinglihen Vertrag dürfen nur ſolche Verfügungbeſchränkungen be: 
gründet werden, die gefeglich zuläfjig erſcheinen“ umd fid) auf ein Recht 
zurücdführen laſſen, das unter eine der im BGB anerkannten Kategorien der 
dinglichen Rechte eingeordnet werden kann.“s Dagegen muß dem richterlicen 
Veräußerungverbote ein weiteres Anwendungsgebiet zuerkannt werden. Zur 
Sicherung gefährdeter Intereſſen darf der Prozeprichter anordnen, daß der 
Buchberechtigte, jei es überhaupt nicht, jei es nicht vor Eintritt eines be: 
ftimmten Greignifjes, über ein eingetragenes Recht verfügen darf. Ein der- 
artiges allgemeines Schugmittel ift für den Rechtsverkehr unentbehrlid, um 
dem Mifbrauche der durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs gemwähr: 
leiſteten Verfügungmacht zu wehren; der Eintragungfähigfeit einer dem: 
entiprechenden Verfügungbejchräntung jteht das Geje nicht entgegen.’ 


(A5f.) umd der kraft Gefeßes aus dem gejeßlichen Güterjtande fich ergebenden 
Verfügungbeichränfungen (A 14). 

54) Hierfür iſt insbefondere das Verbot des $ 137 maßgebend, wonach die 
Verfügung über ein veräuferliches Necht durch Nechtögeichäft nicht mit ding: 
licher, fondern bloß mit obligatorifcher Wirkung bejchränft werden darf. 

55) Daber fann 3.2. die fraft öffentlichen Rechtes (3.8. preuß. Flucht— 
Iiniengefeß 2.7.1875 $11) begründete Verpflichtung zur Abtretung der zur 
Straßenanlegung notivendigen Geländeflädhen nicht dadurd in eine eintragung: 
fähige Belaftung umgewandelt werden, da eine Verfügungbeichränfung des In— 
haltes vereinbart wird: der Eigentümer darf das Grundſtück nur unter der Be: 
fchränfung veräußern, daß der Nechtsnachfolger jich mit einer Entſchädigung von 
15 Mark fir den künftig abzutretenden Quadratmeter Landes begnügen mird. 
Vergl. preuß. Verw. BI. 25, 588. — Auch die Beſtimmung, daß der Eigentümer 
das Grundſtück nur mit Genehmigung des A. veräußern oder belaften darf, iſt 
eintragungunfäbig, teil fie gegen $ 137 verjtößt. Ob eine ſolche Beſchränkung 
durch Vertrag unter Lebenden oder Ehevertrag feitgejeßt ift, macht feinen Unter: 
ſchied. Vergl. KGEJ 20,292; 21,133; 2. Brütt, rechtögefchäftl. Veräußerung: 
berbot 1901. 

56) So insbejondere Turnau-Förſter 1,215. Die Durchführung geicieht 
durch einittweilige Verfügung; CPO. 8938 gejtattet die Anwendung diejer vor 
läufigen Sicherungsmaßregel, fie richtet jich auf die Unterſagung der Ber: 
äußerung oder Belajtung eines Grundjtüds; das verfügende Gericht iſt nad 
8 941 befugt von amtswegen den Grundbuchbeamten um die Eintragung zu er: 
juhen. Was jo für Verfügungen über das Grundjtüd im Ganzen, aljo über 
das Eigentum, zugelafjen wird, ijt erſt recht anwendbar bezüglich einer Hhpotbel 
oder eines anderen begrenzten Liegenjchaftrechtes. — Als Beifpiel diene folgender 
Fall: A. bat fein Grunditüd an ®. für 20 000 ME. verfauft; Auflaffung und Ein: 
tragung find erfolgt; B. hat 5000 ME. angezablt und für den Reſtkaufpreis eine 
Hhpothek für A. beitellt, dem auch der Hhpothelenbrief ausgehändigt worden tft. 
Alsbald nach der Übergabe des Grundſtücks ftellt fich ein Fehler heraus, der für 
B. einen Anfpruch auf Wandelung begründet. U. verjagt fich diefem Anjprud. 
Da U. zahlungsunfäbig it, beitebt die Gefahr, daß vor der Durchführung der 
Wandelung feine Gläubiger die Hypothek des A. pfänden oder daß A. dieje an 
einen Dritten abtritt. Es handelt fich hier darum, wie die eingetragene Hypothek 
für den Anfpruch des B. auf Rückgewährung der angezahlten 5000 ME. (88 467, 
346) al3 Befriediqungobjett erhalten werden fann. Weder ein Widerfprud nod 
eine Vormerkung fommen in Frage, da das Buch nicht unrichtig iſt und dem B. 
fein Anfpruch auf Ermwirfung einer dingliden Nechtsänderung zuiteht. In dem 
den Wandelunganfpruch beitätigenden Urteil würde U. zur Rückgewährung der 
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860. Eintragungfreie nichtrechtsgeſchäftliche 
Redhtsänderungen. 


Die Eintragung dient im wejentlihen zur WVerlautbarung der durch 
Rechtsgeſchäft begründeten Änderungen der Rechte an Grundjtüden.: So— 
weit dieſe Änderungen ohne Rechtsgeſchäft eintreten, entfällt der Eintragung: 
zwang; jedoch find auch dieſe Hechtsänderungen eintragungfähig. Das iſt 
im einzelnen genauer fejtzuftellen. 

1. Die Erbſchaft geht mit dem Erbfalle kraft Gejegesvorjchrift auf 
die Erben über.” Sie erwerben damit das Eigentum und die jonjtigen ver: 
erblichen dinglihen Rechte an Grundftüden, ohne daß es ihrer Eintragung 
bedürfte. Das gilt ohne Unterjchied für die gejegliche wie für die auf 
Teitament oder Erbvertrag * beruhende Erbfolge und in gleicher Weije für 
den Vorerben wie für den Nacherben.* 

Die wichtigste Folge hieraus ift, daß der Erbe das Eigentum an einem 
Nachlaßgrundſtück oder ein für den Erblafjer eingetragenes begrenztes Recht 
übertragen o) oder aufheben ® fann, ohne daß er jelbjt im Grundbuch eingetragen 


empfangenen 5000 ME. verurteilt werden; der jiegende B. künnte dann im Wege 
der Zwangsvollſtreckung nah CPO $ 530 die Hypothek pfänden. Da bier zu 
beforgen ift, daB die Vollitredung des Urteils vereitelt würde, fann nah CPO 
} 930, 916 f. der dingliche Arreit verordnet und durch Pfändung der Hypothek 
ofort vollzogen werden. Daneben aber, und insbefondere da, wo eine Arreſt— 
anlage verſagen würde, fann gemäß CPO $ 935 II und GBO 82212 (unten $ 65 
431) der auf Grund des $ 892 drohende Rechtsverluſt durch Erivirfung und Eins 
tragung einer einjtweiligen Verfügung gebannt werden, die, ohne den Rechten des 
A. vorzugreifen, ſeine Verfügungmacht zugunſten des DB. beſchränkt. Zur Voll— 
ziehung iſt die Vorlegung des Hypothekenbriefes erforderlich, da die Ausnahme der 
GBO 842 S. 2 ſich nur auf den Widerſpruch erſtreckt. Aus denjelben Gründen 
it auch die Eintragungfäbigfeit der Rechtshängigfeit zu bejahen, infoweit fie ums 
entbehrlich tit, um einer Partei die Wirkung ihres objiegenden Urteil gegen die 
aus $S92 und CPO 832511, III drohenden Gefahren des Nechtsperluites zu 
ſichern. Predari 194; Turnau-Förſter 1, 214; Pland 3,79; abw. Fuchs 1,161. 


1) Hierüber fotvie über die Ausnahmen oben $ 58. 

2) $19221. Dies iſt auch infofern von Bedeutung, als ein kraft Geſetzes 
eintretender Eigentumwechſel, im Gegenſatze zu der freiwillig auf Grund eines 
Rechtsgeſchãftes bewirkten Eigentumübertragung, nach Landesrecht regelmäßig 
ftempelfrei iſt; Düffe, preuß. Stempeliteuergefeß 2,228. Dafür greift aber bier 
die Iandesgefeßliche MELDE DENE ein. 

3) 88 2064 f., 2274 f. 

4) * un a gilt dies weder für den Erwerb auf Grund eines 
Bermächtniftes 8 2174 (oben 2 ae A 8), noch auf Grund einer Auflage 8 2194, 
noch beim Erbichaftlaufe 

5) Dies gilt auch hr den Erbeserben; RG 53,298 gegen KGNY 21, 233; 
028 2,175. Über den Erwerb eines Miterben: unten 870 A832, 

6) Alſo 3.2. Verfügungen durch Auflaft fung oder durch Abtretung einer Hypo— 
the, durch Verzicht auf ein Nießbrauchrecht. Die Eintragung von Vormerkungen, 
Riderfprüchen, Belaftungen, Anderungen des Inhaltes oder Ranges eines Rechtes 
fett — voraus, daß der Erbe — als Berechtigter eingetragen iſt. Das 
ergibt Die enge Faſſung von GBO 841 
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wäre.” Da die Rechtslage durch die Wirkung der Gejamtnachfolge feit: 
gejtellt wird, bedarf es ſolcher Eintragung weder zur Richtigftellung des 
Buches noch zur Sicherung der Intereffen Dritter. Zu feiner Legitimation 
muß jedoch der Erbe ftets den Nachweis der Erbfolge erbringen, wenn er 
jelbjt jeine Eintragung als Berechtigter verlangt,‘ um auf Grund diejer 
eine anderweitige Eintragung zu erwirfen, oder wenn er, ohne daß er jelbit 
vorher eingetragen würde, die Übertragung oder Aufhebung eines Rechtes 
bewilligt. Diejelbe Vorausjegung gilt für den Gläubiger, der gegen den 
Erben eine Eintragung im Wege der Zwangsvollitrefung durchzuſetzen 
judt. Die Legitimation als Erbe kann, wenn die gejegliche Erbfolge ein: 
getreten ift, ausſchließlich durch Vorlegung des Erbiheines nachgewieſen 
werden.” Der Erbidein genügt auch jtets zum Nachweife der auf Grund 
einer Verfügung von todeswegen eingetretenen Erbfolge; jedoch joll der 
Grundbuchhbeamte grundjäglich auf feiner Vorlegung dann nicht bejtehen, 
wenn die Verfügung des Erblafjers in einer öffentlichen Urkunde enthalten’ 
ijt und ihm dieje nebjt dem Protokoll über die Eröffnung vorgelegt wird." 





7) Diefe Ausnahme von GBO $ 401, wonach der PBafjivbeteiligte, deſſen 
Recht durch eine Eintragung betroffen wird, nat eingetragen werden joll, 
wird durch $ 41 auf die Fälle ausgedehnt, wo der Eintragungantrag durch die Be: 
mwilligung des Erblaffers, des Nachlaßpflegers oder Tejtamentvollitreders oder 
durch einen gegen eine diefer Perſonen erlangten vollitredbaren Titel begründet 
it; ſoweit aber hierbei der Tejtamentvollitreder in Frage fommt, ift zu prüfen, 
ob die Verfügung innerhalb der ihm zugewiefenen Vertretungsmadt lag (88 2205 
bis 2209, 2213; EPO 8327). An allen diefen Fällen handelt es ſich um Ver: 
fügungen, die der Erbe gegen fich gelten laſſen muß. 

8) Dies enthält eine Berichtigung des Grundbuch, GBO 822. Über 
die gleichzeitige Eintragung des Nechtes des Nacherben, wenn der Vorerbe ein: 
getragen wird, vergl. oben $22 A 23f. Für Miterben gilt GBO 848. 

9) Der Gläubiger beantragt 3.3. die Eintragung einer Sicherungbupotbel 
oder die Pfändung des Erbteiles des nicht eingetragenen Erben; dazu 413. 

10) GBO 83611. Der Erbichein begründet die gejeßlihe Vermutung 
für die Richtigkeit und Vollitändigfeit des in ihm angegebenen Erbrechtes, 8 2365; 
dazu 38.3 $ 117. Darum hat eine Eintragungbewilligung, die der durch den 
Erbſchein Legitimierte erteilt, diefelbe Wirkung wie wenn der wirkliche Erbe fie 
erteilt hätte. Im Umfange der angegebenen Vermutung gilt auch zugunften des 
gutgläubigen Dritten, der durch Rechtsgeſchäft 3.8. eine Grunddienſtbarkeit an 
dem Nachlaßgrundſtück erwirbt, der Anhalt des Erbfcheines als richtig, und zwar 
felbit dann, wenn das Nachlakgericht die Rückgabe des Erbfcheine3 wegen Un— 
richtigfeit verlangt hatte, bevor die Eintragung des Nechtes des Dritten erfolgt 
war ($ 2366). Wenn der Grundbuchbeamte hiervon aber vor Vollgug der Eins 
tragung, etwa durch Anzeige des Nachlaßgerichts, Kenntnis erlangt bat, muß er 
den Eintragungantrag abweifen (oben $55 A 47); fo auch OLG 5,430; 6,75. 

11) Öffentliches Tejtament nadı 88 2229 f.; gemeinfchaftliches Tejtament 
2265 f., Erbvertrag 2274 f. Ferner 2249, 2250. 

12) GBO 83612 ergibt deutlich, daß der Grundbuchbeamte keineswegs, 
etwa um fich die eigene Prüfung des Inhaltes eines Erbvertraged zu eriparen 
oder weil er mit der bloß abitraften Möglichkeit rechnet, daß ein noch jpäteres 
Teſtament errichtet fei oder ein nachgeborener Ablömmling das öffentliche Teita> 
ment anfechten könne, nach Belieben auf der Vorlegung eines Erbſcheines beftehen 
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Den Antrag auf Erteilung eines Erbicheins kann außer dem Erben auch 
deflen Gläubiger ftellen, joweit er zum Zwecke der Zwangsvollftredung 
eines Erbjcheines bedarf.” Ausnahmsweije genügt zum Nachweiſe der Erb: 
folge und der Eintragungbemwilligung der Erben ein Zeugnis des Nachlaß: 
gerichtes, wenn im Falle der Erbauseinanderjegung ein vererbtes Grund- 
pfandredht auf den Namen eines der Erben eingetragen werden joll.* 


2. Die Ehegatten können durch Ehevertrag vereinbaren, daß ihr ganzes 
Vermögen zum Gejamtqut werden joll. Infolge diefer allgemeinen Güter: 
gemeinjchaft werden kraft Geſetzes auch die Grundftüde dem Rechte nad 
gemeinfchaftlih ohne dinglihen Vertrag und ohne Eintragung. Be: 
rihtigung des Grundbuchs durch Eintragung beider Ehegatten als Miteigen- 
tümer zur gefamten Hand ** erfolgt auf Grund eines gerichtlichen Zeugnifies 
‚ über den Inhalt der dur das Güterrechtregifter verlautbarten ehelichen 
Gütergemeinſchaft.“ Diejelbe Vorfchrift gilt in dem Falle, daß zmwijchen 


lann. Er muß dies jchlechthin, wenn bloß ein eigenhändiges Teftament vorliegt; 
jonit darf er e3, wenn bei der amtlichen Prüfung der Eintragungvorausfegungen 
die Erbfolge durch die öffentliche Urkunde nicht ald ausreichend nachgewieſen er— 
fheint, weil 3.8. der Inhalt des Teftamentes unflar oder unvollftändig iſt oder 
beitimmte Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß der Erbvertrag angefochten 
wid. So OLG 6,15. Ferner KGJ 25, 123 über den Fall, daß der Erblafier 
bor dem 1.1.1900 geftorben iſt und ein nach ausländifchem Rechte gültig er— 
richtetes Teftament vorliegt, ein Erbfchein nach dem bisherigen Nechte aber nicht 
ausgeſtellt werden fann. 

13) EBO 88 792, 896. Dies ift in weiterem Sinne auszulegen, denn 
es handelt jich darum, dem Gläubiger die Durchführung der Zwangsvollſtreckung 
möglichft au erleichtern. RJA 1,102. 

14) Die genaueren Vorfchriften gibt GBO 837. Nach $99 dürfen die 
Landeögejeße diefe Ausnahme auch auf die Eintragung eines der Erben als 
Eigentümers oder Erbbauberedhtigten ausdehnen; davon haben Gebrauch gemadt: 
preuß. AG Art. 10 (bei den Beratungen war man darüber einig, daß diefe Er— 
leihterung, wonach ftatt der hoben Erbjcheingebühr bloß die geringere Gebühr für 
das gerichtliche Zeugnis bezahlt zu werden braucht, für den ganzen Umfang der 
Monarchie gelten — da aber Abſ. II die Vorſchriften über die Beurkundung 
der Auflafiung unberührt läßt, jo gilt Art. 10 ungmweifelbaft bloß für die Rhein— 
probing, weil nur dort die bei der Erbauseinanderjeßung erforderliche Auflaffung 
auch vor anderen Gerichten oder vor einem Notar erfolgen darf, AG 3. BGB 
Art. 26; für die Ausdehnung auf das ganze Staatögebiet: Turnau-Förſter 2, 
406) ; württemb. AG 3. BGB Art. 38; bad. AG 7. GBO $ 17; heil. AG Urt. 10; 
meining. AG Art. 19; altenb. AG 87; anhalt. AG Art. 11; ſchwarzb.⸗rud. AG 
3. BGB Art. 101; Reuß ä.L. AG ST. 

— 814381 und II. Ebenſo im Falle der Errungenſchaftgemeinſchaft 
1519. 


16) Nach $ 894, GBO 848. Da eine Auflafiung nicht erforderlich ift, viel— 
mehr der Erwerb fraft Gefebe eintritt, jo entfällt auch die Verpflichtung zur 
Entrichtung der landesgeſetzlichen Umfaßiteuer; preuß. OVG im pr. Verw. BI. 24, 
807. Das Recht, Berichtigung zu begehren, fteht jedem Ehegatten zu nad) 
$8 1438 III, 1519 II. 


U aaa 834; Bezugnahme genügt nad) $ 35. Ferner $$ 38, 99, dazu 
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den überlebenden Ehegatten und den anteilberechtigten Ablömmlingen die 
fortgejegte Gütergemeinjchaft bejteht.'* 

Keiner Auflaffung und Eintragung bedarf der Erwerb an einem gemein: 
ſchaftlichen Grundjtücd, der durch Zuwachs infolge des Ausjcheidens eines 
Gejellichafters oder infolge des Werzichtes eines Abkömmlings auf feinen 
Anteil an dem Geſamtgute der fortgejegten Gütergemeinſchaft zugunften der 
übrigen Gejamthänder eintritt.!® 

3. Im Intereſſe der nachbarlichen Rüdfichten muß der Eigentümer den 
ohne Verſchulden vom Nachbar angelegten Überbau dulden: der hierdurch 
benachteiligte Grundeigentümer ift durch eine jährliche Rente zu entjchädigen.? 
Meder jene Belaftung noch diejes kraft Gejeges entjtehende Rentenrecht 
find eintragungfähig ; denn es handelt ſich dabei nicht um eine Rechtsänderung 
oder jelbjtändige dingliche Belaftung, jondern um eine durch die Rente aus: 
geglichene gejegliche Eigentumbeichränkung. In gleicher Weile ijt das 
Recht auf den Notweg ?? ausgeftaltet. 

4. Durd) den Zufchlag bei der Zwangsverfteigerung erwirbt der Er: 
jteher das Eigentum an dem verfteigerten Grundſtück.“ Der Vollſtreckungs— 
richter hat jedoch, jobald der Teilungplan durch Belegung des Verfteigerung: 
erlöjes im VBerteilungtermine ausgeführt und der Zufchlag rechtskräftig ge— 
worden ift, das Grundbuchamt von amtswegen zu erjuchen, die hiermit 
eingetretene Rechtsänderung durch Eintragung des Erjtehers als Eigentümers 
zu verlautbaren.?* 





18) 81487; GBO 836 II. Die Beurfundung erfolgt auf Grund eines 
Beugnifjes des Nachlabgerichts, 8 1507, 

19) 88 738, 1491. Ebento beim Anfall des Vermögens eines aufgelöften 
Vereins oder einer erlofchenen Stiftung an den Fiskus (88 46, 88), denn Diejer 
tritt hier als Erbe ein. Dagegen entfteht im Falle des $ 45 nur ein Forde rungs⸗ 
recht, das, wenn es ſich um ein Grundſtück handelt, durch Auflaſſung und Eins 
tragung ($ 49 II) zu erfüllen ift. 

20) 88 912. 

21) Daß die Nente nicht eintragungfähig tft, fagt $ 914 II ausdrücklich. 
Da da3 vorliegende Nechtöverhältnis einheitlich und gleichmäßig zu behandeln tft, 
fo wird damit zugleich die Eintragungfähigkeit der Überbauduldungpflicht verneint. 
Der innere Grund aber ift der, dab es fich dabei um eine jedem Grundeigentum 
immanente gefeßliche Beichränfung handelt, die bereit3 durch das gebuchte Eigen- 
tum mitverlautbart wird: ein Bedürfnis, im Grundbuch bejonders fundzugeben, 
dat jene Geſetzesbeſchränkung in Wirkung getreten ift, befteht nicht. Vergl. dazu 
oben 859 Nr. 4. 

22) 8 917. 

23) BUG 890. Nach $ 91 erlöfchen alle Rechte, die nicht nach den Ver: 
fteigerungsbejtimmungen, wie fie im Zuſchlagbeſchluß aus dem Verſteigerung— 
protofolle wiederholt jind ($ 82), beſtehen bleiben jollen. 

24) BVG 2 Il. Das Erfuchen erfeßt die Bewilligung und den Ein— 
tragungsantrag; GBO $ 39 (oben 854 A 27F.). Die Eintragung foll das Grund» 
buch berichtigen, ſie bewirkt nicht erft den Eigentumübergang; daher darf eine 
Zwangsbvollſtreckung nah ZUG 8133 auch gegen den noch nicht eingetragenen 
Eriteher ftattfinden. 
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5. In gewiſſen Fällen geht kraft Gejegesvorjchrift eine Hypothek 
auf den Eigentümer * oder auf den zum Erjag berechtigten perjönlichen 
Schuldner ** über. Anderungen, die den Beitand und Inhalt der Hypotheken 
betreffen, können dann im Wege der Berichtigung eingetragen werden.?” 

6. Der Nießbrauch erlifcht mit dem Tode des Berechtigten.°* Grund: 
dienitbarfeiten können untergehen, wenn eine fie ausjchließende Anlage jo 
lange bejtanden bat, daß der Anſpruch auf ihre Bejeitigung verjährt iſt.“ 
Endlich können das dinglihe Vorkaufrecht, eine Reallaft und eine Hypothek 
durh Aufgebotverfahren ausgeichlofien werden, wenn der Berechtigte un: 
befannt ift.°° In allen dieien Fällen ® gehen die dinglichen Nechte unter, 
ohne daß es einer Eintragung bebürfte; die Eintragung der Löſchung im 
Grundbuch kann darauf im Wege der Berichtigung erfolgen.?? 

7. Die Landesgejege dürfen in den ihnen vorbehaltenen Gebieten ver: 
ordnen, daß die Begründung oder Aufhebung der Liegenjchaftrechte ent- 
weder nur durch Eintragung der Rechtsänderung oder unabhängig von der 
Eintragung eintreten fol. Nicht eintragungbedürftig und auch nicht ejn- 
tragungfähig find öffentliche Laften, die kraft öffentlichen Rechtes auf dem 


— — 





25) 88 1163, 1168, 1170, 1173, 1175. Der Eigentümer kann über die 
Hypothek verfügen, ohne daß er felbit ala VBerechtigter eingetragen wäre. 

26) 88 1164, 1174. 

27) 88 1144 f., 1167. Über das Erlöfchen 8 1181. — Die Zwangs- und 
Arreſthypothek unterliegt dagegen dem Eintragungzmwange, CPO $ 866. Ebenjo 
Me zur Sicherung des Mündels auf Erfuchen des Vormundichaftgerichtes nad 
366 $ 54 zu beitellende Hypothek. 

28) 88 1061, 1090 II. — Das Nutzungsrecht des Ehemannes und der 
Eltern gehört nicht in diefen Zuſammenhang, weil es nicht als dingliches Nieß— 
brauchrecht aufgefaßt wird; oben 859 A 16. 

29) 88 1028, 1090 11. 

30) $ 1104, 1112, 1170. 

31) Sierzu gehören ferner die Fälle, mo ein dingliches Recht unter einer 
auflöfenden Bedingung oder einem Gndtermine ſteht; mit Eintritt der Be— 
dingung oder des Endtermins endigt dann feine Wirkung, der frühere Recht— 
auftand tritt fraft Gefehes wieder ein. Daher fällt 3.9. das unter einer auf- 
löfenden Bedingung übertragene Eigentum an einer Fahrnis mit Ddinglicher 
Birkung an den Veräußerer zurüd; er ift mit Eintritt der Bedingung wieder 
Eigentiimer (RG in JW 32 Beil. 79). Dasfelbe gilt auch bei begrenzten Liegen 
ſchaftrechten, 3.8. einem Fenfterrechte oder einer Durchganggerechtigfeit, die er— 
löſchen follen, jobald das belaitete Grunditüd veräußert wird. 

32) Befondere Vorfchriften über die Löſchung der auf die Lebenszeit des 
Berechtigten beſchränkten Rechte enthält die GBO 8823, 24. 

33) Danach tritt 3.8. der Eigentumtmechfel im alle der Enteignung 
unten $ 75 Nr. 4) wie der Erwerb an der Anlandung (EG 65) regelmäßig ohne 
Eintragung ein; während der Erwerb an einem Bergwerf dem Eintraqungzivange 
unteriteht (EG 67; GBO 883; preuß. AG 3. GBO Art. 22). — Nach EG 3. 
3WG 89 darf dad Landesgejeß beitimmen, dat mit Ausnahme der Hwpotheken 
dinglihe Rechte an Grunditüden, die zur Wirffamkeit gegen Dritte der Ein- 
tragung nicht bedürfen, auch dann von der Zivangdverfteigerung unberührt bleiben, 
wenn fie in das geringjte Gebot nicht aufgenommen jind. 
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Grundftüd ruhen und eine Abgabepfliht zugunften einer juriftiihen Perjon 
des öffentlichen Rechts begründen.’* 


861. Vermutung für die Ridhtigleit des Grundbuchs. 

1. Die Wirkung der Bucheintragung ift abhängig von der Gültigkeit 
ihres grundbuchmäßigen Vollzuges; der ſachlich zuftändige Grundbuchbeamte 
muß den öffentlichen Beurkundungsatt im Grundbuch unter Beachtung aller 
zwingenden Vorausjegungen vorgenommen haben.! 

Materiellrechtlich kommt der Eintragung eine formale Rechtskraft in 
dem Sinne nicht zu, daß fie mit der Wirkung eines Urteils den dinglichen 
Rechtſtand unanfechtbar fejtitelle. Die Wirkung der beurfundeten Rechts: 
änderung jteht vielmehr in Abhängigkeit von der Wirkſamkeit des dinglicyen 
Vertrages und von der Verfügungsmacht des Berechtigten. Wenn daher der 
Buchinhalt mit der wirklichen Rechtslage nicht übereinftimmt, jo gewährt 
das Gejeg dem hierduch Benachteiligten den dinglichen Anjprucd auf Be: 
richtigung, es verweift ihn nicht auf einen bloß obligatorifhen Anſpruch 
gegen den Buchberechtigten. Dies gilt ſchlechthin zwiſchen den an dem 
Abſchluß des dinglihen Vertrags Beteiligten; ift diefer Vertrag unwirkſam, 
jo kann der Veräußerer oder Beiteller des Rechtes im Wege der Berichtigung 
die Löſchung des für den Gegner eingetragenen Rechtes durchſetzen.“ Stand 
andererjeits dem Veräußerer die volle materielle Verfügungsmacht zu, jo tit 
die durh Einigung und Eintragung vollzogene Rechtsänderung wirkſam, 
wenngleich die grundbuchrechtliche Vorausſetzung der Eintragung des Paſſiv— 
beteiligten in jeiner Perſon nicht erfüllt war.* 

2. Dur die nach Reichs- und Landesrecht getroffene Ordnung der 
Grundbuhführung wird das Vertrauen begründet, daß der Buchinhalt fich 
mit der wirklichen Rechtslage det. Der Grundbuchbeamte darf eine Ein— 
tragung nur vollziehen, wenn die hierfür duch das Geſetz geforderten for— 
mellen und materiellen Vorausjegungen erfüllt find. Dieje find jo gejtellt 


34) So z. B. Dr der Anlieger zu Wegebauten oder zu Kirchenbauten. 
Darüber unten $ 110 Wr. 

1) Darüber oben — Nr.ia und 855. 

2) 8594; unten $ 63. 

3) Sat d der nicht eingetragene Eigentümer 3.8. eine Hypothek beiwilligt, 
jo fann der Gläubiger deren Eintragung durchfegen, fobald der Eigentümer ein 
getragen tft, und wenn es ihm gelingt, troß der formalen Beichränfung der GBO 
die Hypothek „Ion borher zur Eintragung zu bringen, fo iſt diefe damit gültig 
entftanden. Denn $40 der GBO fordert die Eintragung des Paſſivbeteiligten 
nur als Ordnungsvorfehrift. Oben $55 Nr. 1. — Sit Dagegen ein materiell 
Nichtberechtigter eingetragen, fo mirten feine Verfügungen im Umfange de3 
öffentlichen Glaubens de3 Grundbuchs zuguniten des bierauf berfrauenden 
Dritten; unten $ 62. 
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und finden eine derartige jorgfältige Handhabung, daß normalerweife die 
volle Gewähr für die Richtigkeit des Buchinhaltes geboten wird. Hierauf 
beruht die innere Rechtfertigung für die Aufjtellung der gejeglihen Ver— 
mutung, daß dem ald Berechtigten Eingetragenen das für ihn gebuchte Recht 
in Wirflichfeit zuftehe und daß ein im Grundbuch gelöjchtes Recht nicht 
beitehe.* Die Eintragung hat mithin die Bedeutung eines Rechtzeichens.* 

a) Die Vermutung gilt ſowohl für das Eigentum als auch für alle 
Arten der begrenzten dinglihen Rechte. Ihre Grundlage bildet der Tat- 
beitand einer rechtwirfjamen Eintragung; mithin dedt die Vermutung nur 
eintragungfähige Rechte.“ Ferner reicht der Umfang der Vermutung nur 
joweit, als das Grundbuch zur Verlautbarung dingliher Rechte bejtimmt ift; 
nit ergriffen werden daher rein tatjächlihe Angaben, die über das Map 
der zur mdividualifierung des Grundftüds als des Nechtsobjektes unent- 
behrlihen Feititellungen hinausreichen.” it dasjelbe Grundftüd auf ver- 
Ihiedenen Blättern für verjchiedene Eigentümer eingetragen, jo heben die 
aus der Doppelbuhung begründeten, ſich mwiderfprechenden Vermutungen 
einander gegenjeitig auf.” ine Vormerkung dient nur zur Sicherung des 
Anſpruchs auf den Erwerb eines dinglihen Rechtes, fie begründet aber feine 
Vermutung für den wirklichen Bejtand eines ſolchen Anſpruchs.“ Bei der 
Hwpothek erjtreckt fich die Vermutung auch auf die im Grundbuche verlaut- 
barte Forderung; denn die Belaftung dient dem Zwecke, die Befriedigung 





4) 8891. Naeder, materielles Grundbuchr. 77; Streder 85; Dernburg, 
OR 3 848; Oberned, Reichögrundbuchr. 843; Predari 161. 

5) Inſofern iſt $ 891 mit $ 1006 (oben 841) zufammenzuitellen. 

6) Kein dingliches Recht iſt 3.2. die Verfügungbefchräntung. Ihre Ein 
tragung fallt nicht unter die Vermutung des $ S91. Die fie anordnnende gericht» 
lihe Verfügung begründet als öffentliche Urkunde aber den vollen Beweis gemäß 
ECRO $ 415 für den Erlaß oder das Beſtehen des Veräußerungverbotes. 
Rredari 163. 

7) Aus dem Zufammenbange mit $ 892 iſt der Grundfab aufzustellen, daß 
die Vermutung des 8891 nicht weiter reicht als der öffentliche Glauben des 
Grundbuchs. Hieraus allein begründen fich die im Tert aufgeitellten Sätze. Über 
die Frage, wieweit tatfächliche Angaben über die Größe uſw. des Grundſtücks zum 
Inhalte des Grundbuchs gehören: oben N 52 Nr. 5. — Ein Widerfpruch wirft auch 
gegen die Vermutung. Er fließt diefe zwar nicht völlig aus (mie Dernburg 

48 A 10 behauptet), aber er iſt auch nicht belanglos (mas Pland $ 891 Wa; 

iermann A2b u.9. lehren). Wer den Glauben des Grundbuchs anruft, muß 
den ganzen Anhalt der Eintragungen gelten laſſen; der Widerfpruch prägt das 
bon ihm betroffene Necht allerdings noch nicht zu einem unrichtigen, aber er 
bewirkt, dat jedermann mit der Möglichkeit der Unrichtigfeit rechnen muß. Damit 
wird die Vermutung der Richtigkeit derart abgeſchwächt, daß die Berufung auf 
die Eintragung als ausreichender Beweis vom Richter regelrecht nicht angejehen 
werden wird; jo jedenfalls nicht, wenn ein Widerfpruch nah GBO 85411 ein- 
getragen iſt. 

8) Oben 852 A14. Ebenfo RG in AW 33, 62; Dernburg $48 A11; 
jest auch Pland $ 891 A5b; Biermann 77; abiv. Predari 163 46. 

9) 8 883; ıumten 8 65. 
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wegen einer bejtimmten Forderung aus dem Grundſtück dinglich zu fichern, 
fie empfängt aus diejer erſt ihren Inhalt.““ 

b) Die Vermutung bezieht ſich zunächſt auf die Berechtigung des ein- 
getragenen Subjektes. Indem das Geſetz ausjpricht, daß das verlautbarte Recht 
dem zuftehe, auf deſſen Namen es eingetragen ift, bejaht es aber zugleich, 
daß dies Hecht ſelbſt wirkſam bejtehe und daß alle Tatbeitandvorausjegungen, 
wie insbejondere die Einigung, von deren Erfüllung die wirkfjame Begründung 
des Rechtes abhängig ift, vorgelegen haben. Die forrejpondierende zweite 
Vermutung wird objektiv auf das Nichtmehrbeftehen des gelöjchten Rechtes ab: 
gejtellt ; fie beftätigt, daß alle materiellen Vorausjegungen für das Erlöjchen 
bes bisher gebuchten Rechtes vorgelegen haben, mithin die Löſchung zu Hecht 
erfolgt jei. Dieſer Satz läßt ſich aber nicht dahin umkehren, daß die nicht 
eingetragenen Rechte nicht beftänden ; denn das Geſetz ftellt feine Vermutung 
für die Vollftändigkeit des Buches auf. 

ce) Die vom Gefe hier aufgeftellte Rechtövermutung 2 gründet fich auf 
den allgemeinen, den Richter bindenden Erfahrungjas, daß jede eingetragene 
Rechtsänderung materiellrechtlich begründet jei. 1. Die Berufung des Eigen 
tümers auf feine Eintragung genügt, um ihm die Aftivlegitimation zur Geltend: 
madhung aller aus dem Eigentum abgeleiteten Anſprüche zu jchaffen. Sie 


10) $ 1138 (Ausnahme macht die Sicherunghhpotbef, $ 1184). Werner 
gilt fraft unmiderleglider Vermutung zuguniten des Hypothekengläubigers be> 
züglich der Kündigung und Verfolgung des Nechtes aus der Hhpothef der als 
Eigentümer Eingetragene als der wahre Eigentümer; 88 114112, 1148. — Bei 
der Briefhypothek und — are bängt der Erwerb des Grundpfandrechtes 
bon der Übergabe des Briefes ab. Damit wird indeflen feinesweg3 (wie Dern- 
burg 46; Fuchs 1, 149 lehren) die Bedeutung des $ 891 ausgejchaltet; der Beſitz 
des Briefes ($$ 1116, 1154 I)bildet ein bejonderes ziveites Tatbeitanderfordernis 
neben der Eintragung. Daß die Vermutung, wonach der Eriverb des Hypotheken— 
recht3 für den erjten eingetragenen Gläubiger bejtätigt wird, grundlegende Be— 
deutung für die Legitimation des fpäteren Erwerbers bat, ergibt fih Far aus 
$ 1155; ebenfo ift die Vermutung wichtig für den erſten Erwerber, weil fie die 
dirtfame Beſtellung der Hypothek bekräftigt, und im Falle des $ 1154 UI. So auch 
— 206; Biermann A 20; Turnau-Förſter 1,197; KON 22, 310. 


11) nfofern bedeutet 8 891 I eine Abſchwächung der praftifchen Bedeutung 
de3 dinglichen Vertrags; die Gintragung begründet bereits die Annahme, daß er 
wirffam und formgültig abgejchlofjen jei. — Immerhin wird die Anwendung ber 
geſetzlichen Vermutung durch ihre Abitellung auf die Berechtigung des Einge- 
tragenen da ausgejchlofjen, mo es nicht auf das fubjeftive Recht, fondern darauf 
anlommt, daß überhaupt eine Belaftung eingetragen ift. Das iſt der Fall nad) 

1029, wonach der Befitfchuß abhängt von der Tatfache der Eintragung einer 
er und nicht von der Eintragung des den Befitichuß Begehrenden. 
en 828 
12) &3 handelt fich nicht um eine Tatfachenvermutung, auf Grund deren 
ein den Richter bindender Beweisrechtſatz aufgeftellt wiirde, jondern um eine auf 
die Erzeugung von Rechtswirkungen abgejtellte Auslegungsnorm. Vergl. Bd. 1 
$ 87a U 36, 41; dort ift auch begründet, da CPO $ 292 eine unmittelbare An- 
wendung auf die Norm des BGB $ 891 nicht findet. 
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begründet ebenjo für den, zu deſſen Gunften ein begrenztes Recht eingetragen 
ift, das Recht zur Ausübung der verlautbarten Berechtigung.” Dasjelbe 
gilt umgekehrt auch für die Pajfivlegitimation; für einen gegen den Eigen: 
tümer begründeten Anjpruc) '* ift der als joldher Eingetragene der rechte 
Beklagte. 2. Wie jeder Erfahrungjag unterliegt die hier aufgeftellte Rechts: 
vermutung der Richtigftellung im einzelnen Fall. Das Beitehen oder Nicht- 
beitehen des gebuchten Rechtes ift zwar bis zum Beweiſe des Gegenteils 
als richtig anzufehen, der wirklich Berechtigte kann aber ungehindert, fein 
bejieres Recht nachweijen*® und eine dementjprechende Berichtigung des 
Grundbuchs verlangen. Ebenſo darf der Beklagte fich aller Einreden !7 
bedienen, die der Geltendmachung des eingetragenen Rechtes gegen ihn ent— 
gegenftehen. 3. Daraus folgt, daß ein gegen den Buchberechtigten erftrittenes 
Urteil feine Rechtskraft hat gegen den wirklich berechtigten Dritten. Die 
Vermutung genügt zwar für die aktive und paffive Legitimation im Recht— 
ftreite unter den Parteien; fie verleiht dem Eingetragenen aber keineswegs 
eine Vertretungsmacht, wonach feine Prozepführung bindende Wirkung gegen 
den wahren Berechtigten hätte."* 


13) Daß für die Geltendmachung einer Hypothek noch befondere Regeln 
gelten, ift bereits in A 10 hervorgehoben. 

14) Obligatorifch 3.8. aus $ 571, dinglich 3.®. auf Grund einer Hypothek 
oder Dienftbarfeit. Auch für die Verfolgung im Wege der Zmangsvollitredung 
= nr Vorausfeßung, daß der Schuldner als Eigentümer eingetragen it; 


15) Der Gegenbeweis ift durch Darlegung der Tatſachen zu führen, aus 
denen folgt, dab das Recht nicht entjtanden (3.8. wegen Nichtigkeit des ding— 
lichen Vertrags) oder nicht erlofchen ift (3.8. wegen Gefchäftsunfähigfeit des 
Verzichtenden). Hierfür find alle Beweismittel, auch die Eideszufchiebung ans 
werdbar. Vergl. NG in IW 31 Beil. 91: Beweislaſt des Eigentümers, daß die 
Hypothek nach dem dingliden Vertrage einen anderen Anhalt haben follte, als 
ihn die Eintragung aufweiſt. 

16) Weil die Eintragung infolge eines Verſehens de3 Grundbuchbeamten 
oder aus anderen Gründen unrichtig ſei. Wenn der Berechtigte die Berichtigung 
aber nicht begehrt bat, darf das Gericht nicht von amtöwegen den Mangel formeller 
Borausfegungen einer Eintragung heranziehen; denn zunächſt betätigt die Ein- 
tragung das berlautbarte Necht auch dem Gerichte gegenüber und die Tatfache, 
dab formelle Verfehen begangen find, begrimdet noch feinen Schluß auf die 
materielle Unrichtigfeit des eingetragenen Rechtes. Dazu KGY 20,181 (OLE 
1,305). — Über die infolge einer ungerechtfertigten Löſchung eintretende Rechts— 
lage: Wolff, Eiv. U. 91, 366. 

17) So inäbefondere nach $ 986 I. 

18) Denn diefer ift weder Rechtnachfolger des Buchberechtigten, noch 
leitet er fonft fein Recht von ihm ab. Hat A. als Eigentümer de3 mit einer 
Grunddienſtbarkeit belajteten Grundftüds gegen B., der als Eigentümer des be- 
rechtigten Grundftüds eingetragen war, ein rechtsfräftiges Urteil erftritten, das 
die Unwirkſamkeit der Belaſtung feititellte und ihre Löjchung anordnete: jo darf 
€. ald der wahre Eigentümer des herrſchenden Grundjtüds in erneutem Recht- 
ftreite den Beweis antreten, daß die Belaftung wirffam mar, denn über jein 
Recht war materiell noch eine Entfcheidung getroffen. Das Urteil, das ein 
Nihtberechtigter erftritten hat, ift für den Berechtigten felbft nicht verbindlich. 
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862. Öffentliher Glaube des Grundbuds. 


1. Zur Sicherung des redlichen Verkehrs geniekt das Grundbud öffent: 
lihen Glauben.‘ Das bedeutet: zugunften des auf den Inhalt des Grund: 
buchs vertrauenden Ermwerbers eines dinglichen Rechts werden die dort ver: 
lautbarten Vorausſetzungen des rechtsgejchäftlichen Erwerbes als richtig und 
vollftändig bejtätigt. Dem gutgläubigen Dritten joll rechtliche Gemißheit 
geboten werden, daß er das auf ihn übertragene oder ihm bejtellte Recht 
mit der materiellen Wirkung erwirbt, die 1. der dur das Grundbuch be: 
ftätigten NRechtsbefugnis des als Berechtigten Eingetragenen entipridt, — 
fo daß das Buchrecht als wirkliches Necht gilt und unbefannte Mängel im 
Rechte des Eingetragenen dem Erwerber gegenüber feine Wirkung äußern —, 
und die fih 2. nad dem Grundbuch für den objektiven Bejtand, Inhalt und 
Rang jenes Rechtes ergibt. In diefem Sinne jtellt das BGB den all 
gemeinen Grundfag auf,? daß zugunften quigläubiger * Dritter der Inhalt 
des Grundbuchs als richtig gilt. 

a) Als wichtigste Nechtsfolge ergibt ſich hieraus, daß der rechtsgeſchäft— 
lihe Erwerb mit jelbjtändiger Wirkung eintritt. Es handelt ſich 
allerdings um einen abgeleiteten, nicht um einen originären Rechtserwerb; 


Und für den Gegner W. iſt fein felbjtändiger Rechtserwerb eingetreten, weil die 
Vorausfeßungen des $ 892 nicht vorliegen; A. ijt fein Dritter, der auf Grund 
eines Rechtögefchäftes und gejtüßt auf den öffentlihen Glauben des Grundbuchs 
ein Recht von dem Cingetragenen erworben hätte. Vergl. im übrigen Bd.1 
$ 89b A 21, 23; dort auch über die abweichende Anficht von Helltvig. 

1) Regelsberger, bayer. Hyp. R. 3. Aufl. $ 33; Eccius 1 $ 23a; Stobbe ? 

94. — PBredari 164; Oberned, Reichsgrundbuchr. $ 44; Dernburg, BR 3 $47; 

2 mat. Grundbuchr. 80; Streder, R. an Grundit. 86; Ramdohr in Gruchot 

2) 8892. Mot. 3,223; Brot. 3,86. Diefer fog. materielle Grundſatz 
der Dffentlichleit beruht auf der Verfahrensporfchrift, daß die Einficht in das 
Grundbuch jedem Intereſſenten zufteht; wird von ihm borausgefeßt, dab er bei 
jedem Rechtögefchäft über ein Recht an einem fremden Grundjtüd von dem Bud 
inhalte Kenntnis nimmt, da die Berufung auf die Unkenntnis von den verlaut— 
barten Eintragungen ihm feinen Entſchuldigungsgrund bietet: fo muß anderer: 
jeits jein Vertrauen auf die Verläßlichkeit des Buches volle Beitätigung finden. 
— Das Bedürfnis, den Nechtserwerb unter die Gewähr der Buchverläßlichkeit zu 
jtellen, wurde zuerst fir den Hhpothefenverfehr anerfannt. Für den Immobiliar: 
fredit erjchien es als zivingendes Gebot, dat die Hypothek durch die Beitellung feitens 
de3 buchmäßig Berechtigten gegen Mängel, die in der objektiven Verfügungsmadt 
des Beitellers lagen, und gegen Rechte Dritter, die im Hypothekenbuche nicht ver: 
lautbart waren, gefihert würde. Die Landesgefebe haben diefen Grundſatz dann 
auf andere Rechte und insbefondere auf den Erwerb des Eigentums ausgedehnt 
(Mot. 3,209). Das BGB ftellt nun eine allgemeingültige Norm auf, die für 
alle dinglichen Rechte und für jede Art des rechtsgefchäftlichen Ertwerbes (U 27 f., 
81) Geltung bat. 

3) Richtiger wäre die negative Faſſung: zugunſten des nicht bösgläubigen 
Dritten. Sie iſt aber ungelenk und nicht üblich. Die richtige Bedeutung muß 
aber jtet3 im Sinne gebalten werden; dazu unten W41. 
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aber er unterfteht nicht dem allgemeinen Grundjage, daß der Nachfolger nur 
joviele Rechte erwerben kann, als jeinem Rechtsvorgänger zuſtehen.“ Biel- 
mehr wirkt hier die Grundbucdeintragumg als Rechtzeihen: fie jchafft für 
den Eingetragenen eine nach außen wirkende Legitimation, jo daß jein Auf: 
treten als Berechtigter mit öffentlihem Glauben bejtätigt wird. Das Bud) 
fihert der Veräußerungerklärung, weil fie von dem Eingetragenen abgegeben 
wird, volle Verläßlichkeit zu. Das ift der Grund, weshalb fich der Erwerber 
auf die Erklärung feines Gegners ftügen darf; indem er fie jo ergreift, 
wird der gejeglich geforderte Tatbeftand für die jelbftändige Wirkung des 
Rechtserwerbes hergeftellt; und jo erklärt es fich, weshalb dieſe Rechtsfolge 
nur mit einem auf dem dinglichen Vertrage beruhenden Erwerbe verknüpft 
wird. Zwei Vorausjegungen müfjen mithin zufammentreffen: 1. die durch 
den öffentlichen Glauben des Buches geſchaffene Legitimation und hierdurch 
objektiv bejtätigte Erklärung des Veräußerers und 2. das hierauf fi 
gründende jubjektive Vertrauen des Erwerbers. Beide vereint bewirken, 
daß das Buchrecht in der Hand des gutgläubigen Erwerbers zu einem 
materiellen Vollrecht erjtarkt. Nur wenn beide Teile als Vertraggenofjen 
zum Abſchluſſe der Einigung zuſammenwirken, läßt fich bejahen, daß das 
Vertrauen auf den öffentliden Glauben des Buches die Grundlage der 
Rehtsänderung gebildet hat.’ - 


4) Oben $16 A40. 

5) Zur Klarſtellung find folgende Unterfcheidungen hervorzuheben. a) Der 
Bucdinhalt beftätigt den abgeleiteten Erwerb nad) der Seite des objektiven Ver— 
fügungrechtes des Nechtzvorgängers hin: weil er als Verechtigter eingetragen 
it, gilt er al3 der wirklich Berechtigte. Inſoweit darf der Erwerber fein Vers 
trauen auf das Buch gründen. Für die von ihm felbit vorgenommenen Rechts— 
bandlungen gilt dies dagegen nicht; inäbefondere werden die für den dinglichen 
Vertrag und die Zuläffigfeit des begehrten Rechtes aufgeitellten Vorausfeßungen 
nicht bejtätigt. Auch die Eintragung des Erwerber als Eigentümer fühnt 
keineswegs die Untvirffamfeit des dinglichen Vertrages, die 3.9. auf der Nicht: 
beahtimg des 8 1821 Nr. 1 beruht; der Erwerber unterliegt bier dem Anjpruch 
auf Rüdauflaflung. Dagegen erjcheint er allerdings Dritten gegenüber als voll 
legitimiert; hat der eingetragene Erwerber das Grunditüd durch wirkſame Auf— 
lafiung an einen Dritten, der daraufhin al3 Eigentümer eingetragen worden ift, 
veräußert, jo kann gegen diejen die Unwirkſamkeit der eriten Übertragung nicht 
geltend gemacht werden; den Dritten gegen folche Anfprüche aus dem Mangel 
im Rechte feines Rechtövorgängers zu fichern, tit gerade der Hauptzived des 8 892. 
Vo der dingliche Erwerb, wie bei der Briefhypothek, ohne Eintragung vollendet 
werden fann, genießt der Erwerber vollen Rechtſchutz auch ohne diefe; feine eigene 
Eintragung bildet feine Vorausfegung nach $ 892, jfondern nur nad) $ 873. — 
b) Der Schuß des öffentlichen Glaubens gilt nur zugunjten des Erwerbers; der 
Teräußerer wird dadurch nicht gededt (A 8). Anfofern ift das Anwendungsgebiet 
de3 8 892 enger als das des 8 891 (oben $61). Auf die Vermutung darf fich 
jeder berufen, auch der Eingetragene jelbit; aber jie bietet nur einen widerlegbaren 
Erfabrungfaß, während der Erwerb auf Grund des öffentlichen Glaubens de3 
Buches endgültig und unanfechtbar eintritt. — c) Durch $ 892 wird dem Inhalte 
des Grundbuchs feine formale Rechtskraft in dem Sinne beigelegt, daß jede Ein— 
tragung wie ein richterliches Urteil aus fich allein das verlautbarte Recht end— 


Endemann, Lehrbud. 1. Band. 8.1.9. Aufl. 24 
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b) Als unvermeidliche Folge hieraus ift die Möglichkeit hinzunehmen, 
daß der wirklich Berechtigte feines dinglihen Rechtes endgültig verluftig 
gehen kann? und er nur auf einen obligatorifchen Bereicherunganiprud als 
Erſatz für feinen Nechtsverluft verwiefen wird. Dieje Gefährdung muß 
im Intereſſe der allgemeinen Rechtficherheit ertragen werden. Sie wird 
gemindert durch die ald Vorausſetzung der Eintragungen eingeführten Rechts— 
garantien® und durch die jedem Berechtigten gewährte Möglichkeit, die Ein: 
tragung einer fein Recht fihernden Berichtigung oder eines Widerſpruchs zu 
erwirfen.?® 

2. Der öffentlihe Glauben erftrect fi feinem Umfange nach auf den 
inhalt des Grundbuchs als die Geſamtheit aller ein beſtimmtes Grundjtüd 
betrefjenden Eintragungen. 





gültig fejtitellte. Die Eintragung bildet vielmehr nur die eine Worausjegung 
des Tatbeitandes; damit der öffentliche Glaube in Wirfung trete, muß nod) der 
rechtögeichäftliche Erwerb eines guigläubigen Dritten binzutreten. 

6) Hier iſt befonders darauf hinzuweisen, daß obligatorische Verpflichtungen, 
die der Veräußerer bezüglich des Grundftüds übernommen hatte, den Erwerber über: 
haupt nicht binden. Das iſt aber feine Wirfung des öffentlichen Glaubens des 
Buches, fondern des Grundjaßes, daß ein Schuldverhältnis nur die Perſon er- 
greift, nicht an dem Schuldgegenitande haftet. Hiervon macht das Geſetz aller- 
dings Ausnahmen, von denen die mwichtigite (neben dem Falle des 8 999 II) der 
Eintritt des Erwerbers in die Haftung dem Mieter des Grundftüds gegenüber 
tit; hier ($ 571) und in den gleichitehenden Fällen (Bd.1 895 A 13) gehen audı 
die ihm unbefannten Haftungen auf den Erwerber über, $ 592 gewährt ihm bier: 
gegen feine Sicherung. Darum bedarf der Mieter auch feiner Sicherung jeines 
Mietrechtes durch eine Vormerkung; diefe Eintragung wäre übrigens audı des— 
halb ausgeſchloſſen, weil fie nicht auf die Beftellung eines dinglichen Rechtes 
hinausgeht, RG 54, 235. — Die mindere Sicherheit, die das obligatorifche Recht 
bietet, drängt den Verkehr auf die Beſtellung dinglicher Nechte, die vermöge ihrer 
Eintragung gegen jeden Erwerber wirfen (3.2. jtatt des obligatorifchen wird ein 
Dingliches Vorfaufrecht beitellt). Nicht immer aber laſſen jich alle Bedürfniſſe 
durch eintragungfähige Rechte deden; darüber oben $ 59. 

7) Dazu treten die fälle, wo ein begrenztes Recht den Rang einbüht, der 
ihm nach materiellem Rechte zukäme. Wenn eine für B. eingetragene Reallait 
durch Verfehen des Grundbuchbeamten gelöfcht worden iſt und daraufhin E. eine 
Hypothek an dem Grundftüd erworben bat, fo gebt die ſpäter durch Berichtigung 
mwiederhergeitellte Neallait des B. der Hypothek des E. im Range nad). 

8) Nach $ 816; ferner unten A 31. Außerdem kann ein Erſatzanſpruch 
aus $ 8231 in Frage fommen. Wer über ein Grundjtüd verfügt, muß bei 
eigener Verantiortlichfeit jtch über den Umfang feiner Berechtigung vergewiſſern. 
Mußte A. bei Anwendung der im Verkehr erforderliden Sorgfalt erkennen, daß 
3. B. durch Verjehen des Subbaftationsrichters das Erfuchen um Eintragung des 
U. als Eigentümer auf drei, ftatt auf die bloß eriteigerten zwei Parzellen ab- 
gejtellt war und dab daher die Eintragung des A. unrichtig war: fo greift 9. 
ſchuldhaft und miderrechtlich in das Eigentum des tirflich berechtigten 2. ein, 
wenn er alle drei Parzellen an E. veräußert. A. haftet dem B. aus 8 823; denn 
die formelle Legitimation aus $ 892 erübrigt nicht die derantivortliche Prüfung 
en materiellen Legitimation. So im Ergebnis auch NG in IM 32 

il. 115. 

9) Oben 855; insbefondere bietet die Eintragung und Bewilligung des 

Pafjivbeteiligten eine Gewähr gegen ungemwollten Rechtsverluit. 
10) 88 894, 899, 892 11; über die Verfügungbefchränkungen 4 18 f. 
11) Dazu gehört auch der Anhalt der in einem Eintragungbermerf aus: 
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a) Was eingetragen ift,? giltalsrihtig. Dieſe pofitive Wirkung 
des öffentlichen Glaubens des Buches bietet für den Nechtserwerb eine un— 
anfechtbare Grundlage, jo daß die Frage nad) der wirklichen Berechtigung 
und nach der Wahrheit des befundeten Rechtsinhaltes feiner weiteren Prüfung 
unterfteht. Es ijt aljo fichergeitellt, daß der Eingetragene und fein Anderer 
als der Berechtigte gilt und daß feinen Verfügungen volle Rechtswirkung 
zufommt, wenn auch feine Eintragung z. B. auf einem nichtigen dinglichen 
Vertrage oder auf einem gefäljchten Erbjcheine beruht. In gleicher Weije 
bietet das Buch objektiv die Gewähr dafür, daß das eingetragene Recht in 
der Art, in dem Umfange und mit dem Range beſteht,“ wie es beurfundet ift. 

Wirkung und Ausdehnung des öffentlihen Glaubens müſſen fih den 
Zweden des Eintragungprinzipes anpaſſen: das Grundbuch joll den dinglichen 
Rechtſtand eines Grundſtücks und die Perſonen der Berechtigten daritellen. 
Zum Inhalte des Grundbuchs gehört daher die Beurkundung aller dinglichen 
Rechte,“ zu deren Berlautbarung das Buch beftimmt if. Zur Kundbar- 
mahung eines dinglihen Rechtes darf die Angabe feines Gegenjtandes nicht 
fehlen; denn eine Sachherrſchaft ohne ein feſtbeſtimmtes Objekt ift undenkbar, 
jeine genaue Feitftellung bildet eine wejentlihe Tatbejtandvorausjegung für 
den materiellen Inhalt jedes Sachenrechtes. Darum müfjen an dem öffent- 
lihen Glauben des Buches auch ſolche tatjächliche Angaben teilnehmen, die 


drüdlich in bezug genommenen Urkunden; Turnau-Föriter 1, 209, 223. — Bei 
der Briefhypothek tritt ergänzend der Anhalt des Briefes hinzu, infofern die aus 
ihm fich ergebende Unrichtigkeit de3 Grundbuchs die Berufung auf defien öffent» 
Iihen Glauben ausſchließt ($ 1140); der Erwerber der Hypothek muß mithin 
Buch und Brief als ein Ganzes in Betracht ziehen. Der Brief für fich allein 
genießt nicht öffentlichen Glauben, jo daß etiwa eine bloß im Grundbuche, nicht 
aber im Briefe vermerkte Löfchung gegen den Erwerber feine Wirfung bätte. 

12) Gleichviel ob die Eintragung an der richtigen Stelle im Buche fteht 
(vergl. RG 31, 311), denn die hierüber bejtimmenden Anordnungen der Landes— 
juftigverwaltung enthalten feine zwingenden Vorausjeßungen für die Wirkſamkeit 
und den Sicherungderfolg der Eintragungen; felbjt eine unrichtige Benennung des 
eingetragenen Rechtes (3.8. Widerfprud ſtatt Vormerkung) ſchadet nicht, fofern 
fi) aus dem mbalte die Natur und der Zived der Eintragung ergeben. Dazu 
RG 55,343. — Es genügt jede äußerlich als formgerecht auftretende 
Buchung eines eintragungfähigen Rechtes. Kommt demnach nicht in Betracht, 
dab die Eintragung 3.8. auf eine gefälichte Eintragungbemwilligung bin erfolgt 
it, fo dedt der öffentliche Glaube ſelbſt die gefälfchte, d.b. von einem Nicht- 
berechtigten vollgogene oder abgeänderte Eintragung: denn das ijt der Sinn der 
Verläflichkeit des Grundbuches, daß die amtliche Führung und Kontrolle alle 
äußerlich fehlerfreien Eintragungen als richtig bejtätigt. Negelöberger 833 A 4; 
dagegen Fuchs 1,159; Predari 176. 

13) So barf fich der Erwerber einer Hypothek darauf verlafien, daß fie 
a) al3 Hypothek und nicht als Nentenfchuld uſw. beitebt; b) für den angegebenen 
Betrag da3 dingliche Befriedigungrecht gewährt ($ 1138); c) den Rang objektiv 
einnimmt, der fich aus dem Buche ergibt. Für die Hypothekenzinſen macht $ 1158 
aber eine teilweife Ausnahme. 

14) Nicht der durch reger 1 Vena Anſpruch, nicht das durch Wider: 
fpruch geſchützte Recht. Unten $64 20. 


24* 
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zur Feftftellung der Identität des Grundjtüds als des Gegenftandes der ver- 
lautbarten Rechte unentbehrlich find.” Dagegen dedt der Glauben des 
Grundbuch weder die tatjählihen Vorausſetzungen eines Rechtes, wie z. B. 
daß eine Grunddienjtbarfeit dem berechtigten Grundftüd zum Nugen ge— 
reiche ;** noch vermag er die rechtliche Zuläffigkeit eines eingetragenen Rechts 
oder die Rechtsfähigfeit einer ald Eigentümerin eingetragenen Stiftung oder 
eines Vereines zu beftätigen. 

b) Der Inhalt des Grundbuch gilt auch injofern als richtig, als er 
die Vollftändigfeit der eintragungbedürftigen Rechte gewährleiftet. Der 
Erwerber des Grundſtücks hat die Gewißheit, daß nur die eingetragenen Rechte 
gegen ihn geltend gemacht werden können und daß die gelöjchten Rechte 
nicht mehr beſtehen.“ Dasjelbe gilt insbejondere für die zugunften be= 
ftimmter Perſonen beftehenden Verfügungbeſchränkungen:“ fie erlangen 
Wirkung gegen den gutgläubigen Dritten nur durch die Eintragung. Hier— 
zu muß jedoch beachtet werden, daß der Hypothefenbrief injofern eine 
Ergänzung des Grundbuchs bildet, als die in ihm vermerkten Verfügung: 
bejhränfungen auch dann gegen den Erwerber wirken, wenn fie im Grund: 
buche nicht verlautbart find.” Auf dingliche Rechte, die unabhängig von 
einer Eintragung entjtehen, findet der öffentliche Glauben feine Anwendung.?' 


15) Dies ift oben $ 52 Nr.5 genauer dargelegt. Dort auch über die Be— 
grenzung des öffentlichen Glaubens gegenüber den fonjtigen Katajterangaben, ſo— 
wie über den Sab, dat im Falle der Doppelbucdhung eines Grundftüds der öffent— 
lihe Glaube des Grundbuchs verfagt und über den Necht3erwerb vielmehr das 
materielle Necht entjcheidet (oben $ 52 414). 

16) Nach 8 1019; ferner jchußt er nicht gegen den Untergang von Rechten, 
der troß der Eintragung nad) ss 1028, 1090 eingetreten fein kann. 

17) Dazu Wolff, Eiv. U. 91, 378; Schilde, Unrichtigfeit des Grundbuchs 61. 

18) Oben 859 A53f. Verfügungbejchräntungen mit relativer Wirkung. 

19) 889212. Es bandelt ſich 3.2. um die Eintragung eine Nacherben 
und eines Tejtamentvollitreders 8$ 2113 IIL, 2114, 2136 f., 2211 II, dazu GBO 
N 52, 53; ferner um Bedingungen und Befriftungen $$ 158, 163 und die Eigen— 

aft al Kamilienfideilommiß EG Art. 61. Außerdem fommen richterliche Ver— 
Außerungsperbote nad KO K 1061 und ZUG 823 in Betracht. Ferner CPO 
8265 II. Kür die im öffentlichen Interefje ergangenen Veräußerungverbote, 
3.2. nad EG Art. 117, 119, gilt dies nicht. Sie find nicht eintragungfäbig; Der 
Erwerber fann zu feinen Gunjten nicht geltend maden, dat das Grundbuch 3.8. 
über die auf dem Grundftüd laftenden Beiträge zur Anlegung einer öffentlichen 
Straße oder zu den Kosten der jtädtifchen Nanalifterung feine Auskunft gebe. Der 
im PBrivatinterefie eingeführte Schuß des öffentlichen Glaubens des Buches muß 
bier den Intereſſen des allgemeinen Wohles nachſtehen. 

20) $ 1140; oben A 11. 

21) Neben den in A19 beiprochenen abjoluten Veräußerungverboten und 
den Rentenrechten aus $$ 912, 914 (ferner oben $ 59) verdient befondere Hervor— 
bebung 8 1404. Der geſetzliche Güterſtand fann in das Grumdbuch nicht ein= 
getragen werden; jeder Erwerber eines Liegenfchaftrechtes muß daher mit den aus 
88 1395—1403 fich ergebenden Befchränfungen der Verfügungmadit der Ehefrau 
rechnen. Das Geſetz erweitert dies dahin, daß der dritte gutaläubige Erwerber 
felbft dann die Beſchränkungen, denen das eingebrachte Gut unterjteht, gegen jich 
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Der Erwerber kann fi auf die Volljtändigfeit des Buchinhaltes nur injo- 
meit verlafjen, als es fih um eintragungpflichtige Rechte handelt, denn nur 
ihre Buchung gehört kraft Geſetzes zur Richtigkeit des Grundbuches.?? 

ce) Richtigkeit und Volljtändigkeit jollen nah dem BGB für den Bud- 
inhalt gewährleiftet werden, wie er im Zeitpunfte des Erwerbes 
des Nechtes vorliegt. Der Regel nach entjcheivet mithin der Augenblid, 
wo auf Grund der Einigung die Eintragung bewirkt iſt.“ Demgemäß wirken 
gegen den Erwerber alle Eintragungen, insbejondere auch eine Verfügung 
beihränfung und ein Widerſpruch, die im Augenbli der Eintragung der 
Rehtsänderung im Grundbuche verlautbart find, wenngleich fie bei Abſchluß 
des dinglihen Vertrags und bei Stellung des Eintragungantrages aus dem 
Grundbuche noch nicht erfichtli waren. Der Darlehngeber, dem vertrag: 


gelten lafien muß, wenn er nicht wußte, dat feine NRechtspvorgängerin eine Ehe— 
frau ijt. Denn mit unbetannten $rauensperjonen fol man feine Rechtsgeichäfte 
abſchließen. — Ganz anders jtebt es, wenn der Güterſtand durh Ehevertrag 
geordnet worden iit. Die Abweichungen von dem gefeglichen Güteritande wirken 
gegen den dritten qgutgläubigen Erwerber nur, wenn jie im Grundbuch eingetragen 
oder ihm poſitiv befannt find. Daran ändert auch $ 1435 nichts. Allerdings geht 
das Geſetz bier davon aus, day die Eintragung in das Güterrechtregiiter das 
Sondergüterrecht fo verlautbart, daß alle Einwendungen hieraus dem Dritten 
ebenfo entgegengefeßt werden fünnen, wie wenn die Änderungen ihm befannt ge— 
weſen wären: aber damit ijt feinesivegs ausgejprocen, dat alle Eintragungen 
im Girterrechtregifter im Sinne des $ 592 12 als betannt gälten und alſo wirkten, 
wie wenn ſie im Grundbuche eingetragen wären. Kine derartige Werfoppelung 
der beiderjeitigen Beurfundungen mwiderfpräce durchaus dem Grundbuchrechte und 
würde das Vertrauen auf die Vollitändigfeit des Buchinhaltes zeritören; GBO 
$ 34 märe dann überflüflig. Wenn daher 3.2. ein Grundjtüd, das nad) dem im 
Güterrechtregiiter eingetragenen Giüterjtande beiden Ebegatten nad) $ 1435 als 
Gefamtgut zuiteht, nur auf den Namen der Ehefrau eingetragen iſt, fo gilt diefer 
im Buch verlautbarte Rechtitand zuguniten des qutgläubigen Erwerber al3 richtig; 
denn für den grumdbuchrechtlichen Verkehr wird Publizität nur durch den Grunds 
buchinhalt geichaffen. — Danach läßt ſich aufammenfaiiend der Merkſatz prägen: 
$592 unterliegt gegen $ 1404 und ſiegt gegen $ 1435. 

22) Sind eintragungfähige, aber nicht eintragungpflichtige Belastungen, wie 
3.8. da3 Nießbrauchrecht und die Hypothek nach 88 1075 I, 1287 ©. 2 (oben $ 59 
913), nicht gebucht, fo iſt das Grundbuch allerdings unvollitändig, aber e3 tit trotz— 
dem richtig; demgemäß behalten diefe nicht verlautbarten Rechte ihre Wirkung auch 
gegenüber einem Eriverber, dem ihre Eriltenz unbefannt war. Würde man anders 
entideiden, jo würden gegen das Gefeß diefe Belaſtungen zivar nicht für ihre Ent— 
ttebung, wohl aber für ihre dingliche Wirkung zu eintragungpflichtigen geitempelt. 
Vie hier: Brot. 3, 77; Dernburg 8 46 Nr. 3b; Turnau-Förſter 1, 210; Oberned 
220; Eccius in Gruchot 44, 766; dagegen Bland III 2; Biermann A 4; Streder 
88. — PVergl. ferner EG 114, 118, 158. Joſef, Recht 7, 94 (Begräbnisrecht). 

23) Bei Abtretung einer Briefhypothek entijcheidet der Zeitpunkt, mo die Ab— 
tretungerflärung beurfundet und die Übergabe des Briefes vollzogen tit. — In 
welder Reihenfolge die Vorausjegungen des dinglichen Erwerbes erfüllt werden, 
iſt zwar gleichgültig, da erſt das Zuſammentreffen aller die Nechtsänderung be— 
wirkt: gleichwohl fommt e8 für die folgende Frage nur auf den Zeitpunft der Ein— 
tragung, nicht auf die ihr etwa nachfolgende Einigung an, weil mit Erledigung 
der Eintragung eine Änderung der Rangfolge ausgeichloiien iſt, follidierende Anz 
träge Anderer nicht mehr in Frage kommen können. 
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mäßig eine Hypothek an erjter Stelle beftellt werden joll, fann fi, obgleich 
das Grundftüd bei Stellung des Eintragungantrags noch unbelaftet war, 
nicht darauf verlaffen, daß jeine Hypothek die erjte Stelle einnimmt: denn 
wenn kurz vorher dem Grundbuchbeamten der Antrag auf Eintragung einer 
anderen Hypothek zugegangen ift, muß der früher gejtellte Antrag zuerit 
erledigt werden und die andere Hypothek erlangt damit den Vorrang.““ Wer 
feines Rechtserwerbes ficher gehen will, hat mithin außer dem Grundbude 
auch die gejtellten noch unerledigten Anträge einzujehen.?° 

d) Der öffentliche Glaube des Grundbuchs dient nur zur Beftätigung 
der dinglichen Rechtslage, er umfaßt nicht die auf das Grundſtück fich be: 
ziehenden obligatorifchen Verpflichtungen. Das gilt auch für die Hypothek. 
Die Ihroffe Trennung zwiſchen dinglidem und obligatoriihem Rechte it 
bier jedoch undurchführbar, weil die Hypothek die Zmwecbejtimmung in fih 
aufnimmt, die Befriedigung des Gläubigers wegen einer bejtimmten Forde: 
rung aus dem Grundſtück zu fihern. Soll daher zugunften des redlichen 
Erwerbers die eingetragene Hypothek als richtig gelten, jo genügt es nidt, 
wenn der öffentliche Glaube unmittelbar die dingliche Belaftung dedt, er muß 
fih mittelbar auch auf das perfönliche Forderungrecht erjtreden. Der Ums 
fang diefer Ausdehnung der Buchmirkung wird aber dur ihren Zwed 
begrenzt: das Forderungrecht wird nur inſoweit bejtätigt, als es die Voraus: 
jegung für die inhaltliche Beitimmung des dinglichen hypothekariſchen An: 
ſpruchs bildet.?® 
— 24) Dieje Folgerung aus GBO $$ 17, 46 ftimmt mit dem in $ 8592 I ent» 
Daltenen Grundfaß überein. So auch Streder 99; Fuchs 1, 161; Eojad $ 180 IV; 
Kretzſchmar, Sächſ. Arch. 11, 175; Predari 172. Tagegen TurnausFörfter 1,221 
und insbefondere Köriter im Necht 7, 351. Die Bedenken gründen jich darauf, 
daß nach $ 892 II über den guten Glauben des Erwerbers der Zeitpunft entfchetdet, 
in dem der Antrag auf Eintragung geitellt wird; diefer Zeitpunkt fol nach Föriter 
auch für den Rechtseriwerb maßgebend fein, jo daß eine nach der Stellung des Eins 
tragungantrags erfolgte Eintragung eines Widerfpruchs dem Erwerber gegenüber 
außer Betracht bleibt. Dieje Löſung des angeblich in dem Geſetz entbaltenen 
Widerfpruches jcheint mir bedenklih. Man darf nicht auf Grund des $ 8575 eine 
Rückwirkung der Eintragung auf den Zeitpunkt, wo der Untrag eingegangen tt, 
annehmen. Der $ 892 unterjcheidet: a) den guten Glauben im fubjeltiven Sinne; 
da hierbei die Kenntnis des rechtsgefchäftlich handelnden Erwerbers in Betracht 
fonımt, fo entfcheidet der Mugenblid, two die Parteitätigfeit zum Abſchluß gelangt 
(dazu oben 820 A32F., 37), alfo der Eintragungantrag geitellt iſt. b) Die 
Verlählichkeit des Anhaltes des Buches fteht dagegen in Abhängigkeit von dem ob» 
jeftiven Nechtzuitande; wenn wie in dem oben angeführten Falle zwei Erwerber 
in Konkurrenz miteinander treten und jedem der öffentliche Glauben des Buches 
zugute fommt, fo muß den Vorrang einnehmen, wer zuerjt feine Eintragung durch— 
gejett hat. Die Differenz zwifchen den beiden Zeitpunften wäre nur zu vermeiden, 
wenn Antrag und Eintragung in unmittelbarem zeitlichen Zufammenbange ftänden; 
die geltende GBO aemährleiitet dies aber nicht; oben $ 56 Nr. 3. 

25) Darum dehnt GBO $ 1112 das Recht zur Einficht auf die unerledigten 
Anträge aus. Der Grundbuchbeamte pflegt auch den Antragfteller hierauf auf: 
merfjam zu macen. 

26) $ 1138; das Geſetz drüct dies mit den Worten aus: für die Hhpotbel 
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3. Der durch den Buchinhalt bejtätigte öffentlihe Glaube wirft: 

a) zuguniten defjen, der durch Einigung das Eigentum oder ein 
jonftiges dingliches Recht an einem Grundftüd erwirbt.” 1. Die Be: 
grenzung entjpricht dem Grundgedanken, daß den Schuß der Öffentlichkeit 
nur genießen joll, wer als redliher Erwerber fih auf die Verläflichkeit des 
Grundbuchs jtügt. Das ift der Fall bei jedem abgeleiteten Erwerbe und nur 
bei diefem.°* Es kann fich dabei um die Übertragung eines bejtehenden oder 
um die Begründung eines neuen begrenzten Rechtes handeln.” Der Erwerb 


in Anſehung der Forderung; vergl. ferner $$ 1155, 1157—1159. Die wichtigite 
Rechtsfolge iſt, daß die geficherte Forderung als wirkſam entjtanden und bejtehend 
gilt jo, wie der Buchinhalt dies ausmweiit, und dab Einwendungen mur injomweit 
gegen den gutgläubigen Erwerber geltend gemacht twerden fünnen, als fie ihm be— 
fannt oder im Buche (oder im Briefe) verlautbart waren. Dieſe Grundfäße gelten 
nicht für die Sicherungbhpotbef, weil diefe nach jeder Richtung in Abhängigkeit 
bon der Forderung jtebt; 8 1185 II. Die genauere Darftellung folgt unten $ 117. 
— Für die Grundfchuld und Nentenfchuld bedarf e3 einer dem $ 1138 entiprechens 
den Vorjchrift nicht, weil bei ihnen die auf eine bejtimmte Forderung gerichtete 
Zufagbeitimmung fehlt und fie als abſtrakte Belaftungen unmittelbar und dem 
bollen Umfange nach dem Schubße des $ 892 unteriteben. 

27) $592 11; NRegelöberger $33. Die allgemein übliche Ausdruckweiſe 
„Erwerb durch Rechtsgeſchäft“ iſt nicht deutlich; es muß berborgeboben werden, 
daß die Einigung nach $ 873 erforderlich ift. Nur fo wird man der Bedeutung 
gerecht, die der Erflärung und Mitwirkung des Veräußerers zukommt (vergl. 
Nr. 1a), und nur jo finden die verfchiedenartigen Fälle eine zutreffende Löſung 
A28, 32, 34). Zu CPO 85898 vergl. oben $ 15 A 20. 

28) In Betracht fönnte daneben die Aneignung eines aufgegebenen Grund— 
tüds nach 8 928 fommen. Für diefen originären Eriverb dient der Inhalt des 
Grundbuchs als Stüße, der eingetragene Verzicht gilt als richtig. Man darf die 
Anwendung des 8 892 nicht deshalb ausfchliegen, weil die Aneignung als rein 
lufratives Geſchäft feines befonderen Schußes bedürfte; denn auch der Beſchenkte 
wird gelichert (A 31). Der Erwerb erfolgt auch durch Rechtsgeichäft (Aneignung, 
oben 8 16 Nr.3). Bedenken fünnen deshalb entitehen, weil $ 925 den Verzicht 
des „Eigentümers“ vorausfegt (im Gegenjab zu 8 925, wo von dem Veräußerer 
die Rede iſt), jo daß nur der wirflich Berechtigte wirkfjam das Eigentum aufgeben 
fonn. Damit allein würde m. E. die Anwendbarkeit des $ 892 aber nicht aus— 
geſchloſſen; Eigentümer jtehbt an anderen Stellen unzweifelhaft auch für den bloß 
Luchberechtigten, vergl. 3.8. 88 850 112, 881, 1015 (Eigentümer im Gegenjaß 
zu dem angezogenen 8 873), 1094; und der Nachdrud liegt jedenfall3 auf dem 
Schutze des guten Glaubens des Erwerbers. Aber nach feiner Faſſung und Zweck— 
beitimmung fcheint mir $ 892 nur auf den abgeleiteten, auf die dingliche Einiqung 
ich gründenden Erwerb antvendbar zu fein; zur Betätigung dienen 88 893 (U 35), 
932 und die oben Nr. 1a und A 27, 34 gegebenen Ausführungen. Dem redlichen 
Lerkehre entfpricht es nicht, daß der wirkliche Berechtigte fein Eigentum einbühe, 
wenn der Buchberechtigte auf das Eigentumrecht verzichtet bat; der Okkupant muß 
ftet3 damit rechnen, daß er nur dann Eigentum erivirbt, wenn die Sache wirklich 
berrenlo8 war. 

29) Alfo 3.8. Übertragung des Eigentums oder Beitellung einer Dienſt— 
barkeit an dem Grundſtück oder Beitellung eines Pfandrechtes an einer Hypothek. 
Der Inhalt des einzelnen ertworbenen Rechts bearenzt zugleich den Umfang der 
Virkung de3 öffentlichen Glaubens; wenn der al3 Eigentümer eingetragene A. 
dem gutgläubigen B. eine Hypothek beitellt, jo wird der Erwerb der Hypothek 
feitens des ®. durch $ 892 beftätigt, nicht aber auch, dab dem A. das Eigentum 
an dem belafteten Grundjtüd zuiteht. Daher waren die befonderen Vorfchriften 
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muß fih auf das durch den Inhalt des Grundbuchs verlautbarte Recht 
gründen; der Regel nah muß auch der Pajfivbeteiligte als Berechtigter 
eingetragen und der Erwerb durh Eintragung des Berechtigten vollendet 
jein, nach beiden Richtungen hin indefjen kann die Wirkung des öffentlichen 
Glaubens unabhängig von der Eintragung eintreten. Ob der Erwerb 
fich gegen Entgelt oder unentgeltlich vollzogen hat, macht feinen Unterſchied; 
auch den Beſchenkten behütet der öffenlihe Glauben.” 2. Dagegen verjagt 
der Schuß des öffentlichen Glaubens, wenn der Rechtserwerb nicht auf einem 
dinglihen Vertrage beruht.” Durch Gejeg, Arreit und Zmangsvollitredung 


in F8 1141 12, 1148 erforderlih. Durch beide Normen wird der öffentliche 
Glauben des Buches dahin ausgedehnt, daß für die Kündigung und die 
Durdführung der Zwangsvollſtreckung der als Eigentümer Eingetragene dem 
Hypothekengläubiger gegenüber als der wirkliche Eigentümer gilt. Diefer Grund: 
jat findet nicht bloß gegenüber dem Bejteller der Hypothek, ſondern auch gegen: 
über jedem weiteren Rechtsnadfolger im Eigentum Anwendung. 

30) Insbeſondere fann jich der Erwerb der Briefhypothek außerhalb des 
Grundbuchs vollziehen ($ 1154) und dennoch dem Schuße des $ 892 unterjteben 
($ 1155). Veräußert ein nicht eingetragener Erbe ein zum Nachlaß gehörendes 
Recht, jo wird durch den öffentlichen Glauben des Vurches nur der objektive Beſtand 
des Rechtes und die Berechtigung des eingetragenen Erblafjers bejtätigt, nicht aber 
die Erbberecdhtigung des veräußernden Erben; genauer oben $ 60 A 10; Ramdohr, 
Gruchot 44, 347. Der Fall, daß ein Nichtberechtigter als Erbe auftritt, jtebt dem 
gleich, wo jemand auf Grund einer gefälfchten Vollmacht für den eingetragenen 
Berechtigten handelt; die Täaufchung des Erwerbers über die Vertretungsmadt 
feines Gegners bat ihren Grund nicht in einer unrichtigen Beurkundung des Grund: 
buch3 und wird darum nicht durch 8 892 entjühnt. Nenelsberger 8 33 Nr. 3b. 

31) Dies im Gegenjaß zum preuß. Eigentumerwerbgefeße Sy 9, 38; Mot. 
3,212. Nachdem der dingliche Erwerb von dem obligatoriihen Grundgeſchäfte 
abgelöjt worden iſt (oben $ 17 Nr. 3), fann auch feine ſelbſtändige Wirkung nicht 
mehr in Abhängigkeit von dem Grunde der Rechtsänderung jteben; dies um jo 
weniger, als für den Fall der gemifchten Schenfung (Bd.1 8164 A 23) große, 
die Verfebrficherbeit gefährdende Schwierigfeiten entitehen müßten. Die geringere 
Schubmwiürdigfeit des unentgeltlichen Ermwerbes tritt aber dadurch in Wirkung, dab 
dem wirklich Berechtigten, der durch die Nechtsfolge des $ 892 einen NRechtöverluit 
erleidet, ein Vereicherunganfpruch fraft Geſetzes verliehen wird, der nicht bloß 
gegen den Veräußerer, jondern unmittelbar nach 8 81612 auch gegen den Be: 
reicherten durchgreift. Als obligatorifcher Anjpruch aber begründet er, menn der 
bereicherte Dritte in Konfurs geraten iit, feinen NAusfonderunganfprud, fondern 
einen bloßen Konfursgläubigeranfprudb. Der Bereicherunganfpruch gebt ferner 
nicht gegen den entfernteren Eriverber, der feinerfeits da3 Necht von dem Ber 
reicherten gegen Entgelt erivorben hat. Vergl. Bd.1 8 198 A42. 

32) Im einzelnen gehören folgende Fälle hierher. a) Der Erbe tritt durd 
Geſamtnachfolge in alle vererblichen Rechte und Pflichten des Erblaflers ein; der 
Erwerb vollzieht fich auberbalb des Grundbuchs und wird daher durch deſſen 
öffentlichen Glauben nicht bejtätigt. Dasielbe gilt für den Erwerb im Falle der 
allgemeinen ehelichen Gitergemeinfchaft. Hierüber und über andere Einzelfälle 
oben $ 60. Die Übernahme eines ganzen Vermögens durch Vertrag führt feine 
Geſamtnachfolge herbei (Vd.1 8153 Nr.3); der Erwerber tritt fraft 88 419, 
2382, HGB 825 in die Schuldenhaftung neben dem Urfchuldner ein; damit wird 
jedoch die Anwendbarkeit des $ 892 nicht ausgefchlofien, denn die Liegenfchaftrechte 
werden als einzelne durch dinglichen Vertrag und Eintragung erworben; ebenjo 
PBland AII 1d; Oberned, DNotQZ 1, 510; abiw. Turnau-Förſter 1, 205 und an- 
fcheinend RG in Gruchot 46, 1156. — b) Der Übergang der Hypothek infolge der 
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werden die Nechte nur jo übertragen, wie fie nach materiellem Rechte be- 
gründet find. Der Erwerber jtügt fich zwar auch hier auf die Verläßlichkeit 
des Grundbuchs, es fehlt aber die Veräußerungerflärung des Gegners, die 
durch den öffentlichen Glauben bejtätigt und als joldhe von dem Erwerber 
ergriffen würde. 

b) Die Gründe, aus denen die Verläßlichfeit des Grundbuchs zum 
Schutze des redlihen Verkehrs gefordert wird, reichen über den Fall des 
Erwerbes eines dinglihen Rechtes hinaus. 1. Was für den Erwerb gilt, 
muß auch auf jede andere dingliche *? Nechtsänderung Anwendung finden, 
jofern fie auf einer Verfügung über ein eingetragenes Recht beruht.” 
2. Das Geſetz dehnt den Schuß des öffentlichen Glaubens auch auf Leiſtung— 
geihäfte aus. Die Eintragung jchafit die objektiv nad außen wirkende 
Stellung eines Forderungberechtigten für die aus dem eingetragenen Rechte 


Befriedigung des Gläubigers auf den nicht perjönlich haftenden Eigentümer oder 
auf den perfönlichen Schuldner (88 1143, 1164, 1167) tritt auch dann ein, wenn 
der durch Eintragung oder nach $ 1155 Legitimierte nicht der wirkliche Hypotheken— 
glaubiger iſt; daher muß der wirklich Berechtigte diefen Übergang gegen ſich gelten 
lafien. Fuchs 1, 461; Brachvogel in Gruchot 47, 554; Pland 136. — c) Unter 
dem Schuße des öffentlichen Glaubens jteht nicht die Zwangshypothek und Arreit- 
innothet (ERO $$ 866, 867, 932), RC 54, 105; RIA 1, 29. Ebenfowenig die 
nah FGG 854 gegen den Vormund oder Pfleger erwirkte Sicherunghypothek; 
der Mündel erwirbt diefe Hypothek nur dann, wenn der eingetragene Vormund 
auch der wirflich Berechtigte ijt. Predari 165. Much das rechtsfräftige Urteil, 
das ein quigläubiger Gegner gegen den Buchberechtigten eritritten hat, wirft nach 
RO $325 nicht gegen den wirklich Berechtigten; vergl. 88.1 889 b A 22. — 
a) Im Falle der Zivangsverfteigerung gilt nicht $ 892, fondern die befondere 
Irdnung des ZUG S$ 90, 91. — e) Anders jteht e3, wenn der eingetragene 
Schuldner zur Bewilligung der Eintragung zuguniten des Gläubiger3 verurteilt 
worden iſt; der Anſpruch jtüßt jich bier auf eine rechtögefchäftliche Verpflichtung, 
er muß ebenjo gefichert jein, twie wenn er durch freiwillige Übertragung vollzogen 
wäre. Der gerichtliche Zwang erfeßt mur den zu Unrecht verweigerten Abſchluß 
des dinglichen Vertrags und die Eintragungbewilligung. Daber eritredt CPO 
$ 898 auch hierauf die Wirkungen des öffentlichen Glaubens. Oben $54 U 33; 
stüngel in Gruchot 41,595. 

33) $ 893. Dagegen wird die Berechtigung zum Abfchlu eines obligatorischen 
Vertrags durch das Grundbuch nicht bejtätigt. Der Mietvertrag iit nicht deshalb 
wirkſam, weil der als Eigentümer des Hausgrundſtücks Eingetragene ihn al3 Ver— 
mieter abgefchlofien hat, während ein Dritter der twirflich Berechtigte tft; auch die 
überlafjung des Wohnhauses an den Mieter hat nicht die Wirkung, den Schuß des 
$592 auszulöfen; ®d.1 $ 167 A19, 8169 A 31 und oben $16 U 23. 

34) An Betracht fommen: Änderungen des Inhaltes oder des Ranges eines 
Rechtes, Erſetzung der Forderung, für die eine Hypothek beſteht, durch eine andere 
uſw.; vergl. $$ 877, 880, 1180 und über andere Fälle oben $ 16 Nr.3a. Das 
Geſetz fordert, dab das bverfügende Rechtsgeichäft zwiſchen dem VBuchberechtigten 
und feinem Gegner vorgenommen worden iſt; dies Erfordernis hält den Zus 
ſammenhang mit $ 892 aufrecht; nur wenn der Andere rechtsgeichäftlich beteiligt 
tt, laßt fich fagen, dak das Vertrauen auf den Glauben des Buches die Grund» 
Inge der Rechtsänderung bildete. Daher gehört hierher nicht der Fall, wo ein 
Bucberechtigter durch Erflärung dem Grundbuchamte gegenüber auf da3 fir ihn 
eingetragene Recht verzichtet (abw. Pland 142), fondern nur der dem Eigentümer 
gegenüber erflärte Verzicht; vergl. Turnau-Förſter 1, 231; Fuchs 1,171. 
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entftehenden Anſprüche. Der Schuldner, der im Bertrauen auf die Ber: 
läplichkeit des Grundbuchs die gejchuldeten Leiftungen an den bewirkt, der 
durch die Eintragung als der dinglich Berechtigte legitimiert ift, wird dadurch 
dem wirklich Berechtigten gegenüber befreit.” 

4. Das Grundbuch gemwährleiftet die Richtigkeit und Volljtändigfeit 
der Rechtslage jo, wie fie zu Buche fteht. Ob der Erwerber von den Ein- 
tragungen Kenntnis genommen hat oder nicht, kommt mithin nicht in Frage. 
Aber der öffentliche Glaube des Buches hat feine abjolute Wirkung ; er joll 
nur zum Schutze deffen gelten, der auf die Verläßlichkeit des Buchinhaltes 
vertraut hat. Wenn dem Erwerber bekannt war, daß der Buchinhalt mit 
der wirflihen Rechtslage in Widerſpruch ftand, fo kann er den Budinhalt 
nicht zu jeinen Gunften anrufen; denn er hat injoweit feinen Erwerb nicht 
auf den Glauben des Buches geftügt. Der Grund, daß der redliche Erwerber 
durch das Grundbuch nicht getäufcht werden darf, entfällt in ſolchem Falle. 

a) Für die Kenntnis entjcheidet der Zeitpunkt, wo die rechtsgeſchäft— 
lihen Handlungen des Ermwerbers ihren Abſchluß gefunden haben ;?" alio 


35) 889833, vergl. $ 4071. Dagegen gilt die in $ 407 II vollaogene Gleich— 
jtellung mit dem rechtöfräftigen Urteil bier nicht: der wirklich Berechtigte ift nicht 
als Rechtsnachfolger des eingetragenen Nichtberechtigten zu betrachten, gegen jenen 
wirft daher das gegen diefen eritrittene Urteil nicht (A 32e). — Der wirklich 
Berechtigte muß die Leiſtung an den VBuchberechtigten gegen fich gelten laſſen; 
bat 3.3. der belajtete Eigentümer die Nentenbeträge an den als Rentenberechtigten 
Eingetragenen gezahlt (bei der Briefhypothek entjcheidet über die Legitimation 
nicht bloß die Eintragung, fondern der Beſitz des Briefes uſw. 88 1144, 1145, 
1150, 1155; A 11), fo iſt er im Umfang diefer Leiftungen von feinen Verpflic- 
tungen fchlechthin befreit, wenngleich ein Dritter der wirkliche Anfpruchberechtigte 
war. Die fnappe Norm des 8 893« ift aus den Parallelnormen und dem bieraus 
fich ergebenden allgemeinen Grundgedanken zu erläutern; vergl. $$ 851, 1056, 
1138, 1155 uſw. und ®d.1 862 A23, 895 A1T. — Der Zufammenbang mit 
—— ergibt, daß es ſich nur um Leiſtungen handelt, die auf Grund eines ding— 
ichen Rechtes begehrt werden können; denn der öffentliche Glaube des Grundbuchs 
erſtreckt ſich nur auf die dingliche Rechtslage und auf die aus einem verlautbarten 
Rechte abgeleiteten Anſprüche. Dies gilt für die Zahlung der Hypothekenzinſen 
und des Kapitals bei der Buchhypothek (bei der Briefhyhpothek muß noch die Vor— 
legung de3 Briefes hinzukommen, 1 150) ; dagegen gilt dies nicht bei der Zahlung 
der Mietzinfen an den im Falle des 8 571 eingetragenen Erwerber, denn dieje 
Binfen werden auf Grund des Schuldverhältniffes dem Gläubiger gefchuldet und 
nicht fchlechthin dem Eigentümer, fo dab eine Leiftung auf Grund des eingetragenen 
Eigentumrechtes nicht in Frage ſteht; Planck $ 893 AUla; abw. Biermann 83; 
Fuchs 1,171; Ramdohr 359. Ebenfowenig findet 8893 Anwendung auf eine 
Zeitung, die auf Grund eines vorgemerkten Rechtes bewirkt wird; denn dies Recht 
ift Dinglich noch nicht begründet und wird durch den Glauben des Buches keines— 
wegs — Turnau- Förjter 1,163; Coſack 8 17711; Oberneck 211; KON 


36) 8892 11; Mot. 3,212 f.; Naeder 87; Streder 96; Negeläberger $ 34. 

37) Hieraus erflärt fich, dab da3 Kennen auf einen anderen Zeitpunkt ab- 
geftellt wird als den, wo fich der Erwerb des dinglichen Rechtes vollendet, und daf 
mithin gegen den Erwerber auch die Rechte wirken, deren Eintragung früher be> 
antragt, aber fpäter als die jebt beantragte Eintragung bewirkt worden ift. Dar- 
über oben A24. Vergl. RITA 4, 110. 
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regelmäßig der Augenblid, wo der Antrag auf Eintragung des zu erwerben: 
den Rechts geftellt ift oder, wenn der dingliche Vertrag dem Antrag oder 
der Eintragung nachfolgt, die Zeit der Einigung.°* Unter derjelben Boraus: 
jegung wirkt gegen den Erwerber auch eine zwar nicht aus dem Grundbuch 
erfihtliche, ihm aber jonft befannt gewordene Berfügungbeichräntung. Die 
nachträglich erlangte Kenntnis von der Unrichtigkeit des Buchinhaltes hebt 
die jelbjtändige Wirkung des grundbuchrechtlichen Ermwerbes nicht auf; eben- 
jowenig kann der wirklich Berechtigte geltend machen, daß ein jpäterer Er; 
werber die Unrichtigfeit gekannt hatte, denn mit Eintritt des erften gut— 
gläubigen Ermwerbers war das Recht jo, wie der Budhinhalt es darftellte, 
endgültig zu einem Vollrecht erftarkt und übergegangen.* 

b) Das Gejeg verlangt nit vom Erwerber den Nachweis jeines 
guten Glaubens ;*' er braucht nicht zu belegen, daß er von dem Buchinhalte 
Einfiht genommen und darauf feinen Erwerb gejtügt habe. Es ijt Sache 
des wirklichen Berechtigten, die Tatumftände zu beweiſen,“ aus denen ſich 
der Schluß ergibt,“ daß der Erwerber zur fritifhen Zeit von der Un: 
rihtigfeit der Eintragung überzeugt war.** 1. Als Gegenjtand der Kenntnis 


38) $ 89211. Bei Hypotheken kann die Erteilung der fchriftlichen Ab— 
tretungerflärung und die Übergabe des Brief3 unter den in $ 1155 genannten 
Borausfegungen die Eintragung ind Grundbuch erjeßen; beides muß zufammtene 
treffen; darum fommt al3 Zeitpunft der Kenntnis in Betracht, wann die Abs 
tretung erklärt und die Briefübergabe vollgogen iſt. Zujtimmend Streder 99; 
Rredari 175; KG, Blätter für Npflege 1903 ©. 10; dagegen will Hachenburg, 
Vorträge 309, den Zeitpunkt der Abgabe der Abtretungerflärung entjcheiden Iafien. 

39) gs 892 12. Vergl. ZUG $ 23 II: die Kenntnis des Verjteigerungantrag3 
teht der Stenntnis der Beſchlagnahme glei. Oben $59 A53f. 

40) Das erlofchene Necht des wirklich Verechtigten lebt nicht wieder auf 
durh den Eintritt eines jpäteren bösgläubigen Erwerbers. Negelöberger $ 34 
418; Predari 176. 

41) Die übliche knappe Faffung: der „gutgläubige“* Erwerber wird gefchütt, 
it in doppelter Beziehung ungenau: a) der Erwerber braucht nicht feinen guten 
Glauben zu beweifen, ihm fchadet nur die vom Gegner zu betweifende Kenntnis 
der Unrichtigfeit; und b) der qute Glaube bat nach dem BGB eine verjchiedene 
Bedeutung: 1. beim Erwerb nad Grundbuchrecht wird er nur durch die pofitive 
Kenntnid der Unrichtigfeit der Eintragung aufgehoben, $ 89211; 2. beim Er— 
werb beweglicher Sachen jteht diefer Kenntnis aber die grobfahrläfjige Nicht» 
fenntnis von dem Nichteigentum des Veräußerers gleich, $ 932 II. 

42) Hierfür fommt befonders auch die Eideszufchiebung in Betracht. NG 12, 
402. — fiber den Gegeneinmwand der Tabularerjißung nach 8 900: unten $ 66 U 12. 

43) Nach freier Beweiswürdigung des Nichterd, CPO 8 256. 

44) 8892 116. Nur das poſitive Willen entjcheidet. Eine Nachforſchung— 
pflicht beiteht nicht; die Grundfäbe des Rechtes der Schuldverhältnifie, insbefondere 
die Pflicht zu redlihem Handeln nach Treu und Glauben und zur Anwendung der 
im Verfehr erforderlichen Sorgfalt gelten nur, ſoweit für den Erwerber begründete 
Zweifel an der Verläflichkeit des Buches beitehen. a) Dem Kennen der Unrichtig- 
feit jteht nicht gleich der Zweifel an der Richtigkeit. Nur jicher belegte Mitteilungen 
B. über die verfehentliche Zufchreibung der einem Anderen gehörenden Parzelle 
ürfen nad) freier Würdigung als Grundlage für die Überzeugung bon der Uns 
tichtigfeit gewertet werden. Ihnen gegenüber aber wird e3 dem Erwerber nicht 
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kommen nur die eintragungfähigen und bereits bejtehenden dinglichen Rechte 
in Betracht; denn nur der Gegenjag zu ihnen macht den Grundbudinhalt 
unrichtig.. Die jelbjtändige Wirkung des dinglihen Erwerbes wird darum 
weder durch die Kenntnis obligatoriicher Verpflichtungen, die der Veräußerer 
bezüglich des Gegenjtandes des dinglichen Gejchäftes eingegangen ift,* noch 
dadurch ausgejchlofjen, daß der Erwerber von dem Abſchluſſe eines dasjelbe 
Recht betreffenden dinglichen Vertrages wußte. Selbſt die dingliche Bindung 
des Beräußerers wirkt nur im Verhältnis zu dem Gegner des Dinglichen 
Vertrages; Dritten gegenüber wird damit feine Schranke gegen den dinglichen 
Erwerb errichtet.” 2. Gegen die dem wirklich Berechtigten aus der Un: 
richtigfeit des Buchinhaltes drohende Gefährdung bietet die Eintragung 
eines Widerſpruchs jofortigen und wirfjamen Schuß. Der Erwerber muß 
mit der hierdurch befundeten Warnung rechnen. Der Erwerb wird zwar 
nicht ausgejchlojjen, unterliegt aber, ſoweit das geſicherte Recht als damals 
bereits dinglich beftehendes feftgeftellt wird, der Aufhebung." 3. Die Ein: 
tragung einer Vormerkung ift nicht wie die des Widerſpruchs auf die Richtig: 
ftellung des Grundbuchinhaltes gerichtet; fie bejchränft jedoch den Rechts— 


frommen, we nn er ſich abſichtlich der Kenntnisnahme ſolcher Tatſachen verſchloſſen hat, 
die für jeden beſonnenen Mann überzeugend geweſen wären. Denn in letzter Linie 
fol doch nur der redliche Ve rkehr geſchützt werden. Weiß der Er— 
werber, daß ein Dritter, der behauptet, er ſei ein vom Erblaſſer irrtümlich als ver— 
jtorben angenommener Sohn, gemäß 8 2079 den Erbſchaftanſpruch gegen den jetzigen 
Veräußerer eines Nachlaßgrundſtücks erhoben bat: jo wirft das von dem Präten- 
denten erjtrittene jiegreiche Urteil auch gegen den Erwerber. Bergl. CPO $ 3251, 
II. Der Stläger fann auch, um fich den Beweis der Kenntnis der Rechtshängigkeit 
zu eriparen, deren Eintragung begebren; — 859 A56. — b) Grundſätzich iſt 
nur die Kenntnis des Vertreters, nicht died des Vertretenen nach $ 166 maßgebend. 
Wenn aber eine Vollmacht erteilt iſt, ſchließt auch das Kennen des Vollmacht— 
gebers den gutgläubigen Erwerb aus. — c) Irrtum über den Anhalt der vor: 
bandenen Buceintragungen, 3.8. weil der Erwerber glaubt, daß die verlaut- 
barte Eintragung eines Tejtamentvollitreders die freie Verfügung des Erben nicht 
bindere, vermag den Erwerb nicht zu bejtätigen; die Eintragung wirft, wie fie im 
Buche ftebt. Umgekehrt fchliegt die irrtüümliche Annahme, dat eine Verfügungs— 
beichränfung bejtebe, die Wirfung des Erwerbes nicht aus. — d) Kenntnis der 
Anfechtbarfeit eines eingetragenen Nechtes itebt nach $ 142 II der Kenntnis der 
Nichtigkeit gleich. Wenn die Anfechtung erfolgt ift, wirkt die Nichtigkeit auch gegen 
den Erwerber des Rechtes. — e) Wenn Ehegatten zur gefamten Hand ein Grumd- 
ſtück erworben haben, genügt es m. E. jedenfalls, wenn der geichäftfühbrende Mann 
die Unrichtigfeir gefannt bat. Unten $ 70 A39 8. 

45) Auch wenn der Erwerber eines Hausgrundſtücks weiß, daß der Ver: 
äußerer dem C. ein obligatorifches Vorfaufrecht eingeräumt oder daß er das Haus 
für das fommende Jahr an D. vermietet hat: wirkt dieſe obligatorifche Gebunden: 
beit gegen ihn nicht. Anders, wenn der Tatbeitand des $ 571 erfüllt war. Bei 
Hyvotheken fünnen aber alle Einreden nach $ 1138 auch gegen den Eriverber 
geltend gemacht werden, fofern fie ihm beim Erwerbe (A 38) befannt oder au? 
dem Grundbuch oder Hypothekenbriefe erjichtlich waren. 

46) Selbit die Auflafjung bewirkt feine Verfügungbefhhränfung; NG 55, 342. 

47) 88 892 I1«, 894, S99. Der Widerjpruch wirkt aud) dann gegen den 
Eriverber, wenn zu der Reit, wo er den Eintragungantrag jtellt, die Eintragung 
des Widerjpruchs zwar beantragt, aber noch nicht vollzogen war; 24. 
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erwerb des Dritten injoweit, als die zu jeinen Gunjten getroffene Verfügung 
den Anſpruch des Vorgemerkten vereiteln oder beeinträchtigen würde.“ 


863. Beridtigung des Grundbuds.' 


1. Das Gejeg muß mit der Möglichkeit rechnen, dat der inhalt des 
Grundbuchs mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklang jteht. Es 
bietet für diejen Fall zwei Rechtsbehelfe. Der Widerſpruch dient als jofort 
zu erwirfender Rechtsvorbehalt zum Schuge des wirklich Berechtigten gegen 
die Gefahr des Rechtsverluftes, die fich ald Wirkung des öffentlichen Glaubens 
des Buches ergibt. Biel weiter reicht der Zwed der Berichtigung. Er um: 
faßt alle Rechtsfolgen und Schugwirfungen, die mit dem Eintragungprinzip 
verbunden find. Demgemäß zielt die Berichtigung nicht bloß auf die vor: 
läufige Abwehr der NRechtsgefährdung, die aus dem Ermwerbe eines gut: 
gläubigen Dritten droht, jondern auf die endgültige Feititellung und Durdy: 
jegung des wirklihen Rechts gegen das unrichtige Buchredht : der Berechtigte 
begehrt damit die Einräumung der mit der Bucheintragung verbundenen 
pofitiven VBerfügunggemwalt und die Ausichliegung jeder fein Hecht kränkenden 
unrihtigen Eintragung. Der damit anerkannte Berichtigunganſpruch läßt fi 
mithin auf einen materiellrechtlihen Grundjag des Inhaltes zurüdführen: 
jedes eintragungfähige Recht enthält in ſich den Anſpruch auf eine feinen 
wirflihen Bejtand befundende Darjtellung im Grundbuche ; es joll dort jo 
in Erſcheinung treten, wie es materiell begründet iſt, und joll freigejtellt 
werden von allen buchmäßigen Bejchränfungen, die in Wirklichkeit nicht 
beitchen.® 


48) Der vorgemerkte Anſpruch nimmt an dem öffentlichen Glauben des 
Buches nicht teil. Es handelt jih um den Schuß eines Rechtes, das durch die 
Einigung und Eintragung erjt zu einem dinglichen werden will. Darum verlaut— 
bart das Grundbuch, obgleich e3 dies Necht nicht nachweift, den dinglichen Recht: 
ſtand durchaus richtig. Die Vormerkung hat gegen den Erwerber jedoch die durch 
$353 II gefennzeichnete Wirkung; Vollaug nach 8 858. 

1) 8 894. — 8. Schilde, Unrichtigfeit des Grundbuchs 1899; Ecctus 88 181, 
200; Bredari 177; Oberned, GBO 845; Streder, R. an Grundjt. 101; Dern— 
burg, BR 3 849; ©. Schatzky, Grumdbuchberichte 1902; 2. Goldmann, Anſpruch 
auf Grundbuchberichtigung 1904. 

2) „Wirklich“ fennzeichnet im BGB den Gegenſatz zu dem äußeren Tat— 
beitande; fo $ 133 der wirkliche Wille im Gegenfate zu dem Wortlaute der Ers 
NMörung. In Verbindung mit Recht zielt wirklich auf den wahren Berechtigten 
(Geihäftsberrn, Erben 686, 2362; Nutzungsrecht, Erbrecht 988, 2018). Im Ges 
biete de3 Grumdbuchrechtes wird damit der nach materiellem Rechte Berechtigte 
dem bloß Vuchberechtigten (dem nach 8 891 vermuteten Rechte) gegenübergeftellt. 
838 S 1263 bezüglich der Legitimation durch das Schiffregifter. Vergl. oben 

0. 

3) Über die Eintragung des Paſſivbbeteiligten als Vorausſetzung feiner 
Zerfügung durch Bewilligung der Eintragung einer Nechtsänderung oben $ 54 
420 und 855 U 12 f.; über feine Pflicht, fich eintragen zu laſſen 8 895, unten A 30, 
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Die richtige Abgrenzung des Inhaltes und Anmendunggebietes des 
Berichtigunganſpruchs ift nur möglich, wenn beachtet wird, daß das Gejeg in 
dreifahem Sinne von Berichtigung jprict. 


a) Unjtimmigfeit des Grundbuchs liegt vor, wenn die tatſächlichen An- 
gaben des Grundbuchs über das gebuchte Grundftük mit dem amtlichen 
Verzeichnis und dem ihm zugrunde liegenden Katafter, Steuerbuch oder 
Flurbuch nicht übereinftimmen.* Die Richtigftellung erfolgt hier von amts- 
wegen nach den landesgejeglihen Vorſchriften über die Fortſchreibung der 
Grundbüder.° Sind infolge eines Verſehens des Katafteramtes zwei Grund: 
ftüche miteinander verwechſelt und daraufhin die Eigentümer wechſelweiſe 
auf die verkehrten Grundftüce eingetragen worden, jo hat der Grundbud)- 
beamte die Richtigftellung von amtswegen einzuleiten; er darf fie vollziehen, 
wenn alle Beteiligten die Berichtigung bemwilligen und Rechte Dritter nicht 
gefährdet werden.° Eine ſolche einfache Berichtigung kann auch auf Antrag 
des Berechtigten erfolgen, wenn es fich lediglich um die Richtigftellung 3. B. 


— — — — 


4) Darüber oben 852 Nr. 5. A. Neumann, in Gruchot 48, 20. 

5) Oben 852 Nr. 3 f.; Kretzſchmar, Recht 7, 327. 

6) Bei der im Jahre 1895 vollzogenen Neueinſchätzung zur Gebäudeſteuer 
und Neuordnung der Häuſernummern hatte der preußiſche Kataſterbeamte die 
beiden Hauseigentümer Georg Müller und Guſtab Müller miteinander verwechſelt. 
Georg M., der Eigentümer und Bewohner des Hausgrunditüds Nr. 29 war, murde 
infolgedefien als Eigentümer von Nr. 102 eingetragen, und umgefehrt war Guitab 
M., dem Nr. 102 gehörte, auf Nr.29 eingetragen. an zahlte jeitdem die Ge— 
bäudejteuern des anderen, allerdings unter ſtiller Verwunderung darüber, dab 
Guſtav al3 Eigentümer des Hleineren Anweſens höhere Steuern zu entrichten hatte 
als Georg. Später hat Georg M. eine Hypothek von 3600 Mark aufgenommen, 
die auf Grund feiner Betwilligung auf dad Grundſtück Nr. 102 eingetragen wurde, 
fo daß er zwar perfönlicher Schuldner wurde, dinglich aber Guſtav als der wahre 
Eigentümer des belasteten Grundftüd3 verhaftet war. Am Jahre 1904 wurde die 
Vertvirrung der Bucheintragungen entdedt, ald gegen Georg M. die Eintragung 
einer Sicherunghypothek durchgeſetzt werden ſollte. Der Grundbuchrichter bat 
ſachgemäß die Richtigjtellung darauf in folgender Weiſe durchgeführt. Er ver— 
handelte mit den beiden Eigentümern und dem Shpotbefengläubiger und nahm 
eine Verhandlung auf, in der fämtliche Beteiligte die Unrichtigfeit anerkennen und 
die NRichtigftellung des Buches mit der twirflichen Rechtslage bewilligen. Dies ge- 
nügte als materielle Grundlage, weil Rechte Dritter nicht gefährdet waren. Die 
Durchführung der NRichtigftellung hätte unter Zugrundelegung des Prinzips der 
Realfolien jo geichehen follen, dat auf jedes Grundbuchblatt der richtige Eigen- 
tümer eingetragen, diefe felbit umgefchrieben und ein neuer Hhpothefenbrief aus— 
gejtellt wurde; aber dann hätte fich eine Unjtimmigfeit mit den Angaben über die 
Vorbefiger, mit den gelöfchten früheren Eintragiumgen uſw. herausgeitellt. Daber 
war e3 praftifcher, daß die bisherigen Grundbuchblätter erhalten und mur die Be— 
zeichnung des Grunditüds, das jedem Eigentümer zuſteht, unter Richtigitellung 
der fataftermäßigen Angaben geändert wurde; ebenfo wurde auf dem Hypotheken— 
briefe die Bezeichnung des belafteten Grundjtücds berichtigt. — Hätte im bor- 
liegenden Falle der Hhpotbefengläubiger feine Zuftimmung verweigert, fo hätte 
ber Grumdbuchrichter nach GBO $ 54 einen Widerspruch eintragen und den Eigen- 
tümern die Durchführung des Berichtigunganfpruchs nach $ 894 überlafjen müſſen. 
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der Bezeichnung des Berechtigten ? oder um den Nachtrag verjehentlich bei der 
Bucheintragung ausgelafjener Vermerke und Zufäge handelt.‘ 

b) Der Grumdbudinhalt ift von Anfang an unrichtig,° wenn der Grund- 
buchbeamte durch den Vollzug der Eintragung ſelbſt eine gejegliche Vorſchrift 
verlegt hat. Der grumdbuhmäßigen Wirkung einer derartigen ungeredt- 
fertigten Eintragung ift vorzubeugen, indem von amtswegen ein Wider: 
jprudy eingetragen wird.!° 

c) Unrichtigkeit im echten Sinne liegt vor, wenn eine den gejeglichen 
Vorjehriften über das Verfahren in Grundbuchjachen entiprechende Eintragung 
niht in Einklang jteht mit dem dinglichen Nechtitande, der fi aus dem 
materiellen Rechte ergibt. Der Grund diefer Unrichtigkeit kann fich daraus 
herleiten: 1. daß die Eintragung von Anfang an der erforderlichen materiell: 
tehtlihen Grundlage entbehrte,“ oder 2. daß die urjprünglich richtig ver: 


7) So 3.2. wenn das als Eigentümerin eingetragene Fräulein U. die Ein 
tragung ihres jeßigen Namens al3 Ehefrau B. beantragt. Dieje Berichtigung 
beruht nicht auf einer rechtsgejchäftlichen Erklärung, fie beziwedt feine Rechts— 
änderung und greift nicht in die Nechte Dritter ein; darum genügt bier ein form— 
lojer Antrag unter Vorlegung der Heiraturkunde, es bedarf feines förmlichen Be— 
rihtigungderfahrens. Als Grundlage dient GBO 822. — Dasjelbe gilt, wenn 
ala Eigentiimerin eines Grundſtücks die ſtädtiſche Sparkaſſe eingetragen iſt und 
dieſe Angabe durch die Eintragung: Stadtgemeinde A. (Sparkaſſe) richtig geſtellt 
werden fol; OLG 8,204. Auch der Antrag, dat ein bisher auf den Namen der 
Ehefrau eingetragenes Grundjtüd auf die „Eheleute in Kahrnisgemeinfchaft“ ein 
getragen werden foll, beruht nicht auf einer Einigung über den Eigentumtechjel; 
es genügt alſo Bewilligung und Antrag auf einfache Richtigitellung des Grund» 
buchs; da feine Auflaffung vorliegt, iit auch fein Auflaffungitempel zu entrichten. 

8) So 3.3. wenn überfehen wurde, bei Eintragung eines Vorerben gemäß 
GBO $ 52 zugleich dad Necht des Nacherben oder die Befreiung des Vorerben bon 
Beihränfungen feines Verfügungredhtes einzutragen. Denn dieje Eintragungen 
ind von amtswegen vorzunehmen, jie bedürfen feiner Bewilligung der Beteiligten 
und greifen in die Rechte Dritter nicht ein. Dasjelbe gilt nach 8 53 von der nach— 
träglihen Eintragung eines Tejtamentvollitreders. 

9) GBO 8541. Der Fall einer nachträglich eintretenden Unrichtigfeit 
(112) fann vereinzelt auch bier eintreten; 3.8. wenn ein fubjeftiv dingliches 
Recht geändert oder gelöfcht wird, ijt der Vermerk hierüber auf dem Blatte des 
berrihenden Grundſtücks unrichtig geworden; er ift dann von amtswegen zu be= 
richtigen; GBO 8 8 II. Vergl. auch $A9II Vermerk über das Erlöfchen einer 
Ritbelaftung. 

10) Eine Hypothek ift 3.8. ohne Bewilligung des Eigentümers oder auf ein 
falſches Grundftüd oder mit einem niedrigeren Betrage eingetragen, als der An: 
trag angibt. Die Eintragung des Widerfpruchs ijt unbedenklich, da diefer nur 
zur Sicherung gefährdeter Rechte dient, die felbitändig erworbenen Rechte Dritter 
aber nicht beeinträchtigt. — Vorausfekung zur Eintragung des Widerſpruchs ift, 
dab das Grundbuch unrichtig geworden iſt. Das trifft keineswegs bei jeder Ver— 
legung der gefeßlichen Vorfchriften über da3 Burchungverfabren zu. Hat 3.2. 
der Grundbuchbeamte die Vorfchriften des 8 16 II oder $ 17 mihachtet, fo hat das 
eingetragene Recht endgültig den Rang erworben, der fich aus der ihm im Grund- 
buch gegebenen Stelle ergibt; ein Widerfpruch ift hier unzuläſſig, weil der Grund- 
buchinhalt materiell richtig tft; oben 813 A 10. 

11) Dazu oben 823 A 10f. Anwendung ferner in den Fällen der Doppel— 
buchung derjelben Barzelle und der Parzellenverwechſelung; oder wenn berfehent- 
ih A. auf 2 Kuxe und B. auf 3 Kure eingetragen iſt, während die Anteile in 
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lautbarte Rechtslage infolge einer außerhalb des Grundbuchs eingetretenen 
Rechtsänderung nachträglich unrichtig geworden iſt.“ Sin beiden Fällen 
gewährt das Gejeg den Anſpruch auf Berichtigung. 

2. Die Rechtsnatur des Berichtigunganſpruchs ift dahin zu beftimmen: 
es handelt ſich um einen eigenartigen öffentlihen Rebtihusanjprud 
der inhaltlich auf Die Sicherung des buchmäßigen Dajeins des eintragungfähigen 
dinglichen Rechtes und auf feine Freiheit von unrichtig eingetragenen Be: 
laftungen oder Beſchränkungen gerichtet iſt.“ Jedem eintragungfähigen 
Rechte wird damit auf Grund des Eintragungprinzipes der Anſpruch auf 
Verwirklichung durch richtige und vollftändige Darftellung im Grundbuce 
zuerkannt. Das Rechtſchutzintereſſe begründet fich dadurch, daß nur auf dieje 
Weiſe die volle Teilnahme an den jelbjtändigen Wirkungen des öffentlichen 
Glaubens des Buches gewährleiftet wird. Der Berichtigunganjpruch bildet 


Wirklichkeit umgefehrt zu buchen waren. Der Erbſchein, auf Grund deſſen die 
Eintragung erfolgt ift, war falfch; oder der Ehevertrag, durch den die allgemeine 
Gütergemeinſchaft begründet und eingetragen wurde, ijt durch Anfechtung nichtig 
geivorden. Ferner WU 19, 

12) Den Hauptfall bildet die Erbfolge. Ferner Erwerb auf Grund der ebe- 
lichen Gütergemeinfchaft oder des Zufchlags bei der Zivangsverfteigerung; Erwerb 
des Anteils eines ausgeſchiedenen Geſellſchafters oder Mitgliedes eines nicht 
rechtsfähigen Vereins auf Grund des Zumwachsrechtes. Vergl. hierüber oben $ 60. 

j Dazu Bd. 1 $ 86a. Befchwerdeverfahren ift bier unzuläffig; oben 
855 921. 

14) Der Anfpruch iſt dinglich, infofern er die beſtehende wirkliche Rechtslage 
zur Verlautbarung bringen fol und jedem eintragungfähigen Rechte kraft feiner 
dinglichen Natur innewohnt. Damit wird aber das entjcheidende Merkmal nicht 
getroffen. Dies berubt vielmehr darin. Wenn die Rechtsordnung dem Grundbud) 
öffentlichen Glauben beilegt, jo muß allen Rechten, deren Buchung zur richtigen 
und vollftändigen Beurkundung der Rechtslage eines Grundſtücks gehört, aud) das 
entiprechende buchmäßige Dafein getwährleijtet und damit Schuß gegen den aus 
einer unzulänglichen Buchung drohenden Rechtöverluft geboten werden. In diefem 
Sinne richtet ſich das Nechtichußbegehren gegen den die Buchführung befehlenden 
und ordnenden Staat; es handelt jich bei der Berichtigung um ein publi— 
ziſtiſches Schutzmittel, durch das der dDinglidh Berechtigte 
die Verwirflihung feines Intereſſes an dem richtigen 
bubhmäßigen Dafein feines Rechtes bei dem Grundbud- 
amte durchzuſetzen vermag. Die Grundlage hierfür bildet der ent- 
fprechende materiellrechtliche Anspruch gegen den Gegner. — Die meijten Schrift: 
jteller enticheiden fich dagegen auf Grumd der Mot. 3,236 und Brot. 3, 103 dafür, 
daß nur ein privatrechtlicher negatorifcher Anfpruch vorliege ; 3. B. Biermann $ 594 
A 2a; Oberned 231, Predari 178. Aber diefer Vergleich paßt nicht. Die Bes 
richtigung iſt keineswegs bloß negatorifch auf die Abwehr unrichtiger Eintragungen 
gerichtet, denn fie geht vor allem pofitiv auf die Anerkennung des wirflichen Rechts. 
Der Anfpruch ift auch keineswegs an die Behauptung eines bejtimmten Buchrechtes 
feitens eine3 Gegners gebunden; das Begehren der Eintragung einer Verfügung- 
befchränfung oder der Eintragung als Erbe richtet fich überhaupt nicht gegen einen 
Anderen al3 Gegner, fondern entnimmt als abjoluter Anfpruch die Grundlage 
aus der Tatfache der Unrichtigkeit des Buchinhaltes. Schilde 52 verweiſt befler 
auf das Berichtiqungintereffe; aber fein Beftreiten der dinglicden Grundlage des 
Anspruchs iſt unbegründet; gegen ihn Predari 178 A 30; vergl. ferner Hellmwig, 
Anſpruch und Klagrecht 29; Wach, Handb. des Civilprog. 1, 19. 
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infofern eine Erweiterung des Inhaltes jedes eintragungfähigen Rechtes; er 
it unlösbar mit dieſem verbunden und jteht im Falle der Abtretung des 
Rechtes dem Erwerber zu;'° denn legitimiert zur Ausübung des Anjpruchs 
ift der, defien Recht durch die Unrichtigkeit beeinträchtigt wird. 

3. Borausjegung zur Geltendmahung des Berichtigunganſpruchs ift, 
daß ein bejtehendes dingliches Recht gefährdet ift, weil der Inhalt des 
Grundbuchs nicht in Einklang fteht mit der wirklichen Rechtslage. 

a) Nur die bereits verwirklichten dinglihen Rechte finden hier An— 
erfennung, nicht der Anjpruc auf Erlangung oder Aufhebung eines jolchen 
Rechtes; jeine Nichtverlautbarung macht das Grundbuch noch nicht unrichtig."* 
Nur die noch bejtehenden *" dinglichen Rechte können Sicherung dur Be: 
rihtigung erlangen. Sit ein begrenztes dingliches Recht erlojchen, weil es 
zu Unrecht gelöjcht und der Anſpruch des Berechtigten verjährt ift, jo 
entfällt damit auch der Berihhtigunganjprud).'* 


15) ©o für die Abtretung RG 46, 225 und in Gruchot 45, 942; Recht 8, 91. 
Nach der oben gegebenen Begründung enthält der Berichtigunganfpruch fein ſelb— 
tändig für fich beitehendes Recht; er kann ebenfowenig wie etwa der Anfpruch auf 
Erhebung der Leiftungflage oder auf Verwirklichung einer bejtellten Hypothek durd) 
Eintragung für fich abgetreten oder gepfändet werden. Will der pfändende Gläu— 
biger das Recht erwerben, wonach eine eingetragene Hypothek nicht auf den Eigen= 
tümer des Grunditüds, fondern auf ihn ſelbſt umgefchrieben werden joll: jo kann 
dies nicht durch die Pfändung de3 Berichtigunganfpruchs gefchehen, jondern nur 
durch Pfändung der Hypothek felbit, in der Überweiſung diejer find alle Recht3- 
bebelfe zur Ausübung und Durchführung des überwiejenen Rechtes bereits ent» 
halten. Vergl. Hoffmann, Eentralbl. f. FG 2, 642; aber auch Kretzſchmar, Sächſ. 
Arch. 11, 183,200; 12, 658. 

16) Iſt bloß ein perfönlicher Anspruch auf Überlafjung oder Zufchreibung 
einer Parzelle erworben, fo findet $ 894 überhaupt feine Antvendung; RG 53, 
377. Dasfelbe gilt, wenn die allgemeine Gütergemeinfchaft aufgehoben tft, be— 
züglihd der dem einzelnen Ehegatten zugefallenen Grundjtüde; jein Erwerb 
hieran muß nach $ 925 erſt vollzogen werden; er fann nicht behaupten, daß er 
bereit3 Eigentümer geworden und daher durch Berichtigung des Grundbuchs ein» 
zutragen jei. Wenn auf Grund eines Kaufvertrages die Auflaffung borgenommen 
und der Käufer ald Eigentümer eingetragen ift, fo hat der Verfäufer, wenn er 
den Kaufvertrag mit Erfolg angefochten bat, jeinen Klaganſpruch auf Rüdauf- 
laſſung, nicht auf Berichtigung abauitellen. 

17) Daber jteht dem Veräußerer nach Vollgug der Auflaffung und Eins 
tragung des Ermwerbers der Berichtigunganfpruch nicht mehr aus eigenem Rechte 
zu. Der Erwerber fann aber natürlich den Veräußerer ebenfo wie jeden Dritten 
durch Vollmacht ermächtigen, jenen Anfpruch durchzuführen. Ob dies gefchehen 
iit, bleibt Frage des einzelnen Falles. Hat der Veräußerer fi) im Kaufvertrage 
verpflichtet, eine bejtimmte Belaftung zur Löfchung zu bringen, jo enthält die 
Auferlegung diefer Pflicht zugleich die Ermächtigung oder Aftivlegitimation zur 
Erhebung und Durchführung des Berichtigunganſpruchs. Vergl. RG 53, 408. 

18) 8901. Der $ 598 jteht dem nicht entgegen. Cr befagt nur, daß für 
den Berichtigunganspruch feine felbitändige Verjährung läuft; er verneint nicht die 
Abhängigkeit des Rechtſchutzanſpruchs durch Berichtigung von dem Fortbeſtehen 
eines zu fchükenden materiellen Rechtes, denn ohne dieſes ftände dad Buch nicht 
in Widerfpruch mit der mwirflichen Rechtslage. Unten 866 418. 
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b) Unrichtig ift das Buch, wenn es: 1. das begründete dingliche Recht 
überhaupt nicht oder nicht auf dem richtigen Blatt oder nicht mit dem richtigen 
Inhalte verlautbart. Hierfür genügt auch jede ungenaue Bezeichnung des 
Rechtes jelbjt oder der Anteile der Miteigentümer.” 2. Die Rechtslage iſt 
ferner unrichtig gebucht, wenn die zugunften einer bejtimmten Perjon be: 
stehende Verfügungbeſchränkung nicht eingetragen oder umgekehrt eine ein: 
getragene Verfügungbejchränfung materiell nicht begründet iſt.““ 

c) Keine berihtigungfähige Unrichtigfeit liegt Dagegen vor, wenn das 
bloße Buchrecht infolge des Erwerbes durd) einen gutgläubigen Dritten zu einem 
vollwirfjamen erjtarkt ift; hier hat fich die Gefährdung, der das materielle 
Recht infolge des öffentlihen Glaubens des Grundbuchs ausgejegt wird, 
bereitö verwirklicht; der Berichtigunganjpruch kommt zu jpät.?' 


19) Unter Verlegung von GBO 848. Auch der Hhpothefengläubiger, dem 
eine Hypothek an dem Anteile eines Miteigentümers ($ 1114) zuiteht, Tann 
verlangen, daß die unzutreffende Angabe im Grundbuch („ideeller Anteil des 
A.“) durch genaue Bezeichnung der Miteigentiimeranteile entjprechend der mir: 
lihen Rechtslage berichtigt werde. So auch NG 54,87. Einen anderen Fall 
bietet 8117211 bei der Eigentümergefamthupothef. — Dagegen iſt die Ver: 
leßung der Iandesrechtlichen Vorfchriften über die Stelle, wo eine Eintragung 
im Grundbuchblatte erfolgen fol, für die Wirfung der Eintragung ohne Be— 
deutung; ſie macht das Buch nicht unrichtig. Vergl. RO 55,343. 

20) Hierauf verweiſt $ 894 ausdrüdlich. Vergl. dazu oben $59 4153 f. 
Gegen einen eingetragenen Widerſpruch iſt keine Berichtigung zuläſſig, ſoweit 
dieſe nach $ 899 ſelbſt wieder durch Eintragung eines Widerſpruchs zu vollziehen 
wäre; eine folche Häufung fich freugender Widerfprüche läßt jich mit den Grund: 
fäßen des Liegenfchaftrechtes nicht vereinigen. Predari 180 b; Fuds 1,175; 
Kretzſchmar, Sächſ. Arch. 11,203; Schilde 80; KON 20,219; 21,149. Da: 
gegen kann wohl Berichtigung begehrt werden, wenn eine Vormerfung oder ein 
MWiderfpruch unrichtig gelöfcht find, oder wenn eine Vormerkung eingetragen iſt, 
die 3.8. rechtlich unzuläſſig iſt (nicht dagegen deshalb, weil ein vormerfbarer An: 
jpruch nicht eingetragen iit, oben $53 417, ı2 A 48); denn die Berichtigung 
dient ihrem ganzen Zwecke nach auch zur Erhaltung diefer zur Sicherung eines 
Anspruchs oder dinglichen Nechts beitimmten befonderen Behelfe. So auch Pland 
8,145 A3c. 

21) Die Folgen treten befonders deutlich bei der Hhpothefenrangordnung 
hervor. A. und B. find mit Hypotheken von je 1000 Mark eingetragen; mun 
wird die erite Hypothek infolge einer nichtigen Verfügung des als Verfchwender 
entmündigten N. gelöfcht; darauf gibt E. 1000 Mark Darlehen und wird binter B. 
eingetragen. Der gejeßliche Vertreter des A. jetzt nachträglich die Wiedereintragung 
der zu Unrecht gelöfchten Hypothek des A. mit dem Nange vor den für B. ein 
getragenen 1000 Marf durch. Wenn nun das Grundjtüd verjteigert wird umd 
1500 Marf Erlös bringt, jo erhält E. jedenfalls 500 Marf, da er fraft des öffent- 
lichen Glaubens des Buches Binter 1000 Mark fommt; die 1000 Marf aber müſſen 
nach Analogie von $SS1 IV (dazu oben $ 14 A 16; die Verwertung diejer Ana: 
logie verdanke ich der Anregung meines Kollegen Hed) verteilt werden: mithin 
befommt B. dem A. gegenüber, was über den Betrag von 1000 Mark erlöft iſt, 
d.h. bier 500; A. erhält die übrigbleibenden 500, denn fein primärer Anſpruch 
wird durch den rechtsgültigen Erwerb des CE. gedrüdt. Dies entfpricht durchweg 
der Billiafeit, denn die Folgen der aufergewöhnlichen Vorgänge, die fich in feiner 
Berjon vollzogen haben, mul A. tragen. Vergl. wegen der Vormerfung unten 
865 A 23. 
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d) Der Berichtigunganſpruch reicht jo weit, als ein materielles Be- 
rihtigungintereffe anzuerkennen ij. Außer dem Eigentümer kann daher auch 
;B. der Hypothekengläubiger die Nichtigkeit einer ihm im Range vorgehen: 
den und darum jein Recht beeinträchtigenden Belaftung geltend machen.?? 
Der Anſpruch entfällt dagegen, wenn die unrichtige Eintragung für Die 
Geltendmachung, Sicherheit und den Rang eines Rechtes ohne Einfluß ijt.?? 

4. Zur Durdhführung der Berichtigung gewährt das BGB einen be— 
jonderen Anjpruch, der fih auf Zuftimmung des Pajfivbeteiligten zur Vor: 
nahme der Berichtigung richtet.°** Den Kläger trifft die Behauptung: und 
Beweislaft für den wirklichen Bejtand des von ihm geltend gemachten Rechtes 
und für das den Rechtſchutzanſpruch begründende Berichtigunginterefje.”” 
Rajfivlegitimiert für den Anſpruch ift jeder, deſſen Buchrecht mit dem wirk— 
lihen Rechte des Klägers in Gegenjaß ſteht;““ ferner jeder Dritte, deſſen 
Mitwirkung zur Berichtigung durch Vorlegung insbejondere eines Hypotheken— 
briefes erforderlich iſt.“ 

a) Der durch die Berichtigung in jeinem Buchrechte Betroffene ** muß 


22) Turnau-Förſter 1,244; PBredari 181 439. 

23) Vergl. auh KG in DYZ 8, 478. Wenn, wie Fuchs dazu bemerkt, die 
eingetragene Verfügumgbeichränfung unter einer auflöfenden Bedingung jtand, 
jo iit dem Berechtigten der Anfpruch zuzuerfennen, daß bei Erfüllung der Be— 
dingung die Verfügungbeichräntung gelöjcht werde. Obgleich die Erteilung der 
Geitattung zur freien Verfügung denjelben Erfolg hätte, fo iſt daneben doch das 
Perihtigqunginterefie anzuerkennen, weil fchon das buchmäßige Dafein einer Bes 
ſchränkung das davon betroffene Necht fräntt. A: 

24) $8943. Der Gerichtitand bejtimmt ſich nach CPO $ 24; ausſchließlich 
zuſtändig iſt das Gericht, in deſſen Bezirk das Grundſtück belegen iſt. 

25) Die bloße Buchberechtigung genügt dazu nicht. Begehrt daher der als 
Eigentümer eingetragene A. die Berichtigung durch Löſchung einer für B. ein— 
getragenen, angeblich nichtigen Hypothek: ſo wird das Intereſſe des A. zwar 
zunächſt durch 8 891 beſtätigt; B. kann aber mit Erfolg die Aktivlegitimation des 
A. beitreiten, indem er den Beweis erbringt, daß A. nach der wirklichen Rechtslage 
nicht Eigentümer ijt. Biermann 88; Predari 178 WA30; abw. Schilde 57; 
Oberneck 234. — Die Legitimation fehlt, wenn der bisher Berechtigte das Necht 
beräußert bat; dazu oben U 17. 

26) Das eritredt fich auch gegen den Erben des Eingetragenen, da er kraft 
Geſetzes in die Recdtitellung feines Erblafjers eingetreten iſt. Dagegen gilt dies 
nicht gegen den gutgläubigen Dritten, der nach $ 892 das Recht erworben hat; 
denn jeine Eintragung ald Berechtigter iſt nach Grundbuchrecht richtig. 

27) Nach g 896 haftet jeder, der im Befite des Hhpothefenbriefes ijt. Der 
Borlegunganfpruch ergreift als dinglicher unmittelbar den Beſitzer, er braucht 
nicht von dem Rechte des Hhpothefengläubigers abgeleitet zu werden. MW. bat die 
Hnpothef feines Schuldners B. gepfändet; B. hat die Hypothek an E. abgetreten 
und ihm den Hhpothefenbrief übergeben; dann kann A. aus eigenem Rechte, ſoweit 
es zur Berichtigung erforderlich ijt, die Vorlegung des Briefes von C. begebren. 
Tergl. RG 47, 158 und in IW 30, 31; 33, 93. Inſofern erweitert $ 896 die 
CRO 8836 III. Vergl. allgemein: Schatzky, VBerichtigunganfprud; des Voll— 
itredungsgläubiger3, Diſſ. Breslau 1902; Predari 153. 

28) Wer dies ijt, muß nach der fonfreten Nechtslage feitgeitellt werden. 
Soll durch Berichtigung eine eingetragene Hhpothef gelöfcht werden, jo ijt außer 

25* 
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mithin pofitiv zur Richtigftellung mitwirken. Dazu gehört insbejondere die 
Bewilligung des jegigen Bucheigentümers zur Wiedereintragung des bis- 
herigen Eigentümers, wenn die Auflafjung nichtig war, oder die Bewilligung 
des Eigentümers zur Neueintragung einer mit Unrecht gelöjchten Hypothek.“ 
Bildet die vorgängige Eintragung des Betroffenen die Vorausſetzung zum 
Vollzuge der Berichtigung, jo hat der Gegner auf Verlangen auch noch feine 
Eintragung zu bewirken.’ 

b) Weigert ſich der Betroffene, die zur Berichtigung des Buches er: 
forderlichen Erklärungen abzugeben, jo mag der Berechtigte hierauf die Klage 
erheben; aus der rechtöfräftigen Verurteilung zur Anerkennung des bean- 
ſpruchten Rechtes und zur Einwilligung in die berichtigende Eintragung 
findet dann die Vollſtreckung“ durch Eintragung in das Grundbuch ftatt. 
Das rechtskräftige Urteil erfegt nur die Zuftimmung des Verurteilten; ob 
dieje zum Vollzuge der Berichtigung des Grundbuch genügt, unterjteht der 
pflihtmäßigen Nachprüfung des Grundbuchbeamten.’® 

5. Das BGB ftellt die materiellen Vorausfegungen des Berichtigung: 
anſpruchs und die rechtliche Gebundenheit des von ihm Betroffenen feſt. Die 
Durchführung des publiziftiihen Rechtſchutzanſpruchs ift aber keineswegs ſtets 
an die Zuftimmung des Paffivbeteiligten gebunden; dieſe hat nur den all: 
gemeinen Zwed zu verhüten, daß ein verjtedtter Eingriff in die Rechtslage 
eines Buchberechtigten ftattfinde. Wo dies nicht zu befürchten ift, weil ins: 


dem Shpothefengläubiger auch der Eigentümer des Grundftüds wegen — 
und GBO 827 als Paſſivbbeteiligter anzuſprechen; Turnau-Förſter 1,237. — 
Es muß herborgehoben werden, daß es ſich hier aber nicht um die Herbeiführung 
—— ———— ſondern um die Verwirklichung des beſtehenden Rechtes 
andelt. 

29) Die Erflärungen müffen in der rechten, nach Grundbuchrecht erforder- 
lichen Form abgegeben werden. Iſt eine Urkunde, 3.8. ein Hypothekenbrief, ver— 
nichtet oder verloren gegangen, fo richtet fich der Anspruch auf die Neuausftellung; 
vergl. OLG 7,27. 

30) ‚rs mit Nücdjicht auf GBO 8401; oben 855 A114. 

31) CPO 8894; oben $54 A 33. 

32) Das Urteil bindet ihn infoweit nicht. So KGJ 21,297. Eine Kirchen— 
gemeinde hatte ein rechtöfräftiges Urteil erjtritten, das von der Annahme aus: 
ging, dat ein Privatgrundftüd durch feine Widmung zum Begräbnispla kraft 
Gejeßes in das Eigentum der Klägerin übergegangen fei. Demgemäß wurde 
der Brivateigentümer verurteilt zur Einwilligung in die Berichtigung des Grund« 
buch dahin, daß die Kirchengemeinde als Eigentiimerin eingetragen werde. Der 
Grundbuchbeamte Iehnte den Vollzug diefer Berichtigung mit Necht ab, weil ein 
derartiger vom Progzekrichter unterjtellter Eigentumverlufjt und seriverb außerhalb 
de3 Grundbuch nicht anerkannt werden darf; hierzu hätte e8 vielmehr der Auf: 
laffung oder der Verurteilung zur Abgabe der Auflaffungerflärung bedurft. 
Fehlten fomit die Vorausfeßungen der Berichtigung, fo durfte der Grundbud: 
beamte die rechtlich unzuläffige Eintragung auch dann nicht vornehmen, wenn die 
Zuftimmung des Raffivbeteiligten durch ein recht3fräftiges Urteil erſetzt morden war. 

33) So inäbefondere, wenn der Erbe feine Eintragung als Beredtigter 
begehrt; A 12. Ferner die oben A7 angeführten Fälle. 


864. Widerjprud. 389 


befondere ein in jeinem Rechte Betroffener überhaupt fehlt,’* oder wo die 
Durhführung des Rechtes auf Zujtimmung äußeren Schwierigkeiten begegnen 
würde, tritt die publizijtiiche Natur des Berichtigunganſpruchs in voller Rein: 
beit hervor: der Anſpruch ift unmittelbar an das Grundbuhamt zu richten. 
Entiprehend den Grundjägen des Grundbuchrechtes wird vorausgejegt und 
genügt der Nachweis der Umrichtigkeit durch öffentliche Urkunden.’ 

6. Die Kojten der Berichtigung trägt grundjäglich der, in deſſen Inter— 
efje die Berichtigung erfolgt.?" 


864. Widerjprud.' 


1. Bis zur Berichtigung des Grundbuchs bejteht die Gefahr, daß das 
wirklich bejtehende Recht durch eine von dem öffentlichen Glauben des Buches 
getragene Verfügung des nur Buchberechtigten beeinträchtigt oder vernichtet 
wird. An dem von einem gutgläubigen Dritten erworbenen materiellen Rechte 
würde Die Durchführung des Berichtigunganſpruchs jcheitern. Das Bedürfnis 
bejteht daher, durch einen jchleunigen Rechtöbehelf dem bedrohten Rechte in der 
Zwiichenzeit, bis der publiziftiiche Anjpruch auf Berichtigung vor Gericht zur 
Durchführung gelangt ift, fofortige Sicherung zu verſchaffen. Das gejchieht 
durch die Eintragung eines die Wirkung des öffentlichen Glaubens ſuspen— 
dierenden Rechtsvorbehaltes, den das BGB als Widerſpruch bezeichnet. 


34) Der betroffene Berechtigte ift 3.8. umbefannt oder verjchollen. 

35) GBO 8221 und $27 112 bei der Löſchung einer Hhpothef ufw. Form 
der Utkunden nach 829. Die Berichtigung durch Eintragung eines Eigen 
tümers oder Erbbauberechtigten bedarf wegen der damit berbumdenen meit- 
tragenden, auch öffentlichrechtlichen, Wirkungen der befonderen Zuftimmung des 
Einzutragenden; $ 2211. — Die materiellen Vorausfeßungen der Berichtigung 
im Wege der freitwilligen Gerichtäbarfeit find diefelben wie für den Berichtigung 
anjpruch nach $ 894. Der Grumdbuchbeamte muB diefe genau nachprüfen und 
insbefondere erwägen, daß der Nachtveis der Unwirkſamkeit des die Eintragung 
begründenden dinglichen Vertrags nicht ausreicht, weil diefer durch Beitätiqung oder 
Genehmigung nachträglich eritarft fein fan; Turnau-Förſter 2,127 U3. Die 
Vereinfachung des Verfahrens nach $22 wird befonders dadurch hervortreten, 
dak der Grundbuchbeamte alle Beteiligten vorlädt, mit ihnen verhandelt und über 
die übereinjtimmend begehrte Berichtigung ein PBrotofoll aufnimmt. Vergl. U 6. 
— Die Berichtigung fann nicht aus dem Grunde begehrt werden, weil eine be- 
wirkte Eintragung infolge ungutreffender Auslegung der fie begründenden Ur: 
funden unrichtig fei. Denn dies würde im Erfolge auf die Anfechtung einer voll: 
zogenen Eintragung binausfommen und damit würde das in GBO $71II ent» 
baltene Verbot umgangen. So RIA 3,258; KG im NRedt 8, 91. 

36) $ 897 nach dem Vorbilde von $ 369. 

1) 8899. GStreder, Rechte an Grunditüden 107; Biermann, Widerfpruch 
u. Bormerfung 1901; Oberned, Grumdbuchrecht 845; Fuchs 1,185; Turnau— 
Förster 1, 252; Predari 185; Schilde, Unrichtigfeit des Grundbuch (1899) 71; 
M. Weigelt, Vormerkung u. Widerfpruch Diſſ. Breslau 1901; Frey, Centralbl. 
für $6 3, 557. 

2) Der Widerſpruch iſt feit der 2. Lefung (im Entw. I hieß er noch Vor— 
merfung) der Vormerfung gegenübergejtellt worden; gleichtvohl jteht er mit diejer 


390 Drittes Buch. Sachenrecht. 


a) Das Anwendungsgebiet des Widerjpruchs wird im BGB durd den 
Zwed, einer fünftigen Buchberichtigung jofort vorwirkenden Schuß gegen den 
öffentlichen Glauben des Buches zu verjchaffen, begrenzt. Cintragung eines 
Widerjpruchs nur da, wo eine Berichtigung zuläffig if. Der Sicherung durd) 
Widerſpruch ift daher nur fähig ein gegenwärtig beftehendes dingliches Recht, 
das eintragungfähig und eintragungbedürftig ift, der ihm gebührenden Ber: 
lautbarung im Grundbuch aber entbehrt.* Die Eintragung erfolgt auf den 
formlojen Antrag des zur Erhebung des Berichtigunganfpruchs Berechtigten, 
der ſich auf die in öffentlich beglaubigter Form vorzulegenden Unterlagen, 
einjtweilige Verfügung oder Bewilligung, jtügen muß. 


in enger Verwandtichaft; darüber unten 865 Nr. 1b. Der Ausdrud „Wider: 
ſpruch“ Hat im BGB außer der im Tert gefennzeichneten engeren Bedeutung 
auch den weiteren Sinn: Geltendmachung eines ausfchliegenden Gegenredtes; 
fo Widerfpruch gegen den Überbau 912,,gegen den Pfandverfauf 1232, gegen 
die Geltendmadung der Hypothek 1160, gegen die Ausgabe von Erneuerung: 
ſcheinen 805, gegen die Entfernung der Sachen des Mieters 560, 561; ferner 
1128, 625, 711, 267, EG 26,53. Im Gegenfaß hierzu richtet jich der Wider: 
jpruch nad) $ 899 gegen die buhmäßige Wirkung einer Eintragung oder Löſchung 
und erjtrebt die pojitive grundbuchmäßige Anerfennung des bejtehenden dinglichen 
Rechtes; er will die eingetretene Rechtsänderung zur Erfcheinung bringen, während 
der Widerfpruch in den vorgenannten Fällen gegen den Eintritt einer Anderung 
der Rechtslage gerichtet iit (aber auch A 9). Vergl. auch $ 1028, ſowie 675, 
1518, 2258, Wergl. ferner unten 49. 

3) Dies ergibt die Verweifung in $ 899 auf $894; vergl. daher oben 
863 Nr.3. Hier ift folgendes hervorzuheben. a) Nur Rechte, die ohne Buch— 
eintragung dinglich jind, ftehen in Frage; insbefondere folche, deren Entjtehung 
außerhalb des Grundbuches den Buchinhalt nachträglich unrichtig gemacht bat; 
RG 53,375; 55,343. Dazu treten die Fälle, wo eine Eintragung von Anfang 
an unrichtig mar und wo ein eingetragenes Recht zu Unrecht gelöfcht worden iſt. 
Das Recht muß jet bereits al3 dingliches begründet fein (im Gegenfaß zu dem 
Necht, das erjt durch Eintragung dinglich werden foll; fo bei der Vormerkung) 
und e3 muß noch als dingliches bejtehen (im Gegenjaße zu dem bereit3 nad 
$ 901 oder infolge des 8 892 erlojchenen Rechte). — b) Eintragungunfäbige 
Rechte, wie 3.2. das Mietrecht, können auch durch Widerfpruch nicht dinglich 
gejichert werden. Rechte, die nicht eintragungbedürftig find, wirken auch ohne 
MWiderjprucheintragung gegen jeden Dritten; überflüffige Eintragungen aber jind 
unzuläffig; bier tritt außerdem hinzu, daß es fich nicht um eine durch $ 892 
bervorgerufene Gefahr handelt. — c) Weil der Widerfpruch jelbit feine Rechts— 
änderung bewirkt und dem Schuße des $ 892 nicht unterfteht (A 25), fehlt für 
die Eintragung eines Gegenwiderſpruchs die rechtliche Vorausſetzung und das 
Vedürfnis. Ein Verluft oder eine Kränfung de3 eingetragenen Rechtes drobt 
aus einem gegen dies eingetragenen Widerspruch nicht; die Berechtigung zu dem 
Widerſpruch fann bejtritten oder widerlegt werden, mit feiner Löſchung fällt jede 
Wirkung fort. Vergl. KON 20, 217; 21, 147,286; Schilde 80; Predari 180; Pland 
$ 899 A 2; abw. Fuchs 186; Biermann 83 und $ 899 A la. — Auch gegen eine 
Verfügungbefchränfung kann aus denjelben Gründen ein Widerfpruch nicht eins 
getragen werden; KGEJ 26,77. — d) Das Recht zum Widerfpruche ift mie der 
Berichtigunganfpruch die Ausübung eines befonderen publigiftifchen Rechtiduß- 
anfpruchs, oben 8 63 U 13. Es enthält jedoch feinen felbjtändigen Anſpruchgrund, 
kann daber von dem gejicherten Rechte nicht durch Abtretung gelöft, wohl aber der 
Ausübung nach dem bisher Berechtigten übertragen werden, NG 53, 408. 
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b) Hierzu treten die Fälle, wo nad) Grundbuchreht von amtswegen * 
ein Widerfpruch einzutragen ift. Auch dies Verfahren jteht unter der Vor: 
ausfegung, daß der Grundbuchinhalt mit dem wirklich begründeten dinglichen 
Rechtſtand nicht übereinjtimmt., 1. So da, wo die Unrichtigfeit darauf be- 
ruht, daß der Grundbuchbeamte ſelbſt die geſetzlichen Vorſchriften über den 
Eintragungvollzug verlegt hat.° Dem Verletzten fteht hier der gewöhnliche 
Berihtigunganspruch zu; ihm allein ift die Durchführung dev Berichtigung 
ju überlaffen,® und er kann auch die Eintragung eines Widerſpruchs nach den 
allgemeinen Regeln begehren. Das Eimgreifen von amtswegen ergibt ſich 
aber aus der Pflicht des Beamten, jobald er jein Verfehen entdedt hat, jo: 
fort vorbeugende Maßregeln zu treffen, die die Wirkung des öffentlichen 
Glaubens hemmen und zugleich der Haftung des Staates für einen aus der 
Verlegung der Amtöpflicht etwa entjtehenden Schaden vorbeugen.” 2. In der: 
jelben Weife hat der Grundbuchbeamte dann vorzugehen, wenn er einen Ein: 
tragungantrag aus grundbuchrechtlichen Bedenken vorläufig zurückweiſt. Der 
Widerſpruch wird hier nur jelten Anwendung finden, er dient wejentlich dem 
Iwede, dem früher gejtellten Antrag das Vorrecht gegenüber kollidierenden 
jpäteren Anträgen zu wahren.* 3. Außerhalb diefer Fälle jteht das Recht 


4) Entweder jeitens des Grumndbuchbeamten jelbit (GBO $$ 18, 54) oder 
auf einftiweilige Anordnung de3 Beſchwerdegerichts (88 76, 71). 

5) GBO 8541; über die Bedeutung diefer Vorfchrift oben $55 A27f. 
Das Gejeß hebt al3 Vorausfeßung ausdrüdlich hervor, dat das Grundbuch unse 
richtig geworden ijt; das trifft aber nur zu, wenn ein beitehendes dingliches Recht 
geträntt ijt; z. B. weil die Eintragung einer Hhpothef einen von der Eintragung- 
bewilligung abweichenden Geldbetrag angibt oder weil eine Grunddienjtbarfeit 
irrig gelöfcht worden ift (nicht der berechtigte Eigentümer, jondern fein Sohn 
hatte die Löfchung bewilligt, der Grundbuchbeamte war durch die Gleichheit des 
Namens irregeführt worden). 

6) Der Grundbuchbeamte hat nicht das Recht, aus eigener Machtbefugnis 
die Unrichtigfeit endgültig wieder zu befeitigen, indem er 3.8. die berjehentlich 
gelöfchte Hypothek wieder einträgt. Das könnte er nur, folange bloß jeine Ver— 
fügung zur Eintragung vorliegt, dieje jelbit aber noch nicht durch Einfchreiben 
und Unterfchrift vollzogen ift. Der einmal bergeitellte Buchinbalt entfaltet jofort 
feine Rirfung nah 8891 (Wolff, Civ. A. 91,371); in diefe Rechtslage, und 
erit recht nicht in den nach 8 892 begründeten Erwerb eines Dritten, darf der 
Grundbuchbeamte heimlich nicht eingreifen. Aber durch Eintragung eines Wider: 
ſpruchs darf er jelbjtändig die Wirfung der fehlerhaften Eintragung juspendieren, 
weil damit in die Rechte der Beteiligten nicht eingegriffen wird. Gegen die Vor— 
nahme wie gegen die Unterlaffung der Eintragung diefes Widerfpruchs jtebt dem 
Beteiligten das Necht der Beichtwerde zu; GBO $$ 71, 101, und ferner $ 76. 

7) Anfofern jteht $ 54 in Zufammenhang mit $ 12; oben $51 A121. 

8) Die Vedeutung von GBO Kg 1811 (oben 855 WU 39) zeigt ich in den 
Fällen, wo eine Vormerkung am Plabe iſt. Ein Widerfpruch darf aud hier nur 
zur Sicherung eines beitehenden dinglichen Necht3 eingetragen werden. Dann 
aber kann der Berechtigte bereit3 nach 8 599 die Eintragung eines Widerſpruchs 
begehren, wenn ſeinem Berichtigunganſpruche Hinderniſſe entgegenſtehen. Hat 
danach z. B. der Paſſivbeteiligte die Bewilligung zur Eintragung eines Wider: 
ſpruchs gegen die Löſchung einer Shpothef erteilt und wird deſſen Eintragung 
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des Nechtsnachfolgers, der Löſchung eines auf die Lebenszeit jeines Rechts: 
vorgängers bejchränkten Rechtes zu widerjprechen, wern Rüdjtände von 
Leiftungen nicht ausgejchloffen find. Das Grundbuch ift hier noch richtig; 
der von amtöwegen einzutragende Widerjpruch joll einer verfrühten Buch— 
berihtigung wehren und das bejtehende dingliche Recht erhalten.” 

c) Die gemeinjchaftliche Vorausfegung aller echten Widerjpruchfälle bildet, 
daß ein beftehendes dingliches Recht in den Eintragungen des Grundbuchs den 
gebührenden Ausdrud nicht gefunden hat, jo dab das Buch als materiell un: 
richtig ericheint. Dementiprechend bedarf es bejonderer Normen nur für die 
Art der Durchführung des Widerjpruchs und für feine materiellvechtliche 
Wirkung. 

2. Zur Durchführung des auf Antrag einzutragenden Widerſpruchs 
bietet das Geſetz beſonders einſchneidende, raſch wirkende Rechtsbehelfe. 

a) In erſter Linie ſteht die Anordnung einer einſtweiligen Ver— 
fügung. Der Prozeßrichter darf hierdurch die Regelung eines einſtweiligen 
Zuſtandes in bezug auf ein ſtreitiges Rechtsverhältnis übernehmen, ſofern dieſe 
zur Abwendung weſentlicher Nachteile nötig erſcheint.“ In Anwendung auf den 
vorliegenden Fall bedeutet dies: er darf die zur Sicherumg des ftreitigen Be: 
rihtigunganspruchs erforderliche Eintragung eines Widerſpruchs verfügen. 
Dies Verfahren wird für den Widerfpruch nach dreifacher Richtung erleichtert 
und bejchleunigt. 1. Es bedarf hier nicht wie fonft der Glaubhaftmachung 
der Gefährdung des Rechtes,“ denn diefe ergibt ſich für den Widerjprechenden 
bereits aus der behaupteten Unrichtigkeit des Buches. Daß ihm ein be: 
jtimmtes dDingliches Recht zuftehe und daß der Buchinhalt mit diefem Rechte 


beantragt, jo hat der Grundbuchbeamte, wenn der Eintragung grundbuchrechtliche 
Bedenken entgegenjtehen, | bon amtswegen einen Widerfpruc einzutragen, jobald 
en der geitellten Friit ein fpäterer follidierender Antrag zur Erledigung 
gelang 
9) GBO 823 ſteht infofern im Gegenfaß zu BGB 8899; der Wider: 

fpruch dient aber — hier zum Schutze gegen die Wirkungen des 8 892; reh 563. 
Inhaltlich iſt er (vergl. die in A2 angeführten Fälle) auf die Selten machung 
eines Gegenrechtes gerichtet, das dem Vöfhunganfpruche 3.8. des Eigentümers 
auf Grund des 81061 ©.1 entgegentritt. Der Rechtsnachfolger muß ſich als 
ſolcher ausweiſen und feinen Widerſpruch in der durch 829 gewieſenen Form 
erflären, denn es handelt jih überhaupt nicht um einen bloßen Antrag (oben 
854 9 38), jondern um eine auf Geltendmachung eines Rechtes gerichtete rechts— 
geſchäftliche Erklärung. Vergl. Turnau— Förſter 2, 133; die Gegenmeinung, wo— 
nach auch eine pribatſchriftliche Erklärung genügen ſoll, übe rſieht den Zuſammen⸗ 
bang mit den in W2 angeführten Fällen. — Daß es fih in 823 um eine 
Verfügungbeichränfung handele, iſt Frey 564 nicht zugugeben. 

10) CPO 8940. Nur diefer Fall der einjtweiligen Verfügung fteht bier 
in Frage. Gaupp-Stein 2,736. 

11) BGB $S99II2 erleichtert damit die Rechtſchutzvorausſetzungen durch 
eine prozekrechtliche Norm, die zur Ergänzung von CPO $$ 936, 920 II dient. 
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in Widerfpruch jtehe, hat jedoch der Widerjprechende glaubhaft zu machen."? 
2. Zuftändig zur Anordnung des Widerſpruchs iſt nicht bloß das Gericht der 
Hauptjache, jondern auch ſchlechthin das Amtsgericht, in deffen Bezirk das von 
dem Widerjpruch betroffene Grundftücd liegt, und zwar jelbft dann, wenn der 
Fall nicht für dringlich erachtet wird.“ 3. Die einftweilige Verfügung erſetzt 
die formgültige Eintragungbewilligung des Berechtigten. Der Wider: 
jprechende hat daraufhin den Eintragungantrag zu ftellen. Im Intereſſe 
einer möglichſt großen Beichleunigung des Verfahrens ift das verfügende Gericht 
aber befugt, jelbjt das Grundbuchamt um Vollzug der Eintragung zu er: 
juchen.!> 

b) Ein Widerfpruch darf jtets eingetragen werden auf Grund der Be— 
willigung des Berechtigten, deſſen Recht durch die Berichtigung betroffen 
wird. Dieje Bewilligung enthält eine rechtsgejchäftliche Verfügung,“ die 
aber feineswegs eine Rechtsänderung bewirken will, jondern lediglich die Zu— 
fimmung zur Eintragung eines fichernden Nechtsvorbehaltes enthält.“ 
1. Iſt der Anfprud auf Berichtigung durch Klage erhoben, jo wird die Zu— 
ftimmung des Berechtigten zur Eintragung der Berichtigung erft durch den 
Erlaß des rechtöfräftigen Urteils erſetzt;“ auch hier fol aber eine befchleunigte 
Sicherung vor Abſchluß des Nechtitreites gewährt werden, und darum ver: 
bindet das Gejet bereits mit dem vorläufig volljtredbaren Urteil die Fiktion, 
daß der verurteilte Berechtigte die Eintragung eines Widerfpruchs bewilligt 


12) Hierauf bezieht jich die in A 11 angeführte Sondernorm nicht. 

13) CPO ss 937, 942 111. Da der Nachweis der Dringlichkeit nicht ge— 
fordert twird, darf auch das am Site des Prozefgerichtes befindliche Amtsgericht 
die einitiveilige Verfügung erlafien. 

14) GBO 8 13 II. Der Vollzug der einſtw. V. durch Eintragung iſt nicht 
mehr zuläflig, wenn jeit ihrer Verkündung oder Zuftellung 2 Wochen verjtrichen 
find, CPO 88 936, 92911. Der Antragiteller bat die erforderlichen meiteren 
Nachweiſe dem Grumdbuchbeamten zu erbringen. Dazu gehört insbefondere auch 
die Vorlegung des Hhpothefenbriefes; GBO 84212 gejtattet jedoch hiervon ab— 
zuſehen, wenn der Widerfpruch ſich darauf gründet, daß die Hypothek oder die 
Hnpothefenforderung nicht beitehe oder einer anfpruchzeritörenden Einrede (eine 
anjpruchhennmende wird nicht in Betracht fommen, da jie die Vorausfeßungen 
für einen Widerfpruch nicht begründet) unterliege oder daß die Hypothek unrichtig 
eingetragen ſei. Dies gilt auch im Falle des ße 5411. Die Folge iſt, daß der 
Erwerber einer Hypothek ſich nicht auf den Anhalt des Briefes verlafjen fann, 
er mus auch das Grundbuch einfehen (oben 857 U26); das Intereſſe des 
Widerfpruchberechtigten an der befchleunigten Durdführung der einſtweiligen 
Verfügung wird höher gewertet als das des Erwerbers der Hhpotbef. Anderer: 
jeit3 jteht ein in dem Hypothekenbriefe bermerkter Miderjpruch einem in Das 
Grundbuch eingetragenen gleich, 8 1140 ©. 2. 

15) ERO 5941; GVO 539 und oben 854 a27f. 

16) Sie iſt daher in rechter Form nad GBO 829 zu ae über 
die Rechtsnatur der Bewilligung als Verfügung oben $54 A1 

N Schilde 72; Predari 186. 

) EPO $ 804; oben 54 A34; Seller, Vormerkung 55. 
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habe. 2. Während hier dur das Urteil die Bewilligung erjegt wird, 
nimmt das Geſetz in einem bejonderen Falle von dem Erfordernifje der Be: 
willigung überhaupt Abjtand. Der Antrag des Eigentümers genügt zur Ein: 
tragung eines Widerfpruchs gegen eine Buchhypothek, wenn dieje für ein 
Darlehen bejtellt worden ift und der Eigentümer innerhalb Monatfrift nad 
Eintragung der Hypothek behauptet, daß die Hingabe des Darlehns unter: 
blieben jei.?° 

e) In allen Fällen, wo der Widerfprechende die Eintragung des Wider: 
ipruchs ohne Bewilligung des Pajfivbeteiligten erwirkt, macht er Gebraud) 
von einem einfeitig in feinem Intereffe gegebenen außerordentlichen Rechts: 
behelf, der nady Inhalt und Durchführung der Ausübung eines Selbithilfe: 
rechtes gleichtommt. Dem Buchberechtigten, der dem Eingriffe zunächſt wehr: 
[08 ausgejegt wird, gebührt darum bejonderer Rechtſchutz. Diejer wird umter 
dem Gedanken gewährt, daß der Widerjprechende das ihm zuftehende Recht 
auf eigene Gefahr ausübt. Er haftet für Erjat des durch die Eintragung des 
Widerſpruchs dem Buchberechtigten zugefügten Schadens, wenn er eine einjt- 
weilige Verfügung erwirkt hat, die fich als von Anfang an ungerechtfertigt 
erweift oder die jpäter aufgehoben worden ift, weil der Widerfprechende den 
Gegner nicht innerhalb der ihm gejegten Frift zur mündlichen Verhandlung 
vor das Gericht der Hauptjache geladen hat.“ 

3. Der Widerſpruch muß derart im Grundbuch ** verlautbart werden, 
daß mit voller Deutlichkeit hervortritt, welches dDingliche Recht gefichert werden 
foll und worin die behauptete Unrichtigkeit des Grundbuchinhaltes beſteht.“ 


19) CPO $ 895. — gilt hier nicht, vielmehr hat der Widerſprechende 
ſelbſt den Antrag zu ſtellen, A 14. 

20) 81139, protestatio non numeratae pecuniae; dazu unter $ 119. 
Der Antrag „genügt“ zur Eintragung, das bedeutet, er erübrigt und, erfegt die 
Berwilligung, ohne daß es einer einjtiweiligen Verfügung des Gerichtes bedürfte. 
Darum handelt e3 jich hier um einen rechtögejchäftlichen Antrag, der dem Form— 
zwange nad) GBO $$ 29, 30 unterjteht; oben $ 54 U 50; GBO i 22 ift dagegen bier 
nicht verwendbar. — Der $ 1139 gilt nicht bei der Sicherungshypothek, $ 1185 IL. 

21) CPO $ 945; für den Fall des $ 895 (A 19) ijt Die Haftung aus 
8 717 11 heranzuziehen. Es handelt jich um einen Anwendungfall der objektiven 
Haftung, auf das Verfchulden des Widerfprechenden fommt e3 nicht an (Bd.1 

130 Nr.2). Er haftet alfo auch dann, wenn er bei jorgfältiger Prüfung der 
achlage überzeugt fein durfte, dab der Buchinhalt mit dem ihm guftehenden ding— 

lihen Rechte in Widerſpruch ftand; und er trägt die Gefahr, dat der Richter eine 
materiell ungerechtfertigte einitweilige Verfügung erlafien hat. Dies kann indefien 
da nicht gelten, wo das Gericht von amtswegen und ohne Antrag (A 4 f., anders 
A 15, weil bier die Initiative vom Widerfprechenden jelbjt ergriffen tft) die Ein- 
traqung eines Widerfpruchs verfügt hat. — Der Schaden wird fich insbejondere 
aus der Lähmung der freien Verfügung über das unter Widerfpruch gejtellte 
Recht ergeben. 

22) Vermerk im Hhpothefenbriefe fteht dem gleich, $ 1140 ©.2; GBO 
$8 62 11, 5411. 

23) KGJ 23,133; der dort weiterhin aufgeftellten Behauptung, daß eine 
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a) Der eingetragene Widerfprud hat die Wirkung eines den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs juspendierenden Rechtsvorbehaltes.”* Er bewirkt 
zwar feine Rechtsänderung, das unter Widerjpruch geftellte und behauptete 
wirkliche dingliche Recht nimmt an dem öffentlihen Glauben des Buches nicht 
teil; ° ebenjomwenig wird das betroffene Buchrecht geiperrt, jo daß die Ver: 
fügung über dies Recht nichtig wäre oder materiellrechtlich beſchränkt würde.““ 
Vielmehr bleibt dem Buchberechtigten die volle Verfügungmadt, die von ihm 
bewilligten Rechtsänderungen hat der Grundbuchbeamte ohne Rückſicht auf 
den Widerjpruch einzutragen. Für die nad) Verlautbarung des Widerſpruchs 
eingetragenen Rechtsänderungen wird aber dag Vertrauen auf die Verläß— 
lihfeit des Grundbuchinhaltes in bezug auf die Verfügungmacht des Buch— 
berechtigten und auf das Nichtbeftehen der gelöjchten Rechte zerftört. Der 
dritte Erwerber muß jett damit rechnen, daß das Grundbuch, jomweit der 
Widerjpruch reicht, unrichtig fein kann, und daß das von ihm erlangte ding: 
liche Recht injomweit unwirkſam ift, als es das Necht des Widerſprechenden 
vereiteln oder beeinträchtigen würde.” Dieſer Envderfolg tritt erjt ein, wenn 
die Unrichtigkeit des Buches fejtgeftellt ift; dann aber dringt der Berichtigung: 

anjpruch auch gegen jeden dritten Erwerber durch.““ Inſofern verleiht der 





Besugnahme er den Inhalt der einjtweiligen Verfügung oder der Eintragung: 
bemilligung unzuläffig fei, ift dagegen nicht beizutreten. Aus $ 88511 iſt fein 
Gegengrund, jondern umgefehrt eine Bejtätigung der mweitausgedehnten, wenns 
gleih nicht immer unbedenflihen Zuläffigfeit der Bezugnahme zu entnehmen; 
oben $56 A 19; Predari 186 A 51; Pland 154 A 4; abw. TurnausFöriter 1, 255. 
Tie Bezugnahme iſt jedoch ausgeſchloſſen bei dem Widerfpruch gegen ſolche Ans 
gaben über den Inhalt eines Grundpfandrectes, die ſtets im Grundbuche jelbit 
verlautbart werden müflen; $$ 1115, 1191, 1192, 1199, 1260 II. — Dagegen 
bedarf es einer Abjchreibung des von dem Widerfpruch allein betroffenen Grunds 
itüdteiles nicht; oben 853 A 17; Bredari 73. 

24) 889211. Die Wirfung tritt mit der Eintragung ein. Über das Ver— 
yallnie zu $ 892 II vergl. oben 8 62 A 24. 

25) Biermann 79. — Insbeſondere greift zu feinen Gunjten nicht die Ver- 
mutung des $ 891 ein. Es ermangelt der pofitiven Bejtätigung durch das Grunde 
buch, aber der Widerfpruch behebt den Mangel der Buchung und jchließt infofern 
den guten Glauben des dritten Ermwerbers aus, als diefem befannt fein muß, daß 
der Buchinhalt bezüglich diefes Nechtes umrichtig fein fan. Vergl. aber über die 
geiteigerte Wirkung des Widerſpruchs A 30 f. 

26) Biermann 101; Bredari 187. Der Widerfpruc iit — PER 
beihränfung, bat aber die Wirkung einer ſolchen. Vergl. auh A3 

27) Das gilt 3.8. auch für den Rang der Rechte; die Stelle i im Buche, an 
der der Widerfpruch eingetragen ijt, entjcheidet über den Rang des durch den 
Widerſpruch geficherten Rechtes; oben $ 13 A 14 

28) Ob die Feititellung des Rechtes, die im Nechtitreite gegen den urſprüng— 
ihen Gegner und Buchberechtigten errungen iſt, auch gegen den fpäteren Er: 
mwerber wirkt, richtet jich nach dem Umfange der materiellen Rechtskraft des Urs 
teils; die Frage iſt grundfäßlich zu bejahen, wenn die Rechtshängigfeit Des Bes 

nganfpruchs zur Zeit des Ermwerbes eingetragen war; 85.1 889b A 19. 
Die Eintragung einer vom Prozeßrichter erlajjenen einfttveiligen Verfügung wird 
dies regelmäßig bereit3 genügend verlautbaren. Xergl. Predari 187 A 52. — 
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Widerſpruch dem wirklichen Rechte eine abjolut durchgreifende Vorwirkung: 
das geficherte Recht bleibt zunächft in einem Schwebezujtande ; jobald es aber 
feftgeftellt ijt, hat es die dingliche Anmwartichaft auf volle, dem Rechtitande 
zur Zeit der Eintragung des Widerjpruchs entfprechende Verwirklichung und 
inſoweit joll dem wirklichen Rechte der Mangel der Bucheintragung nicht ent: 
gegenjtehen.?® 

b) Als bejondere Wirkungen des Widerſpruchs find folgende hervor: 
zuheben. 1. Die Ermwirkung der Eintragung des Widerſpruchs wird als 
aktive Geltendmachung des Dinglihen Rechtes gewertet. Der Vollzug der 
Miderfprucheintragung hat darum, ſoweit die Eintragung dazu dient, den 
Beitand und die Ausübung eines Liegenjchaftrechtes zu beftätigen, die ge: 
fteigerte Wirkung, das unter Widerfpruch gejtellte Recht einem eingetragenen 
gleichzujtellen. Die Eintragung des Widerfpruchs unterbricht daher die Ver: 
jährung ; » fie hemmt die Tabularerfigung,?? fie erhält das geficherte Eigen: 
tumrecht gegenüber dem im Aufgebotverfahren ergangenen Ausjchlußurteil * 
und fichert dem gelöjchten Schiffpfandrechte die volle Wirkung gegenüber dem 
qutgläubigen Erwerber des regiftrierten Schiffes.” 2. Am Zwangver— 
fteigerungverfahren find begrenzte Rechte, gegen deren Löſchung ein Wibder: 
jpruch eingetragen tft, bei Fejtitellung des geringjten Gebotes wie beftehende 
und eingetragene Nechte zu berückjichtigen.* Da dieſe Rechte indeflen noch 
nicht —— werden fie als aufſchiebend bedingte behandelt.“s Iſt der 





Die Durchführung der Berichtigung erfolgt nach den oben 863 A24 f. gegebenen 
Srundfäßen. 

29) Diefe negative Wirkung iſt das enticheidende Kennzeichen ; aus ihr er: 
gibt ich der Zufammenhang des $ 899 mit $S92 11 (A 25). Someit der Wider: 
ſpruch reicht, tritt Die Negel des gemeinen Rechtes, dab der Nechtserwerb abhängig 
iſt bon der Rechtsmacht des Rechtsporgängers, in Kraft und dementjprechend wird 
die Wirfung des öffentlichen Glaubens des Buches fuspendiert. — Über die Be: 
deutung der dinglichen Anwartſchaft unten $ 65 16. 

30) 8 902 II; wird der Widerfpruch ſpäter gelöfcht, Jo gilt die Unterbrediumg 
gemäß $ 2161 als nicht erfolgt; abw. Wolff, Giv. A. 91, 377. 

31) 890013. Da es auf den Titel und guten Glauben des erjigenden 
Buchberechtigten nicht anfommt, tritt bier bejonders deutlich hervor, daß der 
MWiderfpruch das behauptete Necht als ein in Ausübung befindliches bejtätigt, ibm 
eine twenigitens befchräntte dingliche Wirkung verleibt. 

an $927 111. Worausfeßung iſt Eintragung vor Erlaß des Ausſchluß— 
urteils. 

33) $1263 11. Der PBfandgläubiger wird durch den Widerjpruch gegen die 
Wirkungen, die fich aus der Unrichtigfeit des Schiffregifters nach $ 1262 ergeben 
würden, gejichert. — Vergl. aud) FGG $ 103. 

34) ZUG 8 48. Natürlich nur, wenn fie dem Rechte des betreibenden Gläu- 
u im Nange vorgeben; $52. Über die Einzelfragen: Kretzſchmar im Recht 
1; 589, 

35) Nach ZUG $$ 50, 51 hat alfo der Eriteher, wenn das unter Wider- 
ſpruch geitellte Er ipater als wirklich bejtehendes nicht feſtgeſtellt wird, außer 
dem Bargebot auch noch den Kapitalbetrag des beeinträchtigten Nechtes (jo bei 
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eingetragene Widerfpruch gegen das Eigentum des Vollſtreckungſchuldners ge: 
richtet, jo kann der geficherte wirkliche Eigentümer, jobald er die Berichtigung 
durhgejegt hat, von dem Erjteher die Herausgabe des Grundftüds und die 
Bewilligung zu feiner Eintragung als Eigentümer verlangen. Um diejes 
unerwünjchte Ergebnis zu vermeiden, ſoll der Vollftrekungsrichter auf Grund 
des eingetragenen Widerjpruchs entweder den Antrag auf Zmwangverfteigerung 
abweifen oder das bereits eröffnete Verfahren aufheben oder einftweilen ein: 
ſtellen. 

4. Der eingetragene Widerſpruch iſt zu löſchen, wenn der durch ihn Ge— 
ſicherte die Löſchung bewilligt“ oder wenn die einſtweilige Verfügung, auf 
Grund deren er eingetragen wurde, durch eine vollſtreckbare Entſcheidung auf— 
gehoben iſt.“ In den Fällen, wo das Geſetz die Ausſchließung eines Be— 
rechtigten durch Urteil im Aufgebotverfahren zuläßt, iſt auch die Ausſchließung 
des durch Widerſpruch Geſchützten für zuläſſig zu erachten.” Mit der Löſchung 
des Widerjpruchs endigt die mit ihm verbundene Rechtſchutzwirkung.“ 


Örundpfandrechten) oder defien Wert (fo bei anderen Rechten) an den Berech— 
—* ($ 125; dies wird regelmäßig der zuerſt ausfallende Gläubiger fein) zu 
zahlen. 

36) Die gefeßlihe Grundlage dafür bieten ZUG $28 und CPO $ 772; 
zuftimmend Kretzſchmar 592, Oberned 265, Schilde 78, Streder 109. Dagegen 
foll nad Bland $ 899 A 5 c; TurnausFörfter 1, 254; Fuchs 1, 186 der Fortgang 
des Ziwangverjteigerungverfahrens durch die Eintragung des Widerjpruchs nicht 
gehindert werden. Zugugeben ijt allerdings, dab der Widerfpruch nicht unter den 
Begriff der VBerfügungbejchräntung fällt; die analoge Antvendung von CPO $ 772 
iit aber angezeigt, weil die Wirkungen beider die gleichen find und weil das Geſetz 
gerade um diefer Wirkung willen, da eine unnütze Verjteigerung zu vermeiden 
üt, die Ausfeßung des Verfahrens anordnnet. Jedenfalls muß bei der Durch: 
irrehung des Grundbuchblattes die Bedeutung des Widerfpruch den Erſtehung— 
luſtigen Har gemacht werden; fchwerlich wird ſich dann, wie Kretzſchmar 5953 
treffend hervorhebt, angefichts der Gefahr, das eriteigerte Grundjtüd wieder 
berausgeben zu müſſen, ein Bieter finden; oder aber das erzielte Gebot wird mit 
Rückſicht auf diefe Gefahr wejentlich geringer fein. Beide Nachteile zu vermeiden, 
liegt im Intereſſe aller Beteiligten und follte daher vom Vollitredungsrichter von 
amtswegen beachtet werden, 

37) GBO 88 19, 29 (Form). Die Bewilligung iſt zu erteilen, wenn der 
Berichtigunganfpruch rechtsträftig abgewieſen ift; der Vuchberechtigte wird gut 
tun, durch Widerflage den Anſpruch auf Löfchungbemwilligung im Urteil feititellen 
zu laſſen. 

38) GBO $ 25; ebenfo wenn der Widerſpruch durch ein vorläufig vollitred» 
bares Urteil angeordnet war (A 19). In den Fällen der GBO 8S 18112 (U 8), 
7111, 7611 (A 4) wird, wenn die dort gegebenen Vorausfegungen weggefallen 
find, die Löfchung von amtswegen angeordnet. BE 

39) Dieje dem $ 887 (Vormerkung) entjprechende Ergänzung ift notwendig, 
weil fonit dem Wuchberechtigten jede Möglichkeit, den unberechtigten Widerfpruch 
zu bejeitigen, fehlen würde. Anwendung in den Fällen der $$ 1104, 1112, 1170; 
Schilde 81; Predari 188 A 56; dagegen halten da3 Aufgebotverfahren hier für 
unzuläſſig Oberned 266; Biermann 8 899 U 5c. 

40) Ferner 82161; A 30. 
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8 65. Vormerfung.! 


1. Seiner urfprünglichen Bejtimmung nad) dient dad Grundbuch nur zur 
Verlautbarung des gegenwärtigen dinglichen Rechtitandes der Liegenschaften. Für 
die Verfehrbedürfnijje erjcheint diefe Zweckbegrenzung jedoch zu eng. Das Ve: 
jtreben geht dahin, die mit der Bucheintragung verfnüpfte Wirkung der dinglicen 
Sicherung nicht bloß den bereits bejtehenden und endgültig einzutragenden Rechten 
an Grundjtüden zuzuwenden, jondern auch in den Dienſt anderer rechtlicher 
Interejien zu jtellen. Das Grundbuchrecht bietet hierfür gewiſſe vorläufige 
Eintragungen. Diefe follen zunächſt den Erwerb eines dinglichen Nechtes, das 
noch nicht ausgereift ift oder defien endgültige Buchung noch auf Hindernifie ſtößt, 
fihern, indem das Recht al3 werdendes Wartrecht verlautbart und damit gegen 
die es benachteiligende Ausübung der Verfügungmacht des noch als Berechtigten 
Eingetragenen ſchützt.“ Daneben aber, und dieſes wichtige zweite Anwendungs: 
gebiet wird regelmäßig überfehen, beiteht das Bedürfnis, die Wirkung eines ding: 
lichen Rechtögejchäftes oder erworbenen Rechtes durch bejtimmte Vorbehalte oder 
Bedingungen zu binden und der hierauf gerichteten Vereinbarung durch die Ein- 
tragung Wirfung gegen jeden, der ein Recht an dem alſo verjtridten Grundirüd 
erwirbt, zu verleihen.’ 

a) Nach beiden Richtungen handelt e3 fich um rein obligatorifche Rechts— 
beziehungen, die entweder ihre Überleitung in dingliche Rechte erſt eritreben oder 
die Wirkung bereits begründeter dinglicher Nechte einfchränten wollen. Das 
Problem, das hiermit auftritt, betrifft nicht bloß die Frage der Verlautbarung im 
— denn an ſich wäre es möglich, daß gewiſſe perſönliche Anſprüche ledig— 


1) — Widerſpruch u. Vormerkung 1901; Oberneck 848; Othmer, 
rechtl. Wirkung der V. 1902 und Arch. BN 23,169; Prieſter, Arch. BR 22, 143; 
G. Seller, Weſen der ®., Diſſ. Tüb. 1902; K Kt. Philipfen. V. nach BGB 1903 (dazu 
Ungemitter in Gruchot 48, 156); 9. Rafchig, bormerfungsfähige Anfprüche, Diii. 
Reipzig 1903; 9. Reichel in Iher. J. 46, 59; G. Sekler, Lehre von der V. 1904. 
— Fuchs 1, 106; Turnau— Forſter 1,158; Predari 195; Dernburg, BR 3 851; 
Coſack 8 177. Ferner 18,17. 

2) Die U. hat ihr Grundjtüd wirkſam an B. verfauft und fich alsbald mit 
E. verheiratet; E. veriveigert jeiner Ehefrau A. die nach $ 1395 erforderliche Ge: 
nehmigung zur Vornahme der Auflafjung, weil er das Grundjtüd zu höherem 
Breife an &. veräußern will; B. begehrt durch Vormerfung Sicherung gegen Die 
Entziehung des Grunditüds, die ihm bis zur Durchführung jeines Anſpruches auf 
Eigentumübertragung droht. — Außere Hindernifje, wie 3.8. die nach Landes— 
gejeß geforderte Vermeſſung der PBarzellenteile oder Vorausentrichtung der Um— 
faßiteuer, hemmen den Vollzug der endgültigen Eintragung des Rechtes. Oder 
A. will feiner Tochter B. für den Fall ihrer Verheiratung das Eigentum an jenem 
Landgute zuwenden; da AU. kränklich tft, errichtet er ein Teftament, in dem er der 
B. dies Gut vermacht, und fichert den Anſpruch durch Eintragung einer ent 
jprechenden Vormerkung. 

3) Wird das Eigentum fofort auf den Käufer übertragen, jo entbebrt der 
Verkäufer für den Fall, daß der Kaufpreis nicht bezahlt wird, der dingliden 
Sicherung für feinen Anſpruch auf Rückerlangung des Grundſtücks; wird um— 
gefehrt das Eigentum erſt mit Erlegung aller Kaufpreisraten übertragen, fo be- 
ſteht ingtoijchen für den Käufer die Gefahr, das das Grundjtüd veräußert oder 
belajtet wird. Die beiderfeitigen Intereſſen finden ihren Ausgleich durch eine 
Eintragung, die den Erwerb des Rechtes zwar noch nicht vollendet, aber deſſen 
Durhführung gegen jedermann gewährleiitet. 
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lich zum Zwede der Beurfundung eingetragen würden.‘ Es handelt fich vielmehr 
um die Eintragungfähigfeit in dem, vom BGB allgemem feitgehaltenen Sinne, 
daß jegliches gebuchte Recht an den materiellrechtlichen Wirkungen des Grundbuch 
beteiligt wird, mithin das obligatorische Recht durch feine Eintragung in gewiſſem 
Umfange dingliche Natur annimmt oder wenigſtens einer dinglichen Vorwirkung 
teilbaftig wird. Gegen die Zulaffung derartig balbdinglicher Rechtögebilde fpricht 
die im Intereſſe der Klarheit des Nechtiyitemes fcharf betonte Scheidung zwiſchen 
obligatorischen und dinglichen Rechten. Die allgemeine Erlaubnis, daß auf Grund 
der Bewilligung des Eigentümers obligatorifche Anfprüche jeder Art eingetragen 
werden dürften, würde das Grundbuch überfüllen und eine volle Verwirrung der 
Rechtslage herbeiführen. Insbeſondere aber jteht dem Gläubiger auf Grund des 
Forderungsrechtes feineätwegs bereits ein erzmwingbarer Anfpruch auf dingliche 
Sicherſtellung zu;“ das Forderungsrecht richtet fich gegen da3 gefamte Vermögen 
des Schuldners und veritridt dem Gläubiger eine beitimmte Gingzelfache ſelbſt 
dann nicht zu abgejonderter Befriedigung, wenn es auf die Einräumung oder Auf: 
bebung eines dinglichen Nechtes gerade an diefer Sache gerichtet if. Die Ges 
fährdung des bloßen perfönlichen Gläubigers entiteht aus der Konkurrenz der 
Mitgläubiger und der freien Verfügungmadht des Schuldnerd. Das iſt aber eine 
Folge der obligatorifchen Natur des Anspruchs: e3 handelt fich nicht um eine Wir- 
fung, die jich erit aus dem Eintragungprinzipe ableitete, und darum fehlt dem 
Begehren, durch Zulaffung der Eintragung die Gefährdung der obligatorischen 
Anfprüce abzuienden, der innere Grund und Zufammenbang. Hiernach war es 
eine zwingende Folgerung aus dem Gejamtaufbau unferes bürgerlichen Rechtes, 
wenn es in dem eriten Entwurfe* jchlechthin abgelehnt wurde, die Eintragung 
obligatorifcher, auf eine NRechtsänderung an einem Grundſtück gerichteter Ans 
ſprüche zuzulaſſen. z 

b) Im Gegenfaß hierzu wurde in der zweiten Leſung der Grundjaß auf— 
aejtellt, daß eine Vormerfung auch zum Schuße obligatorifcher Anfprüche ein- 
getragen werden dürfe. Als Grund diente das praftifche Bedürfnis nach einem 
derartigen Rechtöbehelfe, das insbefondere im preußiichen und baheriſchen Rechte 
ih Anerkennung errungen habe!" und deſſen Befriedigung durch ein doftrinäres 


4) Nacdı partifularrechtlicher Übung wurden bisher die Hypotheken- und 
fonitigen Bücher zur Aufnahme der Beurfundungen über mannigfaltige Er— 
Närungen, die der Bauer bei VBeräußerungen oder Belaftungen der Grundftüde 
abgab, benußt. 

5) Als Beleg diene befonders AO 830 Nr. 2; dazu RG 7, 37; 45, 26. 
Die Sicherjtellung verleiht ein Abſonderungrecht und damit eine bevorzugte Be— 
friedigung vor anderen Gläubigern: hierauf gibt das Forderungsrecht feinen Ans 
ſpruch; die Rechtsordnung gebt vielmehr davon aus, dat alle gewöhnlichen For— 
derungsrechte gleichwertig nebeneinander ſtehen. Daher gibt e3 unter ihnen auch 
feinen Rangvorzug nad) dem Alter. 

6) Mot. 3,240. Man verwies den Gläubiger darauf, ſich durch Arreit 
oder einjtiveilige Verfügung Sicherheit zu verichaffen. 

7) Prot. 3, 110; dv. Jacubeztn 222. — Eccius 3 $ 198; Dernburg- Hinrichs, 
preuß. Hyp. R. 1, 345; Regelöberger, bayer. Hyp. R. $ 63. — Nach der preuf. 
Hybp. Ordn. von 1738 IT 88 259 F., 153, 177 wurden anerfannt: protestationes 
pro conservando iure et loco, pro conservandis exceptionibus und de non 
disponendo. Die eriten fiherten dad Recht auf Eintragung einer Hypothek und 
deren Rang (vergl. preuß. ALR I 20. 417 f.) ; die zweiten erhielten die Einreden 
gegen die eingetragene Hypothek, inäbejondere die Einrede der nicht empfangenen 
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Herbordrängen des theoretifchen Gegenfates zwiſchen obligatorifchen und ding— 
lichen Rechten nicht vereitelt werden dürfe Zur Durchführung war die genaue 
Gegenüberftellung der beiden Arten vorläufiger Sicherungeintragungen erforder: 
lich;“ ihre Unterfcheidung bildet die Vorausfeßung für das Verjtändnis der bier: 
über im BGB getroffenen Ordnung. 1. Der Widerjpruc dient zur Side: 
rung ſolcher Rechte, die ohne Eintragung bereits al3 dingliche bejtehen, gegen die 
aus dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs drohende Gefahr der Rechtseinbuße. 


Valuta; die dritten ficherten die NRealanjprüche des nichteingetragenen Eigen 
tümers oder Hhpothelengläubigers gegen die Verfügungen des eingetragenen 
Nichtberechtigten, wenn der Berechtigte an der jofortigen Liquiditellung des An: 
ſpruchs auf die Befistitelberichtigung oder auf die Hypothekenüberſchreibung ohne 
feine Schuld verhindert war. — Bergl. über die Vormerfung nah äghptiſchem 
Zandesrecht oben 848 zu AP. 

8) Die in Brot. 3, 114 aufgejtellte Behauptung, daß jener Unterſchied 
durchaus nicht immer durch die Natur der Sache gegeben fei, geht jedoch viel zu 
weit. Auch die neuerdings jo beliebte Wendung, da der deutichen Rechtsauf— 
fafjung das jtarre Feithalten der romaniftijch = doftrinären Scheidung zwiſchen 
obligatorifchen und dinglichen Nechten nicht entjpreche, hat doch nur den Wert 
eines Schlagworted. Solange nicht etwas Beſſeres nachgetwiejen iſt, wird man 
daran feitzubalten haben, daß die klare Ausbildung des Obligationenbegriffes ımd 
feine erafte Abtrennung von dem Sachenrechte eine fchöpferiiche Tat der römischen 
Nurisprudenz von undergänglichem Werte war; und nicht ohne Grund hat gerade 
dieſer Teil des römischen Rechts bei feiner Auseinanderjegung mit dem deutichen 
Rechte den Schwertteil davongetragen (Brunner, Grundzüge der D. R.geid. 
2. Aufl. 283). Das praftifche Bedürfnis nach der Zulaffung einer VWormerfung 
iſt anguerfennen; die in den Beratungen wie im Gefeße bervortretende Unfertigteit 
der begrifflichen Ausbildung dieſes Rechtsinſtitutes darf aber nicht dadurch verdedt 
werden, dat der Widerfpruch mit dem auch dem BGB und insbejfondere dem Kon— 
fursrechte zugrunde liegenden Obligationenbegriffe al3 nichtsfagend beijeite ge- 
ſchoben wird. Außerdem ijt die Berufung auf das bisherige Recht infofern uns 
zulänglich, als die Vormerfung des BGB nad) Begriff, Anhalt, Antwendunggebiet 
bon der des bisherigen Rechtes durchaus abweicht. 

9) Diefe in zweiter Leſung aufgenommene Unterfcheidung richtet fich gegen 
die Unflarheit und Unordnung, die auf Grund des preuß. R. in der Theorie und 
Praris eingerijjen war. Sie nimmt im weſentlichen die Einteilung des bayerifchen 
Hypothekenrechts auf, das die Einteilung aufweiſt in: a) Proteftationen zur Er— 
haltung der civilrechtlihen Wirkungen eines Rechtes gegen die Gefahren des 
Öffentlichfeitsprinzipes des Hhpothefenbuches (hierauf baut fich im mefentlichen 
der Widerfpruch des BGB auf) und b) Vormerfungen zur Erhaltung des Rechtes 
auf Eintragung einer Hypothek, wobei der Grund des Schußes in der obliga= 
torifchen Natur des Anfpruchs, d.h. darin beruht, daß die Hypothek vor ihrer, 
gegenwärtig noch behinderten, Eintragung der Dinglichfeit noch entbehrt (das ift 
im mwejentlichen der Grundgedanke, auf dem die Vormerkung des BGB beruht). 
Auch für die Auslegung des BGB bleibt daher bedeutfam: Negeläberger $ 64; 
v. Jacubezky 223; hierauf jtügen fich die in Prot. 3, 111 vorgebracdten, ent» 
jcheidenden Gründe. Während aber das preußifche und bayeriſche Recht das Ans 
wendunggebiet der Vormerfung auf Hypotheken und einzelne andere — 
Rechte beſchränkte, entſcheidet ſich das BGB für die allgemeine Anwendbarkeit 
(A25f.). — Anders der Entwurf eines ſchweizeriſchen Cibilgeſetzbuches. Um 
einer Überfüllung des Buches und Verwirrung der Rechtslage zu begegnen, er: 
klärt er nur ganz bejtimmte Rechte für vormerfbar; er fennt außer der Vor— 
merfung auch nicht noch einen bejonderen Widerfprudd. Die Rechtsordnung wird 
damit überfichtlicher und Harer; fie gewährt allerdings nicht den ausgedehnten 
Schub des BGB, aber es fann auch die Frage aufgeworfen merden, ob dieſes 
nicht viel zu weit geht, 
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Die jofort vollziehbare Verlautbarung im Buche foll für das dingliche Recht nur 
Offenkundigkeit gegenüber dem dritten Erwerber fchaffen; fie findet daher durch 
die Belanntgebung der Unrichtigfeit des Buches an den Erwerber vollen Erfah.” 
Seiner Wirkung nach fuspendiert der Widerfpruch den fonjt auf Grund des öffent- 
lichen Glaubens des Grundbuchs eintretenden felbitändigen Eriverb, ſoweit das 
verlautbarte wirkliche Recht reicht und befteht; er erhält damit auch den diefem 
Rechte bereits mit feiner Entitehung erworbenen Rang, ohne Nüdjicht darauf, 
warn die Eintragung des Widerfpruchs erfolgt it. 2. Die Wormerfung 
dagegen eritrebt die Sicherung folder obligatorifcher Rechte, deren Verwirklichung 
zu dinglichen Rechten die Einigung und Eintragung oder nur die Eintragung 
noch fehlt." Das Grundbuch ift mithin, infofern als es diefe Anfprüche nicht nach— 
weist, zunächit völlig richtig; die Sienntnis des Erwerber von diefen Rechten be> 
einträchtigt die volle Wirfung des auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
geſtützten Erwerbes in feiner Weife, und darum vermag bier die Belanntgebung 
de3 Rechtes an den Dritten die Eintragung nicht zu erfeßen. Soll nun die Grund— 
bucdheinrichtung benußt werden, um einen Schuß gegen die jedem bloß obligatorifchen 
Rechte feiner Natur nach innerwohnende Unficherheit zu bieten, jo muß die Vor: 
merfung dem Forderungsrechte eine befondere, dinglich verſtärkte Wirkung bei- 
legen und ihm die Kraft verleihen, jich gegen jede benachteiligende Veräußerung 
oder Belaftung durchzuſetzen. Das gefchieht durch die Eintragung des Anjpruchs ; 
diefe bereitet die Überleitung des borgemerften Nechtes in ein dingliches vor und 
iit Daher auch für feinen Rang mahgebend. 

c) Die Schöpfumg des befonderen Rechtsinititutes der Wormerfung bedeutet 
einen Bruch mit der ſonſt feitgebaltenen Trennung der obligatorifchen und ding— 
lihen Rechte. Das Ergebnis iſt ein gemifchtes, halbdingliches Gebilde eigener 
Urt. Der fonit eng geichlofjene Kreis der eintragungfähigen Rechte wird durch— 
brochen: neben die feitumfchriebenen Sachenrechte im ftrengen Sinne tritt eine 
Gruppe dinglich geficherter und grundbuchrechtlich verlautbarter Anfprüche, deren 
Anhalt fich den verjchiedenartigiten Verfehrbedürfniffen und gemwillfürten Partei— 
zwecken anzupafien vermag. Die Vormerfung erlangt damit die Bedeutung eines 
allgemeinen Ausbilfemittels, das die jtrenge Gebundenbeit des Liegenfchaftrechtes 
iprengt und die rechtliche Möglichkeit bietet, im praftifchen Erfolge ein bedingtes 
oder befriftetes Eigentumrecht” wie eine verivirrende Fülle, in ihrem Beſtande 
ungewiſſer und darum das Vertrauen auf das Grundbuch gefährdender, dinglich 
geficherter Ansprüche zu ſchaffen.“ 


10) 889211. Im übrigen oben $ 64. 

11) Nur die Eintragung fehlt im alle der GBT $ 18; unten U 47. 

12) Darüber, da damit $ 925 11 im Erfolge vereitelt werden lann, oben 

21 49. Für den Berechtigten wird es fich gleich bleiben, ob er ein auf 

chiebend bedingtes Eigentumrecht (was das Geſetz ihm verjagt), oder einen be— 
dingten Anfpruch auf Erwerb des Eigentums bat, der durch Vormerkung gefichert 
it und gegen alle fpäteren Rechtsänderungen durchgreift. Das vom BGB aus— 
gefchloffene dingliche Wiederfaufrecht kann durch Vormerfung eines perjönlichen 
Wiederfaufrechtes erreicht und jtatt des dinglichen Vorfaufrechtes fann ein per— 
ſönliches duch Vormerkung mit demſelben praktiſchen —— erreicht werden. 
über den begrifflichen Unterſchied dieſer Rechte unten A2 

13) Die Anwendung der Vormerfung nimmt Bereits einen Umfang an, 
der diefe Bedenken um jo mehr rechtfertigt, als infolge der unzulänglichen gejeß- 
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2. Der Begriff der Vormerkung iſt aus den poſitivrechtlichen Vor— 
ſchriften des BGB zu entwickeln. Seine Feſtſtellung entſcheidet darüber, welche 
Normen zur Ergänzung der teilweiſe unfertigen geſetzlichen Ordnung heranzu— 
ziehen ſind. Die Antwort muß die Eigenart des Vormerkungbegriffes poſitiv 
erfaſſen; die bloße Verweiſung auf den Vergleich mit anderen Rechtsinſtituten 
iſt unzulänglich, gewiſſe Ähnlichkeiten in der Natur und Wirkung rechtfertigen 
noch nicht, die für dieje gegebenen Normen auf die Vormerkung überzuleiten. 

a) Dem rechtlihen Tatbejtande nach erjcheint die Vormerkung als ein 
Grundbuchvermerf, durch den die Verwirklichung des eingetragenen Anſpruchs 
der Rublizitätwirkung des Grundbuchs unterftellt wird. Worin diefe Wir: 
fung materiellvechtlich befteht, das ijt die entjcheidende Frage. Hierzu muß 
folgender Unterjchied beachtet werden. 1. Gegenftand der Vormerkung iſt 
ein obligatorijcher Anfpruch auf eine bejtimmte dingliche Rechtsänderung an 
dem betroffenen Grundftüd. Das Gejeg verftärkt das bloß perjönliche For: 
derungsrecht durch die Zuerkennung der Vormerkungfähigkeit; es verleiht dem 
Gläubiger ein Recht auf Vormerkung.* 2. Durch die Eintragung entjteht 
das Recht aus der Vormerkung,’ das inhaltlih gerichtet ift auf Die Ber: 
wirflihung des vorgemerften obligatorischen Anſpruchs in das erjtrebte ding: 
lihe Recht entjprechend dem bei Eintragung der Vormerkung beftehenden 
Rechtſtande. 

b) Auf dieſer poſitivrechtlichen Grundlage iſt die Rechtsnatur der Vor: 
merkung dahin zu bejtimmen: der obligatoriihe Anſpruch auf eine Rechts: 
änderung wird Durch jeine Eintragung ins Grundbuch zu einem dinglichen 
Wartrechte“ gejteigert. Der Anſpruch behält die Natur eines nur gegen 





lihen Ordnung über den Begriff und die Wirfungen der Vormerfung Streit und 
Unficherheit bejtehen. Die weite Spannung des Anmwendunggebietes der Vor— 
merfung fontrajtiert eigenartig mit der fargen Begrenzung, die der Eintragung: 
fähigfeit begrenzter dinglicher Rechte gezogen ijt (oben $ 59). 

14) Dies Recht auf V. jteht unter beitimmten materiellen Borausfeßungen 
oder Wormerfungsgründen (unten Nr. 3). Es fann auf verjchtedene 
Weiſe durchgejeßt werden, jo daß als Vormerftungarten erjdeinen: Die 
bemwilligte, die zwangweiſe vollitredte, die amtliche V. (unten Nr. 4). 

15) Wird fchlechthin von dem „vorgemerften Rechte” geſprochen, jo tft Ver: 
wirrung und Mißverſtändnis ſchwer zu vermeiden. Es muß unterjchieden werden: 
a) Der vorgemerkte obligatorifche Anspruch; b) das Recht am Grundſtück, deſſen 
endgültiger Erwerb erjtrebt wird; und endlich c) das zwiſchen beiden jtehende 
dDingliche Wartrecht aus der Vormerkung, das die Verwirklichung jenes Anſpruchs 
zum Liegenfchaftrechte ſichert. 

16) Der Ausdruck entſtammt dem deutſchen Rechte. Er wird von uns im 
eigentlichen Sinne angewandt als Anwartſchaft an fremdem Vermögen. Das 
Wartrecht hatte vor allem Bedeutung als Erbenwartrecht, dad der Verfügung: 
macht des Erblafier bejtimmte Schranfen zog. In meiterem Sinne wurde da3 
Wartrecht auch auf eine zwiſchen dem Erblaſſer und den Erben beitebende Ber: 
mögensgemeinjchaft übertragen; das Eigentum fonnte fich in eine Anwartſchaft 
und diefe Fonnte fich in ein Eigentum umfegen. So Brunner, zur Gejch. des 
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den Obligationſchuldner gerichteten perfönlichen Forderungrechtes. Für diefes 
als obligatoriihes Grundgeihäft wirkende Nechtsverhältnis tritt bis zur 
Vollendung des dinglichen Ermwerbes ein Schmwebezuftand ein, der die jedem 
bloß perjönlichen Anjpruche eigentümliche Gefahr in ſich birgt, daß durch 
Verfügungen oder VBermögensverfall des Schuldners die Bewirtung der 
Seiftung, aljo hier die Durchführung der dinglichen Rechtsänderung an dem 
fonkreten Grundftüd, unmöglih wird. Hier jegt das Geſetz ein und ver: 
ordnet, Daß |pätere Verfügungen unwirkſam fein follen, foweit fie den vor: 
gemerkten Anjpruch vereiteln oder beeinträchtigen würden. Das führt auf 
den pofitiven Rechtſatz, daß für die Verwirflihung des vorgemerften obli- 
gatoriſchen Anfpruchs der Rechtitand maßgebend bleibt, der zur Zeit der Ein— 
tragung der Vormerkung beftand. Ein Bann wird auf das Grundſtück gelegt, 
der den künftigen Vollzug der Nechtsänderung nach der gegenwärtigen Rechts: 
lage unter Verſtrickung des individuellen Leiftunggegenftandes offenhält. Da- 
mit empfängt der obligatorifche Anſpruch die über feine Natur hinaus erhöhte 
Kraft, jelbit dingliche Rechtsänderungen, die ihm widerjtreiten, zu brechen: 
aus diefer ihm durch Geſetz beigelegten Wirkung ergibt ſich der zwingende 


german. Wartrecht3 in der Feitgabe für Dernburg, Berlin 1900. — a) Der 
Begriff des Wartrechtes ift zur Kennzeichnung der eigenartigen Steigerung, die 
mährend eines Schiwebezuftandes rechtlich eintreten fann, unentbebrlid. So 
insbejondere für die bei der Entwidelung eines bedingten Rechtes eintretende, 
rechtlich befeitigte Anwartichaft, 88.1 877 A 23, 1, 3; ferner zur Feititellung 
des für den noch nicht empfangenen Rechtsträger gejeßlich vorbehaltenen Er— 
werbes, Bd. 1 $ 26 Nr. db und $ 127 A 17 zu BOB 8331. Im Sadenrecht 
entſteht eine dingliche Anwartſchaft insbefondere aus der Einigung; oben $ 19 
vor A 9; vergl. ferner oben 821 AB, 855 A139. Die Bedeutung dieſes Be— 
ariffes zur Klarſtellung der Rechtslage mag noch folgendes Beifpiel belegen. Be: 
miigung und Antrag auf Eintragung einer Hypothek find von dem Grundftüd- 
eigentümer in rechter Form bei dem Grundbuchamte eingereicht, aber beanitandet 
worden; eine Friſt zur Behebung des Hinderniffes ijt nach GBO 815 geſetzt. 
Bährend diejer Friſt erflärt der Eigentümer, er nehme den Antrag auf Eintragung 
der Hypothek zurüd. Eine privatjchriftliche Erklärung wäre nach GBO $ 32 uns 
wirkſam. Aber auch die in rechter Form nach $ 29 erklärte Zurücknahme iſt nicht 
genügend; denn durch die Einreichung der Berwilligung und des Antrags bei dem 
Srundbuchamte hat der Gläubiger ein unentziehbares Wartrecht auf Erlangung der 
Supothef erworben; der Antrag darf nur mit feiner Zuftimmung zurüdgenommen 
werden. — b) In zahlreichen Fällen (Bd.1 895 Nr.3) verordnet das BOB. 
die Überleitung eines obligatoriihen Anspruchs auf Dritte. So wird 3.2. der 
Erwerber eines Grundjtüds nach $ 571 durch den vom Veräußerer abgejchloflenen 
Mietvertrag gebunden. Man könnte verjucht jein, die bier durch die Überlaflung 
%3 Grunditüds an den Mieter vorausgeſetzte Verlautbarung des Mietverbält- 
niffes der Kundbarmachung gleichzuftellen, die nach $ 893 durch die Eintragung 
der Rormerfung erfolgt. Diejer Vergleich wäre unrichtig. Denn der durch Vor— 
merfung geficherte Anſpruch richtet ſich nach wie dor nur gegen den Schuldner 
ielbft; der fpäter eintretende dingliche Erwerber wird in das obligatorische Ver— 
baltni3 in feiner Weife einbezogen, er haftet niemals auf Erfüllung, ſondern 
er muß nur foweit zurüdtreten, als es zur Verwirklichung des Nechtes aus der 
Vormerkung erforderlich ift (8 838; A71f.). Und diefe Nechtsfolge erklärt jich 
aus dem Begriffe des dinglichen Wartrecht3. 
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Rückſchluß auf eine ihm innewohnende ebenwertige dingliche Natur. Noch ift 
das Recht an der Sache nicht entjtanden; es jtrahlt aber eine Vorwirkung 
aus, wonach dem in der Entwidelung zum Sachenrechte befindlihen Anſpruch 
der Vollzug gefichert wird durch die dinglihe Gebundenheit, die auf Grund 
des Vormerkungeintrages den Leiftunggegenftand den widerftreitenden Ver— 
fügungen des Schuldners entzieht. Das diefer Gebundenheit entjprechende 
Recht zum Eintritt in eine nach dem gegenwärtigen Rechtitande des Grund- 
ſtücks abgemefjene Nechtitellung wird pafjend als dingliches Wartrecht 
bezeichnet.'? 

c) Das Gejeg begnügt fi” mit diefer Steigerung des obligatorijchen 
Anjpruchs zu einem Wartrechle mit dingliher Wirkung; es läßt keineswegs 
durch die Vormerkung eine Ummandlung des Forderungredhtes in ein Recht 
an dem Grundftücd eintreten.‘ Der Anſpruch auf Erfüllung richtet fich nad 


17) Die entjcheidende Frage, dat der Anfpruch ungeachtet der Vormerkung— 
eintragung obligatorifch bleibt, bejaht insbefondere die Rechtſprechung; KON 
20,78; 21,289; RZA 8,159; OLG 3,98; 4,237; 6,555. Der bier ber: 
tretenen Auffaſſung jtehen nahe: Turnau-Förſter 1,162; Biermann 183; Neu— 
mann, NW 31,455; Bredari 211; Briejter 174 und wohl auch Pland 3,115; 
Coſack 8 177112; Kober 79. Eine dolle Übereinjtimmung der Anfichten unter: 
einander bejteht jedoch nicht. Und überall fehlt die gemügende Beachtung des 
Tatbeitandmerfmales, dat die Vormerfung zugimiten des obligatorifhen Ver— 
wirklichunganſpruches den zur Zeit ihrer Eintragung vorhandenen Rechtitand 
des Grumdftüdes borbehält. — Gegen den Dritten entitebt aus 8858 fein obli- 
gatorifcher Leiftunganfpruch (oben A165), fondern ein eigenartiger dinglicher 
Bewirkunganſpruch; U 78. 

18) Die Anfchauungen der Gegner laflen fich in zwei Gruppen zuſammen— 
faffen. a) Es wird verfucht, die dingliche Wirfung der Vormerkung über das 
Geſetz hinaus zu fteigern. Und zwar: 1. fo, daß das borgemerfte Recht als 
Recht am Grundſtück hingeftellt wird; für die vorgemerfte Hhpothef würden da= 
nach die Vorfchriften gelten, die für die endgültige Hypothek, insbefondere aud 
für die Eigentümerhypothek ergangen find; fo Othmer 67 und Arh.BR 23,174 
(gegen OYG® 6,555). 2. Daß die ©. eine auffchiebend bedingte dingliche Rechts— 
änderung bewirfe, fucht in eindringlicher Weife Fuchs 1,110 und in Grudot 
46, 561 zu begründen. Hier wird treffend die Bedeutung des Schwebezuftandes, 
in dem jich das geficherte Necht befindet, erfannt; dieſes aber findet feine Er: 
klärung richtiger dadurch, dat die vom Dritten im Widerfpruch mit der V. er: 
tworbenen dinglichen Rechte als auflöjend bedingt aufgefast werden (U 57). 
3. Ein halbdingliches Recht nach Art der actio in rem scripta nimmt für das 
bayer. R. an: NRegelöberger 313 und für das BGB: Oberned 254. Ein Redt 
zur Sache behaupten: Dernburg $ 63; Lehmann, frit. Viertelj. 45, 273. 4. Nach 
Seller 124 iſt die V. ein eigenartiges afzejiorifches (jo auch Jäger, KO 824 
3; Neumann, IW 31,455; Hellwig, Anſpruch u. Klagrecht 254; Cofad A 12) 
Recht an dem Grundſtück oder an Grundjtüdredhten, ein die Befriedigung des 
gelicherten Anfpruchs aus dem belajteten Gegenftande gewährleiftendes Recht. — 
Allen diefen Anfichten tft entgegenzubalten, dab es unzuläffig ift, die Eingularität 
eines Rechtsinſtitutes über die im Gefeß feitgeitellten Sondervorjäriften hinaus 
zu jteigern. — b) Faſt allgemein wird, wie in Brot. 3, 112, die Verwandtſchaft 
der V. mit einem qualifizierten Veräußerungverbote betont. Diefer auch durch 
8 S88 IT nabegerüdte Vergleich darf jedoch nicht zu einer vollen Gleichitellung 
der Natur beider Nechtsinftitute führen. Das Veräuferungverbot enthält eine 
endgültige Emtragung mit negativer Wirfung, die Vormerfung eine proviforifche 
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wie vor nur gegen den perjönlichen Schuldner ; gegen ihn ift daher keineswegs 
der dingliche Gerichtitand ausjchließlich begründet.” 1. Die Vormerkung 
befundet nicht die dingliche Rechtslage des Grundftüds. Zugunften des Vor: 
gemerkten wirkt der öffentliche Glauben des Grundbuchs nicht. Das 
gilt in doppeltem Sinne. a) Der vorgemerkte Anspruch jelbit wird in feinem 
rechtlichen Beſtande nicht derartig beftätigt, daß für den Vorgemerkten eine 
Vermutung einträte;?° und weder der geficherte Anſpruch noch die für ihn 
eingetragene Vormerkung felbit gelten zugunften des dritten gutgläubigen Er: 
werbers als wirkſam bejtehend, weil fie im Grundbuche verlautbart find.” 
8) Aber auch dem wirkſam beftehenden und vorgemerkten Anfpruche fommt 
der öffentliche Glauben des Grundbuchs nicht in dem Sinne zuftatten, daß 
für die Entjtehung und Wirkung des Rechtes aus der Vormerkung der Buch— 
ftand zur Zeit der Eintragung als richtig gälte. Insbeſondere hängt der Er: 
werb der Bormerfung als eines dinglich wirkenden Wartrechtes davon ab, 
daß der die Eintragung bewilligende Schuldner der wirklich Verfügung: 
berechtigte war.”? 2. Dementiprechend ift der pofitive Rechtsgrundfag auf: 





Eintragung, die einen pofitiven Leiftunganfpruch fichern foll; im Konkurſe ift das 
Veräußerungverbot den SKtonfursgläubigern gegenüber unwirkſam, während die 
Tormerfung volle Wirfung behält (KO 48 24); umgekehrt hindert das Ver— 
ãußerungverbot die Zwangsvollſtreckung CPO $ 772, ZUG 828), während der 
Vormerkung diefe Wirkung nicht zulommt, das durch Vormerkung geficherte Recht 
wird aber wie ein eingetragenes Recht berüdfichtigt (ZUG 8 48). Über weitere 
Unterjcheidungen Neumann 454; Reichel 157; Seller 113. 

19) R® 52,44; darüber genauer unten W 81. 

20) 8891 gilt bier nicht, weil „Recht“ im Sinne des Liegenjchaftrechtes 
nur das Recht an den Grundjtüden bezeichnet, der vorgemerkte Anſpruch aber ein 
jolches Recht nicht darjtellt. Ebenfo Turnau-Förſter 1,197; Predari 162, 166. 
Daß die Vermutung fich nicht auf den vorgemerkten Anſpruch erjtredt, iſt unbe— 
jtreitbar. Dagegen ſoll jie inſoweit eine entfprechende Anwendung finden, daß 
der Gläubiger des Beweiſes der materiellrechtlihen Vorausſetzungen der Ein 
tragung der Vormerfung enthoben jei: Blank 8553 A3i; Biermann U2d; 
Fuchs 122, 152; Sefler 136. Als Grund gelten die Ahnlichleit der Wirkungen, 
die die VBormerfung mit einer Belaftung babe; ein derartiger halbrichtiger Ver— 
gleich rechtfertigt aber in feiner Weife, dem $ 891 eine Auslegung gegen feinen 
deutlichen Sinn zu geben. 

21) Der Eigentümer A. hat die Eintragung einer Vormerkung auf Bes 
itellung einer Hypothek zugunften des B. bewilligt. C. erwirbt diefen Anſpruch 
des B. oder pfändet ihn. Später ftellt fich heraus, daß A. zur Zeit der Be- 
willigung wegen Verjchwendung entmündigt war. Damm tritt zugunften des €. 
der 8892 nicht in Geltung; E. muß wiſſen, daß der bloße Sicherungvermerf 
fein Recht an dem Grundftüd begründet und die Erlangung der begehrten Recht: 
ftelung daher von der wirkſamen Beitellung der Vormerkung abhängt. Abw. 
Fuchs 152; Seller 142. 

22) Ebenjo im Ergebnis KGJ 21,289 und befonders RYA 4,67; Bier- 
mann 188; Turnau =» Förjter 213; PBredari 166; Cberned 211; Philipfen 67; 
Kober $ 8853 V 3; Reichel 103. Dagegen müſſen diejenigen Schriftiteller, die 
das vorgemerfte Necht als Recht an dem Grundjtüd anjehen, folgerichtig für die 
Anwendung des $ 892 eintreten; jo insbefondere Fuchs 152; Othmer S6; Ram— 
dohr in Gruchot 44, 353; Sefler 137 (aber mit erheblichen Ausnahmen). Aber 
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zujtellen: Berihtigung bricht Vormerfung. Der öffentlichredt: 
lihe Berichtigungansprud z. B. des wirklichen Eigentümers auf buchmäßige 
Verwirklichung des bereits bejtehenden Rechtes an dem Grundjtüd überwindet 


auch von den Vertretern der richtigen Auffafjung, wonach der borgemerkte An: 
ſpruch jeine obligatorifche Natur behält, twollen einige den öffentlichen Glauben 
des Buches zuguniten des Vorgemerkten auf Grund des $ 893 eingreifen lafjen. 
So PBland 118i; Ungewitter in Gruchot 48, 158 und befonders eindringend 
GStrobal, Defanatprogramm Leipzig 1904 (gegen ihn Stinging, Recht 8, 321) 
für den Fall der auf Grund einer Berwilligung eingetragenen Vormerkung. Tie 
Begründung hierfür jteht und fällt mit dem Nachweife, daß die Vormerkung— 
bewilligung eine Verfügung im Sinne des $ 893 enthalte; diefe Verfügung joll 
darin beitehen, daß durch die Vormerfung eine Verfügungbeichränfung und damit 
eine unmittelbare Anderung der dinglichen Nechtölage eintrete. Der Beweis bier: 
für iſt nicht gelungen. Daß eine NRechtsänderung mit der Eintragung der ®. 
nicht eintritt, verfennt Strohal 21 nicht; er meint aber, dat der künftigen Rechts: 
änderung eine ſchon infolge der Vormerfung eintretende Veränderung und Ab— 
ſchwächung des von ihr betroffenen Nechtes vorangehe. Das ijt richtig, wenn die 
Rechtslage im Sinne des oben dargejtellten Wartrechtes verftanden wird. Dann 
aber handelt es jich nicht um eine dingliche NRechtsänderung, denn Dieje jekt 
boraus, daß in den Beitand eines bereit3 bejtehenden Necht3 unmittelbar einge: 
griffen wird. Um Strohals Konjtruftion zu halten, müßte man unterjtellen, dat; 
die Vormerfung eine jebt bereit3 dinglich wirkende Beſchränkung der erit fünftig 
(vielleicht) Durch Verfügung des Eigentümers entjtehenden Rechte Dritter be- 
wirfe (dagegen oben 836 A24), man fäme dann auf die Lehre von Fuchs 
(oben A 18,a 2), die Strobal felbit ablehnt. Auf den bewilligenden Eigentümer 
ſelbſt paßt $ 893 nicht, weil die Vormerkung nicht über fein Eigentum verfügt, 
fondern bloß die fpäter erit vorzumehmende Verfügung fichert; vergl. auch oben 
$54 A 17; Predari 211; Biermann 192 (Strohal 19 A18). Die Annahme, 
daß die Vormerkung eine Verfügungbejchränfung enthalte, fünnte doch nur zur 
Beichreibung einer ihrer Wirkungen taugen; die Hauptjache, daß ein pofitiver 
Bewirkunganſpruch nach der jeßigen Rechtslage entiteht und der Rang nad der 
Eintragung bemeilen wird, gebt dabei verloren. Außerdem entjtände ein unlös- 
barer Widerfpruch mit $ 137, wonach die Befugnis zur Verfügung über ein ber: 
äußerliches Recht Durch Rechtsgeſchäft Dinglich nicht befchränft werden darf, das 
wäre aber doc der Erfolg einer al3 Verfügung fonftruierten und mit der Wirkung 
der Verfügungbejchränfung bedachten Vormerkung. Wenn A. fich verpflichtet, 
an die Stadtgemeinde bei einer fünftigen Verbreiterung der Straße bon jeinem 
Grundjtüd die erforderliche Fläche und zwar den Quadratmeter zu 10 Marl 
abzutreten: jo darf nicht eine Verfüqungbejchränfung, jondern nur eine Xor- 
merfung eingetragen werden; diefer Unterjchted wird bon der Rechtſprechung 
fcharf betont und mit Recht feitgebalten; KGJ 21,133 und 3.11.1902 (preuf. 
Verw. DI. 24,507), RG 53,415. — Strohal 28 beruft ſich ferner auf Das 
Bedürfnis, den $ 185 (Einwilligung des Berechtigten zur Verfügung eines Nicht: 
berechtigten) auf die V. anzuwenden. A. hat als eingetragener Eigentümer das 
Grundjtüd an B. verfauft und zuguniten des B. eine V. bewilligt; bevor die V. 
eingetragen tvird, erwirkt E,, weil er der wirkliche Eigentiimer jet, die Eintragung 
eines Widerſpruchs; gegen Hinterlegung des Kaufpreiſes zuguniten des E. erlangt 
A. von Diefem die Einwilligung zur Eintragung der Vormerfung. Dies Beifpiel 
iſt nicht überzeugend. Grundbuchrechtlich genügt die Bewilligung des A. zur Ein: 
tragung der V. für B.; E. hat nach GBO $ 19 gar fein Bewilligungrecht. Materiell: 
rechtlich aber jtellt sich die Einwilligung des E. als Ermäcdtigung des A. zum Ber: 
faufe und zur Übereignung des dem E. gehörenden Grunditüds dar unter Verzicht 
auf die Geltendmachung des Berichtigunganfpruchs gegen das borgemerfte Recht 
des B.; zur Anwendung des $ 155 beiteht weder ein Grund noch ein Bedürfnis. — 
Das Biel der gewundenen Beweisführung tit, das Necht aus der Vormerkung unter 
den öffentlichen Glauben des Buches zu jtellen; dies angeblich vom Verfehrinterejie 
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den bloß obligatorifhen Anſpruch, der zwar dinglich gefichert ift, die dingliche 
Rechtsänderung ſelbſt aber erjt herbeiführen will.” Von hier aus erhält der 
Unterfchied zwijchen dem Widerjpruch und der Vormerkung feine nähere Be- 
ftimmung. Der Widerſpruch ſchützt ein bejtehendes Recht am Grundſtück 
gegen die aus dem Mangel feiner Buchung infolge der Wirkung des öffent: 
lihen Glaubens drohende Gefahr ; jolange die Damit vorbereitete Berichtigung 
nicht durchgeführt ift, jteht der Eintragung einer Vormerkung, die aus dem 
Rechte des Buchberechtigten abgeleitet wird, nichts im Wege. Die Vor: 
merfung dagegen fol für ein Necht, das erjt die Umwandlung in ein ding: 
liches erjtrebt, die vorhandene Rechtslage feithalten; fie wird von dem öffent: 
lihen Glauben des Buches weder getragen, noch vermag fie gegen Die von 
ihm ausgehende Gefährdung zu fihern. Troß diejes einjchneidenden Gegen: 
jages berühren fi Widerfpruch und Vormerkung durch) ihre gemeinfame Natur 
als provijorische und fihernde Eintragungvermerke. In manden Fällen kann 
es zweifelhaft fein, welche von beiden Eintragungen die zutreffende jei. Dann 
enticheidet der Inhalt des vollzogenen Eintragungvermerkes, nicht der ihm 
gegebene Name: die Wirkſamkeit des eingetragenen Sicherungvermerfes wird 
dadurch nicht berührt, daß der Grundbuchbeamte fich in ihrer Bezeichnung oder 
der Stelle ihrer Einjchreibung ins Buch vergriffen hat.°* 


erheiſchte Ergebnis ſoll gegen theoretifche Bedenlen „gefichert werden. Gerade 
diefem Grundgedanken iſt durchaus zu widersprechen. Die durch $ 892 verurjachte 
Gefahr des Verluites mohlbegründeter Rechte wird aus wohlerwogenen Gründen 
auf die Falle bejchränft, mo der dingliche Eriverb bereits vollendet iſt. Bedeutet 
ſchon die Sicherung eines Forderungrechtes durch Vormerfung eine nicht unbes 
denfliche Anomalie, jo liegt es durchaus nicht im Sinne unjerer Rechtsordnung, 
dab das bejtehende wirkliche Recht an der Sache dem obligatoriihen Anspruch 
auf deſſen Erlangung verfallen müßte. Ein derartiger Bruch mit den allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen hätte in den 88 833, 888 einen deutlichen Ausdrud finden 
müfjen; wo das Gejeß ein Forderungrecht unter den Schuß des $ 892 jtellen 
will, hat es dies in 8F1188 ausdrücklich angeordnet und begrenzt (oben $ 62 
126). — Endlich jei mit Stinging darauf hingewieſen, daß die befämpfte Anſicht 
das einheitliche Nechtsinjtitut der Vormerkung, je nachdem dieje auf Bewilligung 
oder einjtweiliger Verfügung berubt, in zwei Arten mit böllig berfchtedener 
Birfung jpalten würde; denn daß die zwangweiſe durchgeſetzte Wormerfung feine 
Verfügung enthält, wird nirgends bejtritten. Vergl. ebenjo für die amtliche Vor: 
merfung A 50. 

23) 8894 überwindet $$ 853, 888. Über das Verhältnis der Berichtigung 
zur VBormerfung oben $63 A 20. Die Durchführung des Verichtigunganipruchs 
wird durch die eingetragene Vormerfung nicht gehindert; der auf Grund der 
Berichtigung eingetragene wirkliche Berechtigte wird durch $ 888 nicht betroffen, 
da er weder dinglicher Rechtsnachfolger des Buchberechtigten ift, noch die von 
diefem übernommene obligatorische Verpflichtung auf ihn übergeleitet wird. 

24) In diefem Sinne hatte ich bisher (U 6) behauptet, daß der Grund» 
buchbeamte in Zmweifelfällen die Eintragung auf beide Arten erjtreden könne; 
das bejagt, dab eine Verwechjelung unjchädlich iſt und dab, mie Sekler 290 
richtig darlegt, auf Grund zweier gejonderter Bewilligungen ſowohl eine Vor— 
merfung al3 auch ein Widerfpruch eingetragen werden darf, die materiellvechtlich 
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3. Vormerkungfähig iſt jeder perjönliche Anſpruch auf Verwirk— 
lihung einer dinglichen eintragungfähigen Rechtsänderung.? 

a) Die wejentliche materiellrechtliche Vorausfegung für die Entjtehung 
des Rechtes auf Vormerkung bildet ein wirffames Schuloverhältnis.?* Diejes 
muß ferner in dem Sinne als Grundgeſchäft erjcheinen, daß es inhaltlich auf 
die Erlangung eines nad) dem BGB zugelaffenen und eintragungfähigen 
Rechtes abgeftellt ift: die vorläufige Wormerkung muß auf die Eintragung 
einer endgültigen Rechtsänderung als Endziel gerichtet fein.” Wenn jomit 
das Anwendunggebiet der Vormerkung durch die gejeglich gejchloffene Zahl 
der eintragungfähigen Rechte begrenzt wird, jo können die Beteiligten doch 
die Umjtände, unter denen das dingliche Recht verwirklicht werden joll, in be: 
liebiger Weiſe fefttellen. Die hierdurch ermöglichte freie Beweglichkeit gejtattet 
in Verbindung mit der dinglihen Wirkung der eingetragenen Vormerkung 


die Sicherung desfelben rechtlichen Intereſſes betreffen. Dies ijt von vielen Seiten, 
3.T. mit ganz baltlofen Gegenbemerfungen (jo beſ. Reichel 67), bejtritten 
worden; manche behaupten jogar, dab die irrige Benennimg die Eintragung 
nichtig mache. Dieſem Formalismus tritt unter Annahme der im Texte ver: 
tretenen Anſicht mit aller Entjchiedenheit entgegen das RG in IW 32 Beil. 126 
und RG 55, 343 in Anwendung auf GBO 8181. 


25) $883 11 zählt die einzelnen Fälle der Nechtsänderung (oben $ 16 
Nr.2) auf. Bredari 196; Neichel 66; Sefler 31. — Es iſt bier nur die Rede 
bon der gewöhnlichen Vormerfung des BGB; über die Befonderheiten der amt: 
lichen VBormerfung unten Nr. 4 c. 

26) Auch ein Fünftiger oder bedingter Anjpruch genügt, $ 883 12; es wird 
ſich fogar in den meiſten Fällen um die Sicherung folder Ansprüche handeln, die 
zur Durchführung in ein Recht am Grunditüd noch nicht reif find. In Betracht 
fommen Anſprüche aus den Kauf- oder Taufchverträgen, insbeſondere auch der 
Wandelunganſpruch; Anfprüche auf Beitellung einer Hypothek, auf Begründung 
de3 vermachten Nießbrauch- oder Mltenteilrechtes; ferner die Anſprüche aus 
Parzellierungverträgen und bei dem Anitellen eines Grundſtücks (über beides 
eingehend oben 818 A11f.). Auch ein auf Grund des Geſetzes entitandener 
obligatorifcher Anspruch, 3.8. wegen ungerechtfertigter Bereicherung oder nad 
8 648 (Hypothek des Bauunternehmers), kann durch Vormerfung gefichert werden. 
— Der wegen Nichtbeachtung der Formborfchrift des $ 313 nichtige Vertrag iſt 
bormerfungfäbig; der Vollzug der Auflaffung ändert daran nichts, weil er erit 
in Verbindung mit der Eintragung die Kormnichtigfeit behebt (vergl. aber A 50). 
— Nur ein privatrechtlicher Anſpruch iſt vormerfungfäbig, nicht der Anspruch 
auf Pfändung 3.8. einer Eigentümergrundfchuld; denn die Erwirkung eines 
Pfandungpfandrectes erfolgt auf Grund des ftaatlichen Gerichtzwanges und nicht 
unmittelbar zur Erfüllung eines Schuldverhältnifies, dieſes kann nur auf die 
rechtsgefchäftliche Bejtellung eines Grundpfandrechtes des BGB abgeitellt werden. 
Vergl. RE in NW 33,5; ferner Predari 198 A 4. 

27) RG 55,273. Eine unter der Herrfchaft des bisherigen Rechts wirkſam 
begründete Vormerfung, die 3.8. auf Beitellung eines Mietrechtes lautete, ift 
mit Antrafttreten des BGB gegenftandlos geivorden und daher löſchungsreif. — 
Ein Veräußerungberbot kann durch Rechtsgeichäft nicht auf das Grundftüd 
gelegt werden; wohl aber ijt der Anſpruch vormerkungfähig, daß im Falle der 
Veräußerung an einen Nichtdeutichen der Erwerber verpflichtet iſt, das Grundſtück 
feinem Rechtövorgänger zurüdgzuübertragen; NG 55,78. 
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JB. die Erlangung oder Wiedererlangung des Grundſtückeigentums,“ ein 
perjönliches Vorkauf- und Wiederkaufrecht,“ die Cinräumung einer Hypothek 
oder des Vorranges für eine nachftehende Hypothek ?° in wirkſamer Weile 
zu fihern. Wo es der juriftiichen Kunſt nicht gelingt, das zu fichernde In— 


28) Die Auflafiung des Grundjtüds unter der Bedingung, daß das in 
Umtauſch zu übertragende Grundjtüd binnen einer Woche ebenfalls aufgelafien 
wirde, wäre nach 8 92511 unzuläſſig. Durch Eintragung einer Vormerfung 
auf Rüdauflafiung fann jener Bedingung aber volle dingliche Wirkung gejichert 
werden. Je nach der Intereſſenlage mag eine auffchiebende oder auflöjende Be— 
dingung benußt werden, jene zum Schuße des Erwerbers, dieſe zum Schubße des 
Veräukerers. Vergl. dazu A 12. Vormerfungfäbig iit der Anfpruch auf Eigen: 
tumübertragung an einem Yandgute für die Tochter oder für fie und den künftigen 
Schwiegerfjohn als ebeliches Geſamtgut, jobald die Ehe eingegangen oder ein 
Sohn daraus entſproſſen fein wird. 

29) Hier zeigt fich der Einbruch der Vormerkung in die Gejchlofienbeit 
des Sachenrechtes bejonders deutlih. Statt ein dingliches Vorkaufrecht end> 
gültig zu bejtellen, können die Beteiligten ein obligatoriiches Vorfaufrecht unter 
Vormertung stellen und dies inhaltlich frei geitalten, ohne an die Schranken 
der F 1094 f. gebunden zu fein. Dasfelbe gilt von dem Wiederfaufrechte, ob— 
gleich das BGB ein dingliches Wiederfaufredht nicht anerkennt. In beiden 
Fällen darf die Vormerkung nicht auf das Vorfauf- oder Wiederfaufrecht ab: 
gejtellt werden, fondern auf die bedingte oder fünftige Übertragung oder Rück— 
übertragung des Eigentumes, denn nur die Erlangung diefes Rechtes wird durch 
die Vormerkung vorbereitet. So auch Biermann 133; Predari 197; Seller 
24,34; Reichel 92; abw. Turnau-Förfter 1,512; Kretzſchmar, Sächſ. U. 11,193. 
Danach iſt es 3.2. zuläflig, daß ein Gutsbeſitzer feinen Landarbeitern, um fie 
ſeßhaft zu machen, beitimmte Ader und Hausgrundftücde für geringen Preis zu 
Eigentum überträgt und fich zugleich gegen die Bereitelung feines Zweckes durch 
Pegründung und Vormerkung feines Wiederfaufrechtes für den Fall fichert, daß 
ein Arbeiter den Ader an einen Dritten veräußert. Die VBeitimmung eines feiten 
Kaufpreiies kann allerdings bier ebenfowenig wie beim Vorfaufrechte den Gegen: 
wand der Vormerfung bilden, denn diefer obligatorifche Anſpruch kann nicht auf 
ein dingliches Recht zurüdgeführt werden; es würde fich mithin empfehlen, ſtatt 
des Wiederfaufrechtes einen bedingten Anſpruch auf Rüdübertragung des Eigen: 
tumes zu begründen und vorzumerfen. Sicherung des Anfpruches des Pächters 
auf Eigentumerwerb an dem Pachtgute: OLG 6, 122. — Zur Sicherung der 
bei der Teilung fich ergebenden Ausgleihunganfprüche der Miteigentümer unter: 
einander kann der Anteil des haftenden Miteigentiimer3 mit einer Hypothek 
belaitet werden (8 1010 II), und der Anfpruch auf diefe lann wiederum Durch 
Tormerfung geſichert werden. 

30) Die Verpflichtung des Eigentümers, ſich zuguniten des ziveiten Hypo— 
tbefengläubigers jeder Verfügung über die erjte Hypothek, fobald fie durch Tilgung 
Eigentümergrundfchuld geworden iſt, enthalten zu mollen, iſt nach $ 137 nicht 
vormerfungfähig. Der eritrebte Erfolg wird aber nach $ 1179 durch eine Vor— 
merfung des Inhaltes erreicht, dak eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Löſchung der erſten Hhpothef, ſoweit fie fich mit dem Eigentum bereinigt, ein 
getragen wird; damit wird das dingliche Wartrecht auf Nachrüden des zweiten 
Onpothefengläubigers begründet. KON 25,166 dehnt dies auf die Verpflichtung 
des Eigentümers aus, die Eigentümergrundfchuld einem Hhpothefengläubiger für 
eme andere Forderung als Sicherungbhpothef zu bejtellen; dies mwiderfpricht dem 
ah vom HG feitgehaltenen Grundjage, daß über eine erit fünftig entitehende 
kigentümerhypothek nicht verfügt werden fann; denn verfüqungberecdtigt iſt nur, 
mem bei Entſtehung der Eigentiimerbypotbef Eigentum zuſteht; ob dies aber 
der gegenwärtige Eigentümer ift, der als Schuldner des vorgemerkten Rechtes 
eintreten will, ift völlig ungewiß; Die Eritredung der vorgemerften Schuldver— 
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terefje im Enderfolg auf ein eintragungfähiges dingliches Recht abzuitellen, 
bleibt als legtes Mittel die Vereinbarung einer Vertragſtrafe für den Fall 
der Nichterfüllung der obligatorifhen Berpflichtung und die Sicherung der 
Strafzahlung durch Beitellung einer Höchſtbetraghypothek.“ 

b) Der Grundbuchhbeamte hat nach allgemeinem Grundjage ®* die Zu: 
läffigkeit und Eintragungfähigkeit der beantragten Vormerkung zu prüfen. 
Bejonders zu beachten ijt, daß die Vormerkung nur zugunften deſſen ein: 
getragen werden darf, in deſſen Perſon das geficherte Wartrecht fich verwirk— 
lichen joll,’® und daß als Pajfivbeteiligter hier der erſcheint, der ſowohl per: 
ſönlicher Schuldner ift als auch dinglich durch das Wartrecht aus der Vor: 
merkung betroffen wird.” Die Vorausjegungen für die Beitellung einer Be: 


.... 


Eccius in Gruchot 48, 435. — Die Verpflichtung zur Entpfändung eines Grumd- 
ſtückteils kann vormerfungfähig fein; KGEJ 23,152. 

31) Auf $1190 vermweift auch RG 55,274. — Damit ijt die Zahl der 
zuläfjigen Sicherungbebelfe keineswegs erichöpft. Beſonders twichtig iſt es, daß 
ein Rechtfchuß zuguniten des auf Grund des Reichsgeſ. 21. 7.1879 (20, 5.1895; 
dazu Bd. 1 8199) Anfechtungberechtigten ermöglicht wird. MW. ijt rechtskräftig 
verurteilt, an B. 6000 Mark zu zahlen; als Gegenjtand der Vollitredung fommt 
im mejentlichen nur das Hausgrunditüd des A. in Betradht; A. hat unmittelbar 
nad) feiner Verurteilung feinem Bruder GE. daran eine den vollen Wert des 
Grundjtüds erichöpfende Hypothek von 7000 Mark beitellt. 8. ficht die Bejtellung 
diefer Hypothek Durch Klage gegen E. an; er begehrt zur Sicherung gegen Ber: 
fügungen des C., insbejfondere gegen eine nach $ 592 jelbjtändig wirkende Ab’ 
tretung der Hypothek an einen gutgläubigen Dritten, daß das Prozeßgericht durd 
einjtiweilige Verfügung (A 38) die Eintragung einer VBormerfung anordne. Dies 
Begehren iſt unrichtig gefaht; eine Vormerkung iſt unzuläſſig, weil der Anjprud 
des B. auf Rückgewähr (Wiederberitellung der Vollitrefungmöglichkeit; Bd. 1 

199 A 4) ein obligatorifches umd nicht ein dingliches Necht verwirklichen ill. 
Das Gericht wird aber gemäß CPO $ 935 II die Eintragung einer Verfügung: 
beichränfung nach den oben $ 59 A 56 gegebenen Grundfäßen anordnen, zu deren 
Eintragung nad) GBO 82212 es der Bewilligung des Paſſivbeteiligten nicht 
bedarf. — An anderen Fällen, 3.2. wenn A. das Grunditüd an E. veräußert 
bat, käme die Eintragung einer Sicherunghypothek nah CPO $ 866 in Betradt; 
Bold, TIZT, 343; Bendir im Recht 6,505. 

32) Oben $55. Gegen die Ablehnung oder Eintragung einer Vormerkung 
jteht dem Berechtigten das Nechtsmittel der Befchiverde zu gemäß GBO 87113 
Ab. II fommt nicht in Frage, weil die Vormerfung fein Recht am Grunditüd 
a der Dort angewandte Begriff Eintragung nur auf foldde Nechte paßt; 

RU 4,67. 

33) Daber ijt bei einem Verfprechen auf Leitung an einen Dritten diejer 
und nicht der Verfprechenempfänger als Vormerkungberechtigter einzutragen. 
Sit der Anſpruch des anfechtenden Gläubiger auf Rüdgewähr des veräußerten 
Grundjtüdes an den Schuldner gerichtet, jo fann zu deſſen Gunjten eine Vor— 
merfung erwirft werden; vergl. OLG 5, 422, 

34) Beide Vorausfegungen müſſen zufammentreffen. Die Bervilligung zur 
Eintragung 3.8. einer Hypothekenvormerkung kann grundfäßlih nur erteilen, 
wer als Eigentümer im Grundbuch eingetragen iſt (GBO $$19, 40) und 
außerdem zur Bejtellung diefer Hypothek perjönlich verpflichtet it. WVergl. OLO 
3,98; Seller 39. Darum it es ausgejchlojien, daß der Eigentümer eine Vor: 
merfung bewilligt für ein Necht, das zu einem dinglichen dann erjt verivirflict 
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laftung gelten infofern auch für die Vormerkung, als diefe nur auf einen be— 
laftungfähigen Gegenftand eingetragen werden darf.“ Endlich hat der Grund: 
buchbeamte auch die Rechtserheblichkeit einer Vormerkung nacdhzuprüfen.?® 


werden foll oder fann, wenn das Eigentum auf einen Anderen, der ald Nachfolger 
nur in das Dingliche Recht und nicht in das Schuldverhältnis eintritt, über- 
gegangen iſt. Vergl. ferner KGJ 23,154. Ein erſt fünftig zu ertverbendes Recht 
fann durch eine Vormerfung nicht betroffen werden, weil GBO $ 40 entgegenitebt 
und diefe Ordnungvorfchrift für den Grundbuchbeamten eine zivingende Amts— 
pflidyt bedeutet; daher iſt 3. B. —— nur anwendbar, wenn die betroffene 
Hypothek bereits eingetragen iſt. Dagegen iſt es gleichgültig, ob der Gläubiger, 
zu deſſen Gunſten der Eigentümer ſich zur Löſchung ſeiner künftigen Eigentümer— 
hypothek verpflichtet und deſſen Anſpruch hierauf unter Vormerkung geſtellt werden 
ſoll, bereits als Hypothekengläubiger eingetragen iſt oder nicht; RJA 3, 129. 
Ebenfo wird man nad) den in RG 52,5 ausgejprochenen Grundſätzen anerfennen 
müfjen, daß ein vorftehender Hypothefengläubiger eine Vormerkung des Anjpruchs 
auf Löſchung feiner eigenen Hypothek für den Fall erwirfen darf, dat ſich dieſe 
mit dem Eigentum vereinigt. — Gegenüber diejen allgemeingültigen Grundfäben 
muß jcharf betont werden, dat $ 1179 nad) der Richtung eine einjchneidende Aus— 
nahme von $ 883 bedeutet, als dort zugelafjen wird, daß durd) die Wormerfung 
ein erſt fünftig zu erwerbendes Recht, d.h. die dem Eigentümer etwa fünftig 
anfallende Eigentümerhbhypothbef betroffen wird (KON 26,165). Das 
iſt möglich, weil im Eigentume die auch grundbuchrechtlich bejtätigte Nechtsmacht 
auf den Anfall aller frei werdenden begrenzten Rechte enthalten iſt. Aber die 
Anomalie bleibt, das auf der Paſſivſeite nicht wie fonjt ein dem Schuldner 
bereit zuſtehendes, jondern ein bloß in Ausſicht ftehendes Necht betroffen wird. 
Um jo mehr muß daran feitgehalten werden, dal wenigitens die Hhpothef, deren 
fünftige Umwandlung in eine Eigentümerhhpothek als Bedingung bingeitellt wird 
(und die ſelbſt von der Vormerfung nicht betroffen wird, ſondern der vollen freien 
Verfügungmacht des Gläubigers unterſteht; vergl. A 22, 55), wirffam und end- 
gültig bereits bejtellt und eingetragen fein muß; denn ohnedem würde für die 
Vormerfungbemwilligung jegliches Subitrat fehlen; vergl. KGJ 23, 154. Nach all: 
gemeiner Regel ijt die Ausnahmenorm des $ 1179 eng zu begrenzen (vergl. 
30) ; joll aber der vom Geſetze erjtrebte Zweck erreicht werden, fo iſt die Folge— 
rung nicht zu umgehen, dab die durch die Wormerfung gejchaffene Bindung bier 
nicht bloß den gegenwärtigen Eigentümer und Schuldner, fondern jchlechtbin jeden 
Eigentümer und jpäteren Erwerber verhaftet; mit anderen Worten, das Gejet 
bat jich im Ausdrud vergriffen, 8 1179 wollte nicht eine echte Vormerkung, fondern 
eine abjtrafte dingliche Belaftung eigener Art für zuläfiig erflären. Auf die Nuss 
legung der $$ 883 f. dürfen von hieraus feine Nüdjchlüffe gezogen werden. fiber 
die Verfuche, die eigenartige Natur der Vormerkung des $ 1179 hinwegzuinter— 
pretieren, 3.8. die Annahme, dab mit der Beitellung jeder Hypothek zugleich eine 
eventuelle Eigentümerbhpothef eingetragen werde, Sekler 43. 

35) Eine Hypothekenvormerkung kann nur auf den Anteil eines Miteigen- 
tümers ($ 1114), nicht auf den Anteil aus einer Gemeinfchaft zur gefamten Hand 
($$ 719, 1442, 2033) eingetragen werden. Vergl. Bayer. Ob.2.G. 3,604. — 
Tagegen bedarf die Vormerkung des Anspruchs auf Abtretung oder Belaftung 
eines Bruchteiles des im Alleineigentum jtehenden ——* nicht der vor— 
gängigen Abſchreibung und Eintragung dieſes Teiles als ſelbſtändiges Grund— 
ftüd; das ift nah GBO 86 erſt erforderlich, wenn das geficherte dingliche Recht 
berwirflicht wird; oben 853 AU 17; RU 1,58. 

36) Nach den oben in $ 59 dargeitellten Grundfäben. Daher wäre 3.8. 
die VBormerfung des Nechtes auf die Mberbaurente al3 unguläffig oder de3 Rechtes 
des perfönlichen Schuldners auf Erwerb der Hhpothef gemäß $ 1164 als über- 
Hüffig abzulehnen. Eine Vormerkung des Erbrechtes fommt ſchon deshalb nicht 
in Betracht, weil der Erbe feinen perjönlichen Anfpruch auf den Nachlaß hat; da— 
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4. Das Recht auf Vormerkung kann auf verſchiedene Weiſe verwirklicht 
werden. Wir unterſcheiden danach drei Arten der Vormerkung. Für alle 
gilt gleichmäßig, daß das dingliche Wartrecht erjt durch den Vollzug der Ein: 
tragung entſteht; die Eintragung jest grundfäglich den entjprechenden Antrag 
voraus.ꝰ | 

a) Die Regel bildet die auf Grund einer einftweiligen Verfügung ein: 
getragene Bormerkung. Der Prozeprichter darf zur Sicherung eines jtreitigen, 
auf Erwirkung einer dinglichen Nechtsänderung gerichteten, Anſpruchs die 
Eintragung einer Vormerkung anordnen. Die Durhführung unterjteht den: 
jelben Grundfägen, die für die Anordnung eines Widerſpruchs gelten.’ 

b) Zur Eintragung einer Vormerkung genügt ftets auch die Bewilligung 
des Berechtigten, deſſen Grundftüd oder Necht hierdurch betroffen wird.” 








gegen iſt nach Eintritt des Erbfalles ſein Anspruch auf ein Vorauspermächtnis 
in vollem Imfange (8 2150) vormerfungfäbig. Für den Nacherben wird anders 
gejorgt; oben 822 A24f. 

37) Ausnahme bei der von amtöwwegen einzutragenden ®. (A 47). Der 
Antrag bedarf der Form nah GBO 829 nur dann, wenn er die Bewilligung er: 
jeßt; oben 8 54 Nr. 5. — Betrifft die V. eine Briefhuypotbef, fo ift nah GBO 8 42 
in allen Fallen der Brief vorzulegen und auch auf ihm der entfprechende Vermerk 
einzutragen; die in 842 12 für den Widerfpruch vorgeſehene Ausnahme gilt bier 
nicht; ebenfowenig BGB $ 396 (OSG 3,100; Seller 103), ift ein Dritter im 
Beſitze des Briefe, jo fann gegen ihn nur auf Grund eines befonderen pribat: 
rechtlichen Anspruchs auf Vorlegung ($ 809; Bd. 1 8197) vorgegangen werden. 
Verleßung des $ 42 macht die V. nicht unwirkſam; RIA 4, 68. — Bei Abfaſſung 
der Eintragungformel muß beachtet werden, dat Tomohl der geficherte Anfprud 
(Bezugnahme iſt nach $ SS5 11 geitattet), als auch das eritrebte Dingliche Redt 
jeinem Inhalte nach (bei der Hypothek alfo 3.8. der bejtimmte Geldbetrag der 
Forderung) genau anzugeben iſt; OLG 3, 364; Kretzſchmar, Zentralbl. f. freitv. 
G. 4,362; Bredari 201; Seller 107; aber auch Turnau-Förſter 1, 556; Reichel 
173. — Eine Vormerkung kann auch in das Schiffregiiter eingetragen werden; 
KO 824; FGG 8103. 

35) 8885 I in Übereinftimmung mit $S99 II. Es iit Daher auf die oben 
8 64 Nr. 2a gegebene Darjtellung zu verweiten. Vergl. auch oben AU 31 über die 
Mustwahl der zu treffenden Anordnung. — Der Anspruch muß glaubhaft gemadt 
werden; nicht aber feine Gefährdung, denn fie ergibt ſich aus feiner bloß obli- 
gatoriihen Natur und der vorhandenen Verfügungmadjt des Schuldners (nicht 
aus der Grumdbucheinrichtung, wie Viele irrig behaupten; vergl. oben Nr.1a}; 
Sicdyerheitleiitung erfeßt nad ERO 88 936, 921 U die Glaubhaftmachung; die 
Ablehnung it gerechtfertigt, wenn der bedingte Anfpruch wegen der entfernten 
Möglichkeit des EintrittS der Bedingung einen gegenwärtigen Vermögenswert 
nicht hat, CPO $ 916 II, Biermann 147; Seller 67, abw. Fuchs 1, 130; Predari 
199 wegen BGB 8 853 12. — Befonders hervorzuheben ift, daß nach der Konkurs— 
eröffnung oder dem Erlafie des allgemeinen Veräußerungverbotes da3 Sonder: 
vorgehen eines Konfursgläubigers durch Erlangung einer Vormerkung im Wege 
der einſtw. V. ausgeichloffen wird, ſoweit es jih um ein zur Konkursmaſſe ge— 
höriges Grumditüd oder ein für den Gemeinjchuldner eingetragenes Recht handelt; 
die verbotwidrige Vormerfung ift nichtig; KO 88 14 11, 106, 221 11. 

39) Diefe „Freituillige Eintragung” wurde nach Brot. 3, 115 in 8885 au: 
gelaften, weil im Berfehrintereiie eine jchleunige und foftenfreie Erwirfung der 
Vormerfung unentbehrlich erichien. Hierdurch gerade wird die Gefahr, dak da® 
Vertrauen auf da3 Grundbuch durch zweifelbafte Ziwifchenrechte gefchädigt und 
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Außer den allgemeinen VBorausjegungen und der Frage, ob der beantragte 
Eintrag auf einen vormerkungfähigen Anſpruch gerichtet ift, hat der Grund: 
buhbeamte mithin lediglich zu prüfen, ob die Bewilligung von dem durd) fie 
betroffenen *° und eingetragenen +: Baffivbeteiligten in rechter Form *? ihm 
nachgewiejen worden ift. Ob der zu fichernde obligatoriiche Anſpruch wirkjam 
begründet jet, unterfteht der Nachprüfung nicht.“ Die Bewilligung einer 
Vormerfung ftellt ji dar als die nadte rechtsgeſchäftliche Erflärung, daß ein 
beftimmter vormerkungfähiger Anſpruch als dingliches Wartrecht verlautbart 
werden fol. Dieje eigenartige ** Bewilligung enthält feine Verfügung, weil 
fie nicht auf die unmittelbare Bewirkung einer dinglihen Rechtsänderung ge: 
richtet ift; darum entjcheidet die einfeitige Bewilligungerflärung, ein ding: 
liher Vertrag kommt auch materiellrechtlich nicht in Frage.* Das Wartrecht 


das Grumdbuch mit bedenfliden Eintragungen überlaftet werde, beraufbeichtvoren ; 
oben Nr. 1. — Wie beim Widerfpruch wird die Bewilligung erfeßt durch ein rechts— 
kräftiges oder ein vorläufig vollitredbares Urteil; CPO $$ 894, 895, dazu oben 
864 A18f. Die Behauptung, dab aus CPO $ 898 ein Schluß darauf gezogen 
werden fönne, dat die Vormerfung an dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
teilnehme, wird von Strobal 14 (oben U 22) mit Recht abgelehnt. Hinzugzufügen 
it, daß $ 895 überhaupt nicht auf die Vormerfung paßt, denn er fpricht nur bon 
einem Erwerbe eines Rechtes, der bereits dinglich vollzogen iſt. Das geſchieht durch 
die VBormerfung allein niemals, vielmehr muß das vorgemerfte Recht jpäter noch 
duch Einigung und Eintragung erwirft werden. Die praftifche Bedeutung diefer 
Erfaßfälle dürfte gering fein; denn eine Verurteilung zur Bewilligung einer Vor— 
merfung jeßt den Beweis einer befonderen dabingehenden Vereinbarung voraus; 
raſcher und bequemer ijt meiſt eine einjtweilige Verfügung zu erlangen. Da für 
die Löfchung der auf Grund einer Bewilligung eingetragenen V. andere Normen 
gelten wie für die Löfchung einer durch einitiw, Verf, angeordneten V., kann ein 
rechtliches Intereſſe daran anerkannt werden, dab außer diefer auch noch die be— 
twilligte oder durch Urteil erjeßte B. eingetragen werde; AGN 20,77. 

40) Wer dies ift, muB nach der materiellrechtlichen Lage beurteilt werden; 
oben 854 A19f. Im Falle des $ 1179 (A 30) genügt die Bewilligung des 
Grunditüdeigentümers; die Zuftimmung des Hhpotbefengläubigers, deſſen Hypo— 
thef im Falle ihrer Vereinigung mit dem Eigentum gelöjcht werden joll, ijt nicht 
erforderlich, denn fein Recht wird in feiner Weife betroffen; jo auch RGJ 26, 162; 
er iſt bloß um Borlegung des Hhpothefenbriefes zur Anbringung des Vermerkes 
anzugeben. Allgemein muß feitgehalten werden, daß als Bafjipbeteiligter nur gilt, 
wer zugleich Schuldner iſt (A 34) und durch die Wirkung des $ 898 dinglich be— 
troffen wird. Handelt es jich um die Vormerkung eines Anspruchs auf Löſchung 
einer Hupotbef, die mit einem Pfandrechte belajtet ijt, jo wird gemäß $ 858 nur 
der Shpothefengläubiger betroffen, nur feine Bewilligung ijt mithin erforderlich; die 
de3 Eigentümers und Pfandrechtgläubigers ift erjt erforderlich, wenn die Löſchung 
durchgeführt werden foll, 88 1183, 876; Seller 54; abw. Predari 199 6. 

41) GBO 840; oben $54 A20, 

42) GBO * weil eine rechtsgeſchäftliche Erklärung vorliegt. 

43) Wenn ſich dagegen aus der Bewilligung ergibt, daß die V. zur Siche— 
rung eines wegen Wuchers nichtigen oder eines Anſpruches aus einem Spielver- 
trage dienen foll, jo hat der Grundbuchbeamte die Eintragung abzulehnen, weil 
folden Anfprücden Unerfennung und Erfüllungzwang fchlechthin verjagt wird. 

44) Oben 854 U 17. 

45) Grumdbuchrechtlich fommt der Nachweis der Einigung überhaupt nicht 
in Betracht, da nach GBO 19 die beurfundete Bewilligung ausreicht und 8 20 
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aus der Vormerkung entjteht dementjprechend kraft Geſetzes aus der Ein: 
tragung der bemilligten Vormerkung; das materielle Konjensprinzip findet 
hier feine Anwendung. Der Rechtslage wird am bejten die Auffaflung 
gerecht, daß die Bewilligung eine vorbereitende Vollzughandlung bedeutet, die 
der Schuldner zur Sicherung der von ihm eventuell zu bewirkenden Erfüllung 
vorninmmt.* 

ec) Eine ganz bejondere Rechtsnatur hat die von amtswegen einzu: 
tragende Vormerkung. Sie erfolgt vom Grundbuchbeamten, wenn eine be: 
antragte Eintragung beanjtandet ift und vor ihrer Erledigung eine andere Ein: 
tragung beantragt wird, durch die dasjelbe Recht betroffen wird.“ Dieje 
amtliche Vormerkung jest grundjäglich voraus, daß die dingliche Einigung ftatt: 
gefunden hat und alle von den Beteiligten durch Bewilligung und Antrag vor: 
zunehmenden rechtsgeſchäftlichen Erklärungen vollzogen find.*° Zur Sicherung 
des hieraus entjtandenen öffentlichrechtlihen Anſpruchs auf Vollendung der 


fih nur auf die endgültige Auflafiung, nicht auf die Wormerfung eines Anſpruchs 
auf fie, bezieht. Die Anwendung des $ 873 aber iſt auögejchloifen, weil die Be: 
willigung jich nicht auf eine dingliche Rechtsänderung bezieht. Ebenſowenig iſt 
8 876 anwendbar (vergl. auch A 40). So die berrfchende Lehre; wer allerdings 
das Recht aus der ©. als Recht am Grumditüd auffaßt (A 18, 22), muß für die 
Anwendung des —* (ſo Fuchs 1, 129; Othmer 94; Sekler 54, 129) und müßte 
folgerichtig auch für die des $ 925 eintreten. Gewiß wird, wie Strohal 17 her— 
borhebt, oft der Bemilligung eine rechtsgeſchäftliche Abmachung vorbergeben, oder 
der Gläubiger jtellt auf Grund der ihm ausgehändigten formgültigen Bemilligung 
den Antrag oder erflärt ſich mit der eingetragenen V. einveritanden: aber dieje 
Einigung jchafft keineswegs den Tatbeitand eines dinglichen Vertrages, weil ihr 
der erforderliche Inhalt fehlt, fondern höchitens eine obligatorifche Verpflichtung, 
und, was die Hauptjache ijt, nirgends gibt das Geſetz fund, da eine Einigung 
mit dem Gläubiger ein materiellrechtliches Erfordernis für die „Bewilligung“ der 
Vormerfung bilde. Dagegen ift 8 878 entiprechend anzumenden, weil er ſich aud 
auf einfeitige Erklärungen bezieht. Die behandelte Frage bat die wichtige Be: 
deutung, daß der Gläubiger das Recht aus der V. auch im Konkurſe geltend 
—— a ohne beweifen zu müſſen, daß es mit feiner Zujtimmung eingetragen 
worden tt. 

46) Es handelt ſich um eine Forderungficherung, die ſowohl im Intereſſe 
des Gläubiger als auch in dem des Schuldners jelbjt bewirkt wird, denn aud) 
diefer fichert jich dagegen, daf ihm 3.8. durch Pfändung eines anderen Gläubiger? 
die Bewirkung der gefchuldeten Leiftung unmöglich werde. Da die Wormerkung 
nur auf Sicherung gebt und auch für bejtrittene oder bedingte Verpflichtungen 
bejtellt werden fann, jo hat ihre Bewilligung nicht die Bedeutung eines Anerkennt— 
nijjes der Schuld. — Daß der Gläubiger eventuell das Wartrecht aus der Bor: 
merfung ohne jeine Zuftimmung erwirbt, bedeutet Fein unzuläffiges Aufdrängen 
eines Rechtes, denn es wird damit nur die von ihm gewollte Leiſtung bezüglich der 
Bewirkung gefichert und vom Standpunfte des Schuldners handelt es ſich um die 
Erhaltung der Erfüllungmöglichkeit. Dies gegen die Bedenken von Fuchs 127, 
die Sekler 52 A 3 nicht richtig würdigt. Der Gläubiger kann auf das ihm er- 
worbene Wartrecht verzichten; zur Löſchung aber ift zugleich der Antrag des Eigen: 
tümers erforderlich (GVO $ 13 II), weil damit auch in fein Recht (die Erhaltung 
der Erfüllungbereitichaft) eingegriffen wird. 

47) Die genaueren Vorausfeßungen gibt GBO $8 18 II 1,76; oben $ 554 39. 

48) Daraus ergibt jich insbefondere die Anwendbarkeit des 8 878; vergl. 
oben $20 ABif. 
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dinglihen Rechtsänderung dur Eintragung + dient der Vormerkungvermerf. 
Daraus ergibt ſich die eigenartige Folgerung, daß es ſich nicht wie bei der 
gewöhnlihen Vormerkung um den Schu eines obligatorischen Anjpruchs 
handelt und darum jein wirkſamer Beftand nicht nachzuprüfen ift; es genügt 
daher z. B., daß eine gültige Auflaffung vorliegt, wenngleich das obligatorifche, 
auf Eigentumübertragung gerichtete Grundgejchäft wegen Formmangels nichtig 
ift.°° Die materiellrechtlihe Wirkung diefer amtlihen Vormerkung ift da= 
gegen, jomweit es fih um die Sicherung gegen widerftreitende Verfügungen 
des Betroffenen handelt, diejelbe wie bei der gewöhnlichen Vormerkung 
des BOB. 

5. Die rechtliche Wirkung der Vormerkung wird durch den Inhalt 
des dinglihen Wartrechtes beftimmt: fie befteht in der geficherten Anwart— 
haft zur Durchführung des Anfpruchs auf eine dingliche Rechtsänderung nad 
Maßgabe des Rectitandes, in dem fich das Grundftücd bei Eintragung der 
Vormerkung befand.” Das Wartrecht verbindet ſich mit dem obligatorijchen 
Anſpruch derart zu einer unlösbaren Einheit, daß jeder Rechtsnachfolger mit 
dem Forderungrechte zugleich auch jenes Recht aus der Vormerkung mit: 
erwirbt.5® 


49) Das Gefeß bietet hiermit einen deutlichen Beleg für die oben 8 21 Nr. 3 
aufgejtellte Zebre, daß aus dem dinglichen Vertrage eine Bewirkungpflicht ent> 
itehen fann, oder tvie das RG 55, 343 es ausdrüdt: zu fichern ift „das fich aus 
dem Dinglichen Rechtsakte ergebende Necht des Antragjteller3 auf Eintragung“. 

50) ©o treffend NG 55, 343. Die Auflaffung allein vermag ohne die Ein— 
tragung gemäß $ 313 ©. 2 den Formmangel des Grundgejchäftes nicht zu heilen; 
fie genügt aber in Verbindung mit dem Eintragungantrag, um den Anſpruch auf 
grundbuchmäßige Verwirklichung nad dem zur Zeit des Antrags vorhandenen 
Redtitande zu begründen. — Der im Terte hervorgehobene Unterfchied der Vor— 
merfungarten wird meijt nicht genügend beachtet; unrichtig quch Sefler 79. — 
Dat Die amtliche Vormerfung feine Verfügung enthält und daher dem Schutze 
des öffentlichen Glaubens nicht untersteht (A 50), dürfte unbeitreitbar fein. 

51) Insbeſondere erzeugt auch die amtliche Vormerkung die in $$ 883, 888 
angeordneten Wirkungen; das BGB verknüpft diefe mit jeder VWormerfung; es tjt 
anzunehmen, dat die GBO hiervon nur injoweit eine Musnahme gemacht habe, 
als ſich dies aus der befonderen Natur der amtlichen V. ergibt, wie insbejondere 
durch 518112 über die Löſchung der ſich als unbegründet eriweifenden Xor- 
merfung. Vergl. unten U 86, 

52) Oben Nr.2 wurde hieraus der Begriff der Vormerfung abgeleitet. 

53) Das Wartrecht bildet einen integrierenden Bejtandteil des gejicherten 
Anſpruchs; es kann nicht und braucht nicht befonders auf den Erwerber über- 
tragen zu werden. Xielfach wird behauptet, daß die U. eine akzeſſoriſche Natur 
babe und dab darin ein befonderes Kennzeichen der Vormerfung zu erbliden ſei 
(Eofad $ 177 U 12; Reichel 103) ; jenes ift richtig, wenn unter einem akzeſſoriſchen 
Rechte ein unlösbar mtt dem Hauptrechte verbundenes verjtanden wird; infofern 
aber fteht das Recht aus der Vormerkung durchaus dem Berichtigunganfpruche 
gleich, es gelten auch für jenes die oben $ 63 WA 15 entwidelten Grundjäße. Die 
Einbeit des dingliden Wartrechtes mit dem obligatorifchen Anfpruche findet 
im Geſetze dadurch deutlichen Ausdrud, dat $ 883 IT 1 die Unwirkſamkeit fomweit 
erjtredt, al3 eine Verfügung den „Anſpruch“ (d.h. genauer das mit ihm ver— 
bundene Wartrecht) vereiteln oder beeinträchtigen würde. — Sit der geficherte 
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a) Aus der gekennzeichneten Wirkung des Wartrechtes zieht das Geſetz 
die Rechtöfolge, daß jede nad) der Eintragung der Vormerkung bewirkte 
Rehtsänderung inſoweit vernichtbar ift, als fie die Verwirklichung des ge: 
ficherten Rechtes vereiteln oder beeinträchtigen würde.““ Das bedeutet feine 
Sperrung des Grundbuchs ; der Berechtigte behält ungeachtet der Vormerkung 
die volle Verfügungmadt, er kann die Eintragung der das Wartrecht krän— 
fenden Rechtsänderung nach Belieben erwirken.® Wohl aber muß der Er: 
werber eines jolchen Rechtes mit dem Bejtehen des vorgemerkten Anſpruchs 
rechnen. Hieraus ergibt ſich eine eigenartige dinglihe Gebundenheit, kraft 
deren alle dem Wartrechte widerftreitenden dinglichen Rechtsänderungen in 
einem rechtlichen Schwebezuftande gehalten werden.* Sie ftehen unter der 
durch den Sicherungzwed begrenzten auflöfenden Bedingung: wenn das 
Wartrecht zur Durchführung gelangt, tritt, ſoweit es zu feiner Verwirklichung 
erforderlich ift, unter Bejeitigung der zwijchenzeitlich vollzogenen, ihm wider: 
jtreitenden Rechtsänderungen der frühere Rechtzuftand, wie er zur Zeit der 
Eintragung der Vormerfung beftanden hatte, wieder ein.’" 


Anſpruch wirkſam abgetreten, jo fann der Erwerber die Umfchreibung der Vor— 
merfung auf feinen Namen beantragen. Ein Fall der einfadhen Grundbuch— 
berichtigung, die nad GBO 822 erfolgen fann; oben 863 AUT. 

54) 8888 111. Den rechtögefchäftlihen Verfügungen werden in II2 Die 
im Wege der Ziwangvolljtredung, Arreitvollgiehung oder durch den Konkursver— 
alter erfolgten gleichgeftellt; denn auch fie werden aus dem Rechte des Schuldners 
abgeleitet und jind an defjen Grenzen gebunden. Fuchs 1,111; Predari 201; 
Seller 166; Reichel 108. — Die Faffung des Geſetzes iſt mangelhaft. Nicht die 
„Berfügung“, fondern die durch fie begründete Rechtsänderung wird be- 
troffen. Das bejtellte Necht „it“ nicht bon vornherein und ftet8 „unmwirf- 
fam“, fondern es fann nur unwirkſam werden, es ijt vernichtbar. Undeutlich 
tit auch Die zeitliche Beitimmung: eine Verfügung, die nad) der Eintragung der 
Vormerfung „getroffen wird“, dazu U 60. 

55) Der von Bredari 201 aufgeitellte Sabß: der Berechtigte Tann verfügen 
unbejchadet der VBerwirflichung des geficherten Anfpruchs, darf daher nicht im 
Sinne einer Veräußerungbefchränfung veritanden werden; er iſt richtig mur in: dem , 
Sinne, daß mit der Vernichtbarfeit der Nechtsänderung gerechnet werden mu. 
— Wenn auf dem Grundftüd des A. der Anfpruch des B. auf Auflaffung vor: 
gemerkt iit, jo darf A. troßdem das Grunditüd an E. auflaffen und der Grund— 
buchbeamte darf die Eintragung des E. nicht ablehnen. Demgemäß iſt E. vorab 
nad) Buchrecht und wirklichem Rechte Eigentümer geworden. Da nun nicht gleich: 
zeitig zwei Berfonen Alleineigentümer desjelben Grundſtücks jein können, jo er— 
gibt jich der zwingende Schluß, daß B. troß des vorgemerften Wartrechtes noch 
nicht Eigentümer iſt. Was für das Eigentum gilt, trifft auch auf andere ding— 
liche Rechte zu; insbeſondere bedeutet die jog. „borgemerfte Hypothek“ Tediglich 
einen Anfpruch auf deren Erwerb und nicht bereits die Hypothek jelbit; RIJA 3, 
159; Oberned in Gruchot 47, 323; abw. Othmer 169. 

56) Nur dingliche Rechte kommen in Frage. Gegen die nachträgliche Be— 
gründung obligatorifcher Verpflichtungen gewährt die Vormerkung felbjt dann 
feinen Schuß, wenn diefe, wie nach $ 571 die Miete, den Erwerber binden und 
jein Recht beeinträchtigen. — Zu eng iſt es, wenn bloß von der Begründung 
fränfender Rechte geſprochen wird. Auch ducch die Aufhebung 3.8. einer Hypo— 
thef, die durch Die Vormerkung eines Pfandrechtes betroffen wird, kann die Durch: 
führung des Wartrechtes vereitelt werden. 

57) Die Unwirkſamkeit ift, wie vielfach hervorgehoben wird, infofern eine 
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b) Durch diefe Auffaffung wird die jog. rückwirkende Kraft, die dem 
verwirklihten Wartrechte zukommt, begründet und genauer bejtimmt. Der 
fritiihe Zeitpunkt, mit dem einerjeits das Wartrecht und andererjeits der 
Schwebezuftand für die ihm widerjprecdhenden Rechtsänderungen entjteht, ift 
die Eintragung der Vormerfung. 1. Die damalige wirklihe Rechtslage wird 
für den Eintritt des Wartrechtes offengehalten. Hiernach richten fich die 
Vorausjegungen jeiner Durchführbarkeit °° und insbejondere der Rang des 


relative, al3 jie nur zuguniten des Wartberechtigten eingreift; Reichel 108, 111 
Ipriht von hypothetiſcher und eventueller Unwirkſamkeit. Mit alledem wird die 
Eigenart der vorliegenden Rechtslage nicht genügend gewürdigt. Zur Ergänzung 
de3 Textes tit folgendes zu bemerken. a) Vom Standpunkte des Wartberechtigten 
bandelt es jich um eine dem Gegenrecht (Bd. 1 883 W16 F.) vergleichbare Rechts— 
macht, durch Geltendmachung der zunächſt gebundenen Wirfungen des Wartrechtes 
die widerjtreitenden Rechte Dritter zu bejeitigen. Nichtgebraud) des Wartrechtes 
erhält, Verzicht auf das Wartrecht bejtätigt das Recht des Gegners. Berechtigt 
zur Geltendmachung des Wartrechtes ijt nur der hierdurch gejicherte Gläubiger. 
Ein Dritter fann weder die zeritörende Kraft der VWormerfung auslöfen, noch au 
feinen Gumften geltend machen, daß die widerjtreitende Nechtsänderung vernicht— 
bar jei; folange der Schwebezuitand dauert, tit der vorhandene Rechtzuſtand als 
wirlſam anguerfennen. b) Vom Standpunfte des durch das Wartrecht Bes 
troffenen aus bewirkt die VWormerfung fein Hindernis des dinglichen Erwerbes. 
1. Obgleich die Vormerfung feine Belajtung des Grundjtüds darjtellt, wird doch 
isre Wirkung auf jeden, der ein ihr mwiderjtreitendes Necht erwirbt, ausgedehnt; 
das Geje hat hier im Gegenjaß zu den jonftigen Grundjäßen des Sachenrechtes 
einen obligatorifhen Anfpruch für eintragungfähig erflärt und inſoweit an der 
publizitätwirkung des Grundbuchs beteiligt (vergl. A22). Für die Frage des 
guten Glaubens jcheidet die VBormerfung dagegen aus (vergl. auch KG} 26, 166 
oben) ; auch die Kenntnis von dem vormerfbaren Anfpruche hindert nicht die Telb- 
tändige Wirkung des auf $ 892 gejtügten Ermwerbes; ausjchlieglich die Eintragung 
des Anjpruchs verleiht ihm die eigenartige Wirkung der $$ 853 II, 888. 2. Der 
danady) eintretende Schwebezuitand berubt deshalb auf einer auflöfenden Be: 
dingung, weil noch ungewiß ift, ob der geficherte Anfpruch beiteht (oder entjtehen 
wird) und ob er geltend gemacht wird. Wenn aber diefe Bedingung jich erfüllt, 
jo tritt entfprechend 8 158 II der frühere Zuftand, d.h. der bei Eintragung der 
Lormerfung vorhandene Rechtzuſtand des Grundjtüds zuguniten der Durchführung 
des Wartrechtes wieder ein und infoweit endigt die Wirkung der twiderjtreitenden 
dinglichen Rechte. 3. Damit erflärt jich, daß das betroffene Necht wirkſam bleibt 
nicht wird, mie Reichel 111 angibt; richtig Sefler 169), wenn die Bedingung 
nicht eintritt. Segen etwaige Mikveritändniffe ſei hervorgehoben, daß das Wart— 
teht jelbit Fein bedingtes iſt und daß es ſich nicht um eine Anwendung des $ 161 
handelt; vergl. A 18. — c) Aus der bier vertretenen Auffaſſung begründet jich 
endlich auch, dat die VBormerfung des Anfpruchs auf Auflaffung die Abweifung des 
Antrags auf Zwangpderjteigerung oder die Aufhebung des bereits ein- 
geleiteten Verfahrens rechtfertigt; der Gläubiger würde nach Durchführung feines 
Eigentumermwerbe3 auch das Recht des Anfteigerers bejeitigen dürfen und damit 
Iväre die ganze Bivangverfteigerung eitel geweſen. Vergl. dazu oben $ 64 U 34; 
Krebichmar im Recht 7, 592; Predari 205 A 11; abi. Reichel 125; Seller 115, 
239; Neumann, Sur. W. 81, 458. Das RG 55, : 274 fcheint jich der bier vertretenen 
Reinung zugumeigen; denn es erachtet e3 für erforderlich, für die dort behandelte, 
wegen ihres Inhalies unwirkſame Vormerkung beſonders auszuſprechen, daß ſie 
auch im Zwangverſteigerungbverfahren nicht zu berückſichtigen war. 

58) Nur wenn der die Vormerkung bewilligende Schuldner damals der 
wirklich Berechtigte war, iſt ein vollwirkſames Wartrecht entſtanden 
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endgültig erworbenen Rechtes.” Betroffen werden alle Recdhtsänderungen, 
die erſt nachher dinglich vollendet worden find. 2. Nicht überall entjcheidet 
der Zeitpunft der Eintragung. Da die Vormerkung zugunften der Gläubiger 
durch die Verſtrickung des betroffenen Grundftüds die Wirkung eines Ab: 
fonderungrechtes hat, fann fie durch einftweilige Verfügung nicht mehr voll: 
ſtreckt werden, jobald für alle perjönlichen Gläubiger durch die Eröffnung des 
Konkursverfahrens das Recht auf gemeinjchaftliche Befriedigung begründet 
iſt.“ Auf demfelben Grunde beruht es, daß einer nad) dem Eintritt des Erb: 
falles durch einjtweilige Verfügung in den Nachlaß vollftredten Vormerkung 
fowohl im Nachlaßkonkurſe als auch außerhalb diejes zugunften des Erben die 
Wirkung eines Abjonderungrehtes entzogen wird.“ 

c) Der Umfang, in dem die Wirkung des Wartrechtes eintritt, wird 
pofitiv durch den Inhalt des gefiherten Rechtes bejtimmt.. Was zu feiner 





(vergl. oben A253: Berichtigung bricht Vormerfung). Andererſeits genügt, dal; 
dem Ko) etonı damals die entiprechende volle Verfügungmacht zuitand. 

59 883 IH. 

60) Das Gefeß fpricht davon, da die „Verfügung“ fpäter „getroffen“ iſt; 

883 II 1. Danach fünnte es fcheinen, daß es darauf anfäme, ob der dinglide 
ertrag vor oder nad) dem fritifchen Zeitpunfte abgejchloffen wäre. Das wider: 
fpräche jedoch dem Zivede der Vormerkung durchaus; das Wartrecht wahrt die ihm 
durch jeine Eintragung getwiejene Stelle; hiernach beftimmt fich der Rang und ıhm 
müffen alle fpäter eingetragenen begrenzten Rechte weichen, aber auch nur dieſe, 
ob die Einigung der Eintragung dboranging oder nadjfolgte, bleibt fich gleich; 

879 II (abw. Sefler 177). Andererjeits genügt niemal3 die Einigung; nur 
ie durch Eintragung vollendete Nechtsänderung vermag fich gegen die Vor: 
merfungivirfung zu behaupten. Daher fpricht $ 888 I treffender von dem „Er: 
werbe“ eines eingetragenen Rechtes, der gegenüber dem Wartrechte unwirkſam iſt. 
Wie für die Entjtehung der Vormerfung —7 Eintragung, ſo ſollte auch für ihre 
Wirkung gegen die widerſtreitenden Rechte nur die Tatſache entſcheiden, ob dieſe 
im kritiſchen Zeitpunkt eingetragen waren oder nicht. 

61) RO $ 14 II erflärt in dieſem Falle auch die Eintragung der Vormerkung 
für unguläffig, um jedes Sonderborgehen des Gläubigers zu verhindern. fiber 
die Wirkung der vor der Konfurseröffnung eingetragenen ®. unten V 69. 

62) KO 82211 fteht in Zufammenhang mit BGB ss 1990 1I, 2016 Il, 
a) Es handelt jich nur um die auf Grund einer einfttv. Verf. erzmwungene 
Vormerkung; alfo um die Abwehr einer Volljtredungsmaßregel. Durch diefe darf 
im Nachlaßtonfurfe die par conditio omnium creditorum nicht geftört werden 
und zwar auch dann nicht, wenn ein Nachlaßgläubiger oder Erbengläubiger vor 
der Konfurseröffnung, aber nach dem Erbfall die Vormerkung erwirkt hat. Was 
bier zugumjten aller perfönlichen Gläubiger angeordnet ift, gilt außerhalb des 
Konkurſes zum Schube des Erben gegenüber den Nacjlaßgläubigern. Gegen den 
duch V. geficherten Anfpruch fann der Erbe nach $ 884 die Beſchränkung feiner 
Haftung auf den Nachlaß nicht geltend machen (U 68). Wenn die ®. aber erit 
nad) dem Erbfall erzwungen ijt, fo behält der Erbe ſowohl die Erfchöpfungseinrede 
aus 8 1990, als auch die aufjchiebende Einrede nad) 8 2014 (Wd.3 88 101, 93). 
b) Wenn Dagegen der Erbe die Eintragung der ®. bewilligt bat, fo ift ein 
nicht bloß gegen ihn jelbit, fondern auch ein im Nachlaßkonkurſe wirkendes 
Wartrecht entitanden. Die dadurch benachteiligten Konturögläubiger haben aber 
eventuell das Recht der Anfechtung umd die Haftunganfprüche gegen den Erben 
aus $$ 1975, 1985; Jäger, KO $ 221; Strobal, Erbrecht $ 80; abw. Fuchs 1, 126. 
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Verwirklichung erforderlich ift, wird dur die Eintragung der Vormerkung 
vorbehalten.” Daraus ergibt ſich, dat die durch die Vormerkung betroffenen 
Rechte der Bejeitigung injoweit unterliegen, als fie die Durchführung des 
Martrechtes vereiteln oder beeinträchtigen würden.** Der vorgemerfkte An- 
ſpruch wird durch das gegen die Nachlaßgläubiger eingeleitete Aufgebotver- 
fahren nicht betroffen, denn er iſt durch die Eintragung genügend verlaut- 
bart.“ Dagegen wird durch die VWormerkung die Verjährung des Anſpruchs 
weder gehemmt, noch unterbrochen.*® 


6. Die eigentümliche Natur der Vormerkung tritt amt deutlichften hervor 
in der Art, wie das dinglihe Wartreht zur Durchführung gelangt. 
a) Der gefiherte Anfpruch hat die Natur eines perſönlichen Forderung: 
rechtes behalten; er richtet fih darum ausjchlieglih gegen den Schuldner.*” 
In diefe Verpflichtung tritt ſowohl der Erbe** als aud der Konkursver— 


63) Daraus ergibt fich, ob außer dem Grundftüd jelbft auch das Zubehör 
mitergriffen twird. Einer entiprechenden Anwendung der $$ 1120 f. wird nichts 
im Wege ftehen. Prot. 3, 747; Othmer 171; Reichel 112. 

64) Vereitelt würde 3.8. der Anfpruch auf Beitellung einer Grunddienſt— 
barfeit, wenn der Schuldner das Eigentum an dem zu belaftenden Grunditüd auf 
einen Dritten überträgt. VBeeinträchtigt würde der Anjpruch auf a durch 
die nachträgliche Belaftung des Grunditüds mit einer Hypothek. Ob diefer oder 
jener Fall vorliegt, ift für die Wirfung der ®. gleichgültig. Sefler 166. 

65) 81971 ©. 2. 

66) Dies im Gegenfab zu der Wirkung des Widerſpruchs nach 8 902, Die 
Betvilligung der ®. kann auf Grund eines Anerfenntnifies erfolgt fein, das die 
Verjährung nad) 8 208 unterbricht; fie felbit hat aber die Bedeutung eines Ans 
erfenntnifies nicht (U 46). Much die Einwirkung einer einitw. Verf. unterbricht 
die Verjährung nicht, da fie feine Vollftredunghandlung im Sinne des 8209 
Rr.5 enthält; anders wenn die Eintragung der VBormerfung auf Grund eines 
Urteils erfolgt ift (A 39). Krebichmar, ſächſ. A. 11, 197; Reichel 82; Sefler 147. 

67) Ein Dritter kann nach 8267 freiwillig, ſoweit er die erforderliche Ver— 
fügungmadht bat, die Leiftung beivirfen; der Erwerber des Grundftüds bewilligt 
3. B. die Eintragumg der Hypothek, auf deren Beitellung ein Anspruch gegen feinen 
Veräußerer vorgemerkt war. 

68) Nach $ 884 Fan fich der Erbe hier auf die Beſchränkung feiner Haftung 
nicht berufen. Das gilt jedenfalld dann, wenn die Eintragung der Vormerkung 
vor dem Erbfalle vollzogen iſt; denn das dingliche Wartrecht wirft dann, wie 
der Gegenſchluß aus SS 1990 II, 2016 II (U 62) umd pofitiv 81971 ©.2 (U 65) 
ergibt, nach Art eines Abjonderungrechtes; es haftet an dem beitimmten Grund- 
ftüd und wird durch die Ungulänglichkeit des Nachlaffes zur Befriedigung der per— 
ſönlichen Anfprüce infomeit nicht betroffen. Würde der Wert des Grund— 
ftüd3 den Betrag der vorgemerkten Hypothek nicht deden, jo treten für den Reſt— 
betrag die allgemeinen Regeln über die Bejchränfbarkeit der Haftung des Erben 
(85.3 889) in Geltung. SP die Vormerfung erft nach dem Erbfalle ein- 
getragen worden, jo haftet der Erbe unbejchränft, mern er die Eintragung be- 
willigt hat; dagegen fann er die Beſchränkung jeiner Haftung gegen die durch 
einfttv. Verf. ertvirfte V. ungehindert geltend machen; zu beiden Säßen vergl. A 62; 
Biermann 161; Turnau-Förſter 1, 170; Seller 217, abw. Pland $ 884 A 2. — 
Die praftifche Bedeutung des $ 384 ift gering. Unbejchränfbarfeit der Haftung 
bedeutet, daß der Erbe mit feinem eigenen Vermögen für die Nachlaßverbindlich- 
leiten eintreten mub. Da nım das vorgemerkte Wartrecht Iediglich das einzelne 
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walter * ein. Nur von dem hiernach perjönlic Verhafteten kann die Ver: 
wirklihung des vorgemerkten Wartrechtes zu einem endgültigen Rechte am 
Grundſtück beanjprucht werden. Dies gejchieht nad) den allgemeinen Grund: 
jägen durch Schließung des dinglichen Vertrags und Eintragung des Rechtes 
in das Grundbud).’® 

b) Dies alles jegt voraus, daß der Leiſtungvollzug noch aus dem 
Rechte des Schuldners erfolgen und volljtredt werden kann; ob eine Vor: 
merkung eingetragen ift, kommt zunächſt nicht in Betracht. Auf das dingliche 
Wartrecht ift erft zurückzugreifen, wenn jeine Verwirklichung auf wider: 
ftreitende Rechte Dritter ftößt; jetzt entjteht die Frage, wie diefer Widerjtand 
zu brechen ift. 1. Das geſchieht weder jo, daß jene Schuldverpflichtung auf 
den Dritten übergeleitet würde,“ noch in der Weije, daß kraft Geſetzes gegen 
ihn ein felbjtändiger Bewirkunganfpruch entftände. Der Dritte wird viel: 
mehr durch das Wartrecht dinglich verftrict, deffen Verwirklichung zu dulden 
und ſoweit mit feinem eigenen Rechte zu weichen, als dies fraft materiellen 
Rechtes vernichtbar ift. 2. Diejer dingliche Verwirklihunganfprudh '? gegen 
den Dritten wird ald Ergänzunganjpruch aus dem obligatorifhen Haupt: 
anjpruch abgeleitet. Da die Haftung des Dritten nur dem Zwecke dient, die 
Durchführung des Hauptanfpruchs zu ermöglichen, darf der Dritte aus eigenem 
Rechte die diefem entgegenftehenden Nichtigkeitgründe und Einreden geltend 
machen; denn er beftreitet damit die Vernichtbarfeit feines eigenen Rechtes.“ 


Grundſtück ergreift, kann 8 884 nur in dem feltenen Falle Anwendung finden, wo 
die Vormerfung für eine Nachlaßverbindlichkeit auf ein dem Erben gehöriges 
Grunditüd dor dem Erbfalle eingetragen oder nachher vom Erben bewilligt tt; . 
Turnau-Förſter 171; Fuchs 1, 126; anders, aber irrig Sefler 221. 

69) KO 824. Vorausfeßung bildet, daß die Eintragung der Vormerkung 
bor der Konkurseröffnung bvollaogen worden ijt; diefe Tatfache allein entjcheidet; 
die vielbehandelte Frage (vergl. Sefler 227), ob bier 8878 Anwendung finde, 
iit gegenüber dem Verbote KO 81411 gar nicht aufzuwerfen. Vermöge des 
dinglichen Wartrechtes wird das Grundſtück dem Gläubiger gu abgejonderter Be- 
friedigung umterftellt; fobald nunmehr der Anfpruch endgültig begründet und 
fällig geworden ijt, muB an Stelle des Gemeinjchuldners der Konfursveriwalter die 
Erfüllung bewirken; das Wahlredht nah KO 817 entfällt. Dat die Vormerkung 
im Konkurſe ihre volle Wirkung behält, hebt fie deutlich ab von dem Veräußerung: 
verbote, das nach $ 13 den Stonfursgläubigern gegenüber unwirkſam iſt. — Bergl. 
Seller 821; Jäger, KO 824. 

70) über Einzelfragen Bredari 204; Sefler 186. Vermweigert der Schuldner 
die Leiftung, fo fann das dingliche Recht durch Klage und Urteil nad) den oben 
854 A33F. dargeitellten Grundſätzen durchgejeßt werden. 

71) Bergl. oben A16b. . 

- 72) Dinglich in dem Sinne, daß der Anſpruch ein Wartrecht verfolgt, das 
ein fontretes Grundjtüd der abgejonderten Befriedigung des Gläubiger unter: 
jtellt und jeder Erwerber eines mwiderjtreitenden Rechtes dadurch betroffen wird. 
—— an ss 885, 886 verbindet fich im Sinne mit demfelben Sprachgebraud) 
in $8 894, 899. 

73) Ebenfo, aber mit anderen Gründen NG 53, 32; Fuchs 1,119; Bier— 
mann 212; Planck $ 888 U 2; abw. Turnau-Förſter 1, 189. Soweit es ſich dabei 
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Die jelbjtändige Stellung des Dritten ald Erwerbers eines vorab wirkſamen 
dinalihen Nechtes führt zu der weiteren Folgerung, daß er durch ein vom 
Bläubiger gegen den Schuldner erftrittenes rechtsfräftiges Urteil nicht ge: 
bunden wird.”* 3. Demgemäß jtehen dem Wartberechtigten zwei gejonderte 
Anſprüche zu. Dieſe jpalten fih auf Grund der zwiefachen Schiehtung der 
Rechtslage und Verfügungmacht der Gegner. Vom Schuldner und nur von 
ihm kann die vechtösgejchäftliche Begründung der dinglihen Rechtsänderung, 
auf die das Wartrecht abgejtellt ift, begehrt werden ;”° über den Abſchluß des 
dinglihen Vertrages hinaus kann dieje Verpflichtung aber nicht reihen. Die 
Vollendung der Rechtsänderung durch Eintragung kann, ſoweit es fih um Die 
Bejeitigung miderjtreitender Rechte handelt, nur unter Mitwirkung des 
Dritten als des eingetragenen Berechtigten ’° vollzogen werden; daher richtet 
fih der Anſpruch genen ihn auf Abgabe der formgültigen Bewilligung: 
erflärung, die zur Eintragung oder Löſchung des betroffenen Rechtes erforder: 
fi if." Seiner Rechtönatur nad ift der Anfpruch gegen den Dritten Fein 


um Einwendungen aus fremdem Rechte handelt, find fie nach den in Bd.1 855 
Nr.4 dargeftellten Grundfäßen durchaus zuläfiig. Die Abhängigfeit des An— 
ſpruchs gegen den Dritten von dem Hauptanfpruche gegen den Schuldner wird 
nur durch Die richtige Auslegung der in 8 SS3 TI verordneten „Unwirkſamkeit“ 
begründet; oben A 54. Demgemäß jteht dem Dritten auch das Recht aus 8 886 zu. 
74) Dazu Bd.1 889 5b Nr.2. Die durch das rechtsfräftige Urteil geichaffene 
Kechtsgewißheit, das A. einen Anfpruch auf Beſtellung einer Hypothek gegen B. 
dat, betrifft iiberhaupt nicht die Frage, ob der Erwerber des Grundjtüds E. durch 
diefen Anjpruch nach 88 883 IL, 888 verhaftet wird; die Vormerkungbewilligung 
fonn 3.9. nichtig fein. Aber auch die Exiſtenz jenes obligatorifhen Anfpruchs iſt 
nur im Verhältnis zwiſchen A. und B. feitgeitellt. E. würde als — — 
gebunden ſein, wenn er das Grundſtück erworben hätte, nachdem A. gegen B. den 
Anſpruch auf Erfüllung durch Klage geltend gemacht hat; aber dies bezieht ſich 
nur auf die Feititellung des Forderungrechtes, nicht auf die des Anſpruchs aus 
8538. Vergl. Eccius in Gruchot 44, 765; Reichel 109, 
75) Darum muß 3.2. der Schuldner, obgleich er nicht mehr Eigentümer iſt, 
zur Auflafjung als Weräußerer mitwirken; denn aus feinem Rechte wird der 
rund zum Vorgehen gegen den Dritten gefchaffen. 
76) Hier greift das Grundbuchrecht gemäß GBO 8819, 40 ein. Der 
Tritte kann als eingetragener Eigentümer auch die Auflaffung bornehmen; da= 
mit erfüllt er aber nicht eine ihm nach 8 SSS I etwa obliegende Pflicht, fondern 
er bewirkt gemäß 8267 (A 67) eine fremde Schuldverpflichtung. Im Texte 
bandelt e3 fich um die Frage, welche Anfprüche dem Wartberechtigten zuftehen. 
77) 8 8881 jpricht von „Zuſtimmung“; diefe bedeutet aber bier tie in 
anderen Fallen eine Eintragungbetvilligung (oben 8 54 A 22). Das ergibt GBO 
$19, deſſen Erfordernifie nur bon dem Dritten erfüllt werden fönnen. Die 
dewilligung wird Zuſtimmung genannt, weil ſie hier ergänzend zu dem ding— 
lichen Vertrage des Schuldners hinzutreten muß. Erſt damit kann die Rechts— 
anderung 3. B. durch Eintragung des Wartberechtigten als Eigentümers oder 
Snpothefengläubiger3 vollendet werden. Ne nach der Art der Rechtsänderung iſt 
das Verfahren verfchieden; z. B. für U. ijt der Anfpruch auf Erwerb der Buchhypo— 
tbet des B. vorgemerkt, darauf ist die Hypothek auf Antrag des Hypothekengläubigers 
unter Zuftimmung des Eigentümers gelöjcht worden; dann fann A. von feinem 
Schuldner die rechtsgeſchäftliche Abtretungerflärung und vom Eigentümer die Be— 
willigung zur Wiedereintragung der Hypothek verlangen. Die Durchſetzung dieſes 
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obligatorifcher, jondern entjprechend dem damit geltend gemachten dinglichen 
Wartrechte ein eigenartiger dinglicher Bewirkunganſpruch.“ 

c) Wie bei der freiwillig bewirkten Rechtsänderung die Eintragung dem 
dinglichen Vertrage nachfolgen oder vorausgehen darf, jo fteht es auch im 
Belieben des Gläubigers, in welder Reihenfolge er die beiden Anſprüche 
geltend machen will.” In der Regel wird es angezeigt fein, beide Anſprüche 
gleichzeitig zu erheben; ihrer Verbindung durch das Gericht zum Zwecke gleich— 
zeitiger Berhandlung und Entjcheidung ftehen feine Bedenken entgegen.‘ 
Für den Anjpruc gegen den Schuldner iſt jein perjönlicher, für den Anſpruch 
gegen den Dritten wahlweife der perjönliche neben dem dinglichen Gericht: 
ftande maßgebend.s! | 


d) Erft mit der vollen Durchführung beider Anſprüche durch Einigung 
und Eintragung ijt das dinglihe Wartrecht zu einem Rechte an dem Grund: 
ftüc umgewandelt worden. Jetzt erſt ftehen dem Wartberechtigten die An- 
Iprüche aus dem Eigentum oder dem begrenzten Kechte zu.°? Hieraus ergibt 


Anjpruch3 jcheitert aber an dem Rechte des &., der im Vertrauen auf die Löſchung 
der Hypothek des B. feinerjeits eine Hypothek erworben hatte. Anders jtebt es, 
wenn im angeführten Falle B. dem ihm nachitebenden Hypothekengläubiger C. 
unter Zuftimmung des Eigentümers D. nachträglich den Vorrang eingeräumt bat; 
dann kann A. jobald jein Anfpruch erfüllungreif ift, von E. den Nüdtritt aus der 
Vorrangitellung und von D. die Zuftimmung hierzu begebren und ungehindert 
bon Rechten Dritter durchjegen. — Die Zuſtimmung iſt in der duch GBO $ 29 
borgejchriebenen Form zu erteilen. Eine bejondere Bewilligung zum Rangrüd- 
tritt iſt nicht erforderlich, da der Rang des vorgemerften Rechtes fraft Geſetzes 
fejtbejtimmt ijt; $ 888 III, oben U 59. 

78) Dies gründet ſich auf die oben Nr.5 gegebene Darftellung. Die Ans 
ſchauungen hierüber gehen auseinander; der Gegenjaß der Auffaffungen über die 
rechtliche Natur der VWormerfung muß auch die Entjcheidung über diefe Frage 
beftimmen. Vergl. Oberned 255; Fuchs 1, 119; Biermann 215; Dernburg $ 51; 
Geller 8 18; Hellwig, Rechtskraft 255 (Anfpruch auf Duldung). 

79) Mit guten Gründen Iehnt daher RG 53,30 die Anficht ab, dat der 
Dritte erft dann auf Erteilung feiner Zuſtimmung belangt werden fönne, wenn 
er die Beivilligung jeines Schuldners erlangt oder erjtritten habe und bierfür 
den Nachweis erbringe. Für den Fall der Vormerfung eines Anjpruchs auf 
Auflaffung iſt jedoh m. E. eine Einfchränfung zu machen. Die Eintragung 
des Wartberechtigten al3 Eigentümers darf nad! GBO 820 nur erfolgen, wenn 
die Einigung gemäß $ 925 nachgewiejen iſt; diefe Einigung muß alfo zunädhft 
mit dem Schuldner vorgenommen oder durch rechtsfräftiges Urteil erfeßt worden 
fein, bevor der Wartberechtigte auf Grund feines rechtäfräftig anerfannten Ans 
ſpruchs gegen den Dritten vom Grundbuchbeamten feine Eintragung begehren 
und damit da3 Eigentum erwerben Tann, 

80) EPO 8147. So auch in dem Falle des NG 52,41. Predari 203; 
Sefler 202. Eine Streitgenoffenfchaft im Sinne der CPO $ 59 liegt nicht vor; 
abw. Reichel 117. 

81) RG 52,44. Entjcheidend ift EPO $ 26 und nicht 8 24, weil mit dem 
Anſpruche gegen den Dritten weder das Gigentum noch eine Belaftung an dem 
Grunditüd, jondern das Recht auf Erlangung einer ſolchen geltend gemad)t wird. 

82) Dazu Sefler 155, 214; Bredari 205. So 3.2. kann der Berechtigte 
jest erjt über die Hhpothef verfügen oder ihre Befriedigung aus dem Grundftüd 
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fih umgekehrt, da ein nicht zum Vollzuge gebrachtes Wartrecht ſachenrechtlich 
keinerlei Wirkung haben kann; eine zwar vorgemerkte, aber nicht zur Ent: 
ftehung gelangte Hypothek ift rechtlich nicht vorhanden, fie kann fich daher 
auch nicht in eine Eigentümergrundfchuld verwandeln.®® 

e) Die amtliche Vormerkung ** joll dem Eintragungantrage, der wegen 
eines behebbar erjcheinenden Mangels beanjtandet ift, Vorrang und volle 
Wirkung fihern gegenüber jpäter beantragten, kollidierenden Rechtsänderungen. 
1. Der hierdurch betroffene Dritte wird als Erwerber eingetragen. Er be: 
hält das Recht mit voller Wirkung, wenn der unter Vormerkung gejtellte 
frühere Antrag nach ergebnislofem Ablaufe der zur Hebung des Hindernifjes 
getellten Frift zurücgewiejen und demgemäß die Vormerkung von amts- 
wegen gelöfcht worden ift.” 2. Wenn dagegen das Hindernis rechtzeitig be— 
boben wird, jo muß nunmehr der öffentlichrechtliche Anſpruch auf Vollendung 
der Rechtsänderung dur Eintragung zur Durchführung gelangen und zwar 
auf Grund der dur die Vormerfung gejichaffenen Rechtslage. Eigenartig 
ift Dabei, daß der Anfpruch gegen den Schuldner auf Leiſtung bereits inſoweit 
befriedigt worden ift, als alle rechtsgefchäftlihen Worausjegungen für die 
dingliche Rechtsänderung von den Beteiligten erfüllt fein müfjen, bevor Die 
amtliche Vormerkung zur Anwendung gelangt. Dem Dritten gegenüber da= 
gegen ift das vorgemerfkte dingliche Recht in derjelben Weife wie jonjt zu 
verwirklichen: joweit er ausjcheiden ſoll, kann das für ihn eingetragene 
Recht nicht von amtswegen, fondern nur unter feiner Zuftimmung gelöfcht 
werden.* 


verlangen. Umgekehrt tritt jetzt erſt der Erwerber in die aus dem Eigentum 
ſich ergebenden Haftungen (z. B. nach 88 571, 835 111) ein. 

83) 8 11683 findet feine Anwendung, weil die Vormerkung nur einen obli— 
gatoriſchen Anspruch fichert, ein Recht an dem Grundftüd, das auf den Eigen— 
tümer übergeben föunte, alfo gar nicht vorhanden ift. So RIM 3,155; dagegen 
Othmer, Ach. BR 23,169. 

84) Oben W471. 

85) Nah GBO 818112. 

86) Das ergibt 8 888, der nicht bloß dem Dritten eine Bindung auferlegt, 
fondern für ihn auch die Nechtögarantie jchafft, daß die Frage, ob und wieweit 
fein Recht betroffen und unwirkſam jei, nur mit feiner Zuftimmung oder im 
Rechtitreite beantwortet werden darf. Die Bemerkung bei Turnau-Förſter 2,113, 
dab die Zuftimmung des Dritten überflüffig fei, trifft nur auf den angeführten 
$S83 III zu, wo der Wegfall des Nechtes eines Dritten nicht in Frage kommt, 
wie 3.8. bei der V. für eine Hypothek; diefer Fall betrifft aber feine Beſonderheit 
der amtlichen Vormertung (A 77). Vergl. RG 55, 345 oben; die Eintragung der 
beantragten Auflaffung war beanjtandet und unter Vormerkung gejtellt, darauf 
hatte ein Dritter die Eintragung einer Sicherunghhpothef gegen den Veräußerer 
durchgejeßt; nach Behebung des Hindernifjes erfolgte die Eintragung des Er— 
werbers als Eigentümers und zwar auf Grund des erften Antrags, deſſen Vollzug 
duch Vormerkung gefichert worden war, gegen den Öhpothelengläubiger aber 
mußte der Erwerber die Löfchung der Hypothek nach 8 888 durchſetzen. 
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7. Wirkung und Zwed der Vormerkung ftehen im Dienjte des obli- 
gatoriichen Anſpruchs. Demgemäß entbehrt das Wartrecht jeglicher rechtlichen 
Bedeutung, wenn jener Anspruch nichtig ift oder durch Anfechtung vernichtet 
wird.” Das Gejet dehnt dies auf die Fälle aus, wo der Gläubiger im Auf: 
gebotverfahren durch Urteil mit feinem Nechte ausgeichloffen worden iſt,“ 
oder wo der Geltendmachung des geficherten Anfpruchs eine zerjtörende Ein: 
rede entgegenſteht.“ Sit hiernah die Wirkung der Vormerkung materiell: 
rechtlich erloſchen, oder zeigt fi, daß eine Vorausjegung der Vormerkung— 
fähigkeit fehlt oder weggefallen iſt,““ jo erjcheint die Vormerkung grundbuch— 
rechtlich als löſchungsreif.“ Die Löſchung erfolgt auf Grund der Bewilligung 
des gegenwärtigen Wartberechtigten 9? oder eines die Bewilligung erjegenden 
Urteils.” Wegen Verlegung grundbuchrechtliher Vorjchriften kann die Be: 
jeitigung auch der bereits eingetragenen Vormerkung im Wege der Bejchwerde 
begehrt werden.®* 





ST) Nichtig 3.8. weil der Anfpruch, für den eine Hhpothef vorgemerkt 
wurde, aus einem Spielvertrage berrührt. Anfechtung ſowohl nad) dem BEL 
3. * wegen Irrtums, als auch auf Grund der KO und des Reichs-Anfechtung— 
geſetzes. 

88) 8887; dazu CPO S$ 988, 1024; preuß. AG z. EBO 8 8; Biermann 
213; Predari 209; Sekler 278. 

89) 8886; über den Grund dieſer Norm Bd. 1 888 AN 40. Der michtigite 
Anmwendungfall ijt der der Verjährung; ferner die Einrede der Wandelung oder 
Minderung nach 8478 (8d.1 8161 A55). Eine anfpruchhenmende Einrede 
dagegen wehrt nur der gegenwärtigen Geltendmachung des Wartrechtes; fie be 
gründet niemals das Necht auf Lölchung der Vormerkung. — Das Einrederedt 
des 8 836 jteht jedem gegenwärtigen Eigentümer und fonftigen Ertverber eines 
betroffenen Nechtes zu, auch wenn er nicht in das Schuldverhältnis als perfönlid 
Haftender eingetreten iſt. Dieje Auslegung ergibt fich troß des engen Wortlaute: 
de3 8 886, wo nur bon dem „Schuldner“ die Nede iſt, aus der wechſelſeitigen 
Nechtslage; wird jeder Nachfolger durch die V. dinglich gebunden, fo muß er 
auch das Necht haben, eine unwirkſame V. abzuſtoßen. Diefer Auslegung tritt 
jebt bei: RG 53,33. 

90) Dahin gehört auch der Fall, dab; eine unter der Herrjchaft des bis— 
herigen Rechtes wirkſam begründete ©. jett ihre Bedeutung eingebüßt bat, weil 
der geficherte Anspruch auf ein nach dem BGB nicht bormerfungfähiges Recht (3. B. 
Pacht) gerichtet it. 

91) Denn unnütze Eintragungen find zu befeitigen. Darum ift anderer: 
feits die Vormerkung nicht zu Löfchen, fobald das gejicherte Recht endgültig ein: 
getragen wird; denn ihre Gintragung behält wegen $ 883 III eine gemifle recht— 
liche Bedeutung. 

92) Auch Verzicht auf die V. unter entfprechender Anwendung der $$ 875, 
876 kommt in Betracht. Entfcheidend ift, wer gegenwärtig, 3.8. ala Eriverber 
des gejicherten Anspruchs auf eine Hypothek, als der Berechtigte erjcheint. 

93) Der Anspruch auf Beſeitigung einer nichtigen Vormerfung ftellt jid 
als Berichtigunganfpruch dar (oben 8 63). Gemäß GBO $ 22 fann die Löjchung 
ohne Berwilligung des Berechtigten vollzogen werden, wenn 3.9. der Tatbeftand 
des 8857 erfüllt iſt. Für den Fall des $ 886 bejtätigt das Gefeß noch be: 
fonders, daß der Betroffene die Vejeitigung der Vormerfung (durch Bewilligung 
und Löfchung im Grundbuch) verlangen kann. Daran wird 3.2. der Verkäufer 
eines Grundſtücks wegen 8439 III2 ein bejonderes Antereffe haben. Vergl. 
über die Löſchung der im Schiffregiiter eingetragenen Vormerkung FGG $ 103. 

94) OLG 7,197; RNZA 4,66 (A832). Dagegen kann gegen die Vor—⸗ 
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566. VBerjäbrung dinglidher Aniprüde QTabularerjigung. 


1. Solange ein eintragungfähiges Recht im Grundbuch eingetragen 
iit, wird fein Nechtsbeftand derart beftätigt und erhalten, daß es grundſätzlich 
weder der Erfigung durch einen nichteingetragenen Dritten unterliegt, noch 
auf andere Weife ohne Willen des Berechtigten erlöjchen kann.“ Dieje 
jelbjtändige Wirkung der Buchverlautbarung erftredt ſich weiterhin aud) 
auf die aus dem eingetragenen Rechte entjpringenden Anſprüche. Auch fie 
werden fichergeftellt, der von ihnen Betroffene mu mit ihnen rechnen: fie 
befinden ſich durch die Eintragung in einem Zuftande dauernder rechtlicher 
Ausübung. Daher gelten hier die Gründe nicht, aus denen fich jonft die 
Verjährung der Anjprüche rechtfertigt.” Das Gejeg erklärt darum Die 
Anjprüche aus eingetragenen Rechten für unverjährbar.° 

a) Dies gilt ohne Unterfchied, ob das Recht bereits endgültig einge: 
tragen oder zunächft nur vorläufig duch Widerſpruch“ verlautbart ift. Die 
Vormerkung hat dagegen diefe Wirkung nit. Sie dient lediglich zur 
Sicherung eines obligatorifhen Anſpruchs; ift diefer verjährt, jo entfällt die 
Grundlage für die Durhführung des vorgemerkten Bewirkunganſpruchs. 
Aus der zerftörenden Einrede der Verjährung entfteht außerdem der pofitive 
Anfpruch auf Löſchung der eingetragenen Vormerkung.“ 

Die Vorausfegung für die Unverjährbarkeit eines dinglichen Anſpruchs 
wird lediglich objektiv auf die Verlautbarung des Rechtes abgejtellt; daß der 
Berechtigte ſelbſt eingetragen jei oder den Nachweis für die Ableitung feines 
Rechtes von einem eingetragenen Berechtigten erbringe, wird nicht gefordert. 
Zur Erhaltung des Anspruchs über die jonft geltende Verjährunafrift hinaus 
genügt es, dab der Verpflichtete das Beitehen des gegen ihn gerichteten 
Rechtes aus dem Grundbuch erkennen kann; die Frage, wer ſubjektiv der Be: 
rechtigte jei, ift für den Fortbeftand des Anſpruchs gleichgültig.* 
merkung jelbit ein Widerfpruch nicht eingetragen werden, weil diejer nur zum 
Schutze ſolcher Rechte an dem Grunditüde dient, die der Wirkung des öffentlichen 
Glaubens unterjteben, was auf die V. keineswegs zutrifft; KGJ 21,286. Gegen 
eine unter Verlegung der geſetzlichen Vorjchriften erfolgte Löſchung ber Bor- 
merfung kann aber ein Widerfpruch eingetragen werden. 

1) $ 927 läßt jedoch ein Aufgebotverfahren zu, durch das felbit ein ein» 
getragener Eigentümer mit feinem Rechte ausgefichloffen werden fann. Der 
Eigenbefiber, der das Ausſchlußurteil erwirft bat, fanın dann das Eigentum er— 


werben, — er ſich ſelbſt als Eigentümer eintragen läßt. 
betref 2) Bd.1 892. Die Verjährung kann nur Anfprüche, nicht aber Rechte 
etreffen. 


8) 890211. 
4) 890211. Dazu oben $ 64. Mit Eintragung eines Widerfpruch® wird 
auch der nn. gedeckte — —— zu einem unverjährbaren. 
5) Dies nad) $ 886; oben $65 A 8 
6) An der Regel wird es ſich um Folie Fälle handeln, in denen eine Rechts— 
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b) Eine Ausnahme hiervon wird dur) die Anerkennung der Erfigung der 
Servitutfreiheit begründet. Ungeachtet ihrer Eintragung erlifcht eine Grund— 
dienjtbarfeit, wenn eine ihre Ausübung beeinträchtigende Anlage auf dem 
belafteten Grundftüd errichtet und der Anſpruch auf Bejeitigung der Beein- 
trächtigung verjährt ift.” Die Anlage muß jo beihaffen fein, daß fie dur) 
ihren dauernden Beſtand, wie z. B. eine den Weg abjperrende Mauer, als 
jervitutwidrig fich darftellt; nicht genügt 3.8. ein Schlagbaum, der nur bei 
Gelegenheit zur Verhinderung der Ausübung des Wegerechtes herabgelaffen 
werden könnte. Der in der Anlage enthaltene Eingriff in die Grunddienſt— 
barkeit bejtimmt zugleich den Umfang, in dem das Benugungrecht erlifcht. 
Die Verjährung beginnt, jobald die von Menſchenhand errichtete Anlage die 
Servitutausübung beeinträchtigt; damit wird, obwohl dies nicht ausdrücklich 
gefordert wird, zugleich die Erfennbarfeit der Beeinträchtigung für den Be: 
rechtigten gegeben fein. 

c) Der Grundſatz der Unverjährbarkeit gilt nur ſoweit, als das Grund: 
buch zur Verlautbarung des Nechtitandes beftimmt if. Dies trifft nicht zu 
auf ſolche Anfprüche, die auf Leiſtung von Schadenerjat oder von rückſtändigen 
Sppothefenzinjen, Renten oder jonftigen wiederkehrenden Leitungen gerichtet 
find.* Dieje verjähren daher nach den allgemeinen Regeln.? 


2. Der Widerjprud, in dem der Grundbuchinhalt mit der wirklichen 
Rechtslage jteht, muß kraft Gejeges irgendwann eine endgültige Löſung 
finden. Das gejchieht jo, daß zunächſt das Buchrecht von dem wirklichen 
Rechte überwunden wird; jobald aber der hierzu taugliche Berichtigung: 
anjpruch nicht mehr durchgreifen kann, foll umgekehrt diejes erlöfchen und 


änderung außerhalb des Grundbuchs eingetreten ift (3.8. durch Erbfolge oder 
Abtretung einer Briefhypothek), jo daß zugleich der Berichtigunganfprudh in 
Stage ſteht. Beweiſt dann der Kläger, dat ein bejtimmtes eingetragenes Recht 
ihm zuſteht, jo fann der aus diefem Nechte Verhaftete gegen den Anſpruch auf 
Verwirklichung jenes Nechtes die Einrede der Verjährung nicht erheben, denn er 
mußte mit dem durch die Eintragung in Musübung gehaltenen Nechte rechnen; 
auf die Verlautbarung der Haftung des Beklagten fommt es an, nicht auf die 
der Berechtigung des Klägers. Dasfelbe gilt auch für die Durchführung des 
Eigentumanſpruchs. Ebenſo Oberned 237; TurnausFörfter 1,266; Planck $ 902 
U 2a; abw. Fuchs 1,196; Biermann 98; Henle, Recht 5, 487. 

7) 81028. Dieje Norm fteht in Gegenjaß zu $$ 9021, 892. Gie jekt 
nicht bloß die Verjährung, fondern die pofitive usucapio libertatis boraus. 
Vergl. Kohler, Civ. A. 87,301 und unten $99 Nr.3. — Dasjelbe gilt nad) 
$ 1090 für die bejchränft perfönlichen Dienftbarkeiten. 

3) Schadenerfaganfprüche 3.8. nad) $$ 904, 989 f., 1057, 1065; Ans 
iprüche auf wiederkehrende Leiſtungen nad) $$ 1020 f., 1090, 1105, 1107, 1115, 
1118, 1192, 1200. Ob dem Berechtigten ein Schadenerfakanfpruch zujteht, ob 
Schadenerſatzleiſtungen oder Hypothekenzinſen uſw. rüditändig find, gibt da$ Grund- 
buch nicht fund. Daher fünnen diefe Ansprüche nicht der Verjährung entzogen fein. 

9) 890212; dazu $$ 195, 197, 852. 
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das Buchrecht zu abjoluter Wirkung erjtarken.” Dies geſchieht nach der 
doppelten Richtung, die für den öffentlihen Glauben des Grundbuces als 
maßgebend gilt: nach Ablauf der gejeglich beftimmten Friſt ift das ein- 
getragene Recht richtig und ijt das gelöfchte Recht erloſchen.“ 

a) Die pofitive Bejtätigung der Rechtsbeftändigkeit eines eingetragenen 
Rechts erfolgt durch die jog. Tabularerfigung. Kraft des originären Erwerbes 
eritarkft das Buchrecht auf Grund des formellen Tatbeftandes zu wirklichem 
Rechte; die Erfigung erjpart in allen Fällen den Beweis der wirffamen Be: 
gründung und des Erwerbes des eingetragenen Rechtes."? 1. Zur Entjtehung des 
Eigentumes genügt der Nachweis, daß der Berechtigte während der Dauer von 
dreißig Jahren als Eigentümer eingetragen war und zugleich das Grundftüd 
im Eigenbefig gehalten hatte.“ 2. Begrenzte Rechte an fremden Grundftücen 
fönnen erjefjen werden, wenn fie feit dreißig Jahren eingetragen find und 
der Buchberedhtigte fi während dieſer Zeit in der tatjächlihen Ausübung 
des Rechtes befunden hat.“ Dieje Ausübung verlautbart den Willen zur 


10) Das Verjtändnis der s$ 900, 901 ift aus dem Zufammenhange mit 
88 894, 898 (dazu oben $63 A18) zu gewinnen. 

11) Die in $892 aufgejtellte Fiktion der Nichtigkeit und Vollſtändigkeit 
de3 Grundbuch wird durch ss 900, 901 in pofitive Gewißheit umgewandelt; 
und diefe gilt nicht bloß zugunſten des gutgläubigen dritten Erwerbers, fondern 
vor allem für den Eingetragenen jelbit (oder gegen den, deſſen Necht gelöfcht ift). 
Infofern fann man auch jagen, dab in den genannten Fällen die Eintragung 
nicht bloß eine Vermutung gemäh 8 891 begründet, fondern volles Recht fchafft. 

12) Infofern tritt $ 900 ergänzend neben $ 892. Die Berufung auf die 
Erjißung jchlägt 3.2. den Einwand des bösgläubigen Erwerbes zurüd. Sie ift 
vor allem da von großer praftiicher Bedeutung, two ein Landgut oder Hausgrunds 
jtüd durch Erbgang dauernd in derjelben familie verblieben ift und demgemäß 
der Schub des öffentlihen Glaubens des Grundbuch nicht angerufen werden 
fann, weil er nur dem Erwerbe durch Rechtsgeſchäft zugute fommt. 

13) 89001. #riftberedinung nad) ss 938 f; Anrechnung des Befibes des 
Rechtsporgangers nach $ 943; Hemmung dur Eintragung eines Widerſpruchs. 
Weder guter Glaube noch Nachtveis eines Ermerbtitels find erforderlid. — Mit 
Ablauf von 30 Jahren ift der Eigentumanspruch des mirflichen Eigentiimers vers 
jährt; er wäre zwar Eigentümer geblieben, könnte fein Recht aber nicht mehr geltend 
machen. Diejes jchattenhafte dominium sine re wird durch 89001 getilgt; 
der Buchberechtigte tritt pofitiv in das volle materielle Recht ein und wird nicht 
bloß durch die anfpruchzerftörende Verjährungseinrede gejichert; vergl. U 17. 

14) 8900111 vermeift auf die beiden Fälle, dat; das begrenzte Recht zum 
Befite des ganzen Grunditüds berechtigt (Erbbaureht, Nießbrauch, Wohnung: 
recht) oder daß feine Ausübung unter Bejibichuß gejtellt ift (Grumddienitbarfeit, 
beſchränkt perfönliche Dienftbarfeit). Wergl. dazu oben 828 Nr.5. Gelbit- 
verjtändlich genügt nicht zur Erjigung die Möglichkeit der Beſitzherrſchaft; die 
Hauptſache iſt, dat fie während 30 Jahren ausgeübt worden ift. — Kohler 291; 

chs 1,191 nehmen zutreffend an, daß die Tienitbarleit gemäß $ 1029 in 
jedem der 30 Jahre mindeitens einmal ausgeübt fein muß. Der Einivand von 
Bland 8900 A 4b, dab der Beweis der Ausübung am Anfang und am Ende 
der Erjißungfriit ausreiche, wird durch die Berufung auf $ 935 nicht genügend 
geſtützt; dieſe Norm gründet fich auf eine Vermutung der Kontinuität, die nur 
der vollen © rrichaft zufommt; dagegen wäre die Annahme jahlih durchaus 
unberechtigt, daß 4., der im Jahre 1902 und 1932 mit einem Wagen über das 
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Herrſchaft und ftellt einen dem Sachbefig vergleichbaren Befistatbeftand ber; 
wo nad dem Inhalte des begrenzten Rechtes eine derartige Sachherrſchaft 
nicht ausgeübt werden kann, entfällt auch die Möglichkeit der Erfigung." 

b) Umgekehrt unterliegen alle eintragungfähigen begrenzten Rechte, 
deren Beitand aus dem Grundbuch nicht erfichtlich ift, der jog. Tabular- 
verfigung."* Sie erlöſchen, jobald der Anfpruch des Berechtigten gegen den 
Eigentümer des belafteten Grundftücds verjährt it!" und wenn außerdem 
das Recht entweder zu Unrecht gelöfcht ** oder das kraft Geſetzes entjtandene 
Recht auf dem belafteten Grundftüd vor Ablauf der Verjährungfrift nicht 
eingetragen ift.!? 


Grundftüd des ®. gefahren ijt, dies auch in den dazwiſchen Tiegenden Jahren 
getan babe. Der Tatbeitand der Beſitzherrſchaft muß bei begrenzten Rechten 
durch die dauernde Ausübung erhalten werden. — Der Rang de3 erjejlenen 
Nechtes rechnet von feiner Eintragung an, 8 900 II2. — Die Erſitzung tritt nur 
foweit ein, ald Eintragung und Beſitz fich deden; iſt eine Fahrgerechtigfeit aus- 
eübt, aber nur ein Fußweg eingetragen, fo ijt nur die der Eintragung ent- 
prechende Dienjtbarfeit erſeſſen. 

15) Nicht erfißbar find daher 3.8. Hypotheken. 

16) Kohler 296. Im gemeinen Rechte fpradd man bier von erlöfchender 
Verjährung. 

17) Das Geſetz verbindet Bier wie in anderen Fällen (Bd.1 888 A40) 
mit der Einrede der Verjährung nicht bloß die Wirkung, daß die Geltendmachung 
des Anſpruchs dauernd ausgeichloffen werden fann, fondern auch die ftärfere 
Nechtöfolge, daß das nunmehr praftifch undurchführbare dingliche Recht felbit 
aufgehoben wird (vergl. A 13). Daß das Necht kraft Geſetzes aber erlifcht, ift 
möglich und rechtfertigt ſich dadurch, daß es der Verlautbarung im Grundbude 
entbehrt. Daraus folgt zugleich, dat nicht eintragungfähige Rechte, wie 3.8. 
eine Überbaurente, der Verfigung nach $ 901 nicht unterliegen können; Oberned 
243; Biermann $901 A2; Pland 8901 A2; Fuchs 1,194; Turnau-Förfter 
1,263; abw. Dernburg, BR3849 A 1A. 

18) 8901 ©.1. Kohler 296; Wolff, Civ. A. 91,372. — Die Löfchung 
begründet nach $ S91 II die Vermutung des Nichtbejtehens des Rechtes; war fie 
ungerechtfertigt, jo jteht dem Verechtigten der Berichtigunganfprudd auf Wieder: 
eintragung zu, deſſen Durchführung durch Eintragung eines Widerfpruchs gegen 
die Löſchung gefichert werden fann. Wenn aber der Anfpruch auf Geltendmachung 
des gelöfchten Rechtes verjährt ift, jo entfällt der Berichtigunganfpruch (oben 

63 A 18) und mit ihm jede rechtliche Möglichkeit zur Durchführung jenes 
echtes: das Grundbuch, das dies Necht verjchtveigt, gibt jebt den richtigen Recht» 
ftand Fund. 

19) 8901 ©.2. fiber die Frage, welche begrenzte Rechte ohne Eintragung 
entitehen fonnen: oben 859 A13f, 861. 
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Diertes Kapitel. 
Eigentum. 


1. Begriff und Juhalt des Eigentums, 
867. Geſchichtliche Entwidlung des Eigentumbegriffs. 


Im empirifhen Sinne gilt ald „eigen“, was als äußeres Gut der Herr— 
ſchaft des Einen unter Ausschluß aller Anderen unterjtebt. Wenn bierin natur— 
gemäß und unleugbar die egoiftifche Selbitbehauptung des Individuums und 
des Familienverbandes zu ſchärfſtem Ausdrud gelangt: jo muß es andererfeit3 
als die Aufgabe der jtaatlihen Ordnung anerfannt werden, dem Eigentum dies 
jenige rechtliche Ausgeftaltung zu geben, die unter Einſchränkung der Einzel— 
willfür auch das Privateigentum in den Dienft des Gemeintvohles ftellt.? Wie 
aus den beiden fich widerſtrebenden Tendenzen ein mittlerer Ausgleich zu finden 
jei, hängt von den gefamten Kulturzuftänden eines jeden Volfes ab. Darum 
gibt e3 feinen abjolut feititehenden, fondern nur einen mit der gejchichtlichen Ent» 
widelung fich mandelnden Begriff des Eigentums. 

1. Die Entwidelung des modernen Eigentumbegriffes wird in ent— 
iheidender Weife von der Auffaffung des römiſchen Nects* beeinflußt. 


1) „Der äußere Gegenjtand, welcher der Subjtanz nad) das Seine bon 
Jemand ift, ift defjen Eigentum, welchem alle Rechte in diefer Sache inhärieren, 
über welche alfo der Eigentümer nach Belieben verfügen kann“ (Kant). — Die 
römische NRechtiprache betont daS meum esse und verfjinnlicht damit in den 
älteften Formeln die dolle Abhängigkeit des Objektes von dem Subjelt; jo hie 
es in der Manzipationformel twie in der Prozeßformel: hanc ego rem ex iure 
Quiritium meam esse aio. ' 

In Deutihland galt, folange die Naturalwirtfchaft berrichte, die 
Nubung einer Sache als derart bedeutiam, daß derjenige, der die Sache zur 
„Leihe” oder zu „Ruß und Gewere“ hatte, dem Eigentümer wenig in der 
Wertung nachſtand; die ältere Nechtiprache hatte daher feinen Anlaß, für das 
Eigentum einen bejfonderen Ausdrud zu prägen und es begrifflich jcharf von 
den Nutzungrechten zu trennen. Erſt feit der im 13. Jahrhundert fich aus— 
breitenden Geldwirtichaft trat die Bedeutung des Verfehrivertes der Sache und 
der VBerfügungmacht über fie entfcheidend herbor. Seitdem findet fich als tech— 
nische Bezeichnung das Wort „eigen“ im Sinne bon Eigentumredt. Eigen bes 
zeidmet zuweilen das Grundeigentum im Gegenfab zur fahrenden Habe; arbi 
oder erbe iteht für ererbtes Grumdeigentum (Grimm, deutſche Rechtsaltertümer 
4. Aufl. 2, 3). Daneben findet fich „aigenschaft“, erhalten im Worte Leibeigen- 
Ihaft. Allgemeine Verbreitung bat dann vom nördlichen Deutjchland her ges 
funden: hegindum (in Köln 1230; Höniger, Kölner Schreinsurfunden 2,1), 
„eghendom“, „egendom“, in lateinifchen Urkunden angeführt als Volksaus— 
drud für plena proprietas; Kraut, Grundrii zum D. Privatrecht $ 68 Nr. 46 f., 
50 und 8 73 Nr.2 (plenam proprietatem, quae vulgariter dicitur eghendam) ; 
ferner „ein rechtes freyes lediges aigen“ (1402). Stobbe-Lehmann 2 $94 
A6; Huber 8 150. 

2) Daraus ergibt ſich der unmittelbare Zufammenhang des Eigentum— 
begriffes mit ben leßten Problemen des Nechtes und der ftaatliden Ordnung. 

8) Gefterding, Lehre vom Eigentum 1817; Bagenitecher, röm. Lehre vom 
— 1875; Randa, Eigentumrecht nad) öſterr. Recht, 2. Aufl. 1893 f.; 


1 8167; Dernburg, En 1 8192. — 8, Felir, Entwidelungs- 
— des al Ber unter —eæe— und wi Afi. Geſichtspunkt. 
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Die Unabhängigkeit der Rechtitellung, die den römischen Bürger zum Allein: 
berrn der nach außen abgejchlojienen und vor jedem Eingriff auch des Erefutiv- 
beamten beſchirmten Hausgemeinfchaft ftempelte, muB fich in der Herrſchaft über 
Sflaven, Vieh und andere Sachgüter audprägen. Eigentum ift unbeichräntte 
Rechtögewalt.‘ Daß diefe im Intereſſe bes Herrn und zu feiner Wohlfahrt aus- 
geübt wird, liegt in der Natur der Sache. Keineswegs aber gilt ſie al3 ſchranken— 
lofe und pflichtenlofe, nur den individualiftifchen Gelüjten preidgegebene Herr- 
Ihaft” Der Gedante der jozialen Gebundenheit des Eigentums tritt bon 
Anfang an in dem ftarf ausgeprägten Familieneigentum® hervor und wird nadı 
außen durch zahlreiche einfchneidende Beſchränkungen zugunjten der Allgemein: 
heit, der Nachbarn oder bejtimmter Perſonen“ zu Kraft und Einfluß gebracht. 

Eine Umgejtaltung des Eigentuminbaltes nach der abfolutijtiichen Seite 
bin trat erſt hervor, als in Rom der Handelsbetrieb die Oberhand gewann und 
fpäter infolge fozialer Umbildungen einer frivolen Geldwirtichaft die Intereſſen 
der Allgemeinheit untergeordnet und der felbjtändige Bauernjtand von dem 
Großgrundbefiß aufgezehrt wurde.“ An Geld und beweglicher Habe iit jtets 
das Eigentum im Sinne einer unbeſchränkten Machtbefugnis verjtanden worden; 
die Yurisprudenz bat diefer Richtung Ausdrud gegeben, ohne gleichtwohl das 


4) Dem NRedite nah; aber Sitte und Moral haben die tatfächliche Aus: 
übung bier wie überall im römijchen Rechtöleben den Bedürfnifien und dem all- 
gemeinen Wohle angepaßt. Vergl. Xhering, Geiſt des röm. R. 2, 141. — TDies 
gilt vom Eigentum ebenfo, wie für das ius vitae ac necis de3 pater familias 
über die Hausfinder und für das „partis secanto“ der Gläubiger gegen den in: 
folvdenten Schuldner. — Ein Zerrbild entjteht, wenn die rechtliche Formulierung 
als da3 einzig Maßgebende hingeftellt wird. — Dem „dominium“ fomant neben 
der engeren Bedeutung als Eigentum auch eine erweiterte als dingliche Rechts— 
macht zu; daher wird 3.8. im J. 2.1.36 dem dominus ususfructus der dominus 
proprietatis gegenübergeitellt. Gradenwitz, Zeitjchr. für Rechtsgeſch. 12, 135. 

5) Dies wird in neuerer Zeit vielfach wie eine jicher belegte Tatſache hin— 
gejtellt; der römiſche Individualismus dient beſonders den nationalöfonomiiden 
Schriftitellern als vertverfliches Gegenbild zu der höheren fozialen Auffafjung des 
Eigentumes. Vergl. 3.8. A. Wagner, Handbuh (3. Aufl.) 2,34 f. und 180f. 
262 f. Ferner von germaniitifcher Seite Gierfe, Genoſſenſchaftr. 2, 136, ſoziale 
Aufgabe des Privatrechts 20. — Dagegen 3.8. Heusler 2, 221; ferner die gründ- 
liche Bearbeitung bei Mafchke, Eigentum im Civil und Strafrecht (1895) 154 1. 
und die treffenden Ausführungen von U. PBernice (gegen Samter, Eigentum in 
feiner fozialen Bedeutung) in Conrad Jahrb. 35, 341. 


6) Dies ergibt unzweifelhaft die den Hausuntertworfenen eingeräumte 
erbrechtliche Stellung; 3.8. D. 28.2. 11: post mortem patris non hereditatem 
rcipere videntur, sed magis liberam bonorum administrationem consequuntur 
ac ex causa licet non sint heredes instituti, domini sunt. Daher ihr Mot- 
erbenredt. 

7) Geſetzliche Schranken ergaben ſich au3 der Zugehörigfeit zur gens. aus 
der Verpflichtung zu Kriegsdienſten und religiöfen Opfern, dem Notweg zut 
Begräbnisftätte, Bejchräntungen zugunſten der Entwäfferung und Bemäfjeruma, 
der Bewohnbarfeit der nachbarlichen Grunditüde, der Enteignung zugunjten der 
Zandanmweifungen an Veteranen oder des Straßenbaus oder religiöfer Zwecke, 
dem Verbot der Veräußerung des fundus dotalis ufm. Daß dem dominus eine 
Veräußerungmadt in jenen Fällen nicht zuitand, wurde feinesmeg3 als Wider: 
fprud empfunden; J.2.8 pr. 

8) Goldichmidt, Handb. des HR 3. Aufl. 1,58; VBernice 3483; M. Weber, 
röm. Agrargeichichte 1891; Maſchke 180. 
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höhere ftaatliche Intereſſe zu mißachten.“ Die Befchränfbarkfeit des Eigentum? 
wird im römijchen Recht niemals geleugnet. 

2. Ws die typiſche Form der altgermanifchen” Giedelungen er- 
jheint die Markgenoſſenſchaft. Die Feldmarf ftand im Eigentum der Dorf- 
genofien; Marfeigentum mar älter ald Sondereigentum." Das Aderland wurde 
nach beitimmter Bebauungsordnnung zur Nubung an den Einzelnen verteilt; an der 
Almende, dem Wald- und Weidelande, dem Dorfteiche und Brunnen fand Ge— 
meingebrauch nach Bedürfnis ftatt. Haus, Hof und fahrende Habe jtanden da— 
gegen im Sondereigentume., 

Seit der Aufrichtung des fränfifchen Reiches iit die Aufteilung des Ader- 
landes vermutlich auf der Grumdlage vollzogen, daß die bisher wechjelnde Hufen- 
ordnung allgemach ſich in eine dauernde Zumweifung des Bodens umwandelte. 
An der Allmende dagegen bat jich das Gejamteigentum der Gemeinde oder eine 
jonftige Gemeinberechtigung der mit der Nutzung beliehenen Genofjen bis in 
unfere Tage erhalten; erjt neuere Gefeße haben dur Gemeinheitteilung: 
ordnungen” im Interefie einer wirtichaftlicheren Ausnutzung die Teilung insbe— 
fondere von Wiefen und Wald eingeführt, joweit e3 ſich um von altersbher über- 
fommene, überlebte Gemeinheiten handelte. Mit den Aufteilungen der Gemein- 
beiten wurde vielfach die Verfoppelung, d. 5. die ziwangmweije Zufammenlegung 
der zerjtreuten und miteinander vermengten Landparzellen verbunden.” 


9) Der Sak, dab dem Eigentümer zujtehe das: ius utendi et abutendi 
re sua, quatenus iuris ratio patitur: hat in diefer Schroffheit nie Geltung ge— 
babt. Solche allgemeine Ausſprüche finden ſich auch im deutfchen Recht; 3.2. 
Heines Kaiſerrecht 2, 90: welchem man Got hat gegeben engen gut, der jal willen, 
daz er mit ſym ehgen mag tun, waz er wil. — Soll das rechte Bild entjtehen, 
jo find Säbe entgegenzubalten wie J. 1.8.2: expedit enim reipublicae ne quis 
sua re male utatur; Gaius 1.53: male enim nostro iure uti non debemus; 
D. 1. 6. 2. 

10) L. v. Maurer, Geſchichte der Markverfaſſung 1856; G. Hanſſen, Agrar— 
hiſtoriſche Abhandlungen 1880; Brunner, Grundzüge der D. Rgeſch. 2. Aufl. $ 47; 
Gierke, Genoſſenſchaftsr. Bd. II; Heusler 1 88 56 f.; Huber 8 150. 

11) In ältejter Zeit überwog der Gedanke, daß der Grund und Boden von 
Natur zum Gemeingut beitimmt und darum der Privatherrfchaft entzogen 
jei (oben $4 U 6). Rergl. Weiste, Germania 217: Luft, Waller, Feuer, Erde 
find gemeinjchaftlich und leiden fein volles Eigentum. 

12) Nah EG 113 bleibt diefe Materie den Landesgeſetzen borbebalten. 
Vergl. bejonders die preußifche Gemeinheitteilungordnung vom 7.6.1821; dazu 
da3 Ergängungägef. vom 2.3.1850. Gemeinbeitteilung bedeutet der Regel nad) 
die Aufteilung der von den Miteigentümern gemeinschaftlich bejefienen und ge— 
nutzten Grundfläche, jo daß jedem Genofjen fein Anteil als Sondereigentum zu— 
gewiefen wird. Daneben jteht die jog. Separation; jedem der Genojjen, die zur 
gemeinfchaftlichen Benutzung eines Land» oder Foritgrundftüds berechtigt find, 
wird unter Aufhebung ihres Nubungrechtes ein Teil des Grundſtücks zu Sonder: 
eigentum überiviefen. Im meiteren Sinne umfaßt die Gemeinheitteilung auch 
die Ablöfung von Grundgerecdhtigkeiten gegen Entſchädigung in Land oder Geld, 
Vergl. Glabel in Stengel, Handmwörterbuch des Verwaältungsr. 1, 548; Erufen- 
Müller, preuß. AG 325; Niednier, EG 222; Th. Walbaum, Verfahren in Teilungs- 
a EEIERNER 2. Aufl. 1890; Hampe, braunſchw. Brivatr. 2. Aufl. 1901 
$$ 16, 68. 

s 13) Die Verbindung ijt feine notwendige, fie wird aber durch die moderne 
Agrargejeßgebung und ihre Zwecke fait überall hergeſtellt. EG 113 verjteht nach 
Prot. 6, 743 ımter Zufammenlegung von Grumditüden die Separation, Konjolis 
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Die Entwidelung zeigt, daß dem deutfchen Rechte von Anbeginn der Begriff 
des Privateigentums befannt war, wenngleich die technifchejurtjtiiche Bezeichnung 
dafür erjt dem 13. Jahrhundert entitammt.* Zu einer ſcharfen Abgrenzung 
des Eigentumbegriffes iſt es indeflen nicht gefommen. Die genofjenjchaftliche 
Bindung zum Gemeinbefiße ließ den abjoluten Charakter der Eingzelherricaft 
zurüdtreten: Eigentum wurde auch da anerfannt, wo in Wahrheit nur ein ges 
meinfchaftliches Nußungrecht vorlag. Dazu famen zahlreiche Ziwifchenbildungen; 
zumal die feit der Meromwingerzeit fich entwidelnde Vergebung zu Leihezwecken 
und das aus der Verſchmelzung von Benefigialweſen und Vafallität entjtandene 
vererbliche Zehen. Auf diefe wie auf andere dingliche Rechte an fremder Sache, 
die iura in re, wurde der Eigentumbegriff unbedenklich angewandt:” es galt 
danad) weder als logifcher noch als jurtjtifcher Widerjpruch, wenn an Derjelben 
Sache ein mehrfaches Eigentum zugejtanden wurde.” 

Seitdem batte fich auch in die Geſetzesſprache der verwirrende Gebraud 
eingejchlichen, nicht bloß zahlreiche dingliche Rechte, jondern auch jedes Vollrecht 
als Eigentum zu benennen.” Die neuere deutjche Geſetzesſprache hat dies mit 
gutem Grunde verworfen und iſt zu der richtigen Auffaffung, dat das Eigen: 
tumrecht auf der förperlichen Herrſchaft über eine Sache beruht, zurückgekehrt.“ 


dation, Verkoppelung, Feld- und Ylurbereinigung, Verlegung und Neueinteilung 
bon Grundftüden ducch Anderung oder Umlegung der Grenzen; alles dies fann 
nicht bloß auf ländliche, fondern auch auf jtädtifche Grundftüde Anwendung finden. 

14) Stobbe =» Lehmann 2 $94 A 6; Heusler $86 und oben Ai. Senn: 
zeichnend für die deutſche Rechtſprache ijt, daß häufig das Objekt für das Recht 
an dem Objekte genannt wird; alfo „Eigen“ für das Recht am Grundjtüd und 
„Fahrnis“ für das Eigentum an beweglichen Sachen. 

15) StobbesLehmann 280. Auch oben A4. 

16) Die Theorie von dem geteilten Eigentum entitammt allerdings der 
Lehre der Poſtgloſſatoren und ift auf dem Boden der Lehre des römischen Rechts 
gewachſen. Sie fand aber in Deutjchland bereite Aufnahme, weil hier der Eigen: 
tumbegriff vermöge feiner fozialen Färbung eine Beteiligung Mebrerer an der- 
jelben Sache zu vollem Rechte geradezu begünftigte. Won entjcheidender Bedeu 
tung war hierfür die Spaltung der geltenden Rechtsordnungen: nad) Landrecht 
war der Herr des Gutes der rechte und freie Obereigentümer; Daneben aber trat 
der Belehnte als Nubungberechtigter desjelben Landes und er jchäßte fich darum 
(oben A 1) nad) Lehn- oder Hofrecht auch jeinerjeit3 als Eigentümer. In Wahr: 
beit wurde alſo nicht fo jehr das Eigentum geteilt, als vielmehr der Grund und 
Boden nach verfchiedenen Nußungverhältnifjen eingeteilt und diefe Nußungrechte, 
wie 3.2. an Gebäuden, Stocdwerten, Saatflähhen, Bäumen wurden für fich als 
Gegenitand des Eigentums aufgefaßt. Vergl. Huber 693, 695; ferner Kraut 
8 73; Heusler $ 87; Schlogmann, her. 3. 45, 381. 

17) So 3.2. das preuß. ALR 1.8.1f.; 1.21.201: die Erbpadjtgerechtig- 
feit ijt das Eigentum des Pächters. Der „Nußungseigentümer“ im öfterreichiichen 
BGB $$ 359, 1123, 1125 und 81424: Eigentümer einer Forderung. — Ver: 
faffung des Deutfchen Reichs Art. 4 Nr. 6: geiftiges Eigentum. 

18) Daher wird neuerdings allgemein anerfannt, daß in dem Urheberrechte 
oder Batentrechte uſw. nicht ein geiftiges Eigentum, fondern ein eigenartiges Ver- 
bietungrecht oder Monopol geihaffen und gejchügt werden ſoll. Vereingelt flingt 
allerdings die alte Sprechweiſe noch nad; jo tit 4.8. das Deutfche Rei am 
9.4.1903 dem „internationalen Verbande zum Schuße des gewerblichen Eigen- 
tumes“ beigetreten. Und das RG 54, 369 bemerkt, daß eine Hypothek „zu freiem 
Eigentume“ abgetreten worden jei. „Zejlion zu Eigentum“ wird in der Praris 
vielfach gebraucht, um den Gegenjaß zu der „Zeſſion zum Inkaſſo“ auszudrüden. 
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3. Der moderne Begriff des Eigentums jteht unter dem Einflufie der 
naturrechtlichen Lehre des 18. Jahrhumderts umd der neueren, feit der frangö- 
jiihen Revolution twirtenden Ideen. Damit erjt macht jich die Überfchäßung 
de3 Eigenwertes und Eigenrechtes des Andividuums auch bei der Abgrenzung 
feiner zivilrechtlihen Machtbefugnifie geltend:” es wird die Formulierung üblich, 
dab Eigentum abfolute und jchrantenlofe Macht fei.” 

Aus fozialen und ethiſchen Grundgedanfen heraus ijt in neuerer Zeit die 
Forderung geitellt, dad Eigentum ftärfer zu binden und den höheren Ziweden 
des allgemeinen Wohles dienjtbar zu machen. Das BGB. ift dem injomweit 
nachgefommen, als es allgemeinhin den böfen Rechtsmißbrauch verbietet * und 
bei vorhandener Notlage den Eingriff in fremdes Eigentum zum Schuße der 
eigenen wertvolleren Güter gejtattet.” Zu einer reformatorifchen Neugejtaltung 
der Eigentumverhältniſſe ift das Gefeß nicht vorgedrungen; es fonnte dies auch 
nicht, nachdem das wichtigſte Gebiet, da3 gejamte Agrarrecht, ausgefchieden und 
der Zandesgefeßgebung überlafien worden war.” 


4. Seit dem Inkrafttreten des BGB. richten fich Inhalt und Wirkungen des 
Eigentums lediglich nach dem neuen Rechte; infoweit wurden alle damals be- 
jtebenden Eigentumpverhältnifje der Einwirkung des BGB. unterworfen.” Un— 
berührt bleiben jedoch beitehen und werben nach dem bisherigen Rechte beurteilt: 
gewiſſe bejondere gejamthänderiihe Miteigentumverbältnifie,” das Sonder: 


19) Vergl. den Überblid 3.8. bei Dabelotw, Handbuch des heutigen ge— 
meinen uſw. PBrivatrechts 1803 8 716; Glüd, Bandeltentommentar Teil 8 8 576; 
Savigny 1,307; Puchta, Band. $ 144; treffende Bemerkungen bei Majchte 158. 

20) So das preuß. ALR 1.8.1. Auch der Code civil Art. 544 fpricht dem 
Eigentümer die „abfolutejte” Machtbefugnis zu, ſchränkt dies aber durch Rück— 
fihtnahme auf die gefeßlichen Verbote ein. 

21) 8226, dazu Bd.1 $Sta. Praktiſche Bedeutung batte dies bisher für 
den Neidbau; Roth 3 8 230 A 40; Stobbe-Lehmann 2 8102 A 33; Seuff. U. 37, 
292; 45, 167. 

22) 8904; dazu Bd. 1 8854 Nr. 3. 

23) Es darf nicht überjeben werden, daß nad) den heute geltenden Ans 
ſchauungen dem bürgerlichen Rechte enge Schranken gezogen find; fo wenig e3 
eine gerechte Verteilung der Güter bewirken fann, ebenfotwenig vermag e3 die ord— 
nungsmäßige und nüßliche Bewirtſchaftung der Güter (etwa unter dem Gedanten, 
daß nur der des Eigentumes an einem Landgute würdig ijt, der es in guter 
Wirtfchaft zu erhalten vermag und darin auch erhält, jo daß aller Landbeſitz als 
anbertrautes Gut zu behandeln ift, das im Intereſſe der Volfsgefamtheit nur 
dem Wiürdigen und Fähigen und nicht dem zufälligen Erben uſw. zuſtehen jol) 
au erzwingen. Nur $6 Nr.2,3 können bei offenfichtlicher Mikimictiehaft in Ans 
wendung fommen. m übrigen bleibt e3 die Aufgabe des öffentlichen Rechtes, die 
fozialen Schranken der Eigentumberrfchaft zu beitimmmen. Unten & 75. 

24) So EG 1811 im Gegenfaß zu 184, wo für begrenzte Nechte die Nicht: 
einivirfung des BGB vorgefehen wird. Die lebte Norm beichränft als bejondere 
jene allgemeine: für die NRechtöbeziehungen des Eigentümers 3.8. dem Nieh- 
braucher oder dem Gervitutenberechtigten gegenüber bleibt das bisherige Recht 
maßgebend, wenn das begrenzte Necht vor dem 1.1.1900 entitanden iſt. Da— 
gegen entfcheidet nur dad BGB 3.2. über die Anwendung des 8904 (UA 22) und 
die Grundjäße über das Nachbarrecht oder den Notweg, ebenfo über die Frage, 
welche Anfprüche aus dem Eigentum erhoben und unter welchen Vorausfeßungen 
Br geltend gemacht werden fünnen. Bergl. Niedner 365; RG 46, 145; 47,143; 


51. 
25) EG 181 IT« als Ausnahme gegenüber BGB $ 1008, wonach biefe Mit- 
Endemann, Lehrbuch. LI. Baud. 8.1.9. Aufl. 98 
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eigentum an jtehenden Erzeugnifien, insbefondere an Bäumen eine Grund» 
jtüds,” das bejtehende Stodwerfeigentum;”" endlich die Nachbarrechte in bezug 
auf die Bäume eines Waldgrundjtüds bis zur nächiten Verjüngung des Waldes.” 


868. Begriff des Eigentumredtes. 


1. Aufgabe und Zwed einer Begriffbeitimmung des Eigentums beftehen 
darin, die Fülle der Befugniffe des Eigentümers mit den vorhandenen oder 
möglichen Beſchränkungen feines Rechtes in Einklang zu jegen, fo daß alle 
Rechtsfolgen als Ausflug eines einheitlichen Rechtsbegriffes erjcheinen.: Die 
Begriffbeitimmung kann dabei entweder auf die Eigenart und den inneren 
Bau des Eigentumrechtes gerichtet werden oder fie kann die Feititellung des 
Inhaltes der Eigentumbefugnife zum Ziele nehmen. Der zweite Weg ift 
der, den die Gejeßgebung einzufchlagen hat. Nur durch die pofitiven Normen 
über die Befugniffe des Eigentümers kann eine fihere Ordnung gejchaffen 
werden. Der fefte innere Zufammenhang der Einzelnormen zueinander wird 
aber nur erreicht, wenn zugleich Dogmatijch die Sondernatur des Eigentum: 
rechtes, aus dem fich jene Rechtsfolgen erft ableiten, Elargeftellt wird. 


eigentumberhältniffe A als Miteigentum nach rg zu behandeln wären. 
Niedner 370. Bergl. dazu EG 164; RG in AW 32 Beil. 89. 

26) E& 181 113 als Ausnahme von BGB 88 8* 7 Das gilt z. B. für 
Be Balken oder Steine, 

27) E6 132. Baher. Ub. Gef. Art. 42 und Liegenfchaftgef. f. Las Art. 20 
wandeln das Stodwerfeigentum um in ein Miteigentum am Gebäudegrunditüd 
unter Erbaltung befonderer dinglicher Nußungrechte an den einzelnen Stockwerken. 
Heilen, AG z. BGB Art. 216 f. beläht das Stodwerfeigentum als ae 
an den einzelnen Stodiverfen. — Seuff. U. 58,187 und unten —* A4 

28) EG 183 gegenüber BGB $$ 910, 923. Baher. Ub. Gef. Art. 9; — 
temb. A& Art. 245; heff. AG Art. 88; medlenb. A® $ 182; badifces AG Art. 17. 
Vergl. auch pr. ALR 1.9. 287. 


1) Da es ausfichtslos erfchien, diefe widerſtreitenden Elemente zu einem 
in fich geichlofjenen Ganzen zu vereinigen, hat man früher dem Eigentum über: 
haupt die Qualität eines Nechtes abgeiprodhen und es bloß für eine: qualitas 
quae ex iure, quod nostrum est, resultat erflärtt. So Bart. Cheſi, inter- 
pretationes iuris lib. II cap. 50; Glüd, Pandektenkomm. Teil 8 8 576. Damit 
wird als maßgebend das Verhältnis hervorgehoben, in dem eine Sache zu einer 
Perſon jteht; das Eigentum gilt danach überhaupt nicht ald Recht, fondern ala 
Erweiterung der Berjönlichfeit, infofern als die perſönliche — durch 
die Herrſchaft über die Sache ausgeweitet wird. Der Eigentümer hat die Sache, 
er hat an ihr aber kein Recht. Vergl. dazu Pagenſtecher, röm. Lehre vom Eigen⸗ 
tum $ 1; Brinz, Band. 2. Aufl. 1,470; Leiſt, civil. Studien 3, 49; 4,165. Eine 
vortvefflich gefichtete veſprechung. der verſchiedenen Auffaffungen” findet fich bei 

E. Huber, dene (Feftichrift für Fitting 1902) 25; ferner 
Schlohmann, Iher. 3.4 — Für das geltende Recht ift daran feftzubalten, 
dab das Eigentum —* Ko einen bejtimmten Tatbejtand zwiſchen Perſon und 
Sade, fondern en echtes Rechtsverhältnis, dad Eigentumredt 
als die am ſtärkſten ausgeprägte Art der dinglichen Rechte darſtellt. Daß bie 
Ordnung des BGB hierauf beruht, fann nicht beftritten werden; die Entfcheidung 
eh, fich durch die richtige Auffafiung des — der ‚ingliden Rechte 
(oben 
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Als Gegenftand des Eigentumes kommen ausſchließlich die rechts- und 
verfehrfähigen ? körperlichen Sachen? in Betracht. Der Begriff des Eigen: 
tumes ijt einheitlich für Grundftüde und Fahrnis feftzuftellen. 

2. Entjcheidend für die Weſensbeſtimmung ift, daß das Eigentumrecht 
die Einheit aller civilrechtlichen Befugnifje an einer Sache darftellt. Es 
befteht nicht bloß aus einer Summe einzelner Berechtigungen.* 

a) Darum jpricht die gejegliche Vermutung dafür, daß dem Eigentümer 
die totale, die ganze Sachherrſchaft umfaſſende Rechtsmacht zufteht. Eigen: 
tum ift das vermutlich umfaſſendſte oder höchſte Recht an der Sache. 
Wer als Dritter ein begrenztes Recht an diefer Sache beansprucht, muß deſſen 
fonfreten Inhalt Elarlegen und die Ableitung diefes Rechtes aus dem Rechte 
des Eigentümers beweiſen. Hieraus ergibt fich als bejonderes Kennzeichen, 
daß das Eigentumrecht als oberjtes Recht die Fülle aller Rechtsbefugniffe an 
der Sache umfpannt, aus der alle anderen Rechte erit abgeleitet find und 
der gegenüber dieje nur als untergeordnete * und bearenzte Rechte in Betracht 
fonmen können. Dieſe Auffaffung wird durch die negatorifche Wirkung des 
Eigentumrechtes beftätigt: es wehrt aus fich heraus jede fremde Einwirkung 
auf die Sache ab, bis der Gegner die Berechtigung hierzu bejonders nach: 
gewiejen hat.’ 


2) Dazu oben $4. Allgemeine Vorausſetzung ift die Anerfennung der 
Sade als Verfehrgut, da ſonſt der Herrichaft fein rechtlich beachtliches Intereſſe 
entipricht. Vergl. auch Bd. 1 8109 A4. Über Eigentum an Briefen: Petſchek, 
Arch. BR 9, 85. 

3) Das ergibt der Begriff des dinglichen Rechts. Vergl. auch oben $ 67 A 18, 

4) Es bat daher feinen Wert, mit der gemeinrecdhtlichen Lehre ein fors 
males Schema dahin zurechtzuftellen: a) Nubungsrechte, zu denen «) der Beſitz, 
3) das Gebrauchs», y) das Fruchtgenußrecht gehören und b) Proprietätsrechte, 
zu denen «) das Dispofitions-, 3) das Veräußerungs-, y) das Vindifationsrecht 
zu rechnen find. — Daher iſt es auch abzulehnen, daß dem Eigentümer an feiner 
Sadıe ein ususfructus causalis, aber fein ususfructus formalis zuſtehe (vergl. 
Glück $ 576). 

5) Das tritt befonders deutlich im Grumdbuchrecht hervor: die Beitellung 
eines begrenzten Rechtes ijt von der Bewilligung des Eigentümers abhängig. 

6) Stobbe (2. Aufl.) 2,50: Eigentum iſt die oberite rechtliche Herrſchaft; 
Eccius 3 8 166 A 7. Ferner Stammler (in Conrad, Handwörterbuch der Staats— 
wiſſenſch. 2. Aufl. 3,304), der die Definition des Eigentumes unter dem Ges 
danken einer Rangordnung im Sinne eines formalen Inftanzenzuges dahin auf: 
jtellt: Eigentiimer einer Sache iſt die Perſon, deren rechtliche Ermeſſen für die 
Sade in letter Linie nach dem Spruche des Geſetzes maßgebend iſt. — Dies 
Rangverbältnis darf mur in dem Sinne bverjtanden werden, daß das Eigentum 
als Mutterrecht anzuerkennen iſt und überall durchgreift, ſoweit es nicht Durch 
befondere Schranken eingeengt wird. Für die praftifche Geftaltung der Dinge 
wird der Ausübung nad) das begrenzte Recht, 3.8. der Nießbrauch, die Hypothek 
da3 Eigentum zurüddrängen. 

7) Auf die Vedeutung des negatorifchen Glementes im Eigentume bat 
bereit3 Xenel, Urfprung u. Wirkung der Erzeptionen 14 hingewieſen: Eigentum 
iit das Recht, deſſen Inhaber gegen jedermann — den Anfpruch auf Unterlafjung 
jeder Störung feiner Verfügung über die Sache und die entjprechende Zwangs— 
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b) Eng damit verbunden ijt die Tendenz des Eigentumes, ſich auf den 
vollen Herrihaftumfang von ſelbſt wieder auszudehnen, ſich zu „Eonjoli- 
dieren”, jobald ein begrenztes Hecht erliiht.* Das BGB läßt allerdings 
bier nicht ftets die volle Rechtseinheit wieder erſtehen; den praktiſchen For: 
derungen nachgebend, erhält es vielfach neben dem Eigentumrechte die an den 
Eigentümer zurücfallenden begrenzten Rechte als Rechte an der eigenen 
Sache aufrecht ;° jo insbejondere die Eigentümerhypothef. 

3. Wenn demnach das Weſen des Eigentumes durch die Eigenart des 
Rechtes jelbit als oberjte oder fouveräne Rechtsmacht gegenüber allen anderen 
Rechten bejtimmt werden kann, jo genügt dies doch nicht zu einer volljtändigen 
Definition. Jene mehr formale Begriffdarlegung muß durch die genauere 
Feitjtellung des Inhaltes, der dem Eigentumrechte zukommt, ergänzt 
werden. Hier tritt das wichtigfte Problem hervor, wie der Begriff des Eigen: 
tumes als Vollrechtes zu erhalten fei gegenüber den zahlreichen es einengenden 
Beſchränkungen. 

a) Die ältere Lehre ging davon aus, daß das Eigentum eine abjolute 
und als folche unbeſchränkte Nechtsmacht über die Sache verleihe. Der Tat: 
ſache, daß ein derartiges unbegrenztes Eigentumrecht nirgends eriftiert, 
ſuchte man durch die Formel gerecht zu werden, daß das Eigentum an ſich“ 
oder als ſolches oder feiner Beitimmung nach unbefchränft jei. Die Folge 
diejer Auffafjung war, daß jede Einengung des Eigentümers als mwillfürlide 
und bejonders zu begründende Ausnahme erſchien. Dana) würde das Eigen: 
tum an einem Grundjtücde nur inſoweit eingeſchränkt fein, als die Beſchrän— 
kungen im Grundbuche einzeln und genau verlautbart wären: eine Annahme, 
die dem geltenden Rechte und aller praftifchen Erfahrung widerſpricht. 

b) Die rihtige Auffaffung ift nur zu gewinnen, wenn der Ausgang von 
der Gebundenheit des Eigentuminhaltes genommen wird." Wie jedes Recht 


befugnis hat. Am Anſchluß daran definiert Schlogmann 345 das Eigentumredt 
al3 das durdy einen Zweck nicht begrenzte Ausſchließungrecht (im Gegenjaß zu 
dem begrenzten Rechte als dem zu einem begrenzten Zwecke verliehenen Aus- 
fchließungrecht). — Beide Definitionen greifen auf den Begriff des Sachenrechtes 
(oben 83 A12F.) als eines abfoluten Nechtes zurüd und beftimmen die Eigen: 
art des Eigentumes nach der überragenden Stellung, die der Eigentümer anderen 
Berechtigten gegenüber einnimmt. 

8) Diefe „Elajtizität“ oder das ius recadentiae des Eigentums betont 
bereit3 3.2.4.4: cum autem finitus fuerit ususfructus, revertitur scilicet ad 
proprietatem et ex eo tempure nudae proprietatis dominus incipit plenam habere 
in re potestatem. Auch D. 13.7.18.1. Thibaut, Bandeltenr.2 $ 558; Glüd 
38; Dernburg, Band. 1 8192 A 12; Schloßmann 372, 

9) Darüber ijt oben in 89 gehandelt. 

10) So befonders Boeding, PBand.2 8134 A15; Windfcheid 8167 A5; 
Bruns in Holbendorff, Enzhkl. 5. Aufl. $ 33; dagegen beſonders Schlogmann 319. 
11) Dem Eigentume find die von der NRüdficht auf die Allgemeinheit ge- 
botenen Grenzen immanent. So befonders Ihering, Zwei im Recht 2 
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beruht das Eigentum auf der Anerkennung und jchaffenden Kraft der Rechts: 
ordnung. Dieje gewährleiftet dem Cigentümer eine unverlegliche '? recht: 
liche Herrſchaft, aber doch nur eine joldhe, der von vornherein bejtimmte 
Grenzen gezogen find. Die Rechtsordnung erzeugt nicht zunächit eine abjolute 
Macht, die nachträglich eingeengt wird: jondern bei der Schaffung des Eigen 
tumrechtes bereitS werden feinem Inhalte die äußeren und rechtlichen 
Schranken gejegt, die durch die Anjchauung und Intereſſen der Volksgeſamt— 
heit als geboten erjcheinen."* Enthält das Eigentumrecht mithin nur eine 
rechtlich und ſozial gebundene Herrichaft, jo gehören die jog. geſetzlichen Eigen: 
tumbejchränfungen derart zu jeinem Inhalte, daß fie einer bejonderen Ber: 
lautbarung im Grundbuche weder bedürftig noch fähig find.'* 


$ 31; Hartmann, R. an der eigenen Sache (1877) 76. Für die VBerüdfichtigung 
der gefeßlichen Beichränkungen bei der Definition des Eigentums traten bereits 
die Boitgloffatoren ein; vergl. Landsberg, Glofie des Accurfins (1883) 92. In 
der neueren Literatur wird hierauf unter verſchiedenen Wendungen Bezug ge— 
nommen. Dernburg, Band. $ 192 lehrt: das Eigentum gewährt feiner Beſtim— 
mung nach jedwede Macht über die Sache, welche nach Natur und Necht möglich 
it. Sohm, Inſtitutionen (11. Aufl.) 306: das Eigentum iſt rechtlicher Beſchrän— 
fung fähig, wird aber niemals durch feinen eigenen Inhalt bejchränft. Mafchte, 
Eigenrum im Givil- und Strafrecht (1895) 183: Eigentum iſt dasjenige Necht 
an einer Sache, welches unbejchränft fein kann. (Befler wäre wohl: welches uns 
beſchränkt zu fein jtrebt.) 

12) Die Unverleglichfeit des Eigentums wird in manchen Verfaflungen als 
beitehendes Recht befonders gemwährleiitet; 3.8. preuß. Verf. Art. 9; bayer. Verf. 
Tit. IX $8 (G. Meyer, Deutſches Staatsr. 8 222). Die Bedeutung diefes fog. 
Grundrechtes liegt auf politiichem Gebiete, insbefondere foll eine Enteignung nur 
nach Maßgabe der Gejeße und regelmäßig unter Gewährung voller Entſchädigung 
vorgenommen werden. Vergl. ES 109, 52, 53. Für die ctvilrechtliche Sicherung 
des Eigentümers bedarf es feiner bejonderen Beitätigung der Unverleßlichkeit, 
wie dieſe andererfeit3 feineswegs den im öffentlichen Anterefie gebotenen Eigen: 
tumbejchränfungen oder Einwirkungen 3.8. der Polizeibehörde entgegeniteht. 

13) Das wird am deutlichiten, wenn man erwägt, dat doch nicht für den 
einzelnen Grundjtüdeigentümer ein abitraftes Gingzeleigentum geſchaffen wird, 
ſondern daß die Rechtsordnung die Gefamtheit aller Grundeigentiimer erfaßt und 
für fie insgemein die durch mechjelfeitige Nücdficht gebundene Ordnung ſetzt, 
innerhalb deren jedem das Maß der Freiheit und Macht zugebilligt wird, das 
mit der allgemeinen Einpaffung in die Volksgenoſſenſchaft vereinbar it. Das 
innerhalb diefer Grenzen dem einzelnen unter Ausſchluß der anderen zugetviejene 
Herrſchaftgebiet heit Eigentum. 

14) Ein unbejchränttes Grundeigentum gibt es überhaupt nicht. Jeder 
mus mit den zahlreichen tiefeinjchmeidenden Beichränfungen rechnen, Die aus 
nachbarlichen Rüdfichten oder im öffentlichen Intereſſe das Cigentumrecht bes 
grenzen: indem das Grundbuch das Kigentumrecht verlautbart, hat es dieſe 
Grenzen als begrifflich jenem Rechte immanente mit fundgegeben. Die wichtige 
Bedeutung diefer Auffafiung zeigt fich darin, dab die Eigentumbeichränfungen 
genau von den fog. Legalſervituten unterfchieden werden; über die praftiichen 
Folgerungen, die jich hieraus für das Grundbuchrecht ergeben, vergl. oben $ 59 
Nr. +; die Aufklärung diefes Gegenjabes iſt Bekker, in Bekker u. Muther Nabrb. 
5, 150, zu verdanfen. — Hieraus ergibt fich zugleich, daß es, obgleich dies für 
jedes Privatrecht zutrifft, von Wert it, in die Begriffbeitimmung des Eigen: 
tumes die Beſchränkbarkeit des Nechtes aufzunehmen (abw. Schloßmann 355); 
dies um jo mehr, als es fich hier nicht fowohl um die allen Rechten gemeinfamen, 
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4. Das BGB gibt feine Definition des Eigentumredhtes; es beftimmt 
aber die aus der Rechtſtellung des Eigentümers ſich ergebenden Befugniffe * 
und begründet damit den Rückſchluß auf den vom Geſetze unterjtellten 
Eigentumbegriff. 

a) Die für den Inhalt des Eigentumes entjcheidende Rechtsfolge ift nach 
dem Gejege, daß der Eigentümer mit der Sache nach Belieben '* verfahren 
fann. Damit wird ihm die grundfäglich auf die volle Sachherrſchaft aus- 
gedehnte Macht zugeſprochen: er mag tatfächlich *" darüber verfügen, wie er 
will und jeine perfönlichen Fähigkeiten es ihm geftatten, und er hat ebenjo 
die rechtliche ** Verfügungmaht. Die hierbei vorausgefegte dinglihe Natur 
des Eigentumrechtes zeigt fich pofitiv in der unmittelbaren Macht über die 
Sade, zu deren Herftellung der Anjpruch auf Herausgabe der Sache gegen 
jeden, der fie unbefugt dem Eigentümer vorenthält, dient; und negativ in der 
Befugnis, jede Einwirkung Dritter, die fi nicht auf ein befonderes be— 
ſchränktes Recht gründet, abzuwehren. Die Alleinherrihaft und die Aus- 
Ihliegung der eigenen Sache von dem Allgemeingebrauh haben in dem 
Eigentum das erfte und vornehmfte Sachenrecht gejchaffen. 


b) Als ebenbürtig tritt das zweite Merkmal hinzu, wonach das Eigen: 
tum, ohne in jeinem Wejen verändert zu werden, die verjchiedenften Ding: 
lihen Beichränfungen in feinen Inhalt aufnehmen kann.“ Gemeint find 
damit einerjeits die mit Nückficht auf die Eigenart des Eigentumrechtes kraft 


von außen an jie herantretenden Beſchränkungen handelt, fondern um befonders 
einjchneidende, deren eigenartige Gejtaltung (mie insbefondere Nachbarrecht, 
Überbau, Notweg uſw.) mejentlih bon der Natur des Eigentumrechtes felbit 
wiederum bejtimmt wird und die darum zu feiner Charafterifierung wohl ver- 
wendet werden fünnen. 

15) 8 908, 

16) Der Entwurf I $ 848 fagte: „nah Willkür“; das wurde in zweiter 
Lejung Brot. 3, 118 abgeſchwächt. „Nach Belieben verfügen“ findet ſich bereits 
bei Sant, Rechtslehre $ 17 a.&. Sadlich bedeutet dies dasfelbe, wie im HH. 
Kaiferrecht (oben 867 A 9): er mag mit ſym eygen tun, waz er wil. Das 
Gejeb fällt damit mwenigitens im Ausdrucke in die wiſſenſchaftlich überwundene 
und der heutigen fozialen Auffafiung von der Pflichtgebundenbeit jedes Nechtes 
wideriprechende abjolutiftiiche Lehre zurüd. Wergl. im übrigen 19. 

17) Daß er zum Bejit berechtigt iit, ergibt nebenbei $ 985. In der tat- 
fächlichen Gewalt liegt das Gebraucdhen, Benußen, Verbrauchen, Vernichten uſw. 

18) Nur er fann rechtlich über die ganze Sache verfügen, fie belajten uſw. 

19) Diefer engere Sinn muß dem 8 903 gegeben werden; denn fonjt würde 
fich die hohle Norm ergeben: der Eigentümer iſt zu allem berechtigt, was ihm nicht 
unterfagt werden kann, oder innerhalb der feiner Macht gezogenen Grenzen darf 
er nach Belieben verfahren. Der Hinweis auf die durch das Geſetz und Die 
Nechte Dritter gezogenen Schranfen foll die fchroffe egoiſtiſche Faſſung des Haupt- 
fates mildern. Immerhin aber bleibt der Hauptfab beftehen: innerhalb der 
Grenzen des eigenen Grunditüds darf der Eigentümer auch folde Handlungen 
bornehmen oder Einrichtungen treffen, durch die ein anderer gefchädigt wird; 
till diefer mwiderfprechen, fo trägt er die Beweislaſt dafür, daß das Geſetz oder 


869. Subjefte des Eigentums, 439 


Geſetzes eingejtellten allgemeinen *° und bejonderen *! Schranken; ſowie 
amdererjeits die begrenzten Rechte, die durch Nechtsgefchäft für einen Anderen 
an unjerer Sache begründet werden können.?? 

5. Unter Beahtung der vom pofitiven Rechte aufgewiejenen Merkmale 
ift, wenn der Inhalt der NRechtsbefugniffe des Eigentümers feftgeftellt werden 
fol, das Eigentum zu definieren als die innerhalb der Grenzen des Geſetzes 
und der Berechtigungen Anderer bejtehende, ihrer Ausübung nach unbe— 
ſchränkte Herrſchaft über eine Sache. Soll dagegen die Eigenart des Eigen: 
tirmrechtes hervortreten, jo hat die Begriffbeftimmung dahin zu lauten: Eigen- 
tum ift das oberfte und vermutlich umfaſſendſte Recht an der Sache; es um: 
ſpannt die Gejamtheit aller an der Sachherrſchaft beftehenden rechtlichen 
Intereſſen; es ift das dingliche Recht ohne Zweckbegrenzung; das grund: 
ſätzlich unbejchränfte, aber beichränfbare Vollrecht an der Sache. 


869. Subjekte des Eigentums. 

1. Die Fähigkeit, Subjekt eines Eigentumrechtes zu fein, fteht grund: 
ſätzlich allen rechtsfähigen natürlihen Perjonen zu den Reichsangehörigen 
jowohl wie den Ausländern. Eine Ausnahme wird nur injofern zugelafien, 
als durch Landesgejet der Erwerb von Grumdftücden durch Ausländer von 
ftaatlicher Genehmigung abhängig gemacht werden darf.” Auch dieſe Aus- 
nahmen unterftehen jedoch der Einſchränkung durh die vom Reiche ge: 
Ichlofjenen Staatsverträge, kraft deren den Angehörigen zahlreicher aus: 
ländiiher Staaten der Erwerb von Grundeigentum und die unbefchränfte 
Verfügung über diejes von Todeswegen gewährleiſtet worden iſt.“ Eigen- 


F rg privatrechtlicher Titel jene Vornahme verbieten. Vergl. dazu 
50 

20) 8” 226, — Ferner zahlreiche Beſchränkungen des öffentlichen Rechtes. 

21) 88 905-923. Sie „definieren“ in bejonderen GEinzel- 
anivendungen bie on der Eigentiimermadt. 

22) Ob dieſe in die Definition bineingehören, kann zweifelhaft fein, meil 
Einſchränkungen, VBerfügungbejchränfungen uſw. zugunften anderer bei fait allen 
Bermögensrechten bejtehen können. Immerhin iſt die reiche Ausgejtaltung dieſer 
iura in re für das Eigentum zumal an Grundſtücken beſonders kennzeichnend. 

1) Bd. 1 824; daſelbſt A 13 wegen der Kloſterperſonen. 

2) EG 88. Davon baben Gebrauch gemadt: Heilen AUG 3. BGB Art. 15: 
Ausländer bedürfen der ftaatlihen Genehmigung, ſoweit nicht die Gegenjeitigfeit 
berbürgt ift; Hamburg AG 3.BGB 828: der Erwerb von Grundeigentum durch 
Ausländer ift bon der Genehmigung des Senates abhängig, das Recht aus: 
ländifher Erben zur Übertragung des Eigentums an einem Nachlaßgrundſtück 
wird bierd aber nicht berührt. 

3) Solche Staatöverträge beitehen z. B. mit Argentinien, Belgien, Chile, 
Aghpten, Griechenland, Grokbritannien, yapan, Italien, Mexiko, Niederlande, 
Perſien, Rumänien, Rußland, Schweiz, Spanien, Türkei. Vergl. die Hand— 
ausgaben des EG von Kuhlenbeck und Neumann. 
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tümer fann grundjäglid nur der bereits geborene und noch lebende Menid 
ſein; die Anwartjchaft eines Nacherben wird aber injomeit auch dinglid an: 
erfannt, daß fein künftiger Eigentumerwerb an einem Grundftüd durd Ein: 
tragung jeines Rechtes in das Grundbuch gefichert werden joll.* 


. In der einem Vereine oder einer Stiftung zuftehenden Rechtsfähig: 
feit liegt zugleich die Fähigkeit begründet, Eigentum an beweglichen wie un: 
beweglichen Sachen zu erwerben und darüber in jeder Weije, alſo aud 
durch Belaftungen und Veräußerungen,? zu verfügen. Nur injfoweit darf das 
Landesrecht eine Beſchränkung machen, als es den entgeltlichen oder unent: 
geltlihen Eigentumerwerb der juriftiihen Perjonen an Saden, deren Wert 
5000 Mark überfteigt, ſchlechthin ausſchließt oder der jtaatlichen Genehmigung 
unterftellt.° Diejer Vorbehalt hat die wichtige allgemeine Bedeutung, daß 
innerhalb der angegebenen Grenze das Landesrecht ſowohl die inländijhen 
als auch) die jtaatsfremden Vereine und Stiftungen, und zwar entweder jänt: 
lich oder nur einzelne Gruppen, den Erwerbbeſchränkungen unterwerfen darf. 
Das Geſetz gibt aud einer verjchiedenartigen Behandlung der einheimijchen 
und der juriftifchen Perſonen anderer deuticher Bundesftaaten freien Spiel: 
raum.’ Daher bleibt es 3. B. geltendes Recht, daß eine ſächſiſche oder bayrijche 


4) Shen 822 A23f. Während ſonſt grundfäßlich der volle Name, des 
Berechtigten eingetragen iverden muß, darf der Nacherbe, jofern fein Name nod) 
nicht feſtſteht, Jchlechthin ohne Namennennung eingetragen werden; RJA 4,131. 
— Dem bloß Empfangenen werden gewiſſe Erbrechte vorbehalten ($$ 1923, 2108; 
38.1 826 Nr. ); er tit aber noch fein NRechtfubjett und fann bor Vollendung 
jeiner Geburt weder Eigentum haben, noch als Wartberechtigter im Grundbud 
eingetragen werden. Someit Fürforge erforderlich ift, erhält er einen Pfleger. 

5) Die dem öffentlichen Nechte angehörenden, zumal für öffentliche Körper: 
Ichaften und Anjtalten gegebenen Normen, wonad der Verfauf ufiv. von Grund: 
jtüden oder beweglichen Sadıen_ dem Auffichtsrechte der Staatsbehörden unter: 
jtellt wird, bleiben unberührt. So 3.8. preuß. Yandgemeindeordnung 3.7. 1591 
$ 114; Gef. betr. die evangelifche Kirchenverfaſſung 3.6. 1876 Art. 24. Ob die 
erforderliche Genehmigung nachgewiejen ſei, hat der Grundbuchrichter vor Ent- 
gegennahme der Auflaffung zu prüfen. 

6) EG 86. Die Sondergefeße unterjcheiden: a) allgemein wird nur der 
unentgeltliche Erwerb durch Schenfung oder Verfügung von Todeswegen 
der Genehmigung unterworfen, jofern die Zuwendung den Wert von 5000 ME. 
überjteigt; b) der Grunditüdermwerb mird jedoch, er mag entgeltlich oder 
unentgeltlich erfolgen, jenem Genehmiqungzwange unterjtellt und zwar bei 
deutſchen jurtitifchen Berjonen nad EG 86, bei ausländifchen nah EG 88 (A 11). 
Die Bejtimmungen der Yandesgejebe jind bereits Bd.1 $39 A11f. dargejtellt 
worden. — Bei der Berechnung des Wertes jind mehrere gleichzeitig erworbene 
Grundſtücke zufammenzuredmen. Das gilt jedoch nicht, wenn 3.8. eine Kirchen: 
gemeinde durch denfelben Vertrag und durch Auflaffung in demfelben Termine 
mebrere Parzellen von verjchiedenen Eigentümern erwirbt; denn dann jteht jeder 
Ermerb völlig unabhängig von den anderen da. Bergl. OLG 5, 252. 

7) Über diefe Frage iſt lebhafter Streit geführt. Es wurde anerfannt, 
daß es dem „Geiſte der Neichsverfafiung“ durchaus widerspricht, wenn die inner 
halb des deutichen Staatsgebietes gültig entitandenen, in einem deutfchen Bundes— 
ſtaate domizilierten juriftiichen Berfonen in einem anderen Staate ungünjtiger 
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Aktiengejellichaft die ftaatlihe Genehmigung einholen muß, wenn fie im preu— 
ßiſchen Staatgebiete ein Grundjtüd erwerben will, deſſen Wert 5000 Mark 
überfteigt.* Dieje partitularrechtlihen Gegenjäge haben inzwijchen durch die 
Reichögejeggebung bereits erhebliche Abſchwächung erfahren. Deutſche Hypo— 
thefenbanfen und Berfiherungunternehmungen genießen hinfichtlich des Grunde 
erwerbes in allen Bundesjtaaten die Rechtſtellung der einheimijchen, fie be: 
dürfen der landesgejeglich jonft vorgejchriebenen Genehmigung nicht; denn 
fie müjjen oft im Zmwangverjteigerungverfahren die von ihnen beliehenen 
Grundjtüde erjteigern und jollen in diefer Notlage nicht gedrängt werden, 
den Erwerb durch zwiſchengeſchobene Perjonen zu verdeden.? 


geitellt werden dürfen als die einheimifchen. Dies zumal, jomweit ihre Rechts— 
fähigkeit auf bejonderen Reichsgeſetzen berube, die doch genügende Gewähr für 
die ordnungmäßige Entitehung und für ausreichende Fundierung böten. Das 
RG 6, 142 Hatte diefe Auffaſſung gebilligt, indem es dem Art. 3 der Reichs— 
verfaflung eine Anwendung auch auf die juriftiihen Berjonen zuerfannte. — 
Dementſprechend wurden in zweiter Leſung verfchiedene Verjuche gemacht, eine 
Einſchränkung zu erzielen, die damit endeten, daß die auf bejonderen Reichs: 
aejegen (neben dem BGB) beruhenden juriftifchen Berfonen den Beichräntungen 
durch das Landesrecht (nach EG Art. 86) nicht unterworfen fein follten. Vergl. 
Brot. 6, 612 und Mot. zum EG ©. 170. — Der Bundesrat hat indefjen dieje 
Einfchräntung geftrichen und den jebigen Art. 88 neu eingefügt. In der Reichs— 
tagtommifsfion, die zuerſt den Art. 56 ganz jtreichen wollte, fam die jeßige 
Faſſung unter Einfügung der Beichräntung auf 5000 ME, zuitande.. Bon Eins 
fluß war befonders die Erwäqung praftifcher Bedürfnifie: die jtrenge Kontrolle, 
die 3.B. Preußen über die inländifchen Hypothekenbanken uſw. ausübe, lafie eine 
volle —— der außerpreußiſchen Inſtitute nicht zu. Die unleugbar hier— 
mit verbundenen Mißſtände würden durch das zu erwartende Reichsgeſetz über 
das Pfandbriefweſen behoben werden. Über die ſpäteren Änderungen 9. 

8) Das preuß. Gef. vom 4. 5. 1846, bejtätigt und ergänzt durch das Geſetz 
vom 23.2.1870, verlangte königliche Genehmigung für jeden Grundeigentum— 
erwerb nichtpreußifcher juriftifcher Berfonen. Dasjelbe gilt nad) preuß. AG 3. 
BGB Art.7 $2 für ausländische jur. P. jchlechthin, für nichtpreußiiche deutſche 
mit der Grenze von 5000 Mf. Die Genehmigung erteilt der König; in den durch 
BO 3. BGB vom 16. 11.1899 Art. 6 vorgejehenen Fällen (Aktiengefellichaften, 
eingetr. Genofj., rechtsfähige gegenfeitige Verficherungsgejellih. und Gewerk— 
ichaften) aber die zuſtändigen Mintiter. 

9) Reichs⸗Hypothekenbankgeſ. 13.7.1899 85 III mit der allgemeinen 
Beihränftung, dag Hypothetenbanken (d. h. Aktiengefellichaften und 
Kommanditgef. auf Aktien, bei denen der Gegenitand des Unternehmens in der 
hypothekariſchen Beleihung von Grunditüden und der Ausgabe von Schuldver— 
jchreibungen auf Grund der erworbenen Hypotheken bejteht) Grumditüde mur 
erwerben jollen, foweit e8 zur Verhütung von Verluſten an Hypotheken oder zur 
Beihaffung von Gejchäfträumen erforderlich ift. Someit dieſe Gejtattung reicht, 
ſtehen aber alle deutjchen Hypothekenbanken in jedem Bundesitaate den ein» 
heimifchen gleich. — Reichsgeſ. 12.5.1901 über die privaten Verficherungsunter- 
nehmungen $ 5411 bebt die Anwendung von EG 86 ausdrüdlich auf, weil jie 
alle jet der einheitlichen Kontrolle des Neichsauffichtamtes über die Privatvers 
jiherungen unterjtehen. Damit, dab die Iandesgefeßliche Genehmigung nicht ers 
forderlich ift, wird aber keineswegs verneint, daß die Verficherungsaftiengejells 
ihaften und Berficherungvereine auf Gegenjeitigfeit zum Erwerbe von Grunde 
jtüden allgemein nach $ 541 der Genehmigung der Auffichtbehörde bedürfen. 
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Den Ausländern !° gegenüber kann das Landesrecht beliebige Beſchrän— 
fungen jeßen, fo daß jeder Erwerb eines Grundftüds ohne Rückſicht auf defien 
Wert von ftaatliher Genehmigung abhängig gemacht werden darf. Dies gilt wie 
für die natürlichen jo auch für die juriſtiſchen Perſonen.“ Die Anerkennung 
ihrer Rechtöfähigkeit durch Beihluß des Bundesrates '? entbindet fie nicht 
von diefen im öffentlichen Intereſſe beitehenden Auffichtsnormen des Landes: 
rechtes, in deffen Gebiet das Grundftüd erworben werden joll. 

Die Fähigkeit der Privatperjonen und Gejellihaften zum Erwerb von 
Eigentum an Gebietsteilen eines fremden Staates richtet fi) nach den Normen 
des öffentlichen Rechtes. 


870. Miteigentum. Gefamteigentum. 


Das Eigentum als ausjchliegliches Necht zur Herrichaft über eine Sache 
läßt ein gleichgeitiges Eigentum Mehrerer dem vollen Rechtsumfange nad 
nicht zu." Dagegen wird ein gemeinjchaftliches oder Miteigentum ? im Sinne 


10) Ausland in diefem Sinne ijt nur das außerdeutjche Gebiet, keinesfalls 
dürfen hierunter deutiche Bundesitaaten verjtanden werden, die in einem bisher 
geltenden Partikulargeſetz etwa noch als Ausland betrachtet werden. Für die 
natürlichen Perfonen ergibt jich dies aus Art.3 der Neichöverfafiung, wonach 
jeder Reichsangehörige in jedem Teile des Reichsgebietes als Inländer zu gelten 
bat. Dies Andigenat gilt allerdings nicht für juriftiiche Perſonen, weil dieſe feine 
Nechte als Staatsuntertanen haben; Laband, D. Staatsrecht 4. Aufl., 1, 170; 
Born, Reichs-Staatsr. 2. Aufl., 1, 349. — Wohl aber wird diefe Auslegung dur 
da3 Verhältnis zu EG Art. 86 feitgeitellt, der die Beſchränkungen enthält, die den 
deutfchen und ausländifchen juriftifchen Perjonen auferlegt werden Fönnen, 
während EG Art. 88 fich nur gegen die außerdeutfchen wendet. Daß „Ausland“ 
im Sinne eines Reichögefeßes nur die außerdeutfchen Gebiete bedeutet, ijt für 
da3 EG durch die Art. 7—31 fichergeitellt. 

11) E& 88. Ausländiſche jur. Perf. bedürfen der ftaatlihen Genehmigung 
zu jedem Grundjtüderwerbe in Preußen, Bayern, Hefien, Walded, Altenburg, 
Hamburg; dazu Bd.1 $39 W12. 

12) EG 10. 

1) Der Saß: duorum in solidum dominium esse non posse, vergl. 
D. 13.6.5.15, enthält als Folgerung aus der Definition de3 geltenden Eigen- 
tumrechte3 eine allgemeingültige NRechtswahrheit. — Auf dem Gegenfabe zweier 
Nechtiniteme, nämlich des civilen und des prätorifchen Necht3, beruht e3, wenn 
neben dem dominium ex iure Quiritium ſich ein prätorifches Eigentum ent: 
widelte, das jenes beftehen ließ, im Erfolge aber nahezu entwertete. Karlowa, 
röm. Rechtsgeich. 2, 360; Sohm, Inſtitutionen (11. Aufl.) 307. — Die italieniſche 
und die daran anfchliegende deutiche Theorie faßte gewiſſe Nußungrechte, wie die 
vafallitifchen umd die Bauernrechte, als eigentumartige auf; danach wurde das 
dominium direetum oder Obereigentum bon dem dominium utile oder Unter: 
eigentum gefchieden. Dem Obereigentümer wurde die Verfügungmadt, dem 
Untereigentümer Bejiß und Nubung zugeteilt. Oben & 67 A 16. Dem BGB find 
diefe Zwiſchenbildungen fremd. 

2) Goeppert, zur Lehre vom Miteigentum, 1884; Gifele, EivA 63, 27; 
G. Riümelin, Teilung der Nechte, 1883; Miefcher, Beſitzinterdikte unter Mit: 
befitern, 1876; dv. Seeler, Lehre vom Miteigentum, 1896; Bekker, Band. $ 32; 
Windicheid 8169; Dernburg, Band. 1 8195; Heusler 1 850; Stobbe-Lehmann 
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einer gemeinfamen Mitberehtigung Mehrerer an demjelben Eigentumrechte 
in zweifacher Rechtsgejtalt ald Miteigentum nach Bruchteilen oder Miteigen- 
tum i.e.S. und Miteigentum zur gefamten Hand oder Gejamteigentum an- 
erfannt.? 


1. Als urjprünglide und im Sinne des BGB regelmäßige Art des 
gemeinjchaftlichen Eigentums erjheint das Miteigentumnad Brud- 
teilen.* 2 


a) Das Gejeg verfteht unter Bruchteil den jelbftändigen Anteil an dem 
Rechte der ungeteilten Sache.“ Jedem Bruchteilberechtigten fteht ein abge- 


2, 897; Eccius 3, 8182. — v. Seeler, Miteigentum nach dem BGB 1899; 
D. Fig Teilbarfeit des Eigentums, Diff. Halle 1900; Joerges, Ztichr. für HR 


49, 140, 

3) Wo das BGB fchlechthin von Miteigentum fpricht, ift darunter das nach 
Bruchteilen zu verftehen; jo in den Fällen der $$ 947, 949, 963, 1009 f., 2172. 
Vielfach wird in der Literatur und Praris, ebenfo wie in dem preuß. Muſter— 
formular für die Grumdbucdheintragungen bon Miteigentum da geſprochen, wo ein 
folches zur gefamten Hand (kraft ehelicher Gütergemeinſchaft uf.) vorliegt. Die 
Fälle müſſen durch entſprechende Zufäße genau unterfchieden werden. — Mit dem 
Miteigentum als dinglichem Rechte forrefpondiert die Haftung mehrerer Mit- 
eigentümer 3.3. eines Tieres oder Bauwerkes als Gejamtjchuldner ($$ 840, 833, 
836) und ihre Gejamtverantivortlichleit nach jtrafrechtlihen (Str®&B $ 368 
Nr.4) und polizeilihen Grundfäßen. Darum ift 3.8. jeder einzelne Miteigen- 
tümer eines Haufes verpflichtet, die im ficherheitpolizeilichen Intereſſe ergangene 
Aufforderung zu baulichen Anderungen und dergl. zu erfüllen, und e3 genügt 
darum, dab die Aufforderung nur einem bon ihnen zugegangen ijt; d. Kamp, 
Rechtipr. des preub. OVG 4,973 und Ergängungsband 1,518. 

4) 81008. Dem M.n.B. entjpricht als obligatorifches Grundverhältnis 
die „Gemeinſchaft nad Bruchteilen“. Über ihre Entitehung und die obli- 
eher — der Teilhaber zueinander vergl. 8$ 741-758; dazu 

5) Bruchteil iſt die Verdeutfchung von pars pro indiviso. Der Anteil 
beſteht nur in der juriftifchen Vorjtellung; er bezeichnet da3 Maß der Mit- 
berechtigung, das dem Teilhaber an der gemeinfamen Sache zuitebt. Als folcher 
ift der Anteil wiederum felbft der Gegenjtand des Miteigentumes, jo da das 
M.n. B. fih auch als Sachenrecht an einem Rechte (oben I) auffaſſen ließe. 
Dementfprechend geht $ 741 davon aus, daß ein Recht mehreren Perjonen ge— 
meirfam zuiteht und dat jedes Teilrecht in einem Bruchteil beiteht. Der Sprad)- 
gebrauch des BGB iſt nach diefer Richtung weder flar noch einheitlid. a) Ver— 
wirrend iſt, daß mehrfach der Vegriff Bruchteil nicht auf das Recht, jondern auf 
eine Sache bezogen wird. Bruchteil eines Grundſtückes 1095, 1106, 1114; eines 
Vermögens 310, 311; des Nadlafies 2087 f. b) Brudteil und Anteil 
gelten grundfäßlich als gleichbedeutend; jo enticheidend 742, 747, 1010 I, 947; 
daher Nießbrauch und Pfandrecht an dem Anteil eines Miteigentüimers 1066, 
1258. Demgegenüber wird: 1. Anteil in weiterem Sinne auch auf andere als 
dingliche Rechte bezogen (420, 426, 430) und insbefondere fpricht das Gejei 
auch bei gefamthänderifchen Verhältnifien von dem Anteil der Geſellſchafter, Ehe— 
gatten, Miterben (719, 1442, 2033). 2. Umpgefehrt wird Anteil als engerer 
Begriff dem Bruchteil untergeordnet; das Geſetz ſpricht davon, daß ein Bruch— 
teil nur belaftet werden fann, wenn er im Anteil eines Miteigentümers bejtebt 
(1095, 1106, 1114) ; eine Ausdrudweije, die nad) allen Richtungen hin ſchief iſt. 
Gemeint iſt: nicht jeder Anteil (z. B. nicht der eines Geſellſchafters) kann jelb- 
ftändiger Gegenjtand einer Belajtung fein, fondern nur das Anteilrecht eines 
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jondertes, von dem der übrigen unabhängiges Eigentumrecht zu, als deſſen 
Gegenjtand der Rechtsanteil gedacht wird. Miteigentum heißt mithin geteiltes 
Eigentum; es ift zu denken als die Summe aller Sonderredte, die als 
Eigentumbefugnifje jedem Teilberechtigten an feinem Anteile zuftehen. Die 
ausjchliegliche Betonung diefer Spaltung in Teilrechte würde jedoch nur ein 
unvolljtändiges Bild der Rechtslage geben. Auch das Miteigentum nach 
Bruchteilen wird nach bejtimmter Richtung zu einer Einheit verbunden. Die 
Grundlage dafür bietet die Gemeinjchaft des Rechtes an derjelben ungeteilten 
Sade: auf dieſer jachenrechtlihen Verbindung entjteht eine dingliche In— 
tereffengemeinjchaft, vermöge deren die verjchiedenen getrennten Miteigen 
tümer-Teilrechte zu einem einheitlihden Eigentum aller ſachenrecht— 
lich verbundenen Mitberechtigten an der ungeteilten Sache zujammenwadjen. 
Hieraus ergeben ſich wichtige praktiihe Folgerungen. Wie die Sache jelbft 
allen Miteigentümern als gemeinfchaftliche gehört, jo unterjteht fie auch der 
gemeinjchaftlihen Verwaltung und Verfügung.” Für das im Miteigentum 
jtehende Grundſtück wird nur ein einheitliches Grundbuchblatt angelegt; * 
jede hierauf eingetragene Rechtsänderung betrifft das ganze Grundjtüd, auch 
die Belaftung bloß eines ideellen Anteils mit einer Hypothek ift eine Belaftung 
des ungeteilten Grundftüds jelbit” Wenn eine NRechtsänderung das ganze 
Srundftüc betrifft, jo gelten alle Miteigentümer insgefamt als Paſſiv— 
beteiligte.'° | 





Miteigentümers i.e.©. Dagegen fann nach 1066, 1258 Gegenjtand des Nieh- 
brauch oder Pfandrechtes auch der von einem Alleineigentümer ausgejchiedene Ans 
teil fein; Hirſch 67. 3. Über die Sonderbedeutung von Anteil in S 725 I unten U 34. 

6) 8954 fpricht jogar von Hälften des Eigentumes. Gemeint wird damit 
Miteigentum nach gleichen Bruchteilen. 

7) „Gemeinſchaftliche“ Sache $ 1009 und dementjprechend gemeinjchafts 
liche Verwaltung und Benußung, die den Interefien aller Teilhaber entipricht 
(744, 745 11), und gemeinjchaftliche Verfügung (747 ©.2). Über $ 1011 unten 
A 22. Es iſt wohl zu beachten, daß diefe Gemeinfchaft nicht auf einem Vertrage 
oder einem perfonenrechtlichen Verbande beruht; davon wird durchaus abgejehen 
und zwar um jo mehr, al3 dann meijt eine andre Art des Miteigentumes vor— 
liegt. Die hier ausgeprägte Nechtsfolge, daß alle Miteigentümer, ungeachtet ihrer 
jelbitändigen Stellung als Bruchteilberechtigte, doch nur Teilhaber eines einzigen, 
einheitlichen Eigentumrechtes find, entipringt lediglich auf fachenrechtlihem Boden 
und wird durch die Einheit des Nechtobjeftes erzwungen. — Die Bedeutung 
diejer meijt verfannten Einheit wird treffend von Hirfch $ 15 behandelt. 

8) Oben $ 52. 

9) RA 4 37. Die auf den einen Anteil eingetragene Belaftung gebt 
daher im Range allen fpäteren Belajtungen vor, jie mögen einen anderen Anteil 
oder das ganze Grundjtüd betreffen. Die Belaftung muß folglich in jedem das 
belaitete Grundftüd betreffenden Sppothefenbriefe aufgeführt werden. 

10) Zum Erwerbe einer Hhpotbef, die auf mehreren Miteigentumanteilen 
lajtet, it die Beitellung und die Übergabe des Hypothekenbriefes feitens fämtlicher 
betroffenen Miteigentümer erforderlih; RG 52, 361; OYGT,354. Sie in: 
gefamt müſſen auch der Löſchung der Hypothet zujtimmen. 
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b) Im übrigen beſteht und wirft jedes Bruchteilreht als jelb- 
tändiges Sonderredt: jeder Teilhaber hat für fich jämtliche im 
Eigentumrechte enthaltenen Befugniffe in dem durch feinen Anteil beftimmten 
Umfange. Das Anteilrecht unterjteht als bejonderes Vermögensgut der 
freien Verfügung des Teilhabers: er kann es veräußern! und belaften ;'® 
es unterliegt dementjprechend auch dem Zugriffe jeiner Gläubiger.” Für 
den Erwerb, die Aufhebung wie die Belaftung des Miteigentümeranteiles 
gelten diejelben Grundjäge wie für das Eigentumrecht.'* 

Geteilt iſt nicht die Sache jelbit;'* fie bleibt jachenrechtlid ein in ſich 
geichlofjenes einheitliches Eigentumobjeft. Ebenjomwenig kann die Auffaffung 
Platz greifen, daß ein einheitliches Eigentum vorläge, an dem jedem Einzelnen 
ein begrenztes dingliches Recht nach Art einer Belaftung zuftände. Die Ordnung 
des BGB gründet ſich vielmehr auf die Annahme einer Teilung des Eigen: 
tumrechtes jelbjt:'* die rechtlihe Möglichkeit wird anerkannt,“ daß ein 


11) Ein Vorfauf- oder Anfallrecht der Genoſſen Ma bier nicht. Es gibt 
auch fein Anwachſungrecht in den Anteil, auf den ein eigentümer verzichtet 
bat; Hirſch 69. — | 

12) An dem Anteil fann ein Nießbrauch (1066 bei Grunditüden oder 
Fahrnis) und ein Pfandrecht (1258 bei Fahrnis) beitellt werden. Insbeſondere 
famn der Anteil an Grunditüden Gegenitand der Belajtung mit einem Vorfauf- 
recht, Reallaft, Hypothek und Grundfchuld fein; 1095, 1106, 1114, 1192, 1199, 
Der Anteil bildet rechtlich eine Einheit; wie der Alleineigentümer nur das ganze 
Grundjtüd, fo fann der Miteigentümer nur feinen ganzen Anteil belajten, nicht 
alfo 3.8. bei fpäterer Vereinigung mehrerer Bruchteile in feiner Hand bloß den 
Anteil, den er urjprünglich gehabt hatte, ohne den inzwijchen binzuerworbenen 
Anteil. OLG 4,482; RIA4, 41 und 55. 

13) CPO 886411. 

14) Denn der Anteil iſt ein Teil des Eigentums. Zum Ermwerbe des Mit- 
eigentums an einem Grundjtüd ift daher Auflafiung und Eintragung (A 39) ; zu 
dem an der Fahrnis Einigung und Übergabe erforderlich, wobei der Beſitzerwerb 
fich nach den Grundfäßen des Mitbeiikes (oben $ 39) zu geitalten bat. Soll 
3.2. das Miteigentum, das den A., B. E. an einem Grundjtüd zuſteht, auf- 
gehoben und das Grunditüd in das Alleineigentum des A übertragen werden, fo 
muß die Auflaffung von B. und E, als Veräußerern und von A. al3 Erwerber 
borgenommen werden, 

15) Dies tit behauptet worden im Anſchluß an die römifchrechtliche Be— 
zeichnung: partes pro indiviso, D.50. 16. 25. 1, und ferner nach der Auf- 
faſſung, daß bier ein dominium partis borläge und eine restitutio partis und 
agere pro parte, vindicare pro parte jtattfände; D. 39. 2. 40. 4; D. 6. 1. 6. 2; 
D. 6. 1. 76 pr.; weitere Stellen bei v. Seeler (1896) 82. Die Sadıe follte aller- 
ding⸗ — nur „gedacht“ werden. So z. B. Wächter, württemb. Privatr. 2 
5 16) ©o bereit® mit Berufung auf D. 13. 6. 5. 15: totius corporis pro 
indiviso pro parte dominium habere, übertviegend die gemeinrechtliche Lehre. 
Windfcheid $ 142 A 10; Dernburg $ 195 A 12; und beſonders Ed, doppeljeitige 
Klagen 88. Andere verteidigen die IUngeteiltbeit des Eigentumrechtes und nehmen 
nur eine Teilung des Wertes oder der Nußung an. Dagegen befonders v. Seeler 
82; nach ihm war für die römifchen Juriſten maßgebend der Umfang, in dem 
der einzelne Mitberechtigte das Recht Dritten gegenüber ausüben darf, und der 
ihm bierbei gewährte Rechtſchutz. 

17) Der Begriff des Eigentumes wird bier durch pofitive Nechtänorm 
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Eigentumreht nicht die ganze Sachherrſchaft umfaßt, jondern da der In— 
begriff aller mit dem Eigentummrecht verbundenen Befugnifje jedem der Teil: 
haber im Umfange jeiner Anteilberechtigung zugewiejen wird.“ 

Die Größe der Anteile und die Ordnung der Benugung der gemein: 
Ihaftlihen Sache werden dur das Grundverhältnis, auf dem das Mit: 
eigentum beruht, bejtimmt.* Den Genoffen gegenüber kann jeder Miteigen: 
tümer jeinen Anſpruch auf Anerkennung feines Eigentumteilrechtes ?° und 
auf Einräumung des Mitbefiges ?' dDurchjegen. Im Verhältnis zu Dritten 
dagegen darf jeder Teilhaber, da jein Anteilrecht fi auf die ganze Sache 
erjtreckt, unbejchränft die vollen Eigentum: und Befigrechte geltend machen.” 
Den Herausgabeanfpruch muß er jedoch darauf richten, daß der Dritte ver: 
urteilt werde, die Sache an alle Miteigentümer gemeinjchaftlich zu leiften, 


eigenartig begrenzt. Die Zuläffigfeit eines Miteigentums ergibt fich keineswegs 
bereit3 au3 dem Wejen des Eigentums jelbit. So auch treffend dv. Seeler 163. 

18) Danach hat die Begrenzung nicht die Natur einer dinglichen, nur ein 
einzelnes begrenztes Necht aus dem Eigentuminhalt auslöfenden und der Eigen- 
tumberrjchaft vorgehbenden Belaftung; vielmehr ſtehen ſämtliche Teilhaber auf 
gleicher Stufe nebeneinander, jeder iſt Eigentümer, hat aber an allen Nubung- 
und Verfügungrechten nur die dem Umfange feine Anteils entjprechenden Be: 
fugnifie. So 3.2. Anteilrecht an den Früchten $ 743 I; die Stimmberedhtigung 
bei Beſchlußfaſſungen über die Verwaltung und Benußung 8 745; Beteiligung 
bei der Teilung der Sache 8752. Keine Teilung findet ftatt, jotweit es fid 
nicht um die Ausübung eines Rechtes, fondern um den tatfächlihen Gebraud 
des Sachkörpers handelt; die ungeteilte Sadıe, 3.8. ein Pferd, läßt naturgemäf 
nur die einheitliche Benußung der ganzen Sache zu; dad Gemeinjchaftverhältnis 
macht jich aber durch das Gebot des rüdfichtvollen Gebrauches (8 743 II) geltend. 

19) 8741 f.; Behandlung nad) Art eines Schuldverhältnijjes. Über die 
Anteilgröße treffen 3.8. 88 947, 949. 963, 984, 2093 Bejtimmungen. 

20) Dazu unten 889 Nr. 1b. Dies ijt befonders wichtig als Vorausfeßung 
für die Teilnahme am Fruchtgenuß und an der Aufteilung der Sache (Bd.1 
8 182 Nr. 4). 

21) 8866; oben $ 39 Nr. 2. 

22) $ 1011 in Übereinftimmung mit dem ſächſ. ©B $ 564, aber im 
Gegenjaß zum römifchen Recht (v. Seeler 83). Da jeder Miteigentümer jelb- 
jtändig Berechtigter und felbitändige Partei im Progeſſe ift, jo wirft das für oder 
gegen ihn eritrittene Urteil nicht auch für oder gegen die anderen Miteigentümer. 
Denn der einzelne Genoffe führt den Nechtjtreit über die ganze Sache aus 
eigenem Rechte, nicht als Vertreter der Mitgenoſſen; das BGB gibt ihm feines: 
wegs eine derartige Vertretungmacht kraft Geſetzes, 88 744, 747 fchliegen diefe 
Annahme völlig aus. Es handelt fich auch Feineswegs um ein Rechtsverhältnis, 
das allen Miteigentümern gegenüber nur einheitlich fejtgejtellt werden könnte, 
fo dat eine notwendige Streitgenofienfchaft im Sinne der CPO $ 62 vorläge. 
Der bier aufgeitellte Saß wird bejtätigt durch $ 10112. (A 23), der vorausfegt, 
daß der Hagende Teilhaber feine Vertretungmadt für die anderen bat, da jonit 
die Herausgabe der Sache an ihn zugleich die Leiftungbewirkung den Vertretenen 
gegenüber enthalten würde, und durch die enge Begrenzung der Rechtskraft des 
Urteils in EPO 88 325 f., 88.1 889 b. Zuſtimmend: Ed 202; Neumann $ 1011 
U 5; Gaupp-Stein 8 62 AII1a; abw.: Fitting, Lehrbuch des Civilproz. 9. Aufl. 
875 A11, 876 A 16, mo angenommen wird, der Teilhaber handele gleichfam als 
gejeglicder Vertreter jeiner Genofjen. 
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was durch öffentliche Hinterlegung der Sache oder, wenn fie ſich dazu nicht 
eignet, duch Ablieferung an einen gerichtlich beftellten Werwahrer zu ge: 
ihehen hat.?® 

ec) Das Sonderrecht des Einzelnen gelangt zu bejonders prägnantem 
Ausdrud durch die gejeglich beftätigte Möglichkeit, daß zugunften des einen 
Miteigentümers eine dinglihe Belaftung an der gemeinjchaftlihen Sache 
fortbejtehen und neu begründet ** werden darf. Dies Verhältnis ift juriftifch 
jo aufzufafjen, daß einerjeits die Eigentumanteile der anderen Teilhaber mit ' 
dieſem Rechte belaftet werden ?° und andererfeits dem berechtigten Miteigen: 
tümer ein begrenztes Recht an dem eigenen Eigentumanteil zufteht.?* 


2. Neben dem Miteigentum nad Bruchteilen erkennt das BGB nad) 
deutichrechtlihem Worbilde ein eigenartiges ungeteiltes Gejamt- 
eigentum an. Nach dem Vorbilde der Hausgemeinihaft wird gemifjen 
Perjonenverbänden ein gemeinjfames Vermögen gewidmet, das dem Gejamt: 
zwede für jeine Dauer unteilbar unterworfen bleibt.” Den einzelnen Ge— 
nofjen ftehen daran Rechte nur durch ihre Mitgliedſchaft zu. Alle in dem 
perjönlichen Berbande ftehenden Perjonen halten das Gut mit gemeinjfam 
verſchlungenen Händen gleihjam „in gefamter Hand”. Eine Spaltung in 


23) 810113 mit Berufung auf 8432; Bd.1 8155 Nr. 5. 

24) 81009. Der Baragrapb handelt nur von der Neubeftellung eines 
dinglichen Rechts; es befteht aber fein Zweifel, daß dasfelbe gilt, wenn 3.8. ein 
Nießbraucher Miteigentum erwirbt; fein Nubungrecht bleibt unverändert an der 
ganzen Sache beftehen. Dazu oben $9 Nr.2b. Dort auch über die allgemeine 
Zulaffung begrenzter Rechte an der eigenen Sache gemäß $ 889 bei Grumdftüden; 

1009 geht darüber hinaus, indem er (im Gegenfat zu $$ 1063, 1256) Nieß-— 
rauch und Pfandrecht auch an der eigenen in Miteigentum jtehenden Fahrnis 
zuläßt. — Der $ 100911 bezieht ſich insbefondere auf Grunddienjtbarkeiten 
(ferner $$ 1094 II, 1105 II), wo die ziwiefache Rechtsgeſtaltung eintreten fann, 
dab das im Alleineigentum des U. ftehende Grumditüd im Verhältnis zu dem 
Grundftüd, an dem er als Miteigentiimer berechtigt iſt, entiveder das berrichende 
oder das dienende iſt. Beide Fälle werden bezüglich der Zuläfligfeit der Be— 
jtellung einer Grunddienftbarfeit gleichgeitellt. j , 

25) Wenn e3 fi um ein Recht an einem Grundftüd handelt, wird Die 
—— auf dem ganzen Grundſtück gebucht, jo daß fie ſämtliche Anteile 

kri 


rifft. 

26) Die Beitellung beruht rechtögefchäftlich auf einem begrenzten Kontra— 
bieren mit fich felbjt; oben $9 U 15. 

27) Anwendungsfälle: das eheliche Gejamigut der allgemeinen und Der 
fortgefegten Gütergemeinfchaft, der Errungenſchaftgemeinſchaft und der Fahrnis— 
gemeinfchaft (unten 8 184; nur in diefen Fällen gebraucht das BGB den Aus» 
drud Geſamtgut); daneben das Gejellichaftvermögen $ 718; der Nadlah als 
gemeinfchaftliches Vermögen der Miterben $ 2032. — Die rechtlihe Behandlung 
diefer Gefamthänderfchaften iſt aber keineswegs diejelbe; jede muß nad) ihren 
Bejonderheiten betrachtet werden; die Miterbengemeinderjchaft zeigt als rein for— 
males Nechtögebilde, dem die innere perfonenrechtlihe Grundlage regelmäßig 
fehlt und das nur für den Übergang hergerichtet wird, die jtärkjten Abweichungen 
(8.3 8108). 
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Teilrechte ift hier ausgejchloffen, denn jeder jteht mit gleichem Vollrechte neben 
dem andern. Dementjprechend hat der Einzelne feinen Anteil ald Sonder: 
recht, denn das Gejamtgut jteht nur im Dienjte der Gemeinderjchaft und jede 
Nutzung durch das einzelne Mitglied enthält in fi eine Befriedigung des 
Gejamtinterefjes. Zugleich aber ift jeder Genofje unmittelbar an dem Ge- 
ſamtgute berechtigt, alle halten es als Gemeiner ſelbſt in ihren Händen; die 
Rechtsvorſtellung führt nicht dahin, daß die Gemeinjchaft eine juriſtiſche 
Perſon bilde und diefe als Eigentümerin zwijchen die Genofjen und ihr 
Gejamtgut trete. Immerhin aber wird das Gejamtgut rechtlich völlig von 
dem Bermögen der Genofjen abgetrennt und gilt derart als jelbftändig, daß 
ed der Gejamtheit der Gemeiner gehört, die als verfügungberedhtigte Ge: 
meinderichaft ſowohl Dritten als auch den einzelnen Genofjen gegenüber 
treten fann.?® | 

Die vom BGB anerkannten Gemeinjchaften zur gefamten Hand er: 
ſtrecken fich zunächit auf einen ganzen Vermögensinbegriff: das Gejellichaft: 
vermögen, das eheliche Gejamtgut, den Nachlaß als Miterbengut. Das An: 
recht des einzelnen Mitgliedes bezieht fich mithin auf die Einheit aller in dem 
Geſamtgut verjchmolzenen Rechte und Pflichten. Von einem unmittelbaren 
Miteigentum an einzelnen Sachen kann ftreng genommen feine Rebe jein, 
jondern nur von einem dur das Mitgliederreht am Gejamtgute ver: 
mittelten.° Died Miteigentum zur gejfamten Hand wird in befonderer 
Weife im Grundbuch verlautbart ;° es unterfteht nur der gemeinfamen Ver: 
waltung, Nugung und Verfügung; Ermwerb, Belajtung und Veräußerung 
find nad) den für das Eigentum allgemein geltenden Vorjchriften zu be: 
wirfen.”? in gejondertes Anteilrecht an den im Gejamteigentum ftehenden 

28) Vergl. dazu Bd.1 8180. Bei der offenen Handelsgeſellſchaft tritt 
Dies befonder3 deutlich hervor, teil hier nur die Firma eingetragen wird, HGB 
8124; RAU 4, 125. 

29) Das Geſetz unterjtellt unzweifelhaft ein befonderes Gefamteigentum, 
das im Gegenfaße zu dem Miteigentum nach Bruchteilen ſteht; wie dies aber 
aufzufaſſen jei, bleibt völlig unaufgeflärt; die Aufnahme der Gemeinfchaft zur 
nejamten Hand in das BGB fucht Nechtöideen zu verwirflichen, die weder im 
deutſchen noch im modernen Rechte bisher zur Ausreife gelangt find. 

30) Dazu A 39. Alſo ergreift es nach der Art, wie es im Grundbuch in 
Ericheinung tritt, Doch das einzelne Grunditüd. 

31) 709, 2040 1; beim ehelichen Geſamtgute überwiegt die Verwaltung: 
macht des Mannes $ 1443, die Verfügung über Grumditüde jedoch muß mit ge- 
famter Hand vollgogen werden, $ 1445. 

32) Es gelten $8 929, 873, 925 uſw.; vergl. A 14. Es genügt, daß ein 
Eigentumredt in Frage fteht; welcher Art es fei, iſt hierfür gleichgültig. Anders 
wenn der Anteil des ausicheidenden Gefellichafters am ganzen Vermögen den 
übrigen nach $ 735 anwächſt; dieſer Rechtserwerb vollzieht fih an Grundftüden. 
außerhalb des Grundbuchs, es bedarf feiner Auflaffung, die Berichtigung genügt. 


Dasfelbe gilt, wenn einer der Miterben, mas nach 82033 11 zuläfiig tft, durch 
Abtretung die Anteile feiner fämtlichen anderen Miterben erwirbt; er ijt damit 
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einzelnen Sachen gibt es nicht; daher kann der Gejamthänder weder über 
einen Anteil verfügen noch etwa die gemeinfame Sache zu feinem Anteil be: 
lajten.°° Dem Gläubiger eines Gejamthänders wird aber das Recht ver: 
liehen, die Auseinanderjegung des Gejamtgutes zu erwirken und den Anſpruch 
zu pfänden, den fein Schuldner alsdann auf das Auseinanderjegungsguthaben 
erlangen wird ;** auf einen angeblichen Anteil an einzelnen Sachen fann auch 
die Pfändung nicht erwirkt werden.’ 


rechtlich Alleinerbe geworden und bat als jolcher das Eigentum an den Nachlaf- 
grundftüden erworben (oben $ 60 Nr. 1); RJA 3,262. Bei der Gejellichaft iſt 
dies wegen $ 719 I nicht möglich; der Gejellichafter fann ein Gefellfchaftgrundftüd 
nur durch —— und Eintragung erwerben; dasſelbe gilt nach $ 1442 für den 
Ehegatten. Vergl. U 39. 

33) $$ 7191, 14421, 2033 II. Wenn das Geſetz hier von dem Anteil an 
den einzelnen Gegenjtänden jpricht, jo ift dies ungenau; der Genoſſe fann einen 
folden Anteil deshalb nicht veräußern, weil infofern ein begrenztes Anteilrecht, 
das als Rechtsobjeft dienen könnte, überhaupt nicht eriftiert. Die Unzuläſſigkeit 
der Belaftung des angeblichen Anteils des Gefamthänders an einem Grunditüd 
ergibt fich auch daraus, daß diefer Anteil jedenfalls fein Bruchteil iſt; W12,5b. 

34) So bei der Gejellichaft und der Miterbengemeinjchaft, nicht aber bei 
der ehelichen Gütergemeinſchaft (EBPO $ 860). Das Geſetz jpricht im —**— 
CPO 8859, irreführend von dem „Anteile“ an dem (ganzen) Geſellſchaft— 
vermögen oder dem Nachlaß (da diefer pfändbar ijt, ergibt bereits See I). 
Bei dem Reditzuftande der gefamten Hand dor der Auseinanderfeßung gibt 
es einen pfändbaren Anteil nicht. Soll dem Gläubiger geholfen werden, fo fann 
dies nur in der Weife geicheben, daß ihm das Recht zur fofortigen Kündigung 
der Gejellichaft ($ 7251; bei der Miterbengemeinjchaft iit dies wegen 8 2042 
überflüffig) und zur Erwirfung der Auseinanderfeßung verliehen wird, it der 
Auflöfung der Gemeinderfchaft ift der perfonenrechtliche Verband, der das Gefamt- 
gut dem Gemeinzwede unterordnete, gefallen: die Mitgliedichaftrechte am Geſamt— 
gute verwandeln fich jebt in Sonderrechte an den einzelnen Gegenjtänden des Ge- 
ſamtgutes (über den Erwerbvollzug A 39), das Miteigentum zur gefamten Hand 
in ein ſolches nach Bruchteilen (vergl. $$ 731 ©.2, 730 II1, wo nur zu den 
Zwecken der Auseinanderjeßung die Fortdauer der Gemeinderfchaft unterstellt 
wird). Jeder Genofle erlangt damit einen Anfpruch auf das Auseinanderjeßung- 
guthaben und den jährlichen Reingetvinn, der abtretbar iſt (8 717 ©. 2, im Gegen- 
fat zu dem nicht abtretbaren Anteilrechte 8 719 I) und den eigentlichen Gegenitand 
der Pfändung bildet (vergl. auch HGB 8135 umd zu der ganzen Frage Bd. 1 

181 950, 36). Die nach CPO $ 828 f. vorzunehmende und durch 8 859 ge- 
tattete Pfändung betrifft mithin einen fünftigen, erit auf Grund des Pfandrechts 
zu erzeugenden Anfpruch. — Beſonders wichtig iſt danach die Frage, wie dies 
Pfandrecht gegen die Hinterziehung 3.2. von Nachlaßgrundſtücken und gegen die 
aus 8 892 drohende Gefährdung dinglich gejichert werden fanı, Das KG in 
RIA 3, 153 will zur Durchführung von CPO $ 859 die Eintragung einer Ver- 
fügungbejchräntung zulaffen, weil der Bfandichuldner über feinen Erbanteil nicht 
mebr verfügen dürfe. Aber der Miterbe hat vor der Auflöfung der Gemeinder- 
fchaft nach $ 2038 II überhaupt feine Verfügungmacht über da3 Grundjtüd; ſoll 
die Pfändung des Anteild des Erben W. die Wirkung haben, dat die Verfügung 
über da3 Nachlaßgrundſtück auch für alle anderen Erben geiperrt würde ? 
würde allen Rechtsgrundfäßen und der durch $$ 751 ©.2, 753, 2042 IL vor- 
gefchriebenen Ordnung mwiderfpreden. Das Pfandrecht kann nicht mehr Rechte 
ergreifen, als dem Pfändungſchuldner zuitehen; im gegebenen Kalle kann der 
Pfandgläubiger die Zwangsverſteigerung des Grundjtüds begehren und den 
Anteil, der feinem Schuldner am Erlöfe zufommt, pfänden. Er kann aber 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.1.9. Aufl, 29 
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3. Die Frage, welche Art des Miteigentumes vorliegt, muß wegen der 
Verjchiedenheit der Rechtsfolgen für jeden Einzelfall genau geprüft werden. 

a) Zur Sicherung der Liegenjchaftrechte müfjen die Miteigentumver: 
hältnifje aus dem Grundbuch klar hervorgehen. Das im Miteigentum ftehende 
Grundftüd erhält ein bejonderes und einheitliches Grundbuchblatt. Auf 
diejem ijt, wenn ein gemeinjchaftliches Hecht eingetragen werden joll, genau 
anzugeben :”" entweder daß ein Miteigentum nach Bruchteilen befteht und wie 
groß der Anteil jedes einzelnen Miteigentümers ift,’* oder daß das Grund: 
jtüd im Gejamteigentum jteht und welches Rechtsverhältnis hierüber ent: 


weder ein Veräußerungverbot (Hamburger in Gruchot 48, 60 will mit Unrecht 
den $ 1258 III herangziehen, der doch nur auf das Miteigentum nach Bruchteilen 
paßt), noch einen dinglichen Arreft (dies behauptet Conrades, DYZ 8, 310), noch 
eine einftweilige Verfügung (an die am eheiten noch gemäß CPO 893811 zu 
denfen wäre) erwirken, weil das einzelne Nachlaßgrundſtück nicht Gegenjtand der 
Pfändung iſt. An diefem Grunde fcheitert auch die Erwägung, daß der Arreit 
al3 allgemeines Sicherungmittel für die Vollitredung von Geldforderungen das 
ganze Vermögen des Schuldners ergreift und dab das Nachlaßgrundſtück in ge 
wiſſem Sinne zu diefem Vermögen geböre; denn die im BGB getroffene Ordnung 
last im Vermögen des einzelnen Miterben nur feinen Anteil am ganzen Nachlaß 
in Erfcheinung treten und nur diefen als Gegenjtand der Zwangvollſtreckung 
gelten. Bergl. OLG 2,27; 7,354: der (fog.) Anteil eines Miterben an dem 
ungeteilten Nachlaßgrundſtück kann auch im Wege der Zivangvollitredung nit 
belajtet werden. Ferner KON 20,85. 

35) CPO 8859 12, 1. 

36) Die Anficht, dab 3.2. ein gemeinjchaftlicher Hofraum dadurch gemügend 
gebucht werden fünnte, daß die dem A. und B. an ihm zuitehenden Bruchteile 
lediglich den beiden „berrjchenden“ Grunditüden zugefchrieben würden, ijt zu 
verwerfen. Wergl. oben $53 A30. Daß für den Bruchteil fein befonderes 
Grundbuchblatt angelegt werden fann, ergibt fich daraus, daß er fein realer 
er fondern ein Recht iſt und für diefes die Ausnahme der GBO 87 
nicht gilt. 

37) GBO $ 48 enthält eine Ordnungvorfchrift, die der Grundbuchbeamte 
ftreng befolgen muß, deren Nichtbeachtung aber die Wirkſamkeit der ungulänglichen 
Eintragung nicht beeinträchtigt. Die Beteiligten fönnen dann Berichtigung gemäß 
GBO 822 (854 paßt nicht) erwirken; dazu genügen die übereinjtimmenden Er- 
Härungen (Form nad) $29) fämtlicher Miteigentüimer über die vorhandenen 
Mitberehtigungen, Vornahme einer Auflaffung ift fchon deshalb nicht erforderlich, 
teil eine Rechtsänderung nicht vorgenommen werden foll. Die Frage bat praftifche 
Bedeutung insbefondere auch bei ſolchen Buchungen, die unter dem bisherigen 
Rechte vorgenommen worden find, den Anforderungen des heutigen Rechtes 
aber nicht genügen. Vergl. KON 25, 134. Ferner allgemein: Kübler in Seuff. 
BI. f. Ranw. 68, 417. — GBO 848 gilt auch gegenüber einem Erfuchen der Be 
börde. Lehnt der Grundbuchbeamte die beantragte Eintragung wegen Unbvoll— 
jtändigfeit der Angaben ab, jo wird er nach $ 18 zu verfahren haben. 

38) Es genügt z. B.: Miteigentümer find A., B., E. zu gleichen Teilen; 
Angabe de3 Rechtsverhältnifies ift nicht erforderlich. Vergl. RJA 4,39. Es lann 
borfommen, dab die Vefolgung des 848 unmöglich ift; der Erblafier bat 3.2. 
fein Landgut durch Vermächtni3 dem E. und feinen ehelichen Kindern als Wit: 
eigentum nach VBruchteilen zugewendet; zurzeit ift unbekannt, twiebiele Kinder 
borhanden jind, da ein Sohn verfchollen tit; bier muß es genügen, daß E. und 


feine Kinder als gleichberechtigte Miteigentümer eingetragen twerden. Bergl. 
RIA 8, 137. 
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ſcheidet.“ Die ordnungsmäßige Buchung bildet die formelle Vorausſetzung nicht 
bloß für die Begründung eines gemeinjfamen Eigentumrechtes, fondern auch 
für jede Verfügung und Belaftung, die ein ſolches Teilrecht betrifft.” Das 
alles gilt indefjen nur, wenn ein Recht nad Antrag der Berechtigten als 
gemeinjchaftliches für Mehrere eingetragen werden ſoll; es ſteht nichts im 
Wege, daß der Erwerber nad) jeinem Antrage als Alleineigentümer einge: 
tragen wird, obgleih er in Wirklichkeit 5.8. feinen Ehegatten als Gejamt- 
händer anerkennen muß.“ 


39) Alſo z. B.: A. und B. als Miteigentümer fraft allgemeiner ebelicher 
Gütergemeinihaft (OLG 7,372) oder: die Ehefrau 2. jeßt an Stelle ihres ver- 
jtorbenen Ehemannes die Gütergemeinfchaft mit ihren Kindern M. und N. fort 
(RIA 4,180). Bei der bürgerlichen Gejellichaft find fämtliche Gefellichafter mit 
Namen, bei einer offenen Handelsgejellichaft tft dagegen nur die Firma ein- 
zutragen. Auch bei Miterben wird bloß verlautbart: A., B., E. als Miterben; 
zu welchem Anteil jeder erbberechtigt ijt, fommt für das einzelne Grundjtüd nicht 
in Frage (A 33). — Wird die Gemeinfchaft zur gefamten Hand aufgehoben, fo 
lann da3 Grunditüd nur durch Auflaffung und Eintragung in das Sonder: 
eigentum eine3 Dritten oder eines Gemeiners übergehen (RIA 2, 146; Aus— 
nahme bei Miterben A 32). Wenn A. und B. als alleinige Inhaber einer offenen 
Handelsgeſellſchaft diefe auflöfen und das Geſchäftgrundſtück als Miteigentümer 
behalten wollen, jo können fie diefe Überführung in ein Miteigentum nach Bruch- 
teilen nach OLG 6, 260 und KG in RIA 4, 125 nur durch Auflafiung erreichen; 
diefe Enticheidung, deren Durchführung im Verkehr, wenn U. und B. gleichzeitig 
als VBeräußerer und Erwerber die Auflaffung erflären, nur als leere Juriſtenform 
ericheinen muß, ift deshalb unrichtig, weil nicht die Perfonen der Berechtigten, 
fondern bloß die Rechtsform des Miteigentums wechſeln, eine Rechtsänderung 
im Sinne des $ 873 mithin nicht vorliegt. So enticheidet auch die Praris in 
Steuerſachen; Düffe, preuß. Stempeljteuergei. 2, 226. Anders verhält es fich, 
wenn 3.8. eine offene Handelsgeſellſchaft in eine Aftiengejellichaft umgewandelt 
wird oder ein Gefellichafter das Gefellichaftgrunditüd erwirbt, denn dabei findet 
ein Wechjel in der Perſon des Berechtigten ſtatt. 

40) Darum fann 3.8. ein Bruchteil nur dann mit einer Hypothelk belaitet 
werden, tvenn er genau im Grundbuch nach feiner Größe verlautbart iſt; OL 
2,4; 4,327; 6,488; KON 21,110. — Eine praftifch bedeutfame, joviel ich ſehe 
bisher nicht behandelte Frage betrifft die Beurteilung des guten Glaubens 
gemäß $ 892. Die in allgemeiner Gütergemeinfchaft lebenden Ehegatten eriwerben 
als Gejamtgut ein Grundſtück; bei einer der mehrfachen Befichtigungen des Terrains 
bat der Veräußerer vor der Auflaffung der Ehefrau, die allein anweſend war, bon 
einer Baubefchränfung Kenntnis gegeben, die zuguniten eines Nachbargrundftüds 
auf dem zu erwerbenden Grundjtüd ruht, im Grundbuch aber nicht genügend ver- 
lautbart ift. Der Ehemann bat hiervon nichts erfahren. Iſt auf Grund des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs die Belaſtung, ſoweit fie nicht gebucht war, 
erlofhen? Da die Entfcheidung für die Ehegatten einheitlich zu treffen tit, wird 
zu jagen fein, dat die Kenntnis des einen auch dem anderen zugerechnet werden 
muß; jo entjpricht e8 der Grundlage des Erwerbes mit gefamter Hand. Bei dem 
Eriverbe des Miteigentumes nach Bruchteilen jteht dagegen jeder für feinen Anteil 
allein; eine ımteilbare, das ganze Grundftüd ergreifende Belaftung muß dagegen 
auch bier von allen anerfannt werden, wenn fie auch auf Grund des böfen Glau— 
ben3 nur eines Teilhabers fortbeiteht. 

41) Oben 855 9428. Anders natürlich, wenn A. verlangt, daß er und 
feine Ehefrau als Gefamthänder kraft ebeliher Errungenschaftgemeinichaft ein- 
getragen werden; dann iſt der Güterſtand fundaugeben und nachzuweiſen; bayr. 
OLG 3, 687; KON 26, 103. — Der im Tert angeführte Grundſatz bietet die 
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Der Grundbuchbeamte muß beachten, daß die angegebenen beiden Arten 
des Miteigentumes die einzigen gejeglich zuläffigen find und daß außerdem 
ein Eigentum zur gejamten Hand nicht felbjtändig durch Nechtsgeichäft 
geſchaffen werden kann, fondern nur auf Grund der mit dieſer Rechtsfolge 
begabten, gejeglich feitgejtellten Gemeinjchaftverhältniffe eintritt.” Das 
Geſetz bietet andererfeits die Möglichkeit, bejondere Intereſſen an der Art und 
Erhaltung eines Miteigentums nach Bruchteilen duch Sonderbejtimmungen 
über die Verwaltung und Benusung des Grundjtüds und über die Unauf: 
lösbarkeit oder die Art der Aufhebung der Gemeinjchaft zu befriedigen. 
Dieje Bereinbarungen können den Gegenftand eines dinglihen Vertrags 
bilden; fie dürfen als Belaftungen des Anteils eingetragen werden und haben 
dann volle dinglihde Wirkung auch gegenüber den Sondernadfolgern der 
Miteigentümer.*? Ferner wird zugelaffen, daß die Anſprüche der Miteigen- 
tümer untereinander auf Berichtigung der Gejamtjchulden und auf Aus: 
gleihung durch Eintragung dinglich gefichert werden fönnen; die geeignete 
Rechtsform hierfür ift die Eintragung einer Sicherunghypothek; wird dies 
verweigert, jo mag eine Vormerkung auf Grund einer einjtweiligen Verfügung 
erwirkt werden.** 

b) Vielfach werden über die Art des Miteigentumes große Zweifel 
beitehen. Die Entjheidung kann dann nur aus dem Grundverhältnis ent: 
nommen werden. Bei den kraft Gefeges entjtchenden Gemeinjchaften gibt 
das Geſetz über ihre Rechtsform die nähere Beſtimmung.“ Im übrigen ift 





Möglichkeit, daß das einem nichtrechtsfähigen Vereine gehörende Grundftüd ftatt 
auf die Namen jämtlicher Genofjen, auf den eines Treubänders eingetragen 
werde; Bd.1 846 A 14. Damit erübrigt es ſich auch, daß fortdauernd die neu 
eintretenden Mitglieder eingetragen und die ausfcheidenden gelöjcht werden; 
vergl. — Predari 154, 156. 

42) Die Einigung, daß zwei bisherige Gefellihafter nah Auflöfung der 
Gejellichaft das Geſellſchaftgrundſtück als — Bi geſamten Hand erwerben 
wollen, ift nichtig; vergl. OLG 6, 261; RI 4 
43) 1.8 1010 erweitert damit den Nreis der tie Belaftungen; 
Dazu Shen 4. Sachlich handelt es ſich um eine befondere Gejtaltung des obli- 
gatoriichen Grundverhältnifies, um eine Bindung der Genoſſen, die nach $ 751 
das Dingliche Gemeinfchaftverhältnis mitergreift. Anfofern wird allerdings das 
Anteilrecht jedes Miteigentümers betroffen, erweitert oder beſchränkt; es handelt 
jih um eine Belaftung im Sinne des $ 873 (PBland $ 1010; Fuchs 1, 259), 
nicht um eine Verfügungbeichränfung (wie Kretzſchmar, Recht 6, 225 behauptet). 
Bergl. auch den Fall in RG 52, 177. 

44) $ 101011 jpricht fich * die Art der Durchführung nicht aus. Auf 
eine Vormerkung verweiſen Turnau-Förſter 1, 418; Kober A2; für eine Siche- 
Se sol tritt ein Kretſchmar (U. 43). Abw. "Biermann 4 2; Pland U 2; 
suche 1,2 

45) Miteigentum nach Bruchteilen 88 947 (Verbindung), 949 Ver— 
mifchung), 963 (Bienenfhtwarm), 984 (Schab). Dagegen Gefamteigentum bei 
Miterben (8 2082). 
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auf das Vertragverhältnis zurüdzugreifen. 1. Wenn zwei Perjonen fi ein 
Pferd oder eine Dreihmafchine zu gemeinjamer Benutzung anſchaffen oder 
ein Lotterielos gemeinjam fpielen: jo können fie eine Gejelliehaft bilden 
und dann find fie Gemeiner zur gefamten Hand, fie können aber auch bloß ein 
Miteigentum nah Bruchteilen begründet haben. Der Regel des Lebens 
entipricht es, wenn die Gemeinjchaft nur auf eine einzelne Sache fich bezieht, 
im Zweifel nur ein Miteigentum nah Bruchteilen als gewollt anzunehmen.*® 
2. Eine Zwifchenmauer, die die gemeinfame Scheidewand zweier Häuſer 
bildet, fanıı im Alleineigentum des einen Hauseigentümers jtehen, während 
dem anderen daran ein dingliches Nusung: oder Anbaurecht eingeräumt ift. 
Sie kann auch beiden Nachbarn nach den durch die Grenze beftimmten, 
körperlich getrennten Hälften zuftehen; die Grundfäte des Miteigentums 
nad Bruchteilen finden hierauf aber Feine Anwendung.“ 

e) Dem Landesrecht bleibt es vorbehalten, ein Miteigentumverhältnis 
an Gebäuden derart einzurichten, daß jedem Mitberechtigten die ausſchließliche 
Benugung eines bejtimmten Gebäudeteiles eingeräumt wird; das jogenannte 
Stodwerfeigentum oder Herbergenreht. Dabei darf die Aufteilung der 
Gemeinſchaft gejeglih ausgeichloflen werden.“ 





46) Insbeſondere wollen die mehreren Mitfpieler eines KLotterielojes die 
freie Verfügung über ihren Anteil behalten; und dasfelbe gilt auch, wenn 3. B. 
mehrere Berfonen ein Rennpferd gemeinfam eriverben und „auf Teilung“ laufen 
lafien. Die perjonenrechtliche Verbindung, die die Vorausfeßung für Die Ent: 
itebung jeder Gemeinfchaft zur gefamten Hand bildet, fehlt bier regelmäßig. 

AT) RS 53,809. Sollte Miteigentum beitehen, jo müßte der Zwiſchen— 
freifen, auf dem die Mauer jteht, als drittes Grundſtück ausgefchteden werden. 
Um dieſer unprattifchen Folgerung zu entgeben, ordnen 88 921, 922 die gemein: 
Ihaftlihe Benutzung, ohne auf die Eigentumfrage einzugeben; unten $ 71 A 24. 
— Beſonders ſchwierig iſt die rechtliche Behandlung eines gemeinfdaft- 
Iihen Brunnen, den zwei Nachbarn auf der Grenze ihrer Grundſtücke 
angelegt haben. Hier kommt ſowohl das Recht der Waſſernutzung als auch das 
Reht an der Brumnenanlage in Frage. Soweit die eigenartigen waſſerrechtlichen 
Normen eingreifen, bleibt nad EG 65 das Landesrecht in Geltung; vergl. über 
dad gemeine Recht: Sprenger, Eiv. A. 77,28; Seeler (1896) 54,53. Kür Die 
Brimnenanlage felbjt entfcheidet nicht 8921 (mas Pland lehrt); denn der 
Brunnen bildet feine Grenzfcheide. Sachgemäß wird er, ſoweit er nicht einem 
der Nachbarn unter Belaftung mit einer Waflergerechtigfeit zugunſten des anderen 
allein gehört, als drittes felbitändiges Grunditiid ausgefchieden und nach 8 1008, 
741 f. behandelt. über den bier befonders wichtigen Belißichuß vergl. oben 8 25 
und 839. Eine reale Teilung, fo dat jedem Nachbar die körperlich getrennte 
Hälfte gehörte, ließe fih nur für das Bauwerk und Brunnengrunditüd, nicht aber 
für die Hauptſache, das Brunnenwaſſer, durchführen. 

48) EG 131,182. Roth, D. Privatr.3 8233; Stobbe-Lehmann $ 95. 
Eine derartige horizontale Teilung an Stodiwerten oder Haus und Keller uſw. 
galt bisher in Bayern, Seuff. A. 21, 99; 36,106; 45,85; ferner 9, 264 für 
tanffurt a. M. und 47,107 für Württemberg. Außerdem NG. 24,69 für das 

anzöfiiche Recht. — Die AG haben von dem im EG 131 gemachten Vorbebalte 
feinen Gebrauch gemacht; wohl aber von E& 152, dazu oben 867 A 27. 
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1. Der äußere Tatbejtand der Eigentumbherrihaft muß wie bei jedem 
Sachenrechte deutlich verlautbart werden. Dahin gehört insbejondere die 
individuelle Bejtimmung der von dem Eigentum ergriffenen Sade und die 
Feſtſtellung der räumlichen Grenzen jeder Cinzelfache. 

a) Dies gejchieht vorab durch die rechtliche Feſtſtellung des Sachbegriffs. 
Hier fommt auch die wichtige Bedeutung der Beitandteil- und Zubehöreigen: 
ſchaft! zur Geltung. Soweit an einem Bauwerk über oder unter der Erde 
ein vom Eigentum am Grundftüd abgelöftes Sonderrecht bejtellt ift, wird 
dies nicht als Gegenftand eines bejonderen Eigentums,? jondern nur als 
dinglihe Belaſtung, ala Erbbaurecht? aufgefaßt. 

b) Körperlich wird der Umfang der Fahrnis durch die natürliche Be: 
Ichaffenheit der Einzeljache ausreichend feſtgeſtellt. Bei Grundftücden muß 
die Ausjcheidung von der gefamten Erdoberflähe zunächft durch Grenzlinien‘ 
erfolgen, die den Flächeninhalt des Privatbefigtumes feſtſtellen. Es it 
indeffen ar, daß unter einem Grundjtüd nicht bloß die horizontale Erp: 
oberflädhe mit ihren Beftandteilen, jondern ein Erdkörper verftanden wird. 
Mas hiervon zum Eigentume gehört, ift eine Frage der jurijtiichen Aus- 
legung.° Sie wird beantwortet nach dem Maße der wirtjchaftlichen Aus: 
nugbarfeit, die einem bejtimmten Cigentümer vermöge feiner Mittel 
und vor allem mit Hilfe der modernen techniſchen Kraftentfaltungen zu 
Gebote fteht. Soweit fich hiernady menjchlich realifierbare Intereſſen an der 
Ausübung der Bodennugung, jei es nach dem Innern der Erprinde hinein, 
ſei es nad) der atmoſphäriſchen Luftſchicht hinauf, tatjächlich belegen laſſen, 
darf der Eigentümer pofitiv die Ausübung feiner Rechtsmacht erftreden und 
ift jene Eigentumherrſchaft gegen Eingriffe Dritter zu jchügen.” 

1) über beides vergl. oben Ri 6; 

2) Dies war im deutfchen Rechte und nach preußifchen ALR I. 9.93 für 
Gebäude zugelafien. Stobbe-Lehmann 2 $95 A 3; Eccius 3 $ 176 A31 f.; aber 
auch NG 33,252. — Für das gemeine Recht galt dagegen der feſte Grundjaß: 
omne, quod inaedificatur, solo cedit. Zaun, Eid. A. 43, 211. 

3) 88 1012 f.; unten $ 97. R 2 

4) Darüber oben 852. Die Art der VBaufluchtregulierung überläßt EG 
Art. 113 dem Landesrecht. 

5) Eine phantaftifche Auffaffung it es, daß fich das Eigentum „nadı 
unten und oben unbegrenzt fortſetzt“ (Mot. 3, 263), fo daß womöglich am Mittel» 
punfte der Erde ein Gefamteigentum aller Grundftüdbefiger der Welt entftände. 
Es handelt jich um reale Dinge, deren Maß durch die vorhandenen Intereſſen der 
Menſchen beitimmt wird. PR 

6) Soweit nicht befondere Geſetzesbeſtimmungen (3. B. öffentlichrechtliche 
Baubejchräntungen, unten $ 75) oder Rechte Dritter (3.2. ein ald Grunddientt> 


barkeit bejtelltes Ausfichtrecht oder Kellerrecht) entgegenitehen. 
7) In diefem Sinne muß auch 8905 ©. 1 ausgelegt werden. Allerdings 
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Dementjprechend darf der Eigentümer alle Vorrichtungen anderer ver: 
bieten, die fih irgendwie als Eingriff in diejes geſchützte ntereffengebiet 
darftellen. Als unberechtigte Einwirkung gilt * alles, was die wirtjchaftliche 
Benugung des Grundftüds beeinträchtigen kann: Sache des anderen ift es, 
den Beweis zu liefern, daß die Einwirkung in einer Höhe oder Tiefe vorge: 
nommen wurde, wo ein Intereſſe des Eigentümers nicht mehr verlegt werden 
fonnte.” Dieje Grundjäge erleiden eine gewiſſe Einſchränkung durch das 
Reichs-Telegraphenwegegeſetz,““ nad) welchem die Telegraphenverwaltungen 
bei Anlage der zu öffentlichen Zwecken dienenden Telegraphenlinien ſowohl alle 
öffentlichen oder privaten Verkehrswege, jofern nicht ihr Gemeingebrauch da— 
durch dauernd beſchränkt wird," als auch den Zuftraum aller anderen Grund: 
ſtücke benugen darf, ſoweit dadurch nicht eine dauernde wejentliche Beein- 
trähtigung in der Benugung des Grundſtücks verurſacht wird.": 





ipricht daS Geſetz davon, daß das Eigentumrecht „Tich auf den Raum über der 
Cherfläche — es ſcheint damit die bisherige Theorie von dem Eigentum 
an der Luftſäule (Windſcheid F 139 A 3; Eccius 38 165 A 45; Roth, D. Privatr. 3 
6230 A 21; Heſſe, Iher. 3. 6, 396) aufzunehmen. Es iit indeflen far, dat 
weder Die Luft, noch ein abgeteiltes Stüd des Weltraumes über der Erdrinde 
als Eigentumobjeft gelten kann, weil hieran al® Ganzem eine privatrechtliche 
Herrſchaft unmöglich it. Die Meinung ijt, dab wie die Lebensbetätigungen 
fo auch die Intereffeniphäre des Eigentümers ſich auf Yuft und Licht über feiner 
Bodenfläche pofitiv erjtreden, joweit es menjchlide Macht zuläßt. Gegen das 
„Rärcen don der Luftjäule“ auch Monich, her. 3. 38, 155. 

5) Die Bedeutung des $905 ©.1 iſt darin zu finden, daß die grund— 
jäglich vor jedem Eingriff zu fichernde Rechtiphäre bezeichnet werden foll, jo dat 
hieraus jicy ergibt, wer die Beweislajt für die in 5.2 bezeichneten Voraus— 
fegungen zu tragen bat. Zuſtimmend Turnau-Förſter 1,253; Biermann 8 905; 
abw. Monich 158. 

9) 8905 erfcheint als befonderer Amwendungsfall des Verbotes des argen 
Rehtsmigbrauches — Als Schulbeiſpiel gilt: ein Eiſenbahntunnel wird 
durch einen Berg gebohrt; A., der 3000 Fuß darüber eine Alm beſitzt, wird hier— 
durch in ſeinen Interefien nicht gefährdet und bat daher fein Nect des Eins 
ſpruchs. Ferner: B. fährt im Luftballon über fremde Ader und Wälder. Zum 
Abbau eines VBraunfohlenbergmwerfes iit ein Stollen getrieben worden, der in 
einer Tiefe von 20 Meter einen öffentlichen Weg jchneider; die Gemeinde als 
Eigentümerin des Weges kann dagegen feinen Einwand erheben (vergl. preuß. 
Verggefeß $ 60), folange der Weg nicht gefährdet wird (jie kann demgemäß auch 
leine Aner ennungsgebühr wegen Venugung von Semeindeeigentum begebren). 
— Dagegen fann ein Intereſſe des Eigentümers verlegt werden: durch Viadufte 
der Gifenbahn oder elettrifche Hochbahnen, Untergrundbahnen uſw. Vergl. 
Preuß. Verw.-⸗Bl. 18, 284. 

10) Vom 18. 12. 1899; Ausgabe von Schelcher und v. Rohr; Laband, D 
Staatsrecht 3, 74 (4. Aufl.) ; "Germershaufen, preuß. Verm.= dl. 21, 177. 

11) Geſetz $1. Dort auch die Definition der Verfehrsiwege. Über die 
erforderlichen Einſchränkungen und die Pflicht zu ſchöonhafter Ausübung 88 2—10. 

12) Gefeß $12. Im öffentlichen Intereſſe wird bier jeder Eingriff ge: 
ſtattet, bis der betroffene Eigentiimer den Gegenbeweis der wejentlichen Beein— 
trähtigung erbracht hat; während nach BGB $ 905 umgefehrt jeder Eingriff aus— 
geſchloſſen iſt, und der "Eingreifende die Unjchädlichfeit zu beweiſen bat. Ihrer 
Natur nach vorübergehende Beeinträchtigungen darf der Eigentümer überhaupt 
nit abwehren, er lann aber Schadenerfag begehren; $ 1211. 
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2. Im öffentlichen Intereſſe wie im gemeinjchaftlichen der Nachbarn 
liegt es, die Abmarkung der Grenzen in kennbarem und unveränderten Ju: 
ftande zu erhalten. Daher werden alle daran Beteiligten kraft Gejeges ver- 
pflichtet,"* zur Errichtung fejter, ihre Beftimmung und Lage dauernd kund— 
gebender Grenzzeichen und zur Wiederherftellung der unfenntlich gewordenen 
Zeichen für die nach ihrer Lage unbeftrittene '* Grenzlinie mitzuwirken. 
Das techniiche Abmarkungverfahren richtet ſich nach den Landesgejegen und 
in Ermangelung folder nah Ortsüblichkeit.'* 

Liegt dagegen eine Grenzvermwirrung vor, jo muß der Umfang des 
Eigentumes und damit der Grenzfrieden durch Richterfpruch '" fejtgeitellt ' 


13) $ 9191; F. Hoeniger, Grengzitreitigfeiten (1901) 8 10. Verweigert 
der Gegner feine Mitwirkung, jo kann jeder an dem Vollzuge der Abmarkung 
interejlierte Nachbar bierauf im gewöhnlichen Kivilprozeh die Leiſtungklage er: 
beben; es handelt jich um einen aus dem dinglichen Tatbejtande entipringenden 
Bewirfunganspruch, der eine fraft Gejeßes entitandene obligatorifche Verpflichtung 
— macht; oben 821 A20; abw. Planck A2 (der Anſpruch habe dingliche 

ur). 

14) Daß dies hier vorausgefeßt wird, ergibt der Gegenjaß zu $ 920. Sind 
die Grenzen jtreitig, jo muß auf Grenzſcheidung geflagt werden. Zuitimmend 
bayr. Bertw.-Gerichtshof 23, 232. 

15) Der Anfpruch Hierauf ijt underjährbar, $ 924 (Erfakanfprüche wegen 
der Abmarkungkoſten jind dagegen der Verjährung felbitverftändlich unterworfen). 
Die Aktiv» und PBaffivlegitimation ift nach dem Zivede des 8919 auf die Mit- 
eigentümer, Erbbauberechtigten, Erbpächter ufw. nach EG 63, 68, mithin auf alle 
auszudehnen, deren dingliches Necht durch Subjtang und Umfang des Grund: 
ftüds bejtimmt wird. Vergl. Turnau = Föriter 1, 321; Hoeniger 55; Biermann 
A 1. — Das Urteil wirft nach allgemeinem Grundjage nur ziwiichen den Parteien 
und den von ihnen Vertretenen; ®d.1 889 b. — Ein Verzicht auf Abmarfung 
widerfpricht dem öffentlichen Intereſſe, er ijt nichtig; Turnau-Förſter 321; 
Hoeniger 68; Biermann W3. 

16) 89191. RG 24,355; Seuff. A.30,5; Eccius3 8182; Dernburg, 
preuß. Pr. 1 8216 Nr.2; Hoeniger 83. Hier fommt auch das ſog. Geheimnis 
der Märker in Betracht. Die Koſten der Abmarkung tragen grundfäßlich die 
Beteiligten zu gleichen Teilen; $O19 III. — Befondere Ausführunggeſetze find 
ergangen in Bayern Gef. 30. 6. 1900; Württemb. Vfg. 1. 8. 1894 8 24 f. In 
Breußen bleibt nach AG 3. BGB Art. 89 in Geltung ALR TI. 17.362 f.; in Baden 
Se. 20.4.1854 und 8.0. 1.8.1854. 

17) Das Verfahren iſt das des gewöhnlichen Civilprozeſſes. Die Grenz: 
ftreitigfeitflage fann auch mit dem Eigentumanfpruch verbunden werden; Die aus 
ihr gewonnene Feititellung beitimmt zugleich den Umfang des Herausgabeanfpruds. 
Der neue Entwurf zum GVG wollte befondere Gerichte hierfür zulafien ; dies tit aber 
nicht zum Gefeß geworden; GVG $ 14 Nr. 2; Bericht der Kommiſſion des Reichs— 
tanes 1897/98 Nr. 240 ©. 13. Zuſtändig iſt das Gericht der belegenen Sad; 
ERO $24. — Das römifche Necht hatte für die Grenzitreitigfeiten die befondere 
actio finium regundorum; J. 4.6.20; ferner D. 10.1; Cod.3.39. Dernburg, 
Band. 1 8 229; Karlowa, röm. Rechtsgeſch. 2, 459; Nönnberg, Arch. BR 11, 119; 
Hoeniger $1Sf. Mnalog war die Grenzicheidungflage des preußiſchen Rechts 
ausgebildet; ALR I. 17.362. Die Klage war bier auf die Grenzfcheidung be> 
ſchränkt; Ansprüche auf Entichädigung mußten in befonderem Prozeſſe geltend 
gemacht werden. Eccius $ 182, 

15) Das Urteil bat die normale deflaratoriihe Wirkung; es begrimdet 
nicht, wie nach römischen Necht, fonjtitutiv neues Eigentum. Zuftimmend 
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werden. Der Richter hat zunächſt, ſoweit dies aus Urkunden oder der feit- 
jtehenden Größe eines Grundftücds oder der befundeten Breite eines Wege— 
ftreifens ujw. möglich ift, die richtige Grenze zu erforjchen. Gelingt dies 
nicht, jo entjcheidet der gegenwärtige Befigitand an dem ftreitigen Grenz- 
ſtreifen.“ Kann aber auch diejer nicht mit Sicherheit belegt werden, jo hat 
der Richter die ftreitige Fläche zu teilen, dabei jedoch nah dem vorhandenen 
Tatbeitande auch die Billigkeit walten zu laſſen.““ Bei alledem handelt es 
fih nicht bloß um die geometrifche Feitlegung einer gedachten Grenzlinie, 
jondern um die Bejtimmung des materiellen Umfanges des Eigentumrechtes. 
Der Abmarkunganſpruch jtellt mithin eine bejondere Abart der Eigentum: 
feititellungflage dar, die hiermit eine zutreffende Ergänzung findet.” Indem 





Turnau-Förſter 323; Pland 5920 A 4. Die Gegenmeinung beruft jich darauf, 
dat die richtige Grenze fich nicht jtet3 ermitteln lafje und dann ſei fie auf andere 
Weiſe, alſo konſtitutiv heraguftellen; jo Brot. 3, 129; Cojad $ 211 XII; Biermann 
A1; Hoeniger 89. Dies beruht auf einer irrigen Auffaffung des fonjtitutiden 
Urteils oder genauer der Rechtögeitaltungsflage (Bd.1 $ 86a A 30). Bei diefer 
fol bewußt ein neues Rechtöverhältnis geichaffen, 3.2. eine Ehe gefchieden oder 
eine vereinbarte Vertragitrafe herabgejegt werden. Das trifft auf $ 920 nicht 
zu; denn keineswegs foll dem einen Nachbarn auf en des anderen neues 
Eigentum an dem Grenzlande zugeiprochen werden. Es handelt ſich ausjchlieglich 
um die Feititellung des bejtehenden, wirflichen Eigentumumfanges. Daß der 
Richter infolge der Unvollfommenbeit der Beweisführung und der menfchlichen 
Erfenntnis die Grenze nach Billigfeit feitlegen darf, bedeutet nur eine Anweiſung, 
wie er der Wahrheit am beiten nahefommen fann; eine tatfächliche Feititellung 
und nicht eine NRechtögeitaltung wird dem richterlihen Ermeſſen anvertraut. 
Anderenfalld würde man jedes auf Abſchätzung des erlittenen Schadens berubende 
Urteil als konititutives ausgeben müſſen. — Ebenfotwenig bat die Klage die Natur 
eines iudieium duplex: fie begehrt vom Beklagten die Mitwirfung zur Grenz» 
feftitellung, wirft aber nicht gegen den Kläger zurüd, fo daß auch diefer als ver— 
urteilt erichiene. 

19) 8920, Die Feititellung des Beſitzſtandes felbit fann, wenn er uns 
gewiß ift oder feine Fehlerhaftigfeit behauptet wird, gemäh $ 561 erwirft werden; 
dazu bedarf es aber feiner befonderen Klage, vielmehr fann entweder der Beſitz— 
anfpruch mit dem Anfpruch auf Abgrenzung des Eigentums verbunden (oben 
* A21) oder der Beſitzſtand als Anſpruchvorausſetzung gemäß $ 920 in dem 

ierauf gegründeten Rechtitreite unmittelbar unter Beweis geftellt werden. 

20) Dem Richter wird damit die Befugnis zugemwiefen, die objektiv unlös- 
bare Verwirrung auch fo zu trennen, dab er die Grenze nicht gerade auf Die 
Mittellinie des ftreitigen Gebietes verlegt. Die Terrainverhältnijie, der Lauf 
einer Straße oder eines Baches uſw. können hierfür eine Abänderung als ſach— 
gemäß erjcheinen laſſen. Dies galt auch nach römiſchem Rechte, J. 4. 17.6, wo 
aber zugleich ein Ausgleich durch Geldabfindung vorgeſehen war; von dieſem 
fpricht das BGB nicht; die Teilung muß jeder Nachbar heute hinnehmen, wie jte 
ſachgemäß erfolgt. — Abfichtlich eine Umlegung ungwedmähiger Grenzen bor- 
zunehmen, ift der Nichter aber nicht befugt (fo treffend Biermann A 2); dies 
würde der in $ 920 II geitellten Vorausfeßung der unlösbaren Grenzverwirrung 
twiderfprechen und dem Nichter eine Macht verleihen, die nur auf Grund ber 
Gejete über Zufammenlegung der Grunditüde beitimmten Verwaltungsbehörden 

kommt. — Das Urteil wirkt (MA 15) zwiſchen den Parteien; Rechte Dritter 
—— damit nicht beeinträchtigt werden. 

21) Insbeſondere kann damit den berüchtigten Grenzſtreitigkeiten unter 

Bauern wirkſam begegnet werden. Vergl. unten 880 Nr. 1. 
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hierdurch zugleich der Inhalt des Eigentumrechtes genauer bejtimmt wird, 
löſt fi der jenem Anſpruch anjcheinend anhaftende Widerjprud, daß der 
Kläger die Herjtellung einer beftimmten Grenze beantragen muß, während 
er jelbjt deren Unbeftimmtheit behauptet. 

3. Häufig werden zwei Grundjtüde voneinander dur einen Rain, 
Graben, eine Mauer, Hede, Planke, einen Winkel zwiſchen den Gebäuden 
oder jonjtigen Zwiſchenraum gejchieden, der im Zuge der beiden Grenzen 
verläuft und als Grenzſcheide dient. In den meijten Fällen find Dieje 
Grenzanlagen im gemeinjchaftlichen Intereſſe errichtet. Trifft Dies zu oder 
handelt es fich um eine andere, dem gemeinjchaftlichen Vorteil beider Grund: 
ſtücke dienende Einrichtung, fo ift die Vermutung begründet, daß beide An— 
liegen zu gemeinfamer Benugung der Einrichtung berechtigt find.” Das 
Geſetz läßt hierbei die Eigentumfrage durchaus beifeite; es ftellt keineswegs 
eine Vermutung dahin auf, daß die Grenzlinie in der Mitte jener Anlagen 
liege °® und daß diefe jelbjt im Miteigentume der Grenzanlieger jtehe.?* Für 
die praktifche Ordnung der Rechtsbeziehungen genügt die Bejtimmung, daß 
jeder Nachbar die Einrichtungen, wie diefe vermutlich urjprünglich in gemein: 
ſchaftlichem Intereſſe hergejtellt worden find, auch fortdauernd zu ihrem 
bejtimmungmäßigen Zmwede inſoweit benugen darf, als nicht die Benugung 
des Genofjen beeinträchtigt wird. Inſofern führt das gemeinfame Nutzung— 
recht auf eine dingliche Berechtigung zurüd, der andererjeits eine kraft Geſetzes 
beftehende mwechjelfeitige Eigentumbeſchränkung des einen Nachbarn zuguniten 
des anderen in bezug auf die Benutzung der Grenzanlage entfpricht.” Das 


22) 8921. Als Einrichtung fommt außer den genannten Beijpielen in 
Betracht 3.2. ein Aushau zwiſchen zwei Waldparzellen, ein Spalier für Obſt— 
bäume. Dagegen nicht eine Brunnenanlage (oben 870 447). Wolff im Recht 
4, 447 u. 475; Strempel, medI. Ztichr. 20, 131; Krings, rhein. Not.Z. 48, 61; 
Pfirſtinger, Seuffert DI. f. Ranw. 67,64 und 99, 

23) So das preuß. ALH I. 17. 366. 

24) Dies gegen das preuß. ALR I. 8.149; Code civil Art. 653, 666, 670, 
dazu RG 24,355; Stobbe-Lehmann 895 A9 Nach heutigem Rechte (oben 
$ 70 U 47) mürde ein ſolches Miteigentum nur bejtehen können, wenn der mit 
der ÖGrenzeinrichtung beſetzte Landitreifen ein jelbitändiges drittes Grumditüd 
bildete; diefe Spaltung und foftfpielige Buchung herbeizuführen, hat das Gejeh 
feinen Anlaß. Wo nach bisherigem Rechte ein derartiges Miteigentum, das 
3.8. die Hälfte einer Scheidewand umfahte und einen Beitandteil des Eigentums 
am Hauptgrundſtück bildete, bejtanden hatte, iſt es mit Anfrafttreten des BGB 
erlojhen; RG 53, 311; QTurnausFörjter 1,324; preuß. AG 3. BGB Art. 59 
Nr. 1b und 2 hebt für Preußen die bisherigen Vorjchriften ausdrüdlich auf. 
Kregfchmar, ſächſ. Arch. 12,408. Über den durch EG 181 II gemachten Vorbehalt 
oben g 67 A25f. 

25) Meiſt wird ungenau von einer „geſetzlichen Grunddienſtbarkeit“ ge— 
ſprochen; Wolff 448 will hierin auch einen Anwendungsfall des 886 erblicken, 
wozu m. E. fein Anlaß vorliegt; Biermann $ 921 A1. Jedenfalls ift die Ber 
ichränfung weder eintragungbedürftig, noch eintragungfäbig; dagegen find Ab- 
änderungen oder die Aufhebung des Benutzungrechts nach $ 1010 eintragungfähig. 
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dinglihe Mitbenugungrecht erftredt fich auf die ganze ungeteilte Anlage.?® 
Für die Art und den Umfang der Mitbenugung iſt die Beſchaffenheit 
der Einrihtung und ihre von jedem Teilhaber zu rejpettierende Zweckbeſtim— 
mung maßgebend; dur Veränderung oder Zerftörung darf das Intereſſe 
des Nachbarn nicht verlegt werden.” Die Unterhaltung gejchieht auf ge: 
meinjfame Koften.?* 

Die gejeglihe Vermutung kann durch den Gegenbeweis widerlegt 
werden, daß die Grenzanlage nur dem einen Nachbar zu Eigentum zuſtehe; 
dann ijt er allein zur Verfügung und Benugung berechtigt.” Wer dies für 
ſich beanjprucht, trägt die Beweislaft. Als Beweismittel fommen, in Er: 
mangelung einer vertragmäßigen Ordnung der Rechtsbeziehungen, bejonders 
äußere Merkmale, die die Alleinherrichaft kundgeben, in Betracht.” Recht: 
liche Vorausſetzung für die Anerkennung des Anjpruchs bildet die Feititellung, 
daß die ganze Grenzeinrihtung auf dem Grund und Boden des einen Nach— 
barn bergejtellt worden ift. 

4. Jeder Eigentümer darf bis zu der Grenzlinie fein Eigentumrecht 
nach Belieben ausüben; daher auch grundjäglicd alle Bodenbeftandteile, wie 
3.8. Steinblöde, die auf der Grenze gelagert find, joweit fich aneignen oder 
zerjtören, als fie der Subjtanz nach in jein Herrichaftgebiet fallen.“ 


26) Nah $ 922 ©.4 find die Grundjäße heranzuziehen, die nach 88 741 
bis 748 (Bd.1 $ 182) für Gemeinichaften gelten. 

27) 8922 ©.1,3. Eine Erhöhung der gemeinfamen Mauer in ihrer 
ganzen Stärfe iſt jedem Genofjen geitattet, jomweit nicht die Höhe übermäßig tit 
(3.2. der nach Süden anliegende Eigentümer fich zwar eine gute Wand für 
feine Weinjtöde verichafft, zugleich aber dem Nachbargarten die Sonne verbaut) 
und die Tragfähigkeit der Mauer ausreicht. Auf feiner Seite darf jeder Stadete, 
Nifchen anbauen, die Mauer bewerfen und mit Reklamen bededen uſw.; dagegen 
darf er nicht darauf ein Haus aufbauen, weil damit die Mauer dem gemeinfamen 
Zweck entzogen würde (befondere Beitimmungen treten aber nach Landesrecht 
ein; vergl. bayr. AG 3. BGB Art. 68 f.; badifches AG z. BGB Urt. 13). Ein» 
bauen von Nijchen in die gemeinfame Mauer ijt nicht geitattet, ſoweit dadurch 
die Mauer derart gefchtwächt wird, daß 3. B. Feuchtigkeit eindringt oder Geräufche 
binüberdringen (die Nifche dient als Ausbau eines Mufifzimmers, der Nachbar 
mußte durch die auf eine VBadjteinbreite verdünnte Wand jedes mufifalifche Ge- 
räufch mit anhören) ; vergl. dazu OLG 4,294. Ferner Pfirftinger 66 über Die 
Neuanlegung von „Kommunmauern”“. Über die Unterfangung gemeinjchaftlicher 
Mauern: Obermeper, Seuffert BI. f. Ranw. 68, 496. 

28) 8922 ©.2; gleichviel auf weſſen Eigentum die Einrichtung ſteht. 

29) Das ergibt fich aus $ 903. 

30) Bergl. $ 921 a.E. Die von den bisherigen Gejegen aufgeitellten Ver: 
mutungen, dab beitimmte Merkmale diefen Charakter tragen, find nicht mehr 
bindend, können aber ald Anhalt nüblich fein. Das preuß. ALR 1.8.121 und 
154 f. beftimmte 3. ®., dab der zwei Grundjtüde trenmende Abhang (fog. hoher 
Rain) zu dem höher liegenden Grundftüd gehört. Nach Code civil Urt. 654 
gehört 3.8. eine Mauer demjenigen, auf deſſen Seite fich die Traufen, Trag- 
iteine oder Leijten befinden, und nach Art. 668 gehört der Graben dem, auf deilen 
Seite fich der Auswurf befindet. . 

31) Wird eine auf der Grenze ftehende Mauer abgebrochen, jo gehören die 
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Dies erfährt eine naturgemäße Ausnahme bei den organijchen Boden: 
erzeugniffen: Bäume und Sträuder, die auf der Grenze ftehen, jo da die 
Grenzlinie den unterjten Teil des Stammes durchichneidet, find weſentliche 
Beftandteile beider Grundjtüde. Demgemäß erjcheinen die beiden Nachbar 
als Miteigentümer nad) den durch die Grenze bejtimmten realen Teilen; 
die Verfügungmacht jteht ihnen gemeinschaftlich zu. Die Nugungen gehören 
ihnen zu gleihen Teilen.?* Jeder darf die Bejeitigung auf gemeinjchaftlice 
Koften ** und zu beiderjeitigem Vorteil verlangen; durch Verzicht befreit ſich 
der Gegner hiervon und wendet beides dem betreibenden Genofjen zu.’* 
Dient indefien ein Baum ald unentbehrlihes Grenzzeichen,“ jo muß er 
erhalten bleiben. 


5. Alle aus den bisher behandelten Grenzbeziehungen entipringenden 
Ansprüche find ihren Begriffe und ihrer Zweckbeſtimmung nah unverjährbar.’ 

6. Die Grenze des Privateigentums wird häufig durch öffentliche Wege, 
Straßen, Flüffe, Pläge gezogen. Wenn bierbei zwijchen der öffentlichen 
Straße und einem Dausgrundftüde fih ein Bürgerſteig befindet, jo iſt es 
Frage des einzelnen Falles, ob dieſer im Privateigentumt jteht oder Teil des 
öffentlihen Weges if. Die nähere Abgrenzung der Pflichten und Lajten 
jteht dem öffentlichen Rechte und daher den Landesgejegen zu.’” 


Steine demjenigen, auf deſſen Grunditüd jie bisher jtanden; veral. $ 953. 
Turnau-Förſter 1, 327; Wolff, Bau auf fremdem Boden 105. 

32) 89231 und III. Ebenfo das bisherige Recht. D.47.7.6.2; preuf. 
ALRI9.255. Zu den Nubungen gehört auch der gefällte Baum; da jebt die 
Beitimmung der Teile durch die Grenzlinie weggefallen it, bejteht an ihm ein 
Miteigentum nad gleichen Bruchteilen. 

33) Eine jehr Huge Vorschrift, die auf den Gegner einen Drud ausübt, das 
er jich einer angemejlenen Ordnung der Fruchtnutzung uſw. beuge. 

34) 8923 II. Verweigert er die Genehmigung und den Stojtenbeitrag, obne 
zu berzichten, jo muß der Gegner feinen Anfpruch bierauf durch Klage durchſetzen. 

35) 8923 114. Als Beifpiel hierfür dienen Die Kopfweiden in Über— 
Ichwemmungsgebieten. Die Beweislaſt trifft den Gegner, der der Befeitigung 
widerfpricht. Der Baum iſt als Grenzgzeichen regelmäßig nicht unentbehrlich, weil 
er meiſt durch ein anderes und fogar befieres Zeichen erfeßt werden fann. über 
den Grenzbaum insbejondere: Ortloff, Arch. BR 17, 285. — Das Landesrecht 
kann nad EG 122 bejondere Vorfchriften über Obſtbäume geben, biervon tit, 
foweit 8 923 II in Frage steht, fein Gebrauch gemacht worden (anders bezüglich 
des 8 910; unten $72 A145; dort auch über EG 183). 

36) 8 924. 

37) Das preuß. Gef. 2.7. 1875 unterjtellt, dat der Bürgerſteig regelmäßig 
Teil der öffentlichen Straße fei. Die Abtretung von Privateigentum zur Her— 
richtung eines Bürgerſteiges kann nur gegen Entichädigung beanfprucht werden; 
durch polizeilihes Negulativ darf dem Hauseigentümer uſw. die Pflicht zur 
Unterhaltung des Bürgerſteigs als Aquivalent für feine Benubung auferleat 
werden. Preuß. NLR LI. 8, 78-82. Rehbein, Entfch. des Obertrib. 2. Aufl. 1, 
776; Germersbaufen, Wegerecht in Preußen 2. Aufl, 1, 251 (dort auch die 
forgfältige Vearbeitung der Literatur und Rechtſprechung). Über die Judikatur 
des Ober - Verwaltimgsgerichts vergl. Nechtiprechung von v. Kamptz uſw. (Hey— 
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872. Eigentumbeihränfungen auf Grund des Nachbarrechts.“ 


1. Innerhalb der räumlichen Grenzen feines Grundftüds darf der 
Eigentümer Veranftaltungen und VBorrihtungen treffen, wie es ihn gut 
dünkt. Daß er dabei die nterefjen anderer und zumal die der Nachbarn 
jhädigen kann, muß jeder als Folgerung aus der Anerkennung des Privat: 
eigentums hinnehmen.” Daher bejteht kein Einjpruchrecht, wenn der Eigen: 
tümer dur Errichtung von Gebäuden, Anpflanzung von Bäumen ufw. den 
Nachbarn Licht und Ausſicht verbaut oder durch einen blendenden Hausanſtrich 
den gegenüberliegenden Malerateliers jtörende Lichtreflere ſchafft. Niemand 
ift civilrechtlich ® verpflichtet, auf jeinem Grundftüd im Intereſſe des Nach— 
barn pofitive Veranjtaltungen zu treffen, die diefen vor Nachteilen jchügen ; 
der Eigentümer braucht nicht die Wejpennefter in jeinem Garten, den 
Schwamm in feinem Keller oder die Feuchtigkeit einer vorhandenen Erd: 
aufſchüttung zu bejeitigen, wenngleich dem Anlieger daraus Nachteile drohen 
oder bereits Schaden erwachſen ift.* Vor allem darf jeder auf feinem Grund: 


manns Verlag) 2, 520; 3, 241 und 2. Ergängungband 350. — Die — für 
die Freilaſſung eines Leinpfades unterſteht der Strom- und Sciffahrtpolizei; 
v. Kamptz 3,580 und 2. Ergänzungband 414. 

1) W. Müller, deutfches Bau: und Nachbarrecht 2. Aufl. 1908 (bef. für 
preuß. Recht) ; Ortloff, Nachbarrecht 1900; Monich, Iher. 3. 38, 155; DO. Haidlen, 
württemb. Nachbarrecdht 4. Aufl. 1899; F. Stibomsti, Nachbarredjt nad) BGB, 
Diſſ. Greifsw. 1902; K. Schneider, Nachbarrecht in Hannov. Land» und Forſt— 
wirtfchaftl. Zeitung, Jahrg. 53, 590 u. 606 (1900); Didel, bürgerl. R. für 
Forftmänner 496. Windicheid $ 169; Dernburg, BR 3 880; Cojad 2 $ 210. 

2) Es muß feitgebalten werden, daß auch keineswegs ein allgemeiner 
Schadenerfaßanfpruch beſteht auf Erſatz des, wenngleich durch jchuldhafte Hand— 
lung, uns zugefügten Schadens. Vielmehr fordert das BGB als weitere Vorauss 
jeßung, dab in das Eigentum (oder ein anderes nach 8'823 f. geſchütztes) Recht 
widerrechtlich eingegriffen oder dab ein zum Schube des Eigentums beftimmtes 
Gejeß (Bd. 1 $200 U 33) verlegt worden iſt. Daher haftet 3.8. der A. nidt, 
wenn er auf feinem Grundftüd ein Haus erbaut, das dem Haufe des B. die Aus— 
ficht wegnimmt, fo dat die Mietpreife dort auf die Hälfte herabiinfen. Anders 
höchitens, wenn der Tatbeitand des $ 826 erfüllt ift. Vergl. RG 57,241 (Bordell- 
betrieb, unten A 42). Wuch der arge Rechtsmißbrauch kann nad) $ 226 bier eine 
wichtige Rolle ſpielen. — Niemandem fann verivehrt werden, dat er auf feinem 
Grundftüd Einrichtungen trifft, durch die er die Ausübung drabtlofer Telegraphie 
auf Nahbargrunditüden vereitelt oder die abgefandten Funken abfängt. 

3) Vergl. aber das ftrafrechtliche Gebot des Naupens in StrGB 8 368 
Nr.2, es verweiſt auf polizeiliche Verordnungen, die im übrigen auch weitere 
Gebote aufitellen können. 

4) Gein eigenes Intereſſe wird ihn zur Befeitigung genügend anhalten, 
Der Eigentümer iſt 3.8. auch nicht verpflichtet, die Berberizen, von denen die 
Übertragung des Getreiderojtes auf die Roggenfelder des Nachbars droht, zu 
befeitigen (Schneider 607; abw. Didel 364) ; er hält diefe Pflanzen nicht und 
von ihm wird die jchädigende Einwirkung nicht verurſacht. — Nach öffentlich- 
rechtlichen Saßungen wird aber 3.3. vielfach die Anbringung einer Schugmauer 
dergl. an abſchüſſigen Stellen des Grundſtücks zur Sicherung des Verfehrs er: 
zwungen. 
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ftüd Gruben anlegen oder Brunnen bohren, die im Erfolge der bejtehenden 
Waſſer- oder Fabrikanlage eines anderen das Duell- oder Grundwaffer ent: 
ziehen ;° und umgekehrt darf er einen Damm aufwerfen, um fein Grundftüd 
vor Uberſchwemmungen zu bewahren, wenngleich dadurch die anderen Fluß: 
anlieger einer ſtärkeren Gefährdung ausgejegt werden.“ 

Sicherung gegen derartige Nachteile kann der Bedrohte durch Erwerb 
von Grunddienjtbarfeiten erlangen. Daneben aber müfjen allgemeine ge: 
jegliche Eigentumbejchränfungen bejtehen. Sie werden errichtet unter dem 
Gedanken des Nachbarrechtes, wonach dem Mifbraud der Eigentummacht 
duch Auferlegung einer, den örtlihen Verhältniſſen entjprechenden jozialen 
Rüdfihtnahme auf das Gefamtintereffe aller Anlieger gewehrt werden joll.* 
Unter Nahbargrundftücden find nicht bloß die unmittelbar aneinander an: 
grenzenden, jondern alle Grundjtücde zu verjtehen, die in dem Einwirkungs— 
oder Immiſſionsgebiete belegen find.” Die gejeglihen Eigentumbejchrän: 


- 


5) Auch dies ift eine Folgerung aus 8905. Ebenfo da3 gemeine und 
preußiiche Recht; RG 12,183; 16,229; 26, 224; 35,170. Genaues unten $ 79 
A11. Diejer Rechtzuſtand ijt eine bedauerliche Folge der Unzulänglichfeit der 
deutſchen Waflergejeßgebung. Ihre Aufgabe müßte es fein, auch das gemeinjame 
Recht an unterirdiichen Wahlerlaufen zur Anerfennung zu bringen. Zurzeit ijt es 
möglich, dat einer Stadt oder einer Fabrifanlage das unentbehrliche Wafler durch 
eine beliebige Anlage entzogen twird, ohne daß der 8 226 einen braudibaren Schub 
gewährte, teil die Abgrabung des Waſſers im eigenen ntereffe des bobrenden 
Eigentümers erfolgt. Das Wafjerrecht iſt durch EG 65 den Landesgeſetzen vor: 
behalten; neuzeitliche Gefeße gelten aber nur in Württemberg, Gef. 1. 12. 1900; 
Baden, Ge. 26.6.1899; Weimar, Gef. 11.3.1903; Elſaß-Lothr., Gef. 2.7. 
1891 und 11.6.1902, dazu AG 3. BEB 841, 46f. Nach der neuen braun: 
jchmweig. Bauordn. 13.3.1899 muß fich der Grundeigentümer die Entziehung des 
Quellwafierd gefallen laſſen, die dadurch eintritt, daß der Nachbar ſich einen 
Brunnen oder Zijterne anlegt; vergl. Hampe, braunfchtweig. Privatr., 2. Aufl. 


244, 439. 

6) RG S,304. 

7) Daun: darüber unten in $ 100. 

8) Häufig fpricht man bier von „Legalferbituten“. Diefer Ausdrud ver— 
führt gu der wumrichtigen Anficht, als ob es ſich um eintragungfähige Grund— 
dienftbarfeiten handele; dagegen oben 8 59 Nr.4. Inhaltlich könnte unter einer 
Zegalfervitut nur eine fraft Gefeßes entſtehende Belaftung veritanden werden, 
wonach zugunjten befonderer Anlagen auf einem bejtimmten berrjchenden Grund— 
ftüde (3.8. durch Erbauung einer Tenne) die Belaftung für andere Grundſtücke 
entjteht, feine jene Anlage fchädigende Einrichtungen (durch Verbauen des Luft- 
zuges in der Tenne) zu treffen. Vergl. Bekker, in Bekker und Ihering Jahrb. 5, 
154 und Aftionen 2, 365. Derartige Belaftungen fennt das BGB nicht. Bei 
den Eigentumbeſchränkungen handelt es fich um die allgemeingültigen, 
im Begriffe jedes Eigentumrechtes felbit bereits enthaltenen Schranfen (oben 
868 A11f.): wonach jeder Eigentümer bei Einrichtungen auf feinem Boden ge- 
twiffe Nüdficht auf andere nehmen mu, und andererfeit3 jeder ein gewiſſes, 
gemeingewöhnliches Maß der Einwirkungen von anderen dulden muß. — Die 
Bezeichnung als Nachbarrecht ijt allgemein üblich. Die Nachbarſchaft jelbit 
ift ein rein tatfächliches Verhältnis; fie enthält als folche feinen Grund für die 
Bufammenfaffung der oben behandelten Rechtsfolgen. Aber immerhin beruhen 
gewiſſe Gruppen von Gigentumbejchränfungen (im Gegenjfaß zu anderen, wie 
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tungen find nicht als zwingende Rechtsfolgen verordnet ; fie können von den 
Beteiligten in der Weije abgeändert werden, daß entweder gejeglich zuläffige 
Einwirtungen verboten oder umgekehrt unzuläffige Einwirkungen gejtattet 
werden. Das Mittel zur Erreichung einer derartigen Abänderung bejteht in 
der Bejtellung einer der gejeglichen Beſchränkung entgegengejegten Grund: 
dienjtbarkeit, die ftets eintragungbedürftig ift. 

Die Normen über die privatrechtlichen Eigentumbejchräntungen find im 
BGB enthalten. Sie bieten aber keineswegs eine erjchöpfende Drdnung. 
Das liegt zum Teil daran, daß für die Entſcheidung der Frage, welche 
Beihränfungen notwendig oder erträglich erjcheinen, die verjchiedenartigen 
örtlihen Berhältnifje maßgebend find, und daß ferner die Beſchränkungen 
aus dem bürgerlichen und öffentlichen Recht zujammenzuftellen find, wobei 
vielfach unficher bleibt, wieweit der Rechtsweg zuläffig ſei. Die Ergänzung 
zur Ordnung des Nachbarrechtes jteht daher beim Landesrecht ; dieſes ijt aber 
nur joweit zuftändig, als nicht das BGB jelbit die Materie geregelt hat.!° 

2. Als unzuläffig kann jede Anlage abgewehrt werden, die einen un— 
mittelbaren körperlichen Eingriff in das Gebiet des angrenzenden Nachbar: 
grundftüds darjtellt, wie 3.8. ein hinüberragender Giebel oder Balkon, ein 
auf das Nachbargrundftüc hinübergeleiteter Ausguß oder Wafferabfluß, über 
die Grenze hinaus fich öffnende Fenſterläden.“ Der betroffene Eigentümer 
kann hier im Rechtswege auf Befeitigung der ftörenden Anlagen und Unter: 
lafjung weiterer Eingriffe Hagen.': 


3.8. Einquartierung= und Bauzonenlajt) auf der räumlichen Zufammenlagerung 
der Grundſtücke, und diefe Nachbarjchaft erzeugt eine gewiſſe Interefiengemeinfchaft, 
deren Gefamtordnung fich unter dem Begriff der „Eigentumbejchräntungen auf 
Grund des Nachbarrechts“ darftellen läßt. Das BGB kennt den Ausdrud Nach: 
barredjt nicht; im EG 124 aber iſt die Rede von Beichränfungen des Eigentums 
auguniten der Nachbarn, ferner EG 52, 54, 109. 

9) Am BGB wird Nachbargrumdjtücd meiſt in dem engeren eriten Sinne 
beritanden; Die $$ 907—911, 913, 916, 919 mehren. aber nicht der meiteren 
Vedeutung, die insbejondere für die Fälle des 8906 (unten Nr.3) von Be: 
deutung iſt. 

10) Dies jieht noch befonders EG 124 ©. 1 vor. Über das öffentliche Recht 
unten 875. Daß fich aus diefem Rechtzuſtande vielfach Lücken ergeben, ift 
ebenjo begreiflich, wie da Zmeifel über die Kompetenz entitehen, auch mohl 
Ciwilgerichte umd PVermwaltungsgerichte über diefelben Fragen mit verfchiedener 
Rechtsanſicht urteilen; vergl. A 51. 

11) Das BGB enthält hierüber befondere Vorjchriften nach Art des preuß. 
ALR 1.8. 123 nicht. Der allgemeine Sab ergibt fich aber aus S$ 905, 906 ©. 2. 
Auh eine Yusbaudung der Mauer enthält einen förperlichen Übergriff in 
dad Nachhbargebiet; ein Anfpruch auf Herjtellung einer glatten, die Grenzlinie 
genau einhaltenden Wandfläche wird indeſſen nur dann au gewähren fein, wenn 
duch die Ausbauchung ein Intereſſe geichädigt wird. Der Sag von D.8.5.17 
pr. daß jchlechtbin eine Ausbauchhung von einem halben Fuße geduldet werden 
müfle, iſt heute dementiprechend einzujchränfen. Vergl. Stobbe-Lehmann 2 8 101. 
Im übrigen fommt der Überbau in Frage; unten 8 T4. 

12) Die Klage ijt der, gewöhnliche Eigentumanfpruch in jeiner negatorifchen, 
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a) Sind Wurzeln eines neben der Grenze jtehenden '? Baumes oder 
Strauches auf ein Nachbargrundſtück eingedrungen, jo kann der hierdurd 
benachteiligte Eigentümer fie kraft bejonderen Selbfthilferechts abjchneiden. 
Diejelbe Befugnis jteht ihm zu, wenn Zweige herüberragen; doch joll er 
hier zuvor dem Nachbarn eine angemefjene Frijt lafjen, in der diejer jelbit 
mit der durch jein Intereſſe gebotenen jchonenden VBorficht den Überhang 
bejeitigen mag.“ Beide Rechte dürfen nur dann ausgeübt werden, wenn 
die Benugung des Grundſtücks durch die Wurzeln oder Zweige beeinträchtigt 
wird.” Ein weitaus wirfjamerer Schuß wird dem Nachbar dadurch gemähtt, 
dab Bäume und Sträucher nur in einem beſtimmtem Abſtande von der Grenze 
gehalten werden dürfen;'* die Ordnung hierüber wird den Landesgejegen 








auf Abwehr von Eingriffen gerichteten Gejtaltung; jog. actio negatoria. Dar: 
über unten in $91 Nr.2. Damit wird nicht gejagt, daß gegen jede unzuläflige 
Einwirfung der Rechtsweg zuitehe. Gebt diefe 3.8. von einer eleftriichen 
Hochbahn aus, jo wird die Beurteilung der Übermäßigfeit und die Frage, melde 
Einſchränkungen dem Bahnbetriebe aufzuerlegen jind, nach den für Aleinbahnen 
geltenden öffentlichrechtlichen Grundjäßen vor die Verwaltungsgerichte gehören. 

13) Wenn der Baum auf der Grenze jteht, gilt $ 923 auch für die Wurzeln. 

14) $ 9101: was er abfchneidet, fann er für fich behalten, natürlich mit 
den Blättern und Früchten. Er braucht aber dies Aneignungrecht nicht auszu— 
üben und fann die wertlofen oder läftigen Wurzeln und Zweige dem Eigentümer 
des Baumes ordnungsmäßig zugeben laſſen (nicht einfach hinüberiwerfen). Beide 
Rechte, aber ohne die Aneignungbefugnis, gewährte das preuß. ULR I. 9.237 f.; 
nur die Bejeitigung der innerhalb der Höhe von 15 Fuß oder der über ein Haus 
hervorragenden Zweige geitattete das römiſche Recht mit dem interdietum de 
arboribus caedendis nach D. 47.7.6. 2; umgefehrt gab der Code civil Art. 672 
nur ein Necht, die Wurzeln abaufchneiden. Nach dem Sachſenſpiegel 115282 
braucdten überhängende jchädliche Ziveige überhaupt nicht geduldet zu werden. — 
Vergl. Ortloff, Ar. BR 17, 234. 

Für Obſtbäume fann das Landesrecht Einfchränfungen geben; EG 122. 
Dies iſt inäbefondere dur das Mürttemb. AG 3. BGB Art. 241—244 gu 
fchehen: das Recht auf Abjchneiden überhängender Zweige und von Wurzeln 
bejteht nicht bei landwirtfchaftlich benußten Grumditüden und nicht gegenüber 
Bäumen auf öffentliben Wegen und Anlagen. Vergl. ferner heſſ. AG Art. 53, 
89; bayer. AG Art. 72; altenb. AG 871. Ferner fann gemäß EG 124 ©.? 
borgefchrieben werden, dat Bäume und Sträucher nur in einem beftimmten Ab- 
itande von der Grenze gehalten werden dürfen. — EG 183 enthält einen Vor: 
bebalt für bejtehbende Waldungen; bis zur nächſten Verjüngung fönnen Die 
Landesgeſetze für Waldbaume Beitimmungen treffen, die von 88 910, 923 II, 
III abmweichen. Davon ift Gebrauch gemadt im: preuß. VER I. 9.287 f.; 
baher. Ub.“Geſ. Art.9; mwürttemb. AG Art. 245; heil. Art. 88; bad. Art. 17; 
medlenb. 8 182 (8 180); braunſchw. 847; goth. Art.24 811; altenb. $71; 
jchtv.=fond. Art. 31 86. 

15) 8 910 II; vergl. 8 226. 

16) Denn das Abgraben 3. ®. der weitverzweigten und jchädlichen Wurzeln 
eines Nußbaumes verurjacht fortdauernde Mühe und Koften; ob der den Nuß— 
baum hbaltende Nachbar auf Erſatz diefer Koſten belangt werden fann, erſcheint 
fehr zweifelhaft; $ 910 fpricht dagegen, denn nach ihm foll das Selbithilferecht 
genügen. Außerdem ſchützt der Abjtand gegen andere Beläftigungen wie 3.2. 
üblen Geruch oder giftige Früchte des Strauches, gegen die Verdedung von Licht 
und Ausficht. 
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vorbehalten.” Hängen die Früchte eines Baumes oder Strauches auf ein 
Privatgrundftüd hinüber, jo gehören fie defien Eigentümer, wie wenn fie 
Erzeugnifje jeines eigenen Grundjtüds wären; der Eigentumerwerb beruht 
bier auf der Auffaffung, daß Zweig und Frucht zu dem Grundftüct gehören, 
in dejjen räumlichem Gebiete fie wachen, und daß die Früchte zum Ausgleich) 
für die durch das Überhängen der Zweige verurjachte Beläftigung dienen.'* 

b) Große praktiſche Bedeutung kommt dem Fenſter- und Lichtrecht zu. 
Nach deuticher Auffaffung erjchien die Anlage eines Fenjters in der Grenz: 
mauer und der damit eröffnete Einblick in das fremde Befistum bereits als 
Eingriff in dieſes.“ Das BGB behält die Drdnung auch dieſer Rechts: 
beziehungen dem Landesrechte vor, joweit es fih um Beſchränkungen des 
Eigentums zugunften der Nachbarn handelt.” Danach wird einerjeits das 
Anbringen von Fenftern oder Öffnungen in einer unmittelbar an die Grenze 
anftopenden Mauer entweder ganz unterfagt oder bejtimmten Beſchränkungen 
unterworfen, indem Vergitterung zum Schutze gegen Übergriffe und eine 


17) Nah EG 124 ©.2. Vergl. preuß. ALR 1. 8. 174 (124 iſt durch AG 
Art. 89 aufgehoben; über Spaliere oben $71 A 22), Iebendige Heden müſſen 
anderthalb Fuß von der Grenze abbleiben; bayer. AG Art. 71f. Mindejtabitand 
ein halber Meter, bei einer Höhe über 2 m ift mindeitens 2 m, gegenüber einem 
landwirtichaftlich benußten Grunditüd aber 4m Wbitand zu halten; württemb. 
AG Art. 229—239; Sadjen, GB 8 345; Baden, AG Art. 15 bei hochitämmigen 
—— 1,80 m, ſonſt 45 cm Abſtand; Heſſen, AG Art. 85; Elſaß-Lothr. AG 
$8 62, 63. 

18) Dies Uberhangrecht des 8911 ſchließt an den deutfchrechtlichen 
Sab an: wer den böjen Tropfen hat, genießt auch den guten. Nach allgemeiner 
Anficht (vergl. Biermann) iſt dad BGB aber eng nach dem Wortlaute auszu— 
legen: nur Fallobſt, nicht gebrochenes Objt, wird zu Eigentum erivorben (Pland 
weicht nur injofern ab, als er das Abjchütteln, nicht das Abbrechen gejtatten 
toill, während andere beides unterfagen). Danach mühte der betroffene Eigen= 
tümer den überhängenden, mit Birnen beladenen Aſt unberührt laſſen und 
warten, bis die Birnen abfaulen oder durch Serabfallen ihres Wertes beraubt 
werden. Es ijt micht anzunehmen, daß das BGB eine folche unwirtſchaftliche 
Ordnung treffen und dem durch den Überhang beeinträchtigten Eigentümer, zum 
Ausgleich und damit er von dem Rechte des $ 910 Abitand nehme, nur ein der— 
artiges ihn höhnendes Necht bieten twollte. Bei der Filtion des 8911 ©.1 dient 
das Überfallen als Beweis für das Überhängen und für die Trenung der Frucht, 
mit dieſer vertvirflicht fich das gejeßliche Anfallrecht des Nachbars. Dies jelbit iſt 
al3 dingliches Wartrecht auch gegen den Baumfjtammeigentümer gefichert, weil 

93 durch $ 911, 905 hier abgebeugt wird. — Früchte, die auf öffentliche Grund— 

üde, Seen uſw. fallen, gehören dem Eigentümer de3 Baumes. Nach Orts: 
gebrauch werden fie aber (3.8. eßbare Kaftanien von den in den Stadtwaldungen 
ftehbenden Bäumen) der freien Aneignung überlaffen. 

19) Roth, D. Privatr. 8239; Stobbe-Lehmann 2 8102 A 6; Hampe, 
braunſchw. Brivatr. 2. Aufl. 243. 

20) EG 124 ©.1. Es muf jedoch beachtet werden, daß durch die Öffnungen 
in einer auf der Grenze oder abjeit3 der Grenze jtehenden Mauer auch eine un— 
zuläffige Einwirfung auf das Nachbargrunditüd ausgeübt werden fann, fo dab 
der Tatbeitand des 8 907 I erfüllt wird; ©. 2 verweiſt jeinerfeit3 wieder auf die 
Landesgeſetze. Vergl. unten 8 73. 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.1.9 Aufl. 30 
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den freien Ausblid ausichließende Höhe der Lichtöffnung über dem Fußboden 
verlangt wird.” Andererjeits kann nach Landesreht auch ein pofitives 
Fenfterrecht in dem Sinne erworben werden, daß einer jeit längerer Zeit 
bejtehenden Fenfteröffnung durch einen auf dem Nachbargrundſtück errichteten 
Neubau oder Umbau nicht völlig das Licht entzogen werden darf.” Wo ein 
jolches Fenfterrecht nicht ausprüdlich eingeführt ift, bleibt e& dem Nachbarn 
unbenommen, dem anderen Grundftüd Licht und Luft zu verbauen.?® 


21) So preuß. ALRI.8.135 (bleibt unberührt nad AG Art. 89), Die 
Öffnung muB bergittert und, foweit es die Umstände geitatten, ſechs Fuß bom 
Boden erhöbt jein; in der preuß. Rheinprovinz bleibt in Geltung Code civil 
Art. 675-680 din der gemeinſchaftlichen Mauer darf obne guitimmung des 
Miteigentiimers überhaupt fein Fenſter u. dergl. angebracht werden; in der im 
Alleineigentum jtehenden Grenzmauer find nur vergitterte Lichtöffnungen, Die 
fich nicht aufmachen laſſen und 8 reip. 6 Fuß über dem Fußboden des Zimmers 
angebradjt jind, zuläſſig; Ausfichtfeniter und Balkons müſſen 6 Fuß, bei jchräger 
Richtung 2 Fuß Grenzabitand einhalten). Es ift übrigens zu beachten, dab durch 
örtliche Baupolizeiverordnungen die Anbringumg von Öffnungen diefer Art ent: 
weder ganz verboten oder unter anderen Beichränfungen zugelafien werden fann; 
das ijt in allen größeren Gemeinden geicheben, — Bayer, AG 62 f. Fenſter, Die 
weniger ald 60 cm bon der Grenze entfernt find, müſſen auf Verlangen des 
Nachbars jo eingerichtet werden, dab bis zur Höhe von 1,80 m weder das Öffnen 
noch das Durcbliden möglich iſt. Württemb. UG Urt. 222: Abitand mindeitens 
50 cm, ſonſt Vergitterung. — Baden AG Art. 19: Ausfichtfenjter follen Abſtand 
bon 1,80 m (bei fchräger Ausficht 0,60 m) von der Grenze halten; Art. 20: in 
näher anliegende Mauern dürfen Lichtöffnungen angebradyt werden, die im 
Erdgeihoß 2,40 m und in höheren Stodwerfen 1,50 m über dem Fußboden des 
zu erbellenden Raumes jich befinden, verfchloflen find und nicht geöffnet werden 
dürfen. — Elfaß-Lothr. AG 88 65-68. 

22) Nah preuß. ALR I 8. 142 wird died Verbietungrecht durch eine 
anomale Verjährung oder Erſitzung erworben und zwar ald Grunddienjtbarfeit 
(Rehbein, Entjch. des Obertrib. 2. Aufl. 1, 823, Dernburg, BR 3 886 W17); 
andere nehmen an, daß es fih um eine nach 10 Jahren eintretende geſetzliche 
Eigentumbefchränfung handele (Eccius 3 $ 170 A37; RG 35, 181; 44, 312). 
Ein ſolches Feniterrecht wird ferner anerfannt nad) Code civil duͤrch RG 13, 
304. Bayer. AG Art. 67 erklärt, daß nach preuß. ALR und pfälzer Recht das 
Fenſterrecht durch Zeitablauf als Grunddienitbarfeit erworben werde; ebenfo 
Baden AG Art. 22. — Anhalt des Fenfterrechtes bildet nach preub. ALR, daß man 
aus den ungeöffneten Fenſtern des unterſten Stockwerkes noch den Himmel er— 
bliden kann; RG 32,188 (über die Einzelfragen vergl. Dernburg A17); nad 
mürttemb. NG Art. 222 darf man einen Abitand von Im verlangen; nadı bad. 
AS Art. 18 find die polizeilichen Vorfchriften mahgebend. — Nach Inkrafttreten 
des BGB fünnen nicht eingetragene Grumddienftbarfeiten (Ausnahme EG 128) 
duch Erjikung nicht mehr erivorben werden. Für die nn ob ein Fenſterrecht, 
wenn e3 eine Grimddienitbarfeit daritellt, vor jenem Zeitpunfte bereit3 erworben 
tvar, oder ob es als Eigentumbejchräntung auch künftig durch Zeitablauf erworben 
werden fann, ijt bejonders wichtig, wieweit der betroffene Nachbar ſich durch 
Protejtation ſchützen kann. Nach manchen örtlichen Baupolizeiverordnungen (io 
3.2. in Halle a. ©. a hat jeder Grundeigentümer das Recht, in der Brands 
mauer beitimmte Lichtöffnımaen anzubringen; gebt diefe auf den Garten des 
Nachbars B. hinaus, fo würde nacı- Ablauf von 10 Jahren nadh der oben er— 
wähnten Anficht ein Fenſterrecht erjeflen fein; nach RG 35, 181 wird die Erfikung 
auch gegen das polizeiliche Verbot vollendet. Es ift jedenfalld dad Bedürfnis 
anzuerkennen, dab B. duch Eintragung einer Nechtsverwahrung in dad Grund— 
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ce) Als bejondere Eigentumbejchräntungen in nachbarlichem Intereſſe 
find noch hervorzuheben : das Hammerſchlag- und Leiterrecht ;** das Umwende— 
oder Pflugrecht ;?° das Recht, daß Brunnen, Düngergruben, Öfen, Schmieden 
ujw. einen bejtimmten Abftand von der Grenze einhalten müfjen.?* 

3. Auch dann, wenn der Eigentümer fi mit feinen Einrichtungen 
innerhalb der Grenzen des eigenen Gebietes hält, können von 
bier aus mittelbar die umliegenden Grundftüce ſchädigend beeinflußt werden. 
Je enger ſich die menjchlichen Wohnftätten, die Iandwirtichaftlichen Betriebe 
und induftriellen Anlagen zufammendrängen: um jo ftärfer tritt das Be- 
dürfnis hervor, einen gerechten Ausgleich der wechjelfeitigen Intereſſenlage 
zu erreichen und die Zebensbedingungen möglichſt günftig für alle zu geftalten, 
ohne doch der freien Entwicelung der Induſtrie unerträgliche Laften oder 
Schikanen zu bereiten. Ein abfolutes Verbot, wie e8 gegen die körperlichen 
Übergriffe in die Subftanz des Nahbargrundftücs befteht, kann hier nicht in 
Frage fommen. Andererjeits ift in Erwägung zu ziehen, daß der Eigentümer 
Einrihtungen getroffen hat, deren Wirkungen nicht innerhalb der Grenzen 
des eigenen Grundftüds den Abſchluß finden.” Soll hier ein Ber: 
bietungrecht eingreifen, jo muß es durch die bejondere Art und Schwere des 
Eingriffs begründet werden. Diefen Weg haben bereits die römijchen 
Juriſten gewieſen durch den Satz, da zum Tatbeftande eines rechtswidrigen 
Eingriffs beftimmte „Immiſſionen“ von Rauch, Waſſer, Steinjplittern uſw. 
gehören und zwar unter der Vorausfegung, daß fie das gewöhnliche Map 
überfchreiten.** Der betroffene Eigentümer hatte zur Abwehr die Negatorien- 


buch fich gegen den drohenden Nachteil fichern darf (oben $ 59 A 31). In der 
Praxis der preuß. Grumndbuchämter hilft man ſich (gegenüber der ablehnenden 
Haltung des Kammergerichts) damit, dat auf dem Grundjtüd des B. eingetragen 
wird die Belaftung zur Duldumg des Feniterrechtes mit der Maßgabe, dab die 
Belaftung erlifcht, fobald B. auf feinem Grundjtüd ein Gebäude errichtet oder 
höher baut. 

23) Das Feniterrecht ift dem gemeinen Rechte unbefannt; RG 31, 343, 
Es ijt 3.2. für die Stadt Berlin durch die dort geltenden örtlichen Bauobſervanzen 
außer Geltung gejeßt; NG in Gruchot 29, 676; KG in Bl. für Rechtspflege im 
Bez. des AG von Perl und Wrefchner, 1903 N. 12. 

24) Preuß. ALR I. 8. 155. Stobbe-Lehmann 2a ©. 335. 

25) Preuß. ALR LI. 8. 18; bayer. AUG 3. BGB Art. 79. 

26) Dies berührt fich eng mit dem öffentlichen Rechte; vergl. unten $ 73. 

27) In diefem Falle trifft den Eigentümer weder eine Haftung (A 2), noch 
ein Verbot. Dies ift für die Feititellung des Immiſſionbegriffs von Anfang 
genau feitzubalten. Wenn A. auf feinem Grundſtück eine Dynamitfabrik bält, 
jo kann die Angſt vor der Erplofiongefahr die umliegenden Grunditüde völlig 
entwerten, indem fein Mieter dort einziehen will ww. ber eine Einwirkung 
im Sinne des 8906 liegt feineswegd vor und ebenfowenig ein Grund zur 
Haftung, wenn der Getverbebetrieb genehmigt war. So auch RG 50, 227. Über 
den durch das öffentliche Recht zu gewährenden Schuß unten A 51. 

28) So hat Arifto auf eine Anfrage refpondiert in D. 8.5.8.5: den Dunſt 
einer Käſefabrik über ein vorgelegenes ftädtifches Grundftüd (aedificia) zu 


80* 
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age, die durch den allgemein dem Eigentum gebührenden Schuß bereits aus: 
reihend begründet war; der Immittent mochte dann bemweijen, daß ein be: 
jonderes Servitutenreht ihm die außergewöhnliche Einwirkung geitatte.” 
Die neuere gemeinrechtliche Praris hatte dieſen Rechtſchutz weiter ausgeitaltet, 
indem fie den Begriff der Immiſſionen nicht bloß auf förperliche *° Einwirkungen 
aller Art, jondern auch auf Erregung von Lärm und Verbreitung von Ge: 
rüchen ausdehnte.” Sie hielt aber daran feit, daß nur eine außergewöhn— 
lihe und unerträgliche Beeinflufjung den Tatbejtand des unerlaubten Ein: 
griffs erfülle.°? 

a) Das heutige Recht geht von der Gejchloffenheit der Eigentumgebiete 
aus. Der Eigentümer fann fich nicht bloß durch beliebige Einrichtungen gegen 
die Einwirkungen feiner Nachbarn ſchützen, er hat vor allem ein grundjät: 
liches Verbietungrecht gegen jeden unmittelbaren oder mittelbaren 
Eingriff, der vom Nahbargrundftüd ausgeht und auf das eigene Grundjtüd 


verbreiten, ijt in der Nechtsmacht des Eigentümers nicht gelegen: in suo enim 
alii hactenus facere licet, quatenus nihil in alienum immittat, fumi autem sicut 
aquae esse immissionem: posse igitur superiorem cum inferiore agere ius illi 
non esse id ita facere. ferner D. 8. 5. 17. 2. — Gegen den fumus non gravis 
hatte man dagegen feine Stlage; D. 8.5.8.6. Windſcheid 1 8169 A 7; Dem- 
burg kan 1 8199; Heſſe, Rechtsverh. zw. Grundſtücknachbarn 2. Aufl. 1880. 
D. 8, 5, 8, 5: non putare se ex taberna casiaria fumum in superiora 

— iure immitti posse, nisi ei rei servitutem talem admittit. Dernburg 
8256 16. 

30) Eindringen von Bienen, Herumfliegen von Lokomotivfunken; RG 12, 
178; 17, 103; 32, 337. Seuff. U. 34, 94: Kugeln fliegen von einem Schiekitand 
herüber. 

31) RG.6, 217; 37, 172; Seuff. W.38, 6 und die dortigen Zitate. — 
Es handelie ſich befonders um Dampfmafchinen, 3.2. einer Zeitungsdruderei, 
deren Nachtbetrieb Das Nebenhaus in fortdauernde rüttelnde Bewegung verjeßte. 
Die Immiffion wurde in den Schallwellen erblidt, die den gasförmigen Körpern 
beim Sereindringen übler Gerüche gleichgeitellt wurden. Diefe Deduftion mar 
nicht überzeugend; denn für die Feititellung, wann eine Immiſſion unzuläfjig ei, 
ijt nicht das Mittel (die Überleitung von Körpern), jondern das Ubermaß der 
Einwirkung und die rüdfichtlofe Benußung der eigenen Sache ſeitens des Im— 
mittenten maßgebend. 

32) Was der übliche Gejchäftverfehr und die Fabrifanlagen einer Stadt 
nach örtlihem Gebrauche mit ſich bringen, muß jeder erdulden: wer bejonderer 
Ruhe bedarf, mag danad) fein Eigentum einrichten und feine Wohnung mäblen, 
jein Verbietungrecht gegen den Nachbarn wird dadurch nicht gejteigert; RG in 
Seuff. U. 45,240. — Auch den natürlien Abflug der Gewäſſer mußte jeder 
Grundbefiker dulden; er konnte nicht beanspruchen, daß der höher liegende Eigen> 
tümer bejondere Veranitaltungen treffe, um den vom Regenwaſſer, Flußwaſſer. 
Quelle und Grundwaſſer drohenden Nachteil abzuwehren, eö ſei denn, bat 
bejondere Berechtigungen bejtellt oder im allgemeinen Intereſſe eine Ent⸗ 
wäſſe runganlage angeordnet wäre. Dagegen durfte der Bedrohte ſich gegen jede 
bauliche Anlage, die im Erfolge — auf den Zweck fommt e3 nicht an — eine Ver— 
ftärfung des Waflerzulaufes für ihn bewirkte, al3 unberechtigten Eingriff ab— 
wehren. So das römifche er? a 39. 3. 1pr. und 3. 2 mit der actio aquae 


pluviae arcendae. RG 25, Das Landesrecht bleibt hierfür maßgebend; 
EG Art. 65. 
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binüberwirkt.”” Zur Beitimmung des Geltunggebietes dieſes Schußverbotes 
ift zunächft der Begriff der Einwirkungen oder Immiſſionen fejtzu: 
ſtellen. Das BGB hebt als ıhren Gegenitand hervor: Gaje, Dämpfe, 
Gerüche, Rauch, Ruf, Wärme, Geräufh, Erjchütterungen und ähnliche 
Immiſſionen.“ Nach der dee des Gejeges jollen hiermit die nicht greif: 
baren, jog. imponderabelen Einwirkungen getroffen werden. Cine klare 
Unterjcheidung ift damit aber keineswegs aufgeftellt; bei Ruf, Rauch und 
Dämpfen handelt es fich jedenfalls um das Hinüberwirken körperlicher Stoffe ; 
der von der Naturwiſſenſchaft längjt verworfene Begriff der Jmponderabilien, 
der früher auf Licht, Wärme, Elektrizität und Magnetismus bezogen wurde, 
ift auch juriftiich völlig wertlos. Die Frage, um die es fich handelt, ift dieje. 
1. Die Immiſſion gewiffer Stoffe braucht wegen ihrer ſtarken, zerjtörenden 
Wirkung und ihres größeren förperlihen Umfanges unter feinen Umftänden 
geduldet zu werden. Das Überfliegen von Steinjplittern aus einem, wenn— 
gleich auf eigenem Grund und Boden hergerichteten, Betriebe enthält immer 
einen jo jchweren unmittelbaren Eingriff in das Nachbargebiet und feine 
Nugbarkeit, daß bier das Verbietungrecht ſchlechthin durchgreifen muß.’ 
2. Andere Einwirkungen dagegen treten ftofflich nur in geringem Maße her: 
vor oder führen überhaupt feine fremden Körper hinüber, jondern beeinflufjen 
nur die Gebrauchfähigkeit eines benahhbarten Grundjtüds. Sie müffen im 
ganzen als unvermeidlihe Wirkung des Beieinanderwohnens ertragen wer: 





) 8906 begnügt jich mit der Feititellung, wann das Verbietungrecht ent— 
fallt; die Beichränfungen des Eigentums Werden ermittelt, die fich aus der 
Nachgiebigfeit gegen nachbarliches Eintwirfen ergeben. Der im Tert aufgeitellte 
Sab ergibt fi aus $ 9033, ſowie ala Rückſchluß aus $ 906 und der durch diefen 
geregelten Verteilung der Bemweislajt; A 41. 

34) $906 ©.1. Das Gejeß jchließt damit an die Praxis des gemeinen 
Rechtes an; A 31. Die jeltjame Auffaſſung in Mot.3, 264: „wir leben auf dem 
Grunde eines Luftmeeres“, in dem fich die gasfürmignen uf, Körper fort= 
bewegen, fann weder für die Auswahl der aufgezäblten Fälle, noch für die 
Auslegung der „ähnlichen“ Fälle maßgebend fein. Wärme und Erſchütterungen 
ſchwimmen jedenfalls nicht in der Luft herum. 

35) Das gründet ſich auf $ 1004; auch $ 562 Beligitörung (oben $ 45) 
tft heranzuziehen. Es ift gleichgültig, ob die Stoffe feit oder flüffig find. In 
Betracht fommen: Geichoffe (vergl. oben 845 U 13, 16), aus dem oberhalb ge— 
fegenen Steinbruch herabriefelndes Geftein oder S Sand, Funfen aus Fabrik: 
anlagen oder Lofomobilen; Jauche, Spülicht, Fabrikabwäſſer; endlich auch 
Tauben, Bienen uſw. Allerdings gebt dies, wenn es ſich um Bienen handelt, 
infofern zu weit, ald das flberfliegen der Bienen aus des Nachbars Garten 
überall ertragen werden muß, fofern e3 fich in mähigem Umfange bält; das Ver— 
bietungrecht iſt hier nach 8 906 zu begrenzen; vergl. NG 12,174; Didel 496; 
Schneider 597. Die Begrenzung der Haftung auf den Tall des übermäßigen 
Überfliegens oder Übertretens von Tieren in außergemöhnlicher Menge läßt jich 
um jo mehr rechtfertigen, ala der Tierhalter ohnedem fchlechthin nach 8 833 haftet; 
Die Haftung endigt, wenn der Bienenſchwarm auszieht, denn damit wird er 
berrenlos (8 961). 
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den ?® und nur eine Durch fie hervorgerufene erhebliche Beeinträchtigung be: 
gründet das Verbietungrecht.“ 3. Vorausjegung für den Begriff aller m: 
mijfionen bildet, daß die übermäßige Einwirkung von bejtimmter Dauer oder 
Regelmäßigkeit ift’* und daß ihre Urſache in einer Veranjtaltung liegt, die 
auf dem Nachbargrundſtück durch menſchliche Arbeit eingerichtet ijt.” Ob 
der Erfolg der Immiſſion beabfichtigt war oder vorhergejehen werden fonnte, 
ift gleichgültig; denn das Verbietungrecht beruht nicht auf einem jehuldhaften 
Handeln des Nahbars, jondern löſt fi) aus dem objektiven Tatbeftande ab. 
Menn aber die Immiſſionen durch eine bejondere Leitung zugeführt worden 
find, jo kann gegen die hierin liegende Aıımaßung einer Belaftung des anderen 
Grundſtücks jtets Einfpruch erhoben werden." 4. Endlich muß die Schädigung 
in der phyfiihen Einwirkung, die die Einrichtung auf die Nachbarſchaft aus: 
übt, — Grund haben. Unter das Nachbarrecht gehören darum nicht die 


36) Von hier aus wird klar, daß die Ordnung des BGB zwar nicht von 
der vollen Immiſſionfreiheit, wohl aber davon ausgeht, daß jeder Eigentum— 
herrſchaft beſtimmte, aus dem Zuſammentreffen mit anderen Eigentumrechten 
ſich ergebende Schranken immanent ſind. Duldung von Immiſſionen beruht 
nicht auf einer geſetzlichen Belaſtung oder Legalſervitut. Vergi. oben UBS. 

37) Der Grund, weshalb dies in 8906 durch eine Kehrnorm zum Aus— 
drud gelangt, iſt unten in A 43 dargeitellt. Die Grenze zwiſchen den abjolut 
und den bloß relativ verbotenen Immiſſionen iſt eine flüffige; die unflare Ver- 
weifung im Geſetz auf „ähnliche“ Einwirkungen gibt der Auslegung gewiſſe 
Freiheit; maßgebend muß dafür der Grundgedanke ſein, der zu der Unter 
ſcheidung der beiden Gruppen von Immiſſionen geführt hat. Dem 8906 wird 
danach 3.2. unterzuordnen ſein die Einwirkung durch elektriſche Ströme (zu— 
ſtimmend RG in KW 28, 169; RG 43, 257), Belichtung durch Scheinwerfer, 
die 3.82. zur Nachtzeit das Vieh beunrubigt; Zuführung bon Kälte; Blendungen 
durch hin und ber bewegte Spiegel. Bon den in Amerika beliebten ſog. Wolten- 
fraßern werden Luftitrömungen erzeugt, durch die 3.8. die Fenſter des Nachbars 
eingedrüdt werden, auch dies würde einen echten Immiſſionfall bilden. Ob 
auch die Entziehbung der zum Betrieb der Gärtnerei erforderlichen Bodenfeuchtig- 
feit durch Anlegung eines flach gebauten Bergwerkes, bejtinnmen die Landesberg— 
geſetze; um eine Immiſſion handelt es jich dabei nicht, weil nichts zugeführt wird. 

38) Eine einmalige Einwirkung 3.8. durch Glasfplitter eines aus Un- 
borjichtigfeit zerbrochenen FFeniters oder durch Rauch, der bei einer Feuersbrunſt 
entitanden tit, bildet nie den Tatbeitand der Immiffion. Neben den unausgeſetzt 
fortdauernden genügen aber auch die in Perioden oder erfahrungmäßig Tich 
wiederholenden Einwirkungen; 3.8. Lärm durch Abladen von Eiſenſchienen nad 
dem Bedarf der Niederlage oder Geſtank der chemiſchen Fabrif bei Weſtwind. 

39) Am Gegenfaß zu den von Natur vorhandenen oder eintretenden ſchä— 
digenden Zuitänden, zu deren Befeitigung feine Pflicht beſteht; U 4, 38. 

40) Darum darf „Zuführung“ nicht auf ein bewußtes Tun oder auf die 
Abjicht zum Eintvirfen gedeutet werden. An zahlreichen Fällen hängt e3 überhaupt 
bom Zufall ab, ob im einzelnen Falle eine Immiſſion entiteht und wen fte trifft; 
fo 3.8. beitimmt es jich nach dem Winde und dem FFeuchtigfeitgebalt der Luft, ob 
der Raud) auf menjchliche Wohnungen niederjchlägt oder nicht. Entſcheidend tit 
mithin nur die Tatfacdhe, daß ein Eigentümer auf feinem Grumdftüd durch 
Menſchenhand geichaffene Einrichtungen hält, von denen jchädigende Immiſſionen 
ausgehen. Vergl, RG 45 ,297 und in AW 830,72. 

41) 8906 ©.2. Der Gegenbeweis jtebt aber frei, daß eine die Herjtellumg 
und Benutzung der Anlage geſtattende Dienjtbarfeit beſteht. 
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ihädigenden Einflüffe wirtjchaftlicher Art, die ein Gewerbebetrieb oder eine 
jonftige Einrichtung auf die umliegenden Grundjtüde ausübt. Daß feine Im— 
mijfion vorliegt, tritt bejonders klar in den Fällen hervor, wo die Schädigung 
durch die Angjt vor Erplofiongefahren oder durch den Abjcheu vor einem 
Bordellbetrieb hervorgerufen wird, mithin auf Vorjtellungen beruht, die erjt 
bei dem Betroffenen entjtanden find.*: 

b) Die im BGB bezeichneten Immiſſionen i.e. S. find rechtlich nur 
beachtlich, wenn durch die phyfiichen Einwirkungen die Benugung des Nach— 
bargrundjtücds wejentlich beeinträchtigt wird und diefe außerdem das nad) den 
örtlichen Verhältnifien gemeingewöhnlide Map überjchreiten. Beides wird 
jedoch nicht als pofitive und von dem Betroffenen zu beweijende Vorausjegung 
aufgeitellt. Das Geſetz geht vielmehr davon aus, daß grundfäglich jede Im— 
miſſion unterfagt ift, und es verftattet dem \mmittenten nur den Gegen: 
beweis,“ daß eine jener bejonderen Vorausjegungen nicht vorliege. 1. Voran 
jteht Die Behauptung, das Verbietungrecht verjage im gegebenen Kalle, weil die 
Einwirkung gar feine oder nur eine unmejentliche Beeinträchtigung der Be: 
nußbarfeit ** des Grundftüds enthalte, die als unvermeidliche Folge des nach— 


42) Die Nähe einer Pulverfabrit oder eines Bordells wird 3.8. auf die 
Mietpreife der Wohnungen in den benachbarten Gebäuden nachteilig einwirken. 
Es iſt jedoch klar, daß von einem Hinüberwirken jenes Semwerbebetriebes auf die 
Nachbarhäuſer feine Rede fein fann. So im Ergebnis auh RG 50, 225; 57, 
241; aber mit der bedentlihen Faſſung, dab $ 906 mur von jinnlich wahrnehm: 
baren, wenn auch imponderabelen, Sinüberwirfungen handele, der Begriff der 

„immateriellen oder idealen“ Immiſſion dagegen dem BGB fremd jei. Geräuſch 
und elektriſche Ströme jind immateriell und gehören doch unter $ 906; die jog. 
idealen Einwirkungen find überhaupt feine Immiſſionen, denn der {Überleitung 
fähig find nur phyſiſche Wirkungen. Ein Schutz fönnte in den borgenannten 
— nur nad 8826 und nach öffentlichrechtlichen Normen (A 51) erreicht 
werden. 

43) Das ergibt die Faſſung des $ 906 S. 1 als Gegennorm (Bd.1 $ 97 ec). 
Das Gefeß gebt (8 9033) von der pofitiven Norm aus: der Nachbar darf alte Im⸗ 
miſſionen verbieten; Vorausſetzungen des Verbotrechts ſind auf der Paſſivſeite eine 
weſentliche Beeinträchtigung und auf der Aftivfeite das ungewöhnlich itarfe Map der 
Einwirkung; da die Verneinung einer dieſer Vorausſetzungen zur Yusichliegung 
des BVerbietungrechtes genügt, jo müſſen beide zuſammentreffen, um dies Necht 
pojitiv zu begründen. Für die praftifche NRechtögeitaltung wird dem betroffenen 
Nachbar aber der Beweis beider Vorausfeßungen nadı dem BGB eripart: viel- 
ınebr fol umgekehrt der Immittent haften, bis er nicht den Beweis für Die 
Erlaubtbeit feiner Einwirkung erbringt; er muß fein Recht auf Einwirkung 
belegen, und das gefchieht durch den Beweis eines der beiden im Gejeß genannten 
Ausnabmgründe. Natürlich muß der betroffene Nachbar zunächſt beweijen, dat 
überhaupt eine Immiſſion jtattfindet und dat fie noch andauert oder wenigſtens 
droht, denn der Unterlafiunganfpruch kann ſich nur auf die Zukunft richten. 
Dem hiermit ausreichend fubitantiterten Verbietunganſpruch tritt der Beflagte 
durch den Beweis der Tatjachen gegenüber, die das Gegenrecht (es handelt jich 
weder um Leugnen des Anſpruchs, noch um eine Einrede; veral. Bd.1 888) aus 
$ 906 zur Immiſſion begründen. Bergl. RG in NW 30 8. 141; 31 B. 202, 

44) Es fommt auf den gegenwärtigen Zuitand der Benutzung an, der nach 
Belieben eingerichtet und verändert werden kann; weder die gewöhnliche, noch die 
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barlihen Zufammenmwohnens ertragen werden müſſe. Für die Beurteilung, 
ob die Beeinträchtigung weſentlich jei, ift nur die objektive Wirkung einer 
Immiſſion maßgebend; eine lediglich in der Perjon des Nachbars begründete 
bejondere Empfindlichkeit kann hierfür nicht genügen." 2. Praktiſch wichtiger 
ift die zweite Gegennorm. Der Immittent darf geltend machen, daß die 
Einwirkung nad) den örtlihen Berhältniffen als gemeingewöhnlich angejchen 
werden muß. Selbft läftige und die Brauchbarfeit eines Grundſtücks beein: 
trächtigende Auführungen von Rauch, Lärm, Gerüchen u. dergl. find an vielen 
Orten derart üblich, daß jeder, der ſich dort anfiedelt, damit rechnen muß.‘ 
Das on des zu Ertragenden wird auch hier objektiv nach der Ortsüblichkeit 


bieher geübte ——— entſcheidet. Wird aus dem bisherigen Brachfeld 
eine Roſenanlage hergeſtellt, ſo ſteigert ſich damit das Verbietungrecht gegen die 
benachbarte chemiſche Fabrik. Vergl. auch A 45, 49. 

45) Die Benutzbarkeit iſt zu beurteilen: ſowohl nach den wirtſchaftlichen 
Zwecken, insbeſondere müſſen die landwirtſchaftlichen Intereſſen (Obſtzucht gegen 
Dünſte einer chemiſchen Fabrik, Fiſchzucht gegen Abwäſſer einer Färberei) volle 
Rückſicht finden, als auch nach der Beſtimmung des Grundſtücks zum menſchlichen 
Gebrauch. Bei dieſem iſt allerdings auch auf die größere oder geringere Empfind— 
ſamkeit Rückſicht zu nehmen. Ein Krankenhaus, eine Nervenanſtalt, Schule fann 
größere Anforderungen an Ruhe ſtellen als eine Turnhalle oder eine Ausſpann— 
wirtſchaft, ein Einzelhaus in der Vorſtadt größere Anſprüche als ein Miethaus 
am Marktplatze in der Innenſtadt. Aber dieſe Differenzierung findet ihre obere 
Grenze an dem Mahe der Einwirkungen, das die Menfchen gemeingemwöhnlid 
ohne bejonderen Nachteil ertragen fünnen und was demgemäß jedem zugemutet 
werden fann. Wer von franfhaft gejteigerter Empfindlichkeit it und 3.8. ſchon 
durch den Sang einer Nachtigall im Schlafe oder durch die Erfchütterung einer 
borüberfahrenden eleftrijchen Bahn in der Arbeit geitört wird, mag felbit für 
einen feiner Nerbojität oder mangelbaften Selbjterziehung entjprechenden ein» 
wirfungfreien Aufenthalt forgen; und ebenfowenig kann durch die Empfind— 
famfeit der Apparate eines phyſikaliſchen Institutes ein Bann auf den ganzen 
Stadtteil gelegt werden, jo daß eleftriiche Bahnen mit Oberleitung unterfagt 
werden dürften, weil durch bagierende Ströme eine Immiſſion drohe. — In 
dDiefem Sinne tit die Zuläfligfeit einer Immiſſion nach objeftivem Mapitabe zu 
beurteilen. AZujtimmend Biermann 8906 A2a; Kober A1; RS in IWW 33, 
143 und 384: das Maß des Erträglichen iſt bei Gejamteinmwirfungen nach den 
Empfindungen eines normalen Durchfchnittmenfchen (2), nicht nach Bedürfnifien 
franfer oder nerböfer Menfchen zu bemefjen. Wenn aber das RG binzufügt, dat 
die Gewohnheit gefunder Menfchen, nachts bei offenem Fenſter zu jchlafen, feine 
Beachtung verdiene, fo ift dem zu widersprechen; niemand hat das Recht, zur 
Nacıtzeit bei Alkohol und Kegelſpiel jo zu lärmen, dab dies nur bei gefchlofjenen 
Fenſtern, d. 5. unter gefundbeittwidrigen Verhältniſſen, zu ertragen wäre. Eine 
andere Frage ift es, ob ich nicht die Segler auf die Ortsüblichkeit berufen 
fönnen; WU 47. 

46) „stik fingeren i jorden og lugt hvor du er“ (jted den Finger in 
die Erde und rieche, wo du biſt, d.h. paſſe dich den örtlichen Verhältniffen an). 
Mer jich in einer Fabrikſtadt anbaut oder zwischen Hüttenmwerfen einen Garten 
anlegt, muß mit den dort vorhandenen ortsüblichen Immiſſionen redinen; ganz 
anders, wer fich in einem Badeorte niederläßt. — Im ganzen wirkt der Gedante, 
daß die unter denfelben Bedingungen Lebenden einander gegenjeitig auch der— 
gleihen jchädigenden Einwirkungen ausjeßen, jo daß alle Eigentumrechte des— 
jelben Bezirkes den gleichen Beſchränkungen unterjtehen. — Vergl. RG in ZW 32 

B. 86; entjcheidend ijt die Anficht der Bevölferung des betr. Ortes über das, was 
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eingejtellt.* Damit trägt das Geſetz zugleich der, vielfach überraſchend jchnell 
fi) entwickelnden Verfchiebung der Verhältniffe Rechnung. Was ortsüblich 
ift, ergibt ftets nur der jeweilige Zuſtand; wie feine Sicherheit dagegen be: 
itcht, daß nicht im Laufe der Zeit läftigere Jmmiffionen ertragen werden 
müſſen,“ jo ift umgekehrt fein Recht der Prävention in dem Sinne anzu: 
erfennen, daß aus bisher verübten Eingriffen die Pflicht zu ihrer dauernden 
Duldung erwüchje." 3. Die praktiihe Bedeutung des Immiſſionverbotes 
betrifft insbejondere die gewerblichen Anftalten. Bei Abfaffung des BGB 
überwog der Gedanke, daf die unbehinderte Entfaltung der Induſtrie im 
volfswirtjchaftlihen Intereſſe zu begünftigen fei; darum wurde es abgelehnt, 
den Fabrifen die Verpflichtung aufzuerlegen, daß fie alle nach Lage der Sache 
angemejjenen Schugmaßregeln treffen ſollten.“ Der durch die Immiſſionen 


als gewöhnliche Benutzung angufeben ift; bagl. der Steigerungen des Betriebes 
über da3 gewöhnliche Map, RG ebenda 103. 

47) Ort iſt nicht bloß die ganze Ortichaft oder Stadt, es kann auch ein 
Ortsteil in Betracht fommen, wenn er eine individuelle Eigenart aufweiſt und 
danach ein Ganzes für fich bildet. Dagegen wird der Tatbejtand der Orts— 
üblichfeit noch feineswegs dadurch erfüllt, dat in einem Häuferblod fich mehrere 
Kegelgärten befinden, die bis tief in die Nacht hinein in Betrieb ftehen; jo NG 
in Gruchot 48, 604. 

48) Man fann jagen, dat die Bevölferung jich an manche neue Verkehr: 
einrichtungen und die durch fie bverurfachten Einwirkungen allgemach anpaſſen 
muß; die Bewohner eines Stadtteiles, der z. B. durch eine eleftrifhe Hochbahn 
an den Verkehr angefchlofien wird, haben ein gewiſſes Maß von Lärm und 
Beunrubigung infolge der Schnelligkeit der vorbeieilenden Züge zu ertragen. RG 
57,224. Jede neue Fabrifanlage veritärtt das Maß defien, was als ortsüblich 
an Immiſſionen zu erdulden ijt; die Gefährdung beginnt mit der erſten Anlage. 

49) So nun auch RG in JW 30, 19 und RG 57, 229. — A. hatte vor 
Jahren auf freiem Felde eine chemifche Fabrik gebaut; allmählich dehnt fich die 
Stadt aus, neue Straßen rüden bis an die Fabrik heran; die dortigen Bewohner 
werden durch die Fabrikdünſte erheblich beläftigt und geichädigt. A. kann fich nicht 
auf die Ortsüblichkeit berufen; denn dazu gehörte, daß allgemein bisher diefe Im— 
mifjionen in jener Gegend ertragen worden wären; das ijt nicht der Kall, weil 
die Subjekte auf der Paſſivſeite bisher gefehlt hatten (anders, wenn die Fabrik 
feit Tangen Jahren in der Stadt betrieben worden wäre und jeßt erit Widerjpruch 
erhoben würde; dieſer fäme zu jpät). Ebenfowenig kann A. die Prävention 
geltend machen; denn die Einwirkung beginnt jet exit, und feine bisherige Be- 
triebweife war nicht imftande auf die ganze umliegende Gegend einen Bann zu 
legen. — Dagegen iſt es nicht richtig, wenn der Prävention jegliche Bedeutung 
abgesprochen wird. U. bat feit 30 Jahren in feinem Haufe eine Schmiedewerf- 
ftätte betrieben; im Nachbarhaufe des B. befand fich eine Böttcherei. Nunmehr 
fauft der Fisfus das Haus und Garten des B. und baut dort eine Klinik; muß 
A. nunmehr jede Lärmimmiſſion unterlafien, alſo tatfählih (U 57) fein Ge— 
werbe einſchränken? Das gebt zu weit; wer fich neben eine Schmiede anbaut, muß 
Ruß und Lärm in den Kauf nehmen; volenti non fit iniuria. 

50) Zergl. Brot. 6, 226. Man meinte, dab die Schußborrichtungen oft 
von jehr ziweifelhafter Wirkung feien; man müſſe auf den Schuß des öffentlichen 
Nechtes vertrauen. Damit wird die Bedeutung des $ 906 erheblich gemindert. 
Die erjte Frage jollte doch fein, warum 3.8. eine Papierfabrik, die mit ihren 
Sulphatdüniten einen ganzen Stadtteil verpeitet, jo angelegt werden muß, daß 
diefe Gefährdung eintritt; die Vorteile der Lage in der Nähe der Stadt find 
durch geiteigerte Anforderungen an die nachbarliden Rüdjichten zu entgelten., 
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Betroffene findet einen weitaus wirffameren Schu nad) den Normen des 
öffentlichen als nach denen des bürgerlichen Rechts.“ 


c) Das Verbietungrecht fteht nur dem Eigentümer, nicht dem Mieter 
oder Pächter uſw. zu,“ denn mit ihm wird die negatoriſche Seite des ding: 
lihen Schußes des Eigentumrechts geltend gemadt. 

Inhaltlich geht das Werbietungrecht auf Bejeitigung der unzuläffigen 
Einwirkungen ;’? wie diefe auszuführen fei, bleibt Sache des Immittenten; 
Anſpruch und Urteil find lediglih auf Einhaltung eines den Eigentumſchut 
gemährleiftenden Zuftandes zu richten.”* Zu einem unmittelbaren Eingriff 


51) In Preußen gelangt zur Anwendung pr. ALR II. 17. 10: „die nötigen 
Anftalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherbeit und Ordnung und zur 
Abwendung der dem Bublifo oder einzelnen Mitgliedern desjelben beborjtebenden 
Gefahr zu treffen, ift das Amt der Polizei." Während das Reichsgericht nad 
bürgerl. R. nur die Empfindfamfeit des „normalen Durchſchnittmenſchen“ be— 
achtlich findet (A 45), bietet das preuß. Oberverwaltungsgericht nicht bloß den 
gefunden, ſondern auch den nerböfen Perfonen vollen Schuß, „da jich ſolche in 
faſt allen Lebensaltern vorfinden und es jich fomit um den Schuß eines weit 
verbreiteten, dauernden Zujtandes handelt“. So 1891 in einem vielbeſprochenen 
Urteil gegen da3 gemwerbmäßige Pelzausflopfen auf dem Dache eines Haufes 
mitten ın der Stadt; ferner gegen das Heulen von Hunden, Zerfchlagen eiferner 
Träger, den Betrieb eines Orcheitrions; pr. Ob.V.G. 24.6.1899; 7. 11.1900; 
2.4.1903 (pr. Verw. Bl. 9, 375; 21, 245; 25, 79); abw. Rofin, Verwaltungs— 
archiv 3, 309. — Auch das rechtäfräftige abweifende Urteil des Civilgerichts jteht 
der erneuten Geltendmachung der Immiſſion im Verwaltungverfahren nicht ent: 
gegen. 

52) Dagegen fommt naturgemäh die Schädigung der Mieter durch un— 
erträgliche Geräufche, ungefunde Dünſte uſw. zu voller Beachtung. Der Mieter 
bat außerdem den wichtigen Anspruch wegen Bejißjtörung aus eigenem Rechte; 
oben $ 45. — Je jtärfer die Haftung des Vermieters wegen der aus dem Zujtande 
der Wohnräume dem Mieter drohenden Gefundheitgefährdung angeipannt wird, 
um jo mebr iſt ihm auch das Necht zugufprechen, die aus dem Zujtand des Nadı- 
bargrunditüds drohenden geſundheitlichen Nachteile negatorifch zu verfolgen. Wo 
$ 544 dem Mieter ein Kindigungrecht gibt, muB dem Eigentümer und Vermieter 
auch ein Verbietungrecht gegen Immiſſionen des Nachbars augebilligt werden. 

53) 81004. Der Eigentümer des Grundjtüds, von dem die Immiſſion 
ausgeht, iſt zur Befeitigung verpflichtet, gleichviel ob er jelbjit oder ein Mierer 
ujw. mit feinem Wiſſen und Willen (wer die Wohnung an den lUnternebmer 
einer Interrichtichule für Trompetenbläfer vermietet, haftet den Nachbarn megen 
der Yärmimmilfionen) oder unter VBenußung der vom Eigentümer gefchaffenen 
Einrichtungen (RG in IW 30,52 und 31 Beil. 187) die Einwirkung verurjacr 
hat. Die Klage kann aber auch unmittelbar gegen den Mieter oder Pächter 
gerichtet werden, der z. B. durch Anlage einer Eifenbabn auf der hierzu ac: 
pachteten öffentlichen Straße unerträglicden Lärm verurſacht. 

54) Die undermeidliche Folge iit, daß die Urteilformel nad der Seite des 
Vollguges hin unbejtimmt gehalten wird. Dem üblichen Einwand des Beklagten: 
die Befeitigung der Immiſſion fei unmöglich oder er verlange, day man ihm 
fage, wie er die Einwirkung vermeiden oder auf das zuläfjige Maß berabfeten 
fönnte, ift Damit zu begegnen, daß ihm volle Freiheit belajien werde, er mag die 
Urjache der Immiſſion befeitigen, wie es feinen Anterefien entfpridt. Poſitive 
Anordnungen können regelmäßig erit in der Zwangsvollſtreckunginſtanz getroffen 
werden; RG in IW 29, 438 und 501; 31 8.203; in Grucdhot 44,1096. Daß 
die Befeitigung der Veeinträchtigung unverhältnismäßig hohe Kojten verurjachen 
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in dad Grundjtüc des Immittenten gibt das Gejeg hier keine Handhabe; der 
Anſpruch iſt daher nicht pofitiv auf Leitung oder Herftellung, fondern regel: 
recht nur auf Unterlafjung der Immiſſion abzuftellen. Läßt fich dies nicht 
erreihen, jo muß allerdings die jchädigende Einrichtung bejeitigt werden. 
Im Intereſſe der freien Entwidelung der Induſtrie bejteht die Ausnahme,’* 
dat auf Grund der bürgerlichrechtlichen Ordnung der Eigentum: und Nach— 
barverhältniffe niemals die Einftellung eines obrigfeitlich genehmigten Ge— 
werbebetriebs, jondern nur die Heritellung ſolcher Einrichtungen, die die 
benachteiligende Einwirkung ausichließen, beanjprucht werden kann. Läßt 
ſich dies nicht durchführen, jo bleibt nur ein Anſpruch auf Schadloshaltung 
übrig. 


würde, gibt dem Einwirkenden kein Recht, ſich durch Zahlung einer Geldent— 
ſchädigung freizuſtellen; $ 251 findet auf den dinglichen Eigentumfreiheitanſpruch 
feine Anwendung; RG 51,408. Meijt wird jich durch das Gutachten von Sadı- 
veritändigen fejtitellen laffen, in welcher Weife die Immiſſionen auf ein ange 
meſſenes Maß eingeichränft werden können; 3.8. durch Anlegung von Siorf- 
wänden oder Schalldämpfern, feiteren Einbau einer Drudereimafchine, andere 
ee von Gewürzitößern, Verlegung des zu ſtarke Wärme ausitrahlenden 
ofens. 

55) Die Rechtepflicht zur Unterlaſſung, die ſich aus $906 ergibt, wird 
durch richterliches Verbot in Wirkung geſetzt. Ihre Vollitredung erfolgt nad 
CPO 8890; Verurteilung wegen jeder Zutiderhandlung zu einer Gelditrafe 
bis zu 1500 Mf. oder zur Strafe der Haft bis zu 6 Monaten (Höchitbetrag 
2 Jahre); Verurteilung ferner zur Beitellung einer Sicherheit für den durch 
fünftiges® Zuwiderhandeln entitehenden Schaden. 

56) Neich8-Gewerbeordnung $26 und dazu $$ 16, 24; das Landesgeſetz 
darf diefe Ausnahme nad EG 3. BGB Urt. 125 auch auf Eiſenbahn-, Dampf: 
Schiffahrt: und ähnliche Verfehrunternehmungen erjtreden. Won diefem Vor: 
behalte haben faft alle Staaten Gebrauch gemacht; Nieder 244; NG 53, 23. — 
Beichränft wird damit aber nur das allgemeine gejeßliche Verbietungrecht; ein 
privatredhtlicher, auf einem befonderen Titel berubender Anfpruch auf Einitellung 
des Betriebes fann mit voller Wirkung durchgefochten werden; NG 13, 52. 
Ferner kann nad GewO 8 51 wegen überwiegender Nachteile und Gefahren für 
da3 Gemeintvohl die höhere Vermwaltungsbehörde jederzeit eine gewerbliche Anlage 
unterfagen. Dazu Ausführunganteifung vom 24.8.1900 Nr. 18, 31. — Ge— 
werbliche Anlagen, die nicht nad) GewO 8816, 24 genehmigt find oder nicht 
genehmigt zu werden brauchen, unterjtehen dem Schuße des $26 nicht; NG 36, 
178; 37, 172; der Schuß reicht daher nur foweit, als die genehmigte Anlage 
unter den 816 fällt, RG 49, 86. — Auch andere Ausnahmen greifen ein. 
Insbeſondere wird der Rechtsweg ausgefchloifen, wenn die Einjtellung der in 
Ausübung des ftaatlichen Hobeitrechtes veranstalteten Schieübungen auf Grund 
der bierdurch berurfachten Immiſſionen verlangt wird (oben $ 45 A 13). 
Wegen der durch übermäßige Läuten von Kirchengloden verurſachten Störungen 
fönnen nah RG 56, 26 nur die mit der Überwachung der Kirchen betrauten 
öffentlichen Behörden angegangen mwerden; dies Urteil iſt auffallend; nachdem 
durch RG 55, 56 der Anspruch gegen den Milttärfisfus auf Unterlaffung von 
Störungen durch überfliegende Kugeln zugelafjen war, hätte auch bier dev Rechts— 
eg wegen de3 Anſpruchs auf angemefienen und ortsüblichen Gebrauch (natürlich 
nicht auf Unterlafiung des Läutens ſelbſt) zugeitanden werden jollen. 

57) GewO 826 a. E. ſpricht dies ſchlechthin aus, greift aber damit feines- 
wegs der civilrechtlichen Frage vor, wann eine Haftung auf Schadenerfaß beitebt. 
Dat die Immiffion objektiv unerlaubt ift, genügt hierzu noch nicht. Nach den 
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Bezüglich der Verjährung des Unterlafjung: wie des Schadenerjagan: 
ſpruchs ift zu beachten, daß die Immiſſionen regelmäßig auf fortdauernden 
Einwirkungen beruhen. Der bewirkte Nachteil ift daher nicht die Folge einer 
einmaligen Handlung, z. B. der Errichtung der Fabrik, jo daß mit diejem 
Zeitpunkt die Verjährung begönne, fondern des aufrecht erhaltenen rechts— 
widrigen Zuftandes. Das auf Unterlafjung der rechtswidrigen Immiſſion 
gerichtete Verbietungrecht entjteht aus jedem Eingriffe aufs neue.’ 


4. Bei Kollifion der Rechtsnormen ’* entjcheidet über den Umfang und 
Inhalt des dinglihen Verbietungrehts das Recht desjenigen Gebietes, in 
dem das von der Immiſſion betroffene Grundftüd belegen if. Wenngleich 
nad) dem Rechte des Immittenten der Nachbar ſtärkeren Bejchänkungen unter: 
worfen wird, jo kann doch die ihm gewährte größere Nechtsbefugnis das vom 
BGB gemwährleiftete Verbietungrecht des betroffenen Eigentümers nicht be— 
einträchtigen."® 


allgemeinen Grundjäßen des BGB, die bier durch die Analogie der $$ 987 II, 989 
verjtärkt werden, bedarf es außerdem des Nachweijes des Verichuldens, den der 
betreffende Eigentümer dem Immittenten gegenüber zu führen hat. Vergl. RG 
6, 217; 11, 341; 47, 99; und allgemein Hörle, Verwaltungsardyiv 10, 366. — 
Nah RS 47, 99, Eccius 1 $ 90 enthält die GewO $ 26 einen jelbjtändigen 
Grund für den civilrechtlichen Anspruch auf Schadenerfaß; dies tit dem BGB 
gegenüber in dem Sinne aufrecht zu erhalten, als darin ein Schußgeieß ge— 
mäß $ 5231 erfannt wird; für die Haftung müſſen außerdem die Voraus: 
jeßungen des $ 823 I noch erfüllt werden. — Vor dem Schadenerfaganfprucdh 
ſteht aber der auf Herjtellung von Einrichtungen, die die Einwirkung auf das zu 
duldende Mai herabſetzen. Daß diefe Schugmahregeln jo teuer zu jtehen fommen, 
dat jie die Nentabilität des Betriebes aufheben, bildet feinen Grund zur Ab- 
lehnung des Beſeitigunganſpruchs, wohl aber die Behauptung, daß die Ab— 
ſchwächung der Einwirkung technifch unmöglich oder mit den Einrichtungen des 
genehmigten Betriebes unvereinbar jei. Steht dies feit, jo Tann nur 

Schadenerjfaß begehrt werden, weil der Seritellunganfpruch die Betriebeinitellung 
auch nicht indireft erziwingen darf. Hörle 377; RS in IW 31 2. 181. 

55) 81985 ©.2 gilt nur für die einzelnen Anfprüche, die jih aus Dem 
Verbietungrechte ableiten. Dies Necht ſelbſt unteriteht al3 dingliches keineswegs 
einer von der eriten Immiſſion an laufenden Verjährung, jo daß der Rechtſchutz 
aus 8906 gegen eine jeit 30 Nahren bejtehende Anlage überhaupt verfagte. — 
Soweit der Schadenerfaganspruch fich auf eine unerlaubte Handlung gründet, 
beginnt die dreijährige Verjährungfriit des $ 852 mit der letzten rechtswidrigen 
Immiſſion. Erfaß wird begehrt wegen der durch die Immiſſion verurfachten 
Wertverminderung des betroffenen Grunditüds und nicht bloß wegen der eins 
maligen Handlung, durch die die Jchädigende Einrichtung geſchaffen worden tit. 
Vergl. RS 37,272 und pr. Verw. BI. 21,233 (Urteil vom 22.12.1899). 

59) Bd. 1 822 U 20. 


60) Daraus folgt umgefehrt: rüdt 3.2. A. feine Bäume bis didt an Die 
Grenze des B. und ift dabei dem U. nach jeinem Rechte ein Abſtand von 10 Fu 
geboten, das für B. geltende Recht fennt aber diefe Beſchränkung nit: jo darf 
B. nicht ein Verbietungrecht geltend machen, das zum Schuße feines Eigentums 
nicht bejtimmt ift. 
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1. Das Verbietungrecht gegen nachbarliche Veranftaltungen jest voraus, 
daß eine unzuläffige Einwirkung bereits ftattgefunden hat. Soll indeſſen ein 
vollwirkjamer Rehtsihug geboten werden, jo ijt an den Nachbar nicht die 
Zumutung zu ftellen, daß er in allen Fällen ruhig abwarte, bis die in Angriff 
genommenen Anlagen in jeine Rechtſphäre eingegriffen und einen vielleicht 
unmiederbringlihen Schaden verurjacht haben. Es muß ihm ein Einſpruch— 
recht oder ein Anspruch auf Vorbeugungmaßregeln bereits gegen die drohenden 
Gefährdungen zugebilligt werden. 

a) Nach deutihen Sagungen war ein Recht auf Abwehr anerkannt gegen 
alle Anlagen, die den erforderlihen Abjtand von der Grenze nicht einhielten 
und dadurch für das Nachbargrundjtüd eine Gefährdung verurjadhen." Daran 
wurde auch partifularrechtlih? allgemein feitgehalten; Brunnen, Kloaten, 
Magazine von Salz oder Gruben mit ätenden Flüffigkeiten ufw. mußten eine 
bejtimmte Entfernung von der Nadhbargrenze einhalten. An bereits vorhandene 
Gebäude durften neu errichtete Gebäude dagegen unmittelbar herangerüdt 
werden.” Die näheren Bejtimmungen, insbeiondere der Abjtandmaße, blieben 
regelmäßig den lofalen Baupolizeiverordnungen anheimgeitellt.* Kraft Reichs: 
rechtes treten hinzu die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaffenen bau-, 
feuer- und gejundheitspolizeilihen Worjchriften, deren Erfüllung bei den 
genehmigungbedürftigen Gemwerbebetrieben von amtswegen nachzuprüfen ift.® 

b) Das BGB läßt die Iandesgejeglihen Normen unberührt beftehen,* 





1) Sadjenfpiegel II, 51 $1: oven und gank (Öfen und Waflergerinne; 
nach anderen Quellen: heimelicheit) und swin kobe suln dri vuze von me 
zune sten. Stobbe-Lehmann 2 8 102 A 15. Lübifches R. Lib. III, Tit. 12 Art. X; 
a. Verw.:Bl. 23,713. Bffentlichrechtlihe Baubefchränfungen unten 
$ 75 

2) Preuß. ALRI.8.125. Schweinejtälle, Kloaken, Dünger: und Loh— 
gruben und andere den Gebäuden fchädliche Anlagen müſſen wenigitens drei Fuß 
rbeinländifh (0,939 Meter) von den benachbarten Gebäuden entfernt bleiben. 
Code civil Art. 674: Brunnen, Abtritte, Schorniteine uſw. müffen den durch bef. 
VO oder Herfommen bejtimmten Abjtand einhalten; ſächſ. GB $ 359, — Eccius 3 
g 170 A 21; Dernburg, pr. Br. 1 8 221. 

3) Stobbe-Lehmann A21; Dernburg A10. Anders 3.8. das preuß. 
ALRI. 8.131, ſoweit es nicht durch die Baupolizeiverordnungen außer Kraft 
gefeßt worden iſt. — Nach D. 10. 1. 13 mußte bei Errichtung eines Neubaues ein 
Abſtand von 2 Fuß don der Grenze des Nachbargrundſtückes eingehalten werden; 
in Hannover ift die Gültigkeit jener Quellenjtelle duch ein —— des Ob. 
App.G. Celle vom 8.1.1845 anerfannt, das m die Gefebesfammlung auf: 
genommen und damit geſetzlich bejtätigt wurde. 

4) So 3.2. preuß. Zujtändigfeitägef. 1.8.1883 88 143 f. 

5) Reich8-Gewerbeordnung $ 18. 

6) 890712 enthält einen befonderen Vorbehalt neben EG 124. Danach 
bleiben in Geltung die in A1—8 angeführten Normen; ferner württemb. AUG 3. 
BGB Art. 223 Abtritte, Düngerjtätten uftw. müflen foweit Abſtand halten, daß 
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bejtimmt aber ihre civilrechtliche Wirkung, indem es ein allgemeingültiges 
Prinzip über die Abwehr fFünftiger Gefährdungen aufftelt. Wenn mit 
Sicherheit vorauszufehen ift, daß von einer Anlage? des Nachbarn eine un: 
zuläffige* Beeinträchtigung ausgehen wird, jo kann der betroffene Eigentümer: 
1. gegen deren Herjtellung Einſpruch erheben oder 2. wenn fie bereits ange: 
legt ift, der Fortjegung ihrer Benugung und ihrer Beibehaltung entgegen: 
treten, jowie ihre Beſeitigung und die Herjtellung des ordnungsmäßigen Zu: 
jtandes verlangen.” Wenn aber 3. die Anlage den landesgejeglichen und 
insbefondere den polizeilichen Anforderungen entjpricht, dann fann die Be- 
jeitigung erft begehrt werden, wenn die Unzuläffigkeit der Einwirkung bereits 
tatfächlich hervortritt; denn bis dahin ift anzunehmen, daß die Gefährdung 
durch die Beobachtung jener Schußnormen ausgejchloffen wird.’® 

c) Die Beweislaft dafür, daß eine Gefährdung vorliegt, trägt der von 
ihr betroffene Eigentümer; im übrigen aber fteht ihm das allgemeine geſetz— 
liche VBerbietungrecht zur Seite. Der Gegner muß daher bemeijen, daß 
feine Einwirkung eine erlaubte jei.t 

d) Gegen die Anlage der genehmigungpflichtigen Gewerbebetriebe können 
im Berwaltungsverfahren vorbeugend Einwendungen binnen einer Aus: 
ihlußfrift von vierzehn Tagen nach Bekanntmachung des beantragten Unter: 
nehmens angebracht werden.““ Dabei dienen vor allem auch die gefeglichen 
Schusnormen des Nachbarrecdhtes des BGB als Grundlage. 

2. Ein unmittelbarer dingliher Anſpruch auf Vornahme der zur Ab: 





fein Schaden eintreten kann; badifhes AG Art. 18 Abſtand nach polizeilichen 
Vorfchriften. Ferner oben 8 72 U 20 f. — Danach iſt e8 3.8. zuläffig, daß das 
Landesrecht zugunſten der forſtwirtſchaftlichen Betriebe allgemein für Fabrik— 
anlagen einen bejtimmten Mindeftabftand vorjchreibt; vergl. auch EG 183. 

7) Unter einer Anlage (vergl. auch 88 1020 f., 1037, 10983, 2123 II) 
iſt eine durch menfchliche Tätigkeit gefchaffene Einrichtung auf dem eigenen 
Grundftüc zu verſtehen, von der eine fchädigende Zuführung auf das Nachbar— 
arundftüd und zwar durch phyſiſche Einwirfung ausgeübt Ar eö ijt daher auf 
den Begriff der Immiſſion zurüdzugreifen; oben 872 aU39f, 42, Daber ge: 
hören nicht bierher die Entziehung von Torteilen, wie 3.8. der Ausſicht oder des 
Lichtes durch Neubauten; auch nicht die durch Erhöhung oder Vertiefung einer 
öffentlichen Straße drohende Schädigung; NG 51,253. Poſitive Anwendungs— 
fälle find oben zu A8 erwähnt; ferner Anlegung einer en (OLG 4, 
61); — der bisherigen Benutzungweiſe (OLG 6, 111). 

8) Nach SS 903, 905, 906 oder nach den Normen * Landesrechtes. — 
Auf Bäume und Sträucher beziehen fich gemäß $ 907 II diefe Vorfchriften nicht; 
denn gegen dieſe ift bereitS durch $ 910 umd EG 124 (oben $72 A120) aus: 
reichende Hilfe gewährleiſtet. 

9) Beides nach $ 907 11; der Anfpruch auf Befeitigung und Unterlaffung 
fann auch auf 8 906 geſtützt werden. 

10) 890712. Auch bier gilt Gew.O. $26 (oben $72 U 56). 

11) Dies nach den oben in $72 A483 gegebenen Grundfägen. 

12) NReich3-Gewerbeordnung $17II. Dazu Ausführungsanmweifung bom 

9.8.1899 Nr. 14f. 
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wendung der Gefahr erforderlihen Vorkehrungen bejteht, wenn einem Grund- 
ftüd von dem Einfturz eines Bauwerkes des Nachbarn Beihädigung droht.? 
Es fann fich dabei 5.8. um Gebäude, Mauern, Schornfteine handeln; dem 
vollen Zujammenbruche jteht das Abftürzen einzelner Steine, Bretter, Stud: 
verzierungen gleich. 

Der Anfpruch fteht dem Eigentümer wie jedem zu, der an dem be— 
drohten Grundftüd ein dingliches Recht hat. Er iſt gegen den gegen= 
wärtigen Eigenbefiter oder jonftigen Unterhaltungpflichtigen ° zu richten. 
Ein Verjehulden an dem baufälligen Zuftande ift die Vorausfegung der Vor: 
fehrungpflicht nicht ; die Haftung kennzeichnet fich als eine objektive, durch die 
dinglihe Rechtslage begründete ; der Einwand ift aber zuläffig, daß die zur 
Abmwendung der Gefahr erforderliche Sorgfalt angewandt worden jei. Sit der 
Schaden bereits eingetreten, jo muß der gegenwärtige und ebenjo, wenn 
ihn ein Verſchulden trifft, der frühere Gigenbefiger des legten Jahres für 
deſſen Erjaß einftehen.** 

3. Eine Gefährdung kann auch dadurch herbeigeführt werden, daß 
durch die Anlage von Gräben oder Vertiefungen dem Boden des Nachbar: 
grundjtüds die erforderliche Stüße entzogen wird. Gegen diefe rechts: 
widrige *" Einwirkung fteht dem betroffenen Eigentümer das Recht des Ein- 
ſpruchs und der Anſpruch auf Wiederherftellung des bisherigen Zuftandes zu. 
Dinglich verhaftet wird der Eigentümer des vertieften Grundftüds und zwar 
objektiv,* weil er den gefährdenden Zuftand feines Grundftüds aufrecht 
erhält. Die Haftung jest mithin einen Rechtſatz des Inhalts voraus, daß 

13) 8908. Daneben greifen die öffentlichrechtlihen Baupolizeivorſchriften 
ein (unten $ 754 20) ‚die indeſſen nur die allgemeine Verfehrficherheit auf der Straße, 
das Leben der Bewohner uſw. ſchützen follen; zur Sicherung des privaten Eigentums 
ift der civilrechtliche Schuß umentbehrlih. — Im römischen Recht galt der eigen 
artige Rechtsbehelf der cautio damni infecti: der bedrohte Eigentümer und 
fonftige dinglich Berechtigte fonnte Sicherheitleiftung verlangen gegen Gefährdung 
durch nachbarliche Bauwerke, wenn der Schaden durch ziwedentfprechende Vor— 
richtungen vermieden werden fonnte. Statt Kaution zu jtellen, durfte der Be— 
langte dad Grundjtüd aufgeben: aut cavere aut carere. D.39.2.9 pr. und 
24.8. Vergl. Burdhard in Glüd, Pandektenkomm. Buch 39, 40 Teil2; Dern— 
burg, Band. 1 88 2307. 

14) Der Erbbauberechtigie, Nießbraucher ujw.; Turnau-Förſter 1, 290; 
Biermann $ 908. 

15) Die in s 836 I, 837, 838 aufgezählten Berjomen. Dagegen nicht der 

a 


frühere Befiger n 836 Il. 

16) Nach den Grundfägen von den unerlaubten Handlungen, $ 836 II; 
Bd. 1 .. Nr. B. 

17) Wann eine Vertiefung unzuläffig ift, ftellt $ 909 feſt. Sorgt der 
grabende Eigentümer für anderweitige Befeitigung, fo liegt jelbjtverjtändlich feine 
unerlaubte Einwirkung vor. — Von den Folgen, die eintreten, wenn ein Gebäude 
abgerifien wird und dadurch das Nachbarhaus den Halt verliert, handelt $ 909 nicht. 

18) Ohne Rüdjicht auf Verſchulden; OLG 5,151. Dies wird jedoch 
vorausgeſetzt, wenn gemäß $ 823 ein Schadenerfakanfpruch erhoben wird. 
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jedes Grundftücdeigentum der gejeglihen Beſchränkung unterliegt, wonach 
bei allen Bodenvertiefungen die nachbarlichen nterefien an der Boden: 
feitigfeit beachtet werden müſſen.““ 

4. Die genannten Abwehranſprüche find der Verjährung nicht unter: 
worfen.?” 


874 Uberbau und Notmeg. 


1. Wer bei Errichtung eines Gebäudes die eigene Grenze überjchreitet,! 
maßt fich widerrechtlich fremdes Eigentum an. Bei ftrenger Durchführung 
des Eigentumfchuges könnte der betroffene Nachbar die volle Bejeitigung des 
Bauwerks begehren, jomweit es auf feinem Gebiete errichtet ift. Nach gemeinem 
Rechte war diefe Folgerung nicht zu umgehen; gelang feine Ginigung,? jo 
mußte der Überbauende jein Haus auf die Grenze zurüdjegen.” Diejes volfs- 
wirtihaftlih durchaus unannehmbare Ergebnis, wonach dem lÜberbauenden 
ein Schaden zugefügt wird, der in gar feinem Verhältnis zu der dem Nachbar 
verurjachten Beeinträchtigung fteht, muß durch einen angemefjenen Ausgleich 
der beiderfeitigen Intereſſen unter Einjchränfung des ſonſt geltenden ab: 
foluten Schutzes der Eigentumberrichaft vermieden werden. 

Das BGB hat den gerechten Ausgleich darin gefunden, daß die Eigen: 
tumgrenzen unberührt beftehen bleiben,* dem Nachbar aber kraft Gejeges 
die dinglihe Pflicht zur Duldung des Überbaues auferlegt wird: im nachbar— 
lichen Intereſſe liegt auf jedem Grundftüd die geſetzliche Eigentumbeſchränkung, 
daß ein unverjchuldet vorgenommener Überbau gegen Entſchädigung ertragen 
werden muß.’ Da indeflen die unbegrenzte Dauer der Beſchränkung Dem 





19) Zuſtimmend: Cojad 8 214; OLG 4, 62 umd jet audh Biermann $ 909. 
Daher haftet nicht bloß, wer die Vertiefung vorgenommen bat, jondern auch der 
fpätere Erwerber des Grunditüds. — Ob die Vertiefung dauernd oder borüber- 
gehend ijt, bleibt fich gleich, NG 51, 179. 

20) 8 924. 

1) M. Wolff, Bau auf fremdem Grund u. Boden 1900; Kretzſchmar, 
Sächſ. U. 12,417; K. Hagena, Grenzüberbau, Diſſ. Freib. 1902; ©. Benz, 
Rechtsverh. am Überbau, Diff. Rena 1908; P. Böttger, Vorausf. des R. auf 
Duldung des Grenzüberbaues, Diff. Leip. 1903, 

2) Zu diefer lag alle Urfache vor; die Rechtslage drüdte auf den Über- 
bauenden, lieber viel zu zahlen als abzureigen und umgefehrt auf den betroffenen 
Eigentümer, lieber hoben Preis al3 jeinen Landftreifen zu begehren. Aber im 
Nachbarſtreite pflegt vernünftige Überlegung nicht zu fiegen. 

3) Der Verſuch, mit Leyſer medit. ad Pand. spec. 44,7, med.8 ein 
Miteigentum beider Grundeigentümer an dem Gebäude zu fonftruieren, ijt nicht 
durchgedrungen. Bähr, Entſch. des RG 106; in dem dort mitgeteilten Falle 
entzog ſich das Neichögericht der jtrengen Konfequenz nur, weil auf feiten des 
Klägers Argliit vorlag. 

4) Anders bisherige PBartifularrechte, die fraft Gefeßes einen Eigentum- 
erwerb gegen Entfchädigung eintreten ließen. So das preuß. ALR I. 9.340 f. 

5) 89121. über den Begriff der gefeßlichen Eigentumbefchränfung oben 
872 ASFf Sie iſt als foldhe weder eintragungbedürftig noch eintragumgfäbig; 
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Nachbarn das Intereffe an dem überbauten Landftreifen nimmt, wird ihm das 
unverjährbare Recht verliehen, gegen Abtretung diefes Landftreifens den 
Erjag des vollen Wertes zu begehren. Die Wirkungen diefes Vertrages, zu 
deſſen Abſchluß der Überbauende kraft Gefeges verpflichtet ift, werden nad) 
den Normen des Kaufes beurteilt.® 

a) Die Vorausjegungen der mit dem Überbau eintretenden gejeglichen 
Beſchränkung find folgende: 1. Schug wird gewährt nur dem Eigentümer ? 
und nur für ein über die Grenze gefegtes Gebäude,’ nicht für fonftige Bau— 
werke oder Einridhtungen ; eine Mauer, ein Gartengitter, Zaun oder Baum muß 
in jedem Falle zurüdverlegt werden. Zum Bergiffe des Überbaues gehört es, 
daß ein auf eigenem Grund und Boden errichtetes Gebäude in größerem oder 
geringerem Umfange auf fremdes Gebiet hinübergreift; ob dies, wie es der 
Regel entjpricht, nur teilweife oder ob ein fremder Landftreifen ganz damit 
bedeckt wird, bleibt fich gleich.” Dagegen liegt fein Überbau vor, wenn das 
ganze Gebäude nur auf fremdem Boden bergeftellt * oder wenn es auf 


wenn jedoch das Ülberbaurecht im einzelnen Falle vertragmähig geändert werden 
foll, fo fann dies durch Beitellung einer Grumddienjtbarfeit, die ſtets eintragung= 
bedbürftig ift, geichehen; oben 8 59 Nr. 4, 8 60 Nr.3; Gutjahr, Eintragungfähig- 
feit der gefeblichen Eigentumbefchräntungen, Diff. Heidelb. 1904 88 10f. — 
Vermöge diefer Natur tritt die gefetliche Beſchränkung (und das Rentenrecht) 
fofort mit dem BGB in Geltung für jeden am 1.1.1900 bereits beftehenden 
Überbau; RG 46, 143; 47,114; OLG 1,232; Wolff 188; Habicht 397. 

6) 8915; dazu 88 924 umd 433 f. Die bisher bezahlte Rente galt dem 
bisherigen Gebrauch de3 bebauten Bodens; fie fommt auf den Kaufpreis nicht 
zur Anrechnung. Bis zur Auflaffung und Eintragung des Erwerber ift bie 
Rente fortzubezahlen. Wolff 179. Auf einen nur zu borübergehendem Zwecke 
errichteten Bau (3.8. Ausitellungsgebäude) findet 8 915 Feine Anwendung; 
Wolff 90, abw. Hagena 34. 

7) Man wird dies Recht jachgemäß jedem in dem Grundbuch als Eigen- 
tümer Eingetragenen, nicht bloß dem „wirfliden“ Eigentümer zuaufprechen 
haben. Dagegen Biermann $912 A1; vergl. aber unten A14. Die Aus: 
dehnung auf den Erbbauberechtigten wird durch en II jichergeitelt. Der 
Nießbraucher oder gar der Pächter haben hierauf jedoch fein Anrecht; abiv. 
Dernburg, BR3 883. 

8) Genauer: Gebäudeteil; denn regelmäßig wird nur ein Teil des 
Haufes, 4.23. die Grengmauer und 80 cm der Geitenbreite, den Überbau dar— 
ftellen. Begrifflich könnte auch ein übergreifender Erfer, Dachvorfprung, Keller 
(fo Biermann A1; KG in RIAU 1,26) als Überbau angeſprochen werden; aber 
die Rechtsfolge des Bas jcheint mir bierauf nicht zu paflen; ich kann, ins» 
befondere wenn ich felbjt bauen mill, die Beſeitigung diefer übergreifenden Baus 
teile begehren. Vergl. Förfter DIZ 6, 244; Gutjahr 87. — Eine bloße Aus— 
bauchung der Mauer jtellt feinen Überbau dar; der Nachbar bat fie ohne 
Entfchädigung zu dulden, ſoweit er dadurch in der Benutzung ſeines Grundftüds 
nicht beeinträchtigt wird; oben $72 A11. AZuftimmend Wolff 92; Monid), 
ber. 3%. 38,179. 

9) Ebenfo im Ergebnis RG 52, 16. 

10) Die neuere Spefulation, für die ein Grunditüd nur als Handelsware 
in Betracht kommt, hat öfter den Fall gezeitigt, daß A. auf dem Grumditüd des 
B. und diefer auf dem des A. ein Haus errichtet hat. Auch wenn die Grunds 
ftüde unmittelbar nebeneinander liegen, handelt es jich doch nicht um einen Über— 


Endbemann, Lehrbuch. II. Band. 8.0.9. Aufl. 31 
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eigenem Grund, aber unter Verlegung der ein Bauverbot enthaltenden Grund: 
dienjtbarkeit des Nachbars errichtet worden iſt.“ 2. Die anomale Rechts: 
wohltat verdient nur, wer beweiſt,“ daß er weder vorjäglich noch grob fahr: 
läſſig!“ die Grenzüberjfchreitung begangen Habe; hierdurch ſoll frivolen 
Schädigungen des Nachbarn vorgebeugt werden, die Entſchuldbarkeit der 
Grenzüberjchreitung ift aus den tatjächlihen Verhältniſſen zu belegen.“ 
3. Dem betroffenen Nachbarn bleibt es vorbehalten, jeinerjeits die Grenzſchau 
zu halten; er mag gegen jeden Übergriff jojort Widerfpruch erheben.’ Sit 
dies gejchehen, jo erhält er fich den Anſpruch auf Bejeitigung des Uberbaues.“ 

b) Die Wirkung der hiernach eintretenden gejeglichen Eigentum: 
beſchränkung befteht in der dinglichen Zajt zur Duldung des Überbaues gegen 
Erlangung des Anſpruchs auf Entjcehädigung durch eine Geldrente.“ 1. Die 
Rente ift folange zu entrichten, als das Gebäude beftehen bleibt; wird es 
bejeitigt, fo fällt die Beichränktung fort, die Eigentummacht des Nachbars lebt 
zu voller Wirkung wieder auf.'* Der Anſpruch auf die Rente fteht dem zu, 
dejien Recht als Eigentümer, Erbbauberedtigter, Dienftbarfeitberechtigter ' 


bau. Vielmehr fann jeder Eigentümer fein Grundſtück mit dem Gebäude als 
Beitandteil herausbegehren, 8 946; über feine Haftung wegen ungereditfertigter 
Bereicherung $ 951. 

11) RG 47,356; 48, 262. Hier darf der Nachbar auf voller Durchführung 
feines begrenzten Rechtes, alfo auf der Bejeitigung des ferbitutentwidrigen Baus 
werfes beitehen. — Anders Seuff. U. 57,8. 

12) Der Überbauende trägt die Beweislaſt; RG 47, 114. 

13) 8276; Bd. 1 8$ 112, 114; Seuff. A. 56, 126. — Der Einwand des 
eigenen Verfchuldens des betroffenen Nachbars, der 3.8. als Verkäufer die Grenze 
ale dem Käufer angegeben hat, ijt nach Analogie des 8254 auch hier zu— 
zulaſſen. 

14) In der Stadt B. wurde die eine Uferſtraße ſchneidende Hauptſtraße 
gerade gelegt, ſo daß ſie nunmehr jene in anderem Winkel durchſchnitt. Infolge— 
deſſen erlitten alle Grundſtücke der Uferſtraße eine ſeitliche Verſchiebung, damit 
die Häuſer, die jetzt errichtet werden ſollten, gerade Wände bekämen. Die ent— 
ſprechende Vermeſſung wurde in Natur vorgenommen; es iſt aber verſäumt 
worden, die Neugeſtaltung der Eigentumverhältniſſe rechtlich durchzuführen und 
im Grundbuch einzutragen. Infolgedeſſen greift jedes Haus zum Teil auf den 
Grund des weſtlichen Nachbars über und trägt zugleich die Überbaulait von 
jeiten des öſtlichen Nachbars. Ein Verfchulden des einzelnen liegt bier nicht vor; 
das liberbaurecht ift jedem, auch dem bloß Buchberechtigten zugufprechen. — Xergl. 
ferner den Fall in RG 52, 17: Überbau nah Abſchluß des Kaufvertrages, aber 
bor Yuflaffung und Eintragung. 

15) 8912 14. E. 

16) Hier kommt außerdem der Anſpruch wegen Beſitzentziehung oder Be— 
ſitzſtörung zu wichtiger Bedeutung. — Wird kein Widerſpruch erhoben, ſo tritt als 
Verſchweigungfolge das Uberbaurecht in Wirkung; Wolff 116. Eine Anfechtung 
der Unterlaffung des Widerfpruchs gibt es ebenſowenig wie eine Wiedereinjegung 
gegen die Verfäumung wegen Irrtums oder argliitiger Täufchung. 

17) 8912111. 

18) Das gilt mithin auch, wenn das Gebäude nur foweit, als es über- 
gebaut ift, abbrennt. Vergl. 891412. 

19) 88 9181, 916. Nicht der Hhpothefengläubiger; vergl. aber 8 1126. 
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durch den Überbau betroffen wird. Sie ift alljährlich im voraus zu ent- 
rihten.?° Ihre Höhe wird nah dem Werte bemefjen, den das betroffene 
Grundſtück zur Zeit der Vornahme des Überbaues hat ;?" fpätere Sinderungen 
des Grumdftücdpreifes oder der Verwertbarkeit des belafteten Grundftücs 
jollen hierauf ohne Einfluß fein. 2. Das Nentenrecht erfcheint feiner Natur 
nach als ein kraft Geſetzes entjtehender obligatorifcher Entſchädigunganſpruch. 
Nach der Auffaffung des BGB joll die Rente aber mit dem Eigentumredht 
an dem betroffenen Grundſtück dinglich verbunden jein und nad Art einer 
dinglihen LZaft auf dem durch den Überbau begünftigten Gebäudegrundſtück 
ruhen, auch allen an dieſem beftellten begrenzten Rechten im Range vor: 
gehen.” Dementiprechend wird das gejegliche Nentenreht im allgemeinen 
den Grundjägen über die Neallaft unterſtellt.“ Seine Natur als Legal: 
obligation zeigt fich jedoch darin, daß die Rente weder eintragungbedürftig, 
noch eintragungfähig ift.”* Soweit dagegen duch Rechtsgeſchäft auf die 
Rente verzichtet oder ihre Höhe vertragmäßig feitgeftellt *° werden joll, ift die 
dinglide Wirkung diefer Rechtsänderung von der Eintragung abhängig.” 
2. Eine weitere gejegliche Beſchränkung der Nachbarn entipringt aus 
der Notlage des Eigentümers, deſſen Grundftüd der zur ordnungmäßigen 
Benugung notwendigen Verbindung mit einem öffentlichen Wege darbt.?? 


20) 891311. 

21) $ 912112. 

22) $8$ 9131, 91411. 

23) 8914 III umd danach bejonder® 8 1105. 

24) 8914 111; oben 860 Nr.3; Gutjahr 86. — Hier zeigt fich deutlich 
die Zwitternatur des Nentenrechtes; 914 111 fteht in Widerfpruch mit 914 IT. 

25) $ 914112 betrifft jede, auch die erjtmalige Feitfegung der Rente, die 
in Abweichung von der durch 8 912 112 bejtimmten geſetzlichen Höhe erfolgt. 

26) Die Eintragungbedürftigkeit Spricht $ 914 112 aus. Es fragt jich, ob 
nicht auch andere Änderungen eintragungfähig find; fo die Beitimmung, dab die 
Rente nicht den übrigen begrenzten Rechten vorgeben foll, dat das Nentenrecdht nach 
bejtimmter Zeit oder fonjtiwie abweichend von $ 91412 erlöfchen joll, daß es 
underjährbar werden foll durch die Eintragung (nad) Turnau-Förſter 1,315; 
Wolff 162 iſt es aus fich bereit3 unverjährbar, nach Kohler, Eid. U. 87,288; 
Hagena 51 ift e8 verjährbar, vergl. 8 924). Die Frage iſt nach den oben $ 59 
Nr. 4 dargeitellten Grundfäßen zu beantworten; jotweit die gemollte Rechts— 
änderung rechtserheblich ijt oder den Inhalt einer Grunddienitbarfeit bilden 
fann, iſt m. E. die Eintragungfähigfeit zu bejahen. Vergl. dazu insbefondere 
Gutjahr 57, 102. 

27) 8917. — Das römifche Recht gab einen Zivanganfpruch nur auf das 
iter ad sepulcrum, D.11.7.12pr. Im gemeinen Rechte herrichte über die 
Anmendbarteit der servitutes necessariae völlige Unflarheit (Seuff. U. 1, 177 
und 321) ; meijt wurde behauptet, dat nur äußerte Nottwendigfeit diefen Eingriff 
in die Nachbarrechte rechtfertigen könne. Vergl. Glüd9 8628. — Die Ent: 
widelung des Nottvegerechtes beruht durchtveg auf dem deutichen Recht. Belege 
bei Araut, Grundrig $ 98; Stobbe-Lehmann 2 8101 Nr.1. Daran ans 
fchliegend das preuß. ALRI.22.3f. (Eccius 3 8187; Dernburg, pr. Br. 1 
$ 297); Code civil Art. 682; ſächſ. GB 8 345. 
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a) Die Vorausjegungen müfjen jcharf eingeftellt werden, damit nicht eine 
übermäßige Beeinträhtigung und Wegeverwirrung infolge des Anſpruches auf 
den Notweg entjtehe. Wer ihn verlangt, muß nachweifen, daß die bejtehenden 
und von ihm aus eigenen Mitteln herjtellbaren ° Wegeverbindungen für 
eine Benugung, die dem gegenwärtigen und aus den objektiven Verhältnifien 
begründeten °° Wirtjchaftzuftande des Grundftüds entſpricht, unzulänglich *° 
find. Dies kann zum Beijpiel daraus hergeleitet werden, daß durch Die 
Anlage eines Artilleriefchießplages die bisher benugte Weganlage ungangbar 
gemacht ift oder daß durch Entdedung eines Brauntohlenlagers ein neuer Be: 
trieb eingerichtet wurde, für den die bisherigen Verbindungen nicht mehr aus: 
reihen. Daraus begründet fich zugleich die Ausnahme: wer durch eigene 
willfürlihe Handlungen fi in die Notlage verjegt hat, indem er zum Bei: 
jpiel durch Anlage eines Fifchteiches fi den Weg verlegte, entbehrt des 
Rechtes auf den Notweg.” Wird dagegen ein gejchloffenes Grundftücd oder 
Befistum zerlegt, jo entjteht wechjelweije für jeden Teil eine Notweglaft oder 
ein Notwegrecht je nach dem Zuge der bisher benugten Verbindung mit dem 
öffentlichen Wege.?? 


b) Richtung und Umfang des Notweges wird, wenn feine Einigung 
erfolgt, nad) richterlihem Ermeſſen feſtgeſtellt.“ Es handelt fich dabei zu— 
nächſt nur um die Herftellung der unentbehrlichen Verbindung zu einem öffent: 


28) Hann der Eigentümer fich ſelbſt helfen, 3.8. durch Anlage eines, wenn— 
gleich weiteren und Eojtjpieligeren Weges über feine eigenen Felder oder durch 
den Bau einer Brüde über feinen Bad, fo fehlt die Notlage. So aud OLG 2, 
506. Sit die Notlage eine allgemeine, 3.83. ein ganzes Dorf, das in Waflernot 
geraten iſt, betreffende, jo muB nach öffentlichem Rechte mit der Enteignung vor— 
gegangen werden. — Die Notweglaſt entfällt nicht ſchon deshalb, weil ein anderer 
Nachbar den Anſchluß an den öffentlihen Weg gegen Entgelt gejtatten will. 

29) Zu Zwecken der bloß perjünlichen Bequemlichkeit de3 anderen oder zu 
Iaunenbaften Qurusveranitaltungen braucht der Nachbar nicht berzubalten. 
Undererfeit3 darf aber nicht engberzig etiva darauf bejtanden merden, dab 3.82. 
aunächit die Rentabilität einer Neuanlage nachgewieſen merbde. 

30) Die Herftellung einer bequemeren Verbindung kann nicht erzwungen 
werden. Indeſſen iſt der Maßſtab ein relativer, den wirtſchaftlichen Zuſtänden 
angepaßter; „notiwendig“ ijt auszulegen im Verhältniſſe zu einer „ordnung= 
mäßigen“ Benußung. 

31) 89181. 

32) 8918 II. Dies gilt aber nicht al3 eine mit der Veräußerung ftille 
fchiweigend errichtete oder vorbehaltene Belaitung; vielmehr muß nad den all- 
gemeinen Regeln auch bier die Rente gezahlt werden. 

33) 8917 S2. Das Urteil ijt rechtögeitaltend; es bejtimmt, welche fonfrete 
Geſtalt die bejtehende gefeßliche Duldungpflicht anzunehmen bat. Zuftimmend 
Turnau-Förſter 1, 319 und die allgemeine Lehre. — Aktiv legitimiert ift der 
Eigentümer (Miteigentümer, Erbbauberechtigte, 88 1011, 1017, EG 63) des in 
Notlage befindlichen Grundſtücks; paſſiv legitimiert der Eigentümer des Nachbar— 
grundjtüds (Sämtliche Miteigentümer; nicht der Nießbraucher oder Pächter, denn 
air nicht verfügungberechtigt über die Subſtanz des Grundſtücks). Biermann 
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lichen Wege; die Landeögejege ?* können das Notwegereht aber ausdehnen 
auf den Zugang zu einer Wafjerftraße oder einer Eifenbahn, zumal infoweit, 
als das Legen von Anjchlußgeleifen in Frage kommt. | 

c) Der Notweg hat die rechtlihe Natur einer gejeglichen Eigentum: 
beſchränkung, die jämtliche Zwifchenlieger betrifft.” Die Entfhädigung muß 
wie beim Überbau in Form einer Rente gewährt werden.?® 

3. Andere Notrechte,“ wie das Hammerſchlag- oder Leiterrecht, um 
Ausbefferungen an dem eigenen Haufe vom Nachbargrundſtück aus vorzu— 
nehmen, oder das Ummende:, Kehr: oder Pflugredht, um beim Beadern des 
eigenen Grundftüds auf dem Nachbarboden wenden zu können: haben ic) 
praftijch nicht bewährt. Das BGB hat fie daher nicht aufgenommen. 


8 75. Begrenzung des Eigentums im öffentlihen Intereſſe. 


1. Die gejeglihe und foziale Gebundenheit des Eigentumrechtes, die 
bisher nad) der civilrechtlichen Seite des Nachbarrechtes hin betrachtet wurde, 
erhält die ftärkfte Ausprägung unter dem Gefichtpuntte des öffentlichen Inter: 
eſſes.“ Es handelt fi dabei einmal um Mufopferungen, die zum Wohle 
der Gejamtheit oder bejtimmter Intereſſen erzwungen werden; hierfür gilt 
der allgemeine Grundjag, daß eine Entziehung des Eigentumrechtes nur gegen 
Entſchädigung ftattfinden darf.? Andere Normen find dagegen bejtimmt, die 
im Eigentumbegriffe felbjt liegenden Schranken zu allgemeiner Durchführung 


34) EG Mrt. 123. Die Verhandlungen des preuß. Landesökonomie— 
follegiums (1889) ©. 689 gaben dem Bundesrate den Anlaß zur Einftellung 
diefes Vorbebaltes. Da aber bereit? EG 113 außreicht, hat bisher fein Staat 
davon Gebrauch gemacht. 

35) Daber gelten die oben A5 für den Überbau dargeitellten Grundfäte. 
Die Beichräntung dauert nach $ 91711 nur bis zur Behebung des Mangels. 

36) 891711; dazu oben Nr.1b. Nicht gilt bier der Anſpruch auf Abs 
tretung gegen Werterfab nach $ 915. 

37) Mot. 3,261; Stobbe-lehmann $ 101. 

1) Vergl. im allgemeinen: Biermann, Privatrecht und Polizei in Preußen, 
1897; Anſchütz, Verwaltungsarchiv 5,1; Stier-Somlo, die Pflicht des Eigen— 
tümers zur Erhaltung feines Eigentums in polizeimäßigem Zuitande, ebenda 6, 
275. Die Lehrbücher des Verwaltungredhtes von G. Meyer, E. Loening, Otto 
Mater; Sendel, bayer. Staatsr. Bd. 3. 

2) Die Abgrenzung im einzelnen ift nicht überall unzweifelhaft. Wenn 
in den Verfafjungen, 3.8. preuß. Verf. Art. 9, die Unverleglichfeit des Eigen» 
tums gemwährleiftet wird, fo daß eine Entziehung nur aus Gründen des öffent» 
lichen Wohles in den gefeßlich feitgejtellten Fällen und nur gegen Entſchädigung 
ftattfinden darf: fo gilt dies lediglich für die Eigentumberrfchaft, wie fie jich als 
pofitive Rechtsmacht nach bürgerlichem und öffentlichem Nechte daritellt. Daher 
werden die weiteren Schranken zumal des preuß. ALR I. 8 hierdurch nicht berührt; 
die Polizei wird keineswegs gehindert, ſoweit das Geſetz e3 geftattet, auch in das 
Privateigentum einzugreifen. 
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zu bringen; was hierbei, zumal polizeilich, erzwungen wird, begründet einen 
Erſatzanſpruch regelmäßig nicht.® 

Unter dem Einflufje diefer Normen tritt Elar hervor, daß es ein abſo— 
lutes und jchranfenlojes Eigentum überhaupt nicht gibt. Wie das öffentliche 
Recht dem Bürger in wirkſamerer Weiſe als das bürgerlihe Geſetz gegen 
Immiſſionen und jhädigende Einwirkungen aus Anlagen und VBeranftaltungen, 
die der Eigentümer bei ſich trifft, Schuß gewährt: * jo greift es auch pofitiv 
ein und verpflichtet den Eigentümer, dafür Sorge zu tragen, daß fein Eigen: 
tum fich jederzeit und dauernd in einem mit dem Gemeinwohle verträglichen 
Zuſtande befindet, und es nur fo zu benutzen, daß die polizeilich zu ſchützenden 
öffentlichen Intereſſen nicht beeinträchtigt oder gefährdet werden.” Der Sat, 
daß niemand in dem erlaubten Gebrauche feines Eigentums durch polizeiliche 
Maßnahmen beſchränkt werden darf, führt dazu, daß umgekehrt gegen jede 
Benutzung zu geſetzlich verbotenen Zwecken einzufchreiten iſt.“ Dagegen recht: 
fertigt fi ein polizeiliches Einjchreiten nicht, wenn der Eigentümer durch 
zwedwidrigen Gebrauch feiner Sachen nur fich felbit, und nicht Dritte, ge: 
fundheitlichen Gefahren ausſetzt; die Polizei hat fein Recht, den einzelnen 
Menſchen gegen fich jelbjt zu ſchützen.“ 


3) So bezüglich des preuß. ALR II. 17.10 und Gejeß 11.3.1850: RG 
19, 355; OLG 24,399; 25, 410. 

4) Vergl. dazu oben $72 U51, 56f.; 873 Ab. 

5) Die Geltung dieſes Sabes felbſt it unbejtritten; er wird vom preuß. 
OLG in ftändiger Rechtiprechung fejtgehalten und ausgebildet (OVG Entid. 
39,397; Kamptz, R.ipred. des OVG 4, 960 und Ergänzungsband 1, 516; 
2, 576). Eine abſchließende wiſſenſchaftliche Begründung ift für dieſe Norm 
jedoch noch nicht geboten worden. Aus dem reichen Inhalte der Entjcheidungen 
find ———— Beifbiele hervorzuheben. Der Eigentümer ijt verpflichtet, auf eigene 
Koften (vorbehaltlich des Nüdgriffes nach bürgerlibem Nechte) den auf feinem 
Grundſtück befindlichen jtagnierenden und daher gejundheitgefährdenden Graben 
zuzufchütten. Gebot, auf dem eigenen Grundftüd dafür zu forgen, dab den 
Bewohnern, Arbeitern ufiv. gefundes Trinkwaſſer und in den Klofetanlagen Spül: 
wafjer zur Verfügung ſtehe. Werbot des Aufſtapelns übelriechender Herings— 
tonnen; der gefundheitichädlichen Ableitung von Hausgewäflern in die Weges 
gräben. Gebot der ordnungmäßigen Einrichtung und Entleerung von Abtritt- 
gruben. — Über die Feititellung der Verpflichtung 3.B. zur Straßenreinigung 
= 3,4 —— der Koſten ſteht der Rechtsweg offen; RG 25, 325; 37,331; 

amp 
6) © darf die Benubung des eigenen Haufes zur gewerbmäßigen Unzucht 
verboten und einer Proſtituierten darf fogar, foweit es zur Durdführung der 
fittenpoligeilichen Aufficht erforderlich iit, das — ihres eigenen Hauſes 
unterfagt werden. OVG im preuß. Verw.Bl. 23, 631. 

7) Dies würde ſonſt zu einer unerträglichen Bevormundung führen. 
Daher darf dem Eigentümer der eigene perſönliche Genuß des geſundheitſchäd— 
lichen Waſſers aus feinem Brunnen nicht verboten werden; Kamptz, Ergänzungs⸗ 
band 2, 577; preuß. Verw.-BI. 23, 534. Wenn aber das Rublihum oder Kinder 
diefen Brunnen benußen könnten, find befondere Abiwehrmaßregeln gerechtfertigt; 
preuß. Verw.⸗Bl. 21, 266. 
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Das BGB läßt die hierauf bezüglichen Reichs: und Landesgeſetze un: 
berührt.* Die wichtigſten diefer Vorjchriften betreffen folgende Materien. 

2. Durch Reichsgeſetz find ſolche Eigentumbeichräntungen feftgelegt, 
deren Zwecdverfolgung in der allgemeinen Wohlfahrtpflege, die ſich über das 
ganze Reichsgebiet erftredt, begründet ift. 

a) Im Intereſſe der militärifchen Nugbarkeit von Verteidigunganlagen 
wird das Grundeigentum in der Umgebung von Feitungen ? derart bejchräntt, 
daß je nach der Nähe zu den Ummallungen bauliche und andere Anlagen gar 
nicht oder nur in bejtimmter Höhe und geringer Stabilität errichtet und ge: 
balten werden dürfen. Die Abjtufung erfolgt nach drei Rayons, die in einen 
Rayonplan und ein Rayonkatafter eingetragen werden. Für die Wertver- 
minderung, die ein Grundftüd infolge der kraft des Rayongeſetzes ein: 
tretenden Beichränfungen erleidet, leitet das Reich Entjehädigung ; und 
zwar regelmäßig durh Zahlung einer Rente, bei Wertverminderung um 
mindejtens ein Drittel aber durch einmalige Geldabfindung. 

b) Gewerbliche Anlagen, die durch ihre örtliche Lage oder ihren Betrieb 
erhebliche Nachteile, Gefahren oder Beläftigungen herbeiführen können, find 
im öffentlichen Intereſſe kraft Gejeges der Genehmigungpflicht unterſtellt.“ 
In dem Genehmigungverfahren find alle von den Nachbarn erhobenen Ein- 
wendungen von den Verwaltungsbehörden zur Erledigung zu bringen ;'? 
Einwendungen, die auf befonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, find da= 
gegen zur richterlihen Entjcheidung zu vermweijen.!® 


8) Bergl. EG 32; 106, 109—111, 113, 115—117, 119, 122—125. 

9) Sog. Rayhongeſetz vom 21.12.1871; vergl. auch für Kriegshäfen 
Gejeß vom 19. 6. 1883. — Vergl vor allem: Laband, Deutjches Staatör. 4. Aufl. 
4,313; Roth, D. Privatr. 3, 184; Mandri-Geib 379. 

10) Dem im Rayonfatajter bezeichneten Befiter des Grunditüds ($ 36 IV); 
diefer iſt formal dazu legitimiert. Negelöberger in Hirths Annalen (1880) 
241; RG 17,33; 22,31; 24,29. Der Entfhädigunganfpruch ijt ein rein civils 
rechtlicher. 

11) Reichs-Gewerbeordnung 88 16f. Dahin gehören 3.8. Schießpulver— 
fabrifen, Gasanftalten, Hammerwerke, chemiſche Fabriken, Gerbereien, Ab— 
deckereien, Celluloſefabriken, Verbleiungsanſtalten ufw. über die Rechtsverhält— 
niſſe der Nachbarn dieſer Anlagen vergl. oben 8 72 U 56. 

12) Gew.O. 8 17: das Unternehmen wird zur öffentlichen Kenntnis ge— 
bracht unter der Aufforderung, etwaige Einwendungen binnen 14 Tagen anzu— 
bringen. Dazu Ausf. Anw. 1.5.1904 Nr. 18. Nach $ 18 hat die Behörde aber 
auch von amtswegen zu prüfen, ob die neue Anlage erhebliche Gefahren, Nach— 
teile oder Beläftigungen für das Publikum berbeiführen fönne, und danad) 
nötigenfall3 die Genehmigung zu verfagen. Vergl. Gallenfamp, Sächſ. U. 1,720; 
Rohmer, preuß. Verw.-Bl. 21,80. Die Verwaltungbehörde hat dabei außer den 
Grundfäßen des öffentlichen Rechtes auch die nach dem BGB gebotenen nadbar- 
lihen Eigentumbeſchränkungen zu beachten. , 

13) Gew. ©. 8191. Einen privatrechtlichen Titel enthält 3.8. eine 
Grunddienftbarkeit, nicht aber die Behauptung einer aus dem Nachbarrecht ber» 
rübrenden allgemeinen gejeblichen Eigentumbejchräntung (diefe gehört viel— 
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c) Zur Abwehr gewiffer Seuchen ſowie zum Schuße gegen Erkrankungen 
ujw. wird das Privateigentum dem Eingriffe der Staatsgemwalt nad Art der 
Enteignung unterftellt. Peſtkrankes und jeuchenverdädhtiges Vieh '* Toll 
getötet, verfäljchte oder gejundheitsgefährliche Nahrungsmittel *’ follen ver: 
nichtet werden. Zum Zwed der Bekämpfung der Reblaus '* dürfen Wein: 
berganlagen zerftört werden. In manden Fällen billigen die Reichögejege 
dem Betroffenen eine angemefjene Entſchädigung“ zu, wobei das Verfahren 
über die genauere Fejtitellung zum Teil den Zandesgejegen anheimgejtellt wird. 

d) Dem Reiche ift die Verpflichtung auferlegt, für den betriebficheren 
Zuftand der Eifenbahnen zu forgen.* Someit der Zweck es erheifcht, darf 
die Anlage und Ausrüftung der Eifenbahnen genauer normiert werden. 

3. Den Landeögejegen werden die Vorjchriften vorbehalten, die im 
öffentlichen Interefie, aljo zu Zweden der allgemeinen Wohlfahrt, gewiſſe 
tatfächliche ? Verfügungen des Eigentümers beſchränken. Dahin gehören 
vorzugweiſe alle baupolizeilichen 2° Schranken, die naturgemäß den örtlichen 


mehr unter $ 17; jo RG 13, 52; Landmann, Gew. O. 3. Aufl. 1, 164; 
Rohmer 79). Nur die auf befonderen privatrecdhtliden Titeln berubenden Ein— 
mendungen find bon der Ausichlußfriit des $ 17 befreit (Landmann 177); alle 
anderen werden mit Ablauf jener Friſt verichtviegen, für fie gilt dann $ 26. 

14) Reichögef. zur Befämpfung der Rinderpejt vom 7.4.1869 8 32; ferner 
bom 23.6. 1880 in der Neufaflung vom 1.5.1894 für Haustiere, über die Ent- 
re Er li 88 57 f.; dazu preuß. Geſetze vom 12.3.1881; 22.4.1892; 
.5. 1894. 


15) NReichögejeß, betr. den Verkehr mit Nahrungmitteln, vom 14. 5. 1879 
$2 und 29.6.1887 (Laband 3, 256) ; betr. den Verkehr mit Butter ufto., vom 
15. 6. 1897 8 8; betr. Verfehr mit Wein vom 24. 5.1901; betr. Schlachtvieh= und 
Fleiſchbeſchau vom 3.6.1900 (in Kraft getreten gemäß Kaiſ. Werordn. vom 
7.7.1902 am 1.4.1903; dazu Ausf. Beit. des Bundesrates 3.5.1900 und 
27.3.1908; preuß. AG 28.6.1902 und Min.:VO. 20.3.1903), 

16) Reichsgeſ. vom 3.7.1883 8 10, 

17) Vergl. A14. RG 7, 37; 18, 284; 15, 261; 22, 120. 

18) NReichsverfafiung Art. 43; Betriebordnung für die Haupteifenbahnen 
Deutfchlands vom 15. 11.1892, deren Gültigfeit bejtritten wird. Vergl. Roſen— 
berg in Hirth, Annalen 1902 ©. 13; Born, Reichs-Staatsrecht 2. Aufl. 2, 302; 
Zaband 3, 111; für die Gültigkeit RG 13, 147 und in Strafj. 24, 319; Arndt, 
Verordnungreht 102. — Über das Reichs-Telegraphenwegegeſetz 18. 12.1599 
vergl. oben 871 A 10f. 

19) E& 111 betrifft nur diefe. Den rechtlichen Anhalt des Eigentums darf 
da3 Landesgeſetz auch im öffentlichen Antereife nicht nach Belieben bejchränten; 
die Kompetenz hierfür wird durch EG 112, 115—117, 119, 124 genau ab- 
geitedt. 

20) Dieje greifen in das Grundjtüdeigentum ganz befonders tief ein. Es 
handelt jich zunäcit um Sicherungmaßregeln gegen die Gefahren des Einiturzes 
oder der Gejundbeitjtörung (3.2. gegen das Bewohnen feuchter Kellerräume 
oder von Hängeböden; vergl. BGB 8 544 und Bd. 1 8 168 A 24), gegen Feuer: 
gefahr (3.8. in einem Theater oder Warenhaus; jteinerne Treppen, Notauss 
gänge). Außerdem fommen nadbarlicde Nüdfichten (Abjtand von der Grenze, 
oben 873 Nr. 1a) oder die Intereſſen an geraden, fchönen Straßen oder an der 
Erhaltung des Iandichaftlichen Reizges einer Stadtanlage (Verbot in X. in der 
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Verhältniffen angepaßt werden müflen. Ferner find jeit alters für die Be: 
wirtihaftung von Landgütern Drdnungen gejegt, welche einer übermäßigen 
Zeriplitterung, der Dismembration *! der Güter entgegentreten und auch 
eine Werfoppelung ?? der zerjtüdelten Grundftüde unmittelbar erzwingen. 
Zur Erhaltung und Pflege der Waldungen ?? find im Landeskulturinterefje 
die Holzungen der behördlichen Aufficht unterftellt, au) werden Wald: 
genofjenichaften errichtet zur gemeinfamen Anlage von Schugvorrichtungen 
ujw. Zur Sicherung gegen Überjhwemmunggefahren werden Deichgenofjen= 
haften ** aus den Grundbefigern des Überſchwemmunggebietes gebildet, 
denen kraft Geſetzes eine Deichpflicht auferlegt wird. 

Die Rechtsbefugnifje der Polizeibehörden, denen font der Schuß äjthe- 
tiſcher Intereffen nicht zur Aufgabe gemacht wird, erfahren eine wejentliche 
Erweiterung dur die Normen, wonach bejtimmte Gegenden, die durch be— 
jondere landichaftlide Schönheit ausgezeichnet find, gegen Berunftaltungen 
durch das polizeiliche Verbot der Anbringung von Reklameſchildern, Auf: 
ihriften oder Abbildungen geſchützt werden fünnen.?® 

4. Bejonders wichtige Bedeutung fommt den Enteignunggejegen ?° zu 


Näbe des Schlofies zu bauen) oder ihres hiſtoriſchen Gepräges (Rothenburg ob der T.) 
in Betracht. Über die zahlreichen Partifularordnungen, zu denen faft überall 
bejondere Ortſtatuten treten, vergl. &. Meyer, D. Verwaltungrecht 2. Aufl. 1, 
199. In Preußen hatte eine epochemacdhende Bedeutung das Straßen= und Baus 
— vom 2.7.1875, das indeſſen zu zahlloſen Streitfragen Anlaß bietet; 

Kamptz 4, 500 und Ergänzungband 2, 527. — Über die Eniſchadigungpflicht 
wenn eine neue Baubeſchränkung eingeführt wird, nachdem die alte aufgehoben 
war (Berliner Stadtmauer), vergl. RG vom 27.4.1900 in preuß. Verw. Bl. 
23,170; das Reichögericht bejaht die Pflicht umd erflärt dort zugleich, daß die 
„öffentlichrechtliche Servitut der Unbebaubarfeit” erjt mit der Veröffentlichung, 
nicht bereit3 mit dem Erlai des Bebauungplanes entitehe. — Eine eingehende, 
den Abitand der Gebäude (regelmäßig 12 Fuß), das Feniterrecht und Ausſicht— 
recht (jo dab der Bewohner des Haufes stehend oder jitend und ohne Körpers 
berrenfung die Ausficht auf das Meer habe) genaueſtens regelnde Bauordnung 
bat bereits Kaiſer Zeno erlafien; C. 8.10.12. Die ältejten deutſchen Stadtbau— 
ordnungen jind die von Ehlingen 1467 und von München 1489. 

21) EG 119 Nr.2. Stobbe-Lehmann $ 100 412; preuß. ee, ae Be⸗ 
förderung der Errichtung von Rentengütern vom 7.7. 1891. — EG 6 

22) Preuß. Gef. vom 7.7.1821 und 2.4.1872. EG 113. 

23) Preuß. Geſetz dom 6.6.1875, 14.8.1876 und 14.3.1881. —— 
Stobbe-Lehmann 326 f.; Roth $ 238; Dernburg, pr. Br. $ 217 Nr. 2. — Bayer. 
Foritgef. 28. 5. 1852; württemb. Foritpoligeigei. 8.9. 1879. 

24) Preuß. Sei. bom 28.1.1848. 

25) Breuß. Gef. 2.6.1902 mit dem häßlichen Titel: „gegen die Ver— 
unſtaltung — haftlich hervorragender Gegenden“ ; dazu Min. Verf. im preuß. 
Verw. BI. 23, 

26) ẽ6 at 109. — liber die umfangreiche Literatur vergl. ©. Meyer, 
Verwaltungsrecht 2. Aufl. 1 8100; DO. Mayer, D. Verwaltungsrecht 2 $ 34; 
Stobbe-Lehmann $ 121; Roth $ 246; 3. Seydel, Enteignung bon Grundeigentum 
8. Aufl. (1903); Zoebell, Enteignunggejeß; Eger, Komm. zum Enteignunggef. 
2. Aufl.; M. Layer, Prinzipien des Enteignungredts 1902. — Preuß. Gef. 
11. 6. 1874, dazu AG 3. BGB Art. 12 81, Art. 22 Nr. 1; ferner ALR 18.29 f. 
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Der Staat kann im öffentlichen Interefje zwangweije, aber nur gegen Ent- 
Ihädigung, dem Berechtigten ?" das Eigentum entziehen, es bejchränten oder 
beijhädigen. Die Fälle, in denen dies zuläffig ift, werden regelrecht durch 
das Geſetz feftgeftellt. Als Zwecke dienen z.B. die Anlage einer Eifenbahn, 
einer Straße, eines öffentlichen Gebäudes, die Freilegung einer Kirche oder 
eines Schloffes. Die Enteignung betrifft zumeift Grundftüde, kommt indejjen 
auch bei beweglihen Sachen zur Anwendung.” Stets aber muß es fi) 
um die Bedürfnifje des öffentlihen Wohles oder um die Förderung eines im 
ftaatlihen Intereſſe liegenden Unternehmens handeln; zu privatem Vorteil 
darf die Enteignung nicht ausgenußt werden. 

a) Die Befugnis zur Einleitung des Enteignungverfahrens gegen 
Grundjtüde wird dem Unternehmer von der Staatögewalt ?° erteilt; das 
Recht iſt unübertragbar. Es erfolgt dann unter Mitwirkung der Behörde 
die Aufftellung eines Enteignungplanes, über den eventuell in einem be- 
ſonderen Streitverfahren zu verhandeln iſt.“ Den Abjhluß bildet die Feit- 
ftellung der Entſchädigungſumme; der Anjpruch hierauf ift ein civilrechtlicher ; 
Streitigkeiten über die Höhe der zu zahlenden Abfindung gehören vor Die 
ordentlichen Gerichte.*! 





und I 11.4—11 (Enteignung von Yahrnis) ; bayer. Gef. 17.11.1837, dazu 
AG 3. BGB Art. 139, 166; in Sachſen gelten mur einige Spezial-Enteignung- 
gejeße, dazu AG 8 18—20; mwürttemb. Gef. 20.12.1888, dazu AG Art. 209; 
badijches Gef. 26.6.1899, dazu AG 3. GBO 829; heffiiches Gef. 30.9. 1899; 
meckl. Gef. 3.1. 1837, dazu auf 87—102 (Strelig $ 85—100). Niedner 214, 
218. Kerner Kaiferl. VO. über Enteignung in den D. Schubgebieten 14.2. 1903. 

Die Hauptanwendung liegt bei den allgemeinen Enteignunggejeßen, und 
dieje jind dem Landesrecht vorbehalten. Die Enteignungen nad Reichsrecht 
(vergl. EG 52) betreffen nur einzelne Sonderfälle; 3.8. Gef. betr. Maßregeln 
gegen die Rinderpeſt 7.4.1869 83: Tötung der erkrankten Tiere gegen Ent- 
Ichädigung. 

27) Berechtigt ift auch, wer als Niekbraucer, Pächter, Mieter uſw. einen 
Schaden erleidet. Vergl. die Nachweife über die Bartikularrechte in RG 29, 273. 
Enteignung auch gegen den Reichsfiskus ald Eigentümer einer Eifenbahnlinie. 

28) So nad) dem Reichsgeſ. 7.4.1891 $5 für Patente. Ferner zur Ein- 
ziehung von Siegeln, Alten, Schriften, Zeichnungen ufw. von Beamten. 

29) In Preußen ijt Iandesberrliche Verleihung erforderlid. Die Bes 
rechtigung kann an Brivatperfonen, Städte und Gemeinden uſw. erteilt werden. 
Hauptanmwendungfall: Verleihung des Enteignungredites an eine Eiſenbahnunter— 
nehmung. — Der Staat vollzieht die Enteignung nicht ſelbſt, fondern verleiht die 
Macıt hierzu dem, der das im öffentlichen Intereſſe liegende Unternehmen aus: 
führen will. 

30) Den Silagen wegen der übermäßigen Dauer des Enteignungverfahrens 
fuchen 3.3. gerecht zu werden: Erl. des preuß. Min. d. 3. vom 20.5.1899 und 
12.6.1902 (pr. Verw. Bl. 23, 765). 

31) Bei der Unficherheit aller Taren pflegt hierüber ausgiebiger Streit zu 
entjtehen. Als voller Wert wird regelmäßig der gemeine Verkaufwert an 
geſetzt. Vergl. NG 8, 214; 45, 258; 56, 92. Gegen die in RG 48, 336 auf- 
geitellte Anficht nimmt RG 11.11.1902 (preuß. Verw. BI. 24, 489; dies Urteil 
fehlt in der offiziellen Sammlung) an, dab der Wert eines Grundftüds nach dem 
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b) Auf diefer Grundlage ergeht dann der Enteignungbejchluß durch die 
das Verfahren leitende Behörde. Mit jeiner Zuftellung geht das Eigentum 
auf den Enteignungberechtigten über. Über die rechtliche Natur des durch) 
die Enteignung ſich vollziehenden Erwerbs herrſcht Streit. Die ältere Lehre 
betrachtete den Rechtsvorgang als Zwangskauf; ein obligatorifches Vertrag: 
verhältnis entjtehe aus dem Enteignungvollzuge, dem die Auflaffung und 
Eintragung zu folgen habe.” Die überwiegende Meinung tritt heute diefer 
Auffaffung mit Recht entgegen ; daß fein Vertragſchluß vorliegt, ift unbeftreit- 
bar, er wird auch nirgends Fraft Gejeges fingiert. Daher dürfen die mit 
dem Kaufvertrage verbundenen Rechtsfolgen und insbejondere die Grundjäge 
des BGB über die Gemährhaftung keinesfalls jchlehthin auf den von der 
Enteignung betroffenen Eigentümer angewandt werden. ine erichöpfende 
Antwort wird fich immer nur für das einzelne Landesrecht geben lafjen.’* 
Im allgemeinen aber läßt fich feitftellen, daß die Enteignung ein ftaatsrecht- 
licher Aft mit privatrectliher Wirkung ift: an den durch das einjeitige Be: 
treiben des Enteigners erwirkten Verwaltungsakt fnüpft das Gejeg die Nechts- 
folge, daß das Eigentum von dem Enteigneten auf den Enteigner übergeht. 








zu bemejjen ift, den es als Bauland haben würde, wenn die Fluchtlinienfeftfeßung 
nicht erfolgt wäre. Xoebell $ 10; Seydel zu $ 8. — Auf die zu gewährende Ent— 
ſchädigung finden, ſoweit das Landesgefeß nicht abtweichende Vorfchriften enthält, 
EG 52, 53 Anwendung. Nadı EG 52 joll der Dritte, dem an der enteigneten Sadıe 
ein Dingliches Recht zuiteht, an der Entſchädigungſumme diefelben Rechte haben, 
die ihm im Falle der Zwangsverſteigerung auitehen würden; danach gilt bei Ent— 
eignung bon Grumdffüden ZUG $ 92, bei der von Fahrnis CPO 8 804, 814 
und BGB $ 1247; Ausnahmen machen hiervon das preuß. AG 3. ZUG Art. 35 
bi3 41; baber. AG z. BGB Art. 166 VI—XI. — Xgl. oben 816 456. 

32) So preufß. Ent. Gef. $44. Nach anderen Gejeben geht das Eigentum 
bereit3 mit der Feititellung des Planes oder der Entihädigungfumme über. 
Einige Gefebe jeßen die Eintragung des Enteigners in dad Grundbuch voraus 
(Sachſen, Lübeck, Hamburg), nach anderen gebt das Eigentum ohne Eintragung 
fraft Gefeßes über (fo nach dem Vorgange von Preußen in Württemberg, Baden, 
Heilen, Medlenburg, Gotha, Oldenburg, Anhalt, Schaumburg-Lippe, in den 
Schußgebieten nah VO. 8 19; Stobbe-Lehmann 516; G. Meder, Eigentumerwerb 
bei der Enteignung 1899; Niedner 216, 

33) So Häberlin, Civ. A. 39, 200; Eccius 2, 170; RG 18, 341. 

34) So treffend G. Meyer, Eigentumertverb bei Enteignung (1899) 23. 
Geine früher in dem „Recht der Erpropriation“ 1868 aufgejtellte Anficht, daß 
der Eriverb des dinglichen Nechtes vermittelt werde durch ein borbergehendes 
obligatorifches Nechtsverhältnis, das al3 Zuftandobligation (quasi ex contractu) 
anzufeben jei, berubte auf den damals geltenden Bartifulargefeßen und murde 
in der fpäteren Arbeit aufgegeben. Vergl. auh RG 12, 402. 

35) Die Eigenart des Rechtsvorganges berubt darin, daß weder ein obli— 
gatorifches Grundgejchäft, noch eine Auflafiung gefordert wird. Das Eigentum 
gebt verloren und wird erworben gegen den Willen des Enteigneten und nur 
auf Grund des einfeitigen Willens des Enteignerd. Die Macht zu dieſem 
Rechtsbruche wird durch das Geſetz begründet und ihre Ausübung durch die 
öffentliche Staatögewalt fontrolliert. Den nächſten Vergleich bildet der Eigen: 
tumertverb auf Grund des Zuſchlags im Zmangverfteigerungverfahren; ZIG 
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2. Erwerb und Verluſt ded Eigentums. 
876. Allgemeine Grundjäße. 

1. Der Erwerb des Eigentums vollzieht fih, ſoweit die Sachgüter 
bereits aufgeteilt find, durch Ableitung aus einem bejtehenden Eigentum: 
rechte; abgeleiteter oder derivativer Erwerb.! 

Da in dem Eigentum die gewollte jelbjtherrlihe Sachgewalt geſchützt 
wird, ſo bildet der von der rechtsgeſchäftlichen Willenbeſtimmung? getragene 





* Berg. Laband, Civ. A. 52, 178; Stobbe-Lehmann 518; Roth 236; 
trobal, Lehre vom Eigentum an Immobilien 130; Seydel 3. — "Einfeitig nur 
den öffentlichrechtlichen Vorgang betont DO. Mayer 38 für den Eigentumermwerb 
(aus der Enteignung entjtehe nur eine umfaſſende öffentlichrechtliche Herrichaft) 
und Grünhut, Enteignungredht 183 für die Entjchädigungpflicht (die nur eine 
öffentlichrechtliche jei). Nach den geltenden Gejeßen handelt es jich ungmweifelbaft 
um die Überleitung privatrechtlichden Eigentums gegen den zivilrechtlichen Ans 
fpruch auf Entfhädigung. — Die Behauptung, dat der Eigentumerwerb ſich fraft 
Gejeßes vollziehe, enthält feine Erklärung, da jede Rechtsänderung kraft Gejeges 
eintritt. Wird dies aber in dem Sinne verjtanden, daß der Eigentumertwerb 
lediglich fraft Rechtsvorſchrift mit einer bejtimmten Tatſache verfnüpft werde, 
fo ift diefe Auffafjung ſchief. Die Analogie 3.2. des Erbjchafterwerbes (oben 
860 Nr.1) paßt nicht, vor allem darf nicht Die Bedeutung des Eriverbiillens 
des Enteigners unterichäßt werden; nur auf jeinen Antrag fann feine Eintragung 
als Eigentümer (regelmäßig durch Berichtigung des Grundbuchs) erfolgen. 
Andererfeits kann die Analogie zu der Aneignung nicht benußt werden, meil 
das Betreiben der Enteignung und ihr Vollzug durch die Behörde fein Rechts— 
geſchäft daritellt. 

1) Vergl. über die allgemeinen Lehren Bd.1 858. — Eine bejondere 
Bedeutung kommt neben den angeführten Sauptarten des Eigentumeriverbe3 der 
Verleihung zu. So jchuf nach römischen Rechte die assignatio, d.h. die obrig= 
feitliche Anmweifung von Gemeindeland an den römijchen Bürger volles quiritifches 
Eigentum; Karlowa 2, 350. Das gefamte Land der Provinz Preußen war durd) 
Eroberung in das Eigentum des Deutfchen Ordens und feiner Rechtänachfolger 
übergegangen; Brivatperjonen fonnten daran Eigentums oder Erbpacht- und 
Erbzinsrecdhte nur durch Veräußerung jeitens des Landesherrn erwerben. Died 
geſchah inzbejondere durch Ausfcheidung einer Vejigung aus dem Domänenfisfus 

und Verleihung an eine Privatperfon; jo beißt es 3.2. in einer Urkunde König 
Friedrichs I. von 1701: „verleihen und berjchreiben danach Kraft habender Macht 
und Gewalt vor Uns, Unferen Erben und nachkommenden Herrſchaft, mehr- 
bemeldetem Landrath von ©. feinen Erben und Nachlömmlingen die drittebalb 
Hufen Landes auf &., um damit al3 feinem an ji erfauften Eigentum nad) 
feinem Gutbefinden zu fchalten und zu kalten.“ Nach dem ojtpreußifchen 
PBrovinzialreht vom 6.3.1802 Zufat 162 war e3 wichtig, ob dad Gut ein 
adeliges oder unadeliges war. Diefe Fragen haben auch heute noch praftifche 
Bedeutung; Entjch. des preuß. OVG in preuß. Verw. Bl. 21, 453; 24, 619. 
ferner RG 3, 245: die Eroberung bildet nur infoweit einen Titel für den 
Aberoanı des Eigentums auf den Deutfchen Orden, als dieſer ermweislih den 
Grund und Boden fraft Eroberungrechtes in Befiß genommen und behalten bat. 
Grundlage für dies Eroberungrecht bildete die Verleihungs und Schenkungurkunde 
des Kaiſers Friedrich II. vom März 1226. — Vergl. bejonders W. v. Brünned, 
Geſchichte des Grundeigentums in Oſt- und Wejtpreußen, 1891, 1895. 

2) Cicero pro Balbo 13: fundamenta firmissima nostrae libertatis, sui quem- 
que iuris et retinendi et dimittendi esse dominium. — J. 2.1.40: nihil tam 


conveniens est naturali aequitati, quam voluntatem domini, volentis rem suam 
in alium transferre, ratam haberi. 
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Erwerb die Regel. Seine Grundlage muß in einem dinglichen Vertrag ? ge: 
geben jein. In gewiſſen Fällen wird der Übergang des Eigentums aber 
ſchlechthin durch Gejegesvorfchrift * vermittelt,’ wie bei der Erbfolge,® der 
Einziehung von Gütern zur Strafe,’ der Enteignung ufw., oder er wird als 
Rechtsfolge an eine richterliche Verfügung angeſchloſſen, wie beim Zuſchlag im 
Zwangverfteigerungverfahren.® 

Der abgeleitete Erwerb gründet ſich ſtets auf eine Veräußerung, die 
entweder als totale das ganze Recht überträgt, oder nur ein begrenztes Recht 
aus dem Inhalte der im übrigen bejtehen bleibenden Eigentumberrichaft 
erzeugt.® 

2. Ein neues Eigentumrecdht entjteht in der Perſon des Erwerbers ohne 
Ableitung von einem Vormann, mithin urjprünglid oder originär,!° wenn 
durch Erzeugung von Früchten oder durch ſchaffende Arbeit neugeftaltete Sach— 
güter in den menſchlichen Verkehr eintreten. Den neuentjtandenen Sad): _ 
gütern ftehen diejenigen gleich, die von Anbeginn noch herrenlos find oder die 


3) Oben $ 19. 

4) Im preuß. Landrecht wurde der Fall des ipso jure eintretenden 
Erwerbs als unmittelbarer Eigentumerwerb bezeichnet, im Gegenjabe zu dem 
mittelbaren, bei dem die Erledigung des Befibes durch den Willen des bisherigen 
Eigentümers ftattfand. ALR IL. 9. 5f. 

5) Ein befonderer Fall ift durch die Strandungordnung von 17.5.1874 
geihaffen: an den in Seenot vom Strande aus geborgenen Gegenjtänden, ferner 
an berjunfenen oder jeetriftigen Sachen wird nach $$ 28, 35 durch Überweifung 
des Strandamtes Eigentum erworben. Mandry-Geib 862. Über den Erwerb 
de3 Reiches kraft Gejeßesvorjchrift: oben $4 A 16. 

6) 81942. Bei der allgemeinen Gütergemeinjchaft nach $ 1438; über 
beide Fälle oben 8 60 Nr. 1 und 2. — Ferner durch Einverleibung nad) 
88 588 II 2, 1048 I 1, 1378, 2111 II, dazu oben $3 W5. 

7) StrGB de Geſetz betr. Spielfartenjtempel vom 3. 6. 1878 —* und 
viele andere; Mandry-Geib 366 A 12. Das Eigentum gebt bier, vorbehaltlich 
der bejtehenden Rechte Dritter, auf den Staat über mit der Rechtskraft des die 
Einziehung anordnenden Strafurteils, nicht erjt mit defien — Denn 
die betroffene Sache verfällt kraft Geſetzesnorm dem Staat, dieſer erwirbt nicht 
bloß einen dinglichen Anſpruch auf ſie. 

8) ZBG 890; oben 860 Nr. 4. 

9) Die römiſche Rechtſprache gebrauchte dafür die Ausdrücke: alienatio 
translativa und constitutiva. Für den Eigentumertwerb fommt nur die erjt- 
genannte Art in Frage. 

10) Ein „neues“ Eigentum im Sinne eines neuen fubjeltiven Rechtes 
entiteht auch bei dem abgeleiteten Erwerbe. Das unterfcheidende Merkmal iſt 
darin zu finden, daß das Eigentumrecht nicht aus einem bisher bejtehenden Rechte 
entitammt, vielmehr ein urfprüngliches, „elternlofes“ iſt. — Es handelt fich bei 
diefer Erwerbart fait ausſchließlich um Fahrnis; bei Grumditüden fann 3.8. 
eine neu entitandene Inſel in Frage fommen, 

11) Entſcheidend ift dabei, daß eine derartige Veränderung des Zuſtandes 
der Materie eingetreten tft, daß eine bloße Fortfeßung des Eigentumes an den 
Grunditoffen oder Mutterfachen für die daraus entitandenen Produkte eine nad) 
ben Verkehranſchauungen genügende Sicherheit nicht bietet. So bei der Ver— 
arbeitung, dem Fruchterwerb; 88 950, 953. 
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fih zwar vordem im Privateigentum befunden haben, gegenwärtig aber 
berrenlos find.'? 

Ein eigenartiger Erwerb von einem Nichtberechtigten vollzieht fich da, 
wo kraft Gejegesnorm ein felbjtändiges Eigentumreht in der Perjon des 
Ermwerbers entjteht unter gleichzeitiger gejeglicher Aufhebung des bisherigen 
Eigentumrechts. Nach der Auffafjung und Zwecbeitimmung der Beteiligten 
joll ein abgeleiteter Erwerb ftattfinden. Der Mangel der Rechtverſchaffung 
wird entweder jofort '* oder nah Ablauf einer Erfigungfrift * gejühnt. 

3. Die praftiiche Bedeutung der Unterfcheidung zwiſchen abgeleitetem 
und originärem Erwerb lag im gemeinen® echte vorzugmeife auf dem 
Gebiete der Beweisführung.“* Ein volllommener Eigentumbemweis war nur 
durch Nachweis der Erfitung möglid. Durch das moderne Recht und das 
BGB iſt der Standpunkt völlig verändert. Das Eigentumreht wird nad 
außen fundbar verlautbart: die Eintragung bei Grundftüden und der Belig 
bei Fahrhabe wirken als Nechtzeichen.!' 

Daraus ergibt fi) das Bedürfnis, den Erwerb und Verluft des Eigen: 
tums nad den für fie geltenden Rechtsformen zu betrachten. Da dieje aber 
wiederum nad) den Eigentumgegenftänden verſchieden find, jo muß die oberite 
Einteilung abgeftellt werden: auf den Erwerb und Berluft des Eigentums 
a) an Grundjtüden und b) an Fahrnis. 


a) Erwerb und Berluf des Gigentums an Grundſtücken. 
$ 77T. WAuflaffung. 
1. Auflaffung* ift der auf die Übertragung des Eigentums an einem 
Grundſtück gerichtete abftrafte dingliche Vertrag. Sie erzeugt für den Ber: 


12) Aneignung, Schatz; $$ 958, 984. Erwerb am Funde $ 973. 
ri Sn Grundfägen des redlichen Ermerbes; $$ 892, 932. 
88 

15) Die Unterfcheidung des klaſſiſchen römijchen Rechtes in acquisitiones 
civiles und naturales berubte auf dem Gegenjaße des ius ceivile und ius 
gentium. Mit der Durchbildung eines einheitlichen Rechtſyſtems hat fie ibre 
Bedeutung verloren. 

16) Der Beweis für da3 derivativ erworbene Eigentum ſetzte die Feſt— 
ftellung des Eigentumes des eriten und ungezählter weiterer VBormänner voraus; 
fog. probatio diabolica. Daß dies der Standpunkt der gemeinrechtlihen Praxis 
war, führt treffend aus: Meyer, Eiv.W. 77,364. Die Gegengründe von Wendt 
ebenda 76, 397 und Pflüger 77, 16; Kindel, Recht an der Sache 169, 176 find 
nicht überzeugend, enthalten aber viel Beachtensivertes de lege ferenda. 

17) Oben $$ 41, 61. 

1) Das Wort entſtammt dem deutfchen Rechte. Auflaſſung bedeutete dort 
den feierlichen Verzicht auf die Rechte am Grunditüd, den an die Stelle Der 
förperlichen Übergabe der Sache getretenen Bejigübertragungvertrag; fie erfolgte 
auf dem Grundftüd oder vor Gericht auf Grund eines Urteils. Das Genauere 
oben 848 Nr.2. — Daß für das BGB die Auflaffung nicht mehr ein Verzicht, 
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äußerer eine endgültige rechtsgejchäftliche Gebundenheit, die unabhängig von 
den in jeiner Perjon eintretenden Hinderungen fortbejteht, daher durch eine 
ipätere Einbuße in jeiner Gejchäftfähigfeit nicht beeinträchtigt wird? und, 
wenn der Eintragungantrag hinzugekommen ijt, auch unter einer nachträg: 
lihen Bejchränfung der Verfügungmacht des Veräußerers nicht leidet,’ im 
übrigen aber nur zwijchen den Vertraggenojien jelbit eine Wirkung ausübt. 
Die Auflaffung bewirkt dagegen für fich allein noch keineswegs den Eigentums 
übergang ; der Weräußerer ijt auch jest noch Eigentümer und behält Die 
volle rechtliche Verfügungmadht, jo daß er das Grundftüd an Dritte veräußern 
oder es belaſten kann und feinen Gläubigern der Zugriff auf das Grundftüd 
ungeachtet der Auflafjung zufteht.* Die NRechtsänderung tritt erjt ein, wenn 
die Auflaffung durch die Eintragung in das Grundbuch verlautbart iſt. 
Diejes aus dem Aufbau der materiellrechtlihen Normen gewonnene Ergebnis 
erleidet aber eine einjchneidende Korrektur durch die grundbuchrechtliche Ge: 
ftaltung des Eigentumerwerbes. Die Auflaffung muß auf die unbefrijtete 
Eigentumübertragung gerichtet werden, fie muß den Willen zum jofortigen 
Vollzuge der Rechtsänderung dur Eintragung des Erwerbers unzweideutig 
kundgeben: feine wirkſame Auflafjung ohne gleichzeitige Stellung des Ein: 
tragungantrages.° Mit dem Eingehen des Antrages aber tritt eine grund: 
buchrechtliche Gebundenheit ein: der Grundbuchbeamte darf einen jpäteren, 


au nicht ein „angenommener Verzicht“ (mas ſich als „Einigung“ ausgeben 
fieße) bedeutet, ergeben deutlich $$ 925, 873; die Einigung muß ſich auf die 
Rehtsänderung, d. 5. die Übertragung und den Erwerb des Eigentums beziehen. 

2) Bindung nad 887311. Daß nachträgliche Minderung oder voller 
Verluſt der Gejchäftfähigleit ebenfowenig wie der Tod die Wirkſamkeit einer 
Willenserklärung berührt, ergibt $ 130 II. Über die dingliche Gebundenheit ift 
eingehend mit Bezug auf die Auflaffung gehandelt oben $ 19 A 23f., $20 A 16. 
— Die Untvirtfamteit der Auflaffung tritt ein nach den allgemeinen für Verträge 
geltenden Gründen; z. B. Nichtigfeit wegen Gejchäftunfähigfeit eines der Vertrag: 
genofien oder wegen Diſſenſes oder Verſtoßes gegen die guten Sitten; ferner 
Anfechtbarfeit wegen Irrtums uſw.; darüber oben $23. Hierzu fommen die 
beionderen Gründe der Unwirkſamkeit twegen Verlegung der Formgebote (unten 
Nr.3) oder des $ 92511 (A20). Vergl. Wolff im Recht 4, 359. 

3) 8878; oben 822 A1; RG 55,342. — Fräulein WU. verfauft ihr 
Grunditüd und laßt e8 an B. auf; vor der Eintragung des B. heiratet die U. 
den C. die jeßt für die A. nad) $ 1395 oder 8 1443 eintretenden Befchränfungen 
hindern die Vollendung des Ermwerbes des B. nicht. 

4) Die Kenntnis des Dritten von der Auflaffung nimmt ihm feinesweg3 
den guten Glauben nach $ 892, denn das Grumdbuc, das den Veräußerer als 
Eigentümer nachweiſt, ijt noch richtig; oben 8 62 AU 46. Dem Käufer uſw. bleibt 
dann nur der obligatorische Schadenerfabanipruch aus dem Grundgeichäft, Jofern 
diefes formgültig tft (A 26). Es tritt auch feine Sperre de3 Buches, feine Ver- 
fügungbeſchränkung ein; 889212 fommt nicht in Frage. Daher darf der 
Gläubiger des al3 Eigentümer eingetragenen Schuldners ſowohl durch Be— 
willigung wie im Wege der Zivangvollitrefung eine Sicherunghypothek erwerben, 
obgleich da3 Grundſtück bereit3 an einen anderen aufgelafien ilt. 

5) Über diefen Zufammenhang unten Rr.3b zu U 39. 
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dasjelbe Recht betreffenden Antrag nicht vor dem früher gejtellten erledigen. 
ft aber dementiprechend die zuerit beantragte Auflafjung durch Eintragung 
erledigt, jo find die jpäteren Bewilligungen des bisherigen Eigentümers nicht 
mehr wirkſam, weil ihm jegt nicht mehr das Recht zufteht, das von diejen 
Eintragungen betroffen mwird.® 

Hängt demnach der Eintritt des Cigentumüberganges als materiell: 
rechtliche Folge von dem Zufammenmwirken der Einigung und der Eintragung 
ab, fo bietet doch das Gejek keine Gewähr für den äußeren Zuſammenſchluß 
beider im Verfahren. Anders bisher nach preußiſchem Rechte. Entjprechend 
der Einheit des Rechtsvorganges jollte die Eintragung fich zeitlich unmittel: 
bar an die Auflafjung anfchließen, diefe durfte daher erjt vorgenommen 
werden, wenn dem jofortigen Vollzuge der Eintragung fein Hindernis mehr 
entgegenftand; um die Durhführung zu fichern, mar die Vornahme beider 
Nechtsakte in die Hand desjelben Beamten, des Grundbuchrichters, gelegt.’ 
Nach dem BGB dagegen darf die Auflaffung erklärt und entgegengenommen 
werden, obgleich der Eintragung noch Hinderniſſe entgegenjtehen, zu deren 
Behebung dem Antragiteller eine Frift geſetzt wird;* und es ift ferner 
möglich, daß die Auflaffung vor einem anderen Beamten als dem zur Ein: 
tragung zuftändigen Grundbuchbeamten ftattfindet,” woraus dann die zeit- 
lihe Spaltung der beiden Akte mit Notwendigkeit folgt. Zum Ausgleich 
gegen die Gefährdung, die dem Erwerber aus der Verzögerung der Ein: 
tragung der Rechtsänderung droht, hat das Geſetz als beſonderen Rechtsbehelf 
die Vormerkung bereitgeftellt.!° 





6) Jenes nah GBO 8 17, diefes nach 819. Über den meiteren Durch 
Eintragung einer Vormerfung zu bietenden Redtfchuß vergl. oben 865 A47f. 
Hier tritt der Sab in feiner vollen Bedeutung berbor, dat aus der vollgogenen 
Auflafiung jowohl ein dinglider Bewirkunganſpruch als aud ein ge- 
fihertes dinglides Wartrecht zugunften des Erwerbers entfteht (oben $ 21 
Nr.3 und 865 A16, 24, 49). Diefe der Vollsanidauung und dem geltenden 
Rechte entiprechende Erwerbanmwartichaft wird in der Literatur nicht genügend 
gewürdigt. — Die oben zu A4 dargeftellte Rechtslage tritt prafiifh nur dann 
ein, ivenn ein anderer Beamter al3 der Grundbuchbeamte die Auflafiung ent= 
gegengenommen hat; Dazu A 35. 

7) Preuß. GBO 848; Eccius 3 8178 A45F. Insbeſondere mußte die 
Prüfung ibrer Nechtsbeitändigfeit der Entgegennahme der Auflafiung vorangeben. 
— Nur fchwer hat die Praxis jich von diefen Grundfäben losgerungen; es be= 
durfte zahlreicher Urteile de3 R® und KG, um die Selbitändigfeit beider Rechts— 
zuge EORFOUNENFN: Vergl. RJA 3,263; Turnau-Förſter 1,366; Oberned, 


3) ©o fann es 3.2. von vornherein erforderlich jein, dat zunächſt eine 
Friſt zur Dedung der Koſten und Abgaben, die nach Landesrecht vor der Eins 
tragung zu entrichten jind, gemäß GBO 8 18 gejebt wird; RG in JW 32 B. 126; 
DZ 8,573. Die Eintragung tit aber auch nachträglich noch ausgufeßen, wenn 
dem Grundbuchbeamten 3.8. erit nachdem er die Auflaſſung entgegengenommen 
bat, auf Grumd der Grundaften Bedenken auftauchen; RJA 4, 110. 

9) Unten Nr.3 U 35. 

10) Oben $65. Die Eintragung eines Widerfpruchs kommt dagegen nit 
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2. Nach der Regel des Gefeges muß die Rechtsform der Auflaffung 
angewandt werden, wenn durch Rechtsgeſchäft eine Anderung der Eigentum: 
verhältniffe an Grundftücken bewirkt werden fol." 1. Anderung bezieht fich 
ſowohl auf den Wechjel im Alleineigentum als auch auf die Schaffung, Um: 
geftaltung, Aufhebung von Miteigentumrechten, fei es nah Bruchteilen oder 
nah Anteilen zur gefamten Hand.? Entſcheidend ift ftets, daß ein wirk- 
liher Wechſel in den Subjekten der Eigentumberecdhtigten ftattfindet, und 
nit bloß eine Umgeftaltung in der jeweiligen Rechtsform einer Verband: 
perjon.'* 2. Die Auflaffung fällt überall fort, wo fi die Rechtsänderung 


in Frage; denn das Grundbuch ift nicht unrichtig, weil es den Erwerber, d.h. 
genauer den, der da3 Eigentum erwerben will, noch nicht nachweiit. 

11) Die Frage hat praftifch die Bedeutung, wann die Beteiligten zu diefer 
erfchtverten und Eojtjpieligen Form greifen müflen. Da die Tanbdesrechtliche 
Stempel- und Umfaßjteuer die Auflaffungen mit befonderen Laſten belegt, tft 
auch von der Seite der Finanzverwaltungen aus die Frage bedeutfam und viel» 
behandelt, ob zu einer Rechtsänderung der Vollzug der Auflafjung erforderlich ift; 
dazu bejonders Düffe, preuß. Stempeliteuergefeß 2, 124 und 224-252. Wei 
Beibringung der Urkunde über das der Auflaſſung zugrunde liegende Rechts— 
geſchäft wird ein Auflafjungitempel nicht erhoben; wenn nun der Urfundenjtempel 
niedriger iſt als diejer, jo liegt e3 im Intereſſe der Beteiligten, daß fie, wozu 
fie ſonſt meiſt feine Neigung zeigen, jenes Grundgeichäft (3.8. einen Vergleich 
oder eine Schenkung unter Ehegatten) formgültig beurfunden laſſen. In Preußen 
wird es dem Grumdbuchrichter zur Amtspflicht gemacht, die Möglichkeit folcher 
Erfparnis eingehend zu prüfen und die Beteiligten darüber zu belehren; Min.s 
Verf. 29. 2. 1896 und 13. 6. 1900 (bei Meverhoff, corpus iuris civilis III 
Teil II, 381) ; bei Verleßung diefer Pflicht könnte die Haftung nad GBO 8 12, 
BGB g 839 zur Anwendung gelangen. Nach dem pr. Stempeltarif 31.7. 1895 
Nr. 8 III ift der Stempel niederzufchlagen, wenn die Veräußerungurfunde binnen 
zwei Wochen beigebracht wird. Der Vorlegung der Urfunde über das Grunde 
geichäft ſteht e3 gleich, wenn der Anhalt des Grumdgeichäftes in der Auflaffung- 
verhandlung zu Protofoll erflärt wird; dann wird der Urfundenjtempel zu den 
Gerichtsfoften erhoben und damit ift die Erhebung des Auflafiungjtempels aus— 
geichlofien; Düffe 237 Nr. 5. 

12) Dazu oben $70 WA 14, 32, 39, 

13) Auflaffung it: a) erforderlich, wenn die Eigentumübertragung 
zur Erfüllung eines Vermächtnifjes, zur Begründung einer Stiftung erfolgen joll; 
wenn der Kaufvertrag wegen argliſtiger Täufchung angefochten oder der Anſpruch 
auf Wandelung durchgefegt ift und das Eigentum daraufhin zurückgewährt wird 
(diefe Rüdgewähr enthält eine freiwillige Veräußerung, obgleich fie auf einer 
erzivingbaren Rechtöpflicht beruht, es handelt fich nicht um einen Fall der Zivangs ' 
bollitredung; das ift wichtig wegen der Umſatzſteuer; OVG im preuß. Verw. Bl. 
25, 318) ; wenn die allgemeine Gütergemeinjchaft aufgehoben wird und die zum 
Gefamtgute gehörigen Grundjtüde den Ehegatten oder ihren Erben zu Allein- 
eigentum übertragen werden follen (oben $63 A 16). Dasjelbe gilt, wenn ein 
Gefellihafter oder ein Dritter fein Grundftüd an einen rechtsfähigen Verein oder 
an eine Gejellihaft (des bürgerlichen Rechts, nicht rechtsfähigen Verein, offene 
Handelsgeſellſchaft) übereignen will; im eriten alle tritt ein neues Rechtjubjelt 
ein, im zweiten tritt an die Stelle des Alleineigentumes dad Miteigentum der 
Genoſſen; da diefes ein anderes Eigentum mit anderen Subjeften tt, jo ift die 
Auflafiung auch dann erforderlich, wenn die Grunditüde, die 3.8. an die offene 
Handelögejellihaft übertragen werden follen, bereits im Eigentum der beiden 
diefe Gefellſchaft bildenden Genofien ftehen (dieſe Anficht wird jebt in der Lite— 


Endemann, Lehrbuch. 11. Band. 8.1.9. Aufl. 392 
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der Eigentumverhältnifje außerhalb des Grundbuch vollzieht ; ** dann bedarf 
es nur noch der Verlautbarung der bereits eingetretenen Rechtsänderung dur) 
die Berichtigung des Grundbuchs.“ 

a) Der Bedeutung des Rechtsvorganges entſpricht es, daß die Ver: 
fügungmadht über das Eigentum an Grundftücen bejonders eng gebunden 
wird." Der Grundbuchbeamte hat, bevor er die Auflaffung entgegennimmt, 


ratur allgemein geteilt; Oberned, GBO 321; Staub 1, 385; Fuchs 1, 210; Pland 
925 A3; Turnau- Förjter 1, 363; preuß. Finanzm. bei Düffe 227; dagegen 
& in Gruchot 43, 199; preuß. OVG 22.5.1903. Anders aber in dem oben 
$ 70 A 39 behandelten Falle). Diefe Grundfäße müſſen auch im umgefehrten 
Falle gelten; wird 3.8. dad Miteigentum nach Bruchteilen aufgehoben und das 
Grundftüd in Natur unter die Genoſſen verteilt, jo tit außer der grundbuch— 
mäßigen Zerlegung des Grundftüds in felbjtändige Parzellen (oben $ 53 Nr. 2) 
die Auflaſſung erforderlich, bei der fämtliche Genofien als Veräußerer gegen den 
einzelnen jeweiligen Erwerber aufzutreten haben (KGJ 22,24; 24, 109; Oberned 
321; Düffe 227). Ebenfo wenn eine Erbengemeinderfchaft auseinandergejebt 
und das —— — einem der Miterben oder einem Fremden übereignet 
werden ſoll; RS in IJW 31, 280; OXG 4,435; vergl. aber auch oben $ 70 U 32. 
Ferner bei Umwandelung einer offenen Handelsgejellichaft in eine Altiengefell: 
fchaft u. dergl.; OLG 6, 114. — b) Dagegen iſt feine Auflaffung erforderlich, 
wenn eine Kommanbditgefellfchaft auf Aktien bei gleichbleibendem Mitglieder: 
beitande in eine Aftiengejellihaft (OLG 6, 115; hier genügt Berichtigung des 
Grundbuchs) oder eine offene Sandelsgefellichaft in eine einfache Kommandit— 
gejellfchaft, fofern jene Gefjellichafter hier ſämtlich als perfönlich haftende Geſell— 
fchafter eintreten, umgewandelt wird. Die Aftiengefellihaft A. weiſt nad), dat 
fie fämtliche beweglichen Kure, d.h. gewerfjchaftlicde Anteile an dem Berg: 
werfe, ertvorben bat; dann iſt zum Eigentumerwerbe feine Auflaſſung notwendig, 
die Eintragung der A. als Eigentümerin fann im Wege der Berichtigung erfolgen. 
Ebenfo, wenn eine Gemwerfichaft alten Rechts in eine foldde neuen Rechts ver— 
wandelt wird; denn bier findet Fein Wechjel des Rechtſubjektes ftatt, nur Die 
Befugniffe und Rechtitellung der Vitglieder werden geändert. Die Erklärung, daß 
das bisher auf den Namen der Frau eingetragene Grunditüd auf die Ehegatten 
in Fahrnisgemeinſchaft eingetragen werden foll, enthält feine Einigung über den 
Eigentummechjel, fondern die Bewilligung zur Berichtigung des Grundbuchs; ein 
Auflafjungitempel ift nicht zu erheben; preuß. Juſt. Miniſt. 6.2.1902. 

14) Die Fälle, um die es ſich handelt. ſind: a) Erwerb des Erben, kraft 
ehelicher Gütergemeinſchaft, durch Zuſchlag in der Zwangverſteigerung uſwe; dar— 
über oben 8560. b) Sodann die landesgeſetzlichen Ausnahmen, wonach Grumd- 
ftücfe des Fiskus und gewiſſer juriftiichen Berjonen, Bahngrundjtüde uſw. nicht 
eintragungpflichtig find und die Gigentumübertragung an ihnen ohne Auflafiung 
durch öffentlich beurfundete Einigung erfolgt; genauer oben $58 A14. c) Nadı 
EG 126 kann durd) Zandesgejeß das dem Staate an einem Grundjtüd zuſtehende 
Eigentum auf einen Nommumnalverband uf. übertragen werden. In Preußen 
wird neuerdings der Weg der Geſetzgebung bevorzugt, wenn Eingemeindungen in 
Stadtfreife vollzogen werden jollen. Hier ebenfo, wie tvenn 3. B. aus den Gemeinden 
A. und B. eine neue Gefamtgemeinde gebildet werden fol (vergl. preuß. Allh. 
VO. 24.3.1902), kann angeordnet werden, daß das Grumdeigentum fraft Ge— 
feßesporfchrift übergeht. Dann ift eine Auflafjung überflüffig; auf Antrag des 
Vertreters der neuen Gemeinde wird diefe im Wege der Berichtigung als Eigen= 
tiimerin eingetragen („auf Grund der Allerhöditen Verordnung vom 24. Märg 
1902 eingetragen‘ Ör 

15) Dazu oben $ 63. 

16) So bedarf beim ehelichen Gejamtgut der Ehemann der Zuftimmung der 
Ehefrau, $ 1445; der Vormund nach $ 1522 Nr. 1 der Genehmigung des Vor— 
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die Verfügungmacht des Auflafienden genau nachzuprüfen.“ Dagegen bildet 
defjen Eintragung feine zwingende Vorausfegung zur Entgegennahme der Auf: 
lafjung; es genügt, daß der Mangel der Nichtberechtigung des Verfügenden 
geheilt worden '= und feine Eintragung als Pajfivbeteiligter nachgeholt ift, 
bevor die Eintragung des Ermwerbers als Eigentümers erfolgt.!? 

b) Die Eigentumverhältniffe am Grund und Boden jollen fiher und 
endgültig feitgeftellt werden. Gibt es demnach weder ein bedingtes noch ein 
zeitlich begrenztes Eigentumreht an Grundftüden, jo darf auch nur eine 
ſchlichte Auflaffung zugelaffen werden. Die Hinzufügung einer Bedingung 
oder Befriftung macht die Auflaffung ſchlechthin nichtig.” Das Geſetz bietet 


mundjchaftgerichts. Hat die Ehefrau oder da3 Vormundſchaftgericht den Abſchluß 
de3 obligatorifchen Grundgeichäftes, 3.8. des Verfaufes des Grundftüds ge— 
nebmigt, fo iſt darin regelmäßig auch die Genehmigung zur Auflafiung bereits 
mitenthalten (vergl. oben 818 A35). — Die Vollmadt zur Auflaffung 
braucht feine Spezialvollmadıt zu fein, fie bedarf aber der öffentlichen Form nad 

GBO 8 29, vergl. aud) $$ 30, 31 (oben 855 A 3; 854 A 47, 52). — Belonders 
wichtig ift die Frage, wer zur Veräußerung und zum Erwerbe legitimiert iſt bei 
öffentlichen Grundſtücken. Für das Reich kommt in Betracht Reichsgeſ. 25.5. 
1873, wonach das Eigentum an Grundſtücken der Eingelſtaaten auf das Reich 
übergeht, ſobald dieſe Grundſtücke einer verfaſſungmäßig aus Reichsmitteln zu 
unterhaltenden Verwaltung gewidmet ſind. Anwendung auf Grundſtücke der 
Marine, der Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten, der Poſt- und Tele— 
graphenverwaltung (mit Ausnahme von Bahern und Württemberg), der Heeres— 
verwaltung (obgleich | jie feine Reichsverwaltung iſt; Ausnahme nur für Bahern) ; 
vergl. Laband, D. Staatsredht 4. Aufl. 4,358. Wird ein Grumditüd für die 
Verwaltung des Reiches entbehrlich, jo it e3 nad 88 4—6 dem Bunbdesitaate, 
dem e3 früber gehört hatte, zurückzugeben; dies fog. Heimfallrecht bewirkt aber 
nicht einen Eigentumrüderwerb fraft ztvingender Rechtsvorſchrift, der Reichs— 
fisfus Darf das entbehrliche Grundſtück z. B. an Dritte veräußern und braucht 
dann dem Bundesitaate nur den Wert zu vergüten. Die Rüdübertragung des 
Grunditüdes erfolgt gemäh EG 126 (oben Wide), Legitimiert zur Auflaſſung, 
wenn die Veräußerung 3.8. an eine PBrivatperfon erfolgt, iſt nur der falfer und 
als Vertreter der Reichslanzler. — Wen die Verfügung über Grundjtüde des 
Zandesfisfus, der Provinzen, Gemeinden uſw. zuiteht, iſt nach den einzelnen 
Landesrechten zu prüfen. Zur Veräußerung der Grunditüde des preußifchen 
Fiskus iſt z. B. regelmäßig königliche Genehmigung erforderlich; die Übertragung 
eines Grunditüds aus einem Reſſort in ein anderes bedarf feiner Auflaffung, 
weil fein Subjektwechſel jtattfindet, die stationes fisci find nur Verwaltungs 
abteilungen des Fiskus als einheitlichen juriitiichen PBerfon; Eccius 4, 694. Cine 
Zufammenjtellung der auftändigen preußiichen Behörden gibt Brachvogel— 
Frydrychowicz, GBO 8 20, 

17) Natürlich neben der amtlichen Prüfung der übrigen Vorausfeßungen, 
zu denen insbefondere die Feititellung der Identität des Auflafienden gehört; 
oben $ 55 A 22. Hat ein Fremder, indem er dem Örundbuchbeamten boripiegelte, 
er jei der al3 Eigentümer eingetragene A. die Auflafiung an 2. borgenommen 
und dejien Eintragung bewilligt, jo bedarf es, wenn die Täuſchung entdedt it, 
nicht einer Rüdauflafiung an W., vielmehr iſt im Wege der Berichtigung B. zu 
löſchen und U. wieder einzutragen (oben 863 A 11). 

18) Als materielles Erfordernis gemäß $ 155; oben $ 23 W 16. 

19) Als grumdbuchrechtlie Vorausſetzung gemäß GBO 8 40; oben 

55 4 13. 
s 20) 892511. Damit wird die abjtrafte Natur der Einigung für Die 


32* 
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jedoch durch die Zulafjung der Eintragung einer Vormerkung die Möglichkeit, 
ein dinglich gejichertes Wartrecht auf den Eigentumermwerb an einem Grund: 
ſtück zu begründen und diejes an eine beliebige Bedingung zu fnüpfen.? 

ce) Gegenjtände der Auflaffung find nur die im Herrichaftgebiete des 
BGB belegenen, dem privatrechtlichen Verkehr unterworfenen Grundftüde. 
Kraft Gejeges gilt die Vermutung der einheitlichen Verfügung über das 
Grundſtück mitjamt der zur Zeit des Ermerbes vorhandenen und dem Ber: 
äußerer gehörenden Zubehörftücde ;?? der ſog. Beilaß teilt das Scidjal der 
Hauptjadhe, und um die Einheit der Verfügung zu wahren, wird die Auf- 
lafjungform auf die Zubehörfahrnis erftredt.”® 

3. Die hohe wirtjchaftlihe Bedeutung, die dem Grundeigentum zu: 
fommt, hat den Gejeggeber veranlaßt, durch eine Häufung von formellen 
Vorausjegungen die Eigentumübertragung ficherzuftellen und übereilten Ver: 
fügungen entgegenzumirfen. Als notwendig abjtraftes Rechtsgejihäft erzeugt 
die Auflafjung die Rechtsänderung aus eigener Kraft, die Eigentumüber-: 








Auflafiung zum zwingenden Rechte. Die unter mißbräuchlicher Ausdehnung des 
Bedingungbegriffs auf alle Tatbejtandvorausfeßungen bezogene fog. conditio juris 
ijt feine „Bedingung“ und gehört darum gar nicht hierher. Die vom Vormunde ohne 
Genehmigung des Vormundfchaftgerichtes vorgenommene Auflaffung enthält einen 
unbedingten dinglichen Vertrag, der jich in einem rechtliden Schwebezuitand be= 
findet. Bergl. OLG 2,1, wo unrichtig erflärt wird, die Auflaffung feitens eines 
Nichteigentümers jtehe unter der zuläffigen Nechtsbedingung, er beräußere, wenn 
er da3 Eigentum erwerbe; in Wirklichfeit handelt es fich bloß um einen Ans 
wendungfall des 8 185, der von 8 925 II nicht berührt wird; oben U 18. 

21) Bergl. den Fall oben $21 A9 und allgemein oben 865. In vollem 
Umfange wird damit der Erfolg einer bedingten Eigentumübertragung nicht 
erreicht. Denn der vorgemerkte Anfprud auf Rüdübertragung des Eigentumes 
muß durch Auflaffung verwirklicht werden, während bei einer auflöfenden Be— 
dDingung das Eigentum mit dinglicher Wirkung an den Beräußerer zurüdfallen 
würde, jo daß dann eine Berichtigung des Grundbuch® begehrt werden fünnte. 

22) Die Hauptnorm ftedt in $ 92612; fie verbindet fich inhaltlich mit Der 
durch $ 314 für obligatorifche Verträge aufgejtellten Vermutung, daß die Leiſtung— 
pflicht auch das Zubehör mitumfaßt. Vergl. über den Begriff des Zubehör und 
die Bedeutung des 8926 oben $6 A31f. Demgemäß liegt es im Sinne des 
8 926, dat der Erwerber diejelben Rechte und diefelbe dingliche Sicherung, die ihm 
gemäß 88 873 II, 878 bezüglich des Grundftüds zuſtehen, auch bezüglich der Zu— 
behörfahrnis erlangt. Wenn daher nad) der Auflafiung und Stellung des Ein: 
tragungantrags, aber vor der Eintragung des Ermwerbers, ein Pfandrecht an dem 
Zubehör bejtellt wird, fo wird dadurch der laftenfreie Eigentumerwerb an 
der Fahrnis nicht gehindert, der mit der Eintragung im Grundbuch ſich vollzieht. 
So auch Pland, Neumann, Kober, Biermann zu $ 926; Fuchs 1, 230; abw. Turnaus 
Föriter 1, 390. 

23) Demgemäß tritt 8929 außer Geltung. Die felbitändige Wirkung des 
gutgläubigen Erwerbes dagegen iſt nicht nach $ 892 (denn der Grundbucinhalt 
bezieht jich nicht auf das Zubehör), fondern nad) 8 932 f. zu beurteilen: und hier— 
bei fehrt das Geſetz in 8 926 II zu den Grundfäßen des Fahrnisrechtes zurüd und 
erbeifcht regelmäßig (anders 88 934, 931) die Erlangung des unmittelbaren 
Beſitzes; der Zeitpuntt des Beſitzerwerbes ift auch für den guten Glauben 
maßgebend. 
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tragung ift von der Wirkſamkeit des obligatorifhen Grundgejhäftes nicht 
abhängig.”* Gleichwohl wird ſchon diefes, da die Auflaffung die Erfüllung 
der aus dem Kauf, Tauſch, Vergleih, Schenkungvertrag *° entjpringenden 
Verpflichtung darftellt und ihre Vornahme aus diejen Verträgen erzwungen 
werden kann, an die jtrenge Form der gerichtlichen oder notariellen Be- 
urfundung gebunden. Hierzu treten nunmehr die befonderen Formerforder- 
niffe der Auflafjung und ihrer grundbuchmäßigen Verlautbarung. 


24) Oben $ 17 Rr.3. Über den Einfluß, den gleichwohl die Unwirkſamleit 
des obligatorischen Grundgejchäftes auf den dinglihen Vertrag ausüben Tann, 
vergl. oben 8 18 Nr. 3 und bejonders A 26. 

25) Über die einzelnen fälle vergl. oben 818 A10Ff.; dort auch über die 
PBarzellierungverträge und dad Anftellen von Grundftüden. Der 
Anſpruch auf die Auflaffung kann abgetreten werden (RG 53,269); damit ift 
zugleich auch der Berichtigunganfpruch mitabgetreten. 

26) $313. Hierbei ift an folgendes zu erinnern. a) Die Erfüllung der 
Form des $313 ©. 1 bildet die Vorausſetzung für die wirkſame Entjtehung der 
obligatorifchen Verpflichtung auf Eigentumübertragung an einem Grundjtüd (alle 
anderen Berpflichtungen zur Begründung begrenzter Rechte find formfrei). Nur 
aus dem gültigen Slaufvertrage uſw. fann der Leiftunganfpruh auf Erfüllung 
duch Auflafiung nebſt Eintragungbewilligung klagend geltend gemacht und die 
Auflaffungerflärung erzwungen werden (A 31; vergl. aber auch oben $ 21 A 19). 
b) Die Zweckmäßigkeit der Aufitellung diefes kojtipieligen (vergl. aber oben A 11) 
Formerfordernifies für den Grundvertrag fann bezweifelt werden, teil der für die 
Auflaffung geltende Formzwang bereits einen genügenden Drud auf die Über: 
legung des Veräußerers ausübe. Nach drei Richtungen hin erfährt $ 313 ©.1 
Daher eine Abbeugung. 1. Die Wirffamfeit der Auflaffung als eines abitraften 
Dinglichen Vertrags tft von der Formgültigkeit des Grundgeichäftes völlig une 
abhängig. Darum bat der Grumdbuchbeamte die Auflaffung ſchlechthin entgegen= 
zunehmen, ohne auf der Vorlegung 3. B. de3 notariellen Kaufvertrages zu beſtehen. 
So geſchieht e3 allgemein in Breußen und in den meisten anderen Staaten. Nach 
GBO 898 darf jedoch die Landesgefebgebung vorfchreiben, daß der Grundbuch- 
beamte die Auflaffung nur entgegennehmen „ſoll“, wenn ihm die nach 8 313 er— 
forderliche Urkunde vorgelegt wird. Hiervon haben Gebrauch gemacht: Bayern, 
Württemberg, Baden, Elſaß-Lothringen, Reuß ä. L., Bremen (vergl. Bd. 1 8 104 
AT; die ſächſ. VO 3. GBO Art. 18 empfiehlt nur, darauf hinzuwirken, daß Die 
ettva errichtete Urkunde zu den Grumdalten übergeben werde). Hat in dieſen 
Staaten der Grundbuchbeamte die Auflaffung aber ohne jene Urkunde borges 
nommen, jo beeinträchtigt dies die Wirkung der Auflafjung nicht, denn GBO 
$ 98 peritattet den Landesgefegen nur eine Sollvorfchrift. — 2. Zur Erleichterung 
und Bereinfahung darf nach Landesrecht ftatt des Gerichte oder Notares eine 
andere Behörde oder ein bejonderer Urfundbeamter mit der Beurkundung des in 
8 313 bezeichneten Vertrags betraut werden; EG 142. Danach fann in Preußen 
(US 3. BGB Art. 12 88 2, 4) das obligatoriiche Grundgefchäft zu einer Grund» 
ftüdveräußerung, jofern der Veräuferer oder der Erwerber durch eine öffentliche 
Behörde vertreten wird, mit voller Wirkung auch bon einem ihrer Beamten beurfundet 
tverden, den die beteiligte oder die ihr vorgefegte Behörde bierzu beitimmt hat. 
Durch eine öffentliche Behörde werden vertreten der Staat, die Provinzen, Kreije, 
Städte, Gemeinden, chriftliche Kirchen, Univerfitäten ufw.; in Betracht fommen, 
da es fich um eine befondere preußiſche Recht3einrichtung handelt, nur preußifche 
Behörden (abw. Erufen-Müller AB 177: alle deutichen). Die Auswahl des Ur— 
fundbeamten, der al3 eine Art Privat: oder Erfabnotar der einzelnen Behörde 
ericheint, fteht durchaus frei; 3.8. fann der Landrat al Vorſitzender des Kreis— 
ausfchuffes den Kreisausfchußfelretär mit der Beurfundung eines Kaufvertrages 
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a) Die Auflaffung als fürmlicher Rechtsvorgang erfolgt durch die vom 
Veräußerer und Erwerber bei gleichzeitiger Anmejenheit vor dem Grund: 
buchamte erklärte Einigung, daß das Eigentum an einem bejtimmten grund 
buchmäßig genau fejtgeftellten Grundftüd übertragen und erworben wird.“ 
Die Erfüllung diefer Formvorfchriften bildet ein zwingendes Erfordernis für 
den Eigentumübergang ; feineswegs wird der Mangel einer formnichtigen 
Auflaffung durch die nachfolgende Eintragung geheilt. 1. Gleichzeitige 
Anmwejenheit beider Teile wird erfordert, damit der dingliche Vertrag als 
NRechtsgeihäft unter Anweſenden vor dem Grundbuchbeamten abgeſchloſſen 


über ein Grundjtüd, das die Kreisgemeinde von dem Gutsbeſitzer A. ertverben will, 
betrauen. Beſonders wichtig iſt es, daß der eine Verjteigerung, 3. ®. bei Domänen 
oder Forſten, leitende Beamte zur Urkundperfon ernannt werden fann, jo daß ſo— 
fort der Kaufvertrag im eriteigerungprotofoll beurfundet und damit der beliebige 
Rücktritt, der jonjt dem Anfteigerer bis zur Erfüllung der Form des 8313 ©. 1 
freiftände, vermieden wird; dazu Verf. der Domänen- und Forftverwaltung 25.9. 
1901 und des Min. der geiftl. Angel. 2.8.1902 (Eentralbl. für die Unterricht: 
beriv. 1902 Nr. 10); Jebens, preuß. Verw. Bl. 23, 81. — In Württemberg, AG 
Art. 33, 35 (Nieder 1,101), find als Urfundperfonen allgemein in allen Fällen 
des 8 313 zuſtändig der Ratjchreiber für die in feinem Gemeindebezirk belegenen 
Grunditüde und alle Grundbuchbeamten (oben $51 A3b). Baden, UG $$3 
bis 6, 38: der Grundbuchbeamte; der Ratfchreiber, wenn die Grundbücher im Ge— 
meindehaus aufbewahrt werden und der Grumdbuchbeamte abwejend iit. Heilen, 
Gef. 20. 7. 1899 8 8: wenn der Landesherr beteiligt iſt, der Staatsminiiter. 
Medlenburg, AG 9 36, 84 EStrelitz ss 35, 83): Vormundſchaft- und Nachlaß— 
bebörden, die Grundbuchbeamten, Dijtriftbehörden ufiv. (Langfeld AG 47) ; Olden> 
burg AG $ 2; Weimar $$ 95, 96; Meiningen Art. 14 $ 2; Gotha Art. 10; Wals 
ded Art.9 82 (wie Preußen); Lippe $ 14; Hamburg, AG 3.3766 $11 wie 
Preußen; Bremen, Gef. 20. 12.1899 (wenn eine öffentliche Behörde des Reichs 
oder eines Bundesitaates beteiligt ijt: die Negierungstangzlei in VBremerbaven) ; 
Elfaß-Lothringen, AG 3. FOG 8 45: find Staat, Bezirk, Gemeinde beteiligt, To tit 
der Bezirkspräfident oder Bürgermeijter zuſtändig; bei Reichseifenbahnen ein höherer 
Eifenbahnbeamter, bei Reichsmilitärverwaltung ein Mitglied der Klorpsintendantur 
oder ein Auditeur. — 3. Der formungültige obligatorifche Vertrag eritarft gemäß 
8 313 ©. 2 feinem ganzen Inhalte nach, wenn er durch Auflaſſung und Eintragung 
bollaogen tworden ift. Dazu oben 818 A29; dort audy gegen die Anficht des 
Reichögerichts, daß bei einem Grundjtüctaufch die Heilung erjt einträte, wenn 
beide Grundftüde aufgelafien und beide Erwerber eingetragen wären (das Urteil 
ift inzwifchen in NG 56, 383 eingehender veröffentlicht). 

27) nn. I. Der Natur des dinglichen Vertrags entſprechend bat die Er— 
Härung dahin zu lauten, daß die Übertragung hiermit gefchieht (nicht, daß fie ge— 
fchehen foll) ; denn die rechtsgefchäftliche Tätigkeit findet hiermit grundfäßlich ihren 
Abſchluß. Bei Veräußerung eines Teiles des Grundjtüds iſt der Kataſterausgug 
vorzulegen, auf Grund deſſen dann die Abjchreibung erfolgt; GBO 8 96; preuf. 
Allg. Verf. 20.11.1899 8 30. 


25) Denn die Eintragung für fich bat feine felbjtändige, rechtergeugende 
Kraft. War die Auflaffung nichtig, fo fann der Veräußerer die Berichtigung des 
Grundbuch durch feine Wiedereintragung unter Löfchung des angeblichen Er: 
werber3 verlangen (nicht die Nüdauflaffung, weil der Eingetragene ja gar nicht 
Eigentümer geworden iſt). Vergl. oben 823 A10f. 865 Ai1; und über das 
Verhältnis der Einigung zur Eintragung oben 819. Über die Formlofigleit 
anderer dinglicher Verträge oben 8 19 Nr. 4. 
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werde und auf diefe Weije feiner unmittelbaren Wahrnehmung unterftehe.?° 
Für diefen Zweck ift das perjönliche Erjcheinen der Vertraggenofien nicht 
erforderlih. Dieſe können nicht bloß durch ihre gejetlichen Vertreter, ſondern 
nad Belieben auch durch Bevollmächtigte vertreten werden; ſoweit das Geſetz 
ein Selbitfontrahieren zuläßt, kann der Vertreter auch mit fich ſelbſt oder 
diejelbe Perfon als Doppelvertreter beider Teile die Auflafjung vornehmen.?° 
it die Verpflichtung zur Veräußerung oder zum Erwerbe durch rechtskräftiges 
Urteil anerkannt worden, jo erfolgt die zur Durchführung des Eigentums 
erwerbes erforderliche Auflaffung in der Weife, daß der Vollftreetunggläubiger 
feine eigene Erklärung vor dem Grundbuchamte abgibt und durch Vorlegung 
der vollſtreckbaren Ausfertigung des Urteils die Erklärung des Gegners er- 
jest.” 2, Die Erklärungen find vor dem ſachlich und örtlich zuftändigen °* 


29) Daher ijt mündliche Erklärung unter gleichzeitiger Anweſenheit ſämt⸗ 

licher Beteiligten (3.8. der veräußernden Miteigentümer) notwendig. Nachträg- 

— Beitritt eines Nichterſchienenen iſt ebenſo unzuläſſig wie ſchriftliche Er— 
ärung. 

30) Nach $ 181 kann dies allgemein geſchehen, wenn ein formgültiges Grund» 
geihäft nachgewiefen wird, in deflen Erfüllung die Auflaffung vorgenommen wird 
oder wenn das Selbſtkontrahieren ducch die Vollmacht geitattet worden iſt. Natür— 
lich müſſen alle diefe Vorausfegungen und die Vollmacht felbit in der durch GBO 
$ 29 vorgejchriebenen Form belegt werden. Vielfach erteilen beide Beteiligte 3. B. 
in dem notariellen Kaufvertrage dem Notar oder einem Dritten gemeinfam die 
Vollmacht zur Auflaffung; die Zuläffigkeit diefes Verfahrens wird anerfannt in 
OLG 4, 24; AGY 21, 292. Bei allgemeiner Durchführung diefes Verfahrens 
würde die Auflafiung in der Rechtsüberzeugung des Volkes alle materiellrechtliche 
Bedeutung einbüßen und nur noch al3 unverjtändliche und läftige Form ers 
ſcheinen: der dingliche Vertrag tritt völlig gurüd und alles Gewidyt ruht bei dem 
notariellen Kaufvertrage. Ein Hemmnis bereiten auch nicht die Koſten der Voll— 
machterteilung; GBO $ 31. — Wie Htonvaleszenz einer ohne Vertretungmacht ab» 
gegebenen Auflaſſungerklärung (A 16) ift auch das nachträgliche Beibringen der 
Vollmacht zuläffig (KGJ 22, 146). 

31) Vergl. oben $ 18 A16; 854 A 34. Die Auflaffung gelangt erſt mit 
der im Terte angegebenen Doppelbandlung zur Entitehung; infofern wird Durch 
$ 925 I und die Natur des dinglichen Vertrages die Vorfchrift von CPO $894 11 
abgebeugt; die Erflärung des verurteilten Schuldners gilt nicht, wie es dort heißt, 
bereitö al& abgegeben, fobald das Urteil die Nechtstraft erlangt hat; denn eine 
Erklärung bat hier erit dann rechtliche Bedeutung, wenn jie vor dem Grundbuch» 
amte abgegeben ift und zum Zufammenwirfen mit der Gegenerklärung benugt 
wird. — Wenn der Schuldner alternativ zur Auflafiung oder zu einer anderen 
Zeiftung verurteilt ift und die Wahl von ihm abhängt, fommt nad NG 53,50 
nicht CPO $ 894, fondern $ 887 zur Anwendung. Dies kann ſich jedenfalls 
nicht auf den Fall beziehen, wo der Gläubiger die Wahl bat, vor welcher 
Stelle er die Auflaffung vornehmen will (A 35) ; denn von einer Wahlfchuld tft 
dabei feine Nede; vergl. Turnau-Förſter 1,358; Kober — AIL44; Planck 
Abz; Fuchs 1,223. — Auch dem auf Grund eines rechtskräftigen Urteils geſtellten 
Eintragungantrage gegenüber hat der Grundbuchbeamte das Necht der Nach— 
prüfung; oben $55 W48. —— 

32) Die ſachliche Zuſtändigkeit iſt zumeiſt zwingend, die örtliche meiſt nicht 
zwingend. Die Frage iſt nach Landesrecht zu beurteilen; vergl. oben $50 A5 
und 9. Dasjelbe gilt von der Frage, ob eine außerhalb des Amtlokales erflärte 
Auflaffung wirkſam fei (vergl. aber Henle und Oberned im Recht 4, 434 und 534): 
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Grundbuchhbeamten abzugeben. Der Grundbucdhbeamte hat hierüber ein 
Protokoll aufzunehmen.” 3. Dem Landesrechte bleibt es vorbehalten zu 
bejtimmen, daß die Auflaffung nicht bloß vor dem Grundbuchbeamten, jondern 
auch vor Gericht oder Notar, vor einer anderen Behörde oder einem anderen 
Beamten erklärt werden darf; diefe landesgejegliche Zuftändigkeit gilt jedoch 
nur für die im Gebiete des jeweiligen Bundesftaates belegenen Grundjtüde.’* 
Von diejer Befugnis, die es ermöglicht, daß die Auflafjung mitjamt dem 
zugehörigen obligatorijhen Grundgefchäfte vor demjelben Beamten in einem 
Akte vorgenommen wird, haben fajt jämtliche Bundesftaaten Gebraud 
gemadt.”° 4A. Ein weiterer Vorbehalt geftattet die landesgejegliche Vor: 
ihrift, daß von der gleichzeitigen Anwejenheit beider Teile Abjtand ge- 
nommen werden darf, wenn das Grundftück durch Gericht oder Notar ver: 
fteigert wird und die Auflafjung im Verfteigerungtermine ftattfindet.°° Dies 
bezieht fich insbefondere auf die freimilligen notariellen Verfteigerungen 
Heiner Parzellen, die in den NRheinlanden üblich find.” 


33) Nach GBO $ 29. 

34) EG 1431. 

35) Breußen bat durch AG 3. BGB Art. 26 81 allerdings nur für die im 
Geltunggebiete des theinifchen Rechts belegenen Grundftüde jedes preußiſche Amts— 
gericht und jeden preußiſchen Notar ſchlechthin für zuſtändig erklärt; die Er— 
weiterung der Kompetenz auf andere deutſche Amtsgerichte und Notare wird einer 
(noch nicht ergangenen) kgl. V.O. vorbehalten. Übrigens kann jeder Pure 
darauf beiteben, daß die Auflaffung vor dem Grundbuchrichter erfolge (man be— 
achte, daß $ 111, nicht aber II auch) für die Beſtellung und Übertragung eines 
Erbbaurechtes gilt). Zuſtändig find in Bayern AG Art. 81 auch Notare, Würt— 
temberg Art. 34 f. Natjchreiber (Nachlaßgericht); Sachſen $ 13 jedes deutjche Amits⸗ 
gericht und deutſcher Notar; Baden AUG 3. GBO 86f. Notar, Ratjchreiber, Nach— 
laßgericht; Heilen AG 2. GBO Art. 9 befiifches Amtsgericht und Notar; Medlen- 
burg $ 104 (Str. $ 102) medl. Amtsgericht, Notar, Wormundichaft: und Nachlaß⸗ 
behörden, Flurbehoͤrde, Anſiedelungskommiſſion; Oldenburg $ 38 deutſches Amts— 
gericht oder Notar; Weimar 88 95, 98, 100 deutfches Gericht, Notar, Delegierter 
Gemeindevoritand, Bergbehörde uftv.; Meiningen Art. 14 wie Weimar; Rudol: 
ftadt Art. 63 deutfches Amtsgericht oder Notar; Anhalt Art. 46 wie Rudolitadt; 
Reuß j.L. 8 50 f. jedes fürftl. Amtsgericht oder Notar; Kübel $ 64 deutfches Ge: 
richt oder Notar; Bremen $ 17 bremifcher Notar; Elfaß-Lothringen AG 3. GBO 

12 elfaß-lothr. Notar. — Wird hiernach die Auflaffung nicht vor dem Grund» 
uchamte erflärt, jo muß diefem dann die Auflaffung zur Vornahme der Ein- 
tragung in das Grundbuch vorgelegt werden (U 39 a.E.); das iſt Sache des 
Barteibetriebes und jedenfalls tritt hier eine zeitliche Spaltung zwiſchen der 
Auflafiung und dem Eigentumerwerbe ein, Daraus ergeben fich bejondere Ge- 
fährdungen. Der kigentümer hat jein Grundftüd vor einem Notar an den N. 
aufgelafien; unmittelbar darauf hat er dasjelbe Grundjtüd vor dem Grundbuch— 
beamten an den 2. aufgelafjen und der Beamte bat in Unfenntnis bon Der 
früheren Auflaffung den B. eingetragen; in dieſem Falle hat B. endgültig das 
Eigentum erworben. Hier aljo verjagt für den A. der in GBO 8S17(A 6) vor— 
geſehene Schuß. 

36) EG 143 11. Fernere Ausnahme Kaijerl. V.O. 21.11.1902 8 3: bei der 
Auflafiung von Grunditücden in deutfchen Schußgebieten bedarf es nicht der gleich 
zeitigen Anweſenheit beider Teile, und die Erflärungen brauchen auch nicht münd— 
lich vor dem Grumdbuchamte abgegeben zu werden, 

37) Es hat jid) dort die fejte Sitte eingebürgert, daß der Anfteigerer einer 
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b) Zur Vollendung der Eigentumübertragung muß fih an die Auf: 
laffung die Eintragung in das Grundbuch anſchließen. Für den Grundbuch: 
beamten greift hier die zwingende Vorjchrift ein, daß als Grundlage der 
Eintragung nit wie fonft die Bewilligung des Pajfivbeteiligten genügt, 
jondern daß auf dem formgerechten Nachweiſe der Einigung zu bejtehen iſt.“ 
Dies ift nicht in dem Sinne zu verftehen, als ob außer der materiellrechtlichen 
Einigung über die Rechtsänderung auch noch eine zweite grundbuchmäßige 
Einigung gefordert würde, in der der Erwerber ausdrüdlic die vom Ver: 
äußerer erflärte Eintragungbewilligung annimmt und jeine eigene Ein- 
tragung als Eigentümer beantragt. Dem Zwede und Sinne des Gejekes 
genügt vielmehr der Nachweis, daß die Einigung über die Rechtsänderung 
formgültig abgejchlofien if. Und hierbei fommt es lediglich auf die Tat- 
ſache der erzielten Einigung, feineswegs auf die Form an, in der fie aus- 
geprägt wird. Die beiderfeits erflärte Einigung darüber, daß das Eigentum 
an dem beftimmten Grundftüc übertragen wird, enthält zugleich Bewilligung 
und Antrag zur Eintragung; und umgekehrt wird dur die Bewilligung 
der Eintragung des Cigentumüberganges in Verbindung mit dem dieſe 
annehmenden Antrag des Erwerbers die materielle Einigung über die Rechts- 
änderung ausreichend und präzis verlautbart. Darum genügt es, daß einer 
diefer beiden Wege bejchritten mwird.?® 


Parzelle zunächſt einfeitig die Auflaffung beantragt, der Verfteigerer aber ſich 
die Zuftimmung bis zum Schlufie des Termines vorbehält, wo der Anfteigerer ſich 
meijt bereit3 entfernt hat. Diefer Brauch war in der preußifchen Rheinprovinz 
derart fejtgemwurzelt, daß er fich auch gegenüber dem Gefeße vom 12.4. 1888, 
das gleichzeitige Anweſenheit beider Teile forderte, behauptete und durdh die 
Novelle vom 14.7.1893 Art. III $5a in Form einer ungeheuerlichen Fiktion 
beftätigt wurde. Nunmehr wird die Ausnahme für das Geltunggebiet des rheini- 
ihen Recht? durch preußiich. AG z3. BGB Art.26 $2 voll anerfannt. Ebenſo 
in Bahern AG Art. 82; Baden AG 3. GBO 8 15; Hefien AG z. BGB Urt. 91; 
Oldenburg $ 39; Meiningen Art. 14; Neuß j.2. $51; Bremen 818; Elſaß— 
Lothr. AS z. GBO 8 13. 

38) GBO 820 gegenüber 819. Daß der Auflaſſende eingetragen ſei, 
bildet keine zwingende Vorausſetzung; es genügt, wenn er als Paſſivbbeteiligter 
in dem Augenblick eingetragen iſt, wo die Eigentumübertragung auf Grund der 
vorliegenden Auflaſſung eingetragen werden ſoll; oben 855 A 13. 

39) Die in den preußiſchen und anderen Formularen vorgeſchriebene 
Häufung beider Erklärungsgruppen iſt unnütz und ſtößt im Verſtändnis der Be— 
völkerung auf hartnäckigen Widerſtand. Über die nähere Begründung der oben 
vertretenen Auffaffung und ihre wichtige Beſtätigung durh KEOJ 24,231 und 
RG 54, 381, wo dem übertriebenen Formalismus wirkungsvoll entgegengetreten 
wird, vergl. oben $ 19 A 28 und $54 A 12. — Das dringende Bedürfnis nad) 
einer einfacheren Gejtaltung der Eigentumübertragung bat praftifch meist dahin 
geführt, daß: a) entweder ohne fürmliches Grundgeichäft die Auflaffung unmittel- 
bar vor dem Grundbuchbeamten erflärt und fomit unter Ausfchaltung von $ 313 
S. 1 der $ 925 I mit GBO } 20 verbunden wird (fo 3.8. in Preußen) ; b) oder 
nad) Zandesrecht wird das Grundgeichäft zugleich mit der Auflafiung von dem— 
jelben Beamten beurfundet, alſo $313 ©. 1 und $ 92511 werden verbunden und 
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c) Die Befigübertragung des Grundftüds ift für den Eigentumerwerb 
gleihgültig.. Sobald das Eigentum übertragen worden ift, kann der Er— 
werber die Herausgabe mit dem Eigentumanſpruch durchſetzen. Außerdem 
ergibt fi eine obligatorische Verpflichtung zur Übergabe aus dem form= 
gültigen Grundgeihäft, ihr Vollzug ift insbefondere bedeutjam für den 
Gefahrübergang.* 


878 Aufgebot und Aneignung von Grundftüden. 


Als Folge der Auflaffung tritt der Verluft des bisherigen Eigentums 
mit der Eintragung des neuen Eigentümers ein. Daneben fennt das BGB 
zwei bejonders geartete Fälle des Eigentumverluftes. 


1. Das BGB läßt eine Erfigung des Grundftüdeigentums nicht zu. 
Solange jemand als Eigentümer eingetragen ift, wird er als Beredtigter 
anerkannt. Die abjolute Durchführung diejes Sabes erjcheint jedoch nicht 
angängig;* er tritt zurüd, wenn das Grundſtück jeit dreißig Jahren im 
Eigenbefig eines Nichteingetragenen jtand. Die lange Dauer der tatjählihen 
Herrihaft wirkt als Beweis ihrer rechtlichen Begründung. Um jedod den 
Mangel der buchmäßigen Beltätigung zu erjegen, muß im Aufgebotverfahren 
der Ausfchluß des bisher als Eigentümer geltenden Gegners erwirkt werden.? 
Ein Bedürfnis hierzu jcheint vor allem dann vorzuliegen, wenn 3.8. auf 
Grund eines Kaufvertrages ein Grundſtück übergeben worden ift, die Parteien 
aber aus Rechtsunfenntnis oder zur Erjparung der Koften die Auflaffung und 


damit GBO 820 erfüllt (um dies zu ermöglichen, haben diefelben Staaten, Die 
nad) GBO 8 95 auf der Vorlage einer formgültigen Urkunde über das Grund» 
gejchäft beitehen, oben A261, zugleich von dem Vorbehalte EG 1431, oben 
A 35, Gebraud; gemadt). Dieje praftifche Gejtaltung enthält einen ſcharfen 
Protejt gegen den gelünitelten Aufbau des neuen Rechtes. Vergl. auch AU 30. — 
Menn die Auflajfung nicht vor dem Grundbuchbeamten vorgenommen worden ilt, 
muß Die Urkunde bierüber ihm vorgelegt werden mit dem Antrag auf Eins 
tragung. Jetzt erjt it die Auflaffung eingegangen (GBO 81312). Hat ein 
Notar die Auflafiung aufgenommen, fo gilt er als zur Stellung des Antrags 
ermäcdtigt (GBO 8 15). — Vor Vollgug der Eintragung find gewiſſe grundbuch— 
mäßige Vornahmen erforderlih; jo 3.8. bei Veräußerung einer Teilparzelle 
deren Spezielle Bezeichnung, Abjchreiben, YZufchreiben oder Anlegung eines neuen 
Grundbuchblattes. Über Diele Fragen vergl. oben $ 53. 

40) 8446. Über die Erlangung des Beſitzes oben 836 Ailf., 17, 20. 

1) 8927 beugt ich den praftiichen Bedürfniffen. Mit feinem Inkraft— 
treten entfallt die Möglichkeit, das Mufgebotverfahren nad) altem Rechte zu be= 
treiben, wenngleich die Vorausfeßungen für dieſes bereit3 vor dem 1.1.1900 
erfüllt waren. Dagegen jtebt der Anrechnung der bereits vor jenem Zeitpuntte 
begonnenen Belibzeit nichts im Wege; jo NG in Gruchot 44, 562. 

2) Ein derartiger Ausschluß war 3.8. in dem preuß. Gef. 7.3. 1847 vor= 
geſehen; dem jpäteren Gefeß vom 5.5.1872 gegenüber fonnte er fich aber nicht 
behaupten, da bier das Eintragungprinzip jtreng durchgeführt worden iſt. — 
Das BGB gibt die Ausnahme aus den im Tert erwähnten praftifchen Gründen. 
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Eintragung verabjäumt haben. Es muß dann aud im öffentlichen Intereſſe 
ein Mittel geboten werden, um den Buchinhalt mit der wirklichen Rechtslage 
in Einklang zu jegen. 


a) Die materiellrechtlihen Vorausſetzungen des Ausichlußverfahrens 
find folgende: 1. it der frühere? Eigentümer nod eingetragen, jo darf er 
nur Dann ausgejchloffen werden, wenn er verjtorben oder verjchollen ift und 
außerdem jeit dreißig Jahren feine Eintragung in dem Grundbuche erfolgt 
ift, die der Zuftimmung des Eigentümers bedurfte. Hierdurch wird kenntlich, 
daß er jelbit fein Eigentum als erlojhen angejehen hat. Um das wirkliche 
Recht gegen das Buchrecht durchzufegen, ift das Aufgebotverfahren unentbehr: 
ih, weil in Ermangelung eines Gegners * der Anſpruch auf Übertragung 
des Eigentums nicht durchgeführt werden kann. 2. Wenn dagegen der bisherige 
Eigentümer im Grundbuch gelöjcht oder für das Grundſtück überhaupt fein 
Grundbuchblatt angelegt ift,’ jo kann der Eigenbefiger, da er hier auf fein 
Gegenredt ftößt, ohne weiteres Das Aufgebotverfahren einleiten. 3. Für den 
Antragfteller gilt in beiden Fällen als VBorausjegung nur der dreißigjährige 
Eigenbefig.* Auf den Rechtsgrund feines Beliges oder auf feinen quten 
Blauben kommt es nit an. Die Frift beginnt mit der Ergreifung des 
Befiges.’ 

b) Das Aufgebotverfahren wird durch die Givilprozeßordnung ® ge: 
regelt. Zuftändig ijt das Gericht, in deſſen Bezirk das Grundjtüc belegen 
ift. Der Eigenbefiger muß vor Einleitung des Verfahrens die materiellen 
Borausfegungen glaubhaft machen.” Es erfolgt dann die öffentliche Be: 


3) 8 92713 fpricht fchlechthin vom „Eigentümer“. Darunter ift im Sinne 
de3 Grumdbuchrechtes zu beritehen: der als Eigentümer Gingetragene. Ebenſo 
Rland 8 927 A 3, abw. Biermann A1b; Fuchs 1,233, 

4) Sit ein Gegner borhanden, alfo etwa die Erben oder der Nachlaßpfleger 
nach $ 1960, jo muß gegen diefen im gewöhnlichen Prozeßverfahren der Leiſtung— 
anipruch geltend gemacht werden. 

5) Nur auf diefe Fälle bezieht fich 892711. 

6) BEZ dazu oben $30. Wuch mittelbarer Eigenbeſitz genügt. 

7) 892712. Berechnung der Beſitzzeit nach den für die Erſitzung be— 
weglicher Sachen in 88 938 f. gegebenen Vorſchriften. 

3) CPO 8946 f. und befonders 88 977—9S1. Einen Vorbehalt für die 
Landesgeſetze enthalt F19241; dazu preuß. AG z. CPO 88 Veröffentlichung 
(ftatt im Reichsanzeiger) durch einmalige Einrückung in den öffentlichen Anzeiger 
des Amtblattes; damit beginnt die Nufgebotfriit. Württ. AUG 3, CPO Art. 17; 
ſächſ. badifches Gef. 18.6.1599 $ 16; Hamburger Gef. 22.12.1599 85. 

9) ERO 980 gemäß 8294. Der Beſitz kann durch — oder Bes 
fcheinigung der Ortöpolizeibehörde uf. glaubhaft gemacht werden. Der Tod 
wird durch die Sterbeurkunde belegt; kg der gerichtlichen Todeserklärung 
ift niemals erforderlich (abw. Dernburg, BR 3 894 Nr. 4c), denn nad BGB 
$ 92713 genügt die Slaubhaftmachung der Verichollenbeit. 68 genügt, dab der 
Eingetragene jeßt tot oder verjchollen iſt, keineswegs wird ein Zeitablauf bon 
30 Jahren feit dem Tode oder dem Beginne der Verichollenheit borausgefeßt. 
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kanntmachung des Aufgebots mit einer Frift von mindeftens ſechs Wochen. 
Das Ausihlußurteil wird in öffentliher Sigung dahin erlaffen, daß der 
bisherige Eigentümer mit feinem Rechte ausgejchlofjen wird. 

e) Der Eigenbefiger erlangt das Eigentum, indem er fih auf Grund 
des Ausichlußurteils in das Grundbuch als Eigentümer eintragen läßt. Auf 
diefen Erwerb fteht ihm ein gejeglich beftätigtes dingliches Wartrecht zu; 
das Urteil Schafft nicht bloß einen Titel zum Erwerbe, jondern es beftätigt den 
Eigenbefig als eine zum Eigentumrechte erjtarkte dingliche Herrſchaft; daher 
ift das Buch mit Erlaß des Urteils unrichtig geworden, durch feine das Bud) 
berichtigende Eintragung tritt der Wartberechtigte in die volle Stellung eines 
Eigentümers ein.!® 

2. Das BGB! läßt den einjeitigen vollen Verzicht auf ein Grund: 
ftüd, die Dereliktion, nur in der Form zu, daß der eingetragene '? Eigentümer 
die Verzichterflärung dem Grundbuchamte gegenüber abgibt. Mit ihrer 


10) Dies ift der Sinn, in dem $ 927 11 davon fpricht, daß das Eigentum 
„erlangt“ wird. Demgemäß iſt $S94 und vorher zur Sicherung die Eintragung 
eines Widerſpruchs nah $899 anzumenden, weil der Eigenbefißer bereits 
der dinglich Berechtigte ift und zum Eigentumeriverbe nicht noch die Eintragung 
Binzuzufommen braucht. Damit werden die Schwierigfeiten, die die unflare Faſſung 
bon ı II bereitet, jo gelöft, wie e8 dem Grumdgedanfen des Aufgebotes und 
der Rechtöverfchweigung entipricht. Dies wird beitätigt durch die Nechtöfolge, 
daß das Urteil nicht wirft gegen einen Dritten, der vor feiner Erlaffung als 
Eigentümer eingetragen oder durch Widerfpruch gefichert ift ($ 927 III) ; dat e3 
aber mit voller Wirfung durchgreift, wenn der Dritte erſt nad Erlafjung des 
Ausichlußurteils al3 Eigentümer eingetragen ijt oder eine Vormerkung zu feinen 
Gunjten erlangt hat. Diefe Wirfung wäre unerflärbar, wenn der Eigenbefißer 
nur einen Anſpruch oder ein Aneignungrecht auf das Grundſtück erlangt hätte; 
e3 ſei denn, daß man (fo anfcheinend Pland AT) dies filtive Aneignungrecht 
wie ein Eigentumrecht behandelte. Dernburg 893 A5 nimmt ein „bon der 
NRechtsbedingung der Eintragung abbängiges Eigentumrecdht“ an; das fäme in der 
Sache auf die hier vertretene Anfchauung hinaus; dann aber ift e8 unguläfiig, 
mit Dernburg eine Sicherung durch „Vormerkung und Widerfpruch“ zuaulafien, 
die Vormerkung fommt nicht in Frage. — Überflüffig erfcheint die Annahme, daß 
da3 Grundſtück mit Erlaß des Ausſchlußurteils berrenlos werde (fo Pland). 
Das widerſpricht den tatfächlichen Verhältniffen, weil der Eigenbeſitzer bereit3 
als Herr die Gemwalt ausübt, und der Rechtslage, weil der bisherige Eigentümer 
erit völlig ausfcheidet, wenn der Eigenbefiter feinen Erwerb dur Eintragung 
berlautbart; es ijt hier ebenfowenig eine Züde vorhanden, wie bei der Eigentum: 
übertragung einer Fahrnis beim Verſendungkauf, auch da ift keineswegs die auf 
dem Transport befindliche Sache herrenlos. 

11) 89281. Anwendungfall: das Grundſtück iſt durch Überfchwemmungen 
derart entwertet, daß fein Ertrag nicht mehr die Deichbaulaften dedt. 

12) GBO 840 macht diefe Ergänzung notwendig. Vergl. auch U 16. 

13) Nur eine jchlichte Erklärung bat diefe Wirkung. Ein Verzicht umter 
einer Bedingung oder auf Zeit würde dem Anhalt und der formalen Natur der 
Dereliktionerflärung toiderfprechen und ein ungewiſſes bedingtes Eigentums 
verhältnis fchaffen, das fchlechtbin dem Inhalte unjeres Rechtes miderfpricht; 
einen YAusdrud dafür gibt- $ 925 II, daß das Gefek alle Einzelfälle aufzählt, ift 
nicht notwendig. 
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Eintragung erliicht das Eigentum endgültig."* Die bloße formloje Erklärung 
genügt dagegen jelbft in Verbindung mit der Aufgabe der tatjächlichen Gewalt 
hierzu nicht. 

Das jomit herrenlos gewordene Grundftüd kann ſich der Fiskus des 
Staates, in defien Gebiet es liegt, aneignen, indem er fih als Eigentümer 
eintragen läßt.” Diejer Eigentumerwerb jteht aber nicht unter dem Schuße 
des öffentlichen Glaubens; er tritt nur dann ein, wenn der wirklich Be: 
rechtigte den Verzicht wirffam erklärt hatte.” In der Zwifchenzeit bis zum 
Volljuge der Eintragung des Fiskus ift das Grundftüd herrenlos; jein 
ipäterer Erwerb wird auch keineswegs auf den Zeitpunkt der Eigentum: 
aufgabe zurücdbezogen.” Mill ein Dritter während der Zeit der Herren: 
lofigfeit ein Recht an dem aufgegebenen Grundftüd im Wege der Klage oder 
der Iwangsvollitrefung verfolgen, jo wird auf feinen Antrag vom Prozeß: 
oder Vollſtreckunggericht ein Vertreter beitellt, der zur Wahrnehmung der 
aus dem Eigentum fich ergebenden Rechte und Verpflichtungen legitimiert iſt.“ 








14) Abw. ſchon mit Abgabe der Erklärung: Biermann W1. 

15) 8928 II. Das bisher nad Landesrecht beitehende Aneignungredt 
jede3 Dritten an dem aufgegebenen Grunditüd tit damit fchlechtbin bejeitigt. 
Dies Aneignungrecht erjtredt jich auf ſämtliche Grundjtüde, die bei Inkrafttreten 
des BGB oder zu der Zeit, wo das Grundbuch alö angelegt anzufeben iſt, berren= 
lo3 find; EG 190. — Das Erfordernis der Eintragung entfällt nicht deshalb, 
weil Grundjtüde des Fiskus der Eintragung nicht bedürfen; denn zuerſt muß der 
Fisfus das Eigentum durch Eintragung erworben haben, dann kann er die 
Ausbuchung erwirken. 

16) Dies iſt oben 8 62 A28 näher begründet worden. 

17) Der Schtwebezuitand fann unbegrenzt lange andauern; was in dem 
A11 genannten Fall zu unerwünjchten Schwierigkeiten führen wird; ein Ab— 
ſchluß wäre gemäß $ 927 möglich. — Wie fteht es mit den während des Schwebe— 
auftandes mwachjenden Früchten? Als berrenlofe Fahrnis gehören fie dem, der 
fie fih anneignet. Wenn A. am 1. Mai das Eigentum aufgegeben, B. am 20. Mai 
auf dem Grunditüd einen Schaß entdedt, der Fisfus feine Eintragung aber erjt 
am 1. Juni erwirkt hat: jo gehört die eine Hälfte des Schatzes gemäß $ 984 
dem Entdeder B., wem aber gehört die andere Hälfte? Weder dem W., noch 
dem Fiskus; denn das Recht auf den Schaßerwerb tit fein jubjeftiv dingliches, 
das etwa nach 8 96 einen Bejtandteil des Grundjtüds bildete. Nach gemeinem 
Rechte wiirde danach die andere Hälfte dem B. kraft Anwachſung gehören, RG 
13, 173; Czyhlarz, Eigentumerwerbarten 135; abw. Ed, Doppelfeitige Klagen 95. 
Nah dem BGB ift ein foldhes Anwachſungrecht ausgefchlofien, weil nad) $ 984 
ein Miteigentum nach Bruchteilen entiteht, geteiltes Eigentum aber nicht ver— 
Ihmelzen fann; v. Seeler, Miteigentum nad) BGB 33. Demgemäß unterfteht 
die andere Hälfte der freien Aneignung nah $ 958; bat 3.8. &. heimlich fich 
de ganzen Schates bemächtigt, bevor der Entdeder 3. ihn heben fonnte, fo tritt 
zwiſchen beiden Teilung ein. 

18) EPO 8858, 787. Der Eigentümer A. gibt 3.8. fein mit Grund: 
ſchulden überlajtetes Grundftüd auf, der Grundpfandgläubiger will die Zwangs— 
bollitredung betreiben; der Fiskus bezeugt fein Intereſſe an alsbaldiger Durch— 
fegung feines Aneignungrechtes. Wer iſt bier der Vertretene? Nach L. Seuffert 
* A3 der Aneignungberechtigte als der künftige Erwerber des Eigentumes 

nad) Analogie der Vertretung der Leibesfrudt). Das wäre m. E. nur möglich, 
wenn deſſen Erwerb mit ausreichender Wahrjcheinlichleit erwartet werden fünnte 
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Das Aneignungrecht darf kraft Landesgeſetzes auf beſtimmte andere 
Perſonen übertragen werden.” In Betracht fommen hierfür insbejondere 
Städte für die in ihrem MWeichbilde belegenen Grundftüde, Rittergutbefiger 
nad Auenreht an den nicht aufgeteilten Flächen der Feldmart.?° 


$ 79. Eigentumerwerb nad Uferredt. 


Bon der Entjtehung neuer Grundftüde und ihrem Erwerbe nad Ufer: 
recht ift dann zu fprechen, wenn fi die Grenzen von Waffer und Land 
verſchieben. 

1. In Betracht kommen zunächſt die Flüſſſe. Rechtlich werden ſie 
in öffentliche und private geſchieden. Offentlich im Sinne des römiſchen 
Rechts iſt jedes dauernd fließende, in ſtetigem Bett laufende Gewäſſer; auf 
die Größe kommt es nicht an; privat find nur die zeitweilig austrodnenden.? 
Anders nad) deutſchen Rechtsanichauungen. Die Abgrenzung wird hier darauf 
abgeftellt, daß ein Fluß nur injoweit als öffentlicher gilt, als er jchifjbar 
und flößbar ift: entjcheidend ift, daß der Fluß dem Frachtſchiffahrtverkehr 
dient, nach feinem gegenwärtigen Zuftande im volkwirtfchaftlihen Sinne eine 
Waflerftraße bildet? Die Stelle des Flußlaufes, wo diefe Eigenjchaft be— 
ginnt, wird öfters durch die Verwaltungbehörde * feitgeftellt ; ſonſt entjcheidet 


oder bon amtswegen wegen Unfähigkeit zur eigenen — (wie beim Pfleger 
nach $$ 1911f.) geſichert werden müßte; beides trifft nicht zu. Der bisherige 
Eigentümer fommt nicht mehr in Betracht, da fein Eigentumrecht unwiderruflich 
erlofchen it. Somit handelt es ſich um einen curator rei, der fraft Amtes 
die PBarteiftellung einnimmt (fo Gaupp-Stein 858 A4; Filcher, her. 3. 38, 
362), um einen abfoluten Vertreter ohne Vertretenen. Nach Hellmig, Anſpruch 
232 ijt die Analogie mit BGB $ 1913 zu verwenden; beffer wäre $ 1914. 
19) EG 129; mithin nicht auf jeden beliebigen Aneigner. 

20) Befondere Beitimmungen find in den AG nicht enthalten. Es wird 
für jeden Einzelſtaat zu unterfuchen fein, ob die bisherigen Privilegien durch den 
Vorbehalt gededt werden und nach dem neugeordneten Yandesrecht noch Geltung 
finden fönnen. Preuß. ALR II 16.6 und 12 find durh AG 3. BGB Art. 39 
aufgehoben. Vergl. Niedner EG 129 Nr.3; StobbesLehmann 2,527; Roth, 
bayer. Eivilr. 1 8 36. 

1) Für alle hiermit zufammenhängenden Fragen bleibt das äußerſt zer: 
fplitterte Landesrecht maßgebend. EG 65. Einige Staaten haben aus Anlaf 
des Inkrafttretens des BGB ihre Waffergefeßgebung einer Neuordnung unter: 
zogen. So (Preußen fteht noch zurüd) Baden, Waſſergeſetz 26. 6. 1899; Olden: 
burg, Gef. 25. 4.-1899; ferner bayer. AG Art. 147 f.; bei. AG Art. 281; hamb. 
AUG 851; elſaß-lothr. AG 8 44. 

2) D. 43. 12, 1. 8: flumen publicum esse — quod perenne sit. Wind: 
icheid 1 $ 146 A 7; Negelöberger, Band. 1 $ 112 A 5; Dernburg, Band. 1 8 73 
A2; RG 52,380: daß nur die ſchiff- und flößbaren Flüffe öffentlich feien, Täft 
fich für das gemeine Necht nicht nachweisen. 

3) Preuß. OVG 18, 229; 28, 228; dv. Kamptz, Entich. des OVG 3, 569; 
Erg.:®d. 1,351. Daß der gegenwärtige Zuftand und nicht etwa der kaum 
ertveisbare Urzuſtand entjcheidet, wird in der Nechtiprechung fejtgehalten; pr. 
Ob.⸗Trib. 70, 6; OVG 35, 301 ımd im pr. Verw. Bl. 25, 258. 

4) ©o 3.8. preuß. Gef. 20.8.1888 betr. die Befugnifie der Strombau: 
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der tatſächliche Zuſtand, ſo daß z. B. eine Flußſtrecke die Eigenſchaft eines 
öffentlichen Fluſſes annimmt, ſobald durch Regulierung des Flußbettes die 
Schiffbarkeit hergeſtellt wird, oder ſie verliert, wenn natürliche Hinderniſſe 
die Schiffahrt dauernd ausſchließen. 

In gleicher Weiſe laſſen viele Partikularrechte, wie insbeſondere das 
franzöſiſche Recht,“ die Schiffbarkeit und die von geringeren Vorausſetzungen 
abhängige Flößbarkeit mit verbundenen oder nicht verbundenen Hölzern über 
die Öffentlichkeit einer Flußſtrecke entſcheiden. Nach preußiſchem Land— 
recht iſt jedoch ausſchließlich die Schiffbarkeit maßgebend ;* wird der Fluß 
aber erft durch Anlagen ſeitens des Staates jhiffbar gemacht, jo wird er 
nur dann öffentlich, wenn der Staat ihn dem öffentlichen Verkehre widmet.” 
Für die Beurteilung der Schiffbarkeit ift nur der natürlihe Zuftand maß: 
gebend; daß durch Stauanlagen oder tiefgebaute Brüden der freien Be: 
fahrung Hinderniffe entgegenftehen, ſchließt die Öffentlichkeit des Fluſſes 
nicht aus.® 

2. Das Eigentum am Bett eines niht öffentlihen Flufies fteht 
den Ufereigentümern in der Längenausdehnung der Uferftrede und bis zur Mitte 
des Alußbettes zu. Flußbett und Ufer bilden ein zufammenhängendes Ganze; 
wechjelt der Waſſerlauf, jo verändert fih nur der tatſächliche Zuſtand Des 
Eigentumobjektes, von einem Neuerwerb an dem freigewordenen Flußbett ift 
nicht die Rede. Steine, Erde, Pflanzen uſw., die in dem Gewäſſer fi) be: 
finden, find Bejtandteile des Grundeigentums. 

Daraus ergibt fich, daß der Eigentümer auc über den Waflerlauf jelbit 
frei verfügen darf." Er kann die Duelle abgraben und dadurch den Bach 


berwaltung $1 S. 2: der Oberpräfident entfcheidet hierüber. Die durch Die 
Schiffbarkeit bewirkte Öffentlichkeit erjtredt fich auf die ganze Breite des Fluß— 
bette8; dies gilt audy dann, wenn 3.8. mur die eine Seite des Fluſſes durch 
Baggerarbeiten ſchiffbar gemacht iſt und regelmäßig ſelbſt für den durch eine 
Flußinfel abgetrennten, nicht jchiffbar gemachten Flukarm. Denn der Flußlauf 
auf einer beitimmten Strede bildet eine Einheit, die rechtlich gleiche Behandlung 
erfordert. Bergl. RG 45,183; preuß. OVG 42, 234. 

5) Code eivil Art. 560 f. 

6) Preuß. ALR I. 14. 21 und 15.38. Nieberding, Waſſerrecht und 
Waflerpolizei im preuß. Staate 2. Aufl. (1550) 58; Neubmier, das in Deutich- 
land geltende Waflerrecht 1881. Kerner: dvd. Kamptz 3,570; Erg.:Bd. 1,351; 
2,406; Stobbe, D. Privatr. 3 Aufl. 1 $64; Dernburg, preuß. Pr. 1 8 251; 
Hampe, braunſchw. Privatr. 2. Aufl. 8 65; Weihler, preuß. Landesprivatr. 1,202, 
273; 2, 403; Lindelmann und Fled, hannoverſches Brivatr, (1903) 208; Dronte, 
rheinifches Privatr. (1901) 2,24; ©. Meyer, D. Verivaltungsr. 1 8 107. 

7) RG 45,183; OVG 18,125; 21,223; 22, 196. 

8) OBG 11,239; 28, 285. 

9) Für die im Privatfluffe entitehende Inſel fol nach preuß. ALR I. 9. 
245 f. ein befonderes Aneignungrecdht des nächſten Uferanlieger3 beiteben, jo daß 
hierfür diefelben Grundſätze wie bei Inſeln in öffentlichen Flüſſen gelten, 

10) Vorbehaltlich der Einfchränfungen des öffentlichen Rechtes. Die Bolizei 
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zum Verfiegen bringen; er darf die Gewäſſer verbrauchen, ableiten, verun: 
reinigen ufw., wie e8 jeinen Intereſſen entjpricht.*: Indeſſen muß bier der 
allgemeine Grundjag von der jozialen Gebundenheit des Eigentums eine ver: 
ftärkte Anwendung und bejondere Ausprägung dahin finden, daß an den 
fließenden Gewäſſern die Mitberechtigung der übrigen an ihrem Lauf be: 
teiligten Eigentümer rejpeftiert werden muß.'? Die Grundjäge des Nachbar: 





kann insbefondere im öffentliden Intereſſe wegen Gefundheitgefährdung ein: 
jchreiten; befonders wichtig tft die Näumungspflicht des Uferbejigers eines Privat: 
flufjes; preuß. Verw.Bl. 24, 296. Der Polizei jteht die Genehmigung über die 
Anlegung von UÜferbefejtigungen und Buhnenbauten zu (preuß. Verw.Bl. 22, 549). 
11) Hteran hielt das Reichsgericht allgu jchroff und feinestvegs überzeugend 
für das gemeine Recht feit: NG 12,184; 36,185. Helle, Iher. 3. 7,209. Auch 
neuerdings hat das Reichsgericht die Auffafiung vertreten, daß eine Quelle im 
Sinne des preuß. Gef. 28.2.1843 $1 als Privatfluß erjt da beginnt, wo 
das Waſſer quillt; erſt dort feßt der Schuß ein; einem felbjt abjichtlichen Ab: 
graben oder Abfangen der fpeifenden Wafleradern ſteht das Geſetz nicht entgegen. 
Dem (praktifch gewiß gerechtfertigten) Verjuche des OLG, auch das noch unter: 
irdifch befindliche Quellwaſſer als fliegenden Quellbach zu bejtimmen, tritt da3 
RO mit feiner eng gefahten Rechtsauslegung entgegen und begründet damit das 
Verlangen nac) einer tlareren gejeglichen Feitjtellung. Das Urteil des RG vom 
28. 2. 1899 (preuß. Verw.Bl. 21, 367) gipfelt in den auch für Das heutige 
Recht bedeutjamen Ausführungen: „Zugugeben ijt zivar, daß durch das Abfangen 
der unterirdijchen Zuflüjfe einer Quelle die Wafjernußung andrer in demielben 
Umfange beeinträchtigt werden fann, als es durch eine Ableitung des jchon fliegen: 
den Wajlers gejchehen fünnte, und daß der Grundeigentümer eine ſolche Schädi: 
gung dann mit großer Sicherheit ins Werk richten kann, wenn er, wie es die 
Beklagte getan bat, durch Aufgrabungen von der Quelle aufwärts zuvor ermittelt, 
wo fich die Zuflüffe befinden. Gleichwohl iſt es nicht berechtigt, in ſolchem Fall 
mit dem Berufungsrichter dem Grundeigentümer den Vorwurf der Schifane oder 
einer Gejeßesumgehung zu machen, denn ein folder Eigentümer bleibt, fo lange 
er dabei eigene Intereſſen verfolgt — mie bier die Bellagte, die ihren Ein: 
wohnern Waſſer verſchaffen will — immer noch in den Grenzen feines Eigentum: 
recht, auch wenn er weiß, daß die Intereſſen andrer Berfonen dadurch gejchädigt 
J “ Über neuere Geſetze oben 5372 A 5; über gemeinſame Brunnen oben 
70 LAT, 
5 12) Bergl. Dernburg, pr. Br. 1 8253; Stobbe-Lehmann 2 $ 103 Nr. 2 
Nah dem preuß. Gef. 28.2.1543 824f. fan der Unternehmer einer Bes 
wäfllerunganlage im Falle eines überwiegenden Landeskulturintereſſes und unter 
Gewährung voller Entſchädigung 3.8. die Einräumung einer Servitut auf dem 
Nachbargrunditüd verlangen, die ihm die Anlage einer Waſſerleitung dort ge- 
ftattet, oder die Benutzung des jenfeitigen Ufers zur Anlegung eines Stau: 
mwerfes. Beſonders wichtig iſt das Recht auf Worflut: d.h. der Unterlieger 
iſt verpflichtet da3 (außerhalb der ordentlichen Kanäle und Gräben) mild ab— 
laufende Waſſer aufzunehmen (er darf fich nicht, was ſonſt allgemein dem Eigen- 
tümer zujteht, durch Bauten uſw. gegen diefen Waflerzuflug deden), wenn dem 
Oberlieger eine andere Art der Entwäſſerung unmöglid ift; pr. ALR I. 8.102 f.; 
Vorflutedift 15. 11.1811 (vom 14.6.1859 für die Rheinlande). Der erſte Ent: 
wurf eines BGB $ 856 hatte mwenigjtens die Duldung des natürliden Waſſer— 
abfluffes allgemein vorgefchrieben; das wurde in 2. Leſung geitriden. Von 
Bedeutung ift auch das preuß. Gef. 1. 4. 1879 über Wafjergenofienichaften, wonach 
zur Benußgung und Unterhaltung von Gemäfjern, zur Entwäflerung oder Be» 
wäſſerung von Grundftüden, zum Schutze von Ufern, zur Anlegung, Benutzung 
oder Unterhaltung von Waflerläufen oder Sammelbeden, zur Heritelung und 
Verbefjerung von Waſſerſtraßen entiweder durch Vertrag freie Genofjenfchaften, 
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rechtes finden entjprechende Anmwendung auf jchädigende Anlagen, Ab: 
leitungen, Immiſſionen von Fabritabwäflern uſw.“ Der Erdkörper unter dem 
Fluſſe unterjteht zwar den allgemeinen Rechtsgrundſätzen, die für das Flußbett 
gelten; Anlagen in der Tiefe, wie z. B. den Tunnel einer elektriſchen Bahn, 
fann der Eigentümer jedoch nur dann verbieten, wenn dadurch in feine vor: 
bandenen Intereſſen eingegriffen wird; '* außerdem kann der Eigentümer 
jelbjt infofern beliebig jehalten, als jeine Anlagen unter dem Flußbette nicht 
wie die im Flußbette den Wafferlauf unmittelbar beeinflujjen." 

Landſeen und jonjtige umjchloffene Gewäſſer find Bejtandteile des 
Grundſtücks; bejondere Normen gelten für fie nicht.'* 

3. Der öffentliche Fluß ift gemeines Eigentum des Staates, daher 
dem Gemeingebrauch gewidmet.” Seine Ufer jtehen bis zur Grenze des 
mittleren Waflerftandes im Privateigentum der anliegenden Grundftüd: 
befiger: ihnen gehören daher 5. B. die darauf ftehenden Bäume,“ die hierauf 


oder durch Beichluß der jtaatlichen Behörde öffentliche Genoſſenſchaften gebildet 
werden fünnen. 

13) Über dieſe Kollifionen vergl. RG 16,144; 29,144 für das gemeine 
Recht; RG 16,178; 21,298 und 302 für das preußiiche Recht. — Hierfür bleibt 
zwar nad EG Art. 65 das Landesrecht maßgebend; es wird fich aber einer Be— 
einfluffung durch die vom BGB (oben $ 72) gegebenen Rechtsanſchauungen über 
das Nachbarrecht um jo weniger entziehen fönnen, als die geltenden Normen über 
dad Waflerrecht vielfach ungulänglich jind und einer Reviſion dringend bedürfen. 
— Die ſchwierigſte, private und öffentliche Flüffe gleichmäßig betreffende Frage 
it die der Verunreinigung durch die Abwäſſer gewerblicher Anlagen, die troß 
der jtarfen Selbitreinigung jedes Fluſſes ſowohl gefundheitliche Gefahren hervor— 
rufen, als auch die Fiſchzucht zeritören und das Waſſer zum Viehtränfen, Be— 
wäſſern der Pflangungen uſw. untauglid machen. Es dürfte der Erwägung wert 
fein, ob nicht die Flüſſe in landwirtfchaftliche Nukmwäfler und in Stanäle für ge— 
werbliche Abwäſſer eingeteilt und danach verjchteden behandelt werden jollen. Die 
Tatſache, dat die Flüſſe fich nicht an die einzelnen Landesgebiete halten, bereitet 
aber der Partifulargejeßgebung faft unübermwindliche Schwierigfeiten und läßt 
da3 Berfagen der Reichögejeßgebung doppelt beflagen. Vergl. 3.8. preuß. Min, 
Erl. vom 20.2.1901 betr. Fürforge für die Neinhaltung der Gewäſſer. — Wer 
Bafler, 3.2. zum Mühlenbetrieb, ableitet, hat grundiäßlich die Pflicht, es nad) 
dem Gebrauche auf feinem Grundjtüd wieder zurüdguleiten. Dieje Pflicht kann 
bon jedem geltend gemacht werden, der ein Recht auf Benußung des Flußwaſſers 
bat; RG 19.11.1899 (pr. Berw. Bl. 21,95). 

14) Hierauf ift 8905 anzuwenden. 

15) Vorausfeßung bildet natürlich, dat durch die Anlage nicht das Fluß: 
waſſer abgeleitet wird; dv. Kamptz, Erg.:®d. 1,349. 

16) Preuß. ALR Einl. $49; 19. 176, 242, 248. Die Grenze wird durch 
den mittleren Wafferitand beftimmt: RG 2,316; 3, 245. — Seen, die einen Ab- 
ſuß haben, gelten nad) dem preuß. Geſetz vom 28.2.1843 als Privatflüſſe; NG 

5, 312. 
17) RG 35, 235 und in JW 30, 858. Er tft dem Privatverfehre auch dann 
entzogen, wenn er irrtümlich im Grundbuch al3 PBrivatgrundftüd eingetragen ift. 

18) D.41.1.30. 1: si in ripa fluminis, quae secundum agrum meum sit, 
arbor nata sit, meam esse ait, quia solum ipsum meum privatum est, usus 
autem eius publicus intellegitur. — Ebenjo preuß. ALR. II 15, 55. 
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fihtbar lagernden Steine.’ Flußbett und Waſſer jtehen dagegen im ge: 
meinen Eigentum des Staates.” Die Trennung der beiderjeitigen Eigen: 
tumgebiete läßt fich indefjen nicht abjolut durchführen. Der Zujammenhang 
von Waffer, Bett und Ufern erheijcht eine den praftijchen Bedürfniffen an: 
gepaßte, ausgleichende Ordnung der gemeinjamen Intereſſen. 

a) Die Regulierung des Stromlaufes, Bertiefung des Strombettes, 
Anlage von Dämmen an und in dem Fluffe, die Errichtung von Brüden ufw. 
jteht dem Staate zum Zwecke der Erhaltung des Gemeingebrauds und Der 
Beförderung der Schiffahrt zu. Die einzelnen Anordnungen unterliegen der 
Fürſorge der Strompolizei. Den Privaten fann das Necht verliehen werden, 
fejte oder Ihwimmende Mühlen, Fähren, Brüden anzulegen: es bedarf hierzu 
aber ſtets der bejonderen obrigfeitlihen Genehmigung, bei der auch Die 
Intereſſen der Uferanlieger berücjichtigt werden müflen. Die Nugung 
des Waſſers zur Schiffahrt, zum Flößen, Waſſerſchöpſen, Eisihlagen ujw. 
jteht an fich jedermann zu, ſoweit nicht aus Gründen der öffentlichen Ordnung 
Einjhränfungen ergangen find.” 

Bei der Ausübung des Gemeingebrauches muß die Mitberehtigung Aller 
beachtet werden. Danach iſt abzumefjen, wieweit 5.8. eine Yabrif ihre 
Abfallwäſſer in den öffentlichen Fluß einführen darf; fie haftet auf Ein: 
ihränfung des Gebrauchs und auf Schadenerjaß, ſoweit die Verunreinigung 
des Wafjers den bisherigen Gebraud, 3. B. zur Wiejenberiefelung, unmöglich 
macht.” Daher muß auch der Mühlenberechtigte das abgeleitete Wafler, 
ſoweit es nicht zum Mübhlenbetrieb verbraucht wird, in den Fluß wieder zurüd: 
leiten.* Werden jedoch durch Damme den Anliegern die Vorteile 5. B. einer 
bisher bei Uberſchwemmungen eintretenden Wiejenberiejelung entzjogen,?* 

19) RG 4,258; vergl. auch 3, 232. 

20) Als res publica, nicht als Privateigentum des Fiskus; vergl. oben $4 
Nr.3b und 85 Nr.1. Preuß. ALR IT 14.21. Ferner D. 41. 1. 30. 3; Dern= 
burg, Band. $ 251 A 4; anders Windſcheid 1 8 146 A 11. 

21) ©o für den Zugang zum Fluſſe, für das Viehtränfen, Baden uſw. — 
RG 32,237 fpricht aber für das Seltungsgebiet des preußiichen Landrechts dem 
Fiskus, da ihm die Nußungen als Regalien gebübren, ein Recht auf Vergütung 
für das aus öffentlichen Gewäflern entnommene Eis zu; Darauf gejtüßt pflegen 
die Kgl. Waflerinfpektionen die Eisnußung aus einem öffentliden Fluſſe an eine 
beitimmte Brivatperfon zu verpachten und durch öffentliche Bekanntmachung allen 
anderen Berjonen die Eisgewinnung zu verbieten. 

22) Für das gemeine Recht gilt D. 8.3.17; D. 43. 12.1.11. Oben 913. 

23) An D. 43 tit. 12, 13, 14 werden bierfür die allgemeinen Grundſätze auf— 
neitellt, die auch heute noch als maßgebend erfcheinen. NG 15, 182; 18,256. Die 
ältere Müblenanlage aenießt vorzugweiſen Schuß gegen Beeinträchtigung durch 
fpätere Anlagen; fie gibt aber nicht einen privatrechtlichen Titel zu beliebiger Be- 
nußung des öffentlichen Fluſſes. — Eine allgemeine polizeilich erzwingbare Pflicht 
des Müllers, das Oberwaſſer über feiner Müble in beitimmter Höhe zu erhalten, 
beſteht nicht; dieje Pflicht fann nur auf Grund eines befonderen Rechtstitels gel- 


tend gemacht werden; jo preuß. OVG in pr. Verw. Bl. 20, 17. 
24) RG 2,353 zunächſt für das frangöfifche Recht. 
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oder wird umgekehrt dadurch die Uberſchwemmungsgefahr für die Anlieger 
des jenjeitigen Ufers vergrößert,?° jo entjteht hieraus feine Verpflichtung 
zum Schadenerjage. Ebenjowenig dann, wenn der Lauf eines öffentlichen 
Fluſſes verlegt wird; jedoch billigen einige Partikularrehte den Anliegern 
in ſolchem Falle Entihädigungen zu.?® 

b) Mit den Veränderungen des Wafjerftandes vergrößert oder ver: 
mindert fich das Eigentum des Uferanliegers kraft Rechtsvorſchrift. Einer 
bejonderen Ermwerbhandlung bedarf es vor allem dann nicht, wenn durch An— 
landungen ?° das Ufer in den Strom hineinwächſt. Die Grenze zwijchen 
Ufer und Flußbett ift in diefem Falle naturgemäß eine „flüffige“ ; was als 
Ufer und damit als Privateigentum anzufehen ift, beſtimmt fich nad) dem 
gegenwärtigen Zuftande.° Für den Eigentumerwerb ift es gleichgültig, ob 
die Anlandungen durch Naturereigniffe oder durch Fünftliche Anlagen?” ent: 


25) NG 8,804. 

26) So das preuß. ALR II 15.71. 

27) Auch Verlandung, Anjchutt (Grimm, D. Rechtsaltertümer 4. Aufl. 2, 
77), alluvio genannt. — Das römische Recht ſchloß diefe natürliche Anwachſung 
von Eigentum aus bei den genau vermeijenen agri limitati, deren Grenzen vom 
Agrimenfor unabänderlich fejtgelegt waren. Bei allen anderen Grundjtüden, den 
agri arcifinii, galt der Boden des Flufies als natürliche Fortjeßung des Grunde 
eigentums; bier fand das ius alluvionis ungehinderte Anwendung. Sarlowva 2, 
430 f.; Henrici, Iher. 3. 13, 67. Diejer Grundſatz iſt allgemeines Recht geworden: 
preuß. ALM I 9. 225 (Eccius 3 $ 173 U 11); ſächſ. GB $ 282. Code civil 
Art. 556. Roth $ 244 U 64. — Für den Erwerb nach preußtichem Rechte fommt 
in Betracht Gef. 20.8.1883 betr. Befugnifie der Strombauverwaltung gegenüber 
den Uferbefigern an öffentlichen Flüſſen. 

28) So da3 preuf. OVG in ftändiger Rechtiprechung; vergl. die belehrenden 
Anmerkungen bei v. Kamptz 3,433 und Erg. Bd. 1,332. Auf undordenfliche Zeit» 
räume ift nicht zurüdgugreifen. Über die Grenzbeitimmung bei folchen Flüſſen, 
die der Einwirkung von Ebbe und Flut unterworfen find, vergl. NG 44, 124. — 
Wenn fich Anlandungen neu bilden und den Schiffabrtverfehr oder die Vorflut be— 
einträchtigen, fo kann ihre Befeitigumg begehrt werden. Das gilt jedoch nicht, 
wenn die Anlandung fich im Laufe der Zeit völlig befeitigt hat und zu einer une 
unterfcheidbaren Einheit mit dem Ufer verjchmolzen iſt. 

29) So RG in Seuff. A. 50,6. — Anders für künſtliche Verlandungen das 
bayer. Waſſergeſ. 28.5.1552 Art. 25 und badifches Waſſergeſ. 26.6.1899 88: 
jie gehören dem Unternehmer der Kunſtbauten. Seuff. W. 5, 110. — Nach dem 
preußifchen Gef. 20.8.1853 8 5 I gehören die fünftlichen wie die natürlichen An— 
landıngen dem, an deſſen Ufer fie fich anfegen. Nach 8 5 II ift die Strombaubder- 
waltung berechtigt, die Hinjtlichen Anlandungen im Interefie der Stromreqgulierung 
auszubilden und zu befeitigen; jobald dies Ziel erreicht iit, ſteht dem Uferbeſitzer 
das Recht zu, gegen Erjtattung des Wertes der durch die Anlagen entjtandenen 
Anlandung in deren Beſitz einzutreten (86). In dem Wugenblid, two die An— 
landung eine den ftrombpolizeilichen Intereſſen entiprechende feite Geſtalt erhalten 
bat, ift fie „reif“ geworden, und dann erjt beginnt dad Recht des Anliegers zur 
Beſitzergreifung. Bis dahin jteht mithin Beſitz und Nutzung an der noch nicht 
reifen Anlandung von rechtöwegen dem Staate zu; in diefem Sinne ift $5II2: 
„der Staat tritt in den Befib und die Nubkung“ zu beritehen; jo OVG 41,262 
(vd. Kampk, Erg.“Bd. 2,410) gegen das RG 33, 331, das eine Beſitzergreifung— 
handlung mindeitens durch Erklärung der Strombauvermwaltung verlangt, daß die 
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ftanden find. Anders fteht es aber mit den planmäßig angelegten Erhöhungen 
und Auffchüttungen, bei denen ein neues Terrain gejchaffen werden joll und 
nicht bloß als mehr oder minder zufällige Nebenfolge einer anderen Zwecken 
dienenden Anlage entjteht: diejes Land gehört zum gemeinen Eigentum des 
Staates.” Wird ftatt allmählicher Anjpülungen ein losgerifjenes Landftüd 
an das Ufer angetrieben, jo tritt der Zumachs ein, jobald ſich die Verbindung 
zu einer dauernden befejtigt hat." Anlandung und Zuwachs gehören dem 
Anlieger in der Ausdehnung, die der Uferlinie feines Grundftüds entjpricht.?? 

Diefelben Grundjäge gelangen zur Anwendung, wenn der Fluß gänzlich 
zurüctritt oder verjchwindet: nach Uferrecht wächſt dann das Eigentum der 
Nachbarn bis zur Mitte des Stromes zufammen.” Die im öffentlichen 
Strome entjtehende Inſel gehört nach gemeinem Rechte den Anliegern nad) 
der Länge ihrer Uferſtrecke und bis zur Mittellinie des Stromes ;** einzelne 
Zandesrechte dagegen lafjen das Eigentum dem Staate zufallen.’® 

Der Eigentumerwerb an dem Zuwachs tritt fraft Gejeges ein. Die 
Vergrößerung wird nah Neuvermefjung im Katafter nachgetragen und von 
bier aus durch die Fortjehreibungen im Grundbuch vermerkt. Die zu: 
gewachjene Fläche bildet einen Beftandteil des Ufergrundjtücs, die auf dieſem 


Anlandung nach den Vorjchriften des Gefeßes behandelt werden folle. Ebenfo wie 
das RG: Dernburg, BR 3 894 A 6, aber ohne Beachtung des Urteils des OVG. 

30) R& 28,209. 

31) Als Kennzeichen hierfür gilt nach J. 2. 1. 213 D. 41. 1. 7. 2, daß ſich 
3.8. eine feſte Pflanzendecke gebildet hat. Neuere ſprechen bier von avulsio 
oder Abtrieb (Grimm, A 27). 

32) Preuß. ALR 1.9. 232 f.; badifches ONE. 87. 

33) Über den alveus derelietus: J. 2.1. 23; D.41.1.30.1. Preuß. ALR 
1.9.270f. Roth 8244 A582. Anders: Code eivil Art. 563: das verlafjene 
Flußbett gebührt den Eigentümern der durch den jebigen Flußlauf betroffenen 
Grundftüde. Ebenfo das bayerifche Wafjergef. Art. 27, und ähnlich badifches 
Waſſergeſ. g9- — Anders nad preuß. ALR II 15.70 f., wenn der Staat durd) 
veranlaßte Durchitiche dem Strom einen anderen Lauf angeiviefen bat, fann er 
über das verlajiene Bett Verfügungen treffen, er muß aber die Antwohner des 
verlafienen Kanals wie die Eigentümer der Grundjtüde, die von dem neuen Kanal 
ergriffen werden, bolljtändig entjchädigen. 

34) J. 2. 1. 22; D.41.1.7.3 (insula in flumine nata). Karlowa 432 f.; 
Ubbelohde in Glüd, Band.-Komm. Buch 43, 44 Teil 4, 403; Henrici, Iher. 3. 13 
Nr. 2; 15 Nr. 7; Dernburg, Band. 1 8207 U 9; Spiegelberg, Eigentumeriverb an 
Flußinſeln, Differt., Roftod 1886. Ebenſo Sachfenfpiegel 1156 $3 für den Er— 
werb der Anlieger. — Im einzelnen beſteht über den Verteilungsmodus Streit. 
Ahnlich wie das gemeine Necht: preuß. ALR 19. 244; Eccius $ 173 A 25. Nach 
Provingialrecht entjcheidet fich, ob der Staat an den Infeln in öffentlichen Flüffen 
einen Vorbehalt hat (ALR 11 15. 67 f.); fie bilden feinen Vorbehalt und gehören 
mithin den Anliegern in Oft und Weitpreußen, Lauenburg uſw. (Gef. 4. 8. 1865 
Art. 8), Brandenburg (Strieth. Arc. 81,83). 

35) So: Code civil Art. 560; : baterifches Waflergeleß Art. 28, 44; badifches 
Waſſergeſetz $7 Nr.2: natürlich entitebende Inſeln wachen als Eigentum den 
Eigentümern des Gewäſſers innerhalb ihrer Eigentumgrenzen zu; Fünftlich ent- 
ftehende Anfeln den Unternehmern der Kunftbauten. 
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ruhenden Belaftungen erftreden ſich kraft zwingenden Rechtes auch auf den 
Zumahs. Die Inſeln wie das verlafjene Flußbett bilden dagegen neue 
jelbftändige Grundftüde; für fie find neue Grundbuchblätter anzulegen; die 
Belaftungen des Ufergrundftüds erftreden ſich auf fie nicht.*® 

e) Das Ufereigentum unterliegt der allgemeinen gejeßlichen Be- 
ihränfung, für die Zwecke der Schiffahrt einen Flußpfad oder Leinpfad zu 
dulden." Eine Entſchädigung gebührt dem Eigentümer hierfür nicht. Ferner 
find die gemeinüblichen Uferbefeftigungen herzuftellen und zu erhalten. 
Werden fie durch die im öffentlichen Intereſſe angelegten Strombauten zerftört 
oder gefährdet, jo muß der Staat für die hierdurch bewirkten Schädigungen 
und Die notwendig gewordenen Berftärkungen der Uferbefeitigungen Erjat 
leiftenn.®® 

4. Die Meeresufer ftehen im Eigentum des Staates, das fich auch 
auf Die Anlandungen erjtredt. 


b) Erwerb und Berluf des Eigentums an der Fahrnis. 
880. Übertragung durch den Eigentümer. 


Die regelmäßige Vorausjegung für den vertragmäßigen Eigentum: 
erwerb an der Fahrnis bildet die Übertragung des Befites. Denn als 
Eigentümer gilt, wer die Sache in feiner Gewalt hält: die Einräumung der 
Befigherrichaft Teitet daher die Vermutung des Eigentums auf den gegen: 


36) Die genauere Ordnung diefer Fragen unteritebt dem Qandesrechte ; oben 

8 52, 53. Predari 23 Nr. 11; Brachvogel⸗Frydrychowicz, GBO 211; Turnaus 
örjter 1, 333. 

37) Preuß. ALR 1115.57; Code civil Art. 556 II; badifches Waſſergeſetz 
$22. — Kamptiz 3,579; Ergängungb. 2,414 und pr. Verv.Bl. 24,440, wo der 
wichtige Grundjaß eingehend dargelegt wird, dak der Eigentümer nicht verpflichtet 
it, im Intereſſe der Schiffahrt und der erleichterten Benußung des Leinpfades 
Bauten oder Ausbefjerungen vorzunehmen; dies folge auch nicht aus dem allge» 
meinen Satze, wonach jedermann fein Eigentum in einem den poligeilich zu ſtellen— 
den Anforderungen entfprechenden Zujtande zu erhalten bat. 

838) R& 35,235. 

39) Preuß. ALR II 14. 21; II 15. 80; Code civil Art. 538. Dies ent» 
ſpricht der allgemeingültigen deutfchen Rechtsauffaffung. — Anders das römifche 
Recht D.41.1.14 pr.; D. 43.8.3 pr.: wonach das Meeresufer als res nullius 
galt. Vergl. im übrigen oben $4 AT. 


1) Die traditio war auch im entwickelten römifchen Rechte die nottvendige 
Form des Eigentumübertragungvertrages. Sie diente dort ſowohl für bewegliche 
wie unbetvegliche Sachen. Windfcheid 1 $ 171; Dernburg, Band. 1 $ 211; Exner, 
Lehre vom Rechtserwerb durch Tradition 1867; Kobler, gef. Abb. 1 und Kher. J 
17,320. Dagegen will Karlowa, röm. Rgeſch. 9, 416 die Tradition nicht ald Form 
des übertragungbertrages, fondern als Realifierung jenes Vertrages zur Ver— 
ſchaffung der tatfächlichen Möglichkeit der Eigentumausübung betrachtet wiſſen. — 
Beides läßt fich wohl vereinigen. Der Erfolg der Befitübertragung bietet den 
Grund, weshalb an den äußeren Vorgang jene Rechtswirkung angefchloffen wird. 
Aber „Form“ des dinglichen Vertrages ſelbſt ift fie heute nicht; unten Nr. 8. 
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wärtigen Befiger über.“ Vermöge ihrer formalen Natur dient die Beſitz— 
übertragung indefjen als Ausdrud für die verſchiedenſten Rechtzwede. Soll 
fie den Übergang des Eigentums vermitteln, jo müſſen bejtimmte materielle 
Vorausfegungen hinzukommen. Hierbei gelangt dann auch der natürliche 
Zufammenhang der Eigentumübertragung mit dem ihr zugrunde liegenden 
Ermwerbgeichäfte zum Ausdrud. Nur ausnahmmeije verleugnet das BGB 
das Erfordernis der Kundbarfeit der dinglichen Herrichaft und läßt das Eigen: 
tum an der Fahrnis jchlehthin Eraft Gejeges entjtehen.? 

1. Das Eigentum an einer Sache kann mit voller Wirkung in allen 
Fällen durch die rechtsgejchäftlihe Verfügung des Eigentümers auf einen 
anderen übertragen werden. Dieſer Grundjag folgt aus dem Weſen der 
Eigentumberrihaft. Trotz jehr erheblicher Abbeugungen * jtellt er den regel: 
mäßigen Fall auch im Sinne des BGB dar.’ Die Verfügung eines Nicht- 
berechtigten hat die gleihe Wirkung, wenn fie mit Einwilligung des Eigen: 
tümers erfolgt, fie erftarkt zu diefer Wirkung nad den allgemeinen Grund- 


7 9 1006 11; über die Bedeutung des Beſitzes als Nechtzeihen oben 
5 Nr. 2. 

3) Das BGB enthält für die Fahrnis feinen den 8$ 925—928 entfprechen- 
den allgemeinen Abfchnitt. Die Shitematif des Eigentumermwerbes an der Fahrnis 
iſt Diefe. a) Grundregel für den rechtögefchäftlichen Erwerb: Übertragung des un = 
mittelbaren Befißes in Verbindung mit der dingliden Einigung. 
1. Das gilt: «) beim Erwerbe vom Eigentümer; 3) beim Erwerbe auf Grund des 
guten Glaubens vom Nichteigentümer. 2. Die Übertragung zu unmittelbarem Be: 
fige fann durch Surrogate (Bejitfonjtitut, Abtretung des Herausgabeanſpruchs) 
erjeßt werden; in den Fällen des qutgläubigen Erwerbes vom Nichteigentiimer 
gilt dies aber nur mit beſchränkter Wirkung. — b) Ausnahmen: 1. Übergang des 
Eigentums ohne Befißkerwerbundohne Einigung fchledihin fraft 
Geſetzes: 8952 an dem Schuldfchein mit Abtretung des Rechtes; 88 45, 88 
Anfall bei Auflöfung einer jur. Perſon; 88 1438, 1549 durch Eintritt Der ebe- 
lichen Gütergemeinſchaft; ZUG $ 90 TI am Zubehör des zugefchlagenen Grund— 
ftüds; Bankdepotgeſ. 5.7.1896 87 „mit Abjendung des Stüdeverzeichnifies gebt 
da3 Eigentum an den darin verzeichneten Wertpapieren auf den Kommittenten 
über”. — 2. Übergang des Eigentums an den übergebenen oder ſonſt zu 
Bejtß erlangten Saden ohne dDinglide Einigung kraft Gejeßes: Durch 
Einverleibung von Inventarjtüden 88 588, 1048, 1378, 2111 (88.1850 A 17); 
Ablehnung der Übernahme der vom Pächter angejchafften Inventarjtüde 88 589 IL, 
594; Erwerb an Wurzeln, überfallenden Früchten 88 910, 911; Erwerb des Fiskus 
an dem hinterlegten Gelde (Bd. 1 8143 A 43), an den als Konterbande beichlag- 
nahmten Sacen (der Eigentumertverb iſt auflöfend bedingt; wenn fich ſpäter er- 
gibt, da feine Zolldefraudation vorlag, fallt das Eigentum an den früheren Eigen— 
tümer zurüd; RG 55,232) oder an den im Strafverfahren eingezogenen, kon— 
fiszierten Sachen (Str. Pr.O. 8 477) ; Erwerb des Reiches an Yahrnis der Einzel: 
ftaaten (oben $4 U 16). — 3. Übergang de3 Eigentums ohne dinglide Einigung 
und ohne Übergabe durch nadten Beſitzerwerb nad den Grundfäßen 
des jelbitändigen (originären) Erwerbe3; unten 88 82. 

4) Darüber unten $ 81. — Die PBarömie: nemo plus iuris in alium 

transferre potest, quam ipse habet gilt nicht mehr als unabänderliche Wabrbeit. 

5) 8929 ©.1. Kah, Bad. R Br. 65, 266; v. Tuhr, Ztſchr. f. franz. Eibilr. 

— — — Arch. BR 18,1; Krückmann, ebenda 13,1; Buhl, R der bewegl. 
achen 56, 
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jägen der Konvaleszenz.? Die rehtmäßige Veräußerung einer verpfändeten 
Sache überträgt auf den Erwerber diejelben Rechte, wie wenn er die Yahrnis 
vom Eigentümer erworben hätte.’ 

2. Die rehtögejchäftlihe Grundlage des Eigentumermwerbes liegt in dem 
dinglihen Vertrag zwifchen dem Veräußerer und dem Erwerber. Er gibt 
der an fich mehrdeutigen Befigübergabe den rechten Inhalt, indem er als ihre 
Zweckbeſtimmung den Übergang des Eigentums an der individuell bejtimmten 
Fahrnis feitftellt. 

a) Der dingliche Vertrag löſt die jachenrechtlihe Wirkung aus kraft jener 
abitraften Natur, unabhängig von dem begleitenden obligatorijchen Rechts: 
grunde zur Eigentumübertragung.* 1. Dabei muß indeflen beachtet werden, 
daß beim Fahrniserwerbe Grundgeihäft und dinglide Einigung fih un: 
unterjcheidbar verjchmelzen können, und daß ſich als Folge diefes Zu: 
ſammenhanges vielfach eine Überleitung der dem Grundgeſchäft eingefügten 
Bedingungen oder ihm anhaftenden Anfechtunggründe auf die Einigung recht: 
fertigt."° 2. Der Eigentumübergang ift durchaus abhängig von der Wirkſam— 
feit der Einigung. Einer Form bedarf diefe nicht ;'" wohl aber müſſen die 
Vertraggenofjen fi über den Übergang des Eigentums und die genau be- 
jtimmte Cinzelfahe als Gegenjtand der Nechtsänderung geeinigt haben.'? 


6) Die genaue Begrenzung gibt $ 185. Dazu oben $ 23 A 16. 

7) 81242. Dies greift weiter als $ 936; auch der böje Glaube, d. h. 
Kenntnis fremder Pfandrechte an der Sache, wehrt dem Ermwerbe der Fahrnis 
ohne Laſten bier nicht. 

8) Darüber oben 817 Nr.3. Über die Anwendung des Bereicherung 
anfpruch®, weil die causa traditionis in einem nichtigen obligatorifchen Vertrage 
beitand, oben $ 18 A 40 f. — Damit erledigt fich die int gemeinen Recht vielver- 
bandelte Frage, wie der Widerfpruch von D. 41.1.36 und D.12.1.18 zu löfen 
jei. Die erfte Stelle beginnt mit den Worten: cum in corpus quidem quod 
traditur consentiamus, in causis vero dissentiamus, non animadverto cur inefficax 
sit traditio. Dieſe Anficht ijt für das BGB allein maßgebend. 

9) So daß im Verfehre entweder nur jenes oder nur dieſe berbortritt; 
oben 818 428, 24. 

10) Oben $ 18 438, 823 9 8. ülber die Unterfcheidung beider Fälle aber 
oben 8 18 U 27. 

11) Die Einigung fann aus den Umftänden, insbefondere aus der Bejib- 
übergabe ſelbſt mit voller Deutlichkeit fich ergeben (oben 8 19 W16f.). Daß der 
dingliche Vertrag bei der Krane sank mit ausdrüdlihen Worten abge- 
ſchloſſen würde, dürfte fehr jelten vorfommen. Vergl. Gejtattung zum Verbrauchen 
8 700, auch 8 1067; ferner Einbringen verbraudhbarer Sachen in das Gefellfchaft- 
bermögen 8 706; Aushändigung des Anhaberpapieres $ 797. 

12) Die genaue Beitimmung der Einzelſache iſt eine Vorausſetzung der 
Eigentumberrjdaft; man fann daher nicht an 100 Flaſchen Wein Eigentum er- 
mworben haben, jolange jie unabgejondert unter 1000 gleichartigen liegen. Für 
den Grundfaß der „Konfretifierung“ oder der „Spezialität“ auch: NG 52, 394. — 
Den Beweis für den wirkſamen Abſchluß der dinglichen Einigung muß erbringen, wer 
den Eigentumermwerb nach $ 929 für fich geltend madt. So 3.8. wenn es be- 
ftritten ift, ob die überjandte Ware zum Erwerbe oder nur zur Vefichtigung und 
Prüfung angeboten oder abgenommen (RG 12,81) mworden ift. Wer der Roit 
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3. Die Einigung muß fih auch auf die Feitjtellung der beteiligten Perjonen 
beziehen ;"? daß ein nach Namen und Perjon bekannter Gegner ins Auge gefaßt 
würde, bildet jedoch kein Erfordernis. Insbeſondere kann, wenn der Eigen: 
tumerwerb durch einen Vertreter vermittelt wird,’ von einer ausdrüdlichen 
Beitimmung, wie von der Kenntnisnahme der Perjon des Vertretenen Ab- 
ftand genommen werden; das Eigentum geht dann unmittelbar auf den über, 
der objektiv durch das zwilchen dem Vertreter und Vertretenen beftehende, 
jowohl die Vertretungmacht als auch den Erwerb des mittelbaren Beſitzes 
begründende NRechtsverhältnis * bejtimmt wird. 


einen Geldbrief zur Verfendung übergibt, überträgt damit auf die Pojt das Eigen- 

tum nicht; wenn er aber die Geldjumme auf eine Poſtanweiſung bar einzablt, 

muß er willen, daß die Poſt (unter der obligatorifchen Verpflichtung der Aus— 

zahlung derfelben Summe an den Ndrefiaten) jedenfall durch Vermifchung nad) 

8 947 Eigentum daran erwerben wird, er nimmt diefen Erfolg als gewollten auf 

Are damit in Verbindung mit der Annahme der Poſt den Tatbejtand des 
nr 

13) Nimmt E. die Uhr an, die A. dem B. übereignen wollte, jo iſt E. aud) 
dann nicht Eigentümer geworden, wenn die Uhr durch Verjehen der Poſt bei ihm 
abgegeben war und er jich in gutem Glauben, er fei der rechte Adreſſat, befunden 
hatte. Denn eine Einigung iſt nicht zufiande gefommen, und der Beſitzerwerb 
allein genügt zum Eigentumermwerbe nicht. 

14) Anders bei Grundftüden, wo der Erwerber zum Zwecke der Ein: 
tragung in Perſon fejtgeftellt werden muß. Immerhin bleibt ein beachtlicher 
Unterjchied zwiſchen dem Falle, wo es dem Verkäufer gleichgültig ift, wer der bar- 
zahlende Erwerber der Zigarren ift, und dem, wo er die Zigarren dem allgemeinen 
Zugriffe preisgibt. Oben 820 410. 

15) Die Zuläffigfeit der Vertretung beim Abſchluſſe der Einigung erfcheint 
zweifellos, wenn man die Einigung im Sinne eines Rechtsgeſchäftes berfteht; 
oben 819 AT F. 

16) Auf diefen Zuſammenhang iſt das entfcheidende Getvicht zu legen. Es 
ergibt fich daraus, dat die maßgebende Norm in 8 868 und nicht in & 164 ent- 
halten iſt. Und damit gelingt e8, die Bedenken, die fich fonjt aus $ 164 II (DOffen- 
heitprinzip) ergeben müffen, zu widerlegen. Für die praftifche Geftaltung und 
Beurteilung der Dinge wird ſtets das obligatorifche Grundverhältnis die Richtung, 
die der Erwerb nehmen fol, beitimmen. Wenn A. ein Pferd an B. verfauft bat 
und dies dem €. übergibt, fo ijt Hlar, daß dieſe Übergabe nicht die Einigung auf 
den Erwerb des E., fondern auf den durch C. vermittelten Erwerb des B. ver— 
lautbart. Wenn andererfeit3 A. ein Pferd gegen Barzahlung auf einem Pferde- 
markt verfauft, jo wird e3 ihm gleichgültig fein, ob der mit ihm verhandelnde und 
den Preis zahlende E. das Pferd für fich oder für den B. erwerben will; auch obne 
Offenlegung der Vertretung wird der Einigung der Anhalt gegeben werden dürfen, 
dab U. das Eigentum auf den überträgt, den es angeht oder den der C. vertritt. 
(Bergl. das Anftellen bei Grundftüden oben 8 18 412.) Die geficherte Grund» 
lage für dieje einem dringenden Verfehrbedürfnis entfprechende Auffaſſung wird 
objeftiv durch das Vertretungberhältnis und das Befitmittlerverhältnis (oben $ 383 
W15F., 18) gegeben. So nun auch RG in IW 32, 129. — Zufammenfafiend iſt 
zu jagen: der Eigentumertverb an der Fahrnis durch einen Vertreter er 
fordert nach 8 929: a) die körperliche Übergabe der Sache, die hier durch Ertverb 
de3 Vertreters als Beſitzmittlers erjebt wird; b) die Einigung; 1. regelmäßig folgt 
Eigentum dem Beſitz; wenn der Veräußerer fein Anterefje daran hat, wer erwirbt, 
fo überträgt er das Eigentum an unbejtimmt wen und der Erwerber wird dann durch 
das Vertretungverhältnis objektiv beſtimmt; 2. der Veräußerer fann aber auch aus- 
drüdlich vereinbaren, dab das Eigentum auf einen beftimmten Dritten übergehen 
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b) Der Übergang des Eigentums darf ſowohl von einer aufjchiebenden 
wie von einer auflöjenden Bedingung abhängig gemacht werden; hierdurch 
lann auch das zugrunde liegende Schuldverhältnis eine unmittelbare Wirkung 
auf den dinglihen Erwerb rechtsgejchäftlich ausüben. Der Hauptfall ift 
der, daß der Eigentumübergang abhängig gemacht wird von der Zahlung des 
Kaufpreifes oder mit dinglicher Wirkung wieder aufgelöft wird für den Fall 
nicht pünktlicher Einhaltung der Abſchlagzahlungen.“ Damit wird zugleich 
die Möglichkeit gewährt, einen Eigentumvorbehalt oder eine fiduziariſche Eigen; 
tumübertragung vorzunehmen, die die rechtliche Wirkung einer Pfandjegung 
bat, ohne daß die Fahrnis aus dem Befige des Pfandſchuldners tatfächlich 
abgejondert werden müßte." 

3. Als gleichwertiges zweites Erfordernis des Eigentumerwerbes muß 
ih mit dem dinglichen Vertrag die Befigübertragung verbinden. Sie ftellt 
nicht deſſen Form dar; denn fie kann ihm vorausgehen oder nachfolgen. 
Wohl aber muß fih in ihr die Ergreifung der dinglihen Herrichaft nad 
außen kennbar ausprägen. Übergabe der Sache bedeutet die Ülbertragung 
zu unmittelbarem Befige.” Das Geſetz beugt diefen Grundjag aber nad) 
verichiedenen Richtungen hin ab. 

a) Sit der Erwerber bereits im Beſitz der Sache, etwa als Mieter, Ver: 
wahrer, Pfandgläubiger, Nießbraucher, jo genügt zum Eigentumerwerb der 
dinglihe Bertrag.?® 


joll; nimmt der Vertraggegner die Sache unter diefer Feitfeßung an, fo ift er ob- 
jeftiv dem Dritten gegenüber gebunden, fein Wille, für fich zu erwerben, ift macht— 
los. Vergl. über dieje Fragen: F. Leonhard, Vertretung beim Fahrniserwerb 1899 
(wo treffend zwiſchen Einigung und Befitübergabe geicbieden, eine Vertretung in 
dem bier dargeitellten Sinne aber geleugnet wird) ; Qenel, Aber. 3. 36, 42; Regels— 
berger ebenda 44, 402; M. Rümelin, Civ. A. 93, 182, 190, 241; Litten, Difiens 
bei Tradition, Diff. Halle 1895; NG in Straff. 19, 429 (für unmittelbaren Er— 
werb des Vertretenen) ; Schloßmann in Grünhuts Ztſchr. 8, 456. 

17) über diefe Fälle oben 821 A15f. Wenn W. dem B. eine Banfnote 
zum Wechſeln übergibt, fo liegt in der Zweckbbeſtimmung, dab Eigentum auf B. 
nur übergeben joll, wenn er dafür das bare Geld eingetaufcht hat. Vergl. auch 
A352 über RG 55, 232. Daß der Verkäufer bei rechtzeitiger Dispofitionftellung 
de3 Käufers Eigentümer bleibt, beitätigt NG 12, 82; Staub 1407 W58. 

18) Dazu unten $ 136, 

19) Oben $8 34,36. Sog. longa manu traditio, $929 ©. 1. Über bie 
Bedeutung von Übergabe: Bd. 1 $ 159 a A 36 und $ 141 A 7. Die Übergabe als 
rein tatfächlicher Vorgang kann durch einen Boten oder Bejißhalter vermittelt 
werden, nicht aber Gegenstand eines Vertretunggefchäftes fein; oben 838 Nr. 1 
gegen Nr.2; led, Arch. BR 15,361 und 385. 

20) 8929 ©.2. Ebenſo D.41.1.9.5; D.6.2.9.2. Die fog. traditio 
brevi manu oder Eigentumerwerbfurzger Hand. „Belt“ muß bier 
in dem Sinne veritanden werden, dat die unmittelbare tatfächliche Gewalt vom 
Veräußerer oder einem Dritten auf den Ertverber übertragen tft: denn nur fo 
(und nicht etwa als mittelbarer Beſitz) fann er als Erſatz der grundfäßlich erforderten 
Übergabe und zur äußeren Verlautbarung des dinglichen Erwerbes dienen; vergl. 
8 929 im Gegenſatz zu $ 930 (auch oben 837 U 30). Will der Eigentümer und 
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b) Die Übergabe kann durch Befigkonftitut erjegt *" werden, d.h. durch 
die Vereinbarung eines dinglihen oder obligatoriichen Rechtsverhältnifies, 
vermöge defjen der Veräußerer zwar im unmittelbaren Beſitze bleibt, der 
Erwerber aber den mittelbaren Befit der Sache erlangt.” Die Zulafjung 
eines derartig verjchleierten, der Offenkundigfeit nah außen entbehrenden 
Eigentumerwerbes ijt nicht unbedenklich.“ Um fo ftärkeres Gewicht muß 
daher auf die objektive Feſtſtellung des inneren, den mittelbaren Befig Des 
Erwerbers begründenden NRechtsverhältniffes gelegt werden.** Dies hat der 


Bejißherr einem Beſitzhalter die von diefem tatfächlich innegehaltene Sade zu 
Eigentum übertragen, jo muß er ihn zunächſt nach $ 854 II zum Beſitzer und dann 
nad) $ 929 ©. 2 zum Eigentümer maden; diefe fünftliche Unterfcheidung, zu Der 
das BGB zwingt, hat praktiſch feinen Wert, beide Nechtögejchäfte (mitfamt dem 
Grundgeichäfte) verbinden fich zur Einheit. In diefen Zufammenhang gebören ferner 
die Falle, in denen der Eigentiimer dem Gegner die Aneignung feiner Sachen 
gejtattet. Aus diefer VBereititellung ergibt fich der Eigentumübergang, jobald 
der Erwerber in den Beſitz der Sade gelangt iſt; $$ 756, 70012 (oben A 11). 

21) „Erjeßt“ bedeutet in $$ 930, 931, 1205 II, daß den genannten 
Surrogaten diejelbe rechtliche Wirkung zugelegt wird wie der unmittelbaren Bejig- 
übertragung. Auffallend iſt, daß in $ 1117 II den Fällen der $$ 930, 931, Die in 

111712 auf die „Übergabe“ bezogen werden, andere als „Erſatzfälle“ gegen- 
üubergejtellt werden. 

22) 8930, Dazu — 37 Nr.3b. Möglich iſt auch, daß ein mittel— 
barer Eigenbeſitzer durch Beſitzkonſtitut ſeinen mittelbaren Beſitz auf einen 
Dritten überträgt (wodurch $ 871 zur Anwendung gelangt) und ihn dadurch zum 
Eigentümer macht; auf diefe Weife iſt es möglich 3.2. eine zur Aufbewahrung 
hinterlegte Sache zu veräußern; RG 26, 181; 56, 53. — Kohler, Ach. BR 18, 73. 

23) Die Sicherheit der Streditverhältmifje wird gefährdet, wenn ein Schuldner 
nach außen hin als Herr eines größeren Beſitztums erfcheint, deſſen Inhalt durch 
Veräußerung des Eigentums in Wahrheit ausgeböhlt ift. Die Brarıs bat daber 
fortdauernd mit den Fällen zu tun, wo gegen die Pfändung des Gläubigers ein 
Dritter mit der Anterventionflage auftritt und behauptet, er babe durch Beſitz— 
lonjtitut Eigentum an den Bfandjachen erivorben. — Dennod) bejteht das praftifche 
Bedürfnis, daß der Veräußerer die Sachen 3.8. als Mieter oder als Verwahrer 
(fo insbefondere der Bankier für jeinen Hunden, oben 837 A 33) zurüdbebalten 
fan; würde bierfür Übergabe und Riüdübertragung verlangt, jo wäre das eine 
nußloje Velajtung des Verkehrs, die eine Erfennbarteit der dinglichen Nechtöver- 
hältniffe doch nicht zur Folge hätte; wer eine argliſtige „Schiebung“ vornehmen 
will, würde auch jene Erfordernifje ſorgſam erfüllen. Das Bejiklonjtitut iſt 
unentbehrlich, wenn 3.8. mehrere gemeinjam ein Xotterielos „jpielen“, ohne eine 
Gejellichaft im Sinne des BGB zu bilden; der Gejchäftführer überträgt dann 
das Miteigentum nah Bruchteilen auf die Mitfpieler, indem er ein dem 8 868 
entjprechendes Verhältnis herjtellt. Über den Mitbejig oben $39; Wolff, ber. 
S.44,187. Das constitutum wird auch zum Zwecke einer beritedten Pfand— 
bejtellung benußt; RG 26,184. Inwiefern dies durch $ 1205 ausgeſchloſſen 
wird, iſt unten ın $ 136 zu unterfuchen. Soweit Betrug, Simulation uf. vor— 
liegen, tjt der Eigentumermwerb nach allgemeinen Grundfäßen (Bd. 1 58 71.) 
anfechtbar oder nichtig. Ebenſo hilft das Anfechtunggefeß 3. ®. bei betrügerifchen 
Veräußerungen; Bd.1 8199. or allem aber wirkt zum Schuße des gut— 
gläubigen Dritten der 8 933; unten $ 81. 

24) Die Fälle zählt $ 868 (oben $$ 31, 32) auf; er läßt aber einen ge- 
willen Spielraum. Insbeſondere iſt nicht darauf zu bejtehen, dat das Rechts— 
berhältnis jich in eine beftimmt ausgeprägte Kategorie einpaſſen läht. Vergl. RG 
in SW 32,129. — Das Bejigfonftitut muß die einzelnen zu erwerbenden Sachen 
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Erwerber zu beweifen. Er muß bier den Eigeutumerwerb rechtfertigen druch 
Klarlegung des Ermwerbgrundes, alſo z. B. des Kaufvertrages, und gleichzeitig 
die Erlangung der mittelbaren Beſitzmacht belegen aus einem die rechtliche 
Abhängigkeit des unmittelbaren Beſitzers fejtitellenden Rechtsverhältniſſe.“ 
Eigentum durch Befigkonftitut kann nur übertragen, wer jelbjt den unmittel- 
baren oder mittelbaren Befig der Sache hat; eine mit Rückſicht auf den 
erwarteten Bejigerwerb im voraus getroffene Einigung erjtarft aber als 
Verfügung, jobald der VBeräußerer den Beſitz erlangt hat.?° 

ec) Das BGB läßt einen Erfag für die körperliche Übergabe der Sache 
jelbft dann zu, wenn fie fich im Befige eines Dritten befindet. Es genügt dann die 
Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe ?" in Verbindung mit der Einigung 
darüber, daß hierdurch das Eigentum übertragen werden jol. Die Wirkung 
hängt davon ab, daß der Abtretende Eigentümer ift und ihm ein wirkfjam 
begründeter dinglicher Anſpruch auf Herausgabe der beftimmten Sache gegen 


individuell bejtimmen, eine generelle Bezeichnung (3.8. ſechs Stühle aus dem 
Speifezimmer) genügt nicht; weiter geht anfcheinend RG in IW 30, 214. 

25) Die gemeinrechtliche Lehre beantwortete die Frage, ob eine causa 
detentionis nachgewieſen werden müſſe, ſehr verjchieden. Vergl. oben $57 
A 34. — Durch $ 930 iſt die Frage jetzt im bejahenden Sinne entichieden. Soll 
daraus der erhoffte praktiſche Nuben erwachſen, jo muB auf der ftritten Beweis— 
führung des Recktsgrumdes für beide Nechtöbeziehungen beitanden werden; jo 
auch RG 49,170. Daher genügt die nadte Vereinbarung eines Eigentum- 
vorbehaltes, nachdem die Sache bereits übergeben und übereignet war, nicht zur 
Rüdübertragung des Eigentumes; RG 54,896. Gegen Simulationen hilft dies 
allerdings nur wenig; das iſt eine mit der Zulafjung des Beſitzkonſtitutes unver: 
meidlich verbundene Gefahr. — Für den wichtigen Fall der Einkaufkommiſſion 
bon Wertpapieren fchreibt das Depotgefeß vom 5.7.1896 87 vor, dat das Eigen- 
tum der vom Bankier für den Kommittenten angelauften Stüde jpätejtens auf 
dieſen iibergebt, wenn das Verzeichnis, das fie aufzählt, an ihn abgefandt ijt. Vergl. 
Zangen, Eigentumeriverb bei Kommifjiongejchäften 1900. Der Fall fompliziert 
fich hier noch dadurd, daß der Bankier als Kommiſſionär aud) feine eigenen Werts 
papiere auf den Kommittenten durch Beſitzkonſtitut übertragen darf; dieſer Vor— 

gang bedarf dann der Kennbarmachung durch Abfonderung der Stüde, 3 . B. Durch 
Uberführung in die vom Kommittenten gemietete Treſorabteilung, SE durch 
Aufnahme in ein beſonderes Verzeichnis. Vergl. NOHG 25,200; RG 11,60. 
Wenn ein Bankier an Stelle einer verlorenen Aktie eine andere dem Depot des 
Kunden, dem hiervon aber feine Mitteilung gemacht ift, einverleibt: jo tritt 
Eigentumerwerb des Hunden ein, fofern das alte Auftragverhältnis noch als 
fortdauernd angefeben werden fann; der $ 181 jteht dann nicht entgegen, meil 
diefer vertretungweiſe Erwerb kraft der dem Bejiber geitatteter Behunnis auf 
Grund des Auftragverhältnifies erfolgt ijt; vergl. RG 52,131 und oben $ 37 


4 37. 

26) Dies gemäß $ 185 nad —— der oben $23 A16 dargeſtellten 
Grundſätze. So jebt auch RG 56,5 

27) $ 931; fog. Bindifationzeffion, die aber dem römijchen Recht fremd 

Windſcheid 8171 Nr.2. Ob der Dritte Eigenbeſitzer oder Beſitzmittler, 
— * oder mittelbarer Beſitzer iſt, bleibt gleichgültig; dagegen ſteht dem 
Beſitzherrn gegen ſeinen Beſitzhalter kein Herausgabeanſpruch zu, der abtretbar 
wäre. — Bähr, Urieile des RG 68; Kohler 86; Neuburger, Eigentumerwerb durch 
Anſpruchabtretung, Diſſ. Tüb. 1901; Stein, der 8 931 BGB, Diff. Greifsw. 1901. 
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den Dritten zufteht.”° Die Abtretung überträgt als dinglicher Vertrag den 
Anfpruch unmittelbar.°° Sie jegt den Erwerber damit in die geficherte Lage, 
aus eigenem Rechte den unmittelbaren Befig der Fahrnis zu erlangen; dies 
genügt, um ihn auch Dritten gegenüber als Herrn der Sache auszumeijen;” 
der objektiv fejtgejtellte dingliche Anfpruch auf die Herausgabe der Sache wird 
der Eörperlichen Herrſchaft über fie gleichgemwertet.*! 

d) Die Stelle der freiwilligen Übergabe vertritt, wenn der Schuldner 
zur Übertragung des Eigentums verurteilt ift, die Wegnahme der Sadıe 
durch den Gerichtvollzieher zum Zwecke ihrer Ablieferung an den Gläubiger.” 
Kein bloßer Erjak, fondern eine rechtlich der Eörperlichen ebenwertige Über: 
gabe der Fahrnis wird im Handelsverkehr durch die formgerechte Übergabe 
der Waren-, Tradition: oder Dispofitionpapiere erreicht.“ 


25) Daß dem Befiter alle Einwendungen erhalten bleiben, bejtätigt aus— 
drüdlich $ 986 II. Die obligatorifchen Ansprüche gehen nicht auf „Herausgabe“ ; 
die Abtretung 3.8. des Anſpruches des Käufers auf Übergabe und Übereigmung 
der Sache kann nicht den Eigentumübergang vermitteln, fondern nur den Ans 
fpruch gegen den Verkäufer auf Eigentumverfchaffung begründen. Die Ab: 
tretung des obligatorifchen Anſpruchs fann die NRechtöfolge der Übertragung 
de3 mittelbaren Beſitzes haben, fofern damit der Tatbeitand des $ 863 be— 
gründet wird; dann aber handelt es jich um den Fall des $930 und nicht um 
den des 8 931. Co jetzt auch RG 52, 394, 

29) ss 413, 398; dazu 88.18 150 U 10 f.; ORG 2,80. Zum Erwerbe bedarf 
es Feiner Denuntiation oder Kundmachung an den Dritten; immerbin iſt e3 
wegen 8407 (88.1 8152 A20Of.) von Bedeutung, dab der Dritte von der 
Abtretung Kenntnis erlangt babe. — Anbaltlih muß genau beitimmf fein, welcher 
Anfpruch und auf welche konkrete Sachen er abgetreten wird; vergl. RG 52, 390. 
Die Erklärung über die Abtretung muß auf der Einigung beider Teile beruben; 
die Mitteilung, daß man die bei dem Spediteur Tagernden Waren dem Berfäufer 
zur Verfügung jtelle, erfüllt fiir fich noch nicht den Tatbeitand des 8931 (fo 
NG 49, 100), vielmehr fann fie einen Antrag auf Abtretung enthalten, der durd) 
entjprechende Annahme feitens des Verkäufers die Nüdübertragung de3 Eigen: 
tums berirk. Anders, wo g 952 eingreift; vergl. gegen RG 54, 111 unten 

83 U 32. 

5 30) Käme es nur auf diefen Erfolg an, fo wäre mit Hellwig (Verträge auf 
Leiſtungen an Dritte 362) e3 möglich, durch ein Verfprechen, das fich der Erblaſſer 
bon dem Verivahrer zuguniten eines Dritten geben läßt, für den Todesfall uns 
mittelbar diefem den Anfpruch auf Herausgabe und damit das Eigentum an den 
hinterlegten Sachen zuzuwenden. &3 erfcheint jedoch bedenklich, jo weit zu geben. 
Gegen Hellwig ſpricht nicht bloß, da bier Die „Abtretung“ fehlen würde (jo 
Hellmann, frit. Viertelj. 44, 41), fondern insbefondere, dab jene Abtretung nur 
die Beſitzübergabe erfeßt; zum Eigentumerwerbe muß aber noch die Dingliche 
Einigung binzutreten, dieje fann aber nicht nad) $ 328 erjeßt werden; nur ein 
Forderungredit, nicht aber der unmittelbare Erwerb eines dinglichen Rechtes lann 
aus dem Vertrage zwiſchen A. und B. für den unbeteiligten Dritten C. entiteben. 
Und von bier aus iſt auch die Übermittelung eines ungewollten Befttrechtes nach 
den Grundfäßen des 8325 m. E. auszuichliegen. 

31) Einen bejonderen Anwendungfall bietet Tone die Abtretung des 

Eigentumanfpruch® hat dort den Sinn, ſowohl die Berigübertagung als aud die 
Einigung zu erfeßen. Vergl. RG in IW 31 8.245. 

32) Das Eigentum geht mit der Megnahme, nicht erjt mit der Ablieferung 
der Sache auf den — über; CPO 88883, 897. 

' 33) Oben $ 36 Nr. 5 
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1. Für das römische Recht galt die abjolute Erhaltung und Sicherung des 
Eigentums gegen jeden unfreiilligen Verluſt als unverbrüchlicher Grundſatz. 
Nur aus der Hand des Eigentümers jelbit fonnte Eigentum an körperlichen Sachen 
erlangt werden. Zwei Nechtfäße verbanden fich hierzu miteinander: 1. durch ab— 
geleiteten Erwerb ging nur dann Eigentum auf den Nadyfolger über, wenn dent 
Veräußerer jelbit das Eigentum zuſtand; und 2. bei ungewolliem Verluſte der 
Sade jtand dem Eigentümer das echt der dinglichen Verfolgung, die Vindi— 
fation, gegen jeden Bejißer zu.” Die Folge dieſes abjoluten Rechtſchutzes war, 
daß jedem Erwerbe die Unficherheit anbaftete, ob er nicht durch das Recht eines 
unbefannten früheren Eigentümers aufgehoben würde; erſt die Erſitzung ſchuf 
ein rechtlich unanfechtbares und bemweisbares Eigentum, 

a) Im älteren deutihen Wechte* war für den Eigentumerwerb an Der 
Fahrnis die Nechtsbedeutung der Gemwere” bejtimmend. Sie wirkte als volles 
Rechtzeichen; wer die Fahrnis innehält, erjcheint rechtlich zur Verfügung legi— 
timiert, und die Gewere beitätigt die Veräußerung wie eine dom Cigentümer 
felbit vollaogene. Das alles berubte auf der durch die Gewere gefchaffenen Macht 
und Vertreterjtellung. Dem mahren Eigentümer blieb es vorbehalten, die uns 
rechtmäßige Gewere, wenn die Sache geitohlen oder jonit verloren gegangen war, 
gegen jeden Inhaber zu brechen und den amvertrauten Beſitz vom Vertrauens- 
manne zurüdzubolen. Damit band er Rechtzeichen und Verfügungmadht wieder an 
feine Berjon. 

b) Als die Bedeutung der Gewere fich abjchwächte, fand eine Umbildung 
ftatt” Sie wurde, was meijt mißachtet wird, durch den Einflus des römischen 
Rechtes mitbeftimmt: mit diefem verlangte man vom Kläger den Beweis feines 
Eigentums und gab dem dinglichen Lerfolgunganipruch gegen jeden Beſitzer 
Raum; mit dem deutichen Nechte aber verjagte man die Klage, wenn ein Ver— 
trauensmann die Sache an einen Dritten veräußert hatte, der fih in gutem 
Glauben auf die Legitimation des Veräußerers ſtützte. So bildete ſich in den 
mittelalterlichen Stadtrecdhten der Grundfag: Hand muß Hand wahren! 


1) 8932. Wendt, Eiv.W. S9, 1; Fuld ebenda 402; Dürbig, Recht 7, 441; 
F. Meilhans, Eigentumerwerb nah HGB und BGB, Diff. Würzb. 1900; v. Schey, 
öiterr. Centralbl. f. jur. Praris 20, 361; I. Levy, Vorausfegungen des qutgl. 
Eigentumermw., Diff. Freib. 1903. 

2) D. 50.17.54; D. 41. 1. 20 pr.: nemo plus iuris ad alium trans- 
ferre potest, quam ipse haberet. Natürlich vorbehaltlich der Fälle der Kon— 
valeszenz bei fpäterem Eigentumermwerbe de3 Veräußerers. 

3) Ubi rem meam invenio, ibi vindico. Üben $15 W2. 

4) Zum Folgenden befonders Huber 745; Stobbe =» Xehmann 2 $ 92; 
Heusler 2, 212. 

5) Oben 5 

6) Dazwiſchen ſchiebt ſich eine zweite Gedankenreihe ein. Das ältere 
deutſche Recht kannte nur ein einziges Recht an der Sache, das Vollrecht. 
Daher enthielt jede Ubertragung der Sache einen, wenngleich fiduziariſch ge— 
bundenen, Eigentumübergang. Dadurch erlangte der Empfänger gegen Dritte 
eine abſolute, dingliche Verfügunggewalt; dem „wahren“ Eigentümer blieb nur 
ein obligatoriſcher Rückforderunganſpruch. Das iſt genau der nach dem BGB ein— 
tretende Rechtzuſtand. 

7) Goldſchmidt, Ztſchr. f. HR 8,264 (durch das römiſche Recht iſt der 
Gedanke, daß nur der redliche Erwerber Schutz verdient, zur Geltung ge— 
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Tas bedeutet: wer freiwillig feine Sache aus der Hand gibt, kann fih nur an 
feinen Vertrauensmann halten; er joll feinen Glauben da jucden, wo er ihn 
gelafien bat; eine Vinditation jteht dem Eigentümer in ſolchem Falle überhaupt 
nicht zu. Als Rüdwirfung aus der Verfaqung der Pindilation ergibt fich pofitiv 
für den Erwerber die unangreifbare Stellung eines Eigentümers.“ Damit war 
die Grundlage für den Rechtſatz geichaffen, dab redlider Erwerb aub vom 
Richteigentümer Eigentum verſchafft, jofern der Eigentümer 
die Sadıe dem Veräußerer anvertraut hatte. 

ce) Bei der Durchführung dieſes Rechtsgedankens zeigen die verjchiedenen 
Rechte erhebliche Schwankungen. 1. Much da, mo dem redlichen Eriverber grund— 
fäßlich voller Schuß gemährt wurde, erſchien es als Gebot des billigen Ausgleichs, 
dab der bisherige Eigentümer feine Sache ſtets vindizieren darf, wenn fie ibm 
jelbjt oder jeinem Vertrauensmanne ge jtohlen oder ſonſtwie abhanden gelommen 
war. Die dingliche Verfolgung wurde ferner vielfach dann augeitanden, wenn 
der Eigentümer die Sache aus dringender Veranlaffung, 3.2. dem Handwerler 
zur Ausbeſſerung oder feinem Gefinde dergl. überlafien bat” Dagegen blieb jede 
Verfolgung ſelbſt einer gejtohlenen Sache ausgeſchloſſen, wenn diefe auf offenem 
Markte, in öffentlicher VBerfteigerung oder bei einem Kaufmann erworben 
war ;" Denn die Bublizität der Veräußerung dedt hier den guten Glauben abſolut. 
2. Nach manchen Saßungen jchien es gerecht, dem Eigentümer den Herausgabe— 
anfpruch zu erhalten; gegen den gutgläubigen Erwerber aber jollte er nur einen 
Löjunganfprucd haben, d.5. der Beklagte brauchte die Sache nur heraus: 
zugeben gegen Erfaß des von ihm zu ihrem Eriverbe aufgewendeten Kaufpreijes 
oder ſonſtigen Entgeltes.“ 








diehen); Huber 748; H. Meyer, Entwerung 27. — Sachſenſpiegel II. 60 $1: 
welcher Mann einem anderen leihet ſein Pferd, Kleider, oder ander ſein farende 
Haab, oder daß ers verſetzt, oder zu welcher Weiß dis aus feinen Gewehren mit 
feinem Willen fommt, verfaufft es dann der, der ſolches in Gewebren hat einem 
andern, oder berfeßt er das fürbas, oder verfpielt e3, oder aber wird ihm ge— 
jtoblen, oder abgeraubet, jener, der es dieſem verliehen oder verjegt bat, mag 
daran de3 Leihens halben feine Forderung haben, jondern allein wider den, dem 
ers liche oder verfegt. Stirbt aber jener, dem e3 geliehen war, rechts oder 
unrechts Todes, jo ziehe er jich zu feinem Gute gegen den Erben mit recht, oder 
gegen dem Nichter, ob es ihm jo (oder für ledig Gut) gebübhrte. 

85) Damit war der Eriverber gegen jeden Eigentumanſpruch gefeit; er 
durfte Die Sache „mie ein Eigentümer“ bejißen. DPelbrüd, Ddingl. Klage des 
deutichen R. 32. 

9) Huber 750 A405; das Amtsrecht von Hitzkirch (1545) jagt: mas 
Mägden, Dieniten und Kindern abgefauft wird, joll gehalten werden „als ob ſy 
fölichs geitolen hettind“. — Man fann darin auch ein objeftives Merkmal für den 
böfen Glauben erbliden, 

10) Huber 749; vergl. unten A 13. 

11) Dies galt, wie 9. Meher 166 nachiweiit, urfprünglich nur als „Juden— 
privileg“. Wormſer Reformation II. 2. Tit. 22; preuß. ALR IL 15. 21; ſächſ. 
SB 8 314; ölterreich. GB 8 333; über ſchweizer. Kantonrechte Huber 751 A453; 
ferner unten $ 93 A 12. — Meiſt wird dabei überjeben, eine unbejchränfte 
Vindifation im Falle unfreimilligen Verluftes zuzulaſſen. Dann entiteben höchſt 
unbillige folgen. Der berühmte Maler 2. war jahrelang von einem ungetreuen 
Diener beitoblen worden, der zahlreiche Gemälde an gutgläubige Dritte zu hoben 
Preiſen verfaufte; als 2. die Unterfchleife entdedte, vermochte er fein Eigentum 
nicht mehr geltend zu machen, weil zur Durchführung der Löſunganſprüche nahezu 
eine Million Mark gehört hätte. Wodurd rechtfertigt es jich, den Eigentümer 
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d) Der deutjchrechtliche Grundjaß von der felbitändigen Wirfung des gut— 
gläubigen Erwerbes hatte allgemeine gejeßliche Anerkennung im frangöfifchen und 
ſchweizeriſchen Rechte gefunden.” Er war dann in das deutjche Handelsrecht 
übergegangen, wo er für den Erwerb einer Fahrnis im Handelsbetriebe eines 
Saufmanns galt.” Das BGB hat ihm nunmehr in Deurfchland unbefchräntte 
Geltung verliehen.* Die Sicherheit des Verkehrs und der Schuß des guten 
Glaubens des Ermwerbers fchienen höhere Wertung zu verdienen als die abfolute 
Erhaltung und Verfolgung des Privateigentumes. Die Gründe hierfür jind 
keineswegs völlig überzeugend. Was für den öffentlich betriebenen Handelverfehr 
pakt, eignet ſich noch keineswegs fchlechthin für jeden Privatverfehr. Der deutſch— 
rechtliche Grundſatz „Hand wahre Hand“ war zugefchnitten auf die einfachen, 
zur Zeit der Naturalwirtichaft beitehenden Zuitände, wo jeder als Eigentümer 
jeines Bejigtums galt und das Anvertrauen fahrender Habe eine jeltene Aus: 
nahme daritellte, der Vertrauensmann aber dann nad) perfönlicher Kenntnis aus 
gefucht und unter Augen behalten werden fonnte. Heute, wo der Verfehr überall- 
bin Mietverhältnifje, das Anvertrauen der Fahrnis an zahllofe Arbeiter, Trans— 
porteure, Hilfperfonen erzmwingt, erjcheint es feineswegs als underbrüchliches 
Gebot gerechter Necdht3einrichtung, die Gefahr der Untreue einfeitig nur dem 
Eigentümer aufzubürden, den gewinnenden Erwerber aber ganz zu entlajten. 
Die Barallele mit dem Ermwerbe von Liegenfchaftrechten hält wenig ſtand; denn 
bier erhält der Erwerb eine gejicherte Grundlage durch den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs, deſſen Anhalt unter jtrenger Nachprüfung gehalten wird; für 
den Beiig der Fahrnis dagegen fehlt jede Kontrolle, und niemand vermag der 
äußeren tatfächlichen Herrichaft anzufehen, ob fie den Eigenbejiß oder Fremdbeſitz 
oder ein bloßes Halterverhältnis, redliche oder unredliche Inhabung verlautbart. 

2. Wer in redlihem Vertrauen, gejtügt auf die Einigung über Die 
Eigentumübertragung, die Fahrnis zu Eigenbefig erworben hat, erwirbt fie 
au dann zu Eigentum, wenn der Veräußerer weder Eigentümer no jonft 
zur Verfügung über die Sache befugt war.’ 

a) Der gejegliche, den Eigentumerwerb vom Nichtberechtigten begründende 
Tatbeitand beruht: 1. auf dem durch den Befig für den Weräußerer be- 


gründeten NRechtzeichen, das ihm nach außen die Legitimation zur Verfügung 


„zurüdzahlen“ zu lajjen, was er niemals erhalten hatte? warum foll jich nicht 
der Käufer an feinen Gewährmann halten müſſen? Nach dem BGB würde X. 
ohne weiteres fein Eigentum berausbegehren fünnen. Vergl. auch unten $ 93 A 20. 
12) Code civil Art. 2279 1: en fait de meubles la possession vaut titre. 
Schweiz. Obl. R. Art. 205 und ebenfo der Entwurf eines ſchweiz. Civilgefeß- 
buchs Art. 972. 
13) HGB von 1861 Art. 306. 
14) 55 932 f.; die Begründung in Mot. 3,344 iſt dürftig. 
15) Auf Grund des 8932 in Verbindung mit $ 929 könnte daher die 
Spitematif einfacher jo geitaltet werden: durch dinglichen Vertrag und Beſitz— 
übertragung erlangt jeder Erwerber der Fahrnis Eigentum, gleichviel ob der 
beräußernde Bejiger Eigentümer iſt oder nicht; für den zweiten Fall aber gelten 
folgende Ausnahmen. — Dennoch iſt diefer Aufbau nicht zu wählen, mweil er die 
normale Lage der Dinge. nicht fund gäbe. Auch für das BGB iſt al Grundfaß 
feitzubalten, niemand mehr Rechte auf einen anderen übertragen fann, als 
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über die Fahrnis erteilt. 2. Damit wird objektiv für den Erwerber dus 
Vertrauen in die Veräußerungerflärung beftätigt: die auf dieſer geſetlich 
befejtigten Grundlage vollzogene Einigung über den Eigentumübergang be 
wirkt, daß in der Hand des redlichen Erwerbers der erlangte Befig zum 
Eigentum erjtartt. 3. Das Geſetz begrenzt das Anmwendunggebiet auf die 
verfehrtauglihen Sachen und verftattet dem Cigentümer naturgemäß den 
Gegenbeweis, daß der Erwerber fich nicht in gutem Glauben befunden hatte. 
b) Diejer Normenbejtand beſtimmt die Nechtsnatur des Erwerbvorganges 
dahin: es handelt fi um einen dem Tatbejtande nah abgeleiteten, 
feiner Wirkung nad) jelbjtändigen Eigentumermwerb.'° Abgeleitet, weil die Eini- 
gung über die Rechtsnachfolge in den Befiy und das Eigentum eine zwingende 
Vorausjegung bildet. Die Grundlage der Rehtsänderung wird durch das 
Vertrauen auf den Beſitz des Veräußerers und auf jeine hierdurch beitätigte 
Legitimation zur Erklärung der Eigentumübertragung gebildet. Nur da, wo 
feine Veräußerungerklärung mit der Annahmeerklärung des Ermwerbers ji 
vereinigt hat, läßt fih jagen, daß der „öffentliche Glauben des Beſitzes“ 
die Rechtsänderung getragen hat. Dieje Publizitätfunktion allein enthält 
aber wiederum die Begründung für die jelbjtändige, d.h. über die Rechts: 
macht des Veräußerers hinausreichende Wirkung. Für alle Fälle, wo ohne 
Einigung kraft Geſetzes das Eigentum übergeht, bleibt daher das Eigentum 
des Rechtsvorgängers zwingende Vorausfegung des Eigentumerwerbes.“ 


16) Der Eigentumeriverb vom Nichteigentümer darf nach der Ordnung des 
BGB mithin nicht als ein originärer gelennzeichnet werden; die Meinung tit 
auch nicht die, daß eine momentane Erjißung oder eine abfolute Aneignung itatt- 
fände. Der Nachdruck wird vielmehr deutlich auf die vertragmäßige Ableitung 
gelegt. Beide Auffalfungen werden in der franzöſiſchen Literatur vielfach ver: 
treten. Für eine prescription acquisitive instantanee treten ein: Marcade 
und Demolombe, für eine presomption absolue ohne fides und titulus: Aubry 
et Rau. Vergl. Sirey-Gilbert, Codes annotes Art. 2279. Zacdhariae, franzöj. 
Givilreht 1 8215a As3 ftellt den Rechtserwerb auf eine praesumptio iuris 
et de iure ab, die abjolut eintritt auch ohne bona fides des Ermwerbers. Da: 
gegen für das Erfordernis des quten Glaubens die herrjchende Lehre; Goldichmidt, 
in feiner Zeitjchr. für HN 8,284; RG 5,838; Laurent, principes de droit 
civil tome 32 ©. 577. — Soweit es erforderlich erfcheint, iit die Grundauffaſſung 
des Geſetzes mit aller Klarheit fejtgelegt, indem $ 932 ſich ausdrüdlich nur als 
Unteranmwendungfall des 8 929 bezeichnet, und dab diefer es nur mit abgeleiteten 
Erwerb zu tun bat, kann nicht beitritten werden. Die Hauptſache bleiben jedoch 
die im Terte enttwidelten Gründe, Die e3 gejtatten, den Fall des 8 932 durdaus 
in Einflang au bringen mit $ 892. Vergl. daher oben 862 Nr. la. Der bier 
vertretenen Auffaſſung jtimmen au: Hellmann, Vorträge über da3 BGB $ 12; 
KRober 8932 AL4; Wendt 17; F. Leonhard, Fahrniserwerb 110; abw. 3. B. 
Pland, Vorbem. 4 zu 88932 f.; Kohler, Arch. BR 18,97; Romeid, Rechts- 
nachfolge 35. 

17) Daher erwirbt 3.8. der Erbe fraft $ 1942 nur die Faährnis zu eigen, 
die im Eigentume ſeines Erblaffers geitanden hatte. Anders nad CPO $ 895, 
wonach die 88 932 f. auch dann gelten, wenn der Schuldner zur Übertragung vorn 
Eigentum an einer Fahrnis verurteilt worden ift und der Gerichtspollzieher die 
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3. Die vom Geſetz als Regelfall vorausgejeste Geitaltung des Tat: 
beftandes ift die, daß der Veräußerer im unmittelbaren Beſitz der Fahrnis 
fteht und dieſen förperlih auf den Erwerber überträgt.‘ Denn nur jo 
wird die Legitimation zur Verfügung beftätigt, nur jo das NRechtzeichen auf 
den Erwerber übergeleitet. Dieſe fihernde Kundbarkeit wird nur in einem 
Falle verlaſſen; der Übergabe der Sache wird es gleichgewertet, wenn der Ber: 
äußerer jeinen mittelbaren Befig durch Abtretung des Herausgabeanipruchs, 
den er gegen den Befigmittler hat, auf den Erwerber überträgt.” Das 
Dazwijchentreten des Dritten und jeine rechtlihe Gebundenheit mag hier ala 
ausreichende Verlautbarung gelten; immerhin muß bei mehrfacher Abtretung 
auf die Regel, daß nur die Erlangung der tatſächlichen Gewalt die jelb: 
ftändige Wirkung des Eigentumerwerbes hat, zurüdgegriffen werden.” Da: 


Sache ihn zum Zwecke der Ablieferung an den Gläubiger weggenommen bat 
(oben $ 80 A 32). — Gegen die oben bisher vertretene Auffaffung wendet fich jetzt 
Regelöberger, her. 3. 47, 356: der gute Glaube des Erwerbers gebe die Grund» 
lage für den Eigentumerierb, nicht irgend eine Übertragungmadit des Ver— 
äußerer. Aber der gute Glaube vermag die außerordentliche Rechtswirkung, 
die 8 932 vorfchreibt, nicht zu tragen; er wirft nur dann, wenn er jich auf die 
Legitimation gründet, die der Bejig dem Weräußerer verleiht und die gleichzeitig 
die Bejtkerlangung dem Erwerber zuführt (unter Nr. 8). Obne die fittliche Be— 
deutung des guten Glaubens zu mißachten, ijt es m. E. zur rechten Kennzeichn 
des geltenden Rechtes geboten, die jog. Legitimationtheorie in den Vordergru 
zu jtelen. Die jebige Faſſung des Tertes dürfte eine Verftändigung erleichtern. 
(Nachtrag bei der Korrektur.) Vergl. dazu befonders A 28, 30, 37 und Nr. 4. 

18) Dem ſteht gleich die Aushändigung des indofjierten Lager- und Lade— 
jdeins und Konnofiements. Oben $ 36 Nr.d. HGB ss 863 II, 424, 450, 647. 
— Der Befi des Veräußerers fann Eigen oder Fremdbefiß, der des Erwerbers 
muß GEigenbefit fein. 

19) Durch ss 934 «, 936 13 wird der Tatbejtand des $ 931 in zwei Fälle 
mit verfchiedener Rechtsfolge zerlegt. Daß der abgetretene Anspruch wirklich be— 
ſtehen muß, ergibt $ 931 (oben $S0 U 27). 

20) 2. bat bei feinem Schuldner E. am 1. April die einzige Milchkuh ge— 
pfändet und diefe in feinen Befit genommen; am 10. April verfauft E. die Kuh 
an D. und überträgt ihm fein Eigentum unter Abtretung des Herausgabe— 
anfpruch, den er (E.) gegen B. bat. Am 17. April verfauft E. die Kuh und 
überträgt da3 Eigentum in derjelben Weife an W., der von der Veräußerung an 
D. nichts weiß. Die Pfändung war nah CPO $ 811 Nr. 3 unzuläfjig; fie bat 
nicht Die ihr in u beigelegte Wirkung; der gute Glaube des D. unter Ans 
wendung des 8936 BGB ift nicht zu bezweifeln. Wer ift aber bei dieſer 
Doppelabtretung des Herausgabeanſpruchs Eigentümer ges 
worden. Zunädft D. gemäß $ 931. Damit hat E. das Eigentum verloren; auf 
feine Übertragung an A. fommt mithin $ 934 zur Anwendung; da E. nicht mehr 
den mittelbaren Beſitz hatte ($ 870), erwirbt U. das Eigentum erjt, wenn ihm die 
Kub von 2. übergeben worden ift. Angenommen, dab U. den Bejit erlangt hat, 
kann dann D. gegen ihn mit feinem früher erworbenen Eigentumrechte durch» 
dringen? Das Problem ift wie beim Doppelverfaufe (Bd.1 $ 159a und be— 
fonder3 A 52) zu lojen; im Sinne des Gefebes und nach dem Grundgedanken 
des Sabes Hand wahre Hand fiegt bei der Konkurrenz zwifchen 8 931 und $ 934 
der, in deſſen Perſon zuerit die unmittelbare Beſitzgewalt verwirklicht iſt; alſo 
bier A. Rergl. ferner Recht 5, 590; Stein, ber $ 931 des BGB, Diſſ. Greifs- 
wald 1901. 
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gegen hat das Beſitzkonſtitut und die Abtretung des nicht auf den mittelbaren 
Beſitz gegründeten Herausgabeanſpruchs für fih allein jene Wirkung 
niemals.*! 

Gleichmäßige Vorausſetzung bildet in allen diejen Fällen die Einigung 
beider Teile darüber, daß durch die Befigübertragung das Eigentumredt 
übergehen joll. Daß hierfür das Bertrauen in den Befit und die Erflärung 
des Veräußerers ein weſentliches Tatbejtandmerfmal abgibt, betätigt das 
Gejeg, indem es eine Eigentumübertragung kurzer Hand nur dann mit jelb: 
jtändiger Wirkung begabt, wenn der Erwerber den Befig vom Veräußerer 
jelbit erlangt hat.“* 

4. Wer feine Fahrnis einem Anderen zu Befig anvertraut, muß damit 
rechnen, daß er diejem hierdurch nach außen hin die Stellung eines Verfügung: 
berechtigten einräumt. Wie bei der Einräumung einer objektiv jeitgejtellten 
Vollmacht muß bier der Eigentümer die Gefahr des Mikbrauchs der von 
ihm jelbjt begründeten Vertretungmacht tragen. 

a) Daraus ergibt ſich, daß der Grund für den jelbjtändigen Eigentum: 
erwerb entfällt, wenn die Fahrnis der Hand des Eigentümers ohne feinen 
Willen entgangen und in die des Veräußerers gelangt iſt.“ 1. Die 
Fahrnis wird damit zu einer verfehruntauglichen.”* Das bejagt, fie iſt 
objektiv unfähig für den Erwerb eines Dritten; weder die Legitimationkraft 
des Befites des Veräußerers noch der gute Glaube des Erwerbers vermögen 
die mit jenen Makel behaftete Sahe als Gegenftand einer mirkjamen 
Eigentumübertragung zu ergreifen; der Eigentümer dringt hier mit feinem 
Herausgabeanfpruch gegen jedermann durd.° Nach dem Gejeg tritt die 


21) Erjt wenn der Eriverber den unmittelbaren Beſitz erlangt bat, und 
zwar beim Vefitkonititut dom Veräußerer ($ 933) und bei der Mbtretung des 
Herausgabeanſpruchs dom Dritten (der nicht Beſitzmittler des Veräußerers tt, 
8 934 5) tritt der Eigentumerwerb mit felbitändiger Wirkung ein. Damit büt 
insbefondere das Bejitfonftitut, deſſen Zulaſſung überall auf Bedenken ftößt, fr 
viel von feiner praftifchen Bedeutung ein. Auf beide Fälle nimmt femer 
8936 13 (Erlöfchen begrenzter Rechte) Bezug. 

22) 88 93212, 93812 und 933, 

23) 89351; Dies gilt, gleichviel ob der Eigentümer unmittelbarer vder 
mittelbarer Bejiter gewejen ilt. Bet der Abwägung, wer größeren Schuß ver: 
diene, der Dritte, der auf den Beſitzſtand vertraute, oder der beſtohlene uſw. 
Eigentümer, überwiegt der Schuß des Eigentumes. Ebenſo bereitö das ältere 
deutiche Recht, Stobbe-Xehmann 92 U 1; Heusler $ 79 (er fpricht der 
Mobiliarvindifation die Natur einer Delittflage zu). Ebenſo Code eivil 
Art. 2279 II auf Grund der Coutume d’ Orlöans; das HGB von 1861 Art. 306; 
RS 1,255; W. Endemann, Handbuch des HR 3, 62; Goldichmidt, Lehrbuch des 
HR 880 A2. 

24) res inhabilis; oben $46 425. Erſt die Erjigung behebt den Watel, 
nicht der gutgläubige Erwerb noch jo zahlreicher Nachfolger. 

25) Alfo auc gegen den gutgläubigen Erwerber, und ohne dab er diefem 
ein Löſunggeld (A 11) zablen mühte. Eine Ausnahme gejtattet EG 94 II, die 
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Verfehruntauglichkeit ein, werm die Sahe dem Eigentümer oder jeinem 
Befigmittler ?° geftohlen, verloren gegangen oder jonft abhanden gekommen 
iſt; * darunter find genauer alle Fälle zu verftehen, wo die Aufhebung der 
tatſächlichen Gewalt nicht auf dem eigenen, rechtlich beadtliden 
Willensentſchluſſe des Eigentümers beruht hat. Verkehruntauglich 
ift insbejondere die dem Eigentümer oder feinem Befigmittler entwendete 
oder durch äußere Aufälle, wie durch Uberſchwemmung, entzogene Sache ; ** 
ferner die verlorene oder liegengelafjene,” wie die von einem Gejchäft- 


aber praktiſch nur auf den $ 1207 Anwendung findet. Übrigens wird die Kenntnis 
bon dem unfreiwilligen Berlujte des Eigentümers einen Hauptanwendungfall 
für den böjen Glauben bilden. — Der Eigentümer wird regelrecht hier zunächſt 
zu dem Beſitzrechtanſpruch greifen; über den Zufammenhang des $ 1007 
mit $935 oben $46 Nr. 4 und A 26 über die Frage, wann zu dem Eigentum- 
anſpruch zu greifen it. 

26) Nach 893512. Wichtiger ijt der Kehrſatz, A 33. 

27) Vergl. über die Einzelfälle die Komm. von Viermann, Kober, Bland, 
Kuhblenbed, ferner Staub, Düringer-Hachenburg, Lehmann-Ring zu HGB $ 366; 
H Meyer 42. „Verloren“ hat in $ 935 eine engere Bedeutung als in $ 965; 
unten $87 93. 

28) Zu fordern ift, dab die Sache vorher der Beſitzgewalt vollwirkſam 
unterivorfen war; das 3.3. verwundete, aber noch nicht erlangte Tier fann nicht 
abhanden fommen; bier gelten die oben $ 36 dargeitellten Grundfäbe. — Gleich- 
gültig tjt, wer dem Eigentümer den Bejis entzogen bat. Der Beſitzhalter 
begebt durch die Aneignung und Veräußerung der innegehaltenen Sade einen 
Diebitahl, der Bejißherr fann die auf diefe Weife ihm 3.8. entzogenen jilbernen 
Löffel von jedem Dritten herausbegehren; damit erlangt die oben in $33 A18 
begründete Auffafiung wichtige Bedeutung; vergl. oben A 9. Allerdings iſt hier 
die Sache mit dem Willen des Eigentümers in die Hand des Halters gelangt, 
aber diefem wird fraft $ 855 die NRechtitellung eines Beſitzers verjagt, und damit 
darbt er der für die Wirkung des $ 932 erforderlichen Legitimation; diefen Mangel 
fann auch der redliche Glaube des Erwerbers nicht ausgleihen. Wenn fomit zu 
fagen ift: jeder Diebitahl (einfchlieglich der Yundunterfchlagung) bewirkt 
Verfehruntauglichkeit, jo bildet doch die Strafbarfeit feine Vorausſetzung für die 
Anwendung des $ 935. Wie hiermit Mißbrauch getrieben wird, zeigt folgender 
Fall. Der volljährige U. jtiehlt feinem Vater B. die goldene Tafchenubr und veräußert 
fie an den gutgläubigen E., der dafür 100 Mark bezahlt; ®. zeigt den Diebjtahl 
an, e3 gelingt (da A. im Einverjtändnis mit B. handelte), die Uhr zu ermitteln; 
E. muß fie herausgeben, fein Erjaßanfpruch gegen U. ijt eitel, da A. fich als 
böllig vermögenlo8 und arbeitjcheu herumtreibt umd durch den Erlös längſt nicht 
mehr „bereichert” ($ 818 III) ijt; B. aber weigert ſich durchaus, gegen feinen 
Sohn den Strafantrag zu jtellen. — Die Früchte, die aus einer geſtohlenen 
Sache gezogen worden find, gelten als verfehrfähig; das Kalb, das von der ges 
ftohlenen Kuh beim Diebe geworfen iſt, itand als Einzgelſache dem Eigentümer 
der Kuh noch nicht zu, der Beſitz daran iſt ihm daher nicht verloren gegangen. 
Vergl. hierzu v. Jacubezky im Recht 6, 5. Anders bei Beitandteilen und Zus 
bebör der reg Sade. 

29) Oben en Wird die gefundene Sache fpäter unterjchlagen, jo bleibt 
fie verfehruntauglich, denn fie war und bleibt eine „verlorene“ Fahrnis. Daher 
bildet die fog. Fundunterſchlagung feine Ausnahme von dem unten A 33 auf— 
geitellten Satze. — Wenn der Entdeder eines Schabes unter Verletzung des Mit: 
eigentumrechte3 defien, in deifen Grundftüd der Schaß berborgen war, ihn heim- 
lich an einen gutgläubigen Dritten veräußert, jo tritt $ 932 in volle Wirfung; 
denn der Grumdftüdeigentümer war nidyt Befiter „jeiner” Hälfte, fie fonnte ihm 
alfo nicht wider Willen abhanden fommen. 
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unfähigen oder beſchränkt Gejchäftfähigen ° aus dem Beſitz gegebene 
Fahrnis. 2. Andererfeits bleibt die Sache verfehrtauglih, aud) wenn der 
Eigentümer fie aus einer zwingenden Veranlaffung * oder infolge Irrtums— 
oder eines anderen Willenfehlers *? aus der Hand gegeben hat. Dieje Fälle 
gelangen erjt dann zu praktiicher Bedeutung, wenn der Empfänger, der meift 
die Stellung eines Befigmittlers einnehmen wird, die Fahrnis veräußert. 
Die Regel lautet hier: an der unterjchlagenen Sache erlangt der gutgläubige 
Erwerber volles Eigentum.?? Anvertraut und darum verkehrfähig ift aud) die 


30) Hier fommt die Vedeutung des Beſitzes als Nechtöverhältnifjed zur 
Geltung. Wie der Beſitzwillen zur Erlangung, jo ift er auch zum Aufgeben des 
Beſitzes erforderlid. Oben 834. — Dieſes mwillenlofe Verlieren wird durch den 
Begriff Abhbandenfommen gededt. Es trifft auch da zu, mo der Beſitz 
fraft Rechtövorfchrift auf den Erben übergegangen iſt, ein Nichterbe aber — 
gleichviel ob Dieb oder gutgläubiger Erbichaftbejiker — Nachlaßfahrnis veräußert 
hat; eine Ausnahme tritt bier nur auf Grund der jelbitändigen Legitimation: 
wirfung des Erbicheins ein ($ 2366). Diefer Fall zeigt zugleich, daß auf die 
Art, wie der Erwerber den Beſitz erlangt bat, fein Gewicht zu legen ijt; es fommmt 
nur darauf an, wie der Eigentiimer oder fein Befigmittler die tatſächliche Gewalt 
eingebüßt hat. — Bejonders wichtig ift der Fall, daß durch Verwechjelung des 
Transporteurs die Ware bei einem anderen als dem gemwollten Empfänger ab- 
geliefert wurde. Auch der gutgläubige Empfänger fann dann nicht Eigentum 
erwerben, weil bier die Ware nicht fchlechthin, fondern nur zuguniten eines be— 
ftimmten Anderen aus der Hand gegeben tit; dad fie einem Dritten ausgehändigt 
wurde, verftich gegen den Willen des Eigentümers; die Ware tjt jtet3 abbanden 
gefommen, wenn fie an einen anderen als ihren Beitimmungsort gelangt ift. So 
in dem Falle, two zwei Kiſten mit Roſinen durch den Kommifjionär verwechſelt 
waren, nad C.c. Art. 2279: RG 1,415, auch 1,255. Diefer Fall wird zu: 
weilen mit dem in U 32 behandelten verwedjielt. 

31) Sei es in der Not bei Feuergefabr, Eifenbabnunglüd, plößlider Er— 
franfung, jei es um Die Wertpapiere durch Aufbewahrung beim Bankier zu 
jichern oder damit die Uhr gereinigt oder das erfranfte Pferd nebeilt werde ufw. 
In Diejen Fällen unterliegt es erheblichen Bedenken, ob die Nechtöfolge des $ 932 
gerecht und billig jei; oben Nr.1d. 

32) Der Willensfehler bedeutet keineswegs das Fehlen des Willens; der 
mangelbafte iſt ein vorhandener mindermwertiger, aber fein mangelnder Wille. 
Wenn 3.8. der Eigentümer dur Drobung zur Übergabe der Sache beftimmt 
twurde, gilt für ihn: coactus voluit (Bd. 1 8 72 A 17). Daß das Nechtsgefchäft 
durch Anfechtung vernichtet twird, bat gar feinen Einfluß hierauf; auch die wegen 
—— als Scheingeſchäft nichtige Beſitzübergabe enthält ein willentliches 

eggeben. 

33) Dies iſt der Kehrſatz aus 893512. Zuſtimmend RG 54,71; der 
Prandgläubiger hatte die Pfandſache unbefugt an einen Dritten veräußert; fie tit 
iveder dem Eigentümer aus feinem Befiße, noch dem Pfandgläubiger wider feinen 
Willen abhanden gekommen; den Dritten trifft $ 935 nicht. — Die Fundunter- 
Ichlagung enthält feine Ausnahme; denn > greift dabei Plaß, nidyt weil Die 
Sadye unterjchlagen wurde, jondern meil fie vorher verloren war. Auf die 
Strafbarfeit fommt es nicht an; U 28. W. bat dem Handwerker B. einen Eleftro- 
motor vermietet; C. Hagt gegen B. auf Herausgabe der Mafchine, die in feinem 
Eigentum ftebe, er jiegt gegen B. Dann ift m. E. die Sade dem M. im Sinne 
des 893512 abhandengefommen. U. Tann die Herausgabe von E. begehren, 
weil da8 Urteil feine Rechtskraft gegen ihn (A.) bat (vergl. Bb.1 $ 89 
A 19.) ; er fann fein Eigentum gemäß $ 935 auch gegen den redlichen Erwerber 
verfolgen, an den E. die Mafchine veräußert bat. 


881. Eigentumerwerb an der Fahrnis vom Nichteigentümer. 533 


auf Abzahlung ** oder jonjt unter Vorbehalt des Eigentums veräußerte Fahrnis. 
3. Schlechthin verkehruntauglich find die einem abjoluten VBeräußerungverbot 
unterworfenen Sachen.” Verfügungbeſchränkungen ftehen dagegen dem 
Eigentumerwerbe nicht entgegen.” Das erleidet eine Ausnahme bei dem 
gefeglihen Güterſtande; die Beichränkungen, denen das eingebradhte Gut 
unterliegt, wirken abjolut gegen jedermann, und zwar jelbjt dann, wenn der 
Erwerber nicht wußte, daß die Veräußernde eine Ehefrau war.” 4, Die 
Deweislajt, daß die Fahrnis ihm ohne feinen Willen abhanden gekommen 
fei, trägt jtets, wer den Herausgabeanſpruch auf Grund feines Eigentums 
geltend macht.°* 

b) Abjolut verkehrtauglich find im Intereſſe der Sicherheit insbejondere 
deö Geldverfehres Geld und Inhaberpapiere;“ und wegen der beftätigenden 
Kraft der Öffentlichkeit die in öffentlicher Verjteigerung erworbenen Sachen. 





34) Über die Abzahlunggeichäfte vergl. Bd.1 8 157b Nr. 2. 

35) Oben $22 A5. Dies Verbot wirft auch gegen $ 932. 

36) Oben 822 W18. 

37) 8 1404. Anſchließend an den Sat: gegen Ehefrauen ſchützt fein Grund— 
buch (oben 8 62 A 21) ift bier zu fagen: $ 932 unterliegt gegen $ 1404 und fiegt 
gegen S 1435. Übrigens fommt bier noch befonders zur Geltung, daß dem Ehemann 
Verwaltung und Beſitz an dem eingebradten Gute zuſteht; Dritten gegenüber 
mithin der Ehefrau die Legitimationwirkung des Beſitzes fehlt, woran auch der 
gute Glaube des Dritten nicht3 andern kann. Wer mithin im Verkehr eine Sache 
bon einer rau erwerben will, muß zuerſt feititellen, ob fie 4. 3. verheiratet tit 
und fodann, welches Güterrecht gilt und ob fie der Genehmigung ihres Ehemannes 
bedarf (was 3.8. für Vorbehaltgut nicht erforderlich ift). Bier ift aber der 
wichtige Unterfchied zu beachten: die nach 81395 f. unbefugte Veräußerung der 
Ehefrau maht die Fahrnis nit verfebruntauglih im Sinne bed 
8935; der Ehemann darf die Unwirkſamkeit geltend machen gegen den eriten 
Erwerber; der redliche jpätere Erwerber erlangt dann völlig unanfehtbares 
Eigentum nad) $ 929. 

38) Zur Subjtantiierung feines Eigentumanfpruchs gehört außer dem Be: 
weile des Eigentumes (vergl. auch oben A 25), dat die erfolgte Übertragung 
die jelbitändige Wirfung des 8 932 nicht gehabt hat, weil die Ausnahmenorm 
des $ 935 autreffe. 

38) 8 935 II; Inbaberpapiere felbit dann, wenn fie vor der Musgabe ge— 
ftohlen jind; ®d.1 8196 A532. Much Inhaberaftien, Kupons, Lotterieloſe, 
Briefmarken gehören hierher, während für Orderpapiere (HGB 8 365 II) nur ein 
Aufgebotverfabren Plab greift. E3 darf aber nicht überfehen werden, daß auch 
bier der Beweis des böſen Glaubens (A 41f.) den Eigentumerwerb hindert. 
RG 6,86. Ausnahme davon in HGB 8 367, unten A46. — Daß 88 932, 935 
keine Anwendung auf Sparfaflenbücher finden, iſt Bo.1 8 196 A110 dargelegt. 

40) Wegen der Beriteigerungen BGB $$ 156, 383, 456 f., 753, 966 II, 
1219 I, 1235 1; EBO $ 814 f. bef. SE 8.1 890 U 35. Auch hier fchadet 
böjer Glauben; er bat jedoch bei Veriteigerungen eine andere Bedeutung (A 43). 
— Altere Rechte gingen noch weiter, Das römifche Necht Tieß Eigentum aus 
jeder Veräußerung des Fiskus und Negenten entitehen; C. 7. 37. 2 und 3. Dies 
gilt nicht mehr. Über Ausnahmen in den deutichen Rechten: Stobbeslehmann 
892 A3f. und oben A10. — Eine Veriteigerung iſt gemäß $ 383 III 1 eine 
„Öftentliche”, wenn der zuftäandige Beamte oder öffentlich angeitellte Verjteigerer 
I —— vornimmt. Ob ſie zwangweiſe oder freiwillig erfolgt, bleibt 

gleich. 
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5. Dem dargeftellten Tatbeftande wird die jelbjtändige Wirkung der 
Eigentumübertragung verfagt, wenn der Ermerber niht in gutem 
Glauben ift, d.h. wenn ihm beim Erwerben befannt oder infolge grober 
Fahrläffigkeit unbekannt war, daß die Sache nicht dem Veräußerer gehörte. 
In diejfen Falle hat der Erwerber fein Vertrauen nicht auf den Beſitz jeines 
Gegners gelegt; er wird nicht getäujcht, wenn die LYegitimationwirfung des 
Befiges verjagt. 

a) Die Redlichkeit bezieht ficd nach dem Geſetze nur auf das Eigentum: 
recht des Veräußerers und deckt bloß deffen Mangel. Das kommt in Wahrheit 
auf eine Verſtärkung der Vorausjegungen hinaus. Der gute Glaube als jub: 
jettive Redlichkeit fann nur da ausreichen, wo das Geſetz in den für den Eigen: 
tumerwerb geltenden Erfordernifjen eine Lücke läßt und fie durch eine Ber: 
mutung verdedt; das gejchieht aber bloß infofern, als dem Fahrnisbeſitze die 
Legitimationwirkung nach Art des Eigentums beigelegt wird, und nur bier 
kann das perfönliche Vertrauen des Erwerbers rechtlich in Betracht kommen. 
Ale anderen Tatbeſtandmerkmale dagegen müſſen objektiv feftgeftellt und 
wirffam vollzogen fein. Der gute Glaube, daß die Einigung wirfjam und 
die Fahrnis verkehrtauglich fei, vermag die wirklich vorhandenen Mängel 
nicht auszugleichen.*” Ebenjomenig genügt die nach den Umſtänden jubjektiv 
wohlbegründete Annahme, daß der Beräußerer, obgleich er Nichteigentümer 
it, zur Verfügung über die Fahrnis bevollmädhtigt jei; denn weder für die 
Beftellung noch für den Umfang der Vertretungmacht befteht ein öffentliches 
Vertrauen; das BGB geht davon aus, daß dem Befiger aus eigenem, nicht 


41) 893211 gibt die hierfür mafgebende Definition. Dem Grundbud 
gegenüber kommt nach $ 892 dagegen nur das wirkliche Kennen zur Geltung. 

42) Dies alles wird meift überfehen; daraus folgt dann der Vorwurf, da 
8 932 II zu eng gefaßt jei. Die Frage, die Dernburg 898 Nr. 4 aufwirft: joll 
etwa als Gutgläubiger erjißen, wer wußte, dal der Veräußerer bei der über: 
tragung feiner Sache geiftesfranf war? iſt dahin zu beantworten, daß der gute 
Slaube mit der Wirkſamkeit der Ddinglichen Einigung überhaupt nicht? zu hun 
bat. Der jelbitändige Erwerb nach $ 932 fann nur eintreten, wenn die Einigung 
und die anderen oben angegebenen Vorausſetzungen wirfam erfüllt jind, — 
Die Stenntnis don einer obligatorifchen PVerpflihtung zur Veräußerung der 
Sade hindert den gurtgläubigen dinglichen Erwerb nicht; $ 161 III gilt nur für 
or eine dingliche Gebumdenbeit beitand und befannt war (vergl. ®b. 1 
N : 

43) Unders nah Handelsrecht. Hier genügt nad HGB $ 36611 die 
redliche Überzeugung des Eriverbers, dat der Veräußerer über die Sache für den 
Eigentümer verfügen dürfe, fofern die Sache im Betriebe eine3 Handelsgewerbes 
veräußert wird. Der Erwerber wird im Sandelverfehre auf die Vermittelung 
der Kommiffionäre wie auf die Vertretunggefchäfte der Handeldagenten ange— 
wieſen; bier muß alfo daS Gebiet der durch den Beſitz gefchaffenen Legitimation 
und damit das der Antvendung des guten Glaubens auf die Befugnis, ſowohl 
im eigenen Namen als auch bertretungmweife in fremdem Namen über fremdes 
Gut verfügen zu dürfen, ausgedehnt werden. Das ift namentlich für den Buch— 
banbel wichtig, mo befannt ift, daß die Bücher nur in den jeltenften Fällen im 
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aus fremdem Rechte die Verfügungmacht über die in Befig gehaltene Fahrnis 
zujteht.** 

b) Die Redlichkeit des Ermwerbers wird bereits aus den objektiv feſt— 
zujtellenden Tatbejtandvorausfegungen ausreichend bejtätig. Darum bat 
er nicht noch bejonders feinen guten Glauben zu belegen. Cs bleibt dem 
Eigentümer überlaffen, zur Suftantiierung feines Herausgabeanjpruchs * 
diejenigen Tatumftände zu bemweijen, aus denen ſich der Schluß ergibt, da 
der- Erwerber das Nichteigentum des Veräußerers gekannt hatte oder es bei 
Anwendung des geringjten Maßes der im Verkehr erforderlihen Sorgfalt 
erkennen mußte. Der fkritifche Zeitpunkt, der über den guten Glauben 


Eigentume de3 veräußernden Sortimenters jtehen. Staub $ 336 A 17; Lehmann— 
Ring $ 366 Nr.8 (mo treffend gegen Staub dafür eingetreten wird, day BGB 
$ 1404, oben A 37, auch gegen HGB 8366 feine volle Wirkung behält). — 
Eine weitere Ausnahme betrifft die Fälle der öffentlichen Verjteigerung. Der 
Erwerber weiß, dab der PBfandgläubiger ujw., in deſſen Auftrag die Verſteige— 
rung jtattfindet, nicht Eigentümer tit; bier genügt zur Beitätigung des Ermwerbes, 
dat kraft Gefetes die Ermächtigung zur Veräußerung vorlag, 8 1242; ferner 
$$ 966, 979. 

44) Dat ein Unbefugter ſich für den Eigentümer ausgibt, bildet den 
Hauptanmwendungfall des $ 932. Zujtimmend ober AIIId; dagegen Wendt 79, 
— Ebenſowenig genügt das Vertrauen darauf, das der Gigentümer im ge— 
gebenen Falle, wie er es vielleicht früher ſchon getan hatte, die Veräußerung 
des Nichtberechtigten (3.2. den Verlauf von Apfeln durch feine Ehefrau) ge- 
nehmigen werde; hier fommt nicht $ 932, fondern die Konvalesgenz nad) $ 185 
in Frage. — Wenn umgefehrt der Erwerber fich eines Vertreters bedient, genügt 
im Umfange de3 $ 166 II jein eigener böfer Glaube wie der des Vertreters zum 
Abſchluß des Eigentumerwerbes; RG 39, 160. 

45) Die Verteilung der VBehauptung- und Beweislaſt iſt diefe. a) Der 
Kläger muß belegen, daß er Eigentümer war. b) Der Bellagte leugnet, dat der 
Kläger noch Eigentümer fei; er bat zu diefem Zwecke zu behaupten und zu bes 
weilen, dat das Eigentum dort untergegangen und auf ihn gemäß $ 932 über: 
gegangen fei. c) Der Kläger madıt geltend, dat der Beklagte troß jenes Tat— 
beitande3 fein Eigentum erworben babe, mweil er nicht in gutem Glauben ge— 
wejen (oder weil die Sache ihm, dem Kläger, abhanden gekommen jei). 

46) Über das Kennen darf dem Gegner auch der Eid zugeichoben werden, 
ohne daß es der Darlegung befonderer Tatumstände bedürfte. Ch die Fahrläflig- 
feit eine grobe war, iſt Sache der richterlichen Beurteilung. Jedenfalls erheiſcht 
da3 Geſetz eine gewiſſe Anftrengung der Aufmerffamteit. Jedermann muß auf 
gewiſſe Verdadtgründe ahten und fie, weil er verfehrfäbig tit, erfennen 
(objeftiver Maßſtab); iiber die erfannten darf er fich nicht leichtfertig bintveg- 
feßen. 9. bat von B. zu niedrigem Kurfe ein Stüd einer Stadtanleihe erworben, 
aber nur den Mantel ohne die Zins- und Erneuerungfcheine erhalten; der wahre 
Eigentümer F. hatte dieje behalten und den Mantel dem B. zur Aufbewahrung 
anvertraut (8935 findet alfo feine Anwendung) ; F. macht fein Eigentum 
geltend, er behauptet mit Recht, daß W. bei Anwendung felbit de3 geringjten 
Grade3 don Sorgfalt die verfehrmidrige Beichaffenheit des ertworbenen Stüdes 
erfennen mußte (RG in XW 33, 384). Die glaubtwürdige Entgegnung des U., 
dab er in Geldangelegenheiten völlig unerfahren ſei und von Zinsſcheinen dergl. 
nie etwas gebört habe, vermag den Vorwurf grober KFahrläffigfeit nicht von ihm 
abzuwenden; denn wer am Verkehr teilnimmt, muß fich die entiprechenden Kennt— 
niffe eriverben und darf nicht aus feiner Dummheit fich einen Grund für feinen 
Erwerb auf Koiten Anderer ſchaffen (®d.1 8113 A5f.). — Strengere Ans 
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entjcheidet, ijt der, wo die Fahrnis auf Grund der Einigung über den Eigen: 
tumübergang übergeben wird." Nachträglich erlangte Kenntnis jchädigt den 
eingetretenen Erwerb nicht mehr. Dieje Zeitbejtimmung hat noch eine weitere 
Bedeutung; wenn einmal ein gutgläubiger Erwerber die verfehrtaugliche 
Fahrnis erlangt hat, jo iſt damit der Eigentumerwerb zugunjten aller, auch 
feiner bösgläubigen NRechtsnachfolger gededt.** 

6. Mit dem Vollzuge des redlichen Erwerbes erliiht das bisherige 
Eigentum; für den Erwerber entjteht ein jelbjtändiges feinem Beſitzſtande 
entjprechendes Eigentumrecht. Gleichzeitig gehen die an der Yahrnis be- 
ftehenden Nießbrauch- und Pfandrechte endgültig * unter, jofern dieſe Dem 
Erwerber weder befannt noch infolge grober Fahrläffigkeit unbefannt waren.’ 

An die Stelle des damit untergegangenen dinglichen Anſpruchs tritt 
der obligatoriihe Bereicherunganſpruch.““ Insbeſondere haftet der ver: 
fügende Nihtberechtigte dem Eigentümer auf Herausgabe der durch Die Ver— 
äußerung erlangten Bereicherung. Iſt der Eigentumerwerb aber ument- 


forderungen find da zu jtellen, wo Beruf oder Gewerbe bejondere Kenntniſſe 
und gejteigerte Aufmerffamleit erwarten lafjen. Darım wird nad HGB $ 367 
der gute Glaube 3.3. des ein Inhaberpapier eriwerbenden Bankiers ſchon dadurd 
ausgeſchloſſen, dat der Verluft diefes Papieres von einer öffentlichen Behörde oder 
bon dem aus der Urfunde Verpflichteten im D. Reichsanzeiger befanntgemadht 
und feitdem nicht mehr als ein Jahr verjtrichen ift. Gegen den Bankier würde 
mithin der Eigentümer troß $ 935 II mit dem Herausgabeanfprud durchdringen. 

47) 88 93211, 933, 934, 936 II, 926 IL; oder wo der mittelbare Bejit 
auf Grund der Abtretung des Herausgabeanſpruchs auf den Erwerber übertragen 
worden ijt, $ 934; oder wo die Einigung gemäß $ 929 © 2 der Übergabe nachfolgt. 

45) Denn der fpätere Erwerber erlangt das Eigentum nad) $ 929; er 
erwirbt vom Gigentümer und fann daher nicht bösgläubig fein, auch wenn er 
weiß, dab fein Rechtsvorgänger von einem Nichteigentümer erworben hatte. Das 
gilt fogar dann, wenn der bösgläubige Veräußerer A. jpäter die Fahrnis von 
dem gutgläubigen Erwerber zurüderwirbt. Selbſt wenn dieſer Rüdertwerb im 
eriten Vertrage vorbehalten war und W., um die Vorjchrift des 8932123 zu 
bereiteln, diefen Umweg eingejchlagen bat, iſt A. Eigentümer geworden. Dies 
unermwünfchte Ergebnis fann nicht durch die Annahme, U. babe in fraudem legis 
gehandelt, ausgejchlojien werden; denn aus 8932 läßt jich feine Verbotnorm 
ableiten (®d.1 811 A 16). 

49) Sie leben auch nicht dadurch wieder auf, dab der bisherige Eigentiimer, 
der 3.2. das Pfandrecht beitellt hatte, die Kahrnis wieder erwirbt. Nach dem 
oben dargeitellten Grundfaße erlifcht auch die Hhpothef am Zubehör (8 1120). 

50) Die in $9361, II aufgeitellten Vorausſetzungen find dieſelben, Die 
für den Eigentumeriverb gelten; insbefondere muß der Erwerber den Bejiß erlangt 
haben. Auch $ 935 ijt entfprechend anzuwenden, vergl. aber in3befondere $ 1253. 
— Eine Ausnahme wird in 8 936 III zuguniten des Beſitzmittlers vorgeſehen; 
wenn der mittelbare Bejiter nach 8 931 feinen Anſpruch auf Herausgabe an den 
dritten Erwerber abgetreten hat, fo hat der Bejigmittler nicht bloß die Einreden 
aus N 986 II, fondern er behält fein Pfandrecht und Nießbrauchrecht, auch wenn 
der Eigentumermwerber davon nicht3 wußte uſw.; denn diefe Rechte werden durch 
die Bejißherrichaft des Beſitzmittlers gededt. — Auch bier gilt für dad Handels- 
recht die oben U 43 dargeitellte Erweiterung; HGB 8 366 II. 

51) Vergl. allgemein Bd.1 8198 A12F., 40 } und oben $ 18 Nr. 5. 
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geltlih erfolgt, jo richtet fi der Bereicherunganſpruch auch gegen den, der 
auf Grund der Verfügung des Nichtberechtigten unmittelbar das Eigentum 
erworben hat.?? 

Die rechterzeugende Kraft des gutgläubigen Erwerbs wird auch auf die 
Wirkſamkeit bejtimmter Willenserflärungen ausgedehnt: dem auf fie ver: 
trauenden Dritten darf der Einwand, daß fie nur zum Schein abgegeben 
wären, nicht entgegengehalten werden.“ 

7. Maßgebend für den Eintritt des unmittelbaren Eigentumerwerbes 
ift das Recht des Ortes, wo der Erwerb durch den Vollzug der Tibergabe der 
Sache vollendet wird.’* Das hiernad) einmal gültig begründete Eigentumrecht 
bleibt auch dann beftehen, wenn die Sache jpäter in ein Rechtsgebiet gelangt, 
das jenen Grundjag des BGB nicht anerkennt, jondern eine unbejchränfte 
Vindikation der Fahrnis zuläßt. 


$82. Erjikung des Eigentums an der Yahrnis.! 


1. Die Erfigung dient zur Ergänzung des unvolllommenen Erwerbes einer 
bewegliben Sache. Gleich der Verjährung will fie den Nechtöfrieden ſchützen: 
fie fihert aber nicht bloß durch eine zeritörende Einrede gegen den Anſpruch des 
Gegners, fondern legt dem ruhig und lang andauernden Bejibftande die volle 
rechtliche Bedeutung des Eigentumes bei, fie verftärft jenen Werteidigungbehelf 
zum pojitiven dinglichen Recht.’ 

a) Das Anmendunggebiet der Erjigung muß um fo meiter ausgedehnt 
werden, je ftärfere Anforderungen rechtlih an den Eigentumermwerb gejtellt 
werden, Im älteren römifchen Rechte war die Erfigung bejtimmt, die Mängel 
der Form des Eriverbaftes zu heilen, die den Eigentumermwerb verhinderten, ob— 
wohl die Sache vom Eigentümer veräußert und tradiert war.’ Später trat der 
Gedanke in den Vordergrund,* dat ein Beweis des Eigentums im tefentlichen 


52) _ 12 (85.1 8198 443). 

53) Bergl. 88 117, 405; Bd.1 873 A14; 8152 A 17. Eine volle Durch— 
führung, analog dem in (oben $62 133 8), findet diefer Grundfag aber 
zum Schuße des Gutgläubigen nur infoweit, als $ 407 eingreift. 

(m 54) Der Ort der Übergabe entjcheidet auch, wenn die Einigung nachfolgt 

47). 
1) U. Kuhlmann, Inſtitut der Erfigung, Diſſ. Freib. 1899; U. Hoffmann, 
N; gl RT Urteil ein Erfikungstitel, Diff. Roſtock 1902; Leſſing, Sächſ. 
. 6, 607. 

2) D. 41. 3. 3: usucapio est adiectio dominii per continuationem 
possessionis temporis lege definiti. Vergl. über da3 Verhältnis der Erjigung 
zur Berjährung Bd.1 892 2. 

3) Die traditio fchuf an res mancipi nur Beſitz; das Eigentum wurde 
erft durch usucapio erlangt, die an Grunditüden zwei Jahre, an anderen Saden 
ein Jahr betrug. Karlowa 2,406. Sohm, Inftitutionen $ 64. 

4) Dies vollzog fich zuerſt für die Provinzialgrunditude, für die es weder 
ein quiritifches Eigentum, noch eine usucapio gab. Daher führten die praesides 
provinciarum einen Schuß für den Befiter ein: er erhielt auf Grund der 
praescriptio longi temporis gegen die Eigentumflage Verteidigung und fpäter 
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unmöglich wäre, wenn außer dem Ermwerbarunde ſtets noch da3 Eigentum aller 
Vormänner belegt werden müßte. Daher wurde im Intereſſe des Eigentümers 
ſelbſt das Vindifationrecht zeitlich begrenzt und jeder, der in gutem Glauben 
und geſtützt auf einen vollgültigen Erwerbgrund die Sache während bejtimmter 
Zeit in juriftifchem Bejit gehabt hatte, war damit Eigentümer geworden. Go: 
nad) bezog ſich nunmehr die heilende Kraft der Erfigung vor allem auf den 
Mangel de3 Eigentumrecdhtes des Veräußerers. Der Erwerb tritt ein kraft 
Geſetzes ohne Ableitung vom bisherigen Eigentümer, daher originär. An erfigung- 
unfäbigen Sachen gab e3 eine befondere außerordentliche Erſitzung.“ 

b) Dieſe Grundjäße fanden im weſentlichen Anwendung auch im gemeinen 
Necht und in den PBartifulargejegen. Diefe Normen bleiben für die den Landes— 
gejeßen vorbehaltenen Gebiete in Geltung.’ 

c) Da das BGB jekt aus dem dom Nichteigentümer abgeleiteten redlichen 
Erwerbe ein felbjtändiges Eigentumrecdht an der Fahrnis entitehen läßt, bedarf 
es für das Gebiet des Neichscivilrechtes einer Ausgleichung des Rechtsmangels de 
Veräußerers nicht mehr: die Erfißung in ihrer bisherigen Bedeutung iſt gegen- 
jtandlos geworden. Ihre Anwendung greift nunmehr im weſentlichen auf die 
Fälle zurüd, wo nach bisherigem Nechte eine erfikungunfähige Sache vorlag und 
nad) jeßigem Rechte der fofortige Erwerb ausgefchloffen tft, weil die Sade dem 
Eigentümer geftohlen, verloren gegangen oder ſonſt abhanden gefommen tjt. Für 
Grundftüde wird die Erſitzung durch das Grundbuchſhyſtem ausgejchlofien; als 
Erfaß gilt nur die eigenartige Tabularerſitzung.“ Die bei Infrafttreten des BGB 
laufenden Erjißungen werden nad ihren Vorausfeßungen nad) dem bisherigen 
Nechte beurteilt und nad) diefem beitimmt fich auch die Hemmung oder Unter: 
brechung der Erſitzung; dagegen richtet jich die Vollendung der Erfikung nach den 
Vorfchriften des neuen Rechts.’ 


Erfigung im Sinne des BGB bedeutet den Eigentumerwerb an 
einer verfehruntauglihen Fahrnis durch zehnjährigen redlichen Eigenbefik. 


auch ein pofitives Klagrecht gegen Dritte. — Juſtinian hat dann die usucapio 
und Die praescriptio longi temporis zu dem Inſtitut der Erfigung vereinigt; 
Cod. 7. 31. Die Dauer des Beſitzes betrug für Grundjtüde 10 Nabre, und 
„inter absentes“, d.h. wenn der Gegner in einer anderen Provinz den Wohnſitz 
hatte, 20 Jahre; für bewegliche Sadyen 3 Sabre. 

5) Die einzelnen Erforderniffe waren: possessio, der juriſtiſche Beſitz 
und tempus, Die ununterbrochene Dauer des Beſitzes während der erwähnten 
Friften; iustus titulus, d.h. ein Rechtsgeſchäft, das gültig abgeſchloſſen und ge- 
eignet ijt, Eigentum zu übertragen, alfo 3.2. eine auf Kauf oder Vermächtnis 
gejtüßte traditio; bona fides, die Überzeugung von der Rechtmäßigkeit der er— 
langten Sachberrichaft, die pofitiv zu belegende Annahme, man begebe durch 
Ausübung der Alleinberrichaft fein Unrecht; res habilis, eine erfißungfäbige 
Sadıe, erjißungunfähig waren die res furtivae und res vi possessae, Sachen 
des Staates uftw. — Über die Muslegung im einzelnen vergl. Windfcheid S$ 176 f.; 
Dernburg, Band. 1 $ 320 und die daſelbſt angeführten zahlreichen Schriften. 

6) Die praescriptio longissimi temporis von 30 Jahren. Sie erheifcht 
guten Glauben, nicht aber einen Ermwerbtitel. Windfcheid 183; Dernburg $ 222 
Nr.3. Daneben trat außerdem die unvordenfliche Verjä rung; über dieſe BD. 1 

59 A 8. 
s 3) So in3befondere auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes. 
900; oben * 
EG 185, 169. 


een 


$ 82. Erjigung an der Fahrnis. 539 


Das Geſetz nimmt dabei zwar den Fall zum Ausgang, wo ein redlicher 
Erwerber auf Grund einer wirkffamen Einigung über den Eigentumübergang 
die Fahrnis vom befigenden Veräußerer zu Eigenbefig erlangt hat; es erhebt 
diefe Tatbejtandmerkmale aber nicht zu Vorausfegungen der Erfitung. Für 
den Eigentumerwerb genügt vielmehr die Feititellung zehnjährigen Eigen- 
bejiges. 

a) Erjigen fann nur der Eigenbefiger.'” Denn der Grundgedanke der 
Erjigung ift: durch den Zeitablauf jol das Vertrauen, das jeder auf die zu 
eigener Derrichaft ausgeübte Beſitzmacht ſetzen darf, durch Beilegung des 
vollen Rechtes beftätigt werden. Daher wird ein rechtlich anerkannter Wille 
zum Eigenbefigen erfordert; ein Gejhäftunfähiger kann felbjtändig den Er: 
ſitzungtatbeſtand nicht herjtellen. 

b) Der Eigenbefig muß ununterbroden zehn Jahre '? angedauert 
haben. Beides, Eigenbefig und Zeitdauer, muß beweijen, wer fih auf die 
Erfigung beruft. Zur Erleichterung dieſes Beweijes dient die gejegliche 
Vermutung,'?® daß der für den Anfang und das Ende diejes Zeitraumes 
erwiejene Eigenbefig auch in der Zwijchenzeit angedauert habe. Dem Eigen: 
tümer jteht aber der Gegenbeweis offen, daß durch ein bejtimmtes Greignis 
der Eigenbefig verloren gegangen und damit die Erfigung unterbrochen ſei.“ 
Indeſſen zählt als joldher Verluft nicht eine durch die Eigenmacht eines Dritten 
verübte Befigentziehung, die binnen Jahresfrift wieder behoben oder durch 
Klage verfolgt wird.’ 

Beginn, Hemmung und Unterbrehung der Erfigung werden nad den 
für die Verjährung geltenden Regeln beurteilt.* Die Unterbrechung hebt 
die Wirkung der bereits abgelaufenen Zeit auf; es fann jest nur eine neue 
Erfigung beginnen." Dem Eigenbefiger wird die Zeit zugerechnet, während 





10) 89371. Über den Eigenbeſitz oben 8 30. 

11) Oben 834 Nr.4. Der in der Gejchaftfähigfeit Beſchränkte kann jelb- 
ſtändig, für den Geichäftunfähigen nur der gejegliche Vertreter den Eigenbeſitz 
begründen. Sat 3.2. ein wegen Geiftesfrantheit Entmündigter heimlich eine 
goldene Kette weggenommen und beritedt, fo iſt auch nach 10 Jahren eine Er- 
fung nicht vollendet, da e3 an einer ſchutzwürdigen rechtlich anerfannten Eigen= 
zn durchaus fehlt; die Kette iit im Nechtjinne „verloren“ geweſen und ge— 
blieben. 

12) 89371; dies ift die Friſt des preußifchen ALR J. 9. 620. Site gilt 
als ausreichend, um den forgfamen Gigentümer vor unbilligem Verluſt zu ſchützen. 

13) 8938. ERO 8292. 

14) 8 9401. 

15) 8940 II. Diefe Unterausnahme war notivendig, teil nach $ 856 
jede unfreiwillige Entziehung den Befißverluft bewirkt; was diefe Norm durch 
zu weite Ausdehnung verfiebt, muß bier verbefiert werden. — Das gemeine Recht 
war einheitlicher, e3 ließ bei eigenmächtiger Entziehung den Beſitz zunächit fort» 
dauern. ®Bergl. oben $ 40. 

16) 88939, 941 ©.2. Dazu Bd.1 893. 

17) 8942. Wird die Unterbredung durch Erhebung einer Klage berbei- 
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der jein Rechtsporgänger ** im Erfigungbefige war. Für den Erben gilt 
dies nicht bloß dem Erblafjer, jondern auch dem unberedhtigten Erbidaft: 
befiger gegenüber, obgleich diejer keineswegs als NRechtsvorgänger des wahren 
Erben anzuſehen ijt.'® 

e) Andere pofitive Erfordernifje werden für die Erfigung nicht auf: 
geftellt. Imsbejondere wird weder der Nachweis des guten Glaubens, noch 
des auf die Eigentumübertragung gerichteten dinglichen Vertrages oder eines 
ſonſtigen Ermwerbgrundes gefordert. Dem die Herausgabe begehrenden 
Eigentümer wird aber der Beweis vorbehalten, daß der Eigenbefiger beim 
Befigerwerb nicht im guten Glauben gemwejen fei, oder daß er jpäter, aber 
während der Erfigungzeit, pofitiv diefen Rechtsmangel erfahren habe. 
Die Wirkung dieſer Feftftellung ift, daß die Erfigung ausgeſchloſſen it.’ 

3. Mit der Vollendung der Erfigung geht das Eigentum am der 
Fahrnis auf den Eigentümer über; der Makel der Verkehruntauglichkeit ift 
bejeitigt. Damit erlöjchen zugleich die bisher an der Sache begründeten, 
begrenzten dinglichen Nechte Dritter. Dieſen Nechten gegenüber muß fi 
aber eine jelbjtändige Erfitung des von Belaftungen freien Eigentums 
vollziehen. Der Erfigende muß beim Erwerb und während der Erfigungzeit 
in gutem Glauben gewejen und die Erfigungfrift dem einzelnen Rechte gegen: 
über verſtrichen fein.” Daraus ergibt ſich zugleich die doppelte Möglichkeit: 





geführt, jo wirkt fie nur zugunften des Klägers; $ 941 ©. 1. — Der mittelbare 
Eigenbejiß wird auch unterbrochen durch Klagerhebung gegen den Beſitzmittler. 
18) 8943; fog. accessio possessionis. P. Güttner, acc. poss. Dif. 
N 1900; 9. Voß, die acc. poss. bei der Erjißung, Diſſ. Roſt. 1903. 

19) 8944 und $$ 2018, 2030. Der gute Glauben des Erbſchaftbeſitzers 
braucht jich inhaltlich nur darauf zu erjtreden, daß die in Bejiß gehaltenen Sachen 
zum Nachlaffe gehören. Durch die Anrechnung der Zeit feines Beſitzes wird der 
wahre Erbe fraft Geſetzesnorm begünitigt. 

20) Von einem Titel im Sinne des gemeinen Rechts, mie titulus pro 
emptore, pro donato, pro dote uſw., ijt fchon deshalb feine Rede, weil der 
Eigentumerwerb bon dem Grundgejchäfte nicht mehr abhängig iſt. — Über die 
Begriffe der bona fides und des iustus titulus ſowie über ihr Verhältnis zu— 
einander bejtand bisher großer Streit. Die Literatur: bei Windjcheid $ 176: 
Fitting, Eid. 4.52 Nr. 1, 9, 16; Eccius 3 $ 177; ©. Stahmer, guter Glaube bei 
der Erjikung, Diſſ. Roſt. 1903. 

21) $ 937 I. Für den von Anfang an vorhandenen böfen Glauben gilt 
893211. Das Kennen wird im 8937 II aber auf den Mangel im Eigentum: 
eriverb bezogen, nicht wie in $ 932 II auf das Eigentumredht des Veräußerers. — 
Für die mala fides superveniens dagegen genügt grobfahrläffiges Nichtfennen 
nicht, weil feine Verpflichtung bejteht, während der ganzen Erſitzungzeit die Eigen— 
tumfrage im Auge zu behalten. — Der Glaube, die Sache ſei Fideilommißgut, 
alfo die irrtüümliche Annahme eines Erjikunghindernifjes, ift nicht als ein die Er- 
figung ausjchließender böfer Glaube anzufehen. Vergl. RG 47,244, 
nA ar Der Eigentümer dringt dann alfo mit dem Herausgabeanſpruch durch. 

azu 

23) $ 945; die für die Eigentumerjißung oben dargeitellten Normen gelten 
auch für diefe Erfitung der Freiheit von Belaftungen. Es handelt fih um das 
Erlöſchen von Pfandrechten und Niekbraud. 
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a) daß dieje Erfigung ſich ausjchlieplich auf die Freiheit von bejtehenden 
Belaftungen bezieht,”* da das Eigentum ſchon vorher erworben war, und 
b) daß die Fahrnis unter Fortbeitand ihrer Belaftungen zum Eigentum er: 
jeffen wird.* 

Da das Eigentumrecht die ganze Sache einheitlich umfaßt, jo ergreift 
die Erfigung zugleich alle Beitandteile ?° und das Zubehör, jofern diejes von 
dem Eigenbefig mitergriffen worden iſt. Der Erbichaftbefiger darf ſich 
gegenüber dem Erbſchaftanſpruch auf die Erfigung nicht berufen?" 

4. Das Redtsinftitut einer außerordentlihen Erfigung ** an beweg: 
lichen Saden ift dem BGB nicht befannt. Wenn mithin der Eigenbefiger 
des guten Glaubens ermangelt, jo erwirbt er ſelbſt dann nicht das Eigentum, 
wenn der Eigentumanfprud gegen ihn verjährt ift und jomit die Heraus: 
gabe der Sahe vom Eigentümer Hagend nicht mehr durchgejegt werden 
fann.?° 


883. Verbindung Vermiſchung. 

1. Das Eigentumrecht fest ein ſelbſtändiges Sachobjekt voraus, 
das fähig ift, den Gegenftand einer getrennten Sonderherrichaft zu bilden. 
Für den Beſtand und die Fortdauer des Eigentumrechtes gilt außerdem 
als Erfordernis, daß die Fahrnis in ihrer Wejensgleichheit fortbejteht; 
Veränderungen der Subjtanz und ſelbſt der Form ftehen dem Fortbeftande 
des bisherigen Eigentumrechtes jedoch nicht entgegen, wenn nad) den Verkehr: 
— — die Identität des Sachſubſtrates erhalten worden iſt.“ Dieſe 


24) Die jog. usucapio libertatis. D. 8. 2. 6. Es genügt nicht der bloße 
Nichtgebrauch des dinglichen begrenzten Rechtes; es muß auch ein ihm wider— 
ſprechender Zujtand auf der belajteten Sache bergeitellt fein. Für Grundjtüde 
beral. 8 1028; oben 866, 1, b. Bei beweglichen Sachen mwird regelmäßig Die 
ungehinderte Ausübung Des Eigenbefiges ausreichen. 

25) Man erjibt die Sache in dem Rechtzuftande, in dem man fie in Eigene 
bejig bat. Daher bildet die Möglichkeit des Kortbejtandes der vom Vormann 
beitellten Rechte feinen Einwand dagegen, dab die Erfikung einen originären 
Erwerbgrund darstelle. Vergl. Czyhlarz, Glüd PBandettenfomm. (Buch 41) 1,24, 

26) Das Eigentumrecht bleibt auch beiteben, wenn fie nachmals getrennt 
werden. Vergl. $ 953. — Anders zum Teil das gemeine Redt: D. 41. 1. 7. 11; 
D. 6. 1. 23. 7 und 49, 1. Dernburg, Band. 1 8221 U 22. 

27) 8 2026. 

28) Cod. 7. 39. 8; preuß. ALR I. 9. 625; ſächſ. GB 8 260. 

29) Der Eigentümer bat nach Ablauf der 30 jährigen Verjährungfrift bloß 
nod ein dominium sine re, das Bedeutung nur erlangen fann, wenn die Sadıe 
wieder in jeinen Beſitz kommt. Das Zwitterverhältnis gelangt erit dadurch zur 
Löſung, daß ein redlicher Dritter als Sondernachfolger die Fahrnis erwirbt. Dann 
tritt —— fofort in Wirkung und 8935 ſchadet nicht, weil ja der Makel der 
Zerfehruntauglichleit durch die Erſitzungzeit als gefühnt anzuſehen ift. 


1) Daß die Erhaltung der Form für den Fortbeitand des Cigentumes 
entfcheide, betont Bechmann, Cib. U. 47 Nr.2; ferner O. Fifcher, die Probleme 
der Identität und der Neuheit 1892. Das trifft zu für alles Organifche. Bei 
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Beitimmung gilt wie für das Eigentum, jo aud) für die Fortdauer begrenzter 
Rechte Dritter; für den Nießbrauch gilt aber die Vorausjegung, daß die 
Sache auch in der veränderten Gejtalt den beftimmungmäßigen Gebraud 
noch zuläßt.” 

Für das BGB ergeben ſich hieraus zwei Folgerungen. 

a) Das Eigentumrecht bleibt jo lange erhalten, als die Fahrnis als 
felbjtändiges Nechtsobjett fortbefteht und individuell von anderen Saden 
unterfcheidbar ift.* Aber jelbjt dann, wenn fie durch Verbindung ® zum 
wejentlihen Bejtandteil einer anderen, beweglichen oder unbewegliden, Sache 
gemacht und dadurd) in das Eigentum eines Anderen übergegangen tft," ver: 
bleibt dem bisherigen Eigentümer das Wegnohmereht:? er fann ihre Ab: 


ihm wechjelt die Materie unausgeſetzt, jo dat nach) Ablauf einer bejtimmten Zeit 
fämtliche Stoffteile durch neue erſetzt worden find; troßdem erhält jich in dieſem 
Wechſel die Form der Erfcheinung, das Pferd gilt im Verfehrjinne und für die 
Nechtsbehandlung als identifch mit dem Fohlen, aus dem es erwachſen iſt, und 
folange dieſe Form bejteht, dauert die Identität fort. Dagegen iſt bei dem 
Unorganifchen die Form unweſentlich; das Eigentum haftet hier an dem Stoff, 
in welche Gejtalt er auch fih umwandeln mag. Daher jeßt jich das Recht an dem 
geichlachteten Tier fort an den bearbeiteten Fleifchitüden, das am Baum an dem 
Bau: und Brennholz, das am Korn an dem Mehl. Vergl. O. Liebmann, Analvjis 
der Wirklichkeit 3. Aufl. 1900; Sokolowski, Sachbegriff u. Körper in der klaſſ. 
Nurisprudenz nach der modernen Gejeßgebung 1902; D. 46. 3.98.38. 

2) Wenn daher der Eigentümer feine Sache derart verändert, daß fie 
ihrem Wefen nach eine andere, neue ift, 3.8. aus Brettern einen Schrank an: 
fertigt, jo erlöfchen die dinglichen Nechte Dritter, weil ihr Gegenjtand unter: 
gegangen iſt. Das gilt aber nicht, wenn 3.2. eine Hypothek in eine Grundjchuld 
berivandelt wird; das an jener 3.8. beitellte Pfandrecht bleibt irog der Um— 
wandlung erhalten. — Dies Problem wurde im gemeinen Rechte auch unter der 
Frageftellung behandelt, wieweit eine Spezififation an eigener Sache die ding- 
lichen Rechte Dritter vernichte. Vergl. Fitting, Eiv. A. 48, 184, 329; Sulzer, 
Spezifitation (1884) 37; Eauhlarz in Glücks Pandektenfommentar (Buch 41) 
1,266 und in der Feitfchrift für Unger 1898 (Eigentumerwerb durch Alzejfion). 

3) D. 7. 4. 10. 5—7; Czyhlarz 277. 

4) Daber fann eine Mafchine, wenn jie auch durch Klammern und Zement 
uf. befeitigt it, dennoch als Einzelſache vindiziert werden, fofern jie bloß Zu— 
bebör und nicht Beſtandteil geworden iſt. RG 26, 347 und in Seuff. U. 48, 170. 
Über diefen wichtigen Unterfchied oben $6 A 10. 

5) Gleichviel ob der bisherige Eigentümer, oder der jeßige Eigentümer 
oder ein Dritter diefe bewirkt hat; $ 951112. Vergl. au AT. — Von Ver: 
bindung ijt im Rechtiinne nur da au handeln, wo es noch eine Bedeutung bat, die 
einzelnen Bejtandteile als an ſich beachtliche jelbjtändige Rechtsgegenſtände zu 
unterjcheiden (gegen die Atomentheorie; oben $6 A3). Dies trifft außerdem 
nur zu auf das Zufammenfügen unorganifcher Stoffe. Denn bei dem Organis= 
mus gebt jeder Teil derart im Ganzen auf, dab ihm jede Sonderertitenz fehlt und 
er als felbitändiges Nechtsgut nicht mehr gedacht werden fann. Darum wird 
der Tatbeitand der Verbindung im Sinne de3 $ 947 nicht Dadurch bergejtellt, daß 
die Ziege des A. den Salat des B. auffrikt. 

6) Nach den 88 946, 947; dazu unten Nr. 2. 

7) $951 112, der die Anwendung bon 8997 beranzieht. Das Weg- 
nabhmerecht wendet jich als dinglicher Anfpruch gegen den Befißer der Hauptjache ; 
es ijt gleichgültig, ob diefer felbjt oder ein Dritter die Verbindung vorgenommen bat. 
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trennung und Serausgabe und damit die Wiederherjtellung des unter: 
gegangenen Eigentumrechtes begehren. Dies Recht entfällt erjt dann, wenn 
die Abtrennung für ihn feinen Nuten mehr hat oder wenn der Erwerber ihm 
den Wert erjegt, den die abgetrennte Sache haben würde. 

b) Pfandrecht und Nießbrauch an beweglichen Saden erlöjchen, wenn 
das Eigentumrecht infolge der Vernichtung der Selbjtändigkeit und Identität 
der Sache untergeht.* Soweit dagegen im Falle der Verbindung und Ver: 
miihung das Eigentum, wenngleich in anderer rechtliher Geſtaltung, fort: 
beiteht, jegen fich jene begrenzten Rechte trog der Veränderung der Rechts— 
verhältnifje an den bisherigen Haftunggegenftänden fort.? 

2. Aus rechtlihen Gründen tritt der Untergang des Eigentums an einer 
bewegliden Sache ein, joweit der vom BGB unverbrühlid fejtgehaltene 
Grundjag der Einheit des Rechtes an dem geſchloſſenen Sadindividuum 
durchgreift. Iſt jene Sache zum wejentlihen Bejtandteil !° einer anderen 
gemacht und mit ihrem Untergange als Sonderobjeft der Abtrennung: und 
Herausgabeanipruch erlojchen, jo kann an ihr ein Sondereigentum nicht mehr 
beitehen. Das Eigentum an dem Beitandteile fällt vielmehr dem Eigen: 
timer der Dauptjache zu.” a) Als jolde gilt ohne Ausnahme das Grund— 
ftüd: 2 was mit ihm duch Einbauen, Einpflanzen uſw. in jener Weife ver: 
bunden ift, gehört dem Grundeigentümer.“ b) Sind dagegen bewegliche 


5) 8949 ©. 1 bejtimmt dies für die Fälle der Verbindung und Vermifchung 
nad $$ 946— 948, und 8950 II für den Fall der Verarbeitung. 

9) 8949 ©.2, 3: an dem nach $$ 9471, 9481 entjtehenden Anteil am 
Miteigentum, oder nach $8 946, 947 IL an dem Alleineigentum, fo daß fich hierbei 
das Objekt der begrenzten Rechte erweitert. Für die Verarbeitung gilt eine der— 
artige Fortſetzung nicht; die begrenzten Rechte geben hierbei allzumal unter. 

10) 93; dazu oben $ 6 Nr.1. Für das Zubehör gilt dies nicht als 
jiwingende Norm; ebenda Nr. 3. 

11) Über die Rechtsnatur diefed Eigentumerwerbes, der fogar z. B. an einer 
geitohlenen eingebauten Türe eintritt, unten Nr. 4. 

12) 8946. Der Grundfaß: superficies solo cedit wird abfolut durch- 
geführt. Biermann, her. 3. 34, Nr.4; BP. Marcus, rechtl. Schickſal einer ein— 
gebauten fremden Sache ufiv., Diſſ. Roſt. 1902; G. Obertinter, Rechtslage der 
emem Geb. eingef. Mob., Diff. Roit. 1902; Tobias, Eigentumerwerb durch Ver— 
bindung, Civ. A. 94, 371. 

13) Das Eigentum an der eingebauten Sache gebt fchlechthin auch dann 
unter, wenn ein Wegnabhmerecht und damit der Anſpruch auf Wiedererlangung 
des Eigentums beiteht; vergl. U 7. — Dies im Gegenfaß zum römifchen Recht, 
das einen Anspruch auf Zostrennung al3 untvirtfchaftlich veriwarf, dafür aber das 
Eigentum an den eingebraditen Materialien fortbeitehen ließ, jo daß, wie viele 
annehmen, ein rubendes Eigentum vorlag. Der verlegte Eigentümer fonnte, 
fatt den Abbruch uf. des Haufes abzuwarten, mit der actio de tigno juncto 
(D. 47. 3) Den doppelten Wert des eingefünten Materiald als endgültige Ab: 
findung beanfpruden. Windfheid 1 8155 A 13f.; Schumader über tignum 
und tignum iunctum, Difiert. Bonn 1582; Czyhlarz in Grünhut 21, 85; Bernice, 
Labeo (2. Aufl.) 2,317 A 4 (das Eigentum gebt unter, entiteht aber nad der 
Trennung wieder). Vergl. D. 41. 1. 7. 10; Gaius, Inst. IV. 78, 
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Sachen miteinander zu einer einheitlichen Sache als Beftandteile verbunden, 
fo muß zuvörderft für jeden Einzelfall feitgetellt werden, weſſen Sache die 
Hauptjache ijt: fie hat dann die anderen dinglich in ich aufgenommen. Führt 
das freie richterliche Ermeffen hierbei zu einem ficheren Ergebnis nicht, jo fteht 
die verbundene Sache im Miteigentum * der bisherigen Eigentümer und 
zwar nach dem Werte, den jede Einzeljache bei ihrer Verbindung bejaf. 

Die Wirkung der Verbindung und Vermiſchung erſtreckt fich auch auf 
die Schuldverpflichtungen, infofern als die Leiftung der beftimmten Einzel: 
ſache unmöglich wird, wenn fie zum untrennbaren Beitandteile einer anderen 
nicht geſchuldeten Sache gemacht worden iſt.“ Für den Fall, daß es ſich um 
eine vermachte Sache handelt und die Verbindung oder Vermifchung weder 
durch den Erblafjer jelbjt, noch mit feinem Willen durch einen Dritten erfolgt 
ift, läßt das Gejet aber den Wegnahmeanfpruch oder das vom Erblafier 
erworbene Miteigentum im Zweifel an die Stelle der vermachten Fahrnis 
felbft treten.“ 


3. Aus tatfählihen Gründen tritt eine Anderung der Eigentumverbhälts 
nifje ein, wenn beweglihe Sachen derart miteinander zu einer abgegrenzten 
en vermijcht oder vermengt find, daß eine Scheidung nad) den 


828; ee und zufammengejette Sachen (1871) 32; Fitting 
D 
15) Welche Sache nach $ 947 II die Hauptfache fei, iſt aus wirtſchaftlichen 
Gefichtspunften zu entjcheiden. Keineswegs gelten hierfür zwingend die für die 
Zubeböreigenichaft (um die e3 fich nicht handelt) in $$ 97, 98 gegebenen An- 
mweifungen. Der Wert allein entjcheidet darüber nicht, 84 hätte das BGB dies 
bier, wie an anderen Stellen, vorgeſchrieben. — Das römiſche Recht gab hierfür 
die Anleitung, daß 3.8. beim Schiff der fiel, beim Gemälde die Malerei, bet 
gefärbten Gemändern die Wolle die Hauptfache fei. D. 6. 1. 61; D. 41. 1.9.2 
und 26.1. Diefe Entfcheidungen binden uns natürlih nid. Nach) Windicheid 
8 189 U 6 ift darauf zu fehen, weldde Sadıe dem Ganzen Namen und Wejen gibt, 
oder welche um der anderen willen da ift; nach Dernburg $ 209 gilt als Haupt— 
fache, was die phyſiſche Grundlage der Gefamtfache bildet. — Weſentlich bleibt, 
dab nad) den Verkehranſchauungen die jelbjtändige Erijtenz der einen Sache in 
den Ziveden der anderen aufgegangen ift. Das Weſen der neuen Sache wird 
durch diejenige Fahrnis beftimmt, die fich bei der Verbindung in ihrer 
Eigenartbehbauptet (Sohm, Anftitutionen $& 64) ; dem Eigentümer diefer 
das Übergewicht innehaltenden Fahrnis Steht dad Alleineigentum an der 
durch die Verbindung entitandenen neuen Fahrnis zu. 
= 9471; und zwar nad Bruchteilen; —— dazu oben 870 Nr. 1 
7) Über die Unmöglichkeit und ihre Rechts olgen, insbeſondere die Frage, 
ob ein EP ren eintritt: Bd. 1 $ 124. Krahmer, gegenf. Verir. $ 5. 
18) de e3 handelt ſich um einen Fall der dinglicden Surrogation (oben 
16 A 54f.). — Hat der Erblafier dagegen felbit oder mit feinem Willen ein 
Dritter die Verbindung oder Vermifchung vorgenommen, jo iſt darin der Wille 
De Aufhebung des Vermächtniffes zu erfennen; dies ift mithin fchlechthin er— 
ofchen. 
19) Dies wird meist nicht genügend gewürdigt. Eigentum fann nur an 
einer individuell beftimmten Sache beitehen. Feſte Vorausfegung für die Ans 
wendung der oben gegebenen Regeln bildet daher, dat ſich genau nachweiſen Täkt, 
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Dbjekten jedes Einzeleigentums tatfächlih unausführbar ?° oder wirtichaftlich 
durch die unverhältnismäßigen Koften ausgejchloffen iſt.“ Crjcheint hierbei 
das eine Quantum als die Dauptjache, jo wird deſſen Eigentümer zum Allein: 
eigentümer.?: Sonjt tritt Miteigentum ein. 

Diejelben Normen gelten auch in dem Falle, wo fremdes Geld ?°® un: 
unterjcheidbar mit unferem vermifcht worden if. Sobald die individuelle 
Erfennbarfeit der Stüde aufhört, findet an der abgegrenzten Menge Mit: 
eigentum jtatt; läßt dieſe fich nicht begrenzen, jo geht das Eigentum unter 
und nur der obligatoriiche Schadenerjag: oder Bereicherunganſpruch bleibt. 

4. Der Erwerb und die Veränderung der Eigentumrechte treten in 
allen vorgenannten Fällen auf Grund des objektiven Tatbejtandes ein. Es 
entjcheidet der äußere Erfolg und die Tatfache, ob die Fahrnis ald Sad: 
individuum noch fortbeiteht oder nicht. Das BGB legt kein Gewicht darauf, 
ob die Verbindung und Vermiſchung durch Zufall ** oder durch die Handlung 
eines Beteiligten vollzogen wurde. Ebenjowenig fommt es auf den Willen ?* 





wohin die vermtichten Sachen gelangt find und in welcher abgegrenzten Geſamt— 
menge fie jich befinden. Iſt dies nicht möglich, mweil 4. B. infolge der Verwirrung 
in den Zerfrachtungliften jeder Nachweis, in welches der vielen gleichzeitig mit 
Roggen beladenen Schiſſe die dem A. gehörenden 100 Zentner Roggen gelangt 
find, verjagt: dann ijt Mies unanivendbar; dem 4. jteht weder ein Miteigentum 
noch ein dinglicher Anſpruch, fondern nur ein obligatoriicher Schadenerjaß- 
anfpruch zu. Wenn dagegen der Noggen in gezeichneten Säden verladen war 
und dieſe in einem Schiffe aufgefunden werden, dann iſt WU. Alleineigentiimer 
diefer individuell beitimmbaren Sachen geblieben; er fann die Herausgabe nad) 
985 begehren. Zwiſchen beiden Fällen liegen die oben behandelten Tatbeitände: 
ie bermijchten Sachen können nicht mehr als individuell bejtimmte verfolgt 
werden, mohl aber jet fich das Eigentum an ihnen fort an der begrenzten Ge— 
famtmenge, in der fie jich nachweislich befinden. 
— 20) 89481. „Untrennbar“ find z. B. zwei miteinander vermiſchte Sorten 
ein. 

21) 894811. Dies 3. B. wenn zwei Sorten Kaffee oder Reis vermiſcht 
find. Die Koſten der Scheidung würden in feinem Verhältnis zu dem Werte der 
Sachen und zu dem zu erreichenden Erfolge fteben. Die Trennung tft bier wirt— 
ſchaftlich unmöglic. 

22) 8948 zieht den 8947 heran. Beifpiele: Anthrazitlohlen des M. 
werden mit 25 Prozent Kols des B. vermengt; oder Mehl des A. wird mit 
Kleie des B. vermifcht, oder ein Faß alten Rheinweins des A. wird mit jungem 
Weine des B. aufgefüllt: A. wird in allen fällen Alleineigentiimer. 

23) Das Geſetz gibt für diefen Fall feine befondere Norm; es gilt $ 948. 
Rah römiſchem Recht ging das Eigentum an den vermijchten Gelditüden unter. 
RG 24, 315; D.46.3.78. Comte, Erwerb des Eigentums an Gelditüden, 
Differt. Berlin 1887; Niemeyer in Goldjchmidt Zeitfchr. 42 Nr.2; 9. Nod, Er: 
leihterung für Eigentumerwerb an Geld, Diff. Roſt. 1901; V. Bartmann, geht 
Eigent. an Geld ſchon durch Ausgeben oder erit durch QVermifchung verloren, 
Difi. Erl. 1899. — Eine befondere Regel jtellt 8 963 für Bienenſchwärme auf. 

24) Beijpiel: zwei Eiſenbahnwagen find entaleiit, die darauf berladenen 
Kartoffeln find vermengt. 

25) Daber madıt ein Dritter, indem er aus Verwechſelung den Mijt auf 
den Ader des Nachbars ausitreut oder heimlich Roſen in den Vorgarten einpflangt, 
der zum Saufe einer von ihm verehrten Dame gebört, den betreffenden Grund» 
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oder den guten Glauben ?* des Erwerbers an. Es handelt fi überhaupt 
nicht um einen rechtsgeſchäftlichen Ermwerb.?? 

5. Ein bejonderer, hiermit in äußeren Zufammenhang gejtellter Grundjat 
ift der, daß das Eigentum an dem über eine Forderung ausgeftellten Schuld: 
ſchein nah Art eines Bejtandteiles dem Gläubigerreht folgt.” Dies 
gründet fich darauf, daß der Schuldfchein Feine eigene rechtliche Exiſtenzbeſtim— 
mung hat, aus ihm allein kann keinerlei Anfpruch hergeleitet werden. Nur 
wer fih als Gläubiger ausweijt, vermag das Forderungrecht geltend zu 
madhen; in dem Zwede, diefen Nachweis zu fichern, geht der Schuldjchein 
auf. Und dieje dingliche Unterordnung auf Grund der Zwedverbindung 
wird rechtlich ebenjo zwingend gefordert wie die auf Grund einer körperlichen 
Verbindung volljogene. Darum folgt das Eigentum an dem Schuldjcheine 
dem Forderungrecdhte nach; es geht kraft Rechtsvorjchrift mit der Abtretung 
des Anjpruchs auf deſſen Erwerber über.?’ 

Diefer Grundjag findet auf alle Urkunden Anmendung, die zum Be: 
weiſe des für fich jelbftändig beſtehenden Forderungrechts dienen. Mithin 
auch auf die Urkunden mit alternativer Jnhaberklaufel, wie insbejondere die 
Sparkaſſenbücher,“ weil bei ihnen die Berechtigung zur Ausübung des 


jtücfeigentümer auch zum Eigentümer der Beitandteile. Zujtimmend RG in art 
31 8.219. Dies bedeutet eine eigenartige Ausnahme von dem Grundjaße, dab 
Rechte nicht wider Willen aufgedrungen werden können. Im letteren Falle käme 
theoretifch $ 516 11 in Betradht. 

26) Anders das preuß. ALR I. 9. 299 f., das bei unredlicher Verbindung 
und Vermifchung („betrüglicher Weife”) gebietet, da38 Ganze dem Anderen zu 
überlajien. Wie das BGB verfuhr das römische Recht; Pernice 317. 

27) Daher fommt auf die Verfehrfähigfeit des Eriverber3 nichts an. Die 
Anficht, daß es fich beim Vermiſchen nicht um ein rechtögejchäftliches Handeln, 
fondern um eine nadte juriftifche Tatſache handelt, an die die Nechtsordnnung 
bejtimmte Rechtsfolgen anfnüpft, ohne Nüdjicht darauf, ob der Tatbejtand durd) 
menjchliches Handeln verwirklicht worden iſt oder nicht, darf jetzt als die herrſchende 
bezeichnet werden. Vergl. Dittenberger, R.idhuß des Stindes 106; Eltbacher, 
HSandlungsfähigfeit 1, 221 Aß, dort auch die nähere Begründung gegen die 
Anficht, daß eine Handlung borläge. 

28) 89521. Auch Niebraud und Pfandrecht an der Forderung erjtreden 
jich auf den Schuldfchein. Vergl. Windfcheid 2 8336 A1; NG 21,364. 

29) Die lediglich durch die Berufung auf Brot. 3, 645 geſtützte Behauptung 
des RG 51, 85, dat $ 952 mur dispofitives Necht enthalte, widerjpricht durchaus 
der Bedeutung dieſer Norm und ihrem fundbaren Zufammenhange mit 8 946. 
Nicht das Yubehör, fondern der Bejtandteil gibt das Vorbild. Vergl. au RG in 
Gruchot 45, 1166, wo der Schuldfchein als untrennbares Annerum der Forderung 
bezeichnet wird, 

,‚ 30) Bergl. $402. Umpgefehrt ijt bei Erlöfchen der Schuld der Schuld: 
fchein zurüdzugeben, $ 371. Ein Rect, den Schuldfchein 3.8. als wertvolles 
Autogramm zurüdzubehalten, beſteht nicht; diefer Zweck für fich rechtfertigt es 
feinesivegs, das rechtliche Schidfal von Schuld und Beweisurkunde zu trennen. 
Sit die Schuld erlofchen, dann mögen die Parteien nach Belieben über die jet 
„getrennte“ Urkunde, die nunmehr feinen Schuldichein mehr darftellt, verfügen. 

31) Dazu ®d.1 $196 A 10; RC in Sächſ. U. 10, 182; OL® 4,337. 
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Forderungrechtes jchlehthin über das dinglihe Recht an der Urkunde ent: 
iheiden muß. ALS befondere Anmwendungfälle hebt das Geſetz noch Die 
Önpothefen:, Grundſchuld- und Nentenjchuldbriefe hervor.” Den vollen 
Gegenjag bilden die echien Wertpapiere, wie imsbejondere die Schuld: 
verihreibungen auf den Inhaber, bei denen das Forderungrecht dem Eigen: 
tume an der Urkunde folgt, mithin der verbriefte Anſpruch auf Grund der 
nach jachenrechtlichen Grundjägen erworbenen Schuldverjchreibung übergeht 
und nur von dem Befiger der Urkunde geltend gemacht werden kann.“* 

6. Wer dur die Verbindung und Vermiſchung einen Rechtsverluſt 
erleidet, hat außer dem Wegnahmerecht einen Anfpruch wegen ungerecht: 
fertigter Bereicherung ** gegen den begünftigten Erwerber. Wird durch 
jene Vorgänge der Tatbejtand einer unerlaubten Handlung erfüllt, jo bleibt 
der Anjpruh auf Schadenerjag unberührt.” 


884. Verarbeitung. 


Ein neues Rechtsobjekt liegt vor, wenn durch Verarbeitung oder Um: 
bildung einem beftimmten Stoff eine Form gegeben wird, in der er als ein 
anderes, mit dem urfprünglichen nicht identiſches Verkehrgut erjcheint." Der 


Dasjelbe gilt für Lebensverficherungbolizen; RS 51,53. Wenn W., um den B. 
zu beſchenken, eine Summe bei der Sparkaſſe auf den Namen des B. einzablt, 
jo gebt in dem Wugenblide, wo B. das gorderungrecht auf jene Summe durd) 
Abtretung oder nach 8 328 erworben hat, das Eigentum an dem Sparkaſſenbuch 
auf ihn über. 

32) 895211. Daher fann 4.2. ein Hypothekenbrief nicht Gegenitand des 
andrechtes oder des Erwerbs nad) $ 932 fein; das Eigentum an ihm gebt fraft 
wingender Reditsnorm mit der Abtretung der Hypothe fenforderung über, Dies 
wird in R& 54, 111 bejtritten mit der Behauptung, es müſſe auch zugleich der 
Anſpruch auf Herausgabe des Hhpothetenbriefs nach 8931 abgetreten werden, 
Nach Are II, den das Urteil nicht erwähnt, gebt jedoch das Kigentum an dem 
Depot efenbriefe über, ohne dab es der Übergabe oder eines Erſatzmittels dieſer 
bedurfte. 

33) Bd.1 8196 A1,16. — Man muß daran feithalten, daß $ 952 das 
Eigentum dahin verlegt, wo die Hauptſache iſt. Auch bei dem Wechſel 
übertviegt Die Urkunde, wer dieſe hat und nur er allein kann den Wechjelanipruch 
geltend machen; darum beſtimmt fich der Erwerb des Wechſels nach den Grund: 
lägen der 88 929 f. und nicht nad) $ 952. 

34) $ 9511; 88.1 8198. — Es kann aber in diefen Fällen nur eine Ver- 
— in Geld, "nicht die MWiederberitellung des früberen Zuttandes verlangt 
werben. 

) 8951 11; ®d.1 8200. Durch die Art, wie 3.8. A. die Vermifchung 
— Geldes mit dem ſeinigen vorgenommen bat, fann der Tatbeſtand twider- 
rechtlicher Aneignung im Sinne des Strafrechtes verwirklicht fein. Vergl. auch 
unten $84 A 15. 


) $ 950. über die allgemeinen Grumdgedanfen oben 8 53 Nr. 1. 
4. Schul, Lehre v. d. Spezifilation, Diff. Greifsw. 1901; V. Storz, Beiträge 
zur Spezififationlehre, Diff. Tüb. 1902; Sohm, Jnjtitutionen $ 64. 
35* 
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objektive Erfolg erfordert eine Antwort darauf, wen das Eigentum gebührt, 
wenn jemand jenes Produkt aus fremdem“ Stoffe hergeitellt hat. 

1. Der Nahdrud liegt zunächft darauf, daß die neue Sache? durd 
produktive Arbeitleiftung hergeftellt ift.* Zufällige oder durch den natürlichen 
Verlauf eintretende Veränderungen genügen nit. Die jchaffende Kraft 
menschlicher Arbeit wird erfordert. Daß diefe der Ausdrud eines auf die 
Herftellung gerichteten Willens ift, verfteht ſich pſychologiſch von jelbit; auf 
einen rechtögejchäftlihen Willen wird damit aber in Feiner Weile Bezug 
genommen. Die Verarbeitung ift weder eine Willenserklärung, noch jest jie 
Geihäftfähigkeit voraus. Der Erwerb vollzieht fih auf Grund des ob: 
jeftiven Erfolges der menjchlichen förperlihen Arbeit, daß eine in diejer Art 
und Individualität bisher noch nicht vorhandene Sache hergeftellt iſt.“ 


2) Hat der Verfertiger es aus eigenem oder aus berrenlojem Stoffe 
(flüffige Luft; Steine aus Meeresjand) hergejtellt, jo gehört das Erzeugnis natur: 
gemäß ihm. 

3) Neu ift die Sache im doppelten Sinne: a) al3 neuentſtandenes Sad 
individuum; ob ein folches vorliegt, unterjteht dem freien Ermeſſen des Richters 
auf der Grundlage der Verfehranjchauungen; b) als ein noch nicht in Jemandes 
Eigentum jtehendes Objett. Daher handelt es ſich bier um einen all des 
originären Erwerbes. — Die juriftifche Sprachweiſe weicht hier von der 
naturmwifienfhaftliden ab. Aus Unorganiſchem fann nichts Neues ent 
ftehen, nur die Form ändert ſich. Hiernady mühte das Eigentum am Stoffe 
dauernd troß aller Formderänderung fortbejtehen (oben $83 W1). Allerdings 
findet eine derartig jtarfe Umtvandelung der Erſcheinungform jtatt, daß nach der 
Verfehranichhauung etwas ganz Anderes oder Neues entjtanden tft, für das ein 
Zufammenbhang mit den Grunditoffen nicht mehr bejteht. Diefe unwiſſenſchaftliche 
Auffaſſung wird jurijtifch aufgenommen und vom Geſetz bejtätigt. Was eine neue 
Sache fei, fann daher nur nach den im Nechtöverfehr heute verbreiteten Anſichten 
feitgejtellt werden; im allgemeinen wird als neu eine Sache angefeben, deren jebige 
Form fich wefentlich von der bisherigen Gejtalt ihrer Stoffe unterfcheidet. — Bei 
den organifchen Gebilden findet ein ſteter Wechſel jtatt; diefer berubt aber nicht 
auf Verarbeitung, fondern auf natürlichen Worgängen, und da bier die Er: 
fcheinungform diejelbe bleibt, gilt die Sache, obgleich fie im Laufe der Zeit voll— 
ftändiger ftofflicher Ummandelung unterlegen hat, nicht ald neu im Verfehr- und 
Rechtiinne. 

4) Weil hier ex materia nova species fit, ſprach man gemeinredhtlich von 
Spezififation. Windfcheid 1 $ 187; Dernburg, Band. 1 $ 204; Bechmann, Rechts⸗ 
grund der Spezififation, Eivd. A. 47, 25; Fitting, ebenda 48, 1, 149, 311; 
Tzyhlarz in Glücks Pandektentommentar (Buch 41) 1,249, 291; O. Fiſcher, 
Probleme der Identität und der Neuheit, 1892; Hoffmann in Grünhut Ztſchr. 
23,433; Sokolowski, Lehre dv. d. Spezifikation, Ztſchr. f. R.geih. 17, 252. — 
Als Beweis für die Neubeit des Produktes wurde im römischen Rechte angefeben, 
daß die Sache nicht in die alte Gejtalt zurüdgeführt werden fonnte. D. 41. 1. 
7.T und 12.1; 7. 2.1.25. Diefem Kennzeichen wird für unfer Recht mit gutem 
Grunde feine Bedeutung mehr beigelegt. 

5) Die oben 8 83 A 27 angegebenen Gründe gelten auch bier. Im 
Gegenjaß zur Vermifchung uſw. ftellt die Verarbeitung aber ftet3 eine juriftijche 
Handlung dar, denn der in 8950 geforderte Tatbeitand fann nur durch menſch— 
liches Handeln verivirflicht werden. Bd. 1 857; Eltzbacher, Handlungfähigfeit 
1,220; Manigt, Rechtsgefchäfte 184. 
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Als Verarbeitung gilt ſowohl die Herftellung neuer Stoffe,® als auch 
die Umarbeitung vorhandener Stoffe zu neuen Gebrauchgegenftänden,? endlich 
auch die bloße Bearbeitung der Oberfläche duch Schreiben, Zeichnen, Malen, 
Druden, Gravieren, Atzen uſw.“ 

2. Wenn ein derartiges, für das Eigentumrecht neues Produft vor: 
liegt, entjteht die Frage: ſoll fi das Eigentum am Stoffe ſchlechthin an der 
daraus hergejtellten Sache fortjegen oder joll das Übergewicht der erzeugenden 
Arbeit gebühren?° 

Das BGB jpricht grumdjäglich die neue Sache dem Verarbeiter zu.'° 
Der Stoffeigentümer darf ſich deſſen Alleinerwerb nur dann widerjegen, 
wenn er beweift, daß der durch die Verarbeitung geſchaffene Wert erheblich 
geringer ijt als der Wert des Stoffes." Damit wird ein der Billigkeit 
entiprechender, praftiicher Ausgleich eritrebt. Trifft jene Vorausfegung zu, 
jo entfteht Miteigentum nad) dem Verhältnifie des Wertes der Arbeit und des 
Stoffwertes.!? 


6) y dem A 3 dargejtellten Sinne. Aus Rüben wird Zuder, aus Stein- 
lohlenteer Baraffin produziert. 

) Aus Wolle werden Kleideritoffe, aus einem Marmorblod eine Statue, 
aus Gold Ringe hergeitellt. — Das Schlachten eines Tieres, Zerfleinern von 
Holz, Fällen von Bäumen uſw. gehört nicht hierher; hier entjteht feine neue Sache, 
das Eigentum ſetzt jich an den bearbeiteten Sachen einfach fort. Auch die Um— 
wandlung eines Grundjtüds, 3.8. durch Trodenlegen eines Sees, gehört nicht 
bierher; die Spezififation betrifft ausſchließlich bewegliche Sachen. 

8) So $95012. Von „neuen“ Sadyen fann hier nicht einmal im Verfehr- 
finne die Rede fein. 

9) Dies war ein alter Schuljtreit der römischen Juriſten. Die Sabinianer 
traten dafür ein: cuius materia, illius et res quae est facta; die Brofulianer 
meinten, Die nova species fomme dem au, qui fecerit. Juſtinian hat dann die 
Mittelmeinung fanktioniert, wonach entjcheidet, ob die Sache in die alte Geftalt 
zurüdführbar ift oder nicht. Czyhlarz 312; Karlowa, röm. Nechtögeich. 2, 427; 
Sokolowski 256, 278, 287 mit einer Tehrreichen Unterfuchung über den Zus 
fammenbang der römifchen Spezifilationlehre mit den Anſchauungen der Stoifer 
über Materie und Form. 

10) Gegen die übertriebene Begünftigung des Verarbeiterd und die darin 
liegende Geringfchäbung des Eigentumes am Stoffe: Sokolowski 304. Er felbjt 
fhlägt ©. 307 die Norm vor: dem Stoffeigentümer ift die Wahl zu laſſen, ob er 
die umgeitaltete Sache gegen Vergütung der Arbeit nehmen oder jie dem — 
fikanten überlaſſen will, der ihm dann den Stoffwert zu erſetzen hat. — In der 
Tat würden damit zahlreiche Schwierigkeiten wegfallen. Die Löſung aber, daß 
grundſätzlich dem Stoffeigentümer der Vorzug gebührt, erfcheint anfechtbar. 

11) 8950 11. Der Stoffiwert entjcheidet, nicht der Wert der neuerarbeiteten 
Sache. Fertigt A. aus einem durch feine antife Form höchſt wertvollen fremden 
filbernen Becher, den er einfchmilzt, eine funftvolle Nette an, jo fommt bier gegen 
ihn nur der Silberivert in Betracht. Für den obligatorifchen Erſatzanſpruch nad) 

951 kann aber auch der Becherwert in Anſatz kommen. Diejes nicht völlig be= 

iedigende Ergebnis könnte nur vermieden werden, wenn die Worte „Wert des 
Stoffes” im Sinne von „Wert der verarbeiteten bisherigen Sache“ gedeutet 
werden dürften. 

12) Hierfür ift 8947 anzumwenden, da offenjichtlich die Wirkung der Ver— 
arbeitung nur ala befondere Anwendung des bei jeder Vermifchung verfchiedener 
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3. Der Eigentumerwerb tritt hier originär als objektive Rechts— 
folge der jchaffenden Arbeit ein. Das BGB fieht von den rechtsgejchäftlichen 
Erfordernifjen ebenjo ab wie von dem guten Glauben des Berfertigers. 
Selbit die aus geftohlenem Stoffe hergejtellten Produkte werden zu Eigentum 
erworben.'? Als Ausgleich für den Verluft des Eigentums '* dient lediglich 
der obligatorifche Anſpruch auf Schadenerjag nad) den Vorjchriften über die 
unerlaubten Handlungen '° und der Anſpruch wegen ungeredhtfertigter Be: 
reicherung.'® 

5. Im übrigen gilt als allgemeine Vorausſetzung, daß die Ver: 
arbeitung unabhängig von einem bejonderen Vertragverhältnis erfolgt iſt. Die 
3. B. auf Grund eines Werkvertrages vollzogene Verarbeitung jchafft Eigen: 
tum nur für den Beſteller,“ nicht für den Unternehmer. 


Stoffe und Werte eintretenden dinglichen Erfolgs betrachtet werden joll. Der 
$ 950 LT verneint am Schluffe nur den Alleineriverb des Verfertigers, zwingt nicht 
zu der umgefehrten und unbilligen Kolgerung, daß er an dem erarbeiteten Produkte 
Dinglich gar nicht berechtigt jei. — Dasfelbe Ergebnis tritt ein, wenn der Ver: 
fertiger zum Teil fremden und zum Teil eigenen Stoff verarbeitet hat. — Abt. 
Dernburg, BR 3 8109 A9. 

13) Anders das römische Necht: si ex lana furtiva vestimentum feceris, 
verius est, ut substantiam spectemus et ideo vestis furtiva erit D. 41. 3. 4. 
20. Dernburg, Band. 8 204 A 10; Pernice 320. Im einzelnen war vieles jtreitig. 
Nur die redliche Arbeit jchüßte das preuß. ALR I. 9. 304. Auch die Kritik batte 
fich überwiegend bierfür ausgefproden: Zuf. 3,174 (Bähr, v. Ihering, Fiicer). 
Das BGB gibt durch diefe Stellungnahme fund, daß die Verarbeitung die Natur 
eines Nechtsgefchäftes nicht hat (A 5). Darum ijt auch von Vertretung bier feine 
Rede, jondern nur von tatjächlicher Hilfe. 

14) 8 951; dazu oben $ 83 A 34, 35. W. Herr, Haftung des Spezififanten, 
Di. Greifsw. 1903; ©. Rofentbal, Haftung des Spez., Greifsw. 1903, 

15) Nach $ 523. A. fjtiehlt dem X. einen Anzugſtoff und läßt ſich Daraus 
bon dem Schneider B., der von dem Diebſtahl Kenntnis bat, einen Anzug ans 
fertigen, nach dejien Empfang er feinen bisherigen (einzigen) Anzug feinem 
Freunde C. ſchenkt. Dann iſt WU. gemäß $ 950 Eigentümer des Anzugs geworden; 
da er völlig vermögenlos tjt, jind die Erfaßanjprüche gegen ihn eitel; die Pfändung 
des Anzugs wird durch CPO 8811 Nr. 1 ausgeſchloſſen. Kann &. jich vielleicht 
an B. halten? Man kann dies nach $ 823 bejahen unter der Annahme, dab der 
bösgläubige Schneider durch feine Bearbeitung das Eigentum des £. widerrecdtlid 
und ſchuldhaft zeritört. Strafrechtlich möchte ich fachliche Begünftigung nad) 
StGB $ 2571 annehmen, weil der Schneider verhindert, daß der Eigentümer 
die geitoblene Sache wiedererlangt; Köhler im Gerichtfaal 61, 101 will böchitens 
Perſonenhehlerei nad) $ 255 annehmen; die Gegenanficht von Frand, StGB 
(3. Aufl.) 347 V 2 bezieht ſich wohl auf den Rechtzujtand vor dem BEL. An 
dem Anzug ſelbſt fann nicht mehr Hehblerei begangen werden (wenn F. den Anzug 
3.2. in Stenntnis des Sachverbaltes von A. kauft) ; denn er war nah BOB 
8 950 in das freie Eigentum des A. gelangt; abw. anfcheinend RG in Straf. 
29,155. Wenn dagegen an einer Sache (3.2. nad) BGB $ 947) nur Mit: 
eigentum entitanden ijt, dann fann jie in bezug auf den Miteigentumanteil de3 
Beitohlenen eine durch jtrafbare Handlung erlangte und damit Gegenjtand der 
Hehlerei gemäß Str&B 8259 bleiben; Frand 351; Köhler 103; RG im Archiv 
f. Strafr. 49, 117. 

16) Hierbei fann nicht die Heritellung des früheren Zujtandes begehrt 
werden; auch dann nicht, wenn diefe an jich möglich und ohne unverhältnismäßigen 
Aufwand durchführbar wäre; 895112. 


« 


17) Er mag Eigentümer des hierzu gelieferten Stoffes fein oder nicht. 





$ 85. Eigentumerwerb an Früchten, Erzeugnifjen uſw. 551 


885. Eigentumerwerb an Früdten, Erzeugnifjjen und jonjtigen 
Bejtandteilen. 


1. Werden Bejtandteile einer Sache abgetrennt, jo fett fich das Eigentum 
an der bisherigen Saceinheit an den abgetrennten Stüden fort. Dies gilt 
zweifellos bei der Zerlegung 3. ®. eines Grundftüds, eines Baltens, eines Brotes; 
e3 gilt nicht minder für Früchte oder die jonjtige Ausbeute einer Sache.“ immer: 
bin entjtehen biermit neue Eigentumgegenftände: an den Trennjtüden beginnt 
ein neue3 Sondereigentum, dem juriftiich eine vom Rechte an der Mutterjache 
unabhängige Entitehung zugewiejen werden fann. 

Dies gejchieht in doppelter Weife, indem entweder der originäre Erwerb 
des gutgläubigen Beſitzers oder der durch dingliche oder obligatorifche Berechtigung 
abgeleitete Ertwerb des Nußungberechtigten hervorgehoben wird. Durch beides 
wird das Recht des Eigentümers der Mutterfache auf die Früchte und fonftigen 
Erzeugnifie nach den Bedürfnifien umd gerechten Forderungen einer gefunden 
Wirtſchaftsführung abgewandelt. Über die Art, wie dies zu gefchehen habe, gingen 
die Anſchauungen bisher auseinander. 


Ebenso ift e3 hierfür gleichgültig, dah der durch die Arbeit erzielte Mehrwert den 
Stoffwert überjteigt, weil die Frage fich nicht nach $ 950 I 1, fondern nach der 
objeftipden Bedeutung der Verarbeitunghandlung entjcheidet. Zuſtimmend ins— 
beſondere M. Rümelin, Civ. A. 93,284. Der Erwerb des Beitellers beruht bier 
nicht auf einer Vertretung im Sinne des 8 164, denn die Verarbeitung enthält 
feine Willenserflärung. Deshalb wird aber keineswegs das Handeln in fremdem 
Namen bier ausgefchlojien: die Kauſalbeziehung wird für den Erwerber durch den 
Arbeitvertrag hergeſtellt (weshalb dafür ein befonderes Abhängigkeitverhältnis 
und die Tätigkeit in diefem gefordert wird, ift nicht abzuſehen; das jcheint auf 
einer Verwechſelung mit 8568 zu beruhen), und der Erwerb vollzieht jich 
unmittelbar auf Grund des für den Beiteller bergerichteten Tatbejtandes. Die 
Möglichkeit und die unmittelbare Wirkung folder tatfächlicher Hilfe, die rechtlich 
dem Beſteller als eigenes Handeln zugeredmet wird, kann praftijch nicht beitritten 
werden. Sehr wenige Stoffbearbeitungen werden ohne fremde Hilfe durchgeführt. 
Soll der Künitler, der aus einem Marmorblod ein Denkmal beritellt, jich etwa mit 
allen Lehrlingen, Steinmeßen und anderen, die ibm Handlangerdienite geleijtet 
baben, in das Eigentum an dem fertigen Kunſtwerk teilen? Die objektive Be— 
ftimmung der Verarbeitung entjcheidet auch da, wo 3.2. der Schufter auf meine 
Beitellung aus einem ihm von mir gelieferten Lederftüd ein Baar Schuhe ans 
fertigt. Daß hier zuerjt der Schufter Eigentum eriverbe und nur zur Herausgabe 
der Stiefel an mich obligatorisch verpflichtet ſei, iſt Iſay, Gefchäftführung 292 
nicht zugugeben; das widerfpricht durchaus den fachenrechtlichen Grundfägen und 
der durch fie zu bietenden Nechtiicherbeit. Bei jener Annahme würde das durch 
8647 und KO 849 dem Unternehmer an den bergejtellten Sachen verliehene 
gejeßliche Pfandrecht überflüffig und mwiderfinnig fein. Anders, wenn der Unter- 
nehmer jelbit den Stoff liefert (ob er ihm gehört oder ob er ihn für ich jelbit 
beichafft, fauft oder ſtiehlt, tit gleichgültig) ; dann erwirbt er an dem bergejtellten 
Produkte das Eigentum; daß er zur Leiftung der bergeitellten Sade einem 
Anderen verpflichtet war, iſt eine davon ganz unabhängige Frage. 

1) Das unge folgt der Mutter, das Ei der Henne. Bergl. ©. Cohn, 
BGB in Sprüchen $ 953. — Über die obligatorischen Verpflichtungen auf Leiſtung 
bon Beitandteilen, insbefondere den Kauf eines Haufes auf Abbruch vergl. Bd. 1 
8160 a W 33 und oben $39 A 10. Anders, wenn das Gebäude nur zu borüber- 
gehendem Zwecke errichtet ift; denn dann find die Materialien nad $ 95 nicht 
Beitandteile getvorden, fondern im bisherigen Eigentum verblieben. 
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Nach deutichem Nechte find die Früchte bereit vor ihrer Trennung bon dem 
verdient, der den Boden beitellt oder fonjt feine Arbeit auf ihr Wachstum ver: 
wendet hat. Es galt der Sa: „wer jäet, der mäbht“;? die Ausſaat wie 
die reifende Frucht gehörten dem Bejteller. 

Das römische Recht’ und die meiſten Partifularrechte * hielten dagegen 
an dem Prinzip der Einheit des Nechtes feit: was Bejtandteil wird und iſt, fallt 
dem Eigentümer der Saceinheit zu. Dies galt auch für die ftehenden Früchte; 
erit mit der Trennung erwarb der Nubungberechtigte an ihnen Eigentum. 

2. Auf diefem Standpunkte fteht im mejentlichen auch das BGB’ Zu 
feinem Verſtändnis müffen folgende Unterfcheidungen fejtgehalten werben. 
a) Als Gegenstand des Eigentumerwerbes * fommen in Betradt: 1. Subſtanz— 
teile, d.h. Beitandteile, die nicht Früchte find. ES handelt ſich dabei nicht 
um eine Teilung der Sache in mehrere jelbjtändige Teile, deren jeder das Wejen 
des Ganzen fortjeßt,’ fondern um die Abtrennung einzelner Bejtandteile oder die 
Zerlegung der Sache in folde. „Teil“ bat bier nur bijtorifche Bedeutung: die 
jest jelbjtändige Sache war früher Teil einer anderen. 2. Natürlide Früchte. 
Auch fie jind zunächſt Beſtandteile. Ihre befendere Behandlung beruht darauf, 
daß fie von der Mutterfache in regelmäßiger Wiederfehr hervorgebracht werden 
und daher zur Abtrennung beftimmt find, ohne daß damit die Subjtanz ber 
Mutterfache aufgezehrt würde.” b) Für die Art des Eigentumerwerbes ift ent- 
fcheidend, daf alle Beitandteile nah Fahrnisrecht erworben werden; aud) dann, 
wenn es fih um Bejtandteile eines Grundjtüds handelt, gilt für die Erfordermifie 
des Grundgeichäftes wie des dinglichen Vertragd der Zuſtand als mahgebend, 





2) Oder: „bat die Egge das Land beitrichen, fo ift die Saat erworben”, 
Heusler, Anitit. des D. Privatr. 2,195; Roth, D. Privatr. 3 8247; Gtobbe- 
Lehmann 2 8130; Huber 684, 742; %. Grimm, D. Rechtsaltertümer (4. Aufl. 
bon Heusler u. Hübner) 100. — Sog. Produktionprinzip. 

3) Windfcheid 1 $ 186; Dernburg, Band. 1 $ 205; Karlowa, röm. Rechts— 
geſch. 2, 419; Pernice, Yabeo 2. Aufl. 2, 347. — Befonderen Einfluß auf eine 
beſſere praktiſche Auffaffung und Gejtaltung des Rechtes des Fruchteriverbes hat 
die treffliche Arbeit von Petrazydi, Fruchtverteilung 1892, ausgeübt. Als Be— 
gründung des Eigentumermwerbes geben die Quellen (J. 2. 1. 35) an, daß dem 
Nubungberechtigten die Früchte gebühren: pro cultura et cura. 

4) Anders das preuß. ALR I. 9. 221: mit ihrem Entjtehen gehören die 
Früchte dem Nubungberechtigten. Sächſiſches GB 876 gegen 8244f. 

5) 8 953. Dies gilt fowohl für die Beſtandteile von Grundjtüden, als 
auch von beweglichen Sachen, wie 3. B. die Wolle der Schafe. — Nicht der Gedante, 
dat durch fchaffende Arbeit dem Boden uſw. die Früchte abgerungen werden, wird 
hervorgehoben, jondern der Standpunkt entfcheidet, daß ohne Bodenfläche feine 
Früchte entjtehen können (Subjtantiale oder fapitaliftiiches Prinzip). — Stier, 
Verlauf von Bäumen auf dem Stamme, 1903; G. Galier, derf. Titel 1903; 
9. Lange, Erwerb dv. Erzeugnifjen, Diff. Roft. 1901; v. Blume, Iher. J. 39, 429; 
Frande, Civ. A. 93, 309. 

6) Nicht in diefen Zufammenhbang gehört das Zubehör; über bie hier- 
für geltenden Normen oben 86 Nr. 3. 

7) über dieje Teilbarfeit in Natur Bd. 1 8 53. 

8) Das Ausbrechen eines Diamanten aus dem Ring; Abbrechen eines 
Fabrifgebäudes oder Ofens. 

9) Hierüber und über die Erweiterung des Begriffs der Sachfrüchte Bd. 1 
$ 55; dort au A 10 über den Begriff Erzeugniffe. 
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der durch die Abtrennung erſt herbeigeführt werden fol.” Zwingende Vorauss 
jeßung iſt ihre Abtrennung, denn erit damit werden fie zu jelbitändigen Rechts— 
objeften. 1. Führender Grundgedante iſt: das an der ganzen Sache bejtehende 
Eigentumredht ſetzt ſich an den von ihr abgetrennten GSubjtanzteilen und 
Früchten fort. Diefe „gehören“ nach der Trennung dem Eigentümer fraft 
feines bisherigen Rechtes." Alle anderen Fälle gelten demgegenüber ald Aus— 
nahmen. 2. Mit der Trennung, d.h. alfo durch Anfallrecht kraft Geſetzes 
ohne Befigergreifung, entjteht neues Eigentum: «) an Subjtanzteilen und Früchten 
für den fraft Dingliden Rechtes zur Aneignung Berechtigten; fein ding- 
lihes Nutzungrecht an der Sache wandelt fih in Eigentumreht um; 3) nur an 
den Sachfrüchten für den guigläubigen Eigenbejißer und Nutzbeſitzer.“ 
3. Auf Grund des Beſitzes der Mutterfache oder Ergreifung des Beſitzes an den 
getrennten Stüden, mithin durd Aneignung” wird neues Eigentum an 
den Subjtangteilen und Früchten fraft eines blog obligatorifchen Nußungs 
rechtes erworben. Dieſer abgeleitete Erwerb unterjteht den allgemeinen Grund» 
ſätzen, wonach Einigung und Befitübertragung zur Eigentumübertragung ers 
forderlich find.” 


3. Der Grundjag, daß das Recht an dem Sachganzen fich an feinen 
Teilen fortjegt, joll die Rechtskontinuität wahren: in dem Augenblick, wo 
durch Abtrennung eine des jelbitändigen Eigentums fähige Sache entjteht, 
wird fie von dem Eigentumrechte des Anfallberechtigten ergriffen. Zugleich 
wird damit der Erwerb des Berechtigten mit dingliher Wirkung gegen jeder: 
mann ausgeftattet. Ein derartiger Eigentumübergang kann fih nur auf 
Grund eines dinglihen Rechts vollziehen. 

a) Dana) gehören kraft Anfallrcchts alle getrennten Subjtanzteile und 





A nn. einigen Richtungen wirft jedoch auch das Liegenſchaftrecht ein; 


11) So 8953. Dieſe Fortſetzung im Gegenfabe zu der Kreationtheorie, wo— 
nad) jich aus dem alten Eigentumrechte ein neues erzeugte, entfprach auch den An— 
ſchauungen der römifchen Juriſten; Czyhlarz 398. 

12) * unten NRr.3a. 


unten 


13) 8955; unten Nr. 3b. 

14) Zwar jagt $956 11, dab Eigentum „mit der Trennung“ erworben 
werde, womit $$ 954, 955 das Anfallrecht fennzeichnen. Dies gilt aber nur unter 
der VBorausjegung, daß borher die Mutterfadhe in den Beſitz des Aneignung 
berechtigten übertragen worden ift. Dann aber gilt, was $ 953 für das Eigentum- 
recht vorichreibt, analog für den Bei: das Befibrehtander Mutters 
ſache ſetzt fih fraft Rechtsvorſchrift fort an den abge— 
trennten Teilen. Somit bat der obligatorifch Berechtigte die tatjächliche 
Gewalt an den ftehenden Früchten bereits inne (mindeſtens nach $ 854 II); es 
fehlt nur noch die Herſtellung der Früchte zu ſelbſtändigen Saden durch die 
Trennung; nimmt diefe ein unberechtigter Dritter vor, jo begeht er verbotene 
Eigenmacht und haftet nach $ 861. Troß alledem handelt es fich nicht um ein An— 
fallredt. Denn bei diefem jeßt fich das an der Mutterfache begründete Necht Fraft 
Gejebesporjchrift an den abgetrennten Teilen fort; das paßt aber bier nur auf das 
Beſitzrecht. Damit diefes jich in ein Eigentumrecht umſetze, ift außer dem Beſitze 
noch die Einigung erforderlich; die Übertragung der Mutterfache dient nur zur 
Sicherung und Erleichterung de3 Aneignungrechtes. 

15) 8956 fchließt an $ 929 und 8957 an 8932 an. Unten Nr.4b. 
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Früchte dem Eigentümer oder dem Inhaber eines dinglichen Nutzungrechtes.““ 
Der Umfang der Nutzungberechtigung zieht grundjäglich auch die Grenze für 
den Eigentumerwerb.'” Das BGB erjtredt diefen jedoch in den widtigiten 
Fällen auch auf die ordnungmwidrig und übermäßig gezogenen Früchte '* und 
verweiſt den Eigentümer lediglich auf einen obligatoriichen Anſpruch, mit 
dem er Werterfag für die rechtswidrig erworbenen Früchte begehren mag.‘ 

b) Während das Geſetz dabei verharrt, daß an Subjtanzteilen das 
Eigentum kraft Anfallrecht nur von dem wirklich Berechtigten erworben wird, 
läßt e8 für den Erwerb an Früchten grumndjäglich den redlihen Bejig 
an der Mutterjache entjcheiden. Bier aljo tritt maßgebend hervor, daß die 
Frucht in anderem Sinne wie der Subjtanzteil eine völlig neue und zur 
Abtrennung beitimmte Sache ift; und auch der Gedanke mag einwirken, daß 
der Befiger die Früchte oft durch eigene Arbeit verdient hat und wegen jeiner 
Redlichkeit vor unbilligen Verluften zu ſchützen ift, die ihm aus dem um: 
erkannten Mangel feiner Berechtigung entjtehen könnten.” Danach find 
zwei Fälle zu unterjcheiden. 1. Wer die fruchttragende Sache als ihm ge: 
hörend befigt, erwirbt die Erzeugniffe mit ihrer Trennung; er mag unmittel 
barer oder mittelbarer Eigenbefiger, Eigentümer oder Nichteigentümer fein.” 
Einer bejonderen Befigergreifung bedarf es nicht.” Der Erwerb des Eigen: 


16) 8954. Dingliche Nutungrechte üben aus der Nießbraucher 1030; der 
Ehemann beim gefeglihen Güterſtande und die Eltern kraft ihres Nutznießung— 
rechtes 1353, 1652; der Pfandgläubiger nad, 1213 (Nußung: oder antichretiicdhes 
PBrandrecht). 

17) Die Abmeſſungen jind verfchteden. Die grundfäßlich unbegrenzte Aus: 
Dehnung des Fruchtbegriffes wurde bei den Beratungen des BGB allgemad für 
Die einzelnen Nubungrechte auf den einer ordnungmäßigen Wirtfchaft entiprechen- 
den Ertrag eingeichränft. So zuerit in $ 1039 12 und dDementfprechend in 1353, 
1525, 1550, 1652, 2133, endlich auch für die Pacht 581 (Bd.1 8171 A4). 

15) Das Eigentümliche iſt mithin, dab das Gefeß zwar das Redtauf 
Nutzung einſchränkt (A17), aber den Gigentumertwerb unbe: 
grenzt auch an den Früchten (nicht an den Subjtanzteilen) eintreten läßt, die 
unberechtigt gezogen oder abgeerntet jind; 88 1039 11, 1383, 1652. 

19) 88 1039 12, 1353, 1652, Rergl. auch 8 993. 

20) Das findet befondere Anerkennung dadurch, daß der redliche Beitker für 
die vor Eintritt der Nechtshängigfeit gezogenen Früchte dem Eigentümer nur nad 
8S 993, 988 wegen ıumgerechtfertigter Bereicherung haftet. 

21) 895511. Dies war nach gemeinem Rechte jehr beitritten. Dem qut« 
gläubigen Beſitzer fprachen die Einen nur Erfißimgbejiß, die Anderen nur 
interimiitiiches Eigentum, noch Andere volles Eigentum zu. Vergl. die Überſicht bei 
MWindicheid A 12; Betraandi 133; Czyhlarz, Glück Bandektenlomm. (Buch 41) 1, 469. 
Offenbar find überall praftifche Erwägungen maßgebend geweſen; ſie wurden ent- 
mwidelt an der Verpflichtung des vom Eigentümer auf Herausgabe der Sache be: 
langten Beſitzers. Pernice 347, 363. Als feitendes Prinzip ergab ſich dabet, daß 
der bonae fidei possessor: fructus consumtossuos fecit; die nod) borhandenen 
Naturalfrüchte mußte er dagegen dem pindigierenden Eigentiimer herausgeben. 

22) Ebenfowwenig einer Kortichaffung; auch wenn fich die Früchte noch auf 
dem Felde oder in der Scheune befinden, hat der Eigenbefiter das unentziehbare 
Eigentum an ihnen erworben. | 
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befigers vollzieht ſich kraft Anfallrehtes auf Grund der an der Mutterjache 
ausgeübten redlichen Beſitzherrſchaft.“ Der Eigentumerwerb wird für den 
nichtberechtigten Cigenbefiger jedoch ausgefchlofjen, wenn er beim Ermwerbe 
des Cigenbefiges wußte oder grobfahrläffig nicht wußte, daß er nicht zum 
Eigenbefig berechtigt war oder daß einem anderen ein dingliches Nugungrecht 
an der Sache zuftand, oder wenn er von einem Nechtsmangel diejer Art 
vor der Trennung der Früchte erfahren hat.““ Die Beweislaft hierfür trägt, 
wer für fi das Eigentum an den Früchten in Anjpruch nimmt. 2. Dem 
Eigenbefiger wird gleihgeadhtet, wer den Befig zur Ausübung eines ding: 
lihen Nugungrechtes innehält. Der Nusbefiter oder eigennügige Beſitz— 
mittler erwirbt die Früchte hier nicht, weil ihm ein dingliches Nutzungrecht 
wirklich zufteht, jondern weil feine Beſitzherrſchaft an der Mutterſache das in 
redlihem Glauben unterjtellte Recht zur Ausübung bejtimmter Nutzungen an 
ihr verlautbart.°° 3. Für beide Fälle läßt ſich die auch für den Eigentümer 
und wirflihen Nugungberedhtigten bedeutjame Regel aufjtellen : ?* die Früchte 
füllen in das Eigentum deſſen, der bei ihrer Trennung die Mutterjache 
befigt in dem guten Glauben, zur Aneignung der Früchte als Eigenbefiger 


23) Das Anfallrecht bedeutet nur, dat das Necht an der Mutterfache jich an 
den Früchten mit deren Trennung, ohne dab es einer Befißergreifung bedürfte, 
fortiegt (M 14). Damit ijt feineswegs ſchon erflärt, wie es fommt, daß der 
Eigenbefig an der Mutterfache jich zu vollem Eigentum an den getrennten Sad): 
früchten verjtärkt. Dies gefchieht weder nach $ 929, denn es fehlt die Einigung, 
noch nach $ 950, denn es findet feine Umarbeitung der Mutterjache jelbjt jtatt. 
Zu der Norm des 8955 haben Billigfeitgründe (A 20, 21) Hingeführt. Der 
Eigentumerwerb beruht im leßten Grunde darauf, dab der Beſitz als Ddingliches 
Recht anerfannt wird (oben $ 25 Nr.5) und daß diejes mindere (ebenda A 17) 
Recht zum Vollrecht eritarft, weil die mit dem Eigenbeſitz verfnüpfte Rechtsver— 
mutung bier, wo e3 ſich um die in den Verkehr als neue Sachen eintretenden 
Sachfrüchte handelt, feinem bereits bejtehenden Rechte begegnet oder dieſes Necht 
des Anderen dem gutgläubigen Erwerber der Früchte gegenüber nach allgemeinem 
Grundiate (8 932; A24) zurüdtreten muß. Vergl. auch 4.36. — Dies aus 
dem Bejit abgeleitete Recht wirft auch dann, wenn einem Anderen das Recht auf 
die Fruchtnugung zuſtand. Inſofern kommt diefe Erwerbsart auch dem 
Eigentümer felbit zuſtatten, der z. B. als Erbe feine Kenntnis davon hatte, 
daß einem Anderen das Niekbrauchrecht an den Grunditüden vermacht var. 

24) Dies berubt auf der Zufammenfaffung des $ 955 12 mit 8932 II. Dies 
richtet fich 3.8. gegen den Dieb, den Hehler, den bosgläubigen Erbichaftbefißer. 

25) 89551. Der Beſitz der Mutterfache dient als Nechtzeichen 3.8. des 
Niekbrauches; hiermit iſt an die begrenzten Beiitrechte (oben 825) anzufnüpfen, 
Ter Gegenjfaß zu dem borangeitellten Falle des Eigenbefißers iſt ein doppelter: 
a) enticheidend ijt der Beſitz als Nutsungberechtigter, während der Eigenbeſitz jehr 
wohl auch ohne Nußungrecht beiteben kann; b) entjcheidend ijt ferner, daß der 
Nußende die Mutterjache in unmittelbarem Bette hält; in diefem Falle gebt er dem 
bloß mittelbaren Eigenbefiter felbit dann vor, wenn diefer von der Ausübung des 
Nutzungrechtes feine Kenntnis hatte. Vergl. zu diefen Fragen PBetragndi 248, 252, 
auf deſſen Anregung in ziveiter Leſung der jebige 8 955 II eingejchoben murde; 
Rrot. 3,246. Nach ihm hätte diefer Abſatz aber die Hauptnorm abgeben follen. 

26) Ebenso aleichzeitig (mit der 3. Aufl.) und unabhängig hiervon: v. Blume, 
ber. J 39, 434. 
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oder als Nusungbefiger berechtigt zu fein. ine Unterbrehung des 
Beſitzes ſchadet nicht, wenn diefer binnen Jahresfrijt wiederhergeftellt oder 
auf jeine Erlangung Klage erhoben ijt.”’ 

4. Ganz anders gejtaltet fi) der Eigentumerwerb an Subjtanzteilen 
und Früchten, auf deren Erlangung nur ein obligatorijches Recht be— 
gründet ift. Hier kann weder eine Fortjegung des Rechtes noch ein Anfall 
recht plaggreifen. Dem obligatorisch Berechtigten fteht bloß ein Aneignung- 
recht zu, deſſen Einräumung und Annahme zwar den dinglihen Vertrag mit- 
enthält, zu deſſen Verwirklichung aber der Befigerwerb ftets noch hin- 
zutveten muß. Den wichtigſten Anwendungfall ftellt der Pachtvertrag ;’* an 
ihm follen daher die näheren Grundjäge entwickelt werden. 

a) Künftige Früchte können nicht Gegenftand einer Verfügung jein. 
Sowohl der dingliche Vertrag als auch die Übergabe als Bewirkungakt jegen 
ein gegenwärtiges und jelbjtändiges Rechtsobjekt voraus; daran fehlt es noch 
und diefer Mangel kann auch nicht durch die Entftehung und Aberntung der 
erwarteten Früchte geheilt werden.” ine obligatoriihe Verpflichtung ver: 
mag dagegen die künftigen Früchte zu erfaſſen. Es fragt fich, wie ſich der zu 
ihrer Erfüllung erforderliche Eigentumerwerb geftaltet.° 1. Das Eigentum 
fann erjt erworben werden, wenn die Früchte entjtanden und dur Ab— 
trennung zu felbftändigen Sachen geworden find. Hier wie bei jedem ab— 
geleiteten Fahrniserwerbe bedarf es der Übergabe der Früchte unter der 
Einigung des Eigentümers oder jonftigen Berechtigten mit dem Grwerber, 
daß das Eigentum übergehen fol." Da «8 bei der Übergabe nur auf den 
Erfolg ankommt, daß der unmittelbare Befig erworben wird, genügt die der 
Sachlage entiprechende Geftattung *? der Aneignung und deren wirklicher 





27) $$ 955 IL, 940 U. 

28) Ferner der Verkauf von Baumaterialien auf Abbruch (A 1); der Kauf 
der fünftigen Tabaternte (Wd. 1 $ 158 A 12) ; nicht dagegen die Nugnießung, weil 
fie nach den Grundfäben des Niekbrauchs behandelt wird ($$ 1383, 1652). — 
K. Herrfurth, Fruchterwerb des Pächters 1903. 

29) Oben $ 36 U 24. Selbft wenn die dingliche Einigung augelafjen werden 
jollte, würde das zweite Haupterfordernis, die Übergabe einer noch nicht erijtierens 
den Sache, unerfüllbar fein. Der entjcheidende Grund für die oben aufgeftellte Regel 
liegt darin, daf die Verfügung den unmittelbaren Vollgug einer dinglichen Rechts» 
änderung zum Inhalt nimmt: ein dingliches Necht ohne ein jchon und noch vor— 
bandenes Objekt der Herrichaft gibt es aber nicht. 

30) Der Fall, wo der Schuldner ſelbſt die Früchte erntet und fie auf den 
Gläubiger überträgt (88 929, 932), jcheidet bier aus. 

31) 895611 und II ftellt für die Geftattung den Eigentümer und den jonft 
fraft eines dinglichen Rechtes (wozu auch die Nutznießung des Ehemannes und 
Inhabers der elterlichen Gewalt gehört) Berechtigten glei. Vorausſetzung ift, 
dab das Recht wirflihdem Geſtattenden zuſteht (vergl. den Gegen- 
fat zu $ 957). Ob der Geitattende im Beſitze der Mutterſache iſt, bleibt fich gleich. 

32) Geſtatten enthält die rechtögeichäftliche, dad Aneignungrecht bes 
gründende Erklärung; vergl. 870012. Zugleich erjegt es die förperliche Über: 
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Vollzug. In beidem gelangt zugleich die Einigung zu ausreichendem, wirk- 
jamen Ausdrud. Für den Vollzug des Befigerwerbes gelten die all- 
gemeinen Grumdjäge; war der Pächter, wie es der Hegel entjpricht, bereits 
im Befige der Mutterjache, jo jest fich jein Befig naturgemäß an den ge: 
trennten Früchten jchlechthin fort ;’* hatte er dagegen an jener noch keinen 
Beſitz, jo bedarf es zum Eigentumermwerbe noch der bejonderen Befigergreifung 
an den getrennten Früchten.” 2. Für den Fruchtberedhtigten iſt es von 
großem Intereſſe, eine dingliche Sicherung feines Anſpruchs auf den Frucht— 
erwerb zu erreichen. Dies gejchieht durch die Erlangung des Befiges an der 
Mutterſache. Solange diejer Befit befteht, verlautbart er das dingliche 
Wartrecht auf die ftehenden Früchte. Dies gewährt eine dinglihe Sicherung 
jowohl gegen den Eigentümer und andere dinglic zum Fruchterwerb be: 
rechtigte Perſonen,“ als auch gegenüber der Zwangsvollitrefung, die von 
deren Gläubiger in die Mutterjache betrieben wird.?” 


gabe nach $ 854 II; oben 836 A 18 F. und 837 A 29f. Über die Einräumung 
bon Mitbeng zum Zweck der Fruchternte oben $39 A 10. 

33) Ter Antrag zur VBejißübertragung (Traditionofferte) wird deutlich durch 
die auf Grund des Pachtvertrags eingeräumte tatfächliche Möglichkeit der Frucht- 
aneignung verlautbart. Die Ausführung der Aneignung enthält die entiprechende 
Annahme. 

34) Wer die Trennung vorgenommen batte, ob der Pächter oder jein Diener 
oder ein Dieb, bleibt fich gleich; denn nur der objeftive Tatbejtand, wonach die 
Früchte zu jelbjtändigen Sachen gemacht worden find, entjcheidet. 

35) So wenn 3.9. die Kirſchbäume, die an der öffentliden Landſtraße 
ftehen, gepachtet jind. Hier (gegen A 34) ijt es mwefentlich, daß der Pächter jelbit 
oder jeine Gehilfen für ihn den Beſitz erworben haben. An den vom Dieb ab» 
geernteten Kirſchen erwirbt der Pächter unmittelbar fein Eigentum; die Kirfchen 
find vielmehr nach 88 954, 955 in das Eigentum des dinglich Berechtigten gefallen, 
von dem der Pächter fie (oder die Abtretung de3 Herausgabeanſpruchs gegen den 
Dieb) begehren kann. 

36) 895612 bezieht fich zumächit nur darauf, dat die Gejtattung unwider— 
ruflich iſt, jolange der Pächter jich im Beſitze der Mutterjache befindet; er braucht 
diefe dann aber während der Dauer feines Fruchtziehungrechtes auch dem Eigen= 
tümer nicht herauszugeben (8 986). Damit wird dem Pächter die gebübhrende ding— 
liche Sicherung gewährt; e3 rechtfertiat fich durchaus der Vergleich mit dem durch 
die VBormertung begründetendinglidben Wartrecht. (Diefer 
Vergleich beſagt aber nicht, dak eine Vormerfung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf die Früchte eingetragen werden dürfte. Dies wäre unzuläſſig, weil die zu er» 
mwerbenden Früchte beivegliche Sachen find, an ihnen alfo fein durch Eintragung 
zu verlautbarendes Recht erworben werden kann. Vergl. unten 888 A 16.) Der 
Beſitz wirft bier als Nechtzeichen; folange dieſer beitebt, tft der, zur Durchführung 
noch nicht reife, Anfpruch auf den Eigentumerwerb an den Früchten dinglich ge— 
ſchützt. Vergl. oben 8 65 A 16. — Der Verpächter darf die Geftattung, infomeit 
al3 jie zur Erfüllung des obligatorischen Rachtvertrages dient, nicht beliebig zurück— 
nehmen; er bat ein fofortiges Kündigungrecht regelmäßig nur nach $ 553 (bei 
Mißbrauch der Pachtſache). Wollte $ 956 II nicht3 weiter jagen, fo wäre er über- 
flüſſig (dv. Blume 439, 462). Seine Bedeutung liegt aber auf dem dinglichen Ge- 
biete. Ein gefichertes Aneignungredt und deiien Ausübung aus eigener Macht— 
befugnis entſteht erft mit der Überlaffung der Mutterfache; erft mit deren Beſitz— 
übertragung ift die Aneignungbefugnis in ein unentziehbares (der Vergleich mit 
& 373 II drängt ſich auf; oben $ 19 A 9) Wartrecht übergegangen. Ohne die Be- 
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b) Dieje Grundjäge, die zunächſt für den vom Eigentümer oder jonjtigen 
Nusungberechtigten abgeleiteten Erwerb aufgejtellt find, werden auf den Fall 
übertragen, wo einem redlichen Erwerber die Aneignung der Erzeugnifje und 
Beitandteile von einem Nichtberechtigten geftattet worden ift. Nach dem 
Wortlaute des Geſetzes genügt zur Erlangung des Eigentums, daß Der 
Erwerber auf die nadte Erklärung eines Anderen, er gejtatte ihm die An: 
eignung bejtimmter Beftandteile, vertraute und daraufhin diefe Sachen in 
Befig nahm.“ Es bejteht fein Zweifel, daß diefe Norm, die ohne die jonit 
fejtgehaltene Ausjcheidung der verfehruntauglichen * Sachen einen nahezu 
vorausjegunglojen Eigentumerwerb eintreten läßt, bei mwortgetreuer Anz 
wendung zu einer unerträglichen Gefährdung der Eigentumverhältnifie führen 
würde. Dem ift durch die jcharfe Anjpannung der an die Redlichkeit des 


fitüberlaffung würde der Pächter aus eigenem Rechte unmittelbar die Früchte nicht 
abtrennen und fich aneignen können; im Falle der Weigerung des Verpächters 
müßte er den Erfüllunganfpruch aus dem obligatorifchen Vertrage erbeben; das 
felbitändige Vorgehen des Pächter wäre verbotene Eigenmadt. Aus diefen Er: 
wägungen rechtfertigt fich der Cab, dab der Pächter gegenüber der ſelbſt un: 
berechtigten Weigerung des Verpächters, die verfprochene Fruchtziehung zu ge— 
jtatten, der dinglichen Rechtslage nach wehrlos gegemüberitebt. 

37) Das Necht des Pächter auf die jtehenden Früchte wird durch Die Be— 
fchlagnahme im Ziwangsverjteigerungverfahren nicht berührt; ZUG $ 21 TIL, auch 
KO 8211II. Vor allem fann der Pächter, wenn er im Bejite der Mutterjache ſich 
befindet, der Pfändung der Früchte widerjpredhen; CPO $ 509. 

35) 8 957. Für den Bejißermwerb jind die Vorfchriften des $ 956 mahgebend. 
Für den Zeitpunft, in dem der gute Glaube vorhanden fein muB, gibt $ 957 nähere 
Unterfcheidungen. 

39) Da 8 957 fi an $ 932 anjchliegt, müßte er auch auf $ 935 Rückſicht 
nchmen. Früchte können als neu in den Verkehr eintretende Sachen nicht wider 
Willen abhanden gefommen fein, wenn die Mutterjache jelbit dem Eigentümer ent- 
zogen war; wenn A. die Hub des &. geitohlen bat, fo ijt das nach dem Diebitahl 
geworfene Kalb nicht auch gejtoblen. Wenn mithin der redliche B. das von U. ge— 
zogene Kalb erwirbt ($ 932) oder an der Kuh Nießbrauch (8 954) oder ein obli- 
gatorifches Recht auf den Gebrauch der Hub ($ 957) erwirbt, fo erlangt B. auf 
Grund der oben Nr. 3 und 4a dargeitellten Grundſätze volles Eigentum an dem 
Kalb. Anders iſt e8 aber bei den Subjtangteilen; dieje teilen die rechtliche 
Stellung und Behandlung der ganzen Sache; die Perlen eines gejtohlenen Halsbandes 
find gejtohlen, auch wenn fie erjt jpäter abgetrennt werden. Sollen, weil $ 957 Diele 
Fälle nicht unterfcheidet, die für das Kalb entiwidelten Nechtöfolgen auch für die 
Berlen gelten? Ebenso iſt vergefien worden, die Sondernorm des $ 933 berans 
äuziehen. Vergl. dazu v. Kacubezty, Necht 6,5; er jchlägt vor, den verunglüdten 
$ 957 durch einen Zuſatz zu verbeſſern und die 88 933, 935 bei Bejtandteilen, die 
nicht Früchte find, für anwendbar zu erflären. Dem iſt zuzuſtimmen; A 41. 

40) Über diefe Frage: Hellmann, Recht 5, 418 u. 532; Harburger, Recht 5, 
484; dv. Nacubezty, Recht 6,5; dv. Blume, Seuffert BI. f. Ranw. 67, 10 u. 113 und 
in ber. 3.39, 429. Den Anlaß gaben zwei Beifpiele von Coſack $ 208: a) ein 
des Weges fommender Wibbold U. geitattet dem die Trauben eine3 Weinbergs be» 
wundernden B., jich foviel er will davon anzueignen; b) A. der ein Reh geitohlen 
bat, geitattet dem B., fich die Heulen angueignen. In beiden Fällen nehmen 
Cojad, Wendt 65, Pland A 2 an, daß B. das volle Eigentum erwirbt; nur im 
Falle a will v. Blume, nur im Falle b Harburger und in feinem von beiden Fällen 
wollen Hellmann, dv. Nacubezty, Kober (und fo jett auch Cofjad, 4. Aufl. $ 208 
430, 36; Nachtrag bei der Korrektur) den Eigentumerwerb eintreten laſſen. 
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Erwerbers zu jtellenden Anforderungen zu begegnen: der gute Glaube muß 
durch den objektiven Tatbejtand gerechtfertigt werden; dazu gehört ins- 
bejondere, daß der Gejtattende durch den Befig der Mutterjahe als Ber: 
fügungberechtigter legitimiert wird. Aus der Aneignung des Nicht: 
berechtigten kann, joweit darin ein Eingriff in das Anfallrecht des wirklich 
Berechtigten liegt, ein Anſpruch wegen ungerecdhtfertigter Bereicherung oder 
wegen unerlaubter Handlungen entjtehen.*? 


886. Aneignung berrenlojer Fahrnis. 
Aneignung? ift Eigentumerwerb an herrenlojer Fahrnis durch Ere 
greifen des Eigenbefiges.? Die Beftimmung der beweglichen Saden, den 


41) Das ergibt der unverfennbare Zufammenhang mit $ 932 (oben $ 81 
Nr.3). Natürlich genügt auch der Beſitz für jich allein noch nicht; die Umſtände 
müjlen belegen, daß der Befiter ein Recht zur Geitattung babe. Praktiſch würde 
fein Gericht bei den in A4O genannten Fallen anders als auf Verneinung des 
Eigentumeriwverbes entjcheiden. Für den guten Glauben bat auch die Beſtätigung 
durch ein obligatorifches Grundverhältnis wichtige Bedeutung; es gibt fein nadtes 
Geitatten, jondern nur ein Gejtatten auf eine bejtimmt nachgewiejene Verpflich— 
tung hin. — Bon hier aus fcheint es im Sinne des Geſetzes fachlich begründet, auch 
die $$ 933, 935 entfprechend anzuwenden, wie dies oben U 39 dargejtellt iſt. 
Andererjeits darf nicht überfehen werden, dat $ 957 infoweit eine Sonderjtellung 
einnehmen muß, als die jelbitändige Wirkung des redlichen Erwerbes fich hier auf 
Früchte d.b. Sachen bezieht, die als neue Rechtsgegenjtände in den Verfehr ein 
treten: die AneignungerzeugtbiereinneuesNedtohne Zer— 
ftörung eines bisherigen Eigentumredhtes. Darum find aller- 
dings die Vorausjeßungen des Ermwerbes nad) a geringer als die nach $ 956 
(abiw. Hellmann, der $ 957 nur anwenden will, wenn der Eigentümer oder ein 
anderer nach $$ 954, 955 Anfallberechtigter die Gejtattung erteilt hat). Dies 
entjpricht auch der Rechtsauffafiung des Lebens. Wenn der Ehemann vermöge 
feines Verwaltung- und Nußniegungrechtes das eingebrachte Gut der Ehefrau ver— 
pachtet und damit dem Pächter die Aneignung der Früchte geitattet hat, jo erwirbt 
diefer auch dann an den geernteten Früchten Eigentum, wenn die Ehe nichtig war 
und der Pächter dies weder wußte noch grobfahrläfjig nicht wußte. Dasjelbe muß 
aber auch gelten, wenn der Erbe, der die ererbte Gärtnerei übernommen bat, die 
auf einem Landitreifen ftehenden Stachelbeerjträuche verpachtet, den er, wie fich 
ſpäter herausitellt, irrtümlich al3 zur Gärtnerei gehörig anfieht, während der 
Landitreifen in Wahrheit dem Nachbar gehört. Auch dies tft zu beachten, daß dem 
Pächter, folange er fich im Befite des Grumditüds befindet, ein gejichertes ding— 
liches Wartrecht auf die Früchte (oben A 36) zufteht. Dies gilt nicht, wenn das 
Aneignungrecht bloß einem Befisbalter geitattet worden iſt, 3.8. dem Kutſcher 
wurde vom Herren erlaubt, auf einem Landitreifen Kartoffeln zu bauen; bier fann 
der Gut3herr jeden Augenblid die Gejtattung zurüdnehmen und damit das Ans 
eignungrecdht au n. Anders, ivenn die Landnußung einen Teil des Dienit- 
lohnes bildet; denn dann beſitzt der Kutſcher das Land als Bejigmittler; ihn 
fchüßt bier 8 95612. 

42) Wiemweit $ 816 oder 2 Anwendung findet, ift nach Lage des ein— 
zelnen Falles zu unterfuchen. araus ergibt jich, ob der Geitattende oder der 
dritte Erwerber haftet. Die Geftattung fann fehr wohl als fchuldhafter und 
widerrechtlicher Eingriff in das Eigentum oder ein fonjtiges Necht eines Anderen 
aufgefaßt werden; denn der Geitattende muß als Anitifter oder Gehilfe vertreten, 
was 3.2. fein Pächter vornimmt. 

1) Aneignen zielt auf den Eigentumerwerb in verfchiedenem Sinne. a) Ans 
eignen als originärer Erwerb an berrenlofen Sachen auf Grund der Ans 


560 Drittes Bud. Sachenrecht. 


menſchlichen Bebürfniffen zu dienen, unterwirft fie dem, der ſich ihrer zuerjt 
bemächtigt. Durch jeine Arbeitleiftung ſchafft der Aneigner fih das Eigen: 
tumrecht, weil er fie als neue Güter dem Verkehr zuführt.? 


1. Nur herrenloje bewegliche Sachen unterftehen der Aneignung. Als 


ſolche gelten die Sachen, die entweder noch nie einer menſchlichen Herrichaft 
unterftanden haben oder durch Aufgeben des Befiges in der Abficht, auf das 
Eigentum zu verzichten,* herrenlos geworden find. Als Aneignunggegen- 


— — —— 


eignungfreiheit, die bis zum Beweiſe des Gegenteils für dieſe Sachen unterſtellt 
wird (A 13). Inſoweit gilt ein allgemeines Aneignungrecht; $ 958 ($ 928 IM). 
b) Aneignungrecht des Beſitzers einer Sache an den wefentlichen Bejtandteilen, die 
er mit jener Sache verbunden bat; $$ 997, 1007. Hier ijt von herrenlofer Sache 
feine Rede, das Abtrennung: und Wegnahmeredht dient der Wiederber- 
ftellung früheren Eigentumes oder Beſitzes. Die Aneignung erfolgt durch 
einjeitiges Handeln; fie bebt das zugunjten des Eigentümers des Sadı- 
ganzen gemäß $ 93 eingetretene Eigentum wieder auf. c) Aneignung einer im 
Eigentum eines Anderen ftehenden Sache (Subftanzteil oder Frucht) auf Grund 
der Geitattung des Eigentümers oder Nußungberecdtigten, alſo gemäß dinglicher 
Einigung; $8$ 7001, 954 f. Der Unterjchied von der gewöhnlichen Eigentums 
übertragung na — * beruht darin, daß hier der Gegenſtand des Eigentums 
durch Trennung erſt hergeſtellt werden muß und daß dieſer Tatbeſtand nicht vom 
Ubertragenden zuvor verwirklicht wird. 

2) 89581. — res nullius cedit occupanti; D. 41. 1. 3 pr. und 30, 4. 
Über Grundjtüde vergl. $ 928 II; oben $ 75 Nr. 2. 

3) Bei der Verarbeitung werden neue Güter durch die Umgejftaltung vor: 
bandener Stoffe, bei der Aneignung durch ihre Einführung in den menfchlichden Ver— 
kehr geichaffen. Dernburg, Band. 1 8203, Windjcheid 1 $ 154; Eayblarz, Glüd 
Bandektentomm. (Buch 41) 1,29; Leift, Natur des Eigentums 73 (nad) ihm liegt 
der Rechtsgrund des Eigentumerwerbes nicht in der Herrenlofigfeit der Sadıe, 
fondern in ihrem Erfämpfen. Dies ijt weder der Standpunkt des römischen Rechts 
noch der des BGB); Stobbe-Lehmann 2 8110; 3%. Schmitt, Offupation als 
Eigentumerwerb, Difi. Erl. 1902. 

4) 8959. Die „Dereliftion“ jet voraus, dat der rechtögefchäftlich wirk— 
fame Wille eines unbeſchränkt Gejchäftfähigen (oben $40 A 16) zum Eigentum- 
berzicht in der Bejigaufgabe zu fennbarem Ausdrud gebracht ift. Ihre Wirkung 
hängt davon ab, dab der Verzichtende wirklicher Eigentümer und Verfügung: 
berechtigter ift (A 17). Die Beſitzentäußerung fann auch eine andere Bedeutung 
haben; 3.38. zum Zwecke der Überfendung an einen bejtimmten Anderen oder bei 
Verſchießen artilleriftiicher Munition. In beiden Fällen wird nur der Befik, 
nicht das Eigentum aufgegeben; die Munition wird eingefammelt. — Aufgeben 
enthält eine echte Verfügung über die Sache (oben $ 16 A 32). Der Negel ent- 
fpricht es, daß der Eigentüimer den von ihm innegehbaltenen unmittelbaren 
Beſitz aufgibt. Durch Aufgeben des mittelbaren Belites wird die Fahrnis nicht 
in dem Sinne berrenlos, dab jeder Beliebige die Aneignungfreibeit hat; dem 
fteht der fortdauernde Beſitz des Befigmittlers entgegen. Die einem Bejibmittler 
oder Bejißhalter gegenüber abgegebene Erklärung: machen Sie mit der Sache, 
was Sie wollen, fann ein Schentungangebot oder die Ermächtigung zur Beſitz— 
aufgabe an der derelinquierten Sache enthalten; berrenlos wird die Sache jeden- 
falls erſt mit dem Vollguge der Vejibaufgabe. Der Eigentümer, der fich feines 
biffigen und bofflüchtigen Hundes entledigen will (wegen $ 833), kann, wenn der 
Hund ſich 3.8. in der Gewalt eines Finders befindet, feinen Beſitz durch Ver— 
zichterflärung gegenüber dem Bejigmittler aufgeben (oben $40 A18); das 
wird nach den allgemeinen Verkehranfhauungen zur Aufhebung des Eigentum> 
rechte genügen. Die Entfcheidung ift beitritten; dafür 3.8. Brinz, Band. 
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jtände galten im römijchen Rechte vorzugweije die Sachen des Feindes; 
Kriegerwerb erſchien als bejonders legitim.’ Heute wird das Beuterecht nur 
ausnahmmeije * noch ausgeübt. Der freien Aneignung unterliegen außer den 
aufgegebenen Sachen 3. B. die Raubtiere und Raubvögel, Fiſche und Mujceln 
des Meeres, Schmetterlinge u. dergl., Abwurfjtangen von Hirſchen und Reh— 
böden, Meteoriten.’ 


a) Wilde Tiere unterliegen der Aneignung, jolange fie jih in dem 
Zuftande der Freiheit befinden. Dies ift nicht der Fall, wenn fie in Wild- 
gehegen oder gejchlofjenen Privatgewäflern gehalten werden; ſolche Um: 


ſchließung gibt die Befigherrichaft hinlänglich fund, es bedarf der tatjächlichen 
Gewalt an dem einzelnen Tiere nicht.” Dieje findet auch dadurch genügenden 


$ 165 Nr.6; Randa, R. des Beſitzes 457, dagegen Czyhlarg 90. Wenn 
der Eigentümer aber nicht weiß, wo fich der Hund befindet, fehlt die Mög: 
lichkeit, den Aufgebungmwillen durchzuführen; öffentliche Belanntmachung etwa 
in einer Zeitung genügt nicht, weil ein dazu bejtimmtes allgemeines Organ 
fehlt. — Die Bejitaufgebung muß effeftid durchgeführt fein; das begegnet 
vielfach erheblichen Schtwierigfeiten und jtößt in der Durchführung auf polizeiliche 
Verbote. Kehrt der weggejagte Hund unter Beibehaltung des Heimattriebes wieder 
zurüd, jo ift der Tatbeitand $ 959 nicht erfüllt. — Über die jtrafrechtliche Be— 
deutung der Frage Entich. des Reichsmilitärgerichts 2,96; 3,11. 

6) D.41.1.5.7. 

6) Nach preußifchem ALR 1.9.197 bedarf es der bejonderen Erlaubnis 
de3 höheren Befehlshabers. Nach dem Haager Ablommen vom 29.7.1899 
Art. 238 tft die Zeritörung oder Wegnahme feindlichen Eigentums ausgeichlofien, 
e3 jei denn, daß die Gebote des Krieges dies dringend erheifhen. Dagegen gilt 
im Seefriege now der Sab, dab feindliches Privateigentum unter feindlicher 
Flagge als quite Priſe dem Seebeuterecht unterliegt; vergl. Pariſer Deklaration 
bom 16.4.1856. Bluntfchli, Beuterecht 1878. Über den Erwerb nad Er— 
oberungrecht Durch den Deutſchen Orden oben 876 A1. — Ferner Militärjtraf- 
gejeßbuch $ 128. Das Beuterecht ift zumächit ein Regal. 

7) Die Abgrenzung ijt nach den Landesrechten verfchieden; A 19f., 28f. In 
neuerer Zeit macht ſich das Beitreben geltend, das freie Aneignungrecht möglichſt 
— — ſo an Beeren und Pilzen im Walde, am Eis öffentlicher Flüſſe und 

een. 

8) $960 11. Nach Leiſt, civiliſtiſche Studien 3, 86 befindet ſich ein Tier 
nur dann in der naturalis libertas, wenn es in eine jeiner Natur und Herkunft 
entiprechende örtliche Umgebung gelangt iſt. Ein Löwe, ein Belifan uſw. könne 
nicht in unferen Wäldern, ein Seehund nicht in unferen Flüffen die natürliche 
Freiheit erlangen. — Dies gebt indeflen zu weit. Die genannten Tiere werden 
in unferen Gegenden meijt noch durd die Verfolgung feitens ihres Herrn civil— 
rechtlich gebunden fein (unten A 11). Im übrigen bejteht fein Grund, warum nicht 
auch bei uns eine Schildkröte oder ein Kanarienvogel als herrenlofes und nicht 
bloß al3 „verlorenes” Tier behandelt werden jollte. Das Geſetz fpricht daher 
fchlechthin von Freiheit, es ſetzt nicht die Erlangung der „natürlichen“ Freiheit 
boraus. ber die Beſchränkungen durch das Jagdrecht unten U 20,29 f. 

9) 896012. Entjcheidend tit, daß die ausgeſetzten oder gezüchteten Tiere in 
einem Zuftande fich befinden, der jinnfällig die Herrichaft und das ausjchließliche 
Aneignungrecht fundgibt; vergl. oben $ 36 Nr. 1a. Das trifft nicht zu, wenn fich 
die Fiiche in einem Waldfee oder in einem bei einer Überſchwemmung zurüd- 
gebliebenen Tümpel befinden; D. 41. 2. 3. 14. Much preuß. ALR I. 9. 176 f. 
Abw. bayer. Ob. LG. in Seuff. Bl. f. R.anıw. 66, 157. 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.u.9 Aufl. 36 
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Erjag, daß ein feiner Gattung nad) wildes Tier durh Zähmung an einen 
beitimmten Ort gewöhnt ift. Legt e& aber diefe Gewohnheit ab,“ jo tritt 
derjelbe tatjächliche Zuftand ein, wie wenn ein gefejjeltes oder eingejperrtes 
Tier ausbricht: es wird herrenlos. Wenn jet der Eigentümer unverzüglid 
die Verfolgung aufnimmt und durchſetzt, hält er fein Eigentum aufrecht,“ 
auch wenn ein Fremder hierbei dazwijchen oder ihm zuvorkommt; ; anderenfalls 
verfällt das Tier dem Aneigner. 

b) Den wilden Tieren ftehen gegenüber die Haustiere, deren ganze 
Gattung oder Art,!? im Gegenſatze zu einzelnen Tierindividuen, Durch dauernde 
Gewöhnung an den Menſchen als gezähmt erjcheint. Wenn dieje Tiere 
fih der Gewalt ihres Herren entziehen, können fie im Rechtſinne verloren 
fein, fie werden aber nicht herrenlos; an Pferden, Kühen, Ziegen u. dergl. iſt 
bei uns eine Aneignung ausgejchlofien. 

2. Die Aneignung wird vollzogen durch Herjtellung des Eigenbefites. 
Die tatfähliche Gewalt muß realifiert und befeftigt fein.” In ihrer Her: 
ftellung muß fih der Wille zur Eigentumherrſchaft ausprägen.* Der 
Eigenbefig beruht auf dem Willen, die Sache wie ein Eigentümer zu be: 
figen; diefen Tatbeitand vermag ein Verkehrunfähiger jelbitändig nicht her: 
zujtellen, denn feine Handlungen entbehren jeder rechtlichen Bedeutung.’ 








10) 8960 II. Dem animus revertendi ivar bereit? im römifchen Redt 
gebührende Bedeutung beigelegt; J. 2. 1. 15; D. 41. 1.5. 5; D. 41. 2. 3. 15. 
— Preuß. ALR LI. 9. 169. 

11) 8960 11. Much dies iſt eine Tatfrage. Die Antwort, wann das Tier 
unferem Machtfreis entrüct fei, gibt D, 41. 1. 5 pr. dahin: cum vel oculos 
nostros effugerit vel ita sit in conspectu nostro, ut difficilis sit eius 
persecutio. In $ 1 eod. wird dann die andauernde Verfolgung betont. 
Czyhlarz 46. Für die Feititellung der Verfolgung wird die Individualiſierung 
des Tieres und zumal die Kenntlichfeit des fremdländifchen Tieres von ent— 
fcheidender Bedeutung fein. „Unverzüglich”“ tit bier rein tatjächlih al3 un: 
mittelbar an das Ausbrechen anfchliegende Verfolgung zu veritehen; $ 121 paht 
nicht, tweil von „Ichuldhaftem“ Zögern feine Rede jein fann. | 

12) Welche Art vorliegt, iſt Tatfrage. Die twilde Katze iſt offupationfähig (A 29), 
die zahme nicht. Die Zähmung der ganzen Gattung erfeßt für die rechtliche Be— 
urteilung, was die Feflelung und der animus revertendi für das einzelne milde 
Tier bejonders ſchafft: die Kennbarkeit der privatrechtlichen Herrſchaft. 

13) Oben $36ANG6F. Ein Tier tft erſt mit der vollendeten Erlegung wer 
dem Einfangen angeeignet; J.2.1.13;D.41.1.5.1. Waſſer tft angeeignet, wenn es 
fih in unferen Röhren, Gefäßen uſw. befindet. Der Verſuch des Einfangens 3.2. 
Durch Verfolgung eines Schmetterlinges ftellt noch fein ausichließliches Aneignung: 
recht für die Dauer der Verfolgung ber, vielmehr kann jedermann die Verfolgung 
felbjtändig und in eigenem Interejfe aufnehmen. Wenn ein Dritter uns in der 
Ausübung des freien Aneignungrechtes bindert, fönnte civilrechtlich 8231 
(fonitiges Necht) zur Anwendung gelangen. Das römische Recht verlieh bier 
weitaus wirfungvolleren Schuß durch die, jede Mißachtung der freien Berjönlichkeit 
ahndende actio iniuriarum. 

14) Waſſer, das als Triebfraft einer Mühle zugeleitet wird, ift damit nicht 
angeeignet worden. Wer es auf feine Felder leitet, begeht daran keinen Diebitabl. 

15) Oben 834 A 27f. Der Wille, die Sache wie ein Eigentümer zu be> 
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Die Aneignung kann auch unter Mitwirkung einer Hilfsperjon erfolgen, die 
entweder als Bejighalier dem Befigherrn den unmittelbaren Befig oder als 
Bejigmittler den mittelbaren Befig verichafft; der Wille zum Eigenbefig muß 
in allen Fällen aber bei dem Befisherrn vorhanden jein.!® 


a) Der Eigentumerwerb vollzieht ſich auf der objektiven Grundlage, 
daß die in Eigenbefig genommene Sache herrenlos ift. Guter Glaube wird 
ebenjomwenig erfordert, wie er umgekehrt nicht ausreicht, wenn die Herren— 
lofigfeit irrtümlich angenommen wurde.” Das Eigentum wird in dem 
Rechtzuftande erworben, der fih in der Befigherrichaft offenbart; bejtanden, 
was möglid) ijt, an der herrenlojen Sache Rechte Dritter, jo bleiben fie un: 
berührt.'* “ 

b) Die weitere objektive WVorausjegung, daß die Fahrnis aneignung: 
fähig jei, bedarf eines bejonderen Beweiſes nicht, weil das Gejek für jede 
berrenloje Fahrnis das freie Aneignungrecht als Grundregel unterftellt. Aus: 
nahmen mit der Wirkung, daß Aneignung der herrenloſen Fahrnis nicht 
Eigentum jchafft, beruhen entweder darauf, daß die Aneignung beftimmter 
Sachen dur Gejek verboten iſt,“ oder daß bejtimmten Perjonen ein aus 


figen, iſt nur beachtlich, wenn er von einem Verkehrfähigen geäußert wird; oben 
830 U 13, dort auch über die Literatur und ferner: R. Kajten, fann der Gejchäft- 
unfäbige nad) BGB offupieren? Diff. Freib. 1902; M. Rümelin, Eid. A. 93, 167. 
Der Verkehrunfähige vermag jedoch 3.3. feinem geichäftfähigen Begleiter Die 
tatfächliche Möglichkeit zur Aneignung zu verichaffen. Damit fann die Freiheit 
des Tieres und fomit die condicio occupandi für Dritte aufgehoben fein. 
Eigentum aber bat der Gejchäftunfähige nicht erlangt; feine Gewalt entbehrt des 
rechtlichen Charakters des „Gigenbefites“. 

16) Vergl. oben $ 38. Fehlt diejer Wille bei dem, der mittelbaren Eigen= 
befiß erwerben foll, jo ſteht die Sache im Befige des Beſitzmittlers; bleibt aber 
berrenlo3, bi3 diejer 3.2. felbit den Willen zum Eigenbejig faßt und tatjächlic 
durchführt. 

17) Daß die Grundiäße vom quigläubigen Erwerbe gemäß $ 932 bier feine 
Anwendung finden, berubt darauf, dat die Veräußerungerflärung, die, gejtüßt 
durch den Beliß des Veräußerers, für den redlichen Erwerber die Grundlage 
abgibt, bier fehlt. Vergl. auch über die Analogie zu $ 928: oben $62 A 28. 
Eine Fahrnis, die irrtümlich al3 berrenlos angejeben werden fann, wird regel 
mäßig auch gemäß $ 935 verfehruntauglich fein. 

18) Czyhlarz 37. 

19) So werden gejtrandete Güter nach Reichsgeſ. 17.5.1874 820 als 
bejißlos, nicht al3 berrenlos behandelt. Unter das Strandreddt im Sinne dieſes 
Bejeßes fallen aber nicht Meeresprodufte wie Tang, Kalkiteine, Bernitein. Für 
diefe bleibt daS Landesrecht maßgebend, in Preußen alfo ALR I. 15.80. 
(Weißler, preuß. Landesprivatr. 2, 409, hält dieſe Vorfchriften irrtümlich für 
aufgehoben). Nach oſtpreußiſchem PBrovinzialrecht ift aller Bernitein regal, in 
Vommern (zwijchen der Beene und der Grenze von Lauenburg) nur der unter 
dem Meeresipiegel befindliche und der vom Meere ausgefpülte Bernitein. Tang 
und Saltiteine werden am jamländifchen Strande vom Staate gegen erheblichen 
Bin3 verpadtet. Vergl. vd. Brünned, Recht der Zueignung 1574. — Vergl. ferner 
Verbot de3 Fangens von Singvögeln, StrGB 8368 Nr. 11; Reichsgeſ. 22.3. 
1888; dv. Stawdinger, Seuffert DI. f. Ranw. 63, 285. 
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ſchließliches Aneignungrecht zuſteht.“ Demgemäß erwirbt insbejondere der 
MWilderer an dem von ihm widerrechtlich erlegten jagdbaren Tiere fein 
Eigentum. Aber auch der Jagdberechtigte ift durch die Befigergreifung des 
Milderers nicht Eigentümer geworden; eine diejen Erfolg kraft Gejeges: 
vorſchrift bewirfende unfreiwillige Stellvertretung ** kennt das BOB nidt. 
Die Folge ift mithin, daß das vom Wilderer erlegte und in Eigenbefis 
genonmene Tier als herrenlos, d.h. als ein in niemandes Eigentum jtehen: 
des Gut betrachtet werden muß.“ 

3. Bejondere Normen für bejtimmte Arten der Aneignung gibt: 

a) das BGB für die Bienen.” Der ausgezogene Bienenjchwarm darf 
auf frende Grundjtüce, und jogar bis in die fremde, bislang nicht bejete 
Bienenwohnung verfolgt werden.“ Gejchieht dies unverzüglich, jo bleibt 
an ihm das Eigentum erhalten ; anderenfalls wird er herrenlos.“ Wereinigen 
fih die Schwärme verjchiedener Eigentümer, jo entjteht Miteigentum nad 


20) Dies vor allem durch Begründung des Jagdrechtes. $ 958 II gilt 
auch im Umfang der landesgejeßlichen Vorbehalte für die Jagd und Fiſcherei: EG 
Art.69. Vergl. E. Berger, Stellung wilder Kaninchen ufw. 1901; Delius, 
preuß. Verw. Arch. 8, 110. 

21) Mus Diefer Auffaſſung wurde gemeinrechtlich gefolgert: das vom 
MWilderer erlegte Wild fällt in das Eigentum des Nagdberectigten. Vergl. 
Windicheid $ 184 A 5; Brinz, Band. 2. Aufl. 1, 570; v. Brünned, Eid. N. 
48, 80 f., 97. Das Jagdrecht wirkte danach als Ermwerbtitel, der nur noch der 
Verwirklichung bedurfte, die von gleichviel wen erfolgen kann. Hiernach galt die 
Analogie des Fruchterwerbs für entjcheidend. Insbeſondere wird für den Bern: 
jtein auf Grund de3 preußiichen Regals angenommen, daß der Dritte, der um: 
befugt jich Bernitein aneignet, als unfreiwilliger Stellvertreter den Staat zum 
Eigentümer madıt. vd. Brünned, Recht auf Zueignung (1574), 78. Dieje Art 
des landesgeſetzlichen Gigentumerwerbes bleibt gültig; EG Art. 69 ſteht dem 
nicht entgegen. Vergl. auch württemb. AG 4. BGB Art. 206; M. Nümelin 271; 
F. Prennigsdorf, Jagdrecht uſw. unter Berückſichtigung des medlenburgiicen 
Landesrechts, Diff. Roſt. 1900; F. Dahmen, Eigentumerwerb an Wilderergut, 
Diff. Roſt. 1902. 

22) Zuſtimmend jest NG im Recht 6, 157. Ebenſo bereit3 Czyhlarz S4; 
Stobbe-Lehmann $ 127 A 55; ferner Brot. 3, 250. Ebenſo ift der Fall zu ent: 
jcheiden, wenn 3.8. ein Rebbod von der Eifenbahn überfahren ijt und auf dem 
Schienengeleife tot aufgefunden wird. Man pflegt wohl als Grund angzuführen, 
das jagdbare Tier ſei bei uns nicht hberrenlos, fondern „anſprüchig“. — Nicht 
ohne Eindrud tft der Einwand, den Jacubezky, Bem, zum Entw. 241 bervorbob: 
der Zweck jener Verbotnormen richte jich nur gegen den Eingriff in beftimmte 
geichüßte nterefien, nicht aber gegen die Aneignung ſelbſt. — Am Reichs— 
Militärſtrafgeſetzbuch 8128 11 wird in Widerfpruch zum BGB der Fall vor: 
geſehen, daß jemand rechtmähig erbeutetes Gut, das er abguliefern verpflichtet 
wäre, „rechtswidrig ſich aneignet“. 

23) 88 961— 964; Stobbe-Lehmann 8129; Bälz, R. an Bienen 1891; 
Kolligs, Eid. A. 74, 433; Pritzl, Seuff. Bl. f. R.antv. 66, 457; Sturm, Beiträge 
zum röm. Necht (1591) 58. 

24) 8962; vergl. $ 867. 

_..25) $961. Damit endigt auch die Haftung aus $ 833, wenn 3.2. der 
Schwarm ein Pferd überfallen und bejchädigt hat. Über „unverzüglich“ vergl. U 11. 
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der Zahl der verfolgten Schwärme; ?* iſt dagegen ein Schwarm in eine 
bejegte Bienenwohnung eingezogen, jo ift damit das Sondereigentum an ihm, 
ohne daß Erjag begehrt werden könnte, untergegangen.?? 

b) Den Landesgejegen bleibt es vorbehalten, bejondere von den Vor: 
ihriften des BGB abweichende Normen über das Recht zur Aneignung von 
fremden im Freien betroffenen Tauben, von jagdbaren Tieren? von 
Fiſchen,““ von bergredhtlihen Mineralien ®' zu erlafjen. 


27) 8964. Der 8951 gilt bier nicht. 

28) EG 130. Preuß. Feldpolizeigef. 1.11.1847 840 gibt ein freies 
Zueignungrecht an jolben Tauben. Goeße, preuß. Verw. Bl. 21, 21. Ferner 
preuß. Gef. 1. 8. 1883 88 7f. 24f., ALR I. 9. 111f. bleiben gemäß AG. 3. 
BGB Art. 39 Nr. 1b umberührt. Anhalt AG Art. 49 bebt dagegen die bis: 
berigen Sondervorjcriften auf. Schtwarzb.-Sond. AG Art. 33: mährend der 
— iſt die Aneignung fremder Tauben mit landesrätlicher Genehmigung 
geſtattet. 

29) EG 69. Stobbe-Lehmann $ 127; Czyhlarz 50. Für das römiſche 
Recht wird die Ertitenz eines bejonderen Jagdrechtes zumeiit geleugnet nach 
J.2.1.12f.; D.41.1.3,1 (dagegen aber: Wächter, Band. 2 $ 134; Wendt, 
Iher. 3. 19, 373). Nach deutichem Rechte hatte von Alters ber der Grund» 
eigentümer das ausjchliegliche Recht auf das in feinem Gebiete betroffene Wild; 
in den Gemeindewaldungen batten alle Gemeindegenofien das Necht der freien 
Pürſch. Seit dem 16. Jahrhundert beanipruchten dagegen die Landesherren 
an den für jagdbar erklärten Tieren das Nagdregal. Erſt in neuerer Zeit ift 
die Jagd wieder durch zahlreiche Landesgejeße zum Nechte des Grundbeſitzers 
erflärt worden; es gilt dies aber nur für die jagdbaren Tiere (3. B. preuß. ALR 
II 16. 32), andere Tiere wie die Füchſe, Iltiſſe, Fifchottern uftw. können von 
jedermann erlegt werden. Die Ausübung der Nagd iſt nur auf zufammenhängenden 
Grundflähen von einem beitimmten Mindeſtmaße geitattet; fleinere Grundftücde 
werden zu diefem Zwecke in Nagdbezirke vereinigt. Vergl. preuß. Gef. 31. 10. 1848, 
7.3.1850, 26.2.1870; ALR I. 9. 114 f. bleibt nah AG Art. 89 unberührt; 
ferner Geſ. 7.8.1899. Banerifches Gef. 4.6.1848 und 30.8. ımd 15. 6.1850; 
dazu AG 3. BGB Art. 143; jächlifches Gef. 1.12.1864 und 28.5.1898; 
mwürttembergtiches Gef. 17.8. 1849 und 27.10.1855; badifches Gef. 2. 12. 1850; 
29.4.1386 und 9.8.1898; heſſiſches Gef. 26.7.1848; 2.8.1858; 19. 8. 1803; 
meining. Gef. 29. 4. 1857; dazu AG 4. BGB Art. 13; oldenb. Gef. 17.4.1897 
und 12.2.1900; lübed. Gef. 6.3.1900, — Neubauer, Zufammenitellung des in 
Deutichland geltenden Rechts (1850) 85; (1881) 98. Schumacher, Befugnis der 
Sagdberedtigten zur Tötung fremder Hunde und Katzen, 2. Aufl. 1897. 

30) EG Art. 69. Stobbe-Lehmann $ 123; Neubauer (1880) 102; (1881) 
99. — Die Fiſcherei im offenen Meere iſt frei; in Privatgewäſſern ſteht jie 
dem Eigentümer zu. Für die öffentlichen Gewäſſer nahmen die Landesherren 
feit dem Mittelalter die Fifcherei al3 Regal in Anſpruch. Dies gilt zum Teil 
noch heute (preuß. ALR II 15. 73); meift wird den Gemeinden das Recht der 
Fifcherei zugeiprochen, wozu meiſtens auch das Recht des Krebsfanges gerechnet 
wird. Die Fijcherei wird entweder durch befondere Angeſtellte ausgeübt oder 
berpachtet; die Gemeindemitglieder haben eine unmittelbare Berechtigung zur 
Ausübung nicht. Preußiſches Gef. 30.5.1874, 20.83.1880; bayerifche Landes» 

ifchereiordnung 4.10.1888; ſächſiſches Gef. 15. 10.1868; mürttembergijches 

f. 27.11.1865 umd 7.6.1887; badifches Gef. 29.3.1852 und 29.3.1890; 
heſſiſches Gef. 27.4.1881; fchwarzb.:fondersh. AUG 3. BGB Art. 27; Tübed. 
Gef. 22.9.1899. 

31) EG Art. 67. Stobbe-Lehmann $$ 123 f. dafelbit auch die ſehr ums 
fangreiche Literatur, Nach römischen und älterem deutichen Recht galt die volle 


26) —9* im Gegenſatze zu 8948. 
E 


566 Drittes Buch. Sacdenredt. 


887. Fund. 
1. Finder ijt, wer eine verlorene Sade entdedt und an ſich nimmt. 
a) Der Begriff der verlorenen Sache? ift aus dem Zujanmenhange 
mit dem Begriffe des Findens zu bejtinmen. Denn bier kommt es nicht auf 


Bergbaufreiheit: der Grundeigentümer war der freie und alleinige Herr der in 
feinem Grundjtüd lagernden Mineralien. Seit der constitutio de regalibus 
bon 1158 wurden die Silberbergwerfe zum Regal erklärt, nur der König bat das 
Recht, fie anzulegen und auszubeuten; dies wurde dann auch auf andere Berg: 
werfe ausgedehnt; in der goldenen Bulle vom Jahre 1356 Kap. 9 wurde den 
Kurfüriten das Regal an allen Metallbergwerten zugeſprochen. Von dieſen 
wurde es dann vielfah an Genoſſenſchaften, Klöjter uf. vergabt. Das Regal 
bedeutete das alleinige Aneignungredt an allen bergmänniſch zu geminnenden 
Mineralien. — In neueren Gejeßen wird dies Regal zumeist aufgehoben, der 
Staat bebält jich nur die Bergbauhoheit vor. Als gemeinfames Landesrecht alle 
deutichen Staaten, mit Nusnahme von Sadıfen, gilt das preuß. Berggeſ. 24. 6. 1565, 
(abgeändert durch AGz. BGB Art. 37; A. Arndt, allgem. Berggeſ., 2. Aufl. 1903). 
Die dem Bergbau unterworfenen Foflilien (edle Metalle, Eifen, Blei, Kupfer, 
Binn, Nidel, Arjenit, Schwefel, Steintohle, Braunfohle, Steinfalge uſw.) find 
dem Verfügungrecdte des Grundeigentümers entzogen, fie gelten als berrenlos. 
Das Recht zum Abbau wird von der VBergbebörde dem verliehen, der das Vor: 
handenſein abbaumürdiger Lager jener Foſſilien glaubhaft macht und ein Gefud, 
die Mutung,jtellt. Auch der Staat ſelbſt muß um die Verleihung des Bergwerk— 
eigentumes nachjuchen. Das freie Net des Schürfens,d. h. des planmäßigen 
Suchens nach verleibbaren, aber noch nicht verliebenen Mineralien in der Abficht, die 
Verleihung des Bergmwerfeigentumes nachzuſuchen, jteht jedermann auch auf fremdem 
Boden zu. Der Grundeigentümer muB gegen Erſatz des zugefügten Schadens 
das Schürfen geitatten. Wohnräume, Gärten, Friedhöfe, Straßen uſw. find 
dem aber nicht unterworfen. Das Vorrecht auf Verleihung des Bergmwerfeigen: 
tume3 Durch die Berabehörde bat der Finder, der auerit das Mineral entdedt 
hat; fonfurrieren zwei bevorrechtigte Finder miteinander, jo gebt derjenige, der 
auerit gefunden bat, dem anderen, der zuerjt gemutet hat, vor; jo RG 19. 6. 1901 
(Btichr. für Bergrecht 49, 251). Sämtliche Bundesitaaten baben auf Grund 
bon EG 67 zu ihren Berggeſetzen Ausführungnormen erlaflen; bayer. A® 3. 
BOB Art. 157; ſächſ. Art. 29; württemb, Art. 207; bad. AG 3. GBO $40 ımd 
zum 3U& 8 15; beit. AG 3. BOB Art. 233. Vergl. im übrigen Niedner 150. — 
Entiprechend der Mutung wird das Vergwerfeigentum für ein bejitimmtes, ab» 
gegrenztes Feld verlieben, Kir die Entjchädigung des Grumdeigentümers gelten 
die Landesgefebe; dazu EG 67 II. Über den Vollzug des Eriwerbes und die 
grundbuchmäßige Behandlung des VBergiverfeigentums bejtimmen gemäß GBO 
$ 53 die Landesrechte; darüber ift oben 853 A12 gehandelt. 

Für nicht bergrechtliche Abbaugerectigfeiten dürfen nach Landesrecht 
auch andere als die im BGB zugelafienen Arten der vererblichen und veräußer— 
lihen Nubungrechte zugelaflen werden; EG 68; GBO $ 84; oben 853 A111. 

1) 8965. Das BGB ordnet diefe Materie mit großer Ausführlichkeit. 
— Tas römische Necht behandelte den Finder als negotiorum gestor. Die 
modernen Gejebgebungen haben dem BGB zum Vorbild gedient; vergl. preuß. 
ALHR I. 9. 19—73. Delbrüd, ber. 8. 3, 1; Gimmertbal, Civ. U. 52, 521; Roth, 
D. Privatr. 3 8245; StobbesXehmann 2 8131; Eccius 3 8175; Dernburg, 
preub. Pr. 1 8 232. — €. Blänfner, rechtl. Stellung des Finders, Diff. Greifsw. 
1901; M. Dolezuch, Nechtsverh. am Fund u. Schatz, Diſſ. Nena 1901; H. Wedell, 
rechtl. Bez. zw. Verlierer u. Finder, Diff. Roit. 1903; Schäfer in Seuffert Bl. 
f. Ranw. 68, 1; Silberfjchmidt ebenda 109; Hilfe in Egers Eiſenbahnrechtl. 
Entjcheid. u. Abh. 16, 165; Delius, preuß. Verw. BI. 20, 337; Frande, Hirtb3 
Annalen (1908) 86, 310, 

2) Darüber Fuld, Eiv. W. 89, 402; Brüdmann, Ar. BR 23, 322. Der 
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die Wirfung an, die der Verluſt des Befiges auf die Rechtslage des bis- 
herigen Befigers oder Eigentümers ausübt; jondern es handelt fi um die 
Frage, wann eine Fahrnis derart verloren ift, daß fie gefunden werden kann. 
Dafür iſt entjcheidend, daß die Sache ſich offenfichtli an einer bejtimmung: 
widrigen Stelle befindet, wo fie durch die Obhut eines befriedeten Beſitztumes 
nicht gededt wird. Maßgebend ijt mithin nicht der Verluft des Befiges, 
jondern der Mangel des objektiven Gemwahrjamwerhältniffes: dem äußeren 
Tatbeftande nach muß die Sache als eine joldhe erfcheinen, die des fichernden 
Gewahrjames entbehrt und dem Zugriffe von jedermann preisgegeben ift. 
Diejer objektive Tatbejtand muß das Finden als Befigergreifung, die ohne 
verbotene Eigenmacht erfolgen darf, rechtfertigen.? 


Sprachgebrauch des Gejeßes gibt feine Auskunft. Im Gegenteil, genauere Be: 
trachtung zeigt, dat das Gejeß von „verlieren“ in ganz verſchiedenem Sinne fpricht. 
Verloren werden fünnen: Rechtsfähigkeit, Rechte, Ansprüche, Einreden, Rang eines 
Rechtes, Recht und Pflicht (!) der Fürforge (1738), elterliche Gewalt, Befug— 
nifje, Eigentum und Beſitz (268, 940); bier handelt es fih um die Einbuße 
eines Rechtes. Dagegen bezieht ſich „verlieren“ auf den faktifchen Tatbeitand, 
wenn e3 heißt, daß eine Sache (935, 1006, 1007), die tatfächliche Gewalt (856), 
die Stüße oder die Kraft verloren it. 

3) Diefe Ausführungen beruhen auf dem oben in $35 entwidelten Be— 
griffe des objektiven Gewaltverhältniiies in feinem Gegenjaße zum Bejibbegriffe. 
— a) Solange die Sache unter der Obhut des Haufes, Hofes oder der Geſchäft— 
räume jtebt, kann jie zwar fo abhanden gefommen fein, dab fie troß allen 
Suchens nicht entdedt wird und daher twirtichaftlich nicht mehr in Betracht 
gezogen werden darf (darauf legt Brüdmann 327 enticheidendes Gewicht; feine 
Definition ift auch nach anderer Richtung bin nicht überzeugend) ; ſie iſt aber 
gleichwohl nicht derart verloren, dat ein Dritter fie finden fann, denn fie wird 
durch die Obhut des Bejiktumes mitgededt. Das Gejek belegt dies durd) $ 867; 
auch die 3.8. durch Zufall auf ein fremdes Grundftüd gelangte Fahrnis iſt nicht 
verloren (oben $ 35 A 21). Dasfelbe gilt für die verlegte oder vergeſſene 
Sache, jolange ſie im Gewahrſam ſteht. Anders fteht es, wenn die Sade an 
einem beitimmungtvidrigen Orte fich befindet; der im Straßengraben gelagerte 
Schneepflug jteht unter fundbarer Obhut, denn jedermann muß erfennen, daß 
der Bflug dort zum Gebrauche bereitgeitellt it; wenn dagegen an derielben Stelle 
eine Uhr liegt, tritt durch den äußeren QTatbeitand hervor, dat dies eine be= 
ſtimmungmäßige Lagerung der Sache nicht jein fann, fie daber außerhalb jedes 
Gewahrfams jich befindet. — b) Verlieren im Sinne des 8 965 trifft nicht über— 
ein mit Bejißverluit. 1. Gefunden werden fann eine Sache, die in Diejem 
Augenblid außerhalb des Gewahrfams jteht (7.8. der im Walde liegen gelaſſene, 
vergeſſene Schirm), obgleich daran wegen 8 856 II der Bejit noch nicht verloren 
iſt. 2. Zum Berlieren gehört meijt, dat die Sache ohne Willen abhanden gelommen 
iit; das bildet aber fein entjcheidendes Merkmal. Nach 8935 wird auf das 
Rerlieren ohne Willen Gemwicht gelegt, weil der Eigentümer nur dann feinen 
dinglihen Anfpruch einbüßen fol, wenn er die Fahrnis einem Anderen ans 
vertraut bat. Für das Finden dagegen bleibt eö gleich, wie der Gewahrſam 
verloren ging; wird die Sache geitohlen, fo fann jie beim Diebe nicht gefunden 
werden; wird bei einer Bergtour die Reiſeflaſche an einer abgelegenen Stelle 
hingelegt, dann aber vergeſſen, fo fann ein Dritter fie finden. Auch die ver— 
ſchoſſene Artilleriemunition iſt eine verlorene Sache; vergl. preuß. Kab.-Order 
23.7.1833, die dafür ein Fundgeld ausfeßte. 3. Auch dies ijt nicht wejentlich, 
daß der Verlierer nicht mehr weiß, wo ſich die Sache befindet. Man bat das 
Meſſer verloren, auch wenn man weiß, daß e3 zwiſchen den Wärterbuden 412 und 
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b) Finden ift das Entdeden einer verlorenen, fremden Sade. Ob 
dies dur Zufall oder Suchen geſchah, bleibt ſich gleich“ Gegenitand des 
Findens können nur Sachen und die ihnen gleichgeftellten Jnhaberpapiere, 
nicht dagegen Rechte fein.” Das Gejeg unterjcheidet von dem Entdeden das 
Anfihnehmen der Fundfahe. Mit gutem Grunde. Denn hierdurch erjt wird 
die Sache wieder unter Obhut gebracht und an dem Rechtsverkehr beteiligt. 
Mit dem Ergreifen des Beſitzes“ an der Fundjache wird zugleich das eigen- 
artige, jowohl Rechte als Verpflichtungen enthaltende Rechtsverhältnis des 
Fundes hergeftellt. Dieſer Tatbeftand kann nur durch menjchliches Handeln 
verwirklicht werden; das Anfichnehmen ift daher eine Nechtshandlung, Deren 
Wirkſamkeit davon abhängig ift, daß dem Handelnden eine der Rechts: 
irn, Des Findens entjprechende Verkehrfähigkeit zukommt.” 


413 aus dem Zuge auf den Eifenbahndamm gefallen ift; und man bat den an 
den Hof gewöhnten Hund nicht verloren, wenngleich jede fichere Wiſſenſchaft 
darüber fehlt, wo er ſich herumtreibt. 4. Ob die in einem Baume verjtedte 
oder im Felde vergrabene Sache als verlorene zu gelten bat, iſt nach dem je— 
weiligen Sadyverbalte zu beurteilen. Nach $ 856 II kann der Bejiß bier fort— 
bejteben; die Art der Verwahrung fann auch den objeltiven Gewahrjam er: 
halten. Jedenfalls ijt der, der das Verjteden beobachtet hat und danach Die 
Sache wegnimmt, fein Finder. Vergl. über diefen Fall Seuff. U. 59,35 (gegen 
die anfechtbaren Gründe diejes Urteils: Brüdmann 352). — c) Wejentliche Voraus- 
feßung des Findens bildet, dat die Sache in dem Mugenblid, wo ein Anderer 
fie an ſich nahm, bereits verloren war. Wer eine nicht verlorene Sache an ſich 
nimmt und fie dadurch zu einer verlorenen macht, begeht verbotene Eigenmadit. 

d) Verloren ijt nur die Sache, deren Eigentümer noch zu ermitteln ift. Das 
ergibt der Gegenjchluß aus $ 984: beim Schaß bat die Sache den Eigentümer, 
beim Funde der Eigentümer die Sache verloren. Da ferner nur eine Sadıe 
verloren jein fann, die vordem im Beſitze eines Menſchen gejtanden hatte und 
gegenwärtig nicht im Bejiße ſteht: hat der Zeitungsfall, wo der Gajt in einer ihm 
an der Gajthaustafel aufgetifchten Auſter eine Perle findet, mit dem „Funds 
rechte“ nichts zu tun; die $$ 433, 119 fämen vielmehr in Frage. 

4) Wird jemand zum Suchen angejtellt (3.8. ein Taucher), fo findet er 
nicht, fondern er erfüllt mit dem Entdeden feinen Dienit- oder Werfvertrag. 

5) Daher fann nur das Sparfafjenbuch, nicht aber die in ihm bverbriefte 
Forderung Gegenjtand des Fundes fein; ®d.1 8196 W10. 

6) Bloßes Beſichtigen und Anfaſſen enthält noch fein Anfichnehmen; eben: 
fowenig wie wenn man duldet, daß ein fremder Hund auf der Landſtraße fich uns 
anschließt und mitläuft. Vielmehr iſt jtet3 gewollte Bejibergreifung erforderlich. 
Unter mebreren Entdedern iſt derjenige „Finder“, der zuerit die Sache in Beſitz 
genommen hat. Mit dem Entdeden entiteht noch fein ausfchliegliches Aneignung: 
recht; daher fann der Dritte, der den Entdeder an der Befitergreifung hindert, 
nicht nad) $ 823 haftbar fein (dies behaupten Mot. 3, 384; Delius 337); es 
fehlt an einem Rechte, in das eingegriffen wäre. 

7) Das Anjichnehmen iſt nicht als Rechtsgeſchäft aufzufafien, denn eine 
auf Herbeiführung einer Rechtsfolge gerichtete Erklärung liegt nicht bor. bt 
darf aber nicht bejtritten werden, daß die Verfehrfähigfeit eine Vorausſ 
auch bei Nichtrechtsgejchäften bilden fann. Vergl. oben $ 34 A 30, 34. Das Rap 
hängt von der Nechtsbedeutung der jeweiligen Handlung ab. In dieſer Hinficht 
ſteht jedenfalls feit, dah ein Verfebrunfäbiger das in $965 f. voraus 
geſetzte Verpflichtungverhältnis durch eigenes Handeln nicht herauftellen vermag; 
infoweit fann das Kind weder als Finder noch als Verwaährer verhaftet fein; 
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2. Aus der Befigergreifung der gefundenen Sache entjteht zunächit ein 
eigenartiges gejegliches Schuldverhältnis.® 

a) Danach ijt der Finder verpflichtet zur unverzüglichen Anzeige und 
zur Verwahrung der Sache.“ Die Anzeige hat er nad) freier Wahl dem 
Verlierer oder dem Eigentümer oder einem jonjtigen Empfangberectigten 
zu erjtatten. Sind dieje ihm aber nach Perjon oder Aufenthaltort unbekannt, 
jo muß er den Fund unverzüglich einer beliebigen deutſchen Polizeibehörde 
anzeigen.!! 

b) Die Verwahrungpflicht ift nach den Grundfägen des Verwahrung: 
vertrages '? zu erfüllen; der Finder hat hierbei nur Vorjag und grobe Fahr: 
läffigfeit zu vertreten.” Sind die Sachen dem Verderb ausgejegt oder ver- 





nur fein gefeßlicher Vertreter vermag diejen Nechtserfolg auf Grumd des Auferen, 
rechtlich zunächit bedeutunglojen Verhaltens des Kindes herzuitellen. Für den 
Geſchäftunfähigen und den in der Gejchäftfähigfeit Beſchränkten iſt $ 682 analog 
anzuwenden. Wenn Siniep, Beſitz 96, Kober 8965 A 2, Biermann $ 965 A2, 
Dittenberger, Schuß des Kindes 123, den Gejchäftunfähigen als „Finder“ gelten 
lafien wollen und ihm die Rechte eines ſolchen zuweiſen, jo hängt die Ent— 
fcheidung bierüber davon ab, ob der Finderlohn ein Entgelt bloß für die tatjäch- 
liche Wiederzuführung der verlorenen Sache iſt und ob diefer Erfolg unabhängig 
von dem Anjichnehmen, dejien das Kind unfähig iſt, herbeigeführt werden fann. 
Nur fo wäre e3 zuläfiig, dem Kinde den Finderlohn ala Entgelt Für feine faktifche 
Hilfeleiſtung zuaubilligen. Dem wirklichen Nechtsleben entipricht das nicht. 
Wenn ein dreijähriges Kind beim Spielen im Sande ein Goldftüd ausgräbt, fo 
iſt die Mutter, die das Golditüf in der Hand des Kindes entdedt, die wahre 
Finderin; denn erjt ihre Handlung führt die verlorene Sache dem Rechtsverkehre 
wieder zu. Eigentum nad $ 973 kann der Verfehrunfäbige auch hier jedenfalls 
nur durch die beftätigende Handlung feines gejeßlichen Vertreters erwerben. 

8) Die Verpflichrung fchliegt ſich an die Beſitzergreifung an. Bis dahin 
mag jeder fich überlegen, ob er die Haftung aus dem Funde auf fich nehmen will 
oder ob er nicht beſſer die entdedte Sache liegen läht. Hat er fie aber einmal 
an jich genommen, mwozu ein bloßes Anfaflen zum Beſehen nicht ſchon genügt, 
fo darf er fie num niche mehr wegiverfen oder mweggeben; jonjt haftet er ($ 968) 
dem Verlierer auf Schadenerjaß wegen Verlegung der gejeßlich eingetretenen 
Verpflichtungen. Vergl. auch oben 82 A1df. 

9) ss 965 1, 966 I. 

10) Über die polizeilihe Behandlung der Fundſachen enticheidet das 
Landesrecht. Val. Dienitanmweifung des preuß. Min. des Innern und der Juſtiz 
27.10. (21. 11.) 1899 und 7.3.1900; Baher. Min. Bel. 14.12.1899; ſächſ. 
V.O. 6.7.1899 824 f.; württemb. Verf. 14.12.1899 und 29.1.1900; bad. 
B.D.3.BEB 8 19 u. Min. V. O. 6.10.1899; heſſ. V.O. 9. 8. 1899. — Der Finder 
muß die Anzeige nicht gerade bei der Polizeibehörde des Fundortes erſtatten, 
weil dies zu übermäßigen Beläſtigungen für ihn führen würde. 

11) 8965 II. Beim Funde einer „mindermwertigen“ Sache, die nicht mehr 
als drei Mark wert iit, bedarf e3 der Anzeige bei der Polizei nicht ; bergl. für 
diefe Sachen auch ss 973 11, 974. Dagegen bleibt die Anzeigepflicht gegen— 
über dem befannten Empfangberechtigten auch für diefen ſog. Bagatellfund be= 
ftehben; daher tritt auch bier Verluſt des Anfpruchs auf den Finderlohn nad) 
8971 II ein; jo OLG 4, 332. , 

12) 8 9661 dazu 88 688 F.; Bd. 1 4 Der redliche Finder nimmt die 
Stellung eines Beſitzmittlers ein, er verſchafft dem Verlierer originären mittel— 
baren Beſitz; oben 8 32 A154a. Re 

13) 8968 gegen 8690, der die Sorgfalt, die jemand in eigenen Uns 
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urjacht ihre Aufbewahrung unverhältnismäßige Koften, jo können fie öffentlich 
verjteigert werden; dann tritt der Erlös an die Stelle der Sache.“ Mit der 
Herausgabe der Sache an den Verlierer entledigt ſich der Finder jeder 
Haftung auch dem Eigentümer oder ſonſtigen Berechtigten gegenüber.“* 

3. Auf Grumd der Befigergreifung und der damit für die verlorene 
Sache geihaffenen Obhut entjtehen für den redlichen Finder folgende An: 
ſprüche und Rechte. | 

a) Der Finder kann Erfag für alle Aufwendungen begehren, die er 
zur Verwahrung oder Erhaltung der Fundjache oder zur Ermittelung des 
Empfangberechtigten gemacht hat. Sein Recht zum Erſatze fteht hier nicht 
wie bei der Geihäftführung ohne Auftrag in Abhängigkeit von dem wirk— 
lichen oder mutmaßlichen Willen des Geſchäftherrn;“ vielmehr entjcheidet, 
welche Aufwendungen der Finder nach objektiver Beurteilung der Sachlage 
und nach redlichem Ermeſſen für erforderlich halten durfte.“ 

b) Bei getreuer Erfüllung feiner Anzeigepflicht '* fteht dem Finder ein 





gelegenheiten anzuwenden pflegt, verlangt. Wergl. aber $$ 680, 652, Ein 
gefundenes Tier iſt 3.2. zu füttern und jo zu bewahren, dab es nicht geitoblen 
werden oder entlaufen fann. Der Finder tft inzwijchen als Halter des Tieres 
nad $ 833 haftbar; diefe Folgerung läßt jich jedenfall3 dann nicht umgeben, 
wenn der Verlierer nicht entdedt werden fann. 

14) 88 966 IL, 975 ©.2. Vorher ift Anzeige an die Polizeibehörde zu 
eritatten. — Der Finder tit berechtigt und auf Anordnung der Polizei verpflichtet, 
Sade und Erlös ihr abauliefern; 8 967. Die Rechte des Finders werden hier: 
Durch in Feiner Weiſe berübrt; die Mahregeln der PBolizeibebörde dienen nur 
Sicherungzweden; 8 975. Andererjeits aber befreit fich der Finder durch Die 
Ablieferung von jeder weiteren Haftung. Die landesredtlichen Vorfchriften 
(4 10) führen dies im Näheren aus. Nach der preußiichen Dienitanmweifung 
bat die Ortöpolizeibehörde jede Fundanzeige entgegenzgunehmen und den Finder 
über Zeit und Ort des Fundes und alle Umstände zu bören, die für die Er- 
mittelung de3 Verlierers wefentlih fein fönnen. Zur Annahme und Auf 
bewahrung der Fundſache ſowie ihres Erlöſes iſt die Behörde verpflichtet. Sie 
bat die Ablieferung insbefondere dann anzuordnen, wenn eine Unterſchlagung 
au beiorgen iſt oder es fonft im Anterefie des Empfangberedtigten liegt. Sie 
fann ſelbſt die öffentliche Verſteigerung vomehmen laſſen, wenn die Vorauss 
feßungen des 8966 II 1 vorliegen. Die zuftändige Ortspolizeibehörde iſt Die 
des Kundorted; an fie tit, wenn eine andere Boligeibehörde angegangen 
it (N 10), Mitteilung zu eritatten und die Fundſache oder deren Erlös zu 
überfenden. Bon der Ortspolizeibebörde des Fundorte wird ein Verzeichnis 
aller Funde angelegt und durch Mushang, bei Sachen über drei Mark auch durch 
Bekanntmachung in den bierfür bejtimmten Blättern fundgegeben. — Die 
Haftung Der Polizeibehörde beitimmt fich nach öffentlidem Rechte; 
für die Vertwahrungpflicht wie die Herausgabepflicht find in Ermangelung be— 
ſonderer Iandesrechtlicher Vorfchriften die im Bo.1 8143 A4S für die öffent» 
liche Hinterlegung dargeitellten Grundſätze entiprechend anzuwenden. 

15) $969. Dasſelbe gilt bei der Ablieferung an die Boligeibebörde. 

16) Was $ 688 beftimmt. 

17) 8970; ebenfo preuß. ALRL9.61; ſächſ. GB 8242. Nicht an 
gemeſſen jind 4.8. Inſertionkoſten, die durch eine überflüfjige weitläufige Be— 
Ichreibung der Fundſache deren Wert faft erfchöpfen. 

15) $971T1. Dazu gehört natürlich auch, daß er auf Anfrage eines 
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Anſpruch auf den Finderlohn '* zu. Zur Geltendmahung diejes Anjpruches 
wie des Anſpruchs wegen Aufwendungen gewährt ihm das Geſetz überdies 
ein Zurückbehaltungrecht an der in Befig genommenen Fundſache oder ihrem 
Erlöje.?° 

e) Der Finder erwirbt an der gefundenen Sache oder ihrem Erlöje kraft 
Rechtsvorſchrift das volle Eigentum.?" Dies Anfallrecht tritt nicht ein, wenn 
binnen Jahresfrift nach Anzeige des Fundes ſich beim Finder oder bei der 
Rolizeibehörde ein Berechtigter gemeldet hat oder jonjt bekannt geworden 
ift.2° Einem Empfangberechtigten aber, der vor Ablauf der Ausſchlußfriſt 
dem Finder befannt geworden ift oder jeine Rechte bei der Polizeibehörde 
angemeldet hat, kann der Finder eine angemefjene Frift jegen zur Er: 
Härung, ob er bereit ſei, die geltend gemachten Anjprüche wegen Ber: 
wendungen und Finderlohn zu genehmigen und zu befriedigen. Mit dem 
erfolglojen Ablauf diefer Frift erwirbt der Finder das laftenfreie Eigentum 
an der gefundenen Sade.”* Berzichtet der Finder auf fein Recht zum 
Eigentumermwerbe, jo geht dies auf die Gemeinde des Fundortes über.”’ 


Anderen, der rich als Verlierer oder fonjtiger Berechtigter ausweift, den Fund 
nicht verheimlicht bat. 

19) 89711: regelmäßig 5 Prozent vom Werte zur Zeit des Fundes; von 
dem Mebriverte über 300 Mark und allgemein bei Tieren aber nur 1 Brozent. 
Billiges Ermeſſen entfcheidet, wenn die Sache, wie 3.2. ein Packet Familien- 
briefe, nur für den Empfangberedtigten einen Wert bat. Über die Berechnung 
des Finderlohnes beim Finden eines Sparkaſſenbuches: Bd.1 $ 196 A10. — 
A. Riemer, Anfpruch auf Finderlohn, Diff. Leipz. 1901. Dem römischen Rechte 
war ein Finderlohn unbelannt. 

$ 972 verordnet die entiprechende Anivendung der $$ 1000—1002, 
Der Anſprüch des Finders ift nur begründet, wenn der Empfangberecdhtigte die 
Sadje wiedererlangt oder den Finderlohn und die Verwendungen - genehmigt 
bat ($ 1001). Nach Herausgabe der Fundjache erlifcht der Anſpruch auf Erſatz 
und Finderlohn mit Ablauf eines Monats ($ 1002). — Zur Erhaltung des 
Zurüdbehaltungrechtes des Finders jchreibt $975 ©.3 vor, daß die Bolizeis 
bebörde die Sache oder den Erlös nur mit Zuftimmung des Finder dem 
Empfangberedtigten herausgeben darf. Wird die Zuftimmung vermweigert, To 
mag der Empfangberedhtigte gegen den Finder die Stlage auf ihre Erteilung 
erheben; gegen die Bolizeibehörde kann der Herausgabeanspruch nicht im Rechts: 
wege verfolgt werden (A14 a.€.). 

21) 897311; gleichviel ob er felbit oder die Polizeibehörde die Fund- 
ſache in Befit hat, $ 975. Damit erlöfchen auch alle begrenzten Rechte an der 
Sadıe, $ 97312. 

22) Bei minderwertigen Sachen, die nicht angezeigt zu werden brauchen, 
läuft das Jahr von dem Funde ab, 8973 111. Das gilt nicht, wenn der Fund 
auf Anfrage verheimlicht worden ift, 8973112. Andererfeits wird bier der 
Eigentumeriverb aber nur gehindert, wenn der Empfangberechtigte dem Finder 
felbit befannt getvorden ift; Anmeldung des Nechtes bei der Poligeibehörde hat 
diefe Wirkung nicht (8 973 II 3), mweil der Fund foldher mindertwertigen Sachen 
der Polizei nicht angezeigt zu werden braucht ($ 965 II 2). 

23) Die Bemeislaft für diefe Ausnahmenorm trifft den verlierenden 


Eigentümer. 
24) 8974; dazu Ära Der Finder foll nicht gestwungen werden, auf 
Erfaß zu Hagen, vielmehr foll der Empfangberechtigte von ſelbſt binnen der ihm 
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Der ſich hier vollziehende Cigentumerwerb genießt nicht diejelbe un: 
eingejchräntte Bejtätigung wie bei der Aneignung. Da es fi) nicht um eine 
herrenloje Sache handelt, jo fällt der rechtfertigende Grund des Ermwerbes 
fort, wenn der Empfangberecdhtigte nachmals ſich meldet. Er vermag aller: 
dings den Eigentumübergang dann nicht mehr aufzuheben, wohl aber wird 
ihm ein Anſpruch auf Herausgabe der erlangten ungerechtfertigten Be: 
reicherung ** gegen den Finder oder die Gemeinde zugeſprochen.““ Dieſer 
Anspruch unterjteht jedoch einer kurzen Befriftung ; er erlifcht in drei Jahren.” 

4. Auch in Geſchäfträumen und den Beförderungmitteln einer öffentlichen 
Behörde oder einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Verfehranftalt kann 
eine Sache verloren ?° werden. Gleichwohl jteht die Sache noch unter der 
allgemeinen und organifierten Aufficht der Behörde oder Verkehranftalt; 
dieje hält nach der Auffaſſung des Gejeges an ihr den Gewahrſam“ inne 
und darum kann fie nicht im Rechtfinne „gefunden“ werden. Wer jie an 


gejeßten Friit die Auslagen und den Finderlohn bezahlen bei Verluſt feines 
Eigentumes. Beſtreitet der Empfangberedtigte nur die Höhe der Wuslagen, 
die er im übrigen zu zahlen bereit it, jo muß der Finder auf Feititellung des 
zu erjeßenden Betrages Hagen und mag dann auf Grund des rechtäfräftigen 
Urteils gemäß $ 1003 II dem Gegner aufs neue eine angemeſſene Friit jegen, 
nad) deren erfolglofem Ablauf das Eigentum dem Finder anfällt. 

25) 8976. Durch Anordnung des Reichstanzlers kann beitimmt werden, 
wer an deren Stelle in den Sonfularbezirfen zu treten bat; Reichsgeſ. 7. 4. 1900 
Dies gilt auch für 8977. — Der $ 976 betrifft nur den Fall des ab— 

oluten Verzichtes des Finder: Cr fchliegt nicht aus, daß der Finder 
3.8. auguniten einer beitimmten Armenkaſſe verzichtet. 

26) 88 S12f.; Bd. 1 8 198. 

27) Der 8977 ©1, der dieſes anordnet, wirft um fo eigenartiger, al3 
er den Anſpruch auch im alle des 8974 erteilt. Wie ift es zu rechtfertigen, 
daß der Verlierer, dem zur Strafe für feine Nenitenz das Eigentum abgeiproden 
worden tjt, dennoch einen Anspruch wegen umngerechtfertigter Bereicherung baben 
fol? Dies widerfpricht auch dem Sinne des in 8974 berangezogenen $ 10031. 
(Dagegen Neumann zu $ 977, weil 8 877 nicht bezwecke, den Empfangbered: 
tigten zu jtrafen, fondern nur dem Finder die freie Verfügungbefugnis über 
die Sache gewähren wolle.) Nach Brot. 3,272 wie nach dem Belt eriter 
Lefung ſollte der Vereicherunganfpruch im Falle des jeßigen 8 974 ausgeſchloſſen 
werden. Es ſcheint ein Fehler der Redaktionskommiſſion vorzuliegen. Das 
Geſetz tit aber anzumenden, wie es lautet; zuftimmend Kober 8977 A2. 

38) 8077 82. 

20) 8978. Oben $35 Nr.2b: die Behörde, Anftalt oder der Inhaber 
einer Verfehranitalt, zu der auch ein Gaſthaus, Konzertfaal u. deral. zu 
rechnen tit (Hilſe 166), erlangen damit den Belt nicht; da der Zutritt zu 
Diefen Räumen einer unbegrenzten Menge bon Perfonen offenitebt, ermangeln 
die dort liegen gebliebenen Sachen der jichernden Beſitzherrſchaft, die font durd 
Haus und Hof geichaffen wird. Vergl. auch Sächſ. A. 5,183. 

30) Das tit oben 835 A132 f. begründet. 

31) Der fog. „Finder“ hat hier gar feine Nechte, weder auf Finderlohn 
noch auf Eigentumerwerb: 8978 ©.2. Ob es praftifch Hug iſt, ihm jedes 
Anterefie zu nehmen, wird ſich fehr bezweifeln laſſen. So auch 9. Krahmer, 
negenjeitige Verträge (1904) 23 A 18. — Erfabanipruch wegen Verwendungen 
fönnte in Betracht fommen nach $ 970; befondere praftifche Bedeutung wird dies 
bier jchiwerlich haben. 
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fi nimmt, muß fie unverzüglich abliefern; es findet dann eine öffentliche 
Bekanntmachung jtatt unter Setung einer Anmeldungfrift. Iſt die Frift 
fruchtlos verlaufen, jo werden die Fundſachen öffentlich verfteigert ; der Erlös 
fällt nad} drei Jahren, die vom Ablauf der Aufgebotfrift an gerechnet werden, 
der betreffenden Behörde oder Anjtalt zu.’® 

Diejelben Normen gelten, wenn eine öffentliche Behörde Sendungen, 
Depofiten, Überführungftüde oder fonftige Sachen im Befig für einen 
Dritten hält, defien Perjon oder Aufenthalt unbekannt iſt.“ Dieje Sachen 
werden zwecentjprechend wie verlorene behandelt.®* 


888. Schatz. 


1. Schatz iſt eine bewegliche Sache, die ſolange verborgen gelegen hat, 
daß ihr Eigentümer nicht mehr zu ermitteln iſt. Im Betracht kommen 
Saden jeglicher Art; nicht bloß Geld und edle Metalle, jondern 3.8. auch 
DBrafteaten, Wertpapiere, Mumien, Waffen und Kanonenkugeln, Fäſſer mit 
Wein. Borausjegung bildet aber, daß fie irgendwo in Grundftücen oder 


32) Die genaueren Vorjchriften geben die breit angelegten $$ 978 bis 
982. Die in $952 vorgejehenen Ausführungbejtimmungen für die Bekannt— 
machungen der NReichsbehörden und Reichsanitalten find durch Belanntmachung 
des Reichskanzlers vom 16.6.1898 fundgegeben. Wörtlich übereinjtimmend 
damit für die Landesbehörden und Verfehranitalten: gemeinjchaftl. Erl. der 
preuß. Min. 18.11.1899; bayer. Min. Bek. 2.12.1899; ſächſ. V.O. 3. BGB 
Be württemb. Min.Berf. 29.1.1900; bad. Allg. Verf. 11. 11.1899 819; 
ef. 8.0. 9.8.1899 817F.; elſaß-lothr. Bel. 19.12.1899 Nr.8. — Vergl. 
Foltgefeh, 28.10.1871 a Strandungordnung 17.5.1874 820f. (oben $ 86 

419); Vereinszollgej. 1.7.1869 $ 104, 157 über zollpflichtige Fundſachen. 

33) So fommt e3 öfters vor, dab jemand durch Poſtanweiſung eine 
Summe bei einer Gemeindeverwaltung einjchidt, mit der Angabe, daß damit 
eine bejtimmte Schuld bezahlt werden folle. Es jtellt ſich heraus, daß dieſe 
age nicht beſteht; der Abſender aber ift nicht zu ermitteln. 


34) 8983. Bejonders wichtig find die im Strafverfahren in Verwahrung 
genommenen bemweiserheblichen Sachen. Für diefe gilt in Preußen jest die 
Verf. des Juſt. Min. 22.7.1903; dort ijt auch vorgefehen, dab die in den 
Räumen der Juſtizbehörden gefundenen oder nah BGB $ 983 in deren Beſitz 
befindlichen Sachen den Amtögerichten in Verwahrung gegeben werden fünnen; 
Bee ift mit dem Verjteigerungerlös der Fundſachen und Überführungjtüde zu 
verfahren. 


1) $ 984. Nach dem Vorbilde des römifchen Rechts D. 41.1. 31. 1: 
thesaurus est vetus quaedam depositio pecuniae, cuius non exstat memoria, ut jam 
dominum non habest. Ebenſo mit nur geringen Abweichungen die Bartikular- 
rechte: preußifches ALR I. 9, 74; Code civil Art. 716; fächjiiches BG em 
— Es handelt ſich nur um beivegliche Sachen; ein entdedter Moſaikboden iſt fein 
Schatz. — Andre, Lehre vom Schatz, Diff. Berl. 1884; v. Jagow, gemeines 
— Diff. Gött. 1888; Matthige, an, Diſſ. Greif. 1898; A. Rentel, 
röm. u. gem. Schabrecht, Dill. Erl. 1899; V. Mahnke, Schaberiverb nach BOB, 
Diff. Se. 1900; U. Srangte, Begriff des Schaßes, Diff. Roit. 1901; K. Herbig, 
Schatzrecht, Diſſ. Reibz. 1902; W. Vogel, Schatzerwerb, Difi. Roſt. 1908. 
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Fahrnisſachen? verborgen waren, jo daß ſich nicht feftitellen läßt, wer fie 
dort verftedt hat und wem fie gehören.? 

Obgleich der Eigentümer des Schatzes nicht mehr zu ermitteln ift, wird 
der Schaß doch nicht als herrenloſe Sache behandelt und dem freien Aneignung: 
rechte des Entdeders unterjtellt. Der Schat war nicht mit der Abſicht ver: 
borgen worden, das Eigentum deran aufzugeben, und er befand fi immerhin 
unter dem Gemwahrfam des Eigentümers der ihn bergenden Sade. Auf der 
anderen Seite gilt der Schatz aber auch nicht als Bejtandteil; er bleibt viel- 
mehr der bergenden Sache gegenüber felbjtändig * und gehört nicht kraft Fort— 
ſetzung des Nechtes dem Eigentümer diefer Sache. Das Gejet jucht daher 
zwifchen beiden für den Eigentumerwerb geltenden Grundfägen zu vermitteln 
und läßt aus der Entdeckung des Schatzes Miteigentum zu gleihen Teilen 
originär für den Entdeder und den Eigentümer der bergenden Sache ent- 
jtehen.” 


2) Da die römischen Quellen zumeift von den sub terra oder in terris 
befindlichen Sachen ſprechen, hielten einige es für ausgefchlojien, daß 3.8. in 
einer Guitarre, einem alten Uniformrod, einem Schrank uſw., ein Schab ge— 
funden werden könne. Dagegen Czyhlarz in Glück PBandeltentomm. (Bud) 41) 
1,213; Windfcheid 1 8184 A11. — Das BGB macht feinen Unterichied. 
Mattbiae 21. 

3) Das BGB verlangt nicht, daß es ſich um eine uralte Sade handelt, 
die feit unbordenklicher Zeit verborgen gelegen hat. Auch ein Beutel mit Gold» 
ftüden der heutigen Währung kann als Schatz entdedt werden. Anders in 
folgendem Falle. Im Jahre 1903 mwurde in einem Sattel, der zum Nachlaſſe 
eines in D. (Frankreich) anſäſſigen Fleifchers gehörte, ein Beutel mit 85 000 Fr. 
in Gold entdedt; es wurde feitgeitellt, daß Sattel und Gold dem Fürften &. 
gehört hatten, dem fie während des Feldzuges 1870/71 in Frankreich abbanden 
gelommen waren; die Erben von &. fünnen die Herausgabe diefes „Fundes“ 
begebren; um einen Schat handelt es fich nicht. 

4) ©o treffend v. Brünned, Eid.. 48,98. Nur fo erflärt es ſich, daß 
$ 953 hier feine Anwendung findet; vergl. auch A 12,16. Daher gilt auch nicht 
893; der Schatz ift keineswegs der ihn bergenden Sache derart einverleibt, dab 
er im Verfehre nur als ein diefer zugeböriges Glied erſcheint (oben 86 Wr. 1), 
bielmebr iſt klar, daß die Verbindung mur eine zufällige, nicht für die Dauer 
beitimmte iit. 

5) m älteren römiſchen und deutfchen Recht fiel der Schatz an den 
Staat oder ald Regal an den Landesherrn. Hadrian hatte für das römifche 
Recht aber aus Gründen der aequitas die Teilung zwifchen Finder und Grund— 
eigentümer angeordnet; I.2.1.39; Schwankungen befeitigte Leo: C. 10.15; 
vergl. D.49.14.3.10. Seit der Rezeption gelangte diefer Grundfaß aud all» 
mählich in Deutfchland zur Geltung. Stobbestehmann 2 8131 A30Ff. Dem 
ſchließt ſich 984 an; dad VBGB nimmt den Grundfat des römijchen Rechtes 
auf, wonach nicht occupatio, fondern das verfoppelte ius inventoris und ius 
domini den Scabermwerb herbeiführen; dv. Nagom 48. Darin liegt zugleich, 
dab kraft Gefetesporfchrift das Eigentum dem bisherigen Eigentümer und feinen 
Erben entzogen und den im Gejeß beitimmten Berfonen übertragen wird. — Das 
Geſetz enthält feine Vorfchrift darüber, wie die Vorausfeßung, daß der Eigen— 
tümer nicht zu ermitteln ift, feitgeftellt werden fol. E83 muß meder ein Aufs 
gebotverfahren ftattfinden, noch iſt eine Anzeige an die Polizeibehörde erforder- 
Ti; folglich gibt es bier auch Fein öffentliches Ermittelumgverfahren. Diefe 
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2. Der Schag fällt zur einen Hälfte in das Eigentum jeines Ent: 
dedfers, jobald er jelbjt oder jeine Gehilfen oder Dritte auf Grund der Ent: 
defung den Schatz gehoben und in Befig genommen haben. Die Bejis- 
ergreifung ijt von Bedeutung, weil der Schatz erjt dur das „Heben“ dem 
Verfehrleben tatjächli wieder zugeführt wird. Über den Eigentumermwerb 
dagegen entjcheidet nur das „Entdeden“: es genügt die Tatſache des Auf: 
findens.“ Mit ihr verbindet fich kraft Rechtsvorſchrift der Erwerb des 
Eigentums. Eine rechtsgejhäftlihe Handlung wird mithin nicht gefordert, 
auch nicht die willentlihe Befigergreifung jeitens des Entdeders.’ Mer 
auch immer den Tatbejtand des Befiges an der entdedten Sache heritellt, 
jo daß die Entdeckung die Urſache für das Heben des Schaßes dargeboten hat: 
er bringt damit das Anfallrecht des Entdeders nur zur Vollendung.” Gleich: 


Lüde des Gejeßes kann in der Praxis zu erhebliden Schwierigkeiten führen. 
Die Annahme jcheint mir begründet, daß der Schaterwerb nicht jtets ein 
endgültiger iſt; vielmehr dürfen die wahren Berechtigten (die Erben des 
ehemaligen Eigentümers) das Eigentum gegen Finder und Sacheigentümer 
geltend machen, denn mit dem Beweiſe ihres Rechtes widerlegen jie die Voraus: 
jegung des originären Erwerbes diefer PBerfonen, dat der Eigentümer nicht zu 
ermitteln ijt; es liegt dann bloß ein Fund vor. Mithin entiteht volle Sicherheit 
bezüglich des Schaßerwerbes erjt mit der Erſitzung nach $ 937; unten 888 W5. 

6) Man kann als Vergleich den beranziehen: zum Erwerbe von Staat3= 
gebiet genügt nicht die Entdedung einer herrenlojen Inſel, es muß die tat» 
ſächliche Herrichaftergreifung (Prinzip der Effektivität) Hinzufommen. 

7) Wenn der Schaß 3.8. durch eine Überfchwemmung oder Hauseinſturz 
bloßgelegt wird, jo fehlt ein Entdeder; der Schab gehört dann ganz dem Grund: 
ſtückeigentümer. 

8) Daher kann auch ein Geſchäftunfähiger „entdecken“, wenn dieſer Vor— 
gang tatſächlich die Wirkung bat, daß hierdurch der Schatz gehoben wurde. 
Vergl. D.41.1.31.1: fit eius qui invenerit. Windſcheid U 9; dagegen für 
das Erfordernis des Beſitzwillens: Czyhlarz 232. — Auch wer heimlich, mit 
berbotener Eigenmacht in ein fremdes Beſitztum eingedrungen tjt, erwirbt den 
dort entdedten Schatz. Kommt e3 für dies Aneignungrecht auf die Redlichkeit 
und Rechtmäßigkeit der Entdedunghandlung nicht an, jo gelangt man zu dem 
Schluſſe, dat felbjt der Einbrecher, der bei dem Durchbrechen der Kellermauer 
auf einen Schab ſtößt und dabei feitgenommen wird, das Recht auf „jeine” 
Schatzhälfte geltend maden kann. MW. wurde von Raufbolden überfallen, die 
ihm feine Laute auf dem Kopfe zerichlugen; bei der polizeilichen Unterfuchung 
fanden fich in der Laute Wertpapiere von 12 000 Lire; fann B., der die Laute 
zertrümmert und damit die Papiere entdedt hatte, die Hälfte begehren? Er— 
langt doch auch der Dieb durch Verarbeitung Eigentum an der gejtohlenen 
Sadıe, oben 884 A183. 

9) Wenn B. beobachtet hat, day A. einen Schab entdedt hatte, und er 
dann dem M., der fich Gehilfen herbeiholt, zuvorkommend jelbit den Schab hebt: To 
bat 8. damit den Eigentumerwerb für den Entdeder A. begründet. A. hat nicht 
bloß einen obligatorischen Erſatzanſpruch, etwa aus $ 823 gegen B. Unders 
natürlich, wenn B. felbitändig entdedt, denn dann ijt fein Heben nicht Die 
Folge der Entdedung des A.; unter mehreren felbitändigen Entdedern bat den 
Vorzug, wer zuerjt an dem Schatze die tatjächliche Gewalt ergriffen hat. Vergl. 
RG in Strafj. 1,19; Seuff. U. 51,9; Strieth. U. 57, 323; Nur. W. 1895 
E.389; Aublenbed 8984 42. 
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gültig bleibt, ob nad) dem Schage gejucht oder ob er durch Zufall entdedt 
worden ijt.!° 

3. Die andere Hälfte des Schages fällt dem Eigentümer der Sache, in 
der der Schatz verborgen war, zu." Diejer Eigentumerwerb vollzieht fich 
kraft des gejeglihen Anfallrechtes originär und laſtenfrei.“ Es bedarf dazu 
weder der Abtretung des Eigentums von jeiten des Entdeders, noch it 
diejer zunächjt Eigentümer der ganzen Sache geworden, jo daß er dem 
Saheigentümer nur obligatorisch zur Herausgabe der Hälfte verpflichtet 
wäre. Vielmehr wird hier an dem Schage als einer Fahrnis Miteigentum '* 
erworben ohne Befigübertragung und ohne Wiffen und Willen. Anfall= 
berechtigt ift der gegenwärtige Eigentümer. Wenn das Grundftüd im Augen 
blide der Entdedung und Hebung des Schaßes herrenlos iſt, jo ftellt fich für 
den Entdeder heraus, daß der von ihm kraft Gejebes anzuerfennende Mit- 
eigentümer nicht erijtiert; der Eigentumerwerb des Entdeders hat daher in 
diejem Falle den ganzen Schatz umfaßt.'® 


10) Arbeiter, denen 3.2. eine bejtimmte Mauerjtelle, wo man einen Schaß 
vermutet, zum Wufbrechen angegeben worden ijt, entdeden dagegen den Scat 
nicht. Wohl aber entdeden und eriwerben jie ihn, wenn jie 3.8. bei Gelegenheit 
eines Hausbaues auf ihn ſtoßen. 

11) Dem Sacheigentümer ſteht daher jofort der Anſpruch aus $ 985 gegen 
den Entdeder und Bejiger des Schabes zu. Wird der Schat auf der Grenze 
gefunden, jo ijt an ihm jeder Grundeigentümer zu dem Anteil berechtigt, der ich 
auf feinem Grundjtüd befunden hatte. Nach preuß. ALR I. 9. 91 wurde geteilt. 
— Die Rechte des Eigentümers am Schabe haben nach preuß. ALR 1.9.94 f. 
(aufrechterhalten gemäß EG 59; preuß. AG Art. 89) der nußbare Eigentümer, 
der Befiger eines Lehn-, Fideikommiß-, Erbzinsgutes. 

12) Daher hat der Niegbraucher der Sache fein Anrecht auf die Schatz— 
hälfte, $ 1040. Auch dies bejtätigt (U 4), dab es fich nicht um einen Erwerb 
fraft Anwachſungrechtes handen. 

13) Die wechſelſeitigen Verpflichtungen ergeben ſich aus den 9 1008 f. und 
741f. Daraus folgt auch die Verpflichtung des Entdeckers, dem Miteigentümer 
entijprechende Anzeige bon dem Scabfunde zu machen. Ebenſo gilt der 
Vorlegunganfprud nach $ 809; auch die Pflicht zur Auskunfterteilung gemäß 

260 (nebſt Offenbarungseid) ijt hier entjprechend anzuwenden, da es jich beim 
ae meiſt um einen Anbegriff mehrerer Einzelſachen handelt. Auf die 
Auskunftpflicht muß um fo jtärferes Gewicht gelegt werden, als fonjt jede Möglich— 
feit der Nachprüfung fehlen würde; nur auf die Nedlichkeit 3.3. der Bauarbeiter, 
bei denen vielfach nach Brauch und Sitte die Rechtsanſchauung befteht, daß jeder 
beim Bau entdedte Schaß ihnen ganz gehöre, darf der Grundjtüdeigentümer 
nicht vertröftet werden. Diefe Pflicht dient auch als Erſatz dafür, daß beim Schabe 
der Bolizeibehbörde weder Aufficht noch Ermittelung, wie beim Funde, zuſteht. 

14) Oben 816 444. Der redliche Entdeder ijt für die herauszugebende 
Hälfte Bejibmittler, er fchafft für den Sacdeigentümer Mitbefiß, oben 831 U 29. 

15) Der Fall liegt ebenjo, wie wenn jemand in feiner eigenen Sache einen 
Schatz entdedt. Iſt das Eigentum an dem Grundjtüd gemäß $ 928 I aufgegeben, 
von dem berechtigten Fisfus aber noch nicht erworben (oben $78 A17), und 
wird in diefer Zwiſchenzeit dort ein Schat gehoben, fo fehlt der Andere, dem die 
zweite Hälfte anfallen könnte. Erſt mit feiner Eintragung, nicht bereitö mit dem 
Antrag auf Eintragung, tritt der Fisfus gemäß $ 928 II in die Stelle des Anfall- 
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Bis zu feiner Hebung jteht der Schag in niemandes Eigentum. Der 
Grundftüdeigentümer hat auch nicht Fraft feiner umfafjenden Rechtsmacht 
bereits ein dinglihes Wartrecht an dem möglicherweije in feinem Grundſtück 
zu entdedenden Schage. Die dingliche Abtretung wie der Vorbehalt eines 
derartigen vermeintlichen Rechtes ijt daher nichtig.'® 

4. Die Yandesgejege, welche die Ablieferung gefundener Münzen und 
jonftiger Altertümer gegen Entjehädigung befehlen, bleiben in Kraft.” 


3. Auſprüche aus dem Eigentum. 
889. Rehtichuß des EigentuMes. liberblid. 


1. Weſen und Eigenart der dinglihen Rechte zeigen jih am deutlichiten in 
dem Schuße des Eigentums: Verfolgung des Rechtes an der Sache gegen jeder: 
mann, der mit deſſen Ausübung in Widerfprucdh tritt. 

a) Das Hlagfundament der Eigentumflage oder der Vindifation" lautet: 
de Sache ijt die meine” Indem der Stläger beantragt: anzuerkennen, da} 
er Eigentümer der bejtimmt bezeichneten Sache jei, jchafft er die Grundlage 
für feine Attivlegitimation zur Erhebung des Eigentumanſpruchs. Ein der: 
artiger, gemeinrechtlich als pronuntiatio bezeichneter Voranſpruch ijt nur bei 
dinglihen Ansprüchen möglich; denn es liegt darin die Behauptung eines ab- 
joluten, von jedermann anzuerfennenden Rechtes, bei deſſen Geltendmachung ein 
beftimmter Gegner nicht benannt zu werden braudt. Dieſer erjcheint vielmehr 
erit in der jich anjchließenden condemnatio, dem eigentlichen Verurteilung: 
anjpruch, dejien Wirfung ſich demgemäß auf den bier fejtgeitellten Beklagten 
beſchränkt. Zu feiner Durchführung muß gerechtfertigt werden, weshalb der 
abjolute Eigentumanfspruch gerade gegen den gegenwärtigen Beflagten gerichtet 
wird; dieſe Baffivlegitimation ergibt jich daraus, daß der Gegner die Sache dem 


berechtigten ein. Der nachfolgende Erwerb des Grundeigentum bat auch feine 
rüdwirtende Kraft; denn die Schaßhälfte gilt nicht als Bejtandteil, der nad) 
Zuwachsrecht erworben würde (A 4). Im Ergebnis ebenfo Kublenbed, v. d. 
vandekten zum BGB 2, 551. | 

16) Der Fiskus hatte in dem RIA 3, 136 behandelten Falle verjucht, jich 
dad Recht auf einen etwaigen Schab vorzubebalten und hatte die Eintragung 
diefes Rechtes beantragt. Mit gutem Grunde ijt dies vom KG abgewiejen, weil 
es an einem dinglidden Rechte an dem fünftigen Schaße durdaus fehlt. Der 
Erwerber fönnte eine obligatorifche Verpflichtung zur Herausgabe der ihm ans 
gefallenen Schaßhälfte übernehmen; diejer Anſpruch kann aber auch durch Vor: 
merkung nicht gefichert werden, weil der Schat eine Fahrnis daritellt. 

17) Bappenheim, her. 3. 45, 141 will jchlechthin $ 954 anwenden. Nach 
EG 109 können aber die Landesgeſetze abweichende und ſachlich angemeſſenere 
Vorfchriften aufitellen. 

1) rei vindicatio, die Eigentumflage des römiſchen Civilrechts; im 

a zur condictio, dem auf eine beitimmte Leiſtung gerichteten Forderung: 
anipruche. 
2) on Anfang an muß hervorgehoben werden, daß das BGB eine Klage 
dieſes Inhaltes nicht fennt. Der in 88 985 f. behandelte Eigentums 
anſpruch ift feineswegs gleihbedeutend mit der Vindi— 
fation; denn der Anjpruch als folcher nimmt niemals den Antrag zum In— 
dalte: die Sache iſt als die meine anguerfennen. Vergl. U. 5, 12,17. 


Endemann, Lehrbuch. IT. Band. 8.u. 9. Aufl. 37 
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Eigentümer entzogen bat oder vorenthält oder in anderer Weiſe in das Eigentums 
recht eingreift.” Mit alledem wird der Gegenjat zu dem obligatorifchen Anſpruch 
gefennzeichnet. Won einer pronuntiatio ijt bei ihm feine Rede. Es gibt fein 
Forderungrecht ohne einen fonfreten Gegner als Schuldner; Schuldgrund umd 
Perſon des verhafteten Schuldners laſſen ſich nicht trennen, die Leiſtung— 
berpflichtung entjteht durch die Verhaftung des genau beitimmten Gegners. 
Darum fommt der Scheidung zivifchen Aktiv» und Rafjivlegitimation hier Feine 
Bedeutung zu; zu der Bebauptung: ich habe einen Anfpruch auf Zeiftung bon 
taufend Mark, gehört als ziwingendes Erfordernis die Bezeichnung des leiſtung— 
pflichtigen Schuldners.‘ 

b) Dem Hlagantrage wird bei dem Eigentumanfpruche häufig die Faſſung 
gegeben: das Gericht wolle das Eigentum des Klägers an der Rappitute Juno 
feftitellen und den Bellagten demgemäh zur Herausgabe diefes Pferdes an den 
Kläger verurteilen. In diefer Fafjung gelangt die Unterfcheidung ziwifchen dem 
Eigentumredte und dem aus ihm abgeleiteten dinglichen Anfprude zum Aus— 
drud. 1. Der Eigentumanfprucd madt tie jeder Anſpruch nur ein 
Zeiftungbegebren geltend.” Die Eigenart des Anspruchs als eines dinglichen 
beruht darin, daß das Begehren aus einem dinglichen Rechte abgeleitet wird 
und die Durchſetzung einer jpezifijch dinglichen Rechtsfolge bezwedt. Anderer- 
jeits enthält jeder Anfpruch ein obligatorifches Moment, indem er nicht das 
abjolute dingliche Herrichaftrecht, fondern bloß eine einzelne Folge der Ver: 
leßung und diefe nur gegen den Verleger perjönlich geltend madt. Der Eigen: 
tumanfpruch findet die erjte und wichtigite Anwendung, wenn die ſchwerſte Ver— 
leßung des Eigentumrechtes durch Entziehung oder Vorenthaltung der Sache vorliegt ; 
er ftellt fich dann dar als der Herausgabeanfpruch des nichtbejißenden Eigentümers 
gegen den bejißenden Nichteigentümer.. Das Eigentumrecht des Klägers bildet die 
VBorausfegung diejes Anſpruchs, es erfchöpft jich aber feineswegs in ihm. Auch 
andere Anfprüche können fich aus dem dinglichen Nechte ableiten,’ und der Beweis 
jeines Eigentumes jichert noch feinesivegs dem Kläger den Sieg, denn zur Durch— 
führung des Eigentumanfprudes müflen weitere Vorausfeßungen noch hinzu— 
treten,* bejondere Gegenrechte fünnen feine Geltendmachung verbindern,’ und 
jelbft eine volle Loslöfung des Anspruchs” vom Gigentumrechte ift zuläffig.” 


3) Über die Aktiv» und Bajlivlegitimation genauer unten $ 90. 

4) Am deutlichiten gelangt dies Verhältnis in den römischen Aftionen- 
formeln zur Darjtellung. Die condemnatio mußte jtets den Beflagten nennen; 
die intentio mies ihn nur bei den obligatorifchen Ansprüchen nach, während jie 
bei den dinglichen abfolut gefaßt war. Beiſpiel für Forderungrechte: s. p. 
Num Num Ao Ao sestertium X milia dare oportere, index Num Num Ao 
Ao in X condemna s.n. p.a. Bei der rei vindicatio: s. p. illam rem qua de 
agitur ex iure Quiritium Ai Ai esse, iudex quanti ea res erit, Num Num Ao Ao 
condemna s.n. Er a. — Bei der rei vindicatio twurde die Eigentumfrage durd 
pronuneiatio iudieis mitentichieden. 

5) Vergl. 8194 zu 88241 und 985. Bd. 1 8856, 96 A2. Zum 
folgenden befonders: Hellwig, Anfpruch und Klagrecht 81, 411. 

6) Windicheid 8 193; Eccius 3, 8180. Darüber genauer unten U 17. 

7) Dinglich 3.0. der negatorifche Anfpruch aus $ 1004; obligatorifch 3. B. 
die Erſatzanſprüche aus $$ 823, 987. 

8) So zur Bajfivlegitimation, dat der Bellagte noch Beſitzer der Sache iſt. 

9) Ansbejondere die Einrede der Verjährung und die Einrede aus 8 986. 

10) Die Abtretung des Herausgabeanfpruchs fieht $ 931 zum Zwecke der 
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2, Das Eigentumgrecht kann als die dingliche Herrichaft über eine Sache 
überhaupt nicht Gegenitand eines Anſpruchs, jondern nur einer pojitiven oder 
negativen Feititellungsflage jein. Das Recht, die publiziftifche Urteilpflicht 
berauszufordern, um die richterliche Bejtätigung der Eigentumberhältnifje zu er» 
langen, ijt aber abhängig von dem Nachweiſe eines befonderen rechtlichen Inter— 
ejles an deren alöbaldiger Feititellung.”" Hieraus ergibt jich, dat keineswegs jede 
Bindifation heute nach Belieben gejpalten werden darf in die Klage auf Feit- 
itelung des Gigentumrechtes und den Anſpruch auf Herausgabe der Sadıe. 
Das ijt auch nicht der Sinn, in dem der vorangeitellte Klagantrag zu verjtehen ift. 
Da3 Begehren der Feititellung oder Anerkennung des Eigentums foll nur den 
Grund des erhobenen Eigentumanfpruch® berborheben; und nur dann ift im 
Tenor des Urteil auf den Feititellungantrag bejonders einzugehen, wenn aus 
befonderem Intereſſe beitätigt werden joll, dat die rechtsfräftige Bejahung des 
Anſpruchs zugleich unter den Parteien Rechtsgewißheit über das Eigentumrecht 


ſchafft.* 
c) Aus der dinglichen Natur des verfolgten Rechtes ergeben ſich dieſe 


Folgerungen. 1. Der Eigentumanfpruch fann gegen jeden verfolgt werden, 
in defjen Perſon ſich die Rectsitörung vollzieht." 2. Der dingliche Gericht: 
itand iſt da begründet, wo die Sade bei Erhebung der Klage fich befindet. 


Eigentumübertragung vor; die Abtretung kann aber auch zum Zwecke der Pfand: 
beftellung (vergl. 88 934, 1207) oder zum Zwede der Bejtellung eines Nieh- 
brauchrechtes ($ 1032) gefchehen und dann tritt die Spaltung ein, daß dem A. 
das Eigentumrecdt, dem B. dagegen der Eigentumanfpruch zuiteht. 

11) ERO 8256; Bd.1 886 A23Ff. Dort auch die Literatur. Dazu 
RG in ZW 32, 314 und 384. Der Eigentümer fann nicht zunächit geititellung 
jeines Eigentums begehren und den Herausgabeanfpruch, obgleich er dieſen jetzt 
bereit3 erheben könnte, einem fpäteren Prozeſſe vorbehalten. Seuffert, CPO 
(9. * ) 1, 359; abw. Hellwig, Lehrb. des Civilproz. 1, 391. 

12) ®b. 1 g 89 a A 14: Inzidentfeititellungflage. Man darf indejlen hier- 
bei nicht zu engherzig verfahren. Lautet das Urteil entfprechdend dem Klagantrag 
nur darauf, dab der Beflagte verurteilt wird, dem Nläger die goldene Ihr 
Nr. 716 herauszugeben, jo muß die rechtliche Bedeutung diefes Urteiltenors aus 
den Urteilgründen hervorgehen und ermittelt werden. Ergibt fich hieraus, daß 
der Richter das Eigentum des Klägers an der Uhr fejtgeftellt und daß * 
Deere die mwejentliche Grundlage feines Urteils gebildet hatte: jo ift in 

der Verurteilung zur Herausgabe zugleich die (rechtöfräftige) 
Feſtſtellung enthalten, dab der Kläger dem Beflagten gegenüber als 
Eigentümer anzuſehen ift. Auf diefe Weife wird die Anficht abgewehrt, 
die im Widerjpruc zur Verkehrauffaſſung den Eigentumanfpruch völlig von der 
Feititellung des Eigentumrechtes abzutrennen verſucht. Wo eine derartige Aus- 
legung des Urteilfpruches unsicher ericheint, mag der Aläger durch Ermeiterung 
feine3 Antrags auf die Feititellung feines Eigentums hinwirken; das iſt un— 
bedingt erforderlich, wenn der Anfpruch nicht auf Herausgabe gerichtet wird, 
fondern bloß die Nechtöfolge aus einer begrenzten Verlekung des Eigentum- 
rechtes geltend macht (A 17). Darüber, dat troß CPO $$ 313 Nr. 5, 322 nicht 
bloß der inhalt der Urteilformel an der Rechtskraft teilnimmt, vielmehr auch 
die Verlautbarımg des Urteilinhaltes in den Gründen genügt, fofern mit Sicher: 
heit hervorgeht, dab der Nichter hier die maßgebende Entſcheidung über den 
a — bat: vergl. Bo.1 $89a A12. 
13) D .9: ubi enim probavi rem meam esse, necesse habebit posses- 
sor Pi ag 
14) So für unbeiveglihe Sachen und alle fie betreffenden Teilungflagen 
uſw., Shpothefenanfprüche und auch die perfönlichen gegen den Eigentümer als 
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3. Nad) dem Orte der belegenen Sache bejtimmt ſich, welches Recht an— 
zuwenden ijt."? 

2. Der Eigentumanfprud) im engeren Sinne ijt zu definieren: al3 das aus 
dem Eigentum abgeleitete, vom Geſetze betätigte Necht des nichtbefitenden Eigen: 
tiimers, von dem bejigenden Nichteigentümer die Herausgabe der Sadıe zu be: 
gehren.” Als bejfonderen Anwendungfall hebt das Geſetz daneben den Eigentum- 
freiheitanfpruch hervor. Mit ihm wird nicht die Gefamtverleßung, fondern nur 
die begrenzte Beeinträchtigung des Eigentums abgewehrt. Die Anfprüde auf 
Herausgabe wie auf Befeitigung der Beeinträchtigung haben diejelbe rechtliche 
Grundlage: jie machen das Eigentumrecht nach feinen verjchiedenen Wirkung: 
gebieten geltend. In Ddiefem meiteren Sinne ift der Eigentumanfprud be: 
grifflicd zu bejtimmen als das aus dem Eigentum abgeleitete, vom Geſetz be- 
ftätigte Recht des Eigentümers, von dem bejtimmten Gegner, der das Eigentum: 
recht durch Entziehung oder Vorenthaltung des Beſitzes oder durch andere jtörende 
Eingriffe beeinträcdtigt, die Herausgabe der Sache oder die PBefeitigung der 
Beeinträchtigung zu verlangen.” 


a) Dies iſt nicht der einzige Weg zur Verfolgung des Eigentumrechtes. 
Abgejehen: 1. von der bereits behandelten Feititellungflage treten als weitere 
Anfprücde hinzu: 2. der Berichtigunganfprud, durch den das mwirfliche Recht am 
Grundſtück die ihm gebührende grundbuhmäßige Anerfennung und Verwirk- 


folchen gerichteten Anſprüche: CPO $ 24—26. Anſchließend an das ältere 
deutſche Recht (Stobbe in Belfer und Muthers Jahrb. 1, 434) wird diejer 
Gerichtsitand, das forum rei sitae, für die Eigentums uſw. Klage ($ 24) zum 
ausjchlieglichen gejtempelt. Für bewegliche Sachen gilt nur fubjidiär der Or, 
two die Sache jich befindet; CPO 88 12F., 23. — Es genügt, daß die Umjtände, 
die die örtliche YZuftändigfeit begründen, bis zum Sclufje der mündlichen Ber: 
handlung, auf die das Urteil ergeht, eingetreten find; ®d.1 $89 A 15; RG 
52, 136. 

15) ®d.1 822 Nr.4: Gebietjtatut. — Für das zeitliche Geltunggebiet 
der Normen iſt EG 181 mahgebend, wonach das BGB fofort mit feinem In— 
frafttreten auf alle beftehenden Eigentumrechte Anwendung findet. Das gilt auch 
für die damals anhängigen Prozefie. Die Vermutung 3.8. des $ 1006 greift 
jest fofort Pla und damit fann allerdings die Rechtslage zwifchen den Parteien 
und insbefondere die Beweislaſt verfchoben werden; RG 55, 53. 

16) $985 (unten 891 A 1). Einen befonderen Anmwendungfall bietet da! 
Ausfonderımgsrecht im Konkurſe; KO 843. — Nach Bd.1 886 A 6 märe zu 
fagen: das materiell bejtätigte Leiftungbegehren auf Herausgabe der eigenen 
Sache. 

17) Der Eigentumfreiheitanſpruch wird in $ 1004 behandelt; über ſeinen 
Inhalt unten 8 91 A 20. Die Hervorhebung de3 Doppelinhaltes des Eigentum: 
anfpruchs in £8 985 und 1004 entjpricht der Einteilung der Beſitzanſprüche in 
ſolche wegen Belitentziehung und folche wegen Beſitzſtörung in $$ 861, 862. Die 
entjcheidende Beitimmung darüber, welcher Nechtsnatur der erhobene Anjprud 
jei, iit daraus zu entnehmen, ob das Silagfundament durch das Eigentumredt 
oder durch den Bejit gebildet wird; die Anjprüche aus dem Beſitze und aus dem 
Gigentumrechte dürfen miteinander verbunden werden (A 20); foweit der Beſitz— 
ſtand das Klagbegehren begründet, iſt auf der Erfüllung der ſchwereren Voraus: 
jeßungen des Eigentumanfpruchs nicht zu beftehen (oben $42 A 21; $44 AT). 
— Auch die oben hervorgebobene eriveiterte Begriffbeitimmung erfchöpft noch nicht 
das ganze Anmwendunggebiet des Eigentumanſpruchs. Die für ihn gegebenen 
Vorſchriften finden vielmehr entiprechende Anwendung auf die Anfprüche des 
Erbbauberechtigten, Nießbraucers und Pfandaläubiger® (1017, 1065, 1227); 
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lihung verlangt ;* 3. die Widerfpruchflage oder Anterventionflage, durch die der 
Eigentümer der Zmwangpollitredung in feine Sache mwiderfpricht, wenn diefe für 
eine ihm fremde Schuld gepfändet worden iſt.“ 

b) Das Eigentumrecht als das die Sache in allen Beziehungen umfafjende 
Vollrecht kann außer dem Herausgabeanjpruch noch die verfchiedenartigiten Ans 
fprüche auslöfen. Die Rechtsordnung bat diefe der jeweiligen Art des Eingriffs 
anzupafien. Nach dem Grundjaße der Nechtsöfonomie wird: 1. in den meijten 
Fällen, fomweit es fih um eine Fahrnis handelt, der Anspruch wegen Befit- 
entziehbung oder der auf Grund des früheren Beſitzes der Fahrnis genügen.” 
2. Wegen Beeinträchtigung und Störung hat der Eigentümer, wenn er im Befiße 
der Sache verblieben iſt, entweder rein pofjefiorifch den Anfpruch wegen Beſitz— 
ftörung oder petitorifch den negatorifchen Anspruch auf Bejeitigung der Beein— 
trächtigung.” 3. Der Abholunganspruch gewährt dem Eigentümer das Necht, feine 
auf ein fremdes Grundſtück geratene bewegliche Sache aufzufuchen und wegzu— 
ihaffen, vorausgejeßt daß fie dort nicht fchon in Befiß genommen iſt.“ Der 
Befiber des fremden Grundftüds kann petitorifch auf Duldung der Auffuchung und 
Wegſchaffung belangt werden, wenn der Kläger fein Eigentum” an der Sadje nach: 
weit. 4. Zur Vorbereitung des Eigentumanfpruchs fann der obligatorische Anfpruch 
auf Vorlegung oder Gejtattung der Befichtigung dienen.* 5. Die fehuldhafte und 
mwiderrechtliche Verlegung des Eigentums fann den Tatbejtand einer unerlaubten 
Handlung erfüllen;” e3 entiteht dann ein Forderungrecht auf Schadenerfas. 


3. Ob der Eigentumanfpruch ftet3 eine tatjächlich bereits vollzogene Aufs 
bebung oder Störung der Sachherrſchaft borausfeßt, iſt bejtritten. Eine 
böswillige oder bedrohliche Berühmung * eines Anderen, daß er der Eigentümer 


nur der Eigentumfreibeitanfpruch wird auf die Grumddienjtbarfeit und die be— 
ſchränkt perfönliche Dienftbarfeit übertragen (1004, 1027, 1090 II). Ron bier 
erjcheint der Eigentumanfpruch als ein Univerfalrecht zur Geltendmachung 
aller Anfprüche, die zur Durchführung und Verteidigung eines dinglichen mit der 
Sachherrſchaft verbundenen Rechtes dienen. Es jcheiden nur aus die Grund— 
pfandrechte, Reallajten und das Vorkaufrecht, weil jie feine unmittelbare Herr— 
jchaft an der belafteten Sache gewähren. 

18) 8894; dazu oben 863. MIS fichernder Nechtsbehelf dient die Ein— 
tragung eines Widerfprud)s. 

19) ERO 8771. Bergl. ZUG $ 28. 

20) Die beiden Ansprüche aus s£ 861 und 1007 find einander gegenüber- 
geitellt oben 8 46 AS; dort jind ferner in Art. 26 die Fälle zufammengeitellt, wo 
8 1007 nicht ausreicht und nur der Eigentumanfpruch Durchdringt. 

21) $$ 862, 1004, unten $91 Nr. 2. 

22) $ 1005 mit Rüdverwerfung auf $S67. Dazu oben $35 A19f. Hat 
der Grundjtüdeigentümer die Fahrnis bereit3 in Bejit genommen, jo bedarf es 
diefes Hilfsanfpruchs nicht, denn dann fteht der gewöhnliche Eigentumanfpruch 
nach 8 985 zu. 

23) Dadurch unterfcheidet jich 8 1005 von 8867, der Tediglich auf den 
bisherigen Bejiß abgeitellt iit. 

24) 8809; ®d.1 8 197. 

25) \so: Bd.1 8200. Ferner unten $ 91 Nr.2d. 

26) Soldhe Berühmung galt nach gemeinem Recht als binlängliche Störung, 
um einen negatorifchen Anfpruch auszulöfen. Der Bedrohte hatte die provocatio 
ex lege diffamari (C.7.14.5): wenn dann der Probofat nicht binnen der vom 
Gericht gefeßten Friit jein behauptetes Recht zur Klage bradte, wurde ihm 
eiviges Stillfchweigen auferlegt. Wetzell, Eivilprozer 813 A41; W. Endemann, 
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wäre oder daß ihm bejtinunte begrenzte Rechte an einer Sache zuftänden, die wir 
als unfere eigene und lajtenfreie in Beſitz haben, fann jedenfall den Tatbeftand 
der Befißitörung erfüllen.” Außer dem poffefloriihen Anfpruch wegen Störung 
tft auch der entſprechende petitorifche Anſpruch zuzugeftehen; * insbejondere 
dient zur Verteidigung gegen dieſe Gefährdung die negative Feititellungflage.” 


$90. Kläger und Beflagter beim Eigentumaniprud. 


1. Berechtigt zur Erhebung des Eigentumanjpruds ift nur der Eigen: 
tümer.' Der Miteigentümer hat gegen Dritte? die Vertretungmacht zur 
Geltendmahung des Eigentumredhtes an der ganzen Sache, gegen jeine Mit: 
berechtigten aber nur den Anſpruch auf Anerkennung und Geltendmachung 
jeines Rechtes im Umfange des ihm zujtehenden Anteils.” Der Eigentum: 
anſpruch kann vollwirkffam an einen Anderen abgetreten werden.‘ 

Den Beweis jeines Eigentums als des Klagegrundes muß der Kläger 
erbringen, denn er als der Angreifende hat den Grund feines Herausgabe: 


deutſches Civilprozeßrecht (1568) 8103; Bader, ſummariſche Progeſſe $& 52. 
Vergl. Bd.1 8 56a 124. 

27) Das ift oben $45 A 17 näher begründet. 

28) Dies wegen des engen Zufammenbanges des $ 1004 mit 8 562. OXG 
4, 291; abw. Ob, Bayer. 2G im Recht 6, 372. 

29) Nah EBO $ 256. Durch eine nad) den obwaltenden Umſtänden ernit- 
bafte und eindrudvolle Drohung fann das rechtliche Intereſſe an der alsbaldigen 
Feititellung der Eigentumverbältnifje jehr wohl begründet werden. A. bat 3.%. 
gegen Dritte fich berühmt, daß er der wahre Eigentümer der Gemälde fei, die B. 
im Beſitz bat, und hat auch bereits eines diefer Gemälde an &. verfauft; dann 
mus zur Seritellung des Nechtösfriedens es möglich jein, durch Richterſpruch 
rechtskräftig feititellen zu laffen, daß A. nicht der Eigentümer jener beſtimmten 
Gemälde iſt. Das hat praftiich denfelben Erfolg, wie wenn dem A. ewiges Still- 
jchweigen auferlegt wäre (A 26) ; fein angebliches Eigentum erlifcht durch Ver— 
ſchweigung, wenn er nicht den Beweis dafür erbringt. Die Vermutung des 
$ 1006 wird durch das redhtäfräftige Urteil im Verhältnis unter den Parteien 
zu einer unumjtößlichen rechtlichen Gewißheit. Für dieſe Anwendung befonders 
2. Seuffert (U 11) 362, — Das entjpricht der Tatfache, dat jedes Urteil, das 
den Anſpruch als materiellrechtlich ımbegründet abweiſt, zugleich die negative 
Feititellung feines Nichtbeitehens und in dem oben in A. 12 nachgemwiefenen Um: 
fange auch die negative Feititellung des Eigentumrechtes felbjt enthält. Auch 
gefchichtlicd Haben fich die „nur“ auf Feitftellung gerichteten Klagen aus den 
Brovofationen entwidelt. 


1) $ 985. Er jelbit oder fein gejeßlicher Vertreter wie der Bevoll- 
mäcdhtigte. Auch der Dritte, an den der Eigentumanfprudh abgetreten worden tft. 

2) 81011. &s handelt ſich nur um Miteigentum t. e. ©., alfo nach Brucdh- 
teilen. Bei Miteigentum zur gefamten Hand gelten die befonderen, oben $ 70 
Nr. 2 dargeitellten Grundfäke. 

3) 88 1008, 1010; oben $70 Nr.1. Dazu gebört auch die Angabe und 
der Beweis bezüglich der Größe des Bruchteils, allerding3 nicht nach abjoluten, 
formaliitiichem Maßitabe, wohl aber fo beitimmt, dat die Beflagten willen, was 
begehrt wird und was fie anerkennen follen. Bergl. CPO 8253 II Nr. 2. 

4) So befonders nach 8 931 und 8255. Über Form und Wirkung diefer 
— (oben $ 89 A2) ſog. Vindikationzeſſion 88 398 f.; oben 80 
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begehrens gegenüber dem zunächſt wm feines Bejtandes willen gefiherten 
Befige des Gegners darzulegen.” Dazu gehört die Feititellung der Tatſachen, 
aus denen fi der Erwerb des Eigentums als Rechtsfolge ergibt.* Bei 
abgeleiteten Erwerbe muß ſich der Beweis zugleich auf das Eigentum aller 
Rehtsvorgänger erftreden.” Die Geltung diejes Grundjages hat indefjen 
durch das BGB ſtarke Abbeugung erfahren. 1. Wer im Grundbuche als 
Eigentümer eines Grundftüds eingetragen ift, gilt kraft gejeglicher Vermutung 
als jolcher, bis der Gegner den Beweis feines Eigentumrechtes erbracht hat.“ 
Sind außer der Eintragung auch noch die regelrechten materiellvechtlichen 
Vorausjegungen des Cigentumermwerbes nachgewieſen, jo wird die Ab— 
leitung des Nechtes durch den öffentlihen Glauben des Grundbuchs be- 
ftätigt ; der redliche Erwerb hat fich dann unabhängig von dem Eigentume des 


5) Dies ift die Grumdregel für die Behauptung» und Beweislaft; Bd. 1 
887d A19f. Die fachliche Legitimation des Klägers muß zur Zeit des Ein 
trittes der Nechtshängigfeit noch vorhanden fein; hatte er damals bereit3 das 
Eigentum an einen Dritten veräußert, jo hat er fich felbit des Rechtes 3.8. zur 
Erhebung des Eigentumfreibeitanfpruches beraubt. Dazu Bd.1 $89b A13. — 
Der vom Kläger zu fordernde Beweis, dab ihm das Eigentum zuftehe, enthält 
zugleich die Behauptung, dab feine andere Perſon Eigentümer ift. Gleichwohl 
gehört die Feititellung des abfolut beiten Rechtes auf feiten des Klägers nicht 
zum Beweisthema. M. begehrt von B. die Herausgabe einer Sache, weil der 
dingliche Vertrag nichtig war; B. geiteht die Nichtigkeit zu, verweigert aber die 
Herausgabe, weil A. feinerjeit3 ebenfalls auf Grumd eines nichtigen (3.8. un— 
ſittlichen) dinglichen Vertrags diejelbe Sache von &. erworben habe. ch meine, 
dat der Richter auf die Beweiserhebung über diefen Einwand nicht einzugehen 
hat. Da das Urteilbegehren und die Nechtöfraft des Urteils nur relative Rechts— 
gewißheit zwijchen den Parteien jchafft, jo genügt auch (da Urſache und Wirkung 
in adäquatem Verhältnis ftehen müffen) auf feiten des Klägers der Beweis des 
relativ bejjeren Rechtes (Bd.1 888 A585). Dies ift um fo mehr 
fejtzubalten, als der Eigentumanfpruch ein dem Forderungrechte angepaktes 
Zeiftungbegehren geltend macht; der Beklagte darf die Herausgabe an den Kläger 
nicht deshalb verweigern, weil diefer die Sache wieder an einen Dritten heraus- 
geben muß; denn der Bellagte macht damit fein eigenes, des Nechtichußes 
mürdiges Intereſſe geltend. 

6) Die Vorausfeßungen bierfür ergeben fich aus den oben in 88 77 f. für 
Grundjtüde und $$ 80 f. für Fahrnis dargelegten Rechtsſätzen. 

7) Dies war nach römischen Recht unumgänglich notwendig: D. 41.1. 
20 pr.; D. 50. 17. 54. Windfcheid 8 196 A 3, $ 199 A 9. — Die Unmöglichkeit, 
den Beweis des abgeleiteten Eigentums bis auf fämtliche Wormänner durch— 
zuführen, hatte bereit3 im gemeinen Rechte dazu geführt, jich mit geringeren 
Anforderungen zu begnügen. Insbeſondere wurde die Lehre aufgeitellt: wenn 
der Kläger feinen Ermwerbtitel bemweift, fo ijt e8 dann Sache des Bellagten, die 
befonderen Tatſachen zu belegen, die den Eintritt des Eigentumermwerbes im 
gegebenen Falle ausgeichlojien haben. So Wendt, Eiv.W. 76, 397, gegen ihn 
Pflüger, ebenda 77, 16; gegen beide: Meyer, ebenda 79, 364, 450. ferner 
Dernburg, Band. 1 8226. Den ficheriten und wirklich volllommenen Beweis des 
Eigentums lieferte nach gemeinem Rechte nur die Erfißung. 

8) 8891. Oben $61. Doppelbuchung desjelben Grumbditüds hebt aber 
die Vermutung auf; der Kläger mul dann den materiellen Grund feines Eigen 
tumeriverbes bemeilen; RG 56, 60. 
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Veräußerers aus eigener Kraft vollzogen.” 2. Bei der Fahrnis bejtätigt der 
Beſitz als Nechtzeichen das Eigentummecht.'? Sind ferner die materiellrechtlichen 
Vorausjegungen des abgeleiteten Eigentumermwerbes, Einigung und Beſitz— 
übergabe, nachgewieſen, jo bedarf eö des Beweiſes des Eigentumrechtes des 
Rechtsvorgängers nicht." In der Regel wird bei der Fahrnis der Heraus: 
gabeanjprud auf den früheren Befig und den Beweis, daß Diejer ohne 
Willen verloren worden ift, geftügt werden. Zur Erhebung des Eigentum: 
anjpruchs unter Darlegung des Eigentumerwerbes wird nur da Anlaß vor: 
liegen,'? wo der Eigentümer den Beweis feines früheren Befiges nicht 
erbringen kann oder wo er Eigentum durch Befigfonftitut oder Abtretung des 
Herausgabeanjpruch oder auf andere Weije ohne Erlangung der tatjächlichen 
Gewalt erworben hat.!* 


2. Die zweite materiellrechtlihe Vorausjegung des Eigentumanſpruchs 
wird durch die Paifivlegitimation des Beklagten gebildet. Zur Begründung 
des Rechtichuginterejjes gegen den Beklagten als den rechten Gegner ift zu 
beweijen, daß diejer im Zeitpunkt der Erhebung der Klage fich im Befige der 
Streitjache befand ’* und fomit durch Vorenthaltung der Sache das Eigentum 
verlegt, weil er fich der Herftellung des dem Eigentumrechte entjprechenden 
tatfählihen Zuſtandes widerjekt. 

a) Als Verleger des Eigentums tft paffiv legitimiert jedenfalls der 
unmittelbare Befiger der beanſpruchten Sache, gleichviel ob er fich jelbit 
Eigentum beilegt oder nit. Gegen den Befighalter vorzugehen, wird regel: 


9) Über die Bedeutung des $ 392 oben $ 62. Der Gegner kann den Eigen- 
tumeriverb insbejondere bejtreiten: wegen materieller oder formeller Nichtigkeit 
der Auflaffung, weil ein Widerfpruch zu feinen Gunsten eingetragen oder dem 
Erwerber der Mangel des Rechtes des Veräußerers befannt war, weil $ 1404 
zutrifft (oben $62 A 21). Über den all der Doppelbucdhung oben 852 A 14. 
on befonderer Bedeutung iſt auch die Durchführung des Berichtigunganiprudhs, 
oben 8 63 Nr. 4. 

0) 81006; oben $41. " 

11) kt oben $ 82. Der Gegenbeweis kann jich insbefondere auf die 
Unmwirffamfeit der Einigimg, auf den böfen Glauben des Erwerbers, auf Die 
Verfehruntauglichkeit der Fahrnis gründen. Über die Einreden ımten $ 93. 

12) Der Kläger darf feinem Klagantrag die Faſſung geben, daß er zu: 
nächit nrit dem Anspruch aus dem früheren Befiße vorgeht und nur, wenn dieſer 
nicht zum Ziele führt, den Eigentumanfprucdh erhebt. Dieje Verbindung geitattet 
CPO 8260 in freieiter Weife. Nach gemeinem Rechte war die Verbindung der 
actio Publiciana mit der rei vindicatio derart üblich, daß hierfür und für die 
bloß jubfidiare Anjtellung der Bindilation fogar die Vermutung ſprach. 

13) In den fällen der 88 911, 926, 931, 947 f. 953 f. 984 verfagt die 
Antvendung des 81007; es iſt dann mit dem Eigentumanfpruche vorzugeben. 
Dagegen kann der Anfpruch aus 81007 inäbefondere zum Zwecke der Inter: 
bention bei der Zwangbvollſtreckung nah ERO 8771 vollkommen ausreicen. 
Vergl. dazu oben 846 U 26. 

14) Wenn er die im Streite befangene Sache veräußert, wirft das Urteil 
auch gegen den Erwerber; CPO 88265, 325. Ferner VGB 8989. 
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mäßig ein rechtliches Intereſſe nicht bejtehen, denn jeine unjelbjtändige 
Stellung jtempelt tatfächlid den Herrn zum ummittelbaren Befiger.” Man 
darf indeffen diefe Unterfcheidung nicht aus formaliftiichen Gründen über- 
treiben. In dem Augenblid, wo der Befighalter jelbitändig als Gegner ’* 
dem Eigentümer gegenübertritt und wie ein Eigenbefiger die Herausgabe der 
Sache aus eigener Macht verweigert, ift jeine PRaffivlegitimation bergeitellt. 
Jedenfalls darf bier dem Eigentümer die Rechtsverfolgung nicht unbillig er: 
ihwert werden. Es genügt, wenn er bemweijt, daß der Gegner ihm jeine 
Sahe vorenthält ;'’ der Beweis, daß diejer gerade als Befiger fie innehabe, 
it dem Kläger nicht zuzumuten.'* 

Der Eigentümer kann dann gegen einen Nichtbefiger den Herausgabe- 
anfpruch erheben, wenn diejer jelbjt wegen des Eigentums mit einem Dritten 
im Streit befangen ij. Die Klage geht dann aber gegen beide jtreitende 
Barteien.'® 
b) Schwieriger liegt der Fall, wenn der Eigentümer einem Doppelbefit 


15) Shen 833 Nr. 3. 

16) Als fonfret beitimmter Gegner. Die Saden, die 3.8. der Koch im 
Haushalte der Herrichaft zur Erfüllimg feines Dienftvertrages innehält, bleiben 
— im Beſitz der Herrſchaft; nur gegen dieſe iſt der Anſpruch zu 
richten. 

17) D. 6. 1 9: puto autem ab omnibus, qui tenent et habent restituendi 
facultatem, peti posse. — Tas gerade auf eine weite Auslegung abgeitellte 
Bejißrecht des BER darf bier nicht zur Verkümmerung der Rechtsverfolgung 
ausfchlagen. Was der Beſitzhalter hat, wird meift nur der Herausgabeverfügung 
de3 Herrn umterjtehen. Es gılt aber, die Zmeifelfälle zu treffen. Vergl. Iſah, 
Geſchäftführung ohne Auftrag 296; abw. Stober 8895 AII2D. 

15) Wird 3.8. der Diener ®. auf Herausgabe der dem A. abhanden ge: 
fommenen Uhr belangt, jo mus B. Haritellen, daß er nicht jelbit Bejiger, jondern 
nur Befißhalter für jeinen Herrn jei. Mit anderen Worten: es muß erwieſen 
werden, dat die tatjächliche Gewalt bier ausnahmmeije im Gegenjab zu 8854 
nit als Beſitz wirft. Steht dies feit, wozu übrigens nicht die bloße Be: 
sauptung des Herrn genügt, denn jie kann dazu dienen, den Anspruch bon dem 
teten Beklagten abzulenten, jo iſt der Beſitzherr der einzige und richtige Be— 
klagte. Hat fich dagegen der Diener als Befiger geriert und auf den Eigentum: 
anfpruch eingelaiien, fo darf er nicht den Kläger irreleiten und nachträglich al3 
Nichtbefiber beliebig ausscheiden. Die Gefahr des ungetreuen Handelns des 
Dieners, der fich 3.2. die Uhr, die fein Herr im Beſitz hatte, angeeignet bat, 
muß der Herr tragen. Ihm bleibt die Anterventionklage. 

19) ERO. 864; die Hauptinterdention. — Möglich itt, daß der Anſpruch 
auch gegen einen fictus possessor, der fich fälſchlich als Beſitzer ausgibt (qui 
liti sese obtulit), um vielleicht den wahren Beſitzer zu deden, mit Erfolg durch— 
geführt wird, Vorausjeßung iit dabei, dat er durch Zugeſtändnis den Beweis 
jeines Beſitzes erſpart; CPO 8288. Die Vollitredung des auf Herausgabe 
fautenden Urteils tft dann unmittelbar nicht möglich; der ftegende Kläger mag 
nah CPO 8593 auf Leiftung des Anterefies Hagen. Der zweite Kal des fictus 
possessor war der, daß der Beiiter vor Erhebung der Klage ſich tückiſch des 
Befißes entäußert hatte (qui dolo malo desiit possidere) ; die nach gemeinen 
Rechte bier zugelaſſene Vindifation iſt heute ausgeichloiien; nur ein obligatoriicher 
Anſpruch auf Schadenerfak nah 8$ 825, 520, 255 fommt noch in Frage. Wer: 
äußerung nach dem Streitbeginne: N 14,22. 
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gegenüberfteht, jeine Sache ſich alſo zugleihd im unmittelbaren Beſitz z. 2. 
eines Mieters und im mittelbaren Beſitz eines Vermieters befindet. Gegen 
wen it hier der Eigentumanfpruch zu erheben? 1. Herausgabe ift grundjäglie 
da zu verlangen, wo ſich die Sache tatfächlich befindet. Das entiprict 
dem Zwecke der dinglichen Verfolgung des Eigentumes. Als Regelfall iſt 
daher die Klagerhebung gegen den unmittelbaren Befiger anzujehen. Be— 
hauptet diejer, daß er für einen Dritten als den mittelbaren Befiger den 
Befig innehabe, jo fan er dem Dritten den Streit verkünden; der Benannte 
darf dann den Prozeß an Stelle des Beklagten übernehmen.” 2. Die 
Möglichkeit, jofort und nur gegen den mittelbaren Befiger den Eigentum: 
anfpruch zu erheben, läßt fich darauf ſtützen,“ daß diefer, wenn auch nicht der 
unmittelbaren Ausübung, jo doch der Anerkennung des Eigentumredhtes ih 
entgegenftellt und trotz der tatfählihen Weggabe der Sache nad rechtlicher 
Auffaffung Befiger geblieben if. Der Klagantrag kann gegen den mittel: 
baren Befiger zwar weder auf die förperliche Herausgabe der Sache lauten, 
noch kann das Urteil zu einer unmittelbaren Vollſtreckung?? führen: wohl 
aber fann der Herausgabeanjprucd hier in dem Sinne erhoben werden, dab 
er auf die Duldung der Wegnahme beim Befigmittler gerichtet wird. Die 
aus der dinglichen Rechtslage abgeleitete Herausgabeverbindlichkeit vermag 
der mittelbare Befiser auch ſelbſt zu erfüllen, indem er entweder den ihm 
rechtlih untergeordneten Befigmittler zur körperlichen Herausgabe der Sadı 
anhält oder den eigenen mittelbaven Befit auf den Kläger überträgt.” Der 


20) CPO $ 76. Hiermit tritt der mittelbare Vejiger als rechter Beklagter in 
den Gigentumjtreit ein. Volle Wirfung erlangt die gegen ihn durchgeführte Klage 
aber nur durch Die Erganzungnorm, daß die Entjcheidung über den Streit: 
gegenjtand auch gegen den urjprünglich beflagten unmittelbaren Befiter wirkt 
und bollitredbar ıjt. — Vejtreitet der Benannte, daß er der mittelbare Befiger 
fei, fo fann der Beklagte: entweder den Prozeß nun auf eigene Hand teiter- 
führen, oder er darf, ohne den Regreßanſpruch des Benannten meiter befürchten 
zu müſſen, dem Nlagantrag genügen. Vergl. Literatur bei Mandry:Geib 
civilr. Inhalt der Reichsgeſetze (4. Aufl.) 374; ferner die Kommentare von 
2, Seuffert und Gaupp=-Stein zu CPO $ 76. 

21) Eine Entfcheidung im Geſetze ſelbſt fehlt; $ 9911 gibt ſie auch nicht 
indirekt. 

22) Eine Vollitredung des gegen den mittelbaren Beſitzer erftrittenen 
Urteils ijt nur dann gegen den Bejibmittler zuläffig, wenn der Beflagte nad 
Eintritt der Rechtshängigkeit den unmittelbaren Beiiß aufgegeben und auf diefen 
Befißmittler übertragen hatte. Dann war die Sache prozefjual bereits verftridt, 
die Beſitzübertragung an einen Dritten darf den Kläger nicht fchädigen. CPO 
&$ 7271, 3261. 

23) Der Hlagantrag kann im zweiten Falle dahin lauten: der —— 
hat das Eigentum des Klägers anzuerkennen (dingliche Rechtsverfolgung) und 
den ihm an der Sache zuſtehenden mittelbaren Beſitz dem Kläger abzutreten 
(der aus dem Eigentum abgeleitete modifizierte Herausgabeanſpruch). Soweit 
der Ehemann an dem eingebrachten Gute der Frau Befibmittler geworden tit 
(oben 831 W24), kann der Gigentümer zwar gegen die Ehefrau als mittel- 
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fiegreiche Kläger kann im Wege der Zwangsvollitrefung aud aus eigenem 
Rechte die Überweifung des Anjpruchs, den der mittelbare Befiger gegen 
jeinen Befigmittler auf Herausgabe der Sache hat, begehren.** Dem auf 
förperlihe Herausgabe belangten Befigmittler bleiben die feinen dinglichen 
und obligatorischen Rechten entiprechenden Einreden und Gegenrechte.” 


Nach alledem muß es von der Prüfung des einzelnen Falles abhängen, | 


welches Borgehen den Zwecken der Eigentumverfolgung am bejten dienlich 
jei.°° Meift wird entjcheiden, ob man der außergerichtlihen Benennung des 
mittelbaren Befisers volles Vertrauen jchenten darf; dann mag man gegen 
diefen allein vorgehen.” Sonſt aber erjcheint die Klage gegen den un: 
mittelbaren Befiger nicht als Umweg, fondern als der am beften zum Ziele 
führende Weg. | 


$91. Anhalt und Arten des Eigentumanspruds. 


1. Bei totaler Verlegung des Eigentums durch Vorenthaltung der Sadıe 
richtet fich der Klaganjprud) auf die Herausgabe der Sache: die Befigüber: 


bare Befigerin den Anfpruch aus 8 985 erheben; jein Gewinn ift aber ein ge— 
ringer; denn da die Frau gegen den Ehemann feinen wirffamen Herausgabe— 
anjpruch hat, fann auch der Kläger einen ſolchen nicht durch Abtretung erwerben. 
Vergl. Ullmann, Ar. BR 22, 113. Der Eigentümer wird mithin gut tum, 
feinen Anfpruch gegen den Ehemann zu richten. 

24) ERO 8886. Statt deſſen fann der Eigentümer auch unmittelbar auf 
Abtretung des Anfpruchs auf Herausgabe, den der mittelbare Beier gegen den 
unmittelbaren bat, Klage erheben; das rechtäfräftige Urteil erjeßt die Abtretung: 
erflärung (CPO $ 894). 

25) Somohl nach $ 986 (unten $ 93) wie nad CPO $ 771: behauptet der 
Dritte ein die Veräußerung binderndes Recht, To ift dDiefer Widerſpruch im Wege 
der Klage geltend zu machen. Bergl. auch CPO $ 325 I. 

26) Die Zuläffigfeit des Eigentumanfpruchs gegen den mittelbaren Beſitzer 
verneint vor allem Wendt, Eiv.U. 87, 68 f. und Verbandl. des 24. D. Juriſten— 
tages (1898), 3, 3; Bartel3 in Gruchot 42, 652. Dagegen für die Zulafiung: 
Strobal, Iher. 3%. 38, 45; Gierfe, Fahrnisbejig 53 und Verhandl. des 24.D. 
Juriftentages 3, 29; Kohler, Ach. BR 18, 80; OLG 5, 154; Biermann $ 985 
A 3; Kretzſchmar, ſächſ. A. 12, 642; Hellwig, ſubjekt. Rechtskraft 252. — Bet den 
Beratungen wurde die Frage, ob der mittelbare Beſitzer nach $ 985 belangt 
werden fönne, in zweiter Leſung nad vielfachen Erwägungen zuerjt verneint; 
Brot. 3, 328; 4, 584. In der Repifionlefung wurde aber der Standpunkt ge- 
mwechjelt und ausdrüdlich befchlofjen (Prot. 6, 388), dat der Ab. II des $ 399 der 
zweiten Leſung: „gegenüber einem mittelbaren Beſitzer jteht dem Eigentümer ein 
Anſpruch auf Überlafjung des mittelbaren Beſitzes nicht zu“: geftrichen werden 
follte; eine derartige Alage follte als zuläffig gelten. Die Hauptgründe waren: 
wenn gegen den mittelbaren Beſitzer die Eigentumflage nicht angejtellt werden 
dürfte, jo fönnte deſſen Erjibung nicht unterbrochen werden. Dem Eigentümer 
würde nach diefer Richtung und ebenjo, wenn er alle Mieter erſt feititellen und 
Ge jie jamtlich die Klage erheben müßte, die Verfolgung feines Rechts unbillig 
erichtvert. 

27) Treffend weiſt Strohal 46 darauf hin, daf die durch Konnoſſement uſw. 
gejchaffene Verfügungmacht eine derartig felbjtändige Bedeutung bat (oben $ 836 
Nr.5), dab der Konnoffementberechtigte al3 der rechte, tvern nicht einzige Be— 
Hagte gelten muB. 
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tragung wird begehrt als eine aus der dinglichen Rechtslage abgeleitete Ver: 
bindlichkeit.! 

a) Klage und Vollſtreckung gehen auf die Sache ſelbſt.“ Dieje ijt da 
herauszugeben, wo fie fich zur Zeit der Klagerhebung befindet.” Die begehrte 
Sade muß im Klagantrage bejtimmt bezeichnet werden; * ohne Individuali— 
fierung feine Durchführung des Eigentumanjprudhs. Diejent Erfordernis 
wird genügt,’ wenn aus den angegebenen Tatjahen und Merkmalen die 
konkrete Sache 3.8. durch Zeugen, richterlihes Ermeſſen, Gutachten der 
Sachverſtändigen bejtimmbar ift, oder wenn der mit einer anderen Sade 
noch verbundene Streitgegenftand durch Abtrennung zu einem Cinzelobjeft 
bergeftellt werden fan.” Dagegen kann auf die Herausgabe jchlechthin eines 





1) 8 955. Tiefer Fall muß genau von dem Gegenfall unterjchieden 
werden, wo der Anjpruch darauf gerichtet wird, dat der Bellagte zur Erfüllung 
einer ihm obliegenden Verbindlichkeit (3.B. aus dem Haufvertrage nad) & 433 11) 
die Sache dem Kläger übergeben und ihm daran Eigentum erſt verſchaffen 
fol. Der Anfprucd auf ſolche Eigentumverichaffung muß jich auf ein wirkſames 
obligatorijcdes Grundgeſchäft ftüßen und zu feiner Durchführung 
iſt auf den Abjchlug der Einigung nebjt Übergabe der Fahrnis oder auf die Bor: 
nahme der Auflafiung nebit Bewilligung der Eintragung in dad Grundbuch zu 
Hagen. Vergl. oben $18 416, $54 434. Der Eigentumanfprud) dagegen 
gründet ſich auf das bereits und nohdorhbandene Eigentum des Klägers; 
dieſer will das Eigentum nicht erwerben, fondern dem Bejißtatbeitande nach ver: 
wirklichen. Darin biegt außerdem eine enge Begrenzung des Eigentumanfpruds; 
wo zu jeiner Verwirklichung nicht die Befitübergabe, jondern andere Vornahmen 
dienen, wie 3.8. die Grundbuchberichtigung, greifen bejondere Anſprüche plag; 
oben 8 89 Nr. 2, 

2) ©. rRealexekution. — Das klaſſiſche römiſche Recht kannte auch für 
Die rei vindicatio nur eine Geldkondemnation; die Zahlung der damit feſt— 
geitellten Summe (litis aestimatio) bewirkte die Abfindung des Eigentümers 
und den Übergang des Eigentums auf den Beklagten; D. 6. 1. 46 und 47. 
Einen indirelten Zwang zur Herausgabe der Sache ſelbſt übte Die actio 
arbitraria aus, bei der dem Bellagten drohte, daß der Kläger ımter Eid ab- 
jchäßte, wieviel die Streitfache ihm wert jei; um dem zu entgehen, wird er metit 
dem arbitratus de restituendo, den der iudex als nicht erawingbaren Befebl 
erließ, genügt haben. Im Amisprozeß befahl und erzwang der Richter Die 
Herausgabe der Sadıe jelbit (D. 6. 1. 65; eine offenbar interpolierte Stelle) ; 
das iſt im juſtinianiſchen und im heutigen Nechte allgemeine Regel geworden. 
Vergl. ferner Schloßmann, Iher. N. 45, 105 und 125. 

3) Vergl. D.6.1.10—12. Vergl. auch $ 9859. Der 8269 iſt nicht ent— 
rn anzuwenden, weil er nur auf der Auslegung eines Schuldverjpredens 
beruht 

N) — 8253 II Nr. 2: „beſtimmte Angabe des Gegenitandes”. 

5) Das römifwe Recht verlangte eine eratte Beitimmung und Beichreibung 
der species; jo bet Gewändern die Angabe von Zahl, Farbe, Bejchaffenbeit uw. 
D.6.1.6. Die heutige Auslegung tt zwar freier; RG 12, 338; einer zu laren 
Auffaſſung tit aber entgegengutreten. Wenn eine Interventionklage erhoben wird, 
z. B. bezüglich eines Schranfes, jo wird diefer nur durch eine Befchreibung nach 
der Holzart, Größe u. dergl. genügend bezeichnet und nicht durch Die bloßz 
hiſtoriſche Angabe: „der Schrank, den meine Frau in die Ehe mitgebracht bat.” 
Beitimmt iſt nur die Bezeichnung, die den Gerichtvollzieher in die Lage ſest, 
Die richtige | Sadıe zu pfänden. 

| 6) Tas ‚gilt mitbin nicht, wenn 3.2. durch Verbindung das Eigentum 
untergegangen iſt; oben $ 83. — Das römifche Recht beitand darauf, daß zuerit 


891. Inhalt und Arten des Eigentumanjpruce. 589 


Sadinbegriffes’ der Anjpruch nicht abgejtellt werden; vielmehr müfjen hier 
die Einzelftüce genau angegeben werden; denn fie haben ihre rechtliche Selb: 
ftändigkeit behalten und werden als Einzelgegenftände verfolgt? Geld und 
andere vertretbare Sachen fünnen nur jo lange herausbegehrt werden, als 
ihre Spezialifierung noch möglich iſt.“ | 

b) Derausgabe bedeutet die Übertragung der Sache in den Beſitz des 
Klägers. Erfolgt diefe nicht freiwillig, jo ſetzt der Gerichtsvollzieher auf 
Grund des volljtredbaren Urteils den Beklagten aus dem Befig des Grund: 
ftüds und weift den Kläger in den Befik ein; *° bewegliche Sahen nimmt er 
weg und übergibt fie dem Eigentümer.“ 

ec) Der Anſpruch auf Herausgabe kann fi in einen Anſpruch auf 
Schadenerjag in Geld verwandeln. So insbejondere, wenn der Beklagte die 
Sache zerjtört oder wejentlich beſchädigt hat,“ oder wenn er fie fo verſteckt 
hält, daß fie unauffindbar iſt.“ 

2. Eine teilweife Verlegung des Eigentums '* liegt vor, wenn der 


die Sache durch actio ad exhibendum abgetrennt und zu einem jelbjtändigen 
Bindifationobjefte gemacht wurde (Bd. 1 Ki 197 A14). Dies ift nach unjerem 
Rechte nicht zu verlangen; es genügt die Abtrennung im Laufe des Nechtitreites 
oder in der Zwangvollſtreckung. 

7) Alfo 3.8. eine Herde, Bibliothef, Warenlager (oben $6 A 1). Nach 
römischen Rechte fonnte eine Herde als einheitliche Gefamtjache vindiziert werden; 
D. 6. 1. 1. 3; Kohler, ber. 3. 24, 294; Dernburg, Band. 1 8 226 A 3. 

8) Der Beweis über die Zugehörigkeit der einzelnen Stüde wird fich 
regelmäßig nicht auf jeden einzelnen Band 3.2. eines Sionverjationlerifons zu 
eritreden haben; bier werden durch die freie Beweiswürdigung Erleichterungen 
eintreten. Anders jtebt es, wenn ein obligatorifcher Anſpruch auf Eigentum> 
verihaffung an einem Sacdinbegriff (3.8. an einer vermachten Speijezimmer- 
einrichtung) geltend gemacht wird (oben A 1); dann genügt die Geſamtbezeich— 
nung (vergl. OLG 5, 153) und zur Durchführung dient dann nad) $ 260 die 
Verpflichtung zur Vorlegung eines Bejtandverzeichniiies und zur Ablegung des 

rungeides. Durch 8 2027 wird die Auskunftpflicht auch auf Grumd des 
dinglicden Erbſchaftanſpruchs angeordnet. Was für die miderrectliche Beſitz— 
ergreifung an Nachlaßſachen gilt, ift im Sinne des Geſetzes auf den Fall der 
Entziehung eines Anbegriffs oder einer Mehrheit von Einzelſachen auszudehnen. 
E3 wäre unbegründet, den Anſpruch auf Auskunft gegen den Dieb zugulafien, 
wenn der Erbe noch nicht Beſitz vom Nachlaß ergriffen bat, ihn dagegen aus- 
aufchließen, wenn der Erbe bereits Beſitz ergriffen hatte, als der Dieb fich Die 
Sachen aneignete. Nur fo vermag der Eigentümer feinen Anſpruch gemäß 
$ 985 gegen den dritten Erwerber mit Erfolg durchzuſetzen; es ift anzunehmen, 
daß die Rechtsordnung den vollen, zur Sicherung des Eigentums ıumentbehrlichen 
Schub gewährleiſten till. 

9) Vergl. EPO $ 883: „von beitimmten beweglichen Sachen eine 
Quantität“. 

10) CPO 8855 1. 

11) CPO $ 883. 

12) Soweit damit der Tatbeitand des $ 523 erfüllt wird, fommt diefer zur 
Anwendung. 

13) Bergl. $ 283 und CPO $ 893 und $ 883 (Offenbarungeid). 

14) Darüber, daß auch diefer begrenzte Tatbeitand einen Anwendungfall 
de3 Eigentumanspruchs bildet: oben 889 417. 
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Eigentümer fih zwar im Befig der Sache befindet, ein Anderer aber durd 
bejtimmte rechtswidrige Eingriffe ihn in der vollen Ausübung des Eigentums 
beeinträchtigt."® 

a) Den Hauptfall diejes Eigentumfreiheitanjpruchs oder der Negatorien: 
Klage bildet die Anmaßung einer Grunddienftbarkeit. Von ihm ging das römijche 
Recht aus; es gab den Schuß in der Geftalt der Leugnung des vom Gegner 
beanjpruchten Servitutenrechts,!* als Gegenftüd zur Servitutenklage.“ Das 
Anmendunggebiet diefer negatoriihen Klage wurde im gemeinen Rechie 
bereits auf jeden Eingriff in die Eigentumberrjchaft,”* auch wenn er nicht 
den Tatbeitand einer harakterifierten Dienjtbarkeit erfüllte, ausgedehnt. Das 
BGB ſchließt fih diefer Erweiterung an: das ganze Gebiet der nachbarlichen 
Beihränkungen ift von diefem Gefichtspuntte aus abgeſteckt worden.'” Daher 
fann der Eigentümer wegen jeder unberecdhtigten Immiſſion Elagend vor: 
gehen.” Er darf den Anſpruch auch zur Abwehr von Eingriffen in jeine 
beweglihen Sachen benugen. 

b) Rajfivlegitimiert ift der Störer. Als joldher erjcheint jedoch nicht 
bloß, wer durch feine eigenen Handlungen unmittelbar den Einariff verurjaht, 


15) 81004. Muus, Nlaggrund bei der actio negatoria, Dijj. Erl. 1599. 

16) Die actio negatoria nahm zur Vorausfeßung die Ausübung — 
Wegerechts, eines NRießbrauchs uf. Die Formel lautete daher: si paret X 
ius non esse De fundum ıllum ire agere invito A° A®, — Lenel, A 
perpetuum 148 und Zeitfchr. fie Rechtsgeſch. 12, 258; Rarloma, röm. Rechts— 
geſch. 2, 469. 

17) actio confessoria. D. 8.5.2 pr.: confessoria [actio competit]) ei qui 
servitutes sibi competere contendit, negatoria domino qui negat. 

18) Windfcheid 1 8 198; Dernburg, Band. 1 8256; Stobbe-Lehmann ? 
$ 102; Mandry-Geib, cidiirechtl. Inhalt der Reichsgeſ. 370. 

19) ) Oben 88 2 73. Dies im Anjchlug an die gemeinrechtliche Praxis; 
RG 6, 220 (Lärm); 8,182 (feine actio negatoria, weil A. auf dem Grund— 
tüd des B., das überfchtvemmt war, gefifcht bat); 12, 174 (Eindringen bon 
Bienen); 15,205 (Eindringen von Feuchtigkeit); 30, 115 (nicht, weil durd 
Erböbung des Eijenbahndammes die Überfhwemmungsgefahr für die Grund 
ftiife auf der anderen Seite des Fluſſes vergrößert ift). Ferner für dad BGB: 
RG in Gruchot 44, 1094, auch ohne Anmahung eines dinglichen Rechtes fanın 
in fremdes Eigentum eingegriffen werden. Die Störung muß jich allerdings 
als Verleßung des dinglichen Rechtes felbit darjtellen; dazu gehört, daß fie mit 
einer gewiſſen Sartnädigkeit fortgejeßt wird ungeachtet des Proteſtes des Eigen- 
tiimers. Ein einmaliger Eingriff (Stehlen der Kirſchen) genügt ebenjomwenig 
wie die Anmaßung eines obligatorifchen Gebrauchrechtes; in folden Fällen it 
auf den Schadenerfaßanfprud oder Befibitörunganfpruch (deſſen allgemeine 
Vorausjeßungen nach 8 S62 denen des 8 1004 gleichitehen; oben 845 Nr. 1) zu 
verweiſen. 

20) Seiner Rechtsnatur nach iſt der Eigentumfreiheitanſpruch mithin kein 
Sonderanſpruch, — der gewöhnliche ———— in ſeiner Beſchränkung 
auf Abwehr eines begrenzten Eingriffs. c jtellt ſich lediglich dar als eine 
beſonders — zum Zwecke der — 5— meiſt negativ gefaßte An— 
wendungform des einheitlichen Eigentumanſpruchs. Dies ergeben Anhalt umd 
Stellung des 8 1004. Ähnlich bereits Windſcheid 8 198 A12. 
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jondern auch jeder, der durch die Herjtellung bejtimmter Anlagen anderen 
Perjonen die Möglichkeit oder den Anlaß zu jtörenden Eingriffen bietet.” 
Auf ein Verſchulden kommt es überall nit an; es entjcheidet der objektive 
Tatbeftand des widerrechtlichen Eingriffs.?? 

e) Die Beweislaft wird dahin geregelt. Der Kläger muß fein Eigentum, 
das hier regelmäßig nicht beftritten wird, und die Tatſache beweijen, daß jein 
Grundſtück durch phyſiſche Einwirkungen jeitens des Beklagten beeinträchtigt 
wird.” Sache des Bellagten bleibt es dann, den Nachweis zu erbringen, 
dat die Einwirkung die Benugung des Nachbargrundſtücks nicht weſentlich 
beeinträchtigt oder das nach den örtlihen Verhältniffen gemeingewöhnliche 
Maß nicht überfchreitet,* oder daß der Kläger zur Duldung der ungemwöhn: 
lichen Beeinträchtigung verpflichtet ei.” 

da) Inhaltlich?⸗ geht der Eigentumfreiheitaniprudh: 1. auf Bejeitigung 
der Beeinträchtigung. Alle unberechtigten Anlagen find zu entfernen, der 
gegen den erhobenen Widerjpruch errichtete Überbau ?? ift abzutragen. Der 
bisherige Zuftand muß fo, wie es dem Eigentumrechte entjpricht, in Natur 
wiederhergejtellt werden.“ Ebenſo müfjen durch entiprechende Vorkehrungen 
die unzuläffigen Einwirkungen bejeitigt werden. 2. Außerdem kann, wenn 


21) Daher iit paflivlegitimiert: die Stadtgemeinde, die-einen Abzuglanal 
anlegt, durch deſſen bejtimmungmäßige Benußung feitens der Bürger in das 
Eigentum der Nachbargrundſtücke eingegriffen wird (RG in J. W. 30,52); der 
Bermieter, mfofern als er die vom Mieter ausgehenden Störungen veranlakt 
bat oder tmillentlich fortbeitehen läßt (NG 45,298; 47,163 und in J. W. 31 
Beil. 187). — Gegen den Störer ſelbſt fann grundfäßlich überall vorgegangen 
werden. Er hat aber nad CPO $77 das Recht der Benennung des Dritten, 
jofern er behauptet, er habe die Beeinträchtigung vorgenommen in Ausübung des 
Rechtes diejes Dritten. 

22) Oben 8 72 A 40. Zuſtimmend RG 45, 297 und im J. W. 30, 72. 

23) Diefe Vorausfegung ergibt fih aus 8906. Vergl. oben 872 Nr.5 
über die genauere Begrenzung und die einzelnen Anmwendungfälle. 

24) Vergl. oben $72 A43. 

25) 1004 II kraft dinglicher PBelajtung oder auf Grumd eines obli— 
gatorifchen Bertrages. OLG 5,9. 

26) Der $ 10041 ift dem $ 8621 nachgebildet. Daher ijt, was oben in 
$45 ausgeführt wurde, bier heranzuziehen. Beide Klagen aus der Befig- und 
der Eigentumftörung werden mit Nuben meijt verbunden werden. Sofern der 
fejtgejtellte Tatbeitand die begehrte Nechtöfolge auf Grund einer mindere Er- 
fordernifie aufitellenden Norm (bier alfo nach $ 862) begründet, hat der Richter 
entiprechend jeiner Amtspflicht diefe und nicht die von den Parteien angerufene 
anzuwenden. Denn es handelt fich hierbei um die Subjumtion eine Tat— 
beitandes unter den richtigen Gefeßesbefehl und dies bildet ausschließlich einen 
Teil der richterlichen Urteiltätigfeit. 

27) 89121; oben $ 74. 

28) Ebenfo Pland 81004 Ad; OLG 4, 65. 

29) Über die Durchführung und die durch Gew.O. 8 26 gezogenen Schranten 
vergl. oben 872 A53Ff. — Die Koſten der Befeitigung trägt, wer die Ans 
lage uſw. errichtet hat oder in dem benachteiligenden Zuſtand hält; mithin der 
Eigentümer oder der Beſitzer des fchädigenden Grunditüds oder mer fonjt per- 
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weitere Beeinträchtigungen zu bejorgen find, der Anſpruch auf deren Unter: 
lafjung abgejtellt werden.” Zur Vollftrefung der hierauf lautenden Ver: 
urteilung dienen Geldftrafen und Haft; auch kann die Beftellung einer Sicher: 
heitleijtung beanjprucht werden.?' 

e) Einen allgemeinen Anſpruch auf Schadenerjag in Geld gibt das 
BGB hier nicht. Er ift aber als begründet anzuerkennen, wenn durch den 
Eingriff widerrechtlich und ſchuldhaft Sachgüter zerjtört oder bejchädigt find 
und infolgedefjen die Wiederherftellung in Natur unmöglich geworden it.” 
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Aus dem Beſitze einer fremden Sache entjteht ein eigenartiges gejegliches 
Schuldverhältnis. Der Umfang der hieraus ſich entwidelnden Haftung wird 
durch eingehende Normen feſtgeſetzt.“ 

1. Der redliche * Eigenbefiger iſt grundjäglich von jeder Haftung frei; 
er braucht weder die gezogenen Früchte zu erjegen, noch für Die der Sade 
zugefügten Bejchädigungen aufzukommen.“ Redlich ijt der Befiger dann, 


fonlid den Eingriff vorgenommen hat. Erfüllt der verurteilte Gegner dieſe 
Pflicht nicht, fo darf der Eigentümer auf deſſen Kojten die Wiederberitellung 
felbjt vornehmen. CPO $ 8587. 

30) $ 100412. Die Bejorgnis bejteht, jolange die Wiederholung der Ein- 
griffe droht; mündliche Verficherung, daß dieſe künftig aufhören würden, jtellt 
den Rechtsfrieden noch nicht wieder ber. Anders, wenn die jchädigende Anlage 
tatfächlich befeitigt oder 3.8. die übermäßigen Geſtank verurſachende Fabrifation- 
art abgeändert ijt. 

31) EBO $ 890, 

32) Soweit der Tatbeitand des $ 523 erfüllt tft, unterliegt dies feinem 
Zweifel. Ebenfo RG in IW 30,72. Bon dem Beweiſe des Verſchuldens tit da 
abaujeben, wo die allgemeine objektive Gefährdunghaftung eintritt; 3.8. Loko— 
motivfunfen haben einen Beufchober in Brand geitedt. Vergl. RG 10,142; 
30, 115. Dieſe Kragen find Tediglid nad) den Grundſätzen des Rechtes der 
Schuldverhältnifie zu beantiworten; oben 8 72 U 57. 

1) 88 987— 993. Die Ordnung fchließt fich in den Grumdzügen dem ge: 
meinen und preußifchen Recht an. Windfcheid 1 88 193, 124; Dernburg, Pand. 
8 226 Nr. 3; Preuß. ALR I. 7.222. — Der Grundgedanke der gejeglichen Ord: 
nung ijt diefer. Der Eigentümer fann zwar alle Erzeugniife, die feine Sadıe ab 
geworfen bat, begehren. Durch die Ausübung dieſes Anfpruch® darf jedoch der 
redliche Befiter, der feine Lebenshaltung den Einfünften aus den von ihm in 
Beſitz gehaltenen Sachen angepaßt bat, nicht wirtfchaftlich ruiniert werden, indem 
ihm nacdträglich Erſatz wegen aller Einfünfte abgefordert wird. Darum behält 
er, was er redlich verbraucht und gezogen bat, folange der Eigentümer jein Recht 
nicht geltend machte. Vergl. befonders dv. Petrazycki, Fruchtverteilung (1892) und 
Lehre vom Eintommen. Zugleich wird die Haftung wegen unerlaubter Hand» 
lungen weſentlich eingeſchränkt; A 10,11,22. Die vom Geſetze aufgejtellten 
Regeln können durch befondere zwiſchen den Barteien begründete Verpflichtungen 

oder unter ihnen bejtehende Nechtsverhältniffe abgeändert werden. 

2) Daß er dies jei, braucht er nicht zu bemweifen, $ 993 fpricht jchlechthin 
bom „Beſitzer“; aber für den nicht redlichen Beſitzer gelten die dort vorbebaltenen 
gegenteiligen Normen, 

3) Diejer führende Grundfaß wird in $ 993 I am Schluffe fehr zum Nad)- 
teile für die Klarheit des Geſetzes nebenher als „Reftnorm“ angefügt. 
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wenn ihm weder befannt noch infolge grober Fahrläffigkeit unbefannt war, 
daß er zum Befige der Sache und zum Fruchtbezuge nicht bevechtigt ift.* Die 
Redlichkeit wirft aber nur bis zu dem Augenblid, wo gegen den Befiger der 
Eigentumanſpruch rechtshängig geworden iſt.“ 

a) Die natürlichen Früchte und Nutzungen, die der redlihe Befiger ge: 
trennt bat, find jein Eigentum geworden; er braucht die Sache nur mit den 
bei Eintritt der Rechtshängigfeit noch ungetrennten Früchten herauszugeben.® 
Die juriftiihen Früchte gebühren ihm im Verhältnis zu der Dauer jeines 
Nusgungrechtes, mithin nach dem Maße der Zeit, die bis zum Prozeßbeginn 
abgelaufen ift.” Nur in zwei Fällen tritt eine Erjaspflicht nach den Grund: 
jägen der umgerechtfertigten Bereicherung ein: 1. wenn der Befiger Früchte 
gezogen hat, die nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtjchaft nicht 
als Ertrag anzujehen find ;* und 2. wenn er den Befig unentgeltlich erlangt 


Hatte.” 


4) Das Gejeß vermeidet, um die Beweislaft feitzuitellen (AU 2), die Ned- 
lichteit als pojitive Vorausſetzung — Die Vorausſetzungen der Red— 
lichkeit ſind durch Rückſchluß aus 88 932, 990 I 1 feſtzuſtellen; es ſcheint aber zu 
eng, wenn mit $ 990 nur „auf das Recht zum Beſitze Bezug genommen wird; 
ſoweit der Fruchterwerb in Frage fommt, ijt auf Grund der $$ 955, 955 I 2 auch 
auf die Kenntnis des Rechtsmangels Gewicht zu legen. achfolgender böfer 
Glauben jchadet bier ſtets; $$ 990 1 2, 955 12. 

5) Unten Nr.2. In die Definition der Nedlichkeit gehört dies nicht; die 
Rechtshängigkeit wirkt objektiv auch gegen den bon feinem Rechte Überzeugten. 
Bis zur Nechtshängigfeit gerät der redliche Bejiter auch dur Mahnung nicht in 
Leiſtungverzug; 88 993 I im Verb. zu 990 II. 

6) 88 993 I und 101 Nr. 1; auch 955. Die Tatjache der Trennung ent- 
jcheidet; daß die Früchte vorzeitig abgeerntet worden jind, begründet feine 
Haftung, fofern der gute Glaube noch vorhanden var. 

7) iR 993 II, 101 Nr. 2; Bd.1 855 U 27. Hat der guigläubige Beſitzer 
eines Haules das erite Stodwert für einen vierteljährlich mit 600 Marf zu 
entrichtenden Mietzins vermietet und wird dann der gegen ihn erhobene Eigen= 
tumanſpruch am 1. Juni rechtshängig, jo gebühren ihm (dev Mietzins mag im 
boraus oder nachträglich zu entrichten fein) von dem laufenden Vierteljahr 
400 Marf und dem Eigentiimer 200 Marf. 

8) Diefer Zuſatz wurde in $993 1 vom Reichstag entiprechend den zu 
$5S1 11 gefahten Beſchlüſſen eingefügt. Vergl. 88.1 855 A 10 und 171 AA. 

9) 8 938; nach dem allgemeinen Grundfage, dat der unentgeltliche Erwerb 
minder ſchutzwürdig iſt und vor dem Anfpruche deſſen zurückweichen muß, der 
Erjaß für die erlittene Vermögenseinbuke begehrt. Der Beichenfte haftet fchlecht- 
hin wegen ungerechtfertigter Bereicherung. Vergl. Bd. 1 8198 A 43. Der Eigen: 
tümer bat zu beweifen, daß der Beſitzer Nubungen gezogen bat und in welchem 
Umfange dies gejcheben iſt. Diefer aber fann dann den Herausgabeanſpruch 
mit Berufung auf die, von ihm zu beweifende, Tatjache ablehnen, dab er zur 
Zeit der Rectshängigfeit nicht mehr bereichert war; & 818. Dies findet 3.8. 
Anwendung, wenn A. in redlicher Überzeugung, dat i an einem Wohnhauſe 
unentgeltlich ein Nießbrauch beitellt fei, das erite Stockwerk felbjt bewohnt ; nur ſoweit 
er damit den Mietzins eripart bat, den er fonft für eine feinen Verhältniſſen 
entfprechende bejcheidenere und billigere Wohnung ausgegeben bätte, iit er dem 
Eigentümer zum Erfab verpflichtet. 


Endemann, Lehrbuh. I. Band. 8.u.9. Aufl, 38 
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b) Der redlihe Eigenbefiger joll nicht nach den allgemeinen Grund: 
jägen wegen unerlaubter Handlungen auf Schadenerfag belangt werden. Da 
er die Sache im Vertrauen auf fein Eigenrecht innehält, kann ihn weder der 
Vorwurf der Widerrechtlichkeit noch der des Verſchuldens treffen.’ Die Delik: 
haftung wird vielmehr auf die Fälle eingejchräntt, wo er den Befit durch 
verbotene Eigenmacht oder eine ftrafbare Handlung erlangt Hat. Wenngleich 
er fich zu diefem Vorgehen in gutem Glauben für berechtigt hielt, jo handelt 
er dabei doch auf eigene Gefahr; wegen der Verlegung des im öffentlichen 
Intereſſe zu jchügenden Beſitzſtandes tritt eine objektive Haftung ein. 

e) Wer als redliher Befigmittler, mithin im Vertrauen auf das Recht 
jeines mittelbaren Befigers zur Einräumung von Beſitz und Nugung, eine 
Sache innehält, haftet diefem auf Schadenerfag, wenn durch jeine ſchuldhafte“ 
Handlung die Sache verjchlechtert wird, untergeht oder aus einem anderen 
Grunde nicht herausgegeben werden kann. Der Anjprud hierauf jteht dem 
mittelbaren Befiger auch dann zu, wenn er nicht der Eigentümer ift, und die 
Leiftung des Schadenerfages an jenen befreit den qutgläubigen Befigmittler 
auch dieſem gegenüber.” Dieje Ordnung würde für das Eigentum nicht den 
vollen Rehtihus bieten, den es verdient. Das Geſetz erkennt daher dem 
Eigentümer nicht bloß einen aus dem Rechte des mittelbaren Befigers ab: 


10) Dies ergibt ſich aus $ 993 I durdy Rüdfchluß gegenüber den dort ange- 
führten Normen. — Iſt die Sade untergegangen, vernichtet, verbraudt, To 
beiteht feine Haftung mehr; bat der redliche Beier aber einen Erſatzanſpruch 
Daraus erlangt, jo muß er ihn nach 8231 dem Eigentümer abtreten. Hat der 
qutgläubige Bejißer die Sache entgeltlich veräußert, fo gilt $993 1; bat er fie 
unentgeltlich veräußert, jo fann der Eigentümer nach 8 822 gegen den Be: 
reicherten vorgeben. 


11) So 8992. Die Haftung foll nach den Normen über die unerlaubten 
Handlungen beurteilt werden. Das bezieht ji darauf, daß die Beſitzergreifumg 
jelbft alö haftungbegründende Tat aufgefaßt wird und der durch fie verurſachte 
Schaden zu erjeßen iſt. Den durdı eine felbitändige, nach der Beſitzergreifung 
vorgenommene Handlung verurfachten Schaden hat der redliche Eigenbefiter dagegen 
nicht zu vertreten; denn den NRedlichen kann bezüglich der Behandlung einer als 
eigenen angefehenen Sache der Vortvurf des Verſchuldens und der Rechtsmwidrigfeit 
nicht treffen. — Biermann, Planck, Kober lehren, daß 8 992 Verjchulden voraus 
feße, tveil eine Haftung wegen unerlaubter Handlungen eintrete. Diefer Grund 
trifft nicht zu (vergl. 3.8. 8 833; Bd. 1 8 130, 8200 A 19); die verbotene 
Eigenmadt jest nach 8 858 feineswegs fchuldhaftes Handeln voraus. Der 
$ 992 erjtredt auf dieſen Tatbejtand nur die Rechtsfolge (Haftung) aus 
$ 823, er verordnet nicht (duch Fiktion), dat eine unerlaubte Handlung den in 
$ 823 bezeichneten Vorausfeßungen nad); vorliege. Anders fteht es, wenn der 
Befib durch itrafbare Handlung erlangt ijt; denn diefe feßt ſtets ein 
Verfchulden voraus. — Auch bier iſt $ 851 antvendbar. 

12) Da der Befitmittler weiß, dat er nur Nießbraucher oder Mieter ufiv. 
it, Kann er ſchuldhaft handeln, indem er die fremde Sache befchädigt. Je nadı 
dem den Beſitz vermittelnden NRechtsverhältnis gründet ſich der Erjabanfprud 
gegen ihn ouf 8296 oder & 823, 

13) Dazu 8 851. 
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geleiteten, jondern einen unmittelbaren Erſatzanſpruch aus eigenem Rechte 
gegenüber dem Befigmittler zu. Gleichviel, wen diejer für den wahren Be- 
rechtigten angejehen hat: der obligatoriſche Erſatzanſpruch entiteht da, wo 
objektiv die Intereſſen gelagert find, zu deren Schuß er beftimmt ift; mithin 
bei einer Kränkung des Eigentumrecdhtes unmittelbar beim Eigentümer." 

2. Vom Eintritt der Rectshängigfeit ab '° haftet der beklagte Befiger 


14) 899111. Die Bedeutung Ddiejer Norm liegt darin, daß bier mit 
voller Deutlichleit der (Bd.1 8125 A4, 8159a Add, 8165 UT, 8185 
A19 uſw. dargelegte) Grundjaß zum Ausdrud gelangt, wonady unter bejtimmten 
Vorausfegungen der Dritte als der wirklich Interefjierte und Betroffene einen 
unmittelbaren Shadenerjaßanjprud auseigenem Rechte 
erwirbt, obgleich der Schaden aus einer Verlegung von Vertragpflichten herrührt, 
die der Schuldner nicht ihn gegenüber, jondern nur jeinem Gläubiger gegenüber 
übernommen hatte. Wie eine ſolche Haftung entitehen kann, joll bier genauer 
dargejtellt werden. — a) Bei der Ordnung über die Erjaganjprüce des Eigen- 
timers in 88 989—993 geht das Geſetz zunächit davon aus, dab der Bejiter 
dem Eigentümer gegenüber ſchuldhaft gehandelt bat; der Belißer haftet, weil 
ihm befannt oder infolge grober Fahrläfligfeit unbefannt ijt, dab er dem Eigen- 
timer gegenüber nicht zum Bejige berechtigt ilt. Die Folgerung wäre, dab 3.2. 
der Pächter, der in gutem Glauben feinen Verpächter, obgleich diefer nur Nieß— 
braucher des Grundjtüds iſt, als den Eigentümer anfieht, nur diefem und nicht 
dem Eigentümer verhaftet jein würde. Hat aljo der Pächter 3.8. infolge eines 
Streites mit dem Verpädter, um fich an ihm zu rächen, die Felder verfommen 
lafjen, den Brunnen nicht gereinigt, jo dat das Waſſer ungeniegbar geworden 
it, oder den Dünger beijeite geichafft ($ 593 III): jo würde nur dem Berpächter 
ein Erſatzanſpruch zuitehen. Der Eigentümer wäre auf die Abtretung dieſes 
Anspruchs verwieſen ($ 281) und würde leer ausgehen, wenn der Anſpruch von 
einem Gläubiger des Verpächters gepfändet wäre. Dieſe Folgerung erjchien 
unbillig. Der $ 991 II bejtimmt daher die unmittelbare Haftung des Beſitz— 
mittlers (Pächters ufiv.) dem wahren Eigentümer gegenüber. — b) Der Eigen: 
tümer verfolgt bierbei nicht bloß das Sadinterefie; es handelt jih nicht um 
einen Anjpruch aus 8823. Vielmehr wird das Verjchulden des Beſitzmittlers 
nach den Pflichten abgemeſſen, die fich aus dem inneren Rechtöverhältnifie feinem 
mittelbaren Befißer gegenüber ergeben. Grund und Umfang der Haftung 
werden hieraus zugunsten des Eigentiimers abgeleitet, und in feiner Perſon, als 
dem wahren — entſteht der Erſatzanſpruch. Es tritt eine objef- 
tive Haftung für fremde Intereſſen an der Sache ein, Die 
dem Haftenden nicht erfennbar waren und deren Subjekt ihm unbefannt war. Ein 
obligatorifcher Erſatzanſpruch aus einer rechtsverlegenden Handlung entſteht da, 
two die Intereſſen verlegt jind; nicht der Vertraggegner, jondern der objektiv 
duch den Eingriff Betroffene ift der unmittelbar zum Schadenerjat Berechtigte. 
— c) Die rechtlihe Grundlage für diefe Fernwirkung oder Überleitung 
der Haftung bildet das für den Befitmittler begründete Abhängig: 
feitverbältnis (oben 832 Nr. 1b) ; nicht das Eigentum des Berechtigten. 
Beweis: 8 1007 1112. Vergl. oben 846 A 35. Die Ausdehnung diejes Rechts: 
grundfaßes auf den Erbſchaftanſprüch, obgleich dort eine dem 899111 ent— 
ſprechende pofitive Vorfchrift fehlt, erfcheint mir zuläffig und geboten. — Vergl. 
auch Bolze, Civ. A. 74, 107; v. Tubr, krit. Vierteljahrichr. 1902 S. 588. Da— 
gegen ſollen nach Biermann 8991 A2 die Erſatzanſprüche des mittelbaren Be— 
ſitzers durch cessio legis auf den Eigentümer übergehen; dies zu erübrigen, iſt 
aber gerade der Zweck des $ 99111. 

15) Sie wird dur „Erhebung der Klage“ begründet, die ihrerjeits wieder 
regelmäßig durch Zuftellung eines Schriftiates erfolgt; CPO $$ 263, 281, 499, 
500, 510. 
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jtets auf Herausgabe aller weiterhin gezogenen Nutzungen!“ und auf Erſat 
für die jchuldhaft nicht gezogenen '" Früchte. Der Beklagte kann zwar den 
Prozeß zunächſt aufnehmen und den Eigentumbemweis des Klägers abwarten, 
er muß jedoch von jett ab mit dem Rechte des Gegners rechnen umd jo mit der 
Sadje verfahren, daß dem Eigentümer aus der durch den Prozeß und die 
Vollſtreckung des Urteils entftehenden Verzögerung der Herausgabe der Sache 
fein Nachteil erwachſen darf.“ Darum muß ferner der „Prozeßbeſitzer“ 
allen Schaden entgelten, der durch jein jchuldhaftes, die im Verkehr erforder: 
liche Sorgfalt verlegendes Handeln der Sache jelbit zugefügt wird oder durd 
Bereitelung des Herausgabeanſpruchs dem Eigentümer entjteht.!" 

Die für den Prozeßbeſitzer angeordnete Haftung trifft nur den Beklagten 
ſelbſt. Im Falle des Doppelbefiges wird daher der redlihe Nusbefiger an 
dem Erwerb der Früchte nicht gehindert, wenn die Klage bloß gegen den 
mittelbaren Befiger angeftellt worden ift. Auch macht jeine Kenntnis der 
erhobenen Klage ihn feineswegs jchon zum bösgläubigen Befiter.? 

3. Wer beim Erwerb einer Sache den Mangel jeiner Berechtigung zum . 
Befig kennt oder infolge grober Fahrläffigfeit nicht kennt,“ haftet jofort als 
nichtredlicher Befiser auf Herausgabe der Nutzungen und auf Schadenerjas 
wie ein Vrojeßbeſiher. »Dieſelbe Haftung tritt ein, ſobald er nachmals 


16) 89871. Für die auf die Gewinnung der Früchte verwendeten Koſien 
fann er Erjaß begebren, $ 102. 

17) 8 987 IL; fructus percipiendi. Tas Verfchulden bemißt ſich nach der 
einer ordrungmähigen Bemirtichaftung entjprechenden Sorgfalt. Podewils, An: 
fpruch des Släubigers auf die Vorteile uſwp. 1599; Betrazndi, Eintommen 177. 

15) Das römische Recht verlieb dem Urteil rücdwirfende Kraft auf den 
Zeitpunkt der Streitbefeitigung oder litis contestatio. Daher wurde der prozch: 
rechtliche Grundſatz aufgeitellt: der Better haftet für die res und omnis causa, 
d. b. für Zuwachs, Früchte und für alle Schäden und Berleßungen; D. 6. 1.62.1; 
ebenfo für die usucapionis causa. D. 50, 16.35; D.6.1.17. Die bierin ent 
baltenen materiellrechtlichen Säße gelten auch für uns. Es tritt die allgemeine 
aefeßliche Verpflichtung zur Erhaltung und Nutzbarmachung der Sache ein, ſoweit 
es die Intereſſen der wirflich Berechtigten erfordern. 

19) 8959. Alſo 3.8. durch Beichädigung oder Vernichtung der Sad; 
oder durch Veräußerung an einen Dritten, der als qutgläubiger Erwerber um 
angreifbar tit. 

20) Der Eigentümer wird daher auch aus diefem Grunde (vergl. oben $ M 
A 28) aut tun, wenn er den Eigentumanfpruch zugleih auch gegen den Beſitz— 
mittler richtet. Der redliche Pächter erivirbt dann zwar nach 8 957, jofern er 
bei der Überlajjung des Pactgutes in gutem Glauben war, das Eigentum 
an den jelbit nach Eintritt der Nechtsbängigfeit gezogenen Früchten; er bafter 
aber obligatorisch nach $ 987 dem Eigentümer auf deren Herausgabe (Steigerung 
Diejer Prlicht nach F988 bei umentgeltlicer Überlaitung der Sache zur Nußung; 
1.9). War die Sache dem Pächter dagegen nicht überlafien, fo erwirbt er fein 
Eigentum an den Früchten, wenn die Rechtshängigfeit vor der Trennung eintritt; 
denn durch die Klagerhebung bat er im Sinne des 8957 a. E. den Rechtsmangel 
wenigitens derart erfahren, daß er damit rechnen muß. 

21) 8932 II. Den Beweis hierfür bat der Eigentümer zu erbringen. 

22) 8990 11. Außerdem gelten auch bier 88 988 (bei unentaeltlichem 
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pojitive Kenntnis von feiner Nichtberechtigung erlangt hat.” Ausdrücklich 
wird er auch den Kechtsfolgen des Verzugs unterworfen,?* jo daß er, wenn 
die für den Leiftungverzug aufgejtellten Vorausfegungen * erfüllt find, auch 
bei zufälligem Untergang der Sache auf Schadenerjag haftet. 

Dieje Grundjäge erfahren für den Fall des Doppelbefiges eine wichtige 
Einſchränkung. Befindet fich der mittelbare Befiger in gutem Glauben be: 
züglich jeines Rechtes zur Überlafjung des Fruchtgenuſſes an einen Anderen, 
jo dedt jeine Redlichfeit den Erwerb defjen, dem er die Sache zu Befig und 
Nugung übertragen hat. Der Befigmittler haftet unter dieſer Vorausſetzung 
dem Eigentümer jelbjt dann nicht auf Herausgabe der Nusungen, wenn er 
fie als unredlicher Beſitzer erworben hat.“ 


— 9) und 992 (bei verbotener Eigenmacht, A 11). — Beſitzer iſt auch 
der Pfändungpfandgläubiger; OLG3,10. Wenn diefer alfo wußte 
oder bei Anwendung des geringjten Mahes der im Verkehr erforderlichen Sorg— 
falt ertennen mußte, daß die bei jeinem Schuldner gepfändeten Sachen dieſem 
nicht gehörten, ſo haftet er deren Eigentümer auf vollen Schadenerſatz gemäß 
$ 989; insbeſondere auf Erſatz des vollen Wertes der Sache, wenn dieſe öffentlich 
verfteigert worden und danach fraft $$ 932, 935 11 in das Eigentum des Er- 
werbers übergegangen tit, mithin dem Eigentümer nicht mehr herausgegeben 
werden fann. Das Stennen oder grobfahrläffige Nichtlennen des pfändenden 
Gerichtsvollziehers ıjt nach Anficht der Gerichte (RG in DYZ 5,95; Seuff. 
4.58,299 und 301) dem Pfändungpfandgläubiger nicht anzurechnen; $ 1661 
finde feine Antvendung, weil die Pfändung fein Rechtsgeſchäft fei. 

23) 899012. Zur mala fides superveniens genügt nicht Unfenntnis 
——— r ——— Vergl. 8937 IL; oben 8 82 A 21; OLG 2, 267. 

) 8 990 II. 

25) Wd.1 $ 137. Auch bier iſt Mahnung erforderlih. — Für den guts 
gläubigen Bejiger gilt die Verzugbaftung nicht (mie dies der erjte Entwurf 
wollte; Mot. 3,409; Brot. 3, 342). Sobald aber der böje Glaube nachträglich 
eintritt (der Hlagende Eigentümer hat 3. ®. den umanfechtbaren Nachweis er: 
bracht, dat die jtreitigen Wertpapiere ihm vordem gejtohlen find), beginnt die 
Haftung wegen Verzuges auch gegen ihn. 

26) $ 287; über die weiteren Wirkungen: Bd. 1 $ 135. 

27) Dies ergibt jich als Rückſchluß aus $ 9911. Das Ergebnis für Die 
Rechtitellung des Pächters, die ald Hauptanwendungfall anzuführen ift, iſt mit» 
bin folgendes. a) Der redliche Pächter erwirbt das volle Eigentum an allen 
gezogenen Nußungen; ihm jchadet die Inredlichkeit des Werpächters nicht. So— 
bald der Eigentumanfpruch gegen den Pächter rechtshängig geworden ijt, haftet 
er nach $ 987, vergl. A. 20. b) Der unredlidhe Pächter haftet: 1. fchlecht- 
bin auf Schadenerfaß nach $ 989 und infoweit auch wegen Verzuges aus 
8990 11. Denn die Ausnahme des $ 9911 bezieht ſich auf $ 990 nur injoweit, 
als diefer auf den 8987 vermweift („in Anfehung der Nußungen“). 2. Er 
baftet auf Serausgabe der Nubungen tvegen feiner eigenen Sclechtgläubigfeit 
nur, wenn auch der Verpächter fchlechtgläubig ift oder gegen dieſen der Eigen- 
tumanspruch rechtshängig geworden iſt. Die gegen den Verpächter begründete 
Öaftung bildet die Vorausjegung für die Überleitung der Haftung wegen der 
Nugungen auf den Pächter. Der redliche Verpächter ſoll gegen alle Regreß— 
anfprüche, die fein Pächter erheben fünnte, wenn er die Nugungen dem Eigen 
tümer herausgeben müßte, gefchügt fein. Ob es deshalb notwendig ar, in 
gH911 den unredlichen Pächter auf Koſten des Eigentümers zu begünjtigen, 
erjcheint zweifelhaft, da der den Nechtsmangel des Verpächters fennende Pächter 
gegen diefen nach 88541, 539 ©S1 feinen Anſpruch wegen Entwerung bat. 
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$93. GEinreden und Verwendunganjprüdhe gegenüber dem 
Eigentumanjprucde.! 


1. Der Eigentümer dringt, auch wenn er den Beweis der eigenen Aktiv: 
legitimation und den der Paffivlegitimation des Beklagten geführt hat, nicht 
ftetS mit dem Eigentumanſpruche durch. Durch Geltendmachung der ihm zu: 
ftehenden Gegenrechte ? kann der befitende Nichteigentümer die Abweijung des 
Herausgabeanjpruchs * des nichtbefigenden Eigentümers durchjegen. Dies gilt 
zunächft für die anjpruchzerftörende Einrede der Verjährung.* Eine anfprud: 
hemmende Einrede kann auf jedes Recht zum Befige der Sache gegründet 
werden, dies mag fi aus einen begrenzten dinglichen Rechte an der Sadıe 
oder aus einem obligatoriſchen Verpflichtungverhältnis zwijchen den Parteien 
herleiten.® Das Geſetz gejtattet in diefem Falle auch ausdrüdlich, daß der 


r 1) Auch bier ijt befonders hervorzuheben, daß „Eigentumanjpruch“ wich 
gleichbedeutend mit dem Anfpruche auf Verſchaffung des Eigentumes ijt. Mit 
diefem wird die Erfüllung eines obligatorifhden Grundgejchäftes begehrt; gegen 
den Erfüllunganfprucd kann der Beflagte (3.8. der Verkäufer) alle Nichtigfeit- 
gründe, Gegenrechte und Einreden, geltend machen, die fich aus dem Tatbeftande 
des Verpflichtungverhältnifjes ergeben. Auch der Anſpruch auf „Herausgabe“ 
der Sache gemäß 88 812 F., 3.2. megen Unwirkſamkeit des Kaufvertrages oder 
Nichtigkeit des dinglichen Vertraneß (oben $ 23), ijt fein dinglichev Herausgabe: 
anſpruch im Sinne des $ 986, jondern ein auf Nüdübertragung des Eigentums 
gerichteter obligatorifcher Anſpruch. 

2) Über diejen Begriff Bd.1 885 Nr.2. Die Behauptung des "Be: 
Hagten, er jei jelbit Eigentümer, macht feine Einrede oder Gegenrecht geltend 
(Ausnahme nur nad $ 1007 II 1; abi. Kober $ 956 A 1a), jondern 
enthält daS Leugnen der Aftivlegitimation des Klägers. Dieſer Unterſchied tit 
bon mahgebender Bedeutung für die Beweislaft. Auch die exceptio rei venditae 
et traditae. die der rei vindicatio den Einwand entgegenfchte, daß der Eigen: 
tiimer die Sade nicht zurüdverlangen fünne, da er troß der Nichtigkeit des 
übereignungsgeichäftes (eine res mancipi war 3.8. durch formloje traditio 
übertragen worden und daher im Gigentume des angeblichen Veräußerers ver— 
blieben) an jeiner Weräußerungerflärung nad Treu und Glauben feitbalten 
müſſe: bat heute nicht mehr die Bedeutung einer Einrede; vielmehr werden ibre 
Anmwendungfälle teils durch die abjitrafte Natur des dinglichen Vertrags, teils 
durch die 88 185, 932 gededt, und damit ijt dann der Erwerber Eigentümer 
geworden. Wenn das Grundſtück dem Eriverber auf Grund eines formgültigen 
Kaufvertrages übergeben, aber noch nicht aufgelafien tjt, oder wenn die unter 
aufichiebender Bedingung verkaufte Fahrnis in den Beſitz des Käufers übertragen 
iſt, kann allerdings dem Eigentumanſpruch mit einer jener exceptio vergleich⸗ 
baren Einrede begegnet werden; ſie ſtützt ſich aber dann auf das Recht zum 
Beſitze (A 5) 

3) Die Einrede trifft nur den Anfpruch, nie das dingliche Necht; Bd. 1 
888 1 31. 

4) Veral. Bd.1 892 A9. Über 88 902, 898 oben $ 66. 

5) 8986 11. Dazu M. Wolff, N. zum Befite in der Feitgabe der jurtit. 
Sejellih. Berlin für Koch (1903) 150. Beifpiele einerjeit3 Nießbrauch, Pfand— 
recht, andererfeit3 Miete, Bacht, Leibe. Auch das Zurüdbehaltungrecht nach 8273 
hat die Wirkung, die Geltendmachung des Eigentumanſpruchs zu hemmen; ſo in 
den Fällen der 88 972, 1000. Wenn der Verkäufer und Veräußerer ſein Grund— 
ſtück herausbegebrt, weil der Kaufvertrag nichtig war, kann der Käufer allerdings 
die Herausgabe verweigern, bis ihm der bereit3 angezahlte Kaufpreis zurüd- 
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dur den Eigentumanspruch verfolgte Befismittler die jeinem mittelbaren 
Befiger zuftehenden Gegenrechte als eigene geltend machen darf. Dieje Über: 
leitung der Gegenrechte eines Dritten kann hier zwiefach begründet werben. 
Auf der einen Seite darf der Befigmittler zum Schuge feiner eigenen inter: 
effen an dem Sachbeſitze die Rechte jeines Oberbefigers geltend maden, weil 
er in deſſen Rechte zum Beſitz infoweit eingetreten ift, als das die Beſitz— 
vermittelung begründende Rechtsverhältnis reicht. Andererfeits verteidigt der 
Befigmittler in feinem Befige zugleich den des mittelbaren Beſitzers.“ War 
jedoch der mittelbare Befiger auf Grund der NRedtitellung, in der er zum 
Eigentümer jteht, nicht befugt, den Befit einem Befigmittler zu überlaffen,’ 
jo darf der Eigentümer die Herausgabe der Sache von dem Befigmittler, da 
diejer hier fein dem Eigentümer gegenüber wirkendes Recht zum Befite er: 
langt bat, begehren. In diefem Falle ift jedoch immer noch das Recht des 
mittelbaren Befigers zum Befig der Sache vorhanden und zu rejpektieren. 
Darum hat der Eigentümer feinen Klagantrag darauf abzuftellen, daß der 


gegeben wird; auf dies Verhältnis findet aber $ 956 Feine Anwendung (UL), 
fondern nur F 320f.; vergl. aber Seuff. A. 57, 102. — Die auf ein obli- 
gatorisches Recht gegründete Einrede wirft natürlich nur dann gegen den Eigen: 
tumanfpruch, wenn der Eigentümer durch das geltend gemachte Verpflichtung: 
verhältnis gebunden wird. Dies tjt 3.8. zu bejahen im Falle des $ 571. Die 
Einrederedhte behalten ihre Wirfung auch im Konkurſe des Eigentümers; denn 
zur Konkursmaſſe gehören nur die Rechte, die dem Gemeinfchuldner zuſtehen; 
Einſchränkungen ergeben ich aber aus KO SS 10 f. 126. 

6) Infofern bietet $986 11 einen Anwendungfall für die ſog. Einrede 
aus dem Rechte eines Dritten; Bd.1 858 A 53; Stammler, Hallejche Feitgabe 
für Dernburg (1900) 126; Wolff 17; Rappaport, Einrede aus fremden Rverh. 
(190%) 202 (die bier aufgejtellte Behauptung, dat es fich nicht um eine Einrede 
handele, jondern um Ausſchließung eines Anfpruchs nad dem Vorbilde des 
$ 1004, berubt offenfichtlih auf Irrtum; vergl. Bd.1 888 AGf. 23F.). Die 
tatfächliche Beſitzherrſchaft bildet für den Bejigmittler den Gegenſtand und die 
Grundlage feiner Berteidigung; wie er den Beſitz erlangt bat, iſt gleichgültig; 
dem Eigentümer ſteht feine Replik dahin zu, daß der Beklagte den Bejiß von 
feinem Beſitzmittler durch verbotene Eigenmadt erlangt habe; denn die Fehler: 
baftigfeit des Beſitzes kann nur bon den an ihr Beteiligten geltend gemadıt 
werden (oben 842 A 13). — Auch bier it $ 871 anwendbar. — Berechtigt zum 
Beſitze ift auch, wer nach SS 1032, 1207 kraft jelbjtändiger Wirkung des gut— 
gläubigen Erwerbes Nießbrauch oder Pfandrecht erlangt bat. A. hatte feine 
Uhr dem B. geliehen; diejer hat dem gutgläubigen E. daran ein Niekbrauchrecht 
bejtellt; €. bat die Uhr dann dem D. vermietet und übergeben. Wenn nun VW. 
feinen Eigentumanfpruch gegen D. geltend macht, jo darf diefer das Necht des 
E. wie das des B. zum Beſitze einredeweile geltend machen; jo lange das Nieh- 
brauchrecht des €. beitebt, fann W. die Herausgabe jeiner Uhr nicht erzwingen. 

7) So insbefondere nach $$ 549, 603, 691; der Mieter hat 3.2. die 
Sache ohne Erlaubnis in Untermiete gegeben. Der Eigentümer braucht bier 
nicht (wie Biermann 8986 A2 behauptet) den Beweis der Nichtbefugnis zu 
erbringen; nach dem Geſetze muß vielmehr der Mieter beweifen, daß ihm die 
Weitervermietung geitattet war. — Es iſt zu beadhten, daß der Eigentümer, wenn 
feine Sache unbefugt weiterverliehen oder weitervermietet iſt, vielfach beſſer tut, 
den obligatorifhen Anfpruch aus F88 556 TIL, 604 IV gegen den Bejitmittler 
zu erheben. 
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Befigmittler verurteilt werde, die Sache an den mittelbaren Befiger heraus: 
zugeben,’ und nur wenn diejer den Befiß nicht wieder übernehmen will oder 
kann, darf der Eigentümer die Herausgabe an fich jelbjt verlangen.” 

Diefe Rechtjäge erweitern den Rechtſchutz des unmittelbaren Befiges, 
indem fie auf der Paffivjeite ein Herausgabeverweigerungrecht zubilligen, 
wenn entweder der Beklagte aus eigenem Rechte unmittelbar dem Eigentümer 
gegenüber zum Befige berechtigt ift, oder wenn der dem Beklagten über: 
geordnete mittelbare Befiger zur Überlafjung des Befiges an den Beklagten 
und dem Eigentümer gegenüber zum Befige der Sache beredtigt ijt. Zur 
Ergänzung werden auf der Aktivjeite die Einreden, die dem Befiger auf 
Grund eines obligatorischen Rechtsverhältnifies gegenüber dem bisherigen 
Eigentümer zuftehen, zum Zwecke der Berteidigung der Befisherrichaft gegen 
jeden Sondernachfolger des Eigentümers eritredt. Die Worausjegung, dak 


Ss) Htermit erlangt der Eigentümer die Berjtellung des ſeinem Rechte 
entjprechenden Befigitandes. Es wird der Ummeg vermieden, day 3.9. der 
Untermieter zuerit den gemieteten Wagen an den Eigentümer und Ddiejer ihn 
dann wieder an den Mieter herausgeben müßte. Vor allem audy werden dadurdı 
die Rechte des eriten Mieters gewahrt. Wenn der Eigentümer jchledythin die 
Herausgabe des Wagens an fich begehrt, jo darf der Untermieter diefen Antrag 
als unbegründet beitreiten. Der Untermieter ijt zu Diefer Geltendmachung des 
Rechtes eines Dritten befugt und feinem Vermieter gegenüber verpflichtet. — 
Man wird mit Wolff 167 das entjcheidende Gewicht auf das Recht des mittel- 
baren Bejiters (oder Zwifchenmannes) zum Beige dem Eigentümer gegenüber 
zu legen haben. Daß der beflagte unmittelbare Befiger zu dem Zwiſchenmanne 
in einem deſſen mittelbaren Berg begründenden Rechtöverhältnis jtand, bildet 
feine zwingende Vorausfeßung; wenn Dies nad) $ 956 12 zweifelhaft fein follte, 
jo wird es durch $ 956 11 belegt. Abw. Rappaport 209. 

9) 398612; vergl. $ 569 S2. 

10) 8986 II. Vergl. bereits Bd. 1 ‘ 167 417. Das Gejeß formuliert dies 
ſo, daß die dem abgetretenen Eigentumanſpruch entgegenitehenden Einwendungen 
mit dieſem auf den Erwerber des Eigentums übergehen. Das ergibt jich bereits 
aus 8404; auch 8407 iſt heranzuziehen, der Erwerber muß die 3.8. zwiſchen 
dem bisherigen Eigentümer als Vermieter und dem Mieter vereinbarten Be: 
ftimmungen über die Dauer des Mietverhältnifjies gegen ſich auch dann gelten 
lafien, wenn der Mieter dieſe nady der Abtretung (nad $ 931), aber bevor eı 
Kenntnis von der Abtretung erlangt batte, vereinbart hatte. — a) Mit der Ver: 
mweifung auf die Grundjäße über die Abtretung wird die Eigenart des vor: 
liegenden Rechtſatzes aber nicht getroffen. Die Hauptfrage lautet vielmehr: wie tit 
es zu erklären, dab ein obligatorifches Rechtsverhältnis, das grundfäglich nur den 
Gläubiger und Schuldner bindet, bier gegen einen Dritten, der nicht in dies 
Sculdverbältnis eingetreten ijt, Wirkfung ausübt. Das beruht nicht darauf, 
dat die Miete, Bacht, Leihe uſw. die Natur einer dinglichen Belajtung annehmen, 
fondern lediglich auf der durch den Beſitz geichaffenen Rechts: und Verteidigung: 
macht. UÜber die Rechtsnatur der Miete Bd. 1 8167 A 19, über die angegebene 
Wirkung des Belißes oben $ 41 U 23; ferner Kohler, Arch. B. R. 18, 94 (der dort 
gezogene Vergleich mit der Vormerkung paßt deshalb nicht, weil der Beſitz keines— 
wegs ein Wartrecht auf Erlangung eines dinglichen Rechtes, ſondern bloß ein 
obligatoriſches Recht auf zeitweiſen Gebrauch verlautbart). — b) 898611 gilt 
nur für Fahrnis. Wieweit der Erwerber eines Grundſtücks durch öbligatoriſche 
Anſprüche gebunden wird, ergibt $ 533 (Vormerkung) und 8 571. Nach dieſem 
aber wird der Erwerber nicht bloß den Einreden aus dem Mietverhältnis unter- 
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der Beklagte den Befig der Fahrnis innehält, begrenzt das Anwendunggebiet 
diefer Regel auf den Fall, wo das Eigentum durch Einigung und Abtretung 
des Derausgabeanjpruchs übertragen worden ift." 

2. Der Befiger muß die Sache herausgeben in dem Zuftande, in dem 
fie fi, einjchlieglich allen Zumachjes,?? befindet. Die uneingefchräntte Durch— 
führung dieſes Sates würde den Befiger, der 3.8. große Koften zur Ber: 
beiferung der Sache durch Anlegung einer Zentralheizung in dem Hauſe 
oder durch Trodenlegen eines Torfmoores aufgewandt hat, jedoch unbillig 
benachteiligen.. Durch die Normen über den Erjag der Aufwendungen’: 
ſucht das Geſetz den gerechten Ausgleich der beiderfeitigen Intereſſen zu er: 
reichen. 

a) Verwendung im Sinne des Gejeges umfaßt nur ſolche Auf: 
wendungen, die „auf“ eine bereits in Befig gehaltene Sache gemacht werden'* 
und dem Kigentümer gegenüber als mirtjchaftli wertvolle Leiſtung er: 
iheinen."” Unter den Verwendungen werden bejonders die notwendigen aus: 
gezeichnet. Als ſolche gelten hier die außergewöhnlichen ?* Koften, die entweder 
zur Erhaltung der Sache in unverjehrtem, brauchbaren Zuſtande,“ oder 
jur Durchführung einer ordnungsmäßigen Bewirtichaftung durch Aus— 


worfen, jondern er tritt fraft Gejeßes in alle Rechte und Pflichten aus dem 

Mietverhältniiie al3 Sondernadhfolger ein; 88.1 8169 A29. — c) Dem 

Vortlaute nach bezieht ſich $ 956 11 auch auf den ‚Fall, wo dem Bejiger ein 

Pfandrecht oder Niefbrauchrecht an der Fahrnis zuſteht. Das bedarf hier jedoch 

feiner befonderen Hervorhebung; denn jene Rechte wirfen bereits vermöge ihrer 

er als dingliche Belaſtungen gegen jeden Erwerber der Fahrnis. Vergl. aud) 
036 1II. 

11) Mithin nach 8931. Im Falle der Eigentumübertragung durch Über: 
gabe oder Bejigfonftitut ijt der Veräußerer im unmittelbaren Bejiße der Fahrnis; 
eine Verteidigung der Beſitzgewalt jeitens des Mieters gegenüber dem Erwerber 
nadı $ 986 11 kann daher bier nidyt in Frage fommen. 

12) Insbeſondere iind alle untrennbaren (NM 22) Beitandteile, Die An— 
landung eines Grunditüds u. dergl., mit herauszugeben. 

13) 88 994— 1003. Das gemeine Recht jpradı von dem Eriaße wegen 
Impenſen. DPernburg, Band. 1 8227; Leiſt, civil. Studien Heft 2 ©. 11; 
Rernice, Labeo 2. Aufl. 2, 382; Betrazndi, Lehre vom Einfommen 1, 291; 
Kohler, Arch. BR. 22, 19. 

14) Verwendung iſt nach 8905 gegenüber der Aufwendung der engere 
Beariff (vergl. aber anders 2125 zu 2124, wo von fonjtigen Verwendungen Die 
Rede tit, Die nicht unter die Aufwendungen fallen). Daß die Verwendung auf 
die Sache oder den Gegenitand oder die Erbichaft (994, 273, 1000, 2125, 
2381) gefchehen jein muß, belegt das Erfordernis, wonad der Verwendende an 
ihr bereits Befiß erlangt haben muß; dies führt zu der Folgerung in 
A120. — Vergl. D.6.1.48; sumptus in praedium facti. 

15) Mot. 3,411 jprechen von Gefchäften, deren mwirtichaftlicher Erfolg dem 
dinglih Berechtigten zugute kommt. Selbſtverſtändlich ift dabei an Leiſtungen 
und Arbeiten jeder Art, nicht bloß an Rechtsgeichafte zu denken. 

16) Dies ergibt der Gegenjfaß zu $ 994 1 2, wonach die gewöhnlichen Er— 
haltımafoiten nicht zu erjeßen find, 

17) D.50, 16.79 pr. 
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bejjerungen, Ergänzungen, Neubauten, Änderungen des Kulturjtandes oder 
der Wege und Wafjerläufe aufgewendet worden find. Ihnen werden alle 
Aufwendungen gleichgeftellt, die der Befiger zur Beftreitung von Lajten der 
Sache gemadt hat; jedoch mit der Beſchränkung, daß er, folange ihm die 
Nusungen verbleiben, nur Erjat wegen der auf den Stammmert der Sache 
gelegten außerordentlihen Laſten begehren kann.““ 

Dagegen gelten nicht als Berwendungen die Koften, die zum Zwede 
des Erwerbes der Sache aufgewandt wurden. Denn fie find weder auf die 
Sade, noch im Intereſſe des Eigentümers verauslagt worden. Da der Be: 
figer die Ermerbfoften lediglich zu eigenem Vorteile aufgebracht hat, darf er 
fie dem Eigentümer gegenüber nicht in Anja bringen.?° Keine Verwendungen 
find auch die Anjhaffungkoften für Zubehörftüde,; denn dieſe bleiben im 
Eigentume des Befigersd *' umd find nicht mitherauszugeben. Hat der Befiger 
der fremden Sade eine Yahınis als wejentlihen Bejtandteil eingefügt, jo 
fann er dieje entweder abtrennen und fi) aneignen ?? oder darf fie als Ver: 
wendungen dem Eigentümer gegenüber in Anja bringen.?® 





18) Betrazydi 151, 297. Auch die ordentliche Bewirtſchaftung jtellt einen 
Zujtand dar, der „notwendig“ erhalten werden muß. So Bertvendungen zur 
MWiederberitellung der Sache (1039, 1046), zur Ausbejlerung oder Erneuerung 
(1044). 

19) 8995. über den Begriff diefer und anderer Arten der Laften unten 
$ 110 Nr. 

20) Das altlübiiche und preußiſche Recht gab dem redlichen Ertverber, der 
die Sache gegen Entgelt von einem unverdächtigen Nichteigentümer erworben 
hatte, den Erjtattungs oder Löſunganſpruch. Er brauchte die Sade nur heraus— 
ar gegen GEritattung jeiner Mufwendungen und Leiſtungen. Preuß. ALR 

15. 25 f.; Dernburg, pr. Pr. 1 $248 A12; Eccius 3 $180. Dies trifft, 
Ei Klo in DAZ 8, 340 darlegt, mit den Gefeben Hammurabis überein. 
Das BGB hat aus gutem Grunde (oben $81 A11) den Löſunganſpruch nicht 
aufgenommen. Er darf auch nicht auf dem Umitvege über den Verwendunganfpruch 
in das Gejeß hineingebracht werden. Mit Unrecht bezeichnen Dernburg $ 122 UI 
und Biermann 8994 A1 als Verwendungen alle vermögenswerten Lerftungen, 
die „für“ die Sache aufgewwendet werden; das Gefet verlangt vielmehr die Ver— 
wendung „auf“ die Sadıe (A 14). Es beiteht alfo darauf, daß dieſe objektiv zum 
Vorteile der Sache felbjt gedient hat, weil nur dann im Intereſſe des Eigen- 
tiimer3 gehandelt und damit ein Grund für jeine Erfaßpflicht gegeben ijt. 

21) Oben $6 A2Tf. 

22) 8997. Für Tee bei Vornahme der Trennung muß der 
Beſitzer Erfatz leiiten nach 8258. Die Ausübung des Wegnahmerechtes 
oder des ius tollendi tjt ausgeichloffen: a) wenn es fich nur um Verwendungen 
im Rahmen der gewöhnlichen Erhaltungfoften gehandelt hat, $ 994 12. b) Wenn 
die Abtrennung für den Befißer feinen Nuben hätte, 3. B. Abreigen der Tapeten; 
dies fallt unter das Verbot der Chifane nach $ 226; ebenjo bereit D. 6.1.38 
neque malitiis indulgendum est. c) Wenn der Eigentümer dem Bejiter den 
Wert, den die Beitandteile nad) der Abtrennung haben würden, erfeßt; das 
Wahlrecht iteht dem Eigentümer zu. 

23) Hierbei werden al3 Vertvendungen inöbefondere auch behandelt die 
Koſten, die nad) den Regeln einer ordnungmäßigen Wirtſchaft auf die Be: 
ftellung eines landwirtjchaftlihen Grundftüds verwendet jind; 8998. Es 
handelt fich um die noch ungetrennten, aber im laufenden Wirtfehaftjahre noch zu 


$93. Verwendunganjprücde gegenüber dem Cigentumaniprude. 603 


b) Für die notwendigen Verwendungen kann der redliche Befiter ftets 
vollen Erjag verlangen ;** es fei denn, daß es ſich um gewöhnliche, fortlaufende 
Erhaltungkoften handelt, denn diefe werden durch die aus der Sache gezogenen 
Nugungen aufgewogen.”° Für bloß nüßliche, aber nicht notwendige Ver— 
wendungen kann er nur dann Erjat beanjpruchen, wenn er bei ihrer Auf- 
wendung in gutem Glauben und noch nicht Prozeßbefiger war, und nur in: 
joweit, ald die Wertfteigerung in dem Zeitpunkte, wo der Eigentümer die 
Sache wiedererlangt, noch vorhanden if. Der Wert wird nach objektivem 
Maßſtabe berechnet; ob er dem Eigentümer ſelbſt nüglich ift, kommt nicht in 
Frage.““ 1. Der Prozeßbeſitzer und der bösgläubige Befiger haben dagegen 
einen Erjaganfpruch lediglich wegen der notwendigen Verwendungen ?” und 
auch diejen nur nach den für einen Gejhäftführer ohne Auftrag geltenden 
Borjchriften.”* 2. Erjagreht und Erjagpfliht wegen der Verwendungen 
haften an der Sade; der Verwendunganjprud geht aktiv auf jeden Rechts: 
nachfolger des Befigers über und wird pajfiv von jedem Rechtsvorgänger im 
Eigentum auf den gegenwärtigen Eigentümer übergeleitet. Der jegige Be— 
figer Darf die Verwendungen geltend machen, die jein Vorbefiger gemacht hat; 
der Eigentümer muß fi anrechnen laffen, was in der Zeit vor dem eigenen 
Erwerbe jeinem Rechtsvorgänger gegenüber aufgewendet worden ift.?® 





erntenden Früchte. Vergl. den Gegenfall in $ 102, wonad) der Befiger, der die 
Früchte als eigene erworben bat, die Kojten der Fruchtgetwinnung nicht in Anſatz 
bringen darf. Der Verwendunganſpruch des 8998 reicht nur bi3 zum Werte 
der erzielten Früchte. Der Beiteller trägt mithin die Gefahr der Frucht— 
gewinnung. 

24) 8994 1 1; ferner $ 256. 

25) $994 I 2: 3.8. Futterkoſten darf er nicht anſetzen für die Zeit, in 
der er die verpflegten Tiere zu eigener Nußung hatte. Dagegen find nach $ 995 
S. 2 Aufwendungen für außerordentliche Laften, die auf dem Stammmerte der 
Sache ruben (A 19), jtets zu erfeßen. 

26) 8996. Much bier trägt der Beſitzer die Gefahr für jeine Ver— 
wendungen. Damit wird er fchlechter geitellt als bisher nach gemeinem Rechte, 
da3 wegen impensae utiles dem gutgläubigen Beſitzer jtets einen Erjaßanipruch 
gab. Darin lag allerdings eine Gefahr für den Eigentümer, der eventuell mit 
Koften belajtet wurde, die außer Verhältnis zu feinem Vermögenſtande lagen. 
Vergl. Petrazycki 314. — Dieje Gefahr wird aber auch durch $ 996 nicht aus- 
geichloflen. Beifpiel: A. bat auf den Hund des B. hohe Dreſſurkoſten berivandt ; 
B. bat ald armer Bauer weder Bedürfnis, noch Mittel zur Haltung eines fo 
foftbaren Hundes. B. muß aleichtwohl die Verwendungen anerkennen; er erhält 
allerdings dafür den wertvollen Hund und fann ihn verkaufen. 

27) 88 994, II, 996. Vergl. 88 1049 I, 1216. Das Wegnahmerecht aus 
$ 997 fowie der Erſatz für die Beitellungfojten des Tandwirtjchaftlichen Grund- 
ſtücks nach 8 998 jteht aber auch ihnen zu. 

28) Alſo nur, wenn nad 8683 die Gejchäftführung dem Intereſſe und 
dem wwirflichen oder dem mutmaßlichen Willen des Eigentümers entjprad. Hier 
wird mithin (im Gegenjab zu A 26) der fubjeftive Maßſtab angewendet. 

29) 8999. Dies alles gilt befonders für Grundjtüde und bedeutet hier 
eine Ausnahme von dem Gintragungprinzipe. Für die Fahrnis würde bereits 
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e) Bis ihm der für die Verwendungen gejchuldete Erjag geleiftet iſt, 
darf der Befiger die Herausgabe der Sache verweigern; er hat die ver: 
zögernde Einrede des Zurückbehaltungrechtes.““ Der Erſatz kann aud nad) 
der Herausgabe der Sache noch durch jelbjtändige Klage begehrt werden ;’ 
dieſer Verwendunganſpruch unterliegt aber einer kurzen Ausſchlußfriſt; er 
erlijcht ** mit Ablauf eines Monats, bei Grundftüden mit Ablauf von ſechs 
Monaten nach der vorbehaltlojen Herausgabe der Sadıe. 

Der Erfaganjpruch haftet injofern an der Sache, als der Eigentümer 
zur Erjagleiftung nur dann verpflichtet ift, wenn er die Sache mwiedererlangt 
bat; und er befreit ſich von jeder Haftung, wenn er fie dem Beſitzer zurüd: 
gibt.” Abgejehen davon famı der Befiger den Verwendunganjpruch nur dann 
jelbjtändig verfolgen, wenn der Eigentümer die Verwendungen genehmigt 
hat. Dieje Genehmigung erjcheint als die einfeitige empfangbedürftige 
Willenserklärung des Eigentümers, daß er feine Erjaspflicht wegen der Ver: 
wendungen anerfenne.”* Die Feititellung der Höhe des Erjaganiprudz 
braucht hiermit noch nicht verbunden zu jein.’’ 

Einen unmittelbaren Zwang zur Ermirkung der Genehmigung gibt es 
nicht. Damit aber der Befiger aus der Ungewißheit darüber, ob der Eigen: 
tümer die Sache zurüdhaben und die Verwendungen genehmigen will, befreit 
werde, iſt ihm folgender Weg gewieſen.““ Er kann dem Eigentümer zur 


$ 956 II genügenden Schuß bieten. Stammler 167; Kobler 92. Vergl. auch 
SGB $ 369 UI. 

30) 8 1000; dazu 88 273 f.; 88.18 125. Ausnahme, wenn der Beſitz durch 
borfäßlich begangene unerlaubte Handlung erlangt iſt: 88 1000 ©. 2, 2731. 

31) Das römische, Recht gab nur eine Einrede, feine Klage; D. 6.1.48; 
Windjcheid 2 $ 422 a 7. 

32) 81002, Der Anfpruch verjährt nicht bloß, er wird ausgeſchloſſen; 
Bd. 1 888A6, 9. 

) 81001 S. 2. Die Zurückgabe enthält weder den Vergicht auf das 
Eigentum, noch auf den Eigentumanfprud. Der Beliter bat jeßt wieder das 
Zurüdbehaltungrecdht erlangt; er fan nunmehr auch gemäß $ 1003 vorgehen. 

34) 81001 ©. 1 (anders als $ 465). Nah ©.3 wird die Genehmigung 
vertragmäßig vereinbart; das Angebot der Sache feitens des Beſitzers unter 
Vorbehalt des Verwendunganfpruds enthält den Antrag; die Schlichte Annahme 
der Sache (über den Annahmebegriff Bd. 1 $ 141 A Tb) feitens des Eigen: 
tümers enthält die ſchlüſſige Erklärung der Zuſtimmung zu dem Erſatzanſpruche. 
Hiervon kann ſich der Eigentümer durch Zurüdgabe der Sadje (A 33) nicht mebr 
einfeitig löfen. Verweigert der Eigentümer die Annahme, fo gerät er keineswegs 
nach $ 298 in Verzug; denn eine Pflicht zur Genehmigung bejteht für ihn nicht; 
es tit fein autes Necht, fich dem in der Annahme liegenden Präjudiz zu entzieben. 

35) Diefe Frage ift dann im NRechtitreite zum Austrag zu bringen. Der 
Regel des Lebens allerdings entfpricht e3, daß der Eigentümer den Erfaßanjprudı 
nicht eher genehmigt, als bis er ſich mit dem Befißer über deſſen Höhe ver: 
ſtändigt hat. 

36) Zum folgenden 8 1003. Die veriwidelte Ordnung und der mangel- 
bafte Rechtſchutz enthält für jeden Belißer die Mahnung, mit Verwendungen 
iparfam zu jein, wenn er nicht feines Eigentums abfolut ficher it. Eine Haftung 
wegen Vernachläſſigung der Sache hat der redliche Beſitzer nicht zu fürchten. 
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Erklärung über die Genehmigung eine angemefjene Frift jegen, indem er zu: 
gleih den Betrag des geforderten Erfages genau angibt. Daraus entjteht 
eine gewiſſe Einlafjungpflicht des Anerflärten. 1. Genehmigt er jest frift- 
gerecht, jo ift für den Befiger ein im Nechtswege verfolgbarer Anſpruch auf 
Erjag der Verwendungen Zug um Zug gegen Derausgabe der Sache ent: 
itanden. 2. Schweigen des Eigentümers bewirkt Verluſt des Nechtes, den 
Verwendunganjpruch zu bejtreiten; es gilt, daß er den Anſpruch und die Höhe 
des begehrten Erfages zugejtanden hat.” Der Befiger darf jetzt Befriedigung 
aus der Sahe im Wege des Pfandverfaufes oder der Zwangvollitredung 
begehren.* Zur Durchführung der Zwangvolljtredung in ein Grundftüc 
bedarf er eines vollitrefbaren Titels; er muß fich diejen durch Klage ver: 
ſchaffen.“ In dem Redtitreite gilt aber als feitgeitellt, daß ein Verwendung: 
anipruch in der angegebenen Höhe befteht ; der beklagte Eigentümer kann nur 
noch geltend machen, daß die Friftjegung nicht ordnungsmäßig erfolgt ſei.“ 
3. Beftreitet der Eigentümer innerhalb der Friſt den Verwendunganſpruch 
oder bloß jeine Höhe, dann muß der Befiger zunächit auf Feitftellung des 
Betrags der Verwendungen Klage erheben. Auf Grund des erlangten 
rechtsfräftigen Urteils kann der Befiger nunmehr dem Eigentümer eine an- 
gemefjene Frift zur Erklärung über die Genehmigung jegen. Genehmigt der 
Eigentümer jegt die Verwendung, jo ift der Vertrag geſchloſſen, aus ihm kann 
Erfüllung begehrt werden; das Recht auf Befriedigung aus der Sache iſt 
damit erlofchen. Läuft dagegen die Frift ohne Ergebnis ab, fo darf nunmehr 
der Befiger fi aus der Sache durch Pfandverfauf oder Zwangvollitredung 
in das unbewegliche Vermögen befriedigen.*? 


37) 81003 1 2 jagt das nicht. Auch die Literatur überjicht den Zur 
——— mit c0 8138 II Einlaſſunglaſt; Bd.1 8866 AB). Dieſe 
Auffaſſung allein aber erklärt die hier im Geſetz verordnete Rechtsfolge; denn 
es handelt ſich nicht bloß um eine infolge der Verzögerung der Antwort ein— 
tretende Rechtsverwirkung (mie etwa nach 8 264 112: Verluſt des Wahlrechtes), 
fondern um die pofitive Feititellung eines behaupteten Anſpruchs. 

38) Nach $ 1228 und $ 1147. Kann er auch nad) CPO $ 566 die Ein- 
tragung einer Sicherungbupothef erwirten? Dies iſt zu verneinen, weil der 
Eigentümer bier nicht perfönlich haftet, jondern nur Befriedigung aus dem 
Grundjtüd wegen einer bejtinnmten Geldjumme begehrt werden darf; das würde 
einer Grundichuld, nicht aber einer Sicherunghypothek entiprecden. vergl. Bier- 
mann $ 1003 Ai1b. 

39) Dazu unten $ 126. Zum Pfandverfaufe iſt ein derartiger Titel nicht 
erforderlich. 

40) Der Hlagantrag iſt darauf abzuftellen: der Beflagte wird zur Duldung 
der BE ORVERTROHNG in das Grundſtück wegen der Summe bon 1000 Marf 
verurteilt 

41) Er kann nicht fofort die Verurteilung zur Leiftung begehren; F 1004 IT. 

42) 8100311. Will der Beſitzer in abjehbarer Zeit zu feinem Rechte 
fommen, jo mag er bon vornherein jeinen Klagantrag auf alle Eventualitäten 
einrichten, indem er beantragt: a) feinen Verwendunganſpruch nach Grund und 
Höhe von 1000 Markt feſtzuſtellen; b) dem Beklagten eine Friſt von 14 Tagen 
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Zünftes Rapitel. 
Dinglide begrenzte Redte. 
894. Überjicht der Arten der begrenzten Redte. 


1. Den ältejten Rechtſatzungen iſt nur ein dingliches Recht befannt: Das 
der unbeſchränkten Sachberrfchaft entiprechende Vollrecht, dad Eigentum. Sollte 
an einer fremden Sache eine eingejchränfte Rechtsmacht beitellt werden, jo mußte 
nach älterem römischen Rechte zumeiſt' die Sade zu Eigentum übertragen 
werden; dem „Belafteten” verblieb nur ein obligatorifher Anfpruch, mit dem auf 
Grund der fiduziarifchen Gebumdenheit des andertrauten Eigentums deſſen Rück— 
übertragung begehrt werden konnte. 


a) Bereits zur Zeit der Naturalivirtichaft erzivangen die für die Ent— 
widelung des römiſchen wie des deutichen Nechtes mahgebenden landivirtichaft- 
fihen Interefien einen Ausgleich. Die ftarre Abgefchlofienheit des Eigentums 
wurde unter dem Gedanken der gegenfeitigen nachbarlichen Rückſicht gemildert; 
die Einräumung geiviffer Nußungrechte wurde nah Maßgabe der allgemeinen 
Rechtsanſchauungen auch an dem Grund und Boden eines Anderen geitattet. 
Hieraus hat zunächſt die Rechtsordnung einzelne, genauer abgegrenzte Arten 
der Nachbarrechte ’ entiwidelt. Abänderungen und Sonderarten fonnten bei 
außergewöhnlichem Bedürfnifie durch Privatabrede binzugefügt werden. 

b) Erit jpäter, als da3 ftädtifche Leben jich dauernd vom Landbau und den 
bäuerlichen Verhältniſſen abgefchieden batte, ift die Rechtsbildung zu einem Aus— 
gleiche der jchroffen Abgrenzung der Eigentumſphären auch durch Belaftung der 
Gebäude’ im allgemeinen Intereſſe oder zum Sonderborteile eines bejtimmten 
Nachbarn übergegangen. Zugleich ſchuf die nunmehr herrſchende Geld- und 
Kreditwirtichaft das Bedürfnis nach pfandredjtlicher Sicherung‘ durch Ge- 
währung eines dinglichen Rechts an einer fremden Sadıe. 


zur Erklärung über die Genehmigung des Verwendunganſpruchs zu jeßen (Neu— 
mann 8 1003 A 5; daß die Frift gemäß EPO $ 255 im Urteil beftimmt werden 
fönne, bejtreitet Biermann Aic); c) wenn nach Ablauf diefer von der Rechts- 
fraft des Urteils laufenden Frift der Beklagte «) die Genehmigung erteilt, ihn 
zur Zahlung der Summe bon 1000 Mark gegen Empfang der Sache zu ber: 
urteilen; 3) wenn er dagegen innerhalb diefer Friſt nicht genehmigt, ihn zur 
Duldung der Zivangbollitredung in das Grundftüd zu verurteilen, — Freilich tit 
einem derartigen Antrag gegenüber immer zu befürchten, daß der Richter die 
Epentualanträge zu geſonderter Verhandlung vermweiit. 


1) So zum Bivede der Piandrechtbeitellung (Aducia) ; aber auch bei der 
Einräumung bon Gebraud und Nubung an einer Sache. — Das der mancipatio 
hingugefügte pactum fiduciae diente vor allem zur Sicherung der Nüdgabever- 
pflichtung: und zwar ſowohl bei der Pfandfidugia (fiducia cum creditore), wie 
bei der Gefälligkeitfiduzia (fiducia cum amico), aus der fich jpäter das 
depositum, commodatum uſw. entwidelt haben. Bernice, Zabeo 3, 120 u. 135. 

2) Oben $ 72. 

5) Karlowa, röm. Rechtsgeſch. 2, 493. 

4) Darüber unten in 8 113. 
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2. Die dingliden Rechte, die auf diefe Weife entjtanden jind, heißen im 
Gegenfaß zu dem die volle Herrfchaft enthaltenden Eigentum: begrenzte 
Rechte. Sie begründen eine fachenrechtliche Gewalt nur in dem inhaltlich auf 
einzelne Intereſſen befchränktten Umfange.. Als Folgerung ergibt fich hieraus, 
daß fie an einer fremden Sade beſtehen.“ Indeffen gilt dies nicht abfolut. 

Das BGB- erfennt bei Liegenſchaftrechten und beim Miteigentum grund- 
fäßlich die Möglichkeit an, daß begrenzte Rechte auch an der eigenen Sache be— 
ftehen können. Es verleiht damit den begrenzten Rechten jelbit eine eigenartige 
Frägung: fie ericheinen als feite, in das Eigentum an der Sache eingefügte 
Rechtsbefugniſſe, die eine felbjtändige Eriftenz und eigenen Rang bejiten. Sie 
gehen in ihrer Wirfung dem Eigentumredhte vor und bieten infofern auch dem 
Eigentümer praftifche Vorteile, als fie zur Abwehr anderer, fonfurrierender be- 
arenzter Rechte dienen.” 

Wefentlich bleibt die dingliche Natur der begrenzten Rechte. Der mit ihnen 
verfolgte Nutzung- oder Sicherungzweck kann zumeist auch den Anhalt einer obli- 
gatorifchen Verpflichtung bilden: einer Pacht, Miete, Leibe, eines Vorbehaltes, 
Zurüdbehaltungrechtes. Der eritrebte wirtichaftliche Erfolg, der den begrenzten 
Rechten eigen ift, wird aber im vollen Umfang nur durch die Einräumung einer 
die abfolute Rechtsverfolgung gewährenden dinglichen Rechtsmacht erreicht. 

3. Aus der an fich unbegrenzten Mannigfaltigfeit der Formen, in denen 
eine fremde Sache unferen Bedürfniffen dienen kann, hat dad BGB aus gefehes- 
polittichen Gründen, um der Verwirrung der dinglichen Rechtsbegiehungen vorzu— 
beugen und um die überwiegende Bedeutung des Eigentums zu erhalten, be— 
ſtimmte thpifche Arten der begrenzten Rechte ausgejondert. Nur die begrenzten 
Rechte, die fih der abgeihlofjenen Zahl der im BGB angeführten Be: 
lajtungen unterordnen laſſen, werden reichSrechtlich noch anerfannt. Wo fie nicht 
ausreichen und auch Vorbehalte zugunften der Landesrechte nicht eingreifen, muß 
man ſich mit obligatoriichen Werträgen, ſoweit ihre Wirkung reicht, bebelfen. 

Nad) dem BGB wird unter Belajtung ausfchlieglih das durch Rechts— 
geihäft begründete begrenzte Necht veritanden.” Den Gegenfab bilden die Eigen: 
tumbeijchränfungen, die auf Grund des Geſetzes eintreten. Während alle Be- 
laftungen an Grundjtüden grundfäßlich nur durch Eintragung entjtehen,’ find die 
Eigentumbefchränfungen nicht eintragungfäbig. ” Das Gefek unterjcheidet zwei 
Arten der Belaftungen. 

a) Dingliche Nutzungrechte an fremden Sadıen: die Grumddienftbarfeiten, 
der Niepbraud) und die perfönlichen Dienitbarkeiten. In Verbindung damit find 
zu behandeln: das Erbbaurecht und die Belaftungen eines Grundſtücks durch ein 
Borfaufredht und eine Reallaft. 


5) Daher werden fie gemeinrechtlich als iura in re (zu ergänzen it 
aliena) bezeichnet. 

6) Oben $9 und * 899 A2. Vergl. ferner über den Beſitzſchutz be— 
grenzter Rechte oben $ 28 

7) So vor allem die Eigentümerbhpothel, oben $9 W12. 

8), Vergl. 88 577, 579, 877, Bid, 1012, 1018, 1118, 1175, 1181; 


y "Für die dem Landesrechte ———— Rechtsgebiete gilt dieſer 
Eintragungzwang ak — 899 A1 
10) Oben 859 A 
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b) Belajtungen zu pfandrechtlichen Sicherungzweden: die Grundpfand: 
rechte (Hypothek, Grundichuld und Rentenfchuld) und das Pfandrecht an der 
Fahrnis. Dieſe Rechte jind aus Ihitematifchen Gründen in einem bejonderen 
Napitel zu behandeln. 

4. Die begrenzten Rechte fünnen vermöge ihres dinglich geſicherten Be— 
itandes zum Teil wiederum Gegenitand eines anderen dinglihen Rechtes ſein. 
Es entitehen dann Rechte an Rechten, wie 3.8. das Pfandrecht an einer 
Hnpothef. j 


1. Erbpacht- uud Erbbauredte. 
895. Superfizies und Empbpyteuje. 


Eigentum und begrenzte Rechte müſſen jich als jcharf ausgeprägte Gegen: 
jäße von einander abheben. Daher jind die Nußungrechte entiweder dur ihren 
Inhalt oder durch ihre Dauer derart bejchrantt, daß ſie nicht das belaftere 
Eigentum im praftijchen Erfolge aufzehren. Das verlangt die Erhaltung der 
Reinheit der Nechtsbegrifte und des Vertrauens auf die, als Grundform der 
bürgerliden Wermögensrechte anerfannte, Gigentummadt. Gleichwohl weit die 
bisherige Rechtsentwicklung auch ſolche übermächtige Nechte an fremder Sadıe auf. 

Das römiſche Recht! fannte zwei derartige Necdhtsgebilde. 

1. Tie Gemeinden taten ihr freies Land häufig gegen Zins aus mit der 
Ermäcdtigung, daß der Pächter darauf Gebäude errichten durfte. Land umd 
Haus jtanden dann im Eigentume dev Gemeinden. Der zuerit bloß obligatortice 
Schuß des Erbauers wurde jedoch zu einem dinglichen verjtärft, als in Zeiten der 
tadtiichen Wohnungnot * die Anregung der Bauluft Durch derartige Vergebung 
des Landes gegen billigen Pachtzins im öffentliden Interefie geboten erjdnen. 
Seitdem war es auch Privatperjonen gejtattet, ihre Grundjtüde auf ſolche Werte 
zu verpachten. Das dingliche Necht eritredte fich nur auf das Gebäude; es war 
aber vererblich und veräußerlich.” Techniſch wird es als Superfizies * oder Erb— 
baurecht bezeichnet. 

11) Oben $8 und unten $ 143. 

1) Glück, Bandettenfomm 8, 3757; Windfcheid 1, $ 218; Dernburg, 
Band. 1, 8258; Bernice, Stich. f. Rechtsgeſch. 5, 82; AD. Schmidi, ebenda 11, 
121; Mommfen, ebenda 23, 441; Karlowa, röm, R.geich. 2, 1260; Mar Weber, 
römtjche Agrargejchichte ; Mitteis, zur Gefch. der Erbpacht im Altertum in den 
Abb. u Sächſ. Gef. der Wiſſenſch. 20 Nr. IV (1902). 

In Rom zu Neros Zeiten. Daß dieſe Entwidlung bei den Staats: 
und ———— einſetzte, hatte darin feinen Grund, weil dieſe umver— 
äußerlich waren. 

3) Die rechtliche Ausbildung iſt das Werk des Prätors; er gab das 
interdietum de superficiebus und auch eine nicht näher benannte actio in 
rem, D.43.18.1, Xenel, edictum perpetuum 146, 183. 

4) Über die Anfänge diefer Rechtsbildung vergl. D.39.2.18.4: qui in 
conducto solo superficiem imposuit; D. 43. 18. 2: superficiarias aedes 
appellamus, quae in conducto solo positae sunt. — Die superficies fand nur 
an praedia urbana Anivendung. Der Entgelt wurde für den Gebrauch des Bodens 
gezablt, daher solarium. Der Umfang des Genußrechtes wurde durd die lex 
locationis bejtimmt. Degentolb, Platzrecht und Miete 1868; Wächter, Super: 
Natar- oder Platzrecht, 2. Aufl. (Abhandl. der Leipziger Juriſtenfakultät 1568); 
A. Schmidt, R. der Superfizies, Itſchr. für Rechtsgeſch. 11, 121. 
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Im gemeinen Rechte hat das Superfiziarrecht vieljeitige Verwendung ge— 
funden. Es wird nicht bloß an ganzen Gebäuden, ſondern auch an einzelnen 
Stodwerfen,’ ferner an Bäumen, Wald- und Gartenanlagen, an Schienen= und 
Zelegrapbenleitungen anerfannt; ſelbſt Kelleranlagen® können auf diefe Weije 
in fremdem Boden errichtet werden, In allen Fällen bat der Superfiziar die 
uneingejchränfte Verfügung über fein Bauwerk; rechtlich wird er wie ein Eigen- 
tümer und als Sachbejißer geſchützt.“ Der Grundzins ruht als dingliche Lait 
auf der Superfizies; fein Betrag ift häufig jo gering, dab er nur die Bedeutung 
einer Relognitiongebühr bat.’ 

2. An landwirtfchaftliden Grundjtüden entwidelte fich in analoger Weiſe 
eine Erbpadt.” Gemeinden und Briejterjchaften taten in Italien feit alters 
ihre Ländereien al3 agri vectigales gegen Pachtzins auf lange Dauer und ver 
erblich aus.” Diefem Brauche begegnete die Übung in dem ojtrömifchen Reiche, 


5) R& 7, 145; 31 170. Die römifchen Quellen nennen das Stodwerf 
pars superficiei. 

6) Nach römischen Rechte iſt superficies nur, was über den Boden 
emporragt. Wächter 53. Anwendung auf eine Bleiche: Seuff. U. 4, 16. 

7) Er darf es auch abbreden; die Baumaterialien gehören dann ihm. 
Eine Verpflichtung zur Unterhaltung der Superfizies ergibt fich bei der Stock— 
werf- und Stellerfuperfizies aus dem Gemeinfchaftverhältnis zu den Mit- 
berechtigten. 

3) Solange das Bauwerk fteht, gilt der Sab: superficies solo cedit; 
Gaius Inst. 2.73; D.41.1.26 pr. Eigentümer ijt, wem das Grundftüd gehört; 
D.43.18.2. Gleichwohl bat der Superfiziar die Vindifation- und negatorifche 
Klage und alle poſſeſſoriſchen Schußmittel kraft eigenen Rechtes. Im einzelnen 
berrjcht hierüber viel Streit. Degenfolb 92; Dernburg $ 259 A 12. 

9) Beifpiel: Die einem Domkapitel gehörende, rings durch Straßen ab- 
gefchnittene Parzelle wird zur Anlage eines Springbrunnens und gärtnerifchen 
Schmudplates an die Stadtgemeinde überlaffen gegen ein jährlich zu zahlendes 
Solarium von einer Marf, 

10) Windſcheid $ 219; Dernburg $$ 258 A5, 260; Bernice 34; Sohm, 
Inftitutionen $70. D.6.3; Gaius Inst. III, 145. über die Erbpadht im 
griechifchen Rechte: Hermann-Thalheim, griech. R.altertümer (4. Aufl.) 93; 
U. Böckh, Staatshaushaltung der Athener (2. Aufl. 1851) 416; Mitteis 6. ES 
wurde dort unterfchieden: Erbpacht auf angebautes Land, wobei die fichere Anlage 
bon Sapitalien feitens der Tempel und Gemeinden den Hauptzwed bildete; und 
Erbpacht auf Rottland, wobei der Erbpäcdhter die Anbauungpflicht übernahm und 
zugleich al3 Entgelt einen Teil des Landes zu Eigentum erhielt; man verfolgte 
damit den Zived, die Anfiedelung einheimifcher Bürger zu befördern. 

11) Diefe Übung mar meitverbreitet und bat für die Verwaltung des 
römijchen Staates und feiner Gemeinden große Bedeutung erlangt. In Italien, 
to fich die Latifundien erſt ſpät entwidelt haben, diente die Erbpacht zunächſt 
zur Anfiedelung Heiner jelbjtwirtfchaftender Landwirte, durch die zum Teil Rott— 
land urbar gemacht werden jollte und deren Pachtzins dem Staate und den Ge— 
meinden einen ſicheren Ertrag bot. Erſt in der jpäteren Kaiſerzeit haben fich 
Erbpachten der Großgunternehmer an Latifundien entwidelt; jo Mitteis 23 gegen 
M. Weber 178, wo nach D. 6.3.1 angenommen wird, daß bereit3 in früher Zeit 
neben den felbjtwirtfchaftenden Bauern auch Großunternehmer die Ländereien in 
Erbpacht erhalten hätten. Wichtig als Entitehunggrund der Erbpachten find Die 
umfaſſenden Alimentenftiftungen; der Kaiſer oder ein Privatmann (Plinius, 
ep. 7,18) übertrug an eine Gemeinde das Eigentum von Ländereien, die muß 
in Erbpacht audgetan werden (oder der Stifter behält fich die Erbpadht vor) und 
die —— find für den Stiftungzweck (z. B. an Arme oder Kranke) zu 
berivenden. 


Endemann, Lehrbuch. IL Band. 8.1 9. Aufl. 39 
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die faijerlichen Domänen zur Beförderung des Anbaues, insbejondere zur Ans 
pflangung von Baumen und Weinreben, in eine al3 Emphyteuſe bezeichnete 
Erbverpadhtung zu geben. Ihre Verwendung wurde jpäter auf die Kirchengüter 
und endli auch auf Grundjtüde Privater ausgedehnt.” Beide Rechtsinſtitute 
wurden miteinander bverjchmolzen ” und nun durch bejtimmte gejegliche Vor— 
ſchriften ihrem Inhalte nach feitgelegt. 

a) Die Emphyteuſe gibt ein jtärferes Recht als die Pacht, aber ein 
ſchwächeres al3 der Kauf. Sie ift ein eigenartige Rechtöverhältnis, das den 
Empbhteuta zwar nicht zum Eigentümer madjt, ihm aber eine diefem nahezu 
gleichwertige Stellung einräumt '* durch Gewährung eines vererblichen und ver: 
außerlichen dinglichen Pachtrechts.“ 

b) Der Empbyteuta wird ſtärker verhaftet als der Superfiziar. Er muß 
das Grundjtüd in gutem wirtichaftlichen Zujtande erhalten und den jährlichen 
Pachtzins ordnungmäßig leiiten; handelt er gegen diefe Verpflichtungen durch 
erheblihe Mikmwirtichaft oder dreijähriges Nichtleiften des Zinfes, jo darf ihn 
der Grundherr ausfeßen; Recht der Brivation.” Will der Empbpteuta fein 
Nußungredt veräußern, jo muß er dies dem Grumdherrn anzeigen. Dielem 
ſteht es dann frei, entweder binnen zwei Monaten fein gejeßliches Vorkaufrecht 
auszuüben und jelbjt die Empbhyteuje zu erwerben, oder zwei Prozent des Kauf: 
preife3 oder des Wertes der Emphyteuſe zu begehren.'” 

c) Superfigies und Emphyteuſe werden nach gemeinem Recht begründet 
durch formlojen dinglichen Vertrag,” Erjigung, Vermächtnis. 

3. Von den Gloſſatoren“ wurde auf beide Nechtögebilde die Lehre von der 
Teilung des Eigentums ” angewandt. Da die römischen Quellen dem Superfiztar 





12) Cod. 4.66. 2.; Bernice 85; Brunner, geitjchr. für Rechtsgeſch. germ. 
Wbtl.5,76. Auch Braun (Wiesbaden), Bilder aus der deutſch. Aleinjtaaterei 
(1881) 1,85. 

13) D, tit. 6. 3: si ager vectigalis, id est emphiteuticarius, petatur. 
D. 2. 8. 15. 1. 

14) Dies wurde als Abſchluß eines langen Streites durch Kaiſer Zeno 
feſtgeſtellt: Cod. 4. 66.2. Der Herr des Grundſtücks bleibt im Eigentum, aber 
weder dem Pächter noch jeinen Erben darf er das Gut beliebig entziehen; Gaius 
Inst. III, 145. „Für den NRechtfchuß gilt das oben zu A 8 PVemerfte. 

15) Nach Mitteis 44, 57 bat die Emphyteuſe urfprünglich nur ein zeitlich 
begrenztes, mit der KHulturpflicht behaftetes Necht gewährt; jie betraf die zum 
Hausvermögen de3 Kaiſers gehörenden Ländereien, für das die Freiheit der 
Bewegung und der Vorteil der jpäteren Steigerung des Grundftüdwertes erhalten 
bleiben jollte. Für das Staatsgut (au) Tempel: und Gemeindegüter) famen 
diefe Gründe nicht in Betracht, bier gelangte die Pacht als ius perpetuum zur 
Anwendung. Geit der ziveiten Hälfte des 4. Jahrhunderts wird auch die Emphh— 
teufe in ein ewiges Pachtrecht umgeitaltet. 

16) Windfcheid $ 222; Dernburg $ 260 A 14. — Streitig ift, ob durch das 
fanonifche Recht cap. 4 X de locato 8.18) dem Emphhteuta dad Recht gewährt 
it, bis zur Einziehung des Gutes durch nachträgliches Angebot der rüdftändigen 
Pachtzinſen die Privation abzuwehren. 

17) Cod. 4. 66.3. -— Windſcheid 8220 AS. 

18) Windfcheid 8221 A3. Bon vielen wird aber noch die Tradition er— 
fordert: jo 3.8. Dernburg $260 Ad. 

19) Lamdöberg, Gloſſe des Accurſius 97. 

209) Rümelin, Teilung der Rechte 1883; Heusler 2, 48; Stobbe-Lehmann 2 
8 96; Preuß. ALRI. 18. 1: „vom geteilten Eigentum“. 
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und Empbhteuta eine rei vindicatio utilis zubilligten, jo fonftruierte man jich 
aus diefer Wirfung heraus dad Vorhandenfein eine® dominium utile oder 
Untereigentums. Dem Grundherrn wurde dagegen das dominium directum 
oder Obereigentum zuertannt.” 

4. Das BGB hat von den vererblichen und veräußerlihen Nußungredten 
nur die Superfizies oder das Erbbauredht aufgenommen. Daneben bleiben die 
Zandesgejege maßgebend: a) für die bei Inkrafttreten des BGB beitehenden,” 
vererblichen und übertragbaren Nußungrecdhte, jomweit fie nicht befonderen Normen 
des Reichsrechtes ausdrüdlich unterworfen werden.” Auch für jene Rechte, wie 
3. B. die Empbhteufe und das Erbzinsredht, kann das Landesrecht die Anwendung 
der allgemeinen Normen des BGB über die Rechte an Grundjtüden und ferner 
auch Die über den Eigentumerwerb für anwendbar erklären.” b) Die landes: 
rechtlichen Vorfchriften über das Erbpachtrecht oder die Empbyteufe bleiben durch» 
weg unberührt.” c) Bejondere Bedeutung haben daneben die jelbjtändigen 
Geredhtigfeiten. Darunter find vererbliche und veräußerliche Belaftungen 
bon Grundftüden zu verjtehen, die wegen ihrer jelbjtändigen wirtjchaftlichen 
Bedeutung nach) dem Vorbilde des Erbbaurechtes wie Grumdjtüde behandelt 
werden; fie fönnen ein bejondere® Grundbuchblatt erhalten und ftehen dann in 
Bezug auf die Eintragung ” und die Verpfändung ” den Grundjtüden gleid). 
Die Landesgejehgebung darf derartige Gerechtigkeiten in den ihr allgemeinhin 
überlafjenen Gebieten in Geltung erhalten und neu fchaffen. Neben den Apo— 
theken⸗, Fiſcherei⸗ und Mühlengerechtigfeiten jind von befonderer Wichtigkeit die 
bergrechtlihen Abbaugerechtigteiten.” 


21) Dieje Lehre, die dann vielfach auf die deutjchrechtlichen Verhältniſſe 
der Lehen und Bauerngüter angewandt worden ijt, wird in der heutigen ge= 
meinrechtlihen Doltrin mit Recht verworfen. Es gibt auch bier nur einen 
Eigentümer und das ift der Grundherr. Thibaut, Verfuche 2 Abh. 3; Eccius 3 
8 167 A 17; Stobbe-Lehmann 896 A15. Vergl. oben $ 67 U 16. 

22) Nach diefem Zeitpuntte darf ein nad dem BGB unzuläſſiges Liegen- 
ſchaftrecht auch dann nicht mehr begründet werden, wenn dad Grundbuch für das 
betreffende Grundftüd noch nicht als angelegt gilt. EG 189 13. 

23) Nach EG 184 ©. 2 gilt für beftehende Grbbaurechte $ 1017. 

24) EG 196; dann gilt auch EPO 88 864, 870. Dazu preuß. AG 3. 
BGB Art. 40; bayer. AG 3. GBO Art. 17, 18; ſächſ. VO 24. 7. 1899 $ 14; 
mwürttemb. AG 3. BGB Art. 208; bad. AUG 3. GBO $34; hei. AG 3. BGB 
Art. 154; medlenb. AG 3. BGB $ 177; braunſchw. AG $ 43; weimar. AG $ 128. 
Diefe Landesgefege haben die Anpafjung der partitularen Nußungrechte in der 
durch EG 196 vorgejehenen Weiſe vollzogen. Über den Rechtſchutz enthält EG 
196 feine Vorſchrift; auch bier (U 23) ift aber $ 1017 II entjprechend angu— 
wenden. Daß für diefe Nutzungrechte (als jelbjitändige Gerechtigkeiten) ein 
bejonderes Grundbuchblatt angelegt werden darf, ſieht GBO 883 vor; darüber 
oben > A130. 

5) EG 63. Dazu den folgenden $ 96. 

26) So GBO $ 84. 

27) Und insbefondere die Ziwangsvollitredung, CPO $ 864. Ferner preuß. 
AS 3. ZUG Art. 15—22. 

28) Ein allgemeiner Vorbehalt fehlt; es ift auf EG 63, 67, 68, 69, 74 
zurüdzugreifen. Für Preußen ift bon den Vorbehalten Gebrauch gemacht durch 
AG 3. BGB Art. 40. Danach find felbitändige Gerechtigkeiten jolche, die nach 
den bisherigen Geſetzen (bef. Eigentumermwerbgejeß 5. 5. 1872 8 69) in Anjehung 
der Eintragung in die gerichtlichen Bücher und der Verpfändung den Grundftüden 
gleichitehen.. Wenn jie ein Grundbuchblatt erhalten haben (auf Antrag des 
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896. Leben, Familienfideikommiſſe, Rentengüter, 
Erbpadtredte. 


Das ältere deutſche Necht zeigt eine Fülle von Rechtsbildungen, die den 
mit der gemeinrechtliden Erbpacht verbundenen Ziweden eigenartige Gejtaltung 
geben. Das BGB läßt fie unberührt;' die einen, weil jie zu eng mit partikularen 
und öffentlichen Verhältniſſen verwachſen find, die anderen, weil jie bereits im 
Abfterben begriffen find und ihre volle Befeitigung den Landesgeſetzen überlafien 
werden kann. 

1. Als typijches Gebilde des älteren deutfchen Wirtjchaftslebens tritt neben 

dem die Mmirtjchaftliche Abhängigkeit vom Herrenhofe begründenden Zinsgute 
oder niederen Leihegute das den Beliehenen zu öffentlichen Dienjten verpflid: 
tende Zehen als Xeiheverhältnis höherer Ordnung hervor. Es iſt entitanden 
im fräntifchen Reiche: der mit Königsgut (feudum, beneficium) SBeliehene 
übernahm al3 vassus die Verpflichtung der Treue und zumal des Reiterdienites 
im Heere des Königs.” Die mahgebenden Rechtönormen wurden in den Zehn: 
gerichten, ferner durch NHaifergefeße und durch die Darjtellungen in der Recht: 
büchern (Sachſen- und Schwabenfpiegel uſw.) entwidelt. Eine frühe Zuſammen— 
ftelung der Iehnrechtlicden Grundfäße erfolgte am Ausgange des 12. Jahr: 
hundert3 in der Lombardei durch die libri feudorum. Dies fog. langobardiſche 
Lehnrecht wurde gleichzeitig mit dem römifchen Rechte als gemeines in Deutid- 
land rezipiert.’ 
Berechtigten, AG 3. GBO Art. 27 II), gelten für ſie ſowohl die allgemeinen 
Vorſchriften über Grundftüde als auch die über den Erwerb des Eigentums und 
die Ansprüche aus dem Eigentume (aljo 3.8. 88 313, 925, auch 926). Praltiſche 
Bedeutung haben insbejondere die Apothefengerechtigfeiten (Ecciu 3 8 198 W3), 
Schiffmühlengerechtigkeiten (ULR II. 15. 229), Fiichereigerechtigkeiten (ALR U. 
15. 74), Abdedereigerectigfeiten.. Dazu Erufen- Müller, AG 347. Ferner in 
den preußifchen vormals jächfifchen Landesteilen die Kohlenabbaugerechtigfeiten 
(AG Art.38 82) und Salzabbaugerechtigfeiten (in der Proving Hannover, 
Geſetz 4.8.1904 8 1: das Recht zur Gewinnung von Stein- und Kalijalzen kann 
bon dem Eigentum abgetrennt und als felbjtändige Gerechtigkeit bejtellt werden). 
— Nah EG 164 können durch das Landesgejeß die den beftehenden Real» 
gemeinden zugehörigen Nubungen an land» und forſtwirtſchaftlichen Grund— 
ftüden, an Mühlen, Braubäufern uſw. erhalten werden. Auch diefe Dürfen in 
der rechtlichen Behandlung den Grundftüden gleichgeitellt werden; fo baher. Kal. 
VO 23.7.1898 betr. Anleg. des Grundbuch (rechts des Nheines) 8 18, 3.2. 
für SKorporationwaldungen, Wlpenverbände, Mübhlenverbände, Braubäufer. 
Badiihes AG 3. GBO 834: Waldrechte an den Grundftüden der Murg- 
ſchifferſchaft. Der Code civil fannte feine felbftändigen Geredtigfeiten; er bat 
Diefe auch da, wo er nur, wie im Kgr. Weftfalen, vorübergehend galt, bejeitigt. 

1) Daber tit eine Überficht bier unentbehrlihd. Sie dient zur Vervoll— 
ftändigung des Nechtsbildes und zur genaueren Einordnung des im BGB iloliert 
erfcheinenden Erbbaurechtes. 

2) Brunner, Zeitjchr. für Rechtsgeſch, germ. Abt. 8, 1 und D. Rechts- 
geſchichte 1 88 57, 91. — Vaſallität und Benefizialwefen waren urfprünglic 
zwei gefonderte Rechtsinſtitute; aus ihrer Vereinigung iſt das Lehnweſen ent» 
ſtanden. 

3) Beſeler, D. Privatreht 2 $ 153; Kraut, Rechtsquellen $$ 327.; 
Heusler, Inſtit. 1, 130; 2, 161; Brunner, Grundzüge der D. R.geich. 2. Aufl. 
$ 27; Schröder, D. Rechtsgeſch. F 24; Stobbe-Lehmann 2 S$ 175f. über bie 
Entitehung der freien Erbleibe inäbefondere in den Städten: ©. Rietichel, Ztichr. 
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a) Das Leben fußt jachenrechtlich auf der Hingabe eines Grunditüd3 oder 
eined der dauernden Ausübung fähigen Rechts an den Vaſallen zu lebensläng- 
Iiher Beleihung, unter Vorbehalt des Eigentums für den Lehnherrn. Der Be: 
liehene hatte an dem Gute die volle Nußung und Gewalt; er durfte das Gut nicht 
veräußern, wohl aber in Unterleihe geben. Im gemeinen Rechte wurde die Be— 
leihung regelmäßig als vererbliche vergabt. Zu rechtlichen Verfügungen über die 
Sade war der Xehnberechtigte dagegen nicht befugt; Deteriorationen waren ihm 
unterjagt. 

b) Die perjönliche Seite des Xehenverhältnifjes beruht auf dem Schwören 
der Hulde; daraus entjteht die Verpflichtung des Vaſallen zu Lehntreue und 
Lehmdienften, der auf feiten des Herrn der Lehnſchutz entjpricht. Damit war im 
Mittelalter die Grundlage für den Aufbau der Heereöverfaffung und ſogar 
für die Gliederung des ganzen Staatöverbandes geſchaffen. PBegründet wurde 
das Lehnverhältnis durch Inveititur in der Form der Auflaffung eines Gutes und 
duch den Treueid des Vajallen. 

c) Mit der Änderung des Heeres- und Staatsweſens verlor diejer „Feuda— 
lismus“ feine beherrjchende jtaatsrechtlihe Bedeutung; durch die unbegrenzte 
Vererblichkeit de3 Lebens ſchwand der jachenrechtlihe Wert des Eigentums * des 
Lehnherrn. Dementfprechend ift in neuerer Zeit fajt allgemein die Allodi— 
filation® der Zehen vollgogen worden. Die Errichtung neuer Lehen iſt zumeiſt 
verboten.® 





f. Rgeſch. germ. Abt. 22, 181; nach ihm ijt die private freie Erbleihe des Mittel: 
alter3 eine Weiterbildung der alten Pitalleihe; der Schenker, der um feines 
Seelenheiles willen ein Grundftüd dem Kloſter übereignet, behält fich daran den 
Nießbrauch vor. Später bildete fich der Brauch, daß das Klojter das Gut an die 
Erben des Schenfer3 meiterverlieh, und danad) lag e3 nahe, dab der Schenfer 
die Nußung ſich und allen Verwandten als erbliches Recht vorbebielt. 

4) Des jog. Obereigentums, oben $95 Nr.3. Die Sitte der Wieder: 
berleihung hatte ſich zunächit vielfach zu einem privatrechtlichen Qeihbezwang 
umgeitaltet. Daneben entjitand bei den zu Lehen getvordenen öffentlichen Amtern 
ein öffentlichrechtlicher Leiheziwvang; der deutiche König durfte das erledigte 
Fahnlehen nicht unbejeßt laſſen, er mußte es binnen Jahr und Tag aufs neue 
verleihen. War hiermit dem König die Möglichkeit verwehrt, durch die Ein- 
ziebung beimfallender Fahnlehen feine Hausmacht zu verſtärken und über die 
Territorialgewalten die Übermact zu erlangen: jo galt andererjeit3 für Bauern- 
güter der Sab, dat Bauernland Vauernland bleiben muß. Zur Erhaltung eines 
leiitungfäbigen Bauernftandes und im Intereſſe der allgemeinen Bewirtſchaftung 
de3 Bodens durfte fein Bauer ohne Grund vertrieben werden; der erledigte Hof 
war alsbald wieder mit einem Bauernwirt zu bejeßen. Vergl. insbejondere 
Brunner, Leihezwang in der deutichen Agrargeichichte, Berlin 1897. 

5) Das heißt: das Lehngut wird zu freiem Eigentum des Belehnten 
erflätt. In Preußen wurde das Obereigentum de3 Lehnherrn ohne Entjchädi- 
gung aufgehoben durch Gejet vom 2.3.1850 8 2; aber jpätere Gejete gaben für 
die einzelnen Provinzen gefonderte Beitimmungen; vergl. 3.8. Gef. 16.3.1877 
für Ojtpreußen. Fernere Allodifitationgejeße: Bayern, Lehnedift von 1808 und 
Geſ. 4. 6.1848; Sachfen VO 2. 11.1873; Baden Gef. 19. 4. 1856 u. 9.8. 1862; 
Heften Gef. 2.5.1849. Vergl. die Überſicht über den höchit fomplizierten Recht- 
zuſtand bei Stobbe-Lehmann 375; Niedner EG 136. Soweit danach) das Lehn— 
recht in trümmerhaften Reiten noch fortbejtebt, enthält jich da3 BGB jedes Ein 
griffs; EG 59. 

Die rechtliche Sonderjtellung der Rittergüter tit heute bis auf bejtimmte 
Vorzugredte in Verwaltungsangelegenbeiten bejeitigt. Stobbe-Lehmann $ 187. 
6) So preuß. Verfaſſung vom 31.1.1850 Art. 40 und Gef. 5.6.1852. 
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2. Die Fähigkeit, ein Lehen zu errichten, jegte urſprünglich mindeiten: 
die Nitterbürtigfeit und bei dem Beliehenen die Tauglichkeit zum Xebndienite 
voraus. Nur in überiragenem Sinne iſt daher von bäuerlichen Lehen zu 
iprechen, bei denen zum Teil dem Bauern auch perfönlidhe Dienjtverpflichtungen 
auferlegt waren. Sie haben heute feine praktiſche Bedeutung mehr. Als 
Sonderredt der Bauerngüter’ ift aber noch folgendes zu beadhten. 

a) Von jeher gab es in Deutfchland freie Bauerngüter zu bollem Eigen: 
tum. Zur Erhaltung eines jelbjtändigen Bauernitandes war aber vielfach die 
freie Veräußerlichkeit, die Teilung und Belaftung des Gutes, die Bewirtſchaftung 
der Waldungen uf. befchräntt. Im neueren Rechte find diefe Ausnabmevor: 
ichriften zumeiſt gefallen.” 

b) Für die Bauerngüter minderen Rechtes gibt es zwei Gruppen. 1. Erb: 
pacht- oder Erbzinsgüter,” an denen dem Bauer eine Art Untereigentum zuitand 
mit der Verpflichtung zur ordentlichen Bewirtfchaftung und zur Abführung eines 
beitimmten jährlichen Zinſes. 2. Laßgüter,“ an denen dem Bauern eim Ding: 


7) Die umfangreiche Literatur fiehe bei Stobbe-Lehmann $ 188. Der 
Rechtzuſtand ift überaus verividelt. 

8) Völlig freien Erwerb eröffnete exit das Bundesgeieß vom 1.11.1867: 
jeder Deutſche kann an jedem Orte des Reiches Grumdeigentum aller Ar 
erwerben. 

9) Soweit jie noch bejteben, erhält fie EG 113, 

10) Auch Güter im erblichen Kolonat genannt. EG 63. In den meiiten 
Staaten ift heute das Obereigentum des Verpächters aufgehoben und die Erb- 
pacht in volles Eigentum umgewandelt; zugleich jind die Dienftverpflichtungen 
des Erbpäcdters für ablösbar erklärt worden. So in Preußen für die redits 
rheinifchen Gebietteile Gef. 2.3.1850. Wblöjunggefeße 3.8. Bayern 4. 6. 1845; 
Württemb. 14.4.1848; Niedner 141. Wo indefjen laffitifche Güter (A 11) ın 
Betracht famen, wurde nicht eine bollitändige Allodififation angeordnet, viel- 
mehr wurde das Land, um die Dienftpflicht der Bauern aufzuheben und dem 
Grundherrn dafür eine angemefjene Entſchädigung zu bieten, geteilt (oder zu 
zwei Drittel den Bauern übermwiefen). In Preußen jeßt diefe Bewegung zur 
Bauernbefreiung ein mit dem Edikte Steins vom 9. 10. 1807 über die Aufhebung 
der Erbuntertänigfeit und dem Negulierungedifte Hardenbergs vom 14.9. 1511, 
das die Umwandlung des belafteten Bauernlandes in freies Bauerngut geftaitete. 
Regelmäßig wird in neueren Gefeken die Neuerrichtung von Erbpachtredten 
unterfagt, jo preuß. Gel. 2.3.1850, Code civil Art. 543; ſächſ. Gef. 17.3. 
1832; 15.5.1851 und GB $ 226; braunſchw. Gef. 23.3.1874. In Medlen: 
burg dagegen iſt die Erbpadht, weil fie einen Kortfchritt gegenüber der beliebig 
fündbaren Verpadtung von Bauerngütern bedeutet, neu eingeführt morden. 
Sie foll die Bildung von Bauernitellen aus den ritterfchaftlihen Gütern be 
fördern. Abgeſehen von den feltenen Fällen, wo freies Eigentum eingeräumt 
worden iſt, jtebt der fleine ländliche Grundbefiß in Medlenb.- Schw. enttveder in 
Erbpachtrecht (eigentumähnliches, veräußerliches, verſchuldbares, vererblices 
Nubungrecht), oder in dinglicyem bäuerlichem Nutzungrecht (eigentumähnlices 
Recht, aber weder frei veräußerlich, noch frei verfchuldbar, noch frei vererblid; 
e3 vererbt nur auf gewiſſe Intejtaterben), oder in fog. bäuerlicher oder jchlechter 
Leibe (perfönliches Recht, aber meiſt unfündbar und vererblich). Vergl. 
medlenburg. AG SS 164-179; Langfed AG 152. — An Elſaß-Lothr. gilt 
noch das Gef. 29. 12.1790; es iſt ftreitig, ob die danach zugelaſſenen 99 jährigen 
Pachtverträge dem Pächter ein dingliche® Erbpachtredht oder bloß ein obli- 
gatorifches Pachtrecht gewähren; in diefe Streitfrage hat da8 AG 3. BGB nict 
eingegriffen; Molitor 148. 

11) Zahlreiche partifutlarrechtliche Formen mit verfchiedenen Namen haben 
ich hierfür entwickelt. 
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lies, aber umbererbliches und widerrufliches Necht zuftand; zugleich war der 
Bauer hier zu perjönlicden Dienften, Fronden uftv. verbunden. Auch an ihnen 
it in neuerer Zeit meift der Übergang zur Eigentumberleihung gegen Abfindung 
des Gutsherrn vollzogen worden.” 

3. Bon großer praftijcher Bedeutung jind die Stammgüter und Familien 
fideiflommifje.” a) Die Stammgüter find Familienbefiß des hohen Adels; 
jie unterjtehen den Normen der Staats- oder der Hausgeſetze. Danach werden 
jie zur Erhaltung des äußeren Glanzes des Haufes für unteilbared Gut erflärt 
und einer bejtimmten Erbfolgeordnung, die regelmäßig zugunften der agnatifchen 
Dejzendenten eingreift, unterworfen” b) Die Familienfideiflom> 
mifje” Fenngeichnet die Unveräußerlichkeit eines gemwiffen Gutes,” das inner: 


12) Denn die Gejeßgebungen des Jahres 1848 wollten in pribatrechtliche 
Vorrechte nicht eingreifen. Jm übrigen gilt EG Art. 63. Für Medlenburg ijt das 
Büdner- und Häuslerrecht praftifch in Geltung. Es handelt jich dabei um Erbpacht— 
rechte an ſolchen auf dem platten Lande belegenen Grundftüden, die wie 3.8. Häus- 
lereien, Erbmüblen, Erbſchmieden nur mittelbar dem Betriebe der Landwirtſchaft 
dienen. Büdnerrecht bezieht fich auf ein Feines bäuerliches Grundjtüd, das ohne Ge— 
ipannfraft bewirtjchaftet wird; Häuslerrecht dient zur Anſäſſigmachung länd— 
licher Arbeiter und gemährt ein Nußungredht nur an Haus, Hof und Garten. 
Diefe Rechtöinftitute haben fich zuerſt bei den landeöherrlichen Domänen und den 
infamerierten Gütern (dem jog. Domanium, AUG 8 6) entwidelt. Für Medlen- 
burg insbefondere iſt auch EG 197 bejtimmt (Zangfeld 155). 

13) Die jtädtifchen Erbgüter, die urfprünglich al3 unveräußerlicher Beſtand 
der Blutöverwandten galten, find bejeitigt. 

14) Streitig ift, ob es Korporationdermögen der hochadligen Familie (fo 
3.8. Gierfe in Grünbut Zeitjchr. 5, 568 und D. Privatr. 1, 400) oder Eigen- 
rum des gegenwärtigen Bejigers jei (jo StobbesLlehmann $ 196 49). Stamm: 
güter des niederen Adels oder bürgerlicher Familien gibt es nur vereinzelt; 
Stobbe-Lehmann 514; Niedner 137. 

15) Das Landesrecht bleibt in Geltung nad EG 58, 59. Auch EG 3. CPO 

15; KO 852 und EG zur KO 3 Nr.1. Beſondere Vorjchriften über die 
Stammgüter enthalten die AG 3. BGB in Württemberg Art. 24 f., 93; Baden 
Art. 36 (gibt eine ausführliche Neuordnung; Stammgut ift dasjenige Vermögen, 
da3 zur Erhaltung eines Namens und Stammes bon dem übrigen Vermögen 
— Landerbe, Allod — des Inhabers geſetzmäßig ausgefchieden ift. Nur Liegen- 
ichaften können Stammgut fein; fie werden es durch Eintragung dieſer Eigenfchaft 
in das Grundbuch; Reineinfommen bei Angehörigen des Ritterjtandes mindeftens 
7000 Marf und höchitens 14 000 Mark, bei Angehörigen des Herrenjtandes 
mindeiten3 26 000 Marf und höchitens 52 000 Marl). 

16) Lewis, das N. des YFamilienfideilommifjes 1868; Bejeler, D. Brivatr. 
2 8181; Stobbe-Lehmann $ 197; Krüdmann, Arch. ER 23, 181. Über die 
Fortgeltung der Landesrehte EG Art. 59. Die Neuerrichtung war in der 
preußiichen Verfaſſung vom 31.1.1850 verboten, jie wurde aber bereits durch 
Gef. 5. 6.1852 wieder zugelafien; vergl. preuß. AG 3. BGB Art. 89 Nr.1c und 
AG 3. GBO Art. 15 f.; ein Gefegentwurf über die Neuordnung der Fam. FH. 
fteht gegenwärtig zur Beratung. Dazu M. Wolff, Neugeftaltung des Fam. FK.⸗ 
rechts 1904. In Sachfen ift durch Gef. 7.7.1900 eine einheitliche Neuordnung 
über die Familienanwartfchaften bereits geſchaffen; ferner hat Medlenburg AG 
$ 124—152 eine umfaffende Umgeftaltung des FR.recht3 vollzogen. Verboten 
find die Fam. FR. in Oldenburg, Elfaß-Lothr.; bayer. Pfalz; Gotha (AG Art. 5). 
In den übrigen Staaten find bloß Einzelheiten dur die AG neu geregelt 
worden. Bergl. Bahern AG Art. 1 und AG 3. GBO Art. 34, 86; Württemberg 
AUG Art. 24, 93—216, 280 f.; Helen AG Art. 102 f. und Gef. betr. Fam. FE. 
30.9.1899; Braunſchweig AG 841 und AG 3. GBO $1SF.; Weimar, US 
8 172. Der Vorbehalt des EG 59 bezieht fih nicht auf die Familien- 
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halb der Familie jich nach vorbejtimmter Ordnung bvererben fol. Die Gebunden: 
heit des Vermögens durch das Erbenwartrecht war im älteren deutichen Recht 
allen Grundftüden auferlegt: jie durften nur veräußert werden im alle echter 
Not oder mit Zujtimmung der nächſten Erben. Dieje mußten anfangs bei der 
Veräußerung mitwirken; jpäter genügte auch die außerhalb de3 Veräußerung— 
aktes erteilte Zuftimmung; zuleßt wurde das Recht des Erben zu einem dinglichen 
Retraktrechte abgeſchwächt. Die Gebundenheit beſchränkt ich heute auf die 
durch befondere Stiftung dem Familienfideilommiß untertworfenen Güter.” 

4. Zur Beförderung der Bildung eines felbjtändigen Bauernftandes wid 
in Preußen der Erwerb von Gittern gegen Übernahme einer feſten Rente ge: 
ftattet; Rentengüter.” Die Ablösbarfeit der Rente ijt von der Zujtimmung 
beider Teile abhängig. Die Vermittelung der Begründung von Rentengütern 
übernimmt auf Antrag die Generaltommiffion; zur Ablöfung der Rente kann 
die Hilfe bejonderer Rentenbanten in Anfprud genommen merden.” Das 
Rentengut muß frei von Hypotheken und Grundfchulden übertragen merden. 
Denn nur fo gelangt der Eriverber in eine wirtfchaftlicde Lage, die ihn befähigt, 
das ermorbene Grumditüd als dauernde Anftedelung gu eriverben und zu bes 
haupten.* 


897. Erbbaurecht. 


1. Das Erbbaureht? des BGB ſoll als Erſatz der gemeinrechtlichen 
Superfizies? dienen. Dem Erbbauberedhtigten jteht das veräußerliche und 


jtiftungen. Dieſe fünnen aber nad) BGB $ 85 durch Landesgeſetz bejonders 
geordnet werden. Die Familienftiftung ijt eine rechtsfähige Stiftung, fie bildet 
ein eigenes Nechtfubjelt; da3 genauere vergl. Bd.1 847 A 11. 

17) Zumeijt Grundftüde; aber auch Kapitalien, Renten und jonitige durch 
Grundſtücke fichergeitellte Rechte. 

18) Über die rechtliche Natur beſteht derfelbe Ziviefpalt der Anfichten mie 
bei den Stammgütern; oben A 14. — Nach dem preußiſchen Landrecht wird der 
Fideikommißbeſitzer als Eigentümer, der Anwärter als dinglich Berechtigter be- 
a. — dementſprechend in das Grundbuch eingetragen. Dernburg, pr. Vr. 

r. 2. 

19) Von dem in EG 62 enthaltenen Vorbehalte bat bisher nur Preußen 
Gebrauch gemadt. Die Nentengutbildung jtehbt in Zuſammenhang mit den 
Anfiedelungen. Gef. 27.6.1890 und 7.7.1891; ferner Gef. 8.6.1896 
betr. Anerbenreht bei Nentene und Anfiedelunggütern; Gel. betr. Förderung 
deutfcher Anjiedelungen in den Provinzen Weitpreußen und Poſen 26.4. 1356; 
20.4.1898; 1.7.1902; Gef. betr. neue Anfiedelungen in den acht älteren Pro: 
binzen Preußens 10.8.1904. Preuß. AG 3.BGB Art.29 $1 definiert das 
Rentengut al3 dad Grunditüd, das gegen Übernahme einer feiten Geldrente zu 
Eigentum übertragen tft. Mahraun, preuß. Rentengutgeſetze 1592; Waldbeder, 
preuß. Nentengutgejeße 1894. — Vergl. aud) das Anfiedelunggefeß vom 26.4. 
1856, da3 bereits ſolchen Erwerb gegen Rente zuließ. 

20) Über beides: preuß. Gefeß 7.7.1891. 

21) Gefeß vom 27.7.1890 81 IV, V. Obne dieje praktifche Norm, die im 
Herrenhaus auf Dernburgs Anregung beichloffen wurde, würden die Hypotheken 
in voller Höhe auf jeder Parzelle als Storrealbelaftungen ruhen; damit wäre ber 
durch die Nentengutbildung eritrebte joztalpolitifche Erfolg in Frage geitellt, denn 
zur Wufteilung gelangen meiſt ſolche Güter, die mit Hypotheken ſtark be— 
laitet jind. 

1) 88 1012— 1017, Srekfchmar, Zentralbl. f. frei. Ger. 3, 433; Oert— 
mann, Arch. BR 20, 184. Die geringe praktiſche Bedeutung diefes Rechts bat 





$ 97. Erbbauredt. 617 


vererbliche dinglihe Hecht zu, auf oder unter der Oberflädhe eines fremden 
Grundjtücds ein Bauwerk zu haben. Es handelt ſich dabei insbejondere um 
Gebäude ; aber auch Denkmäler, Brüden, Anlagen von Scienengeleifen, 
Telegraphenleitungen, Viadukte, Schwebebahnen, Wafferleitungen, Gas: 
leitungen uſw. fommen in Betracht. Dagegen find Anpflanzungen nicht hierher 
zu beziehen, denn unter einem Bauwerk ift nur die von Menſchenhand er: 
richtete, nach Art und Umfang dauernd und gleihmäßig bejtimmte Anlage 
zu verftehen. Ausdrücklich ausgejhloffen wird das Erbbaureht an einem 
Stodwerd.” Dies ijt als Ausnahmenorm eng auszulegen. Die Bejtellung 
an einem jelbjtändigen, unabhängig von einem Gebäude nubbaren Keller * 
oder an einer Brunnenanlage ° wird damit nicht verwehrt. 

Die eigenartigen wirtſchaftlichen Zwede, denen das Erbbaurecht zu dienen 
beftimmt ift, jegen die Beftellung eines unmittelbaren und völlig jelbftändigen 
Rechtes an dem Bauwerke voraus. Die Berechtigung wird weder mit einem 
bejtimmten Grundftüd verbunden, noch an eine bejtimmte Perſon geknüpft: 
ihr unabhängiger Beſtand muß ® ſich vielmehr in ihrer Veräußerlichkeit und 


man jich bei den Beratungen zum BGB nicht verhehlt. Andre, Referat in den 
Schriften der Zentraljtelle für Arbeiter-Wohlfahrteinrichtungen 1902 fommt zu 
dem Ergebni3: „das Erbbaurecht erjcheint als eine fünjtliche Einrichtung, welche 
wegen ihrer juriſtiſchen und wirtſchaftlichen Eigentümlichkeiten einjtweilen nur 
berfuchtweife bei der Löjung der Wohnungfrage verwendet werden kann. Die 
Einrichtung von Erbbauredhten fommt zurzeit nur in Betracht einerfeit3 für 
ttaatliche Behörden und Gemeinden, welche in der Lage und millens jind, den 
Erbbauberechtigten bei der Beihaffung der Baugelder erheblich zu unterjtüßen, 
und andererjeit3 für gemeinmüßige Baugejellichaften, welche da3 mit dem Erb» 
bauredht verbundene Riſiko eines Verluftes tragen können.” — über die bes 
ſchränkte Möglichkeit, die mit dem Erbbaurechte verfolgten ſozialen Zwecke durch 
Begründung eines durch Vormerkung geſicherten Wiederkaufrechtes zu erreichen: oben 
$65 A29. Wegen der finanziellen Schwierigkeiten, das Erbbaurecht in den Dienſt 
der fozialen Arbeiterfürjorge zu ftellen, vergl. A 13. Das Erbbaurecht iſt zur 
Zeit in größerem Umfange verwirklicht in Wilhelmshaven, wo das Reich einem 
Bauvereine ein Gelände zu Erbbaurecht überlaffen und auch auf eine zweite 
Hybothek Geld zugeiichert hat; ferner in Frankfurt a.M., wo die Stadt Grund 
und Boden für etwa 1000 Wohnungen in Erbbaurecht vergeben bat. über 
Berlin vergl. Albrecht, Ztichr. f. Wohnungmwejen 2, 17. Ob auf diefem Wege zu 
einer Löfung der Wohnungfrage gelangt werden fann, erjcheint ſehr fraglich. 

2) Oben $ 95 Nr. 1. 

3) 81014. Aber nad) Landesrecht darf das beitehende Stodwerfeigentum 
in Geltung erhalten werden; oben $ 67 U 27. 

4) Dies wurde auch bei den Beratungen zum Ausdruck gebradt. 

5) Nad) dem in JW 33, 37 mitgeteilten Urteile des RG foll eine Brunnen— 
anlage nicht al3 Bauwerk gelten; aber die dort und in NW 31,219 aufgeitellte 
Definition: „Bauwerk ijt eine unbetvegliche, durch Verwendung von Arbeit und 
Material in Verbindung mit dem Erdboden ' bergeitellte Sache“ begründet Die 
Verneinung nicht. 

6) Dies wird durch Ba al3 zwingende Norm, nicht bloß als Aus— 
legungvorſchrift hingeſtellt. Kann eines dieſer Erforderniffe entbehrt werden, fo 
it die Beitellung einer Dienftbarfeit der getviefene und richtige Weg. Wenn, wie 
bei dem Erbbegräbnis, die Veräußerung ausgeichlojjen tit, fann ein Erbbaurecht 
nicht bejtellt werden. Someit indejien EG 133 eingreift, fann es nach Qandes: 
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Vererblichfeit ausprägen.” Damit wird aber nicht eine zeitlich unbegrenzte 
Dauer erfordert; das Erbbaurecht darf auch auf eine beftimmte Zahl von 
„jahren ® feftgelegt werden, es mag dann als Erjag für die, im BGB nicht 
zugelafjene, dingliche Miete oder Pacht gelten. Die Vereinbarung und Ge: 
währung eines Entgeltes für das Erbbaurecht bildet feine zwingende Voraus: 
jegung ; die Beteiligten können nach Belieben z. B. einen Erbzins ausmachen 
oder davon abjehen.? 

2. Seiner Rechtsnatur nach tritt das Erbbauredht im BGB als dinglide 
Belaftung des fremden Grundjtüds auf. Die Auffafjung einer Teilung des 
Eigentums lehnt das Gejet durchweg ab. In der weiteren gejeglichen Aus: 
gejtaltung nimmt dieſe Belaftung indeffen eine durchaus eigenartige Natur an. 

a) Entjprechend der eigentumähnlihen Natur des Erbbaurehts muß 
jeine Bejtellung und Übertragung in den Formen der Auflafjung ?° erfolgen. 
Ferner hat der Erbbauberechtigte diefelben Anjprüche wie der Eigentümer. 

b) Das Erbbauredht wird zugleich aber auch als ein jelbitändiges Grund: 
jtüd behandelt." Es wird zwar auf dem betroffenen Grundftüd als Be— 
laftung eingetragen; auf Antrag wird für das Erbbauredht aber ein bejonderes 
Grundbuchblatt angelegt, und dies muß von Amtswegen gejchehen, wenn es 
veräußert oder belaftet werden ſoll.“ Inſoweit als das Erbbaurecht den 





recht als zuläſſig ericheinen, dab ein vererbliches dingliches Recht auf Benutzung 
eines Platzes al3 orfentliche Begräbnisjtätte (fo nach preuß. Recht NG 12, 284 
und in Gruchot 46, 1140; KO in OLG 8, 125) oder ein Erbbaurecht an dem 
—— und ſonſtigen Bauwerken (jo OLG 8, 122 für Württemberg) be— 
tellt wir 

7) „Dejonders üblid) ijt es, daß der Eigentümer ſich ein Vorlaufrecht vor 
behält. Dies dient auch dazu, um der Spekulation mit den in Erbpadt er: 
richteten Arbeiterwohnungen entgegenzutreten. Eine obligatorifhe Verpflichtung, 
da3 Erbbaurecht nicht innerhalb der eriten zehn Jahre ohne Genehmigung des 
Eigentümerd zu veräußern, würde ich für zuläffig (aber nicht für eintragung- 
fähig) erachten. Auch unter einer auflöjenden Bedingung fann das Erbbauredit 
bejtellt werden. 

8) UÜblich find 3.8. bei Eifenbahnanlagen 99 Jahre. In den neueren 
Erbbauverträgen werden 70 oder 80 Jahre bevorzugt. Oben $96 A 10 a. €. 

9) Damit wird zugleich die Möglichkeit zu einer wirtſchaftlichen Ver: 
wertung von Grundftüden, die etiva zu dem underäußerlichen fürſtlichen Stamm- 
gute gehören, geboten, Vielfach behält jich der Grundeigentümer vor, dat alle er- 
richteten Gebäude nad Ablauf der Erbpachtzeit „unengeltlih in fein Eigentum 
übergeben“ ; oder er zahlt beim Nüdfall den vierten Teil des Wertes, den die 
Gebäude und Anlagen dann baben. 

10) Nach $$ 1015, 1017 U, GBO 520. Aud 8313 iſt anzıımenden, 
Sierüber ijt eingehend oben in g 59 Nr.2 gehandelt. ergl. auch oben .. 77 
“35. Ferner OLG 4,66: da die Beitellung des Erbbauredtes feine er: 
äußerung enthält, bedarf eine Stadigemeinde zu jener nicht die für Grunditüd- 
a ar erforderliche Genehmigung der Auffichtbebörde. 

11) 810171. Nah EG 154 ©2 gilt $ 1017 aud für alle bei Anfraft- 
treten des BGB bereits beitehbenden Erbbaurechte. 

12) GBO $7I. Vergl. darüber oben 853 47,9. 
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fi auf Grundſtücke beziehenden Rechtsvorjchriften unterfteht, kann es aud) 
mit einer Dienftbarfeit oder einem Grundpfandrechte belaftet werden.'® 

c) Der Erbbauberedtigte ift Eigentümer der Materialien des Bauwerks, 
das er jelbit in Ausübung feines Nechtes auf dem fremden Grundftüd errichtet 
hat.“ Findet er das Bauwerk dagegen bereits vor oder hat der Grundeigen- 
tümer es für ihn gebaut, jo fteht das Bauwerk als mwejentlicher Beftandteil 
im Eigentum des Grundherrn.” 

Aus dem Zufammenhang diefer Normen ergibt fi, daß das Erbbaurecht 
ein Zwittergebilde ijt. In der Hauptſache jtellt es fich als real abgeteiltes 
Eigentum an dem Bauwerk dar; im übrigen gilt es als begrenztes Recht. 

3. Das Erbbaureht ruht dinglicd auf dem ganzen Grundftüd ; nicht 
etwa wird bloß der betroffene Grundftücteil belaftet. Immerhin ift es feinem 
Inhalte nach auf das beſtimmte Bauwerk bejchräntt. 

a) In dieſer Eigenjchaft als begrenztes Recht muß das Erbbaurecht 
daher durch den dinglihen Vertrag, der e& begründet, feinem rechtlichen Um— 
fange nad) genau fejtgejtellt werden. Die Bejtimmung der Art, Dauer, Ent- 
geltlichkeit bleibt durchweg den Beteiligten überlafjen; davon, daß fie fi in 
Wahrheit hierüber geeinigt und in verbindlicher Weiſe einen beftimmten Ver— 
traginhalt fejtgejegt haben,?* wird die Gültigkeit der Auflafjung und des Erb- 


13) Die Belaftung ergreift nur das Grbbaurecht, d.h. das Grundſtück, in 
ſoweit al3 es von diefem Rechte ergriffen wird; vergl. 4.14; Dertmann 189. 
Ob gemäß $ 1017 I auch 8 1807 gilt, fo d die an einem inländifchen Erbbau- 
rechte beitellte —— 3 mündelſicher angeſehen werden darf, iſt be— 
ſtritten. Die Frage wird auf Grund gutachtlicher rg des Reichs⸗Juſtig⸗ 
amtes im preußijchen SJuftizminifterialblatt von 1902 Nr. 2 (Abd rud im 
Reichdanzeiger vom 11.1.1902) inſoweit bejaht, als der Wormund bei eigener 
verantwortlicher Prüfung das Erbbaurecht für mündelſicher eradjtet. Dagegen 
aber Wittmaad, EivU 93, 323 und ebenfo das Reichsverſicherungsamt, das die 
auf Erbbaurechte gelegten Hypotheken niemals als für mündelficher anfieht. Die 
hiernach bejtehende Ungemwißheit bindert die praftifche Durchführung des Erb- 
baurechtes zum Ziwede der Herrichtung billiger Arbeiterwohnungen,; denn das 
Geld bierfür kann regelmäßig nur von Stiftungen, öffentlichen Anftalten, Reichs: 
oder Landesverſicherunganſtalten dargeliehen merden, diefe aber müffen auf 
a ar Anlegung beiteben. 

9512. Dies wird in den meiiten Fällen zutreffen. Sie wären 
mithin is Fahrnis zu behandeln, oben $6 All und zuftimmend RG 55, 284. 
Hier aber tritt diefer Folgerung der $ 1017 entgegen; wird das Erbbauredht als 
ſelbſtändiges Grundftüd gebucht (A 12), fo fann es auch nur mit einem Grund: 
pfandrechte belastet werden: es gilt in bezug auf die Belaftung ald Grumdjtüd, 
—— die Materialien als Fahrnis dem Erbbauberechtigten zuſtehen (U 13). 
15) Das Eigentum des Grumdeigentümers bejtreitet auch in dieſem Falle 
Fuchs 1, 265; gegen ihn Dertmann 186. — Aus der oben gegebenen Unter: 
fcheidung erledigt jih auch die in Mot.3, 446 berangezogene Frage nad) dem 
Schaberwerbe; er gehört zur Hälfte dem Erbbauberechtigten, wenn er in dem 
bon ihm errichteten Bauwerk durch einen Anderen endedt wird. 

16) Beides nach den allgemeinen Normen über die Schließung eines Vers 
trag. Oben $2 A 17 und Bb. 1 88 105, 117. Da die Verpflichtung zur Be— 
ftellung wie zur Übertragung des Erbbaurechtes ein obligatorifches Grundgeſchäft 
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baurechtes jelbjt abhängen. Das Gejeg fügt dem Vertraginhalte nur die eine 
ergänzende Norm hinzu, dab das Erbbaurecht mangels anderer Abrede dur 
den Untergang des Bauwerks nicht erliſcht.“ Ob der Erbbauberechtigte aber 
zur Wiederherftellung, 5.8. der Brücke, verpflichtet ift und ob umgekehrt der 
Grundherr bei einer das Grundftüd betreffenden Schädigung dies in den 
früheren Zuftand zurücdführen muß: » läßt fih nur nach dem Inhalte des 
fonfreten Vertrags beurteilen.'® 

b) Eine wichtige Erweiterung des Erbbaurechtes geftattet das Geſet 
dahin, daß jenes Recht auch auf die Benugung unbebauter Teile des Grund: 
ſtücks erjtreckt werden darf, jofern dies dem Gebrauche des Bauwerks jelbit 
zum Vorteil gereicht.° Solche Erftredung des Erbbauredhtes wird fi ins: 
bejondere für den Zugang zum Haufe, die Benugung des Hofes zum Zwecke 
des Küfereibetriebs oder von Gartenanlagen für eine in Erbpacht errichtete 
Gaſtwirtſchaft verwerten laſſen. In der Erſtreckung des Erbbaurechtes auf 
die Benutzung dieſer Grundſtückteile wird regelmäßig die Zuſicherung ihrer 
Inſtandhaltung ſeitens des Grundherrn zu finden ſein. 


2. Dienitbarfeiten. 
898. Begriff und Arten der Dienjtbarfeiten. 


1. Dienftbarkeiten * find dinglide Rechte auf begrenzten Gebraud einer 
fremden Sache. a 


betrifft, das die Verpflichtung zur Veräußerung des ganzen Grundjtüds enthält, 
jo ift die Kormborjchrift des 8 313 ſachgemäß auch hier anzuwenden; jo auch die 
überwiegende Meinung; Pland $ 1017 U 2; TurnausFörfter 1, 445; ; Fuchs 1, 269. 

17) . 1016. Daß ihm die Materialien „eines“ Bautverts gehören, ergibt 
ſich — ſelbſt. 

y 3. B. eine Uberſchwemmung bat die Straße derart verſchüttet, daß 
die rend der nicht mehr zu benugen tft; der Grundberr will auf dem jo 
erhöhten Straßenniveau den Weg berrichten. Die Ausgrabung der Schienen 
wird ihm jedenfall3 nicht zugumuten fein. Der Erbbauberedtigte darf ſie felbit 
ausgraben und auf der neuen’ Straße neue Geleife legen. 

19) Die dinglihe Verpflichtung zur Unterhaltung kann nad $ 1105 durch 
Beitellung einer Reallait begründet werden. 

20) 81013. Der Wert diefer Norm beruht darauf, dat das Erbbauredt 
ſelbſt hierauf erjtredt werden darf und nicht, was fonft notwendig wäre, bierfür 
eine befondere Grunddienftbarfeit beitellt werden müßte. Die „Erftredung“ 
bedeutet einen Vertragzufaß, der im Grundbuch (eb. durch Bezugnahme nad 
$ 874) verlautbart werden muß. Soweit der Erbbauberedhtigte an dem ums 
bebauten Teile feinen unmittelbaren Alleinbefiß oder Mitbejit bat, kann er 
Befigesfhuß nach $ 1029 begehren. 

1) Das grundlegende Werk ift noch immer: NR. Elvers, römiſche Ser: 
vitutenlehre 1854, Windſcheid 1 $ 200, Dernburg, Band. 1 8235; Eccius 3 
$ 184; Zachariae-Crome, franzöſ. Cipilrecht 1 8203; Roth, deutiches Brivatr. 3 
$ 267; Stobbe- Lehmann, D. Privatr. 2 $ 132; Kohler, EivA 87, 157 

2) Das ältere römifche Necht kannte nur dieje eine Art der Belaftung 
bon Srundftüden und gab ihr daher den Namen servitus, weil das Grundftüd 
einem Anderen gegenüber in einem dem Sklavenverhältniſſe vergleichbaren Ab— 
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Ihre große volkswirtichaftliche Bedeutung beruht auf dem Ausgleich der 
ftarren Abgrenzung der privaten Eigentumherrſchaft. Sie erhöhen den Nugung: 
wert eines Grundftüds, indem fie ihm die Vorteile der bequemen Wegever- 
bindung, die ein anderes Grundftüd darbietet, hinzufügen; fie ermöglichen den 
Verkauf einzelner Parzellen, indem der Gebrauch des veräußerten Teiles ſoweit 
eingeſchränkt wird, daß von dem Stammgrundftüd Schädigung und Entwertung 
abgewehrt wird; fie erleichtern die gerechte Verteilung eines Nachlafjes, indem 
fie gejtatten, das Eigentum an Grundftüden, Geld oder jonjtiger Habe dem 
einen und die lebenslängliche Nugung dem anderen Erbberechtigten zuzumeijen. 

ALS dingliche Rechte verleihen fie das geficherte, unmittelbare Herrichaft: 
recht an der fremden Sache, das unabhängig von der Verpflichtung eines be- 
ftimmter Gegners befteht und daher troß des Wechſels im Eigentum und 
troß der Zahlungunfähigkeit des gegenwärtigen Eigentümers in Wirkung bleibt.° 

2. Die Dienftbarkeiten find dingliche Belaftungen einer fremden Sadıe ; 
aber nur in dem Sinne von begrenzten Gebrauchrechten. Sie gewähren nie- 
mals die rechtliche Macht, über das fremde Eigentum zu verfügen.* Nach dent 
Inhalte oder der Dauer der Rechtsausübung werden zwei Arten der Dienit- 
barfeiten unterjchieden. 

a) Grunddienftbarfeiten‘ Sie werden zum Nuten eines be: 
fimmten Grundftüds bejtellt und ftehen daher defjen jeweiligem Eigentümer 
als folhem zu. Dieje dingliche Gebundenheit und Anglieverung verleiht der 
Grunddienftbarkeit der Regel nad) eine zeitlich unbegrenzte Dauer. Dagegen 
wird fie inhaltlich durd die ihr gejegte Zweckbeftimmung und die Voraus 
jegung, daß fie für die Benugung des Grundftüds Vorteil bieten muß, eng 
begrenzt. 

b) Perſönliche Dienſtbarkeiten. Sie verleihen das Nutzung— 
recht einem beftimmten Berechtigten: mit defien Tod jchließt grundfäglich ihr 
Zweck und ihre Eriftenz ab. Das perjönliche, daher unübertragbare Nutzung— 
hängigfeitzuftand gehalten wurde. Die enge Bedeutung der Serbitut und ihrer 

erfeßung Dienjtbarfeit ijt beibehalten worden, obgleich das entwidelte Recht 
auch andere Belaftungen wie 3.2. die Neallajten, fennt, die ebenfogut dieſen 
Namen verdienten. 

3) Pacht, Miete, Leibe gewähren bloß einen obligatorifhen Anſpruch 
gegen den Schuldner auf Gewährung des Gebrauches oder der Nubung; fie 
unterwerfen nicht die Sache unmittelbar und dinglih dem Nußungberedtigten. 
Daher kann im Konfursverfahren die Miete uſw. gekündigt werden; KO $19; 

20 I erhält allerdings den durch Übergabe der Sache vollgogenen Vertrag in 
irfung; aber $ 21 III hebt ihn bei Veräußerungen auf; der Erjteher in einer 
Ziwangverfteigerung bat das Kündigungrecdt, ZUG 857 (anders 8183). Die 
Dienjtbarkeit bleibt dagegen von diefen Vorgängen unberührt, foweit jie im 

geringsten Gebot (unten 8 127) enthalten ift; ZUG 845, aber 88 91, 92. 
4) Hierdurch unterjcheiden fie fich von den Pfandrechten, die in jich das 


Recht zum Verlauf der fremden Sache einfließen. 
5) 88 1018—1029. 
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recht ift gleichwohl dinglicher Natur. Es wird nach jeinem Umfange ein: 
geteilt in: 1. das Nießbrauchrecht,“ das dem Berechtigten grundſätzlich' die 
unbejchränkten Nugungen einer fremden Sache gewährt ; und 2. die bejchräntte 
perſönliche Dienjtbarfeit,? welche die Nutzungen eines Grundftüds nur in 
einzelnen Beziehungen, bejonders als Wohnungrecht, einräumt. 

ALS Gegenitand aller Dienjtbarkeiten dienen in erjter Linie die Grund: 
ftüde. Nur der Niegbraud kann auch an der Fahrnis, an einem Vermögen 
und jogar an Rechten bejtellt werden. 


3. Die vom BGB gegebene Aufzählung der Arten der Dienftbarkeiten 
ift als ſtreng abjhließende zu verftehen: nur dieſe Dienftbarfeiten 
werden anerkannt und nur der genau vorgezeichnete Inhalt darf ihnen ge 
geben werden. Um jegliche Willtür und alle Belaftungen mit kulturſchäd— 
lihen oder das Eigentum inhaltlih aufzehrenden Dienjtbarkeiten zu ver: 
meiden, find der Vertragfreiheit enge Schranken gezogen. Da indeflen die 
Satungen des BGB den mannigfaltigen Bedürfniffen der Land und Forft: 
fultur durchaus nicht Genüge leijten und fie fogar mit den aus den örtlichen 
Sonderverhältniffen entfpringenden Rechtsbedürfnifien in Widerjpruch ftehen 
können, jo wird e8 den Landesgeſetzen anheimgeftellt: 


a) die Anwendbarkeit der Normen des BGB aufzuheben oder zu be 
ichränfen, jofern es fih um die Belaftung der Grundftüde mit gewiſſen 
Grunddienftbarkeiten oder bejchränkten perjönlichen Dienftbarkeiten oder Real: 
laften handelt ; '° 


b) den inhalt und das Maß der vorgenannten Belaftungen, joweit fie 
nach Landesrecht noch zugelaffen werden, abweichend von den Vorfchriften des 
BGB zu beftimmen, und nad den örtlichen Bebürfniffen und den über: 
fommenen Rechtsanjchauungen Ergänzungen zum Reichsrecht zu geben ;" 


6) ss 1080—1089. 

T) Nicht zwingend. Es kann in einzelnen Beziehungen ausdrüclich ein— 
geichränft werden; 81030 I. Im übrigen beiteht es als „Vollrecht“ auf die 
Nubungen. 

8) 88 1090-1098. 

9 EG 115. Mot. 3, 450, und Mot. zum EG ©. 194. 

10) Soweit fih die auf Neallaften bezieht, vergl. unten $109 Wi. 
Ebenjo wie für die NReallajten haben die meiften Staaten für gewiſſe Grund- 
dienftbarfeiten, insbefondere Weide» und Forſtdienſtbarkeiten be 
jondere Ablöſunggeſetze erlaffen und zugleich vorgeichrieben, dat die für ablösbar 
erflärten Gerechtigkeiten niht mehr oder nur in befchranftem Umfange neu 
begründet werden dürfen. Vergl. preuß. Gef. 7.6.1821 $ 164 f. und Gel. 
2,3.1850 Art. 12; bayer. Gef. 28.3.1852 Art.4 und AG 3. BGB Art. S6 
Forſt- und Ragdberehtigumgen und Weiderechte dürfen als dingliche Rechte auch 
in der Pfalz nicht mehr begründet werden) ; oldenb. Geſ. 22.4. 1864; ambalt. 
Geſ. 26.3.1850; ſchaumb.-lipp. Gef. 23.5.1874. 

11) Vergl. unten 8 101. 
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ec) die Ablöfung, Umwandlung oder Einſchränkung von Dienftbarkeiten 
aller Art und von Reallajten nach partifularem Agrarrecht beliebig anzu: 
ordnen und nach eigenen Grundjägen durchzuführen.'? 

Hieraus ergibt fih, daß die Normen des Reichsrechtes zwar einige 
wichtige allgemeingültige Grundjäge über das Necht der Dienftbarfeiten auf- 
ftelen, im übrigen aber den Zandesgejegen gegenüber im weſentlichen nur 
die Natur von ſubſidiären Rechtsvorſchriften haben." 


S99 Allgemeine Grundjägße; Beitellung; Rechtſchutz der 
Dienjtbarfeiten. 


1. Die Dienftbarkeiten beſchränken das Eigentumrecht an der belafteten 
Sache. Die rechtliche Auffafjung ift aber keineswegs die, daß ein Teilftück 
von dem Eigentumrechte abgelöft und als jelbjtändiges Recht auf einen Anderen 
übertragen würde." Der Eigentümer wird injoweit am Gebrauche jeiner Sache 
nicht gehindert, als er der Dienjtbarkeit damit feinen Eintrag tut; und wenn 
das Gebrauchrecht erlifcht, braucht der Eigentümer es nicht bejonders zu er: 
werben, es fällt an ihn kraft Rechtsvorſchrift zurüd. 

2. Die Dienftbarfeit befteht arundfäglih nur an fremden * Sachen oder 
Rechten; denn ihr Zwed ijt, die wirtſchaftliche Macht durch die Nugung 
an den Gütern anderer Perjonen zu fteigern. Das Geſetz erkennt indejjen 
an, daß eine Dienftbarkeit auch an dem eigenen Grundſtück bejtehen kann, 
wenn ſich das Eigentumrecht mit dem Dienftbarfeitrecht in einer Perjon ver: 
eimigt; der gemwillfürten Bejtellung einer Eigentümerdienjtbarfeit öffnet das 
BOB indeflen den Weg nit.” Der Eigentümer erlangt auf Grund der 


12) EG 113, 114. _ 

13) Unberührt bleiben ferner nah EG 65, 66 die auf Bewäſſerung und 
Entwäfjferung abzielenden Dienjtbarfeiten ujtw.; na EG 83 die aus den Wald- 
genofienfchaften entjtehenden Nutzungrechte. 

1) Vergl. über diefe Fragen: Vangerow, Band. 1 $338 A1 Nr.2. — 
Vie die Servituten zu definieren feien, iſt überaus bejtritten. Elvers, Ger: 
bitutenlehre 29 jagt: Servitut ift die rechtliche Herrſchaft an einer einzelnen als 
jelbitändige Sache fingierten Eigenschaft einer fremden fürperliden Sade. Eine 
ſehr gefünjtelte Auffaffung. — Über den Begriff der Belaftung als das durch 
Rechtsgeſchäft begründete begrenzte Necht vergl. oben $94 AS. 

2) Das römifche und gemeine Recht hielt an dem Sabe feſt: nulli res 
sua servit; D. 8.2.26. Elvers 8 14. Daber galt jpeziell: qui fundum habet, 
usumfructum non habet, D. 7. 1. 63, d. bh. der Eigentümer genießt Die 
Nusungen ſeines Grundjtüds nur fraft feines Eigentumrectes. 

3) Darüber und über dad Bedürfnis nach einer Erweiterung des in 

889 feftgelegten Grundſatzes ift näher oben in $9 A16 gehandelt. Ebenda 
t.3 über die bejchränfte Zulafiung von begrenzten Rechten an der eigenen 
Fahrnis. — Nah Landesrecht kann 3.8. eine Kohlenabbaugerechtigkeit als 
ſelbſtändige Gerechtigkeit am eigenen Grundſtück bejtellt werden; es genügt nad) 
vreuß. AG 3. BGB Art. 38 $2 die Erklärung des Grunditüdeigentümers gegen- 
über dem Grumdbuchamte, daß jene Gerechtigkeit für ihn eingetragen werden 
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Dienftbarfeit an der eigenen Sache insbefondere die Befugnis, die Ausübung 
gewiſſer allgemeiner Eigentumbefchränfungen jowie der einzelnen fon: 
furrierenden Belaftungen auszujchliegen. Inſofern darf der Eigentinner 
Dritten gegenüber 3. B. das ihm an dem eigenen Grundftüde zuftehende Nieß— 
brauchrecht geltend machen,“ joweit er damit Rechtsbefugnifje genießt, die das 
Eigentumredht ſelbſt ihm nicht gewähren würde.° 

3. Eine Dienftbarkeit wird beftellt und aufgehoben nach den allgemeinen 
Regeln über den Vollzug einer rechtsgeſchäftlichen Rechtsänderung.“ Einen 
eigenartigen Fall bildet die Beſtellung einer Dienftbarfeit auf Grund eines 
bei der Veräußerung gemachten Vorbehaltes.” 

a) Alle Dienjtbarfeiten an Grundftüden unterjtehen ausnahmlos dem 
Eintragungzwange; ® fie entftehen nur durch den dinglichen Vertrag in Ver: 
bindung mit der Eintragung auf dem belafteten Grundftüd.? Durd das 
Prinzip der Kundbarkeit aller Belaftungen ſoll für die wechjeljeitigen Rechts— 
beziehungen der Nachbarn volle Klarheit gejchaffen und dem Überwuchern 
fulturjchädlicher Nubungrechte, die jich durch langjährigen Gebrauch allmählich 
feftjegen, vorgebeugt werden. Das BGB ſchließt darum die Erfigumg von 


fol. Die Gerechtigfeit wird aber dann als jelbjtändige behandelt und vom 
Grundeigentum abgetrennt (oben $95 A267F.). 

4) Wichtig dafür ift, daß jich der Beitand diefes Rechtes aus der Grund: 
bucjeintragung ergeben muß. 

5) Andere allgemeine Sätze, die da3 gemeine Recht aufjtellte, find: 
a) servitus servitutis esse non potest; D.33.2.1.; jomweit damit die lin: 
teilbarfeit von Gerpituten ausgedrüdt fein fol, findet dies Bejtätigung in 
$ 1025. — b) servitus in faciendo consistere nequit: D. 8.1.15. Darüber 
unten $ 101 A 125. 

6) Über Bejtellung und Begründung begrenzter Rechte oben $ 16 A2Tf.; 
über die Aufhebung ebenda A32f. Als obligatorifches Grundgejchäft dient 
meift: Kauf, Taufe, Schenkung, Vergleid, Vermächtnis. 

7) Die fog. deductio servitutis; 3.8. D.7.1.32. über die Literahur 
vergl. Windfcheid 1 8212 A10. Wenn 3.8. ein Gutöbefiger eine Parzelle 
veräußert, jich aber ein Wegerecht an ihr vorbehält, fo ſcheidet ſich der juriftiice 
Vorgang in zwei gefonderte dingliche Nechtsänderungen: in die Eigentumüber: 
tragung und in die Beitellung der Dienftbarfeit. Beides darf wie in dem Kauf: 
vertrage, jo auch in dem dingliden Vertrage verbunden werden, aber die Auf 
laffung muß inhaltlich genau von der Beitellung der Dienftbarfeit unterfchieden 
werden, in den Eintragungen im Grundbuche müffen beide Rechtsänderungen 
getrennt erjcheinen. 

) $ 8973; oben 859 Nr.3. Hier wird borausgejebt, daß das Grund: 
buc als angelegt angufehen iſt; A15f. Eine jtilliehmeigende Beftellung 
einer Dienftbarfeit gibt e8 auch in der Weife nicht mehr, daß eine Benutzung, die 
der Eigentümer de3 aanzen Gutfompleres3 durch äußere Anlagen, wie durch 
Legen von Röhren, der einen Parzelle auferlegt hat, mit deren Veräußerung ale 
Dienftbarfeit von Rechtswegen entitände; fo nach Code civil Art. 694. Es bedarf 
vielmehr nach dem BGB ftet3 der ausdrüdlichen Vereinbarung, daß dad Grund— 
ftüd mit der genau beftimmten Belaſtung veräußert werde. Vergl. bereits 
RG 13,249. 

9) Oben 8 59 W183. Dort auch über die landesgeſetzlichen 


Ausnahmen. Dah eine Dienjtbarkeit kraft Geſetzes entitehen fönne, ſieht 
das BGB nirgends bor. 
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uneingetragenen '° Dienjtbarkeiten an Grundftücen jchlehthin aus. Es ver: 
meidet damit, dab aus gelegentlichen Gejftattungen oder freundnachbarlichen 
Duldungen Serpitutenrechte überrajhend entjtehen können, und daß dieſe 
Gefahr andererjeits zu einer möglichſt jtarren Abſchließung der Eigentum: 
gebiete antreibt. Soll ein Recht auf Benugung fremden Eigentums begründet 
werden, jo muß dies durch offene, ausprüdliche Feititellung gejchehen.! 


b) Die begrenzten Rechte, mit denen ein Gegenjtand bei Inkrafttreten 
des BGB belaftet ift, bleiben mit dem Inhalt und Rang beitehen, der ſich 
aus den Normen des bisherigen, für fie mafgebenden Rechtes ergibt." Das 
gilt für alle felbjtändigen '’ Belaftungen auch dann, wenn fie ſich der ge- 
Ihlofjenen Zahl der dinglichen Rechte des BGB nicht unterordnnen lafjen oder 
einen Inhalt haben, der nad dem jet geltenden Rechte bei jeder neu: 
begründeten Belaftung für unzuläffig erachtet werden würde. Um indefien 
die Rechtzerfplitterung nicht auf unabjehbare Zeit hinaus feitzulegen, werden 
jämtliche bejtehenden Grumddienjtbarkeiten jofort der Einwirkung der neuen 
Ordnung des BGB unterworfen.’* 


10) Nur eine Tabularerfigung iſt nad) F900 IE (oben 866 Nr.2) zu— 
gelaffen. Das führt auf den alten Sat zurüd: nulla servitus sine titulo, 

11) Ob diefer Standpunkt des BGB aus volfswirtichaftlicden Gründen 
zu empfeblen jei, fann bezweifelt werden. Dagegen 3.82. der 19. Deutfche 
Nuriitentag auf Dernburgs Gutachten und Antrag; Verhandl. 3,105. Ferner 
Gierfe, Entwurf 77; Zufammenitellung 3,227 f. Für das Eintragumgpringzip 
insbefondere Kohler, EivA 57,247 unter befonderer Betonung des Sabes, daß 
die Serpitutenerfißung nicht germanifches Recht fei; dort auch über die aus: 
ländifchen Rechte. — Nedenfalls hat die Aufitellung des Eintragungprinzipes den 
großen Vorzug, die unendlichen Streitigfeiten abaufchneiden, die bisher bei jedem 
Servitutenprozeh darüber entitanden: ob die Ausübung offen und ob fie in der 
Abficht, eine Servitut auszuüben, geſchehen fei, weldhen Umfang die Belaitung 
habe uſw. — Vergl. Windicheid $ 213; das ältere römische Recht kannte eine 
usucapio an Gerbituten; eine lex Scribonia verbot dieſe ganz; das fpätere 
Recht Lie fie aber wieder zu. RG 4,137; 7,1406. 

12) Dies wird allgemein in EG 154 © 1 ausgeſprochen. Danadı ijt an: 
zunehmen, daß die Frage, ob eine wirffame „Belaftung“ erfolgt fei, nach dem 
für da3 einzelne in Frage ftehende begrenzte Recht geltenden Landesrechte zu 
beurteilen it. „Belaytet“ muß mithin nicht, wie RG 48, 63 annimmt, im Sinne 
des BGB veritanden und daher auf eingetragene Rechte bejchräntt werden; viel- 
mehr bleiben auch uneingetragene Belajtungen m Wirkung, wenn das Landes: 
recht die Entftehung ohne Eintragung zulieg. Vergl. jet auh RG in AW 32 
Beil, Nr. 258: foweit es ſich um die allgemein dem Landesrecht borbehaltenen 
Gebiete tvie insbefondere das Fiſchereirecht handelt; ferner RG 55, 314; 56, 10. 

13) Der Vorbehalt gilt nicht 3.8. für das Reſiliationrecht des Code 
civil 1183 f.; denn dies enthält feine Belaſtung. Auch die Nachbarrechte 
gehören nicht hierher, weil fie feine auf rechtsgejchäftlihem Titel beruhenden Be— 
laftungen find. Bergl. Niedner 378. 

14) EG 184 52. Es gelten nicht 88 1018, 1019, 1029; mithin gelten 
auch nicht die vom BGB dem Begriff und Inhalte der Grumddienitbarfeiten 
gezogenen engen Schranfen. Wohl aber finden F8 1020 bis 1028 volle An— 
ivendung. 


Endemann, Lehrbuch. Il. Band. 8.0.9. Aufl. 40 
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Für alle Rechtsänderungen an Grundjtüden ift außer dem Zeitpunkte 
des Inkrafttretens des BGB noch der zweite Zeitpunkt, wo das Grundbud 
als angelegt gilt, von mwejentlicher Bedeutung.” Während der Zwiſchenzeit, 
die bis zur Grundbuchanlegung andauert, dürfen alle Dienftbarfeiten nad) den 
Vorſchriften und insbejondere in den Formen des bisherigen Landesrechtes 
beftellt, geändert oder aufgehoben werden; nur die Beſchränkung zieht das 
Geſetz, daß eine nach den Vorjehriften des BGB unzuläffige Belajtung nad 
dem Inkrafttreten des neuen Gejegbuchs nicht mehr begründet werden darf.’ 
Nah Anlegung des Grundbuchs unterftehen jämtliche zu dem Anlegungbezirk 
gehörenden Grundftücde dem Buchungzwange, jo daß dem redlichen Erwerber 
gegenüber nur diejenigen Belaftungen Wirkung haben, die ihm bekannt oder 
im Grundbuche eingetragen find." Hiervon wird aber für die Grunddienit: 
barfeiten eine eimjchneidende Ausnahme gemacht. Wenn fie in dem Zeit: 
punkte, wo das Grundbuch für das belajtete Grundftüd als angelegt gilt, wirt: 
jam entjtanden und insbejondere durch Erfigung ohne Eintragung erworben 
waren, jo bedürfen fie auch jegt der Eintragung nicht; das Grundbuch gibt 
dem vedlichen Erwerber injoweit feine Gewähr der Vollftändigkeit, der öffent: 
lihe Glauben des Buches verjagt gegenüber den vor der Anlegung des Grund: 
buchs entjtandenen Grunddienjtbarfeiten.* Die Landesgejege dürfen aller: 
dings beftimmen, daß alle Grunddienftbarfeiten oder gewiſſe Arten zur 
Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentliden Glauben des Grund: 
buchs eintragungpflichtig jein jollen ; hiervon haben jedoch nur wenige Staaten 
Gebrauch gemadht.!? 

e) Im Gegenjaß zu dem Eintragungprinzip läßt das BGB die Erfigung 
der Servitutfreiheit zu. Eine eingetragene Grunddienftbarteit erlijcht,” 


15) Oben 849 AAf. 

16) EG 189 I. Alfo ohne Rüdficht auf die Anlegung des Grundbude. 

17) Das ergibt EG 156. 

18) EG18711. Als Grund galt, daß dort, wo die ?Flurbereinigung 
noch wenig fortgejchritten iſt (jo in den öſtlichen Provinzen Preußens um 
einigen Teilen Bayerns; Brot. 6, 522), und ebenfo in den Städten zahlreice 
Belajtungen beſtehen, die fih nur ſehr ſchwer feititellen Iafien und den Be 
teiligten felbit vielfach nicht befannt find. Die dauernde Gefährdung der Redi- 
ficherbeit dürfte damit ſchwerlich gerechtfertigt erjheinen. In Betracht kommen 
insbefondere die Nechtögebiete von Preußen (zum Teil), Bayern, Sachſen, 
Württemberg, Heflen, Weimar, Oldenburg, Gotha, Hamburg, Lübeck. Niedner 
388. — Der nterefient kann auf feine Koften die Eintragung berlangen; 
E& 18712. 

19) Den Eintragungziwang baben gemäß EG 187 II verordnet: Bahern, 
Überganggef. Art. 10, 44 (mit Ausnahme der Grunddienftbarfeiten, mit denen 
das Halten einer dauernden Anlage verbunden ift); Medlenburg AG Urt. 186 
(Streliß 184) ; Heflen, AG 3. BGB Art. 141 f. und VO 13.1.1900; Hamburg, 
AUG 3. BGB $ 44 (Eintragung binnen 10 Jahren). — Vergl. EG z. ZBG 89. 

20) 81028; oben $66 Nr.1b. Gerbitutenverfigung; Kohler 301. 
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joweit eine ihre Ausübung tatſächlich beeinträchtigende Anlage auf dem be- 
lajteten Grundſtück errichtet und der Anſpruch auf Befeitigung der Beeinträch- 
tigung verjährt ift.?* | 

Als eine bejondere Aufgabe jtaatswirtihaftliher Fürſorge ericheint die 
Bereinigung der Grundftüde von unmügen, die wirtſchaftliche Ausnugung 
hemmenden Dienjtbarfeiten. Die Abſtoßung altüberfommener, den heutigen 
Rechtsanſchauungen oder landwirtichaftlihen Grundfägen widerjprechender 
Belaftungen, wie der Fronden, der Abgaben für Kirchen ufm., ferner der aus 
der Markgenofjenichaft ftammenden gemeinjamen Gebraudrehte an Feld, 
Weide, Wald ift im neuerer Zeit durch die fog. Landeskulturgeſetze in Angriff 
genommen tworden.?? 


4. Der Redtihug der Dienftbarkeiten wird gewährt: 


a) petitoriſch durch die dem Eigentumanſpruch nachgebildete Klage auf 
Anerkennung des begrenzten Rechtes und auf Bejeitigung jeder Beeinträch— 
tigung ; ?® 


b) poſſeſſoriſch durch Anerkennung begrenzter Befigrechte, wonach Die 
Ausübung der eingetragenen Grundbdienftbarkeiten und beſchränkten perſön— 
lichen Dienjtbarfeiten vollen Beſitzſchutz genießt.“ Der Nießbraucher wie 
der Wohnungberechtigte hat dagegen als Befigmittler den vollen Schuß eines 
Sachbeſitzers. 


21) Es gilt: tantum praescriptum, quantum possessum. Der Nach— 
drud liegt überall auf der Betätigung, die der tatjäcdhliche Zujtand jchafft. Ein 
Weg iſt 3.8. feit 30 Jahren durch die Anlage einer Mauer derart eingeengt, 
dat nicht mehr, twie es der im Grundbuch eingetragenen Belaftung entiprechen 
würde, Fuhrwerke, fondern nur noch einzelne Tiere den Weg paffieren fönnen. 
K. Sadenberg, non usus und libertatis usucapio, Diſſ. Erl. 1901. 

22) Die Ablöfungen der Serbituten ufio. wurde in Ausführung gebradjt 

durch die Gemeinheitteilungen, die eine Aufteilung der Feldgemeinichaften der 
Torfgemeinden und der zwiſchen Gutsherrn und Bauer beitehenden Gutsgemein— 
ihaften bezwedten und in Verbindung damit eine wirtſchaftliche Zuſammen— 
legung der Grundſtücke (Berloppelung, Separation, Stonfolidation uſw.) er- 
itrebten. Die Beitimmungen hierüber bleiben den Landesgeſetzen überlajien. 
€6 113; dazu oben 867 A12f. 
23) Es handelt ſich ſowohl um einen pofitiven Anſpruch, dem gemeinrecht- 
lid) die actio confessoria entſprach, als auch um den negativen auf Abwehr von 
Eingriffen gerichteten. Beides tritt am jchärfiten bei dem Nießbrauch hervor, 
daher verordnet 8 1065 die Anwendung von 88 985 f., 1004 f. (oben 889). Für 
de Grumddienftbarkeiten hat vor allem die Verteidigung gegen Beeintrachtigungen 
Bedeutung, daher verteilt 8 1027 in eriter Linie auf $ 1004, ohne damit den 
tonfefjorifchen oder Feſtſtellunganſpruch ausjchliegen zu wollen, der 3.8. zum 
Zivede der Berichtigung des Grundbuchs von Bedeutung tft. 

24) 88 1029, 1090 II. Darüber eingehend oben $ 23 Nr. 5; —4 AII. 
H. Hüttenhain, Beſitzſchutz bei Grunddienſtbarkeiten, Diſſ. Roſt. 1903. 

25) 88 1036, 1093; oben $ 31. 
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a) Grunddienſtbarleiten. 
8100. Begriff und Inhalt. 

1. Grunddienſtbarkeiten find begrenzte Rechte, die zum wirtſchaftlichen 
Nugen eines Grundſtücks an einem anderen Grundftüd begründet worden find. 
worden find. 

Ihrer Beitimmung nad) werden fie ausjchlieglich auf den objektiven Tat: 
bejtand abgeftellt, daß die Benugung des belafteten Grundftüds für Die Be: 
wirtfchaftung, Verwertung oder Bebauung eines beſtimmten anderen Grund: 
ſtücks zum Vorteil gereiht. Die bloß perjönlihen Bedürfniſſe und Lieb— 
habereien oder der Beruf des gegenwärtigen Eigentümers können ebenjomenig 
den Inhalt einer Grundvdienftbarkeit bilden: wie feine gewerblichen Inter— 
ejjen etwa an der Ausſchließung eines KRonkurrenzunternehmens auf dem Nach— 
bargrundftüd.* Zur Kennzeichnung diefer jachlichen Gebundenheit des Servi— 
tutenzweds ſpricht man pafjend von dem herrichenden und Dem dienenden 
Grundjtüd.? Dieje abgekürzte Ausdrucdweije darf jedoch nicht dazu verführen, 
beide Grundjtücde als die Rechtſubjekte“ der Grunddienjtbarfeit hinzuitellen. 
Berechtigt und verpflichtet find ausjchlieglih die Eigentümer der beiden 
Grundſtücke; aber nicht bloß die, weldhe an der Beitellung der Dienftbarteit 
beteiligt waren, jondern jeder Eigentümer als jolher. Berechtigung und Be: 
laftung werden durch das Eigentum an dem jeweiligen Grundſtück dinglich ver: 





1) So kann ein Wegerecht als Grunddienjtbarfeit bejtellt werden, um 
die Abfuhr des Getreides zu einem Silofpeicher zu erleichtern; nicht aber, um 
dem verlobten Gutsbejiger einen Fürzeren Weg zu feiner Braut zu gewähren. 
— Iſt das Haus des A. baulich zum Gewerbebetrieb eines Pbotographen oder 
zur Sternwarte eingerichtet, fo fann ein Ausfichtrecht als Grunddienitbarteit 
auf Die Nachbararunditüde gelegt werden; nicht aber, wenn der Eigentümer oder 
ein Mieter als Amateur jene Belchäftiqungen in den gewöhnlichen Wohnräumen 
betreibt. — Die Grenze fann oft jtreitig fein; die konkreten tatfächlichen Ver: 
baltniffe entjcheiden. Dazu unten A18f.; Kohler CivA 87, 173. 

2) OV68, 119; abw. baver. OXS im Recht 7, 401, mo es für zuläſſig 
erachtet wird, dab zuguniten einer bejtehenden Gajtwirtichaft eine Grumddienit- 
barfeit eingetragen twird, laut deren auf dem benachbarten Grundſtück feine 
Gaſtwirtſchaft betrieben werden darf. ine derartige Belaſtung würde ich für 
zuläflig erachten, wenn fich auf dem herrſchenden Grundjtüd 3.8. ein Kranken 
baus oder eine Privatichule befindet; denn dann hängt die Benußbarteit Diejes 
Grundſtücks weſentlich davon ab, dab auf dem Nachbargrundſtück fein die Ruhe 
itörendes Gewerbe betrieben werde. 

3) Dies nad) dem Vorgang der römischen Quellen: fundus fundo servit, 
servitus praedio debetur; D.8.3.23.2; D.45.1.140 und an zahlreichen 
andern Stellen. Daraus jtammt: praedium dominans — serviens. Das 
3583 bedient fich dieſer Bezeichnungen nicht. 

4) Wenn es in D. 8. 1. 20 beißt: ius non hominis sed praedii est, fo 
dürfen Diefe und ähnliche Faſſungen nur im oben dargeitellten Sinne veritanden 
werden. Es iſt unrichtig, aus den Grunditiiden juriftiiche Perſonen zu fon: 
itenieren, wie 4.8. Böding, Band. 1, 231; 2, 212 es tat. Dagegen Windfcheid 1 
$201 946 md die berrfchende Meinung. — Für das BGB fann von einer 
Perſonifikation des Grundſtücks feine Nede fein, 
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mittelt; fie find mit ihm als wejentliche Bejtandteile verbunden, jo daß eine 
Trennung der Grumdbdienftbarfeit von den beiden Grundſtücken ſchlechthin 
ausgeſchloſſen ift und jede Verfügung über eines der Grundftüde das Bejtand- 
teilreht mit ergreift.® 

2. Als Folgerung ergibt ſich hieraus, daß eine Grunddienjtbarkeit aus: 
ihlieplich für oder gegen die konkret beſtimmten Grundeigentümer bejtellt 
werden fann: nicht für eine Gemeinde oder für die einzelnen Perſonen als 
Mitglieder der Gemeinde.* Cs kommt hinzu, daß die Grunddienftbarkeit nur 
für das einheitliche Grundftüd oder an ihm bejtehen kann.” Diejelbe Dienft: 
barkeit kann wohl zugunften mehrerer Grundftüde bejtellt werden, aber nur 
für jedes einzelne als jelbjtändiges Recht, nicht als Gejamtrecht für eine ganze 
Gemarkung; und umgelehrt kann eine Servitut nicht auf einen ganzen Ge: 
meindebezirf gelegt werden, weil diefer civilrechtlich Feine Einheit bildet und 
daher fein bejonderes Grundbuchblatt hat, in das die Eintragung erfolgen 
könnte.‘ 


r 


5) $96; oben $6 A419. 

6) Über das bisherige Necht Gierte, Genofjenfchafttheorie 214; daß es 
ji) bier um reine le Er handele, wird für das deutjche Recht in 
Abrede geſtellt. Anmwendungfälle nad RG 14, 214 (Serbitut einer Gemeinde 
an einem Barf) ; 7,164 (einer Filchergenofjenichaft zur Unterbringung ihrer 
Boote bei Eisgang); 4, 131 (Holgumggerechtigkeiten).. Dat das Publikum 
nicht durch fortgeſetzten Gebrauch erjigen fann (3.2. eine Durchgang= oder 
Turchyfabhrtgerechtigfeit, die eine bequemere Verbindung von dem Mittelpunfte 
der Stadt zum Bahnhofe heritellt oder das Recht auf Benutzung einer Park— 
anlage), fann beute als unbejtrittene Meinung bingejtellt werden. Nach dem 
Reichsgerichte ift jedoch die neuere Rechtsentwidelung über die enge Begrenzung 
deö gemeinen Rechts binausgegangen; nicht bloß zugunſten eines bejtimmten 
Srundjtüds, fondern auch zuguniten eines ganzen territorialen oder perfonalen 
Kreiſes fann eine derartige Gemeindeserpitut erworben werden, fofern 
diefe zur Befriedigung eines konkret begrenzten Bedürfniffes dient und den 
Charakter der Dauer in fich trägt (RG in Seuff. U. 41,173). Die Erfißung 
einer ſolchen Dienjtbarfeit fann zwar nicht von dem Publikum, wohl aber von 
der Stadtgemeinde für das Publikum als die Gejamtheit der Bewohner der 
Stadtgemeinde und der dort verfehrenden auswärtigen Perſonen vollzogen 
werden. So ımter Berufung auf D. 43. 19.1.7 und 3.4 das RG am 17.10. 
1902 (Seuff. U. 59,6) und NG 44,146; die Frage der Vertretungmacht, die 
jene Beurteilung erjt begründen würde, wird vom RG dabei nicht erwogen, fie 
läßt ſich m. E. fchwerlich bejahen. Für die nach bisherigem Rechte zu be— 
handelnden Dienftbarfeiten und deren Fortbeitehen (oben $ 99 Nr.3 b) behalten 
diefe Urteile ihre volle Bedeutung. Soweit das BGB anzuwenden tit, fcheidet 
diefe Gemeindejervitut ald Grumddienjtbarteit aus, weil nach der engen Auf: 
faſſung des Neichörechtes eine ſolche nur zuguniten eines bejtimmten Einzel- 
grundjtüds beitellt werden farm. Als Behelf dient jedoch jetzt die bejchräntfte 
perjönliche Dienitbarteit gemäß $ 1090; unten $ 107. 

7) Alfo weder an einem Beitandteil, noch an einem Miteigentumanteile, 
no für einen derartigen Anteil. Soll nur ein Grundjtüdteil belajtet werden, 
fo iſt er zuvor abaujchreiben und als felbjtändiges Grunditüd einzutragen. GBO 
86. Dies darf unterbleiben, wenn hiervon Verwirrung nicht zu bejorgen it; 
oben 853 A 19. Vergl. aber auch unten Nr. 3. 

8) Die Anträge, für die Gemarkung einer Gemeinde oder für die Mit- 
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Ein im Miteigentum nah Bruchteilen jtehendes gemeinjchaftliches 
Grundſtück kann durch Vertrag ſämtlicher Miteigentümer zugunften des im 
Alleineigentum eines der Miteigentümer jtehenden Grundftüds belajtet und 
umgekehrt kann zugunften des gemeinjchaftlihen Grundftüds eine Grund: 
dienjtbarfeit an dem Grundftüc des einzelnen Miteigentümers bejtellt werden. 
Dagegen ift es nicht zuläffig, z. B. ein Bauterrain, folange es in der Hand 
desjelben Eigentümers vereinigt ift, derart zu belaften, daß auf allen Par: 
zellen wechjelfeitig das Verbot des Bauens über eine beftimmte Höhe ruhen 
joll. Dies kann vielmehr erjt mit der Abtrennung und Veräußerung jedes 
einzelnen Grundjtücteiles erreicht werden; dem erjt dann ftehen fich zwei 
Rechtſubjekte gegenüber, die den zur Beftellung der Belaftung erforderlichen 
dinglichen Bertrag ſchließen können.““ 

3. Wird das Grundſtück des Berechtigten geteilt, jo beſteht die Dienſt— 
barkeit, da fie felbft als unteilbares Recht gilt, zugunften eines jeden Teiles 
jelbftändig und in vollem Umfange fort; e8 darf indefien, wenn etwas anderes 
nicht vereinbart ijt, dem dienenden Grundſtück aus der Gefamtausübung aller 
Eigentümer der Teilgrundftüde feine ftärkere Belaftung erwachjen.' Ebenſo 
befteht die Grunddienſtbarkeit ungejchmälert fort, wenn das belaftete Grund: 
jtück geteilt wird. Für beide Fälle gilt aber, da die Dienftbarkeit, wenn jie 
nur einem beftimmt abgegrenzten Teile zum Worteil gereicht oder nur an 
einem ſolchen Teile eine Ausübung gewährt, bezüglich der übrigen Teile '? 
erliſcht.* 


glieder der Gemeinde, an Stelle des herrſchenden Grundſtücks, die Beſtellung 
einer Grunddienſtbarkeit zuzulaſſen, wurden in zweiter Leſung abgelehnt. Es 
kann aber eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit beſtellt werden. — Die nach 
dem bisherigen Rechte bereits begründeten Dienſtbarkeiten bleiben in Geltung. 

9) 81009 IL; dazu oben 870 A24. 

10) So auch jeßt RG 47, 202 und KGJ 20, 294. Nach 8 889 kann zivar 
eine Dienitbarfeit, ungeadhtet der fpäter eintretenden Vereinigung des berr= 
fchenden und des dienenden Grundftüds in einer Hand, fortbeitehen; das Geſetz 
gewährt aber fein Mittel, um eime Eigentümerdienftbarfeit von 
vornherein und abjichtlich zu beitellen. Vergl. oben $9 A 16; dort auch Darüber, 
daß dieſe enge Begrenzung den praftiihen Bedürfniſſen durchaus nicht gerecht 
wird. Es märe zu erwägen, ob nicht eine freiere Auslegung des $ 181 in 
Verbindung mit der in ’ 1196 anerfannten Möglichkeit dev Belajtung des eigenen 
Grundftüds ohne dinglichen Vertrag mit einer Eigentümergrundſchuld unfer 
Rectsleben bon der engen Gebundenbeit der N, 373, 1018 löfen fünnte, Vergl. 
ferner Schlomfa, CBl. Fr. 3,521; Cohen, DIZ 6, 23. 

11) 81025 ©. 1. Dies wird 3.2. bei dem Rechte, eine hergerichtete Fahr— 
ftraße benugen zu dürfen, regelmäßig zutreffen; RG in Gruchot 26, 1000. — 
F. Ehrhardt, Teilbarkeit der Serpituten nach gemeinem R., Diſſ. Greifsw. 1899; 
A. Zimmermann, Unteilbarfeit der Servituten, Diff. Roit. 1902; J. Cohn, Ein- 
ie —— des herrſch. oder dienenden Grundſt. auf die Srmddienitbarteit, 

t rl. 1902 

12) Grundjäßlich find, wenn das herrſchende Grundjtüd geteilt und ein 
Teil auf ein anderes Grumndbuchblatt übertragen wird, die auf dem ganzen 
Grundjtüd vermerkten Berechtigungen auf die Trennitüde zu übertragen. Das— 
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4. Die Feftitellung des Inhaltes der Grunddienftbarkeit erfolgt im 
Rahmen der durch das Geſetz belafjenen Freiheit durch den dinglichen Vertrag. 
Auf die Faſſung der Grundbucheintragung muß hier bejondere Sorgfalt ver: 
wendet werden, weil nur die verlautbarte Belaftung an dem öffentlichen 
Glauben des Buches teilnimmt ** und das Gejek ergänzende Normen, die 
jonjt den Inhalt eines Rechtes genauer beftimmen, hier nur in unzuläng- 
liher Weije bereitjtellt. Die Belaftung kann auch unter einer Bedingung 
bejtellt werden. Dagegen darf die Ausübung der Dienftbarkeit dinglich von 
bejtimmten, dem Berechtigten als ſolchem obliegenden Gegenleiftungen nicht 
abhängig gemacht werden ;;*° jomweit der Dienftbarfeitberechtigte als Entgelt 
für eine ihm eingeräumte Grunddienftbarkeit aus jeinem Grundftüd wieder: 
fehrende Zeiftungen entrichten joll, ift die Beitellung einer jelbjtändigen Be- 
laftung als Reallaft der gewiejene Weg. 

a) Durch zwingende Norm! wird das inhaltliche Erfordernis auf: 


felbe gilt von den Belaftungen, wenn das dienende Grundjtüd geteilt wird; 
GBO 8847 II, 4912. Dieſe grumdbuchrechtliche Vorſchrift entfällt, wenn kraft 
materiellen Rechtes das abgetrennte Teilgrundjtüd nicht mehr an der Berechtigung 
teilnimmt oder nicht mehr bon der Belaftung betroffen wird. jenes tritt nad) 
S 1025 ©. 2, dieſes nach $ 1026 ein, wenn es für das Teilftüd an dem twirtfchaft: 
ichen Intereſſe fehlt, das die Vorausjekung jeder Belaftung mit einer Grund— 
dienitbarfeit bildet. 

13) So $ 1025 ©.2 und $ 1026, wo es in demjelben Sinne heißt: die 
außerhalb des Bereiches der Ausübung der Grunddienftbarfeit Tiegenden Teile 
werden bon der Belaftung frei. Dieſe Nechtsfolge tritt in beiden Fällen kraft 
Gejeßes ein; auf Grund der auferhalb des Grundbuchs vollgogenen Rechts: 
änderung iſt das Buch unrichtig geworden; im Falle des —1* S. 2 kann die 
Berichtigung durch Löſchung, im Falle des $ 1026 die laſtenfreie Abſchreibung 
oder, wenn die Dienftbarkeit auf die abgetrennte Parzelle mitübertragen iſt, 
ebenfall® Berichtigung durch Löfchung begehrt werden. Bergl. KG in EBl. FrG. 
4, 266. Der Nachtveis der tatfächlihen Vorausſetzungen für die laftenfreie (im 
der preußifchen Praris fagt man noch vielfach „pfandfreie”) Abjchreibung muß 
dem Grundbuchbeamten nah GBO 818 durch öffentliche Urkunden erbracdt 
werden. Dazu genügt z. B die Katajterurfunde; wenn fich daraus klar ergibt, 
daß der Weg, mit dem das Grumdftüd A. belaftet ift, nur über defien nördlichen 
Teil gebt, fo ift der jebt veräußerte, außerhalb des Weges liegende füdliche Teil 
laftenfrei abaufchreiben und auf ein neues Blatt zu übertragen. Beſonders 
wichtig iſt, daß in foldem Falle der Grumddienftbarfeitberechtigte gemäg GBO 
$ 22 nicht um feine Einwilligung (die er in der Praris meiſt aus Chifane oder 
allerlei Bedenken zu verweigern pflegt) angegangen zu werden braucht. — Hier 
fann auch nach Landesrecht die Erteilung eines Unfchädlichfeitzeugmifies in 
Betracht kommen, EG 120; pur Preußen gilt dies nicht (AG 3. BGB Art. 20). 

14) Dies ergibt ſich aus dem Eintragungprinzip. In der Eintragung 
darf nach 8 874 auf die Eintragungbetilligung Bezug genommen werden. 

15) Dies Iehrt Kohler 231; er will nach Analogie von 82731 auch ein 
Zurüdbehaltungredht zugeitehen. — Aber die Gewährung der Ausübung der 
Dienftbarfeit ift feine „geichuldete Leiſtung“. Wird 3.8. ein Durchgangrecht 
beſtellt, deſſen Zugang ſich mir gegen den jedesmaligen Einwurf eines Geldftüds 
öffnet, fo ijt dies fein dingliches Necht im Sinne der 88 1018 f. Es fehlt die 
jelbftändige, unmittelbare Sachherrichaft. 

16) 81019 ©. 1. 
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gejtellt, daß die Belaftung für die Benugung des Grundftüds des Berechtigten 
einen Vorteil bieten muß. Das trifft die Eriftenzberedhtigung wie das Maß 
der Dienſtbarkeit: joweit fie diefen Vorteil nicht bietet, ift fie nichtig." Die 
erforderliche Nutzung- oder Wertjteigerung wird ſachlich an den Benutzung— 
zujtand des herrſchenden Grundjtücs '° gebunden. Tauglich dazu ift jeder 
materielle Vorteil, aud) die bloße Erhöhung der Annehmlichkeit, jofern dieje 
nur jedem jeweiligen Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks als Steigerung 
der Ausübung jeines Eigentumrechtes zugute kommt und nicht bloß dem gegen: 
wärtigen Eigentümer zur Befriedigung feiner rein perfönlihen Zwecke und 
Bedürfniſſe dient.” Zur Anerkennung gelangen auch künftige *° Gebrauch— 
zwede und Vorteile. Cine Grunddienftbarkeit erliſcht kraft Geſetzesvor— 
ſchrift,“ wenn die Gewährung des beabfichtigten Nutzens endgültig unmöglich 
geworden ijt.”? Alle dieje Fragen find nad) den konkreten tatjächlichen Ver: 
hältnifjen zu entſcheiden; hiernach richtet fich vor allem auch die Antwort, ob 
zur Benusgung ein räumliches Zujammenliegen ?* der beiden Grundftüde er: 


17) $1019 ©.2. Darum bat der Grundbuchrichter vor der Eintragung 
auf Grund des urfundlich ihm belegten Tatbejtandes jene „Nüsßlichleit“ zu prüfen. 

185) In Ddiefem Sinne wird erfordert: servitus fundo utilis esse debet; 
D.8.3.6.1: praedii meliorem causam facit. 

19) So das NAusfichtrecht; oben Al. Es genügt als Inhalt auch: ut 
spatiari et ut cenare in alieno possimus, was D.8.1.8 pr. als ausreichend 
nicht anerfennen wollte (Windfcheid $209 U 5). Ob die erjtrebten Vorteile 3. 2. 
äſthetiſcher Art ſich in Geld abſchätzen laſſen, ift gleichgültig. Unfittliche Inter: 
ejlen jind bier wie überall von der Rechtsanerfennung ausgeſchloſſen. 

20) Für ein fünftig zu erbauendes Haus fann ein Fenjterrecht vorbebalten, 
für eine geplante Fabrifanlage die Immiſſion von ungewöhnlich itarfem Rauch 
geitattet werden. 

21) Das ergibt jich aus $ 1019 als Rückſchluß. Sie erlifcht (A 13) trog 
der Eintragung. Denn dieſe gewährleijtet weder das Vorhandensein, noch den 
Fortbejtand der tattächliden Vorausfeßung der Grunddienitbarfeit. 

22) Das gemeine Recht forderte für jede Grunddienjtbarfeit eine perpetua 
causa, ein dauerndes Intereſſe; D. 8.2.28, deren Auslegung allerdings jtreitig 
it; Windicheid AU 7. — Das BOB itellt dies als pofitives Erfordernis nicht auf. 
Es iſt nicht ausgeichlojjen, dat die Grunddienjtbarfeit für einen Zweck beitellt 
wird, der jich in abjehbarer Zeit erledigen wird; 3.2. ein Wegerecht zur Abfuhr 
der Steine aus einem Steinbruch. Wenn jedoch von vornherein die Benußung 
nur auf furze geit (Zufuhr der Baumaterialien für eine Kirche) oder auf eine 
begrenzte Zahl von Jahren (eine Waflergerechtigkeit auf zwei Jahre) abgejtellt 
wird, iſt die Begründung einer Dienitbarteit nicht am Plage; bier genügt die 
Einräumung eines obligatorifchen Gebrauchrechtes. Vergl. NG 26, 167; 30, 
205. — Daraus ergibt fi der Gegenſchluß, daß eine vorübergehende Be- 
binderung der Ausübung unschädlich iit, die Grunddienftbarfeit aber nach zwin— 
gendem Rechtgrundſatze erlifcht, ivenn 3.8. der Zugang zu dem belajteten 
Grundſtück dauernd und ohne Ausficht auf Befeitigung des Hindernifles (3.2. 
durch Anlage eines militäriichen Schießplatzes) gehindert tft; oder wenn die Quelle, 
an der eine Waflergerechtigfeit beitand, verfiegt oder die zur Benußung geitellte 
Sandgrube erichöpft iſt. Wenn dagegen ein Gebäude, zu deſſen Guniten eine 
Ausfichtgerechtigfeit ufw. beſtand, abgebrannt ift, gebt die Gerechtigkeit nicht 
unter; ſie jeßt jich an dem neuerrichteten Gebäude fort; vergl. 8 1016. 

23) Nur in diefem Sinne war der gemeinrechtliche Sab zu verſtehen: 
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forderlich ift und ob über den Umfang der beftellten Grunddienjtbarteit ledig- 
li der jahliche Zuftand und die Benutzungweiſe der Grundftüde zur Zeit 
der Beftellung der Dienjtbarfeit entjcheidet.”* 

b) Die heutige Rechtsentwicelung ift der Anwendung von Grunddienjt: 
barfeiten abhold. Wie die neuere Gejeggebung durch die Ablöſunggeſetze auf 
die Bereinigung der ländlihen Grundftüde von den überfommenen Dienit- 
barfeiten hinwirkt, fo tritt das jest gejchaffene Reichsrecht der Neubegründung 
aller Arten von Grunddienftbarkeiten hemmend entgegen. Um den geltenden 
Rechtzuftand richtig zu beurteilen, genügt nicht die Beachtung der materiell: 
rechtlihen Normen des BGB.” Ein zutreffendes Bild gibt erft die Zu: 
jommenftellung mit der aus den grumdbuchrechtlichen Vorſchriften fich er: 
gebenden Begrenzung der Eintragungfähigkeit. Von hier aus zeigt ſich ins- 
bejondere, daß es unzuläffig ift, ſolche Beichräntungen, die bereits kraft Ge- 
jeges das Grundeigentum ergreifen, noch befonders als Grunddienftbarkeiten 
zu bejtellen und einzutragen. Denn das Grundbuch ift nur zur Aufnahme 
techtserheblicher Eintragungen bejtimmt; buchungfähig find nur die Grund: 
dienftbarfeiten, die eine befondere, erſt durch Rechtsgeſchäft begründete Be- 
nugungart gewähren und die nicht bloß eine bereits aus dem Gejege ſich er: 
gebende Rechtsfolge feititellen.?® 


praedia debent esse vicina; D.8.3.7.1 (Dernburg, Band. 1 8240 W12). 
Er gilt jo auch gemäß $ 1019 fort. — Eine zeitweilige Unterbrechung des Zu: 
gang und der Benußung des dienenden Grunditüds, 3.8. durch Überſchwem— 
mung oder militärische Schießübungen hebt die Dienjtbarfeit nicht auf; NG 26, 
167. — Der mirtichartliche Nußen wird durch die Lage der beiderfeitigen Grund— 
ftüfe auch gewährleijtet, wenn 3.8. eine Riehtrift über mehrere Wiejen und 
dazwiſchen auch zur Verbindung über einen öffentlichen Weg oder durch einen 
Bach geht. Vorausſetzung bleibt aber dann die fortdauernde Venußbarfeit der 
verbindenden Grundjtüde ; wird 3.8. der öffentliche Weg eingezogen oder mit 
ir en ohne Übergang oder Durchgang belegt, fo endigt Die 
Viehtri 

24) In erjter Linie ift auf den Inhalt des Beitellungvertrages zurüd- 
zugreifen. Gibt Diefer feinen genügenden Anhalt, fo darf gemeinhin an- 
genommen iverden, da Erweiterungen in der Benußung des belajteten Grund- 
ſtücks infofern von der Dienftbarfeit mitergriffen werden, als ihre Urſache in 
den natürlichen oder allgemein üblichen Veränderungen des berrichenden Grund- 
ftüds, nicht aber in den dort veranftalteten willfürlichen Betriebänderungen 
beruhen. it 3.8. Vorflut für die Abwäfler eines Miethaufes gewährt, jo muß 
auch die Verjtärtung des Waflerzulaufes ertragen werden, der infolge der Ans 
lage einer jtädtifchen Waflerleitung und des durch Ortjtatut erzivungenen An— 
Ichluffes des Wohnhauſes an die Wafjerleitung eintritt. Dagegen verfagt dieſe 
in der Natur jeder derartigen Belaſtung liegende „Elajtizität”" und die Erhöhung 
der Waflerzuführung braucht nicht erduldet zu werden, wenn das Wohnhaus in 
eine Färbereianlage umgewandelt wird. Zu eng find Brot. 3, 310; Turnaus 
Förſter 1, 454; vergl. Biermann und Kober zu $ 1019. 

25) über die hierdurch gezogenen Schranten unten $ 101 Nr. 1. 

26) Dieſe Frage betrifft insbejondere die Eintragungfähigfeit der gejeß- 
lihen Eigentumbeichränfungen; darüber tft bereits eingehend oben $59 Nr. 4 
gehandelt. Dort iſt auch gegenüber einer allau engberzigen Auslegung des Ge— 
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1. Das bisherige Recht! hatte für die Grunddienjtbarkeiten bejondere 
Einteilungen feitgejtellt. Die wichtigſte war: 1. Felddienjtbarkeiten oder 
servitutes praediorum rusticorum, zu denen die Wege-, Waffer: und 
Weidegerechtigkeiten gehörten, und 2. Gebäudedienftbarfeiten oder servitutes 
praediorum urbanorum.? 

Das BGB unterjheidet nach dem Inhalte der Belaftung drei Gruppen 
von Grunddienftbarkeiten.? 

a) Eine Grunddienftbarfeit kann in dem Rechte beitehen, daß der Eigen: 
tümer des herrichenden Grundftüds * das dienende Grundſtück? in einzelnen 
Beziehungen benugen darf. Grjtredt fi) das Benugungrecht auf die Gejamt: 
heit aller Beziehungen, jo handelt es fich nicht um eine Grunddienjtbarkeit, 
jondern um ein Nießbrauchrecht. Dem Benutzungrechte entjpricht auf jeiten 
des belafteten Grundjtüds das Dulden einer Einwirkung, die fonft einen Ein: 
griff in die befriedete Eigentumberrjchaft enthalten würde. Den Inhalt einer 
Grunddienjtbarfeit fann aber auch die Ausübung einer bereits auf Grund des 
Geſetzes geitatteten Einwirkung bilden, injofern durch die rechtsgeſchäftliche 


jeßes hervorgehoben, dat im Intereſſe der Rechtſicherheit und aus praktiſchen 
Bedürfniffen die Eintragung einer Grunddienjtbarfeit überall gewährt werden 
fol, wo eine objektiv begründete Unficherheit der Rechtslage nur durch die Ein 
tragung einer bejtimmten (materiellrechtlich nicht unguläffigen) Belajtung gebannt 
werden kann und ferner überall da, wo fi an die Eintragung bejondere, vom 
Geſetze nicht bereit mit dem Eigentum verbundene Rechtswirkungen fnüpfen. 

1) Windfcheid 1 88211 Ff.; Karlowa, röm. Rechtsgeſch. 2, 494. Preuß. 
ALR J. 22. 55 f. mit ausführlicden Detailbeitimmungen; Dernburg, pr. Br. 1 
SH 300 f.; Eccius 3 88 187f.; Stobbe-Lehmann, D. Brivatredt 2 8133. 
oe en Art.688 FF. H.Naendrup, zur Gefchichte deutſcher Grunddienſtbar— 
eiten 1900, 

2) Andere Einteilungen find: a) jtändige und nicht jtändige (continuae, 
discontinuae) Servituten; jene beftehen in einer dauernden Anlage mit fort 
währender Benubung, 4.8. Zuleitung einer Quelle; dieje erfordern jedesmal eine 
menschliche Handlung, 3.8. Wegerecht. b) Erfennbare Serpituten (apparentes), 
deren Anlage vom dienenden Grunditüd aus fichtbar it, und nicht erlennbare. — 
Beide Einteilungen hatten den befonderen Wert, die Vorausjeßung zur Servi— 
tutenerjigung feitzuitellen. Da diefe im BGB verſchwunden ift, intereffieren fie 
nur noch in Beziehung auf 8 1029; EG 191 IT 2. 

3) 81018. Die Aufzählung ift eine abjchließende; vergl. unten zu All. 

4) Diefe Verknüpfung ift zwingend: er ift berechtigt nur in jeiner Eigen- 
jchaft ala Eigentümer des beitimmten Grunditüds und die Grunddienjtbarteit 
mus zuguniten eines foldden Grunditüds eingetragen werden. Will eine Stadt> 
gemeinde die dingliche Belaftung auf ein Baugelände legen, daß dort ein Wege: 
recht ausgeübt werden darf oder dad Bauen über eine bejitimmte Höhe aus— 
geichlofien fein ſoll, ſo kann dies Necht nur dann ala Grunddienitbarfeit bejtellt 
werden, wenn e3 zur Benußung eines bejtimmten jtädtifchen Grundjtüds, 3.2. 
einer angrenzenden Barfanlage, dient, Andernfalls ift zugunften der Gemeinde 
eine befchränfte verjünliche Dienftbarfeit zu beftellen. Vergl. oben $ 100 41, 6. 

5) Die Anderung einer beitehenden Grumddienitbarfeit enthalt feine ſelb— 
ftändige Belajtung; OLG 3, 292. 
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Beitellung einer Belaftung die ihr entjprechende Eigentumbeſchränkung in- 
haltlich geändert wird.® 

b) Die zweite Gruppe der Grunddienjtbarkeiten nimmt zum Inhalte 
die Belaftung, daß auf dem dienenden Grundjtüde beftimmte Handlungen nicht 
vorgenommen werden dürfen. Das Gejek begreift darunter nur ſolche Hand: 
lungen, die in einer tatfächlihen Benugung des belajteten Grundftüds be: 
ftehen; es handelt fih um eine Beſchränkung in der Ausübung der fich aus 
dem Eigentumrechte ergebenden Sachgewalt oder Sachnutzung.“ In Betracht 
fommen insbefondere Bauverbote* und Beſchränkungen des Inhaltes, daß das 
Grundftüc nicht zur Anlage beftimmter Gewerbebetriebe benußgt werben darf.? 








6) Daher darf 3.8. troß $ 917 ein den Notiveg erjeßendes Wegerecht 
und trog $ 912 das Recht zum Überbau ald Grunddienjtbarkeit bejtellt werden. 
Hiergegen kann nicht geltend gemacht werden, daß die Belaftung unnüß und 
darum eintragungunfähig fei; denn während 3.8. die gefebliche Überbaulaft mit 
der Bejeitigung des liberbaues erlifcht, gebt die rechtögefchäftlich begründete 
gemäß $ 889 erjt durch die Aufgabeerflärung und die Löſchung im Grundbuch 
unter. Dazu G. Gutjahr, Eintragungfäbigfeit der geſetzl. Eigentumbejchr., Diſſ. 
Heidelberg 1904 ©. 63, 70; oben $ 59 Nr. 4; abw. OLG 1, 380. 

7) Im Gegenjaß zu Beichranfungen der rechtlichen Verfügungmadt. 

8) Die servitus non altius tollendi gegenüber Bauwerken oder Ans 
bflanzungen; die Laſt, mit dem Gebäude einen bejtimmten Abjtand von der 
Grenze zu balten, feine Fenſter in der Grenzwand anzubringen. 

9) Es darf feine Fabrik, feine Gaſtwirtſchaft auf dem belajteten Grund» 
ftüd betrieben werden. Als Grunddienjtbarleiten fünnen jedoch nur ſolche Be— 
ihränfungen anerfannt und eingetragen werden, die fachlich mit der Art der 
Benubung des Grundjtüds zuſammenhängen und demgemäh eine Minderung des 
Inhaltes des Eigentumrechtes herbeiführen. Inſofern wurde in RIU 3, 
149 mit Recht die fog. VBierjerbitut, wonach auf dem belajteten Grunditüd nur 
Bier aus einer bejtimmten Brauerei verſchänkt werden dürfe, für nicht ein— 
tragungfähig erflärt (denn es werde damit nur die Freiheit des Gewerbe— 
betriebes bejchränft, nicht die fraft des Eigentums erlaubten Handlungen). Die 
richtige Grenze iſt von der Frageitellung aus zu ziehen, ob die begehrte Belastung 
für die Benußung des Grundſtücks des Berechtigten fachlichen Vorteil bietet; das 
trifft überall zu, wo 3.8. die Art des nachbarlichen Getwerbebetriebes auf das 
andere Grunditüd (die Ruhe der Bervohner, den Mietpreis des Haufes uſw.) 
bon Einfluß fit; es trifft nicht zu, wenn nur die innere Einrichtung des Gejchäft- 
betriebes (3.8. Abſatz nur gegen Barzahlung, der Preis der Waren, Fürjorge 
für die angeftellten Arbeiter) in Frage ftebt, denn diefe „Handlungen“ bewirken 
weder, daß die Benutzung des zu belajtenden Grumditüds, noch daß die des anderen 
Grundſtücks eine andere werde. Wo indeflen ein beachtliches Intereſſe vorliegt, follte 
dem Begehren der Beteiligten nach Beitellung einer befchräntenden Grumddienit- 
barkeit auch das Grundbuch geöffnet werden. Danach darf auch bier (mie U 6) 
die Eintragungfäbigfeit nicht jchlechthin deshalb verneint werden (jo OLG 1, 
380), weil zur Eintragung einer bereit3 aus dem Geſetze ſich ergebenden Be— 
ihränfung fein Bedürfnis vorliege; bei der Unficherheit, die über die Rechts— 
gültigfeit und die Auslegung älterer Bauordnungen vielfach beiteht, ijt das 
Intereſſe der Beteiligten an einer fiheren Ordnung ihrer Rechtsbeziehungen audı 
dann als beredhtigt anzuerkennen, wenn das gerade bejchliegende Gericht die 
duch den dinglichen Vertrag eritrebten Rechtsfolgen als bereits kraft Geſetzes 
eintretende anfieht. Gegen den Verſuch des KG eine engere Begrenzung der 
Eintragungfäbigkeit durch die Konſtruktion eines Parallelismus zwiſchen den 
drei Fallen des 8 1018 herbeizuführen: Gutjahr 64, 66, 32. 
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ec) Endlich können die Grunddienjtbarfeiten die Beichränfung oder Aus- 
ihliegung der aus dem Nachbarrechte fich ergebenden Nugungbefugnifie zum 
Inhalte nehmen. Das Eigentum an dem belafteten Grundftüd wird derart 
gebunden, daß zum Nutzen der Gebrauchfähigkeit eines anderen Grunditüds 
auch ſolche Einwirkungen nicht vorgenommen werden dürfen, die kraft der all: 
gemeinen Ordnung des Nachbarrechtes font ertragen werden müſſen; oder es 
wird das Verbietungrecht gegen ſolche Einwirkungen bejchränft oder auf: 
gehoben, die jonft als unzuläffig abgewehrt werden dürfen.““ 

Nur ſolche Grunddienftbarkeiten erfcheinen nach Reichsrecht als zuläffig, 
die fich einer der vorgenannten Gruppen unterordnen laffen. Die dinglide 
Natur jeder Belaftung muß ſich hier in einer Sahherrihaft ausprägen, die 
eine bejtimmt begrenzte Nugung an dem Körper des belafjteten Grundjtüds 
gewährt. Anſprüche auf Schadenerjag oder auf Bewirkung jolcher Leiftungen, 
die den Gegenjtand einer obligatorischen Verpflichtung bilden jollen, eignen 
fih zum Inhalte einer Grundvdienjtbarfeit nicht." Unbegründet ift dagegen 
die allgemeine Behauptung, daß ein Tun zugunften des Berechtigten den 
Gegenjtand einer Grunddienjtbarfeit nicht bilden fönne.'? Eine bejtimmt be- 
grenzte Bewirkungpflicht darf jedenfalls als Nebenfolge der Belaftung zum 
Zwecke ſowohl der Beitellung als auch der Durchführung und der Beendiqung 
dem Inhalte einer Grundvdienftbarteit eingefügt werden.!® 


10) Inſofern weiſt dieſe dritte Gruppe auf $$ 906 f. bin; oben $ 72. Die 
Beitellung einer entgegengefegten Grunddienjtbarfeit ijt am beiten dazu geeignet, die 
Aufhebung einer geſetzlichen Eigentumbefchränfung mit dinglicher Wirfung durch— 
zufeßen. Predarı 169; Fuchs 1,288; Gutjahr 83; OLG 3,291. 

11) Mithin ift 3.8. nicht eintragungfähig als Grunddienftbarfeit: der Ver— 
zicht auf die Schadenerjaßanjprüche, die aus einem auf dem Nadhbargrundjtüd 
betriebenen Gewerbe, einer Fabrif- oder Eifenbahnanlage entjtehen könnten; 
nicht der Verzicht auf das Vorkaufrecht; nicht die Verpflichtung, die nach dem 
luchtliniengefeße abgutretenden Geländeftreifen an die Stadt für einen be- 
jtimmten Preis veräußern zu wollen; nicht das Recht, von einem Anderen den 
Ausbau einer Straße und die Herjtellung der Waflerleitung fordern zu dürfen. 
Vergl. Recht 7,430; KON 20,91; 21,310; 24,241; 25,142 und 147; 26, 
274. Häufig wird die Begründung einer Neallait einen geeigneten Ausweg 
bieten; dies gilt aber nicht, wenn nur eine einmalige Leiftung in Frage ſteht; 
NG 57,333. 

12) So Mot. 3,479 im Anſchluß an D.8.1.15.1. Diefe Behauptung iſt 
heute nur in der Begrenzung richtig, dat eine Verpflichtung zum Tun nicht den 
alleinigen oder weſentlichen Inhalt einer Grunddienſtbarkeit ausmachen darf. 

13) Das ergibt $ 1021, der jchlechtbin es zuläßt, daß die Unterhaltung- 
pflicht für die auf dem belajteten Grundjtüd befindliche Anlage (3. 2. eines 
Weges, einer Stühmauer, eines Kanals) deſſen Eigentümer, und zwar kraft des 
Inhaltes der eingetragenen Grunddienitbarfeit, nicht fraft einer befonderen 
Reallait, auferlegt werden darf. Died wird nicht als eine zum Gegenſchluß 
berechtigende Ausnahmevorſchrift verordnet; vielmehr ift Har, daß 3.2. aus der 
Belaftung mit einer Musfichtgerechtigfeit die Verpflichtung entjtebt, die Bäume 
fortdauernd fo Weit zu fappen, als e8 das NAusjichtrecht erfordert; und doch 
jtellen die Bäume feine „Anlage“ dar. Darum tit e8 auch durchaus als zu: 
läffig anzuerkennen, dat der Nachbar, der mit den Gefimsteilen feines Hauſes 
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2. Eine genauere Einteilung der Arten der Grunddienitbarfeiten läßt 
da3 BGB ebenjo vermijjen wie die Ausbildung der erforderlichen ergänzenden 
Einzelnormen. Der Inhalt einer jeden Grunddienjtbarkeit muß daher aus dem 
Beitellungvertrage und aus den im Volke geltenden Rechtsanſchauungen feit- 
geitellt werden. Der Spracdgebrauh zur Errichtungzeit wie die Sitten und 
Gebräuche der einzelnen Landjchaft find stets zu beachtende Auslegungmittel. 
Im einzelnen ijt auf folgende Unterfcheidungen binzumeifen.' 

a) Die Wegegerechtigfeiten werden nac ihrem Benutzungzweck unter— 
ſchieden. Unter einem Fußſteigrecht it nur die Beſtimmung zum Gehen und 
Yajtentragen einbegriffen. Ein zum Weiten und Fahren beitellter Weg gibt 
an ſich noch nicht das Necht, darüber Vieh zu treiben.” Ob ein bejtimmter 








in den Yuftraum unjeres Grundjtüds bineinragt, auf das damit erworbene 
Überbaurecht verzichtet für den Kal, dak wir für einen Neubau den von ihm 
eingenommenen Raum bedürfen. Die Eintragungfäbigfeit einer diejen Verzicht 
dinglich Jihernden Grunddienitbarfeit darf deshalb nicht geleugnet werden, weil 
ich daraus im weiteren Gefolge die Verpflichtung zur Befeitigung der Gelimsteile 
ergeben kann; das widerjtrebt der Natur diefer Belaftungen um fo weniger als 
auch jonjt aus dem dinglichen Vertrage jich eine Bewirfungpflicht (oben $ 21 
Nr. 3) ableiten fann. Bergl. Föriter, TIZ6, 244; Fuchs 1,209; gegen die 
Eintragungfäbigkeit aber KH in RYAN 1,25 und Seuff. W. 56, 103; Gutjahr 86. 
— Das dringende Bedürfnis nach der Zulaflung einer ſolchen die Belastung er: 
gänzenden Bewirfungpflicht zeigt fich insbefondere auch gegenüber dem Fenſter— 
rechte; dazu oben 859 A 31. Beiſpiel: A. darf die im Wejtgiebel des Hauſes 
jeines Nachbars B. befindlichen Feniter zubauen, fobald B. das Haus nicht mehr 
bewohnt; von diefem Zeitpunftt an müſſen auf Verlangen des A. diefe Feniter 
von dem B. oder feinen NRechtsnachfolgern zugemauert werden. Dieje Eintragung 
it vom Grundbuchbeamten mit Necht für zuläſſig erachtet und vollzogen worden. 
— Wenn das KG mit feiner engen Auslegung allgemein durchdringen jollte, 
wird man fich mit einer Umkehrung der Belaftung helfen. Es wird auf dem 
Grundſtück des U. als VBelaftung eingetragen, daß er den Überbau des Giebels 
dulden muß; jedoch ſoll das entiprediende Recht des B. erlöfchen, fobald A. auf 
einem Grundjtüd einen Bau errichtet. Mit dem Erlöfchen feines Rechtes muß 
B. auch den Überbau bejeitigen, und da er nicht der Belajtete it, wird auch 
gegen den Saß „servitus in faciendo consistere nequit” nicht veritoßen. Es 
dürfte aber doch der Erwägung wert jein, ob eine Auslegung, die dazu zwingt, 
dringende Verkehrintereſſen in fo gekünſtelter Weife zu erfüllen, dem Sinne des 
neuen Rechtes und dem Grundfaße entipricht, das auch das Grundbuch nicht 
Selbſtzweck iſt, ſondern der Befriedigung der ſchutzwürdigen Intereſſen zu 
dienen hat. 

14) Einzelne Staaten haben die Einführung des BGB zum Anlaß ge— 
nommen, um das Recht der Grunddienſtbarkeiten einer vollen Neugeſtaltung zu 
unterziehen; fo insbeſondere die thüringiſchen Staaten: Weimar AG 3. BGB 
133 f.; Meiningen Art. 17; Altenburg 882; Gotha Art. 28; Rudolſt. Art. S6; 
Reuß ä. L. 8100 und j.L. 875. In den übrigen Staaten bleiben die bis: 
berigen Gejeße meiſt in Geltung; doch finden auf alle Grunddienitbarfeiten nach 
EG 154 ©.2 die 88 1020-1025 Anwendung (oben 899 A 14); für Preußen 
vergl. Erujen-Müller, AS 751. 

15) Die Auslegung iſt eng zu fallen: was der Berechtigte ſich nicht bat 
veriprechen lafien, was als flarer Inhalt fich dem Belaſteten nicht ergibt, darf 
auh aus dem Vertrage nicht herausgebolt twerden. Es gilt das in Bd. 1 88 100, 
117 für die Schuldverhältnifie entwidelte Prinzip: im Zweifel gegen den 
Gläubiger. In diefem Sinne fagte das römische Necht: qui habet iter non 
habet actum. Ob das Wegerecht auch das Recht gewährt, auf dem Fußſteige 
mit dem Zweirade zu fahren, iſt nach den Verhältniſſen des einzelnen Falles zu 
beurteilen; die Benennung als Fußſteig fpricht jedenfalls nicht dagegen. 
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Wegezug einzuhalten jei, muß der Inhalt des Beitellungvertrages ergeben; die 
näheren Anweiſungen find dem belafteten Eigentümer vorbehalten.” 

b) Die Weidegerechtigkeiten nehmen ihren Urfprung aus der deutic- 
rechtlichen Gemeindeverfajjung. Woran jtehbt das Weiderecht der Gemeinde: 
genojjen auf der Almende, d.h. dem Gemeindegute.” Umfang und Ausübungart 
find ſehr verfchiedenartig. Als befondere Fälle” kommen in Betracht: Die 
Mithut, wonach der belaftete Eigentümer fein eigenes Vieh auf dem dienenden 
Grundftüd mitweiden laſſen darf; das Pferchrecht, der Berechtigte ſoll jein Vieh 
über Nacht auf dem bemweideten Grunditüd lafjen, damit der Dünger dort ver: 
bleibe; die Soppelhut, mehrere haben das Weiderecht an demjelben Grumditüd, 
jog. compascua. Die Weidegerechtigfeiten hemmen den ordnungmäßigen land: 
wirtfchaftlichen Betrieb; ihre Ablöfung und das Verbot der Nenerrichtung wird 
duch Landesgeſetze angeitrebt.” 

c) Die Walddienjtbarkeiten ” zerfallen in Holzunggerechtigfeiten, wonach 
Bauholz oder Brennholz in bejtimmt zugemeflenen oder ungemefjenen Mengen 
aus einem Walde entnommen werden dürfen, und in das Recht auf Walditreu, 


monad) Laub und Moos dergl. zum Streuen unter dad Vieh eingefammelt 
werden darf. 


da) Als Wafiergerechtigfeiten * fommen vor: das Recht, Wafjer über ein 
fremded Grundftüd zu leiten, e8 aus einem Privatflujie oder einer Quelle ab 
zuleiten oder zu jchöpfen, das Vieh zu einer beitimmten Tränfitelle binzutreiben. 

e) Die Gebäudedienftbarfeiten * dienen zur Sicherung baulicher Ein- 
richtungen oder zur Werterhöhung eines Baugeläandes. Am einzelnen gewähren 
fie das Recht, 3.8. eine Mauer auf die des Nachbars zu itüßen, oder Ballen 
und Träger auf das Nachbargebäude zu legen.” Ferner: das Recht zum Über: 
bauen, zur Anlage eines Balkons über die Grenze hinweg; zur Zuführung bon 
Spülwaſſer in einer bejonderen Leitung oder zur Vornahme anderer Ein: 
wirfungen, die der Nachbar kraft des geſetzlichen Nachbarrechts verbieten könnte. 


16) Dies läßt ſich aus den N 1020, 1023 entnehmen. 

17) Gierke, Genoſſenſchaftrecht 2, ei — Lehmann $ 183. Ihering 
in feinen Jahrb. 10, 506; auch D. 7.3.1 

18) Darüber Stobbe- :Xehmann 20. 

19) EG Art. 115. Über die Gemeinbeitteilungordnungen oben 899 A 2 

20) Preuß. ALR I. 22. 197f. — Diefe Dienjtbarkeiten haben fich feit 
alter3 an den Waldungen der Marfgenofjenichaften für die Gemeindemitglieder 
enttvidelt; Gierfe 1, 816; 2, 260, In neuerer Zeit werden fie als einer ratio 
nellen Forſtiultur ſchaͤdlich abgelöjt oder enger Beaufjichtigung unterjtellt. Dem 
römiſchen Nechte waren Walddienjtbarkeiten unbefannt; vergl. aber D. 8.3.3. 
1 und 6. 1. 

21) Sie waren im römifchen Necht befonderd eingehend geregelt, ent- 
fprechend dem gereiften Verftändnis, das die Nömer der Verforgung der Wohn: 
ftätten und Ader mit gutem Wafler —— Es wurde unterſchieden: 
servitus age D. 8.3.1; D. 43. 20. 4; servitus aqüaehaüstus J. 2. 
3.2; D. 8. 3. 4; servitus pecoris ad — appulsus D. 8. 4. 2; D. 43, 20. 
118. Keller, "Band, 8 166; Dernburg, Band. 1 8243. — Hierher gebört audı 
das befonders für Sebiraflüffe wichtige Recht, Steine in dem Flußbett zu 
fammeln. 

22) Keller, Band. 88 169 f.; Sernburg, preuß. ne 1 8300. 

23) Servitus tieni immittendi D.8.2.6 und 36. 





$ 102. Ausübung der Grunddienijtbarfeiten. 639 


Sie dürfen aud) auf das Recht abgejtellt werden, die Errichtung von Bauwerken 
auf einem fremden Grunditüd gang oder über eine gewiſſe Höhe hinaus oder 
defien Bepflanzung mit Bäumen zu unterjagen.” 


$ 102. Ausübung der Grunddienjtbarfeiten. 
Unterbaltungpflidt. 


1. Grunddienftbarkeiten find jhonend auszuüben." Ihre wirtjchaftliche 
Zwedbeftimmung weit darauf hin, daß die Wertjteigerung des herrjchenden 
Grundftüds nicht rückfichtlos, jondern unter Achtung des Eigentumrechtes an 
dem belafteten Grundftüde ausgeübt werden fol. Daher wird dem Be- 
rechtigten die gejegliche Verpflichtung auferlegt, die Intereſſen des belafteten 
Eigentümers tunlichjt zu berüdfichtigen.? 

Das Maß gibt der Inhalt und Zweck der beitellten Grunddienftbarkeit. 
Wenn die Verhältniffe fi ändern und der durch die Belaftung zu gewährende 
Vorteil nur in geringerem Umfange noch benugt werden kann, muß die Aus- 
übung des dinglichen Rechts eingeſchränkt werden.? 

Soweit der Ausübung der Grunddienftbarkeit fein Abbruch gejchieht, ift 
auch der Eigentümer des belafteten Grundftücds zur Mitbenugung, 3.8. des 
Wegerechts oder der Viehtränke, zuzulafien. Bei Kollifionen geht der 
Servitutberechtigte vor. Treffen mehrere Grunddienſtbarkeiten miteinander 
oder mit jonjtigen Nusungrechten zufammen,* jo geht die im Range ältere 
den jüngeren vor.° Haben fie gleichen Rang, jo ift eine wechjelfeitige Ein: 
ordnung der Benugungrechte untereinander anzuftreben.* Läßt fich dies nicht 
durchſetzen, jo jteht jeden Berechtigten der unverjährbare Anſpruch darauf zu, 


24) Servitus altius non tollendi D. 8, 2. 12; servitus ne luminibus 
officiatur D. 8. 2. 15. Fenſterrecht, Ausfichtreht. Hierbei fünnen auch 
äfthetifche Intereſſen Beachtung finden. Um den arditeftonifchen Eindrud eines 
neu errichteten Schulhaufes zu erhöhen, hatte die Gemeinde das Recht erivorben, 
die Giebeltwand des anjtoßenden PBrivathaufes verzieren und bemalen zu dürfen; 
fie ficherte fich damit zugleich dagegen, daß diefe in die Augen fallende Wand mit 
Reflamebemalungen verunftaltet wurde. 

1) ‚eg Gemeinrechtlich fprach man von ceiviliter („pfleglich“) uti. 

2) Daß das zuläfiige Maß überfchritten fei, muß der Eigentümer des 
belafteten Grundjtüds beweifen. Das RG in Gruchot 45, 1020 hat eine Ver: 
leßung der Pflicht zur fchonenden Ausübung darin erfannt, daß der Eigentümer, 
dem eine Durcdiganggerechtigkeit für fich und ſolche Berfonen, die auf feinem 
Grumdftüd etwas zu tun haben, zuiteht, eine Tafel mit der Anfchrift „Durchgang 
für Fußgänger und unbejpanntes Fuhrwerk“ anbringen ließ; denn damit wurde 
der Anfchein erwedt, als ob dem Publikum allgemein der Durchgang ge- 
ftattet wäre. 

3) Auch 8226 fommt zur Antvendung. 

4) 81024; ferner $ 1060 und 88 571, 581. EG 184 ©. 2. 

5) Dies gemäß 88 379 f., oben $ 12. In $ 1024 wird gleicher Rang der 
Nutzungrechte vorausgejebt. 

6) Dies kann 3.2. durch räumliche Abgrenzung der Wege oder fo ge— 
fchehen, daß die Benubung zeitlich abmechfelt. 
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dat nach billigem Ermefjen durch Richterjpruch eine entjprechende Regelung 
vorgenommen werde." 

2. Ein bejonderes Schugmittel wird dem belajteten Eigentümer durd 
das Verlegungrecht * gewährt. Fällt ihm die Ausübung der Grunddienitbar: 
feit, deren Ausübung nur einen Teil des belajteten Grundjtüds ergreift, an 
dev bisherigen Stelle bejonders bejchwerlich,” weil er z.B. das von einem 
Wegerecht betroffene Grundjtücd bebauen oder veräußern muß, jo fann er die 
Verlegung der Ausübung auf eine andere Stelle jeines Grundjtüds '” ver: 
langen, vorausqejest, daß dieſe dem Berechtigten denſelben wirtichaftlicen 
Nugen zu bieten vermag." 

3. Durch die Verpflichtung zu jchonender Ausübung wird nicht aus: 
geichlofjen, daß eine Grumddienjtbarkeit infolge der auf dem herrichenden 


7) Der Streit wird im gewöhnlichen Verfahren des Civilprozeſſes aus- 
getragen. Der Anjprud iſt nach $ 902 underjährbar. Über das bier an- 
zumwendende billige Ermejien: Rede, Arch. BR 20, 137. 

8) 8 1023 I 1; vergl. preuß. ALR I. 22. 29; Code civil Art. 701. 
Stobler, EivA. 87, 233. Dem Servitutberechtigten ſteht ein analoger Anſpruch 
nicht zu. Das Verlegungrecdt gilt, wie $ 1023 I 2 bejonders hervorhebt, aud) 
dann, wenn der bon der Belajtung betroffene Teil des Grundjtüds, z. B. die 
Richtung und Lage des Weges, durch Rechtsgeſchäft beitimmt worden iſt. Tas 
Urteil jchafft in allen Fällen neues Recht, durch die Klage wird ein rechs— 
ändernder WRichterfpruch gefordert; es bandelt ſich mithin um eine Rechts— 
geitaltungflage (Bd. 1 8864 A 30) oder um ein Urteil mit konſtitutiver Wirkung. 
— Wird nur die Ausübung anders geregelt, jo bedarf es einer Eintragung in 
das Grundbuch nicht. Anders jteht e3, wenn durch dinglichen Vertrag oder Urteil 
das „Recht“ zur Ausübung auf eine bejtimmte andere Stelle des Grundjrüds be 
jchränft wird; dann ijt nach 8 877, GBO 86 II die Eintragung erforderlich, 
weil eine Rechtsänderung vorgenommen wird. So Bredari 132; Kohler 239; 
abw. Biermann 91. 

9) Daß dies tatfächlich der Fall jei, muß er beweifen. Er trägt aud die 
Koſten der Verlegung und ebenfo die des Wechtitreites (auch bei der Recht 
geitaltungflage, AUS); denn in feinem Intereſſe findet die Verlegung jtatt. 

10) Kann der Belajtete auch die Verlegung auf einen bejtimmten anderen 
Teil feines Grunditüds begebren und fann er auch, wenn er ein neues Grunditüd 
erwirbt, die Verlegung auf dieſes beanfpruchen? Die Kommentare verneinen 
iübereinjtimmend die Zuläfiigfeit folcher Verlegung; ebenfo RG 50, 32; Saft. 
9.58, 131. Als Grund dafür gilt lediglich die Berufung auf die in Brot. 3, 316 
ausgeiprochene Abjicht. Dieſe bat aber im Gefege feinen Ausdrud gefunden; ein 
innerer Grund, weshalb eine derartige Verlegung unzuläſſig jein follte, iſt um 
fo tweniger abzuſehen, als das Gejeß den Berechtigten vollauf durch die Voraus— 
jeßung ſchützt, daß die neue Stelle für feine VBedürfnijie ebenjo geeignet fein muß 
tie die bisherige. Dafür auch Kohler 235. Die Landesgejeße, die nad EG 113 
unberübrt bleiben, laſſen vielfach die Verlegung auf ein anderes Grundjtüd aus: 
drüdlich zu; jo 3.8. preuß. ALR I. 22. 81 für Weidegerechtigfeiten. Wird auf 
der engen Auslegung des $ 1023 bejtanden, jo muß das Landesredht um Hilfe 
angegangen werden, um das gebundene Neichsrecht zu forrigieren. Denn bei dem 
zeritüdelten Grundbefiße, 3. B. an den Weinbergen, kann eine ſachgemäße und 
den Aulturziweden entiprechende Verlegung überhaupt nur jo jtattfinden, daß der 
Weg oder die Wailerableitung über ein andere3 Grumditüd gelegt wird. Es 
liegt dann eine eintragungpflichtige Nechtsanderung vor (AS). 

11) Das Verlegungrect iſt als zmwingendes Recht der Ausichließung oder 
Beſchränkung durch Vertrag entzogen; 8 1023 1. 
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Grundftüde eintretenden Erhöhung der Bedürfnifje das belajtete Grundſtück 
in ftärterem Maße als bisher in Gebrauch und Nugung nimmt. Die Zulafjung 
jolher Ausdehnung darf aber nur mit bejonderer Vorficht erfolgen. Sie muß 
durch die finngemäße Auslegung des Beitellungvertrages gerechtfertigt werden 
und darf weder zu einer unbilligen Mehrbelaftung noch zu einer Anderung 
der Zweckbejtimmung und Benugungart führen.”? 

4. Viele Grunddienjtbarkeiten find in ihrer Ausübung von einer be- 
fimmten Anlage auf dem belafteten Grundftüd abhängig. Es entjteht dann 
die Frage, wer die Koften der Unterhaltung für ſolche Anlagen zu tragen hat. 

a) Die finngemäße Auslegung der Natur und Beitimmung der Grund: 
dienftbarfeit führt zu der allgemeinen Antwort: die Zaften der Unterhaltung, 
Ausbefferung und Wiederheritellung trägt der, in deffen Intereſſe die Anlage 
befteht. Wer 3. B. das Recht hat, eine Brücke über die tiefergelegenen Grund: 
ftüde eines Anderen zu ſchlagen, mag dieje jelbjt anlegen und auf eigene 
Koften inftandhalten. Aus der dem belafteten Eigentümer ſchuldigen Rück— 
fiht kann fich hiernach auch die Pflicht ergeben, die Anlage nicht verfallen zu 
lafjen, fie in gutem und anjehnlihem Zujtande zu erhalten.” Wird die An- 
lage von beiden Eigentümern gemeinfam benußt, fo hat jeder nad dem 
Naße jeiner Berechtigung zu den Ausbefjerungkoften beizufteuern.!* 

b) Es fteht indefjen nichts im Wege, daß die Unterhaltungpflicht auch) 
in anderer Weile geordnet werde. 1. Aus dem Inhalt einer Grunddienit: 
barkeit ift dies dann zu folgern, wenn die Gebäudedienſtbarkeit an einer bau— 
lihen Anlage des Nachbargrundſtücks bejteht.”” Damit wird im Zweifel 


12) Dernburg, preuß. Pr. 1 8294 Nr.1; Kohler 221. Wird 3.2. in 
einem Weinberg ein Steinbruch angelegt, jo fann das für jenen beitellte Be- 
nutzungrecht an einem Feldweg nicht zu den Zwecken der Steinabfuhr aus: 
gebeutet werden. — Nedenfalls tft von dem Grundjaße auszugehen, daß es feine 
Belaitung fchlechthin gibt. Jede Grunddienftbarfeit ijt an ihre fonfrete Be— 
immung gebunden. 

13) 8 1020 ©. 2 im Anſchluß an den oben Nr. 1 befprocdhenen Grundjaß 
der fchonenden Ausübung. — Diefe Verpflichtung iſt eine aus Geſetzesvorſchrift 
entftehende, rein obligatorifche. 

14) Hierfür ift $ 102112 berangugieben. 

15) 8 1022 jchließt fich damit an die servitus oneris ferendi an; D. 8, 
2. 33: eum debere columnam restituere, quae onus vicinarum aedium ferebat, 
cuius essent aedes quae servirent, non eum, qui imponere vellet. nam cum in 
lege aedium ita scriptum esset: „paries oneri ferundo uti nunc est, ita sit“, 
satis aperte significarı in perpetuum parietem esse debere. In demjelben Sinne 
gibt das BGB feine dispofitive Norm, die jich auf Die Auslegung des vermutlichen 
Willens der Beteiligten gründet. — Bejondere Schwierigkeiten entjtanden für die 
tömifchen Juriſten bier daraus, daß eine Verpflichtung aum Tun angenommen 
wird gegen die Grundregel: servitus in faciendo consistere nequit. Vergl. 
Dernburg, Band. 1 8236; Elverd, Servitutenlehre 61; Karlowa, röm. Necht3- 
geih. 2, 524; Preuß. ALR I. 22. 30 f.; Code civil Art. 698. Daß diefe Regel 
nad) dem BGB keine abfolute Geltung hat, ift oben $ 101 A183 dargelegt. 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.u.9. Aufl. 41 
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der Sinn verbunden, daß der belajtete Eigentümer das jtügende Bauwerk in 
tragfähigem Zuftande zu erhalten hat: denn das dienende Gebäude unterjteht 
in erjter Linie feinen Intereffen, und er jelbjt will es in der Hand behalten, 
wie die Ausbefjerungen auszuführen, ein Umbau oder Neubau einzurichten jei. 
2. Durch bejonderen Vertrag können !* die Laften der Unterhaltung aud 
anderer Anlagen von dem Eigentümer des dienenden Grundftüds übernommen 
werden. Umgekehrt kann der Servitutberechtigte dieſe Laſten allein auf ſich 
nehmen, obgleich feinem Gegner das Recht zur Mitbenugung der Anlage zu: 
fteht. Solche Ausnahmen bedürfen der ausdrücklichen Feitjegung im Be: 
jtellungvertrage. 


ec) Sn beiden vorgenannten Fällen handelt es ſich um eine eigenartige 
dingliche Belaſtung: eine bejtimmte Leiftungpflicht wird an das Bejtehen einer 
konkreten Grunddienftbarkeit geknüpft. Die entjprechende Rechtsform hierfür 
ift die der Reallaſt.“ Darum jollen deren Regeln hier entjprechende An: 
wendung finden.'* 


Über den Umfang, in dem die Verbefferungen und die Inſtandhaltung 
vorzunehmen find, entjcheidet Das Intereſſe des Anjpruchberechtigten unter 
Rückſicht auf die tatjächlihe Benutzungweiſe der beiderjeitigen Grundftüde. 


16) Daß eine derartige, weitgehende Anderung der dinglichen Rechtsfolge 
zuläſſig fei, mußte in $ 1021 I befonders hervorgehoben werden. 

17) 88 1021 II, 1022 ©.2. Daraus ergibt ſich zugleich, daß die vertrag: 
mäßige Ordnung der Unterhaltungpflicht eintragungfäbig und, wenn eine ding: 
liche Belajtung erreicht werden joll, eintragungbedürftig iſt. Trotzdem bildet 
diefe vereinbarte Verpflichtung einen Bestandteil der Grunddienjtbarfeit, fie 
jtellt jich nicht als befondere Reallaft dar; bayer, ORG 4, 313; Kretzſchmar, 
Recht 6, 574 und Grundbuchrecht 2, 279. 

18) Die Belajtung rubt auf dem Grundjtüde des jeweiligen Verpflichteten; 
fie muß fi) aus dem dort eingetragenen Bejtellungvertrage ergeben, kann aber 
außerdem noch auf dem Blatte des herrſchenden Grunditüds eingetragen werden 
(GBO 88). Die Verpflichtung zur Zahlung der rüdjtändigen Koften wird nad 
den für die Hypothekenzinſen geltenden Beitimmungen behandelt (8 1107). Die 
Erjtattungpflicht ijt dinglich an die Grumddienitbarfeit gebunden; daher geht die 
Leijtungpflicht mit diefer unter und erlifcht mit der Aufgabe des Eigentumes an 
dem belafteten Grunditüd (denn fie ift aus dem Grundftüd zu entrichten, 
; 1105 I). Andererfeit3 haftet der Verpflichtete für die während der Dauer jeiner 

laftung fällig werdenden Leiſtungen auch perjönlich als obligatorijcher 

Saulbne:: $ 1108 1. Die Leiitungpflicht entfpringt aus dem Bejtellungvertrage; 
Die Fälligfeit tritt ein, fobald die tatfächlichen Verbältniffe eine Ausbefjerung 
notwendig machen (Bd. 1 8 136) ; jpätejtens aljo mit Beginn der Ausbefjerungen 
(fo Kohler 215; Fuchs 1, 294). Indeſſen gilt dies auch ſchon dann, wenn die 
Intereſſen des Berechtigten durch den tatjächlien Verfall der Anlage weſentlich 
geſchädigt ſind. Von da ab iſt auch eine Befreiung durch Aufgabe des Grund— 
ſtücks nicht mehr zuläſſig. Zuſtimmend Biermann, Planck, Kober zu $ 1021; 
Turnau-Förſter 1, 457. 
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b) Niehbraud. 
$ 103. Begriff. Mllgemeine Grundjäße. 


1. Niepbrauch * ift das durch Rechtsgefchäft begründete, an die Perjon 
eines Berechtigten gebundene dinglihe Recht auf die Nutungen beftimmter 
fremder Vermögensgüter.” Als Gegenjtände des Nießbrauchrechtes werden 
anerfannt Sachen und Rechte,’ und zwar entweder als einzeln abgetrennte 
oder in ihrer Verbindung zu einem Vermögensganzen. 

a) Der Nießbrauch wird als Vollrecht inhaltlih auf die Gefamtheit 
aller Nugungen erjtredt. Er ijt injfofern dem Eigentumrechte vergleichbar, 
als er nach feiner Beitimmung die Tendenz hat, fi) auf jeden Gebrauch und 
Nugen, den der dienende Gegenftand abgibt, auszjudehnen.* Einzelne 
Nugungen können zwar vertragmäßig von ihm ausgenommen werden: es 


1) 81030. Die jehr eingehende Behandlung des Niekbrauds im BGB 
in den ER 1030—1089 ſteht in auffälligem Widerſpruch zu der geringen praf- 
tiihen Verwertung diejes nititutes. Ein Niehbrauch wird regelmäßig nur da 
beitellt, wo es gilt, einen Verwandten oder treuen Diener für feine Nebenzeit 
zu berforgen oder der Witwe an der Erbichaft volle Nußung zu gewähren, ohne 
dab das Landgut der Stammfamilie dem Eigentum nach entzogen würde. Ein 
Hauptantwendungfall: die Leibzucht iſt dem Landesrecht überlaflen; EG 96, 
Ch das Bfründenredht gemaß EG 80 II nad Landesrecht (jo Dernburg 
BR 3, 538) oder nah dem BGB (fo Turnau-Förſter $ 1030 Worbem. 4) zu 
behandeln ſei, iit beitritten. Das Pfründenrecht ift ein von alters ber über- 
fommenes dingliches Nutzungrecht Eirchenrechtlider Natur, das an Stelle des 
Gehalte oder zu dejjen Ergänzung dem Pfarrer ein dinglich gejichertes Dienft- 
einfommen gewähren fol. Soweit die Landesgeſetze dies Einkommen nad 
öffentlichrechtlihen Grundfägen regeln, bleiben fie in Geltung. In Preußen, wo 
dad ALR II. 11. 772 gilt, ift zum Teil durch die Geſetze vom 2.7. 1898 eine Neu: 
ordnung getroffen; dazu die Komm. von Nite 1898 und vd. Rohricheidt 1899. 
Hampe, braunfchv. Privatrecht 2. Aufl. 106 A 79. — Stanfer, Recht des Nieß— 
brauders, Diff. Greifsw. 1901; Erdmann, Eiv. U. 94, 254 (Nießbrauch in Verf. 
bon Todestvegen). 

2) Dies ftimmt mit dem römifchen Nechte überein. D.7.1.1: usus 
fructus est ius alienis rebus utendi fruendi salva rerum substantia. Wind» 
ſcheid 1 8 215; Karlowa, röm. Rechtsgeſch. 2, 533. 

3) Auch der Anteil eines Miteigentümers $ 1066; auch verbrauchbare 
Sadıen 8 1067 (unten $ 104 Nr. 7). | 

4) &3 iſt dad permutlih umfaſſendſte Nubungreddt an dem 
Gegenjtande (vergl. oben $ 685 Nr. 2a). Das bezieht ſich aber nur auf den kon— 
fteten belasteten Gegenitand. Keineswegs beiteht die Vermutung, dab der an 
einem Grundſtück beftellte Nießbrauch auch die diefem zugeſchriebene Parzelle mit— 
ergreift. Dies läßt ſich nur rechtfertigen, wenn der Anhalt des Beſtellung— 
bertrage3 eine ſolche Ausdehnung als gewollt ergibt oder bei Bereinigung als 
Veitandteil. 

5) 81030 II. Vorausſetzung it, dat zunächit ein Nießbrauch auf Die 
Gefamtheit aller Nußungen beitellt twurde, von dem dann einzelne Nußungen 
ausgejchlofien werden. Wenn dagegen die hiernach übrigbleibenden Nußungen 
duch die Beitellung einzelner Nußungrechte zuſammengefügt werden, entiteht ein 
Niekbrauch nit. Denn das Niekbrauchrecht tit, mie das Eigentum, nicht eine 
Summe von Einzelrechten, fondern ein einheitliches Gefamtrecht. 
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ift aber nicht umgekehrt zuläffig, ihn von vornherein auf bejtimmte Einzel: 
nugungen zu bejchränfen.® 


b) Die Nugungen erihöpfen der Regel nad den wirtjchaftlichen Wert 
des belajteten Gegenjtandes. Gleichwohl bleibt daneben dem Rechte des 
Eigentümers ? die juriftifhe und praktifche Bedeutung gefichert. 

Ihm ausichlieglich fteht die Verfügungmaht über die Sache zu. Der 
Nießbrauch gibt ein dingliches Recht nur zum Zwede der Nugungen; über 
die Subftanz der Niepbrauchgegenjtände darf der Nießbraucher weder dur 
Veräußerungen, noch durch Belaftung verfügen? Cr muß die belajteten 
Gegenftände bei Beendigung des Nießbrauchs herausgeben und dieje Ver: 
pflihtung bei allen Nugungen und Vornahmen im Auge behalten.” Dem 
Eigentümer verbleibt der mittelbare Befig an den im Nießbrauch des Beſit— 
mittlerö befindlihden Sacdhjen.!® 


c) Vor allem kommt der Wert des belafteten Eigentumrechtes durd 
die zeitliche und perjönlihe Begrenzung des Nießbrauchrechts zur Geltung. 
1. Der Nießbrauch ift unvererblich;“ er erlifcht mit dem Tode des Nieß— 
brauchers. Steht er einer juriftiihen Perſon zu, jo geht er erjt mit diejer 
unter.” 2. Das dingliche Nießbrauchrecht jelbft ift nicht übertragbar ;"? nur 


6) Daber ift in der Vereinbarung, dab der Gegner ein Nußungrecht nur 
an den Mietzinjen, die ein Grundjtüd abwirft, haben foll, nicht die Beſtellung 
eines Nießbrauchs enthalten; jo auch OLG 6, 121. Die zutreffende Rechtsform 
wäre in diefem alle die Veſtellung einer beſchrãnfkten perſönlichen Dienſtbarkeit 
nach 81090. 

⸗ 7) Die Römer ſprachen hier von: nuda proprietas. Daß der Eigen— 
tümer das Nießbrauchrecht bejtellt hat, bildet den normalen Fall. Nach den 
Grundfäßen des gutgläubigen Erwerbes fann ein wirfjames Nießbrauchrecht an 
einer Sache (nicht an einem Rechte) aber auch von dem Nichteigentiimer beitellt 
werden. Die Rechtitellung des wirklichen Eigentümers wird dadurch injomeit 
beeinflußt, daß er die Belaftung anerkennen muß; die oben angeführten Rechte 
ftehen ibm und nicht dem Bejteller zu. Zugunſten des gutgläubigen Nieh- 
braucherd (in3befondere, foweit e3 fih um die Erfüllung der ihm obliegenden 
Serausgabepflicht handelt) gilt in diefem Falle wie in dem, wo der bejtellende 
Eigentümer jpäter die Sache veräußert bat, ohne daß der Nießbraucher davon 
Kenntnis erlangt hat, der Beiteller indefien als Eigentümer; diefe Ordnung der 
inneren Beziehungen zwiſchen Nießbraucher und Beſteller muß der wirkliche 
Eigentiimer anerfennen, auf die Geltendmachung des Eigentumredhtes übt diejer 
Rechtſatz feinen Einfluß aus. 

3) Ausnahme in $ 1045: über Inventargegenſtände darf er nach den 
Regeln einer ordnungmäßigen Wirtfchaft verfügen; er muß aber für Erſatz des 
Abgangs entiprechende Fürforge tragen. 

9) Much dies gehört zum ordnungmäßigen Gebraud, für den der Nieh- 
braucher einzufteben bat; —8— 1050. 

10) Oben 832. Das iſt beſonders bedeutſam, wenn Fahrnis zum Nieß— 
brauch übergeben iſt; die Vermutung des Eigentumes und die Fortſetzung der 
Erſitzung bleiben bei dem Beſteller des Nießbrauchs. 

11) 81061 ©.1. Under D.7.4.5 pr.: Dernburg Band. 8246 44. 

12) $ 1061 ©.2. Das gemeine Recht ließ bier den Nießbrauch mit dem 
Ablaufe don 100 Jahren erlöfchen; Windſcheid 8 215 As. Die juriftifche Perſon 
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die Ausübung kann durch obligatorischen Vertrag einem Anderen überlaffen 
werden.“ 

Der hiermit aufgeſtellte Grundſatz, wonach das Nießbrauchrecht an die 
Perſon des Berechtigten dinglich gebunden iſt, beſtimmt und begrenzt den 
Inhalt des Nießbrauches mit zwingender Kraft. Das Nutzungrecht darf zwar 
auf ein beliebiges Ereignis als den Endpunkt abgeſtellt werden,“ es iſt aber 
unzuläſſig, wenn dieſer Zeitpunkt ſchlechthin ohne Rückſicht auf die Lebens— 
dauer des Berechtigten den Fortbeſtand des Nutzungrechtes beſtimmen ſoll: 
dem Nießbrauchrechte kann ein in die Lebenszeit des Berechtigten fallender 
Termin geſtellt werden, es darf aber niemals über deſſen Tod hinaus reichen.!® 


erlijcht nicht bereit3 mit der Auflöfung des rechtsfähigen Vereins oder der Ent: 
ztehung der NRechtsfähigkeit, ihre VWermögenrechte dauern vielmehr fort bis zur 
Beendigung der Liquidation; jolange bi3 dieſe abgeſchloſſen ift, beſteht alfo auch 
das Nießbrauchrecht fort; Dernburg, BR 3 8185; Biermann und Kober zu 
$ 1061; abw. Bland. Für die Gefellichaft verordnet dies 8 730 II 1. Sb eine 
offene Handelsgejellihaft im Sinne des $ 1061 als jurijtifche Perſon anzufehen 
fet, ift zweifelhaft; NG 16, 1 hatte dies bejaht. 

13) $ 1059 ©.1; dies wegen de3 perjünlichen Vertrauens, das in den 
Niepbraucher gejegt wird, und wegen $ 1061. Der Nießbrauch unterliegt der 
Pfändung und Zwangbvollſtreckung jeitens der Gläubiger des Nießbrauchers ins 
foweit, al3 feine Ausübung einem Anderen überlafjen werden fann. Das Gericht 
fann, da das Niegbrauchrecht jelbit unpfändbar iſt und die Ausübung durch einen 
beliebigen Gläubiger für den Eigentümer eine erhebliche Gefährdung mit fich 
bringen könnte, einen Dritten als Vertrauenperjon zum Verwalter beitellen. Die 
Pfändung erfolgt dann durch Übergabe der mit dem Nießbrauch belafteten Sachen 
arı den Verwalter. So EBO $ 857 III, IV. Inſoweit al3 der Nießbrauch hier— 
nad) der Pfändung unterliegt, gehört er auch zur Konkursmaſſe. 

14) $ 1059 ©.2. Ebenſo D. 23.83.66. Der Niekbraud kann aljo 3.8. 
berpachtet werden. Den Pächter jchüben die FF 956 IL, 986, 1056. Nicht aber 
fann daran ein Unternießbrauch bejtellt werden; $ 1069 II; unten $ 105 W2. 

15) So 3.8. bis der Berechtigte die Volljährigkeit erreicht, oder ſolange 
als feine Ehe mit der B. dauert, oder bis der Ehemann der Berechtigten die 
Stellung und den Gehalt eines Major erlangt bat. 

16) RIU 8, 216. Dort wird mit Recht hervorgehoben, es widerſpreche dem 
Weſen des Nießbrauches, wenn feine Dauer fchlechtbin darauf abgeitellt wird: 
das Niehbrauchrecht beſteht folange, bis der Berechtigte aus dem Grunditüd jo 
biel NReinerträgnitie gezogen bat, daß damit der Betrag feiner Hypotheken— 
forderung erreicht und durch Anrechnung getilgt iſt. Die Beteiligten hatten 
bier offenfichtlich eine Antichrefe oder ein Nubungpfandredht beabfichtigt, da3 im 
BGB al befondere Art der Belaftung nicht mebr behandelt wird. Es bejteht 
jedoch fein Verbot, daß die berechtigten Intereſſen an einem Nußungpfande unter 
Benußung der zugelafienen dinglichen Rechte jich auf einem Umwege Befriedigung 
erringen. Die endgültige Ablehnung der Eintragung, die in dem angeführten 
Falle ftattgefunden bat, wäre m. E. zu vermeiden geweſen, wenn der Grundbuch» 
beamte gemäß den Grundfäten der freimwilligen Gerichtöbarfeit die Beteiligten 
belehrt und darauf hingewirkt hätte, daß fie den Antrag darauf beſchränkten: e3 
wird ein Nießbrauchrecht des Inhaltes beitellt, daß der Nießbrauchberechtigte den 
Reinertrag der Nubungen auf feine Hhpothelenforderung in Abzug zu bringen 
bat; das Nießbrauchrecht endigt, fobald diefe Forderung getilgt iſt, ſpäteſtens 
jedoch mit dem Tode de3 niehbrauchberechtigten Gläubigerd. Erſt wenn dieſe 
Belehrung nichts gefruchtet hätte, durfte der Grundbuchbeamte die endgültige 
Abweifung des geitellten Eintragungantrags verfügen. 
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2. Das BGB fennt nur einen: durch Rechtsgeſchäft begründeten Niek: 
braud. Die kraft Gefeges entjtehenden Nutungredhte des Ehemannes und 
der Eltern werden nicht als dingliche Rechte, ſondern als eigenartige, familien: 
rechtlich gebumdene Nutznießungen behandelt.'? 


Die Bejtellung des Niepbrauchs beruht auf dem dinglichen Vertrag.’ 
Den praktiſch wichtigjten Fall bietet das Vermächtnis eines Nießbrauchrechtes. 
Hieraus als dem Grundgejchäfte entjpringt aber nur der obligatorische An- 
ſpruch gegen den Belafteten, den vermachten Nießbrauch durch Abſchluß des 
entiprechenden dinglichen Vertrages zu bejtellen.” Dem Zmed der Be: 
laftung entjprechend gilt die Norm, daß die Bejtellung des Nießbrauchs an 
einem Grundjtüc fich nad) dem Willen der Beteiligten auch auf das Zubehör 
des Grundſtücks erftrecden ſoll; der dingliche Vertrag und die Eintragung 
der Belaftung unterwerfen dann das Zubehör, ohne daß es noch einer be: 
fonderen Beftellung nad) Fahrnisrechte bedürfte, mitjamt dem Grundftüd dem 
Niepbrauchrechte.:? 

An Rechten wird der Nießbrauch durch den ihrem Inhalte entfprechenden 
MUNDESNNGUEFRTGR beſtellt.“ 


17) Die Nutznießung des Ehemannes wird in $$ 1363—1425, 1525, 
1550; die der Eltern in $$ 16491663, 1685 f., 1700 behandelt. Vielfach 
(88 1383, 1384, 1652) wird dort aber auf die Normen über den Nießbrauch 
zurüidberiviefen. Der wichtige Unterfchted bleibt aber, day die Nußniegung an 
Grunditüden nicht eintragungfähig ift; oben $59 416. 

18) Handelt es jih: a) um Grundftüde, jo muß die Eintragung 
(8 873, GBO 850) des Nießbrauchs in das Grundbuch Hinzutreten; fie muß 
auf dem belajteten Grundſtück erfolgen und genau feititellen, welche Barzellen 
dabon ergriffen werden (vergl. A4). Eine Erfißung des nicht eingetragenen 
Biebrauchredjts ift ausgejchloffen (aber Tabularerfigung nach $ 900 IL, oben 
4% 414), b) An bewegliden Sadıen wird der Niehbrauch in der: 
elben Weife wie das Eigentum erlangt ($ 1032). Es bedarf der Einigung und 
Übergabe. Auch von einem Nichteigentümer wird das volle Nießbrauchrecht durch 
gutgläubigen Erwerb abgeleitet. Nach 8 932; vergl. auch $ 1058. Da die Be: 
gründung ſomit durch den Eigentiimer oder einen beliebigen Bejteller erfolgen 
kann, muß da3felbe auch für die Aufhebung durch Rechtsgeſchäft gelten; 8 1064. 
— Da der Niekbraucder nur das vereinbarte Nußungrecht erjtrebt, wird bier- 
mit auch die Wirfung feines qutgläubigen Erwerbes begrenzt. Die Rechte 
Dritter brauchen nach $ 936 nicht zu erlöfchen, fie treten nur vor dem Nießbraud- 
recht zurüd; $ 1032 a. E. — Ebenfo iſt die Erfigung des Nießbrauchs an, der 
Fahrnis zugelaffen: 8 1033. Das bedurfte befonderer Hervorhebung im Geſetze, 
weil der Benußer bier nicht Eigenbefißer, fondern bloß Nutzungbeſitzer iſt. Sein 
Beſitz kommt dem Bejteller des Nießbrauchs gemäß $ 943 zugute. 

19) 8 2174. 

20) 88 1031, 926 (oben $77 A 22). Ebenſo bei der Aufhebung 8 1062 

21) 81069. Daber gelten im allgemeinen $$ 398 f.; Bd.1 8151. Für 
Rechte an — Sachen 8873; für Hypotheken F 1153f. — Er— 
ſitzung gibt es hier nicht; denn das BGB erkennt bier feinen Rechtsbeſitz an 


—* — Nr. 5) und die 88 1033, 937 f. ſprechen nur von beweglichen 
„Sachen“ 
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Die für die Beitellung des Nießbrauchs geltenden Normen bejtimmen 
auch die rechtsgejhäftlihen Formen jeiner Aufhebung.?? 

3. Der Nießbraucher ift zum Befige an den jeiner Nutzung unter: 
worfenen Sachen berechtigt.““ Er erlangt damit alle Schugmittel und Rechte 
des unmittelbaren Beſitzers.“ Seine Anjprühe aus dem Rechte des für 
ihn wirkſam beftellten und von ihm zu beweijenden Nießbrauchs werden 
allgemeinhin denen des Eigentümers ?° nachgebildet.?° 

4. Die rechtliche Ausgeftaltung des Nießbrauchs zeigt eine zwiefache 
Konftruftion. 1. Als dingliches Recht ift er den durch das Gejek gezogenen 
Schranken unterworfen. Alle den Inhalt und das Wejen des Nießbrauchs 
als Belaftung betreffenden gejeglichen Beftimmungen find zwingenden Rechtes ; 
der dingliche Beftellungvertrag, der hiergegen verftößt, ift nichtig und der 
Eintragung unfähig. 2. Mit dem Nugungverhältniffe verbinden fih aber 
eine Reihe von Rechtsbeziehungen und Verpflichtungen zwiſchen dem Eigen: 
tümer und dem Niekbraucher, die ihrer Natur nad) als obligatorifche auf: 
zufaffen find. Sie werden von dem Gejege näher beitimmt und erjcheinen 
ald allgemeine aus dem dinglichen Nechtsverhältnis abgelöfte „Zegalobli- 
gationen“.?7 


22) Oben $99 Nr.3. „Für bewegliche Sachen insbejondere noch Fon 
die einjeitige Erflärung der Aufgabe des Nießbrauchs genügt zur Aufhebung; 
e3 handelt ſich um eine empfangbedürftige Verzichterflärung. Der Nießbrauch 
an der Fahrnis erliicht ferner, wenn die Sache durch Verbindung, Vermifchung 
oder Verarbeitung ihre Selbitändigfeit eingebüßt bat, fo daß der beſtimmung— 
mäßige Gebrauch an ihr nicht mehr ftattfinden kann; oben A A. 3,8. — Für 
den all der Vereinigung: a) mit dem Eigentum gilt als Regel $ 889, als 
Ausnahme $ 1063 I; darüber oben in $P Nr.4; b) mit einem anderen Nieß- 
brauch oder anderen dinglichen Rechten gilt nach $ 1060 die in $ 1024 (oben 
$102 Nr. 1) gegebene Ordnung. 

23) 810361. Wird ihm die förperliche Übergabe verweigert, jo muß er 
den Anjpruch aus dem obligatorifchen Grundgefchäfte gegen den hieraus Ver— 
pflihteten erheben. Eigenmächtige Beſitzergreifung mider deſſen Willen würde 
den Tatbejtand der verbotenen Eigenmadt darftellen. 

24) Nad) SS 861f. 868. Da er aber nur Beſitzmittler ift, wirkt die mit 
dem Befite verfnüpfte Eigentumvermutung nicht für ihn, fondern für feinen 
mittelbaren Beſitzer, $ 1006 IH. 

25) — Dazu oben — Wenn im Falle der Zwangverſteigerung 
des Grunditüds der Nießbrauch durch den Zufchlag erliicht, tritt kraft dinglicher 
Gurrogation der Verfteigerungerlös an die Stelle des belafteten Grunditüds. 
Danach ift dem Niekbrauchberechtigten für die ihm entgehenden Sachnutzungen 
Erfa durch Zahlung einer Geldrente au leiften; ZUG 8 92. 

26) Er fann damit auch einer Veräußerung entgegentreten, die jein Nieß— 
brauchrecht beeinträchtigen würde: 3.8. dem Verkauf der beiveglihen Sadıen 
8936. Ebenjo fann er die Ziwangvollitredung der Gläubiger des Eigentümers 
abwehren nah CPO $S$ 771, 809; NG 32,290. — Durch reditmäßigen Pfand- 
berfauf geht der Nießbrauch regelmäßig unter: BGB. 8 1242 II. 

27) Dazu oben 82 Nr. 2; auf fie finden die Nechtönormen über die Schuld= 
berhältniffe Anwendung. Dahin gehören auch die mit dem Eigentumanſpruch 
berfolgbaren Verpflichtungen; jie fönnen geltend gemacht werden, wenn nach Be— 
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a) Nach ihrem Inhalte find für die obligatorifchen Rechtöbeziehungen 
folgende Unterjcheidungen zu beachten. 1. Die Legalobligationen aus dem 
Nießbrauche find mwechjelfeitige, ſoweit es fi um die Aufnahme eines Ber: 
zeichniffes der Sachen ?* oder um die Einziehung der dem Niekbraud unter: 
mworfenen Forderung und die Anlegung des eingezogenen Kapitals handelt. 
Der Nießbraucher ift dem Eigentümer gegenüber verpflichtet, die Sachen nad 
den Regeln einer ordnungmäßigen Wirtſchaft zu benugen, fie zu erhalten, 
fiherzuftellen und in rechtem Zuftande zurüdzugeben.° Der Eigentümer ift 
dem Nießbraucher gegenüber verpflichtet zur Befigeinräumung, zum Erjat 
wegen Verwendungen und zur Befriedigung der Gläubiger. Die meiften 
diefer Normen enthalten keine zwingenden Vorſchriften; fie dürfen durd 
Rechtsgeſchäft“? abgeändert oder ergänzt werden, ſoweit damit nicht gegen 
das Weſen des Nießbrauchrechtes verftoßen wird.’® 2. Durch das obligatoriſche 
Grundgeſchäft wird die Verpflichtung zur Beftellung des Nießbrauchs be: 
gründet.* Es kann dadurch wie durch einen bejonderen obligatorijchen Ber: 
trag dem Nießbraucher die Verpflichtung zu bejtimmten Abgaben oder 
Leiftungen an den Eigentümer oder an Dritte auferlegt werden; ebenjo iſt 
die Vereinbarung zuläffig, daß der Niegbraucher den Reinertrag zur Tilgung 
einer ihm gegen den Eigentümer zuftehenden Forderung verwenden joll.” 
Wenn dagegen dem Niekbrauchrechte eine zeitliche Grenze, die vor dem Tode 
des Berechtigten eintreten kann, gejegt wird, oder wenn ein Niekbraud 


endigung des Nießbrauchs die Herausgabe der Nießbrauchgegenſtände begehrt 
wird. Darauf ift hier nicht weiter einzugehen; vergl. oben $ 92. 

28) 8 1085. 

29) $$ 1078, 1079, 1083. Beide fönnen nad he II die Verwendung 
der Verjicherungfumme zur Wiederberjtellung der verjicherten Sache verlangen. 

30) Die Eingelbeftimmungen werden fpäter genauer dargelegt. Es bambdelt 
fih um die Haftung wegen Veränderungen und Verſchlechterungen 1036 II, 
1041, 1050, 1057; um die Verpflichtung zum Erfaß wegen der im Übermaße 
gezogenen Früchte 1039 12, zur Verjicherung der Sache 1045, zur Tragung der 
Laſten 1047, zur GSicherheitleiftung wegen Gefährdung 1051, zur Rückgabe 
1055, zur Herausgabe der zur Befriedigung der Gläubiger des Vermögens er; 
forderlihen Sadıen 1087 11. 

31) 88 10861, 1049 1, 108718. 

32) Somohl durch den dinglichen Beitellungvertrag (nur durch diejen 3.%. 
nah GBO 823; unten 8104 A 29), als auch durch den obligatorifchen Vertrag 
oder durch Teitament bei dem durch Vermächtnis zugewandten Nießbrauch. Über 
den lebten Fall: Erdmann, Eiv 94,294, Daß die Unzuläffigkeit der Abänderung 
der Zegalobligationen durch Vereinbarung der Beteiligten eine Ausnahme dar: 
ftellt, ergibt die befondere Hervorhebung in 8 1088 II. 

33) Wenn der Erblaffer dem fog. Nießbraucher die volle Nutzung und die 
freie Verfügungmadt an der Hälfte des Nachlaſſes einräumt, liegt fein Nieh- 
brauch, jondern die Einfehung zum Vorerben vor. Diefe freie Auslegung ge: 
itattet 8 2084; Erdmann 296. 

34) Daraus fünnen jich auch Anfechtunggründe herleiten; oben $ 18. 

35) Über diefen Erſatz des Nubungpfandes oben W 16. 
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gemeinschaftlich für mehrere Perſonen beftellt wird,’ jo daß beim Tode des 
einen Nießbrauchers die frei gewordene Quote den übrig bleibenden anfallen 
joll: 3” dann bedarf es ftets einer entiprechenden Geftaltung des dinglichen 
Vertrages und, wenn es fih um Grundftücde handelt, auch der Eintragung. 


b) Die kraft Gejeges dem Niekbraucher auferlegten obligatorijchen 
Verpflichtungen leiten fih uus feiner Stellung als Nugungberechtigten an 
fremden Sachen her; fie dienen zur Sicherung des Eigentumredtes. Darum 
ift ſchlechthin ohne Rückſicht darauf, wer den Bejtellungvertrag abgejchlofjen 
bat, der Eigentümer zur Geltendmahung aller hieraus fi) ergebenden An: 
jprüche berechtigt.“ Die volle Durchführung diejer dinglichen Gebundenheit 
des Verpflichtungverhältnifjes würde jedoch den Nießbraucher unbillig be— 
lajten. Der Grundjag,?° wonad der Schuldner dem wirklich Berechtigten 
gegenüber befreit wird, wenn er im Vertrauen auf die Verläßlichkeit des 
Grundbuchs die Leiftung an den bewirkt, der durch jeine Eintragung als 
dinglich Beredhtigter legitimiert wird: erhält hier die allgemeine Anwendung, 
dab zugunften des gutgläubigen Nießbrauchers der Beſteller als Eigen: 
tümer gilt.* 

ec) Zum Schute feiner Anjprühe kann der Eigentümer Sicherheit: 
leiftung verlangen, jobald dur das Verhalten des Nießbrauchers die Be: 


36) Es handelt fich dann um eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen, $ 741. 
DAT ODAISOR Anwendung der für Miteigentümer geltenden Normen auch D.T. 
123 


37) Das ift unbedenklich zuläffig; den Überlebenden wird unter einer Bes 
dingung der Nießbrauch an der ganzen Sache, foweit der Nießbrauch der Mit 
berechtigten erlifcht, eingeräumt. Deruburg, $ 197. Die Recht3beziehungen 
der Mitniegbraucher untereinander fönnen daneben durch obligatorifchen Vertrag 
oder lettwillige Verfügung befonder3 geordnet werden; 3.8. in bezug auf die 
a die Verteilung der Wohnungen in dem gemeinfam benußten 

aufe. 

38) Dies ergibt fich aus 88 1034, 1035, 1038, 1039, 1042, 1044—1047, 
1049, 1051—1057, 1081, wo überall dem Eigentümer, gleichviel ob er der 
Beiteller ift oder nicht, die Forderungrechte zugeſprochen werden. 

39) Dazu $ 893; oben $62 U 35. } 

40) 81058; vergl. 84071 (die von Pland; Biermann; Helltvig, Necht3- 
fraft 420 vertretene Anficht, daß auch $407 II gelte, iſt zu bezweifeln; oben 
$62 A32e). Leiſtet 3.8. der Niebraucher dem Bejteller Erjaß wegen der 
im Übermaß gezogenen Früchte, fo wird er damit auch dem wirklichen Eigen= 
tümer gegenüber befreit; diefer fanın aber den Gegenbemweis führen, daß der 
Nießbraucher im Zeitpunkte der Leiſtung gewußt hatte (fchuldhaftes Nichtwiſſen 
genügt nicht), daß der Veiteller nicht Eigentümer war. Umgekehrt darf Der 
Nießbraucher von dem Beiteller die in A 31 angeführten Leiftungen begebren; 
diefem ift jedoch der Gegenbemweis, daß er nicht der Eigentümer fei, zu geitatten. 
— Der 81058 enthält feine Fiktion, fondern bloß eine Vermutung; der Ge— 
brauch des Wortes „gilt“ entfcheidet nicht (Bd.1 88 A 17), fondern der Anhalt 
und der Zuſammenhang mit $ 893. Die Vermutung hat feine Geltung zuguniten 
des Beitellers; daß er der Eigentümer ift, muß er im Beitreitungfalle bemweijen; 
bergl. dazu $$ 891, 1006. 
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forgnis einer erheblichen Verlegung feiner Rechte begründet wird.“ Zugleich 
fteht ihm ein Anſpruch auf Unterlaffung gegen den unbefugten, trog Ab: 
mahnung fortgejegten Gebraud der Sade feitens des Niefbrauchers zu. 
St der Nießbraucher zur Sicherheitleiftung rechtskräftig verurteilt oder ver: 
legt er andauernd die Rechte des Eigentümers in erheblichem Maße trof 
erfolgter Abmahnung, jo fann der Eigentümer die Anordnung einer Ber: 
waltung durch einen gerichtlich beftellten Verwalter, zu dem auch der Eigen: 
tümer jelbjt ernannt werden darf, beanjpruchen.*? | 


8104. Nießbraud an Saden. 


1. Der Nießbrauder erwirbt als Inhaber eines dinglichen Nugung: 
rechtes kraft Gejeges nach Anfallvecht das Eigentum an allen während der 
Dauer feines Niepbrauchrechtes aus der Sache gewonnenen und von ihr 
abgetrennten Subjftanzteilen, Früchten und Nußungen.: Diejer durd die 
Trennung, ohne daß es einer Aneignung oder Befigergreifung bedürfte, mit 
dingliher Wirkung gegen jedermann fich vollziehende Eigentumermwerb ? wird 
nicht hlechthin durch den Umfang des Nießbrauchrechtes begrenzt. Er eritredt 
fih vielmehr auch auf die außergewöhnlihen Nutzungen und Erträge,“ die 
durch eine ordnungmidrige Bewirtfchaftung, z. B. dur übermäßige Ab: 
holzungen, oder durch bejondere Ereignifje, die wie 3.8. Windbruch oder 
Requifition des Viehes in Kriegszeiten eine übermäßige Ausnugung notwendig 





41) $ 1051. Diejer und die in $$ 1039 12, 1067 II genannten Fälle find 
die einzigen, in denen ein Anfpruch auf Sicherbeitleiftung bejteft. Das römiſche 
Recht hatte dagegen wegen der großen Gefährdung des Eigentümers dem Nieß— 
braucher jchlechthin die Verpflichtung zur Beitellung einer cautio usufructuaria 
auferlegt; D.7.9.1 pr. und D.7.1.13.2. Erſt wenn dieſe geleijtet mar, 
brauchte der Eigentümer dem Nießbrauder die Sache herauszugeben. 

42) $ 1053. Bergl. 8550; CPO $ 890. 

43) Die genaueren Vorfehriften geben die $$ 1052, 1054. Es handelt ſich 
um die gemeinrechtliche Sequeitration; vergl. auch preuß. ALR I. 21.141; 
Code civil Art. 602 f. — Auf das Verfahren finden die Normen der CPO über 
die Ztwangvollitredung Anwendung; vergl. Denkſchrift zu $ 162 des Entwurf 
zum FGG. Der Verwalter fol nach BGB $ 1052 II 1 wie ein zum Zwede der 
Ziwangvermwaltung ernannter Verwalter unter gerichtlicher Aufficht ſtehen; bier: 
für gilt ZUG 8153. Durch die Vejtellung des Eigentümers zum Xermwalter 
entjteht die eigentümliche Rechtslage, daß der Eigentümer feine eigene Sadıe 
al3 Befigmittler (Werwaltungbefißer) ſowohl für den Nießbraucher als auch für 
fih felbit (als Vefitmittler zweiten Grades) und auch al3 Eigenbefiker inne— 
halten fann; oben $ 32 16. 

1) Der Anhalt des 8 1030 I wird durch 88 99 I, 100 bezüglich des Frudt- 
und Nubungbegriff3 und durch $ 101 Nr. 1 bezüglich der Verteilung der Früchte 
(85.1 855) näher bejtimmt. 

2) Gemäß 8 954; oben 885 413,16. 

3) Jedoch nur auf Früchte, nicht auf Beitandteile. Dies ergibt ſich 
aus 81039 11 im Gegenfat zu 8 954. 
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machten, gezogen find.* Der Eigentümer der belafteten Sache wird injoweit 
lediglich auf einen obligatorifchen Anſpruch verwiejen. Der Anjpruch richtet 
fi ftets auf den Erjat des Wertes der im Übermaße gezogenen Früchte.° 
Da er jedoch erjt bei Beendigung des Nießbraucds ° fällig wird, darf der 
Eigentümer hier jofortige Sicherheitleiftung begehren.” Daneben kann auch 
ein Anſpruch auf Schadenerjag in Frage kommen, der ſich darauf ftüst, daß 
der Nießbraucher jchuldhaft die Verpflichtungen verlegt hat, die fih aus 
feiner dinglihen Rechtftellung dem Eigentümer gegenüber ergeben.‘ Dieſer 
Schadenerjaganfpruch richtet ſich in erfter Linie auf fofortige Wiederher- 
ftellung des bisherigen Zuftandes. Aber auch der auf Grund des erft: 
genannten Anfpruchs zu erfegende Wertbetrag muß auf Verlangen des Eigen: 
tümers oder des Nießbrauchers fogleich zur Wiederherftellung der Sache ver- 
wendet werden, injomweit als dieſe Herftellung durchführbar ift und den Regeln, 
einer ordnungmäßigen Wirtjchaft entjpricht.'° 


4) $1039 11. Under und beſſer D.7.1.12 pr. Die Nutzung bejteht 
im Falle der NRequiiition, 3.8. von Pferden zur Truppenausrüftung, in dem 
dafür gezahlten Breife. Der Niehbraucher erwirbt das Geld zu Eigentum und 
nicht bloß zu Nießbrauch, weil der Erlös ſich als Nubung der Sache daritellt; 
das gilt unzweifelhaft bei den nach den Regeln einer ordnungmäßigen Wirt- 
Ihaft zu veräußernden Tieren einer Herde, und dasfelbe foll nad $ 1039 11 
auch gelten, wenn die übermäßige Veräußerung durch ein befonderes Greignis 
nottvendig geworden ift. Wie aber, wenn eine Notwendigkeit dazu nicht 
vorlag; der Nießbraucher hat 3.8. in unbegründeter Sorge bor dem Eindringen 
der Nonnenraupen den ganzen Park abgebolst? Man wird dann dur Rüd: 
ſchluß aus 8 10839 11? annehmen müflen, daß nicht er, fondern der Grundſtück— 
eigentiimer an den Bäumen gemäß $ 953 Eigentum erworben bat, weil es fich 
in diefem Falle um eine Nubkung handelt, die in gar feiner Beziehung mehr zu 
der Ausübung des Niekbrauchrechtes fteht. 

5) Dieſe Verpflichtung nach $ 1039 12 hat in der Revifionlefung zu einer 
Anderung des Fruchtbegriffes für das Pachtrecht geführt; $ 581 (Bd. 1 $ 171 
A4). Vergl. oben $S5 A17f. — Die Erfaßpflicht foll aber nur joweit reichen, 
als der Nießbraucher durch die übermähige Nubung bei Beendigung des Nieß— 
brauches noch als bereichert erjcheint. Er darf daher in Gegenrechnung ftellen, was 
ihm infolge der nicht wieder befeitigten (A 10) Entmwertung der Sadıe an 
Nußungen entgeht; 8103911. Infolge von Raubbau oder übermäßigem Ab- 
bolzen der Waldungen wird ftet3 eine Minderung der Erträgniffe eintreten; es 
fcheint wenig gerechtfertigt, dah im Umfange diejes von ihm ſelbſt herbeigeführten 
Verluſtes die Erfabpflicht des Niekbraucders entfallen fol. Darum iſt dringend 
anzuraten, bei Beitellung eines Nießbrauchs andere und beſſere Vertragbeitim: 
mungen über die Haftung im Falle von Raubbau u. dergl. zu treffen. 

6) Daher gebühren die Zinfen der Erjakjumme dem Nießbraucher: der 
Erjaßbetrag tritt fraft dinglicher Surrogation in die Rechtslage der entzogenen 
Sadjubitanz. 

7) Bejtellung nah $$ 232. Da ohnedem die Intereſſen des Eigen= 
tiimers ſtark gefährdet find, ıft ihm jeder weitere Sicherungbehelf zu gewähren; 
Daher iſt $ 1052 entiprechender Anwendung fähig. 

8) Diefer Anfpruch ift jofort fällig. Über die Legalobligationen aus dem 
Nießbrauchrecht oben $ 103 Nr.4. Zur Ergänzung fann auch auf $ 823 zurüd- 
gegriffen werden; vergl. aber auch & 993. 

9) Gemäß $ 249. 

10) 8103913. In diefem Falle tritt die Fälligkeit des Erſatzanſpruchs 
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Das Recht zur Nugung enthält auch das zum Gebraud. Auf den 
Gebrauch allein aber fann der Nießbrauch nicht abgejtellt werden.” 

Keine Nugung ift der Schatz. Soweit er dem Eigentümer der Sade 
zufällt, handelt es fich um einen aus dem Gigentumrechte hergeleiteten Er: 
werb. Der Niekbrauder erwirbt daran weder das Eigentum noch ein 
Nutzungrecht.⸗ 

2. Art und Ausdehnung der Nutzungen werden nach dem objektiven“ 
Maßſtabe einer ordnungmäßigen Wirtſchaft bemeſſen. Daneben aber iſt 
auf die bisherige wirtſchaftliche Beſtimmung der Sache entſcheidendes Gewicht 
zu legen. Der Nießbraucher darf zwar in den Kulturen wechſeln, auch 
Bodenbeſtandteile wie Steine, Kies, Sand, Lehm, Ton, Mergel und Torf 
dem Grundſtück durch neue Anlagen entnehmen; jede weſentliche Umgeſtal— 
tung oder Änderung wird ihm aber unterſagt.“ Er iſt z. B. weder be 
rechtigt, die Parkanlagen zu Bauplägen auszunugen, noch die Riejelfelver 
in einen Teich) umzuwandeln, noch neue Kohlenwerke oder Fabriken anzulegen. 
Bildet ein dem forftmäßigen Betriebe unterftehender Wald oder ein Bergwerk 
den Gegenftand des Nießbrauchs, jo kann zur Sicherftellung der beiderjeitigen 
Intereſſen von jedem Beteiligten die Feitlegung eines Wirtichaftplanes ver: 
langt werden.“ 


3. Bu einem ordnungmäßigen Gebrauche aehört die Erhaltung der 
Sache in ihrem wirtjchaftlihen Bejtande. Die zur gewöhnlichen Unter: 
haltung der Sache erforderlichen Ausbefferungen und Erneuerungen hat der 


jofort ein, ſobald die Heryellung verlangt wird. Die Ausführung jteht em 
Nießbraucher zu, denn er hat den Beſitz und die Verwaltung der Sache; dafür 
auch der Gegenſchluß aus 8 1046 IT2 (abw. Pland A5). Bergl. dazu ind 
befondere —— Der Nießbraucher entbehrt bier allerdings die Zinſen (A6), 
genießt dafür aber die wieder vollwertige Sache. 

11) Die Begründung gibt oben 8103 Nr.1. Auch nach römischen Rechte 
galt: fructus sine usu esse non potest; D.7.8.14.1. Ob eine Trennung 
möglich war, wonach der eine nur die fructus, der andere nur den usus batte 
(D. 7.8.14. 3.), war für das gemeine Recht ftreitig. Dernburg, Band. 192474 14. 

12) 81040. Die andere Hälfte gehört dem Entdeder ebenfalls zu freiem 
Eigentum; $ 984, 

13) 8103611. Vergl. D.7.9.1 pr.: usurum se boni viri — 
und D. 7.9.5 pr.: dolum — abesse afuturumque esse. Für be 
und außerdem noch für die Rückgabepflicht mußte nad) römiſchem Rechte je 
cautio usufructuaria beftellt werden, Lenel, edictum perpetuum 296, 420. 

14) 81037, Anfofern fommt die fubjeltive Beftimmung des biöberigen 
Cigentümers zur Geltung. Veränderte Umftände, eine Umgeftaltung der Be- 
dürfnifle, der Marktlage u. dergl. müſſen aber auch entſprechende Neuerungen 
als geſtattet erſcheinen laſſen. Ob dieſe im Sinne des Eigentümers lagen, ber 
Ichlägt dabei wenig. So 3.2. den Übergang von einem im gegebenen Falle 
unrentabelen Körnerbau zur Rübenkultur. 

15) 81038; auf gemeinfame Koſten, unter — von Anderungen bei 
Umgeſtaltung der Verhaͤltniffe. Vergl. 82123; E61 
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Niepbraucher auf eigene Kojten vorzunehmen.“ Werden außergewöhnliche "' 
Ausbefjerungen, Erneuerungen oder Schugmaßregeln *? notwendig, jo Hat 
der Niekbraucher davon dem Eigentümer unverzüglich Anzeige zu eritatten. 
Auch dann bleibt der Nießbraucher der Nächſte zur Vornahme der erforder: 
lihen Ausbefferungen; nimmt er fi der Sache aber nicht an, fo darf nun— 
mehr der Eigentümer jelbjt eingreifen. In beiden Fällen iſt es geitattet, 
zu den Ausbefjerungzweden auch Subjtanzteile des Grundftüds zu ver: 
wenden.'? 

a) Soweit es einer ordnungmäßigen Wirtfhaftführung mit Rüdficht auf 
die geltenden Verkehranſchauungen entjpricht, ift der Nießbraucher gehalten, 
die Sache gegen Brandjchaden und fonjtige Unfälle *° auf feine Koften unter 
Verfiherung zu bringen.” Es handelt ſich dabei um eine Fürfjorgepflicht im 
Smterefle des Eigentümers. Daher muß der volle Sachwert, mithin das 
volle Eigentuminterefje einjchließlich des Nießbrauchintereſſes, joweit es ver: 
fiherungfähig ift, Durch Verficherung gededt werden. Die Sorge dafür, daß 
die Sache unter Verficherung gejtellt wird und darunter während der ganzen 
Dauer jeines Nießbrauchrechtes verbleibe, liegt dem Niepbrauder ob. Er 
hat mithin regelrecht den Verficherungvertrag ſelbſt ald Verſicherungnehmer 
abzujchliegen und die Prämienzahlungen als eigene Schulden zu übernehmen ; 
dem Verficherungvertrage aber hat er den Inhalt zu geben, daß die Forderung 


16) 81041. Haftung bei Einjturz eines Gebäudes nad) $ 836. 

17) Die Grenze bierfür zu ziehen, bleibt der freien richterlichen Beur— 
teilung überlafjen. Der 8 1042 S1 nennt einige Beifpiele, aber nur zur Ans 
leitung. Er unterſcheidet weder mit dem Code civil Art. 606 die Hauptaus- 
befierungen (an Sauptmauern, Gemölben, Erneuerung von Balfen und ganzen 

ächern, von Dämmen), obwohl diefe regelrecht zu den aufßerordentlichen zu 
rechnen find, noch foll mit dem preuß. ALR I. 21. 52 die Höhe der Heritellungs 
loften als maßgebend gelten. 

18) Hierzu gehört nach 8 1042 S2 auch die Verteidigung gegen ein Recht, 
da3 jih ein Dritter anmaßt. Mithin eine Verpflichtung zur Streitverfündung 
nah CPO 876, 

19) Die genaueren Einzelvorfchriften geben die 88 1043, 1044. 

20) $1045 11. Mit dem Zuſatze „fonjtige Unfälle“ kann nur gemeint 
fein, daß die Verficherungen gegen Gefahren, die die Subitang der Sachen be: 
drohen, zu nehmen find, alfo 3.8. gegen Viehſeuchen. Keineswegs braucht der 
Niepbraucher 3.2. Hagelverficherungen für die Früchte auf den Fall bin aufs 
äunehmen, dab der Niekbraud; vor deren Trennung endigen fönnte und die 
Früchte danach dem Eigentümer zufielen. — Die heutige Verkehranſchauung neigt 
dazu, die Verjicherungpflicht weit auszudehnen. Von einem forgfältig und vor— 
figtig Handelnden wird, insbefondere wenn er fremde Sachen innehält, erivartet, 
dat er Goldgeräte und Koftbarkeiten gegen Feuer und Diebftahl, Fenſterſcheiben 
eines Laden? gegen Bruch, die Schtweine gegen Trichinen, da3 Fahrrad oder 
Automobil gegen Transportgefahr und Diebitahl verfichere. 

21) Aber den Verficherungvertrag beim Nießbrauch insbef.: I. Gierke in 
her. J. 40, 341, . — Ne 
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auf die Verfiherungjumme dem Eigentümer zujteht.”” Erfüllt der Nieß— 
braucher die ihm obliegende Verfiherungpflicht nicht, jo darf die Sache von 
dem Eigentümer oder einem Dritten unter Berfiherung gebracht werden; 
die Zahlungpfligt für die Prämien fällt damit dem Niepbrauder zu. 
Die ausgezahlte Berfiherungjumme tritt nach dem Grundfage der dinglichen 
Surrogation in die Rechtslage der verfiherten Sache ein; daher jest ſich 
an ihr der Nießbrauch fort.** Damit wird den beiderjeitigen Intereſſen in- 
defjen meijt wenig gedient jein. Der Zwed der Verfiherung geht regel- 
mäßig auf Wiederheritellung oder Anſchaffung eines Erjages. Someit eins 
von beiden einer ordnungmäßigen Wirtſchaft entjprechen würde, kann der 
Eigentümer wie der Nießbrauder die zwedentjprechende Verwendung der 
Verfiherungjumme verlangen.” 

b) Macht der Nießbraucher Verwendungen, zu denen er nicht verpflichtet 


22) 81045 12. Der Verfiherungvertrag wird mithin regelredht als Ber: 
trag zugunſten - eine Dritten abgefchlofjen werden; vergl. Helltwig, Vertrag 
auf Leijtung an einen Dritten 553. Dies beitreitet J. Gierfe 394 f. Er geht 
davon aus, dab für die Prämien der Eigentümer haftet; der Nießbraucher 
brauche diefe nur zu zahlen, da3 BGB lege ihm feine Verpflichtung auf, die 
Haftung für die Bramienfchuld zu übernehmen. (Vergl. aber dagegen $ 1045 II? 
„verpflichtet“.) Der Verficherungvertrag werde vom Nießbraucher in der Regel 
als direktem Stellvertreter des Eigentümers geſchloſſen. Die Annahme, daß ein 
Vertrag zugunften Dritter vorliege, ſei zu verwerfen; denn dann fönne der 
Eigentümer nach Belieben dad Recht auf die Verfiherungfunme zurüdmweiien 
und damit ſowohl den Nießbraucher als auch die Hhpotbefengläubiger uſw. aufs 
ſchwerſte jchädigen (398). Die lebtgenannte Befürchtung tft unbegründet, weil 
fih nach 8 1127 I kraft Gefekesporfchrift die Hypothek auf die — gegen 
den Verſicherer erjtredt und der Eigentümer den Eintritt dieſer Surrogation 
durch Verzicht auf jene ae u nicht vereiteln fann. Den Niefbrauder 
ichüßt $ 1046 I, der ebenfall3 den Grundfaß der Surrogation zugunften des 
Niekbrauchrechtes durchführt. Im übrigen ijt nicht abzuſehen, wie die Auf: 
faffung, daß der Niekbraucher den Verficherungvertrag als Vertreter (mober 
ftammt feine Xertretungmadt?) des Eigentümers abſchließe, die angebliden 
Gefährdungen vermindern follte; für das behauptete Necht, auf den Anſpruch 
gegen den Verficherer zu verzichten, bleibt es fich gleich, ob der Eigentümer diejen 
Anspruch unmittelbar erworben hat auf Grund der Vertretung nach $ 164 oder 
als begünftigter Dritter gemäß $ 328. 

23) 81045 II fpricht dies nur für die bereit vor Beginn des Nießbrauds 
begründete Verficherung aus. Es liegt indejien fein innerer Grund vor, hierbei 
die Worte zu prefien; diefe Norm ift analog $ 1044 auszudehnen. Die aus 
dehnende Auslegung ift da befonderd Bedürfnis, wo mie 3.8. in Baden dem 
Eigentümer eine öffentlichrechtliche Verpflichtung zur Verficherung feiner Ge: 
bäude oblieat; bier muß der Eigentümer auch während der Dauer de3 Nieß— 
brauchs die Verficherung bewirken; es liegt aber ficher im Sinne des $ 1045, daß 
er Erſatz vom Nießbraucher begehren kann. — Außerdem kann der Eigentümer 
gegen den Nießbraucher auf Abjchluß eines Werficherungvertrages auch Klage 
erheben; den zwischenzeitlich drohenden Gefahren wird er ſachgemäß durch eigene 
Vornahme der Verficherung begegnen. Wird dann der Nießbraucher verurteilt, 
jo mag ztvedentfprechend das Urteil auf Übernahme diefer Verficherung und der 
Brämientoiten lauten. 

24) 81046 I; oben 816 A54f. 

25) 81046 II; auch 88 1127. 
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ift, jo hat er das Recht der Wegnahme. Db er jtatt dejjen Erjag begehren 
kann, beftimmt fich nach den für die Gejhäftführung ohne Auftrag geltenden 
Normen.?® 

ce) Der Nießbraucher trägt alle ordentlichen, auf der Sache ruhenden 
öffentlichen LZaften.?” Die privatrechtlihen Laſten jedoch nur, joweit fie be- 
reits vor der Beitellung des Nießbrauchs der Sache auferlegt worden waren.?® 

4. Bei Beendigung des Nießbrauchrechtes find die Erben des Nieß— 
brauchers verpflichtet, die Sachen dem Eigentümer zurückzugeben.““ Handelt 
es fih um ein landwirtfchaftliches Grundftüd, jo ift es in dem Kulturzuftande 
herauszugeben, den es bei fortgejegter ordnungmäßiger Bewirtſchaftung 
haben joll.° Verſchlechterungen und Veränderungen, die eine ordnungmäßige 
Nugung mit fich bringt, braucht der Nießbraucher nicht zu vertreten.?! 





26) 81049; dazu 88 677 f. und 994 II. Verjährung nad) $ 1057. 

27) 81047«; 3.8. die Grundjteuern, Cinquartierunglajten; vergl. $ 103. 
Außergewöhnliche, auf dem Stammwert ruhende Laiten (über diefen Begriff 
unten $ 110 Nr. 1) trägt er, analog $ 995 ©. 2, nicht; fo 3.8. nicht die Rück— 
zahlung des Hypothekenkapitals, nicht die Amortifationzufchläge. 

28) Dies gilt nad $ 1047 3 insbejondere für die Hypotheken- und Grunde 
ihuldzinfen und die Leiſtungen einer Rentenfchuld. — Dem Wortlaute nad trifft 
das Gefeß nur die bereits begründete, nicht die nach $ 1119 zuläffige Erhöhung 
der Zinslaft von Hypotheken; im Sinne des Geſetzes bat der Nießbraucher aber 
aud für die erhöhten Jinſen einguftehen, weil es fich dabei nur um eine „Er— 
weiterung“ der bereits begründeten Zinſenlaſt handelt und nicht um eine volle 
Neubelaftung, die ihm allerdings nicht nach Belieben des Eigentümers auf: 
gebürdet werden darf; Dernburg BR 3 8 188; dagegen Pland, Biermann, Kober. 
Die Zinfen einer Geſamthypothek trägt der Niekbrauder, ſoweit das von ihm 
genuste Grundftüd dafür haftet; alfo gemäß $ 1132 alle Zinfen, jofern nicht 
der Gläubiger eine Verteilung vorgenommen bat. Der Nießbraucher bat einen 
Anſpruch auf die Vornahme der Verteilung nicht. Über die verfchiedenen An- 
fihten vergl. Biermann $ 1047 p. 

29) 8 1055 I. Die Sadıen felbit, ſoweit er nicht * 1048 über die 
Inventarſtücke verfügen durfte. — Damit verbindet ſich die Pflicht, die Be— 
laſtung aufzuheben. Die Löſchung des Nießbrauchs kann der Eigen— 
tümer des belaſteten Grundſtücks ſelbſtändig im Wege der Berichtigung gemäß 
GBD 822 herbeiführen, indem er dem Grundbuchamte die Sterbeurkunde des 
Niekbrauchberedhtigten vorlegt. Weil jedoch in diefem Falle Nüditände bon 
Leiſtungen nicht ausgefchlofien find, jo it gemäß GBO 823 zur Löfchung Die 
Berilligung der Erben des Nießbrauchers erforderlich, wenn die Löſchung vor 
Ablauf eines Jahres erfolgen foll oder einer der Erben der Löfchung bei dem 
Grundbuchamte widerſprochen hat (oben 8 64 U 9). Diefer Bewilligung 
bedarf e8 nicht, wenn im Grundbucdhe (Verweiſung auf die Eintragungbemilligung 
genügt bier mithin nicht) eingetragen ift, daß der Nachweis des Ablebens des 
Niekbrauchers genügen fol; es ift anzuraten, eine derartige Beſtimmung in den 
Beitellungvertrag aufzunehmen. Dies ift bei Altenteilverträgen allgemein üblich). 

30) In 8 1055 II werden die für den Pächter gegebenen Vorſchriften der 
98 591—593 herangezogen (Bd. 1 8 171). — fiber die Verteilung der Früchte: 
$ 101, 102. über die Kündigung laufender, über die Zeit des Nießbrauchrechtes 
Sinaußreichender Miet: und PBachtverträge 8 1056; mit der PVeendigung des 
Nießbrauchrechtes würden die hieraus abgeleiteten obligatoriſchen Nutzungrechte 
ebenfall3 endigen, der Eigentümer könnte jchlechtbin, ohne der Einrede aus 
$986 ausgefeßt zu fein, die Herausgabe der Sache begehren. Das würde 
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Damit der Umfang der Rücgabeverpflihtung von vornherein ficher 
begrenzt jei, kann jeder Beteiligte die Feititellung des Zujtandes der Sache 
bei Beginn oder während der Dauer des Niekbrauchrechtes durch Sad): 
verftändige vornehmen lafjen.”” Handelt es fih um einen Inbegriff von 
Saden, wie eine Viehherde oder ein Warenlager, fo ift jeder dem Anderen 
gegenüber verpflichtet, zur Aufnahme eines ordnungmäßigen Verzeichniſſes 
mitzumirfen.?® 

5. Gegenſtand des Nießbrauchs kann auch der Anteil eines Miteigen- 
tümers jein. Der Nießbraucher übt dann deſſen Rechte zur Verwaltung und 
Nutzung an dem gemeinfamen Gute wie der belaftete Miteigentümer jelbit 
aus; er tritt inſoweit in die Gemeinjchaft der Miteigentümer ein.’* 

6. Das Geſetz betätigt die Zuläffigfeit eines Nießbrauchs an ver: 
brauchbaren Sachen; insbejondere auch an Geld oder an den zu einem 
MWarenlager oder jonftigen Sahinbegriff gehörenden Sachen, deſſen be: 
ftimmunggemäßer Gebraud in der Veräußerung der einzelnen Sachen be: 


jedod, da der Nießbrauch mit dem Tode des Nießbrauchers endigen muß, ale 
Mietverträge ins Ungemifje jtellen und daher die Verwertung der Sache durd 
Vermietungen mefentlich erſchweren. Darum tritt fraft Geſetzes der Eigentümer 
mit der Beendigung des Nießbraucdes in den Mietvertrag ein (8 571 I), die 
Erben des Nießbrauders haften neben ihm al3 Bürgen ($ 57111). Darüber 
hinaus wird dem Eigentümer aber ein felbftändiges Kündigungrecht unter Ein 
Baltung der gefeglichen Kündigungfrift zugeiprochen ($ 1056 II) und zwar zu 
jedem Termine, nicht bloß zum erjten (ander ZUG $ 57 nur zum erften Ter— 
mine). Um fich auß der daraus entfjtehenden Ungewißheit der Rechtslage zu 
befreien, jtebr dem Mieter das Recht zu, unter Beitimmung einer angemefienen 
yet die bindende Erflärung bom Eigentiimer zu berlangen, ob er von dem 

ündigungrechte Gebrauch” machen molle; mit Ablauf der Friſt erlifcht das 
Kündigungredht ($ 1056 III). 

31) $ 1050; das ergibt bereits F 1036 II. 

32) $ 1034. Verfahren nah FGG $ 164; der Sachverſtändige wird in der 
Negel von dem Amtögericht ernannt, beeidigt und vernommen, in defjen Bezirk 
fich die dem Niekbrauch unterworfene Sache befindet. 

33) } 1035; dazu $$ 92 11, 260. Vergl. v. Anieriem, Nießbrauch an eines 
Herde; Dil. Jena 1893. Welche Behörde oder welcher Beamte zuitändig tft, 
die Unterzeichnung des von den Beteiligten aufgenommenen Verzeichniſſes öffent: 
Tich au beglaubigen oder felbitändig das Verzeichnis anzufertigen, bejtimmt das 
Landesrecht; 3.8. bayer. Not. Gefch. O. 8267 die Amtägerichte; württemb. AG 
3. BGB Urt. 125 und VO 21.10.1899 Notare und Amtsgerichte; bad. AG 3. 
FGG (Nechtöpolizeigefeh) 8 43 die Notare; heſſ. AG 3. BGB Art. 117 Nr. 3 das 
Amtsgericht; hamb. AG 7. BGB 8 47 die Notare und das Gerichtöpollzieheramt; 
Elfaß-Lothr. AG 3. FGG 8 37 die Notare. 

34) $ 1066 begrenzt den Eintritt in die Miteigentümerrechte auf da3 Maf, 
das durch die Zwecke des Nießbrauchs bejtimmt wird. Daber hat der Nieh- 
braucher fein Necht zur Verfügung noch zur felbitändigen Auflöfung der Ge— 
meinfchaft. — Anders liegt der Fall, wenn mehreren Perſonen gemeinfam der 
Niekbraucd an einer ganzen Sache zuiteht; 3.8. drei Geſchwiſtern an einem 
Hauſe. Diez iſt ein Gemeinfhaftverhältnis, das nad) 88 741 f. zu beurteilen ift 
(oben 8 103 937). . 


8105. Niekbraud an Rechten. 657 


ſteht.“ Nach allgemeinen Grundjägen würde das Eigentum dem Eigen: 
tümer verbleiben, bis der Nießbraucher die Sachen verbraucht oder veräußert 
hätte. Der Rechtslage entjpricht es indejjen, daß der Nießbraucher jofort 
das volle dingliche Recht an den Sachen erlangt: die verbraudhbare Fahrnis 
geht bereits mit der Beitellung des Nießbrauches in das Eigentum des Nieß— 
brauders über.” Als Ausgleich für den Verluſt des Eigentumes jteht dem 
Beiteller nur ein obligatorifcher Anſpruch auf Erſatz des Wertes zu, den Die 
Sachen zur Zeit der Beftellung hatten?" 


$105. Nießbrauch an Redten. 


1. Der Nießbrauch kann an dinglichen wie an obligatorifchen Rechten 
beftellt werden.‘ Allgemeine VBorausjegung dafür bildet, daß das belaftete 
Recht übertragbar? ift und daß die Ausübung tes Rechtes oder die auf 


35) 88 1067, 92. Einen Anwendungfall für diefen uneigentlichen Nieß— 
brauch oder Quafiufusfruftus, deſſen Zuläfiigfeit nah D.7.5.1 durd ein S.C. 
anerfannt worden tit, bezeugt D.7.1.15.4f.: es find Kleider (3.8. Theater: 
garderobe) zum Nießbrauch beſtellt. Arndts, civil. Schriften 1, 196; Hanauſek, 
Lehre von dem umeigentlichen Nießbrauch, 1879; Windjcheid 1 8206 A 3. Preuß. 
ALR I. 21. 173; Code civil Art. 587. — Die praftifche Bedeutung des $ 1067 
it beſchränkt. Handelt e3 jich um vertretbare Sachen, jo iſt ein Darlehnvertrag 
(vergl. auch $ 700) angezeigt; über nicht vertretbare, verbrauchbare Sachen wird 
regelrecht ein Pachtvertrag (vergl. $ 586) abgefchloffen, wie 3. B. über den „Fundus“ 
eine3 Stadttheaterd. Vergl. HGB $ 22, Niekbraud an einem Handelögeichäft. 
Bejondere Antvendungfälle für $ 1067 bieten 88 1075 II, 1084, 1086 ©. 2. 

36) Die nad $ 929 erforderliche Übergabe iſt auch nach A zur Bes 
ftellung des Nießbrauchs erforderlih. Dagegen fnüpft das Gejeb bier an Die 
Einigung über die Niehbrauchbeitellung die font nur mit der Einigung über 
den Eigentumübergang verbundene Rechtsfolge. (Anders D.7.5.7, wonach nur 
eine Pflicht zur Eigentumübertragung entitand.) In dieſer Überbietung des 
gewollten Erfolges liegt die Anomalie des vorliegenden Nießbraudfalles. Das 
Geſetz erziwingt aber den Eigentumübergang nicht ; die Beteiligten Dürfen durch aus— 
dDrüdliche Beitimmung einen Vorbehalt zuguniten des Beitellers bis zum effek— 
tiven Verbrauch der Fahrnis wirkſam vereinbaren. 

37) Daher 81067 I 2: jeder Beteiligte fann die Feititellung des Wertes 
durch Sachverſtändige begehren, und 8 1067 II Sicherbeitleiftung. Dadurd), dab 
nicht Erſatz don Sachen derjelben Art, jondern jtets nur Erſatz des Wertes in 
Geld verlangt werden fann, unterjcheidet fich diefer Nießbraud von $ 700 und 
abnelt im Erfolge einem Kaufvertrage. 

1) 81068. Bürkel, Beiträge zur Lehre vom Nießbrauch 62; —— 
Lehre vom uneigentlichen Nießbrauch 1879; Stammler, Nießbrauch an Forde— 
rungen 1880; Mansbach, Nießbrauch an Forderungen 1880; Neu, ususfructus 
nominis 1900; R. Angermeier, Nießbrauch an Forderungen, Diſſ. Gießen 1903. 

2) 8 10690 UU. Unübertragbar jind zunächſt die kraft Geſetzes un— 
pfändbaren Forderungen und die durch geſetzliches oder richterliches Veräußerung— 
verbot gebundenen Rechte; ferner alle Rechte, deren Anhalt durch den Eintritt 
eines anderen Berechtigten abgeändert würde; dahin gehört auch der Niekbraud) 
Telbit, an ihm fann fein Unternießbrauch beitellt werden. Endlich alle Rechte, 
Die durch Vertrag an einen beftimmten Berechtigten gebunden find, jo dat ihre Aus— 
Übung durch einen Anderen al3 unzuläſſige Anderung des Nechtsinhaltes gelten 
Toll; 3.8. das zur Unterftügung gewährte obligatoriiche Wohnungrecht foll nur 


Endemann, Lehrbuch. IT.Band. P.u.9. Aufl. 42 
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Grund des Rechtes geleifteten Sachen einen vermögenrechtlichen andauernden 
Nusungwert ? bieten.* Das BGB hebt folgende bejondere Anwendungfälle 
hervor. 

a) Ein Nießbrauch kann an zeitlich beſchränkten Rechten bejtellt werden, 
indem die Nugungen entweder durch die Zeitdauer begrenzt werden, welde 
dem 3. B. bedingt erworbenen Eigentum des Beſtellers innewohnt, oder durch 
die natürliche mit der Zeit eintretende Erjehöpfung des Nutzunggegenſtandes 
ihr Ziel erreichen, wie bei Nutungen einer Sandgrube, eines Kohlenlagers 
oder Bergwerfes. a) Zu der erjtgenannten Gruppe der Rechte gehören 
insbejondere die ZXeibrente, das Zeibgeding, der Auszug oder Altenteil. Der 
Niepbraucher der Leibrente erwirbt als Nutzung jede einzelne fällig werdende 
Nentenleiftung zu vollem Rechte. Das Nießbrauchrecht jedoch ergreift die 


durch einen bejtimmten Verwandten ausgeübt oder das Darlehen nur von einem 
bejtimmten Gläubiger zurüdgefordert werden. Vergl. über alle dieſe Fälle die 
genauere Darjtellung in Bd. 1 8151 A5f. Daher darf auch gemäß Neichsgei. 
19.6.1901 8 25 die Übertragbarkeit des Verlagrechts durch Vereinbarung aus: 
geichloffen werden; diefe Unveräußerlichkeit wirft auch gegen Dritte ($ 399), 
während die rechtögeichäftliche Vereinbarung, daß die Verfügung über ein feinem 
Inhalte nach veräußerliches Recht ausgefchlojien fein joll, nur obligatorische 
Wirkung unter den Vertragichliegenden äußert. Über den Unterfchied zwiſchen 
Unveräußerlichkeit und Bejchränftung der Verfügungmadt oben 822. — Die 
Unübertragbarfeit eines Nechtes jchliegt nicht jchon aus, daß die Ausübung 
einem Anderen überlaflen werden darf. Ob dies der Fall iſt, muß im einzelnen 
Falle nach dem Inhalte des gejeßlichen und richterlichen Veräußerungberbotes 
oder der Vereinbarung über die Unübertragbarfeit geprüft werden. Wenn aber 
die Ausübung einem Anderen überlaffen werden darf, jo fann dies doch mur 
durch Einräumung eines obligatorifchen Benußungrechtes (Leibe, Miete, PBadıt), 
niemals durch Bejtellung eines dinglichen Nußımgrechtes gefcheben. Vergl. 
N II, 1059 S 1; und über den Einfluß von CPO $ 557 TI oben $ 103 

3) Beifpiel für jenen Fall: Nießbrauch an einer Zeibrente (A 5) oder an 
Aktien. Beifpiel für diefen Fall: der Anjpruch auf Herausgabe einer Sache oder 
Bewirtung einer einmaligen Leiftung; $ 10701. Dahin gebört auch die Grund— 
ſchuld, Neallaft, der Eigentumanfpruch nach $ 985 (über feine Natur oben g 59 
Nr.2); Biermann 8 1070 A. 

4) Das trifft auch zu auf Urheberrechte, Patentrechte und gewerbliche 
Rechte wie die Apothefenfonzefjion. DO. Hermann, Nießbrauch und Pfandrecht 
an PBatentrechten 1900. Dagegen nicht auf eine Firma, da fie jelbitändig nicht 
übertragbar iſt; HGB 823. Allgemein ift daran fejtzubalten, daß nur ein 
foldes Recht den Gegenjtand des Nießbrauchs bilden fann, das auf 
einen der unmittelbaren dingliden Herrſchaft fäbigen 
Gegenjtand gerichtet iſt. Denn anderenfalls würde der Niekbraud 
der erforderlichen jachenrechtlichen Grundlage durchaus entbehren (W.31). Das 
it unzweifelhaft der Fall, wenn der Nießbrauch an einem dinglichen Rechte 
beitellt wird. Es muß ebenfalld gelten, wenn ein Forderungrecht belajtet wird; 
diefes muß, wie $ 1075 I deutlich vorausſetzt, auf die Leiftung eines Gegenftandes 
gerichtet fein, arı dem ein Niekbrauc als Belaftung beftellt werden fann. Darum 
fcheidet der Anspruch auf Leiftung von Dieniten bier aus (abi. Biermann 
8 1075 A 2c) ; ein Dingliches Nußungrecht „an“ Handlungen ift ausgejchlofien ; 
— iſt der Anſpruch auf dieſe im Zweifel nicht übertragbar, FF 613 © 2, 
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Reibrente als einheitliches, für die ganze Lebenzeit des Berechtigten fort- 
mwirfendes Schuldverhältnis.“ 

b) Sit der Nießbrauch an einer Forderung bejtellt, jo iteht ihre Aus: 
übung dem Nießbraucher zu. Er allein ijt berechtigt, fie zu kündigen und 
einzuziehen ;* er muß aber dabei mit der dem Inhalte feines Nugungredhtes 
entſprechenden Rüdficht und Sorgfalt verfahren und iſt zu anderweitigen 
Verfügungen über das Forderungrecht, wie zB. zum Erlaß oder zur Auf: 
rechnung, nicht befugt.“ Dieſe Normen gelten in gleicher Weiſe für den 
Niepbrauh an Grund: und Rentenſchulden.“ 1. Der Schulöner ijt ver- 
pflichtet, die Leiftung an den Niepbraucher zu bewirken. Das Eigentum an 
den geleifteten Sachen fällt damit dem Forderungberedhtigten zu, der Nich- 
braucher nimmt nur die Stellung als Vertreter und Befigmittler des Be— 
ftellers und Gläubigers ein." Infolgedeſſen muß die Auflafjung und Ein: 
tragung der zu Eigentum übertragenen Grundjtüde auf den Namen des 
Gläubigers '' erfolgen; diejer hat aber gleichzeitig die Eintragung des Nieß— 
brauchrechtes zu bemwilligen.'” An den durch die Zeitung des Schuldners 
übergebenen Sachen jest fich der Nießbrauch als Sachnießbrauch fort.'? 
2. Handelt es fih um eine zinstragende Schuld, jo gebühren die Zinjen aus: 
ihließlih dem Nießbraucher.“ Bezüglich der Forderung auf Leijtung des 
Kapitals joll aber das gemeinjfame nterefje des Gläubigers und Nieß— 


5) 81073. Über die Leibrente 88 759 f.; dazu Bd. 1 5159. Vielfach) 
wurde bisher die Auffaſſung vertreten, daß die Leibrente in eine unbeſtimmte 
Anzahl einzelner ſelbſtändiger Forderungrechte zerfalle, deren jedes für ſich den 
Gegenſtand der Belaſtung bilde. Die geſchichtliche Entwickelung und die praf- 
tiſche Ausgeſtaltung des Vertrages ergibt demgegenüber, daß die Leibrente eine 
in ſich geſchloſſene Verbindlichkeit darſtellt, die eine fortlaufende Reihe aleich- 
artiger Einzelleiftungen ausfcheidet und als einheitliches Schuldverhältnis bis 
zum Eintritt des fein Erlöfchen bejtimmenden Ereigniſſes fortdauert. Durch 
$ 1073 findet dieſe Anſchauung gejeßliche Vejtätigung: Gegenſtand der Belajtung 
it die Leibrente als Gefamtforderungrecht. Vergi. Bd. 1 8 159 46,9; zu— 
ſtimmend insbeſondere Eccius, Gruchot 45, 24. 

6) 8 1074 S1,2; Haftung für ordnungmäßige Einziehung. 

A Dies gebietet die Analogie zum Sachnießbrauch; oben $ 104 Nr. 2 

‚81074 ©3. Oben 8103 ATf. 

9) 1080. 

10) Oben $32. Damit vermittelt er den Eigentumerwerb des Beitellers 
an der geleijteten Fahrnis. 

11) Die Vollmacht hierzu liegt in dem Nießbrauchrechte. Sie wird in der 
duch GBO 88 29, 30 geforderten Form nachgewiejen durch) Berufung auf die 
Eintragung des Niebrauchs und auf $ 1075 1e. 

12) Der Nießbrauch entiteht gemnäß $ 1075123 keineswegs bereits durch 
den bloßen Beſitzerwerb an dem Grunditüd. Vielmehr muß auch bier an dem 
Eintragumgprinzip durchaus feitgebalten werden. Dies iſt oben $ 59 A 13 genauer 
nachgewieſen. 

13) $ 1075 II. Wird ein Recht geleiſtet, jo gelten die Normen der 
z8 1068 f.; J werden verbrauchbare Sachen geleiſtet, jo gilt $ 1067. 

14) Die 88 1076—1079 regeln dies eingebend; bieſe Normen ſeben aber 
bloß ergänzendes Recht. J 

42* 
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brauchers zu entjprechendem Ausdrud gelangen: die Kündigung fann nur 
gemeinjam ergehen, die Zahlung joll an beide erfolgen, beide jollen ſich zur 
Einziehung wechſelſeitig unterjtügen, das geleiftete Kapital wird unter ge: 
meinjamer Mitwirkung mündelfiher und zinsbar angelegt und gleichzeitig 
dem Nutzungrechte des Nießbrauchers unterftellt.'° 

ec) Ein mit dem Nießbrauchrechte belaftetes nhaberpapier '° oder mit 
Blankoindofjament verjehenes Orderpapier fteht nebft dem Erneuerungiceine 
dem Eigentümer und Nießbraucher zum gemeinjchaftlichen Befige zu. Die 
Zinsſcheine aber gebühren dem Niekbraucher allein.’” 

2. Der Nießbrauch an Rechten ſoll allgemeinhin den für den Sachnieß— 
brauch gegebenen Normen unterftehen.* Das bedarf genauerer Prüfung, 
die ſich ſowohl auf die Rechtitellung des Nießbrauchers als auch auf die Natur 
des ihm zuftehenden Rechtes zu erſtrecken hat. 

a) Dritten und insbejondere dem Verpflichteten gegenüber erjcheint 
der Niepbraucher vermöge der dinglihen Natur feines Nutungrechtes voll: 
fommen legitimiert, das belaftete Recht felbftändig auszuüben.” Die 
Reiftung an ihn befreit den Schuldner oder dinglich Verhafteten ?° unter 
denjelben WVorausfegungen, wie wenn das Recht an den Nießbraucher ab: 
getreten wäre.” Wie bei jeder Übertragung eines Rechtes tritt der Nieß— 





15) 88 1077, 1079. über die mündelfichere Anlegung unten $ 223. Auch 
hier ertwirbt gemäß 8 1075 der Beiteller das Eigentum und der Niekbrauder 
den Niekbraudh an dem geleifteten Kapital; feineswegs fällt das Kapital in das 
Miteigentum beider (abtv. Kipp in Windfcheid 1, 934). 

16) 8 1081. — Da der Mitbejiß (oben 8 40 Nr.2) fich bier ſchwer durch— 
führen läßt, wird dem Niekbraucher geitattet, die Hinterlegung der Papiere bei 
der Reichsbank zu begehren; 81082 ©2. Handelt es fi um ein Papier 
diefer Art, das ſich als verbrauchbare Sache daritellt, wie vor allem Banknoten, 
jo gilt $ 1067;_oben $ 104 Nr. 6. — Brandes, Niehbraud an Inhaberpapieren 
mit Bramien, Diff. Göttingen 1891; Meili, R. des Niehbr. auf Bezug neuer 
Aktien in Holdheim, Monatjchrift für HR 9,4; Lehmann, Goldfchmidt Ziicr. 
für HR 51,402 (Nießbrauch an einer Aktie) ; H. Gahl, Niegbr. an Wertpapieren, 
Diff. Erl. 1903. 

17) Auch hierfür gilt die Pflicht gegenfeitiger Unterjtüßung; F 1083. Das 
Stimmredt auf Grund der Aktie fteht bei Namenaltien dem zu, der in da? 
Aftienbuch eingetragen iſt, das ift der Befteller des Nießbrauchs; bei Inhaber— 
aftien ift jtimmberechtigt der Beſitzer der Aktie (vergl. HGB $ 252), da die Aftie 
nach $ 1081 im Mitbefite des Beſtellers und des Niekbraudhers jteht, haben 
beide das Stimmrecht nach $$ 743 f. gemeinjchaftlicd auszuüben. 

18) 8 1068 II. 

19) So allgemein 8 1074. 

20) ©o 3.2. den durch eine Grund» oder Rentenfchuld Verbafteten. _ 

21) 810701. — a) Da der Schuldner zu dem Wbtretungvertrage nicht 
hinzugezogen wird, darf ihm aus der im Verborgenen vollaogenen Rechtsüber— 
tragung fein Nachteil entitehen. Drei Entwidelungjtadien find zu unterfdeiden 
(da8 Genauere vergl. Bd.1 $ 152 Nr.2). 1. Die Leiftung an den ihm allein 
befannten Gläubiger in Unfenntnis der Bejtellung des Nießbrauchs befreit 
den Schuldner auch dem Niehbraucher gegenüber; 84071: der Nießbraucher 
muß die Erfüllung tie jedes andere nach der Beitellung des Niekbrauchs zwiſchen 


— 
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braucher in diefelbe Rechtitellung ein, die bisher der Beſteller einnahm ; 
jugunften des Nießbrauchers wirken alle zur Sicherung des Rechts bejtellten 
Pfandrechte, Bürgichaften und ſonſtige Nebenrechte ;?? gegen ihn darf der 
Verhaftete alle Einwendungen und Gegenredhte geltend machen, die ſich aus 
der zur Zeit der Beitellung des Niefbrauches begründeten Rechtslage ab: 
leiten.?? 

b) Die Abtretung ijt gleichwohl feine nad) allen Seiten hin vollwirt- 
ſame. Mit Rücficht auf die Zwede des Niekbrauchrechtes tritt insbejondere 
für das Verhältnis zwijchen dem Bejteller und dem Nießbraucher eine wechjel: 
jeitige Gebundenheit ein. Die Verfügungmacht des Beftellers wird injomeit 
eingeichräntt, daß die Aufhebung oder beeinträchtigende Änderungen des 


dem Gläubiger und dem Schuldner in Anjehung der Forderung vorgenommene 
Rechtsgeſchäft (3.8. Erlaßvertrag, Stundung) gegen ich wirken laſſen. Dies 
gilt, wie $ 107011 befonders bervorhebt, au) dann, wenn Die Ausübung des 
Niekbrauchs einem Verwalter übertragen ijt, ohne dab der Schuldner davon 
Kenntnis erlangt hatte. 2. Nah Erlangung der glaubbaften Kenntnis von 
der Niepbrauchbeitellung muß der Schuldner mit dem Rechte des Niekbraucers 
rechnen. Das gegen den Gläubiger erjtrittene Urteil bat gegen den Nießbraucher 
feine Rechtsfraft, wenn diefer beweiſt, daß der klagende Schuldner bei Eintritt 
der Nechtshängigfeit die Bejtellung des Nießbrauchs gefannt hatte; 84071. 
Tem Schuldner jteht gegen den die Forderung nach $ 1074 einziehenden oder 
fündigenden Nießbraucher die auffchtebende Einrede aus 84101 zu: Ber: 
weigerung der Zeiitung, bis ihm Zug um Zug eine vom Gläubiger über die 
Beitellung des Nießbrauchs auszuitellende Urkunde ausgehändigt wird. 3. Der 
Niekbraucher tritt in die volle Stellung eines Forderungberechtigten erjt ein, 
wenn der Gläubiger dem Schuldner die Niefbrauchbeitellung angezeigt oder 
der Nießbraucher diefem eine vom Gläubiger auögeftellte Beitellungurfunde über 
den Nießbrauch vorgelegt bat; $$ 409, 410. — b) Wenn der Gläubiger die 
Forderung nach der Beitellung des Nießbrauches für A. entiveder an den B. 
abtritt oder daran für E. einen Nießbrauch oder ein Pfandrecht beitellt, fo gelten 
zugunſten des Schuldners nach 84081 die Schußvorfchriften des 8407. Der 
Niekbraucher mag daher im eigenen Intereſſe dafür jorgen, daß der Schuldner 
jofort die entjprechende Anzeige von der Beitellung des Nießbrauchs erhält. Für den 
dinglichen Rechtserwerb des A. gegenüber dem B. und C. follen gemäß $ 1068, 
1032, 932, 936 die Grundfäbe des qutgläubigen Ermwerbes gelten. Das fann 
aber nur dann Anwendung finden, wenn bereit3 die Sachleiſtung nach 8 1075 
an den Nießbraucher erfolgt if. Da 4. die Forderung durch Abtretung er: 
worben bat, ijt jede jein Niekbrauchrecht kränkende fpätere Abtretung nichtig; 
denn der Beiteller hatte damit die jelbjtändige Verfügungmacht über die Forde— 
tung verloren. — c) Andere Grundfäbe gelten, wenn der Nießbrauch an einer 
Onpothefenforderung beitellt ift. Für die Forderung in Anfehung der Hypothek, 
d.b. für den dinglichen Anfpruch aus der Hypothet wirft die Abtretung fofort, 
aud wenn dem Eigentümer die Beitellung des Niekbrauchs nicht befannt war; 
$1156. Der Eigentümer geht bei der Briefhypothek nur dann ficher, wenn 
er an den durch den Shpothefenbrief Legitimierten ($ 1155) zahlt und Die 
Quittung auf dem Briefe beurfunden läßt ($ 1140). Bei der Buchhypothek mag 
er zahlen gegen Aushändigung der in grundbuchmäßiger Form erteilten Be— 
willigung zur Berichtigung des Grundbuchs. Soweit es fih um die Zahlung 
de3 Kapitals handelt, greift 8 1077 ein. 

22) 8401. Bd. 1 8152 Nr.1a. 

23) £8 404-406. Der Schuldner behält auch das Recht zur Aufrechnung. 
®.1 8152 Nr. 1b und c. 
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belafteten Rechtes nur mit Zujtimmung des Niekbrauchers zuläjfig find.** 
Dem Nießbraucher gebühren alle Früchte des Nechtes zu freier Verfügung. 
Er darf auch allein das belaftete Forderungrecht kündigen und die Be- 
wirkung der Leiftung an fich begehren, fofern er damit den fruchttragenden 
Gegenstand erlangt, an dem das Nießbrauchrecht unmittelbar ausgeübt werden 
jol.° Anders jteht es dagegen bei zinstragenden Forderungen ;?* bier bildet 
die Forderung felbft den Gegenftand der Nugung; fie ſoll grundjäglic im 
Intereſſe beider Teile jo wie bisher beitehen bleiben. Die Zahlung des 
Kapitals jtellt mithin hier einen Ausnahmefall dar. Beide Teile haben ein 
gemeinfames Intereffe daran, daß die Einziehung und Wiederanlegung des 
Kapitals ordnungmäßig erfolge ;?" auch der Schuldner wird hieran infofern 
gebunden, als feine Kündigung und Zahlung des Kapitals nur dann wirkſam 
find, wenn fie an den Nießbraucher und den Gläubiger gemeinjchaftlich erflärt 
und bewirkt wurden.?* 

3. Aus der Zufammenfafjung der Normen, die die Rechtitellung des 
Niepbrauchers einerjeits gegenüber dem verhafteten Dritten und andererjeits 
gegenüber dem Bejteller abgrenzen, ijt der Begriff des Nießbrauchs an einem 
Nechte feſtzuſtellen.“ Die Gefamtbetrachtung ergibt, daß es fih um ein 
doppelichichtiges Nechtsverhältnis handelt, das dem Niekbraucher nach augen 
bin die volle Legitimation ald Gläubiger und Berechtigter verleiht, während 
feine Rechtitellung nach innen dem Bejteller gegenüber nur ſoweit aus: 
gebehnt wird, als es der Zwed des Nutzungrechtes erheijcht. Ein derartiges 


24) 81071. Im übrigen behält der Berechtigte die freie Verfügung. Er 
darf insbejondere über das belastete Necht beliebig durch Abtretung an Dritte 
berfügen (1 22 b). 

25) 81074. Das Einziehungredgt umfaßt alle Erklärungen (3.8. Kündi— 
gung, Wahlrecht), die zur Geltendmachung des Rechtes erforderlich find; es 
fann auch auf Schadenerfaß wegen Nichterfüllung gerichtet werden. Zum Ab: 
fchluffe eines Erlaßvertrages oder zur Erklärung der Aufrechnung iſt der Nieß— 
braucher aber nicht ermächtigt. 

26) 81076. Regelmäßig wird es fich um Geldforderungen handeln, für 
die die Zinspflicht Durch Rechtsgeſchäft vereinbart ift. Das Geſetz ſetzt bier bor- 
aus, daß die Forderung dauernde Binserträge gibt: unter $ 1076 gebört daher 
nicht der Fall, daß Prozeßzinſen oder Verzugzinſen zu zablen find. 

27) $$ 107712, 111 (Recht, dab an den Beſteller und Niegbraucher ge 
meinfchaftlich geleiitet werde oder Hinterlegung für beide erfolge; gemeinschaft: 
lihe Kündigung), 1078 und 1079 (Mitwirkung zur Einziehung und mündel— 
jicheren Anlegung, wobei der Nießbraucher die Art der Anlegung, 3.8. ob in 
Hypotheken oder landſchaftlichen Brandbriefen, beftimmt). 

25) 8 107711 ımdb II2. 

29) Aus der Geſamtheit diefer Normen und der pofitiven Ausgeftaltung 
der Rechte des Nießbrauchers wird der Inhalt und Begriff feines Rechtes Klar. 
Nah dem Wortlaute des Geſetzes foll der Nießbrauch zwar „an“ dem Rechte 
beitehben. Das Geſetz fann jedoch aus dem Rechte nicht einen der Sachherrſchaft 
fähigen Körper heritellen. Dinglih kann das Recht an dem Rechte mitbin nur 
im übertragenen Sinne fein (oben $8 W11), und daher follen die für dem 
Sachnießbrauch gegebenen Regeln bier auch nur entſprechende Anwendung finden. 
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doppelichichtiges Verhältnis empfängt die zutreffende rechtliche Kennzeichnung 
nur durch die Anwendung des Begriffes der Fiduzia:“ der Nießbrauch an 
einem Rechte erjcheint jurijtiich in der Geftalt einer durch die Zwecke des 
Nießbrauchs fiduziarifch gebundenen Rechtsabtretung.’' 


8106. Nie5braud an einem Vermögen. 


1. Der Begriff des Vermögens! beruht auf der rechtlichen Vereinigung 
aller mit einer bejtimmten Perjon verknüpften Rechte und Pflichten. Dieje 
jubjeftive Verbindung ftellt Beine objektive Einheit im jachenrechtlihen Sinne 
dar. Obgleich das BGB von dem Nießbrauch „an“ einem Vermögen jpricht, 
bildet keineswegs Ddiejes, jondern nur die einzelnen Wermögensobjekte den 
Gegenjtand der Belaftung. Soll daher der Niegbraud ein ganzes fremdes 
Vermögen ergreifen, jo muß an jeder der dazu gehörenden Saden und an 
jedem Rechte ein bejonderer Einzelnießbrauch bejtellt werden. Hierfür gelten 
die bisher dargeſtellten Grundjäße.? 

Bejonderer Vorſchriften bedarf es nur,’ um die Rechte der Gläubiger 


30) Das Hauptanwendunggebiet der Fiduzia bildet ihre Verwendung als 
Erſatz für das Pfandrecht; vergl. daher unten $ 136, 

31) Die Rechtsabtretung wirft dinglich, infofern als fie das belaitete 
Recht der Verfügungmacht des Beitellers entzieht und der des Niehbrauchers 
unteritellt. Um ein ſachenrechtliches Nußungredht handelt es fich, weil 
der Niekbraucher eine unmittelbare und jelbjtändige Herrfchaft ausübt entweder 
an einem lUnterrechte, da3 ſelbſt dinglicher Natur tit und daher auf den Er— 
werber des Rechtes eine jachenrechtliche Herrfchaft überträgt, oder weil da3 einer 
unmittelbaren Sachberrfchaft zwar unfähige obligatoriihe Recht dem Nieß— 
braucher Sachnußungen und Leiftungen zuführt, die Gegenitand des Nneignungs 
rechtes oder der Belaitung fein fönnen (MU 4). Dabei darf nicht verfannt werden, 
daß das Nechtögebilde eines Nechtes an Rechten nur im übertragenen Sinne 
als dingliche Belajtung aufgefaht werden darf: denn die Sache als Subitrat der 
förperlichen und nad) außen fundbaren Herrichaft fehlt bier. Der wirkliche 
Tatbeitand tritt nur in der im Terte gegebenen Auffaſſung hervor. 


1) 38.1 850 A14. — Der Vertrag, durch den fich jemand verpflichtet, 
fein gegenwärtige Vermögen oder einen Bruchteil davon mit einem Nießbrauch 
zu belaiten (die Verpflichtung darf fich nicht auf das zufünftige Vermögen El= 
itreden, & 310), bedarf gerichtlicher oder notarieller Beurkundung, $ 311. Dies 
obligatorische een umfaßt das Vermögen als Eindeit. — Kohler, Arch. 
BR22, 1; F. Geyler, Nießbrauch am Vermögen, Diſſ. Leipzig 1903; M. Simon, 
Vermögensnießbrauch, Diſſ. Roſtock 1903. 

2) 81085 S 1. Die Formen der Beitellung jind für jeden Gegenſtand 
geſondert anzuwenden. Bei der Eintragung im Grundbuch iſt nicht, wie Turnau— 
Förſter 1,508 lehren, hervorauheben. daß der beſtellte Nießbrauch zu einem 
Vermögennießbrauche gehört. Das wäre nur erforderlich, wenn ſich hieraus 
für die Belaſtung beſondere Rechtsfolgen ergeben würden, mas nicht zutrifft. — 
Der Zwang zur Einzelbejtellung bindert nicht, das ein ganzes Mobiliar mit 
einem dinglichen Vertrage und einem Vollziehungakte dem Niekbrauch unter- 
worfen würde. Dat das Vermögen in Atome zeriplittert werden müßte, verlangt das 
Gefeß nicht. Es Stellt nur feit, daß es fih niht um ein ein heitliches, 
ſondern um eine Summe von einzelnen Nießbrauchrechten handelt. — D ie Nutz— 
nießung am Vermögen des Ehegatten und der Kinder iſt fein Nießbrauchrecht. 
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des Beftellers gegen die ihnen aus der vollen Entſchlagung des Rechtes 
auf die Nugungen drohende Gefährdung ficherzuftellen. Die hierfür ge: 
gebenen Normen finden auch Anwendung auf den an einer Erbjchaft be— 
ſtellten Nießbrauch.“ Sie find im übrigen nicht völlig abſchließend; es greifen 
vor allem die Normen über die Anfechtung der Handlungen eines Schuldners‘ 
ein, joweit durch die Beitellung des Nießbrauchs die Befriedigung der 
Gläubiger vereitelt worden ift. 


2. Der Nießbraucher erlangt die Summe der einzelnen Vermögen: 
gegenftände mitfamt allen darauf ruhenden dingliden Laſten; er trägt aud 
die dem Bejteller obliegenden obligatoriihen Verpflihtungen. Die Ver: 
folgung der dinglihen Rechte und Anjprüche wird durch den Niekbraud 
nicht gehindert. Für die Haftung des Nießbrauchers aus den perjönlicen 
Schuldverbindlichkeiten des Eigentümers des Vermögens bedurfte es dagegen 
einiger bejonderer Schugnormen.”? 

a) Die durch die Entäußerung jämtliher Nugungen geſchaffene außer— 
gewöhnliche Rechtslage fordert außerordentliche NRechtsbehelfe heraus. Dieſe 
beftehen in einer wejentlichen Verſtärkung der Wirkung der Forderungredte. 
1. Es ift hier möglich, daß der Gläubiger die Befriedigung feines Anſpruchs 
durchjegt ohne Rückſicht auf das zugunften eines Dritten beftellte dinglihe 
Recht: das ältere vor der Beitellung des Nießbrauchs entftandene * Forderung: 


3) Wird 3.8. eine zu dem Vermögen gehörende Sache durch eine un: 
erlaubte Handlung bejchädigt oder zeritört, fo bat der Nießbraucher einen jelb- 
jtändigen Anſpruch aus $ 823. Eine befondere Norm, wonach der Eigentümer 
ihm feine Erjaßforderung abtreten müßte, iit nicht erforderlich. 

4) 81089. Das römiſche Recht hatte diefen Fall in den Vordergrund 
gerüdt; D.33.2.43; D.35.2.69. Das „Vermächtnis des „Niegbraudes” 
an der Erbichaft durch den Erblafler zuguniten feiner Witive oder eines Ver: 
wandten uf. wird häufig die Bedeutung einer Einfekung zum Vorerben baben; 
dann entfällt die Anwendung des $ 1089. Bildet den Gegenjtand des Nich- 
brauchs der Anteil eines Miterben, fo gelten für diefen Erbteil grundjäklid 
diejelben Vorſchriften wie für die Erbfchaft; $ 1922 11. 

5) Die Abtretung eines Vermögenbruchteils, z. B. eines Erwerbgeſchäftes, 
zum Zwecke des Nießbrauchs tit in eriter Linie nach den von den Beteiligten 
getroffenen Vereinbarungen zu beurteilen. Cine entfprechende Anwendung der 
im PEB für das Vermögen gegebenen Rectfäbe erjcheint als geeignet, ſoweit 
der Schuß der Gläubiger in Betracht fommt, Auf den Nießbrauch an einem 
Handelsgeichäft findet HGB 8$ 22, 25 entiprechende Anwendung; darüber 
v. Völderndorff in W. Endemann, Handb. des HR 1, 190. 

6) Im Konkurs nach KO 88 29-42 und außerhalb des Konkurſes nad 
dem Reichögefeß vom 21.7.1879 (17.5.1898). Darüber Bd. 1 8 199. 

7) 81086 ©1. 

3) War das Niehbrauchrecht bereit3 eingeräumt, als die Schuldver- 
pflichtung begründet wurde, jo geht es als dingliches Recht allen fpäter ent: 
ftandenen Anfprüchen vor; der Gläubiger kann fich in diefem Falle nur an das 
nadte Eigentum und die bei Beendigung des Nießbrauchs an den Beſteller zurüd- 
fallenden Vermögenobjefte halten, 
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recht erzwingt fich vorzugmweije Befriedigung ? aus den Vermögengegenjtänden 
des Schuldners vor dem jpäter daran bejtellten Vermögennießbrauche.““ 
2. Soweit verbrauchbare Saden in Frage ftehen, die in das Eigentum des 
Nießbrauchers übergehen, kann der Gläubiger Befriedigung aus dem Erſatz— 
anfpruche verlangen, der dem Bejteller auf den Wert jener Sachen zufteht. 
Das Geſetz geht hier aber noch weiter. Durch die Bejtellung des Niepbrauchs 
darf die Durchführung der Gläubigeranjprühe in feiner Weiſe verzögert 
werden: jobald das Forderungrecht gegen den Bejteller fällig ift, ſoll auch 
der Erfaganjpruch gegen den Nießbraucher fällig fein. Das Nießbraud): 
recht wird Dadurch im Intereſſe des Gläubigers vorzeitig beendigt. 

b) Für Zinfen, die ein Gläubiger aus einer bereits zur Zeit der Be: 
ftellung zinstragenden Schuld zu fordern hat, und ebenjo für die damals 
bereitö begründete Forderung auf andere wiederkehrende Leiſtungen trifft 
den Nießbraucher eine unmittelbare und perjönliche Haftung.” Er muß kraft 
zwingenden Rechtfages *? die Zinfen in vollem Umfang und die anderen 


9) Nach materiellem Rechte gemäß $1086 ©1. Um die Zwangbvoll— 
itredung in dieſem Falle ungehindert betreiben zu fünnen, muß der Gläubiger 
ein Urteil ertwirtt haben, das den Beiteller zur Leiftung und den Niebraucher 
zur Duldung der Zmangvollitredung in die feinem Nießbrauch unterjtehenden 
Vermögen= oder Erbjchaftgegenitände verurteilt; CPO $ 737. Auf diefe Weife 
wird dem Nießbraucher der gebührende Schuß zuteil; er hat Gelegenheit, 3.2. 
die Wirkſamkeit oder die Priorität des Forderungrechtes zu bejtreiten. Der 
Gläubiger kann ohne meiteres die Erteilung einer vollitredbaren Ausfertigung 
gegen den Niegbraucher verlangen, wenn die Schuld de3 Beitellers bereits rechts— 
kräftig fejtgeftellt war, bevor der Nießbrauch bejtellt worden iſt (EPO $ 738), 
oder wenn jich der Niekbraucher der fofortigen Zivangvollitredung unterworfen 
bat (RO $ 794 I und I Nr.5 unter Bezugnahme auf 8 737). 

10) Damit werden die FForderungrechte keineswegs in Dingliche umge— 
wandelt. Am ungezwungenſten erfcheint die Erflärung von dem Sate aus, daß 
jeder Rechtsnachfolger das Vermögen mit allen Laſten und Schulden erhält. 
Die Einheit des Vermögens im rechtlichen und wirtfchaftlichen Sinne erzwingt die 
solgerung, daß auch Fraft des redlichen dinglichen Erwerbes der Niekbraucer 
nicht mehr Nechte an den Vermögensgegenitänden erlangen Tann, alö dem Be— 
tteller zujtanden. Zwar wirft der qutgläubige Erwerb auf Grund der Einzel— 
beftellung des Nießbrauchs gemäh 88 892, 1032 auch bier mit bvoller Kraft 
gegen verdedte ältere dingliche Rechte; aegenüber den Gläubigern dagegen 
entbehrt er ſolcher ſelbſtändigen Rechtswirkung, weil jeder, der ein Vermögen 
zu vollem Rechte oder zur Nußung erhält, damit rechnen muß, dat er die Ver- 
mögensgegenftände nur abzüglich der vorhandenen Schulden erwerben fann. * 
Damit ſoll nicht verkannt werden, daß ſich das BGB in einem Widerſpruch mit 
rich felbjt bewegt; die in $ 1086 unterſtellte Einheit des Vermögens wird für 
die Beitellung des Nießbrauchs in 8 1085 verleugnet. 

11) 81086 © 2; gegen 8 1067, wonach die Erfaßforderung erſt bei Be— 
endigung des Nießbrauchs entiteht. — Auch bier gilt CPO 8737; der Klag— 
antrag hat in diefem Falle zu lauten auf die Verpflichtung des Schuldners zur 
Leiſtung und des Niegbraucers zur fofortigen Zahlung des (nach $ 10671 be— 
ſtimmten) Wertes der verbrauchbaren Sachen an den Gläubiger. 

12) 8 1088 1. 

tie 8 1088 II: jede Abänderung der Haftung iſt dem Gläubiger gegenüber 
nichtig. 


666 Drittes Bud. Sachenrecht. 


Zeiftungen, wie z. B. Zeibrenten, joweit erfüllen, als fie bei ordnungmäßiger 
Verwaltung aus den Einkünften des Vermögens bejtritten werden fönnen. 
Der Bejteller bleibt daneben als Schuldner verhaftet; es handelt jich mithin 
nicht um eine geſetzliche Schuldübernahme. Er kann jedoch jeinerjeits von 
dem Niepbraucher verlangen, daß diejer jene Gläubiger befriedige.“ Gerät der 
Niepbraucher damit in Verzug, jo muß er dem Bejteller jo viele Gegenjtände 
herausgeben, als zur Tilgung diejer laufenden Schulden erforderlich find.’ 

3. Im Berhältniffe untereinander behält der Beſteller dem Nieß— 
braucher gegenüber das Recht zur Verfügung über das Vermögen, joweit 
dies zur Bereinigung des Vermögens von den vor Bejtellung des Niekbrauds 
entftandenen Schulden erforderlih ift. Der Nießbraucher erhält nur das 
dureh die Schulden geminderte und verjtricte Vermögen Was zur Tilgung 
der fälligen Verpflichtungen erforderlich ift, darf der Beiteller zurückbehalten 
oder aus dem bereits übergebenen Vermögen herausbegehren.* Die Aus 
wahl jteht bei ihm; er darf aber nur die „vorzugweije geeigneten” Gegen: 
jtände ergreifen.” Soweit die ihm herausgegebenen Gegenftände reicen, 
trifft den Bejteller dem Nießbraucher gegenüber zugleich die Verpflichtung, 
die Gläubiger zu befriedigen.'* 

Der Nießbraucher darf die Gläubiger auch aus eigenem Rechte be: 
friedigen. Dies insbefondere durch die Leiſtung des vom Bejteller geſchuldeten 
Gegenjtandes aus dem von dem Nießbrauchrechte ergriffenen Vermögen. Und 
jelbjt dann, wenn der gejchuldete Gegenftand ſich nicht in diefem Vermögen 
befindet, darf der Niepbraucher in die Subftanz der ihm unterftellten Güter 
eingreifen und von ihnen joviel veräußern, als zur Abfindung des Gläubigers 
erforderlih ijt; das fest aber voraus, daß der Nießbraucher nicht ohne 


14) 8 1088 III 1. — Schuldübernahme im Sinne des BGB ijt mur die be. 
freiende, wobei der neue Schuldner an die Stelle des biöherigen tritt. Hier 
dagegen haftet der Niehbraucher neben dem Beiteller,; über diefen Fall der be 
jtärfenden Schuldübernahme vergl. Bd.1 8153 U3. Das Haftungverhältnis 
it aber injofern eigenartig geitaltet, al3 der Niegbrauder dem Beſteller gegen: 
über an eriter Stelle haftet (er jteht mithin keineswegs einem Bürgen gleih), 
beide dagegen den Gläubigern gegenüber als Geſamtſchuldner haften. 

15) 8 1088 IIL2. 

16) 8 10871. 

17) £ 108712. Gr wird alfo dem Schuldinhalte entfprechend zunächit die 
geſchuldeten Einzelgegenftände und bei Geldichulden jtet3 das bare Geld umd 
in Ermangelung deiien die am beiten zu verwertenden und entbehrlichen Sachen 
auswählen müſſen. Dabei find nicht bloß, wie faſt allgemein behauptet wird, 
objeftive Gründe maßgebend; bei der Auswahl müſſen auch die perjönlicen 
Bedürfniffe und Intereſſen des Niekbrauders Beachtung finden; fo jedenfalls 
4.8. wenn der Witwe der Iebenslängliche Nießbrauch an dem Nadhlafje ihres 
Ehemannes vermacht ijt. 

18) 81087 13. Das Intereſſe hieran wird für den Nießbraucher durch 
$ 1086 begründet. Er fann daher auf Vollgug der Schuldentilgung gegen den 
Bejteller Hagen. 
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Gefahr warten fann, bis der Bejteller fich zur Befriedigung des Gläubigers 
herbeiläßt. Der Beiteller muß dieje Verfügungen anerkennen; der Nieß— 
braucher jedoch joll nur einen vorzugweiſe geeigneten Gegenftand aus— 
wählen.!® 


$ 107. e) Befhränkte perfönlide Dienfibarkeiten. 


1. Der Nießbrauch als das inhaltlih unbeſchränkte Vollreht auf alle 
Nugungen geht in vielen Fällen über die verfolgten Nechtzwede hinaus. 
Das BGB läßt es daher zu, daß auch beſchränkte Nutzungrechte mit einer 
bejtimmten Perſon als dinglihe Rechte verknüpft werden dürfen. Gegen: 
itand diejer Rechte können nur Grundjtüde ? bilden; weil nur bei diejen die 
Eintragung das Mittel bietet, um die engere Begrenzung des Gebraud: 
rechtes fennbar zu machen. 

Inhaltlich können die bejchränkten perjönlichen Dienjtbarkeiten ſowohl 
einzelne Benugungen oder bejtimmte Gebrauchredhte betreffen, als auch ins— 
befondere die Zwede, zu denen Grundpienftbarfeiten bejtellt werden, 
in fih aufnehmen? Im Gegenjage zu der ſonſt verordneten engen 


19) 8108711. Die in Saß2 eingefügte Bejchränfung tt der für den 
Ehemann als Nußnießer gegebenen nachgebildet. Vergl. 88 1375, 1376, 1379. 
— Gab + bejagt: fomweit der Nubnieker zum Erfaß des Wertes verbrauchbarer 
Sachen verpflichtet it, darf er eine Veräußerung nicht vornehmen. Dies ſteht 
im Zuſammenhang mit Sab 2: dem Rechte, auf Sioften des Gläubigers Gegen- 
ſtände zu veräußern (Sak 3 iſt eine fpätere Einichiebung). Danach ergibt fich 
als Sinn: weil der Niekbraucher nach 8 1067 die verbrauchbaren Sachen zu 
Eigentum erhält und nad 8 10856 © 2 fofort und nur mit dem Werte dieſer 
dem Beſteller haftet, ſo hat er, wenn er das ihm in $ 1087 12 gewährte Recht aus— 
üben will, den von ihm geſchuldeten Wert der verbrauchbaren Sachen zu verwenden; 
er darf nicht die Sadıen felbit auf Gefahr des Beſtellers veräußern und den 
daraus erzielten Erlös zur Befriedigung der Gläubiger benußen. Der Grund 
iſt, daß der Niehbraucher für den Wert haftet, den jene Sachen bei der Be- 
jtellung Hatten; find ſie inzwiſchen im Kurs gefunfen, fol der Schaden ihn 
treffen und ihm verbleiben. AZujtimmend Stobbe-Qehmann 2 8 135 A31; abw, 
Biermann 8 1087 b. 

1) Das römiſche Recht Fannte ein bloßes Gebrauchredht obne Fruchtgenuß 
in dem NRechtögebilde des usus, deffen Muslegung und Begrenzung indeflen im 
gemeinen Rechte jehr beitritten war. D. tit. 7.8. Windicherd 1 8207, Dern— 
burg, Band. 1 8250; Bechmann, Berfonalfervitut des Uſus, 1861; Hufchte, 
CivA 63,462. — Unterarten waren die habitatio und die operae servorum. 
Roth, D. Privatr. 2 8 275. 

| 2) Und die ihnen gleichgeitellten Rechte, twie befonders das Erbbauredt, 
Erbpachtrechte, Abbaurechte (EG 63, 68, 196). Übergangbeitimmung in EG 197; 
landesgefetliche Beſchränkungen der Zuläfiigteit diefer Velaftungen nach EG 115. 
3) $1090T. Die mit dem Inhalte don Grunddienftbarfeiten ausge— 
rüfteten perfönlichen Nußungrechte nannte man im gemeinen Rechte: irrequläre 
Berfonalfervituten. Windfcheid 8202 A2; R. Eohnfeldt, die fog. irregulären 
Seroituten, 1862. — Auch verfchiedene einzelne Nutzungrechte fünnen nach— 
einander bejtellt werden. Der Unterichted vom Nießbrauch bleibt troßdem er— 
balten; denn diefer befteht nicht aus einer Summe einzelner Nechte, fondern 


ericheint als einheitliches, die Gefamtheit aller Nußungen an der Sache um: 
fajiendes Recht. 
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Begrenzung des Inhaltes der zuläffigen Sachenrechte läßt das BGB hier 
der Privatautonomie größere Bewegungfreiheit.t In dem Rechtsverkehr 
haben diefe Arten der Dienftbarkeiten daher vielfahe Benugung gefunden. 
Durd fie kann die Belaftung den bejonderen Bedürfniffen des einzelnen 
Falles angepaßt werden; fie find unentbehrlich, wo ein herrichendes Grund: 
ftück fehlt oder ein Nutungrecht bejtellt werden joll, das jich nicht in den für 
die Grunddienftbarfeiten aufgeftellten Rahmen einpafjen läßt.“ Bejonders 
bedeutjam ift ihre Verwendung für Städte, Dorfgemeinden, Kirchengemeinden 
und andere Öffentliche Verbände und auch für juriftiiche Perjonen des Privat: 
rechts. Es ergeben fich hier vielfach öffentliche oder allgemeine Intereſſen, 
die eine bejtimmte Belaftung eines Grundftüds erheifchen, ohne daß das 
diefer entjprechende Recht fi) gerade mit einem bejtimmten herrichenden 
Grundftüde verfnüpfen ließe. Der Vorteil joll vielmehr der Allgemein: 
heit? oder dem Verbande zugute kommen, und danach jollen ſich Inhalt, Art 
und Umfang des Nutungrechtes beftimmen. Solchen Zwecken wird am beiten 
durch die Beitellung einer beſchränkten perfönlichen Dienftbarkeit entjprochen. 


4) Als Vorbild für das BGB diente Code civil Art. 625, der für Die 
„droits d’usage et d’habitation“ in erjter Linie die Beſtimmungen des Be: 
ftellungvertrages maßgebend fein läßt. Außerdem dürfen aber auch die Landes— 
gejeße Anhalt und Maß diefer Dienjtbarkfeiten genauer bejtimmen; EG 115. 

5) Die näheren Beitimmungen müſſen in dem dinglichen Beitellungver: 
trage getroffen werden. Beifpiele find: das perſönliche Recht über ein Grund: 
ſtück zu reiten, auf dem Privatteiche im Boot zu fahren oder dort zu fijchen. 
Eine „VBenußung“ des fremden Grundjtüds kann aber auch darin beitehen, daß 
in dem dort gebauten Haufe feine Biermwirtichaft errichtet, nicht Klavier gefpielt 
werden darf; jo auch OLG 5,316. Enger KG in Seuff. A. 56,177, wo mit 
Unrecht bejtritten twird, daß die Verpflichtung, mit dem Bauwerke einen be— 
jtimmten Wbjtand don der Landitraße zu halten, unter $ 1090 fallen könne; 
Beichränfungen der Art und des Umfangs der Bebauung find m. E. zuläſſig und 
eintragungfäbig ; denn ihnen entjpricht eine dauernde VBenußung des Bauterrains. 

6) Die Stadtgemeinde H. bat 3.2. ein mefentliches Intereſſe daran, dag 
das lIandichaftliche Bild eines bejtimmten Teiles der Stadtumgebung nicht durch 
Mietkafernen oder übermäßig hohe Bauwerke verunftaltet werde. Der Be: 
laftung der einzelnen Grundftüde mit einer Grunddienftbarkeit ſteht entgegen, 
daß ein berrichendes Grundſtück, zu deſſen Benußung die beziwedte Belajtung den 
in $ 1019 vorausgeſetzten Worteil bieten würde (man hatte an die bei dem 
Grunditüd vorüberführende Straße gedacht), fehlt. Aber zugunften der Stadt: 
gemeinde fann nach $ 1090 bier die Dienjtbarkeit bejtellt werden, daß auf dem 
belajteten Grunditüf nur ein Wohnhaus im Pillenftile (oder in bejtimmtem 
Bauijtile) errichtet werden darf, das höchitens eine Länge von 20 Meter und eine 
Höhe von 18 Meter haben darf. 

7) Eine derartige „Gemeindeferbitut“ Tann auch zugunſten des Publikums 
die allgemeine Venubung einer Gartenanlage oder Brücke, eines Waldes oder 
Durchgangweges bezwecken; RG 44,145. Das Publikum iſt dann aber nur 
Deſtinatär; als berechtigtes Subjeft der Dienjtbarfeit muß die Gemeinde den 
dinglichen Vertrag fchliegen und im Grumdbuch eingetragen merden. Daß 
eine derartige Dienstbarfeit nur als beſchränkte verſönliche und nicht als Grund— 
—— werden darf, hebt auch RG in Seuff. A. 59, 6 hervor. Vergl. 
oben 
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Dieſe erſcheint hierfür um ſo tauglicher, als die Dauer der für jene Recht— 
ſubjekte beſtellten Dienſtbarkeit zeitlich nahezu unbegrenzt iſt.“ 

2. Die juriſtiſche Natur der beſchränkten Dienſtbarkeiten wird in erſter 
Linie durch die zwingende Verknüpfung des dinglichen Rechtes mit einer 
beſtimmten Perſon gekennzeichnet. Es muß mit dem Tode des Berechtigten 
endigen? und darf von feiner Perſon nicht getrennt werden. Darum wird 
feine Übertragbarkeit ſchlechthin ausgeſchloſſen.“ Das Geſetz geht noch weiter 
und unterftellt, daß der Negel nach die beſchränkte Dienftbarfeit enger als 
der Nießbrauch den perjönlichen Bedürfniffen des Berechtigten '! angepaßt 
jein fol. Nach diefen beſtimmt fih Maß und Befugnis zur Benugung des 
belafteten Grundftüds; die Ausübung der Dienftbarkeit darf an einen Dritten 
daher nur mit Zuftimmung des Beftellers überlaffen werden.!? 

In bezug auf das Gebot jchonender Ausübung, die Pflicht zur Unter: 
haltung der Anlagen oder zur Geftattung der Verlegung der Ausübung auf 


8) Denn fie endigt erſt mit der juriſtiſchen Berfon, $$ 1090 II, 1061 © 2. 
Das hindert nicht, daß 3.2. in dem in A 6 berichteten ie die Dienjtbarkeit 
auf die Dauer von 99 Jahren beichränft wird. 

9) Die Vererblichkeit wird fchlechthin ausgejchloften; SS 1090 II, 1061. 
Soll da3 Nutzungrecht nach dem Tode de3 gegenwärtig Berechtigten foridauern, 
fo lann dies nur in der Weife gefcheben, daß zuguniten einer beftimmten anderen 
Berfon (3.8. des mit Namen bezeichneten, bereit3 lebenden Sohnes des gegen 
wärtig Berechtigten; nicht ſchlechthin zugunſten der Nachkommen) eine zweite 
jelbitändige Dienftbarkeit unter der Bedingung, daß der Erjtberechtigte geitorben 
iſt, beftellt wird. Die Verbindung beider Rechte durch denfelben Vertrag und diejelbe 
Eintragung (fo anſcheinend Dernburg 3 8 197 A2) ericheint mir unzuläffig zu 
jein. — Zur Beitellung eine® Erbbegräbnifies kann die beſchränkte perjönliche 
Dienftbarteit nicht benubt werden; dad würde dem Sinne des Geſetzes (vergl. 
A11) widerfprecdhen; gleichwohl nimmt Xofef im Recht 7,95 die Zuläffigfeit an. 

10) 81092 S1 in übereinftimmung mit 8 1059 ©1. 

11) 81091. Zur Befriedigung der „perfönlichen Bedürfniſſe“ gehört es 
3.8. auch, dag man feine Familie an der Gartenbenußung teilnehmen Täßt. 
Dagegen wird ein perfönlich bejtelltes Wegerecht nicht die Befugnis geben, ſämt⸗ 
liche eigenen Fabrikarbeiter und die Geſchäftkunden an der Wegebenutzung teil— 
nehmen zu laſſen. Die ausdehnende Auslegung, die hierfür die Mot. 3,567 
borfchlagen, hat im Gefet feinen Ausdrud gefunden; die ratio legis, zumal die 
$8 1090, 1092 S1, und der Gegenfaß zu den Grunddienftbarfeiten fprechen 
für die engere Faſſung: nur der Berechtigte und wer mit ihm durch die Gemeins 
Ihaft des Familienhaushaltes oder ſonſt perfönlich nahe verbunden ift, hat das 
Recht zur Mitbenubung. Das wird bejonders deutlich, wenn man erwägt, dab 
die Dienftbarfeit nur für die Lebenszeit des Berechtigten gilt: als mitberechtigt 
lönnen nur die Berfonen gelten, die an der individuellen Einrichtung der Lebens— 
baltung des Berechtigten ala Familienmitglieder, Unterhaltberechtigte oder Bes 
dienjtete beteiligt find, fo daß mit deſſen Tode auch ihre Mitausübung der Dienit> 
barkeit die Zweckbeſtimmung verliert. Dieſe Beitimmung weiſt immer auf den 
berfönlichen Worteil des Berechtigten bin, nicht auf die fachliche Begünstigung 
eines ettoa von ihm betriebenen Ermerbgeichäftes. 

12) 81092 52 im Gegenjaß zu 81059 © 2, wonach dem Niehbraudjer 
das freie Hecht zur Übertragung der Ausübung an Dritte zufteht. Die engere 
Beſchränkung bewirkt, daß die Pfändung diefer Art der Dienjtbarfeiten durchweg 
ausgefchloffen ift; CPO 8 857, oben 8103 A 13. 
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einen anderen Teil des Grundftüds, jowie auf den Recht: und Beſitzſchutz 
diejer beſchränkten Dienjtbarkeiten '? finden die Normen über die Grund: 
dienjtbarfeiten entjprechende Anmwendung.'* 

3. Beſonders ausgezeichnet wird das als beſchränkte Dienftbarkeit be- 
jtellte perjönliche Wohnungrecht.“ Cs kann ein ganzes Gebäude oder ein 
Stodwerf oder einen jonftigen Gebäudeteil umfaffen. Dies Recht muß 
als dingliches unter Ausichluß des Eigentümers eingeräumt ſein.!“ Bon dem 
Mietverhältnis unterfcheidet fi das dinglihe Wohnungrecht wejentlich da: 
durch,” daß es ein einfeitiges Nutzungrecht unmittelbar an dem Grundftüd 
einräumt und nicht bloß ein obligatorijches Hecht gegen den perjönlich ver: 
bafteten Vermieter auf den Gebrauch der Sache gewährt. Seine rechtliche 
Grundlage wird lediglich durch den dinglichen Vertrag geihaffen. Die Aus: 
übung des Nutzungrechtes beruht nicht auf einem gegenfeitigen Verpflichtung: 
verhältniffe. Ebenjomwenig wie der Eigentümer ſich hier verpflichten kann, die 


13) Nach 81029. Die Dienftbarfeit muß eingetragen fein; zu ihrem 
Inhalte gehört aber nach der Natur des Rechts zwingend auch die Angabe der 
Perſondes Berechtigten. Daß ein Anderer als „Belißer“ der Dienit- 
barfeit auftreten fönnte, fann auch dann nicht anerfannt werden, wenn die 
Dienjtbarfeit einer juriſtiſchen Perſon zuſteht; denn hier übt das einzelne Mit- 
qlied die Dienjtbarfeit weder aus eigenem Nechte, noch als Vertreter der Ge- 
famtheit aus. So wenig unfer heutiges Necht eine actio popularis fennt, durch 
die jeder Volkgenofje die dem gefamten Publikum zuftehenden Nechte gegen Ein- 
arifte und Störungen verteidigen könnte: ebenfowenig vermag der einzelne da— 
durch, daß er 3.2. im lebten Jahre den zuguniten des allgemeinen Verkehrs 
eröffneten Durchgang über ein Privatgrunditüd benubt hat, den Beſitz diejes 
Wegerechtes herzuftellen und zu behaupten (oben 828 A23). Somit ijt die 
Heranziehung des $ 1029 in 1090 II im weſentlichen verfehlt. Nur die Geltend- 
machung des Rechtes fommt in Frage nadı 88 1027, 1028. Vergl. auch EG 191. 
Zuftimmend Fuchs 1,333 A 2; Hipp in Windfcheid 1, 750; Pland $ 1090 A3; 
weiter gebt Biermann W1. 

14) 8 1090 II führt die einzelnen RBaragraphen an. Wegen 8 1061: A9. 

15) über die habitatio im römischen und gemeinen Rechte vergl. Savignh, 
Shitem 2, 110; Elvers, röm. Servitutenlehre ss 60, 61; Windjcheid $ 208. 
Ferner Code civil Art. 625 f. Baheriſches Landrecht IL, 9. 12. In Vayern 
kam das Wohnungrecht auch als Reallaſt oder als hypothekariſch geſicherte Forde— 
rung auf Gewährung der Wohnung vor. Jacubezky, Bem. zum Entwurf 262; 
Roth, D. Privatr.2 8 276. 

16) 8109311. Der Ausfchluß des Eigentümers hebt dies Necht ab von 
der bloßen Einräumung eines Mitbenußungrechtes oder Einfikes. Für dieſes 
iſt die geeignete Form der obligatoriiche Vertrag oder die Neallait. 

17) Diefen Unterfchied betonen nunmehr auch NG 54, 233, NG 24, 121; 
OLG 2,120; 4,481. Abm. Fuchs 1, 35; nach ihm follen beide Rechtsinſtitute 
dem Wefen und der praftiichen Bedeutung nach übereinftimmen. — Darum muß 
der. Grundbuchbeamte zuerſt prüfen, ob der bei ihm eingereichte Antrag in 
Wahrheit auf die Beitellung eines dinglihen Wohnungrechtes gerichtet it. Für 
die Beurteilung ift bier wie überall nicht der Wortlaut, fondern der Inhalt und 
Einn des vorgelegten Vertrages mahgebend. Wird ein Grumditüd ımter „Vor— 
bebalt“ der Beitellung eines Wohnungrechtes veräußert, fo fann der Veräukerer 
begehren, daß die Auflaffung nur Zug um Zug gegen die Zahlung des Kauf: 
preifes umd die Eintragung jener Velaftung erfolgen fol. wei” 
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Mohnung in einem gebrauchfähigen Zujtande zu erhalten, gehört es hierher, 
daß der Wohnungberechtigte es übernimmt, einen bejtimmten Zins für Die 
Benusung der Wohnung zu entrichten. Derartige wechjeljeitige Verpflich— 
tungen gehören nicht in den dinglichen Bejtellungvertrag, ihre Eintragung in 
das Grundbuch iſt unzuläfjig.’* 

Das Wohnungrecht ift durchaus an die Perfon des Berechtigten ge: 
fnüpft; es kann auf eine gewilje Zeitdauer abgejtellt werden, muß aber 
jpäteitens mit dem Tode des Berechtigten endigen. Der Umfang der Nugung: 
befugnis wird nach den perjönliden Bedürfnifien des Berechtigten abge: 
meſſen; dazu gehört indejjen auch, daß er feiner Familie und den zu feiner 
ftandesmäßigen Bedienung und zu feiner Pflege erforderlichen Perjonen Auf: 
nahme in der Wohnung gewähren darf." m übrigen wird der Umfang des 
Benugungrechtes zunächſt durch den Bejtellungvertrag fejtgeitellt. Das Geſetz 
ftellt daneben ergänzende Regelnormen auf. Danach umfaßt die Dienftbarkeit 
auch das Zubehör des Gebäudes, und wenn nur ein Teil des Gebäudes, ins: 
befondere nur einzelne Wohnräume der Benugung unterftehen, jo erftredt ſich 
das Hecht auch auf die zum gemeinjchaftlichen Gebrauche der Bewohner be: 
ftinnmten Anlagen. Allgemeinhin wird das Wohnungrecht den Normen über 
die bejchränften perjönlichen Dienſtbarkeiten“ und zur Ergänzung den all: 
gemeinen Regeln über die aus dem Niekbrauh an Sachen ſich ergebenden 
Rechte und Pflichten unterworfen.?? 





18) Das dingliche Wohnungrecht wird zumeiit den Zmweden der Unterhalt- 
gewährung oder Alterberforgung dienen, daber ohne befonderes Entgelt beitellt 
werden. Soll ein Entgelt entrichtet werden, fo kann dies nur durch einen befonderen 
obligatorischen Vertrag, auf dejien Form 8566 finngemäß (denn es handelt jich 
nicht um einen echten „Mietvertrag“ ) anzumenden wäre, geichehen. Der Mangel 
einer bejtimmten Vereinbarung über die Höhe der zu zablenden Vergütung würde 
die Unwirkſamkeit eines Mietvertrages, keineswegs aber die des dinglichen Ver— 
trages über da3 Wohnungrecht begründen; es fei denn (und das fcheint auch in 
RG 54, 236 gemeint zu fein), daß aus diefer Unvollitändigfeit des obligatorischen 
Grundgefchäftes fich zugleich eine weſentliche Lücke ($ 154) im der dinglichen 
Einigung ergibt. Über diefen Zufammenbang der beiden Perträge oben $ 18. 

19) 8 1093 II in Erweiterung von $ 1091. Es hängt von den Umjtänden 
ab, wieweit er auch fonjtige Vertvandte oder Freunde zu Befuch aufnehmen darf, 
ohne gegen die nach $ 1036 IT gebotene ordnungmäßige Wirtichaftführung zu 
beritogen. Vermieten darf er die Räume auf feinen Kal. Vergl. auch Stobbe- 
Lehmann 8 134 A 21. 

20) 8 1093 III. Alfo 3.8. der Hof, Brunnen, Ausguß, die Waſchküche uf. 

21) Es gelten die oben unter Wr. 1 und 2 angeführten Grundjäße über 
die Beitellung, den Eintragungzwang, die Beſchränkung auf die Zebenzeit; Ver: 
äicht auf das MWohnungrecht nach 8 875. 

22) 8109312 zählt die einzelnen Beftimmungen auf. Danadı hat der 
Robnungberechtigte insbefondere das Recht zum Beſitze (1036 I) und deshalb alle 
Schußbehelfe und Anfprüche eines Sachbejißers (er iſt nicht auf 8 1029 zu ber: 
werfen). Er hat die Pflicht, die Wohnung ordnungmäßig zu benuben und trägt, 
im Gegenſatze zu dem Mieter, die Koſten für die Erbaltung und Unterhaltung 
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3. Reallaſten. 
8108. Geſchichtliche Entwidelung. Begriff. 


1. Das römische Recht hatte daran feitgehalten, daß es mit dem 
Reditzwede und dem Bau der Grunddienitbarfeiten unvereinbar tit, den je: 
mweiligen Grundjtüdeigentümer zu einer pojitiven Handlung oder Leiſtung zu 
verpflichten. Die Bindung der freien Berfönlichkeit konnte nur aus einem 
obligatorifchen Berfprechen, niemals aus dinglichen Rechtöbeziehungen entiteben; 
ein ſolches Verpflichtungverhältnis haftete an dem Verſprechenden jelbit, es aing 
auch dann nicht auf den Sondernadfolger über, wenn diefer dad Eigentum an 
dem Grunditüf erwarb, aus deſſen Erträgnifien der veräußernde Schuldner die 
Leiſtungen bewirfen jollte.’ 

Anders war die Stellung des de ut ſchen Rechtes.“ Ihm lag es von 
jeher nabe, da die perjönliche Abhängigkeit ihren Urſprung nahm von Beſitz und 
Nußung an einem vom Oberherrn überwiejenen Grundjtüd. Diefes verband den 
mwirtjchaftlich oder politifch Untergeordneten zu beftimmten Dienften und bot um: 
gefehrt dem Forderungberechtigten eine dinglide Sicherung für feine Anfprüde. 
Daraus erklärt e3 fich, dat alle derartigen vom Gutsherrn oder von der Stadt, 
Kirche, Gemeinde auferlegten Laſten urfprüngli einen öffentlichrechtlichen 
Charakter trugen; erit mit dem 12. Jahrhundert treten ſie, befonders in den 
Städten, als privatredhtliche, mit dem Grundftüd dinglich verbundene Verpflic: 
tungen auf. 

Nach Anhalt und Art haben fich dieſe Laſten in der reichen Fülle und 
Mannigfaltigfeit, die das deutſche Rechtäleben fennzeidmet, enttwidelt. Sie ver— 
pflichten teils zu Dienfjten und Frohnden, teils zu Leiftungen von Früchten, Geld, 
Zinfen, Zehnten, Sie find entweder in regelmäßig wiederfehrenden Präſtationen 
oder bei beitimmtem Anlaß und Bedürfnis zu entrichten; auch ihre Höhe wird 
bald feit begrenzt, bald nad) den Umjtänden bemefjen. Nicht minder mannig- 
faltig ift die aktive Seite des Verhältnifies geitaltet. Einzelne Perfonen, wie 
der Guts- und Gerichtähere oder die Gemeinden und Kirchen treten als die 
Berechtigten auf; e3 iſt aber auch möglich, daß jich der Anspruch mit dem Eigen: 
tum an einem beitimmten Grundjtüd verfnüpft.’ 


(1036 IL, 1041) ; Angeigepflicht bei Befchädigung oder Gefährdung des Gebäude: 
(1042) ; Pflicht, dem Eigentümer die Ausbefferung oder Erneuerung des Ger 
bäudes zu geitatten (1044); Anfpruch wegen Verwendungen wie ein Geihäft: 
führer ohne Auftrag (1049). Vergl. dazu oben 8104. Dagegen trägt der 
MWohnungberehtigte im Gegenfaße zum Nießbrauder nicht die Laſten des 
Gebäudes und er tit nicht verpflichtet, da8 Gebäude unter Verficherung zu bringen 
($$ 1045—1047 find in $ 1093 nicht aufgenommen). 

1) Der Sat: servitus in faciendo consistere nequit, duldete nur eine 
befchränktte Ausnahme bei der servitus oneris ferendi. Dazu oben $ 101 A13. 

2) ©o: D. 18.1. 81.1. 

3) Zum folgenden die eindringende gefchichtliche Unterfuchung von Stobbe- 
Lehmann 2 8 137. Ferner Roth, D. Privatr.2 8284; Heusler 1, 338; Huber 
$ 155; vd. Schwind, Xher. 3. 33, 1; Eccius 3 8 188; Dernburg, BR SZ 8 19. 

4) Es wird bier anerfannt, daß zugunſten ganzer territorialer 
oderperfonaler reife, die nicht als jurijtifche Berfonen oder Genoflen- 
ſchaften erfcheinen, eine Laſt auferlegt werden kann, wenn diefe nur einem konkret 
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2. Alle diefe Erfcheinungformen werden herkömmlich ald Anwendungfälle 
eines beitimmten Rechtsinftitutes betrachtet, da8 allgemein Reallajt benannt 
wird.” Geine begriffliche Feititelung begegnet indefien den größten Schtwierig- 
feiten.” 

a) In der bisherigen wifjenfchaftlihen Lehre laſſen fich drei Haupt— 
auffaffungen unterfcheiden. 1. Man legte zunächſt den Nachdruck darauf, dab 
eine obligatorifhe Verpflichtung zur Bewirkung beftimmter Dienjte oder 
Leiſtungen beſtehe, und faßte dementſprechend die Reallaft als ein befonders ge: 
artetes Schuldverhältnis auf. Die Verbindlichkeit zu fortdauernden Leiftungen 
wird vermittelt durch das Eigentum an einem Grundftüd, defien Erträgniffe oder 
Einrichtungen häufig erſt die Möglichkeit für die Erfüllung ſchaffen. Die ding- 
liche Sicherung des Gläubiger fann dann entweder durch Beſtellung einer 
Shpothet* oder durch Belaftung des Grundftüds mit einer Dienjtbarfeit " erwirkt 
werden. 2. Gegenüber diefer Abbeugung der dinglichen Natur der Reallaft, die 
eine Erflärung für die auf Grund de3 Eigentums beftehende und auf jeden 
Rechtsnachfolger übergehende Gebundenheit zur Bewirkung der Leiftungen ver— 
mifjen ließ, erſchien e8 anderen Schriftftellern erforderlich, die fachenrechtlichen 
Grundlagen fchärfer hervorzuheben. Sie betonten dabei die Mifchung der ver- 
fchiedenartigen Recht3elemente und gelangten zu einer Teilung der Rechtögrund- 
lagen. Der Reallaft ald Gefamtinftitut wurde der dingliche Charakter zu— 
geiprochen, während den einzelnen Verpflichtungen eine obligatorifhe Nakur zus 
geitanden blieb.” 3. Soldde Spaltung der Rechtsnatur der Reallaft in ein ding- 
fiches Mutterrecht und in hieraus abgezmweigte obligatorifche Eingelanfprüche 
erichien jedoch vielfach als unbefriedigend. Man ſuchte den Widerſpruch zu 
bannen durch die Verwertung der actio in rem scripta. Die Reallaſt galt 
danad) zwar als ein obligatorifche® Schuldverhältnis; die Verpflichtungen aber 
bafteten an einem bejtimmten Grumditüd und durften gegen deſſen jeweiligen 
Eigentümer geltend gemacht werden. Dem Berechtigten murde außer dem 


begrenzten Bedürfnis dient und dauernden Charakter trägt. So bat RG 4, 131 
die Verpflichtung, Quellwaſſer einem beftimmten Badeorte zuzuführen als gültige 
Reallajt anerfannt. Vergl. auch RG 31, 75. 

5) RG 12,176, 

6) Die Bezeichnung bat fich in neuerer Zeit allgemein eingebürgert; onus 
reale im Gegenfaß zu onus personale begegnet bereit3 im Mittelalter; Kraut, 
Grundriß $ 110, 

7) Es banbelt jich fowohl um die FFeititellung der Natur der Reallaft, 
al3 auch um eine Definition, die elaftifch genug tft, um die bunte Fülle der 
Einzelgeitaltungen in fich zu begreifen, ohne doch fich ins Unbeſtimmte oder in 
allzu Zomplizierte Faſſungen zu verlieren. Die wichtigſten Theorien find bei 
Stobbe-Lehmann 8 138 ausführlich befproden. Hier müflen fchon im Hinblid 
auf die Stellungnahme des BGB. in $ 1105 die Grundzüge genügen. 

8) Savigny, Obligationenr. 1, 134; Gerber, D. PBrivatr. $ 167; Stobbe, 
2. Aufl., 8 101. 

9) So die ältere Lehre. Dunker, Lehre von den Reallaften (1837) 6. 

10) Als servitutes in faciendo oder servitutes iuris germanici. Dies 
war die Auffaffung der älteren Praris (Seuff. X. 34,16) und Gefeßgebung 
(bayer. Landrecht 11.7.2 Nr. 1). 

11) Wächter, württemb, Brivatr. 2,310. Auch das RG 16, 141 erklärt, 
dab nach gemeinem Rechte die einzelne fällige LZeiftung mit einer perfönlichen 
Klage geltend zu machen jei. Ferner Eccius $ 188 AD. 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.1.9. Aufl. 43 
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Forderungrechte zugleich ein dingliches Nutzungrecht und in letzter Linie aud 
ein Befriedigungredt aus dem Grundjtüd zugeitanden.” 

b) Sotvohl das ältere deutjche Recht als auch die neueren Gejeßgebungen 
legen dagegen der Reallaft al Geſamtheit und den einzelnen Leiſtungen durd: 
weg die dingliche Rechtsnatur bei.” Damit wird offenbar die feititehende, 
den ganzen Rechtsbau tragende Nechtöfolge, daß ohne Schuldübernahme jeder 
Rechtsnachfolger fchlechthin durch den Eigentumerwerb am Grundftüd zu den 
fejtbeftimmten Zeiftungen verpflichtet wird, am beiten begründet. Dagegen fehlt 
jede Erflärung für die Tatfache, daß der Eigentümer des Grundſtücks für die 
während der Dauer feines Eigentums fällig werdenden Leiftungen perſönlich 
verhaftet wird, und daß die Verpflichtungen hieraus ihn troß der Aufgabe und 
Veräußerung des Grunditüds als den rechten Schuldner treffen.” 

3. Nach alledem iſt fejtzuhalten, daß das eigenartige Recht3inftitut der 
Reallaft fi einem der vom römischen Rechte und der gemeinrechtlichen Rechts: 
technik ausgebildeten, fertigen Begriffe nicht unterordnnen läßt. Die Reallait iſt ein 
Rechtögebilde eigener Art. Unbefangen muß ihre Doppelnatur anerkannt werden, 
wie fie fich aus dem deutjchen Rechtsbewußtſein entwidelt bat. Dem Recht— 
zwecke nach ftellt fich die Neallaft als ein ausgefprodhen Dinglide3 Rechts— 
berhbältnis dar; die dauernde Xerbindung mit einem Grundftüd, die 
Sicherung und Befriedigung der Anſprüche „aus“ diefem und der im Geltung 
bereiche der Grundbuchverfafiung allgemein ausgefprocdhene Eintragungzivang be 
zeugen diefe Tendenz auf das bejtimmtefte. Aus dem fachenrechtlichen Grund: 
verhältnis löſen ſich die Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen ab, die nad 
Urt der obligatorifhen Forderungen gegen ben Eigentümer als den 
perfönlich Verpflichteten geltend gemacht werden.” 


12) So Lehmann in der 3. Aufl. von Stobbes Privatr.2 8 138; aud 
Cofad in Gerbers Lehrbuch 8 163. — Das Recht auf Befriedigung aus dem 
Grundftüd Iegt den Vergleich mit der Hypothek nahe. Das wird näher verfolgt 
bon Kohler, pfandrechtliche Forſchungen (1882) 58. 

13) Roth $ 284. Ebenfo Dernburg, preuß. Privatr. $ 306. 

14) Auch an einem derelinquierten Grundftüd fönnen 3.8. die Nußung- 
rechte des Altenteil3 ausgeübt werden. Es bedarf hier der Vermittelung dur 
einen Verpflichteten nicht. 

15) Um diefe Rechtöfolge zu erflären, wurde von Dunker, Reallaft $ 16 
für das gemeine Recht und von Strohn in Striethorft Arch. 12, 347 angenommen, 
daß nicht ſowohl der Eigentümer als da8 Grundftüd felbit die Verpflichtung 
trage. Die das belajtete Grundſtück treffende Haftung müfle bon dem vertreten 
werden, dem bei Eintritt der Fälligkeit jeglicher Leitung da3 Eigentum daran 
zuftehe. Damit märe allerdings für die perfönlide Haftung des jemeiligen 
Eigentümers eine Grundlage nachgewiefen; aber die Fiktion, daß das Grunditüd 
wie ein rechtsfähiges Subjeft bafte, verjtößt durchaus gegen die Grundſätze 
unferer Rechtsordnung. 

16) Derartige gemifchte Nechtsverhältniffe fommen auch fonft vor. Nur 
jind dann die Rechtselemente zum Teil anders gelagert. Die Hypothek gebt von 
dem obligatorifchen Schuldverhältnis aus und fügt ihm die dingliche Sicherung 
hinzu, die im Verkehre dann als der weſentliche Beftandteil des verbundenen 
Rechtsinftitutes aufgefaßt wird. Auch an $ 836 II ift zu erinnern. — Hier zeigt 
jich deutlich, dab auch die moderne Rechtstechnif noch umfertig tft. Unzweifelhaft 
bedeutet die ſcharfe Trennung der dinglihen bon den obligatorischen Rechten 
einen weſentlichen wiſſenſchaftlichen Fortichritt: jet aber tritt die Aufgabe ber- 
bor zu rebidieren, ob wirklich beide Gebilde überall als unverſöhnliche Gegenſätze 
behandelt werden müflen. 
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Dies ift im mwefentlichen auch der Standpunkt des BGB. Die Reallaft gilt 
nach) ihm" als die Belaftung eines Grundftüds mit wiederfehrenden, aus * dem 
Grunditüd zu entrichtenden Leiftungen, die zugleih den Eigentümer perfönlich 
verhaften für die während der Dauer feines Eigentum fällig gewordenen ein 
zelnen Leiftungen. Damit wird die dingliche Natur ” als das weſentliche Begriff: 
merfmal der Reallajt feitgejtellt: fie bejteht in einer Belajtung an dem Grund- 
ftüd, die zur dinglichen Sicherung eines auf wiederlehrende Leiftungen gerichteten 
Anjpruchs dienen fol. Inſofern fteht die NReallaft im NRechtäleben am nächſten 
der Rentengrundſchuld; beide find nicht, wie die Hypothek, auf Zahlung eines 
Kapital3 gerichtet, bei beiden kann in leßter Linie die Entrichtung der Einzel— 
beiträge aus dem Werte de3 belajteten Grunditüds durch Zwangvollſtreckung er— 
ziwungen werden. Im Gegenjaß zu der Rentengrundſchuld, die als abitrafte 
Belaftung lediglich auf dem Grundjtüde ruht, haftet bei der Reallaft der jeweilige 
Eigentümer auch noch perfönlich für die während der Dauer feiner Eigentums 
berrfchaft fällig werdenden Leiftungen.” Das Gefet unterftellt damit, daß ber 
dingliche Beitellungvertrag bon einem obligatorifhen Wertrage begleitet mird, 
der die Leijtungpflicht dem jeweiligen Eigentümer auferlegt. Der Eintritt jedes 
Sondernadhfolger3 in diefes Verpflichtungverhältnis wird dinglich durch den 
Eigentumerwerb vermittelt; e3 handelt fich dabei nicht um eine Haftung für 
fremde Schuld, fondern um eine auch ohne befonderen Schuldübernahmevertrag 
eintretende, kraft Gefehed mit dem Eigentumerwerbe verfnüpfte, befreiende 
Schuldnachfolge in die Rentenlaft. 

Bei alledem darf nicht überfehen werden, daß da3 BGB nur die allgemeinen 
Grundzüge feititellt. Unter den Neallaften zeigen ſich die berfchiedenartigften 
Sondergebilde. Ihre Entwidelung und Eigenart ift nicht durch die Feftlegung 
in3 einzelne gehender Sondervorfchriften gehemmt worden. 


8109. Die Grundjäße des BGB über die Reallajten. 


1. Die wirtſchaftlichen Anfchauungen der Neuzeit find einer umfafjenden 
Verwendung der NReallajten nicht gugeneigt. Nur in wenigen Staaten wird 
Diejen deutfchrechtliden Gebilden noch freie Ausübung und underfümmerter Be— 
ftand gelafjen. In mweitauß den meiften Gebieten werden die Reallaften teils 
Durch bejondere Gejege für ablösbar erflärt oder aufgehoben, teils iſt ihre 
Neubegründung verboten morden.* 

Das im Abſterben begriffene Rechtdinftitut neu zu beleben oder in Die 
Iandesgejeßlichen Verbote einzugreifen, fonnte nicht die Aufgabe der Reichs 


17) 811051. Daß damit die Reallajten zu nur dinglichen Laften gemacht 
wären, wie die Mot. 3, 573 behaupten, ijt nicht zutreffend. 

18) Das bejagt nach $ 1107 und ss 1113, 1191, daß der dur Zwang⸗ 
bollftredung ermittelte Erlös des belafteten Grunditüds für die Erfüllung der 
Reallaft haftet. 

19) Dafür jekt auch die übertviegende Meinung; KG in OXG 7, 32; 
Eojad 8237; Dernburg 8 199; Eltzbacher, Handlungsfähigfeit 1, 269. 

20) 811081. Die perfönliche Haftung kann jedoch im Bejtellungbertrage 
oder durch jpätere Rechtsänderungen ($ 377) ausgejchloffen werden. 

1) Die Mot. 3,573 f. geben über den bisherigen Rechtzuftand genauen 
Bericht, defien Grundlage bildet: Neubauer, Zufammenftellung des in Deutfch- 
land geltenden Rechte der Reallaften 1879. 
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gejeßgebung fein?” Das BGB fah fich ſomit vor die Frage geftellt, ob e3 nicht 
die Reallaften gänzlich den Partikularrechten überlafjen follte. Dies wurde ver: 
neint. Aber andererjeit3 war auch an eine abſchließende reichögefeßliche Ordnung 
nicht zu denken. Die im BGB gegebenen Normen erhielten unter diefen Um: 
ſtänden die befchränkte Aufgabe, für die von den jeweiligen Landesgeſetzen no 
geduldeten oder gehegten Reallaſten einige allgemeine Grundſätze aufzuftellen. 
Das Reichsrecht hat mithin eine partifularrechtlid bedingte oder fubfidiäre 
Geltung. a) E8 gelangt im mwefentlichen nur zur Anwendung, wenn und folange 
das Landesrecht noch Reallajten anerkennt. Die Frage der Zuläffigkeit, der 
Beihränfung und Ablösbarkeit einer NReallaft muß mithin zunächſt nach dem 
Sebietitatut des zu belaftenden Grundftüd3 geprüft werden.” Danach beftimmt 


2) Daher bleiben alle darauf bezüglichen Landesgejeße in Geltung; 
EG 115. — Mit eigenartiger YAuffaffung von der Aufgabe einer Kodififation be> 
merken bier die Mot. 3,579: „man erreichte hierdurch das Ziel, daß der be- 
ſtehende Rechtzuftand einfach aufrecht erhalten wird.“ — Daß die nach dem bis- 
berigen Recht begründeten Reallaften nad Rang und Anhalt unberührt befteben 
bleiben, betont EG 184. 

3) Der heutige Rechtzuſtand zeigt folgendes Bild. 

a) In Preußen gilt das Ablöfunggefeß vom 2.3.1850. 1. Sein Geltung: 
gebiet iſt, ſoweit es fih um beſtändige Reallajten handelt, durch AG 3. 
BGB Art. 30 jekt auf die ganze Monarchie (einfchließlich Helgoland) ausgedehnt 
worden; Art. 30 nimmt wörtli den $ 91 II—IV des Ablöfunggejeßes auf. 
„Beitändig“ zielt auf ſolche Belaftungen, die ohne zeitliche Begrenzung andauern 
follen, insbefondere nicht mit dem Tode des Berechtigten erlöſchen. Das Geſetz 
verbietet, ſolche bejtändige Abgaben und Leiftungen einem Grundftüd als 
Reallajten aufzuerlegen; mithin ift e3 in Preußen unzuläffig, 3.8. eine zeitlich 
unbegrenzte Reallajt fünftighin mit dem Inhalte zu bejtellen, daß aus einem Gute 
jährlich 10 000 Zentner Kartoffeln an eine bejtimmte Brennerei geliefert werden 
folen. Dagegen ift die Bejtellung einer auf bejtändige fejte (in ihrer Höbe 
bejtimmten) Geldrenten lautenden NReallaft allgemein gejtattet. Dieſe 
Geldrenten können vom Eigentümer nad) vorgängiger ſechsmonatiger Kündigung 
mit dem zwanzigfachen Betrage abgelöjt werden; zuläfiig ift die Vereinbarung, 
dab die Kündigung für die nächiten 30 Jahre ausgefchloffen fein und daß ein 
höherer Ablöfungbetrag (bi zum Fünfundzwanzigfachen der Rente) entrichtet 
werden fol. 2. Nihtbeftändige, d.h. auf beftimmte Zeit oder auf die 
Lebensdauer des Berechtigten abgejtellte, Reallaften werden von AG Art. 30 
jedenfalls nicht ausgejchloften. Sie find demgemäß auch in der Rheinprovinz für 
zuläfiig zu erachten, mo bisher die Bejtellung von Reallaften überhaupt verboten 
mar. Das Recht auf Bejtellung einer Reallaſt für die auf Grund des Leib— 
gedingbertrages übernommenen wiederfehrenden Leiſtungen gibt AG Art. 15 $1 
für das ganze Gebiet des preußifchen Staates; es wäre ein feltfjamer Rechtzu— 
ftand, wenn die fonjt in Preußen zuläfjigen Reallaften in dem linksrheiniſchen 
Staatögebiete nicht gelten follten. Aus praktiſchen Gründen ift darum anzunehmen, 
dab AG Art. 30 den Charakter einer Kodifikation haben jollte (jo Erufen- Müller, 
AG 296; abw. Stranz-Gerhard, AG Art. 50 A5); einen unzweifelhaften Aus- 
drud hat dies allerdings im Geſetze nicht gefunden. 3. Über die Rentengüter, 
en in AG Art. 30 IV aufrecht erhalten wird, vergl. oben 

r.4. 

b) In Bahern find einige Neallaften, nämlich Fronden, Mortuarium, 
— und Zehnt, aufgehoben oder als fixierte der löſung unterworfen; 
Sefeß vom 4.6.1848. Die anderen Reallaſten bleiben in Geltung; nach AG 3. 
BGB Art. 85, 86 dürfen aber als Neallaften fünftig nur noch Leibgedinge und 
die Rechte auf regelmäßig wiederkehrende Leiftungen von feft beftimmten Geld- 
beträgen oder Mengen von Bodenerzeugnifien beftellt werden. Für die Ausübung 
des Ablöfungrechtes ſoll 8 1202 (Rentengrundfhuld) maßgebend fein. Dies alles 
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das Landesrecht auch über den Inhalt und dad Maß der von ihm anerfannten 
Reallajten; es darf die einzelnen Arten begrifflich abjondern und für jede eine 
befondere Ordnung und eigentümliche Rechtsfolgen feſtſtellen“ Das Reichsrecht 
hat daneben nur die Abgrenzung des Reallajtbegriffes und die Ordnung einiger 
befonderer Arten übernommen; außerdem aber gelten die allgemeinen Vor— 
jchriften über die Begründung und Wirfung der Belaftungen an Grundftüden 
und insbefondere auch alle aus dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs abge: 
leiteten Rechtsfolgen“ b) Demgegenüber hat das Landesrecht vollitändig freie 
Machtbefugnis und kann nach Belieben Reallaften anerfennen und ausgeſtalten, 


gilt auch in der Pfalz. Roth, bayer. Civilredht 2 SH 169 ff. Bis zu dem Zeit: 
punfte, wo da3 Grundbuch al3 angelegt anzuſehen tit, können Leibgedingverträge 
nad AG 41 und Mberganggei. Art. 116 f. dinglich gefichert werden. 

ec) In Sachſen ift durch Geſetz vom 15.5.1851 die Ablöfung und das 
Verbot der Neuerrichtung von Neallajten in ähnlicher Weife angeordnet worden 
wie in Preußen. Dagegen bleiben Geldgefälle, die auf Regalbergbau und 
Kohlenbergbau bezüglichen Reallajten, Auszug, Leibrente, eifernes Kapital be— 
ftehen; jie fönnen auch neu begründet werden. Hierfür gilt beſonders auch 
EG 121. Über das Ablöfungverfahren und die Ablöjungrenten AG $$ 27,28. 

d) In Württemberg und Baden iſt mit den Reallaſten faft gänzlich auf— 
geräumt; in Baden darf nad AG z. BGB Art. 26 nur noch die Verpflichtung zu 
wiederfehrenden Leiftungen, die zum Lebensunterhalt einer bejtimmten Berjon 
dienen, al3 NReallaft begründet werden. In Heflen (AG Art. 93), Schaumburg- 
Lippe (820), Walded (Urt. 16), Bremen ($ 26), Elſaß-Lothr. (875) iſt Die 
Neubegründung joldder Rechte, deren Ablöfung das Landesgeſetz zuläßt, als Real» 
laſten ausgeſchloſſen; Reallaften dürfen höchſtens auf die Xebenzeit des Be— 
rechtigten (oder 30 Jahre bei jur. Perf.) abgejtellt werden; nur bei Xeibgedingen 
fönnen auch perfönliche Dienitleiftungen den Gegenjtand der Reallaſt bilden. In 
Weimar ($ 149) und Meiningen (Art. 18) darf eine Reallaft nur zugunjten 
einer natürlichen Berfon und nur fo bejtellt werden, daß jie ſpäteſtens mit deren 
Zode erlifcht; die Anwendung von BGB $ 1105 II wird auögejchlofien; perſön— 
liche Dienftleiftungen können mur als Leibgeding-, Leibzucht-, Altenteil- oder 
Auszugleiftungen bedungen mwerden. Gotha (AG Art. 36) läßt ala Real: 
laften nur ſolche wiederfehrende Leiftungen zu, die auf dem belajteten Grundjtüd 
oder aus feiner Subjtang zu erfüllen find, ferner Wltenteile und Leiftungen zu 
Begebau und Wafjerleitungziweden und dergl. In Hamburg ($ 60) kann Das 
Grundftüd des Deicheigentiimers mit der Erfabpflicht für alle Leritungen belaftet 
werden, die der jeweilige Eigentümer des deichpflichtigen Grundjtüds zur Er» 
füllung der Deichlaft machen muß; damit ijt, ohne daß das Geſetz es ausſpricht, 
eine Reallaft im Sinne des F 1105 II augelafien. In Medlenburg ift es jchlecht- 
bin bei dem bisherigen Rechtzuſtande verblieben (Langfeld, AG 69) ; dab das 
36 — Altenteil als Reallaſt eingetragen werden fann, unterſtellt V.O. 3. 

II. 

F Dahin gehört es auch, daß im Gegenſatz zu 81108 II die Verteilung 
der Reallaſt er der Teilung des belafteten Grundjtüds beliebig geordnet 
werden darf. EG 120 II Nr. 1 gejtattet nicht bloß, dat durch Ausftellung eines 
Unfchädlichkeitzeugnifjes ein veräußerter Teil des Grundſtücks als völlig laftenfrei 
abgejchrieben werde, jondern er läßt es im Intereſſe einer erleichterten und alle 
Beteiligten befriedigenden Teilung auch zu, daß 3. B. bei einer Erbfolge die beiden 
Erben das belajtete Landgut real teilen und jeder dann die Hälfte der Reallait- 
leiftungen trägt. Vergl. preuß. AG, Art. 31 erhält die bisher geltenden Bor- 
fchriften in Kraft; über die berividelte Ordnung, die fich hieraus ergibt, vergl. 
Erufen- Müller 301. 

5) Denn $$ 891 f. betreffen nicht den Inhalt der Reallaſt, jondern find 
zwingende Folgerungen aus dem geltenden Grundbuchrechte. Eine Abbeugung 
diefer gejtattet EG 115 nicht. Vergl. aber auh 47. 
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ohne durch die Vegriffbeftimmung und die fonjtigen Grundfäße des BEB ge- 
bunden zu fein: 1. für alle Reallaften, die einem Gebiete angehören, das durch 
allgemeinen Vorbehalt den Landesgefegen überlafjen ift;” und 2. für alle dem 
öffentliden Rechte angehörenden Reallaften.” 

2. Selbftändige Bedeutung und zwingende Geltung hat die Ordnung 
bes BGB für die Feftftellung des Begriffs der privatrechtlichen Reallait. 
Ob eine ſolche Belaftung noch gültig begründet werben darf und welchen Inhalt 
fie haben kann, unterfteht dem Landesrechte; die rechtliche Beurteilung des 
damit gegebenen Tatbeftandes nimmt aber das BGB für fih in Anſpruch. 
Daher werden auch Belaftungen, die nad) Landesrecht bisher nicht zu den 
Reallaften gerechnet wurden, jetzt reichögejeglich dazu geftempelt und den 
Normen des BGB unterworfen, wenn fie den von diejem fejtgejtellten 
Begriffmerkmalen entfpreden.? Für die von ihm jelbft begründeten Arten 
der Reallaften haben die Vorjchriften des BGB ausſchließliche Geltung; ? 
das gilt für die Renten beim Überbau und Notweg,“ und die Unterhaltung: 
pflidten an den zur Ausübung einer Grunddienftbarkeit erforderlihen An— 
lagen." 

Die Begriffbeftimmung der NReallaft enthält zugleich die Begrenzung 
ihres Anmendunggebietes. Daran find auch die Landesgeſetze gebunden; fie 
bürfen die nach dem BGB zuläffigen Reallaſten ausjchließen oder be— 
ſchränken, vermögen aber nicht außerhalb der allgemeinen Borbehaltgebiete 


6) Dahin gehören befonder3 die Nentengüter (EG 62) ; dann auch Real— 
laften auf dem Gebiete des Bergrechtes, Jagdrechtes uſp. Hampe, braunfche. 
Brivatr., 2. Aufl. 339; Niedner 230. 

7) Unten 8110 Nr.1. Hier darf das Landesrecht felbit die Wirkung des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuch ausſchalten und ferner 3.98. verorbnen, 
daß eine ald NReallaft eingetragene Rente allen, auch den älteren Belaftungen 
vorgeben fol. Beides verordnet das ſächſ. AG g 28 für die Ablöfungrenten. 

8) E96 madit für die Altenteilverträge nur die Ausnahme, daß das 
Landesrecht die hieraus entftehenden Verpflichtungen durch ergänzende Normen 
feitjtellen fann (unten 8110 927). Durch Rückſchluß ergibt jich Hieraus, was 
aus $ 1105 pofitiv zu gewinnen iſt: die Beitimmung der rechtlichen Natur einer 
Belaſtung bat da3 BGB durch zwingende Normen übernommen. Darum müſſen 
3. o in VBahern der Altenteil und das Wittum Künftig als NReallaften angeſe 
werden. 

9) NKennzeichnend für die Stellungnahme des BGB in der Frage der 
Reallaiten ift, daß in EG 116 für Diefe Arten ein Vorbehalt zugunſten der 
Geltung des BGB gegenüber den Landesgeſetzen erforderlich erſchien. Die partis 
kularen Ablöfunggefete und Sondernormen follen bier feine Geltung haben. 

0 8 912, 916, 917; oben $ 74. 

11) Nach 88 1021, 1022; oben $ 102, — Dagegen wird die Rentenfchuld 
nach $ 1199 als Grundfchuld ımd nicht als Reallaſt aufgefaßt. 

12) Die Verpflichtung des Grundftücdeigentümerd zur Unterhaltung einer 
Anlage, die ihm die Überfahrt zur Lamditraße geitattet, würde nach dem BEB 
den zuläffigen Anhalt einer Neallaft bilden. Nach dem preuß. Gef. 2.3. 1850 
88 6, 91 II (A 3) iſt dieſe beitändige Belaftung, weil fie nicht auf eine Geldrente 
abgeitellt it, aber verboten; OLG 8, 126, 
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für den Bereich des bürgerlihen Rechts Reallaften zuzulafien, die über die 
im BGB für zuläffig erklärten Belaftungarten hinausgehen. Zwingende 
Vorausfegung bildet danach, daß die Reallaft auf wiederkehrende Leiftun- 
gen abgeftellt ift; die Verpflichtung zu einer bloß einmaligen Zeiftung hat 
rein obligatorifche Natur und eignet fih weder zum Inhalte einer ding- 
lichen Belaftung noch zur Eintragung in das Grundbud.'? Gegenftand der 
Leiftungen können Geldzahlungen, Lieferungen von Bodenerzeugniffen oder 
Dienitleiftungen jein; es ift auch zuläffig, daß diefe Präftationen miteinander 
verbunden werden oder abwechſeln.“ Wejentlich für die dingliche Natur der 
Reallajt ift, daß die Leiftungen „aus“ dem Grundftüd zu entrichten find. 
Um dies zu ermöglichen, ift jedoch feinesiwegs erforderlich, daß der Betrag 
der Leiftungen ziffermäßig feftgeftellt jei oder daß ſich aus dem Inhalte der Ein: 
tragung von vornherein eine fichere Grundlage dafür ergebe, wie die Höhe 
der Belaftung objektiv beftimmt werden und ihre Umrechnung in Geld ftatt- 
finden könne Bielmehr genügt, daß im Falle der Zmangverjteigerung 
des belajteten Grundftüds durch Einigung der Beteiligten oder durch Ab- 
Ihägung der bisherigen LZeiftungen oder der Höhe und Zahl der künftigen 
Leiftungen eine Umrechnung in Geld erfolgen fann.!® 


13) Darum iſt 3.8. die Verpflichtung, das überragende Gejimfe abtragen 
zu lajien, wenn der Nachbar jein Grundftüd bebauen wird, nicht al3 Reallajt 
aufzufafien; RYA1,25. Gegen die enge Auslegung der heutigen Praxis, die 
e3 vermehren till, eine derartige Verpflichtung in den Inhalt einer Grunddienit: 
barfeit —— vergl. oben 8101 A13. Ferner Seuff. A. 56, 177. 

14) Der Zweck der jährliden Rentenzablung darf auch dahin feitgejtellt 
werden, dab dadurch ein gejchuldetes Stapital verringert und endlich auf» 
gezehrt werden ſoll. Solche amortijierbare Rentenfchuld ftellt eine echte Reallaft 
dar, wenn e3 jich nach dem Inhalte des dinglihen Vertrages um eine Mehrheit 
felbftändiger Leiftungen und nicht um eine einheitliche, blos in Teilleijtungen 
zerlegte Summenjchuld handelt. Wollen die Beteiligten das Schuldverhältnis auf 
der zuleßt genannten Grundlage aufbauen, jo ijt eine unfündbare Grundjchuld 
au errichten, die in bejtimmten jäbrlihen Natenzablungen abazutragen iſt. 
Bergl. KON 21, 312. — Das fog. Vormietungredht kann in dem Sinne als 
Reallait aufgefaft werden, daß der jeweilige Eigentümer bei jedem Mietvertrage, 
den er über das belajtete Grundſtück abſchließen will, dem Berechtigten Anzeige 
eritatten und das Recht zum Eintritt in den Mietvertrag — muß. So 
KG in OLG 7, 85. Über die obligatoriſche Vormiete: Bo. 18167 A25. 

15) RJA 2, 192 (KGgJ 22, 303) verlangt dies als Folgerung aus dem 
Grundjate der Spezialität. Die Verpflichtung des A.: jährlich eine Doppelt jo große 
Menge Kartoffeln zu liefern, ald zum Abbrennen de3 auf ihn entfallenden Anteils 
de3 Spiritusfontingentes nötig find: galt nicht für eintragungfähig, wenn nicht 
die Höhe des SKtontingentanteiles angegeben oder da3 zugrunde liegende Rechts 
verhältni3 foweit angegeben würde, dab eine Grundlage für die Umrechnung 
möglich ei. — dieſe zu weit gehenden Forderungen: Planck 51105 As8; 
ar 292. 

) Auf ſolche Abſchätzung weiſt ZUG $ 45 Bin; fie muß 3.9. auch aus- 
— wenn der Geldbetrag eines auf die Lebenzeit abgeſtellten Nießbrauchs 
zu berechnen iſt. Andererſeits müſſen aber die Leiſtungen derart angegeben 
und im Grundbuch verlautbart werden, daß fie objektiv beſtimmbar find; denn 
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3. Eine Reallaſt wird beſtellt auf Grund des dinglichen ihren Inhall 
genauer fejtjtellenden Vertrags durch Eintragung in das Grundbud. Cie 
erlifcht durch Verzichterklärung und Löfhung im Grundbuch ;"* ferner durch 
Ausihliegung des unbekannten Berechtigten,” und werm die Reallaft als 
jubjeftives Recht beftellt ift, regelmäßig mit dem Tode des Berechtigten.” 
Gegenjtand der Reallaft find ausſchließlich Grundſtücke;“ auch der in dem 
Anteil eines Miteigentümers beftehende Bruchteil kann belaftet werden.” 


4. Wird die Reallaft beftritten, jo ift die Feſtſtellungklage wie der 
Anjpruch auf Berichtigung anwendbar. a) Für die einzelnen Leiftungen haftet 
dinglic das belajtete Grundſtück; da „aus“ ihm alle Gefälle zu entrichten 
find, muß der gegenwärtige Eigentümer alle rüdjtändigen und laufenden 
Zeiftungen erfüllen oder die Zwangvollſtreckung in das Grundftüd dulden.” 
b) Der Regel nad) trifft den Eigentümer des belafteten Grundftüds zugleid 
aud die perjönlihe Haftung für die wiederkehrenden Zeiftungen.** Damit 
wird einmal klargeſtellt, daß der Berechtigte ſich nicht bloß an das belaftete 


font fehlt es überhaupt an einer rechtswirkſam begründeten Leiftungpflicht (BD. 1 
8 117). Solche objektiven Merkmale ſcheinen in dem A15 angeführten Yale 
— zu ſein; jedenfalls hatte der Grundbuchbeamte den Antragſteller zu 
elehren. 

17) 88 873, 874; GBOo 850. Oben $59 Nr.3; aber au EG 114. — 
Tabularerfibung nad 8900 II findet bier feine Anwendung, weil es feinen 
Beſitzſchutz für Reallaſten gibt; oben 828. Entftehung fraft Geſetzes $$ 912, 916. 

18) Die allgemeinen Grundfäße gelten hier; vergl. oben $ 66 Nr. 1. Ge— 
nehmigung des Wormundichaftgerichtes zur Löfchungbemwilligung nad 81821 
Nr. 13 RJA 4, 182. Auch im Falle der Zivangverfteigerung fann die Reallaft 
aufgehoben werden: ZUG $$ 52, 92. 

19) Nach $ 1112 foll das Aufgebotverfahren und Ausſchlußurteil die Real: 
laft zum Erlöfchen bringen unter Anwendung der 88 1104, 1170; ERO 8988. 

20) Das ergibt fich aus 8 1111 I. Vergl. unten A 30. 

21) $ 1105 I; das Erbbaurecht nad) $ 1017 I. 

22) 81106; nicht aber der Anteil eines Gemeiner3 zur gefamten Hand 
und ebenjotvenig ein ideeller Anteil oder ein beſtimmter Flächenanteil des im 
Alleineigentum jtehenden Grundſtücks. 

23) Nah dem Vorbilde der Zmwangvollitredung wegen Hhpothefenzinien 
gemäß $ 1107. Darüber unten 8 126. Die rüdftändigen Leiftungen verjähren in 
vier Jahren nad) 8 197; vergl. dazu $ 90212. Durch diefe dingliche Ver: 
folgung der einzelnen Anfprüche wird eine Vollftredung der Reallaft im ganzen 
erübrigt; zu diefer wird nur Anlaß geboten, wenn bei einer Zwangverſteigerung 
die Reallaft erlifcht; fie wird dann in eine Geldrente umgewandelt, die aus dem 
Verfteigerungerlöfe zu entrichten if. ZVG $ 92. 

24) 81108 I. Dies erleichtert die Rechtsverfolgung und dient bejonders 
zur GEintreibung Heinerer Leiftungen. Ferner ijt die Geltendmachung der 
obligatorifhen Haftung vorzugmweife geeignet, wenn die Reallaft auf Dienſt- oder 
Naturalleiftungen geht. — Die perfünlicde Haftung erftredt fich kraft Geſetzes 
nur auf die einzelnen Leiſtungen; ſoweit bei der Reallaft eine Kapitaljhuld in 
Betracht fommt, rubt fie ſtets dinglic auf dem Grundſtück; fie kann daneben 
durch befonderen Schuldvertrag, auf den 8 1108 aber feine Anwendung findet, 
auch von dem Eigentümer des belajteten Grundjtüds und von feinen Sondernach— 
folgern nach 88 414 f. übernommen werden. 
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Grundjtüd, jondern auch an das gejamte übrige Vermögen des Schuldners 
halten kann.° Außerdem darf er neben dem dinglich und perjönlich Haftenden 
gegenwärtigen Eigentümer auch den früheren Eigentümer als perjönlichen 
Schuldner für die während der Dauer feines Eigentums fällig gewordenen 
Leiſtungen in Anjpruch nehmen. ec) Durch Vertrag ?" zwifchen dem Reallaft: 
berechtigten und dem Eigentümer des belafteten Grundftüds kann die per: 
fönlihe Haftung ausgejchlofjen werden; das entjpricht bejonders der ge: 
ſchichtlichen Entwidelung des Rententaufes.?° 


d. Das BGB unterjcheidet nach der Art der Berechtigung: a) die 
jubjeftiv-perfönlihe oder Perfonalreallaft,2° die einem beftimmten Berech— 
tigten meift auf Zebenzeit oder auch, auf Grund eines bejonderen Vertrages, 
als vererbliches *° und veräußerliches Recht zufteht; und b) die jubjeftiv- 
dinglihe oder Prädialreallaft,’? die zugunjten des jeweiligen Eigentümers 
eines Grundjtüds nah Art der Grunddienſtbarkeit untrennbar *? mit dieſem 
verbunden ijt. Aus der Unlösbarkeit der Prädialreallaft von dem Grund: 


25) Wird das Grundjtüd geteilt, jo haften alle Teileigentümer al3 Geſamt— 
ihuldner; 81108 II. Auf Miteigentümer bezieht jich dieſe Worfchrift nicht; 
denn e3 wird eine Realteilung vorausgeſetzt. Sie haften als Geſamtſchuldner, 
wenn fie die Reallaſt gemeinjchaftlich beitellt haben ($ 427) und wenn die 
Leiſtungen unteilbar find (8431); fonft findet Teilung nad Kopfteilen ſtatt 
($ 420) ; TZurnau-Förfter 1, 490. Abm. Pland 8 1108 A 5; Fuchs 1, 367; nad) 
ihnen ſoll ſtets Gejamthaftung eintreten; das Geſetz bietet dafür m. E. feinen 
Anhalt; Gefamthaftung erjcheint als Ausnahme, die befonderen Beweiſes bedarf. 

26) Dieje Teilung der Lajten gibt bereits $ 103. Wieweit der Veräußerer 
beit dem Erwerber Regreß nehmen fann, beſtimmt das obligatorifche Grund» 
geihäft; beim Verlaufe fann 3.2. die Übernahme ſämtlicher rüdjtändigen Laften 
bereinbart werden. 

27) Dazu oben $ 108 A 20. 

28) Dazu unten $110 Nr.2. Daher wurde die perjönliche Haftung, Die 
Entw. I $ 1056 durch zwingende Rechtsnorm anordnete, in der 2. Leſung durd 
81108 I 3 für ausfchließbar erflärt. Die Beweislaft für diefe Ausfchliegung 
trägt der Eigentümer, der feine perfönliche Haftung leugnet. Da es fich dabei 
lediglih um die Frage handelt, ob ein Schuldverhältnis bejteht oder nicht, jo 
ift weder der Ausſchluß der perfünlihen Haftung des Eigentümers noch eine 
bertragmäßige Ausdehnung oder Verjtärfung diefer Haftung eintragungfäbig. 
Dad Grundbuch dient nur zur Verlautbarung dinglicher Nechte; die perjönliche 
Schuldverpflichtung ſelbſt wird nicht einmal bei der Hhpothef (auch nicht durch 
2) dem Glauben de3 Grundbuchs unterftellt. Gegen die Eintragung- 
edürftigleit Fuchs 1, 367; dafür aber Pland $ 1108 U 3. 

29) $ 1111 I. — Jene Bezeichnung findet ſich in den Geſetzgebung— 
materialien, dieſe jchlägt Stobbe-Lehmann $ 141 AT vor. 

30) Fuchs 1, 371; Pland 81111 W5. 

31) 81111 II jeßt dies voraus, betont aber andererfeit3, daß eine Ver— 
ußerung oder Belaftung (nad) $ 873) ausgefchlojien ift, ſofern der Anfpruch auf 
die Einzelleiftung feinem Inhalte nach nicht übertragbar, alfo an die Perſon des 
Berechtigten gebunden ift. Dazu Fuchs 370; Turmausförjter 1, 537. 

32) 81105 11. 

33) 81110; die Reallaft iſt Bejtandteil des Grundjtüds, $ 96. 
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ſtück ergibt fich die notwendige Folgerung, daß jede Umänderung diejer Be: 
laftung in eine Berjonalreallaft und umgekehrt ausgejchloffen ift.** 

Die Prädialreallaft kommt dem ganzen herrſchenden Grundftüd zugute. 
Wird dies geteilt, jo bleibt fie für die einzelnen Teile derart beftehen, daß 
jeder Xeileigentümer nad dem Verhältniſſe der Größe ſeines Teilgrund- 
ftüdes an den einzelnen Zeiftungen berechtigt ift.° In vielen Fällen ent: 
ſpricht diefe Teilung aber weder dem Inhalte der Reallaft, noch den Intereſſen 
des bisher Alleinberechtigten. Dient daher die Reallaft nur dem Borteile 
eines beftimmten Grundſtückteiles, jo bleibt fie auch nach Abtrennung der 
anderen Teile nur mit jenem verbunden. Ferner darf der bisher Be- 
rechtigte bei dem Teilungvollzuge die Renllaftberechtigung dem einen Grund: 
ftüdteil ganz zumenden;?" und bei Veräußerung eines Teiles fpricht die 
Dermutung dafür, daß der Berechtigte die ungeteilte Reallaft ſich zugunſten 
des nichtveräußerten Teils zurücbehalten hat.** 


8110. Die einzelnen Reallajten nah Landesrecht. 


Die Ordnung des BGB über die Reallajten erhält ihren konkreten Inhalt 
und ihre Bedeutung erft aus den einzelnen, der landesgeſetzlichen Ausbildung 
überlafjfenen Arten der Reallajten. Aus der Fülle der partifularrechtlichen Ge— 
ftaltungen follen hier die wichtigeren Gruppen dargeftellt werden, Wie weit das 
BGB auf die nad jeinem Inkrafttreten errichteten Reallaften einwirkt, mu aus 
den im vorigen Baragraphen dargejtellten Normen beurteilt werden. 

1. Die Laſten find nach ihrer Urt und ihrer rechtlichen Grundlage zu 
unterjcheiden. 

a) Das BGB fennt drei Arten. 1. Gemöhnliche Laſten jind die regelmäßig 
wiederfehrenden Leiftungen, die auf einer Sache oder einem Vermögen ruben 
(wie die Grunditeuern und Feuerfaffenbeiträge) oder aus der Sache zu ent— 
richten find (wie Hypotheken- und Grumdfchuldzinfen oder die auf Grund einer 
Neallaft zu entrichtenden Leiftungen) * 2. Von ihnen werden die anderen” d. 5. 


34) 88 1110, 1111 1. Mit der freien Wandelungmöglichfeit würde Die 
Wirfung der beitellten NReallaft willtürlichen Veränderungen untertvorfen und zu— 
gleich in die Rechte Dritter eingegriffen; denn die Brädialreallaft unterjteht als 
Beitandteil des Grundſtücks der dinglichen Haftung für die Hhpothefen, die Per— 
fonalreallaft dagegen nicht. 

35) $ 1109 I; find die Eingelleiftungen unteilbar, fo find fie an alle 
Släubiger gemeinfchaftlich zu bewirken; 8432, Die Belaftung darf durch Die 
Teilung aber nicht erſchwert werben; dies entiprediend 8 1025 © 1. 

36) 81109 III. Dies tritt entfprechend $ 1025 2 Kraft Nechtsvorfchrift 
er Es handelt fich nicht um eine eintragungbedürftige rechtsgeſchäftliche Rechts— 
änderung. 

87) 81109 111,2. Diefe Verfügung tft eintragungpflichtig. Berner gelten 
hierfür Die 88 876, 878. 

838) 8 1109 IT 3. Hier bedarf es einer Eintragung über die Verteilung Der 
Neallaft nicht. Nechte Dritter find in diefem Falle nicht gefährdet. 

1) ®Bergl. über die allgemeine Verwendung des Laſtenbegriffs Ri 444, 
446 (der Käufer trägt die Laften, weil und jobald ihm die Nußımgen gebübren, 
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außergewwöhnlichen Laften unterjchieden, die wie 3.8. die Einquartierunglajt 
oder SKtirchenbaulaft bei befonderen Zufällen, nicht aber regelmäßig eintreten. 
Auch dieſe jind wie die gewöhnlichen Laſten aus den Erträgniſſen der Sache oder 
als Aquivalent für die an der Sache oder dem Vermögen zuftehenden Nußung- 
rechte (Nießbrauch oder familienrechtlide Nußniegung) zu entrichten” 3. Den 
Gegenjab hierzu bilden die außerordentlidhen Laften, die ald auf den Stammwert 
der Sache gelegt anzuſehen find.‘ Man bat dabei an foldhe Aufwendungen zu 
denken, deren Betrag jo erheblich ift, daß er nicht aus den laufenden Erträgnifien 
der Sache gededt werden fann (wie das Grundfchuldfapital im Gegenfaße zu 
den Zinfen), oder deren Leiftung in der Ablöfung eines Anteilrechte® an der 
Sade durch Zahlung eines Teiles des Subſtanzwertes befteht (fo bei der Ab— 
findung, die der Anerbe des Bauernhofes feinen Geſchwiſtern entrichtet) 

b) Alle diefe Laſten können entweder auf privatrechtlidem oder auf öffent» 
lichem Titel beruhen. Die privatrechtlichen werden teil duch das BGB, teils, 
wie in3bejondere die Reallaften, durch das Landesrecht geordnet. Umfang und 
Arten der öffentlichrechtlihen Laften unterftehen grundfäßlich dem Landesrechte,* 
in deſſen Gebiete die davon betroffene Sache belegen ift. Welche Laſten öffent- 
liche find, beftimmt fich nach dem öffentlichen Rechte des einzelnen Bundesſtaates.“ 
Offentlich ift eine Laſt, die aus einer einfeitig von der Staatsgewalt auferlegten * 


ebenjo 2380), 546 (der Vermieter trägt die Laſten), 748, 1529 II (da3 eheliche 
Gefamtgut trägt die Laften, weil ihm die Nubungen zugute fommen), 1531, 
1654 (der Vater trägt ald Nubnießer die Laſten des Kindesgutes), 1656, 
2022 II, 2185. Ron den Lajten jind die Koſten der Erhaltung und Verwaltung 
zu unterfcheiden; 748; 1041: 1047; 1525: 1529. 

2) ©o 8 103. 

3) Den Beleg dafür geben die Fälle in W1. 

4) '88 995, 1047, 1385 Nr. 1, 2126, 2379. 

5) Nach Mot.3, 516 foll die „Antention der diefe Laften auferlegenden 
Anordnung” darüber entfcheiden, ob fie auf den Stammtvert gelegt find. Welche 
Anordnung befagt dies aber 3.8. bei dem Grundſchuld- oder Hhpothefenfapital? 
Die Entſcheidung wird befier aus der Wirfung entnommen; insbefondere ges 
bören bierber alle Laſten, deren Berichtigung einen Teil des durch Zwangvoll— 
ftredung ermittelten Erlöfes der Sache aufzehrt. 

6) Das BGB ordnet jedoch die Frage, wer die Laften zu tragen bat 
(A1, 2), auch für die öffentlichrechtlichen. Reichsgeſetzliche öffentliche Laſten 
find 3.8. die dem Befiter von Zugtieren und Wagen auferlegten Vorjpanndienfte 
oder die dem Beſitzer von benußbaren Baulichkeiten auferlegte Einquartierung— 
laſt; R.Geſ. vom 13.2.1875 $7 und vom 25.6.1868 $1. Daß den Gemeinden 
die örtliche Verteilung folder Laſten auferlegt wird, jtempelt dieſe nicht zu 
Gemeindelaften; dv. Kamp, Rechtſpr. des preuß. OVG 2, 530. 

7) Der mweitere Begriff ijt nach $ 436: Abgaben (öffentliche Abgaben oder 
andere öffentliche Lajten). Abgaben (Gebühren, Gefälle, Auflagen) find ein 
Entgelt für die Benußung von Gemeindeanlagen zu privatem Vorteil, für be— 
fondere Leiftungen oder Nußung einer öffentlichen Anlage; jo die Schlachthaus- 
gebühr, das Marktitand- oder Brüdengeld. Steuern werden dagegen auferlegt 
ohne Rüdficht auf den wirtſchaftlichen Vorteil des einzelnen. Werden die An— 
Iieger einer Straße zu Beiträgen für die Kanalbaukoſten herangezogen ohne 
Rüdjicht darauf, ob der Kanal bereit3 gebaut iſt oder ſchon benußt werden fann, 
fo handelt es fich um eine Steuer; wird aber ein Entgelt dafür gefordert, daß 
ein beſtimmtes, 3.8. abfeit3 gelegenes, Grundftüd an die bejtehende und jofort 
benutzbare Kanalanlage angejchloifen wird, jo handelt es fih um eine Gebühr 
oder Laſt. Vergl. v. Kampk 1, 229; 2, 4. 

8) Dies iſt bedeutfam, um die Gebühr zu unterſcheiden von dem bertrag- 


684 Drittes Bud. Sachenrecht. 


öffentlichrechtlichen Verpflichtung abgeleitet und an eine juriſtiſche Perſon de 
öffentlichen Rechtes gejchuldet wird.’ 

c) Die Laften können entweder dinglid an einem Grundjtüd haften oder 
nur eine perſönliche Verpflichtung begründen.” 

2. Zum Zwecke einer nugbringenden Anlage von Sapitalien, bei der dem 
Gläubiger an Stelle der zur Zeit der Naturalwirtfchaft ungulänglichen perſönlichen 
Verpflichtung des Schuldners eine volle Realficherheit gewährt wurde, hat jich etwa 
jeit dem 13. Jahrhundert die Beitellung einer Grundrente" (Rente, Emig 
geld, Gülten, census) ausgebildet.“ Ahr Inhalt befteht darin, dag aus einem 


mäßigen Entgelt oder Tarpreife, bei dem der Staat nicht einfeitig über At, 
Höhe und Verpflichtung zur Gegenleiftung entjcheidet, jondern mo die Forderung 
aus einer rechtögejchäftlichen und frei gejchloffenen Vereinbarung entjteht, mie 
3. B. bei dem Verkauf von Hola aus den Staat3forjten oder dem Abſchluſſe eine 
Beförderungvertrage® mit der Staatdeifenbahnverwaltung im Gegenjab zu 
Grab- und Kirchenitellgeldern für Begräbnijje, die echte Gebühren daritellen. 

9) Die Beitimmung, welche Laften öffentliche find, ift im einzelnen be 
jtritten.” Die Frage wird befonders bedeutfam für drei Nechtöfolgen: a) nad 
ZUG 8 10 Nr. 3 nehmen Anfprüche auf Entrichtung öffentlidder Laſten die dritte 
Rangitufe ein; b) öffentliche Laſten find grundfäßlich weder eintragungbedürftig 
noch eintragungfähig; oben $ 60 A34; c) nad) BGB 8436 Hat der Verkäufer 
die Freiheit des Grunditüds von öffentlichen Laſten nicht zu vertreten; nad 
8 1047 bat der Nießbraucher fie aber regelmäßig zu tragen; auch unter den in 
A 1 angeführten Fällen (dazu noch ZUG $ 56) find 3.T. unter Laften die öffent 
lichen mitzuderjtehen. 

Die Abgrenzung der Arten wird aud) für das ZVG den Landesgeſetzen über: 
lafjen; vergl. preuß. AG 3. ZUG Art. 1, 2: Deichlaſt, au3 dem Kommunalz, 
Kirchen-, Pfarr-, Schulverbande entjpringende Laſten, aus der Verpflichtung zu 
öffentlichen Weges, Wafjer:, Uferbauten entftehende Beiträge; ferner Beiträge an 
öffentliche Meliorationgenojienichaften oder öffentliche Verfiherunggejellidaften 
(nicht dagegen an Privatverficherunggejellichaften, NG 23, 236; 25, 237); Vet 
träge zu Schußanlagen der Waldgenoſſenſchaften. — Wefentlich iſt jedenfalls ein 
durch das Geſetz (oder kraft der durch Gejeß den Kommunalverbänden bverliehenen 
Gewalt) geichaffener öffentlichrechtliher Titel, der die Pflicht zur Entrichtung 
der Laſten erzeugt. Inhalt und Art der Leijtungen geben dagegen feinen Anbalt 
für ihre Beitimmung als öffentlide (abw. KG in OLG 1, 203); dies um ſo 
weniger, als eine öffentlichrechtlihe Laft durch Vertrag in eine pribatrectlice 
umgewandelt werden fann (RG 22, 285; 33, 209 und in SW 27, 582; 28, 
1132). Mit Unrecht wird behauptet, daß eine öffentlihe Laſt auf ſämtlichen 
Grunditüden derjelben Art liegen müfje (jo Dernburg, BR 3 $200 A6); du 
gegen RG 40, 308; Meherhoff, corpus iuris civilis III 3 ©. 199. 

10) Nur dingliche am Grunditüd haftende Laften werden im ZUG vor 
ausgejeßt. Wenn dagegen im BGB von den Laſten 3.8. des ehelichen Gejamt: 
ehe Rede ijt, jo werden darunter auch die perſönlichen Verpflichtungen ein: 

egriffen. 

11) Albrecht, Gewere (1828) 157; Stobbe-Lehmann 2 $142; Roth, 
D. Privatr. 3 $ 2838 und bayer. Civilrecht 1 $ 176; Heusler 2, 150; Huber 781; 
Badjariae-Crome, franz. Civilr. 2 88 377f. Es jcheint, dat die Entiwidelung 
der Rente zuerjt in den Städten vor fich gegangen ift; wie fich denn aud die 
Renten 3.2. in München als Etviggeld bis heute erhalten haben; v. Jacubezly, 
Bemerkungen zum Entwurf 265. Ebenſo haben fie fi in Hamburg und LZübed 
ihre praftiiche Geltung bewahrt; Roth, D. Privatr. 8288 U 43, 44. 

12) Die Renten dienten zur Befeitigung des Realkredits und hatten die 
volkswirtſchaftliche Aufgabe, die im heutigen Verfehrleben den Hypothelen zu— 
lommt, übernommen. Sie erleichterten die nußbare Unterbringung der Kapi— 
talien gegenüber den Zinsverboten des fanonifchen Rechts. Gleichwohl iſt die oft 
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Grundſtück eine bejtimmte jährliche Rente in Natural» oder Geldzinsleiftungen 
an den Rentenberecdhtigten zu entrichten iſt. Diefes bdingliche, meift auf ewig 
beitellte, Nußungrecht ” wird vom Eigentümer für fich und feine Rechtsnachfolger 
als Belajtung übernommen gegen Empfang eines beitimmten Kapitals, das ſo— 
mit die Stelle des Kaufpreifes vertritt und das ganze Geſchäft ald Rententauf 
erjcheinen läßt. 

Die Rente rubt auf dem Grundftüd als unfündbare, ewige Belaftung. 
Dadurch bietet jie dem Berechtigten den Worteil dauernder und durch Grund— 
frebit geficherter Kapitalanlage; fie bebrüdt aber allaufehr die freie Verwertung 
de3 Grundbefißes.” Bereits feit dem 15. Jahrhundert ging daher die Entwide- 
lung dahin, die ewige Rente in eine ablösbare zu verwandeln.” Diefem Be- 
ftreben tvaren die fpäteren Gefebgebungen der Eingeljtaaten um jo mehr zugeneigt, 
als die allgemeine Zulaffung von Hhpothefen die Rechtsübung mit fündbaren 
dinglichen Belaftungen vertraut gemacht hatte.” In neuerer Zeit wird jedoch 
wiederum der Wert betont, den die Rentenauflage bietet, um den Erwerb 
Heinerer jelbitändiger Bauernhöfe oder Heimitätten zu befördern. 


aufgejtellte Behauptung, daß erft die fanoniftifche Wucherlehre die Renten ver— 
anlaßt babe, unbegründet: diefe hat gegen die Naturalrente und ihren Erjaß 
durch Geldrente nie etwas eingumenden gehabt. Dies bat W. Endemann, Studien 
in der romaniſch-kanoniſtiſchen Wirtfchaftslehre (1883) 2, 103 nachgewieſen. 

13) Im Gegenfaß zu diefem dinglichen begrenzten Rechte hat fich Die 
Reibrente al3 obligatorifches, denfelben Zwecken dienendes, Vertragverhältnis 
entwidelt. Sie wird aber nicht auf ewig, fondern nur auf Lebenzeit des Be— 
rechtigten abgeitellt. Über diefe Leibrente ausführlich in ®d.1 $ 189. 

14) Die war die regelmäßige Form, die dem ganzen Inſtitut den nicht 
überall pafjenden (Kohler, pfandrechtlihe Forſchungen 100) Namen gegeben bat. 
Die Renten fonnten auch durch Schenfungen oder bei Erbauseinanderjeßungen 
Parey — Duncker, Zeitſchr. für deutſches Recht 11, 485; Stobbe-Lehmann 
15) Der Belaſtete bleibt als Eigentümer zur Verfügung über das Grund— 
ſtück berechtigt. Das Beſtreben der Gläubiger ging aber dahin, durch Vertrag 
mit dem Eigentümer die Veräußerungbefugnis auszuſchließen; denn ſeitdem die 
perſönliche Haftung des Schuldners mit ſeinem ganzen Vermögen auch für die 
Rentenſchulden anerkannt war, hatte der Gläubiger ein Intereſſe daran, daß 
ſeinem Zugriffe nicht bloß das belaſtete Grundſtück, ſondern auch ein tauglicher 
Schuldner als deſſen Eigentümer unterſtand. Denn die Rente haftet nur an 
dem Grumdjtüd und dem jeweiligen Eigentümer. Diefer Enttwidelung trat aber 
das kanoniſche Recht entgegen. Eine Bulle Pius V. vom Jahre 1568 de censibus 
verbot jeden Vertrag, durch den fich der Nentenfchuldner des Rechtes begab, das 
belastete Grundjtüd zu veräußern (W. Endemann 2, 149): ein Grundjaß, Der 
heute in 8 1136 für das Hypothekenrecht twiederfehrt. 

16) Huber 782. 

17) Dur EG 115 werden die Ablöſunggeſetze allgemein aufrecht erhalten. 
Vergl. Preuß. Gefeß vom 2.3.1850 8 94: beide Parteien haben das Kündigung- 
reht. Dagegen bat das Gefeß vom 26.4.1858 $3 nur dem Belajteten das 
Kimdigungredt belafjen. Eccius in Gruchot 28, 1. — In Württemberg und 

en wurden die Renten für findbar erflärt und meift dann in hypo— 
thefarifche Darlehen umgewandelt. Wächter, württemb. Privatr. 1, 642; Roth, 
D. Privatr. 8288 W40, 

18) Darauf beruht die Neubelebung der NRentengüter; vergl. oben $ 96 
Nr. 4. — Von einer Seite wurde fogar gefordert, dat, unter Bejeitigung der 
Hypotheken, die Renten die einzige zuläffige Schuldenbelaftung für Iandmwirtichaft- 
liche Grundjtüde fein follten. — die treffenden Ausführungen von v. Jacu— 
bezky 265, ferner Schneider, Cib. A. 76, 37. 
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Die Renten wurden nad deutſchem Rechte bejtellt durch Auflafjung vor 
Gericht oder in den jonjtigen Formen des Liegenſchaftrechtes. Die Schuld haftet 
nur auf dem belafteten Grundftüd, in das allein auch die Zivangvollitredung zu 
bewirken iſt. Durch das Grundjtüd wird der jeweilige Eigentümer dinglich zur 
Zahlung der laufenden und der rüdjtändigen Rentenleiftungen verpflichtet; die 
Aufgabe des Grundftüds befreit ihn daher von jeder Haftung.” Eine perfönlice 
Schuldverbindlichfeit fehlt; infofern entfernt fich die ältere Grundrente von der 
Reallaft im Sinne des BGB und rüdt an die Rentengrundfchuld ” heran. 

3. An Bauerngütern wurde jeit alter8 in Form der Reallaft die Verpflich— 
tung zu Dienften, Yronden oder Scharwerf auferlegt.” Es handelte fich dabei 
zumeijt um Hand» und Spanndienjte, wonach der Bauer bei der Bejtellung der 
Üder und dem Einbringen der Ernte auf dem Herrengute oder zum Bau der 
berrichaftlichen Gebäude oder im Walde und bei der Jagd perjönlich Dienite zu 
leijten und bei Handdienften die erforderlichen Gerätfchaften, bei Spanndieniten 
aud) eigenes Fuhrwerk mitzubringen hatte. Die dem Gutöherrn zu leiftenden 
Fronden find heute in den meiften Gebieten aufgehoben oder der Ablöjung 
unterworfen.” 

4, Eine befonderd wichtige Gruppe bilden die Wltenteilrechte oder das 
Xeibgeding.” Der alternde, arbeitunfähige Bauer gibt nad) altem Braudıe * 
fein Gut in die Fräftigeren Hände feines Sohnes oder fonjtigen Anerben umd 
behält jich dabei für den Reit feines Lebens beitimmte Nußungen, Wohnung und 
Unterhalt, vor. Das BGB hat das Leibgeding ebenfowenig wie die anderen 
Verjorgungverträge geregelt.” Das EG nimmt der redhtlihen Behandlung des 
Leibgedinges gegenüber in zwiefacher Weije Stellung. 

a) Der in Verbindung mit einer Gutüberlaffung ftehende dingliche Leib: 
gedingvertrag verbindet ji mit einem Schuldvperhältnifje zwiſchen dem 
Leibzüchter (Auszügler) und dem Gutübernehmer. Die Verpflichtungen werden meiit 
durch Vertrag und Herlommen genauer bejtimmt.” Daneben darf dad Landes 


19) Darüber beſonders Stobbe-Lehmann $ 142 Nr. 4f. 

20) Unten $ 133. 

21) v. Kreittmayr, Anm. über Cod. Max. bav. II cap. XI von Frohn-⸗ und 
BE OEHIRN: Stobbe-Lehmann $ 195 Nr. 1; Heusler 2, 183; Roth 
3 88, 


22) Preuß. Ablöfungsgef. 2.3.1850 $ 8; bayerifches Grundentlaftunggei. 
4.6.1848 Art. 2; ſächſ. Gef. 15.5.1851; mwürttemb. Gef. 27.10. 1836. 

23) Stobbe-Lehmann 2 $133 Nr.I; Bejeler, D. Brivatr. 8 193; Roth, 
D. Privatr. 2 $ 288. — Preuß. ALR I. 11. 602. (aufgehoben durch preup. 
AG 3. BGB Art. 89 Nr. 10); Eccius 3 $ 188; Joſef in Gruchot 41, 302. Roth, 
bayr. Civilrecht 2 88 156 f.; Hampe, braunfchweig. Privatr. 2. Aufl. 13%; 
Dorner, badifches AG 98. 

24) Solche Gefchäfte finden fich bereit in den Formelſammlungen de 
7. Jahrhunderts; Brunner, Grundriß der d. Nechtögefchichte 2. Aufl. 217 A2. 
Leibgeding zur Witwenverforgung: Huber 376, 466. In der älteren Zeit der 
Leibeigenſchaft und Erbuntertänigfeit bedurfte der Bauer, der fich auf den Aus 
aug ſetzen mollte, der Genehmigung der Gutherrſchaft; diefe fonnte auch den 
Auszug des fiehen Bauern erziwingen. Heute unterjteht der Leibgedingvertrag 
dem freien Vertragſchluſſe. Daß das Leibgeding noch heute in allgemeiner Abung 
jtebht, ergeben die AG (U 29 f.), zahlreiche gerichtliche Urteile und die Praris ın 
Grundbuchſachen. 

25) Über die Gründe vergl. Mot. 2, 636. 

26) In der Praxis haben fich überaus eingehende Vertragmuſter heraus 
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gejeß ergänzende Normen erlaſſen.“ Die eigenartige Natur des Schuldverhält- 
nifje3 gelangt durch die Verpflichtung zum Ausdrud: daß dem Leibzüchter auf 
Grund der überlafjung eines Grundjtüds regelmäßig auf Lebenzeit für ſich und 
etivaige andere Perſonen der Anjpruch auf beitimmte Nutzungen und Unterhalts 
gewährung zuftehen jol. Zur Unterfheidung von dem Leibgeding foll dies 
Schuldverhältnis bier ald Verjforgungbertrag bezeichnet werden.” Er 
wird durch faft fämtliche Landesausführunggefete jeßt einer Neuordnung unter— 
zogen.” Allgemein wird mehrfach die Anwendung der Vorfchriften über die Leib— 
rente ſchlechthin verordnet.” Die übrigen Eingzelbejtimmungen dienen dazu, den 
häufig auftretenden Streitfragen zu begegnen. Nubungen und Leiftungen find 
grundfäglid auf dem Grundjtüd zu gewähren; * jind Nußungen zu leijten, die 
auf dem Grundjtüd gewonnen iverden, jo können fie nur in der mittleren Art 
und Güte begehrt werden, die den auf dem Grundftüd bei ordnungmäßiger Be— 
wirtfchaftung zu erzielenden Erzeugnifjen entipricht.” Hat der Leibzüchter ein 


gebildet; an die Feitfeßung der bis ins einzelnjte verzeichneten und abgemefjenen 
Bezüge de3 Leibzüchterd pflegen fich lange Verhandlungen und Streitigkeiten ans 
zufnüpfen. Der obligatorijche Vertrag bedarf al3 Teil des Gutüberlafjungver- 
trages gemäß $ 313 der gerichtlichen oder notariellen Form. Vergl. über das 
Mufter eines derartigen Vertrages: Formularbud für die frei. Ger. (E. Hey: 
mann ®Berlag) II 261. Insbeſondere follte nie überfehen werden, durch Ver— 
trag den Betrag für die Geldrente feitzuitellen, die der Auszügler nach freier 
Wahl oder fraft Geſetzes (A 38) an Stelle der zumächit geichuldeten Natural 
leiftungen begehren darf oder die ihm als Abfindung zu gewähren ift. 

27) E96 gilt nur für den obligatorischen Vertrag und nur dann, wenn 
da3 Leibgeding in Verbindung mit einer Gutüberlaffung vereinbart wird. Diefer 
Vorbehalt ift auf fein eigenftes Gebiet zu bejchränfen (Bd. 1 $ 18 Nr.2); mie 
die allgemeinen Grundjäße de3 BGB über die Vertragichliegung und ihre 
Form, fo find auch die aus der Natur der Schenfung abgeleiteten Vorfchriften 
des Meichörechtes der Abänderung durch Vertrag oder Landesrecht entzogen. 
Rartifularrechtlicde Normen, wonach 4. B. dem Leibzüchter das ihm als Schenfer 
durd) die zwingende Norm des 8 530 augebilligte Recht des Widerrufes wegen 
aroben Undanks verfümmert würde, find ungültig. So auch RG 54,110. Mit 
gutem Grunde murde daber der in der baherifchen Kammer geitellte Antrag, die 
fibertragbarleit und Verpfändbarfeit de3 Leibgedings durch Geſetz auszuſchließen, 
bon der Regierung abgelehnt, weil nad diefer Richtung für die Landesgefeb- 
gebung fein Vorbehalt beftehe. Dasjelbe gilt für den Antrag, den Minderung: 
anſpruch auch dann zugulafien, wenn die übernommenen Leiftungen die Kräfte 
des Gutübernehmer3 oder die Erträge des Gutes überfteigen. 

28) Einzelne Gejebe verwenden bierfür den Ausdrud: Auszug. 

29) Völlig ablehnend: Württemberg, da die vertragmäßige Außsgeftaltung, 
die dur Beamte und Notare vollaogen wird, genüge (Nieder, AG 1, 335). 
Ebenfo Medlenburg (Lanafeld, AG 286) ; Elſaß-Lothr. (Molitor, AG 146). 

30) Nicht bloß entfprehhende Anwendung. Der Verforgungvertrag gilt als 
Leibrentenvertrag (®d.1 $ 189). So preuß. AG Art. 15 $2 (dazu befonders 
Erufen-Müller 207); bayer. AG Art. 32; meining. AG Art.11 8 3; gotha. 
AG Art.14 82. 

31) So indbefondere die Wohnung, bayer. Art. 33; heil. Art. 38; meining. 
86; mweimar. 846. Pflicht zur Wiederheritellung des zerftörten Gebäudes: 
preuß. $5; baher. Art. 37; heſſ. Art. 43; weimar. $ 49. 

32) Das Durchſchnittmaß wird nicht entiprechend $ 243 I objektiv beftimmt. 
©o preuß. 83; bayer. Art. 34; heſſ. Urt. 40. 

33) Wie, der Wohnungberechtigte gemäß $ 1093 II (oben $ 107 A419). 
Auch die nad Abſchluß des Leibgedingvertrags geebelichte Frau und die nad): 
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Recht auf abgejonderte Wohnung, jo darf er darin feine Familie und die zur 
ftandesmäßigen Bedienung erforderlichen Perfonen aufnehmen ;* wenn ihm da: 
gegen nur die Mitbenugung der Wohnung geitattet ift, beſchränkt fich fein 
Nußungredt nad) dem Sinne und Zweck des Vertrages auf die zur Zeit de 
Abſchluſſes des Leibgedingvertrages zu feinem Hausftande gehörigen Familien: 
mitglieder." Beſonders wichtig ift die Frage, wie es zu halten fei, wenn bie 
bertragmäßigen Leijtungen nicht ordnungmäßig bewirkt werden oder wenn in- 
folge der dauernden Unverträglichfeit des einen oder anderen Teiles die perfün- 
lihen Beziehungen eine derartige Störung erleiden, daß den Beteiligten die 
Fortfegung nicht zugemutet werden fann. Die Landesgefeße unternehmen es, 
das nad) diefer Richtung ohnehin ungulängliche Neichsrecht zu ergänzen,” indem 
fie im Falle der Nichterfüllung das Rüdtrittrecht des Leibzüichters ausfchlieken ” 


geborenen Kinder. Dies im Gegenſatz zu dem deutſchrechtlichen Sabe: „Leib- 
züchter darf nicht züchten“ (Stobbe-Lehmann $ 325 A 37; Eccius $ 188 A 108). 
So preuß. $ 61; bayer. Art. 381; heſſ. Art. 45 I; weimar. $ 48; meining. 871; 
gotha. FGRI. — Das Nutzungrecht der Familienangehörigen ijt aber von dem 
Rechte des Leibzüchters abgeleitet: es erlifcht mit deſſen Tode, es fei denn, daß 
ducch den Verforgungvertrag auch 3.3. der Ehefrau des Leibzüchters ein eigenes 
Wohnungrecdht eingeräumt worden iſt. Auf die nah Abſchluß des Leibgeding- 
vertrages geehelichte Frau wird dies regelmäßig aber nicht zutreffen. Der Leib- 
züchter wird in die abgejonderte Wohnung auch vorübergehend Fremde zu Beſuch 
aufnehmen dürfen; zu einer Vermietung iſt er aber nicht befugt. Eccius $ 188 
U 88; Stobbe 8 134 AU 21; Hampe 551. 

34) So preuß. 8611; bayer. Art. 38 II; heſſ. Art. 45 11; weimar. $ 47; 
meining. $7 II; gotha. $6 II. — Die Gefeße geben außerdem genauere Bor 
jchriften über die Inſtandhaltung der Wohnung; die Art der Verpflegung, ins 
bejondere die Fälligleit der einzelnen Leiftungen und ob fie die Koſten einer 
ärztlichen Behandlung mitumfaßt (bayer. Art. 39: nein; bei. Art. 50: ja). 
Hierüber enthält Beitimmungen auch Sadfen, GB 88 1161F. (in Geltung er- 
halten durch AG 831). Vergl. ferner Hampe 550. 

35) Das belegen die zahlreichen Streitfragen, zu denen $$ 325, 326 den 
Anlaß bieten. 

36) Das Nüdtrittrecht wegen Nichterfüllung und Verzugs nad ” 325 II, 
326 oder nad) $ 527 wegen Nichterfüllung der Schenkungauflage wird ſchlechthin 
ausgefchlofien, fo daß dem Berechtigten neben dem Anſpruch auf Erfüllung nur 
der auf Schadenerjaß wegen Nichterfüllung bleibt, durch: preuß. $ 7; bayer. 
Urt. 42; gotha. $7; weimar. $ 53; meining. $8. Alle dieſe Geſetze gehen von 
dem Tatbejtande aus, daß die Bewirkung „einer“ vertragmäßigen Lerjtung unter— 
laffen wird. Hierauf paßt auch der regelmäßig angeführte Grund: die Über- 
lafjung eines Grundftüds gegen Altenteil erfolge gemeinhin nicht in dem Sinne, 
dat fie lediglich die Gegenleiftung für die Verforgungleiftungen des Übernehmers 
bilden folle, vielmehr gehe die Abficht dahin, dem Übernehmer durch die Gut: 
übertragung die Grundlage für feine wirtſchaftliche Selbitändigfeit zu bieten. 
Erwägt man dagegen, daß der Leibzüchter regelmäßig auf die berjprochenen 
Leiftungen angemwiejen ift umd er durch dauernde und volle Verweigerung aller 
Bezüge in Notlage geraten muß, jo jcheint es berechtigt, den Geſetzeswortlaut 
„einer“ hier zu preſſen und im letztgenannten Falle dem Leibzüchter das Recht 
zum Rücktritt und danach den Anſpruch auf Rückgewähr des Grundſtücks zugu 
fprechen, ftatt ihn zu zwingen, feine Erfaßanfprücdhe bis zur Zwangverſteigerung 
de3 Grundftüds, die durchaus unwirtſchaftlich wäre und den Intereſſen aller Teile 
widersprechen twirde, durchzuführen. Vergl. auch Henle-Schneider zum baber. 
AG Art. 42; damit würde auch das Rücktrittrecht der Erben für den Fall bejaht, 
wo der Übernehmer den Leibzüchter ermordet und dadurch die Erfüllung gemäß 
8 325 unmöglich gemacht Hat (Strieth. Ach. 4,17); ebenfo aber ohne weitere 
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oder bejchränfen,” und im Falle der Störungen die Ummwandelung der Nußungen 
und Naturalleiftungen in eine Geldrente vorſehen.“ 


Begründung Dernburg $ 205 zu A14. — Jedenfalls ijt feitzubalten, dab die 
landesgejegliche Ausjchliegung des Nüdtrittrechtes nur erganzendes Recht 
enthält und daher vor einer abweichenden vertragmäßigen Feitfeßung zurüditehen 
muß. Wuch dies ijt zu erwägen, ob der Verjorgungvertrag wirklich einen gegen 
feitigen Vertrag im Sinne der $$ 320 f. enthält und nicht bloß (oder: auch) 
eine Zuwendung unter Auflage, jo daß das in $ 526 angeordnete Recht zur Ver— 
meigerung der Xeijtungen wegen der Mängel oder de3 Fehlbetrages der Zu: 
wendung jachgemäß anzumenden wäre. Darauf deutet auch die ausdrüdliche 
Ausihliegung des $ 527 in den AG hin. Meine Bedenken biergegen gründen 
ih darauf, daß fein einheitliches Vertragverhältnis vorliegt, vielmehr zwei Ver— 
träge, ein dinglicher Eigentumüberlafjungvertrag und ein obligatorijcher Vers 
pflegungvertrag, derart in Verbindung miteinander treten, daß diefer zugleich das 
Örundgeihäft (A 43) und dad Zmedgeihäft im Verhältnis zu dem dinglichen 
Vertrage bildet. Auch die oben angeführte Begründung der AG beruht in leßter 
Linie darauf, dab ein mwirfliches Austaufchgefchäft nicht gewollt fei, jo daß fich 
der Ausſchluß des Rücktrittrechtes aus F8 325, 326 auch ohne gejehliche An— 
ordnung bereit3 au3 der Natur des Vertragverhältnifjes ergeben würde. Someit 
ein gegenjeitiger Vertrag vorliegt, iſt jedenfall die mit ihm verfnüpfte weſent— 
Ihe (9. Krahmer, gegenjeitigne Verträge, 1904 ©. 33) und darum weder durch 
Vertrag noch bier (wegen der engen Faffung des Vorbehaltes in EG 96; oben 
927) durch die Landesgeſetze zu befeitigende Nechtöfolge anzumenden, wonach 
nur Leiftung Zug um Zug begehrt und die Eigentumübertragung insbejondere 
dann veriveigert werden darf, wenn ein wirffamer Verpflegungvertrag nicht zus 
ftande gelommen it. 

37) Nach heſſ. Art. 53 Hat der Berechtigte das Rüdtrittrecht aus 88 325, 326 
nur, wenn die unterbliebenen Leijtungen von verhältnismäßiger Erheblichkeit 
find und auch für die Zufunft feine Gewähr für die gehörige Erfüllung der 
Leiſtungen bejteht; diefelben Vorausfeßungen gelten auch für dad NRüdforderung: 
teht aus 8 5271. Das badiide AG Art. 9 Nr. 1 läßt das NRüdtrittredht aus 
IN 325, 326 in zwei Fällen zu: entweder wenn der Verpflichtete zu den ihm ob» 
iegenden Leijtungen rechtskräftig verurteilt ift und danach abermals mit folchen 
in Verzug fommt, oder wenn nad) den vorliegenden Umjtänden feine Gewähr 
für die gehörige Erfüllung der Leiftungpflicht bejteht; vergl. Dorner, AG 103, 
wo mit Necht hervorgehoben wird, daß dieſe erjchiwerten Vorausſetzungen auch 
auf 8527 bezogen werden müſſen, weil eine verjchiedenartige Behandlung der 
gleichgearteten Fälle jich fachlich nicht rechtfertigen läht. — Beide AG beruhen 
auf dem Gedanken, daß es ungerecdhtfertigt ift, den Berechtigten unter allen Um— 
ftänden auf die bloße Eintreibung der ihm gebührenden Bezüge zu bermeijen. 
Dies ift richtig. Die in A. 36 vertretene Auslegung der übrigen AG führt zu 
demfelben Ergebnifje, jo daß wir troß der verjchtedenen Ausgangpunfte zu einem 
übereinftimmenden Rechte in dieſer frage gelangen. — Das ſächſiſche GB 
Rec f. läßt in dem Falle, wo dem Berechtigten oder dem Berpflichteten die 

ah! zwifchen mehreren Leiſtungen zuſteht und der Wahlberechtigte troß ge- 
ihehener Aufforderung die Abgabe der Wahlerflärung verzögert, das Wahlrecht 
auf den Gegner übergehen. Diefe Abweichung von 8264 wird durch den Vor— 
behalt des EG 96 m. E. gededt. BER 

38) So bereit3 Roth, D. Privatr. 8288 U 58f. und jeßt einheitlich: 
preuß. 88 8, 9; bayer. Art. 44,45; bad. Art. 9 Nr.2,3; hei. Art. 55—57; 
weimar. 8 52; gotba. RN 8, 9; meining. 88 9, 10. Es werden dabei zwei Fälle 
unterfehieden. 1. Der Berpflichtete veranlaft durch fein (doch wohl: ſchuld—⸗ 
baftes) Verhalten eine folhe Störung der perjönlihen Beziehungen zu dem 
Derechtigten, daß diefem die Beibehaltung der Wohnung auf dem Grundjtüd 
nicht zugemutet werden kann (Urteile bei Joſef 315). Dann darf der Berechtigte 
die Wohnung aufgeben und Entſchädigung in Geld für die Koften einer 
angemefjenen anderen Wohnung und wegen anderer ihm gebührenden Leitungen 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.1.9. Aufl. 44 
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b) Als dingliche 8 Nechtöverhältnis unterfteht das Leibgeding grundjäß- 
lich ” den fachenrechtlichen Normen des BGB und der GBO. 1. überlaffung 
de3 Grundftüds bedeutet hier Übertragung des Eigentums.” Das Grundgejchäft 
bedarf demgemäß der gerichtlichen oder notariellen Form." Die Eigentumüber- 
tragung ift dur Auflafjung und Eintragung im Grundbuch zu bewirken.“ 
2. Die Veräußerung des Grundſtücks iſt feine volle; fie erfolgt vielmehr nur 
gegen die Bejtellung des dinglichen Leibgedinges zugunften des Veräußerers.“ 
Der Zived, den Leibzüchter dinglich ficherzuftellen und fein Recht auf Verforgung 
auch gegen jeden Sondernadfolger in dad Grundjtüd zu erhalten,“ wird nur 
erreicht durch die rechtsgefchäftliche Beitellung einer Belaftung und ihre Eins 
tragung in das Grundbuch.” Hhrer rechtlichen Natur nad ift diefe Belaftung, 


begebren, die er nun nicht mehr auf dem Grunditüd in Empfang nehmen kann. 
Keine derartige Störung liegt in der Veräußerung des Grunditüd3; denn davon 
wird der Kortbeitand des Leiftunganfpruchs nicht berührt. 2. Der Berech— 
tigte veranlaßt die gekennzeichnete Störung, fo daß dem Verpflichteten nicht 
zugemutet werden Tann, dem etwa Unfrieden jtiftenden Leibzüchter da3 fernere 
Wohnen auf dem Grundftüd zu geitatten. Dann kann der Verpflichtete ihm die 
Wohnung kündigen, er muß dem Leibzüchter aber eine entjprechende Geldrente 
gewähren. — 3. Zuweilen (fo preuß. $ 9 III) wird noch als dritter Fall hinzu— 
gefügt: dieſe zulegt erwähnte Geldrente ift auch dann zu entrichten, wenn der 
Berechtigte au anderen Gründen, als durch das Verhalten des Ver— 
pflichteten, ohne eigenes Verfchulden genötigt ift (3.2. weil er zur Behandlung 
a Krankenhaus untergebracht werden muß), dad Grundftüd dauernd zu ver— 
alien. : 
39) Landesrechtliche abweichende Normen werden durch die Vorbehalte in 
E6 62, 64, 115 umd die in A. 44,46 erwähnten Vorbehalte geitattet. 

40) Über die Bedeutung von Überlafjung: oben 8 16 U 23. 

41) Oben Azv. Heilung des Kormmangel3 nad $ 313 © 2. 

in Soweit das Grundbuch als angelegt angufehen tft; oben 8 49. 
43) Das erjcheint ald Vorbehalt der Veräußerung oder deductio servi- 
tutis; oben $99 AT. Der Leibgedingvertrag umfaßt ſowohl die Pflicht zur 
Eigentumübertragung al3 auch zur Beftellung des dinglichen Leibgedings; er ift 
Grundgeichäft für beide verfchiedenartigen und gefondert zu behandelnden ding— 
lichen Rechtsänderungen. Daß er die Pflicht zur Beſtellung des Leibgedings 
enthält, heben einige AG (3.8. preuß. $1; weimar. 8 36; gotha. $1; bremen. 
$ 27) noch befonders hervor. 

44) Dies wurde auch bisher als die mwichtigite Nechtsfolge des Leibzucht— 
geichäftes angefehen: „die Alten werden mit dem Hofe verfauft.“ Das heutige 
Recht geht noch darüber hinaus. Nad) EG 3. ZUG 89 dürfen die Landesgeſetze 
borjchreiben, daß das vor der Beſchlagnahme des Grundjtüds eingetragene Leib- 
geding von der Zwangpverfteigerung felbit dann unberührt bleibt, 
wenn e3 bei der Feſtſtellung des geringiten Gebotes nicht berüdfichtigt ift; es 
erlifcht mithin dann nicht gemäg ZUG So 91 durch den Zufchlag. So 3.2. 
preuß. AG 3. ZUG Art. 9; bayer. AUG 3. GBO 827. Das Fortbeftehen des Leib— 
gedinges wird regelmäßig für alle Veteiligten gleich vorteilhaft fein. Wenn jedoch 
einer der Beteiligten ein Intereſſe daran hat, dab das Leibgeding erlöfche, teil 
fein Fortbejtehen ein vorgehendes oder gleichitehendes Necht des Beteiligten be— 
einträchtigen würde: fo muß das Leibgeding auf den einfeitigen Antrag eines 
Beteiligten in die Verjteigerungbedingungen aufgenommen werden. Das Grund— 
ftüd ijt dann doppelt, nämlich mit und ohne die Leibgedingbelaftung auszubieten ; 
uns — 59 II. Das erlöſchende Leibgeding iſt durch Zahlung aus dem Bargebot 
zu decken. 

45) Daß das Leibgeding nur durch die Eintragung als dingliches Recht 
entſteht, iſt im Geltungbereiche der GBO feſte Regel. Die Bezugnahme im 
Grundbuch auf die Eintragungbewilligung erſetzt, wie GBO g 50 für das Leib- 
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joweit jie die übernommenen wiederkehrenden Verforgungleijtungen betrifft, als 
ſubjektiv perfönlide Reallajft zu bejtellen; ſoweit eine Gebäudenußung hinzu: 
tritt, tjt daneben noch eine entiprechende bejchräntte perfönlihe Dienjtbar- 
fett, meijt alfo ein dingliches Wohnungrecht, zu begründen.“ 

5. Bei Bewilligung des Kolonats (Meier, Erbpacht-, Erbzinsgüter; im 
Gegenjaß zu den freien Bauerngütern) wurden die Bauerngüter nicht völlig zu 
freier Veräußerung und Vererbung dem Bauern übertragen.” Jede Verfügung 
de3 Bauern über die Grundjtüde war von der Zuftimmung des Gutsheren ab— 
bängig. Für die vom Oberherrn gewährte Gejtattung mußte der Erwerber oder 
deſſen Erbe eine bejtimmte Abgabe zahlen, die auf dem Grundjtüde nach Art der 
Reallajt * rubte. Sie wird ald Laudemium oder Weinfauf, Ehejchaß, Lehn— 
geld bezeichnet. Die Höhe der Yaudemien wird entiveder durd) eine feite Summe 
oder durch Prozente des Kaufpreiſes“ oder des Grundmwertes oder in anderer 
Weite bejtimmt. Die Laudemienpflicht entfpricht weder den neueren Verkehr— 
verhältnifien noch den Anfprüchen rationeller Kultur. Sie ift oder wird daher zu— 
meift durch die Ablöfunggefeke * bejeitigt. 

6. 3ehnten“ find dingliche Rechte auf einen bejtimmten Teil der Erträg- 
nijje eines Grundjtüds. Sie haben ihre Entwidelung genommen von den Real: 
abgaben, die die Kirche als allgemeine Beiteuerung bon den Grundftüden 
forderte.” Auch von dem Gutsherrn wurden Zehnten vorbehalten oder auferlegt 


— — hervorhebt, die Bezeichnung der einzelnen Rechte. Vergl. auch 
83, 5 

46) Daß „Dienjtbarkeiten und Reallaften als Leibgedinge eingetragen“ 
werden fönnen, jteht nah GBO 850 außer Zweifel. Dem Inhalte und der 
Rechtsnatur des Auszuges wird am beiten die Reallaft gemäß $ 1105I ent— 
ſprechen; jo auch bereits für daS gemeine Recht: NG 13, 156; Roth A 53. Soll 
das Wohnungrecht dinglich gefichert werden, jo iſt ein zweiter dinglicher Vertrag 
(der natürlich mit dem anderen in derjelben Urkunde verbunden werden fann) 
und eine gejfonderte Eintragung erforderlich, durch die das Recht aus $ 1093 be= 
gründet wird. Die Beitellung beider Rechte, NReallaft und Dienitbarfeit, ſehen 
vor die AG: preuß. $ 1 (Erujen-Müller 205) ; baver. Art. 41; heſſ. Urt. 64, 65; 
meimar. $ 36; gotha. $ 1; meining. $ 1; elſaß-lothr. $ 75 I (Reallaſt; Molitor, 
AG 145) ; braunfchw. AG 3. GBO 8 17 (Hypothek, Grundfchuld, Rentenſchuld; 
nad Hampe, AG 549, auch Niegbrauch und Dienjtbarfeit) ; brem. $ 27; hamb. 
$ 50. — Es fteht nicht im Wege, dab die Beteiligten ftatt der genannten Rechte 
zuguniten des Leibzüchters ein Niegbraudhrecht oder zum Zwecke der 
Sicherung bejonderer Ansprüche, die jich nicht den Neallaften unterordnen lafien, 
eine Sicherunghypothetk beitellen. Auf alle diefe Belaftungen tit da zu 
veriveifen, wo die Landesgeſetze, wie in Baden, iiber die dingliche Seite der Leib— 
aucht feine Vorjchriften enthalten; vergl. Dorner, bad. AG 110. 

47) Zum Folgenden: Stobbe-Xehmann $ 195 IV; Hampe $$ 94, 120 7.; 
Roth 2 8288 VI. Das Laudemium fommt auch vor bei den im ungeteilten 
Eigentum ftehbenden Gütern al3 Abgabe an den Gutsberen. Der im Tert ge— 
nannte Fall bildet alfo nur die Regel. — Den Vorbehalt für das Landesrecht 
geben EG 63, 197. 

48) Dies ift heute die berrjchende Lehre; Notb $ 255 WA 90. 

49) Hierhin gehört befonders die quinquagesima, d.h. zwei Prozent des 
Kaufpreifes nah) dem Rechte der Emphyteuſe, C.4.66.3. Dieſelbe Höhe be: 
jtimmt preuß. ALR I. 18.720 als Regel. 

50) Oben U 17. 

51) GStobbe-Lehmann $ 143; Roth2 8288 V; Dernburg, BR8 8204; 


Dampe S 128, 
52) Die Kirche hat diefen Anfpruch für ihren Unterhalt feit dem 6. Jahr— 
44* 
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und ſelbſt Firchliche Zehnten konnten in die Hände von Laien übergehen. Die 
Zehntpflicht ruht regelmäßig auf den einzelnen in landwirtſchaftlichem Betrieb 
befindlichen Adern. Sie fann alle Gutserzeugnifie * ergreifen und auch in eine 
Geldrente umgewandelt werden. Ihrer juriftifchen Natur nach gilt die Zehnt— 
pflicht als Reallaſt.“ Auch die Zehnten find den Wblöfunggefegen unterftellt 
worden.” 


$ 111. 4, Das dinglihe Vorlaufrecht. 


1. Die Gebundenheit des Grundeigentums äußerte jich im älteren deutfchen 
Recht am jtärkiten in dem Beiſpruchrechte wonach der nächſte Erbe jede 
ohne jeine Zuftimmung vollgogene Veräußerung der Grundjtüde anfecdhten und 
die unbefugt veräußerten Grundjtüde dem dritten Erwerber abfordern konnte. 
Diefer dingliche, an dem Gute haftende Anfpruch gründete fich auf das Mitrecht 
der Familiengenofjen; er fonnte jofort geltend gemacht werden, da der Ver— 
äußerer in bezug auf da3 teggegebene Grundftüd als verjtorben angejehen 
wurde.” 

Im Mittelalter wandelte fich dies Recht in das ſchwächere, zugleich aber 
auf einen größeren Kreis berechtigter Perfonen abgejtellte Retraktrecht?* 
um. Der Retraft oder dad Näherecht gab die Befugnis, die veräußerte 
Riegenfchaft von dem Käufer und feinen Nachfolgern gegen Erjtattung des vom 
eriten Erwerber gezahlten Kaufpreifes einzulöjen. Dies dingliche Recht berubte 
regelmäßig auf Gejeß oder Gewohnheit; es ftand ſowohl den Erben, wie dem 
Lehnherrn, Gutherrn, Marfgenofjen, Nachbarn, Miteigentümer zu. 

Die gefeßlichen Netraktrechte find durch die heute geltenden Landesgeſetze 
bi3 auf geringe Überrefte aufgehoben.* Sie miderfpradhen dem Grundjaße 


hundert auf Grund göttlichen Gebotes (Genejis 14, 20) geltend gemacht; gegen 
Nittergüter uſw. hat fie ihn aber nicht allgemein durchaufeßen vermocht. — 
E. Löning, Gejchichte des Kirchenrechts 2, 676; Hinſchius, Kirchenrecht 4, 306. — 
Ein befonders wichtiger Fall der Entjtehung des Zehnten ift die Verleihung bon 
Kirchengütern an Laien gegen diefe Abgabe. 

53) Daher werden unterfchieden: Feldzehnte von den großen, d.h. Ge— 
treidefrüchten oder den fleinen, d.h. Gartenfrüdten; Blutzehnte von Zieren; 
Neubruchzehnte von dem neu in Kultur genommenen Lande. Die Behnten 
wurden von dem Bruttoertrage (der Bauer legte hierbei die Getreidegarben auf 
und der Berechtigte durfte je die zehnte Garbe wegnehmen) entnommen ohne 
Rückſicht auf den Reinertrag. Dadurch fonnte eine ſchwere Schädigung der land» 
wirtichaftlichen Betriebe eintreten. 

54) Birnbaum, rechtliche Natur des Zehnten 1831; Huber 777; Sampe 516, 
850; Brumner 183; aber auch Sabigny, Shitem 2 $ 103 ©.877 Ue. In 
Preußen wurde durch Ordre vom 3.83.1758 für Schlefien die Zehntpflicht von 
der Konfefjion des Grundftüdeigentiimers abhängig gemacht. 

55) Über dad Pfründenrecht oben $ 103 Wi. 

1) Stobbe-Lehmann 2 8117; Heusler 2, 50; Laband, vermögensredtl. 
lagen 261. 

2) Danach bedurfte e3 feiner Einlöfung dur den Erben. Die Vers 
äußerung war von einem Nichtberechtigten gefchehen. Der Käufer fonnte wegen 
des gezahlten Kaufpreifes nur bei feinem Vertraggegner Erſatz fuchen. 

3) Stobbe-Lehmann 88 119 f.; Roth, D. Privatr. 3 8 328, 

4) Roth 739. In Preußen erhielten jich die Retraktrechte des Miteigen- 
tümers und des Erpropriierten; Eccius 3 $ 189; in Bayern das Retraktrecht des 
Miteigentümers, Die einzelnen Gejete zählen die Mot. 3, 447 A 2 auf. 
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der Freiheit des Grumdeigentums. Das BGB vollendet die Aufhebung für die 
von ihm geordneten Rechtömaterien; es erfennt weder ſelbſt gejetliche Retraft- 
rechte an, noch gibt es bierfür einen allgemeinen Vorbehalt zuguniten der 
Landesgeſetze.“ 

2. Anders verhält es ſich mit dem vertragmäßig begründeten Vor— 
kaufrechte. Dies batte ſich in engem Zuſammenhange mit dem geſetzlichen 
Retraktrechte entwickelt und verpflichtete den Eigentümer, dem Berechtigten von 
jeder beabſichtigten Veräußerung Kenntnis zu geben und ihm auf Verlangen 
vorzugweiſe die Sache zum Kaufe zu überlaſſen. 

Nach dem Grundſatze der Vertragfreiheit iſt es heute jedermann geſtattet, ein 
obligatoriſches? Vorkaufrecht ſowohl für Fahrnis wie für Grundſtücke zu 
vereinbaren. Als zweifelhaft mußte es dagegen erſcheinen, ob es den Parteien 
auch erlaubt ſein ſollte, einer ſolchen Abrede dingliche Wirkung für die 
Dauer und gegen Dritte zu verleihen und damit den freien Verkehr einzuſchränken. 
Für die Zulaffung im BGB entjchied gejeßespolitifch die ausgedehnte Ver— 
wendung und Anerkennung ſolcher Belaftung im bisherigen Nechte* und wirt— 
fchaftpolitifch die durch das Vorfaufrecht bewirkte Förderung der Aufteilung des 
Grundbefiges zu Anfiedelungen” Der Antrieb, durh Schaffung felbitändiger 
Bauernitellen der Landwirtſchaft Arbeitfräfte zuzuführen und zu fichern, wird 
nur dann in erwünfchten Maße vorhanden fein, wenn dem veräußernden Grund» 
befißer die dingliche Machtbefugnis verbleibt, der Übertragung der aufgeteilten 
Zandftellen an ungeeignete Anfäufer durch den Nüdfauf der Grundftüde vor— 
beugen zu können.” 

5) Durch 88 2034, 2035 wird den Miterben ein gejetliches Vorfaufrecht 
gemährt, das dem NRetraftrechte zwar nachgebildet ift, feiner Natur nach aber 
den Normen des obligatoriſchen Vorkaufrechts (A 7) unteriteht. Denn es er- 
greift den Anteil eines Miterben; diefer Anteil zur gefamten Hand kann aber 
nicht twie der Bruchteil des Miteigentümers an einem Grundftüde den Gegenftand 
eines dinglichen Rechtes bilden. Vergl. oben 8 70. 

6) EG Art. 115 bezieht fich nicht auf das Retraktrecht. — Dagegen bleibt 
e3 in den dem Landesrechte allgemein borbehaltenen Gebieten des Bergrecht3, 
der Enteignung uf. bei den bejtehenden Retraftredhten; EG Art. 55, 59, 62, 63, 
109. Nach dem preuß. Eigentumerwerbgef. 5.5. 1872 ‚Er bedurften dieje ge= 
feßlichen Vorfaufrechte nicht der Eintragung; auch dies bleibt in Geltung; preuß. 
AS 3. BGB Art. 22 für das in den Fällen der Enteignung (Gef. 11.6.1874 

57) und der Grumdabtretung zu Bmeden des Bergbaubetriebes (Geſ. 24.6. 
865 8141) beftehende geſetzliche Vorfaufrecht. — Das Vorkaufrecht der Mit: 
eigentiimer wird durch das BGB allgemein bejeitigt. 

7) ss 504—514; darüber Bd. 1 $ 162 Nr. 4. 

8) Vergl. 3.8. preuß. ALR I. 20. 570 f.; bahyerifcher Landtagabichied 
bom 10.11.1681 und Hhpothefengefe vom 1.6.1822 885 F.; ſächſiſches GB 
88 401, 1124. j 

9) Mot. 3, 448: das dingliche Vorlaufrecht in Verbindung mit feiten, 
auf das Grundftüd gelegten Geldrenten iſt geeignet, einen Erſatz zu bieten für 
die nicht mehr zugelafjenen Landleihen zu vererblichem und veräußerlichem Rechte. 
Vergl. dazu aber auch EG Art. 63 und oben 88 95, 96. — Mit den im Tert ge— 

ebenen Erwägungen ift nur die eine, befonders ind Gewicht fallende, Verwendung 

des Vorfaufrechtes hervorgehoben. Die praftifche Bedeutung des einmal zu— 
aelaffenen Rectsinftitut3 wird damit durchaus nicht erſchöpft. Insbeſondere 
fommt die Möglichkeit, ein Gut im Beſitze einer Familie zu erhalten, in Betracht. 
Darauf zielt auch das geſetzliche Vorfaufrecht der Miterben (A 5). 

10) Nach diefer Richtung fommt auch die Beſtellung eines Erbbaurechtes 
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3. Ein dingliches VBorkaufreht' kann nad geltendem Rechte 
duch Vertrag nur einem Grundftüd'? als Belaftung auferlegt werden. 
Die Eintragung bietet hier das Mittel zur Verlautbarung des begrenzten 
Rechtes, die bei beweglichen Sachen undurchführbar wäre. 

Das Vorkaufrecht bejteht in der dinglichen Belaftung '* eines Grund- 
ſtücks, kraft deren einer bejtimmten Perjon oder dem jeweiligen Eigentümer 
eines beſtimmten Grundftüds "* im Falle des Verkaufs des belafteten Grundftücs 
das Recht zufteht, gegen Übernahme der vom Dritten verfprochenen Gegen: 
leiftungen als Käufer einzutreten und die Übereignung des Grundftücds zu 
begehren. Als Grundgeihäft für die Beſtellung des dinglichen Worfauf: 
rechtes dient naturgemäß die Vereinbarung eines entjprechenden obligatorifchen 
Vorkaufrechtes.“ Indem das BGB dies als fejte Regel unterftellt, ver- 


in Frage, deſſen Durchführung allerdings erheblichen Schwierigfeiten begegnet; 
oben $ 97. Befonders aber der oben $ 65 A29 befprochene Fall. 

11) 81094. Immerwahr, Iber. 3. 40, 279; Coſack $ 248. 

12) Much der Anteil eines Miteigentiimers, nicht aber ein fonftiger Bruch— 
teil, kann belajtet werden; $ 1095, übereinftimmend mit sy 1106, 1114. Gerade 
für den Miteigentümer wird das Vorfaufrecht von befonderem Werte fein, um 
unwillkommene Genojjen abzuwehren. Ebenfo fünnen die dem Grundjtüd gleich- 
geitellten Nechte, wie das Erbbaurecht oder eine Abbaugerechtigkeit, mit einem 
Vorkaufrechte belastet werden. — Soll die Belaftung nur auf einem realen Teile 
des Grundjtüds (3.8. dem zur Anlage eines Weges abgetretenen Landſtreifen) 
ruhen, jo muß biefer nad GBO 86 S1 zubor abgefchrieben werden. — Hit ein 
Vorfaufrecht bereit3 eingetragen und foll dann ein Teil des Grundſtücks laſten— 
frei veräußert twerden, fo fann die laftenfreie Abichreibung nicht auf Grund eines 
Unfchädlichkeitzeugnifies erfolgen; denn EG 120 bezieht fich nicht auf das Vor: 
faufrecht, jondern nur auf ſolche Rechte, bei denen es fich um die Erhaltung des 
ausreichenden Wertes eines Haftunggegenstandes handelt. Bei diefen fann bie 
Freiftellung einer Parzelle unschädlich erjcheinen; beim Vorfaufrechte, da3 den 
förperlichen Beitand und die Nubkung des Grumdftüds unmittelbar ergreift, iſt 
die Abtrennung auch des geringsten Teiles in jedem Falle jchädlich. 

13) Diefe iſt nach allgemeinem Grundſatze eintragungbedürftig. Für Die 
Beitellung gelten diefelben Regeln wie für die Reallajt; oben $ 109 Nr. 3. 

14) &3 gibt neben dem perſönlichen mithin auch ein fubjektiv-dingliches 
Vorfaufrecht; $ 1094 UI. Dies entjpricht der Ordnung für die Neallaft $ 1105 II; 
oben $ 109 Nr.5. Beide Arten find inhaltlich derart boneinander verſchieden, 
dab eine Umwandlung der einen Berechtigung in die andere ausgeſchloſſen tft; 
$ 1103 in Übereinftimmung mit 88 1110, 1111 I. — Hiermit verbindet fich die 
durch 8 1098 I vorgefehene Anwendung des 8 514: das perfönliche Vorfaufrecht 
tft unübertragbar und der Regel nach nur dann bererblich, wenn es bloß für eine 
beitimmt begrenzte Zeit bejtellt wurde. Das fubjektiv-dingliche Vorfaufrecht iſt 
mit dem berrjchenden Grunditüd ald dauernde Berechtigung verbunden. 

15) Dies bedarf nicht der Form des $ 313; denn es handelt fich hier gar 
nicht darum, den Eigentümer vor übereiltem Vertragfchluffe zu behüten; daß er 
jich nicht leichtiinnig zu einem Verfaufe feines Grundftüds entjchließe, verhütet 
bereit3 der fir den Vertrag mit dem Dritten nach $ 313 geltende Formzwang. 
Die Einräumung eines Vorfaufrechtes zielt ſelbſt gar nicht auf eine Verpflichtung 
zur Eigentumübertragung. Vergl. Bd. 1 8 162 A 28; Kuhlenbed IW 30, 392; 
Oberned, Grundbucdhr. $ 100; TurnausFörfter 1, 516. Dagegen für den Form— 
awang: OLG 2, 73; Immerwahr 295; Pland 8 504 Bem.2. — Welcher Zweck 
im übrigen durch das Vorfaufrecht erftrebt wird, bleibt fich völlig gleich, ſofern 
das Gejchäft nicht etwa 3.3. nach $ 138 nichtig wäre. Vergl. ferner OLE 7, 37. 
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ordnet es, daß die Nechtöbeziehungen zwijchen den ſachenrechtlich Beteiligten 
nad den Vorjehriften behandelt werden jollen, welche die aus dem obli- 
gatoriihen Vorkaufvertrage entjtehenden Verpflichtungen regeln. Danad) 
darf der Vorkaufberechtigte jein Recht nur ausüben, wenn er imjtande ift, 
den Kaufpreis und die jonftigen Nebenleiftungen zu entrichten, die der Dritte 
als Käufer verjprochen hat und zu erfüllen bereit iſt.“ Ihre Feftjegung wird 
durchaus dem freien Ermefjen der Beteiligten anheimgeftellt; die Bindung 
an einen von vornherein feitgelegten Vorkaufpreis oder an ein bejtimmtes 
Einjtandgeld ift hier jedoch ausgejchlofjen.'* 

Statt die Beftellung eines dinglihen Vorkaufrechtes endgültig zu er- 
wirken, fönnen die Beteiligten fih auch damit begnügen, ein bloß obli- 
gatoriſches Vorkaufrecht zu vereinbaren und den hieraus ſich ergebenden 
bedingten Anjpruch des Gläubiger auf den Eigentumerwerb durh Ein- 
tragung einer Vormerkung zu fihern. Auf beide Weijen wird im mwefentlichen 
derjelbe Rechtserfolg erzielt. Die Benugung der Vormerkung ift aber 
andererjeits das einzige Mittel, um dem Wiederfaufrechte, das nur als obli- 
gatorifches beftellt werden darf, zur dinglichen Sicherung zu verhelfen.’® 

4. Im einzelnen gelten folgende Sondernormen: 

a) Die erjte Vorausfegung für die Ausübung des Vorkaufrechts ift der 
Abſchluß eines Kaufvertrages über das belaftete Grundftücd zwijchen defien 
Eigentümer und einem Dritten. Jener als der Vorkaufverhaftete muß hier: 
von dem Berechtigten unverzüglihd Mitteilung erftatten.° Auch die frei- 
händige Veräußerung durch den Konkursvermalter ?' zählt hierher, nicht aber 
ein Verkauf im Wege der Zwangvollitrefung und regelmäßig auch nicht der 
Verkauf an einen Erben, wenn der Verkauf mit Rückſicht auf deffen fünftiges 
Erbrecht ſtattfindet. 

16) 81098 11 zieht die 88 504—514 heran. 

17) 8 507, auch $ 506. Dazu Bd. 1 8162 A42f. 

18) Eine derartige rein obligatorifhe Bindung kann nicht zum Inhalte 
einer dinglichen Belaftung gemacht werden und ift auch nicht eintragungfäbig. 


Zuftimmend jebt OLG 4, 69, 

19) über beide Fälle vergl. bereit3 oben $ 65 A 29; ferner unten A 25 und 
Bendir in ZW 338, 601 (Nachtrag bei der Korrektur). 

20) 88 504, 510 I. Der Gedanke ift nicht der, dat dem Vorlaufberechtigten 
die Sache zuerjt angeboten werden müßte. Der Vertragſchluß mit dem Dritten 
muß perfekt fein: unter den für diefen feitgeitellten Beſtimmungen fchließt ihn der 
Berechtigte dann feinerjeit3 ab. Die Mitteilung dient dazu, um ihn in Die Lage 
au feßen, dad Vorkaufrecht auszuüben. — Wenn das Vorfaufrecht vor dem 1.1. 
1900 bejtellt war, richtet fich die Form der Mitteilung nicht nach $ 510, jondern 
nach dem bisherigen Rechte, weil es jich dabei um eine inhaltliche Beitimmung 
des Vorlaufrechtes handelt. So RG in AW 33, 381; in dem dort behandelten 
Falle war nach preuß. ALR I. 20. 611 zu verfahren. 

21) 81098 I 2 im Gegenjab zu 8 512. 

22) & 511; ſolche „erfrühte Erbfolge“ gilt im Sinne des Vertrages nicht 
ala Berkauf. Sit dies anzunehmen, jo folgt daraus, dat die Übertragung an den 
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b) Das Vorkaufrecht hat nicht die rechtliche Wirkung eines Veräußerung: 
verbotes. Der Eigentümer behält die Verfügunggemwalt über das Grund: 
ſtück; darum ift die von ihm mit dem Dritten volljogene Auflafjung wirkſam 
und der Grundbuhhbeamte hat daraufhin den Dritten als Eigentümer ein: 
zutragen.°? Durch das eingetragene Vorkaufrecht joll aber der unter der 
Bedingung des Eintrittes des Vorkauffalles ftehende Anſpruch auf den Eigen: 
tumermwerb dinglich derart gefichert werden, daß der Vorkaufberechtigte das 
Eigentum nah Maßgabe des Rechtzuftandes erlangt, in dem fih das Grund 
ſtück bei Eintragung des Vorkaufrechtes befand. Zu dieſem Zwecke fteht dem 
Vorkaufberechtigten ein dinglihes Wartreht an dem Grundftüde zu. Das 
BGB betätigt diefe Auffafjung, indem es dem Vorkaufrechte die Wirkung 
eines durch Eintragung einer VWormerkung ** geficherten Anſpruchs auf Eigen: 
tumübertragung zuerfennt, jomweit die Durchführung diejes Anſpruchs gegen 
Dritte ?° zur Anwendung gelangt. Die Folge ift, daß jede nach Eintragung 


Erben feine Veräußerung darjtellt und daß demgemäß das Vorfaufrecht fort: 
bejtebt für den Fall eines Verfaufes des Grunditüds durch den Erben. Biermann 
1097 A1; Fuchs 1, 350; Kuhlenbeck 8 1097 U2. Dagegen wollen Rland 
2h u. A. bier fchlechthin den 8 1097 antvenden, das Vorfaufrecht jei erledigt 
und im Grundbuch zu löfchen. Wäre dies richtig, jo könnte jeder Vorfaufver: 
haftete fich beliebig von der Belaftung befreien; er fann ja jtet3 das Grunditüd 
bon dem Erben zurüdguerwerben; ein Verbot, das dies ausfchlöffe, bejtebt nidt. 
Damit würde die hwirtfchaftliche Bedeutung des Vorkaufrechtes (A 9) vernichtet. 
23) Daß der Dritte als „neuer Eigentümer“ eingetreten iit, fett das 
Geſetz in 88 1099, 1100 voraus. Daraus ergibt jich zugleich, daß der vortauf- 
verhaftete Eigentümer das Grundſtück beliebig meiterbelajten darf. 
24) 81098 II. über den Begriff diefes Wartrechtes oben $ 65 W 16. 
25) Das Geſetz hebt dies mit bejonderem Nachdruck hervor und im der 
Verbindung mit 8 1098 I (Werweifung auf das obligatorifche Vorkaufrecht) bat 
Abf. II die Bedeutung, daß der Dritte dem Vorkaufrechte ebenfo weichen muß 
(nad) 88 883 II 1, 888), wie wenn zugunſten des Vorfaufberechtigten ein An: 
ſpruch auf Eigentumertwerb vorgemerkt wäre. Dem Eigentümer gegemüber 
(1094 I) wirft dagegen das Vorlaufrecht als echte Belajtung; fein Erwerb (3.8. 
wenn der Mieter eines Ladens ſich das Vorlaufrecht für das ganze Gebäude 
grundſtück bejtellen läßt) wird durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
nach $ 892 gedbedt. Hierin zeigt fich ein mwejentlicher Unterfchied gegenüber dem 
bloß durch Vormerkung geficherten Anfpruch; denn (oben $ 65 A1SF.) zuguniten 
des bloß Vorgemerften wirkt der öffentliche Glauben nicht. Muß diefer Gegenjak 
als zwar fachlich unbegründet (denn das Vorlaufrecht follte dinglich nur als 
Vormerfung wirken und $ 1094 erfcheint um jo auffälliger, wenn die enge Be— 
grenzung auf der Paſſivſeite nach 8 1097 in Betracht gezogen wird), aber als 
pofitiv verordnet hingenommen werden, fo erfcheint es bedenklich, wenn Strobal 
25 (über diefe Schrift vergl. oben 865 A22) aus der Ausnahmenorm_ des 
} 1094 einen Beweisgrund für feinen Lehrſatz, dat dem Vorgemerkten der öffent: 
iche Glaube des Grundbuchs zu ftatten fomme, entnehmen will. Der Rüchſſchluß 
bon 1094 I auf 1098 I wird durch den fundbaren Gegenjaß beider Normen ver— 
wehrt. Das ftimmt auch zu den Forderungen praftiicher Gerechtigkeit. A. der 
fein Vorfaufreht nur don dem Buchberechtigten ableitet, ſoll nicht gegen den 
Dritten B., der da3 Eigentum bon dem wirklich Berechtigten erworben bat, durch⸗ 
dringen; B. darf gegen A. die Unwirkſamkeit der Vormerkung ſowohl nach $ 883 
(vorgemerkter obligatorifcher Anfpruch), als auch nad) $ 1098 I (Belaftung, die 
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des Vorkaufrechtes bewirkte Rechtsänderung inſoweit vernichtbar ift, als fie 
die Verwirflihung des Eigentumerwerbes nach dem damaligen Rechtſtande 
vereiteln oder beeinträchtigen würde. „jeder, der ein Recht an dem Grund: 
jtüd erwirbt, muß mit dem eingetragenen Vorkaufrechte rechnen. Der Eigen: 
tumerwerb des Dritten (des Käufers) wie die Beitellung von Hypotheken 
und anderen Belaftungen ?° jtehen unter der auflöjenden Bedingung: tritt 
der Vorkauffall ein und wird das Vorkaufwartrecht geltend gemacht, jo lebt 
der frühere Rechtzuftand wieder auf, jomweit es zur Verwirklichung des Vor: 
faufrechtes erforderlich iſt.“ Die danach vorzunehmende Durhführung des 
Vorfaufwartrechtes richtet fih nach zwei Seiten: gegen den Vorfaufver: 
hafteten (Nr. c) und gegen den oder die Dritten (Nr.d). 

e) Der regelmäßigen Zweckbeſtimmung des Vorkaufrechtes entjpricht 
65, dab dies Recht nur gegen den beftellenden Eigentümer und feine Erben 
geltend gemacht werden kann: es wird nur auf den erjten Vorkauffall ab- 
geitellt.° Das BGB gejtattet jedoch die Ausdehnung auf jede jpätere Ver: 
äußerung, jo daß das Vorfaufrecht auf der Paſſivſeite zu einem vererblichen 
geitempelt wird.2° Das Vorkaufrecht wird ausgeübt durch die Erklärung des 


aber gegen den Dritten nur als Vormerfung wirft) geltend machen. In beiden 
Fällen gilt auch: Berichtigung bricht Wormerfung (oben ©. 406). 

26) Das wird für die Belaftungen durch die Erwägung begründet, daß 
dem borgemerkten obligatorifchen Anfpruche diefe fog. rückwirkende Kraft vom 
Zeitpunkte der Eintragung an unzweifelhaft zufommt (oben $ 65 Nr.5b): umd 
daß dem dinglichen Worfaufrechte durch 8 1098 I diefelbe Wirkung gegen Dritte 
und als endgültig bejtellter Belaftung noch jtärfere Wirkung durch $ 1094 bei» 
gelegt wird. Wenn das Gejeß einmal das dingliche Vorfaufrecht zuläßt, muß es 
auch dieſe Folgerung ziehen; denn anderenfalls könnte der Zived diejer Belaftung 
beliebig, 3.8. durch Hypothekenbelaſtungen, vereitelt werden. Und was follte 
gelten, wenn der Eigentümer, der feinem Verkäufer ein Vorfaufrecht für den Fall 
eingeraumt hat, daß er das Grundſtück an einen Nichtdeutfchen verfaufen werde 
(jog. Bolenklaufel) : jpäter ein Vorkaufrecht zuguniten eines Nichtdeutichen be— 
tellt für den Fall, dat der erſte Verkäufer fein Recht ausübt (ein Fall, der durch 
$ 506 nicht getroffen wird) ? Daß bier die fpätere follidierende Nechtsänderung 
der früheren weichen muß, fcheint mir nicht zweifelhaft; mithin ift 8879 all» 
gemein anzuwenden. Ebenfo im Ergebnis Biermann $ 1098 U 2; Immerwahr 
327; Fuchs 1, 353. Dagegen Pland A3b; Turnausföriter 1, 472, 479 u. A.; 
die dort vertretene Anficht, dab die Wirkung des Vorlaufrechtes gegen begrenzte 
Rechte Dritter erjt mit dem Eintritte des Vorfauffalles und nicht bereits mit der 
Eintragung des Vorfaufrechtes beginne, jteht m. E. mit $ 1098 II_und den 
Srundjägen unjeres Liegenjchaftrechtes in grellem Widerſpruche. Sollte ich 
dieſe Anficht aber behaupten, fo ift vor der Beitellung eines dinglihen Vorkauf— 
tehtes zu warnen; die $$ 1094 f. würden dann auch den Reit ihrer Bedeutung ein- 
büßen, da die Vormerkung eines obligatorifhen Worfaufrechtes die Anterefien 
viel wirfungvoller ſchützt. 

27) Das alles beruht auf den Ausführungen oben 865 Nr. 5. 

28) 81097. Derartige inhaltliche Bejchränfungen dürfen, nach dem Vor— 
bilde der Bedingung, dem begrenzten dinglichen Nechte auferlegt werden. Das 
dingliche VBorfaufrecht wird auch nach diefer Richtung dem vorgemerkten oblis 
gatoriichen gleichgeitellt. 

29) Während e8 auf der Aktivfeite (A 14) umbvererblich ift. 
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Berechtigten, er jchließe hiermit unter den für den Dritten fejtgeftellten 
Beitimmungen einen jelbftändigen Kaufvertrag für fih ab.” Diejer muß 
fih auf den gejamten Inhalt des Urkaufvertrages erftreden; nur findet 
natürlich das Recht zur Durchſetzung des Vertragfchluffes feine Grenze an 
dem Umfange, in dem das Vorkaufrecht das Grundſtück belaftet.” Das 
Recht auf Abſchluß des Kaufvertrages und auf deſſen Erfüllung durch die 
Übertragung des Eigentums an dem verkauften Grundftüd richtet fih aus- 
ichließlich gegen den Vorkaufverhafteten und feine Erben.” Steht ihm noch 
das Eigentum zu, jo kann von ihm unmittelbar die Auflaffung und Ein— 
tragungbewilligung begehrt und gegen ihn vollftredt werden. Darum gebührt 
ihm bier auch der Kaufpreis. 

d) Anders fteht es, wenn der Dritte auf Grund des Kaufvertrages 
bereit das Eigentum an dem Grundftüd erworben hat. Dann richtet fich 
der dinglihe Verwirklichunganſpruch des Vorkaufberechtigten gegen ihn: um 
die Eintragung des Vorfaufberechtigten ald Eigentümers auf Grund der 
Auflaffung des DVorkaufverhafteten zu ermöglichen, hat der Dritte Die 
formgültige Bewilligung zur Löſchung des für ihn eingetragenen Eigentum: 
rechtes zu erflären.”* Dasjelbe gilt, wenn zugunften des Dritten ein den 


30) Das ift rechtlich fo zu fonftruieren (Bd. 1 8162 A836, 38, 18: der 
Vorfaufberechtigte tritt nicht in den Urfaufvertrag ein; der Vorfaufvertrag bildet 
auch nicht einen WVorvertrag). Der Antrag zum Abſchluſſe des Kaufvertrages 
liegt in der Beitellung des Vorfaufrechtes, er wird durch den Kaufvertrag mit 
dem Dritten inhaltlich feitgeitellt. Diefen Antrag nimmt der Vorkaufberechtigte 
an, er lentt ihn durch feine Erklärung gegenüber dem Vorfaufverhafteten auf 
feine Berfon, jo daß zwiſchen ihm und dem Verkäufer ein jelbftändiger und end— 
gültiger Kaufvertrag zum Abichluß gelangt. Der Urvertrag wie der zweite Ver— 
trag jtehen unter dem Formzwange des $ 313. 

831) Sat der Urvertrag mehrere Grumditüde umfaßt, von denen nur eines 
mit dem Vorfaufrechte belaitet it, jo fann der Vorkaufberechtigte jenen Vertrag 
nur injoweit, als er diefes Grunditüd umfaßt, auf fich überlenfen. Er wird in 
diefem Kalle beanſpruchen fünnen, daß der Kaufpreis für diefes Grunditüd ge— 
fondert berechnet werde; Dies liegt im Sinne des $ 508. — Wenn umgekehrt von 
dem mit einem Vorfaufrechte belaiteten Gute nur eine PBarzelle an den Dritten 
berfauft wird, fo ift der Vorfauffall und das Vorlaufangebot (A 30) auch nur 
für diefen Teil eingetreten. — Das Vorkaufrecht kann auch auf das mitverkaufte 
Grundſtückzubehör eritredt werden, denn dies wird im Zweifel ſowohl von Dem 
obligatorischen Vertrage (8 314) als auch von der Auflaffung ($ 926 I 2) mit- 
umfaßt; $ 1096 und oben 86 U 31. 

32) Und gegen den Stonfursperwalter KO 824. Oben 865 A 6Tf. 

33) Oben 865 Nr.6b und befonders A 77. Der Anfprudh gegen den 
Dritten ijt von dem Anſpruche abhängig, den der Vorfaufberechtigte gegen den 
Vorfaufverbafteten bat. Daher darf der Dritte alle Nichtigfeitgründe und Ein— 
reden, die jenem Vorkaufrechte entgegenitehen, aus eigenem Rechte geltend 
machen (oben 865 A73f.). Die Anſprüche und Einrederechte dagegen, die der 
Dritte ald Befiter wegen Verwendungen uſw. nach $ 292 hat, kann er nur gegen 
feinen Berfäufer und nicht gegen den Vorkaufberechtigten geltend machen; denn 
der Vorfaufberechtigte tritt in dies Nechtsverhältnis nicht ein, und es feblt jeder 
Grund zur Überleitung der dort infolge der Verlebung des Vorkaufrechtes ent— 
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Eigentumerwerb des Vorkaufberechtigten bejchräntendes begrenztes Recht 
eingetragen ijt.°* | 

Die Eigenart der Rechtslage bei der Ausübung des Vorkaufrechtes 
erheiicht eine bejondere Berückſichtigung des als Eigentümer eingetragenen 
Dritten: 1. infofern, als er den vereinbarten Kaufpreis bereits an den Verkäufer 
entrichtet hat.”° Es erjcheint dann unbillig, ihn auf den bloß obligatorijchen 
Bereiherunganipruch gegen feinen Verkäufer zu verweilen. Zum gerechten 
Ausgleich dient vielmehr, daß der Vorkaufberechtigte dem dritten Erwerber 
unmittelbar erjegt, was diefer gezahlt hat: bis dahin darf der Dritte die 
Zuftimmung zur Eintragung des Borfaufberechtigten verweigern.’ Gegen 
den bereits als Eigentümer eingetragenen Vorkaufberechtigten kann der 
Dritte, wenn er fih im Befite des Grundftücs befindet, deffen Herausgabe 
verweigern, bis ihm Zug um Zug der entrichtete Kaufpreis erjegt wird,’ 
er kann hierauf auch den Leiſtunganſpruch erheben.‘ Soweit der Vorkauf— 
berechtigte hiernah dem Dritten den Kaufpreis erjtattet hat, wird er von 
feiner Schuld dem Verkäufer gegenüber befreit.” 2, Diefer Regelung ent: 
Ipricht e8, Daß die NRechtsbeziehungen zwijchen dem Verkäufer und dem Käufer 
völlig gelöft werden, jobald der Vorkaufberechtigte eintritt und das Eigen: 
tum an dem Grundftüd erlangt. Der Käufer wird von der rüdjtändigen 
Raufpreisichuld befreit; was er gezahlt hat, kann er nur vom Vorkauf— 
berechtigten zurücfordern.* 

e) Die Ausübung des Vorkaufrechtes iſt zeitlich gebunden; es muß 
innerhalb zwei Monaten nach Empfang der Mitteilung über Abſchluß und 
Inhalt des Kaufvertrages ausgeübt werden. Die Anzeigepflicht liegt dem 


Handenen Einreden auf ihn (Bd.1 888 Nr. 4). Das beftätigt der Gegenſchluß 
aus 81100 S2 (A 38). Am Ergebnis ebenfo Biermann und QTurnausFörfter 
zu $ 1100; Dagegen PBland A4; Immerwahr 337. 

34) Nach den ın A 26 angeführten Gründen, 2. 

35) Hat er noch nicht3 gezahlt, und das wird die Regel fein, fo iſt Die 
Löſung eine glatte. Er erteilt die Bewilligung und gibt das Grundſtück heraus; 
der Vorfaufberechtigte zahlt den Kaufpreis an den Verfäufer nach $$ 505 II, 507. 
Die dem Dritten zugebilligte Stundung fommt dem Vorfaufberechtigten nicht zu— 
gute; $ 509. 

36) 8 1100 ©1. 

37) Dies ergibt ſich aus 88 273, 1100 © 2. 

38) $1100 S2. Das unmittelbare Forderungrecdht gegen den Vorfauf- 
bereditigten wird der Billigfeit wegen gewährt; jurijtifch läßt es ſich etwa erflären 
als ein ausnahmtweife (A 33) zugebilligter Anſpruch wegen nußbringender Ver— 
mendungen oder beſſer nach den oben 8 92 WA 14 dargeitellten Grundſätzen. 

39) 81101. 

40) 8 1102. Es wird mithin eine Art Gemeinfchaftverhältnis unter den 
drei Beteiligten gejchaffen, wonad der Vorfaufberechtigte den Ausgleid) der 
Rechte und Verpflichtungen aus dem begründeten und wieder aufgelöiten Ur— 
laufvertrage kraft Gefetesnorm übernehmen muß. 

41) Dies nad $ 510 LI. 
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Verkäufer ob. Um die Frift in Zauf zu jegen und damit Gemwißheit über die 
Rechtslage herbeizuführen, wird aber auch dem Erwerber, jobald er als 
Eigentümer eingetragen tft, das Recht zur Anzeige gewährt.” ft der Be: 
rechtigte unbekannt, jo fann er, jofern das Vorkaufrecht als perfönlices 
bejtellt ift, im Wege des Aufgebotverfahrens ausgejchloffen werden.“ 


Sechſtes Kapitel. 
Pfandrechte. 
8112. Begriff des Pfandrechts. 


1. Der Gebrauchwert der Sachgüter wird durch das Eigentum und die 
dinglien Nutzungrechte, ihr QTaufchtwert durch das Pfandrecht dem bürgerlid- 
rechtlichen Verkehr dienjtbar gemacht. 

Das Pfandrecht foll die bedeutfame volkswirtſchaftliche und foziale Aufgabe 
übernehmen,’ für den entwidelten Geldverfehr die unentbehrliche Kreditjicherung 
zu ſchaffen. In feiner rechtlichen Ausgeitaltung muß zum Ausdrud gelangen, 
daß für die Erhaltung gefunder Verkehrverhältniſſe ein gut geordnetes und 
jtrenges, zugleich die Anterefien des Gläubigers mit denen des Schuldners nad 
gerechtem Maße und mit Billigfeit ausgleichendes Pfandrecht eine der wichtigſten 
Vorausfesungen bildet. a) Indem das Pfandrecht eine dingliche Sicherung an 
dem Sachgute bietet, erleichtert es dem Kapitalſchwächeren den Erwerb auf Kredit 
und das Erlangen der zu Meliorationen und zu Vergrößerungen des Betriebes 
erforderlichen Geldmittel. Damit wird ein vorteilhafter Musgleich der produls 
tiven Güter ermöglicht; der Arbeitträftige erhält 3.8. das Landgut nicht zu ab- 
hängiger Landleihe, ſondern als Eigentümer, dem die Hebung des Kultur: 
auftandes ſelbſt zunußen fommt. b) Umgekehrt bietet das Pfandrecht die 
Rechtsform, in der die Beteiligung des Kapitald an der Bodenrente die ſtärhſte 
Ausprägung erhält. In den dem Geldleiher zufallenden Zinfen fommt der Wert 
der übertragenen Güter felbit und die Wertiteigerung aus den Melioration: 
Darlehen zum Ausdrud, ohne dak damit andererfeits eine unlösbare Abhängig: 
feit des Belaſteten gejchafften würde. Je fiherer ferner der Kapitalift infolge 
der pfandrechtlichen Garantien auf das Einlommen aus den Zinfen umd auf die 
Nüdzahlung des Kapital rechnen kann, um fo leichter wird der Bedürftige 
Kredit finden und um fo günftigere Bedingungen fünnen ihm gewährt werden. 


42) 81099 I. Außerdem ift der Verkäufer dem Dritten gegenüber ver: 
pffichtet, ihm von der Ausübung oder dem Erlöfchen des Vorkaufrechtes Anzeige 
zu eritatten. 

43) 81104. Für das fubjeftiv-Dingliche — gilt dies mithin 
nicht. Vergl. im übrigen $ 1112 und oben 878 Nr. 1 

N Dernburg, preuß. Hypothekenr. 1891; v. Zacubeatt, Bem. 3. Entwurf 

265 Huber, Schweizerifches Civilgeſetzbuch, driner Teilentwurf, 1898. — 
In De Verfennen der volfswirtfchaftlihen Aufgabe des Pfandrechts liegt der 
rund der Unvollfommenheit und Scädlichkeit des war meijterhaft ent⸗ 
widelten römischen Pfandrechts. Darüber unten 8113 A6f. 
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2. Begriff” und Inhalt des Pfandrechts werden von den Rechtseinrichtungen 
bejtimmt, durch die dem Forderungredjte eine dingliche Sicherung gewährt wird. 

a) Realjicherung bedeutet Einräumung eines dinglicden und abgefonderten 
Befriedigungrechtes aus einer bejtimmten fremden Sade. Das Wejen des Real- 
fredites im Gegenſatz zum Berfonalfredit wird dadurch noch nicht gekennzeichnet, 
dab der Wert einer Sache des Schuldners’ dem Gläubiger Sicherung für feine 
Forderung gewähren foll; denn jedem, auch dem mit einem bloß obligatorischen 
Anſpruch ausgejtatteten Gläubiger * jteht das Necht zu, im Wege der Zwang— 
bollitredung jämtliche pfändbare Vermögengüter feines Schuldners zum Zwecke 
der Befriedigung feines Leiftunganfpruch® zu ergreifen. Das entjcheidende Merk— 
mal des Pfandrechtbegriffs kann mithin nicht in der Stellung gejucht werden, 
die der Gläubiger feinem Schuldner gegenüber einnimmt, fondern weſentlich 
nur in der Nechtitellung, die dem Gläubiger an bejtimmten Gütern des 
Schuldners Dritten gegenüber eingeräumt ift. Das gefchieht in folgender Weife. 
1. Eine bejtimmte Sache des Schuldners wird dem Pfandgläubiger zur ab— 
gejonderten Verwertung und Befriedigung unterjtellt. Sie wird damit 
dem allgemeinen Zugriffe der übrigen Gläubiger entzogen und dem Pfand- 
berechtigten ausfchließlich zur Verfügung zugewiefen. Der abfonderungberechtigte 
Släubiger darf zwar regelmäßig auch die Haftung des ganzen Vermögens de3 
Schuldners geltend machen,’ er braucht fich aber darauf nicht einzulafien. Er 
darf jtet3 und insbefondere dann, wenn infolge der Ungulänglichfeit des 
Schuldnervermögens eine volle Befriedigung aller Schuldverbindlichkeiten er- 
ſchwert oder ausgefchlofien erfcheint, aus der Reihe der fonfurrierenden Mit- 
gläubiger heraustreten und den Wert der ihm verpfändeten Sache ausschließlich 
für fich in Anfpruch nehmen. 2. Durch das Pfandrecht wird die belaftete Sache 


2) Unterfuchungen über den vielumjtrittenen Begriff des Pfandrecht3 bei 
Dernburg, röm. Bfandr. 1, 104; Exner, Kritik des Pfandrechtbegriffs (1863) 
47; Kohler, pfandrechtl. Forſchungen 1882 85; Sohm, Grünhuts Zeitjchr. 5, 
26. Die ältere Literatur bei Windjcheid 1 $ 224, 

3) Der bejondere Fall, dat ein Dritter feine Sade im Wege der Inter— 
Ro für die Schuld eines Anderen zum Pfande febt, fann bier außer Betracht 

eiben. 

4) Er wird heute vielfach im Gegenfab zum dinglich geficherten als der 
bloße Ehbirograpbargläubiger bezeichnet, der ſich nur auf das chiro- 
graphum, den Schuldſchein, ſtützen kann. Gaius, Inst. III $ 134; Mitteis, 
Reichsrecht und Volksrecht (1891) 459; Gradenwiß, Einführung in die Papyrus— 
funde (1900) 1, 38. Die Eigenart de3 chirographum wird allerdings durch 
diefe Gegenüberjtellung nicht getroffen; fie beruht vielmehr darin, daß Diejer 
Schuldſchein als abjtraftes Verfprechen verpflichtete, ohne daß der Schuldgrund 
oder der Abſchluß der nach römischen Rechte erforderlichen mündlichen Stipu— 
Iation beiiefen zu werden brauchte. Die über die Stipulation aufgenommene 
Urkunde hieß cautio; gegen fie war im jujtinianifchen Rechte nur der Gegen- 
bemweis zuläflig, daß einer der Kontrahenten während des ganzen Tages, der in 
* rg als Tag des PVertragfchluffes bezeichnet war, ortsabweſend ge— 
weſen jei. 

5) Diefe Mithaftung des ganzen Schuldnervermögens gehört nicht zum Be— 
griffe des Pfandrechtes. Dies kann in Gejtalt der Grundfchuld auch ohne eine 
perfönliche Forderung beſtehen, fo daß der Berechtigte die Zahlung einer be— 
ftimmten Geldfumme nur aus dem belafteten Grundftüd durchſetzen kann; 8 1191. 

6) Das Recht zur VBefriedigung aus der belafteten Sade ſteht ihm auch 
gegenüber einem zahlungfähigen Schuldner zu; er braucht fich nicht auf andere 


702 Drittes Bud. Sachenrecht. 


dauernd dem Verwertung- und Befriedigungredhte des Pfandgläubigers ver: 
jtridt, fo daß fein Recht weder durch die Veräußerung des Schuldners noch 
durch fpäter begründete Rechte Dritter gekränkt werden fann. Die pfandreditlice 
Gebundenheit wirft grundfäßlic” gegen jeden Erwerber der Pfandſache, 
und das wirkſam bejtellte PBfandrecht betvahrt feinen feiten Rang gegenüber 
allen jpäteren Belaſtungen.“ Diefe Rechtsfolgen eignen dem Pfandrechte ver- 
möge jeiner dinglichen Natur;? und nur bierin beruht das Übergewicht, das 
dem Realfredite allgemein zuerkannt wird.” 3. Endlich gewährt das Pfandrecht 
auch dem Schuldner gegenüber injofern eine gejteigerte Rechtsbefugnis, ala es die 
Geltendmahung und Vollitredung des VBefriedigunganfpruches erleichtert und 
ſichert.“ 


Vermögensgüter verweiſen zu laſſen. Die praftifche Bedeutung des Pfand— 
recht3 tritt aber am Icyärfiten in dem Zwede hervor: Siherung gegen 
die Inſolvenz des Schuldnerd. Darum verdient die Anerfennung, die 
das Recht auf abgefonderte Befriedigung im Konkurſe des Schuldners findet 
(KO SS 47 f.), bejondere Hervorhebung; auch dort darf der Gläubiger, wenn 
der Gemeinjchuldner ihm perjönlich haftet, feine Forderung zur Konkursmaſſe 
infomweit geltend machen, al3 er auf abgejonderte Befriedigung verzichtet oder bei 
diefer einen Ausfall erlitten hat (KO $ 64). 

7) Vergl. bereits 3.8. D.20.1.16.3 und 21.3. Nach dem BGB greift 
allerdings das Pfandrecdht gegen den redlichen dritten Erwerber nicht durd. 

8) Das ältere Pfandrecht gebt den fpäteren vor nad den allgemeinen 
für die NRangordnung dinglider Rechte geltenden Grundfäßen. Oben $12. 
Hier entjcheidet die Priorität, während für die Geltendmachung fich ausichliekender 
obligatorifcher Rechte (3.8. zwei Berfonen haben unabhängig voneinander das: 
felbe Pferd von dem B. gekauft) die Prävention den Ausjchlag gibt (oder wenn 
e3 zum Konkurſe fommt, nur gemeinfchaftlide Befriedigung nach gleichen An: 
teilen aus der unzureichenden Maſſe gefordert werden Tann). 

9) Dat dem Pfandrechte die Natur eines dingliden Rechtes zukommt, 
kann nach dem BGB nicht mehr bezweifelt werden. Es verleiht eine unmittel- 
bare Rechtsmacht, die an den bejtimmten Eingzelfachen ſelbſtändig haftet; es gebt 
nicht auf in dem Anfpruche auf Leiftung der verfprocdenen Zahlung gegen 
einen bejtimmten Schuldner; e3 wird als Belaftung „an“ einer Sache oder 
einem Rechte bejtellt. Für die dingliche Natur bereit3 Windſcheid 8 224; Dem: 
burg, Band. 1 8262 und die berrfchende Lehre des gemeinen Rechts. Andere 
baben für das frühere Necht dem Pfandrecht die Natur eines obligatoriicen 
Nechts zugefprochen; jo 3. B. Büchel, civilrechtl. Erörterungen (2. Aufl.) 1, 259; 
Vangerow, Band. 18363 A 2. Als Schuldner galt ihnen die verpfändete Sadk. 
Diefe Nuffaffung iſt unhaltbar. Sohm 27 vertrat die Auffafjung, dab das 
Forderungrecht bermöge der rei obligatio durch die Sache jelbjt vermittelt 
werde und danach jich gegen den jeweiligen Eigentümer richte. Die pofitive Ge 
ftaltung des Pfandrechtes in dem modernen Rechte, zumal die Ordnung dei 
Ranges, der Eintragungzwang, die Art der Rechtsverfolgung uſw. jprechen abet 
auch gegen eine folche actio in rem scripta. Das Pfandrecht bat einen rein 
dinglichen Charakter. Dies gilt auch in den Fällen, wo nicht eine Sache, ſondern 
ein Recht als Gegenitand der Belaſtung eintritt. Über die Frage, wie ein ding: 
liches Recht an einem Rechte beftehen könne, oben $ 8, und über das Pfandredit 
an Rechten unten $ 143. 

10) D.50. 17. 25: plus cautionis in re est quam in persona. %ergl. 
dazu BGB 8232 I. 

11) Insbeſondere bei der Ziwangvollitrefung und im Konfurfe (die ab- 
nefonderte Befriedigung des Pfandgläubigers erfolgt außerhalb des Konkurſes). 
Für die eingetragene Hypothek gilt die Vermutung de3 Rechtes und der öffent: 
Iiche Glauben des Grumdbuchs, ſoweit die Geltendmachung der dinglichen Haf- 
tung in Frage fteht (8 1148). Der Pfandgläubiger hat als Beſitzer der ihm 
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b) Bon anderen dinglichen begrenzten Rechten unterfcheidet fich das Pfand- 
recht weſentlich dadurch, dab es fein Gebrauchrecht am Sadlörper ” und Befib- 
rechte nur injfomweit einräumt, al3 dies der dingliche Sicherungzived erheifcht. 
Vermöge jeines Ziwedes, die Erfüllung eines Forderungrechtes auf Geldzahlung zu 
gewwährleiften, wird das Pfandrecht nicht um feiner ſelbſt willen, fondern nur, 
um die Befriedigung eines obligatorifhen Anjpruchs zu bewirfen, beitellt. Dem 
Pfandgläubiger gebührt daher die Sache nicht ihrer Subitanz nad), fondern nur 
al3 Trägerin eines in Geld umjegbaren Taufhmwertes: die Volljtredung geht 
auf Herjtellung diefes Wertes durch Verlauf der Sache und auf Befriedigung 
aus dem erlöften Geldpreife.” 

Wenn fomit der Wert des Pfandgegenjtandes den eigentlichen Haftung— 
inhalt bejtimmt, jo darf doch nicht überjehen werden, daß diefer Wert nicht ala 
felbftändiger Gegenjtand eriftiert, jondern fich nur als eine an die Sachſubſtanz 
gebundene, in ihrer Höhe mechjelnde, wirtjchaftlide Eigenſchaft daritellt. Be— 
jtehen gleichzeitig mehrere Pfandrechte an derjelben Sache, fo erfcheint ihr Wert 
in bejtimmte, fejt abgetrennte Teile zerlegt; e8 mag zur Verdeutlichung diejer 
Beziehungen dienen, wenn nach der fog. ZLofustheorie als Gegenitand des 
Pfandrechts ein abgegrenzter, dem Rangverhältniffe entiprechender Wertteil bin 
geitellt wird. Dieſe Voritellung darf aber nicht dazu verleiten, den wahren 
Sadwerbalt zu verdunfeln. Diefer aber befteht darin, dat das Pfandredit an 
der Sade haftet und nur die Durchführung des VBefriedigungrechtes für jeden 
einzelnen Gläubiger abhängig ift von dem Verhältniſſe, in dem fein Pfandrecht 
zu den übrigen Belaftungen ſteht.“ 


zum Pfande beitellten Fabrnis 3.8. die Einrede aus $ 986 und das felbitändige 
Verwertungredht nach $$ 1228 f. 

12) Hierdurch unterjcheidet jich das Pfandrecht von den Dienftbarkeiten. — 
Der Gegenjaß zu der Reallaſt ijt nicht fo einfchneidend: das Pfandrecht 
fihert in erjter Linie den Anspruch auf ein Kapital und daneben auch die Ans 
fprüche auf Zahlung von Geldzinfen; die Neallaft dagegen fichert nur Anfprüche 
auf wiederkehrende Leiſtungen, die in Geld oder anderen Sachen oder Dieniten 
beitehen können. Die Beſchränkung auf twiederfehrende Geldleiftungen nimmt 
jedoch auch die Rentengrundjchuld in fich auf ($ 1199), und das Pfandrecht an 
der Fahrnis fann nicht bloß für eine Geldforderung, fondern aud für Anfprüche 
auf andere Leijtungen bejtellt werden ($ 1204). — Das Pfandredjt nimmt jtet3 
das zwangweiſe durchzuführende Recht auf Veräußerung und Befriedigung aus 
dem Erlöfe in ſich auf. Auch das Pfandrecht an der Fahrnis verleiht niemals 
bloß ein Zurüdbehbaltungsredt nad 8273; diejes fann als dingliches 
Recht an einer Sache überhaupt nicht beftellt werden. NG 51, 86. 

13) Damit geht das Pfandrecht weit über die Wirkung der dinglidhen 
Nutzungrechte hinaus. Es zerftört im Erfolge dad Eigentum des Schuldners 
an der belafteten Sache oder entzieht ihm endgültig das verpfändete Recht. 

14) Vergl. Dernburg, preuß. Privatrecht B®d.I $ 315, der dies treffend 
begründet. Der Einwand jedoch, daß das Pfandrecht nicht an dem Werte hafte, 
weil diefer fein gegenmwärtiges Gut jei und daß die Werttheorie bloß zu einer 
Anweifung auf eine Rate des Erlöfes führe, iſt nicht überzeugend. Der Wert 
ift an die Sache gebunden und iſt fofort vorhanden, wenn anderd ein zur 
Pfandbeſtellung geeignetes, d.h. im Verfehre ald Tauſchobjekt geltendes Gut 
vorliegen foll. Der Umſatz der Sache in Geld jchafft nicht ein neues Produkt 
(ift feine specificatio), fondern bringt nur zur Erſcheinung, was in der Sache 
bereit3 gegeben war. Die Grundlage der pfandrecitlichen Sicherung liegt in 
der Gebundenheit des Wertes an den Sachlörper. 
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c) Aus der Zweckbeſtimmung des Pfandrecht3 ergibt jich, daß es im Dienite 
eines zu fichernden Geldanfpruches fteht. Darüber hinaus wird das Pfandredit 
aber vielfach derart als akzeſſoriſches Recht mit einem Forderungrecht 
verbunden, daß e3 nur mit diefem entjtehen und fortbeftehen joll. Die wirt— 
ſchaftlichen Verhältniſſe haben indeſſen dahin geführt, daß im Intereſſe einer 
erleichterten Rechtsverfolgung im weiteſten Umfange abftrafte, von dem faufalen 
Schuldverhältniffe ſachenrechtlich losgelöſte Pfandrechte zu juriftifher Ans 
erfennung gelangt jind.” 


3. Nach alledem tft folgende Definition aufzuftellen: Pfandrecht 
ift das dingliche, zur Sicherung eines bejtimmten Geldanjprudes an einem 
fremden Gegenftande beftellte Recht auf die Verwertung und auf die dent Range 
des Rechtes entiprechende Befriedigung aus?* dem Werte des belajteten 
Gegenſtandes.“ Bei der Sicherunghypothef und dem Fahrnispfandrechte 
find der Beitand wie der Umfang der dinglichen Belaftung von einem Forde- 
rungrechte abhängig, das zugleich die Perjon des dinglid Berechtigten maß 
gebend beftimmt; das Fahrnispfandredt kann auch zur Sicherung anderer 
als Geldanjprüche dienen. 

Das BGB geht von dem Grundfag der Freiheit der Pfandbeitellung 
aus. Daher wird für die" Hypothef und andere Grundpfandrechte jede ver: 
tragmäßige, obligatorifche oder dingliche Bindung ausgejchloffen, wodurch 
fi der Eigentümer feinem Grundpfandgläubiger gegenüber verpflichtet, jein 
Grundftüc nicht zu veräußern oder nicht weiter zu belaſten.“ Die Ber: 


15) Diefe Unterfcheidung beruht darauf. Das BGB fordert entweder: 
a) eine Forderung, d.b. ein obligatorifche3 Verpflicdhtungverhältnis, 
und zwar: 1. fchlechthin bei dem Pfandrecht an der Fahrnis; der — 
betrag kann hier unbeſtimmt ſein, der Leiſtunggegenſtand Geld oder andere Güter 
enthalten, jo $ 1204, dasſelbe gilt nad) — für das Pfandrecht an Rechten; 
oder 2. die Forderung muß auf eine bejtimmte Geldfumme lauten, jo bei den 
Grundpfandrechten; ferner s 1260 II. b) Oder e3 findet ſache nrechtlich 
feine Bezugnahme auf ein obligatorifches Schuldverhältnis ſtatt; vielmehr genügt 
eine abſtrakte Belaftung, wonach eine beitimmte Geldfumme aus dem Grund- 
ftücd zu zahlen it; fo bei der Grund» und Nentenfchuld; ob auch bei der Berlehr- 
hypothek wird jpäter zu unterfuchen fein. 

16) „Aus dem Grundjtüde“: $$ 1113, 1191, 1199; aus der Sache $ 1204. 

17) Diefe Auffaffung kann heute als die herrſchende bezeichnet werden. 
Abw. wollen Eojad a Fuchs 1, 374 das Grundpfand ald Realobli— 
gation binftellen (jo bereit3 Meibom in Bekker u. Muther Jahrb. 4, 490). 
Dem Gläubiger ftehe gegen den jeweiligen Eigentiimer de3 belajteten Grundftüds 
ein Forderungrecht zu; diefer trete aus der paſſiven Rolle heraus und erjcheine 
als „Schuldner“. Dies twiderfpricht der durch die Fafjung des BGB deutlich 
fundgegebenen Grundauffaffung, wonach dem Gläubiger bier nirgends der Eigen- 
tümer ald Schuldner gegenübergeftellt wird; die Haftung beſteht nur an dem 
Grundftüd (umten 8 114 A 17f.) und nur „aus“ diefem find die Verzugzinjen 
zu entrichten ($ 1146). Der Eigentümer ift nicht zur Zahlung, jondern nur 
zur Duldung der Zwangbvollſtreckung „verpflichtet“ (F 1147). Oberned 632 A 4; 
Predari 216. 

18) € 1186. So bereits die Bulle Pius V. (oben 8110 A15). Wind» 
ſcheid 8172 a A 6; preuß. ALR I. 20. 489. Das Verbot entfpricht dem Grund 
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einbarung einer derartigen Sperrung des Grundbuchs ift nichtig; ihre 
Nichtbeachtung verhaftet daher den Eigentümer auch nicht obligatorifch zum 
Schadenerjage.”? Im Gegenſatze hierzu fteht das zum Schuge des Schuld: 
ners gegen Ausbeutung bejtinmte Verbot der Berfallabrede Das 
Recht auf Befriedigung joll beim Grundpfande nur im Wege der Zwang: 
vollftredung und beim Fahrnispfande nur durch Verkauf durchgejegt werden. 
Dies Verfahren, das allein die Ermittelung des wahren Sachwertes zu ge: 
wäbrleijten jcheint, darf nicht im voraus ausgejchlofen werden. Dem 
Gläubiger eines Grundpfandes kann vor Eintritt der Fälligkeit feines An: 
ſpruchs nicht das Recht eingeräumt werden, zum Zwecke jeiner Befriedigung 
die Einräumung des Eigentums an dem Grundftüd zu verlangen oder in 
anderer Weije ald durch Zwangvollitredung ſich Befriedigung zu verjchaffen ; 
und beim Fahrnispfand kann mit dem Pfandgläubiger vor Eintritt der 
Verfaufberehtigung nicht vereinbart werden, daß ihm im Falle der Nicht: 
befriedigung oder der nicht rechtzeitigen Befriedigung das Eigentum an der 
Pfandſache zufallen joll. Endlich jteht bei der Rentengrundichuld das 
Ablöfungreht nur dem Gigentümer zu; dem Gläubiger darf das Recht, 
Ablöfung zu verlangen, nicht eingeräumt werden.“ 


8113. Entwidelung und Arten der PBfandredte. 


1. Da3 römijche' Recht bat in feiner fpäteren? Entwidelung für alle 
pfandrechtlichen Sicherungen eine gleichmäßig geltende Rechtsform, die Hhpothel, 


faße, daß der Eigentümer jich nicht der dinglidhen Verfügungmacdt über fein 
Grundftüd entichlagen fann; denn dies würde einen unlösbaren Widerfpruch mit 
dem Begriffe des Eigentumredtes enthalten. — Das Verbot gilt nur im Ver: 
bältnis zum Gläubiger des Grundpfandes. Gegenüber Dritten darf der Eigen— 
tümer jich wirkſam perjönlich verpflichten, da3 Grundſtück nicht veräußern oder 
belaiten zu tollen; hieran fann 3.8. der VBerfäufer oder der Vater, der feinen 
Sohn auöftattet, oder der Miterbe ein großes und ſchutzwürdiges Intereſſe 
haben. — Die Eintragung einer Vormerfung hat zwar nicht die Wirkung eines 
Veräußerungverbotes; die Durchführung des vorgemerkten Anjpruches auf Auf: 
lafiung führt aber im Erfolge zu der Unwirfjamfeit aller nachträglich beitellten 
Belajtungen; wirft fie demgemäß etwa wie eine Sperrung des Grundbuches 
gegen weitere Belaftungen, fo tritt dies doch nicht zuguniten der Hypotheken— 
gläubiger ein. 

19) Auch das Verfprechen einer Vertragitrafe für den Fall des Zumider: 
handelns ift nichtig; Sg 

20) 8$ 1149, 1229. ülber dies Verbot der lex commissoria vergl. unten 
8 126 Nr.6. Nachträglich darf die Übereignung an den PBfandgläubiger zur 
Hingabe an Zahlungsſtatt erfolgen. 

21) 82101 II 1. 

1) Dem Pfandrechte ift das 20. Buch der Digeiten gewidmet; faſt ſämt— 
liche Titel beginnen mit Stellen aus PBapinian, der für die Pfandrechtlehre als 
erite Autorität galt. Die Hauptmafje aber jtammt aus Marcianus, liber sing. 
ad formulam hypothecariam. Dazu: Bethmann-Hollweg, das 20.Buch der 
Bandetten, 1877. Da3 grundlegende Werk iiber da3 römische und gemeine Recht 
it: Dernburg, Pfandrecht nach den Grundfäben des heutigen römischen Necht3, 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 8.u,9. Aufl. 45 
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ausgebildet. Sie wird durch den formlojen Verpfändungvertrag begründet, der 
an beweglichen wie unbeweglichen Sachen, ohne dat es einer Befigübertragung 
an den Pfandgläubiger bedürfte, das dingliche Necht zum Verfaufe der Pfand: 
fache und zur Befriedigung aus dem Werterlös einräumte. Wurde die Hypothek 
mit der Übergabe der Sache verbunden, fo lag ein pignus vor, das indefjen in 


2 Bände, 1560, 1864. Weitere Literatur bei Windjcheid 1 $224; Manigf, 
pfandrechtl. Unterfuchhungen, Heft 1: Zur Gejchichte der röm. Hypothek, 1904, 
2) Das ältere römijche Necht hatte, um den Zweden der Kreditjicherung 
gerecht zu werden, zu bejonderen Erjaßmitteln für das ihm fehlende Verpfän— 
dunggeſchäft gegriffen. a) Die fiducia war Eigentumübertragung unter Zwed- 
gebundenheit: dem Eigentümer wurde die Verpflichtung auferlegt, den erivorbenen 
Sklaven freigulafien oder das erworbene Eigentum bei Eintritt einer bejtimmten 
Bedingung an den PBeräußerer zurüdzuübertragen. Der lebtgenannte An— 
wendungfall wurde dem Zwecke pfandrechtlicher Sicherheitbejtellung dienjtbar 
gemadt. Dem Gläubiger wurde al3 Treuhänder das volle quiritifche Eigentum 
durch mancipatio oder in iure cessio übertragen; und zugleich wurde er durch 
eine obligatorifch berpflichtende Abrede (fiducia) zur NRüdübertragung des 
Eigentums im alle der Tilgung der Schuld verpflichtet. Damit war dem 
Gläubiger eine Übermacht eingeräumt, die weit über die Zivede des Pfandrechts 
hinausreichte; hatte z. B. der Gläubiger die Sache an einen Dritten veräußert, jo 
blieb dem Schuldner nur ein obligatorifcher Anfpruch, die (allerdings im Falle 
der Verurteilung infamierende) actio fiduciae. Dertmann, fiducia 1890; 
Karlowa, röm. Rechtsgeſch. 2, 560; Ed, Zeitjchr. für Rechtsgeſch. 9, 60; Pernice, 
Zabeo 3, 120. b) pignus im älteren Sinne bedeutete die Bejigübertragung einer 
Sache zur Sicherung einer Forderung. Der Schuldner blieb bier Eigentümer; 
der Gläubiger aber erhielt nur ein Zurüdbehaltung>, fein Verwertungredt; eine 
pfandrechtliche Sicherung war ihm damit nicht eingeräumt. Erjt ſpäter fand zwifchen 
beiden Arten eine gewiſſer Ausgleich jtatt. Das zuerjt bloß für die Aiducia ent- 
twidelte pactum de vendendo wurde ſeit der Staiferzeit auch bei dem pigenus 
als zuläffig anerkannt. Umgekehrt wurde die lex commissoria, die Verfall- 
beredung für den Fall nicht rechtzeitiger Einlöfung des Pfandes, zuerjt beim 
pignus und dann bei der fiducia angewandt; feit Kaiſer Conjtantin wurde dieſe 
Klauſel aber endgültig verboten (C.8.34.3.). Vergl. Bernice, Zeitjchr. für 
Nechtögeich. 5, 134; Dernburg, Pfandrecht 2, 273; Sohm, Inſtitutionen 
(11. Aufl.) 350. — ce) Eine durchgreifende Reform gab erjt die (angeblich) aus 
dem griechifchen Nechte übernommene hypotheca. Gie ließ dem Schuldner Beſitz 
und Gebrauch der verpfändeten Sachen (twar daher zumal für den Pachtvertrag 
und das Pächterinventar geeignet) und verlieh dafür dem Gläubiger ein ding» 
Tiches Verfolgungredht (daS mit der actio Serviana oder der hypothecaria in 
rem actio ausgeübt wurde) und Verfaufrecht. Hofmann, Beiträge zur Ges 
—— des röm. und griech. Rechts; Kuntze, zur Geſchichte des röm. Pfandrechts 
1893; Hitzig, das griechiſche Pfandrech 1895. Gegen dieſe bisher allgemein 
feitgebaltene Auffafjung wendet ſich jet Manigk (A 1). Er führt den Nachweis, 
daß die Behauptung, die Hypothek fei eine erjt jpäte, vom griechiſchen Rechte 
beeinflußte Nechtseinrichtung, jedenfalls durch Berufung auf den Sprach— 
gebrauch der Quellen nicht begründet werden kann. Die Hypothek iſt al3 Rechts— 
institut ſchon lange vor Julian bezeugt; die griechifche Benennung aber findet 
fich erjt bei Nulian (D. 41.3.33,.4). Bei ihm und allen fpäteren Juriſten bleibt 
als der geläufige Ausdrud pigenus; hypotheca wird nur jelten und ganz 
bereinzelt nur werden die ebenfalls als Beleg für die Rezeption aus dem 
ariechiichen Nechte hervorgehobenen Worte hyperocha und antichresis gebraucht. 
Manigk hebt daher m. E. mit Recht hervor, daß es danach auch jehr fraglich 
ericheint, ob die Wurzeln des Nechtsinstitutes der römiſchen Hypothek im griechi=- 
jchen Rechte zu juchen ſind. Ich möchte Hinzufügen, daß genen die jchlichte 
Übernahme dieſer Hypothek auch die abweichende (und 3.7. beſſere), inhaltliche 
Ausgeitaltung des Hypothekenrechtes in Griechenland — A 10) ſpricht. 
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feiner Rechtönatur fich von der Hypothek nur infofern unterichied,’ als es dem 
Gläubiger auch noch die Vorteile des Beſitzes und das Zurüdbehaltungredht an 
der Pfandſache einräumte. Die römische Hypothek war ein jtreng akzeſſo— 
riſches Nedt;* fie mußte jich auf eine beitimmte Forderung jtüßen, um deren 
Sicherung willen das Pfand beitellt wurde. Sie ging daher notwendig mit der 
Forderung unter.’ 

Das entwidelte römische Pfandrecht murde feiner Aufgabe nicht gerecht; 
e3 führte zu einer ſchweren Schädigung des Realfredites. Der Hauptmangel lag 
darin, dat bei der Hypothek jede Kenmbarfeit nach außen fehlte: * wer eine Sache 
erivarb, war niemals ficher, ob fie nicht mit Hypotheken belajtet war, und mer 
genen Bejtellung einer Hypothek Kredit gewährte, konnte nie darauf vertrauen, 
daß jein Necht die erite oder die bejtimmte ihm zugeficherte Nangitellung eins 
nahm. Wo aus befonderen Gründen eine Erhöhung der Realficherheit geboten 
erichten, wurde für die Forderung ein Generalpfand an dem ganzen Vermögen 
des Schuldners’ oder ein Pfandprivileg, das ſämtlichen und auch den älteren 
Belastungen vorging,’ gewährt. Damit wurde die allgemeine Verfehrjicherheit 


3) D. 13. 7. 9. 2: proprie pignus dieimus, quod ad creditorem transit; 
hypothecam, cum non transit nec possessio ad creditorem. Schirmer, Ztichr. 
für Rechtsgeſch. 11, 87. — D. 20. 1. 5. 1: inter pignus et hypothecam tantum 
nominis sonus differt. Pignus bedeutet bald das Pfandrecht, bald den Pfand— 
gegenjtand, bald den Pfandkontraft. An vielen Stellen ſteht in den Digeiten 
infolge einer Interpolation pignus, wo die Klaſſiker von fiducia gehandelt hatten #* 
vergl. Jörs, Artikel Digeiten in Pauly-Wiſſowa Realenchklopädie. 

4) D.20.1.5.2; D.46.3.43. Der Grund bierfür ijt, daß für Die 
römische Rechtsauffaſſung der Perſonalkredit überall die Hauptfache blieb. Dern— 
burg, Band. 1 8261 Nr. 4. 

5) Wo dennoch ein Pfandrecht fortbeitehen follte, fingierte man, daß aud) 
die Forderung noch erhalten bliebe, wenn auch nur als undolltonmenes Recht. 
Dies gibt der Sab fund: remanet ergo propter pignus naturalis obligatio; 
D. 36. 1.61 pr.; Windfcheid $249 A 4; aber auch Dernburg, Pfandr. 2, 577; 
die angeführten Worte bedeuten nach ihm: wir erfennen an dem Fortbeitehen 
des pienus das Fortdauern der naturalis obligatio,. j 

6) Zu den durch Bfandvertrag beitellten traten noch die fraft Ge— 
feße3 entitehenden Pfandrechte als itillfchweigende (pignora tacita). Dahin 
gehören die Spezialhnpotheten: des Vermieters und WVerpächters (vergl. BGB 
88 559, 585); für die Anfprüche aus Gelddarlehen, die zur Wiederberitellung 
eines zerjtörten Gebäudes gegeben waren (D.20.2.1); für Erjaßforderungen 
unmündiger VBevormundeter an den von ihrem Gelde angelchafftten Sachen 
(C.7.8,6; der Mündel hatte auf diefe Sachen auch die utilis actio ad rem 
vindiecandam, die ihm hieran Eigentum verjchaften follte, C. 3. 32. 8; 
C.8.54.1; Dernburg, Band. 1 8225 All); für Die Forderung auf vermachte 
Sachen des Erblaſſers (C.6.43.1). Ferner AT. 

7) Gefeßliche Generalbypotheten ftanden zu: dem Fiskus und dem Re— 
genten wegen direkter Abgaben und Kontraktanſprüche (C. 8. 14. 1; D. 49. 14. 
6.1; dies murde auf beitimmte Anfprüche der Kirche und der Städte übertragen; 
Windfcheid $ 232) ; den Minderjährigen und Geiſteskranken am Vermögen ihrer 
Vormünder (C.5.37.20; C.5.70.7.5); den Kindern am Vermögen des 
Vaters wegen ihres mütterlichen Adventiziengutes (C 5.9.8.4); der Ehefrau 
am Vermögen des Mannes wegen Rüderitattung der Do3 (C.5.13. un. 1b). | 

8) Die m AT angeführten Generalhypotheken des Fiskus wegen Der 
Steuern und der Ehefrau; und der Anspruch wegen versio in rem (aus dem 
Darlehen, das zum Zwecke der Erhaltung, Ausrüſtung, Verbeiferung einer bereits 
verpfändeten Sache gegeben und verwendet worden ift; D. 20.4.5; der Grund 
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nur noch mehr geihädigt. Um einige Sicherheit zu jchaffen und insbefondere 
den Betrügereien entgegenzutreten, wonach im Werfehre vielfach den jüngeren 
Hypotheken durch Rüddatierung ein fäljchlicher Altervorzug verliehen wurde, 
verordnete Kaiſer Leo, dat allen vor der Obrigkeit oder vor drei Zeugen errichteten 
und beurfundeten Hypotheken (pignus publicum oder quasi publicum) der 
Vorrang bor den jelbjt ein ältere® Datum tragenden privatjchriftlicden Hypo— 
thefen zulommen jollte? Damit war dem Gläubiger die Möglichleit gegeben, 
für feine Hypothek ein fiheres Datum zu erlangen; die Kundbarfeit über die be: 
reit3 bejtehenden Belajtungen fehlte dem Kreditgeber aber auch hier. Das römiſche 
Necht iſt nicht dazu übergegangen, die volle Bublizität des Grundbejiges und des 
Hhpothefenbeitandes durchzuführen, obgleid dad griechiſche Recht bereits 
bierfür beachtenswerte Einrichtungen geſchaffen hatte.’ 

Dad römische Pfandrecht ijt ungeachtet aller Mängel in Deutſchland als 
gemeined Recht rezipiert worden. In den Bartifularrechten aber wurde ſchon 
frühe zu einfchneidenden Reformen, die fih an das ältere deutſche Recht an— 
ſchloſſen, übergegangen. 

2. Das deutſche Net" Hatte, wie das römifche, in ältefter Zeit die 


des NRangvorzuges liegt darin, daß durch diefe Verwendung der Wert der Pfand» 
ſache erhalten oder vermehrt ift und daß diefer Mehrwert daher nicht den älteren 
Pfandgläubigern, jondern dem zumwendenden Gläubiger gebührt; vergl. ebenjo 
für das Pfanddarlehen im heutigen Seerechte HGB 8 754 Nr. 6). 
⸗ 9) C.8.17.11. Windſcheid $ 245; Dernburg $ 264 Nr. 2. 

10) Darüber im allgemeinen bereits oben $48 A7f. Die Hypothel hatte 
ſich dort im Anfchluffe an die fiduziarifche Eigentumübertragung enttvidelt. Die 
Liegenſchaft wurde dem Gläubiger verfauft unter Vorbehalt ſowohl des Rüd- 
faufrechtes für die erhaltene Summe als auch der Sachnutzungen, für die Der 
Schuldner dann Zinfen zahlte. Neben dies Rüdfaufgeichäft trat der Hypotheken— 
vertrag i. e. ©., bei dem der Schuldner zunächſt Eigentümer blieb, das Grunditüd 
aber, wenn er den empfangenen Kaufpreis nicht zurüdgahlte, an ben Gläubiger 
verfaufte. Daher konnte Shpothefengläubiger nur Werden, mer fäbig mar, 
Grundeigentum zu erwerben. Die Hypothekdesgriechiſchen Rechts 
waribrem Inhalte nad ein Verfallpfand; im falle der Nidt- 
zahlung der Schuld folgen aufeinander: Verfallerflärung des Gläubiger3 (Legen 
des Pfandes), Befibergreifung der Pfandſache, Ubergang des Eigentums auf den 
Gläubiger. Dazu Gradenwiß, Einführung in die Papyruskunde 93; Mitten, 
Zeitſchr. für Rechtsgeſch. 23, 301. Bis zur völligen Erfüllung der Schuldver- 
bindlichleit war die Verfügungmacht des Pfandfchuldners über die Pfandſache 
nebunden, er durfte diefe weder veräußern noch weiterverpfänden; es kommen 
indeffen auch zweite Hypotheken vor. Um über diefe Rechtsverhältniſſe volle 
Kundbarkeit zu ſchaffen, war e3 in Attila üblich, die verpfändeten Grumbditüde 
oder die Straßenwand eines Haufes mit einem Hypothekenſtein zu ber 
fehen, auf dem die Belaftungen, Übertragungen der Hypotheken, Löfchungen ein 
getragen und fomit publiziert wurden. Solche Hypothekenſteine find verzeidmet 
im Corpus inscriptionum Atticarum II 1103 f., IV 1116; dazu Dareste, les 
inscriptions hypothecaires en Grece; Ziebarth, Sißungberichte der berlin. 
Akad. (1897) 30,664. An anderen Orten wurden die Hhpothelen öffentlich ver: 
findet; zum Teil ftanden in den Städten öffentlihde Hypotheken— 
bücher in Gebrauch. Diefe finden fich inäbefondere auch in Aghpten. Die 
Kataster, die das Eigentum und die Hypotheken nachweifen, wurden alle fünf 
Sabre erneuert. Wilden, Oſtraka 1,483; Mitteis, Ar. für Papyrusforſchung 1, 
183. Vergl. auch die Zufammenftellung bei Hermann: Thalheim, griech. Rechts⸗ 
altert., 4. Aufl., 101. 

11) Albrecht, Gewere 130; Heusler 2 8 101; Franken, frangöf. Pfandredit 
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übereignung von Grumditüden als Mittel benußt, um dem Gläubiger Sicherung 
für den gewährten Sredit zu bieten. Die eigentliden Pfandbeitellungen haben 
dagegen eine eigenartige Entwidelung genommen, unter ſcharfer Trennung bon 
unbeiveglichen und beweglichen Sachen. 

a) Un Liegenfchaften wurde zunächſt die fog. ältere Satzung zus 
gelafjen, die dad Grundftüd an den Gläubiger zu Nu und Gemwere ” übertrug. 
Eine Auflaffung fand nicht ftatt; * das Eigentum blieb beim Schuldner.* Der 
Gläubiger bezog hierbei die Früchte des Grundftüds, die ihm als Zinfen des 
auögeliehenen Kapitals angerechnet wurden; daher „Zinsſatzung“.“ In anderen 
Fällen wurden aber die Erträgniffe, vorzüglich die den Zinsfuß überfteigenden 
Fruchtbezüge, zur Aufzehrung oder Amortifation des Kapitals verwandt: daher 
„odtjagung“. 

b) Eine neuere Sabtung” bat fich befonders zur Zeit der Rechtö- 
bücher in den Städten entwidelt. Überfchießende Grumdftüde, die der Bauer 
entbehren und dem Gläubiger zum Pfande ſetzen konnte, ftanden in dem eng ein= 
gehegten Stadtbezirf dem Schuldner nur jelten gu Gebote. Bedurfte er des 
Kapitals, um ein Haus aufzurichten oder neu berguftellen, jo mußte er den 
Grund und Boden mit allen Gebäuden jelbjt in Beſitz und Nutzung behalten. 
Dem Gläubiger konnte genügen, dat er bei Nichtzahlung des Schuldners den 
gejiherten Zugriff auf Haus und Hof hatte. Diefen aber gewährte ihm die 
öffentliche Pfandfegung, durch die der Schuldner für den Fall feines Verzuges 
die Pfandſache dem unmittelbaren Eretutionverfahren " des Gläubigerd ımter- 
ftellte. Die Offenfundigfeit wurde durch Eintragung der Sabung in die Stabt« 
bücher * bewirkt; fie verlieh dem Gläubiger das Recht zur Verfolgung der 
Pfandſache gegen jeden Erwerber. War dann die Schuld verfallen, jo durfte der 
Gläubiger fofortige Vollitredung begebren; das Gericht bot das Pfand dreimal 
auf und verfaufte e3 dann; aus dem Erlös wurde der Gläubiger befriedigt." 

Auf diefe Weiſe hat fich ein dinglich geficherter Pfandvertrag ohne Beſitz⸗ 
übertragung eniwidelt, der die Grundzüge der modernen Hypothek trägt. 


im Mittelalter 1879; Kohler, pfandrechtliche Forſchungen 1882; Gtobbe- 

Lehmann 2 88 144 f.; Brunner, Grundzüge der D. Rechtsgeſch., 2. Aufl., $ 51. 

12) Kraut, Grundrig 8102 Nr. 9: aus unfer nuß und gewer in ic nuß 

rer So — berjaßt (1415) ; Nr. 39: fette en gud — to enen brudlifen pande 
1446). 

13) Mblich ift zur Beſtellung die gerichtliche Fertigung. Es fommen indefjen 
auch formloje Pfandverfchreibungen vor. Kraut Nr. 102; Kohler 327. 

14) Dadurch umterjcheidet fich die ältere Satzung von dem Kauf auf 
Wiederfauf, der jonit in enger Verwandtſchaft mit ihr ſteht. Stobbe⸗Lehmann 
8144 A21F.; dagegen Heusler 140. 

15) Dies entjpricht dem gemeinrechtlichen antichretifchen Vertrage. 

16) Stobbe-Lehmann $ 145. 

17) Albrecht 150; Pland, Gerichtöverfahren im Mittelalter 1, 681; 2, 343; 
Brunner 161, 197: der Pfandgläubiger hatte die Rechtitellung, wie wenn er 
ein Urteil auf Zahlung und die Fronung (gerichtliche Beichlagnahme) des 
Grundſtücks erwirkt hätte. 

18) Oben 8 48 AI4. 

19) So bei dem „Diitraftionspfand”, das als der normale Fall erſcheint. 
Daneben gab es ein „Berfallpfand“, bei dem, nach Art der lex commissoria, 
im Falle des Verzugs das Gericht die Sache dreimal aufbot und fie dann, wenn 
der Schuldner fie nicht auslöfte, dem Gläubiger zu vollem Rechte zuſprach. 
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c) An der Fahrnis” fannte das deutſche Recht nur eine Pfand» 
beitellung mit Übertragung der Sade in die Gemwere des Gläubiger.” An 
Sachen, die der Eigentümer freiwillig aus feinem Beſitz gegeben hatte, konnte 
auch der bejigende Nichteigentümer * ein vollwirffames Pfandrecht bejtellen. 
Wurde das Pfand nicht rechtzeitig eingelöjt, jo verfiel es entweder dem Gläus 
biger durch gerichtlichen Zufpruch oder das Gericht ermächtigte ihn zum Verkaufe 
der Sad)e.” 

3. Unter dem Einfluß der Rezeption des römifchen Rechtes * vollzogen 
fi in dem deutſchen Pfandrechtweſen ſehr erhebliche Änderungen. Sie ber 
wegten fich nach der Richtung bin, daß gleichmäßige Grundfäße für das Immo— 
biliar= wie das Mobiliarpfandrecht aufgeitellt und zahlreiche gejeßliche und 
Generalbhppothefen * teils vom römijchen Recht übernommen, teil® neu aus— 
gebildet wurden. Die hierdurch verurfachte Nechtsperwirrung und Schädigung 
des Nealtredites forderte gebieterifch die Reformen heraus, die durch die Ent— 
widelung des Grundbuchweſens von Ddeutjchrechtlihden Normen aus durch 
das preußifche Necht erreicht worden jind.” 

Das danach entwidelte neuzeitliche Pfandrecdht zeichnet fich durch 
folgende Grundfäße aus.” a) Eine Hhpothef wird nur an Grundftüden, an den 


20) Stobbe-Lehmann $ 164; dv. Meibom, Deutjches Pfandrecht 1867; 
Franfen 266; Heusler 201. 

21) Es werden unterfchieden: efjende PBfänder, wenn Tiere, und Stiitens 
pfand oder Schreinpfand, wenn leblofe Sachen zum Pfand bejtellt find. Der 
Unterjchied fommt zur Geltung bei der Haftung des Gläubigers für Aufbe- 
wahrung und Wartung. Ging ein ejiendes Pfand, wenn auch durch Zufall, 
unter, jo war damit die Forderung erlofchen und ebenfo die Haftung des 
Gläubigers. Beim Kiftenpfand mußte der Gläubiger außer dem Verlujte feiner 
Forderung dem Schuldner auch noch allen, ſelbſt den zufälligen Schaden erjeßen, 
wenn diefer das Pfand einzulöfen bereit war. Erſt fpäter wurde die Haftung 
des Gläubigers auf fein Verfchulden befchränft; der zufällige Untergang der 
Pfandſache hob nunmehr fein Forderungrecht nicht auf. 

22) Dies nad) dem für die Eigentumübertragung geltenden Grundjaß. 
Oben $ 81 Nr. 1. 

23) Beides in Analogie zu dem oben A 19 befprochenen Unterfchied bei der 
neueren Satzung. 

24) Dazu befonders Stobbe-Lehmann $ 146. 

25) Bereits feit dem Ausgang des 12. Jahrhundert3 kannte das deutiche 
Recht Generalbhpothefen, wobei ein Schuldner vor Gericht jein ganzes Vers 
mögen berpfändete, vd. Meibom 413. Diefe wurden jebt erweitert und zum Teil 
befonders privilegiert. Dernburg, Pfandrecht 1 855 f. — Rezipiert wurden die 
geſetzlichen Hhpothefen des römischen Rechts für den Verpächter und Vermieter 
an dem eingebradten Gut des Pächter und Mieters, ferner für die in rem 
versio (A 8). Ferner die gefeßlichen Generalhhpothefen der Ehefrau für ihr 
Heiratgut, des Miündeld® am Vermögen des Vormundes, des Kindes am Ver— 
mögen der Eltern, des Fisfus wegen feine Steuerforderungen (A 7). Diejen 
wurden hinzugefügt die Generalbypothefen der piae causae gegen ihre Schuldner, 
der Guts- und Erbzinsherrn gegen die Kolonen uſw. Der hierdurch gejchaffene 
troftlofe Rechtauftand zeigte fich im vollen Lichte bei der Behandlung der Pfand— 
rechte im SKonfurfe. Ein Schriftjtelleer des 17. Jahrhunderts zählt 308 ver— 
fchtedene Rangklaſſen der Gläubiger auf, ein anderer treibt die Zahl der Privi- 
legierten und Separatijten auf 60: fo daß Leyſer feiner Abhandlung den Titel 
verleihen fonnte: de Scylla et Charybdi in concursu creditorum. 

26) Darüber iſt bereit3 oben in 8 48 eingehend gehandelt. 

27) Dernburg, Band. 1 $ 264; Stobbe-Lehmann 153. Auch das Handels— 
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beweglichen Sachen nur ein Faujtpfand zugelajien. b) Für die Hypotheken ijt 
allgemein das Eintragungprinzip durchgeführt. Daraus ergibt jich der Grund: 
ſatz der Spezialität unter Bejeitigung aller Generalbypothefen und die Ordnung 
des Ranges nach der Folge der Eintragung unter Wegfall der Pfand— 
privilegien. c) Hypotheken entitehen nur noch auf Grund des Dinglichen Vers 
trages durch die Eintragung. Der dingliche Vertrag, die legtwillige Verfügung 
und richterliche Anordnung gelten lediglich als Titel zur Eintragung; jie erzeugen 
nicht wie nach römischen Nechte das Hypothekenrecht unmittelbar aus ſich. 
Gefegliche Hypotheken gibt es nicht mehr; wohl aber noch durch Geſetzesvorſchrift 
entjtebende Pfandrechte an der Fahrnis, die dem Fauſtpfande gleichgeitellt werden 
fönnen, teil bier auf andere Weife als durch den Beliß die Kennbarkeit des 
Pfandrechtes bervortritt.”* 
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Nah dem geichichtlich entwidelten NRechtzuftand war für das BGB! die 
Einteilung zwingend gegeben: in das Pfandrecht an Grundjtüden oder das 
Grundpfandredht und in das Pfandrecht an beweglichen Sachen oder 
da3 Fahrnispfandrecht. Gleichfalld jtand außer Zweifel, das das 
Syſtem de3 Grundpfandrechtes auf dem Eintragungprinzip* aufgebaut werden 
mußte. Damit war zugleich die Ablehnung aller unmittelbar aus Gefeßespors 
Schrift entſtehenden Hypotheken entichieden. 

Der verjchiedenften Beurteilung unterlag dagegen die Frage, welche Rechts— 
geitalt dem Grundpfande verliehen werden follte. Zwei Syſteme rangen bier 
um die Vorherrichaft. a) Das eine hielt nach dem Rorbilde des preußiichen 
Rechts daran feit, dat die Sicherung des Nealfredites am beiten durch die 
atzejjorifche Natur des Grundpfandes unter Perlautbarung und Ab— 
hängigfeit des Grundpfandes von einem bejtimmten Forderungrechte zu er— 
reichen fei. Denn die allgemeine Verfehrauffafiung lege das Hauptgewicht auf 
die Schuldverpflichtung; fie mache von ihrem Beitehen jede Pfandvollſtreckung 
abhängig und wolle neben der dinglichen die-perjönliche Haftung des Schuldners 
mit jeinem gefamten Vermögen nicht entbehren. b) Nach dem anderen Syſteme 
ſchien Die höchſte Entiwidelung des Pfandrechtes in der Löfung der dinglichen 
Belaftung don dem obligatorischen Verpflichtunggrunde zu liegen. Mur Die 
abitratte oder jelbjitändige Natur des Grundpfandes gemährleifte die volle 
und geficherte Ausnußung des Realkredites. „Selbitändig” bedeutet, Daß Die 


recht ſchuf befondere Arten der Pfand» und NRetentionrechte; Goldichmidt, 
Handelsrecht 1 FR) 83 ff; W. Endemann, Handbuch des HR 2, 64; 4, 961 
(&. Cohn). — Hlärend und fichernd wirkte bier erit die Reichs: Nonfursordnung 
bom 10.2.1877 nebjt ihrem Einführunggefeße. 

28) Darüber unten $ 136. 

1) Stobbe-Lehmann?2 88 155—163, 167—173; Hachenburg, Vorträge 
(1897) 225 (eine eindringende, lehrreiche Bearbeitung) ; Bet, Grundbuch und 
Hypothekenrecht, 1896; vd. Schwind, Wefen und Anhalt des Pfandrechis 1599; 
Mittelitein, Hypothekenrecht 1898; Hallbauer, Hypothekenrecht 1901; Punticart, 
Grundjchuldbegriff 1901; Oberned, NReihsgrundbuchrect, 3. Aufl., 1904  (Diefe 
er bon hier an benußt werden) 1,631; Coſack? 8221; Derndburg, BR 3 
g 206. 

2) Darüber oben in 88 58, 59; auch $ 50. 
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Forderung, die zwar auch hier der Regel nad) vorhanden ijt, nicht die zwingende 
Grundlage der Belajtung bildet; vielmehr ijt die Beſtellung und Verfolgung diejes 
Grundpfandrechtes jachenrechtli unabhängig von der Eriftenz und dem Nach— 
weiſe eines obligatorifhen Schuldverhältniſſes.“ 

Den verjchiedenartigen PBfandbelajtungen des bisher geltenden Rechtes gegen- 
über fchien die Stonzentrierung der Grundpfandrechte auf eine einheitliche Form nicht 
durchführbar. Das BGB ſucht den mannigfadden Verfehrbedürfnijjen durd eine 
Mehrzahl von Belajtungarten gerecht zu werden. Das Ergebnis iſt eine über- 
reiche Fülle von pfandrechtliden Formen, welche die Überficht erfchtwert und 
eine durchgreifende Hare Abjonderung der einzelnen Arten und ihrer Zwed— 
bejtimmung faum zuläßt. Das macht ſich insbefondere für den rechtlichen Auf- 
bau der Hypothek geltend: fie tritt zunächſt im Geſetze als alzeſſoriſche Velaftung 
auf, in der Durchführung der Einzelnormen und vorzüglich bei der fog. Eigen: 
tümerbypothef zeigen jich hiervon aber derartig ſtarle Abweichungen, daß die Aus: 
legung und NRechtsanwendung, des führenden Grundgedantens beraubt, an 
zahlreichen Orten auf Zweifel ftoßen muß. Nicht minder ungulänglich iſt die 
Ordnung der Grundfchuld; fie follte im Syſtem“' die erfte Stelle einnehmen, fo 


3) Bereit3 bei der Beratung des preußiichen Eigentumertwerbgefeges vom 
5.5.1872 wurde jeitens der Regierung die Meinung vertreten, daß an Stelle 
der alzeſſoriſchen Hypothek die abytrafte Grundjchuld einzuführen fei. Gleichwohl 
blieb die Hypothek als regelmäßige Belaftungart. — a) Die Grundfchuld hat ſich 
auch bis zur Gegenwart in dem Verfehrleben Preußens eine größere Ver: 
wendung und Anerkennung nicht zu erringen vermocht; auf taujend Hypothelen 
fommt in Preußen etwa nad) der Schäßung erfahrener Grundbuchrichter nur eine 
Grundſchuld; NRentengrundfchulden gehören zu den größten Seltenbeiten; dagegen 
wird die Grundfchuld im Fapitaliftiichen Großpverfehre bevorzugt und teilmeiie 
auf den Lande deshalb, weil der Eigentümer auf diefe Weife für fich felbit ein 
Grundpfandrecht beitellen kann, auf das er 3.8. gegen Hingabe des Grundpfandbriefes 
bei einer Sparkaſſe oder einem Vorfchußverein ein Darlehn erhält. Die Gefahr, daß 
diejer „Grundwechſel“ zur Berfchleierung von Betrug und Wucher mihbraudt 
werden fönne, gilt noch heute al3 Grund für die gejeßgeberifche Bevorzugung der 
Hypothek. Vergl. 3.8. Verhandlungen des 20. D. Jurtjtentages 3, 261; 4, 233 
und 434, wo bejonder3 Dernburg We Briefhypothek in eriter Linie empfahl, die 
Meinungen aber derart auseinandergingen, daß eine Beſchlußfaſſung vertagt 
wurde. — b) Umgefehrt hatte jih in Medlenburg, Hamburg, Lübeck (Ris- 
marer Stadtbuchordnung 18338, Medlenburgiide Domanial-HYpotbefenordnung 
bom 2.1.1854) die jelbitändige Grumdfchuld als einzige Form des Grund: 
pfandes bisher durchaus bewährt. Dem Gläubiger wird damit eine geficerte, 
durch frivole Einreden des Schuldners aus dem obligatorifchen Schuldverbältnifie 
nicht beliebig verzögerbare, Vollitredung gemwährleijtet; Bedenken wegen Gefähr: 
dung der Nedlichkeit des Verkehrs find nicht in anderer Weife aufgetaucht als bei 
dem Wechiel, jie haben feine praftifche Bedeutung erlangt. Wenn auf die per: 
fünliche Haftung des Schuldners Gewicht gelegt wird (gegen diefen Grund zu: 
guniten der Hypothek jpricht übrigens & 416, der davon ausgeht, daß die ding: 
liche Belajtung auch bei der Hypothek das Wefentlihe ausmacht), fo jteht nichts 
im Wege, daß neben der Grundſchuld auch noch eine perſönliche Verpflichtung 
begründet wird oder bejtehen bleibt; nur hat diefe dann lediglich obligatortice 
Natur, während bei der Hypothek die Forderung, ſoweit jie den hypothekariſchen 
Unjpruch begründet (keineswegs alfo das perſönliche Forderungrecdht felbit), an 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuch nach $ 1138 teilnimmt. — Vergl. über 
die mwiderjtreitenden Anfchauungen auf feiten der landwirtſchaftlichen Verbände: 
Jakubezky, Bem. zum Entwurf 268; Mot. 3,595; Denkichrift 138 f.; Bericht 
der Reichstagfommifjion (Buchta) Nr. 440 a, Sachenrecht 16. 

4) Dazu unten A 12; auftimmend Neumann zu $ 1192. 
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daß ihr gegenüber die Hhpothef nur als „modifizierte Grundfchuld“ erfchiene ; 
das Geſetz dagegen gibt eine eingehende Ordnung für die Hypothek und begnügt 
fi) für die Grundjchuld im wefentlichen mit einer Verweiſung. Die für die 
Hhpothet gegebenen Vorfchriften follen entfprechende Anwendung finden, foweit 
fi) nicht etwas anderes daraus ergibt, daß die Grundjchuld keine Forderung 
borausfeßt.* Diefe Verweiſung ift deshalb unzureichend, weil bei der Verkehr: 
hypothel ſelbſt vielfach von dem Beitand und Nachweis einer Forderung Abftand 
genommen wird. 

1. Das Grundpfandredt’ Das BGB unterfcheidet zwei Arten. 

a) Grundfhuld ift die felbitändige pfandrechtliche Belaftung eines 
Grunditüds, wonach eine bejtimmte Geldfumme aus dem Grundftüd zu zahlen 
it, ohne daß eine Forderung in den Tatbeitand des Grundpfandredjtes auf 
genommen werden dürfte (1191). Abarten der gemöhnliden* Grundichuld find: 
die Rentengrundfchuld (1199), die Anhabergrundichuld (1195), die Eigentiimer- 
grundfchuld (1196). Für die gewöhnliche wie für die Rentengrundichuld wird 
regelmäßig ein Grundfchuldbrief erteilt; die Erteilung darf aber auch aus— 
geihloffen werden (1192, 1116). 

b) Hypothek ift die pfandrechtliche Belajtung eines Grundjtüds, in die 
die Zmwedbeitimmung, zur Sicherung eines beitimmten Forderungrechtes zu 
dienen, nach dem Gejebeswortlaute aufgenommen it. Sie zeigt ſich in zwei 
Hauptformen: 1. als Sicherunghypothek, die eine weſentlich akzeſſoriſche 
Natur bat, fo dab ſich das Gläubigerrecht ausichliegli nad) der Forderung 
beitimmt und die Eintragung auch nicht zum Beweiſe des Forderungrechtes 
herangezogen werden fann (1184). Unterarten find: die Sicherunghhpothet für 
Vertpapiere (1187), die Höchſtbetraghypothek (1190), die Zwangshypothek (CPO 
$8 866 F.), die Arreithupothef (EPO $ 932). 2. als „gewöhnliche“ 
(1186) oder Verfehrhupothef, deren angeblich alzefforifhhe Natur (1113 I) durch 
die im Gefehe ihr zugemwiefene weitere Ausgeftaltung und Wirkung praftifch 
befeitigt wird.” «) Die Verkehrhypothek wird regelmäßig al3 Briefhypo- 


5) Diefer Standpunftt wurde in der zweiten Leſung zuerſt vertreten; 
bon ibm aus wurde der in Gruchot 38, 424 veröffentlichte Entwurf ausgearbeitet, 
der die Ordnung der Grundfchuld zum Ausgang und zur Grumdlage nahm. 

6) 8 1192. 

7) Das BGB gibt Feine die verfchtedenen Arten der Hypothek und Grund» 
ſchuld umfaſſende Bezeichnung. Eine ſolche it aber dringendes Bedürfnis. Der 
oben angegebene Ausdrud fcheint pafjend und allgemein verjtändlid. Er wird 
auch im Entwurfe des fchiweizerifchen Givilgefeßbuches angewandt. 

8) „Gewöhnlich“ bezeichnet in Anwendung auf die Hypothek und 
die Grundfchuld (1186, 1203) die regelmäßige Art, die Grundform der Be— 

g. Damit ijt keineswegs gejagt, dab überall, wo das Geſetz fchlechthin von 
Hypothek (3.8. 223, 232, 401, 416, 418, 439, 509, 776, 880, 1551, 1795, 
1807, 1821, 1990, 2165 f.) oder Grundfchuld (3.8. 232, 238, 439, 1807, 
1819, 1821, 2114, 2168) fpricht, darunter nur diefe gewöhnliche Art zu ber: 
ſtehen ſei. Es muß vielmehr in jedem einzelnen Falle beſonders unterfucht 
werden, ob die Norm nad) ihrem eigenartigen Inhalte 3.8. für alle Arten der 
Hhpotheten oder bloß für die gewöhnliche Geltung hat; danach iſt „Hypothek“ in 

1138 eng auszulegen, die dort gegebene Vorjchrift gilt nicht für Sicherung— 
pothefen (1185 II). Umgekehrt umfaßt „Hypothek“ in CPO 88651 jedes 
Grumdpfandrecht. 
9) Das bedarf genauerer Darlegung; unten $ 115. 
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thek (11161) beitellt, d.h. es wird ein Brief angefertigt, an deſſen Übergabe 
fich der Erwerb der Hypothek (1117), und an deſſen Befiß fich die Geltend- 
macung (1160) und Abtretung (1154) der Hypothek fnüpft. 4) Wird die Er- 
teilung eines Briefes ausgeſchloſſen (1116 IL), fo liegt eine Buchhypothekt 
bor, deren Beſtand nur durch die Bucheintragung eriwiefen wird und deren Ab» 
tretung nur durch Umfchreibung im Grundbuch erfolgen fann. j 

Der Einteilunggrund für diefe verwidelte Ordnung beruht nicht in dem 
verjchiedenen Inhalte der Belajtungen, jondern nur auf dem Verhältnifie, in dem 
die Dingliche Berechtigung zu dem obligatorifchen Anfpruche, dejien Erfüllung 
durch die Pfandbeitellung gejichert werden fol, jteht. Bei der Grundſchuld wird 
dieſe Zweckbeſtimmung nicht in die dingliche Belaftung aufgenommen, während 
eine Hypothek nur von demjenigen gegen den Eigentümer geltend gemacht werden 
fann, der fich als der Forderungberechtigte ausweiſt. Davon wird das innere 
Weſen des Grundpfandes nicht getroffen. Vielmehr fann jedes Grundpfand nad 
Belieben durch Rechtögeichäft in ein anderes umgewandelt” werden; alle 
Arten find miteinander auswecjelbar. Da ferner jede Grundftüdbelaftung den— 
jelben Verwertung und Befriedigunganfpruch verleiht wie die anderen, jo kann 
e3 dem nachitehenden Pfandberechtigten gleichgültig fein, in welcher Weiſe der 
vorſtehende jich legitimiert; darum bedarf die Umwandelung eines Grundpfandes 
nicht der Zuftimmung der im Nange gleiche oder nachitehenden Berechtigten.” 

Auch die Anordnung des BGB erſchwert den Überblid. Als normale Art 
gilt die Verkehrhhpothek, alle anderen Grundpfandrechte werden nur als Ab— 
arten und nur nad) ihren Abweichungen von jener behandelt, während Logiich 
und nach der vom Geſetz felbit gegebenen Definition die Grundichuld als die 
einfache Grundform boranitehen müßte.” 

2. Das Fahrnispfandrecht oder „Pfandrecht“ fchlechthin nimmt 
die Gejtalt eines Fauftpfandes an. Es hat eine jtreng akzeſſoriſche Natur. 
Die Arten des Fahrnispfandrechtes laſſen fich einteilen: 

a) nach der Entjtehung als: 1. vertragmäßig begründetes Pfandrecht 


10) Nach 88 1186, 1198, 1203 tft die mwechfelfeitige Umwandlung zwiſchen 
gewöhnlichen Hypotheken, Sicherunghypotheken, gewöhnlichen Grundſchulden, 
Rentengrundſchulden beliebig geſtattet; die Verwandlung tritt nach $ 1177 ſogar 
kraft Geſetzes ein (Gläubigerhhpothek in eine Eigentümergrundſchuld). Soll 
eine Grundſchuld in eine Hypothek umgewandelt werden, fo pin; allerdings ein 
Forderungrecht geicharfen und bverlautbart werden. Ferner darf an die Stelle 
der durch die Hypothek geficherten Forderung eine andere gefeßt und eine Brief: 
hypothek darf in eine Buchhhpothek und umgekehrt verwandelt werden (1150, 
1116). — Ganz anders bei den dinglichen Nußungrechten, die eine Umwandlung 
durchweg ausichließen, weil diefe ftets den Anhalt der Belajtung völlig verändern 
würde. Vergl. $$ 1018, 1103 II, 1110. 

11) Denn durch die Umwandlung wird der „Inhalt“ des Rechtes ($ 877) 
nicht geändert. Dies wird befonders hervorgehoben in $$ 1186, 1198, 1203; 
es gilt auch in den Fällen der 88 1116, 1180, meil die Stellung der gleich oder 
nachſtehenden Berechtigten bon den dort angeführten Umtmechfelungen nicht be— 
einflußt wird. 

12) Daher gibt die im Texte aufgeitellte Überficht die miflenjchaftlich 
rihtige Anordnung. Wenn diefe gleichwohl hier nicht befolgt wird, fo 
begründet jich die aus dem Zivede des Lehrbuchs, in das Verjtändnis des BGB 
jelbjt zunächſt einzuführen. Die in acht Paragraphen behandelte Grundſchuld 
fann nur dann an erjter Stelle behandelt werden, wenn das ganze Syſtem des 
Geſetzes umgemworfen wird, 
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(1205) ; 2. gejeßliches Pfandrecht (233, 559, 585, 590, 647, 704; ferner HGB 
397, 410, 421, 440) und die für den Fall des Konkurſes ihm gleichgeitellten 
Rechte (KO 49); 3. Pfändungpfandrecdht, das im Wege der Ziwangvollitredung 
begründet worden iſt (EBO 804) oder nach Landesrecht durch Privatpfändung 
(EG Art. 89) entiteht. 

D) nad} dem Gegenitande als: 1. Pfandrecht an beiveglihen Sachen (1204 
bis 1272), wozu auch die im Schiffregijter eingetragenen Schiffe gerechnet 
werden (1259 ff.); 2. Pfandrecht an Rechten (1273—1296). 

3. Von den Abarten des Pfandrechtes iſt: a) das Nußungpfand oder 
antichretijche Pfandrecdt, das dem Pfandgläubiger das Recht einräumt, 
ih als Erjaß für die Zinjen die Früchte der Pfandſache anzueignen, nur noch 
für das Kahrnispfandrecht gejtattet.” Als dingliche Grundjtüdbelajtung darf 
ein Nubungpfand nicht mehr bejtellt werden; denn e3 wird im BGB nicht er« 
wähnt und damit wird ihm, weil die Zahl der zuläſſigen dinglichen Rechte eine 
feitbegrengte iſt, das Grundbuch verichlofien. Die Folge iſt, daß zivar die bei 
Snfrafttreten des BGB bereits wirkſam bejtellten Antichrefen beitehen bleiben,'* 
dat aber ein Nußungpfand auch dann nicht mehr dinglich beitellt werden darf, 
wenn die Verpflichtung hierzu durch einen nach dem bisherigen Rechte wirkſamen 
Vertrag begründet war.” b) Die fiduziarijche Eigentumübertragung 
fann auch heute al3 Erſatz für die Pfandbeitellung benußt werden. Sie hat 
praftifche Bedeutung insbejondere da, wo der Schuldner den Befiß der zu ver— 
pfändenden Fahrnis nicht entbehren und darum ein Pfandrecht unter Beachtung 
der bom BGB aufgeitellten Erforderniffe nicht beitellen kann." 


13) $ 1213; unten $ 135. Fuchs 1,378; Turnau-Förſter 1, 553; Neu: 
mann 712, 

14) Die Frage, in welcher Weife jie fortbeitehen, ijt beitritten. Sind fie 
nach Landesrecht als Pfandrechte aufzufaiien, jo werden fie fraft EG 192 in 
eine Buchhhpothek umgewandelt und dem BGB unterjtellt. Stellen fie jich da= 
gegen al3 Belaftungen anderer Art dar, weil 3.8. dem Gläubiger nur der Bett 
oder die Nußung ohne das Wermwertungrecht zuitebt (Windicheid 8234 A6a), 
jo bleiben fie nach EG 184 mit dem fich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden 
Inhalt und Rang bejteben. Für die preußiiche Antichrefe hat das RG in IW 29, 
821 und 30,273 fich für die Anwendung von EG 184 entichieden; dagegen für 
die Umwandlung nah EG 192: Habicht 730, Niedner 408. 

15) Hiervon ift der Fall genau zu unterfcheiden, wo das Nubungpfand 
nach dem bisher geltenden Rechte bereits dinglich beitellt war, es aber im Grund» 
buch nicht eingetragen iſt, weil es damals nicht eintragungbedürftig war. Diefer 
Mangel der Eintragung fteht dem Tatbejtande der Antichreje nach EG 154 nicht 
entgegen. So RG 55, 315; 56,13 und in ZW 33,253 gegen 48,63. — Die 
Stelle de3 unzuläſſigen Nußungpfandes kann heute in gewijiem Umfange Die 
Reallajt oder das Nießbrauchrecht an Grunditüden vertreten. Vergl. oben $ 103 
U 16. Es ift insbeſondere zuläflig, daß für eine Darlehnhypothek „zur mehreren 
Sicherheit“ dem Gläubiger noch ein Niekbrauchrecht an dem Grundſtück bejtellt 
wird (auch unter der Verpflichtung, aus den Mietzinfen fämtliche Hypotheken— 
zinfen zu bezahlen) ; RG 56, 388 und unten 8 127 U 55 (Wirfung im Falle der 
Bivangvermwaltung). 

16) Darüber ıyt unten $ 136 beim Fahrnispfandrechte genauer zu handeln. 
— Möglich wäre auch die Anwendung der Fiducia auf Grundjtüde: A. überträgt 
da3 Eigentum an feinem Ader auf feinen Gläubiger B. zugleich wird der be— 
dingte (wenn die Schuld von 6000 Mark gezahlt it) Anſpruch des A. auf Rüd- 
auflaffung duch Eintragung einer Vormerkung gefichert. Dies Verfahren tjt 
aber wegen der hoben Korten unpraktiſch und außerdem überflüflig, weil das 
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4. Die an dem Grumdpfand und Fahrnispfand beteiligten Perſonen 
werden im Gejege nicht nach einheitlidem Grundſatze bezeichnet. a) Für die 
Paſſivſeite wird die dingliche Belajtung hervorgehoben: jedes Pfandrecht richtet 
fih gegen den Eigentümer. Bei der Hhpothef und dem Fahrniöpfande 
kann daneben nody ein Dritter al3 perſönlicher Schuldner verpflichtet fein.” 
„Haftung“ wird im Gebiete des Pfandrechtes regelmäßig auf den belajteten 
Gegenjtand, nur felten auf den Eigentümer bezogen.” Der Fall, mo der Eigen: 
tümer auch als perfönlicher Schuldner verpflichtet ift, wird keineswegs als ber 
normale unterjtellt; jtet3 ijt die „Dingliche Haftung“ genau von der „perfönlicen 
Verpflichtung” zu unterfcheiden.”” b) Auf der Aktivfeite geht dagegen das Gejek nicht 
bon der dinglichen Berechtigung,” fondern von dem geficherten obligatorifchen An: 
fpruche aus. Das Geſetz fpricht nirgends von dem Pfandberechtigten, fondern nur 
bon dem Gläubiger, Hhpothelengläubiger, Pfandgläubiger," und es benennt 
„denjenigen, zu deſſen Gunjten die Belaftung erfolgt ift,“ fogar bei der Grund: 
ſchuld ald Gläubiger,” obgleich das ziwifchen ihm und dem Eigentümer bejtehende 
dingliche Nechtsverhältnis fachenrechtlich unabhängig iſt von der Erijteng eines 
Schuldverhältniffes und die Legitimation des Grundfchuldberechtigten nicht durd 
den Nachweis, daß er der Gläubiger eines Forderungrechtes fei, erbracht 
werden fann. Dem fonjtigen Sprachgebrauche des Geſetzes würde mithin die 
Bezeichnung als Grundpfandberechtigter befjer entfprechen. 

5. Die zu der Zeit, wo das Grundbuch als angelegt gilt,” bereits be— 
ftehbenden „Pfandrechte“ follen von diefer Zeit an als Buchhypotheken im 
Sinne des BOLD gelten.” Sit der Betrag der gejicherten Forderung nicht bejtimmt, 


Grundpfand dem Gläubiger volle dinglide Sicherung gewährt, ohne dem 
Schuldner Beſitz und Nußung des Grundftüds zu entziehen. — Ebenfo Tann z. B. 
auch eine Hypothek zur Sicherung einer Forderung, die dem Gläubiger gegen 
einen — zuſteht, abgetreten werden; RG in IWB34, 48. 

17) 88 1137, 1142, 1148, 1146 f. 1176, 1210, 1211, 1228 f. Nie— 
mals aber wird der Gigentümer alöder Verpflictete bezeichnet; 
dies I —— für die Ablehnung der Realobligation, oben $ 112 A117. 

—— (Erzeugniſſe werden von der Haftung frei), 1127, 1120, 

1210 das Pfand haftet), 1211, 1222, 1251, 1264 f.; 41813. Davon, daß 
der Einenkihner erfänich haftet“, ſprich nur 81108; ſonſt gebraucht das 
Geſetz diefe Ausdruckweiſe nur für den Ehegatten (1459 IL, 1480, 1489, 1530); 
bergl. der Erbe haftet beſchränkt (1137, 1211, 1967 f.). Durdaus irreführend 
it ZBG 853 II: wenn der Schuldner (d.h. bier der Eigentümer) bei einer 
Grundichuld „zugleich perfönlich haftet“ ; die perfönliche Haftung kann bei einer 
Grundſchuld niemals zugleich, jondern nur nebenbei oder außerdem auf Grund 
nn een Schuldverhältniffes bejtehen. Ahnlich CPO $25 (unten 
8126 A 7). 

19) Diefe wichtige Unterfcheidung (A 17) beherrfcht die Durchführung der 
aus der Hhpothef und dem Pfandrechte entjpringenden Ynjprüche; unten $ 126, 

20) „Beredhtigter“ bezieht ſich in allen pfandrechtlichen Normen 
ausſchließlich auf den Dritten als den im Range gleich- oder nachſtehenden 
Berechtigten; FF 1119, 1186, 1198, 1203, 1264. 

21) 88 887, 1104, 1123 f., 868, 1205 f., 1971. Dazu Hypotheken— 
forderung 238, 1047, 1107, 1192, 1819, 2114. 

22) ę8 1193, 1197, 1200, 1201, 1202. 

23) EG 186, GBO 887. über die Frage, wann dad Grundbud als an- 
gelegt — oben F'ad Nr. 1 

24) EG1921138 — Ob eine Hypothek in dem angegebenen Zeit⸗ 
punkte bereits als wirtſames dingliches Recht beſtellt war, iſt nach dem Landes» 
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fo werden fie al3 Sicherungbhpothefen behandelt.” Die Beichränkungen der fog. 
Revenuenhypothek, wonach der Gläubiger nur Befriedigung im Wege der Ziwang- 
verwaltung ſuchen kann, bleiben unberührt.” Die nach dem bisherigen Rechte 
entftandenen Grundfchulden werden den hierfür im BGB gegebenen Normen 
unterjtellt.” 

Sn allen Fällen ift e8 den Landesgeſetzen überlaflen, die Um— 
mwandelung der biäherigen Grundpfandrechte in eine andere der im BGB zus 
gelafienen Belaftungart anzuordnen.” 


J. Grundpfandredte. 
1. Begriff und rechtliche Ausgeſtaltung der Verlehrhypothel. 
8115. Verkehrhypothet und Schuldverhältnis. 


Die Verkehrhypothek ericheint im Syfteme des BGB als die „ges 
wöhnliche” Hypothek, an der das Gejek die Vorjchriften über die Grund: 
pfandrechte entwidelt hat. Sie befteht in der dinglichen Belaftung eines 
Grundftüds, kraft deren an den Hypothekenberechtigten als den Gläubiger 
eines Geldanjpruchs die zur Befriedigung jeines Forderungrechtes erforder: 
liche bejtimmte Geldfumme im Wege der Zwangvollittedung aus dem 
Grundſtück zu zahlen iſt. 

1. Als kennzeichnendes Merkmal tritt nach dem Geſetze die Ber: 
fnüpfung der Hypothek mit einem beftinmten Forderungrechte hervor. Zur 
Erklärung diefer Stellungnahme des Gejetes dient folgende Unterjcheidung. 


rechte zu beurteilen, in defien Gebiet das belaſtete Grundftüd belegen ift. Streitig 
ift 3.8., ob eine nach preuß. Necht eingetragene Hhpotbef, auf die die Valuta 
aber noch nicht gezahlt war, mit dem 1.1.1900 zu einer Eigentümerhypothek 
des BEB geworden fei. Dies bejahen: RG in ZW 30,289; Stranz-Gerhard, 
preuß. AG 218; TurnausFörfter 1,690; dagegen Habict 474; Erujen-Müller 
308; Niedner 405. flber den im EG 192 gebrauchten Ausdrud „Pfandrechte“: 
oben A 14; ferner RG 48,48. 

25) EG 192 12; über den Fortbeitand dieſer Käutionhypotheken: 
NS in IW 32 ©. 132, 

26) EG 192 11; diefe Hypothek gehört befonders dem Lehns und Fidei— 
tommißrechte an und bleibt mit diefem den Landesgejeben überlafien; oben $ 96. 
— Vergl. preuß. ALRL 18.228 und 825; I1.4.80f.; Dernburg, pr. Br.1 
8 328 Nr. 3. 

27) GG 1951. 

28) EG 193,195 II. Es kann auch die Entftehung einer Eigentiimer- 
hypothek ausſchließen; EG 194. Nach preuß. AG Art. 33 bleiben die beftehenden 
Hypotheken in ihrer Eigenart als Buch» oder Briefhhpothelen erhalten. Wo die 
Landesgeſetze von EG 193 feinen Gebrauch gemacht haben, behält es bei EG 192 
fein Bemwenben. 

1) Über den Sprachgebrauch des BGB oben $114 As. Alle anderen 
Grundpfandredite werden im Geſetze als Abarten der gewöhnlichen Hypothek be— 
handelt. Dies gilt ſelbſt für die Grundfchuld. . 

2) 811181. Stobbe-Lehmann 2 8 155; Predari 211; Hadenburg, Vor- 
träge (1897) 233; Oberned, Reichegrundbuchrecht $ 118; ferner oben $ 114 W1. 


718 Drittes Bud. Sachenrecht. 


a) Als Belaftung entjteht die Hypothek dur Einigung und Eintragung. Die 
dinglihe Nechtsänderung vollzieht fich hier wie überall aus eigener Kraft. 
Die zu fihernde Forderung hat nicht die Bedeutung, daß fie in Verbindung 
mit dem als Grundgejchäft wirkenden Verpfändungvertrage die obligatorijche 
Grundlage der Belaftung bildete? Fehlt es an einer zu fichernden Forderung, 
fo ift die einzige Folge die, daß die dem dinglichen Tatbeftande nad) jelb: 
ftändige Sypothefenbelaftung nicht von einem Gläubiger gegen den Eigen: 
tümer, ſondern nur vom Eigentümer geltend gemacht werden kann; allerdings 
nicht als Hypothek, jondern weil ein Gläubiger und eine Forderung fehlt, als Eigen 
tümergrundfchuld.* Da dies für jämtlihe Arten der Grundpfandredte gilt, 
kann die Eigenart der Hypothek nicht auf der Seite der Belaftung gejucht 
werden.® b) Das Geſetz fonftruiert vielmehr den Rechtsbau des Hypotheken— 
rechtes durchaus von der Aftivfeite her. Das entjcheidende Kennzeichen der 
Hypothek joll nad) denn BGB darin liegen, daß das Forderungredht und mit 
ihm die Zweckbeſtimmung, für einen Geldanfprud ein Verwertung: und Be- 
friedigungrecht * zu gewähren, in den Tatbeftand des dinglichen Nechtes als 
ſachenrechtliche Worausjegung mit aufgenommen wird und auch grundbuch— 
mäßig in die Erjcheinung treten muß. Inſofern wird, wie das Gejeg aus- 
drücklich hervorhebt, bei jeder Hypothek eine Forderung „vorausgeſetzt“.“ Dieje 
Verknüpfung hat die Bedeutung, daß: 1. der Umfang der dinglichen Haftung 
durch das im Grumdbuch verlautbarte Forderungredht genau beftimmt wird, 
und daß: 2. zur Ausübung des Verwertung: und Befriedigungrechtes nur 


3) Nach den bisherigen Landesrechten (3.8. nach preuß. Recht; NG 52, 
115) jtand die Hypothek in enger Abhängigkeit von dem Forderungrechte; ging 
die Hypothek über diejes hinaus, fo war fie infoweit widerfinnig und unwirkſam. 
Nah dem BGB entitebt die Hypothek als Belaftung auf Grund des dinglichen 
Vertrages in Verbindung mit der Einigung. AB Grundgeihäft wirkt nur 
der Pfandbeitellungvertrag. Diefer ift nicht identisch mit dem Forderungrecte; 
denn die perfönliche Forderung begründet aus fich noch feinen Anspruch auf Be: 
ftellung einer dingliden Sicherung. Darum fann der Eigentümer aus dem 
Nichtbeitehen der Forderung feinen Bereicherunganfpruc ableiten, Dat die Hhpo- 
thek eine Forderung borausfeßt, bedeutet nicht, dat fie das Grumdgeichäft bildet, 
fondern bezieht ji auf den Anhalt des dinglichen Rechtes. Unten $ 116 48. 

4) 81177; unten $ 116. 

5) Much dies fpricht gegen die Annahme, da die Hhpothef al3 Real: 
obligation aufzufafien jei. Vergl. oben $ 112 A17; und ferner $ 114 A17f. 
wo nachgewiejen wird, daß der Eigentümer nirgends als perſönlicher Schuldner 
bezeichnet oder aufgefaßt wird (auch unten A17f.). Es iſt unguläffig, wenn 
die gegen die Realobligation jprechende Verhaftung des berrenlofen Grundjtüds 
und die Eigentümerhypothek nur als nebenjächliche Ausnahmen (jo Cofad $ 221 
AS) bingeitellt werden; denn gerade in der Geitaltung der Eigentümerbupotbel 
tritt der Nechtsbau der Verkehrhypothek in befonders jcharfer Beleuchtung hervor. 

6) Darüber unten Nr.2c. Der Regel entjpricht die Verbindung beider 
Rechte. Dem Eigentümer aber jteht nur ein Recht am Erlöfe zu. 

7) 811921. 
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legitimiert ift, wer Gläubiger des Forderungrechtes ift,‘ das Forderungrecht 
mithin beftimmt ift, das Subjeft zu bezeichnen, dem die Hypothek zuiteht. 

2. Um die Bedeutung diejes Standpunktes des Gejeges richtig ein- 
zufhägen, ift zunächit genauer darauf einzugehen, welche Geftaltung das 
Forderungredht annehmen muß. 

a) Als zwingende die Beitellung jeder Hypothek beherrichende Voraus: 
jegung ? fteht voran, daß die geficherte Forderung auf Zahlung einer be- 
ftimmten Geldjumme*‘ gerichtet jein muß; der Betrag des Geldan- 
ſpruchs ift mithin ziffermäßig genau und in Reichswährung anzugeben,*! 


8) Daher fpricht das Gefeß nur von dem Hppotbefengläubiger und nicht 
von dem Hppothefenberechtigten. In diefem Sinne heben die Prot. 3, 539 herbor, 
dab die perjönliche Forderung die Bedeutung babe, als Xegitimation für den 
Anipruch auf Befriedigung aus dem Grundſtück zu dienen. Dies bat fait all: 
gemeine Zuftinnmung gefunden (Hachenburg, Vorträge 241 und 2. Aufl. 533; 
Oberned, Hypothekenr. 45; Beit, Grundbuch und Hypothekenr. 2, 17; Böhm, 
Grundbuchr. 151; die Kommentare von Biermann, Nober, Neumann, Kuhlenbeck 
zu $1115). Daß darin fchon oder allein der Schlüflel zur Beitimmung der 
Natur der Verkehrhypothek gefucht werde, behauptet Dernburg 8222 W2 mit 
Unrecht; e3 handelt jich aber immerhin um eine Feititellung, die zu der richtigen 
Auffaffung binleiten fann, Unten Nr. 5. 

9) Die Verleßung diefer Vorausfeßung bewirft Nichtigkeit der ganzen 
Shpothefenbeitellung. Der Grundbuchbeamte darf eine Hypothek, die der Angabe 
der bejtimmten Geldfumme entbehrt, nicht eintragen; die troßdem vollzogene 
Eintragung iſt von amtswegen zu löfchen (GBO 85412). 

10) 81113 1; CPO $$ 592, 658. Auf eine bejtimmte Einzeljache oder 
eine Menge anderer vertretbarer Sachen darf die Forderung auch nicht wahlweiſe 
abgeitellt werden; KON 25, 150. Das ergibt auch der Vergleich mit den anderen 
Stellen, wo im Geſetze don einer „beitimmten Geldfumme“ die Rede it; dat 
eine Inhaberjchuldverfchreibung (8 795 I) nicht mwahlweife 3.8. auf Geld oder 
auf Getreide oder Spiritus lauten darf, fann nicht bejtritten werden. Cine der- 
artige Alternativhypothek bildet auch fein Bedürfnis; der Erſatzanſpruch oder Die 
Vertragitrafe für den Fall der Nichtleiftung einer Warenmenge fann den Gegen— 
ftand einer jelbitändigen gewöhnlichen oder einer Sicherungbupothef bilden. 
— Joſef in Gruchot 47, 481 erachtet die Eintragung für zuläflig, daß (bei 
bäuerlichen Gutüberlafiungverträgen) an Stelle der Geldfumme ein Gebrauch- 
gegenitand zu leiiten ijt; das würde jedoch auf eine Verpflichtung zur Annahme 
einer Sache an Erfüllungitatt (8 364) binausfommen; einen derartigen rein 
obligatorischen Vertrag balte ich nicht für eintragungfäbig. — Die Beichränfung, 
daß der Eigentiimer nur ſoweit für die Schuld haften foll, als fie durch den Wert 
des Grundſtücks gededt wird, ficht S 21661 für den Vermächtnisnehmer vor 
(unten 8 125 25). Eine vertragmäßige Verabredung diefes Inhaltes iſt m. E. 
mit der Natur der Hypothek nicht vereinbar; für ſolchen Zweck iſt die Grund: 
ſchuld anzumenden. 

11) GBO 828 S2. Das folgt bereit3 daraus, dab Geld im Sinne des 
BGB jtet3 das inländische gefeßliche Zahlungmittel bedeutet (®d.1 8121). 
Reichsgeld find die Goldmünzen. Daher bat die jog. Goldtlaufel, wonach 
Kapital und Zins in (inländifchen) Goldmünzen zu zahlen find, nur die 
eventuelle Bedeutung, dab der Schuldner auch im Kalle der Einführung einer 
Doppelwährung in Gold leiiten muß oder daß er bei einer etwaigen Anderung 
des Mimzgelebes in den danach geprägten neuen Goldmünzen zu zahlen babe. 
Eine derartige Vereinbarung jtellt die Beitimmtheit der Geldforderung nicht 
m Frage; fie gibt ihr aber eine dauernde Feitigung; die Verpflichtung zur 
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aud) jo im Grundbuch '? einzutragen. Der Zwed diejer Vorſchrift ijt, der 
Belaftung eine feite Begrenzung, vor allem auch den nachſtehenden Grund: 
pfandrechten gegenüber zu geben; die Summe aber muß auf Geld lauten, 
weil als Gegenjtand der Befriedigung nur der in Geld umzuſetzende Wert 
des Grundftüds 1? und nicht dieſes felbjt oder jeine Erzeugnifje in Betradt 
fommen. Zur genaueren Bezeichnung der Forderung gehört auch die An: 
gabe des Schuldverhältnifjes ;'* der Schuldgrund jedoch braucht nicht Klar: 
gelegt zu werden, es genügt ein abjtraftes Schuldverjprechen.”” Die Perjon 
des Gläubigers muß mit ausreichender Beftimmtheit angegeben werden, 
jo daß die Feititellung der Identität feinem Zweifel begegnet. Als Gläubiger 
kann grundjäglich nur eine rechtsfähige Perjon in Betracht kommen.““ über 


Zahlung in Gold ift darum eintragungfähig. So mit Ob.L& Münden und KG 
in RIA 1, 71 das RG 50, 148. Wergl. ferner über diefe Frage: Dertmann, 
Merfeld und Leſſe in D. J. Z. 9, 334, 541 und 731. Dagegen wäre eine Abrede, 
twonad der geichuldete Geldbetrag nach dem jeweiligen Aursitande der Golb- 
miüngzen berechnet werden foll, unzuläffig. Gegen die Eintragungfäbigfeit der 
Soldflaujel: Perels, Iher. J. 45, 211. 

12) 81115 I. Die Bezugnahme auf die Eintragungbemwilligung ($ 374; 
oben $53 A 45 und 856 A19) iſt bezüglich des Geldbetrags der Forderung 
ſchlechthin ausgefchloffen: diefer muß ausdem Grundbuce jelbit erfichtlic 
fein. Die Angabe im Hypothekenbriefe fann dies nicht erjegen. 

13) 1187 unten $ 126. Als Vergleich diene KO $ 69. 

14) Denn die Art der Verpflichtung — ob Darlehn oder Kaufgelderreit 
oder Baugelder oder Ausftattung der Tochter ufw. —, tft für die Rechtichidjale 
auch des dinglichen Rechts, für die Durchführung de3 Verwertunganſpruchs und 
die Einreden gegen ıhn, für die Behandlung im Konkurſe (3.8. Anfechtung) und 
viele andere Fragen von Bedeutung. — Die Schuldurktunde ſoll dementſprechend 
mit dem Öhpothefenbriefe verbunden werden, gleichbviel ob fie privatjchriftlich oder 
in öffentlicher Form ausgeftellt ift; die in der Form der GBO 8 29 abgegebene 
Erklärung des Eigentümers genügt jedoch zum Nachweife dafür, dab Feine 
Schuldurfunde ausgeftellt ift; GBO $ 58. 

15) So auch KWXN 21, 139; 22, 307 (RIAU 3, 135). Über die frage, 
ob das Schuldverhältnis wirkſam und richtig angegeben fein muß: unten A 46f. 

16) Über die Vorausfeßungen der Eintragung und die Prüfungpflicht des 
Grumdbuchbeamten vergl. oben 855. Die natürliche Perſon ift unter ihrem 
bürgerlichen Namen, nicht unter der faufmännifchhen Firma einzutragen, oben 
816 Al und RIAA, 130. Nechtsfähige Vereine unter dem Vereinsnamen, 
Handelögefellfchaften unter ihrer Firma, oben $16 A3f.; dort auch über nicht 
rechtsfähige Vereine und Gefellfhaften; über Sparkaſſen und Anftalten des 
öffentlichen Rechts oben 855 A 30. — Nah RZA 3, 136; Fuchs 1, 394 wird 
aus ZUG $$ 126, 128, wonach auch „unbelannte“ Berechtigte zu berüdfichtigen 
jind, gefolgert, es könne eine Hypothek auch zugunften der „Abkömmlinge der 
Kinder des Erblaſſers“ beftellt werden. Dem ift für den Fall der Eintragung 
des Nacherben (oben 822 WA21F.) zuguftimmen unter dem Vorbehalte, daß 
unter allen Umjtänden die Berechtigten jo deutlich wie möglich und regelmäßig 
mit ihrem vollen Namen (fo auch RJA 4, 131) anzugeben find. Im übrigen 
muß, mas vielfach nicht genügend beachtet twird, zuerſt geprüft erden, ob 
materiellrechtlich bereit3 ein „&läubiger* vorhanden if. Da die noch unges 
borenen Kinder feine rechtsfähigen Perfonen find, können fie auch nicht als 
Gläubiger einer Hypothek in Betracht fommen; felbjt der bereit3 Empfangene 
erhält nur einen Pfleger zur Wahrung feiner „künftigen“ Nechte (8 1912 und 
allgemein Bd.1 826 Nr.4). Wenn daher nah RYAN 4, 256 die Eintragung 
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die zur Verlautbarung eines Forderungrechtes gehörende Bezeichnung des 
Schuldners enthält das Gejeg feine Beitimmung; es wird auch feineswegs 
beftimmt, daß der Eigentümer für die Kapitalſchuld oder die fällig werdenden 
jonftigen Zeijtungen perjönlich hafte.“ Es wird zwar regelmäßig zutreffen, 
dab der Eigentümer bei der Beitellung der Hypothef Schuldner "® der ge: 
fiherten Forderung war; zu dem Bau der Hypothek gehört diefe Paſſivſeite 
des Schulbverhältniffes aber -jo wenig, daß das Gejek vielmehr in der 
weiteren Normenbildung geradezu von dem Tatbeftande ausgeht, wonach der 
Eigentümer bloß dinglich verhaftet und ein Anderer als perjönlicher 
Schuldner verpflichtet iſt.“ 

b) Zum Inhalt des Forderungrechtes und damit zu den Angaben, die 
den Umfang der Belaftung bejtimmt bezeichnen jollen, gehören auch Die 
Zinjen.° Die gejeglihen Zinjen *' und die Koften der Kündigung wie der 
Nehtsverfolgung, die zum Zwede der Befriedigung aus dem Grundjtüd 
erforderlih und gerechtfertigt find,?? belajten das Grundſtück von geſetzes— 


einer Hnpothef für die unbeftannten Erben als zuläffig erachtet wird, 
fan Dies mur in dem Sinne gerechtfertigt werden, dab es fih um bereit ge— 
borene und noch lebende Erben handelt. Steht dies feit, fo fann die Unfenntnis 
über die Namen diejer Berfonen fein Hindernis für ihre Eintragung bilden; 
das Spezialitätprinzip wird durch eine umſchreibende Bezeichnung der Berechtigten 
nicht verlegt. Aber auf die Feititellung der materiellrechtlichen Vorausſetzung, 
dab folde Erben erijtieren, fcheint nach dem angegebenen Tatbeitande fein 
Gewicht gelegt zu fein: und dann iſt die Eintragung eines Rechtes für bloß 
eventuell eriftierende Berfonen unzuläffig. Eine Sicherungeintragung zugquniten 
der „noch zu ermittelnden Nachfolger“ (fo RITA 4, 256) kennt umfer Recht nicht. 
Die Hypothek bleibt zunächſt auf dem Namen des Erblaffers jtehen; fpäter kann 
ein Aufgebotverfahren nach 8 1170 ftattfinden. 

17) 81108 (Reallaft) gilt für die Hypothek nicht. 

18) Dahin gehört auch der Fall, wo der Eigentümer die Hypothek für eine 
fremde Schuld als Bürge oder zum Ziwede der Interzeſſion (ein Fall, 
den dad BGB nicht behandelt; ®d.1 $ 190 A2), mithin ohne die Schuld als 
eigene nach 8413 f. zu übernehmen, bejtellt. Denn indem fich der Eigentümer 
verpflichtet, Für die Verbindlichfeit eines Dritten einzuftehen (jo 8 765), beitebt 
auch zu feinen Laften ein Schuldverhältnis, fraft deilen eine Geldfumme aus 
dem Grundſtück zu zahlen ift. Die Hypothek ift auch dann fiir die Darlehns 
forderung beftellt, wenn der Eigentümer nur als Bürge haftet; er bat dann die 
Einteden aus 8771 (8 1137, unten 8128). Daß die Wirffamfeit der Hypothek 
durch die ungenaue oder irrige Bezeichnung des Schuldverhältnifies (der Eigen 
tümer ift 3.8. al® Schuldner und nicht, wie e3 richtig lauten müßte, al3 Bürge 
—— nicht beeinträchtigt wird, ergibt ſich aus den in A 48 dargelegten 

ründen. 

19) So 3.8. 51137 11; darüber genauer unten $ 126. 

20) Dabei ift jedoch feitzubalten, daß die Hypothekenſchuld ftet3 auf ein 
Kapital lauten muß; Zinſen allein ohne Kapitalfchuld oder Zinfen aus anderen 
Schulden (3.8. Mietzinfen) können nicht die Hhpothekenbeſtellung begründen. 
Veral. RIA 4, 38. 

21) 81118, Dahin gebören insbefondere die Verzugzinfen. 

22) Koſten der Kündigung nach $ 1141. Die Koiten der Rechtsverfolgung, 
foweit fie die dingliche Haftung aus dem Grundſtücke betreffen und der Grunds 
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wegen kraft der Hypothek; denn mit ihnen muß jedermann rechnen und ihr 
Betrag ift objektiv durch Geſetz feitgelegt. Die vertragmäßig beftellten Zinjen 
nehmen dagegen nur dann an der dinglichen Sicherung teil, wenn fie unter 
Angabe des Zinsfages im Grundbuche eingetragen ?* find. Cine bejondere 
Verjährung gibt es für die Zinsrücftände nicht; gejeglihe wie vertragmäßige 
Zinfen, und zwar dieje trog der Eintragung,“ verjähren in vier Jahren; ** 
außerdem genießen für die Rangordnung bei der Zwangvollitredung die erjt 
zweijährigen Zinsrüdftände einen Vorzug vor den älteren.” Angabe des 
Zinsſatzes wird im Gejege neben der Eintragung des Gelbbetrages der For: 
derung und des Gläubiger als zwingende Vorausjegung gefordert. Cs 
handelt ſich dabei jedoch keineswegs um materiellvechtlich gleichwertige Voraus: 


ftüdeigentümer in die Koſten verurteilt wird, ferner die Koften der Zwangver— 
jteigerung nach CPO 8 788, ZUG 88 10 IL, 12, 45, 114 

23) 81115 I. Eintragung des Beginnes der Zinspflicht ijt nicht erforder- 
lich und ebenfowenig die Angabe der Zinstermine; die Gintragung muß nicht ein 
bollitändiges Bild des Schuldverhältnifies geben. Es genügt daher hier die Be- 
zugnahme auf die Eintragungbewilligung; KGEJ 24, 127; OLG 4, 383; 8, 135; 
9, 310. Die Binsverpflichtung darf auch nachträglich durch dinglicden Vertrag 
und Eintragung mit der Wirkung begründet oder bis zum Betrage von fünf 
Prozent erweitert werden, daß das Grundjtüd kraft der Hypothek dafür haftet, 
dieſe Zinſen alſo am Range der Hypothek teilnehmen; $ 1119. Einer Zus 
ftimmung der gleich» oder nachjtehenden Berechtigten bedarf iefe Rechtsänderung 
im Gegenjab zu ‚$ 879 nicht. — Außer den Zinſen Dürfen auch andere Neben 
leiftungen im Grundbuche unter Angabe ihres Geldbetrages eingetragen 
werden; jtatt der Eintragung im Grundbuche genügt die Bezugnahme auf die 
Satzung, wenn e3 ſich um Nebenleijtungen handelt, die für ein Darlehen einer 
Kreditanjtalt zu entrichten find, deren Sabßungen von der zuftändigen Behörde 
öffentlich befannt gemacht find. KGJ 21, 143 (RJA 1, 205) ; 22, 167; 23, 143. 
In Betracht fommt z. B., daß nad den Sabungen der preuß. Landichaften der 
Schuldner VBertragitrafen wegen unpünktlicher Zinszahlungen übernimmt; Brot. 
3, 545; Turnau-Förſter 1, 604. Die befondere Behandlung der Nebenleiftungen 
berubt darauf, da jie nicht bejtimmt find, die Höhe der hypothekariſchen Belaftung 
zu jteigern; fie drüden daher auch nicht die Beleihunggrenze herab. Ihr Umfang tit 
duch das Statut genügend bejtimmt. Immerhin iſt fejtzubalten, daß dem Be- 
griffe der Nebenleiftungen durch das Gejeß enge Grenzen gezogen werden; man 
wird aus 8224 regelrecht hinzufügen müflen: die vom Hauptanſpruche ab= 
hängenden Nebenleijtungen, Vergl. auch 88 507, 1098, 1158 (monad) das 
Rechtöperhältnis zwiſchen dem Schuldner und dem neuen Gläubiger in Hinficht 
auf die Zinfen und Nebenleiitungen jo behandelt wird, wie wenn dieſe nicht 
hypothekariſch gefichert wären), 1159, 1191, 1192, 1194. — Danad) ergibt ich, 
daß zu den Zinfen oder zu den Nebenleiftungen nicht die Amortifationd- 
quoten gehören (ein Darlehen wird 3. B. von einer Hypothekenbank zu 4 Proz. 
gegeben und indgefamt werden Tilgungquoten von 5 Proz. vereinbart, durch die 
die Schuld in 41 Nahren amortifiert werden foll) ; fie find Abzahlungen auf die 
Hauptichuld und nicht wie die Zinjen Erweiterungen der Hauptichuld; dab fie 
in Form von Zinſen berechnet und vereinbart werden, ändert an ihrem Inhalte 
nichtd. Darum iſt ihre Eintragung in das Grundbuch nicht erforderlihd. So 
RG 54, 88; dort aud) die weiteren Angaben; Perels, Iher. 3. 45, 243. 

24) Diefe Ausnahme machen $$ 902 I 2, 8223 IM. 

25) 8 197. 

26) ZUG 8 10 Nr.4, 8; 88 11—18. 
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jegungen. Nichteintragung der beiden leßtgenannten Angaben bemwirft die 
abjolute Nichtigkeit der dinglichen Belaftung ; Nichteintragung des Zinsjages 
oder des Geldbetrages der Nebenleiftungen berührt dagegen die Wirkſamkeit 
des Hypothekenrechtes nicht; die Rechtsfolge iſt nur, daß die vertragmäßig 
vereinbarte Erweiterung der Haftung des Grundftüds für die Zinfen und 
Nebenleiftungen nicht eintritt.?” 

Die Frage, welche andere vertragmäßige Beftimmungen außer den zwin— 
genden Vorausjegungen der Hypothefenbeftellung noch Hinzugefügt werden 
dürfen, iſt nad) den allgemeinen materiellrechtlihen und grundbuchredhtlichen 
Vorſchriften und nach den befonderen Grundfäten des Hypothekenrechts zu 
beurteilen.?® 

3. Die Bedeutung, die das BGB der Verknüpfung der Hypothek mit einer 
Forderung beilegt, ift zumächit nach der Richtung hin zu prüfen, wie das Geſetz 
die Geltendmachung der Hhpothef angeordnet hat. Denn bierbei muß 


27) 81115 I sit fehlerhaft gefaßt (vergl. auch Brettner, Recht 4, 275). 
Die beiden Bedingungfäße („wenn“) beziehen fich nur auf die jelbjtverftändliche 
Torausjegung, daß der Zinsjag nur dann anzugeben tft, wenn für Die Forderung 
überhaupt Zinfen vereinbart worden jind (dasjelbe gilt für die Nebenleiſtungen). 
Diefer bedingte zwingende Gejetesbefehl wird irrig auf die gleiche Stufe mit 
dem für die Hypothek als Subſtanzhypothek geltenden geitellt, während er 
richtig unter die weitere Vorausſetzung zu ftellen ift: jofern fich die Haftung des 
Grundftüds auch auf die vertragmäßig vereinbarten Zinfen (und Neben 
leifttungen) erjtreden joll. Außerdem muß die Angabe des Zinsſatzes nicht, wie 
een fagt, bei der Eintragung der Hypothek angegeben werden; das gilt nur 
ür die Forderung und den Gläubiger, während Zinfen und Zinsſatz auch nach- 
träglich hinzugefügt werden dürfen (8 1119; A 23). — Für den Grundbud)- 
beamten ijt zunächſt die Eintragungbemwilligung maßgebend. Wird in Ddiefer 
nur angegeben, daß die Forderung verzinslich fein foll, fehlt aber die Be— 
ftimmung des Zinsfabes: jo bat der Grundbuchbeamte (weil $ 246 bier nicht 
ausreicht) den Eintragungantrag zurüdzumweifen (oben 855 A38f.; Hörle, 
heſſiſche Rechtspr. 4, 65). Dasfelbe gilt, wenn die Eintragung einer rechtlich 
unzuläffigen Beitimmung, 3.2. daß Zinfeszinfen gezahlt werden follen ($ 248), 
beantragt wird. Soweit nach $ 1115 II eine Bezugnahme gejtattet iſt, muß der 
Grundbuchbeamte ſolche Beitimmungen der Sabung, die er nach jachenrechtlichen 
Grundfäßen nicht aufnehmen darf, ausdrüdlich zurüdweifen. Er muß mithin 
die Sabungen jedesmal nachprüfen, obgleich fie von einer Auffichtbehörde ge— 
nehmigt find. 

28) Über die allgemeinen Grundſätze, insbefondere über das Erfordernis 
ber Recht3erheblichfeit der Eintragungen ift oben $ 55 gehandelt. Cine wichtige 
Zuſatzbeſtimmung betrifft die Aushändigung des Hhpotbefenbriefes an den 
Gläubiger; $ 1117 II, GBO 860 II. Unterwerfung unter die jofortige Zwang— 
bollftredung nah) ERO 88794 Nr.5, 800; durch ausdrüdliche Vereinbarung 
und Eintragung kann bewirkt werden, daß fie gegen den jeweiligen Eigen 
tümer zuläflig fein fol; RGY 23, 234. Zuläſſig ift die Eintragung eines 
Berzichtes des Eigentümers auf da3 Necht, die Kündigung oder Mahnung zurück— 
zuweiſen, wenn der Öhpothefenbrief nicht vorgelegt wird; KGJ 20, 107, NG 57, 
342. tiber die Goldflaufel oben A 11. Die Ausfchliegung des Kündiqungrechtes 
ift auläffig, fie darf aber nah EG 117 durch Landesgeſetz unterjagt oder be 
ſchränkt werden; preuß. AG Art. 32 8 1 (das Kündigungrecht darf nur auf 
20 Sabre ausgeſchloſſen werden) ; württemb. AG Art. 213 (10 Jahre); bab. 
AS Art.27 (10 Jahre) ; Neuß ä.L. AG 891 (20 Jahre). 
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am beutlichiten hervortreten, ob die jedem Grundpfandrechte innewohnende 
Bmedbejtimmung, wonach an den Berechtigten eine Geldfumme aus dem Grund: 
ftüd zu zahlen ift, für die Hypothek eine befondere Gejtaltung erhalten hat, jo 
da fich hier die Worte des BGB, die Zahlung finde „wegen einer Forderung“ 
ftatt, beftätigen. 

a) Demgegenüber ift fejtzuitellen, daß weder das materielle Recht noch die 
Gejeßesnormen über das Wollitredungverfahren irgend Melden Unterfchied 
maden, ob die Belajtung m einer Hypothek oder einer Grundſchuld beiteht. 
Das gilt zunächſt unzweifelhaft für das jedem Pfandrecht innewwohnende Ver— 
wertungredt: für das Recht, im Wege der Zivangpollitredung ” das Grund» 
ftüf und die fonftigen mitverhafteten Gegenftände ? in Geld umgufegen. Es 
entiteht mit der Beitellung der Hhpothef und bildet als ruhende Rechtsbefugnis 
eine Ergänzung der durch die Belaftung gewährten, als Vermögengut gemwerteten 
und beräußerlichen dinglichen Sicherheit. Die Ausübung des Verwertungrechtes 
und fein Übergang in den Angriffzuftand hängt von der Gefährdung des Be- 
friedigungrechtes, mithin davon ab, daß der Schuldner, dies mag der Eigentümer 
oder ein Dritter fein, den Hypothekengläubiger nicht ordnungmäßig befriedigt.” 
Daraus folgt, daß der Eigentümer durch Beſtellung der Hypothek ſich keineswegs 
bes Verwertungrechtes entäußert; felbjt die Bejchlagnahme zum Zwecke der 
Zwangverſteigerung bat nur die Wirkung einer relativen Verfügungbeſchränkung.* 
Da aber das Verwertungrecht in der dinglichen Belaftung enthalten ift, erftredt 
fich die wirffam angeordnete Beſchlagnahme gegen jeden fpäteren Erwerber de3 
Grundſtücks, und gegen ihn fann die Zwangverſteigerung ohne teiteres fort» 
gefett werden.” 

b) Der in der Zmangperfteigerung erzielte Erlös tritt an die Stelle des 
beräußerten Grundftüds; an ihm feßen fich unmittelbar die bejtehenden und durch 
den Zuschlag erlöfchenden Rechte Fraft der durch das Geſetz eintretenden dinglichen 
Surrogation fort.* Hierdurch wird das Necht der Hhpotbefengläubiger 

29) 8 1147; weil diefe allein Gewähr zu geben jcheint für die im Inter— 
eſſe aller Beteiligten liegende Erzielung des richtigen Preiſes und für eine 
gerechte Verteilung des Erlöfes. Über das Vollitredungverfahren unten $ 127. 

i en 88 1120 f., unten $ 122. Inſoweit ijt auch Fahrniszwangvollſtreckung 
möglich. 

s ei) Dies Verhältnis wird durch die Angabe, das Vertvertumgrecht jei ein 
bedingtes, nicht zutreffend gefennzeichnet. Jede Ziwvangvollitredung unterjtebt 
der Vorausfegung, dag ein Anspruch bejteht und nicht erfüllt ift, ohne daß 
per ed das zur Vollſtreckung gebrachte Recht ſelbſt von einer Bedingung 

ängt. 

33) Die Verfügung über das bejchlagnahmte Grundjtüd ift nur dem be» 


—— Gläubiger gegenüber unwirkſam; 8185 I 1; 336 823; unten 
8 127 414. 

33) ZUG 826. Kit die Beichlagnahme erſt wirkſam geworden, nachdem 
da3 Eigentum auf den Dritten übertragen ijt, fo fann der betreibende Gläubiger 
die Erteilung der Vollftredungflaufel gegen diefen unmittelbar erwirfen (CPO 

$ 325 III, 727 f.), und dann wird die Zwangvollitredung gegen ihn fortgeſetzt. 

34) ZUG 892: an die Stelle des durch den Zufchlag erlöſchenden Rechtes 
(da3 alfo nicht beitehen bleibt, weil es nicht in das geringite Gebot aufgenommen 
it, fondern durch das Bargebot gededt werden foll; $ 52) tritt der Anfpruch auf 
Erfaß des Wertes aus dem Verjteigerungerlöje; und deutlicher allerdings nur 
in bezug auf die der Verjteigerung entgegenjtehenden Rechte 837 Nr.5: der 
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auf Befriedigung anerkannt und gejichert; der Erjteher hat regelrecht 
fofort im Werteilungtermine das Bargebot auszuzahlen, anderenfall® wird 
die dem Subhaftaten gegen den Erfteher zuftehende Forderung auf Zahlung des 
Bargebotes durch Gerichtbeihlug auf die nach dem Teilungplane berechtigten 
Shpothefengläubiger übertragen.” 

Die hiermit dargelegte Geftaltung des Verwertung: und Befriedigung 
rechtes belegt die jelbitändige Natur des Hypothekenrechtes. Der aus 
dem Grundjtüd erzielte Wert tritt an die Stelle des Pfandgegenitandes aus— 
ſchließlich durch die Wirkung der dinglichen Belaftung; er haftet dem Hypotheken— 
berechtigten wegen feiner an dem Grundſtück beftehenden Hypothek und nicht 
weil er perjönlicher Gläubiger iſt. Das Befriedigungrecdht ift mithin nicht in 
dem Sinne afzefjoriich, daß feine Geltendmachung rechtlich abhängig wäre bon 
dem Nadymweife des gegenwärtigen Beitehens eines mit dem im Grundbuch ans 
gegebenen identifchen Forderungrechtes; denn die Zahlung aus dem Erlöje des 
Grundftüd3 erfolgt nur wegen der dinglichen Belaftung, und nur die dinglichen 
Rechte erlöfchen durch den Zuſchlag, ſoweit fie nicht nach den Verfteigerung- 
bedingungen beſtehen bleiben.” 

4. Nach alledem kann nicht zweifelhaft fein, daß auch bei der Hypothek das- 
Recht auf Verwertung und das Necht auf Befriedigung mit der dinglichen Be— 
laftung entjteht und wegen diefer geltend gemacht wird, infofern als es auf 
Zahlung einer beftimmten Geldfumme aus dem Grundſtück abgeftellt itt. Damit 
verſchwindet für die Geltendmachung der Grundpfandrechte praftifch der Unter 
fchied zwiſchen Grundfchuld und Verkehrhypothek; dieſe erjcheint als jelbitändiges 
Grundpfandredt, das der Anlehnung an ein beſtimmtes Forderungredt entraten 
fann. Es fragt fich, ob dies Ergebnis auch dur die materiellredt->- 
lichen Normen des BGB Beftätigung findet. 


Verjteigerungerlös tritt an die Stelle desperfteigerten Gegen— 
ftanded Das an dem Grundſtück beitehende Eigentum fest ſich zuguniten 
dejien, der zur Zeit des Zufchlags ($ 128 III) Eigentümer tit, an dem Gefamt- 
erlöfe fort (da8 iſt bedeutfam für die Eigentümergrundfchuld) und zwar unter 
der Gebundenbeit, die durch die Beichlagnahme in Gejtalt eines Veräußerung- 
verbotes (A 32) eingetreten ift. Gleichzeitig aber werden auch die begrenzten 
dinglichen Rechte erhalten; an dem Verjteigerungerlöfe bejtehen die Hypotheken 
fort. Inſofern handelt e3 fich mithin um einen Fall der dinglichen Surrogation; 
über diefen Begriff und feine Antvendung oben $ 16 A56 und $75 A31 (bei 
der Enteignung). Sie ergreift ſowohl die im Verfteigerungtermine bar erlegten 
Beträge als auch den fpäter gezahlten Erlös; bis diefer erlegt wird, iſt allerdings 
eine Surrogation noch nicht eingetreten, die Anfprüche darauf aber werden in 
der zu WA35 dargeftellten Weife dinglich gefichert. Für die Anwendung des 
Surrogationgedantens RG 55, 223 und 264. Den Nachweis, wie ſich Die Vers 
wertung⸗ und Surrogationbefugnis aus dem Eigentum ableitet, hat zuerft und 
überzeugend erbracht: Hirſch, Arch. BR 25, 225 (vergl. unten $ 116 47,32). 
Abtv. Rothenberg, CivA 94, 272; er fieht in der Annahme der Surrogation eine in 
diefer Allgemeinheit aus dem Geſetze nicht erweisbare Fiktion. Daß die Faſſung des 
ZVG in 8 92 wie an vielen anderen Stellen unzulänglich iſt, ſoll nicht beſtritten 
werden; daß die bier vertretene Anficht dem Grundgedanken des Geſetzes ent- 
fpricht, ift nicht widerlegt worden. 

35) ZUG ss 40, 118, 128. ER i 

36) ZUG $ 91 läßt den obligatoriichen Anſpruch des Gläubigers unberührt. 
Diefer Grund wird meiſt überjeben. 
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Die in der Definition der Verkehrhypothek hervorgehobene Vorausſetzung, 
dab die Befriedigung wegen einer dem Hhpothefenberechtigten zuftehenden Forde: 
rung erfolge, jcheint auf die afzefjorifche Natur dieſes Grundpfandrechtes hin— 
zudeuten.“ Dies wird verjtärft durch den für die Abtretung der Hhpothel auf: 
geitellten Grundfaß: die Forderung kann nicht ohne die Hypothek und Dieje nicht 
ohne die Forderung übertragen werden.” Eine beliebige vertragmäßige Trennung 
der Forderung von der Hypothek gilt al3 ungzuläffig, weil durch die Spaltung 
beider Rechte für den Schuldner die Gefahr entjtehen fünnte, daß er bon dem 
Ermwerber der Hhpothef auf Grund der dinglichen Belaftung und von dem blok 
Forderungberechtigten mit dem obligatorischen Anfpruche belangt würde.” Darım 
wird das Schickſal beider Rechte verbunden; die Zweckgebundenheit der Hhpotbel 
wird vom Gefebe hervorgehoben, um ihre Unterordnung in den Dienjt einer 
Forderung kundzugeben. 

Ein weſentliches Kennzeichen für den Rechtsbau der Hypothek iſt in den 
angeführten Vorjchriften jedoch nicht zu erkennen; denn wenn wirklich Forderung 
und Belaftung die untrennbaren Bejtandteile der Hypothek bilden würden, könnte 
das Gefeß nicht fo, wie es tatfächlich gilt, auf der Paſſivſeite die beliebige Ab- 
fhichtung der perfönlicden Schuldverpflichtung von der dinglichen Verhaftung zu: 
Iafien.” Selbſt eine ausnahmloſe Geltung der wechſelſeitigen Verkoppelung 
würde noch feinen Beweis für die akzeſſoriſche Natur der Verkehrhypothek er- 
bringen. Akzeſſoriſch bedeutet, daß kraft zwingender Rechtsnorm die dinglice 
Belajtung an den Bejtand des Forderungrecdhtes gebunden tft, jo daß ihre redt- 
liche Wirkſamkeit und ihr fachlicher Umfang maßgebend von dem Forderung— 
rechte als der Hauptverbindlichkeit beftimmt wird und fie nur mit diefem entfteben 
fann und mit ihm erlöfhen muß.“ Für die Hhpothef ift aber gerade das 


37) Dies war die in Prot 3,585 (vergl. aber auch 515 f., 540, wo ſich 
erhebliche Schwankungen in den Anfchauungen zeigen) bejtätigte Abjicht bei der 
Abfafjung des 8 1113. Sie ging dahin, die im Entw. I feitgebaltene akzeſſoriſche 
Natur der Verkehrhypothek zu befeitigen; die Art, wie dies geſchehen iſt, zeigt 
* Fr; man zu eimer einheitlichen Neuordnung fich nicht durchzuringen ver: 
mo at. 

38) 81153 S2 (unten 8 121); im Anfchluß an das preuß. Eigentum: 
erwerbgeſ. 5. 5. 1872 852, wo die gemeinfame Abtretung von Forderung um 
Hypothek verlangt wurde; Eccius3 8199a. — Das Gefek führt zugleich zu 
der zwingenden Auslegung, dak die von den Beteiligten vereinbarte „Abtretumg 
der Hypothek“ augleih die Forderung mitumfaßt oder wie nach $ 1153 ©1 
richtiger zu fagen tft: fich auf die Übertragung der Forderung erftredt, die der 
Übergang der Shpothef mit fich zieht. 

39) So für das bisherige preußiſche Necht NG 35, 239; Oberned GBO 
701 und 702 42; Kober $ 1153 AIL2. 

40) Nach $ 416 kann der Hhpothefengläubiger im Falle der Veräußerung 
des belajteten Grumdjtüds die Genehmigung dazu, dat auch die perfünliche Schuld» 
verpflichtung auf den Griwerber übergehe, verweigern und damit bewirken, daf 
neben der dinglichen Verhaftung des Ermwerbers die perfönliche Verpflichtung 
des Veräußerers fortdauert. Die Tendenz des Gefeßes geht dahin, den lber- 
gang auch der perfönlichen Schuld zu begünftigen (841612: Schweigen gilt 
ausnahmtveife als Zuftimmung) ; es beftätigt damit die Verkehranſchauung, die 
den Wert und die Bedeutung der Hypothek in der dinglichen Belaftung erkennt; 
$ 416 mindert den Eindrud ſowohl des $ 1113 al3 auch des $ 1153. 

41) Es ericheint erforderlich, dies im Anſchluß an 767 und 1184 aus 
drüdlich feitzuitellen. Denn die Verteidiger der —— jen Natur geben viel— 
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Gegenteil der Fall. Sie kann ſowohl ohne Forderung entjtehen als auch ohne 
diefe fortbeitehen. Und vor allem erlifcht die hypothekariſche Velaftung niemals 
deshalb, weil die Forderung getilgt worden ift, fondern nur dann, wenn bie 
Hypothek dinglich aufgehoben worden oder die Befriedigung aus dem Grundſtück 
im Wege der Ziwangpollitredung erfolgt iſt.“ Wenn alfo von einer akzeſſoriſchen 
Gebundenheit gehandelt werden foll, ift fie nicht darin zu fuchen, daß die Be— 
laftung von der Forderung abhängig fei, fondern umgekehrt darin, dab die 
Forderung im Dienfte der für fich felbftändigen Hypothek fteht.* 

5. Die einzelnen Fälle, in denen die Abbeugung des Grundjaßes, daß die 
Verkehrhypothek an die Forderung gebumden fei, im Gefebe am deutlichiten 
berbvortritt, find folgende. 

a) Zur Beitellung der Verkehrhypothek bildet die Angabe einer bejtimmten 
Forderung, deren Befriedigung gefichert werden foll, die zwingende Voraus— 
feßung. 1. Ob aber das Forderungrecht wirflich rechtswirkſam befteht, ift von 
dem Grundbuchbeamten nicht nachzuprüfen;* denn die Entjtehung des dinglichen 
Grundpfandrechtes hängt davon nicht ab. Die wirkſam bejtellte Hhpothet * 
Ihafft ein ihrem Range entfprechendes felbitändiges Befriedigungrecht, das fich 
durch dingliche Surrogation an dem Erlöfe des Grundſtücks fortfeßt und damit 
eine fejtbeftimmte Schranfe gegenüber allen im Rang nachſtehenden Rechten 
begründet. Diefe dingliche Wirkung ift von dem Beitehen eines Forderungrecdhtes 
unabhängig. Wenn diefes nichtig ift,“ fo fehlt allerdings ein Gläubiger und 
eine Forderung, wegen der eine Geldfumme aus dem Grimditüd zu zahlen wäre, 
aber die Belaftung befteht troßdem und zwar in Ermangelung eined anderen 


fach über diefe Begriffbeitimmung hinweg und ſcheinen bereit zu ſein, ſchon jede 
Zweckvorausſetzung als alzeſſoriſche Gebundenheit genügen zu laſſen. Eine wiſſen— 
ſchaftliche Verhandlung über die vorliegende Streitfrage iſt aber ausgeſchloſſen, 
wenn über die Bedeutung des Beſtimmungbegriffes feine Klarheit beſteht oder 
wenn die Annäherung der Hhpothek an ein afzefjorifches Nechtöverhältnis in 
ae — ſchon als volle Gleichſtellung ausgegeben wird. 

42) $1147; oben A29. Ein weiterer Grund für die Selbſtändigleit der 
Belajtung ergibt fich daraus, dab die Hypothek kraft Geſetzesvorſchrift troß der 
Tilgung der Schuld durch den perfönlichen Schuldner fortbeiteht, wenn dieſer, wie 
es der Regel entjpricht, einen Erjfabanfpruch gegen den bloß dinglich verhafteten 
Eigentümer bat; $ 1164. 

43) ©o Rh die früheren Auflagen ($ 117 A 7). Ebenfo jegt Lehmann 
161; Oberned 700 47 

44) Wenn es fomit nach $ 1113 genügt, daB irgend eine Forderung ans 
gegeben ijt, jo darf doch diefelbe Forderung nicht als Grundlage zur Beitellung 
mehrerer Hhpothefen an demjelben Grundjtüd benugt werden (OXG 6, 478) ; 
e3 jei denn, daß fie in Teilforderungen zerlegt würde. Anderenfall3 würde bei 
der Geltendmachung des Befriedigunganſpruchs und im Falle der Abtretung 
einer Forderung ($ 1153) eine rechtliche Unficherheit entjtehen und dem Grund- 
buchinhalt die erforderliche Alarbeit und Spegialifierung fehlen. 

45) Iſt die dingliche Belaftung nichtig, weil 3.8. feine bejtimmte Geld» 
fumme angegeben ift, jo hat diefe Unwirkſamkeit eine abfolute Bedeutung. Es 
entjteht auch feine Eigentümergrundfchuld; unten 8116 A 11; 8126 64. 

46) Weil die angebliche Forderung 3.8. aus einem "unfittlichen oder 
wucheriſchen oder aus einem Spiel» oder reinen Differenageichäfte herrührt, oder 
meil die Forderung mit Erfolg, z. B. wegen Irrtums, angefochten ift. Zuftimmend 
Bredari 109; vergl. auh RG 47, 48. 
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Berechtigten zuguniten des Eigentümers als Eigentümergrundſchuld.“ Auch 
eine unridhtige Bezeichnung der Forderung, ſei es daß das Schuldperhältnis 
(Darlehenſchuld jtatt Kaufſchuld) oder dat der perfönlicde Schuldgrund (Eigen: 
ſchuld jtatt Bürgfchaftverpflichtung) unrichtig angegeben ijt, fchädigt die Wirk— 
famteit der Verfehrhypothef nicht.“ 2. Maßgebend für alle diefe Entjcheidungen 
it der Grundjaß, daß ſowohl die Exiſtenz der Forderung als auch der an 
gegebene Schuldgrund durch die Eintragung der Hypothek bejtätigt werden.” 
Der Hhpothefengläubiger trägt hierfür die Beweislaſt nicht. Beſtreitet der ver— 
baftete Eigentümer die Wirkſamkeit der Hypothek, weil das al3 Schuldgrund an— 
gegebene Darlehen ihm nicht bar ausgezahlt worden fei, jo muß er den Beweis 
dahin führen, dat die Hhpothefenbeitellung vertragmäßig für ein Bardarlehen 
erfolgen follte und daß diefe Vorausfeßung nicht eingetreten ſei.“ Gelingt ihm 
dDiefer Beweis, jo fann der verhaftete Eigentümer von dem eingetragenen Hypo— 
thefengläubiger die Zuftimmung zur Grundbuchberichtigung verlangen, die ent— 
weder durch Löſchung der Hypothek oder durch ihre Umfchreibung in eine Grund: 
ſchuld für den Eigentümer erfolgen kann.“ Das alles jeßt voraus, daß es ſich 
noch um das Verhältnis de3 Eigentümer3 zu dem erſten Shpothefengläubiger 
handelt; den fpäteren redlicden Erwerber der Hypothek jchüßt der öffentliche 
Glauben de8 Grundbuchs gegen jeden aus der Unwirkſamkeit der Yorderung ber- 
geleiteten Angriff.” 


47) 88 1168, 1177; unten 8 116. 

48) Behauptet der verhaftete Eigentiimer, daß er die Hyhpothek nicht ala 
Selbſtſchuldner, ſondern nurals Bürge für die Schuld eines Dritten beitellt 
babe: fo bat der Beweis diefer Tatfache die Wirkung, daß der Eigentümer jeine 
ſubſidiäre Haftung auch gegen den dinglichen Befriedigunganyprud geltend 
machen darf. Dies unter freier Auslegung des 8 1137. Wer ficher gehen will, 
mag für die Eintragung einer entfpredhenden Bedingung Sorge tragen. 

49) 88 1138, 891. Turnau-Förſter 606, 688. 

50) Die Beweislaft verfchiebt fich, wenn der Hhpothelengläubiger zuge- 
fteht, daß die Barzahlung des Darlehns nicht erfolgt it. Er kann dann die 
Wirkſamkeit feines Hhpothefenrechtes darauf gründen, daß er 3.8. beweiſt, die 
Darlehenvaluta jei dur die Ummwandlung einer anderen Schuld in eine 
Darlehenfchuld oder durch Anrechnung auf eine NKaufgeldforderung, die ihm 
gegen den Gigentümer zuftand, beglichen. (Eine derartige Anrechnung wird 
allerdings der Regel nah in Widerfpruch mit der auf Auszahlung eines Bar: 
Darlehens gerichteten Abrede ftehen; denn der Eigentümer wollte die Hypothek 
nicht für die ungeficherte bisherige Schuld beftellen, fondern ſich durch die Bes 
willigung der Belaftung bare Mittel verjchaffen.) Der Hhpothefengläubiger ent» 
gebt diefer Beweislaft, wenn er ein vom Eigentümer ausgejtelltes ſchriftliches 
Empfangbefenntnis über die Darlehenvaluta vorlegt. Dies abitrafte Schuldan= 
erfenntnis (8 781) ſchafft einen für die Hypothek ausreichenden Schuldgrund. 
Behauptet dann der verhaftete Eigentümer, daß jenes Schuldanerfenntni3 uns 
richtig fei oder daß er es, weil es des rechtlichen Grundes (der Barzahlung al3 
der vorausgeſetzten Gegenleiftung) entbehre, wegen ungerechtfertigter Bereiches 
rung berausbegehren und damit entfräften könne, fo trägt er für den Nidt- 
empfang der Barzahlung und die weiteren. den Tatbeſtand des $ 81211 be 
gründenden Tatfadhen die Beweislaſt. Diefe Grundfäge über die Beweislaſt 
(25.1 $87d) find jet au vom RG 56, 235; 57,320 (gegen 49,6) am- 
erfannt worden. 

51) Über das Berichtigungverfahren oben $ 63. 

62) $$ '1138, 892. 
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b) In zahlreichen Fällen geht die Eintragung einer Verkehrhypothek ſo— 
wohl dem dinglichen Vertrage als auch der Entjtehung der Forderung voraus. 
Der Eigentümer bereitet ſich Damit ein eigenartiges Wertobjelt vor, deſſen Übers 
tragung ihm erjt den gejuchten Kredit darbietet, auf den hin das Schuldverhältnis 
zur Entjtehung gelangt. Solche Abftellung der Hypothek auf die Zukunft gelangt 
im Grundbucdhe nicht zum Ausdrud; die Eintragung bat vorab. die Bedeutung 
einer Eigentümergrundfchuld, fie eritarft aber zu einer wirkſamen Hypothek, 
jobald 3.8. zwiſchen dem nunmehr zur Auszahlung eine Darlehens bereiten 
Geldgeber ımd dem Eigentümer al3 Schuldner der Darlehenvertrag und Die 
dinglicde Einigung über die Hypothekenbeſtellung abgeſchloſſen iſt.“ 1. Daneben 
ftehen die im Geſetze behandelten Fälle, wonach die Hypothek ausdrüdlich für 
eine bedingte, betagte oder zufünftige Forderung, deren Entitehung 
3.8. durch Vorvertrag gefichert ift oder auch bloß als möglich vorausgeſetzt wird, 
beitellt werden darf.* Eine derartige Forderung genügt, um die Belaftung als 
Verfehrhypothef vorzubereiten und ihr den ihrer Eintragung entfprechenden 
Rang zu fichern; gelangt die erwartete Forderung nicht zur Entjtehung, jo 
bleibt die Belaftung in Wahrheit eine Eigentümergrundfchuld. 2. Hierbon 
muß der Fall genau unterfchieden werden, wo die Entitehung des ding- 
lihen Rechtes von einer Bedingung oder Befriitung abhängig fein fol. Wenn 
da3 hiermit durch den dinglichen Vertrag zur Tatbejtandvorausjeßung erhobene 
Ereignis nicht eintritt, gelangt die Hypothekenbelaſtung überhaupt nicht zur Wirk— 
ſamkeit.“ Mithin entiteht dann auch feine Eigentümergrundfhuld. Die Eins 
tragung ijt im Wege des Berichtigungverfahrens zu löjchen. 

c) Das BGB läßt troß des betonten gegenteiligen Grundfabes im Erfolge 
auch die Übertragung der Hypothek ohne Forderung zu Der Fall kann fo 


63) Da das Darlehen im Verfehre „auf“ die Hypothek gegeben mird, 
werden beide Verträge regelmäßig miteinander verbunden. Der Darlebengeber 
zahlt die Waluta gegen Übergabe und Empfang des Hhpothefenbriefes; hierdurch 
erwirbt er die Hypothek (8 1117) und begründet er den Darlehenvertrag. über 
den Vorgang bei der Buchhypothek unten $ 119. 

54) 8 1113 11; vergl. $$ 1204, 765 11 (Wbd.1 8191 A 6). Hierher gehört 
insbefondere die Baugelderhypothek, bei der das Darlehen in beitimmten Teil— 
beträgen entfprechend dem FFortichreiten des Baues gezahlt werden fol. Die 
Belaftung entjteht hier mit der Eintragung für den ganzen Betrag; foweit die 
ra aber noch nicht ausgezahlt iſt, Itegt eine Gigentümergrundfchuld vor; RG 
51, 43. 

55) Darüber bereit3 oben $21 A11. Die Hypothek kann auch unter eine 
auflöfende Bedingung geitellt werden; tritt fie ein, jo ijt daS Grundbuch un— 
richtig geworden, die Eintragung iſt löfchungreif. 

56) Dies ergibt 81180, im Gegenjag zu $ 11531. Die Brot. 3, 725 
ttellen dies in Abrede: die Belaftung werde geändert, die Hhpothef erhalte einen 
anderen Anhalt, nicht aber werde ein Gläubiger an die Stelle des anderen geſetzt. 
Außerdem mird hervorgehoben, daß durch & 1180 der Umweg erfpart werden 
follte, daß der bisherige Gläubiger auf die Hypothek verzichtet, fie dadurch nach 
$ 1168 zu einer Eigentümergrundjchuld macht, die dann nach $ 1198 zum Zweck 
der Abtretung in eine Hypothek umgewandelt wird, — Ein unzweifelbafter Tall, 
in dem die Forderung jich von der Hypothek trennt, ijt der, ivo der Gläubiger 
auf die Hypothek, d.h. die dingliche Belaitung verzichtet, das Forderung- 
zeht aber behält (unten $ 116 A 42; dort auch über die Anwendung des Vers 
äihtes auf die Schuldübernahme). Daß die Hypothek nach der Eintragung 
des Verzichtes als eine Eigentümergrundfchuld angejehen werden foll, gibt feinen 
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liegen, dab der Eigentümer, um den Übergang der durch Wegfall des bisherigen 
Gläubiger erledigten Hhpothef in eine Eigentümergrundfchuld aufzuheben, 
ber bejtehen bleibenden PBfandbelaftung durch Einigung mit einem neuen Gläu- 
biger deſſen Forderung ald Grundlage unterjchiebt; oder jo, daß zwar dieſelbe 
Berjon al3 Hhpothefengläubiger verbleibt, an die Stelle der bisherigen Forde- 
rung aber eine andere eingejtellt wird.” Da in beiden Fällen vorausgejegt wird, 
daß die bisher geficherte Forderung auf den Erwerber nicht übergeht, jo handelt 
es ſich mithin um eine rein bHypothefarifdhe Sufzejsftion,* bei der 
dad SHhpothefenrecht als jelbjtändiges, von dem Sculdverhältnifie losgelöſtes 
Recht übertragen wird.” Daß lediglich da3 bisher bejtehende Grundpfandredit 
übergeht und feine Rechtsänderung ftattfindet, bejtätigt ſich auch daraus, daß 
die nachitehenden Hhypotbefengläubiger um ihre Zuftimmung nicht anzugeben 
find.” Wusdrüdlich wird die Trennung und Übertragung einer Forderung obne 
die für fie beitimmte Höchſthypothek zugelaffen. Entjteht 3.8. ein in ihren 
Bereich fallender Schadenerfatanfprud, jo fann er abgefondert als rein obli- 
gatorifches Forderungrecht abgetreten werden, während die Hhpothef im übrigen 
underjehrt ihrem Sicherungzwecke meiterhin dient.” 

6. Nach alledem erweift es fich als irreleitend, wenn nad) dem Wortlaute 
der Gejetesdefinition die Begriffbeftimmung der Verkehrhypothek von der 
Aktivjeite aus unternommen wird. Entſcheidend ift nur der Gejamtbejtand 


aller für die Hypothet maßgebenden Normen. Dieſe führen zu folgendem 


Segengrund; denn das bedeutet nur eine gefeßliche Hilfskonjtruftion, die die 
Tatjfache nicht zu befeitigen vermag, daß es eine Hhpothef war, die jolde 
Trennung zulieg und die ungeachtet der Spaltung bier ald Forderung und dort 
als Belaſtung fortbeiteht. 

57) 8 1180. Zum Vollguge diefer Überleitung ijt der dingliche Be- 
jtellungvertrag und die Eintragung erforderlich. Scheidet der bisherige Gläubiger 
aus, jo muß er in grumdbuchmäßiger Form ($ 1180 II) feine Zuſtimmung 
erteilen. Im erſten Falle muß im Grundbuch verlautbart werden, dat die Um— 
wandlung der Hypothek in eine Eigentümergrundfchuld Fraft Geſetzes eingetreten 
ift; dann wird durch Umfchreibung die neue Forderung und der neue Gläubiger 
eingetragen; zugleich ift die alte Schuldurfunde von dem Hypothekenbrief abzu—⸗ 
trennen und die neue mit ihm zu berbinden. 

58) ©o bereit3 das römiſche Recht, wenngleich nur in beſchränktem Um— 
fange. Windfheid 82335 A 16; Brinz, Band. (2. Aufl.) 2 8348: es findet 
eine successio in locum creditoris ftatt, in das alte, bejtehende Pfandrecht, 
das troß Untergangs der Forderung als rei obligatio mwirffam bleibt. Dieſe 
Auffaffung (die übrigens für das römische Necht beftritten wird; Dernburg, 
Band. 8290) hat offenfichtlich die Entitehung des BGB 8 1180 beeinflußt. 

59) Zuftimmend: Hachenburg, Beiträge zum Hypothekenrecht (1895) 85; 
Biermann, Kober zu 8 1180; Oberned 686; abiw. Neumann 81180 42a. 

60) 8 876; oben 854 422. 

61) S 1190 IV. Die Abtretung erfolgt bier durch formlojen Abtretung: 
bertrag nach $ 398. Als Grund für diefe Ausnahme von $ 1153 mird ange: 
führt, da der Übergang einer dem abgetretenen Forderungbetrage entſprechenden 
Teilhypothek die Sicherheit für das Schlußguthaben gefährden mürde. Das it 
gewiß gerechtfertigt. Es beweiſt aber, daß die in $ 1153 feheinbar angeordnete 
afzefforifche Natur keineswegs da3 Wefen der Hhpothel ausmacht; denn jonit 
wäre e8 undenkbar, dab das Gefeß aus einer bloßen Zweckmäßigkeiterwägung 


au Se Natur diefer Belaftung durchaus widerſprechende Rechtsfolge amordnen 
önnte. 
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Ergebnis. 1. Wo die dinglihe Belaftung eine afzefforifhe Natur in dem 
Sinne annehmen joll, daß die Hypothek fi nur nad) der Forderung beftimmt, 
ftellt das Gejeg die Sicherunghypothek als eigenartiges und von allen anderen 
Arten der Grundpfandrechte abgefondertes Grundpfandredht zu Gebote.‘? 
2. Die Hauptgruppe der Grundpfandrecdhte wird dagegen von den ihrem 
Rechtsbau nach gleichartigen, jelbjtändigen Belaftungen gebildet, die ſich in 
die Verkehrhypothek und in die Grundſchuld abteilen. Ihnen ift gemeinfant, 
daß um der dinglichen Belaftung willen eine beftimmte Geldfumme aus dem 
Grundſtück zu zahlen iſt.“ Daß diefer Zahlungpfliht ein Schuldverhältnis 


62) $ 1184; unten $ 129. 

63) Die Auffafjung, da die Verkehrhypothek des BGB ein jelbitändiges 
Grundpfandrect, eine bloß modifizierte Grundfchuld ijt, wird geteilt bon: 
Hahenburg, Vorträge 2. Aufl. 536; Predart 109, 214; Oberned 702 (und 
bereits Hypothekenrecht 44) ; Biermann, Kober, Neumann, Kublenbed zu $ 1118. 
Es jcheint mir jedoch erforderlich, dat genauer, al3 es meist gefchieht, darauf 
eingegangen wird, in welchem Sinne die Hypothek im Gegenfage zur Grundjchuld 
eine Forderung „borausjeßt“ ($ 11921). Denn hierdurch erſt wird die eigen— 
artige Bedeutung Flargeitellt, die diefer Art der Grundpfandredhte im Verfehr- 
leben zufommt. Darüber die weiteren Ausführungen im Terte. — Un der 
alzefioriihen Natur der Verkehrhypothek halten dagegen feſt: Turnau-Förſter 
545, 592; Fuchs 1, 390; Pland $ 113 A2a; Skonietzki in Gruchot 44, 282. 
Nach Dernburg $ 222 foll dad BGB in dem juriftifchen Aufbau der Verkehr: 
hypothek die akzeſſoriſche Natur feitgehalten haben; und zwar gejchehe dies durch 
Fiktion der Forderung; ebenfo Schwind, Weſen und Anhalt des Pfandrechts 
(1899) 107. Aber eine derartige Fiktion läßt ſich aus dem Geſetze nicht nach— 
weifen. Sie müßte darauf abgeftellt jein, daß da, wo eine Forderung fehlt, 
der Tatbeitand fraft Geſetzes jo behandelt werden jollte, wie wenn eine wirkſame 
Forderung bejtände, und diefer Gejeßesbefehl müßte ald erforderlich gelten, um 
die Verfehrhhpothet, die ohne Forderung unwirkſam märe, in Geltung zu er— 
balten. Diefen Sinn hat $ 1138, indem er die $$ 891—899 in Anwendung 
jegt, nicht. Durd 8892 wird feineswegs das perjünliche Forderungrecht be- 
ftätigt, um die Hypothek zu erhalten, jondern der Grundgedanke des Geſetzes iſt 
der, daß die Velajtung der Stüße durch ein Forderungrecht nicht bedarf, fie beiteht 
aus eigener Kraft, und diefe ift derart wirffam, daß fie auch noch zur Beftätigung 
de3 im Grundbuch angegebenen Forderungrechtes ausreicht. Anders ausgedrüdt: 
ſoweit $ 892 eine Fiktion enthält, bezieht fie fich auf die Hypothek als dingliche 
Belaftung, diefe gilt aus fich heraus als wirkſam und fie nimmt das Forderung- 
recht mit fich; dagegen mwird nicht, was der wahren Bedeutung der alzejlorifchen 
Abhängigkeit entiprechen würde, der Beitand des Forderungrechtes fingiert, um 
auf diefe Weife erſt die Hypothek wirkſam zu mahen. Wenn das Gejeß wirklich 
jene Fiktion aufitellte, fo brauchte e3 nicht die forderunglojfe Hypothek in eine 
Eigentümergrundfchuld umgumwandeln, e3 fünnte dann bei der Hypothek e3 be— 
wenden laſſen. Endlich würde die Behauptung, dab die Forderung bloß fingiert 
wäre, geradezu beitätigen, daß jie in Wahrheit fehlt, die Hypothek aljo eine 
jelbitändige iſt (Hachenburg, Vorträge 2. Aufl. 557; Predari 217 A16). — 
Vie wenig e3 dem Geſetze felbit auf den Bejtand eines bejonderen Forderung: 
techte8 ankommt, beweiſt die Leichtigkeit, mit der fich die Hhpothef in eine 
Eigentümergrundfchuld und diefe wieder in jene umwandelt, fo daß e3 nach der 
Faſſung der Normen und der praftifhen Behandlung (3. B. im alle des 
$1163 II) nur einen Iinterfchied in der Benennung macht, ob wir eine Hypothek 
oder eine Grundjchuld annehmen. Der EBO $ 857 VI bereitet es umgekehrt 
feine Schtwierigkeiten, auf die Ztwangvollitredung in die forderunglofe Grund- 
Ihuld die Vorfchriften angumenden, die für die Zwangbvollſtreckung in eine 
„Forderung, für welche eine Hypothek bejtellt ift,“ gelten. 
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entipricht, wird als felbftverjtändliche Kaufalbeziehung unterftellt.. Während 
aber bei der Grundſchuld das Schuldverhältnis in der Kapitalbelaftung derart 
aufgeht, daß die ihm entjprechende Forderung bei der Ausgeftaltung des ding: 
lichen Rechtes nicht zum Ausdrucd gelangt, fol das Forderungrecht neben der 
Verkehrhypothek auch dinglid in die Erjeheinung treten. Das Gejeg ſchließt 
fih hiermit den im Verkehr geltenden Anjchauungen und Bedürfnifjen an, 
wonach es für den Gläubiger von Bedeutung ijt, daß er außer dem, ihm 
vielleicht nicht volle Befriedigung fichernden, Rechte an dem Werte des be 
lafteten Grundftüds auch noch einen perſönlichen Befriedigunganiprud bat, 
Alles hängt nun davon ab, in welchem Verhältnis beide Rechte zueinander 
jtehen, ob und wie weit fie fich wechjelfeitig beeinflufjen. 

Das gejhieht in der Weife, daß die Forderung injoweit, als fie die 
Vorausfegung zur Geltendmahung des dinglichen Befriedigunganipruds aus 
dem Grundftüc bildet, durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs be: 
ftätigt wird. Obgleich damit das perfönliche Forderungrecht für fich nicht 
beglaubigt wird, wird es doch für feine Durchführung in rechtlichen Zufammen: 
hang mit der Hypothek gejtellt: fein Beftand und Umfang werden durch den 
Anhalt des Grundbuchs beftätigt, der dort verlautbarte Gläubiger hat die 
Legitimation zur Geltendmachung der Hypothek, und zugunften des dritten 
redlichen Erwerbers gilt die Forderung als rechtsbeftändig, foweit die Hypothek 
zu ihrer Befriedigung nad dem Grundbudinhalte beftimmt if. Während 
bei der Grundfchuld das etwa daneben beftehende Forderungrecht von der 
Belaftung völlig unberührt bleibt, joll bei der Verkehrhypothek der wirtſchaft⸗ 
lihe Zufammenhang zwifchen Forderung und Hypothek gefeftigt, jene um 
diefer willen erhalten werden. Die im Geſetz angegebene Vorausſetzung, dab 
eine Forderung beftehe, die befriedigt werden foll, wird bereits auf Grund 
der Eintragung der Verkehrhypothek bejaht. Das Geſetz felbft wandelt dieje 
damit aus einem pofitiven Tatbeftanderfordernis um in eine negative Vor: 
ausfegung: nicht der Hypothefengläubiger hat den rechtswirkfamen Beftand 
der Forderung zu beweifen, fondern dem belafteten Eigentümer wird der 
Gegenbeweis ihres Nichtbeftehens in beſchränktem Umfange geftattet. Gelingt 
ihm diejer Beweis, fo wird zwar der Befriedigunganfpruch des Gegners zu: 
rückgewieſen; die Verkehrhypothek ſelbſt ift jedoch keineswegs deshalb nichtig; 
fie befteht ald Belaftung fort, wird aber, folange die vorausgejegte Forderung 
fehlt, rechtlich als Grundſchuld behandelt.°* 


64) Diefer Übergang vollzieht fich fo ohne jede Schwierigkeit, daß da? 
BGB jelbit ihn zuweilen nicht bemerft und noch von einer Hypothek ſpricht 
( Re Fa die Ummandelung in eine Gigentümergrundjchuld bereit ein⸗ 
getreten ift. 
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Zum Verftändnis der eigenartigen Ordnung des BGB ift jeßt genauer 
auf ziwei Rechtsgeftaltungen einzugeben: 1. auf die Eigentümerhypothek, da jie 
am prägnanteiten die Annäherung an das fjelbitändige Grundpfandrecht und die 
Roslöfung der Hypothek von dem Forderungrechte zum Ausdrud bringt (darüber 
unten $ 116); und 2. auf die au dem Prinzip des öffentlichen Glaubens für 
die Shpothef eintretenden dinglichen Wirkungen (darüber unten $ 117). 


$116. Eigentümerbhpothef (Eigentümergrundfchuld).! 


1. Das Eigentumrecht umſpannt die Gefamtheit aller civilrechtlichen 
Befugniffe an einer Sache. Der Eigentümer fann daher an der eigenen Sache 
nur da3 Eigentumredt, feine anderen Rechte haben” Gleichwohl iſt es bon 
Bedeutung, aus der die ganze Sachherrſchaft umfaffenden Rechtsmacht einzelne 
beſonders cKarafterifierte Befugniſſe berauszubeben. Wie die3 allgemein zur 
Klarftellung 3. B. der nachbarrechtlichen Befugniffe, des Anſpruchs auf Herausgabe 
ber Sache und des Eigentumfreiheitanfpruchs gefchieht, fo tritt im Gebiete der 
Grundpfandredhte das Bedürfnis hervor, eine fichere Grenzregulierung vorzu— 
nehmen zwiſchen dem Eigentumrechte und den an dem Grundſtück beitehenden 
begrenzten Rechten Dritter. 

a) Die Eigenart der hiermit gegebenen Rechtslage wird durch da3 dem 
Normenaufbau des BGB zugrunde liegende Shitem der feiten Stellen 
(fog. Rofustheorie) beftimmt. Danach wird jedem Grundpfandrechte fein uns 
berrüdbarer, au3 der Grundbucheintragung erfennbarer Rang zugeiviefen. Jeder 
fpätere Hhypothefengläubiger nimmt feinen fejtbeitimmten Platz hinter den bereits 
eingetragenen Hypotheken ein;’ er muß damit rechnen, daß die ihm boraus: 
gehenden PBfandbelaftungen mit ihrem vollen Betrage befriedigt werden, bevor 
er jelbit jein VBefriedigungrecht geltend machen kann. Ein Redt zum Aufrüden 
fteht ihm fraft Gejeßes nicht zu; denn er würde Damit einen Gewinn und für 
feine Hypothek einen Vorrang erlangen, auf den er keinerlei Anfpruch hat. 

b) Es fragt ſich nun, wie das Shitem der feiten Stellen dann durchzu— 
führen ift, wenn eine im Rang vorausgehende dinglich wirkſame Pfandbelaftung 
nach der Auffafiung des BGB nicht als Hypothek anerlannt werden fann, weil 
die hierfür vorausgeſetzte Forderung nicht entjtanden oder erlofchen ift. Da der 
im Grundbuch verlautbarten Belaftung nicht das Befriedigungrecht eines Dritten 
entfpricht, muß die mit dem eingetragenen begrenzten Rechte verbundene Rechts— 
befugnis nach dem Grundfabe der Elaftizität des Eigentums * fich mit dieſem 
bereinigt haben. Das Recht zur Bannung oder zum Zurüdhalten der nachfolgen— 
den Hypotheken auf dem ihnen gebührenden Rang fteht mithin dem Eigentümer 
und zwar vermöge feines Eigentumrechtes zu. Dies begrenzte Ausfchliegungrecht 


1) Oberned 636 und in Gruchot 47, 306; Hachenburg, Vorträge 510; 
.Goldſchmidt, Ar. BR 20, 23; ©. Brud, Eigentümerbhpothef 1903 (dazu 
cius in Gruchot 48, 488); Kindel, in der Feſtgabe für Koch (1903) 75; 

9. Hirsch, Arch. BR 25, 222; Dernburg, ER 3 8220; Eofad 8225. Die ältere 
Literatur iſt oben 89 Al angeführt. 

2) Dies ift oben in $9 näher begründet. 

3) Über den Rang der Rechte an Grunditüden oben $ 13; über den Rang 
der Hhpothefen unten 8 117. 

4) Oben 868 A 8. 
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gegen Drittberechtigte erjcheint hier jedoch in einer jo eigenartigen Ausprägung, 
daß e3 für die gefeßliche Behandlung wie für die jurijtifche Technik als förderſam 
erjcheint, es als eine befondere, anjcheinend geiteigerte Nechtsbefugnis des Eigen: 
tümers hervorzuheben und es zugleich nicht in dem Eigentumrechte aufgeben 
zu lafjen, jondern es al3 eigenartiges, gleichfam in ihm verfapjeltes, Sonderredt 
fortbeftehen zu lafjen. Gelangt man hiernach zur Aufitellung des Begriffes eines 
Rechtes an der eigenen Sache, fo liegt e3 nahe, dies Recht mit den Hypotheken— 
rechten, gegen die es fich richtet, in Vergleich zu jtellen: da das zuguniten des 
Eigentümers wirkende Ausjchliegungrecht in feiner Richtung gegen die Grund: 
pfandrechte Dritter von dem dieſen ſonſt gebührenden vollen Erlöje des Grund: 
ftüdes einen bejtimmt begrenzten Teil zugunjten des Eigentümers abjondert, 
fcheint e8 diefem felbit die Stellung eines Grundpfandberechtigten zuzuweiſen. 
So erklärt e3 ſich, daß das Prinzip der refervierten oder offenen Stelle 
zu der Konftruftion einer ſog. Eigentümerhypothek geführt hat.’ 


5) Mit der „offenen Stelle“ ſoll fundgegeben werden, dab ein dritter 
Berectigter fehlt, daS Nachrücken der jpäteren Belaftungen aber gleichwohl auf: 
gehalten wird. Sie ijt offen für das Eigentumredt. Die Reihenfolge feitzu- 
halten, in der jeder Pfandberecdhtigte Befriedigung aus dem Erlöje begehren 
fann, tjt die nächſte praftifche Aufgabe der jog. Eigentümerhypothek: auf diele 
Weiſe wird zugleich für den Eigentümer ein Wertgegenjtand ausgefondert, über 
den ihm die freie Verfügung zufteht (A 22,57). — Über die gefhichtlide 
Entwidelung der Eigentümerbhpotbef vergl. befonders Brud 1—102. a) Die erite 
Vorausfeßung bejteht darin, daß es als zuläſſig anerfannt wurde, an derjelben 
Sache mehrere Bfandrechte zu beitellen. Das geſchah nach der neueren Satımg 
de3 deutfchen Rechtes Zuerit in der Weife, daß nach netreulicher Kundgabe aller 
bereits bejtehenden Laſten die ziweite Verpfändung auf die „Melioration" 
gelegt wurde, d.h. das einzelne Bfandrecht umfaßte nicht, wie nach römiſchem 
und heutigem Rechte, das ganze Grundſtück unter Einhaltung einer bejtimmten 
Rangordnung, fondern jede Belajtung nahm einen beftimmt begrenzten Wertteil 
(nur diefen, dafür aber ohne Konkurrenz mit anderen Pfandrechten) für jich in 
Unjprud. b) Das Hauptproblem entjtand aber durch die Frage, wie die Wirkung 
der Rebhtspereinigung (confusio) aufzuhalten wäre, wenn eine Pfand— 
belajtung jich erledigte und in das Eigentum zurüdfiel. Dies geſchah durch die 
Yusbildung der felbjitändigen (forderunglofen) Hypothek. Cine bedeutjame 
Rolle hat hier die „Gült“ gefpielt. Der Kapitalbefiger fonnte im Mittelalter 
eine dauernde Geldanlage durch Kauf einer auf ewige Zeit bejtellten, jährlich zu 
zahlenden Rente erreichen; fpäter hat diefe Gült zur Mobilifierung der Boden: 
werte gedient und damit die Natur eines Grundpfandredhtes angenommen. 
Über die Gült wurde nun ein Gültbrief (Schuldbrief, Rentenbrief) angefertigt, 
der ohne Rüdficht auf das Beitehen eine® Schuldverhältniffes gültig war. Auch 
der Eigentümer jelbit fonnte den abſtrakten Gültbrief und damit ein Pfandredt 
ohne Forderung an feinem Grundjtüd erwerben, das der Rechtsvereinigung 
miderftand und an Dritte wiederum übertragen werden fonnte. Dieſer Ent: 
widelung in deutfchrechtlichen und fehtweizerifchen Gebieten (Bluntfchli, Rechts: 
geichichte 2, 256; Huber 804) begegnete der preußifche Gerichtögebrauch, wonach 
bor Erlaß des ALR bereits die Übertragung einer bezahlten, aber im Hypotheken⸗ 
buche nicht gelöfchten Hypothek für zuläffig erachtet wurde (Eccius in Grudot 
48, 438). c) Das oben al „offene Stelle“ gefennzeichnete Recht bezieht fich auf 
einen bereit3 abgefonderten, verfelbitändigten Teil des Eigentumrechtes. Der 
Rangbvorbehalt nach 8 881 dagegen behält dem Eigentümer nur eine relative, 
der einzelnen Belaftung gegenüber wirkende Befugnis vor, künftig 3.9. eine 
Hppothef mit dem Vorrang dor der jet beitellten eintragen zu laſſen. Geſchieht 
dies nicht, jo bleibt die vorhandene Rangordnung; eine offene Stelle ijt aljo 
nicht gefchaffen. 
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2. Die jog. Eigentümerhypothef des B.G.B. ift ihrer materiellvechtlichen 
Natur nad) weder eine Hypothek noch eine Grundfchuld, fondern das Eigentum: 
recht in der befonders ausgeprägten Geftalt eines Ausſchließungrechtes gegen: 
über den der offenen Stelle im Range nachſtehenden Grundpfandrechten. 
Demnach handelt es fich inhaltlid überhaupt nicht um eine Belaftung. Das 
jeiner Natur nad) auf die unbefchränkte Rechtsmacht an der Sache abgeitellte 
Eigentumrecht kann auch nicht in einzelnen Beziehungen feinem Inhalte nach 
ein begrenztes Recht fein; es erjcheint vielmehr nur in dem Sinne begrenzt, 
als ihm von außen her durch die dinglichen Rechte Dritter Schranten geſetzt 
werden. 1. Formell grundbuchrechtlich tritt die Eigentümerhypothet als 
Belaftung und jelbftändiges Vermögensobjekt auf, über das der Eigentümer 
gejondert durch Abtretung oder Löſchung verfügen darf und das als Gegenftand 
des Zugriffs jeiner Gläubiger dient. Entſteht die offene Stelle dadurch, daß 
die Hypothek von ihrem Gläubiger aufgegeben wird und in das Eigentum 
zurüdfällt, jo wird hiervon der Tatbeftand im Grundbuche nicht berührt; 
wenn die Belaftung nicht auf Antrag des Eigentümers gelöfcht wird, bleibt 
fie wie ein begrenztes Recht beftehen; damit wird bejonders ihre Weiterüber- 
tragung mwejentlich erleichtert. 2. Dementjprechend paßt fich diefes grundbuch- 
rechtlich ausgeſchiedene Stück des Eigentumrechtes auch dem Inhalte und der 
Wirkung nad) dem Rechte an, gegen das es feine befondere Schugmwirfung 
ausüben joll; es bildet jeine Geftalt nach feiner Zwecbeftimmung, die nad): 
ftehenden Grundpfandrechte zurüczuhalten.* Die Eigentümerhypothef verleiht 


6) Hierin beruht da3 Eigenartige der vorliegenden Rechtslage. Bei der 
eriten Poſition, daß nur ein Eigentumrecht und nichts weiter vorliege, kann nicht 
ftehen geblieben werden; dem Gigentümer wird bier auf Grund beitimmter 
Intereſſen eine Verftärfung der Nechtöbefugniffe zu teil, die ihm das Eigentums 
recht für fich allein nicht gewährt (oben 89 Nr.1). Das fteht durchaus nicht 
im Widerfpruch mit dem Begriffe des Eigentumrecte3; mie es durch Rechte an 
fremden Grumdftüden gefteigert werden fann, fo iſt e8 auch möglich, daß eine 
Erhöhung der Eigentummacht durch Enttwidelung eines befonderen Ausfchliegung- 
rechtes gegenüber den Rechten, die Dritten an unferem eigenen Grundftüde zus 
fteben, eintritt. In dem Kampfe mit den Grundpfandrechten Dritter erzeugt das 
Eigentum aus den in ihm rubenden Kräften in ihrer Eigenart neue Rechtſchutz— 
behelfe; neu jedenfalls im hiftorifchen Sinne, wie fie bisher mit dem Eigentums 
rechte nicht verbunden oder in ihm nicht erfannt waren. Denn gegen den nach— 
ftehenden Hypothekengläubiger hilft weder der Eigentumanfprud, noch der 
negatorifche Anſpruch aus 8 1004, noch irgend ein jonjtiges zum Schuße der 
Eigentumberrfchaft begründetes Recht. Der gefuchte beſondere Rechtſchutz iſt 
vielmehr nur fo zu erlangen, daß: 1. das Eigentumredht zum Zweck und im 
Umfange der Schubtwirfung die Geftalt eines den Grundpfand- 
rechten ebenwertigen Rechtes amnimmt; denn nur jo bermag es 
den gültig beftehenden Hypotheken entgegenguwirfen und nur fo fi an dem 
Erlöfe —— und 2. daß dieſes Eigentumteilrecht nach Art der begrenzten 
Rechte einen beffimmten Rang einnimmt, obgleih das Eigentumrecht 
ſelbſt ranglos ijt und durch die begrenzten Rechte Dritter ſonſt zurüd- 
gedrängt wird. 
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feine Herrjchaft über das Grundftüc felbit, fondern ein Recht an dem Erlöfe. 
Sie enthält das nah Umfang und Rang beftimmte Befriedigungrecht aus dem 
Grundftüd, an deſſen Stelle der durch die Zwangvollitredung ermittelte Wert 
tritt, jo daß fich alle an dem Grundftücd beftehenden Rechte kraft dinglicher 
Surrogation an dem Erlöfe fortjegen.” 3. Erft in legter Linie darf die Frage 
aufgeworfen werden, welcher Art der Grundpfandrechte das behandelte Sonder: 
recht des Eigentümers unterftellt werden fol. Da die Befriedigung nicht einer 
Forderung wegen erfolgt, kann nur der Vergleih mit einem felbjtändigen 
Grundpfandrechte taugen. Wenn danad) das BGB erklärt, daß die mit dem 
Eigentum vereinigte Hypothek ſich in eine Grundfchuld verwandelt, jo hat dies 
nur die Bedeutung, daß die für die Grundſchuld gegebenen Rechtsfolgen auf den 


7) Darüber oben $115 WM 34 und inöbefondere Hirſch 225: die Eigen: 
tümerhypothek ijt die zu bejtimmtem Teil und Nang im Grundbuch verlautbarte 
Surrogationbefugnis des Eigentümerd®. Dem fteht nahe Predari 217: fie iſt 
das dingliche Necht auf Aneignung des im Verfahren der Zwangvollſtreckung 
ermittelten Wertes des haftenden Grunditüds in bejtimmter Höhe (jo mit 
MWindicheid 8152 A 18), oder fie ift ein MWertreht an der eigenen Sade 
(wobei Wertrecht mit Kohler, Eiv.A. 91, 156 als das die Sache kraft ihrer 
Werteigenfchaft im Gegenjaß zu der Sachſubſtanz ergreifende Recht verjtanden 
wird). Belonders hervorzuheben ift m. E. dabei, daß die Eigentümerbupotbet 
nicht bloß ein Recht auf Aneignung gibt, jondern daß ſich das Recht am Grund: 
ftücd zu dem angegebenen Teile unmittelbar fraft dinglicher Surrogation an dem 
im Zwangwege ermittelten Erlöje fortfeßt. Man darf infofern von einem ding: 
lichen Anfallrechte fprechen, das mit der Zivangverfteigerung in Wirfung tritt. — 
Die Wertparzellentheorie (aufgeitellt und eindringlich verteidigt von Oberned 
643) geht zwar von dem richtigen Satze aus, dat dad Syſtem der fejten Stellen 
im BGB allgemein durchgeführt iſt (oben Nr. 1a) ; ungutreffend ijt aber, daß das 
Hypothekenrecht in dem Rechte an einem Wertteile oder einer „Wertparzelle* 
aufginge und die Eigentümerhypothef „das Necht des Eigentümers auf den in 
Form einer Grundfreditbelajtung verfelbitändigten, durch eine bejtimmte Geld: 
jumme bezeichneten Wert oder Wertteil jeines Grundſtücks“ darjtelle (Oberned 
652; vergl. auch Bruck 154: Zurüdgewinnung eines ideellen Wertteiles des 
Grundjtüds, der Anderen verhaftet war). Eine derartige Zerfpaltung des Haftung: 
gegenjtandes widerfpricht der allgemeinen und auch im BGB feitgehaltenen Grund» 
auffaffung, dat die Belajtungen die ganze Sache ergreifen, jo daß wegen der 
kleinſten Hypothek das ungeteilte Grundjtüd zur Zwangverſteigerung gebradt 
werden muß. Die fejte und die offene Stelle bedeutet nicht eine Zerlegung des 
belafteten Grundjtüds dem Gegenjtande nad in abgetrennte Haftungteile, jondern 
den Rang unter den Mitbelajtungen und die Reihenfolge der Befriedigung aus 
dem Erlöfe. Vor allem verjtöht die Wertparzellenlehre gegen den (von Oberned 
jelbjt verteidigten) Grundfaß, daß die Eigentümerhypothek materiellvechtlich eine 
Eigentumbefugnis iſt; denn es iſt auögejchlofien, daß das Eigentumredt auf 
einen Wertteil begrenzt jein könnte; der Eigentümer hat das Recht auf den vollen 
Erlös feiner Sade und wird darin nicht aus feinem Eigenrechte, fondern duch 
die Wertaneignungrechte des Dritten befchräntt. Vergl. gegen Oberned aud: 
Fuchs 1, 520; Ed, Vorträge (herausgegeben von Leonhard) 2, 310; Kindel 77; 
Hirſch 232. — Die vielfach vertretene Anficht, dag die Eigentümerhypothef eine 
echte Belajtung (jo Fuchs 520; Pland zu $ 889) oder ein jubjeftlojes Recht an 
der eigenen Sache jei (jo Hachenburg, Vorträge 2. Aufl. 532), ift durd die 
Ausführungen im Terte auf ihre wahre Bedeutung zurüdgeführt worden, 
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vorliegenden Tatbejtand entfprechende Anwendung finden jollen.? Die Natur 
des Nechtsverhältniffes wird damit nicht verändert; der Eigentümer hat das 
Recht an dem beftimmten Teil des Erlöjes nicht als Gläubiger, ſondern weil 
fi fein Eigentumrecht an dem Grundjtüd hieran fortjegt. So erflärt es ſich 
zugleich, daß der Eigentümer zwar jein Recht an dem Erlöje geltend machen, 
jelbft aber das Zwangverfteigerungverfahren nicht betreiben fann: er hat 
fein Verwertungrecht, weil Befriedigung aus dem Grundftüd nur von einem 
Drittberechtigten begehrt werden kann, der als Partei dem Eigentümer gegen: 
übertritt,? und weil der Eigentümer, dem bereits der durch beliebige Ver: 





8) 8 1177 jagt daher keineswegs, dab die Eigentümerhypothek eine 
Grundſchuld „iſt“; denn auch das Gefeß vermag nicht die Natur der Dinge 
umzugeitalten. Man darf auch nicht aus dem Gejeteswortlaute folgern, daß e3 
fih bloß um die Löfung der Frage handelt, ob das vorliegende Rechtsinſtitut eine 
Hypothek oder eine Grundjchuld darjtelle; denn damit würde unlogifchermweife 
bereits unterjtellt, daß der Tatbeitand einer diejer beiden Belaſtungen erfüllt fein 
müfle, während nad richtiger Anfchauung überhaupt feine Belajtung i.e.©. 
vorliegt und nur die entjprechende Anwendung der für die Grundfchuld gegebenen 
Normen vorgejehen wird. — Befonders wichtig ift die fich hieran anjchliegende 
stage: ift aus der Norm, daß jich nach 8 1177 1 1 die Eigentümerbhpothef in eine 
Grundichuld verivandelt, die Folgerung zu ziehen, daß allefürdie Grund- 
ihuld gegebenen Vorfchriften aub Geltung für die Gigentümer- 
byupothef oder Eigentümergrundichuld haben? Zweifel erregt nach dieſer 
Richtung befonders CPO $ 857 VI, wonach die Pfändung von Grundichulden in 
derjelben Weife wie die von Hhpothelenforderungen zu vollziehen ijt: mithin 
duch gerichtlichen Pfändungbeſchluß in Verbindung entiweder mit der Wegnahme 
des Grundjchuldbriefes oder bei Buchgrundſchulden mit der Eintragung in das 
Grundbuh (CPO $$ 830, 837). Die Frage, ob diefe Eintragung auch dann 
erforderlich jei, wenn eine Eigentümergrundfchuld, für die die Erteilung des 
Grundſchuldbriefes ausgeſchloſſen iſt, gepfändet werden foll, wird von QTurnaus 
Förſter 1, 690; Gaupp-Stein $ 857 II 6; OLG 1, 264; 4, 75 verneint, weil es 
jich nicht um ein begrenztes Necht an einer fremden Sache handele und ein Dritt- 
Ihuldner daher nicht vorhanden ſei. Dagegen foll nah RG 55, 378; 56, 13; 
KON 22, 171; 26, 300 auch nach diefer Richtung bin die Eigentümerhypothek 
durchaus als Grundfchuld behandelt werden. Fit über die zur Eigentümergrund- 
ſchuld umgewandelte Hypothek ein Brief ausgeitellt, fo iſt zum Vollzuge der 
Pfändung die Aushändigung oder Wegnahme des Briefes erforderlih; NG 56, 
184 und in SW 34, 81: troß der Schwierigkeiten, auf die der pfändende 
Gläubiger dann jtößt, wenn im Falle bloß teilweifer Vefriedigung ein Teils 
bupothefenbrief auögejtellt twerden muß, weil eine dem $ 1145 entiprechende Vor 
Ihrift in 8 1163 fehlt. Es iſt nach dem NG wichtiger, daß die Sicherheit des 
Verkehrs mit Briefhypotheken gemwährleiftet wird, als daß die Pfändung einer 
Eigentümergrundfchuld überall möglich fei. — Bei allen Entjcheidungen muß jedoch 
feitgehalten werden, daß die Gleichitellung der Eigentümerhypothek mit der 
Grundfhuld nur die Bedeutung einer abgefürzten gejeßestechnifchen Behandlung 
bat: die für diefe gegebenen Normen follen auf jene angewandt werden; feines: 
wegs iſt damit ausgefprochen, daß beide Rechtsinftitute nacı Inhalt und Wejen 
jich gleich ftehen. Darum ift allerdings die Frage im einzelnen Falle berechtigt, 
ob eine für die Grundfchuld getroffene Anordnung nicht inhaltlich derart an 
den Tatbejtand eines begrenzten Rechtes an einer fremden Sache gebunden tit, 
dab ihre Übertragung auf die Eigentümergrundfchuld nad) dem Zwecke und 
Inhalte des Geſetzes als ausgeſchloſſen ericheint. i 
9) 8 1197. Denn jede gerichtliche Ziwangvollitredung jet zwei Parteien 
boraus: einen „Gläubiger“, der die zwangweiſe Verwirklichung feines Anſpruchs 
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äußerung zu erlangende Geldwert des ganzen Grundftüds zufteht, jih nicht 
aus feiner Sache Befriedigung, fondern nur mit feiner Sache Barmittel ver: 
ſchaffen kann. 


Die Bedeutung der Eigentümergrundſchuld beruht nach alledem darin, 
daß ein Teil des Eigentuminhaltes, nämlich das nach Umfang 
und Rang beſtimmte Recht an dem im Zwangverſteigerungverfahren er: 
zielten Erlöſe des eigenen Grundjtüds als ein jelbjtändiger Ber: 
mögensgegenjtand abgejondert wird. Dies objeftivierte Stüd 
des Eigentumrechtes tritt in der grundbuchmäßigen Geftalt eines Grund— 
pfandrechtes auf, weil dies am beiten ſowohl der Wirkung, die nachjtehenden 
Grundpfandberedhtigten zurüczuhalten, ald auch dem Rechte des Eigentümers 
an dem bejtimmten Teile des Erlöjes, der durch Surrogation in die Stelle des 
Grundftüds einrüct, entjpridt. Hierzu fommt der weitere Grund, daß die 
an den Eigentümer zurüdfallende '° Hypothek in ihrer bisherigen grundbud; 
mäßigen Geſtalt zu erhalten ift, damit fie auf diefe Weiſe der Rechtöver: 
einigung entzogen und zugleich als eine für den Zwed der künftigen Über: 
tragung an einen Dritten geeignete Belaftung in Erjcheinung bleibe. 


3. Als Grundlage für die Entftehung einer Eigentümergrundfchuld kann 
nur eine wirkſam beftellte pfandrechtliche Belaftung des Grundftüds dienen. 
Eine nichtige Hypothek ift rechtlich nicht vorhanden; fie kann ſich daher niemals 
in eine Grundfchuld verwandeln. Der Grund der Nichtigkeit ift hierbei 
gleichgültig ; er kann auch darin beftehen, daß der dingliche Bejtellungvertrag 
z. B. durch Anfechtung jeitens des Eigentümers vernichtet worden ift. 
muß aber beachtet werden, daß der Mangel der dinglihen Einigung bier 
feineswegs ſtets die Unwirkſamkeit begründet ; denn zur Beitellung einer Grund: 
Ihuld wie zur Begründung eines Wartrechtes auf die Hypothek gemügt es, 
daß die Eintragung der Pfandbelaftung auf Grund der einfeitigen Bewilligung 


gegen den „Schuldner“ begehrt. Zur Ausübung eines Rechtes an dem eigenen 
Vermögen iſt dies Nechtfchußverfahren nicht geeignet. Man mag als meiteren 
Grund den hinzufügen: nad) ZUG $ 91 erlöfchen die nicht in die Verſteigerung 
bedingungen aufgenommenen Redte an dem Grundſtück; dem Eigentümer aber 
tit das Necht nicht zuzugeſtehen, durch eine don ihm felbſt betriebene Zwang— 
vollſtreckung nach Belieben ſein Grundſtück von den nachſtehenden Rechten Dritter 
zu bereinigen und einen Mieter mit langfriſtigem Vertrage zu vertreiben. 

10) über die Verwendung des Gedankens, daß das in das Eigentum zurüd— 
tehrende Recht erhalten werden und fenntlich bleiben foll: oben 89 A5. Kindel 
79 enttwidelt von bier aı3 die Definition der Eigentiimerbbhpotbef. 

11) Wenn die eingetragene Hypothek, weil fie nur zum Schein beitellt war 
oder die Einigung auf mucherifcher Ausbeutung berubt, — iſt, ſo fehlt die 
wichtigſte Vorausſetzung für den in 8 1177 angegebenen Tatbeſtand, daß nämlich 


eine „Hypothek“ fich mit dem Eigentum vereinigt hat. Vergl. über dag bisherige 
Recht RG 23, 138; 37, 416; 38, 251; 47, 48. 
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des Eigentümers erfolgt iſt.“ Aber daran, daß die zur Entjtehung einer 
wirfjamen dinglichen Pfandbelaftung erforderlihen Vorausjegungen 
nach materiellem Rechte erfüllt find, muß fejtgehalten werden.“ 

Fähig, in eine Eigentümergrundichuld überzugehen, ift jede Grundpfand- 
belaftung;; insbefondere nicht bloß die Verkehrhypothek, jondern ebenjo auch 
eine Sicherung: und Höchſtbetraghypothek. 

Die Fälle, in denen nach dem Geſetze eine Eigentümerhypothef entfteht, 
beruhen jämtli auf dem Tatbeftande, daß die Einigung zwifchen Gläubiger 
und Eigentümer auf die Bejtellung einer echten Hypothek für einen Dritten 
gerichtet war, der gewollte Erfolg aber entfällt, weil die zu fihernde Forderung 
des Dritten nicht mehr oder noch nicht vorhanden if. Während eine Eigen- 
tümergrundfchuld nach Belieben willentlih begründet werden fann, tritt die 
Verwandlung der Hypothek in eine Eigentümerhypothet mit der Rechtsnatur 
einer Grundfchuld nicht als gemwollte, ſondern als gejetlich verordnete Rechts- 
folge ein. Das Geſetz ſucht hiermit eine Wermittelung anzubahnen, um 
den von ihm Eonftruierten Aufbau der Hypothek zu erhalten. Der Tat- 
beftand der dinglih wirkſamen Pfandbelaftung erzwingt fih volle Anz: 
erfennung. Das Geſetz beftätigt dies. Da aber jede Hypothek eine Forderung 
vorausjegen ſoll, gibt das Gejek die zwingende Auslegung, daß die forderung- 
loſe Hypothek als Grundſchuld zu behandeln ift und daß in die Stelle, Die 
ſonſt der Gläubiger einnimmt, der Eigentümer einrüdt. 

4. (Erfter Anwendungfall.) Die bei der Entftehung der Eigentümergrund- 
ſchuld obmwaltende Eigenart der Rechtslage tritt am deutlichften hervor, wenn die 





12) Die Ausnahme von dem Konfensprinzipe beftätigt für die Grundſchuld 

—1* Für die noch nicht begebene Briefhypothek ſtellt $ 1163 II feſt: fie ſteht 
is zur Übergabe des Briefe dem Eigentümer zu; unten WU 34 f. 

13) Es muß geprüft werden, auf welchen Tatbeftand hin die Eintragung 
der Hypothek erfolgt iſt. Bildete, wie es der Regel entipricht, die dingliche 
Einigung die (vorausgehende oder nachfolgende) Grundlage, jo muß dieje wirk— 
fam fein; erfolgte die Eintragung auf Grund einer einfeitigen Bewilligung, jo 
bildet ihre Wirffamkeit ein ziwingendes Erfordernis. Die 3.8. bon einem Ges 
fchäftunfähigen oder zur Verfügung nicht Berechtigten (3.8. nach 8 1404) be— 
twilligte Eintragung ift materiellrechtlich untwirffam; die Unwirkſamkeit Tann 
insbefondere auch von jedem nachjtehenden Hhpothefengläubiger geltend gemacht 
werden: denn die nichtige Hypothek belegt feine Pfandftelle, fie gibt Fein Recht 
an dem Grlöfe des Grundftüds und vermag daher ein folches Recht auch nicht 
für den Eigentümer zu begründen. So aud die Rechtſprechung: OLG 5, 9; 
8,142; KON 27, 128; auch RG 54, 84 hat allgemeine Bedeutung, weil es aus- 
fpricht, dab die auf Grund einer (nach bisherigem Nechte) ungültigen Bewilli— 
gung eingetragene Hypothek das Grundjtüd nicht belaftet und darum auch nicht 
nad) $$ 1163, 1177 als Eigentümergrundfchuld ertvorben werden kann. Bus 
ftimmend Pland, Biermann, Kober zu $ 1163; Turnau=Förfter 1, 744; Predari 
225; Eccius in Gruchot 45, 456; Hachenburg, Vorträge 530; Hirfch 239. Das 
gegen Dernburg 8220 und insbefondere Fuchs 1,520 und Oberned 663; die 
Meinung diefer Schriftiteller geht dahin, daß durch die formgültige Eintragung 
allein bereit3 ein Teil des Grundſtückwertes verfelbjtändigt würde. Das mider- 
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Forderung, zu deren Sicherung die Hypothek bejtellt war, erlijcht.* Das 
Erlöſchen tritt ein ald Folge der Erfüllung der Schuldverbindlichkeit. Der un: 
mittelbaren Tilgung der Schuldverpflichtung durch Bewirkung der gejchuldeten 
Zeiftung an den Gläubiger *° ftehen auch hier in der Wirkung gleich die Erjaß- 
mittel der Erfüllung ;'% und ferner wirkt als Befriedigung die endgültige Ver: 
einigung von Forderung und Schuld in der Perſon des Eigentümers. Wenn 
die Befriedigung der Forderung wie die Erjagmittel der Erfüllung vom Eigen: 
tümer bewirkt oder fonft zu feinen Gunften eingetreten find,'* geht kraft Ge— 





fpricht dem BGB durdaus; denn die Eintragung bat keineswegs formale Rechts- 
fraft (oben $61 Nr. 1). Die bier vertretene Anficht führt allerdings zu dem 
Ergebnis, daß die nachitehenden Hhpothefengläubiger einen befferen al3 den zus 
gedachten oder vorausgeſetzten Rang einnehmen; aber die irrige Vorausſetzung 
fönnte höchſtens einen Bereicherunganfpruch begründen, niemal® aber e3 recht— 
fertigen, daß zur Feitlegung der irrig angenommenen Rangordnung ein nicht 
bejtehendes Recht fingiert würde. — Darüber, daß eine bloß vorgemerfte Hhpo- 
thef nicht in eine Eigentümerhhpothef umgewandelt werden fann: oben $ 65 U 83. 

14) 8116312. Dieſer Fall gebört an die Spike, wenn die Frage, wie 
eine Eigentümerhypothek entjteht, dargejtellt werden joll. Die Vorausjeßung 
bildet, daß nur die Forderung erlifcht, dagegen die dingliche Belaftung fortbeiteht. 
Darum gehört nicht hierher die Befriedigung des Gläubiger im Wege der 
Bimangvollitredung; denn diefe dient zur Tilgung der Belaftung, bier erlijcht 
die Hypothek ſelbſt ($ 1181 1) und von dem Entitehen einer Eigentüimerbypotbef 
iit feine Rebe. 

15) Dies ift der Tatbeftand der echten Erfüllung; $ 362. Dazu Bd. 1 $ 141. 

16) Dahin gehört zunächſt die Leiftung an Erfilungftatt (8 364). Ferner 
die Aufrechnung nad 8389; der Erlaßvertrag nebit dem negativen 
Anerfenntnisvertrage nach $ 397 (dagegen nicht der „Verzicht“, über dieſen 
unten A41). — Die öffentliche Hinterlegung der Schuldfumme befreit den 
Schuldner endgültig, fobald die Hinterlegung durch den Ausſchluß des Rechtes 
des Schuldners zur Zurüdnahme des hinterlegten Betrages unwiderruflich ge— 
worden ijt; damit ift bereit3 vom Nugenblide des Hinterlegungvollzuges an die 
Forderung erlofchen ($ 378; Bd.1 8143 A28f.). a) Mit der Hinterlegung 
darf, wenn der Gläubiger unbefannt iſt, ein NAufgebotverfahren verbunden werden 
($ 11711 und ERO $$ 982 F.); fpäteftens mit Erla des Ausſchlußurteils gilt 
dann der Öhpothefenglaubiger als befriedigt, der Hhpotbefenbrief wird Fraftlos 
($ 117111) und der Eigentümer erwirbt die Hypothek ald Grundſchuld. b) Dieje 
Vervandelung der Hypothek in eine Eigentüimergrundfchuld tritt nach $ 1170 
auch dann ein, wenn der Gläubiger unbekannt ijt und ſeit der leßten ſich auf 
die Hypothek beziehenden Eintragung zehn Jahre verftrichen find, ohne daß der 
Eigentümer durch Abjchlagzahlungen oder Zinszahlungen u. dergl. das Recht des 
Hnpotbefengläubigers innerhalb diefer Friſt anerfannt hätte. Dann kann das 
dingliche Hhpothefenrecht des unbelannten Gläubigerd (obgleich 8 902 fonft eine 
Verjährung eingetragener Nechte nicht anerfennt, aus dem Grundgedanken der 
Nechtöverfchtveigung heraus) durch Mufgebotverfabren ausgeſchloſſen werden. 
Das Ausſchlußurteil bewirkt bier nicht mie im vorgenannten Falle, wo Die 
Hinterlegung bingugetreten war, das Erlöfchen der Forderung, diefe verjährt 
vielmehr nach den allgemeinen Grundfäßen; wohl aber erlifcht das Dingliche 
Necht des Hhpothelengläubigers, wie wenn er darauf verzichtet hätte (nicht wird 
die Belaftung abfolut aufgehoben) und infolgedefien beiteht es für den Eigen- 
tiimer al3 Grundichuld fort. 

17) Dazu ®d.1 8149 Nr.2; und insbefondere $$ 1164 IL, 117312, 
11741, 1177, 11781. 

18) Den Gegenfaß bildet der Fall, wo der vom Eigentümer verfchiedene 
perfönliche Schuldner in feinem eigenen Intereſſe den Gläubiger befriedigt hat 
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jeßes die bisherige Hypothek als Grundſchuld auf den über, dem im Zeitpunfte 
des Erlöfchens der Forderung das Eigentum an dem belajteten Grundftüc 
zuſtand.“ Auf Grund des durch öffentliche Urkunden erbrachten Nachweifes über 
das Erlöjchen der Forderung * kann der Eigentümer im Wege der Grundbuchbe- 
rihtigung unmittelbar die Umfchreibung der Hypothek auf feinen Namen be- 
gehren.* Die Berichtigung ift überflüffig, wenn der Eigentümer über die ihm zu= 
gefallene Eigentümergrundfchuld durch Abtretung an einen Dritten oder durch 
Löſchung der Belaftung verfügen will. Dagegen wird die Berichtigung zur 
Feititellung der Rechtslage erforderlich fein, wenn der bisherige Eigentümer 
das Grundſtück veräußert und die Eigentümergrundichuld ala Hypothek für fich 
zurücbehalten will, oder wenn Rechtsänderungen, die fi auf den Inhalt oder 
den Rang der Eigentümergrundfchuld beziehen, durchgeführt werden ſollen.“ 


und deshalb Erſatz von dem belafteten Eigentümer begebren fann. Dann geht 
die Hypothek zur Sicherung feines Erſatzanſpruchs auf ihn über; $ 1164. 

19) Daß $ 116312 (gegen I1, unten 928) fo auszulegen ijt, begegnet 
feinem Bedenken; RG 55,220. — Wenn die Forderung nur zu einem Teil— 
betrage erlojchen ijt, bejchräntt fich der Übergang der Hypothek auf dieſen 
Zeilbetrag, wobei aber nach allgemeinem Grumdjage die für den Gläubiger be— 
jtehenbleibende Rejtbupothef den Vorrang vor dem auf den Eigentümer über= 
gegangenen Teilbetrage genießt; 8 1176. Coll die Entjtehung der Teilgrund- 
Ichuld des Eigentümers eingetragen werden, jo ift zur Berichtigung des Grund» 
buchs die Heritellung eines Teilhypothekenbriefes nicht erforderlih (OLG 2, 273). 
Die kraft Gejeßes eingetretene Rangordnung ift weder eintragungbedürftig noch 
eintragungfähig (OLG 2,46) ; wenn aber der getilgte Hhpothelenteil auf den 
Eigentümer oder den perjönlichen Schuldner (A 18) oder einen Dritten ums 
geichrieben werden fol, dann tritt eine Spaltung in zwei bejfondere Hypotheken 
ein und dabei muß das NRangverhältnis im Grundbuch erjichtlich gemacht werden 
(OLG 6,202, auch 9, 318). 

20) Form nah GBO 829. Insbeſondere durch Vorlegung einer bor dem 
Grundbuchamte gu Brotofoll gegebenen oder öffentlich beglaubigten Quittung 
des Hypothekengläubigers. 

21) Gemäß GBO 822 (oben 863 A 35), ohne daß e3 der Bemilligung 
des eingetragenen Hypothekengläubigers bedürfte. Die Koſten trägt der Eigen- 
tümer nad) $897. Daneben iſt auch das gewöhnliche Berichtigungberfahren 
gemäß 8 894 zuläffig; dies jet aber außer der Quittung und der Aushändigung 
des Hhpotbefenbriefes8 die formgültige Löfchungbemilligung des Hypotheken— 
gläubiger® voraus; der Gläubiger iſt hierzu nach $ 1144 verpflichtet. Vergl. 
das Mufter einer derartigen Quittung mit Löfchungbemilligung bei Oberned 2, 406. 

22) Da fich die Verwandelung in die Eigentümergrundfchuld fraft Geſetzes 
vollzieht (8 1177 11), iſt die perfünliche Legitimation des Eigentümers ficher- 
geftellt. Die Umfchreibung auf feinen Namen lediglich zu dem Zwecke, die Ab— 
tretung herbeizuführen, wäre ein überflüffiger Ummeg, der durch GBO $ 40 
nicht erzivungen werden foll. Vergl. oben 854 A20f. Ebenjo KON 20,190; 
23, 236; RIA1, 125; Güthe im Necht 5, 191 umd 219. Daher ift auch, wenn 
ein Gläubiger die Eigentümergrundihuld pfänden mill, die vorherige Be— 
richtigung des Grundbuches durch Umschreibung der Hypothek auf den Namen des 
Eigentümers nicht erforderlich (oben A 8). Der pfändende Gläubiger muß in 
diefem Falle aber die Entjtehung der Eigentüimergrundfchuld durch den urkund— 
lichen Nachweis der (oben unter Nr. 4 behandelten) Tatbejtandvorausfegungen 
belegen; der gerichtliche Pfändungbefchluß erfett diefen Nachweis nicht; denn er 
dient mur al Erfah für die Einwilligung des Eigentümers, gegen den als 
Schuldner fich die Pfändung richtet. So auch KRGJ 22, 171. 

28) Vergl. Turnau-Förſter 1, 646 und 718; Oberned 668. 
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5. (Zweiter Anmwendungfall.) Das Gejeg erkennt die Möglichkeit an, 
daß eine Hypothek bejtellt wird, bevor noch die zu fichernde Forderung zur 
Entſtehung gelangt. In den bisher behandelten Fällen genügte die 
Erklärung, daß die wirkſam beftellte und nunmehr in das Eigentum zurüd: 
fehrende Belajtung der Nechtsvereinigung entzogen wird und durch die jelb: 
ftändige Kraft, die ihrer Verlautbarung im Grundbuche zukommt, den Unter: 
gang der Forderung überdauert. Jetzt handelt es ſich um die Frage, wie die 
Neubegründung einer Hypothek der Entftehung der Forderung vorausgehen 
und dieſer eine bejtimmte Pfandftelle vorbehalten kann. 

a) Das Geſetz läßt dies in weitem Umfange überall zu, wo bie 
Forderung, für welche die Hypothek beftellt ift, nicht zur Entjtehung gelangt.’ 
Die Eintragung muß wie ftets eine bejtimmte Geldforderung und damit aud 
einen Dritten ald Gläubiger angeben; denn beides gehört zum Tatbeitande 
jeder Hypothek. Dieſe Angaben aber gelten nur als formelle Vorausfegungen: 
die Entftehung der Belaftung hängt von der Wirkſamkeit der bezeichneten 
Forderung nicht ab. Aus welchem Grunde die Forderung, die als die zu 
fihernde angegeben ift, ausfällt, macht feinen Unterjchied.”° Beſonders be 
deutfam ift es, daß eine Hypothek nicht bloß für eine bedingte und künftige 
Forderung, fondern auch auf die bloße Erwartung hin beftellt werden kann, 
daß 3.8. ein Darlehen oder daß weitere Summen als Darlehen gegeben 
werden.?° Diefe Grundfäge gelten, da das Geſetz nicht unterjcheidet, für alle 
Arten der Hypotheken; mithin nicht bloß für die Verkehrhypothek, jondern au 
für die Sicherung: und Höchſtbetraghypothek. 


24) 8116311. 

25) Die Forderung iſt 3.8. als Spielfchuld von der rechtlichen Aner— 
fennung ausgefchloffen oder fie ftand unter einer auffchiebenden Bedingung, die 
nicht eingetreten ift. 

26) Über die künftigen Forderungen oben $ 115 A 54; bef. die Baugelder- 
hypothek. Über die für ein noch „nicht valutiertes Darlehen“ bejtellte Hypothek: 
RG 48,48; 51,398 und in Gruchot 47, 672. Für den eingetragenen Gläubiger 
fpricht zwar die Vermutung (1138, 891), daß er eine Hypothek in dem vollen 
Betrage, mit dem ſie zu Buch ſteht, hat; die Vermutung wird aber durd; den 
Beweis, dab das erwartete Darlehen nur zum Teil ausbezahlt ift, widerlegt und 
damit ſteht feit, daß ein materielles Hhpothelenrecht des Gläubiger nur bis zu 
dem valutierten Betrage entjtanden iſt. Vergl. RG 51,44. 

27) So aud) befonders RG 55, 220; TurnausFörfter 1, 837. Beitritten 
ift aber, wann die Höchſtbetraghypothek in eine Eigentümergrundfchuld übergeht. 
Vielfach wird behauptet, daß dies erjt eintrete, wenn die Höhe der Forderung 
endgültig feitjtehe; nur fire den danach übrigbleibenden, dem Gläubiger mit 
Gewißheit nicht gebührenden Betrag rüde der Eigentümer ein; bis dahin, 10 
muß der Schluß lauten, ftehe die Höchſthypothek alfo in der vollen, im Buche 
angegebenen Höhe dem Gläubiger zu. Mit anderen Worten: die Entftehung der 
Eigentümergrundfchuld ſoll bier auffchiebend, nicht auflöfend bedingt ſein. So 
RIA 2, 200; OLG 4, 74; 463 27,129; Dernburg $ 242; Reinhardt im Recht 6, 
33; Schreiber, Sächſ. A. 13, 327; Hachenburg, Vorträge 598 und inäbefondere 
RG 51,115; 55,222; 56,322. Das Neichögericht meint, daß eine Yorderung 
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b) Das Grundpfandrecht entjteht hier auf Grund der Eintragung der 
dinglihen Belaftung. Da ein Gläubiger noch fehlt, tritt als Berechtigter der 
Eigentümer ein, und da die zu fihernde Forderung noch nicht entjtanden ift, 
kommt der Belaftung die Rechtönatur einer Grundjehuld zu. Dieje Rechts: 
folge tritt mit der Entftehung der Belajtung ein; die Eigentümergrundſchuld 
fällt mithin dem zu, der Eigentümer war, als die Hypothek in das Grundbuch 
eingefchrieben worden iſt.“ Dieſer Rechtsvorgang nimmt aber infolge der 
Tatſache, daß die Hypothek bejtimmt ift, einer in beftimmte Erwartung ein: 
bezogenen Forderung die Pfandftelle zu fichern, einen eigenartigen Charakter 
an. Der Erwerb der Eigentümergrundihuld iſt nicht wie da, wo die Forde— 
rung erlifcht, ein unentziehbarer: es handelt ſich vielmehr nur um eine zwifchen- 
zeitliche Hilfskonftruftion des Geſetzes. 1. Zunächſt allerdings hat der Eigen: 
tümer über die Belaftung die freie Verfügung; er darf an die Stelle des in 
der Eintragung benannten Gläubiger einen anderen jegen?° und kann die 


erit dann im Sinne des $ 116311 nicht zur Entjtehung gelangt fei: „ment 
nah dem der Hypothek zugrunde liegenden NRechtögeichäfte feine Forderungen 
mehr entitehen fünnen und die entjtandenen den eingetragenen Höchſtbetrag nicht 
erreichen.“ Uber dieſe Behauptung findet im Gefeße feine Stüße. Das RG 
jelbjt (in den U 26 angeführten Erfenntniffen) legt 8 1163 11 zutreffend dahin 
aus, daß die Hypothek, folange die Forderung „noch nicht“ entitanden ift, dem 
Eigentümer als Grundfchuld zuſteht; es fordert nicht, daß bereits feititehe, der 
Gläubiger werde weitere Darlehnfummen nicht auszahlen. Daß aber die erft 
feitzuftellende Forderung ($ 1190 I), bevor 3.8. die Baugelder ausgezahlt find, 
noch nicht entitanden ift, fann nicht beftritten werden. Die Anficht des RG 
würde mithin auf die Anerkennung einer forderunglofen Gläubigerhypothek 
hinausführen, was der Natur der bier vorliegenden Sicherungbhpothef durchaus 
twiderfprechen würde. Gerade um eine derartige Hypothek auszufchließen, unter: 
itellt da8 BGB, daß eine Eigentümergrundfchuld entiteht. Der Grund, weshalb 
jene Lehre aufgeitellt wird, beruht darin, daß der Eigentümer, wenn ihm für 
den noch nicht ausgezahlten Betrag eine Eigentümergrundfchuld zuftände, iiber 
diefen „Grundftüdmwert” (RG 51, 118) durch Abtretung verfügen oder feine 
Gläubiger ihm diefen megpfänden fönnten (OLG 4, 75), modurd dann bie 
Rechte des Gläubigers vereitelt würden. Aber dieſe Begründung berubt auf 
einer irrigen Annahme; der Eigentümer hat ein derartiges Verfügungrecht nicht 
und die angebliche Gefährdung des Gläubigers bejteht in Wahrheit nicht (darüber 
unten U 32). Der bier (bereit3 in der früheren Aufl. $ 131) vertretenen Anficht 
ſtimmen zu: Kindel 104; Pland 81190 A4; Hirfch 236 und anfcheinend auch 
Turnau-Förſter 1, 834. 

28) Über diefen Zeitpunft oben $56 A21. Daß $ 1163 I 1 in dem ans 
gegebenen Sinne auszulegen ift, beitätigt mit der herrfchenden Meinung RG 55, 
220. Wenn die Auflaffung zu jenem Zeitpunfte bereit3 vorgenommen tar, fo 
bat die Eintragung des Erwerbers hier rüdmwirkende Kraft; RIA 4, 233. 

29) Nach Prot.3, 602 enthält jede Grumdfreditbelaftung zugleich Die 
eventuelle Beitellung einer Eigentümergrundfchuld. Ebenfo RJA 1, 125; 2, 198; 
KGJ 20, 190; OLG 1, 416. Daraus wird die Folgerung gezogen, daß der 
Eigentümer, obgleich er nad) GBO 2 nicht eingetragen ift, jegliche Rechts— 
änderung bezüglich der Hypothek bemilligen darf, jofern er das Nichtentitandenjein 
der Forderung durch formgerechte Urkunden belegt. Insbeſondere darf er aud) 
die Eigentüimergrundfchuld abtreten, ohne dab zubor die Berichtigung des Grund» 
buch8 erforderlich wäre; oben U 22. Vergl. auch RJA 2, 201, wo treffend hervor— 
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Hypothek auch duch Berichtigung in eine echte Eigentümergrundfchuld ver: 
wandeln. Das find aber Ausnahmefälle.. 2. Die Rechtslage ändert ſich, 
fobald die dinglihe Einigung mit dem benannten Hypothefenberedhtigten hin- 
zugetreten ift. In diefem Augenblicke erwirbt der Eingetragene, auch wenn 
die Forderung noch nicht entjtanden ift, ein feinem Vermögenskreife zugehöriges 
unentziehbares dingliches Wartrecht, das mit der Entftehung der Forderung 
unmittelbar ®" zu einem vollwirkfamen Hypothekenrechte erſtarkt. Den wid: 
tigjten Anmwendungfall hierfür ftellt die Höchftbetraghypothef. Die bedeutjame 
Folge der gekennzeichneten Rechtslage ift, daß alle Verfügungen des Eigen: 
tümers oder feiner Gläubiger über die Eigentümerhypothef dinglich gebunden 
werden: fie werden unwirkſam, joweit fie das, durch die Entftehung der Forde: 
rung in ein volles Hypothekenrecht übergehende, dingliche Wartrecht des ein: 
getragenen Gläubiger beeinträchtigen würden.?? 


nehoben wird, daß die Pfändung die Eigentümergrundfchuld nicht als einen 
fünftigen Ermwerbgegenjtand de3 Pfändungfchuldners, jondern als einen bereits 
borhandenen Beitandteil feines Vermögens ergreift, deflen durch die Zwangbvoll— 
ſtreckung ermittelter Geldbetrag dem Schuldner als Eigentümer zufteht. 

30) Gemäß GBO $ 22; oben 9 21. 

31) Muf Grund der Eintragung und Einigung, ohne dab e8 einer neuen 
Bewilligung bedürfte. Bei der Höchitbetragbypothef in dem Umfange der ent: 
ftandenen Schuldverpflichtung. 

32) Das Wartrecdht (über diefen Begriff bei. oben $65 A16f.) tritt 
bier beſonders ſcharf in feiner dinglichen Natur hervor, weil es lediglich als 
Belaftung wirft und die bejtimmte Pfanditelle der Fünftigen Forderung und der 
erjt mit dieſer entjtebenden echten Hypothek vorbehält. Die Eintragung: „für 
alle Forderungen, die dem Bankier A. aus dem Gejchäftverfehr mit mir erwachſen 
werden, bewillige ich (B.) an dem mir gehörenden Grundſtück (genaue Angabe) 
eine Hhpothef bis zum Höchitbetrage von 30 000 Mark“ erzeugt in Verbindung 
mit der Einigung eine wirkſame Belaftung, die, ſoweit die Schuldverbindlid- 
feiten des B. die angegebene Summe nicht erreichen, fraft Geſetzes die Rechts— 
natur einer Eigentiimergrundfchuld annimmt. Dieſe Grundjchuld aber wird 
rechtlich durch die verlautbarte Zweckbeſtimmung veritridt. a) Das Recht des 
Gläubiger A. auf den Erwerb der Hypothek iſt durch die Eintragung untvider: 
ruflich geworden (auch bereits vor der Eintragung nach den oben $20 A 21, 24 
gegebenen Ausführungen) ; und jeder dritte Erwerber eines Rechtes an dem 
Grundſtück muß mit der Entjtehung diefer Belaftung rechnen, die fraft des ein- 
getragenen Wartrechtes mit der Entſtehung der geſicherten Forderung in ihrem 
jeweiligen Umfange unmittelbar gu einer bollwirffamen Hypothek erjtarkt. Dies 
Gläubigerrecht iſt ein echtes Vermögenrecht, das abgetreten und gepfändet werden 
kann. b) Wuch die Eigentümergrundichuld des B. wird durch das Gläubigerwartrecht 
veritridt. Wird fie abgetreten oder gepfändet, jo müſſen der Erwerber oder 
Prandunggläubiger mit dem aus dem Grundbuch kundbaren Schiwebezuftand 
rechnen: jie müflen willen, da das ältere Wartrecht des A., jobald e3 zur 
Hypothek wird, fich gegen ihre Rechte behauptet und durchfeßt. Die Faſſung im 
Texte ſchließt jich nach diefer Richtung dem $ 883 an. Der Tatbeftand ift allerdings 
bier ein anderer, denn es handelt fich nicht um eine wirffame Forderung, die 
dureh Vormerkung gejichert werden foll, jondern umgekehrt um eine dinglide 
Belajtung, die einer Forderung den Weg bereiten fol. Aber der Wirkung nad) 
fommt dem aus $ 1163 I 1 in Verbindung mit $ 1190 entjtehenden Wartrechte 
dieſelbe Bedeutung zu, wie einem vorgemerften Nechte (vergl. auch diefe Analogie 
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6. (Dritter Anwendungfall.) Den Grund zur Ummandelung der Hypo: 
thef in eine Eigentümergrundfchuld bildet, wie gezeigt, in der Regel, daß die 
zu fihernde Forderung fehlt. Hierzu treten jegt die Fälle, wo der ding= 
lihe Tatbejtand der Hypothek noch unvollendet oder nicht mehr voll: 
fommen ijt.°® 

a) Die eingetragene Briefhypothef fteht, folange der Brief noch nicht 
ausgeftellt und dem Gläubiger noch nicht übergeben ift, dem Eigentümer zu.“ 
Die Übergabe des Briefes bildet neben der Einigung und Eintragung, aus 
denen die dingliche Belaftung entjteht, die Worausjegung für den Erwerb des 
Hypothefenrechtes ;° jo lange fie fehlt, ift mithin der Tatbeitand der Hypo— 
thefenbejtellung auch dann nicht vollendet, wenn das Forderungrecht bereits 
begründet ift.°° Während diejes Zwifchenzuftandes gehört die Pfandbelaftung, 


bei dem Vorfaufrechte oben $ 111 A24f.). Damit ermweifen jich die oben U 27 
mitgeteilten Bedenken, der Eigentümer könne dur millfürlide Verfügungen 
über die Eigentiimerhhpothef das Necht des eingetragenen Gläubigers jchädigen, 
al3 unbegründet. Vergl. auch oben $ 85 A 36. — Das Verdienit, die Bedeutung 
des Wartrechtes des Gläubigers in feiner Anwendung auf die Höchitbetrag- 
bupothef hervorgehoben zu haben, gebührt Hirſch 239, 245. Bedenken habe ich 
nur dagegen, daß dem Eigentiimer bloß eine „vorläufige“ Eigentümergrundfchuld, 
ein Wartrecht ohne Surrogationbefugnis zuftehen joll. Die Eigentiimergrund- 
fchuld und damit der entiprechende Teil des Erlöfes ift ein Ausflug des Eigen— 
tumrechtes, das meder vorläufig noch bedingt fein fann; wird das Grunditüd, 
bevor die Gläubigerhhpothef realifiert ift, verjteigert, jo fällt der Erlös von 
30 000 Mark dem Eigentümer zu; aber auch das Eigentum hieran wird durch 
da3 Wartrecht des Gläubiger N. dinglich berjtridt und zur Sicherung des Wart- 
rechtes nad) ZVS $ 126 Hinterlegt (fo auch Hirfch 243). „Worläufig“ könnte alfo 
nur in dem Sinne gelten, dat das Eigentum des B. am Erlös noch nicht endgültig 
entjtanden ijt, fondern noch dem dinglicden Wartrechte des U. unterliegt. Ich 
möchte daher die Benennung: tranfitorifche Eigentümergrundfchuld eins 
fegen. Das iſt wohl auch der Sinn von RG 51, 118, dem im Ergebnis aber nicht 
in der en zuguſtimmen ijt. Die Pfändung der Eigentümergrundjchuld 
nah CPO 8837 III vermag ebenfowenig wie die VBefchlagnahme de3 Grund» 
ftüds zum Zwecke der Zwangverſteigerung das laufende Kreditverhältnis und die Er- 
mweiterung der Hypothek bis zu dem eingetragenen Höchitbetrage zu unterbrechen. 
Erjt die endgültige Abrechnung und Feititellung des Abfchlugbetrages der Hypo— 
thef begrenzt diejfe und macht den überfchießenden Betrag für den Eigentimmer und 
feine Gläubiger von dem Wartredte frei. — Es fei hier außerdem darauf bins 
gewieſen, daß fich eine analoge Rechtslage aus $ 1164, 1165 ergibt: wenn fich die 
dingliche Haftung und die perfönliche Verpflichtung gefpalten haben, muß ber 
Hypothekengläubiger mit der eventuellen Entftehung einer —— rechnen; 
über = Tatbejtand und Schuß dieſes Wartrechtes unten $ 125 A 

33) Das wird > meijt verfannt, da das Gejeb den —ãA Ir deutlich 
berbortreten läßt. Der Verfuch, diefe Fälle mit denen, wo die Forderung fehlt, 
zu verbinden, muß zu Unflarheit führen. 

sei 2 II; ungenau als „unbegebene“ Hypothek bezeichnet. 

5 117. 

36) a dem gewöhnlichen Laufe der Dinge bat fich der Eigentümer mit 
dem Darlehngeber in Verbindung gejeßt; diefer verlangt Sicherung durch eine 
Hypothek; die Auszahlung der Darlehenfumme erfolgt dann gegen Übergabe des 
Hypothekenbriefes. Bis dabin liegt nur eine auf einfeitige Bewilligung des 
Eigentümer eingetragene Belaftung bor: darauf folgt in demfelben Alte Die 
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und zwar in der Geftalt einer Eigentümergrundfchuld, zum Vermögen des 
Eigentümers. Übergibt er den Brief dem Gläubiger, jo entfteht damit un- 
mittelbar die gewollte Briefhypothef.” Wenn er aber darüber anderweitig, 
insbefondere durch Abtretung an einen Dritten oder durch Löſchung, verfügen 
oder wenn jein Gläubiger das Grundpfandredht pfänden will, dann darf dies 
nur gejchehen, jofern der eingetragene Hypothetengläubiger hierzu formgerecht 
feine Bewilligung erteilt hat.°° Hierzu kann er aber nicht gezwungen werden, 
folange die dinglihe Einigung wirkſam und das zu fichernde Forderungrecht 
vorhanden oder zu erwarten ift: das Buchrecht wirkt mithin für den als 
Hypothefengläubiger Eingetragenen als ein dinglich gefichertes Wartrecht.’° 

b) In drei Fällen erlifcht das dingliche Necht des eingetragenen Hypo— 
thefengläubigers, ohne daß die Grundpfandbelaftung ſelbſt aufgehoben * würde. 
Da ein berechtigter Dritter fehlt, entfteht eine Eigentümergrundfhuld. 1. Der 
Hypothekengläubiger verzichtet durch einfeitige Erklärung auf das Grundpfand- 
recht. Mit der Eintragung des Verzichtes geht die Hypothek als Grundſchuld 
auf den gegenwärtigen Eigentümer des Grundftücds über. Auf die perjön- 


dingliche Einigung nebſt Briefübergabe und die Entjtehung des Darlehenver- 
trages. Solange die Darlehenforderung fehlt, würde bereits gemäh 8 1163 I 1 
eine Eigentümergrundfchuld vorliegen; das Gefeß hebt daher in $ 1163 II den 
Fall hervor, wo die dingliche Einigung noch ausſteht. 

37) Auch bier handelt e3 fich um eine bloß tranfitorifche Eigentümergrunds 
ſchuld gemäß $ 1177. 

38) Denn bier gilt 8891. Die formgeredte (GBO 829) Bewilligung 
de3 eingetragenen Gläubiger3 ijt ſowohl zur Abtretung, Löſchung und zu jonjtigen 
Rechtsänderungen, al3 auch zur Berichtigung durd die Eintragung des Eigen— 
tümers erforderlid. KGJ 22, 309; Oberned 731 A11. 

39) Aus den in U 32 gegebenen Gründen. Hirfch 248; Bendir, Seuffert UL. f. 
R.aniv. 67, 535; abw. Obernef 731 W10, aber in Widerfprucdh zu feinen 
weiteren treffenden Ausführungen im Texte. 

40) Aufheben bedeutet die abiolute Vernichtung eines Rechtes (oben 

24 A 19). Durch Aufhebung erlifcht die Hhpothef derart ihrem rechtlichen 

eitande nad), daß eine dingliche Belastung, die an den Eigentümer zurüdfallen 
fönnte (A 10), nicht mehr vorhanden tft. Darum darf der Hypothekengläubiger 
die Hypothek nur mit Zuftimmung des Eigentümer aufheben ($ 1183); dieſe 
Zuftimmung bedeutet hier einen Verzicht auf die Eigentümergrundfchuld. 

41) $ 1168, analog dem Falle oben Nr.4. Bei Verzicht auf einen Teil 
der Hypothek (d.h. des dinglichen Grundpfandrechtes, nicht auf die Forderung; 
denn auf ein Forderungrecht kann nicht einfeitig verzichtet werden, zu feiner 
Aufhebung bedarf es des Erlakvertrages; vergl. Bd. 1 8149 Nr.1) gelten 
N 1145, 1176. Der Verzicht bedarf der Eintragung (oben $24 A22); er 

t damit die Legitimation des Eigentümers zur Berichtigung des Grund— 
buch3 durch Eintragung einer Eigentümergrundfchuld. Vergl. RAU 3, 35; KGJ 
23, 235 (die Löfchungbewilligung ijt fein Verzicht, wirft aber wie diefer, wenn 
der Bajjivbeteiligte zuftimmt oder hierzu rechtöfräftig verurteilt iſt). Einen 
wirfjamen Verzicht kann nur der wirklich Berechtigte, nicht der bloße Buch— 
berechtigte erflären (oben 862 A28). — Die dargeftellten Grundfäge gelten 
jedenfalls, jolange in dem Verjteigerungverfahren noch nicht der Zufchlag erteilt 
tt. Kann der Hhpothefengläubiger aud noch nach erfolgtem Zuſchlag ver— 
sichten? Das Hhpothefenrecht hat fich jetzt gemäß der gejeglich eintretenden 
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lihe Forderung hat diefer Rechtsvorgang feinen Einfluß; dauert dieje fort, 
jo tritt mithin eine Spaltung ein: die Hypothek geht ohne die ihr zugehörige 
Forderung auf den Eigentümer über.*” 2. Daß der Geltendmachung des 
dinglichen Hypothekenanſpruchs eine zerftörende Einrede *? entgegenfteht, hebt 
die Belaftung nicht auf. Da hierdurch aber die Geltendmachung der Hypo— 
thek dauernd ausgeſchloſſen ift, entjpricht e& der materiellen Rechtslage, daß 
der Gläubiger zurüdtritt und die Hypothek auf den Grundjtüdeigentümer über: 
geht. Das BGB führt diefen Erfolg in der eigentümlichen Weife herbei, daß es 
dem Eigentümer den Anfpruch verleiht, von dem Gläubiger den Verzicht auf 
die Hypothek zu begehren.** 3. Die Zwangvollitredung gegen den Grund: 
ftüdeigentümer fann auf Grund eines Bolljtredungtitels durch Eintragung 
einer Sicherunghypothek erfolgen. Wird der Vollitredungtitel jpäterhin durch 
eine vollſtreckbare Entjcheidung oder auf andere Weife aufgehoben, jo entfällt 
damit das dingliche Recht des Vollitredunggläubigers. Die eingetragene Be: 
laftung aber bleibt, insbefondere um das Aufrüden nachſtehender Grund- 
pfandrechte abzuwehren, ald Eigentümergrundichuld beftehen.*° 


7. Die nah Grundbudhreht in der Geftalt einer Hypothek beitellte 


Surrogation in ein Befriedigungredt an dem Erlös umgewandelt. Ein — 
hierauf entſpricht nach dem RG 55, 264 dem Tatbeſtande des $ 1168 I nicht, jo 
dab eine Eigentümergrundichuld an dem bezeichneten Erlösterle nicht entiteht. 
Entjcheidend für das RG tft der Grund, dab das Recht des Gläubiger auf Bes 
friedigung aus dem Erlöfe fein Hypothekenrecht mehr ift, fondern ein anders 
geartetes Recht. Das ift nicht überzeugend; denn bei der dinglichen Surrogation, 
die dad RG 55,223 felbft hier anerkennt (oben $ 115 U 34), änbert fich feines» 
wegs die Natur des Rechtes, fondern bloß deſſen Gegenstand (vergl. oben $ 16 
Aö4f.). Darüber, welche andere Art das Hypothekenrecht angenommen haben 
jollte, gibt das RG feine Auskunft; es ift auch nicht abaufehen,; weshalb feine 
Pfandbelaſtung vorliegen jollte (daS beftätigen auch ZBG 892 I und die oben 
$16 A 56 angeführten Normen). Gegen da3 RG auch Oberned 671; für das 
RG: Jaeckel, Eentralbl. f. FG 4, 195 u. 205. über die dingliche Surrogation 
am Erlöfe im Falle der Ziwangverfteigerung: EG 52 umd unten 8123 A43. 

42) Das bedeutet eine Ausnahme von der durch $ 1153 unterftellten Uns 
trennbarfeit von Forderung und Hypothek. Derjelbe Erfolg ergibt jich, wenn 
der Gläubiger mit einem Dritten vereinbart, diefer folle an die Gtelle des 
bisherigen Schuldners treten, und der derzeitige Eigentümer des zur Sicherung 
diefer Schuld hypothekariſch belasteten Grundftüuds nicht in die Schuldübernahme 
eintoilligt (8 418 I; iſt der bisherige oder der neue Schuldner der Eigentümer, 
jo liegt die Einmilligung bereits in dem Schuldübernahmevertrag). Gibt der 
Eigentümer die Einwilligung nicht, fo verwandelt fich die Hypothek, während Die 
perfönliche Schuldverpflichtung ihren gefonderten Weg geht, kraft Geſetzes uns 
mittelbar in eine Eigentümergrundfchuld, 

43) 81169 betrifft nur diefe Art der Einreden (Bd.1 888 A. 33 f.). 
Keineswegs gehören alle von $ 1137 umfaßten Einreden hierher. Unten F 128 4 10. 

44) Der Klagantrag hat auf Abgabe der Verzichterflärung zu lauten. Die 
rechtöfräftige Verurteilung hierzu erfeßt diefe Erflärung nah CPO $ 894 (oben 
554 U 34). Daraufhin muß der Eigentümer die Eintragung des Verzichtes nad) 
$ 1168 II bewirken. 

45) Das Nähere ergibt CPO $$ 868, 932 I. 
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Grundpfandbelaftung hat eine jelbjtändige, insbejondere den nachitehenden 
Grundpfandreshten gegenüber wirkfame, Bedeutung. Das Geſetz kann dieje 
auch dann nicht verleugnen, wenn die für jede Öypothef als VBorausjegung 
erforderte Forderung fehlt. Um jedoch den hiermit eintretenden Widerjtreit 
zu löfen und den theoretifchen Aufbau der Hypothek aufrechtäuerhalten, joll 
dieje abftrafte Belaftung als Grundſchuld behandelt werden. Dabei find 
folgende Unterjcheidungen zu beachten. 

a) Die Eigentümergrundichuld i.e. ©. entjteht dadurch, daß die Forde- 
runglofe Hypothek in das Eigentum zurüctehrt, aber als befonders ausge— 
prägter Teil des Eigentumrechtes fortbejteht.* Das Forderungrecht jcheidet 
bier völlig aus; es ift entweder gar nicht entjtanden oder bereits erlojchen.*" 
Dana) fann hier auch der Grundfas, daß die Hypothek zur Befriedigung 
wegen einer Forderung diene, feine Geltung beanfpruden. Die Eigentümer: 
hypothek ift eine abſtrakte Belaftung; nur das dinglihe Necht bejteht noch 
fort. Das BGB verbindet mit diefem Tatbeftande die NRechtsfolge: die 
Eigentümerhypothet verwandelt fich kraft Gefeges in eine Grundſchuld.“ Nach 
dem Gejeße ift die forderungloje Eigentümerhypothef zwar ald Grundſchuld zu 
behandeln.” Damit wird anerkannt, daß eine Hypothek hier ohne Schuld» 
verhältnis befteht. Die richtige rechtlihe Deutung aber geht dahin, daß die 
Delaftung in das Eigentum als Eigentumbeftandteil zurüdfällt. 

b) Wenn dagegen ein durch die Hypothek gefichertes Forderungrecht be— 
fteht und fich mitfamt der Hypothek in der Perfon des Eigentümers vereinigt, 
jo tritt die Ummandelung in eine Grundſchuld nicht ein. Für die Nechts- 
auffaffung bleibt dieſe „Hypothek des Eigentümers“ eine echte Hypothek; 
die obligatorifhe Grundlage ift vorhanden, dem Eigentümer fteht ein Forde— 
rungrecht gegen einen Dritten zu.” Da jedoch die Belaftung auf dem eigenen 


46) Die Rechtsvereinigung wird bier gerade aufgehalten. Inſofern ift die 
daſſung de 81177 I 1 ungenau. 

47) Die Anwendungsfälle find oben unter Nr. 4 und 5 beiproden. 

48) 81177 I 1. Dennoch wird fie bezügli der Zinfen, Zahlungzeit, 
Kündigung und des RT aaa als Hypothek behandelt; $ 1177 I 2 in Ab— 
meichung von 88 1193, 1194. 

49) Dies tit bei den einzelnen Fällen bereit3 näher dargelegt. Die Be- 
nennung diejer Belaftung als Hypothek ftatt ala Eigentümergrundihuld fei uns 
richtig, aber unſchädlich; ſo NG 52, 10. — Die Rückverwandelung in eine echte 
Hypothek fann dadurd erfolgen, dak die Gigentümergrundfchuld an einen Dritten 
abgetreten und ihr zugleich eine neue Forderung untergelegt wird; KGJ 25, 299. 

50) Der Ausdrud wird dem 8 1177 II: „Grundſchuld des Eigentümers“ 
nachgebildet. Vergl. Hachenburg 248. Dernburg $ 222 Nr. 4 fpricht bier von 
* ERDE, (im Gegenfat zu der forderungentfleideten) Eigentümer: 
hpotbe 

51) Den michtigiten Anmwendungfall jtellt $ 1143 I. Dazu unten 8 125 
Nr.3. — A. hat eine Hybothek an dem Grunditüd des B.; perfünlicher Schuldner 
ift C. Bei diefem Zuftande der Spaltung der dinglichen Haftung und der perſön⸗ 
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Grundftüd ruht, unterliegt fie den für die Eigentümergrundfchuld gegebenen 
Beichränkungen.®? Der wichtige Vorteil, den der Eigentümer hier genießt, 
ift der, daß er fich unmittelbar Barmittel verjchaffen kann, indem er Die 
Forderung mitfamt der Hypothek an einen Dritten abtritt; es ift hierbei 
nicht, wie in dem Falle der forderunglojen Eigentümergrundfehuld erforderlich, 
daß der Pfandbelaftung eine neue Forderung zum Zwecke der Rücverwande: 
lung der Grundfchuld in eine Hypothek erft wieder untergelegt mwird.’® 

ce) Eine allgemeine Ausnahme iſt für die Rückſtände von Zinjen, Neben: 
leiftungen und Koften gemacht. Auf die hierfür aufgelaufenen Beträge erftrect 
fich die Eigentümergrundfchuld nicht.““ Zum Verzichte des Gläubigers hierauf 
genügt die formloje Erklärung; einer Eintragung bedarf es nicht.” Das 
alles gilt indeffen nach allgemeinem Grundfage nur unter Vorbehalt der Rechte 
Dritter.’® 

8. Der Eigentümer kann fi von vornherein oder nachträglich vertrag- 
mäßig zur Löſchung einer bereits eingetragenen Hypothek verpflichten, 


Iihen Schuld, die 3.8. nach $ 416 infolge der Verweigerung der Genehmigung 
zu der Schuldübernahme ſeitens des Grundſtückkäufers eingetreten ift, befriedigt 
B. den A.: dann gebt die Forderung wegen des Regreßanſpruchs nad) $ 1143 auf 
den Eigentümer B. über und ihr folgt gemäß 81153 I die dafür beitellte 
Hypothek. B. hat mithin ſowohl die Hypothek an feinem eigenen Grundjtüd, als 
auch die Forderung gegen E., und dieſe bejteht in voller Wirffamfeit fort, da nur 
fraft Geſetzes ein Gläubigerwechjel eingetreten ift. Mithin bezieht fih im 
8 1177 II „Bereinigung“ wie in 1177 I nur auf die Verknüpfung des Eigentums 
mit der Pfandbelajtung in einer Hand (A 46). E3 iſt damit nicht die volle 
NRechtövereinigung gemeint, wonach auch Forderung und Schuld fich in dem Ver— 
mögen einer Berfon vereinigten (über diefen Fall und die Möglichkeit des Fort— 
bejtandes der rubenden Forderung Bd.1 8149 Nr.2). 

52) 81177 U. Dana gilt insbejondere 8 1197: Ausichluß des Vers 
äußerungrechtes und Beſchränkung des Anfpruchs auf Zinjen für den Fall der 
Anordnung einer Zwangsberwaltung, die dem Eigentümer die Nutzungen feines 
Grundftüds entzieht. 

53) Das entfpricht der von der Praris feitgehaltenen Theorie des preußi— 
fchen Rechts über die Eigentümerhypothek; Entſch. des Ober-Trib. 5, 56; RG 2, 
206; 3, 266; 7, 217 (der Charakter des akzeſſoriſchen Nechts ift gewahrt worden; 
die perfönliche Schuldforderung ruht während der Vereinigung, tritt aber nach 
deren Aufhebung als fortbeitehend wieder in Aktion). Im Gegenſatz dazu hatte 
die Theorie des preußifchen Landrecht3 die Lehre ausgebildet, daß die perjönliche 
Verbindlichkeit untergehe und nur das Hhpothefenrecht al3 nicht akzeſſoriſches 
Recht bejtehen bleibe. „Die Hhpothef des Eigentümers behält nur formell die 
Eigenschaft der Hypothek, materiell ift fie mit der Grundſchuld identisch“ : Achilles, 
Komm. zum preuß. Eigentumerwerbgef. $ 64; Eccius 3 —** A.410. Die 
Ordnung des BGB nimmt beide Theorien auf. Dieſe gilt für die Eigentümer⸗ 
grundſchuld in engerem Sinne und jene für die Hypothek des Eigentümers. 

54) 81178 I 1. Sie werden nach $ 1159 als obligatoriſche Rechte be⸗ 
handelt, gehen darum durch die Vereinigung der bisherigen Hypothek mit dem 
Eigentum unter. 

55) 81178 II 1 im Gegenſatz zu $1168 U. 

56) 81178 12, II 2 nach dem Pringipe des $ 876. 
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wenn und ſoweit fie ald Eigentümergrundihul in fein Eigentum zurüdfällt.’ 
Hierzu genügt ein formlofer obligatorifher Vertrag; der Berechtigte erlangt 
aber für feinen eventuellen Löſchunganſpruch volle dinglide Sicherung durch 
die Eintragung einer Vormerkung. Die durch die Vormerkung gejchaffene 
dinglihe Gebundenheit haftet an dem Grundftüd und wirft darum gegen 
jeden, der zur Zeit der Entftehung der Eigentümergrundjhuld Eigentümer des 
belafteten Grundftüds ift. Es handelt fi) dabei nit um eine echte Bor: 
merfung; denn die Eigentümerhypothef ftellt, jolange ihre Entjtehung bloß 
als künftige erwartet wird, nicht ein Recht dar, das jet bereits von einer 
Vormerkung betroffen werden könnte? In Wahrheit liegt vielmehr eine 
eigenartige abftrafte Belaftung des Inhaltes vor, daß das Eigentumredt Die 
zurücfehrende Hypothek als befonders gejtaltetes Recht an der Pfandjtelle 
nicht in fich erhalten, fondern daß eine volle Rechtsvereinigung eintreten fol. 
Diefe Rechtövereinigung wird vollzogen, indem die Eigentümerhypothef als 
die Rechtögeftalt, in der die Belaftung fonft fortbefteht, gelöjht wird. Damit 
wird der Zweck erreicht, den nachjtehenden Grundpfandrechten eine Rangver: 
befjerung durch Nachrüden zu fihern. Berechtigt zur Geltendmachung de 
Löſchunganſpruchs ift der, zu deſſen Gunften die Vormerkung eingetragen ift; 


57) 81179. Bon diefer Belaftung wird meitgehender Gebraudy gemadt; 
insbefondere pflegen Banken, die Darlehen auf zweite Hhpothef geben, jtet3 auf 
der Eintragung einer folchen Löfchungverpflichtung zu beftehen. Die praftijce 
Bedeutung der $$ 1163, 1177 wird damit erheblich abgeſchwächt. — Beiſpiel: 
Ich (der Eigentümer) verpflichte mich dem unter Nr. 3 eingetragenen Gläubiger 
D. gegenüber, die unter Nr.2 für A. eingetragene Hypothek Löfchen zu laſſen, 
wenn und fomweit diefe Hypothek durch Befriedigung des A. ſich in eine Eigen: 
tümergrundfchuld verwandelt; oder: fomweit die VBaugelder, für die diefe Hypothek 
bejtellt ijt, von A. nicht ausgezahlt werden und infolgedefjen die Hhpothel dem 
Eigentümer zusteht. 

58) Das ijt oben 865 W34 näher begründet worden. Die Vormerkung 
betrifft nicht das Recht des vorjtehenden Hypothekengläubigers; denn die Löſchung— 
pflicht tritt nur ein, wenn fein dingliches Recht untergegangen ift. Er bebält 
über feine Hypothek die volle Verfügungmadt und darum braucht feine Zu— 
ftimmung zu der Vormerfungeintragung nicht beigebracht zu werden. Inmerhin 
bildet ſeine Hypothek derart die Grundlage des Rechtsvorganges im Falle des 
81179, daß die Löfchungverpflichtung ſich nur auf eine bereits durch Eintragung 
bollaogene Grundpfandbelaftung beziehen fan. Als Gegenftand der Vormerkung 
fönnte mithin nur die Eigentiimergrundfehuld in Frage fommen. Aber audı 
dies jtimmt mit den Vorausfegungen der Vormerkung nicht überein: ſie fann 
nur auf ein bereit3 bejtehendes und dem Schuldner gehörendes Recht am 
Grundjtüd eingetragen werden, und an einem foldhen fehlt es bier. Die Vor— 
ftellung, daß der Eigentümer bei jeder Hypothek ſchon al3 eventueller Inhaber 
einer Eigentümergrundfchuld eingetragen ift und daß danach „das etwaige 
fünftige Necht de3 Eigentümer3 an der Hhpothel”" betroffen würde (jo 
KON 26, 165), reicht zur Erflärung des Rechtsvorganges nicht Hin; denn der 
Berwilligende iſt jedenfall® noch nicht als FOL RE an jener Supotbef be: 
rechtigt. Die Eintragung der Vormerkung ift nach GVO 8842, 62 auf den 
— — zu vermerken; der — — hat dieſe dem Grund» 

buchamte au diefem Zwecke vorzulegen. KON 2 
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dies kann ſowohl ein nachſtehender als auch ein vorjtehender Hypotheken: 
gläubiger °° und auch ein Dritter fein, der bloß den fünftigen Erwerb einer 
Hypothek in Ausficht genommen hat.°° Durch die Eintragung der Vormerkung 
wird der Eigentümer in der Verfügung über feine Eigentümergrundichuld 
gebunden; eine Abtretung dieſer ift injomweit unwirkſam, als dadurch das 
Reht auf Löſchung und Nachrüden des Wormerkungberechtigten vereitelt 
würde.‘ 


$117. Dinglide Grundlagen der Hypothek. Rang. 


1. Die Hypothek ift aus dem Grundftüd* zu befriedigen. Die damit 
hundgegebene dingliche Belaftung bezeichnet den eigentlichen Rechtzwed der Hypo— 
thef, die Grundlage für die erjtrebte Pfandficherung zu bieten. Für die pafjive ? 
Seite des hypothekariſchen Rechtsverhältnifjes gilt das Erfordernis des recht- 
lihen Zufammenhanges mit dem Schuldverhältnis nit. Die Einzelnormen 
des BGB find vielfach auf der Vorausfegung aufgebaut, daß die Anfprüche aus 
der Hypothek fich teilen: 

a) in das obligatorifche Forderungrecht gegen den bloß perjönlich ver: 
pflihteten Schuldner, der durch die Erfüllung, fofern ihm ein Erſatzanſpruch 
gegen den Eigentümer zujteht, kraft Gejegesvorfchrift die Hypothek erwirbt ;? 

b) und in den dinglichen Anfpruch aus der „Hypothek“ gegen den jeweiligen 
Eigentümer des belafteten Grundftüds, der, ſoweit er den Gläubiger befriedigt, 
die Forderung und eine „Hypothek des Eigentümers” * erlangt. 


— 





„.„. 59) RG 52, 8: denn die Abtretbarfeit der borftehenden erſten, mit dem 
Löſchumganſpruch bezüglich der zweiten Stelle nad) $ 1179 begabten, Hypothek an 
den nachitehenden dritten Hypothekengläubiger wird erleichtert, wenn auf diefen zus 
gleich das Recht zum Aufrüden übergeht. Danach genügt zur Erwirkung der 
Vormerfung ein bloß eventuelles, erjt durch eine etwaige Abtretung entitehendes 
techtliches Intereſſe. Ohne diefes würde e3 m. E. aber unzuläffig fein, eine Vor— 
merfung lediglich im Intereſſe eines anderen Shpothelengläubigers zu ermwirfen: 
da3 dingliche Wartrecht muß da begründet werden, wo der rechtliche Vorteil fich 
beriwirflichen foll. 

60) Bayer. Ob. L. G. in OLG 4, 490. 

61) Inſoweit gelten 88 883 IL, 858. Auch gegenüber der Pfändung eines 
Gläubiger de3 Eigentümers wirft da3 Recht auf Löſchung; über die Durch: 
führung des Wartrechtes oben 865 Nr.5. Dagegen ijt die Veräußerung des 
Grunditüds, jei e8 vor oder nach der Entitehung der Eigentümergrundjchuld, 
durchaus wirkſam; die Verpflichtung zur Löſchung bindet auf Grund der ein- 
getragenen Vormerkung jeden Rechtsnachfolger. Sie wirft auch im Konkurſe 
de3 Eigentümers; vergl. RG in Grucot 44, 1214. 

1) 8 1113 I; ferner $ 1147 und unten 88 120 Nr.2, 125, 126. Be— 
friedigung aus dem Grundſtuͤck ift die technifche Bezeichnung für die im Wege 
der Zwangvollſtreckung erfolgende Befriedigung. 

2) Daß die Bedeutung des zur Vorausfeßung der Hhpothef genommenen 
Forderungredhtes auf der aktiven Seite gelagert it, indem als berechtigt zur 
Geltendmachung der Hypothek nur gilt, wer fich al3 Gläubiger ausweiſt, ift oben 
$115 zu U 8 dargelegt. 

3) 1164 f. ; 
4). $ 1148 f.; dazu $ 1177 II und oben $ 116 Nr. 7b. — Wegen des 
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2. Die hierdurch vorbereitete Selbftändigfeit der dinglichen Haftung 
erhält verftärkte Bedeutung unter dem Einfluß der mit der Verkehrhypothek 
verbundenen grundbuchrechtlihen Wirkungen.’ 

Soll entjprechend dem Zwede der Bucheinrichtung die Verkehrhypothek 
durch die Eintragung Beftätigung finden, jo muß die Wirkung des öffent: 
lihen Glaubens des Grundbuch inſoweit auch auf die Forderung erftrect 
werden, als fie nach dem Geſetze die Vorausfegung zur Geltendmachung des 
dinglichen Rechtes aus der Hypothek bildet.° In diefem Sinne wird ver: 
ordnet, daß der Buchinhalt die Hypothek in Anfehung der Forderung beftätigt. 
Das gilt nicht für den obligatorischen Anſpruch; wer Schuldner ift und wieweit 
er haftet, bleibt eine offene Frage. Die Buchwirkung wird vielmehr durchaus 
auf den Zweck begrenzt, dem dinglichen hypothekariſchen Anjpruch, joweit er 
der Anlehnung an die Forderung bedarf und aus ihr inhaltlich beftimmt wird, 
die erforderliche Stüße zu bieten.” Danach greift für den Gläubiger die 
gefeglihe Vermutung ein, daß die Forderung jo beftehe, wie fie eingetragen 





Gerichtitandes für diefe Klage vergl. ERO $$ 24, 25; nach $ 25 kann bie 
Schuldklage in dem dinglicden Gerichtitande mit dem Anspruch aus der Hypothek 
nur dann erhoben werden, wenn die verbundenen Klagen gegen denfelben Be— 
flagten gerichtet find, 

5) 81138 zählt diefe auf. Die wichtige Bedeutung diefes Paragraphen 
erjcheint aber nur verjtedt unter den PVermweifungen. Er gilt nur für Die 
gewöhnliche, nicht für die Sicherunghypothek, $ 1185 II. 

6) RG 49, 6: die Forderung wird fomweit betroffen, als die Hypothek bon 
ihr abhängig ift. — Für die Dingliche Bedeutung der Forderung fpricht m. €. 
auch, dab die- Eintragung eine® Widerfprucds nah 8899, GBO 84212 
deshalb begehrt werden fann, weil die Forderung nicht befteht oder einer Einrede 
unterliegt. Der Widerfpruch aber fett begrifflich voraus, daß der Buchinhalt 
mit der wirklichen dinglichen Rechtslage nicht im Einflang fteht. Daher ſteht 
denn auch dem Eigentümer der Berichtigunganfpruch zu, wenn feititeht, daß die 
Forderung erlofchen iſt (U 10). 

7) Der öffentliche Glauben des Grundbuch erfährt damit eine Er- 
mweiterung über fein fonjtiges Wirfunggebiet hinaus; oben $ 62 zu A26. Daß 
hierdurch die afzefforifche Natur der Verkehrhypothek belegt wiirde, iſt Fuchs 1, 
449 nicht zugugeben. Der $ 1138 bezeugt vielmehr umgekehrt die Selbitändigfeit 
des Grumdpfandrechtes: denn das Forderungredht wird durchaus in den Dienjt 
der Belaftung geitellt, e8 wird um diefer willen und aus ihr beftätigt, jo daß jelbit 
ein untoirffames Forderungrecht erftarkt, und jedenfalls zieht feine Unwirkſamkeit 
nicht, was der afzeflorifhen Natur entiprechen müßte, die der Verkehrhypothek 
nach fih. Während nad $ 1138 die VBuchbeglaubigung der dinglien Belaſtung 
die Forderung mit dedt (für die Hhpotbhet in Anjehbung der 
Forderung gilt), findet eine Überleitung der im Falle einer Forderung- 
abtretung geltenden Einwendungen auf die Hypothek nicht ftatt (SH 406—408 
gelten nur für die Forderung, nicht aber in Anſehung der Hhpotbel, 
81156 ©.1). Dagegen nimmt fraft unmiderleglicher Wirkung des Bud 
glaubens augunjten des Hypothekengläubigers der im Grumd- 
buch als Eigentümer Eingetragene die NRechtitellung eines wirfliden Eigen- 
tümers ein; 88 1141 1 2, 1148. 

8) 8891, auf den 8 1138 hinweiſt. Der Befi des Hhpothefenbriefs er= 
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Die wichtige Folgerung hieraus ift, daß der Hypothefengläubiger fi nur 
auf die eingetragene Hypothek zu berufen braucht; der Beweis, daß eine 
Forderung vorliege, gehört nicht zur Subftantiierung feines Anfpruchs.? Der 
Eigentümer kann allerdings den Gegenbeweis führen, daß ein wirkſames 
Forderungrecht fehlt.” Diefer Einwand hat aber volle Wirkung nur gegen 
den erjten Öypothefengläubiger. Gegen den redlichen Dritten, der einen 
rechtsgejchäftlihen Erwerb auf den öffentlihen Glauben des Grundbuch 
geſtützt hat, dringt diefer Einwand nicht mehr durch; für ihn gilt die Forde- 
rung unmiderleglich als jo bejtehend, wie fie im Grundbuch verlautbart ift.'* 

Der regelmäßigen Geftaltung der Rechtslage entjpricht es mithin, daß 
die Befriedigung aus dem Grundftük mwegen der eingetragenen Hypothek 
und nicht wegen der dem Kläger zuftehenden Forderung begehrt werden kann.’ 

3. Aus der Eintragung folgt die Unverjährbarfeit des Anſpruchs aus der 
Hypothek: Verjährung des Forderungrechtes hindert den Gläubiger nicht, Be: 
friedigung aus dem Grundftüd im Wege der Zwangpvollitredung zu fuchen.!? 
Dies findet feine juriftifche Erklärung nicht durch die Annahme des Fortbeftandes 
einer natürlihen Verbindlichkeit; denn diefe könnte jene Folgen nicht be- 
gründen.!* Es wird vielmehr Eargeftellt, daß bei Geltendmachung einer Ver: 


jest die Eintragung de3 Erwerber in das Grundbuch, wenn er durch eine fort- 
laufende Reihe von öffentlich beglaubigten Abtretungerflärungen al3 berechtigter 
Inhaber erjcheint; 8 1155. Much die Berufung auf die wirffam erteilte Ein— 
tragungbemwilligung genügt; KGJ 21, 139. 

9) Oben $ 61 A 10; dort auch befonders über die Briefhypothek. 

10) über den Gegenbemweis oben $ 61 A15f. Zur Widerlegung der Vers 
mutung des $ 891 genügt nicht, daß e3 im Augenblid der Eintragung an einer 
Forderung gefehlt hat, weil 3.8. damals das Darlehn noch nicht ausgezahlt 
war. Das Buch bejtätigt den gegenwärtigen gültigen Bejtand der bon der 
Hypothek mitumfaßten Forderung, daher kann zur Widerlegung nur der Beweis 
taugen, daß bis jest feine wirkſame Forderung entjtanden oder daß fie erlojchen 
fei (da3 wird fich meift mit dem Bemeife, daß eine Eigentümergrundfchuld vor— 
liege, deden). So auch RG 56, 235; 57, 321 (gegen 49, 6). über die Ein- 
rederechte des Eigentümers inäbefondere unten $ 128. Sit der Eigentümer mit 
dem Gegenbemweife durchgedrungen, fo fann er von dem eingetragenen Hypotheken— 
gläubiger die Zuftimmung zur Berichtigung des Grundbuchs begehren. 

11) Nach $ 892. Einwendungen können gegen den Eriverber nur dann 
erhoben erden, wenn fie im Buche (oder Briefe) dverlautbart oder ihm fonjt 
befannt geweſen find. Die Hhpothef wird in Anfehung der Forderung jogar 
dann betätigt, wenn der Hhpothefengläubiger mit dem dinglichen Anjpruch aus 
der Hhpothef den perfönlichen aus dem Forderungrechte verbunden hat und er 
mit dem obligatorifhen Anspruch abgemwiefen ift, weil der Schuldner 3.8. mit 
einer Gegenforderung biergegen wirkſam aufgerechnet bat. Allerdings war dann 
eine Eigentiimergrundfchuld entftanden, aber in der Hand des redlichen Dritten 
ift die Belaftung wieder zu einer dinglich vollwirffamen Gläubigerhypothek eritarft. 

12) Daraus folgt, daß die VBegriffbeitimmung des 8 1113 I eine mwefentliche 
Einſchränkung durch $ 1138 empfängt. Diefer, nicht jener gibt das: ius ex quo 
regula fit. Dazu unten $ 126 419. 

13) 8 2231; auch 8 902. 

14) Xergl. 88.1 899 U 16. 


Endemann, Lehrbuch. IL Band. 8.1.9. Aufl. 48 
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fehrhypothef auf das obligatorifhe Schuldverhältnis nicht zurücgegriffen 
zu werden braucht: nicht das Forderungredht, fondern das unabhängig davon 
beftehende dingliche Befriedigungreht wird geltend gemadt. Die Unver- 
jährbarfeit erjcheint nicht ald Ausnahme, jondern als eine regelrechte aus 
dem Grundbuchſyſtem und der rechtlihen Natur der Hypothek abgeleitete 
Rechtsfolge.⸗ 

4. Der Wert einer Hypothek wird weſentlich durch ihren Rang '* 
beftimmt. Nach ihm bemißt fich das Recht auf Befriedigung aus dem Erlöfe 
des Grundftüds im Verhältnis zu den übrigen an demjelben Grundftüc 
baftenden Grundpfandredhten. 

a) Die hierin ausgeprägte verfehrmäßige Bedeutung des Ranges em— 
pfängt ihre rechtliche Anerkennung dadurch, daß jeder Hypothek eine feite 
Stelle gefihert wird. Dieſe wird grundbuhmäßig dur die Reihenfolge 
der Eintragungen!" feftgelegt; das Befriedigungrecht des Gläubiger wird 
dur dinglihe Surrogation auf den Teil des Werterlöjes des Grundſtücks 
erjtreckt, der nach Abfindung der vorangehenden Gläubiger übrigbleibt. Einen 
geſetzlichen Anfpruch zum Nachrüden hat der Hypothefengläubiger auch dann 
nicht, wenn ein vorftehendes Hypothekenrecht deshalb nicht entjtanden oder 
erlojchen ift, weil e8 an dem zu fichernden Forderungredhte mangelt; denn 
in diefem Falle wird, fofern nur die dingliche Belaftung wirkfam ift, die Stelle 
duch eine Eigentümergrundfchuld bejeßt.'* 





15) Anders lag die Sache für das römische Recht. Da es grundſätzlich an 
der akzeſſoriſchen Natur des Hypothekenrechts feitbielt, mußte es, um den Forts 
beitand einer verjährten Hypothek zu erflären, zu fühnen Ausnahmevorſchriften 
greifen. D. 86. 1. 61 pr.; Dernburg, Pfandredit 2, 577; Eifele, Iher. 3. 31, 
406. Anders 3.8. Windfcheid > A13, 8249 A. 4; Schott, her. 3. 15, 
82 f., welche auf jene Quellenftele bin die afzeflorifche Natur der Hhpothef ent— 
weder abſchwächen oder ganz ableugnen wollen. — Yedenfalls ift nad) dem BEB 
die Rechtölage eine andere. Durch die Eintragung in dad Grundbuch wird Die 
Hypothek den Schidfalen des obligatorifchen Rechtes im weſentlichen entrüdt: mie 
fie bejtehen bleibt troß der Erfüllung und Tilgung der Schuld, fo greift in fie 
auch die Verjährung des Forderungrechtes nicht ein. Das find aber nicht 
finguläre Wirfungen, fondern Erfcheinungen, die als der Ausdrud der wahren 
rechtlichen Natur der Hhpothef anerfannt werden müfjen: d.b. als der Ablöfung 
der dinglichen Haftung von dem Beftande des obligatorifchen Rechtes. 

16) Darüber iſt oben in ss 12—14 gehandelt; dort auch über die Vor— 
rechteinräumung und den Vorbehalt des Ranges. 

17) 8879 I; oben $ 13. Der öffentliche Glauben des Grundbuch be— 
jtätigt auch die Rangordnung und damit, daß andere als die im Grundbuch ein— 
getragenen Belaitungen der Hypothek nicht vorgehen, Eine Ausnahme hiervon 
machen die Ablöfungrenten und Meliorationdarleben; das Landesgejek darf nach 
EG 115, 118 verordnen, daß jie auch den älteren, bvoreingetragenen Belaftungen 
borgeben jollen; vergl. oben 8 109 A 7. Der ältere Gläubiger wird dadurch nicht 
gejchädigt, weil die Ablöfungrenten an die Stelle drüdenderer früherer Be— 
laftungen treten und meil die Meliorationdarlehen eine Werterhöhung berbei- 
führen. — Eine fachlich ungerechtfertigte Rangverfchiebung findet im Falle des 
8 1182 © 28 ftatt (unten 8124 418). 

18) Die Sicherung der feiten Stelle macht jich vor allem bei der Zivang=- 
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b) Wenn fomit jede Hypothek auf die ihrem Rang entjprechende feſte 
Gtelle gebannt wird, jo muß fie andererjeits gegen jede Verkümmerung des 
mit ihr verknüpften Befriedigungrechtes gejhügt fein. Daher dürfen Ande— 
rungen in dem Inhalt und dem Rang der voran= oder gleichjtehenden Be— 
laftungen nur mit Zuftimmung aller im Rang gleich oder nachſtehenden 
Berechtigten bewirkt und eingetragen werden." Nur da, wo ihre Intereſſen 
von den Änderungen nicht berührt werden, weil es fih 53.8. nur um eine 
Ummandelung der rechtlihen Natur des Grundpfandrechtes handelt, bedarf 
& ihrer Zuftimmung nicht.°° Dasfelbe gilt dann, wenn die Hypothek geteilt 
und nur innerhalb der beftehenden Belaftung eine bejondere Drdnung über 
den Rang der Teilhypothefen zu einander getroffen wird.” Cine volle Aus: 
nahme gilt aber für den Fall der Zinsbeitellung und Zinserhöhung. Obwohl 
fih die Stellung der nadjeingetragenen Hypothefengläubiger verjchlechtert, 
wenn eine bislang unverzinsliche oder geringer verzinsliche Hypothek num 
auf den Zinsfag von fünf Prozent, den das Geſetz hier ald Grenze angibt, 
erweitert wird: jo dürfen die Beteiligten darüber doch jelbjtändig und ohne 
Zuftimmung der davon betroffenen Berechtigten verfügen.” Dies gilt zur 


beriteigerung geltend; die dem betreibenden Gläubiger vorangehenden Hhpothefen 
gehören in das geringite Gebot und bleiben troß der Veräußerung bejtehen. 
— Ausnahmweiſe findet ein Nachrücken der jpäteren Gläubiger ftatt: wenn die 
Hypothek aufgehoben wird (8 1183) ; wenn der Eigentümer auf die Eigentümer: 
grundichuld verzichtet und fie im Grundbuch Löfchen läßt (hierzu fann er fi 
auch nach $ 1179 wirkſam verpflichten). Wenn dagegen eine Hypothek bei der 
Bwangverfteigerung durch Zufchlag gemäß ZUG $$ 52, 91 erlifcht, jo tritt der 
Erlös dur Surrogation an die Stelle des Grundſtücks: an ihm entiteht und 
jet jich die Eigentümergrundfchuld gemäß $$ 1168, 1190 fort; RG 55, 223, 

19) Den allgemeinen Grundfaß ftellt 8 877 auf; über die Rangänderung 
Le): Einräumung eine beijeren Ranges ohne Gegenleiftung enthält eine 

nfung (RG 48, 136) ; das formlofe Verfprechen, der Hypothek fünftig einen 
befieren Rang einräumen zu wollen, ift darum nichtig. Vergl. 8.1 8 164 U 24. 

20) So 3.2. nad) 88 1186 © 2, 1198 © 2, 1203 S2. 81151. 

21) Zur Ordnung des Rangverhältnijies der Teilhypotheken untereinander 
genügt die Einigung unter den beteiligten Gläubigern; Zujtimmung der Eigen— 
tümer iſt nicht erforderlich; 8 1151. Kraft Geſetzes gebührt im Falle teilmeijer 
Befriedigung der Hypothek dem Hhpothefengläubiger für den Neitbetrag der 
Torrang vor dem Eigentümer oder perfönlichen Schuldner, auf die die aus— 
gezahlte Teilhypothek von rechtswegen übergegangen iſt (8 1176); die Zuſtim— 
mung der nachitebenden Berechtigten fommt hierbei nicht in Frage. 

22) 81119. Ebenſo 3.2. preuß. Eigentumerwerbgej. $ 251; medlenb. 
Hhpothelenordnung $ 14; weimar. Pfandgef. $9I3 II. Das gilt nicht für Die 
Kautionhypothet, $ 1190 II. — Die Erweiterung der dinglihen Haftung gemäß 
$ 1119 erfolgt durch Einigung und Eintragung; über die Nangjtellung der Ers 
weiterung OLG9,313. Die Zınderweiterung über fünf Prozent hinaus iſt 
auläjfig und auch ohne Zujtimmung der gleiche oder nachjtehenden Berechtigten 
eintragungfäbig, es muß aber dann bemerkt werden, dat die das geſetzliche Mat 
überfteigenden Zinsbeträge an dem Range der Hypothek, zu der fie gehören, nicht 
teilnehmen, fondern allen bereits eingetragenen Belajtungen nachitehen (RIA 3, 


48* 


756 Dritte® Buch. Sacdenredt. 


Schonung des Eigentümers, der jonft bei einer geringer verzinslichen und daher 
auch meift unverfäuflichen Hypothek alsbald den Nachteilen der Zmwangver: 
fteigerung ausgejegt fein würde. | 


5. Die Grenze, bis zu der die mit dem Eigentum als unverzichtbare: 
Necht verbundene Belaftungbefugnis reicht, wird durch das Geſetz genauer feſt⸗ 
geitellt.” ine dem Hypothekengläubiger gegenüber eingegangene Verpflichtung, 
da3 Grundjtüd nicht weiter belajten zu wollen, iſt nichtig und darum eintragung- 
unfähig;”* dagegen fteht nichts im Wege, daß der Eigentümer mit feinem Ver: 
täufer oder dem Pächter oder Nießbraucher vereinbart, er dürfe das Grunditüd 
nicht oder nicht über einen bejtimmten Betrag hinaus belajten.” Der Inhalt 
des Befriedigungrechtes aus einer Hypothek wird auf den im Wege der Zwang⸗ 
vollitredung ermittelten Wert befchräntt; erjt nachdem die Hhpothefenforderung 
dem GEigentiimer gegenüber fällig * geworden ijt, darf dem Hypothekengläubiger 
ein Verfallrecht eingeräumt oder verabredet werden, daß das Grumdjtüd frei: 
händig oder auf andere Weife veräußert werden und der jo ermittelte Wert 
dem Gläubiger zur Befriedigung dienen ſoll.“ Es ijt jedoch zuläffig, dab der 
Veräußerer, auch wenn für den Kaufpreis eine Hhpothef an dem Grundſtück 
bejtellt ijt, für den Fal der Nichtzahlung des Kaufpreifes und damit ber 
Hypothekenſchuld ein Rüdtrittrecht mit dem Erwerber vereinbart und den Ans 
fpru auf die nad Ausübung des Nücdtrittrechtes zu begebrende Rüdüber- 
tragung des Eigentumes durh Eintragung einer Wormerfung jichert;* der 
Wirfung nad jteht dies dingliche Wartrecht einem Verfallrechte glei; es 
fällt aber nicht unter das Gefeßesverbot, weil e3 nicht fotwohl zum Zwecke der Be 
friedigung der Hypothek und der durch fie geficherten Kaufpreisjchuld, al3 viel: 
mehr zur Rüdgängigmadhung des Kaufvertrages dient.” 


151). Ein befonderer Hypothekenbrief braucht auch für Die über den Betrag 
von fünf Prozent hinausgehenden Zinfen nicht gebildet zu werden (OLG 1,481). 
Vergl. ferner RJA 3,131, wonad die Zinfenerweiterung über fünf Prozent obne 
Zuftimmung wirkſam ijt, wenn diefe Yinfen nur eine Umrechnung bereits em: 
getragener anderer Nebenleijtungen daritellen. i 

23) Über die Erftredung der dingliden Haftung auf Zubehör, Früchte, 
Mietzinjen ufiv. unten $ 122. 

24) 81138; oben $ 112 W 17. 

25) Eine derartige obligatorifche (daher nicht eintragungfäbige, auch nicht 
durch Vormerfung zu jichernde) und durch eine Vertragitrafe verjtärfbare Ver: 
pflichtung it gemäß $ 137 S2 zuläffig. Sie wird vom RG 55,78 für den Fall 
anerfannt, daß der Erwerber dad Grundftüd nur an einen Käufer deutjcer 
Nationalität veräußern darf; hieraus ift die entfprechende Folgerung aud auf 
$ 1136 gejtattet. 

26) Gemäß $$ 1141, 1100 II. 

27) N 1149. 
28) Über die Zuläfiigfeit folder Wormerfung oben $ 65 A 12,28. 

29) Ob ein derartiges Nüdtrittrecht nach $ 346 in Wahrheit vereinbart 
worden iſt, muß nach dem Vertraginhalte geprüft werden. Kein Rücktrittrecht, 
fondern ein anders geartetes Widerrufrecht wird durch $ 610 dem Darlehengeber 
„wegen veränderter Umſtände“ gegeben; über die Anwendung diefer Norm auf 
die Darlehenhypothek: RG 52,5; Aublenbedt in IW 33,380. Einen Fall, in 
dem das bereinbarte Rücktrittrecht nicht als foldes Anerkennung finden konnte 
und Daher wegen Verjtoßes gegen $ 1149 unwirkſam war, behandelt mit den im 
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Eine Grenze für die dingliche Belaftungfähigfeit der Grundjtüde ftellt das 
BGB nit auf.” Dagegen dürfen die Landesgefeße die Belaftung über eine 
beitimmte Wertgrengze hinaus unterfagen,” und auch die Beftellung eines uns 
fündbaren Grimdpfandrechtes verbieten oder die Ausichliegung des Kündigung- 
rechted de Eigentümers zeitlich bejchränfen.” 

Bon der Beichränfung der dinglichen Belaftungfähigkeit ijt die vom Gläu— 
biger zu beachtende Beleihunggrenze der Grundftüde zu unterfcheiden. Dabei 
handelt es fich insbeſondere um die Frage, wieweit eine Hhpothef noch als 
mündelfihere Anlage anerfannt werden fann.” Hierher gehören ferner die fraft 
Reichögefeßes den Hhpothelenbamfen gezogenen Grenzen.” 


Terte angegebenen Gründen: bayer. Ob. LG in RYA 3,195; TurnausfFörfter 1, 
657; Oberned 706. 

30) Anders der Entwurf des jchtweizerifchen Civilgefeßbuches 88 834 F. 
Dana) darf die Gült (die felbftändige Grundftüdbelaftung ohne perjönliche 
Schuldverpflichtung) nur bis zu zwei Drittel des Schatungmwertes des Bodens, 
vermehrt um die Hälfte des Schabungmertes der Bauten, errichtet werden. Die 
Kantone haften dafür, daß den Gültforderungen der Wert zufommt, auf den fie 
lauten. Die Schatung erfolgt in einem amtlichen Verfahren. 

31) EG 1171. Dies findet heute nur Anwendung bei Erbpacht- und 
Anerbengütern, für die bereit3 EG 63, 64 die erforderlichen Vorbehalte geben 
(oben $96 A 10,19). Nach medlenb. AG $ 167 Nr. 2 ann für ein Erbpacht⸗ 
grunditud und deſſen Zubehör durch den Grundbrief (mithin durch Rechtögeichäft ; 
unrihtig Niedner 142; Oberned 704 422) die Belaftung mit Hypotheken, 
Grund» oder Rentenfchulden über eine bejtimmte Wertgrenze hinaus unterfagt 
werden; diefe Beichränfung wirft auf Grund der Eintragung des Erbpachtrechtes 
gegen jeden Dritten (Langfeld, AG 159). 

32) EG 117 U. Preuß. AG Art. 32 und Reuß ä. L. 8 91: höchſte Dauer 
der Ausſchließung des Kündigungrechtes 20 Jahre; württemb. Art. 213 und bad. 
Art. 27: 10 Fahre; fchrvarzb.-fond. Art. 40 und anhalt. Art. 51: 30 Sabre. 

33) 81807 II; unten 8 223. 

34) Reichs-Hypothektenbankgeſetz 13. 7. 1899. Durch dieſes 
Geje jollen, in Verbindung mit dem Reichsgeſetz über die gemeinfamen Rechte 
der Beſitzer von Schuldverjchreibungen 4. 12. 1899, die Grundlagen für Die 
rechtliche Sicherjtellung der Pfandbriefinhaber geichaffen werden. Die Boden 
freditanjtalten find: 1. entweder öffentlicgrechtlihe Inſtitute (insbeſondere die 
Landſchaften) oder pribatrechtliche, genoſſenſchaftlich organijierte —— 
2. oder Bodenkreditinſtitute mit ſtaatlicher oder provingieller Haftbarkeit, auch 
ſtädtiſche Pfandbriefämter; 3. oder Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſell— 

auf Aktien, bei denen der Gegenſtand des Unternehmens in der hhpo— 
thelariſchen Beleihung von Grundftüden und der Ausgabe von Schuldber— 
Ireibungen auf Grund der erworbenen Hypotheken beiteht. Nur auf die zulekt 
genannten „Hypothekenbanken“ bezieht jich das Reichsgejeg. Für dieſe Banken 
gilt die Konzeffionpflicht; fie unterliegen ferner der Aufjicht des Staates, in 
defien Gebiet die Bank ihren Sit bat. Ihr Gejchäftbetrieb wird durch $5 ge: 
nauer begrenzt, gejtattet ijt die Gewährung hypothekariſcher Darlehen, die Aus: 
gabe von Hhpothefenpfandbriefen; der Erwerb, die Veräußerung und Beleihung 
bon Darlehen; nicht hypothekariſche Darlehen dürfen nur an inländische Körper: 
Ihaften des öffentlihen Rechts u. dergl. gewährt werden. Der Erwerb bon 
Örundftüden ijt ihnen nur zur Verhütung von Verluſten an Hypotheken oder 
zur Beihaffung von Gejhäftsräumen geftattet ($ 5 III). Dem Hauptziwede des 
Geſetzes, die rechtliche Sicheritellung der Hhpothefengläubiger (den Hypotheken 
ftehen im Sinne des Geſetzes die Grundſchulden gleich, 53401) zu erwirken, 
dienen folgende Vorfchriften. Der Gefchäftbetrieb der Hypothekenbant ijt weſent— 
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Zur rechtsgeſchäftlichen? Begründung einer Hypothek bedarf es ihrer Ein: 
tragung in das Grundbuch. Materielle Vorausfegung ijt der dingliche Be- 
jtellungvertrag; nur in einigen Fällen?” wird er durch einen ſog. gejeglidhen 
Pfandtitel erfegt. Inhaltli muß damit die Einigung der beteiligten Perjonen 
über den bejtimmten Geldbetrag der Belaftung, die Art” der Hypothek, das 
verpfändete Grundſtück uſw. hergeftellt fein. Die Folge wäre, dat die Abtretung 
einer Hypothek wie jede dingliche NRechtsänderung nur durch Einigung und Ein: 
tragung im Grundbuch bewirkt werden fönnte. Das widerſpräche den Bedürf— 
nifjen des Verfehr3 und müßte zur Überfüllung und Unüberſichtlichkeit des 
Grundbuch führen. Im Gegenjag zu anderen Belajtungen der Grunditüde 
jind die Grundpfandrechte als mobilifierte Grundwerte regelmäßig zur freien 
Übertragung und Verwertung bejtimmt. Diefem Zmwede dient die Verbriefung 
der Hypothek. 

Entſprechend der Übung des Verkehrs ftellt das BGB die Regel‘ auf: 


lich auf die Ausgabe von Pfandbriefen gerichtet, die nahezu allgemein auf den 
Snhaber lauten, nad) BGB $ 795 daher nur mit jtaatlicher Genehmigung in den 
Verkehr gebracht werden dürfen. Zur Dedung diefer Schuldverjchreibungen 
dienen die Grundpfandrecdhte, daher „Deckunghypotheken“. Die Sicherheit diejer 
Unlegungmwerte ſoll dadurch gemwährleiftet werden: die Beleihung ift auf in> 
ländiſche (da bedeutet deutjche; vergl. BGB sg 1807, 1808) Grundftüde 
beſchränkt und der Regel nah nur zur erjten Stelle zuläffig; fie darf 
auch die erjten drei Fünfteile des Wertes des Grundſtücks nicht überjteigen 
($ 11). Die Hauptjchtwierigfeit betrifft die Frage der Wertermittelung; $$ 12, 
13 geben dafür Anleitungen; daß das Tarationivefen reformbedürftig ift, bat die 
Erfahrung vielfach beftätigt. Die Pfandbriefgläubiger haben im Konkurſe der 
Hypothekenbank ein Recht auf vorzugweiſe Befriedigung ($ 35). Bei jeder 
Hypothekenbank iſt ein Treuhänder zu beitellen, der aus eigenem Rechte 
(weder als Vertreter der Gläubiger, noch als Vertreter des Staates) im Intereſſe 
der Pfandbriefjicherung die in SS 29 f. Aufficht- und Sicherungrechte auszuüben 
berechtigt und verpflichtet ijt. WVergl. Gunz, rechtl. Natur des Treuhänder im 
Hhpothefenbantgefeß, 1903. Und allgemein: F. Hecht, in Holkendorff-Kobler, 
Enchklopädie 1, 1079 und Deutfche Hypothekenbanken 1903 Bd. 1; Kommentare 
zum Hyp. B.G. von Göppert 1900; Bonſchab 1900; A. Schulte, Aber. N 43, 96. 
Über den Treuhänder im Falle von BGB 8 1189: unten $ 130 Nr. 4. 

1) Daß es Fälle gibt, in denen eine Hypothek fraft Geſetzesvorſchrift ent 
fteht, ift zu verneinen. In Frage kommen: $ 1287 S2 und CPO $S48I. 
(Vergl. oben 859 A 36.) Xedenfall muß auch hier der Eigentümer auf er: 
langen die Eintragung betvilligen, von deren Vollzug die Wirkung der Hyhpothek 
gegen qutgläubige Dritte abhängt; 88 894 f., 892. 

2) 8 648; ferner CPO $8 866-868, 932; ZUG 88 128, 129, 134, 145; 
FGG 854. Auch in diefen Fällen muß die Eintragung Hinzufommen. 

3) Sind die Parteien uneinig darüber, ob eine Buch- oder eine Brief: 
hypothek eingetragen werden fol, jo ijt ein dinglicder Vertrag (vergl. $ 154; 
oben $23 Nr. 1) nicht zujtande gefommen. Wenn dagegen über die Art ber 
bejtellten Hypothek nichts vereinbart worden ift, greift die ergänzende Auslegung 
des Geſetzes dahin ein, dat man jich auf Vegründung einer Briefhypothel ge: 
einigt babe. 

i 4) 811161. Ausnahmen machen die Buchhypothek (unten 8 119) und 
ferner die Sicherunghhpothek nach $ 11851 (unten $ 129). 
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dab über jede eingetragene Hypothek ein Hypothekenbrief erteilt wird.” Die 
Briefhypothek gilt ald die regelmäßige Form der Verkehrhypothek.“ 

1. Der Hypothefenbrief muß dem Inhalte nach genau der Eintragung 
des Grundbuches entfprehen. Um dieſe Übereinftinmung dauernd feſtzu— 
halten, find alle jpäteren Veränderungen, die mit der Hypothek vorgehen, in 
dem Briefe durch amtliche Vermerke nadhzutragen.” Die Verbindung der 
Hypothek mit dem obligatorifchen Forderungrechte jol äußerlich dadurch 
hervortreten, daß die Schuldurfunde mit dem Briefe zu einem Schriftftüd 
vereinigt wird; das hat aber feineswegs die Bedeutung, daß die Forderung 
zu einer materiellrechtlichen Vorausſetzung der Wirkſamkeit des Hypotheken: 
briefes gejtempelt würde.“ 

Der Hypothefenbrief leitet feine Entftehung? und dinglide Wirkung 
von der Bucheintragung ab. Auch der öffentliche Glauben haftet in eriter 
Linie an biefer: der Erwerber erlangt das Hypothekenrecht jo, wie es im 
Buche verlautbart ift. Widerfprechen fi Buch und Brief in der Angabe 
des urjprünglichen Gläubigers, in dem Geldbetrage der Schuldfumme oder 
dem Zinsfage, fo gilt nur der Buchinhalt; denn diefe grundlegenden Feit- 
fegungen müffen im Grundbuche felbft eingetragen fein.” Da indeſſen der 
Brief als Ergänzung des Buchinhaltes anzufehen ift und durch ftete Nach: 
träge mit ihm in Einklang gehalten wird, jo gelten alle in ihm verzeichneten 
weiteren Tatjachen als dem Erwerber fundbar gemacht. 


5) über die Formen des Hhpothefenbriefes oben 8 57 Nr. 3. 

6) Daher heißt es im Leben: die „verbriefte Schuldverfchreibung“. Vor— 
bild war das preußiiche Recht; preuß. GBO $$ 122 f.; Dernburg, preuß. Hypo⸗ 
thefenr. 2, 132; Achilles, die preuß. Geſetze über Grundeigentum, zur GBO 

122; Mot. 8, 612: Boehm, Reichdgrundbuchr. 158 f.; M. Fifcher, Arch. BR 14, 
83; Dennler, Seuffert Bl. f. R.antv. 68, 158 und 177: Predari 226; Hachen⸗ 
burg, Vorträge 581; Oberned 727. 

7) GBO 8 621. Oben 857 424. 

8) GBO 858. Über diefe nach Grundbuchrecht geltenden Rechtſätze, ſowie 
über die Austellung und die Arten der Hhpothefenbriefe ift oben $ 57 gehandelt. 
— Der Hhpothefenbrief dient nur zur Verlautbarung und Abtretung der ding- 
lidhen Pfandbelaftung; auf die Forderung bezieht er fich auch nicht inſoweit, 
als dieje die Vorausſetzung der Hhpothef bildet. Ein Brief wird auch über bie 
Grundſchuld ausgeftelt. Im Falle der Entjtehung einer Eigentümergrundſchuld 
nimmt der Hhpothelenbrief die Rechtsnatur eines Grundſchuldbriefes an. 

9) Iſt 3.2. im Grundbuch eingetragen, daß die Ausjtellung eines Hhpo- 
thefenbriefes — 5* ſein ſoll, ſo iſt der im Widerſpruch hierzu angefertigte 
Brief nichtig. 

10) 81115 und dementſprechend GBO 856 S2. 

11) Wenn bier z. B. ein Verzicht, eine Quittung über Teilzahlungen, eine 
Abtretung, ein Veräußerungverbot oder ein Widerfpruch vermerkt wird, fo find 
fie damit verlautbart; der Erwerber muß dabon Kenntnis nehmen und darf jich 
nicht darauf berufen, daß dieſe Tatbeſtände im Grundbuch nicht eingetragen ſind. 
81140. Für Einreden gilt dasſelbe nach $ 1157. Über das aus dem Be— 
richtigunganfpruch fich ableitende Recht auf Vorlegung des Briefes: oben $ 68 
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Das Ergebnis ift, daß über den materiellrehtlichen Beſtand der Hypothet 
ausfchließlih das Grundbuch entjcheidet; für die Wirkungen des guten 
Glaubens und das Kennen der grundbuchrechtlichen Verhältnifje aber Bud) und 
Brief rechtlich eine Einheit bilden”? Dieſe Abhängigkeit von dem Grund— 
buchinhalt beweift, daß der Hypothekenbrief nicht als jelbjtändiges Wert: 
papier ** aufzufafjen if. Die Innehabung des Hypothefenbriefes bildet zwar 
grundfäglich die VBorausfegung zur Geltendmachung der Hypothek, Durch feinen 
Befig und Anhalt wird auch die Legitimation als Hypothefenberechtigter ge: 
ſchaffen; diefe Wirkungen aber hat der Brief doch nur in feiner Eigenjhaft 
als amtliche Urkunde über den Grundbudhinhalt; aus diefem entnimmt der 
Brief Kraft und Inhalt, aus ihm kann er widerlegt werden. Wird damit 
die Unfelbftändigfeit des Briefes dem Grundbuche gegenüber feitgeftellt, jo 


A 27. — Ferner genügt wie zur Übertragung (A 25 f.) jo auch zur BBelaftung 
der Hypothek mit einem Nießbrauch oder Pfandrecht (1069, 1274) umd zur 
Pfändung und Überweifung der Hypothek im Wege ber Zwangvollſtreckung 
CPO z8 830, 837) die Verlautbarung im Briefe, ohne daß es einer Ein: 
tragung im Grundbuch bedürfte. 


12) Die im Briefe vermerfte Rechtsänderung gilt ald dem Eriverber des 
Hhpothefenrechtes befannt. Dagegen ijt feineswegs die Wirkung des öffentlichen 
Glaubens des Grumdbuches davon abhängig, daß die dort erfolgte Eintragung 
auch im Briefe fteht. Der Inhalt des Briefes wirft niemals 
gegenden Inhalt des Buches, er fann aber den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs ausfchliegen. Daber hat der vorjichtige Erwerber einer Hwpo— 
thet Buch und Brief einzufehen. Fälle, in denen die Übereinftimmung beider 
nicht gewährleiſtet ift, weil es der allgemeinhin bei jeder Eintragung einer Redits- 
änderung im Grundbuch vorgefehenen Vorlegung des Briefes (GBO 84211) 
nicht bedarf und darum die Richtigſtellung des Briefes nicht ſtattfinden muß, ſind 
insbeſondere: a) Eintragung eines Widerſpruchs durch einſtweilige Verfügung, 
der ſich darauf gründet, daß die Hypothek oder die Forderung, für die ſie beſtellt 
iſt, nicht beſtehe oder einer Einrede unterliege, oder daß die Hypothek unrichtig 
eingetragen ſei (GBO 84212; nach $ 54 II bedarf es hier wegen der Dring— 
lichteit der Richtigjtellung des Buches der Vorlegung des Briefes nicht; —— 
und Vermerk im Briefe ſind aber gemäß $ 62 II2 von amtswegen nachzubolen) ; 
b) wenn der Gläubiger im Wufgebotverfahren nach $$ 1170, 1171 durch Aus 
ſchlußurteil mit feinem Rechte ausgefchloffen iſt, wird der ihm erteilte Brief 
traftlos; dasjelbe gilt nad) $ 1162, wenn der Brief abhanden gefommen it; 
dem Berechtigten ift auf Antrag ein neuer Brief auszuftellen (GBO $$ 67, 68), 
da aber der alte Brief nicht vorgelegt gu werden braucht (GBO 842 II), iſt es 
möglich, dab er fich im Umlaufe befindet, ohne den Vermerk über jeine Kraftlos— 
erflärung zu tragen; c) im Bmangverjteigerungverfahren erlöjchen die Hhpo— 
theken, die nicht nach den Verjteigerungbedingungen beitehen bleiben follen; das 
Gericht ijt zwar nad ZBG $ 1271 verpflichtet (das ijt die richtige Auslegung; 
e3 ſteht nicht im Belieben des Gerichtes), die Vorlegung des Briefes zu begebren 
und (nad Landesrecht durch Zivangmaßregeln, Ordnungftrafen) durchzuſetzen, 
um den Brief unbrauchbar zu maden oder das Erlöjchen des Teiles des Rechtes 
zu vermerken; bis dahin aber ijt das Erlöfchen des Nechtes aus dem Briefe nicht 
au erfennen. 

13) über diefen Begriff vergl. Bd.1 $ 196 Nr.1. AZuftimmend: Hachen— 
burg, Beiträge zum Hypothekenr. 46. Der Hhpothefenbrief darf weder auf den 
Inhaber Tauten, noch an Order geitellt werden. 
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wird in anderer Beziehung der Brief vom Gejege wie ein Schuldfchein be: 
handelt, jo daß das Eigentumrecht an ihm jchlechthin dem Gläubigerrechte 
folgt.* 

2. Der Hypothefenbrief wird vom Grundbuhamt auf Grund der voll- 
zogenen Sppothefeneintragung erteilt und regelmäßig dem Cigentümer des 
belajteten Grundftüds ausgehändigt.” Daraus entjteht zunächſt eine Eigen- 
tümergrundfchuld."* Sie gibt dem Schuldner die Machtbefugnis, den Brief 
jo lange zurüdzubehalten, bis der Gläubiger Zug um Zug ihm 3.8. die 
verjprohene Darlehnfumme auszahlt; damit fol dem Mißbrauch durch vor: 
zeitige Weiterbegebung des Briefe an Dritte vorgebeugt werden. Zugleich 
ift es möglich, durch Hinterlegung des Briefes die Abtretung der Hypothek, 
3;. B. zur Sicherung eines Mündels, zu fperren. 

a) Der Gläubiger erwirbt die Hypothek nicht bereits durch die dingliche 
Einigung über die Abtretung, fondern erft durch die Übergabe des Briefes. 
Dieje erfolgt entweder vom Eigentümer unmittelbar an den Gläubiger!” ; oder 
die körperliche Übergabe wird durch die bejondere Vereinbarung erjekt, die 
dem Gläubiger die Ermächtigung erteilt, ſich den bereits ausgeftellten Brief 
vom Grundbuhamt aushändigen zu laſſen.“ Erft damit hat der Gläubiger 


14) 895211; dazu oben 853 A32Ff. Dort auch darüber, daß für die 
echten Wertpapiere der umgekehrte Grundjaß gilt. Wenn Biermann ſich dem— 
gegenüber auf 8 1819 beruft, jo ift zu beachten, daß die dort borgejehene ge= 
legentlihe Erftredung der für Wertpapiere gegebenen Sicherungvorſchriften auf 
SHhpothefenbriefe nicht? für die materiellrechtlihe Natur de3 Briefe bemeift. 
Daß der Vormund über hinterlegte Hypothekenbriefe nur mit Genehmigung des 
Lormundfchaftgerichtes verfügen darf, iſt feine Nechtöfolge der angeblichen Wert: 
papiernatur, fondern hängt lediglich mit dem äußeren Tatbeitande der Hinter— 
legung als einer aus bejonderen Gründen ($ 1818) angeordneten Sicherung- 
maßregel zuſammen. 

15) GBO 88 56 S1, 601. 

16) 81163 II; dazu oben $116 A 84f. 

17) 811171. Das gefchieht in derjelben Weife, wie bewegliche Sachen 
zum Ziwede der Eigentumübertragung übergeben werden; alſo durch Einräumung 
des unmittelbaren Beſitzes oder durch die ihm gleichgeitellten Erſatzmittel nad) 
$ 929 © 2, 980, 931. Oben $80 9421 ımd RG 54,112. Wird ihm der 

tief vorenthalten, jo fann der „eingetragene“ Gläubiger auf feine Übergabe 
Klage erheben. Dazu CPO 8897 II und oben $18 A18; KG 21,171. — 
Die Übergabe verlautbart die Berfügung über die Hhpothef. Daher hängt 
ihre Wirkſamkeit davon ab, daß der fbergebende die Verfügungmadjt hatte und 
daß, wenn mehrere als eingetragene Miteigentümer nur gemeinjchaftlich ver— 
fügungberechtigt find, die Übergabe von fämtlichen vollzogen wird. BGB 8 744 I. 
Bergl. RG 52, 360. 

18) 8 111711; dazu GBO 860 II. Der Gläubiger muß fich dem Grund— 
budamt gegenüber durch eine den Formen der GBO $29 entſprechende Be— 
willigung des Eigentümerd ausweiſen (im Antrag wird meift hinzugefügt: Der 
Brief ift dem Gläubiger zu überfenden). Die Vereinbarung zwiſchen dem Befteller 
und dent Gläubiger foll die körperliche Übergabe „erjegen“ ; das fann nur jo ge- 
ihehen, daß ſie eine unmiderrufliche dingliche Verfügung enthält. Zu einer 
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die Briefhypothet erworben, und jet erjt gilt der Grundjag, daß ihm als 
Hypothefenberechtigten das Eigentum an dem Briefe fraft Geſetzes zuifteht.‘ 
Befindet ſich der Gläubiger im Beſitze des Briefes, jo greift die Vermutung 
ein, daß eine gültige Übergabe an ihn ftattgefunden habe.?° 

b) Die Erteilung eines Hypothetenbriefes kann durch Rechtsgejchäft * 
ausgeichloffen werden; die Ausſchließung enthält eine Rechtsänderung, die 
duch Einigung und Eintragung zu bewirken iſt.“ Uıngefehrt kann aud) 
nachträglich, nachdem die Eintragung bereits als Buchhypothek erfolgt ift, 
unter den gegenwärtig Beteiligten vereinbart werden, daß die Hypothek in 
eine Briefhypothet umgewandelt und demgemäß ein Brief ausgejtellt werden 
fol. In diefem Falle hat das Grundbuchamt den Brief unmittelbar dem 
Gläubiger auszuhändigen ;?* es entfteht hier alfo nicht inzwijchen eine Eigen 
tümergrundfchuld. 


3. Der Hypothefenbrief vermittelt die Hypothefenübertragung in der 
Weiſe, daß durch Erteilung einer privatfchriftlichen Abtretungerflärung * in 


folden Verfügung gehört aber, daß ihr Gegenitand bereit3 vorhanden ift (oben 
836 A 24) ; mithin muß der Brief bereits auögeitellt fein, wenn der Gläubiger 
einem Sachbefißer gleichitehen fol. Wird die Aushändigung vorher von dem 
Eigentümer gejitattet, jo fonbalesziert der Erwerb der Hypothek mit der Aus 
jtellung de3 Briefes. Wenn endlich der Eigentümer in der einfeitigen Eintragung» 
bemwilligung bereit3 die Aushändigung gejtattet bat, fo tritt der Erwerb der 
Hypothek ein durch nachfolgende Einigung nebſt Eintragung des Gläubigers; 
in diefem Falle kann der Gläubiger nah KGJ 25,153 die Herausgabe dei 
Briefes ohne meiteres felbft oder durch einen Notar, der feine formgültige Voll 
macht vorzulegen braucht, begehren. — Über den Fall der Auszahlung des Dars 
lebens vor der Übergabe de3 Briefes vergl. Ztichr. f. Not. der Rheinprop. 47, 169. 

19) $ 952 wird mithin durch $ 1117 mejentlich eingejchräntt. 

20) $ 1117 IM. Auch der mittelbare Beji begründet diefe Vermutung. 

21) Kraft Geſetzes ijt die Erteilung ausgeſchloſſen bei der Sicherunghhpo— 
thet; F8 1185, 1187. 

22) g1116111,3. Darauf findet aud) 8 876 Anwendung; die Zuitims 
mung der Drittberechtigten, 3.8. des Nießbrauchers an der Hyhpothek, iſt er 
forderlich, weil die Rechtsnatur des belafteten Nechtes geändert wird. Der 
Nachweis der Einigung iſt auch dann dem Grundbuchamte zu erbringen, wenn 
die Hypothek zunäcjt auf einfeitige Bewilligung eingetragen wurde, der ein— 
getragene Gläubiger aber nur eine Buchhypothek ertwerben will. — Sämtlide 
Miteigentümer und fämtlihe von der Geſamthypothek betroffenen Eigentümer 
müſſen zur Bewilligung diefer NRechtsänderung mitwirken (A 17 a. G.d. 

23) g1116112. Einigung zwiſchen dem jetzigen Eigentümer und dem 
jeßigen Hypothekengläubiger. Nah KON 21, 117; OLG 2,322 kann der An- 
jpruch auf diefe Rechtsänderung durch Vormerkung gefichert werden. 

24) GBO 86012. 

25) 8115411. Der Erwerber fann verlangen, daß der Abtretende feine 
Erflärung öffentlich beglaubigen läßt; die Koſten trägt der Erwerber; $ 115412, 
dazu 8 129. Ron der öffentlichen Beglaubigung hängt die wichtige Rechtsfolge 
aus $ 1155 S1 (A 28) und hiervon wiederum die Legitimation nad) $ 1160 ab. 
As Erſatz für die fchriftliche Abtretungerflärung dient die Eintragung in das 
Grundbuch; $ 1154 II. Vergl. auh GBO 8261. — Der $ 1154 betrifft mur 
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Verbindung mit der Übergabe ?° des Briefs die Forderung und mit ihr Die 
Hppothet auf den neuen Gläubiger übertragen wird.” Damit wird Die 
Eintragung der Abtretung und des jetzigen Berechtigten in das Grundbuch 
erübrigt und eine bequeme Übertragungform geſchaffen. 


a) Im Anſchluß hieran wird die Legitimation zur Geltendmachung 
einer Hypothek nicht bloß durch die Eintragung des Gläubigers im Grundbuch, 
fondern auch dadurd gewährt, daß von einem eingetragenen früheren Gläu- 
biger her eine zufammenhängende Reihe von öffentlich beglaubigten Ab- 
tretungerflärungen ?° auf den gegenwärtigen Befiger ?° des Hypothekenbriefes 
hinführt.° 

b) Das Geſetz geht noch weiter und läßt alle derartig öffentlich be- 
glaubigten Abtretungerklärungen an dem öffentlichen Glauben des Grund: 
bus teilnehmen: aus der zufammenhängenden, auf einen eingetragenen 
Gläubiger zurüdführenden Reihe der Abtretungerklärungen ergibt fich die— 
jelbe Wirkung, wie wenn der derzeitige Befier des Briefes in das Grundbuch 
eingetragen wäre.’ Daher gilt jeder hierdurch legitimierte Befiger zugunften 
des redlichen Ermwerbers als vollberechtigter Hypothekengläubiger; Verfügung: 
beiehränfungen wirken gegen den gutgläubigen Dritten nur, wenn fie fich 
aus jenen Urkunden oder aus dem Grundbuche ergeben; der Schuldner zahlt 
mit voller befreiender Wirkung an den, der aus dem Briefinhalte als Gläu- 


den dinglichen, die Rechtsänderung unmittelbar (ala Verfügung) bewirken— 
den Vertrag. Davon ift die obligatorifche Verpflichtung zur Abtretung, 
z. B. da3 in dem Haufe des Hypothekenrechtes enthaltene Grundgeichäft, zu 
unterfcheiden. Diefe3 unterfteht nach allgemeinem Grundfag (oben $18 A 7f.) 
feinem Formzwange; e3 ift verbindlich und begründet den Anſpruch auf Vollzug 
der Abtretung und auf öffentliche Beglaubigung der Abtretungerflärung, auch 
wenn es bloß mündlich vereinbart worden iſt. So auch RG 54, 148. 

26) Diefe hat nach Vorfchrift des 8 1117 zu erfolgen. Mit der Abtretung 
der Shpotbefenforderung iſt das Eigentum und damit jedenfall3 der Anſpruch 
auf Übergabe des Briefes auf den Erwerber übergegangen; oben $ 83 432. 

27) 8 1154 I1 in Verbindung mit $ 11531. Vergl. dazu unten $ 121. 

28) 8 1155. Ein gerichtlicher Überweifungbefhlug (EBO SS 835, 897 II) 
und das öffentlich beglaubigte Anerfenntnis einer fraft Gejetes erfolgten Über— 
tragung der Forderung (BGB 8412; fraft Urteils CPO $894) jtehen der 
öffentlich beglaubigten Abtretungerflärung gleih. Ebenſo nach $ 129 III die 
notarielle oder gerichtliche Beurfundung; vergl. FGG 88 128Ff., 159; Bd. 1 

65 A 18. Der Zufammenhang der Abtretungerflärungen mwird nicht (tie 

320,300 annahm) dadurch unterbrochen, daß nach dem Tode eines Hypo— 

thefenberechtigten fein Erbe, ohne felbjt eingetragen zu fein, die nädjitfolgende 
Abtretung vollgogen bat (oben 855 419). 

29) Beſitz des Briefes ijt auch die Vorausfegung zur Geltendmadung der 
Hhpothek nach $ 1160; unten $ 126. 

30) Vergl. zu diefem wichtigen Grundfage: Hachenburg 108; Filcher 274; 
Boehm 222; Oberned 785. 

31) Dies ift der Sinn des $ 1155 © 1 durch die Verweifungen auf $$ 891 f. 
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biger hervorgeht.” Der legitimierte Befiger des Briefes wird in den Stand 
gejegt, die Hypothek zu kündigen, fie im Wege der Klage geltend zu machen 
und die Zwangvollftredung zu betreiben.’® 

c) Dieje rechtlichen Vorteile werden dazu führen, daß der Erwerber 
regelmäßig auf der öffentlichen Beglaubigung der Abtretung bejtehen wird.’ 
Diefe hat indefjen nicht die Bedeutung, daß im Falle einer formlos voll 
zogenen Hypothekenabtretung jede Berufung auf den Inhalt des Grundbuchs 
ausgejchloffen wäre.” Was hier eingetragen jteht, behält für jeden Be: 
rechtigten die volle beftätigende Wirkung.” Aber die formlojen Abtretung: 
erflärungen gelten nicht als Beftandteil des Grundbuch. Um fein Hypo 
thefenrecht darzulegen, muß der Befiger des Briefes beweiſen, daß alle form: 
loſen Abtretungen von dem eingetragenen Gläubiger an der Reihe nad) bis auf 
ihn herab wirkſam vollzogen worden find; er bleibt den Ginwendungen aus: 
gejegt, Daß 3. B. an einen feiner Vormänner bereits gültige Zahlung erfolgt jei 
oder daß eine der vorausgehenden Abtretungen nichtig fei, weil fie gegen ein 
Veräußerungverbot verftoßen habe. Insbeſondere ift ein folcher Bejiger des 
Briefes nicht zu Anträgen bei dem Grundbuchamte legitimiert.?” 


4. Erwerb und Geltendmahung der Hypothek find abhängig vom Befige 
des Öypothefenbriefs.?® Iſt der Brief in die Hand eines Nichtberechtigten 
gelangt,. jo kann der Berechtigte von ihm die Herausgabe begehren. Iſt der 
Brief abhanden gefommen oder vernichtet, jo muß das Aufgebotverfahren ’ 


32) Jene Wirkungen treten nad) $ 892, die Ießtgenannte nach $ 893 ein. 
Der wirklich berechtigte Gläubiger fann die Berichtigung wie die Eintragung 
eines Widerfpruchs gegen den legitimierten Befiter des Briefes, wie wenn dieſer 
im Grundbuch eingetragen wäre, begehren, wenn die Abtretungurkunden die 
wirkliche Rechtslage unrichtig darftellen. 

33) Denn für ihn fpricht die Vermutung aus $ 891. Über die weiteren 
Vorausfeßungen 8 1160. 

34) Dies wird bei allen auf die Dauer berechneten Kapitalanlagen ftatt> 
finden. Eine formlofe Abtretung wird angewandt werden, wenn nur eine vor— 
übergebende, zumal fiduziarifche Abtretung beabfichtigt wird. 

35) Das betonen die Prot. 6, 249 nachdrücklich: durch den $ 1155 ſei nicht 
eine Ginfchräntung, fondern eine Ausdehnung des Prinzips des öffentlichen 
Glaubens im Sinne von $ 892 beabfichtigt; die öffentlich beglaubigten Abtretung: 
erklärungen follen nicht exit die Vorausſetzung für die Berufung auf den Glauben 
des Grundbuch bilden (diefer wirkt nach 8 892 für jeden Erwerber und aud 
bei formlofem Erwerbe), fondern den Glauben des Grundbuch ausdehnen audı 
auf die nur in dem Briefe öffentlich beglaubigten Abtretungen. Fiſcher 274. 

36) Daher wirken auch gegen ihn nicht Einwendungen gegen die Gültigkeit 
der Hypothekenbeſtellung, fofern fich Diefe nicht auf den Inhalt des Buches oder 
Briefed oder auf die Kenntnis des gegenwärtigen Gläubiger3 bon der Unrichtig- 
feit der beurfundeten Rechtslage gründen. 

37) Denn er vermag nicht den Erforderniffen der GBO 829 zu genügen. 

88) Hierin zeigen fich die praftifchen Nachteile und Gefahren, die mit der 
Briefhypothek unvermeidlich verbunden find. 
39) 8 1162; über das progeffuale Verfahren oben 878 Nr.1. 
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eingeleitet werden. Durch das Ausjchlußurteil wird der Brief für kraftlos 
erklärt;“ an feiner Stelle wird für den Gläubiger ein neuer Brief erteilt.* 
Zur vorläufigen Sicherung des Berechtigten kann das Gericht dann eine 
Zahlungſperre verhängen,** wenn der Aufgebottermin im gegebenen Falle * 
über ein Jahr noch hinausgejegt werden muß und daher das Aufgebot zu: 


nächſt unzuläffig iſt.“ 

Die Belaſtung einer Briefhypothek mit einem Nießbrauch oder Pfand: 
rechte erfolgt in derjelben Weife wie ihre Abtretung.” Soll fie im Wege der 
Zwangvollſtreckung gepfändet werden,“ jo ijt außer dem Pfändungbejchlufie 
des Volljtredunggerichts auch die Übergabe des Briefs an den Gläubiger 
erforderlich; gejchieht diefe nicht freiwillig, jo wird fie dadurch erſetzt, daß 
der Gerichtvollzieher den Brief zum Zwecke der Ablieferung an den Pfändung: 
gläubiger dem Pfandichuldner wegnimmt.“ 


8119. Buchhypothek. 


1. Eine Buchhypothef! entjteht, wenn durch befonderen dinglichen, in 
das Grundbuch eingetragenen Vertrag die Erteilung des Hypothekenbriefs 
ausgeichloffen ift. Die Ausichließung kann ſogleich bei der Bejtellung der 
Hypothek oder auch nachträglich erfolgen? Wird fie wieder aufgehoben, fo 


40) 8 1162; ERO $ 10171. 

41) GBO SS 67, 68. In ihm wird vermerkt, daß er an die Gtelle des 
bisherigen Briefes tritt; feine Ausftellung ift auch im Grundbuch zu beurkunden. 
Zur Sicherung des Eigentümers müfjen ferner die nach BGB 88 1140, 1145, 
1157 einzutragenden ®ermerfe auf den neuen Brief übertragen werden. Vergl. 
auch GBO 42 II, 62 und ZUG $ 136. 

42) EBO $ 1020. 

43) ERO is 1010 f. 

44) Diefelben PVBorjchriften find anguienden, wenn der Gläubiger uns 
befannt ift und durch das Aufgebotverfabren ausgefchlofien wird. Auch bier wird 
der Brief für fraftlos erflärt. &$ 1170, 1171 II 2, auch ZUG $ 135. Das 
Genauere unten 8 120. 

45) 9 1069, 1274. 
46) Gepfändet wird die Forderung mitſamt der Hypothek ($ 1153 II). 

47) CPO 88301. Zur Überweifung der gepfändeten Forderung genügt 
die Aushändigung des Überweifungbejchluffes an den Gläubiger; $ 83711. 

1) Der Ausdrud wird im BGB nicht gebraucht; er ift aber üblich (Dern— 
burg, preuß. PBrivatr. Bd. 1 $ 324) und fennzeichnend. Die Buchhypothek ent— 
ipricht der biöher zumal in Bahern, Sachſen uſw. gebräudjlichen Hypothekenform. 
Regelöberger, baher. Hhpothefenr. $ 21; StobbesLehmann 2 8148. 

2) $1116II. Über die Formen: 8873 II; GBO 829. Die Bewilligung 
zur Eintragung muß nad GBO 819 von dem erteilt werden, deſſen Recht von 
der Eintragung betroffen wird. Bafjivbeteiligter it, wenn eine Buchhypothek 
eritmalig bejtellt werden foll, der Eigentümer; feine einfeitige Bewilligung be— 
fimmt die Eintragung wie den Ausjchluß der Briefbildung. Wenn dagegen die 
Ausichliegung der VBrieferteilung nachträglich gegenüber einer bereits bejtehenden 
Briefhypothek verfügt werden fol, muß fich diefe Nechtsänderung auf den Ding» 
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muß diefe Ummandelung in eine Briefhypothef durch Einigung und Ein: 
tragung bewirkt werden, und dazu muß die Ausftellung und Übergabe des 
Hypothefenbriefes an den Gläubiger Hinzutreten.? ft eine Hypothek im 
Grundbuh als Buchhypothek eingetragen, verjehentlih aber ein Brief ge: 
bildet und ausgehändigt: jo entjcheidet für das Rechtsverhältnis des eriten 
Ermwerbers dem Befteller gegenüber der inhalt des dinglichen Vertrags ;' 
den dritten redlichen Erwerber aber ſchützt fchlechthin der Inhalt des Grund: 
buch, hat er die dort eingetragene Buchhypothek im Vertrauen auf den Buch— 
inhalt erworben, fo fann fein Recht infolge der unrichtigen Ausftellung eines 
Hypothefenbriefes und den hierauf fich gründenden Erwerb Anderer feine Ein: 
buße erleiden.® 

Der Gläubiger erwirbt diefe Art der Hypothek unmittelbar auf Grund 
der Eintragung in das Grundbuch. Von dem Grundbudhinhalt allein ift 
die Geltendmachung der Buchhypothek abhängig; ihre Abtretung ® kann aljo 
nur durch dinglihen Vertrag in Verbindung mit der Eintragung des Er: 
werbers vollzogen werden.” Die hiermit verbundenen formalen Schwierig: 
feiten lafjen die Buchhypothek nicht als ein für den allgemeinen Verkehr ge: 
eignetes Grundpfandrecht erſcheinen; Buchhypothefen werden daher regelmäßig 
nur bejtellt, wenn es fi) um dauernde Kapitalanlagen handelt und daher auf 
die freie lÜibertragbarkfeit der Hypothek fein Gewicht gelegt wird. Cine 
Erleichterung der Abtretbarkeit tritt allerdings infofern ein, als in der um: 
eingejchränften Abtretung der Buchhypothek in Verbindung mit der Erklärung 


lichen Vertrag des gegenwärtigen Eigentümers und Hhpothelengläubiger® grün— 
den (8 873 II und über die grumdbuchmäßige Behandlung oben 854 Nr. 1); 
fie bedarf nach $ 876 auch der Zuftimmung der Drittberechtigten. Dazu oben 
8118 A. 21f.; Grohmann, Sächſ. Arch. 10, 2833; KGY 20, 97; Oberned 750. 

3) 81116 III. M. Fiicher, Arch. BR 14, 246, 

4) Sit Feind Einigung erzielt, fo ift die Beſtellung nichtig. Der dingliche 
Vertrag fann auch wegen Irrtums angefochten werden; oben 15 Nr.1. Jeder 
Zeil bat, wenn die Einigung wirffam ar, den Anspruch auf Berichtigung des 
Grundbuchs, fofern dort die Buchhypothek unrichtig als Briefhypothek eingetragen 
tft; erſt mit dem Vollguge der Berichtigung entjteht dann die Buchhypothek. 

5) Das Buch übertwindet den Brief. Ebenfo TurnausFörjter 1, 613; 
Fuchs 1, 401; Biermann 307; Oberned 751. 

6) Daher fann die Buchhypothek auch nur durch entfprechende Eintragumg 
im Grundbuch gepfändet werden; oben $ 118 A 45 f.; NG 55, 378. 

7) $1154 II. Da das reine Eintragungprinzip bier gilt, wird der 
Beitpunft des Erwerbes der Hypothek dur den Vollzug der Eintragung be— 
ftimmt. Nach manchen Steuerordnungen ift der „Hypothekengläubiger“, der das 
belajtete Grundftüd erwirbt, von der Umſatzſteuer frei. A. hatte durch notariellen 
Vertrag feine Buchhypothek an B. abgetreten; darauf hatte B. das belaitete 
Grundjtüd in der Zwangverſteigerung erworben und kurz darauf die Hypothek 
auf jeinen Namen im Grundbuch umschreiben laſſen. Dem 2. ftand danach ein 
Recht auf Vefreiung von der Umſatzſteuer nicht zu. Vergl. preuß. Ob. V. G. in’ 
preuß. Verw. BI. 25, 369. | 
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der Eintragungbemilligung zugleich die Einwilligung in die freie Verfügung 
über das abgetretene Recht enthalten ift; wenngleich alfo der Gegner, jolange 
er noch nicht eingetragen iſt, Die Buchhypothek noch nicht erworben hat, kann er 
die dingliche Anwartſchaft hierauf doch an einen Dritten weiter abtreten und, 
ohne daß er zuvor felbjt eingetragen zu werden brauchte, die Eintragung des 
Dritten und defjen Erwerb der Buchhypothet bewirken: Als Vorzug der 
Buchhypothek ergibt fich andererfeits, daß fie für dauernde Kapitalanlagen eine 
weſentlich verſtärkte Sicherheit bietet, weil fie den mit dem Berlujt des 
Hypothefenbriefes verbundenen Gefahren nicht ausgeſetzt ift. 

2. Die Erfahrung bejtätigt, daß der geldfuchende Schuldner vielfach zu— 
nähjt die Hypothek bejtellen muß, bevor der Gläubiger zur Auszahlung der 
verjprochenen Darlehnfumme fchreitet. Bei der Briefhypothef kann der 
Schuldner die Aushändigung des Briefes und damit den „Übergang des 
Hypothekenrechts aufhalten, bis die Zahlung erfolgt ift. Bei der Bud): 
hypothek entbehrt er diejes Schugmittels; der Gläubiger erhält die Buch: 
bypothef und kann über fie verfügen, jobald er als Berechtigter einge: 
tragen ift. 

a) Damit erheben fich diefelben Bedenken, die fich auch bei der antizipierten 
Ausftellung eines Schuldfcheines über den Empfang einer Darlehnjumme 
geltend machen können. Das römifche Necht gab die allgemeine Aushilfe, daß 
der Schuldner binnen zwei Jahren durch bloße Protefterflärung die Beweis— 
kraft feines Schulbbekenntniffes zerftören durfte. Die hierin liegende ſchwere 
Schädigung des Gläubigers und des öffentlichen Vertrauens führte in neueren 
Gefeben zur Bejeitigung '° diefes irrationellen Rechtes. Für die Buchhypothet 
führt das BGB eine entfprechende Proteftation als allgemeinen Rechtsbehelf 
wieder ein. Auf einfeitigen Antrag?? des Grundftüdeigentümers, ohne daß 


8) Dies gründet fih auf die nah 8185 I eintretende Erftarfung des 
Recht3erwerbed. So auch RG 54, 369; 56,54. Dazu genauer oben 821 U 38; 
823 A116; 880 U 26. 

9) Dies ift die protestatio oder querella non numeratae pecuniae; 
Cod. 4. 30. Gneift, formelle Verträge (1845) 7; Bernice, Zeitichr. f. Necht3- 
geſch. 13, 277; Windfcheid 2 8 372; Dernburg, Band. 2 887 U 10. 

—* EG zur CPO 8171 — L. Goldſchmidt, Iher. J. 24, 33; Mandrh- 


11) Zwar ließ das EG zur CPO $ 17 II dies Recht für Hypothelen zu; 
in den meijten Rechtögebieten mar aber die Proteftation durch Landesgeſetz be- 
feitigt; fo durch das preußiſche Eigentumermwerbgefeß; Eccius 3 8137 W56. 
Sie galt bisher noch in Bahern, Sachſen, Württemberg, Medlenburg. Roth 3, 
658. — Die Einführung der Proteitation al3 reichsrechtlichen Inſtitutes be- 
gründen die Mot. 3, 704 mit dem Hinweis auf die Gefährdung des Schuldners; 
die Auszahlung der Valuta in das Amtslofal des Grumdbuchbeamten zu verlegen, 
fo daß erit gegen fie die Eintragung erfolgen follte, ſei untunlich. 

12) Er unterliegt dem Formzwang nad GBO 88 29, 30; oben 864 A 20, 
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es der Bewilligung des eingetragenen Hypothefengläubigers oder einer dieſe 
erjegenden einjtweiligen Verfügung bedürfte, muß das Grundbuchamt in das 
Grundbuh einen Widerfprucd gegen die Hypothek mit der Angabe eintragen, 
daß das Darlehen nicht ausgezahlt ſei.“ Gejchieht diefe Eintragung!* binnen 
Monatfrift, jo hat fie rückwirkende Kraft. 

b) Die Wirkung diefer nicht unbedenklihen Ordnung ift nur die, dak 
dem Eigentümer die Geltendmahung des Einwandes, er habe die Darlehn: 
ſumme nicht empfangen und demgemäß ftehe die Buchhypothet dem Gläubiger 
nicht zu, auch gegenüber dem redlichen dritten Erwerber erhalten wird. Die 
Beweislaft für dieſe Tatjachen trägt er ſowohl dem eingetragenen Hypotheken— 
gläubiger'° als auch dem dritten Erwerber gegenüber. 


$ 120. Aufhebung und Löſchung der Hypothek. 


1. Wie zur Entftehung einer jeden Hypothek ihre Eintragung in das 
Grundbuch erforderlich ift, jo bedarf es ausnahmlos zu ihrer Aufhebung der 
Eintragung des Löfchungvermerfes." Die materiellrechtlihen Vorausjegungen, 
von deren Erfüllung die Löſchung im Grundbuche abhängt, werden durch zwei 
der Hypothek eigenartige Rechtfäge beſtimmt. Beide beruhen auf dem Prinzip 
der fejten Stelle. 1. Dies führt dazu, daß die dinglihe Pfandbelaftung mit 
jelbftändiger Kraft fortbeftehen kann, ungeachtet der Erfüllung der Forderung. 
Das Erlöjchen des Forderungrechtes bewirkt feineswegs ſtets das Erlöſchen 
der Hypothek. 2. Da ferner jede Hypothekeneintragung zugleich die Verlaut- 


13) & 1139 S31. Die nadte Behauptung genügt. Sie iſt weder zu bes 
weiſen noch glaubhaft zu machen. Dies bedeutet eine einfchneidende Ausnahme 
gegenüber den fonjt für die Eintragung eines Widerſpruchs nad N 899 geltenden 
Vorausfeßungen. Der Eigentümer übt diefes Selbitbilferecht auf eigene Gefabr 
ar — Ausübung verpflichtet ihn zum Schadenerſatz; darüber oben 
8 

14) Der Vollzug der Eintragung entſcheidet, nicht der Antrag. Ein recht⸗ 
zeitig geſtellter Antrag hat keine rückwirkende Kraft, wenn der Grundbuchbeamte 
ihn erſt nach Ablauf der Monatfriſt einträgt. 

15) 81139 S2. — Lehmann, BR 189: „man ermwerbe alſo feine für 
ae eingetragenen Buchhypotheken, ehe fie nicht menigjtens einen Monat 
alt find.“ 

16) Denn für diefen greift zunächit die Vermutung des $ 891 ein. Das gilt 
insbefondere auch dann, wenn der Hhpothelengläubiger den Berichtigunganfprud 
aus 8 894 auf Löſchung des Widerfpruchs geltend macht. Der Widerſpruch ent: 
hält materiellrechtlich die Behauptung, daß auf Grund des 81163 I 1 eine 
Eigentümergrundfchuld entftanden fer; die Vorausfeßungen bierfür muß der 
Eigentümer beweifen. 

1) GBO 847 I. Gleichzeitig ift der Hhpothefenbrief unbrauchbar zu 
machen $ 69; wie dies gefchieht, beftimmt das Landesrecht; 3.8. preuß. Allgem. 
Verfügung 20.11.1899 842: Durchſtreichen des Wermerfes über die erite 
Eintragung und Einfchnitte in den Brief. Es muß aber beachtet werben, baf 
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barung einer eventuellen Eigentümergrundfchuld enthält, jo darf das Dem 
Eigentümer zuftehende Wartreht nicht durch willkürliche Aufhebung der 
Hypothek jeitens des Gläubigers zerjtört werden. 

Aufhebung der Hypothek bedeutet die rechtsgejchäftlihe Tilgung der 
dinglihen Pfandbelaftung. Im Gegenſatz dazu fteht das Erlöjchen der 
Hypothek, das eintritt, werın der Gläubiger im Wege der Zwangpollitredung 
aus dem Grundftüd oder den anderen Gegenftänden, auf die ſich die Hypothek 
eritreckt, befriedigt worden iſt.“ Das perfönliche Forderungrecht geht daneben 
feinen eigenen Weg. Iſt der Eigentümer des belafteten Grundftüds nicht 
auch zugleich perfönliher Schuldner, jo geht die Forderung und mit ihr die 
Hypothek infoweit auf ihn über, als er den Gläubiger befriedigt d. 5. 
den geficherten Forderunganſpruch erfüllt hat? Wenn dagegen der nur 
perfönlich verpflichtete Schuldner den Gläubiger befriedigt, jo gehen Forderung 
und Hypothek auf ihn inſoweit über, als er vom Eigentümer Erſatz begehren 
fann ;* hat er aber feinen Erſatzanſpruch, fo erlifcht die Forderung und es ent- 
fteht eine Eigentümergrundſchuld.“ 


2. Die rechtsgefchäftliche Aufhebung der dinglichen Pfandbelaftung be— 
jeitigt die Hypothek mit dem Erfolge, daß im Gegenfate zu dem Prinzip der 


felbit dann, wenn die Löſchungbewilligung über den Empfang des Geldes quittiert 
ift, die Schuldurfunde vom Gerichte nicht mit vernichtet werden darf; fie wird 
abgetrennt und mit dem zerfchnittenen Brief unverſehrt zurüdgegeben. — Zur 
Löſchung der für Offiziere zur Sicherftellung ihres bei der Verheiratung nach— 
guweifenden Brivateinfommens eingetragenen Hypothek bedarf ed nad) preuß. 
Recht (Verf. des AYuft.Min. 13.7.1899) regelmäßig der Zuftimmung des 
Generalfommandos. 

2) 81181. Befriedigung aus einem der mit einer Geſamthypothek be= 
lajteten Grundjtüde entbhaftet alle anderen Grundſtücke. Andere Fälle des 
Erlöſchens d.h. des Unterganges der dinglichen Pfandbelaitung, ohne daß 
eine gewollte rechtsgefchäftliche Aufhebung vorläge, find: durch Zujchlag bei der 
Biwangverjteigerung für die nicht in das geringfte Gebot aufgenommenen 
Hhpotbefen; die zu Unrecht gelöfchte Hypothek erlifcht, wenn die Forderung vers 
jährt ijt (8 901); Eintritt der auflöfenden Bedingung oder des Endtermines; 
ferner ZBG 88 91, 118. 

3) 81143. Der Eigentümer leiftet bier al3 Dritter gemäß $ 267; es 
entiteht eine ſog. Hypothek des Eigentümers oder forderungbefleidete Eigentümer— 
hhpothek. Wejentliche Vorausſetzung ijt, daß die Befriedigung des Gläubigers 
nicht durch Zwangvollſtreckung aus dem Grunditüd oder aus den fonftigen Gegen— 
ftänden, auf die jich die Hypothek erftredt (getrennte Erzeugnifje und Beſtandteile, 
Zubehör, Mietzinfen-, Pachtzinſen- und Verjicherungforderung, $$ 1120 f.), erfolgt 
ift. Die Hypothek erlifcht mithin nicht, fondern geht gemäß $ 1163 12 auf den Eigen 
tümer über, wenn diejer durch freitwilligen Verfauf 3.8. der von der Hypothek 
betroffenen Zubehörftüde oder aus der Verficherungforderung den Hypotheken— 
gläubiger ausgezahlt hat; RG 56, 324; Turnau-Förfter 1, 795; Oberned 899 
W3; abw. Fuchs 1, 583. 

4) 8 1164. 

5) 81168 I 2. 
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feiten Stellen für das Aufrüden der nachjtehenden Grundpfandrechte freie 
Bahn geihaffen wird. Die Erforderniffe der Aufhebung find: die Erklärung 
des Berechtigten, daß er fein Necht aufgebe, und die Löſchung des Rechtes im 
Grundbud.® 

a) Die Berechtigung des Cigentümers zur Aufhebung der Hypothel 
begründet ſich auf verjchievene Weife. 1. Über die Eigentümergrundihub 
jteht ihm die freie Verfügung zu. Es genügt feine einfeitige Erklärung dem 
Grundbuchant gegenüber, daß er dies Recht aufgebe, in Verbindung mit dem 
Antrag auf deſſen Löſchung. Einer vorherigen Umfchreibung der Grundſchuld 
auf feinen Namen bedarf es nicht.” 2. Will der Eigentümer dagegen die einem 
Gläubiger zuftehende Hypothek aufheben, jo ift der regelmäßige Weg zu 
Entlaftung des Grundftüds der, daß er die Schulbverbindlichfeit aus den ihm 
zu Gebote ftehenden freien Mitteln erfüllt.‘ Auf Grund der Tilgung der 
Schuld fann er dann als die Zug um Zug zu bewirkende Gegenleiftung vom 
Gläubiger die Aushändigung des Hypothefenbriefes und der fonftigen zur 
Löſchung der Hypothek erforderlichen Urkunden? und zwar in der den An- 
forderungen des Grundbuchrechtes entjprechenden Form ?° verlangen. Zu 
diefen Urkunden gehört hier insbefondere die formgültige Duittung: dus 
vom Gläubiger erklärte Anerfenntnis,'! daß er für feine durch die Hypothek 
geficherte Forderung durch Erfüllung des Eigentümers '? befriedigt ift in Ver: 
bindung mit der Bewilligung zur Löſchung der Hypothek. Auf Grund diejer 





6) 8875. GBO 847 (Al). Ferner $ 1183; unten U 17. 

7) &63 20, 190 und 282; oben 8 116 A 22, 29. Die Verpflichtung zur 
Löſchung kann gemäß 81179 für ihn begründet fein; oben $ 116 A 57. 

8) Alſo nicht aus dem Grundftüd dur Zwangvollſtreckung (A3). Die 
Vorausfeßungen des Befriedigungrechts gibt $ 1142, 

9) 81144; der andere Fall, wo der Eigentümer die Berichtigung dei 
Grundbuchs durch Umschreibung der Hypothek in eine Eigentüimergrundiäuld 
durchſetzen will, intereffiert bier nicht. 

10) Nah GBO 829. 

11) Über den Begriff der Quittung als vertragmäßiges Anerfenntni3 des 
Nichtbeitehens der Schuld vergl. Bd. 1 8 141 Nr.3. Ob wirklich Zahlung erfolgt 
tft, bleibt fich gleich; der Grund der Schuldtilgung (Zahlung, Erlaß, Auf— 
rechnung uſw.) braucht auch nicht angegeben zu werden. Beſonders bervor- 
aubeben ift, daß der Eigentümer, fobald er gemäß $ 1142 berechtigt ijt, den 
Gläubiger zu befriedigen, diefer ficd aber im Verzuge der Annahme befindet, 
das Recht zur öffentlihen Hinterlegung der Schuldfumme bat; der Eigen 
tümer iſt dann von der Schuld befreit, jobald die Hinterlegung durch Ausſchluß 
der Rüdnahme untviderruflich geworden tit; $ 376 II. Hierüber und insbefondere 
über den Iandesgejeglich geordneten Vollzug der Hinterlegung Bd. 1 $ 143. über 
das Ablöfungrecdht 8 1150. 

12) Denn wenn ein Dritter den Gläubiger befriedigt, gebt die Forderung 
nebjt der Hypothek in den Fällen der $$ 1164, 1150 auf diefen über. 

13) RO 23, 236. Die Koften der Quittung und der fonftigen Urkunden 
trägt der Eigentümer; $ 369. 
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Urkunden kann der Eigentümer die Berichtigung des Grundbuchs durch 
Löfhung der Hypothek beantragen.'* 


b) Dem Gläubiger fteht die freie Verfügung über die Hypothek infoweit 
zu, als ihm damit ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundftüd gewährt 
wird. Er kann auf dieſes Hecht beliebig verzichten, und dann erwirbt der 
Eigentümer die Hypothek.“ Die Hypothek hat aber außerdem noch die 
Vedeutung, durch Ausiheidung einer feiten Stelle die Rangordnung der 
gleih- und nachſtehenden Pfandbelaftungen und des jedem Pfandberechtigten 
zuftehenden Surrogationrechtes an dem ermittelten Erlöfe des Grundftüds 
zu bejtimmen. In dieſe feftgefügte Ordnung darf der Gläubiger nicht eigen: 
mächtig eingreifen. 1. Die Hypothek enthält zugunften des Eigentümers das 
dinglide Wartrecht auf den Erwerb einer Eigentümergrundfhuld. Soll fie 
mithin durch Verfügung des Gläubigers ihrem dinglichen Beſtande nad 
völlig aufgehoben werden, jo muß die Zuftimmung des Eigentümers, die den 
Verzicht auf das ihm zuftehende Wartrecht in Verbindung mit feiner Löſchung— 
bewilligung ** enthält, hinzutreten.”” 2. Einen gejeglihen Anſpruch auf den 
Erwerb der Hypothek hat der nur perfönlich verpflichtete Schuldner, wenn er 
den Gläubiger befriedigt und deshalb einen Erjaganfpruch gegen den jegigen 
oder einen früheren Eigentümer hat. Dies findet insbefondere da Anwendung, 
wo der Erwerber unter Anrechnung auf den Kaufpreis eine Hypothek über: 
nommen, der Sypothefengläubiger aber die Genehmigung zu der Schuldüber: 


14) Nah GBO 822. Er fann auch die Umfchreibung in eine Eigentümer: 
grundichuld begehren, nicht aber auf Grund der Löfchungbewilligung unmittelbar 
die Hypothek an einen Dritten abtreten; KGX 26, 149; Oberned 813. 

15) $ 1168; bei teilweifem Verzicht gilt $ 1176. Es handelt jich Dabei nur 
um den Verzicht auf die dingliche Belaftung; das Forderungrecht bleibt davon 
unberührt. Darüber bereit3 oben $ 116 A41. Erliſcht auch das Forderungrecht 
.. —— jo entſteht eine Eigentümergrundſchuld (dazu auch noch oben $ 59 


16) Beide Erklärungen find in öffentliher Form nad GBO 829 dem 
Grundbuchamte oder dem Gläubiger gegenüber abzugeben (8 1183 ©.2). Im 
Falle des Miteigentumes müſſen jämtliche Miteigentümer zuitimmen; KGJ 20, 
209: wenn einer fraft Vertretungmacht für die andern zuitimmt, muß er bie 
öffentlich beglaubigte Vollmacht beibringen. Im Falle der ehelichen Gütergemein- 
haft genügt die Zuftimmung des Ehemannes nad) $ 1443, ohne dab er der Ein- 
willigung der Ehefrau bedürfte, RJA 4, 168. 

17) 81183 ©1; GBO 827 I. Das würde fich auch ohne bejondere 
Gejeßesnorm bereit3 aus der richtigen Auffafiung des Wartrechtes des Eigen— 
tümer8 (oben $ 116 A 32) ergeben, da er hiernad) al3 Paſſivbeteiligter im Sinne 
der GBO 88 19, 18 II (oben 854 A44) erfcheint. Außerdem muß die Zus 
fimmung der Drittberechtigten gemäß $ 876 hinzufommen. Statt de3 Eigen- 
tümers fann die Zuftiimmung von feinem geſetzlichen Wertreter, von ‚dem 
Teitamentvollitreder uſw. erteilt werden. Der Löfchungantrag einer öffentlichen 
Behörde, 3.8. bei Enteignumg oder Auseinanderfeßung, fann die Zuftimmung 
des Eigentümer nach GBO 839 erfegen; OLG 83, 227; oben 854 427. 
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nahme verweigert hat.‘ Der Erwerber haftet dann aus der Hypothek nur 
dinglich, muß aber, wenn der Beräußerer die geficherte Forderung erfüllt hat, 
diefem vollen Erjaß leiten; zur Sicherung des Erſatzanſpruchs geht die Hypo— 
thef auf den zahlenden Weräußerer über." Das Gejeg hat diefen Anſpruch 
des perjönlichen Schuldners zu einem dinglihen Wartrecht gejteigert. Sobald 
die dingliche Haftung ſich von der perjönlichen Verpflichtung abgejchichtet hat, 
muß der Hypothefengläubiger Damit rechnen, daß für den perfönlihen Schulöner, 
wenn er die geficherte Forderung erfüllt, ein Erſatzanſpruch gegen den Eigen: 
tümer entjtehen und dementjprechend fein Recht auf den Erwerb der Hypothek 
in Wirkung treten fann. Der Hypothefengläubiger muß ſich darum jeder Ver: 
fügung enthalten, durch die der Eintritt des perfönlichen Schuldners in Die 
„Erſatzhypothek“ vereitelt oder gemindert würde. Die Verlegung diejes Wart: 
rechtes hat die eigenartige Folge, daß der Schuldner inſoweit von der Schuld befreit 
wird, als er ohne jene Eingriffe des Gläubigers aus der Hypothek hätte Erjas 
erlangen können oder als der Rüdgriffaniprucd; gegen den Eigentümer im Wege 
der Zwangvollitrefung aus dem Grundjtücd befriedigt worden wäre.““ 


18) 8416; unten 8121 441. 

19) 8 1164. 

20) Der Tatbejtand wird durch $ 1165 nicht genügend Hargejtelli. Nach der 
allgemeinen Übung des Verkehrs gilt die Dingliche Belaftung als die Hauptfache; 
erjt wenn der Hüypotbefengläubiger in der Zwangvollitredung einen Ausfall er: 
litten bat, pflegt er die perfönliche Verpflichtung geltend zu machen. Der per: 
ſönliche Schuldner ſcheint neben dem dinglih verhafteten Eigentümer, was bie 
Analogie zu $ 776 (auch bereit? RG 28, 187) belegt, wie ein Bürge für die 
bypothefarifch gefiherte Forderung einjtehen zu follen; darum wird er frei, ſoweit 
er aus der aufgegebenen (dieſer Zufaß ijt entiprechend 8 776 bier einzufigen) 
Hypothek hätte Erjat erlangen fönnen. Erſatz hätte er hieraus aud e 
wenn der Gläubiger 3.8, nicht auf eine beitimmte Mietzinsforderung oder auf 
die Forderung gegen den Verficherer (8 1127) verzichtet oder wenn er nicht 
geitattet hätte, dat die ihm verhafteten Erzeugnifie oder Zubehörftüde, etwa um 
ihn für eine andere Forderung zu befriedigen, veräußert und von dem Grunditüd 
entfernt wurden (8 1121). Someit hierdurch für die Hypothek ein Ausfall ent: 
ftanden ift, hat der Gläubiger dad Wartrecht des perfönlichen Schulbnert 
vereitelt: er Darf für den von ihm ſelbſt verurfadten Aus: 
fall nicht Erfak dom perfönliden Schuldner begehren 
Damit führt der Grundgedanfe des 81165 auf die exceptio doli generalis 
zurüd. Die Frage ift, wieweit die Anwendung diefes Prinzipes auszudehnen ti. 
Das Geje hebt nur foldhe Fälle hervor, mo das Wartrecht des Schuldners durd 
eine Verfügung des Shpotbefengläubigers vereitelt worden ift. Das ſetzt ein 
pofitives Handeln voraus; und demgemäß verneint RG 58, 428, daß Befreiung 
des Schuldners eintrete, wenn der Gläubiger bloß e3 unterlafien bat, von den 
nach 88 1133-—1138 ihm zuitehenden Sicderungmitteln (Verhinderung der Ver- 
außerung und Wegfchaffung des Anventard) Gebrauch zu machen. Dies Ev 
gebnis wirft jedoch höchſt unbillig, wenn man erwägt, daß dem perjünlichen 
Schuldner ein eigenes Recht zur Geltendmachung der Schutzbehelfe aus $$ 1133 f. 
nicht aufteht; er müßte mehrlos zufehen, twie der Eigentümer die Sicherheit der 
Shpothet derjchlechtert, und der Hhpotbefengläubiger brauchte felbit dann mid 
einzufchreiten, wenn der Schuldner ihm die Gefährdung der Hypothek glaubhaft 
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1. Die rechtsgefchäftliche Abtretung ? der Hypothek ijt das Mittel zu ihrer 
verfehrmäßigen Verwertung? Sie gejchieht durch die Übertragung der 
Forderung.* Eine getrennte Verfügung nur über das obligatorijche Recht 
oder nur über die Hypothek als dingliches Verwertung und Befriedigungredht 
wird jchlechthin ausgejchloffen® Diejer zwingende Grundjag der Untrenn- 
barkeit von Forderung und Hypothek leitet fi aus der Zweckbeſtimmung der 
Hypothek her, für eine Forderung die Sicherung und Befriedigung zu bieten. 
Beide Rechte müffen daher wie bei der Entftehung jo auch bei der Übertragung 
verfoppelt bleiben; denn nur fo bejteht für den Eigentümer die ausreichende 
Sicherheit, daß er fich einerjeits, wenn er die Forderung erfüllt, auch von der 
dinglihen Belaftung gegenüber dem Gläubiger löft, und daß andererjeits bei 
der Befriedigung der Hypothek aus dem Grundjtüd aucd die Forderung, 


erlifcht. 
a) Diefer Zwed, den Eigentümer gegen die doppelte Verfolgung aus 
ben getrennten Nechten zu fichern, jest zugleich dem Anmwendunggebiete der 


anzeigt. Das dürfte dem Sinne des Gefeßes nicht entfprechen. Die durch $ 1165 
betätigte Pflicht des Gläubigers, den Eintritt des perjönlichen Schuldners in die 
Hybpothek dem vollen Rechte und Range nach zu gemwährleiiten, gejtattet den Rück— 
ſchluß auf eine der hilfloſen Rechtslage des Schuldners entſprechende Fürſorge— 
pflicht, die verhütet, daß das Eintrittrecht des Schuldners durch eine die Sicherheit 
der Hypothek gefährdende Verſchlechterung des Grundſtücks oder durch Ver: 
minderung der Haftunggegenftände vereitelt wird. Das wird beftätigt, wenn mir 
die in 115 1165 angedeuteten Rechtſätze weiter ausbilden und die mechiels 
feitigen Rechtöbeziehungen der drei beteiligten Perſonen auf einen einheitlichen 
Grundgedanken zurüdführen. Darüber unten 8 125 A28 und 8128 As. 

1) Hadenburg, Vorträge 590; Filcher, Ach. BUN 14, 261; Grübmann, 
Sächſ. Arch. 8,282; Schweiger, Gruchot 45, 558; Oberned 783. 

2) Diefe bildet den Hauptfall. Die Forderung nebft der Hypothek kann: 
a) kraft Geſetzes übergehen auf den Eigentümer, der, ohne perfönlicher 
Schuldner zu fein, den Gläubiger befriedigt (1143), auf den Ablöfungberechtigten 
(1150). b) Sie wird durch gerichtlichen Beichluß im Zmangvollitredungverfahren 
dem Gläubiger übermwiefen (EPO 8$ 530, 837). — Auch diefe Fälle werden 
durch die vom BGB für die Abtretung der Hypothek aufgeitellten Grundfäße 
maßgebend beeinflust; nicht weil eine rechtsgefchäftlihe Übertragung unterjtellt 
würde, wohl aber weil es jih um den Übergang einer Hypothek handelt. 

Der Vormund bedarf zur Verfügung über eine Hhpothef der Genehmigung 
des Vormundfchaftgericht3 nur dann, wenn der Hhpothefenbrief hinterlegt ift 
N 1819) ; ſonſt genügt zur Verfügung die Genehmigung des Gegenvormundes 
($8 1821 IL, 1812). 

3) Daneben jteht der Anfpruch des Gläubiger auf Befriedigung im 
Wege der Ziwvangvollitredung in das Grumdftüd. Das erfordert aber längere 
Beit, größere Koften und fchädigt den Schuldner durch Entziehung feines Eigens 
tum3. it der Hhpothefengläubiger geldbedürftig, jo wird er nach Möglichkeit 
einen Käufer für feine Hypothek fuchen. 

4) Daß mit diefer die Hypothek übergeht, ſieht bereit 8 401 vor. 

5) 81158. . 
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Bwangverbindung von Forderung und Hypothek die entiprechende Grenze.‘ 
1. Im Falle der ſukzeſſiven Begründung einer Briefhypothek fteht dieſe zu: 
nächft dem Eigentümer zu; nur das dingliche Recht aus der Pfandbelaftung 
wird durch die Übergabe des Briefes auf den Gläubiger übertragen.” 2. Eine 
Spaltung mit dem Erfolge, daß die Forderung abgejondert wird und allein 
abgetreten werden fann, ift überall möglich, mo das dingliche Hypothekenrecht 
für den Gläubiger erlifht und auf den Eigentümer übergeht oder wo es 
abjolut untergeht.* 3. Der redliche Dritte erwirbt die Hypothek auf Grund 
des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs fo, wie fie im Buche verlautbart ift. 
Beitand in diefem Falle das Forderungrecht nicht mehr, fo erſtreckt ſich Die 
Abtretung nur auf die Hypothek. Die Forderung wird als felbftändiges Recht 
damit nicht beftätigt; fie gilt nur infoweit als beftehend, als fie die Voraus— 
fegung der Hypothek bildet. 4A. Umgekehrt kann die Hypothek allein über: 
tragen werden, indem fie von der bisherigen Forderung abgetrennt und ihr 
eine andere Forderung untergelegt wird.!° 

b) Someit hiernach das Forderungrecht allein abgetreten wird, gelten 
die Grundfäge des Rechtes der Schuldverhältnifje. Es genügt Dazu der form: 
loſe Abtretungvertrag des Gläubiger mit dem Erwerber.‘ 








6) Gegen die Anficht, daß 81153 einen zmingenden Beweis für die 
afzefforifche Natur der Hypothek ergebe, iſt bereit3 oben in $ 115 A 38 f. Stellung 
genommen. Dort auch bereit3 über die durch $ 1190 IV augelafiene Ausnahme, 
daß bei der Höchitbetraghnpotbef die Forderung ohne die Hyhypothek nad den 
Grundfäben des Obligationenrechtes (88 398 f.) abgetreten werden darf. 

7) $1163 II; oben 8 116 Nr. 6. 

8) Der erite Kal tritt ein, wenn der Gläubiger auf die Hypothek ver— 
aichtet (8 1168; oben 8116 A41); der zweite, wenn ber Gläubiger in der 
Siwangveriteigerung mit feiner Hypothek ausgefallen ift (vergl. dazu auch oben 
8120 920). Sobald dieſe Scheidung eingetreten ift, fann 
die Forderung felbjtändig abgetreten werden. 3 erjceint 
aber auch zuläflig, daß 3.8. für die Forderung des A. eine Hypothek unter der 
auflöfenden Bedingung beitellt wird: wenn W. die Hypothek abtritt, 
fol die dingliche Belastung erlöfchen; eine derartige Bedingung ift zuläffig und 
eintragungfäbig; der belajtete Eigentümer fann, wenn ſie eingetreten iſt, die 
Berichtigung durch Löfchung begehren; der Erfolg ift, daß auf den Erwerber nur 
die Forderung übergegangen iſt. Die üblihe Faſſung der Negel (3.8. Hachen— 
burg 536; Neumann 81153 WII, Oberned 702 W183; Predari 214), da 
$ 1153 mur Solange gilt, als Hypothek und Korderung zufammenbeftehen, ift 
mithin zu eng. Die Forderung fann ftet3 allein abgetreten 
werden, wenn gleichzeitig die dingliche Belaftung auf- 
gehoben mir». 

9) Vergl. $ 1138; oben 8 117 A 7f. Bergl. dazu ferner ben Fall 
unten W 16. 

10) 81180. Wird feine andere Forderung eingefeßt, jo entjteht eme 
Eigentüimergrundfchuld nach $ 11771. 

11) Der Erwerber tft mit Abſchluß des Abtretungvertrages an die Stelle 
des bisherigen Gläubigers getreten. Sein Rechtserwerb wird an den bei ber 
Abtretung vorhandenen Rechtzuftand gebunden, Daher bleiben dem Schuldner 
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2. Nah der im Verkehre herrſchenden Auffaffung wird das Haupt: 
gewicht auf die Hypothek gelegt: abgetreten wird danach nicht ſowohl die 
Forderung, als vielmehr das Grundpfandredht, das die Forderung ald Zweck— 
beftimmung der Hypothek mit fich zieht. Dem entjpricht die Drönung des 
Gejeges injofern, ald e& zwar die Übertragung der Forderung als den ent- 
Iheidenden Rechtsvorgang binftellt, in der Durchführung der Einzelnormen 
aber die Abtretung der Hypothefenforderung ſowohl der Rechtsform als auch 
der Wirkung nach grundfäglich den jachenrechtlihen Grundfägen unterftellt. 

Die Abtretung der Hypothetenforderung zielt auf eine dingliche Rechts: 
änderung. Der formlofe Abtretungvertrag der Forderung genügt hier nicht, 
obwohl er als dinglicher Vertrag aufzufaffen iſt.“ Zur Sicherung der Redhts- 
übertragung muß die Abtretungerklärung in jchriftlicher Yorm'? erteilt werden; 
bei der Briefhypothef muß außerdem die Übergabe des Briefes an den Er- 
werber ** und bei der Buchhypothek die Eintragung der Rechtsänderung in 


nicht bloß alle Einreden (dazu auch $ 1137, unten $ 128), er kann auch auf die 
obligatorifche Verbindung mit dem bisherigen Gläubiger folange vertrauen und 
durch Zahlung an ihn oder durch Aufrechnung gegen ihn das Schuldverhältnis 
aufheben, bis er von der vollzogenen Abtretung Kenntnis erlangt hat. Dazu 
8404 f.; ®b.1 8 152. 

12) Gemäß 8398 S2 bewirkt der Abtretungvertrag unmittelbar die 
Rehtsänderung. Ihm kann wie jeder Verfügung ein Grundgeihäft voraus 
gehen, da3 die Verpflichtung zur Abtretung der Hypothek feitlegt. Dieje Ver: 
pflichtung (pactum de cedendo) begründet, auch wenn fie formlo8 vereinbart 
worden ift, den Fagbaren und vollitredbaren Anſpruch auf Erflärung der 
re Einigung und Übertragung der Hypothek; NG 54, 146; oben 820 


13) 81154 I und auf Verlangen de3 Erwerbers wegen $ 1155 und GBO 
$29 unter öffentlicher Beglaubigung. Nicht der ganze dingliche Vertrag, fondern 
nur die Abtretungerflärung des bisherigen Hypothekengläubigers bedarf der 
Schriftform; fie enthält materiellrechtlich zugleih die Eintragungbewilligung 
und erjegt diefe auch grundbuchrechtlich (GBD 826). — Die Formungültigkeit 
der Abtretungerflärung wird durch die bollgogene Eintragung der Abtretung 
geheilt ($ 1154 II wie 313 S 2). Die Eintragung im Grundbuch genügt ftets; 
ſonſt kann die Abtretung enttweder auf dem Hhpothefenbriefe oder in einer be- 
fonderen Urkunde erflärt werden; bei jeder Bucheintragung ift auch der Brief 
vorzulegen und durch Vermerk über die Eintragung zu derbollitändigen. 

14) Sie vollendet erjt ala Vollzugakt den Erwerb. Es gelten hierfür die— 
felben Grundſätze wie für die Veitellung der Hypothet nach $ 1117; vergl. daher 
oben R 118 Nr.3. Der Hhpotbefenbrief ift zur Eintragung der Rechtsänderung 
dem rundbuchamte einzureichen. Diefes bat den Brief nach GBO 860 I dem 
Gläubiger auszuhändigen; wer der gegenwärtige Hypothekengläubiger ift, ergibt 
ch aus 8 1154 I 1; es iſt der, der den Brief eingereicht hat. Der Erwerber hat 
die Hypothek erft mit der Übergabe de3 Briefes erlangt; der Befit des Briefes 
begründet für den Gläubiger die Vermutung der Übergabe ($ 1117 III) und 
er bat dann mit der Hypothek das Eigentum am Briefe erworben ($ 952, oben 
de A 14). Hat der bisherige Gläubiger den Brief eingereicht, fo iſt er noch 
er Berechtigte; ihm ift der Brief auszuhändigen, wenn nicht eine abweichende 
Beſtimmung formgültig getroffen ift (g 1117 II; GBO gg 60 IL, 29). 

In der Regel reicht der Notar, der die Abtretung beurkundet bat, die Urs 
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das Grundbuch hinzutreten.”” Bei diefer gejeglichen Drdnung wird als Regel 
unterjtellt, daß der bisherige Gläubiger ſelbſt, um ſich Befriedigung zu ver: 
Ichaffen, feine Hypothek an einen Dritten abtritt. Praktiſch ebenjo bedeutjam 
ift aber der Fall, daß die Übertragung durch den Eigentümer vermittelt wird, 
Der bisherige Gläubiger kündigt die Hypothek und erteilt gegen Empfang der 
Forderungfumme Quittung und Löſchungbewilligung; der Eigentümer Tudt 
hierauf einen neuen Gläubiger, jchließt mit ihm einen Darlehenvertrag um 
beftellt ihm die Hypothek. Zur Vereinfachung werden dieſe Rechtsporgänge 
zufammengezogen; der Eigentümer tritt die ihm zugefallene Hypothek an den 
neuen Gläubiger ab und bemilligt deſſen Eintragung.'® 

Auch andere Verfügungen über die Hypothek unterjtehen den grundbuch— 
rechtlihen Formvorjchriften. Soll eine Hypothek z. B. nur als Kaution 
beftellt werden, jo liegt e8 im Intereſſe des Eigentümers, daß die Abtretung 
der Forderung ausgefchloffen wird. Um dies dinglich für die Hypothek wirkſam 
zu machen, ift Einigung und Eintragung in das Grundbuch erforderlich. 

3. Nach jachenrechtlichen Grundfägen ergibt fich ferner, daß die materiell: 
rechtlihe Wirkung der Abtretung dem Offentlichkeitprinzipe unterfteht. Der 


funde hierüber mitfamt dem Briefe zur Umfchreibung bei dem Grundbucdamte 
ein. Da die Urkunde regelmäßig nur die Abtretungerflärung des bisherigen 
Gläubigers enthält, muß der Notar al3 deffen Vertreter angefehen werden, und 
darum ift der Brief dem bisherigen Gläubiger felbit dann auszubändigen, wenn 
der Notar verlangt, dat er ihm ſelbſt mitgegeben werden foll; denn jeine Voll» 
macht zur Bewirfung der Übertragung der Hypothek genügt nicht, um die Regel 
des $ 1117 auszuschließen (KGJ 23, 163). Soll der Hhpotbefenbrief, was dem 
Willen der Beteiligten meift entfpricht, dem Notar oder unmittelbar dem neuen 
Gläubiger ausgehändigt werden, fo ift eine dahingehende Erflärung in die Abs 
tretungurfunde aufzunehmen (vergl. oben $ 118 A18). 

15) 81154 III; oben $ 119 und dort 4.8 über die Konbaleszenz der 
Verfügung auf Grund des $ 185. 

16) Die Legitimation des Eigentümers ergibt ſich au der formgültigen 
Quittung umd Löjchungbewilligung (oben $ 120 A 12 f.); da er, auch ohne ein 
getragen zu fein, über die Eigentiimergrundjchuld verfügen fann, ijt oben $ 116 
422, 29 dargelegt. Grundbuchrechtlich wird die Eintragung der Löſchung ers 
fpart; der ganze Rechtsporgang nimmt die Geftalt an, als ob ber biäherige 
Gläubiger die Hypothek unmittelbar an den jeßigen Erwerber abgetreten bätte. 
Dies Verfahren bat den Nachteil, dab doppelte Koften für die Löſchung und bie 
Abtretung entftehen. Beſſer ift e8 daher, wenn der bisherige Gläubiger erflätt: 
der neue Gläubiger ®. hat mich im Namen des Eigentümers befriedigt; worauf 
er unter Eintoilligung und im Auftrag des Eigentümers die neue Forderung des Er» 
mwerber3 der Hypothek gemäß 8 1180 unterlegt. Dagegen fteht einem neuen Dar: 
Iehngläubiger fein Recht zu, den bisherigen Shpothefengläubiger eigenmächtig durch 
Befriedigung der geſicherten Forderung auszukaufen und damit in deſſen Hypo— 
thek einzutreten. Ein derartiges Ablöſungrecht gewährt das Geſetz nur in den 
Fällen der ss 268, 1150, wenn der Gläubiger die Ztwangpollitredung betreibt. 

17) Die Grundlage geben $$ 399 © 2, 413; Bd. 8151 U 5. Darüber, 
daß das dingliche Necht felbit und unmittelbar durch an nicht zu einem 
underäußerlichen geitempelt werden darf: oben 822 A 8 
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öffentliche Glauben des Grundbuchs beftätigt ſowohl den rechtsgeſchäftlichen 
Erwerbvorgang '* ald auch das erworbene Recht jelbf. Die abgetretene 
Hyypothek wird zugleich aud in Anfehung der Forderung vom redlihen Dritten 
jo erworben, wie fie dur‘ Buch und Brief verlautbart if.” Demgemäß 
wirfen die vor der Abtretung zwifchen dem Gläubiger und Schuldner voll: 
zogenen Vorgänge, wie insbejondere die Zahlung der Schuld und die Löſchung— 
bewilligung, nur dann gegen den Erwerber, wenn fie ihm befannt oder aus 
Buch oder Brief fennbar waren.” 


a) Beſondere Vorjchriften dienen zur Sicherung der Rechte, die in- 
folge der Abtretung an der Verkehrhypothek entitanden find. Im Intereſſe des 
Realfredites joll der Erwerber darauf vertrauen dürfen, daß er Die Hypothek fo er: 
langt, wie fie in ihrem dinglichen Beitande durch Buch und Brief verlautbart 
ift. Auch hier tritt entjcheidend die felbftändige, von dem Forderungrechte uns 
abhängige Natur der Verkehrhypothet hervor: es foll nicht wie bei der 
Abtretung der rein obligatorifchen Forderung ein Zwiſchenzuſtand eintreten, 
während defjen der Schuldner noch mit dem bisherigen Gläubiger in Rechts— 
beziehung fteht und diefem gegenüber ſich von der Schuldverpflichtung löſen 
fann,?* jondern die formgültige Abtretung der Hypothek bewirkt nach fachen- 
rechtlichen Grundfägen jofort die vollwirkffame Rechtsänderung, das Rechts- 
band zwijchen dem Schuldner und dem abtretenden Sypothefengläubiger ift 


18) Insbeſondere nach 8 1155: die zufammenhängende Reihe der öffent: 
ich beglaubigten Abtretungerflärungen auf dem Hhpothelenbriefe fchafft die volle 
Legitimation des derzeitigen Briefinhaberd. Oben $ 118 428. 

19) 81138; Ausſchluß des Vertrauens auf den Buchinhalt durch den 
widerjprechenden Inhalt des Briefe nach $ 1140; Grundfaß ber Einheit von Buch 
und Brief (oben 8 118 A 12). 

20) Ein redhtsfräftiges Urteil, das zwiſchen dem bisherigen Gläubiger 
und dem Eigentümer über den Anspruch aus einer Hhpotbef ergangen ift, wirft 
felbft dann nicht gegen den die Rechtshängigkeit nicht fennenden Erwerber, wenn bie 
Abtretung erft nad Eintritt der Rechtshängigkeit vollzogen iſt; CPO 8 325 I. 
Anders nach 8 325 III 1 bezüglich des Ertwerbers des Grundftüds; das Urteil wirft 
gegen ihn auch dann, wenn er die Rechtshängigkeit nicht gelannt hatte, 

21) In diefem Falle überwiegt die Rüdficht auf den Schuldner, der zu 
dem Abtretungvertrage nicht hingugezogen wird und dem auch jonit kein jicheres 
Mittel zu Gebote jteht, wie er fich über eine etiwaige Abtretung der Forderung 
vergemwiffern fönnte. Wie er alle Einwendungen und Gegenrechte (auch das Necht 
zur Aufrechnung; ss 404, 406), die ihm gegen den biöberigen Gläubiger zus 
ftanden, auch gegenüber dem Erwerber der Forderung behält, jo darf er mit 
voller Zuverjicht und befreiender Wirkung die Leiftung an den ihm befannten 
Gläubiger bewirken und mit diefem jedes fonitige das Forderungrecht betreffende 
Rechtsgeſchäft wirkſam abſchließen (8 407). Denn bis zur Kenntnisnahme oder 
Anzeige bon der Abtretung (8409) bat der bisherige Gläubiger noch dem 
redlihen Schuldner gegenüber trog $398 S2 die Recdititellung und Legiti— 
mation eines Forderungberechtigten, die an ihn bewirkte Leiſtung hat die objektive 
Wirkung einer fehuldtilgenden Erfüllung. Dazu Bd.1 8152 Nr. 2. 
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damit durchfchnitten und ihrer beiderjeitigen Verfügungmacht wird die Hypo— 
thef entzogen.” Das Gejeg drüdt dies, um die Anerkennung einer voraus: 
fegunglofen Hypothek zu umgehen, jo aus, daß die Forderung, jomweit fie als 
Vorausfegung des dDinglichen Anſpruchs aus der Hypothek gilt,“ auch dann nicht 
gegenüber dem Erwerber der Verkehrhypothek erlifcht, wenn der Eigentümer 
in Unfenntnis von der gefchehenen Sypothefenabtretung die gefiherte Schuld- 
jumme an den bisherigen Gläubiger gezahlt hat; ** dem Eigentümer wird 
außerdem das Recht verfagt, mit einer ihm gegen den bisherigen Gläubiger 
zuftehenden Forderung feine Schuld gegenüber dem Erwerber der Hypothek 
aufzurechnen.° Nach dem allgemeinen Grundfage, der für alle an einem 


22) Es tritt eben nicht bloß ein neuer Gläubiger ein, jondern der bis— 
herige dinglich Berechtigte iſt ausgeſchieden und oe Legitimation erlojchen. 
Für die Hypothek gilt $ 873 und nicht bloß 8398 © 2. 

23) 8 1156 © 1: für die Forderung in Anjehung der Hhpothef. Vergl. die 
umgelehrte Faſſung in $ 1138. 

24) Das iſt der Hauptfall. Ebenfo find gegenüber dem Erwerber der 
Hhpothet unwirkſam andere in Anſehung der Hhppothefenforderung zwiſchen dem 
Eigentümer und dem bisherigen Gläubiger vorgenommene Rechtsgeichäfte, mie 
der Erlaßvertrag, die Aufrechnung, Stundung, Kündigung des bisherigen Gläu— 
bigerd. Wenn der bisherige Gläubiger die Hypothek fpäter nochmals an einen 
Dritten abgetreten oder anerkannt bat, daß jie fraft Geſetzes auf den Dritten 
übergegangen jei, oder wenn die Hypothek nad der Abtretung durch gerichtlichen 
Beſchluß dem Dritten übertviefen worden iſt: fo hat der Dritte, weil dieſe Ver: 
fügungen bon einem Nichtberechtigten ausgegangen find und weil ihnen das 
bereit3 von dem jeßigen Hhpothefengläubiger erworbene Recht entgegeniteht, dem 
Eigentümer gegenüber nicht die Legitimation eined Hhpothelengläubigers er— 
langt, die an ihn bewirkte Leiſtung (und die jonjtigen erwähnten Rechtsgeſchäfte 
befreien den Eigentümer nicht gegenüber dem erjten Ermwerber der Hypothek. 
So $ 1156 © 1 durch Ausfchluß der SS 407, 408. — In diefen Fällen mürde 
nad) dem Rechte der Schuldverhältnifie die Forderung Durch Erfüllung erloſchen 
und mithin eine Eigentiimergrundfchuld entitanden fein. Dabei bleibt e3 aud, 
foweit nur das obligatorifche Forderungredgt in Betracht fommt und geltend 
gemacht wird, Der Erwerber hätte mithin eine Hypothek ohne ser ein 
jelbitändige3 Befriedigungredht aus dem Grundftüd erlangt; da3 Geſetz bätte 
nad) dem Vorbilde des $ 1163 dem NRechtövorgange die Deutung geben können, 
dab dem Erwerber eine Grundfchuld zuſtehe. Diefen Weg geht da3 BGB nidt. 
E3 erhält entſprechend dem Willen der Beteiligten die Hypothek und muß zu 
diefem Zwecke den Fortbeitand der Forderung fingieren: das aber wiederum fann 
nur geſchehen, mweil der wirklichen Rechtölage nah die Berkehrhypothek 
als jelbitändiges Grundpfandredt das Erlöſchen der perſönlichen 
Schuldverpflichtung überfteht und die Pfandbelaftung auf Grund ihres dinglichen 
Beitandes aus fich felbit heraus die Ziwedbeitimmung, zur Sicherung eines 
Geldanſpruchs zu dienen, enthält und erhält. Wo daher die Hypothek eine 
mehr afzeflorifche Natur annimmt, vermag auch die Fiktion des Fortbeitandes 
der Forderung die Belaftung nicht zu erhalten. Darum zieht die nach der 
Hhpothefenabtretung zwiſchen dem Eigentümer und dem bisherigen Gläubiger 
gemäß $$ 406—408 bewirkte Tilgung der Forderung das Erlöſchen der 
Sicherunghypothek nach fih. So S 1185 II duch Ausſchluß des $ 1156 
Si (meshalb dort auch S2 ausgeſchloſſen wird, ift nicht abzuſehen; dieſe 
Norm, vergl. A 27, gilt für ſämtliche Shpothefen). 

25) Durch die Ausfchliegung des $ 406 in $ 1156 ©. 1. 
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gebuchten Rechte Beteiligten gilt, find die Verfügungen über ein derartiges 
Recht von dem öffentlich verlautbarten Rechtftande abhängig: will der Eigen- 
tümer mit gefichertem Vertrauen die Hypothekenſchuld erfüllen, jo muß er 
Buch und Brief einjehen;?° die dort beurfundete Abtretung gilt als ihm 
befannt.?°” Die Forderung unterfteht in Anfehung der Verkehrhypothek dem 
Offentlichfeitprinzipe, das gilt zugunften des erwerbenden Gläubigers, aber zum 
Nachteil des Eigentümers des belafteten Grundftüds. 

b) In einzelnen Beziehungen jedoch werden die Rechtsvorgänge zwiſchen 
dem Eigentümer und dem bisherigen Gläubiger auch auf den Erwerber der 
Hypothek erftredt. 1. Der Erwerber muß die vom Eigentümer jenem gegen: 
über erfolgte Kündigung auch dann gegen fich gelten lafjen, wenn dieje nad) 
der Abtretung der Hypothek erflärt worden ift. Er kann die Wirkung folder 
Kündigung nur abwenden, wenn ev beweift, daß die Übertragung zu der Zeit, 
wo die Kündigung erklärt wurde, bereits im Grundbuch eingetragen oder 
dem Eigentümer jonft befannt war. 2. Der Eigentümer darf die Einreden, 
die ihm als dinglich Verhafteten auf Grund feiner Rechtsbeziehungen zu dem 
bisherigen Gläubiger gegen den dinglihen Anſpruch aus der Hypo— 
thef im Zeitpunfte der Abtretung der Hypothek zuftanden,?° auch gegen 
den Erwerber der Hypothek geltend machen.” Damit foll der innere 
Zufammenhang zwiſchen der Belaftung und dem Sculöverhältnis, zu 
deſſen Sicherung die Hypothek dient, zu einiger Geltung kommen.” Die 


26) Außerdem wird er die Vorjicht beachten, daß er nur an den gemäß 
1155 lIegitimierten Beſitzer de3 Hypothekenbriefes gegen Beurfundung der 
uittung im Buche oder auf dem Briefe Zahlung leijtet. Bei einer Buchhypothek 

fichert fich der Eigentümer, indem er vor dem Grundbucdibeamten die Aufnahme 
der formgültigen Quittung und Löfchungbemilligung des eingetragenen Gläubigers 
beantragt und dann erit die Zahlung bewirkt und fogleih den Antrag auf Bes 
richtigung ftellt; im Notfalle hilft ihm auch die Eintragung eine Widerſpruchs. 

27) Dies ift der entfcheidende Grund, weshalb der Eigentümer nicht wie 

ein nur perfönlich verpflichteter Schuldner die ss 406—408 für ſich anrufen darf; 
denn der Eigentümer kann jich, wa3 dem Schuldner verfagt bleibt, Gewißheit 
über die Nechtslage verfchaffen. Neben $ 1156 wirft zum Schuhe des Eigen- 
tümers $ 893; Ramdohr, in Gruchot 44, 374. 

28) 81156 ©2. 

29) E3 Handelt fich in $ 1157 nur um Einreden gegen die Hypothek, 

während 8 1137 die Einreden aus dem obligatorifchen Schuldverhältnifie betrifft. 
30) In Betracht fommt 3.3. die Vereinbarung der Stundung, wonach die 
Hypothek erit nach Ablauf von zwei Jahren geltend gemacht werden darf, oder 
die Verpflichtung, die Hypothek löſchen zu lajjen, wenn der Zweck der Kaution— 
beftellung endigt. Außer den Einreden können auch Nichtigfeitgründe geltend 
gemacht werden; das ergibt, obgleich $ 1157 nur bon Einreden jpricht, Der 
Grundgedanfe der Geſetzesvorſchrift; wer ein Leiftungberweigerungrecht geltend 
machen darf, kann jedenfall3 auch die Verhaftung leugnen, teil 3.8. der dingliche 
Beitellungvertrag nichtig var. 

31) Nah Prot.3, 583 foll durch 1157 © 1 die akzeſſoriſche Natur der 
Hypothek zum Ausdrud gelangen. Dem ı1jt nicht zuzuſtimmen. 
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praftiihe Bedeutung diejer Einredeberechtigung ift jedoch gering; denn ver: 
möge der felbftändigen Wirkung des redlichen Erwerber wird der jegiat 
Sypothefengläubiger nur ſolchen Einreden ausgeſetzt, die fi aus dem Grund 
buch ergeben oder ihm jonft befannt find.?® 


ce) Die Anſprüche auf Rückſtände von Zinfen, Koften und anderen Neben: 
leiftungen werden ohne Rücficht darauf, daß fie ſich aus einer hypothekariſch 
geficherten Forderung ableiten, durchweg den für die Übertragung gewöhnlicher 
Forderungrechte geltenden Grundfägen unterftellt.°° Dies wird auf die Hypo: 
thefenforderung wegen Zinfen und anderen Nebenleiftungen, die in dem laufen: 
den und nächitfolgenden Kalendervierteljahre (berechnet nach dem Zeitpunkte, 
in dem der Eigentümer von der Abtretung Kenntnis erlangt hat) fällig werden, 
infoweit ausgedehnt: daß dem Eigentümer die zur Zeit der Abtretung be: 
ftehenden Einreden und das Recht zur Aufrechnung mit einer ihm gegen den 
bisherigen Gläubiger zuftehenden Gegenforderung verbleiben und daß er vor 
allem an den ihm bekannten Gläubiger vollwirffame Zahlung leiften kann.” 
Der Hauptzwec diefer Vorfchrift ift, daß der Eigentümer mit vollem Ver: 
trauen Zahlungen leiften und Vereinbarungen treffen kann über die in dem 
jeweiligen Halbjahr fällig °° werdenden Zinſen; die darauf erfolgende Ab: 


32) 81157 S2 wendet wie $ 1138 auf die Verfehrhypothef das Dffent- 
lichfeitpringip an. Hat der Eigentümer U. eine Hypothek bloß fiduziariich für 2. 
bejtellt, jo fann, wenn B. die Hypothek an E. abgetreten bat, A. gegenüber dem 
E. nur dann die fiduziarifche Gebundenheit geltend machen, wenn €. dieſes 
Rechtsverhältnis fannte oder e8 aus dem Grundbuche erjichtlich war; vergl. RG 
in IJW 30, 181. 

33) 81159; das Öffentlichleitprinzip hat bier feine Geltung. Zinsrüd- 
ftände werden weder im Buche noch im Briefe verlautbart, es entiteht für jie auch 
feine Eigentümergrundſchuld. Zwar dauert für fie die dingliche Haftung fort 
(3.8. ZUG 8 10 Nr. 4), aber der Erwerber der Hypothek kann auf fie nit 
bertrauen. Dagegen finden die oben A 21 angeführten Grundſätze Anwendung. 
Rückſtändig find die Zinfen, die zur Zeit der Abtretung bereits verfallen waren. 
Verjährung nach 8 197. 

34) Die Einzelbeiten ergeben fih aus den Verweiſungen in $ 1158. 
Alle diefe Rechte entfallen, fobald der Eigentümer pojitiv Kenntnis bon der 
Abtretung der Hypothek erlangt bat; von da ab ijt jede Zahlung der Zinfen an 
den bisherigen Gläubiger dem Erwerber der Hypothek gegenüber unwirkſam. Die 
Beweislaſt für die Tatfache, daß und wann der Eigentümer jene Kenntnis erlangt 
bat, trägt der Erwerber der Hypothek; denn er macht einen Grund geltend, mus 
dem fich die Ausfchließung der zugunſten des Schuldners eingreifenden Schub- 
normen (88 404, 406-408) ergeben fol. 

35) So $ 1158; dazu 3.0. ZUG 8 13: Taufende Beträge miederfebrender 
Leiftungen nehmen ihren Anfang von dem letzten Fälligfeitötermine. Fallig ti 
das Forderungredht, wenn der Anfpruch auf Bewirkung der Leiftung im gegen: 
märtigen Zeitpunfte geltend gemacht werden Tann (Bd.1 8136 Nr.1); die 
Frage, ob die Zinſen im voraus oder nachträglich geichuldet werden, bat dem: 
gegenüber feine Bedeutung (vergl. TurnausFörjter 1, 736; abw. OLG 4, 73; 
Biermann 8 1158). 
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tretung der Hypothek foll ihm auch dann feinen Nachteil bringen, wenn der 
Erwerber von diefen Zinszahlungen feine Kenntnis hatte. Anders aus- 
gedrüdt: das Nublizitätprinzip fichert den Erwerber der Hypothek nicht be: 
zügli der Zinsanſprüche, die der Eigentümer, bevor er Kenntnis von der 
Abtretung erlangt hat, als rücjtändige oder in dem laufenden Halbjahr fällig 
werdende gezahlt hat.?® 

4. Die Abtretung kann auf einen Teil der Forderung beſchränkt werden 
oder fie fann die Forderung gleichzeitig unter mehrere Perſonen verteilen.’ 
In beiden Fällen wird die Stammhypothet in Teilhypotheten zerlegt; handelt 
es fih um eine Briefhypothet, jo kann für jeden Teil auf Verlangen ein 
Teilhypothefenbrief hergeftellt und dem Berechtigten ausgehändigt werden.“ 
Das BGB behandelt den Teilungvorgang als eine nur Die beteiligten Gläubiger 
berührende Angelegenheit; die rechtlichen Intereſſen des Eigentümers werden 
hierdurch nicht gefährdet. Daher kann der Rang, in dem die Teilbypothefen 
zueinander ftehen, von den Beteiligten nach Belieben feftgejegt werden,““ ohne 
dat hierzu die Zuftimmung des Eigentümers eingeholt werden müßte.“ 

5. Die feite rechtlihe Verknüpfung, die nach gejeßlicher Regel Die 
Forderung an die Hypothek fettet, braucht auf der Paffivfeite nicht zu beitehen: 
es gilt als durchaus normaler Fall, daß fi) von dem Eigentümer als dem 
bloß dinglich Verhafteten ein anderer als der bloß perfönlich verpflichtete 
Schuldner ſcheidet. Dieje Spaltung tritt vorzüglid ein, wenn ein Dritter 
das Eigentum an dem belafteten Grundftüc erwirbt, ohne zugleich die Schuld: 
verbindlichfeit zu übernehmen. Gleichwohl entfpricht die Vornahme einer 
befreienden Schuldübernahme bejonders im Falle des Grundftückaufes der 


36) Inſoweit wird der dingliche Anspruch des Gläubiger lediglich nad 
den Regeln der Schuldverhbältniffe behandelt. 

37) Die Zuläffigkeit folder Teilung jest $ 1151 ftillfehweigend voraus. — 
Es iſt auch möglich, daß die ungeteilte Hypothek an eine Mehrzahl von Perſonen 
wird; es entiteht dann eine Gemeinſchaft nad) Bruchteilen gemäß 


38) $ 1152; GBO 861. Dazu oben 857 A11f. Statt deſſen kann unter 
Vernichtung des Stammbriefes für jeden Teil ein bejonderer neuer Brief aus- 
geitellt werden; dies muß gefchehen, wenn dad Grundftüd geteilt und jeder Teil 
unter gleichzeitiger Entpfändung des Stammgrundftüdes nad der Beitimmung 
de3 Gläubigers nur noch für einen begrenzten Teilbetrag baften joll; denn bier 
fehlt der innere Zufammenhang und die Einheit der Haftunggrundlage (oben 
857 zu U 16; RYA 4,170). Es fann endlich auch der bisherige Brief für ſämt— 
iche Teilhypotheken beibehalten werden, indem die Abtretungen auf ihm vermerft 
und allen Gläubigern der Mitbejiß an dem Briefe eingeräumt mird (8 1154). 

39) Häufig wird der eine Teilhypothek faufende Dritte verlangen, daß er 
der Reſthypothek vorgehe. Wird nicht3 vereinbart, fo ftehen fih alle Teil— 
bupothefen im Range gleih. Die Rangfeititellung bedarf der Einigung und 
Eintragung; 8 880. 

40) So $ 1151 als Ausnahme von $ 380 II 2. 
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Regel des Lebens. Der Käufer übernimmt die Hypothek unter Anrechnung 
ihres Betrages auf den Kaufpreis. Für den Verkäufer ift es danach von 
größtem Intereſſe, daß er nicht bloß von der dinglichen Verhaftung, jondern 
auch von der perjönlichen Schuld befreit wird; denn jonjt könnte es ſich 
ereignen, daß er die Schuldfumme, die er am Kaufpreife bereits eingebüßt 
bat, nochmals an den Öypothefengläubiger entrichten muß. Aus dieſen Er: 
wägungen heraus übt das Geſetz einen gewiſſen Drud auf den Gläubiger aus; 
er kann zwar ſtets den bisherigen Eigentümer als feinen perſönlichen Schuldner 
fejthalten ; das gilt aber nicht als der normale Fall, weil nad) den Anjchauungen 
des Verkehrs das Hauptgewicht auf die dingliche Belaftung gelegt wird. Die 
Mitteilung, die der bisherige Eigentümer dem Gläubiger von der Schuld: 
übernahme und Eintragung des Erwerbers erftattet, jegt eine Ausſchlußfriſt 
von jehs Monaten in Lauf: nur innerhalb diejer Frift kann der Hypotheken: 
gläubiger erflären, daß er die Genehmigung zum Eintritt der befreienden 
Wirkung der Schuldübernahme verweigere; fein Schweigen wird kraft Geſetzes 
als Zuftimmung ausgelegt.*' 


41) Obgleich biernach die dingliche Haftung die perfönliche Verpflichtung 
nad) ſich zieht, behandelt das Gejeß dieſen Rechtsvorgang bon der Geite der 
Schuldübernahme aus im Rechte der Schuldverhältniffe; 8416. Darüber ein: 
gehend Bd.1 8153 Nr.3. Hier ift vom Standpunkte des Sachenrechtes aus 
folgendes hervorzuheben. — a) In 8416 wird eine zweiſchichtige Schuldüber- 
nahme vorausgefeßt. 1. Den Grundvertrag bildet die Vereinbarung des Ver: 
äußerers des Grundftüds mit dem Erwerber über die Übernahme der perjön- 
lien Schuldverpflichtung; dies muß beim Kaufvertrage wegen 8439 II 1 be 
fonders verabredet werden. Die dingliche Belastung gebt ohne weiteres mit dem 
Grundftüdeigentum über. 2. Der Eintritt des Erwerbers al3 Schuldner unter 
Befreiung des Veräußererd von der Schuldverpflichtung feßt die Genehmigung 
des Gläubigerd voraus. Durch diefe wird die Wirkung der zwiſchen dem Ver: 
äußerer und Eriverber vereinbarten Schuldübernahbme auf den Gläubiger er- 
jtredt: er tritt in den Grundvertrag ein und nimmt den neuen Schuldner an 
Stelle de3 bisherigen an. über die Konjtruftion diefes Rechtsvorganges Bd.1 

153 A183. — b) Bei der Übernahme einer Hhpothefenfchuld find die Voraus— 
egungen, unter denen der Gläubiger durch die Schuldübernahme des Erwerbers 
veritridt wird, nach fachenrechtlichen Grundfäben genauer feftzulegen. 1. Eigen 
artig tft zunächit das Verfahren, wie die Genehmigung des Gläubiger8 berbeige- 
führt werden fann. Die Mitteilung von der Schuldübernahme enthält bier feines- 
mweg3 bloß den Antrag zum Eintritt in den Schuldübernahmevertrag: fie begehrt, 
dab die entiprechende Rechtsfolge aus dem Übergange der dingli Belajtung 
gezogen werde, und fie fordert dies unter Androhung beftimmter rechtsnachteiliger 
Wirfungen, auf die in der fchriftlihen Mitteilung bingewiefen werden muß 
(8416 II 2). Die Grundlage hierfür bildet dementſprechend der endgültige 
Vollaug der Veräußerung; erft wenn der Erwerber als Eigentiimer eingetragen 
ift (ob er e8 gegenwärtig noch iſt, bleibt ſich gleih; RG 56, 200), ftebt der 
Rechtsübergang und damit die dingliche Vorausſetzung für die 
Befreiung des Veräußerers bon der Hhpothefenjchuld feſt. Darum 
bildet diefe Beurfundung im Grundbuch das zwingende Erfordernis dafür, dab 
der SHhpothelengläubiger fih auf die Mitteilung der Schuld— 
übernabme einlafjfen muß ($416 II 1). Nur der bisherige Eigen- 
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2. Gegenftand der Hypothel. 
$ 122. Gegenjtand und Umfang der Haftung. 


1, Die Hypothek haftet dinglid an dem Grundftüd als dem durch die 
beurfundende “Tätigkeit der Menſchen abgemarften, jelbjtändigen Teile der 
Erdoberfläche.! 

a) Der Einheit des Grundſtückbegriffs entipricht es, daß die Hypothek 
auf dem ganzen Grundftüd ruht: die Belaftung eines einzelnen räumlich 
abgegrenzten Teiles ift ausgefchlofjen. 1. Wird ein Grundftüd einem anderen 
als Beſtandteil zugejchrieben, fo erftrecden fich alle an dem Stammgrundftüd 
beftellten Hypotheken kraft Rechtsvorjchrift auch auf den zugejchriebenen Be— 
ftandteil;? die Nebenparzelle ift inſoweit rechtlich in dem Hauptgrundftüd auf: 


tümer ijt zu ſolcher verbindlichen Mitteilung befugt, weil e3 fich um feine Be— 
freiung bon der perfönlichen Schuld Handelt und weil von ihm die Beitimmung 
abhängt, ob er es nicht aus bejonderen Jnterefien (3.8. wegen $ 1143) bei der 
Spaltung der Hypothek bewenden laſſen will (841611). — 2. Aus der bom 
Veräußerer in rechter Form und Weiſe bewirften Mitteilung wird der Gläubiger 
derart rechtlich bverjtridt, daß fein Schweigen innerhalb der Frift bon ſechs 
Monaten al3 Zuftimmung oder Eintritt in den Schuldübernahmevertrag gilt 
($416 I 2). Dieje Ausnahme von der Regel, wonach Schweigen Ablehnung 
des Vertragantrages bedeutet, gründet fich nicht bloß auf eine Pflicht zur Ant- 
wort (denn jonjt würde wie nach $ 663 bloß eine Schadenerjaßpflicht in Frage 
fommen), fondern darauf, daß der Übergang der dinglichen Haftung aus der 
Pfandbelaftung den Übergang der perfönlihen Schuldverpflichtung, meil beide 
durch die Fachenrechtliche Zweckbeſtimmung der Hypothek verfnüpft find, nach ſich 
zieht, fofern nicht der Gläubiger durch ausdrüdlichen Widerſpruch die Spaltung 
erhält. Es jteht natürlich nicht3 im Wege, daß fpäterhin eine Schuldübernahme 
gemäß 88 414, 415 herbeigeführt wird: das präjudizielle Verfahren nach $ 416 
aber ift bei jeder Veräußerung nur einmal zuläffig. — c) Will der Erwerber 
aus eigenem Intereſſe die Schuldübernahme durchjeten, fo fann er entiveder mit 
dem Gläubiger unmittelbar einen Schuldübernahmevertrag nach $ 414 abſchließen 
si a ende verlangen, daß er das bvorgejchriebene Verfahren einleite 
16 III). 


1) über den Grundjtüdbegriff oben $ 53 A4. Ob und mwieweit ein öffent» 
lihe3 Grundjtüd belaftungfähig tft (bejaht vom KG in OLG 2, 492), beitimmt 
fihh nach Landesredt. Wie ein Grundjtüd wird das Erbbaurecht behandelt, 
81017; oben 897. Ferner EG 184 S2. Someit da Eigentum ſich nad) 
Landesrecht durch Zuwachs (oben 8 79) ausdehnt, erweitert fich auch der Gegen— 
ftand der Belaftung. — Die Verpfändung einer Bahbneinheit wird durd) 
E& 112 der Ordnung der Landesgeſetze unterftellt. Dazu preuß. Gef. 11.6. 
(8.7.) 1902; nad 85 ift die Belaftung einzelner zur Bahneinheit gehöriger 
Grundftüde ungültig (d.b, verboten und nichtig) ; Gegenftand der Belaitung 
und Vollitredung (820) kann nur die Bahneinheit als ungeteilte Vermögen: 
einheit fein. Vergl. auch badifches AG 7. GBO 8 11: Führung eines befonderen 
Bahngrundbuchs. Weyrauch, Bahneinheit im preuß. R., Diff. Halle 1900, ©. 76. 

2) 881131 © 1, 890 II; oben 853 A26f. Eine getrennte Haftung 
aber bleibt beitehen für die an dem zugefchriebenen Bejtandteile vor der Zus 
ſchreibung begründeten Hypotheken und fonjtigen Laſten: fie werden auf das 
Hauptgrundftüd nicht erftredt, behalten aber dafür in ihrem begrenzten Gebiete 
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gegangen. 2. Anders muß entjchieden werden, wenn mehrere demjelben Eigen: 
tümer gehörende Grundjtüce durch Vereinigung zu einem einheitlichen Grund: 
ſtück verſchmolzen werden, jo daß 3.8. ein neugebildeter jelbjtändiger Bauern: 
hof entjteht.” Hier geht jedes einzelne Grundftüd in die Bereinigung mit 
feinen eigenen Belaftungen über: die Hypotheken bejtehen an der real ab- 
gegrenzten Grundfläche, an der fie bejtellt waren, fort und haften nur auf 
diefer.* Nachdem die Vereinigung vollzogen und im Grundbuch eingetragen 
ift, fann die neue Grundftüceinheit nur noch als Ganzes belajtet werden. 
3. Der Grundjag, daß eine Hypothek nur auf das ganze Grundftüd als 
Einheit gelegt werden darf, hat zwingende Geltung für den Alleineigentümer. 
Dagegen jtellt im Falle eines Miteigentums nach Bruchteilen das Anteilrecht 
jedes Teilhabers am Grundftüd ein derartig jelbjtändiges Wermögensqut® 


den Rangborzug bor den Hhpothefen des Stammgrundftüds; $ 1131 ©2. — 
Someit hieraus eine Verwirrung der NRechtöbeziehungen zu befürchten ift, joll 
dad Grundbuchamt die Zufchreibung ablehnen; GBO 85. Die Landesgeſetze, 
die die Zuläffigfeit einer Zufchreibung noch itärfer einjchränten, bleiben in Kraft; 
EG 119 Nr.3 und dazu oben $53 421. 


3) $ 890 I gebt davon aus, dat felbjtändige ebenmwertige Grunditüde 
bereinigt werden, während bei der Zuſchreibung als Beſtandteil nur eine gering— 
fügige Parzelle z. B. zur Abrundung eines Gartens dem Hauptgrundftüd hinzu— 
gefügt wird. Dieſe Unterfcheidung tft jedoch nicht ziwingend; zur Erhöhung der 
Sicherheit einer Hhpothef werden auch wohl ſehr große Grundftüde al3 Beitand: 
teile zugejchrieben. 

4) Inſofern erfcheint jedes Grundſtück in Anſehung der es belajtenden 
Hypotheken troß der Vereinigung noch als jelbitändige Barzelle. Kommt es zur 
Verjteigerung des vereinigten Grundjtüds, jo iſt der erzielte Geſamterlös auf die 
Hypotheken nad dem Werte zu verteilen, den jedes Eingelgrundftüd bat. Ein 
Einzelgebot gemäß ZVE he fönnte vielleicht zweckmäßig erjcheinen, jcheint aber 
unzuläffig, weil nach der Vereinigung nur noch ein Grunditüd und nicht mehrere 
Grundftüde vorhanden find. Das BGB handelt hierüber nicht. Vergl. Hadıen- 
burg, Vorträge 331; Bredari 68. — Als Beifpiel diene: Zur Anlegung eines 
Vergnügungsetablifiements fauft ein n Unternehmer unter Übernahme der Hhpo— 
thefen das Landhaus A. im Werte von 100 000 ME., dad mit 90 000 Mt. 
Hypotheken belaftet ift, und einen Acker B. im Werte von 50 000 ME., der mit 
30 000 ME. belaftet ift. A. und B. werden vereinigt. Später findet Bivangvolls 
ftredung ftatt, Die einen Gefamterlös von 90000 ME. ergibt. Dann wird — boraus 
geſetzt, daß der Kaufpreis dem nad) dem Reinertrag berechneten Wert entfpricht — 
diefer auf A. und B. im Verhältnis von 2: 1 verteilt; die Hypothek auf W. erhält 
60 000 ME., die auf B. 30000 Mt. Würde unter denfelben Zerbältnifien die 
auf B. haftende Hypothek nur 10 000 Mf. betragen, jo käme der Überſchuß auf 
Grund der Vereinigung der Grundftüde der auf A. laftenden Hypothek zuante. 
Auf den Rang der einzelnen Hypotheken fommt e3 dabei nicht an. Vergl. ferner 
CPO 8864 IA. Über die Feititellung des geringsten Gebotes in dem falle, 
dab das Grundjtüd im Miteigentume jteht und zum Zivede der Aufhebung der 
Gemeinfchaft verjteigert wird: ZUG $ 182. 

5) Über dies Eigentumteilrecht oben $70 Nr.1b. Den Gegenſatz bildet 
da3 ungeteilte Gefamteigentum (ebenda Nr.2); bei diefem gibt es feine be- 
laſtungfähigen Teilrechte, nur das einheitliche Grundftüd fann durch Verfügung 
aller Geſamthänder mit einer Hypothek belaftet werden. 
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dar, daß es für fich allein mit einer Hypothek belajtet * werden und auch den 
Gegenftand gejonderter Zwangvollitrefung " bilden kann. Cine derartige 
geteilte Haftung tritt auch dann ein, wenn der Alleineigentümer das mit einer 
Hypothek belajtete Grundftüd an mehrere Perjonen veräußert, die daran das 
Eigentum nach Bruchteilen erwerben.‘ 


b) Ein real abgetrennter Teil kann nur dann gejondert belajtet werden, 
wenn er abgejchrieben und als jelbjtändiges Grundjtüd eingetragen worden 
it.” Denn die im Grundbuche als Einheit gebuchte Grundfläche bildet einen 
einheitlihen Rechtsgegenjtand, an dem Sonderbelajtungen mit Hypotheken, 
die in ihrer Durchführung die einzelnen Flächenteile verfchiedenen rechtlichen 
Scidjalen unterwerfen würden, unzuläffig erjcheinen. Die Zerlegung des 
bisher einheitlichen Grundjtüds, die der Eigentümer vornehmen muß, wenn 
er z. B. nur auf den bebauten Teil der Grundfläche eine Hypothek aufnehmen 
will, kann grundfäglich nach Belieben vorgenommen werden; der Eigentümer 
bedarf hierzu nicht der Zuftimmung der Hypothekengläubiger,“ denn fie ändert 
nichts an der bejtehenden dinglihen Haftung.’ Den Landesgejegen bleibt es 
jedoch anheimgeftellt, Teilungverbote zu erlafjen, durch die der Zertrümmerung 


6) $ 1114 jeßt für die vertragmäßige Beſchränkung der Hypothek auf einen 
Anteil (mie nad) ss 1095, 1106) die Ertitenz mehrerer Miteigentümer boraus. 
Der Anteil bildet für fich wiederum eine rechtliche Einheit. Ebenſowenig mie 
der Alleineigentümer eine Parzelle, die er zur Vergrößerung feines Grunditüds 
binzuerworben bat, während der Vereinigung mit einer Neftfaufpreishhpothef be— 
lajten darf: iſt es zuläflig, daß ein Miteigentümer, wenn er zu feinem Anteil 
noch einen weiteren Anteil hinzuerwirbt, jedes einzelne Anteilrecht gejondert 
mit einer Hypothek belajtet (OLG 4, 482; RA 4, 41 und 55). Denn das 
Anteilrecht iit feinem Weſen nach ein Eigentumrecht, bei dem alle mit dem Eigen— 
tumrechte verbundenen Befugnifie jedem Teilhaber nah) dem Maße feiner An— 
teilberechtigung zuſtehen. Die Einheit der Eigentumberrfchaft gilt auch für Die 
Anteilrehte: der einzelne kann überhaupt nicht mehrere rechtlich gefonderte 
Anteile haben; wenn er den Anteil eines anderen Teilhaber zu dem jeinigen 
hinzuerwirbt, jo dehnt jich fein Eigentumteilrecht in entiprehendem Maße aus, 
und wenn er fämtliche Anteile erwirbt, hat er da3 in fich einbeitliche Eigentums 
recht und nicht die Summe aller Anteilrechte. 

7) CPO $S64 IIe. 

8) Feder Miteigentümer haftet dann bloß mit dem jich aus dem Grund— 
buch ergebenden Anteil; der Haftunggegenitand der Hypothek wird gejpalten. 
Dagegen wird die Hypothek ſelbſt nicht geteilt; es fei denn, dab dies durch ding— 
lihen Vertrag und Eintragung bewirkt worden iſt. Der Hhpothefengläubiger 
darf daber gegen jeden Miteigentiimer den Befriedigunganipruc dem vollen 
Betrage nach geltend machen; es handelt jich zwar nicht um eine Geſamthypothek, 
wohl aber um eine dingliche Gefamthaftung, bei der aus jedem Anteil Befriedi- 
gung für die ganze Forderung begehrt werden kann, fo daß ein der Gejamt- 
bupothef analoges Rechtöverbältni3 vorliegt. Das Geſetz ſchweigt. 

9) GBO 86; oben 853 Aldf. 

10) 8903. Ander3 das bisherige bayerifche Recht. Regelsberger, baher. 
Hypothekenrecht 2 8 69 A 6; Jacubegky 191. 

11) Die bieer an dem einheitlichen Grunditüd bejtehenden Hypotheken 
wandeln ſich in Gejamthypotbefen um; $ 1132. 
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wirtfchaftlich geſchloſſener Güter oder einer allzu großen Zerfplitterung des 
Grundbefiges gewehrt werden joll.? Da der abgejchriebene Teil die Haftung 
für die ganze Hypothekenforderung mitüberninmt, wird feine Veräußerung 
meift unausführbar fein.” Der Eigentümer hat daher das größte Intereſſe 
daran, daß ihm die lajtenfreie Veräußerung und Abjchreibung eines Grund: 
jtückteiles ermöglicht werde. Die Grundlage hierfür wird allgemein durch die 
formgültige Bewilligung des Hypothefengläubigers zur Aufhebung der auf 
dem abgejchriebenen Teil lajtenden Hypothek geſchaffen.“ Dieſe Bewilligung 
fann auf Grund des Landesgeſetzes durch ein behördlich ausgeftelltes Unſchäd— 
lichfeitzeugnis erfegt werden.” Unſchädlich ijt die Abtrennung einer Parzelle 
nur dann, wenn der Wert des in der Haftung verbleibenden Hauptgrumdftücs 
eine völlig ausreichende Sicherung für die Befriedigung aller bejtehenden 
Hypotheken und ſonſtigen Belaftungen bietet." Auf Grund des ihm vor: 


12) EG 119 Nr.2. Hierbon haben nur einige Bundesftaaten Gebraud 
gemadt. Die Teilftüde dürfen 3.8. nad heil. AG Art. 94 f. und weimar. AG 
$ 102 bei Aderland nicht ımter 10 Ar berabgehen. An diefer Stelle iſt bervor- 
zubeben, daß einige Landesgejeße die Teilung nur gejtatten, wenn das Grund» 
ft nicht mit Hypotheken uſw. belastet ift oder wenn der abzujchreibende Teil 
zubor von den Belaftungen des Grundftüds befreit worden if. So Medlenb.- 
Schw. AG 8108 (Strel. $ 106; Langfeld 116); Hamburg $30f.; Bremen 
g19F.; Lübel 867. Der Zweck diefer Teilungbefchräntungen tft, Der Ver— 
— der Rechtsbeziehungen und der Entſtehung von Geſamthypotheken vor— 
zubeugen. 

13) Ruht auf den geſamten Waldungen der Stadt U. eine Hyhypothek im 
Betrage von fünfzig Millionen Marf, ſo würde diefe Schuld auch auf den zwei Ar 
Zande3 lajten, die B. zur Abrumdung feines Baugrumdftüdes bedarf. 

14) Nach $$ 875, 1183; Form nad) GBO 929. Verzicht des Gläubigers 
genügt nicht, weil damit eine Eigentümergrundichuld entiteht. 

15) EG 120. Für Grumddienftbarkeiten geitattet 8 1026 eine Taftenfreie 
Abſchreibung; darüber oben 8100 A 13. Ein Unfchädlichkeitzeugnis kann nicht 
gegenüber einem eingetragenen Vorfaufrechte außgeftellt werden; oben $ 111 A 12. 

16) Den Landesgejegen bleibt es überlafjen, die erforderlichen Garantien 
für die Hhpothefengläubiger zu fchaffen und andererjeit3 den Eigentümer zu 
fhüßen, wenn der Hhpotbefengläubiger die Bewilligung zur laftenfreien Ab— 
Ichreibung geringiwertiger PBarzellenteile verzögert oder chikanös verweigert. — 
In Preußen gelten folgende Geſetze. a) Allgemein wird für ländliche wie 
jtädtifche Grundftüde die laftenfreie Abveräußerung folder Trennftüde gejtattet, 
die im Verhältnis zum Hauptgute nur geringeren Wert und Umfang baben. 
Jedoch ſoll durch dingliche Surrogation an die Stelle diefer Trennſtücke ent- 
weder eine feite ablösbare Geldabgabe ſowie der vereinbarte Kaufpreis oder ein 
anderes Trennftüd in die Haftung für die Grundpfandrecdhte eintreten. Die 
Unjchädlichkeit wird bei Iandichaftlich beliehenen Grundjtüden von der Kredit— 
direftion, jonjt von der Generallommifjion als Auseinanderjeßungbehörde be- 
ſcheinigt. Das gilt nad AG 7. GBO Art. 20 auch bei Lehn-, Fideilommißgütern 
u. dergl. Vergl. die Gef. 3.3.1850 u. 27.6. 1860 nebjt den Einführungsgefeßen 
12.4.1885 (Naflel und Hohenzollern), 22.4. 1886 (Schleswig-Holſtein), 12.4. 
1888 875 (Rheinprobing linksrheiniſch), 25.83.1889 (Hannover), 19.8.1895 

4 (Frankfurt a. M., Nafjau). Für Nentengüter Gef. 27.6.1890: zur Ers 
eihterung der Bildung von Nentengütern darf das Unfchädlichkeitzeugnis auch bei 
der Abveräußerung größerer Trennſtücke erteilt werden, wenn die Sicherheit der 
Realberechtigten dadurch nicht vermindert wird. Gef. 15.7.1890: wenn ein 
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gelegten, von der nach Landesrecht zuftändigen Behörde ausgejftellten Zeug: 
nifjes hat der Grundbuchbeamte die abgetrennte Parzelle ohne Mitübertragung 


verhältnismäßig geringwertige3 Trennjtüd unentgeltlih zu öffentliden Zwecken 
abgetreten wird und das Hauptgut durch die öffentliche Anlage (3.8. der Straße 
oder des öffentlichen Plaßes) eine das abgetretene Trennſtück erjeßende Wert: 
erbohung erhält. b) Für alle diefe Gejete gibt da3 AG 3. BOB Art. 19 folgende 
Ergänzungen. Haftet die Belajtung, von der das Trennjtüd befreit werden joll, 
noch auf anderen Grundftüden desjelben Eigentümers, fo wird die Unjchädlichkeit 
nicht nach dem Werte des von der Abtrennung betroffenen einzelnen Grundjtüds, 
fondern nach der Sicherheit abgejchäßt, die durch die Geſamtheit aller mitbe- 
laiteten Grunditüde im Verhältnis zu allen daran baftenden Belajtungen ge= 
boten wird; fämtliche mitverhaftete Grundftüde gelten al3 Hauptgrunditüd, daß 
jie auf demjelben Grumdbuchblatt eingetragen find und derjelben Gemarkung 
angehören, wird nicht als Vorausfegung aufgeitellt. Ferner darf in allen Fällen 
ein bejchränttes Unfchädlichfeitzeugnis ausgeitellt werden, das nur bejtimmte 
einzelne Belaftungen für unſchädlich erflärt. Über die Geltung diefer Vor— 
ichriften in Naffau und Helgoland AG Urt. 20. c) Über die grundbuchmäßigen 
Vorausfegungen der lajtenfreien Abjchreibung enthält AUG 3. GBO Art. 20 eins 
gehende Bejtimmungen, die auf die Beachtung der joeben dargeitellten materiell- 
rechtlihen Vorausjeßungen hinwirken. Vergl. insbef. Erujen-Müller, AG 243; 
Stranz-Gerhard AG Art. 19; Oberned 439. — Der Grundgedanfe des preu= 
Biichen Rechtes, daf ein Unfchädlichkeitzeugnis nur dann auögeitellt werden darf, 
wenn an Stelle des lajtenfrei abgejchriebenen Trennjtüds durch dingliche Surro= 
gation ein Geldbetrag oder ein anderes Grundftüd in die Haftung eintritt, beruht 
derart im Wejen der Sache, dab er nahezu allgemeine Geltung in ganz Deutjch- 
land erlangt bat; in Bahern, Baden, Hamburg wird die Hinterlegung des Geld- 
betrage3 angeordnet. Im übrigen werden bejondere Vorjchriften darüber ges 
geben, wie die Bemeſſung der Unfchadlichkeit und der Vollzug der Wertaus— 
gleichung und deren Verteilung unter die Realgläubiger erfolgen jol. Bahern bat 
ein beionderes Gef. 15.6.1898 über die Unschädlichkeitzeugnifie erlafien; es ent— 
jcheidet endgültig das Amtögericht, bei dem das Grundbuch über da3 betreffende 
Grundftüd geführt wird. In Württemberg iſt von dem Vorbehalte de3 EG 1201 
bisher fein Gebrauch gemacht (Nieder, AG 1,497). Sadien, AG 3. BGB 
821f. und VO 6.7.1899 820; zuitändig ift das Grundbuchamt; Befchtverde 
gegen deſſen Entſcheidung iſt ausgeſchloſſen; auf öffentlihe Laſten, Ablöſung— 
renten und Landeskulturrenten rindet die Feſtſtellung der Unſchädlichkeit feine 
Anwendung. An Baden ift durch Gef. 13.7.1904 die Unfchädlichkeitfeititellung 
neu geordnet; zuitändig ilt das Grundbuchamt, fofortige Beſchwerde gegen Die 
Enticheidung nadı dem FGG; das Unfchädlichleitzeugnis darf nur erteilt werden, 
wenn das Trennjtüd ſowohl im Verhältnis zum Hauptgrunditüd al3 auch an ſich 
bon geringem Wert und Umfang tit; Beſchränkung des Unjchädlichkeitzeugniffes 
auf einzelne Belaftungen iſt zuläffig, Laſten des öffentlichen Rechts bleiben 
unberührt. Heſſen, AG 97 f.: Amtsgericht der belegenen Sache; außer pfand— 
und lajtenfreier Abjchreibung eines Grumdjtücteils ift auch die Verteilung einer 
Reallait im Falle der Teilung des belajteten Grundjtüds zuläflig; eine Be— 
laſtung iſt unfchädlich, wenn das Trennitüd im Verhältnis zum Hauptgrunditüd 
von geringem Werte und Umfang ift; Beſchwerde ijt zugelafien (vergl. Beit, heil. 
AS 1,74). Medlenburg- Schw. AG $ 114 f. mit eingehenden Vorjchriften dar— 
über, wie dem dinglich Berechtigten für die durch die „Entfreiung” des Trenn— 
früds entitehende Einbuße Erjaß durch anderweitige dingliche Sicherung zu ge- 
währen tit (Langfeld 121). Ferner die AG 3. BGB Braunfchweig $ 57f.; 
Weimar $ 162f.; Oldenburg $7f.; Mein. Art.20; Altenb. $ 60f.; Gotha 
Art. 39; Anhalt Art. 55; Schwarzb.-Rud. Art. 109 und Sond. Art. 29; Walded 
Art.13; Reuß ü.L. $ 84f. md j.L. $ 55f.; Lippe $ 25; Hamburg $ 35; 
Bremen 823; Lübeck 8 82; ferner Schaumb.-Lippe Gef. 4.5.1899. — Vergl. 
Niedner, EG 237. 
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der für ungeſchädigt erklärten Belaftungen abzuſchreiben;“ eine Nachprüfung 
der Unſchädlichkeit fteht ihm nicht zu. 

2. An der Haftung des Grundes und Bodens nehmen teil alle Beſtand— 
teile,“ insbejondere auch die ftehenden Früchte, die Anſprüche auf wieder: 
fehrende Leiftungen, die mit einem Grundftüd verbunden find,” und auch die 
Vorkaufrechte. 

3. Die bereits getrennten Früchte und Beſtandteile ſowie das Zubehör 
des Grundſtücks haften grundſätzlich den Hypothekengläubigern, wenn und 
ſolange fie im Eigentum des Grundſtückeigentümers oder des Eigenbeſitzers 
ftehen.?' 


17) über den Vollzug nad) Grundbuchrecht GBO $ 47 II (oben S 53 415), 
Das Zeugnis über die Unfchädlichkeit ift ein öffentlichrechtlider Alt. Ob und 
wieweit die ausjtellende Behörde wegen unrichtiger oder unzuläſſiger Erteilung 
des Zeugnifjes dem geſchädigten Hypothekengläubiger haftet, entjcheidet fich daher 
nach Landesrecht; vergl. NG 28, 335; 29, 249; BGB $ 89 findet hierauf feine 
Anwendung (88.1 849 A 20F.). 

18) Darüber oben $6 Nr.1. Da der Begriff wie die Einheit des Rechts 
hierfür durch Nechtönorm zwingend feitgejtellt ijt, jo fann der Vorbehalt des 
Eigentums 3. B. an eingebauten Majchinen oder Materialien zuguniten des 
Verkäufers gegen die Hypothekengläubiger nicht geltend gemacht werden. RG26, 
343; OLG 6, 211 und 215. 

19) 81126 mit Befchränfungen, die unten 8123 W4 näher behandelt 
werden, Vergl. auch a“ 96, 99 IL, III. Hierher gehört befonders die Prädial: 
reallaft, nicht aber die Berfonalreallajt; oben 8 109 U 34. 

20) 88 1094 II, 1105 U. 

21) Denn bei der körperlichen Zerlegung einer Sache jeßen fich grundſätzlich 
die an der biöherigen Sadeinheit bejtehenden Nechte und Belaftungen an jedem 
Teilftüd fort (oben $6 A21, $85 A1). Der Eigenbejier erwirbt die Er 
zeugnifje (nicht die Subftanzteile) fraft Anfallrecht mit deren Trennung (oben 
885 A 21f.); die Hypothek fett fih an ihnen fort. Diefe Grundſätze bejtättgt 
$ 1120; die näheren Ausführungen folgen in den $$ 1121, 1122. Damit werden 
zahlreiche Schwierigkeiten und Streitigkeiten des bisherigen Nechtes erledigt. 

Auffällig iſt, daß infolge diefer Normen eine Hypothek an der 
Fahrnis (an dem Zubehör und an den getrennten Beftandteilen und Er 
zeugniffen) beitebt und daß die für Grundjtüde angeordnete Zwangverſteigerung 
auch diefe Fahrnis miterfaßt. Die Frage ift, ob diefe Haftung vom Hhpothelens 
gläubiger auch dann noch geltend gemacht werden fann, wenn zwar die Voraus 
feßungen, unter denen jene Fahrhabe frei wird (A 22, 28, 32), nicht eingetreten 
jind, wohl aber die Hypothek an dem Grunditüd infolge des Zuſchlags im Zwang: 
beriteigerungverfabren erlofchen tft, meil fie nach den Veriteigerungbedingungen 
nicht bejtehen bleiben jollte (ZUG $ 91). Das NG 55, 414 hat dieſe Frage be 
jabt,; allerdings babe der Zuſchlag zur Folge, daß die Hypotheken der nidt- 
befriedigten Gläubiger im Grumdbuche gelöfcht werden; aber diefe Wirkung de 
Zufchlags eritrede jich nur auf das Grundſtück felbit, nicht aber darüber hinaus 
auch auf die vom Zufchlage ausgenommenen Zubebörftüde. Vergl. dagegen die 
beachtenswerten Einwendungen von Eccius in Gruchot 48, 471; die Hypothe! 
ergreift niemals das Zubehör allein, fondern nur mit: 
famtdem Grundftüd, und darum fann dad Grundpfandredht, wenn das 
Grundſtück felbit aus der Haftung ausgefchieden ift, nicht an dem Zubehör allein 
noch fortbejtehben. Diefe enge Verbindung des Zubehörd mit der Hauptface 
gibt auch den Grumd dafür, weshalb feine Pfändung ausgeſchloſſen wird; unten 
zu U 33 und auch A 35 über die Frage, wie das Zubehör von der Verfteigerung aus 
genommen werden darf. 
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a) Die Erzeugnifje und jonftigen Bejtandteile jcheiden mithin von der 
Haftung aus, jobald fie getrennt find und ein Anderer auf Grund eines ding: 
lihen Nugungrechtes oder als redliher Nußungbefiger kraft Anfallrechtes oder 
auf Grund feines obligatorifhen Nugungrechtes kraft Aneignungrechtes an 
ihnen das Eigentum erworben hat.?? Ferner, wenn der Eigentümer jelbjt vor 
der Beichlagnahme *? des Grundftücs fie innerhalb der Grenzen einer ordnung: 
mäßigen Wirtfchaft getrennt und dauernd entfernt hat,“ oder wenn fie an 
einen Dritten veräußert und zu diefem Zwede vom Grundſtück weggeſchafft 
worden find.” Vor der Beichlagnahme dürfen die ftehenden Frücdte auch 
im Wege der Fahrniszwangvollftredung gepfändet werden, jedoch nicht früher 
als einen Monat vor der gewöhnlichen Zeit ihrer Reife.““ 


22) ss 1120, 954, 955 IL, 956 f. Dazu oben $ 85 und unten 8 123. — 
Eine Ausnahme macht ZUG $ 21 1 (auch KO $ 211) infofern, als das Recht 
des Pächters auf die noch jtehenden Früchte von der Beichlagnahme unberührt 
bleibt; denn an die Stelle des Wertes der Früchte tritt zugunsten der Hypotheken— 
gläubiger der vom Pächter zu zahlende Pachtzins ($ 1123); ift der Pächter im 
Beige der Mutterjache, jo fann er auch aus eigenem Rechte der Pfändung der 
Früchte widerfprechen (EPO $ 809; oben 885 AU 37). Ferner iſt hervorzuheben, 
dab nach den allgemeinen Grundjäßen über die Rangordnung eine Hypothek auch 
bezüglich der getrennten Früchte dem fpäter auf diefe bejtellten dinglichen Nutzung— 
rechte vorgeht. Hachenburg, Beiträge zum Hypothekenrecht 71; Kober $ 1120. 

23) Uber diefen Begriff ZUG 8 15, 20Ff., 148, 151; über feine Be— 
deutung unten $ 127 4 12. 

24) 8 1122 I; 36 $ 23 12. Die Beſchlagnahme zum Zwecke der 
Zwangvermwaltung dagegen umfaßt ſowohl diefe Fahrnis als auch die 
land» und forjtwirtichaftlichen Erzeugniffe, fo daß die Verfügung hierüber dem be» 
treibenden Gläubiger gegenüber unwirkſam ift; ZUG $ 1481; unten 8 127 A 54. 

25) 811211. Daß dies im Nahmen einer ordnungmäßigen Wirtichaft 
geichehen fer, wird nicht erfordert. Entjcheidend ift die räumliche Entfernung der 
Saden. Der gutgläubige, in Unkenntnis der Hypothek bvollgogene Erwerb 
de3 Dritten vermittelt hier den Eigentumerwerb frei von Belaftungen im Gegen: 
jag zu $936 11 nicht bereits mit dem Bejigeriwerb, jondern erjt mit der Ent— 
fernung der Saden. Darum befteht die Hypothek an den Erzeugnifjen und 
Subitanzteilen fort, wenn dem Erwerber zwar im Zeitpuntte der Veräußerung 
die hypothekariſche Belaſtung des Grundſtücks nicht befannt war, vor der Ent— 
fernung der veräußerten Sadıteile aber die Beſchlagnahme angeordnet ift; 
€ 1121 II1. Der Erwerber ift „in Anfehung der Hypothek“ in gutem Glauben, 
wenn ihm diefe Belajtung weder befannt noch infolge grober Fahrläſſigkeit un— 
befannt war. Da e3 fih un Fahrniserwerb handelt, ſchließt die Eintragung der 
Hypothek im Grundbuche den guten Glauben nicht jchlechtbin aus; wer die an 
dem Baum hängenden Apfel kauft, braucht das Grundbuch nicht einzufehen. Die 
bor der Entfernung erfolgte Beichlagnahme jchließt den guten Glauben des Er— 
werber3 nur aus, wenn ihm im Augenblid der Entfernung die Beichlagnahme 
oder der Verfteigerungantrag befannt oder der Veriteigerungvermerf eingetragen 
war; 8 1121112, 386 E23. 

36) ERO 8 8101, mit Ausnahme der na) 8811 Nr.4 unpfändbaren 
Erzeugnijie ; die Verjteigerung tit erſt nach der Neife zuläſſig, 524. Der Hypo— 
tbefengläubiger fann jedoch der Pfändung, indem er die Widerfpruchllage ge— 
mäß 8 771 erhebt, twiderfprechen, es fei denn, daß der Anjpruch, für den Die 
Brandung erfolgt ift, feinem Befriedigunganſpruch nach den Grundfäben des 
ZBG 8 10 vorgeht ($ SIO II). Die getrennten Erzeugniffe und Beftandteile unter: 
liegen zwar der Fahrnisvollitredung durch Pfändung; folange aber nicht der 
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b) Die dem Eigentümer gehörenden Zubehörſtücke?“ werden von der 
Haftung gelöft, jobald ihre Zubehöreigenjchaft vor der Beichlagnahme inner: 
halb der Grenzen einer ordnungmäßigen Wirtſchaft aufgehoben tft ?* oder fie 
infolge einer Veräußerung an einen Dritten vor jenem Zeitpunkt vom Grund: 
ſtück entfernt worden find.” Im Intereſſe der VBerkehrficherheit wird die 
Haftung des Grundftüczubehörs für die Hypothek erheblich verjtärkt ; denn die 
Realficherheit, die das Grundjtück bietet, hängt wejentlich von feiner wirt: 
Ihaftlihen Ausrüftung ab; ohne diefe würde das Grundftück vielfach nahezu 
unverfäuflich fein *° und jedenfalls erhöht der Wert der Zubehörjtücde häufig 
den des Grundſtücks derart, daß erſt hierdurch für den nachſtehenden Hype: 


Zatbejtand des $ 1121 erfüllt ijt (was auch durch Veräußerung feitens des 
Gerichtvollziehers bewirkt wird), unterjtehen fie noch der Haftung für Die Hypo— 
thet. Das Grundpfandrecht überwindet als das ältere es t das jüngere Fahrnis 
pfand; es muß aber zurückweichen, wenn ein Dritter die Sache gemäß $ 936 zu 
pfandfreiem Eigentum erworben bat oder wenn das Pfandrecdht nach $ 1207 mit 
— Wirkung begründet iſt. 

27) Über dieſen Begriff oben 86 Nr.3. Beſonders hervorzuheben iſt, daß 
der Eintritt des Zubehörs in die Haftung für die Hypotheken durch den Vor— 
behalt des Veräuferers, dat das Eigentum 3.8. an der verfauften, für die Er 
leuchtung einer Gartenwirtichaft — Gaſolinanlage erſt mit der Zahb— 
lung des vollen Kaufpreiſes übergehen ſoll, aufgehalten wird. Mit demſelben 
Erfolge kann auch der Veräußerer eines Grundſtücks ſich das Eigentum an dem 
Zubehör vorbehalten ($ 926; oben 86 U 31, 877 A22). Da nach der Regel 
des Lebens und der Vermutung des Gejeßes das Eigentum am Grundjtüd ſich 
auch auf deſſen Zubehör erftredt, trägt der Dritte, der ein Zubehörſtück aus der 
Haftung für die Hypothek löſen will, die Beweislaſt dafür, dat ihm das Eigentum 
an diefem Zubehörſtück zufteht. — Wenn nach bisherigem Rechte ein getvillfürtes 
oder gejeßliches Zubehör der Hypothek unterivorfen war, fo gilt dies nicht mehr, 
fobald das Grundbuch für angelegt erflärt und damit dad BGB in Itraft ge 
treten iſt; RG 55,259. — Das Snbentar eines berpadteten Grunditüds 
baftet für die Hypothek jedenfalld, wenn es im Eigentum des Grundſtückeigen⸗ 
tümers ſteht. Die Haftung bleibt beſtehen, wenn der Eigentümer, nachdem die 
Hypothek beſtellt worden tft, die Inventarſtücke an den Pächter beräußert; bon 
einer jpäter bejtellten Hypothel werden die veräußerten Inbentarſtücke eben: 
ſowenig ergriffen wie die Stüde, die der Pächter jelbit für fich angeichafft und 
eingebracht hat. So v. Brünned in Gruchot 44, 97. — Darüber dat die Haftıma 
des Zubebörs feine jelbitändige iit, fondern nur durch und mit dem Grunditüd, 
dem e3 als der Hauptjache untergeordnet iſt, entjteht und bejteht: oben A21. 

28) $ 1122 11. Zu der Aufhebung bedarf es Feiner Veräußerung. 
Undererjeits genügt nicht die bloße Willensbeitimmung des Eigentümers; das 
Zubehör bleibt der Hypothek verhaftet, folange es tatjächlih der Hauptſache 
wirtjchaftlich untergeordnet und mit diefer räumlich verbunden iſt. Darum 
genügt z. B. nicht der Verkauf eines für den Fabrikbetrieb untauglich gewordenen 
Keſſels, um die Zubeböreigenichaft aufzuheben, jo wenig wie die Zubehörhaftung 
bereits dadurch entitebt, daß der Erjaßfefjel angefauft und am Lagerraume' der 
Fabrikanlage abgeliefert it (NG 34, 168; 51,272; dazu aber oben 86 A235. 
— Werden die Zubeböritüde verfchlechtert oder verichleudert, fo bat der Hwo— 
thefengläubiger nach $ 1135 das Recht aus $ 1134 (A 3TF. 

29) 811211. Es gilt, was in A 25 über Die Beitandteile bemerkt iir. 

30) Eine hemifche Fabrif oder eine Auranftalt ift an einer bon der Stadt 
weit abgelegenen Stelle errichtet. Sind fie fablgepfändet und von der zum Be 
triebe erforderlihen Ausrüitung entblößt, fo wird ſich faum ein Käufer finden. 
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thefengläubiger Dedung geboten wird. Wenn demnach der Kredit gewährende 
Hypothefengläubiger auf die Sicherheit vertraut, die ihm das dem Dienfte 
des Grundjtüds tatfächlich untergeordnete Zubehör bieten wird, jo geht das 
Geſetz doch nicht jo weit, daß es die Zubehörftücde fchlechthin der Haftung 
für die Hypothek unterwürfe, weil der Gläubiger bei der Bejtellung der 
Hypothek in gutem Glauben annehmen Eonnte, fie ftänden im Eigentum des 
Grundftüdeigentümers.” Die Sicherung des Hypothefengläubigers erfolgt 
vielmehr: 1. in der Weife, daß die Pfändung d.h. die Fahrnisvollitrefung in 
dad dem Eigentümer des belajteten Grundftüds gehörende Zubehör für un: 
zuläfjig erklärt wird. Die Mitverhaftung und die wirtjchaftliche Unter: 
ordnung, in der das Zubehör zum Grundftüd jteht, führt zu der Folgerung, 
daß die Zwangvollitrefung in das Zubehör nur in Verbindung mit der Voll- 
ftredung in das Grundftüd ftattfinden darf. Gegen die Pfändung von Zubehör 
fan der Hypothefengläubiger ſowohl Einwendung wegen der Unzuläffigfeit 
der Zwangvollitrefung als auch die Widerfpruchklage erheben. 2. Die 
Beihlagnahme und der Zujchlag im Wege der Zwangverfteigerung ergreifen 
das Zubehör kraft dingliher Wirkung auch dann, wenn e& nicht im Eigentum 
defien jteht, gegen den das Verfahren ftattfindet.°* Damit wird das Eigentum 


31) Vergl. RE in IW 30, 382. Der 8 892 fann feine Anwendung finden, 
weil der öffentliche Glauben des Grundbuchs die Rechte an diefen Fahrnisgegens 
ſtänden nicht bejtätigt; und IR 932, 1207 nicht, weil die Hypothekenbeſtellung nicht 
zugleich eine gefonderte Prandbeitellung am Zubehör enthält. Wer 3.2. an 
einzelnen bejonder3 tertvollen Zubehörjtüden ein Fahrnispfand eriwerben will, 
lönnte dies höchſtens gemäß $ 1206 erwirken; befjer ift die fiduziarifche Eigen- 
tumübertragung. 

32) CPO 8865 II1. Dies enthält eine wichtige Neuerung gegenüber dem 
bisherigen Rechte, daS zumeiit bis zur Bejchlagnahme des Grundjtüds Die 
Brandung des Zubehör zuließ; fo preuß. Gef. 13.7.1883 8206, baher. Gej. 
23.2.1879 Art.8. Für die Unpfändbarfeit aber bereits das franzöſiſche Recht; 
Code civil Art. 2118, 2204; Code de proc6dure Art. 592. 

Bon der Befchlagnahme an ist eine Vollitredung in das Zubehör nur noch mit 
jamt dem Grundjtüd nach den Grundſätzen der Zwangberſteigerung in das un— 
bewegliche Vermögen zuläfiig (A21). Damit wird die Fahrnisvoll— 
tredung in das Zubehör mit abfoluter und zugunſten alleran der 
3wangpolljtredung in das Grundftüd Beteiligten eins 
greifender Wirkung ausgeichloiien; CPO $S65 II; O8G +4, 465; 5, 213 und 
beionders RG 59,91. Dasfelbe gilt von der Fahrnisvollitredung in die ge— 
trennten Bejtandteile oder in die Forderungen auf den Pachtzins, Mietzins oder 
die Verjicherungfumme, foweit jich die Hypothek auf diefe Gegenftände eritredt 
(8 1147). Die nad) der Beichlagnabme bewirkte Fabrnisvollitredung iſt den ge— 
nannten Beteiligten gegenüber nichtig, und fie bleibt es auch dann, wenn Die 
Beichlagnahme fpäter aufgehoben mworden iſt; eine Konvaleszenz nach BGB 
£$ 135, 136 ift ausgeſchloſſen. Vergl. auch unten $ 127 A17. 

33) Jene nad CPO 8766, diefe nah 8771. Kür die Zuläſſigkeit der 
Widerjpruchllage RG 55,208; denn die Pfändung würde zur Veräußerung 
führen und damit die Veräußerung auf Grund der Hypothek hindern. 

34) ZUG 88 211 (forit- und landwirtichaftliche Erzeugnifie), 55 I 
Zubehörſtücke, die ſich im unmittelbaren Beſitze de3 Schuldners oder eines nach 
Eintragung de3 Verfteigerungvermerfes neu eintretenden Gläubigers befinden). 
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des Dritten an den Zubehörftücen aber nicht aufgehoben. Er kann fein Eigen: 
tum erhalten, indem er vor der Erteilung des Zuſchlags einen Beſchluß des 
Gerichtes erwirkt, der die Aufhebung oder einftweilige Einftellung des Ver— 
fahrens anordnet; ®° ift dies nicht gejchehen, dann tritt Durch dingliche Surro- 
gation der Verfteigerungerlös an die Stelle der verfteigerten Zubehörftüde.?* 

4, Die dinglide Sicherung der Hypothefengläubiger beruht auf dem 
Werte des Grundjtüds. Sie haben daher ein als ſchutzwürdig anzuerfennendes 
Intereſſe, daß dieſer nicht vernichtet oder vermindert werde. 

a) Sit eine die Sicherheit der Hypothek gefährdende Verjchlechterung 
bereits eingetreten,?” jo können die Gläubiger dem Eigentümer eine an— 
gemefjene Frift zur Befeitigung der Gefährdung ftellen. Läuft diefe unbenust 
ab und wird die Gefährdung nicht anderweitig, z. B. durch Neubauten aus: 
geglichen, jo dürfen die Gläubiger fofort, wenn auch die Forderungen noch 
nicht fällig find, die Zwangvollitredtung betreiben.?* 

b) Bei einer erjt drohenden Gefährdung kann der Gläubiger gegen den 
Eigentümer wie gegen jeden Dritten, der benachteiligend auf das Grundjtüd 
einwirkt, auch auf Unterlaffung Klagen.” Der Unterlaſſunganſpruch kann, 
jomweit er gegen den Dritten gerichtet wird, fi nur auf deſſen unmittelbaren, 
bie Subftanz des Grundſtücks jchädigenden Eingriff gründen; er darf jedoch 


35) ZUG 837 Nr.de; CPO $766. Die Erklärung des Verjteigerung- 
— daß das Eigentum des Dritten an dem Zubehörſtück vorbehalten werde, 
genügt ebenſowenig wie ein Beſchluß, daß das Zubehörſtück von der Verſteigerung 
ausgeſchloſſen ſein ſoll. Der Beſchluß muß ſtets auf die Aufhebung oder Ein— 
ſtellung des Verfahrens gerichtet ſein. OLG 8,4; RO in ZW 32, 434. Das 
Eigentum bleibt auch erhalten, wenn dies nad) AUG $ 59 in die Verſteigerung— 
bedingumgen aufgenommen iſt. 

36) ZUG 837 Nr.53. An dieſem Falle hat der Erſteher durch den Bus 
ſchlag auch dann an den im Befitze des Schuldners befindlichen Zubehörſtücken 
Eigentum erlangt, wenn er 3. B. infolge der Erklärung des Verſteigerung— 
richter8 (N 35) das Eigentum des Dritten fannte. Denn der Erwerb des 
Eigentums tritt gemäß ZUG $90 umd nicht gemäß BGB $ 932 ein. — Der 
bisherige Eigentümer kann nach Art eines Abjonderungbered tigten vorzugweiſe 
Befriedigung aus dem Verſteigerungerlöſe verlangen; entweder in dem Ver— 
ſteigerungverfahren oder nach deſſen Beendigung (ZUG 88 114, 124; über den 
Rang ſchweigt das Gefeh). 

37) $1133 ©1. Dies gilt als objektive Vorausfegung. Auf ein Ver: 
fchulden des Eigentümers fommt e3 nicht an. Much ein Erdrutich, Über: 
—— Feuersbrunſt genügt; erſt recht jede Verlotterung der Bewirt— 

aftung 

38) 81133 S2. Den zur Betreibung der Zwangbollſtreckung erforder— 
lichen Titel muß ſich der Hhpotbefengläubiger durch Klage verſchaffen; Die 
Grundlage für diefe gibt der dingliche Anſpruch aus 8 1133; zuftändig ift daber 
da3 Gericht der belegenen Sache, CPO $ 24. Einen Vorteil fol der Gläubiger 
bierbei aber nicht erlangen; iſt feine Forderung noch nicht fällig und unberzinslich, 
fo werden (nad Sab3) vom Kapital die Zwiſchenzinſen abgezogen. Dazu 

Bd.1 8135 AP. 

39) 8 1134 1. Der Hppothefengläubiger darf danach 3.8. auch uns 

mittelbar gegen den Pächter des Grundftüds lagen, der Riktictidaft be= 
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nicht bloß auf die Unterlafjung weiterer Einwirkungen, fondern auch auf die 
Bejeitigung der bereits bewirkten Beeinträchtigung abgeftellt werden.” Gegen 
den ſchädigend einwirfenden Eigentümer ſelbſt greift dagegen der Unterlaffung- 
anjpruch jo weit dur, als für ihn auf Grund der dinglichen Rechtslage 
die Pflicht anzuerkennen ift, das Grundſtück in einem Zuftande zu erhalten, 
der für den Befriedigunganfprud der Hypothetengläubiger ausreichende 
Sicherheit bietet." Das Geſetz hebt nad) diefer Richtung befonders *? her: 
vor: die Pflicht des Eigentümers, die erforderlichen Vorkehrungen gegen ge: 
fährdende Einwirkungen Dritter oder gegen Bejhädigungen zu treffen, die 
3. B. aus der Baufälligkeit einer Gebäudemauer oder der Deihbauten drohen ;*? 
ferner die Pflicht, die Zubehörftüce, wie insbefondere das Gutinventar, in 
gebrauchtüchtigem Zuftande zu erhalten, fie nicht im Widerfpruch mit den 
Regeln einer ordnungmäßigen Wirtfchaftführung zu verjchleudern und ge: 





treibt. Die Schranke gegen unbefugte Einmifchungen Tiegt in dem Erfordernis, 
dat; objektiv die Sicherheit der Hypothek gefährdet wird. Es genügt bier, wie 
bei jedem Anfpruch auf Unterlafiung, daß die Verfchlechterung und Gefährdung 
zu beforgen ijt; der Gläubiger darf verhütende Mahregeln begebren, er braucht 
nicht zu warten, bis ein vielleicht untviederbringlicher Verlust eingetreten iſt (auch 
au J— * — ob daneben ein Anſpruch auf Schadenerſatz zuläſſig iſt: oben 
N i 

40) Die Faffung des 8 11341 ift zu eng; die Ausdehnung ergibt fich aus 
der Analogie des Eigentumfreiheitanſpruchs (oben $91 A26 f.); Vollitredung 
nah EBO $ 890. Wenn das Gewicht nur auf das Wort „Unterlaffung“ gelegt würde, 
käme man zu dem Ergebnis, dab der Hhpothefengläubiger zwar gegen die weitere 
Zuleitung der die Fiſchzucht gefährdenden Fabrikabwäſſer ſeitens des Nachbars 
des belaſteten Grundſtücks vorgehen könnte, dagegen jedes Rechtſchutzes beraubt 
wäre, wenn der Nachbar eine Anlage errichtet hat, die durch Abtragung der einen 
Teichmauer den Fiſchteich völlig trocken gelegt hat. Das kann dem Sinne des 
Geſetzes nicht entſprechen. 

41) Dies wird durch den Hypothekenbeſtellungvertrag vielfach näher feſt— 
gelegt. Aber auch ohne beſondere Abrede ergibt ſich aus der dinglichen Rechts— 
lage eine Erhaltung- und Verhütungpflicht. Das Geſetz beſtätigt dies, indem es 
einen Anſpruch auf „Unterlafiung” gibt; denn Unterlaffung bedeutet Nicht-— 
erfüllung einer beitimmten Rechtspflicht, fie febt ftetS auch ein Ver- 
ſchulden voraus (Bd. 1 8131). Wieweit das Pflichtengebiet über die in 
A 43Ff. angeführten Geſetzesvorſchriften hinaus auszudehnen ift, wird aus dem 
Weſen und Sicherungziwede der Hhpothefenbeftellung und aus den allgemeinen 
Verkehranſchauungen abzumeſſen fein. Nach diefen entſpricht es den Regeln 
einer ordnungmäßigen Bewirtſchaftung, auf die vertraut werden darf, daß 3.2. 
die Gebäude, das Vieh, die Feldfrüchte unter Verficherung gebracht merden. 
Nichterneuerung der Feuerberficherung erfüllt daher den Tatbeitand des $ 1134 
(nicht des 8 1133; jo RG 52,295); OLG8S,6. Vergl. zu diefer Frage aud) 
oben $ 120 A20. — Diefelben Pflichten wie den Eigentiimer treffen den nach 
CPO 858 für dad vom Eigentümer aufgegebene Grundftüd beitellten Vertreter; 
Recht 8, 167. 

42) Allerdings nur indireft. Die Faſſung des $ 1134 II iſt nicht glücklich; 
& 1 gibt al3 reine Blanfettnorm dem Nichter eine allgemeine Ermächtigung, zu 
der die Grundlagen erit aus & 2 umdb 88 1134 1,1135 berbeigeholt merden 
müſſen. 

48) 81184 112. 
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eignete Abwehrmaßregeln gegen die Pfändung und Wegſchaffung der Zubehör: 
ſtücke durch Dritte zu treffen.** In allen diefen Fällen hat das Gericht auf 
Antrag des Hypothefengläubigers die zur Abwendung der Gefährdung er: 
forderlihen Maßregeln anzuordnen.’ * 


8123. Erjtredung der Hypothek auf die Forderung von Miet: 
und Badtzinjen und auf die Verfiherungforderung. 


Der dinglihe Anſpruch des Hypothefengläubigers erſtreckt fich auch auf 
die Nußungen ’ und juriftifchen Früchte, die aus dem belafteten Grundjtüd durd 
feine wirtfchaftlihe Verwertung gezogen werden. 

1. Der Pächter erlangt auf Grund des Pachtvertrages ein Recht auf 
Aneignung aller während der Pachtzeit aus dem Pachtgegenftande gezogenen 
Früchte, ſoweit diefe nad den Regeln einer ordnungmäßigen Wirtſchaft als 
Ertrag anzufehen find; jolange er den Beſitz der Mutterfadhe innehält, ift 
fein Aneignungrecht ſowohl gegenüber dem Eigentümer als auch gegenüber 
dem Öpypothefengläubiger dinglich gefichert und wird auch durch die Zwang: 
vollſtreckung in das Grundftücd nicht betroffen.” Durch einen willkürlich ab: 
gejchlofjenen Verpachtungvertrag könnte mithin der Eigentümer auch die 
ftehenden und künftig entftehenden Sachfrüchte dem Zugriffe der Hypotheten- 
gläubiger entziehen. Die hieraus drohende Gefährdung des Befriedigung: 
rechtes und des Vertrauens in die Realfiherheit des Grundftücds findet den 
erforderlichen Ausgleich durch den Rechtſatz, daß an Stelle der Sachfrüchte die 
für das Necht auf ihre Aneignung zu leiftenden Pachtzinfen in die Haftung 
eintreten.” Dies wird auf die Mietzinsforderung ausgedehnt, da auch der 


44) 8 1135; dazu oben A33; RG 50, 68 (Entfernung ijt geitattet, wenn 
daraus feine Gefährdung zu beforgen tt); v. Brünneck in Gruchot 44, 103. 

45) $ 1134 111; ebenjo für die Zeit, während dad Zwangbollſtreckungver⸗ 
fahren ſchwebt, ZUG $ 25; befonders geeignet ift dabei die Anordnung einer 
Biwangverwaltung nach ZUG 81521. Außerhalb des Zmangvollftredungver- 
fahrens muß der Hhpothefengläubiger Klage erheben und darin die ihm erforder 
lich erfcheinenden Maßregeln bezeichnen; $ 1134 II1 gibt dafür die materiel- 
rechtliche Grundlage , er bejagt aber nicht, dat der Richter von amtswegen etima 
nach den Grundfäßen der freitwilligen Gerichtöbarfeit die ihm geeignet erfcheinenden 
Anordnungen treffen könnte; der Nichter wird aber von dem Fragerechte nad 
ERO 8139 bier ausgiebigen Gebrauch machen müſſen. 

46) Die 88 1134, 1135 finden troß EG 62 aud auf Rentengüter An: 
wendung, RG in KW 33, 93 und in Gruchot 48, 351. Das Recht auf forortige 
Befriedigung nach 88 1133, 1135 ergreift nach Hypothekenbankgeſ. 13.7. 1899 
$ 17 nicht das ganze Grundftüd, fondern gibt dem Gläubiger nur das Recht, je 
mweit Befriedigung zu verlangen, als der verminderte Wert des Grundftüds nicht 
mehr die nach dem Gefeß oder der Sabung erforderliche Dedung bietet. 

1) Den Begriff gibt $ 100; ®d.1 855 A18. 
2) 81120; 3ZBG 821111; oben $85 A836 F. und 8122 A 22. 
3) 811231; ein all der dinglihen Surrogation (oben $16 A54f.). 
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Mieter im Genuß des ihm eingeräumten Sacgebrauches bleibt, und ebenjo 
auf die Anſprüche aus einem mit dem Eigentum an dem Grundftüd ver: 
bundenen dinglichen Rechte auf wiederkehrende LZeiftungen * wie insbefondere 
aus einer Prädialreallaft.’ 

Die dinglihe Verhaftung der genannten Forderungen und Anjprüche 
entiteht zugunjten der Öypothefengläubiger zwar unmittelbar mit der Be: 
ftellung der Hypothek; eine dingliche Gebundenheit aber in dem Sinne, daß die 
Forderungen und Anſprüche dem ausſchließlichen Einziehungrechte der Hypo: 
thefengläubiger unterjtehen und jede anderweitige Verfügung hierüber ihnen 
gegenüber unwirkſam ift, tritt erſt mit der Beichlagnahme zum Zwecke der 
Zwangverwaltung® ein. Bon da ab befreit eine Zinszahlung an den 
Släubiger, jei es auf eine bereits fällige oder rüdjtändige Forderung, fei es 
auf eine noch nicht fällige Forderung im Wege der Worausbezahlung, den 
Schuldner nicht mehr von der Leiftungpflicht gegenüber dem Hypotheken— 
gläubiger. Das Geſetz geht mithin nicht davon aus, daß für die Zinfen als 
juriftifche oder bürgerliche Früchte die Fälligkeit diefelbe Bedeutung habe wie 
die Trennung bei den natürlichen Früchten, jo daß nur die nach der Beichlag: 
nahme des Grundftücs fällig werdenden Zinfen dem Zugriffe der Gläubiger 
unterftänden.” Vielmehr jollen im Augenblid der Beſchlagnahme jämtliche 
geihuldeten Miet: und Pachtzinjen einfchließlich der rücjtändigen Zinfen für 
die Hypothek haften. Ausgeſchloſſen find nur die gefchuldeten Beträge, die 
bei der Beichlagnahme ſchon länger als ein Jahr rüdftändig waren; denn 
ihre nachträgliche Entziehung würde zu tief in die wirtfchaftliche Lage des 
Eigentümers eingreifen.* 

2. Der dinglichen Haftung find die Miet und Pachtzinsforderungen nur 
injoweit unterworfen, als fie bei der Beſchlagnahme zum Zwede der Zwang: 
verwaltung vom Mieter oder Pächter dem Eigentümer? noch gejchuldet 


4) 110 S1. Dazu ferner U 17. 

5) Oben 8 122 W138. Kerner Überbaus und Notwegrenten. 

6) Daß unter Beihlagnahme (im Gegenfab zu der undeutlichen 
Faflung des BGB) nur diefe Art der Zimangvollitredimg in das unbeivegliche 
Vermögen zu berftehen ift und nicht die Beichlagnahme zum Zwecke der Zwang— 
verfteigerung, ergibt: ZUG 88 21 II, 24,148; denn erit mit der Anordnung der 
Biwangverwaltung endigt da3 Recht des Gigentümers auf die Mietzinfen ufm. 
Diejelbe Wirkung bat die Pfändung der Forderung durch gerichtlichen Beſchluß 
und Überweifung im Wege der Nabrnispollftredung, die mit Zuftellung 
de3 Pfändungbeſchluſſes an den Mieter uſw. in Wirkung tritt; CPO £ 829. 

7) Diefe von verfchiedenen Partikularrechten (Mot. 3, 657) durchgeführte 
GTeichitellung würde durch 8101 Nr.2 nahegelegt werden. 

8) g 1123111. Das gilt nicht im Kalle der Vorauszahlung; 9. 13. 

9) Beſteht an dem Grumditüd ein der Hypothek im Nange nachſtehender 
Nießbrauch und bat der Nießbraucher fein Necht verpachtet, jo gebühren Die 
Pachtzinſen (SPP III) den Shoothefengläubigern gemäß 8 1123 I nach dem aus 
$ 1120 abgeleiteten Grundſatz, dab an Stelle der natürlichen Früchte die Früchte 
des Nechtes in die Saftung eintreten. 
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werden; war die Forderung in jenem Zeitpunfte bereits erlojchen, jo kann 
fi die dinglihe Surrogation zugunften des Hypothefengläubigers nicht mehr 
verwirklichen. 

a) Dies bedarf indeſſen erheblicher Einſchränkung; denn die Forderung 
erlifcht auch dann, wenn der Schuldner, jei es freiwillig, ſei es auf Grund 
des Miet: und Pachtvertrags, die Leiftungen auf längere Zeit im voraus 
bewirkt.” Der Gefahr, daß auf diefe Weiſe wertvolle Haftunggegenjtände 
dem Befriedigungrechte der Hypothekengläubiger entzogen werden, jucht das 
Geſetz durch den Grundfag zu begegnen: Verfügungen '' über die dinglich 
verhafteten Miet: und Pachtzinsforderungen find den Hypothekengläubigern 
gegenüber nur dann wirkſam, wenn fie vor der Beichlagnahme vollzogen find 
und fi auf Zinsforderungen beziehen, die das zur Zeit der Beichlagnahme 
laufende oder folgende Kalendervierteljahr '? betreffen.” Der Mieter kann, da 


10) Bergl. 8271. Darauf, ob die erfüllte Forderung fällig mar oder 
nicht, fommt es bier nicht an. 

11) $ 1124. Als Verfügungen find insbefondere anzufehen: die Einziehung 
der Binjen, der Erlaßvertrag über die Zinsforderung, die Pfändung der Zins: 
forderung durch den Gläubiger de3 Vermieters in Verbindung mit der gerict: 
lihen Überweifung der Forderung (OLG 3, 358; 8, 208). Die Beitellung eines 
Nießbrauchs an dem Grundſtück bat nicht die Bedeutung einer Verfügung (Neu: 
mann 8 1124 A3; abw. OLG 4, 328) ; vielmehr fommt hier das Rangverhält— 
nis zwiſchen der Hypothek und dem Niekbrauchreht in Frage (A9). Ein: 
zie hung bedeutet die Geltendmachung des Forderungrechtes durch den Gläubiger 
oder einen amderen Berechtigten (3.9. den Nießbraucher oder PBfandgläubiger, 
88 1074, 1078 f.; 1282, 1285 f.) mit dem Erfolge, dab die geichuldete Leiitung 
bewirft und angenommen und damit die Schuld getilgt wird; gleichbiel, ob die 
Leiltung freitvillig erfolgt oder durch Vollitredung erziwungen wird. — Was bon 
der Zahlung gilt, trifft auch auf die Erjaßbefriedigung durch Aufrechnung zu; 
der Mieter fann gegen den Eigentiimer nur fo lange aufrechnen, als diefer nod 
der Forderungberechtigte iſt (8 1125 nimmt damit den Grundfaß des 8 575 auf). 
Woher der Gegenanfpruch jtammt, ift bierfür gleichgültig; auch der Anfprud 
wegen der auf das Grundſtück gemadten Verwendungen ($ 547) fann, da er nur 
obligatorifcher Natur ift, feine abfolute Aufrechnungberedhtigung gegenüber dem 
Shpotbefengläubiger begründen. Ebenſo Kober 8 1125 A2b; abw. Biermann, 
Dernburg 8229. — Die zeitliche Begrenzung gilt auch im Falle der Abtretung 
des Zinsanfpruchs; der Erwerber einer derartigen Forderung kann den Hyhpo— 
tbefengläubigern gegenüber nur für den genannten beſchränkten Zeitraum auf 
fein Necht vertrauen. Wird dem Dritten ein dingliches Necht, Niekbraud oder 
Pfandrecht, an der Zinsforderung (nicht alfo am Grundftüd) eingeräumt, jo 
gebt dies für den angegebenen Zeitraum den Hypotheken im Nange vor. über 
die beiden zulett behandelten Fälle 8 112412. Der Ülbertragung ſteht aleich die 
Veräußerung des Grundjtüds, ohne daß die Forderung bezüglich der Mietzinjen 
auf den Eriverber übertragen würde; denn auch in diefem Falle trennen fid 
Einentum und Forderungredt; der Vorbehalt der Forderung auguniten de3 Ver: 
äußerers iteht ihrer Abtretuna durch den eriwerbenden Eigentümer aleich; 8 1124 III. 

12) Mit diefer Friſt oder dem Ffritifchen Zeitpunfte muß jeder Mieter und 
Pächter rechnen; dasjelbe gilt für die Mietzinsfchulden im Falle der Veräußerung 
de3 Grundſtücks deffen Erwerber gegenüber (88 573, 574) und analog für Zins 
anjprüche im alle der Abtretung der Hypothek (8 1158, oben $ 121 435; 
auch 8 1145 IT 1). 

13) Das Verſtändnis des Gefekes wird durch die unzulängliche Faflung 
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ihm nicht zuzumuten tft, daß er die Belajtungen des Grundjtüds erforjchen und 
die Zuftimmung der Hypothefengläubiger zu jeder Vorauszahlung der Miet: 
zinfen einholen fol, mit vollem Vertrauen auf Befreiung von feiner Mietjchuld 
den Zins für das jeweilig laufende und nächſtfolgende Kalendervierteljahr vor: 
ausbezahlen; was er darüber hinaus erlegt, ijt eine Kreditgewährung an den 
Eigentümer auf eigene Gefahr und nit auf Rechnung der Hypotheken— 
gläubiger.'* 

b) Der dinglichen Haftung für die Hypothek unterliegen mithin alle Miet: 
und Pachtzinsforderungen, ſoweit fie die Vergütung für die Nugungperiode 
darftellen, die nach Ablauf des zur Zeit der Beichlagnahme laufenden und 
nächſtfolgenden Kalendervierteljahres beginnt. Der Hypothefengläubiger joll 
an diefen Zinsbeträgen jelbjt dann ein unentziehbares Recht haben, wenn der 
Schuldner fie auf Grund feiner vertragmäßigen Verpflichtung im voraus be: 
zahlt hat: durch den Miet: oder Pachtvertrag darf das Befriedigungrecht des 
Sppothefengläubigers nicht gejchmälert werden. 

Dieſe Gefegesvorjchriften führen auf einen Rechtſatz des Inhaltes zurüd : 
durch die Beichlagnahme des Grundftücds zum Zwecke der Zwangverwaltung 
entjteht aus dem Hypothekenrecht ein Pfandreht an allen noch beftehenden 
und künftig fällig werdenden Miet: und Pachtzinsforderungen; zugunſten des 
Pfandrechtes gelten dieſe Forderungen als fortbeftehend, ſoweit fie ald Entgelt 
für die Nutzungperiode dienen, die nach Ablauf des zur Zeit der Beichlagnahme 
laufenden und nächjtfolgenden Kalendervierteljahres beginnt.!® 


der ss 1123 IL, 1124 erfchtwert. Die Forderung „wird von der Haftung frei” 
{ $1123 111) bedeutet, daß die Beſchlagnahme die fert länger als einem Jahre 
rückſtändige Schuldverbindlichkeit überhaupt nicht ergreift (A 8); über dieſe kann 
der Gläubiger nach wie vor frei verfügen (das verdedt $ 11241, indem er nur 
die Verfügung bor der Beichlagnahme fir wirkſam erflärt). Den Gegenfall 
behandeln 88 1123112, 1124 11; fie betreffen aber nicht, wie es nach der Zu— 
fammenfünung im Gefeb den Anfchein bat, im Gegenfaß au der bereits fällig 
gewordenen die noch nicht fällige Forderung, fie beziehen ſich auch nicht 
auf die erst fpäter „nefchuldeten“ Zinsbeträge (was fälfchlich vielfach behauptet 
wird): bielmebr handelt e3 jich Tedialih um die Vorausverfügung über Zins— 
beträge für eine beitimmte Zeit, die nach der Beſchlagnahme beginnt; ob dieje 
Vorauszahlung freimillig, etwa um den verichuldeten Eigentümer gegen den Zus 
griff feiner fonjtigen Gläubiger zu fichern, gejchah oder auf Grund des Miet- und 
Pachtvertrages fchon geichuldet war, bleibt hierfür gleichgültig Die Haupts 
ſache ijt aber die: die Beſchlagnahme ergreift dinglich: 1. alle nod) beitehenden 
Miet- und PBachtforderungen mit Ausnahme der länger als ein Jahr bereits 
tüdftändigen Schuldbeträge; 2. die Forderungen für Die nad) dem Fritifchen Zeit— 
punft (A 12) verfallenden Beträge und zivar auch dann, wenn fie im Zeitpumfte 
der Beichlagnahme bereits fällig und erfüllt (A 11) worden waren. Das ijt im 
Terte jest noch genau Flarguitellen. 

14) Wenn aljo 3. ®. der Pächter eines Theaters jich beivegen läßt, die ganze 
Pachtſumme auf zwei Jahre im voraus zu entrichten, jo muß er jogar einem 
erſt fpäter eingetragenen Hhpothelengläubiger die Pachtſumme nochmals zahlen 
für den Zeitraum, der nach Ablauf des auf die Beichlagnahme folgenden Kalender— 
vierteljahres bon der Pachtzeit noch übrig bleibt. 

15) Dies gründet fich auf die A 13 dargeitellte Verbindung der 88 1123 IL 2, 
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c) Die dargeftellten Grundfäge gelten regelrecht auch für die der Hypothek 
verhafteten Anfprüche auf wiederkehrende Zeiftungen, die auf Grund eines 
mit dem Eigentum an dem Grundftüd verbundenen Rechtes zu bewirken jind.*® 
Eine Ausnahme wird jedoch infofern gemacht, als eine Verfügung, die vor 
der Beichlagnahme über den Anſpruch auf eine Leiftung im voraus getroffen 
wird, dem SÖypothefengläubiger gegenüber ſchlechthin unwirkſam ift, ſofern 
die Leiftung erft drei Monate nach der Beichlagnahme fällig wird.’ 

3. Nach den heute geltenden Verkehranſchauungen gehört e& zu Der 
fachlichen Sicherftellung der Hypothek, auf die der Gläubiger rechnet, daß 
die Gebäude wie andere Beitandteile des Grundftüds und auch die wertvolleren 
Zubehörftüde unter Berfiherung gebradt werden. Demgemäß machen 
die Hypothefengläubiger vielfach die Gewährung des Kredits von der Vor: 
nahme der Verfiherung abhängig; bei Zahlungunfähigfeit des Schuldners 
forgen fie wohl auch auf eigene Koften für die Verfiherung. Jede Sad: 
verfiherung nimmt mithin zugleich das Intereſſe der Hypothekengläubiger 
wahr, um ihren Anſpruch auf Befriedigung aus dem Werte des Grundftüds 
zu erhalten.“ 


1124, 1125. Sit die Verfügung dem Hhpothelengläubiger gegenüber unwirkſam 
(8 1124 II), fo bedeutet dies, daß zu feinen Gunften die Forderung als eine 
auf Grund der dinglichen Pfandbelaftung zu verwertende noch bejtehbt. Die 
Gleichitelung des Nechtes der Hhpotbefengläubiger mit dem Pfandrecht Iegt 
8 112412 3 nabe, two der Rang der Hhpothef gegenüber dem Pfandrechte eines 
Dritten (aus 81273 oder CPO 8829) behandelt wird und damit beide als 
vergleichbare Rechte an der Forderung bingejtellt werden; es bandelt fich dabei 
nur um die materiellrechtliche Wirkung, die Vollitredung in die Forderung er- 
folgt auf Grund der Hypothek nach den Grundfäßen der Zmangvollitredung in 
da3 unbemwegliche Vermögen. 

16) 81126 ©2. 

17) 81126 &3. Das Gefeß geht davon aus, daß es bei derartigen Rechten 
oft jehr zweifelhaft fein kann, ob die feit alter3 jährlich bemilligten Renten und 
Zinfen Zahlungen darftellen, die im voraus oder nachträglich geleiftet merden. 
Die Anwendung der 881123112, 112411 würde daher vielfach zu großen 
Schtierigfeiten führen. Diefe follen durch die befondere Ordnung bermieden 
werden. 

18) $ 1127. Dies ift der Standpunkt der neuzeitlichen Rechtsentwickelung. 
Für das gemeine und ältere preußiſche Necht wurde dagegen übertviegeud in Abrede 
geitellt, daß aus dem Hhpothelenrecht ein Anfpruch auf die Verjicherunggelder 
entitände. Dernburg, Pfandrecht 2, 566; Plenarbefchluß des preuß. Ober: 
tribunals 27, 1; Hartmann, Xher. 8. 20, 80; König in W. Endemann, Handbuch 
des HR 3, 774; RG 12, 169 und in Seuff. U. 43, 395. — Dagegen Wind— 
jcheid 1 8248 A 9, der mit der Berufung auf D. 6.1.17.1. der neueren Rechts⸗ 
auffaffung den Weg vorbereitete durch den Satz: meil dad Pfandrecht auf den 
Wert der Sache gerichtet iſt, gebührt den Pfandgläubigern auch, tva3 dom Werte 
übrig bleibt, oder al3 Erjabforderung bei Untergang der Sache erwächſt. Die 
gefeßliche Surrogation der Verficherunggelder an die Stelle der Pfandobjekte 
ordnieten dementiprechend 3.8. an: das preuß. Eigentumerwerbgeſetz $ 30; preuß. 
Gef. 17.5.1884 für die Mheinlande; die hamburgiſchen Gefeke 4. 12.1868 $ 31 
und 14.7.1879 $ 1; vergl. Mot. 3, 659 f. Dies galt nicht in Bahern, Württem: 
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a) Die gefegliche Ordnung über das Necht des Hypothefengläubigers 
an der Verfiherungforderung jteht unter der Vorausfegung, daß die für die 
Hypothek haftenden Gegenftände unter VBerficherung gebracht find und daß der 
Verfiherungvertrag für Rechnung des Eigentümers oder Eigenbefigers ab: 
geichloffen it.” Das BGB erzwingt oder gewährleiftet die Erfüllung diejer 
Vorausfegung nicht.” Someit nicht nach Landesgeje ein Verficherungzwarig 
beſteht,“ hat der Sypothefengläubiger ſelbſt dafür zu forgen, daß in den die 
Hypothefenbeftellung begründenden Schuldvertrag die Verpflichtung des Eigen: 
tümers, die verhafteten Gegenftände unter Verſicherung zu bringen und darin 
zu erhalten, aufgenommen werde.” 

Nach dem Inhalte des Verficherungvertrages kann die Rechtitellung des 
Sppothefengläubigers auf verſchiedene Art beftimmt werden. Er erlangt ein 
eigenes Forderungrecht auf die Verfiherungfumme, jo daß er der vom BGB 
angeordneten dinglichen Surrogation entraten kann, wenn er dem Verficherung: 
vertrage beitritt oder der Vertrag unmittelbar zu feinen Gunften?® ab: 
geichloffen wird. Üblich ift auch, daß die Verficherungbedingungen ihm einen 
—— Entjehädigunganfpruch zuſprechen, wenn der Verſicherte feinen 


berg, Baden. — Girth, Nechte des ——— ers an der Forderung gegen 
den Verſicherer 1903; Hülße, Zeitſchr. für gef. Verſ.Wiſſ. 8, 170; Stör, Seuffert 
DI. f. Ranw. 68, 309. 

19) Ob er ſelbſt oder ein Dritter (wie 3.8. der Nießbraucher oder ein 
Shpothefengläubiger oder der perfönliche Schuldner wegen des Rechtes aus $ 1143 
oder ein Unbeteiligter, der im Wege der Anterzefiion die Verpflichtung hierzu 
übernommen bat) ben PVerficherungvertrag abgeichlofien bat, ift dafür gleich» 
gültig; $ 1127 macht nach diefer Hinficht feinen Unterfchted. Die Verficherung 
muß für Rechnung des ducch die Hybothek Verhafteten vorgenommen fein, meil 
nur dann die Grundlage für die Umfebung der Sachhaftung in die Forderung. 
baftung gegeben iſt; den Gegenjab bildet der Kal, dab 3.2. der Pächter die 
ftehenden Feldfrüchte für eigene Nechnung verfichert hat, an diefer Verficherungs 
forderung baben die Hhpothefengläubiger fein Recht. — Der Shpothetengläubiger 
fann auch zu eigenen Gunſten eine Verfiherung nehmen gegen die Gefahr, daß 
er bei der Ziwangverfteigerung einen Ausfall erleidet; auch diefer Fall fteht außer- 
balb der bier behandelten Frage. 

20) Jedoch fann in der Nichtverficherung unter Umftänden eine die Sicher» 
beit der Hypothek gefährdende Verſchlechterung des Grumbditüds erblickt werden, 
die das Recht auf fofortige Befriedigung nad) $ 1133 begründet. Oben $ 122 
A838; RG 37, 358, 

21) Das ift 3.2. in Sachſen und Baden aus öffentlihem Intereſſe ange: 
ordnet. Die Materie der PVerficherung iſt nah E75 der Landesgeſetzgebung 
vorbehalten. Anamiichen tt das Reichsgeſ. 12.5.1901 ergangen, da3 die Auf— 
ficht über die privaten Verficherungunternehmungen und die Rechtsverhältniſſe 
der Zerficherungbereine auf Gegenfeitigfeit ordnet. Außerdem fteht der Entwurf 
eines NReichögefebes über den Verficherungbertrag zur Beratung. 

22) Solche Verpflichtung kann nicht aus dem dinglichen Vertrag über die 
Hypothekenbeſtellung entitehen, fie fann aber als bejonderer Schuldvertrag mit 
ihm verbunden werden. Banken und Kreditanſtalten beitehen regelmäßig darauf, 
dab der Eigentümer diefe Verficherungpflicht übernimmt. 

23) Dies nach 88328; Bd. 1 8 127. 
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Anſpruch durch eigene Schuld, insbefondere durch Verſäumung der gebräud- 
lichen kurzen Anzeigefrift verloren hat,“ oder der Verficherer verpflichtet ſich 
dem Sypothefengläubiger gegenüber, den Vertrag unter bejtimmten Voraus: 
feßungen zu feinen Gunften fortzuſetzen.“ Bejonders wichtig ift die all: 
gemein übliche Beitimmung, daß die Brandentfhädigung für Gebäude 
nur bezahlt wird zur Wiederherſtellung des zerftörten oder geichädigten Ge: 
bäudes und nur unter der Vorausfegung, daß die Erfüllung dieſes Zweckes 
fihergeftellt wird.” Das BGB beftätigt ausdrücklich die in ſolchen Vertrag: 
bejtimmungen enthaltene Beſchränkung des dinglichen Surrogationrechtes der 
Hypothefengläubiger: durch die fagungmäßig erfolgte Auszahlung der Ver: 


24) Diefe Übung bejtätigt: RGS, 169; 25, 218. über die Präflufiv: 
friften: König 767. 

25) So übernehmen nach allgemeinem Brauche die Privat-Verficherung- 
gejellichaften auf Grund bejfonderer Vereinbarung mit dem Hypothekengläubiger 
diefem gegenüber unter Ausftellung einer „Hhpothefen-Befcheinigung” die er: 
pflichtungen: 1. die (näher bezeidnete) Verficherung des Eigentiimer3 bei ihrem 
Ablauf undermindert fortzufeßen und, wenn der Verficherte die Zahlung der 
Prämie verabfäumen follte, dem Hypothekengläubiger davon Anzeige zu machen 
und die Verficherung noch 30 Tage nad Eingang diefer Anzeige für fein Inter: 
ejje in fraft zu laflen, diefelbe auch für fein Intereſſe unbermindert auf- 
recht zu erhalten, wenn innerhalb diefer 30 tägigen Frift die Prämie entrichtet 
ift. 2. In dem Falle, two die Gefellihaft ſelbſt die Verjicherung vermindern, 
aufheben oder nicht fortjeßen will, dem Hhpothefengläubiger 3 Monate vorher 
davon Anzeige zu machen und wenn derjelbe die underänderte Fortfeßung ber 
Verficherung für fein Anterejle und gegen Zahlung der Prämie fchriftlich binnen 
jenen 3 Monaten verlangt, diefem Verlangen Folge zu geben. — 3. Dem Hhpo- 
thefengläubiger fpätejtens innerhalb dreier Tage nach erhaltener Kenntnis von 
einem die vorjtehend erwähnten Gebäude treffenden Brandſchaden, unbedeutende 
Brandichäden ausgenommen, Mitteilung zu macen. 

26) So die Statuten der preußifchen öffentlichen Feuerfozietäten (Dem: 
burg, preuß. Öhpothefenr. 2, 157). Insbeſondere aber die von dem Werbande 
der deutjchen Privatverjicherunggefellihaften angenommenen „allgemeinen Ber 
fiherungbedingungen“, deren $ 12 in der heute geltenden Faſſung jo lautet: 
„wenn auf verficherte Gebäude Hypotheken, Grundfchulden oder andere Realver- 
pflichtungen vor dem Brande eingetragen find, fo wird die Entfhädigung nur 
behuf3 der Wiederheritellung, und nachdem Teßtere gefichert worden, bezahlt, die 
fämtlichen vor dem Brande eingetragenen Gläubiger müßten denn in die un— 
bedingte Zahlung willigen oder felbjt zur Empfangnahme berechtigt fein. Geht 
aber der Entichädigunganfpruch des Verficherten durch feine Schuld verloren, jo 
beriwendet die Gefellfchaft die Entfchädigung, fo weit nötig, zur Befriedigung der 
erwähnten Gläubiger nah Maßgabe ihrer Rangordnung gegen entfprechende 
Zeſſion ihrer Rechte. Sind im Falle folder Zejfionen noch ungetilgte, vor dem 
Brande eingetragene Anfprüche vorhanden, fo iſt die Gejellichaft auf Verlangen 
verpflichtet, denjelben vor der ihr zedierten Forderung den Vorrang einzu: 
räumen.” Vergl. dazu insbefondere RG 25, 222; Malt, Zeitjchr.. f. Handels- 
recht 13, 33; König 775. Diefe Vertragbeitimmung begründet für den Verficherer 
die bindende Verpflichtung dem Hypothekengläubiger gegenüber, die Verficherung- 
fumme an den VBerficherten nur zu dem beftimmten Zwede und nur nad) bor- 
gängiger Sicherung der Ziwederfüllung auszuzahlen. Gejchieht dies nicht, jo 
haftet der Verficherer dem Hhpotbefengläubiger auf Schadenerſatz. Die Grund: 
lage bierfür gibt 8 328 II; ficherer aber ift es, wenn in die, A25 angeführte, 
Verjicherung auch diefe Verpflichtung ausdrücklich noch aufgenommen twird. 
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fiherungjumme an den Verficherten zum Zwede der Wiederherjtellung des 
verfiherten Gegenftandes wird der Verficherer auch dem Hypothefengläubiger 
gegenüber befreit; die dinglihe Haftung der Verficherungforderung ift damit 
erlojchen.*” In Kraft bleiben ferner die Landesgefege, injofern fie im öffent: 
lichen Intereſſe den Wiederaufbau zerftörter Gebäude nur an einer anderen 
Stelle alö der bisherigen gejtatten, zugleich aber bejtinmen, daß die an der 
alten Bauftelle haftenden Belaftungen und insbejondere auch die Verpflichtung 


27) 81130. Das Gefeß erjcheint nach zwei Richtungen al3 ungulänglid). 
) Der gefeßgeberifche Gedante beruht (vergl. $ 1127 II) darauf: Naturals 
rejtitution erübrigt die dingliche Surrogation, und zwar ſoweit, ald die Forderung 
zur Wiederherjtellung erforderlich und vertivendet worden ift. Das Geſetz geht 
aber darüber hinaus; es läßt die dingliche Haftung bereits dadurch erlöfchen, 
daß Die Zahlung unter der Beftimmung, zur Wiederberftellung zu dienen, erfolgt. 
Irgend eine Gewähr dafür, daß die empfangene Summe auch bejtimmunggemäß 
berivendet wird, verlangt da3 Gejet nicht; es entrechtet die Hhpothelengläubiger 
auf die Ausficht bin, daß der Verficherte feine Wiederheritellungzufage halten 
und jachgemäß erfüllen werde. Die Folgen diefer verfehlten Gejeßesbeitimmung 
werden jedoch durch die Verficherungbeftimmungen, in denen der Verficherer fich 
der Rechte der Hhpothefengläubiger annimmt (A 25,26), ausgeglichen. Jeder 
SHhpothelengläubiger mag fein Antereffe wahren, indem er auf die Aufnahme 
derartiger Vertragbeitimmungen dringt. Wo allerdings fraft Landesgeſetzes ein 
Zwang zur Verficherung bei öffentlichen Anſtalten bejteht, muß mit den vorgefchrie- 
benen Berjicherungbedingungen gerechnet werden. — b) Nach 8 1130 wird fchlechthin 
die jaßungmäßige Zahlung den Hypothekengläubigern gegenüber für wirkſam ers 
klärt. Das entfpricht den VBedürfniffen und Anſchauungen des Verkehrs ficherlich 
nicht. Much bier ift der Befchlagnahme (in dem oben A 6 angegebenen engeren 
Sinne) die Wirkung beigulegen, die Auszahlung an den Verficherten auszufchalten 
und die Verfiherungforderung dem dinglichen Befriedigungredhte zu unterwerfen; 
fo mit Recht Stör in Seuffert BL. f. Ran. 68, 330; Fuchs 1, 428 (mo aber 
unrichtig auch der Beichlagnahme zum Zivede der Zwangverſteigerung diefelbe 
Wirfung beigelegt wird). Allerdings ift dabei Sorge zu tragen, dat die Zweck— 
bejtimmung der Wiederherjtellung erfüllt wird; dafür wird bei der Zwangber— 
waltung der beitellte Verwalter, dem fraft feines felbftändigen Amtes die Ver— 
waltung des Grundftüd3 obliegt, ausreichende Gewähr bieten. Am Falle der 
Pfändung der Verficherungforderung im Wege der Fahrnisvollitredung ift m. ©. 
fachgemäß auf 8 1146 II (oben $ 104 zu A 25) zurüdgzugreifen. Gegen die Zu— 
Tafjigfeit der Beichlagnahme: Hachenburg, Beiträge zum Hypothekenr. 81; Pland, 
Biermann, Kober zu Dre und anfcheinend Turnau-Förſter 1, 608, 660, aber 
ander3 49, 47, Allerdingg muß m. E. erwogen werden: durch den Verficherung- 
bertrag fann die Forderung derart an die Zweckbeſtimmung der Wiederherftellung 
gebunden werden, daß die Leiftung an einen anderen al3 den Berficherten nicht 
ohne Veränderung ihres Anhaltes erfolgen fann; dann wäre fie nicht übertragbar 
(8 320) und angeblich auch unpfändbar (CPO 88511). Diefe Bedeutung bat 
jedoh die Beitimmung de3 Verficherungbertrages nad der üblichen Faſſung 
(A 26) nicht; fie ſoll fein Höchitperfönliches Necht begründen, fondern nur nad 
Art einer Auflage den Zweck der Leiftung feitlegen; diefer Zweck aber kann durch 
jede Berfon, nicht bloß durch den Verficherten erfüllt werden. Außerdem wird 
nah EBO $ 851 II die Pfändung zuläfjig fein, weil der gefchuldete Gegenftand 
der Pfändung unterworfen iſt. Vergl. L. Seuffert und Gaupp-Stein zu CPO 
$ 851; Jäger, KO 2. Aufl. 81 U 26. Nah OLG 8, 139 kann der Hhpothefen- 
gläubiger der Auszahlung an den Eigentümer miderfprechen, wenn feine Gewähr 
für die vertragmäßige Verivendung der Entſchädigungſumme beiteht. 
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zum Wiederaufbau des zerftörten Gebäudes aus der Verfiherungjumme auf die 
neue Bauftelle übertragen werden ſollen.“ 


b) Sind die der Hypothek verhafteten Gegenjtände in der angegebenen 
Weiſe unter Verfiherung gebracht, jo erſtreckt fi) die Hypothek kraft Gejeses: 
vorschrift *” auf die Forderung gegen den Verficherer.?° Nach dem Grundjase 
der dinglihen Surrogation tritt die Verfiherungforderung in die Rechtslage 
ein, in der fi) die vereinbarten Gegenftände befanden. Die pfandrechtlide 
Verhaftung gründet fi auf die der Hypothek innemwohnenden dinglichen 
Wirkungen und beginnt daher bereits mit der Beftellung der Belaſtung.“! Die 
Surrogation greift fo weit aus, als die Verficherungverträge fih auf Gegen— 
ftände beziehen, die der hypothekariſchen Haftung unterworfen find; es macht 
auch feinen Unterfchied, gegen welche Gefahr die Berfiherung genommen 
worden ijt.?? 


28) EG 110 erhält die fog. Retabliffementgefebe in Geltung. So 3. B. 
da württemb. Pfandgef. 15.4.1825 Wrt.26 und Gef. 14.3.1853 Art. 55; 
bayerifches PBrandverjicherunggef. Art.40 f. in der Faflung des AG 3. PGP 
Art. 164; ſächſ. Gef. 15. 10.1886; heil. AG 3. BGB Art. 274; bad. AG Art. 23; 
weimar. Gef. 10.5.1899 8 80f. 

29) 811271. Das Geſetz fpricht damit dem Shnpotbefengläubiger ein 
ſelbſtändiges Recht zu, das durch Vereinbarung zwiſchen dem Berficherer 
und dem Verjicherten nicht aufgeboben oder gefchmälert werden kann. 

30) Da die Verfiherungfunme dem Hhpotbefengläubiger nur gebührt als 
Surrogat für den Wert der haftenden Gegenitände felbit, jo erliicht fein Anfprud 
gegen den Verjicherer inſoweit, als die verficherten Sachen jelbit bergeitellt oder 
erfeßt worden find. $ 1127 II gibt den Saß tvieder: res succedit in locum 
pretii; während Abſatz I umgekehrt befagt: pretium succedit in locum rei. 

31) Darum it Die Verficherungforderung dem verhaftet, der in dem Augen 
blid, wo fie entiteht, Hupotbefengläubiger it. Tritt er feine Hypothek ab, jo folgt 
die belajtete Forderung ſelbſtverſtändlich mit; denn jie bildet feinen gejonderten 
Saftunggegenitand, ſondern „gehört“ zum belajteten Grundjtüd. — Umgekehrt 
ergreift die Hypothek in dem Mugenblid, wo ſie beitellt wird, die Forderung gegen 
den ®erjicherer fo, wie diefe jetzt beitehbt. War der Verficherungfall bereit 
eingetreten und die damit fällig getvordene Erjaßforderung bereit3 vom Eigen— 
tümer eingezogen, jo fehlt fiir die Surrogation das Subitrat. Sollte dagegen. 
mas wegen der kurzen Verfallfriiten unmahrjcheinlich tt, Die Forderung noch 
bejteben, jo fallt jie unter die Haftung für Die Hypothek; der Gläubiger und 
Eigentümer werden in ſolchem Falle aber jicher befondere Abrede über die Ver: 
jiherungforderung treffen. Bon der fait allgemein befürmworteten Heranziebung 
der 88 1123. vermag ich mir für den vorliegenden Kal feinen Nuben zu 
beriprechen. — Die Verpflichtungen aus der Hhpothefenbeicheinigung (9255 
wirken zuguniten des neuen Gläubigers aber erit, wenn der Berficherer von der 
Abtretung der Hypothek Kenntnis oder Anzeige erhalten bat (88 407,409). 

32) Dem Gegenitande nach fommt in Betracht: die Verfiherung bon Ge— 
bauden oder deren Beltandteilen und Zubehör, wie Spiegelicheiben, Maſchinen; 
von Keldfrüchten oder Vieh; auch don Mietzinfen, wenn 3.2. der Eigentümer 
gegen den Ausfall diefer Zinfen eine Berjicherung aufgenommen bat. Die Ge— 
fahr, gegen deren nachteilige Folgen die Verficherung genommen wird, Tann 3. B. 
beſtehen in einer Feuer-, Waſſer-, Exploſiongefahr; auch gegen Erdbeben. 
Schwammbildung, Viehſeuchen, Trichinen, Hagelſchlag, Sturmſchaden. 
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e) Stärfere dingliche Gebundenheit tritt ein, wenn die Verficherung 
ein Gebäude* betrifft. Im diefem Falle muß der Verficherer damit 
rechnen, daß das Grundſtück mit Hypotheken belaftet ift; die Eintragung im 
Grundbuche verſchafft der Hypothek volle Publizitätwirfung auch gegenüber 
dem Verficherer.°* Dementiprechend erjtredt fich die dinglihe Haftung für 
die Hypothek kraft Geſetzesvorſchrift, ohne daß es einer Beſchlagnahme 
bedürfte, auf die Verficherungforderung und zwar mit der dem Fahrnispfand: 
rechte an einer Forderung beigelegten Wirkung. Crlangt der Hypotheken— 
gläubiger hiernah die Entihädigungjunme, jo wirft dies nicht als Be: 
friedigung aus dem Grundftüd, denn eine Zmwangvollitredung hat in diejes 
nicht ftattgefunden, fondern als Befriedigung durch den Eigentümer; darum 


33) „Gebäude“ in 8 1128 jteht im Gegenfab zu einem „anderen Gegen= 
itand“ in $ 1129 (vergl. die beffere Untericheidung in EG 53, unten A 43). In 
Mot. 3, 667 wird ohne Meitere Begründung behauptet, daß die Gebäudever— 
fiherung nicht bloß die Feuerberjicherung, jondern auch die Verficherung gegen - 
Erplojiongefahr u. deral. umfafle, nicht aber die Glas- und Spiegelicheiben- 
berfiherung. Dieje fait allgemein ohne weitere Kritif al3 maßgebend bingeitellte 
Auslegung iſt durchaus nicht überzeugend. E3 ift unlogifch, wenn in den Mot. 
die Gefahr, gegen die die Verficherung genommen wird, in Vergleih und Gegen= 
ſatz geitellt wird zu dem Gegenitande der Verjicherung; Feuer und Erplofion 
fönnen doch auch die Spiegelicheiben zeritören. Als wahrer Anhalt der Gegen- 
überjtellung bliebe mithin das nadte Gebäude gegenüber feinen Beitandteilen. 
Es liegt aber nicht der geringite Grund vor, dieſe bon der Gebäudeverjicherung 
auszunehmen; oder fol etwa der Betrag für die Türen, Öfen, eniter, Dach— 
ziegeln uftv. ausgeſondert und nach $ 1129 behandelt werden? Nur der Fall 
fan in Betracht fommen, daß eine gefonderte Perficherung der Fenſter— 
ſcheiben 3.8. gegen Befchädigung durch Dritte oder der Dampfkeſſel gegen 
Erplojiongefahr vereinbart ijt; bei ſolchem unabhängig von der Gebäudever— 
fiherung geichlofienen Vertrage, der den einzelnen Beitandteil als abgefonderten 
BWertgegenitand berausbebt, braucht der Verficherer mit den Hypotheken nicht zu 
rechnen und darum gilt dann $ 1129. — Über 8 1128 vergl. R. Schneider, 
Cib A.90, 440, 

34) 81128 114. Übrigens wird im Verjicherungbertrage (U 25, 26) aus— 
drüdlich bereits auf die Hhpothefen Nüdficht genommen. Vergl. auch ORG 8, 128. 

35) 88 1128 II«, 1279. a) Sit die Hypothek fällig, jo kann der Hypo— 
thefengläubiger die Entihädigungjumme ($ 112813 fpricht ungenau bon Der 
Verjiherımgfumme; denn nicht die volle Verſicherungſumme als Höchſtbetrag, 
fondern nur die dem ermittelten Schaden entiprechende Entſchädigung fommt in 
Frage; Tarnke, DXZ 6, 70) infoweit fraft eigenen Rechtes einziehen, als fie zu 
jeiner Befriedigung erforderlich ift ($ 128212,3), der Verficherer fann jich bon 
der Schuldverbindlichkeit hier nur durch Zahlung an den Hhpothefengläubiger 
befreien ($ 128211); im Umfange dieſer Leiſtung erlifcht das Forderungrecht 
de3 Verficherten. b) Sit die Hypothek noch nicht fällig, fo wäre nach $ 1281 zu 
verfahren (Leijtung an den Hypothekengläubiger und den Verficherten gemein- 
Ihaftlih oder Hinterlegung der Entſchädigungſumme). c) Diefe Grundfäße 
werden aber durch die Verpflichtuna, das Geld zur Wiederberitellung zu ver— 
wenden, ausgeichaltet (A27). Ferner fann, wenn an dem Grundftüd ein der 
Hppothef im Nange vorjtehendes Nießhbrauchrecht bejtellt it, der Nießbraucher 
feine Rechte aus 8 1046 (oben $ 104 A 24 f.) vorzugweiſe geltend machen; dazu 
J. Gierfe, Iher. %. 40, 418; Turnau-Förſter 1, 659. 
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erlifht die Hypothek nicht, jondern geht auf den Eigentümer über.” Der 
Übung des Verkehrs entfpricht es, daß die Erftredung der Hypothek auf die 
fällige Entjhädigungforderung ftreng durchgeführt wird und eine Abweichung 
von der Beitinumung, wonach die Entf hädigungfunmme zur Wiederheritellung des 
Gebäudes verwendet werden foll, nur mit ausdrüdlicher Zuftimmung aller be: 
teiligten Hypothekengläubiger ftattfinden darf." Das BGB dagegen kehrt 
zugunften des Verficherers die Nechtslage um. Wenn der Hypotheken— 
gläubiger nicht binnen einem Monate, nachdem ihm der Eintritt des Schadens 
von dem Verficherer oder dem Verſicherten angezeigt worden ift, gegen die 
Auszahlung an den Verfiherten Widerjpruch erhoben hat, darf der Verficherer 
die Entſchädigungſumme an den Verficherten allein auszahlen, ohne daß dieſer 
eine Gewähr für die Verwendung des erhaltenen Betrages zu bieten brauchte. 
Die Folge ift dann, daß das Pfandrecht des Hypothekengläubigers, das Fraft 
Gejeges an der Forderung erjt entjtanden ift, wieder erlifcht.’* 

d) Sind andere Gegenftände, insbefondere Zubehörftüde oder Früchte 
des Grundftüds, verſichert, jo fteht die Verficherungforderung dem — 
oder Verſicherer zu; er darf über ſie nach Belieben durch Einziehung, Ab 


36) ) Wenn er nicht perjönlicher Schuldner * geht die Forderung auf den 
Eigentümer über und es entſteht eine forderungbekleidete Hypothek des Eigen— 
tümers (1148, 1177 11); iſt er zugleich perſönlicher Schuldner, ſo erliſcht die 
Forderung und es entſteht eine Eigentümergrundſchuld (116812, 1177I). So 
bei der Verkehrhypothek. Handelt es fich um eine Höchitbetragbupothef, jo bleibt 
fie in vollem Umfange für den Gläubiger folange bejtehen, als noch Forderungen 
aus dem zu fichernden Rechtsverhältnis entitehen fünnen; andernfalld bemirkt die 
Auszahlung der Verficherungfumme an den Hypothekengläubiger, daß jein Dinglicher 
Anfpruch erlifcht > die Hypothek fich in eine Eigentümergrumdfchuld berivandelt. 
Vergl. RG 56, 322; für B. ift am Grumdftüd des U. eine — — 
bon 23 000 Mark zur ©icherung aller feiner Anfprüche aus einem Hausbau 

dem Grundftüd des U. beitellt; das fertiggeitellte Haus brennt ab; bie Pers 
fhädigungfumme ift mit 19 000 Marf an ®. audgezablt: 8. iſt nur dann 
zur Löſchungbewilligung verbunden, wenn feſtſteht, daß mit den empfangenen 
19 000 Mark ſämtliche Anſprüche aus dem Werkvertragverhältnis befriedigt find, 
und erſt dann entiteht eine Eigentümergrundfchuld. 

37) Dazu oben U 26. 

38) 8 11281. Damit wird zur Erhaltung des beſtehenden dinglichen Rechtes 
eine pofitive Handlung der Hhpothefengläubiger gefordert. Diefe Geſetzesvorſchrift 
gibt dem Verficherer ein Recht; er darf darauf in dem Verficherungdertrage jelbit 
(A 26) oder in dem befonderen Vertrage mit dem Hhpothefengläubiger (U 25) 
wirkſam verzichten. Zu beachten tft, daß die Verficherungforderung erſt mit Voll⸗ 
zug der Auszahlung der Entichädigungfumme der dinglichen Haftung entſchlüpft; 
bis dahin darf der Hhpotbefengläubiger, auch wenn die Widerjpruchfriit bereits 
abgelaufen ijt, fein Pfandrecht an der Forderung geltend maden; und da dieſes 
mit der Beitellung der Hypothek entitanden tft, geht e3 dem an der Forderung 
erivorbenen jpäteren Prändungpfandrechte Dritter vor; Viermann, Pland, ober 
zu $ 1128. Ferner Schneider, CivA 90, 447. — Der Widerfpruch eines Hypo⸗ 
thefengläubigers erhält das Pfandrecht aller; zuftimmend Biermann, Kober; abw. 
Schneider 450; Turnau-Förjter 658 mit der (dem 8 1127 widerjprechenden) Bes 


—— daß durch den Widerſpruch das Pfandrecht an der Forderung erſt zur 
ntftehung gebracht werde. 
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tretung, Aufrechnung, Erlaßvertrag u. dergl. verfügen. Dem Hypotheken: 
gläubiger wird die Forderung erſt durch Beichlagnahme zum Zwecke der 
Zwangvermwaltung oder durch Pfändung im Wege der Fahrnisvollftredung °° 
*inglich verſtrickt;“ ſolche Bejchlagnahme ift aber nur wirkfam, wenn fie vor 
Ablauf eines Jahres feit der Fälligkeit der Forderung erwirkt wurde.“ 

4. Das Anwendunggebiet der zur Erhaltung des Befriedigungrechtes 
aus der Hypothek eintretenden dinglichen Surrogation beſchränkt fich keines— 
wegs auf die Fälle, wo die Forderung auf Miet: und Pachtzinfen und auf 
die Verfiherungfumme in die dinglihe Haftung eintritt. Sie ergreift 
auch die bei der Umlegung von Grundſtücken“ und bei der Enteignung * 
entjtehenden Entſchädigunganſprüche. Und insbefondere ift der allgemeine 
—— hervorzuheben, wonach der in der Zwangverfteigerung erzielte Erlös 





390) Vergl. Ab. Hier tritt noch hinzu die Beſchlagnahme zum Zwecke der 
Biwangverjteigerung, fofern e3 fich um land» und forftwirtichaftliche agent 
bandelt, die mit dem Boden noch verbunden oder Zubehörftüde find; ZVG 

40) 88 1129, 11241, III. Ferner bleibt die dingliche Saftung er dien, 
foweit die Forderung fagunggemäh zur Wiederherftellung verwendet ift, z. B 
ws N belt zeritörte Dampffefiel durch andere erſetzt worden find; 8 1130 


41) 551 129, 1123 111. 
42) r biefe BR und die allgemeine Anwendung des Gurrogation= 
ir oben 

43) Die — der in $$ 1127 f. ——— Grundſätze wird für die 
Enteignung kraft Reichsgeſetzes durch EG 52, 53 genauer geregelt; dies wird 
durch EG 109 auf die allgemeinen Bereich des Sandesrechtes (über 
Diefe oben $75 A26) ausgedehnt, ſoweit die Landesgeſetze nicht abweichende 
Beſtimmungen aufitellen (dementfprechend ordnen die Hinterlegung der Ent» 
Thädigungfumme und ein befonderes Verteilungverfahren für den Fall an, mo 
Da3 enteignete Grimditüd mit einem Grundpfandredhte oder einer Reallaft be= 
Iaftet ift: preuß. — 11.6.1874 88 32, 37, 48 gemäß AG 3. ZVG 
Art.35F., dazu Wolff, ZUG 2. Aufl. Teil II, 42; bayr. AG z. BGB Art. 166 
VIf.; bad. Enteignumggei. 26. 6.1899 $48 Nr. 2. nach dem ſächſ. AG 3. BGB 
gıs12 wird die nach BGB $ 1128 II geltende Publizitätiwirfung de Grund» 
uch3 für die Enteignung ausgefchaltet; vergl. ferner württemb. AG 209; heſſ. 
Geſ. 30.9.1899; medlenb. AG 8 87 f.; oldenb. AG $ 45; meining. AG 3. RS 
Art.28 f.; altenburg. AG. 3. BGB g49f.; gotha. AG 27; braunſchw. AG 
Niedner, € 217). — Das EG 52 stellt aunächit Die Geltung der ding en 
Surrogation bezüglich des Entjchädigunganfpruchs bei der Enteignung feit; der 
Dritte hat daran diefelben Rechte, die ihm im Falle des Erlöfchens feines Rechtes 
durch Ziwangberjteigerung am Erlöfe zuftehen (unten A 44). EG 53 unterfcheidet 
Dann: a) Iſt die Entichädigung wegen Enteignung dem Gigentiimer eines 
Grunditüds zu gewähren, jo gilt $ 1128; der Eigentümer wie jeder Hypotheken— 
gläubiger (wenn er rechtzeitig Widerfpruch erhoben bat) fann die Eröffnung 
eines Perteilungverfabrens nad den Rorjchriften des ZUG beantragen; Die 
Bahlung ift dann an das hierfür zuftändige Gericht zu bewirken. Die Haftung 
bes Entſchädigunganſpruchs erlifcht dem —— — durch 
Wiederherſtellung oder Erſatzbeſchaffung (EG 53 111; 81127 11; fo z. B. wenn 
Bergſchaͤden beſeitigt find). b) Iſt die Entſchädigung nicht wegen der Enteignung 
der Subjtang eines Grundjtüds, fondern wegen feiner Benubung (3.2. bei Ber- 
ftörung der Neblaus, Neichsgef. 3.7.1883 oder bei Anlegung einer Telegraphen- 
Tinie, Reichsgeſ. 18.12.1899) oder wegen Entziehung ımd Beſchädigung von 
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an die Stelle des Grundftüds tritt, an ihm ſich die Hypotheken fortjegen.** 
Demgemäß bedeutet es nur eine Fortbildung des in jenen Einzelnormen ent- 
baltenen gejeglihen Grundgedanfens, wenn wir dem Surrogationprinzip die 
allgemeine Bedeutung beilegen, daß die Realhaftung der Sache ſich grund— 
ſätzlich fortjegt an dem an ihre Stelle tretenden Erjat oder Erjaganjprud. 
Es ijt demgegenüber gleichgültig, aus welchem Rechtsgrunde der Erjagan- 
ſpruch entjtanden ift: denn die Entihädigungjumme tritt an die Stelle der 
zerftörten oder bejchädigten Sache, gleichviel ob fie auf Grund eines Ver: 
fiherungvertrages oder auf Grund eines anderen Bertragverhältnifjes oder 
nach den gejeglichen Vorſchriften wegen unerlaubter Handlungen gejchuldet 
wird. In allen diefen Fällen ift dem Hypothekengläubiger das Recht zuzu— 
geitehen, die Erjaßforderung auf Grund feines dinglichen Rechtes an der zu 
erjegenden Sache mit Bejchlag zu belegen ;*° denn das entjpricht dem ihm vom 
Geſetze gemwährleifteten Nechte auf Befriedigung aus dem der Pfandhaftung 
unterworfenen Gegenjtande.** 


8124. Geſamthypothek.“ 


1. Die Belaftung einer Mehrzahl von Grundſtücken für diefelbe Hypothek 
ist — wenn der Wert eines einzelnen der zur Verfügung ſtehenden 


—— und Zubehörſtücken zu gewähren, fo findet 51129 (a 40, 41) An— 
wendung. 

44) Darüber oben 8 115 A34, 8116 A41. 

45) Nach den in A 6 angeführten Normen. 

46) Es bejteht keinerlei Grund, die Erfaßforderung wegen des durch Feuer 
zeritörten der Hypothek verhafteten Gebäudes anders zu behandeln, wenn das 
Feuer durch Bliß, als wenn es durd Funken einer Eiſenbahnlokomotive ent: 
ftanden tit. Daß fich die Forderung in jenem Falle auf den Verficherungvertrag 
gründet und gegen den Verficherer gerichtet iſt, während fie im zmweiten Falle 
ſich auf die gejetliche Haftung des Eifenbahnunternehmers jtüßt: ändert an der 
Natur und Beitimmung der Entichädigungfumme, ald Erjaß für die Gebäude 
einzutreten, nicht das geringite. Jeder Erjabkaniprud gibt Die 
Grundlage für die dDinglide Surrogation. Das beitätigt für 
den Gläubiger $ 281 und dem Hhpothefengläubiger ift darüber hinaus, wenn 
man die Surrogation bejtreiten wollte, ein felbjtändiger Anſpruch 
gegen den Dritten, der die verhaftete Sache (etwa die Feldfrüchte) 3 . B. durch 
Brandſtiftung zerſtört bat, aus $ 8231 (Eigentum oder ein ſonſtiges Recht) aus 
zugeitchen. Kür das Gebiet der dinglichen Rechte wird damit der für Schuld: 
verhältnijie geltende Gedanfe, daß der Erſatzanſpruch da entſteht, wo das ver— 
letzte Intereſſe gelagert iſt, erſchloſſen. Darüber oben $ 92 A 14. — Dieſe gegen 
Haͤchenburg, Beiträge 79 in den früheren Auflagen aufgejtellte Anficht wird von 
Biermann und Kober zu $ 1127; Fuchs 1,425; Oberned 777 A 73 befämpft; 
der Widerjpruch iſt jedenfalls infowveit verfeblt, als eingewandt wird, die DR 11277. 
könnten auf die von mir angegebenen Fälle nicht ausgedehnt werden. Das babe 
ich niemals behauptet; daß es ſich um eine ganz andere Frage handelt, dürfte 
jest wohl feinem Mikverjtändnifie mehr begegnen. 


1) Lang, EivA 59, 251; Hadenburg, Beiträge 121 und Vorträge 610; 
DVernburg, BR 3 8231; Cojad 2 $ 236; Oberned 871. Über das ältere Redt: 
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Grundftüde nicht ausreicht, um für die zu fihernde Forderung eine ausreichende 
Dedung zu bieten. Das macht fich insbefondere in den Landesteilen geltend, two 
bie jtarfe Zerfplitterung des Grundbefißes vorherrſcht. Solcher Rechtölage gegen- 
über iſt ein ziwiefaches Verfahren möglid. a) Der Gläubiger fann fich auf die 
Zerlegung der Schuldfumme in einzelne Boften einlafjen. Jedes einzelne Grund: 
ftüd wird dann für jich je nach dem Werte, den es zu bieten vermag, mit einer 
Sonderhypothek für den ihm zugemwiejenen Teilſchuldbetrag belaftet” b) Dies 
Verfahren genügt indeflen den Bedürfniffen des Realkredites zumeijt nicht. Wie 
der Verfehr der Teilung der Forderung unter die mehreren bperjönlich ber- 
pflichteten Schuldner miderjtrebt, weil die von der Vermehrung der Zahl der 
Schuldner erwartete Verſtärkung der Sicherung des Gläubigerd nur eintritt, 
wenn jeder als Gefamtichuldner auf die ganze ungeteilte Zeiftung verpflichtet 
tft”: fo wird auch für die Hhpothef die dinglich verbundene, jolidarifche Verhaftung 
aller mit derjelben Forderung belajteten Grundſtücke angeitrebt, wonach aus jedem 
einzelnen Grundjtüd die ganze Geldſumme zur Befriedigung der dem Gläubiger 
nur einmal zuitehenden Forderung zu zahlen ift. Damit entſteht die bisher als 
Korrealbppothef, heute als Geſamthypothek bezeichnete Art des Grund— 
pfandredtes. Am Gegenjaß zu der allgemein gebräuchlichen perfönlichen Gefamt- 
ſchuldnerſchaft erfcheint die Geſamthypothek als ein Notbebelf; ihre Bejtellung 
ift um jo weniger zu begünftigen, als damit einerjeit3 die Veräußerbarfeit jedes 
bon einer GH betroffenen Grunditüds gelähmt wird und andererfeit3 bei der 
Durdführung des Berriedigungrechtes die größten Schwierigkeiten entftehen. So— 
meit es möglich iit, jollte die Vereinigung aller zu verhaftenden Grundftüde zu 
einem einheitlichen vorgenommen und das damit entitandene Gejamtgrundftüd 
dann mit einer gewöhnlichen Einzelhypothek belajtet werden. Wenn aber dieſer 
Ben megen der Zerfplitterung des Grundbeſitzes nicht gangbar erjcheint, mag 
jeder Gläubiger, dem eine GH vorgehen würde, darauf beitehen, daß auch ihm 
ipiederum eine ebenjolde GH eingeräumt würde.“ 





Regelöberger, bayr. Hhypothefenr. $ 58; Dernburg, preuß. SypR 2, 169; Stobbe- 
Lehmann 2 $ 149. 

2) Das eine befonders wertvolle Grundftüf Tann dabei auch mit dem 
ganzen Schuldbetrage belastet werden unter der Beitimmung, daß es für den bei 
den anderen Grunditüden erlittenen Ausfall baften fol. Die Rechtsform für eine 
derartige bedingte Belaftung bietet die Sicherunghypothek. 

3) 8421 gegenüber $ 420; Bd. 1 $ 154. Anderenfalls würde die Mehr: 
beit der Schuldner für den Gläubiger zum Nachteil ausfchlagen: je mehr Schuld- 
ner, um jo Hemer der Schuldanteil des einzelnen und um fo fchwieriger die 
Verfolgung der zerftreuten und zerfplitterten Anfprüche. Außerdem kann fich der 
Gläubiger im Falle einer endgültigen Teilung der Forderung wegen des bei 
dem einen Schuldner erlittenen Ausfalles nicht bei dem anderen erholen. 

4) Dazu oben $ 122 Nr. 1. 

5) Die Mot.3, 687 berichten, dab in einzelnen Gegenden der Brauch be» 
fteht, zuerit mehrere Grundjtüde insgejamt, dann jedes einzelne für jich und 
endlich wieder mehrere insgeſamt aber in anderen Kombinationen zu belaiten. 
Vor ſolchem unſinnigen Vorgehen follte der Grundbuchbeamte mit allem Nach— 
Drud warnen, Hiervon viel mehr noch al3 von der Zufchreibung und Vereinigung 
(GBO 85) ift eine volle Verwirrung der Rechtslage zu beforgen. Abichredend 
mögen die im Kalle der Zwangverſteigerung eintretenden Rechtöbeziehungen wirken. 
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2. Die Gejamthypothet? (GH) ift die einheitliche hypothekariſche Belaftung, 
die auf einer Mehrzahl von jelbjtändig gebuchten Grundftüden ruht. Jedes 
Grundftüct behält jeine rechtliche Selbftändigfeit, es wird weder eine grund: 
buchrechtlihe Vereinigung der Grundjtücde, noch materiellrehtlich eine Gejamt: 
haftungmaſſe hergeftellt: alle Grundftüde werden aber insgejamt derart be: 
laftet, daß jedes einzelne für fich die ganze Hypothek trägt, jo daß der Gläubiger 
die Befriedigung für die ungeteilte Forderung aus dem Werte jedes einzelnen 
verhafteten Grundjtüds begehren kann. Dieſem dinglihen Gejamthaftung: 
verhältnifje " entfpricht es, daß der Gläubiger nach Belieben die ganze Forde: 
rung gegen das eine und dann abmwechjelnd gegen ein anderes Grundftüd 
geltend machen kann; er darf auch aus dem zunächſt ergriffenen Grunditüd 
Befriedigung nur für einen Teilbetrag begehren, wie er andererfeitö das eine 
Grundftüd duch Aufhebung der GH völlig von der Haftung befreien * und 
nur die übrigen ergreifen darf. Die aus dem einen Grundftüc erlangte 
Befriedigung kommt aber ſtets befreiend allen anderen zugute. 


6) Das BGB Handelt von der Geſamthypothek in den 88 1132, 1143, 

Te (dieſes Hauptſtück betrifft die Eigentümergeſamthypothek), 1151 
IL, A . 
7) Die Rrot.3, 568 f. erflären daraufbin den Begriff der GH derart: 
jedes einzelne Grundftüd werde unter der auflöfenden Bedingung belaitet, dat 
die Belaftung erlöfchen folle, wenn der Gläubiger aus einem anderen mitver: 
bafteten Grundſtück die Befriedigung erlange. — Dieſe Erläuterung gibt indeſſen 
nur einen Vergleich, der fich außerdem nur auf eine Wirkung, nicht auf den 
Bived und Inhalt des Inſtituts bezieht. Von einer Bedingung fann bier böchitens 
im nichttechnifchen Sinne geſprochen werden; ihre Herangiehung tit bier eben— 
ſowenig wie zur Erklärung des Sejamtichuldverhältnifies bon Nußen. Gegen die 
Brot. auch Hachenburg 352. 

5) $ 117512; durch Verzicht auf die Sypothel an einem der Grunditüde; 
diefer Verzicht kann auch auf die Zinſen ganz oder ſoweit ſie eine beſtimmte Höhe 
überſteigen, beſchränkt werden. Die Wirkung dieſes Verzichtes iſt aber eigen— 
artig; er beſchränkt ſich nicht wie ſonſt (oben 8 120 A 15) auf das Aufgeben des 
Rechtes als Hypothekengläubiger, fo daß nun eine Eigentümergrundſchuld ent 
jtände. Vielmehr hat diefer fog. „Verzicht“ Die rechtliche Bedeutung einer „Auf 
bebung“ der Hhpothef; die GH erliicht an dem einzelnen Grunditüd, die nad: 
folgenden Hypotheken rüden nad, der Eigentümer fällt aus. Darum muß zu 
dDiefer nach 88 117512, 875 und GBO 827 (Löſchung der Hypothek) zu voll 
äiehenden Aufhebung die Zuftimmung des Eigentümers nachgewieſen werden 
($ 1183; oben $ 120 A 17). So OLG 3, 225; 4, 317; dagegen vd. Jacubezin 
in Gruchot 46, 65, weil e3 ich nicht um eine Loͤſchung im Sinne der GBO 
Sa, handele, das Erlöfchen ergebe jih exit als Weitere Nechtöfolge des 

erzichtes. — Gin derartiger Verzicht gelangt praktiſch meiit durch die Ent— 

pfändung= oder fFreigabeerflärung zum Ausdruck, die der Gläubiger abaibt, 
A eines der mitverhafteten Grunditüde „pfandfrei“ veräußert werden ſoll. 
Damit erliſcht an ihm die SH Fraft Geſetzes (vergl. badiſche Min. V. O. 7. 12. 1903 
in der bad. Nechtspraris 69, 345); eine Verteilung der GH (A 25 F.) iſt damit 
jedoch nicht verbunden. Bon befonderer Wichtigleit iſt ferner für Die Entpfändung 
einzelner Parzellen von der GH das Erwirken eines Unſchädlichkeitzeugniſſes 
(oben $ 122 Aildf.). 

9) 8 1181 II; oder es entiteht eine Eigentiimergrundfchuld nach 88 1143 II, 
1173. Iſt die GH erlojchen, fo iſt e8 Sache der beteiligten Eigentümer, die 
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a) Zur Bejtellung einer GH ijt die gejonderte Belaftung und Ein: 
tragung bei jedem einzelnen Grundftüd erforderlid. Die einzelne Belaftung 
ift zwar in ihrem rechtlichen Bejtande unabhängig von der Wirkſamkeit der 
Mitbelaftungen der übrigen Grundftüde, die gemeinjame Zwecgebundenheit, 
jur Befriedigung derjelben Forderung zu dienen, jol im Grundbuch aber 
dadurch in Erjcheinung treten, daß auf dem Blatte jedes Grundftüds die Mit- 
belaftung der übrigen von amtswegen erkennbar gemacht wird.” Dem rechts: 
geihäftlihen Vorgange nah kann entweder der dingliche Vertrag auf die 
gleichzeitige Bejtellung einer Hypothek für diejelbe Forderung an mehreren 
Grundſtücken gerichtet werden (Simultanbelaftung) ; oder für diejelbe Forde: 
rung, die bereits durch eine Hypothek gejichert ift, wird nachträglich eine 
Hypothek noch an einem oder mehreren anderen Grundjtücen beftellt (Sufzefjiv: 
belaftung) ; oder endlich das belaftete Grundftüd wird geteilt, jo daß Die 
bypothefarifche Haftung für die ungeteilte Forderung an jedem felbjtändigen 
Trennſtück fortbeſteht.“ Ob die von der GH betroffenen Grundftüce dem: 


Löſchung zu betreiben; RJA 3, 48. Das Erlöfchen der Mitbelaftung ift aber von 
amtswegen auf den mitverhafteten Grumditüden zu vermerken; GBO $ 49 11. 

10) GBO 8491. Tas gilt auch im Falle der nachträglichen Erweiterung 
der Einzelhypothef zu einer GH. Über die GH ift nur ein Brief zu bilden, es ſei 
denn dab die Grundjtüde in den Bezirken verjchiedener Grundbuchämter belegen 
find; GBO $ 59. 

11) Oben $ 122 A11f. Auch der gefegliche Anſpruch auf Beitellung einer 
Hhbothek nach 8 648 kann in die Beitellung einer GH auslaufen. — Wenn das 
gegen im Wege der Zmangvollitredung in da3 unbewegliche Vermögen mehrere 
Grundjtüde des Schuldner3 mit einer Sicherunghhpothef belaftet werden follen, 
darf dies nicht durch Bejtellung einer GH vollzogen werden. Bei der Geftaltung 
der Zwanghypothek foll es auf eine billige Ausgleichung der einander 
entgegenftehenden SInterefien des Gläubiger und des Schuldners anlommen 
(Brot.3, 704). Die Zivangvollitrefung darf nicht weiter ausgedehnt werden, 
als zur Befriedigung des Gläubigers und der Koftendedung erforderlich iſt; dies 
Maß wird durch das Necht, wegen der ganzen Forderung aus jedem einzelnen 
Grundftüd Befriedigung begehren zu dürfen, überfchritten (die übele Lage, in die 
der Bollitredunggläubiger gerät, wenn ihm eine GH vorausgeht, wurde dabei 
nicht genügend berüdjichtigt, vergl. A 20). Demgemäß fchreibt CPO 8857 U 
bor, daß die Forderung auf die einzelnen Grundftüde verteilt werden muß; 
den Betrag jeder einzelnen felbjitändigen Hypothek (e3 handelt ſich nicht um Teil: 
bhpothefen im Sinne des $ 1151; OLG 5, 332) bejtimmt der Gläubiger. Dazu 
Oberned, Recht 6, 307; Schürmer, Recht 6, 384; Tüding, Recht 8, 310. Die 
Beihränfung der ERO 8 366 III, wonach die Forderung der einzelnen Sicherung: 
hypothek den Betrag von 300 Mark überfteigen muß, gilt hier nur für die Gefamt- 
fumme und nicht für die verteilten Einzelbeträge. Für diefelbe Korderung fann 
die Verteilung und die Beitellung einer Zwanghypothek nur einmal erfolgen 
(bad. Not.3. 2, 160). Wenn dagegen mehrere Perſonen als Gefamtichuldner 
berurteilt find (3.8. die in Gitergemeinfchaft Iebenden Ehegatten; CPO 8 740), 
jo ift nach den Grundſätzen de3 BER 8421 jede mit ihrem gaefamten Ber: 
mögen für die ganze Schuldfumme verhaftet; in diefem Falle darf daher auch 
die Zwanghypothek als GH auf je eines der Grunditüde jedes Geſamtſchuldners 
eingetragen werden; jollen mehrere Grunditüde desjelben Geſamtſchuldners belaftet 
werden, fo greift CPO 886711 Plab. Vergl. NXA2, 87 und 89; Gauppe 
Stein zu 8 867. 
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jelben Eigentümer oder verfchiedenen Eigentümern gehören, ift für Die Be- 
ftellung gleichgültig.*? 

b) Die GH ericheint als eine dem obligatorifchen Geſamtſchuldverhältnis 
nachgebildete dinglihe Gefamthaftung. Die rechtliche Einheit der auf die 
einzelnen Grundftüde gelegten Pfandbelaftungen muß ſich materiellrechtlich 
durch die Identität der zu fichernden Forderung und durch die Gleichartigkeit 
aller Belajtungen kennzeichnen. Alle die GH bildenden Hypotheken müſſen 
diefelbe Forderung zur Worausfegung nehmen, weil nur dann die aus Dem 
einen Grundftüd erlangte Befriedigung die übrigen Grundftüde befreien und 
weil nur dann wegen des hier ausgefallenen Betrages dort Erſatz begehrt 
werden kann. Die Gleihartigkeit der Belaftungen ift aber deshalb als eine 
zwingende Folgerung aus der Einheitlichkeit der GH aufzuftellen, weil nur 
fie gewährleiftet, daß alle verfoppelten Hypotheten, wie es das Gejeg voraus- 
ſetzt,“ dasjelbe rechtliche Schidfal teilen.”* Dagegen kann der Rang der GH 
auf den einzelnen Grundftücden ganz verſchieden fein; denn er hängt wejentlid 
von den bereits eingetragenen Belaftungen ab. 

3. Für die Stellung des Gläubigers der GH ift bejonders fennzeichnend 
das Recht der freien Auswahl des Befriedigungobjektes.“ Gehören jämtliche 
mit der GH belafteten Grundftücte demfelben Eigentümer, jo erliſcht mit der 
Befriedigung aus dem einen Grundftücd die GH an fämtlichen Grundftüden ;'* 
welches Grundftüc dabei vom Gläubiger ausgewählt worden ift, bleibt fid 
gleih. Bejonderer Behandlung aber bedarf der Fall, wo die mit der GH 
belajteten Grundftücde verfchiedenen Eigentümern zuftehen. Dieje befinden 
fi dem Hypothekengläubiger gegenüber in der Stellung von Realgejamt: 


12) Dies iſt aber von Bedeutung für die Eigentümergrundfhuld; A 17. 
13) Vergl. 88 113212, II; 1172 f. 

14) Darum darf weder eine Verkehrhypothek mit einer Sicherungbupotbel, 
noch eine Briefhypothek mit einer Buchhypothek, noch gar eine Hypothek mit einer 
Grundichuld fombiniert werden. Denn anderenfalls könnte der mit dem Weſen 
der Einheitlichfeit der GH durchaus undereinbare Zuftand eintreten, daß die GH 
auf dem einen Grundſtück, weil jie bier als Vertehrhupothef beftellt iit, einjchließ- 
lich der Forderung zugunften des gutgläubigen dritten Erwerbers fortbeftände 
$8 1138, 1156), mäbrend fie auf dem anderen Grumbitüd, wo fie ala 
Sicherunghypothek eingetragen iſt, als Gläubigerhypothek erlofchen wäre ($ 1184). 
Da über die Sicherungbnpotbef fein Brief erteilt werden darf, würden fich mit 
GBO 859 unlösbare Schwierigkeiten ergeben, wenn die andere Hypothel als 
Briefhypothek beitellt würde. Dazu RJA2, 96. 

15) $1151 1. Wenn der Eigentümer aber nicht zugleich perjönlicher 
Schuldner sit, gebt die GH nach $ 1143 auf ihn über; dasfelbe gilt gemäß $ 1173, 
wenn er durch freiwillige Zahlung (im Gegenfaß zur Befriedigung des Gläubigers 
im Wege der Zmwangvollftrefung aus dem Grundſtück) die Forderung erfüllt. 
Wenn der perjönliche Schuldner den Gläubiger befriedigt oder jich Forderung und 
Schuld in der Berfon eines Nichteigentümers vereinigen, gebt die Hypothek unter 
den Vorausjegungen des 8 1174 auf ihn über; darüber unten W 56. 
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verhafteten ;t# jeder haftet dinglich dem Gläubiger auf den ganzen Schuld- 
betrag, und dieſer kann nach Belieben feine Befriedigung ganz oder zu einem 
Teil aus dem Grundftüd des einen oder des anderen Eigentümers fuchen. 
Die hiermit verbundene Härte findet ihren Ausgleich durch das Rückgriffrecht, 
das dem erfüllenden Eigentümer auf Grund des unter den Mitſchuldnern be: 
ftehenden Rechtsverhältniffes zuſteht.“ Damit diefer Erſatzanſpruch dinglich 
gefichert jei, läßt das Geſetz die GH an den anderen Grundftüden in der Höhe 
des Ausgleichunganfpruches auf den den Gläubiger befriedigenden Eigentümer 
fraft Rechtsvorjchrift übergehen.!* 

a) Das freie Belieben des Gläubigers der GH in der Auswahl des 
Grundftüds, aus dem er ſich die Befriedigung für die ganze Forderung ver: 





16) „Berbaftet”“ dinglich mit dem Grundjtüd; nicht im Sinne einer Real— 
obligation. Daneben werden die Eigentümer vielfach (vergl. A 11) perjönlich 
berpflichtete Gejamtjchuldner fein. Vergl. 8421 ©2. 

17) Mnalog $426 11; Bd. 1 er Nr. d. 

18) 81182 © 1. — Auch bier (wie nach $ 426 II 2; vergl. allgemein Bd. 1 
890 U 53) darf der Rechtsübergang, fofern nur teilweife Befriedigung ſtatt— 
gefunden Hat, nicht zum Nachteil des Hhpothetengläubigers geltend gemacht 
werden: der urjprünglichen GH fteht für ihren Reftbetrag der Vorrang vor der 
für den Erfaßanjpruch entitandenen Teilhypothek zu. Durchaus anomal iſt aber, 
daB diefer Rangnachteil fogar gegenüber den gleich- oder nachſtehenden anderen 
Belajtungen gelten joll (8 1182 &2). Auf den Grumdftüden des A. und des 
B. jind 20 000 Mark als GH eingetragen; B. ijt Bürge und hat daher einen 
Erjabanjpruch gegen A. Hinter der GH ſtehen bei A. und B. Sonderhypotheken 
bon je 10000 Marf. Das Grundjtüd des B. wird aiwangverfteigert. B. ver— 
einbart mit dem Gläubiger der GH, dat die 20 000 Marf der GH, die nicht im 
geringiten Gebote jtehen, bejtehen bleiben. Da diefe Vereinbarung als Befrie- 
digung der GH gilt, hat deren Gläubiger feinen Anfpruch mehr an dem Grund: 
ftiid des U. (der Anfpruch des Gläubiger ift auf diefen Betrag dem U. gegen 
über erloſchen). Dagegen bat ®. die auf dem Grundftüd des A. laftende Hypothek 
wegen feines Erſatzanſpruchs al3 VBürge gegen U. gemäß & 1182 S©1 erworben, 
Das Ergebnis iſt dann, dab zwei Hypotheken von je 20 000 Marf vorhanden find: 
die Einzelhypothek auf dem Grumditüd des B. zugunften des Gläubigers der ur— 
fprünglichen GH ımd die Hypothek des B. an dem Grumdftüd des A. wegen feines 
Erſatzanſpruchs gegen A. Dadurch würden die nacheingefragenen Gläubiger bei 
A. und B. geichädigt werden, weil ihnen nunmehr nicht wie bisher bloß eine GH 
von 20 000 Mart, fondern zwei Einzelhypotheken von je 20 000 Mark vorgingen. 
Um diefer Benachteiligung vorzubeugen, jchreibt F 1182 © 2 vor, daß die Erfab- 
hypothek des B. an dem Grundſtück des A. den Hhpothefen im Range nachitehen 
fol, die dort, wenngleich im Range nad der urjprünglihen GH, eingetragen 
waren. Das Gejeß zeritört damit den von ihm jelbit ala ſchutzwürdig anerfannten 
Rüdgriffanfpruch des Bürgen umd das Vertrauen in die feite Rangordnnung der 
Ziegenichaftrehte. Der Grund (fo Brot. 3, 627; Denkſchrift 152), dab der 
nachſtehende Berechtigte in feiner Erwartung, er werde im Falle der Befriedigung 
der GH aus einem anderen Grunditüd nachrüden, nicht getäufcht werden dürfe, 
ift verfehlt, weil diefe Ertvartung nach dem Geſetze (bef. 8113212) Feinerlei 
Beitätigung findet. Die Folge der eigenartigen Ordnung des & 1182 © 2 dürfte 
fein, daß der Bürge es ſtets zur Zwangverſteigerung fommen lafjen wird, weil 
Dann die Verteilung der GH gemäh ZUG 864 (U 31) ihm günftigere Ausjichten 
eröffnet umd die nachitehenden Gläubiger berabdrüdt. Im übrigen macht 
fi) das BGB damit den Sab des Spartanerd Cheilon zu eigen: Fyyie, nao« 
Säre; bürge und du bift im Unglüd. 
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Ihafft, wirkt befonders gefährdend gegenüber den der GH im Range nad): 
ftehenden Einzelhypotheten. Dadurch daß der Gläubiger der GH feinen An- 
ſpruch auf das eine Grundftüc fonzentriert und defjen ganzen Wert ausjchöpft, 
bewirkt er, daß alle an diefem Grundſtück beftellten nachfolgenden Einzel- 
hypotheken ausfallen, während die übrigen mitbelafteten Grundjtüde von der 
GH frei werden." Der Gläubiger der Einzelhypothef wäre gefihert, wenn 
die GH auf die anderen Grundſtücke verlegt oder auf alle verteilt würde: das 
BGB gibt ihm hierauf aber keinen Anſpruch.““ Als äußerſter Behelf dient 
dem nachjtehenden Hypothefengläubiger das Ablöſungrecht. Er darf, jobald 
der Gläubiger der GH Befriedigung aus dem Grundſtück verlangt, diejen 
durch Zahlung des vollen Betrags der geficherten Forderung abfinden ;?* der 
Erfolg ift, daß die abgelöfte Forderung nebjt der GH auf ihn übergeht ** und 
er nunmehr deren Betrag, wie es feinen Intereſſen entjpricht, auf die einzelnen 
Grundftüde verteilen darf, 

Der Gebundenheit des nachjtehenden Hypotbefengläubigers jteht gegen- 


19) Als einfachjtes Beifpiel diene: U. hat eine GH im Betrage bon 
100 000 Mark an den Grundjtüden Nr.1 und Nr.2; B. bat eine jüngere 
Einzelhypothek von 20 000 Mark an dem Grundftüd Nr.2. Nun wird Nr.2 
verjteigert; der Kauferlös ift 110 000 Markt; U. kann hiervon feine bollen 
100 000 Mark verlangen; ®. fällt mit 10 000 Markt au. Diefer Schaden würde 
für B. vermieden, wenn A. feinen Anfpruch wenigitens zum Teil auch gegen Wr. 1 
richten twollte. Er ijt dazu aber ſelbſt dann nicht verpflichtet, wenn gleichzeitig 
Nr. 1 mitverfteigert ijt und einen erheblichen Erlös gebracht hat. — Daß bier auch 
mit dem Einwand der Schifane nicht3 auszurichten jei, wurde für das bisherige 
Recht übereinstimmend anerfannt: Windfcheidı1 8 241 A1 und befonders RG 16, 
164; 36, 308 für das preußijche Recht, das in 842 I des Eigentumermwerbgejebes 
dem Gläubiger dasfelbe Wahlrecht erteilt, welches jett nach BGB ann 
gilt. Wenn bier das Necht zugefichert wird, „nach Belieben“ fich VBerriedigung 
zu fuchen, jo fann es nicht gegen 8226 verjtoßen, wenn der Gläubiger dem— 
entfprechend verfährt und auf Andere feine Nüdficht nimmt. Vergl. aber A 2677. 

20) Die Mot. 3, 356 verzagen daran, einen Ausweg und gerechten Aus— 
gleich zu finden; wer hinter einer Geſamthypothek noch Kredit gewähre und das 
durch häufig eine äußerſte Verivirrung der Nechtöverhältniffe mit herbeiführe, müſſe 
fehen, wo er bleibe. — Wo indeſſen der Grundbefit jehr zeriplittert ift und die 
einzelnen Parzellen nur geringen Wert haben und einzelne für fich kaum be— 
leihungfähig find, läßt jich erfahrunggemäß jene, allerdings unerwünfchte, Kom— 
bination nicht vermeiden. Wer hinter einer GH noch Nealfredit gewährt, kann 
fich freilich dadurch verfichern, dab er fich eine entfprechende zweite GH beitellen 
läßt; das hilft ihm aber nichts, wenn das eine oder andere Grundſtück bereits im 
andere Hände übergegangen iſt und vor allem wird diefer Weg in dem Kalle der 
Not, wo eine Zwanghhpothek erwirkt werden muß, durch dad Gejeb ver— 
fperrt (A 11). 

21) 88 1150, 268; ®d.1 $90 A46f. Auch die Koſten des bereits ein— 
geleiteten Vollſtreckungverfahrens ſind auszugleichen. 

22) Die Forderung nach 8 268, die Hypothek nach $ 1153; Anſpruch auf 
Aushändigung des Briefes nach $ 1144. Die Zahlung des zur Befriedigung des 
betreibenden Gläubiger und zur Dedung der Koften erforderliden Betrag: an 
das Vollitredunggericht bat zur Kolge, daß das Vollitredungverfahren einftiveilig 
eingejtellt wird; ZUG 8 75. 


$ 124. Gejamtbnpothef. Verteilungrecht des Gläubigers. 813 


über das Verteilungredht des Gläubigers der GH. Dieſer darf jederzeit und 
felbft noch während des Zwangverfteigerungverfahrens ?° durch rechtögeichäft- 
fiche eintragungbedürftige Verfügung für jedes Grundftüd den Teilbetrag, 
mit dem es auf Grund der GH allein noch haften fol, beftinmen.”* Es 
handelt fi) dabei um die endgültige Spaltung der Gefamthaftung unter ab: 
fhließender Feftjtellung der auf jedem Grundftüd ruhenden Belaftung. Daraus 
ergibt fi als Folge, daß die GH an jedem einzelnen Grundftüd infoweit 
erlifcht,?° als fie den dieſem zugeteilten Betrag überfteigt und auf die anderen 
Grundftüde gelegt worden ijt: Verteilung der GH bedeutet Aufhebung der 
Belaftung mit dem Gejamtbetrage der GH unter Beichränkung der Belaftung 
auf den jedem einzelnen Grundftüd zugemiefenen Betrag. 

b) Dieſe materiellrechtlihe Ordnung des BGB wird dur die dem 
Vollſtreckungverfahren gegebene praftijche Geftaltung wejentlich abgewandelt.?° 
1. Das Gejet über die Zmangverfteigerung geht davon aus, daß jedes be- 
laftete Grundftüd einzeln für fi) ausgeboten werden muß und zwar aud) dann, 
wenn mehrere Grundjtüce desfelben Schuldners oder mehrere mit einer GH 
belaftete Grundftüde verfchiedener Schuldner in demfelben Verfahren ver: 
fteigert werden.” Die in das geringfte Gebot fallende ** Gejamtbelaftung 
ift dann bei jedem Grundftüc in vollem Umfange zu berücdjichtigen. Der 
Gläubiger der GH kann auch nach freiem Belieben bejtimmen, aus welchem 
der für jedes in demfelben Verfahren verfteigerten Grundſtück gebildeten Ver: 
fteigerungerlöfe und in welcher Höhe er bei jedem Befriedigung ſuchen mwill.2° 


23) Das tit wichtig, weil damit die Anwendung von ZBG 8641 aus— 
geihloffen werben kann. 

24) $ 113211. Die Rechtsänderung erfolgt gemäß 8 875 durch Erflärung 
de3 Gläubiger3 gegenüber dem Grundbuchamte oder dem Eigentümer, deſſen 
Grundſtück teilweiſe befreit werden joll, und durch Eintragung. Der Eigens 
tümer des belafteten Grundſtücks wird um feine Auftimmung nicht angegangen; 
denn e3 handelt fih um die Ausübung des freien Wahlrechtd. Zur Eintragung 
der Löſchung aber iit feine Zuitimmung aus den oben MS gegebenen Gründen 
erforderlich. 

25) 8 117512. 

26) Die Mot. zu ZUG 864 jtehen auf einem ganz anderen Standpunkt 
als die Mot. zum BEB (AN 20), fie erfennen die wirtfchaftliche Notwendigkeit 
einer geieblichen Röfung der zwischen den Geſamthypotheken und Eingelhypotheken 
beftehenden Kolliſion an und fuchen das freie Belieben des Gläubigerd der GH 
einzufchränfen. 

27) ZUG 8631; Verteilung des Erlöfes nah $ 112. Zum folgenden: 
die Kommentare von Wolff 2. Aufl. 1901, Nausnis, Nädel 2. Aufl. 1904; 
Turnau-Förſter 1, 661; Lang, EivA 89, 273; Hartmann, GH im Bivangvers 
fteigerimgverfahren 1903; Menerboff, corpus iuris eivilis III3 (1904). 

23) Daß die mehreren Grundftüde mit einer GH belaftet jind, die dem 
betreibenden Gläubiger vorgeht, iſt die allgemeingültige Voraus— 
ſetzung für alle folgenden Fälle, denn ohnedem würde fie gemäß ZUG 8 44 nicht 
in da3 geringste Gebot fallen. 

29) Der Gläubiger der GH kann auch auf die Befriedigung aus dem 
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2. Gegen die hieraus für die der GH im Rang nachftehenden Gläubiger er: 
wachſende Gefährdung ſucht das Gejeg einen Ausweg zu jehaffen, indem es 
ihnen ein Recht auf Spaltung der Haftung gewährt. Auf Antrag *° wird 
die GH bei Feititellung des geringjten Gebotes für jedes einzelne Grunditüd 
nur mit dem Teilbetrage berüdfichtigt, der dem Verhältniſſe des Wertes jedes 
einzelnen verfteigerten Grundftüds zu dem Werte jämtlider Grundftüde ent: 
ſpricht.n Der aus diefer Zerlegung entjpringende Vorteil ift, daß die einzelnen 
Grundftüce leichter verfäufli find und daß den nachitehenden Hypotheken— 
gläubigern der jeweils überſchießende Wert zugute kommt.” 3. Dieje Zer: 
legung der GH in Einzelhypothefen bedroht aber wiederum deren Gläubiger 








einen bereit3 verfteigerten Grundftüd verzichten und feine ganze Forderung gegen 
ein anderes der mitverhafteten Grunditüde richten; da der Erlös durch dinglice 
Surrogation in die Nechtslage des verjteigerten Grundſtücks eintritt, gelten aud 
ihm gegenüber $$ 113211, 117512. Nur wenn er dies durch $ 113212 ihm 
gewährte Necht nicht ausübt, findet Verteilung nad ZUG $ 122 jtatt. 

30) Antragberechtigt find nah ZUG 86412 der betreibende Gläubiger, 
der Eigentiimer, jeder dem Gläubiger der GH gleiche oder nachſtehende Beteiligte. 
Nicht aber der Gläubiger der GH. Der Antrag fann bi3 zum Schlufje des Ver: 
jteigerungtermine® gejtellt werden. 

31) ZUG 86411. Zunächſt wird fejtgejtellt der Wert jedes einzelnen 
Grunditids nach Abzug der der GH vorgehenden Belaftungen. Der durd Zu— 
fammenrechnung diefer Werte ermittelte Gefamtwert wird dann in Gleichung 
geitellt mit den Einzelwerten und die hierbei berechneten Koſten geben den Anſatz 
für die Zerlegung der GH. — Der 8 641 enthält injofern eine Ausnahme von 
den allgemeinen Grundfäben des 844 über die Berechnung des geringiten Ge 
botes; iſt $ 41, II 1 nicht beachtet, jo muß der Zuſchlag verfagt werden; 3V6 
883 Nr. 2? — Als Beifpiel diene: e8 werden berjteigert zwei Grundftüde, die 
mit einer Geſamthypothet B. von 10 500 Mark belaſtet ſind. Das Grundſtück 
Nr. 1 bat einen Wert von 15 000 Mark und iſt an erſter Stelle vor B. belaſtet 
mit der Hypothek für W. von 6000 Marf; Grunditüd Nr.2 bat einen Wert von 
4500 Marf, hinter B. ift eine Hhpotbef für E. von 1500 Marf eingetragen. 
C. iſt betreibender Gläubiger. Dann ift die Geſamthypothek fo zu verteilen, daß 
Nr. 1 unter Abzug bon A. auf 9000 Mark gewvertet wird und von der Gejamt: 
hypothet B. einen Anteil von ”/,, alſo 7000 Mark erhält; das geringſte Gebot 
für das Grundſtück Nr.1 it dementjpredhend auf 13000 Mark (6000 des U. 
+ 7000 von der GH) feitzufeken. Dagegen wird Nr.2 mit 4500 Marf in An» 
fat gebracht und erbält von der GH '/, mit 3500 Mark; das geringite Gebot 
beträgt hier 3500 Mark. — Wäre die Hypothek des E. ebenfalls, wie die Vors 
ficht gebietet, ald GH auf beide Grundſtücke geleat, fo würden nach dem Werte 
der Grunditüde zu feiner Befriedigung nicht bloß (mie unter der biöberigen An- 
nahme) 1000 Mark, fondern 3000 Mark übrig bleiben. Nur fo vermeidet €., 
daß er mit feiner Einzelbhpotbef ganz ausfällt, wenn B., wie e3 in jeinem 
Belieben jtebt, endgültig auf da3 Grunditüd Nr.2 von feiner GH 4500 Marl 
verteilt. — Eine große Schwierigkeit bildet bei der Unficherheit aller Taren die 
zutreffende Feſtſtellung des Wertes jedes einzelnen Grunditüds. Die Landes 
Br Dürfen nad EG 3. ZUG 8 11 hierüber befondere Vorfchriften erlafien; fo 
3.2. preuß. AG 3. ZWVG Art. 8. 

32) Vor allem findet jetzt ZUG $ 50 II Nr. 2 nicht gegen fie Antvendung. — 
Vach erfolgtem Zuſchlage iſt die GH endgültig verteilt; jie beiteht als 
Einzelhypothek fort, ſoweit der auf ein Grundſtück angetviefene Teilbetrag um 
geringiten Gebot berüdfichtigt war; fie erlifcht, fomweit der Betrag der GH diefen 
Teilbetrag überjtiegen bat. 


$ 124. Geſamthypothek im Ziwangverfteigerungberfahren. 815 


mit einer erheblichen Benachteiligung. Eine derartig geteilte Haftung zu ver— 
meiden, bildet gerade den Hauptgrund für die Vereinbarung einer Geſamt— 
verhaftung der Grundftüde. Zur Erhaltung diejes Intereſſes dienen dem 
Gläubiger der GH zwei Behelfe. «) Er kann den Antrag der Gegner jchledht: 
hin abwehren, indem er ſelbſt und nun nach freiem Belieben die GH endgültig 
in Einzelhypothefen verteilt.” 4) Oder er verlangt, daß bei der Feititellung 
des geringjten Gebotes für jedes einzelne Grundftüd nur die der GH vor: 
gehenden echte berücfichtigt werden follen. Inſofern tritt der Gläubiger 
der GH unvermittelt in eine Stellung ein, wie wenn er ſelbſt der betreibende 
Gläubiger wäre.“ Die Folge ift, daß jest für jedes Grundftüd ein doppeltes 
Ausgebot erfolgen muß: erjtens jo, daß in dem geringiten Gebot alle dem 
urfprünglich betreibenden Gläubiger vorgehenden Rechte einfchlieplich des aus 
der Zerlegung der GH ſich ergebenden Teilbetrags berüdfichtigt werden; und 
zweitens jo, daß nur die der GH vorgehenden Nechte Berücjichtigung finden. 
Der Gläubiger der GH hat, nachdem die Ausgebote geſchloſſen find, zu er- 
Hären, welches Gebot für die Erteilung des Zuſchlags maßgebend jein fol.” 


33) Dem 8641 wird damit die Vorausjeßung feiner Anmwendbarfeit ent- 
zegen; es beitebt feine GH mehr. Dies Recht aus 8113211 kann bi zum 
Schluffe des Verſteigerungtermins ausgeübt werden. 

34) ZUG 864 111. Dies Recht iſt umentbehrlich, um die Nealficherheit 
der GH nicht allaufehr einzufchränfen. Andererſeits iſt dies die Stelle, wo bie 
Schwäche der gegebenen Ordnung herbortritt. Der Gläubiger der &H erreicht Damit, 
daß für das einzelne Grunditüd ein neues geringites Gebot gebildet 
wird, das nur aus den der GH vorgebenden Nechten beiteht. Die wichtige 
Folge iſt, daß die GH fällig wird und nunmehr in das Bargebot fällt, d. b. aus dem 
für jedes Grundftüd abgegebenen Meiftgebote, ſoweit e3 das feitgefebte geringjte 
Gebot überiteigt, von dem Eriteher bar au berichtigen iftt (ZUG 849). Der 
Gläubiger der GH drängt auf diefe Weife die ihm gleich- und nachſtehenden Gläubiger 
aus dem geringiten Gebote felbit dann heraus, wenn fie dem urjprünglich be= 
treibenden Gläubiger vorgingen. Turnau- Förſter 665; Lang 273. 

35) Gibt er troß der Mufforderung des Gerichts feine Erflärung ab, jo 
bleibt e3 bei der gemäß 8 54 1 erfolgten Verteilung der geringjten Gebote; 
$64 112. Wenn er dagegen den zweiten Weg einfchlägt und damit durchlekt, 
daß die SH auferbalb des Mindeitgebotes ſteht, fo verjchiebt er jetzt fiir die 
ihm gleiche und nachſtehenden Berechtigten die Grundlage des ganzen Verfahrens. 
a) Es iſt zunädit das Verfahren gemäß 8 641 umter Verteilung der GH ein- 
geleitet. An dem Grundjtüd 1 haftet eine Hypothek A. von 1000 Mark, der An— 
teil der Sejamthupotbef von B. mit 2000 Marf; Hypothek C. mit 1000 Marf, Hypo— 
thek D. mit 700 Mark; D. iſt der betreibende Gläubiger, daher wird nach 8 44 das 
geringite Gebot auf 4000 Mark feitgejtellt. Dies gibt dem E. die Sicherheit, daß 
er mit feiner Hypothek gededt wird, wenn es zum Verlaufe fommen fol; er wird 
fih daher meiſt um das Verfahren nicht weiter kümmern. Nach 864 II darf 
nun ohne weiteres B. im Veriteigerungtermin eingreifen und Die Feſtſetzung eines 
neuen geringſten Gebotes mit 1000 Mark verlangen. Damit iſt die Möglichkeit 
gegeben, daß C., ohne daß ihm von den Vorgängen Kenntnis gegeben wird, völlig 
ausfällt. Vergl. Eccius in Gruchot 41, 219. — b) Einen Ausgleich ſucht 8. 83 Nr. 3 
zu gewähren, indem er verlangt, daß der Zuſchlag im Falle des 864 II1 nur 
dann erteilt werben darf, wenn durch das Gefamtergebnis der Einzelaudgebote 
auch Die Hybotheken der dem urjprünglich betreibenden Gläubiger vorgehenden 
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4. Findet ausnahmmeije für die mehreren Grundftüde en Gejamtaus- 
gebot ſtatt,“ jo wird das geringite Gebot als Summe der für jedes einzelne 
Grundftüd anzufegenden geringiten Gebote gebildet.” Die GH wird dabei 
natürlich nur einmal berücfichtigt. 

4. Befonderer Betrachtung bedarf endlich der Fall, wenn fi die GH in 
eine Eigentümergrundfhuld verwandelt. Gehören jämtliche mit 
der GH belafteten Grundftücte demjelben Eigentümer, jo entjteht unter den— 
felben Vorausſetzungen, die font zu einer Eigentümergrundfchuld führen, hier 
eine einheitliche Eigentümergefamtgrundfchuld ( EGG) an allen Grundftücen.** 
Der Eigentümer darf diefe durch beliebige Verteilung in Einzelbelaftungen 
zerlegen ;?° er kann fie aber auch als Gejamtbelaftung an einen Dritten ab: 


Gläubiger gededt werden. Der Zived tft, daß durch die Einzelausgebote das 
etwa günftigere Ergebnis des gleichfall3 vorzunehmenden Gefamtausgebotes aller 
der GH mitverhafteten Grundftüde (die vielleicht eine erjt durch ihren Zufammen- 
ang wertvolle Bauftelle abgeben würden) dem Ztoifchengläubiger einer Einzel- 
hpotbef nicht vorenthalten werden fol. enn dagegen das Gejamtausgebot ein 
noch ungünftigeres Ergebnis gehabt hat, entfällt die Anwendung des 8 83 Nr. 8. 
Die Wirkung diefer Norm ſoll folgendes Beifpiel (dazu Jäckel 8 83) verdeut— 
lichen: Belaftungen des Grumdftüds Nr. I: Hypothek des U. 1000; GH des 2. 
6000; Hhpothef des E. 5000; GH des D. 2500; Belaftungen des Grundſtücks 
Nr. II: Hypothek des E. 2000; &H des ®. 6000; &H des D. 2500. D. iſt der 
betreibende Gläubiger; auf feinen Antrag wird die GH des B. auf Nr. I und II 
mit je 3000 verteilt. Daraufhin verlangt B. die neue re. der geringften 
Gebote gemäß $ 64 II 1; fie betragen für Nr. 11000, für Nr. IL 2000. Die Einzels 
meijtgebote ergaben für Nr. I 4000 bar, für II 4500 bar. Da 2. hiermit ge- 
dedt iſt, erflärt er gemäß —* II2, daß dieſes Einzelausgebot für die Erteilung 
des Zuſchlags maßgebend fein fol. B. erhält bar von Nr.I 4000, von Nr. II 
2000, fo daß für D. noch 2500 übrig bleiben. Aber C. ift nicht gededt; und 
darum muß das Gericht den Zufchlag verfagen. Damit tft daß ganze Verfahren 
ergebni3los verlaufen; und das fann gerade der Zweck fein, um deſſentwillen 8. 
das Verfahren gemäß & 64 II 1 beantragt. 

36) Die Vorausfeßungen dafür ergeben fi aus ZUG 863 IL, V (unter 
Zuftimmung aller antvefenden Beteiligten, deren Rechte bei der Feititellung des 
geringiten Gebotes nicht zu berüdfjichtigen find, darf das Einzelausgebot 
unterbleiben). Bei Nichtbeachtung diefer Vorfchriften greift 8 83 Nr.2 ein: der 
Bufchlag ift zu berfagen. 

37) Erhöhung aber nach $63 IV 1, Zufchlag nach IV2. — Aus alledem 
ergibt fich für die Verteilung des Erlöfes folgendes. a) Steht die GH 
im geringjten Gebot, fo bleibt fie grumdfäßlich als folche beftehen; nur dann, 
wenn fie berteilt ift und die Grundjtüde einzeln ausgeboten find, wird fie jebt 
lediglich nach den verteilten Beträgen in Einzelhypotheken ftehen bleiben; ZBG 
ns 501 Nr.2, 112, 125. b) Wenn dagegen die GH nicht im geringsten Gebot 
tebt, fo mwird fie, wenn der Zufchlag im Gefamtausgebot erfolgt ift, au3 dem 
Gefamterlös bar bezahlt. Wenn aber der Zufchlag nad $64II1 im Einzel- 
ausgebot jtattgefunden bat, fo fann der Gläubiger fein durch BGB $ 1132 ge» 
mwährtes Wahlrecht nach Belieben auf die einzelnen Bargebote ausüben. 

38) Vergl. hierüber oben $ 116. Das Gefet fpricht in 88 1172 f. ebenjo 
wie in $ 1163 ungenau bon einer Hypothek; es handelt fich 4 81177 1 aber 
ee — Eigentümergeſamthypothek, ſondern um eine Eigentümergefamt- 
gru uld. 

‚39) Die Anwendung des $ 1132 II rechtfertigt ſich nur durch die Annahme, 
daß in der Eigentümergrumdfchuld die ——— —— — 
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treten, in deſſen Hand fie, wenn eine neue Forderung untergelegt wird, wieder 
in eine GH zurüdverwandelt wird. Höchſt eigenartige Rechtsverhältnijje er: 
geben fi aber, wenn die mit der bisherigen GH belafteten Grundftüde in den 
Jeitpunfte, wo die EGG entjteht, verſchiedenen Eigentümern zu ge: 
trenntem Eigentum *° gehören. 

a) Verwandelt fih die GH in eine Eigentümergrundichuld, weil die 
Jorderung, für welche die GH beftellt wurde, nicht entjtanden ift oder nicht 
mehr bejteht,*' jo jteht fie den verjchiedenen Eigentümern der belajteten Grund: 
jtüde gemeinfchaftlich *? zu. Auf der aktiven Seite wird damit ein Gemein: 
ihaftverhältnis begründet, das in dinglicher Abhängigkeit von dem Eigentum 
an dem jemweilig belajteten Grundſtück jteht. Der Wert jedes Grundjtüds 
nach Abzug aller ver EGG im Range vorjtehenden Belaftungen entjcheidet 
zugleich über den Betrag, mit dem der einzelne Eigentümer an der Gejamt: 
belaftung anteilberechtigt iſt;“ denn im Verhältnis der Teilhaber unter: 
einander trägt der Eigentümer des wertvolleren Grundftüds die Belaftung 
in höherem Maße als derjenige Teilhaber, der nur mit einem minder wert: 
vollen Grundftüd die Gefamthaftung übernommen hat; jenem gebührt daher 
der höhere Wertteil des eigenen Grundftüds, der von der GH frei wird. 


40) Dies ift gegenüber der ungenügenden Faffung des $ 11721 befonders 
bervorgubeben; vergl. U 42. 

41) Nach $ 11721 fommen in Betracht die drei aus 8 1163 fich ergebenden 
Fälle: Mangel einer Forderung bei Beitellung der Hypothek oder jpäteres Er: 
löfhen der Forderung oder der Zwiſchenzuſtand bis zur Übergabe de3 über die 
GH auögeitellten Briefes (GBO 859) an deren Gläubiger. Ferner nad 
$11751 bei Verzicht des Gläubiger auf die GH gemäß $ 1168; endlich nad) 
1175 II bei Ausschluß des Gläubiger im Aufgebotverfahren gemäß $ 1170. 

42) Im allgemeinen gelten die Grundfäße der 88 741 f. über die Ge- 
meinſchaft. Das muß bier um fo mehr hervorgehoben werden, als die Ausdruck— 
werte des Geſetzes zu Mikverjtändnis führen könnte. „Gemeinjchaftlich”“ deutet 
in 1172, 1175 mie in 741 auf die Gemeinfchaft nach Bruchteilen; dagegen 
weiſt gemeinfchaftliches Eigentum, Vermögen u. dergl. in 706, 718, 1438 uſw. 
auf die Gemeinſchaft zur gefamten Hand bin. Wenn nun nad 11721 die GH 
allen „Eigentümern der belajteten Grundftüde“ gemeinfchaftlich zuiteht, fo 
würde diefe Vorausfegung dem Wortlaute nach auch 3.8. auf die in allgemeiner 
Gütergemeinfchaft Tebenden Ehegatten, die zwei zum Gefamtqut gehörende 
Grimdjtüde mit einer GH belaitet haben, zutreffen. Aber die vom Geſetze an- 
geichlofjene Rechtöfolge paßt auf diefen Fall nicht. Denn nad) dem Wejen der 
gefamten Hand find Sonderanteilredte am Gefamtgute ausgefchloffen (vergl. 
oben $TO Nr.2). Wenn die durch die GH geficherte Forderung erlifcht, fällt 
te als ungeteilte und unteilbare EGG dem ebelihden Gefamtgute 
au; 1172 II findet bier feine Anwendung. Die dort vorgefebene Ausnahme: „for 
fern etwas anderes vereinbart ijt“, trifft nicht zu; denn es bedarf weder einer 
befonderen Vereinbarung, noch würde jie den Grund der Ausnahme bilden; ent: 
ſcheidend ift nur die zwingend feitgeitellte Natur der gefamten Hand. Dasfelbe gilt 
insbefondere bei der Gejellichaft. 

..33) Bergl. — — 111 im Gegenſatze zu $ 742, der die Vermutung auf 
gleihe Anteile hinlentt. 

44) Die Anordnung und Ausdruckweiſe des $ 11721 ehrt den wahren 
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Die Verfügung über den einzelnen Anteil fteht nach dem Wejen der Gemein- 
ichaft jedem Teilhaber frei :*° dementjprechend kann er auch die Aufhebung der 
Gemeinſchaft durch Aufteilung der EGG verlangen. Dieje erfolgt bier in 
der MWeife, daß die Gejamtbelaftung aufgehoben und an jedem einzelnen Grund: 
ftüct auf den Anteil, der dem Eigentümer als Teilhaber an der EGG zuitebt, 
beſchränkt wird;“ im Umfange des Anteilrechtes entjteht für jeden Eigen: 
tümer eine Sonder:Eigentümergrundfchuld.*" Won diefer gejeglihen An- 
ordnung abweichende Beitimmungen über die Art der Verteilung und Die 
Größe der jeweiligen Anteile dürfen die Teilhaber der EGG nah Belieben 
durch formloſe Vereinbarung treffen.ts 


b) Wenn dagegen der Eigentümer des einen der belafteten Grundftüde, 
gleichviel ob er zugleich perfönlicher Schuldner ift oder nicht, den Gläubiger 


Tatbejtand völlig um. Die Verweifung auf $ 1132 11 erivedt den Anfchein, als 
ob es ſich um eine Verteilung der Belaftung, alfo um einen Nachteil handelte. 
In Wirklichkeit bedeutet die Zuweiſung der Eigentümergrundſchuld die Erlangung 
des ausschließlichen Nechtes an dem ihr entſprechenden Wertteil: je größer der 
auferlegte Teil der GH um fo günftiger für den Eigentümer. Darum iſt im 
‚ Texte im Gegenfaß zu dem Gefekestvortlaute der Ausgang von dem Anteil: 
rechte der einzelnen Eigentümer genommen: das Anteilrecht bejtimmt die Hübe 
des Anſpruchs auf den Erwerb der Eigentümergrundfhuld. Dieſe Auffajlung 
fommt zugleich der Auslegung des 8 1173 zugute (A 52). — Der einer GH nad- 
jtehende Gläubiger einer Einzelbhpotbef muß auch mit diefer fein Befriedigung: 
vecht gefäbrdenden Rechtsfolge redmen. 

45) 8747. über die EGG im Ganzen können alle nur gemeinjcaft: 
lich verfügen. 

46) Die Berechnung erfolgt nach 8 1172 II unter Abzug der vorangehenden 
Belajtungen. Hacenburg, Vorträge 619; Oberned 859; Neumann, Biermann, 
Stober, Kuhlenbeck, Turnau- Föriter au 8 1172. Alle dieſe beben mit 
Recht gegen Brot. 3, 629; Lang 298; Pland $ 1172; Fuchs 554 herbor, daß 
der Wert, den das einzelne Grundjtüd im Zeitpunfte der Verteilung bat, eni- 
Icheidet. — Das Grunditüd Nr. I hat nach Abzug der der EGG borbergebenden 
Belaftungen einen Wert von 4000 Mark; das Grumdftüd II, an dem die EGG 
an eriter Stelle haftet, hat einen Wert von 3000 Mark. Die EGG beträgt 6000 
Markt. Auf I entfällt ein Betrag von (6000 .. 4000) : (4000 + 3000)= 3429; auf 
Il = 2571. Die Gleichung jtellt in den Zähler die EGG multipliziert mit dem 
Werte der einzelnen Grundftüde und in den Nenner die Summe der Werte aller 
Srunditüde nach Abzug der vorhergehenden Belaftungen. 

47) Die Verteilung erfolgt gemäß $ 1132 II (A 24). — Im Grundbude 
fann die GH unter der Angabe des Gemeinjchaftverhältnifies (88 741, 11721, 
1163) durch Berichtigung in eine EGG umgejchrieben werden; erforderlich ift dies 
aber nicht, weil die Nechtsänderung kraft Gefeßes eingetreten ift (oben $116 
A10 f.). Die Verteilung, d.h. die Nuflöfung der EGG in einzelne Sonder 
Eigentümergrundfchulden erfolgt auf Grund der übereinftimmenden Erflärung 
jamtlicher Teilhaber dem Grumdbuchante gegenüber und des Vollguges der ent 
iprechenden Eintragungen auf jedem Grundftüd; für jedes Grundftüd ift darauf 
ein neuer Brief zu erteilen (GBO 864). 

48) Formlos, weil es ſich um die obligatorifchen Beziehungen der Teilhaber 
untereinander handelt. Nach $ 749 kann 3.2. das Recht, die Aufteilung zu der. 
langen, ausgeſchloſſen werden, 

49) Nach 88 11771 und 1143, 1177 II Stehen beide Fälle gleich. 


$ 124. Geſamthypothet als Eigentümergrundichuld. 819 


durch freiwillige Erfüllung befriedigt,’ oder wenn er die GH durd Abtretung 
erwirbt oder Forderung und Schuld ſich in jeiner Perjon vereinigen :’' jo 
verwandelt ich zwar die GH in eine Eigentümergrundjchuld, dieſe ſelbſt aber 
joll nicht als Gejamtbelaftung erhalten bleiben. Vielmehr erwirbt der be: 
friedigende Eigentümer eine Sonder-Eigentümergrundichuld in dem vollen 
Betrage der urjprüngliden GH an jeinem eigenen Grundjtüd; denn er hat 
aus feinem eigenen Vermögen die GH abgelöft und kann daher verlangen, 
daß der entjprechende Wert aus jeinem eigenen Grundftüd ihm unter Vorrang 
vor den nachjtehenden Hypotheten dur Surrogation zufalle. Das Gemein: 
ihaftverhältnis mit den Eigentümern der für die GH mitverhafteten Grund: 
jtüde ijt damit gelöſt; diefen Teilhabern gebührt, da fie zur Befriedigung 
nicht mitgewirkt haben, fein Anrecht an dem Erfolge der Befriedigung: an 
ihren Grundftüden verwandelt fi die GH nit in eine Eigentümergrund: 
ſchuld, jondern dort erlifcht fie.” Außerdem behält aber der befriedigende 
Eigentümer alle Erfaganfprüche, die ihm auf Grund feiner Rechtsbeziehungen 
zu den übrigen Teilhabern zuſtehen.““ Der Rüdgriffanfprud wird auf Grund 
ver an der GH bisher beftehenden Gemeinſchaft dadurch dinglich geſichert, 
daß die GH beftehen bleibt und auf den befriedigenden Eigentümer übergeht 
und zwar an dem eigenen Grundftüd als EGG zum vollen Betrage der ur: 
jmünglihen GH und zugleih an den Grundftücden der Erjagpflichtigen im 
Umfange des Erjaganfpruches als Gejamthypothek.’* 

c) Bon dem bisher behandelten Falle der Befriedigung des Gläubigers 
der GH durch einen bloß oder auch dinglich verhafteten Eigentümer muß der 


susın Denn bei der Befriedigung aus dem Grundjtüd erlifcht die GH, 
II. 

51) 8 117312. 

52) 8117311. Auch bier (A 44) iſt hervorzuheben, daß das Erlöfchen an 
den andern Grundftüden zugunſten des befriedigenden Eigentümers eintritt. 
Er braucht ſich auf die Verteilung nach 1172 IL, 1132 II nicht einzulaffen, fondern 
behält (vergl. $ 426 II 1) die bisherige GH zu alleinigem Nechte. — Die Löfchung 
darf erit eingetragen werden, wenn nachgewiefen it, daß fein Erſatzanſpruch nadı 
1173 11 beſteht (UM 54); RAS, 96; CLG9, 318; ferner RIA 4, 267, 

53) Er hat 3.8. die Hhpothef als Bürge für fremde Schuld bejtellt oder er 
bat das mit der GH belajtete Grumdjtüd erworben, ohne daß er die Schuld mit- 
ubernommen hätte; vergl. auch die Fälle nach 88 2167, 42611 (Dies gilt aber 
nur, wenn Der Eigentümer auc perönlich verpflichtet iſt). 

54) $ 117311. Denn in diefem Falle bejteht auf Grund der Erſatzpflicht 
das Gemeimfcaftverhältnis fort: die Teilhaber haften fich untereinander für 
die Sejamtverbindlichkeit, für die die GH beitellt ijt. Aber eine Verteilung nad) 
$$ 1172 IL, 1132 I1 ift ausgeſchloſſen, weil der befriedigende Eigentümer an feinem 
Grundſtück die GH dem vollen Betrage nach erworben hat und weil die GH an 
den übrigen Grundjtüden nicht in eine Eigentüimergrundfchuld verwandelt worden 
ift, fondern als Hypothek zuguniten des Erfaßberechtigten fortbejteht. Erſt wenn 
der Erjaßpflichtige den Erſatz geleiitet hat, erwirbt er nach 11731 feinerfeits die 
GH als ECG, und damit iſt dann eine endgültige Ordnung eingehalten unter 
Ausicheidung des abgelöften Erfabberedtigten. 

52* 
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andere unterfchieden werden, wo ein lediglich perjönlich verpflichteter Schuldner, 
der nicht Eigentümer eines der mitverhafteten Grundftüde ift, den Gläubiger 
auszahlt oder wo fih Schuld und Forderung in feiner Perſon vereinigen. 
Soweit hier der Schuldner von den verhafteten Eigentümern Erjag verlangen 
kann, erhält er für feinen Erſatzanſpruch nach allgemeinem Grundjag ding: 
liche Sicherung, indem die Hypothek auf ihn übergeht. Sind jämtliche Eigen: 
tümer ihm zu Erfa verpflichtet, jo erwirbt er im Umfange feines Rüdgrif: 
anfpruches die GH ;°? kann er dagegen nur von einem oder einzelnen Eigen: 
tümern der gejamtbelafteten Grundftüde Erſatz begehren, jo erwirbt er die 
Hppothet nur an den Grundftüden der hiernady verpflichteten Eigentümer, 
während fie an den übrigen Grundftücen erliſcht.“ Wenn dem perjönlicen 
Schuldner dagegen kein Rüdgriffanjpruch gegen irgend einen Eigentümer der 
gejamtbelafteten Grundftüde zufteht, jo ift die bisher der GH zugrunde liegende 
Forderung endgültig erlofchen; infolgedefien erwerben die Eigentümer die 
GH als EGG." Daraus ergibt fih, daß in dem Falle, wo dem lediglich 
perjönlich verpflichteten Schuldner bloß ein teilweifer Erjaganfpruch zuiteht 
und er die Hypothek demgemäß nur zum entjprechenden Teil erwirbt, der 
erfaßpflichtige Eigentümer zu dem überfchießenden Betrage an feinem Grund: 
ftüdt eine Eigentümergrundfchuld und mehrere Eigentümer eine EGG er: 
langen.* Hier wie in allen Fällen, wo die Hypothek nur zu einem Teil: 
betrage auf den Eigentümer oder auf den perjönlihen Schuldner übergeht, 
hat die dem Gläubiger verbleibende Rejthypothet Fraft Gejeßes den Vorrang 
vor jenen abgejchichteten Hypotheken.“ 


55) Dies nad) 8 1164. Der perfönliche Schuldner bat auf den Erwerb der 
Erſatzhypothek ein gejetlich gefichertes Necht; verzichtet der Gläubiger der GH 
auf diefe an feinem Grundſtück, fo wird der perſönliche Schuldner infoweit frei, 
als er aus der Hypothek an diefem Grundſtück hätte Erfaß erlangen können; 
8 1165; Lang 815. — Der von dem Erfabanfpruch frei bleibende Teil der GH 
wird EGG nach 1172. 

56) Ausſchließlich diefen Fall betrifft 11741. An den Grunditüden 1 
und II des 4. ift eine &H beftellt; A. veräußert das Grumdftüd I an B., deſſen 
Scyuldübernahme vom Gläubiger genehmigt wird. Darauf wird das Grundftüd 1 
an E, veräußert, der Gläubiger verweigert die Genehmigung zu der Schuld’ 
übernahme des E., W. befriedigt den Gläubiger. Dann hat A. den Rüdgrif- 
anfpruch gegen E. und erwirbt an deſſen Grundftüd II die GH, mährend dieſe 
am Grundjtüd I erliicht. 

57) Somit tritt wiederum $ 1172 in Geltung. 

58) 8117411. Fuchs 560; Turnausförfter 779, Hachenburg 562; Ober: 
ned 593. Soweit eine Erſatzhypothek für den perfönliden Schuldner entiteht, 
iſt der Erwerb der Eigentümergrundſchuld ausgefchloffen. 

59) Nach 8 1176 ; Die geſetzliche Vorrangjtellung ift weder eintragung: 
bedürftig, noch eintragungfähig; OLG 9,318. Sobald dagegen eine der Hypo— 
thefen abgetreten wird, muß Das NRangverhältnis erfichtlicd gemacht werden. — 
A. bat an feinen Grundftüden I, IL, II für ©. eine GH im Betrage von 9000 
Mark bejtellt; I wird an ®. veräußert, der feine Haftung für die GH perfönlic 
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3. Geltendmachung der Hypothel. 
8125. Befriedigung des Hypothekengläubigers 

durch den Eigentümer oder den perfönliden Schuldner. 

1. In der Hypothek werden zwei verfchieden geartete Rechtsanfprüche 
miteinander verfoppelt: das obligatorische Forderungrecht, das den Schuldner 
und alle in das Schuldverhältnis als NRechtsnachfolger oder Bürgen ein: 
tretenden Perſonen ergreift; und der dingliche Anſpruch aus der Hypothek, 
der die Verhaftung des belafteten Grundjtüds geltend macht. Dabei ift zu 
unterfcheiden: a) ob der Eigentümer des belafteten Grundftüds zugleich auch 
perfönliher Schuldner ift, was bei der Beitellung einer Hypothek die Regel 
bildet ; oder b) ob die dingliche Haftung und die perjönlihe Schuldverpflichtung 
fih jpalten, jo daß der Eigentümer nur dinglih mit dem Grundftüc ver: 
haftet wird, während daneben eine jelbjitändige Schuldverbindlichkeit des 
obligatorifch Verpflichteten befteht. Sole Schichtung tritt vor allem ein, 
wenn ein Eigentümer für den Schuldner, nach Art eines Bürgen, fein Grund: 
ftüd zum Pfand einfegt, oder wenn das belaftete Grundftüd in andere Hände 
übergeht, ohne daß die perfönliche Verpflichtung mitübernommen würde. Auf 
diefem Gegenfage ift die Ordnung des BGB aufgebaut. 

Terminologifch bedeutet „Gläubiger“ den, zu deſſen Gunjten die Be: 
laftung erfolgt ift;' Sypothefengläubiger ift mithin der zur Geltendmachung 
der Hypothek Berechtigte; deutlicher und dem Sprachgebrauche des Gefetes 
beifer entfprechend wäre die Bezeichnung als Hypothekenberechtigter. „Eigen: 
tümer” zielt auf den nur oder auch (neben der perjönlichen Verpflichtung) 
dinglih verhafteten Eigentümer des mit der Hypothek belafteten Grund: 
ſtücks. „Perfönliher Schuldner” weift auf den ausschließlich obligatorifch 
verpflichteten, vom Eigentümer verjchiedenen Dritten hin.? 





übernimmt; II wird an C. und III an D. veräußert, wobei E. von der GH 3000, 
D. 1500 übernimmt. MW. befriedigt als perfönlicher Schuldner (weil G. Die 
Schuldübernahme feitens der Erwerber verweigert hat) den G. mit 6000 Marf. 
Dann bleibt zunädjit die GH für & mit 4000 Marf beitehen, fie gebt den übrigen 
abgeſchichteten Hhpothefen vor (1176, auch 1182 S2). Für den perfönlichen 
Schuldner U. entjteht eine Erſatzhypothek an II mit 3000, an III mit 1500 mit 
dem Range unmittelbar nad) der GH des G.; mit dem Reit von 1500 fallt U. 
aus. Soweit diefe Erſatzhypothek reicht, erlifcht die übrigbleibende Eigentümer: 
arundfchuld; folglich werden gelöſcht auf I 4500 und es bleibt für B. daran eine 
Eigentümergrundfchuld von 9000 — (4000 + 4500)= 500; auf II werden ge— 
löſcht 1500 (meil fie auf III als Erſatzhypothek ruben, 8 1174 II) und E. erwirbt 
eine Eigentümergrundfchuld von 9000 — (4000 + 1500)= 8500; auf III werden 
gelöfcht 3000 und D. erwirbt eine Eigentümergrundfchuld don 9000— (4000 
+ 3000)= 2000, 

1) Darüber oben $ 114 A21f. — „Forderung“ bedeutet ausfchlieglich das 
obligatorifche Recht. „Hhpothel” oder „Recht aus der Hypothek“ geht dagegen 
auf die dingliche Belaſtung. 

2) Die Gegenüberftellung des Eigentümer mit dem perfönlichen Schuld- 
ner findet fi in 88 1137, 1142, 1143, 1161, 1164—1167, 1174, 1176, 
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2. Das Gefek hebt ald den Zweck der pfandrechtlichen Belaftung hervor, 
daß die geſchuldete Geldfumme zur Befriedigung des Hypothefenberechtigten 
aus dem Grundftück zu zahlen ® ift, d.h. die Befriedigung wegen der Forderung 
fann im Wege der Zwangvollftredung hieraus erzwungen werden. Damit wird 
keineswegs ausgejchlofien, daß die Befriedigung des Gläubigers auc durch frei: 
willige Bewirkung der gefchuldeten Leiftung und aus anderen Mitteln als aus 
bem Werte der für die Hypothek haftenden Gegenftände gejchehen darf. Der 
Hypothefengläubiger kann die gejchuldete Geldfumme begehren; er hat aber 
fein Recht darauf, daß er fie gerade durch Zmangvollitrefung unter Vernichtung 
des Eigentumrechtes des Belafteten aus dem Grundftüd erhalte. Die Voraus: 
jegungen wie die Wirkungen der beiden Arten der Befriedigung find ‚derart 
verfchieden, daß eine getrennte Behandlung erforderlich ift. An diefer Stelle 
ift zuerft von der freiwilligen Befriedigung* des Gläubigers zu 
handeln. Sie kann ſowohl von dem Eigentümer des belafteten Grundftüds, 
ald auch von dem perfönlichen Schuldner oder einem Dritten bewirkt werden. 

a) Der Befriedigung auf der Baffivfeite entfpricht vom Standpunfte des 
Gläubigers aus die Geltendmahung feines Rechtes auf Befriedigung. 
Geltendmachung der Hypothek? bedeutet die rechtliche Verfolgung des An- 
ſpruches aus dem dinglichen Rechte auf Befriedigung : die hypothekariſche Klage 
mit dem Ziele, die Befriedigung aus dem Grundftüd im Wege der Zwang: 
vollftredtung zu erwirken. Davon ift die Geltendmachung der durch die Hypo: 
thef geficherten Forderung zu unterfcheiden ; fie kann gegen den Eigentümer mur 
dann gerichtet werden, wenn er zugleich auch perfönlicher Schuldner ift, ſonſt 
geht fie gegen den bloß perfönlich verpflichteten Dritten.‘ Hier, wo es ſich 
um die freiwillige Befriedigung handelt, tft hervorzuheben, daß der Eigen: 
tümer zur Befriedigung des Gläubigers zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet 
ift; eine Leiftungpflicht befteht für ihn nur, wenn er auch perfönliher Schuldner 
ift und nur ſoweit es fich um die Erfüllung der Forderung handelt.” 


3) So $1113. „Zahlen“ twird nur vereinzelt und nur im Sinne bon: 
Erfüllen einer auf Geld gerichteten Schildverpflichtung gebraudt; fo in bezun 
auf Haufpreis, Geldichuld, Kapital, Zinfen, Verjiherungfumme, Unterhalt (244 f., 
256, 379, 433, 738, 764, 808, 1077, 1088, 1128, 1180, 1511, 1716, 2114). Au®- 
nahmtveife fprechen 1191, 1199 auch bei der Grunbfchuld von zahlen ber Geld— 
jumme, mit der dad Grundſtück belastet ift, obgleich bier eine perfönliche Forde— 
rung nicht vorausgeſetzt wird. 

4) Das BGB ſpricht an zahlreichen Stellen bon der Befriedigung des 
Gläubigers, ohne durch einen Zufaß zu verdeutlichen, welche Art der Befriedigung 
gemeint iſt. Meift ergibt fich dies aus dem Inhalte der einzelnen Norm; in 
einigen Fällen (3.8. 1173) ift die Auslegung beitritten. 

5) So 1160, 1161, 1169, 1189 (1254: des Pfandrechts). 

_ 6) Über die Verfolgung aller diefer Unfprüche aus der Hypothel oder aus 
der Forderung durch Klage und Zivangvollitredung ift unten $ 126 zu handeln. 

7) Dazu unten A 11f. Daß der Eigentiimer als folder und auf Grund 
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b) Freiwillige Befriedigung der Hypothek bedeutet Tilgung der Forde— 
rung. Es handelt fich aber nicht um die Erfüllung einer nadten obligatorifchen 
Schuldverpflichtung : vermöge der zwijchen Forderung und Hypothek bejtehenden 
Verbindung wird mit dem Forderungredhte auch das Hypothekenrecht Des 
Släubigers aufgehoben und regelmäßig auf den Erfüllenden übergeleitet. Für 
den Gläubiger aber hat die Hypothek nicht bloß die Zweckbejtimmung, die 
Erfüllung einer Geldforderung zu fichern, ſondern fie gewährleiftet ihm auch 
eine dauernde Kapitalanlage und den entjprechenden Zinsgenuß. In dieſes 
dinglich begründete Rechtsverhältnis darf auch nicht durch willfürliche Be- 
friedigung der Forderung eingegriffen werden: weder der Eigentümer noch der 
perfönlihe Schuldner noch ein Dritter hat die Befugnis, nach Belieben den 
Hypothekenberechtigten auszuzahlen und damit die Hypothek abzulöfen und für fich 
jelbft zu erwerben.‘ Da jedoch andererjeits der Eigentümer nicht gezwungen 
jein joll, es zur Zmangverfteigerung fommen zu laffen und fein Intereſſe an 
der Enthaftung des Grundjtücds als ſchutzwürdig anzuerkennen iſt,“ ſpricht ihm 
dad Geſetz, er mag zugleich perjönlicher Schuldner fein oder nicht, das Recht 
jur Befriedigung des Gläubigers zu, wenn die Forderung ihm gegenüber fällig 
geworden oder wenn der perfönlihe Schuldner zur Leitung berechtigt iſt.““ 
1. Die Forderung ift dem Eigentümer gegenüber fällig, wenn er. als perfön- 
liher Schuldner zur Bewirkung der Leiftung im gegenwärtigen Zeitpunfte 
verpflichtet ift. Die Fälligkeit tritt mit dem vereinbarten Erfüllungtermine 
ein; ift hierzu aber eine vorherige Kündigung !! erforderlich, fo wirkt diefe nur 
dann auf die Hypothek als dinglihe Belaftung, wenn fie vom Eigentümer 


der dinglichen Velaftung feine Leiftungpflicht trägt, fondern nur zur Duldung 
der Ziwangdollitrefung zum Zwecke der Befriedigung der Forderung aus dem 
Grundſtück verhaftet iſt, ergibt jich aus dem Weſen der pfandrechtlichen Belaftung 
und aus $$ 1142, 1147. Darüber bereit3 oben $ 115 A5. 

3) Es gilt hier infofern weder $ 267 noch $ 271 IL (A 15). Das gejeßliche 
Ablöfungrecht nach 88 268, 1150 fommt bier nicht in Frage, weil es vorausſetzt, 
daß der Gläubiger Befriedigung aus dem Grundjtüd verlangt (A 32). Ein allge: 
meines Ablöfungrecht wird im VGB nirgends gegeben; auch ein anderer Hypothelen— 
gläubiger bat heute nicht mebr das ibm nach römischen Nechte freiſtehende jus 
offerendi gegenüber jedem vorhergehenden Gläubiger (D. 20. 4, 12. 6; Wind- 
iheid 8233 b A 11; vergl. Negelsberger, bayer. Hypothekenr. $ 59). 

9) Er will 3.8. das Grumditüd an den Fisfus veräußern, der nur ein 
unbelajtetes Grundjtüd annimmt. Vergl. zu A 13. 

10) 8 11421. 

11) Sie erfolgt durch einfeitige empfangbedürftige Erflärung und enthält 
eine Verfügung, die dem Schuldverhältnis eine bejtimmte zeitliche Grenze feßt 
(fo jegt auch RG 50, 212; 53, 274). Die Kündigung wirft gemäß $ 1156.52 
auch gegenüber dem fpäteren Eriverber der Hypothek. Dagegen gilt bier nicht 
$114112, II. Im übrigen vergl. Bd.1 8136 Nr.2. Eine gefegliche Kün— 
Digungfrift für Darlehnichulden ſieht $ 609 vor; ein Kündigungrecht, wenn mehr 
al3 6 Prozent Zinfen vereinbart jind, 8 247, 
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dem Gläubiger gegenüber erklärt worden ift.” Will der Eigentümer fein 
Intereſſe an der beliebigen Ausübung des Befriedigungrecdhtes und der Ent- 
pfändung des Grundftüds wirffam fihern, fo mag er in dem dinglichen Be: 
ftellungvertrage fich das freie Ablöfungredht vorbehalten.” 2. Iſt der Eigen: 
tümer nicht zugleich perfönlicher Schuldner, jo kann er felbjt die Forderung 
nicht kündigen; fein Recht zur Befriedigung des Gläubigers entfteht erft, 
wenn der Dritte als perfönlicher Schuldner zur Leiftung berechtigt ift. Das 
trifft zu, fobald der vereinbarte Verfalltag eingetreten oder die Forderung durch 
Kündigung des Gläubigers "* oder Schuldners fällig geworben ift."” 3. Steht 
dem Eigentümer das Recht zur Befriedigung zu, fo ift der Gläubiger zur 
Annahme verpflichtet.” Die Weigerung des Gläubigers jet ihn in den Verzug 
der Annahme und berechtigt den Eigentümer zur öffentlichen Hinterlegung, 
die das Erlöjchen der Schuld bewirkt, fobald fie durch Ausſchluß der Rüdnahme 
unmmiderruflich geworden tft." 

3. Bei voller Durchführung der atzefforifchen Natur der Hypothef würbe 
jede Erfüllung der geficherten Forderung den Untergang der Hypothek, deren 








12) $ 114111. Die Kimdigung kann auch vom Gläubiger dem Eigentümer 
gegenüber erfolgen (unten & 126 U 25 f.) ; auch in diefem Falle hat der Eigentümer 
das Befriedigungrecht; er hat es aber dann nicht, wie in den oben behandelten 
Fällen, aus eigener Initiative herbeigeführt. 

18) Ein weiterer Vorbehalt fann dahin geben, daß auch ein bom Eigen: 
tiimer ermächtiater Dritter das Berriedigungrecht haben und der Gläubiger ver- 
pflichtet fein fol, diefem gegen Empfang der Valuta die Hypothek abautreten. 
Auf diefe Weife wird die Abtretung der Hypothek vereinfacht. Vergl. befonders 
Oberned 817. 

14) Seine Kündigung gegenüber dem perfönlichen Schuldner bewirkt nicht 
die Fälligkeit der Hhpothef gegenüber dem Eigentümer ($ 114111), wohl aber 
löft fie das Befriedigungredht des Eigentümerd (11421) und auch die Pflicht 
de3 perfönlichen Schuldners zur Leiftungbewwirfung aus. 

15) Nah 27111 foll der vereinbarte Verfalltag dem Schuldner eine 
Erfüllungfrijt fichern, die vorherige freiwillige Erfüllung aber nicht ausjchliehen. 
Danach könnte der Eigentümer ($1142 1 7) jede Hypothek fofort ablöfen, wenn ein 
Dritter perjönlider Schuldner und nicht die Unkündbarkeit auf feiten des 
Schuldners befonders vereinbart worden iſt. Das entfpricht bei verzinslichen 
Shpothefen weder der Verkehrübung, noch dem Inhalte des Hhpothekenbeitellung- 
beritrages (jo bereits Bd. 1 $ 135 A6); es fann auch nicht unterjtellt werden, 
dab das Geſetz den bloß dinglich verhafteten Eigentümer gegenüber dem auch 
perjönlich verpflichteten (der durch $ 1141 gebunden ijt) derart bevorzugen würde. 
Die Vermutung des $ 271 II wird daber bei Hypotheken regelmäßig bereits durch 
dad Weſen des dinglichen Rechtes und durch die Vereinbarung einer Zinsver— 
pflichtung ausgeſchloſſen. 

16) Widerfpruch des perjünlichen Schuldners hebt die Annahmeverpflichtung 
nicht auf (8267). Die Barzahlung wird auch bier durch Aufrechnung des 
Eigentümers (oder Schuldners) erfeßt; 8 1142 II. Die Pflicht des Gläubigers 
zur Annahme (Bd.1 $139 A1) ergibt fich Hier aus dem Nechte zur Befrie- 
digung, das nicht durch Verweigerung der Annahme vereitelt werden darf. 

17) 8378. über die öffentliche Hinterlegung Bo. 1 $ 148; über ihre Wir- 
tung auf die Hhpothet oben $ 116 W 16, 
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Imedbeftimmung nunmehr als erledigt gelten müßte, zur Folge haben.‘ Das 
BGB hält hieran nicht einmal bezüglich der Sicherunghypothek feſt; vielmehr 
bleibt jede Hypothef in ihrem dinglichen Beſtande grundjäglich von der Tilgung 
des Forderungrechtes unberührt. Die Wirkungen der Befriedigung des 
Släubigers find aber durchaus verfchieden, je nachdem der Eigentümer oder 
der perfönliche Schuldner die Zahlung geleiftet hat. 

a) Die freiwillige Befriedigung des Gläubigers durch den bloß dinglich 
verhafteten Eigentümer hat die rechtliche Bedeutung einer Ablöfung der Hypo: 
thek. Kraft Gefegesporfchrift geht auf den zahlenden Eigentümer ſowohl die 
Forderung !? als auch die Hypothek über.” Er befriedigt mithin den Gläubiger 
nicht, um die Belaftung aufzuheben, jondern um fie ſelbſt zu erwerben. Wie 
er die Forderung erfüllt, bleibt fich gleich; er kann fich außer der Hinterlegung 
auch der Aufrechnung mit einer ihm gegen den Hypothekengläubiger zuftehenden 
Forderung bedienen.?! 

b) ft der Eigentümer zugleich perfönlicher Schuldner, fo tilgt er durch 
freiwillige Befriedigung des Hypothefengläubigers die Forderung und erwirbt 
damit die Hypothek als Eigentümergrundichuld.”? Dasfelbe gilt, wenn der 
als — — Schuldner verpflichtete Dritte den Gläubiger befriedigt und 


18) So im Prinzip das römiſche Redit; nn 8249 Nr. 1 (dort aud) 
über die Ausnahmen) ; Dernburg, Pfandr. 2, 576 

19) 811431. Die durch $ 7741 dem VBürgen auferlegte Beſchränkung 
gilt auch hier. Hat der Eigentümer nur einen Teilbetrag gezahlt, jo darf er die 
Surrogation in die Rechte des Gläubigers nicht zu deſſen Nachteil geltend machen; 
er * der Reſthypothekl des Gläubigers den Vorrang vor feiner Erſatzhypothek 
zugeſtehen. 

20) Als „Hypothek des Eigentümers“ oder forderungbekleidete Eigentümer: 
bypothef, weil er Eigentümer und Gläubiger zugleich ijt; oben $ 116 Nr.7b. — 
Er fann dann die Ausbändigung des Hypothekenbriefes und die Berichtigung des 
Grundbuchs verlangen $ 1144. Kann der Eigentümer die in rechter Form (GBO 
$29) ausgefertigte Quittung des Gläubigers vorlegen (oben N 120 A11), jo 
erfolgt Berichtiaung gemäh GVO 822. Bei bloß teilweiſer Befriedigung des 
Släubiger3 behält diefer den Brief (1145 11); die teilweife Befriedigung wird 
auf dem Briefe vermerkt, damit fie gegen jeden Erwerber der Hypothek Wirkung 
babe (1140) und der Erwerb der Hypothek durch den Eigentümer feitgejtellt 
werde. Infolge der Teilung der Forderung fann auch für jeden Teilbetrag ein 
Teilhypothekenbrief ausgeitellt merden (1145 12, 1152; GBO 861). Über die 
begrenzte Antvendung diefer OR auf Rinfen, Nebenleiitungen, Koſten: 
1145 IL, 1158, 1159. Veral. RJA2, 

21) g 1142 1. Inſofern wird fee Eigentümer eine eigenartige Doppel— 
ſtellung zugewieſen. Soweit er die Forderung erfüllt, nimmt er die Stelle eines 
obligatoriſch verpflichteten Schuldners ein und kann von allen Erfüllungfurrogaten 
Gebrauch machen. Vom Gläubiger aus betrachtet aber bleibt er nur der. dinglich 
Verhaftete; gegen ihn darf der Gläubiger mit einer Gegenforderung nicht auf: 
rechnen, weil den Eigentümer bier feine perfönlide Schuldverpflichtung trifft. 
Außerdem fann der Eigentümer gegen die Hypothek alle Einreden geltend machen, 
die dem berfönlichen Schuldner oder einem Bürgen zuſtehen (1137; unten 
$128 A 7 F.). Vergl. H. Siber, Kompenjation und Aufrechnung (1899) 36. 

22) 8 116312; oben 8116 A 14. 
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damit eine Schuldverbindlichkeit erfüllt, zu deren Bewirken er aus eigener 
Schuld und in legter Linie verpflichtet war.“ 

e) In vielen Fällen hat fi die Spaltung in Hypothek und perjönliche 
Schuldverpflihtung unter ſolchen Umftänden vollzogen, daß im Verhältnis 
zwijchen Eigentümer und perfönlihem Schuldner nur jener als der wahre 
Verpflichtete erſcheint. So insbejondere, wenn der jegige Eigentümer dem 
bisherigen gegenüber auf Grund des Kaufvertrages die Verpflichtung über: 
nahm, die Hypotheken zu befeitigen, deren Betrag ihm zugleich auf den Kauf: 
preis angerechnet wurde, der Öypothefengläubiger aber die Genehmigung zu 
der Schuldübernahme verweigert hat.?* Hat dann der Veräußerer als perjön: 
liher Schuldner gezahlt, weil der Hypothekengläubiger gegen ihn den perjön- 
lihen Anſpruch durchgefegt hat oder weil der Käufer feiner Tilgungpflict 
nicht nachgekommen ift, jo kann er num auf Grund der vom Grundjtückerwerber 
übernommenen Verpflichtung zur Schuldübernahme ?° von dieſem oder von 
dem gegenwärtigen Eigentümer als dem Nechtsnachfolger des erften Erwerbers 
Erſatz verlangen. Zur Sicherung diefes Erſatzanſpruches und weil & ale 
unverdiente Begünftigung erjcheinen müßte, wenn der Eigentümer aus emer 
Zahlung des Schuldners, die er felbit hätte bewirken ſollen, durch Surrogation 
eine Eigentümergrundfchuld erwerben würde: läßt das BGB den Schuldner 


23) So da, wo der Eigentümer die Hhpothef nur zum Zwecke der Anter: 
zeſſion für die Schuld eines Darlehnnehmers beitellt hat. Zahlt diefer das Dar: 
leben zurüd, fo ift auch der Eigentümer dem Hhpotbefengläubiger gegenüber be- 
freit; auf Grund einer löfchungfähigen Quittung (A 20) kann er die Verichtigumg 
Des Srundbuchs gemäß 8 116312 begebren. Dasielbe gilt, wenn der Käufer 
und Erwerber des Grundjtüds die Hypothekenſchuld nicht übernommen, fondern 
den vollen Kaufpreis bar erlegt bat und daraufhin der Verkäufer den Hypotheken— 
—2 befriedigt (8439 II). 

24) 8416; oben $ 121 A 41. Ein anderer Fall iſt der, daß der jegige 
Schuldner ala Vürge oder Interzedent für den notleidenden Eigentümer die per 
fönlihe Schuldbaftung übernommen bat. 

25) Nach $ 415 bildet der auf die Schuldübernahme gerichtete Vertrag 
zwiſchen dem perjönlichen Schuldner und dem Übernehmer das Grundverhältnis, 
das durch die Genehmigung des Gläubiger erjtarfen fann und dann zur Be: 
freiung des bisherigen Schuldners führt (Bd.1 8153 A13). Wird, wie im 
Terte vorausgefeßt tft, die Genehmigung verweigert, fo beſteht doch die Schuld- 
ibernabme als unechte zwiſchen den Vertraggenoſſen fort: fie enthält eine Er 
füllungübernahme , wonach der Dritte (in oben befprodhenem Falle alfo der 
Näufer) dem Schuldner (Verkäufer) gegenüber zur rechtzeitigen Befriedigung 
des Hhpothelengläubigers verpflichtet ijt (S 415 111;3 88.1 8153 A 18). Wenn 
der Käufer das belajtete Grunditüd dem B. als Vermächtnis zugewandt bat, ſo 
it B. nach gefeßlicher Muslegungregel dem Erben gegenüber zur Refriedigung 
des Hypothekengläubigers verpflichtet; das gilt jedoch nur fotveit, als die Schuld 
durch den Wert des Grundjtüd3 unter Abzug der vorgehenden Belaftungen ge: 
deckt wird und ala nicht etwa ein Dritter (ald Hauptfchuldner oder Gejamt: 
Ihuldner) dem Erben gegenüber zur Befriedigung des Gläubigers verpflichtet 


it und der Erbe von dieſem die Berichtigung der Schuld erlangen imn; 
S 2166, 
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infomweit felbft in die befriedigte Hypothek eintreten, als er von dem Eigentümer 
oder deſſen Rechtsvorgänger Erjag verlangen kann.“ Der Erwerb vollzieht 
fich kraft Rechtsvorſchrift; er erfaßt die Hypothek in der Geftalt, wie fie beim 
Gläubiger befteht. Der perfönliche Schuldner kann daraufhin die Berichtigung 
des Grundbuchs verlangen.?’ 

Nachdem fo die allgemeine Schugmwürdigfeit für den Erſatzanſpruch des 
erfüllenden Schuldners anerkannt war, mußte feine Anwartſchaft auf den 
Erwerb der Hypothek auch gegen Gefährdungen gefichert werden, die ihm aus 
benadhteiligenden Handlungen des Gläubigers drohen können. Der Grundjas 
gilt, daß diefer nad) Treu und Glauben verpflichtet ift, fich jedes Eingriffs zu 
enthalten, durch den die dingliche Sicherung des Rüdgriffanfpruches gefährdet 
werden fönnte. Darum wird der perfönliche Schuldner inſoweit von feiner 
Schuld befreit, als fein dingliches Wartrecht auf den Erwerb des Grundpfand- 
rechtes und die Sicherheit des hierdurch zu erlangenden dinglichen Befriedigung: 
rechtes durch die Verfügungen des Gläubigers über die Hypothek beeinträchtigt 
oder vereitelt wird.” Außerdem legt das Geſetz dem Hypothekengläubiger 


26) $1164 11. Die Hypothek jteht mithin jeßt dem Verkäufer und im 
Falle des 82166 (U 25) dem Erben zu. — Der Befriedigung fteht es auch 
bier gleich, wenn ſich Forderung und Schuld in der Perſon des erfabberechtigten 
perjönlihen Schuldners, 3.8. durch Erbfolge, vereinigen (1164 II). Wenn ber 
perfönlicdhe Anfpruch des Hhpothefengläubiger3 abgewieſen wird, weil dem Ver— 
fäufer bereits, alö er noch Eigentümer war, ein Anfechtungrecht, eine zerjtörende 
Einrede oder ein fonftige3 vernichtendes Gegenrecht gegen die Forderung zuftand: 
dann wird durch das abweiſende Urteil fejtgeitellt, daß damals bereits die Hypo— 
tbef nicht begründet war, jondern fich in eine Eigentümergrundfchuld gemäß $ 116% 
12 (zugunften defien, der im Zeitpunfte des Erlöfchens Eigentümer mar; 
RG 55, 220; oben $116 A19) verwandelt hatte; diefe ift jebt infolge der 
Veräußerung des Grundftüds und auf Grund der Erfabforderung gegen deſſen 
Erwerber wieder in eine Gläubigerhhpothef zurüdvertwandelt worden. — Wenn 
der perfönliche Schuldner nur teilweije Erfab begehren kann (weil er den 
Gläubiger nur teilweife befriedigt hatte und 3.8. nach $ 216612 auch mur für 
einen Teil verpflichtet war), fpaltet fich die Hypothek: für den ungededten Reit: 
betrag bleibt jie (und zwar mit Vorrang 1106412, 1176) für den Gläubiger 
beſtehen, für den gezahlten Betrag geht fie auf den erfaßberechtigten perfönlichen 
Schuldner über. 

27) 81167; GBO 868 LI. Dazu A20. — Die 88 1164—1166 beruhen 
auf den Beichlüffen in zweiter Leſung; Prot. 3, 605f. Maßgebend waren die 
Grundſätze und Billigfeiterwägungen, die bereits beim Neichögericht, IW 1892 
Nr. 38 und RG28, 192 Anerkennung gefunden batten. 

28) Ebenfo jet RG 58, 426. Die in 8 1165 angeführten Fälle (Verzicht, 
Aufhebung, Vorrangeinräumung) geben Beiſpiele und nicht eine abichließende 
Aufzählung. Der Schuldner fann jich auf die Befreiung bon feiner Schuld erit dann 
berufen, wenn der Hypothekengläubiger die Sicherheit der Hypothek gefährdet, 
indem er in fchuldhafter Weife die Verfchlehterung des Grundftüds durch den 
Eigentümer oder Dritte nicht verhindert. Weshalb das nach dem RG gerade 
„abfichtlich”, d.h. mit dem Willen und Zweck der Schädigung gefchehen fein 
müßte, iſt nicht abaufeben. Die enticheidende Frage tit, wieweit die Pflicht 
des SHhpoibelengläubiger dem perfönlichen Schuldner gegenüber befteht, von 
den Abwehrmitteln der $$ 1133 —1135 Gebrauch zu machen; iſt dieje ſchuldhaft 
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die Verpflichtung auf, den wartberechtigten Schuldner unverzüglich zu benad;: 
richtigen, wenn er jelbjt die Zwangverfteigerung in das Grundftüd betreibt.” 
Die Erfüllung diefer Benachrichtigungpflicht bildet die VWorausfegung für den 
Anſpruch, mit dem der betreibende Hypothekengläubiger von dem perſönlichen 
Schuldner Erſatz wegen des bei der Zwangvollitredung erlittenen Ausfall 
fordert. Der Schuldner kann mithin infomweit feine Befreiung von der Pflicht 
zur Schadloshaltung des Gläubigers geltend machen, als ihm der Nachweis 
gelingt,?° der Ausfall wäre bei rechtzeitiger Benachrichtigung vermieden oder 
vermindert worden, indem er felbjt oder ein zum Mitbieten bereiter Dritter 
in dem Verfteigerungtermine ein höheres Bargebot abgegeben oder erzielt 
hätte. 


verlegt, jo greift $ 1165 Plab. Über die Ausbildung diefes Pflichtgebietes oben 
$ 122 A 20. Es jcheint mir mweiter ausnedehnt werden zu müflen, als da3 RG 
es annimmt (vergl. auch oben 8 116 A41). VBedeutfam dafür ift insbefondere 
die Feititellung, tie das Recht des perfönlichen Schuldners auf den Erwerb der 
Hypothek aufzufajien iſt. Sein Erfabanfpruch wird nicht bloß kraft Geſetzesvor— 
jchrift (1164) durch die ausgezahlte Hypothek gejichert. Vielmehr bereits auf Grund 
des Tatbeftandes, daß neben dem bloß dinglich verhafteten Eigentümer ein per: 
ſönlicher Schuldner jteht, der gegen den Eigentümer ald den wahren Träger der 
Schuld einen Erfakanfpruch hat, entfteht für den perfönliden Schuldner ein 
dingliches Wartredt auf den Erwerb der Hypothek. Mit diefem ge: 
jetlich beitätigten Wartrechte, deſſen Vollendung oder Konzentratlon zu einem 
bollwirffamen Hypothekenrechte noch unter der Bedingung der Entſtehung eines 
Erfabanfpruchs jteht, muß der Hhpothefengläubiger rechnen; er darf in die ding: 
lihe Anwartſchaft nicht Schädigend eingreifen. Über die Analogien zu diefem 
Wartrechte vergl. oben 819 A 9, 8 65 A 16 und befonders $ 116 A 32 über das 
Wartrecht de3 Eigentümer3 auf Erwerb der Eigentümergrundfchuld. Eigen: 
artig ijt aber dem vorliegenden Wartrechte, daß es im Falle der Verlekung nicht 
auf Verwirklichung durch Einräumung der Hhpothef gerichtet werden kann, 
fondern feine Vereitelung entſprechend $ 776 den Schuldner befreit und damit 
den Erwerb der Hypothek überflüfjig macht, weil damit der Zweck des Wart- 
rechtes, dem Erſatzanſpruch eine dinglide Sicherung zu bieten, jich erübrigt. Das 
Wartrecht bedarf bier feiner Verlautbarung im Grundbuch, weil es fraft Gejebes 
bejteht und meil in jeder Hhpothef nicht blos eine eventuelle Eigentümergrund— 
ſchuld (oben 8 116 A 29), fondern auch im Falle der Spaltung von perfönlicer 
Schuld und Ddinglider Haftung eine eventuelle Erſatzhypothek zu 
gunſten des perfünlichen Schuldners enthalten ift. Der Hypothekengläubiger maa 
jih aus dem Grundbuch über die Nechtölage und den eventuellen Erjakanfprud 
de3 perjönliden Schuldners erkundigen. Das iſt der in 81165 enthaltene 
bisher nicht beachtete Grundgedante, 

29) Betreibender Gläubiger im Sinne des $ 1166 ift auch der, deſſen Bei- 
tritt zu dem bon einem anderen Gläubiger eingeleiteten Zwangverſteigerung— 
verfahren zugelajien if. OXUGS, 145, 

30) Der Beweis wird ihm dadurch erleichtert, dat die Annahme von born: 
herein begründet ijt, der Schuldner hätte zur Wahrung feiner Anterefien 
da3 Gebot bis auf den mwirflichen Wert des Grundjtüds gefteigert (vergl. RG 54, 
371). Ungenau ſetzt $ 1166 voraus, daß der Schuldner einen „Schaden erleidet” ; 
Schaden bedeutet bier, daß die perjünliche Verpflichtung nicht durch Erzielung 
des angemeſſenen Steigerungerlöfes gededt wird; der Schuldner erleidet aber 
feinen Nachteil, weil er infomweit von der Schuld befreit wird. 

31) $ 1166 gebraucht bier irreführend den Ausdrud: er darf wegen jenes 
Petrages die Befriedigung des Gläubiger „verweigern“. Mit dem Leiftung- 
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4. Wer Gefahr läuft, durch die Befriedigung der Hypothek aus dem 
Grundftüd eine Hypothek, das Nießbrauchrecht oder ein fonjtiges dingliches 
Recht an dem Grundſtück zu verlieren oder den Befig des Grundftüds ein: 


berweigerungredhte wird jonjt eine Einrede gelennzeichnet und zivar würde es 
jih bier um eine anjpruchzerftörende Einrede handeln (jo Bland 560 und Die 
allgemeine Lehre). Die Folgerung läge dann nahe, daß der Schuldner zu be- 
hbaupten und zu beweijen hätte, er wäre nicht rechtzeitig vom Gläubiger benach— 
richtigt worden (fo denn auch Turnau-Förſter 1, 787; Fuchs 1, 535; F. Leon— 
hard, Beweislaft 418). Die üibertviegende Meinung (inöbefondere RG 54, 373; 
Pland, Neumann, Kublenbed zu $ 1166; L. Cohn, Blätter für R.pflege im Bez. 
des K.Ger. 1903 © 89; zweifelnd Oberned 831) will ſachgemäß vom Gläubiger 
den Beweis der rechtzeitigen Benachrichtigung fordern. Die Begründung dafür 
iſt aber meift nicht überzeugend. Sie muß auf andere Weife gefucht werden. — 
a) Der Glaube an die abjolute Bindung, die der Auslegung durch die Wort: 
faflung des BGB nad dem Willen der zweiten Kommiſſion auferlegt werden 
jollte, muß durch tiefered Eindringen in den Sprachgebrauch des Geſetzes, wo— 
für jebt das Wortverzeichnis bon DO. Gradenwiß die unentbehrliche Grundlage 
bietet, auf das rechte Maß zurüdgeführt werden. Es zeigt fich dann, daß „ver: 
mweigern“ feineswegs überall auf eine Einrede hinweiſt und daß umgelehrt das 
Geſetz, das fich zu einem einheitlihen Begriffe der zerjtörenden Einrede über: 
haupt nicht durchgerungen bat, auch von der ausjchliegenden Wirkung diefer Ein— 
rede handelt (390, 813, 886, 1169, 1254) und ihr ſogar die Kraft beilegt, 
außerhalb des NRechtitreites als pofitives Angriffmittel (mährend die Einrede 
fonjt nur zur Verteidigung im Rechtjtreite taugt) die Aufhebung eines dinglichen 
Rechtes zu bewirfen (886 Wormerfung, 1169 Hypothek, 1254 Pfandredit; oben 
8116 W44 Entitehung einer Eigentümergrundfchuld). Auch das ift unrichtig, 
daß jede jog. Einrede von dem fie geltend machenden Beklagten zu beweifen wäre; 
dies trifft jedenfalls nicht zu auf die „Einrede des nicht erfüllten Vertrages“ ; 
vergl. Bd. 1 888 A 46 und dort auch über die bisher behandelten Fragen. — 
b) Entjcheidend für die Auslegung des & 1166 fann nur fein Normentnhalt fein. 
Er beruht auf dem Gedanken, daß dem perjönlihen Schuldner ein Wartrecht auf 
den Erwerb der Hypothek (A253) zuitebt, das der Gläubiger auch dann berüd- 
fichtigen muß, wenn er von feinem Rechte, die Zivangverfteigerung zu betreiben 
und Damit die Hhpothet aufzuheben, Gebrauch macht. Dementfprechend legt ihm 
das Gejek die rechtliche Verpflichtung auf, den Schuldner zu benachrichtigen und 
ihm damit Gelegenheit zu geben, feine Intereſſen zu wahren. Die Erfüllung 
diefer Benachrichtigungpflicht bildet die eine pojitive, anfprud)- 
erzeugende Vorausfeßung (Bd. 1 8 87c): denn wenn der Gläubiger den 
Schuldner wegen des bei der Zwangverſteigerung erlittenen Ausfalls haftbar 
macht, muß er belegen, wie bei ordnungmäßiger Betreibung der Vollitredung 
der Ausfall entitanden iſt. Indem der Schuldner rügt, dat er nicht in rechter 
Weile benachrichtigt fei, Teugmet er eine pojitive Worausjeßung des Klag— 
anſpruchs. Zutreffend geht auch RG 54, 373 von einer Verpflichtung des Gläubigers 
aus (die Nebenbemerfung, daß der Beweis einer Negative immer mißlich fei, 
bat feine weitere Bedeutung; dagegen auch RG 57, 323); wenn e3 aber dafür 
den Ausdrud im Gejeße vermißt, jo läßt fich das Bedenten beheben. Der $ 1166 
ſpricht ausdrüdlih von der „Unterlajjung der Benachrichtigung”; das 
bildet den entjcheidenden Gefeßesinhalt: denn Unterlaſſung ſetzt jtet3 begrifflich 
eine Pflicht voraus, die nicht beachtet iſt; indem das Geſetz alfo an die Unter— 
lafjung bier nadhteilige Rechtsfolgen knüpft, ſtellt es ausdrüdlich eine ent— 
jprechende Verpflichtung zum Handeln auf (vergl. ®d.1 8131). Dasjelbe 
läßt ſich aus dem Begriffe „unverzüglich“ d.h. ohne fchuldhaftes Zögern benad)- 
richtigen ableiten. Nach dem Beichluife 2. Lejung (Brot. 3, 612) war ausdrüdlich 
ausgeſprochen: „der Gläubiger bat den perfönlichen Schuldner von einer Zwang— 
verfteigerung zu benachrichtigen.“ Diefe nach Tängerer Beratung aufgeftellte Ver: 
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zubüßen, kann das Ablöfungrecht‘? ausüben. Das jegt voraus, daß der 
Ablöfungberechtigte dem Gläubiger volle Befriedigung wegen des ganzen zur 
Vollſtreckung gebrachten und geeigneten Betrages gewährt.” Die Folge iſt, daß 
das etwa bereits eingeleitete Zivangverfteigerungverfahren, jobald der zur 
Befriedigung des betreibenden Gläubigers und zur Dedung der Koften er: 
forderlihe Betrag an das Gericht gezahlt ift, einjtweilen eingejtellt wird,“ 
und daß die Hypothek im Umfange der dem Gläubiger ausgezahlten Befriedi- 
gung kraft Rechtsvorfchrift auf den Ablöfungberechtigten übergeht.°* 


pflichtung ift dann, ohne daß der Grumd erfichtlich wäre, in der Zuſammenſtellung 
Brot. 4, 512 umd in dem weiterhin abgeänderten Gefekestert verſchwun— 
den; „berteigern“ taucht undermittelt in Brot. 3, 688 auf, während ur- 
fprünglich die Meinung dabin ging, daß die Verleßung der Benachrichtigung: 
pflicht den Gläubiger zum Schadenerfaß verpflichte. Hiernach ergibt fich, daß die 
Faſſung des $ 1166 auf unfontrollierbaren Erwägungen berubt. Dem Sinne des 
Geſetzes werden wir am beiten gerecht, indem wir den Zufammenbang zwiſchen 
$$ 1165 und 1166 feitbalten und in der Nechtöfolge nur den Unterichied an 
erfennen, daß nach $ 1165 der Schuldner kraft Geſetzesvorſchrift frei wird, weil 
bier die Vorausjeßung, dab 3.2. ein Verzicht jtattgefunden hat, ſchon ausreidt: 
während im Falle des 8 1166 der Schuldner für feine Befreiung noch Die weitere 
Vorausſetzung, dat bei rechtzeitiger Benachrichtigung der Schaden vermieden 
worden wäre, jelbjt beibringen muß. 

War die Benachrichtigung untunlich, fo entfällt die Verpflichtung des 
Släubiger3 ($ 1166 © 2) ; den Beweis für die Untunlichkeit hat er zu erbringen. 
Hatte der perfönliche Schuldner auf andere Weife fichere Nachricht erbalten, jo 
entfällt der Grund für feine Befreiung. 

32) $ 1150 durch Verweifung auf 8268. Es genügt, daß der Gläubiger 
dDiefe Befriedigung „verlangt“ ; mithin reicht die Kündigung der Hypothek in Ver— 
bindung mit der Erhebung der hypothekariſchen Klage aus; daß das Zwangber— 
jteigerungverfabren bereits eingeleitet fei, wird hier (anders in 8268) nicht 
vorausgejeßt. Der Ablöfende braucht nicht zu beweifen, daß das Verlangen be 
rechtigt war; es iſt Sache des Gläubigers, wenn er das Ablöſungrecht mit Erfolg 
abtvehren will, die Unwirkſamkeit jeines Verlangens zu belegen; denn indem er 
das Verlangen jtellte, jegte er jih der Wirkung des 8 1150 aus. 

33) Annahmezivang, Hinterlegung, Aufrechnung bier ($ 268 II) wie nad 
$ 1142; oben A16f. 

34) 3BG $ 75; endgültige Aufhebung nad) $ 311, wenn nicht binnen 
jechs Monaten der Antrag auf Fortjeßung des Verfahrens wirkſam geſtellt iſt. 
35) 88 268 III, 1153; Ausbändigung des Hhpothefenbriefes und Berid- 
tigung des Grundbuchs 1144, 1150 (1 20). Soweit der Gläubiger abgefunden 
wurde, iſt feine Xegitimation, Befriedigung aus dem Grundjtüd zu be: 
gebren, erlofhen. Wenn aber ein anderer Gläubiger der eingeleiteten Zwang— 
volljtredung beigetreten iſt, fo wird fein Recht zur felbjtändigen Fort: 
jeßung des Verfahrens durch jene Ablöfung nicht berührt (vergl. ZUG $271D; 
der Ablöjungberedhtigte mag dann auch gegen ihn wie gegen jeden, der jpater noch 
Befriedigung aus dem Grundjtüd verlangt, fein Ablöſungrecht aufs neue aus 
üben. Auf diefe Weile kann 3.8. der Mieter eines Haufes oder Ladens die 
Siwangperjteigerung und damit die ihm nad) ZBG $ 57 © 2 drohende Kündigung 
verhüten. — Die Musiibung des Ablöjungredhtes iſt nur anzuraten, wenn ber 
abzulöjende Betrag durch den Wert des Grundjtüds gededt wird: eine böllig 
there Hypothet aber wird nur felten zur Einleitung der Zmangvollitredung 
führen, Hieraus ergibt fich die geringe praftifche Bedeutung des 8 1150. 
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$126. Geltendmahung der Hypotbef durch Klage und 
3wangvolljtredung. 


Die Verfolgung des Rechtes aus der Hypothek richtet fich zunächſt nach 
den allgemeinen, für die Geltendmachung dinglicher Rechte und Anſprüche 
geltenden Grundfägen. Das Hypothekenrecht jelbft als dingliche Belaftung 
kann nicht der Gegenftand eines Anſpruchs, fondern nur einer pofitiven oder 
negativen Fejtitellungklage fein." Das durch Urteil fejtgeitellte Rechtsver— 
bältnis an der Hypothek erlangt mit der Durchführung des Berichtigung 
anjpruches die grundbuchmäßige Anerkennung und Verwirklichung.“ Bejonders 
wichtige praftifche Bedeutung hat der Anſpruch auf Erteilung der Löſchung— 
bemwilligung ; die rechtliche Grundlage für diefen Anfpruch und das Begehren, 
das Grundbuch dur Eintragung des Löjchungvermerfes zu berichtigen, wird 
durch die Klage auf Feitjtellung des Nichtbeftehens der eingetragenen Hypothek 
oder des Nechtes des eingetragenen Gläubigers gejchaffen.” Damit kann die 
pofitive Fetitellung verbunden werden, daß die eingetragene Hypothek ſich in 
eine Eigentümergrundfchuld verwandelt habe oder daß fie kraft Geſetzes auf 
den zahlenden Schuldner oder den Ablöfungberechtigten übergegangen jei.* 


1) Hierfür ift auf die allgemeine Darjtellung über den Rechtſchutz des 
Eigentumes zu verweijen; oben $ 89 (dafelbjt A11 über die Feititellungflage). 

2)8 894 (oben $ 63). Dazu tritt die Richtigitellung des Briefes (oben $ 118). 

3) Der Kläger macht 3.8. geltend, die eingetragene Hypothek ſei unwirk— 
ſam, weil der dingliche Beitellungvertrag wegen wucherifcher Ausbeutung nichtig 
war; oder fie jtehe dem eingetragenen Gläubiger nicht zu, weil der Erbſchein, 
auf Grund defien er feine Eintragung erwirkt hatte, gefäliht war. Jeder Be: 
richtigunganſpruch erjtredt fich hier auch zugleich auf den Hhpothefenbrief; der 
Antrag auf Erteilung der Löſchungbewilligung ift zugleich auf die Aushändigung 
des Hhpothelenbriefes zu eritreden ($ 1144). — Nach dem NG 57, 322 joll 
es ſich in diefem Falle um eine „Eigentumftörungtlage ($ 1004) in Geſtalt der 
Grundbuchberichtigungflage ($ 894) erhoben mit dem Antrag auf Lölchung“ 
handeln. Diejer Auffafjung tft nicht zuguftimmen. ine Eigentumftörung iſt 
nur vorhanden und eine Eigentumfreiheitflage im Sinne des 8 1004 nur zu— 
läſſig, wo ein unmittelbarer Eingriff in die fürperliche Herrſchaft an der fremden 
Sache jtattfindet. Das trifft auf die Anmaßung einer Hypothek nicht zu; gegen 
das buchmäßig bejtehende dem wirklichen Rechtſtande widerſprechende Grund- 
pfandredyt gibt es nur die negative Feititellungflage.. Auch der Hypotheken— 
gläubiger felbjt hat nicht, wie 3.8. der Nießbraucher den negatoriichen Anſpruch 
aus $ 1004 (oben 889 A 17); ftatt deſſen wird ihm der Anfpruch auf Unter» 
laſſung gefährdender Einwirkungen nach $ 1134 gewährt. 

4) Über die Anwendungfälle oben $ 116 Nr. 7 und S 125 A 20, 27, 35. — 
Beitreitet der Eigentümer oder Schuldner die Wirffamkeit der eingetragenen 
Hypothek, jo hat er die für den Gläubiger aus $$ 891, 1138 ich ergebende Ver— 
mutung zu twiderlegen. Er muß insbefondere beiweifen, daß die Forderung, 
für welche nad) dem Grundbuchinhalte die Hypothek beftellt ijt, nicht entjtanden 
oder wieder erlofchen ijt. Zu dem Nachiveife des Nichtentjtehens der Forderung 
genügt nicht ſchon die Feititellung (durch Verweis oder Zugejtändnis des Gläu— 
bigerö), daß zur Zeit der Beitellung der Hypothek oder jpäterhin die an— 
gegebene Darlehnfumme nicht bar ausgezahlt und empfangen tft; vielmehr muß 
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Der wichtigſte aus der Hypothek fich ableitende Anſpruch ijt der auf 
Befriedigung wegen der dem Gläubiger zuftehenden Forderung. Erfolgt dieje 
nicht durch freiwillige Zahlung des Eigentümers oder des yperjönliden 
Schuldners,’ jo kann der Gläubiger fich auf dreifahe Weile Befriedigung 
verfchaffen. Er tritt: 1. entweder die Hypothek an einen Dritten gegen Ent: 
gelt ab; oder 2. er macht den obligatorischen Anſpruch gegen den perjönlid 
verpflichteten Eigentümer oder Schuldner geltend; oder 3. er jucht mit dem 
dinglichen Anſpruch Befriedigung aus dem Grundftüd. 

Die Abtretung * ftellt fich als Veräußerung des Rechtes dar; fie wendet 
feine Vollftredtungmaßregel gegen den Schuldner an. Darum jcheidet fie bier 
von der Betrachtung aus. 


1. Das Forderungreht auf Zahlung der gejicherten Geldjumme fann 
nur gegen den perjönlich verpflichteten Schuldner geltend gemacht werden. 
Der obligatorische Anſpruch kann mit dem dinglichen aus der Hypothek ver: 
bunden,’ er kann aber auch für ſich felbjtändig erhoben werden. In diejent, 


der Beweis erbracht werden, daß die Forderung auch nicht auf andere Meile, 
3. B. durch Ummandlung einer Kaufpreisichuld in eine Darlehnſchuld ($ 607 UI), 
entjtanden iſt; fo auch jekt NG 56, 235; 57, 322. Man wird den Beweis— 
grundfaß noch allgemeiner fafjfen dürfen. Zwar ijt der Schuldgrund bei der 
Beitellung der Hhpothef anzugeben; aber gegenüber der jelbjtändigen Wirkung 
der dinglichen Belajtung fommt ihm um jo geringere Bedeutung zu, als nad 
Belieben an die Stelle der bisherigen Forderung eine andere eingeftellt werden 
darf und als auch ein abitraftes, den Schuldgrund verbergendes, Schuldverjpreden 
für die Hypothekenbeſtellung genügt. Allerdings bezieht fich die Vermutung des 
$ 891 nicht auf das Beſtehen des Forderungredtes : da aber jede Be: 
willigung zur Eintragung einer Hypothek zugleih ein jchriftliches 
Schuldanerfenntnisim Sinne des $ 781 enthält, jo liegt dem Hypotheken— 
gläubiger niemals die Behauptung: und Beweislaſt ob, auf welchem Redits- 
grunde feine Forderung beruhe und daß diejer wirkſam jei. Es iſt Sache des 
Schuldners, wenn er die Verpflichtung leugnet, den Beweis zu führen, daB das 
Scyuldverfprechen des vertragmäßig unteritellten Rechtsgrundes entbehrt umd 
der Gläubiger durch deſſen Empfang ungerectfertigt bereichert ijt (88121; 
dazu Bd.1 8194 A11f.). Der Alagantrag iſt forreft dahin zu fajlen: feſt— 
zuitellen, daß der beflagte Hypothekengläubiger durch das ihm erteilte Schuld— 
anerfenntnis und die Beitellung der Hypothek ungerecdhtfertigt bereichert it, und 
demgemäß ihn zur Erteilung der Löfchungbewilligung und Aushändigung des 
Hhpothefenbriefes zu verurteilen. Vergl. dazu ferner AT. 

5) Darüber oben $ 125. 

6) Darüber oben $ 121. 

7) Darauf weiſt CPO $ 25 hin; find die verbundenen Klagen gegen den- 
jelben Beklagten gerichtet, fo gilt der dingliche Gerichtitand auch für die mit 
der Hypothek in rechtlihem Zufammenhange jtehenden perſönlichen Anſprüche. 
Nah 825 fann eine „Schuldflage” (joll heißen: Anſpruch aus einer perjönliden 
Verbindlichkeit) mit der „lage aus einer Hypothek, Grundjchuld oder Renten: 
fchuld“ verbunden werden; bei der Verfolgung des Rechtes aus der Hypothel 
(jo BGB 1148) kann auch das durch fie geficherte Forderungrecht geltend gemacht 
werden; bei der Grundfchuld und Rentenfchuld dürfte aber eine derartige Ver— 
bindung, weil ihre Eigenart gerade darin beſteht, dat fie eine Forderung nicht 
aufnehmen dürfen, ausgejchlofien jein. Ferner kann nah CPO $ 25 mit 
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jest zu behandelnden, Falle macht fich aber der enge Zufammenhang zwifchen 
Forderung und Hypothek in entfcheidender Weiſe geltend: es ift nicht ein nacktes 
Forderungrecht, für das der Rechtſchutz begehrt wird, fondern ein dinglich ge: 
fihertes und mit der Belaftung verfnüpftes. 

a) Diefe Eigenart der Rechtslage tritt am ſchärfſten hervor, wenn der 
Eigentümer zugleich perfönlicher Schuldner ift und der Gläubiger gegen ihn 
nur den obligatorifhen Anſpruch aus der Forderung erhebt. Obgleich in 
diefem Falle nicht die Befriedigung aus dem Grundftüc begehrt wird und es 
auf die dingliche Verhaftung nicht ankommt, jo kann doch der Gläubiger fich 
jegt nicht mehr bloß auf das 3.8. vor Beitellung der Hypothek entjtandene 
Forderungredht auf Rückzahlung des Darlehns ftügen. Denn ſobald einmal 
das Forderungredht von einer Hypothek als Vorausfegung ergriffen worden 
ift, find beide Rechte derart miteinander verfoppelt, daß grundfäglich Forderung: 
berechtigter nur fein kann, wer zugleich Gläubiger der Hypothek iſt; das gilt 
für den erjten Gläubiger ebenjo wie für den fpäteren Erwerber. Die Aftiv- 
legitimation zur Geltendmachung des Forderungrechtes wird dementfprechend 
nah dem dinglichen Rechte als dem ftärkeren abgemefjen: als Forderung: 
berechtigter wird nur anerkannt, wer nachweift, daß er auch Hypotheken: 
gläubiger ift.* Die Frage der Fälligkeit, des Eintrittes und der Wirkungen 


der Klage auf Sicherung einer Hypothek oder Grundichuld die Klage auf „Bes 
freiung bon der perfönlihen Verbindlichkeit“ verbunden werden. Ein Anfprud) 
auf Befreiung bon der Verbindlichkeit darf auf ungerechtfertigte Bereicherung geitüßt 
werden, er ſteht auch dem Bürgen und dem Grjaßberechtigten unter beitimmten 
Torausfeßungen zu (88 821, 775, 257); er muß aber dann in eine Klage auf 
Feſtſtellung Des Nichtbeiteheng der Forderung binauslaufen (oben AT). Auch 
die ift bei der Grundſchuld ausgefchloffen, tweil der Mangel eines Forderung— 
rechtes niemals den Antrag auf ihre Löfchung begründen kann. Ebenfo ungenau 
it die Faffung in ZUG 853 II, „wenn bei einer Grundſchuld der Schuldner 
zugleich perfönlich haftet“ ; der Eigentiimer fann nur „daneben“ noch durch eine 
ſelbſtändige Verbindlichkeit perfönlich verpflichtet fein. 

8) So für die Briefhhpothef $ 1161 durch Verweiſung auf $ 1160, auf 
deſſen Vorausſetzungen unten A24 einzugeben iſt. Handelt es ſich um eine 
Vuchhypothek, jo bildet die Eintragung des Kläger im Grundbuch (1154 III) 
die Vorausfeßung für feine Aftivlegitimation. Den Beweis, daß eine Forderung 
beftehe, braucht der Hnpothefengläubiger nicht zu führen, teil die Bewilligung 
der Sppothefeneintragung bereits ein wirkſames Schuldanerkenntnis enthält; 
wie in A 4 näher ausgeführt wurde. Das gilt auch für die Sicherungbhpothef; 
$ 1184 fteht dem nicht entaegen, denn er befagt bloß, daß zum Zwecke der Geltend— 
machung de3 dinglichen Anfpruch® die Forderung durch ihre Eintragung dem 
öffentlihen Glauben de3 Grundbuch nicht unterftellt ift; bier dagegen handelt 
e3 fih um die nad dem Rechte der Schuldverhältnifie aus 8 781 abgeleitete 
Rirfung. Für die Beweislaſtfrage, aber auch nur inſoweit, hat $ 781 dieselbe 
braftiiche Bedeutung wie 8 891. — Das alles gilt nur, folange der in $ 1113 
borausgejeßte * uſammenhang zwiſchen Hypothek und Forderung beſteht. 
Iſt dieſer z. B. dadurch gelöſt, daß der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet 
bat (8 1168), To ift das nunmehr völlig felbitändige Forderungrecht gegen den 
Eigentümer als perfönlihen Schuldner lediglich nach den Grundfäben bes Rechtes 
der Schuldverhältniffe zu behandeln. 
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des Verzugs ijt nach dem Rechte der Schulbverhältniffe zu beurteilen. Dem 
Gläubiger haftet hier unbeſchränkt das ganze der Zmangvollftredung unter: 
worfene Vermögen des Schuldners; aber diefe unbegrenzte Ausdehnung der 
Vollitrefungmöglichkeit birgt für ihn zugleich die Gefahr der Konkurrenz aller 
anderen Mitgläubiger, die zu vermeiden, gerade der Hauptzwed der Pfand: 
beitellung ift. Die Erhebung des perjönlichen Anſpruches wird darım für 
den Sypothefengläubiger nur dann zwecdienlich fein, wenn dem Eigentümer 
außer dem belafteten Grundftüc genügende anderweitige Vermögengegenftände 
zuftehen, oder wenn es gilt, für den bei der Zmwangverfteigerung erlittenen 
oder zu befürchtenden Ausfall Erſatz zu fuchen. 

b) Gegen den mur perfönlich verpflichteten Schuldner, der mithin nicht 
Eigentümer des belafteten Grundftücs ift, wird die Forderung als gemwöhn- 
licher obligatorifcher Anspruch geltend gemacht. Die Aktivlegitimation des 
Släubigers hängt auch hier regelmäßig von dem Nachweiſe ab, daß ihm die 
Hypothek zufteht;? und außerdem hat er zu belegen, auf welche Weife die 
Spaltung in die bloß dingliche Haftung und die bloß obligatorifche Ber: 
pflidtung eingetreten iſt.“ Auf der Vorlegung des Hypothekenbriefes kann 
der bloß perfönlich verpflichtete Schuloner aber nicht beftehen."' Someit da: 
gegen dem Schuldner ein Erfaganfpruh gegen den Eigentümer zufteht und 
demgemäß, jomweit er den Gläubiger befriedigt, die Hypothek kraft Geſetzes— 
vorfchrift auf ihn übergeht, kann er außer der Quittung auch die Aushändigung 
des Hypothefenbriefes und der fonftigen zur Berichtigung des Grundbuchs er- 
forderlichen Urkunden verlangen. Beſteht der Schuldner hierauf, jo kann ber 
Gläubiger mithin die Befriedigung nur begehren, wenn er Zug um Zug gegen 
Empfang der Zahlung jene Urkunden ihm aushändigt.'? 

2. Die Verfolgung des Rechtes aus der Hypothek geſchieht durch die 


9) Dies wegen $ 1153; oder daß der Zufammenhang zwiſchen beiben 
Nechten gelöft iſt (A 8). 

10) Ansbefondere durch die Verweigerung der Genehmigung zu der be 
freienden Schuldübernahme nach 8 416; oben 8 121 A41. 

11) Denn $ 1161 fieht die Antvendung de3 8 1160 nur bor, wenn ber per: 
ſönliche Anfpruch gegen den Eigentümer gerichtet wird. 

1432) Das ergibt 8 1167 durch Verweifung auf $ 1144; bei teiltveifer Be: 
friedigung fann der Schuldner auf Eintragung eines Vermerkes über die Teil- 
zahlung in dem Öhpothefenbriefe oder auf Herjtellung eines Teilhypothekenbriefes 
nach $ 1145 beſtehen. Dies wird fachgemäß auf alle Fälle ausgedehnt, wo der 
verjönliche Schuldner, insbefondere weil er als Verkäufer nach $ 439 II dem 
Käufer und Erwerber zur Entpfändimg des veräußerten Grundſtücks verpflichtet 
tt, ein vechtliches Antereffe daran hat, dab die Befriedigung des Hhpothefen: 
gläubigers (obgleich der Schuldner feinen Erfakanfpruch hat) in einer auch 
gegen den Erwerber der Hypothek wirkenden Weife im Grundbuch oder Brief 
berlautbart werde ($ 1167 3). — Über die Wirkung der Befriedigung feitens des 
berfönliden Schuldners und über die Fälle, in denen er von feiner Verpflichtung 
frei wird, vergl. oben 8 125 A237. 
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Geltendmahung des dinglihen, auf Befriedigung des Gläubigerd aus dem 
Grundftüd gerichteten Anfpruche.'? it der Eigentümer zugleich auch per: 
fönliher Schuldner, fo wird regelmäßig der obligatorifche Anfpruch mit dem 
dinglichen verbunden; ein Zwang hierzu bejteht aber nicht, und jedenfalls ruht 
das Hauptgewicht auf der Verfolgung des Rechtes aus der Hypothek. Die 
Eigenart des aus dem dinglichen Nechte abgeleiteten Anſpruchs tritt durch 
folgende Faſſung des Klagantrages hervor: der Bellagte wird verurteilt, aus 
dem (genau bezeichneten) Grundftük 3000 Mark zur Befriedigung des dent 
Kläger zuftehenden hypothekariſchen Anſpruchs zu zahlen. Hier wie bei jeden 
dinglihen Anfpruche '* ift es üblich und ratfam, zugleich die Feititellung des 
dinglihen Rechtes ald Grundlage für den Leiftunganfpruch zu begehren. Da: 
nah würde der Antrag fo zur lauten haben: es wird fejtgeitellt, daß dent 
Kläger an dem Grundftüc des Beklagten eine volljtredungfähige Hypothek von 
3000 Mark zufteht, und demgemäß wird der Beklagte verurteilt, an den Kläger 
3000 Rare? 5 aus dem Grundftücd zu zahlen.'* 


13) über die nee des Gefebes: 88 1160, 1147, 1113. 
“ Oben 9 Nr.ib 
15) Diefe . ist durch die Angabe des Binfenbetrages und durch das 
Begehren der Zahlung der Koſten des Nechtitreites zu ergänzen 
16) Die Feititellung allein (tie dies Dernburg $ 236 12 borfchlägt) 
genügt nicht; zu diefer pronuntiatio muß noch die condemnatio fommen; denn 
jede Vollitredung wegen eines Anſpruchs auf Zahlung einer Geldfumme (daß 
dies auf den dinglichen Anſpruch aus einer Hypothek zutrifft, — CPO 
8592 S2) ſetzt einen Leiſtungbefehl voraus. — a) Daß Befriedigung aus 
dembelaſteten Grundſtückbegehrt wird, iſt weſentlich zur Kennzeichnung 
der dinglichen Natur des Anſpruchs. Dagegen iſt der Zuſatz: „im Wege der 
Zwangvollſtreckung“ überflüſſig, weil das die 88 1147, 1149 ergeben, und irre— 
führend, weil dies nicht beſonders noch begehrt zu werden braucht, vielmehr nad 
CPO 8866 Feititeht und nicht in das Urteil gehört, fondern im Vollftredun — 
berfahren feine Erledigung findet. Die Anführung des Schuldgrundes, 
wegen einer dem Kläger zuitehenden Darlehnforderung (fo Hachenburg, Bei: 
träge 94) beſchwert den Kläger mit einem überflüffigen (44, 19) Beweiſe und 
‚ht die rein dingliche Natur des Antrags nicht deutlich genug berbortreten. — 
b) Der Antrag iſt auf „„ahlen“ abauftellen, weil dies den Zweck ber Pfand- 
belaftung bildet und den wahren Inhalt des verfolgten Rechtes aus der Hypothek 
kennzeichnet. Daß damit keineswegs ein obligatoriſches Element hineingemiſcht 
wird, ergibt $ 1191, wonach auch bei der Grundſchuld lediglich auf Grund der ding— 
lichen Belaftung eine Geldfumme aus dem Grundſtück zu zahlen ift. Es beruht 
auf einem völligen Verfennen des begrifflichen Unterfchiedes zwiſchen dinglichem 
Recht und dinglichem Anfpruch, wenn behauptet wird, die Zahlungpflicht laſſe 
ih nur durch die Annahme erflären, daß die Hypothek als Realobligation auf: 
zufaſſen ſei. Aus dem dinglichen Rechte können fich Leiſtunganſbrüche ablöfen, 
die als Ddingliche erfcheinen, weil das Begehren fih auf ein dingliches Necht 
gründet und die Durchſetzung jpezifiich dinglicher Rechtsfolgen bezweckt. Diefe 
Anſprüche fönnen einen verfchtedenartigen Inhalt haben, wie denn auch die 
Aniprüche aus der Hypothek fich keineswegs bloß auf Befriedigung, fondern auch 
3.8. auf Unterlafiung gefährdender Eingriffe (1134) oder auf Berichtigung 
tihten. In dem Anfpruche erichöpft ſich das dingliche Necht leineswegs und 
ebenſowemg darf daraus, daß jeder Anſpruch ein obligatoriſches Moment in ſich 
tragt, auf eine Beimiſchung obligatoriſcher Beſtandteile in das dingliche Recht 
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a) Zur Klagbegründung gehört zunächft der Nachweis, daß eine Hypothel 
des behaupteten Inhaltes wirkfam beftellt ift und dem Kläger ald Berechtigtem 
zufteht. 1. Zur Verfolgung des dinglichen Anſpruchs braucht jedoch der Beweis 
für die Entftehung und das Fortbeftehen der Forderung nicht befonders er: 
bracht zu werden; die Verlautbarung des Forderungrechtes für den Kläger 
im Grundbuch begründet die Vermutung, daß dies Recht befteht und ihm zu: 
ſteht.“ Zugunften des fpäteren redlichen Ermwerberd wird außerdem die Forde: 
rung, fomweit die Geltendmachung des dinglichen Anſpruchs aus der Hypothek 
in Frage fommt, durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs unanfechtbar 
beftätigt.** Aus diefen beiden Grundfägen ergibt fi, daß nad) den das BGB 
beherrfchenden Grundfäten der dinglihe Anfpruch auf Befriedigung aus dem 
Grundſtück fih unmittelbar und felbftändig aus der pfandrechtlihen Belaftung 
ablöft; die Forderung ſchafft nicht die Grundlage für den Zahlunganfprud, 
jondern ihre Hinzufügung hat nur die Bedeutung, die Höhe der zu zahlenden 
Geldjumme und die Perſon des Anfpruchberechtigten feftzuftellen.” 2. Die 


felbft gefchloffen werden; oder will man etwa behaupten, daß dad Eigentumredt, 
weil e3 den Leiſtunganſpruch auf Herausgabe der Sache (985 mie 812) aus: 
fcheidet, auf eine Nealobligation zwiſchen dem Eigentümer und dem Beſitzer 
aurüdguführen fei? — c) Aus Beforgnis vor diefem Mißverſtändnis wird biel- 
fach (Oberned 932; Pland, Biermann, Kober, Neumann, Kuhlenbeck) vor: 
geichlagen, den Alageantrag dahin zu fallen, daß der Beflagte verurteilt wird, 
die Zahlung aus dem Grumditüd durch defien Zwangverſteigerung und Zwang: 
verwaltung zu dulden. Das fennzeichnet die Rechtslage nicht, denn das hier 
gemeinte „Dulden“ ift ebenjo twie das „Geitatten“ der Zwangbollſtreckung feine 
pridatrechtliche Verpflichtung, fondern jeder Gläubiger hat den publiziſtiſchen Recht: 
Ihußanfpruch auf Gewährung des ftaatlihden Vollſtreckunggwanges. „Dulden“ iit 
ferner al3 irreführend zu vermeiden. Denn nad CPO $$ 890, 892 bezeichnet 
es die Vollftredung zur Erwirfung von Handlungen oder Interlafiungen; und 
nad) CPO 8794 (BGB 82213 II) Hat die Verurteilung zur Duldung ber 
Swangvollitredung den befonderen Sinn, daß ein Drittberechtigter (Nießbraucher, 
Ehegatte, Abkömmmling, Tejtamentvollitreder) unter Einbuße gewiſſer Rechte 
die Vollitrefung in das Vermögen de3 eigentlichen Schuldners, der zur Leiſtung 
verurteilt wird, dulden fol. Beides trifft hier nicht zu. — Der im Terte ver: 
tretenen Auffaſſung ſteht am nächſten: Predari 226. Vergl. ferner Hellwig, An- 
ſpruch und Klagrecht 361; Fuchs 1, 391 (aber unter der unrichtigen Annahme 
einer Realobligation); Turnau-Förſter 1, 571; Stammler, Einrede aus dem 
Rechte Dritter 66. 

17) 88 891, 1138. Darüber bereit3 oben ge A10F. und 8117 Adf. 
Diefe Vermutung kann durch jedes Beweismittel vom belafteten Eigentümer 
widerlegt werden. Gefteht der eingetragene Gläubiger zu, daß die verlautbarte 
Forderung nicht entitanden oder erlofchen ift, fo fteht feit, daß die angebliche 
Gläubigerhypothek fich in eine Eigentüimergrundfchuld verwandelt hat; e3 ſei 
denn, daß der eingetragene Gläubiger beweiſt, daß der Hhpothef eine andere ihm 
auftehende Forderung untergelegt worden ift. 

18) 88 892, 1138; oben 8 117 4 11. 

19) Nach S 1138 fcheint es allerdings, als ob alles auf die Veftätigung der 
Hypothek „in Anjehung der Forderung“ anfäme und ala ob daher das Forderung: 
recht die Grundlage für den Zahlunganfpruch böte und den Gegenftand der Toll» 
itredung bildete. Die Faſſung erflärt fich aus dem Zufammenhange mit der 
Definition in $ 1113. Der wahre Standpunkt des Geſetzes jedoch wird durch 
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Eintragung im Grundbuch wird durch den Juhalt des Hypothefenbriefes er- 
gänzt. Der Brief dient insbefondere zur Vermittelung der Abtretung der 
Hypothek: aus der zufanmenhängenden, auf einen eingetragenen Gläubiger 
zurüdführenden Reihe öffentlich beglaubigter Abtretungerflärungen wird Die 
Ativlegitimation des hierdurch legitimierten gegenwärtigen Briefinhabers zur 
Verfolgung des Nechtes aus der Hypothek mit derjelben Wirkung bejtätigt, 
wie wenn er im Grundbud als Hypothekenberechtigter eingetragen wäre.” 
Da jomit der Jnhalt des Briefes ergänzend zu dem des Grundbuchs hinzutritt 
und, was im Briefe verlautbart ift, ebenjo als bekannt gilt, wie wenn es im 
Grundbuch ſtände,“ hat der Gläubiger wie bei jeder Verfügung jo auch bei 
ver Geltendmachung der Hypothek den Brief vorzulegen. Dem Cigentümer 
muß darum das Recht zugeftanden werden, durch eigene Einfihtnahme des 
Briefes fich von der Legitimation des Gläubigers zu überzeugen umd zu prüfen, 
ob jih aus dem Inhalte des Briefes Einwendungen gegen den Beſtand und 
Umfang des Befriedigunganfpruchs ** oder gegen die Wirkfamkeit der Ab: 
tretungerflärungen erheben laſſen. Das rechtlich begründete Intereſſe an 
ver Einfichtnahme des Briefes gibt dem Eigentümer ein Recht, die Vorlegung 
diefer Urkunde auch außerhalb des Rechtitreites zu verlangen.” Um jo mehr 
fan er hierauf beftehen, wenn der Gläubiger zur Geltendmachung der Hypo: 
thef im Wege der Klage fchreitet. Begehrt der beklagte Eigentümer die Vor: 
legung des Briefes, jo fegt er damit fein Gegenreht auf Einfichtnahme in 
Wirkung, das ihm zu feinem Schuge und feiner Verteidigung zufteht und 
mit dem er nad Art einer anfpruchhemmenden Einrede die gegenmärtige 
Beltendmahung des dinglihen Anſpruchs der Hypothek abwehrt.?! 

die Gegenüberfjtellung in BU: 1161 fundgegeben; bier wird die Geltend- 
madung der Hypothek von der der Forderung deutlich unterfchieden und damit 
feitgeftellt, daß der dingliche Befriedigunganfpruch auf eigenen Füßen fteht und 
nur in den Fußtapfen des Forderungrechtes wandert. Der Sinn bes $ 1138 
würde deutlicher durch die Faſſung bervortreten: das Recht zur Geltend: 
mahung des dingliden Anſpruchs aus der Hhypothef wird 
enijprechend der Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuches durch den 
snhaltdereingetragenen Belajtung begründet; Zahlung aus dem 
Grundſtück wird nicht megen der dem Kläger auftehenden Forderung, fondern 
wegen der für ihn eingetragenen Hhpothet begehrt. Dagegen wird Die Forderung 
wegen rüdjtändiger Zinſen, Nebenleijtungen und Koſten lediglich nad) den Grund» 
fügen des Obligationenrechts behandelt; 88 1159, 1160 IM. 

20) 8 1155; oben $ 118 A28f. 

21) Oben $ 118 A12. Dort auch über Die Fülle, mo nur die Einficht- 
nahme in das Grundbuch volle Sicherheit über die Rechtslage bietet ($ 1140). 
... 22) Denn es genügt, daß die Quittung, Belaftung, Pfändung, der Ver— 
dicht ufio. im Vriefe vermerkt worden find; oben 8118 A11. 

23) Nah $ 810; der Brief iſt als „gemeinfchaftliche" Urkunde (Bd. 1 
$197 A 16) anzuſehen. Dasfelbe gilt für die in $ 1155 bezeichneten über: 
tragungurfunden. 


24) $ 11601. Dieſe Einrede ijt infofern eigenartig, als fie nicht einen 
dem Klageanfpruch materiellrechtlih anhaftenden Hemmunggrund (3.8. Stun: 
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b) Das Ergebnis, daß die Zahlung aus dem Grundftüd auf Grund der 
eingetragenen Hypothek begehrt wird, findet durch die gejeglichen Vorſchriften 
feine Beftätigung, laut deren auch die weiteren materiellrechtlihen Voraus: 
fegungen zur Verfolgung des Nechtes aus der Hypothek den ſachenrechtlichen 
Grundfägen unterftehen. Die Fälligkeit des Zahlunganfpruches wird fich meiſt 
aus der im Bejtellungvertrage feitgefegten Frift ergeben. Anderenfalls muß 
die Hypothek gekündigt werden. Die Kündigung des Gläubigers ift aber nur 
dann wirkffam, wenn fie von ihm dem Eigentümer gegenüber erklärt *° und 
auf Verlangen des Eigentümers zugleich der Brief vorgelegt wird." Das— 
jelbe gilt für die Mahnung *" und zwar mit der befonderen Bejtimmung, daß 
auch die Verzugzinfen aus dem Grundftücd zu zahlen find, mithin dem ding: 
lihen Anſpruch aus der Hypothek verſtärken.““ In allen diefen Fällen gilt 


dung) geltend macht, fondern eine Vorleiftung vom Kläger begehrt (vergl. Bd. 1 
888 A44f.). Diefe Leiftungpflicht wird aber keineswegs erjt auf den Zeit: 
punkt der Erfüllung der begehrten Befriedigung verlegt; der Beklagte begehrt 
nicht wie beim Zurüdbehaltungrechte die endgültige Aushändigung des Briefe: 
gegen Bewirtung der Befriedigung des Klägers, jo daß gemäß 88 1144, 274 
eine Verurteilung zur Leiftung Zug um Zug auszufpredhen wäre (jo unzu— 
treffend Prot. 3, 664; dagegen mit gutem Grunde RG 55, 226). Vielmehr 
handelt e3 fich nur um die Vorlegung zum Zwecke der Einficht: dem Beklagten 
joll das Recht zuftehen, bevor es zur Urteilfällung fommt, den Brief im Intereſſe 
jeiner Verteidigung nachzuprüfen. Es handelt ſich danach m. E. um einen pro- 
zeſſualen NRechtichußbehelf, und dem entjpricht e8, daß insbefondere die Friſt für 
die Vorlegung des Briefes lediglich nach prozeßrechtlichen Grundſätzen vom Richter 
anzuordnen ijt; vergl. NG 55, 228, wo der formaliftifchen Behandlung des Ein: 
twandes (die Klage wurde abgewieſen, weil der Brief nicht fofort zur Stelle war 
treffend entgegengetreten wird. Damit ergibt fich zugleich, daß der Bellagte 
feineswegs die Aftivlenitimation des Nlägers leugnet und daß das abmeijend: 
Urteil einer erneuten Geltendmachung der Hypothek unter Vorlegung des Briefe: 
nicht entgegensteht. ft der Brief abhanden gefommen, fo mag der Gläubiger zu 
nächſt das Aufgebotverfahren durchführen ($ 1162; oben $ 118 A 39 f.) und die 
Austellung eines Erfaßbriefes erwirfen. — Der Verzicht des Eigentümers auf 
die Vorlegung des Briefes ift auch (A 26) im Falle des $ 11601 für zuläſſig 
zu erachten. 

25) $114111; Erſatz durch die öffentlihe Zuftelung nad Abſ. II. Es 
genügt weder die Kündigung der Forderung, noch die Kündigung gegenüber dem 
perfönlidden Schuldner. Vergl. auch ZUG $ 54. 

26) 81160 II. Daß er die ohne Briefvorlegung erflärte Kündigung um 
berzüglich zurüdgetviefen habe, muß der Eigentümer bemweifen. In dem ding: 
lihen Vertrage fann wirkſam beftimmt werden, daß auch die Kündigung obne 
Briefvorlegung wirkſam fein foll; der Eigentümer fann auf das Schußrect der 
Briefeinficht im voraus verzichten; RG 57, 342 (oben 8 115 A 28). 

27) So $11601. Das ift auch in $ 1141, der nur von der Kündigung 
bandelt, einzufeßen; denn der gejeßliche Grund ift für beide Fälle derfelbe. Fi 
der Fälligfeittermin, wie üblich, nach dem Kalender beftimmt, fo ift die Mahnung 
überflüffig; $ 284 II. 

25) $ 1146. Much bier tritt deutlich hervor, daß die Befriedigung aus dem 
Grundſtück nicht wegen einer Forderung, jondern auf Grund der dinglichen Be— 
lajtung begebrt wird. Die Verzugzinfen erjcheinen als eine Erweiterung der 
urfprünglich fejtgefegten Haftungjumme, fie werden nicht auf Grund einer be 
ſonderen obligatorifchen Verpflichtung geichuldet; die Annahme einer Real: 
obligation ift auch bier weder erfochertih noch begrünbet. 
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der gegenwärtig als Eigentümer Eingetragene zugunjten des Gläubiger als 
der wirklich Berechtigte.?” 

c) Die Baffivlegitimation des Beklagten gründet fih auf jein Eigentum 
an dem belajteten Grundftüd. Zur Verfolgung des Rechtes aus der Hypothek 
genügt aber, daß der belangte Gegner im Grundbuch als Eigentümer ein: 
getragen ijt, um ihn zum richtigen Beklagten zu jtempeln.”” Damit wird dem 
vom Gläubiger erftrittenen Urteil die Vollſtreckungwirkung gegen das Grund- 
ſtück geſichert.“ Die Rechtskraft des Urteils erjtredt fi aber keineswegs 
vermöge der dinglichen Kraft der Hypothetenbelaftung ſchlechthin auch gegen 
den am Prozeſſe nicht beteiligten wirklihen Eigentümer; fein Recht zur 
Geltendmachung der ihm gegen die Hypothek zuftehenden Einwendungen bleibt 
unberührt.°? Im übrigen kann auch jest noch ein Dritter von jeinem Ab: 
löfungrechte Gebrauch machen,“ und der Eigentümer kann dem Gläubiger 
zum Zwecke der Befriedigung das Eigentum an dent belajteten Grundſtück 
übertragen oder ihm den freihändigen Verkauf des Grundjtüds gejtatten.?* 


3. Aus dem erlangten rechtsfräftigen oder für vorläufig vollitredbar er— 
Härten Urteil findet die Zivangvollitredung in das Grundftüd ſtatt.“ Im Inter: 
ejie der Sicherheit der Rechtsverfolgung wirkt die Nechtöfraft des Urteils nicht 


29) 88 114112, 891, 893 (oben $62 U 33 F.). 
... 30) 81184 ©1. Er darf dem Verfahren dadurch nicht ausweichen, daß er 
ſein Eigentum ableugnet. Die Verfolgung der Hypothek fol durch Die formale 
buchmäßige Feititellung des Gegners zuguniten des Hypothekengläubigers ge- 
jihert werden. Der Verzicht auf das Bucheigentum ($ 928) oder die Berichtigung 
des Buchs durch Eintragung des wirklichen Eigentümers hebt die Palfiv- 
legitimation auf. 

. 31) Das Erfordernis der CPO 87501, dab die Zwangvollitredung nur 
beginnen darf, wenn die Berfon, gegen die fie ftattfinden foll, in dem Urteile 
namentlich bezeichnet ift, wird als erfüllt angefehen, wenn das Urteil gegen den 
Bucheigentümer ergangen tft. Der nicht eingetragene wirfliche Eigentümer kann 
daher feine Einmwendung gegen die Art und Weife der Zmangvollitretung aus 
CPO 8 766 erheben, weil er als der wirklich betroffene Schuldner im Urteil nicht 
genannt ift. 

82) $ 1148 © 2. Er kann während des Nechtitreites als Nebeninterbenient 
(ERO 866) oder im Vollitredungverfahren duch Widerſpruchklage (CPO 
$ 771) jeine die Veräußerung bindernden Rechte geltend macen. v. Jacubeztn 
218; Kober und Turnau-Förfter zu 8 1148; dagegen wollen Biermann, Hellwig, 
Rechtskraft 383 ihm nur die Vollftredunggegenklage aus ERO $ 767 augejtehen. 
Die Gründe, aus denen das RG 55, 208 dem Hhpothefengläubiger den Rechts— 
behelf aus $771 zufpricht, gelten analog auch für den Eigentümer. Wenn 
übrigens der dingliche Anfpruch aus der Hhpothek materiellrechtlich begründet ift, 
dürfte auch der wirfliche Eigentümer nur unter ganz befonderen Vorausfegungen 
mit jeinen Einwendungen durchdringen; fo 3.8. wenn er als auch perfönlich 
berpflicdteter Schuldner den Gläubiger freitwillig befriedigt hat und daher die 
Hypothek auf ihn übergegangen ift. 

33) 81150; oben $ 125 Nr. 4. 

34) 8 1149: von der Fälligkeit der Forderung an. Unten $ 126 Nr. 7. 

35) CPO 87041. Über den fachlichen Umfang der Haftung und ins: 
befondere das Verbot der yahrnisvollitredung in das Zubehör: oben 8 122 U 32. 
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bloß gegen den Beklagten, fondern auch gegen die Sondernachfolger, an die das 
belaftete Grundftüd nach Eintritt der Necht3hängigfeit veräußert worden ift, fie 
mögen bon diejer Kenntnis gehabt haben oder nicht.” 

Das gerichtliche Urteil verleiht den zur Ziwangvollitredung unentbehrliden 
vollftredbaren Titel.” Die Verfolgung des Rechtes aus der Hypothel 
wird außerdem nad) zwei Richtungen Hin erleichtert. 1. Das Geſetz bejtätigt, 
dab der dingliche Anſpruch aus einer Hypothek als ein folder aufzufaſſen iſt, 
der die Zahlung einer Geldfumme zum Gegenitande hat. Dementjprechend darf 
er auch im Urkundenprogefie wie im Mahnverfahren geltend gemacht werden.” 
Das dort erlangte Urteil und der hier für vollitredbar erklärte Zahlungbefehl 
haben die Wirfung der zur Zivangvollftredung legitimierenden Titel.” 2. Ferner 
fann die Beſchreitung des Klageweges dadurch erübrigt” werden, daß bon born: 
herein duch Vertrag ein zur Vollitredung geeigneter Titel gejchaffen wird. Das 
gejchieht, indem der Eigentümer in einer von einem deutſchen Gericht oder 
deutfchen Notar innerhalb der Grenze feiner Amtsbefugnifie und in ordnung: 
mäßiger Form aufgenommenen öffentlichen Urkunde * fich der jofortigen Zivang: 
vollſtreckung aus der Hypothek unterwirft, jo daß der Gläubiger bei Eintritt der 
Fälligkeit des auf eine beftimmte Geldfumme gerichteten” Zahlunganfpruds un: 
mittelbar auf Grund diefer Urkunde die mit der Volljtredungflaufel verjehene 
Ausfertigung erlangen und das Vollitredungverfahren einleiten darf.” 

4, Drei Mittel der Zivangvollitredung ftehen dem Gläubiger zu Gebote.“ 


36) CPO 8325 II11. 

37) Es muß dazu mit der Vollitredungflaufel verfehen werden; die damit 
berjehene Ausfertigung beißt vollitredbare Ausfertigung; CPO 8 724. 

33) ERO sy 592 52, 68812. Dieſe Vorfehriften wie 8 794 Nr.5 ©2 
enthalten wichtige Neuerungen der Novelle von 1898. Die Hhpothek fol progeh; 
rechtlich wie ein Forderungrecht behandelt werden. 

39) CPO 88 599 ILL, 699. Vergl. aber die einjchneidende Ausnahme A 52. 

40) Die gerichtliche Geltendmachung des dinglichen Anfpruchs wird damit 
aber nicht jchlechthin ausgefchlojien; OLG 9, 123. 

41) Die Zuftändigfeit zur Aufnahme foldder Urkunden und die Yormen 
ihrer Errichtung bejtimmen ſich nach Landesrecht; das FGG iſt fraft Reichs 
rechtes hierfür nicht maßgebend, mweil diefe Angelegenheit nicht durch Reichsgeſet 
den Gerichten übertragen ijt, mad FGG 81 vorausjegt. Soweit nad) Landes: 
gefeß die Gerichte zuſtändig jind, gelten FGG $$ 167f. Über das nad den 
Landesgeſetzen heute geltende Beurfundungmwefen und insbefondere über die 
Zujtändigfeit der Notare vergl. Bd.1 865 A12. — Hierzu fommen die gemäß 
E& 167 nad) Landesrecht bon einem Beamten der Landſchaften aufgenommenen 
bollitredbaren Urkunden; unten 8127 42. 

42) Daher darf eine ſolche vollitredbare Urkunde nicht bei einer Höchſt— 
betragbupothef, weil bei ihr die Feititellung des Betrags noch vorbehalten iſt 
($ 1190), errichtet werden. OXG 8, 148, 149. 

43) EBO 5794 Nr.4. Diefe Unterwerfung fann mit dinglicher Wirkung 
erfolgen, jo daß die Ziwangvollitredung nicht bloß gegen den jegigen, ſondern 
gegen ben jeweiligen Gigentümer zuläfjig fein foll; hierzu iſt aber die Ein 
tragung in das Grundbuch erforderlih; CPO $ 800. Dazu RZA 4, 270. — 
Die Unterwerfung enthält eine Verfügung über die Hypothek; der Vormund be 
darf dazu nur der Genehmigung des Gegenvormundes ($$ 1812, 1821 II; Aus 
nahme $ 1819). 

44) Der Gläubiger hat unter ihnen die Wahl; er kann auch begehren, daß 
die eine Maßregel neben der anderen ausgeführt werde. CPO 886611. Es iſt 
wiederholt darauf hinzuweiſen, daß diefe drei Wege der Vollitredung nicht bloß 


$ 126. Pollitredbarer Titel. Eintragung einer Zwanghypothek. 841 


a) Die Eintragung einer Zwanghypothek oder Vollftredungbypothef.“ 
Die Zmangeintragung ift eine Vollitredunghandlung; fie verfchafft dem Gläubiger 
dingliche Sicherheit und erfpart ihm wie dem Eigentümer wenigſtens vorläufig 
die Anwendung des jchroffen Mittelö der Zivangverfteigerung. Die Vollitredung- 
hypothek entjteht mit ihrer Gintragung in dad Grundbud.* Hierzu genügt der 
einjeitige Antrag des durch den volljtredbaren Titel legitimierten Gläubigers;“ 
die Eintragung wird auf dem vollitredbaren Titel vermerkt, damit jeine Be— 
nugung fejtgejtellt und bei einer weiteren Verwendung hierauf Rüdjicht genommen 
wird." Goll die Hypothek auf mehrere Grumdftüde eingetragen werden, jo ijt 
jie nad) den Beitimmungen des Gläubiger in eine entjprechende Anzahl von— 
einander rechtli” unabhängiger Einzelhypotheten zu zerlegen;" die Beſtellung 


dem Hhpothefengläubiger, jondern jedem Gläubiger, dejjen Forderung auf Geld 
lautet, orfenjtehen. Eine Bwanghypothek zu erwerben, wırd der Hypotheken— 
gläubiger nur in feltenen Fällen Urjache haben; er fann diefe nur an einem anderen 
Grundſtück eriwirten, weil an demjelben Grundjtüd für diefelbe Forderung nicht 
zwei Hhpothefen eingetragen werden dürfen; OLG 6,478 und unten A 48. 

45) CPO 88661; als Unterart tritt nad) $ 932 Hinzu die Arrejt- 
Dypothet. — wie Zwanghypoihet hat den Zweck, den bloß chirographariſchen 
Gläubigern den Erwerb einer Hypothek zu ermöglichen, ohne daß es des ding— 
lichen Bejtellungvertrages mit dem Eigentümer bedürfte. Solche Transformation 
des obligatoriſchen Anſpruchs war aud dem älteren Rechte nicht unbelannt. 
Wit der missio in possessionem, d.h. der Einweiſung des Gläubiger in die 
Güter des Schuldners, erivarb dieſer eine pfandredtliche Sicherung; D. 13.7. 
26.1; Dernburg, PBfandr. 1, 409; Regelöberger, bayer. Hyp.R $85a. Die 
Zwanghypothefen i. e. S. find eine Schöpfung neuerer Geſetze: preuß. VO 
4.3.1834, preuß. Geſ. 13.7.1883 882, 6-12; baher. 29.5. ee 
Urt. 40; ſächf. GB 8394 und Geſ. 4.3.1879 $$ 10, 11. Weil fie jih „ 
Rechtsverkehr bollftändig eingebürgert” Hatten, wurde ihre Aufnahme in "die 
Novelle zur CPO vom 17.5.1898, insbejondere von Preußen, Bayern, Sachſen, 
Heſſen uſw. befürwortet. Gegen ihre Zulafjung wurde in den Verhandlungen 
des Reichstags (Materialien zur CPO, Carl Heymanns Verlag 1898 © 780, 1254, 
1260) bejonders auf die übelen Erfahrungen hingewiefen, die mit den Pfand- 
reiten aus den jog. Xiquiderfenntnifien in Baden gemacht worden Waren; 
die Vollſtreckunghhpothek wurde bier als eine „Quelle der Entjittlihung und 
Berarmung des Landvolkes“ bezeichnet; ihre Erwirkung war daher in Baden 
duch EG 3. CPO $26 im Jahre 1878 für unzuläſſig erklärt worden. 

46) CPO nn enthält diefen materiellrechtlichen Grundjaß. 

47) Die Nachprüfung liegt dem Grundbuchbeamten ob nad) den oben 
$$ 55 und 54 (Antrag) dargeitellten Grundfäßen. 

48) CPO $86711 dient zur Sicherung des Schuldners. Für Diefelbe 
Forderung kann nur einmal eine Zwanghypothek erwirkt werden; joll die Hypo— 
thek jpäter auf ein anderes Grundjtüd miterftredt werden, fo muß $ 86711 
(U 49) beachtet werden. Der Vollitredungtitel erlangt durch diefen Vermerk 
—— Eigenſchaft einer dem Hypothekenbrief gleichwertigen Urkunde; 

5. 

49) CPO 886711. Ob mehrere jelbjtändige Grundſtücke vorliegen oder 
ob jie zu einer Einheit verbunden find, die eine einheitliche Belaftung mit dem 
ungeteilten Betrage geitattet, ijt nach grundbuchrechtliden Grundſätzen feſtzu— 
ftellen. Oben $52. Die bloße Zujammenjchreibung mehrerer Grundjtüde auf 
ein gemeinjchaftlihes Blatt ftellt eine derartige Einheit noch nicht her; oben 

53 Nr. 4. — Bei diejer Verteilung dürfen die Eingelbeträge auch unter 
300 Mark betragen; EPO $ 866 III (U 53) gilt hier nicht; OLG 3, 201; Delius, 
DSB 6,178. Der Verteilungziwang gilt it, wenn eine Vertragbypothet mit 
einer Zwanghypothek zufammentrifft; Recht 6, 374, 984. Über die Wirkung einer 
—* —— re 1900 im Wege der Zivangvollitredung eingetragenen Vormerkung: 
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einer Gejamthypothet kann der Gläubiger nicht beanfprucen.” Zur Schonung 
des Eigentümers darf diefe Vollitredungbupothef Tediglich nach Art einer Siche— 
runghypothek " bejtellt werden: fie fol in voller Abhängigkeit von der Forderung 
jtehen, fo daß dem Schuldner alle Einreden aus dem Schuldverhältnis auch gegen 
den dritten gutgläubigen Erwerber unverfürzt verbleiben. Ferner genügt als 
Titel nicht ein im Mahnverfahren erwirfter Vollftredungbefehl;”" und um die 
überlaftung des Grundftüds und des Grundbuchs mit allzuvielen fleinen Hypo— 
thefen auszufchliegen, muß der Mindeitbetrag der auf Grund eines anderen 
Schuldtitel erwirkten Vollitredungbhpothef die Summe von dreihundert Mart 
überfteigen.” Die Zwanghypothek erlifcht, wenn die zu bollitredende Ent: 
fheidung aufgehoben wird oder der vollitredbare Titel in anderer Weiſe feine 
Wirkung verliert; in diefen Fällen erwirbt der Eigentümer die Hypothek.“ 

Die Vollziehung eines Arrejtes in ein Grumditüd kann als Sicherungmaß— 
regel weder durch Zwangverwaltung noch Zwangverſteigerung, wohl aber durch 
zivangmweife Eintragung einer, nach der Höhe der zu fichernden Geldforderumng 
vom Gerichte zu bemejienden, Höcjitbetragbupotbef erwirft werden. Hierfür find 


50) Anders, wenn 3.8. zivei Ehegatten als Gefamtjchuldner verurteilt 
find; dann fann eine Geſamthypothek auf je ein Grumdftüd jedes der beiden 
Schuldner eingetragen werden. RAU 2, 87,89. 

51) BGB HS 1184 f.; Mot. 3, 621,769; unten $ 129. 

52) ERO $$ 866 III 1, 699. In den Beratungen des Neichötags 
(S. 1253, vergl. A 45) überwog die Anficht, daß mit der Erwirkung eines 
Bablungbefehles vielfach wucheriſche Ausbeutung getrieben werde; der Schuldner 
mache ich die Bedeutung des Bollitredungbefehles nicht Far und fo fomme es, 
daß 3.8. der Gläubiger, obgleich nur der Ehemann der Schuldner jei, gegen 
beide Ehegatten den Zahlungbefehl beantrage und damit auch gegen die Ehefrau, 
die den Widerfpruch zu erheben unterlaffen babe, einen Vollſtreckungbefehl er- 
lange; er follte dann wenigſtens nicht auf deren Grundjtüden eine Zwanghypothet 
erwirken fönnen, denn in folder Hypothek liege etwas Hinterliftiges. Die zu: 
treffende Entgegnung, daß diefe Gründe nicht die Zwanghypothek, fondern das 
Mahnverfahren betreffen und dat das Mahnverfahren jich allgemein al3 eine 
unentbehrliche und jegensreiche Einrichtung bewährt bat, fanden fein Gehör. 

53) CPO 8866 1II2. Auch dies ift ein Zufak des Neichstags, es follte 
damit den Bedenten Rechnung getragen werden, die fich gegen die Zulafjung der 
Zwanghypothek überhaupt richteten. Der Schuß, der den fleineren Landwirten 
zugedacht war, muB aber andererfeits ihre Kreditwürdigfeit verringern und dem 
Handwerker und Hleinfaufmann wird ein wichtiges Sicherungmittel vorenthalten. 
Wo feine Zwanghypothek zu erreichen ift, mag der Gläubiger auf Beſtellung 
einer Vertragbhpothef dringen oder jofort die Zimangberfteigerung betreiben. Die 
Rechtfprechung zeigt die Tendenz, die gezogene Schranfe noch zu verftärfen. Sie 
erflärt die Eintragung einer Zivangbypothef auch dann für unguläffig, wenn der- 
jelbe Gläubiger gegen denfelben Schuldner mehrere Schuldtitel hat, von denen 
feiner zwar für jich 300 Mark überiteigt, die aber durch Zujammenrechnuna 
den erforderlichen Betrag ergeben. So RG 48, 242; KGY 20, 111, OLG 3, 295; 
5,459; Meyer in Seuff. BI. f. NA 66, 321,337; dagegen für die Zuläffigfeit 
der Bufammenrehnung: Frey, Sächſ. W. 10,594; Gaupp-Stein 8866 W12, 
dort auch über die weitere Literatur. Über die Berteilung der Zwanghyhpothek 
oben U 49; fie führt zu dem vielbeflagten Ergebnis, dab die Zwanghypothek in 
zahlreiche Einzelhypotheten gefpaltet wird. In einem alle wurde der Betrag 
bon 400 Mark auf acıtzig Parzellen verteilt, jo daß achtzig Hypotheken, z. T. 
bon je drei oder fünf Marf, eingetragen und ebenfo viele Briefe ausgefertigt 
werden mußten. Die Verteilung der Hypothek vereitelt mithin den im Texie an- 
negebenen Zweck der durch CRO $ 866 III vorgefehenen Beſchränkung. 

54) CPO 8 868; dazu oben 8 116 Nr. 4. 


8 126. Arreſthypothek. Haftung des Zubehör®. 843 


im allgemeinen die Vorfchriften über die Vollitredunghhpothef maßgebend. Da 
die Eintragung der Hypothek aber das einzige zuläflige Mittel bietet, um die 
fünftige Vollitredung eines Urteils durch Feitlegung des gegenwärtig noch beim 
Schuldner vorhandenen Grundftüdwertes zu fichern, jo gilt hier die Beſchränkung 
nicht, daß nur eine Forderung über dreihundert Mark die Zivangeintragung 
rechtfertigt; vielmehr muß der Rechtſchutz durch Arreitanlage auch den Heineren 
Anfprüden gewährt werden.” 

b) Dem Zwecke der Ziwangvollitredung dienen ferner: die Zwangverſteige— 
rung und 

c) die Ziwangverwaltung, beide als Mittel zur Befriedigung des Gläubigers 
aus dem Grundſtück.“ 

5. Da die Hypothek auch bewegliche Saden ergreift, die, wie ins» 
befondere das Zubehör, einen hoben Wert repräfentieren fünnen, jo muß das 
Vefriedigungredt des Hhpothelengläubigers auch gegen die bon amderen 
Släubigern im Wege der Fahrniszivangvollitredung vollgogenen Pfändungen 
gejichert werden Das gejchieht in umfaſſendſter Weiſe. Die Pfändung des Zu- 
behörs iſt jchlechthin ausgeſchloſſen.“ Gegen die Pfändung jtehender Früchte 
kann der Öhpothefengläubiger, wenn die Pfändung für einen ihm im Falle dev 
Zwangverſteigerung nicht vorgehenden Anspruch erfolgt ift, Widerfpruch im Wege 


55) CPO 8932. Die Arrejtanlage bereitet der Urteilvollitredung den 
Weg vor; fie darf daher als Sicherungmaßregel grundfäglich ſoweit außgreifen, 
als das Urteil jelbit die Ziwangverfteigerung ermöglicht; dafür ijt aber feine 
Schrante in der Höhe des Forderungbetrages gejegt. Im Ergebnis ebenjo: 
Eojad 8226; Gaupp-Stein 8 932 A13; Delius, DIZ 6,175; Böhm, Recht 4, 
124; Meyer, Seuff. Bl. f. RU 66, 341. Dagegen aber KGY 20,114; OLG 3, 
440; SW 30,414; Turnausförfter 1, 764; 2. Seuffert $ 932 Nr.3c. Der den 
Mindeitbetrag von 300 Mark fordernde $ 866 III ijt in $ 932 nicht angeführt; 
die Gegenmeinung jtüßt jich aber darauf: wenn diefe Schranke Hier nicht gelten 
follte, jo hätte dies „ald den Tendenzen der NReichdtagmehrheit augenjcheinlic) 
zumwiderlaufend ausdrüdlicher Hervorhebung bedurft” (fo KG). Aus den Ver: 
bandlungen der Reichstagkommiſſion läßt fich dagegen weder eine einheitliche 
Tendenz noch eine ſyſtematiſche Durchführung der zu Bas gefaßten Beichlüjie 
nnachtveifen. Nach dem Geſetze, auf das es allein ankommt, enthält $ 866 111 
eine jchroffe Ausnahme gegenüber den allgemeinen Vorausfeßungen der Zwang— 
volljtredung; nach unbejtrittenem Grundfaße find Ausnahmenormen aber bon 
einer analogen Anwendung auf andere Fälle auszujchliegen. Bei der Arreſt— 
Hypothek iſt die Sachlage aber eine andere, weil hier für die Sicherung Heinerer 
Forderungen fein anderes Schußmittel zu Gebote jteht: hätte das Gejeg wirklich 
dem Handwerker und Heinen Kaufmann jeden Rechtſchutz verjagen und nur den 
Sapitaliften fchüßen wollen, fo wäre für eine derartige antifoziale Norm ein be- 
fonderer Ausfpruch erforderlich getvefen. Man hätte zugleich auch, da gegen den 
Erben nad) BGB 8$ 2014, 2015 und CPO 8782 bis zum Ablaufe von drei 
Monaten nad — der Erbſchaft feine andere Vollſtreckungmaßregel als die 
Anlegung des Arreites zuläfjig it, dem Nachlaßgläubiger für feine den Betrag 
bon 300 Mark nicht überjteigenden Forderungen jeden Rechtſchutz verfagt. Endlid) 
ift hier feine Überfüllung des Grundbuch zu befürchten, mweil die Arrejtanlage 
nur felten zur Anwendung gelangt und jtet3 das Gericht zubor den Arrejtgrund 
zu prüfen und fejtzuitellen hat. Wuch der Fall des FGG 85411 (Eintragung 
einer Sicherungbhpothef zuguniten des Mündels auf dem Grundftüd des Vor: 
munbde3) würde durch die von den Gegnern verteidigte Anficht in Mitleidenjchaft 
gezogen. 

56) Darüber genauer unten in $ 127. 

57) Über diefe Frage ijt eingehend oben $ 122 U 27 f. gehandelt. 
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der Klage erheben und damit die Aufhebung der Pfändung erwirken.“ Sit die 
Beichlagnahme zum Zwecke der Zivangverjteigerung bereit3 angeordnet, fo gilt 
die Pfändung der noch nicht getrennten Erzeugnifje und Beftandteile jchlechthin 
als nichtig ;* ijt die Zivangverwaltung angeordnet, jo dürfen auch die getrennten 
Erzeugnifje nicht mehr gepfändet werden.” 

6. Im Konkurſe des Schuldners behält der Hypothelengläubiger das Red 
auf abgejonderte Befriedigung aus dem belajteten Grundſtück.“ Diefe erfolgt 
außerhalb des Konkursverfahrens. Der Konkursverwalter kann jedoch, ſoweit es 
ihm im Intereſſe des Schuldners und der gewöhnlichen Konkursgläubiger geboten 
erſcheint, ſelbſt die Betreibung der Zwangverſteigerung in die Hand nehmen;* 
er hat dann den Erlös an die Grundpfandberechtigten herauszugeben, der Über— 
ſchuß fällt in die Maſſe. Wenn der in Konkurs geratene Eigentümer auch per— 
ſönlich für die Hypothekenforderung haftet, kann der Hypothekengläubiger die 
Forderung inſoweit zur Konkursmaſſe geltend machen und an der Verteilung der 
baren Mafje teilnehmen, als er auf abgefonderte Befriedigung verzichtet oder bei 
der Zivangverjteigerung einen Ausfall erlitten hat.” 

7. Zum Schutze des in bedrängter Lage befindliden Schuldners gegen die 
Ausbeutung durch den Gläubiger dient allgemeinhin das Verbot wucheriſcher Rechts— 
geichäfte. Eine hiergegen verjtogende Hypothekenbeſtellung ijt nichtig.“ In Ver: 
bindung damit jteht das Verbot der Verfallflaufel oder der lex commissoria.” 


58) CPO $$ 771, 8101. Über die Fälle, in denen die Pfändung zuläffig 
ijt: oben $ 122 U 26. 
s 182 &o — $211, aber unter Vorbehalt des Rechtes des Pächters (oben 

60) 3BG $ 14811. Wegen der Pfändung der Miet: und Pachtzinsforde- 

rungen vergl. ZBG SS 2111, 1451; darüber oben $ 123 Nr. 2. 
61) KO 847. Das Abſonderungrecht erjtredt jich jo weit, als der ding: 
liche Anſpruch aus der Hypothek reicht; mithin auch auf die Vertragzinfen und 
die Verzugzinjfen (BGB 1146). Durch den Zwangvergleich werden die Rechte 
aus der Hypothek nicht berührt (NO 8193 © 2); demgemäß kann der Eigen: 
tümer aus dem Vergleiche feine Einwendungen gemäß BGB 1137 ableiten. 
Vergl. im übrigen die Kommentare zur KO von Jäger (2. Aufl. 1904) und 
Sarwey-Boſſert 1901. 

62) KO 8126 und ZOG 8$ 172Ff. Daß der Konfursverwalter die Zwang: 
verjteigerung felbjt betreibt, fommt ſehr felten vor, weil dann ſämtliche Hypo: 
thefen im das geringite Gebot aufzunehmen find. Er veranlaßt daher regel: 
mäßig einen der Hhpothefengläubiger, indem er deſſen Forderung im Verſteige— 
rungtermine oder in einer öffentlichen Urkunde anerkennt, zum Vorgehen nad) 
3VG 8 174, 

63) KO 88 64, 153, 155, 156, 168 Nr. 3. 

64) BGB 8133 II; dazu 88.1 $ 123. Für die Anwendung des Wucher— 
berbot3 auf Hhpothefen bereits NG 36,308. — Nad) dem BGB ijt zu unter: 
ſcheiden: a) wenn die Hypothek für ein durch wucheriſche Ausbeutung erlangtes 
Schuldverjprechen bejtellt ijt, jo fehlt eine Forderung und ein Gläubiger, mithin 
iſt feine Gläubigerhypothef entitanden, fondern eine Eigentümergrundfchuld liegt 
bor (oben $ 115 A46). b) Wenn dagegen der dinglicye Veitellungvertrag ſelbſt 
(daß dies möglich ift, vergl. oben $23 A 6) auf wucherifcher Ausbeutung berußt, 
jo ijt auch feine Belaftung entjtanden und eine Hypothek, die jich in eine Eigen: 
tümergrundſchuld verwandeln fünnte, fehlt (oben 8116 A11). Dasjelbe gilt 
in allen Fällen, wo der obligatorifche oder dingliche Vertrag gegen die guten 
Sitten veritößt. 

65) $ 1149, ebenjo $ 1229. 


8 127. Zwangverſteigerung und Imangberwaltung. 845 


Der Eigentümer fann im voraus eine bindende Verpflichtung dahin nicht über: 
nehmen, dab er bei nicht rechtzeitiger Befriedigung der Hypothek das Eigentum 
an dem belajteten Grundftüd auf den Gläubiger übertragen werde. Ein folcher 
Vertrag ift jchlechthin nichtig. Das BGB geht über diefen feit alter3 geltenden 
Rechtſatz“ noch hinaus. Das geſetzlich geordnete Zivangvollitredungverfahren gilt 
derart al die einzige die Anterejfen des Schuldner ausreichend mahrende Voll: 
itredungart, daß jede im boraus getroffene abweichende Vereinbarung über die 
Art der Veräußerung“ nichtig fein fol. Iſt aber die Forderung fällig geworden, 
fo ftehen num der abweichenden Vereinbarung und auch der Eigentumübertragung 
an Erfüllungitatt feine Hinderniffe mehr entgegen.“ 


$ 127. Zmwangpverjteigerung und Zwangpvermwaltung.' 


1. Vollitredunggericht für die gerichtliche Zivangverfteigerung eines Grund- 
itüds oder die Subhaftation ift das Amtsgericht, in deſſen Bezirk das Grundftüd 
belegen ift.? 





66) Dies Verbot der lex comımissoria ftammt von Kaiſer Konftantin 
Cod. 8.34.3. Ebenſo das preuß ALRI. 20. 33; bayer. Zandr. 11.6 818; 
Code civil Art. 2078; R® 2,333; 4,51. 

67) Alfo 3.8., dad Grundſtück foll freihändig verfauft werden. 

A Tai ferner über den Grundfaß der Freiheit der Pfandbeitellung oben 
g11 18 f. 

1) Gejeß über die Ziwangverfteigerung und Ztvangverwaltung vom 24.3. 
1897 (Neufafiung 17.5.1898), KHurlbaum, neue Grundſätze der Zwangver— 
jteigerung in Immobilien, Stommentare von: Wolff 2. Aufl. 1901; Reinhard 
1901; Fifcher-Schäfer 1902; Jäckel 2. Aufl. 1904; Meherhoff (corpus iuris 
civilis III 3) 1904; v. d. Pfordten (noch unvollendet) ; Altmann 1904; Niedner 
1904. Syſtematiſche Darftellungen von: Kretzſchmar 1904; Badjtübner 1902; 
Wenz- Wagner 1901; Beifer 1900. — Tas ZVG ift zur Ausführung von CPC 
8869 ergangen; e3 enthält die nur aus Äußeren Gründen von der CPO ab: 
getrennten Grundfäbe über die Zmwangvollitredung in Grundſtücke, ſoweit jie 
durch Bimangverfteigerung und Zwangberwaltung erfolgt. An dieſer Stelle 
handelt e3 jich nur um die Darlegung der zum Verftändnis des BGB notwendigen 
Verfahrensgrundfäbe; auf die überaus verwidelten Einzelheiten ijt nicht einzu— 
gehen. — Über die Zmwangvollitredung in Bahneinheiten oben $ 122 A1. 

2) ZUG 81. Die Wahrnehmung der dem Xollitrefunggerichte zuge— 
wiefenen Amt3handlungen, mit Ausnahme der Anordnung und Aufhebung des 
Verfahrens, fann durch Yandesgefek anderen Behörden oder den Notaren übertragen 
werden. EG 3. ZUG 813. Hiervon haben Gebrauch gemacht durch Zumeifung 
der Amtshandlungen an die Notare die AG 3. ZUG von Bahern Art. 25, Baden 
81, Elſaß-Lothr. 81 und Württemb. AUG 3. BGB Art. 273. Nah) EG 167 
dürfen die Landesgeſetze für die am 1.1.1900 bereits beftehenden landſchaftlichen 
und ritterfchaftlichen Kreditanſtalten befondere Vorfchriften auch über die Be- 
twirfung der Zwangbvollſtreckung erlaſſen. So preuß. Gef. 3.8.1897 (und VO 
10. 8. 1899 für die Landeskreditkaſſe in Kaſſel, WO 5. 11. 1898 für Die 
nafjauifche Landesbank in Wiesbaden) : für öffentliche landſchaftliche (ritter- 
Ihaftlihe) NKreditanftalten und provinzial-(kommunal-) ſtändiſche öffentliche 
Grundfreditanftalten kann durch Sabung beitimmt werden, daß der Anitalt als 
Smwangpollitredungbehörde ein Zmangvollitredungrecht zuſtehen foll und daß aus 
Urfunden, die von einem zum Richteramte befäbigten Beamten der Anstalt inner 
balb der Grenzen feiner Amt3befugniffe aufgenommen find, die gerichtliche 
Swangvollitredung itattfindet (preuß. VO 15. 11. 1899 betr. das Verwaltung: 
zwangverfahren wegen Beitreibung bon Geldbeträgen). Die Landichaft tritt 
infoweit al3 felbftändige und gleichberechtigte Wollitredungbehörde neben das 
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a) Das Verfahren wird eingeleitet durch den Antrag’ des aus dem voll: 
itredbaren Titel legitimierten * Gläubigers;“ „Gläubiger* im Sinne des ZUG 
it der den Antrag jtellende und damit die Zwangvollſtreckung betreibende 
Gläubiger und außerdem der nach Anordnung der Zmangverfteigerung auf 
Grund eines felbjtändig gejtellten Antrags zum Beitritt zugelafiene Gläu- 
biger. Gegner des Vollftrefungverfahrens ijt der „Schuldner“ ; darunter ver: 
ſteht das Geſetz nicht den obligatorisch Verpflichteten, ſondern ausichlieglicd den 
dinglich VBerbafteten, gegen den die Zivangvollitredung gerichtet wird, der mithin 
im eitpunfte der Eintragung des Verfteigerungbermerfes als Eigentümer ein: 
getragen" und gegen den der vollitredbare Titel erwirkt iſt.“ Außer diejen 
eigentlichen Parteien des Verfahrens erden bon der Bollitredung in ihren 
Rechten betroffen und gelten mithin als „Beteiligte“: 1. alle, deren rechtliche 
Intereflen aus dem Grundbuche hervorgehen, "für die mithin zur Zeit der Ein: 
tragung des Volljitredungvermerfes ein Recht bereits endgültig eingetragen oder 
3.28. durch Vormerkung, Wideripruch, Veräußerungderbot gejichert tjt;” 2. alle, 
die ein der Zwangvollſtreckung entgegenitehendes Recht oder einen Anſpruch auf 
Befriedigung aus dem Grundſtück bei dem Vollitredunggerichte anmelden und 
auf Verlangen des Gerichtes oder eines Beteiligten glaubhaft machen.’ 

b) Auf den ſachgemäß begründeten Antrag ordnet das Gericht durch Be 
ihluß die Zimangverjteigerung an und erfucht gleichzeitig da3 Grundbuchamt um 
Eintragung de3 Verſteigerung- oder Vollſtreckungyermerkes.“ Die ımateriell: 
rechtlihe Wirkung dieſes Beſchluſſes Tiegt in der Beſchlagnahme de 
Grundſtücks wie aller Fahrnis und der Forderungrechte, auf die fich die Hhpothek 


Vollftredunggericht; Jäckel 646. Über die Verfügungen von Zivangvollitredungen 
durch nichtgerichtlihe Behörden nach medlenburg. Recht: Langfeld, AG 719. 

3) ORG $ 15; über den Inhalt des Antrags $ 16. 

4) Dazu oben $ 126 Nr.3. Ferner KO $ 16. 

5) Jeder Hhpotbefengläubiger, nicht bloß der im Nange erjte, wie nad) 
römifchem Rechte (Windfcheid 1 8 241 A 5), ift zur Betreibung berechtigt. 
„Släubiger” it bier auch, wem aus einer Grundjchuld ein Befriedigungrect 
aufteht. Und ferner die in $ 10 angeführten Berechtigten. — Nicht berechtigt 
ift der Eigentiimer ſelbſt auf Grund feiner Gigentiimergrundfchuld, BEL 
88 11971, 117711. Wenn aber einem Dritten die Hhpothel des Eigentümers 
verpfändet it, jo mut ihm das Antragrecht zugeftanden werden; vergl. $$ 1277, 
1282, 1291. 

6) Betreibender Gläubiger: ZUG 88 15Ff., 146; beitretender 827, er 
bat diefelben Nechte, wie wenn auf feinen Antrag die Verfteigerung ange: 
ordnet wäre. 

7) BUG 817; CPO 8750; BGB $ 1148. 

8) Die Ausdrudmweife des ZUBG beruht auf der CPO. Findet nad) 
dem angegebenen Zeitpunfte ein Eigentumwechſel ftatt, jo wirft das Verfahren 
und insbefondere der Zujchlag auch gegen den Rechtsnachfolger; ZUG SH 55 I 
(Zubebörftüde des neu eingetretenen Eigentümers, dazu $26), 67 II, 68T, 
128 11. Bergl. oben £ 116 9393. 

9) 3BG 89 Nr.1. Das Volljtrelunggericht erhält hierüber Kenntnis 
durch die ihm nach 819 II zu erteilende beglaubigte Wbfchrift des Grundbuch 
blattes und der dort in bezug genommenen Urkunden (über die hieraus ent: 
itehenden Übelſtände oben $ 56 419). 

10) Das Nähere ergibt ZUG 89 Nr.2. Das ijt bejonders wichtig zur 
Erhaltung 3.8. des Eigentumrechte® an einem im Beſitze des Schuldner be— 
findlichen Zubehörjtüd; SS 37 Nr. 5, 55 IL. 

11) 3BG 8 19. 
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eritredt.” Die Beichlagnahme tritt in Kraft mit der Zuftellung des Beſchluſſes 
an den Vollitredungfchuldner oder mit dem Zeitpunfte, wo das ordnungmäßig 
auögefertigte Erfuchen des Vollitredunggerichtes um Gintragung des Roll: 
itredungbermerfes dem Grundbuchamte zugeht.” Sie hat die Bedeutung einer 
mit relativer Wirfung verſehenen Verfügungbeichränfung: jede Verfügung über 
das Grundſtück und die dem Befriediaungrechte unterjtehbenden Gegenftände iſt dem 
betreibenden Gläubiger gegenüber unwirkſam.“ Troß der Beichlagnahme zum 
Zwecke der Ztvangberfteigerung verbleibt dem Eigentiimer jedoch die Verwaltung 
und Nußung des Grundſtücks ſowie die Verfügung über einzelne Zubehörftüde 
und Früchte, foweit er fich dabei innerhalb der Grenzen einer ordnungmäßigen 
Wirtſchaft halt.” Als Verfügung gilt auch die von einem anderen Gläubiger 
erwirtte Zwangvollſtreckung.“ Diefer Sabß erhält bier eine ganz eigenartige 
Bedeutung: bon der Beichlagnahme an unterftehen fämtliche Gegenstände, auf die 
jih dad Grundpfandrecht erjtredt, nur noch der für das unbewegliche Vermögen 
vorgefchriebenen Vollitredung. Damit iſt die Fahrnisvollitredung mit abfoluter 
und zugunften aller Beteiligten eingreifenden Wirkung ausgeſchloſſen; Die 
Pfändung der getrennten Beitandteile, Zubebörjtüde, Miet-, Pacht: und Ver: 
fiherungforderungen ift in diefem Falle nichtig und fie bleibt es, wenngleich die 
Beichlagnahme fpäter aufgehoben wird." 

2. Durch die Zwangverſteigerung verfolgt der Gläubiger den Zived, Be- 
friedigung aus dem Werte des Grundſtücks zu erlangen. Das geichieht durch 
den Verkauf des Pfandobjettes. Unter welchen Bedingungen aber dem Käufer 
dad Grundſtück zum Erwerbe angeboten tverden foll und welche Stellung dabei 
den übrigen Beteiligten dem betreibenden Gläubiger gegenüber zuzuweiſen fei, 
unterliegt ſehr verfchiedener Beurteilung. Die Art, wie diefe Fragen gelöit 
werden, entjcheidet über den Charakter des Vollſtreckungverfahrens. 


12) Z3BG 88 20, 21; auch $551. Ferner BGB $ 1123; oben $ 122 Nr. 3. 
Auf die VBeichlagnahme nehmen Bezug: BGB $$ 392, 1121, 1122, 1124, 1126, 
1289 


13) 308 822. Der Grumdbuchbeamte bat den Zeitpunft des Eingehens 
genau nach Stunde und Minute auf dem Erfuchungfchreiben zu beurfunden und 
für underzügliche Eintragumg des Verfteigerungvermertes Sorge zu tragen, weil 
erit damit der gutgläubige Erwerb eines Dritten mit Sicherheit ausgeſchloſſen 
wird (BEB 889212). 

14) 306 82311 fpricht von einem „Veräußerungverbote“; gemeint iſt 
jedoch, wie 820 und auch die Bezugnahme in $23 II auf BGB $ 135 ergeben, 
eine Verfügungbefchränfung (oben 8 22 A12Ff.). Daber fommen die Ansprüche, 
die infolge der Beichlagnahme dem betreibenden Gläubiger gegenüber unwirkſam 
find, im Range unmittelbar hinter dem Anspruch des betreibenden Gläubigers; 
FK10 Nr.6. Bergl. OLG 4, 161; Wolff 78; Jäckel 107. — Die danach zuguniten 
des betreibenden Gläubiger eintretende Unwirkſamkeit eritredt ſich ſowohl gegen 
den Schuldner, als auch gegen den dritten Eriverber, und zwar werden dem 
gutgläubigen Ermwerbe des Dritten durch 8 23 II engere Schranfen als nad) BGB 
“92, 932 gezogen. 

15) 3BG 882312, 24; anders bei der ZJiwangberivaltung 8 148 (A54). 
een gegen Gefährdung der ordnungmäßigen Wirtichaft ſieht 
$ bor. 

16) BOB 8 13512. 

17) Diefes abjolute Veräußerung: und Pfäandungverbot (gegen ZUG 
ss 20, 22) enthält CPO 8 S65 II. Es iſt danach auch eine Konbaleszenz gemäß 
BEB 8 136 ausgeſchloſſen. OLG 4, 468; 5, 213; NG 59, 91; oben & 122 U 32. 
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a) Das römtfche, wie das ältere deutfche Recht hielt an dem Löſchung— 
prinzipe feſt.“ Jede Subhajtation bewirkte eine volle Bereinigung des 
Grundſtücks von allen Pfandbelaftungen; der Käufer erivarb e3 frei von Hyhbo— 
theken. Demgemäß wurde ber Steigerungpreis nad dem vollen Werte der 
Grundſtücks bemeſſen und mußte bar berichtigt werden. Geine Berteilung ge: 
ſchah unter die Gläubiger dem Range nad. Darauf wurden fämtliche Hypotheken 
gelöfcht. Dies Verfahren bot den Borteil, überall Hare Rechtsverhältniſſe zu 
ſchaffen; es war unentbehrlich, folange der Rechtsberkehr fich ohne Die fichere 
Grundlage von Hypotheken- und Grundbücern behelfen mußte. Als ſchwerer 
Mikitand aber wurde es empfunden,” dat die Verjteigerung zu jedem unlimi: 
tierten Preiſe jtattfand; das Grundftüd wurde dem Eigentümer entzogen und 
die geficherten erjtitelligen Hypotheken wurden felbjt dann abgeftoßen, wenn das 
Meiitgebot des Anjteigerers dem betreibenden Gläubiger und den ihm borgehen: 
den Shpothefengläubigern eine Befriedigung nicht brachte.“ 

b) Die Reform ging davon aus, daß die Zivangverfteigerung am bejten den 
bei freitwilligen Verkäufen üblichen Vertragberedungen angepaßt wird." Der 
Verfehrgebrauch weiſt darauf bin, daß die in den erjten Stellen eingetragenen 
PBfandbelaftungen als dauernde Kapitalanlage dienen, demgemäß bei Veräuße— 
rungen ftehben bleiben und vom Erwerber übernommen werden. Der für 
da3 Grundftüd bar zu entrichtende Kaufpreis wird dann auf den Wert ermäßigt, 
der nach Abzug der übernommenen Belaftungen übrig bleibt; läßt fich ein folder 
Nberihuß nicht mehr berausrechnen, fo ift das Grundftüd meift underfäuflid. 
Die Anwendung diefer Gefchäftübung auf die Zivangverfteigerung führte zu dem 
og. Dedungprinzip oder Übernahmeſhyſtem. 

3. Nach dem Dedungprinzipe darf eine Zwangverſteigerung nur erfolgen 
unter Wahrung aller dem betreibenden Gläubiger im Rang vorgehenden Rechte, 
aleichviel ob diefe auf Befriedigung aus dem audgebotenen Grundſtück gerichtet 
jind oder in anderen Belaitungen beftehen. Diefe das Mindejtausgebot bildenden 
Rechte müfjen bejtehen bleiben und vom Erfteher übernommen werben. Daher 
wird 3.8. die dem betreibenden Gläubiger vorgehende Hypothek dadurch gebedi, 
da fie in ihrem dinglichen Beſtande unberührt fortdauert; der aus ihr Berechtigte 
ift derart gefichert, dab er fih um die Zwangvollſtreckung nicht zu Fümmern 
braucht.” 

a) Die Durchführung des Dedungprinzipes erfolgt durch die Bildung dei 
geringiten Geboted, Seine Feititelung dur das Vollftredunggerict 
ichafft die Grundlage für das Verfteigerungverfahren und die Verteilung des 
Grlöfes; in ihm tritt die Eigenart des geltenden ZUG am deutlichiten berbor. 


18) Cod. 8.27.15; Windfcheid $249 Nr.2; Dernburg, Pfandr. 2 8115. 

19) Mot. 3. ZVG 44. 

20) Dies trat um fo häufiger ein, alö der Zivang, den Preis für das ganze 
Grundſtück bar zu erlegen, den Kreis der Käufer weſentlich einengte. Je ge 
ringer die Konkurrenz, um fo niedriger das Angebot, 

21) An der Konſtruktion des Verfahrens, nicht in der Urt des Erwerbes. 
Der Erfteher erlangt da3 Eigentum duch den Zufchlag, nicht duch einen Kauf; 
vergl. A 40, 

22) Anders aber, wenn eine Geſamthypothek beitebt: oben $ 124 435. 
Auch darauf mu der Hhpothefengläubiger immer gefaßt fein, daß plößlich ein 
ihm borgehender Gläubiger dem Verfahren beitritt (A 6) und eine Anderung in 
der Feititellung des geringiten Gebote3 erivirkt. 
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Das geringite Gebot beiteht ” aus zwei Teilen: 1. aus der Übernahme ber 
bejtehen bleibenden und darum nicht dur Barzahlung zu dedenden Rechte; 
e3 handelt jich dabei überhaupt nicht um ein „Gebot“, fondern um den Eintritt 
der durch die Verjteigerungbedingungen fejtgeitellten Rechtsfolgen des Zufchlages. 
Bejtehben bleiben alle dem betreibenden Gläubiger im Rang vorgehenden 
Rechte. 2. Aus den fraft Gefeßes vom Erjteher bar zu entrichtenden Mindejt- 
beträgen, die: «) zur Dedung der Kojten des Verfahrens bis zum Erlafie 
des Zuſchlagbeſchluſſes dienen ;* 3) zur Dedung der Aufiwendungen beftimmt find, 
die während des Verfahrens zur ordnungmäßigen Berwirtfchaftung des Grund: 
jtüd3 erforderlich twaren;* 7) als überjchiegende Beträge zu zahlen find, weil 
ein bei der Feititellung des geringſten Gebotes berüdjichtigtes Recht nicht befteht.” 

b) Der Betrag, den der Erfteher über das geringjte Gebot hinaus bietet, 
iit bar zu erlegen. Auf diefe Weife ergibt fich, dab das im Endergebnis feit: 
geftellte Meijtgebot befteht: 1. aus der Übernahme der bejtehen bleibenden 
Rechte; und 2. aus dem Bargebot;” und diejes wiederum zerfällt: «) in Die 
fraft Gefeßes zum geringjten Gebot gehörenden Beträge, die unter allen Um— 
ſtänden, jofern ein Zufchlag erfolgen fol, bar erlegt werden müfjen; und 2) in 
dad hierüber hinausgehende freitwillige, nad) dem Erfolge des Verjteigerung: 
termines erzielte Übergebot. Dieſer Barüberſchuß dient zur Befriedigung der 
nicht beftehen bleibenden Rechte, insbefondere zur Befriedigung des betreibenden 
Gläubigerd * und dann der ihm nachitehenden Berechtigten. Alle Rechte, die bei 
der Feitftellung des geringiten Gebotes berüdjichtigt und nicht durch Zahlung zu 
deden find, bleiben beftehen. Dagegen erlöſchen kraft Gejeßes durch den 
28) 306 $$ 44, 5211. Das geringfte Gebot wird nicht, wie nad) 
früheren Bartifularrechten, angefegt auf den vollen Betrag aller zu berück— 
ſichtigenden Rechte, jo dab von diefer Geſamtſumme fpäter wiederum die Beträge 
der jtehenbleibenden Kapitalien abgezogen werden müßten. Wielmehr iſt der 
Sinn des geringjten Gebotes jet im weſentlichen der, daß die in ihm berüd- 
ſfichtiſten Stammrechte kraft Gejeßes bejtehen bleiben. 

. 24) ZUG 8491; nicht die often der Unordnung des Verfahrens und des 

Beitrittes, F 109; für diefe gelten 88 10 II, 12. 

25) Dahin gehören nad) ZUG 88 49, 10 Nr. 1—3; 12 Nr. 1,2: a) die 
Ausgaben des die Zivangberwaltung betreibenden Gläubigers zur Erhaltung uſw. 
des Grundjtüds; b) die Lohnforderungen des in land» und forjtwirtfchaftlichen 
Betrieben angeftellten Gejindes, Arbeitperfonales für das laufende und letzte 
Jahr, die als privilegierte Liedlohnanfprüche gelten; c) die Anjprüche aus öffent: 
lihen Laſten des laufenden und der beiden legten Jahre; d) die dem betreibenden 
Gläubiger vorgehenden Anfprüche auf Erfaß der Koſten und Nebenleiftungen, 
die nicht länger al3 zwei Jahre rüdjtändig find. , 
...26) Wenn 3.8. eine im geringiten Gebot berüdfichtigte Hypothel in Wirk: 
lichleit nicht befteht, weil die dingliche Belaſtung felbjt nichtig und daher auch 
feine Eigentümergrundfchuld entitanden ift (denn mit diefer nimmt der Eigen 
tümer, obgleich er der Volljtredungfchuldner ift, die Stellung eines Gläubigers 
ein): jo wiirde der Erjteher ungerechtfertigt bereichert. Denn der Kapitalbetrag 
der Hypothek ift ihm bereitS als zu übernehmende Schuld angerechnet worden, 
um ihn hatte jich praftifch das Bargebot vermindert. Statt dem Grumditüd, wie 
nad) bisherigen Landesgeſetzen, dafiir eine entjprechende andere Belaftung aufzu— 
erlegen, ordnet ZVBG 88 50, 51 die Barzahlung an. Dies ift befonders auch an= 
zuwenden, wenn gegen die Löfchung einer Belajtung ein Widerſpruch eingetragen 
war; dazu oben 8 64 AUB4f. 

27) BUG 849. 

28) Die Rangorbnung beitimmt ZUG $ 10. 
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Zuſchlag: alle bei Feſtſtellung des geringiten Gebotes nicht berüdjichtigten 
Rechte ohne Rüdficht auf ihren Rang;” ferner dad Recht des betreibenden und 
de3 ihm beitretenden Gläubigerd auf Befriedigung aus dem Grundjtüd;* umd 
endlich alle diefem Nechte gleich und nachitehenden Rechte." Das Erlöfchen be: 
zieht ſich auf ihren dinglichen Beſtand am Grundftüd, diejes wird bon den ge: 
nannten Belaftungen frei. Die erlöfchenden Rechte jeßen jich aber fraft dinglicher 
Surrogation fort: an der Forderung, die der Schuldner gegen den Erfteher auf 
Zahlung des Barüberjchufjes erlangt, und an den Geldftüden jelbjt, wenn der 
Erfteher die Zahlung an das Vollitredunggericht bewirtt bat.” 

c) Zur Hlarftellung diefer äußerſt verwidelten Rechtöbeziehungen hat das 
Verjteigerunggericht einen Verteilungplan zu entwerfen, in dem jeder einzelne 
Poſten gejondert aufgeführt und rechneriſch feitgeitellt wird; ſachgemäß wird 
damit die Nachweifung über den Gejamtbetrag des Mindejtgebotes und außer 
dem des bar zu zahlenden Teiles des geringiten Gebotes verbunden.” Die end: 
gültige Feititellung des geringiten Gebotes und der Verjteigerungbedingungen 
erfolgt im Verjteigerungtermine.* Außer den gejeglichen Verſteigerungbedin— 
gungen * find auf Antrag eines jeden Beteiligten abweichende Feſtſtellungen des 
geringsten Gebotes und bejondere Bedingungen aufzunehmen.” 

4, Der Erjteher erwirbt an dem Grundjtüd” das Eigentum durd die 
felbjtändige Wirkung des gerichtlichen Zu j hlag 8: der Eigentumertverb tritt kraft 
Geſetzes ein, gleichviel ob der Schuldner Eigentümer de3 verjteigerten Grumd 
jtüds mar und ob der Erjteher hierüber in gutem oder böjem Glauben jid be- 
fand.” Der Umfang des Eriverbes wird durch den Inhalt des Zufchlagbejchlufies 


is — ai Beichtverde wegen Nichtberüdjichtigung nad ZUG 883 
x. 1. 

30) 3BG 8 50 Nr. 5. 

31) Ausnahme: die Überbau- und Notwegrenten bleiben, weil ſie allen 
anderen Rechten nach BGB $ 914 vorgehen, bejtehen, auch wenn fie nicht in des 
geringite Gebot aufgenommen find; ZUG 85211. Ferner EG35.306 $9. 

32) Mot. 3. 396 264 und befonders ZB $ 92; oben $ 116 A 34. Im übrigen 
ift es eine Eigentümlichkeit des ZUG, daß es hier wie an vielen Stellen jorgjam 
vermeidet, die zur Klarjtellung der Nechtsfolgen erforderliden Grundjäße aus 
drüdlich auszufpredhen. Das Verjtändnis des Geſetzes wird dadurch in bedauer 
licher Weiſe geitört. 

35) Vergl. Meyerhoff 238, 242, 589. 

34) ZUG 8661; es entjpricht der allgemeinen Übung, daß vorher bereits 
ein Entwurf ausgearbeitet und über ihn bereit3 verhandelt ijt, $ 62. 

35) über diefe ZUG 88 44—58. 

36) BUG 859; 3.2. daß der Erjteher in die bejtehenden Miet- oder 
Pachtverträge unter Ausschluß des Kündigungrechtes aus 857 © 2 eintritt. Über 
die Anwendung beim XLeibgeding oben 8 110 A44. Ferner fann jeder einzeln 
Beteiligte verlangen und durchjeßen, daß das Grundjtüd doppelt, nämlich einmal 
mit Zahlungfriiten für das Bargebot und dann ohne diefe auägeboten wir; 
88 60, 61. — Sämtliche Verjteigerungbedingungen müfjen im Protololl fei- 
geitellt und in dem Beſchluſſen, durch den der Zufchlag erteilt wird, bezeichnet 
werden; Sr 66, 78, 80. 

37) Und an den übrigen Gegenjtänden, auf die jich die Verjteigerung er: 
itredt hat, 3.8. Zubebörjtüde, ZUG $$ 90 IL, 55. Dazu RG 55, 282 (die vom 
Pächter zum Siegeleibetriebe errichteten Gebäude und von ihm aufgeftellten 
Mafchinen werden als Zubehörftüde durch den Zuſchlag miterworben). 

38) ZUG 8901 (vergl. aber auch A 42). Der bösgläubige Erjteher kann 
unter bejonderen Umftänden auf Schadenerjaß haften. NG in JW 32, 406: ber 
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maßgebend und abfchließend beitimmt; demgemäß entjcheiden die in ihm ans 
gegebenen und vordem befannt gemachten Berjteigerungbedingungen wie über den 
Rechtserwerb des Erjtehers jo andererſeits über den Berluft, der den Pritt- 
berechtigten durch das Erlöjchen jeiner Rechte trifft.” Der Zuſchlag iſt ein ge- 
richtlicher Verwaltungakt, der mit der Verkündung wirkſam wird.” Gr verliert 
aber jeine Wirkung, wenn er im Beſchwerdewege rechtäfräftig aufgehoben ift;" 
daraus ergibt ich, dab die an ihn gefmüpften materiellrechtlichen Folgen und 
insbefondere der Eigentumerwerb des Eriteherd mit rüdwirtender Kraft auf: 
gehoben werden; der frühere Nechtzuftand tritt kraft Geſetzes wieder ein.” 


Anfteigerer hatte das unrichtige 3.0.Berfahren argliftig veranlaßt, dann hat 
der bisherige Eigentümer einen Anſpruch auf Wiederherftellung des ihm ent» 
zogenen Rechtes. — 

39) ZUG $$ 91, 82. Über die Frage, welche Rechtsfolgen bei unrichtiger 
Vezeichnung des Grundjtüds eintreten, vergl. oben $ 52 Nr.5. Zum Scuße des 
wirklich berechtigten Eigentümers muß verlangt werden, daß dad Grunditüd in 
den Verfteigerungbedingungen und in der Terminbejtimmung mit voller Deutlich- 
feit bezeichnet und befannt gegeben ijt ($$ 37f.). Denn nur dann genügt die 
öffentliche Aufforderung ($ 37 Nr. 5) zur Geltendmachung aller der Verfteigerung 
entgegenftehenden Rechte ihrer Aufgabe, wenn der Betroffene aus ihr jeinen 
Eigentumgegenftand zu erfennen vermag: umd nur dann iſt der Vorwurf der 
Läſſigkeit begründet, wodurd das Erlöfchen des nicht geltend gemachten Rechtes 
jich rechtfertigt. Auch dies tritt in 837 Nr. 1 („Bezeichnung des Grundftüds“ ) 
nicht deutlich hervor; aber einem jo unvollkommen gefaßten Geſetze wie dem 
ZUG gegenüber ift eine freie Auslegung erforderlich und bereditigt. So be- 
jonder3 nachdrücklich RG 57, 208; Wolff 206; Jäckel 327; vergl. aber Meyer: 
hoff 228 U 7,254 U.1. Iſt die Bezeichnung fachlich genügend, jo greift $ 37 Nr. 5 
Platz (da3 nicht angemeldete Recht ift erlofchen, es jet ſich aber durch dingliche 
Surrogation am Verfteigerungerlöfe fort) ; ijt jie aber ungenügend, dann hat der 
Zuſchlag die ihm durch 88 90, 91 zugeſprochene Wirkung nicht. — Der obliga- 
toriſche Anspruch des Hypothekengläubigers wird durch den Zufchlag nicht berührt; 
oben ‚ Fra A 36, 

) 336 889; er beruht auf dem Beichluffe des Gerichts (8 79) und ift 
dem Meijtbietenden zu erteilen ($ 81). Rerjagung nad $83f.; Verkündung 
im Verfteigerungtermin oder einem fofort zu bejtimmenden Termine $ 87. Der 
Zuſchlagbeſchluß kann nicht 3.8. wegen Irrtums angefochten werden (der Er- 
iteher behauptet, er: babe 900 Taler umd nicht 9000 Marf gemeint; R® 54, 308), 
der Rechtsweg iſt bier ausgefchlofien; nur fofortige Beſchwerde nach 88 100, 81. 
fann eingelegt werden. Anders jteht e8, wenn der Eriteher von dem Schuldner 
die Herausgabe einer PBarzelle begehrt, der Beklagte dies aber beriveigert, weil 
diefe Barzelle in der Aufforderung nicht genügend deutlich bezeichnet war (U 39): 
dann kann die materiellvechtliche Unwirkſamkeit des Zuſchlags im Rechtswege 
geltend gemacht werden (died gegen Meyerhoff 284). — Mit der Verfündung 
des Beſchluſſes beginnt die Pflicht zur Verzinfung des Bargebotes $ 49 II, geht 
die Gefahr auf den Erfteher iiber und gebühren ihm die Nubungen $ 56; ferner 
$$ 58, 57, 98, 94, 180. 

41) BUG 8890, 95f. 

42) Dementiprechend fteht der Eigentumertwerb nad ZUG 8901 unter 
einer auflöfenden Bedingung (BGB $ 158 II) ; Wolff 208 A 8. Nach Nädel 828 
joll e3 fich dagegen um eine vom Geſetz aufgeitellte Kern für die Wirf- 
ſamkeit des Zufchlagbefchlufies handeln; das würde mithin auf ein auffchiebendes 
Zatbeitanderfordernis hinausfommen, jo daß der Eigentumertverb erjt einträte, 
wenn der Zuſchlagbeſchluß rechtskräftig geworden ift. Jäckel jelbft geht aber 
davon aus, daß das Eigentum jofort übergebt und die fpätere Aufhebung ex tunc 
wirte. Das find aber die der auflöfenden Bedingung eigenartigen Rechtsfolgen: 
der Eigentumerwerb bleibt wirkſam, wenn der Zufchlagbeichluß nicht auf- 
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Die auf Grund der Feititellung des geringiten Gebotes bejtehen bleibenden 
Rechte gehen auf den Erjteher in dem NRechtzuftande über, in dem fie bei dem 
Volljtredungjchuldner fich befunden hatten. Denn auch im Wege der Zwang— 
berjteigerung kann der Erjteher, abgefehen von der jelbjtändigen Wirkung des 
Zufchlagbefchlufjes, nicht mehr Rechte erwerben, als dem Vollitredungfchuldner zu- 
ſtanden. Haftete diefer daher für eine Hypothek nicht bloß mit dem Grunditüd, 
jondern auch als perjönlicher Schuldner, jo muß der Erjteher auch die obliga- 
toriſche Schuldverpflichtung in Höhe der Hypothek übernehmen.” Auch eine 
zwijchen Eigentümer und Hhpothefengläubiger erfolgte Kimdigung der Hypothek 
behält dem Erjteher gegenüber ihre Wirkung, wenn fie noch rechtzeitig im Ver: 
jteigerungtermine erfolgt und bei dem Gericht angemeldet ijt.* 

5. Der Verfteigerungerlös tritt durch dingliche Surrogation an die Stelle 
de3 Grundſtücks und der fonjtigen den Nealgläubigern verbafteten Gegenftände. 
a) Erfolrt der Negel entiprechend die Zahlung des Bargebotes vom Erfteber im 
Verfteigerungtermine, jo gebt die geleiftete Summe in das Eigentum des Voll: 
ftredungfchuldners über; Empfänger des Geldbetrages iſt aber dad Vollſtreckung— 
gericht.” Dieſes verwaltet fraft öffentlichrechtlicher Machtitellung den Barbetrag 
und verfügt über ihn zum Zwecke der Verteilung.“ Demgemäf richtet fich der 
Befriedigunganfpruch 3. B. des betreibenden Hhpotbefengläubigers nunmehr gegen 
das Volljtredunggericht als Hinterlegungjtelle. Tas aus der Hinterlegung be: 
gründete NRechtöverhältnis zwiſchen Gläubiger und SHinterlegungftelle ijt fein 
privatrechtliches, jondern die Herausgabepflicht unterjteht durchaus den vom Gefeh 
und durch den Verteilungplan näher bejtimmten öffentlichrechtlichen Grundſätzen.“ 
Wird der Herausgabeanfpruch gepfändet, fo ift als Drittfchuldner, dem der gericht: 
liche Pfändungbeſchluß zuzuſtellen iſt, das Vollitredunggeriht anzuſehen.“ 


gehoben wird. Vergl. die Analogie mit der Vormerkung (oben $ 65 U 57); dort 
auch darüber, daß die Vormerkung des Anſpruchs auf Auflaffung die Abweiſung 
des Antrags auf Biwangverfteigerung des von der Vormerkung betroffenen Grumd- 
jtüds rechtfertigt. 

43) ZUG 8531, Diefe kraft Gefeßes an den Eigentumerwerb gefnüpfte 
Schuldübernahme fol nah BGB $416 (der Schuldner gilt ald Veräufßerer) 
behandelt werden, 

ds) VG $ 54. 

45) ZUG $ 107 IL, II. Der Erjteher wird infoweit, ald er an das Gericht 
zahlt oder bei ihm den Betrag binterlegt, von feiner Schuld befreit. 

46) Über die Ausführung der Verteilung: ZUG $$ 105—145. Es wird ein 
Verteilungplan aufgejtellt; Werbandlungen darüber ın dem fog. Staufgelder- 
belegungtermin; Widerfpruchklage gegen ihn nah CPO 8876f. Wichtig iſt, 
daß die verfpätet (ZUG 887 Nr. 4) angemeldeten Rechte endgültig hinter alle 
übrigen Rechte zurüdtreten ($ 110 im Gegenfat zu der bisherigen Auffaffung des 
RO 38, 313). Der bierdurdy gejchädigte Berechtigte bat daher feinen Be: 
reicherunganfpruch gegen den bebvorzuaten Gläubiger; OLG 8, 385. 

47) So Bd.1 ar A48 f.; Kopf, Nechtäverh. zw. der öffentl. Hinter: 
legungjtelle uftv., Diff. Halle 1903, Zuftimmend preuß. Gerichtähof 3. Entſch. 
bon Stompetenzlonfliften 26. 8. 1904 (DXZ 9, 655). 

48) Beifpiel: U. hat gegen B. ein vollitredbares Urteil wegen einer Dar: 
lehenforderung auf 1000 Marf erwirft; B. hat als Hhpothefengläubiger die 
Siwangberfteigerung gegen feinen Schuldner E. betrieben; der Erjteher E. des 
berjteigerten Grundftüds hat das VBargebot an das Vollitredunggericht gezahlt. 
Dann kann U. den Anſpruch, den B. auf dad Meijtgebot bat, bis zum 
bon 1000 Mark pfänden. Diefe Pfändung erfolgt nach CPO gg 829, 848 
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b) Wenn dad Bargebot nicht berichtigt wird, fo jteht die Forderung hierauf dem 
Vollitredungichuldner zu. Sie wird aber zur Ausführung des Verteilungplanes 
durch Anordnung des Vollitredunggericht3 auf die berechtigten Gläubiger über: 
tragen.” Diefe Übertragung der Forderung gegen den Erfteher mirft wie die 
Befriedigung aus dem Grundftüd.” 

6. An Stelle oder neben” der Ziwangverfteigerung fann zum Zwecke der 
Zwangbollſtreckung wegen Geldforderungen die Zwangverwaltung ange: 
ordnet werden.” Gie unterfteht denjelben allgemeinen VBorausfeßungen und Grund» 
jägen wie die Zimangpverfteigerung. Die Zwangverwaltung tritt in Wirkung 
durch die Zustellung des fie anordnenden Bejchluffes in Verbindung mit der Ein- 
tragung des Zwangberwaltungvermerkes im Grundbuch oder mit Eingehen des 
Erjuchens um defjen Eintragung bei dem Grundbuchamte oder dadurch, dab der 





Zuftellung des Pfändungbejchluffes an den Drittichuldner. Wer iſt das bier? 
Jedenfall3 nicht E., denn er iſt genäß BGB 378, ZUG $49 III von feiner 
Verbindlichkeit befreit. €. iſt zwar Eigentümer des hinterlegten Geldes, aber er 
ſelbſt Hat feine Verfügungmadht darüber. Iſt der Zweck der Buftellung des 
Rfändungbefchluffes, den gefchuldeten Betrag feitzulegen und dem Schuldner Die 
Befugnis zu nehmen, mit befreiender Wirkung gegenüber dem Xollitredung: 
gläubiger durch ee oder auf andere Weife feine Verpflichtung auf- 
zubeben: fo fann ſachgemäß unter Drittfchuldner nur der beritanden erden, 
dem eine Verfügung über den Schuldbetrag zufteht und möglich ift. Das tit 
bier das Vollitredunggericht in feiner Eigenſchaft als öffentlihe Hinterlegung: 
itelle (nicht ala „Vertreter“ des Subhaftaten, wie Meherhoff 306 ill, jondern 
fraft eigener, durch feine Amtspflichten ihm getviefenen Machtbefugnis). So 
bereits Bd. 1 $ 143 A 33. Der Einwand von Jäckel 385, dat das Gericht durch 
feine amtliche Pflicht, den Erlös in Empfang zu nehmen und zu verteilen, nicht 
„Schuldner“ der Gläubiger werde, trifft nur die zu enge Faſſung des Geſetzes 
in dem Worte „Drittfchuldner”. Sachlich handelt es ſich um eine NRechtöfolge 
aus der Hinterlegung. Die bisher übertviegende Anſchauung läßt daraus einen 
privatrechtlichen Vertwahrungvertrag entiteben; aber auch wenn man, wie ich Bd. 1 
$143 A 48 es aufgeftellt habe, hier ein öffentlichrechtliches Verhältnis annimmt, 
jo wird damit keineswegs verneint, daß die Hinterlegungftelle, wie fie Beſitz— 
mittlerin für den Eigentümer iſt (oben $ 31 A22), jo auch die rechte Stelle tft, 
two die „Ausführung des Teilungplanes dur Zahlung an den Berechtigten“ 
(BUG $ 117) aufgehalten werden fann. Im Ergebnis wie bier: Meyerhoff 
306; während Nädel 335 und NG 40, 395; 43, 427 (aber nur für das bisherige 
Recht), den Subbaftaten al3 den Drittjchuldner anfehen tollen. 

49) 386 8 1181. 

50) BVG 8 118 1, dort auch über die Ausnahmen; ferner $ 125. Die 
Wirkung ift gemäß VEGB $ 1181, daß die Hypothek erlifcht und der perfönlich ver- 
pflichtete Schuldner wie der Bürge befreit werden. 

51) CPO 88661. Welche Art der Volljtredung anzuwenden ijt, hängt 
von der Lage der Berhältniffe ab. Die Zwangverwaltung dient in3befondere 
dazu, die Verfchleuderung und Beichädigung der Vollftredunggegenftände zu vers 
hüten. Gie iſt aber zugleih auch ein Mittel, um dem Gläubiger im Sinne 
von BGB 8 1147 Befriedigung aus dem Grundſtück zu berichaffen. — Schubert- 
Soldern, Ziwangverwaltung nach öjterreich. Necht, 1903. Über das Recht der 
landichaftlichen Kreditgenoſſenſchaften zur Betreibung der Zwangverwaltung: 
Fricke und Suder in Gruchot 47, 384 und 325. 

52) ZUG SH 146 F. Sie iſt nach $ 147 nicht bloß dann zuläffig, wenn der 
Schuldner als Eigentümer eingetragen oder Erbe des eingetragenen Cigentümers 
ift, fondern auch tern der Schuldner das Grundjtüd im Eigenbejiß hat; das 
Erfordernis eines gegen den Schuldner lautenden vollitredbaren Titels bleibt 
auch bier bejtehen. Vergl. auch oben $80 WB, ur 
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gerichtlich bejtellte Verwalter den Bejiß des Grundftüds erlangt.” Dieje Be: 
fchlagnahme bewirkt, daß dem Schuldner die Befugnis zur Verwaltung und 
Benußung ded Grundftüds entzogen wird.“ Sie geht mit allen Rechten und 
Pflichten auf den vom Gerichte beitellten Verwalter über.” Der „Zwangver— 
walter“ führt die Verwaltung der der Zwangvollſtreckung unterworfenen fremden 
Vermögenbeftandteile fraft eigenen Rechtes und in eigenem Namen; er handelt 
nicht als Vertreter des Schuldners oder der fonftigen Beteiligten.” Die ihm durd) 
Gerichtbefchluß übertragene Verwaltungbefugnis greift jo weit aus, als es die 
Zt de einer ordnungmäßigen Wirtfchaft und der Zwangvollſtreckung erheijchen.” 


68) ZUG gsg 22, 151. 

* 3VG — 148 II. Der Verwalter übernimmt damit die Verantwortung 
für forgjame Erhaltung des wirtfchaftlichen Beitandes und der ordnungmäßigen 
Benußung des Grundftüds; 88 152, 154. Wefonders wichtig ift, daß dadurch 
im Gegenfat zu der zum Zwecke der Zwangverſteigerung erfolgenden Beichlag- 
nahme die bier erfolgte Beſchlagnahme jämtlihe Nutzungen, Erzeugniſſe, Zu⸗ 
behörſtücke, Miet- und Pachtzinsforderungen umfaßt. Die Verfügung hierüber 
wird dem Schuldner auch inſoweit entzogen, als ſie den Regeln einer ordnung— 
mäßigen Wirtſchaft entſprechen würde; denn die Verwaltung ſteht ihm in keiner 
Weiſe mehr zu. So 8 & 81481. Demgemäß find die vom Schuldner eigen- 
mächtig bollaogenen Verfügungen dem betreibenden Gläubiger gegenüber um: 
wirffam (A14). Oben $ 123 A6f. 

55) BUG 88 151, 152, Die unentbehrlichen Wohnräume find dem Schuld: 
ner zu belafien, 8 149. Wieweit die Rechte des Zwangverwalters geben, muß 
aus der jeweiligen Sachlage entnommen werden. Iſt zugunften des U. ein dem 
Rechte des betreibenden Gläubigerd im Range vorgehender Nießbrauch beitellt, 
jo bleibt das Nießbrauchredht von der Zwangverſteigerung ($ 52) unberübrt; der 
Gläubiger fann auch nicht durch Erwirfung der Zivangverwaltung dem im Rang 
vorftehenden Nießbraucher den Beſitz entziehen oder ſonſt das ihm zuſtehende 
Recht vereiteln. RG 56, 389 läßt diefe Frage offen, geiteht dem Zwangverwalter 
aber das Recht 3.8. zur Einziehung der fälligen Mietzinfen zu, wenn der Nieß— 
braucher der Zivangvermwaltung und Übergabe des Grundftüds an den Vertvalter 
äugeftimmt hat; der Verwalter hat auch dafür zu forgen, daß der Nießbrauder 
bei Ausübung feines Nubungrechtes fich in den ihm durch Geſetz und Vertrag 
gezogenen Schranken hält und die vertragmäßig übernommenen Pflichten erfüllt: 
dies alles foteit, al3 e8 die Sorge für eine ordnungmäßige Wirtfhaft erfordert. 

56) So auch die übertviegende Anficht; Dernburg, BR3 261; Niedner 
227; Meherhoff 357; Yädel 536. Die Analogie bietet der Verwalter in BGB 
Ss 1052, 1070 und der Pfleger z. B. nach $ 1914; ferner der Konkursverwalter, 

ager, KO 2. Aufl. 878. Wenn vielfach (3.8. RG 53,264) von einem „Amte“ 
des Zwangvberwalters geſprochen wird, fo iſt dies richtig, ivenn damit feine jelb- 
ſtändige Stellung, feine Amtführung fraft eigenen Rechtes bezeichnet werden ſoll; 
es muß aber dann ſcharf betont werden, daß es jich keineswegs um ein öffent- 
liches Amt handelt, fondern um eine rein pribatrechtliche Vertwalterfchaft (daber 
findet 4.80. BGB $ 8539 bier feine Anwendung). Bergl. auch unten 8 130 441. 

57) Danach ift das innenrechtliche Verhältnis und die Vollmadht nach außen 
abzugrenzen. Maßgebend find in erjter Linie die Vorfchriften des ZUG SS 152 f. 
und die Anweiſungen des Gerichtes (8 153; für diefe trägt das Gericht Die Ver— 
anttwortung nad) BGB 8 839 I). Ergänzend können die Vorfchriften des BEL 
$ 675 über die Gejchäftbeforgung eingreifen (85.1 8172 A15f.); denn es 
handelt fich um einen entgeltlihen (BUG 81531: Vergütung) Arbeitvertrag. 
Aber die Beteiligten haben feinen pribatrechtlichen, durch Klage erzwingbaren 
Anſpruch auf Vornahme oder Unterlafiung einzelner Verwaltunggeſchäfte. Sie 
lönnen nur beim Vollitredunggerichte Beſchwerde erheben; dies darf auch von ſich 
a ten bis zu 200 Mark verhängen oder den Verwalter entlafien; 
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Die Erfüllung diefer ihm unter Ausſchluß aller Beteiligten anvertrauten, ſelb— 
itändigen Verwaltungbefugnifje wird ihm zugleich als Pflicht auferlegt; er haftet 
allen Beteiligten für die Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt.” 

Der Zived der Zivangberwaltung tft darauf gerichtet, eine ordnungmäßige 
Bewirtihaftung der Vollitredungmaffe zu gewährleiſten und den betreibenden 
Gläubiger aus den gezogenen Nubungen zu befriedigen. Die Auszahlung der 
überfhhüffe erfolgt auf Grund des vom Gericht feitgejtellten Teilungplanes durch 
den Verwalter.” Sit der Gläubiger befriedigt, jo wird das Verfahren aufge- 
hoben.” Damit endigt die Legitimation des Zwangverwalters nicht fchlechthin.“ 
Vielmehr beſtehen feine Rechte und Pflichten injoweit fort, al3 e3 das Intereſſe 
der Beteiligten erheifht und zur ordnungmäßigen Abwidelung der laufenden 
Geſchäfte erforderlich ift. Der Verwalter hat jebt die Schlußrechnung abzulegen,” 
die Verwaltungmafje herauszugeben, den vorhandenen Überfchuß zu verteilen; er 
erfcheint infomweit auch legitimiert, die von ihm in bezug auf die Verwaltung: 
maſſe erhobenen Prozeſſe fortzuführen.” 


$1238. Einwendungen gegen den Anjprud aus der Hypothek.“ 


Wie bei der Geltendmachung des Anspruchs aus der Hypothek ift auch 
für die Verteidigung des beklagten Eigentümers die Doppelnatur der Hypothek 
von maßgebender Bedeutung. Es muß genau unterfchieden werden zwijchen 
den Einwendungen, die fi gegen das der Hypothek zugrunde liegende 
Forderungrecht richten, und zwiſchen folchen Einwendungen, die aus dem Tat- 
beftande der dinglihen Pfandbelaftung hergeleitet werden.: 


) ZUG 8 154. Die Haftung auf Schadenerfag kann durch Klage vers: 
folgt weht 

59) ZUG 88 155—157. tg ren ron auf das Kapital 8 158. 

60) ZUG 161 II; durch Gerichtbeihluß. Kerner Aufhebung nad) 
bier II; CPO 8775 (Einftellung) und insbefondere, wenn die Zwangver— 
teigerung des Grundftüds durchgeführt ift. 

61) Dies tritt fofort ein, wenn er 3.8. wegen unordentlicher Gejchäft- 
führung entlaffen (8 153 II) oder das Verfahren als unzuläſſig oder infolge der 
Zurüdnahme des Antrags ($ 29) aufgehoben wird. 

62) Nach ZUG $ 154, BEB SS 259, 666. 

63) RG 24,306 und in IJW31,318. Diefe Befugnis endigt, wenn die 
Beteiligten darüber einveritanden find, daß die Zwangverwaltung bezüglich der 
3.8. ftreitigen Mieterträge nicht fortgefeßt werden foll, diefe vielmehr in der 
nach Aufhebung der Zivangbertwaltung eingeleiteten Ztwangverjteigerung zur Ver- 
teilung gelangt find; NG 53,265. Der Eigentümer bat ferner das Recht, in 
den Rechtitreit einzutreten, wenn die Zwangberwaltung aufgehoben ift und es 
fih um einen dinglichen Anspruch handelt, den ein Dritter auf Herausgabe einer 
zur Zwangverwaltungmaſſe gehörigen Sache erhoben bat; vergl. OLG 9, 144. 
— Da der Zwangverwalter den Nechtitreit kraft gejebliher Nepräfentation- 
befugnis führt, wirft die Nechtsfraft des Urteils für und gegen die Nechte der 
an der Verwaltungmaſſe Berechtigten. Vergl. 88.1 8895 U 17. 

1) Hachenburg, Vorträge 550; Brzezinski, Seuff. OT. f. Ranw. 63, 141, 
165, 181; Oberned 936; Dernburg, BR3 8233; Coſack 8 234. 

2) über den Unterfchied zwiſchen Einwendungen, die fämtliche 
Verteidigungmittel umfaffen, und zwischen Einreden, die nur die Geltend- 
machung eines, feinem rechtlichen Beſtande nach nicht beitrittenen, Anjpruchs 
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1. Das BGB geht davon aus, daß der Eigentümer, er mag zugleid 
perfönlich verpflichteter Schuldner fein oder nicht, auch gegen den dinglichen 
Anſpruch auf Befriedigung aus dem Grundftüd alle Einreden geltend machen 
fann, die bloß dem Forderungrechte anhaften. Ob foldhe Einreden bejtehen, 
wird vom Standpunkte des perfönlich verpflichteten Schuldners aus beurteilt. 
Der Eigentümer aber hat das einer Einrede entfprechende Leiſtungver— 
weigerungrecht nicht deshalb und nur dann, wenn er zugleich auch perjönlicher 
Schuldner ift: er fann vielmehr ſchlechthin gegen den dinglichen Anfpruch aus 
der Hypothek die bloß gegen die geficherte Forderung fich richtenden und darum 
dem perjönlihen Schuldner zuftehenden Einreden felbft dann aus eigenem 
Rechte geltend machen, wenn nicht er, fondern ein Dritter der perjönliche 
Schuldner ift. Im legtgenannten Falle findet eine doppelte Überleitung ftatt: 
von dem Forderungrecdhte gegen die Hypothek und von dem perfönlichen 
Schuldner auf den bloß dinglich verhafteten Eigentümer. 

a) Diefe Anordnung des Geſetzes beruht zwar nicht auf der Annahme, 
daß die Hypothek bloß eine fubfidiäre? oder akzeſſoriſche Haftung begründe; 
immerhin aber tritt die Zweckgebundenheit der Pfandbelaftung, die Befriebi- 
gung für eine Forderung zu fichern, hier ſchärfer als fonft hervor. Der Hypo— 
thefengläubiger kann mit dem dinglichen Anfpruch aus der Hypothek nur ſoviel 
als Zahlung aus dem Grundftüd begehren, als er mit dem obligatorifchen 
Anfpruch zu fordern hat. Und hieran fol dadurch nichts geändert werden, 
daß die dingliche Haftung von der obligatorifhen Verpflichtung abgefchichtet 
ift: der Eigentümer behält auch in diefem Falle alle Einwendungen gegen die 
Forderung, wie wenn er noch zugleich perfönlicher Schuldner wäre.* Der 
Gläubiger hat feinen Anspruch darauf, daß er unter allen Umftänden gerade 
aus dem Grundftüc befriedigt werde; die freiwillige Befriedigung ſeitens des 
perjönlihen Schuldners bringt die Forderung zum Erlöſchen und löſt damit 
dauernd oder vorübergehend abwehren (Leiftungvermweigerungredht) : Bd.1 8 88. 
Das Geſetz handelt in 88 1137, 1157 nur von den Einreden; damit foll die Er- 
mweiterung der aufgeitellten Grundfäbe auf alle Gegenrechte nicht ausgefchlofien 
werden. Ungenau ift e8, wenn $ 1137 von einer „Einrede gegen die Hypothek“ 
fpricht; eine Einrede fann fich nur gegen den AnfprußausderShpothbef 
und niemals gegen das dingliche Necht felbit richten; Bd.1 888 A831. Vergl. 
ferner unten W 10. 

3) Die Einrede der Vorausflage nach 8 771 gilt bier nicht. Das römische 
Recht hatte dem Pfandfchuldner auch diefe exceptio excussionis personalis zu- 
geitanden: Nov. 4 cap. 2; Dernburg, Pfandr. 2,280; Windicheid 8 235 U 19. 

4) Das muß berboraehoben werden, um klarzuſtellen, daß es fich nicht 
um eine Einrede aus dem Rechte eines Dritten handelt. Der Eigentümer übt 
vielmehr die bei dem perfönliden Schuldner entitandene Einrede aus eigenem 
Rechte aus, mweil feine Haftung in Abhängigkeit von dem Schuldverhältnis fteht. 
Den richtigen Vergleich gibt hierfür die Nechtslage bei der Vormerkung; oben 

65 A 73. Much würde der Gläubiger ungerechtfertigt bereichert, wenn er aus 


em Grundftüde eine Befriedigung erlangte, di icht —— 
berechtigt iſt. friedigung erlangte, die er nicht oder nicht jetzt zu fordern 
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das Hnpothefenrecht des Gläubiger ab: mas von der Befriedigung gilt, ift 
auf andere Erlöfhunggründe und auf die Gegenrechte, die gegen das Forde— 
rungrecht beftehen, analog anzuwenden. Das alles tritt am deutlichiten da 
hervor, wo der Eigentümer von Anfang an für eine fremde Schuld eine 
Interzeffionhypothef beftellt hat; in diefem Falle nimmt er eine dem Bürgen 
vergleihbare Rechtſtellung ein.’ 

b) Das BGB fpridht dies ausdrüdlich nur aus für alle gegen die Forde— 
rung begründeten Einreden. Es hebt unter diefen * bejonders hervor, daß der 
Eigentümer die Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundftüd abwehren 
darf, ſolange der perfönliche Schuldner die Schulbverbindlichkeit anfechten oder 
jolange der Gläubiger feinerfeits fich durch Aufrechnung gegen eine fällige 
Forderung des perfönlihen Schuldners unmittelbar befriedigen fann.” Das 
Recht auf diefe Einreden wird dem Eigentümer gejeglich gemwährleiftet; der 
Verzicht dee perfönlichen Schuldners auf ein ſolches Einrederecht ift dem Eigen: 
tümer gegenüber unwirkſam, weil darin ein eigenmächtiger Eingriff in die 
Rechtslage des Eigentümers liegen würde.“ Diefe Grundfäge bedürfen aber 
erheblicher Einſchränkung. Dem Eigentümer ftehen ſolche Einreden nicht zu, 
die fih auf Rechtsvorgänge gründen, deren Nachteile und Gefahren abzumenden 
gerade die Beftimmung der Pfandbelaftung ift. Darum darf der Eigentümer 
gegen den dinglichen Anspruch aus der Hypothek weder einmwenden, daß die 
Forderung verjährt ift,’ noch daß der jetzige Schuldner als Erbe des bisherigen 


5) Oben $ 115 418. 

6) Neben den 3.8. auf 88 821 (ungerechtfertigte Bereicherung), 853 (die 
Rorderung ift durch Betrug oder eine fonftige unerlaubte Handlung erlangt) 
oder auf einen Stundungbertrag oder auf 88 2014, 2015 geftüßten Einreden. 

7) 8 113711 unter Heranziehung des 8 770. Der Eigentümer ſelbſt fann 
mit der Gegenforderung des perfönlichen Schuldners nicht aufrechnen, denn das 
wäre eine unguläfiige Verfügung über ein fremdes Recht. Die beftehende Auf- 
redmungflage gewährt ihm aber eine anfpruchhemmende Einrede. Darüber Bd. 1 
8145 A 6. Über das Anfechtungreht unten A 12. 

8) 8113711. a) Für den perfönliden Schuldner jelbit äußert ein 
derartiger Verzicht feine volle Wirkung. Daraus ift m.E. die Folgerung zu 
ziehen, daß fein Rüdgriffanfpruch gegen den Eigentümer und damit fein Erwerb 
der Hypothek nach $ 1164 infoweit entfällt, als er durch den Gebrauch der Ein- 
rede den Forderunganfpruch abwehren fonnte. Wenn der Eigentümer nah Treu 
und Glauben verpflichtet iſt, das Wartrecht des perſönlichen Schuldner3 zu be— 
achten (8 1165; oben $ 125 A 28), jo muß umgefehrt auch diefer jenem gegen- 
über alle Handlungen vermeiden, durch die die Aufhebung oder Minderung der 
dinglichen Haftung des Eigentümers vereitelt würde; ſonſt tritt die entfprechende 
Einbuße in den Rüdgriffrechten ein. — b) Ein Verzicht des Eigentümers auf 
die Einrede gegen die Forderung würde dem Wefen der Hypothek widerfprechen. 
Bill der Eigentümer durch Interzeſſion eine abfolute Haftung (nad) Analogie 
eines felbitändigen Garantieverfpredhens) übernehmen, fo daß eine beftimmte 
Geldfumme aus dem Grundſtück ohne Nüdficht auf ein Forderungrecht zu zahlen 
it, dann mag eine Grundfchuld beitellt werden. 

. 9) 82231. Gegen Zinsrüditände kann aber der Eigentümer die zer- 
Hörende Verjährungeinrede erheben. Xergl. $ 902, 
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infolge der von ihm durchgeführten Abjonderung des Nachlafjes nur noch in 
beſchränktem Umfange haftet.” Außer den Einreden darf der Eigentümer 
aus eigenem echte ftets die Nichtigkeit oder das Erlöfchen der Forderung und 
die hieraus zu feinen Gunften eintretenden Rechtsfolgen ' geltend machen. 
Ein nur dem perjönliden Schuldner zuitehendes Anfechtungrecht darf der 
Eigentümer dagegen nicht jelbftändig ausüben ; feine Geltendmachung unter: 
fteht nur der perfönlichen und, wegen der damit etwa verbundenen Schaden: 
erſatzpflicht, jelbjtverantwortlichen Entfcheidung des Schuldners.'? 

c) Diefe Grundfäte gelten in vollem Umfange nur gegen den erften Erwerber 
der Hypothek. Sie werden wefentlich Durch den öffentlichen Glauben des Grund: 
buchs eingeſchränkt, deffen Wirkung fich auf die Hypothek ihrem ganzen ver: 
lautbarten Tatbeftande nach erftredt. Der Dritte, der in redlichen Vertrauen 
auf den Grundbuchinhalt die Hypothek durch Rechtsgeſchäft erworben hat, 
erlangt auch das Forderungrecht fo, wie es fi) nah dem Grundbuchinhalt 
darſtellt. Einreden des perfönlihen Schuldners und des Eigentümers haben 
gegen ihn mithin nur dann eine Wirkung: wenn der Erwerber fie beim Er- 
werbe gefannt hat oder wenn fie in feiner Perfon auf Grund bejonderer 
Vorgänge und Abreden entftanden find ** oder wenn fie aus dem Inhalte 
des Grundbuchs oder Hypothekenbriefs erfichtlich waren.““ 

2. Das dinglihe Recht aus der Hypothek kann mur gegen den Eigen: 
tümer des belafteten Grundftüds verfolgt werden. Ob und melde Ein: 
wendungen ihm hierbei zuftehen, hängt zunächft davon ab, ob der dinglichen 
Belaftung Mängel anhaften. Diefe können ſich fomohl auf die fehlerhafte 
Beurkundung der Hypothek im Grundbuch oder Brief, als auch auf die dort 
verlautbarten Kündigungfriften und anderen Abreden, als endlih auf Mängel 


10) $ 1187 12 vergl. 876812 (Bd. 1 8191 A 16); auch durch das Auf: 
nebotverfahren kann die Haftung des Erben befchräntt werden (1971, 2016), 
ohne daß der Eigentümer ſich hierauf berufen dürfte. Ebenfomwenig darf fich der 
Eigentümer darauf berufen, daß die Verbindlichkeit des perjönlichen Schuldner? 
durch einen Zwangvergleich im Konkurſe gekürzt it; KO 8193 ©2. 
Es iſt zu beachten, daß es fich weder hier noch bei der Haftungbeichränfung des 
Erben um eine „Einrede* im Sinne des BGB handelt; die Zufammenftellung 
von 811371 S2 mit S1 ijt irreführend. 

11) Entitehung einer Eigentümergrundfchuld; oben 8 116 Mi4, 24. 

12) Der Eigentiimer bat bier nur die oben A7 erwähnte auffdhiebende 
Einrede. Er verliert fie, wenn der Schuldner auf das Recht zur Anfechtung 
verzichtet: denn dies Necht gehört ausfchlieglich dem Nechtögebiet des Schuldner: 
an; Hachenburg, Vorträge 271; Fuchs 1, 447; abw. Turnau-Förſter 1, 631. 

13) 81138. Dazu oben 8 117 Nr. 2. 

14) So 3. ®. die Vereinbarung einer Stundung, die der Hypothelen— 
aläubiger bei Gelegenheit der Kündigung eingegangen iſt; oder da3 Verſprechen, 
die Forderung nicht abtreten zu wollen. 

. 15) Eine befondere, darüber hinausgehende Wirfung hat die Eintragung 
eines MWiderfpruchs, weil die Darlehnvaluta nicht bezahlt fei, nah 81139 © 2. 
Dazu oben $ 119 W15. 
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oder befondere Beftimmungen des Dinglichen Vertrages gründen.““ Ihre volle 
Wirkung entfalten ſolche Einwendungen aber nur im Verhältnis zwijchen dem 
Eigentümer und dem erften Erwerber der Hypothek als dem Gegner des Ding: 
lichen Vertrages. Zugunften des reblichen dritten Erwerbers der Hypothek 
wird dagegen das dingliche Recht durch den öffentlichen Glauben des Grund: 
buchs beftätigt; ihm dürfen nur ſolche Einwendungen entgegengejegt werden, 
die fi aus dem Grundbuch oder dem Hypothetenbriefe *? ergeben oder die fich 
auf Tatfachen ftügen, die dem Erwerber im Zeitpunfte des Erwerbes bekannt 
waren.“ Iſt eine Hypothek fiduziarifch an einen beftimmten Zweck gebunden, 
jo erwirbt fie der rebliche Dritte zu vollem unbeſchränktem Recht; kannte er 
aber die Gebundenheit oder war fie aus dem Buch oder Briefe fundbar, jo 
wirft diefe auch gegen ihn. Zur Legitimation des Erwerber einer Brief- 
bupothef gehört die Vorlegung des Briefes; das Recht auf Vorlegung kann 
der Eigentümer durch eine eigenartige aufichiebende Einrede geltend machen.:® 

3. Die anfpruchzerftörenden Einreden aus dem obligatorifchen oder dem 
dinglihen Rechte begründen, weil hierdurch die Geltendmachung des dinglichen 
Anſpruchs aus der Hypothek dauernd ausgeſchloſſen wird, für den Eigentümer 
den pofitiven Anspruch auf Verzichtleiftung des Gläubigers.” Durch die 
Bewilligung des Gläubigers und Eintragung des Verzichtes wird die Hypothek 
zur Eigentümergrundfchuld.? Der Anſpruch auf Verzichtleiftung ift dDinglicher 


16) Vergl. über die Unwirkſamkeit des dinglichen Vertrages oben $ 23. 
Und allgemein über die Verteidigung gegen den dinglichen Antprud aus der 
Hnpothef oben $ 126. Als Beifpiel diene, daß fich der Gläubiger dem Eigen- 
fümer gegenüber verpflichtet bat, den Vefriedigunganfpruch aus dem Grumditüd 
nicht vor Ablauf von zehn Jahren oder erft dann geltend zu machen, wenn die 
Zwangvollitredung genen den perfünlichen Schuldner ergebnislos geweſen tit; oder 
der Gläubiger hat fich verpflichtet, die zu feinen Gunsten als Kaution beitellte 
Hyhpothek nicht an einen Anderen abzutreten oder fie bei Eintritt eines beftimmten 
Ereignifjes löſchen zu laſſen. 

17) Die im Brief verzeichneten Tatſachen gelten als fundbar; 8 1140; 
oben 8 118 411. 

18) 81157 gebt davon aus, daß dem Eigentümer Die Einreden gegen den 
dinglihen Anſpruch auch gegen jeden Rechtsnachfolger des eriten Gläubigers 
ſchlechthin zuſtehen. Das entfpricht weder der Regel des Lebens, noch wird damit 
die Beweislaſt umgefehrt. Der Erwerber ift vielmehr nad) $ 892 durch den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs auch gegen jene Einreden geſchützt. Der 
Eigentümer muß nachweiſen, aus melden Tatjachen fich die Erhaltung des Ein- 
rederechtes gegen den Erwerber rechtfertigt. Oben 862 A4if. 

19) RO in IW 30, 181. Der erite Erwerber haftet außerdem dem 
Eigentümer auf Schadenerſatz wegen Verlegung des obligatorifhen Treu: 
berhältnifies. 

20) 81160; oben $ 126 A 24. 

‚ 21) $1169 beziebt ſich ſowohl auf $ 1157 als auch auf $ 1137. Gin der- 
artiger Anſpruch auf Befeitigung des nicht mehr durchführbaren dinglichen 
Rechtes entfpricht der allgemeinen Stelluimgnahme des BGB; vergl. 88 886, 901, 
1254; ®b. 1 = A140. 

22) 81168; oben 8 116 U 41. 
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Natur ;?? denn er entjteht aus ber dinglichen Belaftung und erftrebt im Er: 
folge die unmittelbar nicht erlangbare Berichtigung ** des Grundbuchs. Er 
fann daher auch gegen jeden jpäteren Erwerber und ebenjo im Konkurſe durch— 
geführt werden, fofern die Geltendmachung der Einrede ſelbſt nicht durch den 
gutgläubigen Erwerb eines Dritten aufgehoben tft. 


4. Sicherunghypothel. 
8129. Schlidte Siherungbupotbef. 


1. Die Verkehrhypothek ftellt fich nach dem Syitem des BGB als das 
frei übertragbare, dem weiteren Umlauf im Geld: und Kreditverfehr dienende 
Grundpfand dar. Obgleich fie nach der Gefegesdefinition eine Forderung 
zur Vorausfegung nimmt, kann die dingliche Haftung doch hiervon unabhängia 
beſtehen; und insbefondere kann der Eigentümer den dinglichen Anfpruch des 
dritten redlihen Erwerbers der Verkehrhypothek durch den Beweis, daß Feine 
Forderung bejtehe, nicht mit Erfolg abmwehren. Denn zugunften diejes gilt 
auch die Forderung als rechtsbeftändig, joweit die Verkehrhypothek nach dem 
Grundbuchinhalte zu ihrer Befriedigung bejtimmt ift. 

Für die begrenzten Verhältniffe des Kleinen und zumal des bäuerlichen 
Kreditverfehrs erfchien es indefjen insbefondere da, wo die ftreng afzefjorijche 
gemeinrechtliche Hypothek ihre Geltung bisher bewahrt hatte,' als unabmeis- 
bares Bedürfnis, eine Art der Grundpfandrechte bereitzuftellen, bei denen die 
hypothefarifche Belaftung enger an den Gläubiger und Schuldner gebunden 
und Tediglih als Sicherungmittel für ein unter ihnen begründetes Krebdit- 
verhältnis benugt wird. Die Pfandbelaftung fol fih hier den perjönlichen 
und inneren Schuldbeziehungen anpaſſen; für den weiteren Verkehr ift jie 
weder bejtimmt noch geeignet. 


23) Das Gefeß drückt fich in $ 1169 unbeftimmt aus; der Eigentümer fann 
„verlangen“. Die Entfcheidung tft aber nach inneren Gründen nicht ziveifelbaft. 
Der Klagantrag iſt auf Abgabe der Verzichterflärung abzuſtellen; das rechts: 
kräftige Urteil erſetzt dieſe Erflärung (CPO $ 894; oben $54 434). Bewir— 
fung der Eintragung des Verzichtes nach $ 1168 I. 

24) Der Eigentümer fann die Berichtigung deshalb nicht unmittelbar nadı 
$ 1163 12 ducchfeßen, weil der Hypothekenanſpruch troß der zerjtörenden Ein: 
rede noch fortbeiteht und daher eine Unrichtigfeit des Buches im Sinne des $ 891 
noch nicht vorliegt. 

1) Um bier den Übergang zu dem Rechte des BGB zu erleichtern, kann 
da3 Landesgeſetz gemäß EG 193 beftimmen, daß die nach biäherigem Rechte be- 
gründeten Grundpfandrechte fchlechthin ala Sicherunghypothelen gelten follen. Sit 
der Schuldbetrag eines ſolchen Pfandrechts nicht beitimmt, fo muß es kräft 
Reichsrechtes als Sicherungbupothef behandelt werden; EG 19212. 

2) Darum empfiehlt jich diefe Form auch für den gefchäftsunerfahrenen 
Mann, dem aus den bertwidelten Rechlswirkungen der Verkehrhhypothef mannig- 
faltige Gefahren drohen. 


8 129. Begriff der fchlichten Sicherunghypothek. 861 


Das BGB bietet hierfür als bejonderes Grundpfandrecht die Sicherung: 
bypothet (SH). Nach dem fyftematifchen Aufbau des BGB erſcheint fie als 
anomale Form. Iſt ſchlechthin eine Hypothek bejtellt, jo gilt fie nach dem 
Geſetze als Verkehrhypothet und zwar in Geftalt einer Briefhypothef.* Cine 
SH entjteht daher nur: a) als gemwillfürte SH, wenn die Beteiligten dies 
ausdrücklich in dem dinglichen Vertrage vereinbart haben und die Eigenart 
der Hypothek dur Eintragung im Grundbuch kenntlich gemacht worden iſt;* 
und b) joweit kraft zwingender Gejegesvorfchrift eine Hypothek nur als SH 
beftellt werden darf." 

2. Sicherunghypothek iſt ein Grundpfand, bei dem das dingliche Recht 
des Gläubigers auf Befriedigung aus dem belafteten Grundftüd durchaus in 
Abhängigkeit fteht von dem Beftande und jeweiligen Umfang des obligatorijhen 
Forderungrechtes und der Gläubiger fich zum Beweiſe der Forderung nicht 
auf die Eintragung berufen kann.” Die SH unterjteht zunächſt den all: 
gemeinen für die Verkehrhypothek geltenden Grundfägen. Auch hier geht das 
Geje davon aus, daß für die Belaftung eine fejtbeitimmte Geldfumme an- 
zugeben und einzutragen ift. Aber das eigenite Weſen der SH und ihre 
praftifche Bedeutung weiſt darauf hin, daß die Belaftung deshalb eng an die 
jeweilige Forderung gebunden wird, weil z. B. die Leiſtung des Hypotheken— 
gläubigers als des Werkunternehmers noch ausfteht und darum noch ungewiß ift, 
ob überhaupt eine Schuldverpflichtung entftehen oder welchen Betrag die vor: 
bandene Verpflichtung erreichen wird. Jede SH zeigt infofern in ihrer Natur 


3) Hacdenburg, Vorträge 2. Aufl. 545; Coſack 8228; Dernburg BR 3 
r h — 947; F. Böckel, SH, Diff. Jena 1901; F. Quandt, ſchlichte 

4) 88 1116, 1184 II; aber auch 1187, 1190. 

5) $118411. Im Grundbuch ift die Vezeichnung als Sicherunghypothek 
anzuwenden; für diefe deutliche, dem BGB entiprechende Verlautbarung des 
Rechtes hat der Grundbuchbeamte einzuftehen. Im dinglichen Vertrage dürfen 
die Barteien 1 auch anders ausdrüden, 3.2. davon ſprechen, daß der Erwerber 
zur Sicherung für den gejtundeten Aaufpreis eine Hypothek bejtellt; empfehlens- 
wert iſt das aber nicht, weil die für die Verkehrhypothek fprechende Vermutung 
in Grmangelung einer deutlichen Bezeichung nur fchwer zu widerlegen ift. — 
Das alles gilt indeffen nur bei der rechtögefchäftlichen Beitellung: die kraft 
zwingender Gefeßesvorfchrift zu SH geftempelten Belaftungen haben diefe Natur 
auch dann, wenn die entiprechende Bezeichnung im Grundbuch fehlt; unten 8 130 
“4; 8131 A15. — Sit die als SH vereinbarte Belaftung infolge der un: 
genauen Faſſung der Eintragumgbemwilligung oder durch Verſehen des Grund— 
buchbeamten al3 Verkehrhypothek eingetragen, fo bat der Eigentümer gegen den 
Släubiger den Anſpruch auf Berichtigung. Sit diefe Hypothek aber bereit3 an 
einen dritten redlichen Erwerber abgetreten worden, fo ſteht fie ihm entfprechend 
ss 1138, 892 auf Grund des öffentlihen Glauben des Grundbuches al3 Ber: 
ebrhhpothef zu. Someit der erſte Hhpotbelengläubiger infolge der Abtretung 
bereichert ift, haftet er dem Eigentümer nach $ 816. 

9 über dieſe Fälle unten Nr. 4. 

7) 811841. 
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und Zweckbeſtimmung die Verwandtſchaft mit der als Unterart der SH hin 
geftellten Höchſtbetraghypothek.“ Wegen diefer Eigenjchaften, die zugleich auch 
eine Erjehwerung der Abtretbarkeit mit ſich bringen, gilt die SH als die 
mildere Art der Pfandbelaftung, und darum foll fie zur Schonung des Schul: 
ners allein zuläffig fein, mo das Gejeg die Beftellung einer Hypothek erzwingt. 
Die erreichte dingliche Sicherheit ijt aber diejelbe wie bei der Verfehrhypotbet. 

a) Das entjcheidende Merkmal der SH befteht in der engen Gebunden: 
beit an die Forderung: das Recht des Gläubigers foll fi nur nad der 
Forderung bejtimmen. Es muß beachtet werden, daß das Geſetz den Nachdrud 
auf die jubjektive Berechtigung des Gläubigers legt;“ jein Befriedigung: 
anfpruch aus dem Grundftüc fol abhängig fein von dem außerhalb des Grund- 
buchs zu ermweijenden Forderungrechte. Der öffentlihe Glauben des Grund: 
buchs bejtätigt den Beftand und Umfang der verlautbarten Forderung auch 
nicht infoweit, als die Hypothek zu ihrer Befriedigung aus dem Grunditüd 
beftimmt ift.'" Die Forderung muß vielmehr auf andere Weife nachgemiejen 
werden; da aber auch bei der SH ein abſtraktes Schuldverſprechen zuläffig iſt, 
kann jelbjt bei ihr der dingliche Vertrag in Verbindung mit der Eintragung: 
bewilligung zur Beftätigung der ohne Schuldgrund angegebenen Forderung 
genügen.!! Hieraus folgt, Daß andererjeits der Eigentümer alle Einwendungen, 
die ihm gegen die Schuldverpflichtung zuftehen, auch gegen den dinglihen An- 


8) Wenn nicht damit gerechnet wird, dab die Haftungfumme ſich durd 
Nichtleiftung des Gläubigers oder infolge von Einwendungen mindern kann oder 
joll, hat die Beitellung einer SH nur jelten einen Zweck. 

9) Mithin darf nicht, wie es allgemein gefchieht, von vornherein dem 

1184 I der Sinn untergelegt werden, daß die SH „itreng akzeſſoriſcher“ Natur 
ei. Das jagt das Geſetz nicht; es fpricht Hier nicht wie in $ 1148 (vergl. audı 
1160) von der Verfolgung des „Rechtes aus der Hypothek“, jondern hebt jcharf 
hervor, daß es fich nur um das „Recht des Gläubigerd“ aus der Hypothek handelt. 
Ob die Belajtung ſelbſt jtreng akzeſſoriſcher Natur fei, muß daher erft noch ge: 
prüft werden; darüber unten Nr. 3. 

10) $ 118511 durch Ausfchliegung des $ 1138. Um fo weniger bat ber 
Grundbuchbeamte das Necht oder die Pflicht nachzuprüfen, ob die in der Ein- 
tragungbeivilligung angegebene Forderung wirkſam beiteht. 
| 11) Darüber, daß 8 781 in diefem Umfang den $ 891 erjeßt: oben $ 126 
U 8. Während ich bisher (mit Unrecht) die Bedeutung der Eintragungbemilligung 
hierfür überhaupt bejtritten hatte, gebe ich inſoweit jet über Biermann $ 1154 
U 1 hinaus, der aus ihr nur ein „Indiz“ für die Forderung entnehmen mill. 
Eine gejegliche Vermutung jtreitet für die Forderung hier nicht; das ift gegenüber 
$ 781 auch nicht erforderlid. Daß die allgemeine Bezugnahme auf das mate- 
tielle Verhältnis (wie 3.8. aus einer Schuldübernabme oder auf Grund ber 
zwiſchen uns vorgenommenen Abrechnung fchulde ich dem A. 1000 Mark) die ab- 
itrafte Natur des Schuldanerfenntnifjes nicht ausschließt, beftätigt KON 22, 308. 
Dasfelbe gilt, wenn die Bewilligung dahin lautet: ich befenne von A. 1000 Mark 
als Darlehen empfangen zu haben, oder ich fchulde dem A. einen Kaufpreis von 
1000 Mark und beitelle ihm für diefe Summe eine SH, deren Eintragung auf 
mein Grundſtück ich biermit bemwillige und beantrage. 


8 129. Abhängigkeit der Sicherungbypothef von der Forderung. 863 


ſpruch aus der Hypothek geltend machen kann.” Die Kündigung der Forde- 
rung und die davon abhängende Fälligkeit der Forderung und der Hypothek 
kann nur zwijchen dem Gläubiger und dem perjönlichen Schuldner eintreten; 
der Eigentümer als folcher ift dafür weder aktiv noch paſſiv legitimiert; denn 
das Necht, Befriedigung aus dem Grundftücd zu verlangen, joll bei der SH 
fein abjolutes, jondern ein aus der Forderung abgeleitetes ſein.“ Der Umfang 
der Haftung hängt zwar von dem Betrage des nachgewiejenen Forderungrechtes 
ab; er kann aber die im Grundbuch eingetragene Geldſumme nebft deren Zins: 
beträgen nicht überſchreiten.“ 

b) Berechtigt zur Geltendmachung des Rechtes aus der SH ijt nur, wer 
im Grundbuch als Berechtigter eingetragen ift und außerdem ſich ald Gläubiger 
desjenigen Forderungrechtes ausweift, für das die SH beftellt worden iſt.“ 
Demgemäß unterfteht die Abtretung der Hypothek zunächſt den allgemeinen 
dinglihen Vorausfegungen.'* Für den zum Erwerb der SH außerdem er: 
forderlihen Erwerb der Forderung aber find lediglich die Grundjäge des 
Rechtes der Schuldverhältniffe maßgebend.” Der Erwerber kann nicht darauf 
vertrauen, daß der Abtretende deshalb Forderungberechtigter ſei, weil er im 
Grundbuch als Gläubiger eingetragen iſt; der Erwerber bleibt allen gegen den Ab- 
tretenden begründeten Einwendungen und Gegenrechten, insbejondere auch der 


.„ 12) Die Bemweislafjt jtellt fich jo (vergl. auch ge. 115 A450). Der 
Gläubiger muß die Entftehung der Forderung beweijen; die Erwirkung der Ein- 
tragung eines Widerfpruchs nach $ 1189, weil das Darlehen nicht ausgezahlt fei, 
it daher bier für den Eigentümer überflüffig und durch $ 1185 II ausgeſchloſſen. 
Kann fich der Gläubiger demnad zum Beweiſe der Forderung nidyt „auf Die 
Eintragung“ berufen, jo dient ihm doch das in dem Beitellungvertrage oder der 
Eintragungbewilligung etwa enthaltene Empfangbelenntnis nad) $ 781 als voller 
Beweis für die Entjtehung feiner Forderung. Es ift Sache des Eigentümers, 
den Gegenbeweis zu erbringen, daß troßdem die Schuldverbindlichkeit nicht ent- 
ftanden oder da das Schuldanerfenntnis irrtümlich abgegeben (angefochten und 
nad) $ 812 fondiziert) ift. Gegen das auf einen genau angegebenen Schuldgrund 
gejtügte Forderungrecht können alle Einwendungen aus dem fonfreten Schuld- 
verhältnis, auch 3.8. die Minderungeinrede nach $ 478 geltend gemacht werden. 

13) 8 1185 II duch Ausschluß des $ 1141. Dabei fann es fich ereignen, 
daB der Eigentümer, weil er von der Kündigung des Gläubiger gegenüber dem 
dritten perſönlichen Schuldner nichts erfahren hat, durdy die Erhebung des ding- 
lien Anſpruchs aus der Hypothek völlig überrafcht wird. Auch zur freiwilligen 
Befriedigung des Gläubigers durch den Eigentümer ($ 1142) ift Vorausſetzung, 
daß der berfönliche Schuldner zur Leiftung verpflichtet oder wenigſtens ſchon be— 
rechtigt tft; die Fälligkeit bloß dem Eigentümer als ſolchem gegenüber genügt bei 
der SH nid. 

14) Das gilt auch für Verzugainfen, $ 1146. Daß die Verzugfolgen dar- 
über hinaus die Belaftung fteigern könnten, iſt nicht zugugeben; auch für die SH 
gilt $ 1113. Fuchs 1,594; Oberned 949; abw. Hachenburg 549. 

15) Beides muß zufammentreffen. Die Eintragung ift zur Altivlegiti— 
mation gemäß $ 1185 1 (A 22) unentbehrlich; fie reicht aber noch nicht aus, meil 
$$ 891, 892 bier nicht auch „in Anfehung der Forderung“ (1138) gelten. 

16) Na $$ 1153, 1154 III, anders 1187, 1190 IV. 

17) Hierfür gelten $$ 398 f. 
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Aufhebung der Forderung durch Aufrechnung, die der Schuldner nach wie vor 
dem bisherigen Gläubiger gegenüber erklären darf, ausgefeht ;"? und er muß 
die Wirkung der Leiftung und aller über die Forderung getroffenen Ber: 
fügungen anerkennen, die der Schuldner in Unkenntnis von der erfolgten Ab- 
tretung mit dem bisherigen Gläubiger über die Forderung getroffen hat.“ 
Diefe Grundfäge führen darauf zurüd, daß die SH durchaus im Dienfte des 
Schulöverhältnifjes fteht. Der Schwerpunkt ift auf das Forderungrecht ver: 
legt: wer eine SH erwerben will, muß in die Gläubigerredhte einrüden, und 
nur joweit, als er diefe erlangt hat, folgt dem dur Abtretung erworbenen 
Forderungrechte der dingliche Anjpruh aus dem Grundpfand. 

ec) Die ſchlichte SH ift nicht zum Verkehr beſtimmt; fie trägt den Zweck 
in fich, ein zwifchen zwei bejtimmten Perjonen beftehendes Schuldverhältnis 
dinglich zu ſichern.“ Dem entjpricht es, daß die Erteilung eines Hypotheken⸗ 
briefes, in dem fich fonft die Selbjtändigfeit der dinglichen Belaftung zum 
Zwede der freien verfehrmäßigen Übertragung der Hypothek ausprägt,?* bei 
der SH ausgejchloffen wird.” Die SH kann nur als Buchhypothef beftellt 
werden. 

3. Die Betrachtung der Rechtslage vom Standpunkte des Gläubigers 
aus zeigt Die SH als ein weſentlich afzefforifches Grundpfandrecht. Das damit 
gezeichnete Bild ift aber unvollftändig und ungenau. Zur richtigen Beur- 
teilung des Nechtsbaues der SH gehört die Hervorhebung ihrer dinglichen 
Natur und der für fie als Grundftücbelaftung geltenden jachenrechtlichen 
Normen. 

a) Hiernach überwiegt auf der Paffivfeite durchaus der durch das Grund: 
buch nachgewieſene dingliche Beftand der Belaftung. Der Eigentümer haftet 
nicht deshalb, weil er perfönliher Schuldner iſt,““ fondern weil ihm das 
Eigentum an. dem belafteten Grundftüd zufteht; und zugunften des fein Recht 
aus der Hypothek verfolgenden Gläubigers gilt hier wie bei der Verkehr: 

15) Nach $ 406; denn die Geltung des 8 1156 wird durch $ 1185 II aus- 

geſchloſſen. 
19) 88 407, 408 (Doppelabtretung). Der Erwerber mag daher dafür 
torgen, daß dem Eigentümer fofort die Abtretung angezeigt wird ($ 409). Die 
Anſchließung des — in $ 1185 II bedeutet nicht, daß $ 1156 © hier nicht 
gälte; es ijt fein Grund vorhanden, weshalb die Kündigung, die der Eigentümer 
als Schuldner dem bisherigen Gläubiger gegenüber erflärt bat, gegen den Er- 
werber nicht gelten follte; das folgt aus $ 407, der keineswegs infoweit für Die 
SH außer Kraft gejegt werden ſoll. Vergl. oben $ 121 4 24. 

20) Darum taugt fie (im Gegenfate zu ihrer Abart der Inhaberhupothef) 
auch nicht zur Sicherbeitleiftung; $ 238 II. 

21) Darüber oben $ 118. 

22) 8 11851; oben 8 119. 

23) Auch bei der & fann fich die —— aftung von der perſönlichen 


Verpflichtung abſchichten. uf de ibſeite gilt die Ab infei et 
bon dem © ulbberhäfträffe “erg Paſſivſeite gi bängigfeit der Hhboth 
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hypothek der als Eigentümer Eingetragene als der rechte Beklagte.““ Auch 
bier tritt der jelbftändige dingliche Bejtand der Belajtung zutage: erlifcht die 
Forderung, jo verwandelt fi die SH in eine Eigentümergrundfchuld.?° 

b) Auf feiten des Gläubigers tritt die fachenrechtliche Natur der SH in 
folgenden Rechtfägen hervor. Wie er zu feiner Legitimation ſtets der Ein: 
tragung in das Grundbuch bedarf, jo wirkt zu feinen Gunjten, ſoweit es ſich 
um die dingliche Seite feines Rechtes handelt, die Vermutung und der öffent: 
lihe Glauben des Grundbuchs.?* Ebenſo find Einwendungen, die ſich gegen 
die Wirkfamkeit der dinglichen Belaftung richten, fowohl dem erſten Gläubiger 
als auch dem fpäteren Erwerber der SH gegenüber nur in demfelben Umfange 
wie bei der Verkehrhypothek zuläffig.”"” Vor allem überdauert der dingliche 
Anspruch vermöge der jelbjtändigen Kraft der Belaftung infofern das Forde— 
rungrecht, als er durch die Verjährung des perjönlichen Anfpruchs nicht be: 
troffen wird und dem Eigentümer hieraus fein Anspruch auf die Berichtigung 
des Grundbuchs durch Umfchreibung der SH in eine Eigentümergrundichuld 
erwächft.°° Endlich bewährt fich die jelbjtändige Bedeutung der Belaftung 
darin, daß die SH beliebig in eine Verkehrhypothek umgewandelt ?° oder aud) 
auf eine andere Forderung übertragen werden kann.““ 

Aus alledem ergibt fich, daß die ſchlichte Sicherunghypothek als ein zwie— 
fpältiges Grundpfandrecht erjcheint. Nach ihrem dinglichen Beſtande hat fie 
im wefentlichen die der Verkehrhypothek eigene Natur einer felbftändigen 
Pfandbelaftung. Vom Standpunkte des Gläubigers aus dagegen tritt neben 
der felbftändigen Wirkung der Pfandbelaftung hervor, daß die Geltendmachung 
des dinglichen Rechtes aus der Hypothek eng gebunden wird an den Beſtand 

24) Nach $ 1148; oben 8 126 A 30. 

25) Oben $ 116 4 27. 

26) Wieweit ich diefe Wirkung der 88 891 f. erftredt, muß im einzelnen 
geprüft werden. Die Doppelnatur der SH bereitet befondere Schtwierig- 
— — die Frage, ob auch 8893 anzuwenden iſt; vergl. Hachenburg 553, 561; 

rne 

27) Fr gilt Ds oben 8 128 Nr.2. Eine Stundungabrede gegenüber 
der Forderung wirft auch gegen jeden Erwerber der SH; eine Stundungabrede 
bezüglich des dinglichen Nechtes aus der Hypothek wirft dagegen nicht gegen den 
redlichen dritten Erwerber. Hachenburg 555, 568. 

28) 88 902, 2231 haben allgemeine Geltung. Oberned 952. 

29) 81186. Übgleich fich damit eine weſentliche Umänderung des In— 
baltes der Belastung vollzieht, ift die Zuftimmung der im Rang gleich» oder nach— 
jtehenden Verechtigten nicht erforderlih. Das aber erklärt fich nur daraus, daß 
die SH wie eine Verlehrhhpothek eine feſte Stelle belegt, die kraft ihrer dinglichen 
Wirkung und nicht weil eine Forderung zu befriedigen iſt, von allen an demſelben 
Grundſtück Berechtigten anerkannt werden muß. 

30) S 1180 ijt unbedenklich bier anzuwenden. Damit iſt dem Eigentümer 
die Möglichkeit geboten, die ihm ala Eigentümergrundfchuld zugefallene SH an 
einen Dritten abzutreten und durch IUnterlegung einer anderen Forderung in 


eine Verfehrhhppothet oder SH zurüdzuderwandeln. — Ebenfo find 88 1151 
(Teilung der Hypothek), 1119 (Anderung des Zinsfabes) antwendbar. 
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und den außerhalb des Grundbuchs zu erbringenden Beweis des Forderung: 

rechtes; infomweit ift der SH eine halbafzefforiihe Natur zuzufprechen. 

4. Siraft zwingender Geſetzesvorſchrift Haben die Natur 
einer Sicherunghypothek: 

a) die Hypothek für Inhaber: und Orderpapiere 5" 

b) die Höchſtbetraghhpothet;* 

c) die gejeßliche Hypothek des Unternehmers eines Bauwerkes;* 

d) die auf Antrag zum Zwecke einer Sicherheitleiitung einzutragende Hypo— 

thet;* 

e) die nad) Landesrecht dem Fiskus oder den Körperichaften, Stiftungen und 
Anftalten des öffenilihen Nechts zuitebende oder fraft eines geſetzlichen 
Titelö zu erwerbende Hhpothef an den Grundſtücken gewiſſer Schuldner;* 
die Zwanghypothek und Arreſthypothek, die im Wege der Zwangvollſtreckung 
erioirft wird;* 

#) Die Hypothek, die den Gläubigern eingeräumt wird, wenn im Falle der 
Bwangverfteigerung ftatt Der Barzahlung ihnen die Forderung gegen den 
Erjteher des Grundftüds für ihre Anfprüche übertragen wird; ferner die 
Hypothek, die zuguniten des Eigentümers eingetragen wird, ſoweit Die 
Norderung gegen den Erjteher unverteilt bleibt ;” 

h) die Hypothek, die der Pfandgläubiger eines Rechtes an dem vom Schuldner 
geletiteten Grundftüd erlangt ;* 

i) die auf Erfuchen des Vormumdichaftgerichts auf dem Grumdjtüd des Vor- 
mundes, PBflegers oder Beiitandes eingetragene Hypothek, wenn dieſe zu 
Sicherbeitleiftung angehalten werden follen.” 


f 


— 


8130. Hypothet für Inhaberſchuldverſchreibungen und Order 
papiere Wertpapierhypothekß! 


Eine Hypothek darf für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber,“— aus einem Wechſel oder einem anderen durch Indoſſament über: 


831) $$ 1187 f.; unten 8 130. 

32) $ 1190; unten $ 131. 

33) 8648; Bd.1 8175 A 80; R®55, 140. 
34) — Oberneck 1004. 

35) EG91; 192. Vorausſetzung iſt, daß nach öffentlichem Rechte die Ver: 
waltungbehörde unmittelbar das Grundbuchamt um Eintragung einer jolcen 
Hypothek erfuchen kann. Vergl. bayer. Hypothekengeſ. 1.6.1882 $ 12 und AG 
3. BGB Urt. 123; bad. AG Art. 6; gotha. Art. 31,32. An Preußen iit von dem 
Lorbebalte fein Gebrauch gemacht, weil der Staat nad) öffentlichrechtlichen 
unse bereit3 das Recht zur jelbitändigen Erefution bat; vergl. BT 
36) CPO $$ 866, 367, 932; oben 8126 A 45, 55; Lafrenz in Gruchot 
+46, 335. 

37) ZUG gez 128 f.; oben 8 127. 

38) BGB $ 1237; unten 8 144. 

39) BGB $ 1844; FG 8 54. 

1) Sadenburg, Vorträge 601; Dernburg, BR3 8241; Oberned 965; 
Jacobi, Wertpapiere (1901) 344; W. Cohn, Vefonderheiten der in $ 1187 bez. 
SsH. Dil. Hetdelb. 1904; ferner oben 8129 43. 

2) Über diefen Begriff vergl. ®d.1 8196. Das Inhaberpapier ift ein 
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tragbaren Papiere? nur als Sicherunghypothek beftellt werden. Dies wird 
als zwingendes Geſetzesgebot aufgeitellt ; auch wenn hierüber feine Beſtimmung 
in dem Beitellungvertrage getroffen ift und ſelbſt wenn im Grundbuch die ent- 
ſprechende ausdrüdlihe Bezeichnung fehlt, gilt die eingetragene Hypothek 
ihlehthin als Sicherunahypothef.* Als zufammenfaffende Bezeichnung für 
die „Inhaberhypothek“ und die „Orderhypothek“ joll der Ausdruck „Wert: 
papierhypothet” (WH) hier eingefeßt werden. Dabei ijt feftzuhalten, daß 
nicht die Hypothek jelbit, fondern die Schuldverfjchreibung, zu deren Sicherung 
die Hypothek beftellt wird, auf den Inhaber oder an Order lautet. 

1. Die Gefebgebung befand fich bei der foeben gekennzeichneten Pfand: 
belaftung dem Problem gegenüber: wie kann ein Forderungrecht, das gerade 
zum Zwecke feiner freien Übertragbarkeit in einem Wertpapiere verbrieft wird, 
mit der Hypothek, die als Belaftung eines Grundftüds der Übertragung nur 
in den eng gebundenen Formen des Sachen- und Grundbuchrechtes fähig ift, 
verfoppelt werden. Wie alfo kann insbefondere den in Sinhaberpapieren an- 
gelegten Kapitalien eine liegenfchaftliche Sicherung verſchafft werden, ohne 
daß die Schuldverfchreibungen ihre Bemwequnafreiheit einbüßen.“ 


Wertpapier; b. h. die Geltendmachung des Forderungrechtes iſt von der Inne— 
habung diefer Urfunde abhängig. Bei den Schuldverfchreibungen auf den Ans 
baber folgt das Forderungrecht fchlehtbin dem Eigentum an der Urkunde; der 
Eigentumerwerb hieran unterſteht befonderen Grundfäßen (88 932, 935 IT: 
HGB 8367; Bd.1 8196 A29). Der Ausſteller iſt aber berechtigt, an ieden 
Inhaber zu leiften:; auch die Erfüllung, die an einen Nichtberechtigten gegen Aus⸗ 
händigung der Urkunde erfolgt, bat volle befreiende Wirkung; 8793. Dafür, dai; 
Lagericheine auf den Inhaber geftelt werden dürfen: RG in NW 34, 158. 

3) Allgem. Wechjelordnung 5 .6.1869; HGB $$ 363 f. Da3 Order— 
papier ijt ein Wertpapier, in dem fich der Schuldner zur Leiſtung an den ge: 
nannten Gläubiger oder an die beitimmte Perſon, die der Gläubiger benennen 
wird, verpflichtet. Die Übertragung geſchieht auf Grund der Orderflaufel durch 
einen die Order beurfundenden Vermerk auf dem Papiere; regelmäßig auf dem 
Rüden der Urkunde, daher Indoſſament. Bei diefen Wertpapieren folgt das 
Eigentum = nr Urfunde dem Forderungrechte; $ 952. 

4) 137. 

5) Weil jich die Natur der Wertpapiere nicht mit der Grundjtüdbelaitung 
vertragen könne, wurde nach bisherigem Rechte die Zuläffigfeit einer Hypotheken— 
bejtelung für indojlabele und Anhaberpapiere verneint. So noch NG 14, 94; 
18,346; 22,63; 31,90. — Es handelt jich bei $ 1187 mithin um eine _gejeß- 
geberifche Neufchöpfung, die in der zweiten Leſung eingefügt iſt, um insbefondere 
den Bedürfnifien des Handelverfehrs entgegenzufommen; Brot.3, 669. Am: 
zwiichen aber war das baher. Gef. 18.3.1896 Art. 18f. borgegangen und hatte 
die den 88 1187. entfprechenden Normen bereits praftifch in Geltung geiebt; 
vergl. den Komm. au diefem Gef. bon Henle. Anklänge fanden ſich bereits in 
dem preuß. Gef. 19.8.1595 88 20 f. (unten A 20); bad. Gef. 12.4.1892 8 13; 
zeiten. Gef. 19.1.1859 Art. 15; braunſchw. Geſ. 30.3.1881; gotha. Gef. 

.4.1885. — Auch der Gegengrund wurde aeltend gemadt, dafs Scduldver= 
en auf den Inhaber nur der ausstellen darf (unten A 18), deſſen Berfon 
und Vermögen bereit3 eine ausreichende Garantie für die Einlöfung bieten, fo 
dag eine beſondere pfandrechtliche Sicherheit entbehrlich fchten. Dem miderfpricht 
aber die Erfahrung, die bezeugt, dat im Geldverfehre die „hypothekariſch jicher- 
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a) Die Löfung kann nur auf dem Wege gefunden werben, daß in ge: 
eigneter Weiſe die Eintragung der Pfandgläubiger und ihrer Rechtsnachfolger 
erübrigt und erfeßt wird. Denn bei den Jnhaberpapieren ift der Name bes 
Berechtigten nicht bloß gleichgültig, fondern die Feitftellung der Perſon des 
Berechtigten würde dem Zwede diefer Art der Schuldverfhreibungen, wonach 
dem Schuldner die Pflicht, die Legitimation des Papierinhabers zu prüfen, 
erfpart werden fol, ftrads widerſprechen; und bei den Orderpapieren würde 
durch den Zwang, jedes Indoſſament einzutragen, die Verfehrfähigfeit gelähmt 
und das Grundbuch zwecklos überfüllt werden. Das Geſetz bietet mın aller: 
dings bereits durch den Hypothefenbrief die Möglichkeit, die Verkehrhypothek 
außerhalb des Grundbuches zu übertragen. Der Brief fchafft für feinen Be: 
figer auf Grund der öffentlich beurkundeten Abtretungerflärungen die volle 
Legitimation als Hypothekenberechtigter“ Aber gerade damit würde bier 
Verwirrung hervorgerufen: wie der Hypothefenbrief jhafft auch das Wertpapier 
den vollwirffamen Ausweis für das Gläubigerrecht ; geraten beide Urkunden 
in verfehiedene Hände, jo Tiefe fich die Frage nicht Töfen, wer als der be- 
rechtigte Gläubiger angefehen werden Toll. 

b) Darum mußte bei der Wertpapierhypothef die Erteilung des Briefes 
kraft zwingender Geſetzesvorſchrift ausgefchloffen werden; und weil Dies bei 
jeder Sicherunghypothek zutrifft, wurde die WH zu einer foldhen geſtempelt. 
Zugleich aber wurde die Vorfcehrift, wonach eine Buchhypothek nur durch Ein: 
tragung des neuen Gläubiger im Grundbuch erworben werden kann, auf: 
gehoben. Die Folge ift, daß das Forderungrecht lediglich nach den für Die 
Inhaber- und Drderpapiere geltenden Grundfägen übertragen wird? und daß 
die in der freien und verfehrüblichen Form übertragene Forderung chne 
weiteres die Hypothek mitnimmt? Die Hypothek folgt dem Redte 
aus dem Wertpapiere, das feinerjeits wiederum beſtimmt ift, den 





geitellten Anleihen” weitaus leichter abaufeßen find und zu höherem Kurſe be- 
geben werden können als die der liegenſchaftlichen Sicherung entbehrenden Papiere. 

6) 88 1154, 1155; eine zufammenhängende Reihe von Abtretungerflä- 
rungen muß bon dem im Grundbuch eingetragenen erften Erwerber auf den 
gegentvärtigen Beliber des VBriefes binführen. Mithin die volle Analogie mit 
den Indoſſamenten bei den Orderpapieren; der Brief darf aber weder an Order 
gejtellt werden,.noch auf den Inhaber Iauten; er ift auch nicht als Wertpapier 
aufzufaffen. Oben 8 117 A 13 und Nr. 8. 

7) Daß ausichliehlich die obligatorifchen Grundſätze maßgebend find, ift 
nicht richtig; denn das Necht aus der Schuldverfchreibung auf den Inhaber hängt 
bon dem Eigentumertwerbe an der Urkunde ab (oben A2). Aber die Normen 
des Liegenſchaftrechtes unddes Grundbuchrechtes ſcheiden 
fürdieübertragung aus. Das ergibt 81187 S3 durch Ausſchließung 
des 8 1154 III. 

8) Gemäß $ 11531, der hier durch die Iſolierung von den fonft geltenden, 
die Hupothefenübertragung fihernden Zuſatzvorſchriften (oben $ 121) eine hödhft 
eigenartige, in $ 1187 nicht genügend berbortretende, Bedeutung erhält. 
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Erwerb des Forderungrechtes unabhängig zu machen von dem Rechte des 
Vorgängers. Hypothefengläubiger aus der WH ift bei der Schuldverfchreibung 
auf den Inhaber der jeweilige Eigentümer des Jnhaberpapieres und bei dem 
Drderpapiere der durch die fortlaufende, vom erjten Erwerber bis auf ihn 
binführende Reihe der Indoſſamente legitimierte Gläubiger und Befiger der 
Urkunde.’ 

2. Die Legitimation des Gläubigers hängt zunächſt von dem Inhalte 
und der Wirkſamkeit des Wertpapieres ab. a) Als Schuldverfchreibungen 
auf den Inhaber kommen wegen ihrer Verbindung mit einer Hypothek nur 
jolde in Betracht, die auf eine beftimmte Geldjumme lauten. Die Ver: 
pflichtung des Schuldners entjteht hier aus der Ausftellung der Urkunde; das 
einjeitige Schuldverfprechen erzeugt die rechtswirkſame Schuld.” Die auf 
eine beſtimmte Geldfumme lautenden Inhaberſchuldverſchreibungen dürfen nur 
mit jtaatlicher Genehmigung "* in den Verkehr gebracht werden; fehlt dieje, jo 
find die Schuldverfchreibungen felbjt und demgemäß auch die für fie bejtellten 
Hypotheken nichtig.” b) Der Wechfel muß den befonderen wechjelrechtlichen 
Erfordernijfen nach Inhalt und Form entjpredhen; für ihn eine Hypothek zu 
beftellen, ijt allerdings im Verkehr nicht üblich, weil feine Umlaufzeit vegel: 
mäßig kurz bemefjen ift."? Für andere auf eine beftimmte Geldfumme lautende 
Orderpapiere, insbejondere die kaufmännifchen Verpflichtungfcheine, genügt 
Ihriftlihe Ausftellung unter Beifügung der Orderklaufel. 

Der perfönlihe Anfpruch aus dem Wertpapiere wird regelmäßig aus: 
reihend durch den Beſitz der Urkunde begründet ;'? bei den Orderpapieren muß 
noch die Legitimation durch die fortlaufende Neihe der Indoſſamente hinzu: 
treten. Bejtreitet der Schuldner die Berechtigung des Inhabers,“ jo muß er 
beweiſen, aus welchem Grunde 5.8. das Wertpapier fraftlos oder der An: 





j 9) Die Frage, weshalb die WH gerade zu einer Sicherunghhpothef ge- 
jtempelt worden ijt, läßt jich dahin beantworten, dab bei diefer die enge Ge— 
bundenbheit der Hypothek an die Forderung hervortritt. Im übrigen bejteht der 
volle Gegenjaß, daß die SH ihrer Beitimmung nach an die Perfon des urfprüng- 
lien Gläubiger8 gebunden fein foll, während die WH umgelehrt die freiejte 
übertragbarfeit gewährleiſtet. 

10) $ 794; ®b.1 8196 A 32. 

11) 8795; ®d.1 8196 A36f. Vergl. ferner unten U 20. 

.,„ 12) Ebenſo Hachenburg 319: praktiſch ijt ein Wechjel mit Hhpothel ein 
Widerjpruch, denn der Wechjel ift der Träger des Perſonalkredits. 

13) Bei dem Inhaberpapier bat der Befiter gemäß $$ 806, 1006 (Bd. 1 
$ 196 U23) die volle Verfügungmacht. 

‚„14) Der Ausfteller des Inhaberpapieres darf (es ift jein Necht, nicht feine 
Pflicht, 5793 I) die Legitimation des Inhabers der Urkunde beftreiten und Die 
Erfüllung ablehnen, indem er 3.8. beweiſt, daß der Inhaber die Schuldver- 
ſchreibung dem Berechtigten geitohlen hat (Bb.1 $ 196 A 27,44). Ebenfo kann 
der Ausſteller des Wechſels 3.8. die Echtheit der Unterfchrift unter einem der 
Indofjamente beſtreiten. 
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ſpruch des Inhabers unwirkſam ſei. Da im übrigen der Anſpruch des gegen: 
wärtigen Befigers ein jelbjtändiger ift und fich nicht aus dem Rechte des erjten 
Ermwerbers oder der Zwifchenmänner ableitet, jo kann der Schuldner ihm nur 
ſolche Einwendungen entgegenjtellen, die ſich entweder auf die Gültigkeit der 
Ausftellung und bei Drderpapieren auch der Begebung der Schuldurkunde 
gründen oder fih aus dem Inhalte der Urkunde jelbjt ergeben oder dem 
Schuldner aus jeinen Rechtsbeziehungen zu dem gegenwärtigen Gläubiger 
äujtehen.?® 

3. Für die Begründung der dinglichen Belaftung gelten zunächſt die all- 
gemeinen Regeln der Sicherunghypothef. 

a) Zur Beitellung einer Jnhaberhypothef genügt die einfeitige Er: 
Härung des Eigentümers dem Grundbuchamt gegenüber, daß er die Eintragung der 
Hypothek bewillige, und der Vollzug der Eintragung in dem Grundbuche.““ Da 
ein perjönlich beftimmter Gläubiger weder vorhanden ift, noch die Hypothet 
jpäter an eine bejtimmte Perfon gebunden werden fol, jo erfolgt die Ein- 
tragung ohne Namenangabe auf den jeweiligen Inhaber der Schulöver: 
ſchreibung.“ Der Grundbuchbeamte darf die Eintragung nur vornehmen, 
wenn ihm die Erteilung der ftaatlihen Genehmigung in rechter Form nad: 
gewiefen ift, wonach der Eigentümer die von ihm bezeichneten Schulover- 
ihreibungen auf den Inhaber in Verkehr bringen darf. Die Schuldver: 
ihreibungen jelbjt find ihm dagegen nicht vorzulegen." 1. Eine derartige 
WO wird regelmäßig nur für eine größere Anleihe beftellt, die zum Zwecke 


15) 8796; 66B gg 364 f.; Wechjelordnung Art. 82. 3d.1 8196 A 46. 

16) 811881. Die Inhaberhypothek wird jehr felten angewandt. 

. 17) 8264,191. Bergl. A20. In der Praxis wird fie meift auf den 
erjten Inhaber eingetragen, der zugleich Treuhänder (A 31,40) iſt. 

15) Die Pflicht des Grumdbuchbeamten, die Rechtbeſtändigkeit feiner Ein; 
tragungen zu prüfen, ift unbejtritten (oben b 55 Nr.4). Allerdings jtellt $ 795 
das Erfordernis der Genehmigung ausdrüdlih nur für das Inverkehrbringen 
der Inhaberſchuldverſchreibungen auf. Die Eintragung der Hypothek bringt die 
Inhaberpapiere noch nicht in den Verkehr; aber ihre Zweckbeſtimmung iſt darauf 
gerichtet. Der Grumdbuchbeamte hat die Berfügungmadt des Antragen- 
den zu prüfen; aus dem Inhalte des Antrags ergibt jich, daß die Hypothek für 
Inhaberſchuldverſchreibungen eingetragen werden joll, und aus $ 795 folgt, daß 
jotwohl die Inhaberpapiere, als auch wegen ihrer Natur als Siderung- 
hypothet die für jene beftellte WH nichtig ijt, wenn die Verfügungmacht des 
Eigentümers nicht durch die jtaatlide Genehmigung ergänzt worden ift. Die 
Eintragung einer nichtigen Hypothek zu verhüten, iſt die Pflicht des Grundbuch— 
beamten, Der Fall liegt ebenfo, wie wenn ein Wormund ohne die nach $ 1821 
Nr. 1 erforderlice Genehmigung des Vormundichaftgerichtes eine Hypothek auf 
dem Grunditüd des Mündels eintragen laflen wollte. Für Prüfungpflicht 
des Grundbuchbeamten: Turnau-Förſter 1, 701; Kober zu $ 1188; ; 
dagegen Pland 3, 615; Fuchs 1, 607, W. Cohn 16. Ebento tft zu ent 
Salle des 8 1195; unten $ 132 U 25. Anders bei der Orderhypothet 
19) Nah GBO 8 441 find fie dagegen vorzulegen, wenn ipäte 
— — z. B. durch Verzicht auf die WH erfolgen ſoll; dieſe iſt auf 
Ichumde zu vermerlen. OLG 6, 105; Turnau-Forfter 1, 821. Vergl. aber A 38. 
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der Begebung in Teiljchuldverfchreibungen auf den Inhaber zerlegt wird. In 
diejen Falle braucht nicht für die Forderung aus jeder einzelnen Inhaberſchuld— 
verjchreibung eine bejondere Hypothek im Grundbuch eingetragen zu werden. 
Es genügt die Angabe des Gejamtbetrags der Hypothek und der Anzahl und 
Beträge der Teile.” Die Inhaberhypothek entjteht mit voller Wirkung erjt 
dadurch, daß die Inhaberſchuldverſchreibung in die Hand eines Dritten ge: 
langt; dazu ift weder ein obligatorijcher noch ein dinglicher Vertrag erforder: 
lich.“ Bis dahin befteht eine tranfitorifche Eigentümergrundfhuld.”? Da 
die Hypothek durchaus dem dinglichen Rechte an dem Inhaberpapiere folgt, 
geht fie mitjamt dem Forderungrechte ohne weitere Vorausfegung auf den 
Erwerber der Urkunde über; und zwar entjtehen beide Nechte in feiner Perjon 
jelbjtändig und unabhängig von dem Rechte der bisherigen Inhaber der Ur: 
kunde, weil aus dem Eigentum an dem Inhaberpapier ſich Gläubigerrecht und 
Forderung ableiten.” Dementjprechend erfolgt die Pfändung der verbrieften For- 
derung mitjamt der Hypothek dadurch, daß der Gerichtvollzieher das Inhaberpapier 
in Befig nimmt.?* Die Gebundenheit des Grundpfandes an das Forderung: 
recht bewirkt, daß ein unbekannter Gläubiger mit jeinem Hypothekenrecht nur 
dann im Aufgebotverfahren ausgeſchloſſen werden kann, wenn aud die Vor: 


legungfrift für die Schuldverfchreibung auf den Inhaber abgelaufen ift.® 

20) GBO g 51 I ergänzend zu BGB $ 1115; RA 2, 147, 86322 D 28, 
Vergl. bereits preuß. Geſ. 19.8.1895 820, wonach eine Bahnpfandichuld bon 
Brivatbahnen obne Bezeihnung der Gläubiger in dad Bahngrund— 
buch eingetragen werden fann, wenn die Schuld in Teilfchuldverfchreibungen auf 
den Inhaber zerlegt worden iſt; diefe Vorſchrift iſt jeßt durch Gef. 11.6.1902 
$ 18 erießt. — Der Antrag auf Beitellung einer Inhaberhhpothek Tautet daher 
regelmäßig jo. Für die Zeche A. iſt die Aufnahme einer Anleihe von 10 Mill. 
Mark beichlofien; über diefen Betraa jind nach Erteilung der ftaatlichen Ge- 
nehmigung auf den Inhaber lautende Schuldverfchreibungen don verjchiedenen 
Beträgen ausgefertigt worden. Für den Gefamtbetrag von 10 Mill. Marf bejtellt 
die Zeche A. an ihrem im Grumdbud von B. (genaue Angabe bon Buch und 
Blatt) eingetragenen Bergwerkeigentum eine Sicherunghypothek; fie bewilligt und 
beantragt deren Eintragung in dad Grundbuch. — Hier tritt deutlich hervor, 
dab von der Eintragung der Namen der einzelnen Erwerber feine Rede jein fann. 
Für jeden Teilbetrag haftet die ganze Hypothek und außerdem haftet die Schuldnerin 
für die Einlöfung jeder Schuldverfchreibung mit ihrem gefamten Vermögen. Die 
Finanzierung und Unterbringung folder Anleihen wird regelmäßig von einer 
Bank übernommen; die Hypothel wird dann auf ihren Namen eingetragen. 

21) Nach 704 iſt eine Begebung nicht erforderlich. Auch die eigenhändige 
Unterſchrift an * durch mechaniſche Vervielfältigung der Namenzüge erſetzt 
werden; $ 7931 

22) Oben 116 A 32; Jacobi 342; W. Cohn 21. Erwirbt jpäter der 
Gigentümer, der zugleich perfönticher Schuldner ift, eine Teilfchuldverfchreibung, 
fo ruht zwar das Forderimgrecht der Ausübung nad, es beſteht aber gleichwohl 
als dverbrieftes derart fort, dab es un die Hypothek erhält. Die Annahme, dat 
eine Hypothek des Eigentümers nach 8 1177 II vorliege, ſcheint mir nicht be— 
gründet. Bergl. ebenſo %. Burdaeh, > Teilfchuldverjchreibungen (Feitgabe für 









Bu rnburg, Berlin 1900), 

fe 23) Bd. 1 $ 196 Nr.2 5; oben As 

8 98, 4) Mithin als beivegliche Sache; ERO $ 808, vergl. $ 828, 
8. —8 
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b) Eine Orderhypothef wird beitellt durch die Eintragung des erjten 
Släubigers, die auf Grund des mit diefem gefchlofjenen dinglichen Vertrags 
erfolgt und unter Bezugnahme auf das Drderpapier den Zuſatz enthält, daß 
Hypothefenberechtigter ift der mit Namen genannte Gläubiger oder der Durch In— 
dofjament legitimierte Inhaber des Drderpapiers.* Auch dieje Hypotbet 
kann für indofjable kaufmännische Teilfhuldverfchreibungen beftellt werden; 
es genügt dann, daß der Gefamtbetrag der Hypothek unter Angabe des Be- 
trages, der Anzahl und der Bezeichnung der Teile eingetragen wird.” Der 
erite Gläubiger erwirbt die Forderung mitjamt der Hypothek durch die Be- 
gründung des Forderungrechts unter Begebung des Orderpapieres; die Über— 
tragung gejchieht durch Abtretung der Forderung unter Aushändigung des 
auf den Erwerber indofjierten Papieres.?* 


ec) Gegen den dinglichen Beſtand der Inhaber: und Orderhypothek können 
Einwendungen darauf gegründet werden, daß die Eintragung der Oypotbet 
an einem beftinmten Mangel leide oder daß die Eintragungbewilligung oder 
der dinglihe Vertrag unwirkſam geweſen iſt.“ 


25) 88 1188 II, 1170, 801; ERO 9861; oben 878 Nr. 1 und ®b.1 
©. 872, 8196 U 58. 

26) Oben A8; OLG4,191. Das Gefeß fehweigt. . 

27) Aus GBO g 511, der dies nur für die Inhaberhypothek ausſpricht, 
ijt fein Gegengrund zu entnehmen; denn jene befondere Vorfchrift follte lediglich 
den etiva aus BGB 1115 zu erhebenden Bedenken wegen des Mangels einer 
Angabe des Gläubiger begegnen. Hier dagegen wird ein Gläubiger jogar mit 
Namen genannt. Die Eintragung des Gejamtbetrages entjpricht der bisher all- 
gemein fejtgehaltenen Übung. So auch RJA 2,149. Die VBejtellung einer der: 
artigen Orderhypothek findet im großen Geldverfehre um fo bvieljeitigere An- 
wendung, als es der nah BGB 8795 vorgefehenen jtaatliden Genehmigung 
zur Musgabe von Orderteilfchuldverjchreibungen nicht bedarf. Die Aftiengejell- 
ſchaft U. beabfichtigt eine Anleihe von 2 Mill. Markt aufzunehmen, die fie in 
Schuldverjchreibungen von je 1000 Mark zerlegen will. Zur Sicherheit für die 
Anleihe wird auf beftimmte Grundjtüde eine Sicherunghypothek gelegt. Die 
Finanzierung wird von der Bank B. übernommen und diefer wird die Hbpo- 
thef bejtellt, die dann auf alle durch Indoſſament (oder die Reihe der bon der 
Bank B. abgeleiteten Indoſſamente) legitimierten Inhabern einer Teilfchuldverjchrei: 
bung übergeht. Zugleich wird feitgejtellt, daß die Forderung aus jeder einzelnen 
Teilfehuldverichreibung mit gleihem Rechte wie alle anderen Forderungen an der 
gefamten Sicherungbupothet teilnimmt. — Nah HGB $363 12 fünnen jolde 
Zeilfehuldverfchreibungen nur dann an Order gejtellt und durch Andofjament 
übertragen werden, wenn fie von einem Kaufmann ausgeſtellt find. 

23) Die einzelnen Grundfäße find diefelben wie nach Wechſelrecht. Vergl. 
Brunner und Cohn in W. Endemann, Handb. des HR 8,186 und 1108. fiber 
die Einwendungen gegen den perjönlichen Anfpruch oben A15. Pfän— 
dung des Orderpapieres nad CPO $ 531 erfolgt dadurch, daß der Gericht: 
bollzieher das Papier in Bejig nimmt. 

29) Dieje Einwendungen wirken gegen den erjten Gläubiger wie gegen 
jeden Rechtsnachfolger nach den oben $129 U 26F. dargeitellten Grundfägen. 
Vergl. > 1, 610; Oberned 971. Durch GBO 840 I wird Fürforge getroffen, 
dab nachträgliche Rechtsänderungen auf dem Wertpapiere vermerkt werden follen 
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4. Soll eine Verfügung über die WH getroffen, 3.8. eine Parzelle zum 
Zwede der Veräußerung von der Pfandhaftung befreit werden, jo bedarf es 
außer der Eintragung noch der Einigung zwifchen dem Schuldner und ſämtlichen 
Gläubigen. in derartiges Zuſammenwirken der Gläubiger ijt praktiſch 
bejonders dann ausgeſchloſſen, wenn die Sicherunghypothet für eine Anleihe 
bejtellt ift, die in zahlreiche Teilſchuldverſchreibungen zerfällt.” Und jelbjt 
wenn alle gegenwärtigen Inhaber und Jndofjatare auffindig gemacht werden 
könnten, würden ſich ihrer gemeinfamen Beſchlußfaſſung wie dem Nachweije 
ihrer Berechtigung gegenüber dem Grundbuchamte unüberwindliche Schwierig: 
feiten entgegenftellen, und dies Verfahren würde gerade in Notfällen, wo 
raſches Eingreifen erforderlich ift, völlig verfagen. Darum erjcheint hier die 
Heranziehung eines Vertreters ſchlechthin unentbehrlid. Seine Bejtellung 
wird im Geſetz durch befondere Normen angeregt und geordnet. 

a) Nah dem BGB kann ein ſog. Grundbudhvertreter mit einer 
ſolchen Vertretungmacht ausgeſtattet werden, daß er beſtimmte Verfügungen 
über die Hypothek mit voller Wirkung für und gegen die jeweiligen, derzeitigen 
oder ſpäteren, Gläubiger treffen und den dinglichen Anſpruch aus der Hypothek 
geltend machen darf.” Seine Befugniſſe können im einzelnen aufgezählt, er: 
weitert oder beſchränkt werden, aud die Erteilung einer allgemeinen Ver: 
tretungmacht ijt zuläffig; das BGB läßt den Verkehrintereſſen hier freien 
Spielraum ; doch ift zu beachten, daß jede Vollmadhterteilung ihre Grenze findet 
an den eigenen Rechtsbefuanifien des Machtgebers.”? Der Vertreter iſt ins: 


und damit dem fpäteren Eriverber gegenüber fundbar werden. Damit wird aber 
leineswegs der dingliche Beſtand der Hypothek maßgebend verlautbart; dem In— 
halte des Wertpapieres wird nicht deshalb öffentlicher Glaube zugesichert, weil der 
Grundbuchbeamte darin Vermerfe eintragen fol. 

30) Im Verfehre werden diefe, nach dem Sprachgebrauch der Börfe im 
Widerfpruch mit der juriftiichen Bedeutung des Wortes ala „Obligationen“ 
bezeichneten, hypothekariſch gejicherten Teilfchuldverfchreibungen als bevorzugte 
Anlagewverte ertvorben. Der Private befindet fich über die Rechtslage meiſt völlig 
im unklaren und entbehrt regelmäßig der Stenntniffe, die zur Wahrung und 
Durhführung des Hhpothefenrechtes erforderlich wären. 

31) 8118911 gibt damit feine gejeßliche Umgrenzung der Vertretung: 
macht; er jagt weder, daß die Vollmacht nur jene Befugniſſe umfaſſen dürfte, 
noh dag einem Grundbucwertreter ſtets und mindejtens die angeführten Be— 
fugniſſe zuſtehen. Insbefondere iſt auch die Frage, ob ein Vertreter bejtellt 
werden joll, der freien Entichliegung nach der jeweiligen Anterejienlage unterftellt. 

32) Als befonders wichtige Vefugnifje find hervorzuheben: das Recht zur 
Erhebung des dinglichen Anſpruchs aus der Hhpothef auch im Wege des Pro- 
zefles und zur Vetreibung der Ziwangvollitredung; zur Entgegennahme der 
Zahlung des Erlöſes iſt er aber ſchon deshalb nicht befugt, weil er die Wert— 
papiere, gegen die die Zahlung zu leiſten iſt, nicht in Beſitz hat. Unter den Ver— 
fügungen, die dem Vertreter zujtehen und obliegen, find hervorzuheben: die Kün— 
digung der Hypothek ijt von ihm und gegen ihn zu erflären; ebenfo die die Hypo— 
thef betreffenden Zuſtellungen; Veränderungen in dem dinglichen Beſtande ber 
Hyhpothek insbefondere buch Entpfändung einer Parzelle, die 3.8. veräußert 
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befondere auch dem Grundbuchamte gegenüber legitimiert, zur Erwirkung der 
ihm zuftehenden Verfügungen über die Hypothek felbjtändig die erforderlichen 
Eintragungbewilligungen zu erklären und Anträge zu ftellen; hierzu bedarf er, 
und das iſt einer der wichtigften Zwecke jeiner Ernennung, der Vorlegung der 
Snhaberjchuldverichreibungen oder der Orderpapiere nicht.” Gegen ihn find 
auch die gerichtlichen Entjcheidungen, die auf eine Rechtsänderung der Hypothel 
abzielen, zu richten und zu erwirfen.’* 


b) Zur Beftätigung und Kundbarmachung diefer Vertreiungmacht jind 
der Name des Vertreters, feine Beitellung und die Bejtimmungen über den 
Umfang feiner Vollmacht in das Grundbuch einzutragen.” Als Vertreter 
kann auch eine juriftifche Perſon beftellt werden.” Die Beftellung des Grund: 
buchvertreters hat die Natur eines dinglichen Vertrages, denn fie iſt auf die 
Bewirtung einer Anderung oder bejonderen Geftaltung des Rechtsbejtandes 
der WH durch Eintragung im Grundbuch gerichtet. Handelt es fi, was im 
Verkehr die Regel bildet, um eine Orderhypothek, jo muß der dingliche Ver— 
trag mit dem erjten Nehmer, 3.8. der die Anleihe übernehmenden Bank, ge: 
ihloffen werden; in ihn tritt dann jeder Indoſſatar durch den Erwerb Des 


werden joll; Änderungen des Ranges oder Anhaltes der Hhpothef. Bor allem 
bat er auch die Rechte aus 88 1133 f. wahrzunehmen und eine Gefährdung Der 
Sicherheit der Hypothek abzuwehren. Dagegen fcheidet die Geltendmahung Des 
perſönlichen Anfpruchs völlig aus; diefe fteht mur dem jeweiligen Gläubiger zu. 

Die Zufammenjtellung der im BGB über den Vertreter enthaltenen Bor: 
Ichriften gibt folgendes Bild: 1. Es muß eine Hypothek nach $ 1187 bejtellt fein. 
2, Die Beitellung eines Vertreters iit dem Belieben des Eigentümers und des 
Gläubigers überlaflen. 3. Die Beſtellung erfolgt „für“ den Gläubiger, d.h. in 
jeinem Intereſſe. 4. Der Bertreter wird für den jeweiligen Gläubiger bejtellt. d. Deu 
Umfang der Vertretungmacht kennzeichnet das Gefeß dahin: der Vertreter fann 
a) Verfügungen über die Hypothek treffen; und b) Den Gläubiger bei Geltend- 
machung der Hypothek vertreten. 6, Die Verfügungen des Vertreters wirken audı 
für und gegen alle fpäteren Gläubiger. 7. Seine Beitellung muß eingetragen 
jein. 8. Der Gigentümer kann eine Handlung von dem Vertreter verlangen, 
wenn: a) Der Eigentümer diefe Handlung vom Gläubiger verlangen fann; b) der 
Gläubiger dem Vertreter die Befugnis zur Vornahme diefer Handlung gegeben 
hat. 9. Der Vertreter bedarf zu Verfügungen nicht der Vorlegung des Bapieres 
beim Grundbuchamte; GBUO g 44 II. Vergl. Hachenburg, Beiträge 155; W. Cohn 
27. Vergl. über die Erweiterung der Befugnifje des Grundbuchvertreters 
unten Ab2f. 

33) GBO $44II; vergl. A19. Dasfelbe gilt beim Sciffpfandredhte, 
368 $ 1121. 

34) Darauf verweiſt au GBO 844 II. Er iſt auch gemäß GBO $ 55 
on allen Eintragungen zu benachrichtigen; Turnau-Förſter 2, 273. 

35) BGB 81189 12. Bezugnahme auf die Eintragungbewilligung gemäß 
8874 ericheint mir, foweit es ſich um die Ungabe des Vollmachtumfanges bandelt, 
zuläflig. Vergl. A 51. 

.. 6) So 3. B. die die Anleihe emittierende Bank oder die Treuband- 
gerellichaft zu Berlin. Dies iſt allgemein üblich. Nicht dagegen eine Gefellichaft 
des bürgerlichen Rechtes, denn ſie jtellt feine eigene Nechtöperfönlichkeit dar. Ob 
eine offene Handelsgeſellſchaft Vertreter fein fanıı, ericheint zweifelhaft. 
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Drverpapieres ein.” Bei der Jnhaberhypothet dagegen genügt wie zur Be: 
jtellung der Hypothek jo auch zu der eines Vertreters die einjeitige Erklärung 
des Eigentümers dem Grundbuchamte gegenüber in Verbindung mit der Ein- 
tragung.“ Die Beltellung des Vertreters kann jederzeit erfolgen; üblich ift, 
daß fie bereits in die Anleihebeftimmungen aufgenommen wird, durch Bes 
gebung und Erwerb der Teiljhuldverjchreibungen wird dann zugleich der ding: 
lihe Vertrag über die Bejtellung des dort genannten Vertreters geſchloſſen.“ 
Das Befremdende bei dieſem Bejtellungvorgange tft dies, daß der Eigentümer 
nach eigenem Intereſſe den ausmwählt, der ihm gegenüber die Nechte der Gläu— 
biger aus der Inhaberhypothek vertreten joll. Hieraus ergibt ſich ein weiterer 
Grund für die Bevorzugung der Orderhypothek, weil bei ihr der erjte Nehmer 
darauf dringen kann, daß ein geeigneter und unabhängiger Vertreter beitellt werde. 

c) Der Grundbuchvertreter hat die Rechtitellung eines Treuhän— 
ders: er übt die ihm anvertraute Rechtsmacht in eigenem Namen zum 
Schutze fremder Jnterefien aus. 1. Er handelt nicht als Vertreter aus fremden 
Rechte, jondern er hat die jelbjtändige Verfügungmacht über die mit der Wert- 
papierhypothef der Gläubiger verknüpften dinglichen Nechte, die aber inhaltlich 
durch die Beitimmung, die Machtbefugniife nur im Intereſſe der Gläubiger 
auszuüben, gebunden wird. Er handelt mithin kraft einer, im Sinne des 
bürgerlichen Rechtes verjtandenen, amtlichen Nepräjentativbefugnis; und dies 
erklärt, weshalb Die von ihm oder gegen ihn erwirkten Verfügungen, Urteile, 
Vollftredungmaßregeln für und gegen die repräfentierten Gläubiger wirken.“ 
Zur vollen Würdigung der Nechtslage muß aber noch folgendes beachtet 
werden. Die Vertretungmacht wird allerdings durch Rechtsgeſchäft nach freier 
Wahl begründet, fie hat aber feineswegs bloß die Wirkung einer rechts— 
geihäftlichen Vollmachtgebung ; denn ſonſt würde der Treuhänder nur über die 
Rechte der Gläubiger verfügen, die ihn bejtellt haben. Daß er alle jeweiligen 


37) Bergl. oben U 26 f. Das Gejeß übergeht gerade diefen wichtigiten Fall. 

35) Dies unter Anwendung des $ 11581, oben A16F. 

39) Denn es ift gleichgültig, tvo der dingliche Vertrag beurfundet ift; und 
er kann der Eintragung auch nacfolgen. 

40) U. Schulge, her. 3. 43, 1. 

41) Die nächſte Analogie gibt m. E. die Stellung des Zwangverwalters; 
oben $ 127 U 56 und über die Nepräjentativjtellung im Prozefje Bd. 1 — 
A 17. Der Grundbuchvertreter ſteht jedoch nicht wie der Zivangverwalter, Pfleger, 
Zejtamentvollitreder, Konfursverwalter unter der Aufficht und Strafgewalt eines 
Gerichtes. Ferner iſt er nicht der alleinige Verfügungberechtigte unter Aus» 
Tchlu der Gläubiger; diefe dürfen vielmehr neben ihm und ſogar im Wider: 
ſpruch mit feinen Verfügungen die Rechte aus der Hypothek geltend machen (RG 
>22, 61; 31, 90; Brot. 3, 670; Henle 147; W. Cohn 28, 35). Der Dritte, der 
3-2. ein Recht an der Hypothek erwerben will, muß alfo mit zwei Berechtigten 
rechnen; ein all, der ſich auch 3.8. auf Grund des BOB $ 115, FGG $H 61 er- 
eignen fann; darüber unten $ 214. 
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und auch die künftigen Gläubiger vepräfentiert und jogar einfeitig vom Eigen: 
tümer mit diefer Repräfentationbefugnis ausgeftattet werden kann, Das beruht 
auf einem bejonderen Gejegesbefehl: einem unbeteiligten Dritten kann eine 
dinglide Verfügungmadt über die Wertpapierhypothef eingeräumt 
werden; die daraufhin getroffenen Verfügungen ergreifen das dingliche Recht 
an der Hypothek mit objektiver und darum auch alle Rectsnachfolger der 
Hypothefengläubiger bindender Wirkung.“ 2. Die Stellung des Treuhänders 
als Repräjentanten des Gläubigers begründet für ihn zugleich die Verpflichtung, 
ſolche Verfügungen vorzunehmen, die der Eigentümer von dem Gläubiger ver: 
langen kann und die in den Umkreis feiner Vertretungmadht fallen.“ Nur 
auf dieſe Weife ift die ſachgemäße und rechtzeitige Durhführung z.B. di 
Anſpruchs auf Eintragung einer Berichtigung, Ummwandelung der Hypothel, 
Entpfändung eines Grundftücteiles dem Eigentümer gewährleiftet. 3. Die 
inneren Rechtsbeziehungen zwifchen dem Treuhänder und den jeweiligen Gläu: 
bigern unterjtehen den Grundjägen des Arbeitvertrages. Hiernach iſt feine 
Pflicht und Verantwortlichkeit zu jorgfältiger Gejhäftbejorgung, zur Reden: 
Ihaftlegung u. dergl. abzumejjen und zu beurteilen, ob und unter welden 
VBorausjegungen jeine Bejtellung widerrufen werden fann.** 

5. Ein Grundbuchvertreter kann nad dem BGB nur beftellt werden, 
wenn eine Wertpapierhypothet nach den VBorfchriften des BGB eingetragen 
iſt.“ Das Bedürfnis bejteht aber, daß die Gläubiger von Teiljehuldver: 


42) Diefe dingliche Verfügungmacht über ein fremdes Liegenjchaftredt jteli 
das Gegenbild zu der dinglichen Verfügungbefchränkung dar. Darum ijt fie em 
tragungbedürftig; wäre der dem $ 1159 zugrunde liegende Rechtſatz vollig aus 
gedacht, jo würde der Nachdruck darauf gelegt worden fein: daß das Verfügung: 
recht des Vertreters im Grundbuch eingetragen werden muß, damit Die Legiti— 
mation des Vertreters dem Grundbuchamte gegenüber feitgejtellt und das Redt 
Dritten gegenüber nach $ 892 12 wirkſam fei. — Die Zuläffigfeit eines derartigen 
bejonderen dinglichen Rechtes mußte wegen des Grundjaßes der Geſchloſſenheit 
der Sachenrechte im Geſetz ausdrüdlich fejtgeftellt werden. Nur die Auffaflung, 
daß es fih um ein Recht an der Wertpapierhypothet handelt, er 
flärt die Überleitung der Verfügungwirkung auf alle Gläubiger, wenn der Ver— 
treter einfeitig vom Eigentümer bejtellt iſt (A 38), und allgemein die Wirkung 
gegenüber den NRectsnacfolgern. Die Analogie dafür bietet F 1010. Auf em 
obligatorifche Grundlage kann diefe Nechtöfolge deshalb nicht geſtützt merden, 
weil die Gläubiger weder eine juriftifche Perſon, noch irgend eine fonftige Per 
jonengejamtbeit bilden; fie jtehen nur in Verbindung miteinander als dinglich 
berechtigte Teilhaber an derjelben Hypothek. 

43) $ 1189 II. 

44) Das BGB gibt hierüber feinerlei Auskunft. Ein reines Auftrag 
verhältnis, das zu beliebigem Widerruf berechtigte, liegt jedenfalls micht ver. 
Auch das fann bezweifelt werden, ob in dem Falle, wo der Eigentümer den Ber: 
treter einfeitig beitellt hat, ein Arbeitpvertrag geſchloſſen iſt. Aber ein ver- 
tragartiges Verpflichtungverhältnis iſt jedenfall begründet; die Analogie mit der 
Haftung des Zwangberwalters (oben $ 127 U 58 f.) dürfte diefe Annahme recht⸗ 
fertigen. — Vergl. dazu insbefondere U 583. 

45) Daraus ergibt fich zugleich das Erfordernis, daß gemäß des Landei- 
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ihreibungen ihre gemeinfamen Intereſſen gegenüber dem Schuldner auch 
dann durch die Beitellung eines Bevollmächtigten fichern, wenn die verbrieften 
Forderungen jener bypothefarifchen Sicherung entbehren. Die praktifche 
Schwierigkeit, die große Anzahl der in feinem rechtlichen Zufammenhang mit: 
einander ftehenden Gläubiger zu einem einhelligen Bejchluffe über die Voll: 
machterteilung zufammenzubringen, hat die Aushilfe durch ein bejonderes 
Reichsgeſetz““ herausgefordert. Danach) wird der Gläubigerverfammlung “ 
das Recht verliehen, Mehrheitbeſchlüſſe mit verbindlicher Kraft für alle 
Gläubiger zu faſſen und insbefondere zur Wahrnehmung ihrer Rechte einen 
gemeinfamen Vertreter für alle Gläubiger zu beftellen.** Die Rechte der 
Gläubigerverfammlung und damit die Vollmacht des Vertreters find kraft 
Geſetzes beftimmten Beichränktungen unterworfen ;* fie dürfen andererfeits aber 
durch die Anleihebedingungen nicht weiter bejchränft oder ausgeſchloſſen 
werden.” Die Beſchränkung der Befugniffe diefes „Gläubigerver— 
treters“ macht es erforderlich, daß für die weitergehenden Intereſſen der 


rechtes das Grundbuch als angelegt anzufehen ijt; denn vorher ift auch das BGB 
nicht in Kraft getreten. Vergl. aber A 51. 

46) Reichsgeſ. betr. die gemeinfamen Rechte der Beſitzer von Schuldver- 
ſchreibungen 4.12.1899. Darüber: v. Bechmann, DYZ 5, 511; Kommentar bon 
8. d. Zimmermann 1901; dort auch die weitere Literatur. 

47) Sie wird vom Schuldner berufen; die Gläubiger fönnen unter be— 
ſtimmten Vorausfegungen dies vom Schuldner verlangen ($ 3), andernfalld fann 
das Amtsgericht die Antragiteller zur Berufung ermächtigen ($ 4), oder die etwa 
beitebende ftaatliche NAuffichtbehörde beruft die Verfammlung oder ordnet die 
Berufung durch den Schuldner an (85). Offentliche Bekanntmachung der Be— 
rufung und des Ziwed3 der Verfammlung ($$ 6, 7). 

48) Der grundlegende * des Reichsgeſetzes lautet: (I) Sind von jemand, 
der im Inlande feinen Wohnſitz oder feine gewerbliche Niederlaffung hat, im An: 
lande Schuldverfchreibungen mit im voraus beitimmten Nennwerten — 
die nach dem Verhältniſſe dieſer Werte den Gläubigern gleiche Rechte gewähren, 
und betragen die Nennwerte der ausgegebenen Schuldverſchreibungen zuſammen 
mindeſtens dreihunderttauſend Mark und die Zahl der ausgegebenen Stücke min— 
deſtens dreihundert, ſo haben die Beſchlüſſe, welche von einer Verſammlung der 
Gläubiger aus dieſen Schuldverſchreibungen zur Wahrung ihrer gemeinſamen 
Intereſſen gefaßt werden, nach Maßgabe dieſes Geſetzes verbindliche Kraft für 
alle Gläubiger der bezeichneten Art. (II) Die Verſammlung kann insbeſondere 
zur Wahrnehmung der Rechte der Gläubiger einen gemeinſamen Vertreter für 
dieſe beſtellen. (111) Eine Verpflichtung zu Leiſtungen lann für die Gläubiger 
durch Beſchluß der Gläubigerverſammlung nicht begründet werden. 

49) Die Aufgabe oder Beſchränkung von Rechten der Gläubiger, Ermäßigung 
des Zinsfußes, Stundungbewilligung dürfen nur zur Abwendung einer Zahlung: 
einjtellung oder des Konkurſes des Schuldners bejichloffen werden (8 11); foldher 
Beſchluß muß für alle Gläubiger die gleihen Bedingungen fegen (812). Be: 
ſtätigung durch die ftaatliche Auffichtbehörde (813). Die Folgerungen auf die 
Veichränfung der Befugniffe des Vertreters zieht $ 14; der Vertreter bat im 
Progeſſe die Stellung eines geſetzlichen Vertreters; er darf jederzeit von der 
Gläubigerverſammlung abberufen werden. — Über das Verfahren im Kalle des 
Konfurjes des Schuldners 8 18, 

50) Reichsgeſ. $ 20. 
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Gläubiger auf andere Weile Sorge getragen wird. Dementiprechend be 
ftimmt das Geſetz, daß durch die Beftellung des genannten Gläubigervertreiers 
die Befuaniffe und Verpflichtungen des nach dem BGB bejtellten Grundbud: 
vertreters oder eines auf Grund der Anleihebedingungen beftellten bejonderen 
Vertreters nicht berührt werden.” Das Reichögefeg areift zugleich ergänzend 
in das BGB ein. Sowohl der Grundbuchvertreter als auch der durch Die An- 
leihebedingungen bejtellte Vertreter haben das Net, die Berufung einer 
Gläubigerverfammlung und die Ankündigung von Gegenjtänden zur Beſchluß— 
faffung zu verlangen.” Crlangen damit die Vertreter eine beftinmte Ein: 
wirkung auf die Gläubigerverfammlung, jo foll umgekehrt diefe in der Lane 
fein, die Vertreter zur ordnungmäßigen Erfüllung ihrer Pflichten anzubalten. 
Zu diefem Zwecke wird vorgefchrieben, dak das Amtsgericht, in deſſen Bezirt 
der Schuldner feinen Wohnſitz oder feine gewerbliche Nieverlaffung hat, auf 
Antrag von Gläubigern, deren Schuldverfchreibungen zufammen den fünften 
Teil des Gefamtbetrags der im Umlauf befindlichen Schuldverfchreibungen 
erreichen, den Grundbuchvertreter oder den auf Grund der Anleihebedingungen 
beftellten Vertreter abberufen kann, fofern dazu ein wichtiger Grumd vor: 
Tiegt.’® 54 
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1. Nah dem BGB kann eine Hypothek wirkſam für eine bedingte und 
fünftige Yorderung bejtellt werden." Danach muß es auch als zuläffig er: 
jheinen, die Eintragung einer Hypothek für eine Forderung zu erwirken, deren 


51) So 8161. Diefer Paragraph wurde auf Antrag der Regierung ein 
gefügt, nachdem gegen ihren Widerfpruch der Reichstag die Beſchränkungen der 
Rechte in 88 11, 14 (A 49) beſchloſſen hatte. Nach 8 17 gilt Dasfelbe, wenn bor 
Anfrafttreten des BGB nad) Landesgeſetz ein Vertreter durch Eintragung in ein 
Shpothefenbud u. dergl. beitellt ijt; auch auf ihn follen BGB 8 1150 und GBC 
8441 Antvendung finden, 

52) Reichsgeſ. $ 16.11. 

53) Reichsgeſ. $ 16 I. Vorher find, wenn tunlich, der Vertreter umd der 
Schuldner zu hören; gegen die Verfügung findet fofortige Beſchwerde ftatt; und 
zwar nad FEG 822 F,, denn dieſe Angelegenheit ift Durch Reichsgeſetz den Ge— 
richten übertragen (FOG 1). — Ob ein Grund jo wichtig tit, daß er die 
Abberufung (das BGB fpricht nur von Entlaffung, $$ 1790, 1799, 1827, 1347. 
1871, 2227) rechtfertigt, unterfteht dem freien richterlihen Ermeflen. Tas 
Geſetz trifft in dieſer Vorausfeßung überein mit der für die Kündigung bei dem 
Dienitvertrage aufgeitellten Vorausſetzung (88 626, 627), und es umteritellt da- 
mit, dak auch der Grundbuchbertreter und der auf Grund der Anleibebedingungen 
beitellte Qertreter beitimmte VWerpflidtungen zur Fürforge übernehmen, 
deren Verlegung ihre Abberufung begründet, Vergl. Bd.1 8174 A539. 

54) E3 fei darauf bingemwiefen, daß der fraft des Hhpotbefenbanfgeießes 
13.7.1899 (oben 8117 434) beitellte Treuhänder eine ganz andere Stellung 
bat als der Srundbuchvertreter und die anderen oben beſprochenen Rertreter. 

1) $1113 11; oben 8115 4 54; 8116 926. 
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fünftige Entitehung bloß als möglich vorausgejegt wird, die gegenwärtig aber 
weder nad ihrer Eriftenz, noch in ihrer Höhe ficher beſtimmt werden kann. 
Das bisherige Necht wandte hierfür die Kredit:? oder die Kautionhuypothef 
an. Das BGB läßt eine Sicherunghypothek in der Geftalt einer Höchitbetrag: 
hypothek zu. 

Hierbei wird die Hypothek in der Weiſe beitellt, daß nur der Höchitbetrag, 
bis zu dem das Grumdftüd haften fol, beſtimmt wird, und die Beteiligten 
fich für eine fpätere Zeit die endgültige Feftitellung der Forderung und ihres 
Betrages vorbehalten.‘ Der Anlaß zu diefem Vorgehen beruht darin, daß 
zur Zeit der Beitellung der Hypothek es ſich noch nicht überjehen läßt, bis zu 
welchem Betrage aus den bejtehenden und künftig erwarteten Schuldverhält— 
niffen für den eingetragenen Gläubiger Forderungen erwachſen werden. Die 
Erwartung, daß Forderungen entftehen werden, und die Abſchätzung ihrer Höhe 
aründet fi regelmäßig auf ein bejtimmtes Verpflichtungverhältnis: auf einen 
Kontofurrentvertrag * oder die aus einem Krediteröffmumgvertrag erwarteten 
Darlehen, auf die Anjtellung eines Kaffierers oder des Vermwalters eines Ver: 
mögens, auf die Beitellung eines Nießbrauchs oder die Begründung eines Pacht— 
verhältniffes, auf die aus einem Werfvertrage, z. B. über den Bau eines 
Haufes, entjpringenden Forderungen. Die Angabe des Schuldarundes ent: 


2) Windfcheid 1, 8242 Nr. 3; Dernburg, röm. „Pfandr. 1871, W. Ende- 
mann, Beitichr. für HR 4, 210; Laband ebenda 9, 255; Grünbut in feiner Zeit⸗ 
ſchrift 3, 531 und in W. Endemann, Handb. des HR 3, 935; Eeuff. U. 8, 159; 
27, 11. Danach wird anerfannt, daß der Kredit als folcher und nicht die ein— 
zelnen auflaufenden Schuldpoiten den Inhalt der Hypothek bilden. Iſt der Kredit 
newäbrt, fo wird der Hypothek eine fichere Grundlage geboten, die es zugleich 
rechtfertigt, daß ihr Rang von dem Tage der Beitellung und Eintragung der 
Hypothek an rechnet. 

3) Für das preußiſche Necht: Eigentumerwerbgei. 824: eine Kaution 
bupothef fann eingetragen werden, wenn Die Größe des Anſpruchs zurzeit noch 
unbejtimmt it. Dernburg, preuß. Hwpothekenr. 200; Eccius 3, 469, Ferner 
Regelsberger, baver. Hyp.R. 843; Meibom, medlendb. Hyp.R. 130 (Ultimat— 
hwpothek; fo auch noch medl. AG 4. BGB $ 198 und 3. GVO 829: Das zur 
Sicherung einer Dienitbarfeit oder Neallaft eingetragene Ultimat). 

4) 8119011. SHadenbura, Vorträge 314; Cberned 954; CT. Wöhler, 
Höchftbetragbpp. Diſſ. Heidelb. 1904. 

5) Dies ift einer der wichtigsten Anwendungfälle. Auf Grund des Konto 
furrentvertrages dürfen die einzelnen Forderungen, die zwiſchen den Vertrag: 
genoſſen entiteben, nicht fire jich aefondert geltend gemadt werden; fie werden 
vielmehr zu einer Geſamtheit verbunden, fo dal nur da3 Schlußguthaben, 
das ſich bei Ablauf der vereinbarten Abrechnungperiode für den einen oder den 
anderen Vertraggenofien ergibt, bar zu leiſten iſt. Vergl. W.1 8146 AlG6f. 
Wenn mithin 3.8. der Kabrifant A. der Banf, mit der er in „laufender Rech— 
nung“ ſteht, eine Sicherheit durch Beitellung einer Hhpothef gewähren foll, ſo 
fann, da zurzeit noch ungewiß it, ob ſich ein Saldo zu feinen Laſten ergeben 
und wie hoch jich dieſer belaufen wird, nur eine Höchſtbetraghypothek in Betracht 
fommen. Der angefeßte Höchitbetrag gibt zugleich die Grenze an, bi zu der 
Die Bank dem U. Kredit eröffnet. 
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fpricht zwar dem Intereſſe des Gläubigers, da er zu bemweifen hat, daß ihm 
eine Forderung von bejtimmter Höhe zufteht und daß die Sicherunghypothek 
gerade für diefe Forderung beftellt iſt; das Gejek läßt aber den Beteiligten 
hierin freie Hand und fordert die Benennung des Schuldgrundes auch nicht 
zum Zwecke der Grundbucheintragung.* Demgemäß genügt jchlechthin die 
Angabe einer Summe, bis zu der einem Schuldner, z. B. zum Aufwand für 
jeinen Lebensunterhalt oder zur Zahlung von Arbeitlöhnen, Kredit eröffnet 
wird und für die er eine dingliche Sicherung beftellt. 

2. Die erwartete Forderung „entfteht” nicht bereit3 mit dem Kredit: 
eröffnungvertrage oder der Begründung eines jonjtigen Rechtsverhältnifies, aus 
dem fie fich ableiten foll oder kann: fondern erſt damit, daß der Kredit in 
Anfprucd genommen und eine konkrete Schuldverpflihtung begründet iſt. 
Wenn jpäter die endgültige Abrechnung und Feititellung vollzogen ift, wird Die 
Hypothek endgültig auf das ermittelte Schlußauthaben begrenzt; die Höchit- 
betraghypothet wird damit in eine ſchlichte Sicherunghypothef umgewandelt. 
In der Zwifchenzeit, d.h. folange und ſoweit für den Gläubiger eine Forde— 
rung noch nicht entjtanden ift, hat die Belaftung vom Vollzuge der Eintragung 
an die Rechtsnatur einer Eigentümergrundfhuld,? die fich jeweilig 
jo weit ausdehnt, ald der verlautbarte Höchftbetrag von der Forderung Des 
Gläubigers nicht gedeckt wird. Diefe „tranfitorifche” Eigentümergrundſchuld 
aber unterjteht nicht der freien Verfügung des Eigentümers und der beliebigen 
Pfändung feiner Gläubiger, fondern fie wird durch das in der Höchſtbetrag— 
hypothek verlautbarte dingliche Wartrecht des Oypothefengläubigers derart ge— 
bunden, daß alle Verfügungen diefem Gläubiger gegenüber unwirkſam find, 
foweit fie das mit der Entftehung der aeficherten Forderung ſich endaültia 
vermirklichende Hypothekenrecht des Gläubigers beinträchtigen würden.“ 

3. Zwingendes Erfordernis ift, daß der Höchitbetrag genau beftimmt 
und in dem Grundbuch eingetragen wird.” Er febt hier nicht bloß die Grenze 

6) In dem preußifchen Mufterformular Tautet die Eintragung 5 in 
Abt. III: „Sicherungbhpothef zum Höchitbetrage von fünfhbundert Marf für den 
Zimmermeifter 9. ©.” Das badifche amtliche Muiter zur Grundbucdhdienit- 
weifung Nr. 62 gibt genauere Angaben; der als Rechner der Gemeinde B. ver— 
pflichtete A. beitellt eine Sicherungbupothef mit dem Höchitbetrane von 1500 Marf 
„zur Sicherung etwaiger Forderungen der Gemeinde aus dieſem Dienitver- 
hältnis“. Vergl. ferner KON 23, 2375, 866 2, 187. 

7) Da die Beurteilung diefer Frage mit der Rechtsnatur der Eigentümer: 
arundichuld zufammenhängt, find die Gründe für den im Terte aufgeftellten 
—— bereit3 oben 8 116 A27 dargelegt. 

8) Much Dies ift bereitö oben $ 116 A 32 begründet worden. 

9) 8119012. Eine unbegrenzte Sicherungbhpothet würde dem Grund— 
faße der Spezialität twiderfprechen, ibre Beſtellung würde eine Verleßung geſetz— 
licher Vorſchriften enthalten (GBO 8 5412: Löſchung von amtswegen). Da⸗ 


her muß auch eine einſtweilige Verfügung, durch die die Eintragung einer der— 


artigen Hypothek angeordnet wird, den Höchſtbetrag genau feſtſtellen. Vergl. 
OLG 2, 158; 3, 864. A 4 if 
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für die Kapitalſchuld, jondern umjpannt die ganze Höhe der Belaftung ein- 
ſchließlich der Zinſen.“ Nur die Koften dürfen noch zur Erhöhung des Be— 
trages den nachfolgenden Gläubigern gegenüber hinzugerechnet werden. Da 
indeffen auch dieje Sicherunghypothef in eine Verkehrhypothek umgewandelt 
werden darf,“ jo fteht nichts im Wege, daß nad) Vollzug der Ummandelung 
dur Begründung oder Erhöhung einer Zinsverbindlichkeit'? der urjprüngliche 
Höchjtbetrag erweitert wird. Cine eigenartige Folgerung aus der Abhängigkeit 
der Hypothek von dem erwarteten jeweiligen Forderungredte ift die, daß es 
zuläffig erfcheint, die Hypothek gleichzeitig für mehrere Gläubiger hintereinander 
zu beitellen. Das gejchieht in der Weife, daß die Hypothek dem zweiten 
Gläubiger jo weit zuftehen joll, als die endgültig feitgeitellte Forderung des 
eriten Gläubigers hinter dem Höchjtbetrage zurückbleibt.'® 


4. Die Höchſtbetraghypothek ift ihrem Weſen nach an die obligatorifchen 
Beziehungen unter den Beteiligten '* gebunden. Für den Umlauf im Verfehre 
ift fie nicht geeignet. Sie gilt als Unterart der Sicherunghypothef und trägt 
diejen Charakter auch dann, wenn fie im Grundbuch als folche nicht bezeichnet 
worden ijt.'® i 

Für die Abtretung gilt die bejondere Vorſchrift, daß nicht bloß die 


10) $1190 11; KON 21, 160. Das ijt ſachgemäß auch auf andere Neben- 
leiftungen 188 1115, 1145 II) auszudehnen. 

11) Brot. 3, 688; Biermann zu $ 1186. Anderer Anficht ift Hachenburg 
316. Nach ihm wäre zu folgern: mweil die Maximalhypothek nach zwingendem 
Rechte die Natur einer Sicherunghypothek hat ($ 1190 III), darf diefe Eigen- 
Ihaft ihr auch nicht durch Nechtsgeichäft der Parteien (nach $ 1186) entzogen 
werden. Indeſſen gibt das Gefeß in $ 1190 III nur eine dispofitive Vorfchrift; 
zu einer jo ſcharfen Scheidung der einzelnen Hypothekenarten hätte es dem 
$ 1113 II gegenüber einer bejtimmteren Norm bedurft. 

12) Nach $ 1119. Worausfeßung für die Umwandlung in eine Verkehr— 
hypothek iſt natürlich die Feititellung des Schlußguthabens; RYAZ, 
154. ft dies geicheben und eingetragen, fo ſteht der Zinserhöhung oder der 
Begründung der Zinspflicht nichts im Wege. Die Zuſtimmung der gleich- oder 
nachitehenden Gläubiger iſt dazu nicht erforderlich. Die Erweiterung wirft aber 
erjt bon dem Tage ihrer Eintragung an; AGN 21, 151. 

13) ©o 3.2. wenn mehrere etwa al3 Mitbürgen einen Rüdgriffanfpruch 
haben, der durch eine Hypothek gefichert werden fol. KGJ 22,160. 

14) Diefe Abhängigkeit der Belaftung von den perſönlichen Be 
ztehungen, in denen der Eigentümer dem Gläubiger gegenüber fteht, führt zu 
der Auslegungregel: es liegt regelmäßig nicht im Sinne de3 Erblaſſers, daß der 
Vermächtnisnehmer dem Erben gegenüber zur Befriedigung des Gläubigerd bers 
pflichtet jein und damit die Höchitbetragichuld materiell tragen fol. Vielmehr 
gebt die Schuldverpflichtung auf den Erben über. Befriedigt er den Gläubiger, 
fo hat er feinen Erfabanjpruch gegen den Vermächtnisnehmer, die Hypothek wird 
zu deſſen Gunjten eine Eigentümergrundſchuld. Befriedigt der Vermächtnis 
nehmer den Gläubiger, jo geht die Forderung auf ihn über. Das ergeben 
88 2166 III, 1143, 1163, 1164. 

15) 8 1190 III. Daher gelten im übrigen die allgemeinen, oben in $ 129 
dargejtellten Normen. Auch die Ausftellung eines Briefes ift hier unguläflig. 
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Hypothek mitfamt der Forderung,!* fondern auch die Forderung allein ohne 
die Hypothek lediglich nach den Vorfchriften des Rechtes der Schuldverhältnifie 
übertragen werden kann.” Der Grund, weshalb der Mitübergang der Hypo: 
thef hier von den Beteiligten ausgejchloffen wird, ift der, daß ſich bei einer 
laufenden Gefchäftverbindung vielfach einzelne Forderungen abjondern lafien 
und ſachgemäß aus dem Gefamtjchuldverhältnis ausgefchieden werden, ohne 
daß dieſes damit in feinem Bejtand und Umfang geändert würde. Im Falle 
der Abtretung fol der Erwerber lediglich die Forderung erhalten :** eine 
Verkürzung des Höchftbetrages der Hypothek wird damit ausgefchloffen." 
Das alles jest aber voraus, daß in der Tat die abzutretende Forderung nad 
dem zugrunde liegenden Rechtöverhältnis eine Sondereriftenz hat; Die Sonber: 
abtretung ift daher z. B. ausgefchloffen, wenn zwijchen den Beteiligten ein 
Kontofurrentvertrag vereinbart iſt.“ Den für die Abtretung gegebenen 
Sondervorfchriften entjpricht e8, daß auch der pfändende Gläubiger in feinem 
Prändunggejuche die Überweifung der Forderung ohne die Hypothek und zwar 
an Zahlungjtatt beantragen darf.?® 

5. Ein nad bisherigem Rechte ohne feſte Beftimmung des Forderung: 


16) Das wird duch 81190 IV1 nicht ausgeſchloſſen; die Höchſtbetrag— 
hypothel kann ſowohl nach als auch vor der Feititellung des Schlußguthabens ge: 
mäß $ 1154 III (als Buchhypothel) abgetreten werden; OXG 4, 320; KON 24, 
254; RJA 3, 90. Sie geht im zweitgenannten Falle als Höchſtbetraghhpothek, 
im erjtgenannten als fehlichte Sicherunghypothek über. 

17) 1190 IV2 hebt noch beſonders hervor, daß eine Abtretung der For— 
derung gemäß $ 398, alfo ohne Eintragung im Grundbuch, im Gegenfaß- zu 
& 1153 die Hhpothef nicht berührt. 

18) So inöbefondere, wenn der Pächter U. für feine aus dem Padht- 
verhältnis entftehenden Verbindlichkeiten dem Verpächter B. eine Höchitbetrag- 
hypothek von 10 000 Mark beitellt bat. Die PBachtzinfen, die jedes Jahr fällig 
merden, ſtellen Sonderpoften dar; wie ihre Erfüllung, jo hat auch die Abtretung 
des Anſpruchs auf die fälligen Zinfen feitens des B. an einen Dritten feinen 
Einfluß auf den Fortbeitand der Sicherunghypothek in ihrer vollen Höhe. Die 
Ausnahme des $ 1190 IV bezieht fich darum nur auf den Fall, daß eine Einzel- 
forderung vor der endgültigen Feftjtellung des Schluß— 
guthabens abgetreten wird; ift dagegen dad Schlußergebnis vollzogen, fo 
bat ſich die Höchſtbetraghypothet nach den entjprechenden Teilen in eine fdhlichte 
Sicherungbypothet für den Gläubiger und in eine Eigentümergrundfchuld abge- 
Ihichtet; und dann gilt 8 1153. Hachenburg, Vorträge 600; Biermann W4; 
Oberned 962; abw. TurnausFörfter 1, 836; Rathenau, Arch. BR 17, 192. Da 
die Haftung fiir den Höchitbetrag nicht fchlechthin durch eine Zahlung des Schuld» 
ners vermindert wird, beftätigt: NG in ZW 33, 144, 

19) Oben A 5; Biermann 418. 

20) CPO g 837 IM. Wenn er dagegen jchlechthin die Pfändung der Haupt⸗ 
forderung oder ihre Überweifung zur Einziehung beantragt, fo erwirbt er die 
Forderung mitfamt der Hypothek erjt durd) die Eintragung der Überweifung in 
das Grundbuch. Die Unterwerfung unter die Swangvollittedung gemäß EPO 


g 704 Re. 5 ift bei der Höchſtbetraghypothek nicht eintragungfähig; OLG 8, 148 #; 
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betrages rechtögültig beftelltes Grundpfandrecht gilt von dem Zeitpunfte an, 
in dem das Grundbuch als angelegt anzujehen ift, als Sicherunghypothek.?" 


5. Grundfhuld. Rentengrundſchuld. 
8132. Schlidte Grundſchuld. 


1. Die Grundjhuld ift dem Gedanken erwachſen, die rechtliche Geftaltung 
des Grundpfandes auf einheitlichen Unterbau zu ftellen. Soll der Zwiejpalt, 
der fich aus der Verfoppelung der Verkehrhypothek mit einer Forderung ergibt 
und die Freiheit wie die Beweglichkeit des Verkehrs hemmt, vermieden werden, 
jo kann dies nur durch die volle Ausbildung der Gelbftändigfeit der ein: 
getragenen dinglichen Belaftung unter Abftreifung jeder Abhängigkeit von einem 
etwaigen obligatorijchen Schuldverhältnis gejchehen.! Das in diefem Sinne 
abjtrafte Grundpfand oder die jelbitändige Summenbelaftung eines Grundftüds 
beißt herkömmlich Grundſchuld. 

2. Das BGB hat die Grundſchuld als die zweite Hauptart der Grund- 
pfandrechte aufgenommen.? Es verjteht darunter die dinglihe Belaftung eines 


... 21) EG 19212, Dazu RG 49, 162 (die Kautionhyp. des preuß. Rechts 
gilt als Höchitbetraghup.) ; 52, 59 und 111; OLG 2, 154; 4, 194; Kober 527; 
Oberneck 964. 

1) Den Übergang zu einer innerlich harmonifch geitalteten, abitraften 
Hypothek forderten: Bremer, Hypothek und Grundjchuld 1869; Bähr, her. 3. 11, 
99; 23, 344; Dernburg, preuß. Hypothekenr. 2, 55. 

2) Sculgenftein, drei Fragen aus dem Hhpothelenrecht (1876) 18; Eccius 
in Gruchot 36, 642; Dernburg, preuß. Privater. 1 8314; Stobbe-Lehmann 2 
ß 147, 154; Eccius 3, 456. Werner oben $ 113 A 63. — Die moderne Grund 

uld gelangte zu bejonders jcharfer Ausprägung in dem medlenburgiichen Rechte. 
über die Unabhängigkeit der „neuen Sabung“ von der Schuldverpflichtung im 
älteren deutichen Rechte vergl. Delbrüd, Zeitichr. für das deutfche Recht 15, 134; 
vd. Meibom in Bekker und Muther Nabrb. 4, 442: e3 entftand eine fündbare 
dDinglide Belaftung des Grundftüds mit einer felbftändigen Zah— 
Iungpflidt, die fih nicht aus einer perfönlicdhen Verpflichtung ableitet. 
Kühnaft, Unterfuhung des Grundfchuldbegriff3 1878. Die Grundſchuld mar 
bisher geltendes Rechtöinftitut in Hamburg, Lübel und Preußen (Eigentum- 
ertverbgef. 5.5.1872 88 19, 38). 

3) Die Mot. 3, 608 betonen, daß fich die Grundfchuld praftifch überall bewährt 
babe und die Befürchtungen der Kreditſchädigung, indem zu mucherifchen Aus— 
beutungen der Schuldgrund in diefer abitraften Belaftungform verjtedt würde, 
feine Beftätigung fanden. Gleichtvohl ginge es nicht an, die Grundſchuld zu der 
einzigen oder auch nur regelmäßigen Art des Grundpfandes zu ftempeln, weil die 
Hypothek in Sübddeutfchland die allein anerfannte und in Preußen troß Zulaffung 
der Grundjchuld die verfehrübliche Form des Grundfredit3 geblieben jei. Vergl. 
Bericht der Neichdtaglommiffion (dv. Buchka) zum Sachenrecht S16f. — Als 
mwichtigites Bedenken wird in der Praris geltend gemacht, da der Eigentümer erft 
dann zu einer Grundfchuld greife, wenn er einen nach feinem Grunde offen bar- 
gelegten Kredit nicht mehr erhalte; die Beftellung einer Grundfchuld deute auf 
überfhuldung oder auf unfaubere Sreditgefchäfte hin. Das find diefelben 
Gründe, die früher gegen den Wechlel angeführt wurden; fie find bei der Grund— 
‘Schuld ebenfo hinfällig, wie fie es bei dem Wechjel waren. Da auch zur Beitellung 
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Grundftüds, kraft deren eine bejtimmte Summe aus dem Grundftüd an den 
eingetragenen Berechtigten zu zahlen ift.* 

a) Der Gegenjag zur Hypothek beruht auf der jahenrehtliden 
Löjung der Grundfchuld von jedweder Verbindung mit dem Schul: 
verhältnis. Der Grund der Belaftung wird verjchwiegen,; die Forderung 
darf nicht in die dingliche Belaftung und das Grundbuch aufgenommen 
werden. Die’ Forderung empfängt aus diejer auch feine Beitätigung, weil 
der Grundjchuldberechtigte zur Geltendmachung feines Anſpruchs auf Befriedi- 
gung aus dem Grundſtück den perfönlihen Anſpruch weder zu behaupten 
braucht, noch diefen irgendwie zum Beweife feiner Legitimation benugen 
fann. Darum ijt die Entftehung wie der Untergang des perjönliden An: 
ſpruchs hier ohne rechtlihen Einfluß; Einreden aus dem Forderungrechte find 
ſchlechthin ausgejchlofjen. Die Aktivlegitimation des Grundſchuldberechtigten 
wird durch feine Eintragung als Berechtigter im Grundbuche oder Grund: 
Ihuldbriefe® gejchaffen; der Umfang feines Befriedigunganſpruchs richtet ſich 
nad der im Grundbuch verlautbarten Geldſumme. 

b) Die Ausjchliegung des Forderungrechtes aus dem dinglihen Bau der 
Grundpfandbelaftung hat die Bedeutung, daß für die Zahlung der feitgejegten 
Geldſumme und für die Befriedigung des Berechtigten ſchlechthin der jeweilige 
Eigentümer des belajteten Grundftüds haftet, jedoch ausjchließlic mit Dem 
Werte diejes Grundſtücks. Mithin bejteht eine dinglich vermittelte und be- 
ſchränkte Haftung, die den Eigentümer objektiv bindet, weil fie von jeder 
perjönlichen Schuldverbindlichkeit gelöft ift.” 1. Die Grundſchuld bedeutet 


einer Hypothek ein abjtraftes Schuldverfprechen genügt, bietet diefe durchaus feine 
größere Gewähr gegen wucheriſche Gejchäfte ald die Grundichuld. 

4) 811911. SHacdenburg, Vorträge 254; P. Puntſchart, Grundſchuld— 
begriff 1900; Dernburg, BR3 8246; Oberned 1005. Ferner die oben $ 116 
angeführten Schriften. 

5) Sit der Rückſchluß berechtigt, daß die Stundung der Grundſchuld eine 
Stundung für die Schuldverbindlichkeit enthält? Die Bejahung fcheint in der 
Regel der Abjicht der Parteien zu entfpredhen; zwingend iſt der Schluß aber 
nicht. NG in SW 1857 © 20. 

j 6) Hierfür gilt dasfelbe wie für den Hhpotbefenbrief; insbeſondere aud 
g 1155. 

7) Obgleich das BGB vielfach davon fpricht, daß eine Sache haftet (oben 
8 114 A 18), darf darin doch keineswegs eine Berjonififation des Grundſtücks 
erblidt und diejes etwa als der „Schuldner“ der Grundichuld bingeitellt werden, 
wozu der Musdrud „Schuld“ in Grundfchuld allerdings verführen Tönnte. 
So treffend PBuntfchart; er geht aber fehl mit der weiteren Behauptung: „iveil 
ſonach die Grundfchuld, wie ihr Name jagt, eine Schuld ift, fo tft es unzutreffend, 
fie ſelbſt als ein dingliches Necht zu bezeichnen: eine Schuld ift niemals ding- 
ih” (574). Es ift dabei zu beachten, dat Puntfchart im Anſchluß an das ältere 
deutjche Necht fcharfiinnig unterfcheidet: „Schuld“ als das auf die Erfüllung des 
Schuldvertrags gerichtete, perfönliche Leiftenfollen und „Haftung“, die enttveder 
als perjönliche die Perſon ſelbſt als den Träger ihrer wirtfchaftlichen Kraft, be- 
ſchränkt oder unbeſchränkt, heranzieht, oder als Sachhaftung befteht, twobei die 
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Verwertung des abjtratten Realkredits. Wo dieſer nicht auszureichen ſcheint, 
ift die Begründung einer perjönlichen, das ganze Vermögen des Schuld: 
ners umfaffenden Verpflichtung nicht verwehrt. Diefe fteht dann aber als 
Nebenrecht völlig augerhalb des Zufammenhanges mit dem Grundpfandrechte.° 
2. Wenn hiernach die Grundſchuld als dingliche Parallelform zu dem abjtraften 
Schuldverjprechen erjcheint,? jo beruht fie doch wie dieſes nach dem rechts— 
geichäftlichen Willen der Parteien auf einem konkreten Verpflihtunggrumde, 
der injofern feine Bedeutung äußert, als die Nichtigkeit der dem Verpfändung- 
vertrage zugrundegelegten Schuldverbindlichfeit das Necht zur obligatorifchen 
Rückforderung wegen ungerechtfertigter Bereicherung! gewähren kann.’ 3. Das 


Sache jelbjt einſteht. Daß nun die Grundfchuld des BGB eine Schuld im Sinne 
des älteren deutjchen Rechtes darjtelle, läßt fich aus dem Gebrauche des Wortes 
Schuld ebenfowenig wie aus der fonjtigen Ausdrudmweife des BGB belegen. Wie 
da3 BGB „denjenigen, zu deſſen Gunſten die Belaftung erfolgt ijt“, ohne Bes 
denfen auch bei der Grundichuld als Gläubiger bezeichnet (1193, 1197, 1200, 
1201, 1202), fo nennt e3 den Eigentümer de3 belafteten Grundftüd3, auch wenn 
er nicht perfönlicher Schuldner iſt, fchlechthin den Schuldner und verſteht darunter 
mit der CPO und dem ZVG denjenigen, gegen den das Vollitredungverfahren 
angeordnet und durchgeführt wird. Völlig irreführend iſt es, daß die Grund» 
fchuld für die Belaftung (1080, 1291) und die Vollitredung (EBO $ 857 VI, 
3VG 853 11; dazu oben — A18, 8116 AS) wie eine Forderung behandelt 
werden fol. Dagegen handelt e3 fich (mas Puntfchart 72 mißverfteht) in $ 2168 
nicht um eine „Verpflichtung“ des Eigentümers dem Grundfchuldberedhtigten, ſon— 
dern nur dem Erben gegenüber, die aus dem Vermächtnis abgeleitet wird. Nach 
alledem darf die Löfung des Grundjchuldproblemes nur auf den ihr beigelegten 
materiellrechtlihden Inhalt geitübßt werden. ntfcheidend ift dafür, dab Die 
Grundſchuld nicht eine Forderung borausfeßt (8 11921). Das aber bedeutet, 
wie oben $ 115 Nr. 5 dargelegt wurde, daß für den jeweiligen Eigentümer eine 
abitrafte, aufden Grundftüdwert befhränfte (veral. analog 
82166 I) Haftung mit dem Grundftüd beſteht. Die Grundfchuld 
meift damit, und da3 mag als weiterer Beleg dienen, diefelbe Rechtslage auf, mie 
fie bei der Hypothek für den Eigentümer, der nicht zugleich perfönlicher Schuldner 
tft, eintritt. 

3) Nur in diefem Sinne fann eine Grundfehuld „zur Sicherung einer 
perfönlihen Verpflichtung” bejtellt werden. Vergl. Langfeld, medlenb. AG 181, 
386. Jede Bezugnahme im Grundbuch auf die Forderung tft auögefchloffen. Mit 
dem Grundichuldbriefe darf auch nicht die Schuldurfunde verbunden werden; das 
ergibt GBO 865, wonach bei Umwandlung einer Hhpothef in eine Grundfchuld 
die mit dem Hhpothefenbrief verbundene Schuldurfunde abzutrennen ift. 

9) Bisher wurde der Vergleich mit dem Wechfel bevorzugt. Seitdem aber 
da3 BGB dem abjitraften Schuldverfpredhen eine gejicherte Grundlage geboten 
bat (Bd. 1 8 194), gibt dies der Vergleichung die rechte Richtung und die prak— 
tiſche Bedeutung. 

10) Ua ift keineswegs jchlechtbin deshalb antvendbar, weil die al3 Zweck— 
beziehung der pfandrechtlichen Sicherung vorausgejeßte Forderung nichtig war. 
Die Löſchung der Belaftung kann wegen ungerechtfertigter Bereicherung des Gläu— 
biger3 nur dann begehrt werden, wenn der Verpfändungvertrag als Grundgefchäft 
nichtig war. Da dtefer aber meijt die jicherungbedürftige Forderung in jich aufs 
nehmen wird, fo ift damit allerdings ein Mittel geboten, um die ettwa bei der 
Beitellung der Grundſchuld verübte mucherifche Ausbeutung zur Geltung zu 
bringen. Der obligatorifche Bereicherunganſpruch und ebenfo die Berufung auf 
die Nichtigkeit oder Anfechtbarfeit des dinglichen Vertrages können ſtets gegen den 
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Gejeg geht in der Ablöfung der Grundfchuld von dem Zweckgedanken der 
Pfandbeitellung noch weiter. Die Grundſchuld ift die Rechtsform, in der die 
Liegenſchaftwerte in freiefter Weiſe mobilifiert werden; insbejondere bilden 
die Grundfchuldbriefe vermöge des mit ihnen verbundenen Realfredits wid 
tige, jelbjtändige Wertträger. Das BGB gejtattet von diefem Standpunfte 
aus, daß der Eigentümer von vornherein durch einfeitige Erklärung gegenüber 
dem Grundbuhamt die Eintragung einer Eigentümergrundichuld bewirken 
darf.” Die Beftellung folder urſprünglichen Eigentümergrundichuld verleiht 
einem Teil des Eigentumrechtes eine bejonders ausgeprägte, für die freie 
Übertragung und Verwertung geeignete Geftalt; der Eigentümer ftellt ſich auf 
diefe Weiſe ein Mittel bereit, mit dem er bei Eintritt des Bedürfniſſes ſich 
fofort Kredit und Barmittel verfchaffen kann.“ 

c) Die Bedeutung des Gegenjages zwijchen der Verkehrhypothek um 
der Grundfchuld darf nicht überfchägt werden. Das BEB hat auch die ge 
mwöhnliche Hypothek nach ihrer dinglihen Wirkung im wefentlihen zu einem 
jelbftändigen Rechte ausgebaut. Bei der Grundſchuld darf die Forderung nicht 
in den jachenrechtlichen Tatbejtand und nicht in das Grundbuch aufgenommen 
werden. Bei der Verkehrhypothek ift die Forderung anzugeben, aber der Be- 
ftand der Pfandbelaftung kann ihrer Entjtehung vorausgehen und ihren Unter: 


eriten Eriverber der Grundfchuld, nicht aber gegen den fpäteren redlichen Er- 
twerber (abgejehen von $ 822) in Wirkung gefegt werden. — Im übrigen iſt es 
eine Frage der Auslegung des einzelnen Falles, ob nach dem re — Dom 
Willen der Beteiligten 3.8. Die Freitmillige Erfüllung der „Nebenjchuld“ dem 
Eigentümer einen Anſpruch gegen den Grundichuldberechtigten auf Berichtigung 
oder Löſchung der Grundſchuld gibt. Jedenfalls gilt $ 1153 nicht; die Grund» 
ſchuld kann ſtets ohne die Nebenforderung und diefe ohne jene übertragen werden. 
Danad) geht im Falle der Veräußerung des Grundftüds die Grundſchuld fchlecht- 
bin auf den Erwerber über; der Veräußerer wird von der dinglicdden H be⸗ 
freit; $416 iſt hier unanwendbar. Hat ein Dritter als Bürge die perſönliche 
Verpflichtung übernommen, den Grundſchuldberechtigten zu befriedigen, ſo kann 
aus dem zwiſchen ihm und dem Eigentümer begründeten Sonderrechtverhältnis 
ſich das Recht des Bürgen zum Erwerbe der Grundſchuld behufs Sicherung ſeines 
Rückgriffanſpruchs ergeben; dann find auch $$ 1166, 1167 anwendbar. 

11) Vergl. unten Nr.3b. 

12) 81196. Danfmwardt, Nationalöfonomie und Jurisprudenz 1, 49; 
Mot.3, 792. Dagegen gibt e8 einen bloßen ſog. Stellenvorbehalt nicht mehr; 
er wird durch die Eigentümergrundichuld überflüffig. 

13) Für die begrifflicde Auffaſſung der Grundſchuld ift dies infofern be— 
deutiam, als bier nicht bloß eine Forderung, fondern auch der dingliche Vertrag 
ausfällt: jo dat von einer Schuld und einem Schuldner zunächſt feine Rede fein 
fann. Darüber, daß eine Eigentümergrundfchuld auch da entftehen fann, wo im 
Grundbuch eine Hypothek eingetragen ift: oben $ 116. 

14) Darüber befonderd Hacenburg 255, 293. Es ift minbeften3 eine un 
genaue Ausdrudiveife, wenn e3 in dem Bericht der NReichstaglommiffion ©. 17 
beißt, daß neben der afzefiorifchen die jelbitändige Hypothek in der Form ber 
Brundſchuld zugelaſſen werde. Diefe Gegenüberftellung paßte einigermaßen noch 
für das preußifche Necht; daß die Verkehrhypothek de BGB afgejlorifche Natur 
nicht hat, ift oben 88 115—117 dargelegt. 
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gang überdauern; und in beiden Fällen bereitet e& feine rechtlichen Schwierig: 
feiten, daß die im Grundbuch als Hypothek angegebene Belaftung fich in eine 
Grundfhuld verwandelt.” Dementjprechend gejtattet das Geſetz auch Die be: 
liebige rechtsgefchäftlihe Ummandlung zwifchen beiden Arten der Grundpfand: 
rechte. Es läßt durch redlichen rechtsgejchäftlichen Erwerb die Verkehrhypothek 
derart erjtarfen, daß die Unwirkſamkeit der Forderung ohne Bedeutung ift für 
die Geltendmachung des Rechtes aus der Hypothek; infolgedefjen wird hier 
die Befriedigung oder die Zahlung der bejtimmten Geldfumme aus dem Grund: 
jtüc nicht wegen der Forderung, fondern wegen der nunmehr abjtraften Be— 
lajtung begehrt. Die Eigenart der Hypothek als einer an die Forderung ge: 
bundenen Belaftung kommt regelmäßig nur ſoweit zur Geltung,” als ſich aus 
den Vertragbeziehungen unmittelbar zwifchen dem Hypothekenberechtigten und 
dem Eigentümer Einwendungen herleiten laſſen: und das wiederum ift auch 
bei der Grundfchuld nicht ausgeſchloſſen.““ Diefe rechtliche Gleichftellung erhält 
im BGB dadurd ihren Ausdrud, daß die für die Hypothek geltenden Normen 
entjprechende Anwendung auf die Grundſchuld finden jollen.’® 

3. Sm einzelnen find folgende Bejtimmungen hervorzuheben. 

a) Die gewöhnlihe Grundfchuld entjteht durch den dinglichen Vertrag 
in Verbindung mit der Eintragung.” Die Belaftung muß für eine beftimmte 
Geldfunme erfolgen; fie darf zugleich auf die Zinfen?! diefes Kapitals und 


16% $ 1163 II, 1168, 1196. Oben $ 116. 
ben 8 117 Nr. 2, 3. 

17 Wo die Verfehrverhältnifie und Nechtöbedürfniffe eine enger an die 
——— gebundene Hypothek verlangen, iſt zur Sicherunghypothek zu greifen. 

en 

18) Vergl. A 10 und unten Nr.3b. 

19) 1192 I: ,„ſoweit ich nicht daraus etwas Anderes ergibt, 
daß die Grundfhuld nidht eine Forderung vorausſetzt.“ — 
Diejer Vorbehalt aber wird dadurch eingejchränft, daß die Verkehrhypothek ſelbſt 
in den meijten Fällen eine Forderung nicht borausfeßt. — Von der Anwendung 
jcheiden unmittelbar aus die $$ 1137—1139, 114111, 1153, 1156 © 1, 1161, 
11631, 1164—1167, 1174, 1177, 1180, 1184—1187, 1190. Cine erichöpfende 
Daritellung der Grundfchuld wäre nur möglich, wenn alle bisher für die Hypothek 
dargeftellten NRechtfäbe einzeln vorgenommen und auf ihre Anwendbarkeit fo ge— 
prüft würden, daß dabei die eigenartige Natur der Grundſchuld zu voller Ans 
erfennung gelangte. Das aber mürde zu einer bölligen lUmgeitaltung des 
Shitemes des BGB führen; denn im Anſchluß daran twäre die Hypothek nur noch 
als eine modifizierte Grundjchuld zu behandeln. Ein Gejebentwurf, der dieſe 
Anordnung befolgte, wurde in amweiter Leſung aufgejtellt (er ift in Brot. 4, 501 
abgedrudt), aber leider nicht angenommen. Die Faſſung, die die einzelnen für 
die Hhpothefen geſetzten Vorfchriften in ihrer Anwendung auf die Grundfchuld 
annehmen müjlen, gibt Neumann in feinem Kommentar an. 

20) 8873. Wusnahme $ 1196 II für Die Eigentümergrundichuld. 

21) Diefe werden tvie Hhpothefenzinfen behandelt, 88 1192 II, 1115, 
1158; GBO 870. Daher gelten auch die Vorfchriften über die Verjährung der 
Binsanfprüche (BGB 194, 197, 201). Dagegen entſteht feine perfönliche Haf— 
tung de3 Eigentümers für die Binfen. Oben 8 115 Nr. 1b; anders bei der Real: 
laft nach $ 1108. 
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andere Nebenleiftungen erftrect werden. Regelmäßig wird über die Grund: 
ſchuld ein Grundſchuldbrief ausgeftellt; für ihn gelten diefelben Normen wie 
für den Hypothekenbrief.“ Zmwingendes Erfordernis ift dies aber nicht, das 
BGB erkennt auch die Buchgrundfchuld an.” Eine Inhabergrundſchuld kann 
nur durch Austellung eines entjprechenden Grundfchuldbriefes beftellt werden,** 
auf den die Normen über die Schuldverjchreibungen auf den Inhaber anzu: 
wenden find.?® 


22) Dazu oben $ 118 und GBO 870I. Vor allem gilt = bier ber 
Grundfaß der rechtlichen Einheit zwiſchen Brief und Buch. Von einer Verbindung 
des Briefes mit der Schuldurfunde nad) GBO 8 58 ift hier natürlich feine Rede. 
Befondere Zinsquittungfcheine, wie fie das preuß. Eigentumerwerbgeſ. $39 II 
fannte, ficht daS BGB nicht vor. 

23) Dies im Gegenfaß zum preuß. Eigentumerwerbgef. $20: wonach der 
eingetragene Gläubiger das Verfügungrecht über die Grundjchuld erft durch die 
Aushändigung des Grundfchuldbriefes erlangte. 

24) 81195 ©. 1. Sit die Grundfchuld in Teile zerlegt, jo muß für jeden 
Teil ein N Da Brief hergeftellt werden; GBO g 70 II. Dies fann, was bei 
Mafjenemiffionen wichtig ift, auch im Wege mechaniſcher Vervielfältigung ge— 
ſchehen: $$ 1195 © 2, 793 II2. 

25) 81195 © 2; oben 8 130. Auf den Grundichuldbrief ſelbſt finden die 

8 793 — 306 Anwendung. Danach ift vor allem fejtzuhalten, dat die auf 
den Inhaber Tautenden Grundjchuldbriefe nur mit jtaatlicher Genehmigung 
in den Verfehr gebracht werden dürfen. Der Grundbuchbeamte muß, bevor er 
die Eintragung einer Inhabergrundfchuld vornimmt, den Nachweis fordern, dag 
diefe Genehmigung ordnungmäßig erteilt ift. Zuftimmend jet NG in AW 34, 
139; vergl. die nähere Begründung oben $ 130 A 18. Auf Antrag des WU. waren 
auf feinem Grundjtüd drei Grundichulden von je 10 000 Mark lautend auf den 
Inhaber eingetragen worden; die Grundfchuldbriefe wurden vom Grundbuch— 
beamten dem B. ausgehändigt, der fie an E. jpäter weiter begab. U. geriet in 
Konkurs; das belaftete Grundftüd wurde im Zwangverfaähren verfteigert; auf Die 
drei Grundfchulden famen 7000 Mark zur Hebung. Am NKaufgelderbelegung- 
termine nahm der Konfuröverwalter diefe Summe für die Konkursmaſſe in Ans 
jprud. Mit Recht. Denn die ftaatlihe Genehmigung war nicht erteilt worden; 
da num zur Geltendmachung der Grundjchuld nur der berechtigte Inhaber der In— 
baberfchuldverichreibung Iegitimiert, diefe felbjt aber wegen des Verftohes gegen 

795 nichtig ift: jo fehlt es an einem Berechtigten, der die Anhabergrundichuld 
ür fich in Anfpruch nehmen könnte. Der Schadenerfabanfprucdh des E. gegen den 
Staat nad) GBO $ 12 wurde vom RG abgetviefen, weil zur Zeit der Eintragung 
jener Inhabergrundichulden die Anfichten über das Verhältnis des 8795 zu 
$ 1195 noch jo wenig geflärt waren, daß dem Grumdbuchbeamten daraus nicht 
der Vorwurf der Verleßung feiner Amtpflichten gemacht werden darf, wenn er 
ſich der jett als unrichtig erfannten Anficht angejchlofien hat. Es wäre m. €. 
auch nod) das eigene Verichulden des E. in Anrechnung zu bringen; mer eine 
Snhabergrundfchuld erwirbt, muß fich vergewiſſern, ob die ſtaatliche Geneh- 
migung zum Inverkehrbringen erteilt tft. Diefe Genehmigung wird allerdings 
regelmäßig nur an Gemeinden, Provinzen, öffentliche Korporationen, Großgrund⸗ 
beſitzer erteilt; das entjpricht dem Zwecke, daß nur große und jicher fundierte 
Anleihen durch Inhabergrundſchulden begeben werden follen. Der kleinere 
Grundbeſitzer kann fich mit der Ausitellung und Ausgabe von Orderhypotheken 
oder Ordergrundfchulden behelfen, die ohne ftaatlihe Genehmigung in 
den Verkehr gebracht werden dürfen. Much im übrigen gelten die oben $ 130 
für die Wertpapierhhpothet dargeitellten Grundfäbe für die Wertpapier- 
arundichuld Ansbefondere fann auch bier ein Treubänder beitellt 
werden, auf den GBO $43 (oben $ 130 A 33) noch befonder3 Bezug nimmt. 


$ 132. Schlichte Grundichuld. Beitelung. Einwendungen. 889 


b) Gegen die Geltendmachung des dinglichen Rechtes aus der Grund: 
ſchuld können dem Eigentümer auf Grund feiner materiellrechtlihen Be: 
ziehungen zu dem Grundfchuldberechtigten Einwendungen zujtehen, die 5.8. 
jih auf die fiduziariſche Gebundenheit der Pfandbeftellung oder auf die Un: 
wirkjamfeit der für eine Spielfchuld erfolgten Grundfchuldbeitellung oder auf 
die Vereinbarung gründen, daß bei Eintritt gewiffer Ereignifje die Grundſchuld 
gelöjcht werden fol. Diefe Einwendungen ftehen dem Eigentümer auch gegen 
jeden jpäteren Erwerber der Grundſchuld zu; denn Diefer tritt in Die 
dinglihe Nechtslage ein, in der fein Rechtsvorgänger ftand. Soweit jedoch 
der redliche rechtsgeſchäftliche Sondernachfolger feinen Erwerb auf den öffent: 
lihen Glauben des Grundbuchs gründet, treffen ihn die Einwendungen nur, 
wenn fie aus dem Grundbuch erfichtlid oder ihm nachweislich beim Erwerbe 
befannt waren.?* Ebenſo behält die vom Eigentümer dem bisherigen Grund» 
ihuldberechtigten gegenüber erflärte Kündigung ihre Wirkung auch gegenüber 
dem Erwerber der Grundihuld, es ſei denn, daß die Abtretung der Grundſchuld 
zur Zeit der Kündigung dem Eigentümer bekannt oder im Grundbuch ein- 
getragen war.“ 

ec) Die Grundſchuld wird übertragen durch dinglihen Vertrag und Ein: 
tragung. Iſt ein Brief ausgeftellt, jo genügt fchriftliche Abtretungerflärung 
und Übergabe des Briefes;“ die Inhaberbriefgrundſchuld wird durd form: 
loſe Übergabe der Urkunde abgetreten.?® 

d) Das Kapital der Grundſchuld wird erſt fällig dur die Kündigung 





Eigentumerwerbgef. $38 II, II. Daber bleibt von Bedeutung: RG 30, 278 
(Einrede, die Grundfchuld fei nur verpfändet, nicht übertragen worden, ift zu— 
läffig. Wenn aber eine Sefuritätzejsfion vorliegt, fo verleiht diefe dem 
Treuhänder die volle Verfügunggemwalt; feine Übertragung der Grundſchuld an 
Dritte ift wirkſam, e3 fei denn, dab ein dolofes Verfahren vorläge, an dem der 
Dritte und jeßige Kläger teilgenommen hätte) ; 36, 293 (die gegen den Erblaſſer 
begründeten Einreden wirken auch gegen den Erben). Ferner $ 1169: Hecht des 
Eigentümers, den Verzicht auf die Grundfchuld au verlangen, wenn dem Anſpruch 
aus Ddiefer eine zerjtörende Einrede entgegeniteht. 

27) 81156 © 2. 

28) 81154. Über die wichtige Bedeutung der öffentliden Beglaubigung 
der Abtretungerflärung nach $ 1155 vergl. oben $ 118 Nr. 3. 

29) Nah 81195 S2. Denn der Eigentümer des Inhaberpapiers ift 
legitimierter Gläubiger; oben 8 130 A2. Eine Blanfoabtretung wie nad) dem 
preuß. Eigentumerwerbgeſ. 855 gibt es nicht mehr; fo ausdrüdlich preuß. 
AG Urt. 34; die vor dem Inkrafttreten des Liegenfchaftrecht3 (unten WU 39) volls 
zogene Blanfogejjion kann indeiien auch nach diefem Zeitpunfte noch mit dem 
Namen des Berechtigten ausgefüllt werden; das Grundbuchamt fann nicht auf 
dem Nachiveije beſtehen, daß die Nameneintragung vorher erfolgt iſt; das ergibt ſich 
aus EG 195, wonach der Grumdichuldbrief in der für ihn begründeten Rechts» 
lage in das neue Necht übergeht. So beſonders Dernburg 724; Fuchs 1, 648; 
DOberned 1006. Eigentümlich iſt allerdings, dat Art. 34 gemäß Art. 90 II bereits 
mit der Verkündung des AG in Kraft getreten ift. 


26) Dies nad) N 1157, 892; oben $ 128 Nr.3. übereinftimmend preuß. 
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und nad Ablauf einer jechsmonatigen Kündigungfrift. Das Recht zur Kün— 
digung ſteht ſowohl dem Eigentümer als aud dem Grundſchuldberechtigten 
zu.’ Die Beteiligten dürfen indefjen jowohl in dem Bejtellungvertrag als 
auch nachträglich beliebig andere Frijten feſtſetzen oder 3.8. die Fälligkeit an 
den Eintritt eines bejtimmten Creigniffes binden.” Danach ift es aud für 
zuläffig zu erachten, daß die Entftehung und der Fortbeitand des Anjpruck 
aus der Grundſchuld von einer Bedingung abhängig gemacht wird, die durd 
die Eintragung dinglide Wirkung erlangt.” Als Leiftungort gilt für Kapital 
und Zinjen mangels abweichender Abrede der Ort, an dem das Grundbuhant 
feinen Sit hat.?® 

e) Die Befriedigung der Grundichuld aus dem Grundftüd?* erfolgt im 
Mege der Zwangvollitrefung. Sollte durch einen bejonderen Nebenvertrag 
3. B. für das aufgenommene Darlehn auch noch eine obligatoriſche Verpflichtung 
begründet jein, jo kann das perſönliche Forderungrecht daneben jelbitändig 
geltend gemacht werden.” Der Eigentümer erlangt aus der ihm zuftehenden 
Grundſchuld nad feinem Range in derjelben Weife Befriedigung, wie ein 
Gläubiger. Nur darf er ſelbſt naturgemäß die Zwangvollitrefung nicht be 
treiben ;’° denn das Vollftredungverfahren ift ein Prozeß, der als betreibenden 
Gegner des belangten Eigentümers ein zweites Nechtfubjekt mit eigenem ter: 
eſſe vorausfegt. Zinsanfprüche hat der Eigentümer deshalb nicht, weil ihm 
trog der Einleitung der Zwangvollftredung noch die Nutzungen des Grundſtüde 
verbleiben. Erft die Beihlagnahme zum Zweck der Zmwangverwaltung ent: 
zieht ihm die Einkünfte: in diefem Augenblick fteht der Eigentümer wie ein 
fremder Gläubiger da, fein Zinsanfpruch erftarkt zu voller Wirkung.” 





30) $11931. Dazu $$ 1142, 1143 (oben $ 125 Nr. 2); ferner ZIG un: 
Für Die Zinfen wird regelmäßig der Berfalltag ım Grundbuch eingetragen fein; 
ſonſt iſt jährliche Leiftung al3 verabredet anzunehmen. 

31) 8119311. Hierdurch wird zugleich betätigt, dab neben der Grund 
ſchuld auch das Schuldverhältnis gewiſſe Bedeutung haben fann; denn aus ihm 
fann fich eine frühere oder jpätere Fälligkeit wie umgekehrt die Verpflichtung, da? 
Kapital 3.8. in den nächſten zehn Kahren nicht zu fündigen, ableiten. 

32) Diez in Analogie zu $ 1113. 

33) $ 1194. Daß die Zahlung in dem Bezirke zu bewirken ift, wo fich das 
Grunditücd befindet, beruht auf der dingliden Natur der Grundfchuld. Aus 
praftiichen Gründen mird aber nicht Zahlung „auf“ dem Grundftüd, fondern 
Erfüllung an dem Sit der Buchbehörde als der Stelle, mo das Grundftüd zu 
Urkund und Recht Tiegt, vorgefchrieben, 

34) Freitvillige Tilgung der obligatorifchen Schuld Bat nur dann Wirkung, 
wenn jie an den legitimierten Gläubiger erfolgt if. Damit erwirbt der Eigen 
tiimer die Grundſchuld. 

35) Auf die Verbindung beider Anfprüche nimmt CPO 825 bezug. 

36) 811971; oben $ 127. 
er 37) 81197 IL. Der Anfpruch endigt mit der Aufhebung der Zimangber: 

ung. 


$ 133. Rentengrundſchuld. 891 


4. Die für das Landesgejek in bezug auf die Hypotheken gemachten 
Vorbehalte gelten auch für die Grundſchulden.“ Cine zu der Zeit, zu der das 
Grundbuch als angelegt gilt, beftehende Grundſchuld gilt von dieſer Zeit an 
als Grundfehul im Sinne des BGB; die über die Grundihuld des bis- 
herigen Rechtes ausgeftellte Urkunde gilt ald Grundſchuldbrief. Das Landes: 
geſetz kann indeſſen auch bejtimmen, daß die bejtehende Grundſchuld als Brief: 
hypothek oder als Sicherunghypothek gelten joll.?® 


$ 133. Rentengrundſchuld.“ 


1. Eine Rentenfhuld kann derart in Gejtalt einer Grundſchuld beitellt 
werden, daß eine bejtimmte Geldjumme in regelmäßig wiederkehrenden Ter: 
minen aus dem Grundſtück zu zahlen ift.” Die Eigenart diefer neugejchaffenen 
Kreditform beruht darin, daß ein beſtimmtes Kapital, das von feiten des 
NONE unfündbar ift,’ auf ein Grundſtück feitgelegt wird. Nur in dem 


38) E53 II (Enteignung), 60 (Reveniengrundfchuld; bei Stammgütern, 
Jamilienfideifommißgütern ujtv. kann Befriedigung nur im Wege der Zwang⸗ 
verwaltung begehrt werden), 117 (Belaftunggrenze; Verbot der unfündbaren 
Grundſchuld), 118 (Vorrang der für ein Meliorationdarlehen beitellten Grund» 
— Vergl. die Behandlung dieſer Vorſchriften bei Beſprechung der Hypo— 


39) EG195. Über Preußen oben A29. Sächſ. AG 3. BGB Art. 33 
(Anwendung der beftehen bleibenden Vorjchriften über Hhpothefen auf Grund— 
jchulden) ; medlenb. AG 197 (bejtehende Hypotheken gelten als Grundfchulden des 
BGB), 193 (da3 eingetragene Ultimat gilt al3 Hypothek); hamb. AG 48 und 
lübeck. AG 95 verwandeln dagegen die bejtehenden Grundſchulden, meil fie zu— 
gleidy die perfönliche fubjidiäre Verbindlichkeit des Eigentümer3 begründeten, in 
Hypotheken; die auf den Namen de3 Eigentümers gefchriebenen „SKapitalpöfte” 
gelten dagegen nach hamb. AG 49 (Bitter, AG 23) als Buchgrundfchulden. 

1) Das BGB ſpricht von „Rentenjhuld” Das ift undeutlic. 
Denn ur ar bon den Renten, die au einem GSchuldverhältnis gefchuldet 
werden (bej. Leibrente; Bd.1 $ 189), gibt es auch dinglide Renten und 
Rentenjchulden, die als unfündbare Belaftungen in der Geftalt einer Reallaft 
(oben $ 110 Nr.2) oder bei Nentengütern (oben $96 Nr.4) vorlommen. Um 
die Verwechſelung mit diefen auszuschließen und zugleich in der Benennung die 
— der Belaſtung zum Ausdruck zu bringen, ſpreche ich von Rentengrund— 


n. 

2) 81199. Hachenburg, Vorträge 576; Dernburg, BR8 8247; Coſack 

242; Lehmann $ 60; Oberned 1020; Brettner, Arc. BR 13,308; ©. Johl, 

entenfchuld, Diff. Greifsm. 1902, Es Handelt fih um eine Schöpfung der 

aweiten Kommifjion, die auf Anregung landwirtfchaftlicher Interefjenten erfolgt 
iſt; Brot. 3, 771. 

3) 81201 II1. Diefe Norm ift, da auf ihr die praftifche Bedeutung der 
Nentengrundfchuld ruht, zwingenden Rechts. Will 3.2. ein Grundbefiter 
zur Anlage einer Brennerei und Anſchaffung neuer Mafchinen ein größeres Dar: 
leben aufnehmen, fo wird e3 für ihn von großem Werte fein, wenn er fein Gut 
nur mit einer Rentengrundfchuld zu_belajten braucht und ſich damit gegen die 
Kündigung des Kapitals ſichert. Freilich kann als Darlehengeber nur ein 
Kapitalijt in Betracht fommen, der mit der Rüdzahlung des Kapital? nicht zu 
rechnen braucht, fondern ſich mit den Zinſen begnügt, die dafür auch wohl höher 
als ſonſt angefeßt werden. Vergl. auch unten A19. Ob e3 fich danach mit der 
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einen Falle, wenn durch Verfchlechterung des Grundftüds die dingliche Sicher: 
heit gefährdet wird und der Eigentümer die Gefährdung innerhalb der ihm 
gejtellten angemefjenen Frift nicht befeitigt hat, darf der Gläubiger von fid 
aus die Zahlung des Kapitals aus dem Grundftüd verlangen.‘ Im Falle der 
Zwangverfteigerung ift zu unterjcheiden: die dem Rechte des betreibenden 
Släubigers im Range vorgehende Rentengrundichuld ift in das geringfte Gebot 
aufzunehmen und bleibt daher beftehen ; Toll die Rentengrundihuld dagegen 
nach den Verfteigerungbedingungen nicht beftehen bleiben, jo erlifcht das Recht 
an dem Grundftüd durch den Zufchlag, es fett fich aber durch dingliche Surro— 
gation an dem Anſpruch auf Zahlung des Verfteigerungerlöfes fort; und zwar 
beſtimmt fich der Betrag der Erfapleiftung durch die im Grundbuch angegebene 
Ablöfungfumme.® 

2. Für den Eigentümer entfpringt aus der Untündbarfeit der Renten— 
grundjchuld der große wirtfchaftliche Vorteil, daß die Belaftung feines Grundſtücks 
in adäquatem Verhältnis zu deffen Nutungertrage fteht: die Notlage, ein 
Kapital zahlen zu müffen, zu deſſen Vollbetrag die Erträgnifie feiner jährlichen 
Produktion regelmäßig nicht ausreichen, oder durch Zmwangverfteigerung das 
Grundftüd einzubüßen, fol ihm damit erfpart werden. Darum bejchränft ſich 
der dingliche Anfpruch des Gläubigers auf die terminlichen Nentenleiftungen. 
Diefe werden aus dem Grundftücd gefchuldet und follen dem Berechtigten einen 
zeitlich unbegrenzten Nentenertrag bieten. Sind die Renten auf eine beftimmte 
Zeitdauer begrenzt oder follen die Rentenzahlungen zugleich die Kapitalichuld 
allmählich abtragen, jo handelt es fich nicht um Renten, die auf Grund einer 
Grundſchuld, jondern um foldhe, die auf Grund einer Neallaft geſchuldet 
werden. Für die Behandlung der einzelnen Nentenleiftungen verſchwindet 


Veranttvortlicheit eines Wormundes berträgt, wenn er Mindelgeld gemäß $ 1807 
Nr.1 in ficheren Rentengrundfchulden anlegt und damit das Kapital für die 
Zufunft der Verfügung des Mündels entzieht, dürfte fich ſchwerlich bejaben 
lafjien. Das BGB hat, wie mir fcheint, hier wie an allen Stellen, wo es bon 
Grundſchulden ſpricht (mit Ausnahme natürlich der E 1177, 1191 f.), mecha⸗ 
nich die Worte „oder Rentenfchulden” Hinzugefügt, ohne auf die Bedeutung des 
Unterjchiedes genügend zu achten. — Über den Unterfchted zwiſchen Rentenjchulden 
und Reallaften: Kretzſchmar, Grundbuchrecht 1, 429; GJ 20, 212; RYA LT, 122; 
DVG 8,148 (unten zu A7). 

4) 88 1201112, 1133; dazu oben 8122 A 38. Der Gläubiger darf bier 
nad) $ 1147 die Ziwangverjteigerung betreiben. Kimdigung de3 Eigentümers be- 
deutet die Aufhebung der zu feinen Gunjten verordneten Unablösbarkeit; und 
nunmehr kann auch der Gläubiger felbit mit Eintritt der Fälligkeit die Zahlung 
der Ablöfungfumme aus dem Grundftüd verlangen; $ 1202 IN. 

„..5) Die Kündigung der Nentengrundfchuld ift nur wirkſam, wenn fie 
ſpäteſtens im Verſteigerungtermine und vor der Aufforderung zur Abgabe von 
en erflärt wird. ZBG 854; vergl. ferner SS 67 IL, 83 Nr.3 und oben 


6) 386 892 1: unten 10. 
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allerdings dieje Unterjcheidung : fie werden hier wie dort den Hypothefenzinjen 
gleichgejtellt.” Ihre Zahlung tilgt die laufende Schuld, ohne daß hieraus 
eine Eigentümergrundihuld entftände.* Cine perfönlihe Haftung des Eigen: 
tümers bejteht bei der Rentengrundſchuld aber nicht; die Anſprüche auf die 
rüdjtändigen Rentenleijtungen verjähren in vier Jahren.” 

3. Bei der Beftellung der Rentengrundſchuld muß ein Kapitalbetrag bejtinmt 
und im Grundbuc eingetragen werden, durch deſſen Zahlung die Rentenſchuld 
abgelöjt werden kann.” Die Höhe diefer Ablöfungjunme unterjteht der freien 
Vereinbarung. Sie braucht zu den Renten nicht etwa in dem Verhältnis einer 
Schuldfumme zu den üblichen Zinfen zu jtehen. 

Nur dem Eigentümer fteht das Necht zu, die Rentengrundſchuld unter Ein: 
haltung einer jehsmonatigen Frijt zu kündigen. Diefe Befugnis darf 
eingejchränft oder ausgedehnt werden; die vertragmäßige Vereinbarung der 
Untündbarfeit hat aber eine Wirkung nur für die Zeit von dreißig Jahren’? 
Die Kündigung des Eigentümers löft die Feitlegung des Kapitals; nun darf 
auch der Gläubiger auf Zahlung der Ablöfungjumme beſtehen.“ Statt die 
Ablöfung zu begehren, jteht es dem Eigentümer auch frei, mit dem Gläubiger 
die Ummandlung der Rentengrundfhuld in eine gewöhnliche Grundihuld oder 
in ein anderes Grundpfandredht zu vereinbaren.!* 

4. Für die Behandlung der Belaftung gelten, foweit fie die Ablöfung- 
ſumme betrifft, die allgemeinen Normen über die Grundfchuld. Daher kann 
aud ein Grundſchuldbrief hier erteilt und auf den Inhaber ausgejtellt werden.!® 
Wird die Ablöfungfunme gezahlt, jo entjteht für den Eigentümer eine Eigen: 
tümergrundfchuld.'* 


7) 812001, ebenfo für die — 1107 (oben 8109 A23); ferner 
88 1118 F.; oben $ 115 Nr. 2b. Auch OLGs, 148. 

8) Bergl. $ 1178; wegen ihrer — $$ 1158, 1159. 

‚ 88197, 9021 9, Wegen der perjönliden Haftung unten A 18. 

10) $1199 I. AB Berehtigter fann nur eine bejtimmte Berjon 
und nicht der jeweilige Eigentümer eines anderen Grundſtücks eingetragen 
werden; RJA 4,257; der $ 1105 darf hier nicht analog angewandt werden. 

1i) 8120212 "ergibt den dispofitiven Charakter der Vorſchrift. 

12) $12021I. Nah EG 11711 fann das Landesgeſetz die Ausſchließung 
des Kündigungrechtes bei Rentengrundfchulden nur für eine fürgere al3 die in 

1202 II bejtimmte Zeit zulafien. So 3.8. bad. AG 27 IV: die Ausfchließung 
ann nur auf höchitens zehn Jahre — werden; über die anderen Landes— 
gejeße vergl. bereit3 oben 8117 U 3 

13) $ 1202 III (W4). 

14) $ 1203; dazu $$ 1186, 1198. Die GBO $ 651 jegt voraus, daß an 
Stelle der Rentenfchuld eine Hypothek tritt, aljo die Doppelverwandlung fich in 
E70 Alte vollzieht. Die Rechtsänderung ift im Briefe zu vermerken; GBO 

io) "Beides beftätigt GBO $ 43; ferner $$ 51, 70. 

16 } 1200 U. Der Eigentümer Tann daraufhin die Eigentiimergrundichuld 
in eine ſchlichte Grundfchuld oder in ein anderes Grundpfandredit umtandeln; 
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5. Die Gleichitellung der Rentengrundſchuld mit der Grundſchuld be- 
deutet nur ihre äußerliche gejegliche Unterordnung unter ein bejtimmtes 
Normengebiet. Inhaltlich und ihrem Verkehrzwecke nach fteht die Renten— 
grundichuld durchaus im Gegenjaß zu der fapitalifierten Verſchuldungform bei der 
Grundſchuld. Sie dient nicht dem Zwecke, den Realfredit zu freiem Austauſch 
im Verfehre in bewegliche Werte umzufegen; fie will vielmehr eine jelbitändige 
Kreditform fchaffen, die der Erhaltung des verfchuldeten Grundbefites dienen 
jol durch Auflöfung des Kapitalanfpruches in einzelne Rentenanſprüche. In— 
jofern tritt die Nentengrundfchuld in inneren Zuſammenhang mit den als Real: 
laften begründeten Renten." Nur da dort nicht wie hier neben der dinglichen 
auch noch eine perfönliche Haftung"* entjteht.'® 


I. Fahrnispfandrecht. 
$134. WUllgemeine Grundfäße. 


1. Das Pfandreht wie das BGB nad feſtem Sprachgebrauch das 
Fahrnispfandrecht ſchlechthin bemennt,? ift die dingliche Belaftung einer beweg— 





fo auch Hachenburg 578; Obernef 1024; Dernburg $209. Dasjelbe gilt im 
Falle des Verzicht des Gläubigerd. Überhaupt finden gemäß der Rüdvermeifung 
des 8 11921 die Normen über die Eigentümergrundfchuld entjpreddende An— 
wendung; oben $ 116. 

17) Oben $ 109 und über die Nentenjchuld $ 110 Nr. 2. 

15) Dieje ſieht $ 1108 I als Regel, ſoweit nicht etwas anderes vereinbart 
ijt, für die Reallaiten vor. 

19) Selten nur wird ein Privatmann fich bereit finden, feine Kapitalien 
durch Anlage in Rentengrundjchulden unfündbar feitzulegen. Um die erhofften 
Vorteile der neuen Belaftungart zu erreichen, wird es befonderer öffentlicher oder 
privater Kreditinſtitute bedürfen, die ihr Leben und Anwendung verleiben. 
b. Jacubegky 265. 

1) 812041. über die gefchichtliche Enttwidelung und in®befondere über 
den Gegenjat de3 deutfchen und heutigen Fahrnispfandes zur Hypothek tft oben 
in $ 113 gehandelt. Aus der Literatur ijt zu dergleichen: Stobbe-Lehmann 2 

$ 165—173; Eccius $$ 194 f.; Goldfchmidt, Handbuch des HR 8 84; W. Ende— 
mann, Handbuch des HR 2,64 und 3,961 (G. Cohn) ; v. Schwind, Weſen und 
Anhalt des Pfandrechts 1899; Herbert Meyer, Neuere Sabung von Fahrnis und 
Schiffen, Beitrag zur Geſch. des deutichen Pfandr. 1903. — E. Demelius, 
Pfandrecht an beiveglichen Sachen nach öfterreich. BR unter Berüdfichtigung des 
deutſchen BGB 1897; dv. Stubenraudh, Komment. 3. öfterreih. BG (8. Aufl. von 
Schuſter und Schreiber) 1, 587; — Düringer-Hachenburg, HGB 1,484; Derns 
burg, BR 3 8263; Cofad 8 241. 

2) Pfandrecht 3.2. 223, 233, 418, 439, 461, 459f., 704, 1795, 
1990, 1204—1296; der bisher geläufige Ausdrud „Fauſtpfand“ (unten $ 136 
A5) iſt in AO SE4S, 49 jebt durch Prandrecht erjeßt, dagegen in ERO $S04 
noch verfehentlich iteben geblieben. Das BGB ſpricht wie von Hwpotheken— 
gläubiaer jtet3 von Bfandgläubiger, obgleih zur lnterfcheidung des 
dinglichen von dem obligatorifchen Rechte „Pfandberechtigter“ an verſchiedenen 
Stellen zutreffender wäre. Bfand in 461, 1210, 1212—1266 bedeutet meiit 
die Pfandfache, 3.8. Verwahrung des Pfandes, Trennung der Erzeugnifie bon 
dem Bande, Marktpreis des Pfandes, Zurüdgabe des Pfandes. Auch Bier 
(oben 8 114 A 18) heit e3, dab das Pfand haftet, womit die dingliche Bes 


8 134. Akzeſſoriſche Natur des Fahrnispfandredits. 895 


lihen Sache oder eines Rechtes, Fraft deren der Gläubiger zur Sicherung 
einer Forderung Befriedigung aus dem verpfändeten Gegenftand begehren 
fann. Als dingliches Recht räumt es dem Berechtigten die abjolute Rechts: 
macht ein, fi) aus dem zu einem fremden Vermögen gehörenden Pfandgegen- 
ftande unter Ausſchluß anderer Gläubiger und fraft eigener, dem Eigentum: 
rechte gegenüber felbftändiger Befugnis Zahlung zu verjchaffen. Das Recht, 
durch Veräußerung gegen Entgelt über den Pfandgegenftand zu verfügen, 
bildet das wejentliche Tatbeftanderfordernis: ohne Werfaufrecht fein Pfand: 
recht. Die Ausgeitaltung des Fahrnispfandrechtes wird mit dem Erfordernis 
gekennzeichnet: Kundbarfeit der Pfandbejtellung durch Befigübertragung.? 

2. Seiner Natur nah ift das Pfandrecht ein wejentlih akzeſſo— 
riſches Recht. Es ift nach feiner Zwecbeitimmung von einem zu fihernden 
Forderungrechte derart abhängig, daß es nur für eine wirfjame Schuldver— 
bindlichfeit beftellt werden fann* und daß es mit diefer untergehen muß.’ 
Auch bier wie bei den Grundpfandrechten genügt jedoch als Grundlage der 
Pfandbelajtung eine künftige oder bedingte Forderung, und das einmal 


lajtung gefennzeichnet wird (1210, 1239); daß der Pfandgläubiger für den 
Schaden „haftet“ (1151 II), it eine ungendäue Ausdrudweife für die perfönliche 
Verpflichtung. Wenn $ 461 davon fpricht, daß die Sache „unter der Bezeichnung 
al3 Pfand verfauft wird“, fo foll das heißen, daß das Pfandredht und die Be— 
ftimmung, wonach das Pfand zur Befriedigung des Pfandgläubigers verkauft 
werden joll, fundgegeben wird. Auf der Bafjivfeite wird unterfchieden: der Ver— 
pfänder und der bloß perfönliche Schuldner (3.8. 1211 II) und andererjeit3 
der Verpfänder und der Dritte al3 Eigentümer des Pfandes (unten A 11). 

3) Über diefen Grundfaß und feine Durchführung unten $ 136. 

4) Sit das Forderungrecht nichtig oder wird es durch Anfechtung 
vernichtet, fo ift die Pfandbeitellung nichtig. Auch eine natürliche Ver— 
bi a dlichkeit reicht zur Beſtellung (anderd zum Fortbeitand; unten 47) 
ni aus, 

5) Bergl. aber AT, 18. Das Pfandrecht erlifcht mit der Forderung 
(8 1252). Die Forderung erlifcht durch Erfüllung und deren Surrogate. Auch 
der Fall ift hinzuzufügen, wo der Anfpruch des Gläubiger auf Grund einer 
zerjtörenden Einrede durch rechtöfräftiges Urteil abgemiefen ift. Kann der Ver— 
pfänder, weil ihm eine anfpruchzeritörende Einrede zuſteht, 3.8. die Forderung 
war durch Betrug oder ohne rechtlichen Grund erlangt (SE 853, 821), die Zurüd- 
aabe de3 Pfandes und damit die Aufhebung des Pfandrechtes begehren? Der 
8 1254 trifft diefen Fall nicht, denn er feßt eine gegen da3 dingliche Pfandrecht 
begründete Einrede voraus. Die Bejahung dürfte fich aber auf $ 1211 umd die 
Analogie von $ 1137 (oben 8 128 A21) gründen lafjen. — Auch bier ift von 
dem Forderungrecdhte genau der Werpfändungpertrag als obligatorifches 
Grundgeichäft zu dem dinglichen Pfandbeitellungvertrage zu unterfcheiden. Sit 
jener unwirkſam, fo kann der Verpfänder mit dem Anspruch wegen ungerecht— 
fertigter Bereicherung die Aufhebung des Prandrechtes beanfpruchen. Sit der 
Dingliche Vertrag unwirkſam, jo iſt überhaupt ein Pfandrecht nicht entitanden. 
Darüber, daß diefe Unterfcheidung des Gefeßes fich im praftifchen Leben meift 
berwijcht: oben I Nr.3. Ferner unten $ 136 Nr. 1. 

6) 81204 11, analog $S 1113 II. Über den Beariff der fünftigen Forde- 
rung vergl. oben 8115 A54. Much das genügt nach dem BGB, daß die 
Forderung bloß als fünftig möglich vorausgejekt worden tft; anders das römische 
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gültig begründete Pfandrecht behält jeine volle Wirkung trog der Verjährung 
des Schuldanfpruchs.” 

a) Der Umfang der Pfandhaftung beftimmt fich nach dem jeweiligen Be: 
ftande des Forderungrechtes: er dehnt fich aus mit der Erhöhung der Schuld: 
verpflihtung durch Anſprüche auf Zinjen, Vertragftrafen, Schadenerfag wegen 
Nichterfüllung oder Verzugs, Erſatz der Koften der Kündigung mie der 
Rechtsverfolgung und des Verkaufes des Pfandes.‘ Auch eine vertragmäßige 
Erweiterung der Forderung, 3.B. durch Ummandlung einer unverzinslichen 
Schuld in eine verzinsliche,’ wird von der dinglichen Belajtung kraft Rechts- 
vorjcehrift und daher auch mit Wirkung gegen die nachftehenden Pfandgläubiger 
mitergriffen.'® 

b) Bisher wurde davon ausgegangen, daß der perjönlihe Schuldner 
feine eigene Sache für feine Verbindlichkeit zum Pfande fest. Es iſt jedoch 
auch eine Pfandbeftellung zum Zwede der Inter zeſſion möglid und zwar 
entweder jo, da der Schuldner für feine eigene Schuld die Fahrnis eines 
Dritten verpfändet,'! oder jo, daß der Dritte feine Fahrnis für fremde Schuld 


Recht D.20.4.1. 1 und 11pr.; D.20.3.4. Negelmäßig baben die Parteien 
fih fofort derart gebunden, daß die Begründung des Schuldverhältnifies nicht 
mebr ihrer freien Wahl unterfteht, fondern wie 3.8. bei dem Krediteröffnung- 
vertrag der Bankier jeßt bereits zur Offenhaltung des Kredit verpflichtet iſt 
(Bd.1 8106 A9; 8184 Nr.3). Daß dann das Pfandrecht fofort jeine Ent— 
ftehung nimmt und den Rang von der Krediteröffnung ab trägt, bejtätigte bereits 
NG 14,249. Das iſt in dem Falle befonders wichtig, wenn fpäter Konkurs über das 
Vermögen des Schuldners eröffnet wird und bei der Anfechtung nah KO $ 30 in 
Frage fommt, wann dem Gläubiger eine Sicherheit eingeräumt worden ift. 

7) 82231. Für die Zinsrüditände gilt dies nicht $223 II. Werner 
bleibt die dingliche Pfandbaftung in vollem Umfange beſtehen, wenn die Schuld= 
berbindlichfeit infolge der Ingulänglichfeit des Vermögens des Schuldners gefürzt 
wird: Durch die zugunſten des Erben des Schuldners eintretende Haftung— 
beſchränkung (121112, 1990 II), durch den Ausſchluß des Nachlaßgläubigers 
im NAufgebotverfabren (1971), dur den Zimangvergleih im Konkurſe (RO 

193). Denn gegen ſolche Gefährdungen zu fichern, tft gerade ein Hauptzweck 
er Bfandbeitellung. 
8) $ 121011, 11. 
9) Andere Fälle jind der Anerfenntnisvertrag nach $ 781, die Ummand- 
lung einer Kaufichuld in eine Darlehnſchuld nach $ 607 II. 

10) Wenn dagegen zwiſchen den Beteiligten ein neuer Darlebnvertrag 
nachträglich begründet und die Ausdehnung des bejtellten Pfandrecdhtes auf die 
biernach gejchuldete Summe vereinbart wird, jo kann damit in die bereits be- 
gründeten Ddinglichen Nechte des zweiten Pfandberechtigten nicht eingegriffen 
werden. Die Wiedermiete jeßt, obgleich fie den Abſchluß eines neuen 
Vertrags bedeutet, da3 bisherige Mietverhältnis inhaltlich derart fort, daß auch 
die fiir den Mietzind beitellten Pfandrechte mit voller Wirfung gegen dritte 
Gläubiger erhalten bleiben; Bd.1 8170 A6; ONGA4, 42, 

11) Diefe Verfügung des Schuldners über eine fremde Sadıe tit wirkſam, 
wenn jie mit Zuitimmung des Eigentümers erfolgt iſt; fie erſtarkt zu voller 
Wirkung, wenn der Eigentümer fie nachträglich genehmigt und in den Fällen 
des $ 185 II (oben 823 A17f.). Außerdem erwirbt der redlihe Pfandgläubiger 
das Pfandrecht mit felbitändiger Wirkung ohne Rüdficht auf den Willen des 
Eigentümers an der fremden Fahrnis nach $ 1207. 
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zum Pfande jegt. In beiden Fällen handelt es ſich zwijchen dem Dritten als 
Eigentümer und dem Verpfänder um ein bürgjchaftartiges Rechtsverhältnis.'” 
Die hieraus fich ergebende Gebundenheit erjtrect ſich auch auf den dinglichen 
Umfang der Pfandhaftung: das Pfand haftet nur joweit für die fremde 
Schuld, ald der Dritte mit feiner Sache durch den Jnterzeffionvertrag für fie 
eingetreten ift.° Iſt als Maß hierfür die zur Zeit der Pfandbeitellung be: 
ftehende Schuldverbindlichkeit angeſetzt, jo wird der Dritte durch eine Verein: 
barung, laut deren dev Schuldner mit dem Pfandgläubiger nachträglich den Forde- 
rungbetrag erweitert oder die Pfandhaftung auf neue Verbindlichkeiten er: 
ſtreckt, in keiner Weiſe verſtrickt.“ Soll die Haftung hier ausgedehnt werden, 
jo ift eine neue Pfandbeitellung erforderlich." 

ec) Die Folge des gekennzeichneten Abhängigkeitverhältnifjes ijt es, daß 
Forderung und Pfandrecht nicht getremmt werden können, vielmehr Fraft 
jwingender Rechtsvorjchrift derart verbunden find, daß bei jeder auf Vertrag 


12) Das BGB übergeht diefen wie alle Anterzefjionfälle i. w. S. mit 
Schweigen. Vergl. Windfcheid $ 485 AS; D. 16.1.8 pr. und 32.1; C. 4.29.65. 
und 7; Seuff. A. 7,32. Die hiernach ziwifchen dem Eigentümer und dem Ver— 
pfänder bejtehenden Rechtöbeziehungen müſſen befonders unterſucht werden; die 
Vertraggenofjen befinden jich über dieje meiit im unflaren. Wenn A. fein 
Sparkaftenbuch dem B. gibt, damit diejer es für feine eigene Schuld verpfände: 
jo handelt es ſich um eine fiduziarifch (durch den Zweck, zur Pfandbeitellung 
benugt zu werden) gebundene Abtretung der Forderung gegen die Sparfajle 
(nit um eine Eigentumübertragung an dem Sparkaſſenbuch, denn dies ijt Fein 
Inhaberpapier, e3 fann nur nach $ 1274 verpfändet werden; ®d.1 $ 196 A 10). 
Die Einräumung des Rechtes zur Verpfändung einer fremden Sade muB auf 
fiduzgiarifher Eigentumübertragung beruhen. Aus dem Die 
Rechtsübertragung veranlaffenden obligatoriſchen Grundverhältnifje ergibt 
fih, welche Erfabanjprüche dem Eigentümer zuitehen. Vergl. unten $ 136. Sit 
der Dritte, der feine Sache für fremde Schuld eingeſetzt bat, zugleich auch als 
Bürge für die perfünliche Schuldverbindlichkeit eingetreten, jo darf er den mit 
dem obligatorifhen Anfpruch vorgehenden Gläubiger zunächit auf die Befriedigung 
aus dem Pfande verweifen. Diefe Einrede der Vorausflage jteht auch dem zu, 
der nur al3 Bürge eingetreten it; $ 772 UL, CPO $ 777. 

13) Hierzu fommen die Erweiterungen durch Zinfen ufw., die oben zu As 
anzeführt find. Das gilt aber für den Dritten nicht als zwingender Rechtjab, 
er fann feine Haftung beliebig 3.8. auf die Stapitalfchuld oder bloß auf eine 
feftbejtirumte Summe einjchränfen. 

14) Die Nebenbemerfung in 8 1210 12 wird dem vorliegenden Rechts— 
verhältnis nicht geredt. Der Pfandgläubiger kann fich nach diefer Richtung 
auch nicht auf $ 1207 berufen; eine dem $ 1135 analoge Bejtimmung gibt es 
für da3 Pfandrecdht nicht. 

15) Dies ift befonders wichtig im Falle des Konfurjes. Denn das durch 
KO 8 48 gemährte Abfonderungrecht richtet jich nach dem durch das BGB feit- 
zujtellenden Umfang der dinglicen Haftung. — Das römifche Recht gab im 
Gegenfaß bierzu dem Pfandgläubiger die allgemeine Befugnis, die Pfandſache 
troß Tilgung der Pfandjchuld zurüdzubehalten, folange dem Gläubiger irgend 
eine, wenn auch nur chirograpbarifche, mithin durch Pfandrecht nicht gejicherte 
Forderung gegen den Schuldner noch zuſtand; C. 8. 26. Dies fog. pignus 
Gordianum bat nad dem BGB feine Geltung mehr. Über das bisherige Recht: 
Dernburg, Pfandr. 2 $ 92; auch unten $ 137 zu Al7 und 8135 A19F. 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. 5.1.9 Aufl. 57 
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oder Geſetz beruhenden Übertragung der Forderung grundfäglid das Pfand- 
recht auf den neuen Gläubiger übergeht!‘ und daß das Pfandrecht allein ohne 
die Forderung nicht übertragen werden kann.“ Trotz feiner hiermit be: 
ftätigten akzefforifchen Natur kann das Pfandrecht doch den Untergang der 
Forderung überdauern und damit fi) als eine felbftändige Belaftung erweijen. 
Das Geſetz läßt in dem Falle der Rechtsvereinigung, wobei das Eigentumrecht 
mit dem Pfandrechte in derfelben Perſon zufammentrifft, ein Pfandrecht an 
der eigenen Sache, d.h. die dinglihe Ausſchlußwirkung des in das Eigentum 
zurücgefallenen bisherigen Pfandrechts fortbeitehen, ſoweit der Eigentümer 
hieran ein rvechtliches Intereſſe hat. Da eine derartige Vereinigung der 
dinglichen Rechte regelmäßig zugleich mit der Vereinigung zwijchen Forderung 
und Schuld verbunden ift und diefe das Erlöſchen des obligatorifhen Ver: 
pflihtungverhältniffes nach fich zieht:. jo handelt es fich in Wirklichkeit hier 
um ein forderungentkleidetes Eigentümerpfandrecht.“ Das Pfandredt ſoll 


16) 8 1250 11,11 (Ausfchliegung des Übergangs des Pfandredhtes ift zu— 
läfjig). So bereit 88 401, 412; vergl. $ 1153. 

17) 8125012; Dies iſt zwingend. 

18) 8125611. Das rechtliche Intereſſe kann fich, wie bei der Eigentümer: 
grundichuld, nur darauf gründen, daß der Eigentümer den vom Pfandrechte be> 
legten Wert der Fahrnis gegenüber den nachitehenden Pfandgläubigern oder 
Niekbrauchern Fraft feines Eigentumrechtes fich vorbehält. Ferner fönnen Die 
fpäteren Prandgläubiger vom Eigentümer nicht die Herausgabe des Bandes 
fordern (1232). Der Eigentümer felbit fann die Pfandveräußerumg nicht be- 
treiben, denn damit würde er nur den Zived verfolgen fünnen, die nachitehenden 
Rechte Dritter aufzuheben; ein derartiger Eingriff darf ihm nicht geitattet fein. 

19) Bergl. oben $9 Nr.3. Der Hauptfall ift der, daß der Gläubiger den 
Schuldner und Eigentümer des Pfandes beerbt, oder daß er freihändig 3. B. die 
ihm zum Pfand beitellte Uhr gegen Entgelt erwirbt unter Aufrechnung der 
Schuld mit der KHaufpreisforderung. Die Vereinigung lediglich der dinglichen 
Rechte, von der $ 1256 IT handelt, könnte nur ftattfinden, wenn ein Dritter feine 
Fahrnis für die Schuld des Anderen verpfändet hat (A 11f.) und er 3.2. vom 
Pfandgläubiger beerbt wird. Daß bier noch die perfönliche Forderung gegen 
den Schuldner fortbeiteht, hat offensichtlich für das Pfandrecht feine andere Be- 
deutung als in dem erjtgenannten Falle der vollen NRechtsvereinigung; denn ein 
Recht, aus der Pfandſache Befriedigung zu fuchen, befteht bier ebenſowenig wie 
dort. Es ift darum ungerechtfertigt, wenn allgemein (Düringer-Sacdhenburg 1, 
510; Biermann zu 8 1256; Coſack 8244) behauptet wird, daß mur im zmeiten 
Falle das Pfandrecht fortbeitehe. Als Grund gilt, daß die rein afzefiorifche 
Natur des Pfandredites feinem Fortbeftande ohne Forderung mwiderjtreite. Aber 
diefe „rein afzefiorifche“ Natur wird als Dogma bloß behauptet; daß das Geſetz 
fie nicht abjolut anerkennt, ift für das Pfandrecht auf Grund des $ 1256 II ebenfo 
au behaupten, wie für die Sicherung und die Höchſtbetraghypothek, die auch tro& 
der angeblich rein afzefforifchen Natur in eine echte Eigentümergrumdichuld über- 
gehen fönnen. Aber ein enticheidendes Bedenken macht fich geltend. Das Recht 
an der eigenen Sache wird in vollem Umfange nur an Grumdftüden anerkannt, 
weil nur bier die erforderliche Aundbarfeit des begrenzten Rechtes durch Eintragung 
möglich ijt (oben $9 U 8); $ 1256 II enthält daber eine Singularität und darauf 
mag die ängjtliche Ausdruckweiſe „das Pfandrecht gilt als nicht erloſchen“ zurück⸗ 
auführen fein. Eine Fiktion ift darin nicht enthalten, und jedenfall3 darf die 
gewundene Wortfaffung nicht hindern, die mirflich beitebende Rechtslage auf- 
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ferner der zerftörenden Wirkung der Vereinigung der dinglihen Rechte ent: 
zogen fein, wenn ein Dritter an jeiner Erhaltung ein Intereſſe hat, weil ihm 
an der Pfandforderung ein dingliches Recht zuſteht.?“ 

3. Die geficherte Forderung kann auf Geld oder auf andere Leiſtunggegen— 
ſtände,“ z. B. Warenlieferungen oder Rückgabe einer gemieteten Sache, lauten. 
Die Beitimmung eines konkreten Gläubigers wird nicht erfordert; das Pfand 
kann daher 3.8. für eine Wechſelſchuld zugunften des jeweiligen durch Indoſſa— 
ment legitimierten Inhabers des Wechjels bejtellt werden.?? 

4. An demselben Gegenjtande können mehrere Pfandrechte nacheinander 
bejtellt. werden.” Ahr Rang beitimmt fi dann nad) dem Alter der 
Pfandbeitellung.** Er ift abhängig ſowohl von dem Entjtehen des Schuld: 
verhältnifjes, wozu indejien eine künftige oder bedingte Forderung genügt, ald 
auch von der dinglichen Beitellung des Pfandrechtes.° Privilegierte Pfand: 
rechte werden durch das BGB nicht geſchaffen.““ Möglich ift es, daß mehrere 
Pfandrechte deshalb in Kollifion miteinander treten, weil diefelbe Sache gleich: 
zeitig verjchiedenen Gläubigern verpfändet wird. Geſchieht dies durch vertrag: 
mäßige Beftellung, jo geht der Gläubiger vor, der zuerſt den Befig der Sache 
erlangt hat.” Wichtiger ift der Fall, wo ein durch Vertrag oder Pfändung 


zudecken. — Eine Hundbarmahung des Pfandrechts an der eigenen Fahrnis tit 
übrigens nicht völlig ausgeſchloſſen. A. hat an feinen bei dem Bankier &. in 
Depot befindlichen Wertpapieren hintereinander dem B., dem CE. und dem D. 
ein Pfandrecht nach $ 1205 II oder $ 1206 beitellt; A. beerbt den E. als Wllein- 
erbe; dann bleibt fein Eigentümerfahrnispfandrecht insbefondere gegen D. wirk— 
ſam und fundbar. 

20) A 12; oben $9 U 26. 

21) Dies im Gegenfaß zu den Grundpfandrechten 88 1113, 1191. 

22) Bergl. die Analogie zu der Order: und Inhaberhypothek; oben 8 130. 

23) über die Durchführung der mehrfahen Pfandbeitellung unten $ 136 
A410. Wegen der Anjchlugpfändung vergl. CPO $ 826 f. 

24) Vergl. im allgemeinen oben 8 12. 

25) 81209. Auch CPO 8804 II und II. — Die afzefforifhe Natur des 
Pfandrecht3 bewirkt, daß auch der Rang mit der einzelnen Forderung unlösbar 
verbunden iſt. Daher gibt e3 bier weder eine Vorrechteinraumung noch einen 
Rangvorbehalt (oben $ 14). — Erlifcht ein Pfandrecht, jo rüden die nachfolgen— 
den Belaftungen nad; es fei denn, dab es dem Eigentümer nach $ 1256 II vor» 
behalten würde (A 18). 

26) Brivilegien erteilt 3.8. die KO S49T im Konfurd und außerhalb 
des Konfurfes (EG zur Novelle der KO vom 17.5.1898 Art. III) der Reichs— 
kaſſe bezüglich der beichlagnahmten fjteuerpflichtigen Sachen. Eine andere Rang— 
ordnung, jo daß das jüngere Pfandrecht dem älteren vorgeht, begründet da3 
HGB 8443 1 für die Pfandrechte des Kommiſſionärs, Spediteurd, Lagerhalters, 
Sradıt ührers; ein Privileg erteilt es in 8443 II. Ferner Vereinzollgefeb vom 

.7.1869 88 14,100: zollpflichtige Gegenſtände haften in erjter Linie für den 
Zoll; Zuderfteuergef. 6.1.1903 Art.2 8311: der Zuder haftet für den Betrag 
der Steuer ohne Rüdficht auf die Nechte Dritter. 

27) Das fcheint mir den 88 1205 f. zu entfprechen. Vergl. D. 13. 7. 20: 
si pluribus res simul pignori detur, aequalis omnium causa est; aber dann D. 20. 
er 10: inter ipsos autem si quaestio moveatur, possidentis meliorem esse con» 

icionem. 
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erworbenes Pfandrecht mit einem gejeglihen Pfandrecht in Kollifion gerät; 
das BGB erhält hier insbejondere das gejeglihe Pfandrecht des Vermieters 
gegenüber den Pfandrechten anderer Gläubiger, wenn der Vermieter binnen 
einem Monate jein Zurückſchaffungrecht ausübt.?* 

5. Als der regelmäßige Entjtehunggrund des Pfandrechts gilt die vertrag: 
mäßige Beftellung.” Daneben erfennt das BGB auch gejeglihe Pfand: 
rechte an,’ die kraft Rechtsvorſchrift aus einem beſtimmten Tatbejtand entjtehen. 
Als dritte Form tritt hinzu das Pfändungpfandrecht, das im Wege der geridt- 
lihen Zwangvollſtreckung“! oder durch die landesgefeglich zugelajjene Aus- 
übung des Privatpfändungrechtes *? begründet wird. Die gejeglihen Pfand: 
rechte wie das gerichtliche Pfändungpfandrecht unterftehen hinfichtlich ihrer civil: 
rechtlihen Wirkung den für das vertragmäßig bejtellte Pfandrecht gejegten 
Normen.” 


28) 56111; ferner wird der Vorzug des gejeßlichen Pfandrechts des 
Mieters und Pächters durch $$ 563, 585 bejtätigt. Das Pfandrecht des Fracht— 
führers und Verfrachters wird über die Ablieferung der Güter hinaus erhalten 
duch HGB 88 440 III, 623. Mit der Geltendmachung des geſetzlichen Pfand— 
rechtes und der Zurüdichaffung 3.2. der vom Mieter verfchleppten Sachen in 
die bermieteten Räume lebt das Pfandrecht mit voller Wirkung wieder auf und 
die inztoifchen von einem, wenngleich gutgläubigen, Dritten erworbenen Rechte an 
der Sache müflen vor dem Vermieterpfandrechte zurüdjtehen. 9. Siber, geſetz— 
liches Bfandrecht des Vermieters (1900) ST. 

29) $$ 1204, 1256. 

30) Ein gejegliches Pfandrecht entjteht: nad $ 233 aus der Hinterlegung 
zur Sicherheitleiftung; FF 559—563 für den Vermieter; $8 581, 585 für den 
Verpächter; 8590 für den Pächter; $ 647 für den Unternehmer eines Werles; 
8 704 für den Gaftwirt. Gejebliche Pfandrechte nad) Handelsrecht: HGB $$ 397 
(Kommiffionär) ; 410, 441 (Spediteur) ; 421 (Lagerhalter) ; 440 f. (Fracht: 
führer) ; 623 (Verfrachter von Gütern im GSeehandel) ; 674 (Verfracdhter von 
Berfonen) ; 751 (Bergung: und Hilfkoſten); 755 f. (Schiffgläubiger an dem 
Schiff, dem Zubehör, der Bruttofracht). Binnenfchiffahrtgej. 15. 6. 1895 
(20.5.1898) 8826, 7711. Über das Ausſonderungrecht, das Die gejeglichen 
Pfandrechte im Konkurſe gewähren: NO 849. — 9. Siber 82. 

31) CPO gsg 503 F.; dazu unten $ 146. 

32) E689. Dazu ®d.1 $55b A258; dort auch über die geltenden 
Zandesgefete. Das PBrivatpfändungredit darf nur an Saden und nur zum 
Schuße von Grunditüden und deren Erzeugnijien gejtattet werden. 

33) 8 1257 und CPO $ 804 II. — Das gilt naturgemäß nur al3 Regel. 
Wie für ihre Entitehung die £$ 1205 f. nicht gelten (3.8. der Vermieter an der 
eingebrachten Sache des Mieters ein Pfandrecht ertwirbt, ohne daß er daran den 
Beſitz erlangte), fönnen auch für ihr Erlöfchen bejondere Vorjchriften eingreifen. 
So verordnet BGB 841811: bei der Schuldübernahme erlöjchen die vertrag: 
mäßig beitellten Pfandrechte, nicht aber die gejeßlichen. Dagegen gelten für die 
gefeßlichen Pfandrechte insbefondere die 88 1222, 1227—1231, 1232 ©2, 
1233—1250, 1252, 1255, 1256. ®or allem iit berborgubeben, daß die jelb- 
jtändige Wirkung des redlihden Ermwerbes, mwonad das Pfandrecht auch 
dann erivorben wird, wenn dem Berpfänder weder das Eigentum noch die Ver- 
fügungmacht über die Pfandfache zuitand: für das geſetzliche Pfandrecht nicht 
gelten. Die Anwendung des $ 1207 3.8. auf das Vermieterpfandredht iſt aus— 
geſchloſſen, weil feine Beſitzübertragung jtattfindet; 8 1257 bezieht fich überhaupt 
nicht auf die Entjtehung des gejeßlichen Pfandrechtes, er ſetzt dieſe voraus und 
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6. Neben dem Pfandrecht kommt als verwandtes Rechtsinſtitut das 
Zurücbehaltungrecht in Betracht, das dem Gläubiger zur Sicherung eines 
konnexen Anſpruchs das Recht gewährt, die Fahrnis des Schuldners bis zur 
Bewirkung der Befriedigung im Befis zu behalten.”* Es übt einen gewiſſen 
Zwang auf den Schuldner aus, der die Herausgabe feiner Sachen nur durd)- 
jegen kann, wenn er Zug um Zug die gefchuldete Leitung bewirkt ; der zurüd- 
behaltende Gläubiger hat aber weder ein dingliches Recht an der Fahrnis, noch 
ein Recht zur Befriedigung aus dieſer.“ Ferner bleiben die Iandesgejeglichen Vor: 
ihriften über die gewerblichen Pfandleiher und Pfandleihanftalten in Gel- 
tung. Ein irreguläres, auch den Pfandzweden dienendes Verwahrung: 
geichäft kommt befonders im Handelsverkehr in der Weife vor, daß Geld, Wert: 
papiere oder andere vertretbare Sachen mit der Beſtimmung bingegeben 
werden, daß der Verwahrer ſtatt der empfangenen Stücke andere derjelben Art 
zurücgeben darf. Der Gläubiger erwirbt je nach dem Vertrage jofort oder 


jtellt nur das entjtandene gefetliche Pfandrecht dem PVertragpfandrechte gleich. 
So Bd.1 8169 A 63; ebenfo OLG 2, SO und 219; 3, 28; 4, 329; Siber, geſetzl. 
Pfandr. des Vermieters 41. Dagegen werden die gefeßlichen Pfandrechte des 
Kommiffionärs, Spediteurs, Lagerbalters und Frachtführers „binfichtlich des 
Schubes des guten Glaubens“ durh HGB $ 366 III den durch Vertrag erwor— 
benen Pfandrechten gleichgeftellt. 

34) Darüber Bd.1 8126. Über die Befonderheiten de3 Taufmännijchen 
Zurüdbehaltungredhts vergl. HGB 88 369—372; Cofad, HR 6. Aufl. $ 30. 

35) ®d.1 8126 W24: auch im Falle des $ 772 II wird vorausgejekt, daß 
der Zurüdbebaltende einen vollitredbaren Titel erlangt bat; über den Fall des 
$ 1003 oben 893 A39. Am Verkehre wird neuerdings der Verſuch unter- 
nommen, da3 Yurücdbebaltungrecht zu benußen, um dem Gläubiger eine Sicherung 
auch 2 unpfändbaren Gegenitänden des Schuldners zu gewähren; hierüber unten 
$ 135 A 11. 

36) EG 94. Dazu befonders Niedner 190. Die Sonderborfchriften gegen— 
über dem BGB richten fich insbefondere: auf die Beichränfung der Zinsfreibeit, 
e3 dürfen böchitens ein oder zivei Prozent fiir den Monat vereinbart werden; 
der Verpfänder darf das Pfand jederzeit einlöfen, der Pfandleiher aber darf bie 
Rüdzahlung des Darlehens nicht vor Ablauf von jehs Monaten begehren; da3 
Pfandrecht entjteht erit durch die Eintragung in das Pfandbuch; der Pfand» 
verfauf darf ohne vorherige Androhung, aber erſt nach einer längeren Einlöſung— 
frift durch Veriteigerung außerhalb der Geſchäft- und Wohnräume des Pfand- 
leiber3 erfolgen. Bergl. die AG von Preußen Art. 41, Bayern Art. 91; Sachſen 
851; Baden Art.29; Braunſchw. $ 64; ferner mürttemb. V.O. 15.3. und 
28.5.1882; beffifche ®.O. 2.8.1899; anbalt. Gef. 17.3.1899; Tübed. 30.10. 
1899. Den öffentlichen Rfandleibanitalten darf nah EG 94 II im Gegen= 
fat zum BGB ein Löjunganfprucd (oben 881 A111) zugeiprochen werden, 
d.h. fie brauchen die Pfandſache dem Eigentümer, dem fie der Verpfänder 3.82. 
geitoblen hatte, nur gegen Bezahlung des auf die Sache gewährten Darlehens 
herauszugeben. Hiervon haben Gebrauch gemacht: Bahern Art. 91; Mltenburg 
) 94; Lübeck E21. Dagegen nicht Preußen (mit Unrecht wird da3 Gegenteil be— 

auptet unter Berufung auf die Kab.O. 25.2.1334; diefe verweiſt auf die all- 
gun Nechtsregeln, und das find jebt die des BGB); Nieder 191; Erufen= 

üller, preuß. A.G. 355. — Über die Pfandleibanftalten allgemein vergl. 
E. Löning, in Schönberg, Handb. der politifchen Öfonomie VI 8 45. 
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erft mit dem Verbrauche an den hinterlegten Sachen das Eigentum.” Diejes 
jelbft kann aber wiederum fiduziarifch durch die vertragmäßige Bindung an be: 
jtimmte Pfandzwede beſchränkt werden.“ 

7. Zur Sicherung des Schuldners gegen Übervorteilung gilt auch für 
das Pfandrecht das Verbot der Verfallklaufel.’° 


1. Pfandrecht an der Fahrnis, 
8185. Gegenjtand des Pfandrechts. 

1. Zum Pfande taugt nur eine Fahrnis, welche als jelbjtändiges Rechts: 
objeft bejteht und Verkaufwert befigt. 

a) Grundftüde find ſchlechthin ausgeſchloſſen. Mit ihnen auch ihre Be: 
ftandteile;! ein Pfandrecht kann an ftehenden Früchten unmittelbar nicht beftellt 
werden.” Wie es indefen möglich ift, da der Eigentümer dem Gläubiger 
die fruchttragende Sache überläßt mit der Geftattung, fi) deren Erzeugniſſe 
oder jonjtige Bejtandteile zum Zwecke des Pfanderwerbes anzueignen, jo kann 
der Vertraginhalt darauf abgeftellt werden, daß der Gläubiger an den Früchten 
nicht das Eigentum, fondern ein Pfandrecht erwerben fol. So lange der 
Gläubiger dann den Befig der Mutterfache innehält, hat er ein Dingliches 
Wartrecht auf die ftehenden Früchte, das ſowohl gegen die Entziehung feitens 
des Eigentümers als auch gegen die von Dritten in die Mutterfache betriebene 
Zwangvollitrefung gefichert if.” Das Pfandrecht entjteht in diefem Falle 


37) Und damit wird die Verwahrung in ein Darlehen umgewandelt; 8 700. 
Wegen der hiermit verbundenen Gefahr hat das Bankdepotgeſetz 5.7. 1896 A de 
für ſolche Verträge die ausdrüdliche und —— Genehmigung des Deponenten 
borgejchrieben. Bergl. darüber Bd. 1 — 

38) Über das „irreguläre Pfa ee — Goldſchmidt, Handb. des 
HR, 553; W. Endemann, Handbuch des HRI, 59; G. Cohn ebenda 3, 968, 
967. — Unter Lombardgeſchäft wird ‚heute inöbefondere das Bant: 
lombardgeſchäft veritanden: die Bank gewährt ein Darlehen gegen Verpfändung 
bon Edelmetallen, Münzen, Wertpapieren und Kaufmannwaren (bej. Getreide, 
Spiritus, Zuder). Ein Lombardzivang bejteht heute auch nicht für die Reichs— 
banf; es handelt fih um ein den Normen des BGB unterftelltes Pfandrecht. 
Vergl. G. Cohn 987; NReichsbantgef. 14.3.1875 $13 Nr.3 (und $15: die 
Reichsbank muß den jeweiligen Zins, zu dem fie Darlehen auf gl beleiht, d. h. 
lombardiert, öffentlich bekannt machen); Reichsgeſ. 7. 6.1899 Art 

39) 88 1229, 1273 II; oben $ 112 Nr. 3 und $ 126 Aböf. Ebenfo bereit 
RG2, 333; 4, 51, 


1) Darüber oben £6 Nr.1. Ausdehnung des Pfandrechts auf die ge 
trennten Beitandteile: 81212. Das Zubehör fann als felbftändige Sadıe 
verpfändet werden. Ob der Verpfändungvertrag fi auf das Zubehör erjtredt, 
iſt Frage der Auslegung; $ 314 fann zur Hilfe herangezogen werden. Seine 
Pfändung ift aber den Hhpothefengläubigern gegenüber unwirffam; CPO 
8 865 II; oben 8 122. 

2) Eine Pfändung ift aber zugelafien; CPO $ 810. 

3) Dies alles ftüßt ſich auf die finngemäße Antvendung des 8 956 und 
die näheren Ausführungen oben 885 Nr.4. Vergl. insbef. auch ChO $ 509 





$ 135. Gegenitand des Pfandrechts. 903 


auf Grund des dinglichen Werpfändungvertrages mit der Trennung Der 
Früchte ;* wenn dem Gläubiger dagegen die Mutterfache nicht übergeben war, 
jo erwirbt er das Pfandrecht erjt mit der Befigergreifung oder Beligüber: 
tragung der getrennten Früchte. Sachen, deren künftige Entjtehung erjt er: 
wartet wird, können dagegen nicht verpfändet werden; denn jedes dingliche 
Recht jest einen bereits und noch vorhandenen, der unmittelbaren Herrichaft 
fähigen Gegenftand voraus Nur eine obligatoriihe Bindung zum Abſchluß 
des dinglihen Pfandbeitellungvertrages ift möglich. 

b) Als Gegenjtand der dinglichen Rechte taugen nad) der Ordnung des 
BGB nur individuell beftimmte und jelbftändig für fich beftehende Einzelfachen. 
So wenig wie ein VBermögenganzes kann eine Sachgejamtheit, wie 5.8. eine 
Herde, als Einheit zum Pfande gefegt werden; vielmehr ijt das Pfandrecht an 
jedem Einzeljtüce des Sachinbegriffes zu beftellen. Der dingliche Vertrag fann in: 
deſſen derart abgefaßt oder ausgelegt werden, daß er alle jeweiligen Einzel: 
ftüce 3. B. des durch Zugang und Abgang wechjelnden Warenlagers umjpannt ;° 
jolche zufammenfaffende Bezeichnung genügt aber nur, wenn die der Verlaut: 
barung des Pfandrechts entfprechende Befigherrfchaft an allen jeweilig zu= 
gehörigen Stüden hergejtellt ift.’ 

c) An dem Anteil eines Miteigentümers fann ein Pfandrecht mit dem 
Inhalt beftellt werden, daß der Pfandgläubiger die Miteigentümerrechte auf 
Verwaltung und Benugung der Fahrnis zu entjprechendem Teile ausübt. 


(Widerjprucd gegen die Pfändung der Früchte); ZUG H21 II; RO $21 TI 
28 190, 180 der Hhpothefengläubiger bleiben aber unberührt; oben 
22, 125. 

4) Der Bejiß an der Mutterfache jett ſich an den getrennten Früchten 
fort; damit ift den Vorausfegungen des 8 1205 I genügt; auch Einräumung des 
Mitbefites fann bier vorliegen (oben $39 W10). 

5) Darüber oben $36 U 24; $55 429. 

6) Oben $6 A; zuftimmend NG 53, 219 und JW 32, Beil. 20. 

7) Die wichtige Folge bieraus iſt, daß alle, aber auch nur die übertragenen 
Sachen als Pfand haften; ein Wechjel in den einzelnen Stüden iſt nad) dem ne 
halte des VBerpfändungvertrages meiſt geitattet, die Haftung einer jeden Sache 
beginnt gleichwohl erjt mit ihrer Übergabe. Dementjprechend gewährt $ 1206 
eine Erleichterung bezüglich der Übergabe eines Sadinbegriffes durch Einräumung 
des Mitbejißes. Im übrigen.aber muß für das Pfandrecht an der Heritellung der 
äußeren Beſitzgewalt bezüglich jeder Einzelſache feitgehalten werden; ein Sach— 
inbegriff in feiner Geſamtheit d. h. als gedachtes Ganzes fann im Sinne des BGB 
nicht verpfändet werden. Ebenfo jetzt Biermann $ 1204 U 2; Kober 545. Das 
gegen ließ das römiſche Recht eine Verpfändung der Sachgefamtheit als ſolcher zu. 
Vergl. D. 20. 1. 34 pr. Dernburg, Pfandr. 1 859. Doch herrfchte im einzelnen 
viel Streit. 

8) $1258 regelt dies eigenartige Verhältnis im einzelnen. Beiſpiel: A., 
dem mit feinem Sohne das Miteigentum an einem Gemälde zuſteht, hat dies in 
die bon ihm allein gemietete Wohnung eingebracht; dann ergreift das gejeßliche 
Pfandrecht des Vermieterd nur den Anteil des U. — Sobald die Verkaufberech— 
tigung nad) $ 1228 II eingetreten ijt, hat der Pfandgläubiger da3 geſetzlich ge— 
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2. Das Pfand iſt beftimmt, durch feinen Verfaufwert dem Gläubiger eine 
dinglihe Sicherung zu bieten.” Unterliegt die Sache einem Veräußerung: 
verbote oder hat fie wie z.B. ein Erneuerungfchein für fich allein keinen 
Verkehrwert, jo wird durch fie dem Verpfändungzwec nicht genügt; die Pfand: 
beftellung ift nichtig.“ Das Gefeg ſchützt den Schuldner im öffentlichen Inter— 
effe gegen die Kahlpfändung, der ftaatlihe Vollſtreckungzwang darf den 
Bürger feiner notdürftigften Habe nicht berauben. Das gejeglihe Pfän— 
dungverbot ftempelt jedoch die unpfändbaren Sachen nicht zu unveräußerlichen. 
Der Schuldner darf darüber freiwillig verfügen, wie es feinen Intereſſen ent- 
ſpricht oder feine Laune gebietet. Er kann daher jelbft die unentbehrlichiten 
Stüde des Hausrates oder der Werkftatt verpfänden. Ob der Gläubiger 


— — Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen. Die Gegenſtände, 
ie an die Stelle de3 Anteil treten, werden fraft dinglicher Surrogation bon 
dem Pfandrechte verjtridt; aber das Pfandrecht entfteht hier nicht bereit3 Fraft 
Geſetzes, fondern erjt mit der Übergabe. Der $ 1258 III mweift fie dem Gläubiger 
zwar zu, das Pfandrecht „gebührt“ ihm daran, damit wird jedoch nur der ding- 
liche Vertrag erjett, die unentbehrlihe Kundbarmachung durch die Befigüber- 
tragung muß noch hinzukommen (zuftimmend Biermann, Pland zu $ 1258; Leh— 
mann 8128). Ich möchte jedoch auch hier (U 3) annehmen, daß dem Pfand- 
gläubiger hierauf ein dinglich gefichertes Wartrecht zufteht. — Für den Fall der 
Pfändung des Anteils greift $751 ©2 ein. — Daß ein Pfandrecht an einem 
Bruchteile der im Alleineigentume ftehenden Fahrnis bejtellt werden Fönnte, 
halte ich für ausgefchlofien, weil ein derartiger Bruchteil nicht den Gegenjtand 
einer gejonderten Verfügung bilden fann; oben $70 A12; v. Seeler, Miteigen- 
tum 71; abiv. PBland, Biermann zu $ 1258. 

9) 81228. Ob die Sache einen Verkaufwert bat, ift nach den allgemeinen 
Verkehranſchauungen zu beurteilen in dem meiten Sinne, der für den Ver— 
mögenwert gilt; ®d.1 8109 W4 (Liebigbilder, Teftierbuch eines Studierenden). 
Zur Sicherheitleiftung durch Pfandbeftellung taugt eine Fahrnis nur in Höhe von 
zwei Dritteilen ihres Schäbungmertes, $ 237. 

10) Die Abficht der Parteien, eine Sicherung zu bieten, fann teilmeife in 
der Nechtsform verwirklicht werden, daß ein Zurüdbebaltungrecht beftellt wird. 
So für einen „verpfändeten“ Hypothekenbrief, der ohne die Hypothekenforderung 
übertragen, daber ohne Verkaufwert war, NG 16, 169. Es wird damit aber 
fein dingliches Necht erlangt; denn dag BGB fennt nur ein Zurüdbebaltung: 
recht mit obligatorifcher Wirkung. Der Sicherungerfolg berubt auf der Einrede 
nach 8 986 und darauf, daß der Verpfänder ohne den Hhpotbefenbrief das Recht 
aus der Hypothek nicht verfolgen, noch fonft über die Hhpothef verfügen kann; 
er wird mithin durch fein Vermögeninterefie veranlaft, den übergebenen Brief 
auszulöfen und dies gleichfam paſſive Intereſſe genügt, um den Brief als ge- 
einneten Sicherunggegenitand gelten zu laſſen. — Eine PBerficherungpolize und 
ein auf den Namen lautendes Sparkaſſenbuch find bloße Legitimation- 
papiere; verpfändet werden fann nicht die Urkunde, fondern nur die verbriefte 
Forderung; RG 1, 188; 10, 40; ®d.1 8196 A10. Mit der Abtretung der 
Forderung gebt das Eigentum an dem Sparkaſſenbuche und Hhpothelenbrief ae 
mäh 8 952 über (oben 883 32); dem Pfandgläubiger fteht in entiprechender 
Weile der Anſpruch auf Herausgabe der Urkunde zu, ohne daß der Zurüd- 
bebaltungberechtigte eine Einrede aus $ 986 hätte. — Dagegen werben Inhaber: 
bapiere als Sachen verpfändet, F 1293. Werpfändung eines Orderpapieres 
nach $ 1292. 

11) ERO $ 811 zählt die dem publiziitiichen Anſpruch auf Vollſtreckung 
entzogenen Sachen auf. Diefe Beſchränkung gilt auch für das gefehlide 
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verlangen kann, daß ihm ftatt der übergebenen untauglichen Pfandfachen andere, 
taugliche zum Pfande beftellt werden, entfcheidet das BGB nicht. Es wird dies 
von dem zugrundeliegenden obligatorifhen Verpfändungvertrage abhängen. 
Hat ein Schuldner fich verpflichtet, 5.8. für feine Darlehnſchuld pfandrecht— 
liche Sicherung zu bieten, jo muß er die bei der Pfandbeftellung bereits aus: 
gelojten Wertpapiere oder bereits verdorbenen Früchte durch zwecktaugliche 
erjegen."? 

3. Dem Pfandgläubiger darf das Recht zur Nugung des Pfandes ein: 
geräumt werden mit der Beitimmung, daß er für die Zinfen fich die Früchte 
der Pfandfache aneignen darf; ſog. Nutungpfand oder antichretifches 
Pfand.““ Es bedarf hierzu regelmäßig einer bejonderen Vertragberedung ; 
wenn indejfen eine von Natur frucdhttragende. Sache, wie insbejondere Vieh, 
zum Alleinbefit übergeben ift, jo wird damit im Zweifel nach dem Willen der 
Parteien und dem Inhalt ihrer Verfügungen das Nutungrecht mitübertragen."* 
Mit dem Rechte zum Bezuge der Nutungen entjteht ein gejegliches Schuld: 


Pfandrecht des Vermieters 8 559 S©3. Im Verfehre wird es unternommen, die 
Nechte des Vermieter dadurch zu verſtärken, dab ihm durch den Mietvertrag an 
den unpfändbaren Sachen des Mieters ein Zurüdbehaltungrecht eingeräumt mwird. 
Soweit damit ein Verzicht auf die Unpfändbarkeit beabfichtigt wäre oder dem Zus 
rüdbehaltungrechte dinglihe Wirkung beigelegt werden follte, ijt die Vertrag: 
bejtimmung nichtig. Aber auch ein Zurüdbehaltungrecht mit obligatorifcher Wir- 
fung liegt nicht vor, da dies nach 8 273 vorausfeßt, daß der Berechtigte jich im 
Bejite der Fahrnis befindet; der Vermieter hat an den eingebradgten Sachen des 
Mieters aber weder den unmittelbaren, noch den mittelbaren Beſitz. Dennoch 
hält da3 RG in Straf. 35, 151; 37, 118 gegen den einmütigen Widerfpruch der 
Wiſſenſchaft daran feit, daß der Mieter nach Str. Geſ. B. 8289 gu beitrafen ift, 
wenn er die unpfändbare, aber dem vereinbarten angeblichen Zurüdbehaltungrechte 
unterftehende Sache vom Grunditüd entfernt hat. Es dürfte daher zu erwarten 
fein, daß die Neichsregierung die foldhe Beurteilung ausfchliegende Anderung 
des Geſetzeswortlautes, wie fie es bereit3 angefimdigt hat, im Wege der Geſetz— 
gebung veranlaßt. — Wenn dagegen der Mieter die unpfändbare Sache dem Ber: 
mieter unter Vereinbarung eines Zurüdbehaltungrechtes zu Befiß übertragen bat, 
fo iſt dies Zurückbehaltungrecht (vergl. U 10) ebenfo mwirffam, mie wenn der 
Mieter da3 lebte Bett beim Pfandleiher verjekt. 

12) Das römische Necht gab hier eine Klage aus dem Pfandkontrakt, die 
actio pigneraticia contraria. D. 13. 7. 31; Dernburg, PBfandr. 1, 168. — 
Das BGB hat diefen Nealtontraft nicht befonders aufgenommen. Daher finden 
die allgemeinen Grundſätze des Obligationenreht3 hier Anwendung. Vor allem 
entfcheidet Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verfehrfitte. Vergl. aber 
auch unten 8137. Daß durch fpätere Geſetze 3.B. das verpfändete Saccharin 
unveräußerlich geworden ift, begründet dagegen feine Pflicht des Verpfänders, 
ftatt deifen andere Waren zum Pfande zu geben. 

13) 812131. — D. 20. 1. 11. 1. Windſcheid 1, ) Fate Y5; Dernburg, 
Band. 1, $ 278 Nr.4. Ferner preuß. ALG I. 20. 140 f.; Eccius 3 8 196; 
Code civil Art. 2081, 2085. — Kohler, pfandrechtliche Forſchungen 250; Stobbe: 
Lehmann 2 8 148 Nr. 14. Das bisherige Recht Tieß eine antichretifche Pfand— 
beitellung au an Grundftücden zu. Dies gilt nach dem BGB nicht mehr; 81213 
beziebt fi nur auf bewegliche Sachen; oben 8114 A15. 

14) Ar: II. Für das Pfandrecht an Rechten gilt dies nicht; $ 1273 II 2. 
Mithin auch nicht für zinstragende Anhaberpapiere. 
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verhältnis: der Pfandgläubiger ift dem Verpfänder verpflichtet, nach den 
Regeln einer ordnungmäßigen Wirtjchaft für die Gewinnung der Nugungen 
zu forgen und ihm Rechenjchaft darüber abzulegen.” Den Reinertrag hat 
der Gläubiger auf die Zinſen,“ jodann auf die Koften und den noch verbleiben- 
den Überfchuß auf das gejchuldete Kapital anzurechnen.’ 


$ 136. Bejtellung des Pfandrechts. 


1. Die Pfandbeitellung beruht rechtsgefchäftlih auf dem dinglichen 
VBertrage,! dur den der Pfandjchuldner dem Pfandgläubiger das Ding: 
lihe Pfandrecht an der Fahrnis einräumt. Er löft Eraft feiner abjtraften 
Natur die jachenrechtlihe Wirkung der Belaftung felbjtändig aus. Einer Form 
bedarf die dingliche Einigung nicht; wohl aber iſt es erforderlid, daß Die 
Vertraggenoffen fich über die Pfandbejtellung und über die individuell be: 
jtimmte Einzelfache als Gegenjtand der Belaftung geeinigt haben. Auch eine 
bedingte oder befrijtete Pfandbeftellung ift zuläffig. Iſt der dinglihe Vertrag 
unwirkſam, jo ift troß der Übergabe der Fahrnis ein Pfandrecht nicht ent: 
jtanden.” Bon dem die rechtösgejhäftlihe Verfügung enthaltenden dinglichen 
Vertrage muß genau unterjchieden werden der Verpfändungvertrag als das 
obligatorifche Grundgefhäft. Der Verpfändungvertrag kann zwar mit dem 
Schuldvertrage, aus dem z.B. die zu fihernde Darlehenforderung entiteht, ver— 
bunden werden; er ftellt fich für die rechtliche Betrachtung aber als ein be: 
jonderes Rechtsgejchäft dar. Denn aus dem Forderungrecdte allein ſteht Dem 
Gläubiger feineswegs ein Anſpruch auf Gewährung einer pfandrechtlichen 
Sicherung zu. Nur aus dem Verpfändungvertrage kann der Anjpruch auf 


15) $ 12141. Anders das römische Recht: Cod. 4.3.2. 14 und 17: denn 
alle Nußungen wurden jchledtbin als Zinfen zugebilligt, fie mochten hoch oder 
niedrig fein. Die Sorgfaltpflicht beſtimmt fich nach $ 276; ſchuldhafte Unter: 
laſſung der Fruchtgewinnung verpflichtet zum Schadenerfaß; ob der Pfand» 
gläubiger zur Verficherung 3.2. der Schweine gegen Trichinengefahr verpflichtet 
1jt, bejtimmt ich nach den allgemeinen Verkehranſchauungen. Für die Rechen: 
Ichaftlegung gilt $ 259. 

16) $ 121411. Vorausſetzung ijt, dat eine Zinspflicht beiteht. Sie wird 
nicht bereits dadurch begründet, dab der Schuldner eine fruchttragende Sache zum 
Pfande hingibt. Eine antichresis tacita in diefem Sinne ftellte das römiſche 
Recht Feit; fie ift im BGB nicht aufgenommen. Zuftimmend Biermann $ 1214. 

17) Hierüber wie allgemein über eine andere Anrechnung des NReinertrages 
oder über die fonitigen Pflichten des Pfandgläubigers können abweichende Be— 
ſtimmungen vereinbart werden und zwar auch mit dinglicher Wirfung. Es muß 
jedoch geprüft werden, ob ein folcher Vertrag nicht etwa eine wucheriſche Aus: 
beutung enthält; insbefondere kann die Antichrefe zur Verfchleierung der Feſt— 
ſetzung übermäßiaer Zinfen dienen. 

1) 81205. Über den dinglichen Vertrag vergl. oben 88 19, 80. 
2) Über alle diefe Fragen oben $80 Nr.2a und die meiteren Ver— 
mweifungen dafelbit. 
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Pfandbejtellung durch Einigung und Übergabe der Fahrnis hergeleitet werden; 
nur aus feiner Unwirkſamkeit löſt fich der Anjprucd auf Rückgabe des Pfandes 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung ab.? 

2. Das Fahrnispfandredht entjteht nicht bereits durch den Abſchluß des 
dinglihen Vertrages, fondern erjt mit der Übergabe der Fahrnis zum Pfand: 
befige. Im Einklang mit dem älteren deutjchen Necht* und der modernen 
Rechtsentwidelung muß nad dem BGB die Verpfändung der Fahrnis durch 
Befigübergabe verlautbart werden.“ 

a) Das Prinzip der Erfennbarkeit, das für alle dinglihen Rechte an der 
Fahrnis durchgeführt ift, lautet hier dahin: der Befit der Fahrnis wirkt als 
NRechtzeichen für die Pfandbelaftung, er ſchafft für den Befiger die Legitimation 
als Pfandberechtigter.* Dieſe Wirkung nüpft ſich grundfäglih nur an die 
Erlangung der unmittelbaren körperlichen Sahherrihaft.” Als Erja für die 
tatfächliche Gewalt foll auch hier der Erwerb des mittelbaren Befigers an einer 
individuell beftimmten Sache ® ausreichen, fofern die Befigübertragung unter 
gleichzeitiger Anzeige von der Verpfändung an den dritten Befigmittler erfolgt.’ 


3) Über den Zufammenbang zwiſchen dem obligatorifhen Grundgejchäft 
und dem dinglichen Vertrage allgemein oben $ 18; vergl. ferner oben $ 115 U 3, 
$116 A43; 8134 W5. 

4) Oben $ 113 A20 (PBfandgewere). 

5) Gemeinrechtlich fonnte dagegen auch an Mobilien eine Hypothek bes 
itellt werden. Die nachteiligen Wirkungen diejes veritedten Pfandrechts haben 
ipäter zur allfeitigen Aufnahme des fog. Fauſtpfandes (der Ausdrud iſt ein 
moderner, der kurheſſiſchen Rechtiprache angehörender,; das Wort findet ſich 
auch bereits in einer weimar. Leihhausordnung von 1797) oder de3 pignus 
im engeren Sinne geführt. Oben $ 134 U 2 über den Sprachgebrauc) des BGB. 

6) Die Bejigübertragung it nicht bloß eine Form des Pfand- 
u we in der Beſitzgewalt verkörpert fih dad 
Bfandredt Wie es mit dieſer entiteht, geht das Pfandrecht mit dem Ver— 
lujte der Beſitzgewalt auch unter. Darüber oben $ 41. Hat der Gläubiger bes 
reit3 die Pfandſache in feiner unmittelbaren tatſächlichen Gewalt, fo genügt der 
Biandbeitellungvertrag; $ 120512 in Übereinjtimmung mit £929 ©2; oben 

80 A120. Auf diefe Weife kann 3.2. dem Veräußerer das Rferd zum Pfande 
elaſſen werden, bis der Kaufpreis bezahlt iſt. 

7) über dieſe oben $ 36. Hervorzuheben iſt, daß der förperlichen Übergabe 
gleich wirft 3.8. die Übergabe des einzigen Schlüflels gu einem Speicher in Ver— 
bindung mit der dinglichen Einigung, daß die darin aufgejtapelten Waren als 
Pfand haften follen. Vergl. RG 5,237; 37,31; 40,216. Vergl. au 417. 
Der förperlien Übergabe ſteht auch bier gleich die formgeredhte Übergabe eines 
Waren-, Tradition= oder Dispofitionpapieres; dazu oben $36 Nr.5; HGB 
88 424, 450, 647 (Lagerſchein, Ladejchein, Ronnoffement). 

8) Es genügt nicht, dah die Übertragung des mittelbaren Bejikes an 
B. auf die Hälfte der für W. bei E. lagernden Kohlen oder auf ſechs bon dem 
m anzig dort hinterlegten Tonnen Heringe abgeitellt wird. Der Gegenitand der 

erfügung muß im einzelnen beitimmt und indibidualifiert fein. Vergl. 
RG 52,390. 

9) 8120511. Dagegen genügt e3 nicht, daß der Pfandſchuldner felbit die 
Fahrnis in unmittelbarem Befit behält und nur den mittelbaren Bejib auf den 
Bfandgläubiger überträgt; dazu A 18 f. Nur dann wird der mittelbare Bejit dem 
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Die rechtliche Gebundenheit, in der der Befigmittler zum mittelbaren Befiger 
jteht, wird auf den Pfandgläubiger übergeleitet ; diefer erlangt damit die fihhere 
und von dem Verpfänder unabhängige Anwartſchaft auf den Eintritt in den 
Vollbefig und diefe reiht aus, um die Sache zu feinen Gunften rechtswirkſam 
als Pfand zu verftriden. Die unentbehrlihe rechtlihe Grundlage hierfür 
bildet, daß ein wirkſames, den Befismittler zur Anerkennung der Abhängigfei: 
feiner Befiggewalt dem mittelbaren Befiter gegenüber verpflichtendes, Rechts: 
verhältnis bejteht und da diefes durch Abtretung und Verpfändunganzeige 
von dem Verpfänder abgelöft und zu eigenem Rechte auf den Pfandgläubiger 
übertragen worden ift.” Darum genügt zur Pfandbeftellung nicht die Ab: 
tretung des dinglihen Anſpruchs auf die Herausgabe einer Yahrnis, der dem 
Eigentümer gegen einen Dritten, der nicht fein Befigmittler ift, zufteht; denn 
der Erwerb des Herausgabeanjpruchs macht den Gläubiger noch nicht zum 
Beſitzer und darauf kommt es bei der Pfandbeftellung an.’ 

b) Die Übertragung des Pfandes in den Befit des Pfandgläubigers bat 
nicht bloß die Bedeutung, ihn zum Pfandberechtigten zu ftempeln; denn auch 
der mittelbare Beſitz wirft für ihn als Nechtzeihen. Die Betrachtung der 


unmittelbaren gleichgetwertet, wenn ein Dritter ihn innehält, mweil nur io 
das Pfandrecht durch Abfonderung aus dem Vermögen des Schuldners Fundbar 
wird. Nur die unmittelbare Befibgemwalt bietet dem Pfandaläubiger volle 
Sicherheit für den Beitand des Pfandrechtes umd für die Ausübung feine 
Befriedigunganfpruche. Der Eriverb des mittelbaren Befites taugt hierzu nur 
fo lange, als der Befitmittler ihn tatfächlid anerkennt; überträgt der Beſiz— 
mittler die Sache an einen Dritten redliden Erwerber, fo gebt das 
Pfandrecht endgültig verloren (8 986, oben 881 A49F.). 

10) Bergl. über die Bedeutung des mittelbaren Beſitzes oben $ 32 und über 
feine Abtretung oben $38 A15f. Die Unzeige (8120511) ift eine er 
fügung, die mit felbjtandiger Wirfung gemäß $409 den Beftigmittler an den 
Prandgläubiger bindet. — Die Abtretung des mittelbaren Beſitzes ift zugleich das 
Mittel, wie an derfelben Fahrnis noch weitere Pfandrechte rechts— 
gefchäftlich beitellt werden fünnen. A. übergibt feine goldene Uhr dem B. für 
ein Darlehen zum Pfande; A. nimmt ein weiteres Darlehen bei €. auf ımd 
berpfändet dieſem diejelbe Uhr, indem er feinen mittelbaren Beſitz an der Uhr 
unter Anzeige an B. dem C. abtritt, natürlich unbeichadet der Rechte des B. 
fiber den Rang der Pfandrechte oben 8 134 Nr.4. Ein anderer Weg zur mehr: 
fachen Verpfändung derjelben Fahrnis ift die Einräumung des Mitbefites an 
B. und E. oder die Beitellung eines Treubänders, der die Fahrnis für B. und E. 
in Beſitz hält. Über beide Arten $ 1206. 

11) So erflärt es jich, da die Abtretung des Herausgabeanſpruchs nad 
$ 931 zwar zur Gigentumübertragung genügt (oben $80 427 f.), meil Eigen» 
tumermwerb auch ohne Beſitzerwerb möglich iſt: daß dies aber nicht zur Pfand» 
bejtellung ausreicht, weil hier der Beſitz als materiellrechtliches Erfordernis der 
Kundbarmadung der Pfandbelaftung für unentbehrlich gilt. Der in Prot. 3, 441 
angeführte Grund: der redliche Befiter wird von jeder Haftung frei, wenn er 
die Sache an einen Anderen, den er für den Eigentümer hält, herausgibt, erflärt 
den in Frage ftehenden Rechtſatz nicht. Die Unficherheit der Rechtöperfolgung 
beſteht auch im Falle des 8 1205 II; die Entfcheidung ift nur von der befonderen 
an aus zu treffen, die dem Beſitz als Nechtzeichen bei dem Pfandrechte 
ukommt. 
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Rechtslage nur vom Standpunkte des dinglich Berechtigten aus ift unzulänglich. 
Nicht daß der Pfandberechtigte die Fahrnis in Befig hat, jondern daß dem 
Berpfänder der Befis '* und damit das Nechtzeihen wie die Verfügungmadht 
entzogen find, gibt der zur Pfandbeitellung erforderlihen Kundbarkeit erit 
die rechte Deutung. Die verpfändete Fahrnis muß kennbar aus dem 
Machtbereih des Schuldners abgejhidhtet werden. Denn nur 
jo tritt, wie es zur Sicherung des Vertrauens im Verfehr erforderlich ift, 
Dritten gegenüber und darum mit dinglider Wirkung kundbar hervor, daß 
eine Belaftung der Fahrnis und eine Abjonderung ihres Wertes aus dem Ber: 
mögen-des Schuldners vorliegt.” Diefer Erfolg wird am deutlichjten durch 
die Übertragung der Fahrnis in den unmittelbaren Beſitz des Pfandberechtigten 
erreicht. Es ift dies aber nicht das einzige Mittel. 1. Das Pfand wird aud 
dadurch kundbar aus dem Befig des Verpfänders abgejchichtet, daß es von 
einem Dritten als Treuhänder in Alleinbefig ** genommen und Diejer 
verpflichtet wird, die Fahrnis entweder bei Verfall der Pfandforderung dem 
Pfandgläubiger zum Zwede des Verkaufs zur Verfügung zu halten oder fie 
nur an den Eigentümer und den Gläubiger gemeinfam als Mitberechtigte heraus- 
zugeben.’ 2. In den Fällen, wo das Wegichaffen des Pfandes aus dem un: 
mittelbaren Befige des Verpfänders vermieden werden foll, genügt e& nad) dem 
Geſetz, wenn die Fahrnis aus dem Alleinbefige des Verpfänders abgefchichtet 
und derart unter Mitverfchluß des Pfandgläubigers gejtellt wird, daß die tat- 
jächliche Verfügung über fie nur unter feiner Mitwirkung möglich iſt.““ Da— 


12) Und zwar ſowohl der unmittelbare als auch im Falle des $ 1205 II der 
mittelbare Beſitz. 

13) Die Pfandbeitellung wird nicht bloß im Intereſſe des Pfandgläubigers 
an die Beiitübertragung gebunden; vielmehr handelt es fich zugleich um Die 
Wahrung öffentlihber Anterefjen. Wer feine fahrende Habe ver: 
pfändet hat, ſoll jich nicht mit diefer noch umgeben und damit den trügerifchen 
Anjchein: eines kreditwürdigen Mannes erregen dürfen. Der Dritte darf dem 
Gute, das fein Schuldner um fih hat, trauen. Darum wirkt gegen ihn 
ein berjtedtes Pfandrecht, da3 den Schein ausreichender Dedungmittel bejtehen 
ließe, in Wahrheit aber deren Wert ausgehöhlt hätte, nicht. Die Folgerung Aus 
dieſem, insbefondere in dem Konfursrechte allmählich zur Unerlennung gebraten 
Grundfaße führt zu dem oben aufgeitellten Prinzipe: ein Pfandrecht ijt nur 
wirkſam, wenn die Fahrnis Dritten gegenüber fundbar aus dem 
Beſitz des Verpfänders entfernt iſt. 

14) Mitbefiß de3 Treubänders zufammen mit dem Verpfänder genügt bier 
nicht. OLG 5, 323. 

15) $ 1206, analog 8 1082 © 1. Das BGB führt nur den Teßtgenannten 
Hal auf. Den zuerjt genannten Kal nimmt auch auf: Bradt, Entjtehung des 
bertragm. PBfandr., Diſſ. Roft. 1901 ©. 21. Vergl. ferner EG 3. KO 10.2. 1877 
$17 Rr.2 und EG 3. Novelle der KO 17.5.1898 Art. III. 

16) Diefe Auslegung des undeutlich gefahten $ 1206 « ergibt ſich als 
ge aus dem oben zu A13 dargelegten Grundſatze der Befitabjchichtung. 

on bier aus muß der 8 1206 einer ftrengen Auslegung ımterzogen werden. 
Der Mitverſchluß tit nur dann bergeitellt, wenn zur Öffnung des Waren: 
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gegen genügt weder die ſymboliſche Übertragung, noch die Einräumung eines 
einfachen Mitbefiges etwa durch Aushändigung eines von den mehreren das 
Warengewölbe öffnenden Schlüfjel. Denn die Ausfcheidung der Pfandſache 
ift Dritten gegenüber nicht hinreichend fennbar gemacht, wenn dem Schuldner 
noch der beliebige, jelbjtändige Zutritt offen jteht.'? 





lagers oder des Trefors einer Bank die Anwendung verfchiedener Schlüſſel er- 
forderlich ift und der eine Schlüffel fich im Beſitze des Verpfänders, der andere 
aber fich im Beſitze des Pfandgläubigers befindet. Für die jtrengeren Anforde: 
rungen bereit3 nach bisherigem Rechte NG 5,339; 37,31; und für das jeßige 
Recht NG 53,219. Vergl. ferner oben $ 36 A 19 f., wo insbefondere daraelegt 
wird, daß auf der Heritellung einer abfolut unantaftbaren und jederzeit c 'ebig 
berauftellenden Sachherrſchaft nicht beitanden werden darf. Über die Frage, 
wie der Mitbejiß, der außer dem Mitverfchluffe erforderlich ift, hergeſtellt wird: 
oben 839 Nr.2. Herftellung des Mitbefites iſt ftet3 erforderlih, wenn ein 
Pfandrecht an dem Anteil eines Miteigentümerd bejtellt wird; 81258, oben 
135 48. 
5 17) Auf diefe tatfächliche Möglichkeit fommt es an. Die Herjtellung der 
Pfandkundbarkeit dur Mitverfchluß ift ein Ausnahmebehelf; die Beteiligten 
mögen Sorge tragen, wie fie die tatfächliche Gewalt als verfoppelte beritellen 
und erhalten können. W. will dem B. die in einem Schuppen lagernden Mafchinen: 
teile verpfänden; zu diefem Zmede wird an der Türe, zu deren Schloß A. den 
Schlüſſel behält, noch ein Vorlegefchloß angebracht, zu dem nur B. einen Schlüffel 
bat. Dies wird unter normalen Umftänden zur Verwirflidung des Mitbefikes 
und Mitverfchluffes des B. ausreichen. Wie jteht es aber, wenn A. beimlid 
jich einen zweiten Schlüffel zu dem Vorlegeſchloß verſchafft, oder er entdedt, daß 
einer feiner für andere Schlöffer dienenden Schlüffel auch dieſes Schloß öffnet? 
Nah OLG s, 195 foll in diefem Falle gleichtvohl den Anforderungen des $ 1206 « 
genügt fein; vergl. bereits RG 37,33. Das kann nad) der befonderen Lage bes 
einzelnen Falles zutreffen; jo inöbefondere, wenn der zweite Schlüffel wirklich 
nur im geheimen vorhanden war und nicht benußt wurde; denn die bloße Möglich 
feit, den Mitverfchluß zu umgeben und den Alleinbejiß auszuüben, hebt Dritten 
gegenüber die Wirfung des kundbaren Tatbeitandes der verfoppelten Beſitzherr— 
ſchaft noch nicht auf. Wenn aber U. den Schlüffel benubt und über die Waren 
verfügt hat, dann iſt das Pfandrecht des B. gebrochen. B. verliert den Beſitz 
durch mwiderrechtliche und auch durch heimliche Handlungen des A.; er fann die 
tatjächliche Gewalt durch Ausübung der Bejitanfprüche mwiedererlangen (oben $ 40 
U 14F.); wenn aber in der Zwifchenzeit 3.8. Konkurs über da3 Vermögen des N. 
eröffnet wird, fo bleibt e8 dabei, daß dem B. in dem entfcheidenden Zeitpunfte 
fein Pfandrecht zuſtand (die Rückwirkung, die $ 940 II vorſieht, gilt für den vor: 
Tiegenden Fall nicht). Die Annahme, daß der Mitverfchluß nur für die Ent» 
ftehung, nicht aber für den Fortbeitand des Pfandrechtes erforderlich fei, findet 
im Gejeß feine Stüße; im Gegenteil, $ 1206 fett ausdrüdlich voraus, daß fich 
die Sache unter dem Mitverfchluffe „befindet“, d.h. das Pfandrecht beiteht 
nur, jolange dieſer Zuſtand dauert. Die herrſchende Meinung entjcheidet 
anders für den Fall, dab die vom Gerichtvollgieher zur Erfichtlichmachung der 
Pfändung angelegten Siegel (CPO 8 808) miderrechtlich oder durch Zufall ent- 
fernt worden find (dazu unten $ 146). Auf die Grundfähe des BGB ann dies 
jedenfalls nicht gejtüßt werden. Der 8 1253 hebt nur die rechtögeichäftliche Auf- 
bebung des Pfandrechtes durch Zurüdgabe hervor; fein Zmeifel, daß das Pfand— 
recht auch erlifcht, wenn 3.8. der Verpfänder die — tückiſcherweiſe zerftört. 
Dasſelbe muß aber auch dann gelten, wenn der Verpfänder ſich durch verbotene 
Eigenmacht des Beſitzes der Fahrnis bemächtigt hat; denn 81253 zieht nur eine 
Folgerung aus dem Grundſatz: fein Pfandrecht, wenn der Ver— 
pfänder Wlleinbefißer des Pfandes. Dies bildet für den Fort— 
beſtand jedes Rfandrechtes die zwingende Vorausfeßung. Wenn dagegen ein 
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3. Eine Pfandbeitellung dur Befigfonftitut,* wobei der Verpfänder 
den unmittelbaren Alleinbefig behalten und auf den Gläubiger nur den mittel: 
baren Befig übertragen würde, ift durchweg ausgejchlojen Dies Rechts: 
geichäft vermittelt allerdings den Befigerwerb, genügt aber niemals zur Ver: 
lautbarung des Pfandrechtes.’° 

a) Gleichwohl hat der Verkehr von jeher nad einem Mittel Ausſchau 
aehalten, wie befonders dem Eleineren Geſchäftsmann zu einem, ihm günjtigere 
Anleihebedingungen bietenden Realkredit zu verhelfen jei, ohne daß er fich 
des Beſitzes feiner einzigen und ihm zur LZebenführung wie zur Erwerb: 
tätigfeit umentbehrlichen Habe berauben müßte. Das hierfür geeignete Mittel 
ift die fiduziarifhe Eigentumübertragung. Der Redtsvor: 
gang ift Dabei folgender. Auf den Gläubiger wird durch Befigfonftitut das 
Eigentum an den bejtimmten Fahrnisjtücten übertragen, das ihm bei Nicht: 
einlöfung der Schuldverpflichtung verbleibt. Zugleich vermietet der Gläu: 
biger regelmäßig diefe Sachen dem Schuldner, damit er fie in Befig und 
Gebrauch behalte. Die Geldjunme, die er auf Kredit erlangen will, empfängt 
der DVeräußerer durch die Kaufpreiszahlung; er zahlt die Mietzinfen an 
Stelle der Darlehnzinfen und behält fi das Necht vor, gegen Rückzahlung 
des empfangenen Kapitals das Eigentum an den Sachen zurückzuerwerben. 

b) Dieje Verfoppelung der verjchiedenen Rechtsgeſchäfte ftellt fih nicht 
ad Sheingefhäft dar.” Die Beteiligten wollen nicht unter dem Ded- 
mantel eines bloß jcheinbar verwirklichten Nechtsgefchäftes ein anderes hier: 
durch verdecktes Geſchäft erreichen; keineswegs rechnen fie beiderfeits damit, 
daß die volljogenen Rechtögefchäfte nichtig find.” Vielmehr ift es ihnen um 
den Abjchluß des Eigentumübertragung: und des Mietvertrages bitterer Ermit. 
Sie würden allerdings dieje Verträge nicht gejchloffen haben, wenn das Geſetz 
eine Pfandbeftellung durch Befigkonftitut oder eine Mobiliarhypothek zuließe; 
indem fie fi aber dem geltenden Rechtzuftande anpafjen, wollen fie beide 
Verträge mit dem vollen vereinbarten Inhalte in Wirkung fegen. Und das 
gerade ift das Kennzeichen jedes fiduziarifchen Rechtsgeſchäftes, daß es unter 
dem Drucke einer von der Rechtsordnung gefchaffenen Zwanglage durch Ver: 
bindung mehrerer Rechtögefchäfte eine Rechtöfolge herbeigeführt, die durch ein ein- 
Dritter fich des Beſitzes des Pfandes mwiderrechtlich bemächtigt hat, dauert die 
Abſchichtung des Pfandes aus dem Machtbereiche des Verpfänders fort und damit 
iſt, ſoweit der Pfandberechtigte den Beſitz wiederherzuſtellen in der Lage iſt, die 
Fortdauer des Pfandrechtes anzunehmen. 

18) Oben $ 37 Nr.3b und 8580 U 22f. 

19) Das beftätigt & 125312 (A 17). 

20) Bähr, Urteile des RG 56; Negelöberger in W. Endemann, Handb. des 
HR 2,408; RG 26,180 und in Seuff. A. 46,1. Lang, CibA. 83, 336; Dreher 


in Gruchot 40, 233, 449; Erome, BR 1 ne 
21) Das ift die in 8 1171 aufgeitellte Vorausfeßung; Bd.1 873 A 14. 
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faches Rechtsgeſchäft nicht zu erreichen iſt.“ Damit erhebt fich aber die weitere 
Frage, ob nicht die erjtrebte Pfandfiduzia nichtig jei, weil die verbundenen 
Nechtsgefchäfte eine Umgehung des Geſetzes“* enthalten. Eine Geſetzes— 
umgebung liegt vor, wenn die Vertragjchließenden auf Ummegen einen mate: 
riellen Rechtserfolg zu erreichen jtreben, der ihnen nach dem Sinne des Gejebes 
auf regelrechtem unmittelbarem Wege verboten wird. Das würde eine Ver: 
botnorm des Inhaltes vorausjegen, daß die mit einer Pfandbeitellung ver: 
folgten Sicherungzwede ausfchließlich unter den vom BGB verordneten Vor: 
ausfegungen und nur dur Entfernung der Fahrnis aus dem Beſitze des 
Verpfänders erreicht werden dürfen. An einem ſolchen erflufiven Gejeges- 
befehl fehlt es.“ Die feite Begrenzung der Zahl der Sachenrechte ſchließt 
nicht die Benugung der Eigentumübertragung zu einem anderen als dem 
gejeglich unterftellten Zwede aus. Danach ift die Sicherungübereignung zu 
Pfandzweden nad) dem BGB als zuläffig anzufehen.” 


22) Und darum ift da8 Sachenrecht das Hauptanwendunggebiet der Fiduzia, 
weil es durch die gefchlofiene Zahl der zuläffigen dinglichen Rechte und durch be= 
fonder3 jtrenge Erfordernifie, die für die Begründung dinglicher Nechte auf: 
geitellt werden, der Vertragfreibeit enge Schranken jeßt. 

23) Über diefen Begriff vergl. Bd.1 811 A 16. — Daß eine Geſetzes— 
umgebung vorliege, lehrten für das bisherige Necht: Bähr 56; Hellwig, CivA. 64, 
369; ©. M. Leiſt, Sicherung von Forderungen durch Übereignung von Mobilten 
1889. Als Grumdlage konnte dafür dienen & 14 des EG 3. KO vom 10.2, 1877. 
Ferner waren Verbote der Sicherungübereignung in mehreren Bartifulargejeßen 
aufgeftellt; z. B. württemb. PBfandentwidelunggef. 21.5.1828 Art. 16; weimar. 
Pfandgeſ. 6.5.1839 860; fähl. GB 8292 Si. — Für die Zulafjung der 
Sicdyerungübereignung hatte fich, wenn auch nicht überall mit flaren und zu— 
treffenden Gründen, ausgefprodyen RG 13,200; 24, 50,161; 26,180; 30, 275. 
Ferner Lindelmann, Arch. BR 7,299; Leonhardt in Gruchot 25,217. Vergl. 
zum BGB: E. Beder, Sicherung des GI. durch const. poss., Diſſ. Erl. 1900; 
F. Haas, Sicherftellung durch Ülbereignung einer Geldfumme, Straßb. 1899; 
Düringer-Hadenburg, HGB 2, 548; Kober 180; Dernburg 8 $263; W. Engel, 
Sicherungübereignung und Sicherungzeffion Diff. Noft. 1902 und F. Cafpari, 
derſ. Titel, Diff. Roft. 1903; Lilienthal, DIZ7, 542. Ferner A 25. 

24) Nach Entw, I R: 1147 1112, dazu Mot. 3, 801, ebenfo in zweiter Zefung 
81115 © 2 jollte jede Pfandbeſtellung ausgefchlojien fein, wenn der Verpfänder 
das Pfand in feiner Inhabung behielt. Dies ift aber geftrihen. Damit find 
zugleich die in A 23 aufgeführten Gejetesfchranten bejeitigt. Zuftimmend Seuff. 
A. 58, 68 und 237. 

25) ©o jeßt auch RG 52, 394 und in JW 31 Beil. 259; 34, 43 und 48. — 
Die Bedenken, daß durch diefe Ausweichunggefchäfte eine Verdunkelung der 
Rechtsverhältniffe eintreten fann, bleiben. Sie richten ſich in erfter Linie aber 
gegen die Zulaſſung des Befitfonftitutes in $ 930. Darüber oben $80 U 23. 
Dort ift (U 25) auch hervorgehoben, dat im Intereſſe der Verfehrjicherheit ftrenge 
Anforderungen an den Beweis der Eigentumübertragung zu ftellen jind; und 
dazu gehört ſowohl der Nachweis des Erwerbgrumdes (vergl. RG 43, 393) als insbe— 
ſondere aud) der Beweis des Nechtsverhältnifies, aus dem fich die rechtliche Abhängig- 
feit des unmittelbaren Beſitzers (bier des die Sicherheit beftellenden Schuldners) 
und demgemäß der mittelbare Befit des Erwerber der Fahrnis (bier des Gläubigers) 
ergibt. Diefen Beweis bat einem pfändenden dritten Gläubiger gegenüber der 
fiduziarifche Gläubiger zu führen, wenn er die Widerfpruchllage aus CPO $ 771 
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4. Der Grundjag der Erfennbarfeit wird bei den gejeglihen Pfand: 
rechten? dadurch gewahrt, daß überall ein Tatbeftand vorausgejegt wird, 
wobei entweder der Pfandberechtigte den unmittelbaren Beſitz innehält oder 
die Eriftenz des Pfandrechtes durch die äußeren Verhältniffe, wie 5.8. da— 
durch, daß die Fahrhabe des Mieters in das Grundſtück eingebradt ift und 
fi dort noch befindet, mit allgemeiner Kundbarfeit hervortritt, jo daß jeder: 
mann damit rechnen kann und muß.?” 

5. Das Pfandrecht wird mit voller Wirkung in allen Fällen durch die 
rechtsgejchäftliche Verfügung des Eigentümers bejtellt. Dies fann der Pfand: 
ſchuldner oder ein Dritter fein. Nach dem Grundfage „Hand wahre Hand“ 
erwirbt jedoch der Gläubiger, wenn er in redlihem Vertrauen, gejtügt auf die 
Einigung über die Pfandbeitellung, den Pfandbefit der Fahrnis erlangt hat, 
auch dann an ihr ein vollwirkfjames Pfandrecht, wenn der Pfandbeiteller weder 
Eigentümer noch fonft zur Verfügung über die Sache befugt war.” Diejer 
dem Tatbejtande nach abgeleitete, feiner Wirkung nach felbftändige Erwerb 
des Pfandrechtes vom Nichtberechtigten beruht im allgemeinen auf denjelben 
gejeglichen VBorausfegungen, die für den Eigentumerwerb vom Nichteigentümer 
aufgejtellt find” jedoch muß zum Erwerbe des Pfandrechts die Abjchichtung 


erhebt. fiber das Abfonderungrecht des Gläubiger: im Konfurfe des Schuldners 
auf Grund der fiduziarifchen Übereignung: Jäger, KO 848 U 10. — Befondere 
Schwierigkeiten entjtehen, wenn der Schuldner U. 3.2. die an den Gläubiger B. 
zur Sicherung übereignete Nähmaſchine durch eine andere erſetzt bat. Selbſt die 
eigenmächtige Veräußerung der im Eigentum des B. ftehenden Mafchine an den 
redlichen C. überträgt auf diefen das volle Eigentum ($ 932); denn der Befik 
des A. (und darin liegt die große Gefahr für den Gläubiger bei jeder Pfand» 
fiduzia, wie für den Eigentümer bei jedem bloß durch Beſitzkonſtitut bollgogenen 
Eigentumerwerbe) legitimiert ihn dem darauf vertrauenden Dritten gegenüber 
zur Verfügung über die Fahrnis (oben $ 81 Nr.3). Damit die als Erfab von 
A. angeichaffte Mafchine in das Eigentum des B. übergebe, ift ein neuer dings 
licher Vertrag gemäß £ 930 erforderlid. Es Yi auch möglich, dab U. im Eins 
beritändni3 mit B. die erite Mafchine Denen. 8 1851) und die neue Mafchine 
als Bertreter fir den B. erwirbt (oben 0 A16). — Das oben behandelte 
Problem, mie jich der Gläubiger Sicher Eu verſchaffen kann, ohne daß dem 
Schildner der Bejit der Fahrnis entzogen würde, begeanet auch bei den Ab— 
gahlunggeſchäften. Hierüber Bd.1 81575 UN. 

26) Vergl. die oben 8 134 A 30 angeführten Fälle. 

27) Daher wird das Pfandrecht davon in Abhängigkeit geitellt, daß die 
Sachen in der nemieteten Wohnung jich noch befinden. Das BGB $ 560 macht 
bierbon allerdings eine nicht unbedenfliche Ausnahme; Bd. 1 8169 W58. 

28) De nach dem Grundjaße des & 932. 
29) Darüber. oben 8 81 Nr.2. Es gilt auch bier die Ausnahme, daß der 
Grund für den Pfandrechteriverb entfällt, wenn die Fahrnis der Hand des 
Eigentümers ohne ſeinen Willen entzogen und in die des Pfand— 
beſtellers gelangt iſt (935); oben 881 Nr. 4; RG54,72. Un Geld und In— 
habe rvapieren erwirbt jedoch der redliche Pfandnehmer ſelbſt dann ein Pfandrecht, 
wenn ſie geſtohlen, verloren oder ſonſt abhanden gekommen waren. Über HGB 
8 366, 367 oben 881 A43,46 (die verfehriwidrige Veichaffenheit der Wert» 
papiere jchließt den quten Glauben aus). Über den Mikbraucdh, der mit ber 
Berufung auf 8 935 betrieben werden fann, oben 881 W28. 


Endemann Lehrbuch. I1.Band. 8 u.9. Aufl. 58 
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der Fahrnis aus der Beſitzgewalt des Pfandbeitellers noch hinzutreten. Die 
rechterzeugende Kraft des redlichen Erwerbes leitet filh her aus dem Vertrauen 
deö Erwerbers auf den Befit des Gegners und auf deſſen hierdurch beftätigte 
Legitimation zur Verfügung über die Fahrnis. Dies trifft nur auf den rechts: 
gefhäftlihen Pfanderwerb zu. In allen Fällen, wo ein Pfandrecht kraft 
Geſetzes oder durch Pfändung entjtehen fol, bildet das Eigentum des Schuld: 
ners, aus deffen Recht das Pfandrecht abgeleitet werden joll, eine zwingende 
Vorausfegung.?° 

Das in gutem Glauben erworbene Pfandrecht geht allen fonjtigen an 
der Pfandſache haftenden begrenzten Rechten Dritter vor, jofern der Pfand: 
gläubiger diefe beim Ermwerbe weder kannte, noch fie infolge grober Fahrläffig: 
feit ihm unbefannt geblieben waren.“* 


$137. Rechte und Pflichten aus dem Pfandverhältnis. 


1. Aus dem dinglihen Pfandbeftellungvertrage entfteht zmwifchen dem 
„Berpfänder” und dem „Pfandgläubiger” ein gefeglihes Haftungverhältnis, 
das beftinmte Schuldverbindlichkeiten nad) Art eines obligatorifhen Real: 
vertrags ausſcheidet.“ Danach find die Beteiligten mwechjelfeitig verpflichtet, 


30) ein gilt daher 3.8. nicht für das Pfandrecht des Vermieters; ibm 
haften ausjchlieglich die dem Mieter gehörigen Sachen, nicht 3.8. Die der Ehe: 
frau, wenn dieſe nicht etwa den Mietvertrag mit abgejchlofien bat; Bd. 1 $ 169 
U 68; audy oben $ 134 A 33, Ebenfo ift der Erwerb eines Pfändungpfandredts 
im Bimangvollitrefungverfahren abhängig von dem Rechte des gepfänbeten 
Schuldners; der dritte Eigentümer kann nad CPO $ 771 gegen die Pfändung 
die Widerfpruchklage erheben. Labes, DIZ5, 225. Eine Konvaleszenz 
des gejeßlichen twie des Pfändungpfandrechtes tritt gemäß $ 185 ein, jobald der 
Schuldner das Eigentum an der 3.2. in die Wohnung eingebrachten oder an der 
gepfändeten Fahrnis erworben bat. — Über den nach Zandesrecht den öffentlichen 
Pfandleibanftalten zujtehenden Löſunganſpruch oben 8 134 A 36, 

31) 81208. Im Anſchluß an 88 93211, 935, 936 III find Ausnahmen 
dabon gemacht: wenn der Pfandgläubiger den Beſitz nicht vom Verpfänder jelbit 
erlangt bat; wenn die Sache dem Eigentümer oder feinem Beſitzmittler obne 
Willen abhanden gefommen war (Ausnahme für Geld und Anbaberpapiere) ; 
wenn die Bfandbeitellung nur durch Übertragung des mittelbaren Beſitzes erfolgt 
it. Vergl. ferner HGB 8366 IL: es genügt zum redlichen Erwerb der qute 
Glauben, daß der Verpfänder zur Pfandbeitellung bevollmächtigt war. 

1) Das BGB unterjtellt dabei nicht den Abſchluß zweier Verträge, eines 
obligatorijchen und eines dinglichen, fondern läßt aus dem einheitlichen Pfand— 
verhältnis ſowohl das dingliche Pfandrecht, al3 auch die obligatorifch fonjtruierten 
Barteiverpflichtungen entitehen. Vergl. die für den Beſitzer fraft Geſetzes ent: 
ftehende Haftung, die mit dem Eigentumanfpruch (oben 8 92) oder dem Erb- 
Ichaftanfpruch geltend gemacht werden fann. — Dem römiſchen Rechtinitem ent» 
ſprach es, die Doppelnatur des pignus durch zwei Arten der actiones zum Aus: 
dDrud zu bringen: a) die actio piegneraticia in personam directä verfolgte den 
obligatorischen Anfpruch des Verpfänders auf Zurüdgabe der Pfandſache nad 
Tilgung der Schuld und machte allgemeinbin die Verpflichtimgen aus dem pignus 
als Realfontraft geltend; b) die actio in rem hypothecaria oder actio Serviana 
berfolgte dagegen mit dinglicher Wirkung die verpfändete Sache und begehrte 
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in bezug auf das Pfandverhältnis die im Verkehr erforderliche Sorgfalt an- 
zuwenden; die Beurteilung im einzelnen unterjteht dem allgemeingültigen 
Grundſatz von Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrfitte.’ 

2. Der Pfandgläubiger übernimmt für die in feinen Beſitz gelangte 
Fahrnis die Verwahrungpfliht.?” Zur Nutzung des Pfandes ift er nicht be: 
rechtigt,* zum Erwerb der Früchte nur, wen ein Nutzungpfand vereinbart iſt.“ 

a) Für die auf das Pfand eigenmächtig gemachten Verwendungen kann 
der Pfandgläubiger Erſatz nur begehren, wenn der Verpfänder fie genehmigt 
hat oder wenn er fie alö berechtigt anerkennen muß, weil fie feinem Intereſſe 
und feinem wirflichen oder mutmaßlichen Willen entiprochen haben. Er hat 
fediglidy die Anfprüche, die einem ohne Auftrag handelnden Geſchäftführer 
zuftehen.* Die gemachten Einrichtungen kann er wegnehmen.” Dieje An: 
ſprüche verjähren in ſechs Monaten.‘ 

b) Iſt die Pfandfache dem Verderb oder einer wefentlihen Minderung 
ihres Wertes ausgefegt und daher die pfandrechtliche Sicherheit gefährdet, 
fo darf der Pfandgläubiger, nachdem er zuvor dies dem Verpfänder, ſoweit 
es tunlic war, angedroht hat, das Pfand öffentlich verfteigern laſſen. Sit 
nur eine Wertminderung zu bejorgen, jo joll dem Pfandſchuldner vorher eine 
angemefjene Frift zur LZeiftung einer anderweitigen Sicherheit belafjen werden. 
Der Kauferlös tritt durch dingliche Surrogation an die Stelle des Pfandes.'“ 


ihre Herausgabe von jedem derzeitigen Befiber zum Bmede des Pfandverfaufed. 
— Beide Aktionen baben fich durchaus unabhängig voneinander entwidelt. Die 
Hypothel wurde zunächſt nur als dingliches Recht begründet. Sobald indeſſen die 
Sache in den Beſitz des Pfandgläubigers gelangt war, entſtanden ohne weitere 
Verabredung die obligatoriſchen Verbindlichleiten. — Auf dem Boden dieſer 
Rechtsbildung bewegt ſich auch das BGB im Einklang mit dem bisherigen Rechte. 
Vergl. preuß. ALR J. 20. 121f., 127 f.; Code civil Art. 2079, 2080; ſächſ. GB 
hos ac ; Dernburg, Pfandr. 1 817; Roth 3 8 325 III; Stobbe- Lehmann 2 
ar 276, 242; Bd.1 SE 111, 100. 

3 8 1215. Damit ift nicht gefagt, dat ein Verwahrungbertrag im Sinne 
der ss 688 f. vorläae; einzelne für diefen borgejehene Normen, tie 88 691, 
694, können wegen ihrer allgemeinen Bedeutung Anwendung finden; im übrigen 
aber handelt e3 ſich um die alö custodia ausgeprägte Form der Sorafaltpflicht; 
Dazu Bd.1 8113 A11. Biermann $ 1215 will auch 3.8. den 8 697 bier an— 
wenden; das widerfpricht dem $ 12231. 

4) Nach römischen Rechte beging er durch widerrechtliche Benutzung ein 
furtum usus; D. 47. 2. 55. pr. si pignore creditor utatur, furti tenetur. — 
Nach dem BGB kann ein Anspruch auf Schadenerfat daraus erwachſen. StrGB 
8 290 ar nur für öffentliche Bfandleiber. 

5) 81213; dazu oben $ 135 Nr. 3. 

6) 81216 © 1; dazu SS 653 f.; Bd. 1 8178 Nr. 4. 

7) er S2: dazu $ 258. 

8) 8 1226; berechnet von der Beendigung de3 re ab. 

9) über die Einzelheiten 8$ 12191, 1220. Hat die Sache einen Börfen- 
ober Marktpreis, fo ift auch freibandiger Verkauf durch einen Börfenmäfler zu— 
läſſig; er 

1 ) g1219 II; veral. $ 1247 © 2. 
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Der Gläubiger kann fi) aus dem Erlöje daher erjt befriedigen, wenn die 
Vorausfegungen, unter denen er zum Pfandverkaufe berechtigt wäre, eingetreten 
find. Für die Zwifchenzeit kann der Verpfänder die Hinterlegung des Geldes 
verlangen. 

3. Der Berpfänder kann die Aufhebung des Befiges des Pfandgläubigers 
begehren, wenn diejer troß erfolgter Abmahnung die Rechte des Verpfänders 
fortgejegt in erheblichem Maße verlegt; alfo 3.8. die Pfandjache mißbraucht 
oder den Verpfänder an der vertragmäßig vorbehaltenen Fruchtziehung hindert. 
Der Verpfänder darf dann verlangen, daß das Pfand entweder auf Kojten des 
Pfandgläubigers hinterlegt, oder, wenn es ſich hierzu nicht eignet, an einen 
gerichtlich bejtellten Verwahrer abgeliefert, oder endlich ihm ſelbſt gegen Be: 
friedigung des Gläubigers zurüdgegeben werde. In dem legtgenannten 
Falle ift er auch zum Abzug von Zwifchenzinfen bevechtigt.’® 

a) St ein Verderb oder eine wejentliche Wertminderung der Pfandſache 
zu beforgen, fo hat der Pfandgläubiger dem Verpfänder davon unverzüglich 
Anzeige zu erftatten; diefer darf dann die Rückgabe des Pfandes gegen ander: 
weitige Sicherheitleiftung verlangen.” Trifft den Pfandgläubiger an der 
Verſchlechterung oder Veränderung des Pfandes ein Verſchulden, jo haftet 
er dem Verpfänder für Schadenerfag. Die Anfprüche hierauf verjähren im 
ſechs Monaten.'* | 

b) Nach dem Erlöjchen des Pfandrechts kann der Verpfänder die Rüd: 
gabe des Pfandes nebſt den noch vorhandenen Erzeugniffen verlangen.‘ 
Sobald die Schuld fällig ift, darf er das Pfand auch gegen freiwillige Be: 
friedigung des Gläubigers einlöfen." Sind mehrere Sachen als Pfand be 
ftellt, jo können fie in jenen Fällen einzeln oder insgefamt erjt zurüdbegehtt 
werden, wenn die ganze Schuld getilgt ift; fie alle haften ungeteilt bis zur 
vollen Abtragung fämtliher Verpflichtungen.!? 


11) $12171,111. Wegen des Vertwahrers vergl. FGG $ 165. 

12) $1217112. Dazu $ 1183, oben 8 122 938, 

13) 81218. Die GSicherbeitleiftung durch einen Bürgen ift ausgeſchloſſen; 
anders 8232 II. Bergl. Bd.1 894. Am Gegenfaß zu $ 1219 (A9) handelt 
eö jich bier nur um die objektiven Gefahren, denen die Sache durch natürlichen 
Verderb (3.8. das verpfändete Tier berfümmert, weil e8 an fremde Pflege 
fich nicht gewöhnen fann oder weil da3 Nennpferd dem richtigen Training nicht 
unterworfen wird) oder die Wertpapiere 3.8. durch da3 Fallen der Kurfe aus 
gejest find. Ob damit die Sicherheit des Gläubiger gefährdet wird, Fommt 
hierbei nicht in Betracht. Der Verpfänder fol die Möglichkeit haben, fich felbft 
gegen Nachteile zu ſchützen. 

14) $ 1226; die Verjährungfrift beginnt mit der Rüdgabe des Pfandes. 

15) Is 1908 I, 1212. 

16) 8122311; dazu 8271. Ferner En II. Die Befriedigung lam 
auch durch Hinterlegung und Aufrechnung erfolgen; 8 1224. 

17) 81222; vergl. 81132 (Gefamthypothet; oben 8124). Dies ent 
Ipricht dem Sake: pignoris causa indivisa est; D. 21. 2, 65. Anders bei dem 
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4. Das Nechtsverhältnis zwifchen dem Pfandgläubiger und dem Eigene 
tümer des Pfandes, der nicht zugleich Verpfänder ift, unterfteht den allgemeinen 
Regeln.‘ Der Eigentümer hat den Herausgabeanfpruch gegen den Pfand- 
gläubiger ; diefem Anspruch kann der Pfandgläubiger aber, jolange das Pfand: 
recht bejteht, mit der Einrede aus feinem dinglihen Rechte begegnen.” Für 
die Haftung des Pfandgläubigers ift weſentlich, daß er wifjentlich eine fremde 
Sade in Beſitz hält; joweit er gutgläubig das Pfandrecht und das Nugung- 
recht an dem Pfande erworben hat, übt er eine ihm zuftehende Rechtsmacht 
aus, vor der auch der Eigentumanfpruch zurüdjtehen muß.““ Der Pfand: 
gläubig‘g hat gegen den Eigentümer die Verwendunganſprüche eines redlichen 
Beſitzers.“ Außerdem haftet das Pfand felbft dinglic wegen des für die 
Verwendungen zu leiftenden Erjates.?? 


$ 138. Geltendmadhung des Pfandrechts. VBerfaufredt. 

1. Die Verfolgung des dinglihen Rechtes aus dem Pfandrechte richtet 
fih gegen jeden, der durch Vorenthaltung des Pfandes die rechtliche Ausübung 
des Sicherung: und Befriedigunganfpruches beeinträchtigt. Als Vorbild für 
die juriftiihe Ausgejtaltung diefes Anfpruchs dient der Eigentumanjprud.! 
Danach darf fie) der Pfandgläubiger auch auf die Vermutung jtügen, die 
fih aus feinem Beſitze an der Pfandfache für fein Pfandrecht herleitet. 

Gegen den dinglihen Anfpruch des Pfandberechtigten ftehen dem Ver— 
pfänder alle Einwendungen zu, die fi auf den Inhalt und Bejtand des 
Forderungrechtes oder auf die Wirkfamfeit der dinglichen Pfandbeitellung be> 
ziehen.” Dabei iſt hervorzuheben, daß dem Schuldner, der feine Fahrnis 


gefeglichen Pfandrechte des Vermieter; der Mieter darf nach $ 562 jede Sache 
bon der Pfandhaftung auslöfen, indem er in Höhe ihres Wertes Sicherheit leiftet. 

18) Der erjte Entwurf Zonftruierte hierfür ein eigenartiges geſetzliches 
Sculdverhältnis; Mot.3, 810. Dies murde ald durchaus „unnatürlich“ in 
zweiter Leſung verworfen; Brot. 3, 456. 

19) Oben $$ 89, 91; über die Einrede aus $ 986: oben ar Nr. 1. 

20) Im allgemeinen gelten die $$ 987 f. Für die gemachte Einfchränfung 
foımmt aber 8 1207 zur Anwendung. 

21) Nah 88 994 f.; oben $ 93 Nr. 2. 

22) Hierauf ift 8 1210 I anzuwenden. 

1) 81227. Oben $ 89. Einen befonderen Pfandanſpruch fennt dad BGB 
nicht (oben $ 137 A1). W. Püſchel, Pfandflage Diff. Gött. 1903; E. Schulg, 
Pfandanſprüche nad 8 1227 (Rojtoder Studien Bd. 1; 1903). 

2) Nah 81006 gemäß 81227. Vor allem darf der Pfandberechtigte 
auch mit dem Anfpruche aus dem früheren Beſitze nach $ 1007 die Herausgabe 
der Pfandſache von jedem bösgläubigen Bejiter und bon dem qutgläubigen dann 
begehren, wenn die Kahrnis ihm mider feinen Willen abhanden gefommen ift; 
darüber genauer oben $ 46. Dem Vermieter fteht außerdem zur Erhaltung feines 
Pfandrechtes da3 eigenartige Verfolgungrecht aus 8 560 zu. — R. Herr, rechtl. 
Bedeutung des Beſitzes der Pfandſache, Difi. Leipzig 1903; R. Meikel, Anſpruch 
auf Herausgabe des Pfandes, im Recht 7, 197; R. Vogt, Befitverh. an einer ges 
pfändeten Sache, Diff. Roſt. 1908. 

3) 812111 und 88 1137, 1157. 
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für eigene Schuld, der Eigentümer, der feine Sache für eine fremde Schuld 
verpfändet hat, durchaus gleichfteht: auch diefer kann als Verpfänder, d.b. 
als Befteller des Pfandrechts, alle Einwendungen, die der Forderung an- 
haften, erheben und wie ein Bürge die Herausgabe des Pfandes verweigern, 
folange der Schuldner ein Anfechtungredht hat oder folange der Gläubiger 
ſelbſt fi durch Aufrechnung gegen eine fällige Forderung des Schuldners 
befriedigen fann.* Dieje Einwendungen ftehen dem Berpfänder kraft eigenen 
Rechtes zu; der Verzicht des Schuldners vermag die Rechte des Eigentümers, 
der durch Pfandbeftellung für fremde Schuld eingetreten ift, nicht zu beein- 
trächtigen.® or 

2. Das wichtigste Recht des Pfandgläubigers ift der Pfandverkauf. 
Die VBermwertungbefugnis wird ihm als gefegliches, aus dem Rechtzweck der 
Pfandbeitellung zwingend abgeleitetes Recht gewährt.” Kein Pfandrecht ohne 
Verwertungrecht.“ ine Pflicht zum Verkaufe befteht dagegen in feinem Falle. 


4) Die in $ 1211 durch Verweifung auf $ 770 berborgehobenen Einreden 
haben praftifche Bedeutung nur für den Dritten, der als Intergedent jeine Fahr— 
nis für fremde Schuld zum Pfande beitellt hat. — Es ſcheiden auch Bier alle 
Einwendungen aus, die eine Minderung der perfönlichen Verbindlichkeit auf 
Grund jolder Tatumftände geltend machen, gegen deren Eintritt und Gefahr 
gerade die Pfandbeitellung den Gläubiger fihern fol. Gegen den Dingliden 
Anſpruch des Pfandgläubigerd wirken darum nicht: $$ 223 (Verjährung), 
121112 (die Haftungbejchränfung des Erben de3 perjönliden Schuldner?), 
1971 (der Ausſchluß der Nachlaßgläubiger im Aufgebotverfahren) ; RO, $ 193 
(Zwangvergleich im Konkurs). E. Schulg im Recht 8, 527. 

5) II. 

6) Zum weſentlichen Bejtandteil des Pfandrecht3 hat jich das Verkaufrecht 
erft allmählich enttwidelt. Dem pignus de3 römiſchen Rechts war e3 fremd. 
Ein befonderes pactum de vendendo pignore oder eine conventio de distra- 
hendo pignore hat fich zuerſt bei der fiducia enttwidelt und wurde erjt ſeit der 
Raiferzeit auf das pignus übertragen. Man bebalf fich bis dahin mit der lex 
commissoria. Mit Einführung der hypotheca gab der Prätor auch obne be— 
fondere Abrede dem PBfandgläubiger das Vertvertungredt. Die mar derart 
innig mit dem Wefen des Pfandrecht3 verfnüpft, daß e3 ſelbſt vertragmäßig nicht 
auögefchloffen werden fonnte; eine dreimalige Mahnung des Pfandgläubigers 
bob da3 vereinbarte Verfaufperbot auf. — Bergl. A. Bernice, Zeitichr. für Rechts 
geſch. 5, 134; Dernburg, Band. 1 $280. Seitdem ift dad Verfaufrecht allgemein 
eingeführt und umgelehrt die lex commissoria überall verboten worden; Stobbe- 
Lehmann 2 8165 Nr.9. Vergl. M. Röhl, Befriedigung des Pfandgl. aus dem 
Pfande, Diſſ. Erl. 1902; U. Wegermann, Pfandverlauf, Diff. Roft. 1902. 

7) 812281. Ungzuläfiigfeit der Verfallabrede $ 1229; oben $ 134 Nr. T. 

8) Denn die Verwertung des Pfandes bildet wiederum die Vorausſetzung 
für die Befriedigung der zu fichernden Forderung; durch fie wird der Geldbetrag 
aus der Pfandſache getvonnen, der zur Bewirkung der ne Leiſtung ber: 
wendet werden fol. Verwertungdurh Verfauf bildet daber die regel» 
mäßige, wenngleich nicht die einzige (3.8. $ 1282) Art, wie der Gläubiger jein 
Recht aus dem Fahrnispfandredhte verfolgt. Die VBehaupfung von v. Schwind, 
Pfandrecht 195, daß die Verfaufbefugnis dem Pfandrechte nicht weſentlich jei, 
halte ich daher nicht für gutreffend. v. Schwind erflärt, daft das Wejen des Pfand- 
rechtes in der Gebundenheit zum Zwecke der Realifierung beftehe: „in dem Be 
wußtſein der Sicherheit beruht der Genuß des Pfandrechtes“. Aber das Pfandrecht 
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a) Die rehtmäßige Ausübung des Verfaufrechts hängt von zwei Voraus: 
fegungen ab: die Forderung muß ganz oder zum Teil fällig fein und fie muß 
auf eine Geldſumme lauten,’ eventuell alſo zumächit in eine joldhe umgewandelt 
werden.!? Außerdem kann der Pfandgläubiger, jofern ihm mehrere Pfänder 
haften, zwar unter diejen beliebige Auswahl treffen; er darf aber nur jo viel 
Sachen zum Verkaufe bringen, als zu feiner Befriedigung erforderlich ſind.“ 

Dagegen bildet weder der Verzug des Schuldners, noch allgemein ein 
vollſtreckbarer Titel die Vorausjegung für die Pfandverwertung.'? 

b) Zum Verkaufe berechtigt ift jeder Pfandgläubiger, nicht bloß der um 
Range erjte. Naturgemäß ift hierzu aber am ehejten berufen und imjtande, 
wer das Pfand im Beſitz hält. 1. Der im Ranz vorangehende Pfandgläubiger 
lann das von ihm jelbit in Befit gehaltene Pfand ftets zu feiner Sicherung 
zurüdbehalten; jelbit wenn jein Anjpruch noch nicht fällig ift, braucht er die 
Sade dem nadjftehenden Gläubiger einer fälligen Forderung nicht heraus— 
zugeben. Er hat außerdem gegen den nachftehenden Pfandgläubiger die Klage 
auf Herausgabe des Pfandes, um felbjt den Verkauf zu betreiben.” 2. Fit 
dagegen ein nachftehender Pfandgläubiger im Beſitz des Pfandes, jo kann 
er jelbjt wirffam den Verkauf vornehmen. An dem Erlös muß er aber 
jelbftverftändlich das Vorrecht des anderen Pfandgläubigers anerkennen. Diejer 
kann ſich dem Verkaufe nur widerfegen,'* wenn er jeinerfeits bereit und fraft 
einer fälligen Forderung imftande ift, den Verkauf zu betreiben. 3. Befindet 
fih das Pfand in der tatfächlichen Gewalt eines Befigmittlers, jo kann der 


geht nicht in einer rubenden Berechtigung und Sicherjtellung auf, fondern zielt in 
eriter Linie auf die praktiſche Durchführung des Befriedigunganſpruchs; und zwar 
tritt dies bei dem Fahrnispfande an die erite Stelle, mährend die Grundpfand— 
rechte meiit als jelbjitändige Wertträger beitehen und zu dauernder Kapitalanlage 
bejtimmt jind. Vergl. F. Barchewitz, Verkaufrecht ein Eſſentiale des Pfandrechts, 
Diff. Leipz. 1903. 

9) 81228 111. Über den Begriff der Fälligkeit und der Kündigung vergl. 
oben $ 125 A 14 f. Die Rechtmäßigkeit hängt außerdem noch von den in 8 12431 
berangezogenen formalen Erfordernijien der 88 1235, 1237 © 1, 1240 ab. — Der 
durch 81228 11 definierte „Eintritt der Verfaufberedtigung” 
($ 1258 II 2) oder die Reife zur Nealifierung des Pfandes hat auch fonit eine 
wichtige Bedeutung. Vergl. 88 1282 (unten $ 144 Nr.2), 1283 III, 1294, 
1296 ferner 88 1229, 1245 11, 1258 112. 

10) 81228112. Der Übergang der 3.8. urfprünglich auf die Leiftung 
eines Arbeiterfolges gerichteten Forderung (der Unternehmer hat ein Pfand für 
die jorglame Ausführung des Werkes beitellt) in eine Geldforderung kann auf 
der Vereinbarung einer Vertragitrafe oder darauf beruhen, dat der Gläubiger 
Schadenerfaß wegen Nichterfüllung oder jonitiger Verlegung der Vertragpflichten 
zu begebren berechtigt ift. 

11) 81280 ©2. 

12) Die erforderliden Garantien liegen in den Vorschriften iiber das Ver— 
faufverfahren. Darüber im folgenden $ 139. 

13) Dies ergibt jich aus £ 1232 © 1 in Verbindung mit 8 1297. 

14) Nah 8 1232 © 2. 
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Pfandberechtigte von ihm die Herausgabe des Pfandes zum Zwecke des 
Verkaufes beanfpruchen. Steht aber das Pfand bloß im Mitbefig des Ver— 
pfänders, fo foll es an einen gemeinfchaftlihen Verwahrer ausgeliefert werden, 
der dann feinerfeits den Verkauf zu betreiben hat.“ 

3. Der nachſtehende Pfandgläubiger hat wie jeder Dritte, dem an dem 
Pfande ein dingliches Necht zufteht, das Einlöfungrecdht, wenn er durch den 
Verkauf fein Recht an der Pfandfache verlieren würde. Durch Befriedi: 
gung des vorberechtigten Pfandgläubigers tritt der ablöjende Dritte in dejien 
Rechte ein. Er erwirbt mitfamt der ausbezahlten Forderung auch das Pfand: 
recht des abaelöften Pfandgläubigers und kann fich dementfprechend den Beſih 
des Pfandes verſchaffen.“ Keine Vorausfegung bildet hier, daß der Pfand: 
gläubiger bereits die Zwangvollitredung in die Sache betreibt; vielmehr ge: 
nügt, daß der Schuldner zur Zeiftung berechtigt if. Das aber trifft regel: 
mäßig bereits mit der Entjtehung der Schuldverbindlichkeit zu; es jei denn, 
daß durch bejondere Abrede eine Worausbezahlung vor dem feſtgeſtellten Ter- 
mine ausgejchloffen wurde." 

4. Hat der Gläubiger eine Yahrnis, die fein Schuldner ihm verpfändet 
hat, im Beſitz, jo kann der Schuldner gegen die Zwangvollitredung in jein 
übriges Vermögen Widerſpruch einlegen und damit den Gläubiger injoweit 
auf die primäre Haftung der Pfandfache verweifen, als der Wert des Pfandes 
die Forderung deckt, zu deren Befriedigung der Gläubiger die Zwangvoll- 
ſtreckung betreibt und zu deren Sicherung zugleih das Pfand bejtellt ift.'’ 


15) 8 1231. Es handelt fich um die befonderen Fälle der $$ 1205 IL, 1206; 
oben $ 136 Nr. 1 und 2. 

16) 8 1249 gibt dies ius offerendi et succedendi unter erheblicher Aus 
Dehnung des in & 268 (Bd.1 890 A46F.) nur für den Fall der Zwangbvoll⸗ 
ftredung gewährten Einlöfungrechtes. Die Vorausfeßung, daß der Dritte durch 
die Veräußerung ein Pfand» oder Niebrauchrecht, das ihm an dem Pfande be— 
reits zuſteht, verlieren würde, trifft nach ‘. 1242 II für jedes nachſtehende Pfand: 
recht und für jeden Nießbrauch, der nicht Jämtlichen Pfandrechten im Range vor: 
gebt, zu. Um jo wichtiger iſt, daß nad) $ 268 III das durch Ablöfung eriworbene 
Pfandrecht nicht zum Nachteil des abgefundenen Pfandgläubigers ausgeübt werden 
darf. Stebt diefem ein Zurüdbebaltungrecht oder ein fonftiges Recht zum Beſitze 
der Fahrnis (3.2. als Mieter oder ala Nießbraucher des ihm zugleich verpfän— 
deten Pfandes) zu, jo fann er dies al3 Einwendung gegen den Serausgabes 
anfpruch des Ablöfenden nach 8 956 II geltend maden. 

17) 88 268 IIL 1, 1225, 1250. Noban, Regreß des Bürgen und Pfand» 
eigentümers (1904) 100; oben 816 Wö4f. 

18) Ties nad $ STIL, ©. 1 8 135 Nr.2. Anders bei der Hypothek; 
oben $ 125 4 15. 

19) Dies Widerſpruchrecht ift durch die CPO $ 77T als progejjualer 
Rechtsbehelf eingeführt; es handelt fich keineswegs um eine materiellrechtliche 
Einrede. Beſchloſſen twurde es in zweiter Zejung des BGB (Brot. 3, 463; 6, 712) 
als Nachbildung der aemeinrechtlichen exce ptio excussionis realis; Mindicheid 1, 

235 A21; Dernburg, PBfandr.2 8142. Das Vollitredunggericht enticheidet 
uch Beſchluͤß nach ERO 8 766. — Wie das Pfandrecht entſtanden iſt, ob durch 
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Es erſcheint unbillig, daß der Gläubiger wegen derjelben Forderung, die 
bereits durch das von ihm in Beſitz gehaltene Fahrmispfand gefichert wird, 
auch noch das übrige Vermögen des Schuldners im Wege der Zwangvoll- 
ftrefung pfändet und damit denjelben Anfpruch doppelt ausnutzt. In dem 
Falle jedoch, wo das Pfandrecht an der Fahınis nicht bloß für die jest zur 
Vollſtreckung gebrachte, fondern auch noch für eine andere Forderung bejtellt 
ift, darf der Schuldner das Verweigerungreht nur dann ausüben, wenn 
durch den Wert der Pfandſache beide Forderungen gededt werden.” Diele 
für das Pfandrecht dargeitellten Rechtſätze gelten in gleicher Weife, wenn 
den Gläubiger ein Zurücbehaltungredht an einer Fahrnis des Schuldners 
zuſteht. 

5. Zur Sicherung des wirkſamen Pfandverkaufs gilt der Verpfänder 
zugunſten des gutgläubigen Pfandgläubigers als der Eigentümer.““ Mithin 
wirkt der Verkauf auch gegen dieſen; der Eigentümer kann hieraus einen 
Schadenerſatzanſpruch gegen den veräußernden Verpfänder nur dann herleiten, 


Vertrag oder Inbeſitznahme der Sachen des Mieters ſeitens des Vermieters oder 
durch Hinterlegung oder durch Pfändung oder Arreſtanlage, bleibt ſich gleich; 
e3 genügt, daß der Pfandberechtigte im Beſitze der Fahrnis ift. Dies wird des— 
balb im Gefeß hervorgehoben, weil davon die Entftehung des Vertragpfandes 
(darum genügt bierfür auch der mittelbare und der Mitbefiß nach BGB 1205 f.) 
und allgemein die Ausübung des Verfaufrechtes abhängt. Der Mieter darf den 
Vermieter, der wegen der Mietzinfen ein Forderungrecht de3 Mieters pfänbet, 
nicht auf fein gejeßliches Pfandrecht an den eingebraditen Sachen vermeifen. 
I gilt als Vorausſetzung des Widerfpruchrechtes, daß da3 Pfand vom 

uldner und nicht don einem Dritten für den Schuldner beftellt iſt; ob 
die Sache gerade dem Schuldner gehört (fo Gaupp-Stein 8777 IIb), jcheint 
mir auch abgejehen von BGB $ 1207 gleichgültig. Es fommt nach dem Sinn und 
Zweck de3 Verweifungrechtes nur darauf an, daß der Schuldner der Vers 
pfänder iſt und dab das Pfandrecht, auf das veriviefen wird, wirkſam beiteht; 
darum genügt auch, dat eine fremde Fahrnis mit Genehmigung des Eigentümers 
berpfändet tit. 

20) CPO 8777 ©2. A. Hat für eine Haufpreisfchuld von 100 Mark und 
für eine Darlebenfhuld von 200 Mark eine goldene Uhr feinem Gläubiger B. 
zum Pfande übergeben. B. betreibt wegen der Kaufpreisſchuld die Zwangvoll— 
ftredung gegen A. und hat deſſen Hleiderfchranf pfänden laſſen. A. erhebt Wider: 
ſpruch. Diefer iſt begründet, wenn die aoldene Uhr, was A. zu beweiſen bat, 
einen Verfaufwert von mindeitens 300 Mark hat. Sit der Wert des Pfandes 
geringer, jo geht die Vollitrefung ihren Lauf; das aus Billigfeiterwäqungen dem 
Schuldner gewährte Widerfpruchrecht darf nicht dahin führen, daß das Befrie- 
digungrecht des Gläubigers gefährdet werde. 

21) 81248. Es handelt fich bier nicht um die Wirfung des Pfandverkaufes 
zuguniten des Ermwerbers de3 Pfandes, fondern um die Sicherung des Pfand— 
berechtigten, der auf die Verfügungmadt de3 Werpfänder3 vertraut hat, gegen: 
über dem Eigentümer. Auch der Ermwerb des Pfandrechtes fteht bier nicht in 
Frage, denn diefer wird bereit3 durch 8 1207 gededt. Der Zmed des 8 1248 geht 
dahin: mit dem Verfaufe des Pfandes werden die Rechte des Eigentümers an der 
Fahrnis aufgehoben; daraus könnte der Eigentümer einen Grfabanfpruch gegen 
den verfaufenden Pfandgläubiger herleiten, und diefer foll ausgeichlofien fein, 
wenn der Pfandgläubiger in redlichem Vertrauen auf das Necht des Verpfänder3 
den Berfauf betrieben bat. 
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wenn er beweiſt, daß diejer im Zeitpunkte des Verkaufes das Nichteigentum 
des Verpfänders gefannt hat.?? 

6. Das Pfandrecht behält jeine volle Wirkung im Konkurje des Schub: 
nerd. Es gewährt hier ein Recht auf abgejonderte Befriedigung.” Zur 
Sicherung der Konkursgläubiger wird vorgejchrieben, daß der Pfandgläubiger, 
fobald bei Eröffnung des Konkursverfahrens der offene Arreſt erlaſſen itt, 
dem Konfursverwalter Anzeige von dem Befit der Pfandſachen erftatten und 
ihm auf Verlangen die Pfänder zur Anficht und Abſchätzung vorzeigen ſoll.“ 
Den Pfandverkauf darf der Pfandgläubiger jelbft betreiben ;*® das Konkurs: 
gericht kann ihm aber auf Antrag des Konkursverwalters eine Frijt hierfür 
fegen; verfäumt er dieje, jo geht das Recht, den Verkauf zu betreiben, auf 
den Konfursverwalter über. Das Recht des Pfandgläubigers auf abgejonderte 
Befriedigung aus dem Erlöfe bleibt auch in diefem Falle unberührt.?* 

Auh von der Pfändung im Wege der Zmangvollitrefung wird ein 
gültig beftehendes Pfandrecht nicht berührt.?” 


$ 139. Vollzug des Pfandverkaufs. 


1. Als die regelmäßige Form der Befriedigung aus dem Pfande gilt nad 
dem BGB der Privatverfauf.‘ Das Geſetz gibt für deffen Vollzug eingehende 


22) Das pofitive Kennen entjcheidet; die lad auf grober Fahrläffigkeit 
berubende Nichtlenntni® genügt nicht. Am Gegenjaß zu $$ 932, 1207 wird 
bier der gute Glauben im Sinne von $ 89211 verftanden. 

23) RO 8845 (Vertragpfandredit), 49 Nr. 1 (Pfändungpfandrecdht, geſetz⸗ 
liches Pfandredit). 

24) KO 88 118, 120. Verfäumt er dies, jo haftet er für Schadenerjat. 
$ 119 (vergl. auch $ 242 Nr. 1); fein Pfandrecht aber bleibt unberührt. 

25) KO 8 127 IL, denn er iſt nad) dem BGB befugt, ohne gerichtliches Ver— 
fahren fich aus dem Pfande zu befriedigen. Damit tritt diefe Unternorm bier an 
die erite Stelle. 

26) AO 8 1271. 

27) ERO $8041I; unten $ 146, 

1) 88 12331, 1234—1240. Dies entipricht im weſentlichen der Ordnung. 
des römiſchen Rechts. Windfcheid 1 8237 Nr.2; Dernburg, Pfandr.2, 1381. 
Ebenſo das Handelsrecht; HGB von 1861 Art. 310, 311. Das ältere deutſche 
Recht jebte dagegen die gerichtlihe Ermächtigung zum Privatverfaufe voraus. 
Die Bartikularrechte forderten regelmäßig Verkauf durch das Gericht; fo preuß. 
ALR I. 20. 197f.; Code civil Art.2078; fachſ. GB 88479f. — Stobbe- 
Lehmann 2, 8 165 Nr. 9. — Für die öffentliden Pfandleih— 
anjtalten, ferner für die Reichsbank und Seehbandlung tft öffentlicher Ver— 
fauf durch ihre Beamten zugelafien. Vergl. Reichsgeſ. 14.3.1875 820. „Für 
die Pfandleiher gelten befondere, durch EG94 vorbehaltene, Landesgeſetze; 
darüber oben $ 134 A36. über ihren Gefchäftbetrieb und insbefondere auch 
über die Art, wie die VBerfteigerung bon ihnen bewirkt werden joll, kann, ſoweit 
nicht die Landesgeſetze Beitimmungen getroffen haben, die Landes-Zentralbehörde 
nähere Vorſchriften erlaſſen; Reichs-Gewerbeordnung 8381. So iſt 3.2. in 
Preußen eine Vorjchrift des Handelsminijter® vom 10. 7.1902 über die Berug- 
niſſe und Verpflichtungen umd über den Gefchäftbetrieb der Perſonen erlafien- 
die das Gewerbe eines Berjteigerers betreiben (Teil IV Nr. 42). 


$ 139. Vollzug des Pfandvertaufs. 923- 


Normatiobejtimmungen, die indejlen nur nachgiebiges Recht ſetzen. Jeder Beteiligte 
fann eine Abweichung verlangen, wenn diefe nach billigem Ermeſſen den gemein: 
famen Intereſſen entſpricht.“ Erkennt die der Gegner nicht an, fo fann der 
Antragjteller die Entjcheidung des Amtsgerichts des Ortes anrufen, an dem da3 
Pfand aufbewahrt wird; dies entfcheidet nach Anhörung der Parteien gemäß den 
für die Ausübung der freiwilligen Gerichtöbarkeit geltenden Vorſchriften.“ Der 
Befriedigunganfpruh ift als dinglider gegen den Eigentümer durchzuſetzen. 
Auch bierfür greift die wichtige Norm ein, daß der Verpfänder zugunſten 
de3 Pfandgläubigers als der Eigentümer gilt.‘ 

2. Das Verfahren* beginnt mit der Androhung des Verkaufs unter Be: 
zeichnung des beanfpruchten Geldbetrag. Dem Eigentümer muß eine Erfüllung: 
frift von einem Monat belafjen werden. 

a) Der Berfauf erfolgt an dem Orte, wo das Pfand aufbewahrt wird, 
durh öffentlihe Verfteigerung.” Ein freihändiger Verlauf durch 
einen Handelsmäller ift zugelaffen, wenn das Pfand einen Börſen- oder Marft- 
preis bat. Ort und Zeit, fowie der Gegenftand der Verfteigerung find öffentlich 
befannt zu machen. Dem Eigentümer und anderen an dem Pfand dinglich 
Berechtigten foll befondere Benachrichtigung zugehen. Ebenfo muß der Eigen- 
tümer unberzüglich bon dem Verlaufe und feinem Ergebni3 unterrichtet werden.” 

b) Berfauft wird unter der Beitimmung, daß der Käufer den Steigerung- 
preis ſofort bar zu entrichten bat, widrigenfall3 er feiner Nechte verluftig gehen 
ſoll.“ Abweichungen bierbon geben auf Gefahr des betreibenden PBfandgläus 
biger3: er gilt dem Eigentümer gegenüber in Höhe des 3.8. geſtundeten Meiſt— 
gebote3 als befriedigt und kann fih nur an den Erfteher halten.” Gold- und 
Silberfahen dürfen nicht unter ihrem Metalliverte zugeichlagen werden. Dieje 


2) 812461. 

3) $ 1246 II und FGG $ 166. 

4) 81248; oben $ 138 921. 

5) Über die Ordnung im einzelnen vergl. die Kommentare von Pland,, 
Biermann, Kober. 

6) 81234. Natürlich ift Bedingung für die Wirfung der Androhung, da 
die materiellen Vorausſetzungen zum Berfaufe vorliegen; darüber oben 8 188, 
Iſt die Androhung untunlich, 3.8. weil der Eigentümer verichollen ift, fo darf 
fie unterbleiben. Alle bier gegebenen Formporjchriften ſtehen unter dem all» 
gemeinen Vorbehalte, dat ihre Erfüllung ausführbar und zweckmäßig iſt; vergl. 
$$ 1234 12 und I12, 1237 © 2, 1241; ferner $$ 1236 © 2, 1240 II; biernad) 
wird auch der Begriff des Verfchuldens nach 81 43 II abzumeſſen fein. 

7) 8812351, 1236. Dazu $383 III: die öffentliche Verfteigerung wird 
durch einen für den Verfteigerungort bejtellten Gerichtvollzieher oder hierzu be= 
fugten anderen Beamten oder öffentlich angeftellten Verfteigerer vollzogen. 

8) 81235 II; dazu 88 12431, 1244, 12451 und II, 1246. 

9) 8 1237. 

10) 81241. Die Anzeigepflicht dient in beiden oben genannten Fällen 
dazu, dem Eigentümer die Wahrung jeiner Intereffen zu ermöglichen. Wird fie 
ſchuldhaft nicht erfüllt, fo haftet der Gläubiger für Schadenerfaß; $ 1243 I. 

11) 812381. Die Rechtsverwirkung wird angedroht; der Pfandgläubiger 
lann bon diefem Rechte bis zum Schluffe des Verjteigerungtermins Gebrauch 
machen, 8 1238 II 2; tut er dies nicht, fo wird der Kauf des Erfteherd wirkſam 
und es treten die im Terte weiter angegebenen Folgen ein. 

‚ 12) 81238111. Er bat zumal den obligatorifchen Anfprud auf dem 
Steigerumgpreis. Sein Pfandrecht iſt aber nach $$ 1247, 1252 untergegangen.. 
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Sachen dürfen auch freihändig durch eine zur öffentliden Verfteigerung befugte 
Perſon verkauft werden, wenn auf diefe Weife ein genügendes Gebot zu er- 
reichen iſt.“ 

c) Der Pfandgläubiger, der Eigentümer wie auch der perfönlide 
Schuldner dürfen mitbieten und das Pfand ſelbſt erſtehen.“ Die Offentlich— 
feit der Verfteigerung und der Gegenſatz der widerſtreitenden Anterejjen fcheinen 
eine ausreichende Sicherheit gegen ein betrügliches Verfahren zu bieten.” Hat 
der Pfandgläubiger das Pfand erjteigert, fo gilt er als in Höhe de3 Kaufpreiſes 
befriedigt," der Steigerungprei3 wird gegen feine Forderung aufgerechnet." 

d) Der Eigentümer und der nur perjfönlich verpflichtete Schuldner fünnen 
fih an dem Verfteigerungverfahren beteiligen, um den Erlös durch Mitbieten 
zu fteigern oder um die Sache zu geringerem Preiſe für jich zu erwerben. Al 
Aniteigerer ftehen fie einem dritten Käufer gleich” und haben da3 Gebot bar zu 
zahlen bei Vermeidung ihrer Zurüdmweifung durch den betreibenden Gläubiger. 
Der Erfolg ift in beiden Fällen, daß der Erſteher aus der PVerjteigerung “ das 
Eigentum an dem Pfande erwirbt. 

2. Der Pfandverfauf darf ſich auch in anderen Formen vollziehen: a) ſo— 
weit Eigentümer und Pfandgläubiger fich darüber geeinigt haben.” Werden 
Nechte Dritter, wie vor allem die der nachſtehenden Pfandgläubiger, durch den 
Pfandverfauf betroffen, fo ijt ihre Zuftimmung zu den vereinbarten Abweichungen 


mM $ 1240; 366 8164; ECBO 8820. 

14) $1239. Dagegen fchloß das gemeine Recht jede Beteiligung der ge— 
nannten Berfonen aus; D. 18. 1. 39 pr.; Cod. 8. 27. 10. Dernburg, Pfandr. 2, 
161. — Auch beim Zwangvollſtreckungverfahren iſt dies Mitbieten gejtattet; 
ERO $S16 IV. 

15) Der ®erjteigerer ſelbſt und feine Hilfperjonen find Dagegen ausge: 
ſchloſſen; BGB 88 456—458. 

16) $ 123912; CPO $8171V. Er erhält das Pfand nun zum Eigen» 
tum und bezahlt es mit feiner Forderung. Der Erfolg iſt derjelbe, wie wenn 
ihm das unverfäufliche Pfand zum Taxwerte zugejchlagen würde; nach römiſchem 
Recht geichah dieje impetratio dominii auf Befehl des Kaifer3 (Cod. 8. 33. 3; 
Dernburg, Pfandr. 2,240), nach gemeinem Rechte durch Gerichtsbeſchluß. — Die 
Höhe des Tarwertes wird nad) dem BGB durch die Verfteigerung ermittelt. Das 
wurde in der Erwartung verordnet, dat jo ein angemefjener Preis erzielt werden 
fünnte trotz des gejchlofienen Ringes, den die Trödler unter fich bilden. 

17) Das Geſetz jagt das nicht ausdrücklich. Die Gleichheit der Rechtslage 
geitattet die analoge Anwendung des 8359. Wergl. auch unten $ 146 432. 

15) Hieraus begründet es fich, daß die in $ 1238 für den Dritten auf- 
geitellten Anforderungen durch $ 1239 II auf die oben genannten „Beteiligten“ 
ausgedehnt werden. Der Verdacht, daß es diefen Anjteigerern an den erforder: 
lichen Mitteln fehle, da fie jonft die Schuld unmittelbar bezahlen würden (fo 
Mot. 3, 826), ijt ſchwerlich allgemeinhin begründet. 

19) Das gilt ohne Zweifel für den bloß perfönlich verpflichteten Schuldner. 
Aber auch für den Eigentümer felbit entfpricht es der Auffaſſung des Lebens, daß 
er die ihm durch das Pfandrecht und Verjteigerungaufgebot entzogene Sache durd 
die Unfteigerung neu erwirbt, Eine „Aufrechnung“ der dinglihen Rechte gibt 
es nicht; das formale Bedenken, daß man feine eigene Sache nicht faufen könnte, 
bat dem flaren Tatbeitande gegenüber feine entjcheidende Kraft. Praktiſche 
Bedeutung fann der neue Erwerb gemäß $ 932 42. für den Erben haben, deifen 
Erblafier bösgläubig war. So treffend: v. Jacubeziy 292. 

20) $2145 11. Daß die Abänderungen nad) $ 1246 auch gerichtlich er 
älvungen werden fönnen, iſt bereits oben zu A 3 bemerft. 
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erforderlih." Bor Eintritt der Verfaufberechtigung, alfo insbeſondere bor 
Fälligkeit der Forderung, darf indeflen weder ein Verfallreht über das Pfand 
verabredet, noch auf die öffentliche Bekanntmachung und Verfteigerung verzichtet 
werden.” b) Befibt der Pfandgläubiger einen volljtredbaren Titel gegen den 
Eigentümer, fo darf er an Stelle des Privatverfauf3 das Pfand durdy gericht» 
liche Zmangvollitredung nad den für das PESHDINGETONDEEN vorgeſehenen 
Normen verkaufen laflen.” 


$140. Wirkungen des Pfandverkaufs. 


Die rechtmäßige Pfandveräußerung überträgt auf den Erwerber das 
freie unbelaſtete Eigentum an der Pfandſache. 

1. Rechtmäßig iſt die Veräußerung, wenn ſie unter Beobachtung der 
zwingenden! Verkaufvorſchriften bewirkt wurde. Die Rechtmäßigkeit iſt ein 


21) 8124512, 8. 

22) Vergl. 81229 und 81245 11; oben 8 134 Wr 7. Vorher iſt auch ein 
Verzicht darauf nicht zuläffig, daß Gold u Silberfahen mindejtend zum 
Metallwert verfauft werden müſſen. Dieje zuguniten des Eigentümers gegebenen 
Schutzvorſchriften haben zwingende Natur, find aber zeitlid 
begrenzt; fobald das Pfandrecht zur Realifierung reif und die Schuld fällig 
ift, tritt volle Vertragfreiheit ein. 

23) Drei Fälle jind zu unterjcheiden. a) Iſt der verpfändende Eigentümer zus 
gleich perfönlicher Schuldner, fo genügt der vom Pfandgläubiger gegen ihn erftrittene 
bollitredbare Titel jorwohl zur gewöhnlichen Zmangvollitredung nad CPO N 808 f., 
al3 auch zur Geltendmachung des Bfandrechtes und zur Vornahme des Pfandver— 
faufes gemäß BOB $ 1233 II. — b) Hat der Gläubiger den vollitredbaren Titel 
nur gegen den bloß perjönlich verpflichteten Schuldner oder gegen den Verpfänder, 
der nicht Eigentümer der Pfandſache ift, eritritten, jo fann er den Berfauf des 
Pfandes nad) den Vorfchriften der CPO nicht betreiben. Es fönnte bier aller: 
ding3 in Frage fommen, ob nicht gemäß $ 1248 ein gegen den Berpfänder ers 
ftrittenes Urteil zuguniten des den Verkauf betreibenden redlichen (d.h. das Nicht: 
eigentum des Gegners nicht fennenden) Gläubigers diefelbe Wirkung bat tie 
ein gegen den Eigentümer erjtrittenes, Dies iſt zu berneinen; zwar nicht des— 
balb, weil in Brot. 3, 493 ein dahin gehender Antrag abgelehnt iit, noch des— 
halb, mweil jich $ 1248 nur auf den Verfauf und nicht auf den bollitredbaren 
Titel beziehe (jo Biermann zu 8 1233) ; wohl aber aus dem Grunde, dab unfer 
geltendes Necht für die Überleitung der "Wirkung des rechtsfräftigen Urteils auf 
einen am Rechtitreite nicht Beteiligten ftet3 den Nachweis eines befonderen Rechts— 
berhältnifies fordert, da3 den Außenſtehenden nach materielem Nechte an den 
unter den Parteien ergangenen Urteilfpruch bindet. Hieran fehlt e3 im vor— 
liegenden Falle um fo mehr, als der wahre Eigentümer in gar feiner Rechts— 
beziehung zu dem Verpfänder zu ftehen braucht und insbefondere bon einer 
a fo daß CPO 8 325 II antvendbar wäre, feine Rede ift. Vergl. 
hierüber 88.1 $89» A13F., 225. — c) Der eigenartige Inhalt des 8 1233 II 
beſteht darin, daß zur Betreibung des Verkaufes nach den Vorfariften der CPO 
ein vollſtreckbarer Titel ausreicht, den der Gläubiger gegen den bloß ding— 
lich verbafteten Eigentümer des Pfandes erwirft bat. Das mird 
regelrecht jo geicheben fein, daß der Gläubiger ein Urteil erlangt bat, durch das 
fein Recht zum Verkaufe der vom Eigentümer (74.8. als Anterzedent für fremde 
Schuld) verpfändeten Fahrnis feitgeitellt wird. Vergl. H. Siber, Nechtztvang 207. 

1) Nach 8 1243 find als ſolche anzufehen: Eintritt der Verfaufberechtigung, 
Fälligkeit und eventuelle Umwandlung in Geldforderung 8 1228 IL; Beichränfung 
auf die zur Befriedigung notwendigen Pfänder 81230 © 2; öffentliche Ver— 
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objektives Tatbejtanderfordernis. Lediglich die Tatjache entjcheidet, ob der 
Pfandgläubiger zur Veräußerung befugt war und dieſe in der gebotenen 
Weiſe ausgeführt hat; auf den redlichen Glauben des Ermwerbers kommt es 
nicht an. Die unter Verlegung einer der zwingenden Borausfegungen vor: 
‚genommene Veräußerung iſt fein „Pfandverfauf” im ftrengen Sinne des 
Geſetzes; fie unterfteht auch nicht den allgemeinen Grundfägen über den 
‚Eigentumerwerb an der Fahrnis. Da die Sache als Pfand veräußert wird, 
muß der Erwerber wifjen, daß fie nicht dem Veräußerer gehört; die jelbftändige 
Wirkung des redlichen Erwerbes ift damit ausgejchloffen.” Da jedoch anderer: 
Jeits eine rehtmäßige Pfandveräußerung die volle Wirkung des Eigentumüber: 
‚ganges auslöft, darf der Erwerber hierauf fein Vertrauen gründen; und das 
Geſetz muß dies in gewiſſem Umfange anerkennen, wenn anders nicht jede 
"Pfandveräußerung diskreditiert werden joll. Infolgedeſſen wird unter den Er- 
forderniffen der Rechtmäßigkeit der Pfandveräußerung ein Unterfchied gemacht: 
1. Die Erfüllung der das äußere Verfahren betreffenden und darum von jedermann 
fontrollierbaren Vollzugvorfchriften bildet eine abjolut zwingende, im öffent: 
lichen Intereſſe geforderte Vorausfegung und wirft für fich zugleich derart be- 
ftätigend, daß der Mangel der übrigen Vorausfegungen durch den redlichen 
Glauben des Erwerbers zededt werden fann.? 2. Die Erfüllung der anderen 
‚Gruppe der zwingenden Vorausſetzungen genügt für fich niemals, um die Veräuße⸗ 
rung als rechtmäßig zu beftätigen ; hier ift auch eine Ergänzung durch den redlichen 
‚Glauben des Ermwerbers ausgejchloffen.* Jede nicht rechtmäßige Veräußerung 





fteigerung $ 1235; öffentliche Befanntmachung von Zeit und Ort 8 1237 ©1 
(nicht aber die in S2 geforderte Benachrichtigung) ; Metalliwert bei Gold- und 

Silberſachen $ 1240; vollitredbarer Titel im Falle des $ 1233 II. Vergl. auch 

a Fe 11. Vergl. R. Günther, Wirkungen des Pfandverfaufs, Diff. 
oft. 1903. 

2) Nah 8932 II. Anders, wenn der Pfandgläubiger die Fahrnis ohne 
Angabe des Bfandrechtes als Eigentümer veräußert; dann tritt $ 932 in Geltung. 

3) Dieſe Vorausjeßungen führt $ 1244 abſchließend auf; über den Anhalt 
‘der danach heranzuziebenden $$ 1233 IL, 1235, 1240 II oben A1. Insbeſondere 
fommt der öffentlich vollaogenen Veriteigerung und der auf Grund eines voll: 
ftredbaren Titels bemwirften Pfandveräußerung eine dad Vertrauen des An- 
fteigerers bejtätigende Wirkung zu. Auch wenn 3.8. die Forderung des Pfand— 
gläubigers noch nicht fällig und er darum noch nicht zum Verkaufe berechtigt war, 
treten zugunften des redlichen Eriverbers die Wirfungen der $$ 932—934, 936 
ein. Dagegen begründet die Verlegung des 8 1229 (Werfallabrede) eine abfolute 
Nichtigkeit. 

4) In Betracht fommen bier die SE 1228 II "(Eintritt der Verlauf: 
berechtiaung, Fälligfeit), 1230 52 (Beichranfung auf die zur Vefriedigung er- 
forderlichen Pfänder), 1237 11 S1 (öffentliche Velanntmadung von Ort und 
Zeit). Sind diefe im Intereſſe des Eigentümers angeordneten 
Torausfeßungen erfüllt, dagegen nicht 3.8. das Erfordernis der Öffentlichkeit 
der Verfteigerung, jo hat die Veräußerung nicht die Wirkung eines echten Pfand- 
berfaufes; und diefer Mangel der Rechtmäßigkeit kann nicht durch den redlichen 
Glauben des Ertverbers ausgeglichen werden. 
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des Pfandes enthält eine widerrechtliche Verfügung über fremdes Eigentum 
und verpflichtet daher bei ſchuldhaftem Handeln den Veräußerer zum Schaden: 
erſatz.⸗ 

2. Die Verlegung der bloß dispoſitiv gegebenen und darum für die Recht: 
mäßigfeit der Veräußerung nicht entfcheidenden Vorausjegungen * hat auf die 
dinglihe Wirkung des Verkaufs feinen Einfluß; fie kann aber für den Eigen- 
tümer einen Schadenerfaganfpruch begründen, wenn der Pfandgläubiger jchuld- 
haft verfahren hat.” Die Beurteilung, ob ein Verſchulden vorliegt, hängt 
davon ab, welche Sorgfalt nach Lage der Verhältniffe vom Pfandgläubiger 
anzuwenden war. Dabei ift feftzuhalten, daß er fich dem Eigentümer gegen- 
über nicht in der Stellung eines Schuldners befindet, der in deſſen Auftrag und 
zu deffen Nuten den Verkauf zu betreiben hätte? Der Pfandgläubiger übt 
das Veräußerungrecht aus, wie es feinen Intereſſen entjpricht. Das gewährt 
ihm fein dingliches Recht. Nur gegen Treu und Glauben darf er nicht ver: 
ftoßen. Einen Anhalt für die Beurteilung feines Verhaltens geben die dis- 
pofitiven Verkaufnormen des Gejetes. 


3. Der Regel entjpricht es, daß das Pfand im Wege öffentlicher Ver: 
fteigerung verfauft wird. Der unter öffentlicher Autorität fi vollziehenden 
Veräußerung kommt eine befonders gefteigerte, felbitändige Kraft zu. 
Das Eigentum an dem Pfande geht auf den Erwerber lediglich) durch die 
Eigenwirkung der rechtmäßigen, öffentlich vollzogenen Verfteigerung über: 
ohne Rückſicht auf den redlichen Glauben des Ermwerbers und unabhängig davon, 
ob der Verpfänder Eigentümer war oder nit. Der Eigentumerwerb wird 
su — die Verkehruntauglichkeit der Fahrnis nicht ausgeſchloſſen.““ Selbſt 


5) 8823, auch 687 II; 8 1243 II ſchließt dies nicht aus 

6) —* gehören 88 1234 (OLG 6, 126), 1236, 1237 S2, 1241. 

7) 8124311. 63 iit jedoch auch damit zu redimen, daß die unrechtmäßige 
Verfügung nach $ 185, insbefondere durch Genehmigung des Pfandeigentiimers, 
fonbalesziert. 

8) Daher ift e3 ungenau, wenn für die Anwendung des $ 1243 II fchlecht- 
bin er 8 276 verwieſen wird. 

9) Das ijt nady $ 1235, wie $ 1243 11 bejtätigt, der normale Fall. Der 
mwichtigjte Inhalt des 8 1244 ift, daß inihbrer WirfungaufdenEigen- 
tumerwerb der öffentlidben VBerfteigerung, für Die bereits 
8935 eingreift, gleichgestellt werden: der freihbändige Verlauf des 
Pfandes, das einen Börſen- oder Marktpreis bat (8 1235 II) oder das zu dem 
vollen Gold» und Silberwerte veräußert wird (8 1240 IT), und ferner die Ver- 
außerung im Wege der Zwangvollitredung nach $ 1233 II. — Sit die Fahrnis 
auf Grund eines Pfandrechts in öffentlicher Veriteinerung verfauft worden, fo 
bat der Berfäufer einen Mangelder Sache nicht zu vertreten; für den 
Anfteigerer gilt in vollem Sinne: Augen für Geld. Vergl. 8 461; v8. 1 8 161 
A6. Für einen Mangel im Nechte, d.b. bier für die Nechtmäßigfeit der Pfand— 
veräußerung, muß der betreibende Pfandalaubiger dem Erwerber aber fchledhtbin 
einſtehen. 

10) 8985 II. 
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die Vorausfegung, daß dem den Verkauf betreibenden Gläubiger ein wirkſames 
Pfandrecht zuftand und die Veräußerung auch im materiellrechtlichen Sinne 
rechtmäßig '' erfolgt fei, kann hier entfallen ; die Öffentlichkeit der Verfteigerung, 
die aus dem Beſitz des Veräußerers ſich ergebende Legitimation zur Verfügung 
über das Pfand und der redliche Glauben des Ermwerbers wirken derart zu 
fammen, daß das Eigentum an dem Pfande auf den Erwerber übergeht, ob: 
gleich die im Intereſſe des Eigentümers aufgeftellten Erfordernifje des Pfand: 
verfaufs nicht erfüllt find.” Aus der gefteigerten Selbitändigfeit des unter 
dem Schutze der Öffentlichkeit fich vollziehenden Eigentumerwerbes leitet das 
Geſetz die Folgerung ab, daß alle Pfandrechte an der Fahrnis ſelbſt dann er: 
löichen, wenn fie dem Erwerber befannt waren.” Cine Ausnahme wird nur 
für den Nießbrauch gemacht, der fämtlihen Pfandrechten im Range vorgeht; 
fennt ihn der Erwerber, jo muß er ihn übernehmen.* Die Vorteile diejes 
jelbjtändigen Eigentumerwerbs kommen auch dem Pfandgläubiger und Eigen: 
tümer zugute, die das Pfand angefteigert haben.'° 

Haben dagegen die Beteiligten auf Grund gewillfürter Vereinbarung ' 
und unter Abweichung von den gejeglichen VBerfahrenvorfchriften "? einen frei: 
hbändigen Verkauf des Pfandes vorgenommen, jo erlangt der Erwerber 
das Eigentum nur unter der Vorausfegung, daß der Pfandgläubiger zum 
Pfandverfaufe berechtigt war, und lediglich nach den allgemeinen Grundfägen 
über den Erwerb beweglicher Sachen.” Außerdem haftet hier der betreibende 
Gläubiger als Verkäufer nach den für den Kauf geltenden Grundfägen.' 


11) Wie dies zu verftehen ift, ergibt oben W4. 

12) Danach wird das Eigentum weder aus dem Rechte de3 Veräußerers 
oder PBfandgläubigers, noch aus dem des Verpfänders abgeleitet. Es findet bei 
dem Erwerb in öffentlicher Verjteigerung und den ihr gleichgeitellten Ber- 
außerumgarten (A 9) eine abfolute Eigentumentftehbung ftatt. Der 
8 1242 11 drüdt das Prinzip durch die weder durchfichtige noch notwendige Fiktion 
aus: „der Erwerber erlangt die gleichen Rechte, wie wenn er die Sache von dem 
Eigentümer erworben hätte“. Dies iſt außerdem irreführend; denn die im 

1242 II hinzugefügte Rechtöfolge, dat alle Belaftungen erlöfchen, gilt beim 
riverbe vom Gigentümer gerade nicht. Die Hauptnorm fteht in den Ver: 
mweifungen des 8 1244. 

13) $ 1242111 über 8936 hinaus, 

14) 81242112. Daß diefe Ausnahme innerlich begründet fei, wird fi 
ger laſſen. Sennt der Erwerber den Nießbrauch nicht, fo greift $ 936 

urch. 

15) 8124212. Oben 8130 W19. 

16) Nach 88 1245, 1246, 

17) Alſo auch nicht nach 88 1240 IL, 1235 II. 

15) Wer freibändig eine Fahrnis ald Pfand erwirbt, muß auf eigene Ge— 
fahr die Rechtmäßigkeit des Pfandverfaufs prüfen. Die den felbitändigen Eigen- 
tumermwerb ausjchliegende Vorausfegung des $ 932 II trifft bier ftet3 zu, weil 
dem Erwerber befannt ijt, daß dem Veräußerer das Eigentum nicht zuſteht. 
Allerdings genügt, wenn ein wirkſames Pfandrecht beftellt war, die hierin dem 
Pfandberechtigten erteilte Verfügungmacht, um die Wirkung des $ 932 II aus 
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4. Der Erlös aus dem Pfande ift regelmäßig bar zu entrichten. Aus 
ihm joll dev Pfandgläubiger Befriedigung erlangen. Darum muß feine Forde- 
rung auf Geld lauten oder in eine Geldforderung umgewandelt werden. 

a) Dedt fi) der Barerlös mit dem Betrage der Forderung oder ijt er 
geringer als diefe, jo gebührt er dem Gläubiger ganz. Die Zahlung des Er- 
ftehers an den Pfandgläubiger wirkt ala Erfüllung feitens des Eigentümers. 
Erfolgt ausnahmmeife feine Barzahlung, jo tritt die Forderung des Eigen- 
tümers gegen den Erfteher durch dinglide Surrogation an die Stelle des 
Pfandes. Der Pfandgläubiger kann diefe Forderung als eine ihm zuftehende 
geltend machen ;?* im Verhältnis zum Eigentümer aber hat der Erwerb der 
Forderung die Wirkung, wie wenn der Pfandgläubiger den Kaufpreis bar 
empfangen hätte.?? 

b) Überfteigt der Erlös den dem Pfandberechtigten zu jeiner Befriedigung 
gebührenden Betrag, jo tritt der Überfhuß kraft dinglicher Surrogation zu— 
gunften der übrigen Nealberechtigten an die Stelle der Pfandſache.““ Bis 
zur Teilung befteht dann an den erlegten Geldjtüden ein Miteigentum nach 
Bruchteilen, die nach der Höhe der Beträge zu berechnen find, die den einzelnen 


aufchliegen: aber das foll nur dann gelten, wenn alle, auch die bloß im Inter⸗ 
ejie des Eigentümers angeordneten Vorausfeßungen der Rechtmäßigkeit des 
Pfandverfaufes erfüllt find (U 4). 

19) Alfo wegen Mängel im Rechte und wegen Mängel der Sadıe. Der 
8461 (oben A 9) gilt hier nicht. 

20) 81247 © 1. Der hier vom Gefeb gebrauchte Ausdrud „gilt“, bedeutet 
nicht, daß etwa die Verichtigung fingiert werde. Die Forderung wird durch die 
Barzahlung unmittelbar getilgt. „Gilt“ muß vielmehr auf den Eigentümer 
bezogen werden. Der Sinn ijt: die Zahlung des Erjteherd wird dem Eigentümer 
als eine von ihm erfolgte Ablöfung der Pfandhaftung angerechnet. Daraus er— 
gibt fich, daß die dingliche Haftung endigt, nicht die perfönliche des vom Eigen— 
tümer verſchiedenen Schuldners. Ob und mwieweit dem Eigentümer gegen diefen 
ein NRüdgriffrecht zuiteht, hängt von den obligatorifchen Beziehungen zwiſchen 
beiden Beteiligten ab: zur Sicherung des Nüdgriffrechtes geht nach $ 1225 Die 
—— Forderung kraft Geſetzes auf den Eigentümer über. Dazu unten 

11 
5 21) $ 1288 IL1. 

22) 81238 111. Das Pfandrecht ift erlofchen und zugleich iſt die Schuld, 
für die das Pfand beftellt war, jfomweit die Forderung gegen den Erſteher reicht, 
getilgt. Die Forderung ift mithin als Zahlung an Erfüllungitatt angenommen; 

3641 (Bd. 1 rn A2). Ob fih der Pfandgläubiger darauf einlaffen will, 
tit feine Sache ($ 12451). Wenn der Pfandgläubiger felbit das Pfand in der 
Berjteigerung erivorben bat, wird feine Kaufpreisichuld gegen die durch das 
Pfand geficherte Schuld des Eigentümers aufgerechnet; vergl. 81239 12. über 
die Aufrechnung unten $ 146 U 22, 

23) 81247 S2. Das gemeine Recht gab auf den Überfhuß oder die 
hyperocha bloß ein Korderungredt. Die Folge der Ordnung des BGB ift, daß 
der betreibende Gläubiger, wenn er fich widerrechtlich den ganzen Erlös an— 
eignet, wegen Unterichlagung belangt werden kann. Es ift zu beachten, daß das 
entitehende Miteigentum jedoch den eriten Pfandaläubiger, an den der Erlös 
ausgezahlt ift, nicht hindert, fich das erhaltene Geld im Umfange feines Befrie- 
digunganſpruches anzueignen; vergl. v. Nacubezfy 292; Neumann zu $1247.-. 

Endemann, Lehrbuch. U. Band. 8.1.9. Aufl. 59 
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Berechtigten entfprechend Dem Nange ihrer Pfandrechte und den hierdurd ge: 
fiherten Forderungen gebühren. Someit der Erlös die Summe überiteigt, 
die zur Befriedigung jämtlicher Pfandgläubiger und zur Dedung der Koften 
der Verſteigerung erforderlich ift, erwirbt auch der Eigentümer jelbit durch 
dinglihe Surrogation hieran das Miteigentum. 

c) Wenn die Veräußerung nicht rechtmäßig vorgenommen ift, aber ber 
redliche Erjteher doch auf Grund der öffentlichen VBerfteigerung das Eigentum 
an dem Pfande erlangt hat: fo tritt durch dingliche Surrogation der ganze 
Erlös an die Stelle des Pfandes. An ihm jegen fich mithin die bisher an der 
Fahrnis beftehenden dinglichen Rechte fort.” ft dagegen infolge des böfen 
Glaubens des Erjtehers oder wegen der Verlegung abfolut zwingender Bor: 
ausfegungen ?° die Pfandveräußerung nichtig und das Eigentum nicht auf den 
Erjteher übergegangen, jo beftehen die Pfandrechte unverändert an dem 
Pfande fort.?° 


$141. Abtretung, Beendigung des Pfandrechts. 


1. Das Pfandrecht fteht im Dienfte der Forderung. Someit dieſe über: 
tragen werden darf,! zieht fie das zu ihrer Sicherheit beftellte Pfandrecht mit 
fih.? Der rechtlihe Zufammenhang zwischen Forderung und Pfandrecht ſchließt 
eine gejonderte Übertragung des nadten Pfandrechts ſchlechthin aus. Die 


. 24) Dies entfpricht dem $ 1247 52. Die Rechte des Eigentümers jcheinen 
bejler gejichert, wenn dem Pfandgläubiger eine Aneignung des Erlöfes aud im 
Falle des $ 1244 verwehrt wird. Stobbe-Lehmann 2, 8169; Pland, Kobet, 
Stuhlenbed zu 8 1247; abtv. Biermann $ 1247 U 5; F. Leonhard, Ach. BR 21, 171. 

25) Über diefen Unterfchied: U 3, 4, 9. 

26) Vorausgeſetzt natürlich, daß der Pfandbefik erhalten oder wiederher— 
geftellt tft. Der betreibende Pfandgläubiger hat den Erlös ohne rechtlichen Grund 
und jedenfalls nicht auf Grund feines Pfandrechtes erhalten, ımd darum fehlt 
jede Grundlage für eine auf diefen fich eritredende dingliche Surrogation. Solche 
Surrogation tritt nur auf Grund eines beitimmten, vom Gefeß anerkannten 
Tatbeitandes, niemals nur durch den Willen der Beteiligten oder auf Grund der 
bon ihnen irrtümlich unterftellten Rechtslage ein. Abw. Lehmann $ 125. 


1) Diele Borausjeßung muß berborgehoben werden. Aus der Pfand— 
beitellung jelbit fann fich inhaltlich ergeben, dab der Eigentümer nur dieſem be: 
ftimmten Gläubiger gegenüber die Sicherheit gewähren wollte, und dab daber 
dad Pfand nur ihm perfönlich anvertraut worden ift. Somit iſt unter Um: 
ftänden aus dem dinglichen Vertrage der Schluß zu ziehen, dab eine beliebige 
Abtretung der Forderung ausgeichlofien oder wenigstens nur eine Abtretung 
der Forderung ohne da3 Pfandrecht geitattet fein follte. — Someit dieje Er— 
mägqungen nicht zutreffen, erfennt das BGB die volle Freiheit der Abtretung der 
durch Pfand geficherten Korderung an. Der Eigentümer muß fih alfo gefallen 
lafien, daß feine Sache beliebig in fremde Hände übergeht. Das entijprad dem 
bisherigen Nechte nicht, das in der PRfandbeitellung vielmehr eine Sache des ver: 
fünlichen Vertrauens erblidte. Vergl. preuß. ALH I. 20. 127. 

2) 88 125011, 401. 

3) 8125012. Ob in dem römifchrechtlichen jog. subpignus oder After: 
fand eine Abtretung des nadten Pfandrechtes zu erkennen fei, hat vielen Streit 


$ 141. Übertragung des Pfandredts. 931 


Forderung kann allerdings ohne das Pfandrecht abgetreten werden; die Ab: 
ichichtung des Pfandrechtes beraubt diefes aber dann derart jeines Inhaltes 
und feiner Zweckbeſtimmung, daß es erlijcht.* 

a) Die Übertragung des Pfandrechtes erfolgt durch formlojen Vertrag ;° 
einer Übergabe der Pfandjache bedarf es nicht, wenn der abtretende Gläubiger 
jie als Befigmittler für den Erwerber in Händen hält. Zur Erlangung der 
mit dem unmittelbaren Befig verbundenen rechtlihen Vorteile fann der neue 
Pfandgläubiger die Herausgabe des Pfandes von dem bisherigen verlangen.° 

b) Die Rechtswirkung der Übertragung des Pfandrechtes hängt von der 
beim abtretenden Gläubiger vorhandenen Rechtslage ab. Es handelt fich nicht 
um die Beftellung eines neuen dinglihen Rechtes; und darum kommen Die 
Grundfäte, die ſonſt dem gutgläubigen Erwerber eine felbftändige, von der 
des DVeräußerers unabhängige NRechtitellung einräumen, nit in Betradt. 
Ferner tritt der neue Pfandgläubiger mit der Befigerlangung in die Ver: 
pflichtungen ein, die kraft Geſetzes insbefondere bezüglich der Verwahrung und 
Rücgabe des Pfandes für den bisherigen Pfandberechtigten dem Verpfänder 
gegenüber entftanden waren; neben ihm bleibt der bisherige Pfandgläubiger 
wie ein Bürge* dem VBerpfänder verhaftet. 





erregt. Vergl. C.20.1.13.2. In dem Pfandrecht an einem Pfandrecht er- 
fennen biele einen Vorgang, durch den zunächſt nur das primäre Pfandrecht, in 
ihm und durch es erſt die geſicherte Forderung ergriffen wird (jo z. B. Wind⸗ 
ſcheid 118289 A 16; daſelbſt iſt auch die überreiche Literatur berzeichnet). 
Undere fehen darin nur einen ungenauen Ausdrud für die Verpfändung der 
Forderung einschließlich des primären Pfandrechts (jo Dernburg, Band. 1 $ 293 
A 14). — Nach dem BGB kann ein Pfandrecht an einem Pfandrecht unmittelbar 
nicht bejtellt werden; nur die Verpfändung der gejicherten Forderung mitfamt 
dem Pfandrechte iſt "Heute noch zuläſſig. Damit verſchwindet daS subpignus 
als bejonderes Rechtsinſtitut. Auch eine Hypothek fann nur in der Weije ver— 
pfändet werden, daß ein Pfandrecht an der Forderung beitellt wird, da3 mit dieſer 
zugleich das zu ihrer Sicherheit beitellte Grundpfandrecht ergreift. 
4 .) 8 125011. Es entiteht nicht ettiva ein Eigentümerpfandredt; A 11. 

$ 398 f., 125011. Tritt der Gläubigerwechſel kraft Gefebesvorfchrift 

ein, fo gen biefeben Grundjäße; $ 412. 


7) Bis dahin haftet allein der bisherige Pfandgläubiger. Denn Die 
Pflichten, um die es fich handelt, fnüpfen ſich nur an die tatfächliche Behandlung 
der Pfandſache. Hatte der abtretende Pfandgläubiger das Pfand nur in Mit 
befiß und Mitverfchluß, jo genügt die — dieſer, um die Wirkung des 
8 1251 II herbeizuführen; vergl. Wolff, Iher. 3. 44, 204. 

8) 81251 111,2. Dies beruht auf ‚denjelben gejeßageberifchen Erwägun— 
gen, die für Die Haftung des Vermieters im Falle der Veräußerung des ver— 
mieteten Grundjtüds maßgebend waren; 8 571II und ®Bd.1 8169 WA 36. 

9) Die Haftung des bisherigen fandgläubigers erlifcht fofort mit der 
Beſitzübergabe, wenn die Forderung kraft Gejeßes übergeht (vergl. $$ 412, 1225, 
1249) oder auf Grund einer gejeßlichen Verpflichtung (vergl. $ 346) abgetreten 
worden tit; $ 1251113. — Im Falle der Bfändung der dur ein Fahrnis— 
pfandrecht gelicherten Forderung kann der Pfändungfchuldner die Herausgabe des 
Pfandes verweigern, bis ihm der pfändende Gläubiger Sicherheit fir die Haftung 
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2. Das Pfandrecht erlifcht als akzefforifches Necht mit der Forderung.’ 
Ein der Eigentümergrundfchuld nachgebildetes Rechtsverhältnis tritt auch dann 
nicht ein, wenn mehrere Pfandrechte an derfelben Fahrnis bejtehen und der 
Eigentümer ein vorangehendes Pfandrecht ablöft. Wird dagegen der Pfand— 
anfprucd von einem Verpfänder erfüllt, der nicht zugleich perfönlicher Schuldner 
ift, jo geht kraft Geſetzesvorſchrift die Forderung nebſt dem Pfandrecht auf ihn 
über, ſoweit er den Pfandgläubiger befriedigt hat." Seine Redtftellung wird 
analog der eines Bürgen beurteilt ;'? er erlangt aber für feinen Erjaganjprud 


leijtet, die für ihn gemäß $ 1251 II2 entjtehen könnte; alfo eine Art von Rüd- 
bürgihaft; CPO $ 838. 

10) $ 1252. Wergl. oben $ 134 U4. Das gilt nicht für die vor Jnkcaft- 
treten des BGB entitandenen Pfandrechte; RG in Gruchot 46, 905. — Eine 
anfechtbare Forderung ift ebenjotwenig wie die, deren Geltendmadung eine an: 
fprucdhgerjtörende Einrede entgegenjtebt, erlojchen; das Pfandrecht beſteht zunädit 
fort, und es erjtarft zu voller Wirkung, wenn der Schuldner auf dieſe Gegen: 
rechte verzichtet hat. — Iſt das Pfandrecht erlofchen, jo entjteht für den Pfand: 
gläubiger die Verpflichtung, es dem Verpfänder zurüdgugeben; 8 12231. 

11) & 1252, vergl. $ 1143. Meijt geht das Rfandrecht bier aber durch 
Rechtövereinigung unter; $ 1256. Darüber, daß es jich bier nicht um einen Fall 
der dinglichen Surrogation handelt: oben $16 459, 60. — über den Tall, in 
dem ein forderungentkleidetes Eigentümerpfandredt entjteht: oben 
s 134 A 19, 

, 12) Über die Tragweite, die der Verweiſung in 8 1225 auf die entjprechende 
Anwendung des $ 774 zukommt, herrfcht Streit. Durch den Eintritt in das 
Pfandrecht fol der Erſatzanſpruch, der dem freiwillig den Pfandgläubiger be- 
friedigenden Verpfänder, weil er ald Anterzedent feine Sadje für fremde Schuld 
berpfändet hat, gegen den perſönlichen Schuldner zuftebt, dinglich gefichert werden. 
Sein Erwerb der Forderung mitfamt dem Pfandrechte ift deshalb davon ab- 
bängig, daß er einen Rüdgriffanfpruch gegen den perfönlicden Schuldner bat, und 
er reicht nur fo weit, als diefer ihm zum Erfaß verpflichtet if. Der Übergang 
des Pfandrechtes darf nicht zum Nachteil des Pfandgläubigerd ausgeübt werden 
(77412); bat der Verpfänder den Gläubiger nur teiltweife befriedigt, fo fpaltet 
jih das Pfandrecht im Verhältnis zu der betwirkten Befriedigung; das Pfand- 
recht de8 Gläubiger bat für die ihm auftehende Rejtforderung den Vorrang. 
Der Rüdgriffanipruch des Verpfänders untersteht ferner den Einwendungen, die 
dem perfönlichen Schuldner der abgelöften Forderung gegenüber dem Pfandgläu— 
biger auftanden (77413). Dies alles ift im mwefentliden unbeftritten. Zweifel— 
baft aber erfcheint, ob fich die Verweifung auch auf 8 77411 (Mitbürgen baften 
einander nur nach 8426, d.h. wie Gefamtfchuldner zueinander) erſtreckt. Mit 
Biermann und Kober zu $ 1225 bin ich der Anficht, daß eine entfprechende An- 
wendung diefer Vorfchrift weder möglich ift, no im Sinne des Geſetzes Tiegt. 
Die Gegenmeinung gebt von dem Falle aus, daß außer dem Eigentümer als 
Drittverpfänder für fremde Schuld auch noch ein Vürge perfönlich für die durch 
da3 Pfand geficherte Forderung haftet; wenn dann der Drittverpfänder auf 
Grund der auf ihn übergegangenen Forderung den Bürgen in Anspruch nimmt, 
fo fol er dem Bürgen den Eintritt in die von diefem audgezahlte Forderung 
mitfamt dem Pfandrechte offenlaffen müſſen. Damit er diefer Verhaftung nad: 
fommen fönne, fei der Fortbeitand des Pfandrecdhtes an der eigenen Sache für 
den Drittverpfänder von Bedeutung. Vergl. insbefondere Strobal, DXZ 8, 373; 
Martinius ebenda 543; Koban, Negreß des VBürgen umd Pfandeigentümers 
(1904) 198; Sievers und Conrades im Recht 7, 249 und 308. Diefe Aus 
führungen find deshalb nicht überzeugend, weil fie borausfeßen, daß zwiſchen dem 
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Als dingliches Recht erlifht das Pfandrecht mit dem Untergang der 
Pfandſache. Die Erjaganfprüce, insbefondere ein Anjprud auf eine Ber: 
fiherungfumme, entftehen aus dem Pfandverhältnis nur im Falle befonderer 
Abrede und auch dann nur als obligatorifche Forderungrechte, die nicht in Die 
dinglihe Haftung eintreten.!® 

3. Bei einer ftrengen Durchführung des Grundfages der Erfennbarkeit 
müßte das Pfandrecht jchlechthin mit dem Verlufte des Pfandbefiges unter- 
gehen.‘ Das BGB geht nicht fo weit. Das Erlöſchen des Pfandrechts 
hängt von der rechtsgeſchäftlichen Zurückgabe des Pfandes feitens des Pfand: 
gläubigers an den Verpfänder oder den Eigentümer ab;'* unter der Zurüd- 
gabe ift jede willentliche Aufhebung *" des die Vorausſetzung der Pfand: 
beftellung bildenden Befigtatbeftandes zu verftehen."* Damit verbindet fich die 
zwingende NRechtöfolge, da das Pfandrecht erlifcht; und zwar fommt es dabei 
nicht noch darauf an, ob mit der Zurücdgabe fi) außerdem der Wille zur Auf: 
hebung des Pfandrechtes verbunden hat. Der objektive Tatbeftand entjcheidet 
nad dem Grundſatz, daß ein Fahrnispfandrecht ohne den es hinreichend ver: 
lautbarenden Pfandbefig nicht beftehen kann.” Wie mın der Pfandbefig das 


Drittverpfänder und dem Bürgen ein der Mitbürgichaft gleiches Nechtsverhältnis 
beftehe, da3 wiederum auf ein Gefamtfchuldverhältnis zurüdführt. Diefe Vor— 
ausfeßung liegt nicht vor; zu einem Ausgleich dem Bürgen gegenüber iſt der 
Eigentümer durchaus nicht verbunden. Er erwirbt das abgelöjte Pfandrecht aus— 
fchließlich in feinem eigenen Intereſſe; es liegt dann fein Pfandrecht eines Haupt- 
aläubigers mehr vor; und darum hat der Bürge fein Necht darauf, in dies ein 
zutreten. Die Heranziehung des 8774 in $ 1225 foll den Drittverpfänder dem 
Pfandſchuldner gegenüber in die vorteilhafte Lage eines Bürgen feßen; daß er 
deshalb dem wahren VBürgen gegenüber zu feinem Nachteil wie ein Bürge be- 
handelt werden follte, fagt das Geſetz nicht, weil dafür jede Nechtögrundlage fehlt, 
und darum kann $ 77411 m. ©. bier feine Anwendung finden, 

13) Dies im Gegenjaß zu den für die Hhpothef geltenden Grundjäßen; 
oben $ 123. 

14) Dies ftrebte die frühere KO und das EG 3. KO g8 14, 15 an. Durch 
die Neufaffung, EG 17.5.1898 Art. II Nr. 4, iſt dies befeitigt. 

15) Zergl. zum folgenden den $ 1253. Ä 

16) it das Pfand einem Dritten zu Beſitz übergeben, fo fann dies ent» 
weder zum Bivede der Aufbewahrung, Ausbeſſerung u. dergl. geſchehen fein, dann 
bleibt das Pfandrecht unberührt; oder e3 ift geſchehen zum Zwecke der Ver— 
äußerung der Sache, dann gebt da3 Pfandrecdht unter, wenn der Dritte das 
Eigentum gemäß $$ 932, 936 erworben hat; der Pfandgläubiger haftet aber 
dem Verpfänder na 8 823. 

17) AlS Verfügung fann die Rechtsaufhebung wirkſam nur bon einem uns 
beihräntt Sefhäftfahtigen vorgenommen werden; 8125311 fann nicht 
bedeuten, daß jede nadte Belibaushändigung genügt. 

18) Daher erlifcht dag Pfandrecht im Falle des & 1206 auch durch die Auf: 
gabe des Mitverfchluffes; oben 8 136 A15; Wolff, Iher. J. 44, 202. 

19) Selbitveritändlich tft ein Vorbehalt, daß das Prandrecht troß Aufgabe 
des Pfandbefites fortbeitehen follte, ohne Wirfung ($ 125312); denn jonft 
fönnte damit nach Belieben ein Pfandrecht durch Befitfonftitut begründet und ber. 
Grundſatz der Erfennbarfeit umgangen werden (oben 8 136 417). 
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Recht an der Sache zugunften des Pfandgläubigers verlautbart, jo begründet 
umgefehrt die äußere Tatjache, daß der bisherige Pfandgläubiger die Pfand— 
ſache nicht mehr in unmittelbarem oder mittelbarem Pfandbefig hält, die Ber: 
mutung für die willentlihe Aufhebung des Befiges und damit für das Erlöfchen 
des Pfandrechtes. Will der Pfandgläubiger fein Recht gegen den befigenden 
Verpfänder oder Eigentümer verfolgen, jo muß er beweifen, daß und auf 
welche Weiſe ihm die Sache ohne feinen Willen abhanden gekommen jei.:' 

a) Einfeitiger Verzicht hebt das Pfandrecht auf ohne gleichzeitige Beltz: 
aufgabe.” Die Rechte Dritter an dem Pfandrecht dürfen aber hierdurch nicht 
ohne ihre Zuftimmung aufgehoben werden.” Steht der Ausübung des 
Pfandrechts eine zerftörende Einrede ?* entgegen, jo kann der Verpfänder wie 
der Eigentümer die Rücdgabe des Pfandes verlangen,’ worauf das Pfand: 
recht erliſcht. 5 

b) Der dinglihe Anfprud aus dem Pfandrecht verjährt mit Ablauf vo 
dreißig Jahren.?® 


$ 142. Schiffpfandredt. 


1. An Schiffen war wie an anderen beivegliden Sachen nach gemeinem 
Rechte die formloſe Beſtellung einer Hypothek zuläffig.‘ Seit der Durchführung 





20) Oder wie 81253 II die Rechtslage von der anderen Seite darftellt: 
der objeltive Befigftand wirkt jtet3 zugunften des gegenwärtigen Be- 
fißerd. Befindet fich das Pfand im Beſitz des Verpfänders oder Eigentümer? 
oder eines Dritten, der von ihnen das Pfand nach der Entftehung des Piand- 
recht erlangt bat: jo greift die gefeßliche Vermutung ein, daß da3 Pfand dem 
FE vom Pfandgläubiger zurüdgegeben worden und daber er: 

en fei. 

21) Alfo 3.2. dat der Verpfänder fich heimlich der von ihm verpfändeten 
Uhr wieder bemädhtigt hat; oder daß die Zurüdgabe nur vorübergehend zur Leibe 
oder zur Ausbeſſerung der Sache erfolgt ift. Die Aufhebung des Vefites kann 
als Verfügung auch wegen Irrtums, argliftiger Täuſchung oder widerrechtlicher 
Drohung angefodten und damit ihrer rechtögefchäftliden Wirkung beraubt 
werden. In allen diefen Fällen mag der Pfandaläubiger ungefäumt Sorge 
tragen, daß er fich durch Erhebung des Beſitzanſpruchs aus 8 861 den Pfandbefik 
mwiederbverjchaffe; denn wenn er auch dem Verpfänder und Eigentümer gegenüber 
das Pfandrecht nicht verloren bat, jo ift doch deffen Wirfung Dritten gegenüber 
fo gemindert, daß e3 einem inzwiſchen für einen anderen Gläubiger beftellten 
oder durch Pfändung erlangten Pfandrechte nachſtehen muß. 

22) 812551 betont: „durch Rechtögefchäft.“ Indeſſen auch & 12531 er- 
fordert ein Rechtsgeſchäft. Gemeint ift mithin bier: zum Verzicht genügt die 
nadte rechtsgeſchäftliche Erflärung. 

23) 8 1255 II nach allgemeinem Rorbilde (88 876, 1178 II). 

24) ®b.1 $ 88 A 33, 44. Es handelt fich bier um die Einreden gegen da3 
dingliche Necdt, nicht um die gegen die Forderung (81211). 

25) 8 1254. 

26) & 198. 

1) Stobbe-Lehmann?2 8164 A 12 (Urkunden über Hyhpotheken an 
Schiffen) ; Goldfchmidt, HR1 E85 A9f.; Schröder in W. Endemann, Hand- 
buch des HR4 Nbt.1, 299; Schaps, Deutfches Seereht (1897) 16; Lewis 
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des Faujtpfandprinzips im deutſchen und in den modernen Nechten fiel dieſe 
Möglichkeit fort: follte ein wirkſames Pfandrecht entjtehen, jo mußte da3 Schiff 
in den Befig des Pfandgläubigerd übertragen werden. Den praktiſchen Be- 
dürfniffen konnte das nicht entſprechen. Gelten wird der Gläubiger geneigt 
und befähigt fein, die Führung des ihm verpfändeten Schiffes zu übernehmen. 
Das preußifche Recht ging daher dazu über, die von ihm ſonſt durchgeführte 
ſcharfe Trennung der Pfandrechtſyſteme im Anſchluß an ältere deutfchrechtliche 
Sabungen für das Schiffpfand umgugeitalten. Das gefchah zuerſt in der un: 
beholfenen Art der Fiktion eines durch ſymboliſche Befitübertragung entitandenen 
Fauftpfandes ;’ dann aber durch Anlehnung des Schiffpfandrechts an da3 moderne 
Grundbuchſhſtem,“ wobei der Gedanke der Immobiliariſierung der Schiffe zu 
gewiffer Anerfennung gelangte.* 

2. Das BGB fchlieht fich diefer Entwickelung an. 

a) E3 fcheidet von den übrigen Schiffen als privilegierte aus: die im 
Schiffregiftereingetragenen Schiffe. Für ihre Rechtbeziehun: 
gen gibt das Regiſter des Heimathafens die gejicherte Grundlage nad) Art eines 
Hypothekenbuchs.“ Durch Eintragung in diefes wird die Möglichkeit geboten, 
nad dem Vorbilde des Grundpfandes für die Verpfändung eined eingetragenen 
Schiffes eine befondere Art der Schiffhhpothek zu ſchaffen. Es fchien zugleich 
im Interefie der NRechtjicherheit zu liegen, fie zur einzigen Form der Pfand: 
beitellung zu machen. 

b) Eintragungfäbig find: 1. die deutſchen Kauffahrteiſchiffe, das 
find die zum Erwerb durch Seefahrt beitimmten Schiffe ' fowie: 2. die größeren zur 
Boyens, Deutjches Seereht (1901) 2, 32; Mittelftein, Binnenjchiffahrtrecht 
2. Aufl. 1,491; 9. Luerßen, Schiffgläubigerrecht, Berlin 1903; Knitſchky in 
Gruchot 45, 782. 

2) Preuß. ALHR I. 20. 300-328. Die Urkunden, auf die fich das Eigen- 
tum am Schiffe gründete, wurden vom Gericht oder Notar mit dem Vermerk 
über die Verpfändung verfehen. Der Pfandgläubiger erhielt eine beglaubigte 
Abjchrift diefer Urkunden; ihre Aushändigung jeßte die Verpfändung in Wirkung. 

3)Preuß. EG zum HGB 24.6.1861 Art. 59. Dies galt urjprünglic 
nur für das Gebiet des ALR, wurde dann aber auf andere preußifche Provinzen 
ausgedehnt und von Oldenburg und Medlenburg » Schwerin übernommen. 
Schröder 300 

4) Dies fommt auch zum Ausdrud in der befonderen Art der Verpfändung 
von Seeſchiff, Fracht und Ladung, die im HGB S8 679 f. ald Bodmerei ges 
regelt wird. Diefe bleibt neben dem Schiffpfand des BGB in Geltung. 

5) BGB 81259. Das NReichögef. betr. Flaggenr. der deutſchen Kauf: 
fahrteifchiffe 22.6.1899 und 29.5.1901. Nah 8 411 diefes Gejekes werden 
die Sciffregiiter von den Amt3gerichten geführt; durch Anordnung der Landes— 

juftigvertwaltung fann die Führung des Regifters einem Amt3gericht für mehrere 
Aıntagerichtbezirte übertragen werden. Dazu preuß. Juſt. Min. Verf. 11.12. 
1899 a medl.:fhw. Bekanntmachung des Juſt. Min, 18.11. 1899; oldenb. 
Verf. 7.12.1899; hamb. Antv. 28.12.1899: Tübed. Antv. 16.11.1902. — 
Da bie Führung des Schiffregiſters durch diefes Geſetz und durch das Binnen- 
Ichiffahrtgefeß 8 120 (A 8) durch NReichsgefeh den Gerichten übertragen ift, findet 
auf das gejamte Verfahren das ZOG (gemäß $1) Anwendung. 

6) Nicht im vollen Make nah Art eines Grundbuchs. Darüber unten 
unter Nr. 3. 

7) Hierüber enthält das in WA5 angeführte Reichsgeſ. betr. Flaggenrecht 
der Kauffahrteiichiffe die näheren Beitimmungen. Dazu Schußgebietgej. in der 
Faflung vom 10.9.1900 810 (durch Faiferl. VO können Eingeborene ber 
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Binnenfchiffahrt bejtimmten Schiffe." Entjcheidend für die Anwendung der 
Normen des BGB über das Schiffpfand ift aber Iediglih die Tatfache, dab die 
Eintragung. vollgogen worden if. Dad Verfahren, wie die Eintragung der 
Schiffpfandredte vorzunehmen iſt, wird durch das Neichögejeß, betr. die An: 
gelegenheiten der freitwilligen Gerichtäbarfeit unter engem Anſchluß an die in 
der Reichögrundbuchordnung gegebenen Formborſchriften geordnet.” 

c) An allen anderen Schiffen, die nicht eintragungfähig oder tatſächlich 
nicht eingetragen worden find, fann nur ein Pfandrecht nach den gemöhnlichen, 
für die beweglichen Sachen geltenden Normen begründet werden.” 

3. Für das Shiffpfand follen” allgemein, fomweit jich nicht aus dem 
Mangel des Pfandbefiges Abweichungen ergeben, die für das Fahrnispfandredt 
gegebenen Normen gelten. Durch die Sondervorfchriften des BGB mird es aber 
in ftärfiter Weife der Hypothek gemäbert. 

a) Das Schiffpfandrecht wird bejtellt durch den dinglichen Vertrag zeichen 
dem Sciffeigentümer und Gläubiger in Verbindung mit der Eintragung in das 
Sciffregiiter.” Die Eintragung muß den Geldbetrag der Forderung und den 
vereinbarten Zinsfaß angeben.“ Der Rang richtet fich nach der Reihenfolge der 
Eintragungen.” 

b) Das Sciffregifter hat nicht die rechtliche Bedeutung eines Grundbuches. 
Snöbefondere jteht die Eintragung des Eigentümers nicht unter dem Schutze 
des öffentlichen Glaubens." Die rechtlihe Wirkung des Pfanderwerbs bängt 


Schußgebiete in Beziehung auf das Necht zur Führung der NReichsflagge den 
Reichsangehörigen gleichgejtellt werden), nebit faiferl. WO 1.3.1900 und 5.7. 
1908. Geeunfallverjicherunggef. 30.6.1900 (5.7.1900) 8858 f. 

8) Neichögef. 15.6.1895 88 120 f.,das aber durdy das EG zum HGB 
bom 10. 5. 1897 Art. 12 vielfach abgeändert und in neuer Faflung vom 20. 5. 1898 
befannt gemacht worden ift. Regifterpflichtig find Binnenſchiffe als Dampfichifte, 
wenn fie mehr als 15000 kg, andere Schiffe, wenn fie mehr al3 20 000 kg 
Tragfraft haben. 

9) Nur diefes; A5. Für die Einrichtung der Negifter bleiben die bis— 
herigen Geſetze in Kraft. 

10) FGGu $$ 100—124 (A 5). Es wird gefordert der Antrag ($ 100) 
und die Bewilligung des eingetragenen Eigentümers oder der jonftigen in ihrem 
Rechte betroffenen Perfonen (88 101, 111); Datierung und Eintragung nad 
Der ‚Reihenfolge der Antragitellung (88 113, 114, 120). 

11) Einen Vorbehalt für die Yandesgefete enthält das EG zum HGB 
Art. 20: foweit fie an den im Bau befindlichen Schiffen die PBfandrechtbeitellung 
ohne ilbergabe durch Eintragung in ein bejonderes Regiſter zulafjfen. So: 
bremifches AG 3. BOB 8 30. 

12) BGB 8 1266. Von den für das Fahrnispfandrecht gegebenen Vor: 
Ichriften find auf das Sciffpfandrecht anwendbar: 88 1209, 1211, 1222, 1224, 
1225, 1227, 1249, 1250, 1252, 1255, 1256 und 1257 megen 647. Alle anderen 
Torfchriften des Fahrnispfandrechtes find entweder durch befondere Normen in 
1260 f. erfebßt oder unanmwendbar, tveil fie den Pfandbeſitz vorausjegen. ferner 
gilt $ 1204 derart grundfäßlich, dat feine Anführung in $ 1266 überflüffig war. 

13) 812601. Auch eine Vormerkfung fann nah ZPO $$ 895, 942; F66 

8103, 119, 122, 123; KO 88 14, 24 eingetragen werden. Biermann $ 1260 
Y2. Über den Anfpruch auf Berichtigung des Schiffregifterd und die Ein 
tragung eines Widerfpruchs: BGB 81263 und oben 864 A33. 

14) $ 1260 II; vergl. $ 11151, wie bei der Hypothek. 

15) 8 1261; die für die Hhpotbefen geltenden Normen wi. 879-881, 
1151 werden bierber übertragen. Vergl. ferner FGG 8 114; HGB $ 776. 

16) Dentichrift zum BGB ©. 160. 
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dabon ab, dat der Beiteller des Pfandes der wirkliche Eigentümer ift. Denn die 
Veräußerung des Sciffes iſt nicht bon einer Auflaffung und Buceintragung 
abhängig; das Eigentum auch an dem eingetragenen Schiffe wird nad den 
Grundfäben de3 Fahrnisrechtes übertragen und erworben. Dad Schiff kann 
daher durch formlojen Vertrag und Übergabe an jedem Orte, und in3befondere 
auch während es fich in fremden Häfen befindet, übereignet werben.” Die Über» 
tragung des Eigentumes wird für Seeſchiffe noch befonders erleichtert: jtatt der 
Befisübergabe genügt die Vereinbarung zwiſchen dem Veräußerer und Erwerber, 
dab das Eigentum fofort auf diefen übergehen ſoll.“ 

ec) Die Bedeutung der Eintragungen in das Schiffregifter beſchränkt jich 
auf die Verlautbarung eine® vom mirfliden Eigentiimer wirkſam  beftellten 
Pfandrechts; das Negifter übernimmt die Funktion eines Hypothekenbuchs des 
früheren Rechts.“ Damit bejtätigt es die abfolute Wirkung des eingetragenen 
Schiffpfandrechtes gegen jeden Erwerber; auch der redliche Erwerber des Schiffes, 
der bon dem eingetragenen Pfandrechte feine Kenntnis hatte, muß dieſe Be— 
laftung tragen.” Umgekehrt erlifcht das zwar rechtwirkſam bejtehende, aber zu 
Unrecht im Sciffregiiter gelöfchte Pfandrecht, menn dem Erwerber de3 Schiffes 
nicht befannt und auch nicht infolge grober Fahrläffigfeit unbefannt geblieben 
tvar, daß die Löfchung des Pfandrechtes zu Unrecht erfolgt ift.” 

4. Das Schiffpfandrecht iit durchaus afzefforifcher Natur. ES ſetzt wie eine 
Siche runghypothek * eine gültige Forderung voraus und endigt mit diefer. Die 


17) Die Eintragung des Schiffeigentümers dient dem öffentlid- 
rechtlhichen Zweck, die Nationalität des Eigentümers und Schiffes und damit 
das Recht zur Führung der Reichsflagge feitzuitellen. Das Regifter ift weder 
zur Begründung des öffentlichen Glaubens bezüglich der privatrechtlichen Be— 
ziehungen bejtimmt, noch bietet es dafür die erforderliden Garantien. Der 
Reeder muß vor allem in der Lage jein, das Schiff auch in fremden Häfen durch 
Veräußerung unter ausländische Flagge bringen zu fönnen. 

18) So HGB Bee dasjelbe gilt, wenn eine Schiffpart, d.h. der Anteil 
an einem Schiffe, übertragen werden fol. Das Gefeß läßt mithin das Er— 
forderniS der förperlichen Bejitübergabe völlig fallen und erfennt dem nadten 
Konſens die Wirkung der Bejitverfchaffung zu. Nach $ 475 fann jeder Teil die 
Erteilung einer öffentlich beglaubigten Urfunde über die Veräußerung verlangen; 
das ift aber bloß eine Beweisurkunde. Diefe Vorfchriften gelten auch für die 
Veräußerung von foldhen Seeſchiffen, die nicht zur Seeſchiffahrt bejtimmt find; 
EG 3. HGB Nr. 6. 

19) Oben 848 zu A 16. 

20) Infolge ihrer Doppelnatur wird die Behandlung der „Schiffhypothek“ 
weder ganz den grundbuchrechtlihen Normen, noch ganz dem Fahrnisrechte 
unterjtellt. Für das eingetragene Pfandrecht wirft die Verlautbarung im Re— 
gifter gegen jeden Erwerber des Schiffes; 8 1262 I in Abweichung von 936, 1208. 

21) 8 1262 11 1, das gilt über $ 936 hinaus auch dann, wenn feine förpers 
liche Üibergabe des Schiffes erfolgt iſt (A 18). In gleicher Weile wird der Er- 
mwerber eines Schiffpfandrechtes geſichert; wenn er auf die Rechtmäßigkeit der 
Löſchung eines vorstehenden Pfandrechtes vertraut hatte, erwirbt er jein Pfand: 
recht mit dem aus dem Negifterinhalte fich ergebenden Rang; $ 1262112. Das 
alles ergibt fih au3 der Erwägung: mit der Löjhungendigtdie Er— 
fennbarfeitundibre Wirkung. Außerdem muß dem Prandgläubiger 
in bezug auf fein Pfandrecht der Anspruch auf Berichtigung des Schiffregtiters 
(8 1263 I) und auf Eintragung eines Widerſpruchs ($ 1263 IT) zugebilligt 
werden (oben A 13). | 

22) Oben 8129. Tiefer Vergleich wird fich für das innere Verhältnis 
völlig durchführen laſſen. 
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dingliche Haftung des Sciffes befchränft fi auf den im Negijter eingetragenen 
Betrag der Forderung und auf die Zinfen.” Wie bei den Hypothelen fann die 
Haftung auf einen bejtimmten Höchitbetrag * begrenzt werden. Außerdem ift 
e3 zuläflig, dat das Schiffpfand für die Forderung aus einer Schuldverfchreibung 
auf den Inhaber, einem Wechjel oder anderen indoſſabelen Papier beitellt wird; 
dann fteht das Pfandrecht den jeweiligen Gläubigern zu, für die auch bier ein 
Treuhänder beſtellt werden kann. Damit ift der Weg eröffnet, wie eine Reederei- 
gejelichaft auf ihre Schiffe hypothekariſch geficherte oder Prioritätanleiben auf: 
aunehmen vermag.” 

Unbefannte Gläubiger dürfen im Wege des Aufgebotverfahrens ausgejchlofien 
werden.” 

5. Das Scdiffpfand haftet an dem Schiff nebit deſſen Zubehör,” ſoweit es 
in das Eigentum de3 Sciffeigentümers gelangt iſt. Auch Sciffparten,” d.b. 
die Anteile der Mitreeder an einem zum Erwerbe durd die Seefahrt be— 
ftimmten Schiffe, fünnen den felbjtändigen Gegenſtand eines Sciffpfandredhtes 
bilden. Da es fich hierbei aber nur um ein gemwöhnliches Miteigentum nad 
Bruchteilen handelt, gehen die am ganzen Schiffe begründeten Pfandrechte dem 
an einer einzelnen Scifföpart beitellten vor.” 

6. Die Bwangpollfitredung” in das bverpfändete Schiff erfolgt 
auf Grund eines vollitredbaren Titel3 durch Zwangverſteigerung. Eine Zwang 
verwaltung fann nicht eingeleitet werden.” 

Nach) Befriedigung des Pfandgläubigers hat der Verpfänder das Recht, 
das Schiffpfand zur Löfchung zu bringen. Die hierzu erforderliden Urkunden 
muß ihm der abgefundene Pfandgläubiger herausgeben.” 


2. Pfandrecht an Rechten. 
$ 143. Allgemeine Grundlagen. 


1. Im Verfehrleben macht ſich das Bedürfnis geltend, auch die nichtlörper- 
— ———— den Zwecken pfandrechtlicher Sicherheitbeſtellungen 


23) 8 1264 gibt die genaueren Vorſchriften. Eine Erweiterung der Haftung 
gemäß $ 1210 iſt bier nicht zuläſſig: das Schiff haftet nur für den einge- 
tragenen, nicht für den jeweiligen Betrag der Forderung. 

24) 8 1271, analog $ 1190; oben $ 131. 

a $ 1270, dazu $$ 1187—-1189 und oben. 130. 

) $ 1269; vs 1170, 1171; oben Nr.1. 

27, 81265. Mu hierfür gelten Die Se des Hhpothefenredhtes, 
AN ar 1122; oben $ 122 Wr. 3. 

) g1aa. Lewis in W. Endemann, Handbuh des HR 4 Abt. 1,53; 
HGB ss 474 f., 491f. (oben A 18). 
) Brot. 3,506; Biermann 81272 41. 

30% 1268; dazu ZUG F8 162-171; ECBO 5864; HB $ 7611; 
OLG 9, 29 (Verivertung des Werfmeifterpfandrecits).. Die Bivangdo ſtredung 
in eine Schiffpart geſchieht dagegen durchweg nach den Normen über die Zwang— 
vollitredung in das bewegliche Vermögen; ERO 8858. Der Arrejt wird in 
ein Schiff gemäß CPO g 931 wie in eine Fahrnis durh Sahpfandung (CPo 

808 f.) vollgogen; auf Antrag des Gläubiger3 wird das Arreftpfandrecht in da? 
chiffregiiter eingetragen. 

31) CPO g870 I. Ausnahme 38BG 8169 LI. 

32) BGB 81267; FG6 8 107. 
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dienjtbar zu machen. Das BGB fommt dem entgegen, indem es anerfennt, dat 
die fubjeltiven Nechte Gegenftände des Pfandrechts fein können.“ 

Die Grundſätze über die Verhaftung des verpfändeten Gegenjtandes und 
feine Verwertung zur Befriedigung der zu fichernden Forderung gelangen ſoweit 
zur Anwendung, al3 an dem verpfändeten Rechte eine dingliche Gebundenheit 
erreicht oder nachgeahmt werden fann. Die volle pfandrechtliche Sicherung ift dann 
Hergeitellt, wenn der Schuldner des gepfändeten Rechtes die von ihm gejchuldete 
Sadjleiftung bewirkt: die geleifteten Sachen gehen damit in da3 Eigentum de3 
Gläubiger über und der Pfandgläubiger erlangt an ihnen ein unmittelbares 
Pfandrecht.“ Solange dagegen der verpfändete dingliche oder obligatoriiche An— 
jpruch noch nicht befriedigt und bloß die rechtliche Möglichkeit zum Erlangen einer 
Zeijtung begründet ift, fann ein dem dinglichen abäquater Recdhtserfolg nur erreicht 
werden, indem der Pfandgläubiger in eine Rechtitellung einrüdt, von der aus 
er dem Schuldner oder den fonftigen Beteiligten gegenüber” alö der zur Aus— 
übung des Anjpruchs Legitimierte erfcheint. Ihm mag dies Necht allen oder in 
Gemeinjhaft mit dem Verpfänder zuitehen: immer beruht das entjcheidende 
Merkmal, da3 allein die Pfandbeitellung an einem Rechte von der bloß obli— 
gatorifchen Gejtattung zu feiner Ausübung abhebt, in der Aufhebung der 
alleinigen Rechtsmacht des Anfpruchberechtigten und in der Übertragung 
der Verfügungmadt auf den Pfandgläubiger. 

Was diefe Rechtöveräußerung fennzeichnet und fie zu einer pfandrechtlichen 
jtempelt, ift die rechtliche Begrenzung der Abtretung. Sie gejchieht nicht zu 
vollem Rechte, jondern fie iſt fiduziarifh Dur die Pfandzwecke 
gebunden. Eine derartige „Sicherungabtretung“ gibt dem in ſich unklaren 
Begriffe eines Sachenrechtes an Rechten erſt die richtige Grundlage. Durch ihre 
ausdrüdliche Vornahme können fich die Beteiligten der Anivendung der verividelten 
und zum Teil in ihrer Wuslegung ftreitigen Vorjchriften, die das BGB über das 
Pfandrecht an Rechten aufftellt, entziehen. Die fiduziarifche Rechtübertragung ſchafft 
Hare und einfache Rechtsbeziehungen; jie wird mit gutem Grunde im Verfehre 
bevorzugt. Ihre rechtliche Wirkſamkeit unterſteht feinen Bedenken.‘ 


1) 812731. über die juriftifche Auffafiung des Begriffs der Sachenrechte 
an Rechten oben $ 8; über den Nießbrauch an Rechten 8 105. über da3 Pfand» 
recht an Rechten im Speziellen: Dernburg, röm. Pfandr. 1,97; E. Demelius, 
Pfandrecht an bewegl. Sachen nad) öjterr. bürgerl. Recht unter VBerüdfichtigung 
Des BGB 1. Abt. 1897 ©. 15. 

2) 8 1287, 

3) Dafür gibt die Sondervorfchrift des $ 1280 einen wichtigen Beleg. 

4) Die Gründe, die oben $ 136 Nr. 3 für die Zuläffigfeit der fidugiariſchen 
Eigentumübertragung als Erſatz für das Fahrnispfandrecht an Sachen angeführt 
worden find, haben auch für die fidugiarifche Rechtabtretung (fog. Selurität- 
3ejjion) volle Geltung. Es handelt fich bier insbeſondere nicht um eine 
Umgehung der Normen des BGB, fondern um die Zurüdführung der zer- 
fplitterten Gingelvorfchriften auf ihren einheitlichen Grundgedanken, der aller» 
dings im Gefeße, das die Bedeutung der fiduziarifchen Rechtsgeſchäfte nicht ge- 
nügend würdigt, zu voller Anerkennung und Durchführung nicht gelangt tft. 
Hier mag fich die fchöpferifche Kraft des Gewohnheitrechtes bemähren, 
indem im Verkehre die Sachenrechte an Nechten erjeßt werden durch fiduziarifche 
Rechtabtretungen, und hierfür fich objektive Nechtänormen auf Grund allgemein- 
‚gültiger Rechtsanſchauungen in der praftifchen Übung des Rechtslebens entiwideln. 
Vergl. 8d.1 89. 
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2. Die vom BGB angeordnete? entjprecdhende Anwendung der für das 
Pfandrecht an Sachen gegebenen Normen iſt nur in dem Umfange möglich, al 
der Mangel eine3 unmittelbar verhafteten Objelt3 der dinglichen Herrſchaft 
nicht Abweichungen erfordert. Die michtigfte Folgerung nach diefer Richtung 
beftebt in dem Ausſchluß der jelbftändigen Wirkung des gutgläubigen Erwerbes. 
Da feine Befibherrichaft an dem Pfandgegenftand das Recht de3 Verpfänders 
verlautbart, jo ermangelt das Vertrauen de3 Pfandgläubigers der realen Grund: 
lage; er erlangt das Recht Tediglich fo, wie e8 beim Verpfänder vorhanden ift, 
alfo mit den bereit3 begründeten Pfandrechten oder Nießbrauchrechten.“ 

Eine befondere Ausnahme wird für das Recht auf den Fruchtbezug ge 
madt. Der Verpfänder wird hier regelmäßig, 3.2. als Pächter, allein in ber 
Lage fein, die Fruchtziehung ordnungmäßig vorzunehmen. Daber findet die 
Vermutung feine Stätte, dat dem Pfandgläubiger die Früchte des Rechts zus 
fommen follen,’ dies um fo weniger als er im vorliegenden Falle gar nicht in 
den Befit des Pfandes felbit gelangt, auf den fi das Necht zur Nutzung der 
Sache ſonſt ſtützt. 

3. Das Pfandrecht an Rechten wird in den Formen beſtellt, die für die 

Übertragung des verpfändeten Rechts maßgebend find.* 
a) Für ein Forderungredht genügt formloje Abtretung, die pfandreditliche 
Wirkung tritt aber erit mit der Anzeige an den Schuldner ein.” Gebört zur 
Necdhtsübertragung die Übergabe einer Sache, 3.2. einer Schuldurfumde, eines 
Mufters oder Modells, fo muß an diefer außerdem der vollwirkſame Pfandbeſitz 
eingeräumt werden.” Zur Berpfändung einer Buchhypothek, eine3 Erbpadt- 
rechtes oder eines dinglichen Nubungrechtes an einem Grundftüd bedarf es ber 
Eintragung in das Grundbudh." Bei der Briefhypothek und Briefgrundſchuld 
genügt indeflen die Erteilung der fhriftlihen Erflärung über die Pfandbeftellung 
und die Übergabe des Briefes.“ 

b) Materiellrechtliche Vorausſetzung der Verpfändung eines Rechtes tit feine 
tbertr ag barfeit” Die Verpfändung bat die Wirfung, dak dem Pfand— 





5) g 1273 111. 

6) 81273112 fchließt daher die Anwendung von $ 1208 aus. Selbſt— 
veritändlich gilt auch nicht & 1207, weil von Befiterwerb feine Nede tit. 

7) Die Anivendung des $ 1213 II wird in $ 1273 112 ausgefchlofien. 

8) 8 1274 11. 

9) 81280. Unten $ 144 WS. 

10) 8127412. Dazu 88 1205, 1206; oben & 136. Vorbehalte, wonach 
da3 Landesgeſetz für Prandbriefe eine befondere Verpfändungart borfchreiben 
durfte, die biöher in dem EG 3. KO dom 10.2.1877 $ 17 Nr. 1 (jett 8 14) umd 
10.5.1898 Art. II enthalten twaren, find durch das Neichs-Onpotbefenbantaef. 
13.9.1899 8 43 aufgehoben. 

11) ES 115410. Shen 8119. 

12) Oben 8118. Diefe Vorfchriften entfcheiden auch über den Nang des 
erworbenen Rfandrecht3, während ſonſt bier der Alterborzug eingreift; oben 96. 

13) 812741. Daher fann 3.8. das Nießbrauchrecht nicht verpfändet 
werden, wohl aber, wenn die Ausübung des Nießbrauchs an einen Dritten ver: 
pachtet iſt, das dieſem zuſtehende Pachtrecht. Hierfür gilt beſonders $ 127312: 
der Ausſchluß der Anwendung des $ 1213 II; oben au A7. — Von der „Under 
pfändbarkeit“ iſt Die fich auf die Zwanoboliſtreaung beziehenden, ‚Unpfändbarteit 
eines Rechtes (unten $ 146) zu unterfcheiden. — Der © Schuldner lann aud die 
— Forderung, die er aegen den Gläubiger hat, diefem zum Bfande beftellen 
(unten $ 144 24). 
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gläubiger der Anfpruch auf Leiſtung aus dem verpfändeten Rechte gegenüber 
dem zur Leiſtung Verpflichteten in derjelben Weife zuiteht, wie einem Erwerber 
diefe3 Rechtes. Im Verhältnis diefer beiden Perſonen untereinander gilt die 
Verpfändung als Abtretung des Leiſtunganſpruchs; die fiduziarifche Gebundenheit 
deö Pfandgläubiger3 wirkt bloß obligatorifh auf fein Verhältnis zu dem Ver— 
pfänder ein.” Befriedigung aus dem Rechte darf der Pfandgläubiger der Regel 
nad nur auf Grund eines vollitredbaren Titels im Wege der Ziwangvollitredung 
ſuchen;“ daraufhin wird ihm das berpfändete Recht auf feinen Antrag bom 
Vollftredunggericht " entweder zur Einziehung oder an Zahlungſtatt zum Nenns 
wert überwieſen.“ Diefe Regel wird aber gerade für die wichtigiten Anwendung: 
fälle des Pfandrechtes an Rechten durchbrochen; fie gilt im mejentlichen nur, 
wenn dingliche Rechte verpfändet worden find. Wenn dagegen das Pfandrecht 
an einem Forderungrecdhte * oder an einem Inhaber: oder Orderpapier * beitellt 
ift, bedarf der Pfandaläubiger feines vollitredbaren Titels, vielmehr ift er Fraft 
Geſetzes wie der Forderunggläubiger felbjt zur unmittelbaren Einziehung ber 
Forderung berechtigt, und nur an ihn oder an beide gemeinſchaftlich kann der 
Schuldner mit befreiender Wirkung die Leiftung bemirfen. 

c) Das verpfändete Necht darf nur mit Zuftimmung des Pfandgläubigers 
aufgehoben oder abgeändert werden.” Hängt die dinglihe Wirkung der Pfand 
beitellung von dem Beſitze einer Sache oder Urkunde, 3.8. eines Hypotheken— 
briefes oder Orderpapiere3 ab, jo erlifcht das Pfandrecht, wenn der Pfand- 
aläubiger die Sache oder Urkunde dem Verpfänder oder Eigentiimer zurüdgibt.”* 


$ 14. Pfandrecht an Forderungen.! 


1. Das Pfandrecht an einer Forderung bedarf der befonderen Verlaut- 
barung. Der formlofe Abtretungvertrag, der ſonſt genügt, um das abgetretene 
Recht unmittelbar auf den Erwerber zu übertragen und ihm unter Ausfchei- 


14) 8 1275; dazu 8 1070. Die 88 404—410 finden dementjprechend volle 
Anwendung auf das Nechtsverbältnis zwiſchen dem Pfandgläubiger und dem 
Schuldner des gepfändeten Rechtes. 

15) Darauf weiſt hier die Bezugnahme in $ 1275 auf $ 12171 Hin. 

16) 81277 in übereinftimmung mit 88 1147 (Hypothel; oben $ 126), 
1268. Ausnahme aber nach 8 1282, unten ua 4122. 

17) Dies ift nah CPO $823 II das Amtögericht, in deijen Bezirk der 
Schuldner feinen Wohnſitz bat. 

18) ERO 8835. Handelt es ſich um einen Anſpruch auf Herausgabe 
einer beweglichen Sache, fo hat der Pfand», d.h. Vollitredunggläubiger einen 
Gerichtvollzgieher zu beauftragen, an den die Sache herauszugeben iſt; & 847. 

andelt e3 ſich um unbewegliche Sadıen, fo find fie an einen gerichtlich beftellten 
equefter herauszugeben; $ 848. 

19) 88 1282, 1288 II. 

20) 8 1294. Ebenfo wenn das verpfändete Orderpapier einen Börfen- oder 
Marktpreis bat; 8 1295. 

21) 8 1276; entjprechend 8 1071. 

22) 81278; dazu 81253, oben & 141 Nr. 3. 

1) Die Terminologie de3 BGB unterfcheidet ſich für das vorliegende 
Rechtsverhältnis mwefentlich von der der Prozeßgeſetze. Im BGB wird der Aus— 
gang bon dem zu bverpfändenden Forderungrecdhte genommen; „Gläubiger“ und 
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dung des bisherigen Gläubigers die Verfügungmacht über das Forderumgredt 
einzuräumen, bewirkt die Pfandbejtellung noch nicht; vielmehr muß die An- 
zeige des Gläubigers von der Verpfändung an den Schuldner hinzutreten. 
Diefe Anzeige Schafft dem Schuldner gegenüber und damit nad außen gegen 
jedermann den Verpfändungtatbeftand: fie enthält die jelbftändig und dinglid 
wirkende Verfügung des Gläubigers, durch die er ſich des Forderungrechtes 
entäußert und die Legitimation des Pfandgläubigers als des nunmehrigen 
Forderungberechtigten jchafft. Fallen wir die Forderungverpfändung als 
fiduziarifhe Nechtsabtretung auf,“ jo reicht hier der nur zwijchen dem Ab: 
tretenden und dem Erwerber vereinbarte Übertragungvertrag nicht aus; viel- 
mehr ift, da jede Pfandbeftellung dem Erforderniffe der Kundbarkeit entſprechen 
muß, ein Rechtzuftand zu ſchaffen, bei dem der Pfandgläubiger nicht bloß als 
Forderungberechtigter dem Gläubiger gegenüber erjcheint, fondern jeine Legi— 
timation zur Ausübung des Forderungredhtes unter Ausjcheidung des bis- 
herigen Gläubigers dem Schuldner gegenüber endgültig feftgeftellt wird. Dazu 
dient Die Anzeige. 

a) Die Anzeige vollendet erft die Beitellung des Pfandrechtes. Bis 
dahin kann der Schuldner mit befreiender Wirkung an den Gläubiger leijten 
und jedes andere die Forderung betreffende Nechtsgejchäft mit dieſem vor: 
nehmen.* Diejes Recht wird ihm felbft durch die Kenntnis von dem Abjchlufie 
des Verpfandungvertrages nicht entzogen.“ Bis zur Anzeige liegt ein lediglich 





„Schuldner“ bezeichnen die an ihm beteiligten Perſonen; derjenige, dem das 
Forderungrecht verpfändet wird, heißt „Pfandgläubiger“. Umgekehrt gehen die 
CPO und das ZVG von dem aus, der durch die Zwangbvollſtreaung Befriedigung 
begehrt; dieſer heißt der „Gläubiger“. Der Gläubiger des Forderungrechtes, 
in das die Vollſtreckung bewirkt wird, beißt „Schuldner“, d.h. Vollitredung- 
ſchuldner; und der Schuldner des gepfändeten Forderungrechtes wird als „Dritt- 
ſchuldner“ bezeichnet (vergl. oben 88 126, 127). Am vorliegenden PBaragrapben 
wird der Sprachgebrauch des BGB efolat. — Windicheid 1 8239 A 7; dort die 
umfaſſende gemeinrechtliche Literatur. O. Schumann, Konſtruktion und Streits 
fragen des pigenus nominis, Diff. Erl. 1899; W. Kuhlmann, Verb. des Pfandgl. 
zum Gläubiger bei Verpfändung einer Geldforderung, Diff. Roft. 1902; W. Kol: 
in, pienus nominis und Pfandr. an Ford., Difi. Roſt. 1902. 

2) 81250. über den Erfaß der Anzeige: 10. — der Faſſung 
der $$ 1280—1283 iſt zu beachten, daß „nur“ (iſt nur wirkſam, kann nur er— 
folgen) in $ 1280 mie font den allgemein zwingenden Charakter eines Redt- 
jabes fundgibt; — ‚nur“ in den 88 1281, 128211, 1283 II lediglich dis— 
pojitive Bedeutung bat (8 1284). 

3) Dazu oben 8 143 Nr.1. Wird ausdrüdlicheine fiduziariſche 
Abtretung vorgenommen, jo wirft fie nach 88 398 f. und daher aud obne 
Die Anzeige. Daß die fiduziarifche Wbtretung keineswegs eine Umgehung 
des Geſetzes enthält, ijt oben $ 143 A 4 belegt. Auch $ 1280 enthält fein Verbot 
gejeß, das eine der Anzeige nicht bedürftige Abtretung ausſchlöſſe. Dies be> 
mu * Unrecht: Caſpari, Sicherungübereignung, Diſſ. Roſt. 1903 S. 41. 

) Aufrechnung, Erlaßvertrag, Stundung, Kündigung uſw. gemäß $ 4071. 

A Dies im Gegenfab zu Se II und den ſich hieraus ableitenden Folge: 
rungen. Darüber ®d.1 8152 
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zwifchen den Vertragjchließenden wirkender obligatorifcher Pfandbeitellung- 
vertrag vor; es entjteht daraus der Anſpruch gegen den Gläubiger auf Be: 
wirkung der Anzeige® und ein Schadenerfaganfprud, wenn der Gläubiger 
3.B. die zu verpfändende Forderung inzwifchen durch Erlaßvertrag mit dem 
Schuldner aufgehoben hat.’ 

b) Die Anzeige ift nicht eine nacdte Mitteilung über den Pfandbeitellung- 
vertrag. Sie enthält vielmehr die dinglich wirkende Entäußerungerflärung 
des Gläubiger und hat als Verfügung über die Forderung eine jelbjtändige, 
von der Wirkfamkeit des Verpfändungvertrages unabhängige Wirkung. Sie 
fann dem Umfang nad) begrenzt werden auf den mitgeteilten Betrag der zu 
fihernden Forderung: der Wirkung nach aber Löft die Verfügung den Schuldner 
von dem Gläubiger und bindet ihn an den Pfandgläubiger, ohne daß der 
Schuldner weitere Beweife zu fordern oder bei eigener Verantwortlichkeit die 
Legitimation des ihm „angezeigten“ Pfandgläubigers zu prüfen hätte‘ Die 
Anzeige kann formlos erfolgen; da fie als Verfügung nur dem Schuldner 
gegenüber in Kraft zu ſetzen ift, bleibt es gleichgültig, ob dem Pfandgläubiger 
zugleich die erforderlichen Beweisurkunden, z. B. das Bekenntnis des Schuld: 
ners über den Empfang des Darlehens, ausgehändigt find oder nicht, und 
jedenfalls genügt diefe Aushändigung nicht zur Vollendung der Pfand: 
beftellung.? 

c) Der Anzeige bedarf es nicht, wenn bereit zur Übertragung der 
Forderung eine Verlautbarung der Nechtsabtretung erforderlich ift, die den 


6) Vollſtreckung nach CPO $ 388; denn nur der Gläubiger fann die Er— 
Härungbandlung vornehmen. 

7) Das fann er, weil 8 1276 erſt gilt, wenn das Pfandrecht beitellt iſt. 

8) Dies alles folgt aus 8409. Das Geſetz läßt allerdings bier tie 
in $ 1280 an Klarheit viel vermifien. Die Bedeutung der ungenau jo benannten 
„Anzeige“ muß aus dem Zuſammenhange des $ 409 mit 8 410 entwidelt werden; 
darüber Bd.1 8 152 Nr.2c. Zur Beitätigung dient 8 1276: das verpfändete 
Recht kann durch Rechtsgeichäft nur mit Zujftimmung des Pfandgläubigerd auf— 
gehoben werden; folglich iſt es der Alleinverfügung de3 Gläubigers entzogen. 
Vergl. ferner die Analogie zu CPO 836 II. Dazu befonders die zujtimmenden 
Ausführungen des RG in IW 33, 485: die Anzeige gehört zu dem das Pfand» 
recht erzeugenden Tatbeitande; fie darf folange noch vorgenommen und nachgeholt 
werden, als das verpfändete Recht dem Verpfänder oder feinen Erben oder dem, 
der 3.2. da3 Forderungrecht gemäß $ 330 unmittelbar erworben bat, zuſteht. 
Weſentlich ift der Wille des Anzeigenden, die Verpfändung gegen fi in Wirkung 
zu ſetzen; daß er fich über die befonderen Rechtsfolgen und die eigenartige Rechts— 
natur der Anzeige im Haren befunden habe, ift bier ebenfowenig wie fonjt eine 
Borausfeßung für die Wirkſamkeit der Willenserflärung; vergl. Bd. 1 $ 60 Nr. 3. 

9) Die Ausbändigung der über die Forderung ausgeitellten Urkunde wurde 
nad dem EG 3.0 $15 Nr.2 vom 10.2.1877 verlangt; der Paragraph iit 
durch das EG vom 17.5.1898 Art. II Nr.4 aufgehoben. Man wird berechtigt 
fein, den 8 952 BGB auch auf den Pfandgläubiger anzutenden: mit der Abs 
tretung der Forderung gebt das Eigentum an der darüber ausgeitellten Schulds 
urfunde auf ihn über. 
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Verpfändungtatbeitand nah außen hin und dem Schuldner gegenüber feit- 
ftellt.” Das gilt insbejondere bei der Verpfändung einer Forderung, für 
die eine Hypothek beftellt ift: die jchriftliche Abtretungerflärung in Verbindung 
mit der Übergabe des Hypothefenbriefes oder die Eintragung des Pfand: 
gläubigers im Grundbuch'! genügen allen an die Erfennbarfeit des Pfand- 
rechtes zu ftellenden Anforderungen. Dasfelbe gilt, wenn die Forderung in 
einem Wertpapiere verbrieft und dies in der erforderlichen Weife auf den 
Pfandgläubiger übertragen ift."” Anders aber, wenn für die Forderung nur 
ein Zegitimationpapier auögeftellt ift; auch wenn dies, wie 3.8. bei den Spar: 
faffenbüchern, alternativ auf den Inhaber lautet, fteht die Berechtigung zur 
Geltendmahung der Forderung nur dem Gläubiger zu; zur Verpfändung ift 
darum die Abtretung des Forderungrehtes und die Anzeige an den Schuldner 
erforderlich.*? 

2. Für die Wirkung der Verpfändung ift zu unterfcheiden, ob die Ver— 
faufberechtigung des Pfandgläubigers bereits eingetreten ift oder nicht.'* 

a) Vor Eintritt des Rechtes zur Nealifierung des Pfandrechts befteht 
zwifchen dem Pfandgläubiger und dem verpfändenden Gläubiger ein Gemein: 
Ichaftverhältnis. Die Fälligkeit der verpfändeten Forderung? tritt unabhängig 


10) 8 1280 weiſt darauf bin durch die Einſchränkung der Anzeigebedürftig- 
feit auf die Fälle, wo fonft der bloße formlofe Abtretungvertrag zur Übertragung 
der Forderung genügt. 

11) $ 1154; oben $ 121 und $143 A183; OLG 7, 42. Ebenjo genügt 
ftatt der Anzeige die gerichtliche oder notarielle Abtretung des Anteilrechtes an 
einer Gejellihaft mit befchränkter Haftung; RG 58, 107. 

12) So insbefondere bei Inhaber» und Orderpapieren; unten $ 145. 

13) Denn zur Übertragung des Forderungrecdhtes genügt die Abtretung; 
darum gilt, was vielfach überfehen wird, $ 1280. Der Erwerb der Forderung 
sieht das Necht am Sparfafjenbuche (Bd. 1 8 196 W10) gemäk 8952 nad ſich; 
oben 8 83 U 82, 8 185 A 10. — Ebenfo ift Anzeige an die Verſicherunggeſellſchaft 
erforderlich, wenn 3.8. die Forderung aus einem Lebensverficherungvertrage ber- 
“pfändet werden foll; die Aushändigung der Verficherungpolize genügt zur Ver— 
pfändung de3 Anſpruchs aus der Verficherung nicht. 

14) Nach $ 1228 II bildet die Vorausſetzung für den Eintritt der Verkauf: 
berechtigung: Fälligkeit der Forderung, für die das Pfandrecht beftellt iſt und 
etivaige Umtvandlung diefer Forderung in eine Geldforderung. 

15) Bedarf es zur Herbeiführung ihrer Fälligkeit einer Kündigung, 
fo fann jie der Verpfänder als Gläubiger jelbftändig vornehmen; er bedarf aber 
der Zuftimmung des Pfandgläubigerd, wenn diefem ein Nutzungrecht an der 
Forderung zufteht und er mithin ein befonderes Intereſſe an deren Fortbeitand 
haben fann; $ 12831. Der Schuldner fann wirkſam nur an den obligatorifchen 
und den Pfandgläubiger gemeinfam fündigen; $& 1283 II. Wenn endlich nad 
den Regeln einer ordnungmäßigen Wermögenverwaltung die Einziehung einer 
Borderung geboten ift, weil nach den vorliegenden Umftänden ihre Sicherheit 
gefährdet erjcheint, fo kann der Pfandgläubiger verlangen, daß der Verpfänder 
die Kündigung vornehme und umgelehrt der Verpfänder, dat der Pfandgläubiger 

eine etwa hierzu erforderliche Zuftimmung erteile; € 1286. Alle diefe Vor: 
Sriften können duch Vereinbarung zwiſchen dem fandaläubiger und bem 
läubiger abgeändert werden; & 1284. 
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davon ein, ob die pfandrechtlich geficherte Forderung bereits fällig ijt oder 
nicht; ihre Einziehung kann jevoh bis dahin weder dem Verpfänder allein 
überlaffen werden, weil ihn feine pfandrechtlihe Entäußerungerklärung bindet, 
noch dem Pfandgläubiger allein, weil jein Anſpruch auf Befriedigung aus 
dem Pfande noch nicht zur Geltendmahung reif iſt. Zum Ausgleich der 
beiderfeitigen Intereſſen hat der Schuldner daher an beide Gläubiger gemein: 
Ihaftli zu leiften ;'* und nur auf diefe Weife wird der Schuldner, da er aus 
der Anzeige von der Verpfändung erkennen muß, daß die alleinige Verfügung: 
macht über die Forderung dem Gläubiger nicht mehr zufteht, aber andererjeits 
auch noch nicht auf den Pfandgläubiger übergegangen ift, von feiner Verbind- 
lichkeit befreit.'” Den Anſpruch auf gemeinjchaftliche Empfangnahme darf jeder 
Gläubiger jelbitändig gegen den Schuldmer verfolgen ; jeder Gläubiger kann auch 
die Hinterlegung der gefchuldeten Sache oder, wenn fie fich hierzu nicht eignet, 
ihre Ablieferung an einen gerichtlich bejtellten Verwahrer verlangen.“ m 
übrigen find beide einander verpflichtet, zur Einziehung der fälligen Forderung 
mitzumirfen.'” Das eingezogene Geld ift mündelficher anzulegen.? 

b) Nah Eintritt des Rechtes des Pfandgläubigers zur Realifierung 
feines Anjpruchs auf Befriedigung aus der Pfandforderung macht fich das Über: 
gewicht des pfandrechtlihen Anjpruchs geltend. Der Pfandgläubiger hat jest 
die Verfügungmacht über die Forderung unter Ausſchluß des Gläubigers er- 
langt. Daher ift er nunmehr zur jelbjtändigen Kündigung”! und Ein: 
ziehung der Forderung befugt; der Schuldner hat ihn als den zum Empfang 
der Leiſtung allein berechtigten Gläubiger anzuſehen., Die Begrenzung des 
Einziehungrechtes ergibt ſich fachlich aus dem Umfange des Befriebigungrechtes 


16) $1281 © 1; vergl. $ 10771. Vorausfegung ift, dab ihm die Pfand- 
bejtellung nad 1280 angezeigt wurde. 

17) Der Schuldner muß damit von der Anzeige an reinen. Iſt ihm in 
dieſer der Fälligkeittermin für die Ausübung des Pfandrechtes nicht maßgebend 
(A 8) dom Gläubiger fundgegeben, fo muß ihm das Recht zugeitanden werden, 
die Erfüllung fo lange an beide Gläubiger gemeinjam zu bewirken oder die 
Zeiftunggegenftände nad) & 372 zu hinterlegen, bis der Pfandgläubiger ihm den 
Beweis dafür erbracht hat, daf ı er der alleinige Empfangberedtigte ift. Das BGB 
nimmt auf die Sicherung des Schuldners in & 1281 gar feine Rückſicht. Auch er 
fteht bejier da, wenn jtatt der Forderungberpfändung eine reine fiDuzarifche Ab- 
tretung der Forderung vereinbart iſt; denn dann fällt insbeſondere die praftifch ſehr 
ſchwierig durchzuführende Leiftung an beide Gläubiger fort, weil von Anfang 
an nur der eine Gläubiger als Erwerber der Forderung vorhanden ift. 

18) 81281 &1; 366 8165 

19) 8 1285 1. 

20) 8 12881. 

21) 81283 111. Ebenfo genügt es jest, dat der Schuldner nur ihm gegen- 
über = — erklärt. 

8211. Darüber Schefold, Civa 91, 269. Der Pfandgläubiger 
— 1 per bei der vollen fiduziarifchen Abtretung das Forderungrecht jelbit, 
fondern nach dem Standpunkte des BGB nur das Recht, ſich durch Ein= 
ziehung der geſchuldeten Leiſtung aus der Forderung zu befrie— 


Endemann, Lehrbuch. II. Band. B. u. 98. Aufl. 60 
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des Pfandgläubigers : ihm fteht die Ausübung eines auf Geld lautenden 
Forderungrechtes nur ſoweit zu, als fein eigener durch das Pfand gededter 
Geldanſpruch reicht.” Handelt es ſich um andere Leiftunggegenftände, jo darf 
er diefe unbejchräntt einziehen. Andere Verfügungen find dem Pfandgläubiger 
verſagt.““ Statt der Einziehung kann der Pfandgläubiger jedoch entweder 
die Abtretung der Forderung unmittelbar an Zahlungftatt begehren?® oder 
auf Grund feines vollſtreckbaren Pfandanſpruchs die Zwangvollitredung in 
das Forderungrecht betreiben.?® 

ce) Iſt der Befriedigunganfpruc des Pfandgläubigers zur Nealifierung 
reif und die verpfändete Forderung fällig, jo entjpricht es dem Intereſſe des 
Verpfänders, daß der Pfandgläubiger zur Einziehung jchreitet. Das Geſetz 
legt diefem daher die Verpflichtung zu forgfältiger Betreibung der Einziehung 
auf und verlangt außerdem, daß er den Verpfänder von der gejchehenen Ein- 
ziehung unverzüglich benachrichtigt.“ 


digen. Er ift damit legitimiert zur Prozekführung gegen den Schuldner umd 
andererfeits zur Empfangnahme der Letitung, jo daß die Erfüllung an ihn den 
Schuldner befreit und die Quittung des Pfandgläubigers die Tilgung der Schuld- 
berbindlichkeit vollwirffam bejtätigt. Leiftet der Schuldner an den Forderung: 
gläubiger, jo hat dies, wenn die Anzeige nad) $ 12830 erfolgt war, dem Pfand» 
gläubiger gegenüber feine fchuldtilgende Wirkung. 

23) 8128212. Mber der Schuldner darf auf die Anzeige 
des Gläubiger ſchlechthin vertrauen: iſt in diefer die Verpfän: 
dung der Forderung ohne Einfchränfung ihm fundgegeben, jo darf er durdaus 
damit rechnen, dat dem PBfandgläubiger die ganze Summe mit voller befreiender 
Wirkung ausgezahlt werden fol. Bergl. 48. Der Pfandgläubiger darf die 
Korderung zum vollen Betrage auch im Konkurſe des Schuldnerd anmelden; denn 
er ijt zur Verfügung darüber legitimiert; vergl. Biermann $ 1282. 

24) 8125211. Er darf die Forderung weder tweiterverpfänden, noch durch 
Erlaßvertrag mit dem Schuldner aufheben. Denn das liegt außerhalb des Pfand— 
zweckes. Dagegen fann er über die Art der Einziehung foweit verfügen, als da— 
durch der Erfolg der Tilgung feiner Forderung dem Gläubiger (VBerpfänder) 
gegenüber (A 29) nicht beeinträchtigt wird. Wie der Pfandgläubiger aus der 
verpfändeten Forderung ſich befriedigt, fan dem Verpfänder gleich fein, wenn 
nur feine Intereſſen völlig gewahrt werden. Darum ift unter diefer Voraus 
fegung auch die Abtretung der Forderung an einen Dritten und die Aufrechnung 
dem Pfandgläubiger zu geitatten. Dazu Fallmann in Grucdhot 44, 109; ober 
‚1282 925; RO in JW 33, 361; abw. Dernburg 8280 A2; Hellwig, An- 
pruch u. Klagerecht 141; Kuhlenbeck $ 1252 U 3. Vergl. auch unten $ 146 9 32. 
— Die Aufrechnung der Pfandforderung fann durch den Pfandbeitellungvertrag 
ausgeichloffen werden (vergl. Bd. 1 8 146 Nr.2). Eine dahin gehende Berein- 
barung iſt aber nicht jchlechthin in dem Falle zu unterjtellen, wo der Schuldner 
an der Forderung, die ihm ſelbſt gegen den Gläubiger zuiteht, diefem ein Pfand— 
recht beitellt hat; RG 57, 368. 

25) 8128213. Dies Recht wird ihm bier unmittelbar gegeben, um den 
Umiveg über die Zmangvollitredung zu bermeiden. Dementſprechend find die 
Wirkungen nah CPO 8835 II zu beurteilen: ſoweit Die überwieſene 
Forderung bejtebt, gilt der Pfandgläubiger wegen feiner Forderung 
gegen den Berpfänder als befriedigt. 

26) ee II, ie Dazu rt oben * A18. 

.. 27) 3128511; auch $ 1074. erfäumt der Pfandgläubiger fchuldbefi 
dieſe Obliegenbeiten, fo haftet er für Schadenerfab. Nach * und ln * 
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3. Soweit eine Geldforderung vom Pfandgläubiger:* eingezogen ift, 
gilt jeine Forderung als von dem Gläubiger berichtigt.?° Bejteht der Leiſtung— 
gegenjtand nicht in Geld, jo erwirbt der Gläubiger die geleijteten Gegenjtände 
dem Nechte nad), der Pfandgläubiger aber erlangt an ihnen unmittelbar ein 
Pfandrecht.““ An beweglichen Sachen entjteht das Fahrnispfand dadurd, daß 
der Pfandgläubiger entweder den Alleinbefig oder den Mitbefig in Gemein 
ihaft mit dem Gläubiger oder einen durch den bejtellten Werwahrer gewähr— 
leifteten und kundbar gemachten Pfandbeſitz erlangt.” Beſteht die Leiftung 
in der Übertragung des Eigentums an einem Grundjtüd, jo erwirbt der Pfand: 
gläubiger das jelbjtändige Necht auf Eintragung einer Sicherunghypothef.’? 

4. Das Pfandreht an der Forderung erftredt fih auch auf die Zinſen 
der Forderung. Hierauf jollen die Grundfäge Anwendung finden über die 
Haftung der Zinfen für eine durch Hypothek geficherte Forderung ; es bedarf im 
vorliegenden Falle aber keiner Beichlagnahme; vielmehr genügt hier die An 
zeige des Pfandgläubigers an den Schuldner, daß er von feinem Einziehung: 
rechte Gebrauch mache.?? 

5. Beſtehen an einer Forderung mehrere Pfandrechte, jo ift zu ihrer 
Einziehung nur der dem Nange nad) erjte Pfandgläubiger befugt.°* 

6. Die für das Pfandrecht an Forderungen gegebenen Vorſchriften gelten 
auch für das Pfandreht an einer Grundſchuld und Rentengrundſchuld.“ 


auch dem Verpfänder eine Einrede zugugeitehen fein: er fann feinerjeit3 Die Er— 
füllung verweigern, joweit der PBfandgläubiger fich bei forgjamer Ausübung des 
verpfändeten Rechtes zu befriedigen in der Lage geweſen wäre. 

28) Bon ihm allein nach $ 1282, mithin nachdem fein Anſpruch auf Be- 
friedigung fällig geworden twar, oder vorher auf Grund bejonderer Abrede der 
Parteien nad) $ 1284. 

29) 8128511. Vergl. 81247 S 1. Dasſelbe gilt bei der Abtretung an 
Zahlungſtatt nach & 1252 13; dazu CPO 8835 I. 

30) 1287 © 1. 

31) Dies, weil die Leitung nach 88 1281, 1282 zu erfolgen hat. Daß 
das Geſetz bier ein Pfandrecht an der Fahrnis entitehen ließe ohne die ſonſi 
zwingend erforderte Kundbarfeit, iit nicht anzunehmen. Die Worte „mit der 
Leiftung“ in 8 1287 S1 find darum dahin auszulegen, daß die Leiſtung an den 
Bfandgläubiger erfolgt ift und er damit den Pfandbeſitz erlangt bat und noch 
innehält. Eine befondere Beitellung des Pfandrechtes iſt dagegen nicht erforder— 
lich; der hierzu gehörende dingliche Vertrag iſt bereit in der Beitellung des 
Pfandrechtes an der Forderung enthalten. Der $ 1207 ift unanmwendbar, weil 
der Schuldner durch die Leiſtung keineswegs ein Pfandrecht beitellen will; jedoch 
fann der VBerpfänder an der geleiiteten, dem Schuldner nicht gehörenden Fahrnis 
nad) $ 932 das Eigentum erworben haben, und damit wirde das Pfandrecht des 
Pfandgläubigers beitätigt werden. Xergl. Biermann . 471. 

32) 81287 © 2; dazu oben — — Die Faſſung des Geſetzes zwingt 
nicht zu der Annahme, daß die Hypothek ohne Eintragung entſtände. 
Dagegen ſpricht ſowohl die Analogie zu Satz 1, als auch das im Übrigen abſolut 
durchgeführte Eintragungprinzip. Vergl. über diefe beitrittene Frage oben $ 59 
A 13; Turnau-Förſter 1, 499. 

33) 81289 mit Seranziehung der 88 1123 II, 1124, 1125. 

34) 81290. Über den Rang $ 1209 und oben 8 134 Nr. 4. 
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$145. PBfandredt an Inhaber- und Orderpapieren. 


1. Inhaberpapiere werden zum Pfande beftellt nach den für die Fahrnis 
geltenden Vorſchriften.“ Es bedarf des dinglichen Berpfändungvertrags und 
der Übergabe. Damit wird der Pfandgläubiger, wenn er, wie es der Regel 
entjpricht, das Inhaberpapier zum Alleinbefig erhalten hat, auch allein be- 
rechtigt und legitimiert zur Ausübung des verbrieften Forderungrechtes. Er 
darf die Kündigung vornehmen und die Einziehung bewirken, jobald es den 
Umftänden angemefjen ift; daß fein Pfandanſpruch bereits zur Einziehung 
reif fei, wird nicht vorausgejegt.? Steht das Jnhaberpapier im Mitbefig des 
Verpfänders, jo iſt deſſen Mitwirkung zur Geltendmahung des Forderung: 
rechtes erforderlich. 

2. Zur Pfandbeitellung an einem Wechjel oder an einem fonjtigen in: 
doffabelen Papier genügt der dingliche Berpfändungvertrag in Verbindung 
mit der Übergabe des an den Pfandgläubiger indoffierten Papieres.? Die 
Verpfändung muß alfo in einer Beurkundung auf dem Drderpapier zutage 
treten, und zwar entweder durch Indoſſament auf den Namen des Pfand: 
gläubigers oder durch Blankoindoffament, das dem Befiger die Ausfüllung 
auf feinen Namen gemährleiftet. Der Pfandgläubiger erlangt damit die in 
dem Drderpapier verbriefte Forderung dem vollen Rechte nad. Er darf fie 
ausüben, auch bevor noch jein Pfandanfpruch fällig wird.* Hat das ver: 
pfändete Orderpapier einen Börſen- oder Marktpreis, fo darf der Pfand: 
gläubiger es durch einen Handelsmäkler verkaufen laſſen.“ Vorausſetzung ift 
bier aber, daß feine eigene Forderung bereits fällig und nötigenfalls in eine 
Geldforderung umgewandelt ſei. 

3. Das Pfandredht an Wertpapieren erftrectt fih nur dann auf Die 
dazu gehörenden Zinss, Renten- oder Gemwinnanteilfcheine, wenn fie dem Pfand: 
gläubiger mitübergeben find.® 


35) 81291. Dies obgleich beide Arten der Grumdpfandrechte feine For: 
derung borausfegen. Oben 88 132, 138. 

1) 81293. Es gehören dabin insbefondere die Schuldverfchreibungen auf 
den Inhaber (Bd. 1 8196), ferner Aktien auf den Inhaber. 

2) 81294 gegen $ 1225 II; oben $ 144 Nr.2a. Er darf das Inhaber: 
papier auch unter Beobachtung der $$ 1234 f. öffentlich verjteigern laſſen. 

3) 81292. Nicht genügt zur Verpfändung, dat ein Wechſel bloß „in 
Depot gegeben“ ift; OLG 7, 172. Über die twechlelmäßige Haftung des In— 
doſſanten (Verpfänders) dem Pfandgläubiger gegenüber vergl. OLG 8, 197. 

‚4) 81294 bezieht ſich auch auf diefen Fall. Soll zur Zwangbollſtreckung 
gejchritten werden, jo hat der Gerichtvollgieher die Papiere nad CPO $ 831 in 
Befit zu nehmen. 

9 N en 58 .. II, 1291, 

12 1. Nicht übergebene Zinsfcheine bleiben dem Schuldner 
——— Verfügung. Wertpapiere ſind hier im weiteſten Sinne zu verſtehen; Bi 
amenpapiere fallen darunter. Nicht aber der Hypothekenbrief; er tft derart bon ber 
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Der Pfandgläubiger kann die Herausgabe diefer Scheine verlangen, ſo— 
bald fie fällig geworden find; daß fein Anſpruch auf Nealifierung des Pfandes 
bereits fällig ift, bildet hierfür feine Worausfegung.” Zur Einziehung ift der 
Pfandgläubiger aber erft befugt, wenn fein Recht auf Befriedigung aus dem 
Pfande reif geworden ift. 


$146. 3, Pländungpfandredt.' 


1. Durch die nach Gefeßesporjchrift bewirkte Pfändung erwirbt der 
Gläubiger ein dem Vertragpfandrechte ebenbürtiges Pfandredt an der ge- 
pfändeten Fahrnis oder an dem gepfändeten Rechte.” Unter Pfändung ift lediglich 
die Art der Zmwangvollitredung zu berftehen, die durch die Tätigkeit ftaatlicher 
Organe eine zwangweiſe Verwirklichung von Geldforderungen durch Vollſtreckung 
in die Fahrnis bezweckt.“ Vorausſetzung der Pfändung tft, daß dem bollitreden= 
den Gläubiger gegen den Schuldner ein vollitredbarer Titel zusteht.‘ 


Shbothet abhängig, daß eine Verpfändung wie jede ſelbſtändige Verfügung bloß über 
den Brief unwirkſam erſcheint; RG in JW 33, 555. Nein Forderungrecht iſt der 
Anteil an einer Gejelichaft; es handelt jich dabei vielmehr um ein Mitglied- 
ſchaftrecht; der hierüber auögeftellte Anteilfchein ift darum ald Beweisurkunde 
über dies Recht und nicht ala Wertpapier aufzufafien; eine Verpfändung dieſes 
Rechtes kann, wenn e3 übertragbar ijt, nur gemäß $ 1274 erfolgen. Vergl. 
RG 57, 415. Brunner in W. Endemann, Handbuch des HR 2, 144; Jacoby, 
Wertpapiere 20; vergl. Bd.1 8 196 Nr. 1. — Iſt eine Aftie verpfändet und über: 
geben, jo gilt das Dividendenrecht auch) dann als mitverpfändet, wenn feine be= 
fonderen Dividendenſcheine ausgegeben find; denn dann ift das Dividendenrecht 
in der Aktie mitverbrieft, es iſt ein Teil des Altienrechtes ſelbſt; ſo RG 42, 157; 
Staub, HGB 8368 A 32; Diüringer-Hachenburg, HGB 2, 497. Die Aus: 
übung des Bezugrechtes dagegen ijt m. E. nur dem Aktionär ſelbſt zugugeftehen; 
auch wenn das Bezugrecht nicht zum Erwerbe neuer Aktien benußt, fondern ber- 
äußert wird, handelt es jich um einen Vorteil, der den Aftionären außerhalb des 
in der Aktie verbrieften Rechtes zufällt und darum nicht von dem Pfandredite, 
da3 vor der Entjtehung des Bezugrechtes beftellt wurde, mitergriffen wird. Eben— 
fowenig fann der — — das Stimmrecht aus der verpfändeten Aktie 
ausüben; OLG7, 

7) 8 1296 * vorbehaltlich anderer Vereinbarung. Dazu G. Cohn in 
W. Endemann, Handb. des HR 3, 987. 


1) Die Materie des Pfändungpfandrechts iſt bier nur inſoweit zu be— 
bandeln, al3 jie zur Ergänzung des materiellen Pfandrechts an beweglichen 
Sachen dient; als Gegenftüd zu oben 8127. — Das Pfändungpfand nimmt das 
römifche richterliche Pfand oder pignus in causa judicati captum auf; Wind» 
Icheid 1 $ 233 Nr. 1 und insbefondere M. Fleifchmann, pignus in causa jud. c. 
1896; Siebert (derf. Titel) Diff. Erl. 1897; Stölzel, Civa 45, 272; Mandry— 
Seib, zivilrechtl. Anhalt der Reichsgeſ. (1898) 391; ©. Betjchef, Btwangboll- 

redung in Forderungen 1901; 3. Riehl, materiellerechtl. Vorausſetzungen des 
a 1888, 
) EPO 88041. 

3 Gaupp-Stein2, 331; 2. Seuffert zu CPO $704. In _diefem Sinne 
ftebt Pfändung auch im BGB 377, 394, 400, 559, 563, 585, 725, 751. Die 
Pfändung bezieht jich nur auf die Zwangvollſtreckung wegen Geldforde— 
rungen; das entipricht dem BGB 1228 112, wonach der Pfandgläubiger erit 
dann zum PBfandverfaufe fchreiten darf, wenn die urfprünglich auf andere Gegen- 
ftände lautende Forderung in eine Geldforderung übergegangen iſt. Sie bezweckt, 
die Befriedigung des Gläubiger aus der gepfändeten Fahrnis zu erwirfen. Die 
Pfändung bezieht fich regelmäßig nur auf Fahrnis und Rechte (unten Nr. 2); fie 
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Sind die vom Gejeße als zwingend aufgeitellten prozeßrechtlichen Er: 
fordernijfe des Pfändungvollguges erfüllt, jo bat dies die materiellrechiliche 
Wirkung, daß der Gläubiger ein Fahrnispfandredht ertvorben bat. Das gilt 
insbejondere für jeine Rechtitellung Dritten gegenüber; das Pfandrecht gibt ibm 
ein Befriedigungrecht aus der Fahrnis, das grundfäglich allen fpäter an der 
Fahrnis durch Vertrag oder Pfändung erworbenen oder kraft Gejeßes ent- 
ftandenen Pfandrechten vorgeht;’ und mie nach bürgerlihem Rechte gilt die 
Forderung al3 von dem Eigentümer (Schuldner) berichtigt, ſoweit der Erlös 
aus dem Pfande dem Pfändunggläubiger gebührt. Für den Vollzug der Pfän— 
dung wird der Grundjaß der Stennbarkeit gewahrt; jedoch hat der Gläubiger bier 
fein Recht zum unmittelbaren Bejiße der Pfandfache. Die Pfändung kann wie 
jede Zwangpollitrefung mit voller Wirkung nur in das dem Schuldner gehörige 
Vermögen erwirkt werden. Sie ergreift den Pfändunggegenitand in der Rechts— 
lage, in der er gegenwärtig jich befindet: bier gilt, daß der Gläubiger nicht mehr 
Rechte aus dem Vermögen des Schuldners erwerben kann, als diefem im Zeit- 
punkte de3 Pfändungvollzuges zuftanden. 

a) Iſt eine Fahrnis gepfändet, die dem Schuldner nicht gehörte, jo jteht dem 
Eigentümer die Widerjpruchllage zu, mit der er die Freigabe jeiner Sache durch— 
jegt.* Der Gläubiger kann demgegenüber nicht geltend machen, daß er und der 
Gerichtvollgieher ohne grobe Fahrläfjigfeit darauf vertraut haben, die Fahrnis 
gehöre dem Schuldner. Der Grundjaß über die jelbjtändige Wirfung de3 gut— 
gläubigen Erwerbes eines Pfandrechts gilt ausfchließlich für das durch Pertrag 
beitellte Recht; denn nur bier läßt fich fagen, dat der Beſitz des Schuldners für 
den Erwerber das Vertrauen in die Verpfändungerflärung beftätigt und daß die 
daraufhin erfolgte Erlangung des Pfandbeſitzes als eine durch fich jelbjt wirkſame 
Bfandbeftellung anerfannt werden muß.’ 

b) Der Dritte, dem an der Fahrnis ein Pfand» oder Vorzugredht zuitebt, 
fann weder der Pfändung noch der Wegichaffung der Sache durch den Geridt- 
ijt aber nicht die einzige Art der Zwangvollitredung in die Fahrnis, vielmehr er- 
greift die Ziwangvollitredung in das unbewegliche Vermögen das Grundftüd mit: 
jamt den Zubehörjtüden und anderer Fahrhabe (oben $ 122 A 25, 27). 

4) CPO gs 724 (vollitredbare Ausfertigung des Urteils), 599 IIL, 699, 
794; oben 8 126 U 37f. 

5) GO 8804 II, III und KO 8848, 49. 

6) BGB $ 1247 genauer als CPO 8819. Den Erlös nimmt bier der 
Gerichtvollgieher an Stelle des Gläubigers in Empfang; damit gilt die Zahlung 
al3 an diejen bemirft. | 

7) Auch nicht auf Herausgabe der Sade bei Eintritt der Verkaufberech— 
tigung gemäß BGB $ 1231. Der Gläubiger bejigt nur durch den Gerichtvoll⸗ 
zieher; unten A21f. Miediger, Ztichr. für Civ. Pr. 33, 411. 

3) ERO 8771. Erkennt der Pfändunggläubiger das Eigentum des 
Dritten an, fo it die lage überflüffig. Hierdurch und fonjt durch das Urteil 
wird Tediglih Fejtgeitellt, daß die Pfändung unwirkſam war; es 
muß dann noch ihre äußere Kundgebung befeitigt werden, ebenjo wie vergleich” 
weile eine gejeßeswidrige Eintragung im Grundbuch zu Töfchen iſt. 

9) Daraus, dak an die wirffame Pfändung die Rechtsfolgen eines Ver— 
tragpfandrechtes gefnüpft werden, darf fein Schluß auf die Vorausfegungen, ıumter 
denen die Pfändung wirkſam tft, gezogen werden. Daß an fremder Fahrnis Fein 
Pfandrecht entiteht (alfo $ 1207 unanwendbar tft), gilt für die Pfändung ebenſo 
wie für das geſetzliche Pfandrecht. Vergl. oben 8 81 Nr. 2a; Labes, DAZ 5, 225; 
Gaupp-Stein 8 804 II. 
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vollzieher mwiderfprechen, wenn er fich nicht im Befite der Sache befindet.” Den 
ihm auftehenden Anfpruc auf vorzugtweife Befriedigung aus dem Pfande fann er 
nur im Wege der Klage an dem Erlöfe der Sache geltend machen. Für das 
Gebiet des bürgerliden Rechtes iſt von bejonderer Bedeutung die Konkurrenz, 
in die das Pfändungpfandrecht bier mit dem gejeglichen Pfandrechte des Ver— 
mieters tritt. Der Vermieter iſt nicht im Befige der vom Mieter eingebraditen 
Sachen; er fann ihrer Wegſchaffung nicht widerfpredhen und braucht demgemäß 
auch nicht binnen Monatfrift feinen Anspruch auf diefe Sachen gerichtlich geltend 
zu machen.” Sein Recht auf den Erlös, der durch dingliche Surrogation an die 
Stelle der Sachen des Mieters getreten tft, bleibt kraft feines gejeglichen Pfand— 
recht3 unberührt.” Iſt der Erlös nach Beendigung des Volljtredungverfahrens 
dem Pfändunggläubiger ausgezahlt worden, fo fann der Vermieter zwar nicht 
mehr vorzugweiſe Befriedigung aus dem Erlöfe begehrten; an die Stelle des 
untergegangenen dinglien Rechtes tritt dann aber der Bereicherunganspruch 
gegen den Gläubiger, ſoweit dieſer mehr erlangt bat, als ihm aus dem Erlöfe 
gebübrte. ' 

c) Der Umfang des Befriedigunganfpruchd des Gläubigers ergibt ſich aus 
dem vollitredbaren Titel. Hat er diefen erlangt, fo iſt zugleich bejaht, daß er als 
Gläubiger zur Veräußerung der Fahrnis und zur Einziehung der gepfändeten 
Forderung berechtigt tit. 


2. Gegenstand der Bfändung find alle beweglichen Sachen. Ausnahm— 


10) Iſt der Drittberechtigte im unmittelbaren oder mittelbaren (bef. durch 
Konnoffement; oben 8 36 Nr.5) Beſitze der Fahrnis, fo fann er die Pfändung 
nad) CPO $$ 809, 766 abmwehren oder gegen die bollgogene Pfändung nad) 

771 die Widerfpruchflage erheben. Auch der Mitbefib 3.98. der mit dem 
Schuldner in Gütergemeinfchaft Iebenden Ehefrau gibt diefe Nechte und ebenfo 
der Mitverfchluß eines Pfandgläubigerd® nah BGB 8 1206. 

11) BGB 8 561 II bat bier feine Geltung. Da dem Vermieter ein Wider- 
Ipruchrecht gegen die Entfernung der eingebraditen Sachen nicht zuſteht, kann er 
auch nicht den Anspruch auf deren Zurüdichaffung erheben, der unter der Voraus: 
feßung gegeben ijt, daß die Sachen wider feinen Willen und unter Umgebung 
feines Widerfpruchs entfernt worden find (über die hierbei eintretenden weiteren 
Rechtsfolgen oben & 81 A 33). Darum wäre es widerjinnig, wenn der Vermieter 
das Pfandrecht deshalb verlieren jollte, weil er es unterlaffen bat, binnen Monat: 
frift den Zurüdichaffunganfpruch zu erheben. So auch OLG 4, 329; 9, 298. 

12) Aber nur wegen des für das lette Jahr vor der Pfändung rüdftändigen 
a: BGB € 563. Für Pachtzinſen gilt diefe Beſchränkung nicht; 
8585 ©1. 

13) Auch bier beftätigt fich die Bd. 1 8 198 zu W12 dargelegte Konftruftion 
des Bereicherunganfpruces. Da da3 Pfändungpfandrecht in der Wirfung dem 
Vertragpfandrechte gleichiteht, erlöfchen mit der Veräußerung alle Rechte an der 
Fahrnis felbjt dann, wenn fie dem Erwerber befannt waren (BGB —* II). 
Das Recht des Vermieters ſetzt ſich nach 51247 zwar an dem Erlöſe fort; iſt 
aber untergegangen, weil das freie Eigentum an dem erlöſten Gelde durch deſſen 
Auszahlung auf den Pfändunggläubiger übertragen wurde; damit find Die 
Rechtöbehelfe aus CPO $805 II, IV erloſchen. Bereichert iſt aber der Em— 
pfänger des Geldes, teil und foweit das Pfandrecht des Vermieters den Anspruch 
auf borzugmweife Befriedigung aus dem Erlöfe begründete. Für das bisherige 
Recht ebenfo: RG 40,291; 42,90; abw. Staub in XW 1888 Nr. 23. 

14) EPO 88 803, 821F., 828. MWeitgehende Ausnahmen von der 
Pfändbarkeit find aber für das Zubebör zugunften der Hhpothefengläubiger 
gemacht; darüber oben $ 122 A 32; 8 126 Nr. 5. 
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weife dürfen ungetrennte Früchte fehon innerhalb eines Monat3 vor der gewöhnlichen 
Zeit ihrer Neife gepfändet werden; mit der Bejchlagnahme de3 Grundſtücks im 
Wege der Zwangbollſtreckung in das unbewegliche Vermögen erlijcht dies Recht.” 
Die Zivangvollitredung kann fich ferner auf Forderungen und andere Vermögen: 
rechte erjtreden; es handelt fi dabei auch dann um eine Fahrni3vollitredung, 
wenn für die gepfändete Forderung ein Grundpfandrecht bejtellt iſt.“ 

a) Dem Umfang nad) darf die Pfändung nicht weiter ausgedehnt werden, 
als e3 zur Befriedigung des Gläubigers erforderlich ift. Sie bat zu unterbleiben, 
wenn der Wert der Pfandgegenftände die Koften des Verfahrens vorausſichtlich 
nicht überjteigen wird.” Der Schuldner kann außerdem jeder Pfändung tider- 
fprechen, fofern der Gläubiger eine Fahrnis des Schuldners in Beſitz hält, die 
ihm auf Grund eines Pfandrechtes oder Zurüdbehaltungrechtes Befriedigung für 
diefelbe Forderung bietet, wegen deren der Gläubiger gegenwärtig die Zwang— 
bollitredung betreibt." 

b) Am öffentlichen Intereſſe ift die zur Erhaltung der wirtſchaftlichen 
Erifteng des Schuldners unentbehrliche Fahrnishabe kraft zwingenden Rechts 
für unpfändbar erflärt.” Bei beftimmten Forderungen muß ferner der Gläubiger 
gefichert fein, daf er den gefchuldeten Geldbetrag bar ausgezahlt erhält; jo ins— 
befondere da, wo e3 fih um Lohnzahlungen handelt, die dem Arbeiter den not 


15) CPO $ 810; aber auch $ 813. Die Verfteigerung ift erft nach Eintritt 
der Reife zuläſſig; $ 824. 

16) CPO 88 828f., 830 (Hhpothet), 852 (Pflichtteilanfprud), 857 
(andere Vermögenrecdhte wie PBatentrechte, Urheberrechte, Grundſchulden), 859 f. 
(„Unteil“ eines Gefellfchafters ufw.; darüber aber oben 870 A 34). 

17) ERO $ 803. 

18) CPO 8777 (oben 8138 A19). Den ——— Sachen ſind auch 
bier die Inhaberpapiere gleichzuſtellen; nicht aber z. B. Altien. 

19) CPO 8811. Dieſe find zumeiſt auch konkursfrei (Jäger, KO 2. Aufl. 
9— A 19) und im Verwaltungzwangverfahren wegen Beitreibung von Geld— 
eträgen frei zu laſſen; z. B. preuß. VO 15. 11. 1899 8 25; bad. Geſ. 12. 4. 1899 

2; darüber H. Conrad, Entſtehunggeſchichte und Grundlagen der 88 811, 850 

PO, Diff. Halle 1904. Ferner find unpfändbar das Inventar der Poſthaltereien 
oftgef: 28.10.1871 $20; das gilt nicht im Konfurd, KO 8111); die Fabr- 
betriebmittel der Eifenbabnen, die Perſonen und Güter im öffentlichen Verkehre 
befördern, nach Reichögef. 3. 5. 1886 (dazu preuß. Gef. über Bahneinbeiten 8. 6. 
1902) und für Kleinbahnen Reichsgeſ. 19.8.1895. — Unpfändbar find nad 
ERO 8511 3.2. die für den Bedarf des Schuldner® und zur Erbaltung eines 
angemejjenen Hausitandes unentbehrlichen Hleidungstüde, Betten, Wäſche, Haus: 
und Küchengeräte; eine Milchkub; die für den Künſtler, Handwerker und gewerb— 
Iichen Arbeiter zur Fortſetzung feiner Ermwerbtätigfeit unentbehrlichen Gegen: 
ftände ujw. Der gewöhnliche Hausrat foll nicht gepfändet werden; $ 812. Der 
Gerichtvollaiehber hat von amtswegen danach die fachlichen Vorausjeßungen der 
Pfändung zu prüfen; verlegt er dieſe Prlicht, fo haftet er dem Schuldner nad 
BGB 8 539, — Es ift indeffen zu beachten, daß die Unpfändbarfeit fein Hindernis 
für die freitwillige Verpfändung ſetzt (oben $ 134 A 35). Daraus darf nicht der 
Schluß gezogen werden, daß der Schuldner auf die Unpfändbarfeit verzichten 
dürfte; jedenfall ift eine im voraus mit dem Gläubiger getroffene Vereinbarung, 
wonach die unpfändbaren Sachen feiner Pfändung unterworfen würden, ebenfo 
unwirkſam, wie die Vereinbarung im Mietvertrage, daß auch die unpfändbare 
eingebrachte Fahrnis dem gejeßlichen Pfandrechte des Wermieterd troß BEP 
8559 S3 unterftehen folle.. Die im öffentlichen Intereſſe verordnete Un— 
pfändbarfeit fann durch Vertrag nicht befeitigt werden. Diefe Fragen find ftreitig; 
vergl. 9. Conrad 15 (gegen die Zuläffigfeit des Verzichtes). 


— — 
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mwendigen Lebensunterhalt gewähren. Dieje Forderungen werden im öffentlichen 
Intereſſe ſowohl der Aufrechnung und Abtretung als auch der Verpfändung und 
Pfändung entzogen.” 

3. Die Pfändung der im Gemwahrjam des Schuldners befindlichen Fahrnis 
wird dadurch bewirkt, daß der Gerichtvollzieher fie in Bejig nimmt.” Gelb, 
Koftbarfeiten und Wertpapiere müjjen dem Schuldner weggenommen werden. Die 
andere Fahrhabe dagegen joll der Gerichtvollgieher im Gewahrfam des Schuld— 
ner3 belafjen, wenn dadurch die Befriedigung des Gläubigers nicht gefährdet 
wird; dann muß die Pfändung aber durch Anlegung von Giegeln oder auf 
fonftige Weife fundbar gemacht werden.” Bejeitigt der Schuldner mit Zus 
ftimmung des Gläubigers die Siegel, fo erlifcht das Pfandrecht.” 

Die Pfändung von Forderungen und anderen Vermögensrechten fann nur 
durch Beichluß des Vollitredunggerichts erfolgen.* Dieſes hat in dem Beſchluſſe 


20) BGB $ 394, 400, 1274; CPO $ 850; darüber Bd.1 Ar U 25; 
8151 A5. 9. Conrad 31. Ein Verzicht auf die Unpfändbarkfeit iſt Hier jicher 
unwirkſam. Vergl. ferner Sinzheimer, Kohn und Aufrechnung. 

21) über den in CPO $ 808 angewandten Begriff des „Gewahrſams“ oben 

35 A34; er iſt nicht gleichbedeutend mit Befiß im Sinne des BGB. Auf 

rund des objektiven Gewahrfamverhältnifjes erjcheint die Fahrnis dem Ver- 
mögen de3 Schuldners derart eingeordnet, dab fie für den Pfändungzugriff als 
dieſem Gute zugehörig erfcheint; es fei denn, daß ihre Eigenfchaft als fremde offen= 
fundig berbortritt; wie 3.8. bei den mit dem Stempel einer öffentlichen Biblio» 
thef verjehenen Büchern. Der Gerichtvollgieher darf auch nicht für die Schulden 
de3 Ehemannes die Schmudjacdhen der Ehefrau pfänden; die Volljtredung aus 
Schulden der Ehefrau ift in deren eingebrachtes Gut nur zuläffig, wenn fie jelbjt 
zur Leiftung und der Ehemann zur Duldung der Zmangvollitredung in Diejes 
Gut verurteilt iſt (CPO $ 739; unten $ 179). — Die Pfändung iſt ferner zu— 
läffig, wenn fich die Fahrnis ım Gewährſam de3 Gläubiger3 oder eines zur 
Herausgabe bereiten Dritten befindet; CPO $ 809. 

22) CPO 8808 im Gegenjaß zu dem bisherigen Rechte, wonach die Weg- 
ſchaffung allgemein al3 Regel angeordnet war. Die Anlegung der Siegel fol 
das Pfandrecht verlautbaren und einen Pfandbefiß für den Gläubiger herftellen, 
obgleicd) das Pfand im Widerfpruch mit den Grundfäßen des BGB fich in der tatfäch- 
lichen Gewalt des Schuldners befindet. Die Siegel jtehen unter dem ftrafrechtlichen 
Schutze des Str&B 8 136. Sind dieſe öffentlichen und Fundbaren Zeichen das Mittel, 
um den fonjt erforderliden Pfandbeſitz zu erjeßen und beruht auf ihrer Anz 
bringung die Entjtehung eines vom materiellen Rechte anguerfennenden Pfand: 
rechtes: fo ift die Folgerung nicht zu umgeben, daß die felbjt mwillfürliche und 
toiderrechtliche Entfernung der Siegel, da hiermit die unentbehrliche Tatbejtand- 
borausjeßung nach BGB 88 1205, 1206 aufgehoben ift, das Pfandrecht zum Er: 
löſchen bringt. Daß aus $ 1253 fein Gegengrund abzuleiten ift, wurde oben 

1386 A 17 dargelegt; ein Fahrnispfandrecht, bei dem der Pfandichuldner im 

lleinbeſitze des Pfandes jteht, findet nach materielem Rechte feine Anerkennung. 
Damit muß auch das Prozeßgeſetz rechnen; jind die Mittel zur Verlautbarung 
de3 Pfandrechtes untauglich, jo kann feine Gejeßesnorm fingieren, daß eine tat— 
ſächliche Abfchichtung der gepfändeten Fahrnis noch vorgelegen habe; ebenfowenig 
wie das Pfandrecht fraft Gejebesbefehles noch fortbejtehen fünnte, obgleich ein 
Dritter den gepfändeten Wein gejtoblen hat. Der verlorene Befik Tann nadı 
BGB 8861 Iwiedererlangt werden; aber erjt wenn dies gefchehen tft, lebt das 
Pfandrecht wieder auf. — Die herrichende Meinung ift für die Fortdauer des 
Pfandrechtes troß Befeitigung der Siegel. Gaupp-Stein 527. 

23) RG 57,325. 

24) EBO $ 8238. Zur Terminologie der CPO ift zu beachten: „Gläubiger“ 
ift der die Zmangpollitrefung betreibende Berechtigte; „Schuldner“ der durch 
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dem Drittſchuldner zu verbieten, an den „Schuldner“ zu zahlen und diefem zu 
gebieten, jich der Einziehung und fonjtigen Verfügung über feine Forderung zu 
enthalten. Mit der Zujtellung des Pfändungbejchluffes an den Drittfchuldner 
gilt die Pfändung als bewirkt.” Der Gläubiger ertwirbt durch die Pfändung einer 
Geldforderung noch feineswegs an ihr ein Pfandrecht; er erlangt dies und die 
Befugnis zur Geltendmachung der gepfändeten Forderung erjt durch den Üiber- 
weiſungbeſchluß des Vollitredunggerichtes, der zugleich mit jelbjtändiger Wirkung, 
ebenfo wie die Anzeige des verpfändenden Gläubigerd an den Schuldner, die 
Legitimation des Pfändunggläubigers zur Befriedigung aus der Forderung er: 
zeugt. Die Überweifung erfolgt nad Wahl des Gläubigers entweder an Zahlung: 
itatt oder zur Einziehung. Überweifung an Zahlungjtatt hat die Wirkung, der 
das Forderungredht auf den Gläubiger übergeht; er gilt dann, fofern die For— 
derung wirkſam bejteht, mit deren Nennwert als befriedigt, gleichviel ob der 
Drittjchuldner zahlungfähig ift oder nicht. Überweifung zur Einziehung dagegen 
überträgt auf den Gläubiger das Recht, die Forderung im eigenen Namen und 
eigenen Intereſſe bis zu dem Betrage geltend zu maden, für den er Befriedigung 
aus dem Bande begehren fann; ſoweit ihm die Befriedigung gebührt und die 
Leiftung bewirkt tft, gilt die Forderung des Pfändunggläubigers als vom Pfän— 
dungſchuldner berichtigt.” 

4. Die Nangordnung der Pfandrechte richtet fih nach dem Alter ihrer Ent— 
ſtehung.“ Das gilt auch für das Verhältnis zu den vertragmäßig begründeten 
Pfandrechten: folange diefe wirkſam beſtehen, wozu aber die Fortdauer des Pfand» 
bejißes gehört,* können fie in ihrer Wirkung auch durch das Pfändungpfand nicht 
beeinträchtigt werden.” 

5. Gepfändetes Geld iſt dem Gläubiger abauliefern.” Andere Gegenftände 
find öffentlich vom Gerichtvollgieher zu verjteigern.” Die Empfangnahme des 
Erlöfes durch den Gerichtvollgieher gilt al3 Zahlung von jeiten des Schuldners.” 


die Zivangvollitredung Belangte, der zugleich der obligatorifhe Gläubiger oder 
ſonſtige Berechtigte ift; „Drittfchuldner“ der aus dem gepfändeten Rechte Ber: 
pflichtete (auch der Gläubiger jelbit kann Drittfchuldner jein, fo daß er 3.2. 
als Mieter für einen Erſatzanſpruch gegen den Vermieter, die Mietzinfen pfänden 
läßt, die er diefem fchuldet). Diefe Pfändung darf der Gläubiger aud zum 
Zwecke der Zivangvollitredung in das ihm durch Vertrag berpfändete Recht be= 
treiben; BOB 88 1277, 1252 11. Über die Pfändung eines Anſpruchs aus 
einem gegenfeitigen Vertrage: Bd. 1 8 160 A 49. — Zur Pfändung einer Forde— 
rung, für die eine Briefhypothek beiteht, iit außer dem Pfändungbejchluffe die 
Übergabe des Briefes an den Gläubiger erforderlih, CPO $ 830; vergl. oben 
$ 121. Pfändung von Geldforderungen aus Orderpapieren jet voraus, da 
der Gerichtvollgieber die Papiere in VBefiß nimmt. Inhaberpapiere werden als 
Fahrnis gepfändet. Die Forderung gegen eine Sparfafje ift mit Zuftellung des 
Beſchluſſes nach CPO $ 828 gepfändet; oben 8 135 A10, 8144 U 13. 

25) ZPO 8929. Der Gläubiger hat damit ein Bfandredtander 
Korderung erworben; oben 8 144. 

26) CPO 88 335, 336; BGB $$ 1280, 1288. Ferner U 32. 

27) ERO SS 504 II. Durch Anihlußpfändung nad $ 826 kann 
die gepfändete Sacde für meitere Gläubiger gepfändet werden. 

28) Oben 8 136 Nr. 2. 

29) Vergl. oben U 13. 

30) ERO 88151. 

31) CPO 8 814. 

32) CPO 8819. Wenn eine Geldforderung gepfändet ift, fo er: 
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Der Anjteigerer erwirbt die Sadıe in dem NRechtzujtande, in dem jie ich 
beim Schuldner befindet.” Ein Anſpruch auf Gemährleiftung megen eines 
Mangels im Rechte oder eines Mangel3 der Sadıe jteht ihm nicht zu.“ Der 
gutgläubige Erwerber erlangt aber auf Grund der öffentliden Berfteigerung 
ſchlechthin das volle Eigentum.” 


langt der Pfändungpfandgläubiger Befriedigung nach den oben zu U 26 dargejtellten 
Grundjägen. Es iſt dabei zu beachten, dab der Pfandgläubiger durch die ge» 
richtlicde Überweifung diejelbe Rechtitellung erlangt, wie wenn ıhm an der über- 
twiejenen Forderung ein Vertragpfand bejtellt und fein Befriedigungredht zur 
Realifierung reif wäre (BGB 8 1282; der Überweiſungbeſchluß erjeßt nad 
CPO 88361 die zur Pfandbeitellung erforderliche Erflärung des Schuldners, 
d.h. des Gläubigers der gepfändeten Forderung). Dementjpredhdend kann der 
Drittfchuldner den Gläubiger wie dur Barzahlung, jo aud durch Auf— 
rechnung mit einer Gegenforderung befriedigen. Die aus der Aufrechnunglage 
für beide Beteiligten begründete gleichartige mwechjelfeitige Aufrecänungbefugnis 
gibt aber auch dem Gläubiger das Recht, ſich aus der gepfändeten Forderung 
zu befriedigen, indem er mit einer Gegenforderung aufrechnet. Das hat für 
ihn dann befondere Bedeutung, wenn der Drittfchuldner zahlungunfähig oder in 
Konkurs geraten iſt (Bd.1 8147 Nr. 2). Für das bisher bejtrittene Aufrech⸗ 
no des A rat jeßt au RG in IW 33, 361. Ferner oben 8 144 U 24. 
34) CRO 8 806. Eine durchaus — — Norm; vergl. BGB $ 461. 
35) BGB $ 985 II; oben 881 A 40. 
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$ 816 = = 62, 86, 120, 175,280, 
370, 376, 537. 

8 818 auf ©. 240. 

$ 821 = = 857. 

$ 822 s = 62, 120, 594 

8 823 = 25, 133, 180, 187, 


195, 229, 235, 240, 476, 550, 


581, 585, 589, 594, 927, 933. 

$ 826 auf ©. 585. 

$ 827 = : 16. 

$ 833 = = 134, 173, 205, 443, 
469, 564. 

$ 836 auf S. 134, 154f., 205, 443, 
479. 

$ 837 s = 4%. 

8 838 = = 479. 

8 840 = = 443. 

S 847 = = 30. 

s 850 s = 133. 

$ 851 = = 133, 224, 378, 594. 

s 852 = = 205, 281, 476. 

8 853 = = 857. 

Ss 854 s = 131, 134, 155, 168, 


174 f., 181, 189, 193ff. 197 f. 
206f., 210, 215, 522, 557. 

auf ©. 130, 134, 152, 156, 
158, 168 —174, 180, 184, 193, 
202f., 205, 210, 213, 531. 

auf S. 67, 167, 193, 198, 
2197., 222, 233, 5677. 

auf S. 71, 131f., 174, 178f, 
7— 193, 202, 204f., 222, 238, 
43, 

auf ©. 132, 148f., 153, 166, 
173ff., 179, 190, 202, 205, 225, 
227f., 230, 241, 244. 

auf S. 166, 174, 184, 157, 
205, 218, 228, 231, 234ff. 24lf. 

auf S. 134, 173f., 184, 187, 

40. 


’ — 


$ 855 


Ss 856 
8 857 


s 858 


3 859 
s 860 


Überjiht über die Verweijungen. 


$ 861 auf ©. 132, 134, 148, 158, 
166, 175, 180, 187, 190, 201, 
203fi., 213, 218, 225, 227— 238, 
237f., 240, 241ff., 249f., 255f., 
456, 580f., 647, 953. 

auf ©. 19, 132, 148, 175, 
201, 204f., 218, 223, 229, 231f., 
243 — 246, 469, 580f., 590. 

auf ©. 147, 162, 203 ,230f,, 
237, 244. 

auf S. 130, 132, 230 ff., 244, 


= 27, 30, 214f. 
- 152, 21bff., 446. 
: 1785, 188 ff, 


z 808 « = 134, 152f.,158, 163, 
169, 171, 174f., 181, 184, 193, 
203, 212, 214, 520, 522, 647. 

$ 869 auf ©. 148, 166, 184, 216, 
236, 239, 250 


z 862 


$ 863 


g 864 
364. 
$ 865 
8 866 
$ 867 
581. 


un n 


282, 


g 870 : auf ©. 151, 156, 166, 176, 
29, 

g 871 - = 156, 164, 522, 59. 

$ 872 = = 134, 152ff., 181, 507. 

8 873 : = 34, 43, 55, 64, 88, 


91, 95, 101ff., 106, 270, 280, 302, 
311f., 316, 318, 324, 345ff, 350, 
375, 414, 448, 452, 495, 500, 
624, 646, 680, 887. 
8 874 auf ©. 94, 310, 339, 631, 
680, 720. 
8 875 auf S. 64, 67, 106, 1B5f,, 
311, 3157., 324, 350f., 356, 424, 
671, 770, 786. 
auf ©. 13,54, 136, 309, 316, 
324, 350, 413f., 424, 730,762, 771. 
auf ©. 67, 106, 316, 339, 
348, 355f., 640, 675, 755. 
auf S. 64, 88, 101, 104f., 
117, 319, 337, 414, 420, 495, 


auf S. 52— 55, 57, 88, 95, 
270, 309, 311, 320, 337, 348, 
418, 639, 754. 

auf ©. 13, 5öff., 59, 67, 106, 
316, 322, 357, 375, 755, 781. 


$ 876 
8 877 
8 878 


5 879 


& 880 


$ 581 auf ©. 57ff., 65, 71, 3238, 
‚ 386. 

g 882 auf ©. 64, 357. 

8 883 = = 55, 67, 107f, 122, 
315, 333, 381, 4075, 415f., 418, 
421ff., 600, 696. 

8 884 auf ©. 418f. 

885 = = 64,94, 310, 315, 339, 
395, 412. 
g 886 * 61, 64, 122, 421, 


8887 
$ 888 


$ 889 


$ 890 
8 891 


z 892 





| 8 893 
$ 894 


8 895 
$ 896 
$ 897 


8 899 


959 


auf ©. 424. 

z = 64, 1il, 115, 118, 
122, 318, 381, 403, 407, 413, 415, 
418, 421, 423, 696. 

auf S. 41, 43, 69, 352, 447, 
630, 635. 
auf ©. 29,34, 304,306, 7837. 
s = 41, 61, 64, 120, 126, 
223, 266, 270, 295, 311f,, 
365f., 381, 387, 391, 395, 
427f., 583, 677, 728, 746, 
831, 836. 
auf ©. 41, 54,56, 61, 64,72, 
82, 88, 95, 105, 115ff., 120, 126, 
158, 270, 280, 296f. 311f., 319, 
322, 337, 357, 365, 368 — 380, 
390, 395f., 401, 427, 495, 500, 
534, 665, 753, 764, 836, 886. 

auf S. 56, 116, 377f., 649, 


764. 
: = 54, 64, 71, 81, 108, 
115, 117, 120, 127, 280, 296, 
318, 333, 370, 380f., 385, 387, 
3897., 407, 427, 581, 741, 831. 
auf ©. 326, 381, 388. 
s 111, 134, 387. 
-= 389, 741. 
» 120, 385, 427. 
= 55, 64, 120, 315, 333, 
a 380, 386, 389 — 392, 396, 
1 
auf ©. 127, 132F., 153, 155, 
175, 396, 427f., 538, 625, 646. 
auf ©, 64, 69, 126, 352, 385, 
427f., 769. 
auf ©. 55, 352, 396, 425f., 
680, 722, 753, 893. 
auf ©. 237, 438, 469, 


147, 
316, 
405, 
752, 


r 


u“ u 


471, 


auf 8 19, 190, 231, 426, 


‚439. 
auf ©. 19, 454f., 463, 465, 
478, 513. 

auf S. 19, 162, 237, 
463, 460f., 475f., 478. 

auf ©. 110, 465, 477F. 

⸗ 479. 

354, 479. 

434, 464f., 478, 
178, 254, 465, 


354, 


518. 
518, 


“ vun 


2 
= 


584. 

= s 69, 110, 353, 
372, 390, 480, 482f., 591, 
678, 680. 

auf ©. 4827. 

s = 54,69, 127, 348, 362, 
372, 483 


"auf ©. 481, 485. 


362, 
635, 


960 


g 916 
$ 917 
8 918 
$ 919 
8 920 
8 921 
g 922 
8 923 
8 924 
8 925 


g 926 


g 927 
8 928 
8 929 


8 930 
$ 931 
$ 932 


$ 937 


8 938 
$ 939 
8 940 


S 941 


s 942 
s 943 


8 944 
8 945 
8 946 
$ 947 


Ülberjicht über die Verweiſungen. 


auf ©. 54, 64, 127, 482, 
678, 680. 

auf ©. 69, 110, 352, 354, 
362, 488 ff., 635, 678. 

auf > 65, 354, 484. 

= 19,110, 352, 354, 456. 

s = 130, 457. 

«= = 353, 453, 458f. 

= = 453, 459. 

= = 67,110, 434, 460, 464. 

= = 456, 460, 4807. 

: = 81, 91, 103, 106ff., 
112, 302, 313, 318, 324, 347f., 


350, 385, 422, 448, 495, 499, 502. 
auf ©. 32, 65, 85, 92, 124, 
180, 254, 


175, 
646, 


425, 


153, 


584, 601, 761 
auf ©. 


7%. 


536, 584, 


auf ©. 127, 153, 175, 396, 


506ff. 


auf ©. 65, 67, 108, 125, 222, 
315, 32U, 348, 375, 508f., 576. 
auf ©. 32,88, 90, 133, 151, 


201, 206, 2 
518, 520ff., 533, 
657, 


761. 


212 


2, 448, 500, 
336, 547, 560, 


auf ©. 151, 153, 163, 208, 
522 7., 761. 
auf ©. 151, 254, 322ff. 529, 


51, 


Gl, 


69, 


12, 8, 


98, 133, 149, 153, 157, 175, 180, 
210, 225, 249, 252, 379, 500, 
525, 527, 530ff., 536, 540, 584, 


596, 


661, 


867, 


926, 


928, 933. 


auf ©. 153,165, 208,522,530. 


- = 
=> - 


175, 180, 529f., 
= = 204,223, 25f., 


536. 
229f., 


249, 254, 530-- 533, 536, 563, 


567, 867, 913, 
auf ©. 


927, 
5lf., 


69, 


95. 


175, 226, 


519, 529f., 536, 646, 661, 789f., 


928, 
165, 


358, 


204f., 


933. 


auf ©. 


180f., 
auf 


er (9) 


un % 


a 
* 


fe} 


— 
— 
vu — AT” « 


— 


au 


un 


69, 


250, 58391., 575, 
.123, 


123, 
132, 


116, 


.116, 


132, 
540. 


. 204, 


123, 


219, 


539. 
164, 


132, 


539. 
153, 


510. 


158, 155, 
646, 
427, 
539, 


163, 


179, 


61, 69, 540. 
69, 123, 178, 5427. 


26, 


29, 69, 123, 


443, 452, 542, 544, 549, 584. 


254, 


* 
— 
8 


* SP“ 52 GR m 2 2* * 8 * dr [7 * 
= 
83 


8 985 


S 986 


ı $ 987 


auf ©. 69, 123, 545. 
29, 69,443, 452, 543. 
: 26, 69, 123,162, 493, 


- 
= 


543, 


* 


547 — 550. 
aus ©. 29, 64, 71, 86, 


‚ 947, 550. 


— ©. 33. 


133, 


124, 341, 518, 


546f. 761f., 775, 867, 943. 
S.29, 124, 
5527., 584, 651. 


auf 


auf ©. 124, 553f., 560, 


- 
= 


789. 


= 


179, 200, 553, 556f., 645, 


— 
= 


- 
r 


254, 
789. 


153, 155, 553, 554 ff., 


29, 99, 124, 157, 175, 


789. 


auf S. 124, 157, 175, 179f., 
558f. 

68, 123, 153, 155, 
175, 179, 181, 509, 560. 


auf ©. 67, 124, 222, 560. 
⸗ 67, 220, 561. 
67, 188, 469, 564. 


vun 


„” 


»,. u u 


564. 


69, 443, 482, 


545, 


= 69, 178, 565. 


« 175, 179, 


5667F., 569. 


2 
= 
— 


5697. 


a» bh nn rn aM 


195, 
573, 584. 
auf S 


1) 


na wa rn 


una hy h 


. 70, 160, 
163. 


183, 195, 


163, 533, 


164, 184, 251, 569. 
67, 163, 57 


110, 570. 


5707. 


133, 571, 598. 
69, 123, 569, 571. 
69, 569, 571. 


570. 


67, 69, 71, 


572. 


64, 86, 572. 
175, 191, 5727. 


10, 573. 
573. 
573. 
573. 

70. 


69, 160, 


254, 444, 452, 509, 


„128, 


auf ©. 65, 122, 
163, 237, 
557, 587, 
920 


255, 367, 
598, 645, 904, 


134, 166, 
223, BOT 230 ff., 254, 438, 
580Ff., 587;., 


175, 179, 


568, 


1%, 
576, 


627, 658. 


132, 15%, 
524, 


916, 


"auf ©. 5, 134, 596f. 


1001 
1002 
1003 
1004 


1005 
1006 


UUR WRURURU U RR le ne 


474, 


187, 


Überſicht über die Verweifungen. 


auf ©. 6, 153, 175, 598, 596. 
5, 426, 584, 56T. 
6, 175, 180, 5961. 


132, 163f., 175, 180, 
6f., 175, 229, 594, 


6f, 592, 598 f. 
133, 385, 601, 602f. 
GOLF., 683. 

603. 


133, 560, 602f. 
608. 
132ff., 179, 201, 205, 


122, 132, 598, 601, 


- 67, 604. 
⸗ 604. 
= 604f., 901. 

= 231, '237, 244, 469, 
580f., 590 ff., 627. 

auf ©. 188, 581. 

61, 90, 133, 149, 153, 
165, 228 ff., 229, 248, 266, 


u — 
un m 


um 


vu un 


- rn 
= = 


365, 518, 567, 584, 617, 869, 917. 


$ 1007 


190, 


auf S. 50, 133f., 175, 180, 
222, 226, 230f., 247— 256, 


560, 567, E81. 


1008 


1009 
1010 


1011 
1012 


1013 
1014 
1015 
1016 
1017 


URÜRURSBRER URS WR Us 


617. 


350 


g 1018 


680, 


auf ©. 217, 306, 433, 443, 


453, 544, 576, 582. 


auf ©. 43, 443f., 447, 630. 
266, 357, 409, 


auf ©. 444, 446f., 484, 582, 
158, 302, 348, 454, 


= = 
r 


443, 452, 582. 


= z 


= = 620. 

- = 30, 215, 617. 

= = 91,313,3497.,375,618. 
= = 69, 6%. 

= = 33, 36f., 91,158, 302, 
481, 484, 580, 611, 618f. 
783. 

auf ©. 30, 111, 147, 309, 


348, 353ff., 462, 625, 63. 
g 1019 
668 


auf 


S.64, 372, 625, 631f., 


426, 638, 639, 641. 
111, 636, 641f., 678. 
111, 641, 678. 

111, 638, 640. 

51, 507, 689, 647. 
30, 352, 630 f., 682. 
30, 631, 786. 

581, 627, 670. 

69, 352, 363, 372, 


“uhr sk m 


“nun Ah wu 


us m 
[1 


“ 


) 626, 070. 
Endemann, Lehrbuch. 
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IH. Band. 8. u. 9, Aufl. 


427, 
8 1030 
& 1031 
1032 
206, 
1033 
1034 
1035 
1036 
652, 
1037 
1038 
1039 
1040 
1041 
1042 
1043 
1044 
1045 
1046 
1047 
1048 
1049 
1050 
1051 
1052 
; 1053 
1054 
1055 
1056 
1057 
1058 
1059 
658, 
1060 
1061 
669. 
1062 
1063 
1064 
1065 
1066 
1067 
660, 
1068 
1069 
1070 


— 
2 
<] 

= 


1072 
1073 
1074 


1075 
1076 


1077 
> 1078 


661, 


355, 


961 


auf ©. 146f. 215, 244, 366, 
625, 627, 670 F. 
auf ©. 643, 650. 
32, 175, 646. 

51, 81, 149, 158, 165, 
208, 226, 599, 646, 661, 665. 
auf ©. 124, 646. 

656. 


= = 


= = 


- — 
= = 


648, 
132, 237, 627, 647f,, 
67 LE 


auf ©. 652. 

67, 652. 

554, 648, 650, 651. 
576, 652. 

648, 658, 672, 683. 
653 


658. 

653, 672. 

648, 653 f. 

648, 654, 803. 
655, 6831. 

124, 518, 6. 


u 


” 
“A 


155, 159, 163 f. 650. 
650. 


159, 650. 

203, 648, 655. 

65, 378, 645, 656 f. 

69, 357, 426, 648. 
9 


619. 
45, 67,114, 351, 645, 


auf ©. 51, 639, 647. 
127 203, 363, 64, 


127, 


vn m BR RR 


vw 


een 
r 
= 


= = 
z = 


32, 646. 
44, 69, 447, 647. 
67, 124, 646}. 

227, 426, 580, 647. 
357, 443ff., 643, 656. 
= = 124f., 643, 650, 657, 
665. 

S. 657, 660. 

36, 645 f., 658. 

159, 658, 660 f. 

67, 662. 

44, 67. 

36f., 162, 659. 

36f., 116, 351, 659, 


ann m 
Le Tee "Es 


nun unB 
ei 


“ ses dm 6 


662. 

auf S.36f., 54, 
657, 658, 6607. 
auf ©. 602. 

= = 660, 662. 
= = 648. 


127, 350, 


61 


Ülberficht über die Verweifungen. 


962 

8 1079 auf ©. 648, 660. 

$ 1080 = - 36, 659. 

s 1081 =. = 36, 132,152, 216, 660. 

8 1082 : s 660. 

$ 1083 = = 648, 660. 

8 1084 = = 657. 

$ 1085 = = 683. 

$ 1086 = = 175, 657, 664 f. 666. 

$ 1087 = = 65, 648, 666 f. 

$ 1088 e = 648, 666. 

8 1089 = = 66Af. 

& 1090 : öl, 146j., 215, 363, 
372, 426, 581,627,644, 667 ff, 670. 

$ 1091 auf ©. 64, 669. 

& 1092 = = 67, 114, 351, 669. 

$ 1093 » = 32, 214, 304, 627, 
6707., 687, 691. 

$ 1094 auf ©. 30,110, 309, 355,375, 
447, 694, 696, 788. 

$ 1095 = = 30,306,443, 445, 69%. 

$ 1096 . 8 32, 126, 697. 

$ 1097 = = 697. 

$ 1098 = = 122, 355, 69% ff. 

$ 1009 = = 696, 700. 

$ 1100 = = 64,122,175, 696, 699. 

$ 1101 = = 69. 

$ 1102 «= = 69%. 

& 1103 : = 30, 355, 69. 

8 1104 = = 363, 397, 680, 700. 

$ 1105 ⸗ 30, 110, 309, 355, 
426, 447, 620, 675, 678, 60 f., 
691, 694, 788, 

8 1106 auf ©. 30, 306, 355, 443, 
445, 680, 694. 

& 1107 auf S.32, 110, 121, 305, 
426, 642, 675, 680, 893. 

$ 1108 auf S.30, 110, 642, 675, 
677, 6807., 721, 894. 

8 1109 auf ©. 30, 65, 682. 

$ 1110 - = 30, 309, 324, 681f., 
694. 

8 1111 = = 65, 114, 681 f., 694. 

& 1112 - 64, 363, 397, 680. 

$ 1113 = = 108, 348, 675, 704, 
717, 719, 727, 729, 751, 878, 895. 

g ılld auf ©.30, 306, 386, 443, 
445, 69%, 785. 

$ 1115 auf ©.94, 310, 395, 426, 
120, 7227., 769, 871, 881, 887. 

$ 1116 auf ©. 340 f., 356, 366, 713, 
‘16, 758, 762, 765 f., 861. 

8 1117 auf ©. 133, 151, 340 f., 522, 
714, 723, 729, 745, 761 fi., 775. 

s 1118 auf ©. 426, 721, 893. 

8 1119 = = 64, 67, 655, 722, 758, 
865, 881. 

& 1120 auf ©. 29, 32,153, 309, 536, 
24, 788 f, 794f. 





1125 
1126 
1127 


7 
$ 1140 


g 1141 
g 1142 
$ 1143 
g 1144 
$ 1145 


g 1146 
8 1147 


$ 1148 


$ 1149 
1150 


$ 1151 


RAP 


28 


115 
115: 


g 1154 


802, 
805, 


en S. 32, 65, 772, 788 ff. 
788 


Fo 789, Taf. 7197, 
805, 847, 947. 
auf ©. 54, 115, 175, 796H., 
947. 
auf S. 796 ff. 947. 
= = 115, 788, 795, 798. 


- - 
E23 > 


= = 154, 654, 772, 798 5. 
, 805. 
auf S. 390, 802 fi. 

= = 803 ff. 

= = 801. 

= = 34, 54, 305, 78$f. 


343, 785, 810, 813ff. 


792 Hi., 799, 892. 
790, 792, 831. 

32, 790, 793 fi. 

65, 704, 756. 

67, 123, 721, 775, 
825, 86if., 895, 917. 

auf &. 366, 371, 374f., 378, 


vun 4 


KL | BE TE Tu 


Le |} 


380, 713, 728, 752, 756, 774, 777 


661, 
752, 


748, 
825, 


770, 
746, 


791, 
752, 
812, 


895. 


Tal. 


356f. 


831, 836f., 858, 861. 
auf S. 315, 320, 321, 394, 
858. 


68, 
auf ©.56, 345, 371f., 394, 


859. 
721. 


759, 765, 777, 825, 
auf S.121, 366, 376, 
756, 824, 838f. 

auf S. 770, 823ff., 863. 
69,71,127, 342,376f., 
751, 769, 773, 804, 810, 818, 
881, 932. 

auf S.318, 363, 378, 741, 
812, 825, 830f., 838. 
auf S. 310, 318, 342, 378, 
765, 796, 825, 534, 881. 
auf ©. 704, 801, > 863. 
. = 704, 720, 24, 727, 
823, 535, '853, 892. 

auf ©. 1 121, 366, 376, 702, 
832, 839, 846, 865. 

auf ©. 65, 756, 839, 844. 
378, 770, 773, 776, 
823, 830, 839. 

auf ©. 67,755, 781, 809, 865, 


342, 781, 825. 

69, 71, 344, 646, 
‚729, 747, 763, 765f., 
830, 834, 863, 868, 882. 


auf ©. 125, 340, 344, 346, 
366, 376, 714, 7627., 766, 


— — 
= = 


- — 
= 


u 


775ff., 781, 833, 863, 868, 83. 


889, 


940, 944. 


ÜÜberficht über die Vermweifungen. 


auf ©. 133, 327, 344, 366, 
376, 3787., 661, 753, 762ff. 777, 
779, 837, 868, 889. 


8 1155 


8 1156 auf S. 661, 778f., 810, 823, 
‚889. 
8 1157 auf ©. 123, 357, 759, 765, 


779f., 856, 859, 865, 889, 917. 


8 1158 auf ©. 371,780,796,825,887. 

81159 = = 346,722,780,825,837. 

81160 = = 340, 390, 714, 756, 
763f., 833f., 837f., 859. 

$ 1161 auf ©. 340, 833f. 

81162 = = 345, 764f. 

81163 = = 69, 108, 127, 318, 


326, 340, 363, 388, 423, 728, 
732, 737, 739 — 745, 755, 761, 
268, 769, 774, 816ff., 825f, 859, 


auf ©. 69,71,342, 363, 376f., 
727, 741, 751, 769f., 772f., 820, 
827f,, 857, 881. 
5 „tu ©. 67, 772f., 820, 827f., 
5 


z uss 88sff. 
- 342, 363, 376f., 827, 


81168 = = 67, 69,126, 324, 342, 
356, 363, 747,749, 771, 774, 817, 
833, 859. 
auf ©. 61, 747, 765, 829, 
i., 889. 
8 1170 auf &.69, 127, 345, 363, 
397, 680, 721, 765, 817, 872. 


8 1171 auf S. 60, 345, 740, 766. 
81172 = = 343, 386, 810, SI6ff., 


819f. 
8 1173 69, 71, 363, 810, 819. 
& 1174 69, 71, 356, 810, 8%. 
& 1175 - 67, 343, 348, 356, 
363, 808, S18f., 817. 
8 1176 i auf ©. 741, 746, 755, 771, 
820 


81177 = = 714, 718, 728, 737, 
739, 741, 746, 748ff., 774, 804, 
816, 818, 846, 871. 


8 1164 


ua 


a u 71 


8 1178 auf ©. 67, 69, 356, 749, 893. 

8 1179 = = 60, 409, 411, 413, 
750f., 755, 770. 

8 1180 auf ©. 67,316,714, 729, 865. 

8 1181 = = 69, 322, 348, 356, 
a 730, 769, 774, 808, 810, 819, 
53, 

s 11852 auf ©. 54, 69, 71, 754, 811. 


8 1183 = = 67, 126, 316, 321, 
356, 413, 746, 755, 770f., 786, 


808. 
$ 1184 auf ©. 310, 713, 726, 731, 
1f. 
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$ 1185 auf ©. 341, 375, 713, 758, 
762, 778, 86 


1}. 
auf ©. 64, 67, 356, 7137. 


‚ 865. 
"auf &. 356, 713, 762, 861, 
863, S66Ff., 874. 


8 1188 auf S. 125, 870, 872. 
8 1189 = = 310, 357, 873f., 876. 
$ 1190 2 = 410, 718, 730, 755, 


774, 861, 863, 866, 879 ff. 

auf ©. 339, 395, 675, 704, 
713, 722, 884. 

auf S. 121, 125, 305f., 310, 
316, 321, 339, 341, 346, 356, 426, 
445, 713, 718, 722, 885, 887. 


$ 1191 
8 1192 


$ 1193 auf &. 748, 890. 
8 1194 = = 722, 748, 890. 

8 1195 = = 125, 310, 346, 713, 
8116 = = 42f., 125, 713, 739, 

886. 

8 1197 = = 737, 846, 890. 

8 1198 = = 64, 67, 106, 356, 714. 
81199 = = 42, 67, 126, 305, 310, 


321, 339, 341, 356, 395, 445, 
678, 703 f., 713, 891, 893. 


8 1200 auf ©. 121, 346, 426, 8983. 

8 1201 = = 67, 91 f. 

8 1202 = = ; 

& 1203 = = 64, 67, 356, 714, 898. 

$ 1204 = = 703f.,715, 894 f., 900, 
936. 

$ 1205 s = 5lf., 133, 153, 164, 


175, 201, 206, 208, 217, 522, 
715, 899, 903, 906ff., 940, 953. 
g 1206 auf &.51, 152f., 164, 208, 
216f., 791, 899, 903, 909f., 920, 
933, 940, 951, 953. 
auf ©. 51, 61, 133, 149, 158, 
201, 226, 531, 599, 790f., 896f., 
900, 918F., 917, 920, 947. 


8 1207 


1208 auf S.51, 914. 

1209 = = 44, 51,899, 936, 947. 

1210 = = 894ff., 897, 917. 

1211 = = 123, 895f., 917f., 936, 

1212 = = 29, 902, 916. 

1213 = = 134, 153, 554, 715, 
905, 915. 

1214 auf S. 906. 

1215 = = 110, 916. 

1216 = = 915. 

1217 = = 159, 226, 916. 

1218 = = 916. 

1219 = = 70, 533, 91df. 

1220 = = 915. 

1221 s = 915. 

1222 = = 900, 916, 936. 

1223 = = 72, 916, 932. 
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g 1224 auf S. 216, 936, 8 1263 auf ©. 64f., 381, 396, 9837. 
S 1225 = = 71, 920, 931f., 936. | $ 1264 = = 64, 98. 
$ 1226 = = 915f. $ 1265 = = 32, 988. 
$ 1227 = = 226, 580, 900, 917, | $ 1266 «= = 175, 6. 
937. & 1267 < = 111, 988. 
8 — = = 703, 900, 904, 918f., $ 1268 = = 938. 
924, 944. 8 1269 = = 938. 
8 1229 auf &.844, 900, 902. 8 1270 = = 938, 
1230 = = 900, 919, 924. 8 1271 = = 938. 
$ 1231 = = 134, 153, 164, 900, | $ 1272 = = 32, 988. 
920, 950. $ 1273 = = 44, 704, 905, 939i. 
g 1232 auf ©.52, 390, 898, 900, | $ 1274 = = 36, 65, 125, 342, 357, 
919. 765, 897, 90. 
8 1233 = = 900, 922, 9B5fl. 8 1275 auf S. 65, Mi. 
8 1234 = = 900, 928, 927, 948. | $ 1276 = = 67, 126, 941, 943. 
$ 1235 = = 533, 900, 919, 928fj., | $ 1277 = = 846, 1, 954. 
9275 & 1278 - = 69, Mi. 
g 1236 = = 900, 928, 927. $ 1279 = = 36f., 803. 902. 
8 1237 :e = 900, 919, 928, 926f. | $ 1280 = 65, 9397., 242ff. 945, 
$ 1238 = = 900, 923f., 929 954. 
& 1239 = = 895, 900, 924. 5 1281 = = 159, 803, 95. 
8 1240 = = 900, 919, 924, 926ff. $ 1282 = = 116, 803, 846, 941, 
$ 1241 = = 90, 9233, 927. 945 ff., 954f. 
z 1242 «= = 51, 65, 69, 175, 519, | 8 1283 auf ©. 944. 
535, 900, 928, 951. 8 1284 = = 944, 947. 
$ 1243 auf ©.65, 900, 919, 998, | $ 1285 : = 948. 
927. $ 1286 e = 944. 
g 1244 = = 65, 900, 933, 927, | $ 1287 « = 36f., 54, 127, 355, 
930. | 758, 866, 99, 97. 
g 1245 = = 05,69, 900, 919, 924f., 8 1288 auf ©. 69, 941,95, 97,94. 
9281. $ 1289 :e = 37. 97. 
8 1246 = = 900, 9283f., 928. 8 1290 = =: 5lf., 97. 
8 1247 = = 70,491, 900, 915, 923, | & 1291 = = 36, 846, 98. 
929. 9 $ 1292 :e = 36. 
$ 1248 auf S 900, 921, 98. $ 1293 = = 948. 
$ 1249 = = 65, 90, 90, 931, | $ 1294 = = 948 
936. & 1295 = = 94l, 948. 
g 1250 = = 71, 898, 900, 920, | $ 1296 = = 948. 
9307., 936. 8 1300 = = 36. 
81251 auf S. 931, $ 1303 s = 315. 
g 1252 = = 69, 895, 900, 923, | & 1322 . = 315. 
932, 936. $ 1361 = = 22. 
8 1253 auf S. 69, 124, 133, 175, . $ 1362 = = 159, 165, 254. 
911, 933 F., 953. '$ 1363 s = 124, 351. 
Ss 1254 auf S. 61, 123, 829, 895, | $ 1370 = = 70. 
938. g 1373 = = 132, 159, 237. 
$ 1255 = = 67, 900, 910, 988, | & 1378 = = 351, 518. 
936. | & 1380 = = 132, 159, 239. 
g 1256 = = 44, 69, 447, 898ff., 8 1381 - = 70, 163. 
900, 932, 936, | 8 1382 = = W. 
8 1257 auf 6. 124, 900, 936. '& 1383 = = 124, 351, 554. 
8 1258 = ⸗ 30, 443, 903 7., 910, $ 1385 = = 683. 
919. ' & 1395 .« = 159, 332f. 
g 1259 = = 935. 8 1396 = = 332, 
8 1260 = = 94, 339, 395, 704, | $ 1400 e = 239. 
936. & 1401 = = 338. 
g& 1261 = = 936. 8 1404 « = 116, 343, 372f., 533, 
$ 1262 - = 65, 151, 175,987. | 535, 584 
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878. 
878. 
22. 

159. 
159. 
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773, 840. 
315. 
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159. 
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127, 
440, 
204. 
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359. 
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193, 204. 
204. 
193, 
203. 
122 


22 


507. 
419, 

326. 

418. 


115. 
418. 


175, 418f., 896. 


418, 857. 
857. 


175, 418f., 858. 


134, 175, 540. 
70, 175. 
683. 

133. 

180. 

132, 175, 
132, 134, 175, 
540. 

447, 422. 
116, 346, 
603. 

693. 

346, 448. 
70. 

449, 

357, 452. 
175. 

359. 

380. 
443, 

359. 
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348. 

440. 

70, 1186, 
116f,, 372 
372. 


518. 


‚ 193, 
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896, 


202. 
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966 
8 2123 auf ©. 652. 
8 2124 = = 601. 
& 2125 : =: WI. 
$ 2126 = = 683. 
8 2133 ze =» 554. 
2136 s s 3872, 
2137 s = 118. 
& 2139 = = 127, 204, 348, 
8 2144 =» 175, 
8 2166 s = 826, 881. 
& 2169 z = 133, 206. 
& 2172 = = 443, 544. 
$ 2174 = = 346, 351, 359, 646. 
8 2185 = = 133f., 683. 
& 2194 = = 359. 
8 2205 = = 132,159, 162,326,360. 
8 2209 = = 208, 360. 
2211 »s = 116, 372. 
$ 2213 = = 326, 360. 
8 2227 :s = 878. 
Art. 10 auf ©. 442. 
s 11 = = 3 
„a 1 ss . 38, 
s 19 «. = 3. 
=» 24 = = 38, 
» 25 s = 93. 
z 28 = = 8. 
= 52 = = 487, 463, 747, 808. 
=» 53 = = 437, 490f,, 805, 891. 
⸗ 54 =: =: 4653. 
= 55 = = 49, 693. 
= 58 = =: 615. 
= 59 = = 49, 576, 615, 693. 
= © = = 81. 
= 61 = = 372, 
: ® « 348, 489, 616, 678, 
690, 693, 794. 
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667, 691, 693. 
64 auf ©. 49, 690. 


65 = = 17,301, 363, 453, 462, 
510, 513, 623. 

66 auf ©. 69. 

67 = = 49, 363, 565 F., 611. 

68 = = 37, 49, 91, 302, 456, 
566, 611, 667. 

69 auf ©. 565, 601. 

71 s = 1%. 

74 = = 61l. 

DD = = 7%. 

7 = es. 278, 281. 

6 = = 440ff. 

87 = = 98, 

8 = = 3,439. 
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At. ei auf ©. 190, 231, 90. 
866. 
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— 6 = =: ” 643, '678, 687. 
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: 19) = = 17 49, 437, 463, 489, 
693, 808. 
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17, 49, 67, 70, 348, 
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auf ©. 277. 

= 96, 277, 501. 
83, 96, 504, 506. 
612. 

840. 


538. 
4, 130, 134, 148, 223, 


142 
143 
164 
167 
169 
180 


243, 47. 
181 auf S. 4, 223, 266, 433]. 
1822 = = 4, 30, 214, 302, 434, 
453. 

183 auf ©. 434, 460, 464, 652. 
134 = = 4, 52, 266, 433, 611, 
618, 625, 639, 676, 715, 783. 

185 auf ©. 538. 
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Art. 186 auf ©. 264, 268, 716. 

a 197 = = 148, 266, 626. 

= 18 = = 266, 373. 

= 189 = = 265 ff, 626. 

= 10 = = 509. 

= 191 = = 148, 244, 634, 670. 

s 12 = = 4, 266, 715 ff., 860, 

866, 883. 

= 193 auf ©. 4, 266, 717, 860. 

- 194 ss 3 4, 266, 7117. 

= 195 = = 4, 266, 717, 889, 891. 

= 196 = = 611, 667. 

= 197 = = 49, 266, 615, 667, 691. 

= 200 =: = 265. 

= 213 = = 260. 


3. Grumdbuchordnung. 


auf S. 269, 275, 308, 338. 
277, 285 ff., 301. 

272, 277, 301. 
272, „806 


29, 
29, 83, 308, 348, 
5. 
i ©. 302, 319, 350. 
= 809,319, 350, 383,642. 
‚275, 310, 340. 
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315, 319 f. 321, 836, 393, 414, 
771. 

14 auf ©. 321, 326. 

15 = = 96, 321. 

16 = = 107f., 317, 321, 338 
339, 383. 

auf S.53, 104, 320, 337, 

373, 383, 496, 

auf S. 104, 108, 279, 283 
319 ff., 332 }., 337, 391, 397, 401, 
414, 422, 496. 
auf S. 56, 64, 81, 91 f. 94, 

100, 113, 117, 125, 272, 309, 311, 

813 fi., 324 f., 330, 397, 421, 496, 

765, 771. 

auf S. 81, 91, 94, 96, 112, 

272, 309, 311, 313f., 318, 324, 

330, 349, 422, 505 f., 618. 

21 auf ©. 126. 

22 = = 127, 205, 311, 315, 
318, 359f., 383, 389, 410, 424, 
449, 741, 771, 825. 

23 auf — 817, 319, 322, 363, 
392, 648, 655. 
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25 = = 397 

26 = = 315, 319, 327, 856 f. 

27 = = 322, 356, 3887, 771. 

28 = = 81, 94, 314f., 317, 
321, 719. 

29 auf ©. 56, 91, 100, 103, 126, 


305, 210 f., 313 ff., 318 ff., 322 ff., 
327, 330, 333 ff., 356, 393, 397, 
412f., 422, 499, 503 f., 659, 720, 
741,746, 764, 767, 770, 775, 786, 


825. 
30 auf &.80, 304f,, 319, 321, 
499, 659, 767. 


3 auf ©. 321, 499. 

32 » = 320f., 336. 

34 = = 306, 338, 361. 

35 = = 361. 

36 : s 127, 273, 326, 335, 
360. 

37 = = 356, 361. 

38 = = 356. 

39 = = 116, 278, 317, 334, 
336, 346, 362, 393, 771. 

40 auf S. 64, 92, 107, 111, 


315 f., 317, 825 ff., 360, 364, 388, 
411, 413, 421, 499, 508, 742. 

auf ©. 64, 117, 127, 326, 
359. 


42 := = 111, 327, 340, 359, 
393, 412, 750, 760, 765. 


41 


43 auf &. 111, 888, 893. 

44 = 874. 

45 = = 53, 840, 381. 

46 = 71, 125, 303, 311, 


337, 310, 3507, 631, 768, 770. 
auf ©. 63, 305, 317, 338, 
360 f., 449, 870. 
auf ©. 319, 383, 631, 809, 


48 
49 


968 


YVRPSRURUR Ur 


MAR  URSRRARUR M  URUR 


50 
51 


52 
53 


54 


55 
56 


57 
58 
59 
60 


61 
62 
64 
65 


690 


280. 
365, 
850, 


759, 


775. 


750, 


827. 


410. 


Überficht über die Verweifungen. 


* S. 310, 350, 646, 680, 


: = 341, 871f. . 

= = 117, 319, 383. 

s = 383. 

» = 96, 118, 272, 275, 
283, 319, 325, 329, 353, 


383, 391, 393 }., 719, 760, 


auf ©. 64, 2735, 874. 

= = 96, 122, 341, 348, 
761. 

auf ©. 343. 

- 720, 759, 888. 

= 342, 809. 

- 321, 340, 723, 761, 
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: = 341, 781, 825. 
= = 56, 111, 344, 394, 
759 }., 765. 
auf ©. 343, 818. 
= = 342, 344, 356, 885. 
e = 343. 
ze = 845, 760, 765. 
= 343, 345, 760, 765, 


= = 341, 343 ff. 
- 341f., 887. 
= 274, 282 fi., 391, 397, 
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283. 
283. 
234. 
284. 
319, 326, 391, 397. 
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274, 284. 

284 f. 

284. 

277, 283, 

264. 

269, 278, 302, 347, 


269, 302, 313, 566, 


286. 

264, 307, 716. 

267, 302, 346 1. 
265. 

309, 

273. 

84, 273, 310. 

310. 

502. 

83, 91, 272, 277, 311, 


. 330, 361. 


275, 282. 
275, 329, 391. 
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Alphabetifches Sachregifter. 


Die Meinen Zahlen verweiien auf die Anmerkungen. Die sedes materiae und die widtigite 
von mehreren Berweljungen tft In der Megel durch fetten Drud hervorgehoben, 





4. 


Abänderung verpfändeter Rechte mit Zu— 
jtimmung des Pfandgläubigers 941. 
Abbaurechte, dingl. Erwerb derj. 1?! — 

bejondıed Grundbuchblatt für A. 302, 
— Beitellung bejchräntt perfönl. Dienft- 
barfeiten an U. 667°, — Vorkaufrecht 

an U. 694'?, 

Abfallwäſſer, deren Ableitung in Flüſſe, 
Bäche nadı Landesrecht zu beurteilen 
149°, — Berunreinigung öffentl. Flüſſe 
durh A. 513'®, 514. 

Abgabe, nadte, von Willenserflärungen 
nicht ausreichend zur Befiberlangung 197. 

Abgaben, Begriff 6837. 

Abgeleiteter Bejig 162f., 198, 205. — 
a. Befigerwerb 179. — a. Eigentum: 
erwerb 492, — Beweislajt betr. abgel. 
Eigentumerwerb3 583. — durd a. Er: 
werb fünnen nicht mehr Rechte über: 
gehen als der RechtSvorgänger hatte 68. 

Abgejonderte —— aus dem Pfand 
ol, 922, — a. B. des Hypotheken— 
gläubigers im Konkus 702°, 544, 

Abhandenfommen von Saden 225. — 
A. dv. ©. bewirkt deren Berkehruntaug- 
lichleit 531, — Beweislaft betr. 9. 
533. — Berfahren bei U. des Grund: 
buchs 309. — U. des Hypothekenbriefs 
berechtigt zu deſſen Kraftloserklärung 
345. 760. 


Abholunganiprud 189. 581. 

Ablchnung von unter Vorbehalt gejtellten 
und unzuläfjigen Eintragunganträgen 
328 |. — N. e. Bormerfung 413 — 
A. ded Grundbuchbeamten 277, 

Ablieferung, Bedeutung 66%. — U. des 
Geldes aus verpfändeten Forderungen 
an gerichtlid, bejtellten Verwahrer 945. 

Adlieferungspflidht 134°. 

Ablöfung von Grunddienjtbarfeiten der 
landesrechtl. Regelung vorbehalten 49°, 


623. — U. von HReallaften 675. — | 


A. der Rentengrundihuld jteht nur dem 
Eigentümer zu 705. 893. — A. ber 
Geſamthypothek durch den nachfolgenden 
Gläubiger 812. — X. e. fremden Schuld 
bewirkt deren Übergang auf den fie 
Ablöfenden ZI. — Einräumung des 
Rechts auf A. e. Hypothel 824. — Bor- 
— für Ausübung des A.-Rechts 


Ablöſunggeſetze 676° 

Ablöſungrenten, inwiefern nicht eintra— 
gungpflichtig 266. — deren Rang 

Ablöjungiumme der Nentengrundichuld ift 
einzutragen 892 f. 

Abmahnung des Nießbrauchers wegen un: 
befugten Sacgebrauhs 650. — N. des 
Piandgläubigerd wegen Verlegung der 
Nechte des Verpfänders 916, 

Abmarklung der Grenzen 456. 

Abmarkunganfprud, VBerziht auf ihn 
nicht eintragungfähig 354% 

Abnahme eines Werts enthält den dingl. 
Eigentumübertragungvertrag 83°®, 

Abpfändung, Wirkung der A. einer im 
mittelbaren Beſitz jtehenden Sache dem 
mittelbaren Bejiter gegenüber 167. 

Abſchreibung von Grumdjtücteilen zur 
Bildung bejondrer Grundftüde 29, 303, 
— 4. von Gr. zwed3 deren bejondrer 
Belaftung 785. 

Abichriften aus dem Grundbuch 275. 

Adjolute Natur der Sachenrechte — 
Begriff des a. Nehis 10'°. — a. Feſt— 
ftellung des Ranges dingl. Rechte durch 
deren Eintragung 52. — a. Schuß der 
dingl. Rechte 60 ff. — a. Veräußerungs⸗ 
verbote 114. — a. Wirfung der im 
öffentl. Intereffe ergangenen Beräuße- 
rungverbote 115. — a. Schub des 
Befibitandes 131. — a. Verwaltung: 
bejig 159°%, — a. Schuß des befriedeten 
Bejiptums 185% — a. Belipaufgabe 
222, — a. Eigentum unmöglidh 486. 
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Abfonderung von Sachen aus Sach— 
gejamtheiten zwed3 Ergreifung des Be- 
jißed 196. 

Abfonderungreht im Konkurs vom Befit 
abbängig 133?° 

Abftrakte Natur der dingl. Rechtsgeſchäfte 
8, Zöff. — des Eigentumübertragung- 
vertrags 76'%, — a. Bejigübertragung- 
vertrag 205. — a. Beſitzkonſtitut un— 
möglich 208°, — a. Pfandredte 704. 
— — Schuldverſprechen unterliegt Form⸗ 

ang 79°, 

Abitur, — wegen drohender Ge— 
fahr durch N. 479. 

Abtrennung, Erwerb der Früchte ſeitens 
des Eigentümers u. Eigenbeſitzers durch 
A. 123, 153, 553. — MW. der mit einer 
anderen verbundenen Sache 542. 
A. Recht des Beſitzers betr. der einer 
Sache eingefligten Fahrnis 602, 

Abtretung e. durch Hypothek — 
Forderung 355, 726, — A. des An— 
ſpruchs auf uinge 501”, — 2 des 
Eigentumanfprudh® 582. U. des 
Herausgabeanſpruchs als Erſatz der 
Beſitzübertragung —* — A. einer 
Hppothet 773 ff. — N. des Fahrnis- 
pfandrechts 930. 

Abtretungerflärung auf dem Hypothelen— 
brief und dejjen Übergabe — die 
Eintragung ind Grundbuch 340. 
379®8, zufammenhängende Reihe 
von A. ald Xegitimation zur Geltend— 
machung der Hypothek 763. — öffentl. 
Beglaubigung der A. und deren Be: 
—— 764. — priwatſchriftl. U. 762, 


Abwäſſer, Verunreinigung durch A. 513 1%, 

Abwehr verbotner Eigenmaht 227 ff. — 
N. fünftiger Gefährdung 477 ff. — Un: 
verjährbarfeit der A.-Anſprüche wegen 
fünftiger Gefährdung 480. — Eigen: 
en gefegl. zur A. von 
Seuchen 488. 

Abweihung, Vereinbarung von A. von 
den Normen des m. 923. 

Abzahlunggeihäfte 533. 

Accessio possessionis 540 '®, 

Aecquisitio civilis und naturalis 494%, 

a popularis, deren Wegfall 18'4, 
670°, — a. iniuriarum 24°, 562 
a. pigneraticia 40°, 905 17, gi4!, 
a. in rem scripta & 46. — a. Pauliana 
475, — a. auctoritatis 110°, — a. de 
modo agri 110°”. — a. Publiciana 140, 
248°, 258, 584'%, — a finium regun- 
dorum ra negatoria 464 '?, 
— a. aquae pluviae arcendae 468%. 


— — — — — — — — — — — — — — — — — — —— —— — — — 
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a. de tigno iuncto 543'?”. — a. arbi- 
traria 588°. — a. ad exhibendum 
589®, — a. negatoria 690 '%, — a. con- 
fessoria 690, 627°, — a fiduciae 
706%. — a. "a. Serviana 706?, 214! — 
a. hypothecaria in rem 706*, 914‘. 
— 4. utilis ad rem vindicandam 707®. 
Adipiseimur possessionem animo et 


„ecorpore 138", 175°. 
Abnlihes Verbältnis, Bedeutung 162°, 
1 63 13 


Üben als Verarbeitung 549. 

Witerpfand 930°. 

Ager publicus 135°, 257 f. -- a. divisus 
et assignatus 258°. a. arcifinus 
San 515°”, — a. limitatus 515", — 


ectigalis 609, 

Aprarreht ii Landesgejepgebung über: 
lafien 433. 

Agrimensores 258°. 

Altien, Niegbrauh an U. 660, — 
deren Berpfändung 949*. 

Altivlegitimation bei Geltendmahung des 
Anſpruchs auf Wiedereinräumung ent= 
zogenen Beſitzes 238. — wegen Stö- 
rung des Beſitzes 244. — bei Her— 
ausgabeanipruch wegen früheren Be- 
fipe® 250. — zur Geltendmadung der 
aus dem zen abgeleiteten An⸗ 
iprüche 366. — zur Geltendmachung 
des Forderungrechts aus e. Hypotheken⸗ 
forderung 833, — M. des Gläubigers 
einer Briefhypothek durch den Brief 
—— U. des Grundſchuldberechtig⸗ 
t 

Atzeſſoriſche Natur der Hypothek 119, 707, 

— a. N. bejtimmter Pfandrechte 704. 

— a. N. der Sicherunghypotbel 713. 

— N. des —— —— 714, 


Alienatio constitutiva u. translativa 493°, 

Alleinbeſitz 134°, 153. 

Alleineigentum durch Verbindung u. Ver: 
milhung 545. — durch Berarbeitung 
549. 

Allmende 431, 638, 

Altodififation 613. 

Alluvio 515°, 

Altenteilrehte 658. — nad) Landesrecht 
zu beurteilen 149°?, 

Altertümer, Inkraftbleiben landesgeſetzl. 
Beſtimmungen betr. deren Ablieferung 

17 


517. 
Alveus derelictus 516%, 
Amortifationguoten jind nicht einzutras 
gen 72228, 
... als Grundbuchamt 275. — 
U. entſcheidet über abweichende Bes 


Alphabetiſches Sachregiiter. 


ftimmungen betr. Bfandverfaufs 923. — 
A. als Sciffregijtergericht 935°. 

Amtspflicht, deren jchuldhafte Verlegung 
jeitend ded Grundbuchbeamten 278. 

Amtöwegen, en v. 9. 
391. Löſchung unzuläffiger Ein— 

tragungen v. U. 8. 

rad von Rechten, Bedeutung 67. 

geiegl. Eigentumbejchräntungen, 
eintragungfäßig 353. — Ü. des ungen, | 
dingl. Rechte ift einzutragen 356. — 
A. der Eigentumverhältnifje an Srund- 
ftüden jeßt ee gg voraus 497. — 
. des Inhalts und des Ranges dingl. 
Rechte find einzutragen 356 j. — Ü. der 
Bwedbeitimmung u. Benußungart des 
durch Dienftbarkeit belafteten Grund» 
ſtücls ausgeſchloſſen 641. — Äü. des 
Inhalts u. Ranges voran= oder gleich— 
ftehender Belajtungen nur mit Zuftim- 
mung der gleich» oder nachſtehend Be— 
rechtigten 755. 

—— des Pfandverkaufs 5 923, 

Aneignung berrenlojer Yahrnia 559 ff. — 
als originärer Eigentumerwerb 123, 559", 
— widerrechtl. A. aus e. Rachlaß ift t Dieb- 
ftahl 204. — widerrechtliche oder heim- 
lie 4. hebt Befittatbeitand auf 221. 
— ÜEigentumerwerb an Früchten ſeitens 
des obligator. Nußungberechtigten durch) 
4. 553. — A. wilder Tiere 56L. 

Aneignungreht des Beſitzers betr. der 
einer Sache eingefügten Yahrnis 602. 
— NW. des Fiskus hinſichtlich herrenlofer 
Grundjtüde 125, 315", 509. 

Aneignungwille nu nur beim Berfehrfähigen 
vorhanden 154. 

Anerbenredt, defien Regelung den Landes— 
gefeßen vorbehalten 49°, — befonderes 
Grundbuchblatt für AU. 302%, 

Anfallrecht betr. der Früchte 553. — A. 
betr. des zundes 571, — U. des Grund 
... betr. de3 hälftigen 


Aufechtbartei bi dingl. Verträge, wegen Täus 
fhung oder Drohung bei Abſchluß des 
obligator. Vertrags 85. — Leiftung troß 
Kenntnis der A. des obligatoriichen 
Grundgeihäfts 85. — Kenntnis ber 
U. eines eingetragenen Rechts fteht der 
Kenntnis der Nichtigkeit gleih 380*, 
— N. der Beftellung des Nießbrauchs 
an e. Vermögen wegen Benadteiligung 
der Gläubiger 664. 

Angebot an rin wen 98%, — 
realed A. 179 

Animus dominii 138, 154", — a. rem 
sibi habendi 138 1%, 154'%, — a. pos- 
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sidendi 175°. — a. alieno nomine deti- 
nendi 176°. — a. revertendi 562 '% 1, 

Anlagen, gewerbl. jtaatl. al® Teil des 
ftaatl. Finanzvermögens 19. — Beſitz- 
ftörung durch dauernde U. 244, — 
Verjährung - me auf Beleiti- 
gung g einer A — — 

eeinträchtigende y: 426, — Abwehr 
gegen einen unmittelbaren förperl. Ein— 
riff in das Nachbargrundſtück darſtel— 
ende U. 463. — Begriff U. 478", — 
Eigentumbeihränfen betr. gewerbl. U. 
487. — Eigentumanjprud; auf Bejei- 
tigung von U. 591. — Einſpruch gegen 
ftörende A. und A. von Gräben und 
Bodenvertiefungen 478 f. — Koften für 
Bejeitigung jtörenderA. 591°. — Koſlen 
für Unterhaltung von A. auf dem mit 
Dienftbarkeit belafteten Grundftüd 641. 

Anlandung (alluvio) 515. — Beſitzergrei— 
fung an U. 196'?. — U. am Meeres 
ufer 517, 

Anlegung der Grundbüher den Einzel» 
ftaaten überlafjen 263 f., 268. — mündel- 
fihere U. des aus verpfändeter Forde⸗ 
rung eingezogenen Geldes 945. 

Anmaßung e. Dienjtbarfeit als Grund zur 
2 a Ka (Negatorien:) Klage 


Annahme des BVertragantrages 98. 

Annahmeverzug des Gläubigers berechtigt 
zu Aufgabe des Beſitzes an dem betr. 
Grundjtüd 99°'% 

Aunehmlichleit, Erhöhung der U. 
Grund zur Servitutbeftellung 632. 

ne nicht dem Erb— 
baurecht 

— der Erſitzungzeit des ne 
befiger8 153°, 205°, 427'%, — Über: 
nahme der Hi Hypothek unter Anrechnung 
auf den Kaufpreis 782, 

Anfhlußpfändung 954°". 

Anſpruch, dingliber 4f. — A. auf Be: 
wirfung der Leiſtung zufolge der obli= 
ator. Berpflihtung 81. A. auf 
Berichtigung des Srundbuche 92, 381 ff. 
— flagbarer U. auf Bewilligung einer 
Eintragung oder Löſchung 110%, 
A. aus der Vormerfung 421. — N. aus 
dem Eigentum 577, — U. auf Wieder: 
einräumung des Beſitzes 236 ff. — A. 
wegen Störung des Beſitzes 243 ff. — 
A. auf Herausgabe wegen früheren 
Befiges 247. — U. auf Abholung 189, 
581. — M. auf Abmarkung 456. — 
U. auf Auffuhung 166. — U. auf Ber: 
ziht anf e. Hypothet 859, * Verzicht 
auf e. Grundſchuld ggg. 


als 
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Anfprucizerftörende Einreden aus dem 
obligator. oder dingl. Recht 859. 

Anftalten des öffentl. Rechts, deren geſetzl. 
Hypotheken als ar eg 

Vertrag auf A. eines Grund: 
ſtücks 79 

Anteile, Piandrechte und Nießbrauchrechte 
an U. zufammengefügter Sachen 29. — 
U. eine Miteigentümerd al® Gegen- 
jtand bejondrer dingl. Rechte 30. — 
Belaftung des N. e. Miteigentümers 
440, 784. — Rechtsverhältniſſe betr. 
der U. e. Miteigentiimers 445. — Ein- 
tragung der A. der Miteigentümer 305, 
445, 450. — Miehbrauh am N. e. 
Miteigentümers 42, 445 '?, 643, 656. — 
Nießbrauch am N. e. Miterben 664*. — 
— Meallaft an dem N. e. Miteigen- 
tümers 680. — 9. e. Miteigentümers 
ald Gegenitand e. Hypothek oder ge= 
jonderter Zmwangpvollitredung 784. — 
Plandredit an einem A. e Miteigen- 
tümers 903. — A. der mehreren Eigen: 
tiimer an e. aus e. Geſamthypothek her— 
vorgegangenen Eigentümergrundſchuld 
817 f. — Berpfändung e. A. an e. Ge— 
jeichaft 949 ®, 

Antichresis 706°. — a. tacita 906%, 

Antichretiihe Piandredhte 715. 

Antrag zur Eintragung erfordert. 91, 312. 
— bindende Kraft des U. 96Fff. — 
wiederholter A. 104. — MW. auf Zu— 
ihreibung mehrerer Srundftüde oder 
Grundſtückteile zu einem Grundftüd 
304°, — Recht auf Einfiht der un— 
erledigten A. 374. — N. auf Berichti— 
gung des Grundbuhs 382, — MW. auf 
Eintragung e. Widerijpruhs 390. — 
A. auf Löſchung e. Vormerlung 414°, 
— A. auf Zmwangverfteigerung 346. — 
j. auch ntragungantcag. 

a ak zum GEintragungantrag 


— bei Ausſcheiden eines Ge— 
jellichafters 127°, 

Anwartſchaft dingl. auf Grund der Eini- 
gung 88, 109, 112. — X. des mittel- 
baren Befigerd auf unmittelbaren Boll: 
befiß 165L — 9. auf Beſitzerwerb bei 
realem Angebot 179%, — 4. auf Be- 
Large bei Gewahrjamverhältnis 187. 
— A. 


einzutragen 63, 117, 328'#, 440, 


Anweſeuheit, gleichzeitige beider Teile bei 


Auflafjung erforderl. 91, 502, 
Anzeigepfliht betr. des Fundes 5609. — 
betr. des Schapfundes 76! —M. 
des Wohnungberedhtigten bei Bejchädi- 


des Nacherben im Grundbuc) | 





Alphabetijches Sachregiſter. 


gung ober Meng des Gebäudes 
672 ?? . des Pfandgläubigers betr. 
gu Wa rt ge oder Ber- 
erb3 der Pfandſache UB. — A. betr. 
Berpfändung von Forderungen 942. 


Apothefentonzeifion 658%. 

Apparente Servituten 147 °*. 

arbitratus de restituendo 558°. 

Argliftige Täufhung ſ. Täufchung. 

Arreft in Grunditüde 842. 

Arreftbypothel 713, — MM. fteht 
nit unter dem Schuß des öffentlichen 
Glaubend des Grundbuhs 377°, — 
N. al8 Sicherunghypothek B66. 


Affignation von Grundbefig im alten Rom 
258, 492, 


Atomenlchre 26, 214*, 542%, 

Auchbefiger 134%, 161 

Aufbewahrungpflidt des Grundbuchamtes 
betr. Erllärungen zu Eintragungen 310. 

Aufgabe von Grundjtüden 67. — U. des 
Beſißes an der Fahrnis 67, — N. der 
tatſächl. Gewalt 222, — Bedeutung X. 
222% — M. des Eigentums ijt ein- 
tragungbedürftig 348 

Aufgebot zwecks er des Eigen- 
tümers 127, 425%, 506 f. A. zur 
Anmeldung bejjerer Rechte 300”. — 
N. zweds Ausſchluſſes e. Reallaſt 353. 
— A. zweds Bejeitigung von Wider: 
jprüchen 397. — Borausfegungen für 
dies N. 507, — A. zwedd Ausichlufjes 
des Vorfaufberechtigten 363, 700, — 
U. zwecks Ausſchluſſes des Hnpotbefen- 
aläubigerd 363. 740%, 765%, — N. der 
Nachlakgläubiger ohne ohne Wirkung auf das 
durh Vormerkung gefiherte Wartrecht 
419. — A. zweds Krajtloserflärung 
e. Hypothelenbrieſs 764. — U. zwecks 
Ausſchluſſes des Gläubigers aus e. In— 
haberpapier S7L. 


ehe Bedeutung 746*. 

Aufhebung von Redten 67. — A. v. R. 
als e. Art dingl. Rechtsänderung un. — 
A, Bedeutung u. Wirlungen 
A. nicht eingetragener Rechte 287. — 
A. e. Hypothek durch Löſchung zu verlaut- 
baren 356, 768. — Ausſchluß des Rechts 
der U. einer Gemeinihaft iſt einzutra= 
gen 357. — M. des Eigentums oder 
begrenzter Rechte durch den nicht eins 
getragenen Erben 359. — U. von Dienft- 
barteiten 624, — U. der Hypothek, 
Bedeutung 769. — Erfordernifie der 
N. der Hypothek 770. — U. verpfän 
deter Rechte mit Zuftimmung des Piand- 
gläubigers 94. 


Alpbabetiiches Sachregiiter. 


Anflafiung 494 fi. — Begriff 94 — U. 
als dingl. Vertrag 86, 494, — A. kaun 
nit dem Kaufvertrag i in e. Urkunde zu— 
jammengefaht werden 83. — nachſol— 
gende A. heilt den Mangel des form: 
ungültigen Vertrags 83. — Vormund— 
ihaftgerichtlihe Genehmigung der N. in 
der Genehmigung zum Ubſchluß des 
obligator. Bertragd enthalten 85. — 
U. ald Mitvorausjegung für Eigentums 
übergang an Grundjtüden 91. — A. 
erfordert gleichzeitige Anweſenheit beider 
a vor dem Grundbuchamt 91, 502, 

9. jeitens e. Nichtberechtigten 97°, 
107°. — 4. unter Bedingung u. Beit 
bejtimmung unzuläffig 106, 311 *,499.— 
Verfügung über e. Sade vor X. 121°%, 
— 4. im älteren deutjchen Recht 260. 
— Beurkundung der U. 311%. — A. 
erfordert urkundl. Nachweis der dingl. 
Einigung 313. — U. betr. des Anteils 
e. Miteigentümers erfordertlich 445 '*. — 
Wirkung det A. 495 ff. — Gründe für 
Unmwirljamfeit der U. 495°, — Die ein- 
zelnen Fälle, wo U. nötig u. wo nicht 
nötig 497, — Vollmacht zur A. be— 
darf öffentl. Form All — .. 
des Anſpruchs auf W. 
der A. auf Grund dee Urteils 
503 ®1, 





Anflaffungerflärung, Abgabe der beider: 
jeitigen U. durch den den Kaufvertrag 
verlautbarenden Notar 96*, — N. vor 
dem jachl. u. örtl. zuftändigen Grund: 
buchbeamten 503 f. 

Auflaffunggewere 142°. 

Anfrehnung als Verfügung 65'?. — Recht 
der W. fteht dem Niehbraucher e. For: 
derung nicht zu 659. — A. als Grund 
zur Entjtehung der Eigentümerhypothef 
740'%, — Unzuläffigfeit der U. mit 
einer dem Eigentümer gegen den bie- 
her. Gläubiger zujtehenden Schuld nad) 
Abtretung der Hypothek 778. — Wir: 
fung der A. von Miet- oder Bachtgeld- 
forderungen den Hypothefengläubigern 
gegenüber 796% — NW. des Eigen: 


tũmers dem Hhpothefengläubiger gegen= | 





über 825. — U. gegen die Forderung 


aus e. Siherunghypothet S64. — N. 


de3 Pfandſchuldners 917 f. — N. jeitens | 


des Drittſchuldners 


Aufrücken von Rechten beim Wegfall voran— | 


gehender Rechte 50. 


Aufficht über die Amtführung der Grund- | 


buchbeamten durch die Einzeljtaaten 282, 


Antiuhunganfprudh 166. — A. hat der | 


Beſitzhalter 
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Auftraggeber als mittelbarer Bejiger 165'°, 

Aufwendungen des Finders 570. — A. 
des Befigers 602, — Aufnahme der U. 
für Bewirtihaftung in das geringite 
Gebot 849, 

Ausbeſſerungpflicht betr. der im Intereſſe 
des Dienjtbarfeitberechtigten beitehenden 
— 641, — N. des Nießbrauchers 


267 2%, 


— 
J Funktion des ſozialen Ge— 


Ausdehnen 
waltbegriffs 130 

Ausdehnung der Haftung des Verpfänders 
897. 


MATTNERBEIE ING. Pfändung des Anz 
ſpruchs auf ) 

Ausfall, — wegen A. bei der 
Zwangverſteigerung 

Aushündigung der a ea 
erflärung 103. — des Hypotheken⸗ 
brief 76lf. — —* auf A. des 
Briefs bei Ablöſung des vorangehenden 
Gläubigers 812, 

—— ſeitens des Nach— 
beſitzers 134. — U. beſteht nicht betr. 
des Grundbuches 97570 betr. des 
Schakfundes 576'°, 

Ausland, Bedeutung 442", 

Ausländer, Erwerb von Grundftüden 
durh N. 3°, 439 ff. 

Auslegung dingl. Berträge aus dem obli- 


gator. Vertrag 54. — enge U. der 
Grunddienjtbarfeiten 637'%, — finn- 


gemähe A. des Dienjtbarfeitbejtellungver- 
trag® bei Erhöhung der Bedürfnijje G4L. 

Ausiheidung von Grundftüden aus dem 
Grundbuch 267. 

Ausſchlagung der Erbſchaft bewirkt Befiß- 
verluft 222, 

este des Eigentümers durch Aufge— 
botverfahren 127. — U. des Anipruch 
wegen verbotner Eigenmadt nad) 1 Jahr 
230, — W. des Anipruch® auf Wieder: 
einräumung des Beſitzes bei wechfeljeitiger 
verbotener Eigenmadht 242. — U. des 
Anſpruchs wegen Bejipftörung 247. — 
U. des Herausgabeaniprudh wegen 
böjen Glaubens des Klägers 251. — 
A. der Erteilung e. Hypothekenbriefs 
340f., 762, 765. — für die Sicherung: 
hypothet 762°, 810'*, 864. — N. des 
Rechts der Aufhebung einer Gemein- 
ichaft iit einzutragen 357, — U. des 
Vorkaufrechts, e. Reallait, e. Hypothef 
dur Aufgebot 363, 6 U. der 
perjönl. Haftung für die Leitungen aus 
Reallaften 631. — U. des Pfandverfaufs 
im voraus unzulällig 205. — W. des 
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Kündigungrehts ded Eigentümers 757. 
— A. des Rechts auf Teilung der in 
re verwan⸗ 
elten Geſamthypoihet 818, — U. des 
unbefannten —— aus e. Inhaber⸗ 
pier 871. — A. des Übergangs des 
Blonde bei 
— A. unbekannter Schiffgläu— 

Fe 938. 

Ausſchlußurteil als Grund des Erlöſchens 
gewiſſer Rechte 69. — U. zwecks Aus— 
ichlufied des Eigentümers 508. 

Ausſonderungrecht des dingl. Berech— 
tigten im Konkurs 12, — 9. wegen 
geſetzl. Pfandrechts 900°, 

tan von Hypothekenbriefen 340f., 

— A. e. neuen Hypothekenbriefs 
an ne des für kraftlos erklärten 345, 


Ausübung, einmalige der Dienftbarfeiten 
im legten Jahr vor der Störung 137. 
— Bemweidlaft für U. der Dienftbarfeiten 
147%, — N. der tatjächl. Gewalt 149, 
194f., 198, — 30jährige Ausübung 
eingetragner begrenzter Rechte an Grund⸗ 
jtüden als — wären für deren Er— 
ſitzung 427. — ſchonende A. der Grund— 
dienſibarkeiten 639, — Überlaſſung der 
A. des Nießbrauchs einem Anderen 645. 

Auszug 687°. — A. als Gegenjtand von 
—“ 36°, 658, 

Antomatenlauf 82°°, 


B. 


Baden, Grundbuchverhältniſſe daſ. 204 

Bagatellfund 560", 

Bahneinheit 286°, 302, — Berpfändung 
einer ©. 783. 

Bahngrundbuch 286’, 871%. 

Babngennpitüce, in inwiefern eintragung- 
pflichtig 267 

Yabupfandfcuid 87 — 

Baulier, beſondere Sorgfaltpflicht derſ. bei 
Ein- u. Verkauf von Wertpapieren 536**. 

Bannredt 145. 

Bargebot 349. — defjen Berzinfung SSL, 
— Niditberichtigung des. 853. 

Barzahlung beim Pjandverfauf 923, 929. 

Bänerlihe Nutzungrechte, deren Negelung 
den Landesgejegen vorbehalten 49°, 

Banerngüter 614, 691. 

Bauflu tregulierung, d ber Landesgeſetzge⸗ 
bung überlafjen 454* 

Baugelderhypothel Zoot 

Bäume, Miteigentum an B. nad) früherem 
Recht zu beurteilen, auch Nachbarrecht 


betr. der B. e. Waldgrundftüds 434. — 
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B. ald Srenzzeichen 460. — Anpflanzen 
v. B. in n Se timmtem Abftand von der 
Grenze 464. 

Baupolizeivorfehriften dem Landesredt 
überlafjen 488. 

Banunternehmer, deren gejegl. Hypothef 
als Sicherunghypothel 866. 

Bauverbote als Gegenftand von Grund- 
dienjtbarfeiten 635. 

Bauwerle, Sonderrechte an B. über ober 
unter der Erde 454. — Schadenerjap- 
pflicht bei Einjturz von B. 134, 

Bayern, Grundbuchverhältniſſe daf. 2937. 

Bearbeitung 549, 

Beauftragter als Bejigmittler 158. 

Bedingte Rechte, deren Behandlung im 
Zwangverfteigerungverfahren 52°. or. 
mertung 5b. Anjprüche 106, 408”. — 
b. Eigentumübertragung betr. Fahr⸗ 
nis 108. — b. Verzicht auf Eigentum 
1081, — Hnporbefbeftelung ür b. 
Horderung 729, 878. — Fahrnispfand- 
bejtellung für ür 6. —— 895, 899, 
— b. —E 906. 

Bedingung, Unmirfjamteit der Auflafjung 
.. F u 499, — Hypothef — 

— unter auflöſender B. 
—2 — Rechte 363, 729. 
rg * Beſitzers als Beligftörung 


Beeinträhtigung von Grundftüden dur 
Wurzeln u. Zweige aus dem Nachbar: 
grundftüd 464. — Anſpiuch wegen B. 
ded Eigentums 581. — B. des Eigen- 
tums als Grund zur Negatorienfiage591. 

Beförderungmittel, in — verlorene 

achen 191, 572, 

Befreiung zufolge Leiftung an den Bud- 
berechtigten 378. 

B — er Anerkennung besi. 

— des Gläubigers als Grund 
des Erlöſchens des Rechts 69. — B. 
aus dem Pfande 705, 916. — B. aus 
dem Grundjtüd 751. — Wirkung ber 
B. des Gläubigers 769. — Wirkung der 
B. des Gläubigerd e. Gejamthypothel 
810%, — B. des Hypothelengläubigers 
dur d. Eigentümer oder den perjönl. 
Schuldner 821. — abgejonderte B. des 
Hupothefengläubigerd im Konkurs 702%, 
844. — B. aus der Grundſchuld 
— B. aus e. verbfändeten Recht M4l. 

defriftung bei Auflafjung unzuläifig 106. 

— zuläfjig bet Hypothekbeſtellung 108, 
bei Fahrnispfandbeſtellung 906. 

Beglaubigung, öffentl. der Hypoth.-Ab 

tretungerfi rung 762°°, 


Alphabetiiches Sachregiiter. 


Begräbnisftätten, Rechte an ihnen der 
landesrechtl. a er überlafjen 49'. 
—— Rechte 606ff. — b. R. an frem= 
der Sache u. Gebundenheit derſ. 1, 607. 
— b. R. an e. Sache neben dem Eigen- 
tum — 5. R. nur an fremder Sadıe 
mögl. 39. — Fortbeitand b. R. bis zu 
deren Köihung 41. — 5b. R. an der 
Fahrnis 43f. — 5. R. gehen dem Eigen- 
tum vor 50. — Borrang älterer b. R. 
vor jüngeren 50. — Untergang b. R. 
an der Fahrnis durch — F — we 
Erwerb öl. — Erlöſch 
Fahrnis durch — = Eigentums 
an ihr 61. — Rechtsänderung betr. b. R. 
an Grundjtüden jet Einigung u. Ein- 
tragung voraus 93. — Formloſigkeit des 
dingl. Bertrags über b.R. 100. — Be: 
jtellung b. R. an Liegenſchaften 103. — 
b. Bejigrechte 144ff. — bei Inkraft— 
treten — BEB beſtehende b. Belip- 
rechte 148. — Übertragung oder Auf. 
bebung b. R. durch den Erben 359. — 
Erfigung b. R. an Grundftüden 427F. 
— Überfiht der Arten der b. R. 606. — 
b. R. an eigner Sade 607. — Fort- 
beitand der bei Inkraſttreten des BGB 
bejtehenden b. dingl. R. 625. 

Begrenzung - Eigentums im öffentl. 
Intereſſe 4 

a — für B. von Sachen⸗ 
rechten unterſteht dem Gebietitatut 3. — 
B. e. Rechts an e. Grundftüd, Bes 
deutung 33 265°, — B. nach dem 
BGB ni 1 zuläfiger Sachenrechte nicht 
mehr mi 

Beilaß 500. 

Beifprudhreht der Erben 35, 692. 

Beiſeiteſchaffen, — des fehlerhaften 

ejigers für B 
en zur — RER 830%, 


Belanztmadung des Aufgebots 508. — 
öffentl. B. betr. Ort u. Zeit ujw. des 
Pfandverlaufs 923, 

BDellagter beim Anipruc auf Wiederein- 
räumung des Befiges 240, — B. beim 
Eigentumanſpruch 582 ff 

rer og durch gewerbl. Anlagen 487. 
Belaftung, Bedeutung 66, 348*, 607. — 
te B. von Grundftüdteilen 

785. Fortbejtehen von B. an 

— 2 e. Sache 30. — B. e. Grund: 

jtüd3 mit e. dem Umfang nad) bejtimmten 

jpäter zu beftellenden Redht 57. — B. 

als e. Art dingl. Rechtsänderung 106. — 

B. e. Grundftücts mit e. begrenzten Recht 

it einzutragen 348. — B. des Anteils 


— — — — — — — —— ——— — — 
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eined Miteigentümerd 444. — B. im 

Gegenjaß zu Nr 607. 

— des Erbbaurechts 619. — B. eines 

Grundftüds mit einem nah BGB. un- 

zuläffigem Recht unmögl. 626. — Er: 

ſitzu der Freiheit von B. A1L — Recht 

der ſteht dem Nießbraucher nicht zu 

— B. zugunſten eines Miteigen— 
rend 447, 

— vom BGB nicht aufge— 
ſtellt 

Beleihunggrenze 757. 

Benadhrihtigung der Beteiligten von jeder 
fie betreffenden Eintragung : 
des Vorlaufberehtigten vom Abſchluß 
des Kaufvertrags 695. — Pflicht der 
B. des perjönl. Schuldners vom Be: 
treiben der Zwangverjteigerung jeitens 
des Hypoth.-&läubigers 828. — B. des 
Eigentümers u. ſonſtiger a Berech⸗ 
tigter betr. Pfandverlaufs 923. 

Benachteiligung der Gläubiger durch Be— 
jtellung eines Nießbrauchs an e. Ver— 
mögen 664. 

— 612, 

Benefiziatwefen 432. 

Benugung, Ordnung ber B. im Miteigen- 
tum ftehender Sachen 446, 

Berechtigter, Bedeutung 64. — B. im 
Sinne des Grundbuch 316. — B. im 
Sinne de3 Pfandreht3 716° 

Beredtigte Intereſſen ſ. Interefien. 

Berechtigung, Foribeſtand von B. an Teil- 
ſtücken e. Sade 30. — Art und Um— 
fang e. Berichtigung für Ausübung e. 
Grunddienitbarkeit, aus dem dingl. Ver— 
trag abzuleiten 111. 

Bereiherung ſ. ungeredhtfertigte B. 

Bereiherunganfprudy gegen den — 
den Nichtberechtigten 62. — B. des Be— 
m bei — ſeines dingl. 35 
370, 536. B. zufolge Rechtsverluſts 
durch Verbindung oder Vermiſchung 547. 
— B. zufolge Rechtsverluſts durch Ver— 
arbeitung 550. — B. wegen Aneignung 
von Früchten jeitens e. Nichtberecdhtigten 
559. — gegen den redl. Befiger wegen 
ordnungswidriger Fruchtziehung bei uns 
entgeltl. Befikerlangung 593. 

Bergbaufreiheit 566°". 

Bergbauboheit 566°. 

Ber at landesredil, Vorbehalte für das 


302, 
' Bergwerle ald Teil des ftaatl. Finanz- 


vermögens 19. — B. künnen bejondres 
Grundbuchblatt erhalten 302'?, , 
als Niekbraucgegenitand 652. 

Bergwerleigentum 566°. 
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Beridtigung ded Grundbuchs 295°, 381 ff. 
— 8. bei fraft Gei. erfolgten Rechts— 
änderungen 71. — ig A a > 
d. Gr. 93, 111, 325. 
bei Eintragung troß Nichti * * 
dingl. Vertrags 120. — B. d. Gr., 
wann nicht der Eintragun —2 
bedürftig 315'*, 388, — Sr. auf 
Grund beſſeren Rechts 387. — Zweck 
der B. 381. — B. von amtswegen 382. 
— B. auf Antra a © 382}. — Anſpruch 
auf B. 384f. ⸗Anlpruch gebt auf 
den — des Rechts über 385. — 
Vorausſetzung des B.-Anſpruchs 385. 
— B.Anſpruch iſt nicht pfändbar 385, 
— Beweislaſt bei uuuen) des 
B.- Anſpruchs 387. — Koften für B. 
389, — Beriditigung bricht Vormerkung 
406. — Anſpruch auf B. wegen Nich— 
tigfeit e. Bormerfung 424”, — megen 
re Eintragung der Sicherunghypo⸗ 
the 

Verichtigungberechtigter 320. 

Berliner Teftament 118% 

Berniteinregal 563'%, 

Berühmung 581f. 

Beihädigung in Ausübung der agrlg 
236, — Haftung des Prozeß- u. des 
unredlichen Beliter8 für B. 596. — B. 
bei Bornahme der Trennung eingefügter 
Sadıen 602°, 

— erftredt ſich auf Zubehör 

— auf Früdte 215'° 
Bruns der B. zwecks Bmwangverwal: 
tung auf Miet- u. Pachtforderungen 
795. — B. von Grundftüden u. deren 
Wirkung 846f. 

Beihränfte perſönl. Dienftbarkeiten ſ. per 
jönt. Dienftbarkeiten. — b. Geſchäßft— 
fähige, Beſitzerwerb durch fie 184, 
213. — Belikaufgabe durch jie unmögl. 
222'%, -— Die von b. G. aus dem Beſitz 


—— Sache wird verkehruntauglich 


Beihränfung; nachträgl. B. der Geſchäft— 
fähigleit oder Vertretungmacht ohne 
Wirkung auf vorherigen dingl. Vertrag 
u. Eintrag. Antrag 104. — B. des 
Eigentums durch Dienjtbarfeiten 623. 

Beſchwerde, wieweit zuläjfig in Grund— 
budjaden 2832 ff. — weitere Beichwerde 
gegen Enticheidungen des Beichwerde: 
gericht® in Grundbudhiahen 2834. — 8. 


gegen Eintragung e. Widerjpiuchd oder | 


deren Verweigerung 391°. — B. gegen 
Bormerfungen 424. — ®. nicht zuläſſig 
gegen vollzogene Eintragung 283”, — 
Berichtigter zur Ausübung * D.: Rechts 
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in Grundbuchſachen 283. — B. bei ber 
Polizei wegen Behinderung an Benugung 
im Gemeingebraud jtehender Sadyen 24. 
— B. gegen den Zuſchlog SL — B. 
egen den Zmwangverwalter 854°”, 
Beleimerdeberfahren in Grundbuchfachen 


a Anſpruch auf 8 * Beſitz⸗ 
ſtörung 238, 245. — ng der 
Verjährung des — F B. der 
eine Dienſibarkeit beeinträchtigenden An— 
lage 426. — Anſpruch auf B. ſtörender 
Anlagen u. Unterlaſſung weitrer Ein— 
riffe 463, 478, 
Be u Aniprud auf Gejtattung der 


Befiß 1275. — B. als dingl. Recht 2. 

— B. an e. Sadinbegrifi 26%. — B. 
an Bejtandteilen 27°. — tollidierende 
mehrere B.- Rechte 50. — B. ald Rechts: 
zeihen bei der Fahınia 61, 90, 223, 
584, — 8. begründet die Vermutung 
des Rechts 61. — B. als Rechtsver— 
bältnis 127, 132f, 151, 201, 494. — 
B. als Sachbefik 128? — — Begriff B. 
130, — Doppelbedeutung 
an offenen Grundjtüden 130%, — B 
im Gegenjaß zum Eigentum 131. — 
Beweis für die Natur des B. 131. — 
Übergang de8 B. auf den Erben 132, 
202. — Recht zum B., Bedeutung u. 
wen es zuſteht 132'%, — Scadenerjag 
wegen Berlegung des B. 133. — Eigen» 
tumvermutung betr. des B. der Fahrnis 
133, 223. — B. als „ſonſtiges Recht“ 
im Sinne des $ 823 BGB, 133". — 
Arten des B. 134, — geichichtl. Ent: 
widlung des — Be sau u. der Arten 
des B. 135ff. — u — im 
römiſchen Recht 137. — B. auf Zeit 
157, 161. — mittelbarer B. 160f. — 
ungeteilter B. Mehrerer 161. — Erwerb 
u. Rerluft des B. 174. — B. an 
Teilen u. Mitbefig 214 ff. — Yortdauer 
u. Berluft des B. 219. — Rechts— 
wirfungen u. Schuß des B. 2237. — 
Doppelwirtung des B. 224. — Febler- 
baftigleit des B. 229, — Anſpruch auf 
Wiedereinräumung des B. 236ff. — 
wegen — des B. 243. — B. 
—8 Hypothelenbriefs, Vorausſetzung zur 
Geltendmachung der Hypothek 33*. — 
Wirkung des 2. von Inhaberſchuldver⸗ 
ichreibungen 869. 

Befibanfpruc, dejien Verbindung mit dem 
Eigertumaniprud 133, 231”, 584°*, 
z Beweislajt bei Geltendmadung des 

. 219, 


Alphubetijches 


——— betr. der Fahrnis 67. — | 
betr. Grundjtüde bei Annahmever: 

J des Gläubigers W. — B. unter | 

Eigentumverzicht macht die Sache herren= | 
103 124, — B. durch Aufgeben der tat: 
ſächl. Gewalt und Erklärung 222, — B. 

ihließt den Herausgabeanipruch wegen 

früheren Befiges aus 250, 254. | 

Beligdiener 134%, 168 f. | 

Befiseinräumungllage 238 ff. — Altiv— 
legitimation 238. — Bajjivlegitimation 
241. 

Befiseinweifung durh den Gerichtvoll- 
zieber 589. 

Befisentzichung 539. — Anſpruch aus B. 
ſteht dem Bejigmittler zu 166. — B. 
bewirkt Befitverlujt 221. — B. als ver: 
botne Eigenmaht 227. — B. vor In- 
krafttreten des BGB 242. 

Beſitzentziehnugllage, deren Ausſchluß bei 
einlähr. Beſiz des Gegners 230. 

Befiser, dejlen Haftung 5f., 392 ff. — 
B. hat die Vorteile e. Bellagten 131’, 
— Gelbitihuß des B. 233. — Haftung 
des B. aus dem Eigentumanſpruch 592. 
— deſſen Einreden und Berwendung- 
aniprühe dem Eigentümer gegenüber 
D98 f. dejien Recht auf Pfand: 
verfauf oder BZwangverfteigerung des 
Befiggegenitandes wegen Verwendungen 
605. — Haftung des redl. B. 5927. 
— Haftung deö Prozehbejiperd 595. — 
Haftung des unredl. B. 5967. 

Belisergreifung, Haftung für inte 

Seftattung der B. als Überleitung 
des Belipverhältniffes 170. — Verſuch 
der B. ohne Bedeutung 195. — B. an 
Sachgeſamtheiten und einzelnen Stüden 
aus denj. 196. — B. an Früchten ſeitens 
des Päcdhters 557. 

Befiserlangung 179. 

Befiserwerb Li4ff. — Haftung bei B. 5f. 
— Grundlagen des B. 174ff. — B. 
durch Vertreter 170% — B. durd) 
Seihäftunfähige 181f. — B. durd | 
Mitteläperfonen 209 ff. — B. juriftifcher | 
Berfonen 211. | 

Belisgewalt, a betr. des Tat: | 

eitandes der B. 224% — j. aud) tat: 
ſächl. Gewalt. 

Beſitzhalter Er — einzelne Fälle 1681. 

Begriff 1675. — Rechtsverhältniſſe 

169 ff. — B. gilt nicht als Befiger 

134", 132, 70 — Diebitad| oder 

Unterfjlagung des B. 172:*, 531°. — 

hat Selbithilfereht geger gegen verbotne 
are Dritter 174. — ihm jteht 
die Geltendmahung der Befiganiprüche 
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nicht zu 240. — B. als Bellagter im 
Eigentumijtreit 585. 

Befisherrihaft als Nechtzeichen der En 
Rechtsänderung betr. der Fahrnis 90, 
123. — deren jelbjländige Bedeutung 
128 j. — Gefährdung der B. ala Belip- 
jtörung 245. 

Beſitzllagen 236 ff. 

Belist mititut 131'*, 201, 208. — Erjaß 
der Ülbergabe der Fahrnis dur) B. 522. 
— B. nicht audreihend zur Pfand: 
beitellung 911. 

Bejitsmittler 156. — Begriff 152 — B. 
bat unmittelbaren Beſitz 134%, — 
Haltung des B. 594. — deſſen Ein: 
reden dem Eigentumanjpruch gegenüber 


Befisnadhfolge 197, 201 ff. 

Beſi suadhjolger; A| Klage gegen den fehler: 
baften B. auf Wiedereinräumung des 
Befiged 241. — GSelbithilfereht gegen 
den —— B. 239. 

Beſitzſchutz, Grund des B. 129. — B. 
greift auch gegen den Eigentümer durch 
131—., 8. dem fehlerhaften Beſitz 
verjagt 133°”. — B. für eingetragne 
Grund- und bejcdhränft perjönl. Dienft- 
barteiten 146, 670. — B. des Eigen 
beſitzers af. — B. des Nutz- und 
Bermwaltungbefigerd 156 f. B. des 
mittelbaren Befiperd 161°. — B. des 
Sondernadhfolgers in den Befig 206. — 
B. des Mitbejited 217. 

ze entfcheidend für den Umfang 

$ Eigentums 131°", 

Befi ftörnng 148. — Anſpruch wegen B. 
243 ff, 58L — Anſpruch des Beſitz 
mittlerd wegen B. 166. — gegen den 
Erben gerichtete B. 204. — 2. als 
verbotne Eigenmadht 227. — Selbſt— 
bilferecht bei B. 235, 236. — Anſpruch 
auf Bejeitigung der B. 238. — 8. 
durch dauernde Anlagen 244. — vor 
Inkrafttreten de8 BGB begangene B. 
247. 


Beſitzſtöruugllage 243 ff. — Aktiv» und 
Paſſivlegitimation bei ihr 244. — Bes 
weislajt 246. — deren Ausſchluß 247. 

ı Befisübergang auf den Erben 132, 202, 

B. durd) RESP: 20. 
 Befigübergabe 22. — B. ald BVollzug« 
handlung betr. der Fahrnis 90. — B. 
kurzer Hand 206. — B. als Erfordernis 
für Berpfändung von Fahrnis 907. 

Befisübertragung durch Sondernadhjolge 
205. — Bollzug u. Rechtsform der B. 
206. — B. unter Bedingung 206°". 
tonjenjuale B. 207. — B. an Fahınis 


62 
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* — B. durch Beſitzkonſtitut 200f. — 
B. — Zeichen des Fahrnispfandrechts 


— — — abjtrafter 205. 
tzverhältniſſe, auch * begründete 
unterftehen dem BGB 4, 134% 

— — begründet Schadenerjag- 


anſpruch 


Be — 219. 
Beliswille 151, 175f., 1795. — B. vom 


igenbefiger zu beweijen 155. 
m... Rede, Aufgebot aur Anmeldung 
b. R. berechtigt zur 

—“ des ——* 367. 

Beitandteile Sff. — Begriff 26. — dingl. 
Sonderredhte an B. fin zen. 27. — 
wejentl. u. unwejentl. B. 27°, — Rechte 
als B. von Grundftüden 29, — bdingl. 
Rechte an e. Sache erjtreden ſich auf 
beren B. 27, 788. — Unterfchied zwifchen 
B. u. Zubehör 31°”. — Eigentumerwerb 
an B. 5351ff. — Erfipung e. bemwegl. 
Sache umfaßt deren Bejtandteile 541. 

Beftätigung des anfechtbaren obligator. 
Vertrags durch Vollzug des KLeiftung- 
geihäfts 85. 

Beitattung; der B. dienende Gegenstände 
der ae eg entzogen 234°, 
Beftellung, Bedeutung 66°’. — Zeit der 

B. von Ang ee beitimmt deren 
Ran — Berlautbarung der B. e. 
- Beats an der Fahrnis 90. — 
B. begrenzter Liegenichaftrechte 103. — 
®. der Dienftbarteiten 623, — B. 
der Reallajten 680. — Borausjegung 
ur B. e. Hypothek 719. — B. einer 
nhaberhypothef 870.— B.des Fahrnis⸗ 
pfandrechts 906f. 
van erer Hypothekbeſtellung für 
fie 729. — Behandtung b. Anſprüche 
im Bwangverfteigerungverfahren 52°, 
Beteiligter, Bedeutung 64. — B. bei der 
Bwangverfteigerung 846. 
Betroffener, Bedeutung 315 1%, 387, 413%, 
Betten, deren Unpfändbarteit 952°, 
Beurkundung des Tages der Eintragung 
im Grundbuch 53. — falſche B. der Rang: 


ordnung 54. — Zweck der B. 324°, — 
öffentl. B., wo für Grundbucherllärungen 


uf. vorgeichrieben 323. — Beweislaft 


betr. unrichtiger B. 335%, — geridtl. 
oder notarielle B. erforderl. betr. der 


Belaftung des gejamten gegenwärtigen 
Vermögens mit e. Nießbrauch 663'. — 
betr. des Leibgedingvertrags 690, 
Beuteredht 561. 
Bevollmächtigter zur Stellung von Ein- 
tragımganträgen befugt 321. 
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Beweglihe Sachen, Wirkung deren Be: 
fipeg 226. — Beitellung e. Nießbrauchs 
an b. ©. 646'*, — ſ. auch Fahrnis. 

Bewilligung zu Beftellung begrenzter Lie⸗ 
genſchaftrechte 103. — wo einjeitige Be- 
— des Paſſivbeteiligten genügend 

272, 330 .— B. der Eintragung 
eines Widerſpruchs 393, einer Bormer: 
fung 412. — B. e. €. Bormerkung “ 
nit Anerfenntni® 419. — 2. 
Löſchung e. Vormerkung 424. — B. * 
Eintragung ſ. Eintragungbewilligung. 

Bewirkung der Leiſtung, Anſpruch auf fie 
durch die obligator. Verpflichtung be— 
gründet 81. 

Bewirkunggefhäft 767. 

Bewirkungpflicht, dingl. 109. 

Bewußtlo e können nicht Beſitz erwerben 


am auf Nebenbeurtundungen 310f. 
bei Eintragung von Dienfibarteiten 
ufw. aufdie inder Eintragungbewilligung 
enthaltene nähere Bezeihnung 339, 631. 
— B. auf Eintragungbewilligung betr. 
der ‚einzelnen Rechte des Leibgedinges 


Bienen, Beläftigung durch fie 469. 

Bienenreht 564. 

Bierfervitnt 635°. 

Billige Ermeſſen ſ. Ermejjen. 

Bindung, fiduziariihe 84. — B. der 
er beim wi Vertrag 98, — 

ntftehen der B. — Qufhebung 
der B. zufolge Bi des dingl. 
—— —⸗ 

Binnenſchiffahrtgeſetz 
Binnenſeen, — betr. derſ. 
16’, 513, deren Eintragung ins Grund⸗ 
buch 301. 

— ber Briefgrundſchuld un- 
znläffig 889°, 

Blantoindofjament, Er rt indoj- 
fabler Papiere duch BL.9 

Blutzehnt 692°°. 

Bodenbeitandteile, Eigentum an ihnen 
459. — Niekbrauh an e. Grundftüd 
eritredt fi auf die B. 652. 

Bodenerzeugniffe, Lieferung jolcher als 
Gegenitand von Reallaften 679. 

Bodenfreditanftalten 757%. 

Bodenzind (solarium) 608. 

Bodmerei 935%. 

Bona fides 538®. 

Bonitarifhes Eigentum 258°. 

Bösgläubiger Befiter 251'*, 

Bösgläubigfeit des Beſitzes ſchließt Heraus: 
gabeanfprud wegen früheren Befipe? 
aus 251, 254. — B. des Befipnad: 
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folger8 205%, — Beweislaft für B. 
251. Eideszuſchiebung betr. B. 379'?, 

Bote als Befighalter 172. 

Brandentihädigung für Gebäude 800. 

Brandihadenverfiherungspflict des Nieh- 
brauchers 

Brevi manu traditio 206”, 519 ?°, 

Briefgrundfhuld 888. — deren Ber: 
pländung 940. 

Briefhypothel 713, 758 fi. — Br. ift nicht 
auf den neuen Gläubiger im Grund: 
buch zu überjchreiben 327, 763. — über: 
tragung der Br. 344, 355. — Bor: 
merfung betr. e. Br. 412”. — Um 
wandlung der Br. in eine Buchhypothek 
714", 762, — Legitimation zu deren 
Geltendmachung 763. — Abtretung derj. 

u. Geltendmahung vom 
Befit des Briefd abhängig 764. — Be: 
laſtung derjelben mit Nießbrauch oder 
Pfandredt 765. — Pfändung der dor 
derung aus e. Br. N 
Berpfändung einer Br. 940. 

Briefmarken, Eigentumerwerb an geftoh- 
lenen 533, 

— — e. Sache nach Br. 30. 

e. Grundſtücks kann nur als 
— e. Miteigentümers belaſtet wer— 
den 303. — Eigentum nach Br. 443. 
— Bedeutung Br. 443°. 

Brüdenanlagen unterfiehen ev. dem Erb- 
bauredht 617. 

Brüdengeld 683. 


Brunnen, ' gemeinſchaftl Eigentumrechte 
an ihnen 453, — Erbbaurecht an Br.: 
Anlagen 617. 


Budhberedhtigter 64'°. 

Bucheintragung als Mechtzeihen bei 
Liegenihaften 61, — B. vollendet den 
dingl. Erwerb 95}. — a Be⸗ 
weiswirkung der B. 311. — B. maß— 
gebend bei Widerſpruch mit dem Hypo— 
thefenbrief 759 — ſ. auch Eintragung. 

Buchgrundſchuld B 

Buchhypothet 714, 765 fi. — Übertragung 
der ®. 327, "35h, — Widerſpruch gegen 
fie bei Nihtzahfung des betr. Dariehnd 
binnen 1 Monat 394, 768, 
Umwandlung der B. in Briefhypothet 
714°, 762. — Entjtehung der B. 765.— 
Erwerb u. Abtretung der B. 766. — 
Pfändung der B. 766°. 

Buchten, Kectäverhältnijje betr. derj. 167. 

Budungzwang 626. 

—— 7 Hãuslerrechte in Mecklen— 
burg 302, 615'*, 

— Eigentum an ihnen nach 
Landesrecht zu beurteilen 460. 
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Butter, Geje betr. den Verkehr mit B. 
488 5 


C. 


Canon retindegranda 139, 

Capitastrum 288. 

Carta 259°, 

Causa obligationis 72. — c. traditionis 
23. — c. detentionis 207%, 206°", 
623, 

Cautio damni infecti 479", — c. usu- 
fructuaria 650%", — cautio (Schuld: 
urkunde) 701*. 

Census 684. 

Chifaneverbot 4°, 433. 

Chirographargläubiger 701% 
hirographum 701‘. 

Giviles und bonitariſches Eigentum 2588, 

Communio primaeva 15°. 

Compaseua (Koppelhut) 638. 

Compossessio plurium in solidum 216'%, 

Condemnatio beim dingl. Anſpruch 10", 


577, 578%, 

Condietio 5774, — c. ex canone redinte- 
granda 139'®, 

Conditio occupandi 563"%, 

Confusio 39°, 


Conseeratio 17'°, 

Constitutum possessorium 199°, 207%, 
Consuetudo revertendi 220, 
Conventio de distrahendo pignore 918®, 
Curator rei 510'%, 

Custodia de3 Pfandgläubigerd 215. 


D. 


Dämpfe, Einwirkung a ein Nachbar: 
grundftüd durch D. 469. 

Darlehn, Nichtzahlung desf. gibt Anſpruch 
auf Widerfpruch gegen die deshalb ein- 
getragne Hypothek 394, 768, 858, — 
Hypoihet für noch nicht valutiertes D. 


Datierung der Eintragung im Grundbuch 


Dauernd; zu d. Zwech erfolgte Verbin— 
dung von Sachen 28. — d. dingl. Be— 
ſtimmung zum Gebrauch der Hauptſache 
als weſentl. Moment der Zubehöreigen— 
ihaft 31°, — mit e. dauernden An— 
lage verbundene bei Inkrafttreten des 
— beſtehende begrenzte Beſitzrechte 

— d. Bedrohung oder d. Ein— 
— als Beſitzſtörung 243. — Beſitz⸗ 
ſtörung durch d. Anlagen 244. — d. 
erhebliche Beeinträchtigung durch An— 
lagen gewährt Verbietungrecht 470 

Dedungprinzip 38 


62* 
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Dedieatio 17'?, 

Deduetio 136°. — d. servitutis 6247, 

Deichgenofſenſchaften 8B 

Deichlaſt 489, 684. 

Deichrecht “dem Landesrecht vorbehalten 
49% 


Depotgejeß 523°. | 
Depofitum unbekannter Perfonen, dejjen | 
Bebandlung 573. 

Dereliktion 124, 223”, 560. — D. von 
Grundftüden erfordert Eintragung 508, 
Derivater Eigentumerwerb 492. | 

ARE Wirkung der Eintragung 


Denkmäler 617. 
Denuntiation betr. Abtretung des Heraus: 
gabeanſpruchs nicht vorgeichrieben B24®9, 


werbs der Fahrnis 98f. — d. Grund: 
lagen der Hypothet 751 ff. — d. Surro- 
gation GO ff. — e ©. bei der Zwang— 
verjteigerung 724, j. auch Surrogation. 
— d. Natur = Eigentums 438. — 
— d. N. des Plandredts 7. — d. 
Vorfaufreht 694}. — d. Wartrecht 58, 
496, 744. — d. Wirkung der Vorrang 
einräumung 56. 

Dinglihes Recht im Gegenſatz zum obli- 
gator. R. 2%, . — Behandlung vor 
Inkrafttreten des BGB entitandener 
v.NR3 — Begriff — d. R. an 
Anteilen eines Mitbefigers 30. — Mehr: 
beit d. R. an einer Sadıe f. — db. 
R. an Grundſtücken find nn DD. 
— abjoluter Schuß der d. R.GOff. — 
Verfügunggewalt des Beräußerers zwin⸗ 
5* Vorausſetzung für Begründung 

NR. 60. — Erwerb u. Berluit d. R. 

62 ff. — obligator. Schuldverbindlichkeit 
ald Grund zur Änderung d. R. 72. — 
Wirkung d. R. gegen Dritte — 
Verlautbarung der Beitellung e. dingl. 
Rechts an der Fahrnis 90. — Auf— 


138°, 167°, 

Dieb als Eigenbefiger 154. 

Diebjtahl oder Unterichlagung feiten® des 
Bejighalter8? 172%, 531”, — D. an 
nicht in Gewahriam jtehenden Sadıen 
192%, — BD. von Sadıen 225. 

Dienitbarleiten 620. — D. erlöjchen nicht 


durch Bereinigung von Recht u. Pflicht 
43, 623. — voller Beſitzſchutz für beſchränkt 
perfön. D. 146. — deren Ausübung 
durch Familienangehörige, Angejtellte 
uſw. 14610. — ftändige u. nichtitändige 
D. 147°, — Begründung u. Aufhebung 
von D. an buchungireien Grundjtücden 
268, — 


| 
Detentio im Gegenjaß zu possessio 137, 


gejepl. D. dem BGB fremd 


351, 624°. — Aufhebung von D. 351. | 
— Begriff u. Arten der D. 620 ff. — 


Beitellung der D. 623 ff. — Rechtſchutz 
der D. 627 ff. — Vorbehalt e. D. bei 
Veräußerung 624. — — von D. 


ausgeſchloſſen 351 — ſubſidiäre 
Geltung des B BR. gi D. 623. — 
Beitellung von D. betr. bejtimmter 
Leibgedingleiftungen 691. — ſ. aud 


Srunddienitbarfeiten und perjünliche D. 
Dienftbarleitberechtigter bat Anſpruch auf 
ie llberbaurente 482. 
Dienftboten als Befighalter 167. 
Dienitleiftungen, Verpflichtungen zu D. 
nad älterem deutichen R. 672, 686, — 
D. als Gegenitand von Reallaften 679. 





— Hypothet für eine Schuld | 


Dingliher Anſpruch 47. 
Gegenſatz zum obligator. A. 5°. — d. 
Anmartichaft auf Grund der. Einigung 
8, 109. — d. Bewirfungpfliht 109. 
— d. Einigung u. Vollzugaft 56. — 
d. Erwerb durh die Bucheintragung 
vollendet Mf. — Bollzug des d. Er: 


FE 





bebung d. R. 125. — Wirkſamkeit d. 
Nechteänderungen von Eintragung ins 
Grundbuch abhängig 34. — d. R. an 
Grundjtüden können nur dur dingl. 
Vertrag erworben werden 270. — Ein- 
tragung jubjeltiv d. R. 309. — unter 
auflöjender Bedingung ftehende d. R. 
363°% — Dienjtbarkeiten ald d. R. 
— Rirfung des ze... = der 
— er 3 auf d. R. — 
abſtrakte Natur der d. Rehtöge: 
ihäfte 8, 75 ff. 


Dinglicher Vertrag 65, 87. — Entwid: 


lung des d. 8. 2. — Verhältnis des 
obligator. Grundgeihäfts zum d. V. 
77. — deſſen ev. Auslegung aus dem 
obligator. —— — Rirfung von 
Täufhung und Drohung bei Abſchluß 
des obligator. Vertrags auf den nad: 
— dingl. 8. — Ausdrud d. B. 
zug als materielles u. for— 
—— — der Rechtsänderung 
betr. Immobilien W — Unwirkſamkeit 
des d. V. heilt Eintragung ins Grundbuch 
nicht 92. — Schließung des d. V. 86f. 
— Formvorſchriften beit. des d.B. über 
Srundjtüde 99. — Formloſigkeit des 
d. V. über begrenzte Rechte 100, 314. — 
Inhalt des d. V. 106 ff. — Redt: 
zwecke des d. V. 106. — dB. ®. behebt 
den Formmangel des obligator. Vertrags 
113. — Unmwirkjamteit des d. B. 118ff. 
— d. 8. ald Grundlage für den abgelei- 
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teten Eigentumerwerb 493. — d. ®. 
— eräußerer u. Erwerber betr. 


| 
| 


er Fahınis 519. — wann d. VB. zum | 


Eigentumübergang an der Fahrnis allein 
genügt 521. — d. V. beitimmend für 
Inhalt der Grunddienjtbarfeit 631. — 
d. — zur Beſtellung eines Nießbrauchs 
— Anfechtung d. V. wegen Irr— 

— 266. 
ee ie deren Weitergel- 


Dispolition, Stellung zur D. als Ab— 
lehnung des dingl. Antrages 99 '*, 

— Wirkung, deren Über: 
geb e 200, 524, — deren Ülbergabe zwecks 

erpfändung der Ware 907. 

Difjens über die causa hebt die dingliche | 
Wirkung nidt auf Zi. — D. über 
wejentl. Punkte der Einigung betr. der 
Fahrnis 89. 

Distraftionspfand 709'°, 

Domänen als Teil des ftaarl. Finanz- 
vermögens 19, 


| 


Dominium 430*. — d. duorum in soli- | 


dum esse non potest DU*, 4421 — 
d. directum u. d. utile 50%, 442', 611. 
— d. naturale 261'%, — d. sine re 427'°, 
541”, — d. ex iure Quiritium 442", 

Dominus usus fructus 430%. — d. proprie- 
tatis 430% 


— bes Herausgabeanſpruchs 


Dappeibefig 152, 152, 161, 214°, — Eigentum: 
tlage bei Vorliegen von D. Xf. — 
Haftung nad) Klagerhebung 596 f. 

Doppelbudung im Grundbuch 298, 365, 
383'!, 583°, 

T oppelfonturrenz mehrerer Pfandrechte bei 
Nangvorredteinräumung u. deren Be- 
handlung bei der Bmangverfteigerung 


28. 

Doppeltes — 50*. 

Dritter, ihm kommt der gute Glaube des 
Grundbuchs zu ftatten 61%. — Wirkung 
des dingl. Nechtd3 gegen Dr. 76!' 
Hilfe Dr. bei Ausübung des Gelbit- 
bilferehts 236, 

Drittfhuldner 942, 954°, 

Drohung, Wirkung, des zufolge Dr. ab: 
gejchlofjenen obligator. Vertrags auf den 
nadjjolgenden dingl. 8. — Drohung 
wörtl. als Befigitörung 246. — Beweis: 
lajt für Dr. 246", 

Druden als Verarbeitung 540. 

Duldung, Klage auf D. der — 
gan den mittelbaren Bejiter 536. — 

e. Einwirkung als Gegenjtand e. 
Dienjtbarkeit 634. — Urteil auf D. der 
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Zwangvollitredung gegen den Nieh- 
braucher 665°, 836", gegen den Ehemann 
836 16 

Duldungpflicht zur Auffuchung und Weg- 
Ihaffjung entgangener Fahrnis 189. 


E. 


Ehefrau, Erwerb v. E 533. — General- 
bypothet der E. für Heiratgut nach röm. 
Recht 710°. 

Ehemann als Nußbefiger 159. — Ber- 
mutung des Beſitzes für die in der 
häusl. Gemeinschaft vorhandenen Sachen 
für ihn 159 °% 

Eheichag (DL. | 

ei er betr. de8 böjen Glau— 
bens 379, 

‚ Eigen, Bedeutung 429, — Piandredt an 
e. Sache 44, 898. 

Eigenbeſitz 153 fi. — Begriff 1525. — 
30jähriger E. berechtigt zu Ausſchluß 
des eingetragnen Eigentümers 127, 427, 
506. — Wirkungen des E. 153. — 
E. erfordert nicht guten Glauben 154. — 
Erfigung bewegl. Saden auf Grund 
10jährigen E. 153°, 538. — unmittel- 
barer u. mittelbarer E. 155 f. — Über- 
tragung did E. 156. — €. Voraus: 
jegung zur Tabularerfigung 427. — 
Blaubhaftmahung des E. 507°, 

Eigenbefiser, Begriff 1525. — E. hat 
unmittelbaren Beſitz 134%. — Ber: 
mutung des Eigentums für den E. 224, 
— deſſen Anſpruch auf Wiedereinräu- 
mung des Bejiges 239. — dejjen Heraus: 
gabeaniprud wegen früheren Befites 
250%, — €. verpflichtet zur Befeitigung 
der durch Gebäude ujw. drohenden Ge: 
fahr 479. — redlicher E. erwirbt die 
Früchte mit deren Trennung 554, 593, 

—— Teſtament, nicht ffenn. 
Irtunde im Sinne der Grundbuchord— 
nung 323% 

Eigenmacht, verbotene 227 5. — Begriff 
u. Wirkungen 227 ff. — Haftung des 
Beſitzers wegen v. E &. — Beſißzſchutz 
gegen v. E. aud) des Mitbefigers 217, — 
v. E. berechtigt zu Selbithilfe 22 
Aniprüce wegen v. E. 229. — wechſel— 
jeitig begangene E. 232, 242, — Er: 
löjhen des Anſpruchs aus v. E. durch 
den Beſitz anerkennendes rechtskräftiges 
Urteil 232, 

Eigentum 429 ff. — Begriff des E. Mff. 
— auch früher erworbenes E. unterjteht 
den Beſt. des BGB 4, 433. — E. er: 
ftrectt fich auf die Beitandteile e. Sache 
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27. — ————— des E. durch Rechte Eigentümerdienftbarfeit 43%, 623. 
Anderer 39. — Einichränfung des E. | Eigentümergejamt rundfhuld 816. 


durch Beftellung begrenzter Rechte 50, — 
bedingter Verzicht auf E. 108", — Er— 
löſchen des E. des bisherigen Berechtigten 
mit Eintragung des Ermwerberö 348. — 
geſchichtl. Entwidelung des E.- Begriffs 
429 fi. — Gegenitand des E. 435. — 
Vermutung der gefamten Sahherrichaft 
betr. des E. 435. — Umverleglichkeit 
des E. 437. — pofitive und negative 
Wirkung des E. 438. — Subjelte des 
E. 439 ff. — €. zu gefamter Hand 447. 
— Räuml. Begrenzung des E. 454 ff. — 
Begrenzung des E. im öffentl. Interefje 
485. — Erwerb und Berluft des €. 
492 ff. — Erwerb und Berlujt des €. 
an Grundjtüden 494 ff. — Erwerb und 
Verluft des E. an Fahrnis 517 ff. — 
Erwerb bez. Erlöihen des E. an der 
Fahrnis durch Erfigung 61, 537 ff. — 
Anfprüche aus dem E., Rechtſchutz des 
E. 577. — Beitpunft des Erwerbs 
de E. am Hypothekenbrief 762. 

Eigentumaniprud 577 fi. — Verbindung 
mit dem Beliganjpruch 133, 231°, 
584'%, — Behauptunglaft beim €. 
225. — €, im engeren und weiteren 
Einn 580. — Kläger und Bellagter 
beim E. 582 ff. — Abtretung des E. 
582, — Borausfegungen des E. 583 f. 
— Inhalt und Arten des E. 587 ff. — 
Haftung des Bejigerd aus dem E. 592 ff. 
— Einreden und ——— 
gegenüber dem E. 598 fi. 

a ungen im öffentl. Inter: 


Gigentumbefräntungen gejegl., nicht ein- 
zutragen 352, 437, 93. — €. auf 
Grund Nahbarrects 461 FF. — geſetzl. E. 
487. — inwiefern eintragungfähig 437 

Eigentumentziehung im öffentl. Interefje 
gegen Entichädigung 485, 490. 

Eigentümer, Zuſtimmung des €. zu Vor: 
rangeinräumung von Hypotheken uſw. 
56, — nur er hat Berbietungrecdht wegen 
Immiſſionen 474. — nur er hat den 
Entfebigunganfpruc wegen Überbaus 

E. hat ee: auf Notweg 
184% — €. ale Beredhtigter zur Eı= 
bebung des Eigentumanfpruche 5852. — 
Pilichten des E. dem Nießbraucher gegen 
liber 645 |. — E. im Gegenjaß zu Hypo— 
thefengläubiger und perjünl. Schuldner 
821. — eingetragner €. gilt zugumniten 
des Gläubigers als der wirflid Berech— 
tigte 839, — deſſen Mitbietungrecdht 
beim Bfandverlauf 924. 


Eigentümergefamthypothef 808°. — deren 


Behandlung bei der Bwangverfteigerung 


ff. 
u a ee 713, 728 jf., 825, 


— €. entjteht nicht bei Nichtig- 
feit der dingl. Belaſtung 278 — 
Pfändung e. E. 7378. — Bedeutung 
der E. 138, — nichtige Hypothek fann 
nie E. werden 738. — Pfändung der 
E. 737°, 741°, 745%”, — Abtretung 
der E. ſetzt nicht vorherige Berichtigung 
des Grundbuch voraus 743°. — trans 
fitoriiche €. 745°, 871, 80. — E. im 
engern Sinne 748, — €. erfiredt ſich 
nicht auf Zinsrüdftände, Nebenleiftungen, 
Kojten 749. — €. vorhanden bis zur 
Hinaudgabe des Hypothelenbriefs 761. 
— Reditöverhältnifje bei der aus e. Ge- 
jamthypothef entjtandenen E. 817f. — 
E. durch Ablöjung der Rentengrund— 
ihuld 893. 


Eigentümerhypothel 733. — E. bei Aus— 


all der Bedingung betr. der für bedingte 
Forderung bejtellten Hypothek 108’, — 
deren Ummandlung in Grundſchuld 748. 
— Berpflihtung zur Löſchung der €. 
750, — forberumgbefleidete 769%, 
804%, 825°, 


ei forderungenttleide- 
tes 
—— 492 ff. — Form für den 


. an Örundftüden den Landesrechten 
überlafjen 3°. — €. an e. Sadjinbegriff 
26°. — E. an Zubehör 32, — €. an 
Fahrnis in gutem Glauben jept Er- 
langung der tatjädhl. Gewalt voraus 
165%, — €. durd Konititut 208. — 
€. des gutgläubigen Erwerbers 224. — 
E. durch Tabularerfipung 427. — ab- 
geleiteter, dertvativer E. 492, — ori— 
inärer €. 123, 493. — €. an Grund- 
füden 494f. - — €. an Fahrnis 5I7F. 
— €. an Fahrnis dur Vertreter 520, 
— E. (an Fahrnis) vom Nichteigentümer 
Bf — €. „eurzer — und langer 
— 52110.20. — € an Früchten, 

rzeugniſſen, Beftandteilen lfm. — 
E. am Fundgegenftand 571f. — E. am 
Schap 57äf. — €. durch arg 
Bermiihung 5dlff. — €. durd Er: 
ſipung von bewegl. Sachen 538 ji. — 
E. durch Zuſchlag bei der — 
ſteigerung 126, 362, 850, 955. 


R——— (Negatorienklage) 


580, 581'7, 590. — Paſſivlegitima ion 
590, — Beweislaſt 591. — Inhalt 591. 
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igentumflage 577 ff. — Verbindung der 
— der Grenzſtreitigleitllage 4566*. 
egen den mittelbaren oder den 
— baren Beſitzer 86. — ſ. auch 
Eigentumanſpruch. 
Eigentumrüchkfall betr. der Fahrnis bei Ein- 
tritt der auflöjenden Bedingung 108. 
Eigentumübergang an Fahrnis unter auf: 
hiebender und auflöfender Bedingung 
521. — €. bei der Enteignung 491, 
493. — €. kraft Gejeged 493, — - €. 
beim Pfandvertauf 927. 

Eigentumübertragung, Abtretung der 

ehte auf E. unterjteht nicht dem 

Formzwang 80. — €. betr. Fahrnis 
89, — Rechtsakte für E. an Grund— 
jtüden 91f. — bedingte E. an Fahrnis 
108. — €. an Fahrnis unter Eigentum- 
vorbehalt 1080 E. an buchungfreien 
Grundftüden 267. — €. durch den nicht— 
eingetragenen Erben 359. — €. durd) 
—— eſchäftl. Verfügung 518. — €. 
an unbejtimmt wen 520'%, — €. kurzer 
Hand 521°, 530. 

Eigentumübertragungvertrag 73. — er 
unterſteht Formzwang 79. — dingl. €. 
betr. Fahrnis 82. 

Eigentumveränderungliiten 292. 

re Anſpruch bei totaler 

587 f., bei teılmeijer €. 589 f. 

Eigentumverluft betr. Grundftüde 494 fi. 
— betr. Fahrnis 517 ff. 

Eigentumvermutung wegen a der 
Fahrnis 133, 149%, 3 ji 
E. gilt nur ur für den” den ———— ge 
157%, — €. betr. der Gerade 165 '', — 
E. auf Grund des Eintrags im Grund: 
bud 93, 365, 583. — €. betr. des 
Ehemanns 159%. 

Eigentumvorbehalt bei Fahrnis 108Ff., 521. 
— €. an Zubehör 790°, 

Einbanen 28°, 543 

Einfügen in n Sadıen 281°, 

Eingang von Eintragunganträgen, deren 
Zeitpunkt ift auf dem Antrage zu ver: 
— 52, 104, 319, 336. — Bedeutung 


m — dingl. 
betr. desſ. 7 

Eingriff, ER in das Gebiet des 

achbargrundſtücks 463. 

Einheit ded Rechts, materieller — 
der E.d. R. 303. — Grundſatz der E 
von Bud und Brief 760, 777%, 

Sinranng ‚ deren u durch. gerichtl. Urteil 

81f. — dingl. E. 86 ff. — betr. der 
Fahrnis 89. — betr. der Grundſtücke 
Aff. — dingl. E. unterſteht keinem 


Surrogation 


983 


Formzwang D4. — nachfolgende E. 95, 
330 . — bindende Kraft der E. . — 
Formmangel hebt nicht die Wirkſamkeit 
der E. auf 101, — formloſe €. bietet 
feine Grundlage zur Erzwingung der 


nn un RechtBänberum ſeitens 
des Paſſivbeteiligten 103*. form⸗ 


loſe als Form des Befiperiwerbs 151 
E. zur Erlangung des abgeleiteten Be: 
ſitzes erforderl. 198, 205. — Form— 
mangel der €. (nicht fie jelbjt) durch 
Eintragung erjegt 314'%, — Vorhanden⸗ 
jein der E. vom Grundbuchbeamten zu 
prüfen 330. — €. über — * 

Fahrnispfandrechts 906, — €. 
vom Geſetz abweichende Formen = 

Pfandverkaufs 924. 

Einfauftommiffion von Wertpapieren 523°°, 
———— des Pfandſchuldners 916. 
des nachſtehenden Pfandgläubigers 


Einmalige Ausübung des — 
Rechts im letzten Jahre 147. 

Einpflanzen 28, 543. 

Einquar erunglaft 683, 

Einräumung des Mitbejiges an Stelle der 
förperl. libergabe der Fahrnis 90'', 
199°, — €. des Mitbefibes 158. 

Einreden gegen den dingl. Anſpruch 122, 
— deren bingl. durch Vor⸗ 
merkung 122, — €. auf Grund bes 
obligator. Verhältnifjed 122°, — ein- 
qutragenbe E. 357. — Einreden egen- 

ber dem Eigentumaniprucd) 

Wirkung der den Hypothefenanfprud) 
zeritörenden Einrede auf die Hypothet 
747. — €. des Eigentüimer® gegen den 
dingl. Aniprud; nad) Abtretung der 
Hypothel 779. — €. gegen die Hypo— 
thef 857. — €. aus dem Forderungrecht 
bei der Grundſchuld — 884. 

Einrihtung des Grundbuchs 301 ff. 

Einrihtungen, Wegnahmereht des Pjand- 
gläubiger® betr. €. 915. 

Einihränfende Funktion des jozialen Ge— 
mwaltbegrifis 130. 

Einſchränkung des — durch Be- 
ſtellung begrenzter Rechte 50. — E. von 
Dienſtbarkeiten nad) Landesrecht zuläffig 
623. — €. der Ausübung dingl. Rechte 
bei Anderung der BVerhältnifje 639. 

Einfeitige Erklärung, ee. auf 
Grund e. E. 65. E. ded Ver: 
äußererd ohne Wirkung 7616 — e. Ver: 
fügung und Erflärung wo genügend 124. 
— e. Aufhebung dingl. Rechte durch Er- 
Härung des Berechtigten 125. — e. Ber 
zicht nur bei dingl, Rechten mögl. 125 * 
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— wo e. Bewilligung des Paſſivbetei— 
figten eıforderl. 100, 272, 330°, — 

e. Erklärung zur Aufpebung des Nieß— 
brauch3 647°, 

Einfiht in das Grundbuch jedem, der be- 
rechtigtes Intereffe hat 273. — €. in 
das Grundbuch durch Bevollmächtigten 
274, — Recht des Schuldners auf E. 
in den Hypothekenbrief 837. 

Einſpruchrecht gegen jtörende Anlagen 478. 
— gegen Anlage von Gräben und Boden: 
Mu 479, 

Einjtandgeld 695. 

Einjtellung der Zwangverjteigerung bei 
Ausübung des Ablöfungrechts 830. 
Einſturz eines Gebäudes verpflichtet zu 
Schadenerfag 134”, auch jeitend des 
Eigenbeſitzers 154. — Drohender E. e.®. 
beredhtigt zu Gefahrabwendungvorkeh- 

rungen 478 f. 

Einftweilige Verfügung 392. — Ausſchluß 
deren Vollzugs nad) Ablauf von zwei 
Wochen 394%, — e. 2. unterbricht nicht 
die Verjährung 419%, 

Eintragung dingl. Nechte an Grundjtücen 
b2 ff. Vermerk ded Tages der E. 
im Grundbuch 53, — falide E. der 
Nangordnung 54. — €. von Wider: 
jprüchen, deren Wirkung Lt — €. der 
Nangänderung 56. — E. ded Bor: 
behalts e. ſpäter einzutragenden dem 
Umfang nad) bejtimmten Rechts 57. — 
E. als Rechtzeichen bei Liegenjchaften 


61, 76, 223, 270, 494. — €. kraft 


Geſ. erfolgter Rechtsänderungen U — 
nachfolgende E. heilt den Mangel des 
formungültigen Eigentumübertragung— 
vertrags 83, 502”, — €. als Mit— 
vorausfegung für Eigentumübergang an 
Grundftüden UUf. — E. ſchafft Ber: 
mutung deö Rechts 93, — E. begrenzter 
Rechte an Grundſtücken 93. — zwingende 
Formvorſchriften verleßende und unzus 
läffige E. 96. — Wirkung des Vollzugs 
der E. 104. — ©. bejeitigt nicht Nichtig- 
feit des dingl. Vertrags 120, 270, — 
E. der Rechtsänderungen an Liegen- 
ihaften 125. — Form der E. dem 
Landesrecht überlajien 269. — €. ins 
Srundbuh von Wnukſamkeit des dingl. 
Bertrags abhängig 270. — €. hat feine 
formale Rechtskraft 270, 323°, 369°, 

502%, — €, fegt Antrag voraus 272. 2. 
— deren formelle Borausjeßungen vom 
Grundbuchbeamten zu prüfen 273. — 
vollzogene E. kann nicht durch Beſchwerde 
angegriffen werden 253”, — Anord— 


— — — — — — 


nung e. einſtweil. E. e. Vormerkung oder 

Widerfpruchs durd) dad Beſchwerde— 
gericht 284. — Wirkung der E. 311]. 
505. — vorläufige E. 311*. — Boraus- 
jegungen der E. 312}. — €. auf Er— 
juhen einer Behörde und Boraus- 
jeßungen 317. — E. von amtäwegen 
319, — Borausiepum en und Garans 
> der E, 322, achweis der zur 
E. erforder. "Beninigung und fonjtiger 
Tatſachen und Erklärungen durch öffentl. 
Urtunden 323. — Wirkung verbot- 
widriger E. 325. — Vollzug der €. 
336. — Bollzug der E. auf Grund Ver— 
fügung — er ie 337, — 
Form der E. 338. — E. des Aus— 
ſchluſſes Hypothekenbriefs — 
nur rechtserhebl. E. find buchungsfähig 
349, — €. der Anteile der Miteigen— 
tümer 305, 445'% — €. auf Grund 
Ausihlußurteils 508. — E. als Erjat 
der ſchrifil. Hypothetenabtretungerflärung 
762°, — €. der Beihlagnahmever: 
fügung 847% 


Eintragungantrag 319ff. — E. betr. Lie- 


genichaftrechte 103, 272, 3197. — Zurüd: 
— u. Zurücknahme des E. 
ann nicht an Vorbehalt geknüpft 
werden 108*. — nicht ernſtlich gemeinter 
E. 121*6. — Beichwerde gegen Zurüd- 
weilung des E. 282. — nadter forms 
freier u. materieller formgebundener €. 
319. — €. nad) Zeitpunft ihres Ein- 
gangs zu erledigen 319. — E. durd 
Bevollmächtigten 321, — €. als rechts⸗ 
geihältl. Verfügung 321. — E. unter 
Borbehalt iſt abzulehnen 328.— Schlüffig- 
feit des E. 329, — €. muß mit der 
Eintragungbewilligung übereinjtimmen 
332, — Vermerk des ans des 
Eingangs des E. 52, 104, 319, 336. 





Eintragungbebüritige n Nechtögeichäfte 345, 


48ff. — Ordnung der Unterbaltung- 
Ne bejondrer Anlagen auf dem die 
nenden Grundjtüd, inwiefern e. 642°, 
— e. Verfügungbeſchränkungen 14 


Eintragungbewilligung 92, 94, 272, 311 ff. 


— €. der Baijivbeteiligten rn be⸗ 
grenzter Rechte 100. — E. durch rechts— 
kräftiges Urteil erſetzt 102:3 ‚3alrr. — 
E. erzeugt die Eintragunggrundlage 103. 
— €. als Borausjegung der Eintragung 
312. — €. als abjtrafte rechtsgeſchäftl. 
Verfügung 315. — wo €. nicht nötig 
315, 318. — Erfaß der E. 317. — 
E. muß mit dem Antrag übereinjtim- 
men 332, — €. ilt zu den Grundalten 
zu nehmen 340° 
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— —— Rechte, Begrenzung derſ. 


348 ff. — Brüfungpflict de8 Grund- 


a ob das betr. N. eintra- 
gungfäbig ilt 272. — e. Schiffe 935. 
Eintragungjreie Rechtsänderungen 346. — 
e. nichtrechtsgeichäftl. Nechtsänderungen 

359. 


Eintragungprinsip 72, 271, 345f., 348, | 


— betr. dingl. Rechte an 


Grundſtücken 52, — E. nach Anlegung | 


des Grundbuch 266. 

Einwendungen, Geltendmachung der Un— 
wirtjamfeit dingl. Erwerbs durd €. 
122, — €. gegen die Anlage genehmi: 
gungpflichtigen Gewerbebetriebs im Ver— 
waltungverfabhren 478. — Wirkung von 
E. gegen die Gültigfeit der Hypothelen— 
bejtelung 264. — €. gegen die Hypo— 
thef 855. — E. im Gegenſatz zu Ein- 
reden 855°, — €. gegen die Inhaber: 
und Orderhypothet 872. — E. gegen die 
Grundſchuld 389. — E. des Verpiänders 
917. — €. gegen PBiändung des Zu— 
behörs ZU1. 

Einwirkungen, förperlihe u. unmittelbar 
bevorftehende drohende ala Beſitzſtörung 
243, — unberechtigte E. auf das Eigen 
tum 455. — €. auf dad Nachbargrund— 
jtüd 469f. 

Einzelansgebot der mit e. Geſamthypothek 
belajteten Grundſtücke 

der Bad. Grundbuchvollz. O. 


Gingelbyvotiet 807, 
Einzelſache im Gegenſatz zum Sachinbegriff 
= — nur fie Öegenjtand dingl. Rechte 


Einzieyung zur Strafe bemirft — 


übergang kraft Geeſtzes 493 — €. 
Forderung, Bedeutung 796. — Über: 


weilung von Rechten zur E. 941, D54 | 


— € gepfändeter Forderungen 945. 
Eiſ eubahnen als Teil des Finanzvermögend 
19. — Gejege betr. E.488'?. — Unpfänd— 
barfeit deren Fahrbetriebmitiel 
Eifenbabngrundjtüde, deren Eintragung 
ins Grundbud) 267. 
———— deſſen Unpfändbarkeit 
18%, 282, 


Eianiiät. Grundſatz der E. des Eigen: 
tums 436°, 733, 

Eleftrizität ijt nicht Sache 14%. — eıheb- 
lihe Beeinnächtigung durh E. 470° 

in —— — Srundbuchverhältnifie 


Elterlihe Gewalt, Inhaber derf. iſt Nutz— 
bejiger 150. 
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Emphyteuſe 610f. — E. der landesgejepl. 
Regelung vorbehalten 49°. 

' Energiewirfungen find nicht Saden 14°, 

| Entdecken e. Schapes Sit f. 

Enteignung bewegl. Sahen und Grund- 

\ bejißed® 490. — Anſpruch der Hypo— 
thefengläubiger auf die Entjdädigung 
auf Grund E. — 

Enteignunggeleße 459 

Enteinnungredt, — Vorbehalte 
für das E. 49°, 

Entfernung abgetrennter Erzeugniffe 789. 

Entleiher als Befigmittler 158. 

Entihädigunganfprudy wegen Auffuchens 
und Wegſchaffens entgängener Fahrnis 
von fremdem Grundjtüd 1895. — €. 
wegen Enteignung 490. — €. wegen 
Tötung erkrankter Tiere 490°%, 

en dingl. Surrogation 
betr. derj. 806. 

| Entitehung, Zeitpunkt der E. der Pfand: 

rechte enticheidend für deren Nang SL 

| Entziehung des Beſitzes als verbotene 

\  Eigenmadt 227. — Uniprud wegen E. 
des B. nad 1 Jahr ausgeſchloſſen 230. 
— €. de3 Eigentums nur gegen volle 
Entjhädigung zuläffig 485. 

Erbbaunrecht 454, 616F. — E. an Stod- 
werfen tit ausgejchlofien 30°, 617, — 
E. ijt übertragbar 67°, 616. — Er 
fordernijie des dingl. Erwerbs des Erb- 
baur. 91°', 313'9, 618. — €. begründet 
Eigenbejiß 158'%. — Bejondres Grund 
buchblatt für dad E. u. dejjen doppelte 

Bruchung 301 f., 350, 618. — Aufhebung 

des E. 350, 120, — €. gewährt An— 

'  Sprud) auf Vorfehrungen zur Bejeitigung 

der durch Einjturz u. Abſturz drohenden 
Gefahr 479. — Form für defien Bes 
jtellung 619. — Bererblichfeit dest. 618. 
— Belajtung des E. 619, 783. — 
E. erliicht nicht durch Untergang des 
Baumwerl3 620. — Erjtredung des E. 
auf die Benutzung unbebauter Teile des 
Srundjtüds 620. — Beſchränkt perfönl. 
Dienftbarkeit an e. E. 667°. — Vor: 
faufreht an e. E. 604"? 

Erbbauberedtigter iſt Sachbeſitzer 46. — 
E. hat die Änſprüche wegen Überbaus 
481 u. Anipruc auf Notweg 484 °%, 

Erbbegräbnifie 21, 149”, — Erbbauredt 
an E. 617% — Erbbegräbnis fann 
nicht durch bejhränft perſönl. Dienſt— 
barfeit beitellt mw. 669°, 

Erb- und Lagerbücder 261%, 

Erbe, Beligübergang auf ihn 132, 202 
— €. hajtet für verbotene Eigenmadt 
des Erblajjierd 230. — E. muß nicht 
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ins Grundbuch eingetragen w. 326, 359. 
— deſſen Legitimation durch Ewſchein 
935*', 360. 

Erbengewere 1428, 

Erbfolge bewirkt een kraft Gef. 
68, 124, 127, 493, — €. dem Grund: 
buhamt gegenüber —* durch eigen 
händi ones Tejtament nachgewieſen 323°, 

weiß der E. durch Erbſchein, 
öffentl. Teitament 360, oder Zeugnis 
des Nacdlahgerichts 361 361. — Wirkung 
der Bormerfung bei E. 418%. — Wir: 
fung der erfrühten E. auf das Vor— 
faufredt 695, 

Erbpacht- und Erbzinögüter 614, 691. 

Erbpachtrecht der landeögefegl. R Regelung 
vorbehalten 49°. — bejondred Grund— 
buchblatt für das E. 302. — Beſtellung 
i rec perſönl. Dienftbarfeit an 

E. 667°. 


Gröfhaft, dingl. Surrogation betr. derſ. 

— €. geht kraft Geſetzes auf den 

Gben über 68, 124, 127, 493. — 
Nießbrauch an e. E. 664. 

Erbſchaftbeſitzer 134 °%, 

Erbihein zum Nachweiſe der Erbfolge 
genügend 335°, — Nntragberedtigter 
zur Erteilung e. E. 361. 

Erbzind 618. 

Erfüllung der Forderung, deren Wirkung 
auf die Hyporthet 8Af. 

Erfüllungfriſt für den Pfandſchuldner 923. 

Grfüllungitatt, Eigentumübertragung betr. 
des Pfandes an E. 

Ergänzung des Sachenrechts aus anderen 

tormen des BGB 4 

Erhaltungloften, gewöhnliche, fortlaufende 
trägt der Bejiper 602. 

Erhöhung des Nutzwertes von Grund: 
jtüden als Erfordernis der Begründung 
von Dienjtbarfeiten 621. — Mehrbe— 
laftung des dienenden Grundjtüds durch 
Erhöhung der Bedürfnifje 641. 

Ertennbarleit, Prinzip der E. der Pfand— 
redhte 51, 907. 

Erklärung, ( Erſatz rechtsgeſchäftlicher E. durch 
gerichtl. Urteil 67, 8L — bloße Te 
Härung der Befipaufgabe 222. — 
zu Protofoll des Grundbuchbeamten 318, 

— Die in den einzelnen Staaten 
zur Beurkundung von E. in Grund: 
buchſachen befugten Organe 323°. 

Erlangung der tatiächl. Gewalt, Bedeu: 
tung 174 ff., 194}. — €. des Gewahr: 
jams 185°, 

Erlaß jteht dem Nießbraucher e. Forderung 
nicht zu 659. — €, der Schuld als 
Grund zur Entftehung der Eigentiimer- 
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hypothek 740'%. — E. nad) Abtretung 
der Hypothek 778. — E. e. verpfändeten 
Forderung 946°, 

Erlös tritt an Stelle der Sache zufolge 
der dingl. Surrogation 70, — Berteilung 
des E. aus Zwangverfteigerung von ver: 
einigten, vorher gejondert verpfändeten 
Grundftüden 784%. — Berteilung des 
E. bei Zwangverftelgerung mit e. Ge— 
ſamthypothek belafteter Grundftüde 816. 
— €. aus Berfteigerung gepfändeter 
Gegenftände 954. 

— teilweiſes E. eingetragener 

Rechte 13°. — E. des Eigentums u. 
anderer dingl. Rechte an der Fahrnis 
dur deren Erfigung 61. — E. von 
Rechten Eraft Sei. 69. — relatived €. 
von Rechten audgeichlofien 126. — E. 
von begrenzten Rechten durch Verjährung 
des Anſpruchs gegen den Eigentümer 
428, — €. des Eigentums durch Aus- 
ſchluß auf Grund Aufgebot3 508, durd) 
Berzichteintragung 509. — E. des Eigen: 
tums an Fahrnis mit Vollzug des redl. 
Erwerbs 536. — €. begrenzter dingl. 
Rechte an Fahrnis durch deren Erfigung 
540. — €. von Dienjtbarleiten durch 
Verjährung ded Antrags auf Bejeiti- 
gung der fie beeinträchtigenden Anlage 
426, 627. — €. ber NReallaften 680. 
— €. dingl. Rechte durd) den Zuſchlag 
bei der Bmwangverfteigerung 725, ey“ 
desgl. beim Pjandverfauf 928. — 
ber Schuld ald Grund zur — 
der Eigentümerhypothek 740f. — E. von 
Hypothefen im —— — 
fahren , — €, der Hypothel im 
Segenjaß zu —— derſ. 769, — 
E. der Geſamthypothek 810, 819. — 
Sinrede = E. der Hnpotbefenforderung 
858. — €. des Piandredhts 932. — 
€. des Pfandrehts an Nedten 941, 

Erlöfhende Verjährung 428°, 

Ermächtigung des —* zur Erklärung 
des Eintragungantrages 96. — E. 
des Grundbuchamts zur Behändigung 
des Hypothekenbrieſs an den Gläubiger 

1 


Ermefjfen; Regelung mehrerer an der 
Fahrnis zujammentreffender Nieh- 
brauch- oder Nutzungrechte nad bili- 
gem €. 51, — desgl. mehrerer zufam- 
mentreffender Grunddienftbarfeiten 639. 
— Grenzſcheidung nad richterl. E. 457. 
— Feititellung des Notwegd mangels 
Einigung nad r. E. 484. — r. E. betr. 
Beurteilung, welche von —— 
Sachen die Hauptjahe 544. — r. 
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betr. grober Fahrläffigteit 535 — 
Regelung mehrerer kollidierender Grund- 
dienjibarfeiten nach r. E. 639f. — freies 
r. E. betr. Wichtigkeit der Gründe für 
Abberufung des Gläubigervertreterd 
878®3, 


Ernenerungen, zur Erhaltung erforderliche 
vom Nießbraucher zu tragen 

Erſatz — Erklärung durch ge— 
richtl. Urteill 67,81 — €. der körperl. 
Übergabe der F Fahrnis — €. der 
Eintragbewilligung 317. — €. der Über— 
tragung zu unmittelbarem Beſitz durch 
Surrogate 518°, 22", — €. nidt 
mehr taugl. Biandftüce durch andere 905. 

Erſatzanſpruch des Beſitzers für Verwen— 
dungen 601}. — E. des Hypotheken— 
gläubigers gegen den perſönl. Schuldner 
— Nustalls bei der Zwangverſteige— 


828. 

Eria ashnpothet ZIE, 

Erſatzpflicht des Prozeßbeſitzers betr. — 
haft nicht gezogener Früchte . 

Erſchütterungen, m... auf das Nach: 
bargrunditüd durch E 

Erſitzung 37ff. — Fe 638, — 
nn der €. der Yahınia 60. — 

. von Fahınis iſt Nechtserwerb kraft 
Se 69, 123. — €. zufolge 1Ojährigen 
Gigenbefipes 153. — Fortſetzung der E. 
durch den Erben 204. — Unterbrechung 
der E. durch Bejigverluft 221. — E. 
vom Eigentum u. jonjtigen Liegenſchafts⸗ 
rechten bis zur Anlegung des Grund: 
buchs nad) altem Recht 265. — E. von 
Dienjtbarteiten ausgejchlojjen 351, 625. 
— €. der Seritutfreiheit 426, J. 
E. an je dingl. Redte 427. — €. 
durch Wi EN gehemmt 
427. — röm. Recht betr. E. 537. — 
Beweislajt betr. E. 539. — Wirkung 
der €. 540. — €. der Freiheit von 
Belaftungen 540°, — auferordentl. E. 
dem BGB unbefannt dl. — €. des 
Nießbrauchs an Fahrnis 46, — |. 
auch ZTabularerfigung. 

Erſitzungzeit 153°, 539. — Zurechnung 
der E. des Rechtsvorgängers 540, 

Eritattungpfliht 134°. 

Eriteher e. zwangverjteigerten Grundſtücks 
von amtswegen einzutragen 362, — 
Rechte u. Pilichten des E. 852. — €. 
des Piandes 924. 

Erweiterung des Schuldverhältnifies ohne 
Einwirkung auf das Piand 597. 

Erwerb, Wirkung des qutgläubigen €. e. 
Piandrechts an Mobilien auf frühere 
Pfandrehte 51. — Wirkung des gut= 
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rag auf Eintragung u. Beſitz ge- 
— . ber dingl. Rechte 

62ff. — E. von Rechten wider Willen 
unmögl. 68, 76. — E. von Rechten kraft 
Geſ. 68f. — dingl. E. durch die Buch— 
eintragung vollendet 96. — Vollzug 
des d. E. der Fahrnis 98f. — €. e. 
Sache durd den über fie verfügenden 
Nichtberechtigten 121. — T u. Verluſt 
ohne Einigung 123. — des Be- 
fipes 1349, — E. von Slegenfhaft 
rechten bis nn des Grundbuch, 
nad) altem Recht zu beurteilen 265. — 
E. von Früdten, Erzeugnifjen uſw. 
551. — E. der Briefhypothet 761. — 
E. der Buchhypothek 766. — |. aud) 
Bejigerwerb, Eigentumerwerb, Frucht: 
erwerb. 

Erwerber im Sinne de BGB 64. — 
E. Hat nicht jeinen guten Glauben zu 
beweijen 379. 

GErwerbgefhäft, Nießbrauch an e. E. 664°. 

Erwerbgrund, Nachweis e. E. für die Er: 
figung nicht eıforderl. 540. 

Erzeugnifje, Beurteilung des vor Infraft- 
ireten des BGB be yet aan oe 
tums an fiehenden E. 4'?, 433f. — 


werb der E. durd) Abtrennung 183 
153. — Übergabe ungetrennter €. 


— Eigentumerwerb an E. Shlff 
Haftung der E. für die Hypothek 7887. 

Eſſende Pfänder 710°, 

Emwiggeld 684. 

| Exeeptio rei venditae et traditae 61°, 
1217, 122°', 258°, 598°. — e. vitiosae 
possessionis 137'°%, — e. spolii 139 '%, 
— e. rei iudicatae s. in iudicium de- 
ductae 139°, — e. dominii 140°%, 
231°, — e. doli generalis 772°”, — 
e. excussionis personalis 856. — e. 
excussionis realis 920'®, 

Griftenz des Grundftüd3 durd dag Grund- 
buch nicht beftätigt 298. 

Exitio (Auflafjung) 260'°, 

Erpropriation j. Enteignung. 

Exutus 141°, 


F. 
Fahrläſſigleit bei Überbau 482. — grobe 
%. als Tatbeitandmerfmal des böjen 


Glaubens 534. — grobe F. vom Finder 
zu vertreten 569. 

Fahrnis 335. — F. unterjteht der lex 
rei sitae 3'', — Behandlung des %. im 
älteren deutich. Neht 35. — begrenzte 
Rechte an der F. erlöjhen dur Ver: 
bindung mit dem Eigentum an ihr 43. 
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— Untergang begrenzter Rechte an ihr, 
durch ihren gutgläubigen Erwerb 51. — 
rn des Eigentums an der F. Gl. 
— Wirkung der Aufgabe des Beſitzes 
an ihr 67, — Befipübertragung als 
Rechtzeichen für Zollaug des Nechterwerbs | 
an der F. 61, 76. — Wirfung des Ver— 


kaufs e. F. ec Bedingung oder auf | 


Probe 85. — Vertragantrag und Un: 
nahme betr. der 5. 98. — Eigentum: 
— an F. unter Eigentumvor— 
behalt 108— Aufhebung des Rechts 
an der F. durch einſ. Verfügung 124. — 
Anſpruch auf Herausgabe der F. wegen 
früheren Beſitzes 247. — Eigentumer— 
werb an F. 517ff. — Eigentumerwerb 
an F. vom Nichteigentümer ff. — 
Beſtellung und Erſitzung des Nießbrauchs 
an F. 646'%. 

Fahrnispfandredt 704, 7105, Sf. — 
dejien afzefjoriihe Natur 714, 895. — 
allgemeine Grundfäße SY4f. — Bes 
it 894 — Kundbarkit des F. durd) 

ejigübertragung 895. — 7. beiteht 
trog Verjährung der Forderung 896. 
— Erlöfhen des F. 895°. — Umfang 
der Haftung 86. — Gegenftand des F. 
202 ff. — Beitellung des %. 06ff. — 
Geltendmachung desſ. 917, — Abtre— 
tung, Beendigung desj. 230. — F. auf 
Grund der Pfändung 950, 

Fahrnisvollſtreckung in Früchte und Zus 
behör 89 ff. 

Fülligfeit des Forderungrehts 780°, 823. 
— 75. des F. nach dem Necht der Schuld: 
verhältnifje zu beurteilen 832. — F. der 
Forderung, Vorausſetzung des Pfand— 
verkauſs 

Fälligleittermin, jeitftehender, macht Mah— 
nung überjlüig 838 °° 

Rn ‚Eintragung der Rangordnung 54, 


Zamilienfibeitommiffe 615. 

Familienftiitungen 8 

Fauſtpfand 711, 894°, 807, — Fahrnis— 
* als F — ſ. Fahrnispfand— 
recht. 

Fehlerhaftigleit des Beſitzes genießt feinen 
Chup 133°, 148, 29. — 5.8.8. 


wirft gegen börgläubigen Beſitznachfolger | 
205°, — F. des durch verbotene Eigen- | 


macht erlangten Beſitzes 2205. — Be: 

weislaſt für F. des Beſitzes 230. 
— — 634. 

eldzehut 692 


Feuſterrecht nach Landesrecht zu beurteilen | 
465. 


Fertigung, gerichtliche 709"? 





Alphapetiſches Sadıregiiter. 


eite Körper al® Sadıen 14°. 

Feſtnahme des Befibitörerd auf friiher 

Tat 23511 

| geheim des Zustandes des Nießbrauch— 
gegenſtandes durch Sadyverjtändige 65h. 

öehteflungtinge, 5 Eigentumrecht al3 Gegen: 
itand e. F. 579. — %. auf Beſtand des 
—* 132, 229°. — negative F. 
— F. auf if Beitehen e. Reallaft 680. — 
negative F. gegen das dem wirkt. Recht— 
— widerſprechende Grundpfandrecht 


ze ienns 613. 

acer (Lehen) 612, 
enerfafjjebeitragpfliht ala Reallaft 632. 

Fietus possessor, qui liti sese obtulit 
u. qui dolo malo desiit possidere 585. 

Fideilommißgut, der landesrechtl. Rege— 
lung vorbehalten 49°, 

Fidueia 606‘, 706°. — pactam fiduciae, 
fiducia cum amico, fiducia cum credi- 
tore 606! 

ee Eigentumübertragung 49°, 

— f. Eigentumüberttagumg 
als als Erfag für die Prandbejtellung 715, 
897", 911. — f. Bindung des Ber: 
traggegner® 84. — f. gebundene Abtre- 
tung bei Niehbraud von Nedten 663. 

— Rechtsübertragung 939. 

inanzvermögen des Staates 18f. 
inder, Bedeutung 566. — Haftung des 
F. für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit 
569, — redlicher F. originärer Verwal⸗ 
tungbefiger 159. — unredlicher F. Eigen— 


beſitzer 160**, 164'%. — redl. Finder 
als Beſitzmitiler 414 — F. bat die 


Stellung e. Geſchäfiführers — Auf⸗ 
trag 191*. — deſſen Aufträge u. Rechte 
570f. 

Finderlohn 571. — Verluſt des Anſpruchs 
auf F. A 


Er? Nießbrauch an e. F. unmögl. 658%. 
id 


ischereigejeße 565°. 
Fiſchereirecht der Tandesgejegl. Regelung 
vorbehalten 49°, 302, 565: 
HH 565”. 
ee. Grunditüde find buchungfrei 
Fielns, "ige und Zwangvollſtreckung 
gegen ihn — Eintra gung des F. 
ald Eigentümer —— Grundſtücke 
ins Grundbuch 125, 315, 509. — 
dejien Generalhypothet wegen Steuer- 
forderungen nad) röm. Recht 710°. 
Flächengehalt des Grunditüds durd das 
Grundbuch nicht beitätigt 299. 
sleiihbeichaugejeb 458. 





Flößbarleit der Flüjie DIL. 


Alphabetiiches Sachregiiter. 


Flurbuch 286, 280. 

Alurfarte 285. — Beweis der Nihtüber- 
einftimmung der Fl. mit dem befriedeten 
Beligitand 295. — Fl. hat nicht die 
Vermutung ihrer Richtigkeit für fich 300. 


— Eintragung de3 verlafjenen Fl. ins 
Grundbuch 517, 

Flüſſe, öffentlihe und private 510f. — 
Eigentum an Fl. nad) Landesrecht zu 
beurteilen 16°, 510'. — ebenjo Belit- 
fhuß für Gebrauchrechte an ihnen 140 °*, 

Flüffiger Körper als Sade 14 — fl. 
Luft ald Gegenjtand des Privateigen: 
tums 16°. 

Alußpfad 517, 

Folien der Grundbücher (Neal-, Perſonal-, 
tombinierte %.) 262% 

Forderungen als Gegenftand von Sachen— 
rechten 36°. — Nießbrauch an F. 
— F. im Gegenfaß zu Hypothet 
— Erlöjhen der %. 895°. — Pfand: 
reht an F. 2ff. — Einziehung ge— 
pfändeter %. 945. 

Forderungabtretung betr. hypothekariſch 

eficyerter Forderungen 355, Zi — 
x an Zahlungftatt Y46, 

Forderungredte, kein Verzicht auf fie, 
fondern nur Erlaß derjelben mögl. 125%, 

Form der Nechtögneihäfte betr. Sachen 
richtet fi) nad) Sebietitatut 3. — wo 
vorgeihrieben für obligator. Verträge 


Formelled Grundbuchreht 2 — f. Kon: 
jensprinzip 76°, 272. 

Formmangel, deſſen Heilung durch Auf: 
lafjung und Eintragung 83. — 5. hebt 
Wirkjamfeit der Einigung nicht auf 101. 
— 7. des obligator. Vertrags durd den 
dingl. Vertrag behoben 113, 

Formulare für das Grundbuch in den 
einzelnen Bundesſtaaten 

Formularmäßige Einrichtung des Grunde 
buchs der Landesjuftizverwaltung über- 
lajien 308. 

Formvorſchriften, Verletzung zwingender 
F. macht die Eintragung nichtig 96. — 
Unwirkjamfeit des dingl. Vertrags wegen 
Verlegung fachenredhtl. %. LIS. 


Formzwang betr. der auf Eigentumiber: | 


tragung an Grundjtüden gerichteten 
Sculdverträge 79. 

Fortdaner des Befites 130°, 2197. — 
F. des Beſitzes troß Verluſts der tat- 
fähl. Gewalt 132°, — F. des Fahr- 





| 


| 
| 
| 
| 





nispfandreht3 troß Vereinigung von 


Eigentum u. Pfandredt 14, BUS — 
F. des Fahrnispfandrechts bei wider: 
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rechtl. Bejitaneignung des Pfandes 
ſeitens eines Dritten QL1', 

Fortführung der bisher geführten Bücher 
als Grundbücher 307. 


Fortſetzung der Gütergemeinſchaft, deren 
Flußbett, Eigentum am Il. 511f., Sid | 


Eintragung 327, 362, 

Forum rei sitae 

Frachtführer als Befigmittler 158. — defien 
Pfandrecht 900, 

Freies richterl. Ermeſſen ſ. Ermeſſen. 


| Ger Piandverlauf 923, 928. 


reiheit, Erfigung der Fr. von Belaftun: 
gen 540°, — Grundjaß der Fr. der 
PBiandbeitellung 704, 

Fremde Schuld, Hypothek für fr. Sch. 721, 
834 ff. — Fahrnispfand für fr. Sch. 897. 

Fundbefißer 134%, 152. — deſſen Heraus— 
gabeanjprucd; wegen früheren Belites 
250°, 

sriedenbann, vichterl. 142. | 

riedenbefehl, richterl. (Fronung) 260, 

sriedenwahrung 129. 

Friihe Tat, Bedeutung 234, 235%. 

Friſt für Geltendmachung ded Anſpruchs 
wegen verbotener Eigenmacht 230, 241. 
— Fr. beim Aufgebotverfahren zweds 
Ausſchluſſes des Eigentümers 508. — 
Fr. für Ausichlug des Verlierer 571. 
— Fr. für Ausübung des Vorkauf— 
rechts 699. 

Friftfegung zur Hebung eines Hinder— 
niſſes der Eintragung 93”, 320%, 
333, 496. — Fr. für den Verlierer 
zwed3 Erklärung über die Aniprüche 
des Finderd 571. — Fr. zur Erklärung 
über Genehmigung der Verwenduug— 
aniprüde 605. — Fr. zur Befeitigung 
der Verichlechterung des verpfändeten 
Grundbeſitzes 

sronden 145, 615, 672, 676°, 686. 

Fronung 

Früchte, Eigentumerwerb an Fr. 551 ff. 
UÜbergabe ſtehender Fr 214. — Ber: 
pfändung auf dem Halm jtehender 200°, 
— Pfändung jtehender 215, 789, MM. 
— Fr. unterjtehen der Beichlagnahme 
zweds Bwangvollitredung 215% — 
überhängende ıyr. 465. — Eigentum an 
fr. von gejtohlenen Saden DIL”. — 
fünftige Fr. 556. — Haftung der Fr. 
für die Hnpothel 788. — Pfandrecht 
an Fr. DO2F. 


| Frucdhterwerb durch den Eigentümer 128. 


— jeitend der Eigenbefiter 123, 153. — 
Fr. durch den redl. Bejiker 554. — Fr. 
durh den obligator. Berechtigten 556. 
— Fr. ded Niekbraucherd durch Tren— 
nung 60. 
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Srudtziehung ‚ beren Pflicht für den Prozeß⸗ 
bejiger . — Fr. des redlihen Be— 
fiter8 593. 

Fruetus pereipiendi 596", 

Früherer Erwerb; Beweis des fr. E. ge 
nügt zur Geltendmahung des Beſitz— 
anſpruchs 219. — Eigentumvermutung 
für den fr. Befiger 226. — Heraus: 
gabeanipruh wegen fr. Belites der 
Fahrnis 247. 

Fumus non gravis 468°%, 

Fund 566 fi. — F. iſt Rechtserwerb kraft 
Geſ. (originärer Erwerb) 69, 123. — 
F. in Gejchäftsräumen und öffent. Be- 
förderungsmitteln 191. — F. minder: 
wertiger Saden 569! 

Fundus 2SU, — f. italicus 35°, 258. — 
f. dotalis 35°, 430", — f. provincialis 
258. — f. fundo servit 628°. 

Fundunterfhlagung 531, 532%, 

Fußpfad (Leinpfad) Bl 

Fuß Biteigredht 637. 

Futterfoften für Tiere nicht für die Zeit 
deren Benußung zu erjegen 603 °°. 


6. 


Gafe, Zuführung von ihnen auf das Nach: 
bargrumdjtüd 469. — ©. ald Gegen: 
ftand des Privateigentums 16'%. 

Gasförmige Körper ald Sachen 14. 

— unterſtehen ev. dem 
Erbbauredt 

Gaitwirte, deren gejegl. Pfandrecht 900". 

— — INGE PIOHRe 


Gebände zu gottesdienitl. Zweden 20. — 
Anſpruch bei drohender Gefahr durd ©. 
479, — Überbau von & 481. 

Gebändedienftbarkeiten 634ff. — Arten 
der ©. 638. G. an e. baul. Anlage 
des Nahbargrundjtüds 641 ff. 

Gebändeitener 290. 

Gebändeftenerrolfe 2907. 

eg er Forderung aus ihr 
baftet der SHnpothef 803. 

Gebietitatut für Beurteilung der Sachen: 
rechte maßgebend 3, 263°, 

Gebot, geringites ſ. geringftes ©. 

Gebrauch, rüdjichtsvoller ber gemeinſchaftl. 
feine Teilung zulaſſender Sadıen 446 '°, 

Gebrauditörung im Mitbefip 218. 

Gebrauhreht im Niekbraud enthalten 
652, — ©. (usus) 667! . durd 
da8 Pfandrecht nicht eingeräumt 703, 

Gebundenheit, Prinzip der &. dingl. Rechte 
L — pfandredtl. G. wirkt gegen jeden 
Erwerber 702. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Gefahr, deren Ubergang beim Kauf 134. 
— drohende ©. durch Einjturz u. Ab: 
ftürzgen 479, 

Gefährdung der Beſitzherrſchaft ala Stö- 
rung des Beſitzes 245. — ©. e. beſtehen⸗ 
den dingl. Rechts ald .. des 
Berihtigunganiprudy8 385. — Abwehr 
fünftiger ©. 477ff. — —— füt 
Vorliegen e. &. 478. — ©. durch An— 
lage von Gräben, Vertiefungen 479. — 
G. durch gewerbl. Anlagen 487. — ©. 
der Hnpothelengläubiger durch Einwir: 
fungen auf dad Grundftüd 792. 

Gegenjtände, körperliche al® Sachen 14. 

Gegenvormund, Genehmigung des ©. zur 

erfügung über eine Hypothel 773°. 

Geld, Eigentumerwerb an geitojlenem G. 
—— erausgabeanſpruch wegen 
früheren Beſitzes nicht anwendbar auf 
geſtohlenes, abhandengekommenes ©. 
253}. — ©. (auch wenn geſtohlen) 
verkehrtauglich 333 BVermiichung 
von ©. 545. — SHeraudgabeaniprud 
betr. &. 589. — Niekbraud an © 
656. — Pfändung von ©. 953. — Ab— 
lieferung gepfändeten G. 954. 

Geldbetrag im Hypothelenbrief anzugeben 
343, — befien en bei Beitellung 
der Hypothek 719. 

Geldforderungen, Riändung u. Überwei: 
fung von ©. Y53f. 

Geldrente an Stelle von Reallaftleiftungen 


689. 

Gelditrafen wegen Zuwiderhandlungen 
egen Urteil auf un ſtö t 
inwirfungen 475°%, 

gr als —— von Real⸗ 

laſten 

— der Hypothet 821ff. — 

G. durch Klage u. Zwangvollſtreckung 
fi 


831 Ä 
Gemarkung 288. 
Gemartungsfarte 288. 
Gemeinbewußtiein der Rechtsgenoſſen 1291. 
Gemeinde des Fundorte als Aniprud- 
berechtigte bei Verzicht des Finders auf 
das Eigentum 571. . 
Gemeindejervitut 64°, 629°, 634%, 668° 
Gemeindevermögen 234. 
— im G. ſiehende Sachen 
23 Art und Dauer des G. u. Stö- 
rung im & 25. — ®. an öffentl. Straßen 
der Tandesreihti. — ig 
— ö. Flüſſe ftehen im 
ſchwerderecht wegen — in der Be 
nußung der im ©. ft. ©. 24. 
Gemeinheitsteilung, — Borbe- 
halte betr. &. 49°, 431", 


Alpbabetifches Sachregiiter. 


Gemeinſchaft, Ausſchließung des Rechts 
der Aufhebung einer G. iſt einzutragen 
357. — G. zu geſamter Hand A7f. — 
Eintragung der G. im Grundbuch 451 °®. 

Gemeinihaftlihed Grundbuhblatt für 
mehrere Grundſtücke u. Borausfegungen 
3065. — g. Kündigung des Gläubigers 
u. des Nießbrauchers e. verzinsl. Forde— 
rung 6595. — g. Leiftung an mehrere 
Gläubiger 945. 

Gemeinwohl, das G. jchädigende gewerbf. 
Anlagen 475° 

Genehmigung, jtaatl. er Erwerb dingl. 
Rechte 3, 439. &. der ohne Ber: 
tretungmadht une obligator. 
oder ge Verträge — BWırfung 
der ©. des ohne Bertretungmadt e. 
dingl. Bertrag Schließenden 96. — rüd- 
wirkende Kraft der G. u. Ausſchluß deri. 
betr. in der —— vollzogener 
Rechtserwerbe 97. — Genehmigung der 
Verfügung des Nichtberechtigten 121. — 
G. vom Grundbuchbeamten zu prüfen 
331f., 440. — obrigfeitl. &. zu be= 
ftimmten gewerbl. Anlagen 487. — ©. 
deö Gegenvormundes nötig zur Unter 
werfung der jofort. Zwangpollitredung 
840°, — ſ. aud) vormundſchaftgerichtl. 
Genehmigung. 

— — gewerbl. Anlagen 


— 258°. — geſetzl. ©. 
des röm. Rechts 707°, 710. — deren 
Bejeitigung ZIL. 

Gerade, Eigentumvermutung betr. der ©. 
165 17 


Gerätihaften, zum kirchl. 
jtimmte 20. 

Geränfh, Einwirkung auf ein Nachbar: 
grundjtüd dur) &. 469, 

Gerechtigleiten, deren — ꝛc. dem 
Landesrecht überlaſſen 611. 

Gerichtsbarleit, Gültigleit der Vorſchriften 
des Geſ. über die Angelegenh. der fees 
willigen G. in Grundbuch 28; 
Rechtſame der ©. 

Gerichtitand des ER 580. 

Gerihtbüher zur Verlautbarung der 
Grundſtückrechte 260. 

Gerichtſchreiber ald Grundbuchbeamte 275. 

Gerichtvollzieher, Wegnahme von Sachen 
durch ihn zwedd Ablieferung an den 
Gläubiger 68%, 81. — Inbefignahme 
von Gegenfländen jeinerjeitö zwecks deren 
Pfändung u. Tai. 9537. 

Geringited Gebot 8485. — Aufnahme der 
dem betreibenden Gläubiger vorangehen— 
den Hypothelen in das g. G. 755°, 


Kultus bes 
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849. — g. G. bei Zwangverfteigerung 
mit e. Geſamthypothek belajteter Grund: 


ftüde 8135. — Zuſammenſetzung des 
g. G. 849. — abweichende Feſtſtellung 
des g. &. 850. 


Gerühe, Zuführung von ©. auf das Nach— 
bargrumdftüd 469. 

Gejamtareale 290. 

Gejamtansgebot mehrerer mit e. Geſamt— 
bypothef belafteter Grundjtüde bei deren 
— — 

Geſamtbeſitz u. Teilbeſitz 214f. 
Geſamteigentum, ungeteiltes 4477. 
— dingl. Surrogation betr. desſ. 

Eigentumerwerb betr. G. kraft 

* "27. — eheliches ©. als ungeteil- 

tes Geſamteigentum 447°. — Ausein— 

anderſetzung des ©. 449. 
Geſamthänder, deren Rechte betr. des Ge— 

ſamtgutes 448f. 

Geſchäftfähigleit, ſpäter eintretende Be— 
ſchränkung derſ. ohne Wirkung auf vor— 
herigen dingl. Vertrag u. Eintragung: 
antrag 105. — ©. der Beteiligten vom 
Grundbuchbeamten zu prüfen 273, 330f. 
— — nicht erforderl. zur Verarbeitung 

— ſ. auch Verfebrfähigfeit. 

Gelhäftführre ohne Auftrag begründet 

mittelbaren Befip für den Geſchäftherrn 


Get, in ihnen verlorene Sachen 
191, 572, 


Sejdäfufüige, Beligerwerb durch fie 
als Befighalter 210. — 
G. — Beſitz nicht aufgeben 222. — 
Die vom G. aus dem Beliß gegebene 
Sache ijt — — 331f. — ©. 
fann nicht erfigen 539. — ©. kann ſich 
herrenlofe Sachen nicht aneignen 562, 
aber e. Schaß erwerben 575. 
Geichlofjene Zahl der dingl. Rechte L 
Geſchoſſe, überfltegende, Beſitz- u. Eigen- 
tumjtörung durch fie 245'?, 469%, 475%, 
BON, deren Eintragung im 'g im Grunde 


Geieitigafter als Subjefte dingl. Rechte 
63. — geichäftführender ©. als Ver— 
waltungbefiger 159. — Wegfall eines ©. 
ift nicht einzutragen 362. 

Gejeltihaftvermönen, dingl. Surrogation 
betr. desj. 70°. — Einbringung von 
Grundfrüden in das ©. unterliegt Form— 
zwang 79, 

Gefebedum ehbung wann vorliegend 912. 

— ypothelen ZI1. — g. 9. des 
röm. Rechts 707%, — g. Plan rechte 
des BGB 715, 900. — g. Dienitbar- 
feiten dem BOB fremd 2 — g. Eigen 
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tumbejchräntungen nicht einzutragen 352, 
633. — g. Vertreter als Befitmittler 
162", — Beliperwerb Geihäftunfähi- 
ger durh q V. 179"°, 181. 

Geitattung, Bedeutung 179, 227°, — An: 
ſpruch auf &. der Belichtigung 581. — 
Pflicht des Wohnungberechtigten auf G. 
von Ausbejjerungen oder Erneuerungen 
672°, 


.. Sachen als verfehruntaugliche 
53L — Eigentum an Früchten von 
531, — Eigentumerwerb durch 


— g. S. 550. — Pfandrecht 


an g. Inhaberpapieren 

Gewäbhrleiftung von Mängeln der Sache 
findet beim öffentl. Pfandverkauf nicht 
itatt 927%, desgl. von Mängeln im 
Recht und der Sache bei Zwangverftei- 
gerung 255. 

Gewahrfam im Gegenjat au Befiß 151, 
953. — Das objeftive & - Berhältnig 
184. — Schub des G. 187. — ©. 
durch Verfehrunfähige 187. 

Gewalt, tatjächl. inwiefern Befitzeichen 
128. — tatjächl. G. im foztalen Sinne 
130, 171 — Erlangung der tatjädıl. 
G. 174, 19 ff. 

— Sigentun: an umſchloſſenen G. 513. 

Gewerbe — eb, ‚Störungen (Immiffionen) 
durch &. 475° 
gegen genehmigungbffichtigen G. 478. 

(Reichs-⸗ Gewerbeordunng 475. — Eigen- 
tumbejchräntungen durch die &. 487. 


er Anlagen, Störungen dur | 


fie 475%, — Ausſchluß bejtimmter q 
U. ald Gegenftand e. Grunddienitbar: 
feit 635. 

Gewere 141, 
bende &. 141. — ideelle oder unförperl. 
G. 142, — redite G. 142. — relative 
G. 142, 

Gewinnanteilfheine, Pfandrecht an ihnen 


Glaube j. guter Gl., bösgläubig, öffentl. Gl. 
Glaubhaftinachung des Widerſpruch— 


anſprugs 393, des Vormerlkunganſpruchs 
412, der materiellen Vorausſetzungen 


für i das NAufgebotverfahren 507, 


Gläubiger it Eigentümer des Hypothelen- 


brief 341 — Bedeutung beim Pfand— 


reht 716, 821 — GI. im Sinne des 


Zwangpveriteigerunggejeßes 846. — GI. 
bei der Zwangvollitredung 953°. — 
Gl. der Bertehrhypothef nur rechts— 
fähige Perſon 720. — Berfügungredht 
des Gl. über die Hypothet ZZL — SI. 
bejtimmt die Verteilung der Forderung 
bei der Zwanghypothet 800 


Einwendungen | 


525, — leiblidye oder heb— | 
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| Gläubigerverſammlung der Beſitzer von 
Schuldverſchreibungen 877. 

Gleichzeitige Auweſenheit erforderl. für 

| die Auflafjung 91, 

Gliedmaßen, fünftlihe, — Zwangvoll: 
jtredung entzogen 22°, 

Gold- und Silberfahen, Biandverfauf 
derj. 223, 

Goldflanfel 719%. 

Gräben, Gefährdung durch Gr. 479. 

Gravieren ald Verarbeitung 549. 

renzanlagen, Grenzihäden, Vermutung 
des gemeinjamen Benußungrechts betr. 
derſ. 

Grenzen e. Grundſtücks durch das Grund: 
buch nicht beftätigt 299. 

' Grenzlinien der Srundftüde 454. 
Grengkreiiigietten nicht eintragungfäbig 
35419, — nn bei Gr. 46. 

| Grenzitreitigfeitflage 456. 

Grenzverwirrung 295, 456. — befriedeter 
Beſitzſtand mahgebend bei unauftlär: 
barer Gr. 300, 457. — Verfahren bei 
Gr. 46f. 

ı Grenzzeihen 456. 

Größe e. Grundſtücks durch das Grund: 

buch nicht bejtätigt 299, — Gr. der 

Anteile der Miteigentüümer 446, 

Br wichtiger für Abberufung des 

 Gläubigervertreterd 878°, — Gr. des 

| Beiipihupes, verjchiedene Theorien beir. 
| 





desſ. 129®. 
Grundatten, fein Recht auf deren Über: 
fendung 275°%, — Inhalt der Gr. 310. 
Grundbuh 52F., 2857. — Doppelte Be 
deutung des Ausdruds 301. — Gr. 
genieht öffentl. Glauben 34, 368 ff. — 
Gr. muß klare Rechtzuftände verlaut: 
baren 106. — Einrihtung d. Gr. dem 
Landesrecht überlafien 257, 269. — 
bisher geführte Bücher als Gr. 2644. — 
Wirkung der Anlegung des Gr. 266. — 
preußiiche Einrichtung des Gr. 288 ff. — 
Einrihtung des Gr. 301. — Ber: 
fahren bei Zerjtörung oder Abhanden- 
ftommen des Gr. landesrechtl. Ber: 
| ordnung vorbehalten 309. — Vermutung 
' für Nichtigkeit des Gr. 364. — Anhalt 
de8 Gr. gilt zugunften des gutaläubigen 
' Dritten als richtig 368. — Berichtigung 
ded Gr. 381. 
|  Grundbudamt 275. — Einrichtung umd 
Zuftändigfeit der Gr. dem Landesrecht 
'  überlafien 269, 275. — Brüfungpflicht 
des Gr. 22. — von unzuftändigem 
Sr. aufgenommene Eintragung ift un 
wirlſam 276. — Gr. zur Erteilung des 
Hnpothefenbriefs zuftändig 341. 
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seen eig A in den Hypothekenbrief 

aufzunehmen 

Grundbuhbeamter 275F., deſſen Pflichten 
32. — Gr. Hat die Wahrheit und 
Birkfamfeit der un nicht zu er= 


mitteln 100, — Ausſchluß oder Ab— 
lehnun "9 der Gr. durch Landesrecht ge- 
regelt 2765. — Haftung des Gr. 277. 


— NAuffidıt über — mp F 
den Einzelſtaaten deſſen 
Prũüfungpflicht al en 

Grundbuchbezirte 277. 

Grundbuchblatt 53, 262”, — bejondres 
Gr. für jedes einzelne Grundfiüd 271F., 
301. — gemeinichaftliches für mehrere 
Grunbftüde 306. — Umſchreibung une 
überfichtl. gewordener Gr. 308. — ein» 
heitlihe8 Gr. für im Miteigentum 
en Grundjtüde 305, 307%, 444, 

50. — bejondres Gr. dr. für das Eıb: 
— 301f., 350, 618. 

Grundbuchheft 306°. 

U. regelt das formelle 
Grundbuhreht 2 — preußiihe Gr. 
262. — Reichs-Gr. 263F. 

Grundbudhreht 2, 256fi. — Zwed und 
Aufgabe des Gr. 256. — formelle® und 
materielle Gr. 257, 345ff. — deſſen 
Inkrafttreten dem em Landesrecht über- 
lafien 257, 264. — Geſchichtl. Ent: 
en des Ge Gr. 257. — Quellen und 
Geltunggebiet des Reichs-Gr. 263. — 
ne Grundſätze des Reichs-Gr. 
270ff. — formelles Gr. 275ff. 

Grundbuchvertreter betr. der Inhaber— 
und Orderhypothelen, deſſen Rechte uf. 
873. — deſſen Eintragung 874. 


dejien Recdtitellung 875. — defien Be- | 


ftellung 876. 

Grunddienftbarteiten 621, — fubfidiäre 
Geltung ded BGB betr. Gr. 3’, 623. 
— Gr. als wejentliche Beitandteile von 
Grundftüden 30. — Ablöſung von 
Gr. der landesredti. a. vor⸗ 
behalten 49°, Beſtellung e. 
Gr. vom Erwerber e. Grundſtücks vor 
— Eintragung ind Grundbuch 85, 

121%, 624. — Beligihuß für 
— Gr. 146. — Bei Anlegung 
des Grundbuch beftehende Gr. find 
eintragungfrei 148”, 626, — Gr. ins 
wiefern nicht eintragungpflichtig 266. — 
unberedhtigte Ausübung e. Gr. berech— 
tigt zur Selbithilfe 235. — Begründung 
der Gr. durch dingl. Vertrag und Eini- 
gung 350. — felbitändige Übertragung 
von Gr. ausgejhloffen 351, — Un 
verjährbarteit eingetragner Gr. 352, — 


Endemann, 


Lehrbuch. II. Band. Z.u.9, Au 


| 
| 
| 
fl. 
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unbegrenzte Dauer der Gr. 21. — 
landesrechtl. Befugnifje betr. Gr. 622, 
— Begriff und Inhalt der Gr. 628ff. 
— Inhalt der Gr. dur den dingl. 
Bertrag bejtimmt 631. — Gr. unter 
Bedingung 631. — Erlöihen der Gr. 
durch gr ültigen Wegfall des beab- 
ur me ugen® 632, — Arten der 
— Ausübung der Gr. 639, 
— Ausübung der Gr. 639. 
— VBerlegungredt betr. Gr. 640. — 
Gr. mit Verpflichtung zur Unterhaltung 
von Anlagen ; 

Grunderwerb der Ausländer 3'?, 439. 

Grundgeihäft, obligatorijches 73H, 77f. 
— Verhältnis des o. Gr. zum dingl. 
Vertrag 77f. — o. Gr. als Mitvoraus- 
Iehung für den Eigentumübergang an 
Grundjtüden 91. — Bon Beibringung 
der Urkunde über das Gr. kann Ein— 
tragung abhängig gemacht werden 93%, 

Grundpfandreht 7I1, 717f. — Um 
wandlung der verichiedenen Arten der 
Gr. 67, 

Grundrente 684. 

Grundſchuld 713, 883ff. — Begriff 713, 
Fo Gr. als Gegenjtand von 
Sachenrechten 36°. — Gr. erlifcht nicht 
durch Bereinigung von Recht und Pflicht 
43. — Gr. für den Eigentümer 125, 
886 — Grundſätze über Eintragung 
und Löſchung von Hypotheken auf fie 
anzumenden 356, 887. — Umwandlung 
der Gr. in "Hypothet und umgefehrt 
887. — deren Ummwandlung in Hypo— 
thek ijt einzutragen 356. — Gr. an 
dem Anteile e. Miteigentüimerd 445 '?, 
— Nießbrauch an Gr. 659, — Pfän— 
dung e. Gr. 737®, — Einreden 884. — 
Gr. jept Forderung nicht voraus 885°. 
— Gegenjaß — Verkehrhypothek 
und Gr. 86f. Entjtehen der Gr. 
8837. — Einwendungen bei Geltend- 
machung des dingl. NReht3 8839. — 
Kündigung und Übertragung der Gr. 
889, — deren en feit 8895. — Gr. 
unter Bedingung 890. — Leiſtungort 
für die Gr. — Befriedigung aus 
der Gr. 890, — Behandlung vor ns 
kraittreten des BGB beitehender Gr. 891. 

Grundſchuldbrief 713, 759°, 888. — Form 
und Erteilung desfelben 340f., 888, — 
neuer Gläubiger eines Gr. nicht in das 
Grundbuch einzutragen 327°, — Aus 
jtellung einzelner ®r. bei Verteilung der 
in Eigentümergejamtgrundichuld ver- 
wandelten Gejamthypothet 818, — Gr. 
nicht mit der Schuldurkunde zu verbin- 
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den 885%. — Gr. auf den Inhaber | Gülten 654, 734°. 
u Gütergemeinfchaft, der in G. lebende Ehe: 


Grundftener, deren Ermittelung 289. — 
Gr. ald Neallajt 682, 


gatte bedarf zu Bewilligung von Rang— 
änderungen nicht der Zuitimmung jeiner 


Grnndfteuernmtterrolle 289. rau 55°. — ©. bewirkt Rechtserwerb 
Grundjtüde, Begriff 33, 301%. — Gr. im kraft Gef. 68. — fortgeſetzte G. ins 


Sinne des Grundbudhreht3 301. — 
Verfügung über Gr. und Verpflichtun 
zu einer jolhen 1*. — deren Erwer 
durd) Mitglieder relig. Orden u. Aus— 
länder 3'?, 4395. — Verbindung von 
Sachen mit Gr. 275. — Bildung jelb- 
ftändiger Gr. durch Nbichreiben von 
Gr.: Teilen und Zuſchreibung mehrerer 
Gr. zu einem 20, 34°. 304. — Bits 
jammenflegung der Gr. dem Lndesrecht 
vorbehalten 49°, — Rangordnung der 
Rechte an Gr. 525. — Aufgabe von Gr. 
67. — Verträge über Gr. unterliegen 
Formzwang 79, 99. — Borausjegungen 
für die Gigentumübertragung an Gr. 
91 — Befig an offenen Hr. 130", 197°, 
— Dauer des Beſitzes an Gr. 220, — 
Verluſt des Befipes an Gr. 221%, — 
Wiederbemähtigung des durch verbotene 
Eigenmach: entzogenen Gr. 235. — nicht 
eintragungpflichtige Gr. 267, — Eigen: 
tumübertragung an buchungfreien Gr. 
267. — Exiſtenz und Art des Gr. durch 
dad Grundbuch nicht bejtätigt 298. — 
Verwechjelung von Gr. im Grundbud 
382, — Eigentumerwerb an Gr. 404 ff. 
— Auflafjung von Gr. 494 ff. — Wirkung 
der Teilung von Gr. auf die Servitut 
352, 630. — auf die Neallajt 691 *. 
— verpfändetes Gr. haftet für Verzug: 
zinſen mit 833. — genaue Bezeichnung 
der Gr. in den el er 
Bedingungen 8öl. 
Grundjtüdbeitandteile 277. 


Grumdbud einzutragen 327. — Ein: 
tragung der G. erfolgt auf Grund ge- 
richtlichen Zeugnifjes 361. 


' Guter Glaube, Bedeutung 534 — Bir 


fung des Erwerbs e. Pfandrechts in 
g. GI. auf frühere Pfandrechte an Mo— 
bilien 51, 914. — Beitpunft für Kennt⸗ 
nis der den g. SL. ausjchliegenden Tat: 
jadhen 82°. — g. Gl. beim Eigenbefig 
nicht erfordert 154, 507. — Wangel 
des g. GI. beim m Befigerweib, wann 
vorliegend 180. — g. Gl. des Erwerber 
nad) Zeitpunft des Eingangs des Ein- 
tragungantrage® zu beurteilen 319, 
378. — g. Gl. ift nicht vom Erwerber 
zu beweiien 379. — Mangel des g. Gl. 
bei GEigentumerwerb an Fahrnis 534. 
— Beitvunft der Übergabe für dem g. 
SL. bei Fahrniserwerb makgebend 5351. 
— 9. Gl. ald Vorausſetzung für die 
Erjigung 540. — g. Gl. für Aneignung 
nicht erforderlich 563. — dedgl. für Ber- 
arbeitung 550. — g. GI. obne Bedeu: 
tung für Verbindung und Vermiſchung 


546, 
ru. geſetzlicher nicht eintragung⸗ 


fähig 3 


Guteläubiger ‚Erwerb e. Pfandrechts an 


Fahrnis 51. — Wirkung des g. auf 
Gintragung und Belig geitügten E. 61. 

A Dritter zumider ergangenen, 
tm öffentl. Intereſſe liegenden Ver— 
üußerungverbot3 ausgejchlofjen 115. — 
Wirkung des g. E. bewegl. Sadıen 


Grunditüdtataiter 250. 116, 224 g. dritter Erwerber durch 
Grundjtüdteile können nicht mit Hypotheken die die Richtigtei des dingl. Vertrags nicht 
belajtet werden 29, 785. — Sonder: berührt 120. — Wirkung von Ber: 
rehte an nicht abgetrennten Gr. aus- fügungbeichränfungen g. Dritten gegen 
geichloffen 303. — Abſchreibung von über 116. — g. Borbefiger hat Her: 


Sr. zur Bildung bejonderer Grundjtüde 
29, 303. — Gr. nicht Gegenjtand der 
Zwangvollitredung 785. 
Grundftüdverzeichnis, amtliches 285. — 
öffentl. Glaube desielben? 297 ff. 
Grunditüdzubehör, Beweislaſt betr. Son: 


ra wegen früheren Be: 
fies 250. — zuguniten des g. Dritten 
gilt der Inhalt des Grundbuhs als 
richtig 368. — g. E. von Früchten 5 24 


Gutüberiaffungverirag 66°’, 687°", 


dereigentums an Gr. 32°°. — Gr. unter: H 
liegt dem Vorkaufrecht 695°, ſ. auch . 
Zubehör. Haager Abkommen 561 ®. 


Grundvertrag, obligatoriicher ald Voraus: | Habitatio 667', 670'°, 

jepung für Erwerb dingl. Rechte 73. Haffe, Nechtsverhältnifie betr. derj. 16°. 
Grundzing 608. | Haft als Zwangsmittel gegen Cigentum- 
Gültbrief 734°. jtörung 592. 
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Haftung der Grundbuchbeamten und des 
Staates 277ff. — D. des Beſitzers aus 


dem Eigentumanſpruch 592}. — H. des 
Befigmittler® 594. — 9. des rogehs 


bejigerö 5, 595. — 9. des unredl. Be: 
ſitzers 596. — D bei Doppelbeſitz 
— 9. des Eigenbejigers für Beichädis 
gung dur Gebäude 479. — perſön— 
lihe 9. de3 Eigentümers betr. auf 
jeinem Grundbeſitz ruhender Reallaſten 
und Ausſchluß diejer Haftung 681. — 
9. beim Pfandredit 716, . ber 
Hypothek 783}. H. des Fahrnis— 
piandes 916, — 2. bei jreihändigem 
Piandverfauf 928. 

Halbdinglihe u. balbobligatoriiche Nechte 
dem BGB fremd 46, 

— — 467, 485. 

Handdienite 686. 

Hand muß Hand wahren 62", 224, 252°, 
525, 912. 


Handeln ohne Vertretungmacht bei obliga- 
toriihen und dingl. Verträgen 84, 
auch Nichtberechtigter. 

Handelögefellihaft, deren Eintragung im 
Grundbuh döl. — offene H. als Nieß-— 
braucer 645 '*, 

Handeldmäller, freihändiger Verkauf des 
PBiandes dur HD. 023. 

Kamin Tat 235'°% 


andlohn 676°». 
andwerfer, Unpfändbarteit deren zum 
Erwerb nötigen Gegenjtände 956'”, 

Hauptintervention 585 '”. 
auptjadye 544. 
ausgeräte, deren Unpfändbarfeit 95218, 

Haus altunggegenftände, dingl. Surroga= 
tion betr. derj. 70°%, 
äuslerreht 302, 615'°, 
austiere, Daner des Befites u. Eigen: | 
tums an 220°, 562. 

Hegindum (Eigentum) 429°, 

Heilung des Formmangels des Eigentum— 
übertragungvertragd durch Eintragung 
83, 602*8, 

Heimfaltreht der Bundesjtaaten betr. ein- 
zelner WBerwaltungvermögenftüde des 
Reichs 18'%, 499'%, 

Hemmung ber Erfigung 539. — 9. der 
Tabularerfigung durch Eintragung eines 
Wideriprudhs 390, 

Herausgabe der Sahe als Grund für 
Beendigung ded Nutz— 
befites 158. 

hau eig unterjteht den Grundſätzen 

ber die Abtretung && — 9 =N. betr. 
e. Kindes oder Mündela 22°, — betr 
de durd den dingl. Vertrag Empfan- 


u. Verwaltung: | 








| 
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genen bei Unwirkſamkeit des obligat. 
Srundgeihäfts 86. — EA aus frühe- 
rem Befig 132f., 247. — Altivlegitis 
mation beim H.:9. 250. — provljor. 
Wirfung des den H.-A. auf Grund 
früheren Beſitzes anerfennenden Urteils 
256. — Einwendungen des gutgl. Be- 
Flagten gegen den 9.4. 254. — H.-A. 
erstreckt fih auf Nußungen, Schaden: 
erjag, Nebenaniprüche 255. — H.-A. 
des Eigentümers 446f., 587. — des 
Berliererd 572. — 9.9. betr. des 
Hypothefenbrief8 761, 764. — Ab— 
tretung des H.-A. als Erjak der Be— 
fipübertragung 523f., inwieweit genügend 
aut Piandbeitellung 908. — H.-A. des 
igentümers gegen den Pfandgläubiger 
917. — H. A. des vorstehenden Pfand: 
gläubigers gegen den nachfolgenden 912. 
Heransgabepflicht 134%. — H. des Nieh- 
braudyers G44. 
Herau TE dem flagen- 
den Eigentümer gegenüber 600. 


—— 453. 

leredium 258. 

Herrenlofe Sachen 16". — originärer 
Eigentumerwerb — deren Beſitzerwerb 
123, 179'*, 559". — Aneignung berren- 
fofer Srumdftüce jeiten® des Fiskus 125, 
359 — —— h. ©. 550ff. — 
Bedeutung h. S. 560, 

Herſtellung neuer Stoffe 549, — 9. des 
früheren Zuftandes kann bei Berarbei- 
tung nicht verlangt werden 550'°, 
eſſen, Grundbuchverhältniiie in H. 294. 
inderung, vorübergehende in der Gewalt: 
He, hebt Befig nicht auf 198°, 


DRM Verträge dem BGB unbelannt 


——— Öffentliche der im Miteigen- 
tum Mehlrerer befindl. Sache 446f. — 
9. der mit einem Nießbrauch behajteten 
Inhaberpapiere 660. — 9. der Schuld: 
jumme als Grund zur Entjtehung der 
Eigentümerhuypotbet 740 '% — 9. des 
Hypothefenbrieis 761. — H. der Schuld: 
jumme bei Annahmeverzug 770'' 

. bewirkt Erlöfchen der Schuld 824. — 
ge) etzl. Pfandrecht auf Grund a 900, 

9: des Piandes auf Koſſen des 

Piandgläubigers 916. — 9. verpfün= 
deter Forderungen 945. 

Hinterlegungftelte als Verwaltungsbeſitzer 
150?*, Rechtsverhältnis zwilchen 

Gläubiger u. 9. nad) Hinterlegung des 

Verjteigerungerlöfes 82. 
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Hochſeefiſcherei in der Nordjee, deren poli- 
eılihe Regelung 15°. 

Südjtbetrag des durch Zwangvollfiredung 
erlöfchenden Rechts ijt einzutragen 357. 

Höchſtbetraghypothet 713, 744, 878ff. — 
9. kann in Eigentümergrundſchuld über: 
gehen 739, 742. — Beitpuntt diejes Über. 
gangs 742°”, — H. verträgt nicht Unter— 
werfung der fofort. Zwangvollitredung 
340, — * als Sicherungbypothet 866, 
879. — Bejtellung der 9. 879. — deren 
Umwandlung in Sicherungbypothef 880. 
— Umfang der 9. 881. — deren Um— 
wandlung in Verkehrhypothet 881 — 
Beitellung der 9. für mehrere Gläu— 
biger hintereinander 851. — Abtretung 
und Piändung 81f. — Ausſtellung 
e. Briefes für fie unzuläffig 8816. 
olzunggeredtigfeiten 638. 

Iyperocha 706?, 920°, 

Hypotheea 706°. 


Hypothel, Begriff 713. — Bejondere Seite | 


des Grundbuchs für jie 53% — — iſt 
übertragbar 67°, — 9. unter Bedin— 
gung und Zeitbeftimmung 108. — al- 
zelioriiche Natur der 9. 119. — nichtige 
H. kann nicht in Eigentümergrundjchuld 
übergehen 120. 738. — Einwendungen 
des Eigentümers gegen e. 9. 122. — 
H. erfiredt fi) auf die einem Grundſtück 
Augelchwichenen Nebenparzellen 305. — 
Übertragung e. 5. 340. 855. 279 —_ 
Übertragung der Hypothek nicht ohne 
lbertragung der Forderung und ums 
gelehrt 726. — Umwandlung der H. 
in Grundſchuld ift einzutragen 356. — 
Ausihluß e. H. durch Wufgebotver- 
fahren 363, — Wirkung des öffentl. 
Glaubens des Grundbuchs betr. der 
9. 374 — 9. an dem Anteile e. 
Miteigentümerd 445, — 9. bes 
römiſchen Rechts 705. — Entitehung 
der 9. durch dinel. Vertrag und Ein: 
traqung 711, 758. — Forderungloſe 
wirtſam bejtellte H. alö Grundſchuld zu 
behandeln 739. — nur vorgemerkte 9. 
fann nie in Eigentümerhypothef über- 
gehen 740°”. — libergang der 9. auf 
den die Schuld tilgenden perfünl chen 
Släubiger 740, — 9. für nod) nicht 
valutierte® Darlehn 742°. — Dingl. 
Grundlagen der H. 751 ff. — Rechtzweck 
derf. Z5L — Unverjährbarteit des An- 
jpruch® aus der 9. und Subjtantiterung 


} 


diefes Anfipruchs 753. — Erlöihen von | 


DH. durd) das Zwangverfteig. = Verfahren 
760'%, — libertragung der 9. durch 
Übergabe deg mit Nbtretungertlärung 


verjehenen Hypothelenbriefs 763. — 
Aufhebung und Löſchung der 9. ZE8ff. 
— Übernahme e. 9. ohne Genehmi— 
gung des Hppothefengläubigers 771. — 
Abtretung und Übernahme e. Hypo— 
thef 773. — 9. unter auflöjender Be- 
dingung 774°. — Gegenſtand und Im: 
fang der Haftung der 9. 783ff. — 
9. ruht auf dem ganzen Grundjtüd 
733. — Deren Erſtreckung auf die For— 
derung von Miet- und Pachtzinjen u. 
auf die Berjiherungforderung 794 ff. — 
Geltendmadhung der H. S2lff. — pro: 
zeßrechtl. Behandlung der 9. glei 
e. Forderungrecht 840”, — Ber 
handlung der 9. im Stonfurs 844. — 
Einwendungen gegen die H. Böäf. — 
9. für —— u. 
Urderpapiere Z66ff. — HD. für bedingte 
und künftige Forderung 729. 878. 


Hppotheteubanten, Grunderwerb durch 


deutiche S. 441. — Ausgabe von Hypo— 
thefenpfandbriefen durd 9. 757% 
ypothefenbantengef, 441°. 757%. 
ppothefenbeitellung, Form für jie der 
Yandesgejepgebung überlajien 3% — 
9. für e. Schuldverjchreibung auf den 
Inhaber 125. — H. für bedingte, be: 
tagte und zufünftige Yyorderungen 729, 
— 9. unter auflöjender Bedingung 729. 


Hypothelenbrief, 7597. — Form u. Er: 


teilung desſ. 340. — 9. weder Ber 
ftanbdteil nod) Zubehör der Forderung 
341 — Zweck und Bedeutung des H. 
341, 759. — Inhalt des H. 343, Töv. 
Unbraudbarmadung de 9. 345. — 
Verbindung der Schuldurfunde mit dem 
: 720'*, 759, — Widerſpruch zwijchen 

rundbuch u. 9. 2 — 9. nidt 
jelbftändiges Wertpapier 760, — 5 
auf Inhaber oder an Order unzuläſſig 
760°, — Erteilung und Aushändi— 
gung der H. 761. — Ausſchluß der Er- 
teilung e. 9. 340f. 762, 765. — Be 
fig des DH. beredhtigt zur Geltend- 
machung der Hypothek 7635. — Aufgebot 
zwecks Sraftloserflärung de ©. 765. 
— Ausjtellung e. neuen H. an Stelle 
bes fiir fraitlos eıllärten 345. 765, — 
Verjehentl. Ausjtellung e. 9. 166. — 
Einreihung des H. beim Grundbud): 
amt zwecks Vermerks von Rechtsän— 
derungen 775'% — Vorlegen bed 9. 
bei Geltendmahung der Hypothel 837. 
— Ausihluß des * für die Sicherung— 
hypothef 762 ?'. 81I0'*. 864, — für die 
Wertpapierbypothet 868. — jelbitän: 
dige Berpfändung von H. unzuläffig 949° 
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vpothelenbuchſyſtem 263. 
vpothefenforderung, Niekbrauh an e. 
661°", 


Hupothefengläubiger, Begrifi821.— Mög: 
lichfeiten zu feiner Befriedigung 832. 
——— 822, — Antrag der H. 
Deren Begründung 836, — 
Deren Verbindung mit der Schuldflage 


or BETEN Preukiihe 261. 
- elenpfandbriefe, deren Ausgabe 
Hppothetenbanten 757%, 
— — 762, 
ypothefenvormerfung, auf den Anteil e. 
Miteigentiimers 411, 
Hppothelenzinfen, deren Eintragung 721f. 


RB 
Jagdgeſetze 565 °°. 
— dem Landesrecht vorbehalten 


Jagdregal 565°%, 

Identität der Beteiligten vom Grundbnd= 
beamten festzustellen 

Immiſſionen 244. 467 ff. 

Immobilien und Mobilien 35°. 

Impensae utiles 603%, 

Impetratio domini 924%, 

Inbefisnahme, Bedeutung 190°, — 
von Gegenjtänden durch den Gerichts: 
vollzieber zweds Pfändung 953. 

—— Papiere, deren Verpfändung 


Judoſſament auf Order lautender Handels⸗ 
Pe. 165 *. — Sicherunghypothek für 
ih J. übertragbare Papiere 867. 
Indutus 141°. 
Inbaberafticn 533. — 
3. 948!. 


— — — 888, — deren 
Abtretung 889. 
Inhabergrundichuld 713. 838. 
Inbaberhypothel, u Beitellung 870.— 
Entftehen derj. 871. Einwendungen 
gegen fie 872, — deren Sündigung 
873, 


Verpfändung von 


— Urkunden mit alternativer 


— 866°, — X. als Gegen— 
ftand von Sachenrechten 365, — Eigen— 
tumerwerb an gejtohlenen x. 20518 — 
Herausgabeanipruch wegen früheren Bes 
ſihes nicht durchführbar betr. geitohlener, 
abhanden gelommener Y. 253. — &. 
(aud wenn vor Ausgabe aeftohlen ufw.) 
verfehrtauglidh 533. — Niekbrauh an 
3: 660. — deren Verpfändung 204. — 


| 
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Nuppfand an zinstragenden |. audge- 
ihlofien 905, — Pfandrecht an J. 
248}. — Pländung von J. 

Juhaberſchuldverſchreibungen, Hypothek— 
beſtellung für X. 125, 866ff. Hypo⸗ 
thetk für J. als Siherunghupothet 866. 
— jtaatl. Genehmigung zu deren Aus— 
gabe 869. — Rechtsverhältniſſe 868 ff. 
— Üinmwendungen des Ausitellerd gegen 
den Beliger 869. — deren Beſitz legi— 
timiert zur Geltendmahung 869. — 
Piändung von en aus X. 871. 
— Berpfändung von J. 948. 


In iure eessio 258°, 


Innehabung körperl. nicht gleichbedeutend 
mit tatfächl. Gewalt 130. — 3. im 
Gegenſatz zu Bejiß 151. — X. des 
Hypothekenbriefs als Vorausſetzung zur 
Geltendmachung der Hypothek 760, 

In pari causa melior est condicio pos- 
sidentis 252 '°, 

Inquifitionmarime „Im Grundbuchange⸗ 
legenheiten? 

Juſel, Eigentum an J. 511°, 516. 

Infinnation, gerictl. 261. 

Insula (Miettajerne) 137. — i. in flumine 
nata 516. 

Intentio beim dingl. 
fpruh 10", 


u. obligator. An— 


S | —— 135. 


SInterdiltenverfahren 135. 

| Interdietum uti possidetis 135°, 136, 
144. — i utrubi 136% — i adipi- 
scendae possessionis 136°, 2 
ii quorum bonorum 136°. — i de 
superficiebus 144%, 608°, — i. unde vi 
139°, 144*, 238°. — i quod vi aut 
clam 246'%, — i de arboribus cae- 
dendis 464'% 

Intereſſe, rechtl. am Fortbeſtand be- 
ſchränkter Rechte an der Fahrnis trotz 
Verbindung mit dem Eigentum 44. 808, 
— berechtigtes J. an Einjiht des Grund— 
buchs 2737. 

Interpretation |. Auslegung. 

nterventionflage 254°, 

Juterzejſion 896. 

Auterseff onhypotbet 857. 

Inventar, dejien Haftung für die Hypo— 
thet 790°", 
Inventarjtüde, deren Behandlung bei 

Baht und Niehbraud 15°. 

Investitura 259, 260°, 613. — reale 
u. unförperliche I. 260. — 

Inzidentieftitellungstlage 10", 57912, 

Irrtum über die causa beeinträchtigt die 
dingl. Wirkung nicht 89°. — auf die 
dingl. Einigung wirtender weſentl. J. I10. 
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Irrtümliche Annahme der Herrenlofigkeit 
reicht zur Aneignung nicht aus 563. — 

Iter, qui habet i non habet actum 637 °%, 

Judenprivileg 526". 

Iuriftiicher Befiß 137 '* 9,138. — j. Per— 
jon als Subjett dingl. Rechte 62. — Beſitz 
j- B. 134 Beſitzerwerb j. P. 211. 263. 
Ermwerbjähigfeit j. P. vom Grundbud)- 


beamten zu prüfen 273. — Beſchrän- 


| 
| 
| 


fungen des Eigentumerwerbs j.®. 440, 


— j. ®. als Niehbrauder 644. — 1. P. 
ald Grundbuchvertreter 874. — An: 
ſpruch de& vedl. Beſitzers auf j. Früchte 
503 


Ius in re und ius ad rem 47°, 74%, — 
Li nudum Quiritium 50% — i gen- 
tium 258. — i vitae ac necis 430%, 
— i recadentias 436%, — i. inventoris 
5745. — i tollendi 602%, — iura 
in re (aliena) 607°. — i. non hominis 
sod praedii est 628%. — i offerendi 
et succedendi 920'% 

Justus titulus 248? 5383, 


Kl. 


Kablipfändung, Verbot der K. 904, 

Kümmereivermögen 19. 

Ktanalbanfojtenbeiträge 683. 

Kapitalbetrag, Beitimmung u. Eintragung 
des zur ibloſung der Rentengrund— 
ſchuld dienenden K. 3 

Kapitaliſtiſches (Subftantial:) Prinzip betr. 
des Trruchterwerbs 552. 

— des Grundbuchs, Grundſatz der 

353 


Kaffation . Unbraudbarmachung. 

Katafterbud 287. — Berichtigung des K. 
2925. — K. bat die Vermutung für 
Nichtigfeit nicht 300, 

Katafterfarte 287. 

Kauf auf Probe bewirkt bedingt aufichie- 

_ benden Gigentumübergang 85”, 109'%, 

Kauffarteiſchiffe, Flaggenrecht derſ. 935°. 
— Begriff K. 935. 

Kaunfgelderbelegungtermin 852% 

Saufpreiörefthtpotbet, Vereinbarung folder 
bet Abſchluß des Kaufvertrages 55, 
978, 8 12] 16 

Kaufvertrag über Grundjtüde unterliegt 
Formzwang 2 

Kauſalgeſchäft 73, — formungültiges 
K. berechtigt zu zu — Rücktritt 82, 

Kautionhypothei 7178, 879. 

Kehrrecht (Pflugrecht) 

Keller, Erbbaurecht an K. 617. 

Kenntnis der Unrichtigkeit des Grundbuchs 
54, 378. — Zeitpunkt der K. der den 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


guten Glauben aus'chließenden Tatfachen 
82, 378, 535. — Leiſtung trog K. der 
Anfechtbarfeit des obligatoriichen Grund: 
geihäfts 85. — K. der — 
keit des Vorbeſitzers 180”. — K. d 
Erwerbers von Unrichtigteit des Bud 
inhalte8 vom Zeitpunkt des Eingangs 
des Eintragungantragd zu beurteilen 
337, 378, — nadıträglid erlangte K. 
von Unrichtigkeit des Buchinhalts 379. 
— nadträglihe K. den guten Glauben 
ausjchliegender Tatfahen 536. — K. 
des Vertreters nicht des Vertretenen 
maßgebend 380. — K. der Anfechtbar— 
leit e. dingl. Nehts 380%, — K. des 
Nichteigentums des Veräußerers jchlieht 
guten Glauben des Erwerbers aus 534. 
— Eideszujhiebung betr. 8. der den 
guten Glauben ausſchließenden Tatiachen 
535*%, — K. der Abtretung der Hypo— 
thet 778. — 8. des Berfteigerung- 
antrags fteht der 8. der Beichlagnahme 
gleih 379°, 

Kinder, noch nicht geborene, inwiefern 
Subjefte dingl. Rechte 62. — K. unter 
7 Jahren nicht Eigenbefiger 154'° 
Generalbypothet der K. am Vermögen 
der Eltern nad) röm. Net 710°, 

a dingl. Surrogation betr. 

ei. 70%, 

Kirdenbaulaft 633. 

Kirdyengüter, deren Verleihung begrün- 
dete Zehntpfliht 692°. 

— 20. 

Kirchhöfe 20. 

Kirdituhlreht 20. — 8. der landesrechtl. 
Negelung überlafien 49'. 

Kiltenpfand 710°, 

ir gegen den Fiskus 20. — FI. auf 

tedereinräumung des Belites 240. 
— fl. auf Abgabe einer Eintragung: 
bewilligung 318. — Kl. auf Bewilligung 
der Berichtigung des Grundbuhs 358. 
— Kl. auf Bejeitigung vorhandener u. 

Interlafjung weiterer Beſißſtörung 246. 
— Kl. auf Herausgabe wegen früheren 
Befizes 250}. — Berbindung der Ei: 
gentumz= mit der Befillage 133, 231 *', 
284, — fl. auf Grenzicheidung 456. 
— fl. auf Bejeitigung jtörender Ans 
lagen und Unterlafjung weiterer Ein: 

iffe 463. — Kl. auf Herausgabe des 
Eigentum& 52 — Kl. wegen — 
letzung des Eigentums 587 fi. 
auf Mitwirfung bei der — 
456°, — Kl. wegen drohenden Ein: 
ſturzes von Baulichkeiten 478f. — Kl 
auf Herausgabe des Hypothelenbriefs 
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761'°, 764. — RI. auf Feititellung des 
Nichtbeitehens einer Hypothek oder des 
Rechtes des eingetragenen Gläubigers 
831. — PM. des vorgehenden Piand- 
gläubigerd gegen den nachfolgenden auf 
Pfandherausgabe 919, 

— ‚ deren Wirkung auf die Er— 
figung Bar A 

ra jehferhafte rechtl. Bezeichnung 
d I. 243 

Kleidungitüde, Unpfändbarfeit derj. 952%, 

Koltifion dingl. Rechte 0 ff. — K. meh: 
rerer Eigentumrechte ausgeichlofjen 50. 
— ft. — Eintragunganträge 333°, 
— K. zwiſchen Eigentum und Dienſt— 
barfeit 639. — K. mehrerer zuſammen— 
treffender Grunddienſtbarleiten 639 f. — 
K. mehrerer Fahrnispfandrechte 899. 

Kolonat, Güter im erblichen K. 614", 691, 

a deſſen gejegl. Pſandrecht 


Konkretiſirung, Grundſatz der K. I 

Konlurseröffnung über das Vermögen des 
Berechtigten, deren Wirkung 105, deren 
Eintragung in das Srundbuh 116'°% 
— Bormerfung nad) 8. unzuläffig 412%, 
— deren Wnkung auf vorgemerfte Rechte 
418, 420%. — K. ohne Wirkung auf 
Pfandrecht 920. 

a ie als Berwaltungbefißer 


Konnofjement 165°, 200%, 5291, 

Konſens, formeller 94, — materieller $. 
94, 106°. 

Konfensprinzip 76. — materielled K. 270. 
— formelles K. 7618, 272. 

Konjenfual dingl. Vertrag, deſſen Wir: 
.. nur unter den Parteien 98. — 

efigübertragung 207. 

Konfilidation begrenzter Rechte im Eigen- 
tum 39, 436. 

Konftitutive Wirlung der Eintragung 311. 

m des Rechts 224. — N. des 
Beſitzes 236. 

Kontofurrentvertrag, Höchſthypothek auf 
Grund K. 879, 

Kontrahieren mit fich ſelbſt 43, 330°. 

Kontrabierungzwang betr. öffentt. Ber: 


febhranjtalten 25. 

Konvaleszenz der Verfügungen Nicht: 
berechtigter 121, 518. 

Konzeffi onpflicht betr. 
banten 757 ®, 

Koppelhut 638. 

Körper, menjchlicher, Verfügung über ihn 
und Teile desji 21, 

Körperliche Gegenitände als Sahen 14. 
— Erjaß der k. Ubergabe der Fahrnis 


der Hypotheken— 
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90%, — k. Inmnehabung nicht gleich— 
bedeutend mit tatjächl. Gewalt 130. — 
; Einwirkung als Befigitörung 243. — 
f. Beſitz ſ. unmittelbarer B. 

Korrealhupotbet 807, 

Koftbarteiten, deren Piändung 953. 

Koſten für Einfiht in dad Grundbuch u. 
Abichriften aus ihm 275°. — K. für 
Berichtigung des Grundbuhs 389, — 
K. für Grenzicheidung 456'%. — K. für 
Bejeitigung jtörender Anlagen 591°. — 
K. für Verlegung e. Servitut 640°, — 
K. für Unterhaltung von Anlagen auf 
dem dienenden Grundſtück — K. 
für Erhaltung und Unterhaltung beim 
Wohnungrecht 671. — Pfand haftet für 
K. der Kündigung der Forderung 721, 
— K. für die öffentl. Beglaubigung der 
Hypothek⸗ brrenmger arvns 762** 
K. der Quittung 770". Aufnahme 
der fl. der Zmangperfteigerung in das 
geringite Gebot 549. — K. von der 
Höchſtbetraghypothek mitumfaht SSL. — 
Haftung des Fahınispfandes für K. 896. 

Kraft, bindende des Antrag und der 
Einigung 9 ff. 

ir gr a von Hypothelenbriefen 

765, 


— nad) Landesrecht zu beur— 
teilen . 

Kredithypothet 879. 

Küchengeräte, deren Unpfändbarkeit 952 '”. 

Kulturwechſel beim Nießbrauch geitattet 652, 

Kündigung als Verfügung 65%. — K. 
des Hypothekenrechts durdy den einge: 
tragenen (auch Scein-) Eigentümer 
121% — KeRecht des Nießbrauchers 
einer Forderung 659, einer verzinsl. 
Forderung 660. — - Ktoften der 8. Z2L 
— Ausſchluß der ft. e. Hypothek 723. 
— K. der Hypothek feitend des Be— 
figerd de Briej3 764. — K. nad) Ab— 
tretung der Hypothef 778}. — Wirkung 
der K. der Forderung auf die Hypothet 
323, — K. ber Hypothefenjorderung 
838, — fl. der Inhaberbypothef 873, 
— K. der Grundihuld 839. — K. ver: 
pfändeter Forderungen 945. 

Kündigungfeift für Darlehnichulden 823, 
— K. für Nündigung der Grundichuld 
80. — für K. der Rentengrundichuld 
893. 


Kündigungredt S23\ 
u Aniprud, VBormerkung f. U. 
— k. Früchte können nicht Ge— 
Fre einer Berfügung fein 556. — 
t. Ablömmlinge uw. feine Subjekte 
dingl. Necdhte 63. — hk. Sadıen, Ber: 
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fügung über fie 200°”. — Hypothel— 
beitellung für f, Forderung 729, 878. 
— Fahrmispfandbeſtellung für k. For— 
derung 895, 899. 

Künftler, Unpfändbarfeit deren zur Er- 
we: btätigfeit unentbehrlichen Gegenjtände 
96218, 


Kupond, Eigentumerwerb an geftohlenen 


Küftengewäffer, Nechtöverhältnifie betr. 
deif. 15°. 


L. 


Ladeſchein 165°, 200*, 320 
Lage eines Grunditüd® durch das Grund» 
uch nicht beftätigt 299. 


Lagerbuch 261’, 286. 
Lagerhalter, defien geiepl. Pſandrecht 900°. 
Lagerſchein 165°, 200°%, 529% — 8. 


auf Inhaber 867°. 

Landesfiskus, Grundftüde desſ. inwieweit 
— 267. 

Landesgeſetze betr. das materielle Sachen⸗ 
recht 3. 

Landesherrn, Eintragung deren Grund» 
ftüde ins Grundbud 267, 302, — Ber: 
ordnungrecht derj. in Grundbuchange— 
fegenheiten 269. 

Landesrechtliche Befugnis zur Aufitellung 
von Normen für das materielle Sachen— 
reht 3. — L Vorbehalte betr. der 
Sachenrechte 49, 149. — I. BZuftändig- 
feiten betr. des Grundbuchrehts 263 
bis 270, 302, 304°, 307 ff., 31044, 
311, 340”, 347, 351, 361", BOL — 
L. Beiugniffe betr. des Notwegs 485. 
— L. Beitimmungen betr. der Real: 
laften 676. — die einzelnen L Real 
laften 682 ff. 

Randgericht als Beichwerdegericht in Grund» 
buchſachen 283. 

Landgäterordnungen 


+ Landleihen zu vererbi. u. veräußerl. Recht 


nicht mehr zuläſſig 693°. 

Landfeen, Eigentum an 2. 513, 

Langobardifches Lehnrecht 612. 

Laſten, Erſatzanſpruch des Befigerd für 
außerordentl. 2. 602. — X. für Unter: 
haltung von Anlagen auf dem dienenden 
Srunditüd 641f. — auf der Sade 
rubende 2. inwieweit vom Nießbraucher 
zu tragen 655. — L. des Gebäudes 
bat Wohnungberechtigter nicht zu trag 
672. — verſchiedene Arten der 2. 6827. 
— Aufnahme der Anſprüche aus öffentl. 
L. in das geringfte Gebot 849°%, 
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—— 614. 

Laudemienpfliht 691. 

Laudemium 691. 

Legalitätpringip 261f., 272'°, 328°, 
— — aus dem Nießbrauche 


647f. 

Legalfervituten (dem BEB fremd 40°) 

48°, 352, 437, 462°. 

Legitimation zur Geltendmadung der Hy: 
potbet 763, 777%. — zur @eltend- 
machung der Forderung aus e. Inhaber⸗ 
papier 869. — 8. des Biandbefiger 907. 

gegitimationtheorie 529". 

Lehen 432, 6127. 

Lehngeld 691. 

Lehngerichte 612. 

Lehnrecht, der Iandesrechtl. Regelung vor- 
bebalten 492. — Gejeße betr. das L. 
613°. 

Keibgedinge 658, 686 ff. — 8. iſt nad 
Zandesreht zu beurteilen 149°. — 
Wirkung der Zwangveriteigerung des 
Srundftüds auf 2. 690%. — L ent 
fteht nur durch Eintragung im Grund» 
buch 690°. 


Leibrente 685: — 2. ald Gegenjtand von 
Sachenrechten 36°, 658. 

Leibzucht 6875. — L. dem Landesrecht 
überlafien 643', 

Leibzuchtgewere 142. 

Reichnam als Sache 22. 

Leiher als Befigmittler 158. 

Leihezwang 613% 

Reinpfad 517. 

Reiftung, Anſpruch auf Bewirkung der L. 
durch die obligator. Verpflichtung be— 
ründet 81. — L. troß Kenntnis der 
Anfechtbarteit des obligator. Grund» 
gefchäfts 85. — 2. an ben Buchberech⸗ 
tigten bat befreiende Wirkung 378. — 
8. an den Niehbraucher eines Rechts 


660. 
Leiftunggeihäft 76. 
Leiſtungort für die Grundſchuld 890. 
Leiltungpflicht 109. 
— — durch die dingl. Verfügung 


Leiterrecht 467. — ind BOB nicht auf⸗ 
genommen 485. 

Lex rei sitae 3. — L locationis 608. 
— 1, Seribonia 625 '!, — |. commissoria 
705°, 706°, 845%, 918°. 

Libri feudorum 

Libripens 258. 

Licht ift nicht Sache 14°, 

Kichtrecht in Preußen 354°, 466°. — 
Negelung des 2. dem Landesrecht vor 
behalten 465. 
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Liebhabereien nicht Segenftand von Grund⸗ 
dtenjtbarfeiten 
Liegenichaften 335. — Bindende Kraft des 
dingl. Vertrages betr. 2.99. — Rechts⸗ 
änderungen an ihnen bedürfen der Ein- 
tragung j. auch Grundſtücke. 
Liegenſchaftrechte, Zuläſſigkeit beichränten- 
der Nebenbeſtimmungen bei dingl. Ver— 
ug über 2. 108. — materielled L. 


Litis aestimatio 588°. 

Liquidertenntniffe in Baden 841, 

Lohnforderungen, deren Aufnahme in das 
geringite Gebot 849 °°, 

Lokustheorie 40*, 53°, 703, 733. 

Lombardgeihäft 902 35, 

Löſchung der Hypothet 768ff. — L. ums: 
zuläſſiger Eintragung von amtswegen 
96. 2. als formelle Vorausſetzung 
für Aufhebung dingl. Rechte 125. — 
Beichwerde wegen Verweigerung der 
Eintragung e jeitend des Grund: 
bucdhbeamten 282. — L. des Nießbrauchs 
u. jonjtiger mit dem Tode des Berech— 
tigten erlöfchender Rechte 317. — 
des Erbbauredhts 350. — L. e. Hypothek 
nn Zuftimmung des Cigentümers 

— 2. des erledigten Widerjpruchs 
307 — L. von Bormertungen 423f. 
— Wirkung der 2. der Eigentiimergrund- 
ſchuld auf jpätere Gläubiger 755'° 
2. der Gelamthypothel 819°. 

Ri — 770. 

Löihungprinzip 848. 

Söfhunpbermert 125?°, 340, 768, 

ale anfprud 526, 

— eloſe, Eigentumerwerb an geſtohlenen 
534%, 

Rat nicht Gegenftand des Sadenredhts 15. 
— Junge L. als Gegenſtand des Eigen— 
tums 
——* Theorie des Eigentums an der 

OR 45" 


M. 


Mahnung als Verfügung 65. 
Mahnverfahren, Geltendmachung des dingl. 
Anſpruchs aus e. Hypothek im M. 840, 
Mala fides interpellat pro homine 6'*, — 
m. f. superveniens 540°, 
Malen ald Verarbeitung 549. 
Maneipatio 110°°, 
Mangel, dem dingl. Nechte anhaftender 
ibt e. Einrede gegen die Hypothek 122, 
— unerfennbarer M. des der Ein- 
tragung zu Grunde liegenden Ddingl. 
Bertrags kann gegen den auf das Grund- 
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buch vertrauenden Dritten nicht geltend 
gemacht werden 271. — M. ber Sache u. 
M. im Recht beim Pfandverfauf 927%, 
— M. im Recht u. der Sache bei Zwang— 
veriteigerung nicht gewährleiftet 955. 
ei Marleigentum 431. 
no 683. 
ar —— Beſtandteile oder Zubehör 


— *— un befien Regelung 
durh dad BOB 2 m. Konjens- 
prinzip 2 — m. — der 
Bucrintragung 311. — m. Grundſatz 
der Offentlichfeit 368, 

Mauern, Eigentumverhältnifje an gemeinj. 
M. 453, 458. — Ausbauchungen von 
M. 463, 481°. 

Marimalhypothek j. Höchſtbetraghypothek. 

———— Grundbuchverhältniſſe daſ. 


Meer nicht Gegenſtand von Sachenrechten 
— Benutzung und Freiheit des M. 

Meeresfand ‚ Eigentum an ihm 16°. 

Meeredufer, Eigentum am M. 16’, 517. 

Meereswailer, inwiefern Gegenftand des 
Privateigentums 16°. 

Mehrbelaſtung durch beſtehende Grund— 
er bei Erhöhung der Bedürf- 


e 641. 

meh eit dingl. Rechte an einer Sache 507. 
— M. von Eigentumredjiten 50, 442, 
— M. ſich widerjprechender Verfügungen 
122, — M. von Befigrechten 50, 161. 
— M. von Grundftüden auf einem 
Grundbucblatt 305. — M. von Ein- 
tragungantragberedhtigten 320. — M. 
von Blandrediten an e. Sache 899. — 
M.von Pfandrechten an e. Forderung 947. 

Meiergüter 691. 

Meiltgebot 349. 

Reilerationbariehe, Sntraftbleiben der 


diesbezügl. Landeögejepe 59. — Zwed 
der M. 700. — deren Rang 754", 


Mieter hat fein Verbietungrecht wegen 
AImmiffionen 474. — M. als Beſitz- 
mittler 158. — M. genieht Beſitzſchutz 

Mietrechte, — 
tragungpflichtig 266. 

tele find nicht dingl. Natur 


wiekins, Eiſtreckung der Hypothek auf 
den M. 794 ff. — Berfügung über M.= 
Forderungen, inwiefern den Hypotheken— 
nn — wirkſam 796. — 
tichtigfeit der Pfändung von M.- 
Forderungen nad a 847. 


‚Inwiefern nit ein- 
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Mineralien, Aneignung bergbaurechtl. M. 
nach Landesrecht zu beurteilen 565. 

Milchtuh, Unpiändbarkeit e. M. 952%. 

Mindeitbetrag der Zwanghypothel 842. 

Mißbrauch der Piandjache jeitens des 
Piandgläubiger® 916. 

Missio in possessionem S41*°, 

Mitbelaftung mehrerer Grundftüde, deren 
Eintragung 809. 

Mitbefis 134°, 215ff. — Begriff 152, 
215. — dejien Einräumung an Stelle 
der förperl. Übergabe der Fahrnis 90°, 
199°, — M. g nieht Beſitzſchutz 217. 
— M. gewährt Aniprud auf Wieder: 
einräumung ded Beſißes 239, — M. 
an gemeinichaftl. Hypothekenbrief 781°. 
— M. an gemeinichaftl. Pjandgegen- 
ftand 910'%, 

Mitbefiger, Bejigftörung unter M. 245. 
— MM. hat Herausgabeanjpruch wegen 
früheren Befipes 250°, 

Mitbietungredht des Piandgläubigerg, 
Eigentümer® und perjönl. Schuldners 
beim Piandvertauf 924. 


Miteigentum 442jf. — Beurteilung des 
vor Inkrafttreten des BGB begründeten 
M. 4%, — Art der Eintragung des 
M. in das Grundbud 305, 307°, 444, 
450. — Gewiſſe geiamthänderijche M.- 
Verhältnifie nach Landesrecht zu beur— 
teilen 433, — M. zu gefamter Hand 
447, — M. durd Verbindung und 
Bermiihung 29, 544f. — durd Ver: 
arbeitung 549, — durch Schapfund 574. 

M. durd; Vereinigung mehrerer 

Bienenihwärme 564. 


Miteigentiimer als VBerechtigter zur Er: 
hebung des Eigentumanſpruchs . — 
Hypothelenvormerkung auf den Anteil 
e. M. 411*. — Rechtsverhältniſſe der 
M. untereinander u. zu Dritten 4467. 
— Urteil gegen einen M. wirkt nicht 
gegen die andern 446”. — M. hat 
Anſpruch auf Notweg 481°. — Ger: 
vitutbeftellung zuguniten eines M. 630. 
— Rechte der M. untereinander und 
Dritten gegenüber 446. — M. haben 
fein Borlaufrecht 693°. 

Mithut 638. 

Mittelbarer Beſitz 160ff., 131%, 134°, 
— Erlanaung desſ. durch Mbtretung 
des Herausgabeanſpruchs — Be- 
ariff m. B. 160. — Rechtsverhältniſſe 
161f. — Entitehung des m. B. 162f. 
— m. B. zweiten oder entfernteren 
Grades 164. — Beendigung des un B. 
167. — m. Eigenbefig 136 


— 





—— — — — — — — — — — — — ne — e 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Mittelbarer Beſitzer 160ff. — deſſen Ber: 
hältnis zum Beligmittler 165. — Recht-— 
ihuß desf. 165. — deſſen Aniprud 
auf Wiedereinräumung des Befiges 239. 
— dejien SHeraudgabeanipruch wegen 
früheren Befiges 250. — Klage gegen 
den m. B. auf Duldung der Wegnahme 


586. 
Mittelöperfonen, Beſitzerwerb durch M. 
2098. — M. als Befighalter 210. 
Mitverfhluß 216, — M. des Pfand— 
gläubigers 909, — Wirfung der Auſ— 
gabe des M. auf das Pfandrecht 933'*. 
Mitwirinng des von der Berichtigung 
Betroffenen zur Nichtigftellung 387}. — 
M. beider Gläubiger zur Einziehung 

verpfändeter Forderungen 945. 

Mobilien, Mobiliar ſ. Fahrnis. 

Modus des Eigentumerwerbs 57. 

Modus aequirendi 74°. 

Mortuarium 676°. 

Mühlen 25°, — Regelung der Redite 
der M. den Landesgeſetzen vorbehalten 
49°, — Nugung öffentl. Flüſſe jeitens 
M. 514. 

Mühlgräben ald Gegenftand des Privat: 
eigentums 

Mindel, deſſen Generalhypothek am Ber: 
mögen des Vormunds nad röm. Recht 


Münzen, Inkraftbleiben landesgeſetzl. Bes 
ftimmungen betr. Ablieferung gefundener 
M. 577. 

Mutung 566”. 


N. 


Nahbarredhte 461ff. — Anſprüche aus 
N. gegen den Staat 19'°, 

Nadeile, Recht der N. 234. 

Nacherbe iſt ind Grundbud einzutragen 
63, 117, 327°, 440. — deſſen Belike 
ftellung 204. 

Nachfolge in den Befig 197, 201 ff.; ſiehe 
auch Beſitznachfolge. 

Nachlaß iſt Geſamteigentum der Erben 
447° 


Nachlaßlonkurs bewirkt Abionderung des 
Vermögens 122, 

Nahlaßverwaltung 122. 

Nahrüden von Rechten bei Wegfall vor: 
angehender Nehte 51. — N. jpäterer 
Gläubiger 755%, — N. jpäterer Fahr— 
nispfandgläubiger bei Wegfall früherer 
Sg 25, 

Nachträgliche Anlegung von Grundbuch— 
blättern 265°, — n. Ausfchliegung der 
Erteilung e. Hypothelenbrief3 765. 


Alphabetiſches Sachregiiter. 


Näherrecht 602. 
Nahrungmittelgeii 488%, 


Namenfapiere, deren Verpfändung 948. 
Namenredht dann nicht Gegenjtand von | 


Sachenrechten jein 36°. 
Naturalteilung von Sachen, deren Wirkung 
auf Berechtigungen u. Belaftungen 20, 
BEN Perſonen als Subjefte dingl. 
Rechte 62. — des Eigentums 439. — 
n. Gewalt über Sachen 129. — Theorie 
vom m. Willen 182”, — n. Berbind- 
lichkeit nicht ausreichend zur Bejtellung 
e. Fahrnispfandrechts 895°. 
Nebenbeitimmungen, beichräntende, inwie— 
weit bei Liegenichaftrechten zuläjlig LOS, 
Nebeneintragungbewilligung 316. 
Nebenleiftungen, deren Eintragung 722°, 
— deren Behandlung bei Abtretung der 
Hypothek 780. — Aufnahme von N. des 
betreibenden Gläubigers in das geringite 
Gebot 849°, 
Negative Wirfung des Eigentums 438. 
— 1. Feititellungflage 582. 
Negatorienktage 590. — Paſſivlegitimation 
bei ihr 590. — Beweislaft u. Inhalt 


591. 
Negatoriiche Wirkung des Eigentums 435. 
Neidbau 433° 
Nemo plus iuris in alium transferre 


potest, quam ipse habet 68°, 518%, 
525'.— u. sibi ipse causam possessio- 


nis mutare potest 138"°%, 155", 
Nenansitellung e. Hypothekenbriefs an 
Stelle des für kraftlos erllärten 345. 

Neubruchzehnt 692 °°. 

Nichtbelaitung, Nichtigkeit der Verein— 
barung über N. von Grundſtücken 705, 
756. 


—— Wirlung der Verfügung 
N. 62. — Berfügung e. N. gewährt 

€ Bereiherunganfpruch 62, — vom 
N. a pad dingl. Vertrag 97. — 
vom bewirkte Auflafjung 97°, 107°, 
— een. von Verfügungen N. 
— Konvaleszenz der Berfügung e. 
** 121, 518, — Eintragung des m. 
Dritten al Erwerbers von Rechten im 
Grundbud nur mit defjen Einwilligung 
zu löfchen oder zu berichtigen 327. — 
Eigentumerwerb an Fahınig vom N. 


Ricteigentimer, Eigentumerwerb vom N. 


— — Rechte, deren 
Rang 54. 
Nichtigleit der zwingende Formvorſchriften 
verleßenden Eintragung 96. — N. der 
gegen abjolute Beräußerungverbote ver: 


| 
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ftoßenden Berfügung 114. — N. des 
dingl. Vertrag! 118f. — Wirkung der 
N. des dingl. Vertrags 120. — N. des 
Sceingejhäft® 121%. — N. verbot- 
widriger Bormerfung 412%, 424, — 
N. der Auflafjung unter & Befriftung oder 
Bedingung 499. — N. der vertrag: 
mäßigen Sperrung des Grundbuchs u. 
Vereinbarung diesbez. Vertragitrafe 705, 
756. — N. der dingl. Belaftung erzeugt 
feine Eigentümergrundfhuld 727°, — 
N. des im Widerjprucd zum Grundbud) 
ausgejtellten Hypothekenbriefſs 759°. — 
N. der nad) der Beſchlagnahme erfolgten 
Fahrnisvollſtreckung 791°, 844. — N. 
der im voraus getroffenen Vereinbarung 
über Übertragung des verpfänd. Grund- 
ftüd® u. Art der Veräußerung 845, — 
Einrede der N der hypothelar. gejicherten 
Forderung 858. — N. der ohne jtaatl. 
Genehmigung ausgegebenen Inhaber: 
jchuldverichreibungen 869, — N. des 
Forderungrecht3 bewirkt N. der Fahrnis— 
pfandbeftellung 895*, 906. — N. der 
Verpfündung von einem Beräußerung- 
verbot unterftehenden Saden 904, 
— des Nießbrauchs 67*. 


Nichtveräußerung. Vertrag betr. N. von 
—— a nichtig 705, 756, 

Nießbrauch 6435. — Beariff u. allgem. 
Grundjäße 64a. — N. an Anteilen 
zufammengefeßter Sahen 29%, — N. 
an e. Sadbenredht 36. — N. an An— 
teilen der Miteigentümer 42, 445°, 
656. 643. — Fortbeitand des N. an 
Fahrnis wegen rechtl. Intereſſes trotz 
Bereinigung mit dem Eigentum 44, 898. 
— Inwieweit der N. der Pfändung 
unterworfen 45°", 645'%, — Regelung 
mehrerer an der Fahrnis zuſammen— 
treffender N. nach billigem Ermefjen 51. 
— N. ift nicht übertragbar BI”, 644, 
— Erfipung des N. 124, 646'*, 
Aufhebung ded N. durch ei einjeitige Er— 
Härung 124, 647°. — gejegt. N. dem 
BGB unbelannt 124°. Erwerb 
des N. durch Konftitut 208, — Ber: 
mutung für d.N. 226 — Löſchung des 
N. nad) dem Tode des Berechtigten 217. 
— Begründung des N. an Grundftücen 
durch dingl. Vertrag u. Eintragung 350, 
646. — Untergang des N. durd Er: 
werb der Fahınid in Unkenntnis des 
Nießbrauchs 536. — Erlöfchen bez. 
Fortbeitand des N. bei Verbindung von 
Sachen ujw. 543, 647°. — Gegenftände 
des N. 643. — Umfang, — 
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feit, Unmveräußerlichteit, Erlökhen des 
N. 644. — Beitellung de8 N. feitens 
Nichteigentümerd 644°, — Überlafjung 
der Ausübung des N. einem Anderen 
645. — Inwieweit der Pfändung u. 
Bwangvollitredung unterworfen 645°, 
— Beitellung des N. durch dingl. Ver— 
trag, an Rechten durch Abtretungvertrag 
> — Form für Aufhebung des N. 

Behandlung der N. Rechte bei 
— Biwangperfteigerung bes verpflid)- 
teten Grundſtücks 647°. — Untergang 
des N. durch) Riandverfauf 647 *0, 928 


— N. an Saden 650. — N. an 
verbrauhbaren Saden 666f. — N. 
an Redten 657 ff. — N. an For: 


derungen 659. — N. an Inhaber: u 
Drderpapieren 660. — N. an einem 
Vermögen 663 ff., Bejtellung desf. 663. 
— N. an e. Erbihaft 664 — Ber: 
mächtnis eined N. 646, 664*. — Ein 
tragung e. N. für den Leibgeding- 
beredtigten 691%. — Beitellung des 
N. an e. Briefhypotbef 765. — Ber 
jtellung e. N. an e. Grundſtück iſt nicht 
Verfügung 796", 

Nieöbrauder ift Sachbeſitzer 146'%. — 
N. ald Befigmittler 158, 647. — N. 
bat Aniprud auf Borlehrungen zur 
Bejeitigung der durch Einfturz u. Ab— 
fturz drohenden Gefahr 479, auf Über: 
baurente 482. — Redte u. 1. Bilichten des. 
64178. — N. hat alle Schupmittel u. 
Rechte des mittelbaren Befigerd 647. — 
N. event. Bi Sicherheitleiſtung ver— 
pflichtet 649, — N. hat feinen 
Anſpruch “auf re 576, 652. — 
Wegnahmereht desſ. 655. — Haftung 
des N. für Verſchlechterungen u. Ber: 
änderungen 655. — Fruchterwerb des 
N. duch Trennung 650. 

Nochbeſitzer 160. 

Notare, deren Tätigkeit in Grundbuch— 
angelegenheiten 96°", — Auflafjung uſw. 
beurfundender N. zur — des Ein⸗ 
tragungantrags berechtigt 2261 — N. 
als Antragiteller zu Hypothekenumſchrei— 
bungen 

Nothelier 236. 

Notitia 259°. 260 '%. 

Notredite 455. 

Notweg 483. — Landesrechtl. Befugnifie 
betr. Ausdehnung des N.-Nehts 485. 

Notwegrente 485. — N. wird kraft Gef. 
erworben 69. 127° — Verzicht auf fie 
ift einzutragen 354”. — N. ift nit 
eintragungfähig 362. — Wirkung der 
Bmangvericigerung ı auf N. 850°, 


Alphabetiſches Sadıregiiter. 


Notwehr als Schuß gegen Bruch des Ge— 
wabrjams 187. — liberfchreitung der 
N. verpflichtet zu Schadenerjag 234*. 

Nuda proprietas 644’, — n. ius Quiri- 
tium 50%. 

Nulli res sua servit 39°, 623°. 

Nusbeiis 156. — Bedeutung 156. — ori- 
— N. 157, — Beendigung des N. 

157f. — Anmwendungfälle des N. 158. 
— Fruchterwerb bei NR. durch Trennung 
655. 


Nützlichleit der Grunddienftbarfeit vom 
Grundbuchbeamten zu prüfen 632, 

" annes Yin Wi der Eltern und des Ehe: 
mannes fein Niekbrauchrecht 124°, 646, 

663%, — M. elterl. u. ehemännl. nicht 
ee 351. 

Nutzungen, Haftung des Prozeßbeſitzers u. 
des unentgeltl. Befigers für N. 5f., 593. 
— auf N. eritredt jich der Herausgabe 
anfpruch 255. — N. an auf der Grenze 
ftehenden Bäumen ufw. 460, — redlicher 
Befiger, defjen Anjpruh auf N. 593. 
— Haftung des unredl. Befigers für N. 
596. — aufergewöhnt. N. ftehen dem 
Niekbrauder zu 650. — N. aus Grund» 
jtüden find in mittlerer Art u. Güte zu 
gewähren 687. 

Nusungberehtigter, deſſen Eigentums 
erwerb an Früchten 555. 

Nusungpfand 715, 905f. 

Nutzungrechte; Regelung mehrerer an der 
Fahrnis zuſammentreffender N. nad) 
billigem Ermefjen 51. — Übertragung 
des N.an fruchttragenden Sachen durd 
deren Berpfändung 905. 


O. 

Oberbefiger 157. 

Dbereigentum 50*, 442‘, 613*. 

Oberlandesgeridht ala weiteres — 
gericht in Grundbuchſachen 284. 

Objekt, Theorie des beherrſchten O. bei 
jubjeftiven Rechtöbeziehungen 10'°. 

Objektive Gewahrjamvderbältnis 184 ff. 
Fälle detfelben 188 ff. 

Objeltivitätötheorie 138:7. 

Obligationen (Inhaberichuldverjchreibun: 
gen) 873”, 

Obligatorif e Rechte im Gegenjap zu 
dinglichen R. 1‘. — o. Grundvertrag 1'. 
— v. Rechte als Gegenitand von Sadıen= 
rechten 37. — o. Grundgeihäft 72. — 
defien Berhältniß zum Bin I. Bertrag 
77f. — o. Natur des Anſpruchs auf 
Rüdübertragung eine Rechts 34. — 
Wirkung der Unwirkſamkeit des o. Grund⸗ 


Alphabetiſches Sachregiiter. 


vertrags auf den dingl. Vertrag 86. — 
vom Beräußerer eines Grunbdjtüds über: 
nonmene o. Berpflichtungen binden den 
Erwerber nicht 370°. — öffentl. Glaube 
des Grundbuchs umfaßt nicht die auf 
das Grundftüc ſich beziehenden o. Ver: 


pflitungen 374, und die Berechtigung | 


zum Abjchluß eines o. Vertrags 377%, 
— Sicherung o. Rechte durch Vormer— 
tung 401ff. — formungültiger o. Ber: 
trag erſtarkt durch Auflaſſung und Ein— 
trag ins Grundbuch 502?%, — 
erwerb auf Grund o. Nedte 556. — 
o. Vorkaufrecht 693, 
Obſtbäume, landesrechtl. 
betr. deren Anpflanzung 
Oecupatio 560. 


Beſtimmungen 
464 





Offentkundige Tatſachen brauchen dem 


Grundbuchamt nicht urkundlich nachge— 
wieſen zu werden 333, 

Öffentlicher Glaube des Grundbuchs 34, 
368 fi. — Prinzip des ö. Gl. 261f., 271. 
— er erjiredt fi auf die Rangordnung 
der eingetr. Rechte 54. — Bedeutung: 
d. Gl. des Grundbuchs 368 fi. — Schuß 
des ö. Gl. des Grundbuchs fommt nicht 
dem Veräußerer zugute 369°. — Wir— 
fung des ö. Gl. des Gr. 3269f. — Umfang 
des ö. Gl. 370f., zu weſſen Gunſten der 
ö. Gl. wirft 3755. — ö. Gl. des Grund— 
buchs beſtätigt die Rangordnung 754. 
— ö. Gl. der Kataſter, Flurkarte uſw.? 
296. — ö. Sachen als rechlsunfähige 
Sachen 17. — ö. im Gemeingebrauch 
— ©. 23. — Sonderrechte an ö. ©. 

— Befigihug für Gebrauchrechte an 
ö. * durch — zu regeln 149°, 
— Bd, Flüffe 513. — Belaftungfähigfeit 
d. Grundjtüde 783%. — ö. Wege u. 
Gewäſſer, Inwiefern eintragungpflichtig 
267. — 5. Laſten nidt eintragung- 
pflichtig 353°, 3637. Begriff ö. 
Laſten usa. — — ö. Urkunden erforder. 
zum Nachweis des Eintragungantrages 
ujw. 323. — Biliht des Grundbud)- 
beamten zu deren Prüfung und deren 
Beweiätraft 334. — ö. Berfteigerung 
des Tyahrnigpiandes 923, Did — B. 
Teitament zweds Nachweiles der Gıb- 
folge für den Grundbuchbeamten aus: 
reichend 360°", 

Dffertvertrag 80'°. 

Didenburg, Grundbuchverhältniſſe daf. 204. 

Onus reale u. personale 673° 

Operne servorum 667‘, 

Operis novi nuntiatio 246%, 

Orden, religiöfe, Vermögenerwerb durch 
deren Mitglieder 3°. 


Frucht⸗ 
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Orderhypothel 872. 
ge Begriff 867%, — Hypothel 
für O. 866 ff. D. ala Gegenjtand 
von Sadjenrehten 36° — Nufgebot= 
verfahren betr. gejtohlener, abhanden 
gelommener ujw. 533°, — Niekbraud) 
' an mit Blanfoindofj ament verjehener 
D. 660, — age des Aus⸗ 


ſtellers von egen deren Beſitzer 

860f. — — Nnchun 872”, — 

deren Berpfändung 904% — Pfand— 

recht an O. 948. 

Orderteilſchuldverſchreibungen 872°", 

| Ordnung des Befikitandes 130. — O. 

| der ntergattungoftict von Anlagen 

| auf dem dienenden Grundftüd 641. — 

Eintragungpflicht betr. des leptged. Ver⸗ 

trags 642", 

Ordnungſtrafen gegen den Zwangverwalter 
854°, 


| Organtheorie 211°, 

Originärer Erwerb 123. — o. Nußs u. 
Berwaltungbefig 157, 159. — o. mit- 
telbarer Beſitz 162. — o. Beſitzerwerb 

' 179. — o. Eigentumerwerb 493, — 

| o. Erwerb durd) Verarbeitung 550. — 

— durch Schatzfund 574, 576. 

Ort des Pfandverkaufs 923. 

Ortsüblichfeit entſcheidend für Beurteilung 
von Smmiffionen 472, 


P. 


Pächter hat kein Verbietungrecht wegen 
Immiſſionen 474. — ge Recht auf 
Sruchtziehung durch die Beſchlagnahme 
des Grundftüds nicht berührt 558, 789, 
79. — P. ald Befigmittler 158, — 
dejien Rechte und Haftung aus dem 
Belig 597%, — deſſen geſetzl. Piand- 
recht 900 * 

Pachtrechte, dingl., kraft Landesrecht find 
nicht eintragungpflichtig 266. 

Ber Um Fruchterwerb auf Grund P. 


Faden, Hypothek erſtreckt fich auf fie 
794 ff. — Verfügung über P., Wirk— 
famteit den Hypothetengläubigern gegen= 
über 796, — Nichtigleit, deren Pfän— 
dung nad Beihlagnahme des Grund 
jtüds 847. 

Pactum fidueiae 606', 706°, — p.de ven- 
dendo 706° .— p. de cedendo 775°, 
— p. de vendendo pignore 9186. 

Partes pro diviso 216'%. — pars pro 
indiviso 443°, 445'®, 

Parzellen eines Grundftüds als jelbftän- 
dige Sachen 29, — Bedeutung 289, 
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Parzellenverwecjelung 297°. 

Parzellierungverträge unterliegen Form: 
zwang 70. 

Paffivbeteiligter, Begriff 64, 272, 315. 

Eintragungbewilligung betr. be— 

grenzter Rechte jeitens d. P. genügend 

100, 272, 330”. — P. al® Bered)- 
tigter zur Stellung des Cintragung: 
antrags 320, — P. bei Eintragung e. 
Vormerkung 410, 413. — P. bei Be: 
jtellung e. Buchhhypothet 765°. 

Paffivlegitimation beim Anjpruh auf 
Wiedereinräumung des Befiges 240. — 
wegen Störung des Befipes 244 - 
beim Heraus abeanſpruch wegen frühes 
ren Beſitzes — ®. betr. der gegen 
den Eigentümer geltend gemachten An: 
jprüde 367. — P. bei dem Anſpruch 
auf Berichtigung des Grundbuchs 387. 
— P. des Bellagten bei Geltendmachung 
des Eigentumanipruhs 534. — ®. bei 
der Neyatorientlage 590. — P. bei der 
Hppothelentlage 839. 

(Neihs)Patentgefeß 490 °*. 

Patronat 145. 

Perſonen, juriftiiche ſ. juriftiiche P. 

Perſonalfolium 262 306. 

Perſonalreallaſt SL 

Berjonaliervituten, i irreguläre 667°. 

Perſonalſtatut, inwieweit anwendbar auf 
Sachenrecte 3. 

Perſöuliche Dienftbarfeiten 621ff., 667 ff. 
— beſchränkt p. D. zugunjten von Ge— 
meinden 668. — beichränft p. D. find 
nicht übertragbar 67°°, 669. — be: 
ihränft p. D. geniehen vollen Befik- 
ihuß 146. — deren Erlöſchen mit dem 
Tode ded Berechtigten 669. — Über— 
lafjung der Musübung beichräntt A. D. 
mit Zuſtimmung des Beſtellers — 
Beſißſchutz derſ. (T“e. — p. Haftung des 
Grundjtüceigentümers für die einzelnen 
Reallajtleiftungen 680. — p. Schuldner 
821, — Einreden des p. Sc. dem dritten 
Erwerber einer Hypothek gegenüber 858. 

- 9. Vorlaufrecht 694 '*. 

Berfönlichkeitrecdhte, deren Schuß 21. 





Petitorium 140°, 231°'. — p. absorbet 
vossessorium 2327, 
Petitor -igentumaniprüde 551. — 


ce 
p. Rechtſchutz für Dienjtbarteiten 627. 
Pfand, Bedeutung 594°. — Belrtedigung 
des Släubigerd aus dem Pf. 916, 
Biandbefis, Ausübung des. durd) Dritte 
’ 07 f. 
Biandbefteitung, Grundſatz der Freiheit 
der Bf. 704. — BP. für fünftige und 
bedingte Forderung 805. — Bi. für 


Lu — — ——— ——— ——— —— — — 





Alphabetiſches Sachregiſter. 


fremde Schuld 897. — Pf. für d. jeweil. 
Inhaber eines indoflierten Papiers 899. 
— PH. durch Beſitzkonſtitut ungenügend 
all. 


Piandbeitellungvertrag 907. 

Pfiandbuh 901”, 
fanderlög u. dejjen Verwertung 929. 
fandfiduzia 212. 

—ã 907* 
fandglänbiger 894°, — deſſen ding. 
Wartrecht auf die Früchte 902, — deſſen 
Rechte und Pflichten 214f. — Pf. ala 
Belipmittler 158. — deſſen Beredhti- 
gung zum Biandverfauf 919. — defien 
Mitbietungrecht beim Pfandverkauf 924. 
— Rechte des Pf. verpfändeter Forde— 
rungen D44ff. — Rechte des Pf. von 
Inhabers oder Orderpapieren 948. 

Pfandleiher, Intraftbleiben landesrechtl. 
Vorichriften 901. 

Piandleihanftalten, Inkraftbleiben landes— 
rechtlicher Borichriften 901. — Pfand: 
verkauf durch fie 922°. 

Piandprivifegien nad öffentl. Hecht 51'% 

Piandreht 7005. — Pi. an e. Sach— 
inbegriff 26° — Bi. eritredt fih auf 
die Beitandteile e. Sade 22 — Pf. an 
Anteilen zufammengefügter Sachen 29 '°. 

Pf. an e. Sahenreht 36, — Fort: 

beitand des Pf. an Fahrnis trotz Ver— 

einigung mit dem Eigentum wegen rechtl. 

—* 44, 898. — Erlöſchen von 

a durch Befriedigung des nn 

— Bf. erfordeit Befigübergabe 

S — Pf. ohne Übergabe ber Fabrnis 

112°, 9095. — NWufhebung des hab 

durch einjeitige Erklärung 124. 

mutung für das Pi. 220. — gefepliche 

Br. inwiefern nicht eintragungpflichtig 

266. — Bi. an e. Anteile e. Miteigen- 

tümers 445'?, 903. — Untergang des 

Pi. an Fahrnis durch Eigentumermwerb 

berjelben ohne Kenntnis des Pf. 530. 

— Erlöfchen bez. Fortbeitand des Bi. 

bei Verbindung von Saden 543. — 

Begriff des Pf. 700ff., 704. — Bf. als 

dingl. Recht 702°, — Unterfchied des 

Pf. von Dienftbarfeiten u. Neallaften 

703°, — abitrafte Bi. 704, — Ent: 

widelung u. Arten der Pf. 705. — 
das röm. Recht 705ff. — das deutiche 

Net 708ff. — neuzeitl. Pf. 7105. — 

Syitem u. Arten der Pf. 711ff. — Be 

handlung zur Zeit der Anlegung des 

Grundbuchs beftehender Pf. 716. — Be: 

—— e. Pf. an einer Briefhypothel 

_ gelegt. Pf. 715, 900, — Bf. an 

Sabrnis 02H. — Betellung des FH. 


Alphabetiſches Sadıregiiter. 


06 ff. — Pi. an geftohlenen u. abhanden 
gelommenen Sinhaberpapteren 913. — 
Konkurs ohne Einwirkung auf Bf. 922. 
— Abtretung, Beendigung des Pi. 930 ff. 
— Pf. an e. Pfandrecht unmögl. 931°. 
Pf. an Rechten 38ff. — rn des 
Pf. an Forderungen 947. — mehrere 
PB. an e. Forderung 947, — Pf. an 
Inhaber- u. Orderpapieren 8f. — 
Umfang des Pi. an Wertpapieren 948, 
— NRangordnung der aus e. Pländung 
erworbenen Bf. 954. — ſ. auch Fahrnis⸗ 
pfandrecht. 

Pfändung, Bedeutung 949. — Voraus— 
jegungen 949. — Wirfungen 950. — 
Widerſpruchklage gegen die Pi. 950. — 
en der Pi. 951. — Umfang 

— 1. im Gewahriam Dritter 
—* fremder Sachen 192, — — 
Bf. fiehender Früchte 215%, 789, 92. 


* 


— Pf. des Anſpruchs des — 


auf Auseinanderſetzung 449. — Bi. einer 
Eigentiimergrundichuld 737%, re 
Pf. einer Briefhypothet 765, Bit. — 
Pf. der Buchhypothef 766%. — Pf. von 
Zubehör ift andgejchloffen 741, 843. — 
Bf. des Herausgabeanipruhs an die 
Hinterlegungitelle 852. — Pf. von In— 
haberpapieren 871, 854%. — von Order: 
papieren 872°, 854° — Bollzug der 
Pf. 953 — Pf. von Forderungen 953. 

Pfändungpfandreht 715, 900, Möff., Pi. 
beginnt mit dem Aft der Pfändung DL. 
— ®. kein gejegl. Pfandredt 124”, — 
Pf. an Früchten im Verhältnis zur 

ypo'het 789%, — Rechte aus dem 
f. 49. — Konkurrenz ded Bf. mit 

dem des Vermieters 

Pfandverlauf 918ff. — Ausſchluß des Pi. 
im voraus 705. — Vorausſetzungen des 
Pf. 919, — Vollzug des Bi. 22H. — 
Androhung des Pf. 915, 923. — öffentl. 
u. freihändiger Pf. 2237. Verein⸗ 
barung von den geſetzl. Beftimmungen 
abweichenden Pf. 924. — Pf. auf Grund 
vollitredbaren Titels 925. — Wirkungen 
des Bi. 925 ff. — Bwingenbe Vorſchꝛiſten 
für den Pi. 925', 926, 

Pierhredht 638. 

Pfleger als Berwaltungbefißer 159. — 
Pr. für den noch Ungeborenen 440%, 
a des Grundbuchbeamten 
Pflugredt 467. — im B. G. B. nicht ge- 

regelt 485, 

fründeredt 643! 

ine causae, deren a ——— 
nad) röm. Recht 710 
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| Pignus 706. — p. tacita 707°. — p. 

publicum u. quasi publicum 708. — 

| p- Gordianum 897 '°. — pignoris causa 

indivisa est 916. — p. in causa iudi- 
cati captum 949!. 

een Fundanzeige bei ihr 569. 
olizeivorſchriften im Intereſſe der öffentl. 
Sicherbeit 477, 

Pojitive Wirkungen des Eigentums 438. 
Possessio 137. — p. duorum in solidum 
50%, 161”. — p. eivilis u. naturalis 
17° _ possessionem adipiscimur 

| corpore et animo 138", 175% — p. 

| als Erfordernis der  Erfigung 538°, 
Boiiefioriihe Anfprühe 2375,58. — P. 

| Rechtsſchutz für Dienftbarteiten 627. 


Possessorium 231. — p. ordinarium 43°, 

139. — p. summariissimum 139. 

ı Possidere, Bedeutung im röm. Recht 137. 
Poithaltereien, Unpfändbarfeit deren In— 
| __ ventard 952'°, 
' Brädialreallaft 681f., 295 
Brädialjervituten ſ. Grunddienitbarfeiten. 
Praedinm dominans und serviens 628°. 
— praedia debent esse vieina 633°°, 
: Praeseriptio longi und longissimi tem- 

poris 537}. 

Präjentationvermerf auf die Eintragung— 

anträge zu biingen 336, 

Praesumptio ſ. Vermutung. 

Brätorifches Eigentum 442°. 

| Prävention von Eintragunganträgen 53% 
— Recht der Br. 473*, 702°, 

Precarium 227°. 

Preußen, Grundbucverhältnifje daf. 288 ff. 
— Beſtimmungen über Reallaſten in 
Br. 676° 

Priorität 52%, 702°. 

Brioritätanleiben auf Schiffe 238. 

Prioritätzejfion 55, 56°. 

—— nach altem deutihen Recht 


' Privation, Recht der Pr. 610. 

Privatgewäfler, deren Eintragung ins 
Grundbuch 301, 

' Privatpfändungredt 190°, 900°. 

Brivatitrafen des röm. Net, deren Auf: 
bebung 228°, 

' Brivatverfauf des Piandes 922, 

Privileg wegen in rem versio des röm. 
Rechts 57%, — Pr. im Konkurs 899. 

Privilegierte Biandrechte dem B. G. B. 
fremd 890, 

Probatio diaboliea 494%, 

Probe, Kauf auf Br. 85°, 109"% 

Prohibitoritihe Interdifte 136°, 137%, 

Brofuratoriiher Befis 170°°, 

Proleptiihe Verfügungen 85, 215". 
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u beim dingl. Anſpruch 10'', 


Protestatio non numeratae pecuniae 
394%, 767°. — pr. pro eonservando 
iure et loco, pro conservandis ex- 
ceptionibus u. de non disponendo 399". 


Proteftationen nad dem früheren bayr. 
Hupothetenrecht 400°. 


Proͤtololi, zu Pr. erflärter Cintragung- 
antrag 319, 323°. — Auflafjungerklä- 


rung zu Pr. 504. 
Provoeatio ex lege diffamari 246''. 
7 


581%, 

Prozeßbeſitzer, defien Haftung 5, 595. — 
Br. erhält mur notwendige Verwen— 
dungen erjept 603. 

Prüfungpfliht des Grundbuchbeamten 
328, 410. — betr. Dienftbarkeiten 


632. 

Publizianiſche Klage 140. 

Bublizität des Grundbefiges. u. der dingl. 
Rechte 259. — BP. des Grundbuch durch 
die Landesgeſetze ausdehnbar 273, 

a ätprinip doppeljeitige 149". 
ublizitätprinzip 271. 


O. 


Qunaſiuſusfrultns 657°. 

Querela non numeratae pecuniae 767°. 

Qui habet iter non habet actum 637°'°, 

erg Tre 691°. 

Quittung über Empfang der Hypothelen⸗ 
forderung 77 


Rang der Sachenrechte 40ff. — Begriff 
49. — N. vor Intrafttrelen des BOB 
begründeter dingl. Nechte 4. — R. von 
Piandrechten durch die Beit deren Bes 
jtellung bejtimmt 51. — N. nichtein⸗ 
tragungbedürftiger Rechte 54. — N. vor- 
gemerfter Nechte 55, 418. — N. meh 
verer Grunddienitbarfeiten 639. — R. 
der Riandrechte 702, — R. der Eigen- 
tüimerteilhypothet 741. — R. bejtimmt 
den Wert der Hypothet 754. — Feſt- 
jegung des R. von Teildypothefen 781. 
R. mehrerer Fahrnispfandrechte an 
e. Sache 849. 

Nangänderung von Rechten bei Wegfall 
vorgebender Rechte DL. — Eintragung 
der R. bei dem zurüdtretenden u. vor— 
rüidenden Recht 56. — Eintragung von 
R. 357. — Borausfepungen für R. 755. 

Nanggleichheit 53°. 


— 


| 





| 
| 
| 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Rangerönung der Rechte an Grundftüden 

dr. — N. genieht den Öffentl. Glauben 

des Grundbuch 54. — jalihe Eintra- 
gung der R. 54. — Vereinbarung ab» 
weihender R. 55. — R. von Rechten 
an Fahrnis 51. — R. von Teilhypo= 
theten 781. 

Rangvorbehalt 55, 575. — R. beim Fahre 
nispfand ausgeichlojjen 899°“. 

Nangvorzug iſt im Grundbuch zu ver— 
merfen 53%. — NR. beftimmter nicht⸗ 
eintragungpflichtiger Rechte 54. 

Naubban des Nießbrauchers 651°. 

Rauch, Einwirkung auf ein Nachbargrund- 
ftüd durch NR. 469. 

Räumliche Reihenfolge der Eintragungen 
maßgebend für die Rangfolge der Be— 
faftungen 53. — r. Begrenzung des 
Eigentums 454 |. — r. Zulammenliegen 
vonGrundjtücen, inwiefern für Bejtellung 
e. Dienjtbarteit erforderl. 6325. — ob: 
jeftive Heritellung €. räuml. Berbält- 
niſſes begründet nicht Befigerwerb 189. 

Nayon, NRayontatafter, Rayongejeh 487. 

Menle Teilung von Saden 216'%. — 
r. Teile als Gegenjtand bejonderer Be- 
laftung 785. 

Realabgaben an die Kirche 691. 

Realangebot 98. 

Realaustanſchgeſchäfte 32: 

Realer elution * 

Realfolien 262°°, 301. 

Reallaften 631, 672. — ſubſidiäre Gel⸗ 
tung des BOB betr. der R. 37, 676. 

R. ald weſentl. Beitandteile von 

Grundſtücken 30°, 681. — R. er 

löſchen nicht durd) Rechtövereinigung 43. 

— NR. als „Rechtſame“ an Liegenjhaften 

nach älter. deutich. Recht 145. N. 

unterftehen Landesrecht 149°, — Auf: 

gebot zweds Ausſchließung e. R. 363. — 
t. an dem Anteile e. Miteigentümers 
445°, _ NR. als Form für Dienjtbar: 
feiten mit Unterhaltung bejtimmter An- 


— 


lagen 642. — Geidictl. Entwidelung 
der R. 6725. — R. als dingl. Rechts⸗ 


verhältnis 674. — R. im Gegenjaß zur 
Rentengrundjchuld 675. — Grundſãtze 
des BGB über die R. 675ff. — Be 
jtändige u. nichtbeftändige R. nad preuß. 
Recht 676°. — bie landesgeſ. Beſtim⸗ 
mungen betr. der R. 676°. — Be- 
ftellung u. Erlöſchen der N. u. Klagen 
680. — die einzelnen R. nad) Landes⸗ 
recht 682ff. — Beitellung von R. beir. 
der wiederkehrenden —— 


gen 691. 
Nealfiherung, Bedeutung u. Weſen 701. 


Alphabetifches Sachregiſter. 


Neblausgeieh 483°". 

Rechenſchaftlegungpflicht des Nubpfand- 
gläubigerd 906. 

Recht an körperl. Sahen und Recht an 
Rechten 2, — begrenzte R. an fremder 
Sade L — R. an e. Sade u. auf e. 
Leiftung 2% — NR. zur Sade 74", 
dem BEB- fremb 16 — begrenzte 
R. erftreden ſich auf die Beitandteile 27. 
— Rechte als Beftandteile von Grund— 
ftüden 29, — Zubehör an R. 33. — 
Sadıenrehte an R. 35. — Rangord— 
nung der R. an Grundftüden 5271. — 
Erwerb von R. wider Willen unmögl. 
68, 76. — Erwerb von R. kraft Ge⸗ 
iebes 68f. — N. zum Befi 
Redite ald Gegenſtand des Shichbrande 
643, 657f. — als Gegenstand des 
Biandrechts 938. — ſ. auch dingliche, 
begrenzte, eintragungpflichti eintra- 
gungfreie, obligatoriihe Recht 

Rechtſame an Liegenichaften iR 

Rehtsänderung, Begriff 64. — Wirkung 
der dingl.R. von Eintragung ins Grund: 
buch abhängig 34. — Eintragung kraft 
Gef. erfolgter R ZU — Grundlagen 
der vechtögefchäfti. R. 72, — die ein- 
zelnen dingl. R. 106. — R. kraft Sei. 
oder richterl. Verfügung 123. — R. an 
Liegenschaften bedürfen der Eintragung 
125. — eintragungfreie nichtrechtäge- 
ihäftlihe 3595. — Wirkung der Beur- 
fundung der R. abhängig von Wirk: 
famteit des dingl. Vertrag u. der 
Verfügungmacht der Berechtigten 364. 

Rechtsausweispapiere, inwiefern Deren 

bergabe den förperl. Erwerb erjeßt 200, 

Nechtöbefis 134%, 144 ff. — R. nad) röm. 

Neht 144. 


ch 
Rechtsbeſtündigleit des obligator. Grund— 
vertrags, Vorausſetzung Kir Erwerb e. 
dingl. Rechts 73, — R.der rechtsgeichäftl. 
— a vom Grundbuchbeamten zu 


Nehtöfähigteit, Prüfung derſ. durch den 

Grundbuchbeamten 272, 330, 
_— igfeit, deren en Wirkungen auf 
Beliber . — R. iſt eintragungs 


fühl ER 
Nechtshilfepflicht in Grundbuchfachen 317°°, 
Rechtskraft des Urteils wirft gegen den 
ejignachfolger 205°, — formale R. 
fommt ber Grundbucheintragung nicht 
zu 270, 323°, 369°, 502?®, 
Rechtsträftiges uͤrteil als Grundlage für 


die Grundbucheintragung 317, 
Rechtsmißbrauch, Verbot des böſen R. 
433, 461. 


Endemann, Lehrbuch. II. Band, 8. u. 2. Aufl. 
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Rechtsnachfolger im Beſitz 132°', 179. 

Rechtsquellen des Sachenrechts 1ff. 

Rechtſchutz des Beſitzes 223ff. — R. des 
Eigentums 572ff. — R. der Dienſtbar— 
feiten 627ff. 

Rechtsunfähige Sachen 16f. 

Nechtsvereinigung, Wirkung der R. andrer 
dingl. Rechte mit dem Eigentum ufw. 
alff., 69%, 352, 623. — Aufhebung 
der R. durch Nahlafverwaltung und 
Konkurs 122, 

Rechtverſchaffung, Pflicht zur R. ald Aus— 
fluß des dingl. Vertrags 113. 

Rechtsvorgünger im Belig 132°', 

Nechtöweg, deſſen Ausſchließung gegen 
Ausübung von Staat8hoheitrechten 19", 

Nechtzwede des dingl. Vertrags 106, 

rn, für die Fahrnis ijt Beſitz GL, 

für Nedte an Grund: 

—* u FA 61, 76, 146"®, 
223, 270, 49. 

Negreh des Staates gegen Grundbuch: 
eamte nad) Landesrecht zu beurteilen 


Reichsgericht, — Zuſtändigkeit 
Grundbuchſachen 285. 

Redhibitoriſche Juterdilte 139. 

—— des Erwerbs 534ff. — R. des 

Beſitzes 592. 

Regalien 145. — deren Rechtsverhältniſſe 
nach Landesrecht zu beurteilen 149°”, 

Neihsinvalidenfonds 19°, 

Reichskriegſchatz 

Reiheufolge der Einträge beſtimmt den 
Rang der betr. Rechte 53, 337, 754. 

Reinertrag e. Grundſtücks 280, — Ber 
rechnung des NR. aus e. Nußpfand 906, 

Rei vindieatio 588°, im Gegenjaß zur 
condicetio 577% 

Reluperatoriſche Interdilte 136°. 

Relativ dingl. Rechte gibt es nicht 13, 114, 
— r. Wirkung ber Berfügungbeichrän- 
fung 115. — r. Nichtigkeit dingl. Ver: 
träge? 120. — r. Erlöſchen von Rechten 
ausgeichloffen 126, 

Rente 684. 

Nentengrundfchuld 713, SD1f. — Ab— 
löfung der R. nur ur dem u. 

geitattet 705. — Begriff 8OL — 

fündbarfeit derjelben er den Släue 
biger 891. — Biwangverfteigerung zwecks 
Befriedigung 892, — Bejtellung 893, 
— deren Umwandlung in andre Schuld 


893. 
Nentengrundfchuldbrief 893. 
Nentengüter 616. — Unlegung bejonberen 
Grundbuchblattes für R. 302°, — Ab— 
trennung von R. 786'%, 


64 


in 
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——— en, Verjährung der einzel— 

nen R. 

Nentenfheine, Piandreht an ihnen 948. 

Nentenfhuld SOL — R. ald Gegenjtand 
von Sachenrechten 36°. — R. erliſcht 
nicht durch Vereinigung von Recht und 
Pflicht 43. — Gıundjäge über Ein- 
tragung und Löſchung von Hypotheken 
auf R. anzuwenden 356. — Nießbraud) 
an R. 659. — amortifierbare R. als 
Reallaſt 679. 


Nentenfchuldbrief, neuer Gläubiger e. R. 
nicht in das Grundbuh einzutragen 
— 

Replicatio rei venditae et traditae 141°. 

Res communes omnium 15*. — r. sacrae, 
religiosae, publicae fiscales, publico 
usui destinatae, extra commercium 


17". — r. corporales und incorpo- 
rales 38°, — r. quae in patrimonio 
populi vel fisci sunt 19°”. — r. suc- 
cedit in locum pretii et pretium in 
locum rei 70°%, 802%, — r. mancipi 
258% — r. inhabilis 530°”. — r. ha- 
bilis 538°. — r. furtivae et vi pos- 
sessae 538°. — r. nullius cedit occu- 


anti 560°, — rei vindicatio (im Gegen— 
Fat zur condictio) 577', 588°”. — rei 
vindicatio utilis 611. 

Neiilintionreht des Code civil 625'%, 

Retabliffementgefee gelten weiter S02°*, 

Netraftreht 602. — R. vom BGB nicht 
anerkannt 693. 

Neveniienhypothet ZIT. 

Nezeption des röm. Rechts, deren Einfluß 
auf das Befigrecht 143. — deren Ein- 
fluß auf die Nechtverhältnijje an Liegen: 
ſchaften 260 f. 

Nichtigkeit, Vermutung für NR. des Grunde 
buch® 364. 

Nichtigitellung des Grundbuchs bei Un: 
ftimmigfeit mit Kataſter, Flurbuch ujw. 
von amtäwegen 332. 

Ninderpeit, Gej. zur Belämpfung der R. 
488'%, 


Nittergüter 613°. 

Nüdauflaffung wegen Unwirkſamleit des 
obligator. Grundgeihäfts 86. 

Rückgabe des Niekbrauchgegenitandes ſei— 
tens der Erben des Niekbrauders 655. 
— ReAnſpruch betr. des Fahrnispfan— 
des bei Unwirkſamkeit der Pfandbeſtel— 
fung 907, bei Erlöſchen des Pfandrechts 

Rückgrifftecht des erfüllenden Eigentümers 
gegen die Mitichuldner bei Geſamt— 
hypothet 811, 819. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Rücktritt hinter ſpäter eingetragne Rechte 
55 — Vorbehalt des R., Wirkung auf 
den dingl. Vertrag 85°". — Ausſchluß 
des NR. bei Verjorgungverträgen 688. 

Rückübertraguug, Anſpruch auf R. des 
Rechts iſt obligator. Natur . — 
dingl. Anſpruch auf R. bei Eintragung 
troß Nichtigkeit des dingl. Vertrags 120. 
— R. des Eigentums an Fahrnis 523°. 
— NR. des Eigentumd auf Grund dies: 
bezügl. Bormerfung 756. 

Rückwirkende Kraft des auf der Vormer— 
fung beruhenden Wartreht3 417. — 
r. fir. ded binnen einem Monat ein- 
getragenen Widerſpruchs gegen e. Bud: 
bypothef 768. 

Ruß, Zuführung von Ruh ald Beſitz— 
jtörung 469. 


©. 


Sachbeſitz als NRechtöverhältnis 127. — 
©. nad) röm. und gem. Rechte 135 ff. 
— G.nad) deutih. Necht 141 ff. — Be: 
deutung ©. 144. — Arten des ©. 


149 ff. 

Sade, Begriff 14ff. — Arten 14ff. — 
©. im Gemeingebrauh 235. — recht— 
unfähige ©. 16f. — Erſitzung bewegl. 
©. 538ff. — Verbindung und Ber: 
miſchung von ©. 541 ff. — Verarbeitung 
von ©. 547ff. — Aneignung berren= 
loſer S. 559. — Recht an e. ©. 2% 
— Neht zur ©. 46, 74%, — Ver: 
fügung über künftige S. 200%. — 
find Gegenjtand des Nießbrauchs 


Sachenrecht, Rechtequellen des ©.L — 
©. im objektiven und ſubjeltiven Sinne 
2,8. — materielle® und formelles ©. 27. 
— 6. unteritehen dem Gebietjtatut 3. 
— deſſen Ergänzung aus anderen Nor: 
men ded BGB Af. — Begriff des ©. 
z#. — ©. im — zum Forderung: 
reht 9. — ©. als abjolute Rechte 10. 
— Gegenjtond der S. Uff. — ©. an 
— Rechten 35ff. — S. an eigner Sadıe 
38 fi. — Syſtem und Arten der S. Mff. 
— die neben dem BGB geltenden ©. 
48ff. — Kollifion der ©. 49. — Rang 
der ©. 50ff. 

Sachgeſamtheiten 15*. — Beligergreifun 
an mehreren Stüden von ©. 19. — 
Niefbrauh an ©. 656. — ©. nidt 
Segenjtand von Piandrediten 903. 

Sachgut, Begriff 15. 

— ——— tatſächl. als Beſitzzeichen 


Alphabetiiches Sadıregiiter. 


Sachinbegriff im Gegenſatz zur Einzel: 


jahe 15. — en Pfandrecht, Eigen: 
tumerwerb an e. S_ 2 , — Anſpruch 
auf Herausgabe e. S. 588 f. 


Sadniehbraud 659. 

Sachſen, Grundbuchverhältniſſe daf. 204. 

Sala (Beräußerung im alten deutich. Recht) 
259, 


Salbüder 260'°. 

Salinen ald Teile des ftaatl. 
vermögen® 19, 

Satzung des Älteren deutichen Rechts 709. 

Schaden lann nicht mit dem Beſitzanſpruch 
verfolgt werden 245. — Beweislajt 
betr. des durch pilichtwidriged Handeln 
de8 2 Grundbuchbeanten verurſachten 
Schadens 281. 

Schadenerſatz wegen Verletzung des Be— 
ſitztechts 133, — wegen Bruch 
des Gewahnſams 187. — Sch. kann 
befreiend an den Beſitzer geleiſtet werden 
223. — auf Sch. erſtreckt ſich der Heraus— 
gabeanſpruch 22. — Sch. wegen Be— 
ihädigung ſteht dem Borbefiger zu 255 °°, 
— Sch. wegen jchuldhafter Verlegung 
der Amtöpflichten feiten® des Grunde 
budhbeamten 2785. — Sch. wegen un- 
erechtfertigter Eintragung e. Wider: 
Iorud6 394. — Biliht des Sch. für 
den Prozeßbeſitzer und den unredl. Be- 
fiter 5, 596. — Sc. wegen unerlaub- 
ter Handlung bei Verbindung und 
Bermiihung 547. — Sch. wegen Ver: 
arbeitung 550. — Sch. wegen wider: 
rechtl. Verlegung des Eigentums 581 
592. — Sch. Anjprud an Stelle des 
Herausgabeanipruhs 589. — Sc. = An= 
ipruch des Eigentiimers gegen den Nieh- 
braudyer 65L. — Haftung des Fahrnis— 
pfandes für Sc.-Anjprüce 896. 
Sch.-Pflicht des Piandgläubigers wegen 
verfchuldeter Verjchlechterung des Pfan— 
des 916, — Sch. wegen Nichteinhaltung 
der für den Piandverfauf gegebenen 
zwingenden Borjchriiten 927. — Sch. 
wegen nicht erfolgter Benachrichtigung 
von Einziehung e verpfändeten For— 
derung 946, 

Schädigungen, erheblihe dauernde durch 

nlagen 470. 

Scharwert 686. 

Schatz, Schakfund 573. — Bedeutung 
573. — Sch. in herrenlofem Grunditüd 
5097, — redlider Entdeder des Ed. 
als originärer VBerwaltungbefiter 160. 
— Miteigentum durch Sc). 
Beräußerung e. Sch. unter Verletzung 


Finanz⸗ 


des Miteigentums 531”, — Nieß- 


u ——— A 





2* 
> | I 
. — 
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braucher hat feinen Anſpruch auf Sch.— 
Hälfte 576, 652, 

Scheinvertrag 120. 

Schiffbarkeit der Flüſſe L 

— deren geſetzl. Pfandrecht 
900°, 

Schiffhypothet 937 ?°. 

Schiffpart, deren Übertragung 937. — 
Swangvollitredung in e. Sch. 938, 
Schiffpfandrecht 52°, 93ff. deſſen 
Umfang 938. deſſen afzefjoriiche 
Natur 937. — Löſchung des Sc. 038, 
— 935. — Berichtigung desſ. 


— — * 083. 

Schlachtvieh und Fleiichbeichaugeiet 483", 

Schließung des dingl. Vertrags 96ff. 

Schlüſſige Erktärungen 106. 

Schlüifigfeit des Eintragungantrags 329. 

Schlußrechnung des Zwangverwalters 855. 

Schreiben als Verarbeitung 542. 

Schreinpfand 710°", 

Schriftliche Einreichung des Eintragung- 
antrags 319. — jr. Erklärung erfor: 
deri. zur Abtretung e. Hypothek 762, 

Schuldanerkeuntuis durh Eintragbewil- 
ligung 8: 

Schuldenhaftung bei Beftellung e. Nieß— 
braudhs an e Vermögen 666. 

Schuldgrund, Angabe des Sc. für Höchſt— 
betraghypothek nicht nötig 880. 

Schuldner, periönl., Bedeutung 21. — 
Sch. im Sinne ded Zwangverſteigerung— 
gejeged 546. — deſſen Mitbietungrecht 
beim Piandverfauf 924. — Sc. bei 
der Zmwangvollitredung 953°. 

Schuldſchein it nicht Zubehör oder Be— 
ftandteil der Forderung 33°, — Eigen: 
tum am Sch. 124, 546. 

Schuldübernahme, zweiichichtige 782*' — 
Mitteilung von der Sch. 752", 

Schuldurkunde, deren Berbindung mit dem 
Hypothefenbrief 720, 759, — Sch. iſt 
nicht mit dem Grundſchuldbrief zu ver: 
binden 885°, 

Schuldverhältnis, Geltendmahung der 
Einreden aus dem Sc. der Hypothet 
gegenüber 122. 

Schuldverpflihtung, geſetzl. als Verpflich— 
tungverhältnis zu e. dingl. Rechts— 
änderung 78. 

Schuldverihreibungen, Neichdgej. betr. die 


gemein. Necte der Beliger von a 
877, — Sch. auf den Inhaber f 


Inhaberſchuldverſchreibung. 
Schuldverſprechen, abſtraktes unterſteht 
Formzwang 79*. 


64* 
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Schullaftpfliht 33°. 

Schürfrecht 566°. 

Schuß, abjoluter, der dingl. Rechte KOff. 
— Sch. des Beſitzes 134%, 223ff., ſ. 
auch Beſitzſchutz. 

Schutzgebiete, Liegenichaftreht in den 
wur Ch. 49°, 263, 309, — 
Auflafjung in den d. Sch. 504%, 

Schubgebote, öffentl. 120. 

Schutmittel ſ. Rechtſchutz. 

Schwebebahnaulagen * fremden Grund⸗ 
ſtücken unterſtehen dem Erbbaurecht 617. 

Schwebezuſtand zufolge Eintragung eines 

iderſpruchs 396. — zufolge e. Vor: 
merfung 403, 416, 

—— desẽ Eigentümers auf Friſtſetzung 
zur Erklärung über Verwendungen 600 
— Schw. iſt nicht Zugeben des böſen 
Glaubens 253°, — Schw. auf Mit— 
teilung von Übernahme e. Hypothelen— 
ihuld 782, 

Seebeuteredht 561 °. 

Seen, Eigentum an ©. 513. 

BEER, Eigentumübertragung betr. ©. 


—— 889 ?°, 939*. 
—— ge Wirkung des dingl. Vertrags 


Seibfhitfereit 134°, 148%, 228, — ©. 
fteht dem mittelbaren ı Befiber gegen den 
Beligmittler nicht zu 165. — ©. bes 
Befigmittlerd 166. — ©. ald Schuß 
gegen Bruch des Gewahrjams 187. — 

wegen Befigentziehung durch ver- 
botene Eigenmadt 221. — Ausübung 
des ©. iſt nicht verbotene Eigenmadt 
231, — Beweislaft für ©. 23 

Selbitfontrabieren 43, 330°. 

Selbſtſchutz des er 233. 

un 

Sendungen an unbelannte Berjonen, deren 
Behandlung als verlorene Sachen 573. 

Separation, Begriff 431". — ©. ber 
u regelt fi ſich nad) Landesrecht 


Sequeſter, Herausgabe an gerichtl. be— 
ſtellten S. 41 

Sequeſtration — 

Servitus 620°. — servitutes necessariae 
483°, — s. servitutis esse non potest 
624, — s. in faciendo consistere nequit 
624, 637°°, 641°, 672% — deductio 
servitutis 624°, — nulla s. sine titulo 
625%, — 5, praedio debetur 628°, — 
s. fundo utilis esse debet 632, — 

s. praediorum rusticorum u. urbanorum 
634. — s. continuae u. discontinuae 
u. apparentes 634. — s. non altius 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


tollendi 635*, 639*. — s. aquaeductus 
u. aquaehaustus 638°, — & pecoris 
ad aquam appulsus 638°. — s. tigni 
immittendi 638°, — s. ne luminibus 
offieiatur 639°. — s. oneris ferendi 
641'°, 672%, — s. in faciendo oder 
s. Juris germanici 673'°, 

Servitut, apparente 147”, — ſ. aud 
Dienjtbarteiten, Grunddienſtbarkeiten, 
perjönl. Dienftbarfeiten. 

— Eigentumbeſchränkungen zu deren 

bwehr 

Siherbeiteiftung für Schaden bei Abholung 

BVegihaffung in fremden Grundbefig 
oc Sadıen 190”, — ©. wegen 
Beiorgung weiterer Eigentumbeeinträd- 
urn Nießbraucher iſt ev. zur 

©. verpflidtet 649, 651. — ©. nidt 
durd) Sicherunginpeibet 8 864°", — © 
durch Pfandbeſtellun 

Sicherung der ——— als Grund⸗ 
lage des menſchl. Gemeinlebens 128. — 
©. von Rechten durch VBormerktung 401 ff. 
— ©. der NRedtsübertragung betr. der 
Hypothek 775. 

Sicherungabtretung 930. 

Sicherunghypothel 713, 860ff. — ©. für 
Schadenerjapaniprüche 108°. — Erwerb 
e. S. nad) $ 1287 BGB ijt einzutragen 
355%, — ©. fteht nit unter dem Schuß 
des öffentl. —n bes Grundbuchs 
3m“ 377* — ©. für Leib— 
— ei. — ©. lkann in 

—— übergeben 739, 
— Ausſchluß der Erteilung 
r e. Hnpothefenbriefß bei der ©. 762”, 
810%, 864. — Höhe deren Betragd 
809, — Begriff u. Weſen der ©. S61f. 
— Einwendungen gegen die ©. 8627., 
865. — deren Kündigung, Geltend- 
— u. Abtretung — Beweis 
laſt 863'°. — alkzeſſoriſcher Charakter 
der ©. 864. — ©. nicht zur — 
heitleiſtung geeignet 864°. — 
Umwandlung in zueen ses 
— Doppelnatur derj. 865. — die ein- 
zelnen geſetzl. S 866. — unbegrenzte 
S. unzuläjjig 880. 

Sigerungübereignung zu Pfandzweden912. 

Siegel unter dem Hypothetenbrief 343. — 
Anlegung von ©. zur Kennzeichnung 
der Piändung 953. 

Sielrecht dem Landesrecht vorbehalten 49°. 

Silberfahen, Piandverfauf deri. 923. 

Simultanbelaftung mehrerer Grundftüde 


Singvögel, Reichägel. betr. das Verbot 
des Fangens von ©. 563", 


— — 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Sitten, gute, gegen ſie verſtoßender dingl. 
Verirag 119, 844. 

Sofortige Wiederbemädtigung 234. — 
Bedeutung „jofort“ 235'%, 

Solarium (Bodenzins) 608 *. 

Sondereigentum als Grundgedante des 
Sadyenredhtö 1. 

Sondereigentümergrundfhuld 8187. 

Sondernächfolge in das dingl. Recht 66. 
— in den Beſitz 132, 205 — 
bei S. in den Befig 180°, 


Eondernormen über — im BGB 
34°. — ©. für Fahrnis 35. 

Sonderrehte an öffentl. Sahen 24, — 
S. an Beitandteilen e. Sache ausge— 
ſchloſſen 27, 214 — ©. an nidtab- 
getrennten Örundftücteifen au Sgei@loifen 
303. — ©. an Baumerfen über oder 
unter der Erde 454. 


Soziale Natur des Befisbegriffs 129. — 
ſ. Gemwaltbegriff, deſſen einjchränfende 
u. ausdehnende Funktion 

Spanndienfte 636. 

Sparkaſſen, Prüfung deren Rechtsfähig— 
feit jeiten® ded3 Grundbuchbeamten 330°, 
— Gp. unterjtehen dem Landesrecht 
330%, — usa der Forderungen 
an Sp. 954 °* 

Eoartafenbüer Eigentumerwerb an Sp. 

546. — Fund eines Sp. 568°. — 
lese von Sp. 897 '?, 904'%, 944, 

Speditenr, deſſen geſetzl. Pfandredt 9 900%, 

Sperrung des Grundbuchs, vertragmäßige, 
ift nichtig 704 f. 

Evegalgrunbbiger 209" 269?7, 286", 

Spezial — Grundſatz der Sp. 272, 


Spezialität ng — $rundjaß der Sp. der 
Prandrechte 711. 

Spezifikation Mr — Sp. an eigner 
Sadıe 542°, ſ. — — 

Spieltartenftenpelgefet, 

Spielvertrag, — der ge IE 
e. Forderung aus e. Sp. 413, 

Spoliatus ante omnia restituendus 230°, 

Spolieneinrede u. Spolientlage 139. 

Spurfolge 234. 

Staat, deſſen Haftung in Grundbuchſachen 
278 fi 


Staatlihe Genehmigung zum Erwerb 
dingl. Rechte 3. — ft. G. zur Ausgabe 
von auf Inhaber — Hypothelen⸗ 
pfandbriefen 728* und Grundſchuld— 
briefen 888°, — ft. Zwecken dienende 
Sadıen 18. 

Staatöforiten als Teile des ftaatl. Finanz— 
vermögens 19. 


1013 


Stantöhoheitrechte, Ausſchluß des Rechts: 
wegs gegen in Ausübung 19°, 

Stantövermögen 18. 

Staantöverträge betr. Grunderwerb® der 
Ausländer 

Stadtbüiher zur Berlautbarung der Rechte 
an Grundftüden 260, 

Stammgüter 615. — Rechte an ihnen 
——— Regelung vorbehalten 


Stammhypothet 781. 

Ständige u. nicht ſtändige begrenzte Be— 
figredhte 147. 

Stationes fisei 499 6. 

Stehende Früchte ſ. Früchte. 

Steinfplitter, Überfliegen von St. auf das 
Nachbargrundſtück 469. 

Stellvertreter, Beſitzaufgabe oder Verluſt 
durch St. 233", f. auch Vertreter. 

Stelivertretung, unmittelbare ” — 
freie St. im röm. 209', 

Eteuerfatajter 287, 

Stiftungen, Eigentumerwerb durch fie 440, 

Stiufgweigen j. Schweigen. 

Stillihweigende Beitellung von Servituten 
vom BGB nicht anerfannt 624°. 

Stodwerkbefiß 214°. 

Stodwerkeigentum 453. — Beurteilung 
vor Sntrafttreten des BGB begründeten 
St. 4'?, 30°, 214°, 434. — Erbbau— 
recht an St. u unmö glich 30% 

Stoffwert enticheidet betr. des Eigentums 
an verarbeiteten Sadhen 549. 

Störende Anlagen f. Anlagen. 

Störung des a als verbotne — 
macht 227. edeutung St. 243. — 
St. in der Benußung der im Gemein— 
ae jtehenden Sachen 24. — ſ. aud) 

eſitzſtörung. 

Strandgut, Zrrandrecht, 
nung 

— an auf der Grenze ſtehender 

— Beſeitigung überhängender 
— von Str. 464. 

Streitbefeftigung (litis contestatio) 596%, 

Streitverfündung de auf Wiedereinräus- 
mung des Beſitzes . il rg 
an jeinen mittelbaren Befiger 241. 

Stromregulierung 514. 

ee nad Abtretung der Hypothek 


Strandungord= 


Eubhaftation |. Zwangverfteigerung. 

Subjelte ded Eigentums 439. 

Subjektive Willentheorie 138, — ſ. 
dingl. Rechte auf dem Grundbuchblatt 
des herrichenden wie des belajteten 
Grundftüds einzutragen 309, 350. — |. 
dingl. Vorfaufreht 694 u 
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Subpignus (Afterpfand) 9305. 

Subfidiäre Geltung des BGB betr. der 
Srunddienjibarteiten 623, betr. Der 
Reallaſten 3°, 676, 

Subitantial= (kapitaliitiiches) Prinzip betr. 
des FFruchterwerbes 552. 

Subftantiierung der Klage auf Wieder: 
einräumung des Belites 2385. — auf 
Herausgabe wegen früheren. Befipes 250. 
— wegen .. 246. — ©. des 
Herausgabeanſpruchs etr. Fahrnis 22 
— ©. des Hupothefenaniprudh® 753. 

Subjtanzteile, Bedeutung 552. 

Eubititutionbefugnis 321°, 

Suecessio in locum creditoris 730°®, 

Sutzeifion in den Beſitz ſ. Beſitznachſolge. 
— hypothekariſche ©. 730. 

— — mehrerer Grundſtücke 


Superfieies solo eedit 609*. 

Superfizies 608 ff. 

Surrogation, dingl. 69 ff. — Wirkung u. 
Zweck deri. 70, — die einzelnen Fälle 
deri. 705%, — dingl. S. beim Nieh- 
brauch betr. der Berfiherungiumme 
654. — bdingl. ©. betr. des Werterlöjes 
des verpfändeten Grundjtüds 754. — 
©. der Verfiherunggeldver an Stelle 
der Biandobjefte 798, 802, — ©. betr. 
des Entjhädigunganfpruch bei der Ent- 
eignung 805. — ©. betr. der .. 
fumme bei der Zwangverfteigerung 850, 
724, — ©. betr. des Erlöſes aus dem 
Bande 915. 

Surrogatum sapit naturam eius. 
surrogatur ‚70° 

Symboliſche übergabe nicht genügend zur 
Erlangung der tatjächl. Gewalt 199. 


cui 


4 
— an Grundſlückrechteu 
61, 126f., 427f. 625'% — T. zufolge | 


Eigenbefipes 13 — T. durch Eins 
tragung e. Widerfpruch® gehemmt 396. 
— Vorausjegung der T. 427, 


Tag der Eintragung im Grundbudh zu | 


vermerken 53. 


Tantum praeseriptum, quantum pos- | 


sessum 627°, 


Tati ächliche Gewalt als Beſitzzeichen 129 ff., 
149, — t. Einräumung der Sachherr— 
ihaft SG. — t. Gewalt im jozialen 


Sinne 130, 171 — Erlangung ber | 


t. G., Bedeutung 174ff., 19. — 
jederzeit vrealifierbare t. &. wirft fort 


220, — Aufgeben deri. 222, — t. Vor: 


Alphabetiſches Sadıregiiter. 


ausjeßungen e. Rechts durch das Grund- 
buch nicht gedect 372, 


‘ Tauben, Aneignung im Freien befindlicher 


nadı Landesrecht zu beurteilen 565. 
Täuſchung, argliftige, bei Abſchluß des 

obligator. Vertrags wirft auch auf den 
nachſolgenden dingl. 85. — a. T. bei 
| Übergabe der Fahınia zweds Pfand— 
| beftellung 119, 

Tanfchverträge über Grundftüde unter: 
ſtehen Formzwang 79. 

Teilabtretung von — 781. 
| Teilbefig 134°, 152, 214. — T. gewährt 
Anſpruch auf Herausgabe wegen früheren 
| Beſitzes 250°, 





Teile, ers u an T. 214ff. — Verpfändung 
von T. 785. 

Teilgrundihuld 741'". 

' Teitbypothel ZSL. 

Teilbypothefenbrief 341f., 
834? 


Teilihuldverichreibung auf den Inhaber 
S7L 


| Zeitung, reale von Saden 216". — 
Wirkung der T. von Grundjtüden auf 
die Dienjtbarteit 352, 630. — auf die 
Neallajt 681° ‚682. - — T., richterliche, 
bei unaufflärbarer Grenzverwirrung 457. 
— T. ven Hypothelen 755, 781 — T. 
der aus e, Gejamthypothef hervorge— 
gangenen Gigentümergrundjcduld 817. 


Teilungplan beir. der Überſchüſſe bei der 
Zwangverwaltung 855. 

Teilungverbote 785. 

Teilweiſes Erlöfhen eingetragener dingl. 
Rechte 13 °*. — t. Verlegung des Eigen: 
tums durch recht&widrige Eingriffe 559. 


| (Reichs :) Telegrapbenwegenejeß 455, 488 

Telegraphenleitunganlagen unterſtehen ev. 
dem Erbbaurecht 617 

Tempus (Erſitzungszeit) 538° 

Teitament, eigenhändiges, zum Nachweiſe 
dev Erbfolge in Grundbuchangelegen- 
heiten nicht ausreichend 323°. — öffent: 
liche8, dazu audreihend 360% 

| Teitamentvollitreder al® Verwaltung— 
bejiger 159. — als Beligmittler 162". 
— deſſen Eintragung ins Grundbud 
383°, 

| Theorie des beherrſchten Objelts bei fub- 

'  jeltiven Nectäbeziehungen 10'°, — Tb. 

des Beſitzſchutzes 129, Th. vom 
| natürl. Willen 182°. — Th. vom ge 
teilten Eigentum 432'% — Th. des 

Eigentumß an der Luftfäule 455°, 

Thesaurus (Schap) 573! 

Tignum iunetum 543% 


741°, 781, 








— 


Alpbabetiiches Sadıregiiter. 


— „Erlangung der tatjächl. Gewalt über 
T. 194, — Dauer des Beſitzes an T. 
220, — NWneignung von T. 5ölf. 
Aneignung jagdbarer T. nad) Sandes- 
recht zu beunteilen 565. 
Tilgung einer fremden Schuld, Wirhung 
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‘ Übereignung, dingl., ‚von azefjoriicher Be— 


deutung 23, — ü. per cartam 260. 
Übereinftimmung von Grundbuh und 
Satafter 291, 


| Überführungitüde unbefannter Berfonen, 


auf den Tilgenden ZL — T. der Schuld 


ohne Birfung auf die Hypothet 740, 
825. — I. der Schuld in Unfenntnis 
von der —— 778, 

Titel zur Rectsübertragung 74. 

Titulus iustus usueapionis is ” 

Tod als Grund des Erlöjchend von Rechten 
69, — T. bemirft nicht Erlöſchen der 
Vollmaht 321. — Beweis des T. dur 
Sterbeurftunde 507°, — Erlöſchen per— 
ſönl. Dienftbarkeiten dur T. des Be— 
rechtigten 621, — Erlöſchen des Nieß— 
brauchs mit dem T. des Berechtigten 
645. — T. ald Erlöihunggrund für 
Reallaften 680. 

Todjagung 709. 

Traditio 73°, 517'. — tr. longa manu 
206 °®, 521'°. — tr. brevi manu 206”, 
519°. 

Tradition 73, BT 

Traditionofferte 98 98, 557%, 

Traditionpapiere, deren Übergabe 524, 

zwecks Piandbeitellung 907". 

Traditionprinzip 12, 

Traditionvertrag, bedingter, betr. bewegl. 
Sadıen 109, 

Transformation des obligator. Anſpruchs 
841° 


Trennung von Sachen 28j. — Tr. ber 
Erzeugnijje 123, 153, 789. — Tr. von 
Beiig u. Eigentum 128. 

Treneid des Bajallen 613. 

Treuhänder, Beitellung e. Tr. ijt einzu— 
tragen 357. — Tr bei Hypotheken— 
banten 758% — Grundbuchvertreter 
ald Tr. 875. — Tr. bei er 
von Anhabergrundichuldbriefen 8583 °’ 

Turbatio verbis 245". 

Turmtradition 197% 

Typenfreiheit, Prinzip der T. fir das 
Sadenredt L. 


u. 


überban 480 ff. — Anfprud) auf Befei- 
tigung des U. 482, 591. 

Überbaurente 482, , nicht eintragungsfähig 
362, 483. — — wird fraft Gef. erworben 
69, 127°, — Verzicht auf U. einzu- 
tragen 354°, 483. — Borrang der U. 
483. — Wirkung der Zwangverſteige— 
rung auf die U. S5O®, 


Übertragung, Begrifi 65. 





deren Behandlung 573. 

Übergabe, Bedeutung 66, 150% — U. 
der Fahınia als Volzughandlung 81, 
89, MT. — Bollzug der U. der Fahre 
nis durch Befigübertragung 90. — Ü. 
kurzer Hand 90 '7, 206. — U. als Überfei- 
tung des Befipverhältnifies 179. — ü. 
von Rechtsausweispapieren als Erjak 
förpert. Übergabe 200, — Ü. an unbe: 
ftimmt wen 213. — U. ftehender Früchte 
und ungetrennter Erzeugnijje 214. 
Wirkung der. des Snpotbetenbrief8 340, 340 


355, 379®, 745, 761, 775, — Erfaß der der 
D. dud Wegnahme ſeitens des Ge- 


rihtvollzieherd zwecks Ablieferung an 
den Gläubiger 68%, 81, 524. — Ü. 
de3 Inhaber⸗ oder Siderpapiers zu 
deſſen Verpfändung erforderlich 948. 

übergang der Hypothek auf den die Schuld 
tilgenden Grundflückeigentümer 740'%, 
769, 825. — U. einer Hypothef frait kraft 
Geſehes Eh . bei der Zwang— 
verfteigerung beftehen bleibender Nechte 
852, — U. der Inhaberhyvothek auf 
den Beſitzer des Papiers S7I. — U. 
der Grundſchuld mit Übergang des be- 
lafteten Grumdjtüds 886. — ü. des 
Pfandrechts durch Ablöjung der Pfand- 
ihuld 932. 

uͤbergebot 849. 

Ülberhang, Recht auf Beeitigung desſ. 464. 

überlaſſung, Bedeutung 66?% — Ü. des 
Befipes 157%. — U. der Ausübung des 
Niekbrauchs 645. 

übernahme einer Hypothek 772 ff., ohne 
Genehmigung des Hypoth.Gläubigers 


übernahmeſyſtem (Deckungprinzip) 848. 
UÜberreſt, Nacherbe auf den U. 118. 
Übertragbarkeit von Nechten als Voraus— 
jegung der Beitellung eines Nießbrauchs 
an ihnen 657. — als Vorausſetzung 
deren Verpfändung 940. 
— Berlaut- 
barung der Ül. eines dingl. Rechts an 
der Fahınia 90. dingl. Rechte 
als Art der dingl. Nechtsänderung, 106. 
— U. des Eigenbefiges 156. — Ü. der 
Brieihypothet 344, 355. — Ü. der 
Buchhypothek —A. des Eigen— 
tums oder begrenzter Rechte durch den 
nicht eingetragenen Erben 359. — U. 
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der Forderung nicht ohne die für fie 

bejtellte Hypothek u. umgefehrt 726, 773. 

U. der Forderung gegen den Er: 
iteher 853. — U. der Forderung nicht 
ohne das Fahrnispfandrech und ums 
gefehrt 897, 930. — Ü. des Fahrnia- 

J andrechis 931 

liberweifung einer Hypothet 773°. — ü. 
gepfändeter Nechte zur Einziehung oder 
an Bahlungftatt 941, 954. 

Überweifungbeihluß 95 955, 

Ubi rem meam invenio, ibi vindico 12", 
— 

ferbefeftigungen 517. 

Uferredt 510. 

Ultimat (in Medlenburg) 891%, 

Umarbeitung vorhandener Stoffe zu neuen 
Gebrauchgegenjtänden (Spezififation ) 
547 f. 


Umbildung (Verarbeitung) 547 f. 

Umfang der Bereditigungen aus dem 
dingl. Vertrag abzuleiten 111. 

Umgemeindungbeihluß 293. 

Imgeftaltung, wejentlihe, dem Nieß— 
brauder unterjagt 65 

Umrechnung von Reallaften in Geld bei 
— — des Grundſtücks 


679. 

Umſchreibung unüberfichtlih gewordener 
Grundbuchblätter 88. — U. der * 
pothet auf den Eigentümer 741, ZZL. 

Umwandlung der verichtederen Arten der 
Srundpfandrecdhte 67, 714. — U. dingl. 
Rechte als Rechtzwed des dingl. Ber: 
trage 106, — U. einer —— 
———— eintragungfähig 
353. von Hypothefen in Grund: 
ſchulden ift einzutragen 357 — 
U. von Dienjtbarteiten nad) Yandes- 
recht 623. 

Imwenderedt 467. — U. in das BOB 
nicht aufgenommen 485. 

Inbefannt, Behandlung von Depofiten, 
UÜberführungſtücken ujw. u. Berfonen 573. 

Unbewegliche Sachen j. Grundftüde, Lie— 
genſchaſten. — u. Zubehör nad) Landes— 
recht zu beurteilen 33. 

Unbrauhbarmadung (Kafjation) der Hy: 
poth.= Briefe 345. 

Undatierte, im Grundbuch eingetragene 
Rechte, deren Rang 54. 

Unentgeltl, Erlangung des Belibes, Haf: 
tung 5f. 593. 

Unerlaubte Ganblungen, Haftung bes Be- 
fipers für u. 9. ©. 

Unerledigte Anträge, Recht auf deren 
Einfichtnahme 374. 

Ungeborene, deren Nechtitellung 440%. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Ungerechtfertigte Bereicherung bei Un— 
wirkſamkeit des obligator. Grundgeſchäfts 
86. — wegen Verluſts eines Rechts A 
folge unrichtiger Bucheintragung 
— wegen Rechtsverluſts bei Nichtüber- 
einitimmung des Grundbuchs mit der 
wirkl. Rechtslage 370. — wegen Redtä- 
verlufts ar Verbindung oder Ber- 
mijhung 547. — wegen Eigentumver- 
lujt8 durch PWerarbeitung 549, durd 
Fund 572, — des qutgläub. Beſitzers 
zufolge übermäßigen Fruchtbezugs 593. 

j. aud) Bereiherunganiprud). 

Ungetrennte Hofräume 291. 

Ungüttigleit des Kaufalgeichäfts — 
einſeitiges Rücktrittrecht 22 — 

Vertrags, ſein Grundſtück nicht J a 
äußern oder zu belaften 704. 

Untörperl. Sachen, Rechte an ihnen 377. 

Untündbarleit von Pjandredten 757. — 
U. der Rentengrundichuld jeitens des 
Gläubigers 891. 

Inmittelbarer (törperlicher) Beſitz 134%, 
150 |. — zu deſſen Erlangung genügt 
Einigung 151", — deſſen Fortbeitand 
bei Abweſenheit, Krankheit ufw. 151%. 
— u. B. gibt Anſpruch auf Wiederein- 
räumung des Bejiges 239. — Heraus: 
gabeverweigerungredjt bei u. B. 600. 

Unmögliteit, Haftung des Prozeßbeſitzers 
für U. der Herausgabe 5. 

Unpfändbare Gegenitände 9352. — u. 
Forderungen find nicht übertragbar 657°. 

Unpfändbarleit des der Hypothek umter- 
worfenen Zubehörs 32%, 951. — U. des 
Beridtigunganfprudy 385. — der Eiien- 
babnfahrbetriebmittel 18'*, — d. Kirchen 
vermögens 20. — beſchränkt perjönlice 
Dienftbarfeiten 669°, — Berzicht auf 
U. der der Bmwangpverfteigerung nicht 
unterliegenden Gegenftände unjtatibaft 
952'°, 

Unrichtigleit des — — — 
deren Kenntnis 54°, 378, — U. d. B. 
berechtigt u —2 — igung ohne Einmill 
gung 318. — U. Bedeutun 
warn vorliegend 386. — Be — der 

a aaa = u. 4 B. 378. R 
nihädlichleitzengnis 303°, 631", 677%, 

— U. gr genügend bei Adtren: 
von e. mit e. Vorkaufrecht be 
laftetem Grumbitüd 694"? 

Unftimmigfeit des Grundbudhs 382. 

Unterbredung der Erfigung 539. — durd 
221. — Beweislaft betr. 

d. E. 539. — zeitweilige U. d. Aus 
Fre ohne Einfluß auf die Grund 
bienjtbarteit 633°, 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


Untereigentum (dominium utile)50*, 442", 

— Haftung des Prozeßbeſitzers 
wegen U. 5. — U. begrenzter Rechte 
an der Fahrnis durch derem gutgläubigen 
Erwerb 51. — U. der Sade bewirft 
Befitverluft 220. — U. des Baumerts 
bewirkt nicht Erlöjchen des Erbbaurechts 
620. — Erlöfchen d. Pfandrechts durch 
U. der Pfandſache 932. 

Unterhaltung e. Anlage aus dem dingl. 
Bertrag abzuleiten 111. — U. der im 
Intereſſe des Servitutberechtigten be- 
jtehenden Anlagen 641. 

Unterhaltungpflichtiger, gegen ihn richtet 
jfih der Anſpruch wegen drobender Ge— 
fahr durch Einfturz von Gebäuden ujw. 
und Abitur; 479. 


ent: Bedeutung 793, — Ans 

ſpruch auf U. der Befigftörung 246. — 
Beweislaſt 246. — Klage auf U. weiterer 
Eingriffe in das Eigentum 463, 474, 
592.— Anſpruch des Eigentümers gegen 
den Niehbraucher auf U. unbefugten 
Sahjgebrauh 650. — Klage auf U. 
wegen Gefährdung der Hopothelengläus 
biger durch Einwirkungen auf dad Grund⸗ 
ftüd 792. — U. der Benadridhtigung 
des perjönl. Gläubiger8 vom Betreiben 
der Bmwangverfteigerung 828 f. 

Unterleihe 613. 

Unternehmer, defjen gejegliches Pfandrecht 
00%, 


‚ Unternießbrand unmöglich 645%, 657° 

Unterfagung gewerbl. Anlagen im Intereſſe 
des Gemeinwohls 475%, 

Unterſchlagung oder Diebſtahl? 
192%, 193° +, 531°, — Eigentum: 
übergang an den gutgl. Erwerber betr. 
der * U. erlangten Sachen 532. 


Unterjehrift der Eintragung jeitend des 
Grundbuchbeamten U. unter 
dem Hypothekenbrief 343. — Erfaß der 
U. durch mechanische Bervielfältiguug 
auf Znhaberpapieren 871. 

Unterwerfung unter die jofortige Zwang 
vollftredung 723°, — U. u. d. ſ. 3. 
als zur Zwangvollſtreckung geeigneter 
Titel 840. — U. u. d. ſ. 3. nicht zu— 
läjfig bei der Höchjjtbetraghypothef 840 '?. 

Untrennbarleit verbundener od. vermiſchter 
Sadıen 545. 

Unübertragbarfeit von Nedten 114, 657°, 
— 1. perfönl. Dienjtbarfeiten 351. 669. 
— 1. des Rechts auf Enteignung 490. 
— U. des Niehbraud 644. — U. des 
perjönl. Vorfaufredhts3 694 '*, 


172” 
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Unveräußerlichfeit von Rechten 114f. — 
U. der Familienfideikommiſſe 615. 

Unvererblichfeit des Nießbrauchs 644. — 
U. beichränft perjönl. Dienftbarfeit. 669°. 

Inverjährbarfeit der Aniprücde aus ein- 

etragenen Rechten 425. — des An— 
—* auf Grenzſcheidung . — 
U. des Verbietunganſpruchs wegen Im— 
miſſionen 476. — U. der Anſprüche 
wegen drohender Gefahr durd Ein= u. 
Abjturz, Gräben und Vertiefungen 480, 
— U. des Anſpruch auf richterl. ee 
lung tollidierender, im Range gleicher 
Grunddtenftbarkeiten 6395. — U. des 
Anſpruch aus der Hypothek 753. 

Unverletzlichleit des bejriedeten Bejigtum 
185. — U. des Eigentums 437. 

Unvermefjene Stadt- und Dorflage 291. 

Unwirkſamkeit des obligator. Grundver— 
trags, deſſen Wirkung auf den dingl. 
Vertrag 88. — U. des dingl. Vertrags 
wird durch Eintragung ins Grundbuch 
nicht geheilt 92. — relative U. dingl. 
Verfügungen 116. — V. des dingl. Ber: 
tragd 118f. — Einreden der U. des 
dingl. Erwerbs 122, 

lirbarien 260'°, 

Urkunden für Eintragungen in da Grunde 

ud 309, 323, — U. mit alternativer 
Snhaberflaufel 546. — ſ. aud) öffentl, 
U., Schuldurfunde. 

Urkundenprozeß, Geltendmadung d. dingl. 
Anſpruchs im U. 840. 

Urteil, gerichtl. erſetzt rechtsgeſchäftl. Er- 
tiärung 67, 81. — deſſen VBollitredung- 
wirfung 81. — vorläufig vollitredbares 
beredhtigt zu Eintragung e. Wideriprud) 
oder e. Vormerkung 81", 318%, — 
rechtäfräftiges U. ald Grundlage für die 
Grundbucdeintragung 102, 317, — ins 
wiefern daß U. für den Grundbuchbe- 
amten bindend 335. — U. gegen den 
Buchberechtigten, ohne Rechtskraft gegen 
den wirkl. berechtigt. Dritten 367, 377°? 
U. auf Einwilligung in Berichtigung des 
Hypothekenbuchs 358. — U. auf Bewilli- 
gung e. Vormerkung 424. — U. gegen 
e. Miteigentümer wirft nicht gegen die 
anderen M. 446°, — U. gegen den 
Niehbraucher auf Duldung der Zwang— 
volljtrefung 665. 

Usueapio 537°. — u. libertatis 541°" 
u. servitutis 625% 

Uinfapionbefig 137°. 

Usus 667'. 


| Ususfruetus 643. — u. nominis 63", — 


u. causalis und u. formalis 435%, 
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V. 
Vaſ allität 432. 


Vassus 

Veränderung der Liegenichaftrechte bis 
Einführung des Grundbuchs nach altem 
Recht zu beurteilen 265. — Wirkung 
der V. von Sachen auf begrenzte Rechte 
an diefen 542°. — ®. betr. der Hypo— 
thet im Hypothekenbtief nadzutragen 
159. 


Berarbeitung 547f. — Wirkung der V. 
69, 123, 249. — 8. 7 Grund Ber: 
tragverhältmifes 550. — B. geftohlener 
Stoffe 550, 

Veräußerer im Sinne des BOB 64. 

Veräußerlichleit des Erbbaurechis 616, 

— Begriff 65. — Belipauf- 
gabe durh V. 223. — Saftung des 
fehlerhaften Bejigers für ®. 240. — 
B. der im Gigentumjtreit befangenen 
Sadıe 584'% — V. unter Borbehalt 
e. Dienjtbarkeit 624. — ®. erftredt ſich 
auf Zubehör 500. — Nedht Be V. fteht 
dem Nießbraucher nicht zu 
und Vegihaffung von von Cigeugfie 789. 

Veräußerungverbote 114. — abiolute Wir: 
fung der im öffentl. Intereſſe ergan— 
genen ®. 115, 372, — gerichtl. B. vor 
der Konkurseröffnung ins Grundbuch 
einzutragen 116'% — B. als vorläufige 
Eintragungen 311%. — Eintragung 
richterl. 8. 358. — im ö. Intereſſe ges 
gebene B. nicht einzutragen 372%, — 
abjolutem V. unterrworfene Sachen nicht 
verfehrtauglih 533. — Unübertragbar: 
feit der durch 8. gebundenen 
657°, — Verpfändung von einem B. 
unterliegenden Sachen 904, 

Verbandperfonen als Subjelte dingl. 
Rechte — Prüfung deren Rechts: 
fähigkeit jeitens des Grundbuchbeamten 
c ) 30 

Verbietungrecht zufolge erheblicher Beein— 
trächtigung 470, 474}. — Unverjähr— 
barkeit des. 476. 

Verbindlichleiten zufolge Beſitzes 131%. 

Verbindung von Sadıen 541 ff. — V. v. ©. 
mit Grumdjtüden 285. — Wirkung der 
V. 685. — Erwerb durh V. 123. — 
V. erzeugt Miteigentum nad Bruch: 
teilen 452% — Nedhteverluft infolge 
V. gibt e. Vereiherunganiprud 547. — 
Wirkung der B. auf Pfand» und Nieß— 


braudredite 543. — V. von einander 


abhängigen Gintragunganträgen 328. 
— B. des Anipruchs wegen Beripftörung 
mit dem wegen Befitentziehung 243. - 


Rechte | 


Alphabetijches Sachregiſter. 


B. des Eigentumanjprudhs mit dem 
Befiganipruch 133, 231°, 584, — 2. 
der Schuldurfunde mit dem Hypothelen— 
brief 259. — V. des obligator. u. des 
dingl. Aniprudhs 822. 

Verbotene Eigenmadt |. Eigenmadt. 

Verbraudbare Sachen als Gegenjtand 
des Niekbrauds 643°, 656. 

Verderb der Biandfache, drobender be- 
rechtigt zur BVerfteigerung des Pfandes 
915. 


Berdrängen aus dem Mitbejig 218. 

Vereine, nict regisſahige als Subjekte 
dingl. Rechte 62. — N a 
und Belajtung durh B. 440. — Ein- 
tragung nicht rechtsfähiger z.i im Grund: 
buch 452", 

Bereinigung begrenzter Rechte an Grund, 
jtücen mit dem Eigentum bewirkt nicht 
deren Erlöihen 41’, 69, 352, 623, 
— V. von Rechten alı als Grund zu zu deren 
Erlöjhen 69. — ®. mehrerer Grund» 
ftüde zu einem 304. — V. von Hypo— 
thefenforderung u. Schuld in der Ber- 
fon des Eigentümers erzeugt Eigen- 
tümerbypothet 740. — 8. mehrerer 
Grundſtücke zu e. einheitl. Grundjtüd, 
Wirkung auf die aufbaftenden Hypo— 
thefen 783. — Wirkung der V. von 
Forderung u. Schuld auf die betr. Ge— 
ſamthypothet 

Vereinämitgliedihaft fann nicht Gegen— 
| Stand von Sachenrechten jein 36°. 

' Vereinsvermögen, Übertragung v. Grund- 
jtüden auf B. unterliegt Formzwang 79. 

ı Vereitelung des Wartrechts des perjünl. 
Schuldners 772, 

 Bererblichfeit des Erbbaurehts 617. 

‚ Vererbung des Befites 202 ff. 

Berfallabrede 705. 

Verfallllauſel (lex commissoria), Verbot 
deri. 902, 

Verfallpfand 709'°, 

Verfallreht, Einräumung desf. 756. 

Verfolgbarkeit des dingl. Rechts 12, 60. 
— Einihräntung des Grundjages de der V. 
60f. 

Verfolgung ausgebrochener wilder Tiere 
erhält das Eigentum 562. — B. jhwär- 
mender Bienen erhält das Eigentum 
64 
ä Verſolguugrecht als Ausflug des dingl. 
| Rechts 12 — B. des Vermieters 917. 
Verfrachter, deſſen Piandrecht 900. 
| Verfügung, Begriff 2%, 65. — Form für 
V. über Sacenrete unterfteht dem 
|  Gebietjtatut 3, — Wirkung der V. e. 


Nichtberechtigten 62, 121, Bis. — ein- 


Alphabetiſches Sachregiiter. 


jeitige u. ee rechtsgeſchäſtl. V. 
65. V. im Wege der Zwangvoll- 
itredung 68. — ®8. über eine Sadıe 
vor Auflafiung 121'%. — mehrere fid) 
wideriprechende B. 122, — ®. über 
fünftige Sadyen 200°, — V. über ein 
begrenztes Recht ijt einzutragen 348. — 
Ergentumübertragung durch rechtsge— 
ihäftlihe B. 518. — V. des Gläubigers 
über die Hypothek 771. — Niekbraud)- 
beitellung an e. Grundftüd ift nicht 


Berfügung 796%. — V. über Miet- | 
u. Padıtzinsiorderung, inwieweit den | 


Hypothefengläubigern gegenüber wirf- 
jam 7U6. 

Berfügungbefugnis, deren Prüfung jeitens 
des Grundbuchbeamten 272, 
Verfügungbefhränfungen 113 fi. — ®. 
im Gegenjag zu — — 115. 

— Wirkſamkeit von V. — Be 
ginn der dingl. ng be der ®. 117, 
— NAnjprühe auf Grund ®. 118. — 
V. als vorläufige Eintragungen 311*. 
— Eintragung von V. 357. zu: 
guniten bejtimmter Berjonen beitehende 
B. wirfen gegen den gutgläubigen Drit- 
ten nur, wenn eingetragen oder aus 
dem Hypothekenbrief erfihtl. 372, 763. 

Verfügungsfähigfeit des Beräußerers oder 
Beitellers des Rechts nad Eingang des 
Eintragungantragd zu beurteilen 319, 
337. - 


Verfügungsgewalt beir. der Fahrnis durch 
Behpübergabe erlangt 90. 

Verfügungsmacht 113. — vertragmäßige 
Ausichliegung der dingl. B. unzuläſſig 
13, 705, 756. — ®. des Beräußererd 
zwingende Borausjeßung für Begrün— 
dung dingl. Rechte 60. — jpäter ein— 
tretende Beichräntung der V. ohne Wir: 
fung auf vorher geſchloſſenen dingl. Ver: 
trag und Eintragungantrag 104, — B. 
des Berechtigten vom Grundbuchbeamten 
zu prüfen 331, — V. des Eigentüimersd 
438, 


Verfügungsredht des Miteigentümers betr. 
jeines Anteils 
Verhinderung, vorübergehende in der Ge— 


waltausübung hebt den Befig nicht auf | 


198?°, 220. 

Verjährung, unvordentlihe, als Erwerb: 
grund von Sonderrehten an öffentl. 
Sachen vor dem BGB 24 — V. des 
Anſpruchs als Grund des Erlöſchens 
von Rediten 69, — V. des Schaden= 
erſatzanſpruchs gegen den Staat wegen 
ſchuldhafter Verlegung der Amtpflicht | 
des Grundbuchhbeamten 231°. — 8. 
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eingetragener Grunddienjtbarfeiten aus— 

geichlofien 352, — B. durch Eintragung 

e. Wideripruhs unterbrochen 396, 425. 

— V. durch Vormerkung e. Anſpruchs 

nicht gehemmt oder unterbrochen 419, 

— B. dingl. Aniprüde 420ff. — Wir- 

fung der B. des Anſpruchs auf Bejei- 

tigung der eine Dienjtbarfeit beeinträch— 

tigenden Anlage 426. — erlöihende V. 

428%, — Einrede der ®. 128, — 

V. des Anſpruchs des Verlierer auf 

Herausgabe 572. — B. der Anſprüche 

des Eigentümers gegen den Niekbrauder 

und umgelehrt 655 °°. — B. der einzelnen 

Neallajt: Leiftungen 680°, — Einrede 

| der V. der Forderung jteht nicht dem 

'  Biandichuldner zu SZ — 8. der For- 

derung ohne Wirkung auf die Hypo— 
thet 753, auf das Fahrmispfandrecht 
895. — B. der Anſprüche des Piand- 
gläubigers 915. — der Scadenerjaß: 
aniprüche des WVerpfänders gegen den 
Piandgläubiger DIE. — V. des dingl. 
Anipruhs aus dem Pfandrecht 934. 
Verlauf, freihändiger V. durch den Kon— 
|  fureverwalter, Wirkung auf das dingl. 

'  Rorfaufrecht 695. 

Verkehranſtalten, Kontrahierungzwang betr. 
öffentl. V. Fund in den Ge— 
ſchäftsräumen öffentl. V. 572. 

Verlehrfähigleit erforderl. zur Betätigung 
des Eigenbefiges 154. — zur Erſitzung 
539, zur Mneignung berrenlojer 
Saden 562. — zum Fund 568. — 
nicht erforderl. für Verarbeitung 550, 
— Schapfund 575. — ſ. auch Geichäft- 
fäbigfeit. 

Verlehrhypothet 713, 717ff. — Begriff 
u. rechtl. Ausgejtaltung der V. 7177. 
— Entjtehung derj. dur Einigung und 
Eintragung ZI8. — Borausjegung zur 
Beitellung der B. 719. 

Verfehrunfäbige (verfehruntaugliche) Sa: 
den 16'', 253, 53L — v. ©. tft ob» 
jeftiv unfähig fü für den Erwerb e. Dritten 

30. 





Berfehrunfühiger fann Gewahrſam be- 

| gründen 187, — Befiterwerb für 8. 

durch deren geiegl. Vertreter 181, 213, 

— B. lann e, Schoß erwerben 575. 

| Verfehrveritändlihe Handlungen 186. — 

v.r. Angebot 

Verloppelungen 21 489, 627°. — e* 
nicht 


verichiedener Nectögeichäfte iſt 
Sceingeihäft Il. 

Verlagrecht, Ausſchluß der Übertragbar— 
teit desſ. '?, 


| Berlandung 515. 
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Berlautbarung dingl. Rechte durch deren 
Eintragung 52, 81. — juriſtiſche Natur 
dev B.- Alte 3. — 8. dingl. Nedts- 
vorgänge ald a" zu Rechts⸗ 
änderungen 76, 81. — ®. des Willens 
zur Übertragung oder AR e. gr 
Rechts an der Fahrnis 20, V. d 
Widerſpruchs 34 

Verlegungrecht betr. Grunddienſtbarlkeiten 
640, beir. beſchränkt perſönl. Dienſt— 
barfeiten 670. 

Verlegung des Beſitzrechts verpflichtet zu 
Schadenerſatz 133 — ſ. a. Befigitörung. 
— teilmeife V. des Eigentums durd 
rechtswidrige Eingriffe 589. — Ber: 
legung der Amtpflicht des Grundbuch— 
beamten 278. — Bejorgnis erhebl. ©. 
der Rechte des Eigentümers berechtigt 
diejen Sicherheitleiitung v. Nießbraucher 
zu verlangen 650. 

Verlorene Sachen 225. — Bedeutung 566F. 
v. ©. find vertehruntauglid 531. — 
Pfandrecht an v. ge 913, 

Berluft dingl. Rechte 62H. — N. 
ohne Einigung 123. — V. a Be 
fitte8 134 °%, 2197. — V. des Eigentums 
494 ff. — V. der Liegenichaftrechte bis 
Einführung des Grundbuchs nach altem 
Recht zu beurteilen 265. — V. von 
Saden in Geihäjtsräumen u. Beförde— 
rungsmitteln 191. 

Vermächtnis als Berpflichtungverhältnis 
zu e. dingl. Nehtsänderung 78. — V. 
einer durch Berbindung oder Ver: 
miihung untergegangenen Sadıe 544. 
— V. e. Nießbrauchs 646, 664%. 

Vermächtnisnehmer als “Erwerber von 
Rechten ins Grundbuch einzutragen 327, 


346. 

Vermerk des Erlöfcheng e. men 
an einzelnen Grundftüden SO9'%. — 
der Eintragung e. Zwanghypothel J 
dem vollſtreckbaren Schuldtitel 41 

Vermieten e. Sache ſeitens des fehlerhaften 
Beſitzers 240, 

Vermieter, dejien geſetzl. Pfandredht 200, 
— Beginn dedj. 5L — deſſen geiepl. 
Pfandrecht nah röm. Nedt 710%, — 
deſſen gejegl. Pfandrecht gegenüber den 
Piandrechten andrer Gläubiger 200. — 


deſſen Berfolgungrecht betr. eingebrachter | | 


Saden 917°. Konkurrenz deſſen 
Piandrehts mit dem Pfändungpfand— 
recht Y5L, 
Bermiihung SAlff. — 2. von Fahrnis 
— Rechtserwerb kraft Gel. 69, 
— B. er zeugt Miteigentum nad) 
Bruciteifen 452%, — Rechtsverluſt zu⸗ 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


folge V. gibt e. Bereicherungsanſpruch 


Vermögen, Nießbrauch an e. V. 664ff. 
egriff V. 663 

Bermögeneinbeiten unterjtehen dem Ber: 
jonalitatut 3, 

Vermögenganzed nicht Gegenjtand von 
Pfandrechten 903, 

Vermutung der einheitl. Verfügung über 
— weg — Sachen 
32, 500. — B. des Rechts auf Grund 
des Beſitzes er — 8. de Rechts auf 
Grund der Eintragung 93, 365, 583 
— V. des Eigentums an der Fahrnis 
auf Grund Befiges 133, 517f. — V. des 
Beſitzes aller in der r häust. Gemeinichaft 
vorhandenen Sadıen für den Ehemann 
159°, — ®. für Richtigkeit de8 Grund: 
buchs 3641. — 2. für Beſtand e. Rechts 
nicht auf Grund e. Vormertung 405, — 
V. des Nichtbejtehens e. gelöjchten Rechts 
428! B. der geſamten Sachherr⸗ 
ichaft betr. des Eigentums 435. — ®. 
en gemeinſames Benutzungrecht von 

en anlagen 458. — ®. der Undauer 
des Eigenbefiges während der Erjigung- 
zeit 539. — ®. des Rechts für die S 
getragene Hnpothet 702, — 8. 
erfolgten Übergabe des Sppeibelsmbcieis 
für den ihn befigenden Gläubiger 762, 
Be. — BV. — des Biandgläus 
bigers 917, — ®. ber Rüdgabe des 
P andes für den diesbeſi — Eigen⸗ 
tümer 934, 

Vernichtung, Haftung des Ka Be: 
figers für V. 240, 596 — V. des Hypo— 
thetenbriefs berechtigt zu den en Kraft: 
logerflärung 345, — Haltung des Pro- 
zehbefigers für V. 596. 

Veröffentlihung |. Belanntmachung. 

Verpädter, dejjen as Plandredt 900°, 
— nad röm. Redt 710°, 

Verpachtung des Niekbrauhs 645"? 

Verpfünder im Gegenſatz zum perfönl. 
Schuldner 895°. — Ausdehnung der 
Haftung des 8. 897. — dejien Rechte 
und pri 9145. — Einwendungen 
des V. en ben dingl. Anipruch 917 

Verpfändung ng) Pfandrecht, Biandbeitellung. 
— 3. auf dem Halm jtehender Früchte 
200°, — V. jeitenö des fehlerhaften 
— 240. — V. für fremde Schuld 

| — 3. von Früdten 902, — Vor: 

—— für V. von Rechten 940. 
Verpfändungsvertra ger — defien Ber: 
bindung mıt dem Schuldvertrag 206. — 
V. zur Verpfändung von Inhaber- u. 
Orberpapieren erforderl. 948. 


Alphabetiſches Sadıregiiter. 


— zu e. Verfügung 1 — 
B. zu e. Recdtsänderung durch d 
obligator. Grundgeihäft Z7f. — * 
Geſ. entſtehende V. als Kaujalverhält: 
niſſe 78°. — Nichtigkeit der V. der 
Nichtbelaſtung u. Nichtveräußerung von 
Grundbeſitz 704 756. 

— Haftung des Prozeßbe⸗ 
ſizers für V. 5. — Rechte des Hypo— 
thekengläubigers bei V. der Zubehörſtücke 
790°%, — bei V. des verpfändeten Grund—⸗ 
ftüds 792. — 3. des Grunditüds be— 
rechtigt zur Sablung des Rentenfapital® 
aus dem Grunditüd 892, 

Verſchleuderung, Rechte des Hypothelen⸗ 
— bei V. der Zubehörſtücke 
7 

Verſicherung, Materie der V. der Landes— 
geſetzgebung vorbehalten 796. 

Berfiherungforderung, Eritredung der i 
pothef auf fie 794}. — Übergang 
mu auf die B. mit der En tbef 

02%, — 8. betr. Zubehör u. Früchte 


504. 
— —— des Nießbrauchers 653. 

3. hat Wohnungberechtigter nicht 
Berigerunpole, deren Verpfändung 
RE Anſpruch der Hypo— 

thefengläubiger auf fie 802}. — V. tritt 
an Stelle untergegangenen Fahrnis— 
pfande3 nur kraft befondrer Abrede 933. 
deutiche, 


— — — 
Reichsgeſ. 


Grunderwerb durch fie 441. — 
über die privaten ®. 441°. 
Versio in rem KR * 


—— 687 

Verſteigerer u. de * eenen dürfen 
nicht mitbieten 

Verſteigerung von Liegenſchaften im 
Zwangwege 2°. — in öffentl. V. er— 
worbene Sachen 22514, 257°”, 533, — 
B. unverhältnismähige Aufbewahrungs- 
fojten verurjachender Fundſachen 570, 
— V. gepfändeter jtehender Früchte 789. 
— 3. ded Bandes wegen Verderbs 
oder Wertminderung 915. — öffentl. V. 
V. des Piandes 923, — öffentl. V. 
verpfändeter Inhaberpapiere 948°, — 
öffentl. V. gepfändeter Sadıen 954. 

— —— „deſſen Kenntnis ſteht 
— enntnis der Beſchlagnahme gleich 

Berfteigerungbedinguu en 850. 

Berfteigerungerlös, ee Verteilung 52°. 
— Surrogation betr. desſ. 850, 
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A der Befigergreifung bedeutunglos 


Verteilung des Zwangverſtei Be 
von vereinigten jedoch urjprüngl. be: 
ſonders verpfändeten Grundftüden 784%, 
— 8. der fyorderung auf die einzelnen 
Grunditüde bei der Zwanghypothek 
809, — bei der Geſamthypothek 813, 
816°, — V. der Eigentumgejamtgrund 
Ent. in Sondereigentüumergrundichulden 

17 

Berteilungplan 850. — Widerſpruchklage 
gegen den ®. 852°, 

Vertiefungen im Boden, Gefährdung durch 


fie 479, 

Vertrag, hintender, dem BGB unbelannt 
84”, — proleptiiher B. 85. — j. aud 
dingl. B. u. obligator. V. 

Bertragireiheit 1'. — feine ©. betr. dingl. 
Rechte u. Ausgeſtaltung deren dingl. 
Nechhtäbeziehungen 106, 

| Bertragitrafe 78°. — — des Fahr- 
nispfandes für V. 896. 

Vertreter, geſetzl. ald Befigmittler 162°", 
— Bejigerwerb durch V. 179'", 181, 
209. — deſſen Vertretungmacht vom 
Grundbuchamte zu prüfen 273. — Stennt= 
nid des V. nicht die des Wertretenen 
maßgebend 380. — Eigentumermwerb 
an Fahınia durh V. 520. — Gut: 
gläubigkeit de V. u. des Vertretenen 
835. 


Vertretungmacht, handeln ohne fie bei 
obligator. u. dingl. Verträgen — 
Mangel der ®. bei Schließung des dingl. 
Vertrags 96. — V. des Vertreter dom 
Srundbuchbeamten zu prüfen 273. — |. 
auch Nichtberechtigter. 

— — der Flüſſe durch Abwäſſer 

| r 
Verunftaltung, Preuß. Gef. gegen die B. 
landichaftlid” hervorragender Gegenden 

489 °°, 

Verurteilung erſetzt rechtsgeſchäftl. Erklä— 
rung 67, SL j. auch Urteil. 

Berwahrer ala Bejigmittler 158. — Heraus⸗ 
> e. gemeinjcaftl. Sache an geridtl. 
eitellten ®. 447. — Herausgabe des 

Piandes an e. E 916. — Ablieferung 

verpfändeter Forderungen an geridtl. 

beitellten ®. 945. 

Verwahrungredht, ivreguläres 901. 

id rende betr. de8 Fundes 569. 
des Piandgläubigers 915. 

— gerichtl. beſtellter, als Ver— 

waltungbejißer 159. 

Verwaltung des Niekbrauchgegenitandes 

durch gerichtl. beftellten Verwalter 650. 
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Berwaltungbejik 156. — Bedeutung 156. 
— originärer ®. 157 — Ende des 
V. 1575. 

Verwaltungvermögen des Staates 18, 

Berwedielung von Brundftücden im Grund- 
buch 382, — 3. bei Ablieferung von 
Waren 532%, 

Verweigerung von Erklärungen durch ge: 
richtl. Urteil erießt 67, 81. — 8. der 
Geftattung der Abholung 190°. — 8. 
der Herausgabe bis zur rftattung der 
Verwendungen 604, 

Verweiſung des Gläubiger auf die Pfand- 
jache 120, 

Verwendungen, Begriff GOL — Burüd: 
behaltungred)t wegen V. 122. — Über: 
gen von Erjaß: Recht und Pflicht betr. 

erwendungen auf den Rechtsnachf. 603. 

Berwendunganiprud des Bejipnachfolgers 
205 *. — des auf Herausgabe Bellagten 
255, 60 ff. — des Nießbrauchers 64 
— des Wohnungberechtigten 672°. — 
des Piandgläubiger8 915, 917. — V. 
gegenüber dem Eigentumanfpruc) 598, 

Verwertungrecht 724. 

Verwirflihung gewollter Gewalt 175. — 
B. der tatjächl. Gewalt 124 fi 

Verzicht, Bedeutung 125'%. V. auf 
dingl. Rechte, dejjen Birfung 67. — 
bedingter Verzicht auf Eigentum 108°, 
— ®B. auf Befig allgemein u. zuquniten 
Anderer 223. — 2. auf Befit bewirkt 
Verlust des Anjpruchs auf Herausgabe 
wegen früheren Befiges 250, 254. — 
B. auf das Eigentum an \ Grundftüden 
ift einzutragen 348, 505. — ®. inwie— 
fern eintragungfähig 354. — B. e. Ab- 
kömmlings auf feinen Anteil am Ge— 
jamtgute iſt nicht einzutragen 362 
B. auf Vormertungen 124. — ®. auf 
Uberbaurente iſt einzutragen 354°, 483. 
— — des Finders auf Eigentumerwerb 

— V. auf das Wohnungrecht 671°", 
— — auf Reallaſten 680. — V. auf 
die Hypothek 729°%, 771. — Wirkung 
des ®. auf das Srumdpiandresht 746, 
— V. auf Eigentiimergrundichuld, deren 
Wirkung 755%, — Wirkung des B. auf 
die Hypothek an einem mehrerer ver— 
pfändeter Grundſtücke 808°. — V. des 
perjönl. Schuldners auf Einreden 857 
— Anſpruch des Eigentümers auf V. 
des Gläubiger auf die Hypothek 850. 
— auf die Grundſchuld 859 ?%. — Wir: 
fung des einfeitigen V. auf das Pfand— 
recht 933. — B. auf Unpfändbarkeit der 
der Zwangvollitredung nicht unterliegen- 
den Gegenjtände unjtatthaft U52'%, 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Verzug, Anwendung der Normen des V. 
auf den bösgläubigen Beliger 6, 597, 
— V. nad) dem Recht der Schuldver- 
hältnifje zu beurteilen 834. — Haftung 
des Mobiliarpfandes fir B. 806. 

Verzugzinfen, für fie haftet das verpfän- 
dete Grundftüd mit 838. — Sicherung— 
hypotbef haftet für VB. 863" 

Vestitura 141°. 

Vestitus 141°. 

Viadulte auf fremden Srundftüden unter: 
jteben dem Erbbaurehi 617. 

Vichfendhengeieße 488'* 

Vim fieri veto, röm. Befehl zur unge- 
Hörten Erhaltung ded gegenmwärt. Befik- 
ftandes 136. 

Vindicias dieere im alten Yegisaltionen- 
prozeß 135°. 

Bindifation 525, 577. 

Vindifation eifion 523°', 5824 

Vis, Begriff 228. — atrox 136°. — v. 
ex conventu 1366. 

Vitium possessionis 229°", 

Bogteircdht 145. 

Vollmacht, deren Echtheit u. Umfang vom 
Grundbuchbeamten zu prüfen 273, 336%, 

B. für Grundbuchangelegenbeiten 

321 — 8. für Auflaſſung . 

V. erliicht nicht durdy Tod 321. 


Vollmachtgeber, deſſen Kenntnis ſchließt 
guten Glauben aus 380, 

eng ie der eintragungbedürftigen 
Rechte durh das Grundbuch gewähr— 
leijtet 372, 

Bollitredbare Ausfertigung 840°, — v. 
Titel 840. — v. Titel ald Voraus— 
jegung der Pfändung 949. 

Bollitredungbeiehl nicht Orunblage für Ein- 
traqung e. Ywanghypothel 842. 

Bollitredunggeriht 845. 

Vollitredungklanfel 840°". 

Vollitredungbypotbet S41. 

Vollftredungvermerk im Grundbuch 

Vollitredungwirkung des Urteild SL. 

Vollzug des materiellen Sachenrechts durch 
die Yiwangsvollitredung gejihert 22 — 
V. der Rechtsänderung durch den dingl. 
Bertrag 81. durch B. der Auflaſſung 
und ne. erſtarlen proleptiiche 
Verfügungen Sb. — B. der Eintragung 
356. 


Vollzugalte, dingl. V. 86, 
Vorandentritung der ÜÜberbaurente 483. 
Wirkung der B. von Miet- u. Badıt- 
zinfen den Hypoth.=Gläubigern gegen- 
über 797, 


Vorausflage, Einrede der B. 856°, 897°, 
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SAHRIEL MEN E, Anfprud) auf B. ift 
vormerfungfäbig 

Vorbehalte, je er betr. der Sadıen= 
rechte 49. — der jpäteren Eintragung 

. eines begrenzten Rechtes und deren Wir: 
fungen 57}. — inöbefondere bei der 
Zwangdverfteigerung 58f. — Eigentum- 
übertragung an Fahrnis unter B. 108'°, 
— V. für die Landesgeſ. in Grundbuch— 
ſachen 263 — 270, ſ. auch landesrechtl. 
— Eintragunganträge unter V. ſind 
abzulehnen 328. — 3. einer Dienſtbar— 
feit bei der Veräußerung 624 — V. 
des Pfandrechts trotz Bejikaufgabe un: 
a 933°, ſ. aud Eigentumvor- 
behalt. 

— — dingl. Surrogation betr. 
e3j 

Vorbeſitzer, gutgläubiger hat Herausgabe- 
anfprud wegen früheren Belites 250. 

Borenthaltung des Hypoth-Briefs 761’. 

Vorflut, Recht auf B. 512"? 

Vorkaufrecht, dingl. 692F. — dingl. ©. 
ala Bejtandteil eined Grundſtücks 
— 1. erlifcht nicht durch Necht3vereini- 
gung 43. — der ein Borfaufrecht be- 
gründende jelbjtändige Vertrag unter- 
jteht nicht dem Formzwang 80, 694'%, 
— Wirkung des eingetragenen B. 122°, 
— dingl. V. iſt einzutragen 355, 694. — 
Aufgebot zweds Ausſchluſſes des dingl. 
B. 363. — V. an dem Unteile eines 
Miteigentümers 445°, 694%, — ge- 
jeglicher ®. des Erben 693°. — dingl. 
B. nur an Grundſtücken möglid 694. — 
Weſen und Vorausjegungen des dingl. 
B. 6945 — Form ded V.-Vertrags 
694%, 698%, — Ausihluß der Feſt— 
legung eines Vorfaufpreije® 695. — 
Vor Einführung des BGB beitelltes 
B. 695. — Wirkung des 8. 696. — 
Ausübung des V. 697. — Anſprüche 
auf Grund des V. 698f. — B. erſtreckt 
ſich auf Grumdftiikzubehör 698". — 
NRechtöbeziehungen zwiichen dem bisher. 
Eigentümer, dem Käufer und dem Vor— 
faufberechtigten 60H fi. — Friſt für Aus- 
übung des V. 699. — 3. nimmt an 
= Haftung für Grund u. Boden teil 


Borlaufwartredit 697. 

Vorläufig vollitredbares Urteil gibt Recht 
zu Eintragung eines Widerſpruchs oder 
einer Bormerfung 81, 318. — v. Ein- 
tragungen 311°, 398, 

Borleguug des Briejs erforderlich bei Gel: 
tendmadung der Hnpothef 310. — B. 
des Hypoth.= Brief bei Eintragung von 


Wideriprühen, Löfchungen uſw. 344%, 
412°, — Aniprud auf B. des Hypoth.- 
Briefd gebt gegen jeden Beliter deäf. 


387. — Nnfpruch auf V. 581, 759", 
859, 
Borlegungfrift für aufgebotene Inhaber— 


papiere S7L. 


Vorlegungspflicht 134°. — ®. betr. des 


Schakfundes 576", 


Vormerkung von Rechten 2°, 398. — 


Begriff 402. — 2. erliſcht durch Ber- 
einigung des zu fichernden Anſpruchs 
43. — Wirkung der V. auf den Rang 
jpäter eingetragener Rechte 55. — B. 
nur mögl. betr eintraqungfähiger Nechte 
786. V. auf Grund vorläufig voll— 
tredbaren Urteil8 81'°, 318. — V. 
noch nicht fälliger dingl. Anjprüche 82. 
— 8. bedingter Eigentumanjprüche 
107, — 3. als vorläufige Eintragung 
311%, — B bei Hollifion mehrerer An: 
tiäge bez. desjelben Rechts 333”, — 
B. begründet feine Vermutung fiir Be- 
ſtand de3 fraglihen Anſpruchs 365. — 
B. nimmt nicht am öffentlichen Glauben 
ded Grundbuchs teil 381, 405. — 
Unterfchied zwilchen V. und Wideriprud) 
400F. — dingl. Wartreht auf Grund 
der V. 402. — Wirkung der B. 403f., 
415ff. — der ®. fähige Anſprüche 4087. 
Vorausfegungen für die VB. 408. — 

vor Inkraftreten des BGB begründete 
B. 408°”. — Arten der DB. 412 — 
Prüfungspflicht des Grundbuchbeamten 
betr. B®. 413. — V. von amtswegen 
415, — Löſchung der 8. 4235. — V. 
zur Sicherung des Wiederfaufrech!S 695. 
— V. de3 vertragsmäßigen Anipruch® 
auf Löſchung d. Eigentüümerhypothef 750, 


Vormietungsrecht als Reallait 679'*. 
Vormund ald Verwaltungbeſitzer 
Vormundſchaftgerichtl. Genehmigung zum 


Abſchluſſe obligator. Verträge enthält 
Genehmigung zur Auflaſſung 8. — 
Vorliegen der v. G. vom Grundbuch 
beamten zu prüfen 273. — v. ©. zur 
Bewilligung der Löſchung e. Reallajt 
680, — dv. ©. zur Verfügung über eine 
Hypothek 773°. 


Vorrang Älterer Rechte vor jüngeren 50, 
Vorrecht des in gutem Glauben erworbenen 


Pfandrechts au der Fahrnis vor allen 
andern begrenzten Rechten 51°. 


' Vorrangeinräumung Daft. — deren Form 


und Borausiegung 56. — Wirkung der. 
Af. — V. iſt in beiden hypoth. Briefen 
zu befunden 56°. — B. beim Yahrnis- 
pfandredht ausgejchlofien 899. 
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Vorrangvorbehalt 55, 57 ff. 

Vorſatz beim Überbau 482, — B. vom 
Finder zu vertreten 569. 

Borfpanndienitlaft 683°. 

Borteile, Entziehung von 8.478. — V. 
fürdas — Grundſtück als Vor— 
ausſetzung ſür Begründung e. Servitut 


Vorübergehend; zu v. Zweck vollzogene 
Verbindung von Sachen 28". — v. die 
Gewaltausübung hindernde Ereigniſſe 
heben den Beſitz nicht auf 198*0, 220. — 
— v. Eingriff keine Beſitzſtörung 


W. 


Wahlrecht des Gläubigers betr. der Zwang— 
vollſtreckungmittel 

Wald als Gegenſtand des Nießbrauchs 652. 

Waldgenoſſenſchaften, Fortbeſtand der ſie 
betr. landesrechtl. Normen 49?, 489, — 
Beiträge zu den W. als Reallaften 684°. 

Waldungen, Nachbarrechte betr. der Bäume 
von W. nad) bisher. Recht zn beurteilen 
434, 46414. — landesgeſ. Beftimmungen 
zum Scuße der W. 489. 

—— (Wandel-) Grundſtücke 262%, 


Warenlager, Nießbrauch an e. W. 656. 
Warenpapiere, deren Übergabe 524. 
Wärme niht Sache 14°. — Einwirkung 
auf Nahbargrundftücde durch W. 469. 
Wartredit dingl. 88, 496, 744. — d. W. 
auf Grund der Vormerkung 402, 415Ff. 
500, — Anſprüche aus dem W. 421, — 
W. des Nacherben 117. — W. des Eigen- 
bejiper8 508. — W. des Vorfaufbe- 
rechtigten 696. — dingl. W. auf Grund 
vorgemerften Rüdübertragunganspruchs 
756. — dingl. ®. des Grundftücdeigen- 
tümers auf Erwerb einer Eigentümer: 
grundjchuld 771. — Des perſönl. Schuld- 
ner auf Erwerb der Hypothel 828” 
— des Plandgläubigers auf die Früchte 
902, — ſ. auch Anwartichaft. 
Wäſche, deren Unpfändbarfeit 952%, 
Waſſer als Gegenitand des Privateigen- 
tums 16%, — Entziehungen des W. 
462, — Aneignung von W. 362 
Waſſergenoſſenſchaften 512'?. 
Waſſergerechtigleiten 634 638. 
Waſſerlauf, Eigentum an demſ. L 
Waſſerleitungen, Gebrauchrechte an ihnen 
nach Landesrecht zu beurteilen 149°? 
— W.-Anlagen unterjtehen ev. dem 
Erbbaureht 617. 
Waffernugung betr. öffentl. Flüſſe &14. 
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Waſſerrecht der landesrechtl. Regelung 
überlajjen 49', 462°. 

Wechſel, gegen die guten Gitten ver- 
ftoßende Außjtellung ee ®W. 119, — 
Hypothef für Forderungen aus W. 86, 
— Biandbeitellung an e. W. 948. 

Wege, Gebrauchrehte an öffentl. W. nad) 
Landesrecht zu beurteilen 149°. — 
öffentl. W. inwiefern eintragungspflid: 
tig 267, 

Pegegerechtigfeiten 634, 637. 

Wegfall vorgehender Rechte, deſſen Wir: 
fung 51. — Wirkung ded Wegfall des 
vorgetretenen Rechts auf den Zurüd- 
tretenden 57. — Wirkung des W. des 
dur Wideripruch gejicherten Rechts im 
Bwangverfteigerungverfahren 396°, 

Wegnahme durh den Gerichtövollzieher 
zweds MWblieferung an den Gläubiger 
vertritt die Übergabe 68, 81, 54. — 
W. des Grundichuldbriefes bei Pländung 
der Grundſchuld 737°. — W. des Hypo— 
thefenbriefs durch den Gerichtsvollzieher 
bei Pfändung der Briefhypothek 765. — 
W. von Geld, Wertpapieren pp. zweds 
deren Pfändung 953. 

Wegnahmeanipruh 166. — W. betr. 
verbundener Saden 542. — W. bes 
Beliterd 602. — W. des Nießbrauchers 
655. 


Wenihaffung getrennter Erzeugniffe deren 
Wirkung den Hypothekengläubigem 
gegenüber 789. 

Weidegerechtigkeiten 634, 638, 

Wein, Gef. betr. den Verkehr mit W. 483%, 

Weinfauf (Laudemium, Lehngeld) 691. 

Weitere Beihwerde ſ. Beichwerde. 

Weiterverfünung über die Ware als An- 
nahme des dingl. Vertrags 99%, 

Weiterverpfändung e. verpfändeten For: 
derung unftatthaft 946. 

Wert einer Hypothek durd; deren Rang 
beitimmt 

Werterſatz, Anipruh auf W. bei Nich- 
brauch an verbraudhbaren Saden 657. 
— W. tritt an Stelle des nicht reali- 
jierbaren SHerausgabeanjpruchs wegen 
Unwirkſamkeit des obligator. Grundge- 
ihäfts 86, — W. beir. der mit e. an- 
dern untrennbar verbundenen Sache 
543, — ®. betr. der vom Nießbraucher 
im Übermaß gezogenen Früchte GL. 

Wertminderung betr. des Piandes 915. 

Wertpapiere, —** an ihnen 948. — 
deren Pfändung 953. 


' Wertpapierhypothel 866ff. — — 


tion des Gläubigers 869. — Verfügung 
über W. 873, 
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Wertparzellentheorie 736. 

Widerrechtlichleit der Befipftörung und 
Entziehuug 227, 

Widerſpruch 389 jf. — Bedeutung 389°. 
Wirkung der — —— eines W. 54, 
395. — Eintragung e. ®. auf Grund 
vorläufig volljirebaren Urteils S1L'% — 
Eintragung e. W. wegen Nichtigkeit 
des dingl. Vertrags 120. — Beſchwerde 
wegen Berweigerung der Eintragung e. 
W. 282f. — einftweilige Eintragung 
e. W. zufolge Anordnung des Beſchwerde⸗ 
gericyt3 284. 391. — W. als vorläus 
fige Eintragung 1 Eintragung 
e. ®. bei Kollijion mehrerer Eintrag.» 
Anträge bez. desjelben Rechts ei 
W. gegen Geltendmachung der Hypo— 
thet ohne Vorlegung de Hypothefen- 
brief 340. — Bwed des W. 380. 389. 
— Beitpunft der Wirkung e. Wider: 
—— 380. — Zuläſſigkeit des W. 


— B.-Eintragung auf Antrag | | 


und von amtswegen 390f. Be- 
ichwerde gegen W. 391. — Boraus- 
feßungen des ®. 392. — Löſchung des 
erledigen W. 397. Unterichied 
wilhen W. und Bormerkung 401 — 
Bideriprud) gegen Üiberbau 482. — 
W. zwiſchen Grundbuch und Hypothelen⸗ 
brief 759. — W. gegen die Buchhypo— 
thet nn Nichtempfangs des Darlehns | 
— W. des Hypothekengläubigers 
— Auszahlung der Verſicherungs— 
B umme 804. — W. des Pſandſchuldners 
egen fonftige Jwangvolljiredung 920. 
Wideripruchllage des Hupothefengläubigers 
wegen Pfändung der auf dem Grumd 
Fl jtehenden Früchte 789 °*. — wegen 
Pfändung des Yubehürs 791. — W. 
gegen den Verteilungplan 22. — 
W. gegen die Pjändung 250. 951’. 
Wiederaufbaupflicht betr. zerftörter, ver- 
jicherter u. hypothekariſch belajteter Ge— 
bäude 802 
Wiederbemädtigung e. durch verbotene 
Eigenmacht entzogenen Srundjtüds 235, 
Wiedereinräumung des . 236 ff. — 
Ativlegitimation bei der Klage auf ®. 
u. deren Begründung 2385. — Paſſiv— 
fegitimation bei der Klage auf W. 240f. 
Wiedererlangung des Beſitzes — 
diesbez. Interdikte 136*8.“. — W. 
verlorenen Beſitzes, deſſen Einfluß * 
die Erſitzung 221 
Wiederheritellung, Verfahren bei W. zer 
jtörter oder abhanden gelommener Grund— 
bücher landesrechtl. Verordnung vor— 





| Wirtfhaftplan, Aufftellung e. 
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ftandes als Zweck des Eigentumanſpruchs 
591. — W. im Intereſſe Servitutbe— 
rechtigter beſtehender Anlagen 641. — 
Pflicht des Nießbrauchers zur W. des 
früheren Zuflandes 651. 

regte eines Eintragungantrages 

Wiederlaufredt, deſſen Sicherung durch 
Vormerkung 

Wiederlehrende aus dem Grundſtück zu 
entrichtende Leiſtungen als Gegenſtand 
der Reallaſt 675, 679. — Fälligkeit w. 
Leiftungen 750%, — m. Seiftungen 
nehmen an der Haftung für Grund 
und Boden teil 7 Haftung w. 
Leiftungen auf Grund eined® mit dem 
Eigentum am Grundftüd verbundenen 
Rechts für die —— 798, 

Wild, Eigentum an ®. 

Mildihaden 134%, 

‚ Wille zum Erwerb ald Erfordernis zum 
Erwerb des Rechts 68, 76. 

Willenserflärung, Verweigerung derjelben 
rechtskräftiges Urteil erjept 67, 

— nadte Abgabe von W. feine 

Ben handlung 197. 

— wilfensmängel, deren Wirkung auf den 
dingl. Vertrag 119, 532. 

Willenstheorie 129%. — fubjeltive W. 
138", 


' Wirtfid, Bedeutung 381°, 
Wirkſamleit, Feftitelung der W. des bingl. 
Vertragsdurc d. Grundbuchbeamten 272. 
* haft, — nach ihr. Art 
Ausdehnung der Nutzungen beim 
Niehbraud) zu bemejjen 652. 
Wirtſchaftlich zujammengehörige Sachen, 
Vermutung der einheitl. Verfügung über 
jie 32, 500. — Erhaltung der Sadıe 
jeitens des Nießbrauchers in ihren w. 
Beitand GN2. 
W. bei 


— an e. Wald oder Bergwert 
65: 


Wohnungrecht, perjönl. 670. — Unter: 


| 


behalten 309. — W. des früheren Zus | 


Endemann, Lehrbuch. U. Band. 5. u. 9. Aufl. 


ihied vom Mitbenugungs oder Inſitz— 
recht 670 '°, vom Mietverhältnis 670. — 
W. eifitectt ſich auf Zubehör e. Gebäudes 
BL — W. ald Art des Leibgedinges 
4 

Wucheriſche Ausbeutung durch dingl. Ver— 
trag 119, 330°, — Vormerkung e. w. 
Forderung abzulehnen 413%”. — Ber: 
bot w. Necdhtögeichäfte 344. 

ER TEHEMBRTG, Grundbuchverhältniſſe dai. 


Burn, Abjchneiden von in das Nachbar: 
grundftüd eingedrungenen 464. 


65 


Te rn 
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8. 
ee Bedeutung 822°, 
ablung e. verzindl. einem Niehbraud) 
unterliegenden Schuld 660. — B. an 
den Gläubiger in Unkenntnis der Hypo— 
thefenabtretung 778. — 8. aus dem 
Grundftüd 822 f., 838, 884. 
— lee bei Zwangverſteigerung 


— bei Aufgebot des Hypo— 
thefenbrief3 769. 

Sehlungtatt, Forderungabtretung an 8. 

Pace gepfändeter Rechte 
an 3. 941, 

Zahfungverbot ee Pfändung von Forde- 

rungen 95 
ehnten (Zinfen) 672, 676°», 691 |. 
ehntpflidht 692. 

cuts ald Verarbeitung 549. 

eit der ——— beſtimmend für den 

Rang von a rechten 51, — Beſitz 
auf 3. 157, 16L. 

Zeitbeftimimung, Auflaffung unter 3. ift 
unwirffam 106. 

Zeitfolge der Anträge bei Eintragung im 
Grundbuche einzuhalten 52, 

Be beichräntte Nechte, Nießbrauch an 
ihnen 658, 

Serlegung der Hypothek in Einzelhypo- 
thefen bei Eintragung e. Buanglaporet 
auf mehrere Grundſtücke 
ins 145. 
insanfprudy des Nießbrauchers e. For: 
derung 659. — Verjährung des 3. 722. 
Eintragung des 3. 721f. — Erweite— 
rung desſ. 722°, — Baltung bes Mo- 
biliarpfandes für 8.8 

Zinsbeitellung bedarf nich der Zuſtim— 
mung nachfolgender Pfandgläubiger 755. 

Zinfen (u. Behnten) 672. — deren Eins 
tragung im Grundbud 721f — 3. von 
der —A mit umfaßt 881. 

Zinserhöhung bedarf nicht der Zuftimmung | 
nachfolgend. Piandgläubiger 755. 

Zinsrüditände von Hypothenſorderungen, 
deren — 180, — Verjährung: 
einrede * fie 857, 
insjagung 
insiheine, ect des Niekbrauchers auf 

660. — Pfandrecht an 24 948. 

Zu ehör > ff., — Begriff 30. — Wir: 

tungen der Eigenſchaft al⸗ 3. 

3. kann Gegenſtand beſondrer rechtl. 

Herrſchaft ſein 31. — Unterſchied zwiſchen 

3. und Beſtandteile 31°”. — 3. unter: 

ſteht dem Pfandrecht der Hauptiache 32. 

3. unterliegt der Beſchlagnahme u. 


30f. — | 
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der Hauptfache 32, 

Rechten 33, — Auf- 
laffung a r MN auf 3. 500. — 3. 
von der Erjigung mitergriffen 34L — 
8. unterſteht dem Nießbrauch 646, und 
dem Wohnungrecht 671. — 3. von 
rg Yigg — nicht der Pfün— 


nee 


dung dir — jelbitändige 
Berpfän — FR 902'. — Unpfänd: 
-. „08 er Hypothek unterworfenen 


— —— des * läubigen Be— 
ſihers für 3. 6. — 3. ohne Bedeutung 
für Verbindung, —2 545, — 
für Scapfund 576. — durd Zufall 
auf fremdes Grundjtüd gelangte Sadıe 
ift nicht verloren 567°, 

Zuführung von Gaſen, Dämpfen ufw. 469. 

| 8. einer Sache als Überleitung des 

ı  Befißverhältnifjeg 179. 

Zugtehen des Bertragantrags bindet den 

Antragenden 98. 
Zurechnung der Erfigunggzeit des Rechts— 

vorgängers 539, 
Zurüdbehaltungberedhtigter als Verwal— 
tungbeſitzer u. Befigmittler 158. 

Zurücbehaltungrecht . — 3. des 

Finders 571. — 8. ſteht nicht dem 

Beliphalter zu 173. — 8. hinſichtl. des 

Hypothekenbriefs bis zur Auszahlung 

des Darlehns 761. 

| Fraeua des Pfandes 124:4, 933. 
urücknahme des Einfragungantrages 





Surädeten 
Rechte 
rer: des Eintragu ungantraged 

— 8. mangelhafter Anträge 332. 
gerarfügnnpetun von Waren 524”. 
— — von Grundſtücken der 
landesrechtl. Regelung vorbehalten 49 *. 

Zufammentreffen mehrerer Grunddienſt— 

| barfeiten ujw. 639, 

Zuſchlag bei der Fa ge I 
Eigentumerwerbgrund 126, 362, 
— Wirkung des 3. auf dingl. Rechte 
725, 951'%. — Wirtung des 3. auj 
die in die Berjteigerungbedingungen nicht 
aufgenommenen Hypoihelen m zen 
— Beſchwerde gegen ben 3. Söl. 

Zufhreibung mehrerer 8 oder 
Grundſtückteile zu einem Gr. 29, 34, 
— Wirkung der 3. e. Srundflüds als 
Beitandteil eines andern auf die auf 
en Stammgrundftüd ruhende Hupotbet 


hinter jpäter eingelragne 





Zuſendung unbejtellter Waren als reales 
Angebot 
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— örtl. der Grundbuchämter 
— 8. für die Klage auf Berich— 
F des Grundbuchs 387°, — 
Fzum Erlaß einſtweil. Verfügungen 303. 
— 38. für dad Aufgebotsverfahren 


507. 
Zuftimmung des Berechtigten 316. — 8. 
* Eigentümers zu Vorrangeinräumung 
— Z. aller Beteiligter zur Auf- 
* e. Rechts erforderl. 67. —- 3. 
zu Aufhebung von Seen, Grund: 
u. Rentenichulden Borliegen der 


! 


| 


8. vom Grundbuchbeamten zu prüfen 


— 8. zu Ünderungen von Inhalt 
u. Rang von HYypotheten 755. — 3. 
Drittberechtigter zur — Erteilung | 

e. Hypothekenbriefs 766. 
Zuwachs, Erwerb durch Z. 362, 384'°, 
Sr — 3. dur Antrieb von Land 
— 8. ijt mit herauszugeben 601. 
guweibungeiät 00... 65°, 
wangbypothel 713 Zw. fteht 
nicht unter de —— des öffentl. Glau— 
bens des Grundbuchs 377°. — deren 
Eintragung 809", — Mindeftbetrag 
derj. 842, — Zw. ald Sicherunghypo— 


thef 866, 
rn nicht vorgeichrieben 


— leich, Einrede des Zw. 8580. 
— 845 ff. — Zw. erjtredt 
fi) auf Zubehör 32, 788. — Behand: 


lung von Rangvorbehalten bei der Zw. 
57. — Eintragung des Schuldners i im 
Grundbuh als Eigentiimer Voraus— 
jeßung für Anorduung der Zw. 326, — 
Behandlung von dur Widerfpruch ge- 
fiherter Nechte bei der Zw. 396. — 
Wirkung der Vormerkung des Anſpruchs 


| 
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auf Auflafjung auf die Zw. 417°. — 
Behandlung des Nießbrauchs bei der 
Zw. 647°", des Leibgedinges 690. — 
3m. vd. Srundftüden 724f. — Wirkung 
der Zw. auf dad Vorfaufreht 695. — 
Einjtellung der gm. bei Ausübung des 
eg —— — Mntrag auf 


3 
Zwangberwalter, defien Nechte u. Plich- 
n 854. 


Bwangvermaitung 853 ff. — ine erſtreckt 
fi) auf die Früchte 789, — ®ir- 
fung der Veſchiagnahme — w. auf 
Miet: und Badıtforderungen 795. 

Zwangvollitredung gegen den Fiskus 20. 

im Wege der Zw. erfolgte Ver: 
fügungen stehen den techtögeicäftt gleich 
68. — durch Zw. ausgeübter Rechts— 
zwang iſt nicht verbotene Eigenmacht 
228. — Zw. auf Grund der Hypothet 
trog Verjährung des Aniprucdhs 753, — 
Zw. in Anteile e. Miteigentümers 785. 
— Bw. wegen Gefährdung der Hypo— 
thelengläubiger 792, — Erfordernijie für 
Beginn der Zw. 839. — Mittel der Zw. 
840, — Bw. zwecks Befriedigung der 
ge 890. — Bw. in Schiffe 

— Bm. in e. Schiffpart 938, 
edpeiaäft 2. 
weige, Recht er Befeitigung über: 
hängender Zw. 464. 

Zwifhenverfügungen, aufchiebende 
Grundbuchſachen 333 * 

Zwiſchenzinſen, deren —7— bei Swange- 
volljtredung wegen Gefährdung der 

Dypothefengläubiger 792. — Abzug von 
w. bei Befriedigung des Pfandgläu- 
bigers betr. feiner unverzinsl. Forderung 

vor Fälligkeit 916. 


in 


Carl Heymanns Berlag, Berlin W8 
Rechts/ und Staatswifjenjchaftlicher Verlag 
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Beiträge zur Geſchichte der Lotterie und zum — 
Endemann, Dr. F. Lotterierechte. M. 3.—, poftfrei DL. 3.10. 


$ Dr. F. Die Nehtöwirkungen der Ablehnung einer Operation 
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von der zivilrechtlichen Haftung aus Körperverlegungen und zur Auslegung der 
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Kindel, RM Das Rechtsgeſchäft und fein Rechtsgrund. ine Sritit der in 
_— — den Entwurf eine® B.G.B. aufgenommenen Lehre vom abjtraften 
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! Die Schadenserjaspfliht aus unerlaubten Haud- 
inctehmann, Dr. N, lungen nad dem Bürgerlichen Geſetzbuche. M. 3.—, 





poftfrei M. 3.10. 





> Dr. O. ©. Die Haftung des Tierhalters nad 5833 des 
— D 0, Bürgerl. Gejeßbuches. M. 2.—, pofifrei M. 2.20. 


— 





— — — — — — 


Sturm, Dr. A., Die Lehre von der Geſchäftsführung ohne Auftrag nad 
— — —dem Buͤrgerlichen Geſetzbuche. M. 1.—, poftfrei M. 1.10. 





— Dr. A., Die Lehre von den Teftamentövoliitredern und der Gut- 
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